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I. 

Der  Check-  und  Clearingverkehr 

des 

k.  k.  österreichischen  Postsparkassenamtes. 

Mit  Benutzung  amtlicher  Publikationen 

von 

Eduard  Tobisch. 

Mit  dem  Gesetze  vom  28.  Mai  1882  wurden  in  Oesterreich,  d.  h. 
in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie,  nachdem  die  ersten  Anregungen 
hierzu  bereits  im  Jahre  1871  gegeben  waren,  die  Postsparkassen 
eingeführt;  es  wurde  unter  staatlicher  Verwaltung  und  Gewährleistung 
eine  Staatssparkasse  mit  dem  Titel:  „K.  k.  Postsparkassenamt“ 
in  Wien  errichtet. 

Diese  Staatssparkasse  sollte  den  kleinen  Einlegern,  die  eine  Reise 
nach  dem  Sitze  einer  Sparkasse  (teils  wegen  ihrer  Beschäftigung, 
teils  wegen  der  Kleinheit  des  Sparbetrages  im  Verhältnisse  zu  den 
aufzuwendenden  Kosten)  nicht  zu  machen  in  der  Lage  sind,  dann 
jenen  Personen,  deren  Beschäftigung  sie  zu  einem  häufigen  Wechsel 
ihres  Domizils  veranlaßt,  die  Möglichkeit  bieten,  ihre  Einlagen  bei 
jedem  Postamte  zu  bewerkstelligen  und  auch  zurückzuerhalten;  die 
Staatssparkasse  sollte  also  dem  Alangel  an  hinreichender  Gelegenheit, 
auch  den  geringsten  Sparpfennig  nutzbringend  anzulegen,  abhelfen. 

Es  bestanden  damals  (1880)  in  ganz  Oesterreich  nur  324  Spar- 
kassen. Von  den  22493  Gemeinden,  die  Oesterreich  zählte,  waren 
also  22169  ohne  jede  Spargelegenheit.  Wenn  nun  zu  den 
bestehenden  324  Sparkassen  noch  3993  Postämter,  die  damals  be- 
standen, als  Sparkassesammelstellen  hinzukamen,  so  war  dadurch 
mit  einem  Male  eine  Gesamtzahl  von  4317  Spareinlagestellen  ge- 
schaffen, und  es  war  infolge  der  leichteren  Zugänglichkeit  und  der 
Verringerung  der  Kosten  für  den  kleinen  Einleger  eine  Vermehrung 
der  Spareinlagen  und  ein  Anwachsen  der  Zahl  der  Einleger  als  gewiß 
anzunehmen.  Bei  der  Bedeutung,  welche  ein  Sparpfennig  in  der 
Hand  des  kleinen  Mannes  hat,  und  bei  dem  Umstande,  als  die  Spar- 
samkeit im  Dienste  der  Ethik  die  Volkserziehung  fördert,  war  die 
Einführung  der  Postsparkassen  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  ein 
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bedeutender  Fortschritt  für  den  ganzen  Staat,  war  diese  eine  n a - 
tio n alökouo mische  Institution  im  besten  Sinne  des 
Wortes. 

Der  Erfolg  entsprach  den  Voraussetzungen  im  vollsten  Maße;  ja 
er  übertraf  selbst  die  kühnsten  Erwartungen. 

Die  Staatssparkasse  eröffnete  ihre  Thatigkeit  am  12.  Januar  1883, 
und  es  wurde  von  diesem  Tage  bis  Ende  1883  die  bedeutende  Zahl 
von  1820756  Einlagen  im  Gesamtbeträge  von  8176889  fl.  2 kr.  be- 
werkstelligt. 

Bei  sämtlichen  im  Jahre  1882  bestandenen  345  Privatsparkassen 
zusammengeuommen  waren  in  diesem  Jahre  nur  1338516  Einlagen 
gemacht  worden;  die  Einlagen  der  Staatssparkasse  überstiegen  daher 
die  Einlagen  sämtlicher  Privatsparkassen  zusammengenommen,  der 
Zahl  nach,  fast  um  die  Hälfte,  d.  h.  durch  die  Errichtung  der 
Staatssparkasse  wurden  die  Spareinlagen  in  Oester- 
reich, der  Zahl  nach,  überhaupt  mehr  als  verdoppelt. 

Dieser,  der  Zahl  der  Einlagen  nach,  wahrhaft  großartige  Erfolg 
gewinnt  aber  noch  mehr  an  Bedeutung  in  ethischer  Beziehung,  wenn 
man  bedenkt,  daß  diese  1820756  Einlagen  in  die  Staatssparkasse  von 
352886  Einlegern  bewerkstelligt  wurden,  unter  denen  sich  231 760 
Kinder,  Schüler  und  Studenten,  6700  Handelsgehilfen,  5782  Fabrik- 
arbeiter, 3376  landwirtschaftliche  Arbeiter,  27  312  Dienstboten  und 
6232  Tagelöhner  und  Handarbeiterinnen  befanden. 

Während  aber  die  Einlagen  bei  den  Privatsparkasseu  in  Oester- 
reich 1882  einen  Durchschnittsbetrag  von  174  fl.  aufweisen,  war  der 
Durchschnittsbetrag  einer  Einlage  bei  der  Postsparkasse  in  Oester- 
reich Ende  1883  nur  4 fl.  49  kr.,  d.  h.  es  wurde  in  die  Postsparkasse 
eine  außerordentlich  große  Zahl  von  Einlagen,  aber  in  minimalen 
Beträgen,  von  50  kr.  angefangen,  bewerkstelligt. 

Diese  auffallend  niedrige  Durchschnittsziffer  der  Einlagen  in  die 
Postsparkasse  ist  wohl  gegenüber  jenen  in  die  Privatsparkassen 
daraus  erklärlich,  daß  die  letzteren  vielfach  als  Depositenkassen  für 
größere  Kapitalien  benutzt  werden.  Die  gleiche  Thatsache  war  aber 
auch  gegenüber  den  Resultaten  der  damals  schon  bestandenen  Post- 
sparkassen in  anderen  Ländern  zu  beobachten;  denn  beider 
Postsparkasse  in  England  betrug  (1882)  die  Durchschnittseinlage  2 £ 
und  bei  der  Postsparkasse  in  Frankreich  (1882)  sogar  136  Frk. 

Diese  niedrige  Durchschnittsziffer  der  Einlagen  in  die  österreichische 
Postsparkasse  — welche  wohl  auch  gegenüber  den  Durchschnitts- 
beträgen der  Einlagen  bei  den  Postsparkassen  in  England  und  Frank- 
reich ihre  genügende  Erklärung  in  den  wesentlich  ungünstigeren  Ver- 
hältnissen Oesterreichs  gegenüber  jenen  Englands  und  Frankreichs  in 
Bezug  auf  Wohlstand  und  volkswirtschaftliche  Entwickelung  findet  — 
hatte  aber  für  die  österreichische  Postsparkasse  insofern  eine  weiter- 
gehende Bedeutung,  als  die  Verbuchung,  Verrechnung,  Kontrolle, 
Verwahrung  etc.  der  so  hohen  Zahl  der  Einlagen  eine  große  Summe 
von  Arbeitsleistung  erforderte,  also  auch  ziemliche  Kosten  ver- 
ursachte, mit  denen  der  geringe  Ertrag,  welcher  dem  Postsparkassen- 
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amte  aus  der  Differenz  der  Zinsen  bei  der  Veranlagung  der  eingelegten 
Gelder  in  Staatspapieren,  wie  es  das  Gesetz  vorschrieb,  also 
zu  einem  etwas  höheren  Zinsfüße,  als  jenem,  welcher  gesetzlich  den 
Einlegern  gewährt  wurde  (3  ®/0),  erwuchs,  in  keinem  richtigen  Ver- 
hältnisse stand.  Diese  Kosten  wurden  noch  durch  den  Umstand  er- 
höht, daß  den  1820756  Einlagen  des  Jahres  1883  auch  180250  im 
selben  Jahre  geleistete  Rückzahlungen  im  Gesamtbeträge  von  2946050  11. 
97  kr.  gegenüberstanden,  welche  einerseits  die  Arbeitsleistung  er- 
heblich vermehrten,  andererseits  aber  das  Erträgnis  insofern  ver- 
ringerten, als  durch  dieselben  mehr  als  ein  Drittel  des  eingelegten 
Gesamtbetrages  noch  vor  Schluß  des  Jahres  der  Staatssparkasse 
wieder  entnommen  wurde. 

Wenn  nun  aber  die  Zahl  der  Einlagen  auf  der  gleichen  Höhe 
bliebe  oder  sich,  was  doch,  vom  ethischen  Standpunkte  aus,  wün- 
schenswert war,  noch  steigern  — die  Kosten  daher  vermehren  — 
der  Durchschnittsbetrag  der  einzelnen  Einlage  aber  auch  weiterhin 
eine  so  niedere  Ziffer  aufweisen  würde,  — so  wäre  der  Zeitpunkt,  in 
welchem  die  Postsparkasse  in  finanzieller  Beziehung  von  den  Zuschüssen 
der  Staatsverwaltung  unabhängig  würde,  voraussichtlich  in 
weitere  Ferne  gerückt.  Das  Bestreben  des  Postsparkassen- 
amtes mußte  daher  — da  an  eine  Reduzierung  der  Kosten  durch 
die  Verminderung  der  Einlagenzahl  doch  nicht  gedacht  werden 
koonte  — darauf  gerichtet  sein,  ein  besseres  Erträgnis  durch  die 
Erhöhung  des  Durchschn  ittsbetrages  der  Einlagen  zu 
erzielen,  d.  h.  es  mußte  dahin  gestrebt  werden,  auch  andere 
Kreise  der  Bevölkerung  als  jene,  welche  bisher  im  großen  und 
ganzen  die  Postsparkasse  benutzten,  für  die  letztere  zu  interessieren 
und  als  Einleger  zu  gewinnen  und  heranzuzieb en. 

Naturgemäß  wurde  hierbei  zunächst  an  die  zahlreichen  kleinen 
Gewerbetreibenden  und  Kaufleute  in  den  Provinzen  gedacht,  welche 
die  Rohmaterialien,  die  sie  verarbeiten,  oder  die  Waren,  die  sie  ver- 
kaufen, von  den  Grossisten  in  der  Hauptstadt  beziehen  und  dafür 
Zahlungen  zu  feisten  haben.  Wenn  es  gelänge,  diese  zahlreiche  Ka- 
tegorie von  Geschäftsleuten  zu  veranlassen , die  Zahlungen  an  ihre 
Kommittenten  dadurch  zu  leisten,  daß  sie  die  Beträge  bei  den  Sammel- 
stellen  ihrer  Wohnorte  auf  ihr  Konto  einlegen,  und,  wenn  sie  ein 
gewisses  Guthaben  besitzen,  das  Postsparkassen  amt  an  weisen,  aus 
diesem  Guthaben  die  Zahlungen  an  ihre  Gläubiger  zu  effektuieren, 
so  würde  damit  nicht  nur  der  angestrebte  Zweck,  den  Durch- 
schnittsbetrag der  Einlagen  zu  erhöhen,  zuversichtlich 
erreicht,  sondern  es  müßte  auch  das  Guthaben  auf  dem  Konto  eines 
jeden  Einlegers  eine  gewisse  Höhe  erreichen  und  sich  auf  derselben 
erhalten;  diese  Guthaben  würden  in  ihrer  Gesamtheit  immerhin  eine 
beträchtliche  Summe  ausmachen  und  dem  Postsparkassenamte  durch 
die  Verzinsung  ein  besseres  Erträgnis  zuführen. 

Behufs  Durchführung  dieser  Idee  und  Verwirklichung  der  daran 
geknüpften  Folgerungen  wurden  daher,  als  die  oben  angeführten  Er- 
gebnisse des  Jahres  1883,  der  Hauptsache  nach,  schon  voraus  zu 
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sehen  waren,  vom  Postsparkassenamte  die  entsprechenden  Anträge 
gestellt  und  vom  Beirate*)  befürwortet  und  in  Genehmigung  der- 
selben durch  eine  Verordnung  des  Handelsministers  vom  29.  Oktober 
1883  die  Ausstellung  von  Anweisungen  seitens  der 
Einleger  auf  das  Postsparkassenamt  in  Wien  eingeführt. 

Kraft  dieser  Verordnung  wurden  allen  jenen  Einlegern,  welche 
darum  ansuchen  und  welche  ein,  den  Betrag  von  100  fl.  übersteigen- 
des Guthaben  in  ihrem  Einlagebüchel  nachweisen,  Anweisungsbüchel 
mit  50  Stück  Anweisungsblanketten  ausgefolgt.  Im  Bedarfsfälle  war 
ein  solches  Blankett  vom  Einleger  selbst  auszufüllen,  aus  dem  An- 
weisungsbüchel abzutrennen  und  samt  dem  Einlagebüchel  bei  einer 
Sammelstelle  behufs  Eintragung  des  angewiesenen  Betrages  als  Rück- 
zahlung im  Einlagebüchel  zu  präsentieren.  Zur  Vereinfachung  konnten 
auch  die  Einleger  ihre  Einlagebüchel  beim  Postsparkassenamt  in 
Wien  gegen  „Depotschein“  hiuterlegen  und  hatten  dann  nicht 
nötig,  die  Anweisung  erst  jedesinul  bei  einer  Sammelstelle  behufs 
Eintragung  des  Betrages  derselben  als  Rückzahlung  im  Einlagebüchel 
zu  präsentieren  '*).  Die  Anweisung  war  dann  binnen  14i  Tagen 
(vom  Tage  der  Ausstellung)  entweder  beim  Postsparkassenamte  vor- 
zuweisen — und  wurde  an  den  Inhaber  bei  Sicht  ausgezablt  — 
oder  sie  war  an  das  Postsparkassenamt  einzusenden,  und  in 
diesem  Falle  wurde  der  Betrag,  auf  welchen  sie  lautete,  über  auf 
der  Rückseite  der  Anweisung  gestelltes  Ansuchen  des  Einlegers  bei 
einer,  von  dem  Einleger  zu  bezeichnenden  Sammelstelle  an  eine,  vom 
Einleger  bezeichnete  Person  zur  Auszahlung  angewiesen. 

Da  anzunehmen  war,  daß  die  Mehrzahl  der  Einleger  den  oben 
erwähnten  einfacheren  Vorgang  bei  der  Anweisung  der  auszuzahlenden 
Beträge  vorziehen  und  das  Einlagebüchel  beim  Postsparkassenamte 
gegen  Depotschein  hinterlegen  würde,  so  mußte  Vorsorge  dafür  ge- 
troffen werden,  daß  der  Einleger  nicht  gehindert  sei,  weitere  Einlagen 
auf  sein  deponiertes  Einlagebüchel,  beziehungsweise  auf  sein  Konto 
bei  irgend  einem  Postamte  zu  bewerkstelligen,  auch  ohne  im  Besitze 
des  Einlagebüchels  zu  sein.  Es  wurden  daher  die  Depotscheine  in 
Büchelform  ausgefertigt,  jedem  Depotscheine  eine  Anzahl  „Erlag- 
scheine“ beigegeben  und  die  Sammelstellen  angewiesen,  auf  bloße 
Vorweisung  des  Depotscheinbüchels  Einlagen  anzunehmen  und  wie 
alle  anderen  Einlagen  zu  verrechnen , statt  der  Eintragung  in  das 
Einlagebüchel  aber  einen  der  beigegebenen  Erlagscheine,  dem  Vor- 
drucke entsprechend  auszufüllen,  und,  mit  dem  Orts-  und  Datum- 
stempel versehen,  dem  Einleger  als  Bestätigung  des  eingelegten  Be- 
trages zurückzustellen.  Diese  letztere  Bestimmung  wurde  am  1.  De- 
zember 1883  noch  dahin  ausgedehnt,  daß  die  Sammelstellen  verpflichtet 


1)  Ein  dem  Handelsminister  beigegebener,  neungliederiger  Beirat  hat  konsultative 
Befugnisse  mit  Bezug  auf  alle  Aenderungeu , welche  hinsichtlich  der  Amtsorgauisation 
oder  der  Einrichtung  des  Geschäfts  verkehr»  beim  Postsparkassenamte  als  wünschenswert 
oder  notwendig  erscheinen. 

2)  Vom  1.  Dezember  1886  angefangen,  mufsten  übrigens  alle  Einlagebüchel  deponiert 
werden. 
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wurdet),  Einlagen  anzunehmen,  lediglich  auf  Grund  des  Erlagscheines, 
auch  ohne  daß  der  Ueberbringer  desselben  das  Depotscheinbüchel 
vorweist. 

Hierdurch  war  es  erst  möglich  geworden,  daß  auf  ein  und 
dasselbe  Konto  von  verschiedenen  Personen  bei  ver- 
schiedenen Sammelstelleu  gleichzeitig  Einlagen  be- 
werkstelligt werden  konnten:  der  Inhaber  des  Konto  brauchte 
nur  die  in  seinem  Depotscheinbüchel  enthaltenen  Erlagscheine  dem 
Büchel  zu  entnehmen  und  den  betreffenden  Personen,  von  welchen  er 
Zahlungen  zu  erhalten  hatte,  einzeln  zu  übermitteln.  Nach  jeder, 
auf  diese  Art  erfolgten  Einlage  erhielt  der  Einleger  (Kontoinhaber) 
eine  Empfangsbestätigung,  und  nach  jeder  Rückzahlung,  die  auf  Grund 
einer  Anweisung  erfolgte,  eine  Bestätigung  über  das  restlich  ge- 
bliebene Guthaben. 

Dieses  mit  den  Verordnungen  vom  29.  Oktober  und  1.  Dezember 
1883  eingeführte  Verfahren  mußte,  vom  Publikum  in  richtiger  Weise 
erfaßt  und  benutzt,  ganz  außerordentlich  dazu  beitragen,  immer 
weitere  Kreise  der  Bevölkerung  zur  Teilnahme  an  den  durch  die 
Postsparkassen  gebotenen  Vorteilen  heran  zuziehen,  infolgedessen 
den  Betrag  der  Durchschnittseinlage  zu  erhöhen,  das  beim  Post- 
sparkassenamte in  Verwahrung  verbleibende  Guthaben  zu  vermehren 
und  auf  diese  Art  die  Erfolge  des  Postsparkassenamtes 
auch  in  finanzieller  Beziehung  zu  sichern. 

Mit  diesem  Verfahren  war  nun  die  Grundlage  für  den  heute 
beim  Postsparkassenamte  so  erfolgreich  bestehenden  Check  ver- 
kehr gegeben;  die  Anweisung,  mittelst  welcher  die  Rückzahlung  bei 
der  Kasse  des  Postsparkassenamtes  behoben,  oder  auf  Grund  welcher 
der  rückzuzahlende  Betrag  an  eine  bestimmte  Person  bei  einer  be- 
stimmten Sammelstelle  zur  Zahlung  angewiesen  wurde,  führte  bereits 
den  Namen  „Check“  und  der  Text  derselben  lautete: 

„Das  k.  k.  Postsparkassenamt  in  Wien  zahle  gegen  diese  An- 
weisung (Check)  den  Betrag  von fl.  österr.  Währung. 

N.  N.“ 

Es  war  also  lediglich  das  Bestreben , das  Postsparkassenamt 
rentabler  zu  machen,  eine  innigere  Verbindung  zwischen  der  Spar- 
einlage und  dem  regelmäßigen  Wirtschaftsbetrieb  des  Einlegers  her- 
zustellen und  dadurch  den  gesamten  Geldverkehr  des  Amtes  zu 
beben,  welches  zur  Einrichtung  dieses  „C  h e c k v e r k e h r s“  bei  dem 
österreichischen  Postsparkassenamte  führte. 

Und  welche  Institution  wäre  wohl  geeigneter  gewesen,  auch  in 
Oesterreich  eine  Organisation  des  Geldverkehrs  anzubahnen,  welche 
die  westlichen  Staaten  Europas  bereits  in  ähnlicher  Weise  besitzen, 
und  die  hauptsächlich  darauf  hinausläuft,  eine  Ersparung  an  Umlaufs- 
mitteln zu  erzielen , die  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  der 
Gesamtbevölkerung  zu  gute  kommt,  als  das  Postsparkassen- 
amt, welches,  gleich  einem  riesigen  Herzen,  das  seine  mehr  als 
4000  Venen  und  Arterien  — die  Sammelstellen  — über  das  ganze 
Staatsgebiet  bis  in  die  entlegensten  Teile  desselben  erstreckt,  das 
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Blut  des  Verkehrs,  das  Geld,  iu  stets  erneuerten  Umlauf  setzt  — 
oder,  um  ein  anderes  Bild  zu  gebrauchen  — als  das  Postspar- 
kassenamt, welches,  gleich  einem  Meere,  das  aus  mehr  als  4000 
Strömen,  Flüssen , Bachen  und  Quellen , den  Sammelstellen  — die 
von  den  fernsten  und  höchsten  Bergen  uud  aus  den  engsten  Thftlern 
des  weiten  Reiches  ihr  helles,  klares  Naß  dem  Meere  zuführen  — 
seine  Zuflüsse  erhält,  den  Silberquell  des  Verkehrs,  das  Geld,  in 
seinen  steten  Kreislauf  zieht?  — Keine  Bank  mit  noch  so  vielen 
Filialen  und  Nebenplätzen,  kein  Bankier  mit  noch  so  zahlreichen 
Agenten  kann  jemals  so  ausgebreitete,  sichere  und  regelmäßige  Ver- 
bindungen unterhalten,  als  das  Postsparkassenamt  mit  seinen  Sammel- 
stellen. Die  kleinsten  Städte  des  Reiches,  zahlreiche  Märkte  und 
viele  Dörfer  haben  Postämter  und  diese  werden  stetig  vermehrt;  das 
Personal  derselben  ist  durch  den  Postanweisungsverkehr,  den  Geldbrief- 
verkehr u.  s.  w.  bereits  an  die  Formen  eines  umfangreichen  Geldver- 
kehrs gewöhnt,  Kontrollen  aller  Art  haben  sich  bereits  fest  eingelebt  — 
die  Vorbedingungen  für  einen  erweiterten  Geldver- 
kehr waren  daher  unstreitig  vorhanden. 

Und  der  Erfolg  hat  diesen  Voraussetzungen  vollauf  entsprochen. 
Es  wurden  beim  Postsparkassenamte  überhaupt 

im  Jahre  1883  1 820756  Einlagen  im  Gesamtbeträge  von  8 176889  fl.  02  kr. 

und  „ „ 1884  1 490  577  „ 1,  „ 56586461  „34  „ 

bewerkstelligt,  von  denen  im 

Novbr.  u.  Desbr.  1883  892  Einingen  im  Gesamtbetrag«  von  322  284  fl.  98  kr. 

und  im  Jahre  1884  149284  „ „ „ „ 46223529  „ 47  „ 

allein  auf  den  Checkverkehr  entfielen.  Die  Durchschnitts- 
einlage, welche  Ende  1883  noch  4 fl.  49  kr.  betrug,  war  Ende  1884 
bereits  auf  19  fl.  &5  kr.  gestiegen. 

Durch  diese  gewiß  großen  und  überraschenden  Erfolge  ermutigt, 
sah  sich  das  Postsparkassenamt  veranlaßt , durch  stete  und  fort- 
gesetzte weitere  Ausbildung  des  Checkverkehrs  für  die 
Teilnehmer  an  demselben  neue  Erleichterungen  und  Begünstigungen 
zu  schaffen. 

Es  wurden  vorerst  die  oben  erwähnten  Erlagscheine  „Empfang- 
scheine“  genannt;  und  wurden  denselben  besondere  „Erlag- 
scheine“ beigegeben  (1.  Mai  1884);  gelegentlich  der  Einlage  wurde 
dann  der  Empfangschein,  vom  Postamte  bestätigt,  der  einzahlenden 
Partei  als  Bestätigung  der  Einlage  zurückgestellt , der  Erlagschein 
aber  vom  Postamte  abgetrennt  und  dem  Postsparkassenamte  und 
und  von  diesem  dem  Kontoinhaber  übermittelt,  so  daß  nunmehr  auch 
der  Kontoinhaber  den  von  der  einzahlenden  Partei  eigenhändig  aus- 
gefertigten Erlagschein  und  dadurch  für  jede  auf  sein  Konto  von 
einer  dritten  Person  bewerkstelligten  Einlage  den  legalsten  Nachweis 
erhielt. 

Die  Ausfertigung  von  Kontoauszügen  an  Stelle  der  (im  ge- 
wöhnlichen Sparverkehr  eingeführten)  Empfangsbestätigungen  war  ein 
weiterer  Fortschritt  in  Bezug  auf  die  prompte  und  zuverlässige  Ma- 
nipulation; diese  Einrichtung  gewährte  die  vollständigste  Beruhigung 
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über  die  Richtigkeit  der  Buchung  der  Einlagen  und  ließ  einen  vor- 
gekommenen Irrtum  sofort  erkennen  und  richtig  stellen. 

Mit  Verordnung  vom  25.  August  1884  wurde  die  Bei  seit  zu  ng 
von  schriftlichen  Mitteilungen  auf  der  Rückseite  der 
Erlagscheine  gegen  Aufklebung  einer  2-  kr.-  Briefmarke  (analog 
dem  Porto  für  eine  Korrespondenzkarte)  gestattet,  wodurch  der  ein- 
zahlenden Partei  die  Möglichkeit  geboten  war,  dem  Kontoinhaber  eine 
Mitteilung  in  Bezug  auf  die  Einlage  zu  machen;  endlich  wurde 
durch  die  verfügte,  mit  1.  Septbr.  1884  in  Wirksamkeit  getretene 
Einkassierung  und  Ausstellung  von  Postanweisungen 
durch  das  Postsparkassenamt  für  die  Kontoinhaber,  welche 
ihr  Einlagebüchel  deponiert  haben,  nicht  nur  die  Möglichkeit  geschaffen, 
die  an  sie  mittelst  Postanweisungen  aus  allen  Ländern,  in  welchen 
überhaupt  die  Postanweisung  eingeführt  ist  (auch  mittelst  Auftrags- 
Postanweisungen  und  Nachnahme-Postanweisungen),  einlangenden  Be- 
träge durch  das  Postsparkassenamt,  und  zwar  vorerst  gebührenfrei, 
vom  15.  Dezember  1885  an  gegen  eine  Provision  von  1 kr.  pro  Stück, 
einkassieren  und  auf  ihrem  Konto  gutschreiben  zu  lassen,  sondern  es 
wurde  auch  dem  Postsparkassenamte  ermöglicht,  über  Auftrag  der 
Kontoinhaber  Postanweisungen  für  sie  in  das  Ausland  auszustellen  ') 
und  den  Betrag  für  dieselben  auf  ihrem  Konto  in  Abschreibung  zu 
bringen. 

Durch  diese  Einrichtung  wurde  den  Einlegern  die  Möglichkeit 
geboten,  den  Verkehr  mit  Ungarn  und  dem  Auslände  in 
den  Rahmen  des  Checkverkehrs  einzuziehen. 

Alle  diese  neuen  Erleichterungen  und  Begünstigungen  konnten 
ihren  Zweck  nicht  verfehlen  und  machten  die  Vorteile  des  Check- 
verkehrs, und  zwar  auf  ganz  neuer  Grundlage,  in  immer  steigendem 
Maße  immer  weiteren  Kreisen  zugänglich.  Infolgedessen  dehnte  sich 
auch  der  Kreis  der  Teilnehmer  an  diesem  Checkverkehr  mehr  und 
mehr  aus;  nicht  nur  daß,  wie  bei  Einführung  des  Cbeckverkehrs 
vorausgesetzt  wurde,  die  zahlreichen  kleinen  Gewerbetreibenden  und 
Kaufleute  in  den  Provinzen  sich  lebhaft  an  dem  Checkverkehr  be- 
teiligten, — es  traten  auch  größere  Firmen,  erste  Handelshäuser, 
große  Industrieetablissements  etc.  dem  Checkverkehr  bei  und  wurden 
Einleger  des  Postsparkassenamtes.  Die  Einlegerzahl,  welche  Ende 
1883  noch  353053  betrug,  stieg  bis  Ende  1884  um  75700  d.  h.  auf 
428  753,  von  denen  Ende  1883  erst  167  und  Ende  1884  bereits  2520 
dem  Checkverkehre  beigetreten  waren. 

Der  bedeutendste  Schritt  aber,  der  in  der  Ausbildung  des  Check- 
verkehrs vom  Postsparkassenamte  unternommen  wurde,  war  der  mit 
1.  September  1884  eingeführte  Clearingverkehr. 

Es  war  ein  naturgemäßer,  naheliegender  Schritt,  mit  der  großen 
Anzahl  der  Einleger,  der  bedeutenden  Bewegung  der  im  Postspar- 


1)  Die  Umrechnung  der  Betrüge  in  die  fremden  Gehörten  wird  vom  Postspar- 
k*»9enamt  sum  Amtlichen  Tageskurs  besorgt. 
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kassenamte  zusammenfließenden  Millionen  von  Posten,  einen  Kornpen- 
sations-  — Ausgleichs-,  — Gutschrifts Clearingverkehr  zu  ver- 

binden. Nachdem  ein  Einleger  über  einen  Teil  seines  Guthabens  oft  zu 
Gunsten  einer  Person  verfügte,  die  auch  Einleger  war  — und  je 
mehr  die  Zahl  der  Konti  zunahm,  umsomehr  mußte  dies  ja  der  Fall 
sein  — , so  war  nichts  einfacher,  als  diese  letzteren  zu  veranlassen, 
sich  die  von  ersteren  zu  ihren  Gunsten  verfügte 
Summe  gutschreiben  zu  lassen.  Oft  wurde  ja  der  zur  Aus- 
zahlung gelangende  Betrag  infolge  mangelnder  Verwendung  sofort 
wieder  eingelegt;  durch  die  Gutschrift  wurde  also  die  doppelte  Trans- 
aktion der  Auszahlung  und  Wiedereinlage  vermieden  und  (sowohl  im 
Interesse  des  Amtes,  als  auch  des  Einlegers)  Zeit,  Mühe,  Arbeit  und 
unnütze  Geldbewegung  erspart.  Wenn  der  Einleger  bares  Geld  er- 
halten wollte,  stand  es  ihm  frei,  dasselbe  jederzeit  zu  fordern ; warum 
sollte  er  gezwungen  werden,  das  haare  Geld  in  Empfang  zu  nehmen 
in  Füllen,  wo  er  es  auf  seinem  Konto  belassen  wollte  und  konnte? 

Der  Clearingverkehr  des  Postsparkassenamtes  be- 
stand demnach  zuerst  darin,  daß  sich  Kontoinhaber,  deren  Einlage- 
büchel beim  Postsparkassenamte  deponiert  waren,  gegenseitig  auf 
einfache  Weise  dadurch  Zahlung  leisteten,  daß  sie  einen  ordnungs- 
mäßig ausgestellten  Check  an  das  Postsparkassenamt  einsandten,  auf 
dessen  Rückseite  sie  die  Worte  setzten: 

„Zur  Gutschrift  auf  dem  Konto  des  N.  N.  in  N.“ 

Der  Betrag  des  Checks  wurde  dann  von  dem  Konto  des  Ausstellers 
einfach  ab-  und  auf  dem  Konto  des  N.  N.  gutgeschrieben.  Beide 
Kontoinhaber  wurden  daun  vom  Postsparkasseuamte  sofort  von  der 
vollzogenen  Eintragung  (Ab-  und  Zuschreibung)  beziehungsweise  von 
dem  Stande  ihres,  durch  diese  Transaktion  geänderten  Guthabens 
durch  den  Kontoauszug  verständigt. 

Diese  ganze  Einrichtung  wurde  Clearingverkehr  genannt, 
um  schon  durch  diesen  — den  österreichischen  Einlegern  allerdings 
fremden  und  ungeläufigen  — Namen  an  die  Entwickelung  anzu- 
knüpfen, welche  England  längst  erreicht  hat.  Allerdings  ist  das 
Clearinghouse  in  London  und  in  den  anderen  Welthandelsplätzen 
Englands  uud  Amerikas  etwas  ganz  anderes;  allein  der  öster- 
reichisch e Verkehr  erreichte  auf  diesem  ganz  neuen,  den  öster- 
reichischen Verhältnissen  angepaßten,  sehr  einfach  hergestellten  di- 
rekten Wege  dasselbe  Ziel  für  die  heimische  Kleinwirtschaft, 
welches  in  London  die  Weltwirtschaft  in  ihren  letzten  Ausläufern  in 
den  einfachen  Räumen  erreicht,  in  welchen  die  größten  Häuser  der 
Welt  ihre  täglichen  Auseinandersetzungen  für  den  Verkehr  des  eng- 
lischen Volkes  pflegen. 

In  Absicht  der  Einführung  dieses  Clearingverkehres 
auf  ganz  neuer,  bisher  noch  nirgends  existierender  Grundlage  wurde 
zunächst  vom  Postsparkassenamte  an  sämtliche  Kontoinhaber  im 
Checkverkehre  eine  Einladung  gerichtet,  diesem  Clearingverkehre 
beizutreten  und  der  abzugebeuden  Beitrittserklärung  jene  Ansichten 
und  Bemerkungen  beizufügen,  welche  sie  bei  der  Einführung  dieses 
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Verkehres  für  berücksichtigungswert  erachten  und  deren  Berücksich- 
tigung sie  wünschen. 

Ueberhaupt  war  es  Gebrauch  des  Postsparkassenamtes,  bei  neuen 
Einführungen  die  Ansichten  und  Vorschläge  des  Publikums  — als 
des  dabei  meist  interessierten  und  wohl  auch  sachverständigen  Fak- 
tors — direkt  oder  indirekt  einzuholen  und  allen  ihm  zur  Kenntnis 
gelangten  Wünschen  der  Einleger  in  Bezug  auf  ihren  Geldverkehr 
nach  Thunlicbkeit  Rechnung  zu  tragen,  um  die  neue  Einrichtung 
gleich  von  vornherein  den  Bedürfnissen  der  Geschäftswelt  thunlichst 
anzupassen  und  für  den  praktischen  Gebrauch  möglichst  zweckmäßig 
zu  gestalten  und  um  alle  jene  Wünsche  nach  Möglichkeit  berück- 
sichtigen zu  können,  welche  im  wahren  Interesse  des  Verkehrs  gelegen 
und  mit  jenen  Grundsätzen  und  Bestimmungen  vereinbar  sind,  auf 
welchen  das  Postsparkassenamt  basiert  ist. 

Durch  den  Clearingverkehr  wurde  nun  eine  wesentliche  Verein- 
fachung im  Checkverkehre  selbst  erreicht.  Dieselbe  äußerte  sich  vor 
allem  durch  eine  große  Raschheit  in  der  Abwickelung,  indem  die 
Ausstellung  einer  Zahlungsanweisung  sowie  eines  Avisos  an  das 
Postamt  entfiel  und  die  Buchung  unmittelbar  auf  dem  Konto  er- 
folgen konnte ; sie  äußerte  sich  ferner  in  der  vollkommensten  Sicher- 
heit und  thunlicbsten  Vermeidung  von  Irrtümern;  sie  äußerte  sich 
endlich  in  der  großen  Bequemlichkeit,  welche  dem  Kontoinhaber 
dadurch  geboten  ward,  daß  er  einen  ihm  angewiesenen  Betrag  nicht 
erst  mittelst  einer  unterfertigten  Zahlungsanweisung  beim  Poslamte 
zu  beheben  brauchte,  sondern  denselben  unmittelbar  auf  seinem  Konto 
gutgeschrieben  erhielt  und  von  dieser  Gutschrift  mittelst  des  Konto- 
auszuges amtlich  verständigt  wurde. 

Damit  jeder  Kontoinhaber  in  der  Lage  war,  zu  wissen,  ob  einer 
seiner  Geschäftsfreunde  auch  der  Besitzer  eines  deponierten  Einlage- 
bücbels,  beziehungsweise  Kontoinhaber  beim  Postsparkassenamte  sei, 
verfaßte  das  Postsparkassenamt  eine  alphabetisch  und  nach  Wohnorten 
geordnete  „Liste  der  Kontoinhaber  im  Clearingverkehre“,  die  je  nach 
Bedarf  halbjährig,  vierteljährig  oder  monatlich,  stets  neu,  in  erwei- 
terter Auflage  erschien  und  denjenigen  Teilnehmern  am  Checkverkehre 
(vorerst  unentgeltlich,  vom  1.  Juni  1887  an  gegen  ein  Jahresabonne- 
ment von  1 fl.)  zugesendet  wurde,  welche  dem  Clearingverkehre  bei- 
getreten sind  und  die  Aufnahme  ihres  Namens  in  die  Liste  wünschten ; 
jede  neu  erscheinende  Liste  war  so  vollständig,  daß  sie  die  vorher- 
gehende entbehrlich  machte. 

Es  war  ein  großartiges  Experiment,  welches  Oesterreich,  bezie- 
hungsweise das  österreichische  Postsparkassenamt  im  Interesse 
des  Staates  uud  in  weiterer  Folge  der  ganzen  civilisierten  Welt 
vorgenommen.  Aber  das  Gelingen  eines  solchen  Versuches  der  Ein- 
führung einer  so  weittragetideu  Reform  hing  nicht  allein  vom  Post- 
sparkassenamte, sondern  vor  allen  Dingen  von  der  thätigen  Mitarbeit 
der  Geschäftswelt  ab;  ihr  oblag  es,  sich  an  der  Weiterbildung  der 
neuen  Einrichtung  rege  zu  beteiligen  uud  damit  zu  zeigen,  daß  die 
oft  laut  gewordenen  Wünsche  mit  Bezug  auf  eine  Vereiufacbung  und 
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Sicherung  des  Geldverkehrs  nicht  die  Stimmen  einzelner  Theoretiker, 
sondern  der  feste  Wille  einer  positiven  Erkenntnis  waren. 

Warum  sollte  nun  dieses  Experiment  nicht  gelingen?  Alle  Vor- 
bedingungen zum  Gelingen  desselben  waren  vorhanden.  Es  war  ein 
S taats  institut,  welches  dieses  Experiment  unternahm,  unter  staat- 
licher Verwaltung  und  Gewährleistung  stehend,  also  von  vornherein 
absolute  Sicherheit  bietend,  daher  das  Vertrauen  des  gesamten  Pub- 
likums bereits  besitzend,  welches  sich  jede,  etwa  zu  schaffende  De- 
positenbank, auch  die  bestorganisierte  und  verwaltete,  erst  erwerben 
muß;  dieses  Staatsinstitut  war  von  vornherein  derart  organisiert, 
daß  es  einen  intensiven  Geldverkehr  mit  Leichtigkeit  bewältigen  und 
eine  noch  so  bedeutende  Ausdehnung  des  Gutschriftenverkehrs  ohne 
jedes  Bedenken  und  ohne  jede  Schwierigkeit  in  exakter  Weise  dureh- 
zufübren  in  der  Lage  war;  eine  intelligente,  an  kaufmännische 
und  banktechnische  Formen  gewöhnte  Industrie-  und  Handels- 
welt war  vorhanden  und  hatte  schon  durch  die  rasche  Aufnahme 
des  bloßen  Checkverkehrs  die  Probe  bestanden  und  das  Verständnis 
für  die  durch  diesen  Verkehr  gebotenen  Vorteile  bewiesen  ; in  der 
Hand  der  Postverwaltung  war  bereits  ein  bedeutender,  rasch 
wachsender  Teil  des  zwischenörtlichen  Zahlungsverkehrs  konzentriert, 
ein  neu  hinzutretender  Zweig  des  postalischen  Geldverkehrs  konnte 
also  hier,  bei  dem  vorzüglich  geschulten  Personale,  auf 
keine  Schwierigkeiten  stoßen ; auch  wurden  von  der  Postverwaltung 
schon  jetzt  große  Summen  Bargeldes  von  einem  Orte  zum  andern 
transportiert;  wenn  also  das  Postsparkassenamt  als  Staatsinstitut 
selbst  den  neuen  Zweig  des  Geldverkehrs,  den  Check-  und  Clearing- 
verkehr, in  die  Hand  nahm,  so  entfiel  damit  die  Geldbewegung  zwischen 
den  etwa  zu  schaffenden  Depositenbanken  und  den  Postämtern  zum 
größten  Teile  als  überflüssig. 

Und  die  Voraussetzungen  haben  sich  erfüllt,  das  Experiment  ist, 
wie  die  oben  angegebenen  und  noch  folgenden  Ziffern  nachweisen, 
thatsächlich  glänzend  gelungen. 

Durch  die  bisherigen  Erfolge  ermutigt,  unternahm  das  rastlos 
thätige  Postsparkassenamt,  mit  weitem  Blick  die  Bedürfnisse  der  Ge- 
schäftswelt umfassend,  einen  neuen  Schritt  nach  vorwärts  in  der  Aus- 
bildung des  eingeführten  Verkehrs;  über  Antrag  des  Amtes  wurde 
vom  6.  November  1884  angefangen,  jenen  Kontoinhabern,  welche  ihr 
Einlagebüchel  deponiert  haben,  also  den  Teilnehmern  am  Checkver- 
kehr, gestattet,  mit  der  Ausstellung  von  Checks  das  Ersuchen  um 
Einziehung  einer  Urkunde  zu  verbinden. 

Durch  diese  Einrichtung  wurde  den  Einlegern  für  den  Fall  eine 
Erleichterung  geboten,  als  Rechnungen,  kleinere  Accepte  oder  sonstige 
Urkunden  aus  ihrem  Guthaben  gezahlt  werden  sollten.  Statt  den 
Kontoinhaber,  besonders  den  außerhalb  Wiens  wohnenden,  zu  zwingen, 
erst  eine  Kündigung  ergehen  zu  lassen,  dann  beim  Postamte  seines 
Wohnortes  eine  Anweisung  des  Postsparkassenamtes  einzukassieren 
und  mit  dem  erhaltenen  Betrage  die  bei  ihm  zu  präsentierende  Ur- 
kunde einzulösen,  wurde  ihm  gestattet,  diese  Urkunde  „zahlbar  Wien“ 
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zu  stellen  und  dieselbe  bei  der  Kasse  des  Amtes  zur  Einlösung  prä- 
sentieren zu  lassen. 

Die  Urkunde  (Rechnung,  Wechsel,  Domizilwechsel,  Anweisung, 
Schuldschein  etc.)  mußte  mit  dem  vorschriftsmäßigen  Stempel  ver- 
sehen sein,  eine  in  österreichischer  Währung  ausgedrückte  Forderung 
an  den  Kontoinhaber  oder  dessen  Firma  begründen  und  auf  einen 
bestimmten  Verfallstag  lauten.  Der  zur  Deckung  der  Urkunde  an 
das  Postsparkassenamt  rekommandiert  einzusendende  Check  mußte 
drei  Tage  vor  Verfall  der  einzuziehenden  Urkunde  beim  Amte  ein- 
langen; auf  der  Rückseite  desselben  waren  die  wesentlichsten  Merk- 
male der  einzuziehenden  Urkunde  anzugeben.  Vom  1.  Juli  1885  an- 
gefangen, konnte  dieser  Check  — der  Aviso-Check  — entweder,  wie 
bisher,  vor  dem  Verfallstage  der  Urkunde  an  das  Postsparkassenamt 
eingesandt,  oder  er  konnte  von  dem  Inhaber  der  Urkunde  mit  dieser 
gleichzeitig  beim  Postsparkassenarote  zur  Einlösung  oder  Gutschrift 
präsentiert  werden.  Die  Urkunde  mußte  bei  Gelegenheit  der  An- 
erkennung — Acceptation  — durch  den  Einleger  mit  der  Erklärung 
versehen  werden : „Zahlbar  im  Verkehre  des  k.  k.  Postsparkassen- 
amtes.“ 

Für  die  Einziehung  der  Urkunde  belastete  das  Amt  das  Konto 
des  Einlegers  mit  einer  Provision  von  30  kr.,  welche  am  1.  Juli  1885 
auf  10  kr.  herabgesetzt  wurde.  Die  Urkunde  selbst  mußte  behufs 
Einziehung  durch  das  Postsparkassenamt  von  dem  Inhaber  am  Ver- 
fallstage entweder  bei  der  Kasse  des  Amtes  zur  baren  Zahlung  vor- 
gewiesen oder  rekommandiert  mit  dem  Ersuchen  um  Gutschrift  an 
das  Postsparkassenamt  eingesendet  werden.  Die  Gutschrift  konnte 
natürlich  nur  auf  dem  Konto  eines  Einlegers  erfolgen , der  sein  Ein- 
lagebüchel deponiert  hatte. 

Vom  1.  Juli  1885  angefangen  war  es  gestattet,  bei  mehreren  Ur- 
kunden mit  der  gleichen  Verfallszeit  dieselben  in  einer  Konsignation 
verzeichnet,  nur  mit  einem  Check,  welcher  über  die  ganze  Summe 
lautete,  zu  avisieren,  beziehungsweise  einzureicheu.  Ueber  die  erfolgte 
Einziehung  von  Urkunden  erhielt  der  Einleger  eine  Bestätigung  durch 
den  Kontoauszug ; die  eingezogenen  Urkunden  selbst  blieben  aber  beim 
Amte  und  wurden  daselbst  drei  Jahre  aufbewahrl.  Sollte  jedoch  der 
Einleger  die  Aushändigung  einer  Urkunde  wünschen,  so  hatte  er  eine, 
im  vorhinein  gefertigte  Empfangsbestätigung  über  die  Ausfolgung  an 
das  Amt  zu  senden.  Urkunden,  für  welche  bei  der  Präsentation  eine 
genügende  Deckung  nicht  vorhanden  war,  wurden  zurückgewiesen  oder 
auf  Kosten  des  Einsenders  zurückgesendet.  Hatte  der  Einsender  mit- 
telst ausdrücklicher  schriftlicher  Erklärung  die  Erhebung  des  Protestes 
mangels  Zahlung  gewünscht,  so  wurde  letzteres  vom  Amte  veranlaßt 
und  die  notariellen  Kosten  des  Protestes  dem  Konto  des  Einsenders 
zur  Last  geschrieben. 

Die  Einführung  dieser  Einziehung  von  Urkunden  war  ein  weiterer 
Schritt  in  der  Organisation  des  bankmäßigen  Zahlungsprozesses;  es 
war  durch  dieselbe  ein  unnützer  Umzug  der  Gelder  vermieden,  das 
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Geld  lag  einige  Tage  weniger  brach,  es  wurde  an  Zeit  gespart,  die 
Sicherheit  und  Bequemlichkeit  war  eine  vollkommene. 

Im  Jahre  1885  wurden  bereits  2428159  Einlagen  im  Gesamt- 
beträge von  278  154  862  fl.  26  kr.  uud  883698  Rückzahlungen  im  Ge- 
samtbeträge von  261350405  fl.  66  kr.  beim  Postsparkassenamte  be- 
werkstelligt , von  denen  1 255  130  Einlagen  im  Gesamtbeträge  von 
263853  687  fl.  58  kr.  und  594667  Rückzahlungen  im  Gesamtbeträge 
von  252  260083  fl.  72  kr.  auf  «len  Check-  und  Clearingverkehr  ent- 
fielen. Der  Betrag  der  Durchschnittseinlage  hatte  sich  Ende  1885  auf 
59  fl.  75  kr.  gehoben.  Das  aus  dem  Check-  uud  Clearing- 
verkehr allein  Testierende  Guthaben  der  Einleger  betrug  nach 
Abschlag  der  geleisteten  Rückzahlungen 

im  Jahre  1883  108991  fl.  16  kr, 

„ „ 1884  4989100  „ 12  „ 

„ ..  1885  . . 1 1 593  603  „ 86  „ 

und  hatte  somit  Ende  1885  bereits  eine 

Summe  von ~ 16  691  695  u.  14  kr. - 

erreicht. 

Die  Zahl  der  Teilnehmer  am  Checkverkehr  betrug  Ende  1885 
bereits  6877,  von  denen  sich  4733  auch  des  Clearingverkehrs  be- 
dienten. 

Im  Jahre  1886  wurden  2 700368  Einlageu  im  Gesamtbeträge  von 
478190  612  fl.  94  kr.  und  994096  Rückzahlungen  im  Gesamtbeträge 
von  466  807  297  fl.  18  kr.  im  Check-  uud  Clearingverkehr  bewerk- 
stelligt. Das  aus  dem  Check-  und  Clearingverkehr  resultierende  Netto- 
guthaben betrug  Ende  1886  bereits  28  075010  fl.  90  kr. 

Der  neue  Verkehr  fand  somit  unzweifelhaft  eine  außerordentlich 
günstige  uud  stets  wachsende  Aufnahme  in  der  Bevölkerung  und  die 
Zahl  der  Kontoinhaber 

Endo  1883  im  Checkverkehr  mit  167, 

„ 1884  „ ,,  M 2 520,  davon  im  Clearingverkehr  1283, 

» «»85  „ „ „ 6877,  « ..  4733. 

..  »88»  „ .>  10553,  ..  ..  ..  7274 

zeigte  eine,  für  die  Zukunft  viel  versprechende  Progression,  der  Ein- 
fluß des  Amtes  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  machte  sich  in  erfreu- 
lichster Weise  geltend. 

Mit  der  fortschreitenden  Entwickelung  des  Check-  und  Clearing- 
verkehrs zeigte  es  sich  jedoch,  daß  der  Rahmen,  welchen  das  Gesetz 
vom  28.  Mai  1882  für  die  Geschäfte  des  Postsparkassenamtes,  also 
nur  für  den  eigentlichen  Sparverkehr  geschaffen,  ein  viel  zu  enger 
war,  als  daß  in  denselben  der  durch  die  Verordnung  vom  29.  Oktober 

1883  ins  Leben  gerufene  Check  verkehr  mit  dem  am  1.  September 

1884  eingeführten  Clearingverkehr,  wie  er  Bich  seither  ent- 
wickelt, hätte  auf  die  Dauer  hineingepaßt  werden  können ; andererseits 
war  der  Check-  und  Clearingverkehr,  der  sich  durch  seinen 
nunmehr  fast  vierjährigen  Bestand  praktisch  nicht  nur  äußerst  be- 
währt, sondern  unter  der  verständnisvollen  Pflege  des  Postsparkassen- 
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amtes  bereits  zu  einem  unentbehrlichen  Hilfsmittel  des  Geschäftsver- 
kehrs weiter  Bevölkerungskreise,  insbesondere  des  mittleren  Gewerbe- 
und  Handelsstandes  geworden  war,  doch  ein  Verkehr  des  Postspar- 
kassenamtes, war  durch  dessen  Initiative  ins  Leben  gerufen,  und 
wurde  also  von  der  nämlichen  Staatsanstalt  und  ihren  Hilfsorganen, 
den  Sammelstellen,  vermittelt,  wie  der  Sparverkehr  und  konnte  aus 
Rücksichten  der  Oekonomie  sowohl,  als  aus  geschäftlichen  Gründen 
auch  nur  vom  Postsparkassenamt  und  von  keinem  anderen  staat- 
lichen Apparate  besorgt  werden;  — die  innere  Verschiedenheit 
des  Sparverkehrs  vom  Check-  und  Clearingverkehr  erforderte 
ferner  vor  allem  anderen,  daß  der  letztere  beim  Postsparkassen- 
amte von  dem  ersteren  in  der  Gebahrung  und  Verrechnung  voll- 
ständig getrennt  geführt  werde  — im  Zusammenhänge  hier- 
mit erschien  es  sodann  überflüssig,  daß  der  Teilnehmer  am  Check- 
und  Clearingverkehr  zuerst  durch  Entnahme  eines  Einlagebüchels 
Einleger  im  Sparverkehr  werde,  ohne  am  Sparverkehr  selbst 
irgend  welches  Interesse  zu  haben  und  bloß  um  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1882  zu  entsprechen  — andererseits  galten 
aber  alle  Begünstigungen,  die  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1882  zuge- 
staud,  nur  für  die  Einleger  des  Postsparkassenamtes  im  Spar- 
verkehr, und  konnten  daher  auf  die  Teilnehmer  im  Check-  und 
Clearingverkehr  nur  dann  ausgedehnt  werden,  wenn  diese  auch 
Einleger  im  Sparverkehr  waren ; — die  staatsökonomische  und 
volkswirtschaftliche,  namentlich  für  die  mittleren  Kreise  des  Han- 
dels- und  Gewerbestandes  wichtige  Bedeutung  des  Check-  und 
Clearingverkehrs,  welcher  der,  auf  anderen  sozialpolitischen  Er- 
wägungen beruhenden  Mission  des  Sparverkehrs  ergänzend  zur 
Seite  stand,  ließ  es  gerechtfertigt  erscheinen,  auch  den  Cbeck- 
und  Clearingverkehr  an  den  für  den  Sparverkebr  durch  das 
Gesetz  vom  28.  Mai  1882  statuierten  formellen  Erleichterungen  der 
Porto-,  Steuer-,  Stempel-  und  Gebü  h re  n f r ei  hei  t gleich- 
mäßig teilnehmen  zu  lassen,  wodurch  die  gefiillsnmtliche  Beaufsich- 
tigung mit  ihren,  von  der  Geschäftswelt  gefürchteten  Konsequenzen 
in  Wegfall  kam  — andererseits  mußte  aber,  nach  dem  allgemeinen 
Grundsätze  der  Verwaltungspolitik,  daß  die  Kosten  einer  Staatsanstalt 
zunächst  von  den  sie  benutzenden,  und  aus  dieser  Benutzung  Vorteil 
ziehenden  Parteien  getragen  werden  sollen,  der  Einführung  beson- 
derer Manipulationsgebühren  für  die  Benutzung  des  Check- 
UDd  Clearingverkehrs  gleichfalls  eine  begründete  Berechtigung  zu- 
erkannt werden;  — der  im  Gesetze  vom  28.  Mai  1882  für  den 
Sparverkehr  mit  3%  festgesetzte  Zinsfuß  für  die  Verzinsung  der 
Einlagen  erschien  bei  dem  Umstande,  als  bei  anderen  Instituten, 
welche  den  Giro-  und  Checkverkehr,  wenn  auch  in  Oester- 
reich bis  jetzt  nur  in  beschränktem  Maße  pflegten,  die  auf  den 
Girokonten  erliegenden  Guthaben  in  der  Regel  keine  oder  nur 
eine  sehr  mäßige,  keineswegs  2%  übersteigende  Verzinsung  ge- 
nießen, für  den  Check-  und  Clearingverkehr  entschieden  zu  hoch 
und  konnte  leicht  die  Veranlassung  werden,  daß  sich  größere. 
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momentan  ohne  Verwendung  bleibende  Kapitalien  auf  ein  Konto  im 
Checkverkehr  des  Postsparkassenamtes  flüchteten,  was  — abgesehen 
davon,  daß  es  aus  anderen  Gründen  nicht  wünschenswert  war  — auch 
mit  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1882,  daß  das  Gut- 
haben eines  Einlegers  nach  Abschlag  der  Rückzahlungen  nicht  mehr 
als  1000  fl.  betragen  und  ein  diesen  Betrag  übersteigendes  Guthaben 
nicht  verzinst  werden  darf,  im  Widerspruche  stand,  und  dem  Postspar- 
kassenamte bei  der  plötzlichen  Zurückziehung  vieler  solcher  Kapitalien 
leicht  Verlegenheiten  bereiten  oder  dasselbe  wenigstens  zur  Haltung 
eines  mehr  als  nötig  großen  Barfonds  veranlassen  konnte;  — alle 
diese  und  noch  andere  Erwägungen  ernster  Art  führten  dazu, 
daß  mit  Gesetz  vom  19.  November  1887  einige  Abän- 
derungen des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1882  und  Bestim- 
mungen über  den  Anweisungs  (Check-  und  Clearing)- 
verkehr  des  Pos  t spark  assen  am  t es  getroffen  wurden. 

Durch  dieses  Gesetz  erhielt  die  bestehende  Einrichtung  des  Cbeck- 
und  Clearingverkehrs  des  Postsparkassenamtes  die  volle,  gesetzliche 
Grundlage,  und  es  war  dies  sowohl  im  Interesse  des  diese  Institution 
benutzenden  Publikums,  als  auch  im  Interesse  des  Postsparkassen- 
amtes selbst  unumgänglich  notwendig,  damit  bezüglich  der  vollen 
Legalität  der  Geschäftsführung  desselben  auch  nicht  der  geringste 
Zweifel  Raum  finden  könne. 


Durch  das  Gesetz  vom  19.  November  1887  wurde  vorerst  festge- 
setzt, daß  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1882  auf  den 
Anweisungs  (Check-  und  Clearing)-verkehr  keine  Anwendung  finden, 
mit  Ausnahme  der  Bestimmungen  Uber  die  organische  Stellung  und 
die-  Attribute  des  Postsparkassenamtes  als  einer  dem  Ressort  der  Post- 
verwaltung angehörigen  und  ihre  geschäftliche  Aufgabe  unter  Mit- 
wirkung der  hierzu  bestimmten  Postämter  vollziehenden  Staatsanstalt, 
dann  der  Bestimmungen  über  den  zur  Begutachtung  und  Antragstel- 
lung in  Angelegenheiten  der  Postsparkassen  bestellten  Beirat,  dessen 
Funktionen  ausdrücklich  auf  deD  Check-  und  Clearingverkehr  ausge- 
dehnt wurden,  dann  der  Bestimmungen  über  die  Rechnungslegung  des 
Postsparkassenamtes,  deren  Kontrolle  durch  den  k.  k.  Obersten  Rech- 
nungshof und  über  die  Veröffentlichung  der  Gebahrungsergebnisse,  so- 
wie des  Standes  der  Anstalt,  endlich  der  Bestimmungen  über  die  für 
den  Verkehr  des  Postsparkassenamtes  gewährte  Porto-,  Steuer-,  Stem- 
pel- und  Gebührenfreiheit,  welche  in  gleicher  Weise,  wie  den  Einlegern 
im  Sparverkehr,  auch  den  Teilnehmern  am  Checkverkehr  zugesichert 
blieb;  weiter  wurde  verfügt,  daß  der  Check-  und  Clearingverkehr  von 
dem  Sparverkehr  in  der  Gebahrung  und  Verrechnung  getrennt  zu 
führen  ist  und  die  Teilnahme  an  dem  ersteren  von  dem  Erläge  einer 
unverfügbaren  Stammeinlage  abhängig  gemacht.  Für  die  Einlagen 
im  Check-  und  Clearingverkehr  wurde  ein  M axim al Zinsfuß  von  2% 
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festgesetzt '),  sodann  wurden  einige  wesentliche  Aenderungen  in  den 
Bestimmungen  über  die  Bildung  des  Reservefonds,  sowie  über  die  Ver- 
anlagung der  dem  Amte  als  Nettoguthaben  verbleibenden  Einlagen 
getröden,  was  notwendig  war,  weil  sich  aus  der  Natur  des  kaufmän- 
nischen Anweisungsverkehrs,  der  die  augenblickliche  Verfügbarkeit  der 
in  demselben  eingelegten  Gelder  zur  Voraussetzung  hat,  die  Notwen- 
digkeit ergab,  die  Gebahrung  mit  den  fraglichen  Einlagen  derart  zu 
regeln,  daß  diese  Verfügbarkeit  in  jedem  Momente  vorhanden  ist,  für 
«eichen  Fall  die  ausschließliche  Veranlagung  in  Staatspapieren, 
wie  es  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1882  vorschrieb,  nicht  zweckmäßig 
erschien. 

Als  neue  Bestimmung  trat  die  Einhebung  von  besonderen 
Gebühren  für  die  Benutzung  des  Check-  und  Clearingverkehrs  hin- 
zu, und  zwar: 

1.  eine  Mauipulationsgebühr  von  2 kr.  für  jede  an  dem 
Konto  vorzunehmende  Amtshandlung  (Einlage,  Anweisung,  Gut- 
schrift, Lastschrift); 

2.  einer  Provision  im  Maximalbetrage  von  ein  Viertel  per  Mille 
von  der  Kontoausgabenseite  (Lastschriften), 

welche  Gebühren  vom  Postsparkassenamte  mittelst  Abschreibung  vom 
Konto  einzuheben  sind. 

Bei  Festsetzung  dieser  Gebühren  war  besonders  die  Erwägung 
maßgebend,  daß  in  Anbetracht  der  volks-  und  staatswirtschaftlichen 
Rücksichten,  welche  der  Aufrechthaltung  und  steten  Verbreitung  des 
Checks  und  der  Gutschrift,  als  der  rationellsten  Mittel  des 
Geldverkehrs,  das  Wort  reden , nicht  nur  auf  eine  thunlichst  mäßige 
Höhe,  sondern  namentlich  auf  eine  einfache,  die  Parteien  möglichst 
wenig  belästigende  Einhebungsform  besonderer  Wert  zu  legen  ist. 

Im  übrigen  wurde  durch  dieses  Gesetz  die  Regierung  ermäch- 
tigt, die  Höhe  der  Stammeinlage , die  Verzinslichkeit  derselben  und 
die  Festsetzung  des  Zinsfußes  innerhalb  der  Maximalgrenze  von  2%, 
sowie  überhaupt  den  ganzen  Check-  und  Clearingverkehr  im  Verord- 
nungswege  zu  regeln. 

ln  Durchführung  dieser  letzteren  Bestimmung  erschien  auch  un- 
mittelbar darauf  die  Verordnung  des  Handelsministeriums 
vom  22.  November  1887,  mit.  welcher  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ministerium  des  Innern  und  dem  Finanzministerium  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  19.  November  1887  bestimmte  Anordnungen 
in  betreff  des  Sparverkehrs  und  des  Anweisungs- 
(Check-  und  Clearin g)-verkehrs  des  Postsparkassen- 
amtes erlassen  wurden. 

Die  den  letzteren  betreffenden  Anordnungen  setzen  vor  allem  an- 


1)  Die  bereits  bestandene  Bestimmung,  dafs  die  Verzinsung  der  Einlagen  (inklusive 
der  Stammeinlage}  von  dein  auf  die  Buchung  der  Einlage  folgenden  1.  oder  16.  Tage 
das  Monats  beginnt  und  mit  Ablauf  des,  der  Abschreibung  des  angewiesenen  Betrages, 
wf  dem  Konto  vorhergegangenen  letzten  oder  15.  Monatstages  endigt,  sowie  dafs  Betrüge 
»ater  einem  Golden  nicht  verzinst  und  die  erwachsenen  Zinsen  mit  Sl.  Dezember  jeden 
Jthres  kapitalisiert  werden,  blieb  auch  durch  das  neue  Gesetz  unverändert. 
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deren  fest , daß  die  beim  Postsparkassenamte  in  Hinsicht  auf  den 
Anweisungs  (Check-  und  Clearing)- verkehr  bestehenden  Vor- 
schriften mit  den  durch  die  einschlägigen  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes vom  19.  November  1887  bedingten  Abänderungen  auch  fer- 
nerhin Anwendung  zu  finden  haben,  daß  die  Teilnahme  an 
demselben  auch  solchen  Persouen  gestattet  ist,  welche  nicht  Einleger 
im  Sparverkehr  sind,  wenn  sie  das  Ausuchen  um  Aufnahme  als  Teil- 
nehmer an  dem  Check-  und  Clearingverkehre  stellen,  und  werden  die 
Formalitäten  festgesetzt,  unter  welchen  dieses  Ansuchen  zu  stellen  ist. 
Damit  entfiel  natürlich  die  Notwendigkeit  der  vorherigen  Entnahme 
eines  Einlagebilchcls  im  Sparverkehr  und  der  Hinterlegung  desselben 
gegen  Depotschein  beim  Postsparkassenamte;  die  bisherigen  „Depot- 
scbeinbüchel“,  welche  die  Empfang-  und  Erlagscheine  enthielten,  wur- 
den von  nun  an  „EmpfangscheinbUchel  zu  dem  Chcck- 

konto  Nro “ genannt.  Ferner  wurde  die  Höhe  der  Stamm- 

eiulage  bis  auf  weiteres,  wie  bisher,  mit  100  fl.,  die  Verzinsung  der 
Einlagen  (inklusive  der  Stammeinlage)  mit  2%  und  die  von  jeder 
Lastschrift  einzuhebende  Provision  bis  zum  Betrage  von  3000  fl.  mit 
ein  Viertel  per  Mille,  und  bezüglich  des  diese  Summe  übersteigenden 
Betrages  mit  ein  Achtel  per  Mille  festgesetzt.  Von  dieser  Provision 
wurden  jedoch  alle  Lastschriften  im  Gutschriftsverkehr,  dann  die  mit- 
telst Postanweisung  durch  das  Postsparkassenamt  zur  Versendung  ge- 
langenden Beträge,  alle  zu  Gunsten  des  Postsparkassenamtes  in  Ab- 
schreibung kommenden  Gebühren,  Provisionen  etc.,  endlich  die  durch 
den  Ankauf  von  Staatspapieren  für  Rechnung  der  Teilnehmer  am  Check- 
verkehr in  Abschreibung  gebrachten  Beträge  befreit. 

Die  Teilnehmer  am  Check-  und  Clearingverkehr  können  nämlich, 
gleich  den  Einlegern  im  Sparverkehr,  den  Ankauf  von  öster- 
reichisch e n Staa tsp apiere n durch  das  Postsparkassen- 
amt für  ihre  Rechnung  verlangen , wenn  sie  den  entsprechenden  Be- 
trag auf  ihrem  Konto  verfügbar  haben;  das  bezügliche  Ansuchen  ist 
mittelst  Check,  welcher  auf  den  Nominalbetrag  der  anzukaufenden 
Staatspapiere  zu  lauten  hat,  an  das  Postsparkassenamt  zu  richten; 
Gattung  und  Stückzahl  der  Papiere,  sowie  die  näheren  Angaben  über 
Zusendung,  Deponierung  u.  s.  w.  sind  auf  der  Rückseite  des  Checks 
zu  vermerken.  Der  Ankauf  wird,  wenn  thunlich,  sofort  nach  dem  Ein- 
langen des  Ansuchens  beim  Postsparkassenamte  realisiert  und  zwar 
zum  amtlich  notierten  Warenkurse  der  Wiener  Börse  vom  selben  Tage, 
mit  einem  Zuschläge  von  2 per  milie  Provision  vom  Betrage  der  Rech- 
nung (mindestens  aber  20  kr.).  Die  angekauften  Staatspapiere  werden 
auf  Verlangen  des  Kontoinhabers  entweder  auf  seine  Kosten  und  Ge- 
fahr an  die  im  Check  angegebene  Adresse  versendet  oder  von  Amts- 
wegen kostenfrei  und  unter  Garantie  für  Gattung,  Stückzahl,  Coupon- 
ausstand  und  für  die  Nummern  bei  verlosbaren  Papieren  aufbewahrt. 
Ueber  die  deponierten  Papiere  werden  „Rentenbüchel“  ausge- 
fertigt und  portofrei  au  den  Kontoinhaber  übersendet.  Die  Coupons 
der  beim  Postsparkassenamte  deponierten  Staatspapiere  werden  am 
Fälligkeitstage  eingelöst  und  dem  Konto  des  Checkbüchelbesitzers  gut 
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geschrieben  oder  über  vorheriges  Verlangen  in  natura  oder  unter  Be- 
rechnung einer  Inkassoprovision  von  1 per  Mille  in  Barem  an  eine  an- 
zugebende Adresse  versendet.  Der  Eigentümer  eines  Rentenbüchels 
kann  jederzeit  die  Zusendung  oder  den  Verkauf  seiner  deponierten 
Staatspapiere  verlangen.  Der  Verkauf  erfolgt  zum  amtlich  notierten 
Geldkurs  der  Wiener  Börse  unter  Abrechnung  einer  Provision  von 
2 per  Mille  (oder  mindestens  20  kr.).  Der  Erlös  der  verkauften  Staats- 
papiere kann  entweder  auf  dem  Konto  gutgeschrieben  oder  an  irgend 
eine  Adresse  versendet  werden.  Sendungen  von  Bargeld,  Staatspapieren 
und  Coupons  genießen  die  Portofreiheit  nicht.  Bis  Ende  1891  haben 
zusammen  394  Kontoinhaber  im  Checkverkehr  durch  Entnahme  eines 
RentenbOchels  von  dieser  Einrichtung  Gebrauch  gemacht. 

Ferner  wurde  durch  die  Verordnung  des  Handelsministeriums 
vom  22.  November  1887  die  Entlohnung  für  die  Sammel- 
stellen festgesetzt,  welche  dieselben  für  die  Geschäfte  des  Post- 
sparkassendienstes nach  Schluß  eines  jeden  Kalenderjahres  ausgezahlt 
erhalten.  Dieselbe  beträgt,  insoweit  sie  den  Check-  und  Clearingver- 
kehr betrifft,  1 */*  kr.  für  jede  während  des  Jahres  bei  der  betreffen- 
den Sammelstelle  im  Anweisungs-  und  Checkverkehr  bewerkstelligte 
Einlage  1 ). 

Endlich  wurde  durch  die  Verordnung  des  Handelsministeriums 
vom  22.  November  1887  verfügt,  daß  die  Bestimmungen  derselben 
auch  auf  die  vor  Beginn  ihrer  Wirksamkeit  im  Anweisungs-(Check- 
und  Clearing-)  verkehr  bewerkstelligten  Einlagen  Anwendung  finden. 
Diese  Rückwirkung  war  notwendig,  da  es  schon  aus  geschäftlichen  und 
aus  Manipulationsgründen  nicht  angehen  konnte,  innerhalb  des  Check- 
und  Clearingverkehrs  zwei  Gruppen  von  Teilnehmern  mit,  je  nach  dem 
Zeitpunkte  ihres  Eintrittes  in  diesen  Verkehr,  verschiedenen  Rechten 
zu  schaffen.  Die  durch  diese  Rückwirkung  festgesetzte  rechtliche 
Gleichstellung  der  bisherigen  mit  den  künftigen  Teilnehmern  konnte 
um  so  weniger  einem  Bedenken  begegnen,  als  es  den  Teilnehmern  nach 
den  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  sowie  bisher  frei  steht,  aus 
diesem  Verkehre  auszuscheiden,  falls  ihnen  diese  Bedingungen  nicht 
konvenieren  sollten. 

Die  Wirkungen  des  Gesetzes  vom  19.  November  1887  und  der 
Verordnung  des  Handelsministeriums  vom  22.  November  1887  waren 
ausnahmslos  günstige. 

Wenn  an  die  Herabsetzung  des  Zinsfußes  für  die  Ein- 
lagen im  Check-  und  Clearingverkehr  (von  3 auf  2%)  von  mancher 
Seite  die  Befürchtung  geknüpft  wurde,  daß  nunmehr  große  Beträge  dem 
Guthaben  der  Kontoinhaber  entzogen  werden  würden,  so  sind  diese 
Befürchtungen  nicht  eingetroffen. 


1)  Für  den  Sparverkehr  beträgt  dies*  Entlohnung  ebenfalls  1 */4  kr.  für  jede 
während  des  Jahres  bei  der  betreffenden  8ammelstelle  im  Sparverkehr  bewerkstelligte 
Einlage,  sowie  5 kr.  für  jedes,  am  Jahresschlufs  existierende,  von  der  betreffenden  Sam- 
melstelle  in  demselben  Jahre  aasgegebene  Einlagebüchel. 

I>ntte  Folfv  B4.  IV  (MX).  2 
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Es  wurden  zwar  jene  Beträge,  welche  lediglich  zur  Fruktifizierung 
beim  Postsparkassenamte  erlagen,  zurückgezogen;  die  Summen,  welche 
aus  diesem  Anlasse  im  Laufe  des  Monats  Dezember  1887,  also  dem 
ersten  Monate  nach  dem  Inslebentreten  des  Gesetzes,  dem  Checkver- 
kehr entnommen  wurden,  bezifferten  sich  mit  rund  5 Millionen  Gulden, 
ohne  daß  jedoch  der  Checkverkehr,  dem  Umsätze  und  der  Zahl  der 
Teilnehmer  nach,  zurückgegangen  wäre.  Im  Monate  Januar  1888  und 
in  den  darauf  folgenden  Monaten  war  eine  größere  Zurückziehung  von 
Beträgen,  welche  sich  auf  die  Einwirkungen  des  Gesetzes  zurückführen 
ließe,  nicht  mehr  bemerkbar.  Auch  durch  die  neu  eingeführten  Ge- 
bühren wurde  dieser  Verkehr  nicht  geschädigt,  und  sind  weder  in- 
folge der  Manipulationsgebühr  von  den  Amtshandlungen,  noch  infolge 
der  Provision  von  den  Rückzahlungen  Saldokündigungen  oder  Re- 
stringierungen desVerkehrs  vorgekommen.  Die  Freilassung  des  Clearing- 
verkehrs von  jeder  Provision,  die  Abstufung  dieser  Gebühr  für  größere 
Beträge,  und  die,  die  Parteien  in  keiner  Weise  belästigende  Einhebung 
der  Gebühren  durch  Abschreibung  von  den  Konti  haben  jedenfalls  zu 
dieser  günstigen  Erscheinung  wesentlich  beigetragen. 

Mit  dem  Erlasse  des  Gesetzes  vom  19.  November  1887  und  der 
Verordnung  vom  22.  November  1887  war  nun  für  das  Postsparkassen- 
amt, beziehungsweise  für  dessen  Check-  und  Clearingverkehr  eine 
Periode  ruhiger  Entwickelung  auf  gesetzlich  festgestellter  Basis  ge- 
kommen, und  brachte  das  Jahr  1888  sowie  die  folgenden  Jahre  keine 
wesentliche  Neuerung  oder  neue  Einführung  in  diesem  Verkehre,  außer 
geringfügigen  Aenderungen  an  den  Dracksorten  und  in  der  internen 
Manipulation,  die  aber  von  keinem  weiteren  Interesse  für  die  Teil- 
nehmer am  Check-  und  Clearingverkehr  und  um  so  weniger  für  die 
Allgemeinheit  sind.  Höchstens  wäre  noch  ein  am  25.  Februar  1889 
mit  der  österreichisch-ungarischen  Bank  getroffenes 
Uebereinkommen  zu  erwähnen,  nach  welchem  jeder  Kontoinhaber 
im  Checkverkehre  des  Postsparkassenamtes  die  Ueberweisung  vou  Be- 
trägen aus  seinem  Guthaben  auf  irgend  welche,  bei  der  österreichisch- 
ungarischen Bank,  sei  es  auf  österreichischen  oder  ungarischen  Bank- 
plätzen bestehende  Konti  und  umgekehrt,  jeder  Kontoinhaber  der 
österreichisch  - ungarischen  Bank  die  Ueberweisung  von  Beträgen  aus 
seinem  Guthaben  auf  irgend  welche,  beim  Postsparkassenamte  im 
Clearingverkehr  bestehende  Konti  bewirken  kann.  Mit  Rücksicht  auf 
den  Umstand,  daß  sich  die  Geschäftsthätigkeit  des  Postsparkassen - 
amtes  nicht,  wohl  aber  die  der  österreichisch-ungarischen  Bank  auf 
Ungarn  erstreckt,  war  dieses  Uebereinkommen  für  zahlreiche  Konto- 
inhaber von  erwünschtem  Vorteil,  und  wird  von  dieser  Einrichtung 
auch  in  vielen  Fällen  Gebrauch  gemacht. 


Nachdem  im  vorhergehenden  die  Entstehung  und  orga- 
nische Entwickelung  des  Check-  und  Clearingverkehrs  des  k.  k. 
österreichischen  Postsparkassenamtes  besprochen  wurde,  soll  nun  im 
folgenden  eine  Darstellung  dieses  Verkehrs  gegeben  werden, 
wie  er  gegenwärtig  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  19.  November  1887 
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and  der  Verordnung  vom  22.  November  1887  sowie  der  früheren  Ver- 
ordnungen in  Ausübung  besteht. 

Beitritt  zum  C h eck verk eh r. 

Die  Teilnahme  an  diesem  Verkehre  ist  jedermann  gestattet;  wer 
demselben  beizutreten  wünscht,  hat  dies  auf  einer,  bei  jedem  Postamte 
unentgeltlich  erhältlichen  Drucksorte  zu  erklären  und  um  Eröffnung 
eines  Konto,  sowie  um  Uebersendung  eines  Checkbüchels  samt  einer 
entsprechenden  Anzahl  von  Empfang -Erlagscheinen  (mindestens  ein 
Büchel  mit  10  Stück)  anzusuchen.  Dieses  Ansuchen  ist  unter  Bei- 
schluß des  Betrages  von  1 fl.  50  kr.  für  das  Checkbüchel  und  eines 
weiteren  entsprechenden  Betrages  für  die  bestellten  Empfang  - Erlag- 
scheine (1  kr.  per  Stück)  portofrei  und  rekommandiert  an  das  Post- 
sparkassenamt in  Wien  einzusenden.  Dem  Postsparkassenamte  steht 
das  Recht  zu,  das  Ansuchen  um  Aufnahme  als  Teilnehmer  in  den 
Anweisungs-(Check-)  verkehr  ohne  Angabe  von  Gründen  abzulehnen. 

Wird  die  Aufnahme  bewilligt,  so  eröffnet  das  Postsparkassenamt 
dem  Gesuchsteller  ein  Konto  und  übersendet  ihm  die  bestellten  Check- 
end Empfangscheinbüchel  unter  Beigabe  dreier  Exemplare  einer  Druck- 
sorte, auf  welchen  dem  Postsparkassenamte  die  Unterschriften  der- 
jenigen Personen  bekannt  zu  geben  sind,  welche  berechtigt  sein  sollen, 
Checks  auszustellen,  d.  h.  über  das  jeweilig  vorhandene  Guthaben  un- 
beschränkt zu  verfügen.  Diese  Drucksorten  sind  dem  Vordrucke  ent- 
sprechend auszufertigen  und  an  das  Postsparkassenamt  zurückzusen- 
den und  zwar  auch  dann,  wenn  außer  dem  Kontoinhaber  niemand  zur 
Zeichnung  berechtigt  ist. 

Die  für  den  Gebrauch  der  Kontoinhaber  bestimmten  Drucksorten 
sind  entweder  in  deutscher  Sprache  allein  oder  in  dieser  und,  den 
österreichischen  Verhältnissen  entsprechend,  einer  der  landesüblichen 
Sprachen  abgefaßt  und  werden,  sowie  überhaupt  jede  für  den  Gebrauch 
des  Publikums  bestimmte  Drucksorte  jedem  darum  Ansuchenden  in 
der  landesüblichen  Sprache  ausgefolgt,  in  welcher  er  den  Postbe- 
diensteten anspricht  oder  in  welcher  er  beim  Postsparkassenamte 
darum  schriftlich  ansucht. 

Bezüglich  des  Beitrittes  zum  Clearingverkehr,  welcher 
jedem  Teilnehmer  am  Checkverkehr  freisteht,  sowie  bezüglich  des 
Abonnements  auf  die  „Liste  der  dem  Clearingverkehr  beigetretenen 
Mitglieder“  erhält  jeder  neu  eingetretene  Checkbüchelbesitzer  vom  Post- 
sparkassenamte eine  besondere  Einladung. 

Die  Stammeinlage,  welche,  wie  bereits  erwähnt,  bis  auf  weiteres 
ohne  Unterschied  mit  100  fl.  festgesetzt  wurde,  ist  innerhalb  eines 
Monats  nach  Bewilligung  der  Aufnahme  in  den  Checkverkehr  unter 
Benutzung  eines  Empfang- Erlagscheines  bei  irgend  einer  Sammelstelle 
zn  erlegen. 

Die  Stamnieinlage  bleibt  bei  dem  Postsparkassenamte  insolange 
hinterlegt,  als  der  Kontoinhaber  dem  Anweisungs-(Check-  und  Clearing-) 
verkehr  als  Teilnehmer  angehört.  Ueber  die  Stammeinlage  kann  wäh- 
rend der  Teilhaberschaft  am  Anweisungs-(Check-  und  Clearing-)ver- 

2* 


Digitized  by  Google 


20 


Eduard  T ob i 5 c h , 


kehr  nicht  verfügt  werden , und  ist  dieselbe  im  Falle  des  Aus- 
scheidens aus  dem  Verkehre  nur  gegen  15-tägige  Kündigung  rück- 
zahlbar. 

Neue  Konti  wurden  im  Checkverkehre: 


im  Jahre  1883  eröffnet  176,  davon  saldiert  9 


„ 

1884 

*472.  „ 

"9 

i» 

1885  „ 

4717.  •. 

,,  380 

1886  „ 

4269.  „ 

593 

,, 

»» 

1887  „ 

3*78,  „ 

„ 850 

u 

IS 

1888  „ 

*278.  „ 

,,  938 

it 

1889 

2658,  „ 

„ 908 

t« 

1890 

2694,  „ 

>.  932 

.V 

»» 

1891  „ 

2550.  .. 

„ 987 

Die  Zahl  der 

Kontoinhaber 

im 

Checkverkehr  betrug  dal 

Ende 

1883 

167, 

»* 

1884 

2 520,  darunter  I 283 

im  Clearingverkehr 

»» 

1885 

• 6 877. 

4733 

»*  »* 

V» 

1886 

■ l°55J. 

7 274 

»♦  »» 

♦» 

1887 

I 2 98 1 , 

8758 

•t  t« 

1888 

. 14  296, 

9836 

»»  4» 

tt 

1889 

. 16046, 

I 1 025 

*»  »» 

V« 

1890 

. 17808. 

12  200 

1»  11 

n 

1891 

• 1939', 

*3  33* 

»*  •» 

Von  den  19391  Kontoinhabern  im  Checkverkehr  (Ende  1891) 
waren  in  Ungarn  139,  in  Deutschland  61,  in  der  Schweiz  6,  in  Bosnien 
und  der  Herzegowina  5,  in  England  2,  und  je  1 in  Amerika,  Frank- 
reich, Griechenland,  Italien  und  Serbien  wohnhaft. 

Von  den  13331  Teilnehmern  am  Clearingverkehre  Ende  1891 
waren  110  in  Ungarn  und  55  im  Auslande. 


Die  Einlagen. 

Die  Einlagen  im  Checkverkehre  können  auf  folgende  Art  bewerk- 
stelligt werden: 

1.  mittelst  der  Empfang- Erlagscheine; 

2.  mittelst  Postanweisungen,  Nachnahmepostanweisungen  und  Auf- 
tragspostanweisungen ; 

3.  durch  Gutschrift  des  Erlöses  fälliger  Coupons  von  österreichi- 
schen Staatspapieren; 

4.  durch  Gutschriften  im  Clearingverkehr; 

5.  durch  Gutschrift  der  Beträge  von  beim  Postsparkassenamte 
zahlbar  gestellten  Urkunden. 

1.  Einlagen  mittelst  der  Empfang-Erlagscheine. 

Die  Empfangscheine  mit  anhängenden  Erlagscheinen  werden  vom 
Postsparkassenamte  in  Heften  zu  10,  20,  50  und  100  Stück  — deu 
Empfangscheinbüchein  — zum  Preise  von  1 kr.  per  Stück  an  die  Cbeck- 
büchelbesit/.er  hinausgegeben.  Sämtliche  Empfang-Erlagscheine  werden 
vor  ihrer  Hinausgabe  im  Postsparkassenamte  mit  der  Nummer  des 
Checkkonto,  für  welches  sie  bestimmt  sind,  und  mit  dem  Namen  und 
der  Adresse  des  Kontoinhabers  bedruckt.  Behufs  Bewerkstelligung 
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einer  Einlage  ist  ein  Blatt  des  Empfangschein  bücheis  (ein  Empfang- 
schein samt  Erlagschein)  von  der  Partei  dem  Vordrucke  entsprechend 
mit  Tinte  auszufüllen  und  sodann  mit  dem  Einlagabetrage  bei  einem 
Postamte  zu  überreichen.  Der  Postbeamte  versieht  nach  Uebernahme 
des  Geldes  beide  Scheine  mit  einem  Abdruck  des  Orts-  und  Datum- 
stempels, unterfertigt  den  Empfangscbein  und  stellt  ihn  der  einzah- 
lenden Partei  als  Bestätigung  über  die  gemachte  Einlage  zurück;  den 
Erlagschein  aber  trennt  er  ab  und  sendet  ihn  mit  der  Tagesrechnung 
an  das  Postsparkassenamt.  Dieses  bucht  sofort  nach  Eintreffen  der 
Tagesrechnung  die  Einlage  auf  das  Konto  des  betreffenden  Check- 
bflchelbesitzers  und  verständigt  denselben  hiervon  durch  den  Konto- 
auszug, dem  die  Erlagscheine  beigeschlossen  werden. 

Einlagen  auf  Grund  von  Empfangscheinen  bis  zum  Betrage  von 
300  fl.  können  auch  durch  die  Land briefträger  bewirkt  werden, 
ln  einem  solchen  Falle  übernimmt  der  Landbriefträger  den  gehörig 
ausgefülltcn  Empfang -Erlagschein  samt  dem  einzuzahlenden  Betrage 
und  übergicbt  der  Partei  einen  Interimsscheiu.  Beim  nächsten  Rund- 
gange  folgt  der  Landbriefträger  die  bestätigten  Empfangscheine  den 
Einzahlern  gegen  Einziehung  der  Interimsscheine  aus.  Für  jede  der- 
art bewirkte  Einlage  wird  eine  Einsammlungsgebühr  von  5 kr.  ein- 
gehoben. 

Mittelst  der  Empfang-Erlagscheine  wurden 


im 

Jahre 

1883 

891 

Einlagen  im  Gesamtbeträge 

von 

322  284  fl  98  kr. 

»« 

»* 

1884 

130  >55 

i« 

43  748  349  ..  34  .. 

ft 

»t 

1885 

1 008  970 

»1 

217  '09  >44  ..  «5  .. 

»♦ 

1886 

2 062  629 

t» 

361  466433  „ 98  „ 

n 

i* 

1887 

2811  409 

»» 

442  138  414  „ 02  „ 

t» 

it 

1888 

3 3**  945 

it 

446874O84  „ 28  „ 

ft 

tt 

1889 

4004  693 

5'7  734  774  ..  58 

„ 

ti 

1890 

4 787  103 

592  089  250  „ 32  „ 

t» 

1891 

5421  897 

663  221  494  „ 16  „ 

bewerkstelligt. 


2.  Einlagen  mittelst  Postanweisungen,  Kachnahme- 
postanweisungen  und  Auftragspostanweisungen. 

Jeder  in  Oesterreich  wohnende  Kontoinhaber  im  Checkverkehre  des 
Postsparkassenamtes  kann  verlangen , daß  die  bei  seinem  zuständigen 
Abgabepostamte  unter  seiner  Adresse  einlangenden  Postanweisungen  an 
das  Geldanweisungsamt  in  Wien  weiter  geleitet  und  von  diesem  dem 
Postsparkassenamte  zur  Gutschrift  der  angewiesenen  Beträge  auf  sein 
Checkkonto  ausgefolgt,  beziehungsweise  ausgezahlt  werden. 

Zu  diesem  Behufe  übergiebt  der  Checkkontoinhaber  eine  gericht- 
lich oder  notariell  legalisierte  Vollmacht,  vou  welcher  vorgedruckte 
Exemplare  beim  Postsparkassenamtc  bezogen  werden  können,  dem  Ab- 
gabepostamte, welches  dieselbe  an  das  Postsparkassenamt  in  Wien 
leitet.  Das  Postsparkassenamt  übermittelt  die  Vollmacht,  nach  genom- 
mener Vormerkung,  dem  Geldanweisungsamte  und  übersendet  dem  Ab- 
gabepostamte eine  Drucksorte  aus  rotem  Papier,  bestehend  aus  kleinen 
gummierten  Zetteln,  welche  auf  dem  linksseitigen  Abschnitte  die  Check- 


Digitized  by  Google 


22 


Eduard  Tobisch, 


kontonummer  des  Vollmachtgebers  und  auf  der  rechten  Seite  den  Namen 
desselben,  die  Cbeckkontonummer  und  die  Bemerkung  „K.  k.  Post- 
sparkassenamt in  Wien“  enthalten,  nebst  einer  Anzahl  von  mit  der 
Adresse  des  Vollmachtgebers  und  der  Kontonummer  desselben  ver- 
sehenen Couverts. 

Wenn  nun  Postanweisungen,  bei  welchen  die  obener- 
wähnten Voraussetzungen  vorhanden  sind,  beim  Abgabepostamte  ein- 
langen , so  beklebt  dieses  dieselben  mit  den  erwähnten  roten  Zetteln 
am  oberen  Rande  derart,  daß  der  linke  Teil  des  Zettels  auf  den  Cou- 
pon, der  rechte  aber  auf  die  Anweisung  zu  steheu  kommt.  Hierauf 
werden  vom  Postamte  die  Coupons  abgetrennt,  in  die  mit  den  kor- 
respondierenden Nummern  versehenen  Couverts  biuterlegt,  letztere  ge- 
schlossen und  die  so  geformten  Briefe  den  Adressaten  gegen  Bestä- 
tigung der  Stückzahl  der  in  den  Couverts  befindlichen  Coupons  im 
Avisobuche  ausgefolgt  Auf  den  Anweisungen  selbst  wird  der  ursprüng- 
liche Bestimmungsort  durchstrichen,  und  werden  dieselben  sodann  mit 
der  nächsten  Post  an  das  Geldanwcisungsamt  nach  Wien  abgefertigt, 
von  letzterem  dem  Postsparkassenamt  übermittelt,  welches  die  Beträge 
derselben  behebt,  auf  die  betreffenden  Konti  gutschreibt  und  hiervon 
die  Checkbüchelbesitzer  durch  den  Kontoauszug  verständigt.  Auf  tele- 
graphische Postanweisungen  findet  das  vorstehende  Verfahren  keine 
Anwendung. 

Im  internen  österreichischen  Verkehr,  dann  nach  Ungarn  und  dem 
Occupationsgebiete  können  diejenigen  Absender  von  Postaufträgen, 
welche  Kontoinhaber  im  Checkverkehre  des  Postsparkasseuamtes  sind, 
durch  eine  am  Fuße  des  Postauftragsformulars  geschriebene  und  unter- 
schriebene Notiz  das  Verlangen  stellen,  daß  das  eingezogene  Geld  an 
das  Postsparkassenamt  zur  Gutschrift  auf  ihrem  Konto  überwiesen 
werde;  desgleichen  kann  ein  Kontoinhaber  des  Postsparkassenamtes, 
wenn  er  eine  Postnachnahmesendung  aufgiebt,  den  Betrag  der 
Nachnahme  unmittelbar  zur  Gutschrift  auf  seinem  Konto  überweisen. 
Er  hat  zu  diesem  Zwecke  nur  die  den  Postbegleitadressen  zu  Nach- 
nahmesendungen anhängende  Nachnahmepostanweisung  an  das  Post- 
sparkassenamt zu  adressieren  und  auf  dem  Coupon  derselben  nebst 
dem  Namen  und  Wohnort  des  Empfängers  der  Nachnahmesendung  auch 
seinen  eigenen  Namen  und  Wohnort  anzugeben.  Das  Postsparkassen- 
amt behebt  gleich  nach  Einlangen  der  Auftrags-  beziehungsweise  Nach- 
nahmepostanweisung den  Betrag  derselben,  schreibt  ihn  auf  dem  be- 
treffenden Konto  gut  und  verständigt  den  Checkbüchelbesitzer  mittelst 
Kontoauszuges  unter  Anschluß  der  Coupons  der  Anweisungen. 

Für  die  Einkassierung  und  Gutschrift  von  Postanweisungsbeträgen 
jeder  Art  wird  vom  Postsparkassenamte  eine  Provision  von  1 kr.  per 
Anweisung  berechnet  und  von  dem  Konto  des  betreffenden  Checkbüchel- 
besitzers in  Abschreibung  gebracht. 

Kontoinhaber  im  Checkverkehre,  welche  bei  einem  nicht  ärarischen 
Postamte  einen  Anweisungsbetrag  einzukassieren  haben,  brauchen  den- 
selben nicht  bar  zu  beheben,  sondern  können  ihn  unmittelbar  mit- 
telst Erlagscheines  auf  ihr  Konto  einlegen;  ebenso  werden  Post- 


Digitized  by  Google 


Check-  and  Clearingverkehr  des  österr.  Postsparkassenamtes. 


23 


anweisungeil , welche  beim  Hauptpostamte  in  Wien  zahlbar  sind,  von 
der  Kasse  des  Postsparkasseuamtes  als  Einlagen  im  Checkverkehr 
angenommen.  Diese  Postanweisungen  müssen  für  diesen  Zweck 
vom  Adressaten  quittiert  sein  und  können  dann  von  wem  immer  zur 
Einlage  auf  irgend  ein  Konto  verwendet  werden,  nur  ist  die  Beigabe 
eines  entsprechend  ausgefüllten  Empfang  - Erlagscheines  zu  jeder  ein- 
zelnen Anweisung  erforderlich.  Die  Coupons  der  Postanweisungen 
können  vor  der  Einlage  abgetrennt  werden;  die  Provision  von  1 kr. 
wird  in  solchen  Fällen  für  die  Einkassierung  und  Gutschrift  der  An- 
weisungen nicht  berechnet. 

Durch  Gutschrift  von  Postanweisungen  wurden 


Jahr«  1884 

14841 

Einlagen  im 

Gesamtbeträge 

von 

851  5'3  71  kr. 

„ 1885 

127  717 

«4 

44 

6 399  569  ..  55  .. 

„ 1886 

346  843 

M »4 

4t 

4» 

*4  '97  434  ..  37  .. 

„ 1887 

475  =3° 

44  44 

4t 

44 

17702423  „ 55  „ 

„ 1888 

5»  1 '55 

*4  It 

44 

44 

«7  853  283  „ 84  „ 

„ 1889 

558  33° 

4V  4» 

44 

44 

18  967  659  „ 02  „ 

„ 1890 

680  780 

14  »t 

44 

44 

3»  349  594  ..  *8  „ 

f ■ 1891 

813  165 

II  «4 

*4 

44 

25614770  „ 89  „ 

bewerkstelligt. 


3.  Einlagen  durch  Gutschrift  des  Erlöses  fälliger 
Coupons  von  österreichischen  Staatspapieren. 

Das  Postsparkassenamt  übernimmt  von  seinen  Kontoinhabern  Cou- 
pons österr.  Staatspapiere  zur  Einlösung  und  Gutschrift  des  Erlöses 
auf  dem  betreffenden  Konto.  Zu  diesem  Zwecke  haben  die  Check- 
büchelbesitzer die  Coupons  entweder  an  der  Kassa  des  Amtes  zu  über- 
reichen oder  per  Post  frankiert  an  das  Postsparkassenamt  einzu- 
senden. 

Für  die  Einlösung  der  Coupons  berechnet  das  Postsparkassenamt 
eine  Vergütung  von  1 kr.  per  Stück  Coupon,  welche  von  dem  Erlöse 
in  Abzug  gebracht  wird. 

Für  Rechnung  der  Checkbüchelbesitzer  wurden 


im  Jahre 

1885 

'534 

Coupons 

im  Betrage  von 

31  949  fl. 

70  kr. 

44  44 

1886 

543° 

44 

44  44  44 

93  784  « 

94 

4»  *4 

1887 

544° 

44 

101  336  „ 

03  - 

44  44 

1888 

5300 

»4 

•4  *4  44 

96523  .• 

78  ,. 

44  «4 

1889 

384' 

44 

4t  44  1| 

67  245  « 

«7  .. 

4*  44 

1890 

4389 

44 

14  44  t« 

66385  ., 

34  >. 

44  44 

1891 

3464 

44 

5895» 

90  .. 

eingelöst  und  der  Betrag  auf  den  betreffenden  Konti  gutgeschrieben. 

Durch  Gutschrift  der  Coupons  von  den  deponierten  Effekten  der 
Rentenbüchelbesitzer  im  Checkverkehre  erfolgten: 


im 

Jahre 

1884 

142 

Einlagen 

im  Gesamtbeträge 

von 

3 310  fl.  17  kr. 

4t 

1885 

401 

44 

44 

4t 

44 

12  106  „ 67  „ 

44 

♦» 

1886 

613 

44 

44 

44 

44 

20898  „ 96  „ 

44 

44 

1887 

835 

44 

44 

44 

44 

33252  ..  37  .. 

44 

44 

1888 

1041 

44 

4t 

4» 

44 

51  309  ..  5'  .. 

4* 

44 

1889 

1068 

44 

4t 

44 

44 

64698  „ 52  „ 

44 

44 

1890 

"35 

44 

»4 

4t 

8'  7'9  ..  '3  .. 

44 

44 

1891 

1260 

4» 

44 

44 

44 

jo8  240  „ 07  „ 
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4.  Einlagen  durch  Gutschriften  im  Clearingverkehr. 

Ist  ein  Checkbüchelbesitzer  dem  Clearingverkehre  beigetreten,  so 
werden  von  Seite  des  Postsparkassenamtes  die  zu  seinen  Gunsten  aus- 
gestellten Checks  ohne  vorherige  Anfrage  seinem  Konto  gutgeschrieben 
und  nur  jene  zur  Barzahlung  angewiesen,  welche  ausdrücklich  die  Be- 
zeichnung: „Außerhalb  des  Clearingverkehrs“  tragen. 


Im  Jahre  1884  erfolgten  4 146  Gutschriften  im  Betrage  von  I 620  102  fl.  26  kr. 


„ 1886 

n 

1 16  508 

»»  »» 

„ 40271879  „51,, 

„ 1886 

H 

284  818 

»1  tl 

„ 102  185  786  „ 04  „ 

„ 1887 

»• 

395  3*« 

*1  1» 

,.  I5O479O85  „ 34  „ 

„ 1888 

tl 

434611 

»t  »1 

„ 177  846  958  .,  — „ 

1889 

1» 

5°7  495 

tl  tt 

„ 216  683  155  „ 51  „ 

1890 

»1 

592  280 

4»  II 

„ 264  262  296  „ 4I  „ 

tf  1891 

660341 

„ 310  I4I  924  „ 34  „ 

im  Clearingverkehre,  welchen  naturgemäß  eine  gleiche  Anzahl  Last- 
schriften im  gleichen  Betrage  gegenüberstehen  und  als  Rückzahlungen 
erscheinen. 


5.  Einlagen  durch  Gutschrift  der  Beträge  von  beim 
Postsparkassenamte  zahlbar  gestellten  Urkunden. 

Das  hierbei  beobachtete  Verfahren,  welches  bereits  besprochen 
wurde,  blieb  auch  durch  das  neue  Gesetz  unverändert. 

Durch  Gutschrift  der  Beträge  von  beim  Postsparkassenamte  zahl- 
bar gestellten  Urkunden  erfolgten 


m Jahre 

1886 

25  Einlagen 

im 

Gesamtbetrag« 

von 

17  915  S.  65  kr 

1»  *i 

1887 

68 

11 

11 

11 

23  369  ..  79  .. 

ii  »t 

1888 

728 

11 

11 

I 013  478  12  ., 

11  11 

1889 

"43 

11 

11 

I 072  812  „ 21  „ 

•1  11 

1890 

■794  .. 

11 

ii 

ti 

I 511  822  ..  17  „ 

11  11 

1891 

2613 

ti 

11 

♦1 

2303011  „ 95  „ 

Die  Gesamteinlagen  im  Checkverkehr  nach  allen  fünf 
im  vorhergehenden  besprochenen  Arten  betrugen  daher 


im 

Jahre 

1883 

892  Einlagen  im  Gesamtbeträge  von 

322  284  fl.  98  kr 

11 

ii 

1884 

149  284  „ 

46  223  529  „ 47  „ 

ii 

11 

1885 

1 255  130 

**  1| 

263  853  687  58  ,. 

11 

11 

1886 

2 700  368  „ 

478  190612  „ 94  „ 

11 

11 

1887 

3 688  303 

610477  881  „ 10  „ 

it 

ti 

1888 

4 281  780  „ 

II  II 

643  735  637  53  .. 

»» 

11 

1889 

S 076  57° 

II  II 

754  590  345  ••  .. 

n 

11 

1890 

6067481  „ 

880  361  067  „ 65  „ 

»• 

11 

1891 

6 902  740  „ 

1.  .1 

001  448  400  „ 31  „ 

Die  Rückzahlungen. 

Die  Verfügung  über  das  Guthaben  des  Kontoinhabers  geschieht1 
wie  erwähnt,  durch  Ausstellung  von  Checks;  nur  kleine  Abschrei- 
bungen für  Rechnung  des  Postsparkassenamtes  und  Saldierungen  der 
Konti  können  auf  anderweitiges  Verlangen  stattfinden. 

Die  Checks  werden  vom  Postsparkassenamtc  in  Heften  zu 
50  Blanketteu  zum  Preise  von  1 fl.  50  kr.  pro  Heft  (2  kr.  Stempel- 
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gebühr  und  1 kr.  Vergütung  für  die  Herstellungskosten,  zusammen 
3 kr.  pro  Blankett)  an  die  Teilnehmer  am  Checkverkehre  hinaus- 
gegeben. Sämtliche  Checks  werden,  wie  die  Empfang-Erlagscheine, 
vor  ihrer  Hinausgabe  im  Postsparkassenamte  mit  der  Nummer  des 
betreffenden  Checkkontos  und  mit  dem  Namen  und  der  Adresse  des 
Kontoinhabers  bedruckt. 

Ein  Check  kann  nur  über  einen  solchen  Betrag  ausgestellt  werden, 
der  innerhalb  des  verfügbaren  Guthabens  gelegen  ist  und 
sich  durch  die  an  den  Checks  sehr  sinnreich  angebrachten  Kontroll- 
ziffern bis  auf  die  Einheiten  genau  darstellen  läßt,  also  höchstens 
auf  10000  fl.  Als  verfügbares  Guthaben  gilt  jener  Betrag,  welchen 
der  in  Händen  des  Kontoinhabers  befindliche  letzte  Kontoauszug  des 
Postsparkassenamtes  — nach  Abzug  der  Stammeinlage  von  100  fl.  — 
answeist. 

Die  Rückzahlungen  können  ebenfalls  auf  mehrfache  Art  erfolgen, 
nnd  zwar: 

1.  durch  Kassa-Checks  oder  Ueberbringer-Checks ; 

2.  durch  Ausstellung  von  Zahlungsanweisungen; 

3.  durch  Ausstellung  von  Postanweisungen; 

4.  durch  Lastschriften  im  Clearingverkehr; 

5.  durch  Einziehung  von  Urkunden; 

6.  durch  Ankauf  von  Staatspapieren. 

1.  Rückzahlungen  durch  Kassa-Checks  oder  Ueber- 
bringer-Checks. 

Wünscht  der  Kontoinhaber,  daß  die  Zahlung  des  mittelst  Checks 
angewiesenen  Betrages  bei  der  Kassa  des  Postsparkassen- 
amtes an  denUeberbringer  geleistet  werde,  so  übergiebt  oder 
sendet  er  den  vorschriftsmäßig  ausgestellten  Check  ohne  Bei- 
setzung eines  Giro  an  diejenige  Person,  an  welche  er  die  Zah- 
lung leisten  will.  Diese  kann  den  Betrag  bei  der  Kassa  des  Amtes 
ohne  jede  weitere  Förmlichkeit  entweder  selbst  einkassieren,  oder  sie 
kann  den  Check  als  Zahlung  innerhalb  einer  Frist  von  14  Tagen  nach 
dem  Tage  der  Ausstellung , jedoch  ohne  Beisetzung  eines 
Giro,  weiter  begeben. 

Wer  immer  den  ordnungsgemäß  ausgestellten  Check  bei  der 
Kassa  des  Postsparkasscnamtes  abgiebt,  erhält  den  Betrag  bei  Sicht, 
vorausgesetzt,  daß  das  verfügbare  Guthaben  des  Kontoinhabers  aus- 
reicht. Wird  der  Check  nach  Ablauf  der  14-tägigen  Frist  zur 
Zahlung  vorgewiesen,  so  ist  das  Postsparkassenamt  berechtigt,  die 
Zahlung  abzulehnen. 

Kontoinhaber  im  Checkverkehre  können  den  Betrag  eines  Checks, 
der  ihnen  behufs  Einkassierung  beim  Postsparkassenamte  übermittelt 
wurde,  statt  denselben  einzukassieren,  unmittelbar  auf  ihr  Konto  gut- 
schreiben lassen.  Sie  haben  zu  diesem  Behufe  dies  nur  auf  der 
Rückseite  des  Checks  zu  bemerken  und  denselben  an  das  Postspar- 
kassenamt einzusenden.  Besitzt  der  Inhaber  eines  Ueberbringer-Checks 
kein  Konto  beim  Postsparkassenamte,  so  kann  er  unter  Einsendung 
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des  Checks  die  Zusendung  des  Betrages  desselben  verlangen.  Diese 
erfolgt  jedoch  nur  durch  Postanweisung  unter  Abzug  des  Portos. 

Bei  der  Kasse  des  Amtes  wurden 


im 

Jahre 

1883 

229  Check»  im  Gesamtbetrag« 

Ton 

9>  350 

a.  57  kr 

»• 

•i 

1884 

9 8*4 

• » 

11 

>3839554 

..  80  .. 

VI 

1885 

69  548 

II 

1« 

78375622 

..  38  .. 

n 

II 

1886 

110962  „ „ 

11 

♦1 

i4i  052  319 

..  3*  .. 

*» 

II 

1887 

>33  457 

1» 

11 

178349  458 

..  69  .. 

II 

1888 

123892  .,  „ 

II 

11 

179  983  422 

11  1» 

»♦ 

11 

1889 

138  7>l 

n 

ii 

222  707  527 

*1  01 

n 

1890 

<6*  >35 

11 

11 

271 238  968 

„ 36  .. 

»» 

11 

1891 

>84  >94 

n 

318239728 

.,  IO  ,. 

zur  Zahlung  präsentiert  und  vom  Amte  eingelöst. 


2.  Rückzahlungen  durch  Ausstellung  von  Zahlungs- 
anweisungen. 

Wünscht  der  Kontoinhaber,  daß  die  Zahlung  nicht  an  den  Ueber- 
bringer,  sondern  au  ihn  selbst  oder  an  eine  bestimmte  Person  bei 
irgend  einer  Sammelstelle  geleistet  werde,  so  setzt  er  auf  die  Rück- 
seite des  Checks  die  genaue  Adresse  derjenigen  Person,  an  welche 
die  Zahlung  geleistet  werden  soll,  und  seine  Unterschrift  Den  so 
ausgestatteten  Check  sendet  er  dann  direkt  an  das  Postsparkassen  amt, 
welches  sofort  an  die  angegebene  Person  eine  zwei  Monate  gütige 
Zahlungsanweisung,  die  bei  der  darin  angegebenen  Sammelstelle  ein- 
kassiert werden  kann,  übermittelt.  Die  Zahlung  erfolgt  an  den  In- 
haber der  unterfertigten  Zahlungsanweisung  gegen  Abgabe  derselben. 
Wird  eine  Zahlungsanweisung  innerhalb  zweier  Monate  nach  dem 
Tage  der  Ausstellung  nicht  zur  Zahlung  vorgewiesen,  so  wird  sie  als 
ungiltig  annulliert  und  der  Betrag  derselben  als  neue  Einlage  auf  dem 
Konto  gutgeschrieben. 

Die  Anzahl  aller  Zahlungsanweisungen,  welche  von  den  Sammel- 
stellen des  Amtes  honoriert  wurden,  betrug 


im 

Jahre 

1883 

736 

Stück  im 

Gesamtbeträge 

von 

120832  a. 

40 

kr. 

ii 

11 

1884 

>05  5 > 5 

11  ii 

11 

25  791  496  „ 

90 

»» 

11 

11 

1885 

402  398 

♦i  ii 

11 

11 

132053519  „ 

68 

ii 

11 

11 

1886 

585711 

n 11 

11 

it 

220  198  781  „ 

4> 

i* 

1* 

11 

1887 

686  423 

»1  n 

ii 

278  559  688  „ 

54 

♦1 

♦1 

1888 

663  382 

ti  ii 

11 

11 

280  241  673  „ 

*4 

11 

11 

it 

1889 

7*5  896 

•1  ii 

11 

305  7*0  753  .. 

26 

•1 

•1 

it 

1890 

805  9*7 

•i  11 

ti 

335  *93  895  .. 

62 

i« 

11 

11 

1891 

899  168 

♦1  11 

11 

«• 

361  7*7  4*9  .. 

26 

ii 

3.  Rückzahlungen  durch  Ausstellung  von  Post- 
anweisungen. 

Um  auch  Ungarn  und  das  Ausland,  wohin  überhaupt  Post- 
anweisungen zulässig  sind,  an  dem  Check-  und  Clearingverkehr  nach 
Möglichkeit  teilnehmen  zu  lassen,  können  auch  Checks  zur  Aus- 
zahlung von  Beträgen  an  Personen,  welche  in  Ungarn  oder  im  Aus- 
lande domizilieren,  angewiesen  werden.  Zu  diesem  Behüte  haben  die 
Checkbüchelbesitzer  nur  einen  Check  auszustellen  und  auf  der  Rück- 
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Seite  desselben  die  Worte  aufzuschreiben : „Zur  Ausstellung  einer 
Postanweisung  an  N.  N.  in  N.“,  ihre  Unterschrift  darunter  zu  setzen 
und  diesen  Check  an  das  Postsparkassenamt  einzusenden.  Der  an- 
zuweisende Betrag  kann  auf  dem  Check  entweder  in  österreichischer 
Währung  oder,  je  nach  dem  Bestimmungslande,  in  Mark-  oder  Frank- 
währung angegeben  werden.  Das  Postsparkassenamt  fertigt  sofort 
nach  dem  Einlangen  eines  solchen  Checks  eine  Postanweisung  auf  den 
angegebenen  Betrag  aus  und  versendet  dieselbe  an  die  auf  dem  Check 
bezeichnete  Adresse.  Auf  dem  Konto  des  Einlegers  wird  nebst  dem 
angewiesenen  Betrage  auch  das  zur  Frankierung  der  Postanweisung 
erforderliche  Porto  in  Anrechnung  gebracht  und  im  Kontoauszüge 
ersichtlich  gemacht. 

Die  Anzahl  der  auf  Grund  von  Checks  ausgestellten  Postanwei- 
sungen betrug 


im  Jahre 

1884 

485 

Stück  im  GesAmtbetrege 

von 

83  333  «•  »5 

kr. 

»»  tt 

1885 

5440 

tt 

777914  „ 16 

tt 

tt  tt 

1886 

1°  337 
II  789 

»1  >» 

»• 

I 402  668  „ 19 

tt 

tt  »» 

1887 

1»  »t 

tt 

' 583  °97  ..  88 

tt 

tt  »♦ 

1888 

12  528 

tt  tt 

tt 

1 7°5  948  „ 27 

tt 

»♦  »* 

1889 

15  020 

tl  M 

t* 

2 008  592  ,.  69 

t» 

»»  ♦» 

1890 

17827 

t»  t» 

tt 

2469267  „ 54 

tt 

tt  tt 

1891 

18828 

t»  tt 

tt 

2 61 1 044  „ 04 

tt 

4.  Rückzahlungen  durch  Lastschriften  im  Clearing- 

verkehr. 

In  diesem  Falle  erfolgt  die  Rückzahlung  dadurch,  daß  der  Konto- 
inhaber einen  ordnungsgemäß  ausgestellten  Check  au  das  Postspar- 
kassenamt einsendet  und  auf  dessen  Rückseite  die  Worte  setzt:  „Zur 

Gutschrift  auf  dem  Konto  Nro des  N.  N.  in  N.“  In  solchen 

Fällen  werden  die  Beträge  der  Checks  im  Postsparkassenamte  von 
dem  einen  Konto  ab-  und  auf  dem  anderen  Konto  gutgeschrieben  und 
beide  Kontoinhaber  sofort  von  der  vollzogenen  Transaktion,  bezie- 
hungsweise von  dem  nunmehrigen  Stande  ihres  Guthabens  durch  den 
Kontoauszug  verständigt.  Soll  ein  Check,  welcher  zu  Gunsten  eines 
dem  Clearingverkehr  angehörigen  Checkbüchelbesitzers  ausgestellt  ist, 
ausnahmsweise  nicht  zur  Gutschrift,  sondern  zur  Barzahlung  gelangen, 
so  hat  dies  der  Aussteller  auf  der  Rückseite  des  Checks  mit  den 
Worten : „Außerhalb  des  Clearingverkehrs“  ausdrücklich  zu  bemerken. 

Die  Zahl  und  der  Betrag  der  Rückzahlungen  durch  Lastschriften 
im  Clearingverkehr  stimmt  naturgemäß  mit  der  Zahl  und  dem  Be- 
trage der  Einlagen  durch  Gutschriften  im  Clearingverkehr  überein 
und  wurde  bei  der  Besprechung  dieser  letzteren  angegeben. 

5.  Rückzahlungen  durch  Einziehung  von  Urkunden. 

Den  CheckbüchelbesitzerD  ist  es,  wie  oben  erwähnt,  gestattet, 
mit  der  Ausstellung  von  Checks  das  Ersuchen  um  Einziehung  von 
Urkunden  zu  verbinden.  Die  in  Wien  zahlbaren  Wechsel  müssen 
beim  Postsparkassenamte  zahlbar  gestellt,  die  auf  einen  Ort  außer- 
halb Wiens  lautenden  Wechsel  aber  beim  Postsparkassenamte  durch 
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die  Bezeichnung:  „Zahlbar  beim  k.  k.  Postsparkassenamte  in  Wien“ 
domiziliert  werden. 

Das  Verfahren  bei  Einziehung  von  Urkunden  ist  bereits  oben 
besprochen ; nachdem  dasselbe  durch  das  Gesetz  vom  19.  November 
1887  keine  Veränderung  erfahren,  so  besteht  es  in  der  gleichen  Weise 
noch  gegenwärtig  in  Anwendung. 

Durch  Einziehung  von  Urkunden  wurden 


im 

Jahre 

18H5 

426  Rückzahlungen 

im 

Gesamtbetrag«  von 

406451  A. 

40 

kr. 

»» 

(V 

1886 

1 893 

1 522  404  „ 

03 

tf 

M 

ft 

1887 

2 284 

«* 

1 877  601  „ 

78 

n 

«1 

It 

1888 

3 '3i 

*» 

3°53  4>8  .. 

60 

»» 

1» 

1889 

3 3J5 

♦* 

2 823  844  „ 

60 

<• 

»t 

1890 

4422 

»» 

tt  4* 

3 436  794  .. 

78 

1» 

1891 

5 974 

»» 

4 564  '79  .. 

17 

?» 

bewerkstelligt. 


6.  Rückzahlungen  durch  Ankauf  von  Staatspapieren. 

Das  Verfahren  bei  Ankauf  von  Staatspapieren  ist  ebenfalls  bereits 
besprochen  und  ist  auch  gegenwärtig  noch  in  derselben  Weise  in 
Ausübung. 

Durch  Ankauf  von  Staatspapieren  wurden 


im 

Jahre 

1883 

4 Rückzahlungen  im 

Gesamtbeträge  von 

■ 090 

fl.  85  kr 

1* 

f« 

1884 

>5» 

ft  tt 

99  94' 

..  54  .. 

»» 

i» 

1885 

349 

f«  tt 

374  696 

..  59  .. 

»» 

»f 

1886 

3*5 

tt  t» 

445  338 

..  '9  .. 

•• 

fi 

1887 

584 

tt  t* 

844  977 

7'  .. 

it 

1888 

600 

tt  it 

887  036 

..  97 

»i 

ff 

1889 

516 

»1  tt 

955019 

..  38 

n 

1* 

1890 

568 

t«  tt 

I 274  606 

..  74  .» 

»r 

t» 

1891 

623 

•t  tt 

I 091  839 

..  37  .. 

»»  ft  40? 

effektuiert. 


Die  GesamtrUckzahlungen  im  Checkverkehre  nach 
allen  sechs  im  vorhergehenden  besprochenen  Arten  betrugen  daher 


im 

Jahre  1883 

969  Rück 

Zahlungen 

im 

Gesamtbeträge 

von 

213239  A. 

82 

kr 

tt 

tt  1884 

120  122 

ti 

tt 

„ 

tt 

41 234429  „ 

35 

II 

tt 

„ 1885 

594  667 

t* 

tt 

tt 

252  260  083  „ 

72 

»t 

tt 

„ 1886 

994096 

ft 

tt 

tt 

tt 

466  807  297 ,. 

18 

tt 

tt 

4,  1887 

■ 229  858 

tt 

ft 

t# 

*t 

6u  693909  „ 

94 

t V 

„ 1888 

1 238 144 

tt 

♦t 

•t 

»t 

643  7'8  457  H 

08 

ft 

ti 

„ 1889 

1 390  983 

tt 

tt 

tt 

t« 

750  898  892  „ 

45 

tt 

it 

„ 1890 

1 583  '49 

tt 

tt 

tt 

tt 

877  975  829  „ 

43 

tf 

ft 

,4  1891 

1 769  128 

»i 

tt 

tt 

tt 

998  376  '44  .. 

28 

ft 

Der  Einlagen  saldo  (d.  h.  die  gesamten  Einlagen  nach  Ab- 
schlag der  gesamten  Rückzahlungen  und  mit  Hinzurechnung  der  kapitali- 
sierten Zinsen)  betrug 


Eude 

1883 

tür 

167  Kontoinhaber 

108991  fl. 

16  kr. 

1884 

tt 

2 520 

5098091  „ 

28  „ 

1885 

tt 

6 877 

16691  695  „ 

'4  .. 

1886 

tt 

10  553  .1 

28  576  108  „ 

48 

tt 

1887 

tt 

12981  „ 

27930096  „ 

80  .. 

»t 

1838 

tt 

'4  J9®  .. 

28  284  451  „ 

94  .■ 

t* 

1889 

tt 

16046  „ 

32  328004  „ 

44  .. 

1 890 

tt 

17808  „ 

35  093  337  .. 

'5  •• 

1891 

tt 

'9  39' 

37490  170 

60  ,. 
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Austritt  aus  dem  Checkverkehre. 

Dem  Postsparkassenamte  steht  jederzeit  das  Recht  zu,  ohne  An- 
gabe von  Gründen  durch  Kündigung  der  Stammeinlage  das  sofortige 
Ausscheiden  eines  Teilnehmers  mit  der  Folge  zu  bewirken , daß  der 
Teilnehmer  vom  Tage  des  Empfanges  der  Kündigung  an  über  sein 
Guthaben  mittelst  Checks  nicht  weiter  zu  verfügen  berechtigt  ist. 
Aber  auch  der  Teilnehmer  am  Check-  und  Clearingverkehr  ist  jeder- 
zeit berechtigt,  durch  Kündigung  der  Stamraeinlage  unter  Rücksendung 
des  Checkbüchels  an  das  Postsparkassenamt  auf  die  Berechtigung, 
über  sein  Guthaben  mittelst  Checks  zu  verfügen,  Verzicht  zu  leisten. 
Die  Rückzahlung  der  Stammeinlage  erfolgt  15  Tage  nach  dem  Ein- 
treffen der  Kündigung.  

Aus  den  im  vorstehenden  angeführten  Ziffern  ist  zu  entnehmen, 
daß  der  Check-  und  Clearingverkehr  des  Postsparkassenamtes  die 
Aufgabe,  der  österreichischen  Geschäftswelt  eine  von  ihr  früher  nicht 
gekannte,  aber  eminent  wichtige  volkswirtschaftliche  Einrichtung  ge- 
boten und  zugänglich  gemacht  zu  haben,  vollauf  erfüllt  hat. 

Hat  aber  dieser  Verkehr  auch  seine  andere,  ursprünglichere 
Aufgabe  gelöst,  hat  derselbe  auch  den  mit  seiner  Einführung  eigent- 
lich beabsichtigten  Zweck  erreicht,  nämlich:  der  sozialen  In- 
stitution der  Postsparkassen  — welche  bei  aller  Wertschätzung  des 
ethischen  Momentes  doch  kaum  im  Stande  war,  das  berechtigte  Streben 
nach  möglichst  baldiger,  ökonomischer  Selbsterhaltung  und  nach  einem 
eigenen  Erträgnis  einer  rascheren  Verwirklichung  entgegen  zu  führen 
— eine  wirtschaftliche  Stütze,  einen  kräftigen  finanziellen  Halt  zu 
bieten  ? 

Diese  Frage  läßt  sich,  nachdem  infolge  des  Gesetzes  vom  19.  No- 
vember 1887  der  Check-  und  Clearingverkehr  beim  Postsparkassen- 
amte von  dem  Sparverkehr  in  der  Gebahrung  und  Verrechnung  voll- 
ständig getrennt  geführt  wird,  sofort,  durch  Ziffern  begründet,  beant- 
worten, und  die  Antwort  auf  diese  Frage  ergiebt  sich  aus  einer 

Darlegung  des  finanziellen  Ergebnisses. 

Das  Erträgnis  des  Checkverkehres  besteht  einesteils  aus  den 
U eb er s ch Ussen  der  Zinsen,  welche  dem  Postsparkassenamte 
speziell  im  Check-  und  Clearingverkehr  aus  der  Differenz  zwischen  den, 
den  Kontoinhabern  bezahlten  Zinsen  (bis  November  1887  3%  und  von 
da  ab  2 %)  und  den  vom  Postsparkassenamte  aus  der  vorübergehenden 
oder  dauernden  Veranlagung  der  disponiblen  Gelder  erzielten  Zinsen 
erwachsen,  und  andernteils  aus  den  verschiedenen  im  Check-  und 
Clearingverkehr  bestehenden  Gebühren  und  Provisionen. 

Die  Ueberscbüsse  der  Zinsen  sind  in  Rücksicht  auf  die 
Höhe  der  in  Betracht  kommenden  Summen  an  und  für  sich  bedeutend 
und  erfahren  durch  die,  vielfach  vor  Eintritt  der  Zinspflicht  des  Amtes 
sich  vollziehende  Umsetzung  der  Beträge  und  durch  die  hiermit  ver- 
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bundene  Unterbrechung  der  Verzinsung  noch  eine  immerhin  beachtens- 
werte Erhöhung;  sic  betrugen 


im  Jahre  1886 

t,  „ 1887 

•<  f«  1888 

„ „ 1889 

„ fy  1890 

„ „ 1891 


68o  247  fl.  21  kr. 
625  »55  ..  5*  .. 
701  221  ..  93 
703  973  ..  43  .. 
782  J33  38  „ 

926521  ,,  65  „ 


Das  Erträgnis,  welches  die  verschiedenen  im  Check-  und  Clearing- 
verkehre bestehenden  Gebühren  und  Provisionen  lieferten, betrug 


im  Jahre  1886 
v 1887 

„ ft  1888 

».  .t  1889 

„ t,  1890 

„ „ 1891 


4774  «•  15  kr. 

25  967  44  „ 

217  «97  ..  84  .. 
251  891  „ - „ 
363  634  „ 18  „ 
448  738  „ 24  „ 


Der  vom  Postsparkassenamte  lediglich  im  Check-  und  Clearing- 
verkehre ausgewiesenc  Reingewinn,  nach  Abzug  aller  auf  diesen 
Verkehr  entfallenden  Regieauslagen,  Adaptierungskosten,  Sensarien, 
Entlohnungen  der  Sammelstellen,  Abschreibungen  vom  Mobiliar  etc. 
etc.  betrug 


im  Jahre 

1886 

160  885 

S.  37  kr 

1887 

248  476 

..  91  ,, 

«•  49 

1888 

5°8  7»5 

n 83 

1889 

537  3°S 

*,  60  „ 

f9  9t 

1890 

587  558 

* 33  .. 

»t  99 

1891 

715658 

77  „ 

Aus  diesen  Ziffern  geht  hervor,  daß  der  Check-  und  Clearingver- 
kehr auch  in  finanzieller  Beziehung  bisher  sehr  günstige  Resultate  er- 
zielt bat  und  daß  derselbe  daher  nicht  nur  eine  für  die 
Geschäftswelt  bereits  unentbehrliche,  sondern  auch 
eine  für  die  Staatsfinanzen  bedeutungsvolle  und  wich- 
tige Institution  geworden  ist. 


Durch  die  Einrichtung  des  Check-  und  Clearingverkehrs  beim 
Postsparkassenamtc  ist  jedermann  die  Möglichkeit  geboten,  seine  aus- 
stehenden Forderungen  auf  die  einfachste  und  sicherste  Weise 
einzuziehen  und  alle  Zahlungen  ohne  die  geringste  Gefahr,  fast 
ohne  Aufwand  an  Zeit  und  Mühe  oder  Inanspruchnahme  von 
Bargeld,  zu  bewirken.  Hat  jemand  von  einer  und  derselben  Per- 
son wiederholt  Barzahlungen  zu  empfangen,  so  kann  dieser  Person 
ein  ganzes  Empfangscheinbüchcl  zu  10  , 20  , 50  oder  100  Stück  Em- 
pfang-Erlagscheinen übergeben  werden , je  nachdem  diese  Zahlungen 
öfter  oder  weniger  oft  erfolgen. 

Ein  Haudlungsha  us  beispielsweise  kann  an  seine  Abnehmer 
und  Kunden  gleichzeitig  mit  der  Faktura  einen  Empfang-Erlagschein 
senden,  mittelst  welchem  dann  die  Einzahlung  des  Betrages  von  diesem 
Abnehmer,  der  selbst  kein  Kontoinhaber  des  Postsparkassenamtes  zu 
sein  braucht,  bei  jeder  Samraelstellc  erfolgen  kann.  So  empfiehlt  es 
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sich  auch  für  ein  Handlungshaus,  Reisende  mit  einem  solchen  Em- 
pfangseheinbüchel zu  versehen;  die  Reisenden  können  die  von  ihnen 
einkassierten  Gelder  beim  nächsten  Postamte  ohne  Kosten  und  Gefahr 
auf  das  Konto  ihres  Hauses  mittelst  eines  solchen  Empfang- Erlagscheines 
einlegen  und  auf  der  Rückseite  des  Erlagscheines  die  dazu  notwendigen 
schriftlichen  Mitteilungen  machen.  Das  Handlungshaus  wird  durch 
den  Kontoauszug  und  den  Erlagschein  von  der  bewerkstelligten  Ein- 
lage verständigt  und  über  den  Stand  seines  Guthabens  unterrichtet. 

Vereine  können  die  Beiträge  ihrer  Mitglieder  dadurch  auf  die 
leichteste  Art  einkassieren,  daß  sie  ihren  Mitgliedern  je  einen  oder 
mehrere  EmpfaDg-Erlagscheine  zur  Verfügung  stellen,  auf  Grund  deren 
dann  das  Mitglied  bei  der  nächsten  Sammelstelle  den  Betrag  erlegt. 
Der  Verein  erlangt  mittelst  Kontoauszuges,  sowie  durch  den  Erlag- 
schein von  der  Einzahlung  des  Betrages  Kenntnis. 

Versicherungsgesellschaften  können  die  Einzahlung  der 
Prämien  von  seiten  ihrer  Versicherten  ohne  jede  Förmlichkeit  dadurch 
bewerkstelligen,  daß  sie  dem  Versicherten  Emfang-Erlagscheine  über- 
mitteln, mittelst  welcher  derselbe  zu  den  bestimmten  Terminen  die 
Prämien  bei  der  nächsten  Sammelstelle  einzahlt.  Die  Versicherungs- 
gesellschaft wird  durch  den  Kontoauszug  und  Erlagschein  stets  sofort 
von  einer  solchen  Einzahlung  verständigt. 

In  derselben  Weise  können  auch  Zeitungsunternehmungen, 
Ratengeschäfte  u.  s.  w.  von  den  Empfang-Erlagscheinen  Gebrauch 
machen. 

Ebenso  einfach  und  sicher  wie  die  Einziehung  ausständiger  Be- 
träge gestaltet  sich  die  Verfügung  mittelst  Checks  über  das 
angesammelte  Guthaben. 

Der  Kontoinhaber  kann  entweder  die  Beträge  an  sich  ziehen,  oder 
er  kann  sie  zur  Auszahlung  an  eine  dritte  Person  oder  zur  Gutschrift 
auf  dem  Konto  eines  andern  Checkbüchelbesitzers  anweisen.  Er  kann 
ferner  durch  die  Checks  die  Ausstellung  einer  Postanweisung  oder  die 
Einziehung  einer  Urkunde  oder  den  Ankauf  von  Staatspapieren  für 
seine  Rechnung  verlangen. 

Advokaten,  Notare,  Vermögensverwalter  können  Er- 
läge bei  Gerichten,  Staatsbehörden,  Aemtern  und  Kassen  bewerkstelligen  ; 
Geschäftsleute  in  der  Provinz  bedürfen  zur  Einlösung  ihrer 
Accepte  keines  Vermittlers  oder  Geschäftsfreundes  in  Wien;  das  Post- 
sparkassenamt  übernimmt  die  Einziehung  und  Honorierung  der  bei 
demselben  domizilierten  Wechsel,  wodurch  jedes  Risiko  und  jede  Geld- 
sendung in  Wegfall  kommt 

Aus  den  angeführten  Beispielen  geht  hervor,  daß  durch  den  Check- 
nnd  Clearingverkehr  die  Versendung  von  Bargeld  ganz  entbehrlich 
wird  und  dadurch  der  Einzelne  von  allen  jenen  Nachteilen  bewahrt 
bleibt,  welche  mit  der  Uebernahme  und  Uebergabe  von  Geldbeträgen 
verbunden  sind.  Das  Postsparkassenamt  besorgt  in  dieser  Richtung 
alle  Kassengeschäfte  für  seine  Teilnehmer  am  Checkverkehr , so  daß 
diese  die  eigenen  Barbestände  auf  einen  geringen,  für  den  momen- 
tanen Bedarf  berechneten  Betrag  beschränken  können  und  dadurch 
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aller  jener  Vorkehrungen  enthoben  werden,  welche  zur  sicheren  Auf- 
bewahrung größerer  Beträge  unerläßlich  sind.  Die  Kapitalien  liegen 
nicht  zersplittert  und  brach  in  den  einzelnen  Kassen,  sondern  werden 
vom  Postsparkassenamte  vereinigt  und  fruchtbringend  angelegt,  was 
durch  die  gewährte  Verzinsung  der  Einlagen  wieder  den  einzelnen 
Teilnehmern  zu  gute  kommt.  Die  leichtere  Gelegenheit  zur  interlo- 
kalen Zahlung  ist  gewiß  auch  nicht  wenig  dazu  geeignet,  eine  der 
irrationellsten  Gewohnheiten  des  Geschäftsverkehrs,  die  Buchkre- 
dit  Wirtschaft,  zu  beseitigen.  Das  übermäßig  lange  Kreditieren, 
die  Nichtbarzahlung  der  Forderungen  der  Gewerbsleute  ist  ein  Haupt- 
übelstand,  an  dem  das  wirtschaftliche  Leben  krankt;  auch  in  dieser 
Beziehung  ist  der  Check-  und  Clearingverkehr  von  großer  Bedeutung; 
schon  jetzt  übersenden  intelligente  Geschäftsleute  an  ihre  Kunden  zu- 
gleich mit  der  Rechnung  einen  Empfang-Erlagschein,  auf  Grund  dessen 
diese  den  Betrag  kostenfrei  einzahlen. 

Diese  und  noch  viele  andere  sind  die  großen  Vorteile  dieses  Ver- 
kehrs für  den  Einzelnen;  noch  größer  über  ist  die  Bedeutung 
desselben  für  die  Gesamtheit,  für  deu  Staat. 

Die  Organisation  des  Check-  und  Clearingverkehrs  macht  das 
Postsparkassenamt  zum  Mittelpunkt  der  bankmäßigen  Kassaführung 
seiner  Kontoinhaber,  und  dadurch  übernimmt  das  Postsparkassenamt 
die  Aufgabe  einer  Depositenbank  nach  englischem  Muster.  Es  bat 
aber  vor  dieser,  außer  der  hochwichtigen  Eigenschaft  als  Staats- 
anstalt, noch  den  bedeutenden  Vorteil  voraus,  daß  die  posta- 
lischen Formen  des  Geldverkehrs  dem  durch  das  Amt  vermittelten 
bankmäßigen  Zahlungsverkehr  in  unmittelbarer  Weise  dienstbar 
gemacht  werden,  ein  Moment,  das  nicht  zu  unterschätzen  ist,  weil  dem 
kleinen  Geschäftsmanne,  dem  Privaten  etc.  im  allgemeinen  die  posta- 
lischen Formen  geläufiger  sind  als  die  bankmäßigen. 

Noch  ein  wichtiger  Umstand  kommt  hierbei  in  Betracht.  Eine 
Bank  kann  die  Kasseverwaltung  nur  für  ihren  Kundenkreis  besorgen; 
der  Kreis  der  Geschäftsbetriebe  aber,  der  für  eine  direkte  Verbindung  mit 
einer  Bank  qualifiziert  ist,  ist  ein  beschränkter.  Auch  zahlreiche 
Private,  die  keinen  Geschäftsbetrieb  haben,  unterhalten  oft  einen  um- 
fangreichen Zahlungsverkehr;  — alle  diese,  die  sonst  von  den  Vor- 
teilen des  regelmäßigen  Bankbetriebes  ausgeschlossen  sind,  können  an 
demselben  durch  den  Check-  und  Clearingverkehr  des  Postsparkassen- 
amtes teilnehmen,  diese  Vorteile  werden  daher  allgemein  zugäng- 
lich, d.  h.  sie  werden  in  des  Wortes  vollster  Bedeutung  populär 
gemacht.  Durch  den  Check-  und  Clearingverkehr  des  Postsparkassen- 
amtes werden  breite  Schichten  der  Bevölkerung  an  den  Gebrauch  des 
Checks  gewöhnt,  in  zahlreiche  Klassen  des  Handels  und  der  Industrie, 
der  Bodenkultur,  der  Vereinsthätigkeit,  der  Privatwirtschaft  u.  a.  w. 
wird  durch  diesen  Verkehr  der  Check  überhaupt  erst  einge- 
führt und  bekannt  gemacht 

Im  Clearingverkehr  erfolgt  der  gegenseitige  Austausch  von  Schul- 
digkeiten und  Forderungen  ohne  die  geringste  Gefahr  durch 
einfache  Ab-  und  Zuschreibung  der  mittelst  Check  angewiesenen  Be- 


Digitized  by  Google 


Check*  and  Clearingverkehr  des  öslerr.  Post»parkas»euacnte!>. 


33 


trage,  ohne  Aufwand  von  Zeit,  da  die  Ab-  und  Zuschreibung 
im  Postsparkassenamte  gleichzeitig  geschieht  und  beide  Kontoinhaber 
mittelst  der  Kontoauszüge  gleichzeitig  verständigt  werden,  mit  der 
geringsten  Mühe,  denn  die  gegenseitige  Uebertraguug  erfolgt  im 
Postparkassenamte  selbst,  also  ohne  Intervention  eines  Postamtes  oder 
der  Partei  und  fast  ohne  Kosten,  da  das  Postsparkassenamt  für 
die  Lastschriften  in  diesem  Verkehr  keine  Provision,  sondern  einzig 
und  allein  eine  Manipulationsgebühr  von  2 kr.  für  die  Gutschrift 
und  Lastschrift  berechnet.  Es  wird  aber  durch  das  Check-  und 
Clearingsystem  nicht  allein  eine  große  Menge  Zeit,  Arbeit  und 
Arbeitskraft  erspart  und  eine  geradezu  unvergleichliche  Sicherheit 
gegen  Irrtum  und  Betrug  erreicht,  sondern  es  hat  dieser  Ver- 
kehr noch  die  weittragende  Bedeutung,  daß  derselbe  namentlich  in 
Zeiten  starker  Bewegung  des  Geldmarktes  eine  Erleichterung  für  die 
Geschäftswelt  bietet  und  eventuell  auch  von  Einfluß  auf  die  Diskonto- 
politik der  Banken  sich  erweisen  kann,  und  daß  durch  denselben  vor 
allem  auch  dem  Volkshaoshalte  eine  wesentliche  Ansgabe  erspart 
wird ; denn  die  umlaufenden  Geldmittel,  ob  Münzen  oder  Noten,  werden 
rasch  abgenutzt  und  müssen  in  kürzerer  oder  längerer  Frist  durch 
neue  umgetauscht  werden,  was  Anschaffungs-,  Herstellungs-,  Erbal- 
tungs-,  üeberwachungs-  und  Umlaufskosten  verursacht,  die  sehr 
bedeutend  sind.  Aber  je  größere  Schichten  der  Geschäftswelt 
und  des  Privatpublikums  sich  des  Check-  und  Clearingverkehrs  be- 
dienen, desto  weniger  Geldwertzeichen  werden  cirkulieren,  um  so  ge- 
ringer ist  ihre  Abnutzung  und  um  so  weniger  bedürfen  sie  des  Um- 
tausches. Diese  Kosten  werden  daher  erspart;  es  können  Millionen 
von  Zahlungen  stattfinden,  ohne  daß  ein  Geldzeichen  in  den  Kassen 
des  Amtes  von  seiner  Stelle  gerückt  wird. 

Es  wurde  dies  alles  zwar  schon  oft  und  von  berufenerer  Seite 
gesagt,  aber  es  kann  nicht  oft  genug  wiederholt  werden:  das  beste 
Mittel,  den  Bedarf  an  Umlaufsmitteln  thunlichst  zu 
verri n gern,  ist  die  sorgsamste  Pflege  des  Check-  und 
Clearingverkehrs,  und  dies  namentlich  in  Oesterreich,  welches 
sich  dazu  rüstet,  seine  Valutaverhältnisse  zu  regeln,  für  welches  die 
Ersparung  von  Cirkulationsmitteln , d.  h.  ein  ausgiebiger 
Ch  eck-  und  Clearingver  kehr  eine  unerläßliche  Vor  bedin- 
gung  ist. 

Daß  dies  auch  an  maßgebender  Stelle  erkannt  wird,  geht  daraus 
hervor,  daß,  Zeitungsnachrichten  zufolge,  die  Absicht  bestehen  und 
bereits  ein  vollständiges  Projekt  vorliegen  soll,  die  Einzahlung  der 
Steuern  im  Wege  des  Check-  und  Clearingverkehrs  zu  ermöglichen 
und  eine  Organisation  zu  schaffen,  daß  die  Zahlung  der  Beamtenge- 
halte und  überhaupt  alle  Zahlungen  des  Staates  im  Checkverkehr  des 
Postsparkassenamtes  durchgeführt  werden  können.  Ob  nun  diese  Zei- 
tungsnachrichten auf  Wahrheit  beruhen  oder  nicht,  entzieht  sich  vor- 
läufig einer  Aeußerung;  so  viel  aber  ist  gewiß:  der  Check-  und 
Clearingverkehr  des  Postsparkassenamtes  findet  in 
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maßgebenden  Kreisen  die  günstigste  Beurteilung  und 
die  thunlichste  Förderung! 

Durch  die  Thatsache,  daß  der  Check-  und  Clearingverkehr  des 
österreichischen  Postsparkassenamtes  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
19.  November  1887  vom  Sparverkehr  in  der  Gebahrung  und  Verrech- 
nung vollständig  getrennt  geführt  wird,  ist  der  Beweis  erbracht,  daß 
dieser  Verkehr  auch  ohne  Postsparkassenverkehr  und  ganz  unab- 
hängig von  der  Postsparkasse  als  solcher  ganz  gut  und  vielleicht  mit 
noch  größerem  finanziellen  Erfolge  geführt  werden  kann. 

Es  könnten  also  beispielsweise  auch  solche  Staaten,  welche  bis 
jetzt  den  Postsparkassen  aus  verschiedenen  Gründen  nicht  sympathisch 
gegeuüberstanden , und  dieselben  daher  nicht  eingeführt  haben,  sehr 
wohl  den  Check-  und  Clearingverkehr  bei  den  Postämtern  ein  führen 
und  eine  Centralstelle  als  „Post-Check-  und  Clearing- Amt“ 
errichten , welche  diesen  Verkehr,  wie  in  Oesterreich  oder  in  Ungarn, 
durch  die  Postämter  vermittelt,  ohne  daß  deshalb  der  Frage  der  Ein- 
führung der  Postsparkassen  näher  getreten  werden  müßte. 

Die  Ansicht,  daß  dort,  wo  eine  Staatsbank,  Nationalbank  oder 
Reichsbank  etc.  mit  gesetzlicher  Grundlage  existiert,  ein  Check-  und 
Clearingverkehr,  wie  ihn  das  österreichische  Postsparkassenamt  pflegt, 
durch  die  Reichsbank  besorgt  werde,  eine  besondere  Einführung  des- 
selben daher  nicht  nötig  sei,  kann  wohl  nur  von  solchen  ausgesprochen 
werden,  die  den  Check-  und  Clearingverkehr  des  österreichischen  Post- 
sparkassenamtes nicht  kennen.  Die  Unhaltbarkeit  dieser  Ansicht 
wird  sofort  klar,  wenn  man  bedenkt,  daß  im  österreichischen  Check- 
und  Clearingverkehr  nahezu  22%  aller  Einlagen  in  Beträgen  bis  zu 
5 fl.,  nahezu  62%  aller  Einlagen  in  Beträgen  bis  zu  höchstens  50  fl. 
sich  bewegen  und  nur  5%  aller  Einlagen  den  Betrag  von  je  500  fl. 
überschreiten,  und  wenn  man  weiter  bedenkt,  daß  für  eine  große  Bank 
die  kleinen  und  selbst  die  mittleren  täglichen  Uebertragungen  nur  eine 
unangenehme  Last  bedeuten.  Im  übrigen  aber  bildet  der  Check-  und 
Clearingverkehr,  wie  ihn  das  österreichische  Postsparkassenamt  einge- 
führt hat,  nur  eine  natürliche  Ergänzung  des  Giroverkehrs  der  diesen 
Verkehr  überhaupt  pflegenden  Banken. 

Wenn  aber  in  einem  unserer  Nachbarstaaten  mit  oder  auch 
ohne  Postsparkassen  ein  solcher  Check-  und  Clearingverkehr,  wie  ihn 
unser  Postsparkassenamt  ausübt,  eingeführt  würde,  und  wenn  dessen 
Organisation  in  den  hauptsächlichsten  Bestimmungen  dem  erprobten 
österreichischen  Systeme  angepaßt  wäre,  so  ließe  sich  mit  Leichtigkeit 
und  ohne  jede  Schwierigkeit  oder  Störung  ein  gegenseitiger 
Uebertragungsverkehr  einrichten  — und  damit  wäre  ein  Geld- 
verkehr von  einem  heute  gar  nicht  absehbaren  Umfange 
geschaffen,  der  sich  aber  in  den  Bureaus  der  beiden  Centralämter 
lediglich  durch  Ab-  und  Zuschreibungen  vollziehen  würde,  ohne  daß 
auch  nur  ein  einziges  Geldzeichen  berührt  zu  werden  brauchtet  Daß 
ein  solcher  Verkehr  das  Verhältnis  zwischen  den  einzelnen  Staaten, 
vielleicht  noch  mehr  als  handelspolitische  und  andere  Vereinbarungen 
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in  einer  für  beide  Teile  äußerst  ersprießlichen  Weise  beeinflussen  würde, 
ist  überflüssig,  des  weiteren  auszuführen:  Sapienti  sat! 

Es  erübrigen  nun  noch  einige  Worte  über  die  Organisation 
und  die  Stellung  des  Postsparkassenamtes,  als  des  Yermittelungs- 
amtes  für  den  Check-  und  Clearingverkehr,  und  über  die  Beziehungen 
desselben  zu  seinen  Hilfsorganen,  den  Postämtern,  als  S a m m e 1 s t e 1 1 e n. 

Das  Postsparkassenamt  besteht  gegenwärtig  aus  fünf  Departe- 
ments: 1.  Allgemeine  Verwaltung,  2.  Betriebsverwaltung,  3.  Rechnungs- 
wesen, 4.  Kassaverwaltung,  5.  Effektenverwaltung. 

Dem  Departement  I (Allgemeine  Verwaltung)  gehört  das 
Sekretariat,  die  Kanzlei,  die  Registratur,  das  Trans- 
latoren bureau,  die  al  lgemeinc  Korres  pondenz,  das  Kom- 
missariat und  die  Haus-  und  Oekonomieverwaltung  an. 
Die  Funktionen  dieses  Departements  vollziehen  sich  in  den  überall 
üblichen,  durch  die  besondere  Natur  der  Geschäfte  allerdings  inhaltlich 
bedingten  Formen  und  bieten  daher  im  allgemeinen  kein  spezielles 
Interesse.  Das  Translatorenbureau  liefert  die  Uebcrsetzungen  der  in 
den  Landessprachen  und  zwar  in  der  böhmischen,  polnischen,  ruthe- 
nischen , sloveniscben , kroatischen , rumänischen  und  italienischen 
Sprache  einlangenden  und  ausgehenden  Schriftstücke ; dem  Kommissariat 
obliegt  die  Verwaltung,  Fertigstellung  und  Hinausgabe  der  streng  ver- 
rechenbaren  Checkbüchel  und  Empfang-Erlagscheinbüchel ; die  Haus- 
und Oekonomieverwaltung  besorgt  die  Verwaltung  und  zum  größten  Teil 
auch  die  Herstellung  der  zahlreichen  Drucksorten,  sorgt  für  sämt- 
liche Amtserfordernisse,  für  Herrichtung  und  Instandhaltung  der  um- 
fangreichen Lokalitäten , für  den  ordnungsmäßigen  uud  ungestörten 
Bezug  von  Gas,  Wasser,  Heizmaterialien  und  sonstigen  Bedürfnissen, 
für  die  Vorkehrungen  zum  Schutze  gegen  Feuersgefahr,  Einbruch, 
Diebstahl  u.  s.  w. ; ihr  untersteht  auch  sämtliches  Dienerpersonal. 

Das  Departement  II  (Betriebsverwaltung)  ist  das  umfang- 
reichste und,  der  Zahl  der  Beamten  nach,  größte,  dem  Wirkungskreise 
nach  das  bedeutendste  Departement;  es  besorgt  die  eigentlichen  Ge- 
schäfte des  Check-  und  Clearingverkehrs.  Abgesehen  von  den  Ge- 
schäften im  Sparverkehr,  unterstehen  diesem  Departement  das 
Checkbureau,  die  Generalkontrolle,  das  Kündigungs- 
bureau,  das  Amtsexpedit  und  das  Archiv.  Die  Buchung 
der  Einlagen  und  Rückzahlungen,  die  Kontrolle  darüber,  die  Berech- 
nung der  Zinsen  und  Gebühren,  die  Ausfertigung  und  Versendung  der 
Zahlungsanweisungen  und  der  Kontoauszüge,  die  Austragung  vor- 
gekommener Irrtümer,  die  Evidenzhaltung  des  Teilnehmerkatasters, 
die  Aufbewahrung  und  Evidcnzhaltung  der  abgelegten  Dokumente 
u.  s.  w.  sind  die  hauptsächlichsten  Arbeiten  dieses  Departements. 

Das  Departement  111  (Rechnungswesen)  ist  das  eigentliche 
Recbnungsdepartement  und  vollzieht  im  allgemeinen  alle  jene  Ar- 
beiten, welche  jedem  Rechnungsdepartement  einer  Staatsbehörde  Zu- 
fällen; es  führt  im  Checkverkehr  die  eigentliche  Kontrolle  über  die 
Konti  der  Teilnehmer,  führt  die  Abrechnung  mit  der  Postverwaltung 
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und  den  Sammelstellen,  liefert  die  statistischen  Arbeiten  und  vollzieht 
alle  diejenigen  Geschäfte,  die  zur  Aufstellung  der  Bilanzen  und  der 
definitiven  Rechnungsabschlüsse  erforderlich  sind. 

Das  Departement  IV  (Kassaverwaltung)  unterhält  den  ge- 
samten Geldverkehr  des  Amtes;  es  verwahrt  und  verwaltet  die  eige- 
nen Wertpapiere  des  Amtes,  sowie  die  im  Depot  befindlichen  Wert- 
papiere der  Teilnehmer  und  besorgt  die  zur  Ermöglichung  einer 
wirksamen  Kontrolle  erforderliche  zweite  Buchung  der  Einlagen  und 
Rückzahlungen,  sowie  die  Revision  der  Kontoauszüge. 

Das  Departement  V (Effektenverwaltung)  vermittelt  die  Ver- 
anlagung der  Gelder  in  den  gesetzlich  vorgeschriebenen  Effekten  durch 
börsenmäßigen  Ankauf,  verfolgt  die  Börsenbewegung  und  besorgt  das 
Staatspapiergeschäf t,  d.  h.  den  An-  und  Verkauf  von  Staats- 
papieren für  Rechnung  der  Teilnehmer,  sowie  die  Ausfertigung  und 
Evidenzhaltung  der  Rentenbüchel. 

Dies  sind  allerdings  nur  die  wesentlichsten  Arbeiten  der 
einzelnen  Departements.  Näher  darauf  einzugehen,  das  Ineinander- 
greifen der  Arbeiten  der  einzelnen  Departements  oder  wohl  gar  den 
umfangreichen  Apparat  der  eingeführten  Kontrollen  und  des  Zusam- 
menwirkens der  Ende  1891  bereits  bestehenden  4767  Sammelstellen 
mit  der  Centrale  und  mit  den  Postdirektionen  zu  besprechen,  er- 
scheint für  das  große  Publikum  von  keinem  Interesse.  Es  sei  nur 
so  viel  gesagt:  Die  größten  technischen  Schwierigkeiten  sind  durch 
die  möglichste  Teilung  der  Arbeit  in  die  einfachsten  Manipulationen 
glücklich  überwunden ; verständnisvoll  das  Wichtige  von  dem  minder 
Wichtigen  scheidend,  wurde  durch  ein  teilweises  Aufgeben  der  streng 
bureaukratischen  Formen  in  gewisser  Richtung  und  durch 
Acceptation  mehr  kaufmännischer  Formen  der  ganzen  Amts- 
gebahrung  eine  freiere  Bewegung  gegeben,  die  für  die  Handhabung 
des  ganzen  Mechanismus  und  für  dessen  ungestörte  Funktion  von 
größter  Bedeutung  und  absolut  unentbehrlich  ist.  Und  allerdings: 
ein  Mechanismus  ist  es,  der  aber  technisch  so  exakt  fungiert,  daß  er 
sich  in  Oesterreich  bereits  vollständig  eingelebt  und  zu  einer  unent- 
behrlichen Institution  für  die  gesamte  Geschäftswelt  emporgeschwungen 
hat;  ein  kunstvoller  Mechanismus,  aus  nahezu  tausend  Rädern  und 
Räderchen,  Schrauben  und  Schräubchen,  Federn  und  Federchen  ') 
bestehend,  am  besten  einem  großartigen  Uhrwerk  vergleichbar!  Nur 
mit  dem  Unterschiede:  ein  Uhrwerk  steht  still,  wenn  ein  Rädchen 
und  wäre  es  auch  das  unbedeutendste,  bricht  oder  auch  nur  ein 
Zahn  eines  solchen  verbogen  wird  — der  Check-  und  Clearingverkehr 
des  Postsparkassenamtes  aber  steht  nicht  still,  auch  wenn  ein  oder 
selbst  mehrere  Räder  und  wären  es  auch  die  wichtigsten,  versagen 
oder  brechen,  — sie  sind  flugs  durch  andere  ersetzt,  und  niemand 
merkt  etwas  davon,  der  Verkehr  geht  ungestört  weiter!  — 


1)  Das  Personal  — Beamte  und  Diener  — des  Postsparkassenamtes  allein,  ohne 
die  Sammelstellen,  bestand  Ende  1891  aus  922  Köpfen. 
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Das  Postsparkassenamt  fahrt  die  Geschäfte  durch  seine  Sammel- 
etellen  unter  der  Leitung  des  vom  Kaiser  ernannten  Direktors,  der 
die  Durchführung  der  Gesetze  und  Verordnungen  überwacht  und  in 
allem,  was  nicht  durch  das  Gesetz  oder  das  Organisationsstatut  der  Ge- 
nehmigung des  Handelsministers  speciell  Vorbehalten  ist,  selbständig 
und  persönlich  verantwortlich  ist. 

Die  Kontrolle  aber  die  Amtsgestion  und  Gebahrung  des  Postspar- 
kassenamtes übt  der  Handelsminister,  dem  das,  dem  Ressort 
der  Postverwaltung  ungehörige,  aber  von  dieser  unabhängige  Post- 
sparkassenamt unmittelbar  untersteht. 

Die  Sammelstellen  unterstehen  dem  Postsparkassenamte  fttr 
Angelegenheiten  des  Postsparkassendienstes  unmittelbar  und  empfangen 
ihre  Weisungen  direkt  von  den  Departements  I,  11,  111  und  V des 
Postsparkassenamtes,  je  nach  der  Natur  des  Falles.  Die  Bediensteten 
der  Sammelstellen  sind,  sowie  die  des  Postsparkassenamtes,  verpflichtet, 
das  Geschäfts-  und  Dienstgeheimnis  zu  wahren  und  dürfen  an  dritte 
Personen  keine  Auskünfte,  welcher  Art  immer,  in  betreff  der  Namen 
der  Kontoinhaber  oder  Einzahler,  der  eingelegten  oder  rückgezahlten 
Beträge  oder  der  Höhe  des  Guthabens  etc.  erteilen. 

Der  Verkehr  der  Sammelstellen  mit  dem  Postsparkassenamte  ist 
ein  unmittelbarer,  und  haben  die  Sammelstellen  alle  Anfragen  über 
Gegenstände  des  Geschäftsverkehrs  an  das  Postsparkassenamt  selbst 
zu  richten,  sowie  Bericht  über  von  demselben  erhaltene  Aufträge  zu 
erstatten.  Die  Ueberwachung  der  Satnmelstellen  durch  das  Postspar- 
kassenamt findet  im  Einvernehmen  mit  den  Postdirektionen  statt. 
Untersuchungen  veranstaltet  das  Postsparkassenamt  je  nach  Notwen- 
digkeit, indem  es  die  betreffende  Postdirektion  benachrichtigt,  die 
Entsendung  eines  Kommissärs  verlangt,  auch  wohl  selbst  einen  Kom- 
missär entsendet.  Das  Postsparkassenamt  ist  berechtigt,  für  die 
Ueberwachung  der  Sammelstellen  und  die  Förderung  des  Dienstes  die 
Mitwirkung  der  Postdirektionen  in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  Anforde- 
rungen, welche  das  Postsparkassrnamt  in  dieser  Richtung  an  die  Post- 
direktionen stellt,  gehen  in  Form  eines  Ersuchens.  Die  Postdirektionen 
sind  jedoch  verpflichtet,  dem  Ersuchen  des  Postsparkassenamtes,  als 
einem  dem  Handelsminister  unmittelbar  unterstehenden  Central- 
verwaltungsorgane, zu  entsprechen  und  über  die  Ausführung 
des  Ersuchens  dem  Direktor  des  Postsparkassenamtes  Mitteilung  zu 
machen. 

Die  für  die  Ueberwachung  der  Postämter  bestellten  Postkommis- 
säre und  Oberpostkommissäre  sind,  insoweit  es  den  Postsparkassen- 
dienst betrifft,  auch  als  Kommissäre  des  Postsparkassenamtes  anzu- 
sehen und  haben  in  dieser  Eigenschaft,  jedoch  durch  Vermittelung 
der  Vorgesetzten  Postdirektion  an  das  Postsparkassenamt  Bericht  über 
Wahrnehmungen,  betreffend  den  Postsparkassendienst,  zu  erstatten. 

Aufträge  an  den  Direktor  des  Postsparkassennmtes  bezüglich  der 
dem  Handelsminister  vorbehaltenen  Gegenstände  und  Entscheidungen 
können  nur  vom  Handelsminister  ausgehen.  Der  Direktor  des  Post- 
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Sparkassenamtes  richtet  seine  Berichte  an  den  Handelsminister,  als 
seinen  unmittelbaren  Vorgesetzten. 

In  allen  Angelegenheiten,  welche  das  Postsparkassenamt  betreffen, 
fungiert  dasselbe  im  ganzen  oder  in  seinen  einzelnen  Abteilungen  als 
Referent  des  Handelsministers.  Das  Rechnungsdepartement  (III) 
des  Postsparkassenamtes  vertritt  für  Angelegenheiten  des  Postspar- 
kasse namtes  das  Ministerial-Rechnungsdepartement,  dem  es  koordi- 
niert ist. 


I-angsam,  aber  sicher  und  stetig  hat  sich  der  Check-  und  Clearing- 
verkehr des  Postsparkassenamtes  in  der  ersten  Zeit  Bahn  gebrochen. 
Vorerst  sich  zumeist  nur  auf  einzelne  Teilnehmer  in  der  Reichshaupt- 
stadt,  dann  den  Hauptstädten  der  Kronländer  und  den  größeren  In- 
dustrieorten des  Staates  erstreckend,  hat  derselbe  gegenwärtig  eine 
Ausdehnung  gewonnen,  daß  die  Besitzer  von  Checkbüchein  über  das 
ganze  Staatsgebiet  verbreitet  sind.  Wenn  man  aber  bedenkt,  daß 
Oesterreich  mit  seinen  nahezu  24  Millionen  Einwohnern,  seiner  bedeu- 
tenden Industrie,  seiner  ausgebildeten  Bodenkultur,  seinem  zahlreichen 
Handels-  und  Gewerbestande  u.  s.  w.  doch  nur  erst  19391  Konto- 
inhaber zählt,  so  muß  daraus  geschlossen  werden,  daß  der  Check-  uud 
Clearingverkehr  des  Postsparkassenamtes  trotz  seiner,  wie  die  angeführten 
Ziffern  zeigen,  raschen  Entwickelung  s i ch  noch  immer  in  seinem 
Anfangsstadium  befindet,  und  es  ist  mit  Bestimmtheit  anzu- 
nehmen, daß  er  auch  weiterhin  von  Jahr  zu  Jahr  steigen  und  mit  der 
Zeit  eine  heute  vielleicht  ungeahnte  Höhe,  deren  er  fähig  ist,  er- 
reichen wird. 

Je  mehr  aber  der  Checkverkehr  in  der  Geschäftswelt  Verbreitung 
findet,  je  weiter  er  sich  von  Ort  zu  Ort  fortpflanzt  und  je  weitere 
Kreise  er  in  seinen  Bereich  zieht,  desto  früher  und  desto  mehr  wird 
er  alle  Vorteile  und  Erleichterungen,  welche  er  dem  Einzelnen 
bietet,  zur  vollen  Erkenntnis  bringen  und  dann  werden  auch  seine 
vorteilhaften  Einwirkungen  auf  die  gesamten  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  Oesterreichs  im  vollen  Maße  eintreten. 

Mit  der  Einführung  des  Check-  und  Clearingverkehrs  beim  Post- 
sparkassenamte hat  daher  der  österreichische  Staat  zu  seinem  Ruhme 
und  zu  seiner  Ehre  eine  Institution  geschaffen,  die  bisher  außerhalb 
Oesterreichs  (mit  Ausnahme  von  Ungarn,  welches  diesen  Verkehr, 
ganz  analog  dem  österreichischen,  am  1.  Januar  1390  eingeführt  hat) 
nirgends  existiert,  die  aber  auch  in  dieser  Weise  nur  durch 
den  Staat  und  zum  größten  Vorteil  für  den  Staat  durch- 
geführt werden  kann;  kein  anderes  Land  hat  eine  so  passende  Orga- 
nisation für  die  kleinen  und  mittelgroßen  Zahlungen  innerhalb  des 
ganzen  Staates  aufzuweisen,  wie  Oesterreich;  keine  andere,  in 
letzter  Zeit  in  Oesterreich  eingeführte  Institution  hat  eine  so  allge- 
meine Anerkennung  sich  errungen  und  auch  gefunden  — aber 
auch  keine  zweite  bietet  dem  Einzelnen  sowohl,  als  dem  Staate  als 
solchem  die  gleichen  Vorteile,  wie  der  Check-  und  Clearingver- 
kehr des  k.  k.  österreichischen  Postsparkassenam  tesl 
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H. 

Die  Valutaregulierung  in  Oesterreich-Ungarn. 

Von 


Prof.  Carl  Menger  in  Wien. 

V.  Die  verschiedenen  bei  der  Valutaregulierung  in 
Betracht  kommenden  Wahrungsformen  (Fortsetzung). 

k)  Die  Uebergangsformen  sur  Goldwährung. 

Ich  habe  bisher  lediglich  jene  Währungsformen  in  Betracht  ge- 
zogen, welche  in  den  verschiedenen  Kulturländern  typisch  hervor- 
getreten sind. 

Indes  die  Besonderheit  der  österreichischen  Valutaverhältnisse, 
auf  die  ich  an  der  Spitze  meiner  Untersuchungen  hingewiesen  habe, 
wird  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  bewirken,  daß  auch  bei  der  bevor- 
stehenden Valutaregulierung  Währungsformen  zum  Gegenstände  legis- 
lativer Erwägungen  werden  dürften,  welche  der  Gesetzgebung  und 
der  Theorie  bisher  gleicherweise  fremd  gewesen  sind.  Nicht  als  ob 
unsere  Gesetzgebung  etwa  einen  besonderen  Ehrgeiz  darein  setzen 
würde,  die  bisher  gebräuchlichen  Währungsformen  um  eine  neue  zu 
vermehren.  Auch  dürften  es  kaum  tiefgehende  theoretische  Erwägungen 
sein,  welche  uns  zu  einer  neuartigen  Währungsform  führen  werden. 
Eine  solche  wird  indes,  wie  ich  glaube,  auch  ohne,  ja  sogar  gegen  die 
Absicht  der  Gesetzgebung  durch  das  Streben,  unser  gegenwärtiges 
künstliches  Geldwesen  zu  verbessern,  also  auf  dem  Wege  legislativer 
Fortbildung  unserer  Währungsverhältnisse,  zu  Tage  treten. 

Wir  haben  gegenwärtig  eine  Währung,  welche  sich  von  jener  aller 
anderen  Völker,  und  zwar  nicht  etwa  in  nebensächlichen  Rücksichten, 
sondern  ganz  wesentlich  unterscheidet.  Unsere  Cirkulationsmittel  be- 
stehen aus  uneinlöslichen,  zum  Teile  sogar  vollständig  unfundierten 
Noten,  welche  infolge  ihrer  verhältnismäßig  strengen  Kontingentierung 
gegenüber  dem  Metallwerte  des  Courantgeldes  doch  einen  sehr  be- 
trächtlichen Ueberwert  erlangt  haben , einen  Ueberwert,  an  welchem 
die  neben  den  Noten  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  cirkulierenden 
Silbergulden  (in  Folge  der  Einstellung  der  Silberausprägung  für 
Privatrechming  im  Jahre  1879)  gleichfalls  partizipieren.  Wir  haben 
Umlaufsmittel,  deren  Verkehrswert  selbst  in  letzter  Linie  nicht  durch 
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den  Metallwert  — weder  durch  den  eigenen  noch  durch  den  irgend 
einer  bestehenden  Münze  — bestimmt  wird,  sondern  sich  als  ein  origi- 
närer Seltenheitswert  darstellt  ‘). 

Von  dieser  merkwürdigen  Valuta  werden  wir  aller  Voraussicht 
nach  nicht  plötzlich,  sondern  nur  stufenweise  zu  der  in  Aussicht  ge- 
nommenen Goldwährung  übergehen,  zu  einer  Goldwährung  überdies, 
deren  spezielle  Form  selbst  der  Gesetzgebung  bisher  nur  in  ihren 
allgemeinsten  Zügen  vorzuschweben  scheint. 

Aus  den  Regierungsentwttrfen  ist  nicht  zu  entnehmen,  ob  zu 
dem  in  Vorschlag  gebrachten  Goldcourant  der  Kronenwährung  in 
Hinkunft  (infolge  späterer  Gesetzgebungsakte!)  nicht  auch  Silber- 
courantmünzen der  Kronenwährung  treten  werden,  bez.  ob  das  bis- 
herige Silbercourant  österreichischer  Währung  nur  vorübergehend 
im  Umlaufe  bleiben,  schließlich  und  endlich  aber,  ohne  daß  Silber- 
courant der  Kronen  Währung  in  Verkehr  gesetzt  werden  würde,  voll- 
ständig eingezogen  werden  solle.  Die  beiden  Regierungen  scheinen 
nach  den  zum  Teil  widersprechenden  Aeußerungen  ihrer  Vertreter 
darüber  nicht  ganz  klar  zu  sein,  ob  das  Endziel,  dem  wir  entgegen- 
streben, die  reine  Goldwährung  sein  solle,  oder  aber  irgend  eine  Form 
der  sogenannten  hinkenden  Goldwährung,  zu  welcher  ja  auch  die  hin- 
kende Doppelwährung  zu  rechnen  ist.  Bisher  scheint  nur  so  viel 
einigermaßen  festzustehen,  daß  die  österreichische  Regierung  mehr 
der  hinkenden,  die  ungarische  mehr  der  reinen  Goldwährung  zuneige. 
Die  gegenwärtigen  legislativen  Maßregeln  auf  dem  Gebiete  unseres 
Geldwesens  bedeuten  in  Wahrheit  nichts  anderes,  als  ein  Uebergangs- 
stadium  von  unserer  eigentümlichen,  von  Gefahren  der  mannigfachsten 
Art  bedrohten  gegenwärtigen  Währung  zu  einer  neuen,  deren  Natur 
uns  noch  nicht  genau  bekannt  ist. 

Unter  solchen  Umständen  werden  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
jedenfalls  mannigfache  Uebergangsformen  von  unserer  gegenwärtigen 
zu  unserer  noch  in  Dunkel  gehüllten  künftigen  Währung  geschaffen 
werden,  Uebergangsformen  von  unserer  „Währung  des  absoluten  Selten- 
heitswertes“ zu  der  eigentlichen  Goldwährung  — wahrscheinlich  aber 
zu  einer  Form  der  hinkenden  Goldwährung  — welche  in  eine  der 
bisherigen  typischen  Währungsformen  strenge  einzuordnen,  kaum  minder 
schwierig  sein  wird , als  dies  rücksichtlich  unserer  gegenwärtigen 
Währung  der  Fall  ist. 

Die  in  Beratung  stehenden  Gesetze  sind  nur  der  erste  Schritt 
auf  dem  Wege  zu  dem  obigen  Ziele.  Es  werden  durch  dieselben 
Goldmünzen  (20-  und  10-Kronenstücke  von  6,09756  bez.  3,04878  g 
Feingewicht)  geschaffen  werden,  in  welchen  alle  Zahlungen,  welche 
gesetzlich  in  österreichischer  Währung  — sei  es  in  klingender  Münze 
oder  nicht  — zu  leisten  sind , nach  Wahl  des  Schuldners 
dergestalt  werden  geleistet  werden  können,  daß  das  20-Kronenstück 
zum  Werte  von  10  Gulden  österreichischer  Währung  zu  rechnen  sein 

1)  Vergl.  meine  Ausführungen  auf  S.  502  de»  letzten  Bandes  der  Jahrbücher. 
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wird1).  Dieser  Bestimmung  wird  somit  die  Verpflichtung  des  Gläubi- 
gers entsprechen,  die  neuen  Goldmünzen  (nach  dem  Verhältnisse  von 
2 Kronen  = 1 fl.  ö.  W.)  an  Stelle  der  bisherigen  Noten  und  Silber- 
gulden ö.  W.  an  Zahlungsstatt  anzunehmen,  nicht  aber  die  Pflicht  des 
Schuldners,  in  Goldkronen  zu  zahlen,  oder  des  Gläubigers,  Goldkronen 
zu  fordern. 

Ob  die  durch  die  obigen  Bestimmungen  normierte  Währungsform 
als  eine  durch  die  eigentümliche  Natur  unserer  bisherigen  Währung 
modifizierte  Form  der  hinkenden  Goldwährung,  oder  aber  als  eine 
solche  der  hinkenden  Doppelwährung  sich  darstellt,  hängt  von  den 
Gesichtspunkten  ab,  unter  welchen  dieselbe  betrachtet  wird.  Wird 
nach  Art.  I des  Gesetzentwurfes  über  Einführung  der  Kronenwährung 
die  Beseitigung  der  bisherigen  österreichischen  Währung  und  die  Ein- 
führung der  Goldwährung')  als  unverrückbares  Ziel  unserer  Valuta- 
reform aufgefaßt:  so  stellt  sich  der  durch  die  gegenwärtigen  Gesetz- 
entwürfe herbeizuführende  Zustand  unseres  Geldwesens  lediglich  als 
eine  Uebergangsstufe  zur  reinen  Goldwährung  dar.  Erst  wenn  unser 
Geldwesen  in  diesem  Zustande  verharren  (das  Silbercourant  der  österr. 
Währung  in  der  Circulation  verbleiben !)  sollte,  würde  unsere  Währung 
den  Charakter  einer  hinkenden  (einer  in  ihrer  Durchführung  stecken 
gebliebenen)  Goldwährung  gewinnen. 

Wird  dagegen  die  Bestimmung  des  Artikels  I des  vorhin  er- 
wähnten Gesetzes  nicht  allzu  wörtlich  genommen  und  lediglich  ins 
Auge  gefaßt,  daß  infolge  der  neuen  Gesetze  zu  unserer  bisherigen  Wäh- 
rung die  fakultative  Goldwährung  mit  unbeschränkter  Zahlkraft  hinzu- 
treten soll,  so  würde  sich  die  neu  geschaffene  Währung,  zum  mindesten 
zunächst  uml  unmittelbar  (bis  auf  weitere  gesetzliche  Verfügungen!) 
als  eine  hinkende  Doppelwährung  darstellen.  Ebenso  würde  sich 
unsere  Währung  zu  einer  hinkenden  Doppelwährung  fortbilden,  falls 
nach  Einziehung  des  gegenwärtig  umlaufenden  Silbercourants  der 
österreichischen  Währung  Silbercourant  der  Kronen  Währung  in  kon- 
tingentierter Menge  herausgegeben  werden  sollte. 

Die  Modifikation,  welche  die  obigen  Uebergangsformen  unserer 
Währung  infolge  der  eigentümlichen  Natur  unserer  gegenwärtigen 
Valuta  erfahren  werden,  wird  sich  nicht  etwa  darin  äußern,  daß  die 
neben  dem  neuen  Goldcourant  im  Umlauf  verbleibenden  oder  neu  in 
Verkehr  zu  setzenden  Silbercourantmünzen  im  Verhältnisse  zu  ihrem 
Metallwerte  einen  Ueberwert  aufweisen  werden.  Diese  Eigentüm- 
lichkeit unseres  bestehenden  Geldwesens  würde  durch  die  neue 

1)  Art.  I,  IV  a.  XXIV  des  Gesetzentwurfes , womit  die  Kronenwihrung  eingeführt 
wird.  Eine  Ausprägung  von  10-KronenstQcken  dürfte  nur  in  Ungern,  nicht  in  Oester- 
reich stattfinden.  Vgl.  Bd.  I,  1892,  S.  741  ff.  der  Jahrbücher  f.  Nat.-Oek.  u.  Statistik. 

2)  Art-  I des  Gesetzes  über  die  Kronenwlhrung  bestimmt  zwar:  An  die  Stelle  der 
bisherigen  österreichischen  Währung  tritt  die  Goldwährung,  deren  Recbnungseinbeit  die 
Krone  ist.  Es  bleibt  indes  die  Frage  offen  , welcher  Art  diese  Goldwährung  , oder  wie 
dieselbe  im  Titel  des  Gesetzentwurfes  auch  bezeichnet  wird,  „die  Kronenwährung“  gedacht 
iaL  Die  hinkende  Goldwährung,  auch  die  hinkende  Doppelwährung  französischen  Systems, 
die  ja  gleichfalls  unter  die  Gesichtspunkte  einer  Goldwährung  subsumiert  werden  kann, 
selbst  die  blofse  Goldrechnung  irgend  einer  Form  , werden  durch  die  obige  Bestimmung 
nicht  ausgeschlossen 
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Währungsform  ihre  bisherige  exceptionelle  Bedeutung  vielmehr  voll- 
ständig einbüßen.  Wohl  aber  ist  es  vorläufig  keineswegs  sicher,  ob 
die  Goldmünzen  der  Kronenwährung  gegen  unsere  gegenwärtige  Valuta 
nicht  von  vornherein  ein  Agio  erlangen  werden.  In  diesem  Falle 
würden  die  Goldmünzen  der  Kronenwährung  überhaupt  nicht  in  die 
allgemeine  Cirkulation  treten  und  unsere  hinkende  Gold-  bez.  hinkende 
Doppelwährung  von  vornherein  mit  einem  Goldagio  behaftet  sein. 

Da  der  Eintritt  dieser  Eventualität  und  somit  der  Gefahr  eines 
Abflusses  des  mit  großen  Opfern  erworbenen  und  zu  erwerbenden 
Goldes  ins  Ausland  von  der  ungewissen  Wcrtgestaltung  unserer  Valuta 
in  der  nächsten  Zukunft  abhängig  sein  wird,  so  steht  schon  jetzt  außer 
Zweifel,  daß  die  beiden  Regierungen  die  auf  ihre  Rechnung  auszu- 
prägeuden  Goldmünzen  der  Kronenwährung  vorläufig  nicht  in  Verkehr 
setzen  und  wir  demnach  zunächst  und  unmittelbar  eine  hinkende 
Doppel-  bez.  eine  hinkende  Goldwährung  ohne  Goldcirkulation 
haben  werden.  Erst  wenn  durch  eine  günstige  Wertgestaltung  unserer 
Valuta  bewirkt  werden  würde,  daß  es  sich  für  Private  vorteilhaft  er- 
wiese, Goldkrouen  ausprägen  zu  lassen  und  in  Verkehr  zu  setzen 
(damit  Zahlungen  zu  leisten!)  und  die  beiden  Regierungen  hierdurch 
ermutigt  werden  würden,  auch  ihren  Goldbesitz  dem  Verkehr  zu 
übergeben:  würde  unsere  Währung  eine  hinkende  Gold-  bez.  eine 
hinkende  Doppelwährung  im  Sinne  der  analogen  Währungsformen 
Deutschlands,  Nordamerikas  und  der  Länder  der  lateinischen  Union 
werden ; zu  einer  eigentlichen  Goldwährung  indes  erst  dann,  wenn  das 
in  Cirkulation  befindliche  Silbercouraut  österreichischer  Währung  ein- 
gezogen und  nicht  durch  Silbercourant,  sondern  durch  Goldcourant,  bez. 
durch  Silberscheidemünzen  der  Kronenwährung  ersetzt  werden  würde. 

Was  die  Wertgestaltung  unserer  Valuta  besonders  bedrohlich  er- 
scheinen läßt  und  bei  Aufnahme  der  sog.  Barzahlungen  seitens  der 
beiden  Regierungen  zu  besonderer  Vorsicht  nötigt,  ist  der  irrationelle 
Umlauf  von  312—412  Millionen  in  keiner  Weise  fundierter  Staats- 
uoten,  unter  welchem  unser  Geldwesen  leidet.  Die  Minderung  dieser 
Noten  auf  das  durch  gesunde  Cirkulationsverhältnisse  gebotene  Niveau 
wird  demnach  nächst  der  Goldbeschaffung  und  der  entsprechenden 
Neuordnung  unserer  Notenbank  notwendig  der  erste  vorbereitende 
Schritt  zur  Einführung  der  obligatorischen  Goldrechnung  und  zur 
Aufnahme  der  sog.  Barzahlungen  sein. 

In  welcher  Weise  dies  erfolgen  wird,  ist  vorläufig  noch  unsicher. 
Ob  aber  die  Staatsnoteu  zunächst  durch  den  Goldbesitz  der  Regie- 
rungen nur  „besser  fundiert“,  oder  aber,  zum  Teile  wenigstens,  gegen 
Silber  eingelöst  werden  sollten:  in  beiden  Fällen  wird  das  von  den 
Regierungen  erworbene  und  noch  zu  erwerbende  Gold  vorläufig  nicht 
in  Cirkulation  gelangen. 

Die  Währungsform , welcher  wir  mit  Rücksicht  auf  den  ungeord- 
neten und  durch  die  irrationelle  Staatsnotencirkulation  komplizierten 
Zustand  unserer  Valuta  zunächst  entgegeugehen , wird  jedenfalls  die 
hinkende  Gold-  bez.  Doppelwährung  ohne  Goldcirku- 
lation sein. 
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1)  Da»  Geld  von  staatlich  geregeltem  Seltenheitswerte. 

Zum  Schlüsse  noch  eine  kurze  durch  den  eigentümlichen  Charakter 
unserer  gegenwärtigen  Währung  veranlaßte  Bemerkung: 

Ob  unsere  Valuta  schlechthin  als  eiue  krankhafte  Erscheinungs- 
form der  Silberwährung,  bez.  des  Papiergeldes  aufzufassen  sei,  oder 
als  das  erste  geschichtliche  Auftreten  einer  Währungsform,  welche, 
wenngleich  vielleicht  erst  nach  mannigfachen  Wandlungen,  dereinst 
doch  zu  allgemeinerer  Bedeutung  zu  gelangen  berufen  ist,  ob  sie  ins- 
besondere neben  ihren  augenfälligen  Mängeln  nicht  auch  einige  be- 
rechtigte Elemente  der  künftigen  Neuordnung  des  Geldwesens  enthält: 
dies  sind  Fragen,  an  deren  Beantwortung  der  Theoretiker  nur  mit 
großer  Vorsicht  zu  schreiten  vermag.  Unsere  Praktiker  sind  hierüber 
längst  vollständig  im  klaren.  Nichts  scheint  ihnen  sicherer  zu  sein, 
als  daß  unser  Geldwesen  ausschließlich  auf  die  metallische  Grundlage 
des  Goldes  gestellt,  diese  „irreguläre  Zettelwirtschaft“  und  diese 
„Silberwährung  ohne  Silberausprägung  für  Privatrechnung“  aber  völlig 
ausgerottet  und  der  Vergessenheit  überantwortet  werden  müsse,  während 
der  Theoretiker  gerade  bei  dieser  neuen  und  so  fremdartigen  Erschei- 
nung mit  Interesse  verweilt  und  sie  im  Zusammenhang  mit  den  großen 
Problemen  des  Geldwesens  der  Gegenwart  zu  verstehen  sucht. 

Auf  der  Seite  der  Praxis  und  der  herrschenden  Geldtheorie  steht 
die  Jahrhunderte  alte,  in  Gutem  wie  im  Bösem  bewährte  Lehre,  daß 
das  Geld  am  sichersten  fundiert  sei,  wenn  es  seine  Fundierung  in  sich 
selbst,  in  dem  Marktwerte  seines  Stoffes  trage.  Daß  der  nur  durch 
staatliche  Regelung  hervorgerufene,  der  absolute  Seltenheitswert  jemals 
die  Grundlage  eines  Währungssystems  werden  könnte,  ein  Wert,  her- 
vorgerufen nur  durch  den  unabweisbaren  Bedarf  der  Bevölkerung  an 
Umlaufsmitteln  und  die  enge  Kontingentierung  der  letzteren,  daß  eine 
Valuta  dieser  Art  sogar  einen  Ueberwert  gegen  ihre  einstige  metallische 
Grundlage  gewinnen  könne : den  Beweis  hierfür  zu  erbringen , war 
unserer  eigentümlichen  und  für  alle  Zukunft  in  hohem  Maße  beachtens- 
werten Valuta  Vorbehalten. 

Ich  möchte  hieraus  zunächst  nur  die  folgenden  Lehren  entnehmen : 

1.  Nicht  nur  in  Ländern  der  sog.  hinkenden  Gold-  bezw.  Doppel- 
währung, sondern  auch  in  denjenigen  der  Silberwährung,  kann  das 
Silbercourant  durch  Einstellung  der  Ausprägung  für  Privatrechnung 
einen  Ueberwert  über  seinen  inneren  Wert  (den  Metallwert  unter 
Zuschlag  der  Prägungskosten)  erlangen.  Ein  wesentlicher  Unterschied 
der  beiden  Fälle  besteht  jedoch  darin,  daß  im  erstem  Falle  der  Ver- 
kehrswert des  neben  dem  frei  ausprägbaren  Goldcourant  cirkulierenden 
Silbercourants  seine  Obergrenze  in  dem  Verkehrswerte  des  Goldcourants 
findet  '),  bei  entsprechend  kontingentiertem  Umlaufe  des  Silbercourants 


1)  Vgl.  C.  Menger,  Der  Uebergang  tur  Goldwährung.  Untersuchungen 
über  die  Wertprobleme  der  österr.-ungar.  Valotareform,  Wien  1892,  8.  11. 
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aber  mit  dem  Verkehrswerte  des  Goldcourants  zusammenfällt  *),  während 
in  einem  Silberw&hrungslande  mit  gebundener  Silbercourantausprägung 
der  Verkehrewert  des  Silbercourants,  sobald  er  den  Metallwert  des 
letzteren  aberschritten  hat,  sich  als  ein  absoluter  von  jeder  metallischen 
Grundlage  unabhängiger  Seltenheitswert  darstellt  *). 

2.  Ein  Silberwährungsland  (z.  B.  Indien)  vermag  den  Verkehrs- 
wert (die  Kaufkraft)  seiner  Valuta  zu  steigern , bez.  gegen  eine 
Minderung  durch  Entwertung  des  Silbers  (ganz  oder  teilweise)  zu 
schützen,  indem  seine  Regierung  die  Ausprägung  des  Silbercouraots 
für  Privatrechnung  einstellt,  und  die  Umlaufsmenge  des  letzteren  ver- 
ringert, oder  dem  wachsenden  Bedarfe  der  Bevölkerung  nach  Courant- 
geld nicht,  bez.  (im  Falle  der  Ausprägung  von  Silbercourant  für 
Rechnung  des  Staates)  doch  nur  in  unzulänglicher  Weise  entspricht. 

3.  Das  Maß  der  Einwirkung  der  angeführten  Maßregeln  auf  den 
Verkehrswert  des  Silbercourants  vermöchte,  mit  Rücksicht  auf  die 
Unzulänglichkeit  theoretischer  und  statistischer  Erkenntnis,  insbesondere 
aber  auf  die  komplexe  hier  in  Betracht  kommende  Causalität,  jeden- 
falls nur  in  mangelhafter  Weise  (nur  auf  Grund  empirischer  Regeln  1) 
vorhergesehen  zu  werden.  Insbesondere  dürfte  selbst  eine  noch  so 
ausgebildete  Technik  der  Währungspolitik  es  kaum  jemals  ermöglichen, 
die  Valuten  eines  Landes  mit  gebundener  Silberwährung  mit  jenen 
der  Goldwährungsländer  in  eine  bestimmte,  nur  etwa  nach  Art  der 
Wechselkurse  schwankende  Parität  zu  bringen.  Es  besteht  indes  kein 
Zweifel  darüber,  daß  die  Valuten  eines  Silberwährungslandes  auf  dem 
obigen  Wege  sofort,  oder  doch  allmählich  in  ein  wesentlich  günstigeres  Aus- 
tauschverhältnis zu  den  Valuten  der  Goldwährungsländer  gebracht,  bez. 
die  Wechselkurse  eines  Silberwährungslandes  auf  die  Goldwährungsländer 
wesentlich  zu  gunsten  des  ersteren  beeinflußt  und  solcherart  die  em- 
pfindlichsten durch  den  Preissturz  des  Silbers  veranlaßten  Uebelstände 
im  gegenseitigen  Verkehre  der  Gold-  und  der  Silberwährungsländer 
gemildert  werden  könnten. 

4.  Dass  Silbercourant  von  staatlich  geregeltem  Seltenheitswerte 
und  Geldzeichen  dieser  Art  überhaupt  sich  als  ein  brauchbares  Ele- 
ment der  modernen  Währungssysteme  (als  Umlaufsmittel  für  den 
nationalen  Verkehr,  neben  dem  vorwiegend  als  internationale  Währung 
zur  Ausgleichung  der  internationalen  Zahlungsbilanz  und  für  den 
nationalen  Großhandel  dienenden,  frei  ausprägbaren  Golde)  erwiesen 
haben  und  im  wachsenden  Maße  erweisen  müßten,  sobald  die  intensive  und 
extensive  Ausdehnung  der  Goldwährung  zu  internationalen  Maßregeln 
gegen  die  Gefahr  der  fortschreitenden  Goldwertsteigerung  nötigen  wird, 
kann  wohl  heute  schon  als  feststehend  angenommen  werden. 


1)  Vgl.  meine  Beiträge  zur  Währungsfrage  in  Oesterreich-Ungarn,  Jena,  bei  Fischer, 
1892,  8 42  ff. 

2)  Ebend.  S.  9. 
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VI.  Die  künftige  Münzeinheit. 

»)  Die  Fragen  der  Münreinignng  nnd  dee  Anschlusses  an  ein  fremde*  Mänssystem. 

In  der  österreichischen  ValutA-Enquete  hat  die  Frage  der  Wahl 
unserer  künftigen  Münzeinheit  einen  großen  Widerstreit  der  Meinungen 
hervorgerufen.  In  keiner  anderen  Frage  sind  die  Ansichten  der  Sach- 
verständigen so  sehr  auscinandergegangen,  wie  gerade  in  dieser,  obzwar 
die  Diskussion  sich  darauf  beschränkte:  ob  der  Gulden  oder  der  Halb- 
gulden, der  Gulden  oder  die  „Krone“,  unsere  künftige  Münzeinheit 
bilden  solle? 

Der  Anschluß  Oesterreich-Ungarns  an  ein  fremdes  Münzsystem, 
etwa  an  das  deutsche  Mark-  oder  an  das  Franksystem,  hat  in  der  Valuta- 
Enquete  auch  nicht  einen  Befürworter  gefunden.  Der  Gedanke  einer 
allgemeinen  Münzunion  ist  in  der  obigen  Versammlung,  welche  aller- 
dings zumeist  aus  Praktikern  bestand,  sogar  nicht  mit  einem  Worte 
gestreift  worden.  Ein  Zeichen  der  Zeit ! Vor  20  Jahren  wäre  dies 
undenkbar  gewesen. 

Anläßlich  der  parlamentarischen  Behandlung  der  Valutareform 
werden  diese  Fragen  wahrscheinlich  nicht  ganz  unerörtert  bleiben.  Es 
dürfte  in  unseren  gesetzgebenden  Körpern  sowohl  das  Mark-  als  das 
Franksystem  einige  Fürsprecher  finden,  wenngleich  die  Entscheidung, 
zumal  Dun,  wo  die  Regierung  sich  gegen  den  Anschluß  an  ein  fremdes 
Münzsystem  entschieden  hat,  um  so  weniger  zweifelhaft  sein  kann,  als 
Gründe  der  ernstesten  Art  für  die  Beibehaltung  unserer  Münzeinheit, 

— des  Guldens  — oder,  falls  in  dieser  Rücksicht  überhaupt  reformiert 
werden  soll,  doch  für  eine  möglichst  unschädliche  Reform,  etwa  für 
die  Annahme  des  Halbguldens  (der  Krone)  sprechen. 

Die  wichtigste  Rücksicht,  welche  wir  bei  der  Wahl  der  Münzein- 
heit zu  beobachten  haben,  ist  jene  auf  unseren  inländischen  Verkehr. 
Diesem  entspricht  jedoch  — gerade  im  Hinblick  auf  die  sonstige  tief- 
gehende Umgestaltung  des  Geldwesens,  welcher  wir  entgegengehen 

— in  unzweifelhafter  Weise  eine  Münzeinheit,  welche  sich  so  genau 
als  möglich  unserem  heutigen  Guldensysteme  anschließt:  ein  Goldgul- 
den,  dessen  Metallwert  unter  Zurechnung  der  Ausprägungskosten  mög- 
lichst genau  dem  Verkehrswerte  unseres  heutigen  Guldens  entspricht. 

Sowohl  die  Annahme  des  Mark-  als  die  des  Franksystems  würde 
Interessen  gefährden,  welche  unvergleichlich  höher  stehen,  als  jene  eines 
erleichterten  Verkehres  mit  dem  Auslande  oder,  richtiger  gesagt,  mit 
einem  Teile  des  Auslandes. 

Der  Uebergang  von  der  Konventionsmünze  zu  der  neuen  öster- 
reichischen Währung,  welcher  sich  bei  uns  im  Jahre  1858  vollzog, 
war  in  Wahrheit  kein  solcher  zu  einer  neuen  Währung,  sondern  nur 
zu  einem  neuen  Münzsysteme,  der  Uebergang  von  einem  etwas  schwe- 
reren Silbergulden  (11,69  g Feinsilber  = 105,24  kr.  ö.  W.)  zu  einem 
etwas  leichteren  Silbergulden  (11  '/*  g Feinsilber),  wobei  aus  Gründen 
der  Zweckmäßigkeit  100  fl  K.  M.  105  fl  ö.  W.  gesetzlich  gleichgestellt 
worden  sind.  Wer  am  31.  Oktober  1858  1000  fl  K.  M.  besaß  oder 
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schuldete,  besali  oder  schuldete  am  1.  November  1858,  dem  Tage,  au 
welchem  das  neue  Münzgesetz  in  Kraft  trat,  1050  fl  ö.  \V.  Das  obige 
Ereignis  hat  sich,  wie  erinnerlich,  trotzdem  nicht  ohne  große  Schwie- 
rigkeiten vollzogen.  Die  Bevölkerung  hält  kaum  an  einer  anderen 
Einrichtung  mit  gleicher  Zähigkeit  fest,  als  an  der  gewohnten  Münz- 
einheit, in  welcher  sie  gern  einen  unverrückbaren  Maßstab  aller  Werte 
erkennt.  Als  im  Jahre  1858  bei  uns  der  neue  Gulden  ö.  W.  einge- 
führt wurde,  stieß  er  in  manchen  Ländern  und  Bevölkerungsschichten 
noch  auf  den  Rechnungsmodus  in  Gulden  Wiener  Währung,  welcher 
sich  im  Verkehre  des  gemeinen  Lebens  aus  der  Periode  der  Einlösungs- 
und Antizipationsscheine  bis  auf  jeue  Zeit  erhalten  hatte.  Auch  der  alte 
polnische  Gulden,  welcher  24, 27»  Kreuzern  gleichkam  und  in  30  Groschen 
zerfiel,  behauptete  sich  im  Gebiete  des  ehemaligen  Freistaates  Kra- 
kau, zum  Teile  selbst  in  Galizien,  trotz  der  gegen  ihn  gerichteten 
Verbote,  noch  lange  nach  dem  Jahre  1846,  zum  Teile  selbst  nach  Ein- 
führung der  österreichischen  Währung  im  Jahre  1858,  wo  er  in  ge- 
wissen Bevölkerungskreisen  nur  allmählich  der  neuen  Rechnungsart  in 
Gulden  ö.  W.  zu  weichen  begann.  In  Böhmen  hat  die  ländliche, 
zum  Teile  auch  die  städtische  Bevölkerung,  ungeachtet  seit  Ferdinand  II. 
keine  Weiß-  und  Kleinpfennige  mehr  geprägt  worden  sind,  auch  später 
nach  Schock  böhmischer  Groschen  = 2 Meißner  Schock  ==  420  Weiß- 
pfennigen = 840  Kleinpfennigen  gerechnet,  bei  welcher  Rechnungsweise 
(nach  Einführung  des  in  60  Kreuzer  geteilten  Guldens  im  Jahre  1561) 
das  Schock  böhmischer  Groschen  140  Kreuzern  gleichgestellt  wurde. 
An  dieser  Rechnungsart  hat  die  Bevölkerung  in  Böhmen  trotz  mafl- 
nigfacher  Veränderungen  des  Guldens  in  Schrot  und  Korn  und  selbst 
nach  Einführung  des  Konventionsfußes  (1753)  mit  großer  Zähigkeit  bis 
in  die  40er  Jahre  unseres  Jahrhunderts  festgehalten,  und  noch  heute 
nennt  der  böhmische  Bauer  den  halben  Kreuzer  Trojnik  (Dreier)  ,~"da 
dieser,  nach  der  alten  volkstümlichen  Rechnungsweisc,  3 Kleiupfennigen 
entspricht. 

Die  verhältnismäßig  einfachen  Umrechnungen,  welche  durch  die 
Einführung  der  österreichischen  Währung  im  Jahre  1858  notwendig 
geworden  sind,  haben,  zumal  in  den  östlichen  Teilen  der  Monarchie, 
denuoch  große  Schwierigkeiten  hervorgerufen.  Zahllose  Interessen  sind 
hierdurch  geschädigt  worden,  zumal,  wie  dies  bei  Aenderungen  der 
Münzeinheit  der  Fall  zu  sein  pflegt,  Interessen  der  ökonomisch  Schwä- 
cheren und  minder  Erfahrenen. 

Die  Münzreform,  welcher  wir  entgegensehen,  wird  nun  gar  einen 
Währungswechsel  bedeuten.  Ein  uicht  geringer  Teil  der  Bevölkerung 
wird  sich  an  die  leichten  und  doch  einen  so  großen  Wert  darstellen- 
den Goldmünzen  ohnehin  nur  schwer  gewöhnen.  Auch  die  neue  Silber- 
und Kupferscheidemünze,  zu  welcher  noch  Nickelscheidemüuzen  treten 
sollen,  wird  in  den  Karpathenländcrn,  vielleicht  auch  in  manchen 
anderen  Teilen  der  Monarchie,  sich  schwer  genug  einbürgern.  Eine 
neue  Münzeinheit,  welche  zahllose,  für  ganze  Bevölkerungsschichten 
schwierige  Umrechnungen  im  Gefolge  haben  müßte,  würde  das  Maß 
der  Verwirrung  gerade  voll  machen  und  infolge  des  tiefgehenden  Ein- 
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flusses  der  Maßregel  auf  alle  Rechtsverhältnisse  sicherlich  schwere  Nach- 
teile zumal  für  jene  mit  sich  bringen,  deren  Schutz  der  Gesetzgebung 
insbesondere  obliegt. 

Indes  selbst  für  den  fortgeschritteneren  Teil  der  Bevölkerung 
müßte  die  Annahme  des  Mark-  oder  des  Goldfranksystems  empfind- 
liche Uebelstände  herbeiführen.  Die  Idee,  bei  der  bevorstehenden 
Münzreform  unseren  Gulden  etwa  2 Mark  deutscher  Währung,  oder 
gar  2'/»  Frank  gleichzusetzen,  kommt  für  ernste  Erwägungen  über- 
haupt uicht  in  Betracht.  Auf  welcher  Bcrechnungsgrundlage  aber 
auch  immer  der  Uebergangsschlüssel  von  unserer  gegenwärtigen  Münz- 
einheit zur  Mark  oder  zum  Goldfrank  gewonnen  werden  sollte,  das 
Ergebnis  müßte  unter  allen  Umständen  ein  solches  sein , welches  die 
Reduzierung  von  Geldsummen  der  gegenwärtigen  Währung  in  die 
der  neuen  Währung  selbst  dann  zu  einem  höchst  komplizierten  Rech- 
nungsexempel gestalten  würde,  wenn  im  Interesse  einer  Erleichterung 
des  Verkehrs  auf  die  vollständige  Genauigkeit  der  Wertausgleichuug 
zwischen  der  bisherigen  und  der  neuen  Währung  verzichtet  werden 
würde.  Nehmen  wir  z.  B.  an,  daß  unser  gegenwärtiger  Gulden  1 Mark 
70  Pfennigen  oder  2 Frank  10  Centimes  gleichgestellt  werden  würde, 
und  vergegenwärtigen  wir  uns  die  Umrechnungen,  welche  bei  periodisch 
wiederkehrenden  Zahlungsverpflichtungen,  z.  B.  bei  Zinsen-,  Coupons-, 
Renten-,  Gehalt-  und  Lohnzahlungen,  Annuitäten  u.  s.  f.,  zumal  aber 
bei  wechselnden  periodischen  Leistungen  von  langer  Dauer  entstehen 
müssten,  falls  wir  das  Mark-  oder  das  Franksystem  acceptieren  würden  1 
Man  erwäge,  welche  komplizierte  Größen  für  zahllose  gegenwärtig  ab- 
gerundete Geldbeträge  infolge  der  Umrechnung  entstünden,  und  ver- 
gegenwärtige sich  die  Manipulation  unserer  Steuerämter,  Sparkassen, 
Wirtschaftsgenossenschaften  , Depositenbanken , Hypothekarkreditinsti- 
tute u.  s.  f.  nach  erfolgtem  Währungswecbsel , endlich  die  notwendige 
Umrechnung  aller  Warenpreise  und  ihre  entweder  für  die  Konsumenten 
oder  die  Produzenten  nachteiligen  Abrundungen  u.  s.  f.  Und  eine 
solche  die  ganze  Bevölkerung  in  ihren  Wertvorstellungeu  und  Wert- 
urteilen revoltierende  Maßregel  sollten  wir  über  uns  ergehen  lassen, 
damit  eine  Anzahl  sachkundiger,  unseren  Außenhandel  oder  vielmehr 
einen  Teil  unseres  Außenhandels  (jenes  mit  Deutschland  oder  jenes 
mit  den  Ländern  der  Frankwährung)  vermittelnder  Kaufleute  nicht 
der  Unbequemlichkeit  ausgesetzt  sei,  Geldsummen  aus  einer  Valuta  in 
die  andere  umzurechnen  '),  während  die  Geschäftswelt  allerübrigen 
Länder  genötigt  sein  würde,  sieb  in  unseren  revoltierten  Bewertungen 
zurecht  zu  finden! 

Glücklicherweise  sind  wir  nicht  vor  die  Alternative  gestellt,  uns 
dem  Mark-  oder  dem  Goldfranksysteme  anschließen  zu  müssen.  Wir 


1)  bvr  Nutzen,  welcher  sich  für  einen  Teil  der  Geschäftswelt  aus  dem  Anschlüsse 
Oesterreich  -Ungarns  an  das  Mark-  oder  Franksystem  ergeben  würde,  würde  noch  dadurch 
gemindert  werden , dafs  die  Wechselkurse  selbst  zwischen  Ländern  mit  der  nämlichen 
Münzeinheit  unablässig  schwanken  , somit  komplizierte  Umrechnungen  zwischen  unserer 
VsiBta  und  jener  des  Währungsgebietes,  an  dessen  Münzsystem  wir  uns  anschliefsen  wür- 
de®, doch  nicht  vermieden  werden  würden. 
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können  ohne  Gefahr  für  unseren  Außenhandel  an  unserem  Gulden- 
systeme festhalten.  Deutschland  hat  im  Jahre  1871  den  Gedanken 
eines  Anschlusses  an  das  Goldfranksystem,  trotzdem  derselbe,  zumal 
in  Süddeutschland,  viele  Anhänger  hatte,  von  sich  gewiesen.  Staaten 
von  ungleich  geringerer  Bedeutung  als  Oesterreich-Ungarn,  die  Länder 
der  skandinavischen  Münzunion  und  Holland  haben  nationale  Währ- 
ungen eingeführt,  bez.  an  solchen  bei  ihren  vor  kurzem  erfolgten  Münz- 
regulierungen festgehalten.  Um  so  mehr  wird  der  Großstaat  Oesterreich- 
Ungarn  eine  nationale  Währung,  wie  bisher,  ohne  Nachteil  für  seinen 
Außenhandel  ertragen. 

Selbst  die  Gefahr,  daß  unser  künftiger  Goldguldcn  eine  in  die 
fremden  Valuten  nicht  ganz  leicht  zu  reduzierende  Münzeinheit  dar- 
stellen sollte,  darf  uns  nicht  allzu  sehr  erschrecken.  Deutschland  ist 
auf  den  Gedanken,  eine  in  Goldfranken  leicht  zu  reduzierende  Münz- 
einheit zu  wählen,  nicht  eingegangen,  so  leicht  ihm  das  geworden  wäre. 
Würde  dasselbe  im  Jahre  1871  sich  selbst  nur  dazu  entschlossen  haben, 
eine  um  ‘/so  ihres  Gewichtes  schwerere  Münzeinheit  zu  acceptieren, 
so  würden  5 Frank  genau  4 Mark  gleichkommen.  Trotzdem  hat  es  mit 
Rücksicht  auf  den  Inlandsverkehr,  auf  die  Bequemlichkeit  der  Umrech- 
nungen aus  der  alten  in  die  neue  Währung,  zum  Teil  allerdings  auch 
auf  die  Relation,  seine  Mark  genau  */3  Thaler  gleichgestellt.  Die  Länder 
der  skandinavischen  Münzunion  haben  in  ihrer  Krone  eine  Münzeinheit 
geschaffen,  welche  um  */„  schwerer  als  die  deutsche  Mark  (1  Krone 
— 1 Mark  121/*  Pf.)  und  deren  Umrechnung  in  Goldfranken  (1  Krone 
= 1 Frank  38*/#  Cent,  in  Gold)  nicht  ohne  Schwierigkeit  ist.  Eng- 
lands großartiger  Handelsverkehr  mit  dem  europäischen  Kontinente 
leidet  nicht  dadurch,  daß  das  Pari  des  Pfundes  Sterling : 20  Mark  42,9455 
Pfennige  deutscher  Währung,  bez.  25  Franks  22,16497  Centimes  ist. 
Ich  glaube,  daß  auch  wir  keinen  Grund  haben,  vor  einer  Münzeinheit, 
wofern  sie  unseren  Interessen  nur  in  anderen  wichtigen  Rücksichten 
vollkommen  entspricht,  aus  dem  Grunde  zurückzuschrecken,  weil  etwa 
die  Umrechnung  derselben  in  fremde  Münzeinheiten  mit  einigen  Schwie- 
rigkeiten verbunden  sein  würde. 

Dazu  kommt,  daß  ein  nationales  Münzwesen,  welches  von  jenem 
der  übrigen  Staaten  abweicht,  auch  besondere  Vorteile  mit  sich  bringt, 
indem  dasselbe  dem  Abflüsse  der  Umlaufsmittel  nach  dem  Auslande 
innerhalb  gewisser,  wenn  auch  nur  enger  Grenzen  vorbeugt  — eine 
Rücksicht,  auf  deren  Bedeutung,  zumal  für  die  Valutaregulierung  Oester- 
reich-Ungarns, nicht  erst  besonders  hingewiesen  zu  werden  braucht. 

Die  geplante  Münzreform  soll  in  erster  Linie  eine  Maßregel  der 
inneren  Wirtschaftspolitik  sein.  Für  unseren  Außenhandel  und 
den  internationalen  Verkehr  überhaupt  thun  wir  wahrlich  schon  da- 
durch genug,  daß  wir  zur  Goldwährung  übergehen.  Für  den  ungleich 
wichtigeren  Inlandsverkehr  können  wir  aber  nichts  Besseres  thun,  als 
an  dem  Guldensysteme  festzuhalten  und  damit  dem  Beispiele  jener 
Staaten  zu  folgen,  von  deren  nationalem  Egoismus  wir  Oesterreicher 
noch  so  viel  zu  lernen  haben.  Die  Münzeinigungsbestrebungen,  welche 
in  den  Münzkonferenzen  der  60er  Jahre  geradezu  im  Vordergründe  des 
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Interesses  gestanden  haben,  sind  seither  vollständig  verstummt.  Sie 
werden  ohne  Zweifel  dereinst  wieder  aufleben.  Es  wird  dann  auch  für 
uns  die  Zeit  kommen,  dieselben  aufzunehmen. 


b)  Die  Trage,  ob  dar  Gulden  oder  der  Halbgulden  (die  Krone)  unaere  künftige 
Mftnselnheit  sein  sollet 

Dali  wir  uns  bei  der  Wahl  der  Münzeinheit  keinem  fremden 
Münzsysteme,  insbesondere  auch  nicht  dem  deutschen  Mark-  oder  dem 
lateinischen  Franksysteroe  anschließen  werden,  kann  heute  schon  als 
feststehend  angenommen  werden. 

Die  viel  erörterte  Frage,  ob  wir  zweckmäßig  handeln,  statt  an  dem 
jetzigen  Guldensysteme  festzuhalten,  zu  einer  leichteren,  unserem  gegen- 
wärtigen halben  Gulden  entsprechenden  Münzeinheit  aberzugehen, 
wird  dagegen,  trotz  des  Umstandes,  daß  die  beiden  Regierungen  sich 
in  ihren  den  legislativen  Körperschaften  vorgelegten  Gesetzentwürfen 
für  diesen  Modus  entschieden  haben  '),  nicht  ohne  heftigen  Kampf 
entschieden  werden.  Die  Ansichten  über  diese  nicht  nur  für  die 
äußere  Gestaltung  unseres  künftigen  Geldwesens  wichtige  Frage  sind 
bei  uns  noch  wenig  geklärt;  sie  ist  bisher  in  einer,  wie  mir  scheint, 
durchaus  ungenügenden  Weise  behandelt  worden.  Man  hat  hierbei 
nebensächlichen  Umständen  ein  übertriebenes  Gewicht  beigelegt,  während 
die  für  die  Entscheidung  der  obigen  Frage  maßgebenden  wesentlichen 
Rücksichten  geradezu  außer  Acht  geblieben  sind. 

Man  hat  diese  Frage  bald  als  eine  solche  der  Anpassung  unserer 
künftigen  Münzeinheit  an  die  Stufe  des  Volksreichtums  Oesterreich- 
Ungarns  aufgefaßt,  bald  dieselbe  unter  dem  Gesichtspunkte  einer  Maß- 
regel zur  Förderung  des  Sparsamkeitssinnes  der  Bevölkerung  behan- 
delt, ja  derselben  sogar  „eine  wichtige  sozialpolitische  Bedeutung“  ab- 
zugewinnen gesucht.  Auch  mancherlei  Uebel  unserer  Volkswirtschaft 
sind  unserem  „schweren  Gulden“  zur  Last  gelegt  und  ihre  Beseitigung 
von  der  Wahl  einer  leichteren  Münzeinheit  abhängig  gemacht  worden. 
All’  dies  mit  Unrecht  und  zum  großen  Nachteile  der  sachlichen  Er- 
örterung. Wenn  die  Regierungen  Oesterreichs  und  Ungarns  sich  zur 
Ueberraschung  vieler  für  die  „Krone“ , also  für  den  Halbgulden,  ent- 
schieden haben,  und  wir  infolge  dieses  Umstandes  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  unseren  historischen  Gulden  verlassen  werden,  um  ihn 
gegen  die  Krone  auszutauschen,  so  trägt  die  vielfach  in  falsche  Rich- 
tung geleitete  öffentliche  Diskussion  den  größten  Teil  der  Schuld  hieran. 

Die  ursprüngliche  Münzeinheit  der  meisten  Staaten  war  das  in 
denselben  gebräuchliche  Edelmetallgewicht:  das  Pfund,  die  Livre,  die 
Lira,  die  Mark  u.  s.  f.  Die  heutigen  Münzeinheiten  sind  wesentlich 
durch  Münzverschlechterungen,  oder  im  Anschlüsse  an  die  durch  die- 
selben bewirkten  Veränderungen  des  Münzwesens,  und  nur  zum  ge- 


1)  Vgl.  meine  Ausführungen  über  die  „Kronenwäbrung“  in  Conrad's  Jahrbüchern 
IMS,  Bd.  I,  8.  741  ff. 

Dritte  Folge  Rd-  IV  (LIX).  4 
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ringen  Teil  durch  freie  Wahl  entstanden.  Arme  Völker  sind  solcherart 
zu  schweren,  reiche  Völker  zu  leichten  Münzeinheiten  gelangt,  und  um- 
gekehrt. Die  Mttuzeinheit  Rußlands  ist  ungleich  schwerer,  als  jene  des 
reichern  Frankreich;  die  Münzeinheit  des  letzteren  leichter,  als  jene 
Deutschlands;  Oesterreich-Ungarns  Geldeinheit  ist  schwerer,  als  jene 
Hollands  und  Belgieus;  die  Geldeinheit  des  heutigen  ökonomisch  ent- 
wickelten Deutschlands  leichter,  als  die  Geldeinheiten  der  meisten 
deutschen  Staaten  vor  20  Jahren.  Irland  hat  die  nämliche  Münzeinheit 
wie  England,  Galizien  die  nämliche  Münzeinheit  wie  Niederösterreich 
und  Böhmen.  Der  Reichtum  der  Völker  steht  in  keiner  notwendigen 
Beziehung  zu  ihrer  Münzeinheit 

Nicht  minder  schwierig  dürfte  es  sein,  eine  ernste  Beziehung  zwi- 
schen dem  Sparsamkeitssinne  ganzer  Völker  und  ihren  Münzeinheiten 
nachzuweisen.  Die  schwere  Münzeinheit  der  norddeutschen  Staaten  vor 
dem  Jahre  1873  hat  den  weltbekannten  ökonomischen  Sinn  ihrer  Be- 
völkerungen ebensowenig  untergraben,  als  die  gegenwärtige,  um  zwei 
Drittel  leichtere  Münzeinheit  den  seither  sichtbar  sich  verbreitenden 
Luxus  in  Deutschland  zu  verhindern  vermocht  hat.  Der  im  Verhält- 
nis zum  Frank  und  zur  Mark  schwere  holländische  Gulden  hat  die 
zähe  Sparsamkeit  des  Holländers  nicht  beeinflußt ; der  besonders  leichte 
polnische  Gulden  (derselbe  entsprach  ungefähr  */«  Gulden  unseres 
Geldes)  dagegen  die  Polen  zu  keinem  ökonomisierendcn  Volke  ge- 
macht. Die  bekannte  Sparsamkeit  der  Italiener  datiert  nicht  erst  seit 
der  Periode  ihrer  leichten  Geldeinheit,  und  der  Portugiese  hat  nicht 
den  Ruf  eines  Knausers,  obzwar  seine  Geldeinheit  die  leichteste  der  Welt 
ist.  Weder  der  Reichtum  eines  Volkes,  noch  auch  der  in  Rücksicht  auf 
ein  ganzes  Volk  immerhin  schwer  bestimmbare  Grad  seiner  Sparsamkeit 
stehen  in  einem  wesentlichen  Zusammenhänge  mit  der  schwereren  oder 
leichteren  Münzeinheit  eines  Landes. 

Auch  die  „soziale  Bedeutung“,  welche  von  mancher  Seite  der  Wahl 
einer  leichteren,  bez.  einer  schwereren  Münzeinheit  zugescbrieben  wird, 
möchte  ich  nicht  allzu  ernst  nehmen.  England  und  Irland  haben  das 
gleiche  Münzsystem,  so  verschieden  ihre  sozialen  Verhältnisse  sind. 
Der  Arbeiterstand  in  England,  in  Nordamerika,  in  den  australischen 
Kolonien  Englands  erfreut  sich  trotz  der  schweren  Münzeinheiten  der 
betreffenden  Länder  einer  verhältnismäßig  hohen  Wohlfahrt,  während 
die  sozialen  Verhältnisse  anderer  Länder  mit  ungleich  leichteren  Geld- 
einheiten (Belgien,  Italien  u.  s.  f.)  nichts  weniger  als  erfreulich  Bind. 

Die  Wahl  der  Münzeinheit  eines  Landes  scheint  mir  durch  wesent- 
lich andere  Rücksichten,  als  die  obigen,  geboten  zu  sein.  Das  Münz- 
system soll  in  Rechnung  und  Zahlung  alle  im  Verkehre  vorkommendeu 
Wertstufen  so  einfach  und  so  genau  als  möglich  darstellen.  Die 
Münzeinheit  soll  aus  diesem  Grunde  nicht  zu  klein  sein,  weil  die  Vor- 
stellung großer  Geldsummen  sonst  unklar,  auch  die  kleinste  Teilmünze 
für  den  Verkehr  belästigend  wird.  Der  portugiesische  Real,  welcher 
ungefähr  einem  ‘/*  Kreuzer  ö.  W.  entspricht,  ist  jedenfalls  eine  höchst 
unzweckmäßige  Münzeinheit,  denn  er  nötigt,  bei  höheren  Bewertungen 
mit  Beträgen  zu  rechneu,  welche  die  Uebersichtlichkeit  der  ausge- 
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drückten  Geldsummen  erschweren,  ja,  ohne  daß  Nebeneinheiten  (Milreis 
und  Contos  de  Reis)  zu  Hilfe  genommen  werden,  nahezu  ausscbließen. 
Dagegen  ist  die  englische  Münzeinheit,  das  Piund  Sterling,  entschieden 
zu  schwer.  Sie  gestattet  zwar,  große  Geldsummen  in  einer  sehr  über- 
sichtlichen Weise  auszudrücken  und  leicht  und  rasch  zu  berechnen; 
ihre  Stückelung  führt  dagegen  notwendig  zu  mancherlei  Schwierig- 
keiten. Würde  in  England,  unter  Beibehaltung  seiner  gegenwärtigen 
Münzeinheit,  selbst  das  dekadische  System  der  Münzstückelung  accep- 
tiert  werden,  so  würde  das  hundertteilige  Pfund  St.  doch  immer  noch 
eine  komplizierte,  alle  Berechnungen  erschwerende  Stückelung  erfordern, 
da  die  so  gewonnene  Teilmünze  ungefähr  20  Pfennigen  deutscher  Währung 
entsprechen  würde.  Die  Münzeinheit  Englands  ist  mit  Rücksicht  auf 
die  Bequemlichkeit,  Einfachheit  und  Raschheit  von  Rechnung  und  Zah- 
lung entschieden  zu  schwer. 

Als  ideale  Münzeinheit  muß  jene  bezeichnet  werden,  welche  sich 
als  das  Hundertfache  der  kleinsten  für  den  allgemeinen  Verkehr  wirk- 
lich noch  notwendigen  Teilmünze  darstellt.  Schließt  dieselbe  bei  be- 
sonders genauen  Berechnungen  auch  nicht  die  Notwendigkeit  von 
Bewertungen  in  Bruchteilen  völlig  aus,  so  bilden  diese  doch  verhält- 
nismäßig seltene  Ausnahmen.  Münzeinheiten  dieser  Art  mögen  immer- 
hin große  Geldbeträge  nur  schwerfällig  ausdrücken,  den  schwereren 
Geldeinheiten  in  dieser  nicht  zu  unterschätzenden  Rücksicht  nach- 
stehen ; im  ganzen  entsprechen  sie,  was  Einfachheit  und  Genauigkeit 
betritTt,  in  hohem  Maße  den  Anforderungen  des  Zahlungs-  und  Rech- 
nungswesens. 

Zu  den  Münzeinheiten  dieser  Art  gehört,  bis  auf  eine  kleine  und 
keineswegs  zu  Ungunsten  unseres  Guldens  sich  geltend  machende  Ab- 
weichung, auch  dieser  letztere.  Unser  Gulden  ist  ein  ungleich  be- 
quemeres Mittel  für  die  Rechnung  mit  großen  Betragen,  als  der  Frank 
und  die  Mark.  Er  zerfällt  zugleich  in  hundert  Teile,  welche  die  kleinste 
im  allgemeinen  Verkehre  thatsächlich  noch  gebräuchliche 
Münze  darstellen,  während  für  die  Bedürfnisse  rechnungsmäßiger  Aus- 
gleichung und  die  exzeptionellen  Bedürfnisse  des  Verkehrs  gewisser 
Lebenskreise,  zumal  eines  Teiles  der  Landbevölkerung,  daneben  der 
halbe  Kreuzer  (wenn  auch,  entsprechend  dem  verhältnismäßig  geringen 
Bedarfe,  in  verhältnismäßig  geringer  Menge)  cirkuliert.  Unser  Gulden- 
system entspricht  somit  allen  Bedürfnissen  des  Zahlungs-  und  Rech- 
nungswesens in  besonders  hohem  Maße,  sowohl  jenem  des  allgemeinen 
Verkehre,  als  auch  den  exzeptionellen  Verkehrsbedürfnissen  bestimmter 
Lebenskreise. 

Soll  unter  diesen  Umständen  die  Frage  entschieden  werden,  ob 
wir  das  Hundertfache  des  Kreuzers  oder  des  halben  Kreuzers  als  Münz- 
einheit wählen  sollen,  ob  wir  beim  Guldensystem  verbleiben,  oder  zu 
dem  Halbgulden,  zur  Krone,  übergehen  sollen,  so  kann  die  Antwort 
hierauf  nicht  schwer  fallen.  Unter  10  — nein,  unter  100,  ja  unter 
1000  Zahlungen,  die  in  Oesterreich  - Ungarn  geleistet  werden,  findet 
sich  im  Durchschnitte  kaum  eine,  bei  welcher  halbe  Kreuzer  t hat- 
sächlich  in  Anwendung  kämen,  eine  Münze,  welche  im  städtischen 
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Verkehre  überhaupt  nur  äußerst  selten  zu  entdecken  ist,  sich  hier 
vielmehr  im  wesentlichen  nur  als  eine  Rechnungsgröße  darstellt,  indes 
auch  beim  Güteraustausche  auf  dem  Lande  eine  sehr  geringfügige  Rolle 
spielt.  Aus  welchem  Grunde?  Weil  der  halbe  Kreuzer  eine  Münze  ist, 
mit  welcher  sich,  ähnlich  wie  mit  dem  einzelnen  Centime  oder  Pfennig, 
für  zahlreiche  Personen,  wohl  für  die  große  Mehrheit  der  Bevölkerung, 
überhaupt  keine  klare  Wertvorstellung  verbindet.  Er  ist  eine  Münze, 
die  deshalb  für  die  weitaus  größere  Mehrzahl  der  verkehrtreibenden 
Personen  nicht  die  Bedeutung  eines  eigentlichen  Verkehrsmittels  hat. 

Bei  uns  werden  im  Verkehre  in  halben  Kreuzern  zumeist  weder 
Preise  angesetzt,  noch  auch  Zahlungen  geleistet;  in  den  Ländern  der 
Frank-  und  der  Markwährung  aber  faßt  man  mit  Vorliebe  mehrere 
Centimes  oder  Pfennige  zu  einer  größeren  Rechnungseinheit  zusammen 
und  bewertet  die  Güter  nach  Sous  oder  nach  den  Wertstufen  von  5 
und  10  Centimes,  bez.  Pfennigen.  So  wird  es  auch  bei  uns  sein, 
wenn  wir  den  hundertteiligen  Halbgulden,  die  Krone,  einführen  sollten. 
Die  Abrundungen  der  Preise  werden  dann  nach  dem  dekadischen 
Systeme  erfolgen  und  der  Umstand,  daß,  aus  Furcht  vor  dieser 
Eventualität,  bei  uns  keine  5- Hellerstücke  geprägt  werden  sollen,  wird 
hieran  nichts  ändern.  Die  Güter,  welche  gegenwärtig  2 Kreuzer  kosten, 
werden  mit  5 Hellern  bewertet  werden.  Ich  halte  den  Centime  und  den 
Pfennig  im  allgemeinen  für  zu  kleine  Teilmünzen,  umgekehrt  die 
Cents  der  Amerikaner  und  die  Pence  der  Engländer  als  kleinste 
Teilmünzen  für  zu  schwer,  unsern  Kreuzer  dagegen  für  die  im  allge- 
meinen richtige  letzte  Wertstufe  des  Geldes,  neben  welcher  für  gewisse 
an  Bedeutung  zurücktretende  Verkehrsakte  der  halbe  Kreuzer  ausge- 
prägt und  in  Cirkulation  gesetzt  werden  soll.  Damit  wird  dem  wahren 
Bedürfnisse  nach  Münzen,  welche  eine  geringere  Wertstufe,  als  unser 
Kreuzer,  darstellen,  vollständig  genügt,  ohne  daß  wir  aus  diesem  Grunde 
unsere  altgewohnte  Münzeinheit,  den  Gulden,  zu  verlassen  und  zu  einer 
neuen  Münzeinheit  überzugehen  brauchen. 

Der  Uebergang  zu  einer  neuen  Geldeinheit  bedeutet  einen  so  tief 
in  alle  Lebensverhältnisse  eingreifenden  Umsturz  aller  Bewertungen 
und  des  Rechnungswesens  eines  Landes,  daß  — und  wäre  der  Ueber- 
gangsschlüssel  der  denkbar  einfachste  — nur  Gründe  der  ernstesten 
Art  (z.  B.  die  notwendige  Rücksicht  auf  eine  Münzeinigung  1)  hierzu 
Veranlassung  geben  können.  Eine  Notwendigkeit  dieser  Art,  die  gerade 
bei  einem  Währungswechsel  so  wichtige  Kontinuität  unseres  Geldwesens 
zu  durchbrechen,  liegt  rücksichtlich  unseres  vortrefflichen  Guldensystems 
jedoch  nicht  vor. 

Allerdings  haben  die  Verfechter  der  leichteren  Münzeinheit  an 
unserm  Gulden  mancherlei  Mängel  zu  entdecken  und  allerhand  Uebel- 
stände  des  Verkehrs  und  selbst  des  sozialen  Lebens  auf  unsere  „zu 
schwere  Münzeinheit“  zurückzufübren  gesucht. 

Dazu  gehört  vor  allem  der  gegen  unser  Guldensystem  erhobene 
Vorwurf,  daß  es  zu  (dem  Konsumenten)  nachteiligen  Preisabrundungen 
führe;  er  erweist  sich  bei  näherer  Prüfung  als  ein  Vorurteil.  Daß  im 
Großhandel  mit  seinen  streng  kalkulierten  Preisen  Abrundungen  der 
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obigen  Art  von  wesentlichem  Belange  seien,  wird  kaum  ernstlich  be- 
hauptet werden.  Indes  auch  in  Rücksicht  auf  den  Detailhandel  wird 
der  obige  Einfluß  zumeist  stark  überschätzt,  zum  Teile  geradezu  völlig 
mißverstanden.  Es  ist  richtig,  daß  der  Verkehr  bei  Güterpreisen  und 
Berechnungen  Bruchteile  gern  vermeidet.  Ebenso  sicher  ist  es  aber, 
daß  der  Kleinverkehr  auch  allzu  kleine  Werte  ausdrückende  Teil- 
münzen ablehnt. 

Die  Meinung,  daß  unser  Guldensystem  eine  Verteuerung  gewisser 
Güter  im  Detailhandel,  etwa  in  der  Weise  zur  Folge  habe,  daß  Güter, 
für  welche  sonst  ’/«  Kreuzer  oder  l‘/s  Kreuzer  gezahlt  werden  würden, 
gegenwärtig  mit  1 Kreuzer  oder  2 Kreuzern  bezahlt  werden  müßten, 
beruht  sicherlich  auf  einem  Mißverständnisse.  Die  Konkurrenz  fördert, 
wenn  die  geringste  gangbare  Münze  den  Subtilitäten  des  Verkehrs- 
lebens nur  einigermaßen  entspricht,  die  der  Marktlage  jeweilig  ent- 
sprechenden Preise  zu  Tage.  Ist  die  kleinste  gangbare  Teilmünze  für 
irgend  einen  Gebrauchsgegenstand  zu  groß,  so  pflegt  die  Einheitsmenge 
des  letzteren  der  obigen  Münze  sich  rasch  anzupassen.  Es  ist  praktisch 
ziemlich  gleichgiltig,  ob  ein  Päckchen  Streichhölzchen  um  •/«  Kreuzer, 
oder  zwei  Päckchen  um  1 Kreuzer,  ob  1 Ei  um  2*1,  oder  2 Eier  um 
5 Kreuzer  veräußert  werden,  da  es  sich  hier  um  Beträge  handelt,  welche 
selbst  für  die  kleinste  Wirtschaft  erschwinglich  sind.  Der  Verkehr  findet, 
selbst  wenn  die  untersten  W'ertstufen  darstellende  Münzen  nicht  vorhanden 
sind,  geschweige  denn  dort, wo  sie,  wie  bei  uns,  thatsächlich  bestehen,  leicht 
Mittel  und  Auswege,  Schwierigkeiten  der  obigen  Art  zu  überwinden. 
Auf  den  Wiener  Märkten  kosten  2 Eier  bald  5 Kreuzer,  bald  4 Eier 
11  oder  13  Kreuzer,  bald  3 Eier  10  Kreuzer  u.  s.  f.  Wo  infolge  von 
Gewöhnung  oder  wegen  der  Bequemlichkeit  des  Verkehrs  Preisabrun- 
dungen wirklich  Vorkommen,  erzwingt  die  Konkurrenz  aber  eine  ent- 
sprechende quantitative  oder  qualitative  Mehrleistung  der  im  Detail 
gehandelten  Waren,  oder  aber  andere  den  Konsumenten  zufallende 
ausgleichende  Vorteile,  während  zum  Nachteile  der  Detailhändler  statt- 
findende Abrundungen  regelmäßig  die  entgegengesetzte  Wirkung  (eine 
Verschlechterung  der  gebotenen  Waren  oder  sonstige,  den  Konsumenten 
treffende  ausgleichende  Nachteile)  im  Gefolge  haben.  Selbst  im  Detail- 
handel sind  Preisabrundungen  der  obigen  Art  nur  eine  der  Bequemlich- 
keit des  Verkehrs  dienende  Gewohnheit,  indes  ohne  wesentlichen  Einfluß 
auf  die  durch  Angebot  und  Nachfrage  regulierte  effektive  Preisbildung. 

Die  Meinung,  daß  eine  schwerere  Geldeinheit  doch  zum  mindesten 
auf  dem  arbiträren  Gebiete  der  freiwilligen  und  halbfreiwilligen  Trink- 
gelder und  der  Honorare  von  wesentlicher  Bedeutung  sei  und  ins- 
besondere zu  den  Konsumenten  nachteiligen  Abrundungen  der  in 
der  Geldeinheit  selbst  ausgedrückteo  Preise  führe  (also  beispielsweise 
dort,  wo  in  Frankreich  10  Frank,  in  Deutschland  10  Mark  zu  zahlen 
gebräuchlich  ist,  in  Oesterreich  - Ungarn  10  Gulden,  in  Amerika 
10  Dollars,  in  Russland  10  Rubel  gezahlt  werden)  ist  ein  ebenso  augen- 
fälliges Vorurteil.  Der  Verkehr  bildet  sich  für  seine  Zwecke  nach 
tausend  verschiedenen  Rücksichten  selbständige  Nebeneinheiten,  mittelst 
welcher  er  Honorare  und  freiwillige  und  halbfreiwillige  Geschenke  der 
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individuellen  Sachlage  anpaßt.  In  Frankreich  werden  arbiträre  Hono- 
rare nicht  nur  in  Franken,  sondern  auch  in  Napoleonsd'or,  an  kleine 
Leute  aber  auch  heute  noch  in  Sous-  (5  Centimes)  Stücken,  in  Deutsch- 
land nicht  nur  in  Mark,  sondern  auch  in  Wilhelmd’or,  in  gewissen 
Gesellschaftskreisen  dagegen  in  „Nickeln“,  in  England  nicht  nur 
in  Pfunden  Sterling  und  in  Shillings,  sondern  auch  in  Crowns 
(—  5 sh.)  und  in  Guineen  (=  21  sh.),  bei  uns  nach  Maßgabe  des 
Falles  in  Gulden,  in  Fünf-  und  in  Zehnguldennoten,  eventuell  in  Zehn- 
kreuzerstücken abgerundet.  Die  größere  oder  kleinere  Geldeinheit 
stebt  in  keiner  notwendigen  Beziehung  zur  Frage  der  dem  Konsumenten 
mehr  oder  minder  vorteilhaften  Preisabrundungen  im  Verkehre1). 

Wenn  aber  gar  die  „Neigung  der  österreichischen  Bevölkerung  zu 
leichtfertigen  Ausgaben“  und  die  Teuerung  in  Oesterreich  unserer 
„schweren  Münzeinheit“  zur  Last  gelegt  wird,  so  wird  jeder  Kenner 
österreichischer  und  auswärtiger  Verhältnisse  über  dieses  Argument 
nur  zu  lächeln  vermögen.  Der  Lebensfuß  und  die  Lebensgewohnheiten 
sind  in  Oesterreich-Ungarn,  wie  überall , nach  Ort  und  Bevölkerungs- 
klasse selbstverständlich  sehr  verschieden , im  allgemeinen  jedoch  un- 
gleich bescheidener,  als  jene  der  entsprechenden  Bevölkerungsklassen 
in  den  meisten  Staaten  Europas  — Deutschland  nicht  ausgenommen. 
In  den  Lebensgewohnheiten  der  Oesterreicher  macht  sich  vielfach  der 
Uebergang  des  familienhaft  geschlossenen  Privatlebens  des  Nordens 
zu  dem  geselligen  und  mehr  an  die  Oeffentlichkeit  tretenden  Aufwande 
des  Südens  geltend.  Den  Oesterreicher  nach  seinen  Praterfahrten, 
Blumencorsi,  Festzügen,  Ausstellungen  u.  s.  f.  beurteilen  zu  wollen, 
steht  ungefähr  auf  der  Stufe  der  Beurteilung  Frankreichs  nach  den 
Boulevards  von  Paris.  Bei  uns  wird  vielfach  mit  einigem  Lärm  Auf- 
wand getrieben;  der  Lebensfuß  im  privaten  Leben  ist  dagegen  be- 
scheidener, als  in  irgend  einem  Gebiete  Mitteleuropas.  All’  dies  hängt 
indes  mit  unserer  Münzeinheit  in  keiner  Weise  zusammen. 

Auch  die  vielberufene  Teuerung  in  Oesterreich,  zumal  in  der 
Hauptstadt,  findet,  soweit  dieselbe  wirklich  vorhanden  ist,  ihre  aus- 
reichende Erklärung  in  den  hohen  Auflagen  und  im  Mangel  an  großen, 
der  Initiative  der  Bevölkerung  entspringenden  Einrichtungen  zur  Güter- 
versorgung  — sicherlich  aber  nicht  in  unserer,  in  dieser  Rücksicht 
belanglosen  Geldeinheit. 

Nachdem  beide  Regierungen  sich  für  den  Halbgulden  (die  Krone) 
als  unsere  künftige  Münzeinheit  entschieden  haben , werden  wir  wahr- 
scheinlich unser  Geldsystem  verlassen  — zum  Schaden  des  Verkehres 
und  zuin  großen  Bedauern  derjenigen,  welche,  die  obige  Frage  vom 
rein  sachlichen  Standpunkte  zu  betrachten,  sich  gewöhnt  haben. 


1)  Viel  wichtiger  würde  mir  Id  dieser  Rücksicht,  xumal  für  das  arbiträre  Gebiet  der 
Honorare  nnd  der  gerade  bei  uns  nickt  belanglosen  sog.  Trinkgelder,  die  Ausprägung 
eines  nicht  allzu  wertvollen  und  doch  einigermalsen  ansehnlichen  Geldstückes,  s.  B.  des 
ohnehin  von  allen  8eiten  in  Aussicht  genommenen  Halbguldenstückes,  erscheinen.  Eine 
Münze  dieser  Art  würde  dem  englischen  Shilling,  der  deutschen  Mark  nnd  dem  Frank 
annäherungsweise  entsprechen  und  im  Verkehre,  zumal  auf  dem  obigen  Gebiete,  eine 
nützliche  Funktion  üben.  Des  L'ebergangs  zu  einer  neuen  Münzeinheit  bedarf  es  für 
diesen  Zweck  jedenfalls  nicht. 
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Es  wird  dadurch,  zumal  infolge  der  notwendigen  Umprägung  aller 
Münzen,  der  Schein  erweckt  werden,  als  ob  es  sich  schon  bei  den 
gegenwärtigen  vorbereitenden  Schritten  um  eine  tiefgebende  Währungs- 
und Münzreform  handeln  würde;  der  neue  Halbgulden  wird  in  Ver- 
bindung mit  dem  völlig  neuen  Münzwesen  (man  denke  an  die  neuen 
Gold-,  Silber-,  Nickel-  und  Bronzemünzen  I)  dem  Einleben  der  neuen 
Währung  vielfach  Schwierigkeiten  schaffen  und  zu  mannigfachen  Ueber- 
vorteilungen  gerade  der  wirtschaftlich  Schwächeren  führen ; er  wird  die 
Kontinuität  unseres  Geldwesens,  die  zu  wahren  gerade  mit  Rücksicht 
auf  den  Währungswechsel  von  großer  Wichtigkeit  gewesen  wäre,  durch- 
brechen; er  wird  uns  nötigen,  als  Hau  p t m ü nze  das  20-Krouenstück, 
statt  im  Anschlüsse  an  das  Decimalsystem  das  10-Guldenstück,  auszu- 
prägen; er  wird  zu  zahlreichen,  den  Konsumenten  abträglichen  Ab- 
rundungen nach  den  Wertstufen  von  5 und  10  Hullern  führen  — und 
dies  alles,  um  gewissen  Vorurteilen  entgegenzukommen,  oder  um 
einer  „Verwechslung  unseres  neueu  Goldguldens  mit  der  gleichnamigen 
Handelsmünze  des  Jahres  1871“  vorzubeugen,  eine  Verwechslung,  die 
in  jenen  Lebenskreisen,  für  welche  die  obige  Unterscheidung  überhaupt 
in  Betracht  kommt,  sicherlich  nicht  zu  befürchten  ist. 

Die  obige  Frage  hat  zum  Ueberflusse  auch  noch  eine  gewisse  inter- 
nationale Bedeutung.  Soeben  kommt  mir  das  neueste  Heft  der 
„Preußischen  Jahrbücher“  (Bd.  LXIX,  Hett  6)  zu,  in  welchem  (S.  801) 
der  hervorragendste  dänische  Nationalökonom,  Prof.  Scharling  in 
Kopenhagen,  sich  über  unsere  „Krone“  in  folgender  Weise  äußert:  „Wir 
können  nicht  umhin,  zu  bedauern,  daß  man  in  Oesterreich-Ungarn  die 
wenig  glückliche  Idee  gehabt  hat,  den  skandinavischen  Münznamen 
„Krone“  für  die  neue  Münzeinheit  zu  wählen.“ 
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i. 

Die  zweite  Lesung  des  Entwurfes  eines  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches für  das  Deutsche  Beich. 

(ForUetsong)  1). 

Vod  Assessor  Gr  ei  ff. 

X. 

Der  sechste  Unterabschnitt  der  allgemeinen  Vorschriften  über  Schuld- 
▼erhältnisse  aus  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  befafst  sich  in  den 
§§  412  — 416  mit  dem  Versprechen  der  Leistung  an  einen 
Dritten.  Der  Entwurf  erkennt  ein  solches  vertragsmäfsiges  Versprechen 
mit  der  Wirkung,  dafs  unmittelbar  aus  dem  Vertrage  für  den  Dritten  ohne 
einen  Beitritt  oder  eine  Annahme  von  seiner  Seite  ein  Forderungsrecht 
gegen  den  Versprechenden  entsteht,  allgemein  als  zulässig  an.  Diese 
grundsätzliche  Auffassung  des  Entwurfs,  welche  über  das  geltende  Recht 
wesentlich  hinausgeht,  wurde  in  der  Kommission  allseitig  gebilligt.  Gegen- 
über der  abweichenden  Ansicht,  die  eine  unmittelbare  Berechtigung  des 
Dritten  ohne  seine  Mitwirkung  für  logisch  und  rechtlich  unmöglich  er- 
klärt, erschien  es  nützlich,  die  Möglichkeit  solcher  Berechtigung  des  Dritten 
ausdrücklich  anzuerkennen.  Ob  im  einzelnen  Falle  eine  unmittelbare  Be- 
rechtigung des  Dritten  entsteht,  hängt  nach  § 412  Abs.  1 davon  ab, 

Vorläufige  Zusammenstellung  der  Kommissionsbeeohlfisee.  (ForUetsung.) 

§ 412.  (412  Abs.  1,  413,  414.)  Durch  Vertrag  kann  eine  Leistung  an  einen 
Dritten  mit  der  Wirkung  bedungen  werden,  dafs  der  Dritte  unmittelbar  das  Recht  erwirbt, 
die  Leistung  za  fordern. 

ln  Ermangelung  einer  besonderen  VertragsbestimmuDg  ist  nach  den  Umstünden  des 
Falles,  insbesondere  nach  dem  Zwecke  des  Vertrags,  zu  beurteilen,  ob  der  Dritte  das 
Recht  erwerben,  ob  das  Recht  des  Dritten  sofort  oder  unter  gewissen  Voraussetzungen 
entstehen  und  ob  den  Vertragschliefsenden  die  Befugnis  Vorbehalten  sein  soll,  das  Recht 
des  Dritten  ohne  dessen  Zustimmung  aufzuheben  oder  zu  ändern. 

§ 412  a.  Wird  in  einem  Lebensversicherungs  - oder  einem  Leibrentenvertraga  die 
Zahlung  der  Versicherungssumme  oder  der  Leibrente  an  einen  Dritten  bedungen  oder 
bei  einer  unentgeltlichen  Zuwendung  dem  Bedachten  eine  Leistung  an  einen  Dritten  auf- 
erlegt oder  bei  einer  Vermögens-  oder  Gutsübernahme  von  dem  Uebernehmer  eine 
Leistung  an  einen  Dritten  zum  Zwecke  der  Abfindung  versprochen,  so  ist  im  Zweifel  an- 
zunehmen , dafs  der  Dritte  aus  dem  Vertrag  unmittelbar  das  Recht  erwerben  soll,  die 
Leistung  zu  fordern. 

1)  Vergl  Bd.  III.  6.  884  ff. 
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ob  aus  dem  Inhalte  des  Vertrages  gioh  die  Berechtigung  als  gewollt  er- 
giebt-  Ohne  hieran  sachlich  etwas  ändern  zu  wollen , hielt  man  es  für 
xweckmäfsig,  besonders  darauf  hinsuweisen,  dafs  die  Entscheidung  der  be- 
zeicbneten  Frage  nioht  nur  aus  dem  Inhalte  dos  Vertrages,  sondern  auch 
aus  den  Umständen  des  Falles,  insbesondere  dem  Zwecke  des  Vertrages, 
in  entnehmen  sei.  Bei  gewissen  Verträgen  zu  Gunsten  eines  Dritten  nimmt 
eine  feststehende  Praxis  Bohon  jetzt  die  unmittelbare  Berechtigung  des 
Dritten  als  gewollt  an , nämlich  bei  Lebensversicherungs-  und  Leibrenteu- 
verträgen  zu  Gunsten  Dritter,  unentgeltlichen  Zuwendungen  mit  der  Auf- 
lage einer  Leistung  an  einen  Dritten  und  Vermögens*  oder  GuUübernahme- 
verträgeu  mit  Ausbedingung  einer  Abfindungsleistung  an  eiuen  Dritten. 
Um  das  Fortbestehen  dieser  Praxis  zu  sichern  und  der  Rechtsprechung 
einen  festen  Anhalt  zu  geben,  wurde  eine  Auslegungsregel  des  Inhalts  bei- 
gefügt, dafs  bei  jenen  Verträgen  die  unmittelbare  Entstehung  eines  For- 
derungsrechts im  Zweifel  als  gewollt  anzunehmen  sei.  Der  AbB.  2 des 
$ 412,  welcher  den  VerBprechensempfänger  in  Ermangelung  anderweiter 
Vereinbarung  für  berechtigt  erklärt,  die  Leistung  von  dem  Dritten  zu  ver- 
langen , wurde  zur  Vermeidung  von  Mifsverstäodnissen  gegenüber  einem 
Streichungsantrage  beibehalten  (§  416  a der  Neufassung). 

Ebenso  wie  nach  § 412  die  Frage,  ob  eine  Berechtigung  des  Dritten 
entsteht,  entscheidet  sich  nach  § 413  die  Frage,  mit  welchem  Zeit- 
punkt die  Berechtigung  entsteht,  naoh  dem  Willen  der  Vertragsohliefsen- 
den.  Auch  diese  Bestimmung  blieb  sachlich  unverändert;  man  verdeut- 
lichte nur,  dafs  dasselbe,  wie  für  den  Zeitpunkt,  auoh  für  die  sonstigen 
Voraussetzungen  der  Entstehung  der  Berechtigung  gelte,  und  verwies  auch 
hier  auf  die  Berücksichtigung  der  Umstände  des  Falles.  Für  den  Fall, 
weun  die  Leistung  an  den  Dritten  nach  dem  Tode  des  Versprechens- 
empfängers erfolgen  soll , fügte  man  die  Auslegungsregel  bei , dafs  der 
Dritte  das  Recht  auf  die  Leistung  im  Zweifel  mit  dem  Tode  des  Ver- 
sprechensempfängers  erwerbe. 

Der  § 414  giebt  den  Vertragschliefsenden  bis  zur  Entstehung  des 
Forderungsreohts  des  Dritten  die  Befugnis,  da9  Versprechen  der  Leistung 
an  ihn  aufzuheben  oder  zu  ändern  (Satz  1) , spricht  ihnen  dagegen  nach 
der  Entstehung  des  Forderungsrechts  diese  Befugnis  ab,  sofern  dieselbe 
nicht  als  Vorbehalten  anzusehen  ist  (Satz  2).  Sachlich  erfuhren  diese  Be- 
stimmungen keine  Aenderung.  Von  der  Regel  des  1.  Satzes  machte  man 
jedoch  eine  Ausnahme  für  den  Fall,  dafs  der  Versprechensempfänger  vor 
der  Geburt  des  Dritten  stirbt;  in  diesem  Falle  soll  die  Aufhebung  oder 

§ 413  vergl.  § 413  Abs.  2,  § 414  Ab».  1. 

§ 414.  Soll  die  Leistung  an  den  Dritten  nach  dem  Tode  de»  Veraprechensemp  fXngers 
erfolgen,  »o  erwirkt  der  Dritte  des  Recht  auf  die  Leistung  im  Zweifel  mit  dem  Tode  des 
Versprechensempflngers 

Ist  der  Versprechensempfiinger  vor  der  Gebart  des  Dritten  gestorben,  so  kenn  das 
Versprechen,  an  den  Dritten  au  leisten,  nicht  mehr  aufgehoben  oder  geändert  werden, 
ts  »ei  denn,  dafs  die  Befugnis  dazu  Vorbehalten  ist. 

§ 414n.  Ist  dem  Versprechensempflnger  die  Befugnis  Vorbehalten,  ohne  Zu- 
stimmung des  Versprechenden  au  die  Stelle  des  in  dem  Vertrage  bezeichneten  Dritten 
einen  anderen  zu  setzen,  so  kann  dies  im  Zweifel  auch  in  einer  Verfügung  von  Todes 
wegen  geschehen 
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Aenderung  de*  Versprechens  durch  Vertrag  der  Erben  des  Versprechens- 
empfäugers  mit  dem  Versprechenden  unzulässig  sein,  sofern  nicht  die  Be- 
fugnis dazu  naoh  dem  ursprünglichen  Vertrage  als  Vorbehalten  anzunehmen 
ist.  Man  hielt  dies«  Bestimmung  für  der  regelmäßigen  Absicht  deB  Ver- 
sprechensemptängers  entsprechend  und  zum  Schutze  des  noch  nicht  ge- 
borenen Dritten  für  notwendig. 

Während  der  § 414  eine  Abänderung  des  Versprechens  zu  Gunsten 
des  Dritten  durch  Vertrag  der  Parteien  im  Auge  hat,  wird  nicht  selten, 
namentlich  in  Lebensversicherungsverträgen , dem  Versprechensempfänger 
die  Befugnis  Vorbehalten,  einseitig  insofern  eine  Aenderung  vorzunehmen, 
als  er  an  Stelle  des  im  Vertrage  bezeichneten  Dritten  einen  anderen  be- 
stimmen darf.  Für  diesen  Fall  nahm  man  die  Auslegungsregel  auf,  daß 
die  Bestimmung  im  Zweifel  auch  in  einer  letzlwilligen  Verfügung  erfolgen 
könne.  Für  den  Beschlufs  war  die  praktische  Erfahrung  mafsgebend,  dafs 
sich  häufig  Streitigkeiten  zwischen  dem  im  Vertrage  und  dem  in  der 
letztwilligen  Verfügung  bezeichneten  Dritten  ergeben.  Es  erschien  zweck- 
mäßig, klarzustvllen,  dafs  zur  Gültigkeit  der  abändernden  Bestimmung  nicht 
die  Erklärung  gegenüber  dem  Versprechenden,  insbesondere  dem  Versicherer, 
erforderlich  sei. 

Der  § 415,  nach  welohem  das  Forderungsreoht  des  Dritten  als  nioht 
entstanden  auzusehen  ist,  wenn  er  es  dem  Versprechenden  gegenüber 
zurückweist,  sowie  der  § 416,  welcher  dem  Versprechenden  Einwendungen 
aus  dem  Vertrage  für  die  Kegel  auch  dem  Dritten  gegenüber  gestattet, 
blieben  sachlich  unverändert. 

Die  §§  417  — 419  behandeln  die  Daraufgabe.  Diese  hat  nach 
§417  die  Bedeutung  eines  Zeichens  der  erfolgten  Vertragschliefsung,  da- 
gegen die  eines  Reugeldes  nur  im  Falle  besonderer  Vereinbarung.  Bei 
diesen  Bestimmungen  beliefs  man  es;  insbesondere  wurde  ein  Antrag  ab- 
gelehnt, die  Daraufgabe,  im  Anschlufs  an  das  deutsche  Recht  ira  Gegen- 
satz znm  römischen,  als  Mittel  des  Vertragsch lasses  zu  kennzeichnen,  in- 
dem man  hiervon  Mißverständnisse  befürohtete  und  dem  Antrag  uut 
theoretische  Bedeutung  beizumessen  vermochte. 

Nach  § 418  Satz  l ist,  wenn  der  Vertrag  erfüllt  wird,  die  Darauf- 
gabe auf  die  Leistung  des  Gebers  auzurechnen  oder,  falls  dies  nicht  ge- 
schehen kann,  von  dem  Empfänger  zurückzugeben;  dies  soll  aber  nur  „in 

§ 415.  Weist  der  Dritte  des  Recht  dem  Versprechenden  gegenüber  zurück,  so  gilt 
das  Recht  als  nicht  erworben. 

§ 416.  Einwendungen  aus  dein  Vertrage  stehen  dem  Versprechenden  auch  gegen- 
über dem  Dritten  zu. 

§ 416a.  (412  Abs.  2.)  Der  Versprecben&empfünger  kann,  soiern  sich  nicht  ein 

anderer  Wille  der  Vertragschließenden  ergiebt,  die  Leistung  an  den  Dritten  auch  dann 
fordern,  wenn  diesem  das  Recht  auf  die  Leistung  susteht. 

§ 417.  Wird  bei  Schliefsang  eines  Vertrags  etwas  als  Draufgabe  gegeben,  so  gilt 
dies  als  Zeichen  des  Abschlusses  des  Vertrags. 

Die  Draufgabe  gilt  im  Zweifel  nicht  als  Reugeld. 

§ 418.  Die  Draufgabe  ist  im  Zweifel  auf  die  von  dem  Geber  geschuldete  Leistung 
anzurechnen  oder,  wenn  dies  nicht  geschehen  kann,  bei  der  Erfüllung  des  Vertrags  zurück- 
Zugaben. 

Wird  der  Vertrag  wieder  aufgehoben,  so  ist  die  Draufgabe  zurückzugeben. 
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Ermangelung  einer  anderweiten  Vereinbarung“  gelten.  Die  letzteren  Worte 
ersetzte  man  durch  die  Worte  „im  Zweifel",  um  den  Fällen  Rechnung  zu 
tragen,  in  denen  die  Behandlung  der  Daraufgabe  ale  Zugabe  zur  Vertrags- 
leistung zwar  nicht  vereinbart  sei,  aber  den  Umstanden  des  Falles  insbe- 
sondere mit  Rücksicht  auf  die  Ortssiite  entspreche,  wie  es  namentlich  viel- 
fach bei  der  Gesindemiete  der  Fall  sei.  Dagegen  lehnte  man  es  ab,  die 
Kegel  des  Entwurfs  mit  Rücksicht  auf  die  im  Gesindeverhältnis  weitver- 
breitete abweichende  Volkssitte,  die  Daraufgabe  auf  den  Lohn  nicht  ansu- 
rechnen,  durch  die  entgegengesetzte  Regel  zu  ersetzen.  Man  erwog,  dafs 
die  Regel  des  Entwurfs  in  anderen  Verhältnissen,  z.  B,  bei  der  Wohnungs- 
miete, dem  Viehhandel  auf  dem  Lande,  der  Auffassung  des  Lebens,  sowie 
dafs  sie  dem  geltenden  Rechte,  insbesondere  auch  den  meisten  Gesindeord- 
nungen,  entspreche.  — Im  2.  Satze  des  § 4 1 8,  wonach  die  Rückerstattung 
der  Daraufgabo  auch  zu  erfolgen  hat,  wenn  der  Vertrag  nichtig  ist  oder 
wieder  aufgehoben  wird,  liefe  man  den  Fall  der  Richtigkeit  weg,  weil  in 
dieeem  die  Riickerstattungsptticht  sich,  soweit  sie  bestehe,  aus  § 114  ergebe, 
dagegen  unter  Umständen  nach  § 747  Abs.  3 ganz  fortfalle. 

Der  § 419,  welcher  den  Fall  der  vom  Geber  verschuldeten  Wieder- 
aufhebung oder  Unmöglichkeit  der  Erfüllung  des  Vertrages  betrifft,  blieb 
unverändert.  Nur  verdeutlichte  man  deo  2.  Satz  dahin , dafs  auch  hier 
eine  nach  der  Regel  des  § 418  anzureohnende  Daraufgabe  vorausgesetzt 
■werde. 

Hit  dem  § 420  wendet  sich  der  Entwurf  zur  Konventional- 
strafe. Die  Kommission  beschlofs  zunächst,  diesen  Ausdruck  durch  das 
Wort  „Vertragsstrafe“  zu  ersetzen.  Der  § 420  behandelte  die  für  den 
Fall  der  Nichterfüllung  einer  Verbindlichkeit  versprochene  8trafe  und 
giebt  dem  Gläubiger  das  Wahlrecht  zwischen  Erfüllung  und  Strafleistung 
und,  wenn  er  statt  der  Erfüllung  Schadenseraatz  wegen  Nichterfüllung  ver- 
langen kann , zwischen  Schadensersatz  und  Strafleistung.  Es  finden  hier- 
nach auf  das  Verhältnis  die  Bestimmungen  über  das  Wahlschuldverhältuis 
Anwendung;  wenn  also  der  Gläubiger  die  Hauptleistung  gewählt  hat,  kann 
er  nicht  nachträglich  die  StTafleistung  fordern,  es  sei  denn,  dafs  an  die 

§ 419.  Ist  di«  von  dem  Geber  geschuldet«  Leistung  infolge  eines  von  ihm  zu  ver- 
tretenden Umstandes  unmöglich  geworden  oder  hat  der  Geher  die  Wiedereufhebung  des 
Vertrags  verschuldet,  so  ist  der  Empfänger  berechtigt,  die  Draufgabe  au  behalten.  Ver- 
langt der  Empfänger  Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung,  so  ist  die  Draufgabe  im  Zweifel 
aesureebuen  oder,  wenn  dies  nicht  geschehen  kann,  bei  der  Leistung  des  Schadensersetses 
xarbckiugcben. 

§ 419a.  (422.)  Hat  der  Schuldner  für  den  Fall,  dafs  er  seine  Verbindlichkeit 

nicht  oder  nicht  in  gehöriger  Weise  erfüllen  werde , dem  Gläubiger  die  Zahlung  einer 
Geldsumme  als  Strafe  versprochen , so  ist  die  Strafe  verwirkt,  wenn  der  Schuldner  in 
Versag  kommt ; ist  die  Verbindlichkeit  auf  ein  Unterlassen  gerichtet,  so  tritt  die  Verwirkung 
mit  der  Zuwiderhandlung  ein. 

$ 420.  Ist  die  Strafe  für  den  Fall  versprochen , dafs  der  Schuldner  seine  Verbind- 
lichkeit nicht  erfüllen  werde,  so  kenn  der  Gläubiger  die  verwirkte  Strafe  statt  der  Er- 
füllung verlangen.  Hat  der  Glkubiger  dem  Schuldner  erklärt,  dafs  er  die  Strafe  wähle, 
so  erlischt  der  Anspruch  auf  Erfüllung. 

Steht  dem  Gläubiger  ein  Anspruch  auf  Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung  tu,  so 
kann  er  die  verwirkte  Strafe  als  Mindestbetrag  des  Schadens  verlangen.  Hat  er  die 
Strafe  gewählt,  so  ist  die  Geltendmachung  eines  höheren  Schadens  nicht  ausgeschlossen. 
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Stelle  des  Anspruchs  auf  die  Hauptleistung  der  Anspruoh  auf  Schadensersatz 
tritt  Diese  Regelung  hielt  man  für  nicht  angemessen ; man  ersetzte  sie 
durch  die  Bestimmung,  dafs  die  Wahl  der  Hauptleistung  das  Zurückgreifen 
auf  die  Strafleistung  nicht  ausachliefse,  wohl  aber  umgekehrt  die  Wahl  der 
Strafleietung  den  Anspruoh  auf  Erfüllung.  Ebenso  erschien  es  nicht  richtig, 
dafs  nach  dem  Entwurf  die  Schadensersatzleistung  wegen  Nichterfüllung 
und  die  Strafleistung  sioh  wie  zwei  wahlweise  geschuldete  Leistungen  ver- 
halten sollen  mit  der  Mafsgabe,  dafs  der  Gläubiger,  wenn  er  Schadens- 
ersatz wählt,  stets  die  Strafleistung  als  Mindestbetrag  des  Schadens  ver- 
langen könne.  Vielmehr  soll  der  Gläubiger,  wenn  er  die  Strafe  fordert, 
dennoch  den  Anspruch  auf  Ersatz  des  die  Strafe  übersteigenden  Schadens 
behalten,  ebenso  wie  er  neben  den  Verzugszinsen  den  Ersatz  des  weiter- 
gehenden Schadens  fordern  kann  (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LYUI,  8.  75), 
wenn  er  dagegen  Schadensersatz  verlangt,  so  soll  er  den  Betrag  der  Strafe 
als  Mindestbetrag  des  Schadens  fordern  können.  Voraussetzung  für  die 
Anwendbarkeit  dieser  Sätze  ist  aber,  dafs  die  Strafe  und  die  Ersatzleistung 
kommensurabel  sind,  dafs  also  erstere  in  einer  Geldsumme  besteht.  Nach 
dieser  Richtung  bedurfte  Satz  2 des  § 420  einer  Einschränkung  (vergl. 
§ 420  Abs.  2,  § 422  a der  Neufassung). 

Der  § 421  behandelt  die  für  den  Fall  nicht  gehöriger,  insbe- 
sondere nicht  rechtzeitiger  Erfüllung  bedungene  Vertragsstrafe.  Der 
auf  das  Verhältnis  des  Strafanspruchs  zu  den  sonstigen  Ansprüchen  des 
Gläubigers  bezügliche  1.  Satz  blieb  unverändert,  ebenso  der  2.  Satz,  dem- 
zufolge vorbehaltlose  Annahme  der  Erfüllung  den  Anspruoh  auf  die  Strafe 
ausschliefst.  Ein  Antrag,  diesen  Satz  io  Gemäfsheit  der  Stellung,  welohe 
die  Kommission  früher  zu  der  Frage  der  Wirkung  vorbehaltloser  An- 
nahme der  Hauptleistung  in  Bezug  auf  Nebenleistungen  eingenommen  habe 
(vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LVII,  8.  723,  724),  zu  streichen,  wurde  abgelehnt, 
da  mau  den  Satz  für  der  Gerechtigkeit  und  dem  Verkehrsbedürfnisse  ent- 
sprechend hielt.  Man  verschärfte  sogar  die  Bestimmung  des  2.  Satzes 
noch  wesentlich  daduroh,  dafs  man  den  3.  Satz  strich,  wonach  die  vorbe- 
haltlose Annahme  dann  nicht  die  im  2.  Satze  bestimmte  Wirkung  haben 
soll,  weuu  der  Gläubiger  bei  Annahme  der  Hauptleistung  von  seinem 
Rechte  auf  die  Strafleistung  oder  von  dem  Eintritte  der  Voraussetzungen 
desselben  nicht  unterrichtet  war.  Die  Streichung  dieser  Beschränkung 
des  2.  Satzes  erschien  notwendig,  weil  sie  diesem  im  wesentlichen  alle 
praktische  Bedeutung  zu  entziehen  drohe,  und  unbedenklich  namentlich 
mit  Rücksicht  auf  die  mit  dem  geltenden  Recht  gemachten  Erfahrungen. 

Die  Frage,  wann  die  Vertragsstrafe  verwirkt  ist,  beantwortet  der 
§ 422  verschieden,  je  nachdem  ob  die  Hauptverpfliohtung  auf  eiu  Thun 

§ 421.  Ist  die  Strafe  für  den  Fall  versprochen  , dafs  der  Schuldner  seine  Verbind- 
lichkeit nicht  in  gehöriger  Weise,  insbesondere  nicht  zu  der  bestimmten  Zeit,  erfüllen 
werde,  so  kann  der  Gläubiger  die  verwirkte  Strafe  neben  der  Erfüllung  verlangen.  Steht 
dem  Gläubiger  ein  Anspruch  auf  Schadeusersatz  wegen  der  nicht  gehörigen  Erfüllung  zu, 
so  finden  die  Vorschriften  des  § 420  Abs.  2 Anwendung.  Hat  der  Gläubiger  die  Er- 
füllung angenommen,  so  kann  er  die  Strafe  nur  fordern,  wenn  er  sich  das  Recht  auf  die- 
selbe bei  der  Annahme  Vorbehalten  bat. 

§ 422  vergl.  § 419  a. 
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oder  auf  ein  Unterlasten  gerichtet  ist;  im  enteren  Falle  ist  Verzag  des 
Schuldners , d.  h.  neben  den  sonstigen  Verzugsvoraussetzungen  sohuld- 
bsfte  Nichterfüllung  erforderlich,  im  zweiten  genügt  jede,  wenn  auch  nicht 
rertchnldete,  Zuwiderhandlung  gegen  die  Verpflichtung.  Einem  Anträge 
gegenüber,  auoh  im  zweiten  Falle  Venohulden  zu  erfordern,  beliefe  man 
es  beim  Entwurf,  indem  man  annahm,  dafs  bei  Unterlessungsverbindlich- 
keiteo  die  schärfere  Kegel  des  Entwurfs  durch  das  Interesse  des  Gläu- 
bigers geboten  sei  und  der  Verkehrsauffassung  entspreche,  welche  in 
solchem  Falle  in  dem  Strafversprechen  eine  Garantieübernahme  erblioke. 

Die  Höhe  der  Vertragsstrafe  überläfst  der  Entwurf  unbeschränkt  — 
abgesehen  von  der  aus  dem  Wuchergesetze  sich  ergebenden  Schranke 
— der  freien  Vereinbarung  der  Parteien.  Er  hat  in  dieser  Beziehung 
bei  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Beurteiler  entschiedene  Mifsbillignog 
gefunden,  so  u.  a.  bei  dem  20.  deutschen  Juristentag,  dem  prenfsischen 
Landesökonomiekollegium  und  den  meisten  Bundesregierungen.  Der 
in  diesen  Aenfserungen  zu  Tage  getretenen  starken  Strömung  glaubte  die 
Mehrheit  der  Kommission  nachgeben  zu  müssen.  Sie  erkannte  das  Be- 
dürfnis an,  durch  eine  privatrechtliohe  Vorschrift  den  nicht  seltenen 
Ausschreitungen  in  Bezug  auf  die  Vereinbarung  von  Vertragsstrafen  ent- 
gegenzutreten.  So  sehr  sie  es  auch  für  wünsohenwert  hielt,  die  Voraus- 
setzungen, unter  welchen  eine  Herabsetzung  der  Vertragsstrafe  zulässig  sein 
solle,  gesetzlich  fest  zu  bestimmen , so  überzeugte  sie  sich  dooh  bei  der 
Prüfung  verschiedener,  dieses  Ziel  erstrebender  Anträge  davon , dafs  sich 
auf  diesem  Wege  eine  allen  Fällen  gerecht  werdende  Horm  nioht  finden 
lasse,  und  gelangte  so,  übereinstimmend  mit  den  meisten  Stimmen  der 
Kritik , zur  Anerkennung  eines  allgemeinen  richterlichen  Ermäfsignngs- 
rechts  bezüglich  jeder  unverhältnismäßig  hohen  Strafe.  Man  vertraute 
darauf,  dafs  der  deutsche  Kiohter  von  der  ihm  eingeräumten  Befugnis 
einen  vorsichtigen  und  sachgemäßen  Gebrauch  machen  werde.  Eine  Ge- 
wahr gegen  eine  die  berechtigten  Zwecke  der  Vertragsstrafe  gefährdenden 
Ausübung  des  Ermäßigungsreehts  schuf  man  durch  den  Zusatz,  daß  bei 
der  Beurteilung  der  Angemessenheit  der  Strafe  jedes  berechtigte  Interesse 
des  Gläubigers,  nicht  bloß  das  Vermögensinteresse,  zu  berücksichtigen  sei. 
Dieter  Zusatz  erschien  auch  deshalb  nötig,  weil  nach  Ablehnung  der  im 
Anschluß  an  § 358  gestellten  Anträge  (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LVIII, 
S 733)  die  Ausbedingung  einer  Vertragsstrafe  fast  das  einzige  Mittel 


§ 422  s.  Ist  als  Strafe  nicht  die  Zahlung  einer  Geldsumme , sondern  eine  andere 
Leistung  versprochen,  so  finden  die  Vorschriften  der  §§  410a  bis  42t  mit  der  Mafsgab« 
Anwendung,  dafs  durch  die  Wahl  der  Strafe  der  Anspruch  auf  Schadensersatz  ausge- 
schlossen wird. 

5 422  b.  Eine  verwirkte  Strafe  kann,  wenn  sie  unverbkltnismifsig  hoch  ist,  auf  An- 
trag des  Scholdnera  durch  Urteil  auf  den  aogemessenen  Betrag  herabgesetzt  werden.  Bel 
der  Beurteilung  der  Angemessenheit  ist  Jedes  berechtigte  Interesse  des  Gläubigers , nicht 
blofs  da»  Vermögensinteresse,  in  Betracht  au  liehen.  Dia  Herabsetzung  einer  entrichteten 
Strafe  ist  ansgeschlossan. 

Das  Gleiche  gilt  auch  aufser  den  Fillen  der  §§  419  t,  422  a,  wenn  jemand  eine 
Strafe  für  den  Fall  veraprochan  bat , dafs  er  eine  Handlung  vornehmen  oder  unterlasaen 
werde. 
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»ei,  einer  auf  eine  nicht  Vermögenswerte  Leistung  gerichteten  Verbind- 
lichkeit rechtliche  Wirksamkeit  zu  verschaffen.  Man  besohlofs  ferner  im 
Interesse  der  Rechtssicherheit,  nach  erfolgter  Entrichtung  der  Strafe  eine  nach- 
trägliche richterliche  Herabsetzung  (entgegen  dem  § 747)  auszusohliefsen. 
Endlioh  dehnte  man  die  Vorschriften  auf  den  durch  die  §§  420,  421  nicht 
gedeckten  Fall  aus,  wenn  jemand  eine  8trafe  zu  zahlen  verspreche,  falls 
er  eine  Handlung  vornehmen  oder  unterlassen  werde.  Die  Ausdehnung 
erschien  aus  den  gleichen  Gründen,  wie  die  Bestimmungen  selbst,  ge- 
rechtfertigt und  notwendig,  um  einer  Umgehung  des  Gesetzes  vorzu- 
beugen. 

Der  § 423  wurde  gestrichen.  Dafstdie  Strafe  nicht  mehr  verwirkt 
werden  könne,  wenn  die  Verbindlichkeit  selbst  nicht  mehr  bestehe,  hielt 
man  für  ebenso  selbstversliindlich,  wie  dafs  der  Gläubiger  die  Strafe  nioht 
verlangen  könne,  wenn  er  die  Nichterfüllung  verschuldet  habe,  ln  letzterer 
Hineioht  kam  hinzu,  dafs  der  Strafanspruch  schon  bei  einem  (vom  Ver- 
schulden unabhängigen)  Annahmeverzuge  des  Gläubigers  fortfällt  (§  260), 
ein  Satz,  den  man  früher  gleichfalls  auszuspreoben  nicht  für  nötig  gehalten 
hat  (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LVIII,  S.  78). 

Nach  § 424  ist  die  Vereinbarung  einer  Vertragsstrafe  fUr  den  Fall 
der  Nichterfüllung  einer  gesetzlich  unwirksamen  oder  anfechtbaren  Ver- 
bindlichkeit unwirksam  oder  anfechtbar,  auch  wenn  die  Parteien  die  Un- 
wirksamkeit oder  Anfechtbarkeit  gekannt  haben.  In  dieser  Bestimmung 
lief»  man  die  Erwähnuug  des  Falles  der  Anfechtbarkeit  fort.  Man  hielt 
sie  insoweit  für  überflüssig,  als  der  Aufechtungsgrund  auch  für  das  Straf- 
versprechen zutrifft,  anderenfalls  für  irreführend ; sei  das  Strafversprechen 
ohne  Kenntnis  der  Anfechtbarkeit  des  Haupt  Vertrages  abgegeben  worden, 
so  könne  der  Schuldner  entweder  durch  Anfechtung  des  Hauptvertrages 
dem  Strafversprechen  seine  Grundlage  entziehen  oder  müsse,  falls  er  nicht 
anfechte,  an  das  Strafverspreohen  gebunden  sein,  habe  er  dagegen  das 
Strafversprechen  mit  Kenntnis  der  Anfechtbarkeit  des  Hauptvertrages  ab- 
gegeben. bo  sei  hierin  ein  Verzicht  auf  das  Anfechtungsrecht  zu  finden. 
Die  auf  die  Beweislast  bezügliche  Bestimmung  des  § 425  blieb  unbean- 
standet. 

Der  letzte  Unterabschnitt  der  allgemeinen  Vorschriften  über  Schuld- 
verhältnisse aus  Verträgen  behandelt  in  den  §§  426 — 436  den  vertraglich  vor- 
behaltenen Rücktritt  vom  Vertrage.  Der  die  Ausübung  des RUcktritte- 
rechts  regelnde  § 426  wurde  nicht  geändert.  Die  Ausübung  des  Rück- 
tritlsrechts  hat  nach  § 427  Abs.  1 zur  Folge,  dafB  jede  Partei  der  andern 

§ 423  gestrichen. 

§ 434.  Erklärt  das  Gesetz  das  Versprechen  einer  Leistung  filr  unwirksam , so  ist 
auch  die  für  den  Falt  der  Nichterfüllung  des  Versprechens  getroffene  Vereinbarung  einer 
Strafe  unwirksam,  selbst  wenn  die  Parteien  die  Unwirksamkeit  des  Versprechens  gekannt 
haben. 

§ 425.  Bestreitet  der  Schuldner  die  Verwirknng  der  Strafe,  weil  er  seine  Verbind- 
lichkeit erfüllt  habe,  so  hat  er  die  Erfüllung  au  beweisen,  es  aei  denn,  dafs  die  Verbind- 
lichkeit anf  ein  Unterlaasen  gerichtet  ist. 

$ 436  vergl.  § 428  a 

§ 427.  flat  hei  einem  Vertrag  ein  Teil  sich  den  Kücktritt  Vorbehalten,  so  sind  die 
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gegenüber  obligatorisch  verpflichtet  wird,  eie  so  zu  behandeln,  alt  ob  der 
Vertrag  nicht  geschlossen  wäre;  der  Rücktritt  hebt  nioht,  wie  der  Ein- 
tritt der  auflösenden  Bedingung,  das  aus  dem  Vertrage  entstandene  Schuld- 
verhältnis von  selbst  auf,  sondern  bewirkt  eine  obligatorische  Verpflich- 
tung jeder  Partei,  das  Empfangene  zurliikzugewähreu,  und  giebt  ihr  das 
Recht,  die  von  ihr  aus  dem  Vertrage  gesohuldete  Leistung  zu  verweigern, 
somit  eine  Einrede  im  Sinne  des  Entwurfs.  Bei  dieser  grundsätzlichen 
Gestaltung  der  Wirkung  des  Rücktritte  beliefe  man  eB.  Im  Abs.  9, 
welcher  die  Art  der  Rüokgewährung  empfangener  Leistungen  naher  be- 
stimmt, sab  man  davon  ab,  auszusprechen,  dafs  andere  Gegenstände  als 
Geld  mit  Zuwachs  zurüokzuwähreu  seien  ; man  hielt  diese  Hervorhebung 
für  entbehrlich  und  nicht  einwandfrei , da  sich  der  Begriff  des  Zu- 
wachses nioht  ohne  weiteres  von  selbst  verstehe.  Hinzugefügt  wurde  der 
Satz,  dafs  für  geleistete  Dienste  der  Wert  zu  vergüten  sei.  Im  übrigen 
blieb  der  Inhalt  der  Absätze  2 — 4 unbeanstandet,  ebenso  der  § 428. 
Nach  § 429  schliefst  zufälliger  Untergang  eines  vom  RücktritUbrechtigten 
empfangenen  Gegenstandes  den  Rücktritt  nioht  aus.  Abweichend  hiervon 
wollte  ein  Antrag  den  Rücktritt  nur  dann  gestatten,  wenn  der  Unter- 
gang auf  einem  von  dem  Gegner  des  Rüektrittsbereohtigten  zu  vertretenden 
Umstande  beruhe,  ein  anderer  Antrag  nur  dann,  wenn  der  Untergang  auf 
einem  Zufalle  beruhe,  der  den  Gegenstand  auch  beim  Gegner  betroffen 
haben  würde.  Die  Hehrheit  der  Kommission  hielt  jedoch  am  Entwürfe 
fest,  davon  ausgehend,  dafs  die  Vorschrift  des  § 429  der  regelmäfsigen 
Parteiabsicht  entspreche.  In  § 430,  welcher  die  Gründe  für  den  Aus- 

Parteien,  wenn  der  Rücktritt  erfolgt,  untereinander  »o  verpflichtet,  wie  wenn  der  Ver- 
trag nicht  geschlossen  wäre. 

Jeder  Teil  ist  berechtigt,  die  ihm  nach  dem  Vertrag  obliegende  Leistung  zu  verwei- 
gern, und  verpflichtet,  dem  anderen  Teile  die  empfangene  Leistung  zurückzugewähren. 
Für  geleistete  Dienste  ist  der  Wert  zu  vergüten. 

Die  Ansprüche  auf  Herausgabe  oder  Vergütung  von  Nutzungen  und  auf  Schadens- 
ersatz wegen  Unterganges  oder  Verschlechterung  sowie  der  Anspruch  auf  Ersatz  von  Ver- 
wendungen bestimmen  sich  nach  den  Vorschriften , welche  für  das  Rechtsverhältnis  zwi- 
schen dem  Eigentümer  und  dem  Besitzer  vom  Eintritte  der  Rechtshängigkeit  des  Eigen- 
Tumaanspruch»  au  gelten.  Für  eine  empfangene  Geldsumme  sind  Zinsen  vou  der  Zeit  des 
Empfanges  an  su  entrichten. 

§ 428.  Die  aus  dem  Rücktritte  sich  ergebenden  beiderseitigen  Verpflichtungen  sind 
Zug  um  Zug  su  erfüllen.  Die  Vorschriften  der  §§  362,  365  finden  entsprechende  An- 
wendung. 

§ 428  a.  (426.)  Der  Rücktritt  erfolgt  durch  Erklärung  des  Berechtigten  gegenüber 
dem  anderen  Teile,  Die  Erklärung  ist  unwiderruflich. 

§ 429.  Der  Rücktritt  wird  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dafs  der  Gegenstand,  wel- 
chen der  Berechtigte  empfangen  hat,  durch  Zufall  untergegangen  ist. 

§ 430.  Der  Rücktritt  ist  ausgeschlossen: 

I.  wenn  der  Berechtigte  den  Untergang  oder  eine  wesentliche  Verschlechterung  des 
empfangenen  Gegenstandes  verschuldet  hat;  der  Untergang  eines  erheblichen  Teiles 
des  (Gegenstandes  steht  einer  wesentlichen  Verschlechterung  gleich; 

2 wenu  der  Berechtigte  die  empfangene  Bache  durch  Verarbeitung  oder  Umbildung  ln 
eine  Sache  anderer  Art  umgestaltet  hat. 

§ 430a.  (430  Nr.  2.)  Der  Rücktritt  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  Berechtigte  den 
empfangenen  Gegenstand  nicht  zurückgeben  kann,  weil  er  Ihn  veriufsert  hat,  oder  wenn 
er  den  Gegenstand  mit  dem  Rechte  eines  Dritten  belastet  hat  und  das  Recht  nicht  besei- 
tigen kann.  Der  rechtsgeschäftlichen  Verfügung  steht  eine  Verfügung  gleich,  die  durch 
Urteil  oder  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  oder  der  Arrestvollziehung  erfolgt. 
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schlufs  des  Rücktritt*  regelt,  wurde  der  Unmöglichkeit  der  Rückgewähr 
eine*  empfangenen  Gegenstände*  wegen  des  vom  Berechtigten  verschuldeten 
Untergangs  die  auf  verschuldeter  wesentlicher  Verschlechterung  beruhende 
Unmöglichkeit  wegen  der  annähernden  wirtschaftlichen  Gleichwertigkeit 
solcher  Verschlechterung  mit  völligem  Untergang  gleichgestellt  und  ver- 
deutlichend hinzugefügt,  dafs  Untergang  eines  erheblichen  Teils  des  Gegen- 
standes einer  wesentlichen  Verschlechterung  gleich  gelte.  Ferner  sprach 
man  aus,  dafs  einer  die  Rückgewähr  unmöglich  machenden  rechtsgeschäft- 
lichen Verfügung  des  Berechtigten  über  einen  empfangenen  Gegenstand 
eine  durch  Urteil  oder  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  oder  der  Arrest- 
vollziehung erfolgte  Verfügung  gleichstehe. 

Die  Vorschrift  des  § 431,  der  zufolge  das  Riicktrittsrecht  erlischt, 
wenn  der  Berechtigte  den  Vertrag  erfüllt  oder  die  Erfüllung  verlangt  oder  an- 
nimmt, wurde  gestrichen.  Es  erschien  ratsam,  der  Prüfung  des  einzelnen 
Falles  zu  überlassen,  ob  in  einer  solohen  Handlung  des  Berechtigten  ein  Ver- 
zicht auf  das  Rücktrittsrecht  zu  finden  sei.  Der  beschränkende  2.  Absatz 
wurde  schon  zufolge  der  Streichung  des  verwandten  § 421  Satz  3 gleich- 
falls gestrichen.  — Nach  § 432  Satz  1 erlischt  das  Rücktrittsrecht  durch 
Nichtausübung  innerhalb  der  vereinbarten  Frist  oder  mangels  einer  solchen 
innerhalb  der  Frist  von  vier  Woohen;  Satz  2 fügt  eine  Bestimmung  über 
den  Beginn  der  Frist  bei.  Im  1.  Satz  ersetzte  mau  die  feste  vierwöchige 
Frist  durch  eine  vom  Gegner  zu  bestimmende  angemessene  Frist.  Die 
Kommission  hatte  diese  Aenderung  schon  früher  in  verschiedenen  Fällen, 
in  denen  § 432  zur  entsprechenden  Anwendung  kommen  soll,  gebilligt 
(vergl.  §§  242,  247,  369,  diese  Jahrb.  Bd.  LVII,  8.  864,  865,  LYIII, 
S.  75,  740);  man  hielt  sie  auch  bei  dem  hier  fraglichen  vertragsmäfsigen 
Rücktrittsrecht  für  passend.  Satz  2 wurde  als  entbehrlich  gestrichen,  da 
sioh  der  Fristbeginn  entweder  aus  der  Vereinbarung  ergiebt  oder  mit  der 
Bestimmung  der  angemessenen  Frist  durch  den  Gegner  gegeben  ist. 

Der  § 433,  welcher  den  Fall  betrifft,  dafs  bei  einem  dem  Rück- 
trittarecht  unterliegenden  Vertragsverhältniase  auf  der  einen  oder  anderen 
Seite  mehrere  beteiligt  sind,  blieb  unbeanstandet.  Der  § 434  regelt  die 


§ 43  t gestrichen. 

§ 432.  Ist  für  die  Ausübung  des  Bücktrittsrechts  eine  Frist  nicht  vereinbart , so 
kann  dem  Berechtigten  von  dem  anderen  Teile  eine  angemesseoe  Frist  sur  Erklärung 
des  Rücktritts  bestimmt  werden.  Erfolgt  die  Erklärung  nicht  innerhalb  der  Frist,  so  er- 
lischt das  Rücktrittsrecht. 

§ 483.  Sind  bei  einem  Vertrag  auf  der  einen  oder  anderen  Seite  mehrere  beteiligt, 
so  kann  das  Rüektrittrecht  nur  von  allen  und  gegen  alle  ausgeübt  werden.  Ist  für  einen 
der  Berechtigten  das  Rücktrittsrecht  erloschen,  so  ist  es  auch  für  die  übrigen  erloschen. 

§ 433 s.  Ist  der  Rücktritt  für  den  Fall  Vorbehalten,  dafs  der  andere  Teil  seine  Ver- 
bindlichkeit nicht  erfülle,  so  ist  die  Erklärung  des  Rücktritts  unwirksam,  wenn  der  an- 
dere Teil  sich  von  der  Verbindlichkeit  durch  Aufrechnung  mit  einer  Gegenforderung  be- 
freien konnte  and  anversüglich  nach  dem  Rücktritte  die  Aufrechnung  erklärt. 

Anmerkung.  Durch  die  Aufnahme  des  § 433a  erledigt  sich  die  Anmerkung  an 
§ 283. 

§ 434.  Ist  der  Rücktritt  für  den  Fall  der  Nichterfüllung  einer  Verbindlichkeit  des 
anderen  Teiles  Vorbehalten  und  bestreitet  dieser  die  Zulässigkeit  des  erklärten  Rücktritts, 
weil  er  erfüllt  habe,  so  hat  er  die  Erfüllung  au  beweisen , es  sei  denn , dafs  die  Ver- 
bindlichkeit auf  ein  Unterlassen  gerichtet  Ist. 
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Beweislagt  bezüglich  der  Behauptung,  dafs  das  Hücktrittsreoht  Vorbehalten 
tei  (Abz.  1),  und  bezüglich  der  Behauptung,  dafs  die  in  der  Nichterfüllung 
einer  dem  Gegner  des  Berechtigten  obliegenden  positiven  Verbindlich- 
keit bestehende  Voraussetzung  des  Rücktrittsrechts  eingetreten  sei  (Abs.  2). 
Von  diesen  Regeln  strich  man  die  erste  in  der  Besorgnis,  es  könne 
der  mit  der  Streichung  des  § 196  (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LVII,  S.  725) 
erstrebte  Zweck,  die  Entscheidung  über  die  Beweislast  der  Prüfung  des 
einzelnen  Falles  zu  überlassen,  duroh  eine  positive  Bestimmung  an  dieser 
Stelle  vereitelt  werden.  Der  Abs.  2 dagegen  wurde  sachlich  beibehalten. 

Der  § 435  macht  in  dem  Falle,  wenn  das  Rücktrittsreoht  gegen 
Beugeid  Vorbehalten  ist,  die  Wirksamkeit  der  Rüoktrittserklärung  davon 
abhängig,  dafs  das  Reugeld  spätestens  bei  der  Erklärung  entrichtet  wird. 
Die  Kommission  stellte  den  Rücktrittsberechtigten  in  doppelter  Beziehung 
günstiger:  einerseits  erforderte  sie  zur  Unwirksamkeit  der  RüoklritU- 
erklärung  wegen  niuht  erfolgter  Entrichtung  des  Reugeldes  eine  Zurück- 
weisung der  Erklärung  durch  die  Gegenpartei,  ähnlioh  wie  in  den  Fällen 
der  §§  65  a und  122  der  Neufassung  (Bd.  LVI,  S.  719,  LVII,  8.  62); 
andererseits  gestattete  sie  dem  Rücktrittsberechtigten,  sogar  naoh  der 
Zurückweisung  die  Wirksamkeit  der  Erklärung  durch  unverzügliche  nach- 
trägliche Entrichtung  des  Reugeldes  wiederherzustellen,  letzteres,  um  zu 
verhüten,  dafs  der  Berechtigte  sein  Reoht  verliere,  wenn  die  Frist  für 
Ausübung  des  Rücktrittsrechts  nicht  mehr  dazu  ausreiohe,  die  Rück- 
trittserklärung unter  gleichzeitiger  Zahlung  des  Reugeldes  zu  wiederholen. 
In  Satz  2 , welcher  den  Rücktritteberechtigten  an  seine  Rüoktrittser- 
klärung auch  dann  einseitig  binden  will,  wenn  sie  naoh  Satz  1 unwirk- 
sam ist,  erblickte  man  eine  unbillige  Begünstigung  des  Gegners  und  strich 
deshalb  die  Vorschrift. 

hach  § 436  endlich  giebt  auch  der  sog.  Vorbehalt  der  Rechtsver- 
wirkung, d.  h.  der  Vorbehalt,  dafs  der  Schuldner,  wenn  er  seine  Ver- 
bindlichkeit nicht  erfülle,  seiner  Reohte  aus  dem  Vertrage  verlustig  sein 
solle,  nur  dem  Gläubiger  das  Recht,  vom  Vertrage  eintretenden  Falles 
nach  §§  426  ff.  zurückzutreten ; der  Eintritt  der  Voraussetzung  der  Rechts- 
verwirkung wirkt  nicht  wie  eine  auflösende  Bedingung.  Dies  klarzustellen 
erschien  zweckmäfsig;  man  lehnte  daher  einen  Antrag  auf  8treiohung  ab. 

Mit  § 437  beginnen  die  Bestimmungen  über  die  einzelnen  Sohuld- 
verhältnisse  aus  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden,  welche  der  Entwurf 


§ 435.  Ist  der  Rücktritt  gegen  Zahlung  eines  Reugeldes  Vorbehalten,  so  ist  die  Er- 
klirung  des  Rücktritts  unwirksam  , wenn  das  Reugeld  nicht  vor  oder  bei  der  Erklärung 
entrichtet  ist  und  der  andere  Teil  aus  diesem  Grunde  die  Erklärung  unveraüglich  surück- 
weist.  Die  Erklärung  ist  jedoch  wirksam,  wenn  das  Reugeld  unverzüglich  nach  der  Zu- 
rückweisung entrichtet  wird. 

§ 436.  Ist  ein  Vertrag  mit  dem  Vorbehalte  geschlossen,  dafs  der  Schuldner,  wenn 
er  seine  Verbindlichkeit  nicht  erfülle,  seiner  Rechte  aus  dem  Vertrage  verlustig  sein  solle, 
so  ist  der  Gläubiger  eintretenden  Falles  zum  Rücktritte  vom  Vertrage  berechtigt. 

Erster  Titel. 

Schenkung. 

§ 437.  (437,  438.)  Eine  Zuwendung,  durch  die  jemand  aus  seinem  Vermögen  einen 
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im  2. — 20.  Til«l  dieses  Abschnittes  abhaudelt.  An  der  Spitze  steht  die 
Schenkung.  (Vergl.  bezüglich  der  systematischen  Stellung  de{  Schen- 
kung den  früheren  Besohlufs  in  diesen  Jahrb.  Bd.  LVIl,  8.  729).  Der 
§ 438  stellt  zuniiehst  fest,  was  der  Entwurf  in  diesem  Titel  und  in  den 
sonstigen  Sondervorschriften  über  Schenkung  <§§  13S3,  1661,  1503,  1952, 
1963,  2009,  2117  Nr.  2)  unter  diesem  Worte  verstehe.  Die  Begriffs- 
bestimmung wurde  (in  der  vielfach  getadelten)  Fassung  vereinfacht  und 
verdeutlicht,  sachlich  aber  von  der  Hehrheit  gebilligt.  Man  lehnte  ins- 
besondere eineu  Antrag  ab,  welcher  im  Ansohlufs  an  noch  weitergehende 
Wünsche  der  Kritik  eine  Ausdehnung  des  Begriffes  über  Vermögens- 
Zuwendungen  hinaus  auf  die  Zuwendung  jedes  wirtschaftlichen  Gutes,  wie 
z.  B.  Verschaffung  der  Freiheit  durch  Loskauf  aus  der  Gefangenschaft, 
unentgeltliche  Gewährung  von  Unterricht,  bezweckte.  Mac  sah  zu  solcher 
Erweiterung  des  Begriffs  bezw.  zur  Anwendung  der  Bcbenkungsgrundsätze 
(namentlich  über  Widerruf  von  Schenkungen)  auf  solche  Zuwendungen 
kein  Bedürfnis  und  hielt  die  vorgeschlagene  Definition  für  zu  unbestimmt. 

Die  zum  Begriff  der  Schenkung  erforderliche  Zuwendung  vollzieht  sich 
je  nach  der  Natur  des  Vermögensrechts,  welches  ihren  Gegenstand  bildet 
(Sacheigentum,  sonstiges  Hecht  an  einer  Sache,  Forderungsrecht,  sei  es 
ein  dem  Schenker  bereits  sustehendes,  sei  es  ein  erst  schenkweise  be- 
gründetes), verschieden.  Zur  Schenkung  werden  diese  Zuwendungen  alle 
nur  durch  die  Willenseinigung  des  Schenkers  und  des  Beschenkten  darüber, 
dafs  die  Zuwendung  unentgeltlich  erfolgen  soll.  Diese  Willenseinigung  fällt 
jedoch  nicht  stets  zeitlich  mit  der  Zuwendung  zusammen,  z.  B.  dann  nicht, 
wenn  jemand  in  der  Absicht,  einem  anderen  damit  ein  Geschenk  zu 
machen , die  Gläubiger  desselben  befriedigt  oder  ohne  Auftrag  unter 
Aufwendungen  die  Geschäfte  des  anderen  besorgt.  Auch  in  diesen  Fällen 
wird  nach  § 438  die  Zuwendung  erst  mit  ihrer  Annahme  von  seiten  des 
Beschenkten  zur  Schenkung;  der  Zuwendende  ist  bis  zur  Ablehnung  ge- 
bunden (Satz  1),  die  Annahme  der  Schenkung  wird  vermutet,  wenn  der 
andere  nicht  unverzüglich  nach  erlangter  Kenntnis  von  der  Zuwendung 
und  der  Schenkungsabsicht  die  Ablehnung  erklärt  (Satz  2).  An  dieser 
ltegelung  hielt  man  in  der  Hauptsache  fest  und  lehnte  es  ab,  in  den  hier 
fraglichen  Fällen  die  Schenkung  ohne  Annahme  von  seiten  des  Beschenkten 
als  vollendet  auzusehen  und  diesem  nur,  ähnlich  wie  bei  der  Zuwendung 
duroli  Vermächtnis  oder  Vortrag  zu  Gunsten  Dritter,  ein  Hecht  einzu- 
räumen, die  Zuwendung  mit  rückwirkender  Kraft  abzulehnen.  Darin  jedoch 
wich  man  vom  Entwurf  sachlich  ab,  dafs  man  an  die  Stelle  der  Ver- 
mutung der  Annahme  eine  Fiktion  der  Annahme  setzte  nnd  diese 


Anderen  bereichert.  Ist  Schenkung,  wenn  beide  Teile  darüber  einig  sind,  dafs  die  Zu. 
Wendung  eine  unentgeltliche  sein  soll. 

Ist  die  Zuwendung  in  der  Absicht  au  schenken  ohne  den  Willen  des  Anderen  er- 
folgt, so  gilt  die  Schenkung  als  angenommen,  wenn  der  andere  sie  nicht  innerhall)  einer 
ihm  von  dem  Zuwendenden  zur  Krkläruog  der  Annahme  bestimmten  angemessenen  Frist 
ablehnt  lm  Falle  der  Ablehnung  ist  er  verpflichtet,  die  durch  die  Zuwendung  bewirkte 
Versicherung  nach  Maßgabe  der  §§  74t  bis  744  berausaugeben. 

§ 438  vergl.  § 437. 
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Ton  der  Voraussetzung  abhängig  machte,  dafs  eich  der  Empfänger  der  Zu- 
wendung binnen  einer  vom  Zawendendeu  ihm  beatimmlen  angemessenen 
Frist  nicht  erklärt.  Diese  Aenderung  erschien  geboten,  weil  nach  der 
Bestimmung  des  Entwurfs  das  Rechtsverhältnis  unter  Umständen  auf  un- 
begrenzte Zeit  in  der  Schwebe  bleiben  wurde.  Der  Satz  3 des  § 438 
blieb  nnverändert.  Der  § 439  verdeutlicht  den  Schenkungsbegritf,  indem 
sr  gewisse  Rechtshandlungen  von  ihm  ausschliefst.  Man  strich  von  den 
im  Entwürfe  erwähnten  die  Leistung  einer  Sicherheit  für  ein  Recht 
(Abs.  1)  und  die  Aufgabe  einer  Sicherheit  (Abs.  2 a.  K.),  indem  man 
annahm,  dafs  bei  diesen  Rechtsgeschäften  die  Verneinung  des  Schenkungs- 
charakters je  nach  Lage  des  Falles  entweder  sich  von  selbst  ergebe  oder 
nozutreffend  sei. 

Die  §§  440,  441  behandoln  die  Form  der  Schenkung.  Eine  solche, 
nämlich  die  gerichtliche  oder  notarielle,  schreibt  der  § 440  Aba.  I nur 
ror  für  den  Vertrag,  durch  den  eich  jemand  verpflichtet,  einem  anderou 
etwas  schenkungsweise  zu  leisten,  und  zwar  auch  bei  diesem  Vertrage  nur  für 
die  Erklärung  des  Schenkers,  das  Schenkungsversprechen,  während  die  Au- 
nahmeerkläruug  des  Beschenkten  formlos  erfolgen  kann.  Der  Abs.  2 
fügt  hinzu,  dafs  auch  hoi  einem  die  Angabe  des  Verpflichtungsgrundes 
nicht  enthaltenden  (sog.  abstrakten)  Schuldversprechen  oder  Schuldanerkennt- 
nis geraäfs  § 683  die  dort  vorgeschriebeoc  schriftliche  Form  nicht  ge- 
nügt, sondern  gerichtliche  oder  notarielle  Form  notwendig  sind , wenn 
das  Schuldversprechen  oder  Schuldanerkcnntnis  schenkungsweise  erteilt 
werden.  Diese  Bestimmungen  erfuhren  keine  Aenderung;  insbesondere 
behielt  man  den  Abs.  2 bei,  um  einer  Umgehung  der  Bestimmung  des 
Abs.  1 vorzubeugeo,  und  lehnte  eine  Ausdehnung  dieser  Bestimmung  auf 
andere  abstrakte  Schuldversprechen  (Wechsel,  Annahme  einer  Anweisung) 
ab,  indem  man  die  Frage,  ob  eine  analoge  Anwendung  der  Vorschrift 
auf  diese  Schuldversprechen  statthaft  sei,  der  Wissenschaft  und  der  Praxis 
überliefs.  Nach  § 441  ist  die  durch  Vcräufserung  vollzogene  Schenkung 
»•ich  ohne  Beobachtung  einer  besonderen  Form  gültig.  Eine  solche 
Schenkung  liegt  vor,  wenn  naoh  den  für  den  Gegenstand  der  Schenkung 
raafsgebenden  Vorschriften  die  Zuwondung  dioscs  Gegenstandes  an  den 
Beschenkten  (schenkungsweise)  erfolgt  ist,  also  wenn  an  der  geschenkten 
beweglichen  Sache  durch  Uebergabe,  an  dem  geschenkten  Grundstück  durch 
Auflassung  und  Eintragung  Eigentum  übertragen,  wenn  die  geschenkte 
Forderung  durch  formlosen  Vertrag  abgetreten,  die  schenkungsweise  er- 
lassene Schuld  durch  formlosen  Erlafsvertrag  aufgehoben  ist  u.  s.  w.  Da- 
bei macht  es  keinen  Unterschied,  ob  der  Vollziehung  der  Schenkung 
ein  Schcnkungsversprechen  vorausgegangen  ist  oder  nicht;  wenn  nur 
die  Vollziehung  schenkungsweise  erfolgt  ist,  so  findet  § 441  Anwendung, 
such  wenn  ein  vorausgegangenes  Schcnkungsversprechen  nach  § 440  wegen 


§ 439.  Eine  Schenkung  liegt  nicht  vor,  wenn  ein  Vermögen serwerb  unterlassen  oder 
* Mm  auf  ein  angefallene*,  jedoch  noch  nicht  erworbenes  Recht  verzichtet  oder  eine  Erb- 
schaft oder  ein  Vermächtnis  ausgeachlagen  wird. 

§ 440  (440,  441.)  Rin  Schenkungsversprechen  bedarf  der  gerichtlichen  oder 
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Formmangels  nichtig  ist.  Anders  dagegen  soll  sich  nach  dem  Entwürfe 
der  Fall  entscheiden,  wenn  der  Schenker  nach  einem  nichtigen  Schen- 
kangsTersprechen  in  der  irrigen  Annahme,  durch  dasselbe  verpflichtet  au 
sein,  zura  Zweck  der  Erfüllung  der  irrig  angenommenen  Verpflichtung  die 
Sohenkung  vollzieht;  in  diesem  Falle  soll  er  das  Geleistete  nach  den 
Grundsätzen  Uber  Rückforderung  wegen  Leistung  einer  Nichtschuld 
(§§  737  ff.)  zurückverlangen  können.  Die  Kommission  hielt  diese  ver- 
schiedene Behandlung  der  beiden  Fälle  nach  der  Auffassung  des  Lebens  für 
ungerechtfertigt  und  für  eine  unnötige  Erschwerung  der  Gesetzesanwendung ; 
sie  ersetzte  daher  in  der  Absicht,  diese  Unterscheidung  zu  beseitigen,  den 
§441  durch  den  Satz,  dafs  der  Mangel  der  Form  durch  die  Bewirkung 
der  versprochenen  Leistung  geheilt  wird  (vergl.  § 351  Abs.  2,  diese 
Jahrb.  Bd.  L VII I,  S.  729).  Zu  eingehender  Erörterung  gelaugte  die  Frage, 
ob  der  § 441  nicht  einer  Einschränkung  für  die  Fälle  bedürfe,  in  welchen 
zur  Veräufserung  des  Schenkungsgegenstandes  formloser  Vertrag  genüge, 
so  bei  der  Uebertragung  des  Eigentums  nach  § 803  Abs.  2,  §§  804,  805, 
bei  der  Uebertraguug  einer  Forderung,  beim  Erlafs  einer  Schuld.  Es 
lagen  nach  dieser  Kiohtung  mehrere  Anträge  vor,  indessen  fand  sich  für 
keinen  von  ihnen  eine  Mehrheit;  man  nahm  au,  dafs  für  die  Formali- 
sierung im  wesentlichen  nur  bezüglich  des  Sohenkungs  versp  r ec  h on  s 
eia  Bedürfnis  bestehe. 

Der  die  Haftung  des  Schenkers  wegen  Nichterfüllung  seiner  Ver- 
bindlichkeit auf  Vorsatz  und  grobe  Fahrlässigkeit  einschränkende  § 442 
blieb  sachlich  unverändert.  Die  Verpflichtung  des  Schenkers  wurde  weiter 
dadurch  gemildert,  dafs  man  ihm,  wenn  auoh  in  beschränktem  Umfange, 
ein  sog.  beneüciom  competentiao  zuerkannte,  dessen  gänzliche  Ablehnung 
von  der  Kritik  mehrfach  getadelt  ist.  Im  Anschlufs  an  das  gemeine  und 
preufsische  Recht  gewährte  man  nämlich  dem  Schenker  das  Recht,  die  Er- 
füllung seines  Versprechens  zu  verweigern,  soweit  er  hei  Berücksichtigung 
seiner  sonstigen  Verpflichtungen,  mit  Einsohlufs  der  gesetzlichen  Unter- 
haltspflichten, ohne  Beeinträchtigung  seines  eigenen  standesmäfsigen  Unter- 
halts, die  Erfüllung  zu  bewirken  aufser  stände  sei.  Eine  solche  Besohrän- 


notariellen  Form.  Das  Gleiche  gilt  von  einem  schenkungsweise  erteilten  Schuldver- 
spreeheu  oder  Schuldanerkenntnisse  der  im  § 683  beseichneten  Art. 

Der  Mangel  der  Form  wird  durch  die  Bewirkung  der  versprochenen  Leistung 
geheilt. 

§ 441  vergl.  § 440. 

§ 441a.  Der  Schenker  ist  die  Erfüllung  eines  schenkweise  gegebenen  Versprechens 
zu  verweigern  berechtigt,  soweit  er  bei  Berücksichtigung  seiner  sonstigen  Verpflichtungen, 
mit  Einsclilufs  der  gesetzlichen  Unterhaltspflichten , ohne  Beeinträchtigung  seines  eige- 
nen standesmäfsigen  Unterhalts  die  Erfüllung  zu  bewirken  aufser  stAnde  ist.  Treffen 
die  Ansprüche  mehrerer  Beschenkten  zusammen,  so  geht  der  früher  entstandene  An- 
spruch vor. 

§ 441b.  (447.)  Hat  der  Schenker  dem  Beschenkten  eine  in  wiederkehrenden 

Leistungen  bestehende  Unterstützung  versprochen,  so  erlischt  die  Verbindlichkeit  mit  dem 
Tode  des  Schenkers,  sofern  sich  nicht  aus  dem  Vertrag  ein  Anderes  ergiebt 

§ 442.  Der  Schenker  haftet  nur  wegen  Vorsatzes  und  grober  Fahrlässigkeit. 

§ 442  a (445.)  Zur  Entrichtung  von  Verzugszinsen  ist  der  Schenker  nicht  vor- 
pflichtet. 
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kung  des  Hechte  des  Beschenkten  erschien  gerechtfertigt,  weil  unter  der 
bezeichneten  Voraussetzung  die  unbeschränkte  Verfolgung  seiues  Hechte 
gegen  den  Anstand  und  die  guten  Sitten  vorstofsen  würde.  Dagegen  lehnte 
msn  es  ab,  dem  Schenker  auch  nach  Vollziehung  der  Schenkung  wegen 
eigener  Bedürftigkeit  ein  Büekforderuugsreoht  bezüglich  eines  Teiles  der 
Schenkung  zu  gewähren,  indem  man  die  bedenkliche  Gefährdung  des  Be- 
schenkten durch  ein  derartiges  Rückforderungsrecht  berücksichtigte  und 
davon  ausging,  dafs  zwar  unter  Umständen  zweifellos  eine  sittliohe  Pflicht 
des  Beschenkten  zur  Unterstützung  des  Schenkers  bestehe,  dafs  man  aber 
daroh  die  Erhebung  dieser  sittlichen  Pflicht  zu  einer  allgemeinen  Reohts- 
pflicht  der  Mannigfaltigkeit  der  Verhältnisse  nicht  gerecht  werde. 

Die  §§  443  and  444  behandeln  die  Haftung  des  Schenkers  wegen 
eines  Mangels  in  seinem  Rechte  und  wegen  Rebler  der  geschenkten  Sache. 
Der  § 443  unterscheidet,  ob  der  Gegenstand  der  Schenkung  nur  der 
Gattung  nach  bestimmt  ist  oder  nioht;  im  ersteren  Falle  soll  Haftung  naoh 
den  allgemeinen  Gewahrleistungsgrnndsatzen  der  §§  298,  370 — 380,  im 
letzteren  Falle  nur  wegen  Verschweigens  eines  dem  Schenker  bekannten 
Rechtsmangels  eintreten.  Diese  Unterscheidung  hielt  man  für  nioht  ge- 
rechtfertigt und  mit  dem  zu  § 214  gefafsten  Beschlüsse  (vergl.  diese 
Jahrb.  Bd.  LVII,  S.  857)  nioht  fUr  vereinbar.  Dagegen  glaubte  man,  die 
Haftung  verschieden  gestalten  zu  müssen,  je  nachdem  ob  der  Gegenstand 
der  Schenkung  aus  dem  eigenen  Vermögen  des  Schenkers  entnommen  oder 
von  dem  Schenker  erst  behufs  F.rfüllung  seines  Versprechens  erworben 
werden  solle.  Im  ersten  Falle,  nahm  man  an , wolle  der  Schenker  die 
Sache  nur  so  gewähren,  wie  er  sie  selbst  habe,  deshalb  sei  seine  Haftung 
zu  beschränken  auf  den  Fall  arglistigen  Verschweigens  eines  ihm  be- 
kannten Rechtsmangels  und  zwar  auf  den  dadurch  verursachten  Schaden ; 
im  zweiten  Falle  dagegen  müsse  der  Schenker  beim  Erwerbe  des  ver- 
sprochenen Gegenstandes  mit  der  nach  § 442  ihm  obliegenden  Sorgfalt 
zerfahren  und  demnach  wegen  Vorsatz  und  grober  Fahrlässigkeit  auf 
Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung  haften,  jedoch  mit  der  aus  § 459  g 


§ 445.  Hat  der  Schenker  einen  Mangel  in  seinem  Rechte  arglistig  verschwiegen,  so 
ist  er  verpflichtet,  dem  Beschenkten  den  dadurch  verursachten  Schaden  zu  ersetzen. 

Hat  der  Schenker  einen  Gegenstand  zu  leisten  versprochen,  den  er  erst  erwerben 
sollte,  so  kenn  der  Beschenkte  wegen  eines  Mangels  im  Rechte  Schadensersatz  wegen 
Nichterfüllung  verlangen,  wenn  dem  Schenker  Vorsatz  oder  grobe  Fahrlässigkeit  zur  Last 
fällt.  Die  für  den  Kauf  geltenden  Vorschriften  des  § 459  g Ahs.  2,  3 and  der  §§  459  b, 
46Z  z 5nden  entsprechende  Anwendung. 

9 444.  Hat  der  Schenker  einen  Fehler  der  verschenkten  Sache  arglistig  ver- 
schwiegen, so  ist  er  verpflichtet,  dem  Beschenkten  den  dadurch  verursachten  Schaden  za 
ersetzen. 

Hat  der  Schenker  eine  nur  der  GaUung  nach  bestimmte  Sache  zu  leisten  versprochen, 
dis  er  erst  erwerben  sollte,  so  kann  der  Beschenkte  wegen  eines  Fehlers  der  geleisteten 
Sache  Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung  verlangen,  wenn  der  Fehler  dem  Schenker 
bei  dem  Erwerbe  der  Sache  bekannt  gewesen  oder  infolge  grober  Fahrlässigkeit  uube- 
hsnnl  geblieben  ist.  Statt  des  Schadensersatzes  kann  der  Beschenkte  verlangen,  dafs  ihm 
oo  Stelle  der  fehlerhaften  Sache  eine  fehlerfreie  geliefert  werde.  Im  übrigen  linden  auf 
diese  Ansprüche  die  für  Gewährteistang  wegen  Fehler  der  verkauften  Sache  geltenden 
Vorschriften  entsprechende  Anwendung. 
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Aba.  2,  2 (vergl.  diese  Jahrb.  Hd.  XLVIII,  S.  886)  aich  ergebenden  Beschrän- 
kung. Dementsprechend  aoll  der  Schenker  auch  wegen  Fehler  der  ge- 
schenkten Saohe  im  Falle  arglistigen  Verschweigen«  des  ihm  bekannten 
Fohlen  auf  Ersatz  des  dadurch  verursachten  Schadens  haften,  bei  einer  der 
Gattung  nach  bestimmten,  erst  zu  erwerbenden  Sacho  auf  Schadensersatz 
wegen  Nichterfüllung,  wenn  ihm  der  Fehler  beim  Erwerbe  der  Sache  be- 
kannt gewesen  oder  infolge  grober  Fahrlässigkeit  unbekannt  geblieben 
ist;  iu  diesem  Falle  soll  er  auch  auf  Verlangen  des  Beschenkten  statt  des 
Schadensersatzes  zur  Lieferung  einer  fehlerfreien  Sache  verpflichtet  sein. 
Eine  besondere  Berücksichtigung  des  Falles,  dafs  der  Schenker  eine  Eigen- 
schaft zugesiohert  hat  (Abs.  2 Satz  2 des  Entwurfs),  hielt  mau  nioht  für 
angemessen,  da  sioh  die  Bedeutung  der  Zusicherung  nur  im  einzelnen  Falle 
feststellen  lasse.  Während  in  Abs.  2 Satz  3 nur  der  § 397  für  anwend- 
bar erklärt  wird,  verwies  man  bezüglich  der  Ansprüche  des  Beschenkten 
allgemein  auf  die  entsprechende  Anwendung  der  für  die  Gewährleistung 
wegen  Fehler  der  gekauften  Saohe  geltenden  Vorschriften. 

Kommt  der  Schenker  mit  der  Erfüllung  seines  Versprechens  in  Ver- 
zug, so  finden  nach  § 445  die  allgemeinen  Bestimmungen  Anwendung, 
nur  von  der  Entrichtung  von  Verzugszinsen  ist  er  befreit.  Dabei  beliefe 
man  es,  indem  man  diese  Erleichterung  für  der  Billigkeit  entsprechend 
hielt.  Die  in  § 446  gegebene  Auslegungsregel  bezüglich  des  Erfüllungs- 
ortes beim  Sohenkungsversprcohen  wurde  als  teilweise  entbehrlich , teil- 
weise unrichtig  gestrichen.  Die  Bestimmung  des  § 447  über  die  Sohenkung 
einer  in  wiederkehrenden  Leistungen  bestehenden  Unterstützung  [erfuhr 
keine  Beanstandung. 

In  dem  die  Sohenkung  unter  einer  Auflage  behandelnden  § 448  wurde 
der  Abs.  1 sachlich  gebilligt.  Satz  1 wurde  durch  die  den  § 1888  Satz  2 
entsprechende  Bestimmung  ergänzt,  dafs  bei  Auflagen,  deren  Vollziehung 
im  öffentlichen  Interesse  liegt,  nach  dem  Tode  des  Schenkers  neben  dessen 
Erben  auch  die  nach  den  Landesgesetzen  zuständige  Behörde  die  Voll- 
ziehung verlangen  könne.  Satz  2 erübrigte  sich  an  dieser  Stelle  durch 
den  zu  § 412  gefalzten  Beschlufs  (vergl.  obeu  8.  56  den  § 412  a der  Zu- 


4 445  vergl.  § 442  s. 

§ 446  gestrichen. 

§ 447  vergl.  § 441  b. 

§ 448.  Ist  die  Schenkung  unter  einer  Auflage  gemacht,  so  kann  der  Schenker  die 
Vollziehung  der  Au  11  Ege  fordern,  wenn  er  »einerseits  geleistet  hat. 

Liegt  die  Vollsiehung  der  Auflage  im  öffentlichen  Interesse  , so  kann  sie  nach  dem 
Tode  des  8cbenkers  noch  von  der  nach  den  Landesgesetsen  zuständigen  Behörde  ver- 
langt werden. 

§ 448a.  Soweit  der  Wert  der  Zuwendung  infolge  eioee  Mangels  ln  dem  Rechte  des 
Schenkers  odsr  eines  Mangels  der  verschenkten  Seche  nicht  die  Höhe  der  aur  Vollsiehung 
der  Auflage  erforderlichen  Aufwendungen  erreicht,  iat  der  Beschenkte  die  Vollziehung  der 
Auflage  zu  verweigern  berechtigt,  bis  der  durch  den  Mangel  verursachte  Fehlbetrag  aus- 
geglichen  wird.  Hat  der  Beschenkte  die  Auflage  ohne  Kenntnis  des  Mangels  vollaogon, 
so  kann  er  von  dem  Schenker  Ersata  der  durch  die  Vollsiehung  verursachten  Aufwen- 
dungen Insoweit  verlangen,  als  sie  infolge  des  Mangels  den  Wert  der  Zuwendung  über- 
steigen. 
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ismmenstellung).  Der  Ab«.  2 giebt  dem  Beschenkten , wenn  ihm  nach 
Erfüllung  der  Auflage  der  Gegenstand  der  Schenkung  entwehrt  wird,  das 
Hecht,  Tom  Schenker  Ersatz  der  durch  die  Erfüllung  der  Auflage  rer* 
machten  Aufwendungen,  abzüglich  der  aus  der  Sohcnkung  erlangten  Be- 
reicherung zu  verlangen,  auch  wenn  der  Schenker  das  Recht  des  Ent- 
wehrenden  nioht  gekannt  hat  Diese  Bestimmung  erfuhr  einige  Aende- 
rungen.  Mao  hob  hervor,  dafs  Kenntnis  des  Beschenkten  von  dem  Kechts- 
mangcl  bei  Vollziehung  der  Auflage  den  Ersatzanspruch  ausschliefse. 
Sodann  stellte  man  der  Unzulänglichkeit  der  Schenkung  infolge  eines 
Rechtsmangels  diejenige  infolge  eines  Mangels  der  verschenkten 

Sache  gleich.  Man  gab  ferner  in  weiterer  Eortbildung  des  der  Vor- 

schrift zu  Grunde  liegenden  Gedankens  dem  Beschenkten  auch  das  Recht, 
die  Vollziehung  der  Auflage  von  vornherein  zu  verweigern , soweit  der 
Wert  der  Zuwendung  infolge  eines  Rechts-  oder  Sachmangels  den 
Betrag  der  zur  Vollziehung  der  Auflage  erforderlichen  Aufwendungen 
nicht  erreicht  Neu  hinzugefügt  wurde  eine  Bestimmung  über  ein  be- 
schränktes Rüokforderungsrecht  des  Schenkers  wegen  Niehtvollziehung 
der  Auflage.  Ein  solches  soll  ihm  nach  den  §§  742 — 744  (über  Rück- 
forderung der  Bereicherung  wegen  Niohteintritts  eine«  bei  einer  Leistung 
vorausgesetzten  künftigen  Ereignisses)  soweit  zustehen,  als  das  Geschenk 
zur  Vollziehung  der  Auflage  hätte  verwendet  werden  müssen,  falls  die 
Voraussetzungen  des  Rücktrittsrechts  bei  gegenseitigen  Verträgen  gegeben 
sind,  d.  b.  falls  die  Vollziehung  infolge  eines  vom  Beschenkten  zu  ver- 
tretenden Umstandes  unmöglich  geworden  ist,  ferner  im  Falle  der  Niclit- 
leistnng  nach  rechtskräftiger  Verurteilung  und  im  Falle  des  Verzugs  nach 
Malsgabe  der  §§  S69,  369a  (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LVfll,  8.  738). 
Man  nahm  an,  dafs  dieses  Rüokforderungsrecht  in  den  beiden  letzten 
Fallen  dureh  die  gleichen  Erwägungen  gerechtfertigt  werde  wie  das  Rüok- 
triUsrecht  bei  gegenseitigen  Verträgen  und  erblickte  in  demselben  ein 
wertvolles  Mittel  für  den  Schenker,  den  Beschenkten  zur  Vollziehung  der 
Auflage  anzuhalten.  Ein  Antrag,  welcher  für  die  Errichtung  einer  sog. 
fidn zi ar i sohen  Stiftung  durch  Schenkung  unter  einer  Auflage  eine 
besondere  Formvorschrift  vorschlug,  fand  keine  Annahme;  man  ging  dn- 
tod  aus,  dafs,  soweit  nötig,  die  Beteiligten  eine  zuverlässige  Beurkundung 
von  selbst  vornehmen  würden,  dafs  aber  ein  allgemeines  gesetzliches  Form- 
erfordernis wegen  der  damit  verbundenen  Kosten  der  Förderung  idealer 
Zwecke,  wie  sie  mit  fiduziarisohen  Stiftungen  angestrebt  za  werden  pflegten, 
hinderlich  sein  würde. 

Die  §§  449 — 452  behandeln  den  Widerruf  der  Schenkung.  Der  § 449 


$ 448  b.  Unterbleibt  die  Vollziehung  der  Auflage,  so  kann  der  Schenker  das  Ge- 
schenk unter  den  für  das  Rlicktrittsreeht  bei  gegenseitigen  Verträgen  bestimmten  Voraus- 
setzungen nach  Mafsgabe  der  §§  748  bis  744  insoweit  zurückfordern,  als  es  snr  Voll* 
siehung  der  Auflage  hätte  verwendet  werden  müssen.  Die  Rückforderung  ist  ausg«. 
schlossen,  wenn  ein  Dritter  berechtigt  ist,  die  Vollsiehung  der  Auflage  in  verlangen. 

§ 449.  (449,  450.)  Eine  Schenkung  kann  widerraten  werden,  wenn  der  Beschenkte 

durch  eine  schwere  Verfehlung  gegen  den  Schenker  oder  nahe  Angehörige  desselben  sich 
groben  Undankes  schuldig  gemacht  hat. 

Den  Erben  des  Schenkers  steht  das  Recht  des  Widerrufs  nur  zu,  wenn  der  Be- 
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läfet  den  Widerruf  nur  zu  wegen  Undanks  und  zwar  nur,  falls  dieser 
duroh  bestimmte,  im  Gesetze  bezeichnete  Handlungen  (Lebensnaohstellung, 
▼ersuchte  Freiheitsentziehung,  vorsätzliche  körperliche  Mifshandlung, 
schwere  Beleidigung,  erhebliche  vorsätzliche  Vermogensbeschädigung)  be- 
thätigt  worden  ist.  Die  Kommission  Terallgemeinerte  die  Bestimmung  dahin, 
dafs  der  Widerruf  wegen  jeder  einen  gToben  Undank  darstellenden  schweren 
Verfehlung  des  Beschenkten  gegen  den  Schenker  oder  nahe  Angehörige 
desselben  zulässig  sein  soll.  Die  Vorschrift  des  Entwurfs  erschien  zu  eng 
und  zu  starr.  Die  Gleichstellung  der  nahen  Angehörigen  hielt  man  hier 
ebenso  für  gerechtfertigt  wie  bezüglich  des  strafrechtlichen  Notstandsbe- 
griffs.  Wer  als  naher  Angehöriger  anzusehen  sei,  soll  sich  nach  den  Um- 
ständen des  einzelnen  Falles  entscheiden.  Dem  Widerruf  entzogen  wurden 
Schenkungen,  durch  die  einer  sittlichen  PfLioht  oder  einer  auf  den  Anstand 
zu  nehmenden  Rücksicht  entsprochen  wird , indem  man  davon  aus- 
ging, dafs  solche  Geschenke  den  Beschenkten  nicht  znr  Dankbarkeit  ver- 
pflichteten. 

Das  Widerrufsreoht  ist  ein  höchst  persönliches  Recht  des  Schenkers; 
es  steht  den  Erben  nicht  zu.  Eine  Ausnahme  macht  der  § 450  nur  für 
den  Fall,  wenn  der  Beschenkte  den  Schenker  vorsätzlich  getötet  hat  Die 
Kommission  fügte  im  Anschlüsse  an  die  auf  die  Erbunwürdigkeit  bezüg- 
liche Vorschrift  des  § 2045  Nr.  2 noch  als  weitere  Ausnahme  den  Fall 
hinzu,  wenn  der  Beschenkte  den  Schenker  am  Widerrufe  duroh  eine  wider- 
reohtliohe  Handlung  vorsätzlich  verhindert  hat.  Die  das  Erlöschen  des 
Widerrufsrechts  regelnden  Bestimmungen  des  § 451  blieben  sachlioh  un- 
verändert; ebenso  der  § 452,  welcher  das  Küokforderungsrecht  auf  Grund 
des  Widerrufs  betrifft 

In  dem  das  Darlehen  behandelnden  dritten  Titel  werden  zunächst 
die  Erfordernisse  des  Darlehens  und  die  Rüokeretattungspflicht  des  Em- 
pfängers festgestellt  (§  453).  Zu  den  Erfordernissen  gehört  nach  § 453 


sebenkt«  vorsätzlich  den  Schenker  getötet  oder  durch  eine  widerrechtliche  Handlung  um 
Widerrufe  gehindert  hat. 

§ 449  s.  Schenkungen,  durch  die  einer  sittlichen  Pflicht  oder  einer  auf  den  An- 
stand su  nehmenden  Rücksicht  entsprochen  wird,  unterliegen  dem  Widerrufe  nichL 

§ 450  vergl.  § 449  Abs.  9. 

§ 450a.  (449,  459.)  Der  Widerruf  erfolgt  durch  Erklärung  gegenüber  dem  Be- 

schenkten. 

Auf  Grund  des  Widerrufs  kann  das  Geschenk  nach  Mafsgabe  des  § 745  surückge- 
fordert  werden. 

§ 451.  Der  Widerruf  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  Schenker  dem  Beschenkten  ver- 
tieften hat  oder  wenn  von  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem  der  Widerrufsberechtigte  von 
dem  Eintritte  der  Voraussetsungen  seines  Rechtes  Kenntnis  erlangt  bat , ein  Jahr  abge- 
laufen ist.  Nach  dem  Tode  des  Beschenkten  findet  der  Widerruf  nicht  mehr  statt. 

§ 451a.  Auf  das  Widerrufsrecht  kann  erst  verzichtet  werden,  nachdem  der  Undank 
dem  Widerrufeberechtigten  bekannt  geworden  ist. 

§ 459  vergl.  § 450  a. 


Zweiter  Titel. 

Darlehen. 

§ 465.  (453,  454.)  Wer  Geld  oder  andere  vertretbare  Sachen  als  Darlehen  ein- 
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Abi.  2 auch,  dafs  der  Empfänger  daroh  die  Darleihang  Eigentümer  de« 
Empfangenen  wird.  Dies  hielt  man,  soweit  es  richtig  sei,  für  selbstver- 
standlich , da  in  denjenigen  (nach  §§  877  ff.  die  Ausnahme  bildenden) 
Fällen  der  Darleihung  durch  einen  Nichteigent  Ürner,  in  welchen  der  Em- 
pfänger nicht  Eigentümer  werde,  kein  Zweifel  bestehen  könne,  dafs  der 
Empfänger  nur  rom  Eigentümer  anf  Schadensersatz  oder  auf  die  Bereiche- 
rung, nicht  aueh  nooh  von  dem  Geber  mit  dem  Darlehensanspruoh  belangt 
«erden  könne.  Andererseits  erschien  die  Verschaffung  des  Eigentums  an 
dem  Empfangenen  nioht  in  alleo  Fallen  zur  Begründung  des  Darlehens- 
ansprache erforderlich,  so  z.  B.  wenn  die  Darlehnshingabe  lediglioh  durch 
Umschreibung  auf  den  Konten  des  Gebers  und  des  Nehmers  durch  den 
gemeinschaftlichen  Bankier  erfolge.  Die  Bestimmung  des  § 454  über  die 
Verwandelnng  einer  bestehenden  Schuld  aus  einem  anderen  Bechtsgrunde 
in  eine  Darlehnssohuld  blieb  unbeanstandet.  Ebenso  erfuhren  die  §§  455, 
456,  welche  die  Voraussetzungen  der  Verpflichtung  zur  Verzinsung  und 
die  Zeit  der  Zinszahlung  betreffen,  keine  Aenderung. 

Naoh  § 457  ist  ein  Darlehen,  wenn  eine  Zeit  für  die  Rückerstattung 
nicht  bestimmt  ist,  erat  naoh  erfolgter  Kündigung  zurückzuerstatten  (ohne 
diese  ist  der  Schuldner  zur  Rückerstattung  weder  berechtigt  nooh  ver- 
pflichtet). Das  Kündigungsrecht  steht  dem  Gläubiger  wie  dem  Schuldner 
za;  die  Kündigungsfrist  beträgt  sechs  Wochen.  Von  diesen  Bestimmungen 
wurde  die  .erste  dahin  geändert,  dafs  bei  unverzinslichen  Darlehen  das 
Recht  des  Schuldners  zur  Rückerstattung  von  einer  Kündigung  nicht 
abhängig  sein  solle,  da  bezüglich  solcher  Darlehen  der  Gläubiger  kein 
Interesse  an  der  Beobachtung  einer  Kündigungsfrist  habe.  Dagegen  lehnte 
man  mehrere  Anträge  ab,  welche  bezweckten,  durch  eine  gesetzliche  Aus- 
legungsreget  die  Frage  zu  entscheiden , welchen  Einflufs  die  Feststellung 
eines  vom  Schuldner  einzuhaltenden  Tilgnngsplanee  auf  sein  Recht  zur 
Kündigung  habe.  Man  zog  es  vor,  diese  Frage  der  Würdigung  der  Par- 
teiabsicht  im  einzelnen  Falle  an  der  Hand  des  § 231  Abs.  2 (vergl.  diese 
Jahrb.  Bd.  LVII,  8.  863)  zu  überlassen.  An  die  Stelle  der  einheitlichen 


pflogen  hat,  ist  verpflichtet,  dem  Darleiher  das  Empfangene  in  Sachen  von  gleicher  Art, 
Güte  and  Menge  zarückzuerstatten. 

Wer  Geld  oder  andere  vertretbare  Sachen  aus  einem  anderen  Grunde  schuldet,  kann 
mit  dem  Gläubiger  vereinbaren,  dafs  das  Geld  oder  die  Sachen  als  Darlehen  geschuldet 
werden  sollen. 

§ 454  vergl.  § 458  Aba.  2. 

§ 455.  Der  Darlehensempfänger  ist,  abgesehen  von  den  Pillen  der  §§  244  a,  248, 
nr  Zahlung  von  Zinsen  nur  verpflichtet,  wenn  sie  bedungen  sind. 

§ 456.  Ist  für  die  Zahlung  bedungener  Zinsen  eine  Zeit  nicht  bestimmt,  so  sind  die 
Zinsen  nach  Ablauf  je  eines  Jahres  und,  wenn  das  Darlehen  vor  Ablauf  eines  Jahres  in 
kürzerer  Frist  surÜckzuersUtten  ist , bei  der  Rückerstattung  des  Darlehens  zu  ent- 
richten. 

§ 457.  Ist  für  die  Rückerstattung  des  Darlehens  eine  Zeit  nicht  bestimmt , so  ist 
dasselbe  erst  nach  erfolgter  Kündigung  surückznerstatten.  Die  Kündigung  steht  sowohl 
dem  Gläubiger  als  dem  Schuldner  an.  Sind  Zinsen  nicht  bedungen,  so  ist  der  Schuldner 
such  ohne  Kündigung  zur  Rückerstattung  berechtigt. 

Die  Kündigungsfrist  beträgt  bei  Darlehen  von  mehr  als  dreihundert  Mark  drei  Monate, 
hei  Darlehen  von  geringerem  Betrage  vier  Wochen. 
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sechswöchigen  Kündigungsfrist  setzte  man  im  Anschlufs  an  das  preufsische 
Hecht  eine  dreimonatliche  für  Darlehen  von  mehr  als  300  Mark  und  eine 
vierwöchige  für  kleinere  Darlehen. 

Der  § 458  betrifft  nicht  das  Darlehen,  sondern  den  Vertrag,  dureh 
den  die  Hingabe  eines  Darlehens  versprochen  wird,  und  legt  in  Form 
einer  Auslegungsregel  im  Falle  einer  nach  dem  Vertragsschlusse  einge- 
tretenen  wesentlichen  Verschlechterung  der  Vermögensverhältnisse  des  an- 
deren Teils  dem  Versprechenden  ein  Kiicktrittsrecht  bei.  Diese  Vorschrift 
wurde  gebilligt.  Eine  Erstreckung  derselben  auf  den  Fall , wenn  eine 
solche  Verschlechterung  der  Vermögensverhältnisse  schon  zur  Zeit  des 
Vertragschlusses  ohne  Wissen  des  Versprechenden  bestanden  hat , lehnte 
man  aus  den  schon  in  den  Motiven  S.  315  dargelegteo  Gründen  ab,  wie 
mau  schon  früher  einen  ähnlichen  Antrag  in  dem  verwandten  Falle  des 
in  Bd.  LVIII,  8.  734  mitgeteillen  § 363  a verworfen  hatte. 


g 458.  Oer  Vertrag,  durch  welchen  die  Hingabe  eines  Darlehens  versprochen  wird, 
ist  im  Zweifel  als  unter  dem  Vorbehalte  geschlossen  aniusehen , dafs  der  Versprechende 
zum  Khcklritle  berechtigt  sein  soll,  wenn  vor  der  Hingabe  des  Darlehens  eine  wesent- 
liche. den  Riickcrstattungsanspruch  gefährdende  Verschlechterung  in  den  Vermögensver- 
hällnissen  des  auderen  Theilea  eintritt. 
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n. 

Studien  zur  preufaischen  Einkommensteuer. 

Untersuchungen  über  du  gellende  Recht  und  seine  Fortbildung 
fOB 

Dr.  J.  Jastrow, 

Privatdozent  an  der  Universität  Berlin. 

IV. 

Stcuertarif. 

Wenn  durch  die  Veranlagungsgrundaätze  eine  Garantie  dafür  ge- 
boten ist,  dafs  der  Steuerfufs  wirklich  nur  auf  den  Teil  dets  Ein- 
kommens angewandt  wird , von  dem  die  Steuer  getragen  wird,  so  kann 
die  Tarifierung  eine  ungleich  einfachere  sein. 

Sehen  wir  zunächst , wie  sich  die  Steuerlast  der  unteren  Klassen 
stellen  wurde , wenn  man  oinfach  den  Steuersatz  von  4 °/u  zum  allge- 
meinen machte.  Eine  Arbeiterfamilie  mit  (etwas  mehr  als)  900  Mark 
Einkommen  zahlt  nach  dem  heutigen  Tarif  6 Mark  Steuer,  d.  h.  */3  °l„. 
Die  Tarifierung  nach  den  vorgeschlagenen  Grundsätzen  würde  folgende 


Abzüge  zur  Folge  haben: 

16  0/0  Abnutsangsquote 13$  Mark 

15%  Unkostensatz 135  ,, 


Absug  von  100  Mark  pro  Kopf  . , . 500 

Summe  der  Abzüge  770  Mark 
bleibt  steuerpflichtiges  Einkommen  130  „ 

mit  4%  za  versteuern:  Mark  5,10. 

Eine  solche  Familie  würde  also,  wenn  man  auf  sie  den  heatigen  Satz 
der  Höchstbesteuerten  von  4%  anwendet,  bei  sachgemäfser  Ermittelung 
dea  tragfähigen  Teiles  ihres  Einkommens  weniger  bezahlen,  als  nach  dem 
heutigen  angeblichen  Prozentsatz  von  ,/s0/0. 

Nehmen  wir  auf  der  andern  Seite  als  extrem  entgegengesetztes  Beispiel 
einen  kaufmännischen  Commis  mit  demselben  Einkommen,  unverheiratet 
and  ohne  sonstige  besondere  Abzugsberechtigtmg.  Von  soinem  Ein- 
kommen wären  absuzieben: 


15%  Abnutsangsquote 135  Mark 

15%  Unkostenwtz 135  „ 

Abzug  von  100  Mark  pro  1 Kopf  . . 100  ,. 


Summe  der  Absüge  370  Mark 
bleibt  steuerpflichtiges  Einkommen  530  „ 

ergiebt  zu  4%:  eine  Steuer  von  21, so  Mark 
Dies  erscheint  zwar  auf  den  ersten  Blick  im  Verhältnis  zum  heutigen 
Tarif  von  6 Mark  als  eine  geradezu  ungeheuerliche  Steuerlast.  An  der 
Hand  der  praktischen  Erfahrung  aber,  und  namentlich  an  der  Hand  ge- 
nauerer Beobachtungen  über  die  Lebenshaltung  der  in  Betracht  kommenden 
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Bevölkerungskreise,  würde  sieh  diese  Belastung  durchaus  nicht  als  so  un- 
geheuerlich heraussteilen.  Einen  gewissen  Mafsstab  für  das  Steuerquantum, 
welches  eine  Bevölkerungsklasse  ertragen  kann,  geben  die  freiwilligen 
kleinen  Ausgaben , die  sich  dieselben  ultra  debitum  auferlegen.  Wenn 
man  sieht,  wie  unverheiratete  Commis  mit  75  Mark  Monatsgehalt  mit 
kleinen  Trinkgeldern  um  sich  werfen,  so  gewinnt  man  doch  den  Eindruck 
ziemlicher  Leistungsfähigkeit.  Seihst  in  kleinen  Restaurants  Berlins,  wo 
ein  Mittagessen  50  Pfennig  kostet,  zahlt  der  Commis  ein  Trinkgeld  von 
5 Pfennigen.  Dies  macht  aufs  Jahr  gerechnet  ungefähr  18  Mark.  Dazu 
kommen  aber  noch  eine  ganze  Anzahl  gelegentlicher  Trinkgelder.  Nun 
bin  ich  in  der  That  der  Ansicht,  dafs  Leute,  weiche  sich  selbst  ohne  jede 
sichtbare  Verpflichtung  freiwillige  Steuern  im  Betrage  von  18,  20  oder  25 
Mark  jährlich  aufcrlegen , keinen  Grund  zum  Jammern  haben,  wenn  der 
Staat  ihr  Einkommen  mit  21, zu  Mark  für  steuerfähig  erklärt,  ja  auch 
dann  noch  nicht,  wenn  der  Betrag  mit  der  Gemeindesteuer  zusammen  auf 
Mark  42,20  steigt.  Wir  haben  uns  nur  viel  zu  sehr  an  die  mecha- 
nische Bemessung  der  Einkommensteuer  nach  der  Höhe  der  Einnahmen 
gewöhnt  und  können  uns  nur  schwer  au  den  Gedanken  gewöhnen,  dafs 
zwei  gleiche  Einkommen  eine  gänzlich  verschiedene  Steuerfähigkeit  auf- 
weisen. Und  doch  wird  selbst  der  Gegner  dieser  Vorschläge  zugeben 
müssen,  dafs  21,20  Mark  für  deu  Junggesellen-Commis  mit  900  Mark  Ein- 
kommen und  5,20  Mark  für  den  Arbeiter-Familienvater  mit  900  Mark  Ein- 
kommen dem  wahren  Verhältnis  der  Tragfähigkeit  jedenfalls  näher  stehen, 
als  die  gleichmäfsige  Belastung  beider  mit  6 Mark. 

Ein  Hauptgrund,  weswegen  wir  bisher  vor  einem  hohen  Prozentsatz 
nuf  kleine  Einkommen  zurückschreckten , war  namentlich  auch  die  Er- 
fahrung, dafs  schon  der  vorhandene  Steuersatz  sioh  verhältnismäfsig  oft 
als  unaufbringbar  erwies.  Dies  aber  hatte  seinen  Grund  eben  in  der 
mechanischen  Art  der  Veranlagung  naoh  der  blofsen  Ziffer  des  Einkommens, 
welche  jede  Individualisierung  ausschlofs  oder  cinengte  und  den  8ohwachen 
mit  dom  Starken  gleich  belastete , wenn  nur  ihr  Einkommen  zufällig  die 
gleiche  Ziffer  hatte.  Bei  einer  mechanischen  Einkommensermittelung  rnufg 
sich  die  Höhe  des  allgemeinen  Steuerfufses  nach  der  schwächstes 
Wirtschaften  richten ; je  mehr  die  Ermittelung  eine  Garantie  dafür  giebt, 
dafs  jede  individuelle  Sohwächung  ihre  individuelle  Berücksichtigung  findet, 
desto  eher  ist  es  raüglioh,  den  allgemeinen  Steuerfufs  nach  den  stärkeren 
Wirtschaften  zu  bemessen.  — Selbst  die  Individuen,  die  bei  einer  solchen 
Reform  auf  ein  erhebliches  Plus  an  Steuern  kommen,  haben  noch  immer 
ein  Aequivalent  an  der  Gewifsheit  einer  Entlastung  nach  dem  Mafse  et- 
waiger Schwächung,  wenn  man  weifs,  dafs  jede  Familieuverpflichtung 
und  jedes  Familienunglüok  eine  Erleichterung  zur  Folge  hat.  Enge 
Stiefel  drücken  desto  weniger,  je  elastischer  ihr  Leder  ist. 

Uebrigens  kann  ich  die  ängstliche  8cheu,  mit  der  man  bei  jeder  Neu- 
regelung darauf  bedacht  ist,  dafs  unter  keinen  Umständen  in  den  niederen 
EinkommcnBstufen  irgend  eine  Person  auch  einmal  eine  Mehrbelastung  zu 
tragen  bekäme,  überhaupt  nicht  billigen ; diese  Scheu  gehört  mit  zu  den 
Hindernissen , welche  sich  heutzutage  einer  gerechteren  Verteilung  der 
Steuerlast  entgegenstellen. 
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Söhnt  man  sich  erst  mit  dem  Oedanken  aus,  dafs  die  Verteilung  nach  der 
Tragfähigkeit  zuweilen  eine  Mehrbelastung  auch  in  den  unteren  Stufen 
herbeiführen  kann  und  mufs,  so  würde  sich  über  einzelne  Modalitäten 
reden  lassen.  Glaubt  man,  dafs  der  Vorschlag  einer  allgemeinen  4-pro- 
zentigen Einkommensteuer  zu  radikal  ist , so  lassen  sich  (namentlich  in 
Bezug  auf  die  Junggesellen  der  niederen  EiDkommensstufen)  gewisse  Maxi- 
mslsätzo  bestimmen.  Worauf  es  unter  dem  hier  vertretenen  Gesichtspunkt 
ankommt,  ist  nicht  gerade  die  radikale  Durchführung  des  Satzes  von  4 %, 
sondern  nur  die  Durchführung  in  einem  solchen  Mafse,  dafs  das  Prinzip 
nicht  gerade  verdunkelt  wird. 

Nur  eine  solche  Tarifierung  kann  dem  Träger  gröfserer  Einkommen 
znm  Hewufstseiu  bringen,  dafs  die  heutige  4-prozeutigc  Steuer  eine  Pro- 
gression noch  nicht  enthält.  Wer  aber  der  Ansicht  ist  (und  das  dürfte 
heute  wohl  schon  die  Mehrzahl  der  Nationalökonomen  sein),  dafs  die 
modernen  Staaten  ernstlichen  Progressionen  in  der  Einkommensteuer 
nicht  entgehen  werden , der  mufs  es  im  Interesse  einer  ruhigen  Deber- 
lcitung  in  neue  Zustände  für  höchst  wichtig  halten , die  Träger  grofser 
Einkommen  für  diesen  Gedanken  zu  erziehen  und  mindestens  alles  zu 
beseitigen,  was  sie  in  Bezug  auf  Höhe  und  Notwendigkeit  der  Progression 
irreleiten  könnte.  Gründen  wir  den  Tarif  auf  das  tragfäbige  Einkommen 
und  bringen  wir  in  ihm  die  Thataaohe,  dafs  im  grofsen  und  ganzen  die 
Steuerzahler  auch  der  geringsten  Stufen  ungefähr  4 % ihres  Einkommens 
steuem,  zum  deutlichen  Ausdruck,  so  wird  es  möglich  sein,  die  Träger 
grofser  Einkommen  für  den  Gedanken,  dafs  sie  von  ihrem  Einkommen 
dann  doch  wenigstens  5%  zahlen  miifsten,  durch  die  Thatsachen 
seihet  zu  erziehen.  Wenn  wir  aber  in  den  unteren  Einkommensstufeu 
gewisse  Einkommensteile  besteuern,  die  auf  den  oberen  vom  steuerfähigen 
Einkommen  ausgeschieden  werden,  wenn  wir  andererseits  im  steuerfähigeu 
Einkommen  gewisse  nicht  tragfähige  Teile  belassen,  deren  Besteuerung 
eine  viel  gröfsere  Mehrbelastung  der  unteren  als  der  oberen  Klassen  in- 
volviert, wenn  wir  dann  endlich  grofsmütig  den  unteren  Klassen  gewisse 
Begünstigungen  gewähren,  an  denen  den  oberen  nichts  zu  liegen  braucht, 
— dann  freilich  entsteht  eiu  Tarif,  weloher  so  sehr  den  falschen  Anschein 
einer  Entlastung  der  unteren  Klassen  erweckt,  dafs  schon  gegen  eine 
4-prozentige  Einkommensteuer  dergröfsten  Einkommen  sich  eine  weitgehende 
Abneigung  selbst  unter  den  Wohlwollendsten  noch  geltend  machen  konnte. 

V. 

Fundiertes  Einkommen1). 

Bei  der  Fertigstellung  des  letzten  Einkommensteuergesetzes  war  man 
in  Preufsen  ziemlich  einig  darüber,  dafs  der  nächste  Schritt  der  Reform 
eine  Berücksichtigung  des  Unterschiedes  zwisohen  fundiertem  und  unfun- 
diertem Einkommen  und  eine  stärkere  Heranziehung  desersteren  bilden  müsse. 

1)  Za  der  folgenden  Studie  sei  bemerkt,  dafs  sie  ebenso  wie  die  übrigen  der  Redaktion 
tu  einer  Zeit  übergeben  waren,  als  die  neuesten  Steuerpläne  der  preufslschen  Regierung 
noch  unbekannt  waren.  Es  schien  mir  richtig,  sie  unverändert  stehen  an  lassen.  Auf 
Wunsch  der  Redaktion  habe  ich  die  inzwischen  akut  gewordene  Frage  in  einer  eigenen 
Arbeit  ausführlich  behandelt 
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Auch  ich  halle  diese  Unterscheidung  für  eine  wichtige , aber  ich 
fürchte,  dafs  man  sich  Illusionen  darüber  hingiebt,  wenn  man  meint,  dafs 
durch  irgend  eine  mechanische  Mehrbelastung  des  tundierten  Einkommens 
das  vorhandene  Mifs  Verhältnis  in  der  Steuerlast  beseitigt  werden  könnte. 
Auch  nach  Einführung  dieser  Unterscheidung  wird  dieses  Missverhältnis 
bestehen  bleiben,  weil  es,  wie  ich  nachgewieeen  su  haben  glaube , seinen 
Grund  im  wesentlichen  darin  hat,  dafs  bei  dem  Einkommen  aus  Arbeit 
heute  Kinkommensteile  versteuert  werden,  welche  bei  jedem  anderen  Ein- 
kommen steuerfrei  sind.  l)a  der  heutige  Tarif  schon  voll  von  allerhand 
Elementen  ist,  die  geeignet  sind,  diesen  8achverhalt  zu  verdunkeln , so 
belürchte  ich,  dafs  die  geplante  Heranziehung  des  fundierten  Einkommens 
wiederum  in  einer  form  erfolgen  könnte,  welche  einen  neuen  Heilrag 
zu  jener  Verschleierung  lieferte.  Ich  befürchte,  dafs  durch  diese  Un- 
terscheidungen wichtigere  Gesichtspunkte  zurückgedrängt  werden  könnten. 
Meine  Stellung  zu  den  verschiedenen  Plänen  der  Unterscheidung  wird 
sehr  wesentlich  durch  diesen  Gesichtspunkt  bestimmt. 

Es  giebt  drei  Wege,  auf  denen  eine  stärkere  Heranziehung  des  fun- 
dierten Einkommens  gegenüber  dem  unlüudierten  bewirkt  werden  kann. 
Der  erste  besteht  darin,  dafs  man  für  fundiertes  und  unfundiertes  Ein- 
kommen verschiedene  Steuern  schafft : eine  Steuer  für  das  Einkommen 
aus  Kapital,  eine  Steuer  tür  das  Einkommen  aus  Arbeit.  Soweit  immo- 
biles Kapital  oder  Grufskapital  in  Handel  und  Gewerbe  in  Betracht 
kommt,  sind  die  Anfänge  einer  solchen  Besteuerung  bereits  in  der  Grund- 
und  GebSudesteuer,  sowie  in  der  Gewerbesteuer  enthalten.  Es  käme  darauf 
an,  diese  Anfänge  bis  zur  Höhe  einer  wirklichen  Kapitalateuer  zu  ent- 
wickeln und  das  Einkommen  aus  blofser  Kapitalrente  dann  ebenso  zu 
besteuern.  Auf  diese  Art  würde  man  zu  einer  reformierten  Grund-  und 
Üebäudesfeuer,  zu  einer  reformierten  Gewerbesteuer  und  zu  einer  Kapital- 
rentensteuer gelangen,  neben  welcher  dann  eine  Lohn-  und  Gehaltssteuer 
die  Heranziehung  des  unfundierten  Einkommens  darzustellen  und  durch 
einen  mäfsigeren  Steuerfufs  zu  berücksichtigen  hätte.  Dieser  Weg  führt 
also  dazu,  die  Einkommensteuer  in  das  System  von  vier  Ertragssteuern 
aufzulösen.  — Die  zweite  Methode  läfst  die  Einkommensteuer  ungeteilt 
bestehen,  schlägt  aber  einen  gewissen  Prozentsatz  auf  das  fundierte  Ein- 
kommen zu  oder  setzt  einen  entsprechenden  Prozentsatz  von  der  Steuer 
des  unfundierlen  Einkommens  ab.  — Die  dritte  Methode  verlangt  keinerlei 
Aenderung  der  Einkommensteuer  oder  auch  nur  ihres  Tarifs;  sie  sucht 
die  stärkere  Heranziehung  des  fundierten  Einkommens  dadurch  zu  er- 
reichen, dafs  sie  neben  die  allgemeine  Einkommensteuer  noch  eine  Ver- 
mögenssteuer setzt. 

Von  diesen  drei  Wegen  scheidet  für  Preufsen  der  erstere  aus.  Da 
wir  soeben  in  einer  Heform  der  Einkommensteuer  den  ersten  Schritt  ge- 
tliau  haben,  so  darf  der  nächste  Schritt  nicht  eine  Aufhebung  derselben 
und  eine  Ersetzung  durch  ein  System  von  Ertragssteuern  sein.  Die  zweite 
Methode  scheint  bei  uns  die  meisten  Anhänger  zu  haben.  Aber  ihr 
steht  für  mich  eben  jenes  Bedenken  entgegeu,  dafs  durch  ihre  Befolgung 
wichtigere  Gesichtspunkte  in  der  Berücksichtigung  des  Einkommens  aus 
Arbeit  iu  den  Hintergrund  gedräugt  wurden.  Die  Proklamierung  des 
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Grundsatzes,  dafa  das  unfundierto  Einkommen  mit  !/«°/o  weniger  heran* 
gezogen  werden  soll,  ala  das  fundierte,  würde  als  ein  so  grofsea  Geschenk 
so  die  minder  Begüterten  angesehen  werden , dafa  man  nm  dieses  Ge- 
schenkes willen  die  Berücksichtigung  der  gerechtesten  Ansprüche  ganz 
ans  den  Augen  verlieren  würde.  Dagegen  scheint  mir  die  dritte  Methode, 
die  besondere  Steuer  auf  das  Vermögen,  das  wahre  Verhältnis  am  deut- 
lichsten zum  Ausdruck  zu  bringen : wer  Einkommen  hat , unterliegt  der 
Kinkommenstcuer,  wer  Einkommen  and  Vermögen  hat,  unterliegt  der 
Einkommensteuer  und  der  Vermögenssteuer. 

Das  Vermögen  als  selbständiges  Steuerobjekt  spielt  zwar  in  der 
Steuerverfassung  der  heutigen  europäischen  Völker  nur  eine  sehr  geringe 
ltolle.  Es  hat  aber  in  früheren  Zeiten  eine  sehr  bedeutende  Bolle  gespielt, 
und  man  hat  nnrecht  gethan,  dieses  Steuerobjekt  ganz  zu  vernachlässigen. 
Ks  ist  zwar  vollkommen  nalur-  und  sachgemäfs,  dafs  die  Steuern,  welche 
mit  steigender  Civilisation  von  dem  Charakter  anfscrordentlicher  Aus- 
schreibungen zu  dem  regelmäfsiger  hasten  sich  entwickeln , überall  die 
Neigung  zeigen,  sich  in  einer  regelmüfsig  fliefsenden  Quelle  eine  Basis 
zu  schatfen.  Allein  wenn  es  richtig  ist,  dafs  das  Steoerwesen  eines  civi- 
lisierten  Staates  im  gTofsen  und  ganzen  sich  unter  dem  Gesichtspunkt  des 
Begelmäfsigen  fixiert,  so  darf  doch  eine  Keform  des  Steuerwesens  unter 
grofsen  Gesichtspunkten  niemals  außerordentliche  Zustände  ganz  aus  den 
Augen  verlieren.  Das  Steuerwesen  eines  grofsen  Staates  mufs  auch  in 
ruhigen  und  sicheren  Verhältnissen  so  geordnet  sein,  dafs  für  unruhige 
und  unsichere  Zeiten  sich  bereits  in  ihm  die  Ansatzpunkte  für  Maßregeln 
tinden,  welche  zu  ergTeifen  sind,  wenn  alle  anderen  versagen.  In  dem 
Falle  äußerster  Not,  nach  einem  oder  mehreren  unglücklichen  Kriegen, 
wird  ein  Staat  für  die  Besteuerung  immer  das  breitesto  Objekt  suchen. 
Das  breiteste  Objekt  aber,  das  es  für  die  Besteuerung  überhaupt  gebeu 
kann,  ist  das  Vermögen.  Eine  hohe  Vermögenssteuer  im  Falle  eines  un- 
glücklichen Krieges  erträgt  sich  sehr  viel  leichter,  wenn  vorher  bereits 
eine  niedrige  getragen  worden  ist.  Wenn  eine  Regierung  im  Falle 
äußerster  Not,  nm  den  Zusammenbruoh  des  Staates  zu  verhüten,  von  jeder 
Bark  Vermögen  im  Lande  2 oder  3 Ffennig  erhebt,  so  trägt  dies  den 
Charakter  partieller  Vermögenskonfiskation  und  wird  als  solche  empfunden, 
wenn  die  Maßregel  neu  ist;  sie  trägt  aber  den  Charakter  einer  erhöhten 
Vermögenssteuer  und  wird  auch  als  solche  von  der  Bevölkerung  betrachtet, 
wenn  diese  schon  vorher  gewohnt  war,  von  jeder  Mark  Vermögen  auch 
nur  ,/t0  Pfennig  alljährlich  zu  entrichten. 

Mich  will  bedünkeo,  dafs  unser  ganzes  heutiges  Steuerwesen  zu  sehr 
auf  die  Voraussetzung  einer  steigenden  Prosperität  begründet  ist.  Weit 
entfernt  davon  zu  wünschen,  daß  die  Finanzverwaltung  unseres  Vater- 
landes den  Schwung,  dessen  sie  bedarf , durch  böse  Befürchtungen  sich 
beständig  lähmen  sollte,  muß  ich  es  doch  nls  wünschenswert  und  not- 
wendig bezeichnen,  dafs  die  Ansicht  Uber  die  Möglichkeit  schlimmer  und 
schlimmster  Zeiten  aus  unserer  Finanzverfassung  nicht  ganz  verschwinde. 
Bei  Reorganisation  der  Grundsteuer  im  Jahre  1861  hatte  man  noch  den 
Gesichtspunkt,  dafs  mit  dieser  Steuer  dem  Staate  eine  erste  Hypothek 
auf  sämtliche  Grundstücke  des  Landes  gegeben  würde,  eine  Hypothek, 
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welche  unter  Umständen  in  Zeiten  der  Not  auf  Jahre  hinaus  verpfändet 
und  selbst  in  den  Händen  eines  unglücklichen  .Staates  nötigenfalls 
doch  immer  noch  eiue  Garantie  von  unbedingter  Sicherheit  darböte.  Jetzt, 
wo  man  daran  denkt,  die  Grundsteuer  den  Gemeinden  zu  überweisen,  ist 
dieser  Gesichtspunkt  wie  vergessen.  Wir  steuern  einer  Finanzverfussung 
zu,  in  weloher  nur  die  120  Millionen  im  Juliusturm  der  Trost  tür 
sohwere  Zeiten  sind,  und  dieser  Trost  genügt  nicht 

Fal.it  man  die  Vermögenssteuer  unter  diesem  Gesichtspunkte  auf,  so 
soll  sie  gleichzeitig  einen  statistischen  Zweck  verfolgen.  Sie  soll  die 
Finanzverwaltung  in  regelmäßiger  Kenntnis  Uber  die  Höhe  und  Ver- 
teilung des  Volksvermögens  erhalten.  Um  dies  zu  erreichen,  muß  eine 
Vermögenssteuer  möglichst  allgemein  sein.  Das  Ideal  wäre  eine  Heran- 
ziehung aller  Vermögen  bis  zu  den  kleinsten  herab.  Eine  solche  Ver- 
mögenssteuer darf  also  nur  eine  sehr  niedrige  sein,  teils  weil  eine  Steuer 
überhaupt  desto  niedriger  sein  mufs,  je  allgemeiner  sie  ist,  teils  weil 
man  gerade  bei  breiten  Steuerobjekten  sich  hüten  mufs,  duroh  hohe 
Steuersätze  eine  gar  zu  hohe  Prämie  auf  die  Defraudation  zu  setzen. 
Eine  allgemeine  Vermögenssteuer  von  ,/l0/on  halte  ich  für  durchführbar, 
wenn  man  darauf  verzichtet,  das  ganze  schwerfällige  Veranlagungsver- 
fahren bis  auf  die  niedersten  Stufen  auszudehnen;  für  die  niedersten 
Stufen  würde  eine  Verbindung  des  Veranlagungs-  und  Erhebungsver- 
fahrens, wie  es  die  älteren  Steuerverfassungen  kannten,  angemessen  sein. 

Im  übrigen  läfst  auoh  dieser  Vorschlag  eine  Beihe  von  Variationen 
zu.  Man  kann  kleine  Vermögen,  die  blofs  in  Hausmobiliar  bestehen,  von 
der  Vermögenssteuer  befreien  oder  selbst  die  allgemeine  Steuerfreiheit 
von  Kapitalien  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  festsetzen.  Man  kann  auch 
die  größeren  Vermögen  mit  einer  etwas  stärkeren  8teuer  belegen.  Nur 
darf  einerseits  der  Steuer  von  dem  Charakter  der  Allgemeinheit  nioht 
gar  zu  viel  genommen  werden,  und  andererseits  wird  man  namentlich  bei 
der  ersten  Einführung  der  Steuer  in  der  Anlegung  höherer  Promille- 
sätze auf  das  äufserste  vorsichtig  sein  müssen. 

Es  ist  freilich  richtig,  dafs  es  eine  ganze  Litteratur  von  Gründen 
gegen  die  Vermögenssteuer  giebt.  Aber  diese  litterarisohe  Stellungnahme 
hängt  mit  jener  Entwickelung  der  Steuerverfassung  zusammen,  in  weloher 
der  Anschlufs  an  die  regelmäfsigen  Einkommensquellen,  also  die  Bevor- 
zugung der  Einkommensteuer,  erklärlich  genug  war.  Jetzt,  wo  die  Ba> 
sierung  der  Steuer  auf  die  regelmäfsigen  Quellen  vollkommen  durehgesetzt 
ist  und  wo  es  sich  nur  nooh  darum  handelt,  dieses  ältere  Steuerobjekt 
nicht  gerade  ganz  aus  der  Steuerverfassung  versohwinden  zu  lassen  , ist 
das  Gewicht  aller  dieser  Gründe  kaum  nooh  erheblich  '). 

Eine  mäfsige  Vermögenssteuer  stellt  kaum  mehr  als  ein  Entgelt  für 
den  Schutz  dar,  welchen  der  Staat  dem  Vermögen  gewährt.  Und  wenn 
wir  bedenken , ein  wie  bedeutender  Teil  unseres  Staatsapparates  zum 
Schutz  des  Vermögens  (keineswegs  blofs  zum  Schutz  des  Einkommens) 


1)  Vergl.  die  wiederholte  Bemerkung  Adolph  Wagners,  dafs  die  Gründe  gegen  eine 
Vermögenssteuer  durchweg  nur  auf  eine  solche  zutreffen,  welche  an  Stelle  einer  Ein- 
kommensteuer, nicht  aber  auf  eine  solche,  welche  neben  eine  Einkommensteuer  treten  soll. 
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veranstaltet  ist,  so  dürfte  man  zweifeln,  ob  das  Vermögen  mit  */,  °/00 
diesen  Schutz  preiswürdig  genug  bezahlt. 

VI. 

Steuererklärun  g1). 

Die  Grundlage  des  heutigen  Ermittelungsverfahrens  bildet  die  „Steuer- 
erklärung" (sog.  Selbsteinschätzung).  Die  Einführung  derselben  ist  allge- 
mein als  wirksames  Mittel  zur  Erzielung  angemessenerer  Einschätzungen 
alt  bisher  betrachtet  worden,  und  schon  die  erste  Einschätzung  hat  gelehrt, 
dtfs  man  sich  in  dieser  Erwartung  nicht  getauscht  hat  Gleichwohl  ist 
man  einig  darüber,  dafs  wir  in  der  Erziehung  der  Bevölkerung  zur  Ab- 
gabe wahrheitsgemäfser  Steuererklärungen  noch  lange  zu  thun  haben  werden. 

Ein  wesentlicher  Mangel  der  bisherigen  Steuererklärung  besteht  da- 
rin, dafs  sie  von  dem  Steuerpflichtigen  nicht  die  Angabe  von  Thatsachen, 
sondern  die  Angabe  eines  Urteils  verlangt  Der  Steuerpflichtige  soll  eine 
Ansicht  darüber  aussprechen,  wieviel  Einkommen  er  im  nächsten  Jahre 
haben  wird.  Er  ist  durch  das  Gesetz  verpflichtet,  sich  diese  Ansicht 
nicht  willkürlich  zu  bilden,  sondern  auf  die  vom  Gesetze  vorgeschriebene 
Art,  iD  dem  einen  Fall  durch  Berechnung  der  für  die  Zukunft  feststehenden 
Einnahme,  in  dem  andern  durch  Berechnung  eines  Durchschnitts  der  letzten 
Jahre.  Allein  welcher  dieser  Fälle  vorliegt  darüber  geht  der  Steuerpflich- 
tige nur  mit  sich  zu  Kate.  Der  Behörde  giebt  er  nichts  als  das  Ergeb- 
nis seiner  Ermittelungen.  Durch  dieses  ganze  Verhältnis  wird  der  An- 
schauung, als  ob  es  sich  bei  der  Selbsteinschätzung  nur  um  eine  subjek- 
tive Urteilsabgabe  handele,  viel  zu  sehr  Voreohub  geleistet.  Es  ist, 
psychologisch  angesehen,  von  der  gröfsten  Wichtigkeit,  die  ganze  Steuer- 
erklärung auf  Erklärung  von  Thatsachen  zuzuspitzen. 

Dies  wird  im  wesentlichen  bereits  erreicht,  wenn  der  Grundsatz  an- 
genommen wird,  dafs  die  Besteuerung  von  dem  Einkommen  des  abgelau- 
fenen Wirtschaftsjahres  erfolgt  („Jabrbb."  68,  8.  706/8).  8elbstwenn  man  von 
diesem  Grundsatz  noch  so  viele  Ausnahmen  zuläfst,  so  sollte  derselbe  wenigstens 
für  die  Steuererklärung  festgehalten  werden.  Gegenstand  der  Frage 
in  der  Steuererklärung  müfste  sein:  Welches  Einkommen  haben  Sie  im 
letzten  Jahre  gehabt?  — Auoh  müfste  von  dem  Steuerpflichtigen  verlangt 
werden,  dafs  er  sein  Wirtschaftsjahr  ausdrücklich  benenne. 

Eine  fernere  psychologische  Zuspitzung  würde  duroh  den  Wegfall  der 
Stufen  erzielt  werden.  Auch  die  Stufen  dienen  heute  noch  immer  dazu, 
jene  irrtümliche  Anschauung  über  die  Einschätzung  aufrecht  zu  erhalten. 
Man  hat  nicht  die  Vorstellung,  dafs  nach  einem  auf  Heller  und  Pfennig 
zu  ermittelnden  Einkommen  gefragt  ist,  sondern  man  meint,  dafs  es  sich 
nur  darum  handele,  ob  man  sich  in  die  eine  oder  in  die  andere  Stufe 
einschätzeu  Bolle.  Selbst  der  Gewissenhafteste  wird  die  Entscheidung 
irgend  einer  zweifelhaften  kleinen  Frage  unter  Umständen  davon  abhängig 
machen,  ob  er  duroh  die  Mehrangabe  in  eine  höhere  Stufe  gelangen 
würde.  Der  weniger  Gewissenhafte  geht  darin  aber  weiter. 

1)  Vergl  iIub  den  Aufsatz  „Zur  SelbsteiuscbiiUuog  in  Praufsen"  (Jahrbücher  Bd.  57). 

DOMa  Foto  Bd.  IV  (LU).  6 
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Endlich  mufs  auch  etwas  geschehen,  um  der  Behörde  irgend  einen 
Anhalt  für  das  Ermittelungsverfahren  zu  geben , das  der  Steuerpflichtige 
angewandt  hat.  Zwar  würde  eine  Verpflichtung  zur  Angabe  des  ganzen 
Ermittelungsverfahrens  (Höhe  der  abgezogenen  Unkosten,  Abschreibungen 
etc.)  eine  so  bedeutende  Verschärfung  der  Deklarationspflicht  enthalten, 
dafs  man  ohne  Not  an  dieselbe  nicht  denken  sollte  (vgl.  „Jahrbücher“ 
57,  8.  732).  Aber  das  dürfte  keine  zu  weitgehende  Forderung  sein,  wenn 
man  eine  Erklärung  darüber  verlangte,  welcher  Grundlage  sich  der  Steuer- 
pflichtige bedient  hat:  ob  die  Steuererklärung  auf  Grund  einer  kaufmän- 
nischen (landwirtschaftlichen)  Bilanz,  ob  sie  auf  Grund  von  Aufzeichnungen 
in  einem  summarischen  Wirtschaftsbuch,  oder  ob  sie  blofs  nach  Gutdünken 
gemacht  ist.  Wenn  die  Behörde  die  Möglichkeit  hat,  diese  drei  Arten 
von  Steuererklärungen  zu  unterscheiden  , so  ist  ihr  der  beste  Fingerweis 
dafür  gegeben,  wo  sie  genauere  Nachforschungen  anzustellen  Veranlassung 
hat.  Auch  wäre  es  ganz  angemessen,  das  Becht  der  Fragestellung  gegen- 
über den  Steuerpflichtigen,  welche  sich  auf  keinerlei  Buchführung  berufen 
können,  etwas  zu  verschärfen. 

In  diesen  Itahmen  würde  sich  der  obige  Vorschlag,  für  gewisse  Ab- 
züge M axima  festzusetzen  („Jahrbb.“  58, S.  718, 847), einftigen.  Werz.  B.  mehr 
als  die  vorgescbriebene  Abnutzungsquote  auf  sein  Gebäude  abgeschriebeu 
hat,  müfste  verpflichtet  werden,  dies  zum  Zweck  der  Nachprüfung  anzugeben. 

VIL 

Steuerhinterziehung. 

Nach  dem  geltenden  Recht  (§§  66,  67)  treten  als  Folgen  der 
Steuerhinterziehung  im  schlimmsten  Falle  die  Geldstrafen  des  Vier-  bis 
Zehnfachen  und  die  Nachzahlung  der  hinterzogenen  Steuer  ein.  Als  Sühne 
für  den  Fall  einer  einmaligen  Hinterziehung  mag  es  genügen,  wenn  auf 
diese  Art  im  ganzen  die  Zahlung  des  Elffachen  als  Maximum  zu  be- 
fürchten ist  Für  den  ge  w er  b sm  üfs  i ge  n Defraudanten  aber  ist  die 
Maximalandrohung  ungenügend.  Nach  § 67  soll  der  Anspruch  auf  Nach- 
steuer bereits  in  10  Jahren  verjähren.  Die  Strafverfolgung,  über  deren  Verjäh- 
rung daB  Gesetz  keinerlei  Bestimmung  enthält,  ist  nach  dem  Artikel  V des 
preufsischen  Gesetzes  vom  22.  Mai  1852  (welches  Gesetz  durch  § 2,  Ab- 
satz 2 des  Einführungsgesetzes  zum  Reichsslrafgesetzbuch  konserviert 
worden  ist)  zu  beurteilen  und  unterliegt  demgemäfs  einer  fünfjährigen 
Verjährungsfrist.  Wer  also  gewerbsmäfsig  jedes  Jahr  eine  Einkommens- 
quelle verschweigt,  auf  der  eine  Steuer  von  100  Mark  lasten  würde,  hat, 
wenn  er  dies  40  Jahre  hindurch  betreibt,  im  Ganzen  40  X 100  = 4000 
Mark  Steuer  gespart.  Die  Folgen  der  Entdeckung  sind  für  ihn 

Nachsteuer  für  10  Jahre  . . IOOO  Mark 

Strafe  für  5 Jahre  in  maiimo  5000  ,, 

Summa  6000  Mark 

Bei  Einkommensquellen , bei  denen  die  Aussicht  auf  Geheimhaltung 
eine  grofse  ist,  stellt  also  au  sich  die  Steuerhinterziehung  eine  Spekulation 
dar,  bei  welcher  die  gröfsere  Chance  auf  Seiten  des  Gewinnes  ist.  Die- 
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selbe  wird  aber  geradezu  zu  einer  lohnenden  Spekulation,  wenn  man  be- 
denkt, dafs  die  Geriohte  eine  Abneigung  haben,  den  Maximalsatz  der 
Strafe  anzuwenden , dafs  der  Spekulant  in  der  Zwischenzeit  von  der  er- 
sparten Steuer  auch  den  Zinsgenufs  gehabt  hat  ')  und  dafs  endlich  ge- 
heime Einkommensquellen  fast  niemals  anders  als  im  Erbgange  bekannt 
werden,  wo  dann  der  Erbe  (da  ihn  kein  Verschulden  trifft)  von  der 
Strafe  gänzlich  frei  ist  und  kraft  besonderer  Bestimmung  des  § 67  auch 
für  die  Naohsteuer  das  Privilegium  einer  blofs  fünfjährigen  Verjährungs- 
frist genügt.  Stellen  wir  uns  vor,  dafs  jemand  alle  seine  offenen  Ein- 
nahmequellen richtig  angiebt,  aber  die  Zinsen  von  100  000  Mark  in  Wert- 
papieren , die  er  in  Beinern  eisernen  Geldschrank  liegen  hat,  alljährlich 
verschweigt,  so  liegt  es  im  natürlichen  Verlauf  der  Dinge,  dafs  dieses  Ver- 
fahren 10,  20,  SO,  auch  40  Jahre  hindurch  unbemerkt  seinen  Gang  geht 
und  nicht  früher  als  bei  dem  Tode  des  Defraudanten  (wenn  dann !)  zu 
Tage  tritt  Dann  besteht  die  einzige  Folge  der  durch  Jahrzehnte  hin- 
durch fortgesetzten  Defraudation  in  der  Nachzahlung  von  ein  paar  hundert 
Mark  8teuer  für  die  letzten  5 Jahre.  Es  können  auf  diese  Art  3 — 4000 
Mark  defraudiert  sein,  während  die  ganze  Nachsteuer  nur  5 — 600  Mark 
beträgt  Dieser  Bechtszustand  ist  weit  eher  geeignet  zur  Defraudation 
anzureizen,  als  von  ihr  abzuschrecken. 

Endlich  ist  in  der  Stellung  des  geltenden  Hinterziehungsrecbts  der 
sittliche  Standpunkt  gegenüber  dem  Defraudanten  ganz  vernachlässigt. 
Der  Rentier,  welcher  eine  ganze  Kapitalsanlage  dreist  verschweigt,  ja  so- 
gar der  Kaufmann,  welcher  die  Zahlen  seiner  Bilanz  für  die  Steuererklä- 
rung umwaodelt,  wird  rechtlich  nicht  schlimmer  angesehen,  als  der  Bauer, 
der  die  Zinsen,  die  er  sioh  auf  der  Sparkasse  gutschreiben  läfst,  anzu- 
geben unterlassen  hat  Die  Steuerhinterziehung  umfafst  selbst  innerhalb 
der  Fälle,  die  als  wissentliche  anzusehen  sind,  uooh  so  verschiedenartige 
Stufen  des  Eigennutzes  und  der  Immoralität,  dafs  die  blofse  Unter- 
scheidung naoh  der  Höhe  der  Geldstrafe  unserm  Rechtsgefühl  nicht  ent- 
spricht 

Das  bestehende  Recht  bedarf  nach  mehreren  Richtungen  hin  einer 
Umgestaltung.  Zunächst  müfsten  diejenigen  Steuerhinterziehungen,  welche 
die  Kriterien  des  Betruges  an  sich  tragen,  auch  dem  Betrugsparagraphen 
des  Reichsstrafgesetzbuchs  unterstellt  werden.  Es  ist  für  die  heutige  Auf- 
fassung der  Steuerhinterziehung  höchst  charakteristisch,  dafs  es  hierzu 
nicht  eines  positiv  neuen  Strafgesetzes  bedürfte,  sondern  nur  der  Auf- 
hebung der  bisherigen  Strafbestimmung.  Gesetzten  Falls,  es  gäbe  in 
Preufsen  kein  Gesetz,  welches  sich  mit  der  Steuerhinterziehung  beschäf- 
tigte, so  würde  anf  die  betrügerische  Steuerhinterziehung  der  § 263  des 
Keichsatrafgesetzbuchs  genau  ebenso  zutreffen , wie  auf  jeden  andern 
Betrug.  Die  Landesstaaten  haben  aber  das  Recht,  in  Steuersachen  beson- 
dere Strafbestimmungen  zu  konservieren  und  zu  erlassen  (Einführungsge- 
setz  zum  Reichsstrafgesetzbuch  §§  2,  5) , dadurch  also  indirekt  das 
Recht , Ausnahmen  von  dem  Reiohsstrafgesetzbuch  zu  schaffen.  Wenn 

1)  Unter  Anlegungen  der  Zinseazinerecbnung  würde  der  8tenerdefraudant  bei  Za- 
gruudeleguug  eine»  Ziusfafse«  von  4 O/o  in  30  Jahren  5832,71  Mark  erspart  haben. 
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daher  die  preußische  Landcsgusetzgebuug  bestimmt,  daß  Steuerhinter- 
ziehungen mit  dem  vier-  bis  zehnfachen  Betrage  der  hioterzogenen  Steuer 
bestraft  werden , ao  hat  daa  für  die  betrügerischen  Steuerhinterziehungen 
gar  nicht  den  Sinn  einer  besonderen  Bestrafung,  sondern  vielmehr  den 
Sinn  eines  besonderen  Privilegiums.  Allerdings  war  es  weiae  gehandelt, 
bei  Einführung  der  Deklarationapflicht  in  Prenfsen  die  betrügerische  Steuer- 
hinterziehung nicht  dem  BetrugBparagraphen  zu  unterstellen.  Da  die  heu- 
tige Bevölkerung  in  Preußen  seit  mehreren  Generationen  systematisch  an 
den  Gedanken  gewöhnt  ist,  dafs  eine  Einschätzung  gar  nicht  die  Ermitte- 
lung des  wahren  Einkommens  zum  Zwecke  habe,  so  unterlag  es  begrün- 
deten Bedenken,  den  Betrugsparagrapheu  auf  eine  Handlungsweise  anzu- 
wenden, welche  nach  den  Anschauungen  weiter,  sonst  ehrbarer  Kreise  dem- 
selben nicht  unterlag.  Allein  die  erziehliche  Wirkung  der  Deklarations- 
pflicht  wird  nach  mehrmaliger  Durchführung  ihre  Wirkung  gcthaD  haben 
müssen.  Und  sobald  wir  an  eine  Uevision  des  Einkommensteuergesetzes 
gehen,  mufs  der  Gedanke  Form  gewinnen,  dafs  nach  der  moralischen  Höhe 
des  preufsischen  Volkes  cs  für  die  betrügerische  Steuerhinterziehung  eines 
schonenden  Privilegs  nicht  mehr  bedarf.  Ein  Satz  wie  etwa: 

„Alle  landesgesetzlicheu  Bestimmungen,  nach  denen  eine  betrüge- 
rische Steuerhinterziehung  einer  anderen  Strafe  als  die  des  Betruges 
(ReichsstrafgeBCtzbuch  § 263)  unterliegt,  sind  aufgehoben“, 
würde  den  Fortschritt  am  deutlichsten  zum  Ausdruck  bringen.  — 

Ein  zweites  Erfordernis  wäre  es,  das  Uuantuplum  aus  dem  Strafver- 
fahren in  das  Veranlagungsverfahren  zu  verlegen,  etwa  in  der  Form  : 

„Die  Nachsteuer  betrügt  das  Fünf-  bis  Zehnfache  des  Tarifs  in 

§ 17." 

Diese  Aenderung  würde  bewirken,  daß  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  des 
Quantuplums  auoh  auf  die  Erben  übergehen  würde.  — 

Daneben  müßte  drittens  den  Veranlagungsbehörden  das  Recht  der 
Berücksichtigung  besonderer  Fälle  gegeben  werdeu , etwa  in  der  Form, 
dafs  sie  in  besonders  schweren  Füllen  bis  auf  das  Dreißigfache  hinauf, 
in  besonders  leichten  Füllen  bis  auf  daa  Simplum  hinabgehen  dürfteu ; 
auch  müßte  ihnen  das  Recht  beigelegt  werden,  ausdrücklich  auszusprechen, 
dafs  die  Absicht  einer  Hinterziehung  nicht  Vorgelegen  habe. 

Bei  Durchführung  dieser  Aenderungen  könnten  die  kurzen  Verjährungs- 
fristen des  heutigen  Rechts,  die  zum  8chutze  der  bona  fldes  gegen  flska- 
lische  Gelüste  ihre  gute  Berechtigung  haben,  allerdings  bestehen  bleiben. 

VIIL 

Rechtsweg. 

Einen  nicht  zu  unterschätzenden  Fortschritt  hat  das  neue  Einkommen- 
steuergesetz durch  die  Einführung  eines  geordneten  Berufungs-  und  Be- 
sch  werde  Verfahrens,  und  namentlich  durch  die  Uebertragung  der  obersten 
Rechtskontrolle  sd  das  Oberverwaltungsgericht,  gemacht.  Der  von  der 
Regierung  ursprünglich  vorgeschlagene  Steuergerichtshof  wäre  ein  Be- 
standteil der  Stcuerverwaltung  geblieben , hätte  in  Sachen  Steuerzahler 
contra  Steuerfiskus  den  Anschein  der  Parteirolle  nicht  verloren  und  selbst 
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b«i  den  wohlwollendsten  Absichten  den  Ruf  der  Unparteilichkeit  nicht  er- 
werben können,  dessen  sich  das  Oberverwaltungsgericht  thataäohlich  erfreut. 

Weil  wir  aber  so  glüoklich  sind,  in  dem  Oberverwaltungsgerioht  einen 
Gerichtshof  zu  besitzen,  welcher  bereite  seit  17  Jahren  als  oberster  Hort 
der  Rechtegarantien  auf  dem  Oebiete  des  öffentlichen  Rechts  mit  Erfolg 
thitig  ist,  liegt  um  so  weniger  Anlafs  vor,  die  Kompetenz  desselben  ein- 
zoeagen. 

Eingeengt  ist  diese  Kompetenz  in  Steuersachen  auf  die  verschie- 
denste Art.  Allgemein  unterliegt  die  Beschwerde  an  das  Oberver- 
vsltnngsgericht  der  Beschränkung,  dafs  dieselbe  nur  auf  GesetzesTerletzung 
und  auf  wesentliche  Mängel  des  Verfahrens  gestützt  werden  kann.  Diese 
Beschränkung  wäre  von  nicht  so  grofser  Bedeutung,  wenn  den  Berufungs- 
tomraissionen  für  ihr  Verfahren  und  insbesondere  für  die  special isierte 
Begründung  ihrer  Entscheidungen  durch  das  Gesetz  genaue  Vorschriften 
gemacht  wären.  Da  aber  den  Berufungskommissionen  für  ihr  Verfahren 
sine  ziemlich  weitgehende  Freiheit  gegeben  ist,  so  fehlt  es  für  sie  an 
dem  Zwange,  in  streitigen  Fällen  zu  dem  Gesetz  und  seiner  Auslegung 
io  einer  solchen  Weise  Stellung  zu  nehmen,  dafs  darauf  eine  Beschwerde 
gegründet  werden  kann.  Auf  diese  Weise  sind  Entscheidungen  der  Ver- 
•nlagungskommisBion,  welche  blofs  auf  „Ermessen"  gegründet  sind  (§  38, 
Absatz  4),  wenn  dio  Berufung  abgewiesen  ist,  nur  sehr  schwor  vor  das 
Oberverwaltungsgericht  zu  bringen.  Ein  Beispiel:  Die  Steuererklärung  eines 
Gutsbesitzers  wird  aus  einer  Reihe  von  Gründen  beanstandet,  darunter 
such,  weil  er  die  Zinsen  für  eine  Hypothek  auf  seinem  Waldgrundstücke 
sbgeselzt  hahe,  deren  Zahlung  nach  Ansicht  der  Kommission  eine  Kapi- 
talsanlage darstell»1).  In  der  ersten  und  zweiten  Instanz  hat  der  Guts- 
besitzer den  Eindruck,  dafs  seine  Erklärungen  in  allen  übrigen  Punkten 
überzeugend  gewesen  seien,  nur  in  dem  letzteren  nioht.  Wenn  die  be- 
treffende Kommissionsentscheidung  dies  klar  zum  Ausdruok  bringt,  so 
kann  er  nach  abgewiesener  Berufung  wegen  Verletzung  des  § 9,  I 1 des 
Gesetzes  die  Beschwerde  beim  Oberverwaltungsgericht  einlogen  und  die 
Frage  zur  oberstrichterliehen  Entscheidung  bringen,  ob  es  gegenüber  dem 
klaren  Wortlaut  des  Gesetzes,  welcher  sämtliohe  Schuldenzinsen  für  abzugs- 
fahig  erklärt,  der  Verwaltung  gestattet  ist,  gewisse  Kategorien  auszuoehmon. 
Wann  aber  die  Entscheidung  der  Veranlsgungskommission  allgemein  ge- 
halten ist,  wenn  es  in  derselben  etwa  heifst : 

,4)*  Zweifel  an  der  Richtigkeit  der  Steuererklärung  bestehen  blieben, 
so  setzte  die  Unterzeichnete  Veranlagungskommission  gemäfa  § 38, 
Absatz  4 den  Steuersatz  auf  Grund  der  stattgehabten  Ermittelungen 
nach  ihrem  Ermusaen  fest", 

•o  giebt  es  bei  abgewiesener  Berufung  keinerlei  Möglichkeit,  eine  Ent- 
scheidung des  Oberverwaltungsgeriohts  zu  provozieren ; es  müfste  denn 
Min,  dafs  die  Berufungskommisaion  io  ihrer  Begründung  pointierter  ist; 
sine  Möglichkeit,  die  eintreten  oder  auch  nicht  eintreten  kann. 

Wieviel  oder  wie  wenig  Schaden  durch  diesen  Rechtszustand  ange- 
riehtet  werden  wird,  das  wird  von  der  Praxis  abhängen , welche  sioh  in 

l)  Var  gl.  „Jahrbücher“  57,  S.  751/2. 
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den  Veranlagung«-  und  Berufungskommissionen  bilden  wird.  Dafs  diese 
Praxis  etwa  auf  eine  engherzige  Beschränkung  des  Kechteweges  hinaus- 
laufen werde,  ist  zwar  nicht  zu  befürchten.  Immerhin  bleibt  es  riohtig, 
die  Zulässigkeit  der  Rechtskontrolle  nicht  yon  dem  guten  Willen  dessen 
abhängig  zu  machen,  der  kontrolliert  werden  soll. 

Speciell  sind  der  Jurisdiktion  des  Oberverwaltungsgerichts  durch 
ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmungen  alle  Festsetzungen  entzogen,  welohe 
einen  aufserordentliohen  Charakter  tragen.  Aussohliefslich  Regierung  und 
Finanzminister  haben  zu  befinden : bei  dem  Steuerxusohlag  yon  26  °/0, 
welcher  wegen  unterlassener  Steuererklärung  zu  verhängen  ist  (§  30, 
Absatz  3),  Uber  die  Einziehung  der  hinterzogenen  Steuer  (§  67,  Absatz 
1 u.  8;  § 70,  Absatz  5),  über  die  Festsetzung  der  ErmittelungskoBteu,  welche 
dem  ungerechten  Beschwerdeführer  aufzuerlegen  sind  (§  71),  endlich  Uber 
Veränderungen  der  Steuer  innerhalb  des  Steuerjahres  (§  60,  Absatz  1 u.  8). 
— Alle  diese  Punkte  scheinen  aber  der  Rechtskontrolle  in  demselben 
Mafse  bedürftig,  wie  die  reguläre  Steuerveranlagung.  Duroh  die  Unter- 
stellung unter  den  Finanzminister  als  oberste  Instanz  ist  hier  nioht  nur 
für  einzelne  Fälle  der  Rechtsweg  versperrt,  sondern  es  sind  ganze  Ma- 
terien der  Kognition  des  Oberverwaltungsgerichts  entzogen ; es  ist  für  ganze 
kleine  Teile  unseres  Einkommensteuerrechts  verhindert,  dafs  sich  eine 
Praxis  auf  Grund  einer  gerichtlichen  Judikatur  bilde.  Es  ist  endlich  in 
Fällen  der  Konkurrenz  nicht  genügend  Vorsorge  getroffen,  dafs  die  ge- 
richtliche Entscheidung  von  den  Verwaltungsbehörden  zu  Grunde  gelegt 
werde. 

Auf  den  letzteren  Uebelstand  scheint  man  in  den  Kreisen  der  Steuer- 
Verwaltung  selbst  aufmerksam  geworden  zu  sein.  Zu  § 67,  Absatz  1 

„Die  Einziehung  der  hinterzogenen  8teuer  erfolgt  neben  und  un- 
abhängig von  der  Strafe" 

macht  Fuieting  (Einkommensteuergesetz,  Berlin  1892,  Seite  240  s)  fol- 
gende Bemerkung: 

j „Die  in  Absatz  1 gebrauchten  Worte  „„neben  und  unab- 
hängig von  der  Strafe““  haben  die  Bedeutung,  dafs  die  Nach- 
zahlung der  hinterzogenen  Steuer  (Nachsteuer)  in  allen  Fällen 
einer  strafbaren  Hinterziehung  (§  66)  und  selbst  dann  erfolgen 
mufs,  wenn  die  Bestrafung  des  Vergehens  wegen  Verjährung  etwa 
des  sohuldigen  Steuerpflichtigen  etc.  ausgeschlossen  ist.  Dagegen 
hat  mit  jenen  Worten  nicht  etwa  bestimmt  werden  sollen , dafs 
der  Verlauf  des  Strafverfahrens  auf  die  Naohforderung  der  Steuer 
ohne  jegliche  Rückwirkung  sein  soll.  Erfolgt  in  dem  Strafver- 
tahren  eine  Freisprechung,  weil  der  Thatbeatand  eines  Ver- 
gehens naoh  § 66  nioht  hat  festgestellt  werden  können,  so  mufs 
auch  die  Nachforderung  der  Steuer  ausgeschlossen  bleiben." 

Wenn  man  diese  Aeufserung  eines  hervorragenden  Mitgliedes  unserer 
Finanzverwaltung  als  ein  Symptom  der  in  derselben  herrschenden  An- 
sicht betrachten  darf,  so  legt  dies  von  der  Hochachtung,  welohe  diese 
Verwaltung  vor  Recht  und  Gericht  hegt,  ein  rühmliches  Zeugnis  ab.  Es 
ist  löblich,  wenn  eine  Verwaltung  in  ihren  Befugnissen  «ich  an  Fest- 
stellungen bindet,  die  ein  Gericht  in  derselben  Sache  getroffen  bat.  Allein 
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das  Gesetz  spricht  dieses  Gebundensein  nicht  aus.  In  dem  dritten  Ab- 
satz desselben  § 67  heilst  es  vielmehr: 

„Die  Festsetzung  der  Naohsteucr  steht  der  Regierung  zu,  gegen 
deren  .Entscheidung  nur  Beschwerde  an  den  Finanzminister  zu- 
lässig ist.“ 

Hiernach  ist  es  die  Regierung,  welche  die  Nachsteuer  feetzusetzen  und 
also  auch  in  erster  Linie  darüber  zu  befinden  hat,  ob  eine  Verpflichtung 
zur  Steuerzahlung  vorlag.  Sie  kann  sich,  wenn  sie  will,  in  der  Entschei- 
dung der  letzteren  Frage  an  diejenige  Entscheidung  binden,  welche  das  Ge- 
richt aus  Anlafs  eines  Straffalles  bereits  getroffen  hat.  Eine  gesetzliche 
Verpflichtung,  sioh  an  diese  Entscheidung  zu  binden,  liegt  aber  nicht  vor. 
Und  man  kann  sich  sehr  wohl  Fälle  denken,  in  denen  es  auch  gar  nichts 
Unbilliges  an  sich  hat,  wenn  man  einen  Defraudanten  , der  mangels  Be- 
weises von  Strafe  freigeaprochen  werden  mufste,  dennoch  wenigstens 
mit  der  Nachsteuer  zu  fassen  sucht.  — Stellt  man  sioh  aber  selbst  auf 
den  .Standpunkt  von  Fuisting,  so  bleiben  immer  nooh  die  Fälle  übrig,  in 
denen  ein  Strafverfahren  aus  den  oben  (S.  82/3)  angegebenen  Gründen 
unterbleibt  und  also  die  Verwaltungsbehörden  vollkommen  freie  Hand 
haben.  — Es  ergiebt  sich,  gerade  wenn  man  sich  auf  diesen  Standpunkt 
stellt,  ein  gaDZ  sonderbares  Verhältnis.  Wer  besohuldigt  wird,  eine  straf- 
bare Defraudation  begangen  zu  haben , kann  seine  ganze  Angelegenheit 
und  damit  auch  die  Frage  der  Nachsteuer  zur  richterlichen  Entscheidung 
bringen.  Aber  der  Erbe,  welcher  vollkommen  schuldfrei  ist,  ist  in  Bezug 
auf  die  Nachsteuer  der  Willkür  der  Verwaltungsbehörden  preisgegeben. 

Wenn  endlioh  meine  Vorschläge  betreffs  einer  Erhöhung  des  Quan- 
tuplums  bis  zum  Dreifsigfachen  angenommen  werden,  so  würde  duroh  die 
verschärfte  Bedeutung  der  Nachsteuer  ein  Antrag  auf  richterliche  Ent- 
scheidung sich  als  unumgänglich  notwendig  erweisen.  — 

Einer  weiteren  Ausdehnung  des  Rechtsweges  sollte  übrigens  die 
Steuerverwaltung  im  eigenen  Interesse  nicht  mit  Abneigung  gegenüber- 
stehen. Durch  einen  unabhängig  urteilenden  Gerichtshof  wird  eine  Ver- 
waltung von  einer  Menge  Entscheidungen  entlastet,  mit  denen  ein  ge- 
wisses Odium  verbunden  ist.  Und  ferner  bedeutet  die  Erweiterung  des 
Rechtsweges,  soweit  derselbe  die  Kognition  des  Obervcrwaltungsgerichts 
über  die  Berufungskommission  erweitert,  doch  gleichzeitig  auch  ein  neues 
Mittel  in  der  Hand  des  Finanzministers  gegenüber  den  Interessenkreisen, 
welche  in  der  Berufnngskommission  die  Oberhand  gewinnen  könnten.  Die 
preufsische  Steuergeschichte  liefert  von  der  Notwendigkeit  einer  der- 
artigen Handhabe  gar  zu  deutliche  Beispiele,  als  dafs  die  heutige  Finanz- 
Terwaltung  sie  übersehen  könnte. 


IX. 

Doppelbesteuerung  und  Re  i oh  s k o n t ro  11  e. 

Die  preufsische  Einkommensteuer  unterliegt  den  Beschränkungen  des 
Keichsgesetzes  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom  13.  Mai 
1870.  Die  diesbezüglichen  Paragraphen  des  preußischen  Gesetzes  sind 
eine  blofse  Nutzanwendung  der  reichsgosetzlichen  Bestimmungen  auf  den 
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konkreten  Fall  des  preußischen  Staates.  Oie  zum  Teil  sehr  geschraubten 
Wendungen  in  der  Ausdrucksweise  rühren  davon  her,  dafs  es  eine  gewisse 
Schwierigkeit  hatte,  allgemeine  Bestimmungen,  denen  der  Gesetzgeber  selbst 
unterworfen  war,  in  die  Form  eines  gesetzgeberischen  Befehls  für  be- 
stimmte einzelne  Fälle  zu  bringen.  Es  mag  dies  ein  Moment  sein, 
welches  die  theoretischen  Bedenken  gegen  die  Wiederholung  reichsgesetz- 
licher Bestimmungen  in  Landesgesetzen  verstärkt.  Praktisch  ist  es  trotz- 
dem richtig,  dafs  ein  Staat,  der  sein  Steuerrecht  kodifiziert,  auch  die  Be- 
stimmungen wiederholt,  die  er  nicht  kraft  freien  Willens  gegeben  hat;  die 
Zersplitterung  unserer  Gesetzgebung  würde  durch  ein  anders  geartetes 
Vorgehen  zu  noch  größeren  Uebeßtändeu  fuhren , aß  es  schon  ohnedies 
der  Fall  ist.  Auch  andere  deutsche  Staaten  haben  die  Frage,  inwiefern 
sie  sich  zur  Heranziehung  des  Einkommens  ihrer  Angehörigen  in  andern 
Bundesstaaten  oder  der  Angehörigen  anderer  Bundesstaaten  innerhalb 
ihrer  Grenzen  für  befugt  erachten,  in  ihren  Gesetzgebungen  beantwortet. 
Ueberall  ist  die  Beantwortung  im  genauesten  Anschlufs  an  das  Reichsge- 
setz erfolgt. 

Trotzdom  kommt  im  Deutschen  Reich  die  Doppelbesteuerung  noch  viel- 
fach vor.  Ebensowenig  wie  böser  Wille  der  Gesetzgeber  ist  hierbei 
böser  Wille  der  ausführenden  Behörden  im  Spiele.  Es  gehört  zu  den  er- 
freulichsten Erscheinungen  im  neuen  Reioh,  dafs  die  Absicht,  die 
Reichsgesetze  zu  verletzen,  bei  den  Landesbehörden  gar  nicht  vorkommt. 
Aber  das  Reichsgesetz  über  die  Doppelbesteuerung  hat  eine  solche  An- 
zahl schwankender  Begriffe,  welche  von  den  Landesbehörden  interpretiert 
werden  müssen,  dafs  man  sich  gar  nicht  darüber  wundern  darf,  wenn 
zuweilen  verschiedene  Staaten  dasselbe  Wort  in  verschiedenem  Sinne  inter- 
pretieren. Das  Reiohsgesetz  bestimmt,  daß  ein  Deutscher,  welcher  in 
seinem  Heimatstaate  und  außerdem  in  andern  Bundesstaaten  einen  Wohn- 
sitz hat,  nur  in  dem  ersteren  zu  den  direkten  Staatssteuern  herangezogen 
werden  dürfe.  Einen  Wohnsitz  im  Sinne  dieses  Gesetzes  hat  ein  Deut- 
scher „an  dem  Orte,  an  welchem  er  eine  Wohnung  unter  Umständen  innc 
hat,  welche  auf  die  Absicht  der  dauernden  Beibehaltung  einer  solchen 
schließen  lassen.“  Ein  Fabrikant,  der  außerhalb  seines  Heimatstaates 
seine  Fabrik  betreibt  und  das  daran  stoßende  Wohnhaus  bewohnt,  wird 
hier  vom  Gesamteinkommen  besteuert,  während  die  Behörde  seiner  Heimat, 
wo  er  noch  ein  Chambre  garnie  mit  H tägiger  Kündigung  innehat,  hierin 
einen  Wohnsitz  erblickt  und  sich  für  befugt  hält,  sein  Privateinkommen 
zu  besteuern.  Hier  glaubt  man,  „die  Absicht  der  dauernden  Beibehaltung“ 
des  möblierten  Zimmers  aus  den  begleitenden  Umständen  schließen  zu 
sollen,  dort  verneint  man  dieselbe.  — Immerhin  ist  in  diesem  Falle  doch 
das  geschäftliche  Einkommen  durch  eine  Specialbe9timmung  des  Keichage- 
setzes  vor  der  Doppelbesteuerung  gesohützt  und  aussohliefslich  dem  Staate 
unterstellt,  io  dem  das  Gewerbe  betrieben  wird.  Zuweilen  aber  wird  auch 
der  Begriff  des  „Gewerbebetriebes“  zweifelhaft.  Dafs  eine  Filiale  einen 
Gewerbebetrieb  darstelle,  ist  zweifellos.  Aber  was  ist  eine  Filiale  ? Wann 
ist  ein  Vertreter  eines  Hauses  am  fremden  Ort  als  Beweis  für  das  Vor- 
handensein einer  Filiale  anzusehen,  wann  nicht?  — Eine  unzweideutige 
Bestimmung  scheint  § 4 des  Rcichsgesetzes  zu  sein. 
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„Gehalt,  Pension  und  Wartegeld,  welohe  [norddeutsche  Militär- 
personen und  Civilbeamte , sowie  deren  Hinterbliebene  ans  der 
Kasse  eines  Bundesstaates  beziehen,  sind  nur  in  dem- 
jenigen Staate  zu  besteuern,  welcher  die  Zahlung  zu  leisten  hat.“ 
Es  scheint  Uebereinstimmnng  darüber  zu  bestehen , dafs  die  Worte  „aus 
der  Kasse  eines  Bundesstaates“  nicht  buchstäblich  zu  fassen  seien , dafs 
Gehälter,  welohe  die  Staatskasse  blofs  verauslagt,  z.  B.  bei  Reichabeamtcn 
für  die  Reichskasse , nicht  unter  diese  Bestimmung  fallen.  Aber  sobald 
bei  mittelbaren  Staatsbeamten  das  Verhältnis  zweierlei  Auffassung  duldet, 
kann  jeder  Staat  die  ihm  günstige  Auffassung  durchsetzen  und  den  Cen- 
s'ten  also  doppelt  besteuern.  Es  giebt  Universitäten,  die  Gehälter  und 
Pensionen  ganz  oder  teilweise  aus  eigenem  Vermögen  bestreiten.  8iod 
dieselben  „aus  der  Kasse  eines  Bundesstaats“  bezahlt?  Und  wenn  man 
dis  Frage  bejaht,  kann  man  die  gegenteilige  Auffassung  für  ausgeschlossen 
erklären  ? 

So  bietet  das  Reiohsgesetz  noch  einen  weiten  Spielraum  für  ver- 
schiedenartige Interpretationen,  wie  es  denn  bei  der  Natur  der  Materie 
und  bei  dem  frühen  Zeitpunkt,  in  welchem  dieselbe  geregelt  wurde  (das 
Gesetz  stammt  noch  aus  Zeiten  des  norddeutschen  Bundes),  auch  gar 
eicht  wunder  nehmen  kann.  Wenn  nun  der  Censit  in  beiden  Staaten 
die  Angelegenheit  durch  alle  Instanzen  verfolgt  hat  und  beide  Staaten 
snf  ihrem  Standpunkt  verharren,  wer  soll  dann  entscheiden,  welche  Auf- 
fassung die  riohtige  ist? 

Man  nimmt  an*),  dafs  der  Bundesrat  auf  Grund  der  Artikel  7,  No.  3 
und  Artikel  76  der  Reichsverfassung  die  Streitigkeit  zum  Austrag  zu  bringen 
bibe.  Der  letztere  Artikel  lautet: 

„Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen  Bundesstaaten,  sofern  die- 
selben nicht  privatrechtlicher  Natur  und  daher  von  den  kom- 
petenten Gerichtsbehörden  zn  entscheiden  sind,  werden  auf  An- 
rufen des  einen  Teils  von  dem  Bundesrate  erledigt“. 

Dieser  Artikel  giebt  zwar  dem  Bundesrate  Recht  und  Pflicht  der 
Erledigung.  Allein  auf  den  vorliegendem  Fall  erleidet  er  keine  Anwen- 
dung. Denn  er  spricht  nur  von  Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen 
Bundesstaaten.  Eine  solche  Streitigkeit  wird  aber  in  der  Regel  gar  nicht 
roriitgen.  Jeder  der  beiden  Bundesstaaten  ist  damit  zufrieden,  dafs  er  die 
veranlagte  Steuer  einzieht  und  kümmert  sich  um  den  übrigen  Verlauf  der 
Angelegenheit  nicht.  Da  mit  dem  „Anruf  des  einen  Teils“  auch  nur  einer 
der  streitenden  Bundesstaaten  gemeint  sein  kann , so  ist  auch  aus  diesem 
Grande  der  Artikel  76  nicht  anwendbar,  solange  nnr  ein  Unterthan  and 
and  nicht  ein  Staat  den  Bundesrat  anruft. 

Artikel  7 3 lautet: 

„Der  Bundesrat  beschliefst 

3)  über  Mängel , welche  bei  der  Ausführung  der  Reichsgesetze 
oder  der  vorstehend  erwähnten  Vorschriften  oder  Einrichtungen  her- 
vortreten“. 

Dieser  Artikel  hatte  in  der  norddeutschen  Bundesverfassung  seine 
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Stolle  im  Abschnitt  vom  Zoll-  nnd  Handelswesen  and  hatte  die  Bedeutung, 
dafs  Mängel,  welche  bei  der  Ausführung  hinderlich  hervortreten,  durch 
Besoblufs  des  Bundesrats  beseitigt  werden  sollten.  Indem  der  Artikel  in 
der  deulsoheD  Reichsverfassung  seine  Stelle  unter  den  allgemeinen  Befug- 
nissen des  Bundesrats  erhielt,  hat  dies  nicht  nur  die  Anwendung  auf  alle 
anderen  Reichsgesetze  zur  Folge,  sondern  meines  Erachtens  zeigt  sich  die 
erfolgte  Verallgemeinerung  auch  darin,  dafs  er  jetzt  Anwendung  finden  mufs 
auf  Gesetze,  welche  nur  Normen  aufstellen  und  nicht  wie  die  Zollgesetze 
einen  Verwaltungsapparat  in  Bewegung  setzen.  Mit  anderen  Worten: 
auch  die  Mängel,  welohe  gerade  dadurch  hervortreten,  dafs  ein  Reichsge- 
setz  seine  Wirkung  versagt,  fallen  jetzt  unter  diesen  Artikel.  Allein  über 
eine  derartige  Thätigkeit  des  Bundesrats  verlautet  gar  wenig.  Es  soheint  viel- 
mehr, dafs  nach  wie  vor  Artikel  78  so  aufgefafst  wird,  als  ob  der  Bun- 
desrat hier  nur  als  oberste  Reichsverwaltungsbehörde  funktioniere  und  wie 
ehemals  beim  Zoll-  und  Handelswesen  sich  darauf  beschränke,  eine 
Stockung  des  Apparates  zu  verhindern. 

Dazu  kommt,  dafs  die  hier  dem  Bundesrat  gegebene  Befugnis,  zu 
„beschliefsen“,  eine  nicht  konkret  genug  zugespitzte  ist  Hermann 
8 oh  ul  z e *)  erwähnt  zustimmend  die  Charakterisierung,  welche  bei  Beratung 
der  Verfassung  der  Abgeordnete  Lasker  dieser  Befugnis  gegeben  hat:  „ich 
verstehe  den  Satz  dahin,  dafs  der  Rundesrat  irgendwelche  Mangel  als  vor- 
handene konstatiert  und  A b h tt  1 f e beschliefst  und  dafs  diese  dann  durch 
das  Bundeskanzleramt  oder  die  Beamten  des  Bundeskanzlers  unter  der 
Leitung  des  letzeren  erfolgen  mufs.“  Auch  mir  scheint  diese  Auffassung 
zutreffend.  Der  Artikel  7 stellt  die  Beschlufsfassung  über  Mängel  parallel 
der  Beschlufsfassung  über  Keichstagabeaohlüsse  und  über  allgemeine  Ver- 
waltungsvorschriften. Wie  jene  beiden  mit  rechtlich  bindender  Kraft  er- 
folgen , so  auoh  die  dritte.  Es  unterliegt  mir  keinem  Zweifel , dafs  der 
Bundesrat  in  Fällen  der  Doppelbesteuerung  wie  dem  obigen  auf  blofsen 
Antrag  des  Censiten  einen  Beechlufa  fassen  kann , welchem  beide  Staats- 
verwaltungen sich  zu  fügen  haben.  Ja  ich  möohte  meinen , dafs  der 
Bundesrat  auch  verpflichtet  ist,  in  eine  Beratung  darüber  einzn- 
treten,  ob  er  einen  Mangel  in  der  Ausführung  der  Reichsgesetze  als  vor- 
liegend erachte  und  wenn  eT  (was  doch  nioht  wohl  bezweifelt  werden 
kann)  die  Frage  bejaht,  dafs  er  dann  ferner  verpflichtet  ist,  Be- 
sohlufs  zu  fassen.  Aber  der  Bundesrat  selbst  hat,  wie  mir  wenigstens  in 
einem  Specialfalle  bekannt  geworden  ist,  diese  Auffassung  nicht.  Da  die 
Bescheide  des  Bundesrats  ohne  Gründe  ergehen  (und  bei  einer  Versamm- 
lung, deren  Mitglieder  nach  Instruktionen  entscheiden,  wohl  auoh 
nicht  anders  ergehen  können),  so  ist  es  nioht  möglich,  seine  Gründe  nacb- 
zuprüfen. 

Ein  ferneres  Reichsorgan,  das  in  solohen  Fällen  angerufen  werden 
kann,  ist  der  Kaiser.  Demselben  steht  naoh  Artikel  17  „die  Ausfertigung 
und  Verkündigung  der  ReiohBgesetze  und  die  Ueberwachung  der  Aus- 
führung derselben  zu“.  In  Bezug  auf  die  Ausführung  trifft  hier  die- 
selbe Interpretation  wie  oben  zu.  Aber  damit  ist  auch  schon  gesagt,  dafs 


1)  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechta,  Bd.  II  (1886,  S.  57). 
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dieselbe  Verwaltungspraxis,  welche  eine  Inaktivitüt  dos  Bundesrate  herbei* 
Zufuhren  scheint,  die  Inaktivität  des  Kaisertums  io  dem  gleichen  Falte 
herbeifuhrt. 

Unter  solohen  Umständen  sollte  man  meinen,  dafs  das  Petitiongrecht 
so  den  Reichstag  eine  ganz  besondere  Bedeutung  gewinnen  müfste.  Der 
Reichstag  hat  nach  Artikel  23  das  allgemeine  Recht,  „an  ihn  gerichtete 
Petitionen  dem  Bundesrate  resp.  Reichskanzler  zu  überweisen“.  Aber 
das  Petitionsreoht  wird  bei  uns  viel  zu  mangelhaft  gehandhabt,  als  dafs 
es  ausreiohen  könnte,  um  Fehler  der  Verwaltungsorganisation  zu  bessern. 
Unsere  Parlamente  sind  mit  teils  nötigen,  teils  auch  sehr  unnötigen  ge- 
setzgeberischen Arbeiten  so  überlastet,  dafs  ihnen  für  die  Prüfung  der 
ihnen  zugehenden  Petitionen  weder  Zeit  noch  Interesse  übrig  bleibt. 
Ganze  Stöfse  von  Petitionen  sind  in  den  letzten  Jahren  mit  dem  Be- 
merken zurückgestellt  worden,  dafs  sie  durch  Sohlufs  der  Session  erledigt 
seien.  Eine  nicht  geringe  Anzahl  wird  von  der  Kommission  als  „zur 
Erörterung  im  Plenum  nicht  geeignet“  bezeichnet.  Und  wenn  man  sieht, 
wie  der  Rest  von  ausgesucht  wichtigen  Sachen  last  vor  leeren  Bänken 
und  unter  unaufhörlichem  Geplauder  der  wenigen  anwesenden  Mitglieder 
besprochen  wird,  so  kann  man  sich  kaum  darüber  wundern,  dafs  die  Pe- 
titionskommission  sich  daran  gewöhnt,  die  Nichtberatung  einer  Petition 
als  die  Regel  und  die  Vorlegung  derselben  vor  das  Plenum  als  ganz  be- 
sondere Ausnahme  zu  betrachten.  Der  alte  ständische  Gedanke,  dafs 
Volksvertreter  dazu  da  sind,  die  Beschwerden  derer  zu  erledigen,  welohe 
sie  vertreten,  ist  ganz  in  den  Hintergrund  gedrängt.  Die  einzige  Art, 
wie  es  heutzutage  möglieh  ist,  die  Beratung  einer  Petition  im  Reichstage 
zu  erzwingen,  ist  die,  eine  der  bestehenden  Fraktionen  von  Partei  wegen 
dafür  zu  interessieren.  Es  ist  dies  ein  Hilfsmittel , welches  der  grofsen 
Menge  der  Steuerpflichtigen  unzugänglich  ist.  Da  aufserdem  auf  etwaige 
Beschlüsse  des  Reichstages  der  Bundesrat  wiederum  unmotiviert  antwortet, 
so  ist  die  gedeihliche  Fortentwickelung  des  Steuerrechts  in  streitigen 
Fragen  auf  diesem  Wege  schwerlich  zu  erwarten. 

Unter  dem  allgemeinen  Eindruck  steht  sohliefslich  auch  das  Reichs- 
gericht in  den  wenigen  Fällen,  in  denen  (aus  einigen  Ländern  des  ge- 
meinen Rechts)  Steuersaohen  zu  seiner  Kognition  kommen.  In  einem 
derartigen  Falle,  wo  Fabrik  und  Comptoir  eines  Gewerbetreibenden  in 
verschiedenen  Staaten  lagen,  hatte  der  eine  Staat  den  Betrieb  mit  seinem 
gesamten  Einkommen  da  herangezogen,  wo  dasselbe  durch  das  Comptoir 
erzielt  werde.  Ob  der  andere  Staat  (in  welchem  die  Fabrik  lag)  ebenfalls 
das  gesamte  Einkommen  heranzog  oder  neben  jener  Gesamteteuer  noch 
eine  Teilsteuer  auf  die  Fabrik  legte,  ist  nicht  zu  ersehen.  Dem  Reichs- 
gericht lag  nur  die  Frage  vor,  ob  die  Entscheidung  im  ersteren  Staate 
reehtmäfsig  war.  Dieselbe  war  hauptsächlich  auf  die  Notwendigkeit  ge- 
stützt, nach  § 3 des  Reichsgesetzes  einen  Staat  als  zur  Besteuerung  des 
Gewerbes  berechtigt  zu  bezeichnen ; dann  könne  dieser  eine  Staat  nur  der 
sein,  in  welchem  das  Gewerbe  seine  kaufmännische  Spitze  habe.  Eben 
jene  Notwendigkeit  aber  hat  das  Reichsgericht  bestritten.  Es  hat  viel- 
mehr entschieden,  dafs  für  diesen  Fall  das  Reichegesetz  vom  13.  Mai  1870 
keine  Bestimmung  enthalte.  (Entscheid,  in  Civilsaohcn,  Band  15,  8.  27.) 
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T)enn  in  dem  Torliegenden  Falle  werde  da*  Gewerbe  thataäeMich  in  zwei 
Bundesstaaten  betrieben ; und  dieser  Fall  gehöre  nicht  zu  denjenigen,  die 
durch  dag  Reichsgesctz  bereits  geregelt  seien.  Jeder  der  beiden  Staaten 
habe  das  Recht,  den  Gewerbebetrieb  zu  besteuern;  der  eine  soweit  das 
Einkommen  durch  die  Kabrikthätigkeit,  der  andere  soweit  es  durch  die 
Comptoirthätigkeit  erzielt  werde. 

Dieses  Erkenntnis  des  Reichsgericht*  ist  meines  Erachtens  mit  der  Ab- 
sicht des  lteichsgesetzes  nicht  zu  vereinbaren.  Das  Reichsgesetz  bezeichnet 
sich  als  ein  Gesetz  wegen  „Beseitigung  der  Doppelbesteuerung“  und  Gesetze 
müssen  so  interpretiert  werden,  dafs  ihr  Zweck  erreicht,  nicht  dafs  er  ver- 
eitelt wird.  Dafs  diese  Art  beschränkender  Gesetzesinterpretation  nicht  zu- 
lässig iüt,  wird  sofort  klar,  wenn  man  sich  dieselbe  auf  eine  Rechtsmaterie 
angewandt  denkt,  die  in  gröfeerem  Umfange  der  Kognition  der  Gerichte 
unterliegt.  Nehmen  wir  einmal  an,  dafB  uns  auf  dem  eigentlichen  Ge- 
biete gerichtlicher  Thätigkeit  die  gemeinsamen  Justizgesetze  noch  fehlten, 
und  wir  besäfsen  an  Stelle  des  ausführlichen  Rechtshilfegesetze*  nur  ein 
kurzes  Reichegesetz  wegen  Beseitigung  der  Doppelbestrafung  mit  der 

Bestimmung,  dafs  jedes  Delikt  an  dem  Orte  zu  verfolgen  sei,  an 

welchem  es  begangen  worden.  8tellen  wir  uns  nun  vor,  dafs  auf 
dem  Inselsberge  im  Thiiringerwalde  ein  Mann  aus  dem  preufsischen 
Gasthofe  in  den  gothaischon  liefe,  unterwegs  mit  lauter  Stimme  einen 
Satz  ausstofsend,  der  eine  Beleidigung  des  deutschen  Kaisers  enthält. 
Wenn  nun  wegen  dieses  Satzes  sowohl  die  preufsischen  als  die 

gothaiBchen  Behörden  den  Mann  verfolgten  und  verurteilten , wäre  es 

dann  möglich,  dafs  das  Reichsgericht  die  Ansicht  ausspräche , dieser  Fall 
sei  durch  des  Reichsgesetz  wegen  Beseitigung  der  Doppelbestrafung  nicht 
geregelt,  da  hier  thatsächlich  das  Delikt  in  zwei  Bundesstaaten  be- 
gangen sei?  In  diesem  Falle  wäre  es  für  jeden  Juristen  eine  unterge- 
ordnete Frage,  wie  der  Doppelbestrafung  ein  Ende  zu  machen  sei,  gegen- 
über der  viel  wichtigeren  Notwendigkeit,  dafs  ihr  ein  Endo  zu  machen 
sei.  Und  niemand  würde  sioh  durch  den  Einwand  irre  machen  lassen, 
man  habe  bei  Krlafs  des  Gesetzes  das  Bewufstsein  gehabt,  dafs  durch  das- 
selbe nicht  jeder  Fall  einer  Doppelbesteuerung  unmöglich  gemacht  wer- 
den wurde. 

Allerdings  unterscheiden  sich  die  beiden  Fälle  daduroh , dafs  das 
Objekt  der  Besteuerung  immerhin  eher  teilbar  ist,  als  das  Objekt  der 
Strafverfolgung.  Aber  dieser  Unterschied  kann  eine  rechtliche  Bedeutung 
nur  insoweit  beanspruchen,  als  ihm  eine  thatsächlichc  zukommt.  Wenn 
in  dem  oben  genannten  Fallo  die  beiden  Staaten  eine  gemischte  Kommission 
einsetzen,  welche  zuerst  das  gesamte  Einkommen  aus  dem  Gewerbebetrieb 
ermittelt  und  dann  jedem  Staat  seinen  Anteil  zuweist:  so  kann  man  die 
Teilung  für  sachlich  ungerechtfertigt  halten  und  doch  zugeben,  dafs  eine 
„Doppelbesteuerung“  nicht  vorliegt.  Wenn  aber  jeder  Staat  das  „Ein- 
kommen aus  Gewerbebetrieb“  selbständig  veranlagt  und  sich  jeder  von 
seinen  eigenen  Anschauungen  über  die  Bedeutsamkeit  von  Fabrik  und 
Comptoir  leiten  läfst  und  der  Mann  vielleicht  in  jedem  8taate  60o/o  oder 
80«/0  oder  90%  seines  Einkommens  versteuert:  so  kann  die  Verletzung 
des  Reichsgesetzes  nioht  deswegen  negiert  werden,  weil  die  ideale  Mög- 
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lichkeit  bestand,  die  Steuer  in  jedem  Staate  so  zu  bemessen,  dafs  nur  der 
saf  sein  Gebiet  entfallende  Teil  des  Einkommens  herangezogen  werde.  — 
Dafs  der  gegenwärtige  Sohutz  gegen  Doppelbesteuerung  nicht  genügt, 
mufs  allgemein  zugestanden  werden.  Wie  grofs  der  Umfang  der  prak- 
tisch entstehenden  Unzutraglichkeiten  ist , ist  aber  schwer  zu  sagen.  Zu 
den  schlimmsten  Uebelständen  in  der  Verfolgung  von  Doppelbesteuerungen 
gehört  es  gerade,  dafs  über  dieselben  nur  so  weniges  bekannt  wird.  Der 
Betreffende  erfährt  über  die  Gründe,  aus  denen  sein  Gesuch  vom  Bundes- 
rat oder  Eeichi-tag  abgelehnt  ist,  in  der  Regel  gar  nichts.  Noch  weniger 
erfährt  er,  wer  seine  Leidensgefährten  sind.  Wenn  die  Doppelbesteuerung 
mächtige  Organisationen,  wie  die  Lebensveraicherungsgesellschaften  betrifft, 
dsnn  haben  dieselben  die  Mittel,  den  Thatbestand  zur  öffentlichen  Kennt- 
nis zu  bringen.  Aber  die  Einzelfälle  werden  kaum  über  den  kleinsten 
Kreis  hinaus  bekannt.  Meines  Wissens  ist  das  einzige  Organ,  welches 
der  Frage  eine  einigermafsen  fortlaufende  Aufmerksamkeit  zuwendet, 
8ehau*’  „Finanzarchiv“.  In  den  gerichtlichen  Entscheidungen,  welohe 
die  Zeitschrift  seit  ihrem  3.  Bande  sammelt,  sind  auch  die  wenigen  über 
Doppelbesteuerung  bekannt  gewordenen  Erkenntnisse  vertreten.  Ebenfalls 
in  dieser  Zeitschrift  (Band  4)  ist  die  ausführlichste  Arbeit  über  die  Be- 
schwerde der  auswärtigen  Lebensversicherungsgesellschaften  im  Badischen 
von  Emminghaus  erschienen  und  in  Band  5 eine  Monographie  Uber 
Doppelbesteuerung  von  Clauss,  die  duroh  Vergleich  mit  schweizerischen 
Verhältnissen  besonders  lehrreich  ist;  allerdings  scheint  auch  Clauss  das 
für  Deutschland  zugängliche  Material  nioht  für  ausreichend  zu  halten. 

Naeh  den  mir  persönlich  (freilich  ebenfalls  nioht  immer  in  genügend 
zuverlässigem  Material)  bekannt  gewordenen  Fällen  mufs  ich  anuehmen, 
dafs  die  Doppelbesteuerung  im  heutigen  Deutschen  Reich  doch  öfter  vor- 
kommt, ale  man  gemeinhin  annimmt.  Und  der  einzelne  Steuerpflichtige, 
der  von  der  Doppelbesteuerung  betroffen  wird,  wird  von  einem  Unrecht 
betroffen,  wie  es  in  unserem  heutigem  Staate  kaum  seinesgleichen  hat. 
Der  objektive  Thatbestand,  unter  dem  er  leidet,  wird  nioht  blofs  von  ihm, 
sondern  von  allen  Beteiligten  als  ein  Unrecht  anerkannt.  Kur  fehlt  es 
an  eiuem  Organ,  das  dem  Recht  zum  Siege  verhilft  Es  ist  ein  Rechts- 
zustand, wie  er  einen  neuen  Michael  Kohlhaas  erzeugen  könnte.  Der 
gerechte  Kampf  kann  nicht  zum  8iege  geführt  werden.  — Und  wird  er 
selbst  einmal  zum  Siege  geführt,  so  erlebt  der  Sieger,  dafs  er  um  die 
Früchte  gebraoht  wird.  Die  ungerecht  bezahlte  Steuer  wird  nicht  wieder 
zurückgczahlt.  Denn  die  Pflicht,  sie  zu  bezahlen , wird  von  den  Staats- 
behörden nicht  auf  eine  allgemeine  reohtliche  Verpflichtung,  sondern  auf 
die  Thatsache  der  formal  gesetzmäfsigen  Veranlagung  begründet.  Wenn 
man  zusammenrechnet,  was  im  Laufe  der  Jsihre  einem  Steuerpflichtigen 
durch  Doppelbesteuerung  verloren  gehen  kann,  so  kommt  ein  ganzes  Ka- 
pital heraus. 

Dem  gegenüber  genügt  der  Hinweis  auf  eine  Einigung  der  beider- 
seitigen Staatsbehörden  nicht.  Denn  abgesehen  davon , dafs  diese  Eini- 
gung nicht  zu  erzwingen  ist  und  auoh  in  manchen  Fällen  einer  von  der 
Richtigkeit  ihrer  Auffassung  durchdrungenen  Verwaltung  gar  nioht  zuge- 
mutet werden  kann,  — eine  Einigung  über  eine  prinzipielle  Frage  braucht 
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Zeit,  sie  wird  manchmal  jahrelang  vergebens  aufs  neue  versucht,  und 
wenn  sie  endlich  erreicht  wird,  daun  erteilen  sich  die  beiden  Staaten  für 
die  Vergangenheit  gegenseitig  Amnestie  auf  Kosten  des  Steuerpflichtigen. 
Helfen  kann  hier  nur  das  Keich,  und  wir  bedürfen  einer  energischeren 
Tbätigkeit  seitens  der  Reichsorganc. 

Dem  Bundeerat , dem  Kaisertum  und  dem  Reichstage , denen  die 
Aufgabe  obliegt,  die  Ausführung  der  Reichsgesetze  zu  überwachen  oder 
an  der  Ueberwachung  milzuwirken,  soll  zwar  nicht  der  Vorwurf  gemacht 
werden,  dafs  sie  diese  ihre  Aufgube  vernachlässigen.  Ich  bin  vielmehr 
davon  überzeugt,  dafs  bei  einer  Auflehnung  der  Landesbehörden  gegen 
ein  Reichsgesetz  jedes  der  drei  Organe  gleich  kräftig  einschreiten  würde. 
Allein  für  den  vorliegenden  Fall  der  Doppelbesteuerung  liegt  der  Fehler 
gerade  darin,  dafs  man  bei  allen  Reichsorganen  das  Hauptgewicht  auf  die 
Frage  legt,  ob  eine  Landesbehörde  reichsgesetzwidrig  gehandelt  habe. 
Ist  es  schon  von  seiten  des  Bundesrats  und  des  Kaisertums  nioht  richtig, 
ein  Einschreiten  auf  die  Fälle  zu  beschränken,  in  denen  ein  Ungehor- 
sam gegen  das  Reichsgesetz  vorliegt,  so  ist  es  namentlich  unrecht  von 
seiten  des  Reichstages.  Gerade  das  parlamentarische  Ueberwachungsreckt 
ist  mit  dazu  da,  objektive  Uebclstände  zu  besprechen  und  zur  Beseitigung 
zu  empfehlen,  selbst  wenn  nioht  einen  einzigen  der  Beteiligten  der  Vor- 
wurf eines  Unrechts  treffen  könnte.  Wo  Doppelbesteuerung  vorliegt, 
glaubt  jeder  der  beiden  Staaten , das  Reichsgesetz  ausgeführt  oder  we- 
nigstens nicht  verletzt  zu  haben.  Dennoch  werden  beide  Staaten  zu- 
geben müssen,  dafs  der  objektive  Thatbestand  eine  Verletzung  des  Reichs- 
gesetzea  enthält.  Denn  der  Zweck  des  Reichsgesetzes  ist  es  nicht,  einen 
Zustand  herbeizuführen,  in  welchem  jeder  der  beiden  Staaten  ein  ruhiges 
Gewissen  hat,  sondern  einen  Zustand,  in  welchem  die  Doppelbesteuerung 
„beseitigt“  ist. 

Wie  man  in  der  Schweiz  über  diese  praktische  Notwendigkeit  denkt, 
zeigt  die  von  Clauss  (Finanzarchiv  5,  S.  147)  mitgeteilte  Entscheidung 
der  Bundesversammlung  vom  25.  Juli  1862,  mit  welcher  diese,  ihre  bis- 
herige Praxis  aufgebend,  Beschwerden  wegen  Doppelbesteuerung  von  nun 
an  entscheiden  zu  wollen  erklärte.  In  dem  zustimmenden  Kommissions- 
bericht des  Nationalrats  heilst  es: 

„Es  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  das  Begehren  des  Bürgers,  wel- 
cher durch  den  Widerspruch  unter  den  Kantonen  geschädigt  wrird,  nicht 
gerade  so  gut  Gehör  finden  soll,  wie  wenn  die  Kantone  selbst  den  Bund 
zur  Entscheidung  anrufen.  Kann  jeder  Kanton  auf  dem  Wege  der  VoU- 
streckung  seiner  Ansicht  Geltung  verschaffen , so  hat  allerdings  keiner 
von  ihnen  Grund,  die  Hilfe  des  Bundes  anzurufen,  aber  der  Kon- 
flikt ist  nichtsdestoweniger  vorhanden;  nur  wird  ein  Dritter 
von  den  Folgen  betroffen.  Wären  nun  freilich  die  beiden  Staaten  unbe- 
dingt souverän  und  stünden  eie  nicht  in  einer  solchen  Beziehung  zu 
einander,  welche  die  Ausgleichung  des  Uifsverhältnisses  gestattet,  so 
miifite  der  davon  Betroffene  sich  der  Gewalt  der  Umstände  unterziehen, 
weil  keine  Autorität  vorhanden  wäre,  die  ihn  gegen  das  Unrecht  schützen 
könnte.  Damit  aber,  dafs  die  Kantone  zu  einem  gemeinsamen  Staate  sich 
vereinigten,  übernahmen  sie  die  Verpflichtung,  in  der  Ausübung  ihrer 
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kantonalen  Hechte  nicht  in  das  Gebiet  des  anderen  Kantons  überzugreifen ; 
und  wenn  dies  dennoch  geschehen  sollte,  so  sind  die  Bundesbehörden  da, 
um  zu  prüfen  und  zu  entscheiden,  auf  welcher  Seite  das  Hecht  sei,  und 
die  Kantone  müssen  sich  der  bundesrechtlioheu  Entscheidung  unterziehen. 
— Dieser  Fall  ist  vorhanden,  wenn  die  Steuergesetze  zweier  Kantone  in 
der  Weise  miteinander  in  Widerspruoh  stehen,  dafs  beide  Anspruch  aut 
Besteuerung  der  gleichen  Sache  machen ; die  Bundesbehörden  müssen  ent- 
scheiden, welche  Ansprüche  vom  Bunde  zu  schützen  seien.“ 

Diese  ganze  Argumentation  trifft  Punkt  für  Punkt  auch  auf  unsere 
deutschen  Zustände  zu.  Nicht  dafs  es  an  positiven  Bestimmungen  der 
Reichsverfassung  fehlte,  ist  der  Unterschied  (hierin  ist  das  Reich  der 
Eidgenossenschaft  von  1862  vielmehr  überlegen);  dieser  liegt  vielmehr  in 
dem  politisch  verschiedenen  Aufbau  der  beiden  Föderativstaaten.  Die 
Eidgenossenschaft  ist  ein  foedus  aequum , während  das  Reich  auf  dem 
Ueberge  wicht  seines  gröfsten  Mitgliedes  beruht  In  der  Natur  der  Sache 
liegt  es,  dafs  in  den  meisten  Fällen  von  Doppelbesteuerung  der  gröfste 
deutsche  Stuat  mit  beteiligt  ist  Und  da  es  gleich  peinlich  ist,  in  einer 
Angelegenheit,  in  der  die  obersten  preufsischen  Behörden  bereits  ent- 
schieden haben,  mit  Hilfe  der  preufsischen  Reiohsreohte  zu  Gunsten  oder 
such  zu  Ungunsten  Preufsens  zu  entscheiden,  so  erklärt  es  sieh,  dafs  von 
seiten  des  Bundesrats  und  des  Kaisertums  nicht  die  Neigung  besteht,  in 
eioe  Beschlufsfassung  über  eine  Angelegenheit  einzutreten,  deren  gegen- 
wärtiger Zustand  eine  Entscheidung  in  fiskalischem  Interesse  nicht  unbe- 
dingt erfordert  Weswegen  vom  Reichstag  in  dieser  Beziehung  keine  Ab- 
hilfe zu  erwarten  ist,  ist  bereits  oben  ausgeführt  — Es  kann  zwar  eine 
Zeit  kommen,  in  der  auch  bei  uns  die  obersten  Reichsverwaltungsorgaue 
eine  andere  Sprache  reden  ; aber  es  wäre  politisch  unklug,  sie  ihnen  auf- 
aötigen  zu  wollen. 

Ganz  anders  liegen  die  Verhältnisse  in  Bezug  auf  das  Reiohsgericht. 
Alle  Gründe,  welche  in  anderen  Föderativstaaten  dem  obersten  Bundes- 
gericht die  Kontrolle  über  das  öffentliche  Recht  des  Bundes  übertragen 
haben,  bestehen  für  das  Deutsche  Reich  ebenso.  Dafs  unserm  Reichs- 
gericht bundesgerichtliche  Funktionen  fast  vollständig  fehlen , dafs 
es  nicht  einmal  auf  Anrufen  eines  Staates  zur  Entscheidung  in  Fragen 
des  öffentlichen  Rechts  befugt  ist,  wenn  der  Bundesrat  ihm  nicht  etwa 
die  Entscheidung  überträgt , ist  schon  an  sich  ein  Zustand , der  dem 
Reich  nicht  zur  Ehre  gereicht.  Dafs  aber  die  Kompetenz  des  Reichs- 
gerichts über  Verletzung  der  Reichsgesetze  durch  einen  Einzelstaat  sogar 
von  der  einzelstaatliohen  Gesetzgebung  abbängt,  ist  ein  Zustand,  der  im 
Interesse  der  Würde  des  obersten  Gerichtshofes  nicht  geduldet  werden 
sollte.  Daraus  entsteht  dann  der  Zustand  , in  welohem  der  oberste  Ge- 
richtshof des  Reiches  durch  Zufall  einmal  mit  der  Interpretation  eines 
Reichsgesetzes  befafst  wird,  dessen  Materie  seiner  ganzen  übrigen  Thätig- 
keit  völlig  fremd  ist.  Es  sieht  die  Frage  von  vornherein  unter  dem 
Gesichtspunkt  an,  ob  wirklich  Anlafs  zum  aufserordentlichen  Einschreiten 
gegeben  ist.  Die  psychologische  Verrückung  mag  dann  durch  die  logische 
Geradheit  der  Juristen  wohl  wieder  zurechtgerückt  und  die  Entscheidung 
mit  dem  klaren  Bewufetsein  gefällt  werden,  dafs  die  Frage  für  Schauin- 
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burg-Lippe  so  zu  beantworten  sei,  als  wenn  aie  für  das  ganze  Reich  ge- 
«tellt  wäre.  Den  Schwung  aber,  den  einem  Gerichtehof  dae  Gefühl  der  Un- 
entbehrlichkeit seiner  Entscheidungen  für  dag  grofse  Gemeinwegen  des 
Vaterlandes  giebt,  kann  weder  Gelehrsamkeit,  noch  Soharfsinn,  noch 
auch  Gewissenhaftigkeit  ersetzen.  Darum  wohnt  auch  den  Entschei- 
dungen eines  obersten  Gerichtshofs  in  Sachen,  mit  denen  er  nur  aus- 
nahmsweis und  aus  zufälligen  Gründen  befafst  wird , nicht  entfernt  die 
Autorität  inne,  wie  sie  die  Entscheidungen  begleitet,  die  man  als  kon- 
tinuierliche Glieder  einer  zusammengehörigen  Kette  aufeinander  folgeu 
siebt.  Eine  grofse  Reihe  von  Klagen , die  man  Uber  das  Reichsgericht 
hört,  gehen  auf  die  buntscheckig  zusammengesetzte  und  krummlinig  be- 
grenzte Kompetenz  zurück. 

Doch,  — ein  Reichsgericht  als  Hort  des  Reichsrechts  liegt  in  weiter 
Ferne.  Die  dringende  Notwendigkeit  eines  Organs  zur  Entscheidung  in 
Sachen  der  Doppelbesteuerung  rückt  aber  in  immer  bedenklichere  Nähe. 
Selbst  Billigkeitsabkommen  der  beiderseitigen  Finanzminister  werden  jetzt, 
nachdem  anch  der  gröfste  deutsche  Staat  die  streitigen  Hechtsfragen 
einem  Gerichtshöfe  überwiesen  hat,  überaus  erschwert  sein.  Wenn  die 
obersten  Verwaltungsgerichtshöfe  zweier  8taaten  die  Steuerpflicht  ausge- 
sprochen haben,  so  wird  jeder  Finanzminister  sich  noch  weit  mehr  als  bisher 
verpflichtet  fühlen,  sich  an  die  formal  zu  Recht  bestehenden  Entscheidungen 
zu  binden.  Es  ist  daher  unerlässlich,  über  den  rechtsprechenden  Landes- 
behörden ein  rechtsprecbendes  Reichsorgan  für  diese  Frage  zu  be- 
stimmen. Da  eine  Ausbildung  des  Reichsgerichts  naoh  dieser  Richtung 
hin  nicht  in  Aussicht  steht,  so  könnte  als  geeignetes  Organ  das  Bundes- 
amt lür  das  Heimatwesen  bestimmt  werden.  Dem  Bundesamte  müfste 
die  Entscheidung  über  Doppelbesteuerung  zugewiesen  werden,  sowohl  auf 
Anrufen  eines  Staates  als  auf  Anrufen  des  Steuerpflichtigen.  Ke  wäre 
der  erste  Ansatz  zu  einem  gemeinen  deutschen  Steuerrecht. 
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Ein  Beitrag  zur  Lohnstatistik. 

Von  Werner  Sombart. 

K or  dböh  m i «oh  e A r b ei  t er  ata  t i • t i k.  Tabellarische  Darstellung  der 
Ergebnisse  der  Ton  der  lleiohenberger  Handels*  und  Gewerbekammer  am 
1.  Dezember  1888  durohgeführten  Erhebung,  lteichenborg , Verlag 
der  Handels*  und  Gewerbekammer,  1891.  lex.  8“  LV  und  86'2  8. 

Ehedenn  die  statistischen  Aomter  der  grofsen  Staaten  sich  cnt- 
schliefsen,  eine  umfassende  nationale  Lohnstatistik  ins  Werk  zu  setzen, 
müssen  diejenigen,  deneu  die  Erkenntuis  der  elementarsten  Grundlagen 
des  materiellen  Daseins  unserer  modernen  Gesellschaft  am  Herzen  liegt, 
jeden  Versuch,  mag  er  amtlich,  nicht-  oder  halbamtlich  sein,  mit  Freude 
begrüfsen,  der  es  unternimmt,  unsere  lohnstatistische  Weisheit  ein  Stück- 
chen weiter  zu  fordern.  Mag  die  Förderung  in  einer  Vermehrung  unseres 
thsuächüchen  Wissens,  mag  sie  in  einer  Klärung  und  Erweiterun  g 
unseror  methodologischen  Einsicht  bestehen:  zumal  letzteres 
ist  wertvoll,  weil  verwertbar  für  die  nun  doch  wohl  demnächst  beginnenden 
lohnstatistischen  Arbeiten  der  grofsen  nationalen  Erhebungsämter. 

Solch  einen  sehr  willkommenen  Beitrag  zur  Lohnstatistik  vornehmlich  in 
formalem  Verstände  hat  uns  die  in  der  Ueberschrift  genannte  nordböhmische 
Arbeiterstatistik  geliefert,  für  deren  Veröffentlichung  wir  der  Iteichenberger 
Handels-  und  Gewerbekammer  zu  lebhaftem  Danke  verpflichtet  sind.  Das 
stattliche  Werk  hat  schon  mancherorts  die  verdiente  Boaohtung  auch  in 
der  wissenschaftlichen  Lilteratur  gefunden.  Gleichwohl  sind  die  Gesichts- 
punkte, von  denen  aus  es  einer  Betrachtung  unterzogen  werden  kann, 
durchaus  noch  nicht  erschöpft,  ja  die  wichtigsten  scheinen  noch  gar  nicht 
autgeoulzt  zu  sein.  Zu  diesen  zähle  ich  die  methodologischen,  die  formal- 
statistischen,  die  denn  auch  in  der  folgenden  Skizze  vor  allem  Berück- 
sichtigung finden  sollen.  Zahlen  ausschreiben,  sie  als  Beweismittel  ver- 
werten, ohne  ihren  Wert  zu  prüfen,  kann  füglich  der  Publizistik  über- 
lassen bleiben.  Der  Wissenschaft  liegt  es,  zumal  auf  einer  lierra  nueva, 
wie  es  die  Lohnstatistik  ist,  in  erster  Linie  ob,  die  Grundlagen  auf  ihre 
Erstigkeit  und  Begehbarkeit  hin  zu  prüfen.  Also  orkenntniskri- 
tischeu  Inhalts  wird  im  wesentlichen  unsere  Betrachtung  sein, 
baut  bs  ir  (i.'X),  7 
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Veranlafst,  eine  arbeiterstatistische  Erhebung  zu  veranstalten, 
ist  die  Keichonberger  Kammer  worden  durch  die  Erwägung,  daXs  die  K.  K. 
Knzialstatistik  doch  gar  zu  kläglich  sei  — eine  Erkenntnis,  die  sich  im 
Jahre  1888  bei  Beratung  der  Gesetzesvorlagen  über  die  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung der  Arbeiter  jedermann  aufdrängen  mufste.  Da  nun  in 
Oesterreich  die  Handels-  und  Gewerbekammern  schon  seit  längerer  Zeit  die 
Organe  für  industriestatistische  Erhebungen  sind  — das  Organisations- 
gesetz vom  29.  Juni  1868  verpflichtet  sie  zu  umfassenden  gewerbe- 
statistischen  Quinquennalberichten  — , so  „lag  der  Gedanke  nahe,  zu  ver- 
suchen, ob  nicht  (auch)  eine  allen  Anforderungen  der  Wissenschaft  und 
socialpolitischen  Praxis  entsprechende  Arbeiterstatistik  — auch  ohne  eiue 
Uber  das  Handelskammer-Organisationsgesetz  hinausgehende  UuterBtützung 
durch  die  staatliche  Gesetzgebung  und  Verwaltung  — geschaffen  werden 
könne.  Diesen  Erwägungen  entsprach  der  im  Herbste  des  Jahres  1 888  in 
dem  mit  der  Ueberwachung  der  statistischen  Arbeiten  betrauten  Komitee 
der  Reichenberger  Handels-  und  Gewerbekammer  gestellte  Antrug,  zu 
Ende  des  Jahres  1888  außerhalb  des  Rahmens  der  regelmäfsigen  Quin- 
quennal-Industriestatislik,  demgemäfs  auch  unabhängig  von  der  für  diese 
bestehende  Instruktion,  eine  allgemeine  betriebe-  und  arbeiterstatistische 
Erhebung  im  Reichenberger  Kammerbezirke  vorzunehmen“.  Dafs  ein 
solcher  Kntschlufs  ira  vollsten  Mafse  Anerkennung  verdient  und  der  Nach- 
eiferung wert  ist,  bedarf  kaum  der  besonderen  Hervorhebung.  Mag  der  Ver- 
such zu  einem  positiven  Ergebnis  führen,  d.  h.  brauchbares  Material 
liefern,  mag  er  mit  einem  negativen  Resultat  endigen : in  letzterem  Fall 
ist  er  ein  lehrreicher  Beweis  für  die  Thatsache,  dafs  nnr  in  grofsem  Mafs- 
stabe,  nur  mit  einem  grofsen  Apparate  eine  befriedigende  Bocialstatistik 
zu  liefern  ist.  Die  That  der  unternehmenden  Kammer  bleibt  in  jedem 
Palle  lobenswert. 

Die  socialstatistischen  Aufnahmen  der  Reichenberger  Handelskammer 
zerfallen  in  zwei  verschiedene  Kategorien,  eiue  Betriebsstatistik 
und  eine  L o h n s t ati  s ti  k.  Die  Ergebnisse  der  ersteren  sind  leider 
bisher  noch  nicht  veröffentlicht  worden,  obwohl  eie  offenbar  nach  ihrer 
ganzen  Anlage  und  Ausführung  wertvolle  Aufschlüsse  zu  geben  in  deT 
Lage  gewesen  wäre.  Der  vorliegende  Band,  mit  dem  wir  es  hier  zu  thun 
haben,  enthält  ausschliefslich  die  Ergebnisse  der  lohnstatistischen  Auf- 
nahmen, deren  Vorfahren  in  Kürze  folgendes  gewesen  ist:  Befragt 
worden  sind  gewerbliche  Unternehmer  des  Kammerbezirks  unter  Weg- 
lassung der  kleineren  Betriebe  in  den  meisten  Branchen,  unter  Aus- 
schliefsung  ferner  der  Montanindustrie  und  der  Verkehrsanstalten.  Was 
unter  Grofs-  bezugsweise  fabrikmäfsigem  Betriebe  zu  verstehen  sei,  hat 
das  Zählkomitee  scheinbar  — vergleiche  Seite  XXII,  XXILI  der  Ein- 
leitung — von  Fall  zu  Fall  entschieden.  Die  Zahl  der  befragten  Betriebs- 
unternehmungen hat  circa  2000  betragen.  In  jede  dieser  Betriebsunter- 
nehmungen sind  je  ein  Betriebsfragebogen  — siehe  oben  — und  je  so 
viel  Zählblätter  (für  die  Arbeite-,  insonderheit  Lohnstatistik)  zur  Ver- 
sendung gelangt,  als  in  dem  Betriebe  Arbeiter  beschäftigt  waren;  es  ist  also 
eine  I ndi  vi  d ual  1 oh n s tatist i k veranstaltet  worden.  Die  Arbeiter- 
zählblätter, deren  eirca  Million  versandt  wurden,  haben  das  Urmaterial 
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für  die  Lohnstatistik  gebildet.  Auf  ihnen  sind  folgende  zehn  Punkte  festge- 
itellt  worden  : 1)  Erhebungsbezirk ; 2)  Standort  des  Betriebes;  3)  Name  oder 
Firma  der  Arbeitgeber;  4)  Ort  der  Betriebsunternebmung  (No.  1 — 4 nach 
dem  Fragebogen  für  die  Fabriken  in  allen  Zählkarten  von  dem  Zählkomitee 
eingetragen);  5)  Vor-  und  Zuname  des  Arbeiters;  6)  Geburtstadt,  Land, 
Ort,  Bezirk;  7)  Geburtsjahr;  8)  Art  der  Beschäftigung  (Kategorie); 
9)  Dauer  der  Beschäftigung  bei  dem  befragten  Arbeitgeber;  10)  a.  Accord- 
lohn  im  Durchschnitt  pro  Woche,  b.  Zeitlohn  im  Durchschnitt  pro  Woche. 

Der  Aufforderung  zur  A usftlllung  der  Fragebogen  bezugsweise  Arbeiler- 
fählblätter  sind  mehr  als  1300  Betriebsuntemehmungen  nachgekommen, 
indem  sie  105  000  wohlausgefüllte  Arbeiterzählblätter  an  das  statistische 
Bureau  der  Kammer  eingesandt  haben.  1131  der  Betriebe  mit  102  221 
Arbeiterzählbogen  sind  in  dem  vorliegenden  Werke  verarbeitet  worden. 

In  Anbetracht  des  Umstandes,  dafs  der  Kammer  fast  gar  keine 
Zwangsmittel  bei  der  Erhebung  zu  Gebote  gestanden  haben,  dafs  sie  viel- 
fach, — vergleiche  Seite  XXIV  der  Einleitung  — auf  den  guten  Willen 
der  Unternehmer  angewiesen  war  und  die  staatlichen  Behörden  durch- 
aus nicht  besonders  freundlich  dem  Unternehmen  gegenüber  sich  ver- 
hielten , darf  des  Ergebnis  quantitativ  als  ein  günstiges  betrachtet 
werden.  Gleichwohl  bleibt  es  selbstverständlich  eine  empfindliche  Lücke 
für  eine  Arbeiterstatistik,  wenn  sie  60  (/0  der  Arbeiterschaft  überhaupt 
unberücksichtigt  lassen  mufs  und  es  beweist  der  quantitative  Erfolg  der 
Keichenbcrger  Kammer  doch  eben  nur,  dafs  selbst  die  sachkundigste, 
vertrauenswürdigste  und  eifrigste  Privatunlernehmung,  wo  es  auf  extensive 
Vollständigkeit  der  Erhebung  ankommt,  den  Mangel  amllieher  Zwangs- 
statistiken nicht  ersetzen  kann. 

Was  das  Verfahren  anbelangt,  welches  die  Kammer  bei  ihren  lohn- 
statistischen Erhebungen  zur  Anwendung  gebracht  hat,  so  läfst  sioh  da- 
gegen vom  methodologischen  Standpunkt  aus  absolut,  d.  h.  ohne  ltück- 
aicht  auf  die  voTgesteckten  Ziele,  nicht  viel  einwenden,  vorausgesetzt,  dafs 
die  dem  Fragebogen  beigegebene  Instruktion,  deren  unser  Bericht  keine 
Erwähnung  thut,  den  Unternehmer  zu  einer  korrekten  Ausführung  der 
Fragen  10  und  11  angeleitet  hat  „Durchschnittlicher  Lohn  pro  Woche“ 
ist  ohne  weiteres  nicht  verständlich.  Es  mag  jedoch  hier  richtige  Ein- 
tragung durch  den  Unternehmer  vorausgesetzt  werden.  Im  übrigen 
erfüllt  das  Zählblatt  die  von  der  Wissenschaft  aufgestellten  methodo- 
logischen Grundsätze,  d.  h.  es  individualisiert  die  Erhebungen.  Wir  er- 
fahren aus  ihm  den  an  einen  männlichen  oder  weiblichen  Arbeiter  der 
und  deT  Kategorie  von  so  und  so  hohem  Alter  in  der  und  der  Betriebs- 
Unternehmung  effektiv  bezahlten  Lohnsatz.  Inwiefern  diese  Erhcbungs- 
art  für  ein  gröfscres  Staatsgebiet  praktisch  durchführbar  ist  und  inwie- 
weit sie  zweckdienlich  ist,  d.  b.  in  welchem  Verhältnis  die  aufgewandte 
Mühe  zu  dem  erreichten  Resultate  steht,  sind  natürlich  andere  Fragen, 
deren  Beantwortung  hier  noch  nicht  am  Platze  ist.  Es  mag  hier  nur  an 
den  allgemeinen  Grundsatz  aller  Statistik  erinnert  werden,  nach  welchem 
jede  Erhebungsart,  mag  sie  an  sich  allen  Regeln  statistischer  Theorie  und 
Technik  entsprechen,  falsch  und  somit  verwerflich  ist,  die  einen  gröfseren 
Aufwand  von  Mühe  verursacht  als  nötig  wäre,  um  ein  bestimmtes  Er- 
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gebuis  zu  Tage  zu  fördern,  fuils  es  eine  andere,  einfachere  Erhebungaart 
giebt,  welche  dasselbe  Quantum  an  Erkenntnis  liefert.  Es  wird  sich  aus 
unserer  Darstellung  ergeben,  dafs  dieser  Vorwurf  unsere  Statistik  trifft. 

Ein  anderer  noch  viel  gewichtigerer  Vorwurf  aber  wird  sich  gegen  das 
Bestreben  der  Herausgeber  vorliegender  Publikation  zu  riohten  haben,  aus 
ihren  Erhebungen  Schlüsse  abzuleiten,  zu  denen  die  Ergebnisse  der 
Nordböhmischen  Arbeiterstatiatik  keineswegs  berechtigen.  In  den  „Erläuter- 
ungen zu  den  Tabellen",  8.  XXXI — LI,  haben  sich  die  Herausgeber  veran- 
lafst  gesehen,  alle  diejenigen  Ergebnisse  neuer  Erkenntnis  zusammenzustellen, 
die  sich  nach  ihrer  Meinung  aus  den  Tabellen  ergaben.  Sie  schlagen  deren 
Wert  im  Allgemeinen  sehr  hoch  an,  wenn  sie  sich  in  der  Einleitung,  S.  XXIX 
vernehmen  lassen  : „Die  nordböhmische  Arbeiterstatistik  beleuchtet  Fragen, 
welche  seit  langer  Zeit  zwischen  den  grofsen  nationalökonomischen  Schulen 
kontrovers  sind  und  meist  nur  vom  parteidogmatischen  rein  intuitiven 
Standpunkte  aus  von  beiden  Seiten  erörtert  wurden,  wie  die  Gestaltung 
der  Lohoverhältnisse  mit  dem  zunehmenden  Alter  des  Arbeiters , die 
Vor-  uud  Nachteile  der  Entlohnung  nach  dem  8tiick  und  der  Zeit, 
die  Sefshaftigkeit  und  Freizügigkeit  der  Arbeiter  u.  s.  w.  Es  ist 
daher  unschwer  vorherzusehen , dafs  der  Inhalt  dieser  Publikation  als 
Waffe  im  Kampfe  der  sozial-wissensohaftlichen  und  -politischen  Parteien 
gebraucht  und  — mifsbraucht  werden  wird.“ 

Unter  diesen  Umständen  scheint  denn  doch  in  der  That  eine  kritische 
Beleuchtung  des  gesamten  hier  mitgeteilten  statistischen  Materials  um  so 
dringender  geboten,  als  die  Wissenschaft  bereits  begonnen  hat,  die  von  den 
Herausgebern  behaupteten  Ergebnisse  bona  tide  aus  den  „Erläuterungen“ 
zu  übernehmen.  Und  zwar  wird  sich  hier  die  Kritik  an  die  Veröffent- 
lichung halten  müssen,  wie  sie  in  den  Tabellen  vorliegt  Unsere  Unter- 
suchung wird  somit  festzustellen  haben  1)  sind  die  von  den  Herausgebern 
der  nordböhmischen  Arbeiterstatistik  in  den  Erläuterungen  aus  den  einzelnen 
Ucbersichtstabellen  abgeleiteten  Erfahrungssätze  durch  das  vorliegende 
Material  genugsam  erwiesen  und  wenn  wir  diese  Frage  zum  grofsen  Teil 
verneinen  müssen  2)  was  lüfst  eich  dann  als  positives  Ergebnis  aus  den 
mitgeteilten  Tabellen  cutnehmen,  woran  sioh  3)  die  Frage  schliefsen  kann: 
was  hätte  bei  einer  richtigen  Verarbeitung  des  Urmaterials  also  auf  Grund 
der  überhaupt  ermittelten  Thatsachen  sich  an  Ergebnissen  feststellen  lassen  ? 

Die  in  dem  vorliegenden  Bande  veröffentlichten  Tabellen  lassen  sieb 
in  vier  verschiedene  Hauptgruppcn  zerlegen.  Die  erste  S.  1 — 435  be- 
handelt „Lohnverhältnisse  der  Arbeiter",  einmal  geordnet  nach 
Steuerbezirken  S.  1 — 141,  sodann  nach  Industriegruppen,  Klassen  und 
Branchen  S.  146 — 435.  In  diesen  Tabellen  sind  unterschieden:  1)  Männ- 
liche und  w eib  li  c he  Arbeiter,  2)  Stücklohn  und  Zeitlohn,  diese 
wiederum  je  3)  nach  dem  Alter  der  Arbeiter,  welche  in  je  fünfjährige 
Altersstufen  eingeteilt  sind.  Die  zweite  Gruppe  von  Tabellen,  welche 
sich  an  die  eben  genannten,  für  je  einen  Steuerbezirk  bezugsweise 
eine  Industriebranche,  anBchliefst  (ebenfalls  8.  1 — 435),  betrifft  die 
Stabilität  der  Arbeiter  d.  h.  ihre  Beschaftigungsdauer  in  demselben 
Etablissement.  Diese  Stabilitätsstatistik  ist  nicht  eigentlich  Lobn- 
•tatietik.  Sie  soll  gleichwohl  hier  Berücksichtigung  finden,  weil  die 


Digitized  by  Google 


Miszellen. 


101 


Thatsache  der  Stabilität  häufig  als  ein  wichtiger  lohnbestimmender  Faktor 
angesehen  wird.  Hier  sind  für  je  einen  8teuerbezirk  bezugaweise  für  eine  lu- 
duatriegruppe  absolut  und  prozentual  von  1888 — 1869  jahrweise,  von  1864 
bis  1849  jahrfünftweise,  vor  1848  summarisch  die  io  dem  betreffenden  Zeit- 
laufe in  das  Etablissement,  in  dem  sie  sieh  zur  Zeit  der  Zahlung  befanden, 
eingetretenen  Arbeiter  ermittelt.  Die  dritte  Kategorie  von  Tabellen  be- 
handelt die  Lohnverhältnisse  der  Arbeiter  naoh  der  Gröfse  der 
Etablissements  und  zwar  sowohl  naoh  dem  politischen  Bezirk  als  in  den 
einzelnen  Industriegruppen  S.  453 — 497;  endlich  ist  viertens  8.  499  bis 
535  eine  „detaillierte  Uobersicht  der  Lohnstufen  nach  In- 
dustriegruppen“  mitgeteilt  worden.  Die  übrigen  Tabellen  enthalten 
im  wesentlichen  nur  Auszüge,  Zusammenstellungen  etc.  aus  dem  vor- 
stehend Genannten  und  betrefTen  ebenfalls  meist  die  Lohuverhältnisse. 
Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  Sefshaftigkeit  ein,  die  hier  je- 
doch, weil  ohne  direkten  Bezug  auf  die  Lohnverhültnisse,  aufser  acht  ge- 
lassen werden  kann.  Wir  prüfen  Wert  und  Bedeutung  der  genannten 
4 Kategorien  von  Tabellen  der  Keihe  nach. 


1)  Die  Unterscheidung  der  Lohnsätze  nach  Stück-  und 
Zeitlohn  und  nach  dem  Alter  der  Arbeiter. 

„Diese  Bearbeitung  und  tabellarische  Darstellung  des  Zählblätter- 
materials bezweckt  insbesondere  zwei,  ebenso  wichtige  als  strittige  Fragen 
zu  beleuchten : 

a)  Wie  gestalten  sich  die  Lohnverhültnisse  bei  Accordarbeit  und  bei 
festem  Zeitlohn?  Welche  Art  der  Entlohnung  ist  demgernäfs  im  Interesse 
der  Arbeiterschaft  gelegen? 

b)  Wie  gestalten  sich  die  Erwerbsverhältnisse  der  Arbeiter  mit  dem 
zunehmenden  Alter?“ 

Solches  das  Ziel,  welches  sich  die  Herausgeber  gesteckt  hatten  und 
welches  sie  glauben  erreicht  zu  haben. 

Ueber  das  Verhältnis  des  Stück-  zum  Zeitlohn  teilen  sie 
im  allgemeinen,  sowie  über  das  Verhältnis  der  beiden  Gesohlechter  zu 
diesen  Lohnformen  (8.  XXXVI)  zunächst  mit,  als  Thatsache,  welche  aus 
den  8 te  ue  r bezi  rkstabel  I e n erhellt:  „Für  beide  Geschlechter  stellt 
sich  der  Lohn  im  Accord  höher  als  der  feste  Zeitlohn,  bei  den  Männern 
um  ein  Geringes  (4°/0),  bei  den  Arbeiterinnen  dagegen  sehr  wesentlich 
(17®/,)“;  und  ferner:  „Von  den  Männern  steht  der  gröfsere  Teil  — 
33  962,  d.  s.  59  •/,  — im  festen  Zeitlohn;  der  kleinere  — 23  905  oder 
41  °/0  — im  Stücklohn.  Bezüglich  der  weiblichen  Arbeiter  ist  das  Ver- 
hältnis ein  entgegengesetztes;  von  diesen  arbeiten  nur  14  073  (34  w/0)  im 
Zeitlohn,  die  übrigen  — 27  884  oder  66  °/0  — im  Stücklohn.“ 

Dafs  diese  Zahlen  aus  den  mitgeteilten  Tabellen  sich  ergeben,  unter- 
liegt keinem  Zweifel.  Aber,  müssen  wir  fragen,  sind  sie  typisch,  stellen 
sie  zunächst  den  grofsen  Durchschnitt,  die  Regel  für  alle  Industrie  dar, 
lassen  sich  also  auch  Schlüsse  irgend  welcher  allgemeinerer  Natur  an  sie 
knüpfen?  Mir  scheint,  es  koste  Mühe,  diese  Frage  zu  bejahen.  Wenn 
die  Verhältnisse  der  Zahlen  umgekehrt  wären,  würde  es  uns  ebensowenig 
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verwundern.  Warum  arbeiten  bo  sehr  viel  mehr  Frauen  als  Männer  im 
Stücklohn  ? Sollte  man  nicht  just  ein  Vorwiegen  der  noch  Zeit  gelohnten 
Frauen  erwarten?  Denn  wenn  der  Unternehmer  im  Verhältnis  zur  Arbeits- 
leistung lohnen  will,  thut  er  dann  nicht  besser,  zur  männlichen  Arbeitskraft 
zu  greifen?  Wenn  wir  zunächst  ein  allgemeines  Urteil  über  die  verhältnis- 
mäßige Verbreitung  von  Stück-  bezw.  Zeitlohn  bei  Fraueu  und 
Männern  gewinnen  wollten,  müfsten  wir  doch  wohl  zunächst  ein  typisches 
Zahlen  Verhältnis  der  überhaupt  beschäftigten  Männer  und  Frauen  zu 
Gründe  legen.  Unsere  Statistik  hat  jedoch  einen  Industriebezirk  bezw. 
einen  Kreis  vou  Industrien  zum  Untersuohungsfelde  gewählt,  in  denen  die 
weibliche  Arbeit  vorwiegend  zu  Hause  ist  Während  in  ganz  Oesterreich 
(1880)  in  Industrie  und  Gewerbe  mit  Bergbau  23,5  °/g  Frauen  beschäftigt 
waren,  finden  wir  in  unserer  Statistik  42°/g  weibliche  Arbeiter  (41957 
von  99  824)  thätig.  Es  setzt  uns  dies  Vorwiegen  der  Frauenarbeit  schon 
deshalb  nioht  in  Erstaunen,  weil  wir  wissen,  dafs  der  Bergbau,  die  Ver- 
kehrs- und  Baugewerbe  von  der  Untersuchung  ausgeschlossen  waren  und 
wenn  wir  uns  ferner  erinnern,  dafs  in  Nordböhmen  die  Textilindustrie 
vorherrscht.  Was  wir  aUo  mit  einiger  Sicherheit  nur  sogen  können,  ist 
höchstens  das:  in  den  Gewerben,  in  denen  die  Frauenarbeit  vorherrscht, 
arbeiten  die  Frauen  öfters  in  Stücklohn  als  die  Männer.  Ebensowenig  all- 
gemeine Gültigkeit  aber  wie  die  das  Lohnverhöltnis  der  Männer  und  Frauen 
ausdrückende  Zahl  dürfte  den  andern,  oben  mitgeteilten  Ziffern  beizumessen 
sein,  in  denen  ein  Bet  rags  v e r häl  tn  i a für  Stück-  bezw.  Zeit- 
lohn festgestellt  sein  soll.  Auch  hier  mufs  die  zufällige  Kombination 
der  gerade  befragten  Industrien  eine  Generalisierung  als  unstatthaft  er- 
scheinen lassen.  Ob  der  Stücklohn  bei  Männern  oder  Frauen  im  grofsen 
Ganzen  höher  sei  als  der  Zeitlohn  und  um  wieviel,  darf  durch  die  vor- 
liegenden Zahlenergebnisse  nioht  als  hinreichend  beantwortet  angesehen 
werden.  Wie  sehr  hier  der  Zufall  mitspielen  kann,  können  wir  aus  der 
Thatsache  ersehen,  dafs  unter  den  72  Steuerbezirken,  auf  die  sich  unsere 
Statistik  bezieht,  Bich  3 befinden,  welche  das  Stücklohnverhältnis  (für 
Männer)  überhaupt  nicht  kennen,  dafs  aber  von  den  übrigen  69  in  37 
der  Stücklohn  (für  Männer)  allerdings  höher  ist  als  der  Zeitlohn,  in  32 
aber  der  Zeitlohn  höher  als  der  Stücklohn.  Warum  nicht  umgekehrt  ? 
Die  Industrien  brauchten  im  Beichenberger  Bezirk  nur  ein  wenig  anders 
verteilt  zu  sein. 

Wenn  aber  auch  das  Ausdehnungs-  und  Betragsverhältnia  zwischen 
Stück-  und  Zeitlohn  für  die  Industriearbeiterschaft  schlechthin  sich  aus 
der  vorliegenden  Statistik  kaum  ersehen  läfst,  so  gewähren  uns  doch  viel- 
leicht die  Angaben  über  dos  fragliche  Lohnverhältnis  in  den  einzelnen 
Industriezweigen  wertvolle  Aufschlüsse. 

Was  hier  zunächst  wiederum  die  „Erläuterungen“  als  Ergebnis  der 
Statistik  mitteilen,  mufs  deshalb  aufser  Betracht  bleiben,  weil  es  Durch- 
schnittszahlen für  je  eine  Industriegrup  pe,  deren  nur  XII  unterschieden 
werden,  sind;  eine  Sichtung  wird  lediglich  bei  der  Gruppe  „Textilindustrie“ 
vorgenommen,  worüber  Bogleich  zu  beriohten  sein  wird.  Dafs  aber  alle  übrigen 
Angaben  über  das  Verhältnis  des  Stück-  zum  Zeitlohn,  die  Höhe  des  einen 
oder  andern,  für  je  eine  ganze  Industriegruppe  der  Brauchbarkeit  entbehren, 
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bedarf  kaum  der  besonderen  Begründung.  „Industriegruppen“  sind  ziemlich 
willkürlich  hergerichtete  Sammelbüchsen  für  irgendwie  vergleichbare,  aber 
himmelweit  verschiedene  Industriezweige.  Was  hat  ee  für  einen  Sinn,  wenn 
es  sich  um  die  Feststellung  von  Lohnverhaltnissen  handelt,  z.  B.  in  der 
Gruppe  III  unterschiedslos  zu  betrachten : „Industrie  in  Steinen,  Krden,  Thon 
und  Glas ?“  D.  h.  einen  DurohschnitUlohusatz  zu  berechnen,  der  sich  aus 
Löhnen  für  die  leiohterte  und  schwerste,  die  roheste  und  kunstvollste 
Arbeit  zusammengesetzt?  Was  steckt  nicht  alles  in  der  Gruppe  IX, 
Nahrungs-  und  Genuismittel,  ja  welche  Mannigfaltigkeit  der  Beschäftigungs- 
art weist  nicht  selbst  eine  noch  leidlich  homogene  Gruppe  wie  die  VI., 
Textilindustrie,  auf:  von  der  Färberei  und  Appretur  bis  zur  Spinnerei 
und  Scheererei!  Fs  kann  nicht  nachdrücklich  und  nicht  oft  genug  davor 
gewarnt  werden,  derartige  Generalisierungen  und  Durchschnittsberechnungen 
Torzunehmen,  gerade  wo  es  sich  um  lohnstatistische  Ermittelungen  handelt. 
Wir  kommen  auf  diesen  Punkt  zurück. 

Aber  der  Vorwurf  der  Generalisierung  in  diesem  Umfange  trifft  zu- 
nächst nur  die  „Erläuterungen“  der  Herausgeber,  nicht  die  Veröffent- 
lichung selbst,  die  vielmehr,  wie  wir  wissen,  nach  Industrie  z wei  g e n er- 
folgt ist,  d.  h.  in  der  durch  den  betreffenden  gewerblichen  Betrieb,  das 
„Etablissement“,  gegebenen  Specialisierung.  Offenbar  ist  der  Industriezweig 
eine  durch  die  Natur  des  Betriebes  erzeugte  Einheit,  kein  von  irgend 
welchem  Statistiker  oder  Weltausstellungsk omitee  hergerichtetes  künstliches 
Gebilde.  Einer  sozialen  Statistik,  welohe  ebenfalls  den  Industriezweig  als 
Einheit  wählt,  wird  zweifellos  für  Behr  viele  Zwecke  der  Specialisierung 
damit  genügt  sein;  sehen  wir,  ob  auch  für  die  Ermittelung  der  Lohnver- 
hältnisse.  Gewähren  die  vorliegenden  Tabellen  für  das  aufgeworfene 
Problem:  Verhältnis  des  Stücklohns  zum  Zeitlohn  nach  Verbreitung  und 
Höhe,  Bedeutung  und  Wert  der  betreffenden  Lohnform  für  den  Arbeiter 
— der  Beachtung  werte  Aufschlüsse?  Die  „Erläuterungen“,  wo  sie  die 
Ergebnisse  der  Lohntabellen  nach  Industriez  w ei  ge  n besprechen  (Gruppe  VI, 
Textilindustrie),  glauben  in  der  That,  dafs  eine  Reihe  höchst  wichtiger 
Thatsachen  über  das  Verhältnis  des  Zeit-  zum  Stüoklohn  aus  der  vor- 
liegenden Veröffentlichung  sich  entnehmen  lasse ; sie  glauben  sogar,  dafs 
es  angängig  sei,  die  in  der  Textilindustrie  von  ihnen  beobachteten  That- 
sachen für  alle  Industriezweige  verallgemeinern  und  eine  z.  T.  neue  Auf- 
fassung von  der  Bedeutung  der  beiden  Lohnformen  damit  begründen  zu 
können.  Sie  äufsern  sich  (S.  XLI,  XLII)  wie  folgt:  „Es  sei  nur  er- 
wähnt, dafs  in  der  gesamten  Textilindustrie  der  Frauen  verdienst  sich 
günstiger  gestaltet  im  Aocord  als  im  festen  Zeitlohn.  Dagegen  herrscht 
bei  den  Männerlöhnen  diesbezüglich  grofse  Verschiedenheit.  Während 
in  der  Teppichindustrie,  Schafwollapinnerei,  Tuchfabrikation,  also  in  der 
gesamten  2.  Klasse  (8.  268),  dann  in  der  Baumwollspinnerei  (8.  270), 
Flachsspinnerei  (8.  284),  Erzeugung  von  Leinenzwirn,  Bindfaden  u.  s.  w. 
(8.  286);  Jutespionerei  und  -weberei  (S.  290),  bei  den  Bleichen  (8.  308), 
der  Färberei  (8.  3 10)  und  Appretur  (8. 314)  der  Stücklohn  verdienst  der  Männer 
ein  höherer  ist,  als  der  Zeitlohn,  bleibt  in  den  übrigen  Textilbranchen 
der  Accordverdienst  hinter  dem  festen  Zeitlohn  zurück,  also  fast  in  der 
gesamten  Baumwollindustrie,  sowie  überhaupt  io  Webereien.  Es  ist  dies 
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leicht  erklärlich,  weil  die  Weber  fast  durchweg  im  Accord  arbeiten  und 
der  Verdienet  des  Webers  schou  deshalb  ein  relativ  niederer  sein  mufs, 
da  bei  der  Bedienung  des  mechanischen  Webstuhles  der  Unterschied 
zwischen  der  Arbeitsleistung  des  männlichen  Arbeiters  und  jener  der 
Arbeiterin  kein  allzugrofser  ist,  ja  die  Kraft  des  Mannes  mit  der  grösseren 
Geschicklichkeit  und  Fingerfertigkeit  der  Frau  kaum  konkurrieren  kann. 

Demgemäfs  ist  der  Unterschied  zwischen  Männer-  und  Frauenlöhnen 
in  mechanischen  Webereien  am  kleinsten;  die  Weber  gehören  zu  den 
schlechtest  bezahlten , die  Weberinnen  zu  den  best  bezahltesten  weib- 
lichen Arbeitern.  So  ist  es  denn  nur  eine  Frage  der  Zeit,  wann  die 
weiblichen  Arbeitskräfte  die  Männer  von  der  Bedienung  des  mechanischen 
Stuhles  gänzlich  verdrängen.  Damit  wird  dann  die  Anomalie  schwinden, 
dafs  die  Accordentlohnung  für  die  männlichen  Arbeiter  der  Textilindustrie 
eine  Minderung  des  Arbeitsverdienstes  zu  bedeuten  scheint;  dann  wird 
auch  die  vielfach  kundgegebene  Opposition  der  Arbeiterschaft  gegen  das 
Accordlohneystem  im  allgemeinen  sich  abschwächcn,  zumal  die  behauptete 
Minderung  des  Arbeiteinkommens  durch  diese  Art  der  Entlohnung  — 
insoweit  dieselbe  durch  die  vorliegenden  statistischen  Tabellen  bestätigt  er- 
scheint, nur  als  unmittelbare  Folge  des  durch  den  Accordlohn  erleichterten 
Vordringens  der  weiblichen  Konkurrenz  sich  darstellt  Angesichts  dieses 
Umstandes  und  der  aus  dieser  Statistik  zur  Evidenz  hervorleuchtenden 
Thatsache,  dafs  dos  Lohnniveau  der  Arbeiterinnen  durch  den  Accordlohn 
eben  so  sehr  gehoben  wird , als  die  Männerlöhne  jener  Industrien  und 
Arbeiterkategorien,  bei  denen  eine  Konkurrenz  weiblicher  Arbeitskräfte 
nicht  besteht,  liegt  die  Erkenntnis  nahe,  dafs  der  Kampf  gegen  den  Stück- 
lohn nichts  anderes  ist,  als  eine  unbewufste  oder  bewufste  Abwehr  des 
UcberhandnehmcnB  der  Frauenarbeit  in  der  Fabrikindustrie.“ 

Was  zunächst  den  ersten  Satz  des  Citates  anbelangt,  so  beruht  er 
auf  einem  Versehen.  Thatsächlich  ist  in  folgenden  Branohen  der  Gruppe  VI, 
Textilindustrie,  der  Zeitlohn  der  weiblichen  Arbeiter  im  Durohschnitt 
höher  als  der  8tticklohn:  Seidenweberei,  Schafwollspinnerei,  Leinen- 
weberei , Bandweberei , Waschknöpfe-  und  Fosamentierwareuerzeugung, 
Färberei.  Das  nur  nebenbei.  Viel  mehr  interessiert  uns  der  übrige  In- 
halt des  Citates.  Danach  möchte  cs  den  Anschein  gewinnen,  als  sei  für 
einen  Industriezweig  doa  Verhältnis  der  darin  thätigen  weiblichen  Arbeiter 
zu  den  männlichen  Arbeitern  entscheidend  sowohl  für  die  absolute  Höhe 
des  Arbeitsverdienstes  der  Männer,  als  namentlich  auch  für  das  Verhältnis 
des  Zeit-  zum  Stücklohn;  letzterer  würde  für  männliche  Arbeiter  durch 
die  konkurrierende  Frauenarbeit  unter  das  Niveau  des  Zeitlohns  herab- 
ged  rückt. 

Die  hier  mitgeteilten  Baisonnements  klingen  nun  in  der  That  so  ein- 
leuchtend, dafs  man  leicht  geneigt  ist,  sie  für  richtig  zu  halten.  Eine 
eingehende  Prüfung  der  Zahlen  führt  jedoeh  mit  Notwendigkeit  zu  der 
Erkenntnis,  dafs  die  Argumentation  unserer  Herausgeber  jeder  Begrün- 
dung entbehrt.  Es  verlohnt  der  Mühe,  die  Irrtümlichkeit  ihrer  Ansicht 
im  einzelnen  nachzuweisen.  WaB  die  absolute  Höhe  der  Männer- 
löhne anbelangt,  so  ergiebt  eine  genaue  Prüfung  der  einzelnen  Tabellen: 
1)  dafs  sowohl  Stück-  wie  Zeitlohn  der  männlichen  Arbeiter  Verhältnis- 
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mäfsig  hohe  Beträge  aufweisen  in  Industriezweigen  mit  zahlreicher 
weiblicher  Arbeiterschaft.  Beispiele:  Verschiedene  Branchen  der  Thonwnren- 
iodustrie,  die  Tuchfabrikation,  die  Teppich-  und  Deckeufabrikatiou,  die 
Baumwollspinnerei , die  Leinenzwirn-,  Bindfaden-  etc.  Erzeugung,  die 
Wirkwarenerzeugung,  die  W'aschknöpfe-  uud  Posamentiererzenguug,  die 
Erzeugung  von  Wirk-,  Klöppel-,  Stück-  und  Stickereiwaren,  die  Wäsche- 
und  Strnmpfwarenfabrikation,  die  Fabrikation  von  Filz-  und  Strohhüten, 
die  Papierfabrikation,  die  Chokolade-  und  Konditorerzeugung.  Wir  finden 
aber  auch,  umgekehrt,  2)  dafs  in  Industriezweigen,  in  denen  die  Frauen- 
arbeit gar  nicht  oder  sehr  wenig  zu  Hause  ist,  die  Löhne  der  Mäuner 
niedrig  sind,  z.  T.  niedriger  als  in  der  Baumwollweberei.  Beispiele: 
Schlosserei,  Bronzewaren-  etc.  Erzeugung,  Sohiffbauerei,  Ziegelei,  Spiegel- 
und  Rahmenfabrikation , Hornknopferzeugung,  Leder-,  Häute-,  Fell-  etc. 
Industrie.  Ebenso  unabhängig  aber  wie  die  absolute  Höhe  des  Männer- 
lohnes von  dem  Vorwiegen  der  Frauenarbeit  ist,  scheint  davon  unab- 
hängig das  Verhältnis  des  StUoklohnes  zum  Zeitlohn  zu  sein. 
Gerade  in  sehr  vielen  derjenigen  Industriezweige,  in  deueu  die 
Frauenarbeit  gegenüber  der  Männerarbeit  ganz  in  den  Hintergrund  tritt, 
ist  der  durch  sch  nittliche  Zeitlohn  der  männlichen  Arbeiter 
niedriger  als  der  Stücklohn.  loh  nenne:  die  Schlosserei,  die 
Bronzewarenerzeugung,  die  Fabrikation  landwirtschaftlicher  Maschinen, 
Ziegeleien,  Glaswarenerzeugung,  Spiegel-  und  Rahmenfabrikation,  Horn-, 
Kopf-  und  Steinnnfsknopferzeugung,  Dreh-  und  Schnitzwarenerzeugung, 
Leder-,  Häute-,  Fell-  etc.  Industrie,  Schuhwarenfabrikation,  Müllerei, 
Mühlen  und  Brettsägen,  Bierbrauereien,  Gas-  und  Teerdestillation,  Seifen- 
siederei, Baumeister.  Das  Gesagte  mag  genügen,  um  darzuthun,  dafs  die 
Behauptungen  und  Schlufsfolgerungen  unserer  „Erläuterungen“  unhaltbar 
sind,  dafs  das  publizierte  Material  keineswegs  hinreicht,  nm  jene  frappanten 
Aufstellungen  des  Verhältnisses  zwisoheu  Stück-  und  Zeitlohn,  zwischen 
Männer-  und  Frauenlohn  als  wirklich  nachznweiseo.  Aber  vielleicht  lassen 
sich  andere  Schlüsse  aus  den  vorliegenden  Tabellen  mit  gröfserer  Sicher- 
heit ableiten?  Vielleicht  gewähren  sie  doch  irgend  welchen  Aufschlufs 
in  den  fraglichen  Punkten  ? Nein,  auch  dag  nicht.  Wie  man  auoh  an  das 
veröffentlichte  Zahlenmaterial  herantreten  mag,  immer  maohen  sich  so 
wesentliche  Mängel  bemerkbar,  dafs  sohliefslich  jeder  Versuch  einer  Ver- 
wertung nutzlos  erscheinen  mofs.  Das  Grundübel,  an  dem  unsere  Tabellen 
krankeD,  ist,  wie  bereits  mehrfach  angedeutet  wurde,  der  Mangel  einer 
genügend  en  Spezifizierung  der  Lohnsätze  innerhalb  der  einzel- 
nen Industriezweige.  Es  stellt  sieh  gar  bald  heraus,  dafs  Lohntabellen  für  je 
einen  ganzen  Industriezweig  ebenfalls  auf  nooh  viel  zu  groben  Ver- 
allgemeinerungen basieren,  um  so  delikate  Fragen  wie  das  Ver- 
hältnis zwischen  Stück-  nnd  Zeit-,  zwischen  Männer-  und  Weiberlohn 
der  Beantwortung  näher  za  fahren.  Zwar  ist  der  Industriezweig,  wie  ihn 
je  ein  Etablissement  pflegt,  ein  durch  innere  Gründe  gebildete  Einheit,  ein 
Mikrokosmos,  aber  welch  eine  Fülle  verschiedenartigster  Beschäftigungen  ver- 
einigt nooh  ein  and  dieselbe  Unternehmung!  Welche  Mannigfaltigkeit 
besteht  zwischen  den  einzelnen  Arbeitskategorien  naoh  der  Mühseligkeit, 
nach  der  Kunstfertigkeit  der  Leistung  1 Die  „Baum Wollweberei“  beispiels- 
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weis«  beschäftigt  den  Maschinenmeister  und  den  Heizer,  den  Räumer  und 
den  Scheerer,  den  Spuler  und  den  Weber,  den  Jaequardzeichner  und  den 
Webermeister,  den  Verpacker  und  Lagermeister,  den  Fuhrknecht  und  ge- 
wöhnlichen Handlanger  und  nooh  viele  andere  Arbeiterkategorien.  R.  Griffen 
unterscheidet  auf  seinen  lohnstatischen  Fragenbogen  nicht  weniger  als 
29  Arbeitskategorien  in  der  Baumwollenweberei  (Vgl.  Bull,  de  1’ Inst 
intern,  de  Statist.  T.  II  (1887),  p.  193).  Von  ihnen  arbeiten  40%  der 
Männer  (naoh  unserer  Statistik)  io  Zeitlohn;  die  gewöhnlichste  und  feinste, 
die  leichteste  und  schwerste  Arbeit  wird  gleichmäfsig  nach  der  Zeit  gelohnt. 
Und  dieselbe  Mannigfaltigkeit,  ja  oft  noch  gröfsere,  weisen  die  übrigen  In- 
dustriezweige auf.  R.  Giften  (a.  a.  O.,  p.  189)  unterscheidet  z.  B.  für  die  Baum- 
wollenspinnerei 55  verschiedene  Kategorien  von  Lohnempfängern.  Sowohl  im 
Stücklohn  wie  im  Zeitlohnverhältnis  stehen  überall  Arbeiterkategorien,  deren 
Leistungen  eich  schlechthin  nicht  vergleichen  lassen.  Beispiele  für  diese  bunte 
Mannigfaltigkeit  der  Verrichtungen  in  den  einzelnen  Industriezweigen 
nooh  weiter  anzuführen,  erscheint  in  der  That  überflüssig.  Wie  aber 
sollen  wir  die  Zahlen  unserer  Statistik  zu  irgend  welchem  Schlüsse  be- 
nutzen, wenn  wir  sie  ohne  Berücksichtigung  jener  Mannigfaltigkeit  auf- 
gestellt finden?  Darf  ich  sagen,  in  dieser  oder  jener  Industrie  stehen 
die  Arbeiter  besser  im  Verhältnis  des  Stück-,  dort  des  Zeitlohns,  in  dieser 
oder  jener  Industrie  wird  die  Frauenarbeit  im  Stücklohn  verhältnismäfsig 
besser  bezahlt  als  die  Munnerarbeit,  in  dieser  oder  jener  im  Zeitlohn, 
alles,  ehe  ich  die  Verteilung  der  Lohnbezüge  unter  die  einzelnen  Arbeiter- 
kategorien  kenne?  Was  ich  auf  Grund  des  vorliegenden  Zahlenmaterial« 
mit  Sicherheit  aussagen  kann , sind  im  besten  Falle  Tautologien,  als : 
in  der  Maschinenfabrikation  ist  der  Durohschnittsakkordlohn  hoch  (10,oi  fl.), 
der  Durohschnittszeitlobn  niedrig  (5,87  fl.) ; Schlufs ; im  Akkord  arbeiten 
verhältnismäfsig  mehr  Arbeiter,  deren  Leistung  gut  bezahlt  wird,  als  im 
Zeitlohn;  oder:  in  der  Baumwollzwimerzeugung  ist  der  Zeitlohn  der 
Männer  hoch  (7,72),  der  Stücklohn  niedrig  (4,58);  Schlufs:  im  Zeitlohn 
arbeiten  verhältnismäfsig  mehr  Arbeiter,  deren  Leistung  gut  bezahlt  wird,  als 
im  Stücklohn  u.  s.  f.  analog  für  die  Vergleiehung  zwischen  Männer-  und 
Weiberlöhnen;  für  die  Feststellung  des  verhältnismäfsigen  Umfangs  von 
8tück-  oder  Zeitlohns  in  einer  bestimmten  Branche  u.  a.  Irgend  brauch- 
bare Aufschlüsse  erhalten  wir  nirgends;  weil  da«  böse  Prinzip  der  Nivel- 
lierung alles  verdirbt ').  Einzelne  Fälle  finden  sich  unsern  Tabellen,  wo 
die  Gefahr  der  Nivellierung  vermieden  ist.  weil  — nur  ein  paar  Arbeiter 
überhaupt  in  der  betreffenden  Branche  beschäftigt  sind.  Hier  ist  aber 
das  Endergebnis,  weil  die  Beschäftigungsart  nioht  genannt  ist, 
noch  viel  ungeheuerlicher.  Beispiel ; in  der  Brettsägenfabrikation  beträgt 
der  Durchsohnittsstücklohn  für  Männer  5,99  fl.,  für  Frauen  6,oo  fl.,  der  Durch- 
schnittszeitlohn für  letztere  2,80  fl.  Seltsame  Erscheinung,  die  sich  jedoch 
bald  genug  aufklärt.  Zahl  der  überhaupt  in  diesem  Industriezweige  be- 


1)  Hier  tollten  doch  die  wertvollen  Untersuchungen  und  Nacbweize  V.  Höhmert» 
vor  jedem  neuen  Rückfall  in  die  Fehler  zu  grofser  Verallgemeinerung  schützen ! Ich 
hrsuche,  um  die  Fehler  vorliegender  Publikation  io  der  engedeuteten  Richtung  zur  Evi- 
denz zu  erweisen,  nur  an  diese  Arbeiten  zu  erinnern.  Vergl.  jetzt  deren  Zusammen- 
stellung Art.  „Arbeitslohn,  Statistik“,  Handw.  d.  St.-W.  Bd.  1. 


Digitized  by  Google 


Miszelle  n. 


107 


schäftigten  Arbeiterinnen  3 j davon  verdiente  eine  im  Stücklohn  6,00  fl. 
wöchentlich,  die  beiden  andern  in  Zeitlohn  je  2,go  fl.  In  der  Glasperlen- 
fabrikation  sind  im  Ganzen  5 (männliche)  Arbeiter  beschäftigt ; davon  4 
im  Stücklohn:  zn  3,  5,  6,13  fl.  (zweimal),  Durchschnitt  5,og  fl . ; 1 im  Zeit- 
lohn zu  4,so  fl. , Durchschnitt  4,20  fl.  ünd  derartige  Fälle  sind  gar 
nicht  selten.  Hier  liegt  der  Fehler  in  der  Beschränktheit  des  Aufnahme- 
gebiets, was  ausdrücklich  hier  wiederum  wie  oben  schon  und  wie  unten 
noch  einmal  konstatiert  werden  soll.  — 

Nun  haben  ja  aber  die  Veranstalter  unserer  Statistik  auf  den  Zählblättern 
die  Arbeiterkategorie  vermerken  lassen  ; die  vorstehende  Kritik  trifft  also 
nur  die  Art  und  Weise,  wie  das  Urmaterial  verarbeitet  worden  ist?  Doch 
nicht  ganz.  Vielmehr  stehe  ioh  nicht  an,  hier  das  Vorgehen  der  Kom- 
mission für  sehr  zweckmäfsig  zu  erklären ; sie  hat  vortrefflich  daran  ge- 
lben, in  die  Verarbeitung  der  Zählkarten  die  Unterscheidung  naoh  Arbeits- 
kategorien n i oh  t aufzunehmen.  Warum  ? Weil  eine  solche  Unterscheidung 
die  Mühe  und  Arbeit  ganz  erheblich  vermehrt,  den  Umfang  des  Werkes 
erweitert  und  also  seinen  Preis  beträchtlich  erhöht  haben  würde,  gleich- 
wohl aber  Aufsehlüsse  Uber  die  a uf  ges  t el  1 1 e n Fragen 
ron  irgend  w e I c h er  E r h ebli  0 h kei  t od  e r auch  uurYerwert- 
barkeit  nioht  zu  erwarten  gewesen  wären.  Diese  Frage  hier 
eingehender  zu  erörtern , würde  zu  weit  führen ; es  wären  methodolo- 
gische Erörterungen  allgemeinen  Inhalts  notwendig,  die  ich  nicht  mit 
der  vorliegenden  konkret  krilisohen  Studie,  die  lediglich  den  Zweck  hat, 
die  Verwertbarkeit  der  nordböhmischen  Arbeiterstatistik  zu  prüfen,  ver- 
quicken möchte.  loh  hoffe  jedoch  den  Beweis  obiger  Behauptung  nicht 
lange  schuldig  bleiben  zu  müssen. 

Dieselben  Tabellen,  die  uns  bisher  beschäftigt  haben,  sofern  sie  Stück- 
und  Zeitlohn,  Löhne  männlicher  und  weiblicher  Arbeiter  unterscheiden, 
verzeichnen,  wie  wir  wissen , auch  die  resp.  Lohnsätze  getrennt  nach 
Altersklassen  der  Lohn  empfänger.  Am  Schlüsse  (S.  434)  ist 
dann  eine  Uebersichtstabelle  für  sämtliche  Gruppen  mitgeteilt,  aus  welcher 
nach  Ansicht  unserer  Herausgeber  sich  eine  Antwort  auf  die  Frage  er- 
giebt : wie  gestalten  sich  die  Erwerbsverhältnisse  der  Arbeiter  mit  zu- 
nehmendem Alter? 

(Siehe  Tabelle  auf  Seite  108.) 

Ueber  die  angeblichen  Resultate  der  vorliegenden  Publikation , so- 
weit sie  die  Lohngestaltung  betreffen , änfsern  sich  die  „Erläuterungen“ 
wie  folgt  (vergl.  S.  XXXVIII): 

„Die  Löhne  der  Männer  steigen  bis  znr  Altersklasse  von  31  bis 
35  Jahren,  bleiben  in  den  beiden  folgenden  Altersklassen  (bis  45  Jahren) 
stationär,  nm  dann  mit  dem  zunehmenden  Alter  wieder  abznnehmen,  und 
zwar  trotz  des  Vorrüokens  einer  Anzahl  männlicher  Arbeiter  in  die  besser 
bezahlte  Kategorie  der  Vorarbeiter,  Aufseher  und  Werkmeister.  Der  Arbeiter 
steht  demnach  im  Alter  von  31 — 45  Jahren  in  der  Zeit  des  besten  Ver- 
dienstes. Im  Stücklohn,  welcher  die  thatsäohliche  Arbeitsleistung  genauer 
widerspiegelt  als  der  feste  Zeitlohn,  erreicht  der  Arbeiter  das  Maximum 
des  Verdienstes  bereits  im  Alter  von  31  bis  35  Jahren,  von  wo  an  der- 
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Die  Tabelle  für  „männliche  Arbeiter“  hat  folgende  Fassung: 


Stücklohu 

Zeitlohn 

Ziuammeo 

Geburtsjahr 

Summe  der 

Durch- 

Summe  der 

Durch* 

Summe  der 

l'urch- 

Zahl 
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•chnilll 
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löhne 

_ 

loho 

löhne 

Inhti 

lohne 

M»a 

H. 

kr. 

11 

kr 

u 
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!t. 
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fl 
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H.  ) kr. 
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5 '47 

75 

3 

23 

4383 
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°5 

3 
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80 

3 09 

1868  1878 
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54 

4 

62 
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»5 

4 

38 
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4'  555 

39 
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1863—1867 
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61 

6 

— 
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25  022 

56 

s 

7<> 
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47  8g  1 

'7 

5 V 
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26  23g 

37 

6 

87 

5 '39 

32  328 

92 

<> 

29 
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58568 

29 

b 54 

1*53— 1857 

2 801 

20305 

»5 

7 

25 

3918 

25  750 

94 

6 

57 
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46  056 

79 

Ms 

1 848—  1852 
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■6  5*3 

22 

7 

10 
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48 

6 

64 

5 9°6 
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70 
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1 656 
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7 

07 
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79 

6 

69 
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08 

6 

6( 
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70 

6 
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7» 
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10 

6 

39 
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22 

6 

33 
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32 
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76 

6 

18 
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48 

6 

34 
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24 
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1823—1827 
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45 

6 

02 
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74 

6 

°4 
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'9 

6 03 
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66 

S 

31 
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2« 

6 

04 
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90 

5 

vor  1818 
Ohne  Angabe  | 
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13 

3 

64 

1 53 
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80 

5 

79 

266 
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03 
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60 
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46 

7 

21 

667 
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32 

5 

75 
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* 
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145  141 

n 

07 
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09 

T 

~ 

57867 

34*  74' 

86 
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aelbe  sofort  wieder  zurückgeht.  Hieraus  ergiebt  zieh,  dafa  der  männliche 
Arbeiter  in  diesen  Jahren  den  Gipfel  seiner  beruflichen  Leistungsthätigkeit  er- 
reicht (!)  Der  (feste)  Zeitlohn  ist  nicht  so  sehr  der  nackte  Gegenwert  für  die 
Gröfse  der  Arbeitsleistung  als  der  Stücklohn ; es  ist  beim  Zeitlohn  weniger 
leicht  möglich,  einen  Arbeiter  im  Lohne  herabzusetzen,  blofs  weil  sich 
seine  physische  Leistungsfähigkeit  mit  der  Abnahme  der  jugendlichen 
Spannkraft  ein  wenig  vermindert  hat;  demgemäfs  steigt  der  Zeitlohn  bis 
zum  45.  Jabre  um  erst  von  da  an  langsam,  viel  langsamer  als  der  Stück- 
lohn abzunehmen.  So  kommt  es,  dafs  der  Stücklohn,  der  sich  für  den 
Arbeiter  zur  Zeit  seiner  vollen  Leistungsfähigkeit  um  über  10  höher 
stellt,  als  der  feste  Verdienst  im  Zeitlohn,  für  die  um  20  Jahre  älteren 
Arbeiter  bereits  auf  dem  Niveau  des  Zeitlohns  angelangt  ist,  im  nächsten 
Quinquenium  für  die  Arbeiter  im  Alter  von  55 — 60  Jahren,  sogar  schon 
wesentlich  unter  dasselbe  herabsinkt.  Allerdings  darf  auch  nicht  über- 
sehen werden,  dafa  von  den  in  die  Kategorie  der  Vorarbeiter,  Aufseher 
und  Meister  Vorrückenden  der  gTÖfsere  Teil  dann  festen  Zeitlohn  beziehen 
dürfte,  wodurch  das  Gesamtresultal  zu  Gunsten  des  Zeitlohns  beeinflufst 
wird.  Bei  den  weiblichen  Arbeitskräften  ist  die  gröfste  Leistungsfähigkeit 
und  damit  der  höchste  Lohn  etwas  früher  alz  bei  den  Männern,  und  zwar 
im  Alter  von  25  bis  35  Jahren  erreioht,  im  Zeitlohn  sogar  — auffallen- 
der Weise  — noch  früher:  in  der  Altersklasse  vom  21.  bis  25.  Lebens- 
jahre. Die  Arbeiterinnenlöhne  steigen  und  fallen  mit  dem  Alter  nicht  so 
wesentlich  wie  diejenigen  der  Männer.  Während  der  Lohn  des  erwach- 
senen Arbeiters  in  seiner  besten  Periode  den  des  jugendlichen  durchweg 
um  mehr  als  das  Doppelte  übersteigt,  boträgt  der  Unterschied  bei  den 
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Arbeiterinnen  kaum  den  dritten  Teil.  N ichtsdestoweniger  zeigt  sieb  auch 
hier,  sogar  in  relativ  erhöhtem  Mafsc,  der  viel  raschere  Rückgang  des 
btüoklohnB  mit  dem  zunehmenden  Alter.  Während  der  durchschnittliche 
Stüeklohnverdienst  einer  Arbeiterin  im  Alter  von  81 — 35  Jahren  4 11. 
12  kr.  wöchentlich  beträgt,  20  Jahre  später  aber  3 11.  52  kr.,  d.  s.  1 5 °/0 
weniger,  geht  bei  demselben  Alter  der  Arbeiterin  im  gleichen  Zeitraum 
der  Zeitlohn  nur  von  3 fl.  52  kr.  auf  3 11.  37  kr.,  also  um  4 °/0  zurück.“ 

Das  wären  allerdings  wieder  sehr  frappante  Ergebnisse,  wenn  sie  — 
erweislich  wären.  In  Wirklichkeit  aber  giebt  die  Nord  böhmische  Arbeiter- 
Statistik  noch  viel  weniger  brauchbare  Aufschlüsse  über  den  KinUufa  des 
Alters  auf  die  Lohngeetaltung  als  über  das  Verhältnis  von  Stück-  zu  Zeit- 
lohn, von  Männer-  zu  Weiberlöhnen.  Zunächst  gelten  in  erhöhtem  Mafse 
für  die  Unterscheidung  der  Löhne  nach  Altersstufen  alle  die  Ausstellungen, 
die  oben  zu  machen  waren.  Selbst  von  der  Kollektivtabelle  abgesehen : 
auch  die  Tabellen  für  die  einzelnen  Industriezweige  sind  viel  zu  roh,  um 
Aufschlufs  Uber  so  delikate  Fragen  wie  nach  der  Lohnverschiedenheit  in 
den  verschiedenen  Altersstufen  zu  geben.  Die  verschiedensten  Arbeitsver- 
ncbtungen  erscheinen  auch  hier  zu  einer  unwahren,  unwirklichen,  ab- 
strakten Arbeitsleistung  zusammengeschmolzen ; das  böse  Frinzip  des 
Durchschnittslohnes  vernichtet  auch  hier  alles  und  verhindert  alle  Er- 
kenntnis. Zumal  in  den  höheren  Altersstufen,  in  jeder  InduBtriebranche, 
richtet  diese  Durchschnittsberechnung  wahre  Verwüstungen  an,  denn  hier 
ergeben  sich  die  mitgeteilten  Zahlen  zumeist  aus  einer  Kombination  höch- 
ster und  niedrigster  Lohnsätze,  höchster,  welche  den  Werkmeistern,  Auf- 
sehern, künstlerischen  Qualitätsarbeiten),  niedrigsten,  welche  den  alters- 
schwachen oder  invaliden  Durchschnittsarbeitern  zugehören,  berücksich- 
tigt mau  ferner,  dafs  die  Ergebnisse  der  Nordböhmischen  Arbeiterstatistik 
einem  verhältnismäfsig  kleinen  Zahlenmateriale  entnommen  sind,  so  wird 
ersichtlich,  dafs  ihr  Wert  doch  nur  ein  sehr  geringer  auch  für  Jjeant- 
wortung  der  augenblicklich  zur  Diskussion  stehenden  Frage  sein  dürfte. 
Die  Zahl  der  älteren  Arbeiter  Uber  50  Jahre  ist  in  der  meisten  brauchen 
verschwindend  klein : es  sind  meist  nur  eiu  Paar  in  jeden  der  höheren 
Altersklasse,  ein  paar  Werkmeister  und  ein  krazelige  Alte,  die  durch  un- 
natürliche Vereinigung  das  hier  besonders  seltsame  Gebilde  des  Duroh- 
schnittslohns  zur  Well  bringen.  Ob  die  Schuld  für  die  Resultatlosigkeit 
der  Art  und  Weise  der  Aufbereitung  und  Mitteilung  des  gewonnenen  Ur- 
matenals  zuzumessen  ist,  m.  a.  W.  ob  bei  genauer  Unterscheidung  der 
einzelnen  Arbeiterkategorien  brauchbarere  Resultate  hätteu  zu  Tage  geför- 
dert werden  können,  ist  eine  weitere  Frage,  auf  deren  Reantwortung  wir 
an  dieser  Stelle  wiederum  verzichten.  Hier  soll  nur  noch  eines  sonder- 
baren Lapsus  Erwähnung  geschehen,  der  den  Herausgebern  bei  Eeurtei- 
lung  der  Allerslohntabellen  passiert  ist. 

In  dem  oben  (S.  107)  mitgeteilten  Retumd  wird  auf  Grund  der  Ueber- 
sichtsUbelle  von  der  Veränderung  gesprochen,  welche  der  Arbeitslohn 
„des  Arbeiters“  im  zunehmenden  Alter  erfährt.  Danach  scheint  es  tust, 
als  nähmen  die  Herausgeber  an  : ein  bestimmter  Arbeiter,  sei  dieser  auch 
nur  ein  Abstraktum,  verdiene  im  Alter  unter  16  Jahren  den  Durchschnitts- 
lohnsatz der  Altersklasse  unter  16  Jahren,  steige  dann  in  seinem  Verdienste 
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zwischen  16  und  20  Jahren  auf  den  Durchschnitt  dieser  Klasse  u.  s.  w., 
erreiche  seinen  höohsten  Verdienst  im  Alter  zwischen  31  und  36  hei 
Stücklohnarbeit  und  sinke  dann  allmählich  zu  dem  Minimalsatze  der  Alters- 
klasse über  70  Jahre  hinab.  Mit  demselben,  — vielleicht  besserem  — Rechte 
könnte  man  dementgegen  wohl  behaupten:  kein  einziger  Arbeiter  im  gan- 
zeu  Reichenberger  Bezirk  oder  sonstwo  macht  mit  seinem  Lohne  diesen 
Entwicklungsgang  durch.  Ist  es  denn  den  Herausgebern  ganz  uud  gar 
entgangen,  dafs  jede  der  Altersklassen  andere  Arbeiter  enthält,  dafs  zu- 
nächst durch  Zutritt  bis  zu  einem  gewissen  Alter,  dann  durch  Austritt 
und  Absterben  jede  Altersklasse  eine  andere  Zusammensetzung  aufweist? 
Im  Alter  von  31 — 36  Jahren  beispielsweise  arbeiten  (nach  unserer  Sta- 
tistik) in  Stücklohn:  2801  männliche  Arbeiter  zum  (höchsten)  Durch- 
schnittswochenlohn von  7,26  fl.,  nur  889  Arbeiter  dagegen  im  Alter  von 
61 — 65  Jahren  zu  6,39  fl.  Angenommen,  die  889  Arbeiter  wären  bereits 
unter  jenen  2801  Arbeitern  vor  20  Jahren  gewesen:  Kennen  wir  ihren 
Lohnsatz  ? Keineswegs.  Einer  von  ihnen,  der  vielleicht  effektiv  6,39  fl. 
mit  55  Jahren  verdient,  hat  vielleicht  5 fl.  mit  35  Jahren  verdient.  Wer 
kann  es  wissen?  Dafs  aber  „der  Arbeiter"  zwischen  31  und  35  Jahren 
7,25  fl.,  zwischen  61  und  65  Jahren  nur  noch  6,39  fl.  verdienen  soll, 
ist  eine  ganz  ungeheuerliche  Behauptung.  Hier  sind  gar  Durchschnitts- 
löhne  lebender  und  verstorbener  Arbeiter  verglichen  I Jene  2000  Arbeiter, 
die  innerhalb  der  20  Jahre  sei  es  verstorben  sind,  sei  es  sich  zur 
Ruhe  gesetzt  haben,  sei  es  in  Zeitlohn  übergegangen  sind,  werden  noch 
als  vorhanden  flngiert  und  verdienen  nunmehr  alle  einen  Durchschnittslohn 
von  6,39  fl. 


2.  Die  8 ta bili  tütst ab  el  1 e n. 

Wie  wir  oben  (8.  100)  schon  berichteten,  enthält  die  Nordböhmische 
Arbeiterstatistik  im  Anschluss  an  die  vorhin  besprochenen  Lohntabellen  für 
jeden  politischen  Bezirk  wie  für  jede  Industriebranche  eineTabelle,  worin  über 
die  Beschäfligungsdauer  der  einzelnen  Arbeiter  in  je  demselben  Etablissement 
Angaben  gemacht  werden.  Die  Resultate  sind  wiederum  im  höchsten  Örade 
frappant.  So  erfahren  wir  beispielsweise,  dafs  in  der  I.  Groppe  (Erzeugung 
von  Metallen  und  Melallwareo)  die  Beschiiftigungsdaucr  der  Arbeiter  in 
demselben  Etablissement  zwischen  13,6  Jahren  (Stahlwarcnerzeugung)  und 
2,t  Jahren  (Drahtnägel-,  Bleiwaren-  und  Blitzlampenerzeugung)  schwankt; 
in  der  II.  Gruppe  (Erzeugung  von  Maschinen  ctc.)  zwischen  7,9  Jahren 
(Schiffbauerei)  und  1,2  Jahren  (Elektrotechnische  Maschinen);  in  der  III. 
Gruppe  (Industrie  in  Steinen,  Erde,  Thon  und  Glas)  zwischen  8,7  Jahren 
(Gement-  und  Cementwarenerzeugung)  und  0,5  Jahren  (Glasperlenerzeu- 
gung) ; in  der  IX.  Gruppe  (Nahrungs-  und  Qenufsmittel)  zwischen  8,8 
Jahren  (Essig-,  Senf-  und  Sodawassererzeugung)  und  2,5  Jahren  (Zucker- 
fabriken) u.  s.  w.  Welchen  methodologischen  Wert  haben  diese  Stabili- 
tätszahlen? mufs  die  Kritik  ihnen  gegenüber  verstummen  oder  bieten 
auch  sie  Anlals  zu  Ausstellungen  und  Bemängelungen?  Leider  das  letz- 
tere. Nach  drei  Richtungen  hin  scheinen  mir  die  Mängel  der  Stabilitäts- 
tabellen zu  liegen. 
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1.  Ist  es  bedauerlich,  dafs  nicht  wie  in  den  anderen  Tabellen  Mun- 
ner,  Krauen  und  jugendliche  Arbeiter  getrennt  worden  sind.  Frauen, 
namentlich  Mädchen,  die  nachher  heiraten,  werden  ganz  natürlich  eine 
andere  8tabilitätezilfer  aufweiaen  nie  Männer.  Jugendlichen  Arbeitern 
kann  mau  kaum  einen  Yorwurf  daraus  machen,  wenn  sie  nicht  schon 
lange  Jahre  in  demselben  Ktablisseroent  arbeiten.  Die  Tabellen  wie  auch 
die  Erläuterungen  vergessen  hier  wieder  eines : den  natürlichen  Zuwachs, 
den  die  Industrie  jährlich  erfährt,  um  die  Austretenden  bezw.  Sterbenden 
au  ersetzen.  Wenn  daher  die  Uebersichtstabelle  angiebt,  dafs  29,87  u/0 
aller  Arbeiter  im  Keichenberger  Bezirke  im  letzten  Jahre  in  das  Etablisse- 
ment eingetreten  sind,  in  dem  Bie  z.  Z.  der  Zählung  arbeiteten,  so  ergiebt 
sieh  daraus  ganz  und  gar  nicht  der  Schlufs,  den  die  „Erläuterungen“ 
(8.  XXXVIII)  und  ihnen  nach  schon  viele  andere  gezogen  haben:  es  ist 
„ebenso  lehrreich  wie  vielleicht  für  manchen  Überraschend,  dafs  30 °/„  der 
industriellen  Arbeiter  alljährlich  ihre  Stellung  verändern,  den  Arbeitsver- 
trag lösen  und  neu  schliefsen.“  Es  ist  ja  keineswegs  richtig,  dafs  jene 
29,87  •/„  (30  526  Arbeiter)  beroits  im  Vorjahre  in  einem  Arbeitsvertrage 
standen,  den  sie  lösen  konnten.  Ein  sehr  grofser  Prozentsatz  ist,  auch 
wenn  wir  keine  Vermehrung  der  industriellen  Arbeiterschaft  annehmen, 
als  natürlicher  Nachwuchs  zum  ersten  Male  in  ein  Arbeitsverhältnis  ein- 
getreten. 

2.  Sind  bei  den  meisten  Branchen  die  Zahlen,  aus  denen  die  Resul- 
tate gewonnen  wurden,  viel  zu  klein,  um  Schlüsse  zu  gestatten.  Oft  sind 
nur  2 oder  3 oder  wenig  mehr  Etablissements  einer  bestimmten  Branche 
rorhanden  gewesen,  in  denen  die  Stabilität  der  Arbeiter  von  so  ver- 
schiedenen Zufälligkeiten  bedingt  sein  kann , dafs  hier  kein  normales 
Verhältnis  mit  Sicherheit  sich  ergiebt.  Einige  besonders  eklatante  Bei- 
spiele für  die  Unzulänglichkeit  des  Beobachtungsmaterials  seien  im  folgen- 
den angeführt : 

„Essig-,  Senf- und  Sodawassererzeugung“;  Zahl  der  Etablissements:  2; 
Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter:  5.  Daraus  ergiebt  sich  folgende  Sta- 
bilitätstabelle  : 


In  demselben  Etablissement  arbeiten : 


seit  dem  Jahre  1887  = 1 

Arbeiter  = 20, oo  °/0 

der 

Arbeiterschaft 

„ „ „ 1886  = 1 

„ = 20,no  •/„ 

99 

»» 

„ „ „ 1878  = 1 

„ = 20,00  °/0 

„ 

If 

„ „ „ 1864/68  = 1 

„ = 20,00  •/„ 

»» 

9t 

ohne  Angabe  des  Ar- 
beitaeintritts  . . . = 1 

„ = 20, oo  »/» 

»» 

9t 

Durchschnittliche  Arbeitadauer  (in  demselben  Etablissement):  8,8  Jahre. 
„Qlasperlenerzeugung“ ; Zahl  der  Etablissements : 2 ; Zahl  der  be- 
schäftigten Arbeiter:  5. 

Stabilitätstabelle:  In  demselben  Etablissement  arbeiten: 
seit  dem  Jahre  1888  = -t  Arbeiter  = 80,  °/„  der  Arbeiterschaft 

ohne  Angabe  des  Ar- 

beitseintritts  . . . = 1 „ = 20  °/0  „ „ 

Durchschnittliche  Arbeitsdauer  (in  demselben  Etablissement):  0,6  Jahre. 
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Aehnlichen  Tabellen  begegnen  wir  öftere.  Aber  auch  in  denjenigen 
Branchen,  in  denen  die  Zahl  der  vorhandenen  Etablissement»  gröfser  war, 
werden  die  gewonnenen  Resultate  durch  einen  anderen  sehr  fühlbaren 
Mangel  in  ihrem  Werte  wesentlich  beeinträchtigt  Dieser  Mangel  besteht 
darin,  dafs 

3.  in  den  Stabilitätstabellen  das  Gründungsjahr  der  einzelnen 
Etablissements  nicht  angegeben  ist.  So  erfahren  wir  z.  B.,  dafs  in  der 
Fabrikation  elektrotechnischer  etc.  Maschinen  die  durchschnittliche  Arbeits- 
dauer l,t  Jahre  beträgt,  dafs  62  #/0  der  Arbeiterschaft  nur  1 Jahr,  die 
Uhrigen  38  °/„  1 — 5 Jahre  in  demselben  Etablissement  thätig  waren,  über 
S Jahre  niemand;  dafs  in  der  Vigognespinnerei  die  durchschnittliche 
Arbeitsdauer  sich  auf  1,8  Johro  berechnet,  45,08°/,,  der  Arbeiterschaft 
1 Jahr,  31,97  "/«  2 Jahre,  22, »s  °/„  3 Jahre,  0'/,  länger  als  3 Jahre  in 
demselben  Etablissement  arbeiteten.  8ollte  nioht  vielleicht  die  entere 
Branche  im  Jahre  1883,  die  letztere  im  Jahre  1886  überhaupt  ent  im 
Reiehenberger  Bezirke  eingeführt  sein  ? Und  in  anderen  Fällen,  wo  die 
Branche  schon  länger  vorhanden  war:  wie  viel  Etablissements  sind  in 
letzter  Zeit  neu  entstanden?  Diese  Frage  würde  für  jeden  Erhebungs- 
bezirk zu  beantworten  sein,  ehe  man  eine  Stabilitätsberechnung  für  die  Ar- 
beiterschaft anstellte,  sie  ist  aber  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  für  einen 
Bezirk  wie  den  Reiehenberger,  dessen  Industrie  während  der  letzten 
10 — 12  Jahre  namentlich  infolge  der  österreichischen  Zollpolitik  einen 
enormen  Aufschwung  erfahren  hat.  Nach  Erkundigungen,  welche  der 
„Industrielle  Klub“  in  Wien  im  Jahre  1890  bei  den  Handels-  und  Ge- 
werbekammern über  die  Wirkung  der  Zollreform  seit  1878  einholte,  sind 
in  unserem  Bezirk  seit  dem  genannten  Jahre  224  neue  Betriebe  entstan- 
den (Vergl.  A.  Peez,  Die  österr.  Handelspolitik  der  letzten  25  Jahre; 
Sehr.  d.  Ycr.  f.  8oz.  Pol.  Bd.  49  (1892J,  8.  186).  Also  etwa  ’/6  sämt- 
licher Betriebe,  welche  den  Ermittelungen  der  Nordböhmischen  Arbeiter- 
statistik zur  Unterlage  gedient  haben,  w’aren  in  den  letzten  10  Jahren  neu 
entstanden.  Ziehen  wir  alle  diese  Mängel  in  Betracht,  so  werden  wir  gut 
thun,  die  8tabilitätszahlen  unserer  Publikation  mit  grofser  Vorsicht  auf- 
zunehmen. 


3.  Die  Loh n verhül t n i sse  der  Arbeiter  naoh  der  Gröfsc 
der  Etablissements. 

Diese  werden  in  42  Tabellen  dargestellt;  in  29  (8.  453  — 481) 
nach  den  einzelnen  politischen  Bezirken,  in  12  weiteren  (8.  485  — 496) 
nach  Industrie  - Gruppen , während  die  letzte  Tabelle  (8  497)  sämtliche 
Betriebe  und  Arbeiter  umfafst.  Hören  wir,  was  die  „Erläuterungen“ 
(8.  XLV1)  über  Zweck  und  Ergebnis  dieser  Zusammenstellungen  be- 
merken: „Diese  tabellarische  Darstellung  gilt  der  Untersuchung  der  viel- 

besprochenen und  sehr  bestrittenen  Frage,  welchen  Kinflufs  die  Vergröfse- 
rung  der  Fabriken,  insbesondere  das  Entstehen  von  Rieseu-Etablissemeots 
auf  die  materielle  Lage  der  Arbeiterschaft  hat. 

Die  Betriebe  sind  in  vier  Kategorien  geteilt:  Kleine  Fabriken  mit 
weniger  als  50  Arbeitern,  mittlere  mit  50 — 100,  gröfsere  mit  100 — 400, 
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endlich  ganz  grofte  Industrie-Etablissement«  mit  mehr  als  400  Arbeitern. 
Die  Darstellung  nach  Bezirken  einerseits,  Industriegruppen  andererseits 
gestattet  eine  genaue  Untersuchung  der  zu  lösenden  Frage  unter  Aus- 
scheidung der  territorialen  und  sonstigen  Momente,  welche  das  Bild  trüben 
könnten,  indem  beispielsweise  die  ganz  grofsen  Industrie-Etablissements 
■it  Vorliebe  aufserhalb  der  mit  Fabriken  dichtbesetzten  Industriebezirke 
angelegt  werden,  wo  die  Lebensmittel  billiger,  die  Arbeitslöhne  daher  ent- 
sprechend niedriger  Bind.  Der  aus  diesem  letzteren  Umstände  allein  etwa 
abgeleitete  Schlufs,  die  Arbeiter  seien  in  grofsen  Unternehmungen  schlech- 
ter bezahlt,  wäre  ein  unrichtiger. 

Hier  sollen  nur  aus  der  Hauptübersichtstabelle  einige  Momente  her- 
vorgehoben werden. 

Während  die  Frauenlöhne  mit  der  Gröfse  der  Betriebe  zunehmen, 
sind  die  Löhne  der  Männer  in  den  Fabriken  mit  weniger  als  100  Ar- 
beitern günstiger  als  in  den  gröfseren.  Am  ungünstigsten  situiert  er- 
scheinen die  Fabrikarbeiter  in  Betrieben  mit  100 — 400  Arbeitern,  wäh- 
rend die  ganz  grofsen  Betriebe  wieder  etwas  höhere  Männerlöhne  auf- 
weisen, aber  immer  noch  geringere  als  die  kleinen  und  mittleren 
Fabriken.  Die  Erklärung  dieser  an  sich  überraschenden  Erscheinung 
liegt  darin,  dafs  die  Zahl  der  Meister,  Aufseher  und  Vorarbeiter  rela- 
tiv desto  geringer  sein  kann,  je  mehr  Arbeiter  die  Fabrik  beschäf- 
tigt. Die  Vergröfserung  des  Etablissements  scheint  auf  die  Lohnverhält- 
nisse ähnlich  einzuwirken  wie  der  Stücklohn.  Es  nimmt  auch  die  rela- 
tive Zahl  der  weiblichen  Arbeitskräfte  mit  der  Gröfse  der  Fabrik  zn. 
Während  von  der  Arbeiterschaft  der  kleinen  Fabriken  nur  19  °/0  weib- 
lichen Geschlechts  sind,  beträgt  die  Zahl  der  Arbeiterinnen  in  den  mitt- 

leren bereits  83 °/0,  in  den  gröfseren  42 °/0,  in  den  ganz  grofsen  Etablisse- 
ments sogar  mehr  als  die  Hälfte  der  Gesamtzahl.  Bo  wie  es  beim  Stück- 
lohn nicht  das  Entlohnungssystam  an  sich  ist,  welches  in  gewissen 

Industriebranchen  die  Löhne  der  männlichen  Arbeiter  beeinträchtigt,  son- 
dern die  duroh  dieses  System  erleichterte  Konkurrenz  der  weiblichen  Ar- 
beitskräfte, oder  um  es  offen  auszusprechen,  die  bei  diesem  Lohnsystem 
gerechtere  Verteilung  der  Lohnsumme  unter  den  männlichen  und  weib- 
liehen Hilfskräften,  so  ist  es  nioht  die  Vergröfserung  der  Fabriken  an 

sieh,  sondern  die  erhöhte  Heranziehung  und  entsprechendere  Entlohnung 
der  Arbeiterinnen,  welohe  auf  das  Lohnniveau  der  männlichen  Arbeiter 
drückt.“ 

Unzweifelhaft  handelt  es  sich  hier  in  der  That  um  eine  „vielbespro- 
chene und  sehr  strittige“,  aber  auch  sehr  interessante  Frage.  Ich  habe 
mit  wahrem  Vernügcn  zuerst  von  diesem  Versuche  der  Nordböhmischen 
Arbeiterstatistik,  die  beregte  Frage  zu  beantworten,  Kenntnis  genommen. 
Leider  aber  mufs  ioh  gestehen,  dafs  mich  die  mitgeteilten  Ergebnisse  im 
höchsten  Grade  enttäuscht  haben.  Die  Tabellen  beweisen  nicht  im  ent- 
ferntesten das,  was  die  Erläuterungen  aus  ihnen  glauben  ableiten  zu  kön- 
nen, sie  beweisen  überhaupt  m.  E.  gar  nichts.  Worauf  es  bei  Erörterung 
der  uns  hier  interessierenden  Frage  ankommt,  ist  doch  offenbar  das  : zu 
untersuchen,  welohe  Unterschiede  der  Lohn  einer  bestimmten  Arbeiter- 
kategorie in  kleinen  und  grofsen  Betrieben  derselben  Branche  auf- 

Drtttt  Fol««  IkL  IV  (LU).  g 
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weist.  Durchaus  notwendig  ist  also  hier  wiederum  eine  Trennung  der  Arbeiter- 
kategorien. Denn  ein  Durchschnittslohn  für  einen  ganzen  Betrieb  be- 
sagt für  die  Beantwortung  unserer  Frage  nooh  gar  niohts.  Die  Zusam- 
mensetzung der  Arbeiterschaft  (gelernte,  ungelernte,  männliche,  weibliche, 
erwachsene,  jugendliche  Arbeiter)  ist  eben  in  einem  Großbetriebe  eine 
ganz  andere  als  in  einem  Kleinbetriebe.  Was  soll  man  nun  aber  sagen, 
wenn  in  unserer  Publikation  nicht  nur  nicht  die  Arbeiterkategorien,  son- 
dern nicht  einmal  die  Industriebranchen  gesondert  sind?  Für  je  eine  In- 
dustrie gruppe  sind  die  Tabellen  aufgestellt.  Eine  Induatriegruppe  aber 
enthält,  wie  männiglich  bekannt,  Betriebe  verschiedensten  Charakters. 
8olche  mit  sehr  geringer  neben  solchen  mit  sehr  zahlreicher  Arbeiterschaft 
Eine  Arbeiterzahl,  die  in  der  einen  Branche  nur  einen  Kleinbetrieb  dar- 
stellt,  würde  für  eine  andere  Branche  einen  größten  Betrieb  bedeuten. 
Man  braucht  nur  aufs  Geratewohl  einige  Beispiele  herauszugreifen,  um 
diese  Thatsache  in  ein  helles  Licht  zu  stellen.  In  der  Gruppe  III  (Erden, 
Steine,  Thon,  Glas)  ist  eine  Ziegelei,  oder  eine  Glasperlenfabrik,  die  50 
Arbeiter  beschäftigen,  gewifs  ein  Großbetrieb ; eine  Porzellanfabrik,  eine 
Glashütte  mit  50  Arbeitern  sind  Kleinbetriebe.  In  der  Gruppe  VII  (Be- 
kleidungsindustrie) ist  eine  Wäsche-  und  Strumpfwarenfabrik  mit  50  Ar- 
beitern ein  Kleinbetrieb,  eine  Schuhwarenfabrik  mit  ebensoviel  Arbeitern 
ein  Grofsbetrieb.  In  der  Gruppe  IX  (Nahrungs-  und  Genufsmittel)  wer- 
den die  größten  Müllereien  und  Brauereien,  auf  höchster  Stufenleiter  der 
Technik,  selten  über  100  Arbeiter  beschäftigen;  eine  Zuckerfabrik  mit  100 
Arbeitern  ist  ein  läoherlioher  Kleinbetrieb.  Selbst  in  der  homogensten 
aller  Gruppen,  der  VI.  (Textilindustrie):  welohe  Abstände!  Wirk-,  Klöp- 
pel-, 8trick-  und  Stickereiwarenfabriken,  Bleichereien,  Färbereien,  Appretur- 
anstalten mit  100  Arbeitern  sind  schon  recht  ansehnliohe  Großbetriebe; 
eine  mechanische  Weberei  oder  Spinnerei  mit  der  gleichen  Arbeiterzahl 
ist  unbedeutend  u.  s.  w.  Und  nun  werden  alle  diese  Branchen  in  einen 
Topf  geworfen,  ihre  Arbeiterschaft  wird  gezählt  und  daraufhin  wird  eine 
Tabelle  aufgestellt,  aus  welcher  ersichtlich  sein  soll,  welchen  Einfluß  der 
Großbetrieb,  „die  Vergrößerung  der  Fabriken“,  wie  die  Erläuterungen 
selbst  sagen,  auf  den  Arbeitslohn  ausüben.  Hier  sind  aber  auch  die  ele- 
mentarsten Gesichtspunkte  sozialstatistischer  Methodik  außer  acht  gelassen. 
Wenn  nun  gar  die  Erläuterungen  auf  Grund  der  Uebersichtstabelle  über 
alle  Industriegruppen  die  obigen  Behauptungen  außtellt,  so  ist  das  völlig 
unverständlich.  — 

Aufrichtig  freut  es  mich  nun,  die  Besprechung  der  Nordböbmischen 
Arbeiterstatistik  doch  nooh  mit  einem  erfreulichen  Bilde  abBchließen  zu 
können,  jenem  nämlich,  welche  uns 

4.  die  Uebersicht  der  Lohnstufen 

darbietet.  Diese  findet  sich  auf  S.  499 — 525  unseres  Werkes  angeordnet  nach 
Industriegruppen,  und  (S.  524/25)  für  sämtliche  Gruppen  zusammengefaßt.  Die 
Anordnung  nach  Industriegruppen  hätte  ruhig  unterbleiben  können,  denn  sie 
lehrt  uns  nichts  wesentliches,  dafür  wäre  vielleicht  dieses  einzige  Mal  eine 
Anordnung  nach  politischen  Bezirken  am  Pßtze  gewesen,  um  die  Abstufungen 
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im  Wohlstände  der  Arbeiterbevölkerung  in  den  verschiedenen  Teilen  des 
Erhebnngsbexirkes  zu  beobachten.  Immerhin  sind  diese  Tabellen,  nament- 
lich aber  die  Uebersiehtstabelle,  sehr  wertvoll.  Sie  enthalten  das  einzig 
objektiv  getreue  Bild  der  ^tatsächlichen  Zustände  und  gewähren  zwar  in  be- 
scheidenem Mafse  so  doch  den  einzig  sicheren  Aufsohlnfs.  Was  wir  aus  den 
hier  mitgeteilten  Zahlen  erfahren,  ist  folgendes:  Yon  den  männlichen 
Arbeitern  im  Beichenberger  Bezirk  (leider  sind  die  jugendlicher  Arbeiter 
nieht  ausgesohieden)  verdienen  etwa  9/,  0 (=  90,60  °/0,  d.  h.  ungfähr  alle 
mit  Ausnahme  der  Aufseher,  Vorarbeiter  etc.  in  der  Woche  weniger  als 
9 fl.,  etwa  ®/t  (=  75,s6°/0)  weniger  als  7 fl.,  etwa  die  Hälfte  (46,06  °/0) 
weniger  als  5 fl.  und  etwa  */#  (=  16, 06  e/„)  weniger  als  3,60  fl-  Von 
den  weiblichen  Arbeitern  verdient  nur  ein  ganz  kleiner  Bruchteil 
(6,s > •/,)  mehr  als  6 fl.  wöchentlich;  84,»i  ®/0  verdienen  weniger  als 
4,60  fl-,  etwa  drei  Viertel  (=  74,84%)  zwischen  2,60  und  4,60  fl.  Hier 
stehen  wir  auf  festem  Grunde  und  freuen  uns  sicherer  Erkenntnis  und 
wertvoller  Einsicht.  Es  gereicht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  von 
Beicbenberg  und  ihren  Statistikern  zum  Kuhme,  uns  diese  Aufschlüsse 
gewährt  und  damit  einen  nicht  gering  zu  aohtenden  Beitrag  zur  Kennt- 
nis der  sozialen  Zustände  in  einem  abgegrenzten  Gebiete  geliefert  zu 
haben.  — 

Ueberblicken  wir  schliefslich  die  Ergebnisse  unserer  Untersuchungen, 
so  ergiebt  siob  uns  dieses : die  Lohnstnfenstatistik  (No.  4)  ist  der  brauch- 
barste Teil  unserer  Publikation.  Um  ihretwillen  war  aber  natürlich  ein 
viel  kleinerer  Erhebungsapparat  notwendig;  es  hätte  keiner  Individualiohn- 
statistik,  sondern  von  vornherein  nur  einer  Lohnklassenstatistik  bedurft.  Was 
dahingegen  die  übrigen  Teile  der  Nordböhmischen  Arbeiterstatistik  (No.  1 — 3) 
anbetrifft,  so  haben  wir  konstatieren  müssen,  dafs  die  darin  aufgeworfenen 
Fragen,  betreffend  Stück-,  Zeit-,  Männer-,  Frauenlohn  und  ihr  Verhältnis 
zu  einander,  betreffend  Einflufs  des  Alters,  Gröfse  des  Etablissements  auf 
die  Lohngestaltung  etc.  eine  hinreichend  sichere  und  verläfsliohe  Beant- 
wortung nicht  gefunden  haben.  Den  Grund  hierfür  haben  wir  wesentlich 
in  dem  Mangel  hinreichender  Spezialisierung  und  Individualisierung  ge- 
funden. Nun  wäre  die  Frage  aufzuwerfen:  hätten  die  Statistiker  der 
Beichenberger  Handels-  und  Gewerbekammer  diese  Fehler  vermeiden 
können.  Mir  scheint,  es  trifft  sie  nur  zum  kleinen  Teil  die  Schuld.  Dafs 
sie  die  landesüblichen  Fragen  sich  und  den  Befragten  zur  Beantwortung 
gestellt  haben,  ist  gewifs  verzeihlich.  Dann  haben  sie  eine  Erhebungsart 
gewählt,  der  ebenfalls  kaum  erhebliche  Mängel  nachzusagen  sind.  Und 
dann  haben  sie  das  Urmaterial  gruppiert  Hier  freilich  könnte  man  ein- 
setzen  und  sagen : die  Aufbereitung  hätte  anders,  individualisierter,  vorge- 
nommen werden  müssen.  Seien  wir  jedoch  gereoht!  Weifs  ein  Statistiker 
einen  gangbareren  Weg  als  den  von  den  Beichenbergern  begangenen? 
Gewifs ; die  Arbeiterkategorien  hätten  unterschieden  werden  sollen ; das 
hätte  sofort  eine  empfindliche  Vervielfachung  des  Volumens  hervorgerufen. 
Aber  diese  auch  angenommen:  wie  sollen,  wie  können  die  Individual- 
löhne innerhalb  der  Kategorien  gruppiert  werden  ? Entweder  gar  nioht, 
d.  h.  sie  bleiben  einer  neben  dem  andern  stehen  — dann  würden  wir  wesent- 
lich eine  ganz  unübersichtliche  Mitteilung  der  Zählkarten  erhalten ; oder 
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nach  der  Löhnhöhe,  also  in  Lohnklassen,  oder  nach  dem  Alter  oder  ionit 
nach  einem  andern  Oeeichtepunkt,  oder  es  würde  für  jede  Kategorie  nur 
ein  durch  Bechnung  gewonnener  Durohsohnittslohn  angegeben  — alle 
Eventualitäten,  alle  Versuche  der  Ordnung,  der  Gruppierung,  werden  uni 
unweigerlich  den  einzigen  Weg  abeohneiden,  auf  dem  wir  zu  einer  Beant- 
wortung der  aufgeworfenen  Fragen  gelangen  könnten  : das  ist  die  absoluteste 
Spezialisierung.  Diese  wiederum  zum  alleinigen  Leitstern  einer  lohn- 
statistischen Publikation  gemacht,  würde  diese  in  Atome  auflösen.  Vor 
diesem  Dilemma  stehen  wir  heute  noch;  wenn  deT  herrschenden  Un- 
klarheit auch  die  Beichenberger  Statistiker  zum  Opfer  gefallen  sind,  so 
ist  das  gewifs  zu  verzeihen.  Ihr  Versuoh  wird  sich  als  sehr  nützlich 
erweisen.  Er  wird  die  Statistiker  zum  Nachdenken  aufmuntern.  8ie 
müssen  erstaunen : so  viel  Hübe,  so  viel  methodologisches  Verständnis  — 
und  doch  kein  brauchbares  Ergebnis.  Vielleicht,  dafs  die  methodologische 
Erörterung  sich  duroh  diese  Beobachtung  veranlagst  fühlt,  an  einem  andern, 
dem  entgegengesetzten  Ende  als  bisher  einzusetzen,  nämlich  zu  prüfen  : i s t i n 
der  lohnstatistischen  Methode  die  landesübliohe  Frage- 
stellung richtig?  Nicht  nur,  was  kann,  sondern  was  soll  die  Lohn- 
statistik leisten.  Wie  sohon  oben  bemerkt,  will  ioh  nioht  hier  eingehend 
auf  diese  allgemeine  methodologische  Frage  zu  sprechen  kommen ; ich 
wollte  zum  Schlüsse  nur  den  Lesern  wie  namentlich  auch  den  Verfassern 
der  nordböhmischen  Arbeiterstatistik  die  Ueberzeugung  verschaffen,  dafs 
mir  nichts  ferner  lag,  als  das  persönliche  Verdienst  ihrer  Herausgeber  zu 
verkleinern.  Ich  habe  an  der  — wie  ich  wiederhole  verdienstvollen  — 
Publikation  lediglich  als  einem  Beispiel  gewisse  Mängel  unserer  heutigen 
lohnstatistisehen  Methode  der  Kritik  unterziehen  wollen.  Den  Heraus- 
gebern der  Publikation  gebührt  darum  nicht  minder  Dank  und  Aner- 
kennung. 
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II. 

Die  elfte  Volkszählung  der  Vereinigten  Staaten 
Nordamerikas. 

Von  Zauasel  M.  Lindsay. 

Die  Bewegung  zur  Erlangung  eines  dauernden  Zählnngsbureana  ist  in 
den  Vereinigten  Staaten  noch  zu  keinem  praktischen  Resultate  gekommen. 
Naht  daher  die  Zeit  der  zehnjährigen  Zählang,  so  mufs  ein  besonderer 
Beschlafs  des  Kongresses  die  in  Frage  kommenden  Aufgaben  und  die 
Kosten  derselben  bestimmen. 

Die  Verteilung  der  Arbeit  wird  einem  „Zählungssuperintendenten“ 
übergeben,  welcher  vom  Präsidenten  ernannt  und  vom  Senat  bestätigt  wird. 
Da  ein  „Superintendent“  dies  Amt  selten  zweimal  bekleidet  und  trotzdem 
die  ganze  Behandlung  der  Zählung  in  seiner  Hand  liegt,  so  wird  eine 
Besprechung  der  Behandlung,  der  Pläne  und  Versuche  jeder  Zählung  für 
Statistiker  von  neuem  ebenso  viel  Interesse  haben  als  die  Ergebnisse  der 
Zählung  selbst.  Für  eine  Besprechung  der  allgemeinen  statistischen  Re- 
sultate der  elften  Zählung  von  1890  ist  es  noch  zu  früh,  weil  bis  jetzt 
eigentlich  nur  vorläufige,  offizielle  Bulletins  gedruckt  und  veröffentlicht 
worden  sind.  Die  Behandlung  und  den  Zweck  aber  hat  Supt.  Porter  selbst 
in  einer  Rede  letzten  Oktober  vor  der  „American  Statistical  Association“ 
dargelegt  ')• 

Die  Zählung  von  1880  ist  bekanntlich  von  dem  berühmten  ameri- 
kanischen Nationalökonomen,  Francis  A.  Walker,  als  Superintendent  her- 
ausgegeben. Vom  wissenschaftlichen  Standpunkt  aus  ist  sie  die  beste  der- 
artige Arbeit,  die  bisher  in  Amerika  erschienen  ist,  und  hat  auch  die 
verdiente  Anerkennung  gefunden.  Hon.  Robert  P.  Porter,  der  Superinten- 
dent von  1890,  war  mit  den  Aufgaben  seines  Amtes  sehr  vertraut;  auoh 
den  Gang  der  vorigen  Zählung  kannte  er  genau,  da  er  unter  Supt.  Walker 
ein  Hauptassistent  war,  und  damals  der  schwierigste  Teil  der  Arbeit  in 
seiner  Hand  lag.  In  den  10  Jahren  wurden  jedooh  so  grofse  Fortschritte 
gemacht  in  der  Wissenschaft  und  Behandlung  der  Statistik  sowohl,  als 
auch  in  technischen  Erfindungen,  dafs  das  Publikum  bedeutende  Verbesse- 
rungen in  der  ganzen  Behandlung  der  Zählung  erwartete. 

Die  körperlichen  Anstrengungen  und  die  mit  dem  Superintendenten- 
amt verbundenen  Schwierigkeiten  werden  diejenigen  kaum  ermessen  können, 

1)  „The  Eleventh  Census“,  by  Hon.  Robert  P.  Porter,  Supt.  of  Census,  New-York 
1811,  p.  64. 
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welche  die  Verhältnisse  eines  Landes  nicht  kennen , in  welchem  Staats- 
beamte als  Staatseigentum  betrachtet  werden.  Infolge  seiner  groben 

Pflichttreue  zerrüttete  die  angestrengte  Arbeit  Mr.  Porter  in  zwei  Jahren 
seine  Gesundheit. 

Die  Anstellung  der  60  000  Beamten  bei  der  Zählung  war  schon  keine 
leichte  Aufgabe.  Als  nun  schliefalioh  die  Resultate  zum  Teil  veröffent- 
lioht  worden  waren , wurde  Mr.  Porter  ron  allen  Seiten  in  der  Presse 
heftig  angegriffen.  Diese  Angriffe  kamen  von  politischen  Gegnern,  die 
mit  der  Ziffer,  welche  die  Anzahl  der  Repräsentanten  bestimmte,  nicht  zu- 
frieden waren ; und  von  allerhand  Glüoksrittern  und  Abenteurern,  die,  um 
gemachte  Schätzungen  zu  rechtfertigen,  Land  zu  verkaufen  oder  Pfründen 
zu  erhalten,  die  Volkszählung,  den  Wert  des  Landes  und  die  geologische 
Beschreibung  nicht  richtig  fanden. 

Dafs  auch  diese  Zählung  immerhin  noch  mangelhaft  ist,  bezweifelt 
Mr.  Porter  keineswegs.  Er  weifs,  dafs  die  Sammlung  des  Materials,  welche 
etwa  25  Quartbände  umfafst  (der  vermutliche  Umfang  der  elften  Zählung 
von  1890)  nioht  ohne  Fehler  »ein  wird,  jedoch  hält  er  dieselbe  für  so  gut 
als  möglich  und  für  unvergleichlich  besser  als  die  der  früheren  Zäh- 
lungen. 

Von  den  30  Sachverständigen,  welche  dem  Superintendenten  zur  Seite 
standen,  hatten  23  schon  denselben  Posten  bei  der  letzten  Zählung  inne 
gehabt,  wodurch  die  damals  gemachten  Erfahrungen  zur  Verwertung  ge- 
langen konnten. 

Das  erste  Bemerkenswerte  der  elften  Zählung  ist  der  Versuoh,  sie  zu 
einer  rein  statistischen  zu  machen,  und  textliche  Beschreibung,  die  sonst 
so  viel  Platz  einnahm,  fort  zn  lassen.  Die  vom  Kongress  beschlossenen 
nachträglichen  Untersuchungen  jedoch  liefaen  die  elfte  Zählung,  unge- 
achtet  des  rein  statistischen  Charakters,  nioht  kürzer  werden,  als  die  von 
1880.  Eine  Erweiterung  des  Planes,  nach  Vollendung  eines  Teiles  der 
Arbeit,  besondere  Bulletins  auszugeben,  verschaffte  dem  Volke  so  bald  als 
möglioh  Kenntnis  von  den  Ergebnissen.  Dies  hatte  man  auch  1880  ge- 
than , doch  wurden  1890  die  Bulletins  zwölfmal  so  oft  ausgegeben.  Die 
auf  diese  Weise  veröffentlichte  Bevölkerungsstatistik  wird  endgültig  abge- 
schlossen werden , nachdem  man  noch  einige  kleine  Irrtümer  vor  dem 
Druok  der  Volksausgabe  beseitigt  haben  wird.  Duroh  die  grobe  Arbeits- 
häufung hatten  sich  einige  Fehler  in  die  Bulletins  eingeschlichen;  doch 
mufste  nur  eins  aus  dem  Grunde  der  Oeffentliobkeit  vorenthalten  werden. 
So  stellte  sioh  die  Zahl  der  Bevölkerung  der  Vereinigten  Staaten  am 
26.  Nor.  1890  auf  62  622  250,  welche  Zahl  sioh  uaoh  wiederholten  Zäh- 
lungen und  Vergleichungen  als  richtig  erwies. 

Der  vorgeschlagene  und  angenommene  Plan  der  elften  Zählung  teilte 
die  Arbeit  in  15  Teile,  deren  Ergebnisse  mehrere  Bände  einnehmen.  Die 
Teile  sind  folgende: 

I.  Die  Bevölkerung.  Dieser  Teil  umfafst  die  Volkszahl,  charak- 
teristische Verteilung,  Civilatand,  Beschäftigung  etc. 

Die  Bevölkerung  wurde  klassifiziert : eingeborne  Weibe , Weibe  im 
Ausland  geboren,  eingeborne  Farbige,  im  Ausland  geborne  Farbige.  Dann 
wurde  sie  nach  Geschlecht  und  Alter  eingeteilt  und  zwar  in  7 Alters- 
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Perioden  (unter  1 Jahr;  von  1 bie  4;  5 bis  9;  10  bis  17;  18  bis  20; 
21  bis  44 ; 45  and  mehr).  Ferner  waren  Einteilungen : naturalisierte 
Fremde,  Fremde,  die  der  englischen  Sprache  mächtig,  Schwarze,  Mulatten, 
Qnadroons,  Octaroons,  Chinesen,  Japaner  und  Indianer.  Aufserdem  wurden 
die  Hausbesitzer  gesondert,  sowohl  die,  welche  ihre  Hauser  selbst  be- 
wohnen als  auch  solche,  welche  dieselben  ganz  oder  zum  Teil  vermieten, 
auch  kam  es  zur  Notierung,  ob  die  Häuser  hypothekenfrei  waren  oder 
nicht.  Diese  Einteilungen  wurden  alsdann  für  150  000  bürgerliche  Be- 
zirke, wie  Staaten,  Counties,  Städte,  Wards  etc.  durchgefUhrt.  Viele  An- 
gaben treten  in  dieser  letzten  Zählung  der  Vereinigten  Staaten  zum  ersteu- 
male  auf,  dooh  konnten  alle  diese  Besultate  nur  duroh  den  Gebrauch  der 
Hollerith  elektrischen  Maschinen  und  durch  das  Kartensystem  erzielt  wer- 
den. Den  ungeheuren  Wert  des  Kartensystems  kann  man  schon  daran 
erkennen , dafs  bei  der  ersten  Anwendung  mehr  als  eine  Billion  That- 
•achen  durch  Lochung  verzeichnet  wurden.  Die  63  000  000  Karten  müssen 
(nach  Berechnung)  fünfmal  durch  die  Maschinen  gehen , um  die  Zählung 
zu  Stande  zu  bringen  und  das  Material  zu  verwerten.  Das  Zahlungsamt 
beschäftigt  gegenwärtig  100  Arbeiter  an  100  Maschinen  and  bringt  da- 
dnrch  täglich  eine  Million  Karten  in  Tafeln  fertig.  Diese  Maschinen 

können  zu  60  bis  70  verschiedenen  Zusammenstellungen  gebraucht  werden. 
Trotz  des  grofsen  Erfolges  der  Maschinen  wird  die  Aufarbeitung  fünf 
Jahre  in  Anspruch  nehmen.  Die  grofse  Sicherheit  dieser  Methode  gegen- 
über der  alten  Methode  ist  den  Statistikern  so  bekannt,  dafs  keine  wei- 
teren Erörterungen  nötig  sind.  Mr.  Porter  meint,  dafs  nicht  ]/4  eines 
Prozentes  der  früheren  Fehlerzahl  durch  die  Maschinen  gehen  wird,  und 
dafs  die  Fehler  bei  der  Lochung,  die  nicht  darch  die  .Maschinen  heraus- 
gefunden  werden  können,  durch  die  Prüfung  von  200  000  Karten  im  Ver- 
hältnis zu  der  ganzen  Zahl  weniger  als  ein  Fünfzehntel  eines  Prozentes 
■iiad. 

II.  Statistik:  des  sozialen  Lebens-  inkl.  Armen-  und  Verbrecher- 
statistik. Diese  Abteilung  bearbeitete  Dr.  John  S.  Billings,  Professor  an 
der  Universität  zu  Pennsylvanien  und  früherer  Surgeon  General  of  the 
U.  S.  Avery,  ein  sehr  bekannter  Spezialist  dieser  Branche.  Derselbe  hatte 
dieses  Amt  schon  1880  inne  gehabt.  Durch  die  neue  Verarbeitungame- 
thode  war  er  imstande,  eingehendere  Untersuchungen  anzustellen  und  den 
Wert  des  Werkes  wesentlich  zu  erhöhen. 

1.  Das  Verhältnis  der  Geburten  und  Sterbefälle  und  die  hauptsäch- 
lichen Todesursachen  in  24  grofsen  Städten;  2.  der  Eindufs  der  Rassen 
auf  Fruchtbarkeit  und  Sterblichkeit;  3.  der  Einflufs  der  Beschäftigung  auf 
Todesfälle  und  bestimmte  Todesursachen.  Die  soziale  Statistik  der  gröfsern 
Städte  ist  nicht  so  ausführlich  wie  die  von  1880,  doch  enthält  sie  alle 
nötigen,  statistischen  Ergänzungen  der  letzten  10  Jahre.  Die  Armen-  und 
Verbreoherstatistik  wurde  in  derselben  Weise  wie  1880  zusammengestellt. 
Die  Zahl  der  Gefangenen  hat  sich  unverhältnismäfsig  stark  gesteigert,  dooh 
ist  das  nicht  so  schwerwiegend , da  sieh  diese  Vermehrung  nur  auf  die 
kleinen  Gefängnisse  bezieht,  nicht  auf  die  Zuohthäuser.  Die  Vermehrung 
der  Armen  in  den  Armenhäusern  ist  nur  um  etwa  10  °/0 , also  nur  halb 
so  stark  wie  die  Bevölkerung  gestiegen.  Die  Statistik  der  nicht  in  Armen- 
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häusern  befindlichen  Armen  ist  gern  ungenau,  da  die  Hentallung  derselben 
mit  zu  grofsen  Schwierigkeiten  verbunden  ist. 

I1L  Unterrichte-  und  Kirehenstatistik.  Auf  diesem  Gebiet 
bewährte  sich  die  neue  Methode  ganz  besonders.  Die  Unterriohtsstatistik  der 
Zahlung  von  1880  war  fast  ganz  wertlos  und  nur  einiges  davon  ist  über- 
haupt gedruckt  worden;  noch  weniger  brachte  man  eine,  nur  einiger- 
mafsen  gute,  Kirchenstatistik  zustande.  Und  doeh  haben  gerade  diese 
beiden  Gegenstände  so  grofses  Interesse  für  die  Bewohner  der  Vereinigten 
Staaten.  Die  an  die  Lehrer  gestellten  Fragen  wurden  in  engem  Grenzen 
gehalten,  und  mit  Hülfe  der  Presse  das  Interesse  derselben  dafür  angeregt, 
so  dafs  ein  ganz  gutes  Resultat  in  der  Unterrichtsstatistik  erzielt  wurde.  Die 
Zahl  der  Schüler  in  den  Gemeindeschulen , die  meist  freien  Unterrioht 
haben,  belief  sieh  auf  über  12  500  000;  und  die  Gesamtzahl  der  Schäler 
in  den  Gemeinde-  und  Privatschulen  auf  14  2&0  000. 

Die  Kirchenstatistik  wurde,  der  geringeren  Kosten  halber,  hauptsäch- 
lich von  den  Beamten  der  verschiedenen  Kirchensprengel,  zum  Teil  aber 
auch  von  den  Pastoren  selbst  zusammengestellt.  Sie  geben  die  Zahl  der 
Kirohenkommunikanten  von  etwa  130  „Denominations“  und  deren  Unter- 
abteilungen an. 

IV.  E i n sc  hat  zu  n g s erge  b n i s,  Besteuerung,  öffentliche 
Ausgaben  und  Verschuldung.  Das  ist  der  Teil,  welchen  Mr.  Porter 
1880  unter  sich  hatte.  Das  Ziel  dieser  Arbeit  war  1890  kein  wesentlich  anderer. 
In  diesem  Jahre  erfuhr  man  die  offiziellen  Einzelheiten  der  Schulden  von 
81  fremden  Staaten,  während  man  1880  aus  unoffiziellen  Quellen  nur  die 
Schulden  von  27  erfuhr.  Auoh  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Staaten 
und  Bezirke,  sowohl  wie  der  Städte  mit  mehr  als  4000  Einwohnern  and 
aller  Schulbezirke,  sind  angegeben.  Von  grofser  Bedeutung  ist  auch  die 
Auskunft  Uber  die  Wertangabe  und  Steuer  jeder  Stadt  mit  über  1000  Ein- 
wohnern. 

V.  Farms,  Wohnungen  und  Hypotheken.  Der  Versuch,  die 
Hypotheken  Verschuldung  der  Privatpersonen  und  privater  Gesellschaften  aus- 
findig zu  machen,  war  ein  Fortschritt  dieser  Zählung.  Die  alten  Statistiker 
nahmen  ihn  sehr  skeptisch  auf,  die  Bevölkerung  mit  entschiedener  Ab- 
neigung. Eine  Zeitlang  wurde  dadurch  der  ganze  Erfolg  der  Zählung  in 
Frage  gestellt.  Einige  Zeitungen  sprachen  von  öffentlichem  Widerstande 
gegen  solche  Fragen.  Glücklicherweise  waren  diese  Fragen  nicht  in  den 
öffentlichen  Volkszählungskarten  aufgeführt , so  dafs  die  weit  verbreitete 
Auflehnung  dieser  wichtigen  Statistik  nichts  anhaben  konnte.  Die  Be- 
antwortung der  Fragen  in  betreff  der  Hypotheken  waren  zunächst  unvoll- 
ständig und  unbefriedigend.  Indes  liefs  sich  das  Zählungsamt  nicht  ein- 
schüchtern, sondern  setzte  ein  Cirkular  in  Umlauf,  welohes  bekannt  machte, 
dafs,  im  Fall  eine  Antwort  ausbliebe,  das  Eigentum  des  nicht  Antwor- 
tenden als  hypothekarisch  belastet,  betrachtet  werden  würde,  was  einen 
guten  Erfolg  hatte.  Man  benutzte  dazu  auch  die  öffentlichen  Register  der 
Hypothekenämter.  2500  besondere  Agenten  und  Sekretäre  wurden  ange- 
stellt, um  Auszüge  aus  dem  Hypothekenregister  über  die  Eintragungen  der 
letzten  zehn  Jahre  zu  machen  und  so  sind  jetzt  in  der  Hand  des  Zäh- 
iungsamts  zu  Washington  über  9 Mill.  Hypothekenangaben.  Mit  der  er- 
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deutlichsten  Sorgfalt  wurde  das  Material  bearbeitet,  so  dafs  die  Besultate 
selbst  kritische  Statistiker  in  Staunen  setzten.  Ich  brauche  nioht  zu  sagen, 
wie  ungeheuer  wichtig  diese  Ergebnisse  (Material)  zur  Lösung  der  schwie- 
rigen Fragen  Uber  die  Belastung  mit  Schulden,  der  Wucher  und  die  Höhe 
des  Zinses  überhanpt  sind,  und  was  für  grofses  volkswirtschaftliches  In- 
teresse sie  beanspruchen  können. 

VL  Landwirtschaft  Dieser  Teil  behandelt  die  Bewässerung, 
die  verschiedenen  Ernten,  den  Viehstand  auf  den  Farins  und  außerhalb 
derselben,  den  Gartenbau,  die  Gemüse-,  Blumen-  und  Samenkultur,  die 
Weinkultur  etc.  Die  gestellte  Aufgabe  ist  im  allgemeinen  dieselbe  wie 
1880.  Nur  ist  die  Behandlung  des  Gartenbaues,  des  Weinbaues,  der  Be- 
wässerung und  der  Zuckerproduktion.  Von  aufserordentliohem  Interesse 
wird  der  über  300  Seiten  umfassende  Abschnitt  über  die  Bewässerung  der 
trockenen  Staaten  und  Territorien  sein.  Die  Zahl  der  Fragen,  betreffend 
den  Anbau  von  Früchten  ist  in  den  letzten  10  Jahren  von  7 auf  SO  ge- 
stiegen, sie  nehmen  auf  den  Farmzetteln  einen  wichtigen  Platz  ein. 

V1L  Fabriken  und  deren  Produkte.  Allgemeine  Statistik 
derselben,  besondere  Industrien  und  Fabriken  gröfsereT  Städte  etc.  Ab- 
handlungen über  die  Verwertung  des  Bauholzes , über  Schlächterei  und 
Fleischverpackung,  elektrische  Industrie  etc.  Um  diesen  Teil  mögliehst 
gut  und  vollkommen  zustande  zu  bringen , mufste  man  mit  der  gröfsten 
Sorgfalt  Vorgehen.  Der  Vorsteher  dieser  Abteilung  besuohte,  etwa  ein  Jahr 
Tor  der  Zählung,  die  betriebsamsten  Städte  und  sprach  mit  den  Haupt- 
fabrikanten.  Eine  grofse  Anzahl  besonderer  Agenten  und  Fachmänner 
wurde  mit  dieser  Arbeit  beauftragt,  und  die  Besultate  sind  sehr  befrie- 
digend. Sie  giebt  nicht  nur  im  allgemeinen  Auskunft  wie  es  1880  der 
Fall  war,  sondern  bringt  auch  den  Betrag  des  geborgten  und  Kredilkapi- 
tsls.  Man  machte  nämlich  zwei  Bubriken  für  die  „Produktiven“  und  die  „Un- 
produktiven“, aufserdem  richtete  man  eine  Tafel  ein,  auf  welcher  die  Zahl 
der  Arbeiter  und  deren  verschiedene  Löhne  verzeichnet  waren.  Einige 
Sachverständige  gaben  noch  besondere  Berichte  über  16  verschiedene  In- 
dustrien heraus. 

VILL  Die  Bergwerke  und  daB  Minenwesen  umfafst  die 
edlen  Metalle  und  Steine,  Mineralbetriebe  und  Wasser,  Eisen,  Steinkohlen, 
Kupfer,  Aluminium  und  die  andern  Metalle.  Ein  grofser  Quartband  von 
1200  Seilen  mit  Abbildungen , Karten  eto.  spricht  für  die  Arbeit  dieser 
Abteilung.  Dieser  Band  enthält  neben  dem  üblichen  statistischen  Material 
noch  lö  besondere  Betrachtungen  von  Specialisten  über  eine  gleiohe  Zahl 
verschiedener  Metalle. 

IX.  Iu  dem  Band  über  Fische  und  Fischerei  findet  man  vor 
allem  die  Statistik  von  Fischereien  mit  einer  Einteilung  in  geographische 
und  naturwissenschaftliche. 

Der  Plan  ist,  15  Berichte  über  solche  Fragen  heraus  zu  geben,  wie 
„die  Fischerei  der  Pacificküste“,  „die  Fischerei  der  grofsen  Landseen",  „die 
Karpfenkultur  in  verschiedenen  Landesteileu“  etc.  Die  Fischkommission 
der  Vereinigten  Staaten  trug  viel  zur  Erleichterung  dieser  Arbeit  bei. 

X.  Transportunternehmungen.  Hier  handelt  es  sich  um  die 
Statistik  des  Eisenbahn-,  des  Binnen-See-,  Ooeans-,  Flufs-  und  Kanal- 
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transports.  Dr.  H.  C.  Adame,  ein  wohlbekannter  Volkswirt,  Professor 
an  der  Universität  zu  Michigan , welcher  mit  dieser  Arbeit  betrant  war, 
brachte  zum  erstenmal  such  eine  Statistik  der  Strafsenbahnen  und  privaten 
Packetgesellachaften,  welohe  sehr  interessante  Ergebnisse  lieferte. 

Teil  XI  behandelt  das  Ver  ai  oherun  g s w e ae  n;  Teil  XII  die  In- 
dianerstatistik und  Teil  XIII  die  Statistik  von  Alaska.  Diese  Teile 
sind  weder  neu  noch  lieferten  sie  erhebliche  Ergebnisse;  es  hat  daher 
keinen,  Wert  sie  hier  noch  besonders  zu  besprechen. 

Der  XIV.  Teil  giebt  ausführlich  Auskunft  Uber  die  alten  Sol- 
daten des  Bürgerkrieges,  deren  Witwen  und  Kinder.  Wenn  dieser 
Teil,  nach  Einwilligung  des  Kongresses,  gedruckt  sein  wird,  so  wird  er 
gewifa  7 Quartbände  von  je  tausend  Seiten  umfassen  und  eigentlich  nur 
solche  interessieren,  die  Anspruch  auf  Pension  erheben. 

Teil  XV  endlich  wird  einen  statistischen  Atlas,  in  welchem 
viel  wertvolles,  statistisches  Material  aufgespeichert  ist,  enthalten.  Die 
Herausgabe  desselben  ist  aber  noch  nicht  vom  Komgrefs  genehmigt  worden. 

Die  Gesamtkosten  dieser  ungeheuren  Arbeit  werden  sich  ohne  die 
Druokkosten  auf  7 Millionen  Dollars  belaufen,  das  sind  11  d.  per  Kopf, 
während  es  1880  10  d.  per  oapita  der  Bevölkerung  waren.  Ana  dieser 
Beschreibung  wird  man  ersehen  können,  was  die  zehnjährige,  amerikanische 
Zählung  für  ein  kolossales  Unternehmen  ist,  und  dafs  viele  hier  in  Be- 
tracht gezogenen  Fragen  den  europäischen  Zählungen  ganz  unbekannt  sind. 
Sie  ist  unsere  wichtigste,  statistische  Arbeit  und  fast  die  einzige  unserer 
Centralregierung.  Zwar  ist  unser  statistisches  System  nioht  so  entwickelt 
wie  das  europäische,  aber  die  Bemühungen  der  amerikanischen  Zählnng, 
möglichst  ausführlich  über  neue  und  schwierige  Fragen  Auskunft  zu  geben, 
sind  nicht  ohne  Ergebnis  geblieben. 

Unsere  Volkszählung  ist  nicht  nur  eine  Feststellung  der  Bevölkerungs- 
zahl, sondern  eine  statistische  Untersuchung  der  Thätigkeit  des  ganzen 
Volkes. 

Nach  Absohlufs  der  Resultate  löst  sich  das  Zählungsamt  bald  wieder 
ganz  auf.  Mr.  Porter  allerdings  sucht  vor  Beendigung  seiner  Arbeit  die 
Schattenseiten  unseres  Systems  hervorzuheben,  indem  er  meint,  ein  uner- 
fahrener Mann  aus  irgend  einem  Beruf  herausgegriffen,  um  das  Leben  von 
36  Millionen  Menschen  festzustellen,  könne  diese  Arbeit  nicht  ohne  Fehler 
und  Irrtümer  zustande  bringen.  Darum  tritt  Mr.  Porter  sehr  entschieden 
für  ein  dauerndes  Zählungsbureau  ein,  und  glaubt,  dafs  die  Resultate  da- 
durch bedeutend  verbessert  und  die  Kosten  vermindert  werden  würden. 
Er  hat  auoh  bei  dem  Senat  der  Vereinigten  Staaten  einen  Gesetzentwurf 
und  einen  Bericht  eingereicht,  in  welchem  er  die  Notwendigkeit  eines 
ständigen  Zählungsbnreaus  aus  einandersetzt  und  jeder,  der  sich  für  die 
Statistik  interessiert,  hofft  die  Bewilligung  dieser  Bill. 
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1.  Geschieht«  der  Wisssnsehaft.  Extcyklop&dischet.  Lehrbücher.  Spezielle 
theoreUeche  ünterznchangen. 

Blodig,  Hermann,  Der  Wucher  und  seine  Gesetzgebung, 
historisch  and  dogmatisch  bearbeitet.  Eine  sozialpolitische  Studie. 
Wien,  Verl.  v.  Alfred  Hölder,  1892.  M.  1.80. 

Verf.  empfiehlt  auf  Grund  seiner  lesenswerten , eingehenden  rechts- 
geschichtlichen, reohtsvergleiohenden  und  volkswirtschaftlichen  Unter- 
suchungen zur  Bekämpfung  des  Wuchers  die  gemeinsame  Arbeit  des 
Staates  nnd  der  Einzelnen,  indem  er  die  repressive  Thätigkeit  der  staat- 
lichen Gesetzgebung,  die  präventive  der  Selbsthilfe  zuweist.  Mag  man 
auch  hinsichtlich  der  gesetzgeberischen  Vorschläge  die  Ansicht  des  Verf. 
nicht  fiberall  teilen , so  wird  man  ihm  doch , wo  er  von  der  Verbreitung 
wirtschaftlicher  Kenntnisse,  von  der  besseren  Organisation  des  Real-  und 
Personalkredits , von  der  Darbietung  zweckmäfsiger  Versioherungsgelegen- 
heiten  als  Vorbeogungsmafsregeln  spricht,  die  Zustimmung  nioht  versagen 
dürfen. 

Posen.  Dr.  jur.  0.  Emminghaus. 

Schullern-Schrattenhofen,  H.  v.,  Die  theoretische  National- 
ökonomie Italiens  in  neuester  Zeit.  Leipzig,  Duncker  und  Humblot,  1891. 
IX  & 214  SS. 

Eine  Besprechung  dieses  Buches  seitens  eines  Italieners  kann  nur 
mit  dem  Ausdruck  der  wärmsten  Dankbarkeit  für  das  umfassende  und 
sorgfältige  Studium  beginnen,  das  der  Verfasser  den  Schriften  seiner  Lands- 
leute gewidmet  hat.  Die  in  deutscher  Sprache  verfafsten  Bücher  über 
nationalökonomische  Gegenstände  sind  jetzt  so  in  der  ganzen  Welt  verbreitet, 
dafs  das  vorliegende  Buch  unzweifelhaft  dazu  beitragen  wird,  die  National- 
ökonomen der  Kulturvölker  mit  der  italienischen  Litteratur  vertraut  zu  maohen, 
oder  doch  wenigstens  sie  anzuregen,  dieselbe  besser  als  bisher  zu  prüfen. 

Der  Verfasser  hat  sich  zur  Aufgabe  gestellt,  nur  die  theoretische 
Nationalökonomie  Italiens  systematisch  darzustellen:  daher  bleiben  die 
Volkswirtschaftspolitik  und  die  Finanzwissenschaft  ausgeschlossen.  Wie 
hat  er  nun  in  jenen  Grenzen  seine  Aufgabe  gelöst?  Wir  können  sagen: 
in  sehr  befriedigender  Weise.  Er  zeigt  eine  ganz  ausgezeichnete  Kennt- 
nis der  italienischen  nationalökonomischen  Litteratur,  was  umsomehr  zu 
bewundern  ist,  als  die  nicht  gerade  günstigen  Zustände  des  italienischen 
Büchermarktes  die  Auffindung  der  Publikationen  sehr  erschweren,  und 
viele  wichtige  Abhandlungen  in  Zeitschriften  verschiedenster  Art  und  in 
Broschüren  zerstreut  sind.  Man  kann  allerdings  viele  Lücken  nachweisen, 
und  diese  wurden  von  italienischen  Besprechern  mehrfach  hervorgehoben; 
aber  zum  Teil  sind  sie  den  genannten  Umständen  zuzureohnen,  zum  Teil 
der  Absicht  des  Verfassers,  uur  die  neueren  Studien  zu  berücksichtigen. 
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Ein  schwerer  Mangel  liegt  nur  in  der  Darstellungsweise.  Oer  Verfasser 
hat  die  Theorien  der  verschiedenen  Autoren  nach  der  gewöhnlichen  Sy- 
stematik der  Lehrbücher  verteilt:  und  man  kann  ganz  genau  sein  Buch 
als  ein  aus  italienischen  Schriften  geschöpftes  System  der  Nationalökonomie 
bezeichnen.  Das  hatte  drei  mifslicbe  Folgen.  Er  mufste  zuerst  über  den- 
selben Punkt  die  unreifen  Begriffe  von  Jünglingen  und  die  gediegenen 
Ideen  von  Altmeistern , die  oberflächlichen  Plaudereien  von  ganz  mittel- 
massigen  Köpfen  und  die  ernsten  Untersuchungen  von  gewissenhaften 
Gelehrten  vortrageo.  Zweitens  hat  er  die  wissenschaftliche  Entwickelung 
eines  jeden  Verfassers  nicht  verfolgen  können  und  es  macht  einen  sonder- 
baren Eindruck  zu  sehen,  dafs  dieselbe  Bedeutung  den  jngendlichen  Schrif- 
ten, sowie  den  wohldurchdachten  Werken  der  reiferen  Jahre  desselben  Ver- 
fassers beigemessen  wird,  nur  weil  sie  verschiedene  Gegenstände  behandeln 
und  so  in  verschiedenen  Abschnitten  besprochen  werden  mufsten.  Drittens 
bleibt  es  dem  Leser  fast  unmöglich  zu  erkennen , welche  Autoren  einen 
gegründeten  Anspruch  auf  Originalität  haben,  und  welche  fast  cur  die 
Lehren  von  Anderen  (meist  Ausländern)  in  schwatzhaften  Lehrbüchern  oder 
Monographien  abgeklatscht  haben. 

Trotzdem  verdient  das  Buch  auch  wissenschaftlich  volles  Lob.  Es 
ist  ein  gutes  Stück  kritischer  Dogmengeschiohte , ein  verdienstlicher  Ver- 
such in  den  mannigfaltigen  Erscheinungen  des  national  - ökonomischen  Ge- 
dankens eines  jungen  Volkes  die  innere  Einheit  oder  wenigstens  ein  wahr- 
haft wissenschaftliches  Streben  zu  erkennen,  ein  Beweis  der  gewaltigen  Kraft 
der  deutschen  Wissenschaft,  welche  dazu  geholfen  hat,  auf  fremdem  Boden 
eine  reiche  Saat  von  fruchtbaren  und  zum  Teil  originellen  Untersuchungen 
hervorzubringen. 

Padua.  Carlo  F.  Ferraris. 

Warschauer,  Otto  (Professor  der  Staatswissensohaften  an  der 
Technischen  Hochschule  zu  Darmstadt),  Gesohiohte  des  Sozialismus  und 
neueren  Kommunismus.  1.  Abteilung:  Saint-Simon  u.  d.  St.  Simonismus. 
Leipzig,  Gustav  Fook,  1893. 

Der  Verfasser  vorliegenden  Werks  bezeichnet  es  als  Zweck  und  Auf- 
gabe desselben,  in  allgemeinverständlicher  und  möglichst  knapper  Form 
Aufschlufs  über  die  eigentlichen  Ziele,  Theorien  und  Systeme  der  Sozialisten 
und  neueren  Kommunisten  zu  geben  und  ein  Lehr-  und  Lesebuch  für  alle 
diejenigen  zu  werden,  die  sich  mit  der  sozialen  Frage  beschäftigen. 

In  einer  „Einleitung"  giebt  er  zunächst  einige  Erklärungen  der  Be- 
griffe, Sozialismus,  Kommunismus  etc. ; die  wichtigsten  Definitionen  lauten  so: 

„Sozialrevolutionäre  Strömungen  äussern  sioh  io  der  Form  des  So- 
zialismus, Kommunismus  und  Anarchismus.  Das  Wort  „„So- 
zialismus"“ ist  neueren  Ursprungs;  es  entstand  in  der  ersten  Hälft« 
des  19.  Jahrhunderts  und  läfst  sich,  wenn  auch  nioht  absohliefsend,  mit 
dem  Ausdruck  „„Vergesellschaftung"“  verdeutschen.  Das  Wort  „„Kom- 
munismus"" bedeutet  die  staatlioh  geleitete  Gemeinschaft  und  Ver- 
teilung politischer  und  materieller  Güter.  Unter  „„Anarchismus""  ist  die  in 
Gesetzlosigkeit  unbegrenzte  und  durch  vollständige  Vernichtung  jeglicher 
Staats-  und  Kegicrungsgewalt  bedingte  Freiheit  de»  Individuums  zu  verstehen." 

Ueber  den  Unterschied  zwischen  Sozialismus  und  Kommunismus  äufsert 
sich  der  Verf.  folgendermafsen : 
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„Der  Sozialismus  will  den  Erwerb  eines  jeden  erleichtern,  der  Kom- 
munismus den  Besitz  allen  sichern.  Der  Sozialismus  sucht  die  Ursachen, 
der  Kommunismus  die  Wirkungen  der  Kapitalbildungen  zu  ändern.“ 

Die  Entstehung  des  modernen  Soiialismus  ging  nach  Warschauer  fol- 
gendermafsen  ror  sich:  „Die  Differenz  der  Intelligenzen  kapitalisierte  sich, 
immer  erleichterter  wurden  die  Yerkehrsmittel  und  immer  beweglicher, 
international  verwertbarer  und  gesellschaftlich  einfiufsreicher  wurde  das 
Kapital.  Schneller  wie  bisher  bildeten  sich  grofse  individuelle  Vermögen, 
der  Gegensatz  zwischen  Genufa  und  Entbehrung,  Armut  und  Reichtum  machte 
sioh  schroffer  geltend  und  dem  unbefriedigten  Drange  des  persönlichen 
Bedarfs  und  ungestillter  Leidenschaften  entstiegen  ungünstige  Betrachtungen 
aber  die  verschiedenartige  Verwertung  der  einzelnen  menschlichen  Arbeiten.“ 

Wir  haben  mit  Absicht  wörtlich  diese  Stellen,  die  die  hauptsächlichsten 
der  im  ganzen  3 Seitenlangen  Einleitung  bilden,  mitgeteilt;  auch  nur  Ein  Wort 
der  Kritik  zu  solchen  Definitionen  zu  sagen , halten  wir  für  überflüssig. 

Nach  dieser  Einleitung  nun  geht  W.  sofort  zur  Darstellung  der  Lehre 
8t  Simons  über;  nun  kann  man  in  gewisser  Hinsicht  St.  Simon  als  den 
Ausgangspunkt  des  modernen  Sozialismus  bezeichnen,  aber  in  einer  „Ge- 
schichte des  Sozialismus“  hätten  doch  wenigstens  einige  Bemerkungen 
über  die  Vorläufer,  über  Plato,  die  Utopien-Litteratur  und  namentlich  die 
französischen  Sozialisten  von  und  zur  Zeit  der  grofsen  französischen  Re- 
volution gegeben  werden  müssen. 

Was  nun  die  Darstellung  der  Lehre  St.  Simons  und  der  St.  Simo- 
nisten  anlangt,  so  ist  sie  sehr  ausführlich  und  bewegt  sioh  völlig  in  dem 
Geleise  der  bekannten  Werke  von  Lorenz  von  Stein,  Reybaud,  Grün 
u.  a. ; irgend  etwas  Originelles  in  der  Behandlungsweise  ist  nioht  zu 
finden.  Dooh  der  Verf.  giebt  nicht  nur  eine  Darlegung  des  St.  Simonis- 
mus, sondern  er  übt  auch  eine  Kritik,  um  die  Präge  aufzuwerfen  und  zu 
beantworten,  „ob  die  empfohlenen  sozialen  Reformen  praktisch  verwendbar 
sind  und  hei  etwaiger  Durchführung  geeignet  erscheinen  können,  Thränen 
zu  trocknen,  Hunger  zu  stillen  und  die  Welt  zu  bessern“.  So  ausführlich 
der  Verf.  in  der  Darstellung  ist,  so  kurz  ist  er  in  der  Kritik;  dieselbe 
bietet  nichts  Bemerkenswertes,  sucht  auch  meist  gar  nicht  in  die  Tiefe 
der  Probleme  einzudringen. 

Sonach  muls  die  Präge  aufgeworfen  werden,  wem  eigentlich  die  Pu- 
blikation dienen  soll:  der  Wissenschaft  bietet  sie  keine  Ausbeute,  weil  es 
ähnliche  Darstellungen  in  unzähligen  Werken  bereits  giebt;  soll  es  aber 
dem  Zwecke  dienen,  einem  grofsen  Publikum  eine  populäre  Darstellung 
der  sozialistischen  Ideen  zu  bieten,  so  ist  eB  viel  zu  umfangreich  ange- 
legt, wenn  bereite  die  Darstellung  Eines  sozialistischen  Systems  ein 
Buoh  von  über  100  Seiten  erfordert.  — Auch  müfsten  wir  dringend  davor 
warnen,  dem  Laien  ein  Buch  in  die  Hand  zu  geben,  das  solche  Defini- 
tionen wie  die  oben  angeführten  enthält.  Sollte  das  W.’sche  Werk  in 
der  Weise  der  1.  Abteilung  weiter  fortgeführt  werden,  so  können  wir 
ans  davon  weder  für  die  Förderung  der  wissenschaftlichen  Erkenntnisse, 
noch  für  deren  Popularisierung  grofsen  Nutzen  versprechen. 

Halle  a.  8.  Dr.  K.  Die  hl. 

HandwCrterbueb  der  Staatswissensehaften.  Uerausgegeben  von  (Pro ff.  Da) 
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J.  Conrad,  L.  Elster,  W.  Lexis,  E.  Loeuing.  Lieferung  XX  : Grandrente  bis  Handwerk. 
Jena,  G.  Fischer,  18915.  Roy.-8.  Bogen  18 — 24  von  Band  IV.  M.  8. — 

Marx,  Karl,  Das  Elend  der  Philosophie.  Antwort  auf  Proudhon’s  „Philosophie 
des  Elends".  Deutsch  von  E.  Bernstein  und  K.  Kautsky.  Mit  Vorwort  und  Noten  von 
Fr.  Engels.  2.  Aufl.  Stuttgart,  Dieta,  1892.  8.  XXXIV— 188  88.  M.  1,50. 

Roscher,  W.,  Nationalökonomik  des  Handels-  and  Gewerbfleifsez.  Ein  Hand-  und 
Lesebuch  für  Geschäftsmänner  und  Studierende.  6.  Aufl.  Stuttgart,  Cottas  Nachfolger, 
1892  gr.  8.  XII — 880  88.  M.  12. — . (A.  u.  d.  T. : System  der  Volkswirtschaft,  Band  IIL) 
Staatslexikon.  Herausgegeben  im  Aufträge  der  Görresgesellschaft  zur  Pflege 
der  Wissenschaft  im  katholischen  Deutschland  durch  Adolf  Bruder,  (Kustos  der  k.  k. 
Universitätsbibliothek  Innsbruk.)  Heft  18.  Freiburg  i.  B.,  Herder,  1892.  gr.  8.  Bogen 
36 — 40  von  Band  IL  M.  1,50.  (Inhalt:  Gemeindelasten  Gemeindeordnung.  Gesandte 
und  Gesandtschaftsbericht.  Gesellschaft  Geheime  Gesellschaften.  — etc.) 

Wippermann,  Karl,  Deutscher  Geschichtskalender  fUr  1891.  Sachlich  geord- 
nete Zusammenstellung  der  politisch  wichtigsten  Vorgänge  im  ln-  and  Ausland  Band 
II.  Leipaig,  F.  W.  Grunow , 1892.  gr.  8.  XVI— 409  88.  geh.  M.  6.—.  (Aus  dem 
Inhalte : L Das  Deutsche  Reich  und  Preufsen : Soziale  Bestrebungen.  Wirtschaftliche 
Verhältnisse.  Deutsche  Schutzgebiete.  Parteibewegung.  Fürst  Bismarck.  Ueber  die 
Herrscherrechte  im  preußischen  und  deutschen  Verfassungsstaate.  Evangelische  Kirche ; 
katholische  Kirche.  Unterriclitsangelegenheiten.  Die  Parteien  über  Verstimmung  bezüg- 
lich der  allgemeinen  politischen  Lage.  — etc.) 


Colina,  J.  G.  C.  A.  Hippolyte,  L’dconomie  politique,  source  des  revolution»  et 
des  utopies  prdtendues  socialistes.  Tome  VI  et  dernier.  Bruxelles,  A.  Manceauy,  1892.  gr.  iu-8. 

Gräber  (le  R.  P.  de  la  compagnie  de  J4sus),  Auguste  Comte,  foodateur  du  posi- 
tivisme ; sa  vie,  sa  doctriue.  Pr6c4de  d’une  prlface  par  Olld-Laprune  (maitre  de  Con- 
ferences ä l’Ecole  normale),  traduit  de  l’Allemand  par  (l’abbl)  Ph.  Masoyer  (du  clergi 
de  Paris.)  Paris,  P.  Lethielleux,  1892.  in-12.  864  pag.  fr.  3,50. 

Jannet,  Claudio  (prof.  dVconomie  polit.  ä l’Institut  catholique  de  Paris).  Le 
Capital,  la  spdculation  et  la  finance  au  XIX«  sifecle.  Paris,  E.  Pion,  Nourrit  & Cle , 1892. 
gT.  in-8.  VI — 608  pag.  fr.  8. — . (Table  des  matiäres : De  la  formation  des  classes 
riches  et  des  prätendue*  injustices  historiques.  — La  production  capitalistique  dans  l’iu* 
dustrie  et  le  commerce  modernes.  — Le  Capital  mobile  et  le  marchl-  universel  de  l'ar- 
gent.  — La  plus  value  foncifcre  et  les  spdculations  sur  le  sol.  — Les  socidtds  anonymes 
par  actions.  — La  morale  dans  le  commerce  et  l'indnstrie.  — Les  spdculations  commer- 
ciales.  — Les  accaparements  commerciaux  et  les  syndicats  industriels.  — La  bourse  et 
son  röle  dans  l’4conomie  des  sociitös  modernes.  — Les  emprunts  publics  et  la  finance 
internationale.  — Histoire  de  la  finance  au  XVII*  et  au  XVIII«  sifecle.  — La  Constitu- 
tion de  la  haute-banque  et  le  ddveloppement  des  march£s  financiers  au  XIX«  sifede.  — Con- 
clussion  : ce  qu'ü  y a k faire  et  ce  qu'il  ne  faut  pas  faire.  — La  question  monetaire  en  1892.  — ) 

Patten,  Simon,  N.,  Theory  of  dynamic  economic«.  Philadelphia,  1892.  8- 
158  pp.  £ 1 — . (Publications  of  the  University  of  Pennsylvania.  Political  economy 
and  public  lawseries,  volume  V,  N°  2.) 

Pick,  O.  V. , Digest  of  political  economy  and  some  of  ita  applications  to  social 
philosophy.  London,  Swan  Sonnenschein,  1892.  crown-8.  156  pp.  3/. 6. 

Luporini,  C.  (avvocato) , II  principio  etico  e giuridico  in  relazione  all’  economia 
civile  Lucca,  tip.  Landi,  1892.  8.  359  pp.  1.  5,50.  (Indice:  Cenno  sul  xnetodo  pro- 

prio delle  seienze  sociali  in  genere  ed  in  ispecie  dell*  economia  civile  o politica.  — Nesso 
tra  le  dottrine  filosofiche  e le  teorie  sociali-economiche.  — 8intesi  antropologica.  — Legge 
morale.  Legge  giuridica;  stato  e sue  funzioni.  — Ordine  economico  \ influensa  ed  effica- 
cia  del  principio  etico  e giuridico  nella  vita  economica ; relasione  dell’  economia  civile 
coli’  etica  e colla  fllosofia  del  diritto.  — La  cosidetta  lotta  per  l'esistenza  e competizione 
vitale  e le  esagerazioni  ed  esorbitanze  positiviatiche.  — Dottrina  Romagnoslana  delia 
libera  concorrenaa.  — Fnnzione  economica  dello  stato  meglio  chiarita  e determinata  con 
la  scorta  di  G.  D.  Romagnosi.  — ) 

Dorado  y Montero,  P.,  El  positivismo  de  la  ciencla  juridica  y social  italiana. 
Parte  I y II.  Madrid,  Revista  de  Legislaciön,  1892.  4.  pes.  7. — . 

2.  Geschichte  und  Darstellung  der  wirtschaftlichen  Kultur. 
Schwind,  Erm  t Freiherr  von,  Zur  Entstehungsgeschichte 
der  freien  Erbleihen  in  den  Bheingegenden  und  den  Gebieten  der  nord- 
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lieben  deutschen  Kolonisation  des  Mittelalters.  Breslau  1891,  Willi. 
Köbner.  A.  u.  d.  T. : Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Rechta- 
gsschichte, berausgegeben  von  Otto  Gierke,  Heft  85. 

Seit  dem  12.  Jahrhundert  begegnen  wir  in  Deutschland  „freien"  Land- 
leiheverträgen, d.  h.  solohen,  in  welchen  ein  Eigentümer  ein  Stück  Landes 
an  einen  Einzelnen  gegen  einen  für  alle  Zeiten  fest  bestimmten  jährlichen 
Matural-  oder  Geldzins  Uberläfst,  ohne  dafs  dabei  eine  persönliche  Unter- 
ordnung unter  den  Leiheherren  begründet  wird.  Woher  stammen  die- 
selben? Diese  Frage  unternimmt  Schwind  im  ersten  Kapitel  der  vor- 
liegenden Schrift  zu  beantworten.  Er  meint,  dafs  die  freie  Leihe  all- 
mählich aus  der  hofrechtlichen  entstanden,  eine  Umbildung  der  letzteren 
sei,  and  lehnt  andererseits  die  Annahme  eines  Zusammenhanges  mit  den 
alten  Frekarien  ab.  Gegen  diese  Erklärung  hat  sioh  bereits  Emst  Mayer 
(Deutsche  Litteraturzeitung  1892,  Nr.  8)  ausgesprochen,  welcher  die  Ent- 
stehung aus  den  Frekarien  nicht  für  unmöglich  hält.  Dafs  wir  vom 
9. — 11.  Jh.  — hebt  Mayer  jedenfalls  mit  Reoht  hervor  — Prekarien 
wesentlich  an  Vornehme  beurkundet  finden,  kann  nicht  befremden;  denn 
Bechtsgeschäfte  mit  niederen  Leuten  sind  ja  überhaupt  wenige  erhalten. 
Wenn  man  einen  Zusammenhang  mit  der  hofrechtlichen  Leihe  behauptet, 
so  kommt  es  übrigens  darauf  an,  in  welcher  Weise  man  ihn  verstanden 
wissen  will.  Es  giebt  da  verschiedene  Möglichkeiten,  worüber  ich  in 
meinem  „Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung"  8.  98  u.  112  ff.  ge- 
handelt habe.  Schwind  läfat  uns  in  diesem  Funkte  etwas  im  unklaren, 
wie  überhaupt  die  Erörterungen  über  den  Ursprung  der  freien  Leihe- 
formen nicht  umfassend  genug  sind.  Es  fehlt  namentlich  auch  eine  ge- 
nügende Berücksichtigung  der  Frage  der  Gerichtszuständigkeit.  Trotzdem 
bleibt  der  betreffende  Abschnitt  dankenswert,  und  noch  gröfseres  Lob 
verdient  die  Darstellung  der  rechtlichen  Natur  der  freien  Leihe  (der  „dog- 
matische" Teil).  — Aus  begreiflichen  Gründen  bat  Schwind  seine  Unter- 
suchung auf  ein  bestimmtes  Gebiet,  die  Rheingegenden,  beschränkt 

Das  zweite  Kapitel  ist  einem  wesentlich  versohiodenen  Stoffe  ge- 
widmet, nämlioh  den  bäuerlichen  Zinsgütera  der  nördlichen  deutschen 
Kolonisationsgebiete  (nicht  blofs  der  germanisierten  Slavenländer).  loh 
möchte  freilieh  den  Zusammenhang  dieser  Zinsgüter  mit  jenen  freien  Leihe- 
gütern in  den  Rheingegenden  nicht  für  so  gering  halten  wie  Ernst  Mayer, 
indem  m.  E.  die  letzteren  der  Mehrzahl  nach  ihren  Ursprung  auch  dem 
weiteren  Ausbau  des  Landes , d.  h.  eben  der  Kolonisation  verdanken. 
Hinsichtlich  der  Eigentumsfrage  an  den  Kolonistengütern  gelangt  Sohwind 
(ähnlich  wie  Knapp)  zu  dem  Resultat:  „Wir  können  von  keiner  der  drei 
Personen,  die  an  einem  Kolonistengut  möglicherweise  dinglich  berechtigt 
sein  können,  behaupten,  dafs  sie  Eigentümer  in  unserem  Sinne  des  Wortes 
seien."  Gegen  diese  Ansicht  wendet  sioh  W.  v.  Brünneck,  Zur  Gesohichte 
des  Grundeigentums  in  Ost-  und  Westpreufeen , Teil  I (Berlin  1891), 
welcher  auf  seiten  des  Landes-,  resp.  Grundherrn  Eigentum  annimmt. 
Wenn  sich  die  letztere  Auffassung  als  richtig  erweisen  würde,  so  würde 
der  Zusammenhang  der  beiden  von  Schwind  besprochenen  Güterklassen 
sin  noch  gröfserer  sein. 

Münster  L W.  G.  v.  B e 1 o w. 

Hartmans,  L.  M. , Urkunde  einer  römischen  Gsrtnergenossenschaft  vom  Jahre 
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1030.  Mit  Einleitung  und  Erliuternngen.  Freibarg  1/B. , J.  C.  B.  Mohr,  1892.  gr.  4. 
VI— 20  S8.  M.  2,80. 

Henckel,  W.,  Rufslands  wirtschaftliche  Lage  im  Jahre  1891.  Hamburg,  Verlags- 
anstalt  und  Druckerei  A.-G.,  1892.  8.  68  8S.  M.  1,60.  (A.  u.  d.  T. : Deutsche  Zeit* 

und  Streitfragen,  Neue  Folge,  Heft  98.) 

Bordeaux.  Apercu  historique.  Publid  par  Ja  municipalitd  bordelaise.  Tome 
ler.  Bordeaux,  Feret  & fils,  1892.  in-4.  XV — 577  pag.  (Sommaire : Sol.  Population. 

Industrie.  Commerce  Administration.) 

Brau  deSaint-Pol-Lias,  La  Cöte  du  Poivre.  Voyage  k Sumatra.  Poi* 
tiers,  Oudin  & Ci«,  1892.  8 240  pag. 

Cap  us,  (chargd  de  missions  scientifiques  par  le  ministöre  de  rinstruction  publique), 
A travers  le  royaume  de  Tamerlan  (Asie  centrale)  Voyage  dans  la  Siberie  Occidental«, 
le  Turkestan  , la  Boukharie,  aux  bords  de  l’Amou-Daria,  k Khiva  et  dans  TOust-Ourt. 
Paris,  Hennuyer  , 1892.  8.  XVI — 434  pag.  avec  66  gravures  et  2 cartes.  fr.  12.—. 

(Bibliothöque  de  l'explorateur.) 

Ducom,  A.,  La  commune  d'Agen.  Essai  sur  son  histoire  et  son  Organisation,  depuii 
son  origine  jusqu’au  traite  de  Brdtigny.  Agen,  Michel  & Mcdan,  1892.  8 LII — 830  pag. 

Johnston,  R.  M (Government  Statistician  and  Registrar-General  of  Tasmania), 
Tasmanian  offical  record  1892.  IIRd  year  of  issue.  Hobarttown,  W.  Tb.  Strutt  priuted, 
1892.  gr.  in-8.  XVI— 603  pp.  with  map  of  Tasmania  and  numerous  graphical  chsrts. 
(Contents:  General  pbysical  outline.  — History.  — Constitution  and  government.  — 
Crownlands.  — Geology  and  mineral  producta.  — Flora  and  vegetable  producta.  — 
Fauna  and  animal  producta.  — Population.  — Vital  statistics.  — Trade  and  interchange. 

— Accumulation.  — Finance.  — Production : Agriculture  (Crops.  Prices.  Live  stock.) 
Mines  and  quarries.  Trades  and  manufactories.  Value  of  agricultural  and  pastoral  pro- 
duce  1860 — 1890.  — Law,  crime,  and  protection.  — Intellectual  and  social  Provision. 

— Progress  of  Australasia,  etc.) 

Mackintosh,  J.,  The  history  of  civilisation  in  Scotland.  New  edition , partly 
re-written  and  carefully  revised  troughout.  Volume  L London,  A.  Gardner,  1892.  8. 
486  pp.  15/.—. 

Price,  J.,  From  the  Arctic  Ocean  to  the  Yellow  8ea  : The  narrative  of  a journey 
in  1890  and  1891  across  Siberia,  Mongolia,  the  Gobi  desert  and  North  China.  London, 
Low,  1892.  8.  402  pp.  with  142  illustrations  from  sketches  by  the  autbor.  24/. — . 

Ortvay,  Tivadar,  Potsony  viros  törtenete  , I.  Pressburg  , Stampfei,  1892.  8 

(Geschichte  der  8tadt  Prefsburg,  von  Theodor  Ortvay.  Herausgegeben  von  der  I.  Prefs- 
burger  Sparkasse , Band  I : bis  sum  Aussterben  des  Hauses  Arpäd.  884  8S.  mit  37 
Illustrationen,  7 Tafeln  etc.) 

8.  Bevölkerungalehre  und  Bevölkerungspolitik.  Auswanderung  und  Kolonisation 

Calthrop,  G.  (Stiftsdomherr  und  Pr&ses  der  Barbican-Jndenmisaion  tu  London), 
Die  jüdische  Kolonisationsfrage.  Ansprache  gehalten  am  20.  9.  1891  in  der  St  Augu- 
stine’s  Kirche,  Highbury,  London.  Aus  dem  Englischen  übersetat  von  (Pfarrer)  E.  Wag- 
ner. Berlin,  Ackerstrafse  142,  1892.  8.  16  SS.  M.  0,10. 

Taylor,  Hudson,  Die  Chinainlandmission.  Ein  Evangelisationswerk  nach  apo- 
stolischem Vorbild.  Aus  dem  Französischen  Übersetat  von  K.  J.  Wetter  (Prediger  io 
Wyl.)  Bern,  K.  J.  Wyfo,  1891  8.  100  88.  M.  1.—. 


Bertbeau,  Cb.  (conseiller  k la  Cour  d’appel  de  Bourges) , Essai  sur  les  lois  de 
la  population.  Paris,  Mareaq  ainc,  1892.  gr.  In-8.  VIII — 480  pp.  fr.  6. — . (Ouvrage 
couronnee  par  l*Acad£mie  des  Sciences  morales  et  politiques,  concours  Rossi  de  1891. 
Table  des  matäferes:  Importance  et  difficult4s  de  la  question  de  la  population.  Recense- 
ments  officiels  au  XIX  sikcle.  Statistique  et  mouvemeut  de  la  population  en  Europe.  — 
Avantage»  des  petits  Etats,  au  point  de  vue  de  la  population.  — Du  principe  de  population. 
Propositions  de  Malthus,  controverses.  — Influences  naturelles  et  permanentes.  Föcondite  et 
störilitö  physiologiques  des  femmes.  — Influences  accidentelles  et  temporances : disettes; 
famines ; 4pid£mies  ; guerres.  — Influences  des  religions.  — De  la  politique.  De  la  libert4 ; ses 
bienfaiu  et  ses  plrils.  Influence  de  la  Revolution  fran^aise.  — Des  obstacles  k l’accroisse- 
ment  de  la  population,  rdsultant  des  lois.  Les  diverses  lois  sur  le  manage.  — S’il  coo- 
vient,  que  l’Etat  encourage  directement  ou  eutrave  l’accroissement  de  la  population; 
opinions  oppos£es.  Peines  contre  les  cölibataires.  — Assistance  publique  et  priv^e  aux 
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sccsttiteux  et  aux  faibles.  Taxe  des  pauvres.  Protection  de  la  femtne,  des  enfants  aban- 
donnfo,  etc.  — Du  cdlibat.  De  la  contrainte  morale  preconisde  par  Malthus.  Des  cause* 
da  celibat ; ses  cousequeuce* : ddbauche,  iufauticides,  suicides,  etc.  — De  la  limitation 
volonUire  des  naissauces  dans  le  mariage : ses  partisans  et  ses  adversaires.  Du  luxe, 
d«  l’aisance,  de  la  misbre.  — De  la  civilisation;  son  intluence  sor  la  production  et  la 
popalatioD.  — lufluence  de  rindustrie ; bieofaits  et  pdrils  de  la  grande  Industrie.  — De 
l'emigratiou  rurale  en  Europe.  Ses  causes  et  ses  effets  par  rapport  au  mouvemeut  de  la 
popalation.  — Agriculture.  Ddfrichemeut  et  morcellement  du  sol.  Prosperitd,  protection 
de  l’agriculture.  — Importation  d’esclaves ; naturalisation.  De  Immigration  4trangfere;  de 
1t  eolonisation.  — etc.) 

Chailley-Bert,  J. , La  eolonisation  de  l’lndo-Chine.  L’exp4rience  anglaise. 
Paris,  A.  Colin  & C*«,  1892.  in-18  jdsus.  fr.  4. — . (Table : Necessitd  d’dtndier  la  con- 
duite  de  nos  rivaux  en  politique  coloniale.  — Les  Anglais  k Hong-Kong  et  en  Birmanie 
— Comment  on  admiuistre,  comment  on  enrlchit  une  colonie.  — Application  au  Tonkin.) 

Legeay,  F.  , Analyse  des  registres  des  naissances  et  mariages  de  Saint-Nicolas 
arant  1791  (ancienne  paroisse  du  Mans)  etc.  Le  Mans,  impr.  Monnoyer.  1899.  8.  64  pag. 

Popolas  io  ne.  Movimento  dello  stato  civile,  anno  XXIX  (1890.)  Koma,  tipogr. 
Ekeviriana,  1892.  Boy.  in-8.  Lll — 172  pp.  1.  8. — . (Pubblicaaione  dei  Ministern  di 
agricoltura,  industria  e commercio,  Dlrezione  generale  della  statistica  Sotnmario:  Risul- 
tati  generali  del  rnovimento  della  atato  civile  in  ciascun  anno  dal  1872  a]  1890.  C&l- 
calo  della  popolasione  di  ciascuna  provincia  al  31  dicembre  1890.  — Matrimoni : Stato 
civile  degli  sposi.  FeconditA.  Istruzioue  elementare  degli  spoei.  — Nati  (esdusi  i nati- 
morti) : Per  sesso ; per  mesi.  Legittimi  e illegittimi  classificati  per  provincie.  — Nati- 
morti  — FeconditA  della  popolasione.  — Parti  mulüpli.  — Morti  (esclusi  i nati-morti) : 
Per  sesso;  per  stato  civile;  per  etA.  Tavola  mortuaria.  Morti  nei  primi  cJnque  anni  di 
•tA,  diviai  in  legittimi  ed  illegittimi.  Morti  per  mesi.  — Tavole.  — ) 

Kscude,  M.  y L.  Kamon,  Espana  y sus  colonias.  Barcelona,  establ  tip.-edit.  de 
Kiera,  1892.  folio.  pes.  7,50. 

1 Bergbau.  Land-  und  Forstwirtschaft.  Fischereiwesen. 

Sette  gast,  H.,  Erlebtes  und  Erstrebtes.  Berlin  1892.  Putt- 
kammer und  Mühlbreoht.  XII  u.  323  SS. 

ln  diesem  Buche  giebt  der  nunmehr  73-jährige  Verfasser,  der  durch 
eine  lange  ungewöhnlich  erfolgreiche,  in  Proskau,  Waldau  und  Berlin  aus- 
ge&bte  Lehrthätigkeit  sowie  duroh  eine  Reihe  von  bedeutenden,  viel  ge- 
lesenen Werken  sich  in  landwirtschaftlichen  und  verwandten  Kreisen 
einen  hervorragenden  Ruf  erworben  hat,  eine  Darstellung  von  dem,  was 
er  während  der  hinter  ihm  liegenden  Vergangenheit  erlebt  und  erstrebt 
hat  Diese  Vergangenheit  ist  eine,  wenn  auch  nicht  durch  äufsere  Er- 
eignisse besonders  bewegte,  so  dooh  an  innerem  Gehalt  vorzugsweise  reiche 
gewesen.  Sie  weist  zurück  in  die  Zeit,  in  welcher  duroh  A.  Thaer, 
Koppe  u.  a.  die  Landwirtschaftslehre  erst  begründet,  die  Praxis  der 
Landwirtschaft  in  rationelle  Bahnen  geleitet  wurde,  in  welcher  gleichzeitig 
unter  den  hervorragenden  praktischen  Landwirten  eine  ideale  Begeiste- 
rung für  ihren  Beruf  herrschte;  sie  schliefst  mit  der  Gegenwart,  in 
welcher  trotz  allen  während  des  letzten  Jahrhunderts  gemachten  Fort- 
schritten unter  den  Vertretern  der  Landwirtschaft  eine  gedrückte  Stim- 
mung die  Oberhand  gewonnen  hat. 

Im  Jahre  1819  in  OBtpreufsen  geboren,  hat  der  Verf.  schon  im 
Elternhause  und  auf  dem  Gymnasium  die  idealen  Anschauungen  sich  zu 
eigen  gemacht,  denen  er  sein  ganzes  Leben  hindurch  bis  in  sein  Alter 
hinein  treu  geblieben  ist.  Bestärkt  wurde  er  in  denselben  namentlich 
auch  durch  einen  neunjährigen  Aufenthalt  auf  den,  dem  bekannten  Herrn 
von  Fahrenheid  gehörigen  Angerapp’schen  Gütern,  wo  er  zuerst  die 
Dritte  Kol««  üd.  IV  (LIX).  9 
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Landwirtschaft  praktisch  lernte,  dann  all  Verwalter  ansübte  und  in  nahe 
persönliche  Beziehungen  zu  Fahrenheid  und  dessen  Schwiegersohn  Bujack 
trat.  Die  Schilderung  dieser  Zeit  bildet  vielleicht  den  interessantesten 
Abschnitt  des  Buches.  Mit  vielseitiger  Erfuhruog  auf  dem  Gebiete  der 
praktischen  Landwirtschaft  ausgerüstet,  suchte  und  fand  S.  dann  eine 
gründliche  theoretische  Ausbildung  durch  einen  dreijährigen  Besuch  der 
Universität  Berlin  und  der  Akademie  Hohenheim.  Im  Jahre  1847 
folgte  er  einem  Rufe  als  Administrator  und  Lehrer  an  die  neugegründete 
landwirtschaftliche  Akademie  Froskau  in  Schlesien  und  nach  elfjähriger 
Wirksamkeit  daselbst  einem  Rufe  als  Direktor  an  die  in  seiner  Heimat- 
provinz  im  Jahre  1858  erriohtete  Akademie  Waldau.  Hier  ist  es  dem 
Ref.  vergönnt  gewesen , dreiviertel  Jahre  unter  und  neben  S.  als  Ad- 
ministrator und  Lehrer  zu  wirken  und  er  hat  demselben  manche  An- 
regung und  manohen  guten  Rat  zu  danken.  1863  übernahm  S.  das  Direk- 
torat an  der  Akademie  Froskau,  die  er  zu  hoher  Blüte  brachte  und  in 
derselben  erhielt,  bis  die  Anstalt  trotz  ihrer  starken  Frequenz  im  Jahre 
1881  aufgehoben  wurde.  S.  hat  dann  noch  bis  1889  an  der  landwirt- 
schaftlichen Hochschule  in  Berlin  gewirkt,  an  der  er  zweimal  das 
Rektorat  bekleidete  und  sich  darauf,  70-jährig,  in  das  Privatleben  zurück- 
gezogen. 

In  lebhafter,  farbenreicher  Darstellung  entrollt  der  Verl  ein  Bild  von 
seiner  langjährigen  Wirksamkeit  und  von  der  Entwiokelung  der  ver- 
schiedenen Zweige  der  Landwirtschaft,  denen  6ie  vorzugsweise  gewidmet 
war,  worunter  namentlich  die  Tierzucht,  das  landwirtschaftliche 
D n ter  ri  chts- und  das  landwirtschaftliche  Vereinswesen  zu  nennen 
sind.  Dafs  dabei  die  subjektiven  Erfahrungen  und  Anschauungen  des  Verl 
stark  hervortreten,  liegt  in  der  Natur  dee  Buches,  welches  nicht  die  Auf- 
gabe hatte  und  bat,  die  berührten  Gebiete  der  Wissenschaft  wie  des 
Lebens  naoh  allen  Seiten  zu  beleuchten,  sondern  nur  den  Zweck,  den 
Anteil  des  Verf.  an  ihnen  zu  schildern.  Da  dieser  aber  ein  hervor- 
ragender gewesen  ist,  so  wird  das  Buch  für  jeden,  der  sioh  über  die  Ge- 
schichte der  landwirtschaftlichen  Entwiokelung  während  des  letzten  halben 
Jahrhunderts  orientieren  will,  eine  ebenso  anregende  wie  belehrende  Lek- 
türe abgeben. 

Jena.  Dr.  Th.  Frhr.  von  der  Goltz. 

Zürn,  Erich,  (Landwirtschaftalehrer  in  Meilsen),  Die  angebliehe 
soziale  Not  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter.  Antwort  auf  die  Ab- 
handlung: Die  soziale  Not  der  ländlichen  Arbeiter  und  ihre  Abhilfe 
von  Pastor  W.  Quistorp.  Leipzig  1892.  39  8S.  8°. 

Eine  sehr  flott  und  gut  geschriebene  Erwiderung  auf  die  Broschüre 
des  Herrn  Pastor  Quistorp.  Wenn  letzterer  eine  soziale  Notlage  der 
ländlichen  Arbeiter  als  die  Regel  annimmt  und  in  der  Mifsachtung  des 
Arbeiters  durch  den  Arbeitgeber,  in  der  geringen  Löhnung  etc.  die  Ur- 
sachen derselben  erblickt,  wenn  er  meint,  dafs  der  Haokfruchtbau  die 
Arbeitsnot  noch  gesteigert  habe,  so  ist  der  Verf.  dieser  Antwort  als 
praktischer  Landwirt,  der  die  Verhältnisse  aus  eigener  Mitarbeit  kennt, 
gewifs  berechtigt,  energisch  gegen  solche  Verallgemeinerung  zu  prote- 
stieren. 
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Die  gröbere  Erfahrung,  die  richtigere  Erkenntnis,  das  bessere  Ma- 
terial zur  Beweisführung  ist  dabei  auf  seiner  Seite.  Es  ist  außerordent- 
lich erfrischend,  in  der  Fülle  von  Arbeiten,  die  zumeist  aus  unberufener 
Feder  stammend,  pessimistisch  die  Lage  der  Arbeiter  schildern,  auch  ein- 
mal ohne  UebertreibuDg  die  Kehrseite  der  Medaille  beleuchtet  zu  sehen 
und  ztr“  erkennen,  wie  unbegründet  nicht  selten  die  Klagen  sind,  wie 
schwer  auch  die  Arbeitgeber  und  gerade  die  ländlichen  zu  kämpfen  haben, 
gegen  unberechtigte  Ansprüche,  gegen  Zucht  und  Sittenlosigkeit  ihrer 
Untergebenen. 

Marburg.  H.  Paasche. 

Christians,  W.  (Herausgeber  und  Redakteur  des  Deutschen  Oekonomist) , Die 
hypothekarischen  Beleihungsgrundsätze  der  preußischen  Landschaften  und  ähnlicher  Insti- 
tute, sowie  der  preußischen,  deutschen  und  fremdländischen  Hypothekenbanken.  Berlin, 
Verlag  des  „Deutschen  Oekonomist4*,  1890.  8.  XVIII — 170  8S.  M.  1. — . 

Drude,  O.  (Prof.,  Dresden),  Die  Kulturzonen  Sachsens,  beurteilt  nach  der  Länge 
der  Vegetationsperiode.  Vortrag,  gehalten  in  der  ökonomischen  Gesellschaft  im  KR.  Sach- 
sen, Dresden,  am  8 Januar  1882.  Dresden,  G.  Schönfeld,  1892.  8.  22  SS.  mit  Kar* 

tenskizse  der  phänologischen  Stationen.  M.  0,60. 

Fischer,  0 (o.  Prof,  der  Rechte,  Breslau),  Die  preußische  Grundbuchgesetzgebung. 
Textausgabe  mit  Einleitung,  Anmerkungen,  Formularen  etc.  2.  Aufl  Berlin,  J.  Gatten  - 
tag,  1892.  16.  VIII— 186  SS.  M.  1,20. 

Forst-  and  Jtgdkalender  1892.  Jahrgang  XX.  Herausgegeben  von  F.  Judeich 
und  H.  Bebm.  Teil  II.  Berlin,  J.  Springer,  1892.  12.  XII— 708  SS.  (Umfaßt  von 

der  forstlichen  Statistik : Die  forstlichen  Lehranstalten,  Forstvereine,  forstliche  Stiftungen, 
Waldflächen  etc.  der  deutschen  Bundesstaaten  und  Oesterreichs.) 

Handbuch  des  Grundbesitzes  im  Deutschen  Reiche.  Mit  Angabe  sämtlicher  Güter, 
ihrer  Qualität,  ihrer  Größe  und  Kulturart ; ihres  Grundsteuerreinertrages;  ihrer  Besitser, 
Pächter,  Administratoren,  etc.  j der  Industrieiweige ; Post-,  Telegraphen-  und  Eisenbahn- 
stationen; Züchtungen  spezieller  Viehrassen,  Verwertung  des  Viehstandes,  etc.  Nach 
amtlichen  etc.  Quellen  bearbeitet  von  P.  Ellerholz,  E.  Kirstein,  T.  Müller  und  G.  Volger. 
1.  Das  Königreich  Preußen.  Lieferung  6:  Provinz  Schlesien.  2.  verbesserte  Auflage, 
bearbeitet  von  G.  Volger.  Berlin,  Nikolai,  1892  Roy-8  LIV — 704  SS.  M.  12. — . 

Jahrbuch  der  kgl.  preußischen  geologischen  Landesanstalt  und  Bergakademie  zu 
Berlin  für  das  Jahr  1889.  Berlin,  8.  Schropp’sche  Hoflandkartenh&ndlung,  1892.  Roy-8. 
€—376  n 140  S8.  mit  XXVIII  Tafeln  und  Karten.  (Aus  dem  Inhalte:  Das  Grund- 
gebirge des  Spessarts,  von  H.  Bücking  (Strafsburg  i/K.).  — Der  baltische  Höhenrücken 
in  Hinterpommern  and  Westpreufsen,  von  K.  Keilback.  — Die  Solbohrungen  im  Weich- 
bilde der  Stadt  Berlin , von  G.  Berendt.  — Beiträge  zur  geologischen  Kenntnis  des 
nordwestlichen  Oberharzes,  von  W.  Langsdorff.  — etc  ) 

Jahresbericht  des  landwirtschaftlichen  Vereins  für  Rbeinpreußen  an  den  Herrn 
Minister  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  über  die  Veränderungen  und  Fort- 
schritte der  Landwirtschaft  im  Vereinsbesirke  für  das  Jahr  1891.  Bonn,  Druck  von 
C.  Georgi,  1892.  gr.  8.  118 — 21  und  einem  Anhang  von  181  SS  nebst  8 statistischen 

Tabellen  in  groß  qu.-folto.  (Enthält  außer  dem  Bericht : Uebersicht  der  Im  Bereiche 
des  Vereins  bis  Ende  Dezember  1891  errichteten  Bullenstationen  und  Stierhaltungsgenos- 
•enschaften.  — Landwirtschaftliche  Konsumvereine  besw.  Genossenschaften.  — Darlebns- 
kassen vereine  nach  Raiffeisen.  — etc.) 

Jahresbericht  des  Vereins  für  die  bergbaulichen  Interessen  im  Oberbergamts- 
bezirk  Dortmund  für  1891.  Essen,  Druck  von  G.  D.  Baedeker,  1892  4 88  8S. 

v.  Kalkstein,  Th.,  Der  Großgrundbesitz  gegenüber  der  Rentengütergesetzgebung. 
Ein  Beitrag  zur  Parzellierungspraxis.  Posen,  Louis  TUrk,  1892.  gr.  8.  53  SS.  M.  1. — . 

Mare  sch,  H.  (Winterschulleiter,  Pohrlitz,  Mähren),  Das  Molkereiwesen  in  Däne- 
mark und  Schleswig-Holstein.  Auszug  aus  dem  an  das  hohe  k.  k.  Ackerbauministerium 
erstatteten  Reisebericht  Wien,  W.  Frick,  1892.  Roy-8  48  SS  M.  1,20. 

Müller,  E.  (ehemal.  Lehrer  an  der  Landwirtschaftsschale  zu  Samter),  Das  niedere 
landwirtschaftliche  Unterrichtswesen  in  Deutschland  mit  besonderer  Berücksichtigung 
Preußens  Kritische  Betrachtungen  unter  Hinweis  auf  di«  zur  Hebung  des  niederen 
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landwirtschaftlichen  Unterrichts  etwa  einzuschlagenden  Wege.  Leipzig,  H.  Voigt,  189t. 
8.  IV— 100  88.  M 2.—. 

Platzmann,  Erörterungen  über  einige  Fragen  aus  der  Agrar-  und  Sozialpolitik 
des  Deutschen  Reiches  am  Ausgange  des  19.  Jahrhunderts.  Dresden,  6.  Scbönfeld,  1892. 
gr.  8.  38  SS.  M.  0,60.  (Mitteilungen  der  Oekonomischen  Gesellschaft  im  KR.  Sachsen, 
1891—9*.  Nr.  6.) 

Zelter,  (Rechtsanwalt,  Stettin),  Die  statutarischen  Güter-  und  Erbrechte  in  Pom- 
mern Mit  den  noch  gültigen  Texten  bearbeitet.  Band  1 : Das  lübische  Recht  mit  seinen 
Nebenstatuten  und  die  pommersche  Bauerordnung  von  1764.  Stettin,  Dannenberg,  189*. 
gr.  8.  92  SS. 

Degagny,  L.  (membre  de  la  Soei4t4  des  agriculteurs  de  France),  Observation»  sor 
les  pommes  de  terre  k grand  reudement.  Perorme,  impr.  Quentin,  1892  8.  14  pag. 

Eisen,  G.  (Prof,  of  California  Academy  of  Sciences),  The  raisin  industry  A prac- 
tical  treatise  on  the  raisin  grapes,  thetr  bistory,  culture  and  curing.  Sau  Francisco  189*. 
8.  With  piates  and  woodcutz.  $ 8,60. 

Our  farm  of  four  acres:  how  we  mansged  it.  6th  edition.  London,  Routledge, 
189  2 8.  262  pp.  2/.—. 

Sosna,  B.,  Jak  przysporzyc  zieini  i chleba.  Praktyczne  rady  dla  gospodarzy  i 
parobköw.  Warszawa  (Warschau)  w drukarni  J.  Gadomskiego , 1891.  8.  (Ueber  die 

Verbesserung  des  Ackerbodens  zum  Vorteil  der  Brotfrucht.  Praktische  Ratschläge  für 
Landwirte  etc.) 

Gianturco,  E.  (prof.) , Agli  agricoltari  italiani : lettere  (sui  contratti  agrari.) 
Polen  za.  tip.  C.  Spera  k C , 1891.  16.  44  pp. 

Scuole  (le  R.)  pratiche  e speciali  di  agricoltura  nel  triennio  1887 — 88,  1888 — 89, 
1889 — 90.  Roma,  tipogr.  nazionale  di  G.  Bertero , 1892.  gr  in-8.  XXX  — 536  pp. 
1.  4. — . (Pubblicazione  del  Ministero  di  agricoltura,  industria  e commereio,  Direxione 
generale  dell’  agricoltura.  Annali  di  agricoltura,  N°.  190.) 

Molts  er,  J.  P.,  Landbow  en  kapitaalbeleggiug.  Eene  Studie  over  den  privaat- 
rechtelijken  grondslag  van  ons  landbouwbedrijf  Haarlem,  H.  D.  Tjeenk  Williok,  1892. 
gr.  8 16  en  263  bis.  fl.  8,60. 

Heliand,  A,  Norsk  bergret  med  udsigt  over  andre  lande«  bergvaerkslovgivniag. 
Christiania , H.  Aschchoug  & ©•,  1892.  8.  kr.  12. — . (Norwegisches  Bergrecht  im 

Vergleich  mit  der  ausländischen  Berggesetzgebung.) 

5.  Gewerbe  und  Industrie. 

Suchsland,  Carl  (Rechtsanwalt  in  Halle  a.  8.),  Die  nnsiohere 
Rechtslage  der  Zuckerfabriken  in  der  Form  der  Aktiengesellschaften  nach 
der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichtes  und  deren  rechtliche  8icherstellung 
ffir  die  Zukunft  Halle  1891.  25  S8.  8°. 

Die  deutschen  Aktien-Zuckorfabriken  sind  bekanntlich  zum  weitaus 
gröfsten  Teile  begründet  von  den  rübenbauenden  Landwirten  und  mit 
Recht  sieht  man  in  dieser  innigen  Verbindung  der  Interessen  des  Rüben- 
bauers mit  denen  der  Fabrikanten  die  sicherste  Grundlage  für  das  Ge- 
deihen dieses  wichtigen  Industriezweiges.  Deshalb  enthielten  auch  die 
meisten  der  Gesellschaftsstatuten  besondere  Bestimmungen  über  die  Pflieht 
der  Aktionäre,  gewisse  Flächen  mit  Rüben  zu  bebauen  und  deren  Ertrag 
an  die  Fabrik  zu  liefern.  Recht  häufig  wurde  dabei  die  Bezahlung  der 
Rüben  von  den  Erträgen  des  Unternehmens  abhängig  gemacht.  Diese 
Verpflichtung  der  Aktionäre  zur  Rüben lieferung  gegen  ungewissen  Preis 
ist  neuerdings  vielfach  als  mit  dem  Wortlaut  des  Aktiengesetzes  und  mit 
juristischer  Konstruktion  unvereinbar,  angefochten  worden. 

Der  Verf.  bemüht  sich  nun,  den  rechtlichen  Nachweis  zu  führen, 
dafs  die  statutarischen  Verpflichtungen,  als  dem  Willen  der  Kontrahenten 
entsprechend,  aufrecht  zu  erhalten  Bind,  und  dafs  sie  eventuell  unter  den 
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Begriff  der  „gewagten  Verträge“  des  § 627  I,  11  A.  L.  R.  zu  fassen  seien. 
Nur  wo  diese  Rübenlieferungspflicht  ausdrücklich  als  integrierender  Teil 
de«  Gesellsohaftsstatuts  bezeichnet  ist,  wird  man  die  juristische  Konstruktion 
eines  Neben  Vertrages  nicht  zulassen  können.  Wir  halten  diese  Ansioht  für 
rollig  berechtigt  und  hoffen,  dafs  das  Schriftohen  dazu  beitragen  wird,  die 
rolkswirtschaftlich  richtige  Vereinigung  der  Aktionäre  mit  dem  Rübenbau 
für  die  Zukunft  vor  juristischen  Angriffen  sicherzustellen. 

Marburg.  H.  Paaschs. 

Arndt,  H,  Was  thut  das  deutsche  Volk  fltr  Kunst  und  Handwerk?  Berlin, 
Beichen  & Skopnik,  1892.  gr.  8.  26  SS.  M.  0,50. 

Bericht  de*  Bundesrates  an  die  Bundesverwaltung  betreffend  die  Geschäftsführung 
and  die  Rechnung  der  Alkoholverwaltung  pro  1891,  vom  27.  Mai  1892.  (Bern,  1893.) 
143  SS. 

Bericht  über  die  Verhandlungen  des  internationalen  Elektrolechnikerkongresses 
so  Frankfurt  a.  Main  vom  7.  bis  12  September  1891.  Nach  den  stenographischen  Auf- 
Widmungen  heraasgegeben  von  der  Elektrotechnischen  Gesellschaft  an  Frankfurt  a.  Main. 
L Hälfte:  Bericht  über  die  Hauptversammlungen.  Frankfurt  a/M.,  Job.  Alt,  1892. 
B07.-8  XL— 140  SS  Preis  fUr  beide  Hälften  M.  12.-. 

Hasse,  F.  H.  (Civilingeoieur  u Patentanwalt,  Berlin),  Der  ErfindungsschuU. 
Handbuch  für  Industrielle,  Ingenieure,  Techniker  und  Erfinder.  Ratgeber  in  allen,  den 
Erfindungsschutz  betreffenden  Vorkommnissen  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  bei 
deutschen  Erfindungen  wichtigen  Fragen.  Jena,  H.  Costenoble,  1892.  kl.  8-  XII — 
140  SS.  M 2.—  . 

Jacobi,  J.  (Konsulent  der  Bremischen  Gewerbekamroer),  Jahresbericht  der  Bremi- 
schen Gewerbekammer  Uber  ihre  Thätigkeit  in  der  Zeit  von  Anfang  Mai  1891  bis  dabin 

1892  erstattet  an  den  Gewerbekonvent  am  23-  Mai  1892.  Bremen,  Druck  von  A.  Gutbe, 

1892.  8 71  88. 

Jahresbericht  der  Gewerbekammer  für  die  Provinz  Brandenburg  für  das  Jahr 
1890.  o.  O.  (Berlin),  Druck  der  deutschen  Verlags-  u.  Buchdruckerei- A.-G.  König- 

gritser  Str.  41,  1891  g 8.  236  SS.  Nicht  im  Handel. 

Rüfenacht,  R.  (Fürsprecher),  Das  litterarische  und  künstlerische  Urheberrecht  in 
der  Schweiz  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  bestehenden  Staatsverträge.  Preisaufgabe  der 
juristischen  Fakultät  der  Universität  Bern  pro  1891.  Inauguraldissertation  Bern,  K.  J. 
Wyss,  1882-  gr.  8.  IV— 176  8S.  M.  2,40 

Garban,  E.  (agr6g£  de  l'Universitd),  L'eau,  ses  propriet«*s , ses  applicationa  dans 
rindostrie.  Paris,  Lecfene,  Oudin  & Cte,  1892.  gr.  ln-8.  319  pag.  avec  norabr.  gravures 
dans  et  bors  texte. 

Milbaud,  L.  (avocat  ä la  Cour  d’appel  de  Paris),  Des  brevets  d'invention  dans 
les  rapports  intematiunaux.  Paris,  Larose  & Force),  1892.  gr.  in-8.  fr.  6. — . 

Picard,  A (inspeeteur  gdndral  des  ponts  «t  chaussees),  Exposition  universelle 
internationale  de  1889,  ä Paris.  Rapport  gdndral.  Tome  VI:  Paris,  imprim.  nationale. 
1892.  gr.  in-8  632  pag.  (Publication  du  Ministers  du  commerce,  de  l'industria  et  des 
colonies.  Sommaire:  Les  Industries  extractives.  — Les  prodnits  bruts  et  ouvrds.  — 
L'ootillage  et  les  procddds  des  Industries  mdcaniques  (groupes  5 et  6 de  l'Exposition 
naiver»,  de  1889.) 

Lowe,  Cb.,  Four  national  exhibitions  in  London  and  their  organiser.  London, 
T.  Fisher  Unwin,  1892.  crown-8.  550  pp.  7/.6. 

Report,  VIRth  and  IXth,  Gf  the  Comptroller  General  of  patents,  designs.  and 
trade  marks,  with  appendices  for  the  years  1890—91.  LondoD,  printed  by  Darling  & Son, 
1391 — 92.  Folio.  45  and  18  pp.  (Parliam.  paper  by  command,  publication  of  the 
Patent  Office.) 

Nicholson,  J.  S.,  The  effects  of  machinery  on  wages.  New  and  revised  edition. 
London,  Swan  Sonnenschein,  1892.  crown-8.  140  pp.  2/.6. 

Calle  ja,  E.  y L.  M.  de  Larra,  La  propiedad  industrial.  Madrid,  Roinero 
1892  4.  pes.  3,60. 
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6.  Hendel  und  Verkehr. 

Unsere  8 1 eats  e ise  n ba  h n en,  wie  «ie  sind  und  wie  sie 
sein  sollen.  Offenes  Wort  eines  alten  Praktikers.  8®.  IV  u.  34  8S. 
Berlin,  1882,  Puttkammer  & Mühlbrecht. 

Die  Kritik,  die  in  dieser  Schrift  von  einem  ,, grundsätzlichen  An- 
hänger des  Staatseisenbahnsystems“  an  den  preufsischeo  Staatseisenbahnen 
geübt  wird,  ist  ein  bemerkenswertes  Symptom  des  Gefühls  der  Enttäuschung, 
das  in  weiten  Kreisen  infolge  des  zunehmenden  Bureaukratismus  der 
preufsischen  Staatsbahnverwaltung  entstanden  ist.  Bei  den  Handel-  und 
Gewerbetreibenden  trifft  man  sehr  häufig  die  Auffassung,  dafs  unsere 
Staatsbahnen  das  nioht  geleistet  haben,  was  man  s.  Z.  hei  der  Verstaat- 
lichung glaubte  erwarten  zu  dürfen.  Der  Verf.  sucht  den  Grund  hierfür 
aufzudecken  und  findet  ihn  in  der  „Oberherrschaft  des  juristischen  Ele- 
ments, welches  die  zu  allseitigem  Fortsohreiten  nötige  praktische  Sach- 
kenntnis nicht  besitzt  und  eine  sachverständige  einheitliche  Leitung  der 
einzelnen  Dienstzweige  ausschliefst“,  sowie  in  der  „ungenügenden  Ent- 
wickelung der  Betriebstechnik“,  die  auf  die  Berufung  von  Bautechnikern 
zur  speciellen  Leitung  des  Betriebes  zurückzuführen  ist.  Die  Nachweise, 
die  der  Verf.  im  einzelnen  hierfür  beibringt,  werden  vielleicht  von  be- 
teiligter Seite  angefochten  werden.  Das  Endergebnis  seiner  kritischen 
Darlegungen  erscheint  aber  als  zutreffend.  Als  Heilmittel  schlagt  der 
Verf.  ein  neues  Verfahren  für  die  Ausbildung  der  betriebsleitenden  Be- 
amten vor  und  entwirft  weiter  Grundzüge  zu  einer  neuen  Organisation, 
die  überall  das  sachkundige  Element  in  den  Vordergrund  stellt  und  mit 
der  entsprechenden  Machtvollkommenheit  und  Verantwortlichkeit  aus- 
stattet. Ueber  die  Einzelheiten  wird  sich  auch  bei  diesen  Vorschlägen 
streiten  lassen,  die  Grundgedanken  aber  sind  zu  billigen.  Mit  Recht 
warnt  der  Verf.  dringend  davor,  den  jetzigen  Weg  beizubehalten.  Wenn 
er  dabei  wiederholt  die  Besorgnis  ausspricht,  dafs  ohne  gründliche  Re- 
formen der  Weiterbestand  des  Staatabahnwesens  ernstlich  gefährdet  werden 
würde,  so  drückt  er  damit  nur  das  aus,  was  viele,  selbst  ehrliche  An- 
hänger des  Staatsbahnsystems  fühlen.  Eine  gründliche  Prüfung  der  — 
übrigens  in  der  Form  sehr  ruhig  gehaltenen  — Darlegungen  der  Schrift 
kann  nur  dringend  empfohlen  werden ; denn  sie  verlieren  dadurch  nicht 
an  innerer  Berechtigung,  dafs  der  Verf.  sich  in  den  Mantel  der  Anony- 
mität hüllt. 

Köln.  B.  van  der  ßorght. 

Ulrich,  Franz,  Geh.  Regierungsrat  und  Vortragender  Rat  im  Mi- 
nisterium für  öffentl.  Arbeiten.  Personentarifreform  und  Zonentarif.  Berlin, 
J.  Springer,  1892.  157  SS. 

Hirsch,  Benjamin,  Mitglied  der  Handelskammer  zu  Halberstadt, 
Vorschläge  zu  einer  Personen-Tarif-Reform.  Halberstadt , Meyer’s  Buch- 
druckerei, 189  1.  46  88. 

Lehr,  Julius,  Prof,  an  der  Universität  zu  München,  Die  Berechti- 
gung des  Zonen-Tarifs  im  Personen-  und  Güterverkehr.  München  1891. 
Litterarisches  Institut  von  Dr  M.  Huttier.  48  SS. 

Der  Zonentarif  und  dessen  Resultate.  Herausgegeben  von 
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der  Direktion  der  Kgl.  Ungar.  Staatebahnen.  Budapest,  Pester  Buchdruekerei- 
Aktien-Geseilschaft,  1892.  89  8S. 

Die  Personentarife  der  Eisenbahnen  haben  in  mehreren  Ländern  im 
Laufe  der  Zeit  eine  so  bunte  Gestaltung  angenommen,  dafs  die  laut  gewor- 
denen Wünsche  nach  einer  Reform  nicht  unberechtigt  erschienen  und  auch 
an  mafsgebenden  Stellen  bereits  Gehör  gefunden  haben.  Die  erstrebten 
Verbesserungen  entsprechen  teils  dem  Interesse  des  reisenden  Publikums, 
teils  demjenigen  der  Verwaltung.  Das  erstere  verlangt  vor  allem  Billig- 
keit, die  letztere  Einfachheit  und  Kostenersparung.  Die  Gesamtheit  aller 
verschiedenen  Wünsche  hat  sich  in  der  neueren  Zeit  infolge  einer  rege 
betriebenen  Agitation  und  der  bekannten  1889  in  Ungarn  durchgeführten 
Neuerung  in  dem  Schlagworte  „Zonentarif1  verkörpert.  Die  Auffassungen 
über  den  Begriff  „Zonentarif  sind  allerdings  sehr  verschieden.  Einig  ist 
man  im  wesentlichen  nur  darin,  dafs  derselbe  einen  Tarif  mit  sehr  nie- 
drigen Fahrpreisen  darstelle,  welcher  insbesondere  die  Reisen  auf  grofse 
Entfernungen  verbillige  und  infolgedessen  eine  hohe  Steigerung  der  Fre- 
quenz bewirke.  Daran,  dafs  Zonentarif  und  Zonentarif  in  der  Wirklichkeit 
zwei  ganz  verschiedene  Dinge  sein  können,  wird  gewöhnlich  nicht  gedaoht. 

Die  Tarifierung  kann,  soweit  nur  die  Entfernung  in  Betracht  kommt, 
in  ganz  verschiedener  Weise  ausgeführt  werden.  Man  kann  den  Tarif- 
satz mit  der  Entfernung  wachsen  und  sinken  lassen  und  zwar  können 
die  Aenderungen  in  der  mannigfaltigsten  Art  statthaben.  Praktisch  sind 
nur  der  konstante  und  der  mit  zunehmender  Entfernung  sinkende  Tarif- 
satz von  Bedeutung.  Theoretisch  kann  man  wohl  den  ganzen  Fahrpreis 
mit  der  Entfernung  und  proportional  derselben  wachsen  lassen,  so  dafs 
der  Einheitssatz  stets  sich  gleich  bliebe.  In  der  Wirklichkeit  ist  aber  eine 
derartige  TarifieruDg  unmöglich.  Wir  können  nioht  mit  unendlich  kleinen, 
sondern  nur  mit  endlichen  Gröfsen  rechnen  und  zwar  sind  unsere  Ein- 
heiten (10  Pfennig,  Kilometer,  Meile)  schon  ziemlich  grofs.  Denken  wir 
ans  vom  Ausgangspunkte  aus  Radien  gezogen,  welche  je  um  eine  Entfer- 
nungseinheit  verschieden  sind,  so  bilden  die  mit  Hilfe  dieser  Radien  ge- 
zogenen konzentrischen  Kreise  Zonen.  Solche  Zonen  hat  man  von  jeher  im 
Eisenbahntarifwesen  gekannt,  ohne  dafs  man  jedoch  von  einem  Zonentarif 
gesprochen  hat  Werden  die  Entfernungseinheiten  genügend  grofs  gewählt, 
so  werden  vielfach  mehrere  Stationen  einer  Linie  in  eine  Zone  fallen. 
Von  da  ab  entsteht  der  übliche  Begriff  der  Zone. 

Die  Tarifierung  kann  nun  auch  für  die  Zone  eine  sehr  verschiedenartige 
sein.  Zunächst  kann  die  Zone  nur  eine  Rechnungsgrundluge  bilden,  um  in 
einfacher  Weise  ein  progressives  Steigen  oder  Sinken  des  Tarifsatzes  durch- 
zuführen. Man  kann  für  jede  Zone  einen  besonderen  Einheitssatz  derart 
bestimmen,  dafs  der  Fahrpreis  für  die  einzelnen  Stationen  derselben  pro- 
portional mit  der  Entfernung  sich  ändert,  während  er  von  Zone  zu  Zone 
in  einem  anderen  Verhältnis  zu-  oder  abnimmt  Dabei  kann  die  Breite 
der  Zone  die  gleiche  bleiben  oder  auch  mit  wachsender  Entfernung  sich 
vergröfaern.  Dann  kann  der  Fahrpreis  für  alle  Stationen  ein  und  der- 
selben Zone  der  gleiche  sein  und  dabei  je  mit  der  mittleren  Entfernung 
der  Zonen  in  gleichem  Mafse  wie  diese  wachsen  oder  auch  mit  wachsender 
Entfernung  relativ  sinken.  Ist  in  diesem  Falle  der  Transportpreis  bis 
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zur  grölsten  Entfernung  sehr  hoch,  so  kenn  mau  nicht  umhin,  kleine  Ein- 
heiten zu  wählen,  weil  sonst  der  Unterschied  in  den  Fahrpreisen  für  dies- 
seits und  jenseits  der  Grenzen  je  einer  Zone  gelegene  Stationen  zu  hoch 
würde.  Je  niedriger  jener  Preis,  um  so  breiter  kann  und  mufs  auch  die 
Zone  sein.  Ineofurn,  aber  auch  nur  insofern  stehen  allerdings  die  Begriffe 
Zonentarif  und  Billigkeit  miteinander  im  Zusammenhang. 

Welche  dieser  verschiedenen  Arten  der  Tarifieruug  nun  die  beste  sei, 
lüfst  sich  nicht  von  vornherein  sagen.  Dies  hängt  ganz  und  gar  von  der 
Gestaltung  des  Verkehrs,  sowie  davou  ab,  welchen  Eiuflufa  eine  Aende- 
rung  der  Tarifhöhe  auf  die  verschiedenen  Arten  des  Verkehrs  ausübt. 
Bei  Briefen  wirkt  eine  Ermäfsigung  des  Beförderungspreises  gans  anders 
wie  bei  Waren  und  Personen,  beim  Nachbarverkehr  und  für  die  III.  Klasse 
anders  als  beim  Fernverkehr  und  für  die  I.  Klasse.  Nicht  zn  bestreiten 
ist  dagegen  der  bekannte  Satz,  dafs  im  allgemeinen  mit  Erniedrigung  des 
Preises  die  Frequenz  zunimmt.  Damit  können  die  Gesamteinnahmen  sich 
erhöhen,  bis  sie  schliefslich  ein  Maximum  erreichen.  Gleichzeitig  steigen 
aber  auoh  die  Kosten  (freilich  nioht  alle  in  gleichem  Mafse);  infolgedessen 
wird  der  finanziell  günstigste  Tarifsatz  stets  höher  sein  als  derjenige,  bei 
welchem  die  Einnahmen  am  gröfaten  sind. 

Ausführungen  der  vorstehenden  Art  brachte  ich  in  einem  am  23.  Jan. 
1891  im  bayer.  Verkehrsbeamten  verein  gehaltenen  Vortrag,  der  auch  im 
vorigen  Jahre  im  Druck  erschienen  ist  In  demselben  wurden  die  Gründe, 
welche  man  für  und  wider  den  Zonentarif  zu  Felde  geführt  hat,  kritisoh 
beleuchtet.  Dabei  habe  ich  insbesondere  auch  eines  Umstandes  gedacht, 
der  nicht  genug  betont  werden  kann.  Es  ist  so  oft  die  Bede  von  den 
Mehrkosten,  welche  durch  Mitnahme  weiterer  Personen  oder  durch  Beförde- 
rung solcher  auf  gröfsere  Entfernungen  entstehen.  Handelte  es  sich  je 
in  den  einzelnen  Fällen  um  die  spekulative  Erwägung,  ob  nooh  ein  Zu- 
wachs an  Frequenz  angezogen  werden  soll,  so  würde  man  freilich  bis  zu 
der  Grenze  gehen  können,  bei  welcher  die  wirklichen  Mehrkosten  eben 
nooh  gedeckt  werden.  In  der  Wirklichkeit  liegt  aber  die  Sache  schon 
deswegen  anders,  weil  die  Preise  für  alle  Reisenden  die  gleichen  sein 
sollen.  Es  könnte  also  nur  die  Rede  sein  von  einer  richtigen  Verteilung 
der  Gesamtkosten  auf  die  Gesamtheit  der  Reisenden.  Einen  besseren 
Mafsstab  als  die  Dauer  der  Benutzung,  bezw.  die  Länge  der  Reise  dürfte 
man  da,  von  sonstigen  hier  zu  übergehenden  Umständen  abgesehen,  kaum 
auffinden  können. 

Zu  den  gleichen  Ergebnissen  wie  ich  gelangt  auch  Ulrich  in  dem 
oben  angeführten  Werkchen.  Unsere  Ausführungen  decken  einander  mehr- 
fach vollständig.  Wir  wenden  uns  beide  gegen  allzuhoch  gespannte  Er- 
wartungen. Ungarn  konnte  eine  starke  Tarifermäfsigung  schon  aus  dem 
Grunde  eher  riskieren , weil  seine  Tarife  recht  hoch  waren  und  ein  Ver- 
gleich mit  anderen  Ländern  zeigte,  dafs  bei  niedrigeren  Fahrpreisen  er- 
freuliche Reinerträge  erzielt  würden.  Die  von  Preufsen  und  Bayern  vor- 
geschlagenen Tarifsätze  sind,  abgesehen  von  Entfernungen  über  240 — 270  km 
meist  niedriger  als  die  jetzigen  ungarischen.  Eine  noch  weitergehende 
starke  Herabsetzung  dürfte,  da  es  sich  in  Deutschland  um  ganz  andere 
Summen  haudelt  als  in  Ungarn,  als  sehr  gewagt  erscheinen. 
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Oie  Arbeit  von  Ulrieh  enthält  mehr  statistisches  Material,  als  in  meiner 
Rede  hätte  gebracht  werden  können.  Auch  bietet  Ulrich  einen  Ueber- 
biick  über  neuere  Tarifreformen  anderer  Länder. 

Hirsch  bespricht  die  vom  prenfs.  Ministerium  1890  angeregte  Beform, 
reiche  bekanntlich  in  vielen  Fällen  Krmäfeigungen,  in  anderen  dagegen 
Erhöhungen  in  Aussicht  stellte.  Den  ungarischen  Zonentarif  bezeichnet 
er  als  unannehmbar,  weil  bei  demselben  der  Einheitssatz  pro  km  mit  der 
Entfernung  wachse  und  so  zu  einer  erheblichen  Verteuerung  der  Reisen 
tof  grofse  Entfernungen  führe.  Diese  aus  einer  fluchtigen  Rechnung 
bervorgegangene  Annahme  ist  jedoch  nicht  zutreffend.  Legen  wir  der 
Vergleichung  je  die  mittleren  Entfernungen  der  einzelnen  Zonen  mit  der 
hier  zulässigen  Unterstellung  zu  Grunde,  dafs  die  Verkehrsdiohtigkeit  in 
gleichem  Mafse  sinke,  wie  die  Entfernung  wächst,  so  Anden  wir,  dafs 
bei  dem  ungarischen  Zonentarif  der  Fahrpreis  proportional  der  Entfernung 
zunimmt,  dafs  also  die  Einheitssätze  für  die  verschiedenen  Zonen  gleich 
hoch  sind.  Allerdings  gilt  dies  nicht  für  die  einzelnen  Fahrten,  insbe- 
sondere auch  nicht  für  den  Verkehr  der  14.  Zone.  Der  Vorschlag  von 
Hirsch  geht  dahin,  den  Tarif  nach  der  Formel  x — ux*  zu  gestalten,  wo 
die  Variabele  x die  Entfernung  und  a eine  konstaute  Grofse  darstellt.  Nun 

srreicht  aber  unsere  Differenz  für  x = — ein  Maximum , um  dann  für 

2 a 

x = — auf  Null  zu  sinken.  Aus  diesem  Grunde  soll  die  Formel  nur  bis  zur 

a 

erstgenannten  Entfernung  hin  in  Anwendung  kommen,  von  da  ab  soll 
der  Tarifsatz  konstant  bleiben,  also  der  Fahrpreis  mit  der  Entfernung  in 
gleichem  Mafse  wie  diese  steigen.  Dann  will  Hirsch  den  Nahverkehr 
besonders  begünstigt  wissen. 

Die  Direktion  der  ungarischen  Bahnen  giebt  in  ihrer  Schrift  eine 
Rechtfertigung  für  die  1889  durchgeführte  Tarifreform.  In  Ungarn  waren 
vor  1889  die  Eisenbahnverhältnisse  nicht  der  besten  Art,  die  Tarife  hoch, 
die  Frequenz  gering,  insbesondere  war  der  Nahverkehr  sehr  ungünstig 
gestellt.  Eine  Reform  war  dringend  geboten  und  zwar  konnte  mit  aller 
Zuversicht  vorausgesagt  werden , dafs  eine  Herabsetzung  der  Tarife  den 
Verkehr  steigern  und  damit  auch  wahrscheinlich  die  Rentabilität  erhöhen 
werde.  Die  ungarische  Regierung  begnügte  sich  aber  nicht  mit  einem 
langsamen  Vorgehen,  sic  ging  vielmehr  kühn  einen  tüchtigen  Schritt  voran. 
Die  Ananziellen  Ergebnisse  waren,  wie  in  der  vorliegenden  Schrift  an  der 
Hand  statistischer  Daten  des  Näheren  dargethan  wird,  sehr  günstig.  Die- 
jenigen Verkehre,  welche  besonders  bevorzugt  worden  sind,  und  zwar  der 
Nahverkehr  und  der  Verkehr  auf  grofse  Entfernungen  (derjenige  der  14. 
Zone)  haben  sich  bedeutend  gehoben,  dann  auch  solche  Verkehre,  wie  der- 
jenige zwischen  Wien  und  Budapest,  von  denen  dies  mit  Zuverlässigkeit 
vorausgesagt  werden  konnte.  Allerdings  ist  damit  nicht  bewiesen,  dafs 
der  eingeführte  Tarif  auch  der  abaolut  beste  sei,  dafs  die  übormäfeig  starke 
Begünstigung  der  sehr  langen  Reisen  wirklich  am  Platze  war  oder  dafs 
in  anderen  Ländern  der  Fernverkehr  und  die  Landeshauptstadt  ebenso 
bevorzugt  werden  müfsten  wie  in  Ungarn.  In  Deutschland  würde  es  nicht 
Ugäogig  sein,  etwa  Berlin  und  München  die  gleiche  Rolle  spielen  zu 
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lassen,  wie  sie  in  Ungarn  den  Städten  Pest  und  Agram  zugedacht  wurde. 
Uebrigens  hat  man  in  Ungarn  nicht  sohablonenmäTsig  an  dem  aufgeetellten 
Tarife  festgehalten,  sondern  nach  Bedarf  einzelne  Orte  deklassifiziert,  d.  h. 
rechnungsmäfsig  anderen  Zonen  zugewiesen  als  denjenigen,  denen  sie  nach 
liafsgabe  ihrer  örtlichen  Lage  zugehörten.  Ebenso  hat  man  den  Begriff 
des  Nahverkehrs  je  nach  den  Umständen  verschieden  festgestellt.  Hiermit 
im  Einklang  hatte  ioh  auch  in  meinem  Vortrag  gefordert,  es  möge  der 
Nahverkehr  individuell  behandelt  werden.  Eine  strenge  Rechnung  nach 
Kilometer-  und  Einwohnerzahl  wäre  bei  demselben  verkehrt. 

München.  Jul.  Lehr. 

Diez  mann,  M.,  Deutschlands  Warenausfuhr  nach  den  Vereinigten 
Staaten.  (Volkswirtschaftliche  Zeitfragen,  Heft  101.)  Berlin,  Verl.  v.  Leon- 
hard Simion,  1891.  M.  1.00. 

Auf  Grund  der  veröffentlichten  Berichte  der  amerikanischen  Konsulate 
in  Deutschland  entwirft  Verf.  ein  im  wesentlichen  günstiges  Bild  von  der 
Entwickelung  der  deutschen  Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten  und 
spricht  die  Hoffnung  ans,  dafs  die  Mac  Kinley-Bill  und  die  übrigen  neuen 
Zollmafsregeln  dieses  Landes  die  Weiterentwickelung  unseres  Handelsver- 
kehrs mit  den  Vereinigten  Staaten  nicht  dauernd  hindern  werden.  Ds 
Verf.  die  Statistik  nur  bis  zum  Jahre  1890  benutzen  konnte,  die  Mao 
Kinley-Bill  aber  erst  im  Oktober  1890  in  Kraft  getreten  ist  und  vorher 
der  amerikanische  Markt  sich  mit  vielen  Waren  auch  deutschen  Ursprungs 
reichlich  versorgt  hatte,  so  dürfte  ein  absohlicfsendes  Urteil  Uber  die 
Wirkungen  der  amerikanischen  Zollgesetzgebung  vom  Verf.  mit  Recht  ver- 
mieden worden  sein. 

Posen.  Dr.  jur.  Oj  Emminghaas. 

Bericht,  XLU.,  Uber  Industrie  und  Hendel  des  Stadt-  und  Landratsamtsbesirkes 
Gera  im  Jahre  189t,  erstattet  von  der  Handelskammer  su  Gera.  Gera,  Druck  von 
Buhr  & Draeger,  1892.  gr.  8.  70  SS. 

Bericht  Uber  Handel  und  Schiffahrt  su  Memel  für  das  Jahr  1891.  Memel,  ge- 
druckt bei  F.  W.  Sieben,  1892.  Folio.  30  SS. 

Encyklopkdie  des  gesamten  Eisenbahnwesens  in  alphabetischer  Anordnung. 
Herausgegeben  (in  Verbindung  mit  genannten  Autoren)  von  V.  Roll  (Generaldirektionsrat 
der  österr.  Staatebahnen)  unter  redaktioneller  Mitwirkung  der  Oberingenieure  F.  Kienes- 
perger  u.  Ch.  Lang.  Band  IV : Fahrgeschwindigkeitsmesser  bis  Interstate  Commerce 
Commission.  Wien,  C.  Gerolds  Sohn,  1892.  Roy-8-  SS.  1517 — 2058  des  Werkes  mit 
366  Origiualholsschnitteo,  9 Tafeln  und  8 Eisenbahnkarten.  M.  10. — 

Fer rarlos,  Miles,  Studien  über  die  heutigen  Eisenbahnen  im  Kriegsfälle.  Wien, 
Hartleben,  1892.  gr.  8.  VIII— 56  SS  M.  1,20. 

Goldschmtdt,  L.  (G.Justis-R.  und  Prof),  Alte  und  neue  Formen  der  Handels- 
gesellschaft. Vortrag  in  der  „Juristischen  Gesellschaft11  au  Berlin.  Berlin,  O.  Lieb- 
mann, 1892.  8.  43  SS.  M.  1.—. 

Jahresbericht,  XX.,  Uber  die  Verwaltung  der  Breslan-Warsebauer  Eisenbahn 
(preufstsche  Abteilung)  für  das  Jahr  1891.  Breslau,  Druck  von  R.  Nischkowsky,  1892. 
4.  16  SS.  n.  IX  Anlegen.  M.  1. — . 

Jahresbericht,  XLII.,  der  Direktion  der  LUbeck-BUchener  Eisenbahngesellschalt 
für  das  Jahr  1891.  Lübeck,  Druck  von  GebrUder  Horchers,  1892  4.  14  SS.  und  15 

tabellarische  Anlagen. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  Barmen  pro  1891,  Barmen,  Druck: 
Barmer  Gescbiftsbücherfabrik,  1892.  Folio.  54  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Hanau  für  1891.  Hauau,  Druck  der  Kitt- 
steinerschen  Buchdruckerei,  1892.  gr.  8.  VII — 166  SS. 
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Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Koblenz  für  1891.  Koblenz,  Druck  der 
Krabbenschen  Buchdruckerei,  1892.  Polio.  40  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  au  Krefeld  für  1891.  Krefeld,  Druck  von 
Kramer  & Baum,  1892.  Folio.  84  SS.  mit  5 Arbeitsordnungen  etc.  enthaltenden  An- 
hängen auf  14  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Nordhausen  für  1891.  Nordhausen,  Druck 
von  Th.  Müller,  1892.  gr.  8.  62  SS. 

Jahresbericht  des  Vorsteheramtes  der  Kaufmannschaft  zu  Tilsit  über  den  Gang 
des  Handels  im  Jahre  1891.  Tilsit,  Druck  von  O.  v.  Mauderode,  1892  8.  58  SS. 

Mitteilungen,  statistische,  betreffend  Bremens  Handel  und  Schiffahrt  im  Jahre 
1891,  herausgegeben  von  der  Handelskammer  zu  Bremen.  Bremen,  Druck  von  Hau- 
»ehlld,  1892.  8.  56  SS. 

Stettins  Handel,  Industrie  and  Schiffahrt  im  Jahre  1891.  Jahresbericht  der  Vor* 
iteher  der  Kaufmannschaft.  Stettin,  Druck  von  F.  Hessenland.  1892.  Folio.  65  88. 

Verhältnis,  das,  der  Zollsätze  zum  Werte  der  Wareneinfuhr  in  den  Dreibund- 
staateo.  Separatausgabe  der  „Deutschen  Volkswirtschaftlichen  Korrespondenz“.  Berlin, 
Verlag  der  Korrespondenz,  1892.  kl.  8.  64  SS.  M.  1. — . 

Zimmermann,  Alfred,  Geschichte  der  prsufsisch-deutschen  Handelspolitik 
zktenmlfsig  dargestellt  Oldenburg,  Schnlzesche  Hofbuchhandlung,  1892.  Roy-8.  V1U — 
850  SS  einschl  LI 1 1 Anlagen  M.  16.—. 

Commerce  extärieur,  le,  de  l’Egypte  pendant  Fannie  1891.  Alexandria,  imprim. 
gtaeraie:  L.  Carrifere  , avril  1892,  gr.  in-8.  XLV1II — 148  pag.  (Publication  de  la 
Direction  generale  das  douanes  egyptienoes.) 

Moyoier,  G.,  Les  bureaux  iuternationaux  des  unions  universelles.  Gen&ve,  Cher* 
b alles  et  Paris,  Fischbacher,  1892.  gr.  in-8.  176  pag.  fr.  3,50.  (Table  des  matiferes: 

Bureau  international  des  administrations  Wllgraphiques  (1868.)  — Bure&u  international  de 
lTJoiou  postale  universelle  (1874  ) — Bureau  international  des  poids  et  mesures  (1875.) 
— Bureau  interuational  de  l’Union  pour  la  protection  de  la  propri4td  industrielle  (1883.) 
— > Bureau  de  l’Union  internationale  pour  la  protection  des  oeuvres  littlraires  et  artistiques 
(1886  ) — Bureau  central  de  i’Association  gloddsique  internationale  (1886.)  — Bureaux 
pour  la  r£pres»ion  de  la  traite  des  esclaves  africains  (1890  ) — Bureau  internatlonsl  pour 
la  publication  des  tarifs  douaniers  (1890  ) — Office  central  des  transports  iuternationaux 
de  msrchandises  par  chemins  de  fer  (1890.)  — etc. 

Rapports  des  d4l£gu4s  fran^ais  sur  les  travanx  du  IVI4me  congrfes  international  de 
oavigstion  intdrieure,  tenu  k Manchester  en  1890.  Paris,  impr.  nationale,  1892.  8.  407 

psg  avec  figures,  pUnches,  cartes  et  plans.  (Publication  du  Ministbre  des  travaux 

pa  blies.) 

Annual  Statement  of  the  navigation  and  shipping  of  the  United  Kingdom  for  the 
year  1891.  London,  printed  by  Eyre  & Spottiswoode  , 1892.  Folio.  X — 381  pp.  8/.1. 
(Bloebook,  Parliamentary  paper  by  command.) 

Breadstuffs  in  Latin  America,  compiled  from  official  returs  to  October  1,  1891. 
Washington,  Government  Printing  Office,  1892.  8.  (Bureau  of  American  Republics, 

Bulletin  N°  35,  contents  tables  of  the  value  of  the  exports  of  breadstuffs  from  the  United 
Statss  to  Latin  America  for  the  last  ten  years,  with  the  duties  on  them,  etc.) 

Neuoino,  Armin,  A kereskedelmi  törv£ny  megyaräzata.  Band  I,  1.  Hälfte, 
2.  vollständig  umgearbeitete  Aufisge.  Budapest.  Atbenaeum , 1892.  8.  884  pp.  (Er- 

klärung des  Handelsgesetzes  nebst  dem  Markenschutzgesetze.) 

Anuario  del  comercio  de  la  industria  , de  la  magistralura  y de  la  adminlstracion 
6 directorio  de  las  400000  se“a s de  Espsna,  Ultramar,  estados  Ilispsno-Americanos  y 
Portugal.  Madrid,  Bailly  Bailiiere,  1892  Roy.-lex.  in-8.  3342  pp.  M.  24. — . (Con 

anancios  y referencias  al  comercio  4 industria  nacional  y extranjero.j 

7.  Finanzwesen. 

Maroino wski,  F.,  Geh.  Oberfinanzrat,  Das  Lotteriewesen  im 
Königreich  Preußen.  Berlin,  Georg  Reimer,  1892.  214  8S.  in  klein  8°. 

Zu  den  Arbeiten  Warschauers  bietet  die  vorliegende  vom  Vorgesetzten 
der  General* Lotteriedirektion  verfaßte  Schrift  eine  wertvolle  Ergänzung. 
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Der  Herr  Verfasser  schildert  die  Einrichtung  der  Staatalotterie  und  iwar 
unter  Beigabe  statistischen  Materials  und  unter  Vergleichung  der  ent- 
sprechenden Einrichtungen  anderer  Läuder,  zeigt  uns  hierauf  an  der  Hand 
parlamentarischer  Erörterung  und  der  Gesetzgebung  die  Wandelungen, 
-welche  die  Anschauungen  über  Bedeutung,  Wirkungen  und  Zulästigkeit  der 
Elassenlotterie  nicht  allein  im  Sohofse  der  gesetzgebenden  Körperschaften, 
sondern  auoh  in  Uegierungskreisen  seit  einigen  Jahrzehnten  durohgcmacht 
haben,  und  bietet  im  Anschlufs  hieran  einen  Einblick  in  die  geschicht- 
liche Entwickelung  und  in  den  jetzigen  Stand  der  Privatlotterieen  in 
Preuften.  Der  Herr  Verf.  bekennt  in  der  Vorrede,  dofs  er  nicht  mit 
völliger  Unbefangenheit  und  Objektivität  an  die  ihm  1883  übertragene 
Leitung  der  Lotterie  herangetreten  sei,  indem  er,  beein Hilfst  durch  die 
vielfach  von  beachtenswerter  Seite  geübte  abfällige  Beurteilung  der  letz- 
teren, in  Ermangelung  eigener  praktischer  Erfahrung  eines  gewissen  un- 
günstigen Vorurteils  gegen  diese  Staatsanstalt  sich  nicht  zu  erwehren  ver- 
mochte. „Dieses  Vorurteil  schwand",  heilst  es  weiter,  „nachdem  ich  mich 
mit  den  mafsgebenden  Verhältnissen  eingehend  bekannt  gemacht  und  da- 
durch einerseits  die  Ueberzeugung  gewonnen  hatte,  dafs  die  Bestimmung 
der  Staatslotterie  keineswegs  ausschließlich  auf  dem  finanziellen  Gebiete 
zu  suchen  sei,  ioh  auch  andererseits  die  Möglichkeit  erkannte,  diese  Staats- 
einrichtung so  zu  gestalten,  dafs  die  Anregung  und  Förderung  des  Spiel- 
triebs ausgeschlossen  bliebe,  das  Institut  vielmehr  im  Sinne  der  Ein- 
dämmung der  Spielneigung  wirksam  werden  könnte.“ 

Viele  der  für  und  wider  die  Klassenlotterie  vorgeführten  Gründe 
schiefsen  offenbar  weit  über  das  richtige  Ziel  hinaus.  Nur  zu  häufig 
werden  aus  vereinzelten  Vorkommnissen  unzulässige  allgemeine  Schluß- 
folgerungen gezogen,  so  wenn  von  dem  einen  die  Lotterie  als  ein 
Hettungsmittel  für  den  verzweifelnden  Armen  gepriesen,  oder  wenn  sie 
von  dem  anderen  als  Ursacho  vollständigen  wirtschaftlichen  Ruins  ver- 
dammt wird.  Dafs  übrigens  gerade  die  Lotterie  die  Ausschreitungen  der 
Spielneigung  eindämme,  läfst  sich  schwer  beweisen.  Die  preufsischen 
Lose  sind  bekanntlich  (wenigstens  vor  1886)  meiBt  in  festen  Händen. 
Es  müfsten,  wenn  die  gedachtu  Ansicht  zutreffend  sein  soll,  gerade  die 
Inhaber  der  Lose  durch  das  Lotteriespiel  davon  abgehalten  worden  sein, 
ihren  Spielneigungen  anderweit  zu  fröhnen.  Der  bekanute  8atz  des  Ad. 
Smith,  dafs  nicht  das  Wirtshaus  die  Trinklust,  sondern  letztere  das  erstere 
schaffe,  ist  in  dieser  Allgemeinheit  unrichtig.  Dies  gilt  auch  vom  Spiel, 
wie  dies  eine  Vcrgleiohuug  mir  bekannter  süddeutscher  Ländergebiete  zeigt, 
in  denen  Kirchoubaulotterien  und  andere  Glücksspiele  teils  in  üppigster 
Blüte  stehen,  teils  gänzlich  unbekannt  sind.  In  vielen  mir  bekannten 
Fällen  wurde  nur  deswegen  gespielt,  weil  hierzu  angereizt  oder  auoh  nur 
die  Gelegenheit  geboten  wurde.  Dagegen  kann  man  wohl  nicht  umhin, 
unumwunden  zuzugestehen,  dafs  die  Bestrebungen  der  preußischen  Ver- 
waltung, in  der  Ausführung  möglichst  solide  Bahnen  zu  wandeln,  geradezu 
musterhaft  sind.  Auch  ist  es  wohl  zu  bezweifeln,  dafs  die  preufeisohe 
Klassen lotterie  für  ihre  Mitspieler  schwerwiegende  sittliche  und  wirtschaft- 
liche Wirkungen  im  Gefolge  hat  Vor  vielen  anderen  Glücksspielen  ver- 
dient die  Klassenlotterie  entschieden  den  Vorzug.  In  finanzieller  Beziehung 
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kann  sie  neben  verschiedenen  indirekten  8teuern  die  Kritik  recht  wohl 
bestehen. 

Der  Herr  Yerf.  hat  einen  grofsen  Teil  des  Stoffs  chronologisch  ge- 
ordnet, was  su  vielen  Wiederholungen  führte.  Eine  systematische  sach- 
liche Anordnung  wurde  manche  der  letzteren  entbehrlich  gemacht  haben. 
München.  J.  Lehr. 

Dö  bring,  G.,  Das  Kassen-  und  Rechnungswesen  und  der  Gemeindehaushalt  in  den 
Landgemeinden  der  sieben  östlichen  Provinzen.  Marienwerder,  Verlag  der  Hofbachdruckerei 
R.  Kanter,  1892  8.  IV— 145  88  M.  1,60 

Fischei,  A.,  Staatssäckel  und  Volkswohl.  Betrachtungen  über  das  Lotto  und  die 
Einkommensteuer.  Böhm.-Leipa,  J.  Künstner,  1892.  gr.  8.  36  SS.  nebst  21  statistischen 
Tabellen.  M.  1,40.  (Die  Tabellen  beziehen  sich  auf  das  Lotto;  die  Personen frequenz 
iaf  den  Eisenbahnen ; Verbrauch  von  Baumwolle,  Reis , Kaffee  , Salz , Bier , Kohlen  in 
Oesterreich  und  Deutschland;  Selbstmorde  in  Oesterreich,  1819 — 86;  Pferdefleischkonsum 
i*  Wien,  Berlin,  Paria  1877 — 1889,  etc.) 

Geseta,  das,  betreffend  die  Besteuerung  des  Zuckers  vom  81.  Mai  1891.  Mit  den 
Tom  Bundesrat  erlassenen  Ausffihrungsbestimmangen.  Berlin,  Heymann,  1892.  4.  XXI 

-181  SS.  M 3,60. 

GUntber,  P.  (Reg. -Assess.) , Bin  ich  gewerbesteuerpflichtig?  Ein  allgemein  ver- 
ständlicher Ueberblick  über  das  neue  Gewerbesteuergesetz  und  zugleich  eine  Anleitung 
nr  Handhabung  desselben.  Berlin,  J.  J.  Heine,  1892.  gr.  8.  32  SS.  M.  0,60. 

Regulativ  betreffend  die  Erhebung  der  Gemeindeeiukommensteuer  in  der  Stadt 
Berlin,  nebst  Anhang  bezüglicher  Gesetze.  Berlin,  Druck  von  W.  Baensch,  1892.  8. 

84  $S.  M.  0,60. 

Troje  (Kgl.  preufs.  Steuer R.),  Die  Zuckersteuer  des  Deutschen  Reichs.  Gesetz 
vom  31.  Mai  1891,  erläutert  nach  den  Ausführungsbestimmungen , nebst  einem  kuraen 
Ueberblick  Uber  die  Geschichte  der  Besteueruug  und  die  Entwickelung  der  Fabrikation 
des  Rübenzuckers.  Harburg  a/E , G.  Elkan,  1892.  8.  64  SS.  M.  1,80. 

M a r c 6 , V.  (auditeur  k la  Cour  des  comptes) , Etüde  sur  la  Cour  des  comptes  et 
la  comptabihtö  publique  en  Belgique.  Contröle  preventif  des  fluance*  exerce  par  la  Cour 
des  comptes  Paris,  Guillaamin  & CI*,  1892.  8.  212  peg.  (Extrait  du  „Bulletin  de 

la  Soriltl  de  ldgislation  comparAe.**) 

Marion  (prof.  agröge  d'histoire),  Machault  d'Arnouville.  Etüde  sur  l’histoire  du 
fontröle  general  des  finances  de  1749  k 1754.  Paris,  Hachette  & Ci* , 1892.  8.  XX 

-443  pag.  fr.  7,50. 

9itnation  financibre  (la)  des  communea  de  France  et  d’Algcrie  en  1890,  presentee 
par  Bouffet  (Conseiller  d’Etat)  k M.  Constans  (Ministre  de  l’intärieur),  Xlllid®*  pablication. 
Melao,  imprim.  administrative,  1890.  4 XVIII — 710  pag.  fr.  6. — . 

8 Geld-,  Bank-  u.  Kreditwesen.  Versicherungswesen. 

Bähr,  F.  (leitender  Arzt  am  medico-mecbanischen  Institut  in  Karlsruhe),  Die  prak- 
tische Handhabung  des  Unfallversicherungsgesetze«.  Vorschläge  fiir  Aerzt«,  Berufsgenos- 
senschaften und  Industrielle.  Neuwied,  L.  Heuser,  1892.  gr.  8.  16  SS.  M 0,60. 

te  Bart.  0.  (juriat.  Hilfsarbeiter  am  fürstl.  La udratsamte  Greis),  Die  Versicherungs- 
pflicht nach  dem  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetze  vom  22.  Juni  1889.  An- 
leitung des  Reichsversicherungsamtes  vom  81.  Oktober  1890  und  die  betreffs  der  Befrei- 
ung vorübergehender  Beschäftigungen  und  der  Behandlung  gewisser,  mit  persönlichen 
Dienstleistungen  beschäftigten  Personen  vom  Bundesrate  getroffenen  Anordnungen.  Berlin, 
Siemen roth  & Worms,  1892.  8.  72  88.  M.  1,20. 

Escbenbach,  A (Gerichtsassess.),  Termingeschäft  und  Börsenreform.  Vortrag. 
Dresden,  G.  Schönfeld,  1892.  gr.  8.  24  88.  (Mitteilungen  der  Oekonomischen  Ge- 

sellschaft im  Königreiche  Sachsen,  1891  — 92.  Heft  4 ) 

Hirsch,  Max,  Leitfaden  mit  Musterstatuten  für  freie  Hilfskassen.  Unter  beson- 
drer Berücksichtigung  der  Krankenversicberungsnovelle  für  bestehende  und  neu  zu  grün- 
dende Kassen  bearbeitet.  Berlin.  J.  J.  Heine,  1892.  kl.  8.  82  88.  M.  1. — . 

Just,  (RegR.,  Hilfsarbeiter  im  Minist,  d.  öffentl.  Arbeiten),  Das  Reichsgesetz,  be- 
treffend die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  vom  22.  Juni  1889.  Nebst  den  Aus- 
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fübrungsbestimmungen  des  Reichs  nnd  der  grösseren  Bundesstaaten.  Mit  Kommentar  von 
Just.  Berlin,  Siemenroth  & Worms,  1892.  gr.  8.  XII — 564  SS.  M.  9. — . 

Ko  bald,  E.  (ord.  Prof,  k.  k.  Bergakademie  zu  Leoben),  Ueber  das  Versicherungs- 
wesen der  Bergwerksbruderladen  nnd  ähnlicher  Kasseneinrichtungen.  Teil  I:  Die  In- 
validitätsversicheruug.  Neue  Darstellung  der  Theorie  und  Einführung  in  dieselbe.  Leo- 
ben, L.  Nüssler,  1892.  8.  68  SS  M.  2. — . (Sonderabdruck  aus  dem  „Berg-  und 

Hüttenmännischen  Jahrbuch/*  Band  XL.) 

Rasch,  W.  , Zur  Frage  des  Versicherungswertes  in  der  Feuerversicherung.  Jena, 
G.  Fischer,  1892.  gr.  8.  VIII — 100  SS.  M.  2,50.  (A.  u.  d.  T.:  Sammlung  national- 
ökonomischer und  statistischer  Abhandlungen  des  staatswissenschafüicben  Seminars  au 
Halle  a/S.,  br»g  von  (Prof)  J.  Conrad,  Band  VIII,  Heft  2.) 

Straus,  C.,  Unser  Depositengeldersystem  und  seine  Gefahren.  Ein  Vorschlag  tur 
Abhilfe.  Frankfurt  a/M.,  C.  JUgel,  1899  gr.  8.  40  SS.  M.  0,80. 

Suess,  Ed.,  Die  Zukunft  des  8ilber».  Wien.  W.  Braumüller,  1892.  gr.  8.  IV— 
227  SS.  M.  5,40.  (Inhalt:  Neuere  Erfahrung  über  die  Gewinnung  des  Goldes.  — Neuere 
Erfahrungen  über  die  Gewinnung  des  Silbers.  — Der  Comstockgang.  — Die  Versorgung 
mit  Edelmetall  — Das  Kupfer.  — Das  britische  Kaiserreich  — Die  Vereinigten  Staaten 
— Der  gegenwärtige  Wert  von  Gold  und  Silber.  — Die  Zukunft  des  Silbers.  — ) 

Verwaltnngsbericht  des  Generaldirektors  der  Landfeuersoaietät  des  Heraogtums 
Sachsen  für  das  Jahr  1891.  Merseburg,  Druck  von  F.  Stollberg,  1892.  4.  44  SS. 

D n m a i n e , C. , Du  contrat  d'assurance  sur  la  vie,  en  droit  civil  et  en  droit  fiscal. 
2*'  Edition,  entierement  refondu.  Paris,  Delamotte,  1892.  8.  379  pag  fr.  7. — . 

Goschen,  (chancelier  de  l’echiquier),  Theorie  des  changes  etrangera.  Traduction 
et  introdnetion  par  L4on  Say.  31<?mc  dditiou  Iran^aise,  suivie  du  rapport  de  1875  sur  le 
payement  de  l’indemnitö  de  guerre.  Paris,  Guiliaumin  & Cle,  1892.  8 fr.  8. — . 

Norman,  J.  H.  (member  of  the  London  Chamber  of  commerce),  Complete  guide 
to  the  world's  twenty-nine  melal  monetary  systems,  also  to  the  foreign  and  colonial 
ezchanges  of  gold,  silver,  and  inconvertible  paper  on  the  unit  of  weight  System,  wilh 
aids  to  the  construction  of  the  Science  of  money.  London,  S.  Low,  Marston  &.  O , 1892. 
gr.  in-8.  XV — 328  pp  with  numerous  tables,  cloth.  10/.6.  — (Contents:  Observation* 
wbilst  searching  after  the  Science  of  money.  — Definitions.  — Norman's  unit  of  weight 
System.  — Norman's  exchange  calculus  for  the  british  isles.  — The  A B C of  the  foreign 
and  colonial  exchanges  of  gold,  silver  and  inconvertible  paper,  upon  Norman’s  unit  of 
weight  system.  — The  bullion,  coin  and  exchange  dealers’  business.  — Norman’s  twenty- 
five  theses  on  money.  — Proposed  rectification  of  the  unscientific  working  and  anintelÜ- 
gible  quotAtious  of  the  foreign  and  colonial  exchanges.  — - What  is  money  ? — Two 
letters  to  the  „Railway  Times“  on  gold  reserves  in  the  british  isles.  — Description  of 
show  cases  illustrative  of  the  working  of  the  foreign  and  colonial  exchanges  of  gold  and 
silver.  — Short  notes  on  money  and  bi-metallism.  — Exposition  of  the  15  gold  and  14 
silver  monetary  Systems  of  the  world.  — Exchanges  of  gold  for  gold ; exchanges  of  gold 
for  silver;  exchanges  of  silver  for  silver;  exchanges  of  silver  for  gold;  exchanges  of 
gold  and  silver  within  metal  points.  — The  quantity  theory  and  the  value  theory  of 
money.  — etc.) 

Ridgeway,  W.,  The  origin  of  metallic  currency  and  weight  Standards.  London, 
Cambridge  Warehouse,  1892  8.  420  pp.  15/. — . 

Science  and  practice  of  stock  exchange  speculation,  by  Ursa  Minor.  2od  edition. 
London,  Gibbings,  1892.  8.  84  pp.  1 /. — . 

Pis  störy,  M ü r„  As  arany Valuta  behosatala  Nimetorsxdgban.  Klausenburg,  Stein, 
1891.  8.  110  pp.  (Die  Einführung  der  Goldvaluta  in  Deutschland,  von  Moritz  Pistöry. 

Von  der  Ungarischen  Akademie  der  Wissenschaften  mit  dem  Ldvay-Preise  gekrönt.) 

Ciaffi,  Fr.  (avvocato),  11  baratto  dei  biglietti  di  banca  fra  gli  istituti  di  emissione 
e il  corso  forxoso  in  Italia  Studio  economico-giuridico.  Subiaco,  tipogr.  Angelucci,  1892. 
gr.  in-8.  106  pp. 

9.  Soziale  Frage. 

von  Graiaowsky,  E.,  Der  Trunk  auf  dem  Lande  im  König- 
reich Sachsen.  Nach  einer  Enquete  des  Prof.  Dr.  V.  Böhmert  bear- 
beitet. (Heft  9 der  Volkswohlschriften,  herausgegeben  von  Dr.  Viktor 
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Böhmert  und  Dr.  Wilhelm  Bode.)  Leipzig,  Verl.  t.  Dunoker  & Humblot, 
1891.  M.  0.80. 

Die  Schrift  fafst  dag  Ergebnis  einer  von  Prof.  Böhmert  auf  An- 
regung des  Vereint  gegen  den  Mifsbrauch  geistiger  Getränke  über  Ver- 
breitung, Wirkungen  und  Bekämpfung  der  Trunksucht  in  den  ländlichen 
Bezirken  des  Deutschen  Beichs  veranstalteten  Untersuchung  zusammen, 
soweit  sich  diese  auf  das  Königreich  Sachsen  erstreckt.  Die  vierzehn  sehr 
geschickt  gestellten  FrageD  betreffen  vornehmlich  die  Verbreitung  des 
Trunkes,  die  herrschenden  alkoholischen  Geträuke,  die  aufaeren  die  Trunk- 
sucht befördernden  Verhältnisse,  endlich  Mafsregeln  zur  Bekämpfung  des 
Tronkes.  Im  Ganzen  gewinnt  man  aus  den  133  Antworten,  die  auf  432  an 
sächsischen  Adressen  verschickte  Fragebogen  eingegangen  sind,  den  Eindrnok, 
dafs  in  8aohsen,  verglichen  mit  anderen  Gegenden  des  Reiches,  z.  B.  mit 
den  östlichen  Provinzen  Preufsens,  der  Branntweinmifsbrauch  erfreulich 
abnimmt.  Die  angeküudigte  Veröffentlichung  des  Ergebnisses  der  Unter- 
suchung aus  den  übrigen  Teilen  des  Beiches  ist  ebenso  wie  die  vor- 
liegende zweifellos  hervorragend  geeignet,  das  Urteil  über  die  vielfach 
verkannten  Schwierigkeiten  gesetzgeberischen  Vorgehens  gegen  die  Trunk- 
sucht zu  klären. 

Posen.  Dr.  jur.  0.  Emminghaus. 

Proohownik,  Berthold,  Das  angebliche  Becht  auf  Arbeit. 
Eine  historisch  - kritische  Untersuchung.  Berlin,  1891.  Puttkammer  und 
Mühlbrecht. 

Die  vorliegende  Schrift  steht  entschieden  höher,  als  das  vor  einiger 
Zeit  in  demselben  Verlage  erschienene,  gänzlich  wertlose  Buch  von  Haun 
über  dasselbe  Thema  (Friedr.  Joh.  Haun,  Das  Beoht  auf  Arbeit.  Ein 
Beitrag  zur  Geschichte,  Theorie  und  praktischen  Lösung.  Berlin,  1889). 

ln  knapper  und  übersichtlicher  Weise , wenn  auch  nicht  gerade 
wesentlich  Neues  bietend,  werden  die  einzelnen  Vertreter  des  Bechts  auf 
Arbeit  charakterisiert;  auch  wird  mit  Recht  bei  einigen  Schriftstellern, 
die  oft  fälschlich  als  Anhänger  dieser  Forderung  bezeichnet  werden, 
dieser  Irrtum  naohgewiesen ; zum  Schlüsse  weist  der  Verfasser  in  einer 
kurzen  Kritik  zutreffend  nach,  dafs  die  Forderung  des  Rechts  auf  Arbeit 
innerhalb  unserer  heutigen  privatwirtacbaftlichen  Organisation  undurch- 
führbar sei. 

Indem  Proohownik  als  Ursprung  des  Rechts  auf  Arbeit  die 
Zeit  der  grofsen  französischen  Revolution  annimmt  und  speziell  Target 
und  Malouet  als  die  ersten  Vertreter  desselben  bezeichnet,  scheint  er 
nns  in  denselben  Fehler  zu  verfallen,  den  er  an  anderen  mit  Becht  gerügt 
hat:  nämlich  nioht  sobarf  genug  unterschieden  zu  haben  zwischen  „Recht 
auf  Arbeit“  und  „Pflioht  zur  Unterstützung“. 

Gewifs  kann  zugegeben  werden,  dafs  die  Anregung  zur  späteren 
Ausgestaltung  des  Rechts  auf  Arbeit  zurückzuführen  ist  auf  Ideen,  die 
vor  und  zur  Zeit  der  grofsen  französischen  Revolution  von  den  verschie- 
densten Politikern  ausgesprochen  worden  sind,  wie  Rousseau,  Neoker, 
Sie y es  u.  a.  m.,  aber  eine  soharfe  Formulierung  des  Rechts  auf  Arbeit 
ist  damals  noch  nicht  gegeben , sondern  erst  später  ziemlich  gleichzeitig 
von  Fichte  und  Fourier  vorgenommen  worden. 
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Denn  die  Forderung  des  Rechts  auf  Arbeit  mufs  doch  mindestens 
zum  Inhalt  haben,  dafs  der  Bürger  das  Recht  haben  solle,  vom  Staate 
Arbeit  zu  verlangen,  wenn  er  selbst  keine  finden  kann.  — Der  Verf. 
betont  selbst  (S.  16),  dafs  der  Rechtsanspruch  das  Charakteristische 
sei,  aber  nioht  die  Pflicht  des  Staates  zur  Unterstützung.  In  den 
angezogenen  Reden  von  Target  und  Malouet  ist  aber  diese  Forderung 
nioht  gestellt;  bei  Target  lautotes,  der  Staat  schulde  dem  Menschen 
die  Mittel  zum  Unterhalte,  ebenso  spricht  auch  Malouet  nur  von  der 
Verpflichtung  der  Gesellschaft  denen  gegenüber,  die  Arbeit  und 
Unterhalt  bedürfen  : es  sind  also  Forderungen,  wie  sie  ähnlich  bereits  in 
den  bekannten  Bestimmungen  des  preufsisohen  Landrechts  von  1794  ver- 
wirklicht waren.  Bei  beiden  ist  aber  nicht  von  einem  einklagbaren  Ver- 
fassungen) äf  eigen  Rechtsanspruch  des  Einzelnen  auf  Arbeit  die  Rede  — 
und  das  ist  das  Wesentliche. 

Zum  Schlüsse  möchten  wir  noch  auf  die  aufseTordentlioh  schlechte 
Ausstattung  der  Schrift  hinweisen. 

Halle  a.  8.  Dr.  K.  Diehl. 

Dev id6,  Thaddäus.  Da»  Rocht  auf  Erziehung.  Beitrag  zur  Losung  der 
sozialen  Fragen.  München,  Staegmeyr,  1892.  8.  44  8S.  M.  1. — . 

Hirsch,  Max,  (Anwalt  der  deutschen  Gewerkvereine),  Die  Arbeiterbewegung  und 
Organisation  in  Deutschland.  Berlin,  Verlag  der  Volksseitnng,  1892.  kl.  8.  30  SS. 

M.  0,60. 

Ley,  C.  A.,  A.  Bebel  und  sein  Evangelium.  Sozialpolitische  Studie.  2.  gänzlich 
umgearbeitete  Aufl.  Düsseldorf,  L.  Schwann,  1892.  gT.  8.  VIII — 104  SS.  M.  1,20. 

Varuna,  A,  Die  Ursache  der  Entartung  des  sozialen  Baumes.  Das  Heilmittel 
(durch  Selbsthilfe  und  gesetaliche  Reformen  unter  Anschlufs  an  die  bestehenden  Ver- 
hältnisse) und  dessen  Wirkung.  2.  Auflage.  Herl  in.  W.  Ifsleib,  1892.  gr.  8.  121  SS. 

M.  1.—. 

Zrödlowski,  F.  (Universitätsprof. , Lemberg),  Staat  und  Geld.  Ein  Baustein  zur 
Lösung  der  sozialen  Frage.  Zürich,  Verlagsmagazin,  1892.  gr.  8.  16  SS.  M.  0.50. 

L'aisance  par  l'dconomie  (dddl£  aux  ouvriferes  intelligentes),  par  la  mfere  Marthe. 
Epinal,  impr.  Froereisen,  1892.  8.  VIII — 120  pag.  avec  figures. 

E t u d e s sociales  catholiques , publides  par  G.  Decortins  (conseiller  national.) 
1«  volume  : Oeuvres  cboisies  de  Mgr.  Ketteier.  Paris,  A.  Schulz  et  Fribourg,  librairie  de 
l’Universite,  1892.  8-  fr  1,60. 

Gibon,  F.,  La  ndcessite  sociale  du  dlmanche  d'aprfes  les  derniers  faits  Avec 
une  lettre  d’introduction  de  E.  Keller  (pr&ident  de  rAssociation  du  dimanche.  Lille, 
impr.  Desclle,  1892.  16.  128  pag. 

Howell  (membre  de  la  Chambre  des  communes),  Questions  sociales  d’aujourd’hui. 
Le  pass4  et  l’avenir  des  trade  umons,  traduction  et  prlface  par  Cb.  Le  Cour  Grand- 
maison  Paris,  Guillaumin  & Ci«*,  1892.  8.  fr.  7. — . 

Lorey,  G.,  L’hopice  des  enfants  trouv4s  de  Moscou  (Vosspitatelni-Döm.)  Rapport 
adress^  fc  M.  le  Ministre  de  l’instruction  pnblique  et  des  beaux  arts.  Paris,  imprimeries- 
librairies  rcunie»,  1892.  in-4.  43  pag.  et  4 planches. 

Typaldo-Bassia,  A.  ^avocat  attachc  au  Parquet,  President  du  Conseil  municipsl 
de  Katoc  (Grice),  Des  ciasses  ouvriferes  k Rome.  Paria,  L.  Baudoin,  1892.  8.  fr.  3 — • 
(Ouvrage  couronue  par  l’Acad^mie  de  ldgislation  de  Toulouse,  eoncours  gr-n6ral  1891, 
prix  de  l Acad^mie.) 

Brownlow,  W.  R. , Lectures  on  slavery  and  serfdom  in  Europe.  London,  Büros 
& Oates.  1892.  crown-8.  XLV1I1-248  pp.  3/  6. 

Hake.  A.  E. , Suffering  London  : or,  the  hygienic,  moral,  social  and  politioU  rela- 
tion  of  our  voluntary  hospital  to  society.  With  an  introduction  by  Walter  Besant.  Lon- 
don. Scientific  press,  1892.  8.  XLV1I  — 179  pp.  3/.6. 

Sotheran,  C , Horace  Greeley  and  otber  pioneers  of  American  socialism.  New 
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York,  The  Humboldt  Publication  C#,  1892.  12.  14  + 343  pp.  £ 0.35.  (Social  Science 

library  N°  9 ,.H.  Greeley  is  considered  as  a represeutative  American  »ocialist  for  the  pur- 
po«e  of  making  clear  facts  of  sociology,  which,  the  author  claims,  to  carry  out  this  idea, 
n a comparatively  unknown  Science.  Greeley’ä  contemporaries,  later-day  political  refor- 
mers,  notable  author*  and  prominent  capitalists,  with  political  methods,  are  introduced. 
Among  these  are  W.  Lloyd  Garrison,  Wendeil  Phillips,  Ralph  Waldo  Emerson,  E.  Bei- 
lamy,  the  Vanderbilts  and  Jay  Gould  ) 

Irish  peasant:  a sociological  study.  Edited  from  original  papers  by  a guardian  of 
the  poor.  London,  Swan  Sonnenschein,  1892.  crown-8.  158  pp.  2/6 

CaMoynpaBjeHie,  oprar*  coma-ricrorB-poBOAioitioHepoBT.,  sine  loco  1887—89. 
in-4.  (Selbstregierung.  Organ  der  revolutionären  Sozialisten  Rufslands  N°  1 von  1887, 
N*  2 vom  Mai  1888,  N*  3 und  4 vom  Februar  und  April  1889.) 

Bonomelli,  G. , Problem!  e questioni  del  giorno.  Milano,  tip.  L.  F.  Cogliati  edit-, 
1892.  16.  IX — 498  pp.  I.  3,60.  (Contiene  : II  suicidio.  — La  morale  senza  Dio.  — 

11  divorzio.  — La  scuola  laica.  — II  clero  e la  societk  moderna.  — Libertk  e auto- 
ritk;  ris petto.  — Capital«  e lavoro.  — La  questione  sociale  e questione  morale.  — ) 

Demofilo,  A.,  La  democrazia  e la  questione  sociale.  Opuscolo  I— II.  Firenze, 
dp.  dl  E.  Ariani  edit.,  1892.  16.  111  pp.  I.  1.  — . 

Di  midi,  G. , Autoritk,  libertk:  Studio  sociale.  Treja,  tip.  G.  Valentini,  1892.  4. 

14  pp.  1.  0,25. 

Geesink,  W.  , Individualisme  en  socialisme.  Toespraak  bij  het  vijftien  jarig  be- 
sttan  van  de  Amsterdamsche  afdeeling  van  het  Nederlandsch  werkliedenverbond  „Patri- 
monium“, gehouden  den  29rten  Maart  1892.  Amsterdam,  A.  Fernhout,  1892.  8.  16blz. 

6.  0,10. 

P ro  c e s - verbal  van  bet  »ociaal  congres,  gehouden  to  Amsterdam  den  9,  10,  11, 

12  November  1891.  Amsterdam,  Höveker  & Zoon,  1892.  gr.  8.  4 en  586  blz.  fl.  5.—. 

10.  Gesetzgebung. 

Betzinger,  B.  (Landgerichtsrat),  Die  Liegenschaftsvollstreckung  im  Grofsherzog* 
tom  Baden.  Zusammenstellung  der  civilrechtlichen,  prozessualen  und  rechtspolizeilichen 
Vorschriften  im  Anschlüsse  an  die  Vollstreckungsordnung  vom  10.  Juli  1891.  Mit  Er- 
läuterungen aus  Entstehungsgeschichte,  Rechtsprechung  und  Wissenschaft.  Tauberbischofs* 
heim,  J.  Lang,  1892.  kl.  8 X— 190  SS.  geb.  M.  4,50. 

Jahrbuch  für  Entscheidungen  des  Kammergerichts  in  Sachen  der  nichtstreitigen 
Gerichtsbarkeit  und  in  Strafsachen,  brsg.  von  R.  Johow  (GehOJustR.  a.  D.)  Band  XI 
(1892.)  Beriin,  F.  Vahlen,  1892.  8.  XII— 478  SS.  geb.  M.  8,20. 

Paris!  ns,  L. , Das  Reichsgeseiz , betreffend  die  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung,  vom  20.  April  1892.  Textausgabe  mit  Anmerkungen  etc.  Berlin,  J.  Gotten  - 
tag,  1892  16.  VI— 83  SS.  M.  1 — 

v.  Schicker  (ORegR) , Die  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich  in  ihrer  Ge- 
staltung nach  dem  Erlafs  des  Ge.-etzes  vom  1.  Juni  1891  mit  Erläuterungen  und  den 
Aasführuogsvorscbriften  des  Reich»  und  Württembergs.  3 Aufl.  1.  Hälfte.  Stuttgart, 
W.  Kohlhammer,  1892.  8 IV— 352  SS.  M.  4. — 

Schreiber,  R.  (k.  bayer.  Bezirksamtmann),  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche 
Reich  in  der  Fassung  des  Reichsge*etzes  vom  1.  Juni  1891  über  den  Arbeiterscbutz, 
nebst  den  neuen  Vollzugsvorschriften  für  das  Deutsche  Reich  und  das  KR.  Bayern.  Mit 
Erläuterungen.  München,  C.  H.  Beck,  1892  kl.  8.  304  SS.  M.  2,80. 


Dntboit,  E. , Droit  romain  : Des  actes  prohibls  entre  4poux,  donations,  restitntion 
anticiple  de  la  dot ; droit  frar^ais:  Des  contrats  k titre  onereux  entre  epoux  (thfese.) 
Paris,  Rousseau,  1892.  8.  198  pag. 

11.  Staat«-  und  Verwaltungsrecht. 

Reitzenstein,  F.  Frbr.  Ton,  Das  deutsche  Wegerecht  io  seinen 
Grundzügen.  Freiburg  i.  B.,  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck),  1890. 

Ein  erweiterter  Separatabdruck  aus  v.  Stengels  Wörterbuch  des 
deutschen  Verwaltungsrechts,  enthält  das  kleine  Schriftchen  — zehn 
Bogen  in  Duodez  — mehr,  als  manches  bändereiche  Kompendium.  Die 
tinnt  Folfe  BÄ.  IV  (UX).  ] q 
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Rechtsbildung  auf  dem  bezeiohneten  Gebiete  de«  Verkehrswesen?  iat  eine 
überwiegend  partikulare,  und  ihre  Darstellung  setzt  daher  ein  genaues 
Eindringen  in  die  Quellen  und  die  Litteratnr  des  Rechts  mindestens  der 
gröfseren  und  mittleren  deutschen  Staaten  voraus.  Der  Verfasser  hat  es 
verstanden , diese  disjecta  membra  zu  einem  einheitlichen  Gesamtbilde  zu 
▼erschmelzen,  indem  er  überall  die  inneren  Beziehungen  der  verschiedenen 
Elemente  der  in  den  einzelnen  Territorien  erfolgten  Rechtsbildung,  zu 
einander  und  au  dem  Gesamtcharakter  der  Entwickelung,  erforscht  und 
klarlegt.  Dadurch  gewinnt  sein  Huch,  neben  seiner  praktischen  Brauch- 
barkeit zur  Orientierung  in  allen  wesentlichen  Frageu  der  behandelten 
Materie,  eine  grundlegende  wissenschaftliche  Bedeutung,  insofern  es  tür 
solche  zusammenfassende  Bearbeitungen  fast  an  jedem  Vorgang  fehlt. 
Möge  es  Nachfolger  in  dieser  Richtung  finden  und  so  einer  dereinstigen 
einheitlichen  Kodifikation  des  deutschen  Wegerechts  die  Bahn  ebnen! 

Breslau.  Dr.  Honigmann. 

Mtrquardsen,  H.  (Prof,  in  Erlangen),  Handbuch  des  öffent- 
lichen Rechts  der  Gegenwart  in  Monographien.  Vierter  Band.  Erster 
Halbband.  Vierte  Abteilung,  II.  Luxemburg;  fünfte  Abteilung  Belgien; 
siebente  Abteilung  Italien ; achte  Abteilung  Spanien.  Zweiter  Halbband. 
Erste  Abteilung  Rufsland  und  Finland;  dritte  Abteilung  Dänemark.  — 
Freiburg  i.  B.  1888 — 1892,  Akademische  Verlagsbuchhandlung  von  J.  C. 
B.  Mohr  (Paul  Siebeok). 

Seitdem  wir  in  diesen  Blättern  (Jahrbücher  1887.  N.  P.  Band  XIV, 
S.  309  u.  f.)  zum  letzten  Male  über  das  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts 
Bericht  erstatteten,  hat  das  grofse  Unternehmen  rüstigen  Fortgang  genom- 
men, wenn  bis  zu  seiner  Vollendung  auch  noch  mehrere  Jahre  vorüber- 
gehen werden.  Von  dem  vierten  Baude  stehen  nur  noch  die  dem  Staats- 
recht von  Grofsbritannien  und  von  Portugal  bestimmten  Abteilungen  aus. 
Das  Staatsrecht  der  Staaten  der  Balkanhalbinsel  und  der  aufsereuropäi- 
schen  Staaten  ist  einem  fünften  Band  Vorbehalten.  Freilich  sind  die 
einzelnen  Monographien  so  umfangreich  geworden,  dafs  die  Bezeichnun- 
gen Band  und  Halbband  kaum  mehr  zutreffend  erscheinen.  Fast  eine 
jede  der  vorliegenden  Abteilungen , die  je  einen  Staat  umfassen , ist  so 
ausgedehnt,  dafs  sie  einen  stattlichen  Band  für  sioh  bildet.  Und  nicht 
immer  steht  diese  Ausdehnung  in  einem  richtigen  Verhältnis  zu  der  Be- 
deutung des  Staates  und  dem  Interesse,  das  dessen  Staatsrecht  in  Deutsch- 
land iu  Anspruch  nehmen  kann.  Auch  gegenüber  den  früher  erschiene- 
nen Abteilungen,  die  sämtlioh  kürzer  gefafst  sind,  macht  sich  ein  Miß- 
verhältnis geltend,  das  dem  Werke  nioht  durchweg  zum  Vorteil  gereicht. 
Wenn  die  einzelnen  Abteilungen  auch  im  grofsen  Ganzen  nach  einem 
gleichartigen  Schema  gearbeitet  sind,  so  sind  die  einzelnen  Verfasser 
doch  in  Bezug  auf  die  zu  behandelnden  Materien  von  sehr  verschiedenen 
Grundsätzen  ausgegangen.  Namentlich  macht  sioh  dies  auf  dem  Gebiete 
des  Verwaltungsrechts  geltend.  Während  in  einigen  Abteilungen  (so 
Belgien,  Spanien)  nur  die  Grundzüge  des  Verwaltungsrechts  gegeben  werden, 
haben  andere  Verfasser  den  gesamten  in  den  Gesetzen  und  Verordnungen 
enthaltenen  Stoff  in  grofser  Ausführlichkeit  vorgeführt,  wenn  auch  nicht 
immer  wissenschaftlich  verarbeitet.  Wie  an  Umfang,  so  sind  die  ein- 
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seinen  Abteilungen  such  an  wissenschaftlichem  Werte  verschieden.  Doch 
auch  für  diejenigen  Abteilungen,  die  mehr  eine  Materialiensammlung  als 
eine  wissenschaftliche  Gestaltung  ihres  Gegenstandes  darbieten,  müssen 
wir  dem  Herausgeber  und  den  Verfassern  Dank  schulden.  Eine  Kenutnis 
des  Staatsrechts  der  aufserdeutschen  Staaten  ist  in  Deutschland  meist 
schwer  zu  erlangen.  Abgesehen  voo  einigen  wenigen  Bibliotheken  ist 
die  Litteratur  über  das  fremde  Heoht  und  namentlich  das  öffentliche  Kecbt 
in  Deutschland  sehr  spärlich  zu  finden.  Nicht  einmal  eine  deutsche 
Sammlung  der  geltenden  auswärtigen  Verfasaungsnrkunden  und  Verfas- 
sungsgesetze besitzen  wir.  Um  so  wertvoller  und  dankenswerter  ist  es, 
dafs  uns  jetzt  das  Handbuch  des  öffentlichen  Hechts  die  Kenntnis  des 
auswärtigen  Staats-  und  Verwaltungsreohts  vermittelt  Keferent  ist  nicht 
in  der  Lage,  die  Zuverlässigkeit  und  Genauigkeit,  mit  der  die  einzelnen 
Abteilungen  bearbeitet  sind,  überall  zu  prüfen.  Aber  die  Namen  der 
Verfasser  der  einzelnen  Abteilungen  dürften  hierfür  eine  Bürgschaft 
bieten.  Der  Herausgeber  hat  es  verstanden,  in  allen  8taatcn  Männer  als 
Mitarbeiter  heranzuziehen , die  in  ihrer  Heimat  als  Bechtsgelehrte  eine 
so  angesehene  Stellung  einnehmen,  dafs  wir  für  die  Einführung  in  das 
Staatsrecht  ihres  Vaterlands  ihnen  als  unsem  Führer  uns  anvertrauen 
dürfen. 

Im  Anschlnfa  an  das  früher  in  den  Jahrbüchern  a.  a.  0.  besprochene 
Staatsrecht  des  Königreichs  der  Niederlande,  das  Professor  do  Hartog 
in  Amsterdam  bearbeitet  bat,  bringt  die  vierte  Abteilung  des  ersten  Halb- 
bsndes  des  Bandes  IV  das  1890  erschient  ne  Staatsrecht  des  Grofsher- 
zogtums  Luxemburg,  dos  den  leitenden  Staatsmann  des  kleinen  Staates, 
8taaUminister  Dr.  Eysehen  selbst  zum  Verfasser  hat.  Freilich  tritt  hier 
das  Mifsverhältnis  zwischen  der  Bedeutung  des  Staates  und  dem  Umfang 
der  Abhandlung  am  stärksten  hervor.  Während  das  Staatsrecht  der  Nieder- 
lande nur  90  Seiten  nmfafst,  nimmt  das  luxemburgische  Staatsrecht  nicht 
weniger  als  247  Seiten  in  Anspruch.  Doch  enthält  das  öffentliche  Recht 
Luxemburgs  manche  sehr  interessante  öffentlichreohtliche  Institute,  deren 
Wesen  und  Bedeutung  von  dem  Verf.  eingehend  und  klar  dargelegt  worden. 
— Die  fünfte  Abteilung  enthält  das  Staatsrecht  des  Königreichs  B el  g i e n 
und  ist  vom  Prof.  Vauthier  in  Brüssel  bearbeitet  (1892).  Kl  an  ist  in  Deutsch- 
land längst  davon  zurückgekommen,  die  helgisohe  Verfassung  als  die  Muster- 
verfassung des  konstitutionellen  Staates  zu  betrachten.  Die  Schwächen 
und  Schäden  der  belgischen  Verfassung  und  des  belgischen  Staates  liegen 
heute  vor  aller  Augen.  Um  so  lehrreicher  ist  ein  Vergleich  des  konsti- 
tutionellen Systems,  wie  es  in  Belgien  zur  Ausbildung  gelangt  ist,  mit 
der  Gestaltung,  welche  das  Verfassungsrecht  in  Deutschland  erhalten 
hat  Für  eine  unbefangene  Prüfung  bietet  die  Abhandlung  Vauthierg 
eine  vortreffliche  Grundlage  dar.  ln  kurzer,  präziser  Fassung  führt  uns 
der  Verfasser  alle  wichtigeren  Institute  des  belgischen  öffentlichen  Hechts 
vor  und  giebt  dooh  so  viel  Einzelheiten,  dafs  die  charakteristischen 
Eigentümlichkeiten  des  belgischen  Rechts  scharf  hervortreten.  Gerade 
in  der  Gegenwart,  in  der,  wenn  nicht  alle  Anzeichen  trügen,  der  belgi- 
sche Staat  einer  inneren  Krisis  entgegengeht,  wird  diese  gutgeschriebene 
Abhandlung  ein  auch  über  die  Kreise  der  Fachgelehrten  hinaus  gehendes 
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Interesse  erwecken.  — Der  Verfasser  des  Staatsrechts  des  Königreichs 
Italien,  das  die  siebente  Abteilung  füllt,  ist  Prof.  Brnsa  in  Turin. 
Die  Arbeit  ist  in  drei  Lieferungen  in  den  Jahren  1888  bis  1891  ver- 
öffentlicht worden  und  bildet  die  umfangreichste  Monographie,  die  bisher 
in  dem  Huudbucbe  erschienen  ist.  Sie  umfufst  525  Seiten.  Der  Verfasser 
giebt  nicht  einen  Abrifs,  sondern  ein  ausführliches  Lehrbuch  des  Staats- 
uod  Verwaltungsreohts  seines  Vaterlandes.  Das  Werk  ist  mehr  durch 
Reichhaltigkeit  und  Vollständigkeit  als  durch  Scharfe  und  Klarheit  der 
Darstellung  ausgezeichnet  l).  — Kine  kurz  gefafste  Uebersicht  über  das 
Staatsrecht  8 p a n i e n s bietet  die  erste  Hälfte  der  aohten  Abteilung  (1889). 
Verfasser  ist  Prof.  Manuel  Torres  Campos  zu  (iranada.  Leider  ist  die 
deutsche  Uebersetzung  recht  ungenügend  ausgefallen. 

Der  zweite  Halbband  des  Bandes  IV  erhält  in  drei  Abteilungen 
das  Staatsrecht  Kufslands  und  der  skandinavischen  Staaten.  Das  russi- 
sche Staatsrecht,  bearbeitet  von  einem  der  ersten  Kenner  desselben,  von 
Prof.  Engelmann  in  Dorpat  (1889),  besteht  der  Natur  des  russischen 
Staates  gemäfs  zum  gröfsten  Teil  aus  Verwaltungsgesetzen  und  Verord- 
nungen , deren  Inhalt  von  dem  Verfasser  übersichtlich  vorgeführt  wird. 
Eine  hiervon  getrennte  Bearbeitung  hat  das  Staatsrecht  des  Orofsfürsten- 
tums  Finland  gefunden,  das  den  Senator  Mechelin  zu  Helsingfors 
zum  Verfasser  hat.  — Die  zweite  Abteilung  des  zweiten  Halbbandes, 
das  Staatsrecht  von  Schweden  und  Norwegen  enthaltend,  ist  schon  früher 
(1886)  erschienen.  — Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Dänemark  (1889) 
ist  von  Prof,  Goos  und  Henrik  Hansen  in  Kopenhagen  gemeinsam  bear- 
beitet worden.  Bekanntlich  wird  in  Dänemark  seit  20  Jahren  mit  geringen 
Unterbrechungen  ein  Verfassungekampf  zwischen  der  Staatsregierung  und 
dem  Volksting  (der  zweiten  Kammer)  geführt,  dessen  Ausgang  noch  nicht 
abzusehen  ist.  Zur  Kenntnis  der  .Streitfrag'  n und  zu  deren  rechtlicher 
Beurteilung  bietet  die  Abhandlung  wertvolles  Material  dar.  Die  Verf., 
von  denen  Prof.  Goos  inzwischen  Minister  geworden  ist,  sind  der  Ansicht, 
dafs  die  Regierung  das  Verfassungsrecht  nicht  verletzt  habe  und  dafs  die 
von  der  Mehrheit  des  Volkstioges  vertretene  Auslegung  der  Verfassung 
unrichtig  sei.  Indes  auch  abgesehen  von  dem  für  die  neueste  Geschichte 
Dänemarks  besonders  wichtigen  Teil  des  Verfassungsrechts  enthält  das 
öffentliche  Recht  unseres  nördlichen  Nachbarstaates  manche  eigenartige  In- 
stitute, die  uns  von  den  sachkundigen  Verfassern  in  einer  den  Zwecken 
des  Handbuchs  durchaus  entsprechenden  Form  und  Uebersichtlichkeit  vor- 
geführt werden. 

Halle  a.  S.  L o e n i n g. 

B n n do  n b a r gisch  a r Provinziallandtsg.  Kr.  |.  Protokoll«  der  XVIII  Sitzungs- 
periode vom  21.  bis  einschl.  29.  Februar  1892.  Kr.  2.  Verwaltungsbericht  des  Provin- 
zialausschusses, datiert  vom  20.  Februar  1892.  Berlin,  Druck  der  deutschen  Verlags- 
und  ßnchdruckereigcsellschaft,  1892.  Roy.  in-4.  90  u.  194  SS. 

Danaig.  Entwurf  des  liausbaltsetats  der  Stadgemeinde  Dansig  für  das  Etatjahr 
1.  April  1892/93.  Dansig,  Druck  von  A.  Schrotb,  1892.  4.  284  SS. 

1)  Da  wir  voraussetien  dürfen,  dafs  die  Leser  der  Jahrbücher  dem  öffentlichen 
Rechte  Belgiens  und  Italiens  besonderes  Interesse  entgegenbringen , so  werden  in  deu 
Jahrbüchern  noch  eingehendere  Berichte  über  die  betreff.  Abteilungen  aus  belgischer  und 
italienischer  Feder  erscheinen. 
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Elbing.  Kämmereihauptetat  der  Stadt  Elbing  pro  1.  April  1892/93  Elbing, 
Druck  von  R.  Kühn,  1892.  4 115  SS. 

Fischer,  A.  (Verwaltungsdirektor  des  Groben  Friedrichs-Waisenhauses  zu  Berlin), 
Die  Waisenpflege  der  Stadt  Berlin.  Aus  amtlichen  Quellen  dargestellt.  Berlin,  Oehmigkes 
Bhdl , 1892.  XVI  — 310  SS.  M 5 —, 

Frank,  P.  J.  (Ingenieur),  Gegenwart  und  Zukunft  der  Siebenbürger  Sachsen.  Her- 
manustadt,  Michaelis  & Seraphin,  1892.  gr.  8.  X — 368  SS.  M.  4. — . 

Halle  a./S.  Kämmereihaushaltsplan  und  Sonderhaushaltspläne  der  Stadt  Halle  a./S. 
pro  1.  April  1892/93.  2 Hefte.  Halle  a./S. , Gebauer  Schwetschkesche  Bncbdruckerei, 

1892.  gr.  4 118  und  124  SS. 

Hanau.  Grundetat  für  das  Rechnungsjahr  vom  1.  April  1892  bis  31.  März  1893. 
Hanau  , Druck  von  Lecbleder  & Stroh,  1892-  4 80  SS.  (Umfafst  aufser  dem  Haupt- 
etat folgende  11  Spezialetats:  Schulverwaltung.  — Armenverwaltung  — Begräbnisan- 

stalt. — Städtischer  Schlächthof.  — Stadtschlofs.  — Städtisches  Gaswerk  — Städtisches 
Wasserwerk  — Städtische  Badeanstalt  — Städtische  Sparkasse.  — Althanauer  Hospital. 
— Stiftnngen.  — ) 

Koch,  G.,  Beiträge  zur  Geschichte  der  politischen  Ideen  und  der  Regierangspraxis, 
Teil  I:  Absolutismus  und  Parlamentarismus.  Berlin,  R.  Gaertner,  1892  gr.  8.  VIII — 184  SS. 
M 4,50. 

Nationalliberale  Partei,  die,  1867 — 1892.  Zum  Gedächtnis  ihres  25jährigen 
Bestehen».  Leipzig,  Rengersche  Buchhandlung,  1892.  gr.  8.  161  SS.  M.  2. — . 

Policeiver  waliung  Wiens,  die,  im  Jahre  1891.  Zusammengestellt  und  heraus- 
gegeben von  dem  Präsidium  der  k.  k.  Polizeidirektion.  Wien,  Holder,  1892  gr.  8. 
IV— 196  8S.  fl.  2,50. 

Prenzlau.  Etat  der  Stadtarmenkasse  zu  Prenzlau  für  1.  April  1892  bis  dahin  1895. 
Prenzlau,  Vincentsche  Buchdruckerei,  1892.  Hoch-8.  20  SS. 

Rosin,  H.  (o.  Ö.  Prof  für  Staatsrecht,  Freiburg  i.  B ),  Minoritätenvertretuug  und 
Proportionalwablen  Ein  Ueberblick  über  deren  Systeme  , Verbreitung  und  Begründung. 
Berlin,  Guttentag,  1892.  8.  64  SS.  M.  1.— 

Sinkiti  Arimori,  Das  Staatsrecht  von  Japan  Strafsburg,  K.  J.  Trübner,  1892 
gr  8 112  SS  M.  3 —. 

Staatshandbuch  für  das  Königreich  Sachsen  auf  die  Jahre  1892  und  1893. 
Aut  Anordnung  des  königl.  Gesamtministeriums  heraasgegeben.  Dresden,  C.  Heinrich, 
1892.  gr.  8.  XVI— 880  SS.  M.  7.—. 

Verhandlungen  des  XVI.  Provinziallandtages  der  Provinz  Ostpreufsen  vom 
11.  März  bis  16.  März  1892-  Königsberg,  Druck  von  E Rautenberg,  1892-  Hoch-4. 
Mit  sämtlichen  Beilagen  1119  SS.  und  5 Tafeln. 

Verhandlungen  des  XXVI.  Kommunallandtages  des  Regierungsbezirks  Wiesbaden 
vorn  15.  März  bis  24.  März  1892-  Wiesbaden,  Druck  von  C.  Ritter,  1892.  4.  451  SS. 

W egm  ann,  Fr.,  Die  Ratifikation  von  Staatsverträgen,  insbesondere  das  Verhält- 
nis der  Ratifikation  zur  parlamentarischen  Zustimmung  beim  Vertragsabschluß.  Berlin, 
Siemenroth  & Worms.  1892  Roy-Lex.-8.  X — 100  SS.  M.  3. — . 

Wen  dt,  G.  (Prof,  am  Realgymnasium  in  Hamburg).  England.  Seine  Geschichte, 
Verfassung  und  staatlichen  Einrichtungen.  Leipzig,  O.  R.  Reisland,  1892.  gr.  8 
XVI— 350  SS.  M 5,60  _ 

Den  vir,  J.,  The  Irish  in  Britain,  from  the  carliest  times  to  the  fall  and  death  of 
Parnell.  London,  Paul,  Trübner  & C°,  1892.  crown-8.  469  pp  6/. — . 

Gr  ego,  J.,  A history  of  parliamentary  election»  and  electioneeriDg,  from  the  Stuarts 
to  Queen  Victoria.  New  edition.  London,  Chatto  & Windus,  1892.  8-  424  pp.  7/.6. 

Ferdinandy  Gejza,  Magyarorszäg  kögjogi  viszouya  Ausztriäboz  es  snnak  tör 
tenelmi  fejlödäse.  Budapest,  Kilian,  1892  8.  260  pp.  (Ungarns  staatsrechtliches  Ver- 

hältnis zu  Oesterreich  in  seiner  Entwickelung.) 

Gossthouyi  M i h A 1 y , Horvätb-Szlavon  — 4s  Dalmätorszig  autonom  alkotmänya 
mint  a magyar.  ällamjog  különös  reszl.  Budapest,  Kevai , 1892.  8.  263  pp.  (Die 

autonome  Verfassung  von  Kroatien-Slavouien  und  Dalmatien  als  besonderer  Teil  des  un- 
garischen Staatsrechtes,  jus  publicum  particulare,  von  Mich.  Gossthouyi.) 

Wertheimer,  E.  , Ausztria  es  Magyarorszäg  a XIX  szäzad  elsö  tizedeben  II. 
Budapest  , Räth,  1892-  6.  600  pp  (Oesterreich  und  Ungarn  im  ersten  Jahrzehnt  des 

XIX.  Jahrhunderts  Nach  unedierten  Quellen,  Band  II:  Vom  Prefsburger  bis  zum 
SchÖQbruunar  Frieden.) 
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Y'ersluy»,  J.  , II et  algemeen  kiesrecht  (Wahlrecht)  en  wat  daarvan  weinig  ver- 
scbilt,  van  meer  nabij  bekeken.  Amsterdam,  W.  Versluys,  1892  gr.  8.  62  bis.  fl.  0,76. 

Isern,  D.  , De  las  formas  de  gobierno  ante  la  ciencia  jurtdica  y los  hecbos. 
Madrid,  M.  6.  Hernandet,  1892-  8 pes.  6. — . 

12  Statistik 

Deutsches  Reich. 

Beiträge  zur  Statistik  des  Königreichs  Bayern.  Heft  LVII.  Hrsg,  vom  kgl. 
bayerischen  statistischen  Bureau.  München,  J.  Lindauer , 1892.  Roy -8.  263  SS.  mit  3 
graphischen  Tafeln  und  1 UebersichUkarte  der  kgl.  bayerischen  Staatseisen bahnen  (In- 
halt: Influenzaepidemie  des  Jahres  1889/90  im  Königreich  Bayern  — Aktivvermögen, 
Schulden  und  Umlagen  der  bayerischen  Gemeinden.  — ) 

Beiträge  sur  Statistik  des  Grofsherzogtums  Hessen.  'Herausgegeben  von  der 
grofsherzogl.  Centralstelle  für  die  Landesstatistik.  Band  XXXVI,  Heft  1.  Darmstadt, 
Jonghaus , 1892.  4.  IV — 80  SS.  (Inhalt:  Uebersicht  der  Geschäfte  der  ordentlichen 

streitigen  Gerichtsbarkeit  bei  dem  grofsherzogl.  Oberlandesgerichte  zu  Darmstadt  und  bei 
den  Gerichten  und  Staatsanwaltschaften  im  Bezirke  desselben  während  des  Geschäfts- 
jahres 1891.) 

Gemeindeverzeichnis  für  das  Königreich  Bayern.  Ergebnisse  der  Volks- 
zählung vom  1.  Dezember  1890.  Heft  LV1II  der  „Beiträge  zur  Statistik  des  König- 
reichs Bayern.  Herausgegeben  vom  k statistischen  Büreau.  München,  J.  Lindauer,  1892 
Roy. -8.  LXV — 347  SS  (Mit  einleitenden  Bemerkungen  über  Bevölkerung,  Bevölkerungs- 
dichtigkeit und  Haushaltungen,  Geschlecht  und  Familienstand,  Religions-  und  Staatsange- 
hörigkeit, Altersverhältnisse,  etc.) 

Jahresbericht,  LX1 V. , der  rheinisch-westfälischen  Gefängnisgesellschaft  über 
das  Verein* jahr  1890/91  im  Aufträge  des  Ausschusses  zusammengestellt  von  dem  Haupt- 
agenten Pastor  D?  von  Koblinski.  Düsseldorf,  L.  Vofs  & C°,  1892.  8.  194  SS. 
M 0,76. 

Mitteilungen  des  Statistischen  Amtes  der  Stadt  München.  Band  XIII,  Heft  1 
und  2:  München,  Lindauer,  1892.  4.  100  u.  192  SS.  mit  4 graphischen  Tafeln.  (In- 

halt: Ergebnisse  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1890  , Teil  1:  Die  Einwohner- 
schaft Münchens  nach  Bezirken  und  Distrikten,  Strafsen  und  Plätzen,  Reichstagwahlkreisen 
und  Pfarrsprengeln , nach  Geschlecht,  Alter,  Zivilstand,  Bekenntnis,  Staatsangehörigkeit, 
Gebürtigkeit  und  Dauer  des  Wohnsitzes.) 

Preufsische  Statistik  (amtliches  Quellenwerk.)  Herausgegeben  in  zwanglosen 
Heften  vom  königl.  statistischen  Büreau  in  Berlin.  Heft  117:  Die  Geburten,  Ehe- 
schließungen und  Sterbefälle  im  preußischen  Staate  während  des  Jahres  1890  Berlin, 
Verlag  des  Büreaus,  1892.  Roy-4.  XXII — 310  SS.  M.  8,40. 

Seifarth,  F.,  Die  Berufsstatistik  des  Deutschen  Reichs  nebst  der  landwirtschaft- 
lichen Betriebs-  und  Gewerbestatistik.  Nach  autheutischen  Quellen  bearbeitet.  Band  1: 
Die  Berufsstatistik.  Heidelberg,  J.  Hörning,  1892.  8.  V III — 208  SS.  M.  2,40. 

Statistik  des  Deutschen  Reiches.  Herausgegeben  vom  kaiserl  statistischen  Amt. 
Neue  Folge  Band  XLIV : Stand  und  Bewegung  der  Bevölkerung  des  Deutschen  Reichs 
und  fremder  Staaten  iu  den  Jahren  1841  bis  1886.  Berlin,  Puttkammer  & Mühlbrecht, 
1892.  lmper.-4  90  und  211  SS.  mit  8 Tafeln  graphischer  Darstellungen.  M.  8. — . 

Statistik  des  Herzogtums  Sachsen-Meiningen,  Bd.  IV.  N°  13-  Meiningen,  Druck 
der  Keyßnerschen  Hofbuchdruckerei,  1892.  4.  26  SS  (Inhalt:  Erntestatistik , 1891. 

Lebensmittel  preise,  1891.  Bergwerksbetrieb  in  1890.  Förderung  der  Bergwerke,  Salinen 
and  Hütten  in  1891.  Auszug  aas  dem  Jahresbericht  der  Aufsichtsbeamten  für  das 
Fabrikwesen,  1890.  — etc.) 

WUrttembergische  Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde.  Herausgegeben 
von  dem  kgl.  statistischen  Landesamt.  Jahrgang  1890  und  1891  Band  1,  Heft  1, 
Stuttgart,  W.  Kohlhammer,  1892.  Roy-8.  XVI  u.  X u.  363  SS.  (Enthält:  Chronik  der 
Jahre  1890  und  1891.  — Statistisches  Jahrbuch  für  das  Königreich  Württemberg,  Jahrg. 
1890  und  1891.) 

Frankreich. 

Statistique  des  peches  maritimes  et  de  l'ostreiculture  pour  l'annee  1889 : France 
et  Alglrie.  Paris,  impr.  nationale,  1891,  8 270  pag.  fr.  6. — . (Publication  du 

Minister«  de  la  marine  ) 


Digitized  by  Google 


Uebersicht  Qber  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands  and  des  Auslandes  ^51 


Oesterreich-Ungarn. 

Handbuch,  statistisches,  der  königlichen  Hauptstadt  Prag  und  der  Vororte  Karo- 
linenthai, Smichow,  kgl.  Weinberge  und  Ziikows  für  das  Jahr  1889.  Herausgegeben  von 
der  statistischen  Kommission  der  kgl.  Hauptstadt  Prag  samt  Vororten  unter  der  Redak- 
tion des  Direktors  des  städtischen  statistischen  Büreaas  Jos.  Erben.  Neue  Folge,  VII. 
Jahrgang,  deutsche  Ausgabe.  Prag,  F.  Rivnäö,  1891.  gr.  8.  XIV — 865  88.  (Inhalt: 
Meteorologische  und  topographische  Verhältnisse  und  Bevölkerungssummen  — Bevölke- 
raagswechsel  im  Jahre  1889  — Besitz-,  Wohn-  und  Zinsverhältnisse.  — Erwerbsver- 
hüi misse.  — Steuern  im  Jahre  1889  — Selbsthilfe  uud  öffentlicher  Beistand  — Kultur- 
Verhältnisse  — ) 

Jahrbuch,  statistisches,  der  Stadt  Wien  für  das  Jahr  1890  Jahrgang  VIII. 
Unter  der  Leitung  des  Magistratsrates  Fr  Chawalowsky  bearbeitet  von  (Dn.)  Sedlaczek 
and  W.  Löwy  (Msgistrats-ekretär)  u.  R.  Weiskirchner  (Magistratskonzipist)  im  statis- 
tischen Departement.  Wien,  Verlag  des  Wiener  Magistrates,  1892.  Roy-8.  XIV — 
€56  SS.  geb.  (Aas  dem  Inhalte:  Bau-  und  Wohnstatistik.  — Oekonomiscbe  Verhält- 
nisse der  Gemeinde.  — Steuern  und  Regalien.  — Konfessionelle  Angelegenheiten  und 
Bildungswesen.  — Lebensmittelzufuhr  und  Lebensmittelverbrauch.  — Gewerbe  und  ge- 
werbliche Angelegenheiten.  — Sparkassen  und  Pfandleihanstalten.  — Oeffentlicher  Ver- 
kehr. — Armenpflege,  Gesundheitswesen.  — ) 

Oesterreichische  Statistik.  Hrsg,  von  der  k.  k.  statistischen  Centralkommission, 
Band  XXX,  Heft  S : Die  Ergebnisse  der  Strafrechtspflege  in  den  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern.  Wien,  C.  Gerolds  Sohn,  1892.  Imper.-4.  XXXIV — 
165  88.  fl.  3.—. 

Oesterreichische  Statistik.  Hrsg,  von  der  k.  k.  statistischen  Centralkom- 
mission,  Band  XXXI,  Heft  1 : Der  österreichische  Staatshaushalt  in  den  Jahren  1887 
and  1888.  Wien,  C.  Gerolds  Sohn,  1892.  Im  per. -4  XVI — 127  SS.  fl.  2,50. 

Verwaltungsbericht  der  königl.  Hauptstadt  Prag  und  der  Vororte  Karolinen- 
thal, Smichow,  kgl.  Weinberge  und  Zirkow  für  die  Jahre  1887  — 1889.  Deutsche  Aas- 
gabe veröffentlicht  von  der  statistischen  Kommission  der  kgl.  Hauptstadt  Prag  samt  Vor- 
orten unter  der  Redaktion  des  Direktors  des  städtischen  statistischen  Büreaus  Josef 
Erben.  Prag,  F.  Rivntt,  1891  gr.  8 XVI— 322  SS. 

Statystyka  miasta  Krakowa,  sestawiona  przex  Biuro  statystycane  miejskie  pod 
kierunkiem  i redakeya  (Prof.)  Jözefa  Kleczynskiego.  Zeszyt  111.  Kraköw  1892.  gr.  in-8. 
VII — 176  pp.  (Statistik  der  Stadt  Krakau,  bearbeitet  vom  Krakauer  statistischen  Büreau 
unter  der  Leitung  des  (Prof.)  Jos.  Kleczynski  Band  III.  Krakau,  Universitätsbuch- 
druckerei  Inhalt:  Bewegung  der  Bevölkerung  während  der  Jahre  1888 — 90.  — Statistik 
über  den  Konfessionswechsel  in  Krakau  im  Jahr  1889.  — Bevölkerung*-,  Besitz-,  Woh- 
nung*-, Gewerbe-  und  Berufs-  und  Konfessionsverbältnisse  Krakaus  nach  dem  Censas 
vom  31.  Dezember  1890.  — Konsum  an  Lebensmitteln  und  notwendigen  Gebrauchs- 
gegenständen Krakaus  in  den  Jahren  1878 — 1888.  — Getreidepreise  auf  den  Krakauer 
Märkten  während  der  Jahre  1870 — 89  mit  graphischer  Darstellung.) 

Wiadomosci  »tatystyczne  o stosunkach  Krajowych  wydane  przez  Krajowe  Biuro 
statystycane  pod  redakeya  (Prof.  D'*)  T.  Pitata.  Tom  XI,  xeszyt  3 i Tom  Xll.  Lwow 
1890 — 91.  4.  (Statistische  Mitteilungen  über  die  Verhältnisse  Galisiens , hrsg.  vom 

Statistischen  Büreau  des  galisischen  Landesausschasscs,  redigiert  von  (Prof  Dr-)  Thaddäus 
Pilat.  Teil  XI,  Heft  3 und  Teil  XII.  Lemberg,  1890—91.  4.  Inhalt:  Bd.  XI,  8: 
Plächenranm,  Wohngebäude  und  Bevölkerung  der  gröfseren  Städte  in  Galizien  für  welche 
ein  eigenes  Gemeindegesetz  vom  13.  3-  1889  erlassen  wurde  etc.  (einschl.  Konfessionen 
und  Analphabeten.  Die  Wahlkörper  in  den  gröfseren  Stadtgemeinden  Galiziens,  bearbeitet 
von  Z.  Gaszynski.  56  SS.  — Band  XII:  Der  landtäfliche  Besitz  in  Galizien,  dargestellt 
von  (Prof.)  T.  Pilat  Die  Landtags  wählen  im  Jahre  1889,  bearbeitet  von  Z.  Gaszynski, 
LI— 67  + SO  + XIV  SS.) 

Ru  Island  (Finland). 

Bidrag  tili  Finlands  offlciela  Statistik.  IX.  Elementarläroverkens,  läseSren  1887 — 
1890.  (Bericht  über  die  Verwaltung  der  öffentlichen  Mittelschulen  in  den  Jahren  1887  — 90.) 
56  pp.  — XI.  Medicinalverket  (Neue  Folge)  N9.  6:  Sanitätsverwaltungsbericht  für 

1889.  116  pp.  nnd  XXXIV  pp.  tabellarische  Beilagen.  — XII.  Fangvärden  N°.  9: 
Bericht  über  die  Verwsltang  dar  Strafanstalten  für  1890.  VI — 56  pp.  and  XI  Tabellen. 
— XIII.  Post-Statistik.  (Neue  Folge)  N°.  6:  Postverwaltungsbericht  für  1890  26  pp. 
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Text  und  LXX1V  pp.  Tabellen  — XIV.  Landtm&teriet  N*.  6:  Fortschritte  des  Land- 
vernie»»uuK»» e»ens.  Bericht  für  1890.  164  pp.  — XVIII  Industri-Statistik.  N*.  6t 

ar  1889,  förra  delen  : 1.  Teil  des  1889r  Berichts,  enthaltend  Monlaustatistik  und  Müux- 

wesen.  — XVIII  Industri-Statistik  N*.  7:  xr  1890,  »enare  delen:  9 Teil  des  1890r 
Berichts,  allgemeine  Gewerbe-  und  Statistik  der  fabrikm&fsigeu  Betriebe  enthaltend.  Zu- 
sammen 7 Hefte.  Helsingfbrs,  J.  C.  Frenckell  & Sons  tryckeri,  1891  — 92.  gr.  Lex -8. 

1 1 allen. 

Statistica  generale  del  traffico  merci  e passeggieri,  eflettuatosi  durante  T anno  »ocizle 
1889 — 90  su  tutte  le  linee  della  societk:  (Navigaxione  generale  italiana,  societh  riunite 

Florin  & Kubattino.)  Koma,  tip.  dell'  (Jnione  cooperaliv»  editric«,  1892.  4.  206  pp. 

Spanien. 

Censo  de  la  poblacidn  de  Fspaua,  segün  el  empadronamiento  hecho  en  31  de  di- 
ciembre  de  1887  por  la  Direccion  general  del  Instituto  geogritico  y estadistico.  Tom  » L 
Madrid,  imprenta  de  la  Direccidn  general  del  Instituto  geogrätico  y estadistico  1891  gr.- 
in-folio.  XLV111 — 917  pp.  (Inhalt:  Census  der  spanischen  Halbinsel,  einschliefslicb 

der  angrenzenden  Inseln  und  der  Besitzungen  an  der  Nord-  und  Westküste  von  Afrika, 
nach  Geschlecht,  Civilstand , Schulbildung,  Nationalität  und  Ortsansä^sigkeit,  nach  Pro- 
vinsialjustisbezirken  geordnet.  — Census  der  überseeischen  spanischen  Besitzungen : Cuba. 
Puerto-Rico.  Inseln  im  Golf  von  Guinea.  Filipinen.  — Gesamtergebnis  des  Census  für 
die  europäischen  Provinzen,  Inseln  und  Besitzungen  und  die  aufsereuropkischen  Kolonien 
und  Besitzungen  ) 

Del  Castillo.  R.,  Gran  diccionario  geogrifico , estadistico  £ historico  de  Espana 
y sus  provincias  de  Cuba,  Puerto-Rico,  Filipinas  y posesiones  de  Africa.  Tomo  II.  Barce» 
lona,  Henrich  & C°,  1892.  8.  pes.  20. — . 

Amerika  (Vereinigte  Staaten). 

Statistical  abstract  of  the  United  States,  1891.  XIVth  nutnber.  Prepared  by  the 
Bureau  of  statistica  under  the  direction  of  the  Secretary  of  the  treasury.  Washington, 
Government  printiug  Office,  1892.  gr  8.  844  pp.  (Contents:  Finance,  coinage,  meney 

circulation  ; National  and  savings  baue»;  Mineral  production,  imports  and  ezports  of  pig 
irou,  iron  and  steel  railroad  bars,  etc.,  quantity  of  pig  iron , produced  in  each  State 
and  territory  of  the  U.  States,  1879  — 91;  Commerce  and  shipping;  Population,  Immigration; 
Agricultural  products;  Railroads,  postal  Service;  Prices ; Patents.  — etc. 

(Argentinische  Republik.) 

A n u a r i o estadistico  de  la  ciudad  de  Buenos  Aires,  edita  por  la  Admimstraci6u  de 
municipalidad  de  la  Capital  (Repüblica  Argentina),  Direccion  general  de  estadistica  muoi- 
cipal  (A.  B.  Martines)  Ano  1:  1891.  Bueno»  Aires,  1892.  gr.  in-8.  XVI — 606  pp. 
(Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Buenos  Aires,  Hauptstadt  der  Argentinischen  Republik, 
Jahrgang  I für  1891.) 

18.  Verschiedene«. 

Stein,  Friedrich,  Die  akademische  Gerichtsbarkeit  in  Deutschland. 
Leipzig,  Verlag  v.  C.  L.  Hirschfeld,  1891. 

Die  Notwendigkeit  der  Kürze,  die  einem  Berichte  über  das  vor- 
genannte Buch  an  dieser  8telle  auferlegt  ist,  läfst  dem  Fleifs  und  der 
Umsicht  des  Verfassers  dieser  schönen  Monographie  nicht  ausreichend 
gerecht  werden.  Denn  wenn  auch  auf  die  Beibringung  neuen  Urkunden- 
m&terials,  ja  selbst  auf  die  Ausnützung  der  gesamten  verfügbaren  Litteratur 
verzichtet  ist,  gestaltet  sich  doch  die  Darstellung  des  Gegenstandes  so 
vollständig,  dafs  vielleicht  gefunden  werden  kann,  das  Streben  nach  um- 
fassendster Begründung  habe  fast  zu  weit  in  die  allgemeine  Geschichte 
der  Universitäten  geführt.  Es  bezieht  sich  das  namentlich  auf  das 
Kapitel,  das  „die  Einleitung  und  Vorgeschichte“  enthält  und  den  Be- 
griff der  Universitäten,  die  sogenannte  Habita  und  die  ältestete  Juristen-, 
sowie  die  älteste  Theologenuniversität,  Bologna  und  Paris,  behandelt. 
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Der  Auffassung  der  Universitäten  „bis  zur  Reformation"  als  „klerikale 
Körperschaften"  wird  zwar  ungeachtet  der  vorsichtigen  Einschränkung 
des  Begriffes  (p.  45,  Note  2)  widersprochen  werden,  aber  gleichwohl  hat 
sie  ein  überwiegendes  Mafs  von  Argumenten  für  sich.  Darauf  beruht 
ganz  vornehmlich  die  Exemtion  derselben  von  den  weltlichen  Gerichten 
und  die  Verleihung  der  eigenen  Gerichtsbarkeit  und  zwar  der  vollen 
Civilgerichtsbarkeit  erster  Instanz  über  ihre  Mitglieder,  und  nicht  minder 
der  Strafgerichtsbarkeit,  wenn  auch  in  mannigfachen  Reservationen  und 
Bedingungen,  die  von  der  durch  die  Gründung  veranlagten  Natur  der 
betreffenden  Universitäten  abhängen.  Die  Darstellung  „der  Rechtspflege“ 
in  dem  Zeitraum  der  unwidersprochenen  Autonomie  beschränkt  sich  auf 
die  hauptsächlichsten  Züge,  zeigt  aber  gleichwohl  die  Unvollkommenheit 
und  Lückenhaftigkeit  der  ganzen  Institution,  welche  detngemäfs  auch 
nicht  Widerstandskraft  geuug  bewahrte,  als  die  Grundlagen  der  Exemtion 
einerseits  durch  die  Kirchenspaltung,  andererseits  durch  das  Emporsteigen 
der  landesherrlichen  Gewalten  eine  innere  Umwandlung  erfuhren.  Der 
originellste  Teil  der  Monographie  scheint  uns  die  kleinere  letzte  Hälfte 
zu  sein,  wo  die  fortschreitende  Durchlöcherung  der  Autonomie,  die  Um- 
wandlung der  akademischen  Gerichte  in  Disciplinarbehörden  für  die 
Studenten , und  endlich  die  Einfügung  der  Universitätsgeriohle  in  die 
staatlichen  Behörden  zu  klarer  und  liohtvoller  Behandlung  gelangt,  und 
das  Ableben  der  ganzen  Institution  nach  der  grofsen  Katastrophe  der 
französischen  Kevolution,  die  namentlich  auch  das  Universitätswesen  stark 
mitgenommen  hatte,  im  einzelnen  verfolgt  wird.  Bei  der  grofsen  Mannig- 
faltigkeit der  Verhältnisse  der  einzelnen  Universitäten  und  der  Vi-rschieden- 
artigkeit  ihrer  Stellung  zu  den  Landesherrn  hatte  die  Durchführung  der 
prinzipiellen  Ordnungen  ihre  besondere  Schwierigkeit,  deren  aber  der 
Verfasser  durchaus  Herr  geworden  ist.  Man  wird  wenig  Bedeutungs- 
volles vermissen.  Endlich  aber  zeigt  der  Verfasser  in  seinem  letzten 
Kapitel  „Das  geltende  Recht",  welche  kärglichen  Restsplitter  eich  von 
der  alten  akademischen  Gerichtsbarkeit  erhalten  haben,  und  wie  sie  unter 
dem  Verhältnis  der  Reichsverfassung  zu  der  Landesgesetzgebung  überhaupt 
noch  existieren  können.  Wenn  es  richtig  wäre,  was  der  Verfasser  äufsert, 
dafs  rechtsgeschichtliche  Arbeiten , deren  Gegenstand  für  das  geltende 
Recht  fast  ohne  Bedeutung  ist,  eine  sehr  fragwürdige  Lebensborechtiguug 
haben,  dann  würde  allerdings  mit  Rücksicht  auf  die  geringfügigen  Trümmer, 
die  von  der  akademischen  Gerichtsbarkeit  noch  in  Geltung  sind,  seine 
Studie  kaum  den  Anspruch  auf  Dasein  erheben  können.  Allein  eine  solche 
Zwecksrichtung  der  Geschichtsforschung  wird  nimmermehr  im  Ernste  an- 
erkannt werden  dürfen.  Gegen  seinen  eigenen  Grundsatz  bat  der  Ver- 
fasser, mögen  ihn  auch,  wie  er  berichtet,  äufsere  Umstände  dazu  ver- 
anlafst  haben,  einen  sehr  anerkennenswerten  Beitrag  zur  Rechtsgezchichte 
überhaupt  und  damit  zur  deutschen  Kulturgeschichte  geliefert,  welche 
niemals  nur  aus  dem  Forlleben  ihres  Gegenstandes  den  Antrieb  zur  Er- 
forschung ihrer  Erscheinungen  schöpfen  darf.  Gcsohichte,  Wissenschaft 
überhaupt  will,  wie  die  Tugend,  um  ihrer  selbst  willen  betrieben  werden. 
Die  Beziehung  auf  die  Gegenwart  und  das  in  ihr  Geltende  stellt  sich 
auf  einem  anderen,  nicht  immer  unmittelbaren  Wege  her. 

Breslau.  J.  Caro. 


Digitized  by  Google 


154  Uebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands  und  des  Auslandes. 

Picard,  Edmond  (Avocat  a la  Cour  de  Cassation  de  Belgique), 
Synthese  de  l’Antisdmitisme.  Bruxelles.  Paris  1892. 

Eine  Plauderei  auf  232  Seiten,  deren  überraschenden  Einfällen  man 
in  einem  müfsigen  Augenblick  mit  einem  gewissen  Vergnügen  folgen 
wird,  falls  man  Humor  genug  besitzt,  sich  darüber  nicht  zu  entrüsten, 
dafs  diese  Einfalle  sich  nicht  nur  in  das  Gewand  ernsthafter  historischer 
Forschung  kleiden,  sondern  den  Anspruch  erheben,  dafür  genommen  zu 
werden.  Das  wird  nun  allerdings  auch  deijenige  nicht  über  sich  bringen, 
dem  schon  die  antisemitische  Tendenz  des  Mannes  als  Verdienst  gilt. 
Der  Kampf  der  Arier  und  der  Semiten  ist  nach  Picard  die  grofse  Frage 
der  Geschichte,  ihr  erstes  Stadium  ist  der  Kampf  der  Griechen  gegen 
die  Perser,  ein  anderes  der  Zerfall  Roms.  Denn  die  Ursache  dieses  Zer- 
falls war  der  irrige  Glaube,  dafs  Sem  und  Japhet  Zwillinge  waren  (S.  25.) 
Die  unbequeme  Thatsache,  dafs  das  Christentum  von  den  Juden  ausging, 
beseitigt  er  durch  die  Erwägung,  dafs  Christus  und  Paulus  eigentlich 
Arier  waren  (8  183).  Das  neue  Testament  stehe  im  vollendeten  Gegen- 
satz zu  dem  alten  Testament,  die  Thatsache,  dafs  während  langer  Jahr- 
hunderte die  Erzählungen,  die  sittlichen,  rechtlichen  und  politischen  An- 
schauungen des  alten  Testaments  einen  Hauptanteil  an  dem  Einflüsse  der 
christlichen  Kirche  auf  die  Völker  hatten,  lafst  er  bei  8eite. 

Breslau.  Kaufmann. 

Bergen,  A,  Die  Friedensära  und  des  Wehrsystem  der  Zukunft.  Militärisch-poli- 
tische Denkschrift  Hesel,  B.  Schwebe,  1892.  8-  38  SS.  M 0,80. 

Del  ton,  Sommerptlegen  für  Arme.  Eine  Denkschrift,  auf  Anlefs  des  Central- 
eusschusses  lür  innere  Mission  verfaßt.  Berlin.  K.  J.  Müller,  1892.  gr  8.  34  88. 

M.  0,40 

Ganser.  A. , Schule  und  Staat  Ein  Problem  uuserer  Zeit.  Gras,  Leuschner  & 
Lubensky,  1892  gr.  8 88  SS.  M.  1,80 

Goetze,  W , Der  Arbeitsunterricht  im  Auslande  und  in  Deutschland,  seine  wirt- 
schaftliche und  nationale  Bedeutung.  Vortrag,  gehalten  im  Berliner  Hauptverein  für  Knaben- 
handarbeit. Leipzig,  Hiorichs,  1892.  gr  8.  20  SS.  M.  0,40 

Kanngiefser,  O.,  Geschichte  des  Krieges  von  1866.  Nebst  einem  Vorbericht: 
,,Die  deutsche  Frage  in  den  1850er  Jahren".  Hand  I.  Base),  Schweizerische  Verlags- 
druckerei, 1892  8.  VIII  — 388  SS.  M 5.—. 

Keller,  E.  , Grofsherzog  Friedrich  von  Baden.  Ein  Lebensbild  eines  deutschen 
Fürsten  und  Mannes.  Festschrift  zur  Jubelfeier  der  vierzigjährigen  Regierung.  Karls- 
ruhe, G.  Braun,  1892.  8 IV — 200  SS  mit  einem  Bildnis  in  Lichtdruck.  M.  1. — . 

Koser,  R (Prof,,  Bonn),  Fürst  Bismarck.  Festrede  zur  Feier  des  77  Geburts- 
tages, gehalten  in  Bonn  atn  1 April  1892.  Bonn,  Röhrscheid  & Ebbecke,  1892  Roy.-8. 

24  88.  M.  1.-. 

Mang  ne  r,  K. , Die  Inquisition  in  der  Leipziger  Ratsfreischale.  Ein  Beitrag  zur 
deutschen  Schulgeschichte.  Leipsig , J.  Klinkhardt,  1892.  8 IV — 252  8S.  mit  den 

Bildnissen  der  Direktoren  Plato  und  Dolz.  M.  8.—.  (A.  u.  d.  T.:  Schriften  des  Vereins 
für  die  Geschichte  Leipzigs,  Band  IV.) 

Oberbreyer,  Max,  Die  Leipziger  Sittliclikeitsbewcgung.  Leipzig,  R.  Werther, 
1892  gr.  8 34  SS  M 0.50. 

Sc  hm  öl  der  (Amt»gerR.).  Die  Bestrafung  und  polizeiliche  Behandlung  der  gewerbs- 
mäßigen Unzucht.  Düsseldorf,  Vofs  & C°,  1892.  8.  84  SS.  M.  1,60. 

Schumann,  C.  (Oberlehrer),  Die  Flur-  oder  Koppelnamen  des  Lübecker  Staats- 
gebietes Lübeck,  Druck  von  Gebr.  Borchers,  1892  4 47  SS.  M 1,50.  (Enthalten 

im  Osterprogramm  des  Katliarineums  zu  Lübeck.) 

Sommerlad,  F.  W.  (Direktor  der  höh.  Mädchenschule,  Offenbach  a./M.),  Ge- 
schichte des  öffentlichen  Schulwesens  zu  Offenbach  a./M.  mit  vorausgehendem  lleberblick 
über  die  Geschichte  Offenbachs  im  allgemeinen  Offenbach  a./M,  Th.  Steinmetz,  1892. 
gr.  8 XIV— 202  SS  M.  3.25. 
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Spange  ab  erg,  H.,  Cangrande  I.  della  Scala  (1*91— 1820)  Berlin,  R Gaertner, 
1892.  gr  8 VIII— 220  SS.  mit  Karte  M.  6.—.  (A.  u.  d.  T.  ; Historische  Unter* 

sachongeu,  hrsg.  von  J.  Jastrow,  Heft  11.) 

Stellung,  die  historische,  des  Hauses  Radxiwill.  Berlin,  R.  v.  Decker.  1892. 
gr  8.  VI— 110  SS.  M.  2.—. 

Traeger,  E.  (Dresden),  Die  Halligen  der  Nordsee  Stuttgart,  J.  Engelhorn,  1892. 
gr.  8.  117  SS.  mit  3 Karten  und  19  Textillustrationen.  M.  7,60.  (A.  u d.  T. : For- 
schungen xur  deutschen  Landes-  und  Volkskunde,  hrsg.  von  A.  Kirebhoff  (Prof,  der  Erd- 
kunde, Halle).  Band  VI,  Heft  8.) 

Delvaille,  C. , Une  mission  en  Espagne.  L’hygiöne  et  l'assistance  publiquea. 
Paris,  Societi  d’Aditions  scientifiques,  1892.  8.  fr.  3,60. 

de  Henaut,  F. , Douse  ans  d’alliauce  Franco-Russe.  Prdface  de  Paul  Laffitte 
Paris,  ancienne  maison  Quantin,  1892.  8.  fr.  3,60. 

Police,  la,  secrfete  en  Turquie,  par  X....  Paris,  impr.  Noisette,  1892.  16- 

62  pag. 

Bigelow,  Poultuey,  The  German  emperor  and  his  eastern  neighbors.  Neir 
York,  C.  L.  Webster  & C°,  1892.  12.  3 -f  179  pp.  cloth.  $ 0,76.  (Contents:  The 

Russian  censor.  — The  Roumanian  peasant.  — Russian  priests  in  Roumania  — Crossing 
the  Russian  frontier  on  foot.  — War  and  famine.  — A commercial  lorecast;  also  remi- 
niscences  of  the  emperors  childbood,  school-days  and  the  first  years  of  his  reign.) 

Bums,  Üawion,  Teraperance  history.  4 parts  (pt.  I:  1826 — 42,  pt.  II:  1843 
— 61,  pt.  III:  1862 — 72,  pt.  IV:  1878 — 1880,  with  Supplement  fconteuts : indices.)  Lon- 
don, National  Temperance  Publication  Depot,  1890—92  8.  9/. — . 

Bersesio,  V. , II  regno  di  Vittorio  Kmanuele  II : trent’  anni  di  vita  italiana,  lihro 
VI*®  (1852—63.)  Torino,  L Roux  & C.,  1892.  8.  1.  4. 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A.  Frankreieh. 

Bulletin  de  statistique  de  la  legislation  compan'e.  XVIWme  annce  (1892)  Avril : 
A.  France,  colonies,  pays  sous  le  protectorat  de  la  France : Le  projet  de  budget  pour 
J’exercice  1893  (suite  et  fin  ) — Le  mouvement  des  budgets  depuis  1869,  avec  diagramme. 
— Le  mouvement  de  la  dette  en  intArAts  depuis  1884.  — Les  contributions  directes  et 
les  taxes  aasimilees,  sitnation  au  l*r  avril  1892.  — Budget  de  l'Etat  (France  et  Algdrie, 
«xercice  1892  — Le  commerce  extlricnr,  mois  de  Mars  1892.  — Les  recettes  des  che- 
rains  de  fer  (1er  trimestre  1892  et  1891.)  — Les  opdrations  de  la  Chambre  de  com- 
pensation  des  banquiers  de  Paris  depuis  1872.  — La  valeur  et  le  produit  des  Offices 

public»  et  tnimatAriel».  — Tunisie:  Le  regime  de  la  propriAtA  foncifcre  (loi  du  15  et  dA- 
crets  du  16  mars  1892.  — B.  Pays  Atrangers:  Pays  divers:  Situation  des  principales 
banques  d’Amissioii  k la  fin  da  l®r  trimestre  de  1892.  — Angleterre : Les  rAsultats  de 
l'exercice  1891  — 92.  L’exposA  budgetaire  du  Chancelier  de  l'echiquier.  — Belgique : Les 
tabacs  (1880  — 1890.)  — Italic:  Le  projet  de  loi  sur  les  instituts  d’Amission.  Las  bons 
du  TrAsor  k longue  AchAance  (loi  du  7 avril  1892.)  Les  importations  et  exportations  de 
metaux  prAcieux.  — Espagne : Le  monopole  des  tabacs.  — Gr&ce : Le  commerce  extA- 
rieur.  — Kassie:  Les  rAsaltat*  provisoires  de  l’exercice  1891:  — Japan:  Le  budget  de 
l’exercice  1892 — 93.  — etc. 

Journal  du  droit  international  privA  et  de  la  jurisprudence  comparAe , fondc  et 
publiA  par  E.  Clunet.  19®  annee  (1892)  Nos  3 — 4:  De  la  capacitA  des  Etats  etrangers 
pour  recevoir  par  testament  en  France , par  F.  Moreau  (agrAge  k la  facultA  de  droit 
d’Aix.)  — Questions  de  droit  relatives  k 1'Exposition  internationale  universelle  de  Chicago, 
1893,  par  W.  Barry  (coansellor  at  law  k Chicago.)  — Conflit  des  lois  frau^aise  et  Atran- 
gere  en  matihre  de  preuve  testimoniale , (2®  article) , par  L.  Beauchet  (prof.  k la  facultA 
de  droit  de  Nancy.)  — L'espionnage  dans  la  lAgialation  anglaise,  par  W.  Craies  (barrister 
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at  Uw  k Londres.)  — Les  Etats-Unis  fermes  aux  Chinois  by  J.  B.  Moore  (sccrEtaire-adj. 
au  Department  of  State  k Washington.)  — Chrouique.  — etc. 

Journal  des  Economiste»,  bl«  annEe  (1892)  Avril:  La  concurrence  entre  les  Com- 
pagnie» d’assurances  sur  la  vie  amEricaine  et  les  compagnes  frau^aises , par  E.  Kochetin. 

— L’impot  sur  les  trausactions  de  bourse  en  Autriche,  par  A Raffalovich  — Revue  des 
principales  publications  economiques  de  l'Etranger , par  Maur.  Block.  — Le  moude  de 
la  finance  au  XV Ile  »ikcle,  par  Claudio  Jannet.  — Lettre  du  Cauada,  par  E.  Tremblay. 

— Le  protectiounisme  mEdical.  La  loi  sur  l’exercice  de  la  mEdecine,  par  Daremberg  et 
Meslier.  — Le  dEgrkvemeut  des  transports  k grande  vitesse.  — Congrka  Economique  In- 
ternational d’Anvers.  — NEcrologie:  Johu  Knox,  par  F.  de  F.  — SociEtE  dVconomie 
politique , »Eance  du  5 avril  1892  Discussion : De  Intervention  de  l'Etat  dans  la  que- 
stion  d'hygikue  publique.  — Compte»  rendus.  — Chrouique  Economique.  — etc. 

Journal  de  la  SocietE  de  statistique  de  Paris.  XXXIII*  annEe  (1892)  N°  5,  Mai: 
Procks-verbal  de  la  sEance  du  27  avril  1892.  — Rapport  de  M.  Alfred  Neymarck  au  nom 
de  la  Commission  de  comptabilitr  , prE*entE  k la  SociEtE  et  approuvc  par  eile  dans  sa 
sEance  du  16  mars  1892,  suivi  du  projet  de  budget  pour  1892  — Les  lois  d’assurance 
ouvriere  Les  accidents  du  travail , par  (le  Dr)  Vacher.  — Les  eucaisses  des  baoques 
d’Emission  depuis  1881,  par  Pierre  des  Essars.  — Les  ports  ottomans.  (Extrait  du 
„Journal  de  la  Chambre  de  commerce  de  Constantinople,  adresse  par  Vitai-Cuinet.  — etc. 

Moniteur  (le)  de9  assurances.  Tome  XXIV,  N°  284,  16.  Mai  1892  : Assurances 
contre  l’incendie.  De  l'assurance  de  la  responsabilitE  ou  de  la  rEassurance,  par 
C.  Oudiette.  — Le  courUge  k Paris,  par  P.  S.  — Assurances  sur  la  vie.  Le  „Journal 
des  Economistes“  et  la  rEclame  amEricaine , par  P.  Sidrac.  — Theorie  EIEmentalre  des 
assurances  sur  la  vie  et  autres  Operation»  viagkres,  par  E.  BEziat  d’Audibert  (suite.)  — etc. 

REforme  sociale  (la).  Bulletin  de  la  SociEtE  d’economie  sociale.  XI**“1«  annEe  N° 
81  et  32,  1er  et  16  avril  1892:  La  rEuniou  annuelle  de  1892,  par  A.  Delaire.  — La 
protection  de  l’Ecolier  et  de  l'appreuti , par  G.  Picot.  — Le»  Institution»  Economiques  et 
sociales  k München-Gladbach  (Pruste  RhEnaoe),  par  V.  Brants  (prüf  k l’Universite  de 
Louvain  ) — Les  biens  nationaux  et  leur  emploi  (fin),  par  Hubert- Valleroux.  — Le  dEve- 
loppement  de  la  population  frau^aise  en  1789,  par  M.  des  Cilleuls.  — Programme  du 
IV«  Congrks  des  societe»  frauraises  de  credit  populaire  — Le  mouvement  social  k l’etran- 
ger , par  J.  Caxajeux.  — Le  minimum  de  salaire , par  Ch.  Lagasse.  — A propos  du 
aocialisme.  La  question  ouvrikre  et  la  science  sociale.  L’individualisme  et  le  patronage, 
par  E.  Thaller  (prof.)  — L’industrie  de»  jouets  k Paris : La  Situation  des  ouvriers  et  le 
„sweating-system,“  par  P.  du  Maroussem  (!><ire  partie.)  — Le  prkt  gratuit  de  Montpellier, 
par  J.  Lacointa.  — L'habitation  ouvrikre  et  les  rkformes  successorales,  d'aprks  la  propo- 
sition  de  loi  de  MM.  Jul.  Siegfried,  Aynard , etc.  — La  rEforme  sociale  en  Italic , par 
Claudio  Jannet.  — Chrouique  du  mouvement  social,  par  A.  Fougerousse.  — etc. 

Revue  gEncrale  d'administration.  XVi«'me  an  nee  (1892)  Avril:  L’assainissement  de 
Paris  de  1886  k 1891  (suite  et  fin),  par  G.  Jourdan.  — Description  d’une  machine  Elec- 
trique  k denombrer,  par  Ch.  UzE  (rEd&cteur  au  Ministkre  de  1’intErieur.)  — Chronique  de 
l’admini&tration  fran<;aise.  — etc. 

Revue  d’Economie  politique.  6«  annEe  (1892)  N®  4,  Avril:  Essai  historique  sur 
la  lEgislation  industrielle  de  la  Frauce,  par  Marc  Sauzet.  — Le  socialisme  contemporain, 
par  Edm.  Villey.  — Etüde  sur  l’enseignement  de  l’Economie  politique  dans  les  univer- 
sltes  d’AMemagne  et  d'Autriche,  par  H.  St.  Marc.  — L’enquete  de  la  Commission  du 
travail  en  Angleterre,  par  John  Rae.  — Chronique  lEgislative.  — Bulletin  bibliographique.  — 

Revue  maritime  et  coloniale.  Tome  CX111,  livraison  868:  Mai  1892:  Etüde  sur 
la  thEorie  mEcanique  de  la  chaleur  (suite),  par  C.  Brun  (ancieu  ingenieur  de  la  mariue.) 

— La  marine  aliemande  , par  E.  Guiffait  (enseigne  de  vaisseau.)  — Voyages  aEriens  au 
long  cours.  Les  aErostats  et  l'exploration  du  continent  africain,  par  L.  Dex  (ancien  Elkve 
de  l'Ecole  polytechnique)  et  Maur.  J)ibos  (ingEnieur.)  — Le  budget  de  la  mariue  ao- 
glaise  pour  1892/93.  Memorandum  du  Premier  Lord  de  l’amirautc,  traduit  par  Garreau. 

— Chronique:  Le  budget  de  la  mariue  autrichienne  pour  1892  — 93.  Le  budget  de  la 
marine  des  Etats-Unis  pour  1892 — 93.  — etc. 

B.  England. 

Board  of  Trade  Journal  Volume  XII  N®  69 — 70:  April  and  May  1892:  The  new 
French  customs  tarifl.  — Comxnercia!  and  industrial  progress  of  Rus»ia.  — The  Frencb 
mining  industrie»  — The  coal-ßeld»  of  Northern  France  — Development  of  British  trade 
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with  $ervia.  — The  Industries  of  Greece.  — Mineral  produclion  of  the  United  States. 
— Mineral  resources  of  Costa  Rica.  — Silver  production  ot  Holivia.  — Mineral  produc- 
tioo  of  New  Zealand.  — Australien  State  railways.  — Tariff  change-i  and  customs  regu- 
latkms.  — New  Spanish  customs  tariff.  — Pig-iron  production  in  the  leading  producing 
ooQntrics.  — Russian  mining  law.  — The  coal  production  of  Germany.  — Telpbonic 
development  in  Belgium.  — The  commerce  and  iudu»try  of  Switzerland.  — The  Sicilian 
soJpbar  industry.  — Foreign  competition  with  liritish  trade  in  Morocco.  — Cotton  apin- 
niog  in  Japan.  — State  metallurgical  works  in  Japan.  — The  foreign  trade  of  Japan  in 

1891.  — The  woollen  industry  in  the  United  States.  — Failure  of  the  cocoa  crop  in 
Ecuador.  — Industrial  development  and  fields  for  Capital  in  Mexico.  — Agricultural  pro- 
ducts  in  Paraguay.  — Mercantile  marine  fund.  — Customs  tariff  of  Jamaica.  — New 
customs  tariff  of  St.  Vincent.  — State  of  the  skilled  labour  market.  — Extracts  from 
diplomalic  and  consnlar  reports.  — Proceedings  of  Chambers  of  commerce  — Statistic» 
of  trade,  emigration.  fisheries,  etc.  — 

Contemporary  Review  the.  June  1893:  The  women's  suffrage  question  , by  1, 
Millicent  Garret  Pawcett,  2,  L.  H.  Courtney  , 3,  Sarah  M Sbeldon  Arnos,  — Formt  of 
Home  Role  : a reply,  by  G.  Pitt- Lewis.  — Lacedaemon  , by  W.  Pater.  — The  battle  of 
Woertb  (with  map) , by  (Colonel)  Lonsdale  Haie.  — The  fate  of  the  East , by  an  old 
Resident.  — The  geographical  evolution  of  the  English  channel  (with  maps) , by  A.  J. 
Jukes-Browne.  — Our  outcast  Cousins  iu  India,  by  (the  Rev)  Graham  Sandberg.  — 
Why  do  Doncorformists  follow  Mr.  Gladstone?  by  (the  Rev.)  Guinness  Rogers.  — etc. 

Fortnightly  Revriew,  the.  June  1892  : The  Gladstonian  teeret.  — Egypt,  1882 — 

1892,  by  W.  T.  Marriott.  — The  Bengali  in  Indian  politics,  by  Lepel  Griffin.  — The 
Royal  Academy,  by  G.  Moore.  — Our  army,  by  R.  W.  Hanbury.  — Eider  Conklin,  by 
the  editor.  — 

National  Review,  the.  June  1892:  The  fallen  elm:  a dialogue,  by  A.  Austin.  — 
Ulster.  — Stage-struck,  by  II.  D.  Traill.  — Dutch  peasantry,  by  (tbe  baroness)  S.  I.  de 
Zuylen  de  Nyevelt.  — Authora,  individual  and  corporate,  by  a London  editor.  — A 
poseuse  of  tbe  eighteenth  Century,  by  (Mrs ) A Lang.  — Ancient  Rome  aud  modern 
hondoo,  by  E.  J.  Gibbs.  — The  Karl  of  Albemarle,  by  Roden  Noel.  — etc. 

New  Review,  the,  edited  by  A.  Grove.  N°  37,  June  1892  : The  Kanaka  in 
Queensland,  by  Arch.  Forbes.  — An  authentic  account  of  the  event»  leading  np  to  tbe 
Kranco-Getman  war  of  1870;  from  bis  Journal,  by  E.  Pinard  (ancieu  Ministre  de 
HnUrieur.)  — The  general  election : a forecast,  by  1,  (Sir)  R.  Temple,  2,  (Sir)  Ch. 
Dilke.  — Englishwomen  in  India,  by  (Mrs)  Neville  Lyttelton.  — How  to  excavate  in 
Greece,  by  Ch.  Waldstein.  — The  colonial  policy  of  France,  by  (Prof.)  Geffcken.)  — 
A rejoioder  to  (Signor)  Crispi,  by  W.  S.  Lilly.  — Racing  and  its  fascinations,  by  T. 
Loogueville.  — 

Nineteenth  Century,  the.  A monthly  review,  edited  by  J.  Knowles.  N°  184, 
June  1892  : Ulster  and  home  role,  by  St.  Loe  Strachey.  — The  inefficiency  of  the  army, 
by  (Kield marshal  Sir)  Linton  Simmons.  — Ircland  blocks  tbe  way,  by  H.  Gladstone.  — 
Sone  great  jewiah  rabbia,  by  (the  Rev.  Dt.)  Wrlght.  — A.  butler’s  view  of  men-service, 
by  (Miss)  V.  Paget  (Vernon  Lee  ) — The  increase  of  crime,  by  W.  D.  Morrison  (Chaplain 
to  H.  M.  prison,  Waudsworth.)  — An  Indian  funeral-sacrifice,  by  J.  D.  Rees.  — A 
fourteenih- Century  parsou,  by  (the  Rer.  Df-)  Jessopp.  — Tbe  Invasion  of  destitnte  aliens, 
by  (the  Earl  of)  Dunraven.  — Women  and  worship  in  Burmah,  by  (Lady)  Violet  Gre- 
ville.  — Protection  as  labour  wants  it,  by  H.  H.  Champion.  — etc 

C.  Oesterreich-Ungarn. 

Deutsche  Worte.  Monatshefte,  hrsg.  von  E.  Pernerstorfer.  Jahrg.  XII  (1892) 
Heft  5,  Mai : Der  Einfiufs  der  Steuerreform  auf  die  stidtischen  Finanzen,  von  Rainer 
v Reinöhl  (Baden,  bei  Wien.)  — Soziale  und  wirtschaftliche  Skizzen  aus  der  Bukowina. 
(II.  Artikel),  von  Marie  Mischler  (Prag.)  — Die  sich  stets  überlassenen  Blinden.  (Illustra- 
tionen zu  einem  Minbterialtext),  von  K.  J.  Lübeck  (München.)  — Das  psychologische 
Hauptproblem  in  seiner  heutigen  Phase,  von  F.  v.  Feldegg.  — Noch  ein  Wort  zur  Frauen- 
frage, von  T.  W.  Teifen.  — etc. 

Monatsschrift  für  christliche  Sozialreform , Gesellschaftswissenschaft  etc.,  be- 
stündet von  weiland  (Frh.)  C.  v.  Vogelsang,  fortgesetzt  von  W.  (Frh.)  v.  Berger. 
Jahrg.  XIV  (1892)  Heft  5:  Zur  Arbeiterfrage  (von  einem  nngarischen  Katholiken.)  — 
Aas  der  Hauptstadt  des  Deutschen  Reiches:  Die  Anzeigen  in  den  Tagesblättern,  von 


Digitized  by  Google 


158 


Di«  periodische  Presse  des  Auslandes. 


Rittner  — lieber  die  sozial politische  Bedeutung  des  Clearing  (Fortsetzung  ) — Sozialer 
Rückblick:  Der  1.  Mai.  Evangelisch' sozialer  Kongrefs  Das  Fraaenwahlrecht  vor  dem 
Parlamente  in  England.  — etc. 

Ungarische  Revue.  Hrsg,  von  (Prof.)  K.  Heinrich.  Jahrgang  XII  (1892) 
Heft  4 und  5,  April  und  Mai  : Die  Beerdigungsmethode  in  hockender  Lage,  von  Maurus 
Wosinsky  (Artikel  9 und  3:  Schlaf».)  — L'skoken  und  Venezianer  in  der  Geschichte  von 
Fiume,  von  Alad&r  Fest  (Artikel  S.)  — Das  OlmÜtzer  Stadtarchiv  als  Quelle  der  unga- 
rischen und  siebenbürgischen  Geschichte,  von  Wilb.  Schmidt.  — Enquete  Uber  die  Ein* 
heitsschule.  — Die  Editionen  der  historischen  Kommission  der  Ungar.  Akademie.  — Paul 
Hunfalvys  letztes  Werk:  Über  die  Geschichtsforschung  der  Rumänen.  — Statistik  der 
ungarischen  Hochschulen.  — Statistik  der  ungarischen  Eisenbahnen.  — etc. 

E.  Italien. 

Giornale  degli  Economisti.  Rivista  men&ile  degli  interessi  italiani.  Maggio  e 
Giugno  1892:  Consideräzioni  sui  principii  fondamentall  de))'  economia  politica  pura,  per 
V.  Pareto  (I  e continuasione.)  — L'economia  politica  negli  Stati  Uniti  nell'  America 
setten trionale , per  L.  Gossa.  — 11  riordinamento  della  circolasione  Üduciaria,  per  A. 
de  Viti  de  Marco.  — II  sistema  sociologico  ed  economico  di  Giovanni  Pinna*Ferrk, 
per  A.  Bertolini.  — Un  eztraprofitto  con»eguente  all’  introduzione  di  maccbioe  e 
la  sua  elisione,  per  F.  Coletti.  — Previdenza,  per  C.  Bottoni.  — L'abazia  di  S.  Pietro 
in  Perugia  e la  fondaziooe  di  an  istituto  agrario.  per  P.  Belmonte  G.  Granito.  — I nuovi 
preventivi  delle  provincie  e dei  comuni,  per  P.  d’Alvise  — La  foglia  di  fico  (all’  Econo* 
mi»ta  d’Italia),  per  A.  de  Viti  de  Marco.  — 11  congresso  degli  economisti  ad  Anversa  e 
la  lege  europea  per  la  liberth  economica.  — La  situazione  del  mercato  monetario,  Maggio 
e Giugno,  per  X.  — Supplemento  : Ssggio  di  bibliografia  economica  italiana  (1870 — 1890), 
per  A.  Bertolini  (continuazione  ) — Cronaca,  per  U.  Mazzola.  — Appendice : Programme 
deli’  Associazione  economica  liberale.  — etc. 

Rivista  della  beneficeuza  pubblica,  anno  XX  (18921  N*  2,  Febbraio:  1 voti  del 
Congresso  di  Bologna  in  ordine  alla  contabilitk  delle  opere  pie.  per  C.  Rosati.  — II 
progetto  di  legge  Nicotera  sugli  alienati  e sui  msnicomt  e la  relazione  della  Commissiooe 
senatoriale,  per  (Prof.)  A.  Raggi.  — L'opera  pia  della  misericordia  in  Casale  Monferrsto. 
— L’igiene  ospitaliera  al  Cougresso  internaxionale  d’igiene  di  Londra,  per  C.  G.  — 
I provvedimenti  per  gli  infortuni  »ul  lavoro.  — Una  confereuza  sulIa  questione  sociale, 
per  E.  de  Amicis.  — Cronaca  della  beneficenza,  della  previdenza,  della  cooperazione  e 
di  fatti  sociali  interes»anti  i lavoratori.  — etc. 

G.  Belgien  und  Holland. 

de  Economist.  XLIüf»t®  jaargang  (1892)  Maart  (März)  [in  holländischer  Sprache]: 
Der  Regierungsantrag  zur  Revision  der  direkten  Steuern  mit  besonderer  Bezugnahme  auf 
Berufsabgaben  und  Gemeindebelastung.  — Die  Rentabilität  der  holländischen  Sterbe*  und 
Begräbniskassen,  von  W.  Siz.  — Internationale  Handelsübersichten.  — Internationale 
Handelsfloitenstärke  der  in  Vergleich  gestellten  Jahre  1886  und  1891,  nach  dem  „Bureau 
Veritas**.  — Wirtschaftspolitische  Chronik.  — Handelschronik.  — etc. 

U.  Schweis. 

L'  Union  postale.  Vol.  XVII,  N°.  6 (Berne)  l«r  juin  1892:  Renseignements 

interessant  1*  histoire  des  postes  de  la  colonie  britannique  de  la  Nouvelle-Galles  du  Sud 
(fin.)  — La  caisse  postale  Autrichienoe  en  1890.  — etc. 

K.  Amerika. 

Annals  of  the  American  Academy  of  political  and  social  science.  Editors:  E.  J* 

James,  Roland  P.  Falkner,  J Harvey  Robinson  Vol.  II,  Kö.  6:  May  1892:  Practical 
working  of  the  Australian  System  of  votiug  in  Massachusetts,  by  R.  H.  Dana.  — Merits 
and  defects  of  the  Pennsylvania  Ballot  law  of  1891,  by  Ch.  C.  Binney.  — A tbird 
revolution  (Voraussagung  einer  social-wirtscbafUichen),  by  E.  P.  Cheyney.  — River  and 
harbor  bills,  by  Etnory  R.  Johnson.  — Indian  education,  by  Fr.  W.  Bleckmar.  — Dis* 
cussion:  Economic  theory  of  machines,  by  A.  Graziani.  — etc. 

Bulletin  of  the  American  Geographical  Society,  published  quarterly.  Volume  XXIV, 
N°.  1,  March  31,  1892:  Exploration  on  Grand  River,  Labrador,  by  Austin  Gary.  — 

Who  discovered  the  Pygmies  ? by  (Ez.*Chief  justice)  Daly.  — Rivers  and  the  evolution 
of  geographical  forms,  by  A.  P.  Brigham.  — United  States  atlas  sheets  and  census 
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bolietins  (to  June  30.  1890),  by  J.  H.  Hickox.  — Geographica!  notes,  by  G.  C.  Hurlbut 
(Libra rian).  — Washington  letter.  — etc 

Quart  erly  Publications  of  the  American  Statistical  Association.  New  aeries,  N°.  17 
(eol.  111),  March  1892:  Statistica  of  crime  in  Massachusetts,  by  P.  G Pettigrove.  — 

Development  of  statistica  of  religions,  by  Fournier  de  Flaix,  translated  by  A.  R.  Jackson. 
— Net  profits  of  manufacturing  industries  in  tbe  State  of  Massachusetts,  by  Fr  B.  Haw- 
ley.  — Classification  of  trade  statistica,  by  Fr.  C.  Micks.  — Proposed  »tutistical  legis- 
lation.  by  R P.  Falkuer.  — etc. 


Die  periodische  Fresse  Deutschlands. 

A u u a 1 e n des  Deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Statistik.  Hrsg, 
von  G.  llirth  und  Max  Seydel.  Jahrgang  1892.  Nr-  6 und  7:  Geschäftsbericht  des  Reicbs- 
rersichernngsamts  für  1891.  — Bericht  über  die  Thätigkcit  des  Reicbskomtnissärs  für  das 
Auswanderungswesen  während  des  Jahres  1891.  — Verwaltungsbericht  der  Reichsbank 
für  das  Jahr  1891.  — Die  Entwickeluug  der  Genossenschaften  unter  dem  neueu  Genos- 
senschaftsgesetz — Das  deutsche  Arbeiterrecht  von  Conrad  Bornhak  1. : Die  arbeiten- 
den Klassen  und  die  Staats-  und  Gesellschaftsordnung.  11  Der  Schutz  des  Kleingewerbes 
gegen  den  Großbetrieb.  — 111.  Die  Arbeiterversicherung  — 

Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen,  hrsg.  von  F.  C.  Glaser  Band  XXX  Heft  10 
und  11,  v.  15.  Mai  und  1.  Juni  1892  : lieber  Amerikanische  Eisenbahnen.  Vortrag  des 
(EBBanlnsp  ) von  Borries.  — Nekrolog  des  Generaldirektors  der  Berliner  Maschinenbau- 
aktiengesellschaft (GKommR  ) L.  Schwartzkopff.  — lieber  die  praktische  Anwendung  der 
elektrischen  Kraftübertragung  im  Werkstätten-  und  Eisenbahnwesen.  Vortrag  des  (RegBMr.) 
Kränke!  (Fortsetzung  und  Schlufs)  — Die  Techuikerfrage  im  Abgeorduetenhause.  — 
Elektrische  Centrale  in  Blankenburg,  von  (Prof)  Fr.  Vogel  — lieber  die  mikroskopische 
Untersuchung  der  Metalle,  von  (Prof.;  Martens  (Vortrag  ) — Etat  der  Eisenbahnverwsl- 
tang  für  das  Jahr  vom  1.  April  1892/93  (Fortsetzung.)  — Anweisung  betreffend  die  Ge- 
nehmigung und  Untersuchung  der  Dampfkessel  — ctc. 

A r c hi  i v für  bürgerliches  Recht.  Hrsg,  von  (Prof.)  J.  Köhler  und  V.  Ring  (Richter 
mb  Landgericht  I,  Berlin.  Band  VI,  Heft  2,  Schlufs  (ausgegeben  Mai  1892):  Recht  und 
Pflicht,  von  J.  Köhler.  — Bau-  und  Wasserrecht.  Wünsche  zum  Entwürfe  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches,  vom  (Stadtbaudirektor)  Hübbe  (Schwerin.)  — Inhalt  und  Umfang  der 
Oeffentlichkeit  des  Handelsgenossenschaftszeichen-  und  Musterregisters,  von  (GerAss.)  Bir- 
kenbihl  (Wiesbaden.)  — Der  Irrtum  beim  Kaufe,  von  (RegR.)  A.  Affolter  (Solothurn.)  — 
Der  Rechtsschutz  des  Namens,  von  (Prof.)  O.  Fischer  (Breslau.)  — Die  Briefmarke  im 
Recht.  Zugleich  ein  Beitrag  snr  Lehre  von  den  Wertpapieren,  von  J.  Köhler.  — Zum 
Cbeckgesetsentwurf,  vom  (Amtsrichter)  Simonson  (Berlin.)  — 

Deutsche  Rundschau,  hrsg.  v.  J.  Rodenberg.  Jahrg  XVIII  (1891/92)  Band  LXXI, 
April  bis  Juni  1892:  Die  Schulgesctzgcbung,  von  W.  Rein,  (Prof,  Jena.)  — Briefe  Tho- 
mas Carlyle’s  an  Varnhagen  von  Ense  aus  den  Jahren  1837 — 1857.  Uebersetzt  und  mit- 
geteilt von  R Preufs  (1.  u.  II.  (Schlufs-)Artikel.)  — Die  Schwesternpflege  der  Kranken. 
Ein  Stück  moderner  Kulturarbeit  der  Frau,  von  (Prof.)  Fr.  König,  Göttingen.  — Zur  Ge- 
schichte der  letzten  Jahre  des  altpreufsicben  Staates,  von  A.  Naude  — Ueber  den  Haus- 
halt dea  Deutschen  Reichs,  von  Gustav  Cohn.  — Staatsromane  — Ueber  die  Arten  und 
Stufen  der  Intelligenz.  Akademische  Rede  von  G.  Rümelin  (Tübingen  1885.)  — Kolo- 
nialpolitik und  ihre  Mittel,  von  (Viceadmiral)  Bätsch.  — Die  Herabsetzung  der  Menschen- 
Verluste  im  Kriege,  von  (Prof.)  E.  Richter.  — Die  Schicksale  der  ersten  deutschen  Flotte. 
— etc. 

Landwirtschaftliche  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  Thiel  (k.  GORegR.)  Band  XXI 
(Jahrgang  1892)  Heft  3 und  4:  Ueber  Wesen,  Anfgaben  und  Hilfsmittel  der  Agrikultur- 
cbemie,  von  F.  W.  Dafert.  — Ueber  die  Schädlichkeit  von  Sodastaub  und  Amoniakgus 
auf  die  Vegetation  , von  M.  Börner  , E.  HaselhofT  und  J.  König.  — Getreidelagerungs- 
versuche in  Gefrierräumen  Mit  Anhang:  Lagerungsversuche  mit  gefrorenem  Fleisch,  von 
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P Grafsmann  (Mit  2 Tafeln.)  — Zur  Frage  der  Entleerung  absterbeuder  Organe  , insbe- 
sondere der  L'iubblätter , von  C.  Wehmer.  — Die  Wiesen  auf  den  Moordämmen  in  der 
kgl.  Oberförsterei  Zehdenick.  II.  Bericht,  das  Jahr  1891  betreffend,  von  L.  Wittmack. 

— Agrarstatistische  Slcizzen  aus  England,  von  R.  Rürnker.  — LandwirtschafUkammern, 
von  Stegemanu.  — Die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  der  Gemarkung  Etzbach,  von 
E.  Boedeker  (mit  3 Tafeln).  — Die  genetische  Entwickelung  der  verschiedenen  Formen 
unserer  Saatgerste,  von  W.  Rimpau.  — etc. 

Masiu»’  Rundschau.  Blätter  für  Versicherungswissenschaft , Versicheruugarecht, 
etc.  Neue  Folge,  Jahrgang  IV’  (1892)  Heft  6;  Zur  Statistik  der  Lebensversicherung  in 
Deutschland.  — Zur  weiteren  Charakteristik  der  Equitable.  — Die  gegenseitigen  Ver- 
sicherungsgesellschaften vor  der  badischen  zweiten  Kammer.  — Die  Besteuerung  der 
Aktiengesellschaften  in  Preufsen.  — Die  Influenzaepidemie  vou  1889 — 90.  — Die  In- 
fluenzaepidemie  vom  Winter  1891 — 92.  — Die  „Prudeutial“.  — etc. 

Neue  Zeit,  die.  Jahrg.  X (1891 — 92)  Band  11,  Nr  32—36:  Eiuzugsgelder  in  den 
Städten.  — Da»  Proletariat  io  Oesterreich,  von  E.  Berner.  11.  Das  ländliche  Proletariat. 
111.  Das  bürgerliche  Proletariat.  — Feudaler  Milliout-uhuuger.  — Aus  den  Erinnerungen 
eines  Owenitischen  Agitator».  — Die  Hausindustrie  in  Persien , von  J.  Daszynska.  — 
Der  grofse  Generaistab  and  die  nörgelnden  Zeitungsschreiber,  von  Rudolf  Meyer.  — Die 
Stückarbeit  und  kein  Ende,  von  F.  Doraeia  Nieuwenhuis.  — Reutengüter  in  Preufsen.  — 
Ein  Reporter  Uber  die  Sozialdemokratie  (mit  Bezug  auf  „T.  de  Wyzema,  Mouvement 
socialiste  en  Europa“,  Paris  1892),  von  Klara  Zetkiu.  — Die  Arbeiterbewegung  in  den 
Vereinigten  Staaten,  1877 — 1885,  von  K.  A.  Sorge  (Fortsetzungen).  — etc. 

Preufsische  Jahrbücher,  herausgegeben  von  Haus  Delbrück.  Band  LX  (1892) 
Heft  6 und  6,  M«i  und  Juni  : Die  gewerblichen  Gilden  des  Mittelalters,  von  F.  Phiiippi. 
Hussitisches  Kriegswesen,  von  Max  v.  Wulfl.  — Die  Bergwerksindustrie  im  Donezbecken. 

— Zur  Pflege  der  deutschen  Sprache  , von  L.  Lngander.  — Oesterreich-Ungarns  Valuta- 
regulierung und  ihre  Folgen  für  Europa,  von  W.  Scharling.  — Politische  Korrespondenz: 
Politische  Lage  nach  der  Volksschulkrisis-  Steuerreform pläue.  Die  Verleumdungen  des 
deutschen  Gewehrs,  von  II  Delbrück.  — etc. 

Vierteljabrshefte  zur  Statistik  de»  Deutschen  Reichs.  Hrsg,  vom  kaiserl.  sta- 
tistischen Amt.  Jahrgang  1892  , Heft  2:  Gemeinden  und  Wuhnplätze  von  mindestens 
2000  Einwohnern  nach  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1890.  — Häuser  und  Haus- 
haltungen am  1.  Dezember  1890.  — Ueberseeiscbe  Auswanderung  im  ersten  Vierteljahr 
1892.  — Produktion  der  Bergwerke,  Salinen  und  Hütten  1891.  — Erzeugung  von  Roh- 
eisen während  der  20  Jahre  1872  bis  1891.  — Einfuhr,  Ausfuhr  uu<>  Durchfuhr  1891. 

— Branntweinbrennerei  und  -Besteuerung  1890/91.  — 

Zeitschrift  des  königlich  sächsischen  statistischen  Büreau».  Redigiert  vou  dessen 
Direktor  (GRegR.)  V.  Böhmert.  Jahrgang  XXXVII  (1891)  Heft  3 und  4 (aasgegeben 
Mitte  Mai  1892):  Die  sächsische  Volkszählung  vom  1 Dezember  1890.  von  V.  Böhmert: 
1.  Die  Bevölkerung  Sachsens  im  Verhältnis  zum  Deutscheu  Reiche  und  zu  den  einzelnen 
deutschen  Staaten.  2.  Die  Bevölkerung  Sachsens  von  1884 — 1890.  3-  Bilanz  der 

Volksvermehrung  vom  1.  Dezember  1885  bis  30.  November  1890  4.  Die  Bevölkerung 

Sachsens  nach  der  Staatsangehörigkeit.  5.  Die  Bevölkerung  Sachsens  am  1 Dezember 
1890  nach  dem  Religionsbekenntnis.  6 Die  llanplresultate  der  sächsischen  Volkszählung 
vom  1.  Dezember  1890  in  den  Verwaltungsbezirken  nach  Stadt-  und  Landgemeinden  und 
Bestandteilen  mit  Bezeichnung  der  Rittergüter  und  Kammergüter.  — Repertorische  Rück- 
blicke auf  das  Jahr  1891,  das  Königreich  Sachsen  betreffend.  — 

Zeitschrift  für  Handel  und  Gewerbe,  Organ  für  die  deutschen  Handelskammern, 
Jahrg.  V (1892)  Nr  5:  Die  deutschen  Ansiedelungen  in  Posen  und  Westprenfsen , von 
Stegemium  (Fortsetzung  ) — Stellungnahme  der  Handels-  und  Gewerbekammer  für  Schle- 
sien in  Troppau  zur  Frage  der  Konsumvereine.  — Arbeiterverhältnisse  in  Russisch-Polen 
(Korrespondenz  des  Pester  Lloyd.)  — Aus  den  Bezirkeu  der  Handelskammern.  — Thä- 
tigkeit  der  Handelskammern  des  In-  and  Auslandes.  — etc. 
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III. 

Die  Vermögenssteuer 

und  ihre  Einfügung  in  das  preufsische  Steuersystem. 

Von 

Dr.  J.  Jaatrow, 

Privatdoxent  an  der  Universität  Berlin. 


Die  Unterscheidung  fundierten  und  unfundierten  Einkommens  soll, 
darüber  herrscht  Uebereinstimmung,  den  nächsten  Schritt  in  der 
preußischen  Steuerreform  bilden.  Daß  von  allen  zu  diesem  Ziele 
führenden  Wegen  die  Einführung  einer  ergänzenden  Vermögenssteuer 
der  Sachgemäßeste  wäre,  ist  an  anderer  Stelle  * ),  im  Zusammenhänge 
mit  den  Eigentümlichkeiten  der  gegenwärtigen  Einkommensteuer,  be- 
reits auseinandergesetzt.  Da  der  dort  gemachte  Vorschlag,  nach  den 
oeuesten  Kundgebungen  des  preußischen  Finanzministeriums,  in  der 
That  in  der  Richtung  liegt,  welche  man  schon  in  der  bevorstehenden 
Landtagssession  einzuschlagen  gedenkt,  so  dürfte  es  zeitgemäß  sein, 
dem  Plane  einer  preußischen  Vermögenssteuer  in  etwas  weiterer  Aus- 
führung näher  zu  treten.  An  Gegnern  wird  es  dem  Plane  so  wenig 
fehlen  wie  an  Anhängern.  Am  Ende  liegt  es  in  beider  Interesse,  die 
Orientierung  über  die  in  Betracht  kommenden  Hauptfragen  so  früh 
wie  möglich  zu  beginnen*). 


1. 

P 

Das  Vermögen  in  der  bisherigen  preußischen 
Steuergeschichte. 

Die  Frage,  ob  bei  der  Besteuerung  der  Unterthanen  der  Maßstab 
des  vorhandenen  Vermögens  zu  Grunde  gelegt  werden  solle,  ist  in  der 


1)  Jahrbücher  59,  S.  77  (,, Fundiertes  Einkommen“). 

t)  Iq  Betreff  der  Litteratur  über  preußisches  Steuerwesen  sei  auf  das  vor  Kurxem 
in  diesen  Jahrbüchern  gegebene  reichhaltige  Verzeichnis  von  Gustav  Cohn  hingewiesen 
(Bd.  56,  S.  20 — 21).  Zu  diesen  Schriften  ist  inzwischen  eine  ausführliche  Abhandlung 
von  Adolf  Wagner  hinzugekommen  (,.Die  Reform  der  direkten  Staatsbesteuerung  in  Preufseu 
im  Jahre  1891“:  Finanzarchiv,  Bd.  8,  11,  8.  71  — 530),  welche  für  die  voran  gegangenen 
„Studien  xur  preußischen  Einkommensteuer“  noch  nicht  benutzt  werden  konnte. 

Dritte  Folf*  Bd.  IV  (L1X).  \ \ 
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preußischen  Steuergeschichte  nicht  neu.  Nur  hat  die  Frage  nicht 
von  vornherein  die  scharf  zugespitzte  Form  getragen,  in  der  sie  heute 
erscheint.  Da  heute  die  Besteuerung  nach  dem  Einkommen  feststebt, 
wird  die  Besteuerung  nach  dem  Vermögen  als  Ergänzung,  aber  auch 
als  Gegensatz  zur  Einkommensteuer  gedacht.  Vor  Ausbildung  der 
geordneten  Personalbesteuerung  erscheinen  gegenüber  der  willkürlich 
verlangten,  willkürlich  versagten  oder  willkürlich  verteilten  Abgabe 
die  Maßstäbe  des  Vermögens  und  des  Einkommens  als  zwei  ebenso 
verwandte  Maßstftbe,  wie  sie  heute  als  abweichende  oder  gar  entgegen- 
gesetzte Besteuerungsprinzipien  zu  betrachten  sind.  Der  historische 
Entwickelungsgang  ist  in  Preußen  der  gewesen,  daß  im  Kampfe  um 
feste  Veranlagungsgrundsätze  zunächst  der  allgemeine  Maßstab  der 
Wohlhabenheit  in  Vermögen  und  Einkommen  anerkannt,  dann  insbe- 
sondere die  Höhe  des  Einkommens  als  gesetzlicher  Maßstab  prokla- 
miert, endlich  daneben  eine  Berücksichtigung  der  Vermögensböhe  ver- 
langt wurde.  Für  eine  genauere  Erörterung  des  heutigen  Problems 
der  Vermögenssteuer  ist  ein  Zurückgehen  auf  die  Probleme  der  älteren 
Steuergeschichte  ebenso  unerläßlich,  wie  es  unmöglich  ist,  sich  hierbei 
auf  das  Vermögensmoment  allein  zu  beschränken. 

In  den  Gewohnheiten  des  deutschen  Staatslebens  während  des 
Mittelalters  hatten  sich  die  Elemente  zu  einer  Berücksichtigung  der 
Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse  ziemlich  allgemein  herausge- 
bildet. Iu  der  Zeit  der  Ausbildung  des  Territorialstaates  und  des 
aufgeklärten  Despotismus  (16.— 18.  Jahrhundert)  waren  sie  auf  dem 
Boden  der  brandenburg-preußischen  Monarchie  zwar  noch  vorhanden, 
aber  an  keinem  Punkte  den  staatlichen  Bedürfnissen  entsprechend 
ausgebildet  oder  gar  in  den  Vordergrund  der  Staatswirtschaft  ge- 
stellt. Der  „Schoß“,  wie  ihn  der  städtische  Rat  erhob,  wie  ihn  die 
Landstände  insgesamt  dem  Landesherrn  in  Form  der  „Bede“  bewillig- 
ten, war  eine  Umlage,  die  nach  der  Tragfähigkeit  der  Beteiligten  unter 
Berücksichtigung  ihrer  Vermögensverhältnisse  gedacht  war;  mochte  er 
in  den  Städten  von  jedem  Pfund  Heller  als  „Pfundschoß“,  oder  auf 
dem  Lande  nach  dem  Maßstabe  des  Bodenbesitzes  oder  Viehstandes 
als  „Hufenschoß“,  „Klauenschoß“  u.  s.  w.  umgelegt  werden,  mochte  mit  ihm 
eine  größere  oder  geringere  Belastung  der  ohne  Vermögen  erzielten  Erträge 
verbunden  sein.  Aber  je  geschlossener  in  der  Bewilligung  einer  „Bede“ 
die  Landstände  dem  Landesherrn  gegenübertraten,  desto  überwiegen- 
der wurde  die  Repartition  der  bewilligten  Summe  innere  Angelegenheit 
der  Stände,  und  das  Ergebnis  hing  oft  genug  von  dem  politischen 
Machtverhäitnis  ab,  in  welchem  die  streitenden  und  eifersüchtclnden 
Teile  unter  einander  standen.  Die  unaufhörlichen  Streitigkeiten  er- 
leichterten die  Verquickung  dieser  Steuerlast  mit  der  Kriegsdienstpflicbt. 
Die  letztere  hatte  seit  alten  Zeiten  in  Brandenburg  wie  in  Preussen  auf 
dem  Grund  und  Boden  geruht,  kraft  eines  Obereigenthums  des  Landes- 
herrn, und  hatte  seinen  deutlichsten  Ausdruck  gegenüber  den  Ritter- 
gütern gefunden,  welche  zum  Landesherrn  in  Lehusnexus  standen. 
Das  Bestreben  der  Ritter  war  es  von  jeher  gewesen,  nach  Möglichkeit 
um  des  Kriegsdienstes  willen  sich  der  Steuer  zu  entziehen.  Selbst 
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als  Friedrich  Wilhelm  I.,  um  allen  Streitigkeiten  ein  Ende  zu  machen, 
die  Allodißkation  der  Lehen  zugab  und  für  den  Verzicht  auf  sein  Ober- 
eigentum ein  Lehnspferdegeld  erhob,  hat  dies  nur  dazu  gedient, 
die  Auffassung,  daß  die  ländliche  Steuer  nichts  weiter  als  eine  am 
Grund  und  Boden  haftende  Reallast  sei,  zu  begünstigen.  Auf  diese 
Auffassung  gestützt,  leisteten  die  Stände  gegen  jede  Veranlagung  der 
Steuern  nach  dem  Vermögen  der  Steuerpflichtigen  Widerstand.  Die 
einmal  festgestellten  Kataster  wurden  keiner  Veränderung  unterzogen, 
selbst  wenn  sie  sich  als  gänzlich  veraltet  erwiesen.  Schließlich  suchte 
die  Monarchie  aus  den  Finanzwirren  dadurch  herauszukommen,  daß  sie  in 
den  Städten  6icb  durch  Einführung  der  AcciBe  schadlos  hielt,  und  auf  dem 
Lande  einen  allgemeinen  Hufen-  und  Giebelschoß  in  erträgliche  Ordnung  zu 
bringen  suchte.  Der  letztere  ging  soweit,  auch  nicht  angesessene  Leute, 
Handwerker,  Hirten  und  dergl.  zur  Steuer  heranzuziehen,  indem  er  in 
den  Verzeichnissen  für  dieselben  fingierte  Grundstückwerte  zu  Grunde 
legte;  ein  Verfahren,  das  gleichzeitig  bewies,  wie  man  die  ländliche 
Abgabe  zu  einer  Steuer  nach  Vermögen  und  Einkommen  zu  entwickeln 
bestrebt  war  und  wie  man  ihr  doch  den  hartnäckig  behaupteten 
Charakter  einer  Reallast  nicht  zu  bestreiten  wagte. 

Auch  mit  den  Neuregelungen  des  18.  Jahrhunderts  war  eine  Be- 
steuerung nach  dem  Vermögens-  oder  Einkommensstande  nicht  an- 
nähernd durcbgeführt.  Als  in  den  schweren  Zeiten  zu  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  das  Edikt  von  1812  eine  Einkommensteuer  aus- 
schrieb und  daneben  von  den  Personen  mit  Vermögen  3°/„  desselben 
für  Kriegszwecke  zu  nehmen  sich  genötigt  sah,  war  die  Erbitterung 
in  dem  Lande  eine  derartig  allgemeine,  daß  man  später  nicht  wieder 
wagte,  auf  diese  Besteuerungsform  zurückzukommen. 

ln  der  grundlegenden  Gesetzgebung  des  Jahres  1820,  welche  zum 
ersten  Mal  den  Versuch  machte,  das  preußische  Abgabenwesen  einiger- 
maßen zu  kodifizieren,  ist  daher  der  Gedanke  der  ländlichen  Vermögens- 
steuer wirklich  fallen  gelassen  und  die  Abgabe,  welche  von  dem  Grund 
und  Boden  gezahlt  wird,  in  der  Hauptsache  nur  noch  als  Reallast  gefaßt. 
Statt  der  alten  Provinzialausdrücke,  des  Generalhufenschosses,  des 
Hufen-  und  Giebelschosses,  des  Klauenschosses,  welche  an  den  ur- 
sprünglichen Sinn  des  zu  zahlenden  Schosses  und  an  die  Maßstäbe, 
nach  denen  er  gezahlt  wurde,  erinnerten,  erscheint  nunmehr  in  der 
preußischen  Gesetzgebung  der  allgemeine  moderne  Ausdruck  der 
„Grundsteuer“,  eine  Bezeichnung,  mit  welcher  man  damals  den  Sinn 
einer  Reallastcharakter  tragenden  Abgabe  verband.  Für  die  end- 
gültige Festsetzung  der  zu  zahlenden  Beträge  war  eine  Mitwirkung 
der  Provinzialstände  in  den  einzelnen  Provinzen  in  Aussicht  genommen. 
Bis  dahin  zeigte  sich  die  Erinnerung  an  den  ursprünglichen  Ver- 
mögenssteuercharakter nur  noch  darin,  daß  man  eine  Maximal-  und 
Minimalquote  des  Reinertrages  festsetzte,  über  welche  und  unter  welche 
die  provinzialen  Abweichungen  nicht  gehen  durften.  — Mit  der  Ein- 
führung der  Gewerbefreiheit  war  die  Gewerbesteuer  als  Licenzabgabe 
neu  eingetreten.  Jedermann  sollte  das  Recht  haben,  ein  erwähltes 
Gewerbe  zu  betreiben,  wenn  er  nur  zuvor  einen  Gewerbeschein  löste. 
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Diesen  Charakter  behielt  die  Gewerbesteuer  auch  nach  Wegfall  der 
Gewerbescheine  in  der  Hauptsache  bei.  Unter  vielen  Gedanken, 
welche  für  die  Verteilung  dieser  Steuer  maßgebend  waren,  trat  aller- 
dings auch  die  Rücksicht  auf  das  größere  oder  geringere  Betriebs- 
kapital mit  hervor,  aber  ohne  die  Kraft,  innerhalb  der  geringen  Be- 
trage dieser  Steuer  sich  Geltung  zu  verschaffen.  — Auch  die  allge- 
meine Personalsteuer,  welche  diese  Gesetzgebung  einführte,  trug  den 
gleichen  reservierten  Charakter.  Sie  ging  von  dem  Grundgedanken 
einer  Einteilung  der  Gesellschaft  in  Klassen  aus;  auf  dem  Lande: 
Gesinde,  niedere  Landwirte,  höhere  Landwirte,  Grundherren;  in  den 
Städten:  Gesinde,  niedere  Bürger,  höhere  Bürger,  Honoratioren  mit 
Repräsentation.  Nach  der  Zugehörigkeit  zu  diesen  Klassen  mit  einigen 
weiteren  Abstufungen  wurde  die  Klassensteuer  in  Beträgen  von  einem 
halben  bis  zu  48  Tbalern  erhoben.  Es  leuchtet  ein,  daß  in  einer 
solchen  Klasseneinteilung  der  Gesellschaft  das  Moment  des  Besitztums 
niemals  ganz  fehlt  Aber  da  die  Steuer  bei  dem  bescheidenen  Satze 
von  48  Tbalern  Halt  machte,  so  reichte  sie  in  die  Regionen  des  Ka- 
pitals nicht  mehr  mit  einem  ernstlichen  Drucke  hinein;  und  weit  ent- 
fernt davon,  die  Steuer  vom  Vermögen  darzustellen,  welche  der  alte 
Schoß  in  seiner  Weise  batte  sein  wollen,  schuf  die  Klassensteuer 
vielmehr  den  gegenteiligen  Zustand,  daß  die  Kapitalisten  nahezu  das 
Privileg  gänzlicher  Steuerfreiheit  genossen.  Als  schon  im  Jahre 
darauf  die  Zahl  der  Klassen  vermehrt  und  das  Steuermaximum  bis 
144  Thaler  hinaufgerückt  wurde,  wurde  an  diesen  Zuständen  etwas 
Wesentliches  nicht  geändert  Uebrigens  blieb  in  den  großen  Städten 
statt  der  Klassensteuer  die  Accise  bestehen. 

In  der  preußischen  Steuergeschichte  der  nächsten  6 — 7 Jahrzehnte 
zeigte  sich  von  diesen  drei  Steuern  die  Gewerbesteuer  in  der  einmal 
gegebenen  Verfassung  am  meisten  stabil.  Die  kolossale  Entwickelung, 
welche  gerade  in  dieser  Zeit  das  Ge  werbe  wesen  durch  das  Aufkommen 
des  Riesenbetriebes  in  Fabriken  mit  Dampfmaschinen  fand,  hat  auf 
diese  Steuer  einen  umgestaltenden  Einfluß  nicht  geübt.  Indem  man 
sich  damit  begnügte,  auf  die  Klasse  A der  Steuer  eine  Klasse  A I 
mit  einem  Mittelsatz  von  288  Mark  zu  pfropfen,  blieben  in  der  Haupt- 
sache doch  die  Kolossalbetriebe  und  teilweise  schon  die  gewöhnlichen 
Großbetriebe  außerhalb  des  Schußbereiches,  und  jedenfalls  hat  die 
Steuer  nie  dazu  gedient,  die  Gewerbebetriebe  wirklich  nach  dem  Maße 
des  in  ihnen  angelegten  Vermögens  zu  belasten.  — Die  Grundsteuer 
ging  den  Gang  der  Entwickelung,  der  mit  dem  Wendepunkte  des 
Jahres  1820  deutlich  genug  bezeichnet  war,  bis  durch  Gesetz  von  1861 
die  so  lange  streitige  Schuld  des  Grund  und  Bodens  an  den  Staat 
auf  die  Summe  von  10  Millionen  Thaler  fixiert  und  auf  die  einzelnen 
Grundstücke  verteilt  wurde.  Als  Maßstab  der  Verteilung  sollte  die 
im  Wege  der  Katastrierung  zu  ermittelnde  Ertragsfähigkeit  gelten, 
nach  erfolgter  Katastrierung  aber  auch  ein  für  allemal  feststehen. 
Keine  zukünftige  Steigerung  des  Bodenwertes  sollte  eine  Steigerung 
des  Steuerbetrages  zur  Folge  haben,  d.  h.  der  Staat  verzichtete  end- 
gültig auf  alle  Versuche,  in  der  Grundsteuer  das  ursprüngliche  Neben- 
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elcmeut  einer  Vermögenssteuer  auszubilden.  Wenngleich  man,  um  für 
den  endlichen  Austrag  der  Streitigkeiten  doch  irgend  einen  Maßstab 
zu  haben,  die  augenblickliche  Reinertragsfähigkeit  zu  Grunde  legte, 
so  war  man  doch  soweit  entfernt,  der  Abgabe  den  Charakter  einer 
Steuer  vom  Ertrage  zu  geben,  daß  man  für  das  Ueberschreiten  der 
bisher  üblichen  Sätze  oder  gar  für  die  Abschaffung  bisheriger  Steuer- 
freiheiten Entschädigungen  bezahlte.  Bei  der  gleichzeitig  abgeänderten 
Gebäudesteuer  indeß  kam  der  Gedanke  einer  Steuer  vom  unbeweg- 
lichen Vermögen  etwas  mehr  zur  Geltung.  Die  Steuer  sollte  bei  Wohn- 
gebäuden etwa  4 Proz.,  bei  gewerblichen  etwa  2 Proz.  vom  Reinerträge 
bringen.  Aber  da  in  dieser  Summe  die  alte  Grundsteuer  gleichzeitig 
mit  enthalten  sein  sollte,  und  da  der  Gebäudewert  nicht  in  fortlaufen- 
der Ermittelung,  sondern  nur  alle  15  Jahre  festgestellt,  übrigens  auch 
dann  nicht  voll  und  gleichmäßig  berangezogen  wurde,  so  war  das  Ele- 
ment einer  Vermögens-  oder  Einkommensteuer  auch  hier  etwas  abge- 
blaßt. • — Daher  suchte  dieses  Steuerelement  mit  desto  größerer  Gewalt 
in  der  Klassensteuer  sich  Bahn  zu  brechen.  Die  Mängel  der  Klassen- 
steuer in  der  Nichtheranziehung  gerade  der  großen  Kapitalien  waren 
den  Zeitgenossen  schon  vor  und  bei  der  Einführung  keineswegs  ent- 
gangen. In  dem  Staatsrat,  der  die  Gesetze  von  1820  zu  beraten  hatte, 
waren  eine  ganze  Anzahl  Separatvota  nach  dieser  Richtung  ergangen. 
Darunter  auch  eiiTes  vom  Prinzen  Wilhelm  (dem  nachmaligen  Kaiser 
Wilhelm  L),  welcher  es  als  besonders  wünschenswert  bezeichnete,  in 
dieser  Steuer  die  Armen  durch  Heranziehung  der  Reichen  zu  entlasten. 
Das  wohlwollende  und  aufgeklärte  Beamtentum,  welches  in  dieser  Zeit 
die  Finanz-  und  Wirtschaftsverwaltung  des  preußischen  Staates  leitete 
(—  es  ist  die  Zeit  der  Vorläufer  des  Zollvereins  — ),  machte  in  den 
Veranlagungsgeschäften  seine  Beobachtungen  und  wies  wiederholt 
darauf  hin,  wie  das  bestehende  Steuermaximum  zur  Folge  hatte,  daß 
man  vermöge  eines  „vermeintlichen  Billigkeitsgefühls“  sich  dagegen 
sträubte,  den  reichen  Mann  mit  dem  Maximum  zu  belegen,  wenn  man 
sah,  daß  der  noch  Reichere  nur  dasselbe  bezahlte.  Aus  dieser  immer 
wiederholten  Beobachtung  geht  auf  das  Deutlichste  hervor,  daß  man 
den  Mangel  einer  Steuer  vom  Vermögen  in  Regierungskreisen  genau 
so  empfand,  wie  Jahrhunderte  zuvor.  Die  erste  parlamentarische 
Versammlung,  welche  in  Preußen  tagte,  der  Vereinigte  Landtag  von 
1847,  wurde  von  der  Regierung  sofort  benutzt,  um  eine  Reform  der 
Steuer  in  diesem  Sinne  vorzuschlagen.  Für  alle  Einkommen  von  1200 
Mark  aufwärts  sollte  die  Klassensteuer  durch  eine  wirkliche  Einkommen- 
steuer ersetzt  werden.  Der  Prozentsatz  der  Steuer  sollte  ein  entschie- 
dener sein,  je  nachdem  das  Einkommen  auf  Vermögen  beruhte  (3  Proz.), 
oder  nicht  (2  Proz.).  Das  Steuermaximum  sollte  in  Wegfall  kommen 
und  jeder  Steuerpflichtige  gehalten  sein,  den  Betrag  seines  Ein- 
kommens und  dessen  Vermögensfundierung  anzugeben.  Der  Gesetz- 
entwurf selbst  und  namentlich  die  Denkschrift,  welche  ihn  begleitete, 
war  eine  geradezu  hervorragende  finanzwissenschaftliche  Leistung. 
Die  Folgezeit  hat  gelehrt,  daß  dieser  Entwurf  die  Zielpunkte  für  die 
preußische  Steuergesetzgebung  richtig  angegeben  hatte.  Aber  dieselben 
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wurden  nur  langsam  erreicht.  Nach  mannigfachen  vergeblichen  An- 
läufen erlangte  in  den  unruhigen  und  mißtrauisch  gewordenen  Zeiten 
die  Regierung  zwar  im  Jahre  1851  eine  Neuregelung  der  Steuer,  aber 
nur  unter  erheblichen  Beschränkungen.  Für  alle  Einkommen  bis 
zu  3000  Mk.  blieb  die  Klassensteuer  bestehen.  Und  auch  für  die 
höheren  Einkommen,  welche  ziflermäßig  eingeschätzt  werden  sollten, 
schuf  man  nur  weite  Stufen  und  hielt  trotz  des  Namens  der  „klassi- 
fizierten Ein  kom  men  Steuer“  an  dem  Gedanken  der  Einschätzung  nach 
äußeren  Merkmalen  thatsächlich  fest.  Jedes  „lästige  Eindringen  in 
die  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse“  wurde  durch  das  Gesetz 
verboten.  Die  Berücksichtigung  der  Vermögensfundierung  des  Ein- 
kommens war  dadurch  von  selbst  ausgeschlossen.  Die  30  Steuerstufen 
von  30  bis  7 200  Thaler  entsprechend  einem  Einkommen  von  1000 
bis  240000  Thalern,  waren  zwar  ein  bedeutender  Fortschritt.  Das 
Maximum  war  für  die  damaligen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des 
preußischen  Staates  hoch  genug  gegriffen,  um  eine  Ueberschreitung, 
wenn  überhaupt,  so  doch  wohl  nur  in  seltenen  Ausnahmefällen  er- 
warten zu  lassen.  Aber  jenes  psychologische  Moment,  vermöge  dessen 
eine  Maximierung  der  Steuer  in  den  Veranlagenden  immer  die  Vor- 
stellung erweckt,  als  ob  es  unbillig  sei,  dem  Bürger  eine  gar  zu 
große  Summe  abzunehmen,  jenes  „von  oben  nach  unten“  immer  tiefer 
gehende  Herabdrücken  der  Steuer  (wie  es  die  Denkschrift  von  1847 
trefiend  geschildert  hatte)  blieb  bestehen,  und  mit  ihm  die  thatsäch- 
liche  Privilegierung  der  großen  Kapitalien.  Aber  die  Forderungen 
des  Entwurfes  von  1847  verschwanden  nicht  vom  Plan.  Die  Regierung 
machte  beständig  neue  gesetzgeberische  Versuche,  und  bald  kamen 
ihr  Anregungen  aus  dem  Parlamente  entgegen.  In  der  Reihe  von 
Einzelgesetzen,  welche  die  Versuche  machten,  die  Klassensteuer  zu 
erleichtern,  einzelne  Stufen  aufzuheben  etc.,  ist  das  Gesetz  von  1873 
mit  der  endgültigen  Aufhebung  des  Steuermaximums  das  Wichtigste. 
Erst  seit  dem  Jahre  1873  ist  der  Gedanke,  daß  auch  das  größte  Ein- 
kommen nicht  groß  genug  sei,  um  Steuerfreiheit  beanspruchen  zu 
können,  gesetzgeberisch  ausgesprochen.  Praktisch  ist  er  auch  damals 
noch  nicht  zur  Geltung  gelangt;  der  Gedanke,  daß  es  eine  Grenze 
haben  müsse,  wie  viel  Steuern  man  anständigerweise  auch  dem  Ver- 
mögendsten abnehmen  dürfe,  hat,  unaufhörlich  fortwirkend,  zur  Folge 
gehabt,  daß  der  höhere  Teil  der  großen  Einkommen,  und  damit  der 
höhere  Teil  der  fundierten  Einkommen,  thatsächlich  steuerfrei  blieb.  Und 
jedes  „lästige  Eindringen“  in  die  Vermögens-  und  Einkommensverhält- 
uisse  blieb  nach  wie  vor  verboten. 

In  diesen  Kämpfen  innerhalb  eines  halben  Jahrhunderts  hat  sich 
über  die  Grundsteuer  unter  ihren  Trägern  eine  veränderte  Auffassung 
gebildet.  Jahrhunderte  lang  hatten  die  Schoßpfiichtigen  gegenüber 
der  Regierung,  welche  den  Schoß  nach  dem  Vermögen  umlegen  wollte, 
sich  darauf  gesteift,  daß  sie  nur  verpflichtet  seien,  ihn  wie  eine  am 
Boden  haftende  Schuld  in  einmal  bestimmter  unveränderlicher  Höhe 
zu  zahlen.  Um  dieselbe  Zeit,  wo  ihre  Nachkommen  diese  Auffassung 
endlich  im  Gesetz  von  1861  festlegten,  war  aber  anderweit  der  Ge- 
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danke  von  der  Steuerpflicht  des  Vermögens  bereits  so  durchgedrungen, 
und  rüstete  sich  so  energisch,  sich  in  anderen  Formen  in  die  That  zu 
übersetzen,  daß  nun  in  den  Köpfen  der  Grundsteuerpflichtigen  sich 
die  Vorstellung  bildete,  die  Summe,  welche  sie  vom  Grund  und  Boden 
zahlten,  stelle  bereits  eine  derartige  Steuer  vom  unbeweglichen  Ver- 
mögen dar.  Die  Anschauung  faßte  um  so  schneller  festen  Fuss,  da 
gewisse  Elemente  eines  Steuercharakters  in  der  That  auch  der  preußi- 
schen Abgabe  von  Grund  und  Boden  anhafteten:  so  die  Zugrundele- 
gung für  kommunale  Zuschläge,  die  analoge  Behandlung  dieser  Abgabe 
mit  andern  Steuern  in  den  Formen  der  Erhebung  and  in  den  Gründen 
für  die  Niederschlagung,  vor  allem  auch  der  Name  „Steuer“,  welchen 
die  Abgabe  nun  einmal  trug,  und  die  damit  in  Verbindung  stehenden 
nicht  zu  unterschätzenden  psychologischen  Elemente,  namentlich  die 
Empfindung  und  wirtschaftliche  Behandlung  der  Abgabe  in  den  weniger 
gebildeten  Ständen  des  kleineren  ländlichen  Grundbesitzes1).  Dazu 
kamen  dunkle  Vorstellungen  von  den  Steuerverfassungen  anderer 
deutscher  Staaten,  in  denen  der  Steuercharakter  der  Grundsteuer 
anerkannt  und  der  Grundbesitz  mit  weiteren  Steuern  teilweise  ver- 
schont war.  In  den  Mittelstaaten,  in  welchen  man  sich  mit  den  über- 
kommenen Grund-  und  Gewerbesteuern  weiter  fortzuquälen  suchte, 
hatte  man  ihnen  andere  Steuern  zur  Seite  gestellt,  mit  deren  Hilfe 
man  auch  das  Einkommen  aus  Arbeit,  sowie  das  Einkommen  aus  be- 
weglichem Kapitalbesitz  zu  treffen  wusste;  diesen  Steuern  hatte  man 
notdürftig  so  viele  Elemente  der  Einkommensteuer  eingeimpft , daß 
man  die  letztere  mit  Hilfe  eines  wohlgeschulten  und  äußerst  landes- 
kundigen Beamtentums  ganz  oder  fast  ganz  entbehren  konnte.  Das 
süddeutsche  System,  vermittelst  einer  Grund-  und  Gebäudesteuer, 
einer  Erwerbssteuer  und  einer  Kapitalrentenstcuer  thatsächlich  das 
gesamte  Einkommen  in  Gestalt  von  Spezialsteuern  zu  erfassen  , hatte 
förmliche  Theorien  der  „Ertrags-  oder  Objektstenern“  hervorgebracht. 
In  diesen  Theorien  spielte  als  hauptsächlicher  Unterschied  zwischen 
Ertrags-  und  Objektsteuern  einerseits,  Einkommen-  und  Personalsteuern 
andrerseits  die  Behauptung  eine  gewisse  Rolle,  daß  jene  Steuern  von 
dem  äußeren  Umfang  des  Objektes  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Be- 
triebskapital dem  Inhaber  gehöre  oder  nicht,  erhoben  würden,  bei 
diesen  aber  nur  der  persönliche  Anteil  des  Inhabers  am  Ertrage  seiner 
Arbeit,  d.  h.  der  Aktivertrag  nach  Abzug  der  Passivzinsen,  in  Betracht 
komme.  Die  Wahnvorstellung,  als  oh  ein  Steuerwesen,  welches  die 
Passiva  so  besteuert,  als  ob  sie  Aktiva  wären,  irgendwo  in  der  Welt 

1)  Es  sind  dies  im  Wesentlichen  die  Argumente,  welche  neuerdings  auch  Adolph 
Wagner  in  seinem  Aufsatz  (Finanzarchiv  8.  II,  S 615 — 6 17)  dagegen  ins  Feld  geführt 
hat,  daß  man  allzu  einseitig  der  Grundsteuer  all  und  jeden  Steuercharakter  gänzlich  ab* 
spreche.  Wenn  aber  Wagner  für  die  Beantwortung  der  Frage , ob  die  Grundsteuer 
Reallast  sei  oder  nicht,  eine  Unterscheidung  verlangt,  je  nach  den  Grundbesitzverhält- 
uissen,  in  denen  genau  berechnet  werde  (Städte,  Großgrundbesitz),  oder  nicht  (Bauern 
etc),  so  ist  dies  nur  eine  andre  Form  für  die  oben  ausgesprochene  Ansicht,  daß  die 
heatige  preußische  Grundsteuer  Reallastcharakter  trage,  und  nur  die  wenigen  ihr  anhaf- 
tenden Steuerelemente  noch  stark  genug  sind,  ihr  hier  und  da  etwas  vom  Steuercharakter 
za  verleihen. 
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oder  gar  auf  deutschem  Boden  anders  als  auf  dem  Papier  existiert 
habe  '),  hat  iu  Wissenschaft  und  Staatsleben  schon  vielfach  kleine  Verwirr- 
ungen angerichtet.  In  den  Kreisen  der  preußischen  Grundbesitzer  schielte 
man  nach  diesem  System  von  Ertragssteuern,  welches  die  verhaßten  Eigen- 
tümlichkeiten der  Grundsteuer,  wenn  man  sie  schon  nicht  los  werden 
konnte,  so  doch  wenigstens  dem  beweglichen  Kapital  auch  aufhalsen  sollte. 

Aus  diesen  Neigungen  und  Abneigungen  ist  der  erste  große  Ent- 
wurf einer  preußischen  Kapitalsteuer  hervorgegangen  ; ein  Entwurf, 
dessen  Schicksale  so  lehrreich  sind,  daß  für  das  Verständnis  der  heute 
wiederum  aufs  Tapet  gelangenden  Fragen  eine  Rückerinnerung  auch 
an  die  Einzelheiten  erforderlich  ist. 

In  der  Session  des  Abgeordnetenhauses  1882/83  zeigte  sich  bei 
den  Mehrheitsparteien  vermöge  des  in  ihnen  steigenden  agrarischen 
Einflusses  eine  Neigung  zur  stärkeren  Belastung  der  Einkünfte  aus 
beweglichem  Kapital  und  fand  einen  verschämten  Ausdruck  in 
einer  Resolution , die  etwas  allgemeiner  gehalten  die  „höhere  Be- 
steuerung des  Einkommens  aus  Ka pital  v er  m ög  en , entweder  im 
Rahmen  der  Einkommensteuer  oder  auf  andere  Weise“  verlangte. 
Die  Regierung  war  einerseits  bereit,  die  ihr  entgegengetragenen  hö- 
heren Beträge  anzunehmen,  aber  andrerseits  darauf  bedacht,  die 
Reform  nur  in  einer  solchen  Weise  durcbzufübren,  welche  es  ermög- 
lichte, das  Einkommen  aus  Grundbesitz  mit  ihr  zu  verschonen.  Durch 
diese  beiden  Rücksichten  waren  die  Gesetzentwürfe  bestimmt,  welche 
die  Regierung  dem  uächsten  Landtage  1883/84  vorlegte.  Die  ge- 
wünschte Mehrbelastung  des  Einkommens  aus  Kapitalvermögen  er- 
folgte nicht  nach  dem  Wortlaute  der  Resolution,  sondern  nach  dem 
Sinne  derselben  in  der  Blumensprache:  nicht  eine  Steuer  auf  Ein- 
kommen aus  fundiertem  Vermögen,  sondern  nur  eine  Kapital  r e n t e n - 
Steuer.  Von  den  beiden  Wegen  ferner,  welche  der  Landtag  zur  Aus- 
wahl gestellt  hatte,  „entweder  im  Rahmen  der  Einkommensteuer  oder 
auf  andere  Weise“,  wählte  die  Regierung  den  letzteren,  um  so  für 
die  neue  Steuer  ein  besonders  streoges  Veranlagungsverfahren  schaffen 
zu  können,  ohne  gleichzeitig  dasselbe  für  die  ganze  Einkommensteuer 
allgemein  machen  zu  müssen.  Der  Gesetzentwurf,  betreffend  die 
Kapitalrentensteuer,  statuierte  die  Verpflichtung  zur  Selbstdeklaration, 
während  der  gleichzeitige  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Einkommen- 
steuer, von  diesem  Zwangsmittel  absah.  Endlich  suchte  der  Entwurf, 
der  ihm  innewohnenden  Tendenz  folgend,  sich  in  sein  enges  Objekt 
so  tief  wie  möglich  einzubohren.  Durchdrungen  von  dem  Gedanken, 
daß  die  Kapitalrentensteuer  dazu  da  sei,  dem  mobilen  Kapital  ent- 
sprechende Lasten  aufzuerlegen,  wie  sie  das  immobile  angeblich 
trage,  verbot  der  Entwurf  dem  Steuerpflichtigen  den  Abzug  seiner 
Schuldenzinsen,  d.  h.  jeder  sollte  den  Gesamtbetrag  seiner  Aktiv- 
zinseu  versteuern  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  denselben  Passivzinsen 
gegenüberständen.  Dieselbe  Tendenz  drängte  dazu,  der  Kapitalrenten- 
steuer nicht  bloß  Bezüge  von  Zinsen,  Dividenden  etc.  aus  Anlage- 
kapitalien, sondern  aus  „Kapitalforderungen  jeder  Art“  zu  unter- 

1)  Vergl.  hierüber  ..Jahrbücher'*  58,  S.  771  ; ich  komme  auf  diesen  Punkt  unten 
zurück. 
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stellen,  insbesondere  also  auch  Zinsen,  welche  in  Zielforderungen  und 
diskontierten  Wechseln  inbegriffen  sind.  Dieser  letzteren  Auffassung 
entsprechend  wurde  das  Bankiersgeschäft  als  solches  der  Kapital- 
rentensteuer unterstellt,  insoweit  in  dem  Gescbäftsgewinn  eine  Kapitals- 
rente  enthalten  war,  und  diese  Bestimmung  auch  auf  ähnliche  Ge- 
schäfte ausgedehnt.  „Als  Kapitalrente  des  in  gewerbesteuerpflichtigen 
Bank-  und  ähnlichen,  den  Geld-  und  Kreditverkehr  vermittelnden 
Geschäften  angelegten  Vermögens  gilt  die  vierprozentige  Rente  des 
aus  der  letzten  Jahresbilanz  sich  ergebenden  Geschäftsvermögens.“ 

Die  Gesetzentwürfe  wurden  am  15.  bis  17.  Januar  in  erster  Lesung 
im  Plenum  beraten  und  sodann  einer  Kommission  überwiesen,  welche 
dieselben  in  zwei  Lesungen  durchberaten  hat. 

In  diesen  Beratungen  gaben  nun  die  Spitzen  des  Entwurfs  desto 
schneller  nach,  je  schärfer  sie  geschliffen  waren.  Die  Mehrheitsparteien, 
in  deren  Siune  der  Entwurf  war,  hatten  den  hervorragendsten  Finanz- 
theoretiker, Adolf  Wagner,  in  ihrer  Mitte;  derselbe  erklärte  sich,  im 
Gegensatz  zum  Entwurf,  für  den  Abzug  der  Schuldenzinsen ').  Wenn 
die  Motive  den  (wahrscheinlich  aus  Schaffte  aufgelesenen)  Gedanken 
geltend  machten,  daß  der  Steuerpflichtige  selbst  es  in  der  Hand  habe, 
durch  Tilgung  seiner  Schulden  die  Steuerpflicht  auf  den  Ueberschuß 
der  Aktiva  über  die  Passiva  zu  beschränken,  und  wenn  sie  betonten, 
daß  der  Kapitalist  eher  dazu  in  der  Lage  sei,  als  der  Grundbesitzer 
oder  Gewerbtreibende  mit  ihren  festgelegten  Vermögen,  so  überkam 
während  der  Beratungen  die  konservativen  Grundbesitzer  selbst  ein 
Bewußtsein  davon,  daß  auch  der  Grundbesitz,  wo  er  rationell  betrieben 
wird,  ein  reichliches  Betriebskapital  in  dehnbarer  Höhe  erfordere,  daß 
es  Gründe,  und  zwar  wirtschaftlich  gute  Gründe  giebt,  wenn  dieselbe 
Person  Aktivzinsen  und  Passivzinsen  gleichzeitig  zahlt,  und  daß  es 
keinen  Sinn  hat,  den  guten  Wirtschafter  für  seinen  rationellen  Plan 
imt  einer  Steuer  zu  bestrafen,  die  zu  dem  wirklichen  Aktivobjekt  uur 
in  einem  zufälligen  Verhältnisse  steht.  Wenn  die  Motive  das  bekannte 
lehrbuchmäßige  Argument  wiederholten,  daß  bei  einer  Objektsteuer 
Schuldenzinsen  nicht  abgezogen  werden  könnten,  da  diese  dem  Subjekt 
anhaften  und  niemand  sondern  könne,  welche  Schulden  zu  welchem 
Objekt  gehören,  so  war  es  doch  selbst  dem  rabiatesten  Verfechter 
dieser  Theorie  unmöglich,  den  Abzug  solcher  Schuldenzinsen  zu  ver- 
bieten, bei  denen  der  Zusammenhang  klar  und  zweifellos  war.  Wenn 
jemand  durch  Testament  ein  Legat  von  100000  Mk.  erhielt  (Zins- 
ertrag 4000),  unter  der  Verpflichtung,  einem  Anderen  während  dessen 
Lebzeiten  1000  Mk.  jährlich  abzugehen,  so  hätte  er  nach  dem  Ent- 
wurf nicht  4000—1000  = 3000,  sondern  volle  4000  Mk.  zn  versteuern 
u.  s.  w.  Die  Kommission  war  daher  nicht  in  der  Lage,  den  Paralle- 
lismus mit  der  Grundsteuer,  mit  welchem  die  Motive  kokettierten, 

1)  E»  ist  nicht  richtig,  wenn  ihm  Broewel  in  der  unten  Seite  172  1 su  erwähnen- 
den Schrift  (S.  26)  vorwirft,  er  habe  eich  über  diesen  Funkt  in  der  ihm  „eigenen  un- 
entschiedenen schillernden  Weise  yeäufsert**.  Schon  die  von  Broemel  silierte  Stelle  ist 
ganz  eindeutig.  Wagners  Ballung  in  der  Kommission,  in  Abweichung  von  seinen  Partei- 
genossen, bat  vollends  nicht  den  geringsten  Zweifel  darüber  gelassen. 
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durohzuführen.  Sic  erklärte  vielmehr  die  auf  dem  Rentenbetrage 
haftenden  privatrechtlichen  Lasten  ausnahmslos  für  abzugsfähig  und 
gestattete  den  Abzug  der  Schuldenzinsen,  wenigstens  „insoweit,  als 
dieselben  das  Einkommen  aus  anderen  Quellen  als  aus  Kapitalvermögen 
übersteigen“;  ein  Zugeständnis,  dessen  Sinn  nicht  recht  klar  ist  und 
dessen  Bedeutung  wohl  nur  darin  lag,  die  Brücke  zum  vollen  Rück- 
züge zu  bilden.  Da  immerhin  das  Prinzip,  Schuldenzinsen  nicht  ab- 
zuziehen, noch  stehen  geblieben  war,  so  hatte  die  Minorität  desto 
leichteres  Spiel,  die  Ausdehnung  der  Kapitalrentensteuer  auf  Zinsen 
aus  Zielforderungen  und  diskontierten  Wechseln  zu  bekämpfen.  Daß 
eine  Steuer,  welche  sich  darauf  steift,  Objektsteuer  zu  sein  und  ans 
diesem  angeblich  theoretischen  Grunde  die  Absetzung  der  Passiv- 
bestandteile nicht  dulden  will,  daß  eine  solche  Steuer  nun  umgekehrt 
sich  darauf  legt,  einzelne  Posten  aus  einem  kaufmännischen  Geschäfts- 
verkehr herauszuklauben  und  sie  für  Renteneinkommen  zu  erklären, 
das  war  eine  so  handgreifliche  Unzulässigkeit,  daß  auch  hier  die 
Mehrheitsparteien  sich  genötigt  sahen,  einen  Riegel  vorzuschieben: 
„Die  Zinsen  geschäftlicher  Forderungen,  Kontokurrentguthaben  und 
Wechsel,  welche  auf  die  von  Landwirten  und  Gewerbetreibenden  im 
eigenen  Geschäftsbetriebe  verwendeten  Kapitalien  entfallen,  sind  der 
Kapitalrentensteuer  nicht  unterworfen.  . .“  (§  2 a).  Der  „Bankicr- 
daragraph“  (§  3)  war  der  einzige  Paragraph  des  ganzen  Gesetzes, 
per  an  den  Motiven  einen  einigermaßen  sachkundigen  Rückhalt  hatte. 
Die  Motive  gaben  ohne  weiteres  zu,  daß  es  zweifelhaft  sei,  ob  Bezüge 
aus  einem  Bankgeschäft  einer  Kapitalrentensteuer  unterworfen  werden 
könnten  ; sie  betonten  die  Unmöglichkeit,  aus  den  Buchungen  Renten- 
und  Geschäftsgewinn  zu  sondern  und  begründeten  damit  die  Not- 
wendigkeit, die  Ermittelung  der  Rente  von  einer  Pauschalberechnung 
abhängig  zu  machen.  Indem  der  Entwurf  für  diese  Pauschalberechnung 
das  Bankiervermögen  und  eine  vierprozentige  Verzinsung  desselben 
zu  Grunde  legte,  schuf  er  zwar  einerseits  eine  Sondersteuer  für 
Bankiers,  aber  andrerseits  erteilte  er  diesen  dadurch  (innerhalb  seines 
Systems)  das  Privileg,  von  einer  Versteuerung  der  Passivzinsen  ver- 
schont zu  bleiben.  Dieses  zweiseitige  Verhältnis  war  aber  inzwischen 
durch  die  von  der  Kommission  als  Regel  hingestellte  Befreiung  der 
Geschäftsdiskontirungen  etc.  zu  einem  ganz  einseitigen  privilegium 
odiosum  der  Bankgeschäfte  geworden.  Es  war  der  Minorität  leicht, 
den  Nachweis  zu  führen,  daß  dieselben  Gründe,  welche  für  Belastung 
der  Bankiers  sprachen , auch  auf  solche  Firmen  zutreffen , welche 
Bankiergeschäfte  machen,  ohne  sich  Bankiers  zu  nennen.  Wenn  der 
Entwurf  den  Bankgeschäften  alle  „ähnlichen,  den  Geld-  und  Kredit- 
verkehr vermittelnden  Geschäfte“  gleichgestellt  hatte,  so  war  die  Ver- 
allgemeinerung allenfalls  zulässig,  solange  die  Steuer  pflicht  dieser  Ge- 
schäfte ohne  dies  feststand  und  es  sich  nur  darum  handelte,  welchem  Be- 
steuerungs  m o d u s sie  unterworfen  werden.  Nachdem  aber  die  Kom- 
mission die  Diskontogewinne  der  Kaufleute  im  allgemeinen  für  steuerfrei 
erklärt  hatte,  konnte  man  unmöglich  der  Steuerbehörde  das  Recht 
geben,  die  Diskontogewinne  eines  Getreidekoramissionärs  zu  besteuern, 
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indem  sie  denselben  zum  Quasibankier  stempelte.  Thatsächlich  zeigte 
sich  während  der  Beratungen,  daß  der  Umfang  der  „ähnlichen“  Ge- 
schäfte sehr  viel  größer,  daß  die  Grenze  im  wirklichen  Leben  ungleich 
flüssiger  war,  als  die  Verfasser  des  Entwurfs  angenommen  hatten. 
Andrerseits  lag  die  Thatsache,  daß  der  Bankverkehr  im  Verhältnis 
zu  dem  Gewinn,  den  er  abwarf,  von  dem  bisherigen  Steuersystem 
nicht  annähernd  getroffen  wurde,  klar  zu  Tage.  Die  Kommission  ent- 
schloß sich,  zu  brechen,  was  nicht  zu  biegen  war,  erklärte,  daß  ihr 
§ 2#  auf  „Bank-  und  ähnliche,  den  Geld-  und  Kreditverkehr  ver- 
mittelnden Geschäfte“  keine  Anwendung  finde  und  machte  nur  die 
Konzession,  daß  es  von  der  Wahl  der  Steuerpflichtigen  selbst  ab- 
hftngen  solle,  ob  sie  die  Kapitalrentensteuer  in  der  allgemeinen  Form 
oder  in  jener  besonderen  Form  der  Bankiersteuer  zahlen  wollten ; ob 
der  Bankier,  Kommissionär  etc.  die  Steuer  von  seinen  sämtlichen 
Diskontierungs-  etc.  Einnahmen  (ohne  Abzug  der  dem  gegenüber- 
stehenden  Diskontierungs-  etc.  Ausgaben  I)  oder  von  der  vierprozentigen 
Rente  seines  Bankvermögens  (nach  Abzug  der  Passiva  I)  zahlen  wollte. 
Mit  anderen  Worten:  das  Prinzip,  sämtliche  Diskontierungsgewinne 
dieser  Geschäfte  ohne  Abzug  der  Diskontierungsausgaben  (oder  wenig- 
stens nur  mit  beschränkter  Abzugsfähigkeit)  blieb  bestehen,  wurde 
aber  auf  den  Maximalsatz  der  vierprozentigen  Rente  beschränkt.  — Je 
deutlicher  sich  in  diesen  Verhandlungen  die  Notwendigkeit  der  Dekla- 
rationspflicht  als  Unterlage  der  Einschätzung  zeigte,  desto  weniger 
konnte  die  Kommission  sich  dem  entziehen,  sie  als  Grundlage  des 
allgemeinen  Einscbätzungsverfahrens  auch  für  die  Einkommen- 
steuer anzuerkennen.  Die  Art,  wie  die  Motive  jeder  gründlichen  Er- 
örterung der  allgemeinen  Deklarationspflicht  aus  dem  Wege  gingen 
<„die  Gründe  für  und  wider  diese  Einrichtung  dürfen  im  allgemeinen 
als  bekannt  vorausgesetzt  werden“),  wie  sie  dann  die  Gründe  für 
stark  genug  sein  ließen,  um  die  Einführung  in  Bezug  auf  das  beweg- 
liche Kapital  zu  befürworten,  die  Gründe  gegen  gerade  stark  genug, 
um  die  Ausdehnung  der  Maßregel  auf  andere  Einkommenszweige  ab- 
zulehnen ; die  Naivetät,  mit  der  sie  behaupteten,  daß  den  Nachteilen 
dieses  Mittels  (welches  „zweifellos  als  höchst  lästig  empfunden  werden 
und  große  Unzufriedenheit  erregen  würde“)  doch  nur  ein  „unsicherer“ 
Gewinn  gegenüberstehe;  endlich  die  ganz  willkürliche  Behauptung, 
daß  gerade  das  Einkommen  aus  Kapitalbesitz  „notorisch“  mit  den 
bisherigen  Veranlagungsmitteln  am  mangelhaftesten  erfaßt  worden  sei, 
während  es  doch  vielmehr  notorisch  war,  daß  gerade  in  dieser  Be- 
ziehung der  Grundbesitz  dem  Kapitalbesitz  auch  nicht  das  Geringste 
nachgab,  — alles  das  gab  den  Angriffen  auf  jene  Unterscheidung 
leichtes  Spiel.  Was  aber  dem  Faß  den  Boden  ausschlug,  war  eine 
Bestimmung  im  Entwurf  des  Einkommensteuergesetzes,  wonach  Be- 
hörden, Privatpersonen,  Vereinsvorsteher  etc.  verpflichtet  wurden,  über 
Besoldungen  und  Löhne  ihrer  Angestellten  Auskunft  zn  geben. 
Damit  war  für  die  Einnahmen  aus  „gewinnbringender  Beschäftig- 
ung“ die  Deklarationspflicht  zwar  nicht  eingeführt,  aber  überboten. 
Da  die  Deklaration  der  Kapitalrente  für  das  Einbohren  in  Handel 
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und  Gewerbe  die  weitgehendsten  Handhaben  bot,  und  da  bei  Ka- 
pitalisten die  Deklaration  der  Kapitalrente  für  die  Einkommen- 
steuer verwendbar  war,  so  leistete  dieses  Ensemble  von  Bestim- 
mungen annähernd  dasselbe,  als  ob  mit  ausdrücklichen  Worten 
gesagt  wäre:  die  Verpflichtung,  die  Höhe  des  eigenen  Einkommens 
wahrheitsgemäß  anzugeben,  solle  in  Preußen  mehr  oder  weniger  für 
alle  Stände,  bloß  nicht  für  die  Grundbesitzer  eiogeführt  werden.  Da 
die  chemischen  Gründe,  welche  ein  Erröten  des  Papiers  unter  Drucker- 
schwärze verhindern,  in  mündlichen  Beratungen  auf  das  Gesicht  der 
Redenden  und  der  Hörenden  zu  wirken  nicht  vermögen,  so  gelangte 
in  den  Kommissionsberatungen  das  Anstands-  und  Schamgefühl  zur 
Wirksamkeit.  Die  Bestimmungen,  betreffend  die  Deklarationspflicht, 
wurden  aus  dem  speziellen  Renteusteuergesetz  herausgenommen  und 
in  das  allgemeine  Einkommensteuergesetz  eingestellt. 

Damit  war  der  fein  ausgesponnene  Plan  der  Trennung  des  Ge- 
setzesstoffes in  zwei  Gesetze  in  seinen  Wirkungen  illusorisch  gemacht. 
Die  Deklarationspflicht  galt,  wie  für  alle  Einkommousteuerpflicbtigen, 
so  auch  für  die  Gutsbesitzer.  Die  Regiernng  legte  auf  die  Weiter- 
beratung der  Vorlagen  keinen  Wert  und  schloß  die  Session.  Zu  einem 
Bericht  an  das  Plenum  hat  es  die  Kommission  nicht  gebracht,  ln 
den  Drucksachen  des  Hauses  folgt  auf  die  vergleichende  Zusammen- 
stellung 1 ) der  Kommissionsbcschlüsse  mit  dem  Regieruugsentwurfe  die 
Botschaft,  welche  den  Vizepräsidenten  des  Staatsministeriums  beauf- 
tragt, den  Landtag  zu  schließen. 

Das  mißlungene  Experiment  hatte  immerhin  einen  Vorteil:  was 
von  diesem  Entwurf  sich  etwa  noch  als  brauchbar  erwiesen  batte, 
das  mußte  sehr  brauchbar  sein.  Es  waren  im  wesentlichen  drei 
Punkte,  in  denen  während  der  Beratungen  teils  ausdrückliche,  teils 
stillschweigende  Uebereinstimmung  erzielt  war:  die  Notwendigkeit  der 
allgemeinen  Selbsteinschätzung,  welche  in  jener  Umstellung  ihren  Ausdruck 
gefunden  hatte ; die  schärfere  Heranziehung  der  gewerblichen  Erträge, 
die  iu  der  Beschränkung  auf  das  Bankiergewerbe  allein  zu  erreichen 
aber  nicht  möglich  war;  und  endlich  eine  prinzipielle  und  allgemeine 
Belastung  des  Einkommens  aus  Vermögen.  Namentlich  aber  hätte 
sich  auch  der  enge  Zusammenhang  des  ersten  und  letzten  dieser 
Punkte  gezeigt:  die  Sicherheit,  mit  welcher  bei  dem  bisherigen  Ver- 
fahren das  Einkommen  aus  beweglichem  wie  unbeweglichem  Vermögen 


1)  Anlagen  tu  den  Verhandlungen  de»  Hauses  der  Abgeordneten  15  U ( 1 883/84), 
Aktenstück  Nr.  290  (Zusammenstellung  etc.)  — Die  Entwürfe  und  Begründung  derselben 
ib.  Nr.  42.  Erste  Lesung  im  Plenum  : Verhandlungen  Bd  I,  S 675 — 781.  Die  Protokolle 
der  Kommibsionssiizung  sind  nur  autograpbiert  unter  die  Mitglieder  verteilt  worden. 
Auszugsweise  Berichte  erschienen  damals  iu  den  Zeitungen , hauptsächlich  Über  die 
Sitzungeu  vom  13.  bis  29.  Februar.  Einen  höchst  lehrreichen  Einblick  in  Einzelheiten 
der  Verhandlungen  gewährt  jetzt  der  Aufsatz  von  Adolf  Wagner:  Finanzarchiv,  Bd.  8U, 
namentlich  Seite  569/78.  Vom  gegnerischen  Standpunkte  aus  gehalten  und  unter  diesem 
Gesichtspunkte  trotz  mancher  Einseitigkeiten  auch  heute  noch  lesenswert  ist  die  Schrift  von 
broeniel;  „Die  Kapitalrentensteuer  nach  der  Vorlage  der  Regierung  und  nach  den 
Beratungen  im  Abgeorductenhause*'  Berlin  1884. 


Digitized  by  Google 


Die  Vermögenssteuer  und  ihre  Einfügung  in  das  j>reufsische  Steuersystem.  173 


sich  der  Steuer  entzog,  ließ  kein  anderes  Mittel  übrig,  als  die  Steuer- 
pflichtigen zur  Selbstangabe  zu  nötigen. 

Insofern  durch  die  Kommissionsverhandlungen  über  den  Scholz- 
schen  Entwurf  sich  über  diese  drei  Punkte  ein  ziemliches  Einver- 
ständnis herausbildete,  kann  man  sagen,  daß  diese  Verhandlungen 
trotz  ihres  damaligen  Scheiterns  für  die  Folgezeit  grundlegend  ge- 
worden sind.  Der  fehlgegangene  Schuß  hatte  den  wahren  Zielpunkt 
desto  deutlicher  gezeigt. 

Wieso  das  Jahrzehnt  zu  Ende  ging,  ohne  daß  diese  Ueberein- 
stimmung  zu  einer  gesetzlichen  Formulierung  führte,  wieso  dieselbe, 
in  einer  Thronrede  angekündigt,  dennoch  unterblieb,  das  gehört  zu 
den  Ereignissen  der  neuesten  Geschichte,  welche  sich  jetzt  noch  nicht 
schreiben  lassen.  Erst  in  der  Lantagssession  1890/91  erschienen  drei 
Regierungsentwürfe,  welche  jenen  drei  oben  genannten  Punkten  ent- 
sprachen : ein  Einkommensteuer- , ein  Gewerbesteuer-  und  ein  Erb- 
schaftssteuergesetz. Das  Einkommensteuergesetz  hatte  nach  dieser 
Seite  hin  die  Aufgabe,  die  bisherige  thatsächliche  Privilegierung  der 
vermögenden  Volksklassen  zu  beseitigen  und  hat  diesen  Zweck  durch 
Einführung  der  Selbsteinschätzung,  wie  man  allgemein  annimmt,  in 
der  Hauptsache  erreicht.  — Die  Gewerbesteuer  hat  jede  Maximal- 
begrenzung beseitigt,  für  die  größten  Betriebe  statt  des  Systems  der 
Mittelsätze  den  allgemeinen  Satz  von  1 Proz.  durchgeführt  und 
neben  dem  Ertrage  der  Fundierung  durch  Kapital  eine  parallele  Be- 
deutung gegeben.  Soll  eine  Gewerbesteuer  dazu  dienen,  das  im  Ge- 
werbe angelegte  Kapital  im  Vergleich  zu  dem  in  Häuserbesitz  an- 
gelegten zu  treflen,  so  ist  die  heutige  Gewerbesteuer  dazu  geeignet; 
soll  sie  aber  auch  dazu  dienen,  unter  den  Gewerbetreibenden  selbst 
den  Kapitalisten  stärker  zu  belasten  als  den  Nichtkapitalisten,  so 
darf  man  sich  darüber  keiner  Täuschung  hingeben , daß  die  heutige 
Verfassung  dieser  Steuer  an  sich  das  Gegenteil  bewirken  muß,  und 
daß  sie  von  diesem  Gegenteil  höchstens  durch  eine  unzulässig  aus- 
gedehnte Nachsicht1)  bewahrt  werden  kann.  — Immerhin  bedeutet  in 
der  Geschichte  der  Vermögensbelastung  auch  die  Reform  der  preu- 
ßischen Gewerbesteuer  einen  nicht  unerheblichen  Schritt.  Die  Erb- 
schaftssteuer hingegen,  wie  sie  aus  den  Beratungen  des  Landtages 
bervorgegangen  ist,  ist  als  eine  Ablehnung  ihrer  vermögenssteuerlichen 
Funktionen  anzusehen.  Auch  hat  sich  das  Abgeordnetenhaus  keiner 
Täuschung  darüber  hingegeben,  daß  die  Frage  der  Vermögensbelastung 
eine  offene  geblieben  war.  Je  schärfer  man  mit  der  neuen  Ein- 
kommensteuer die  Schraube  anzog,  desto  klarer  war  man  sich  dar- 
über, daß  sie  für  das  Einkommen  aus  Arbeit  und  für  das  Einkommen 
aus  Vermögen  nicht  gleichmäßig  angezogen  werden  dürfte.  Selbst 
wenn  das  Herrenbaus  in  einer  eigenen  Resolntion  sich  dahin  aus- 
sprach, daß  die  nächsten  Schritte  der  Gesetzgebung  das  unfundierte 
Einkommen  erleichtern  mögen,  ohne  das  fundierte  mehr  zu  belasten, 


1)  die  von  den  Theoretikern  der  Ertragsstener  dann  aber  nicht  übersehen  werden 
sollte. 
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so  ist  auch  dies  nur  ein  Symptom  des  vollzogenen  Umschwungs:  die 
Ueberzeugung,  daß  neben  dem  Einkommen  auch  das  Vermögen  als 
selbständiger  Maßstab  der  Steuerfähigkeit  notwendig  ist,  ist  in  Preußen 
allgemein  geworden. 

Das  ist  in  Kürze  der  historische  Entwickelungsgang.  Der  Grundsatz, 
daß  öffentliche  Lasten  nach  Maßgabe  der  Vermögens-  und  Einkommens- 
verhältnisse verteilt  werden  sollen,  hat  zu  allen  Zeiten  den  Wider- 
stand derer  gefunden,  welche  in  der  Stufenfolge  der  Vermögen  und 
Einkommen  einen  hohen  Rang  einnabmen.  Nur  mit  Mühe  hat  der 
Grundsatz  als  allgemeine  Norm  Eingang  in  die  Gesetzgebung  ge- 
funden. In  der  genauen  Ausführung  zunächst  auf  das  Einkommens- 
prinzip beschränkt,  hat  er  sofort  seine  analoge  Anwendung  auf  das 
Vermögensprinzip  gefordert  und  diese  Forderung  trotz  der  größten 
Abneigung  binnen  kurzer  Zeit  zu  allgemeiner  Anerkennung  ge- 
bracht. Das  heißt:  die  einfachste  Art,  das  historische  Facit  zu 
ziehen,  besteht  in  der  Einführung  einer  Vermögenssteuer  neben  der 
Einkommenssteuer. 

2. 

Hohe  und  niedrige  Vermögenssteuer. 

Ueber  den  Plan  einer  Vermögenssteuer  für  Preußen  liegt,  soviel 
ich  sehe,  bis  jetzt  erst  eine  wissenschaftliche  Meinungsäußerung  vor: 
die  von  v.  Philippovich  im  „Sozialpolitischen  Centralblatt“  Nr.  19. 
Philippovich  erklärt  sich  gegen  den  Plan.  Es  sind  hauptsächlich 
zwei  Gründe,  welche  er  gegen  die  Vermögenssteuer  in  das  Feld  führt. 
Erstens  sei  das  Vermögen  kein  geeigneter  Maßstab  der  Steuerfähig- 
keit, weil  jemand  auch  mit  kleinem  Vermögen  eine  große,  und  um- 
gekehrt mit  verhältnismäßig  großem,  aber  wenig  fruchtbarem  Vermögen 
eine  sehr  geringe  Steuerfähigkeit  haben  könne.  Zweitens  müsse  eine 
Vermögenssteuer  den  im  Augenblick  gleichen  Wert  von  landwirt- 
schaftlichen Gütern,  von  Häusern,  von  gewerblichen  Betriebskapitalien, 
von  Gebrauchsvermögen  auch  in  gleichem  Maße  belasten;  aber  ein 
Posten  argentinischer  Schuldverschreibungen,  ein  Lager  von  Mode- 
waren, ein  Getreidelager  und  ein  Haus  seien  sehr  verschieden  zu 
beurteilende  Vermögen  von  weit  auseinandergehender  wirtschaftlicher 
Bedeutung,  wenn  auch  jedes  der  Objekte  im  Augenblick  eine  Million 
wert  seien;  jede  Bank  wisse  das  und  setze  daher  die  Beleihungs- 
bedingungen für  die  einzelnen  Waren  verschieden  an.  Gegen  beide 
Gründe  macht  Philippovich  sich  selbst  den  Einwand,  man  werde  sich 
über  sie  dadurch  hinwegsetzen,  daß  man  den  Steuerfuß  der  Vermögens- 
steuer recht  niedrig  ansetze,  damit  auch  das  unsicherste,  dem  größten 
Risiko  ausgesetzte  Vermögen  nicht  zu  schwer  belastet  sei. 

Mit  diesen  Einwänden  hat  aber  Philippovich  meines  Erachtens 
in  der  That  den  prinzipiellen  Punkt  für  die  Beurteilung  einer  preu- 
ßischen Vermögenssteuer  getroffen.  Die  Stellungnahme  zu  dieser 
Steuer  ist  abhängig  von  der  Höhe  des  Steuerfußes. 

Aber  dies  gilt  keineswegs  von  der  Vermögenssteuer  allein,  son- 
dern mehr  oder  minder  von  jeder  anderen.  Alle  Nationalökonomeu  sind 
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heute  darüber  eiuig,  daß  die  so  lange  gesuchte  vollkommene  Steuer 
mit  den  Mitteln  unserer  Erkenntnis  nicht  zu  finden  ist.  Jeder  vor- 
handenen oder  möglichen  Steuer  haften  gewisse  Unvollkommenheiten 
an;  die  größere  oder  geringere  Brauchbarkeit  einer  Steuer  hängt 
davon  ab,  ob  ihre  Unvollkommenheiten  erträglich  sind  oder  nicht. 
Daher  hängt  die  Zweckmäßigkeit  einer  Steuer  auch  mit  davon  ab,  ob 
die  Höhe  des  Steuerfußes  jene  Unvollkommenheiten  noch  erträglich 
erscheinen  läßt  oder  aber  bis  zur  Unerträglichkeit  steigert.  Es  hat 
keinen  Sinn,  sich  als  prinzipielle»  Anhänger  dieser  oder  jener  Steuer- 
form zu  bekennen  ; denn  daß  es  einen  Belastungsgrad  giebt,  bei  welchem 
jede  Steuerform  anfäugt , unerträglich  zu  werden , das  haben  die 
physiokratischen  Schwärmer  für  die  einzige  Grundsteuer  und  die 
liberalen  Schwärmer  für  die  einzige  Einkommensteuer  schließlich 
doch  auch  anerkennen  müssen. 

Wenn  also  der  Plan  einer  preußischen  Vermögenssteuer  sich  von 
vornherein  mit  einem  niedrigen  Steuerfuße  einfuhrt  und  sich  von 
demselben  abhängig  macht,  so  ist  das  keineswegs  ein  bloßer  Not- 
behelf, um  prinzipiellen  Einwendungen  gewissermaßen  durch  einen 
Verkleinerungsmaßstab  zu  entgehen,  sondern  es  ist  der  besonnene 
nnd  sachgemäße  Weg  für  die  Einführung  von  Steuern  überhaupt. 

Für  die  Frage,  welcher  Steuerfuß  hoch  und  welcher  niedrig  zu 
nennen  sei,  läßt  sich  bei  der  Vermögenssteuer  ein  einigermaßen 
brauchbarer  Maßstab  finden.  Wenn  eine  Steuer  darauf  ausgeht,  von 
dem  Vermögen  den  ganzen  Betrag  zu  erheben,  der  von  ihm  zu  öffent- 
lichen Zwecken  beigesteuert  werden  soll,  so  ist  ein  solcher  Steuerfuß 
hoch  zu  nennen;  begnügt  sich  eine  Vermögenssteuer  mit  einem  er- 
heblich geringeren  Satze,  so  wird  man  denselben  niedrig  nennen 
dürfen.  Nun  ist  ganz  klar,  daß  es  sich  in  Preußen  nur  um  eine 
Steuer  letzteren  Charakters  handeln  kann.  Darüber  sind  alle  einig, 
daß  die  Vermögeusbesitzer  nach  wie  vor  ihren  Hauptbeitrag  für  die 
Einkünfte  aus  ihrem  Vermögen  in  Gestalt  der  Einkommensteuer  und 
nach  den  Grundsätzen  derselben  entrichtet  werden.  Es  handelt  sich 
bei  der  Einführung  der  Vermögenssteuer  von  vornherein  nur  um  eine 
Ergänzungssteuer  und  dem  entsprechend  um  einen  Steuerfuß,  von 
welchem  weder  Freund  noch  Feind  auch  nur  im  Entferntesten  an- 
nimmt, daß  er  den  Zweck  habe,  den  gesamten  Beitrag  der  Vermögens- 
besitzer darzustellen.  So  sehr  man  nun  auch  über  die  Höhe  eines 
derartig  niedrigen  Steuerfußes  im  Zweifel  sein  kann:  daß  ein  Steuer- 
fuß von  1ls°l oo • wie  ich  ihn  in  meinen  ersten  Ausführungen  für  zu- 
lässig gehalten  habe,  und  wie  er  nach  den  inzwischen  vorliegenden  Zeitungs- 
berichten in  der  That  beabsichtigt  zu  sein  scheint,  dießes  Maß  noch 
nicht  überschreitet,  darf  als  allgemein  zugegeben  betrachtet  werden. 

Die  ganze  folgende  Untersuchung  hat  einen  Steuerfuß  von  höch- 
stens */*  °/ oo  zur  Voraussetzung.  Sie  wäre  in  allen  ihren  Teilen 
anders  zu  führen,  wenn  es  sich  um  einen  höheren  Promille-Satz 
handelte. 

Uni  nur  ein  Beispiel  anzuführen,  so  ist  die  Rechtfertigung  der 
Vermögenssteuer  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Gerechtigkeit,  solange 
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es  sich  bloß  um  den  niedrigen  Steuerfuß  handelt,  fast  überflüssig. 
Denn  so  wenig  man  heute  auch  dazu  neigt,  Staatssteuern  unter  dem 
Gesichtspunkt  des  Gebübrencharakters  zu  rechtfertigen,  so  genügt 
doch  der  Hinweis  darauf,  daß  jeder  Vermögensbesitzer  von  dem 
Staate  auch  Schutz  für  sein  Vermögen  genießt  (nicht  bloß  für  sein 
Einkommen)  vollkommen,  um  diese  mäßige  Belastung  allein  aus  diesem 
Gesichtspunkte  zu  rechtfertigen,  selbst  wenn  man  ihn  für  einen  völlig 
untergeordneten  hält.  Einen  Kapitalisten,  welcher  Gegner  einer  Ver- 
mögenssteuer ist,  braucht  man  nur  zu  fragen,  ob  er  nicht,  wenn  sein 
Vermögen  in  Persien  wäre,  gern  '/,  °/oo  Assekuranzgebühr  zahlen 
wollte,  sobald  er  sich  dadurch  einen  Schutz  gleichwertig  dem  Schutze 
innerhalb  des  preußischen  Staatswesens  erringen  könnte.  So  sicher 
diese  Frage  bejaht  werden  muß,  so  sicher  ist  die  Vermögenssteuer 
innerhalb  dieser  Grenze  allein  als  Aequivalent  für  den  vorhandenen 
Schutz  gerechtfertigt. 

Nun  wendet  Philippovich  gegen  eine  Vermögenssteuer  mit  nie- 
drigem Satze  freilich  ein,  daß  sie,  wenn  auch  finanzpolitisch  vielleicht 
wichtig,  so  doch  sozialpolitisch  gleichgültig  und  von  vornherein  zur 
Entwickelungslosigkeit  verurteilt  sei.  Das  erstere  Zugeständnis  von 
seiten  eines  Gegners  der  geplanten  Vermögenssteuer  ist  gern  hinzu- 
nehmen, ohne  daß  man  den  letzteren  Einwänden  darum  irgendwie 
beipflichten  müßte.  Versteht  man  unter  sozialpolitischer  Bedeutung 
nur  sozialistische  Bedeutung,  dann  ist  allerdings  die  Vermögens- 
steuer mit  einem  Satze  von  '/» °/«o  hierfür  ziemlich1)  gleicbgiltig ; aber 
jeder  andere  augenblicklich  in  Betracht  kommende  Steuerfuß  wird  es 
annähernd  ebenso  sein.  Betrachtet  man  indessen,  wie  man  doch  soll, 
die  Steuerverfassung  eines  Volkes  und  die  mannigfachen  in  ihrem 
Rahmen  zu  lösenden  Aufgaben  an  sich  als  ein  Bethätigungsgebiet  der 
Sozialpolitik  (wie  eben  jedes  Gebiet  staatlichen  Lebens  ein  solches 
Bethätigungsfeld  bietet),  so  hat  innerhalb  dieser  engeren  Grenzen  die 
Vermögenssteuer  allerdings,  wie  ich  glaube  gezeigt  zu  haben8),  eine 
gar  nicht  unbedeutende  sozialpolitische  Mission.  Auch  ist  es  nicht 
richtig,  daß  die  allgemeine  gleiche  Vermögenssteuer,  wenn  sie  sich 
ganz  auf  einen  mäßigen  Steuerfuß  gründet,  zur  Entwickelungslosigkeit 
verurteilt  sei.  Die  großen  Steuern  der  Weltgeschichte  haben  alle  mit 
gleichmäßiger  und  darum  die  Steuerkraft  nicht  entfernt  erreichender 
Belastung  begonnen  und  haben  auf  diese  Weise  im  Laufe  der  Jahre 
oder  der  Generationen  die  Erfahrungen  gewonnen,  vermittelst  deren 
sie  eine  feinere  Differenzierung  und  dementsprechend  eine  verschieden 
steigende  Belastung  durchführen  konnten.  Ob  und  wo  eine  Ver- 
mögenssteuer schärfer  einsetzen  kann,  das  werden  wir  wenige  Jahre 
nach  ihrer  Einführung  sehr  viel  besser  beurteilen  können  als  heute. 

Im  wesentlichen  laufen  die  praktischen  Vorschläge  Philippovicbs, 
eine  mehr  individualisierte  Vermögenssteuer  nach  Grundbesitz,  Ge- 
werbekapital und  Rentenkapital  durchzuführen,  darauf  hinaus,  an 


1)  pan 7.  wohl  auch  nicht. 

2)  Vgl.  Jahrbücher  59,  S.  78. 
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Stelle  der  preußischen  Steuerverfassung  die  badische  einzuführen. 
Wer  in  dem  sogenannten  Ertragssteuersystem  mit  der  Einkommen- 
steuer in  Nebenfunktion  nur  einen  Notbehelf  sieht,  und  in  der  preu- 
ßischen Einkommensteuer  mit  anderen  Abgaben  in  Nebenfunktion  die 
bessere  Finanztechnik  erblickt,  der  wird  wenig  geneigt  sein,  auf  diesen 
Vorschlag  einzugehen.  Die  „individualisierten  Vermögenssteuern“, 
welche  verschiedene  Vermögensobjekte  nach  dem  Maße  ihrer  unge- 
fähren Ertragsfähigkeit  verschieden  zu  belasten  suchen,  mit  anderen 
Worten  die  „Ertrags-“  oder  „Objektsteuern“  verdanken  ihre  wissen- 
schaftliche Geltung  in  der  Hauptsache  der  überaus  geschickten  Art, 
in  der  sie  von  den  süddeutschen  Mittelstaaten  gehandhabt  werden. 
Die  Praxis  der  Gesetzgebung  und  noch  mehr  die  der  Verwaltung  hat 
sich  nirgends  gescheut,  Grundsätze  der  Einkommensteuer  auf  diese 
„Ertragssteuern“  anzuwenden,  so  oft  es  ihr  dienlich  schien.  Sie  hat 
dadurch  einerseits  das  an  sich  wenig  brauchbare  System  lebensfähig 
erhalten,  andrerseits  aber  den  Theoretikern  der  Ertragssteuern  Para- 
digmata geliefert,  auf  die  sie  sich  mit  halbem  Recht,  aber  manchmal  mit 
ganzem  Erfolg  berufen.  Dazu  kommt,  daß  namentlich  die  badische 
und  die  württembergische  Statistik  (im  weitesten  landeskundlichen 
Sinne  genommen)  auf  einer  ganz  außerordentlich  hohen  Stufe  steht. 
Wieviel  vorzügliche  Landesaufnahmen  nötig  wären,  um  „individualisierte 
Vermögenssteuern“  in  Preußen  durchzuführen,  das  hat  Philippovich 
selbst  bereits  angedeutet.  — Der  gegenwärtige  Zeitpunkt,  in  dem  wir 
in  der  Entwickelung  unserer  Einkommensteuer  glücklich  einen  Schritt 
hinter  uns  haben,  der  diese  Steuer  auf  eine  Stufe  der  Vollkommenheit 
erhebt,  wie  sie  dieselbe  vielleicht  noch  nie  in  einem  Großstaate 
erreicht  hat,  ist  jedenfalls  nicht  dazu  geeignet,  ihre  Auflösung  in 
ein  System  von  „Ertragssteuern“  ernstlich  in  Erwägung  zu  ziehen. 

Von  Philippovich’s  Einwänden  gpgen  die  Möglichkeit  und  Zu- 
lässigkeit einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  gilt  dasselbe,  was  gegen 
die  älteren  und  neueren  Ein  wände  insgesamt  schon  im  Jahre  1875  Neu- 
mann1)  abschließend  bemerkt  hat:  sie  treffen  zu  auf  eine  Vermögens- 
steuer, welche  die  Einkommensteuer  ersetzen,  nicht  auf  eine  solche, 
welche  sie  bloß  ergänzen  will. 

Und  dieser  Unterschied  zwischen  ersetzender  und  ergänzender, 
zwischen  hoher  und  niedriger  Vermögenssteuer  ist  für  die  ganze 
Struktur  derselben  im  Auge  zu  behalten. 

3. 

Ausländische  Vermögenssteuern. 

Aus  den  Zeiten  des  alten  „Schosses“  hat  sich  die  Vermögenssteuer 
in  der  Freien  Stadt  Bremen  erhalten.  Allein  sie  hat  hier  immer  nur 
den  Charakter  einer  außerordentlichen  Beihilfe  für  die  Staatskasse 
getragen,  so  Behr,  daß  die  Höhe  des  Beitrages  weder  behördlich  be- 


1)  Progreas.  Einkommensteuer,  S.  190. 
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stimmt,  noch  auch  nur  überwacht  wurde’).  So  ehrenvoll  es  für  den 
Gemeinsinn  einer  Bürgerschaft  ist,  wenn  sie  es  wagen  kann,  Steuer- 
beträge ungezählt  in  den  Kasten  legen  zu  lassen : so  ist  doch  dieses 
Verfahren  weder  für  eine  regelmäßig  wiederkehrende  Steuer,  noch 
auch  für  die  Verhältnisse  eines  Großstaates  zur  Nachahmung  geeiguet  — 
Eine  Vermögenssteuer  als  ständige  Einrichtung  hat  auf  dem  Boden 
der  preußischen  Monarchie  selbst,  in  der  Stadt  Flensburg,  bis  vor 
kurzem  unter  dem  Namen  der  „Mittelsteuer“  bestanden,  ist  aber  in- 
folge des  Kommunalsteuer  - Notgesetzes  in  Wegfall  gebracht  worden*). 

Im  Auslande  ist  dagegen  die  Vermögenssteuer,  obgleich  sie  nur 
zwei  große  Verbreitungsgebiete  zeigt,  gesetzgeberisch  höchst  vielfältig 
bearbeitet.  Da  in  diesen  beiden  Verbreitungsgebieten,  der  nord- 
amerikanischen Union  und  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  die 
Steuer  den  Einzelstaaten,  bezw.  Kantonen  zustebt,  so  haben  sich  dort 
etwa  40,  hier  etwa  20  Gesetzgebungen  mit  der  Regelung  der  Steuer 
befaßt. 

In  Nordamerika  bildet  die  Vermögenssteuer  die  hauptsäch- 
lichste Staatssteuer  und  wird  gleichzeitig  von  den  Grafschaften  und 
den  Gemeinden  zur  Befriedigung  der  kommunalen  Bedürfnisse  benutzt. 
Selbst  wo  die  staatliche  Vermögenssteuer  nur  1 — 2 °/0o  beträgt,  kann 
sie  durch  die  Grafschafts-  und  städtischen  Zuschläge  auf  das  Zehn- 
fache, ja  auf  das  Zwanzigfacbe  steigen.  Thatsächlich  aber  ist  der 
Staatssteuersatz  in  der  Regel  ein  viel  höherer,  und  mit  den  Graf- 
schafts- und  städtischen  Zuschlägen  zusammen  beträgt  die  Gesamt- 
belastung des  Vermögens  in  den  verschiedenen  Gegenden  der  Ver- 
einigten Staaten  1 °/0  bis  3 ®/0  und  darüber. 

Ich  muß  gestehen,  daß  die  Angaben  über  die  Vermögenssteuer 
als  hauptsächlichstes  Mittel  zur  Deckung  der  Staats-  und  Gemeinde- 
kosten, wie  sie  von  den  in  Deutschland  lebenden  Amerikanern  dar- 
gestellt werden,  mir  nie  ein  auch  nur  einigermaßen  klares  Bild  von 
dieser  Steuer  ermöglicht  haben.  Eine  Vermögenssteuer  von  3 °/0  ist 
eine  physische  Unmöglichkeit,  da  der  Durchschnitt  des  Vermögens 
nur  unerheblich  mehr  als  3 °/0  einbringt;  ja  selbst  eine  Vermögens- 
steuer von  1 #/0  liegt  unterhalb  der  Grenze,  die  wir  mit  unsern  Be- 
griffen von  Tragfähigkeit  vereinbaren  können.  Wenn  aus  einem  Lande 
erzählt  wird,  daß  eine  Vermögenssteuer  in  dieser  Höhe  bestände,  so 
ist  nur  zweierlei  möglich:  entweder  handelt  es  sich  nur  um  eine 
partielle  Vermögenssteuer,  welche  sich  damit  begnügt,  gewisse  beson- 
ders tragfähige  Vermögensobjekte  (z.  B.  Luxusgegenstände)  zu  treffen, 
große  Kategorien  des  Vermögens  steuerfrei  zu  lassen  etc.,  oder  aber 
der  gesetzliche  Prozentsatz  ist  in  der  That  allgemein,  doch  wird 
thatsächlich  das  Vermögen  nicht  voll,  sondern  nur  zu  einem  geringen 
Teile  eingeschätzt. 


Bd. 


1)  „Die  Ergebnisse  der  Vermögenssteuer  in  Bremen“ 
3.  S 393—96. 

2)  Mitteilung  des  Magistrats  zu  Flensburg. 
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Bei  der  amerikanischen  Vermögenssteuer  scheint  beides  der  Fall 
zu  sein.  Zwar  ist  die  hierüber  entstandene  ziemlich  umfangreiche 
amerikanische  Litteratur  in  Deutschland  nicht  zugänglich  *).  Aber 
neuerdings  ist  durch  einige  deutsche  Schriften  auch  für  uns  etwas 
Licht  in  diese  Verhältnisse  gekommen.  Im  Jahre  1889  hat  ein 
Deutsch-Amerikaner  in  einer  Göttinger  Doktor-Dissertation  uns  einen 
Einblick  in  die  Verhältnisse  dieser  Steuer  im  Staate  New-York  gegeben, 
und  im  Jahre  darauf  bat  v.  Kaufmann  in  einem  allgemeinen  Aufsatze 
über  amerikanische  Finanzen  detailliertere  Angaben  über  die  Ver- 
mögenssteuer im  Staate  Ohio  verwertet*).  Beide  Arbeiten  zeigen  das 
gleiche  Bild.  Das  Bundesgesetz,  welches  den  Einzelstaaten  verbietet, 
eine  Steuer  auf  Schuldverschreibungen  des  Bundes  zu  legen,  wird  in 
der  That  so  interpretiert,  daß  Kapitalien,  welche  in  Vereinigten- 
Staaten-Bons  angelegt  sind,  von  der  Vermögenssteuer  verschont 
bleiben.  Außerdem  aber  sehen  wir,  daß  in  jedem  Staate  die  Graf- 
schaften und  in  jeder  Grafschaft  die  einzelnen  Kommunen  einen  förm- 
lichen Wetteifer  in  der  Unterschätzung  der  in  ihren  Grenzen  befind- 
lichen Vermögen  entfalten.  Es  scheint,  daß  in  jedem  einzelnen  Staate 
die  Steuer  im  wesentlichen  auf  dem  Repartitionssystem  beruht,  und 
daß  die  Vermögensaufoabmen  in  der  Idee  noch  immer  bloß  als  An- 
haltspunkte für  die  Repartierung  der  Staatssteuer  unter  die  Graf- 
schaften dienen,  ein  Verhältnis,  das  sich  dann  innerhalb  der  Graf- 
schaften für  die  Repartition  unter  die  Gemeinden  wiederholt  Bei 
diesem  System  haben  die  Grafschafts-  und  Gemeindebehörden  selbst 
das  größte  Interesse  daran,  die  Vermögen  so  niedrig  wie  möglich  ein- 
zuschätzen 1 2 3).  Da  jeder  Staat  nur  das  innerhalb  seiner  Grenzen  be- 
findliche Vermögen  versteuert,  so  hatte  jeder  Eigentümer  von 
Schuldverschreibungen  etc.  es  in  der  Hand,  sein  Vermögen  für  den 
Tag  der  Veranlagung  ganz  oder  teilweise  an  ein  Bankhaus  eines  be- 
nachbarten Staates  zu  schicken,  und  die  „juristische  Fiktion“,  daß 
bewegliches  Vermögen  dem  Eigentümer  folge,  erwies  sich  in  der 
Praxis  als  nicht  immer  anwendbar  oder  wenigstens  nicht  durchführbar. 
Die  Veranlagungspraxis  entwickelte  eine  ganze  Reihe  von  Steuercuriosa, 
welche  in  der  Freilassung  von  Vermögensobjekten  ebenso  Erstaun- 
liches leisten,  wie  unsere  Zollcuriosa  nach  der  gegenteiligen  Seite. 
In  neuerer  Zeit  spricht  man  selbst  in  amtlichen  Aktenstücken  der 


1)  Als  das  Hauptwerk  über  amerikanische  Finauzwirtschaft  gilt  das  von  Ely. 
Leber  die  Vermögenssteuer  speziell  wird  vielfach  ein  kritischer  Aufsatz  von  Selig  mann 
n der  „Political  Science  Quarterly“  1890  genannt,  ln  der  Königlichen  Bibliothek  zu 
Berlio  sind  beide  nicht  vorhanden. 

2)  Schwab,  Die  Entwickelung  der  Vermögenssteuer  im  Staate  New  York.  Göt- 

tinger Phil.  Dias.  1889.  — v.  Kaufmann,  Staats-  und  Lokalfinanzen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika:  Mayers  Statist.  Archiv,  Bd.  1 (1890),  namentlich 

S 251/6,  279/80 

3)  Es  sind  dies  dieselben  Rücksichten,  um  derentwillen  auch  in  Preufsen  bisher 
örtliche  und  Kreisbehörden  eine  allgemeine  Unterschätzung  bevorzugt  haben,  trots  der 
daraus  erwachsenden  kolossalen  Kommuuaizuschläge,  „um  nicht  dem  Staat  das  Geld  in 

Rachen  au  werfen“.  Nur  dafs  die  amerikanische  Kultur  auch  hierin  die  Entwicke- 
lang  io  das  Grofsartige  steigerte. 
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Steuerverwaltung  ganz  offen  die  Ansicht  aus,  daß  Grundstücke  nur 
zur  Hälfte,  bewegliche  Vermögen  noch  nicht  einmal  mit  dem  fünften 
Teil  ihres  Wertes  versteuert  werden. 

Allein  auch  diese  Mitteilungen  geben  uns  kein  anschauliches 
Bild.  Sie  ersetzen  nur  eiD  Rätsel  durch  ein  anderes.  Wie  es  möglich 
ist,  eine  Steuer  vom  Vermögen  einzuführen  oder  beizubehalten,  wenn 
ihr  die  Unionspapiere  grundsätzlich  entzogen  sind,  wie  sich  eine  der- 
artige Lotterwirtschaft  durch  Generationen  hindurch  halten  kann, 
endlich  wie  ein  großes  Volk  sich  hierbei  auch  nur  annähernd  zufrieden 
fühlen  kann,  alles  dies  ist  für  den  aus  der  Ferne  urteilenden  Volks- 
wirt etwas  so  Unerklärtes,  daß  er  sich  gegenüber  diesen  Verhältnissen 
mit  einem  non  liquet  begnügen  muß.  Jedenfalls  sind  wir  nicht  im- 
stande, der  amerikanischen  Vermögenssteuer  ein  Muster  für  unsere 
Steuerverfassung  zu  entnehmen,  wiewohl  das  Studium  der  in  Amerika 
selbst  empfundenen  Uebelstände  auch  für  uns  immerhin  etwas  Lehr- 
reiches bieten  könnte. 


Ein  wesentlich  deutlicheres  Bild  zeigt  uns  die  schweizerische 
Vermögenssteuer.  Einmal  weil  hier  eine  den  Verhältnissen  des  Lebens 
unausgesetzt  folgende  gesetzgeberische  Entwickelung  vorliegt,  sodann 
aber  auch,  weil  dieselbe  in  dem  Werke  von  Schanz  eine  Verarbeitung 
gefunden  hat,  wie  sie  noch  keinem  großstaatlichen  Steuerwesen  auch 
nur  annähernd  zu  teil  geworden  ist1). 

Die  steigenden  Bedürfnisse  im  19.  Jabrh.  haben  in  fast  allen 
schweizerischen  Kantonen  noch  eine  Erinnerung  an  die  alte  Ver- 
mögenssteuer vorgefunden  und  bei  der  Verteilung  der  öffentlichen 
Lasten  den  Maßstab  größerer  oder  geringerer  Wohlhabenheit  als  den 
natürlichen  erscheinen  lassen.  Im  Laufe  der  Zeit  hat  sich  aber 
ebenso  allgemein  die  Notwendigkeit  herausgestellt,  auch  das  Ein- 
kommen, welches  nicht  auf  Vermögen-  beruhte,  in  einem  seiner  Leistungs- 
fähigkeit entsprechenden  Verhältnisse  mit  der  Vermögenssteuer  zu 
belegen,  indem  man  z.  B.  bei  einem  Einkommen  aus  Kommissions- 
geschäften das  Zwanzigfache  des  Einkommens,  bei  Gehältern  von 
Staatsbeamten  das  Zehnfache  derselben  etc.  als  Vermögen  fingierte. 
Auch  sonst  nahm  man  bei  der  Belastung  vorhandenen  Vermögens 
mehr  oder  weniger  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  Erträge,  welche  das- 
selbe abwarf.  Nur  ein  einziger  Kanton,  Basel-Stadt,  ist  den  entgegen- 
gesetzten Weg  gegangen,  hat  die  Steuer  grundsätzlich  von  der  Höhe 
des  Einkommens  abhängig  gemacht  und  nur  daneben  eine  Steuer  nach 
der  Höhe  des  vorhandenen  Vermögens  ausgeschrieben. 

Nach  diesem  Entwickelungsgange  leuchtet  freilich  von  vornherein 
ein,  daß  die  gemeine  schweizerische  Vermögenssteuer  nicht  die  von 
Preußen  gesuchte  ist.  Aber  auch  die  Gesetzgebung  von  Basel-Stadt, 


1)  Schanz,  Die  Stenern  der  Schweis  in  ihrer  Entwickelung  seit  Beginn  de»  19. 
Jahrhunderts.  5 Bände.  Stuttgart  1890.  Namentlich  Band  1,  S.  13 — 18,  8.  52 — 72. 
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die  auf  den  ersten  Blick  genau  das  geleistet  zu  haben  scheint,  was 
der  preußische  Staat  jetzt  zu  leisten  unternimmt,  erweist  sich  bei 
genauerem  Zusehen  nicht  als  ein  direkt  nachzuahmendes  Vorbild. 
Unter  dem  Druck  der  allgemeinen  schweizerischen  Anschauung  und 
Steuerverfassung  ist  nämlich  auch  in  Basel-Stadt  die  Vermögenssteuer 
so  stark  ausgebildet,  daß  sie  thatsächlich  die  Hauptsteuer  bildet. 
Die  Vermögenssteuer  ist  selbst  hier  bis  auf  2 getrieben  worden. 
Es  ergab  sich  dadurch  eine  so  große  Belastung  der  kleineren  und 
mittleren  Vermögen,  daß  die  Geschichte  der  einschlägigen  Gesetzgebung 
in  Basel-Stadt  eine  Geschichte  beständiger  Erleichterungen  darstellt. 
So  zahlte  früher  eine  Besoldung  von  4500  Frcs.  eine  Einkommensteuer 
von  1 °/0  mit  45  Frcs.  Dasselbe  Einkommen,  herrührend  von  einem 
Kapital  von  100000  Frcs.,  hatte  außer  der  gleichen  Einkommensteuer 
noch  die  2 °/00  Vermögenssteuer  in  Höhe  von  200  Frcs.,  d.  h.  zu- 
sammen von  245  Frcs.  zu  zahlen.  Wenn  man  nun  bedenkt,  daß  mit 
dem  Sinken  des  Zinsfußes  in  den  letzten  Jahrzehnten  ein  konstanter 
Steuerfuß  einer  Vermögenssteuer  von  selbst  drückender  wird,  so  ist 
es  erklärlich,  daß  namentlich  Familien,  die  der  Arbeitskraft  ihres 
Ernährers  beraubt,  nur  von  dessen  Kapitalszinsen  leben,  in  ganz  unver- 
hältnismäßigem  Grade  von  der  Steuer  getroffen  waren.  Die  Gesetz- 
gebung sah  sich  genötigt,  die  Grenze  der  Steuerfreiheit  für  kleine 
Vermögen  von  3000  auf  5000  Frcs.  zu  erhöhen,  bei  Witwen  von 
15000  bis  auf  20000  Frcs.,  für  jede  Waise  außerdem  noch  6000  Frcs. 
frei  zu  lassen,  für  Witwen  und  Waisen  mit  einem  Vermögen  von 
20—50000  Frcs.  das  Privileg  zu  schaffen,  daß  sie  nie  mehr  als  1 °/0  0 
vom  Vermögen  zu  steuern  hätten,  und  endlich  für  eine  starke  De- 
gression der  Steuersätze  zu  sorgen. 

Wie  sich  trotz  aller  Milderungen  noch  gegenwärtig  das  Verhältnis 
der  Belastung  stellt,  geht  aus  der  vergleichenden  Tabelle  hervor, 
welche  Schanz  (Band  I,  S.  379)  aufgestellt  hat.  Ich  entnehme  der- 
selben das  Beispiel,  welches  ein  Besoldungseinkommen  von  4000  Frcs. 
mit  einem  Einkommen  aus  Kapital  von  100000  Frcs.  vergleicht. 
Ersteres  zahlt: 

Einkommensteuer  ...  40  Frcs. 

Gemeindesteuer  ...  28  „ 

zusammen  68  „ 

letzteres : 

Einkommensteuer  ...  40  Frcs. 

Gemeindesteuer  ...  28  „ 

Vermögenssteuer  ...  90  „ 

in  Summa  1 58  Free. 

Eine  deutliche  Anschauung  von  der  Rolle,  welche  die  Vermögens- 
steuer im  Verhältnis  zur  Einkommensteuer  auch  in  Basel-Stadt  spielt, 
erhält  man  auch  durch  die  Gesamtbeträge  derselben  (Schanz,  Bd  II, 
S.  104). 

Es  brachten  im  Jahre  1878  im  Jahre  1887 

Einkommen-  und  Erwerbssteuer  592  746  Frcs.  I 502  *85  Frcs. 

Vermögenssteuer  763676  ,,  917602 
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Diese.  Zahlen  zeigen  zur  Genüge,  daß  auch  in  Basel-Stadt  die 
Vermögenssteuer  die  Hauptsteuer  vom  Vermögen  ist  und  dement- 
sprechend mit  einem  großen  Druck  auf  demselben  lastet.  Dies  erklärt 
es,  daß  auch  hier  die  Gesetzgebung  zu  beständigen  Erleichterungen 
namentlich  der  mittleren  und  kleineren  Vermögen  sich  genötigt  ge- 
sehen hat  und  vermutlich  in  Zukunft  sich  noch  vielfach  genötigt  sehen 
wird.  Es  wäre  aber  völlig  verkehrt,  hieraus  eine  Nutzanwendung  auf 
die  in  Preußen  geplante  Gesetzgebung  machen  zu  wollen. 


Unser  Umblick  unter  den  heute  vorhandenen  Vermögenssteuern 
hat  also  ergeben,  daß  nirgends  auf  der  Erde  eine  Vermögenssteuer 
existiert,  wie  sie  gegenwärtig  in  Preußen  geplant  wird.  Ein  fremdes 
Muster,  das  einfach  nachzuahmen  wäre,  giebt  es  nicht.  Wir  sind 
darauf  angewiesen,  unsere  Steuerverfassung,  wie  sie  sich  eigenartig 
gebildet  hat,  auch  in  diesem  Punkte  eigenartig  fortzuentwickeln. 

Dem  Vorschläge  einer  Staatsinstitution,  welche  sich  als  neu  giebt, 
darf  und  soll  man  mit  besonderer  Kritik  gegenüberstehen.  Ihm  aber 
mißtrauisch  gegenüberzutreten,  dazu  liegt  kein  Anlaß  vor.  Gehört 
denn  etwa  Preußen  zu  den  Staaten,  die  zum  Nachhinken  verurteilt 
sind?  Die  beiden  größten  Leistungen,  welche  Preußen  auf  dem 
Gebiete  staatlicher  Kultur  aufzuweisen  hat,  sind  die  preußische  Armee 
mit  der  allgemeinen  Wehrpflicht  und  das  preußische  Landrecht  als 
umfassendes  geschriebenes  Gesetzbuch.  Für  beide  gab  es,  als  sie  in 
Angriff  genommen  wurden,  auf  der  ganzen  Erde  kein  nachzuahmendes 
Muster.  Aus  den  Bedürfnissen  und  aus  der  Leistungsfähigkeit  des 
preußischen  Staates  hervorgegangen , sind  diese  Institutionen  für 
Preußen  geschaffen  worden,  so  wie  sie  diesem  Staatswesen  kongenial 
waren,  unter  verständiger  aber  durchaus  selbständiger  Benutzung  aus- 
ländischer Erfahrungen.  Wir  können  von  der  Verwaltung  anderer 
deutscher  und  außerdeutscher  Staaten  sehr  viel  lernen:  uns  aber  auf 
ihre  Nachahmung  zu  beschränken  (und  darauf  liefe  ja  die  Angst  vor 
neuen  Institutionen  hinaus),  das  wäre  Kleinmut.  Für  die  Fortsetzung 
unserer  Steuerreform  haben  wir  wohl  zu  beherzigen,  daß  für  Preußen 
das  denkbar  Beste  gerade  gut  genug  ist. 


4. 

Steuerpflicht. 

Der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Steuerpflicht  gilt  für  die 
Vermögenssteuer  ebenso  wie  die  Erfahrung,  daß  gewisse  Ausnahmen 
sich  gleichwohl  durchdrängen.  Im  Interesse  der  Uebersichtlichkeit 
unserer  Gesetzgebung  scheint  es  auf  den  ersten  Blick  empfehlenswert, 
den  Grundsatz  und  seine  Ausnahmen  einfach  nach  dem  Einkommen- 
steuergesetz zu  bemessen.  Allein  dies  wäre  nicht  das  sachlich  Rich- 
tige. Einmal  weil  in  dem  Einkommensteuergesetz  die  Regelung  der 
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Steuerpflicht  an  sich  doch  zu  wenig  sachgemäß  erfolgt  ist,  als  daß 
man  nicht  auf  eine  fortgesetzt  bessere  Lösung  der  Frage  ohnedies 
wird  bedacht  sein  müssen.  Sodanu  aber  auch,  weil  gewisse  Schwierig- 
keiten, die  sich  der  Einkommensteuerregelung  entgegenstellten,  nach 
der  Natur  einer  Vermögenssteuer  für  diese  leichter  zu  lösen  sind  und 
daher  auch  gelöst  werden  müssen.  Während  für  den  Begriff  des 
Einkommens  die  Rechtswissenschaft  noch  keine  und  die  Wirtschafts- 
wissenschaft nur  allzu  viele  Definitionen  aufgestellt  hat,  ist  der  Be- 
griff des  Eigentums  ein  juristisch  feststehender  und  gleichzeitig  in 
seiner  juristischen  Fassung  vollkommen  geeignet,  zur  Grundlage  einer 
Vermögenssteuer  gemacht  zu  werden.  Während  es  bei  unendlich  vielen 
Posten,  welche  zweifellos  zum  Volkseinkommen  im  volkswirtschaftlichen 
Sinne  gehören,  höchst  zweifelhaft  ist,  zu  wessen  Einkommen  sie  im 
Sinne  der  Privatwirtschaft  gezählt  werden  sollen,  giebt  es  in  der 
Regel  keinen  Bestandteil  des  Volksvermögens,  von  welchem  nicht 
ganz  klar  wäre,  wer  sein  Eigentümer  nach  den  Grundsätzen  des 
Privatrechts  ist. 

Das  deutlichste  Beispiel  hierfür  giebt  die  Stellung  des  Einkommen- 
steuergesetzes zu  den  „nichtphysischen  Personen“.  Die  Frage, 
inwieweit  auch  von  diesen  eine  „Personalsteuer“  erhoben  werden  solle, 
hat  in  dem  Einkommensteuergesetz  eine  Antwort  gefunden,  welche 
zwar  ein  ganz  brauchbarer  Kompromiß  zur  einstweiligen  Vermehrung 
der  Staatseinnahmen  ist,  aber  so  sehr  jeder  prinzipiellen  Grundlage 
ermangelt,  daß  sie  auf  die  Dauer  sich  nicht  wird  halten  können. 
Nach  § 1*  5 sollen  Aktiengesellschaften,  Genossenschaften,  deren  Ge- 
schäftsbetrieb über  den  Kreis  der  Mitglieder  hinausgeht,  u.  ä.  zur 
Einkommensteuer  herangezogen  werden,  jedoch  erst  nach  Abzug  von 
3’/i°/o  ihres  Grundkapitals.  Gegen  diese  Besteuerung  besteht  nach 
wie  vor  der  oft  erhobene  EiDwand,  daß  diese  Gesellschaften  ein  Ein- 
kommen überhaupt  nicht  hätten , insoweit  sie  rechtlich  verpflichtet 
seien,  ihren  Gewinn  unter  ihre  Mitglieder  zu  verteilen.  Andrerseits 
besteht  das  ganz  berechtigte  steuertechnische  Bedürfnis,  das  Ein- 
kommen dieser  großen  Betriebe  als  solche  zu  besteuern  und  nicht 
als  Bestandteile  kleiner  Einkommen  bei  den  einzelnen  Aktionären. 
Es  wäre  wohl  möglich  gewesen,  diesen  Zwiespalt  ohne  Schädigung  der 
Staatskasse  geschickter  zu  lösen,  als  es  mit  der  Freilassung  einer 
3 ‘/rProzentigen  Rente  geschehen  ist , die  als  ein  Opfer  an  eine 
gegnerische  Anschauung  erscheint,  welche  daraus  weit  eher  eine  An- 
erkennung als  eine  Abfertigung  herleiten  kann.  Für  die  neue  Ver- 
mögenssteuer braucht  man  sich  an  die  begangene  Inkonsequenz  um 
so  weniger  zu  binden,  da  das  Vermögen  die  Schwierigkeiten  gar  nicht 
bietet,  welche  sieb  einer  Erfassung  des  Einkommens  hier  entgegen- 
stellten. Eigentümer  der  Aktie  ist  der  Aktionär,  die  Gesellschaft  ist 
seine  Schuldnerin  für  den  Betrag  der  Aktie.  Eigentümerin  der  Grund- 
stücke, Gebäude,  Maschinen  etc.  für  den  Betrieb,  des  Reservefonds, 
der  etwaigen  „Extrareservefonds“  etc.  ist  die  Aktiengesellschaft;  ihr 
Vermögen  ist  gleich  der  Summe  dieser  Bestandteile  nach  Abzug  des 
Aktienkapitals  und  etwaiger  sonstiger  Schulden.  Jede  Verschiebung 
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dieses  Verhältnisses  durch  sogenannte  Amortisation  der  Aktien  schafft 
ein  anderes,  aber  nicht  minder  klares  Eigentumsverhältnis.  Für  eine 
Vermögenssteuer  ist  daher  der  Satz,  daß  jeder  Eigentümer  sein  Ver- 
mögen versteuert,  ohne  jede  Schwierigkeit  auf  die  Aktiengesellschaften, 
Genossenschaften  etc.  anzuwenden. 

Unter  den  vielen  Debatten  über  das  schwierige  Problem  der 
Doppelbesteuerung  der  Aktiengewinne  ist  aber  ganz  übersehen  worden, 
daß  das  Einkommensteuergesetz  sich  gerade  auf  diese  zweifelhaften 
Einkommenssubjekte  beschränkte,  die  ganz  unzweifelhaften  aber,  die 
juristischen  Personen  im  engsten  Sinne  des  Wortes,  ganz  außer  acht 
ließ').  Stiftungen,  Kirchengemeinden,  Korporationen  aller  Art  be- 
sitzen ein  Einkommen , frei  von  Kontroversen  wie  denen  zwischen 
Aktiengesellschaft  und  Aktionär,  weil  hier  die  Frage,  inwiefern  die 
Gesamtpersönlichkeit  aus  den  Einzelpersönlichkeiten  sich  konstituiert 
und  ihr  Einkommen  an  dieselben  abgiebt,  weder  rechtlich  noch  wirt- 
schaftlich in  Betracht  kommt  Hier  hat  das  Einkommensteuergesetz 
ganze  Kategorien  von  Einkommenssubjekten  steuerfrei  gelassen.  Wenn 
man  eine  solche  Steuerfreiheit  auch  bei  anderer  Gelegenheit  mit  der 
Rücksicht  auf  fromme  und  wohlthätige  Stiftungen  motiviert  hat,  so 
ist  diese  Rücksicht,  wenn  überhaupt,  keineswegs  allgemein  berechtigt 
Wenn  z.  B.  eine  wohlhabende  Familie  sich  eine  eigene  Familien- 
stiftung macht,  aus  welcher  ihren  Söhnen  Studiengelder  gezahlt  werden, 
so  sind  nach  dem  geltenden  Recht  die  letzteren  bei  den  Empfängern 
in  der  Regel  steuerfrei,  weil  sie  ohne  rechtlichen  Anspruch  bezogen 
werden,  bei  der  Geberin  aber,  der  Stiftung,  ebenfalls  steuerfrei,  weil 
dieser  die  subjektive  Steuerpflicht  fehlt.  Eine  Veranlassung  aber, 
derartigen  Einkommensbezügen  ein  Steuerprivileg  zu  gewähren,  liegt 
doch  nicht  vor.  Aber  auch  von  solchen  Einzelfällen  abgesehen,  ist 
nicht  zuzugeben,  daß  für  eine  Gesetzgebung,  welche  die  Beschränkung 
auf  die  physischen  Personen  einmal  aufgegeben  hat,  eine  Veranlassung 
vorliegt,  sich  in  der  Besteuerung  gerade  auf  die  Erwerbsgenossen- 
schaften zu  beschränken.  Bei  der  fast  unbegrenzten  Möglichkeit  für 
jeden  Privaten,  nach  seinem  Belieben  Stiftungen  zu  errichten,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  der  Staat  sie  für  vorteilhaft  hält  oder  nicht 
(die  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  dienen  in  der  Praxis  keines- 
wegs zu  einer  erheblichen  Einengung  dieser  Befugnis),  liegt  zum 
Mindesten  kein  Anlaß  vor,  die  Bestandteile  des  Nationaleinkommens, 
welche  auf  diese  Art  zu  Stiftungen  abgesondert  werden,  grundsätzlich 
und  allgemein  der  Personalbesteuerung  zu  entziehen.  Auch  liegt  die 
Sache  bei  einer  Vermögenssteuer  noch  ungleich  klarer,  als  bei  einer 
Einkommensteuer.  Eine  mäßige  Vermögenssteuer  ist  der 
günsti gste  Einsatzpunkt,  um  endlich  einmal  mit  der 
Besteuerung  der  toten  Hand  einen  Anfang  zu  machen. 

Hat  man  von  der  Vermögenssteuer  die  Auffassung,  daß  sie  an 
sich  eine  Abgabe  vom  Volksvermögen  ist,  welche  bei  denjenigen  er- 


1)  ln  scharfer  Gegenüberstellung  betont  von  Adolf  Wagner,  Finanz-Archiv,  Bd.  8, 
Seile  184 
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hoben  wird,  in  deren  Händen  sich  die  einzelnen  Teile  des  Volksver- 
mögens befinden,  so  würde  dies  freilich  zu  der  Konsequenz  führen, 
dg£  der  Staat  auch  die  Gemeinden  besteuern  müßte  und  zwar  nicht 
bloß  die  Ortsgemeinden,  sondern  auch  die  Kreise  und  Provinzen,  d.  h. 
daß  der  Staat  seine  eigenen  Glieder  zur  Steuer  heranziehen  müßte. 
Nun  möchte  ich  keineswegs  bestreiten,  daß  nach  unserer  Auffassung 
Dörfer,  Städte,  Kreise  und  Provinzen  selbst  in  ihrer  kommunalen  Eigen- 
schaft Glieder  und  Organe  des  Staates  sind.  Allein  ich  vermag  nicht 
einzusehen,  weswegen  darum  die  Besteuerung  unterbleiben  müßte.  Der 
umgekehrte  Fall,  daß  die  Kommunen  den  Fiskus  besteuern,  ist  bei  uns 
unter  dem  Gesichtspunkt  gesetzlich  geregelt,  daß  die  Kommunalsteuer 
in  besonders  deutlicher  Form  einen  Entgelt  für  kommunale  Leistungen 
darstelle,  denen  der  Fiskus  sich  ebensowenig  entziehen  dürfe,  wie 
andere,  welche  diese  Leistungen  genießen.  Aus  dem  oben  (S.  175) 
angeführten  Grunde  braucht  auch  der,  der  die  theoretische  Grundlegung 
der  Staatssteuern  nicht  auf  ein  gleich  niedriges  Niveau  herabzerren 
will,  darum  doch  dieses  Argument  nicht  zu  veraehteu,  solange  die  staat- 
liche Steuer  sieb  in  der  That  innerhalb  der  bescheidenen  Grenzen 
hält,  innerhalb  deren  sie  aus  dem  Gebühreucharakter  allein  auch 
würde  gerechtfertigt  werden  können. 

Hält  man  an  der  Anschauuug  fest,  daß  jeder  Bestandteil  des 
Volksvermögens  einen  privatrechtlichen  Eigentümer  hat,  und  daß  dieser 
der  Vermögenssteuerpflichtige  ist,  so  erledigt  sich  ferner  die  Stellung 
zu  den  Fideikommissen  in  einer  dem  Steuerfiskus  günstigen 
Weise.  F.s  läßt  sich  voraussehen,  daß  hier  der  Versuch  gemacht  wird, 
die  Sache  so  darzustellen,  als  ob  der  Fideikommißbesitzer  die  Ver- 
mögenssteuer nur  von  seiner  lebenslänglichen  Rente  in  Kapitalisierung, 
nicht  aber  von  dem  vollen  Wert  des  Fideikommisses  zu  bezahleu  habe, 
da  er  ja  nicht  Eigentümer  des  Fideikommisses  sei.  Dies  ist  aber  ein 
unwesentlicher  Gesichtspunkt.  Wesentlich  ist,  daß  von  dem  Fidei- 
kommiß  (bestehe  dasselbe  in  einem  Grundstück  oder  in  einer  Geld- 
summe) der  Eigentümer  desselben  die  Vermögenssteuer  zu  entrichten 
hat.  Dieser  Eigentümer  ist  die  Familie.  Diese  ist  vermögenssteuer- 


bezeichnen 1 ). 

Einer  Schwierigkeit  begegnet  die  Heranziehung  juristischer  Personen 
erst,  sobald  es  sich  nicht  mehr  um  Gebilde  handelt,  welche  dem  Staat 
eingegliedert , sondern  um  ein  ihm  übergeordnetes  Ganze  handelt. 
Gegenüber  dem  Reiche  ist  die  Steuerhoheit  der  Einzelstaaten  be- 
schränkt. Nach  dem  Reichsgesetz  vom  25.  Mai  1873  sind  „hinsicht- 
lich der  Befreiung  von  Steuern  und  sonstigen  dinglichen  Lasten  die 


1)  Eine  preußische  Finanzministerialverfügung  vom  19.  August  1853  betreffend 
Majorate  (Meitzen,  Einkommensteuer,  2.  Aufl.,  Berlin  1887,  5».  273),  führt  für  die  Ein- 
korn m e n stener  zutreffend  aus:  ,,es  ist  nicht  das  v.  N.’scbe  Majorat  als  solches,  sondern 
der  derzeitige  Inhaber  zn  besteuern“  ; aber  für  die  zukünftige  Vermögenssteuer  darf  diese 
Auffassung  nicht  maßgebend  bleiben  ( Vergl  übrigens  unten  die  bezügliche  Anmerkung 
im  Abschnitt  6.) 
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im  Eigentume  des  Reiches  befindlichen  Gegenstände  den  im  Eigcniume 
des  einzelnen  Staates  befindlichen  gleichartigen  Gegenständen  gleich- 
gestellt“. Da  nun  die  Ausdehnung  der  preußischen  Vermögenssteuer 
auf  preußisches  Staatseigentum  nicht  ernstlich  in  Betracht  kommt,  so 
ist  damit  auch  die  Steuerfreiheit  des  Reichseigentums  geboten. 

Mit  der  Steuerfreiheit  so  großer  Vermögenskomplexe,  wie  sie  das 
Reichs-  und  Staatseigentum  darstellt,  erleidet  aber  das  Priuzip  der 
Allgemeinheit  der  Vermögenssteuer  einen  Einbruch,  welcher  diese  Steuer 
empfindlicher  trifft,  als  andere.  Es  gehört  meines  Erachtens  zu  den 
charakteristischen  Eigentümlichkeiten  der  Vermögenssteuer,  daß  sie 
unter  allen  Personalsteuern  am  meisten  sich  dazu  eignet,  ohne  An- 
sehen der  Person  erhoben  zu  werden.  Mag  das  Volksvermögen  des 
preußischen  Staates  wie  immer  verteilt  sein,  seine  Gesamtheit  muß 
schließlich  immer  dasselbe  Steuerkapital  darstellen  und  keinen  anderen 
Schwankungen  unterliegen,  als  denen,  die  eben  aus  den  Veränderungen 
des  Volksvermögens  selbst  iu  seinem  Bestände  resultieren.  Das  Krite- 
rium einer  guten  Vermögenssteuer  nach  dieser  Seite  hin  ist  geradezu 
ihre  statistische  Vollständigkeit,  welche  möglichst  keinen  Bestandteil 
des  Volksvermögens  aus  Mangel  an  einem  faßbaren  Subjekt  unerfaßt 
läßt.  Wenn  man  diesem  statistischen  Gesichtspunkt  (dessen  Wichtig- 
keit selbstverständlich  weit  über  statistische  Liebhabereien  hinausreicht) 
Rechnung  tragen  wollte,  so  müßte  man  dem  vom  Staate  besteuerten 
Vermögen  jedesmal  noch  eine  Uebersicht  über  das  in  seinen  Händen  be- 
findliche hinzufügen,  ähnlich  wie  der  bayrische  Staat  eine  formale 
Veranlagung  seines  Fiskus  zur  Grundsteuer  etc.  vornimmt.  Wenn  wir 
auf  diese  Art  dazu  gelangten,  der  Kontrolle  des  Staats  vermöge  n s 
die  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  welche  wir  im  Vergleich  zu  den  parla- 
mentarischen Verhandlungen  über  Staats -Einnah  men  und  Aus- 
gaben doch  erheblich  vernachlässigt  haben,  so  würde  dies  als  Neben- 
produkt der  neuen  Vermögenssteuer  ganz  gut  mitzunehmen  sein.  Dem 
Deklarationszwange,  welchem  zu  diesem  Zweck  der  preußische  Staat 
sein  Staatseigentum  unterstellte,  dürfte  ohne  Bedenken  auch  das  Reichs- 
eigentum unterstellt  werden  '). 


1)  Nicht  zum  Reichseigentum  gehörig  ist  das  Eigentum  der  Reichsbank.  Nach  § 12 
des  Bankgesetzes  vom  14-  März  1875  ist  die  Reichsbank  „eine  unter  Aufsicht  und  Leitung 
des  Reiches  stehende  Bank,  welche  die  Eigenschaft  einer  juristischen  Person  besitzt1*. 
Da  nach  § 31  desselben  Gesetzes  der  Reichsbank  nur  Freiheit  von  „staatlichen  Ein- 
kommen- und  Gewerbesteuern“  gewährt  ist,  so  müfste  zwar  eine  Vermögenssteuer,  welche 
die  Absicht  hätte,  an  dem  Mafsstabe  des  Vermögens  thatsächlich  das  Einkommen  za 
treffen,  vor  der  Reichsbank  Halt  machen,  nicht  aber  eine  Vermögenssteuer,  welche  that- 
sichlich  weder  Einkommensteuer  ist,  noch  sein  will  Wenn  rechtlich  kein  Hindernis  be- 
steht, das  Eigentum  der  Reichsbank  der  Vermögenssteuer  zu  unterstellen,  so  sprechen 
auch  wirtschaftliche  Gründe  dafür,  das  Steuerprivileg  der  Reichsbank  nicht  noch  weiter 
anszudehnen,  als  gesetzlich  geboten  ist.  Als  dieses  Privileg  ira  Jahre  1875  geschaffen 
wurde,  war  die  Gewerbesteuer  zumeist  noch  äufserst  gering  und  staatliche  Einkommen- 
steuern juristischer  Personen  fast  gar  nicht  vorhanden.  Die  Verschonung  der  Reichs- 
bank mit  diesen  unbedeutenden  Abgaben  ging  in  erster  Linie  ans  einem  gewissen  An- 
standsgefühl hervor.  Jetzt,  wo  in  dem  gröfsten  deutschen  Staate,  der  Bankgewinn,  so- 
weit er  3 l/f  0/q  des  Grundkapitals  übersteigt,  zum  höchsten  Satze  der  Einkommensteuer, 
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Was  die  Personalbefreiungen  unter  physischen  Personen 
betrifft,  so  kann  eine  Vermögenssteuer  wie  die  hier  skizzierte,  ihnen 
nicht  günstig  sein.  Das  Prinzip  der  Allgemeinheit  ohne  Ansehen  der 
Person  verlangt  hier  gebieterisch  seine  volle  Durchführung.  Es  wird 
ohnedies  späteren  Generationen  schwer  verständlich  sein,  wie  man  sich 
in  dem  Einkommensteuergesetz  dazu  entschloß,  den  Mitgliedern  der 
seit  25  Jahren  depossedierten  Häuser  die  Steuerfreiheit  gesetzlich 
festzulegen,  deren  Dnhaltbarkeit  gegenüber  den  seit  85  Jahren  De- 
possedierten  selbst  in  ihren  letzten  Resten  man  bereits  eingesehen 
hatte.  Die  Bewilligung  der  Freiheit  von  der  Einkommensteuer,  wie 
sie  im  Jahre  1867  ausgesprochen  wurde,  war  ein  Akt  unbegründeter 
Großmut  Und  wenn  diese  Bewilligung  im  Jahre  1891  wiederholt 
wurde,  so  hätte  es  der  drastischen  Illustration  durch  den  Brief,  wel- 
chen „Ernst  August“  in  den  Formen,  wie  Souveräne  untereinander 
verkehren,  an  Wilhelm  II.  richtete,  gar  nicht  einmal  bedurft,  um  das 
Unnötige  dieses  Zugeständnisses  ins  Licht  zu  setzen.  Immerhin  wenn 
man  wirklich  glaubte,  daß  die  Regelungen  des  Jahres  1867  dem  Ein- 
kommensteuergesetz von  1891  einen  gewissen  Zwang  auferlegten,  so 
liegt  gegenüber  der  Vermögenssteuer  die  Sache  ungleich  einfacher. 
In  Bezug  auf  diese  Steuer  ist  den  drei  Häusern  keinerlei  Bewilligung 
gemacht  worden  und  es  würde  der  Schaffung  eines  neuen  Privilegs 
bedürfen,  wenn  sie  von  der  Vermögenssteuer  eximicrt  sein  sollten. 

Die  schönste  Lösung  würde  diese  Frage  aber  erhalten,  wenn  das 
Königliche  Haus  selbst  eine  Sonderstellung  für  sein  Vermögen  nicht  in 
Anspruch  nähme.  Die  Stellung  der  deutschen  Staaten  in  der  Heran- 
ziehung des  Landesherrn  zur  Steuer  ist  eine  verschiedene  und  schwankt 
von  nahezu  völliger  Steuerpflicht  bis  nahezu  völliger  Steuerfreiheit1). 
In  Preußen  giebt  es  keine  allgemeine  Bestimmung  über  die  Steuer- 
freiheit des  Königs  oder  des  königlichen  Hauses.  In  den  einzelnen 
Gesetzen,  welche  neue  Steuern  einführten,  wurde  die  Frage  für  jede 
einzelne  Steuer  in  der  Weise  geregelt,  daß  ein  Privileg  nur  besteht, 
wenn  dasselbe  ausdrücklich  statuiert  wird.  Für  die  Grundsteuer  und 
die  Gewerbesteuer  kennt  das  Gesetz  keinerlei  Privileg  des  Königlichen 
Hauses,  wohl  aber  für  die  Gebäudesteuer  und  die  Einkommensteuer. 

Wenn  es  für  die  Vermögenssteuer  ungemein  schwer  ist,  vor  Be- 
standteilen des  preußischen  Gesamtvermögens  Halt  zu  machen,  so  ist 
es  für  sie  leichter,  sich  solchen  Beschränkungen  zu  fügen,  welche  aus 
völkerrechtlichen  Gründen  hergeleitet  werden.  In  Bezug  auf  die  Pri- 
vilegien der  Gesandten  etc.  kann  man  die  Bestimmungen  des  Einkom- 
mensteuergesetzes (§  331)  auch  auf  die  Vermögenssteuer  anwenden, 
indem  man  den  allgemeinen  Grundsatz  der  Exterritorialität  der  Per- 
sonen auch  in  Bezug  auf  ihr  persönliches  Vermögen  (soweit  es  nicht 


und  der  ge*amie  Ertrag  mit  1 O/o  zur  Gewerbesteuer  hemnzuziehen  wäre,  bedeutet  dieses 
Privileg  ein  Geschenk  von  Zehntnusenden  nn  die  Aktionäre  der  Reichsbank 

1)  Vgl.  An  ton  i,  im  Einanzarchiv  2,  II,  8.  418 — 423;  eine  Arbeit,  die  zwar  im 
•inseinen  der  Nachprüfung  bedarf,  aber  gleichwohl  eine  sehr  dankenswerte  Orientierung 
bietet 
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im  preußischen  Grundbesitz  oder  preußischem  Gewerbebetrieb  angelegt 
ist)  gelten  läßt. 

Der  Scholz’sche  Entwurf  einer  Kapitalrentensteuer  ließ  allgemein 
Personen  mit  Einkommen  bis  1200  (bez.  900)  Mark,  wie  von  der  Einkom- 
men- so  auch  von  der  Kapitalrentensteuer  frei.  So  sehr  diese  Befrei- 
ung aus  dem  Wesen  der  damals  geplanten  Kapitalsrentensteuer  als  einer 
partiellen  Einkommensteuer  folgen  mag,  so  sicher  hat  eine  V e r m ö - 
gens  Steuer  diese  Exzeption  nicht  nötig.  Eine  ihrer  Funktionen  würde 
im  Gegenteil  gerade  darin  bestehen,  vermögende  Leute,  welche  mit 
der  heutigen  Einkommensteuer  nicht  zu  fassen  sind,  wenigstens  durch 
die  Vermögenssteuer  zu  treffen.  Nach  der  heutigen  Struktur  der  preußi- 
schen Einkommensteuer  bleiben  Gewerbetreibende  aller  Art  steuerfrei, 
sobald  im  dreijährigen  Durchschnitt  der  erlittene  Verlust  den  erzielten 
Gewinn  ausgleicht  oder  übersteigt.  Thatsächlich  sind  bereits  bei  der 
ersten  Veranlagung  nach  dem  neuen  Gesetz,  wo  die  unglückliche  Be- 
schränkung auf  einen  bloß  zweijährigen  Durchschnitt  die  Wirkung  des 
Verlustjahres  1891  besonders  einschneidend  machte l),  Persouen  für 
1892/93  steuerfrei  ausgegangen,  welche  zu  den  reichsten  im  Lande 
gehören.  So  wenig  in  den  von  diesen  Personen  abgegebenen  Steuer- 
deklarationen nach  dem  Stande  der  Gesetzgebung  ein  Unrecht  zu  er- 
blicken ist,  so  wenig  liegt  doch  auch  Veranlassung  vor,  sie  in  solchen 
Jahren  mit  der  Vermögenssteuer  zu  schonen.  — Ein  Fall  langandau- 
ernder Steuerfreiheit  bei  großem  und  sogar  steigendem  Vermögen  liegt 
zuweilen  bei  Grundstücksanlagen  auf  Spekulation  vor.  In  der  Nach- 
barschaft großer  Städte  kommt  es  vor,  daß  jemand  ein  ganzes  Terrain 
unbebaut  läßt,  um  es  nach  einem  oder  vielleicht  gar  zwei  Jahrzehnten, 
wo  die  Großstadt  dieses  Terrain  erreicht  hat,  desto  teurer  zu  ver- 
kaufen. Ein  erhebliches  Einkommen  aus  diesem  Besitztum  hat  der 
Eigentümer  in  der  Zwischenzeit  nicht;  ja  er  kann  den  Boden  mit 
Hypotheken  so  belasten,  daß  die  Zinsen  sein  gesamtes  sonstiges  Ein- 
kommen übersteigen.  Einen  solchen  Millionär  zur  Einkommensteuer 
zu  veranlagen , ist  unter  der  Herrschaft  der  gegenwärtigen  Gesetz- 
gebung unmöglich  *).  Ihn  aber  aus  diesem  Grunde  mit  der  Ver- 
mögenssteuer zu  verschonen,  wäre  doppelte  Thorheit  — Nur  die 
prinzipielle  Unabhängigkeit  der  Vermögenssteuer- 
pflicht von  der  Höhe  des  Einkommens  giebt  eine  Möglich- 
keit, die  Steuerdeklarationen  zu  kontrollieren.  Schiebungen  zur  Erzie- 
lung eines  niedrigen  steuerpflichtigen  Einkommens,  wie  sie  bereits  bei 
der  ersten  Steuererklärung  in  Preußen  stattgefunden  haben,  werden 
entlarvt,  sobald  der  Deklarant  genötigt  ist,  in  einer  zweiten  Steuer- 
erklärung sein  Vermögen  zu  deklarieren.  Man  darf  dem  heimlichen 


1)  Vgl.  „Jahrbücher"  Band  «8,  S.  700. 

S)  Artikel  24*  der  Ministerialanweisung,  welche  solchen  Personen  wenigsten»  unter- 
sagen will,  die  Schuldenainsen  abzusetzen,  ist,  wie  bereits  ..Jahrbücher“  57,  S 151/2 
ausgeführt,  mit  dem  Gesetz  nicht  au  vereinbaren;  vergl  jetat  auch  Fulsting,  Einkom- 
mensteuergesetz , S.  Ä00h. 
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Kapitalisten  nicht  einen  Preis  darauf  setzen,  daß  er  die  Schiebungen 
so  weit  ausdehnt,  daß  sein  „steuerpflichtiges  Einkommen'1  unter  900 
Mark  sinkt  und  er  auf  diese  Weise  von  beiden  Deklarationen  befreit 
wird. 

Wesentlich  verschieden  hiervon  ist  die  Frage,  ob  die  Vermögens- 
steuer, wenn  sie  auch  persönlich  ohne  Rücksicht  auf  die  Einkommen- 
steuerpflicht ausgedehnt  wird,  nicht  eine  objektive  Begrenzung  an  der 
Größe  des  Vermögens  nach  unten  hin  finden  soll.  Im  Prinzip  wäre 
ich  dafür,  den  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Vermögenssteuer  auch 
nach  unten  hin  ganz  durchzuführen. 

So  wünschenswert  es  mir  scheint,  daß  die  Einführung  einer  Ver- 
mögenssteuer dazu  benutzt  würde,  um  den  schweren  Fehler  einer  Ab- 
schaffung der  untersten  Steuerstufen  wieder  gut  zu  machen  *),  so 
muß  doch  mit  der  gegenteiligen  Wahrscheinlichkeit  gerechnet  werden, 
daß  man  auch  diesen  neuen  Anlaß  nur  dazu  benutzen  werde,  um  die 
unverdiente  Steuerfreiheit  der  untersten  Volksklassen  noch  einmal  zu 
proklamieren.  Ich  möchte  wenigstens  davor  warnen,  in  der  Frei- 
lassung kleiner  Vermögen  allzuweit  zu  gehen.  Der  Scholz’sche  Ent- 
wurf kannte  eine  Kapitalrentensteuer  erst  von  einem  Betrage  von 
600  Mk.  aufwärts  (das  hieße:  von  einem  Kapital  von  ca.  15000  Mk. 
aufwärts),  ließ  aber  auch  darüber  hinausgehende  Beträge  frei,  sobald 
das  Gesamteinkommen  des  Steuerpflichtigen  nicht  mehr  als  2000  Mk. 
betrug  und  erhöhte  diese  letztere  Grenze  bei  Witwen,  vaterlosen 
Mindeijährigen  und  solchen  Personen,  welche  infolge  körperlicher  oder 
geistiger  Zustände  unfähig  sind,  für  sich  und  ihre  Angehörigen  den 
standesgemäßen  Unterhalt  zu  erwerben,  sogar  bis  4000  Mk.  Ich  kann 
dieses  Herausgreifen  einzelner  Klassen  für  eine  Steuerbefreiung  nicht 
billigen,  am  allerwenigsten  die  Bezeichnung  irgend  einer  Kategorie 
als  personae  miserabiles.  Was  nach  dieser  Seite  not  thut,  ist  eine 
allgemeine  ordnungsgemäße  Veranstaltung  zur  Befreiung  solcher 
Personen,  für  welche  Steuerzahlen  einen  außergewöhnlichen  Druck 
bildet*).  Dies  vorausgesetzt,  würden  sich  zur  Freilassung  höchstens 
empfehlen:  Vermögen,  welche  bloß  in  einer  geringwertigen  Haus- 
einrichtung bestehen  (etwa  bis  zur  Höhe  von  3000  Mk.),  und,  im 
Interesse  der  Beförderung  des  Spartriebes,  kleine  Ersparnisse  bis  zu 
derselben  Höhe. 


5. 

Verhältnis  zu  andern  Steuern. 

Der  grundsätzliche  Unterschied  zwischen  der  jetzt  geplanten  Ver- 
mögenssteuer und  dem  Scholz’schen  Entwurf  einer  Kapitalrentensteuer 
zeigt  sich  in  dem  Verhältnis  zur  Grund-  und  zur  Gewerbesteuer. 

Der  Scbolz’sche  Entwurf  ging  von  der  Voraussetzung  aus,  daß 
das  Einkommen  aus  unbeweglichem  Vermögen  durch  die  Grundsteuer, 


1)  vgl.  hierüber  den  Schlafs  des  folgenden  Abschnitts. 
S)  vgl.  „Jahrbücher*1  58,  8.  866/9. 
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das  gewerblich  angelegte  durch  die  Gewerbesteuer  getroffen  sei,  daß 
nur  das  rentenbringende  noch  belastet  zu  werden  brauche,  um  durch 
dieses  geschlossene  System  von  Ertragssteuern  eine  gleichmäßige 
Heranziehung  alles  „fundierten  Eiukommeus“  zu  bewirken.  Diese 
Voraussetzungen  widersprechen  den  Thatsachen  der  preußischen  Steuer- 
geschichte. Der  preußischen  Grundsteuer  war,  wie  wir  gesehen  haben, 
jedes  Element  der  Vermögensberücksichtigung  genommen,  sie  hatte 
mit  den  Grundsteuern  der  wirklichen  Ertragssteuersysteme  nichts 
als  den  Namen  gemein.  Die  damalige  preußische  Gewerbesteuer  aber 
stand  ihrem  geringen  Betrage  nach  der  alten  Liccnzabgabe  näher,  als 
den  Gewerbesteuern  der  Ertragsteuersysteme  und  hat  die  Funktion 
einer  Belastung  des  in  Gewerben  angelegten  Vermögens  niemals  ge- 
habt (wie  denn  auch  der  Scholz’sche  Entwurf  selbst  auf  dem  Um- 
wege der  Rentenbereehnung  das  gewerbliche  Kapital  zu  treffen  ge- 
sucht hat). 

Die  jetzt  geplante  Vermögenssteuer  würde  einen  nicht  zutreffenden 
Namen  erhalten  haben,  wenn  sie  nicht  das  gesamte  Vermögen  treffen, 
sondern  sich  auf  eine  bloße  Mobiliensteuer  beschränken  wollte.  Es 
kann  schon  nach  den  bis  jetzt  vorliegenden  Andeutungen  nicht  zweifel- 
haft sein,  daß  die  Vermögenssteuer  zu  der  Grundsteuer  den  historisch 
und  wirtschaftlich  richtigen  Standpunkt  einnehmen,  daß  sie  es  als 
ihre  Aufgabe  betrachten  wird,  nachzuholen,  was  im  Jahre  1861  ver- 
säumt wurde,  und  dem  unbeweglichen  Vermögen  die  Steuer  aufzu- 
erlegen, gegen  welche  es  sich  in  Jahrhunderte  langem  Kampfe  be- 
ständig gesträubt  hat.  Für  Preußen  kann  eine  Regelung  der  Ver- 
mögenssteuer nur  von  der  Thatsache  ausgehen,  daß  die  preußische 
Grundsteuer  Reallastcharakter  trägt. 

Völlig  verschieden  von  der  Frage,  ob  die  Grundsteuer  eine  Steuer 
ist,  ist  aber  die  andere  Frage,  ob  nicht  unser  Grundbesitz  bereits 
überlastet  ist.  Es  ist  logisch  möglich,  die  erstere  Frage  zu  ver- 
neinen und  gleichwohl  die  letztere  zu  bejahen.  Auch  mit  Reallasten 
kann  ein  Grundbesitz  bis  zur  Unerträglichkeit  beschwert  sein.  Es 
liegt  nicht  im  staatlichen  Interesse,  den  Grundbesitzerstand  zur  Auf- 
gabe des  Grundbesitzes  zu  nötigen  und  einen  massenhaften  Wechsel 
in  den  Besitztümern  eintreten  zu  lassen. 

Die  Frage,  ob  und  inwieweit  das  unbewegliche  Vermögen  noch 
neue  Steuern  tragen  kann,  ist  von  einem  einigermaßen  zuverlässigen 
Urteil  über  die  Lage  der  Grundbesitzer  abhängig.  Allein  bei  der 
weinerlichen  Art,  in  welche  die  Gutsbesitzer  verfallen,  sobald  sie, 
namentlich  im  Parlament,  über  die  Verhältnisse  ihres  Standes  reden, 
ist  es  einstweilen  nicht  möglich,  zu  einem  Urteil  hierüber  zu  gelangen. 
Gerade  die  Einführung  einer  Vermögenssteuer  mit  mäßigem  Steuerfuß 
wird  ein  Mittel  sein,  brauchbares  Material  zur  Entscheidung  dieser 
Frage  zu  beschaffen.  Diese  homöopathische  Dosis  des  gefürchteten 
Giftes  wird  sich  der  wahrhaftige  wie  der  simulierende  Patient  schon 
gefallen  lassen  müssen;  sie  wird  einen  diagnostischen  Charakter  tragen  l). 


I)  Ueber  berechtigte  Rücksichten  beider  Veranlagung  des  Grundbesitzes  s.  u Abscbn.  6. 
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Daß  in  den  parlamentarischen  Verhandlungen  die  Bevorzugung 
des  immobilen  Kapitals  in  Form  einer  Verschonung  mit  der  Ver- 
mögenssteuer verlangt  werde,  ist  übrigens  wenig  wahrscheinlich.  Die 
Forderung  wird  sich  vermutlich  in  die  Form  kleiden,  daß  die  Ein- 
führung der  Vermögenssteuer  von  der  Ueberweisung  der  bisher  staat- 
lichen Grundsteuer  an  die  Kommunen  abhängig  gemacht  werde.  Daß 
die  Immobiliarsteuern  den  Kommunen  gehören  sollen,  wird  ohnedies 
damit  begründet,  daß  die  Leistungen  der  Kommunen  in  bedeutendem 
Maße  der  Wertsteigerung  des  Gruud  und  Bodens  zu  gute  kämen. 

Auch  ist  diese  Ueberweisung  im  Einkommensteuergesetz  §§  82—84, 
wenn  auch  nur  verklausuliert,  in  Aussicht  gestellt. 

Welche  Bedeutung  die  Ueberweisung  der  Grundsteuer  an  die 
Kommunen  haben  würde,  darüber  herrschen  außerhalb  Preußens  nicht 
die  richtigen  Vorstellungen.  Die  Kommuualverfassung  ist  in  Preußen 
auf  dem  Lande  auch  noch  nicht  annähernd  ganz  durchgeführt.  Wir 
besitzen  noch  immer  16 — 17  000  Gutsbezirke,  in  denen  das  Gemein- 
wesen durch  die  Person  des  Gutsherrn  allein  repräsentiert  wird.  In 
seiner  Wirtschaft  werden  die  Bedürfnisse  des  eigenen  Haushalts  und 
die  Bedürfnisse  des  Gemeinwesens,  welches  er  repräsentiert,  nicht  ge- 
schieden. Wenn  die  preußische  Grundsteuer  den  Kommunen  über- 
wiesen wird,  so  wird  sie  in  diesen  16— 17000  Gutsbezirken  den  Guts- 
besitzern in  die  Tasche  gesteckt.  Daß  man  mit  öffentlichen  Geldern 
nicht  in  dieser  Weise  umgehen  soll1),  bedarf  keiner  weiteren  Aus- 
einandersetzung. Wenn  man  aber  die  Ueberweisung  der  Grundsteuer 
von  einer  vorherigen  Einführung  einer  Kommuualverfassung  in  den 
Gutsbezirkeu  abhängig  machte,  so  dürfte  sie  damit  einstweilen  ver- 
tagt sein. 

Aber  selbst  in  wohlorganisierten  Kom.munen,  denen  an  sich  der 
Anspruch  darauf,  an  der  Steigerung  der  Grundrente  teilzunehmen,  um 
ihrer  kommunalen  Leistungen  willen  gar  nicht  bestritten  werden  kann, 
ist  doch  nicht  abzusehen,  wie  die  Ueberweisung  der  preußischen  Grund- 
steuer dem  dienen  könnte.  Wie  wir  gesehen  haben,  ist  aus  der  preußi- 
schen Grundsteuer  jedes  Element  einer  wirklichen  Ertragssteuer  aus- 
gescbieden.  Die  Steuer  wird  nicht  von  dem  Ertrage  erhoben,  den  das 
Grundstück  abwirft  oder  abwerfen  kann,  sondern  von  dem  Ertrage,  « 

den  es  im  Jahre  1861  (angeblich)  abwerfen  konnte.  Die  Grund- 
steuer, welche  man  zur  Beteiligung  der  Kommunen  an  der  Steigerung 
der  Bodenrente  plant,  ist  von  der  preußischen  Reallast-Grundsteuer 
vollständig  verschieden  und  kann  nach  den  großen  Umwälzungen,  welche 
während  des  letzten  Menschenalters  auf  dem  Gebiete  der  landwirt- 
schaftlichen Kultur  in  ganzen  Landstrichen  vor  sich  gegangen  sind, 
kaum  noch  als  ein  ungefährer  Anhalt  für  die  Berechnung  gelten. 

Meine  prinzipielle  Ansicht  geht  übrigens  dahin,  daß  ein  Staat, 

1)  Auch  Ad.  Wagner  (Finanzarchiv  811  , S.  619)  hält  die  Ueberweisung  an  die 
Organe  der  kleinsten  Gemeinden  und  also  auch  an  die  Gutsvorsteher,  für  unzulässig; 
daß  aber  der  letztere  Punkt  weitaus  der  wichtigste  ist,  hebt  Wagner  nicht  hervor.  Eine 
Ueberweisung  an  größere  Kommunalverbände,  wie  etwa  an  die  Kreise  würde,  wie  die 
Verhältnisse  wenigstens  im  Osten  der  Monarchie  liegen,  an  dem  Sachverhalt  nichts  ändern. 
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der  eine  Grundsteuer  mit  hypothekarischer  Sicherheit  ausgebildet  hat, 
sie  überhaupt  nicht  aus  der  Hand  lassen  soll.  Die  drohende  Gefahr, 
daß  dies  dennoch  der  Fall  sein  könnte,  habe  ich  zwar1)  mit  als  einen 
Grund  für  Einführung  einer  Vermögenssteuer  und  der  mit  ihr  ver- 
bundenen Vermögensstatistik  angeführt.  Dies  darf  aber  nicht  hindern, 
den  prinzipiellen  Standpunkt  immer  wieder  zu  betonen  und  auf  die 
gewaltige  Verantwortung  hinzuweisen,  die  eine  Finanzverwaltung  auf 
sich  nimmt,  weun  sie  einen  solchen  Rettungsanker  für  die  Zeiten  der 
Not  aus  den  Händen  giebt.  Hier  sollte  jeder  Schritt  breit  mit  Zähigkeit 
verteidigt  werden.  Die  verheißene  Ueberweisung  sollte  in  erster  Linie 
unausgeführt  bleiben.  Läßt  sich  dies  nicht  ganz  vermeiden,  so  soll 
der  Staat  wenigstens  nur  die  Hälfte  der  Grundsteuer  an  die  Kommu- 
nen überweisen.  Und  geht  auch  das  nicht,  dann  sollte  wenigstens  eine 
wenn  auch  noch  so  geringe  Quote  der  Grundsteuer  iu  den  Händen 
des  Staates  Zurückbleiben. 

Eine  besondere  Schwierigkeit  bietet  die  Beantwortung  der  Frage, 
inwieweit  diese  Charakterisierung  der  preußischen  Grundsteuer  auch 
auf  die  preußische  Gebäudesteuer  zutrifft.  Dem  Gesetze  nach  soll  die 
Gebäudesteuer  von  dem  Ertrage  der  Gebäude  erhoben  werden  und 
mit  der  Höhe  des  wechselnden  Ertrages  steigen  und  sinken  ; im  Unter- 
schiede von  den  Grundsteuerkatastern  sind  die  Gebäudesteuerkataster 
„revisibel“.  Da  aber  das  Gesetz  die  Revision  nur  alle  15  Jahr  eintreten  und 
auch  dann  für  die  Ermittelung  des  Wertes  die  Mietspreise  desvergange- 
n e n Jahrzehnts  maßgebend  sein  läßt,  da  ferner  in  der  Praxis  weder  die 
fünfzehnjährige  Periode  *)  noch  die  volle  Ertragsvermittelung  innegehal- 
ten werden,  da  endlich  in  der  Gebäudesteuer  gleichzeitig  die  Grundsteuer 
für  das  bebaute  Grundstück  enthalten  sein  und  der  Heranziehung  der 
Ertragssteigerung  in  dem  niedrigen  Steuerfuß  ein  Aequivalent  entgegen- 
gestellt ist:  so  wird  durch  alle  diese  Momente  die  Gebäudesteuer  dem 
Charakter  der  Grundsteuer  doch  wieder  bedeutend  genähert,  wie  denn 
auch  unsere  Gesetzessprache  die  Gebäudesteuer  zur  „Grundsteuer  im 
weiteren  Sinne“  zu  rechnen  noch  immer  nicht  aufgehört  hat.  Eine 
grundsätzliche  Stellungnahme  zu  der  Frage,  ob  in  der  Gebäudesteuer 
bereits  eine  Vermögenssteuer  enthalten  ist,  ist  bei  diesem  Zwitterzu- 
stande nicht  möglich.  Praktisch  läuft  die  Frage  darauf  hinaus,  ob  die 
Ueberwälzung  der  Gebäudesteuer  im  Wege  der  Kaufpreisberechnung 
bei  Käufen  und  Erbregulierungen,  sowie  infolgedessen  die  Auffassung 
der  Steuer  auch  bei  unverändertem  Besitzstand  sich  durch  die  Revi- 
sibilität wesentlich  anders  gestaltet,  als  bei  der  Grundsteuer  im 
engeren  Sinne.  Diese  Frage  möchte  ich  in  Rücksicht  auf  den 
sanftmüthigen  Charakter  der  Revisionen,  wenigstens  in  unserer  Zeit 
schneller  Ertragssteigerung,  eher  verneinen  als  bejahen.  Und  jeden- 
falls ist  in  unserer  Steuerverfassung  keine  rechte  Möglichkeit,  den 

X)  in  den  früheren  „Stadien“  (S.  79 — 80  dieses  Bandes). 

2)  Seit  dem  Gesetz  vom  21.  Mai  1861  hat  erst  eine  Revision  stattgefonden.  Die- 
selbe ist  seit  dem  Jahre  1880  in  Kraft.  Ihr  liegen  die  Durchschnittspreise  des  Jahrzehnts 
1870 — 1879  zu  Grande,  welche  also  trotz  der  bestfindigen  Ertragssteigerungen  wohl  bis 
gegen  Ende  des  Jahrhunderts  maßgebend  bleiben  werden. 
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Parallelismus  von  Grund-  und  Gebäudesteuer  gerade  für  die  Frage 
der  Vermögenssteuer  aufzuheben. 

In  betreff  der  Gewerbesteuer  hat  sich  der  Sachverhalt  seit  dem 
Scholz’schen  Gesetzentwurf  vollständig  geändert.  Was  damals  will- 
kürliche Behauptung  war,  ist  inzwischen  Wahrheit  geworden.  Die 
neue  preußische  Gewerbesteuer,  wie  sie  für  das  Rechnungsjahr  1893/94 
zum  ersten  Mal  veranlagt  werden  wird,  hat  ohne  Zweifel  die  Be- 
lastung des  gewerblichen  Einkommens  geschaffen,  welche  früher  nur 
in  ornamentaler  Andeutung  vorhanden  war.  Ueber  die  Frage  aber, 
inwieweit  in  der  neuen  Gewerbesteuer  das  Element  einer  Vermögens- 
belastung enthalten  ist,  habe  ich  mich  bereits  oben  (S.  173)  dahin 
ausgesprochen,  daß  diese  Frage  gegenwärtig  noch  nicht  zu  entscheiden 
ist.  Da  übrigens  gegen  die  Ueberweisung  der  Gewerbesteuer  an  die 
Kommunen  die  oben  bei  der  Grundsteuer  angeführten  Gründe  nicht 
mitsprecheu,  so  wird  die  Frage  durch  Verzicht  des  Staates  auf  die 
Gewerbesteuer  sich  vermutlich  einfach  lösen. 

Da  bei  uns  in  Preußen  der  Kernpunkt  der  Steuerreform  nicht 
in  der  Gestaltung  der  Staatssteuern,  sondern  in  ihrer  Einwirkung 
auf  die  Gestaltung  der  Kommunalsteuern  und  insbesondere  in  der 
l'eberweisungsfrage  liegt,  so  sei  es  gestattet,  die  Ergebnisse  der 
Untersuchung  nach  dieser  Seite  hin  noch  einmal  zusammenzustellen. 

Die  heutige  preußische  Grundsteuer  ist  eine  erste  Hypothek  des 
preußischen  Staates  an  sämtlichen  Grundstücken  seines  Gebietes.  In 
ihrer  heutigen  Verfassung  ist  sie  einerseits  für  den  Staat  der  wert- 
vollste finanzielle  Rückhalt  für  die  Zeiten  großen  staatlichen  Unglücks 
und  andererseits  für  die  Kommunen  zum  Zweck  der  Besteuerung  der 
Ertragssteigerung  völlig  wertlos.  Für  den  kommunalen  Zweck 
einer  Besteuerung  nach  dem  Maßstabe  des  Genusses  kommunaler 
Einrichtungen  ist  hingegen  die  Gewerbesteuer  schon  heute  und  die 
Gebäudesteuer,  sobald  die  ihr  zu  Grunde  liegende  Absicht  gesetz- 
geberisch besser  ausgestaltet  wird,  hinreichend  verwendbar.  Ist  dies 
richtig,  so  wäre  es  das  sachentsprechende , die  heute  fälschlich  so 
genannte  Grundsteuer  aus  dem  System  der  preußischen  Steuern  aus- 
zuscheiden, sie  auch  äußerlich  als  „Bodenlast“  oder  sonstwie  ihrem 
Charakter  gemäß  zu  benennen  und  ihr  auch  die  mit  Gebäuden  be- 
setzten Flächen  zu  unterstellen.  Dem  hypothekarischen  Charakter 
dieser  Bodenlast  entsprechend,  müßten  kommunale  Zuschläge  auf 
dieselbe  (eine  Bürde,  über  welche  sich  die  Grundbesitzer  mit  Recht 
beschweren)  gesetzlich  verboten  werden.  — Völlig  unabhängig  von  dieser 
Bodenlast,  aber  ebenfalls  Grundstücke  und  Gebäude  in  gleicher  Weise 
ergreifend,  ist  eine  Immobiliarsteucr  zu  schaffen,  welche  jedes  immobile 
nach  dem  Maße  seines  genau  und  jährlich1)  neu  zu  ermit- 
telnden Ertrages  belastet.  Wesentlicher  Zweck  dieser  Steuer  soll 
sein,  den  Kommunen  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  an  der  durch 

1)  Diese  Forderung  wird  sich  freilich  in  der  Praxis  wegen  der  grofsen,  damit  ver- 
knüpften Kosten  nicht  ganz  durchführen  lassen. 

Dritte  Folge  Bd.  IT  (L1X).  13 


Digitized  by  Google 


194 


J.  Jiitrow, 


ihre  Leistungen  bewirkten  Ertragssteigerung  teilzunehinen.  Ob  der 
Staat  diese  Möglichkeit  durch  seine  Gesetzgebung  gewährt,  ob  er  die 
Katastrierungen  selbst  in  die  Hand  nimmt,  oder  ob  er  im  Interesse 
der  Gleichmäßigkeit  es  für  notwendig  hält,  die  Steuer  als  Staatssteuer 
auszuschreiben  und  ganz  oder  fast  ganz  den  Kommunen  zu  über- 
weisen, ist  für  jenen  Zweck  unerheblich.  — Die  Gewerbesteuer  ist  zur 
Ueberweisung  schon  heute  reif. 

Erst  in  einem  solchen  System  kommunaler  „Ertragssteuern“  liegt 
die  offene  Stelle,  die  durch  eine  Kapitalrentensteuer  auszufüllen  sein 
wird.  Von  jeder  Kollision  mit  den  Bankiers-  oder  anderen  Gewerben 
befreit,  wird  es  ihre  Aufgabe  sein,  den  „chemisch  reinen  Rentner“  zu 
treffen.  Ob  hierfür  eine  dritte  Ertragssteuer  geschaffen  oder  die  zur 
Staatseinkommensteuer  deklarierte  Rente  im  Wege  des  Kommunal- 
zuschlages  belastet  wird,  ist  unwesentlich.  Auch  in  dem  ersteren 
Falle  wird  es  ganz  unmöglich  sein,  die  Steuer  auders  als  unter  Ein- 
impfung von  Einkommensteuerelementen  zu  konstruieren. 

Für  die  Einführung  einer  staatlichen  Vermögenssteuer  ergiebt 
sich  hieraus  die  Frage,  ob  innerhalb  einer  solchen  staatlichen  und 
kommunalen  Belastung  des  fundierten  Einkommens  irgend  eine  Un- 
gleichheit in  so  hohem  Maße  bestehen  bleibt,  daß  um  ihretwillen  eine 
gegenteilige  Ungleichheit  in  der  Vermögenssteuer  berechtigt  wäre. 
Wenn  die  Agrarier  für  das  jetzige,  wie  für  jedes  iu  Aussicht  stehende 
Steuersystem  die  zu  starke  Belastung  des  immobilen  im  Vergleich 
zum  mobilen  Kapital  behaupten,  so  ist  hieran  allerdings  so  viel  richtig, 
daß  diese  Mehrbelastung  im  Verhältnis  zu  großen  Kategorien 
des  mobilen  Kapitals  in  der  That  besteht  Diese  Kategorien  sind 
hauptsächlich  die  Bank-  und  Börsengewinne.  Allein  dieses  Mißver- 
hältnis ist  innerhalb  einer  Vermögenssteuer  nicht  auszugleichen.  Man 
schaffe  selbst  eine  partielle  Vermögenssteuer  für  Spekulanten  und 
setze  sie  auf  noch  so  hohe  Prozentsätze : es  wird  niemals  möglich  sein, 
der  Steuer  einen  Umfang  zu  geben,  welcher  den  Spekulationsgewinn 
merklich  belastet.  Diese  Gewinne  stehen  in  keinerlei  proportioniertem 
Verhältnis  zu  dem  Vermögen,  mit  dem  sie  betrieben  werden,  und 
nicht  selten  liegt  der  Haupterfolg  des  Spekulationsgewinnes  gerade 
darin,  daß  er  mit  verhältnismäßig  geringem  Vermögen  erzielt  wurde 
Früher  oder  später  wird  man  hier  dem  Wagnerischen  Vorschläge  einer 
speziellen  Konjunkturgewinns-Steuer  näher  treten  müssen,  und  man 
wird  es  desto  früher  thun  können , je  schneller  die  Vertreter  des 
Grundbesitzes  den  Gedanken  der  Rache  aus  diesem  Plane  eliminieren. 
Der  Scholz’sche  Gesetzentwurf  ist  durchaus  nicht  der  einzige,  der 
zeigt,  daß  derartige  Steuern  ab  irato  sich  nicht  machen  lassen. 
Unsere  heutige  Börsensteuer  trägt  allzu  deutlich  die  Spuren  eines 
verwandten  Ursprungs.  Wenn  es  Aufgabe  einer  Börsensteuer  wäre, 
dem  Kaufmann  möglichst  viel  Aerger  und  dem  Fiskus  möglichst  wenig 
Geld  einzubringen,  so  würde  mit  dieser  Börsensteuer  das  Problem  als 
gelöst  anzusehen  sein.  So  aber  wird  dieses  Problem  nicht  von  der 
Tagesordnung  verschwinden. 
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Die  wichtigste  Ergänzung  aber,  welche  mit  Einführung  einer  neuen 
Vermögenssteuer  notwendig  wird,  ist  die  Einfügung  einer  angemessenen 
Besteuerungsform  für  die  heute  steuerfreien  Bevülkcruugsklasscn.  In 
Bezug  auf  Steuerpflicht  und  Wahlrecht  vollziehen  sich  unter  unsern 
Augen  zwei  entgegengesetzte  Entwickelungen.  Während  das  alte 
preußische  Wahlrecht  auf  dem  Gedanken  beruhte,  daß  die  Steuerzahler 
den  steuerbewilligenden  Körper,  das  Abgeordnetenhaus,  wählen  sollen, 
und  die  wenigen  Steuerfreien  nur  gerade  zugelassen  wurden,  haben 
*ir  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  die  Zahl  der  Steuerbefreiungen 
so  vermehrt,  daß  beute  umgekehrt  das  Gros  der  Wähler  von  Steuer- 
freien gebildet  wird  *).  Gleichzeitig  aber  wird  die  Abstufung  des 
Wahlrechts  nach  dem  Steuersatz  als  desto  unhaltbarer  empfunden,  in 
je  seltsamerer  Plutokratie  ihre  Konsequenzen  sich  gestalten  würden. 
Die  „fingierten  Steuerstufen“,  zu  denen  wir  uns  entschlossen  haben, 
sind  der  Ausdruck  des  geängstigten  politischen  Gewissens,  welches 
weder  wagt,  das  Wahlrecht  nach  der  Steuerleistung  zu  bemessen,  noch 
diese  Bemessung  im  Prinzip  aufzugeben,  noch  auch  die  Steuerfreiheit 
der  Massen  rückgängig  zu  machen.  Jede  stärkere  Belastung  der 
größeren  Einkommen  verstärkt,  so  lange  das  heutige  Wahlsystem  gilt, 
das  Wahlrecht  der  Höchstbesteuerten  und  verstärkt  gleichzeitig  die 
Ueberzeugung  von  der  Unhaltbarkeit  eines  solchen  Systems.  So  voll- 
zogen sich,  einander  parallel  laufend,  zwei  Entwickelungen  von  denen 
die  eine  das  Steuer  z a h 1 e n einer  immer  kleineren  Minorität  auferlegte, 
dieaDderedas  Steuerbewilligen  (denn  dies  bedeutet  das  Wahlrecht) 
von  der  hergebrachten,  und  in  ihrer  Uebertreibung  sinnlos  gewordenen, 
Fesselung  an  die  Steuerpflicht  immer  mehr  befreite. 

Gegenüber  dieser  klar  zu  Tage  liegenden  Entwickelung  kann  es 
sicht  als  ausreichend  bezeichnet  werden,  die  Ausdehnung  des  Wahl- 
rechts nach  Möglichkeit  zu  verlangsamen.  Es  gilt,  der  Tbatsache  ins 
Gesicht  zu  sehen,  daß  die  steuerbewilligenden  Körper  überall  zu  einer 

1)  Dem  Kommissionsbericht  Uber  des  Einkommensteuergesetz,  ist  u.  a.  ein  Ueber- 
blick  über  die  Gestaltung  dar  Wahlkörper  in  7 Urwahlbezirken  beigegeben  (Verhandl.  d. 
Abg.- Hauses  1890/Ul  Aktenst  No.  75.  Anl.  V),  danaeb  stellt  »ich  das  Verhältnis  der 
Steuerzahlenden  in  den  steuerfreien  Wählern,  wie  folgt: 


— - — — — - 

»teuer- 

»teuer- 

In 

zahlende 

Wähler 

% 

freie 

Wähler 

% 

Gesamtzahl 

Stadt  Aurich 

s°3 

62,9 

297 

37.1 

800 

Stadt  Delitzsch  .... 

555 

35.* 

1014 

64,« 

1569 

Nr.  4 des  Kreise»  Anklam 

53 

17.3 

254 

82,7 

307 

Nr  24  d.  Kreises  Pilkallen 

3* 

18.1 

'45 

81,9 

*77 

Imgenbroich  (Mongole) 

3» 

14.7 

185 

85,3 

217 

Nr.  24  d.  Kreises  Rinteln 

36 

20,3 

141 

79.7 

177 

Nr  4 d Kreises  Tarnowitz 

21 

6.s 

316 

93.« 

337 

I232 

34.* 

»352 

65.« 

35*4 

Von  den  hier  gegebenen  Beispielen  weist  nur  eines  (Stadt  Aurich)  die  steuerfreien  Wähler 
in  der  Minderheit  anf  ; in  sämtlichen  andern  haben  sie  eine  bedeutende  Mehrheit,  welche 
in  einem  (No.  4 Tarnowiti)  auf  93,8  °/o  (•)  ätäigt- 
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größeren  Demokratisierung  bestimmt  sind.  Inwieweit  das  Wahlrecht 
zum  preußischen  Landtage  dem  Reichstagswahlrecht  angeähnelt  werden 
soll,  darüber  gehen  die  Ansichten  auseinander;  daß  aber  die  Reform 
ihren  Weg  nach  dieser  Richtung  hin  nehmen  soll,  darüber  herrscht 
allgemeine  Uebereinstimmuug.  Wer  selbst  der  Ansicht  sein  sollte,  daß 
das  für  die  nächste  Session  bevorstehende  preußische  Wahlgesetz  mit 
einer  wenn  auch  nur  gelinden  Demokratisierung  des  Dreiklassensystems 
für  absehbare  Zeit  Ruhe  schaffen  soll,  muß  doch  mit  der  Möglichkeit, 
und  zwar  der  sehr  naheliegenden  Möglichkeit,  rechnen,  daß  das  Gegen- 
teil der  Fall  sei,  daß  diesem  nächsten  Schritte  weitere  auf  dem  Fuße 
folgen  werden.  Ferner  wird  ein  so  rein  demokratisches  Wahlsystem, 
wie  wir  es  für  den  deutschen  Reichstag  seit  etwa  einer  Generation 
besitzen,  auf  die  Einzellandtage,  selbst  wenn  sie  ihr  partikulares  Wahl- 
recht behalten,  durch  die  Umgestaltung  der  öffentlichen  Meinung  schon 
im  Laufe  der  zweiten  Generation  noch  erheblich  kräftiger  drücken,  als 
in  der  ersten,  welche  seit  noch  nicht  25  Jahren  unter  dem  Einfluß 
des  Reichstagswahlrechts  steht. 

Haben  wir  also  alle  Veranlassung,  uns  auf  eine  steigende  Demo- 
kratisierung der  Steuerbewilligungskörper  einzurichten,  so  entsteht 
daraus  die  Verpflichtung,  den  schwindenden  Zusammenhang  zwischen 
Steuerpflicht  und  Steuerbewilligungsrecht  in  irgend  einer  Form  herzu- 
stellen.  Für  die  Verwirtschaftung  von  Staatsgeldern  zeigen  demokra- 
tische Versammlungen  ein  desto  geringeres  Verantwortlichkeitsgefühl, 
je  geringer  die  Zahl  der  Taschen  ist,  die  zur  Aufbringung  dieser 
Gelder  geöffnet  werden  müssen. 

Aus  diesen  Gründen  halte  ich  es  für  notwendig,  der  steigenden 
Belastung  der  großen  Einkommen  und  namentlich  der  Vermögen  eine 
geeignete  direkte  Steuerform  für  die  unteren  Klassen  zur  Seite  zu 
stellen.  Die  grundsätzliche  Befreiung  der  untersten  Klassen  von  der 
Einkommensteuer,  eine  „soziale  That“,  auf  welche  man  sich  heute  so 
sehr  viel  zu  gute  thut,  halte  ich  für  einen  schweren  ökonomischen 
Fehler.  Die  Idee  jedes  Gemeinwesens,  welches  auf  irgend  einem  Grunde 
von  Gleichberechtigung  beruhen  soll,  erfordert  es,  daß  an  den  Beiträgen 
zu  den  Kosten  des  Gemeinwesens  jeder  etwas,  wenn  auch  noch  so 
wenig,  als  sichtbaren  persönlichen  Anteil  beisteuere.  In  den 
schweizerischen  Demokratien  bat  man  bei  Zeiten  für  die  niedersten 
EinkommenBtufen  eine  kleine  Steuer  geschaffen,  welche  nicht  fest,  son- 
dern beweglich  ist  und  mit  der  Höhe  des  kantonalen  Budgets  steigt 
oder  sinkt ; ein  höchst  beachtenswertes  Mittel,  um  in  der  Masse  der 
Wähler  ein  Bewußtsein  davon  wach  zu  erhalten,  daß  es  die  Tasche 
des  Volkes  ist,  und  nicht  die  Tasche  der  reichen  Leute  allein,  aus 
der  die  Staatsgelder  bewilligt  werden. 

Jedem  Vorschläge  einer  solchen  Ergänzung  der  Einkommens-  und 
Vermögensteuer  stellen  sich  heute  aber  eine  Reihe  olt  gehörter  Ein- 
wände entgegen.  Thatsächliche  Berechtigung  ist  der  Behauptung  nicht 
abzustreiten,  daß  bei  uns  die  unteren  Volksklassen  bereits  durch 
Zölle  und  indirekte  Steuern  belastet  sind.  Da  aber  indirekte  Steuern 
jenen  direkten  erziehlichen  Einfluß  der  demonstratio  ad  oculos  für  die 
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Steuerbewilliger  niemals  Oben  können,  so  könnte  ich  jenen  Einwand 
nur  dann  als  durchschlagend  anerkennen,  wenn  irgendwie  die  Er- 
fahrung dafür  spräche,  daß  die  unteren  Klassen  eine  direkte  Steuer 
nicht  mehr  tragen  können.  Dies  ist  zwar  oft  behauptet,  aber  nie  be- 
wiesen wurden.  Wenn  man  sich  wiederholt  auf  die  alte  Klassensteuer 
und  die  vielen  für  ihre  Erhebung  notwendigen  Exekutionen  berufen 
hat,  so  finde  ich  umgekehrt,  daß  gerade  die  Erfahrungen  unserer  alten 
preußischen  Klassensteuer  dafür  sprechen,  daß  eine  Heranziehung  auch 
der  untersten  Volksklassen  zu  einer  direkten  Steuer  ohne  übertriebene 
Belastung  möglich  ist.  Die  Uebersicht  über  die  notwendig  gewordenen 
Pfändungen  wie  sie  die  Regierung  in  der  Session  des  Landtages  von 
1883/84  vorgelegt  hat,  um  die  Aufhebung  weiterer  Stufen  der  Klassen- 
steuer zu  befürworten,  wäre  weit  eher  geeignet  gewesen,  für  deren  Bei- 
behaltung zu  sprechen.  Es  ist  für  die  ganze  vorliegende  Frage  von 
der  größten  Wichtigkeit,  diesen  Punkt  endlich  einmal  richtig  zu  stellen. 
Nach  jener  Uebersicht  betrug  in  dem  Jahre  vom  1.  Oktober  1882 
bis  30.  September  1883  die  Zahl  der  Gesamtpf&ndungen  in  Prozenten 
der  Steuerpflichtigen 


in  den  Städten 


in  Stufe  3 12,48 

in  Stofe  4 9,59 

in  Stofe  5 — 18  5,72 

▼on  der  Gesamtsumme  8,07 


auf  dem  Lande 
2,96 
1,99 
1,83 
1,94 


Überhaupt 

7.24 

5.62 

3,73 

5.05 


In  dieser  Uebersicht  muß  zunächst  die  große  Differenz  zwischen 
der  Zahl  der  Pfändungen  in  deD  Städten  und  auf  dem  platten  Lande 
auffallen.  Die  letztere  bewegt  sich  innerhalb  durchaus  zulässiger 
Grenzen.  Wenn  die  Zahl  der  Pfändungen  auf  dem  Lande  geringer 
ist,  als  in  der  Stadt,  so  kann  dies  nur  folgende  Gründe  haben:  die 
Veranlagung  kann  eine  sachgemäßere,  insbesondere  eine  in  zweifel- 
haften Fällen  mildere,  das  Mahnverfahren  ein  angepaßteres,  endlich 
die  rechtzeitige  Niederschlagung  der  Steuer  bei  voraussichtlicher  Frucht- 
losigkeit der  Exekution  mit  größerer  Personen-  und  Sachkenntnis  durch- 
geführt sein.  An  sich  folgte  hieraus  nur,  daß  die  ländlichen  Erfahrungen 
fär  eine  bessere  Regelung  des  städtischen  Exekutionswesens  zur  Richt- 
schnur zu  nehmen  wären.  Aber  man  befand  sich  bereits  in  der 
Stimmung,  das  Gegenteil  daraus  zu  folgern.  Schon  in  der  „Denkschrift 
betr.  die  mit  Einziehung  der  Klassensteuer  in  den  einzelnen  Stufen 
verbundenen  Schwierigkeiten“,  welche  in  der  Landtagssession  1872/73 
vorgelegt  wurde  (zu  Aktenstück  Nr.  9)  war  ausdrücklich  erklärt  worden, 
daß  für  die  Bemessung  der  Schwere  der  Exekutionsmaßregeln  die 
städtischeo  Ziffern  zu  Grunde  zu  legen  sein.  Die  Unbrauchbarkeit  der 
ländlichen  Ziffern  wurde  hierbei  wie  folgt  begründet:  „Auf  dem  platten 
Lande  geht  die  Einziehung  der  Steuer  formloser  von  statten.  In  dem 
steten  nachbarlichen  Verkehr  der  Ortserheber  mit  den  Steuerpflichtigen 
erweisen  sich  die  persönlichen  Beziehungen  oft  von  größerer  Wirkung 
als  die  gesetzlichen  Formen  der  Zwangseinziehung,  für  deren  vor- 
schriftsmäßige Handhabung  den  Ortserhebern  übrigens  vielfach  das  er- 
forderliche Geschick  mangelt.  Die  Mahnungen  erfolgen  oft  mündlich,  die 
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für  die  Anwendung  der  verschiedenen  Exekutionsmaßregeln  vorge- 
schriebenen Fristen  werden  nicht  innegehalten,  der  Kostenansatz  geschieht, 
wo  er  überhaupt  stattfindet,  ohne  Erreichung  der  gebotenen  Tarifsätze  in 
Pausch  und  Bogen,  und  die  Pfändung  wird  gewöhnlich  bis  zu  dem 
Zeitpunkte  ausgesetzt,  welcher  für  die  Deckung  der  Rückstände  am 
gelegensten  erscheint “ 

ln  der  That,  ein  ganz  abscheuliches  Exekutionsverfahren,  welches 
so  wenig  geeignet  ist,  für  die  behauptete  Unerträglichkeit  einer  Steuer 
brauchbare  Beweise  zu  liefern! 

Nimmt  man  dazu,  daß  für  jene  ersten  Erhebungen  über  die  Zahl 
der  Exekutionen  das  Kriegsjahr  1871  gewählt  worden  ist  und  daß  zum 
Zurückgehen  auf  das  Jahr  1869  angeblich  „nirgends“  sich  eine  Ver- 
anlassung gezeigt  habe,  so  hat  man  ein  Urteil  darüber,  auf  welchen 
statistischen  Unterlagen  die  heute  allgemein  verbreitete  Ansicht  von 
dem  drückenden  Charakter  der  alten  preußischen  Klassensteuer  ruht. 
Gerade  die  Rückkehr  zu  den  ursprünglichen  Prinzipien  der  Klassen- 
steuer, welche  gar  nicht  nach  einer  ziffermäßig  zu  behandelnden  Ein- 
kommenshöhe, sondern  nach  leicht  wahrnehmbaren  persönlichen  Merk- 
malen einschätzte,  ja  darüber  hinaus  noch  weiter  zurückgreifend  ein 
mehr  summarisches  Verfahren,  welches  alle  Personen  unterhalb  einer 
bestimmten  Einkommensgrenze  einfach  mit  einem  gleichmäßigen  Satze 
belastet  uud  für  denselben  Veranlaguugsgeschftft  und  Erhebungsgeschäft 
summarisch  verbindet,  scheint  mir  noch  heute  eine  ganz  annehmbare 
Ergänzung  jedweder  Vermögens-  und  Einkommensteuer  zu  bilden. 
Wenn  unsere  damalige  Regierung  sich  ebenso  viel  Mühe  gegeben  hätte, 
auf  Grund  jener  Statistik  über  Mittel  und  Wege  zur  Verbesserung 
der  niederen  Klassensteuer  nachzudenken,  wie  sie  sich  Mühe  gegeben 
hat,  sie  in  einer  demagogischen  Weise  zur  Aufhetzung  gegen  diese 
Steuer  auszubeuten,  so  wäre  es  sehr  wohl  möglich  gewesen,  den  Ge- 
danken der  direkten  Besteuerung  in  Preußen  in  einer  Allgemeinheit 
durchzuführen,  welche  allen  civilisierten  Staaten  hätte  zum  Muster 
gereichen  können. 

Der  Einwand,  daß  dieser  Vorschlag  schließlich  auf  den  Vorschlag 
einer  „Kopfsteuer“  hinauslaufe,  macht  mich  in  meinem  Urteile  nicht 
im  Mindesten  irre.  Was  uns  gegen  Kopfsteuern  einnimmt,  was  sie 
uns  namentlich  als  das  Merkzeichen  niederer  staatlicher  Civilisation 
erscheinen  läßt,  das  ist  nur  der  allgemeine  rohe  Maßstab,  welcher  für 
die  Bemessung  einer  Steuer  in  einem  Lande  keinen  andern  An- 
haltspunkt anerkennt,  als  die  Kopfzahl.  Aber  für  eine  Steuer,  welche 
sich  gar  nicht  zur  Aufgabe  macht,  die  ganze  Bevölkerung  zu  ergreifen, 
sondern  sich  nur  auf  die  untersten  Schichten  erstreckt,  und  welche 
auch  in  diesen  nicht  die  Gesamtheit  der  Bevölkerung  vom  Greis  bis 
zum  Säugling  ergreift,  sondern  sich  wiederum  auf  die  wirtschaftlich 
Selbständigen  beschränkt,  hat  zu  ihren  Trägern  von  vornherein  eine 
verhältnismäßig  so  gleichartig  zusammengesetzte  Klasse  von  Indivi- 
duen, daß  es  auch  auf  höherer  Kulturstufe  angezeigt  erscheint,  die 
individuellen  Unterschiede  fallen  zu  lassen  und  die  Steuer  pro  Kopf 
zu  erheben.  Mit  anderen  Worten:  alle  Gründe,  welche  gegen  Kopf- 
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steuern  geltend  gemacht  werden  oder  nach  dem  Maße  der  heute  ver- 
breiteten ökonomischen  Bildung  eigentlich  schon  unbewußt  sich  gel- 
tend machen,  treflen  bloß  zu  gegen  eine  allgemeine  Kopfsteuer, 
welche  Grundlage  eines  Steuerwesens  sein  will,  nicht  aber  gegen 
eine  partielle,  welche  bloß  ein  sonst  ausgebautes  Steuersystem  nach 
einer  Seite  hin  ergänzen  will. 

Durch  das  Vorstehende  ist  zum  Teil  auch  schon  dem  Einwande 
begegnet,  daß  der  Ertrag  direkter  Steuern  bei  den  unteren  Volks- 
klassen zu  eiuem  so  großen  Teile  durch  die  Veranlagungs-  und  Er- 
hebungskosten verschlungen  werde.  Allerdings  wenn  die  Veranlagung 
und  Erhebung  der  Steuer  mit  einer  Sorgfalt  und  mit  einem  Auf- 
wande  durchgeführt  wird,  wie  sie  bloß  für  relativ  hohe  Steuerbeträge 
angebracht  sind,  dann  ist  das  selbstverständliche  Ergebnis,  daß  ein 
unverhältnismäßig  großer  Teil  der  Steuer  von  ihren  Erhebungskosten 
anfgefressen  wird.  Allein  hieraus  folgt  bloß,  daß  hierin  wie  in  allen 
Dingen  die  Mittel  sich  nach  dem  Zwecke  richten  müssen.  Waren 
schon  in  der  älteren  preußischen  Steuerverfassung  für  die  Einkommeu- 
ond  die  Klassensteuer  im  Veranlagungs-  und  Erhebungsverfabren  nur 
untergeordnete  Verschiedenheiten  (welche  übrigens  keineswegs  durch- 
weg bei  der  Klassensteuer  größere  Einfachheiten  zur  Folge  hatten), 
so  fehlte  es  vollends  an  genügenden  Unterscheidungen  zwischen  den 
unteren  und  den  höheren  Stufen  der  Klassensteuer.  Die  unterste 
Stufe  der  Klassensteuer  betrug  nach  dem  Gesetz  von  1851  1,50  Mk. 
und  selbst  nach  dem  Gesetz  von  1873  noch  3 Mk.  jährlich,  während 
die  höchste  Stufe  der  Klassensteuer  72  Mk.  jährlich  betrug.  Einen 
Jahresbetrag  von  3 Mk.  und  von  72  Mk.  zu  erheben,  sind  aber  zwei  so 
wesentlich  verschiedene  Verwaltungsgeschäfte,  daß  ein  Verfahren, 
welches  für  den  letzteren  Zweck  passend  ist,  schon  aus  diesem  Grunde 
allein  die  Vermutung  gegen  sich  hat,  für  den  ersteren  unbrauchbar 
zu  sein ; am  allermeisten , wenn  dieses  Verfahren  im  Grunde  sogar 
dasselbe  ist,  welches  auch  für  noch  höhere  und  sogar  die  allerhöchsten 
Beträge  angewandt  wird. 

Wie  in  der  Justiz  gegenüber  dem  Civilprozeß  um  große  Objekte 
der  Bagatellprozeß  ein  mehr  summarisches  Verfahren  erfordert,  wie 
in  der  Armee  die  Ausbildung  der  Ersatzreservisten  nicht  nach  dem 
Kursus  der  dreijährigen  Dienstzeit,  sondern  nach  dem  Krümpersystem 
erfolgt,  wie  im  auswärtigen  Dienst  im  Verkehr  mit  kleinen  oder  bar- 
barischen Staaten  nicht  der  Apparat  eines  Botschafters  oder  eines  Ge- 
sandten, sondern  der  eines  ganz  gewöhnlichen  Geschäftsträgere  oder 
Konsuls  angewendet  wird,  so  muß  selbsveretändlich  auch  im  Steuer- 
wesen nicht  der  große  und  kostspielige  Apparat  eines  weitschichtigen 
Verfahrens  ins  Feld  geführt  werden,  wenn  es  sich  um  minimale  Ob- 
jekte handelt. 

Die  Grundzüge  für  das  summarische  Verfahren  ergeben  sich  am 
besten  aus  dem  Studium  der  alten  Kopfsteuern,  namentlich  der  deut- 
schen Stadtgescbicbte,  in  sachgemäß  veränderter  Anwendung  auf  die 
heutigen  gesellschaftlichen  Zustände:  die  Verbindung  des  Veranlagungs- 
und Erbebungsverfahrens  im  Wege  des  Umgangs  von  Haus  zu  Haus, 
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auf  Grund  nicht  eigens  aufgestellter,  sondern  bereits  vorhandener 
Listen;  Heranziehung  der  Fabrikbesitzer,  Meister,  Dienstherrschaften 
zur  Mitwirkung;  Befugnis  der  den  Umgang  haltenden  Kommission 
oder  Vertrauensmänner  zur  sofortigen  Entscheidung  von  Reklamations- 
gründen,  sowie  zur  Niederschlagung  der  Steuer. 

Eine  mäßige  Steuer  für  alle  von  der  Einkommen-  und  Vermögen- 
steuer Befreiten  halte  ich  auf  dieser  Grundlage  für  möglich.  Die 
heutige  allgemein  verbreitete  Stimmung,  welche  sich  damit  schmeichelt, 
die  Mehrheit  der  preußischen  Wähler  durch  das  Wahlsystem  im 
Zaume  zu  halten  und  den  Zügel  nicht  weiter  zu  lockern,  als  dem 
Zusammenhang  mit  der  Steuerpflicht  entspricht,  übersieht,  daß  die 
Lockerung  des  Zügels  nicht  bloß  von  dem  Willen  des  Zügelnden, 
sondern  auch  von  dem  des  Gezügelten  abhängt,  und  verschließt  die 
Augen  gegen  die  Notwendigkeit,  die  steuerbewilligenden  Wähler  durch 
Steuerpflicht  in  Zucht  zu  nehmen. 

Mag  immerhin  der  gewiegte  Parlamentarier  darüber  lächeln,  daß 
man  ihm  zumute,  ein  so  vortreffliches  Popularitätsobjekt,  wie  eine 
Vermögenssteuer  durch  Verquickung  mit  einer  „Kopfsteuer“  ihres 
ganzen  Effektes  zu  entkleiden:  wer  in  der  fast  schon  vollendeten 
Zertrümmerung  der  alten  preußischen  Steuerpflicht  eine  Gefahr  für 
die  Moral  unserer  Finanzwirtschaft  erblickt,  hat  die  Pflicht  es  zu 
sagen,  unbekümmert  darum,  ob  diese  Ideen  augenblicklich  Aussicht 
auf  Verwirklichung  haben,  oder  nicht. 

6. 

Bewertung. 

Für  die  Ermittelung  des  Einkommens  bildet  es  die  Regel,  daß 
ein  ziffermäßiger  Anhalt  vorliegt;  die  Fälle,  in  denen  der  Hauptteil 
des  Einkommens  anders  als  in  barem  Gelde  erscheint,  bilden  heute 
die  Ausnahme.  Bei  dem  Vermögen  ist  das  Umgekehrte  der  Fall,  ln 
der  Regel  liegt  das  Vermögen  entweder  in  Gebrauchsgegenständen  oder 
in  Wertpapieren  mit  veränderlichem  Werte  da,  oder,  namentlich  bei 
größeren  Vermögen,  gar  in  Immobilien;  ein  ganzes  Vermögen  in  barem 
Gelde  oder  in  einer  dem  gleich  zu  erachtenden  Forderung  ist  die 
Ausnahme.  Daher  spielt  bei  einer  Vermögenssteuer  das  Moment  der 
mehr  oder  weniger  subjektiven  Schätzung  eine  ganz  andere  Rolle  als 
bei  der  Einkommensteuer.  Zweck  der  Schätzung  ist  es,  den  Wert 
eines  Gegenstandes  zu  ermitteln.  Der  Wert  eines  Gegenstandes  häugt 
aber  von  seiner  Schätzung  ab  („Wertschätzung“).  Je  nach  dem  ver- 
schiedenen Wertbegriff,  mit  welchem  der  Schätzende  an  das  Schätzungs- 
geschäft herantritt,  wird  auch  sein  Ergebnis  verschieden  sein.  Es  hat 
wenig  Wert,  wenn  schweizerische  Gesetze  anordnen,  daß  der  „wahre“ 
oder  der  „wahre  mittlere“  Wert  anzugeben  sei  ').  Denn  was  der 
„wahre“  oder  der  „wahre  mittlere“  Wert  ist,  weiß  niemand  zu  sagen. 

Hier  ist  es  unerläßlich,  daß  der  Gesetzgeber  irgend  eine  Definition 

1)  Schaut,  Bd.  1,  S.  69 
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des  W'ertbegriffes  gäbe.  Es  handelt  sich  hier  keineswegs  darum,  eine 
Definition  zu  liefern,  welche  die  Frage,  was  ist  Wert?  wissenschaftlich 
zum  Austrag  bringe.  Der  Gesetzgeber  soll  nur  die  Frage,  die  er 
an  die  Deklaranten  richtet,  möglichst  scharf  und  unzweideutig 
formulieren. 

Im  Großen  und  Ganzen  handelt  es  sich  bei  der  Schätzung  des 
Einkommens  um  zwei  Wertformen:  entweder  um  den  Genußwert  oder 
um  den  Verkehrswert  des  Vermögens.  Der  Unterschied  zwischen 
beiden  kann  an  einzelnen  Objekten  ins  Riesenmäßige  gehen.  Der  Ge- 
nußwert  eines  kostbaren  Mobiliars,  welches  mietsweise  nicht  unter 
2000  Mark  jährlich  zu  haben  wäre,  kann  unbedenklich  auf  50000  Mark 
angesetzt  werden;  aber  der  Verkehrswert  eines  solchen  Mobiliars,  das 
seinen  Käuferkreis  in  der  Hauptsache  nur  bei  Trödlern  und  kleinen 
Unten  suchen  könnte  (denn  wer  viel  Geld  anlegen  kann,  kauft  sich 
keine  alte  Einrichtung),  kommt  vielleicht  nur  auf  5000  Mark.  Bei  der 
Möglichkeit  solcher  Differenzen  muß  das  Gesetz  sagen,  welchen  Wert 
es  meint. 

Mir  scheint,  daß  für  eine  Vermögenssteuer,  welche  sich  zur  Auf- 
gabe macht,  an  der  Hand  der  Vermögensermittelung  das  Einkommen 
zn  treffen,  der  Genußwert,  für  eine  Vermögenssteuer  als  solche  aber 
nur  der  Verkehrswert  in  Betracht  kommt.  Wenn  also  Schanz,  der 
als  Autorität  in  Schweizer  Steuersachen  gleichzeitig  als  beste  Autorität 
in  Sachen  der  Vermögenssteuer  gelten  muß,  sich  entschieden  für  Zu- 
grundelegung des  Genußwertes  ausspriebt,  so  beweist  dies  für  die  in 
Preußen  geplante  Vermögenssteuer  nichts.  Denn  ihm  schwebt  ja  über- 
all eine  Vermögenssteuer  vor,  die  gerade  dazu  dienen  soll,  indirekt 
das  Einkommen  zu  erfassen.  Wenn  wir  in  Preußen  der  zukünftigen 
Vermögenssteuer  den  Genußwert  zu  Grunde  legen  wollten,  so  würden 
wir  in  ihr  ein  Duplikat,  nicht  eine  Ergänzung  der  Einkommensteuer 
schaffen.  — Außerdem  bietet  der  Verkehrswert  den  Vorteil,  daß  er 
eine  konkretere  Fragestellung  ermöglicht  Die  gesetzliche  Definition 
müßte  etwa  lauten:  „Als  Wert  der  Vermögensgegenstände  gilt  der 
Preis,  den  dieselben  zur  Zeit  der  Veranlagung  bei  freihändigem,  ohne 
Eile  vorgenommenem  Verkauf  finden  würden.“  Der  Deklarant  weiß 
dann,  daß  er  sich  die  Frage  vorzulegen  hat:  „wieviel  würdest  du  für 
dein  Haus,  für  dein  Mobiliar  etc.  bekommen,  wenn  du  heute  ohne  Eile 
daran  gingest,  dir  einen  Käufer  für  dasselbe  zu  suchen?“ 

Das  Gesetz  soll  die  Definition  des  Wertes  aufstellen,  aber  es  soll 
sich  daran  nicht  genügen  lassen.  Es  müssen  schon  bei  der  ersten  Ein- 
führung der  Vermögenssteuer  für  die  hauptsächlichsten  Vermögens- 
kategorien Spezialbestimmungen  getroffen  werden. 

Für  landwirtschaftliche  Grundstücke  ist  vielfach  ver- 
sucht worden,  nachbarschaftliche  Verkäufe  der  letzten  10,  15  oder  20 
Jahre  zur  obligatorischen  Grundlage  der  Wertschätzung  zu  machen. 
Das  mag  sich  in  Gegenden,  in  denen  es  eine  gut  durchgeführte  Klas- 
sierung der  Grundstücke  nach  ihrer  gegenwärtigen  Bonität  giebt, 
empfehlen.  Da  wir  aber  eine  solche  für  den  preußischen  Staat  nicht 
besitzen,  so  würde  die  Vergleichung  mit  verkauften  Nachbarschafts- 
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grundstücken  weit  mehr  eine  Quelle  des  Streites,  als  eine  Beendigung 
desselben  werden.  Eher  wäre  eine  gemeinsame  Basis  zu  schaden, 
wenn  man  das  für  die  Einkommensteuer  deklarierte  „Einkommen  aus 
Grundvermögen“  zu  Grunde  legte,  und  im  Wege  des  Gesetzes  ein 
Vielfaches  davon  als  Vermögenswert  festsetzte.  Indes  käme  dies 
auf  eine  Zugrundelegung  des  Genußwertes  statt  des  Verkehrs- 
wertes hinaus.  Wenn  daher  das  Gesetz  eine  solche  Normierung  an- 
ordnet, so  darf  dieselbe  nur  als  instruktive  Anleitung,  nicht  als  bin- 
dende Norm  gegeben  werden.  Iusbesoudere  muß  dem  Steuerpflichtigen 
Vorbehalten  bleiben,  gegen  die  vom  Gesetz  aufgestellte  Präsumtion 
einen  Gegenbeweis  durch  Sachverständige  zu  führen.  Es  kann  bei- 
spielsweise eiuem  Gutsbesitzer,  welcher  durch  irgend  eineti  Zufall  sich 
im  Besitz  einer  neuen,  zuverlässigen  Taxe  seines  Grundstückes  befindet, 
nicht  zugemutet  werden , einen  Vermögenswert  zu  versteuern , dessen 
fiktive  Höhe  er  zu  widerlegen  imstande  ist  — Wenn  das  Gesetz  für 
die  Bewertung  der  Grundstücke  eine  allgemeine  Regel  vorschreibt,  so 
wäre  es  empfehlenswert,  von  dem  Ermittelungsergebnis  einen  Abzug 
von  etwa  einem  Zehntel  zu  gestatten.  Bei  der  Unsicherheit  landwirt- 
schaftlicher Schätzungen,  wenn  sie  ohne  kostspielige  Taxe  vor  sich 
gehen  sollen,  läge  dies  innerhalb  der  Grenzen  der  Billigkeit.  Und  da 
man  bei  der  Schätzung  landwirtschaftlicher  Grundstücke  fast  immer 
auf  Kenner  der  Gegend,  d.  h.  auf  den  Interessenkreis  selbst,  ange- 
wiesen ist,  so  ist  hier  die  Neigung  zu  Unterschätzungen  eine  so  all- 
gemeine, daß  man  klüger  thut,  ihr  von  Gesetzes  wegen  ein  kleines 
Opfer  zu  bringen,  als  daß  man  sie  daran  gewöhnt,  sich  große  Opfer 
selbst  zu  nehmen. 

Eine  besondere  Bestimmung  wird  für  WTaldungen  nötig  sein. 
Zwar  je  größer  die  Klagen  der  Waldbesitzer  Uber  das  geringe  Ein- 
kommen aus  dem  Walde  sind,  desto  größer  müßte  ja  auch  ihre  Be- 
reitwilligkeit sein,  einen  hohen  Kapitalswert  des  Waldes  zu  deklarieren. 
Wenn  es  wirklich  wahr  ist,  daß  ein  Wald  nur  noch  zwei  bis  drei  Pro- 
zent Rente  abwirft,  so  müßte  sein  Kapitalswert  etwa  mit  dem  Dreißig- 
bis  Fünfzigfachen  des  Ertrages  angegeben  werden.  Allein  die  Logik 
der  Steuerzahler  wird  nicht  diesen  Schluß,  sondern  den  gegenteiligen 
ziehen.  Sie  wird  bestrebt  sein,  das  Vermögensobjekt,  welches  angeb- 
lich so  wenig  einbringt,  auch  im  Werte  dementsprechend  niedrig  zu 
bemessen.  Ich  halte  es  für  sehr  erwägenswert,  auf  diese  Logik  von 
vornherein  eine  gewisse  Rücksicht  zu  nehmen,  nicht  aus  Schonung  auf 
die  Waldbesitzer,  wohl  aber  aus  Schonung  gegen  den  Wald.  Es  giebt 
heute  vielleicht  keinen  Bestandteil  des  Nationalvermögens,  an  dessen 
Erhaltuug  wir  ein  so  bedeutendes  volkswirtschaftliches  Interesse  haben, 
wie  an  den  Waldungen.  Und  so  lange  wir  in  der  Reichs-  und  Landes- 
gesetzgebung nicht  andere  Mittel  zur  Schonung  des  Waldes  anwenden 
(sei  es  mit  den  Waldbesitzern,  sei  es  gegen  dieselben I),  so  lange 
liegt  ein  volkswirtschaftliches  Interesse  vor,  die  Neigung  zur  Wald- 
haltung nicht  durch  ärgerliche  Steuern  zu  vermindern.  — Wenn  ein 
Wald  nach  allgemeiner  sachverständiger  Schätzung  weniger  Rente 
bringt,  als  andere  landwirtschaftliche  Grundstücke,  wenn  er  also  nicht 
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so  viel  im  Preise  sinkt,  wie  erforderlich  wäre,  um  ihn  auf  die  normale 
Renten  höhe  zu  bringen,  so  kann  dies  nur  darin  seinen  Grund  haben, 
daß  die  Zahl  der  Leute,  welche  zum  Jagd-  und  Holzertrag  für  das 
Vergnügen  Waldbesitzer  zu  sein,  noch  ein  Plus  zahlen,  bei  uns  ge- 
nügend groß  ist.  An  sich  wäre  es  kein  Unrecht,  die  Bewertung  des 
Waldvermögens  mit  der  dreißig-  bis  fünfzigfachen  Rente  zu  verlangen. 
Im  Waldschutzinteresse  wäre  es  dagegen  zulässig,  das  Vielfache  ge- 
ringer zu  bemessen,  vielleicht  gar  mit  demselben  Quantuplum,  wie  bei 
den  anderen  Renten  landwirtschaftlicher  Grundstücke  sich  zu  begnügen. 
Jedenfalls  aber  muß  das  Gesetz  zu  den  Verschiedenheiten  der  „Wald- 
wertberechnung“ irgendwie  Stellung  nehmen. 

Für  Häuser  und  sonstige  Gebäude  dürfte  zu  versuchen 
sein,  ob  sich  nicht  ohne  besondere  gesetzliche  Ausführungsanweisung 
mit  der  allgemeinen  Wertbestimmung  auskommen  ließe.  In  großen 
und  Mittelstädten  ist  der  Kaufwert  eines  bebauten  Grundstückes  ein- 
schließlich seiner  Gebäude  ohne  besondere  Schwierigkeit  zu  bestimmen, 
ln  kleinen  Städten  und  Dörfern  sind  zwar  Hausverkäufe  nicht  so  häufig, 
daß  man  von  einer  Art  marktgängigen  Preises  sprechen  könnte.  In- 
daß  handelt  es  sich  hier  um  geringere  Werte  und  um  noch  geringere 
Wertunterschiede.  Jedenfalls  wird  die  Praxis  ohne  zwingende  gesetz- 
liche Anweisung  der  Wahrheit  näher  kommen,  als  wenn  man  sie  an 
den  Gebäudesteuer-Reinertrag  oder  an  den  Assekuranzwert  binden  wollte. 

Daß  Wertpapiere,  welche  Kursschwankungen  unterliegen,  nach 
ihrem  Kurswerte  zu  deklarieren  sind,  folgt  aus  der  obigen  Wert- 
bestimmung von  selbst.  In  Rücksicht  aber  auf  die  nicht  unbeträcht- 
lichen Kursschwankungen,  welche  selbst  innerhalb  eines  vierzehntägigen 
Zeitraumes  (wie  er  für  die  Steuerdeklaration  freisteht)  eintreten  können 
and  namentlich  in  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeit  einer  etwaigen  Nach- 
prüfung empfiehlt  es  sich,  einen  bestimmten  Termin  als  den  maß- 
gebenden zu  benennen.  Sehr  einfach  ist  dies  in  Kanton  Waadt  dahin 
geregelt,  daß  für  die  Bewertung  der  Kurswerte  „der  erste  in  Monat 
Januar  notierte  Kurs“  maßgebend  sein  soll.  Für  unsere  Verhältnisse 
würde  es  ratsamer  sein,  ein  für  allemal  den  ersten  Kurszettel  der 
Berliner  Börse  vom  Monat  Januar  zu  Grunde  zu  legen  und  für  die 
darin  etwa  ausnahmsweis  nicht  notierten  Papiere  auf  deren  letzten 
Dezemberkurs  zurückzugreifen.  Jedenfalls  aber  muß  die  gesetzliche 
Bestimmung  über  die  Bewertung  der  Börsenpapiere  so  getroffen  werden, 
daß  hier  der  Gegenbeweis  ausgeschlossen  wird  *). 

Für  Vorräte  von  Waren,  welche  einen  Börsenkurs  haben,  wie 
Getreide,  Spiritus,  Rüböl  etc.,  scheint  eine  analoge  Behandlung  ange- 
messen. Von  den  Inhabern  irgendwie  größerer  Vorräte  von  solchen 
Waren,  mögen  es  Produzenten  oder  Händler  sein,  läßt  sich  heute  fast 
überall  anuehmen,  daß  sie  die  Börsenpreise  genügend  verfolgen.  Für 
kleinere  Vorräte  und  für  Marktwaren  tritt  der  Marktpreis  ein. 
Für  nicht  marktgängige  Waren  (Ladenwaren,  halb  verarbeitete  Vor- 
räte n.  a.)  sind  allgemeine  Regeln  weder  möglich  noch  notwendig. 

1)  Theoretisch  besteht  die  Möglichkeit,  dafs  die  Fixierung  eines  bestimmten  Tages 
zuweilen  eine  absichtliche  Herabdrückung  des  Kurses  an  einem  Tage  zur  Folge  haben 
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Für  die  Bewertung  des  Hausrates  mag  die  Verpflichtung 
statuiert  werden,  der  Behörde  die  Assekuranzsumme  auf  Erfordern 
zu  benennen.  Daß  dieselbe  für  die  Bewertung  nicht  bindend  sein  darf, 
folgt  einfach  daraus,  daß  eine  Unterversicherung  weder  verboten  noch 
auch  nur  beschränkt  ist,  auch  thatsächlich  gar  nicht  selten  vorkommt. 
Ob  die  Assekuranzsumme  als  Grenze  nach  unten  hin  festzuhalten  sein 
soll,  mag  zweifelhaft  erscheinen.  Es  liegt  nichts  Unerlaubtes  darin, 
wenn  jemand  seinen  Hausrat  mit  der  Summe  versichert,  die  er  brauchen 
würde,  uni  bei  einem  Totalbrande  die  Einrichtnng  zu  erneuern, 
während  der  Vermögenssteuer  doch  nur  der  Preis  des  Hausrats 
unterliegen  soll,  welcher  bei  augenblicklicher  Veräußerung  erzielt  werden 
würde.  Indes  ist  gleichwohl  zu  erwägen,  ob  nicht  in  Rücksicht 
auf  die  relativ  geringen  Beträge,  um  die  es  sich  hier  in  der  Regel 
handelt,  der  Assekuranzwert  von  Mobilien  als  niedere  Grenze  gleich- 
wohl bindend  gemacht  werden  soll.  Mit  dafür  spricht  ja,  daß  der 
Besitzer  in  der  Assekuranz,  d.  h.  in  der  Sicherheit  im  Falle  des 
Brandschadens  den  Wert  eines  neuen  Mobiliars  zu  erhalten,  ebenfalls 
ein  Vermögensobjekt  besitzt,  welches  von  der  Vermögenssteuer  ver- 
schont bleibt. 

Eine  besondere  Bestimmung  wird  für  solche  Vermögen  nötig  sein, 
welche  den  Gegenstand  kaufmännischer  Buchführung 
und  Inventarisierung  bilden.  An  anderer  Stelle1)  habe  ich 
bereits  ausgeführt,  daß  es  im  Wesen  solider  kaufmännischer  Geschäfts- 
führung liegt,  alle  Werte  möglichst  vorsichtig,  d.  h.  möglichst  niedrig 
zu  bemessen.  Da  nun  die  kaufmännische  Einkommensermittelung  auf 
der  Vergleichung  zweier  Vermögensaufnahmen  beruht,  so  ist  diese  Be- 
messung, wenn  Jahr  für  Jahr  gleichmäßig  niedrig  durchgeführt,  für 
die  G e w i n n besteuerung  von  verhältnismäßig  geringen  Folgen  (wie- 
wohl nicht  so  unerheblich,  wie  man  namentlich  in  kaufmännischen 
Kreisen  anzunehmen  pflegt).  Für  eine  V e r m ö g e n s deklaration  aber 
fällt  der  Unterschied  des  vorsichtig  angegebenen  niedrigen  Wertes 
gegen  den  gesetzlich  maßgebenden  mit  seinem  vollen  Umfange  ins  Ge- 
wicht. Man  muß  sich  Idar  machen,  daß  weder  die  kaufmännische 
Inventarisierung  noch  die  steuergesetzliche  Vermögensdeklaration  zum 
Zwecke  hat,  den  genauen  Wert  zu  ermitteln.  Der  Zweck  der  kauf- 
männischen Inventarisierung  ist  vielmehr  nur,  festzustellen,  daß  das 
Vermögen  nicht  weniger  als  eine  gewisse  Summe  betrage;  ebenso 
wie  der  Zweck  der  steuergesetzlichen  Yermögensdeklaration  nur  der 
ist,  anzugeben,  daß  das  Vermögen  nicht  mehr  als  die  deklarierte 
Summe  betrage.  So  notwendig  es  also  ist,  sich  klar  zu  machen,  daß 
die  kaufmännische  Inventarisierung  die  Werte  nach  der  entgegen- 


kann, *.  B.  wenn  sich  der  gesamte  oder  fast  der  gesamte  Vorrat  von  einem  Papier  in 
der  Hand  einer  Person  befindet.  Indes  bei  einer  Vermögenssteuer  von  etwa  */,  #/eo 
halte  ich  diese  Möglichkeit  für  eine  sehr  fern  liegende.  Sollten  sich  in  der  Praxis 
UebeUUode  ergeben,  »o  müfste  die  gesetsliche  Bestimmung  dahin  geändert  werden,  dafs 
der  Finansminister  bei  Ausschreibung  der  Steuererklärungen  einen  Tag  der  letzten  vier 
Wochen  benennt,  dessen  Kursnotierungen  mafsgebend  sein  sollen. 

1)  „Jahrbücher“  57,  S.  749;  58.  S 845. 
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gesetzten  Richtung  begrenzt,  als  die  Steuerveranlagung  es  erfordert, 
so  unterliegt  es  doch  andererseits  volkswirtschaftlichen  Bedenken,  der 
kaufmännischen  Bevölkerung  mit  diesem  Argument  allzu  dicht  auf  den 
Leib  zu  rücken.  Die  Gewöhnung  der  Handel-  und  Gewerbetreibenden 
Stande,  in  der  Bewertung  des  eigenen  Vermögens  streng  gegen  sich 
selbst  zu  sein,  ist  ein  zu  bedeutender  Bestandteil  wirtschaftlicher 
Tugenden  in  einem  Volke,  als  daß  man  der  Steuerkläruug  zu  Liebe 
sich  leicht  darüber  hinwegsetzen  könnte.  Vielleicht  wird  es  genügen, 
wenn  mau  für  Immobilien1 2 3)  die  Zugrundelegung  des  Inventars  aus- 
schließt. Vielleicht  wird  man  mit  Hilfe  von  Sachkennern  auch  noch 
sonst  die  eine  oder  die  andere  bedeutend  ins  Gewicht  fallende  Kate- 
gorie herausnehmen  können.  Aber  das  kaufmännische  Vermögen,  so- 
weit es  sich  der  Inventarisierung  entzieht,  ganz  zu  erfassen,  wird 
nicht  möglich  sein.  So  besitzt  z.  B.  jedes  gut  gehende  Geschäft  an 
der  Beziehung  zu  seinen  Kunden  nicht  bloß  ein  ideales,  sondern  auch 
ein  sehr  reales  und  jederzeit  realisierbares  Vermögensobjekt,  welches 
in  der  Inventarisierung  nicht  enthalten  ist.  Man  bedenke,  welche 
Riesensumme  heute  etwa  der  Appollinarisbrunnen  bei  einem  Total- 
verkaufe (mit  Firma  und  geschäftlichen  Beziehungen)  einbringen  würde, 
im  Vergleich  zu  den  Werten,  die  das  Inventar  an  Wasservorräten, 
Gebäuden  und  Maschinen  auffuhrt!  Und  dies  gilt  keineswegs  bloß 
von  excellenten  Firmen.  Ein  tüchtiger  Agent,  dessen  gesamte  Ge- 
schäftseinrichtung noch  nicht  300  Mark  wert  ist,  kann,  wenn  er  seine 
Firma  und  Kundenbeziehungen  „verkauft“,  jederzeit  10—  20000  Mark  da- 
für bekommen.  Diese  Werte  entziehen  sich  der  Vermögenssteuer.  Und 
wenn  man,  um  sie  derselben  zu  unterwerfen,  die  kaufmännische  Be- 
völkerung daran  gewöhnen  wollte,  sie  in  ihre  Inventuren  aufzunehmen, 
wenn  man  auf  diese  Art  den  Kaufmann  direkt  dazu  ermuntern  würde, 
„sich  reich  zu  rechnen“,  so  würde  das  Heilmittel  schlimmer  als  das 
Uebel  sein.  Dasselbe  gilt  aber  auch  von  der  ganzen  kaufmännischen 
Gewöhnung  der  niedrigen  Inventurwerte.  Sie  ist  nach  Möglichkeit 
zu  respektieren,  weil  jede  besonnene  Finanzverwaltung  heilsame  pri- 
vatwirtschaftliche Anschauungen,  soweit  es  möglich  ist,  respektieren  soll. 

Ist  es  aber  sicher,  daß  bei  Einführung  der  Vermögenssteuer  die 
in  kaufmännischer  Buchführung  stehenden  Vermögen  ein  thatsächliches 
Privileg  einnehmen  werden,  so  scheint  der  oben  vorgeschlagene  Abzug  bei 
der  Schätzung  landwirtschaftlicher  Objekte  noch  mehr  gerechtfertigt.  — 

Die  Frage,  ob  und  wie  der  Inhaber  einer  Lebens  Versicherungs- 
police*) das  in  ihr  enthaltene  Vermögensobjekt  zu  versteuern  habe, 
spielt  in  den  Gesetzgebungen  der  schweizerischen  Kantone  eine  ge- 
wisse Rolle ä)  und  wird  auch  für  uns  schwer  zu  beantworten  sein. 


1)  Für  die»«  halte  ich  allerdings  die  Ausschliefsung  für  unbedingt  notwendig.  Die 
kaufmännische  Cebung,  Grundstücke  von  Jahr  zu  Jahr  in  der  Inventur  mit  ihrem  ehe- 
maligen Kaufpreise  einzusetzen,  ist  ja  privatwirtschaftlich  sehr  löblich ; sie  könnte  aber 
unter  Umständen  dazu  führen,  dafs  ein  Grundstück,  welches  eine  Million  wert  ist,  nur 
mit  100  000  Mark  versteuert  wird. 

2)  bez.  der  sonst  zur  Verfügung  über  den  Policenwert  Berechtigte. 

3)  Schanz,  Bd,  I,  S.  72. 
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Insofern  der  Versicherungsvertrag  nicht  besondere  Bestimmungen  ent- 
hält, besitzt  der  Inhaber  keinerlei  Anspruch  an  die  Gesellschaft, 
bevor  die  Versicherungssumme  durch  Tod  etc.  fällig  geworden  ist 
Andrerseits  führen  aber  auch  die  Versicherungsgesellschaften  die 
zeitigen  Werte  der  Policeu  (Prämienreserven)  nicht  in  ihren  Aktivis, 
sondern  in  den  Passivis  auf  und  müssen  sie  so  auö'ühren.  Läßt  man 
beide  Argumentationen  gelten,  so  würden  hier  große  Vermögensobjekte 
unversteuert  bleiben.  Aus  diesem  Dilemma  herauszukommen,  würde 
ich  in  dem  Ilechtszustande  allein  noch  kein  Hindernis  erblicken. 
Wenn  der  Policeninhaber  keinen  rechtlichen  Anspruch  darauf  hat, 
daß  ihm  der  zeitige  Wert  der  Police  ausgezablt  werde,  so  befindet  er 
sich  darum  in  keiner  andern  Lage,  wie  der  Besitzer  anderer  Ver- 
mögensobjekte. Niemand  hat  einen  Anspruch  darauf,  daß  ihm  sein 
Haus  oder  sein  Mobiliar  zum  marktgängigen  Preise  abgekauft  werde; 
gleichwohl  muß  er  diesen  Preis  versteuern.  Und  da  thatsächlich  eine 
nicht  gerade  ganz  junge  Police  jederzeit  realisierbar  ist,  so  kann  es 
keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  sie  ein  steuerbares  Vermögensobjekt 
beim  Inhaber  darstellt.  Allein  volkswirtschaftlich-erziehliche  Gründe 
scheinen  mir  dafür  zu  sprecheu,  den  Policeuinhabem  die  Realisier- 
barkeit dieses  Vermögensobjektes  nicht  noch  mehr  zum  Bewußtsein 
zu  bringen,  als  es  leider  schon  heute  der  Fall  ist.  Die  der  Lebens- 
versicherung zu  Grunde  liegende  wirtschaftliche  Idee  ist  die  Versor- 
gung der  Hinterbliebenen  im  Augenblicke  des  Todes,  unabhängig  von 
allen  im  Leben  eintreteuden  Wechselfällen.  Daß  die  für  diesen  Zweck 
aufgewendeten  Beträge  thatsächlich  ein  Vermögensobjekt  schaden, 
welches  schon  bei  Lebzeiten  realisierbar  ist,  mag  in  Notfällen  oder 
bei  großen  Veränderungen  der  persönlichen  Umstände  als  angenehme 
Folge  mit  in  den  Kauf  genommen  werden.  Aber  je  weiter  diese 
Gewöhnung  um  sich  greift,  je  mehr  durch  die  ganz  sinnlos  kurz- 
fristigen . .abgekürzten“  Lebensversicherungen  der  ursprüngliche  und 
volkswirtschaftlich  höchst  bedeutsame  Zweck  der  Lebensversicherung 
eliminiert  zu  werden  droht,  desto  mehr  muß  die  Gesetzgebung  auf 
der  Hut  sein,  den  Versicherten  an  die  Verwertbarkeit  der  Policen  bei 
Lebzeiten  nicht  allzu  deutlich  zu  erinnern.  Der  Schwierigkeit,  die 
Prämienreserve  richtig  zu  berechnen,  ist  man  in  der  Schweiz  damit 
aus  dem  Wege  gegangen,  daß  man  den  Betrag  der  eingezahlten 
Prämien  unter  hohen  Abzügen  (30 °'0)  versteuern  ließ;  ein  Modus,  der 
vielleicht  notwendig,  aber  dann  desto  mehr  geeignet  ist,  in  dem  Ver- 
sicherten die  Anschauung  wachzurufen  und  wach  zu  erhalten,  daß  er 
die  eingezahlten  Prämien  mit  einem  gewissen  Verluste  jederzeit  zurück- 
bekommen könnte.  Vielleicht  wäre  es  der  richtigste  Ausweg,  die 
Policenwerte  bei  den  Gesellschaften  in  Höhe  ihres  Präraienreserve- 
Kontos  zu  versteuern  und  ihnen  die  Abwälzung  auf  die  Versicherten 
durch  gesetzgeberische  Handhaben  zu  erleichtern ; doch  müßte  hierbei 
eine  Durchschnittsverteilung  nach  den  Versicherungsbeträgen  zur  Be- 
stimmung gemacht  werden,  nicht  etwa  nach  dem  Zeitwerte  der  Policen ; 
denn  dies  würde  auf  Umwegeu  gerade  die  Anschauung  befördern,  die 
vermieden  werden  soll. 
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Die  E'rage,  ub  das  Einkommen  des  ablau fenden  Jahres 
am  Schlüsse  desselben  bereits  in  das  Vermögen  einzurechnen  sei, 
kann  nur  durch  die  schweizerischen  Verhältnisse  und  die  dortige 
Verquickung  mit  Einkomniensteuerzwecken  in  die  Behandlung  der 
Vermögenssteuer  hineingekommen  sein.  Einkommen  ist  ein  Begriff, 
welcher  sich  an  einen  Zeitraum,  Vermögen  ein  Begriff,  welcher  sich 
an  einen  Zeitpunkt  heftet.  Für  Feststellung  des  Einkommens  ist 
es  nicht  möglich,  sich  mit  fixierter  Wertfeststellung  zu  begnügen,  da 
auch  die  während  des  Zeitraumes  verzehrten  Summen  ganz  oder 
teilweis  mit  in  Betracht  zu  ziehen  sind.  Für  die  Feststellung  der 
Vermögenshöhe  in  einem  bestimmten  Zeitpunkte  fallen  die  Fragen  des 
Erworbene  und  Verzehrens  vollständig  fort.  So  viel  wie  im  Zeitpunkt 
der  Veranlagung  von  früheren  Einkommen,  sei  es  alten,  sei  es  neueren, 
sei  es  ganz  neuesten  Datums  zur  Vermögensbildung  verwendet  worden 
ist,  so  viel  findet  sich  in  jenem  Zeitpunkte  als  gebildetes  Vermögen 
vor.  Was  nicht  zur  Vermögensbildung  verwendet  worden  ist,  ist 
auch  im  Vermögen  nicht  enthalten,  gleichviel,  ob  die  Summen  aus  dem 
Einkommen  des  letzten  oder  aus  Einkommen  früherer  Jahre  stammen, 
ob  sie  zu  Geschäftsunkosten,  zur  Ernährung  der  eigeneu  Familie, 
zur  Verschenkung,  zur  Verschwendung  oder  sonstwie  verwendet  seien. 
Von  diesem  Prinzip  der  Vermögensfeststellung  kann  eine  Vermögens- 
steuer abweichen,  wenn  sie  zum  Ersatz  einer  mangelnden  Einkommen- 
steuer thatsächlich  auf  das  Einkommen  des  letzten  Jahres  eiue  gewisse 
Rücksicht  nehmen  will ; sie  kann  andrerseits  einer  solchen  Versuchung 
durch  eiue  ausdrückliche  Gesetzesbestimmung  auch  entgegenzutreten 
sich  veranlaßt  sehen.  Für  einen  Staat  aber,  welcher  eine  gute  Ein- 
kommensteuer bereits  besitzt  und  die  Vermögenssteuer  neben  derselben 
einführt,  ist  weder  das  eine  noch  das  andere  erforderlich. 

Eine  Schwierigkeit  eigener  Art  setzt  einer  Vermögenssteuer  die 
Leibrente  entgegen.  Der  Leibrente  liegt  zwar  ein  Vermögen  zu 
Grunde.  Aber  der  Rentenempfänger  ist  nicht  Eigentümer  des  Ver- 
mögens, und  die  Steuer  von  dem  Renten  pflichtigen  zu  verlangen, 
welchem  der  Genuß  seines  Vermögens  entzogen  ist,  wäre  eine  Un- 
billigkeit. 

Der  Scholz’sche  Entwurf  enthielt  keine  Sonderbestimmung  über 
Leibrenten.  Er  unterwarf  der  Kapitalrentensteuer  ganz  allgemein: 
„Zinsen,  Renten  und  sonstige  geldwerte  Vorteile  aus  den  dem 
Steuerpflichtigen  zustehenden  Kapitalforderungen  jeder  Art.“  Die  Mo- 
tive zu  diesem  § 1 schließen  aber  mit  den  Worten:  „Zu  bemerken  ist 
an  dieser  Stelle , daß  solche  Renten , welche  wie  Leib-  und  Zeitrenten 
oder  Altenteile  und  Auszugsgelder  an  die  Person  des  Empfangsberech- 
tigten geknüpft  sind,  nicht  zu  den  kapitalrentensteuerpflicbtigen  Be- 
zügen, sondern  zu  den  unter  § 13  des  Einkommensteuergesetzes  be- 
handelten Einkünften  aus  Rechten  auf  periodische  Hebungen  gerechnet 
werden  sollen,  weil  in  diesen  Fallen  kein  Einkommen,  welches  auf  die 
Erben  übergeht,  vorliegt.“  — Wer  diese  Motivierung  liest  („weil“), 
sollte  meinen,  daß  in  dem  Gesetzentwurf  selbst  der  Uebergang  auf 
Erben  als  Kriterium  der  Kapitalrente  angegeben  sei.  Er  sollte  ferner 
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meinen,  daß  die  Fassung  des  § 13  des  damaligen  Einkommensteuer- 
entwurfs  es  ausschloß,  daß  ein  Einkommen  gleichzeitig  diesem  § 13 
und  der  Kapitalrentensteuer  unterliegen  könne  („sondern").  Indeß  geht 
das  letztere  auf  eine  bloße  Ungenauigkeit  der  Ausdrucksweise  zurück 
(gemeint  ist:  „sondern  nur").  Und  das  erstere  erklärt  sich  wohl  durch 
das  in  juristischer  Prägnanz  gebrauchte  Wort  „Kapitalforderung“. 
Aber  abgesehen  davon,  daß  derartige  juristische  Brachylogien  nicht 
in  die  Ausdrucksweise  eines  Gesetzes  gehören , liegt  auch  die  Frage 
sachlich  keineswegs  so  einfach,  daß  sie  mit  einer  leicht  hingeworfenen 
Bemerkung  der  Motive  sich  abthun  ließe.  Zwischen  fundiertem  und 
unfundiertem  Einkommen  nimmt  die  Leibrente  eine  Mittelstellung  ein. 
Die  Leibrente  dem  Kapitalzins  gleicbzustellen , wäre  unzulässig;  aber 
sie  mit  dem  unfundierten  Einkommen  aut  eine  Stufe  zu  stellen  und 
den  alten  Junggesellen,  der  zur  Erhöhung  seiner  Jahreseinnahmen  sich 
eine  Leibrente  kauft,  von  der  Steuer  auf  fundiertes  Einkommen  zu 
befreien,  dazu  lag  keine  Veranlassung  vor.  Jedenfalls  muß  bei  einer 
zukünftigen  Vermögenssteuer  die  Frage  im  Gesetz  ausdrücklich,  und 
nicht  stillschweigend,  entschieden  werden. 

Für  die  Vermögenssteuer  in  der  oben  skizzierten  Konstruktion  ist 
hierbei  der  maßgebende  Gesichtspunkt  der,  daß  die  Steuer  vom  vor- 
handenen Vermögen  von  irgend  einer  Seite  an  die  Staatskasse  ge- 
langt. Der  Anspruch  auf  die  Rente  stellt  einen  realisierbaren  Wert  dar. 
Dieser  Wert  ist  das  Vermögensobjekt,  welches  der  Rentenpflichtige  zu 
versteuern  hat.  Der  Wert  der  Rente  ist  zu  ermitteln  nach  den  Be- 
stimmungen, wie  wir  sie  bereits  im  Erbschaftssteuergesetz  besitzen1). 
Allerdings  erfreut  sich  die  Berechnung  des  Stempels  für  Rentenver- 
mächtnisse einer  außerordentlichen  Unpopularität.  Allein  der  Grund 
hiervon  liegt  nicht  sowohl  in  dem  Berechnungsmodus  als  in  der  Rigo- 
rosität, mit  welcher  das  mathematisch  gefundene  Resultat  schonungs- 
los durchgeführt  wird,  so  als  ob  der  Rentenerbe  nicht  die  Rente,  son- 
dern das  Kapital  ausgezahlt  bekommen  hätte.  Wenn  jemand  seiner 
unverheirateten  Nichte  im  Alter  von  40  Jahren  die  Rente,  die  er  ihr 
bisher  mit  250  Mark  vierteljährlich  ausgezahlt  hat,  testamentarisch 
sicher  stellt,  so  hat  dieselbe  die  Erbschaftssteuer  vom  Vierzehnfachen 
des  Jahresbetrages,  d.  h.  von  14000  Mark,  mit  4 Proz.  sofort  zu  ent- 
richten. Diese  Summe  von  560  Mark  frißt  die  beiden  ersten  Quar- 
talsbezüge auf  und  sogar  noch  einen  Teil  des  dritten.  Das  Vermächt- 
nis, welches  ihr  zugefallen  ist,  macht  sie  zunächst  brotlos.  Diese 
Rigorosität  (die  übrigens  in  der  Praxis  wohl  nur  zu  häufigen  Erlässen 
im  Gnadenwege  führen  kaun)  fällt  bei  der  Vermögenssteuer  von  selbst 
fort.  Wenn  jene  Rentnerin  von  dem  auf  14000  Mark  geschätzten 
Kapitalwerte  ihrer  Rente  jährlich  >/,  °/011  = 7 Mark  in  vierteljähr- 
lichen Raten  von  1,75  Mark  bezahlt,  so  kann  dies  als  eine  übertriebene 
Steuer  nicht  bezeichnet  werden. 

Zeitrenten  sind  ebenfalls  analog  dem  Erbschaftssteuergesetz  (§  18) 
zu  behandeln. 


1)  Neue  Fassung  nach  der  Novelle  vom  19.  Mai  1891;  Gesetzsammlung  S.  83. 
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In  demselben  Maße  wie  der  Rentenempfänger  zur  Vermögens- 
steuer herangezogen  wird,  ist  der  Reutenzahler  in  der  Vermögenssteuer 
zu  entlasten1). 

Eine  Gattung  von  Vermögeusobjekten,  welche  sich  in  der  Praxis  der 
Besteuerung  leicht  entziehen  könnten,  sind  Sammlungen  für  Kunst 
und  Wissenschaf  t,  wie  Gemäldegallerien,  Bibliotheken,  Modellsamm- 
lungen etc.  Dieselben  allgemein  von  der  Vermögenssteuer  zu  befreien, 
liegt  um  so  weniger  Anlaß  vor,  da  dieselben  nach  der  herrschenden 
Gesetzgebung,  oder  wenigstens  nach  der  herrschenden  Auflassung  der- 
selben, bereits  ein  nicht  immer  gerechtfertigtes  Einkommensteuerprivileg 
genießen.  An  sich  stehen  der  Wert  der  Wohnung  im  eigenen  Hause 
und  der  Wert  einer  Gemäldegallerie  in  der  eigenen  Wohnung  voll- 
kommen parallel.  W’eswegen  der  Besitzer  einer  Gemäldegallerie  seine 
Nutzung  nicht  als  Einkommen  versteuern  soll,  weswegen  eine  Bibliothek 
wie  die  Strousberg’sche  nicht  einmal  mit  dem  Betrage  zur  Einkommen- 
steuer veranlagt  werden  soll,  welchen  der  Besitzer  für  einen  ent- 
sprechenden Genuß  an  Leihbibliotheken  hätte  zahlen  müssen,  dafür 
mag  es  vielleicht  praktische,  aber  nicht  prinzipielle  Gründe  geben2). 
Um  so  weniger  dürfen  diese  Objekte  der  Vermögenssteuer  entzogen 
werden.  Von  verschwindend  geringen  Ausnahmen  abgesehen,  haben 
heute  Sammlungen  von  Kunst-  und  Wissenschaftsgegenständen  bereits 
einen  Verkehrswert,  in  dessen  Bestimmung  die  Schwierigkeiten  nicht 
über  ein  von  der  Praxis  zu  bewältigendes  Maß  hinausgeben.  Die 
wenigen  Fälle  aber,  in  denen  „unschätzbare“  Werte  vorliegcn,  werden 
meistens  so  liegen,  daß  es  lohnt,  ein  sachverständiges  Gutachten  über 
den  zweifellosen  Minimalwert  einzuholen. 

Allerdings  kann  zuweilen  die  Besteuerung  von  Kunstobjekten  zu 
einer  unbeabsichtigten  Härte  ausschlagen.  Wenn  für  die  Erhaltung 
einer  kleinen  Gemäldesammlung  stiftungsmäßig  100  Mark  jährlich  aus- 
gesetzt sind  und  in  einem  der  Bilder  eines  Tages  ein  echter  Rafael 
entdeckt  wird,  dessen  Verkaufswert  infolge  dessen  auf  mindestens 
200000  Mark  geschätzt  wird,  so  würde  eine  Vermögenssteuer  von  */* 
pro  Mille  gerade  ausreichen,  um  den  gesamten  Verwaltungsetat  zu 
verschlingen.  Um  indeß  einer  hierin  liegenden  Härte  zu  begegnen, 


1)  Die  Unmöglichkeit,  eine  solche  Verteilung  am  Kideikommiß  darchzuführeu,  ist 
der  anschaulichste  Beweis  dafür,  daß  Familienfideikommiß  und  Leibrente  in  Bezug  auf 
Vermögeu.vsteuer  nicht  gleichgestellt  werden  dürfen  (vgl.  S.  185).  Wollte  man  den 
Gedanken  gang,  den  wir  in  Bezug  auf  die  Rente  verfolgt  haben,  analog  auf  das  Kideikommiß 
anwenden,  so  mußte  man  auch  hier  den  Nießbraucher  mit  dem  kapitalisierten  Werte  des 
lebenslänglichen  Nießbrauches,  deu  Eigentümer  mit  dem  Rest  des  Vermögenswertes  heran- 
sieben.  Nießbraucher  ist  der  Fideikommißbesitser,  und  als  Vertreter  der  Familie,  welche 
•1»  Eigentümerin  zu  denken  ist,  einen  anderen  als  den  Nießbraucher  zu  nehmen,  wird  in 
der  Regel  eine  praktische  Unmöglichkeit  sein.  Speziell  bei  Majoraten  ist  es  auch  die  der 
Stillung  zu  Grunde  liegende  Idee,  dafs  der  Majoratsherr,  mit  dem  Majorat  in  der  Hand, 
als  Repräsentant  der  Familie  gelten  soll.  Selbst  für  die  juristische  Konstruktion  hat  sich 
erst  neuerdings  wieder  Gierke  dahin  ausgesprochen,  daß  nichts  übrig  bleibe,  als  ,,dem 
jedesmaligen  Besitzer  das  Eigentum  zuzuschreiben“  (Handwörterbuch  d.  Staatswßseusch., 
Bd.  a,  Jena,  1892,  8.  417). 

2)  Vergl.  Über  die  vielfach  behandelte  Frage  der  Einkommensqualitit  von  Nutzungen 
an  Mobilien  namentlich:  Cohn,  Finanzwissenschaft,  S.  478/9. 

Drtt*  Folge  Bd.  IV  iUX).  1 4 
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würde  es  genügen,  die  Finanzverwaltung  zu  ermächtigen,  bei  Samm- 
lungen von  Gegenständen  der  Kunst  und  Wissenschaft,  welche 
öffentlich  zugänglich  sind,  die  Vermögenssteuer  bloß  von 
einem  Teile  des  Wertes  zu  erheben. 

7. 

Tarif. 

Der  Scholz’sche  Entwurf  legte  auf  die  Kapitalrente  eine  Steuer 
von  2°/„,  die  von  10000  M.  Rente  abwärts  bis  600  M.  degressiv  bis 
*/»  °/o  sank.  Eine  durchschnittliche  4 “/„ige  Verzinsung  vorausgesetzt, 
würde  dies  einer  Kapitalsteuer  von  0,8  •/„  0 entsprechen,  degressiv  für 
Kapitalien  von  250CO0  M.  abwärts  bis  15000  M.  bis  0,9 

Eine  Vermögenssteuer,  welche  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des 
Einkommens  erhoben  werden  soll,  ist  an  einen  niedrigeren  Satz  ge- 
bunden. Aus  den  oben  dargelegten  Gründen  glaube  ich  nicht,  daß 
diese  über  0,S  °/0  0 hinausgehen  kann.  Andrerseits  ist  dieser  Satz 
mäßig  genug,  um  eine  starke  Degression  entbehrlich  zu  machen.  Eine 
gewisse  Abschwächung  tritt  durch  die  Freilassung  von  je  3000  M. 
Für  Geldkapital  und  für  Hausrat  (s.  o.  S.  189)  von  selbst  ein.  Setzt 
man  den  Wert  des  Hausrats  bei  den  kleinen  Vermögen  niedriger,  bei 
den  etwas  größeren  höher  an,  so  würde  sich  der  Promillesatz  etwa 
wie  folgt  stellen. 

(Tabelle  S.  211.) 

Die  Tabelle  zeigt,  daß  bei  den  Vermögen  über  100000  Mark  die 
Steuerfreiheit  der  unteren  6000  Mark  anfängt  bedeutungslos  zu  werden. 
Aus  den  andern  Orts  angegebenen  Gründen l)  wäre  ich  gleichwohl 
dafür,  jene  Steuerfreiheit  nicht  auf  die  kleinen  Vermögen  zu  be- 
schränken. Je  sicherer  wir  der  Notwendigkeit  entgegengehen,  den 
großen  Vermögen  und  Einkommen  steigende  Lasten  zuzumuten,  desto 
weniger  dürfen  wir  die  Gesetze  so  einrichten,  daß  in  dem  Wohlhabenden 
die  Anschauung  erweckt  wird,  als  ob  für  sie  ein  den  unteren  Stufen  ge- 
gebenes Privileg  bereits  eine  Mehrbelastung  enthalte. 

Im  Vergleich  zum  Scholz’schen  Entwurf  ist  der  Steuerfuß  bis 
gegen  100000  Mark  hin  höher,  erreicht  hier  die  ungefähre  Höhe  der 
Scholz’schen  Belastung,  um  im  Vergleich  zu  dieser  beständig  zu 
sinken,  bis  bei  einem  Vermögen  von  260000  Mark  das  konstante  Ver- 
hältnis erreicht  ist.  Dieses  Verhältnis  scheint  mir  in  der  That  das 
wünschenswerte  zu  sein.  Die  Einkommen  aus  Vermögen  bis  zu 
100000  Mark  befinden  sich  größtenteils  in  den  Händen  von  Besitzern, 
welche  infolge  des  neuen  Einkommensteuergesetzes  an  weitgehenden 
Entlastungen  teilgenommen  haben,  die  eigentlich  nur  den  unfundierten 
Einkommen  zugedacht  waren.  So  berechtigt  es  zur  Zeit  des  Scholz- 
schen  Entwurfs  war,  diese  Stufen  besonders  zu  schonen,  so  berechtigt 
ist  es  heute,  sie  mit  dem  vollen  Satz  heranzuziehen.  Wer  andrerseits 

1)  Jahrbücher  &9,  8.  78—79. 
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Von  einem 
Gesamt- 
Termögen  von 

M. 

entspre- 
chend einer 

4 ‘/»'s«“ 

Rente  von 

M 

bleiben 

steuerfrei 

M. 

werden  be- 
steuert 

M 

mit 

M. 

Also  vom 
Gesamt-  1 
vermögen 

0/ 

/o  0 

Steuerfu's 
nach  dem 
Scholl' sehen 
Entwurf  in 
tJmrechnunf 
auf  da«  Kapital 

•/.. 

4 000 

160 

4 000 

— 

0.00 

0.00 

0,00 

5000 

200 

4 000 

I 000 

0.50 

0,10 

0,00 

10  000 

400 

5 000 

5 OOO 

2.50 

O 25 

0,00 

20  000 

800 

6000 

14  OOO 

7*00 

0.35 

0,20 

30  000 

I 200 

6000 

24  OOO 

12.00 

0.40 

0,24 

40  000 

1 600 

6000 

34000 

17,00 

0.43 

0,32 

50  000 

2 OOO 

6 000 

44  000 

22  00 

0.44 

0,36 

60  000 

2 4OO 

6 OOO 

54  000 

27.00 

0,4  5 

0,36 

70  000 

2 800 

6 000 

64  000 

3^.00 

0,4  6 

0,4  0 

80  000 

3 200 

6000 

74000 

37,00 

0,4  6 

0,4  4 

90  000 

3 600 

6000 

84  000 

42.00 

047 

0.44 
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4 OOO 

6000 

94  000 

47*00 

0.47 

0,48 

tioooo 

44OO 

6 000 

104  000 

52.00 

0.47 

0,52 

120  000 

4 800 

6000 

1 14  000 

57-00 

0,4  a 

0.52 

130  000 
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6 000 

124  000 

62,00 

0.4  8 

0.56 

I4OOOO 

5 600 

6000 

134  000 

67,00 

O 48 

0,60 

150  000 

6 000 

6 000 

144  000 

72.00 

0.48 

O 60 
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6400 

6000 

154  000 

77-ou 

0.48 

0,64 

170  000 

6 800 

6 000 

164000 

82.00 

0,48 

0,64 

180  000 

7 200 

6000 

174  000 

87.00 

0,4  8 

0,68 

190  000 

7 600 

6 000 

184  000 

92.00 

0.48 

0 68 

200  000 

8 coo 

6000 

194  000 

97-oo 

0,40 

0.68 

210000 

8400 

6000 

204000 

102,00 

0,49 

0.72 

220  000 

8 800 

6000 

214  000 

107.00 

0.49 

0,72 

230  000 

9 200 

6000 

224000 

112,00 

0.49 

0,7  6 

24OOOO 

9 600 

6000 

234000 

117.00 

0.49 

0,76 

250  000 

10000 

6 000 

244  000 

122,00 

0,49 

0,76 

260  000 

10400 

6 000 

254  000 

127,00 

O 49 

0,80 

270  000 

10800 

6000 

264  000 

132,00 

0,4  9 

0.80 

280  000 

11  300 

6000 

274  000 

137.00 

0,4  9 

0.80 

290  000 

11  600 

6000 

284  000 

142.00 

0.4  9 

0,80 

300  000 

13  OOO 

6000 

294  000 

147,00 

0.49 

0,80 

meint,  daß  die  Vermögen  über  100000  Mark  noch  stärker  zu  belasten 
seien,  der  muß  sich  klar  machen,  daß  der  geeignete  Platz  dafür  die 
Einkommen-,  aber  nicht  die  Vermögenssteuer  ist. 

Was  endlich  die  Steuerpflicht  der  Vermögen  bis  etwa  15000  Mark 
betrifft,  so  sind  die  Gründe  gegen  deren  Steuerfreiheit  bereits  oben 
(S.  180.  196)  auseinandergesetzt.  Eine  Modifikation  würden  diese  Gründe 
nur  dann  erleiden , wenn  der  Gedanke  einer  ergänzenden  Kopfsteuer 
Aussicht  auf  Verwirklichung  hätte.  Dann  wären  so  minimale  Beträge 
in  einer  Vermögenssteuer  nicht  empfehlenswert. 

Jedenfalls  ist  die  Tarifierung  der  Steuer  nach  den  obigen  Vor- 
schlägen so  einfach,  und  der  Satz  von  I|s  pro  Mille  so  allgemein 
durchzuführen,  daß  man  des  Systems  der  Steuerstufen  nicht  mehr 
bedarf.  So  weite  Steuerstufen  vollends,  wie  der  Scbolz’scbe  Ent- 
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wurf  sie  vorgeschlagen  hatte,  leisten  erfahrungsmäßig  der  Anschauung 
Vorschub,  als  ob  es  sich  in  Steuersachen  gar  nicht  um  annähernd  ge- 
naue , sondern  nur  um  ganz  ungefähre  Größenangaben  handele  (vergl. 
Jahrbücher  59,  S.  81. 


8. 

Organe. 

So  wenig  daran  gedacht  werden  kann , filr  die  Vermögenssteuer 
eine  eigene  Organisation  zu  schaffen,  so  läßt  sich  doch  voraussehen, 
daß  die  Organisationsmängel,  welche  unsrer  direkten  Steuerverwaltung 
anhaften,  durch  Einfügung  dieser  neuen  Steuer  noch  erheblich  deut- 
licher in  die  Erscheinung  treten  werden.  Die  Schwierigkeiten,  welche 
sich  einer  genauen  Ermittelung  des  Vermögens  entgegenstellen,  sind 
nicht  dieselben,  mit  denen  die  Einkommensermittelung  zu  kämpfen 
hat  Die  Einführung  einer  Vermögenssteuer  bedeutet,  wenn  auch  nicht 
gerade  eine  Verdoppelung,  so  doch  eine  erhebliche  Vermehrung  der 
Schwierigkeiten , denen  unsere  Veranlagungsorgane  nicht  gewachsen 
sind.  Ferner  wird  durch  die  gleichzeitige  Vermögens-  und  Einkom- 
raensaufnahme  eiue  Vergleichurg  der  beiderseitigen  Ergebnisse  möglich 
sein,  welche  dazu  dienen  muß,  die  unzureichende  Lösung  der  Aufgabe, 
über  welche  man  sich  jetzt  noch  zuweilen  hinwegtäuschen  konnte,  deut- 
lich in  das  Licht  zu  setzen. 

Mit  vollem  Recht  ist  als  der  bedeutendste  Mangel  in  der  heutigen 
Organisation  das  Fehlen  eines  berufsmäßigen  Steuerbeamtentums  be- 
tont worden ').  Der  preußische  Landrat  als  Vorsitzender  der  Veran- 
lagungskommission im  Nebenamt  wird,  so  oft  auch  die  Regierung  von 
ihrer  Befugnis,  einen  anderen  Vorsitzenden  zu  ernennen,  Gebrauch 
machen  mag,  doch  der  Typus  dieses  Beamtentums  bleiben.  Um  aber 
im  Laufe  der  Zeit  das  nötige  Quantum  an  Erfahrungen  für  das  Ver- 
anlagungsgeschäft zu  sammeln,  muß  wenigstens  in  einer  Instanz  der 
Verwaltung  ein  Beamtentum  ausgebildet  werden,  welches  das  Veran- 
lagungsgeschäft als  Hauptberuf  betrachtet,  welches  von  einem  Teile 
der  Monarchie  in  den  anderen  versetzt,  die  gesammelten  Erfahrungen 
vergleichen  und  ins  Gleichgewicht  setzen  lernt,  welches  auf  der  einen 
Seite  den  Kniffeu  in  den  Angaben  der  Deklaranten  nachzugehen,  auf 
der  anderen  Seite  aber  auch  Ueberbürdete  herauszufinden  und  mit 
Wohlwollen  zu  behandeln  weiß:  ein  Beamtentum,  welches  mit  genügen- 
der finanzwissenschaftlicher  Schulung  und  Erfahrung  die  Fähigkeit 
verbindet,  Land  und  Leute  kennen  zu  lernen,  und  die  Kenntnis  der 
Personen  für  die  richtige  Zusammensetzung  der  Kommissionen  und  für 
die  Geberwachung  ihrer  Geschäftsführung  zu  verwerten. 

Ob  wir  die  Elemente  zu  einem  solchen  Beamtentum  besitzen,  ist 
mehr  als  zweifelhaft.  Für  die  Einführung  einer  Steuer  mag  dieses 
Bedenken  gleichgiltig  sein , für  ihre  Fortführung  aber  nicht.  So 
unberechtigt  es  wäre,  durch  die  Besorgnis  vor  einem  Mangel  an  taug- 


1)  Vergl.  namentlich  Wagner,  Finanzarchiv  8,  11.  S.  599 
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lichcm  Personal  eine  Reform  wie  diese  zu  unterlassen,  ebenso  un- 
berechtigt wäre  es,  nach  gewagter  Reform  die  Fürsorge  für  die 
passenden  Organe  und  die  passenden  Träger  derselben  aus  dem  Auge 
zu  setzen. 

In  dem  Betonen  des  Mangels  an  geeignetem  Beamtenmaterial  und 
an  geeigneten  Inspektionsorganen  übersieht  man  aber,  daß  es  sich  in 
beiden  Beziehungen  gar  nicht  um  spezifische  Eigentümlichkeiten  der 
Steuerverwaltung  handelt,  sondern  um  zwei  organische  Fehler  der 
heutigen  preußischen  Staatsverwaltung,  welche  früher  oder  später  in 
allen  Ressorts  sich  geltend  machen  müssen.  Das  eine  ist  der  allzu 
geringe  Einfluß  der  praktischen  Ressorts  auf  die  Vorbildung  ihres 
jungen  Nachwuchses.  Wenn  nach  dem  übereinstimmenden  Urteil  aller 
Beteiligten  unsere  zukünftigen  Beamten  die  Hochschulen  nicht  mit 
der  ausreichenden  Vorbildung  verlassen,  so  ist  es  zwar  löblich,  wenn 
die  Fachverwaltungen  ihren  Vorbereitungsdienst  dazu  benutzen,  um 
Versäumtes  nachholen  zu  lassen.  Es  ist  aber  ein  verhängnisvoller 
pädagogischer  Irrtum,  zu  glauben,  daß  ein  solches  Nachbolen  durch- 
weg und  auf  die  Dauer  möglich  sei.  Es  giebt  gewisse  Dinge,  die  ein 
Mensch  nie  mehr  lernt,  wenn  er  sie  nicht  im  ersten  Jünglingsalter 
gelernt  hat.  Das  Mittel,  durch  Prüfungsreglements  und  durch  die 
Prüfungen  selbst  die  nicht  genügend  Vorgebildeten  auszuscheiden, 
genügt  hierfür  nicht.  Die  Erfahrung  lehrt,  daß  in  allen  diesen  Prü- 
fungen die  thatsächlich  vorhandene  Durchschnittsbildung  den 
Maßstab  für  die  Beurteilung  aufzwingt,  während  umgekehrt  Veran- 
staltungen nötig  sind,  welche  der  praktischen  Verwaltung  einen  Ein- 
fluß darauf  gewähren,  daß  nach  dem  Maßstab  ihrer  Bedürfnisse  sich 
jene  Durchschnittsbildung  ändere.  Eine  Zusammenstellung  aller  Ver- 
waltungsaufgaben, für  welche  es  dem  modernen  Staat  an  geeignetem 
Personenmaterial  fehlt,  würde  die  anschaulichste  Illustration  dafür 
seiD,  wie  wenig  unsere  Universitätsbildung  den  neu  erwachsenden  Be- 
dürfnissen der  Zeit  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Rechts-  und  Staats- 
wissenschaft gefolgt  ist. 

Und  ebenso  ist  der  Ruf  nach  wirksamerer  Inspektion  in  der  Ver- 
waltung der  direkten  Steuern  nichts  als  ein  an  einem  einzelnen 
Punkte  zu  Tage  tretender  organischer  Mangel  unseres  Staatswesens. 
In  der  Ausstattung  der  Centralbehörden  mit  sachkundigen  Kräften,  in 
der  Regelung  des  Inspektionswesens  sind  die  preußischen  Ressorts 
hinter  anderen  großen  Staaten  zurückgeblieben.  In  den  letzten  Jahr- 
zehnten hat  sich  die  Leistungsfähigkeit  unserer  großen  Selbstverwal- 
tungskörper ganz  außerordentlich  gehoben  und  ein  so  bedeutendes 
Quantum  an  Sachkenntnis  und  Intelligenz  absorbiert,  daß  für  die  cen- 
tralen Staatsbehörden  nicht  immer  der  genügende  Rest  übrig  geblieben 
zu  sein  scheint.  Vom  Ministerium  des  Aeußeren  und  des  Krieges  ab- 
gesehen, haben  alle  preußischen  Ministerialverwaltungen  das  Schicksal 
gehabt,  daß  sie  aus  Mangel  an  centralisierter  Sachkenntnis  einen  immer 
größeren  Teil  von  Autorität  an  die  Selbstverwaltungskörper  haben  ent- 
gleiten sehen.  Die  in  unseren  Ministerien  vorhandenen  Arbeitskräfte 
sind  in  einer  geradezu  übermenschlichen  Weise  angespannt,  und  schon 
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giebt  es  grobe  Teile  der  inneren  Verwaltung,  welche  in  dem  höheren 
Maatsbeamtentum  kaum  anders  als  notdürftig  vertreten  sind.  Die  ein- 
fache Folge  hiervon  ist  es,  daß  das  Inspektionswesen,  welches  im  Zeit- 
alter entwickelter  Selbstverwaltung  gesteigert  werden  müßte,  im  Ver- 
gleich zum  Zeitalter  des  Absolutismus  ganz  bedeutend  zurückge- 
gangen ist. 

Lebrigens  würde  auch  mit  dem  besten  Beamtentum  und  den 
besten  Organen  nicht  alljährlich  die  vollkommenste  Veranlagung  zu 
erstreben  sein,  schon  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  dieselbe  zu  teuer 
wäre.  Die  Vermehrung  des  Veranlagungsgeschäfts  durch  die  Ver- 
mögensaufnahme und  durch  deren  kritische  Vergleichung  mit  der  Gin- 
kommensermittelung wird  ein  neuer  Anstoß  sein  müssen,  um  für  die 
genauere  Prüfung  der  Veranlagungen  einen  Turnus  der  einzelnen 
Landesteile  etwa  in  fünfjähriger  Wiederkehr  durchzuführen.  Die  35 
Regierungsbezirke  der  Monarchie  wären  in  fünf  Schläge  einzuteilen, 
deren  genauere  Durcharbeitung  abwechseln  müßte.  Diese  Schläge 
dürften  nicht  geographische  Ganze  sein,  auch  müßte  es  nach  Möglich- 
keit geheim  gehalten  werden,  welcher  Regierungsbezirk  in  welchem 
Jahre  zur  genaueren  Durcharbeitung  gelangt,  ln  einem  solchen  Be- 
zirk wäre  eine  numerische  Verstärkung  der  Veraulagungs-  und  der  Be- 
rufungskommissionen viel  weniger  nötig,  als  eine  sorgfältige  Besetzung  mit 
ausgesucht  kundigen  Männern,  deren  Aufgabe  es  wäre,  auf  diese  möglichst 
unmerkliche  Art  im  Laufe  der  Zeit  in  der  ganzen  Monarchie  eine  größere 
Gleichmäßigkeit  und  Zuverlässigkeit  der  Veranlagungen  herbeizuführen. 
Diesem  regelmäßigen  Turnus,  welcher  wohl  geeignet  wäre,  ein  geord- 
netes Inspektions wesen  heranzubilden,  müßten  alljährlich  eine  Anzahl 
kleinerer  und  plötzlich  unternommener  Stichproben  zur  Seite  gehen. 

9. 

Konstitutionelles.  — Formales. 

Was  sich  der  Einführung  einer  Vermögenssteuer  in  Preußen  ent- 
gegenstellen wird,  sind  nicht  sowohl  individuelle  Gründe  gegen  die 
Zweckmäßigkeit  dieser  Besteuerungsform,  als  vielmehr  die  ganz  all- 
gemeine Abneigung  gegen  neue  Steuern  überhaupt. 

Jeder  Ankündigung  einer  neuen  Steuervorlage  tönt  bei  uns  der 
parlamentarische  Ruf  entgegen:  keine  neuen  Steuern!  Diese  Parole 
ist  nicht  bloß  populär  für  die  Wahlen , sie  hat  auch  im  Parlament 
selbst  ihre  ganz  gewichtige  Bedeutung.  Unsere  Anschauungen  von 
den  PHichten  des  Abgeordneten  haben  sich  in  der  Zeit  des  beginnen- 
den Parlamentarismus  gebildet,  wo  ein  Volk,  das  über  Gebühr  lange 
von  der  Kontrole  seiner  Finanzen  fern  gehalten  war,  in  der  Zulassung 
dieser  Kontrole  das  beste  Mittel  für  die  Herabminderung  der  Steuer- 
lasten erblickte.  Seit  damals  ist  schier  ein  halbes  Jahrhundert  ver- 
gangen. Die  Erfahrung,  daß  das  Parlament  bei  uns  wie  überall  zur 
Vermehrung  der  Steuern  geführt  hat,  ist  an  jener  Anschauung  spur- 
los vorübergegangen,  und  selbst  die  Thatsache,  daß  die  Nichtliberalen 
bereits  seit  14  Jahren  die  Mehrheit  in  unsern  Parlamenten  haben. 
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hat  an  der  ideellen  Bedeutung  jener  Grundanschauung  über  den  Parla- 
mentarismus verhältnismäßig  wenig  geändert.  Wie  ein  Bild,  das  im 
Vordergründe  einige  Gestalten  in  kräftigem  Rot  zeigt,  sich  nach  hinten 
hin  sanfter  und  sanfter  bis  zum  mattesten  Rosa  abtönen  kann,  ohne 
doch  darum  im  Ganzen  den  Gesamteindruck  der  Grundfarbe  zu  ver- 
lieren, so  wirken  in  unserem  parlamentarischen  Leben  noch  immer 
die  Ideen  des  kampflustigen  jugendlichen  Liberalismus,  welcher  für 
seine  Epigonen  wie  für  seine  Gegner  in  gleicher  Weise,  wiewohl 
in  verschiedenem  Grade,  farbegebend  geworden  ist. 

Wenn  daher  in  unsern  Parlamenten  sich  die  traditionelle  An- 
schauung erhalten  hat,  ein  Parlament  sei  dazu  da,  um  neue  Steuern 
zu  verhindern,  so  hat  sich  in  der  ihm  gegenüberstehenden  Regierung 
die  entsprechende  Anschauung  erhalten,  daß  in  dem  Kampfe  um 
Steuern  wenigstens  der  feste  Boden  klarer  und  dauernder  Bewilligung 
nicht  verlassen  werden  dürfe.  „Die  bestehenden  Steuern  werden  fort- 
erhoben“,  dies  war  die  Fahne,  unter  deren  Zeichen  die  Regieruug  den 
Konflikt  durchgekämpft  hatte.  Es  gehört  zu  den  traditionellen  Sätzen 
der  preußischen  Finanzpolitik,  dem  Parlament,  welches  so  schwierig 
in  der  Bewilligung  neuer  Steuern  ist,  wenigstens  in  der  Forterhebung 
einmal  bewilligter  keinerlei  Einfluß  zuzugestehen.  Auch  hier  hat 
freilich  die  Erfahrung  gezeigt,  daß  einerseits  die  Parlamente  einen 
Versuch,  die  Steuern  zu  verringern,  gar  nicht  wagen,  daß  man  sie 
andrerseits  wegen  der  beständigen  Veränderungen  im  Staalsleben 
ohnedies  braucht,  und  daß  so  das  bloße  Recht  der  Forterhebung  der 
Steuern  als  Garantie  für  die  Unabhängigkeit  vom  Parlamente  fast 
bedeutungslos  wird.  Wiewohl  heute  an  der  Spitze  des  preußischen 
Finanzministeriums  ein  Mann  steht,  welcher  einstens  selbst  an  dem 
Kampfe  für  die  Volksrechte  in  den  vordersten  Reihen  gestanden  hat, 
so  wirkt  dennoch  auch  hier  das  Schwergewicht  dieser  jahrzehnte- 
langen Regierungspolitik  dagegen,  die  Einführung  einer  neuen  Steuer 
mit  der  Durchbrechung  jenes  Prinzips  zu  ermöglichen. 

Zwischen  diesen  beiden  historisch  erklärlichen  Abneigungen  Hegt 
in  der  Gegenwart  das  Bedürfnis  nach  neuen  Steuern  und  nach  neuen 
Garantien  gleich  legitimiert  neben  einander. 

Das  Bedürfnis  nach  neuen  Steuern  ist  ganz  unabhängig  vom 
Steigen  der  Staatsausgaben  schon  in  ihrer  gegenwärtigen  Höhe  ge- 
boten durch  die  Kompliziertheit  unseres  wirtschaftlichen  Körpers. 
Eiu  Volk  von  Ackerbauern  auf  verhältnismäßig  gleichem  Boden  kann 
seine  Verfassung  auf  eine  Grundsteuer  gründen,  die  vielleicht  bloß 
nach  dem  Flächenmaß  umgelegt  wird.  Auch  wo  Landwirtschaft,  Handel 
und  Industrie  bereits  neben  einander  stehen,  kann  ein  Staat  mit  Er- 
tragssteuern und  einer  zusammenfassenden  Einkommensteuer  aus- 
kommen,  solange  die  Staatsbedürfnisse  an  die  Steuerkraft  nur  mäßige 
Anforderungen  stellen.  Sobald  aber  in  diesen  Anforderungen  ein  ge- 
wisser Grad  erreicht  ist,  muß  die  Schwere  der  Last  durch  eine  ge- 
schicktere Verteilung  ausgeglichen,  d.  h.  der  allzu  schwere  Druck 
weniger  Steuern  durch  die  Mannigfaltigkeit  vieler  einigermaßen  ge- 
hoben werden. 
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Aber  ebenso  ist,  ganz  unabhängig  von  parlamentarischen  .Macht- 
gelüsten , in  unsern  Finanzen  an  sich  das  Bedürfnis  nach  neuen 
Garantien  begründet.  Auch  diese  Garantien  sind  geboten  durch  das 
Schwergewicht  der  schon  heute  erreichten  Höhe  unserer  Steuern.  Einen 
so  bedeutenden  Bestandteil  des  Nationalvermögens  giebt  ein  Volk  nicht 
mehr  heraus  ohne  dns  Bewußtsein,  daß  die  Leistung  in  dem  geforderten 
Maße  eine  Notwendigkeit  ist.  Ein  Institut  wie  die  Selbsteitisch&tzung 
hat,  wenn  es  vollständig  wirken  soll,  zur  Voraussetzung,  daß  jeder 
Selbsteinschätzende  eine  Garantie  dafür  hat,  daß  durch  die  Gewissen- 
haftigkeit der  Selbsteinschätzungen  die  Gesamtsteuerlast  des  Landes 
nicht  vermehrt  wird.  Je  zweifelloser  dem  Steuerpflichtigen  diese 
Garantie  geboten,  je  deutlicher  sie  in  den  Gesetzen  ausgedrückt  und 
in  das  Bewußtsein  der  gebildeten  Klassen  übergeführt  wird,  desto  ge- 
ringer wird  die  Versuchung  zu  Defraudationen,  desto  stärker  wird 
die  allmähliche  Gewöhnung  zu  streng  wahrheitsgemäßer  Deklaration 
und  die  öffentliche  Verachtung  der  Abweichung. 

So  liegt  denn  die  wahre  Bedeutung  neuer  Steuern  und  neuer 
Garantien  gerade  auf  den  entgegengesetzten  Seiten,  als  wo  sie  in  her- 
gebrachter Gewöhnung  gesucht  wird:  neue  Steuern  sind  nötig  im 
Interesse  der  Steuerzahler  und  neue  Garantien  im  Interesse  des  Fiskus. 

Dieser  Gesichtspunkt,  von  den  beiden  streitenden  Teilen  in  glei- 
cher Weise  verkannt,  hat  sich  ja  doch  in  dem  Jahrzehnte  langen 
Streit  immer  von  neuem  geltend  gemacht.  Jede  der  kleinen  Steuer- 
reformen, die  wir  erlebt  haben,  hat  mit  einem  großen  Geschrei  gegen 
neue  Steuern  und  einer  kühlen  Ablehnung  parlamentarischer  Garan- 
tien begonnen,  und  sie  hat  immer  wieder  mit  der  Bewilligung  neuer 
Steuern  und  mit  der  Bewilligung  neuer  Garantien  geendet  Ein  er- 
quickliches Bild  aber  gewähren  diese  Verhandlungen  keineswegs.  Das 
kleinliche  Feilschen  um  die  Festlegung  der  Ueberschüsse  der  preußi- 
schen Einkommensteuer  und  das  kleinliche  Resultat,  wie  es  sich 
schließlich  die  Regierung  in  den  §•?  82— 84  hat  mit  Zangen  vom  Leibe 
reißen  lassen,  legt  ihr  an  kleinen  Hindernissen  ein  größeres  Quantum 
in  den  Weg,  als  es  ein  offenes  und  freudiges  Bekennen  zu  dem  Grund- 
sätze thun  würde,  daß  mit  unserem  heutigen  Steuerrecht  parlamen- 
tarische Garantien  über  den  Maximalbetrag  innerlich  verknüpft  sind. 
Gerade  die  Regierung,  welche  nach  unseren  Verfassungsverhältnissen 
in  der  ganzen  Steuerreform  so  glücklich  die  Initiative  in  der  Hand 
behalten  hat,  besitzt  vor  dem  parlamentarischen  Faktor  das  große 
Vorrecht,  durch  freiwillige  Aufgabe  einer  doch  nicht  zu  haltenden 
Position  dem  Rivalen  den  Rang  abzulaufen. 

Die  naturgemäße  Garantie  dafür,  daß  die  Steuern  nicht  über  das 
Maß  des  Bedürfnisses  hinaus  erholjen  werden,  wäre  unter  unseren 
Verfassungsverhältnissen  die  jährliche  Kontingentierung  1 ),  wie  wir  sie 
für  die  Klassensteuer  von  1872—1883  in  der  That  besessen  haben. 
Man  kann  bei  dieser  Ansicht  vollständig  unterschreiben,  was  Gustav 

1)  Id  die  diesbezügliche  Terminologie  ist  in  den  letzten  Jahren  eine  arge  Verwirrung 
eingerissen.  Für  Steuern,  deten  Steuerfufs  (Quote)  fe»tsteht  und  deren  Steuersoll  bloß» 
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Cohn  kürzlich  in  diesen  „Jahrbüchern“  ausgeführt  hat  '),  „daß  alle 
Steuerreform  für  uns  in  erster  Reihe  auf  Steigerung  der  Er- 
giebigkeit unseres  Steuersystems  gerichtet  sein  muß.“  Denn  er- 
giebig sind  Steuern,  die  auf  Selbstdeklaration  beruhen,  in  desto 
höherem  Maße,  je  größer  die  Garantie  dafür  ist,  daß  durch  Wahr- 
heitsliebe der  Deklaranten  ihre  Gesamtsteuerlast  nicht  verschärft 
wird.  Nach  allen  unseren  bisherigen  Erfahrungen  wäre  auch  das 

Recht  der  jährlichen  Kontingentierung  in  der  Hand  der  Parlamente 
ganz  ungefährlich.  Wird  die  heute  zugelassene  Minimalsumme  der 
Einkommensteuer  belassen  und  darüber  hinaus  jeder  Mehrertrag  von 
der  jährlichen  Bewilligung  abhängig  gemacht,  so  tritt  damit  jedenfalls 
ein  würdigerer  Zustand  ein,  als  die  heutige  Festlegung  bestimmter 
Staatseinnahmen  für  bestimmte  Zwecke,  ein  Verfahren,  welches  au 
die  traurigste  Ständewirtschaft  des  16.  Jahrhunderts  erinnert. 

Endlich  für  die  bevorstehenden  Gesetzentwürfe  noch  einen  Wunsch, 
der  die  rein  formale  Seite  betrifft.  Einfachheit  der  Bestimmungen 
und  Klarheit  der  Ausdrucksweise  sind  für  Steuergesetze  von  größerer 
Bedeutung  als  man  heute  gewöhnlich  zugeben  will.  Nicht  als  ob 
Steuergesetze  in  höherem  Maße  als  andere  dazu  bestimmt  wären, 
vom  Volke  gelesen  zu  werden.  Aber  der  Inhalt  des  Steuer- 
rechts gehört  zu  den  Bestandteilen  des  Rechtslebens,  welche  den  Ein- 
zelnen am  allernächsten  augehen.  Je  mehr  Gewicht  bei  Abfassung 
eines  Gesetzes  auf  Klarheit  und  Uebersichtlichkeit  gelegt  wird,  desto 
eher  gelingt  es,  den  materiellen  Bestimmungen  den  Grad  von  Einfach- 
heit zu  sichern,  welcher  notwendig  ist,  um  dem  Volke  das  Bewußtsein 
von  der  Gerechtigkeit  dieser  Bestimmungen  beizubringen.  In  dieser 
Beziehung  sind  Staaten  mit  direkten  Steuern  gegenüber  denen, 
welche  sich  auf  ganz  oder  halb  indirekte  stützen,  ohnedies  erheb- 
lich im  Nachteil.  Es  wird  niemals  gelingen,  eine  Abgabe,  wie  die 
preußische  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  sein  soll,  in  so  knappe 
und  klare  Sätze  zu  bringen,  wie  sie  der  französische  Gesetzgeber 
seinen  Unterthanen  predigen  kann.  Allein  dies  muß  nur  ein  Grund 
mehr  sein,  bei  uns  auf  die  formale  Seite  der  Steuergesetzgebung  be- 
sondere Sorgfalt  zu  verwenden.  Das  preußische  Einkommensteuer- 
Gesetz  nimmt  zwar  unter  den  neueren  Gesetzen  auch  in  dieser  Be- 
ziehung eine  gehobene  Stellung  ein.  Allein  das  Niveau,  von  dem  aus 
es  sich  zu  erheben  hatte,  ist  so  bedauerlich  gering,  wird  sind  in  die- 
ser Beziehung  in  den  letzten  Jahrzehnten  so  tief  gesunken,  daß  dieser 
Ruhm  nicht  viel  besagen  will. 

▼om  Lrhebung.-ei  gebnis  abhängig  ist  , ist  der  technische  Ausdruck  der  Quotitätssteuern“ 
oder  ,,quoti*ierter  Steuern“  herkömmlich.  Den  Gegensatz  dazu  bilden  Steuern,  deren  Soll 
ein-  (fir  allemal  feststeht  (Kontingent)  und  deren  Quote  nötigenfalls  veränderlich  sein 
kann  : kontingentierte  Stenern“  In  neuerer  Zeit  aber  ist  namentlich  in  Parlamentsverhand- 

langen  für  die  jährliche  Bestimmung  des  Steuersolls  der  Ausdruck  ,,quotisieren“  aufge- 
kommen. so  daß  man  Steuern,  deren  Soll  jährlich  neu  bestimmt  wird,  „quotßierte“  Steuern, 
auch  wohl,  um  Kollisionen  zu  vermeiden,  ,,qnotifizierte“  Steuern  nennt  Was  man  damit 
meint,  ist  nicht»  weiter  als  eine  jährlich  neu  vorgenommene  Kontingentier»!  g. 

1)  Bd.  56.  S.  26. 


Digitized  by  Google 


218 


J.  Jastrow, 


Wie  dem  Gesetzestext  mehr  sprachliche,  seist  der  „Begründung“ 
unserer  Gesetzentwürfe  ganz  entschieden  etwas  mehr  wissenschaftliche 
Sorgfalt  zu  wünschen.  Früher  waren  die  den  Gesetzentwürfen  bei- 
gegebenen Entwürfe  wirklich  wissenschaftliche  Arbeiten,  und  zwar  teil- 
weise Arbeiten  ersten  Ranges.  Sie  stellten  das  Material  in  einer 
Weise  zusammen,  daß  der  Unkundige  belehrt  und  selbst  der  Kun- 
digste in  seiner  Kenntnis  noch  bereichert  wurde.  Heute  nehmen 
die  „Begründungen“  fast  nie  mehr  diesen  hohen  Standpunkt  ein. 
Häufig  aber  beschränken  sie  sich  ohne  Angabe  von  wirklichen  Grün- 
den blos  auf  eine  Paraphrase  der  gesetzlichen  Bestimmungen,  denen 
sie  die  Konstatierung  der  Thatsachen  hinzufügeu,  daß  für  dieselben 
Gründe  maßgebend  gewesen  sind  („es  empfiehlt  sich“,  „es  empfiehlt 
sich  nicht“,  „ebensowenig  empfiehlt  sich“).  Je  mehr  die  „Begründungen“ 
den  Charakter  wissenschaftlicher  Arbeiten  verloren  haben,  desto  mehr 
sind  sie,  da  wo  sie  wirklich  Sachliches  anführeu,  in  den  bekannten 
apologetischen  Fehler  verfallen,  bestehende  Einrichtungen,  wo  sie  dem 
Gesetzentwurf  analog  sind,  als  bewährt,  wo  sie  entgegengesetzt  sind, 
als  verfehlt  zu  bezeichnen,  statt  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen 
Falle  dem  Leser  das  Material  zu  geben,  welches  ihm  ein  Urteil  darüber 
ermöglichen  soll,  inwieweit  die  Einrichtung  bewährt,  inwieweit 
sie  verfehlt  ist.  Dinge,  wie  sie  in  dieser  Beziehung  der  Scholz’sche 
Entwurf  geleistet  hat,  haben  wir  ja  schwerlich  wieder  zu  erwarten. 
Aber  wenn  in  der  einzigen  bis  jetzt  vorliegenden  Notiz  des  „Reichs- 
anzeigers“ über  die  Vermögenssteuer  davon  gesprochen  wird,  daß  man 
mit  ihr  in  Amerika  „sehr  gute  Erfolge  erreicht“  habe,  so  muß  ent- 
weder das  preußische  Finanzministerium  im  Besitze  besonders  guter 
Informationen  über  die  amerikanische  Vermögenssteuer  sein,  welche 
allem,  was  man  sonst  über  dieselbe  erfährt,  widersprechen,  oder  — 
es  muß  das  Gegenteil  der  Fall  sein. 

Gegenwärtig  steht  die  Preußische  Finanzgesetzgebung  im  Mittel- 
punkte der  gesamten  Preußischen  Gesetzgebungsarbeit.  Hier  allein 
gelingt  es,  modernen  Ideen  gesetzlichen  Ausdruck  zu  verleihen.  Möchte 
die  Preußische  Finanzverwaltung  doch  auch  darin  den  andern  Res- 
sorts voraneilen,  daß  sie  auf  die  äußere  Form  der  Arbeit  das  Ge- 
wicht legt,  das  ihrem  inneren  Wert  entspricht! 

Berlin,  im  Juni  1892. 
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IV. 

Zur  Lehre  von  den  Lohngesetzen. 

Von 

Pr.  J.  Neumann. 

1.  Staatsopfer  und  Lohngesetz. 

Geforderte  Staatsopfer,  so  sprach  es  vor  nunmehr  hundert 
Jahren  Schlözer  offen  aus,  sind  B an  d i t en  fo  rder  u n ge  n *). 
Was  aber  noch  mehr  in  Verwunderung  setzen  kann  — den  in  der  ge- 
lehrten Welt  damals  herrschenden  Vorstellungen  entsprachen  diese 
Worte  durchaus  und  sind  auch  leicht  zu  erklären  aus  den  Verhält- 
nissen jener  Zeit. 

Denn  in  Sorge  vor  fiskalischer  Willkür  und  in  Sorge  namentlich 
vor  allen  jenen  Wunden,  die  eine  auf  starke  Polizei  gestützte  Merkan- 
tilpolitik dem  Einzel-  wie  dem  gemeinen  Interesse  schlug,  flüchtete 
man  damals  in  das  Gebiet  gesicherten  Privatrechts,  stellte  in  der 
Theorie  die  Heiligkeit  und  Unverletzlichkeit  des  Eigentums,  die  Unan- 
tastbarkeit aller  wohlerworbenen  Rechte  obenan  und  verlangte  vom 
„naturrechtlichen“  Staate,  vom  Staate,  wie  er  sein  sollte,  nach 
allem,  was  „Natur-  und  Menschenrecht“  an  die  Hand  gab,  in  erster 
Linie,  daß  er  jene  Rechte  schütze  und  bewahre.  Sie  zu  erhalten, 
war  seine  Pflicht  und  hierfür  nach  Maßgabe  des  Schutzes  Abgaben  zu 
zahlen,  Pflicht  des  Bürgers.  Aber  eben  nur  nach  diesem  Maße  sollte 
za  zahlen  Pflicht,  zu  fordern  Recht  sein.  Demi  darüber  hinaus  zu 
nehmen,  zu  nehmen  ohne  Entsprechendes  zu  geben,  hätte  ja  gehießen 
wohl  Erworbenes  antasten,  zu  Recht  Bestehendes  kürzen,  mit  einem 
Worte  sich  gegen  das  Grundgesetz  „naturrechtlichen  Staats“,  gegen 
das  Dogma  von  der  Erhaltung  des  Eigentums  durch  den  Staat  ver- 
sündigen „gleich  dem  Wegelagerer“. 

Alles  das  war  konsequent.  Und  verglichen  mit  jenen  von  dieser 
Lehre  bekämpften  feudalen  Vorstellungen,  die  auf  eine  heute  kaum 

1)  All*.  SUMtsrecht  1793.  S.  93  ff. 
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noch  begreiflich  erscheinende  Verquickung  öffentlicher  und  privater 
Rechte  hinausliefen,  konnten  Anschauungen  dieser  Art  sogar  als  Fort- 
schritt erscheinen.  Denn  so  wenig  es  uns  heute  in  den  Sinn  will,  daß 
der  Staat  dem  Krämer  gleich  nur  „Leistung  nach  Gegenleistung“  zu 
bieten  habe  — immerhin  war  von  solchem  „geschäftlichen“  Stand- 
punkte aus  noch  Fortschritt  und  F.n  t w i c k el  u n g möglich,  die 
vollständig  ausgeschlossen  waren,  solange  jenen  patrimonialcn  Vor- 
stellungen entsprechend  landesherrliche  wie  private  Rechte  von  Titeln 
abhängig  schienen,  denen  gegenüber  öffentliche  Bedürfnisse  und 
öffentliche  Interessen  gar  nicht  in  Frage  kommen  konnten1). 

Anders  heute!  Jenes  Angriffsobjekt  ist  verschwunden,  fiskalische 
Willkür  ausgeschlossen  und  damit,  so  sollte  man  meinen,  jenen  natur- 
rechtlichen Anschauungen  der  Boden  entzogen.  Und  doch  ist  gerade  in 
neuester  Zeit  insbesondere  beim  Ausbau  unserer  sozialen  Gesetzgebung 
manches  Wort  gesprochen,  das  mit  jenen  Schlözer’s  vortrefflich  zu  har- 
monieren scheint. 

Als  im  Jahre  1881  z.  B.  zu  Zwecken  :der  Unfallversicherung  aus 
allgemeinen  Mitteln  ein  Zuschuß  vom  Reiche  mit  der  Begründung  be- 
gehrt wurde,  daß  es  Aufgabe  staatserhaltendcr  Politik  sei,  in  den  be- 
sitzlosen Klassen  durch  ihnen  zugewandte  direkte  Vorteile  die  An- 
schauung zu  pflegen,  daß  der  Staat  eine  auch  ihren  Interessen 
dienende  wohlthätige  Anstalt  sei»),  da  stieß  gerade  diese 
Motivierung,  der  Hinweis  auf  Vorteile  und  Wohlthaten,  welche  den 
einen  auf  Kosten  der  andern  zu  teil  werden  sollten,  im  Reichstage 
auf  einen  Widerstand,  bei  dem  man  ähnlich  wie  vor  hundert  Jahren 


1)  Ueber  diese  Zusammenhänge  hat  sich  Verf.  bereits  iin  Aufsatz:  „Steuer  nach 

der  Steuerfähigkeit*'  in  diesen  Jahrbb  N.  F.  Bd.  I,  p.  514  ff.  (1880)  geäußert  und 
möchte  hierauf  Bezug  nehmen 

2)  Daß  der  Sinnt  sich  in  höherem  Mähe  als  bisher  — so  hiefs  es  in  der  Vorlage 
vom  8.  Marz  1881  (Nr.  41  der  Drucksachen)  — seiner  hilfsbedürftigen  Mitglieder  annehme. 
ist  nicht  blofs  eine  Pflicht  der  Humanität  und  des  Christentums , von  welchen  die  staat- 
lichen Einrichtungen  durchdrungen  sein  sollen,  sondern  auch  eine  Aufgabe  staats- 
erhaltender Politik,  welche  das  Ziel  zn  verfolgen  hat,  auch  in  den  besitz- 
losen Klassen  der  Bevölkerung,  welche  zugleich  die  zahlreichsten 
und  am  wenigsten  unterrichteten  sind,  die  Anschauung  zu  pflegen,  dafs 
der  Staat  nicht  hlofs  eine  notwendige,  sondern  auch  eine  wohlthätige  Einrichtung 
sei.  Zu  dem  Ende  müssen  sie  durch  erkennbare  direkte  Vorteile,  welche  ihnen 
durch  gesetzgeberische  Maßregeln  zu  teil  werden,  dahin  geführt  werden,  den  Staat  nicht 
als  eine  lediglich  zum  Schulz  der  besser  situierten  Klassen  der  Gesellschaft  erfundene, 
sondern  als  eine  auch  ihren  Bedürfnissen  und  Interessen  dienende  In- 
stitution aufzufassen. 

Das  Bedenken,  dafs  in  die  Gesetzgebung,  wenn  sie  dieses  Ziel  verfolge,  ein  so- 
zialistisches Element  eingefübrt  werde,  darf  von  der  Betretung  dieses 
Weges  nicht  abhalten.  Soweit  dies  wirklich  der  Fall,  handelt  es  sich  nicht  um 
etwas  ganz  Neues,  sondern  um  eine  Weiterentwickelung  der  aus  der  christlichen  Ge- 
sittung erwachsenen  modernen  Staatsidee,  nach  welcher  dem  Staat  neben  der 
defensiven  , auf  den  Schutz  bestehender  Rechte  abzielenden  auch  die  Aufgabe  obliegt, 
durch  zweckmäßige  Einrichtung  und  durch  Verwendung  der  zu  seiner  Ver- 
fügung stehenden  Mittel  der  Gesamtheit,  das  Wohlergehen  aller  seiner 
Mitglieder  und  namentlich  der  schwachen  und  hilfsbedürftigen  positiv 
zu  fördern.  (S.  228  ff.  der  Anlagen  zu  den  Stenograph  Berichten,  T.  I.) 
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schien. 

Ist  auch  freiwilliges  Geben,  so  hieß  es  da  z.  B.  aus  den 
Reihen  des  Zentrums,  von  jeher  christlicher  Grundsatz  gewesen  — mit 
dem  „Nehmen“  stehe  es  anders.  Ein  Nehmen,  bei  dem  „die  eine 
Klasse  zum  Vorteil  der  andern  ausgebeutet,  taxiert  und  besteuert 
werden  solle“,  führe  zu  kommunistischer  Beraubung,  beruhe  auf  „grund- 
falschem, ultrasozialistischem  Prinzipe“.  (Stenographische  Berichte, 
Session  1881 , Teil  II,  S.  1536,  Rede  des  Abgeordneten  von  Reichen- 
>perger.)  Und  noch  entschiedener  klang  es  in  gleichem  Sinne  natür- 
lich aus  dem  Munde  jener,  deren  laisscr  faire-Prinzip  im  Grunde  nur 
die  Konsequenz  jener  naturrechtlichen  Anschauung  ist,  daß  der  Staat 
mir  Bewahrer  bestehender  Rechte  sei,  und  nichts  weiter. 

Mit  dem  Tage  — so  hieß  es  da  — an  welchem  durch  Reichs- 
zuschuß das  Individuum  auf  allgemeine  Kosten  erhalten  werde, 
irstehe  eine  neue  Zeit,  aber  keine  glückliehe;  für  immer  werde  dieser 
Tag  in  Deutschlands  Geschichte  ein  dies  nefastus  sein.  Denn  er 
sanktioniere,  was  die  Regierung  selbst  bisher  bekämpft  — die  sozialisti- 
sche Beraubung  der  einen  zu  Gunsten  der  andern.  Ja,  er  ver- 
wirkliche die  schlimmste  Ausgeburt  der  Prinzipien  von  1789:  jene 
Fraternität,  die  damals  die  Kommunisten  durchzusetzen  versucht.  Und 
er  beginne  eine  Zeit  ähnlich  der,  da  man  dem  süßen  Pöbel  einst  mit 
Brot  und  Spielen  schmeichelte,  da  ein  großes  Reich  unaufhaltsam  dem 
Verfall  entgegenging!  *) 

Wie  bekannt,  sind  diese  Worte  auch  keineswegs  ohne  Wirkung 
geblieben.  Im  Gegenteil:  trotz  aller  Darlegungen  von  anderer  Seite, 


1)  Indem  die  Reichsregierung  hier,  engte  der  Abgeordnete  Bamberger  wörtlich, 
den  Boden  der  sozialistischen  Staatsgesetzgebuug  der  Sache  uud  dem  Be- 
kenntnis nach  betreten  hat,  hat  sie  einen  grofaen  bezeichnenden  Schritt  nicht  blofs  in 
der  geschichtlichen,  gesetzgeberischen  Entwickelung  Deutschlands,  sondern  vielleicht  der 
ganzen  Welt  gethan  Wenn  wir  in  Zukunft  verhängnisvollen  Ereignissen  in 
Aschen  des  sozialen  Kampfes  entgegensehen  müssen,  so  hat  die  Reichsregierung,  indem 
>is  sich  heute  ausdrücklich  auf  den  Boden  der  sozialistischen  Theorie 
»teilt,  eine  grofse  Verantwortlichkeit  übernommen  . . . Die  einzige  gesetzgeberische 
Potenz,  die  der  Sache  in  der  Weise  nahe  getreten  ist,  wie  es  hier  geschieht,  das  war 
der  französische  Konvent,  er  ist  unser  Vorgänger  . . . Der  Gedanke  ist 
der,  man  müsse  dem  Armen  zeigen,  dafs  der  Staat  nicht  blofs  für  die  Reichen  da  sei, 
sondern  auch  für  ihn , man  müsse  ihm  das  zeigen  durch  positive  Leistungen , durch 
Spenden,  das  Wort  ist  nicht  gebraucht,  aber  es  ist  gleichbedeutend  mit  der  Ge- 
währung einer  positiven  Leistung  Ist  das  ein  moderner  Gedanke?  Ich 
Klaube,  wenn  es  je  einen  antiken  Gedanken  gegeben  hat,  so  ist  es  dieser.  Das  ist 
der  Gedanke  der  römischen  Republik  in  ihrem  Verfall,  das  ist  der  Ge- 
danke der  athenischen  Republik  in  ihrem  Verfall.  Als  man  zu  jenen  Zeiteu  werben 
King  um  das  Aedilenamt  oder  um  die  Prätur,  oder  das  Konsulat, 
da  machte  man  solche  Spenden  dem  Volk,  da  warf  man  unter  die  Menge,  was  mau  den 
Provinzen  abgeprefst  hatte,  da  baute  man  Theater  für  den  süfsen  Pöbel  in  Rom  oder  ln 
Athen  und  zeigte  dem  Volk,  dafs  der  Staat  nicht  blofs  für  die  Reichen  da  sei,  sondern 
auch  zum  Vergnügen  und  zur  Unterhaltung  der  Massen  . . . Das  Ist  der  Staat  nur  dessen, 
der  mit  weifaer  Toga  einhergeht,  um  die  Stimmen  der  Wähler  zu  werben,  . . aber  nicht 
der  Staat  der  Pflichterfüllung  . . . 
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daß  es  sich  im  vorliegenden  Falle  nur  um  ein  Fortschreiten  auf  längst 
betretenen  Bahnen  bandle,  daß  im  Gegensatz  zu  jenen  naturrechtlichen 
Gebilden  der  moderne  Staat  es  von  jeher  als  seine  Pflicht  erachtet 
habe,  auch  materiell  den  Hilfsbedürftigen  zur  Seite  zu  stehen  *),  ver- 
warf der  Reichstag  damals  den  begehrten  Zuschuß.  Und  wenn  znr 
Durchführung  viel  weiter  greifender  Invaliditätsversicherung  später 
ein  Anderes  beliebt  wurde,  immerhin  war  auch  der  damals  zu  über- 
windende Widerstand  ein  großer,  und  daß  diese  Ueberwindung  gelang, 
erscheint  noch  heute  vielen  als  verhängnisvolle  Verirrung. 

Ist  das  berechtigt?  Zweifellos  nicht.  Und  doch  darf  man  anderer- 
seits diese  Bedenken  auch  nicht  als  unbegründete  bezeichnen.  Das 
sind  sie  ebensowenig  wie  mancher  seit  alters  erhobene  ähnliche  Eii.- 
wand  gegen  Gewährung  unentgeltlichen  Unterrichts,  Be- 
freiung der  unteren  Klassen  von  direkten  Steuern,  progres- 
sive Belastung  der  Wohlhabenden  u.  s.  w.  *). 

Gewährt  Ihr  aus  öffentlichen  Mitteln  jenen  Unterricht  — so  hat 
man  oft  gesagt,  und  verlangt  vom  Wohlhabenden,  daß  er  Schulen 
baue,  die  seiner  Kinder  Fuß  nie  betritt,  weshalb  da  nicht  Gleiches 
auch  bezüglich  Essen  und  Trinken,  Wohnung  und  Kleidung,  überhaupt 
mit  Bezug  auf  alle  jene  Dinge  fordern,  die  noch  viel  wichtiger  sind 
als  Schule  und  Unterricht,  und  ohne  deren  ausreichende  Beschaffung 
letzterer  jedenfalls  nicht  erfolgreich  durchzuführen  ist. 

So  auch  im  vorliegenden  Falle3).  Werden  aus  allgemeinen  Mitteln 
vom  Reiche  in  nicht  ferner  Zeit  70  bis  80  Millionen  jährlich  zu  zahlen 
sein,  um  etwa  ein  Drittel  dessen  zu  decken,  was  eine  wenig  be- 
friedigende Sicherstellung  der  Arbeiter  verbürgt  — weshalb,  so  liegt 


1)  „Gegen  die  Beteiligung  örtlicher  oder  über  noch  größerer  Gemeinden,  wie  x.  B. 
der  Landarmenverbände  bei  Gewährung  der  verlangten  Zuschüsse  mit  öffentlichen  Mitteln, 
spräche,  — so  biefs  es  schon  in  jenen  Motiven  der  Vorlage  vom  März  1881  — 
die  Erwägung,  dal»  durch  Heranziehung  der  Träger  der  öffentlichen  Armenlast  zu 
den  erforderlichen  Beiträgen  die  ganze  Mufsregel  in  den  Augen  der  Arbeiter  leicht  den 
Charakter  einer  gewöhnlichen  Armenunterstützung  erhalten  würde,  während  es 
sich  in  der  Tbat  darum  handele,  die  Lage  einer  ganzen  Bevölkerungskiaase 
um  des  Öffentlichen  Interesses  willen  unter  Mitverwendnng  öffentlicher  Mittel 
einer  Besserung  entgegenzuführen".  . . Und  an  anderer  Stelle  : „Das  Ent- 
scheidende sei : durch  die  Beteiligung  eines  öffentlichen  Verbandes  solle  dem  Arbeiter  zum 
Bewufstsein  gebracht  werden,  dafs  der  Staat  auch  für  ihn  sorge. 
Das  sei  das  Ausschlaggebende,  zumal  in  der  jetzt  sozial  so  bewegten  Zeit.  Es  sei  zwar 
richtig,  dafs  das  vorliegende  Gesetz  nur  partiell  wirke  und  einen  Teil  der  Be- 
völkerung zu  Gunsten  des  anderen  belaste.  Indessen  lasse  das  öffent- 
liche Interesse  eine  solche  Belastung  als  zulässig  erscheinen."  Und  hieran  an- 
knüpfend vertrat  in  der  Sitzung  vom  2.  April  1881  namentlich  Fürst  Bismarck  die 
Ansicht,  dsfs  es  prsktisches  Christentum  sei,  den  Hilfsbedürftigen  Leistungen  zuzuwenden, 
die  Uber  Armenunterstützung  hinausgingen. 

2)  Bezüglich  des  Zusammenhangs  dieser  Dinge  möchte  Verfasser  auf  s.  Progrefs- 
Einkommensteuer  von  1874  (Kap.  11,  S.  48  ff.),  ».  Aufs.:  „Steuern  nach  der  .Steuerfähig- 
keit" (in  diesen  Jahrbb.  1880,  am  Schlafs)  und  Die  Steuer  Bd.  I (Die  Steuer  und  das  Öffent- 
liche Interesse)  1887,  p.  209  ff.  Bezug  nehmen. 

8)  Die  Reichsregierung  will  dieser  Versicherung,  so  biefs  es  auch  in  der  Rede  des 
Abgeordneten  E.  Richter  vom  2.  April  (8.  699  ff.),  aus  dem  allgemeinen  Säckel  die  Kosten  er- 
statten. Das  ist  nicht  sozialistisch,  das  ist  komm  unistis  ch  . ..  Warum  will  das  Reich 
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cs  ja  nahe  zu  fragen,  nur  ein  Drittel,  und  noch  dazu  ein  Drittel  von 
so  Unzureichendem,  daß  z.  B.  den  Hilfsbedürftigsten  als  Invaliden  nach 
fünfzig  Arbeitsjahren  nur  etwa  anderthalbhondert  Mark  und  an  Alters- 
rente sogar  noch  weniger  zu  teil  wird,  trotzdem  die  letztere  erst 
nach  Vollendung  jeues  siebzigsten  Jahres  fällig  wird , das  von  den 
Arbeitern  relativ  Wenige  erreichen!  Sollte  da  vom  mächtigen  Reich 
nicht  Größeres  zu  erwarten  sein?  Und  haben  Reich  und  Staat  nicht 
der  Mittel  noch  genug,  um  mehr  leisten  zu  können,  sobald  nur 
jene  Grundsätze  der  Steuerprogression  verwirklicht  werden,  die  sich 
ebenfalls  aus  Opferpflicht  nnd  den  Forderungen  gerechten  Opfer  - 
ausgleichs  ergeben? 

In  der  That  liegtdiese  Konsequenz  nahe.  Aber  sie  berührt  einen  nicht 
minder  wunden  Punkt.  Denn  will  man  wirklich  gleiche  Opfer  aufer- 
legen und  versucht  dieses  Ziel  derart  zu  erreichen,  daß  man  vom  Wohl- 
habenden größere,  vom  minder  Bemittelten  geringere  Quoten  des  Ein- 
kommens beansprucht,  zu  welchen  Konsequenzen  gelangt  man  da? 
Welche  Abstufung  der  Steuersätze  — so  muß  man  doch  fragen,  verbürgt 
denn  gleiche  Opfer,  gleiche  Beschwerde?  Und  welche  Steuerlast 
wäre  hiernach  z.  B.  einem  Krupp  oder  Rothschild  gegenüber  dann  be- 
rechtigt, wenn  man  wenig  Begüterte  mit  Entnahme  von  ein  oder  zwei 
Prozent  bedroht  und  ihnen  hiermit  vielleicht  die  Mittel  entzieht,  ihren 
Kindern  die  erforderliche  Ausbildung  oder  notwendige  Pflege  zu  ge- 
währen ? — — Sollten  da  — immer  vorausgesetzt,  daß  wirklich  thun- 
lichst  gleiche  Opfer  das  zu  erstrebende  Ziel  sind  — zehn,  ja 
zwanzig  Prozent  einem  Manne  gegenüber  genügen,  der  mit  dem 
dritten  oder  vierten  Teile  seiner  Einkünfte  auch  noch  ganz 
erträglich  und  jedenfalls  ohne  Sorgen  der  b erührten  Art  leben 
könnte  1 

In  der  That  sind  das  schwierige  Fragen,  und  gleich  der  vorhin 
berührten  im  Grunde  nur  die  Konsequenz  jener  von  Schlözer  be- 
kämpften Anschauung,  daß  der  Staat  Opfer  zu  fordern  berechtigt  ist. 
Denn  läßt  man  diesen  „Wahn“  fallen,  hält,  wie  es  früher  Regel  war, 
daran  fest,  daß  wie  im  allgemeinen  so  auch  dem  Staate  gegenüber  nur 
„Leistung  nach  Gegenleistung“  sich  gezieme,  so  ist  man  jener  Zweifel 
ledig.  Wo  überhaupt  nicht  Opfer  verlangt  werden,  kann  auch  die 
Umlegung  solcher  nicht  gefährlich  werden.  Erscheint  uns  der  Staat 
dagegen  berechtigt,  Opfer  zu  fordern,  so  muß  er  selbstverständlich 
ans  auch  verpflichtet  erscheinen,  solche  Last  gerecht  zu  ver- 
teilen. Und  gerecht  verteilen  — das  heißt  doch  eben,  so  sollte  man 

denn  . . . bloß  sorgen  für  die  Frauen,  wenn  sie  ihren  Mann  schon  verloren  haben  ? Liegt  es 
nicht  viel  näher,  dsfs,  wenn  der  Mann  keinen  Verdienst  hat,  die  Frau,  die 
Kinder  hungern,  dafs  dann  auch  eine  Subvention  geleistet  wird  von 
Reiches  wegen,  als  dafs  man  abwartet,  bis  der  Mann  tot  ist  und  dann  erst  die 
Witwe  in  den  Bezug  der  Pension  tritt.  Die  Motive  lehnen  dergleichen  auch  gar  nicht 
ab  . . . Sie  finden  in  den  Motiven  schon  augedeutet  eine  Versicherung  gegen  Arbeits- 
losigkeit. Wenn  man  gegen  die  Arbeitslosigkeit  versichert,  dann  liegt  es  ebenso  nahe, 
dafs  man,  wie  man  Maßregeln  trifft,  um  Unfälle  zu  verhüten,  von  Staats  wegen  auch  Maß- 
regeln trifft,  um  Arbeitslosigkeit  zu  verhüten.  Von  da  an  bis  sur  Organisation 
der  Arbeit  durch  das  Reich  ist  der  Schritt  ein  sehr  kleiner. 
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meinen,  nicht  den  einen  zu  Boden  drücken  und  den  anderen  schonen, 
sondern  jedem  tl) unliebst  gleiche  Last,  gleiche  Beschwerde  auf- 
erlegen. Und  daher  jene  Schwierigkeiten  *). 


Kein  Wunder  also,  daß  noch  heute  nicht  wenige  „geforderten 
Staatsopfern“  den  Krieg  erklären,  und  viele  den  Mut  der  Regierung 
bewundern,  die  in  bewegter  Zeit  zu  so  gefährlichem  Grundsatz  sich 
bekannte. 

Indessen  hat,  wer  klarer  sehen  will,  zu  beachten,  daß  hier  zwischen 
zwei  Klippen  der  beste  Weg  zu  suchen  ist. 

Jener  Gefahr  sozialistischer  Beraubung  steht  nicht  minder  drohend 
die  andere  gegenüber,  die  auf  individualistische  Uebertreibung, 
hartherzige  Ausbeutung  der  üblen  Lage  anderer  hinausläuft.  Hat 
man  dort  Gefährdung  des  wohl  Erworbenen  durch  Uebertreibung  dessen 
zu  besorgen,  was  das  öffentliche  Interesse  zu  gebieten  scheint,  so  hier 
Schädigung  des  schwächeren  Teils  durch  Uebertreibung  dessen,  was 
private  Rechte  sichern.  Und  diese  letztere  Gefahr  tendirt  zu  steigen. 
Denn  sie  ergiebt  sich  aus  der  Abhängigkeit  der  Arbeitsuchenden  von 
jenen,  die  ihnen  Arbeit  geben.  Und  diese  Abhängigkeit  muß  wachsen, 
je  mehr  die  Zahl  der  letzteren  sinkt,  und  die  der  anderen  steigt,  und  je 
mehr  selbst  koalierten  Arbeitern  „geldkräftige“  kartellierte  Unternehmer 
die  Spitze  zu  bieten  vermögen. 

Wer  also  nach  Wahrheit  in  diesen  Dingen  sucht,  wer  festeren 
Boden  ersehnt,  um  zu  erkennen,  wieweit  der  Staat  das  Eigentum  und 
alle  „wohl  erworbenen“  Rechte  zu  schützen  und  wie  weit  er  diese 
andererseits  zu  beschränken  und  anzutasten  hat,  um  auf  Kosten  der 
Vermögenden  den  weniger  Begünstigten  Hilfe  zu  bringen,  wie  weit  er 
auf  diesem  Wege  in  der  Herabminderung  des  Gegensatzes  von  arm 
und  reich  zu  gehen,  welche  Anstalten  er  auf  öffentliche  Kosten  zu 
schaffen,  wie  weit  er  namentlich  gerechter  Steuerprogression  und  wie 
weit  auch  höherer  Belastung  fundierter  Bezüge  Raum  zu  geben 
habe  — der  muß  einerseits  die  aus  der  Uebertreibung  jener  Fürsorge 
zu  gewärtigenden  sehr  ernsten  Gefahren,  andererseits  aber  auch  das 
Maß  und  die  Gründe  jener  Abhängigkeit  zu  erfassen  suchen,  in 
der  sich  konkurrierende  unbemittelte  Arbeitnehmer  einer  relativ  kleinen 
Zahl  bemittelter  Arbeitgeber  gegenüber  befinden,  und  für  die  seit  ge- 
raumer Zeit  das  Wort  vom  ehernen  Lohngesetz  gebräuchlich  ge- 
worden ist. 

Zu  dieser  Erkenntnis  einen  kleinen  Beitrag  zu  liefern  ist  das 
Folgende  bestimmt. 

2.  Zur  Geschichte  der  Lehre  vom  ehernen 
Loh  ngesetz. 

Daß  es  im  Altertum  trotz  trefflicher  Ausbildung  der  Lehren  vom 
Staate,  trotz  aller  Verdienste  Aristotelischer  Forschung  weder  eine 


1)  Weitere»  hierüber  a a.  O. 
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Sozial-  noch  eine  Wirtschaftspolitik  gab,  das  möchte,  wie  wohl  be- 
hauptet werden  darf,  ganz  besonders  dem  Umstande  zuzuschreiben 
sein,  daß  zwei  Gegensätze  damals  fehlten,  die  in  der  Wirtschaftsge- 
schichte der  Neuzeit  zu  so  hervorragender  Rolle  berufen  waren : der 
Gegensatz  zwischen  verschiedenen  Berufsständen  und  der  Gegensatz 
zwischen  großen  Klassen  freier  Arbeitnehmer  und  -Geber1). 

Wer  in  alter  Zeit  zu  den  Begüterten  zählte,  der  war  — wie  oft 
gesagt  ist  — nicht  wie  heute  entweder  Großgrundbesitzer  oder  Fabrikant 
oder  Händler,  sondern  damaliger  „Oikenwirtschaft“  entsprechend  regel- 
mäßig alles  drei  zugleich,  indem  er  seine  Sklaven  und  ihre  Leiter  teils 
io  dieser,  teils  in  jener  Richtung  thätig  sein  ließ.  Und  soweit  dies  zu- 
traf, fehlte  natürlich  auch  der  Anlaß  zur  Herausbildung  jener  Gegen- 
sätze zwischen  Agrar-,  Merkantil-  und  industriellen  Interessen,  die 
sich  später  zu  Marksteinen  in  der  Entwickelung  der  Volkswirtschafts- 
lehre gestalten  sollten,  da  sie  Anlaß  zum  Entstehen  besonderer  Agrar- 
utid  besonderer  Gewerbe-  und  Handelspolitik  wurden.  Erfolgreiche 
Maßnahmen  letzterer  Art  empfohlen  zu  haben,  war  das  Verdienst  der 
Merkantilisten.  Ihren  Ucbertreibungen  begegnete  in  Verfechtung 
agrarischer  Interessen  jenes  „ökonomistische“  System,  das  man  um 
der  Stütze  willen,  die  es  in  der  Annahme  „naturgemäßer“  Freiheit 
fand,  regelmäßig  auch  das  physiokratische  heißt.  Und  als  danu  Adam 
Smith  den  Einseitigkeiten  auch  dieser  Lehre  mit  dem  Grundsätze 
von  der  Produktivität  freier  Arbeit  in  allen  Erwerbszweigen  entgegen- 
trat, schien  mit  diesem  dritten,  dem  Arbeite-  oder  Industriesystem, 
das  Gebäude  wirtschaftlicher  Wissenschaft  vollendet.  Adam  Smith  — 
so  jubelten  inbesondere  seine  Landsleute  — habe  die  politische  Oeko- 
nomie  nicht  nur  begründet,  sondern  auch  vollendet  und  derart  zum 
Abschluß  gebracht,  daß  er  den  folgenden  Geschlechtern  nur  übrig  ge- 
lassen, aus  seinen  Lehren  „neue  Schlüsse  zu  ziehen  oder  Vermutungen 
zu  wagen“. 

Indessen  es  sollte  anders  kommen  1 

Neben  der  Blüte  lag  deutlich  erkennbar  bereits  der  Todeskeim  und 
mit  ihm  der  Anlaß  zu  jenen  Neugestaltungen,  die  aus  dem  z we  i ten  der 
berührten  Gegensätze  hervorgehen  sollten.  Denn  mit  der  Freiheit  der 
Arbeit  mußte  auch  der  Gegensatz  zwischen  Arbeit  Bietenden  und 
Arbeit  Begehrenden  ein  anderer  werden  als  bisher.  Und  so  sehen  wir  in  der 
nunmehr  anbebenden  zweiten  Epoche  der  Wirtschaftslehre  zwar  wieder- 
um drei  Richtungen  zur  Geltung  kommen,  aber  nicht  wie  früher  nach 
einander  auftauchend,  je  nachdem  dieser  oder  jener  Beruf,  dieser  oder 
jener  lnteressenkreis  in  den  Vordergrund  trat,  sondern  neben  einander 


1)  Bezüglich  jener  Wirtschaftspolitik , die  wir  heute  als  Finanspolitik  bezeichnen, 
war  freilich  von  noch  gröfserer  Bedeutung  erstens,  dafs  hohe  Staats»  ch  ul  de  n fehlten  (was 
leicht  so  erklären  ist  aus  der  geringen  Ausbildung,  die  zu  jener  Zeit  der  Kredit  und 
Krediteinrichtungen  hatten)  und  zweitens  und  namentlich  jene  Uilfe  der  „ Bundesgenossen“ 
and  Provinzen,  die  Athen  und  Horn  die  Sorge  um  gute  Steuereinrichtungen  gerade  zu  der 
Zeit  so  wesentlich  erleichterten , als  die  Ausbildung  eioer  Fioauzwissenschaft  nach  dem 
Stande  der  Lehre  vom  Staate  vorzugsweise  zu  erwarten  gewesen  wäre, 
dritte  f olge  Bd.  IV  (LLX).  j 5 
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laufend  uud  auf  Interessen  derselben  Art  sich  beziehend,  daher  auch 
desto  heftiger  sich  bekämpfend  bis  zur  Gegenwart 

So  zuerst  jene  pessimistisch -sozialistische  Richtung,  die  ihr 
wissenschaftliches  Rüstzeug  in  erster  Linie  God  win  zu  danken  hatte  '), 
obwohl  sie  in  weiteren  Kreisen  mit  erschreckender  Deutlichkeit  zuerst 
in  jenen  Blättern  zu  Tage  trat,  die  unter  dem  Titel  „Volkstribun“ 
Grachus- Babeuf  zu  Paris  ausgab,  bis  er  im  Jahre  1795  vor  dem 
Strafrichter  endete;  sodann  dieser  Richtung  gerade  entgegengesetzt 
jene  liberal -optimistische,  die  auf  dem  Boden  physiokratischer 
Lehren  verharrend  auch  im  Verhältnis  zwischen  Arbeitgebern  und 
-nehmern  allein  von  der  Freiheit  Gutes  erhoffte,  und  endlich  jene 
vermittelnde  kritische  Richtung,  die  man  früher  wohl  als  halb- 
sozialistische  *),  später  als  kathedersozialistische  oder  sozialpolitische  be- 
zeichnete,  und  die.  die  Litteratur  der  Gegenwart  beherrscht,  obwohl 
auch  ihre  Anfänge  bis  in  die  zweite  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts 
zurück  reichen. 

In  der  That  schon  zu  jener  Zeit  begann  eine  tiefere  wissenschaft- 
liche Behandlung  des  Verhältnisses  von  Kapital  und  Arbeit.  Und  es 
darf  vielleicht  als  besonders  bemerkenswerte  Thatsache  verzeichnet 
werden , daß  in  jenen  selben  siebziger  Jahren,  da  durch  sein  großes 
Werk  über  den  „Nationalreichtum“  Adam  Smith  die  Gegner  wirtschaft- 
licher Freiheit  außer  Gefecht  gesetzt  zu  haben  schien,  von  einem  weniger 
gelehrten,  aber  kaum  weniger  einsichtsvollen  und  sicherlich  nicht 
weniger  erfahrenen  Mann  gerade  bezüglich  jener  bedeutungsvollen  Dinge 
Ansichten  vertreten  wurden,  die  in  ihrer  späteren  Fortbildung  dem 
„Industriesystem“  den  Boden  entziehen  sollten. 

Oft  streitet  man  — so  schrieb  schon  im  Jahre  1775  Kecker  in 
seinem  Werke  über  den  Getreidehandel  — oft  streitet  man  über  die 
Ursachen  der  leiden  des  Volks.  Die  Armen  seufzen,  ohne  darüber 
nachzudenken,  die  Reichen  aber  schieben  alle  Schuld  auf  schlechte 
Verwaltung  und  große  Steuerlast.  Von  sicherm  Herde  aus  klagen  sie: 
„Das  arme  Volk,  wie  schlecht  wird  es  regiertl“  Und  doch  ist 
jenes  Leiden  ihr,  der  Reichen  Werk.  Denn  es  ist  die  Folge 
der  Macht,  die  den  Besitzenden  gegeben  ist,  für  begehrte  Arbeit  nur 
kleinen  Lohn,  ja  nur  dasjenige  zu  zahlen,  was  dringendsten:  Bedarfe 
entspricht.  Und  diese  Macht  fußt  einerseits  auf  ihrer  kleinen  Zahl 
gegenüber  der  großen  konkurrierender  Unbemittelter,  ganz  besonders 
aber  auf  der  Ungleichheit  zwischen  der  Lage  der  einen,  die  ihre  Arbeit 
anbieten,  um  leben  zu  können,  und  der  Lage  der  anderen,  die  Arbeit 
suchen,  um  besser  zu  leben.  Jene  sind  durch  den  Augenblick  ge- 
drängt, diese  sind  es  nicht.  Und  sie  werden  deshalb  zu  allen  Zeiten 
das  Gesetz  ergehen  lassen,  dem  die  anderen  sich  zu 
fügen  haben.  Steht  bei  den  Arbeitern  ihr  und  der  Ihrigen  Leben 


1)  God  win,  Enquiry  concerning  political  jostice  And  its  influence  on  morals  and 
happiness  Zuerst  1793,  hier  zitiert  nach  der  vierten  Ausgabe  von  1842. 

2)  Als  „gemifsigte  Sozialisten0  bezeichnete  SUmondi,  Villeneuve,  Dro*  etc.  schon 
Roscher  im  Grundriss  von  184S,  8.  149. 
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in  Frage,  bei  den  Arbeitgebern  aber  nur  ein  größerer  oder  geringerer 
Genuß,  so  können  erstere  sicher  sein,  daß  der  Preis  ihrer  Arbeit  nur 
gleich  sein  wird  dem,  was  ihr  notwendiger  Unterhalt  kostet1). 

Damit  war  von  Necke r bereits  ausgesprochen,  was  man  später 
das  eherne  Lohngesetz  genannt  hat  und  wovon  sich  einige  Andeu- 
tungen bereits  bei  den  Pbysiokraten  finden. 

Im  geraden  Gegensatz  zu  diesen  aber  nannte  Necker  hart  und 
grausam,  was  jenen  als  dem  „natürlichen“  Laufe  der  Dinge  ent- 
sprechend gerecht  und  billig  erschien. 

Als  naturgemäß  hatte  es  z.  B.  schon  Turgot  bezeichnet,  daß  der 
Arbeitslohn  im  allgemeinen  nur  die  Unterhaltungskosten  decke  und  hatte 
gleich  manchen,  die  ihm  folgten,  gerade  hiemit  den  bekannten  Satz 
begründet,  daß  nur  die  Urproduktion  als  Wert  erzeugend  anzusehen 
sei.  Nur  sie,  so  sagte  man,  könne  einen  Reinertrag  gewähren, 
weil  nach  allgemeinem  Preisgesetz  bei  freier  Konkurrenz  die  Arbeit 
nur  gebe  was  die  Kosten  decke,  und  ähnlicher  Beschränkung  auch  die 
Erträge  des  Kapitales  unterlägen,  während  der  Boden  solcher  Ge- 
fährdung ledig  sei.  Le  salair  de  l’ouvrier  — so  heißt  es  schon  in 
Turgot’s  Reflexions  von  1769  — est  bornd,  par  la  concurrence  entre 
les  ouvriers,  ä sa  subsistance.  B ne  gagne  que  sa  vie  . . . . Lus 
ouvriers  sont  obligös  de  baisser  le  prix  ä l’envi,  les  uns  les  autres. 
En  tout  genre  de  travail  il  doit  arriver  et  il  arrive  en  effet 
que  le  salaire  de  l’ouvrier  se  borne  ä ce  qui  lui  est 
obcessaire  pour  lui  procurer  sa  subsistance. 

Hierauf  weiter  bauend,  haben  dann,  wie  bekannt,  insbesondere 
Maltbus  und  Ricardo  gezeigt,  daß  jenes  Minimum,  dem  sich  der 
Arbeitslohn  naturgemäß  zuneige,  dasjenige  sei,  was  den  am  be- 
züglichen Orte  hergebrachten  Sitten  und  Ansprüchen  der 
Arbeiter  genüge.  (The  natural  price  of  labour  is  that  price  which  is 
necessary  to  enable  the  labourers  one  with  another  to  subsist  and  to 
perpetuate  their  race  ...  It  essentially  depends  on  the  habits  and 
custums  of  people.)  Und  dieser  Gedanke  war  es  auch,  den  Las- 
salle aufnahm,  als  er  es  eben  ein  „ehernes  Gesetz“  rannte,  daß  der 


I)  Vgl.  t.  B.  p.  270:  On  dispute  souvent  anr  les  causes  de  l'infortnne  du  peuple, 
les  pauvres  en  glmissent  sann  1’ Studier,  et  lea  riches,  qui  out  le  temps  de  reildchir 
de  »'  instruire , ne  manquent  jamais  d’attribuer  uniquement  cette  infortuue  & l’excfes 
des  impüis,  et  croient  exercer  suffisament  leur  compassion  en  accusant  le  gouvernement 
d'tgnorance  et  d'  inconduite  f et  en  diaant  de  temps  en  temps  au  coin  de  lenr  feu  : Ce 
pauvre  peuple , comme  il  eat  ment- ! tandis  que  sa  mis&re  estleurouvrageet  1’  effet  ind- 
•'itable  de  lenr  d ro i ta  et  de  1’  usage  qu’  ila  ont  font  Le  peuple  ainsi  dlfinl,  — d' oü 
rieot  sa  misöre  dans  tous  les  temps,  daus  tons  les  pay»,  et  quelle  en  sera  la  source 
« te  r n e 1 1 e ? C est  le  pouvoir  qu'  ont  les  propri4taires  de  ne  donner  en  echange  d'  un  travail, 
qoi  leur  est  agrlable  que  le  petit  salaire  possible  c'  est  k dire,  celui,  qui  represente  le  plus  Stroit 
*<4ce»saire  Or  ce  pouroir  entre  les  maius  des  propriltaires  est  foud4  sur  leur  trfcs  petit  nombre  en 
roinparaisoD  de  celai  des  liommes  sans  propri4t4,  sur  la  gründe  concurrence  de  ces  deniiers 
«t  principalemeut  sur  la  prodigieuse  im'galite  qu’  il  y a entre  les  honunes  qui  vendent 
l«ur  travail  pour  vivre  aujourd’  hui,  et  ceux  qui  1’  ach&tent-  pour  augmenter  simplemeut  leur 
luxe  ou  leurs  commodit^s  : les  uns  sont  pressls  par  1'  instant,  les  autres  ne  le  sont  point ; 
les  uns  donneront  toujours  la  lol,  les  autres  sont  toujours  contraint  de  la 
recevoir  (M 4 langes  d’  Economie  polit,  T.  II,  Paris  1848). 
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Lohn  sich  dem  gewohnheitsmäßig  hergebrachten  Existenzminimum  zu- 
neige. Der  wirkliche  Tageslohn  — so  waren  seine  Worte  — gravitiere 
wie  in  Pendelschwingungen  um  die  Kosten  desjenigen  notwendigen 
Lebensunterhalts,  der  in  einem  Volke  gewohnheitsmäßig  zur 
Fristung  der  Existenz  und  der  Fortpflanzung  erforderlich  sei.  Er 
könne  sich  nicht  lange  über  denselben  erheben  oder  unter  denselben 
hinunterfallen.  Denn  im  erstercn  Falle  entstände  durch  die  bessere 
Lage  der  Arbeiter  eine  Vermehrung  der  Arbeiterehen  und  Arbeiter- 
fortpflanzung, kurz  eine  Vermehrung  der  Arbeiterbevölkerung  und  des 
Angebots  von  Händen,  welche  den  Lohn  wieder  auf  und  unter  seinen 
früheren  Stand  hcrabdrücken  würde;  im  anderen  Falle  aber  entstände 
Auswanderung,  Ehelosigkeit  und  endlich  eine  durch  Elend  erzeugte 
Verminderung  der  Arbeiterzahl,  welche  das  Angebot  von  Arbeiterhänden 
verringere  und  daher  den  Arbeitslohn  wieder  auf  den  früheren  Stand 
zurückbringe.  Jener  notwendige  Unterhaltsbedarf  könne  sich  freilich 
ändern.  Und  es  könne  z.  B.  für  die  jetzige  Generation  der  früheren 
gegenüber  „das  Minimum  der  gewohnheitsmäßig  notwendigen  Lebens- 
bedürfnisse etwas  gestiegen“  und  demnach  sich  auch  „die  läge  des 
Arbeiterstandes  etwas  gebessert  haben“.  Immer  aber  bleibe  die  Gravi- 
tation nach  einem  Minimum  jener  Art.  — 

An  sich  war  darüber,  daß  solche  Gravitation  Platz  greife,  ehe 
lassalle  diese  Lehre  zur  Basis  seiner  Agitation  machte,  auch  nur 
wenig  Streit.  Zwar  in  der  Formulierung  und  bezüglich  mancher  für 
geboten  erachteter  Reserven  ging  man  auseinander.  Aber  der  Kern 
schien  festzustehen,  und  vielen  galt  es  als  selbstverständlich,  daß  das 
„Naturgemäße“  auch  in  diesem  Falle  das  Gerechte  sei.  Denn  Frei- 
heit war  das  zu  erstrebende  Ziel,  und  da  eben  diese  Freiheit  den 
Preis  der  Arbeit  wie  anderer  Ware  auf  das  Minimum  der  Produktions- 
kosten herabzudrücken  schien,  mußte  dieses  Minimum  auch  gerecht 
und  billig  sein.  Wer  hieran  zweifelte,  hatte  die  Segnungen  wirtschaft- 
licher Freiheit  nicht  erkannt,  war  Anhänger  überwundener  Schranken 
nnd  wurde,  wenn  anderes  versagen  sollte,  schon  durch  das  Schlag- 
wort widerlegt,  daß  billige  Arbeit  das  Land  mit  billiger  Ware 
versorge  und  nur  billige  Ware  das  Vaterland  bereichere,  da  nur  sie  mit 
dem  Auslande  zu  konkurrieren  gestatte.  So  konnte  selbst  Iselin,  den 
sicherlich  wie  wenige  unter  den  Physiokraten  echte  Menschenliebe  aus- 
zeichnete, einer  Beschränkung  freien  Mitwerbens  mit  dem  Einwand  ent- 
gegentreten, daß  sie  den  „Lohn  der  Arbeit“  erhöhen  müsse  und  daß, 
„sobald  der  Gewinnst  eines  dienstbaren  Berufs  den  reinen  Ertrag  der 
Landwirtschaft  vermindere,  so  bald  er  auch  als  schädlich  und 
verderblich“  anzuseheu  sei.  (Iselin,  Träume  eines  Menschen- 
freundes, 1784,  I,  p.  152  ff.)  Zu  derselben  Zeit  pries  To wn send  das 
Naturgesetz,  wonach  „Arme  regelmäßig  leichtsinnig“  sind,  denn  aus 
diesem  Grunde,  so  führte  er  aus,  sei  niemals  ein  Mangel  an  Leuten 
zur  Ausführung  der  gemeinsten  und  schmutzigsten  Th&tigkeiten  zu  er- 
warten, und  eben  hierdurch  werde  ja  die  Summe  menschlichen  Glücks 
(the  fonds  of  human  happiness)  gesteigert  Destut  de  Tracy  sprach 
es  sogar  offen  aus,  daß  jene  Nationen  zur  Armut  verurteilt  seien, 
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oh  le  peaple  est  & so  n aise,  dagegen  les  nationa  riches  da  zu 
finden  Beien,  oü  le  peuple  est  ordinairement  pauvre.  Und  einer  der 
gefeiertsten  Lehrer  der  politischen  Oekonomie  auf  dem  Kontinent,  jener, 
der  wie  kaum  ein  anderer  beigetragen  hat,  den  Adam  Smith’schen  Lehren 
Hingang  zu  verschaffen,  nahm  keinen  Anstand,  es  geradezu  als  will- 
kommen und  dankenswert  zu  bezeichnen,  daß  der  gemeine 
Lohn  nicht  über  jenes  Minimum  zu  steigen  vermöge,  das  den  Arbeiter 
am  Leben  erhalte.  Les  travaux  simples  et  grossiers,  so  lesen  wir  bei 
J.  B.  Say,  pouvant  etre  executes  par  tout  homme  . . . la  condition 
de  vivre  est  la  seule  requise  pour  que  de  tels  travaux  soient 
mis  en  circulation.  C’est  pour  cela  que  le  salaire  de  ces  travaux  ne 
s’hlhve  guere  en  chaque  pays  au  delä  de  ce  qui  est 
rigoureusemcn  t nöcessaire  pour  y vivre.  Und  — fügt  er 
hinzu  — il  n’est  pas  ä craindre  que  les  consommations  du  la 
classe  ouvrihre  s’ötendent  bien  loin,  grace  au  dösavantage  de 
sa  position.  Auch  müßten  die  Löhue  weiblicher  Personen  immer 
besonders  niedrig  seien  — par  la  raison  qu*  un  tres  grand  nombre 
d' ent  re  dies  sont  soutenues  autrement  que  par  leur  travail  *). 

Mag  man  nun  über  dieses  Schlußwort  denken  wie  man  will  — 
Jenes:  gräce  au  dösavantage  de  la  position  de  la  classe 
ouvriöre  allein  spricht  Bücher.  Und  wer  zweifeln  wollte,  ob  die 
Arbeiterbewegung  der  Neuzeit  der  Menschheit  Segen  gebracht,  frage 
sich  nur,  wie  viele  heute  noch  derartiges  nachzusprechen  wagen 
möchten!  — 


Daß  derartigen  frivolen  Aeußerungcn  auch  frühe  schon  entgegen- 
getreten wurde,  wird  niemand  überraschen.  Es  geschah  das  z.  B.  außer 
in  den  erwähnten  Worten  Necker’s  und  nicht  viel  später  in  einigen 
gleich  wenig  beachteten  Ausführungen  des  Abb6  Lemontey  über 
Arbeitsteilung,  in  denen  dieser  insbesondere  auf  jene  moralisch  bedenk- 
lichen Folgen  verwies,  die  eine  zu  weitgehende  Abhängigkeit  des  Lohn- 
arbeiters vom  Unternehmer  nach  sich  ziehen  müßte : Comme  son  travail, 
heißt  cs  dort  vom  Lohnarbeiter,  est  d’  une  extreme  simplicitö,  et  qu’  il 
peut  etre  remplace  par  le  premier  venu  ....  il  reste  vis-ä-vis  du 
maitre  dans  une  däpendance  aussi  absolu  que  döcourage- 
ante  . . . Nous  retrouverons  donc  partout  l’ouvrier-machine 
pauvre,  servile  et  sans  Emulation.  Und  hieraus,  sagt  der- 
selbe, müsse  sich  nicht  nur  ergeben  une  monstreuse  iuegalitö  dans  la 
distribution  des  richesses,  sondern  zugleich  auch  une  altöra  tio  n 
funeste  dans  le  caractüre  moral  et  l’esprit  public.  Nicht 
lange  werde  es  dauern,  dann  würden  auf  der  einen  Seite  zu  fiuden 
sein  tous  les  capitals  dans  Cent  Comptoirs,  auf  der  anderen  aber 
ignorance  et  mishre,  vice  et  servitude,  levain  de  toutes  les 

1)  Vgl.  xu  xlledetn  auch  Villeneure-Burgemont , EcoDomie  politiqne  chrötiumie  I, 
p 266  ff.  (1834.  Paris.) 
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fermcntations,  matiere  de  tous  les  embrasemens.  II 
ft:ut  prendre  garde  — so  lesen  wir  da  schon  in  den  neunziger 
Jahren  des  vorigeu  Jahrhunderts  — quc  la  propri6t6,  qui  est  bien 
la  base  de  1’ Organisation  sociale,  n’introduise  des  theories  dures 
et  arides,  qui  Substituent  partout  l’esprit  d'interet  ä 
l’esprit  de  fraternitd  et  consacrent  en  quelque  Sorte 
un  6goismc  uuiversel  pire  que  la  n£cessit6  dans  l’6tat 
sau  vage '). 

Auf  Erwägungen  ähnlicher  Art  aber  stützte  mau  in  derselben 
Zeit,  in  der  Epoche  ersten  Erstcheus  wirtschaftlicher  Freiheit,  auch 
bereits  das  Projekt  allgemeiner  Arbeiterversicherung. 

II  existe  donc  — so  heißt  es  in  Condorccts  beachtenswertem 
„politischen  Testament“  von  1794  — il  existe  une  cause  näcessaire 
d’inägalitä,  de  d&pendance  et  meine  de  ruis&re  qui 
m6nace  sans  cessc  la  classe  la  plus  nombreuse  et  la  plus  active  de 
nos  societös.  Nous  montrerons  qu’  on  peut  la  ddtruire  en  grande 
Partie,  en  assurant  ä celui  qui  atteint  la  veillesse  un 
secours  produit  par  ses  epargnes,  mais  auguieutd  de  celles 
des  individus  qui,  en  faisant  le  meine  sacrifke,  meurent  avant  le 
moment  d’avoir  besoin  d’en  recueillir  le  fruit*)  ...  — Und  wie 
Condorcet  hier  bereits  für  die  große  Masse  an  Hilfen  dachte,  deren 
Verwirklichung  noch  hundert  Jahre  auf  sich  warten  lassen  sollte,  so 
forderte  bald  darauf  zu  gleichem  Zweck  und  mit  ähnlicher  Begründung 
in  Frankreich  Villeneu  ve  die  Ausbildung  guter  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung 5 ),  und  in  Deutschland  Bodz-Reymond  und  Godeffroy 
Arbeiterschutzbehörden  und  den  späteren  Gew  er  k ver ei  n e u 
ähnliche  Arbeiterorganisationen1). 


1)  Im  Aufsatz  über  Arbeitsteilung  in  den  vermischten  Aufsätzen,  die  in  2 Auflage  in 
Paris  1801  unter  dem  Titel:  Raison,  Folie  et  petit  eours  de  morale  erschienen.  Aehu- 
lieh  hat  in  F rankreich  »ich  später  auch  Dro;,  ausgesprochen,  auf  den  Villeneuve  verweist. 
Auch  ihm  (Cconomie  politique , T.  I,  1829)  ist  es,  da  le  travail  est  une  espbee  de 
marchaodise  . . . evident  que  le  prix  du  travail  ne  peut  6tre,  d’  une  mantäre  permanente, 
au  dessu*  decequ’il  faut  itd 'existe  nee  des  travailleurs.  Aber  — sagt  er  — comment 
parier  de  prosplrit^,  wenn  */4  des  Volks  im  Elend  stecken  ! So  lange  cs  so  stände,  habe 
die  Volkswirtschaftslehre  nicht  entdeckt  les  principe»  qui  doivent  di  rigor  1*  In- 
dustrie, ou  r administration  ne  sait  pas  profiter  de  ces  principe». 

2)  Esquisse  d*  un  tableau  historique  des  progri»  de  1'  esprit  hnmain.  Ouvrage  posthume 
de  Condorcet.  Paris,  1'  An  III,  p.  342  ln  ähnlicher  Weise  sollten  Witwen*  und  Waisen- 
Versicherungen  durchgeführt  werden  — und  xwar  nicht  nur  für  einzelne  (wie  das  schon 
bisher  hie  und  da  geschehen),  sondern  übertragen  k la  masse  eutiere  de  la  »oci4td( 
qu’  ils  delivreraient  de  cette  ruine  periodique  d’  un  graud  nombre  de  famille»,  sonree 
toujours  renais&ante  de  corruption  et  de  misfcre. 

3)  s.  B.  sanitäre  Einrichtungen,  Ausschlufs  der  Kinder  von  der  Fabrikarbeit,  Tren- 
nung der  Geschlechter  unter  den  Erwachsenen  dort,  amtliche  Kontrolle  der  Fabrikregle- 
ment» etc. 

4)  „Man  begreift  wahrlich  nicht41 — sagt  Godeffroy,  vormaliger  Minister- Resident  der 
Hansestädte  am  kaiserlich  rufs.  Hofe , in  seiner  „Theorie  der  Armut  oder  Minderbe- 
giiterung“  (2.  Aufl.  1836,  Hamburg),  wie  es  zugegangen,  dafs  bei  der  Europa  jetzt  von 
allen  Seiten  bedrohenden  Armutsüberschwemmung  man  den  Ursprung  des  Uebels  noch 
immer  nicht  in  dem  fortwährenden  relativen  Sinken  aller  Arbeitspreise  erkannt,  und 
uiclit  schon  längst  auf  die  hohe  Notwendigkeit  gefallen  sei,  diesem  verderblicheu  Sinkeu 
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Natürlich  fehlte  es  aber  zu  gleicher  Zeit  auch  nicht  an  argen 
üebertreibungen.  In  denselben  neunziger  Jahren,  da  Lemontey 
und  Condorcet  den  Uebergriffen  des  Kapitals  Schranken  setzen 
wollten,  wurde  auch  die  Berechtigun  g des  letzteren  bereits  io  Frage 
gestellt.  It  is  a gross  imposition,  so  heißt  es  in  Godwin’s  schon  er- 
wähnten „Untersuchungen  über  politische  Gerechtigkeit“  von  1793,  that 
men  are  accustomed  to  put  upon  themselves,  where  they  talk  of 
the  property  bequeatbed  to  them  by  their  ancestors.  The  pro- 
perty  is  produced  by  the  daily  labour  of  men  who  are 
now  in  existence.  Denn  jene,  who  have  usurped  the  power  of  by- 
ing  and  selling  the  labour  of  the  great  m&ss  of  the  Community,  are 
sufficiently  disposed  to  take  care  that  they  should  neverdo 
morethan  subsist.  Zwar  vorübergehende  Abweichungen  hiervon 
fänden  statt,  aber  nicht  solche  von  Dauer.  Denn  the  re  is  a prin- 
ciple  in  human  society,  by  which  the  population  is  per- 
petually  kept  down  to  the  level  of  the  means  of  sub- 
sistance.  Und  selbst  wenn  es  den  Arbeitern  gelänge,  das  Doppelte 
des  Bisherigen  zu  leisten,  helfen  könnte  ihnen  dieses  nicht.  Its  more 
favoured  members  would  give  their  inferiore  no  greater  wages  for 
twenty  hours  labour  than  for  ten.  Das  Eigentumsrecht  der 
Besitzenden  sei  also  nur  a mouldy  patent,  which  they  show  as 
a title  to  extort  from  their  neighbours  what  the  labour 
of  those  neighbours  has  produced  (B.  VIII,  Chap.  2). 

Auf  konservativer  Seite  war  man  vorsichtiger. 

Indessen  das  in  den  Bewegungen  der  vierziger  Jahre  so  oft  nach- 
gesprochene Wort  von  den  hinter  Fabrikschornsteinen  ihr  Wesen  treiben- 
den Raubrittern  wurde  gerade  von  dieser  Seite  schon  früher  ge- 
äußert. In  den  christlichen  Staaten  — schrieb  Bodz-Reymond 
im  Jahre  1837  — sei  zwar  die  persönliche  Sklaverei  abgeschafft,  aber 


eia  festes  Ziel  zu  setzen'4  . . . Da»  natürliche  Streben  der  Lohnherren  unter  der  Frei- 
heit geht  überall  auf  möglichste  Herabsetzung  de»  Lohnes  . . . Wie  ungünstig  aber  „das 
System  der  freien  Arbeit44  für  die  Arbeiter  sei,  gehe  „nur  au»  dem  Umstande  hervor,  daf» 
alle  Ereignisse  und  selbst  die  entgegengesetzter  Art,  welche  nur  immer  auf  den  Preis  der 
Arbeit  einwirken,  eventuell  nur  dem  Brotherrn  zu  gute  kommen4'.  Nehme  die  Arbeit 
tu.  so  bringe  der  Mangel  an  Arbeitern  immer  nur  eine  temporäre  Erhöhung  des  Lohnes, 
indem  gesteigerte  Konkurrenz  bald  wieder  ein  Kinken  de«  Lohnes  veranlassen  müsse, 
nehme  die  Arbeit  aber  ab,  so  eile  der  Lohnherr  sich  der  Uberflü»sigeu  Arbeiter  zu  ent- 
ledigen und  versetze  diese  in  da»  tiefste  Elend.  Völlige  Freiheit  fromme  allemal  nur 
den  Lohnherren,  d.  h.  den  Mitgliedern  der  Bemittelungs*  oder  Keichtumsstände  (den 
Oeldberren),  die  Arbeiter  gebe  sie  „unfehlbar  der  schonungslos  zernichtenden 
Ausbeutung  der  Lohnherren  preis'4.  Das  sei  eine  ihm,  dem  Verf.,  nach  mehrjährigem 
Aufenthalt  in  den  beiden  hinsichtlich  der  Volksfreihcit  am  entgegengesetztesten  gestalteten 
lAndern  Europas,  England  und  Rufslaud , sonnenklar  gewordene  Ueberzeugung.  Eine 
Biife  sei  nur  in  der  Beschränkung  der  Freiheit  zu  suchen.  Und  danach  befürwortet  G. 
aufser  anderem  z.  B.  ein  „Ministerium  des  Armutsst&ndes",  d.  h.  „der  unteren  Klassen4', 
auch  Zwangssparkassen  zur  Arbeitervsrsicherung,  Förderung  der  Arbeiter-Bildungsmittel  etc. 
namenilicb  aber  „Hemmung  der  stets  Lohn  drückenden  Arbeitskonkurrenz1'  in  der  Weise, 
daf»  die  Gewerbe  „möglichst  zunftniäfSig  gestellt44  würden,  „jedoch  nicht  etwa  wie  früher, 
allein  so  Gunsten  der  Gewerbsherren  (Meister) , sondern  „speziell  darauf  berechnet,  den 
Arbeitern  (Gesellen)  stets  eine  angemessene  feste  Belohnung  ihrer  Anstrengung  zu 
sieben**.  (Vgl.  8.  17  ff.,  32,  35  ff.) 
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die  täglich  neu  geschmiedeten  Fesseln  des  Hu  ngers  ließen  sich  nicht 
sprengen.  Eine  härtere,  unerbittlichere  Sklaverei  sei 
dadurch  an  die  Stelle  der  früheren  getreten.  Nunmehr 
hänge  der  Fabrikarbeiter  vom  Fabrikherrn  nicht  minder  ab  wie  eiust 
der  Leibeigene  vom  Feudalherrn.  Ja,  im  Grunde  sei  jener  sogar 
noch  übler  gestellt,  da  er  die  Freiheit  fürchten  müsse,  die  die  Leib- 
eigenen ersehnten.  Bliebe  doch  den  entlassenen  Arbeitern  nichts  anderes 
übrig  als  brot-  und  obdachlos  umherzuirren,  während  jene  Ansprüche 
an  ihren  Herrn  gehabt.  Sie  seien  wirklich  nur  leibeigen  gewesen, 
die  Arbeiter  der  Neuzeit  aber  auch  seel-  und  willenseigen.  (Staats- 
wcscn  und  Mcnschcnbildung  1837,  Bd.  I,  p.  41  ff.  und  Bd.  II,  p.  95  ff.) 
Und  noch  weiter  ging  d’Ilaussonville,  einst  Minister  Karls  X. 

In  seiner  Darstellung  englischer  Fabrikverhältnisse  der  dreißiger 
Jahre  heißt  es  in  ähnlicher  Vergleichung  moderner  und  mittelalterlicher 
Zustände:  Cetteföodalitc  eest la puissance industrielle .. . ses seigneurs 
cc  sont  les  manufacturiers  qui,  pour  servir  leur  cupidit6,  cou- 
d am  ne  nt  ä Passer  v is  se  men  t le  plus  r6el,  le  plus  oppres- 
sif,  le  plus  ddplorable  dans  ses  consöquences  des  infortuncs 
qui  ne  peuveut  se  soustrairc  ä leur  dependance.  Qu’  6tait  la 
corv6e  pour  les  paysans  du  moyen-dge  en  comparaison 
du  travail  exigd  des  ouvriers  de  nosjours'). 

Vorstellungen  derselben  Art  haben  dann,  wie  bekannt,  namentlich 
seit  Simon  de  Sismondi  auch  in  weiteren  Kreisen  Festiguog  gefunden, 
zumal  im  Namen  des  angesehenen  Historikers  manches  Deckung  fand, 
was  ohne  solchen  Schutz  mit  Recht  als  Phrase  aufgenommen  wäre. 
Es  sei  in  dieser  Beziehung  nur  an  jene  kühnen  Worte  erinnert,  wo- 
nach bis  zur  Revolution  on  ne  s’  ötait  jamais  aperqu  que  la  secours 
de  la  charitö  creas seilt  des  pauvres,  daß  im  Mittelalter  im  Gegensatz 
zur  Neuzeit  die  Bebauer  des  Bodens  regelmäßig  auch  Eigentümer  ge- 
wesen wären,  daß  im  römischen  Altertum  der  Arme  von  der  Gesamt- 
heit lebte,  während  man  in  der  Gegenwart  fast  sagen  könne,  daß  die 
Gesamtheit  von  den  Armen  lebe  u.  s.  w.  (le  proletaire  rornain  vivait 
presque  uniquement  aux  depeus  de  la  socidtö,  des  distributions  de 
vivres  que  faisait  la  republique  . . . On  pourrait  dire  presque  que  la 
socidtd  moderne  vit  aux  döpens  du  prolötaire,  de  la  part  qu’elle  lui 
rctranche  sur  la  r6compense  de  son  travail).  — — 

Allen  derartigen  Uebertreibungen  gegenüber  kann  nun  heute  eines 
schon  vorweg  mit  Freude  konstatiert  werden,  daß  nämlich  viele  der 
damals  ausgesprochenen  Befürchtungen  sich  als  u n b e g r ü n d e t er- 
wiesen haben,  und  daß  namentlich  jene  auch  von  Sismondi  angenom- 
mene fortschreitende  Verschlechterung  der  Lage  der  unteren 
Klasseu  im  allgemeinen  nicht  eingetreten  ist. 

Sicherlich  werden  heute  nur  wenige  Arbeiter  ihre  Situation  mit 
der  eines  Leibeigenen  vertauschen  wollen.  Gerade  die  Lage  der  Fabrik- 
arbeiter hatte  sich  schon  in  der  zweiten  Hälfte  der  fünfziger  Jahre, 
wie  sogleich  zu  zeigen  ist,  z.  B.  im  Regierungsbezirk  Arnsberg  so  ge- 


1)  Vgl.  Villeneuve  u.  zum  Folg,  auch  Elster  (Jahrbb.  N.  F.  XIV,  S.  331). 
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hoben , daß  viele  erheblich  besser  staudeD  als  die  Volksschullehrer 
dort,  Und  mit  Bezug  auf  England  hat  C.  Marx  selber  (trotz  aller  in 
diesen  Dingen  üblichen  Vorsicht)  zugegeben,  daß  sich  in  denselben 
fünfziger  Jahren  infolge  des  Einflusses  englischer  Fabrikgesetzgebung 
die  Lage  der  Fabrikarbeiter  wesentlich  gebessert  habe.  Schon  in 
der  ersten  Auflage  seines  „Kapitals“  von  1867  sprach  er  von  einer  in 
neuerer  Zeit  erfolgten  physischen  und  moralischen  Wieder- 
geburt der  englischen  Fabrikarbeiter,  von  einer  Steigerung 
ihrer  Angriffskraft  und  gleichzeitigen  Schwächung  der  Wider- 
standskraft des  Kapitals.  „Ihre  (der  modernen  Produktious 
weise)  wundervolle  Entwickelung  von  1853  bis  1860“  — sagt  er  — 
„Fland  in  Hand  mit  der  physi  sehen  und  moralischen  W ieder- 
gebürt  der  Fabrikarbeiter  schlug  das  blödeste  Auge.  Die  Fabrikanten 
selbst  wiesen  prahlend  auf  den  Kontrast  mit  den  noch  freien  Exploi- 
tationsgebieten  hin.  Und  man  versteht  leicht,  daß,  nachdem  sich 
die  Fabrikmagnaten  in  das  Unvermeidliche  gefügt,  die  Widerstands- 
kraft des  Kapitals  sich  graduell  abschwächte,  während  die  An- 
griffskraftderArbeiterklasse  wuchs“.  Dieselben  Worte  sind 
dann  auch  in  allen  späteren  Auflagen  des  „Kapitals“  festgehalten. 
Und  selbst  in  deutschen  sozialistischen  Organen  wird  heute  ähnliches 
hier  und  da  zugegeben;  vielfach  — so  losen  wir  z.  B.  in  der 
„Neuen  Zeit“  (1890/91,  I,  p.  602  ff.)  — hätten  die  Arbeiter  sich  durch 
ihre  Organisationen  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  erkämpft. 
Auch  sei  esThatsachc,  daß,  wo  die  Arbeiter  durch  eingreifende  Fabrik- 
gesetzgebung vor  Uebenirbeit  geschützt  sind,  sic  eher  in  der  Lage 
seien,  eine  Besserung  der  Löhne  durchzusetzen  u.  s.  w. 

Nimmt  man  nun  hinzu,  daß  die  Sozialisten  jenes  früher  von 
ihnen  als  hart  und  grausam  verschrieene  Lohngesetz  selber  als  irrig 
über  Bord  geworfen  haben,  so  könnte  man  fast  versucht  sein  anzunehmen, 
daß  die  „Kinderkrankheiten“  moderner  Entwickelung  überwunden,  und 
alles  was  man  früher  von  den  üblen  Folgen  der  Uebermacht  des 
Kapitals  dem  Arbeitnehmer  gegenüber  gefürchtet,  nunmehr  zum  alten 
Eisen  zu  legen  sei. 

Indessen  stehen  die  Dinge  in  Wahrheit  anders. 

Daß  in  England  arge  sanitäre  Uebelständc  und  schlimme  egoisti- 
sche Ausbeutung  beseitigt  worden  sind,  und  daß  es  dort  und  in  Deutsch- 
land mancher  Arbeiterorganisation  gelang  sich  ihrer  Abhängigkeit  zu 
erwehren  und  günstigere  Ixrhnbedingungen  zu  erzielen,  beweist,  wie 
im  folgenden  darzuthun  ist,  wenig  gegen  die  berührten  Abhängig- 
keitsverhältnisse,  und  zwar  um  so  weniger,  als  solche  Organisationen 
nicht  überall  möglich  sind,  die  große  Masse  der  Arbeiter  in  nächster 
Zeit  nur  in  relativ  kleinem  Umfang  an  ihnen  Teil  haben  wird,  und 
überdies  Vereinigungen  uud  Kämpfe  dieser  Art  an  sich  vieles  Ueble  itn 
Gefolge  haben. 

Mit  jener  veränderten  Stellung  der  Arbeiter  zur  Lassalle’schen 
Lehre  vom  „ehernen  Lohngesetz“  aber  hat  es  seine  eigene  Bewandtnis. 

Es  hat  geringen  Wert,  bei  allen  Wandelungen  zu  verweilen,  die 
jene  Lehren  vom  ehernen  Lohngesetze  in  mehr  oder  minder  klar 
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denkenden  Köpfen  bisher  durchgemacht  haben.  Und  es  darf  über- 
haupt als  verkehrt  bezeichnet  werden,  daß  man  glaubt  Klarheit  in 
so  schwierigen  Dingen  durch  litterargeschichtliche  Beleuchtung  zu  ge- 
winnen, bei  der  man,  um  „festen  Boden  zu  haben“,  möglichst  voll- 
ständig dargelegtcn  101  Ansichten  als  Resultat  schließlich  die  102. 
folgen  läßt. 

Annahmen  dieser  Art  haben  gerade  in  der  deutschen  Litteratur, 
wo  man  glaubte  in  der  Aufzählung  und  Erörterung  auch  der  einfältigsten 
Ansichten  besonders  gründlich  sein  zu  müssen,  zu  üblen  Folgen  Anlaß 
gegeben.  Statt  Klarheit  brachten  sie  Verwirrung.  Und  es  dürfte  oft  viel 
richtiger  sein,  den  entgegengesetzten  Weg  zu  wählen,  d.  h.  unter  Be- 
achtung etwa  der  tüchtigsten  unter  den  bisherigen  Leistungen  zuerst 
nach  eigner  Einsicht  in  diesen  Dingen  zu  streben  und  von  der  so  ge- 
wonnenen Position  aus  zu  beurteilen,  was  unter  früher  vorgetragenen 
Lehren  erheblich  und  was  falsch  war. 

Danach  soll  auch  im  folgenden  verfahren  werden.  Und  so  sei 
dem  geschichtlich  schon  Bemerkten  hier  nur  folgendes  noch  ange- 
fügt. Schon  auf  dem  Gothaer  „Einigungskongreß“  von  1875  gelang 
es  wie  Manchem  bekannt,  nur  nach  Ueberwindung  manchen  Wider- 
standes, im  Parteiprogramm  dem  Satze  Aufnahme  zu  verschaffen,  daß 
die  „sozialistische  Arbeiterpartei  Deutschlands“  die  Zerbrechung 
des  ehernen  Lohngesetzes  durch  Abschaffung  des  Systems  der 
lehnarbeit  erstrebe.  Auf  dem  Ilalleschen  Parteitag  von  1890  aber 
konnte  der  das  Programm  erörternde  Referent  bereits  ohne  erheb- 
lichen Widerspruch  erklären,  daß  ein  ehernes  Lohngesetz  „thatsäch 
lieh“  nicht  existiere,  dieses  einst  der  Bourgeois-Nationalökonomie  ent 
nommene  Gesetz  zwar  mit  gutem  Erfolge  agitatorisch  gebraucht  wor- 
den sei,  jetzt  aber  seinen  Zweck  erfüllt  habe  und  man  deshalb  von 
ihm  absehen  müsse.  Und  jetzt  ist  jenes  Gesetz  im  Parteiprogramm 
verschwunden,  so  daß  es  fast  den  Anschein  hat,  als  ob  dasselbe  nun- 
mehr von  allen  Seiten  aufgegeben,  also  ganz  und  gar  unhaltbar  ist. 

Indessen  ist  dieser  Schein  ein  trügerischer. 

Für  jenen  Umschwung  war  nämlich  ausschlaggebend,  was  C. 
Marx  gelehrt.  Und  dieser,  den  man  irrigerweise  sogar  selber  als  Ver- 
treter der  Lehre  vom  ehernen  Lohngesetz  bezeichnet  hat,  hatte  gegen 
dasselbe  von  jeher  zwei  Einwände  erhoben:  einen  schwer  disku- 
tierbaren und  einen  leicht  verständlichen.  Der  erstere,  auf  den  man, 
(vielleicht  gerade  um  seiner  Dunkelheit  willen)  besondern  Nach- 
druck legte,  läuft  anscheinend  nur  auf  eine  Verschiedenheit  der  Aus- 
drucksweise hinaus,  die  wenig  erheblich  ist.  Man  beruft  sich  nämlich 
darauf,  daß  sich  seit  Lassalle’s  Tode  „in  der  Partei“  die  wissenschaft- 
liche Einsicht  Bahn  gebrochen  habe,  daß  der  Arbeitslohn  nicht  das  ist, 
was  er  zu  sein  scheine,  nämlich  nicht  der  Wert  oder  Preis  der  Arbeit, 
sondern  nur  „eine  maskierte  Form  für  den  Wert,  resp.  Preis  der  A r- 
beitskraft“.  Eben  hiermit  sei,  schrieb  Marx  (und  er  mußte  es  ja 
wissen,  da  sein  diese  Einsicht  war),  „die  ganze  bisherige  bürgerliche 
Auffassung  des  Arbeitslohnes,  sowie  die  ganze  bisher  gegen  dasselbe 
gerichtete  Kritik  über  den  Haufen  geworfen“  und  das  eherne  Lohn- 
gesetz gerichtet.  (Randglossen,  vgl.  Neue  Zeit  1890/91,  S.  563.) 
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In  der  That  ist  das  ja  auch  in  gewissem  Sinne  konsequent.  Denn 
ist  der  Lohn  überhaupt  nicht  ein  Preis  der  Arbeit,  so  kann  er  auch 
nicht  ein  nach  den  Kosten  derArbeit  gravitierender  Preis 
derselben  sein.  Und  somit  war  der  Partei  bewiesen,  was  zu  beweisen 
war.  Daß  aber  im  Grunde  durch  solche  Wahl  von  Ausdrücken, 
die  sich  bei  der  auf  diesen  Gebieten  herrschenden  Unsicherheit  in  ge- 
wissem Sinne  jeder  so  oder  so  zurecht  legen  kann,  nichts  dargethan  ist, 
und  daß  cs  im  vorliegenden  Fall  zugleich  eine  wenig  zu  empfeh- 
lende Ausdrucks  weise  ist,  den  Lohn  für  Thätigkeiten,  die  nicht  selten 
die  Arbeitskraft  eher  erhalten,  fördern,  stärken  als  verzehren,  all- 
gemein als  einen  Preis  der  Arbeitskraft  oder  gar  einen  Preis  für  ver- 
brauchte oder  geopferte  Arbeitskraft  zu  bezeichnen,  ist  nicht  schwer  zu 
zeigen,  wie  das  Folgende  ergeben  soll. 

Ernsthafter  zu  nehmen  ist  der  zweite  Grund,  den  man  mehr  in 
den  Hintergrund  zu  stellen  liebt.  Denn  er  läuft  darauf  hinaus,  daß 
jenem  Lohngesetz  das  Malthusische  Bevölkerungsgesetz  zur 
Basis  diene.  Und  das  ist  in  dor  That  kaum  zu  bestreiten,  obwohl 
dem  Sozialismus  wenig  willkommen.  Denn  wer  behauptet,  daß  der 
Tagelohn  sich  auf  jene  Minima  zu  ermäßigen  tendiere,  bei  denen  die 
Arbeiter  resp.  ihre  Familien  in  herkömmlicher  Weise  gerade  noch 
leben  können,  pflegt  sich  zum  Erweise  dessen  allerdings  darauf  zu  be- 
ziehen, daß  innerhalb  der  Bevölkerungen  jene  namentlich  von  Malthus 
betonte  Tendenz  obwalte,  sich  über  den  ihr  gegebenen  Nahrungsspiel- 
raum zuvergrößern,  und  eben  hierausjenes  Ueberangebot  von  Lohn- 
arbeit entstehe,  das  den  Preis  der  Arbeit  drückt.  Gerade  dieses 
„Gesetz“  aber  bekämpft  bekanntlich  die  Mehrzahl  der  Sozialisten  und 
hat  hierzu  auch  allen  Anlaß.  Denn  wäre  dasselbe  richtig,  so  würde 
cs  eben,  sagt  Marx  ganz  treffend,  jedes  gesellschaftliche  System 
beherrschen,  nicht  nur  das  von  den  Sozialisten  heute  bekämpfte.  Ein 
solches  „naturbegründetes“  Elend  würde  auch  der  Sozialismus  nicht 
bannen,  sondern  eher  „verallgemeinern“;  und  damit  wäre  ihm 
mancher  Reiz  genommen. 

Das  ist  verständlich  und  deshalb  auch  leicht  erklärlich , daß 
dem  gegenwärtigen  Sozialismus  im  allgemeinen  die  neue  Taktik, 
wonach  das  „eherne  Ixdingcsetz“,  nachdem  es  seine  Schuldigkeit  ge- 
than,  zur  Seite  zu  legen  sei,  mehr  Zusagen  muß  als  die  bisher  be- 
liebte. 

Nicht  ganz  so  leicht  ist  etwas  anderes  zu  erklären,  was  sich 
hieran  schließt,  daß  nämlich  eben  dieser  Aenderung  des  sozialistischen 
Standpunktes  auch  Aenderungen  in  den  „Bourgeois- Auffassungen“  parallel 
gegangen  oder  gefolgt  sind,  und  zwar  in  gerade  entgegenge- 
setzter Richtung. 

Ursprünglich  in  der  Wissenschaft  vielfach,  ja  fast  möchte  man  sagen, 
regelmäßig  verteidigt,  wurde  die  Lehre  von  der  Gravitation  der  Löhne 
nach  jenen  Minimalbeträgen  seit  jener  Zeit,  da  sich  ihrer  — mit  man- 
cher Uebertreibung  — der  Sozialismus  bemächtigt  hatte,  von  wissen- 
schaftlicher Seite  im  Allgemeinen  bezweifelt  oder  bekämpft.  Nun 
aber,  da  jene  Lehre  in  sozialistischen  Kreisen  aufgegeben  ist,  stellt 
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sich  auf  jener  Seite  wieder  Schwanken  ein,  ja  man  ist  dort  wohl  ge- 
neigt,  das  „Lohngesetz“  geradezu  anzuerkennen. 

Und  diese  Unsicherheit  ist  auch  nicht  allein  aus  Parteitaktik  zu 
erklären , sondern  insbesondere  daraus , daß  man  jenes  Gesetz  ver- 
schieden auffasst,  und  namentlich  mit  Worten  wie  Gravitation,  'lendenz 
u.  s.  w.  von  verschiedenen  Personen , ja  nicht  selten  von  denselben 
Autoren  zu  verschiedenen  Zeiten  verschiedene  Begriffe  verbunden  werden. 
Wenn  ein  und  derselbe  Schriftsteller,  auf  dessen  Ansichten  unten  näher 
einzugehen  sein  wird,  im  Jahre  1888  behauptet,  „dass  die  von  der 
klassischen  Nationalökonomie  über  Arbeit  und  Kapital  vorgetragenen 
Lehren  samt  dem  dazu  gehörigen  ehernen  Lohngesetze  absolut  falsch“ 
waren , dagegen  zwei  Jahre  später , daß  „das  eherne  Lohngesetz, 
trotzdem  es  in  Halle  für  nicht  bestehend  erklärt  wurde,  nach  wie  vor  d a 
seine  Richtigkeit  hat,  wo  n icht  mehr  das  Herkommen  den  Lohn- 
bestimmt und  noch  nicht  die  Organisation  der  Arbeiter  den  Druck 
der  Beschäftigungslosen  abhält,  wo  also  wirklich  die  Konkurrenz 
der  Arbeiter  die  Lohnhöhe  regelt“1)  — so  scheint  das  ein 
Widerspruch  zu  sein,  zumal  eben  diese  „wirkliche“  Konkurrenz  der 
Arbeiter  unter  einander  von  jeher  als  Voraussetzung  jener  Gravitation 
der  Löhne  angesehen  war,  die  man  als  „ehernes  Lohngesetz“  be- 
zeichncte,  gerade  so  wie  Konkurrenz  an  sich  von  jeher  als  Voraus- 
setzung der  Gravitation  der  Warenpreise  nach  gewissen  Kosten- 
beträgen gilt. 

Indessen  ob  jener  anscheinende  Widerspruch  ein  wirklicher  ist, 
hängt  natürlich  davon  ab,  was  denn  in  jenen  beiden  Fällen  unter  Gra- 
vitation und  Lohngesetz,  resp.  ehernem  Lohngesetz  der  „klassischen 
Nationalökonomie“  verstanden  ist.  Und  weshalb  sollte  das  in  beiden 
Fällen  dasselbe  sein?! 

Im  Allgemeinen  wird  heute  auf  einzelne  Ausdrücke  und  die  mit 
ihnen  zu  verbindenden  Begrifle  grundsätzlich  wenig  W ert  gelegt  Es 
erscheint  genügend,  daß  derselbe  Schriftsteller  mit  seinen  Aus- 
drücken immer  etwa  dieselben  Begriffe  verbinde.  Und  selbst  das  ge- 
schieht nicht  immer  und  ist  auch  schwer  durchführbar,  wo  auf  die 
Bedeutung  des  einzelnen  Ausdrucks  kein  Gewicht  gelegt  wird. 

Aber  im  Grunde  zeigen  gerade  solche  Vorgänge,  wie  nötig  es 
ist,  hierin  einen  Wandel  eintreten  zu  lassen. 

Gerade  in  so  schwierigen  und  zweifellos  verantwortlichen  Fragen 
wie  der  vorliegenden  dürfte  es  auch  befangenem  Auge  möglich  sein 


1)  Vgl.  Brentano,  M.  Polemik  mit  Marx,  1890,  p.  6.  und  Die  klass.  National- 
ökonomie 8.  14,  übrigens  auch  S.  12:  „Dagegen  fand  ich,  dafs  dem  von  der  klassischen 
Nationalökonomie  zwar  erwähnten,  aber  so  folgelos  gelassenen  Momente  des  „Landesüb- 
lichen und  Zeitgemäßen“  der  Lebenshaltung  die  Bedeutung  zukam,  alles  zu  beseitigen,  «ras 
in  dem  sogenannten  ehernen  Lohngesets  bisher  als  grausam  erschien.  Denn  jenes  „Landes- 
übliche und  Zeitgemäfse“  ist  selbstverständlich  nichts  Absolutes,  sondern  etwas  Ristori- 
sehe*“  u.  a.  w.  Dies  „Historische“  war  aber  immer  zugegeben,  und  dafs  damit  alles 
beseitigt  sein  sollte,  was  den  unter  ungünstigen  Zeit-  und  Ortsverhältnissen  tbätigen  Arbeitern 
an  jener  Gravitation  „grausam“  erschien,  war  mit  Recht  von  jeher  bestritten. 
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zu  erkennen,  daß  ausschließlicher  „Realismus“,  selbst  wenn  er  auf 
gute  historische  Erkenntnis  und  tüchtige  statistische  Durchbildung 
gestützt  unparteiisch  und  umsichtig  verfährt,  einer  Ergänzung  be- 
darf, bei  der  das  Streben  nach  Feststellung  bezüglicher  Begriffe 
und  Erkenntnis  des  Wesens  von  Tendenzen  oder  Gesetzen  nicht  ganz 
von  der  Hand  zu  weisen  ist. 

Und  so  soll  hier  der  Versuch  gemacht  werden,  zuerst  Thatsäch- 
liches  über  die  Entwickelung  der  Lage  der  deutschen  Arbeiter  seit 
den  ersten  Jahrzehnten  dieses  Jahrhunderts  beizubringen,  sodann  aber 
zu  prüfen,  ob  übererhaupt  „Lohngesetze“  an  zunehmen  und  wie  sie  zu 
denken,  wie  zu  formulieren  sein  möchten. 
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in. 

Die  zweite  Lesung  des  Entwurfes  eines  Bürgerlichen  Ge* 
setzbuches  für  das  Deutsche  Reich. 

{Fortsetzung)  *). 

Von  Assessor  Greift. 

XI. 

Den  von  Kauf  und  Tauach  bandelnden  vierten  Titel  eröffnet 
der  § 459  mit  einer  Aufzahlung  der  Pflichten  dea  Verkäufer«  und  dea 
Käufers.  Bezüglich  der  erateren  unterscheidet  der  Absatz  1 je  nach  dem 
Gegenstände  des  Kaufvertrages.  Obwohl  dabei  nicht  alle  möglichen  Kauf- 
gegenstände erschöpft  werden,  so  zog  man  doch  die  konkretere  Ausdrucks- 
weise dea  Entwurfs  einer  ganz  allgemeinen  Fassung  vor.  Auch  der 
Abs.  2 blieb  unverändert,  welcher  den  Käufer  aufser  zur  Preiszahlung 
auch  zur  Abnahme  der  gekauften  Sache  verpflichtet.  Im  Gegensätze  zu 
einem  auf  Streichung  der  Abnahmepflicht  gerichteten  Anträge  erachtete 
man  diese  für  der  regelmäfsigen  Parteiabsicht  und  dem  Verkehrsbedürf- 
nisse entsprechend  und  im  Interesse  des  Verkäufers  auch  neben  den  Vor- 

Vorläufige  Zusammenstellung  der  Kommissionabeschl&sse.  (Fortsetzung ) 

Dritter  Titel. 

Kauf. 

1.  Allgemeine  Vorschriften. 

§ 459  (469,  370  ) Durch  den  Kaufvertrag  wird  der  Verkäufer  einer  Sache  ver- 
pflichtet, dem  Käufer  die  Sache  zu  übergeben  und  des  Eigentum  au  derselben  zu  ver- 
schallen Der  Verkäufer  eines  Hechtes  hat  dem  Käufer  das  Hecht  zu  verschaffen  und, 
sofern  das  Recht  sich  auf  eine  Hache  bezieht,  deren  lnhabung  zur  Ausübung  des  Hechtes 
erforderlich  ist,  die  Sache  zu  übergeben. 

Der  Käufer  wird  durch  den  Kaufvertrag  verpflichtet,  dem  Verkäufer  den  vereinbar- 
ten Kaufpreis  zu  zahlen  und  die  gekaufte  Sache  abzuoehmen. 

Anmerkung:  Die  §§  469a  bis  459h  sind  in  dem  vorhergehenden  Bericht  mit- 
geteilt. 

1)  Vergl.  diesen  Band  S.  56 
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Schriften  über  den  Annchmeverzug  für  notwendig,  namentlich  um  die 
Schadensersatzptiicht  des  schuldhaft  nicht  abnehmenden  Käufers  aufser 
Zweifel  zu  stellen.  Mehrere  Anträge  bezweckten  im  Anschlufs  an  die 
Beurteilung  von  Bähr,  den  Unterschied  des  obligatorischen  Kaufvertrages 
von  dem  sog.  Handkauf,  d.  h.  dem  ohne  vorherige  Verbindlichmachung 
durch  Austausch  von  Kaufgegenstand  und  Geld  vollzogenen  Kaufe  im 
Gesetze  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Die  Mehrheit  der  Kommission  er- 
kannte zwar  die  Verschiedenheit  beider  Geschäfte  an,  war  jedoch  über 
die  theoretische  Auffassung  des  Handkaufs  und  die  aus  ihr,  insbesondere 
bezüglich  der  Beweislast,  zu  ziehenden  Folgerungen  verschiedener  Meinung 
und  hielt  es  mit  Kücksicht  darauf,  dafs  auch  in  der  Wissenschaft  die 
Frage  noch  durchaus  unentschieden  ist,  für  angemessen,  die  gesetzliche 
Kegelung  auf  das  obligatorische  Kaufgeschäft  zu  beschränken , die  Be- 
handlung des  Handkaufs  aber  der  Wissenschaft  und  Praxis  zu  überlassen. 

Die  Bestimmungen  des  § 460,  wonach  der  Kaufpreis  in  Geld  be- 
stehen mufs  (Satz  1)  und  neben  demselben  oder  anstatt  desselben  zu  einem 
bestimmten  Ansohlage  andere  Leistungen  bedungen  werden  können  (Satz  2), 
wurden  als  selbstverständlich  gestriohen,  Satz  2 auch  deshalb,  weil  es  im 
Ergebnis  gleiohgiltig  ist,  ob  man  in  den  vorausgesetzten  Fällen  Kauf 
oder  Tausch  annimmt.  Die  Auslegungsregel  des  § 461  für  den  Fall  der 
Festsetzung  des  Marktpreises  als  Kaufpreis  wurde  mit  der  dem  Beschlufs 
zu  § 215  (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LVII,  S.  857)  entsprechenden  Abände- 
rung beibehalten,  dafs  nicht  der  Marktpreis  des  Erfüllungsortes,  sondern 
der  für  diesen  maßgebende  Marktpreis  im  Zweifel  als  vereinbart  gelten 
soll.  Im  § 462  beschränkte  man  entsprechend  mehrfachen  Wünschen  der 
Kritik  die  Verpflichtung  des  Verkäufers  zur  Auslieferung  der  in  seinen 
Händen  befindlichen,  zum  Beweise  des  Hechts  am  Kaufgegenstande 
dienenden  Urkunde  auf  den  Fall,  dafs  die  Urkunde  sich  ausschliefslich 
auf  den  Kaufgegenstand  bezieht;  andernfalls  soll  der  Käufer  sich  mit 
einem  öffentlich  beglaubigten  Auszug  begnügen  müssen. 

Der  § 463  über  den  Uebergang  der  Gefahr,  der  Lasten  und  der 
Nutzungen  auf  den  Käufer  wurde  mehreren  Abänderungsanträgen  gegen- 
über aufrecht  erhalten.  Insbesondere  ersohien  es  der  regelmäfsigcn 


§ 460  gestrichen. 

§ 461  vergl.  § 466  b. 

§ 462  Der  Verkäufer  ist  verpflichtet,  dem  Käufer  über  die  den  KaufgegensUnd  be- 
treffenden rechtlichen  Verhältnisse , insbesondere  im  Felle  des  Verkaufs  eines  Qrnad- 
slftcke  Uber  die  Qrenxen,  Gerechtsame  und  Lasten,  die  nötige  Auskunft  zu  erteilen  und 
die  tum  beweise  des  Rechtes  dienenden  Urkunden,  soweit  sie  sich  in  seinen  Händen  be- 
finden, aussuliefern.  Hat  eine  solche  Urkuude  noch  einen  anderen  Inhalt  als  denjenigen, 
welcher  den  Kaufgegeustand  betrifft,  so  ist  der  Verkäufer  mir  zur  Erteilung  eines  Öffent- 
lich beglaubigten  Auszugs  verpflichtet. 

Anmerkung.  Vergl.  die  §§  462a  und  462b  In  der  dem  vorigen  Bericht  bei- 
g etugteu  Zusammenstellung. 

§ 463.  Die  Gefahr  des  zufälligen  Unterganges  und  der  zufälligen  Verschlechterung 
geht  mit  der  Uehergabe  der  verkauften  Sache  auf  den  Käufer  über.  Von  der  Uebergahe 
an  gebühren  dem  Käufer  die  Nutsungen  und  trägt  er  die  Lasten  der  Sache. 

Erfolgt  bei  dem  Verkauf  eines  Grundstücks  die  Eintragung  des  Eigentumsübcrganges 
in  das  Grundbuch  vor  der  Uebergahe,  so  treteu  die  im  Abs.  1 bezeichnten  Wirkungen 
mit  der  Eintragung  ein. 
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Tarteiabaieht  entsprechend  , dafs  bei  Grundstücken  jener  Uebergang 
mit  der  Uebergabe,  falls  dieser  aber  die  Eintragung  des  Eigentumsüber- 
gangs in  das  Grundbuch  vorhergeht,  mit  der  Eintragung  eintreten 
soll;  der  Vorschlag,  die  Gefahr  auch  im  Falle  vorgängiger  Uebergabe 
nicht  mit  der  Eintragung  übergehen  au  lassen,  hielt  man  dem  Ver- 
käufer gegenüber  für  unbillig,  weil  dieser  nach  der  Uebergabe  nicht  mehr 
imstande  sei,  für  die  Sicherheit  der  Sache  zu  sorgen.  Auch  der  § 464, 
welcher  die  Ersatzansprüche  des  Verkäufers  wegen  Verwendungen  be- 
trifft, blieb  unverändert.  Ein  Antrag,  den  Satz  1 als  selbstverständlich 
zu  streichen,  wurde  abgelehnt,  weil  diese  Betdimraung  nicht  aus  all- 
gemeinen Grundsätzen  abzuleiten,  sondern  positiver  Natur  sei.  Satz  2, 
dessen  Streichung  beschlossen  war,  wurde  später  wiederhergistellt, 
nachdem  man  sich  überzeugt  hatte , dafs  der  übereinstimmende  Satz 
im  § 514  Abs.  2 Satz  1 ohne  Gefahr  eines  Mifsverständnisses  nicht 
beseitigt  werden  könne.  Die  Vorschrift  des  § 465  über  den  Gefahr- 
übergang im  Falle  der  Versendung  der  Kaufsache  an  einen  anderen  Ort 
als  den  Erfüllungsort  erfuhr  keine  Beanstandung,  desgleichen  der  § 466, 
welcher  über  die  Pflicht  zur  Kostentragung  Bestimmung  trifft.  Ebenso 
aber  wie  nach  Abs.  2 der  Käufer  eines  Grundstücks  oder  eines  Hechtes 
an  einem  solchen  die  Kosten  der  Auflassung  oder  der  sonst  zur  Ein- 
tragung notwendigen  Erklärungen  zu  tragen  haben  soll,  erklärte  man  ihn 
auch  zur  Tragung  der  Kosten  der  über  den  obligatorischen  Kaufvertrag 
errichteten  Urkunde  für  verpflichtet,  indem  man  annahm,  dafs  eine  ver- 


§ 464  vergl  § 465  h. 

§ 466.  Versendet  der  Verkäufer  auf  Verlangen  des  Käufers  die  verkaufte  Sache 
nach  einem  anderen  Orte  als  dem  Erfüllungsorte,  so  geht  die  Gefahr  auf  den  Käufer  über, 
sobald  der  Verkäufer  die  Sache  dem  Spediteur,  dem  Frachtführer  oder  der  aonst  sur  Aus- 
führung des  Transports  bestimmten  Person  oder  Anstalt  ausgeliefert  hat. 

llat  der  Käufer  eine  besondere  Anweisung  Uber  die  Art  der  Versendung  erteilt  und 
ist  der  Verkäufer  ohne  dringende  Veranlassung  von  der  Anweisung  abgewichen,  so  ist 
der  Verkäufer  dem  Käufer  für  den  hieraus  entstehenden  Schaden  verantwortlich. 

§ 465  a.  (464.)  Ist  vor  der  Uebergabe  der  verkauften  Sache  die  Gefahr  auf  den 
Käufer  übergegangen  und  hat  der  Verkäufer  vor  der  Uebergabe  Verwenduugen  gemacht, 
die  nach  dem  üebergauge  der  Gefahr  aur  Erhaltung  der  Sache  notwendig  geworden  siud, 
so  ist  der  Käufer  zum  Ersätze  verpflichtet.  Die  Verpflichtung  des  Verkäufers  xum  Er- 
sätze sonstiger  Verwendungen  bestimmt  sich  nach  den  Vorschriften  über  die  Geschäfts- 
führung ohne  Auftrag. 

§ 466.  Die  Kosten  der  Uebergabe  der  verkauften  Sache,  insbesondere  die  Kosten 
des  Messens  und  Wägens,  fallen  dem  Verkäufer,  die  Kosten  der  Abnahme  und  des  Trans- 
ports der  Sache  nach  einem  anderen  Orte  als  dom  Erfüllungsorte  fallen  dem  Käufer  anr 
Last.  Ist  ein  Recht  verkauft , so  aind  die  Kosten  der  Begründung  oder  Uebertragung 
des  Rechtes  von  dem  Verkäufer  zu  tragen. 

Der  Käufer  eines  Grundstücks  hat  die  Kosten  der  Auflassung  und  der  Eintragung, 
der  Käufer  eines  Rechtes  an  einem  Grundstücke  hat  die  Kosten  der  zur  Begrüudung  oder 
Uebertragung  des  Rechtes  nötigen  Eintragung  in  das  Grundbuch,  mit  Einschlufs  der  zur 
Eintragung  erforderlichen  Erklärungen,  zu  tragen.  Dem  Käufer  fallen  in  beiden  Fällen 
auch  die  Kosten  der  Vertragsurkunde  zur  Last. 

§ 466  a.  (463  Abs.  3.)  Bezieht  sich  ein  verkauftes  Recht  auf  eine  Sache,  deren  In- 
habung  zur  Ausübung  des  Rechtes  erforderlich  ist,  so  Anden  die  Vorschriften  der  §§  463 
bis  466  entsprechende  Anwendung. 

§ 466b  (461.)  Ist  als  Kaufpreis  der  Marktpreis  bestimmt,  so  gilt  im  Zweifel  der 
für  den  Erfüllungsort  zur  Erfüiluugszeit  mafsgebeude  Marktpreis  als  vereinbart. 
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»chiedene  Behandlung  dieser  beiden  Arten  von  Kosten  dem  Volksbcwafst- 
lein  unverständlich  sein  würde. 

Die  in  § 467  bestimmte  Verpflichtung  des  Käufers  zur  Verzinsung 
des  Kaufpreise  vom  Zeitpunkte  des  Uebergangs  der  Nutzungen  erschien 
der  Auffassung  des  bürgerlichen  Verkehrs,  insbesondere  des  täglichen  Klein- 
Terkehrs  nicht  entsprechend;  die  Vorschrift  wurde  daher  gestrichen.  Neu 
uifgenommen  wurde  die  schon  früher  erwähnte  (Bd.  LVIII,  S.  740)  Be- 
itimmung,  dafs  der  Verkäufer,  abweichend  von  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen des  § 369  Abs.  2 und  des  § 369  a,  im  Falle  der  Niehtleistung 
nach  rechtskräftiger  Verurteilung  und  im  Falle  des  Verzuges  vom 
Vertrage  nicht  soll  zurücktreten  können,  wenn  er  seinerseits  den  Ver- 
trag erfüllt  und  den  Kaufpreis  gestundet  hat.  Man  ging  davon  aus, 
d&is  der  Rücktritt  den  Käufer  in  den  zahlreichen  Fällen,  in  denen  er  die 
8ache  zu  seinen  Zwecken  verwendet  (verbraucht,  weiterveräufsert,  umge- 
italtet)  habe,  in  bedenklichem  Mafse  belasten  würde  und  dafs  der  Grund 
des  fraglichen  Rücktrittsrechts  dann  nicht  zutreffe,  wenn  durch  die 
•Stundung  des  Kaufpreises  der  regelmäfsig  vorauszusetzende  innere  Zu- 
sammenhang zwischen  der  Leistung  des  Verkäufers  und  der  Zahlung  des 
Kaufpreises  gelöst  sei. 

Der  § 468  Abs.  1 verbietet  den  mit  der  Vornahme  oder  Leitung 
eines  Verkaufs  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  Beauftragten  und  den 
ton  ihnen  zugezogenen  Gehilfen,  den  zum  Verkauf  gestellten  Gegenstand 
persönlich  oder  durch  einen  anderen  zu  kaufen.  Das  Verbot  wurde  nioht 
beanstandet  und,  um  einer  Umgehung  vorzubeugen,  auf  das  Kaufen  als  Ver- 
treter eines  anderen  ausgedehnt.  Die  Mehrheit  billigte  ferner  auch,  dafs 
der  verbotswidrig  erfolgte  Kauf  nicht  nichtig,  sondern  in  seiner  Wirk- 

§ 467  gestrichen. 

§ 467  a.  Dem  Verkäufer  steht  das  im  § 369  Abs.  2 und  im  § 869  a bestimmte 
Rücktrittsrecht  nicht  tu,  wenn  er  den  Vertrag  erfüllt  und  den  Kaufpreis  gestundet  hat. 

§ 467  b Hat  bei  dem  Verkauf  einer  beweglichen  Sache  der  Verkäufer  sich  das 
Eigentum  an  der  Sache  bis  zur  Zahlung  des  Kaufpreises  Vorbehalten , so  ist  im  Zweifel 
uuunebmen,  dafs  die  Uebertragung  des  Eigentums  au  der  Sache  unter  der  aufschiebenden 
ßedmgnng  vollständiger  Zahlung  des  Kaufpreises  erfolgt  und  dafs  der  Verkäufer  zum 
Rücktritte  von  dem  Kaufverträge  berechtigt  ist,  wodu  der  Käufer  mit  der  Zahlung  in 
Verzug  kommt. 

§ 468.  (468  Abs.  1,  469.)  Bei  einem  Verkauf  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung 
dürfen  der  mit  der  Vornahme  oder  Leitung  des  Verkaufs  Beauftragte  und  die  von  ihm 
ragesogenen  Gehilfen  mit  Einschlufs  des  Protokollführers  den  zum  Verkaufe  gestellten 
Gegenstand  weder  persönlich,  noch  durch  einen  anderen,  noch  als  Vertreter  eines  anderen 
kaufen. 

Das  Gleiche  gilt,  wenn  aufserhalb  der  Zwangsvollstreckung  der  Auftrag  su  dem  Ver- 
kauf  auf  Grund  einer  gesetzlichen  Vorschrift  erteilt  ist,  welche  den  Auftraggeber  ermäch- 
tigt, den  Gegenstand  für  Rechnung  eines  anderen  verkaufen  zu  lassen,  insbesondere  in 
den  Fällen  des  Pfandverkaufs  und  des  im  § 278  vorgesehenen  Verkaufs. 

§ 468  a.  (468  Abs.  2,  3,  469.)  Die  Wirksamkeit  eines  den  Vorschriften  des  § 468 
zuwider  erfolgten  Kaufes  und  der  Uebertragung  des  Ksufgegenstandes  hängt  von  der  Zu- 
•dxnmnng  der  bei  dem  Verkauf  als  Schuldner,  Eigentümer  oder  Gläubiger  Beteiligten  ab. 
Di«  Genehmigung  eines  Beteiligten  gilt  als  verweigert,  wenn  er  sie  nach  Empfang  einer 
Aufforderung  des  Käufers  nicht  binnen  zwei  Wochen  erklärt. 

Wird  infolge  der  Verweigerung  der  Genehmigung  ein  neuer  Verkauf  vorgeuommen, 
*o  hat  für  die  Kosten  desselben  und  für  einen  MindererlÖs  der  frühere  Käufer  aufzu- 
kommen. 

Dritte  Folge  Bd  IV  (LU).  i 
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■amkcit  von  der  Zustimmung  der  als  Eigentümer,  Schuldner  oder  Gläubiger 
Beteiligten  abhängig  sein  soll,  indem  sie  anDahm,  dafs  diese  liegelung  dem 
Interesse  der  Beteiligten  besser  entspreche,  als  die  Nichtigkeit  des  Kaufs. 
Ebenso  wurden  die  Bestimmungen  des  Abs,  3 und  des  § 469  gebilligt,  von 
denen  der  letztere  die  Vorschriften  des  § 468  auf  andere  Fälle  ausdehnt,  in 
denen  jemand  einen  fremden  Gegenstand  auf  Grund  gesetzlicher  Er- 
mächtigung für  KechnUDg  eines  anderen  durch  einen  Beauftragten  ver- 
kauft. Als  Hauptbeispiel  eines  solchen  Verkaufs  erwähnt  der  Entwurf 
neben  dem  Pfandverkauf  den  Verkauf  im  Falle  eines  Zurückbehaltungs- 
rechts, d.  h.  nicht  des  Zurückbehaltungsrechts  im  Sinne  der  §§  233  ff. 
des  Entwurfs,  sondern  im  Sinne  der  Art,  313  ff.  des  Handelsgesetzbuches. 
Diesen  Fall  zu  erwähnen,  schien  nicht  angemessen.  Dagegen  führte  man 
den  Verkauf  nach  § 278  des  Entwurfs  als  wichtigen  Anwendungsfall  auf. 

Gegen  die  Vorschrift  des  § 470  über  den  Kauf  nach  Probe  wurde 
nichts  erinnert.  Ebeoso  erfuhren  die  Bestimmungen  der  §§  471 — 473 
über  den  Kauf  auf  Probe  keine  Aenderung,  bis  auf  § 471  Abs.  2.  An 
Stelle  dieser  dem  gestrichenen  § 69  (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LVI,  S.  903) 
sich  anschlief  senden  Bestimmung  nahm  man  eine  dem  Art.  339  Abs.  1 
des  Handelsgesetzbuches  entsprechende  Auslegungsregel  auf  (§  471 
Abs.  1 8atz  2 der  Neufassung).  Die  §§  474,  476,  welche  Vorschriften 
über  den  Kauf  mit  Vorbehalt  eines  besseren  Angebots,  die  römische  in 
diem  addietio,  enthalten,  wurden  gestrichen,  weil  man  das  Institut  als 
dem  heutigen  Bechtsleben  im  wesentlichen  fremd  ansah.  Neu  auf- 
genommen wurde  dagegen  eine  Bestimmung  über  den  Vorbehalt  des 
Eigentums  beim  Kaufe.  Es  erschien  geboten,  für  die  Auslegung  dieser 
sehr  häutigen  Vereinbarung,  soweit  Käufe  beweglicher  Sachen  in  Frage 
stehen,  im  Gesetz  einen  Anhalt  zu  bieten.  Man  nahm  an,  dafs  nach  der 
gewöhnlichen  Absicht  der  Parteien  durch  jene  Vereinbarung  dem  Ver- 

§ 469  vergl.  § 468  Abs.  3.  § 468  a. 

11.  Gewährleistung  wegen  Mängel  der  Sache. 

Anmerkung.  Vergl.  diesen  Unterabschnitt  in  der  dem  vorigen  Bericht  beigefüg- 
ten Zusammenstellung  §§  469  a ff. 

111.  Besondere  Arten  des  Kaufes. 

§ 470.  Bei  einem  Kaufe  nach  Probe  oder  nach  Muster  sind  die  £igen$chaften  der 
Prob«  oder  des  Musters  als  zugesicbert  anzusehen. 

§ 471.  (471,  472.)  Bei  einem  Kaufe  auf  Besicht  oder  auf  Prob«  steht  es  im  Be- 
lieben des  Käufers,  ob  er  den  Kaufgegenstand  billigen  will  oder  nicht.  Der  Kauf  ist  im 
Zweifel  unter  der  aufsebiebenden  Bedingung  der  Billigung  geschlossen. 

Der  Verkäufer  ist  verpflichtet,  dem  Käufer  die  Untersuchung  des  Gegenstandes  zu 
gestatten. 

§ 472  vergl.  § 471  Abs.  2. 

§ 473.  Die  Billigung  eines  auf  Besicht  oder  auf  Probe  gekauften  Gegenstandes  gilt 
als  verweigert,  wenn  der  Käufer  nicht  innerhalb  der  vereinbarten  Frist  und  in  Erman- 
gelung einer  solchen  Dicht  unverzüglich  aut  die  nach  Ablauf  einer  angemessenen  Frist 
an  ihn  gerichtete  Aufforderung  dem  Verkäufer  gegenüber  die  Billigung  erklärt;  war  die 
Sache  dem  Käufer  zum  Zwecke  der  Besichtigung  oder  Probe  übergeben , so  gilt  s«in 
Schweigen  als  Billigung. 

§ 474  gestrichen. 

§ 475  gestrichen. 
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Uufer  nicht  nur  für  den  Fall  des  Verzuges  des  Käufers  mit  der  Kauf- 
preiszihlung  ein  Bücktrittsreoht  mit  den  (blofi  obligatorischen)  Wirkungen 
der  §§  426  ff.  Vorbehalten  werden  solle,  sondern  dafs  der  Verkäufer  das 
Eigentum  selbst  nur  unter  der  aufschiebenden  Bedingung  der  vollständigen 
Zahlung  des  Preises  übertragen  wolle.  Bezüglioh  der  letztgedachten  ding- 
lichen Bedeutung  des  Vorbehalts  orfolgte  übrigens  der  Besohlufs  nur  unter 
der  Voraussetzung,  dafs  im  Sachenrecht  an  der  Zulässigkeit  einer  be- 
dingten Eigentumsübertragung  festgehalten  werde. 

In  dem  folgenden,  den  Wiederkauf  behandelnden  Unterabschnitt 
blieben  die  auf  den  Wiederkaufpreis  und  den  Absohlufs  des  Wiederkaufes 
bezüglichen  §§  476,  477  unverändert.  In  dem  die  Verpflichtungen  des 
Wiederverkäufers  regelnden  § 478  ersetzte  man  den  1.  Satz  duroh  die 
Bestimmung,  dafs  der  Kaufgegenstand  nebst  Zubehör  herauezugeben 
sei.  Es  erschien  zweckmäfsig,  die  Verpflichtung  des  Wiederverkäufers 
aus  dem  Wiederkaufe  scharf  zu  trennen  von  seiner  Haftung  für  die 
Zwischenzeit  bis  zum  Abschlufs  des  Wiederkauis.  Nur  um  diese  Haftung 
sber  handele  es  sich,  wenn  der  Entwürfe  sage,  dafs  die  Herausgabe  des 
Kaufgegenstandes  in  dem  Zustande  erfolgen  müsse,  in  welchem  derselbe 
sich  zur  Zeit  des  Vorbehaltes  des  Wiederkaufsreohts  befunden  habe;  des- 
halb liefs  man  diesen  Znsatz  in  Satz  1 fort.  Ebenso  erübrigte  sich  die 
Hervorhebung,  dafs  der  Wiederverkäufer  die  in  der  Zwischenzeit  gezogenen 
Nutzungen  nicht  herauszugeben  habe.  Dafs  mit  dem  Kaufgegenstande  der 
Zuwachs  herauszugeben  sei,  wurde  aus  dem  gleichen  Grunde  nicht  aus- 
gesprochen wie  in  § 427  (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LIX,  8.  68).  Die 
in  Satz  2 behandelte  Haftung  des  Wiederverkäufers  für  die  Zwischen- 
zeit wurde  spezieller  geregelt.  Aufser  wegen  verschuldeten  Untergangs 
oder  verschuldeter  Verschleohteru&g  des  Kaufgegenstandes  erklärte  man 
den  Wiederverkäufer  auch  wegen  einer  wesentlichen  Veränderung  für 
»chsdensersatzpäichtig , vorausgesetzt  natürlich,  dafs  duroh  diese  dem 
"iederkäufer  ein  Schaden  erwächst.  Man  erwähnte  ferner  besonders  den 
Fall  der  rechtlichen  Verfügung  über  den  Kaufgegenstand  und  stellte  ihr, 
wie  in  § 430,  die  durch  Urteil  oder  im  Wege  der  Zangsvollstreokung 

§ 476.  (476,  477.)  ist  bei  einem  Verkaufe  dem  Verkäufer  das  Recht  des  Wieder- 
Juafs  Vorbehalten,  so  kommt  der  Wiederkauf  mit  der  dem  Käufer  gegenüber  abgegebenen 
Erklärung  des  Verkäufers,  dafs  er  das  Wiederkaufsrecbt  ausübe,  zustande.  Die  Erklä- 
rw»g  bedarf,  wenn  für  den  Kaufvertrag  eine  Form  vorgeschrieben  ist,  der  Form  nicht. 

Der  Preis,  zu  welchem  verkauft  worden  ist , gilt  im  Zweifel  auch  für  den  Wieder- 
verkauf. 

§ 477  vergl.  § 476  Abs.  1 Sata  1. 

§ 478.  Der  Wiederverkäufer  ist  verpflichtet,  dem  Wiederkäufer  den  Kaufgegenstand 
uebst  Zubehör  herauszugeben. 

Hat  der  Wiederverkäufer  in  der  Zeit  zwischen  dem  Vorbehalt  und  der  Ausübuug  des 
Wiederkaufsrechts  den  Untergang  oder  eine  Verschlechterung  des  Kaufgegenstandes  ver- 
goldet oder  den  Gegenstand  wesentlich  verändert,  so  ist  er  dem  Wiederkäufer  für  den 
daraus  entstandenen  Schaden  verantwortlich.  Hat  er  über  den  Gegenstand  verfügt,  so  ist 
« verpflichtet,  die  dadurch  begründeten  Rechte  Dritter  zu  beseitigen;  der  rechtsgeschäft- 
iiehen  Verfügung  steht  eine  Verfügung  gleich,  die  durch  Urteil  oder  im  Wege  der  Zwangs- 
vollstreckung oder  der  Arrestvollziehung  erfolgt. 

Ist  der  Kaufgegenstand  infolge  eines  von  dem  Wiederverkäufer  nicht  zu  vertreten- 
den Umstandes  verschlechtert  oder  sonst  verändert,  so  kann  der  Wiederkäufer  eine  Min- 
derung des  Kaufpreises  nicht  verlangen. 
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oder  der  Arrestvollziehung  erfolgte  Verfügung  gleich.  Der  Setz  3 wurde 
•us  den  Gründen  der  Motive  S.  343  gebilligt. 

In  § 479  Abs.  1 erschien  die  Hervorhebung,  dafe  der  Wiederkäufer 
den  Wiederkaufpreis  nioht  für  die  Zwischenzeit  zu  verzinsen  habe,  ebenso 
entbehrlich,  wie  der  entsprechende  Satz  des  § 478  über  die  Nutzungen 
des  Kaufgegenstandes.  Die  Redaktionskommission  hat  auch  die  Verpflich- 
tung des  Wiederkäufers  zur  Zahlung  des  Wiederkaufpreises  nioht  be- 
sonders aussprechen  zu  müssen  geglaubt.  Der  Abs.  2 , welcher  den 
Wiederkauf  ausschliefst,  wenn  der  Wiederkäufer  eine  als  Nebenleistung 
empfangene  Sache  nioht  unverändert  zurückgeben  kann,  wurde  gestrichen, 
da  wegen  der  Seltenheit  des  Falles  eine  besondere  Vorschrift  entbehrlich 
sei  und  die  allgemeinen  Grundsätze  (§§  344,  345)  zu  angemessenen  Ent- 
scheidungen führten.  Den  Abs.  3 billigte  man,  soweit  er  dem  Wieder- 
verkäufer wegen  seiner  Verwendungen  auf  den  Kaufgegenstand  die  in 
§ 936  bestimmten  Hechte  beilegt  Dagegen  erschienen  die  g§  937,  938, 
welohe  der  Entwurf  auch  für  entsprechend  anwendbar  erklärt,  hierzu  nicht 
geeignet  Ein  Hinweis  darauf,  dafs  die  Anschaffung  von  ZubehSrungen 
auch  als  Verwendung  anzusehen  ist  wurde  von  der  Redaktionskommission 
für  entbehrlich  gehalten. 

Man  heschlofs  sodann,  die  Ausübung  des  Wiederkaufsreohts  zeitlioh 
zu  beschränken ; ein  Bedürfnis  hierzu  ergab  sich  hauptBäohlioh  durch  die 
beschlossene  Streichung  des  § 168  Abs.  3 (diese  Jahrb.  Bd.  LVIl,  S.  713). 
Man  bestimmte  für  andere  Gegenstände  als  Grundstücke  eine  gesetzliche 
Frist  von  3,  für  Grundstücke  eine  solche  von  30  Jahren,  welche  mit  dem 
Vorbehalte  des  Wiederkaufsrechts  beginnen  soll,  sah  aber  keinen  Grund, 
nicht  sowohl  eine  Verkürzung  wie  eine  Verlängerung  dieser  Fristen  duroh 
Vereinbarung  zuzulassen.  Neu  aufgenommen  wurde  ferner  der  Satz,  dafs, 
wenn  das  Wiederkaufsreoht  mehreren  Berechtigten  gemeinschaftlich  zu- 
stehe, es  im  Ganzen  ausgeübt  werden  könne.  Diese  Vorschrift  hielt  man 
für  dem  Sinne  des  Vertrages  und  dem  Interesse  des  Käufers  entsprechend. 
In  dem  den  Wiederkauf  zum  Schätzungswerte  behandelnden  g 480  wurde 
Satz  1,  in  welchem  man  denselben  Gedanken  ausgesprochen  fand  wie  in  8atz  2, 
gestrichen.  Satz  2 wurde  beibehalten,  insbesondere  um  Zweifel  darüber 
auszuschliefsen , dafs  der  Wiederverkäufer  wegen  Belastung  des  Kauf- 
gegenstandes  schadensersatzpflichtig  sei. 

§ 479.  (479  Abs.  S.)  Oer  Wiedervsrkäofer  kann  für  Verwendungen,  dis  sr  auf  dsn 
Kaufgegenstand  vor  dem  Wiederkaufe  gemacht  bat , insoweit  Ersats  verlangen , als  der 
WTert  des  Gegenstandes  dnreb  die  Verwendungen  erhöht  ist.  Besteht  die  Verwendung  in 
der  Verbindung  einer  Sache  mit  der  hsrausaugebenden  und  erhalt  der  Wiederverkäufen 
für  die  Verwendung  nicht  mindestens  den  Wert  ereetst , welchen  die  verwendete  Sache 
nach  der  Trennung  haben  würde,  so  ist  er  berechtigt,  sie  wegaunehmen ; er  hat  jedoch 
die  heranaaugebende  Sache  anf  seine  Kosten  wieder  in  den  vorigen  Stand  an  setsen. 

§ 480.  Ist  als  Wiedorkaufspreis  der  Schätxungswert  vereinbart,  welchen  der  Kauf- 
gegenstand aur  Zeit  des  Wiederkaufs  hat,  so  ist  der  Wiederverküufer  für  den  Untergang 
oder  eine  Verschlechterang  des  Gegenstandes  nicht  verantwortlich,  der  Wlederk&ufer  zum 
Ersatae  von  Verwendungen  nicht  verpflichtet 

§ 480  a.  Steht  das  Wiederkaufsrecht  mehreren  Berechtigten  gemeinschaftlich  au,  so 
kann  es  nur  im  gansen  aasgeübt  werden. 

§ 480  b.  Ist  für  die  Ausübung  des  Wiederkaafsrechte  eine  Frist  nieht  bestimmt  so 
erlischt  es  bei  Grundstücken  mit  Ableuf  von  30  Jahren,  bei  anderen  Gegenständen  mit 
Ablauf  von  3 Jahren.  Die  Frist  beginnt  mit  dem  Vorbehalte  des  Wiederkaufsrechts. 
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Die  §§  481  — 487  treffen  Bestimmungen  über  den  Vorkauf  und 
zwar  über  da*  nur  obli gatori b ch  wirksame  Vorkaufsrecht  im  Gegen- 
setz  zu  dem  dinglichen  Vorkaufsrechte,  welches  die  §§  952  ff.  mit  Be- 
ziehung auf  Grundstücke  anerkennen  und  regeln.  Nach  § 481  Abs.  1 
ist  die  Voraussetzung  für  die  Ausübung  des  Vorkaufsrechts  dann  gegeben, 
wenn  der  zur  Gestattung  des  Vorkaufs  Verpflichtete  mit  einem  Dritten 
über  den  dem  Vorkaufsrechte  unterliegenden  Gegenstand  einen  Kaufyertrag 


§ 481.  (481  Abs.  1,  482.)  Ist  jemand  in  Ansehung  eines  Gegenstandes  zum  Vor- 
kaufe berechtigt,  so  kann  er  das  Vorkaufsrecht  ausüben,  sobald  der  Verpflichtete  mit 
einem  Dritten  einen  Kaufvertrag  Uber  den  Gegenstand  geschlossen  hat. 

Mit  der  dem  Verpflichteten  gegenüber  abgegebenen  Erklärung  des  Berechtigten,  dafs 
er  das  Vorkaufsrecht  aasübe,  kommt  der  Kauf  zwischen  ihnen  unter  den  von  dem  Ver- 
pachteten mit  dem  Dritten  vereinbarten  Bestimmungen  zustande.  Die  Erklärung  be- 
darf, wenn  für  den  Kaufvertrag  eine  Form  vorgeschrieben  ist,  der  Form  nicht. 

§ 482  vergl.  § 481. 

§ 482  vergl.  § 484  c 

§ 483  a.  (481  Abs.  2.)  Eine  Vereinbarung  des  Verpflichteten  mit  dem  Dritten,  durch 
welcbe  der  Kauf  von  der  Nichtausübung  des  Vorkaufrechts  abhängig  gemacht  oder  dem 
Verpflichteten  für  den  Fall  der  Ausübung  des  Vorkaufsrechts  der  Rücktritt  Vorbehalten 
wird,  ist  dem  Vorkaufsberechtigten  gegenüber  unwirksam. 

§ 484.  Hat  sich  der  Dritte  in  dem  Kaufverträge  zu  einer  Nebenleistung  verpflichtet, 
welche  der  Vorkaufsberecbtigte  in  Natur  za  bewirkeu  anfser  stände  ist,  so  hat  der  Vor- 
kaufsberechtigte  statt  der  Nebenleistnng  den  Geldwert  an  entrichten.  Läfst  sich  die  Neben- 
lei&tung  in  Geld  nicht  schätzen,  so  ist  die  Ausübung  des  Vorkaufsrechts  ausgeschlossen; 
die  Vereinbarung  der  Nebenleistung  kommt  jedoch  nicht  in  Betracht,  wenn  ansunehmen 
ist.  dafs  der  Vertrag  mit  dem  Dritten  auch  ohne  sie  geschlossen  sein  würde. 

§ 484a.  Hat  der  Dritte  den  Gegenstand,  auf  den  sich  das  Vorkaufsrecht  bezieht, 
mit  anderen  Gegenständen  zu  einem  Gesamtpreise  gekauft , so  hat  der  Vorkaufsberech- 
tigte einen  verhältnisrnäfsigen  Teil  des  Gesamtpreises  an  entrichten.  Der  Verpflichtete 
kann  verlangen,  dafs  der  Vorkauf  auf  alle  Sachen  ausgedehnt  werde,  die  ohne  Nachteil 
für  ihn  nicht  getrennt  werden  können. 

§ 484  b.  Ist  dem  Dritten  in  dem  Kaufverträge  der  Kaufpreis  gestundet,  so  kann  der 
Vork aufsberechtigte  die  Stundung  nur  in  Anspruch  nehmen , wenn  er  flir  den  gestun- 
deten Betrag  Sicherheit  leistet. 

Ist  ein  Grundstück  Gegenstand  des  Verkaufs,  so  bedarf  es  der  Sicherheitsleistung  in- 
soweit nicht,  als  für  den  gestundeten  Kaufpreis  die  Bestellung  einer  Hypothek  an  dem 
Grundstücke  vereinbart  oder  in  Anrechnung  anf  den  Kaufpreis  eine  Schuld  , für  welche 
Hypothek  en  dem  Grundstücke  besteht,  übernommen  ist. 

§ 484c.  (483,  487  Nr.  2.)  Der  Verpflichtete  hat  dem  Berechtigten  den  Inhalt  des 
mit  dem  Dritteu  geschlossenen  Kaufvertrags  unverzüglich  aosuzeigen. 

Das  Vorkaufsrecht  erlischt,  wenn  es  nach  Empfang  der  Anzeige  nicht  innerhalb  der  für 
die  Ausübung  bestimmten  Frist  und  in  Ermangelung  einer  solchen  bei  Grundstücken  nicht 
binnen  2 Monaten,  bei  anderen  Gegenständen  nicht  binnen  einer  Woche  ausgeübt  wird. 

§ 485.  Das  Vorkaufsrecht  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  Verkauf  im  Wege  der  Zwangs- 
vollstreckung oder  durch  den  Konkursverwalter  erfolgt. 

§ 485  a.  Steht  das  Vorkaufsrecht  mehreren  Berechtigten  gemeinschaftlich  zu,  so  kann 
es  nur  im  Ganzen  ausgeübt  werden.  Ist  es  für  einen  der  Berechtigten  erloschen  oder  Übt 
einer  von  ihnen  sein  Recht  nicht  aas,  so  sind  die  übrigen  berechtigt,  das  Vorkaufsrecht 
im  Ganzen  ansaufiben. 

§ 486.  (486,  487  Nr.  1.)  Das  Vorkaufsrecht  ist  nicht  übertragbar  und  geht  nicht 
anf  die  Erben  des  Berechtigten  über,  sofern  nicht  ein  anderes  bestimmt  ist.  Ist  das 
Recht  auf  eine  besimmte  Zeit  beschränkt,  so  ist  es  im  Zweifel  vererblich. 

§ 487  vergl.  § 484  c Abs.  2.  § 486. 

§ 487  a.  Ein  Vertrag  , dnrcb  welchen  jemand  eine  ihm  angefallene  Erbschaft  ver- 
kauft (Erbschaft* kauf),  bedarf  der  gerichtlichen  oder  notariellen  Form. 

§ 488.  (488  Abs.  1.)  Durch  den  Erbschaftskauf  werden  die  Parteien  untereinander 
so  verpflichtet,  wie  wenn  der  Käufer  an  Stelle  des  Verkäufers  Erbe  geworden  wäre. 
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abgeschlossen  hat.  Gegen  den  positiven  Inhalt  dieaer  Vorschrift  wurde 
nichts  erinnert.  Verschiedene  Anträge  bezweckten  aber,  auch  die  Aus- 
übung des  Vorkaufsrechts  in  dem  Falle  zu  regeln,  wenn  sich  der  Dritte 
tum  Abschlüsse  eines  Kaufvertrages  nur  bereit  erklärt  habe.  Die  Kom- 
mission lehnte  diese  Anträge  ab.  Sie  ging  davon  aus,  dafs  nach  dem 
Zweoke  des  Vorkaufsrechts  der  Berechtigte  tur  Entscheidung  über  die 
Ausübung  seines  Rechts  nicht  eher  genöthigt  werden  dürfe,  als  wenn 
durch  den  Abschlufs  eines  verbindlichen  Kaufvertrages  die  Gefahr  ge- 
geben sei,  dafs  der  Gegenstand  von  dem  Verpflichteten  auf  einen  Dritten 
übergehe ; die  blofse  Kaufsbereitschaft  eines  Dritten  sei  ein  zu  unsicheres 
Moment,  um  an  sie  wichtige  Rechtsfragen  für  den  Berechtigten  zu  knüpfen. 
Der  § 481  Abs.  2 wurde  beibehatteo,  um  dem  Mißverständnis  entgegen- 
zutreten, dafs,  wenn  der  Kaufvertrag  mit  dem  Dritten  unter  dem  Vor- 
behalt des  Rücktritts  für  den  Fall  der  Ausübung  des  Vorkaufsrechts  oder 
unter  der  Bedingung  der  Nichtausübung  desselben  geschlossen  sei,  die 
Voraussetzung  für  die  Ausübung  des  Vorkaufsrechts  nioht  vorliege. 

Die  Vorschrift  in  § 482  Satz  1 über  den  Abschlufs  des  Vorkauts 
durch  einseitige  formlose  Erklärung  des  Berechtigten  erfuhr  keine  Aende- 
rung.  Der  Vorschlag,  diese  Erklärung  derjenigen  Form  zu  unterwerfen, 
welohe  nach  dem  Gegenstände  des  Vertrages  für  den  Kaufvertrag  vor- 
geechrieben  sei  (vergl.  § 349  Abs.  2 Satz  2,  §§  350,  351  Satz  1 in  diesen 
Jahrb.  Bd.  LVII1,  S.  729),  wurde  abgelehnt;  zur  Ausschliefsuog  von 
Zweifeln  beiohlofs  man  umgekehrt,  die  Formfreiheit  der  Erklärung  aus- 
drücklich anzuerkennen.  (Einen  entsprechenden  Satz  bezüglich  des  Wieder- 
kaufs hat  die  Redaktionskommission  in  § 476  Abs.  1 Satz  2 einge- 
stellt.) Den  Satz  2 des  § 482  strich  man  als  teils  selbstverständlich, 
teils  irreführend.  Die  Bestimmung  des  § 483  über  die  Anzeigepflicht  des 
Verpflichteten  blieb  unbeanstandet. 

Der  § 484  Abs.  1 behandelt  den  Fall,  wenn  der  Vorkaufsberechtigte 
aufser  stände  ist,  eine  in  dem  Kaufverträge  von  dem  Dritten  versprochene 
Nebenleistung  zu  bewirken.  Ist  die  Nebenleistung  in  Oelde  schätzbar, 
so  soll  der  Vorkaufsberechtigte  den  Geldwert  zur  Erfüllungszeit  ersetzen. 
Diese  Bestimmung  fand  Billigung ; nur  erschien  es  hier  so  wenig,  wie  in 
anderen  Vorschriften  des  Entwurfs  (z.  B.  § 240)  notwendig,  auszusprechen, 
welohcr  Zeitpunkt  für  die  Wertbemessung  mafsgebend  sei.  Für  den  Fall, 
dafs  die  Nebenleistung  in  Geld  nicht  schätzbar  ist,  erklärt  Satz  2 die 
Ausübung  des  Vorkaufsrechts  für  ausgeschlossen.  In  dieser  Vorschrift 
sah  man  eine  zu  einseitige  Begünstigung  des  Verpflichteten , dem  dadurch 
eine  bequeme  Möglichkeit  geboten  werde,  das  Vorkaufsrecht  zu  ver- 
eiteln. Die  Ausübung  des  Vorkaufsrechts  soll  daher  in  dem  vorausge- 
setzten Falle  nioht  ausgeschlossen  sein,  wenn  anzunehmen  ist,  dafs  der 
Kaufvertrag  mit  dem  Dritten  auch  ohne  die  Nebenleistung  geschlossen 
sein  würde.  Umgekehrt  führte  die  Rücksicht  auf  den  Verpflichteten  zu 
einer  Abänderung  des  Abs.  2,  nach  welchem  der  Berechtigte,  wenn  der 
Gegenstand  des  Vorkaufsrechts  mit  anderen  Gegenständen  zu  einem  Oe- 
samtpreise verkauft  ist,  bei  Ausübung  seines  Rechtes  nur  einen  verhältnis- 
mäfsigen  Teil  des  Gesamtpreises  zu  entrichten  haben  soll.  Man  besohlofs 
in  solchem  Falle  dem  Verpflichteten  das  Recht  zu  geben,  zu  verlangen, 
dafs  der  Vorkauf  auf  alle  Bachen  ausgedehnt  werde,  welohe  ohne  Nachteil  für 
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ihn  nicht  getrennt  werden  könnten.  Noch  in  einer  anderen  Biohtung  wurde 
dem  Interesse  des  Verpflichteten  Beohnung  getragen.  Der  Entwurf  macht 
von  der  Begeh,  dafs  der  Berechtigte,  wenn  er  das  Vorkaufsrecht  ausübt,  in  die 
mit  dem  Dritten  vereinbarten  Bedingungen  eintritt,  auoh  für  den  Fall  keine 
Ausnahme,  wenn  dem  Dritten  der  Kaufpreis  ohne  Sicherheitsleistung  ge- 
stundet ist  Danach  ist  der  Verpflichtete  vor  die  Wahl  gestellt,  ent- 
weder den  Verkauf  an  den  persönlich  sicheren  Dritten  zu  unterlassen 
oder  sich  der  Gefahr  auszusetzen,  dafs  der  persönlich  nicht  sichere  Be- 
rechtigte als  Verkäufer  eintritt  und  er  so  den  Kaufpreis  verliert.  Diesem 
unbilligen  Ergebnis  half  man  durch  die  Vorschrift  ab,  dafs  der  Berechtigte 
die  Stundung  nur  in  Anspruch  nehmen  darf,  wenn  er  für  den  gestun- 
deten Betrag  nach  §§  199  ff.  Sicherheit  leistet.  Die  Sicherheitsleistung 
toll  jedoch  nicht  erforderlich  sein,  wenn  bei  einem  Grundstüoksverkauf 
für  den  gestundeten  Kaufpreis  an  dem  Grundstücke  Hypothek  bestellt 
oder  von  dem  Käufer  in  Anrechnung  auf  den  Kaufpreis  eine  durch  Hypo- 
thek am  Grundstück  gesicherte  Schuld  deB  Verkäufers  übernommen  ist, 
auch  wenn  die  durch  die  Hypothek  gewährte  Sicherheit  der  Bestimmung 
des  § 203  nicht  entspricht.  Es  erschien  billig  und  unbedenklich,  dem 
Berechtigten  auf  diese  Weise  den  Eintritt  in  den  Vorkauf  zu  erleichtern. 

Wie  der  § 486  die  Ausübung  des  Vorkaufsrechts  für  den  Verkauf 
im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  ausschliefst,  so  beschlofs  man  daa 
Gleiche  auoh  für  den  Verkauf  durch  den  Konkursverwalter.  In  der  Be- 
stimmung des  § 486  über  die  Unübertragbarkeit  des  Vorkaufsrechts 
brachte  man  die  dispositive  Natur  der  Vorschrift  zu  deutlicherem  Aus- 
druck, ebenso  in  § 487  Nr.  1,  demzufolge  das  Vorkaufsrecht  mit  dem 
Tode  des  Berechtigten  erlischt.  Für  das  auf  bestimmte  Zeit  beschränkte 
Vorkaufsrecht  soll  die  Yererbliehkeit  im  Zweifel  als  beabsichtigt  gelten. 
Neu  aufgenommen  wurde  auch  hier  wie  beim  Wiederkauf  (s.  oben 
§ 480a  der  Zusammenstellung)  eine  Vorschrift  für  den  Fall,  dafs  das 
Vorkaufsrecht  mehreren  gemeinschaftlich  zusteht.  Es  soll  dann  wie  das 
Wiederkaufsreoht  nur  im  Ganzen  ausgeübt  werden  können.  Hinzugefügt 
wurde  hier  die  Bestimmung,  dafs,  wenn  das  Vorkaufsrecht  für  einen  der 
Berechtigten  erloschen  ist  oder  einer  von  ihnen  sein  Hecht  nicht  aus- 
übe, die  übrigen  berechtigt  seien,  das  Becht  im  Ganzen  auszuüben;  eine 
Bestimmung,  welche  schon  in  den  Motiven  als  billig  anerkannt  und  nur 
wegen  teilweise  nicht  stichhaltiger,  teilweise  durch  die  beschlossene 
Kautionspflicht  des  Vorkaufsberechtigten  bei  Stundung  des  Kaufpreises 
erledigter  Bedenken  abgelehnt  worden  ist. 

Die  Vorschrift  des  § 487  Nr.  2 Uber  das  Erlöschen  des  Vorkaufs- 
rechte durch  Nichtausübung  innerhalb  gewisser  Frist  nach  der  Anzeige 
vom  Verkaufe  blieb  unbeanstandet.  Neben  dieser  Vorschrift  hielt  man, 
anders  als  beim  Wiederkaufsreoht,  die  Aufstellung  einer  von  der  Begrün- 
dung des  Hechts  an  laufenden  Ausschlufsfrist  für  das  Vorkaufsrecht 
nicht  für  erforderlich. 

Die  §§  488 — 501  enthalten  ausführliche  Bestimmungen  über  den 
Erbschaftskauf,  d.  h.  den  Kauf  einer  dem  Verkäufer  bereits  ange- 

$ 488  a.  (488  Ab».  8,  Abs  8.)  Ein  Erbteil,  welcher  dem  Verkäufer  nach  dem  Ab- 
schlüsse des  Kaufes  durch  Nacherbfolge  oder  infolge  des  Wegfalls  eines  Miterben  anfüllt, 
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falleoeo  Erbsohzft.  Die  Frage , ob  diese  Bestimmungen  hier  zu  belassen 
oder  in  das  Erbrecht  zu  versetzen  seien , blieb  Vorbehalten.  Sachlich 
wurde  an  dem  § 488,  welcher  in  Abs.  1 die  gegenseitigen  Verpflichtungen 
aus  dem  Erbsohaftskaufe  ausspricht  und  in  Abs.  2 und  3 Auslegungsregeln 
über  den  Dmfang  der  Verpflichtung  des  Verkäufers  enthält,  nichts  ge- 
ändert. Man  hielt  insbesondere  an  der  Auffassung  des  Erbschaftskaute 
als  eines  Kaufs  der  einzelnen  zur  Erbschaft  gehörenden  Aktivbestand- 
teile  (nicht  des  Erb  rechts)  feet.  Der  Absatz  3 wurde  der  Deutlichkeit  wegen 
beibehalten.  Hiozugefiigt  wurde  die  u.  a.  dem  preufsisohen  Recht  ent- 
sprechende Auslegungsregal,  dafs  Familienpapiere  (im  weitesten  Sinne) 
uud  Familienbilder  im  Zweifel  nicht  als  mitverkauft  gelten  sollen.  Diese 
in  den  Motiven  abgelehnte  Ergänzung  des  Entwurfs  erschien  zum  Schutze 
des  Verkäufers  namentlich  gegenüber  gewerbsmäfsigen  Erbschaftskäufem 
geboten,  da  ein  besonderer  Vorbehalt  bezüglich  der  bezeichncten  Gegen- 
stände regelmäßig  nicht  gemacht  zu  werden  pflege.  Man  schrieb  ferner 
für  den  Erbschaftskauf  gerichtliche  oder  notarielle  Form  vor , indem 
man  davon  ausgiog,  dafs  alle  Gründe,  welche  zu  den  Formvorsohriften 
der  §§  349 — 351  (diese  Jahrb.  Bd.  LV1I1,  S.  729)  geführt  hätten  — der 
erhebliche  Wert  und  die  besondere  Natur  des  Gegenstandes , die  Not- 
wendigkeit eines  Schutzes  gegen  Cebereilung  und  einer  Gewähr  für  zweifel- 
freie Feststellung  des  Vereinbarten  — auoh  hier  znträfen,  während  die  Rück- 
sicht auf  die  Freiheit  des  Verkehrs  hier  nicht  in  Betracht  komme,  da  es 
sioh  nioht  um  Verkehrsgeschäfte  handele. 

Der  § 489  , welcher  die  Verpflichtung  des  Verkäufers  zur  Deber- 
tragung  der  einzelnen  Sachen  und  Rechte  ausspricht,  wurde  als  neben 
dem  § 488  Abs.  1 und  dem  § 491  entbehrlich  gestrichen,  ebenso  der 
§ 490,  abgesehen  von  der  Vorschrift,  dafs  der  Verkäufer  verpflichtet  ist, 
die  aus  der  Ausgleichungspflioht  eines  Miterben  entstandenen  Ansprüche 
dem  Käufer  abzutreten  (vergl.  § 488  a Abs.  2 in  der  unten  mitgeteilten 
Zusammenstellung) ; die  Beibehaltung  dieser  Vorschrift  war  deshalb  not- 
wendig, weil  naoh  § 2164  Abs.  2 die  Ausgleichungsforderung  nicht  eds 
Bestandteil  des  gesetzlichen  Erbteils  des  Berechtigten  gilt.  Der  § 491 

sowie  ein  dem  Verkäufer  zugeweudetes  Voraus  Vermächtnis  sind  nicht  als  mitverkauft  an- 
zusehen. 

Die  aus  dem  Wegfall  eines  Vermächtnisses  oder  einer  Auflage  sich  ergebenden  Vor- 
teile sowie  die  dem  Verkäufer  auf  Grund  der  Ausgleichungspflicht  eines  Miterben  *u- 
stehenden  Ansprüche  gebühren  dem  Käufer. 

Familienpapiere  uud  Familienbilder  gelten  im  Zweifel  nicht  als  mitverkauft. 

§ 489  gestrichen. 

§ 490  gestrichen. 

§ 491.  Der  Verkäufer  ist  verpflichtet,  dem  Käufer  die  zur  Zeit  des  Verkaufs  vor- 
handenen Erbschaftsgegenstände  mit  Eioschlufs  dessen  heraaszugeben , was  er  vor  dem 
Verkant  auf  Grund  eines  aur  Erbschaft  gehörenden  Rechtes  oder  durch  Verfügung  über 
Erbschaftsgegeostände  oder  als  Ersatz  für  die  Zerstörung,  Beschädigung  oder  Entziehung 
solcher  Gegenstände  erlangt  hat. 

Hat  der  Verkäufer  vor  dem  Verkauf  ErbschafUgegenstäude  verbraucht,  unentgeltlich 
verfiufsert  oder  unentgeltlich  belastet , so  ist  er  verpflichtet , dem  Käufer  den  Wert  der 
verbrauchten  oder  veräußerten  Gegenstände,  im  Falle  der  Belastung  die  Wertminderung 
au  ersetzen  , es  sei  denn,  dafs  dem  Käufer  der  Verbrauch  oder  die  unentgeltliche  Ver- 
fügung bei  dem  Abschlüsse  des  Kaufes  bekannt  war.  Im  übrigen  kann  der  Käufer  wsgeu 
des  Unterganges  oder  einer  Verschlechterung  von  Erbach  aftsgegenständen  Ersatz  nicht 
verlangen.  * 
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bezieht  sich  auf  den  Fell,  dafs  in  der  Zwischenzeit  zwischen  dem  An- 
kauf und  dem  Verkauf  der  Erbschaft  der  Bestand  derselben  verändert, 
sei  es  erweitert,  sei  es  vermindert,  ist.  In  diesem  Falle  soll  der  Ver- 
käufer neben  den  vorhandenen  Gegenständen  auch  alles  das  dem  Käufer 
auszuliefern  verpflichtet  sein,  was  er  aus  der  Erbschaft,  insbesondere 
durch  Veräußerung  von  Gegenständen,  erlangt  hat,  und  er  soll  für  ver- 
brauchte und  unentgeltlich  veräufserte  oder  belastete  Gegenstände  Wert- 
ersatz leisten,  während  anderweite  Verringerung  oder  Verschlechterung  ihn 
nicht  zum  Ersätze  verpflichten  soll.  Diese  Regelung  wurde,  namentlich 
in  betreff  der  Begrenzung  der  Ersatzpflicht,  naoh  eingehender  Beratung 
unter  Verwerfung  mannigfaltiger  Abänderungsanträge  gebilligt;  jedooh 
betohlofs  man,  die  Ersatzpflicht  euoh  im  Falle  des  Verbrauchs  von  Erb- 
schaftsgegenständen und  der  unentgeltlichen  Verfügung  über  solche  dann 
fortfallen  zu  lassen,  wenn  dem  Käufer  der  Verbrauch  oder  die  Verfügung 
beim  Abscblufs  des  Kaufes  bekannt  gewesen  ist,  weil  dann  mutmafalich 
schon  bei  Bemessung  des  Kaufpreises  auf  den  derzeitigen  Erbsohafta bestand 
Rücksicht  genommen  sei.  Eine  fernere  Aenderung  wurde  bezüglich  der 
vom  Verkäufer  vor  dem  Verkaufe  aus  der  Erbschaft  gezogenen  Nutzungen 
beschlossen.  Während  nach  dem  Entwürfe  der  Verkäufer  die  gezogenen 
Früchte  (im  Sinne  des  § 792)  herauszugeben  oder  zu  ersetzen,  für  den 
durch  den  Gebrauoh  von  Erbsohaftsgegenständen  erlangten  Vorteil  da- 
gegen keinen  Ersatz  zu  leisten  hat,  entschied  man  sich  im  Zusammen- 
hänge mit  dem  zu  § 495  mitzuteilenden  Besohlufs  über  die  Tragung  der 
Lasten , ihm  auch  die  Früchte  ersatzlos  zu  belassen.  Man  verkannte 
nieht,  dafs  hierin  eine  Abweichung  von  dem  Grundsätze  des  § 488  Abs.  1 
liege,  hielt  dieselbe  aber  mit  Rücksicht  auf  die  regelmäßige  Parteiab- 
sicht und  zur  Vereinfachung  der  Auseinandersetzung  zwischen  Verkäufer 
und  Käufer  für  geboten. 

Die  Bestimmungen  der  §§  492,  493  erfuhren  nur  die  eine  Aenderung, 
dafs  der  Verkäufer  auch  für  das  Nichtbestehen  einer  Auagleiohungapflioht 
gegenüber  einem  Miterben  Gewähr  zu  leisten  verpflichtet  sein  soll.  Man 
ging  davon  aus,  daß  diese  Gewährleistungspflicht  aus  dem  gleichen  Grunde 
anzuerkennen  sei,  aus  welchem  auch  der  Verkäufer  nach  § 490  (§  488  a Abs.  2) 
zur  Abtretung  der  ihm  zustehenden  Ausgleiohungsansprüche  verpflichtet  sei, 
und  dafs  der  Eutwurf  zu  großen  Härten  für  den  Käufer  führen  könnte.  Der 
§ 494,  nach  welchem  die  Gefahr  und  die  Nutzungen  mit  dem  Vertrags- 
abschluß übergehen , blieb  sachlich  unverändert.  Ein  Zusatz  dahin,  dafs 
der  Käufer  von  dem  gleichen  Zeitpunkt  an  auch  die  Lasten  der  Erb- 
schaft trage,  wurde  duroh  eine  Aenderung  des  § 495  Satz  1 notwendig. 

§ 49*.  (49*,  49*.)  Die  Verpflichtung  de«  Verkäufer«  »ur  Gewährleistung  wegen 
eine«  Menget«  im  Rechte  beschränkt  sich  «uf  die  Heftung  dafür,  dafs  ihm  da«  Recht  auf 
die  Erbschaft  zusfeht,  dar«  dieses  Recht  nicht  durch  da«  Recht  eines  Nacherben  oder  durch 
Pflicbtteilsansprüche,  Ausgleichungsansprilcha,  Vermächtnisse  und  Auflagen  beschwert  uud 
dafs  da«  Inventarrecht  nieht  erloschen  oder  einem  Nachiafsgläubiger  gegenüber  ausge- 
schlossen ist.  Wegen  Fehler  einer  «ur  Erbschaft  gehörenden  Sache  haftet  der  Verkäufer  nicht. 

§ 493  vergl  $ 49*. 

§ 49*  a.  (499.)  Die  infolge  des  Erbfall«  durch  Vereinigung  von  Recht  und  Verbind- 
lichkeit oder  von  Recht  und  Belastung  erloschenen  Rechtsverhältnisse  gelten  im  Verhält- 
nisse zwischen  Käufer  und  Verkäufer  als  nicht  erloschen  Erforderlichenfalls  ist  ein 
solches  Rechtsverhältnis  wieder  herzustellen. 

4 494  vergl.  $§  49«  a,  496  b. 
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Während  nämlich  nach  dem  Entwürfe  der  Käufer  dom  Verkäufer  gegen- 
über zur  Tragung  der  getarnten  Erbachaftalasten  verpflichtet  sein  soll, 
beschlofs  man , diese  Verpflichtung  für  die  Zeit  vom  Erbanfall  bis  zum 
Kaufabsohlufs  auf  die  außerordentlichen  Lasten  zu  beschränken  , welche 
als  auf  den  Stammwert  der  Erbschaftsgegenstände  gelegt  aczusehen  sind ; die 
sonstigen  Lasten  soll  dagegen  für  diese  Zeit  der  Verkäufer  tragen , wie 
er  andererseits  nach  dem  zu  § 491  gefafsten  Beschlüsse  die  in  dieser 
Zeit  gezogenen  Nutzungen  ersatzlos  behält.  Im  übrigen  wurde  § 495  sach- 
lich beibehalten;  nur  verallgemeinerte  man  den  2.  Satz,  und  die  Redak- 
tionskommission strich  auf  Grund  einer  ihr  erteilten  Ermächtigung  den 
3.  Satz,  weil  er  nach  der  Abänderung  des  § 315  Abs.  1 Satz  4 (diese 
Jahrb.  Bd.  LVIII,  S.  719,  720)  sioh  lediglich  als  eine  Anwendung  dieses 
Satzes  darstcllt.  Der  § 496,  welcher  die  Verpflichtung  des  Verkäufers 
zum  Ersatz  von  Verwendungen  betrifft,  fand  die  Billigung  der  Mehrheit. 
Unverändert  blieben  auch  die  auf  die  Haftung  des  Käufers  gegenüber 
den  Nachlaßgläubigern  bezüglichen  Bestimmungen  des  § 497,  ebenso  die 
Absätze  1,  2 und  4 des  § 498,  welche  sioh  auf  das  Invenlarrecht  und 
das  Aufgebot  der  Nachlaßgläubiger  im  Falle  des  Erbschaftskaufs  beziehen. 
Abweichend  von  Abs.  3 Satz  1 beschlofs  man  aber,  dem  Verkäufer  wegen 
der  ihm  nach  § 495  zustehenden  Ansprüche  das  Recht  zum  Anträge  auf 
Eröffnung  des  Naohlafskonkurseszu  gewähren,  jedoch  nur  wie  einem  Nachlafs- 
gläubiger,  d.  h.  unter  der  Voraussetzung,  daß  er  die  Ueberschuldung  des 
Nachlasses  glaubhaft  mache.  Diese  Aenderung  hielt  mau  zum  Schutze 
des  Verkäufers  für  notwendig,  da  ihm  sonst  nur  das  hier  ungeeignete  Mittel 
der  Abzugseinrede  zur  Verfügung  stehen  würde,  aber  auch  für  ausrei- 

§ 495.  Der  Käufer  ist  dem  Verkäufer  gegenüber  verpflichtet,  die  Nachlafsverbind- 
lichkeiten  zu  erfüllen,  es  »ei  denn,  dafs  der  Verkäufer  nach  § 492  für  das  Nichtbestehen 
derselben  haftet. 

Hat  der  Verkäufer  vor  dem  Verkauf  eine  Nacblafsverbindlichkeit  erfüllt,  so  kann  er 
von  dem  Käufer  Ersatz  verlangen. 

§ 496.  Der  Käufer  hat  dem  Verkäufer  die  vor  dem  Abschlüsse  des  Kaufes  auf  die 
Erbschaft  gemachten  notwendigen  und  nützlichen  Verwendungen  zu  ersetzen  , soweit  sie 
nicht  zur  Gewinnung  der  dem  Verkäufer  verbleibenden  Nutzungen  gemacht  sind. 

§ 496a  (494.)  Dem  Verkäufer  verbleiben  die  auf  die  Zeit  vor  dem  Abschlüsse  des  Kaufes 
fallenden  Nutsungen.  Er  trägt  für  diese  Zeit  die  Lasten  sowie  die  Zinsen  der  Nachlafsver- 
bindlicbkeiten.  Den  Käufer  treffen  jedoch  die  von  der  Erbschaft  zu  entrichtenden  Ab* 
gaben  sowie  die  aufserordentlichen  Lasten,  welche  als  auf  den  Stammwert  der  Erbschaft»- 
gegenstände  gelegt  ansusehen  sind. 

§ 496  b.  (494.)  Der  Käufer  trägt  von  dem  Abschlüsse  des  Kaufes  an  die  Gefahr 
des  zufälligen  Unterganges  und  einer  zufälligen  Verschlechterung  der  Erbschaftsgegeu- 
stände.  Von  diesem  Zeitpunkte  an  gebühren  ihm  die  Nutzungen  und  trägt  er  die  Lasten. 

§ 497.  Der  Käufer  haftet  von  dem  Abschlüsse  des  Kaufes  an  den  Nachlafsgläubi- 
gern,  unbeschadet  der  Fortdauer  der  Haftung  des  Verkäufers.  Dies  gilt  auch  von  den 
Verbindlichkeiten , zu  deren  ErlÜUnng  der  Käufer  dem  Verkäufer  gegenüber  nach  den 
§§  495,  496a  nicht  verpflichtet  ist.  Die  Haftung  des  Käufers  den  Gläubigern  gegenüber 
kann  durch  Vertrag  zwischen  Verkäufer  und  Käufer  nicht  ausgeschlossen  oder  beschränkt 
werden. 

§ 498.  Der  Käufer  kann  das  Inventarrecht  insoweit  geltend  machen,  als  der  Ver- 
käufer es  zur  Zeit  des  Kaufes  gehabt  hat;  er  verliert  das  Recht  nach  den  für  den  Ver- 
lust des  Inventarrechts  geltenden  Vorschriften.  Die  Errichtung  des  Inventars  durch  den 
Verkäufer  oder  den  Käufer  kommt  beiden  zu  statten. 

Das  Recht,  den  Nacblalskonkurs  zu  beantragen,  steht  nach  dem  Abschlüsse  des  Kau- 
fes an  Stelle  des  Verkäufers  dem  Käufer  su.  Der  Nachlafskonkurs  kann  von  da  an  nur 
gegen  den  Käufer  gerichtet  werden.  Der  Verkäufer  ist  wegen  der  ihm  nach  dem  § 495 
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thfnd.  Wegen  der  Bedeutung  des  Erbschaftskaufs  für  den  Xachlafsgläu- 
biger , insbesondere  weil  nach  dem  Kaufe  der  Antrag  auf  Eröffnung  des 
Nachlafskockurees  gegen  den  Käufer  zu  richten  ist,  verpflichtet  man  ferner 
den  Verkäufer  bei  Vermeidung  einer  Schadensersatzpflicht  gegen  die  Gläu- 
biger zu  unverzüglicher  schriftlicher  Anzeige  des  Erbschaftskaufs  und  des 
Namens  des  Käufers  an  das  Nachlafsgericht;  dieses  soll  die  Einsicht  der 
Anzeige  jedem  gestatten,  der  ein  rechtliches  Interesse  glaubhaft  macht. 

Die  Bestimmung  des  § 499  über  die  Behandlung  der  infolge  des 
Erbfalls  durch  Vereinigung  vun  Hecht  und  Verbindlichkeit  oder  von  Recht 
and  Belastung  erloschenen  Rechtsverhältnisse  behielt  man  bei.  Der  § 500, 
welcher  die  Vorschriften  dieses  Abschnittes  auf  andere  Veräufserungen 
einer  Erbschaft  als  durch  Verkauf  ausdehnt,  mufste  nur  in  Abs.  2 infolge 
der  zu  §§  443,  444  gefafsten  Beschlüsse  (diese  Jahrb.  Bd.  LIX  S.  69)  eine 
unerhebliche  Abänderung  erleiden.  Der  § 501  wurde  gestrichen,  weil 
man  eine  ausdrückliche  Erstreckung  der  Bestimmungen  dieses  Abschnittes 
auf  die  Veräufsemng  des  Bruchteils  einer  Erbschaft  ebensowenig  für  not- 
wendig hielt,  wie  die  Erwähnung  des  Bruchteils  in  § 349  (diese  Jahrb. 
Bd.  LVIII,  S.  729). 

Der  den  letzten  Unterabschnitt  dieses  Titels  bildende  § 502  betref- 
fend den  Tausch  blieb  sachlich  unverändert. 

Zum  Schlafs  sei  noch  eine  wichtige  Veränderung  in  der  Zusammen- 
setzung der  Kommission  erwähnt,  welche  sich  mit  der  letzten  der  in 
diesem  Bericht  behandelten  Sitzungen  vollzog,  indem  der  Vorsitz  von 
dem  zum  preufsischen  Kultusminister  ernannten  bisherigen  Staatssekretär 
des  Reichsjustizamts  Dr.  Bosse  auf  dessen  Nachfolger  in  diesem  Amte, 
Wirklichen  Geheimen  Bat  Hanauer  überging,  welcher  der  Kommission 
schon  von  Beginn  ihrer  Beratung  an  als  ständiges  Mitglied  und  Vor- 
sitzender der  Redaktionskommission  angehört  hat. 

and  dem  § 496  a Satz  2 anstehenden  Ansprüche  so  dem  Anträge  wie  ein  NachlsCsgläubi- 
g«r  berechtigt.  Zur  Konkursmasse  gehört  der  Nachlaß  und  der  Anspruch  des  Käufers 
gegen  den  Verkäufer  auf  Uebertragung  des  Nachlasses. 

Das  Aufgebot  der  Nachlafsgläubiger  kann  sowohl  von  dem  Verkäufer  als  von  dem 
Käufer  beantragt  werden.  Der  von  dem  einen  Teile  gestellte  Antrag  und  das  von  ihm  er- 
wirkte Ausschlufsurteil  kommen  beiden  zu  statten. 

§ 498  a.  Der  Verkäufer  hat  den  Verkauf  der  Erbschaft  und  den  Namen  des  Käu- 
fers dem  Nachlafsgericht  unveraüglich  anzuzeigen ; im  Palle  der  Unterlassung  ist  er  den 
Nachlafsgläubigern  zum  Schadensersätze  verpflichtet. 

Das  Nachlafsgericht  hat  die  Einsicht  der  Anzeige  jedem  zu  gestatten,  der  ein  recht- 
liches Interesse  glaubhaft  macht. 

§ 499  vergl.  § 498  a. 

§ 500.  Die  Vorschriften  über  den  Erbschaftskauf  finden  anf  den  Kauf  einer  von  dem 
Verkäufer  durch  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  erworbenen  Erbschaft  sowie  auf  andere 
Verträge,  welche  auf  die  Veräufserung  einer  dem  Veräufserer  angefallenen  oder  anderweit 
von  ihm  erworbenen  Erbschaft  gerichtet  sind,  entsprechende  Anwendung.  Im  Fall  einer 
Schenkung  trifft  jedoch  den  Schenker  die  im  § 492  bestimmte  Haftung  wegen  eines  Man- 
gels im  Rechte  nur,  wenn  er  den  Mangel  arglistig  verschwiegen  hat;  auch  ist  der  Schen- 
ker nicht  verpflichtet,  für  die  vor  der  Schenkung  verbrauchten  oder  unentgeltlich  ver- 
äufserten  Erbschaftsgegenstände  Ersatz  zu  leisten. 

§ 501  gestrichen. 

Vierter  Titel. 

Tausch. 

§ 502.  Auf  den  Tausch  finden  die  Vorschriften  Über  den  Kauf  entsprechende  An- 
wendung. 


Digitized  by  Google 


252 


Nationaiökouomiscbe  Gesetzgebung. 


IV. 

Die  wirtschaftliche  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches 

L J.  1891. 

Patentgesetz  ▼.  7.  April. 

Ges.  v.  19.  Mai  betr.  Prüfung  der  Läufe  und  Verschlüsse  von  Feuerwaffen.  (S.  Bd.  II, 

S.  866.) 

Ges.  v.  31.  Mai  betr.  die  Besteuerung  des  Zuckers. 

Ges.  v.  31.  Mai  betr.  das  Reicbsschuldbuch.  (Bd.  II,  S.  223.) 

Ges.  v.  1.  Juni  betr.  Abäuderung  der  Gewerbeordnung. 

Ges.  v.  1.  Juni  betr.  den  Schul»  von  Gebrauchsmustern. 

Ges.  v.  8.  Juni  betr.  die  Abänderung  des  § 157  des  Invalidität»*  und  Altersver- 
sicherungsgesetzes. 

(Für  Versicherte,  welche  s.  Z.  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetses  das  40.  Lebensjahr 
vollendet  haben,  und  140  Wochen  in  den  letzten  3 Jahren  in  entsprechendem  Arbeits- 
verhältnis gewesen  sind , vermindert  sich  die  Wartezeit  für  die  Altersrente  um  so  viel 
Beitragsjahre  uud  -Wochen,  als  ihr  Lebensalter  am  1.  Jan.  1891  an  Jahren  und  vollen 
Wochen  das  vollendete  40.  Lebensjahr  überstiegen  hat.) 

Ges.  v.  8.  Juni  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  über  die  Besteuerung  des  Brannt- 
weins vom  24.  Juni  1887. 

(Für  Brennereien,  die  von  1887/90  in  keinem  Jahre  mehr  als  267  750  L.  Bottich- 
raum  bemaischt  haben,  werden  um  erhöhte  Mengen  zum  niedrigeren  Satze  in  Rech- 
nung gestellt.) 


V. 

Die  wirtschaftliche  Gesetzgebung  der  deutschen  Bundes- 
staaten i.  J.  1891. 


A.  Land*  und  Forstwirtschaft  und  Grundbesitz. 


Preuften. 


Gotha. 


Ges.  v.  7.  Juli  betr.  die  Beförderung  der  Errichtung  von  Rentengütern. 

Ges.  v.  11.  Jul!  betr.  die  Eintragung  in  die  Höferolle  und  Landgüterrolle  auf  Kr- 
auchen der  Generalkommission. 

Wildschadengesetz  v.  11.  Juli.  (S  Bd.  II,  S.  576  ) 

Ges.  v.  24.  Aug.  betr.  die  Prüfung  der  Zuchteber. 

(Für  andere  als  die  eigenen  Schweine  darf  nur  ein  vou  der  Körkommission  geprüfter 
und  dessen  Tauglichkeit  schriftlich  von  ihr  bestätigter  gebraucht  werden.) 


Preufsen. 
Birkenfeld. 
Schwarib  R. 


PreuCSen. 


B.  Gewerbewesen. 

Ges.  v.  11.  Juli  betr.  die  Gewerbegerichte  für  die  Rheinprovinz. 
Ges.  v.  23.  März  betr.  die  Gewerbeordnung. 

Ges.  v.  31.  Dez.  den  8cblachtzwang  betr. 

D.  Finanzwesen. 

Ges.  v.  19.  Mai  betr.  Abänderung  des  ErbscbafUsteuergesetzes. 
Ges  v.  8-  Juni  betr.  eine  Erweiterung  des  Staatsschuldbuchs. 
Einkommensteuergesetz  v.  24.  Juni  (S  Bd.  II,  $.  755.) 
Gewerbesteuergesetz  v 24.  Juni  (S.  Bd.  II,  S.  226.) 
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Ges.  v.  1.  Febr.  betr.  die  Erhöhung  des  Höchstbetrages  der  Hundesteuer  in  den 
fclteren  Landesteilen  (von  9 auf  80  Mk.) 

Ges  ▼.  16.  Juni  betr.  die  Verwaltung  der  Gemeinden,  Stiftungen  und  Amtskörper-  Württemberg, 
schäften. 

Ges.  ▼.  7.  Juli  betr.  die  Umlegung  der  Beiträge  zu  den  landwirtschaftlichen  Beruf#- 
genossenscbaften. 

Ges.  ▼.  24.  März  betr.  die  Aenderung  des  Gesetzes  vom  18.  Mai  1865  über  die  Er-  oideaburf. 
mitte lung  des  Steuerkapitals  der  Grundstücke  und  Gebäude  bebnfs  einer  neuen  Veran- 
lagung der  Grund-  und  Gebändesteuer. 

Ges.  ▼.  11.  März  betr.  Abänderung  der  Einkommensteuer  vom  6.  April  1864.  (Ak- 
tiengesellschaften und  Genossenschaften  betr.) 

Ges.  v.  3.  April  betr.  die  öffentlichen  Lotterien.  Birkenfeld. 

Ges.  ▼.  13.  März  betr.  die  Abänderung  des  Einkommensteuergesetzes  vom  1.  Mai 
1865. 

E.  Soziale  Frage. 

Ges.  ▼.  11.  Juli  betr.  die  Abänderung  des  Unterstützungswobniitzes  vom  8.  März  1871.  Preufea. 
(Bd.  II,  S.  575.) 

Ges.  v.  2.  Juli  betr.  die  Unterbringung  verwahrloster  Kinder.  Lippe. 

F.  Verschiedenes. 

Wegeordnung  für  die  Provinz  Sachsen  v.  11.  Juni.  PreaUen. 

Verfügung  des  Ministeriums  des  Innern  v.  29.  Dez.  1891  betr.  die  Erhebung  einer  Württemberg. 
Statistik  der  Todesursachen  als  Ergänzung  zur  besügl.  Verordnung  vom  24-  Januar  1882 
und  Verfügung  betr.  die  Dienstanweisung  für  die  Leichenschauer  vom  3.  Februar  1882 
und  vom  19.  Dezember  1891. 

Ges.  v.  24.  April  betr.  die  Todeszeugnisse  in  Travemünde  und  in  den  Landgemeinden.  Labeck. 

(Bei  jedem  Sterbefalle  ist  ein  von  einem  approbierten  Arzte  ausgestelltes  Todeszeug- 
nis auszustellen.) 

Ges.  v.  30.  Dez.  betr.  das  Gewerbegericht. 

Ges.  v.  8.  8ept.  betr.  Aenderung  der  AA.  8 und  80  der  Gemeindeordnung  vom  Oideaburf. 
15.  April  1873. 

Ges.  v.  15.  Dez.  betr.  die  revidierte  Gemeindeordnung  vom  28.  März  1876.  Birkenfeld. 


VI. 

Die  wirtschaftliche  Gesetzgebung  Oesterreichs  i.  J.  1890 

und  1891. 

Ges.  ▼.  6.  Jan.  betr.  den  Markenschutz. 

Ges.  v.  31.  März  betr.  einige  Aenderungen  der  Gesetze  Über  Stempel  und  Gebühren. 

(Ermäfsigung  der  Gebühren  für  Uebertragungen  unbeweglicher  Sachen  und  der  den- 
selben gleichgehaltenen  Dienstbarkeiten,  Abänderungen  bei  Wetten,  Lotterien  etc. , Aen- 
derung des  Ausmafses  der  Anzeigersanteile  an  erhöhten  Stempel-  und  unmittelbaren 
Gebühren.) 

Ges.  v.  26  Juni  1890  betr.  die  Statistik  des  auswärtigen  Handels.  (Anmeldungspflicbt 
▼.  250  g an.  Entrichtung  einer  stat.  Gebühr.  Anmeldungsformular  6 Kr.,  mündliche  An- 
meldung 2 Kr.) 

Ges.  v.  23.  Juni  1891  betr.  die  staatlichen  Verzehrungssteuern  (Verbrauchsabgaben) 
in  Triest  samt  Territorien. 

Ges.  v.  23.  Juni  betr.  die  obligatorische  Erprobung  von  Handfeuerwaffen. 

Ge»,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  v.  20.  Juni  1888  hinsichtlich  der  Regelung 
der  individuellen  Verteilung  der  Alkoholmenge,  welche  in  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Ländern  von  den  unter  die  Kousumabgabe  fallenden  Brennereien  zum  niedrigeren  Satze 
dieaer  Abgabe  io  je  einer  Betriebsperiode  erzeugt  werden  darf. 
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VII. 

Gesetz,  betreffend  den  Schutz  von  Gebrauchsmustern. 

Vom  1.  Juni  1891. 

§ 1.  Modelle  von  Arbeitsgerätschaften  oder  Gebraucbsgegenstäudcn  oder  von  Teilen 
derselben  werden , insoweit  sie  dem  Arbeit**  oder  Gebrauchszweck  durch  eine  ueue  Ge- 
staltung, Anordnung  oder  Vorrichtung  dienen  sollen,  als  Gebrauchsmuster  nach  Maisgabe 
dieses  Gesetzes  geschützt. 

Modelle  gelten  insoweit  nicht  al»  neu,  als  sie  aur  Zeit  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
erfolgten  Anmeldung  bereits  ln  öffentlichen  Druckschriften  beschrieben  oder  im  Inlande 
offenkundig  benutzt  sind. 

§ 2.  Modelle,  für  welche  der  Schutz  als  Gebrauchsmuster  verlaugt  wird,  sind  bei 
dem  Patentamt  schriftlich  anzumelden 

Die  Anmeldung  mufs  angeben,  unter  welcher  Bezeichnung  das  Modell  eingetragen 
werden  und  welche  neue  Gestaltung  oder  Vorrichtung  dem  Arbeits-  oder  Gebrauchzweck 
dieneu  soll. 

Jeder  Anmeldung  ist  eine  Nach*  oder  Abbildung  des  Modells  beizufügen. 

Ueber  die  sonstigen  Erfordernisse  der  Anmeldung  trifft  das  Patentamt  Bestimmung. 

Gleichzeitig  mit  der  Anmeldung  ist  für  jedes  angemeldete  Modell  eine  Gebühr  von 
15  Mark  einzuzahlen. 

§ S.  Entspricht  die  Anmeldung  den  Anforderungen  des  § 2,  so  verfügt  das  Patent- 
amt die  Eintragung  in  die  Rolle  für  Gebrauchsmuster. 

Die  Eintragung  mufs  deu  Namen  und  Wohnsitz  des  Anmelders,  sowie  die  Zeit  der 
Anmeldung  angeben. 

Die  Eintragungen  sind  durch  den  Reichs-Anzeiger  in  bestimmten  Fristen  bekannt  zu 
machen. 

Aenderungen  in  der  Person  des  Eingetragenen  werden  auf  Antrag  in  der  Rolle 
vermerkt. 

Die  Einsicht  der  Rolle  sowie  der  Anmeldungen,  auf  Grund  deren  die  Eintragungen 
erfolgt  sind,  steht  jedermann  frei. 

§ 4.  Die  Eintragung  eines  Gebrauchsmusters  im  Sinne  des  § 1 hat  die  Wirkung, 
dafs  dem  Eiugetragenen  ausschliefslich  das  Recht  zusteht,  gewerbsmäfsig  das  Muster  nach- 
zubilden, die  durch  Nachbildung  hervorgebrachten  Gerätschaften  und  Gegenstände  in  den 
Verkehr  zu  bringen,  feilzuhalten  oder  zu  gebrauchen. 

Das  durch  eine  spätere  Anmeldung  begründete  Recht  darf,  soweit  es  in  das  Recht 
des  auf  Grund  früherer  Anmeldung  eiugetragenen  eingreift,  ohne  Erlaubnis  des  letzteren 
nicht  ausgeübt  werden. 

Wenn  der  wesentliche  Inhalt  der  Eintragung  den  Beschreibungen , Zeichnungen, 
Modellen , Gerätschaften  oder  Einrichtungen  eines  anderen  ohne  Einwilligung  desselben 
entnommen  ist,  so  tritt  dem  Verletzteu  gegenüber  der  Schutz  des  Gesetzes  nicht  ein. 

§ 5.  Soweit  ein  nach  § 4 begründetes  Recht  in  ein  Patent  eingreift , dessen  An- 
meldung vor  der  Anmeldung  des  Modells  erfolgt  ist,  darf  der  Eingetragene  das  Recht 
ohne  Erlaubnis  des  Patentinhabers  nicht  ausüben. 

Imgleichen  darf,  soweit  in  ein  nach  § 4 begründetes  Recht  durch  ein  später  au  ge- 
meldetes Patent  eingegriffen  wird,  das  Recht  aus  diesem  Patent  ohne  Erlaubnis  des  Ein- 
getragenen nicht  ausgeUbt  werden. 
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§ 6.  Liegen  die  Erfordernisse  des  § 1 nicht  vor,  so  hat  jedermann  gegen  den  Ein- 
getragenen Anspruch  auf  Löschung  des  Gebrauchsmusters. 

Im  Falle  des  § 4 Absatz  3 steht  dem  Verletzten  ein  Anspruch  auf  Löschung  zu. 

V § 7.  Das  durch  die  Eintragung  begründete  Hecht  geht  auf  die  Erben  über  und 
kann  beschränkt  oder  unbeschränkt  durch  Vertrag  oder  Verfügung  von  Todes  wegen  auf 
andere  übertragen  werden. 

§ 8.  Die  Dauer  des  Schutzes  ist  3 Jahre;  der  Lauf  dieser  Zeit  beginnt  mit  dem 
auf  die  Anmeldung  folgenden  Tage.  Bei  Zahlung  einer  weiteren  Gebühr  von  60  Makr 
▼or  Ablauf  der  Zeit  tritt  eine  Verlängerung  der  Schutzfrist  um  3 Jahre  ein.  Die  Ver- 
längerung wird  in  der  Holle  vermerkt 

Wenn  der  Eingetragene  während  der  Dauer  der  Frist  auf  den  Schutz  Verzicht  leistet, 
so  wird  die  Eintragung  gelöscht. 

Die  nicht  infolge  von  Ablauf  der  Frist  statthndenden  Löschungen  von  Eintragungen 
sind  durch  den  Reichs-Anzeiger  in  bestimmten  Fristen  bekannt  zu  machen. 

§ 9.  Wer  wissentlich  oder  aus  grober  Fahrlässigkeit  den  Bestimmungen  der  §§  4 
und  5 zuwider  ein  Gebrauchsmuster  in  Benutzung  nimmt,  ist  dem  Verletzten  zur  Ent- 
schädigung verpflichtet. 

* Die  Klagen  wegen  Verletzung  des  Schutzrechtes  verjähren  rücksichtlich  jeder  ein- 
zelnen dieselbe  begründenden  Handlung  in  3 Jahren. 

§ 10.  Wer  wissentlich  den  Bestimmungen  der  §§  4 und  6 zuwider  ein  Gebrauchs- 
muster in  Benutzung  nimmt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  5000  Mark  oder  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  1 Jabre  bestraft. 

Die  Strafverfolgung  tritt  nur  aut  Antrag  ein.  Die  Zurücknahme  des  Antrags  ist 
zulässig. 

Wird  auf  Strafe  erkannt,  so  ist  zugleich  dem  Verletzten  die  Befugnis  zuzusprechen, 
die  Verurteilung  auf  Kosten  des  Verurteilten  öffentlich  bekannt  zu  machen.  Die  Art  der 
Bekanntmachung,  sowie  die  Frist  zu  derselben  ist  im  Urteil  zu  bestimmen 

§ 11.  Statt  jeder  aus  diesem  Gesetze  entspringenden  Entschädigung  kann  auf  Ver- 
langen des  Beschädigten  neben  der  Strafe  auf  eine  an  ihn  zu  erlegende  Bufse  bis  zum 
Betrage  von  10  000  Mark  erkannt  werden.  Für  diese  Bufse  haften  die  au  derselben 
Verurteilten  als  Gesamtschuldner. 

Eine  erkannte  Bufse  schliefst  die  Geltendmachung  eines  weiteren  Entschädigungs- 
anspruchs aus. 

§ 12.  ln  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  in  welchen  durch  Klage  oder  Widerklage 
ein  Anspruch  auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  geltend  gemacht  ist,  wird  die 
Verhandlung  und  Entscheidung  letzter  Instanz  im  Sinne  des  § 8 des  Einführungsgesetzes 
zum  Gerichtsverfassungsgesetze  dem  Reichsgericht  zugewiesen. 

§ 13.  Wer  im  Inlande  einen  Wohnsitz  oder  eine  Niederlassung  nicht  hat,  kann 
nur  dann  den  Anspruch  auf  den  Schutz  dieses  Gesetzes  geltend  machen , wenn  in  dem 
Staate,  in  welchem  sein  Wohnsitz  oder  seine  Niederlassung  sich  befindet,  nach  einer  im 
Reichs- Gesetzblatt  enthaltenen  Bekanntmachung  deutsche  Gebrauchsmuster  einen  8chutz 
geniefsen. 

Wer  auf  Grund  dieser  Bestimmung  eine  Anmeldung  bewirkt,  mufs  gleichzeitig  einen 
im  Inlande  wohnhaften  Vertreter  bestellen.  Name  und  Wohnsitz  des  Vertreters  werden 
in  die  Rolle  eingetragen.  Der  eingetragene  Vertreter  ist  zur  Vertretung  des  Schatz- 
berechtigten in  den  das  Gebrauchsmuster  betreffenden  Rechtsstreitigkeiten  und  zur  Stel- 
lung von  Strafanträgen  befugt.  Der  Ort,  wo  der  Vertreter  seinen  Wohnsitz  hat,  und  in 
Ermangelung  eines  solchen  der  Ort,  wo  das  Patentamt  seinen  Sitz  hat,  gilt  im  Sinne  des 
§ 24  der  Civilprozefsordnung  als  der  Ort,  wo  der  Vermögensgegenstand  sich  befindet. 

§ 14.  Die  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  erforderlichen  Bestimmungen  über  die 
Einrichtung  und  den  Geschäftsgang  des  Patentamts  werden  durch  Kaiserliche  Verordnung 
unter  Zustimmung  des  Bundesrats  getroffen. 

§ 15.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Oktober  1891  in  Kraft. 


Digitized  by  Google 


256 


Miszellen. 


Miszellen. 


in. 

Der  deutsche  Innungs-  und  allgemeine  Handwerkertag  vom 
14. — 17.  Februar  1892  und  seine  Bedeutung  für  die  neuere 
deutsche  Handwerkerbewegung. 

Dargestellt  von  Dr.  Th.  Himpke. 

Nachdem  in  den  Tagen  vom  15. — 17.  Jnni  1891  die  Handwerker- 
Konferenz  zwischen  Vertretern  des  Zentralausschusses  der  vereinigten 
InnnngBverbände  Deutschlands  und  des  Allgemeinen  Handwerkerbundes  zu 
München  einer-  und  Kommissaren  des  Eeiohsamts  des  Innern  sowie  des 
prenfsischen  Ministern  für  Handel  und  Gewerbe  andererseits  in  Berlin 
stattgefunden,  nahm  in  den  beteiligten  Handwerkerkreisen  die  Hoffnung 
auf  baldige  Erfüllung  ihrer  Wünsche  von  Seiten  der  Beichsregiernng 
immer  mehr  greifbare  Form  an.  Um  so  ernüchternder  mufete  es  daher 
auf  die  in  der  Bewegung  stehenden  Handwerker  wirken,  als  die  Regie- 
rung endlich  in  der  denkwürdigen  Sitzung  des  Reichstages  vom  24.  No- 
vember 1891,  veranlafst  duroh  die  Interpellation  des  Herrn  Abgeordneten 
Hitze  und  Genossen,  zu  den  Handwerkerforderungen  klar  und  deutlioh 
Stellung  nahm,  und  der  Herr  Staatsminister  von  Böttieher  die  Einführung 
der  obligatorischen  Innung  und  auch  die  des  Befähigungsnachweises  nach 
seiner  und  des  preußischen  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  Ansicht 
für  undurchführbar  bezeichnete. 

Nachdem  so  vom  MinistertiBche  aus  die  Erfüllung  der  beiden  Haupt- 
forderungen abgelehnt  war , ergriff  eine  immer  wachsende  Mutlosigkeit 
breitere  Schichten  der  beteiligten  Handwerkerkreise,  und  es  wurde  unter 
ihnen  die  Parole  „Auflösung  der  Innungen"  ausgegeben. 

Um  dieser  Bewegung  entgegenzutreten , vereinigten  sieh  die  Mün- 
chener Vorstandschaft  des  Allgemeinen  Handwerkerbundes  mit  dem  Berliner 
Zentralaus8chufs  der  vereinigten  Innungsverbiinde  Deutschlands  vor  Weih- 
nachten 1891  zur  Einberufung  eines  deutschen  Innungs-  und  allgemeinen 
Handwerkertages,  auf  welchem  über  die  Weiterftthrung  der  Fragen  des 
Handwerks  und  über  die  Feststellung  des  ferneren  Handwerker-Programms 
bestimmte  Beschlüsse  gefafst  werden  sollten.  Sehr  wichtig  für  den  in 
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Aussicht  genommenen  Haudwerkertag  war,  dafs  mau  der  Frage  des  Ge- 
nossenschaftswesens mit  beschränkter  Haftpflicht  eine  eingehende  Auf- 
merksamkeit schenken  wollte.  Bisher  halte  man  gerade  in  Innungs-  und 
Handwerkerkreisen  diesen  Fragen  ein  recht  goringes  Verständnis  ent- 
gegengebraoht  und  auch  die  Frage  der  Genossenschaften  daher  nioht  in 
das  Handwerkerprogramm  aufgenommen. 

Namentlich  die  Vorstände  der  vereinigten  Innuugaverbände  Deutsch- 
lands zu  Berlin  schienen  den  hohen  Wert  gemeinschaftlicher  Geschäfts- 
betriebe und  die  Bedeutung  der  genossenschaftlichen  Vereinigung  für  die 
Hebung  der  Kreditfähigkeit  und  die  korporative  Weiterentwicklung  des 
Handwerkerstandes  in  neuerer  Zeit  mehr  und  mehr  zu  würdigen.  Der 
Berliner  Zentralauaschufs  hatte  sich  daher  mit  der  deutschen  ZeDtral-Ge- 
nosaenschaft  wegen  des  wirtschaftsgenossenschaftlichen  Ausbaues  der 
deutschen  Innungen  für  die  Zwecke  des  Bankkredits,  des  gemeinschaft- 
lichen liohstoffbezuges  u.  s.  w.  in  Verbindung  gesetzt  und  suchte,  nach- 
dem befriedigende  Abmachungen  getroffen  waren,  durch  sein  Organ  „Der 
Handwerker"  darauf  hinznwirkon,  dafs  zahlreiche  Innungen  zur  deutschen 
Zentralgenossenschaft  ihren  Beitritt  erklärten , am  in  ihr  einen  hinläng- 
lich starken  Krystallisationspunkt  für  eine  gedeihliche  Weiterentwickelung 
des  genossenschaftlichen  Ausbaues  zu  schaffen.  Diese  Verhandlungen  sind 
in  zahlreichen  Artikeln  des  Handwerkers,  Organs  des  Zenlralausschusses 
der  vereinigten  Innuugsverbände  Deutschlands,  zur  Darstellung  gebracht. 
Auf  dem  Handwerkerlage  sollten  die  Vertreter  des  Handwerks  zu  dieser 
Genossenschaftsfrage  Stellung  nehmen  und  wäre,  wie  man  es  nach  den 
vorbereitenden  Schritten  des  Zentralausschusses  in  Berlin  hätte  glauben 
sollen,  ein  zustimmender  Beschlufs  auf  dem  Handwerkertage  gefafst  worden, 
so  wäre  damit  ein  bedeutsamer  Schritt  in  der  Entwickelung  der  neueren 
deutschen  Handwerkerbewegung  Tollzogen  worden , der  gute  Folgen  für 
den  Ausbau  des  Innungswesens  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  gezeitigt 
haben  würde. 

Sohon  wegen  seiner  Stellungnahme  zum  Genossenschaftswesen , wie 
auch  aus  manchen  anderen  Gründen  ist  dieser  letzte  Handwerkertag  von 
weitgehendster  Bedeutung  für  die  Handwerkerfrage.  Er  kann  mit  Fug 
und  Hecht  seinen  bedeutsamsten  Vorgängern  , nämlich  dem  Dresdener  im 
Jahre  1872  und  dem  Magdeburger  Handwerkertage  im  Jahre  1882  an 
die  Seite  gestellt  werden,  die  Jahre  1872,  1882  und  1892  sind  daher  die 
Hanptetappen  der  bisherigen  Handwerkerbewegung  gewesen. 

Treten  wir  nun  den  Verhandlungen  des  Uandwerkertages  selbst 
näher,  so  ist  im  voraus  noch  zu  bemerken,  dafs  der  vom  14.  bis  17. 
Februar  1892  in  den  Prachtaälen  des  Gewerkshauses  der  Oermania- 
Bäcker-Innung  zu  Berlin  abgehaltene  Haudwerkertag  weitaus  die  besuchteste 
Handwerkervorsammlung  ist,  die  seither  stattgefundeu  hat.  Ueber  2000 
Vertreter  des  korporativ  geeinigten  Handwerkerstandes  waren  nach  Berlin 
geeilt,  um  den  Verhandlungen  beizuwohnen.  Dieser  Darstellung  liegt  das 
durch  das  Bureau  des  Zentralausschusses  der  vereinigten  Innungsver- 
bäude  Deutschlands  veröffentlichte  Protokoll  Uber  die  Verhandlungen  des 
deutschen  Innungs-  und  allgemeinen  Handwerkertages  vom  14.  bis  17.  Februar 
1892  zu  Grunde. 
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Den  ersten  Punkt  der  Tagesordnung  bildete  ein  Bericht  der  21  Ver- 
treter des  Handwerks  über  die  Ergebnisse  der  Handwerker-Konferenz  und 
ihre  Thütigkeit  anf  derselben.  Es  war  auf  der  Handwerkerkonferenz  be- 
schlossen worden  Ober  die  Verhandlungen  derselben  Stillschweigen  zu  be- 
obachten , bis  ein  amtlicher  Bericht  an  Seine  Majestät  den  Kaiser  er- 
stattet worden  sei.  Aus  diesem  Grunde  drang  auch  niohts  Genaueres 
über  die  eigentlichen  Besaitete  dieser  Konferenz  in  die  Oeffentlichkeit. 

Das  Seiner  Majestät  dem  deutschen  Kaiser  unterbreitete  Protokoll 
■war  nur  Ton  Vertretern  der  Kegicrung  angefertigt,  und  da  die  Abgeord- 
neten des  Handwerks  nach  dessen  Kenntnisnahme  mit  der  Abfassung  des- 
selben nicht  zufrieden  waren,  so  erstatteten  sie  auf  dem  Handwerkertage 
nach  ihrer  Auffassung  Bericht.  Aus  demselben,  den  wir  in  seinen  näheren 
Details  übergehen  zu  können  glauben,  geht  hervor,  dafs  eich  die  Ver- 
treter der  Begierung  zu  den  meisten  Bermtnngspunkten  schon  damals  ab- 
lehnend verhielten,  dafs  sie  nur  io  einigen  wenigen  Punkten,  für  welche 
dann  auch  Staatsminister  Dr.  von  Bötticher  in  seiner  Bede  vom  24.  No- 
vember 1891  baldige  gesetzliche  Kegelung  versprach,  sich  den  Wünschen 
der  Handwerker  geneigt  zeigten. 

Wie  auf  der  Handwerker-Konferenz  und  auf  allen  Handwerkertagen 
der  letzten  10  Jahre,  so  spielte  auch  auf  diesem  die  Frage  des  Befähigungs- 
nachweises die  Hauptrolle. 

Zuerst  ergriff  der  eigentliche  Vater  dieser  Forderung,  Herr  Biehl- 
MüncKen  das  Wort,  um  in  längerer  Hede  die  Notwendigkeit  der  Einfüh- 
rung de«  Befähigungsnachweises  zu  begründen.  Seine  Ausführungen  trugen 
keinen  neueren  Charakter.  .Seine  Argumentationen  gingen,  wie  dies  bis- 
her stets  der  Fall  gewesen  ist,  davon  aus,  dafs  der  Handwerker  immer 
mehr  Lohnsklave  des  Kapitals  werde,  was,  da  der  Handwerkerstand  eine 
Hauptstütze  des  Staates  sei,  ungeheuere  soziale  Nachteile  zur  Folge  habe. 
Deshalb  müsse  durch  den  Befähigungsnachweis  dieser  gefährlichen  Ent- 
wicklung entgegengetreten  werden. 

Diese  Art  der  Argumentation  ist  des  Näheren  in  meiner  Schrift  „der 
Befähigungsnachweis  im  Handwerk,  Jena  1892“,  charakterisiert  und  da- 
her glaube  ich  unter  Hinweis  auf  meine  dortigen  Ausführungen  über 
dieselbe  hinweggehen  zu  dürfen.  Zum  Schlufs  bat  Herr  Biehl,  folgender 
Besolution  zuzustimmen:  „In  der  festen  XJeberzeugung,  dafs  weder  der 

sogenannte  Antrag  Ackermann- Biehl,  noch  der  Gesetzentwurf,  welcher 
zwischen  den  Vorständen  des  Allgemeinen  Deutschen  Handwerkerbundes 
und  des  Zentralaussohusses  der  vereinigten  Innuogsverbände  Deutsch- 
lands am  2.  August  1889  zu  Berlin  vereinbart  und  von  dem  darauf- 
folgenden VII.  Allgemeinen  Deutschen  Handwerkcrtagu  zu  Hamburg  ein- 
stimmig angenommen  wurde , die  Mängel  der  österreichischen  Gewerbe- 
gesetzgebung zeigen,  kann  der  Deutsche  Innungs-  und  Allgemeine  deutsohe 
Handwerkertag  die  bezüglichen  Ausführungen  der  llegicrungsvertreter  in  der 
Handwerker-Konferenz  als  zutreffend  nicht  erachten  , weshalb  auch  die 
Vertreter  des  Handwerks  in  der  Konferenz  auf  den  Befähigungsnachweis 
nicht  verzichten  konnten. 

Der  Innungs-  und  Handwerkertag  zu  Berlin  hält  daher  mit  aller 
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Entschiedenheit  an  dem  Befähigungsnachweise  fest  und  erstrebt  mit 
vollstem  Nachdrucke  dessen  gesetzliche  Einführung.“ 

Diese  mit  dem  Zusatzantrag  des  Herrn  Heinze  - Hannover  „in  der 
Ueberzengung , dafs  alle  Wiederbelebungsversuche  ohne  obige  gesetzliche 
Einführung  nicht  durchschlagend  sind“  einstimmig  zur  Annahme  gelangte 
Resolution  zeigte  schon,  wie  sehr  man  am  Befähigungsnachweis  festzu- 
halten gedachte.  Eine  ähnliche  Bedeutung  hatte  der  Antrag  des  Kölner 
Innungsausschusses , der  von  dem  ergrauten  Handwerksführer  Schnei- 
dermeister Fafshauer  begründet  wurde  und  ebenfallls  einstimmig  zur 
Annahme  der  Versammlung  gelangte. 

Derselbe  lautete : 

Punkt  I.  Grundzüge  der  Gewerbeordnung. 

A.  Die  Gewerbeordnung  hat  zu  bestimmen,  welche  Gewerbe  zu  den 
handwerksmäfsigen  Betrieben  gehören ; der  Beginn  eines  selbständigen 
Betriebes  ist  an  folgende  gesetzliche  Bestimmungen  zu  knüpfen: 

B.  Die  Pflicht  der  Anmeldung  des  Betriebes  bei  der  zuständigen 
Orts-  und  PTÜfungsbehörde  vor  Beginn  des  Betriebes. 

C.  Die  Zulassung  zum  selbständigen  Betriebe  wird  geknüpft  an  die 
Erbringung  eines  gesetzlich  bestimmten  Befähigungsnachweises  vor  einer 
vom  Gesetz  bestimmten  und  von  der  Behörde  bestellten  Prüfungskommission 
des  betreffenden  Gewerbes. 

In  der  Erbringung  eines  Nachweises  des  ordnungsmäßig  zurückge- 
legten Lehrganges,  der  Ablegung  einer  Gesellenprüfung. 

D.  Der  Beginn  des  selbständigen  Betriebes  wird  an  die  Vollendung 
des  95.  Lebensjahres  geknüpft.  — lieber  Ausnahmen  entscheidet  die  zu- 
ständige Behörde. 

Punkt  II.  Charakter,  Form  und  Umfang  der  Meister- 
prüfungen und  Prüfungsbezirke. 

A.  Die  Meisterprüfung  soll  demnächst  vorwiegend  eine  staatlieherseits 
zu  ergreifende  Maßregel  zum  Schutze  und  zur  Reorganisation  des  Hand- 
werkerstandes sein , besonders  zur  Sicherung  der  standesgemäfsen  Er- 
ziehung und  Ausbildung  desselben;  demgemäfs  sind  auoh  die  Prüfungs- 
Vorschriften  für  jedes  einzelne  Gewerbo  gesetzlich  festzustellen,  wobei 
der  Innungsverband  des  betreffenden  Gewerbes  zu  hören  ist. 

B.  Der  Vorsitz  und  die  Leitung  der  Prüfungskommission  liegt  io 
den  Händen  eines  staatlieherseits  bestellten  Kommissars.  Dos  Prüfungs- 
Zeugnis  erteilt  die  Prüfungskommission. 

C.  Der  technischen  Meisterprüfung  hat  eine  theoretische  Prüfung 
vorauszugehen,  welche  mindestens  gute  Elementarkenntnisse,  genügende 
Kenntnisse  im  Fachzeichnen  und  die  Beherrschung  einer  regelrechten 
einfachen  Buchführung  naohweist. 

D.  Wo  naoh  Lage  der  Verhältnisse  oder  des  örtlichen  Gewerbebe- 
triebes der  Betrieb  verschiedener  Nebengewerbe  neben  dem  er- 
lernten Hauptgewerbe  notwendig  oder  üblich  ist,  hat  der  zu  Prüfende 
nur  im  selbsterlemten  Hauptgewerbe  den  ordnungsmäfsig  zurückgelegten 
Lehrgang  als  Lehrling  und  Geselle  nachzuwenen  und  die  Meisterprüfung 
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zu  erbringen ; jedoch  toll  es  jedem  gestattet  sein,  auch  iu  den  Nebeuge- 
worben  die  Meisterprüfung  abzulegen,  ohno  gezwungen  zu  zein,  in  diesen 
Nebengewerben  die  Lehrzeit  und  Oesellenzeit  nachzuweisen.  Lehrlinge 
darf  derselbe  nur  in  dem  selbsterlernten  Hauptgewerbe  ausbilden. 

E.  Nur  dio  Ablegung  einer  Meisterprüfung  gewährt  die  Berechtigung 
zur  Führung  des  Meistertitels  in  den  betreffenden  Gewerben. 

F.  Ist  zur  allgemeinen  Durchführung  des  Gesetzes  die  Bildung  be- 
sonderer Prüfungsbezirke  notwendig,  so  hat  die  Landesregierung,  falls  in 
diesen  Bezirken  Innungen  vorhanden  sind,  dieselben  über  die  Fragen  der 
Urofse  des  Bezirks,  der  Zusammensetzung  der  Prüfungskommissionen  und 
der  Prüfungsvorsohriften  zu  hören ; letztere  dürfen  gegen  die  durch  das 
Gesetz  bestimmten  nicht  verstofsen. 

Punkt  III.  Ausgleichende  Bestimmungen  der 
Gewerbeordnung. 

A.  Jeder  in  einem  handwerksmäßigen  Betriebe  (dessen  Inhaber  obigen 
Bestimmungen  nicht  entspricht  und  nicht  aufnahmefähig  in  die  Innung 
ist)  angestellte  Werkleiter  oder  Meister  ist  dor  Prüfungspflicht  vor  der 
gesetzlich  bestellten  Prüfungskommission  zu  unterwerfen.  Die  Erteilung 
eines  Keifezeugnisses  ist  von  dem  Ausfall  der  Prüfung  abhängig  zu 
machen.  Der  Werkmeister  oder  Leiter  wird  hierdurch  aufnahmefähig  in 
die  Ortsinnung. 

B.  Jeder  Inhaber  eiues  Gewerbebetriebes,  welcher  zu  den  vom  Ge- 
setz als  handwerksmäfsige  Betriebe  bezeichneten  gehört,  in  welchem 
Hundwerksartikel  durch  Lehrlinge  und  Gesellen  hergestellt  werden  (obwohl 
derselbe  nicht  aufnahmefähig  in  eine  Innung  ist),  unterliegt  bei  Annahme 
und  Entlassung  von  Lehrlingen  und  Gesellen  denselben  gesetzlichen  Vor- 
schriften, wie  sie  in  der  Gewerbeordnung  für  die  Innungsmeister  bestimmt 
sind  | desgleichen  gelten  für  diese  auoh  alle  Bestimmungen  bezüglich  der 
Ordnung  des  Gesellenwesens  und  der  Schlichtung  von  Streitigkeiten  zwi- 
schen Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer. 

C.  Jeder  Inhaber  eines  wie  oben  bezeichneten  Gewerbebetriebes  ist 
daher  nach  Maßgabe  der  Zahl  der  von  ihm  beschäftigten  Gesellen  zu  allen 
durch  den  Jahres-Voranschlag  der  Ortsinnungen  ersichtlichen  notwendigen 
Ausgaben  gleichmäfsig  mit  den  Inuungsgenosson  zu  beanlagen,  welche  zur 
Errichtung  und  Erhaltung  der  Wohlfahrtsoinrichtungen  der  Innungen  not- 
wendig sind,  insoweit  es  die  Sicherung  des  Fortbildung»-  und  Fachschul- 
wesens, des  Arbeitsnachweises,  des  Herbergswesons,  der  Heiseunterstützung, 
der  Schiedsgerichte,  der  Lehrlingsarbeiten-Ausstelluogen  betrifft  und  aller 
etwa  noch  zu  gleichen  Zwecken  notwendig  werdenden  Einrichtungen.“ 

Mit  der  Annahme  dieser  Kesolution  wurde  der  erste  Tag  der  Ver- 
handlungen geschlossen.  Bei  der  Debatte  Uber  den  Befähigungsnachweis 
hatten  sich  10  Kedner,  darunter  die  hervorragendsten  Führer  der  ganzen 
Handwerkerbewegung,  Biehl- München,  Fafshauer -Köln,  Vofs- Hamburg, 
Heinze-Hannover  und  Möller-Dortmund  beteiligt.  In  den  meisten 
Fällen  wurde  von  den  Rednern  eine  sehr  scharfe  Spraohe  gegenüber  der 
Kegierung  geführt.  Die  versammelten  Handwerker  hatten  durch  Annahme 
dieser  beiden  Resolutionen  klar  und  deutlioh  gezeigt,  dafs  sie  doch  trotz 
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der  ablehnenden  Haltung  der  Regierung  an  ihrer  Haupt-  und  Grundfor- 
derung festzuhalten  gewillt  seieu. 

Am  zweiten  Verhandlungstage  beschäftigte  sich  die  Versammlung 
mit  den  sonstigen  Beformforderungen  des  Handwerks. 

Hier  wollen  wir  uns  darauf  beschranken  , die  wichtigsten  zur  An- 
nahme gelangten  Besolutionen  wiederzugeben,  da  bei  vielen  dieser  Punkte 
eine  baldige  gesetzliche  Regelung  von  seiten  der  Begierung  bereite  in 
Aussicht  gestellt  worden  ist. 

Mit  grofser  Majorität  wurde  angenommen  die  Resolution  des  Herrn 
Nagler-München  : 

„Her  deutsche  Innungs-  und  allgemeine  deutsche  Handwerkertag  in 
Berlin  begrüfst  die  seitens  der  Beichsregierung  endlich  in  Aussicht  ge- 
stellte Berücksichtigung  eines  Teiles  der  langjährigen  Reformforderungen 
des  deutschen  Handwerks.  — Im  Interesse  der  Erhaltung  des  deutschen 
Handwerkerstandes  mufs  er  jedoch  so  lange  an  allen  Beinen  früheren  Be- 
schlüssen festhalten  , bis  die  gesetzlichen  Mafsnahmen  der  Reichsre- 
gierung in  einer  den  Wünschen  des  Handwerks  entsprechenden  Weise  der 
Realisierung  zugeführt  sind. 

Demzufolge  hält  der  deutsche  Innungs-  und  allgemeine  Handwerker- 
tag hinsichtlich  der  Konsumvereine,  der  Qefängnisarbeit,  der  Abzahlungs- 
geschäfte und  des  Hausierhandels  die  seitens  der  Handwerkervertreter  in 
der  im  Juni  1891  zu  Berlin  stattgefundenon  Konferenz  den  verbündeten 
Regierungen  gemachten  Vorschläge  mit  Entschiedenheit  aufrecht. 

Bezüglich  der  Regelung  des  8ubmissionswesens  bleibt  der  Innungs- 
und Handwerkertag  auf  seinen  beim  II.  deutschen  Innungstage  gefafsten 
Beschlüssen  stehen. 

Der  Innungs-  und  Handwerkertag  spricht  der  Reichsregierung  gegen- 
über das  Vertrauen  aus,  dafs  sie  die  in  der  Beichstagssitzung  vom  24. 
November  1891  gegebenen  Versprechungen  in  tbunlichster  Bälde  in  Thaten 
umsetzen  wird. 

Der  Innungs-  und  Handwerkertag  entledigt  sich  des  Dankes,  dafs  die 
verbündeten  Regierungen  den  Wünschen  des  deutschen  Handwerks  nach 
schärferen  Bestimmungen  gegen  den  Kontraktbruch  der  Arbeiter  Rechnung 
tragen  wollten,  spricht  sein  lebhaftes  Bedauern  darüber  aus , dafs  vom 
Reichstage  diesem  Gesetzvorschlage  keine  Folge  gegeben  wurde  und  hält 
deshalb  nach  wie  vor  an  seinen  auf  dem  II.  deutschen  Innungetage  zu 
Berlin  hierzu  gefafsten  Beschlüssen  fest,  in  der  Erwartung,  dafs  die  ver- 
bündeten Regierungen  eine  derartige  Gesetzvorlage  erneut  dem  Reichs- 
tage unterbreiten  werden.“  \ 

Diese  Resolution  bezog  sich  aut  die  langgehegten,  stets  wieder  betonten 
Wünsche  in  betreff  der  Konsumvereine,  der  Gefängnisarbeit,  der  Abzahlungs- 
geschäfte, des  Hausierhandels,  des  Submissionswesens  und  des  Kontraktbruches. 

Die  folgende  Resolution  Faster  beschäftigte  sich  mit  der  Ausdehnung 
der  Versicherungspüicht  auf  das  Handwerk.  Auch  sie  wurde  mit 
gTofser  Majorität  angenommen. 

Dieselbe  lautete : 

„Die  Versicherungspflicht  auf  Grund  des  Unfallversicherungsgesetzes 
vom  6.  Juli  1884  ist  möglichst  auf  das  ganze  Handwerk  auszudehnen, 
mit  Ausnahme  derjenigen  Berufszweige,  in  welchen  nur  geringe  l'nfalls- 
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gefahr  als  vorhanden  festgestellt  werden  kann.  Denjenigen  selbständigen 
Handwerkern,  welche  nicht  in  der  Lage  sind,  Arbeiter  zu  beschäftigen, 
jedoch  durch  ihre  Selbstthätigkeit  derselben  Gefahr  ausgesetzt  sind  , wie 
die  Arbeiter  des  gleichartigen  Berufes , ist  die  Selbstversicherung  zu  ge- 
statten. Der  anrechnungsfähige  Arbeitsverdienst  solcher  versicherter  Per- 
sonen wird  bei  der  Berechnung  der  Beiträge  und  der  eventuellen  Unfall- 
entsohädigung  wie  der  Arbeitsverdienst  der  Arbeiter  behandelt.  Dem 
§ 15  des  Unfallversicherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884  ist  mithin  fol- 
gender Zusatz  hinzuzufügen:  „Innungsverbände,  welche  auf  Grund  des 

§ 104  a der  R.-G.-O.  und  laut  § 104  o genehmigt,  sowie  die,  welohen 
die  Rechte  des  § 104  b beigelegt  worden,  sind  berechtigt,  auf  Grund  des 
Unfallversioherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884  Fachbcrufsgenossenschaften 
zu  errichten , insofern  die  Erfordernisse  der  Gleichartigkeit  der  Berufs- 
zweige  vorhanden  sind  und  die  dauernde  Leistungsfähigkeit  der  Berufs- 
genossenschaft  in  Bezug  auf  die  bei  deT  Unfallversicherung  ihr  obliegenden 
Pflichten  gewährleistet  ist.  Betriebszweige , welche  in  dem  Innungsver- 
bande  vertreten  sind  und  bereits  einer  anderen  Berufsgenossenschaft  an- 
gehören , scheiden  aus  dieser  mit  dem  Tage  des  Inkrafttretens  des  auf 
Grund  des  Unfallversicherungsgesetzes  errichteten  Statuts  aus,  ohne  dafs 
es  einer  nach  § 31  Nr.  2 des  genannten  Gesetzes  erforderlichen  Beschluß- 
fassung bedarf. 

Die  Genehmigung  kann  versagt  werden,  wenn  durch  das  Ausscheiden 
die  Leistungsfähigkeit  einer  der  beteiligten  Genossenschaften  in  Bezug 
auf  ihre  Pflichten  gefährdet  wird. 

Ueber  die  Auseinandersetzung  zwischen  den  beteiligten  Genossen- 
schaften finden  die  Bestimmungen  des  § 30  des  Unfallversicherungsge- 
setzes sinnentsprechende  Anwendung.“ 

Ferner  gelangten  noch  folgende  Resolutionen  bei  diesem  Punkte  der 
Tagesordnung  zur  Annahme. 

Erstens  die  des  Herrn  Warncke: 

„Der  Deutsche  Innungs-  und  allgemeine  Handwerkertag  zu  Berlin 
erklärt  sich  in  Bezug  auf  die  wünschenswerten  Abänderungen  des  Ge- 
setzes, betr.  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  (vom  15.  Juni  1883) 
behufs  Förderung  der  Innungs-,  Gesellen-  und  Lehrlings-Krankenkassen 
und  Ermöglichung  der  Verbands-Krankenkassen  für  Meister  und  Gesellen 
(Gehiilflnnen)  und  Lehrlinge,  einverstanden  mit  den  darüber  in  der 
Handwerkerkonferenz  vom  17.  Juni  1891  gefafsten  Beschlüssen.  Da- 
nach si  nd : 

1.  Der  neuen  Krankenkassen  Vorlage , durch  welche  die  bisherigen 
Schäden,  an  denen  die  Innungs-Gesellenkrankenkassen  gelitten  haben, 
abgestellt  werden,  volle  Zustimmung  zu  erteilen  ; 

2.  ein  neuer  Zusatzparagraph  73  a der  Novelle  zu  Gunsten  der  Innungs- 
Verbandskrankenkassen  einzufügen. 

Ferner  die  des  Herrn  Keller: 

„Der  allgemeine  deutsche  Handwerkertag  möge  besohliefson,  die  Pe- 
tition, betr.  das  Vorrecht  der  Bauhandwerker,  als  Gesetz  in  das  in  der 
Ausarbeitung  begriffene  Bürgerliche  Gesetzbuch  aufzunehmen.“ 

Einer  der  wichtigsten  Punkte  des  Handwerkertages  war  der  vierte. 
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Derselbe  behandelte  die  wünschenswerte  Stellung  der  Innungen,  Innungs- 
ausachüsse  und  deutschen  Innungsverbünde  in  der  regierungsseitig  als 
demnächst  bevorstehend  in  der  Form  der  „Handwerkerkammer“  Yerheifsenen 
„Organisation  des  Handwerks“.  Der  langjährige  Sekretär  des  Zentralaus- 
schusses  der  vereinigten  Innungsverbände  Deutschlands,  Dr.  Schulz,  er- 
griff su  diesem  Punkte  das  Work  Er  ging  zunächst  auf  den  von  der 
fiegierung  beabsichtigten  Organisationsplan  zur  Zusammenfassung  des 
Handwerks  ein  und  führte  aus , dafs  naoh  dem , was  bisher  über  dem- 
selben bekaunt  geworden  sei , derselbe  für  das  Handwerk  als  unannehm- 
bar bezeichnet  werden  müsse.  Anknüpfend  an  die  in  Aussioht  stehende 
Ablehnung  der  Forderung  des  Befähigungsnachweises  entwickelte  er  dann 
an  der  Hand  einer  lteeolution,  wie  sich  der  Zentralausschufs  vereinigter 
Innungsverbände  die  Weiterentwickelung  der  Innungen  unter  dem  wahr- 
scheinlichen Eintritt  der  genannten  Eventualität  denke. 

Die  vorgeschlagene  Resolution  hatte  folgenden  Wortlaut: 

„In  Anbetracht  der  von  der  Reichsregierung  gemachten  Zusage,  eine 
Gesetzesvorlage  betreffend  die  Organisation  des  Handwerks  aufzustellen, 
ist  der  Deutsche  Innungs-  und  Allgemeinen  Handwerkertag  mit  folgenden 
Grundsätzen  für  dieselbe  einverstanden : 

1.  Nur  die  organische  Weiterbildung  und  gesetzliche  Ausgestaltung 
des  Titels  VI  der  R.-G.-O.  vermag  dem  deutschen  Handwerker- 
stände zu  einer  seine  wünschenswerte  Existenz  genügend  sichernden 
Organisation  zu  verhelfen. 

2.  Die  Bildung  fachlioher  Innungsnetze  für  die  einzelnen  Gewerbe  ist 
nach  Möglichkeit  zu  erleichtern , die  Zulässigkeit  von  fachlichen 
Kreis-,  Bezirks-  oder  Provinzial-Inoungen  ist  vorzusehen. 

Das  Prinzip  der  Doppelinnungeu  für  ein  und  denselben  Innungs- 
bezirk  ist  fallen  zu  lassen. 

Wo  die  Verhältnisse  dafür  sprechen,  sind  Innungen  verwandter 
Gewerbe  zu  erriohten. 

Insoweit  Fach-Innungen  oder  Innungen  verwandter  Gewerbe 
nicht  angängig,  sind  gemischte  Innungen  zuzulassen. 

Der  Uebergang  der  Letzteren  zu  reinen  Fachinnungen  ist  thun- 
lichst  zu  fördern. 

3.  Die  Innung  erhält  einen  obligatorischen  Charakter  für  alle  Gewerbe- 
treibenden , welche  Lehrlinge  halten  wollen , sie  bleibt  fakultativ 
für  alle  Berufsgenossen  , welche  Lehrlinge  nicht  halten  wollen,  er- 
hält aber  auch  für  diese  den  obligatorischen  Charakter,  insoweit 
es  sich  um  die  Aufbringung  der  Kosten  der  Innungseinrichtungen 
handelt.  Die  sämtlichen  Innungskosten  werden  nach  Mafsgabe  des 
Umfanges  der  einzelnen  Gewerbebetriebe  aufgebracht ; in  Preußen 
in  Prozentsätzen  der  Gewerbesteuer. 

4.  Bedingungen  für  das  Recht  des  Lehrlingshaltens  sind,  abgesehen  von 
den  Bestimmungen  der  R.-G.-0. 

a)  die  Zurücklegung  einer  ordnungsmäfsigen  Lehrzeit ; 

b)  die  Ablegung  einer  Gesellenprüfung  vor  einer  Innung. 

Auch  Fabrikarbeitern  mufs  die  Gelegenheit  geboten  sein, 
die  Gesellenprüfung  abzulegen  ; 
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c)  die  mehrjährige  Beschäftigung  als  Geselle  in  dem  Handwerk,  in 
welchem  man  das  Recht  des  Ausbildens  Ton  Lehrlingen  erwerben 
will ; 

d)  die  Ablegung  einer  Meisterpräfung,  sowie 

e)  der  schriftliche  Abschlufs  der  Lehrverträge  vor  der  Innung ; 

f)  die  Entziehung  des  Hechtes  zum  LehrlingshalteD,  unter  gewissen 
Voraussetzungen,  durch  die  Innung. 

5.  Streitigkeiten  aus  der  obligatorischen  Heranziehung  von  nicht  zur 
Innung  gehörigen  Arbeitgebern  zu  den  Unterhaltungskosten  von 
Innungseinrichtungeo  werden  erstinstanzlich  durch  die  zuständigen 
Gewerbe-  bezw.  Innungsschiedsgerichte  entschieden. 

6.  Die  Verfugungsrechte  der  Innungen  über  die  Vermögen  und  die 
Selbstverwaltung  in  den  Angelegenheiten  des  Handwerks  sind  zu  er- 
weitern. 

7.  Der  Innungs-Ausschufs  vereinigter  Innungen  gemäfs  § 102  der 
R.-G.-O.  hat  Korporationsrechte.  Die  in  dem  Bezirke  seiner  Wirk- 
samkeit vorhandenen  Innungen  müssen  ihm  angehören , sobald  die 
Majorität  derselben  die  Mitgliedschaft  bei  ihm  erworben  hat.  Ihm 
steht  die  Beaufsichtigung  der  Innungen  im  Rahmen  des  Statuts  zu. 

Es  können  dem  Innungs-Ausschufs  durch  die  Landes-Zentral- 
behörde  auch  die  Rechte  der  Aufsichtsbehörde  an  Stelle  der  Ge- 
meinde übertragen  werden. 

Der  Innungs-Ausschufs  schlägt  die  gerichtlichen  Sachverstän- 
digen auf  Grund  der  Anhörung  der  betreffenden  Fach-Innung  vor. 

8.  Die  deutschen  Innungsverbände  können  allgemeine  Grundsätze  be- 
züglich des  Lehrlings-  und  Gesellenwesens  (Lehrzeit,  Lehrvertrag, 
Prüfung  u.  s.  w.)  für  alle  Innungen  des  einzelnen  Gewerbes  ver- 
bindlich fostsetzen.  Die  letztereu  haben  sich  ihrem  deutschen  In- 
nungsverbande  anzuschliefsen. 

Falls  für  ein  Handwerk  ein  deutscher  Innungsverband  nicht 
besteht,  bestimmt  der  Bundesrat  die  obigen  Grundsätze  bez.  des 
Lehrlings-  und  des  Gesellenwesens. 

9.  Der  Meistertitel  ist  gesetzlich  zu  schützen  und  seine  mifsbräuchliche 
Führung  unter  strenge  8trafe  zu  stellen.“ 

Diese  Resolution , die  die  schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  vom 
Zentralausschufs  vereinigter  Innungsverbände  gemachten  Vorschläge  zu- 
sammenfaasend  enthielt,  gelangte  jedoch  nicht  zur  Annahme,  sondern  sie 
wurde  auf  Antrag  des  Herrn  Biehl  von  der  Tagesordnung  abgesetzt  und 
den  einzelnen  Verbänden  zur  Durchberatung  überwiesen.  Man  wollte, 
nachdem  man  den  Befähigungsnachweis  schroff  am  ersten  Tag  von  der 
Regierung  gefordert  hatte,  am  zweiten  Tag  nicht  einen  Weiterbau  der 
Innungen  in  Betracht  ziehen,  falls  diese  Forderung  nicht  gewährt  würde, 
ein  Standpunkt,  der,  da  damals  eine  Ablehnung  von  Seiten  der  Regierung 
bereits  so  gut  wie  gewifs  war,  höchst  sonderbar  erscheint. 

Der  Antrag  des  Innungs-Ausschufses  zu  Frankfurt  a.  M. , „den  be- 
stehenden freien  Innungen  die  Auflösung  zu  empfehlen  und  dafür  die 
Umwandlung  derselben  in  unabhängige  Vereine  oder  Genossenschaften  zu 
veranlassen",  wurde  mit  den  ähnlichen  Anträgen  des  Bezirksvereins  zu 
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Hanau  und  des  Hamburger  Innungs-Ausschusses  zusammen  zur  Bera- 
tung gestellt. 

Ihr  Schicksal  war  eigentlich,  wenn  man  die  Einstimmigkeit,  mit  der 
man  bisher  für  den  Befähigungsnachweis  eingetreten  war , in  Betracht 
zieht,  vorauszusehen.  Die  beiden  Beferenten  über  diese  Anträge  sprachen 
auch  schon  unter  dem  Eindruck , dafs  ihre  Anträge  keine  Aussicht  auf 
Erfolg  hätten.  Dieselben  wurden  von  der  Versammlung,  nachdem  meh- 
rere Redner  unter  grofsem  Beifall  für  die  Innungen  eingetreten  waren, 
einstimmig  abgelehnt  und  bo  eine  Zertrümmerung  des  mühsam  aufgerich- 
teten Innungsbaues  von  der  Hand  gewiesen.  Dagegen  wurde  folgende 
vom  Zentral-Ausschufs  vereinigter  Innungsverbände  eingebrachte  Resolution 
fast  einstimmig  angenommen: 

„Obwohl  infolge  der  bekannten  Reiohstagsverhandlungen  vom  24. 
November  1891  durch  die  dort  vom  Bundesratstische  aus  in  Aussioht  ge- 
stellte Ablehnung  des  Befähigungsnachweises  eine  grofse  Unlust  der  Hand- 
werkerkreise sich  bemächtigt  hat,  an  der  Organisation  des  Handwerks  mit- 
zuarbeiten, beschliefst  der  Deutsche  Innungs-  und  Allgemeine  Handwerker- 
tag wie  folgt: 

„In  der  Erwägung,  dafs  durch  das  Innungsgesetz  vom  18.  Juli  1881 
dem  deutschen  Handwerkerstande  das  bedeutsame  Recht  gegeben  ist,  sich 
korporativ  in  Innungen,  InnungsauBschüssen  vereinigter  Innungen  und  in 
den  deutschen  Innungsverbänden  zu  organisieren; 

in  fernerer  Erwägung,  dafs  nur  in  der  allmählichen  gesetzlichen  Fort- 
bildung dieser  Innungsgesetzgebung  dem  deutschen  Handwerkerstande  eine 
feste  Organisation  zum  Widerstande  gegen  die  ihn  bedrängenden  Gewalten 
des  Kapitalismus  von  oben  und  des  Sozialismus  von  unten  gewährleistet 
werden  kann: 

1.  ist  es  Pflicht  der  Handwerker,  sich  soviel  als  möglich  unter  Be- 
nutzung der  gesetzlichen  Gerechtsame  korporativ  durch  Neubegrün- 
dung  sowie  Kräftigung  der  Innungen , der  Innungsausschüsse  ver- 
einigter Innungen  und  der  Deutschen  Innungsverbände  zu  stärken 
und  demgemäfs  auch  im  AVege  der  Selbsthilfe  durch  Schaffung  ent- 
sprechender Kassen  und  sonstiger  Innungseinrichtungen  die  eigene 
Widerstandsfähigkeit  gegen  die  Feinde  des  gewerblichen  Mittel- 
standes zu  vermehren; 

2.  ist  auf  eine  Abstellung  der  bestehenden  Mangel  der  Reichsgewerbe- 
ordnung im  Interesse  des  Innungswesens  mit  allen  gesetzlichen 
Mitteln  Bedacht  zu  nehmen  und  auf  eine  Durchführung  des  ganzen 
Handwerker- Reform-Programms  mit  voller  Kraft  hinzuwirken." 

Mit  der  Annahme  dieser  Resolution  schlofs  der  zweite  Yerhand- 
lungstag. 

In  Anbetracht  der  Wichtigkeit  des  noch  nicht  behandelten  Genossen- 
schaftswesens beschlofs  man,  noch  einen  dritten  Verhandlungstag  anzu- 
■etzen,  auf  dem  diese  Frage  durchberaten  werden  sollte. 

Zu  diesem  Punkte  ergriff  zunächst,  in  Vertretung  des  verhinderten, 
eigentlichen  Referenten,  des  Tischlermeister  Mosel-Berlin,  Herr  Dr.  Schulz, 
der  Sekretär  des  Zentral  - Ausschusses  der  vereinigten  Innungsverbände 
Deutschlands,  das  Wort.  Derselbe  führte  in  längerer  Rede  die  Vorteile, 
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die  das  Genossenschaftswesen  auf  den  Gebieten  des  Bankkredits,  Rohstoff- 
bozuge,  Magazin-  oder  Bazarwesens  den  Innungen  zu  bringen  vermöchte, 
den  versammelten  Handwerkern  vor.  Kr  trat  der  leider  weit  verbreiteten 
Ansicht  entgegen , dafs  das  Genossenschaftswesen  einen  Ersatz  für  den 
Befähigungsnachweis  bieten  solle  und  betonte,  dafs,  nachdem  man  bisher 
die  ganze  Kraft  darauf  verwendet  hätte,  die  Innungen  weiter  auszubauen, 
es  nun  hohe  Zeit  sei  , von  dem  im  § 97  a Kr.  4 der  K.-G.-O.  den  In- 
nungen gewährten  Rechten  allgemeineren,  planmälsigen  Gebrauch  zu 
machen.  In  der  deutschen  Zentral  - Genossenschaft  sei  das  Organ  vor- 
handen, welches  als  Zentralpunkt  aller  genossenschaftlicher  Bestrebungen 
in  Handwerkerkreisen , gewillt  sei,  die  dahingehenden  Bestrebungen  zu 
stützen.  Die  Aufgabeu,  welche  die  Zentralgenossenschaft  für  das  Innungs- 
wesen zu  übernehmen  gedenke,  habe  der  Präsident  derselben.  Geheimer 
Oberregieruugsrat  und  Vortragender  Rat  im  Staatsministerium  Freiherr 
von  Broich  in  folgender  Weise  treffend  zusammengestellt,  welche  er  durch 
Vorlesen  nochmals  den  Handwerkern  vor  Augen  führen  wolle. 

Dieselben  lauten  wie  folgt: 

Allgemeine  Thesen. 

1.  Es  ist  notwendig,  dafs  die  Innungen  zu  einer  Organisation  werden, 
welche  „Arbeit  und  Kapital  im  Bunde  repräsentiert“,  damit  die  jetzige 
wirtschaftliche  Ohnmacht  des  Handwerks  im  Konkurrenz-Kampfe  mit  einem 
übermächtig  gewordenen  Grofskapital  aufhört. 

2.  Es  ist  notwendig,  dafs  die  Innungen  diese  Stärkung  ihrer  Kapital- 
kraft als  das  hauptsächlichste  Ziel  ihrer  agitatorischen  und  organisa- 
torischen Arbeit  ins  Auge  fassen. 

3.  Es  ist  in  erster  Linie  notwendig,  dafs  die  Innungen  auf  unmittel- 
bare Geschäftsvorteile  ihrer  Mitglieder  hinarbeiten , damit  deren  Wider- 
standsfähigkeit und  Kraft  schon  für  den  Gegenwartskampf  gestärkt  und 
aufserdem  ein  erhöhter  Anreiz  für  den  Handwerksmeister  geschaffen  wird, 
der  Innung  beizutreten  bez.  in  derselben  als  opfertähiges  und  opferfreu- 
diges Mitglied  auszuharren.  Auf  diesem  Wege  wird  sich  ganz  naturge- 
mäfs  aus  der  „fakultativen  Innung"  die  „obligatorische  Innung“  entwickeln. 
Wenn  die  starke  Anziehungskraft  auch  den  allgemeinen  und  staatlichen 
Nutzen  des  gesetzlichen  Zwanges  nicht  ersetzen  kann,  so  werden  grofse 
Vorteile  des  Innungswesens  doch  den  jetzigen  Widerstand  gegen  die  obli- 
gatorische Innung  schwächen  und  brechen. 

4.  Demgemäfs  ist  es  notwendig,  dafs  die  Wohlthaten  der  Reichsbank 
dem  Handwerkerstande  unmittelbar  und  in  so  hohem  Mafse  zugänglioh 
gemacht  werden,  dafs  dieser  lebensfähig  wird  und  bleibt.  Zu  diesem 
Zwecke  müssen  die  Innungen  verlangen,  dafs  die  Reichsbank  den  gemein- 
schaftlichen Geschäftsbetrieben  der  Innuugeu  für  Rohstoffbezug,  Magazin- 
und  Bazarwesen  verkäufliche  Waren,  also  wirkliche  und  zweifellose  Werte, 
beleiht,  wie  solches  Adolf  Samter,  Bankier  und  Vertrauensmann  der 
Reichsbank  zu  Königsberg,  vorgcschlagen  hat 

5.  Es  ist  weiter  notwendig,  das  die  Innungen  in  sich  sogleich  Or- 
ganisationen für  verbesserten  Bankkredit  erhalten  als  uoerläfsliohe  Grund- 
lage für  die  Diskontierung  der  Handwerkerwechsel  durch  die  Reiohsbank. 
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6.  Dafür  ist  cs  wieder  notwendig)  dafs  sich  die  Innungen  einer 
leistungsfähigen  Zentralbank  als  eines  nach  der  jetzigen  Bankordnung  un- 
entbehrlichen Mittelgliedes  zwischen  Reicbsbank  und  Innungen  bedienen. 
Als  eine  solche  Zentralbank  für  das  Innungswesen  soll  nach  den  mit  dem 
Zentral-Ausschufs  erfolgten  Vereinbarungen  die  „Deutsche  Zentral-Genossen- 
schaft"  in  Berlin  ausgebaut  werden. 

7.  Es  ist  notwendig,  dafs,  solange  die  einzelnen  Innungen  nioht  zu 
selbständigen  Einrichtungen  für  Rohstoffbezug  gelangt  sind,  oder  so  lange 
sie  fiir  den  selbständigen  Bezug  noch  zu  klein  sind,  eine  Zentralstelle  den 
unentwickelten  oder  kleinen  Innungen  die  Vorteile  der  sogenannten  Ver- 
teiluugsgesohäfte  zuführt.  Für  diesen  Zweck  soll  ebenfalls  die  „Deutsche 
Zentral-Genossenschaft“  ausgebaut  werden. 

8.  Es  ist  notwendig,  dafs  sich  die  Innungen,  um  ihren  Beruf  als 
wirtschaftliche  Schutzgemeinschaften  in  höherem  Mafse  zu  erfüllen,  sogleich 
auBstatten: 

a)  mit  einer  Versicherung  gegen  Geschäfts  Verluste, 

b)  mit  einem  Apparate  zur  aufsergerichtliohen  Verhütung  von  Schuld- 
klagen, Konkursen  und  Exekutionen  behufs  Errettung  wirtschaft- 
licher Existenzen  und  Werte  zu  Gunsten  sowohl  der  Schuldner,  wie 
der  Gläubiger, 

o)  mit  einem  Bureau  für  Beitreibung  ausstehender  Forderungen  und 
für  den  oft  nötigen  Sohutz  der  Innungsmitglieder  gegen  böswillige 
Schuldner. 

Alle  drei  Aufgaben  liegen  bereits  im  Programm  der  „Deutschen  Zentral- 
Genossenschaft". 

9.  Es  ist  notwendig,  dafs  die  Innungen  ein  Zentralbureau  für  Rater- 
teilung  und  Mithülfe  bei  Einrichtung  etc.  gemeinschaftlicher  Geschäftsbe- 
triebe bekommen.  Als  solche  Zentralstelle  soll  ebenfalls  die  „Deutsche 
Zentral-Genosseuschaft"  dienen. 

10.  Ee  ist  notwendig,  dafs  die  Innungen  erhalten  und  weiter  ent- 
wickelt, nioht  aber  aufgelöst  und  in  „freie  Vereine“  verwandelt  werden. 
Kur  duroh  eine  feste  korporative  Organisation  kann  der  Handwerkerstand 
wieder  mächtig  werden  und  nur  eiue  solche  Organisation  kann  diejenige 
Staatshülfe  erkämpfen , welche  zur  Ergänzung  der  genossenschaftlichen 
Selbsthilfe  erforderlich  ist  und  das  eigentliche  Wesen  eines  sozialreforma- 
toriachen  Genossenschaftswesens  bildet.  Aus  diesem  Grunde  würde  die  Auf- 
lösung statt  Weiterentwickelung  des  Innungswesens  das  gröfste  Unglück 
sein,  welches  den  Handwerkerstand  treffen  könnte.  Es  würde  aber  auoh 
ein  grofses  Unglück  für  unseT  ganzes  Staatsweeen  sein,  denn  dieses  müfste 
ohne  einen  lebensfähigen  Mittelstand  notwendig  der  wirtschaftlichen,  so- 
zialen und  sittlichen  Auflösung  verfallen.“ 

Unter  Hinweis  auf  alle  die  guten  Resultate,  welohe  das  Genossen- 
schaftswesen in  England  bereits  gezeitigt,  schlug  der  Herr  Referent  fol- 
gende Resolution  zur  Annahme  vor: 

„Der  deutsche  Innung»-  und  Allgemeine  Handwerkertag  zu  Berlin 
begriffst  es  freudig,  dafs  der  Zentral-Ausschufs  vereinigter  Inuungsver- 
b&nde  Deutschlands  organisatorische  Einleitungen  zum  praktischen  Aas- 
bau der  lunungeu  durch  Einrichtung  gemeinschaftlicher  Geschäftsbetriebe 
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für  Bankkredit,  Rohstoffbezug,  Magazin-  und  Bazarwesen  u.  s.  w.  getroffen 
hat ; er  billigt  alle  dieserhalb  geschehenen  Mafsregeln,  namentlich  die  Ver- 
einbarung mit  der  deutschen  Zentral-Genossensohaft  zu  Berlin  und  er 
richtet  hierdurch  nicht  nur  an  die  deutsehen  Innungen,  sondern  auch 
an  alle  Freunde  des  Innungswesens  die  dringende  Bitte,  jene  und  alle 
ferneren  Mafsregeln  des  Zentralausschusses  und  der  Deutschen  Zentral- 
Genossenschaft  für  den  genannten  Zweok  kräftig  zu  unterstützen." 

Ogieich  der  Geheime  Ober  • Uegierungsrat  Freiherr  von  Broich  in 
längerer  Rede  selbst  seine  Pläne  vorführte  und  auf  die  Vorteile  des  Ge- 
nossenschaftswesens nachdrücklich  aufmerksam  maohte  und  später  noch 
der  Generaldirektor  der  Dampfergenossenschaft  des  Zentral-Verbandes 
deutscher  Strom-  und  Binnenschiffer  Cunow  - Charlottenburg  die  Vorteile 
der  von  ihm  gegründeten  Genossenschaft  auf  Grund  der  Thatsachen  be- 
leuchtete, wurde  diese  Resolution  doch  mit  geringer  Majorität  abgelehnt. 

Diese  Ablehnung  war  anr  eine  Folge  der  Rede  dos  Schneidermeisters 
Möller-Dortmund.  Derselbe  machte  mit  allerlei  Schlagworten  gegen  das 
Genossenschaftswesen  Front.  Er  behauptete,  dafs  die  Genossenschaften 
wohl  für  Arbeiter  aber  nicht  für  Handwerker  Zweck  hätten,  ohne  nur 
Versuche  zu  machen,  seine  Behauptungen  sachlich  zu  beweisen.  Er 
sprach  ganz  unter  dem  Eindruck  der  Verbitterung,  die  die  Ablehnung  des 
Befähigungsnachweises  von  Seiten  der  Regierung  hervorgerufen  hatte.  Er 
wolle  den  Befähigungsnachweis  haben , denn  nur  der  könne  helfen,  nicht 
aber  Genossenschaften. 

Sowohl  die  Rede  des  Herrn  Möller,  als  auch  die  der  übrigen  Redner 
zu  diesem  Punkte  der  Tagesordnung  beweisen,  dafs  die  Handwerker  über 
den  eigentlichen  Kern  des  Genossenschaftswesens  noch  sehr  unreife  Vor- 
stellungen hatten.  Schon  weil  8chulze-Delitzsch  ein  Manchestermann  ge- 
wesen war  und  weil  von  liberaler  Seite  immer  die  Vorteile  des  Genossen- 
schaftswesens betont  wurden,  wollte  man  nichts  von  den  Genossenschaften 
wissen,  ein  Beweis,  wie  sehr  zum  Schaden  der  Handwerker  selbst,  die 
politische  Seite  der  Handwerkerfrage  eine  gröfsere  Rolle,  als  die  wirt- 
schaftliche spielt. 

Mit  dem  Fall  der  Resolution  des  Herrn  Dr.  Schulz  ist  die  beabsich- 
tigte Weiterbildung  des  HandwerkerprogTamms  wieder  für  unabsehbare 
Zeit  in  die  Ferne  gerüokt.  Die  Handwerker  haben  bewiesen,  dafs  aie 
nicht  durch  Selbsthilfe,  sondern  duroh  das  bei  ihnen  schon  zur  Gewohn- 
heit gewordene  Betteln  um  Staatshilfe  sich  günstigere  Positionen  au 
schaffen  gedenken.  Jeder  Freund  des  Handwerks  mufs  daher  aufrichtig 
bedauern,  dafs  die  Bestrebungen  des  Zentralausschusses  vereinigter  In- 
nungsverbände Deutschlands  nicht  zum  Ziele  geführt  haben.  Hoffen  wir 
jedoch,  dafs,  nachdem  in  der  Plenarsitzung  des  Bundearates  vom  17. 
Juni  1892  der  Befähigungsnachweis  abgelehnt  worden  ist,  die  Genossen- 
schaftsfrage  bei  ihnen  ein  besseres  Verständnis  findet. 

Zum  Schlüsse  der  Verhandlungen  wurde  wieder  wie  so  oft  auf  Hand- 
werkertagen über  die  Gründung  einer  eigenen  Handwerkerpartei  beraten, 
jedoch  auch  diesmal  die  dahingehenden  Anträge  abgelehnt.  Da- 

hingegen gelangte  ein  Antrag  des  Herrn  Nagler  - München  zur  einstim- 
migen Annahme,  in  welchem  msa  erklärte,  auf  das  Entschiedenste  für  die  kou- 
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servative  und  ZentrumsparLoi  einzulroten.  Allerdings  hatten  die  Reiohs- 
tagsmitglieder  dieser  Parteien  auch  uieht  versäumt  durch  zahlreiohos  Er- 
scheinen ihre  Sympathien  für  die  Bestrebungen  der  Handwerker  zu  be- 
zeugen und  durch  Reden,  von  denen  die  der  Herren  Hitze,  Stöcker  und 
des  Freihorru  von  Uanteuffel  am  wärmsten  aufgenommen  wurden,  die  Hand- 
werker zum  Ausharren  in  ihren  Bestrebungen  aufzufordero. 

Hie  gaozon  Verhandlungen  waren  von  mafslosen  Angriffen  gegen  die 
Regierung,  namentlich  aber  gegen  die  Vertreter  derselben  auf  der  Hand- 
werkerkonfereuz  getragen. 

Der  Handwerkertag  hat  einerseits  das  Gute  gehabt,  dafs  die  Anhänger 
der  Innungen  beschlossen,  ihren  Korporationen  treu  zu  bleiben,  andererseits  ist 
aber  ein  weiterer  Ausbau  der  Innungen  auf  genossenschaftlichem  Wege,  dank 
der  Abneigung  unserer  Handwerker  gegen  dasselbe  und  dank  der  Un- 
kenntnis des  eigentlichen  Kerns  des  Genossenschaftswesens  abgelehnt 
worden.  Solange  die  Handwerker  unsere  kulturelle  Entwiokeluug  zurück- 
reformieren  wollen  und  sich  nicht  auf  den  Standpunkt  stellen,  mit  den 
Verhältnissen  zu  reohnen , wie  sie  sioh  unter  den  mannigfachsten  wirt- 
schaftlichen Momenten  gestaltet  haben , wird  an  eine  Besserung  der  Luge 
des  Handwerkerstandes  durch  derartige  Bestrebungen  nicht  zu  denken  sein. 

Zum  Schlufs  sind  noch  zwei  Resolutionen  zu  erwähnen,  die  ebenfalls 
zur  Annahme  gelangten,  die  wir  aber,  da  sie  nicht  von  besonderer  Wich- 
tigkeit sind,  erst  an  dieser  Stelle  mit  anführen  wollen.  Es  sind  folgende: 

1.  Die  Resolution  des  Herrn  Bremer-Castrop : 

„Der  deutsche  Innungs-  und  allgemeine  Handwerkertag  legt  energisch 
Protest  dagegen  ein,  dafs  das  deutsche  Reichsgesetzbuch  versucht,  die 
Versammlungsfreiheit  der  Innungen  zu  beschränken  und  sprioht  die  Er- 
wartung aus,  dafs  die  befreundeten  Parteien  die  hohe  Staatsregierung  um 
Aufklärung  hierüber  ersuohen  werden,  besonders,  da  die  §§  103  und  104 
der  R.-G.-O.  der  Regierung  die  Befugnis  geben , gegen  die  Innungen  resp. 
deren  Vorstände  bei  gesetzwidrigen  Handlungen  vorzugehen.“ 

2.  Antrag  des  Deutschen  Seiler-  und  Reepsohläger-Verbandes , zu- 
gleich unterstützt  von  den  vereinigten  Verbandsvorständen  zu  Berlin: 

„Forderung  auf  Herabsetzung  der  Eisenbahnfrachten  für  Einzelgut, 
soweit  es  sich  um  Rohmaterial  und  Halbfabrikate  handelt.“  — 

Der  Handwerkertag  gipfelte  in  der  Forderung  des  Befähigungsnach- 
weises, und  auf  dieser  Forderung  sobeint  der  Handwerkerstand  auch 
nach  Ablehnung  desselben  durch  den  Bundesrat,  wie  die  Presse  zeigt, 
noch  bestehen  bleiben  zu  wollen. 
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IV. 

Der  Staatshaushalts-Etat  für  das  Königreich  Freufsen 
im  Jahre  1892  93. 

Mitgeteilt  von  Dr.  Max  von  Heckei. 


A.  Einnahmen. 

1 

Absolute 
Zahlen  (in 
Reichsmark) 

* 

e 

£ *£ 
“•■S 

a c 

.=  <0 
öM  H 
» . ja 

|s 

I.  Privatwirtschaftliche  Einnahmen : 

1313720078 

43.82 

70,9» 

(1 321439374) 

1.  Staatsgut 

88419834 

(94  138980) 

a)  DomÄnen  und  Forsten  . . . 

86  419  684  ') 

Ot)  Feldgüter  . . 29  278  980 

ß)  Waldungen  . . 64  860  OOO 

b)  Centralverwaltung  der  Domänen 

und  Forsten 

*5° 

c)  Erlös  aus  Ablösungen  und  Ver- 

käufen 

2 OOO  OOO 

d)  Einnahmen  aus  werbendem  Ver- 

mögen  

41 705093 

Noch  Staatsgut 

130 124  927 

et)  Einnahmen  des  vorjährigen 

Staatsschatzes 

6 170000 

ß)  Zins.  a.  Staatsaktivkapitalien 

2 059  700 

Y)  Erlös  f.  Verschreibungen  kon- 

solldierter  Anleihe  behufs  Bar- 

einlösg.  d.  Anlehens  v.  1868  A 

3 532  ‘79 

8)  Privatrenten  - Ablösungskapi- 

teilen  z.  Tilg.  ▼.  Staatsschuld. 

84  "43 

c)  Rente  der  Reichsbank  wegen 

Abtretung  der  preufs.  Rank 

1 865  730 

()  Rückzahlungen  und  Zinsen  . 

34'  678 

tj)  Hinterlegte  Gelder  . . . 

27  OOO  OOO 

1)  Dem  Kronfideikommifsfonds  ist  durch  Ges.  v.  17.  I.  1820  auf  die  Einkunft«  der 

Domänen  und  Forsten  eine  Rente 

von  2 500000  Thlr.,  eiuschliefslich  548  240  Thlr.  Gold 

«=  7719296  Mk.  angewiesen,  eine  Summe,  die  vom  Bruttoerträge  des  Domänen-  and 

Forsten-Etats  unmittelbar  in  Abzug  kommt.  Daher  hier  statt  94138980  Mk.  eingesetzt 

86419684  Mk. 
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A.  Einnahmen. 

Absolute 
Zahlen  (in 
Reichsmark) 

ai  r 
iS  » 5 
0 fe  J 

s."0  'S 

ä a 

— V 

4>W  S 

• fei 

•0  a 

!})  Zinsen  und  sonstige  Erträge, 

welche  den  Hinterlegnngsbetei- 

ligten  zuznschreiben  sind  . . 

650000 

x)  Zinsen  und  Erträge  aus  dem 

ehern.  Hinterlegungsfonds  . . 

664 

Vermischte  Einnahmen  . . . 

999 

2.  Eisenbahnverwaltung 

967  624  999 

3.  Gewerbliche  Staatsanstalten  . . . 

2I5  970  *5* 

s)  Berg-,  Hütten-  u.  Salinenwesen 

146714522  t) 

b)  Seehandlungsinstitut 

2 160000 

e)  Lotterie  

66  756  700  •) 

d)  Ertrag  der  Münze 

338  930 

H Gebühren  and  Verbrauchssteuern : 

37091040 

1,34 

2,06 

1.  Erbschaftssteuer 

7 600000 

2.  Stempelsteuern 

24  700000 

S.  Brücken-,  Kfihr-,  Hafen-,  Niederlage-, 

Krahngefälle  etc 

j 201 600 

4.  Strafgelder 

300000 

5.  Wirtschaftsabgaben  der  Hohenzollern- 

sehen  Lande 

34000 

i.  Sonstige  gebührenartige  Einnahmen  . 

1 100000 

7.  Äaiserord entliehe  Einnahmen  . . . 

■55  440 

O-  Sinkt«  Stenern : 

179689600 

5.9!» 

9,70 

1.  Grundsteuer 

39907000 

1 Gebaudesteuer 

35086000 

3 Gewerbesteuer 

21  919  OOO 

h Eisenbahnabgabe 

263  850 

5-  Einkommensteuer 

80000000 

4-  Direkte  Steuern  der  Hohenzollern- 

leben  Lande 

287  000 

1.  Etat  des  Berg«,  Hütten-  und  Salin  enweseos: 


s)  Einnahme  aus  dem  Stastsbetriebe  der  Bergwerke . 

b)  Einnahme  aus  dem  Staatsbetriebe  von  Hütten 

c)  Einnahmen  aus  dem  Staatsbetriebe  von  Salzwerken 

d)  Einnahmen  aus  den  Badeanstalten  zu  Eimen,  DUrrenberg,  Artern 

und  Oeynhausen 

e)  Aus  gemeinschaftlich  mit  Braunschweig  und  Schaumburg- Lippe  be- 


triebenen Werken 

0 Aus  Gebühren  und  Steuern 

a)  Bergwerksabgaben 6961  1 52 

ß)  Gebühren  und  Sporteln  und  sonstige  Eingänge.  . . 31 1 208 


102  12 1 830 
25  225  930 
7 190  13° 

236  140 

4668  132 
7 272  360 


1.  Lotterie-Etat: 


a)  Absatz  der  Lose  . . 54912000 

b)  Verkauf  verlassener  od. 

abgelehnter  Freilose  . 147  000 

c)  Keicbsstempelabgabe  . 2694  500 

d)  Ans  Frei-  u.  Ersatzlosen 

in  der  1. — 3 Klasse  . 407  900 


Gesamtsumme  : 146  714  522 


e)  Gewinnprovision  (ein- 
schlierslich  d.  Gewinne 

d.  Lotterieunternehmer  8 578  275 

f)  Nicht  erhob.  Gewinne  6625 

Sonstige  Einnahmen  IO4OO 

Gesamtsumme  66  756  700 
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A.  Einnahme!). 


7.  Sonstige  steuerartige  Einnahmen  aus 
der  Verwaltung  der  direkten  Steuern 

a)  Gebühren 2 000  000 

b)  Aus  Nebenbeschäftigungen  d.  Ka- 
tasterbeamten   145  750 

c)  Sirai  betrage  u sonstige  Einnahmen  8l  OOO 

IV.  BtaaUverwaltungaeinnalunen : 

(Verwaltnngsgebühren) 

1.  Dotationen 

a)  Hauptverwaltung  d.  Staatsschulden  260  500 

b)  Herrenbaus I 020 

c)  Haas  der  Abgeordneten  ....  880 

2.  Staatsministerium 

a)  BUrcau  des  Staatsministeriums  . 4 220 

b)  Staatsarchive 4 3 10 

c)  General -Ordens-’ Kommission  . . 17250 

d)  Geheimes  Civilkabinet  ....  6 556 

e)  Ober-Rechnuugskammer  . , 660 

f)  Prüfungskommission  flir  höhere 

Verwaltungsbeamte  .....  7 200 

g)  Gesetasammlungsamt  in  Berlin  . 172830 

h)  Reichs-  und  Staatsanaeiger  . . 750000 

1)  Ansiedelungskommission  (Qr  Posen 

und  Westpreufsen 1 032  704 

S.  Ministerium  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten   

4.  Finanzministerium 

a)  Witwen-  und  Waisenverpflegungs- 

anstallen  1 378  300 

b)  Verschiedene  Einnahmen  ...  1 220216 

ö.  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten, 

Bauverwaltung 

€.  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe, 

Handels-  und  Gewerbeverwaltung 

7.  Ministerium  der  Landwirtschaft,  Do- 
mänen und  Forsten 

a)  landwirtschaftliche  Verwaltung  I 472  440 

b)  Gestütsverwaltung 2182060 

8.  Justizministerium 

a)  Uerichlskosten  und  Gebühren  . . 48  274  OOO 

b)  Zu  Emolumenten  von  Beamten  zu 

verwendende  Einnahmen  ...  5 182  500 

c)  Jurisdiktionsbeiträge  ....  66  000 

d)  Arbeitsverdienst  d.  Gefangenen  1 636  OOO 

e)  Sonstige  Einnahmen 273  OOO 

f)  Justizoffizianten- Witwenkasse  . . 33  OOO 

9.  Ministerium  des  Innern 

10.  Ministerium  d.  geistlichen,  Unterrichts- 
und Medizinalangelegenheiten  . . . 

11.  Kriegsministerium  


V.  Anteil  an  Reichwteuern  : 

1.  Vergütung  für  Erhebung  u.  Verwal- 
tung der  Reichssteuern 


Absolute 
Zahlen  (in 
Reichsmark) 


2 226  750  | 


I 995  730 


74  438  729  ! 2,48  4.0« 


4 600 
1598516 


1 961 000 
1656997  1 

3 654  500 


55  464  500 


4046059 

2794077 

35° 


246176250  8,2  2 , 13,21 


33  88J  730 
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Absolute 

2-  ® 2 

A.  Einnahmen». 

Zahlen  (in 

3=  2 

^55  J 

Reichsmark) 

O K — 

u T3  :o 

a.  ► 

« s 
•0 

2.  Ueberweisnng  aus  Reichssteuern  . . 

212  292  520 

■ 

a)  Anteil  am  Ertrage  der  Zölle  und 

Tsbakssteuer 

b)  Anteil  am  Ertrage  d.  Verbrauchs- 

133 129810 

abtrabe  von  Branntwein  .... 
c)  Anteil  am  Ertrage  der  Stempel- 

62  018  580 

abgaben  

d)  Anteil  an  der  deutschen  Wechsel- 

17  054  890 

Stempelsteuer  und  an  der  statisti- 
schen Gebühr  

89  230 

Einnahmen-Summe 

1 851 115697 

Nit  Hinzurechnung  d.  Rente  d.  Kronfideikommißfonds  (G. 

T.  17.  I.  1820) 

7 7>9  296 

1 858834993 

Erhebung»-  und  Betriebsaasgaben 

87353093' 

Netto-Einnahme 

977  584  766 

B.  Ausgaben. 

% der 
Ausg. 

1.  Erhebnnga-  und  Betriebsausgaben : 

87353093' 

29,1 6 

47.20 

1.  Privatwirtschaftliche  Einnahmen  . . 

825  705  831 

* 

a)  Domänen  und  Forsten  .... 

41  $42660 

b)  Eisenbahnverwaltung 

600816327 

c)  Gewerbliche  Staatsanstalten  . . 

2.  Gebühren-  and  Verkehrssteuern  . . 

183356  844 

32  265  200 

5.  Direkte  Steuern 

H Ausgaben  der  Verfassung  : 

15  559900 

9381770 

0,31 

0,50 

1.  Zuschuß  zur  Rente  des  Kronfidei- 

kommifsfunds 

8000000 

2.  Landesvertretnng 

1381  770 

a)  Herrenhaus  

180  230 

b)  Haus  der  Abgeordneten  .... 

IH  Ausgaben  der  Justizverwaltung: 

I 201  54O 

90  970  500 

3.0« 

4.92 

L Ministei  ium 

585000 

2 Jastisprüfungskommission  .... 

42900 

3.  Oberlandesgerichte 

4 234  *33 

4.  Landgerichte  und  Amtsgerichte 

67  60 1 906 

3.  (Besondere)  Gefängnisse 

2430452 

4.  Wartegelder 

778  000 

7 Barauslagen  in  Civil-  n Strafsachen 

8 881  000 

8.  Transportkosten 

452  000 

9.  Post-  und  Telegraphengebühren  . . 

2 614  OOO 

10  Unterhaltung  der  Justizgebäude  . . 
H.  Ausgaben  an  die  Justizoffizianten- 

1 308000 

Witwenkasse 

33 000 

12.  Sonstige  Ausgaben 

2 O8ÖOO9 

1)  Die  Verwaltnngskosten  des  Seehandelsinsti-tuts  von  280660  Mk.  werden 


aas  den  Erträgnissen  des  Instituts  bestritten. 
t n n g betragen  : 

a ) Planmäßige  Gewinnzablangen  54  912  OOO 
b'»  keich»stempelabgaben  ...  2 694  500  \ 

c)  Provision  d.  Lotterie- Einnehm.  891100 
d ) Besoldungen 82  700 

brttt«  Folie  Bd.  IV  (LIX). 


— Die  Ausgaben  der  Lotterieverwal- 


e)  Sächliche  Ausgaben 

f)  Verschiedenes . . . 


:6  753 

934; 


Gej»mUasg»ben  58  566  400 
Reinertrag  8 090  300 
18 
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B.  Ausgabe 

n. 

Absolute 
Zahlen  (ln 
Reichsmark) 

IT.  Aoftgaben  der  CivilvtrwaUung  : 

73  929 193 

1.  StaatsministArium 

4526789 

a)  Büreau 

299  76° 

b)  Staatsarchive 

350*75 

c)  General-Ordens-Kominission  . . 

200  410 

d)  Geheimes  Civilkabiuet  .... 

141 250 

e)  Oberrechnungskammer  .... 

855400 

f)  Prüfungskommission  für  höhere 

Verwaltongsbeamte 

13600 

g)  Diszlplinarhof . 

10770 

h)  Gerichtshof  f.  Kompetenzkonflikte 

8 400 

i)  Gesetzsammlungsamt  in  Berlin  . 

151  600 

k)  Reichs*  und  Staatsanzeiger  . • 

662  020 

1)  Zwecke  der  Landesvermessung  . 

800  000 

m ) Ansiedelungskommission  für  Posen 

and  YVestpreufsen 

I 032  704 

2.  Ministerium  der  auswärtigen  Angele* 

genheiten  . 

541  600 

a)  Ministerium 

92  600 

b)  Gesandtschaften  

449OOO 

S.  Ministerium  des  Innern 

46  488314 

a)  Ministerium 

644  06  1 

b)  Statistisches  Bureau 

403890 

c)  Oberverwaltungsgericbt  .... 

48855O 

d)  Standesämter 

350  484 

e)  Amtsblätter 

270  801 

f)  Landrätliche  Behörden  .... 

7 7*1  367 

g)  Polizeiverwaltung 

16307  731 

h)  Landgendarmerie 

10313879 

i)  Strafanstalt» Verwaltung  .... 

8 966  828 

k)  Wohltbfttigkeitsanstalten .... 

841  920 

1)  Verschiedenes  . 

118803 

4.  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 

22372490 

a)  Ministerium 

87s  070 

b)  Bauverwaltung 

21  220  4OO 

c)  Verschiedene  Ausgaben  .... 

277  020 

V.  Ausgaben  für  Kultua  n.  Unterricht : 

101 445  384 

1.  Ministerium 

1 090  650 

2.  Evangelische  Kirche 

2 931  960 

a)  Evangelischer  Ober-Kirchenrat 

'S1  997 

b)  Evangelische  Konsistorien  . . 

■ 198  241 

c)  Evangelische  Geistliche  u.  Kirchen 

1 58I  722 

3.  Katholische  Kirche 

2 596  037 

a)  Bistümer  u.  Institute 

1 255  688 

b)  Katholische  Geistliche  u.  Kirchen 

I 292  349 

c)  Bedürfniszuschüsse  und  einmalige 

Unterstützungen 

48  000 

4.  Schulwesen  

790'7  5 'S 

a)  Elementar*  Unterrichtsweaen  . . 

61  140023 

b)  Höhere  Lehranstalten  .... 

7 534  925 

c)  Universitäten 

8050618 

d)  Provinzialschulkollegien  .... 

57' 995 

e)  Prüfungskommissionen  .... 

99056 

f)  Technisches  Unterrichtswesen  . . 

1 620  898 

4,00 


5.*» 
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B.  Ausgaben. 

Absolute 
Zahlen  (in 
Reichsmark) 

's,  • = 

■3*1 

0 i * 

5.  Kunst  and  Wissenschaft  .... 

3 98i  395  ■ 

6.  Medizinalwesen 

1 828  41 1 

7.  Gemeinsame  Ausgaben  lür  Kultus  u. 

Unterricht 

9812  538 

8.  Allgemeine  Fonds 

186878 

TI  Ausgaben  der  volkewirtichaltlichen 

Verwaltung: 

21 687  262 

0,7  3 

1.  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Do- 

mänen  und  Forsten 

16056  032 

a)  Ministerium  ........ 

461  530 

b)  Oberlandeskulturgericht  .... 

138  3°S 

c)  Generalkommissionen  .... 

5 832  023 

d)  Landwirtschaftliche  Lehranstalten 

und  Lehriwecke 

1 099  447 

e)  Tierärztliche  Hochschulen  u.  Ve- 

terinärwesen 

881  208 

f)  Landesmeliorationen,  Moor-, Deich- 

und  Dünenwesen 

1 545  084 

g)  Förderung  der  Viehzucht 

703  420 

b)  Förderung  der  Fischerei  • . . 

304 125 

i)  Gestütsverwaltung 

4 510  190 

k)  Allgemeine  Ausgaben  .... 

580  700 

2 Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe 

5 73 > 230 

a)  Ministerium 

405  >75 

b)  Handels-  und  Gewerbeverwaltung 

1 890  093 

e)  Gewerbliches  Unterrichtswesen  u. 

wissenschaftl.  und  gemeinnützige 

Zwecke 

2369472 

d)  Königl.  Porzellaumanufaktur  . . 

982  840 

e)  Königl.  Institut  für  Glasmalerei  . 

58850 

0 Vermischte  Ausgaben  .... 

24  800 

VH.  Ausgaben  der  Finaniverwaltung : 

173  332616 

S.i» 

1.  Ministerium 

1 149  55° 

2.  OberprMsidien  und  Regierungen  etc.  . 

13  502  900 

3.  Pensionen,  Wartegelder,  Unterstütz- 

engen  

37  978  181 

4 Rentenbanken 

649  527 

5 Witwen-  und  Walsen verpflegungs- 

5 569  >oo 

6 Tiergarten  bei  Berlin  ..... 

144  700 

T.  Allgemeine  Fonds  ...... 

2816300 

8 Apanagen,  Renten,  Abfindungen,  Zu- 

»chüss« 

iii  522  358 

1 

VÜI  Ausgaben  t.  d.  öffentL  Schulden  : 

272331 143 

9,10 

1.  Verzinsung * 

232  989  291 

2-  Tilgung 

17  530  587 

3 Außerordentliche  Tilgung  .... 

18957067 

4-  Dispositionsfonds  f.  d.  Eisenbahnver- 

waltung 

418  500 

S Renten 

> 439  913 

6.  Verwaltungskosten 

995  784 

Ü Ausgaben  der  MilitArverwaltung : 

F.  d.  Verwaltg.  d.  Zeughaus,  i.  Berlin 

128  542 

0,004 

Z-  Katrikularbeitrige : 

! 187  853 194 

6,27 

Ausgaben-Summe 

1 804  690  535 

Mit  Hiniurechnung  der  Rente  des  Kronfideikommik-Fonds 

7719296 

I 8t2  409  831 

1,18 


9,36 


14,71 


0,005 

10,55 
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C.  Einmalige  und  außerordentliche  Ausgaben. 

Absolute 
Zahlen  (in 
Reichsmark) 

hl 

0 £d5 

S 0 

#«-s 

S ** 

•u 

L Zn  des  Anignben  d.  InitiiT.rw&ltg  . : 

3923900 

IX.  Zn  den  Anignben  d Civilverwaltg. : 

33  349  >93 

1.  Staatsministerium  (Staatsarchive) 

106000 

2.  Ministerium  des  Innern 

■ 001 589 

3.  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 

32  241 604 

a)  Eisenbahnverwaltung 

19  I34OOO 

b)  Hauverwaltnng  

13  io?  604 

III.  Zu  den  Anegebes  der  rolkiwirt- 

ichaftlichen  Verwaltung: 

5 *39  027 

1.  Ministerium  der  Landwirtschaft,  Do* 

mänen  und  Forsten 

3 624  225 

a)  Domänen 

300000 

b)  Forsten 

2 O50OOO 

c)  Oeetütsverwaltung 

230980 

d)  Landwirtschaftliche  Verwaltung 

1043  245 

2.  Ministerium  für  Handel  u.  Gewerbe  . 

1 614  802 

a)  Berg-,  Hütten-,  Salinenwesen 

I 399  102 

b)  Handels-  und  Gewerbeverwaltung 

215700 

IV.  Zu  des  Aalgaben  t.  Xnltui  und  Un- 

terrioht : 

3 374  132 

V.  Zu  d.  Auigaben  d.  Vlnaniverweltg  : 

538  810 

1.  Verwaltung  der  indirekten  Steuern 

38  810 

i 

2.  Allgemeine  Verwaltung 

500000 

Summe  der  einmaligen  und 

außerordentlichen  Ausgaben 

| 46  425  162 

1,65 

! 2,50 

Summe  aller  Ausgaben 

!>  851 115697 

1 

Mit  der  Rente 

zum  Krontideikommifsfonds 

4 858834993 

1 . 

Somit  Ueberschufs  der  Einnahmen  Über  die  Ausgaben 

1 

1 

D.  Staatsschulden  nach  dem 
Stand  1892/93 

Schuldki- 
pital  nach 
dem  Etat 
1892/98 

Ausgaben  für 
Verzin- 
sung 1892/93 

Aa»g.b.n  für 
TU  gang 
1898/93 

I.  Alte  Landeiteile  u Gesamtataat  feit  1866  : 

1 . Staatsschuldscheine  zu  8*/3  % . . . . 

2.  Konsolidierte  Anleihe  zu  4 % . . . 

3.  Konsolidierte  Anleihe  zu  S1/*0/»  . . . 

4.  Konsolidierte  Anleihe  ca  S°/o  . . . 

5.  Anleihe  von  1868  A zu  4%  . . . . 

6.  Verzinsung  im  Etatsjahr  aufzunehmender 

Anleihebeträge 

7.  Prämienanlehen  von  1856  zu  3 ■/.%•  • 
8 Kur-  uud  Neumärkische  Kriegsschuld  zu 

»V,0/o 

9.  Stammaktien  der  Niederscblesisch-Mirki- 

schen  etc.  Eisenbahnen 

10  Schatzanweisungen 

47  273  400 

3 592  667  850 
1 895 150  200 
315  000000 
10  444  800 

6660000 
479  858 
>75  831  >47 

> 593  973 
143  706714 

66  298  407 
9450000 
382  821 

3 120000 
119  700 

15056 

5 830  308 

2 OOO  OOO 

6985  529 
3 53*  179 

2 O37  OOO 

I6I375 
1 848  241 

6043  507255 

232  516979 

14564  294 

11.  Reue  Landesteile : 

1 Vormals  Hannoversche  Schulden  . . . 

2 Vormals  Kurhessische  Schulden  . . 

3.  Vormals  Frankfurter  Schulden  .... 

3 833  461 
3 660000 
10  747  200 

>59034 

3*3278 

46  538 
2 227  050 
692  675 

18  240661 

472  3>* 

2 966  263 

6 061  747  916 

232989  291 

>7  530  587 

Betrag  pro  Kopf  der  Bevölkerung 

203,30 

9,io 

— 
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1.  Geschichte  der  Wissenschaft.  Encyklop&disches.  Lehrbücher.  Spezielle 
theoretische  Untersuchungen. 

Handwörterbuch  der  Staats  wissenschalten.  Herausgegeben  von  (Proff.  Drr.) 
J.  Conrad,  L.  Elster,  W.  Lexis,  E.  Loening.  Lieferung  21  : Handwerk  bis  Jagd.  Jena, 
G.  Fischer,  1892.  Roy. -8  Bd.  IV,  Bogen  25 — 84.  M.  8. — . 

Wolf f,  Julius  (Prof,  Zürich),  Sozialismus  und  kapitalistische  Gesellschaftsord- 
nung. Kritische  Würdigung  beider  als  Grundlegung  einer  Sozialpolitik.  Stuttgart,  Cotta 
Nachfolger,  1892.  gr.  8.  XX — 620  SS.  M.  12. — . (A.  u.  d.  T. : System  der  Sozial- 

politik, Band  1:  Grundlegung.  Inhalt:  1.  Eine  Geschichte  der  sozialen  Moral,  gleichzeitig 
Geschichte  der  sozialeu  Grundrechte.  — II.  Das  soziale  Recht.  Moderne  Standpunkte.  — 
111.  Kritik  des  Sozialismus.  — IV.  Kritik  der  kapitalistischen  Wirtschaft«-  und  Gesell- 
schaftsordnung. — Gerechtigkeit.  — ) 


van  Hemm  eien,  P.  (conseiller  k la  haute  Cour  de  justice  des  Pays-Baa),  Le  nihi- 
lisme  sclentifique.  II.  Correspondance  entre  l'ötudiant  Ti  et  le  professeur  de  philosophie 
Ousia,  publiee  par  P.  van  B.  Livraison  1 et  2.  Leide,  E.  J.  Brill,  1891.  8.  81  et 
56  pag.  fr.  0,86  et  fr.  1. — . (Sommaire  1 : Sources  du  nihilisme.  — 2 : Espace.  Temps. 
Matifere.  Mouvement) 

Vandervelde,  La  d4cadence  du  capitaUsme.  Conference  donnce  au  jeune  barreau 
de  Bruxelles,  le  7 avril  1892.  Bruxelles,  P.  Weifsenbrucb,  1892.  8.  27  pag.  fr.  1. — . 
(Extrait  de  la  „Revue  de  Belgique“.) 

A n n u a I Register,  the.  A review  of  public  events  at  home  and  abroad  for  the 
year  1891.  New  series.  2 parts.  London,  Longmans,  Green,  & C#,  1892.  gr.  in-8. 
436  and  227  pp.  clotb.  18/. — . (Contents:  Part  I.  1.  English  history:  The  Behring 
Sea  and  Newfoundland  fisheries.  The  strike  at  the  Post  Office.  The  Tithes  Bill.  Mr 
Goschen  on  the  currency.  Agricultural  holdings.  Conflict  of  labonr  and  capital.  Colonial 
federation  and  free  trade  The  Labour  Commission.  The  Indian  opium  traffic.  The 
Newfoundland  Fisheries  Bill.  — The  Irish  Land  Purchase  Bill  in  Committee.  Mr.  Go- 
schen on  1 £ notes.  Factories  and  workshops  Bill.  The  Irish  Land  Bill  in  the  Houte 
of  Lords.  The  dynamite  convicts.  — Mr.  Chamberiain  on  natioos  pensions  for  old  age. 
Mr.  Morley  on  rural  questions.  The  trades  union  Congress.  Deaths  of  W.  H.  Smith 
and  Parnell.  Mr.  Qoscben’s  fiuance  and  its  critics.  The  rural  labourers’  Conference.  8tate 
of  parties.  Scotland  and  Ireland.  — 2.  Foreign  and  colonial  history.  — Part  II.  Chro- 
nicle  of  events  in  1891.  Retrospects  of  literature,  Science,  and  art  in  1891.  Obituary 
of  eminent  persona.  — ) 

Armaden,  J.,  Yalue : a criticism  of  politlcal  economy  and  socialism.  London,  W. 
Reeves,  1892.  12.  2/  6. 

Conway,  Moncure  D.,  The  life  of  Thomas  Paine ; with  a history  of  bis  literary, 
political  and  religious  career  in  America,  France  and  England.  2 vols.  New  York,  G. 
P.  Putnam’s  Sons,  1892-  8.  397  and  493  pp.,  clotb.  $ 5. — . 
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Pick,  V.,  Digest  of  political  economy , and  some  of  its  applications  to  social  philo- 
eophy.  London,  Swan  Sonnenschein,  1892.  8.  B/.B. 

Sound,  J.  H , Geoffrey  de  Msndeville  , a study  of  tbe  anarchy.  London,  Long- 
maus,  Green,  & C*,  1892.  gr.  in-8.  XH — 461  pp.,  cloth.  16/. — . (Contents:  Tbe 
accession  of  Stephen.  — Tbe  first  charter  of  the  king.  — Triumph  of  the  empress  Maud 
(rival  of  king  Stephen).  — The  first  charter  of  the  empress.  — The  lost  charter  of  the 
queen.  — The  rout  of  Winchester.  — The  second  charter  of  tbe  king.  — The  second 
charter  of  tbe  empress  — Fall  and  death  of  Geoffrey.  — The  earldom  of  Essez.  — 
Appendices:  The  early  administration  of  London,  etc  — ) 

2.  Geschichte  und  Darstellung  der  wirtschaftlichen  Kultur 

Brünneck,  W.  v.,  Zur  Geschichte  des  Grundeigentums  in  Ost-  und 
Westpreufsen.  I.  Die  költnischen  Güter.  Berlin,  1891,  Verlag  von  Franz 
Vahlen.  8°.  V,  138  SS. 

Die  vorliegende  8chrift  soll,  wie  der  Verfasser  selbst  angiebt,  den 
Anfang  machen  eines  Versuches,  die  Entstehung  und  Fortbildung  des 
Grundeigentums  im  ehemaligen  Ordenslande  Freufsen  zur  Darstellung  zu 
bringen.  Sie  will  zeigen,  wie  aus  der  Verleihung  von  Grund  und  Boden 
zu  flämischem  Erb-  und  kulmischem  Becht  das  Allodialgrundeigentum  in 
Ost-  und  Westpreufsen  erwachsen  ist.  Eine  spätere  Arbeit  soll  die  Ge- 
schichte des  altpreufsiscben  Lehnrechts  bieten. 

Der  Verfasser  löst  die  Aufgabe,  die  er  sich  gestellt,  vom  rechts- 
historischen Standpunkte  aus.  Er  beginnt  mit  der  Darlegung  des  Rechtes 
an  den  kölmischen  Gütern  nach  den  Bestimmungen  der  Kulmer  Hand- 
feste. Hiernach  wurden  die  kölmischen  Güter  nicht  zu  Eigentum  ver- 
geben, sondern  nur  zu  Erbzinsrecht.  Letzteres  gewährt  mit  dem  der  flä- 
mischen Erbfolge  unterliegenden  dauernden  Besitz  ein  umfassendes 
Nutzungsrecht  am  Qrund  und  Boden.  Es  unterliegt  bestimmten  Ver- 
aufierungsbeschränkungen  und  verpflichtet  den  Besitzer  zum  Reiterdienst, 
Leistung  eines  Zinses  an  den  Orden  zwecks  Anerkennung  des  Obereigentums 
und  zur  Abgabe  des  Getreidezehnten  an  den  Bischof  der  Diözese  Kulm. 

Der  2.  Abschnitt  beschäftigt  sich  mit  dem  Rechte  der  nach  der  Ent- 
stehung der  Kulmer  Handfeste  zu  kulmischem  Recht  verliehenen  und  als 
kölmischen  bezeichneten  Güter. 

Dieselben  scheiden  sich  in  drei  Klassen.  Die  erste  umfafst  diejenigen 
Güter,  welche  grofs  genug  sind , um  ihren  Besitzern  die  militärische  Last 
des  Reiterdienstes  aufzuerlegen,  und  die  deswegen  als  selbständige  Gutsbe- 
zirke einzelnen  Personen  verliehen  sind.  Die  Lasten,  die  auf  diesen  Gü- 
tern ruhen,  entsprechen  im  wesentlichen  denen  der  Kulmer  Handfeste. 

Anders  bei  den  Gütern  im  Gemeinde-  und  Flurbezirke  solcher  Städte 
und  Dörfer,  die  bei  ihrer  Gründung  oder  erst  hinterher  mit  kulmischem 
Recht  bewidmet  waren.  Die  Besitzer  derselben  sind,  mit  Ausnahme  der 
Schulzen , für  deren  Grundstücke  besondere  Bestimmungen  gelten , nioht 
zum  Reiterdienst  verpflichtet  Dagegen  haben  sie  neben  anderen  Ver- 
pflichtungen Zins  zu  zahlen,  der  nicht  nur  als  Rekognitionszins,  sondern 
auch  als  Gegenleistung  für  die  Einräumung  der  Nutzung  zu  gelten  hat 

Zwischen  diesen  beiden  Klassen  von  Gütern  stehen  die  vom  Ver- 
fasser sogenannten  Zinsgüter,  d.  h.  Grundstücke,  die  selbständig  an  ein- 
zelne Besitzer  verliehen  werden,  aber  ähnlichen  Belastungen  wie  die  Güter 
im  städtischen  und  dörflichen  Verband  unterliegen. 
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Im  3.  Abschnitt  der  Schrift  wird  die  Allodifikation  der  ursprüng- 
lich zu  kulmischem  Hecht  verliehenen  Güter  geschildert.  Zuerst  scheint 
das  Obereigentum  der  Grundherren  io  den  Städten  ganz  in  Vergessenheit 
geraten  und  allmählich  abgeschafft  zu  sein',  bei  den  selbständigen  Land- 
gütern und  den  Schulzengütern,  wie  auch  den  Krug*  und  Hühlengrund- 
stücken bedurfte  es  hierzu  eines  längeren  historischen  Prozesses,  dessen 
einzelne  Stadien  von  v.  Brüuneck  sehr  klar  und  anschaulich  dargelegt 
werden. 

Die  Schrift  ist,  wie  die  Inhaltsangabe  zeigt,  eine  Monographie.  Selbst 
wenn  man  sich  auch  nicht  mit  allen  Ausführungen  des  Verfassers  einver- 
standen erklärt,  wie  seitens  des  Referenten  dies  namentlich  hinsichtlich 
der  von  v.  Brünneck  als  Allodialverleihungen  aufgefafsteu  Vergabungen 
ohne  ZinBYorbehalt  geschieht,  wird  man  jedoch  hervorheben  müssen,  dafs  die 
Schrift  nicht  blofs  wertvoll  für  die  Erkenntnis  der  altpreufsischen  Rechts- 
geschichte ist,  sondern  auch  eine  allgemeinere  Bedeutung  besitzt. 

Vor  allem  erscheint  der  Nachweis  wichtig,  dafs  das  Besitzrecht  an  kölmi- 
schen  Gütern  seiner  ursprünglichen  Idee  nach  für  die  Beliehenen  nur  ein  abge- 
leitetes war.  Denn  es  ist  in  neuerer  Zeit  wiederholt  versucht  worden,  das  Ober- 
eigentum der  Grundherren  bei  der  freien  Erbleihe  namentlich  in  den  Koloni- 
sationsländern östlich  der  Saale  und  Elbe,  wenn  nicht  überhaupt  zu  leugnen, 
so  doch  als  gänzlich  bedeutungslos  hinzustellen,  und  es  ist  um  so  mehr 
beachtenswert,  dafs  v.  Brünneck  das  Irrige  dieser  Anschauung  für  das  Ge- 
biet des  deutschen  Ordens  nachweist,  weil  das  kölmische  Recht  von  jeher 
als  ein  besonders  gutes  Besitzrecht  gegolten  hat.  Es  ist  ferner  ein  wich- 
tiges Resultat  der  Untersuchungen  des  Verfassers,  dafs  die  Verleihung  zu 
kulmischem  Recht  trotz  der  einheitlichen  Bezeichnung  eine  inhaltlich  sehr 
verschiedene  Bedeutung  hat.  Es  lüfst  sich  hieraus  schliefsen , dafs  dies 
auch  bei  den  anderen  Formen  der  freien  Erbleihe  gilt,  die  bisher  noch 
nicht  so  gründlich  untersucht  worden  sind. 

Osnabrück.  Friedrich  Grofsmann. 

Toeche-Mittler,  Konrad,  Der  Friedrich-Wilhelms-Kanal  und 
die  Berlin  - Hamburger  Flufsschiffahrt.  Zwei  Beiträge  zur  preußischen 
Strompolitik  des  17.  und  18.  Jahrhunderts.  (Staats-  und  sozialwissen- 
schaftliche  Forschungen,  berausgegeben  von  Gustav  Schmoller.  Band  KI, 
Heft  8.)  Dunoker  & Humblot,  1891. 

Wieder  haben  wir  hier  eine  Schrift  vor  uns,  welche  in  Schmollen 
Sinne  ein  Stück  von  dem  grofsen  Prozesse  der  Umwandlung  deutscher 
Stadtwirtschaften  in  Territorialwirtschaften,  die  Bedeutung,  aber  auch  die 
Unzulängligkeit  der  letzteren  beleuchtet,  eine  Schrift,  welche  uns  von  neuem 
zeigt,  welche  unendlichen  Umwege  in  Deutschland  erforderlich  waren,  um 
die  notwendigsten  Fortschritte  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  herbei- 
zuführen.  Um  vollends  ein  Werk  von  der  Bedeutung  des  Friedrich- 
Wilhelm-Kanals  zu  schaffen,  bedurfte  es  gegenüber  dem  zähen  Egoismus 
der  Lokalinteressen  eines  so  furchtbaren  Natiooalunglücks,  wie  es  der 
dreißigjährige  Krieg,  und  des  Eingreifens  eines  so  ungewöhnlich  ener- 
gischen Monarchen,  wie  es  der  Grofse  Kurfürst  war.  Beiläufig  gesagt: 
Die  Gestalt  des  Grofsen  Kurfürsten  würde  uns  schwerlich  so  gigantisch 
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erscheinen,  wurde  sie  nicht  beleuchtet  von  dem  fernen  Feuerschein  des 
dreifsigjährigen  Krieges.  Preufsens  Regenten  haben  ihre  Größe  eben  stets 
vorzugsweise  in  der  Rot  bewiesen. 

Die  Wasserverbindung  zwischen  Oder  und  Elbe,  sohon  im  16.  Jahr- 
hundert durch  die  Kaiser  Ferdinand  I.  und  Max  II.  betrieben,  gelangte 
erst  zur  Ausführung,  als  die  Interessen  Brandenburgs  darauf  hindrängten, 
den  tchlesiseh-hamburgischen  Landkanal  über  Magdeburg  und  Leipzig  nach 
der  Mark  abzuleiten,  Berlin  zu  heben  und  damit  zugleich  einen  entschei- 
denden Schlag  gegen  das  schwedische  Stettin  zu  führen.  Aber  dieses 
brandenburgische  Interesse  deckte  sich  mit  dem  allgemein  deutschen,  einen 
möglichst  kurzen  und  billigen  Transportweg  vom  Sildosten  nach  der  Nord- 
see zu  schaffen. 

Der  Verf.  schildert  mit  grofsor  — mit  etwas  zu  grofscr  — ßorgfalt 
und  Liebe  die  Entstehung  des  Kanals  und  die  Zollfragen,  welche  er  her- 
vorrief; dagegen  fertigt  er  die  Benutzung  des  Kanals  und  seine  Bedeutung 
für  den  Durchgangsverkehr  wohl  etwas  zu  kurz  ab. 

In  dem  zweiten  Abschnitte  der  Schrift  wird  die  Geschichte  der  kur- 
märkischen Elbschilfergilde  behandelt,  ein  gerade  für  die  Gegen- 
wart recht  interessantes  Thema,  da  Bestrebungen  nach  einer  gildemäfsigen 
Organisation  der  oberelbischen  Schiffer  neuerdings  wieder  hervorgetreten 
sind,  angesichts  der  üufserst  geringen  Qualifikation  vieler  dieser  Schiffer. 
Die  kurmärkische  Elbschiffergilde  wurde  im  Jahre  1716  gegründet  und 
führte  dann  Jahrzehnte  lang  gegen  die  htimburger  Schiffer  einen  erbitterten 
Konkurrenzkampf,  der  durch  das  Eingreifen  der  preußischen  Regierung  zu- 
nächst eine  Wendung  zu  Gunsten  der  Märker  nahm.  Ob  diese  Politik  alle 
Lobsprüche  verdient,  welche  der  Verfasser  ihr  spendet,  ist  wohl  nicht  ganz 
zweifellos,  und  vollends  tür  den  Durchgangsverkehr  war  das  Monopol  der 
24  märkischen  Elbschiffer  kaum  sehr  förderlich.  Jedenfalls  scheint  auch 
hier  der  Aufwand  des  Verfassers  an  Detaiimalerei  einigermaßen  im  Miß- 
verhältnisse zu  der  Bedeutung  des  Gegenstandes  zu  stehen.  Doch  muß 
man  zugeben,  daß  gerade  die  ausführliche  Darstellung  jener  etwas  klein- 
lichen Politik,  die  den  Nachbarn  kein  Stück  des  an  sich  nicht  sehr  bedeu- 
tenden Verkehrs  gömien  wollte,  die  richtige  Lokalfarbe  liefert.  Nur  hätte  die 
durchgehende  Linie  der  Entwickelung  schärfer  herausgehobeu  und  durch 
stärkere  Benutzung  des  reichhaltigen  Hamburger  Materials  der  ganze 
Gegenstand  mehr  in  Beziehung  zum  grofsen  Weltverkehre  gesetzt  werden 
müssen.  Es  ist  viel  wichtiger  zu  erfuhren,  wie  sich  der  Verkehr  zwischen 
Berlin  und  Hamburg  überhaupt  entwickelte,  als  zu  untersuchen,  ob 
dieser  Verkehr  sich  in  den  Händen  der  mürker  oder  der  hamburger 
Schiffer  befaud.  Trotz  dieser  Ausstellungen  kann  ich  das  Studium  des 
gewissenhaft  und  auch  nicht  ohne  Geist  geschriebenen  Buches  warm  em- 
pfehlen. 

Altona.  Richard  Ehrenberg. 

Albrecht,  E.  und  B.  Graupe«  Wanderbuch  fQr  die  Mark  Brandenburg.  2 Teile. 
Berlin,  Kiessting,  1092  12.  (Teil  I:  Nähere  Umgegend  von  Berlin.  IV — 114  SS  mit 

5 Karten.  M.  1,15. — . Teil  II:  Weitere  Umgegend  von  Berlin.  X — 176  SS.  mit  1 1 Karten. 
M.  2,50.) 

Aye  (Pa&tor),  Aua  Eutins  vergangenen  Tagen.  Vorträge  gehalten  im  bleaigen  Bürger- 
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verein,  I 8erie.  Eutin,  W.  Struve,  1891.  gr.  8.  202  SS.  M.  3. — . (Mit  interessanten 

Beiträgen  sur  Wirtschaftsgeschichte  und  dem  gesellschaftlichen  Leben  des  späteren  Mittel- 
alters im  Bistum  Lübeck.) 

Busch,  E.,  Ursprung  und  Wesen  der  wirtschaftlichen  Krisis  mit  Angabe  der  Mittel 
au  ihrer  Beseitigung  Leipslg,  O.  Wigand,  1892.  8.  112  SS  M.  1,60. 

Kn  orte,  K.,  Kulturhistorisches  ans  dem  Dollarlande.  Basel,  Schweizerische  Ver- 
lagsdruckerei , 1892.  8.  IV— 170  SS.  M 2. — . (Aus  dem  Inhalte:  Arbeit  und  Land 
in  den  Vereinigten  Staaten.  — Das  Deutschtum  Pennsylvaniens.  — Das  Schulwesen  der 
amerikanischen  Neger.  — Freihandel  und  Schutzzoll  in  den  Vereinigten  Staaten.  — Die 
Ritter  der  Arbeit.  — Die  Chinesen  in  den  Vereinigten  Staaten.  — Der  Handfertigkeits- 
Unterricht.  — Eine  Heimstätte  der  AusgestofseneD.  — Der  Tierschutz  in  Amerika.  — etc.) 

Lanin,  E.  B.,  Russische  Zustände.  Aus  dem  Englischen.  Band  I.  Dresden,  Ehler* 
mann,  1890.  gr.  8 VIII — 248  88.  M 3. — . (Uebersetzung  folgender  September  1890 
bis  Oktober  1891  in  der  Fortnightly  Review  veröffentlichter  Artikel  : Die  Entsittlichung 
Rufslands.  — Wahrheitsliebe , Einbildungskraft  und  Sagenbildung.  — Die  Lebensphilo* 
»ophie  der  Rassen.  — Fatalismus,  Sorglosigkeit  und  Gastfreundschaft.  — Die  Lust  zum 
Verzögern  und  Aufschieben.  Zeit  ist  nicht  Geld  — Sorglosigkeit  des  Volkes.  Grofs- 
mütterliche  Gesetzgebung  — Einflufs  des  Kommunismus  auf  die  Ehrlichkeit.  — Die  Ethik 
im  Handel  Russische  Sittlichkeit.  — Gefängnisse.  — ) 

Wasserschieben,  H.  (QehR.),  Deutsche  Rechtsquellen  des  Mittelalters.  Leipzig, 
Veit  & C®  , 1892.  gr.  8.  VI — 306  SS.  M.  8. — . (Aus  dem  Inhalte:  Schöffenspr&cbe 
von  Magdeburg  und  Leitmerits.  — Willekor  von  Frankinforde  — Scböffenspruch  von 
Brandenburg. — Niederrheinische  Rechtssprücbe,  Protokolle  und  WeiatUmer  (1248—1435). 

— Ordnung  und  Gesetae  des  Lands  in  dem  Ringawe  (Rheingaue).  — Weistum  über  den 
Heiligenforst  bei  Hagenau.  — Pfälzische  WeistÜmer.  — etc.) 

Allen,  J.  Laue,  The  bloe-grass  region  of  Kentucky,  and  other  Kentucky  articles. 
New  York,  Ilarper,  1892.  8 327  pp,  clotli.  $ 2,60.  (Contents:  Sketches  of  Kentucky 

life  and  mannen.  — Description  of  the  blue-grass  region.  — Description»  of  other  in- 
teresting  localities,  including  the  great  coal  and  iron  district  of  Cumberland  Gap.  — ) 

Hay,  J.  O,  Arakan:  past  and  present.  A rcsuml  nf  two  campaigns  for  its  deve- 
lopment. London,  Blackwood  & Sons,  1892.  8.  with  map.  4/.6. 

Hawaiian  almanac  and  annual  lur  1892.  A handbook  of  Information,  compiled 
and  publtshed  by  Th  G.  Thrmn,  XVIIlth  y«Ar  of  publication.  Honolulu,  Press  publi»hing 
C°,  1891.  8.  152  pp.  4/.S.  (Contents:  Population  (Census  of  1890);  — School  statistics 
1888 — 90.  — Postal  savings  bunk  transactions.  — Hawaiau  postal  Service.  — Receipt», 
expenditures  and  public  debt  of  Hawaii.  — Selections  from  Customs  house  tables,  1890. 

— Domestic  exports  1887 — 90.  — Hawaiian  registered  vessels.  — Hawaii'»  trade  reladon 
with  San  Francisco:  sugar,  rice  and  coffe«,  import»  and  exports,  1888 — 90.  — Amount 
and  valne  sugar  exports  since  1855.  — Statistics  sugar  plantation  and  rice  piantation.  — 
Internal  taxes,  1862  — 90  — History  of  taxation  in  Hawaii.  — Ditch  of  the  Hawaiian 
Sugar  C°  at  Makaweli,  Kauai.  — Fruit»,  indigenous  and  introduced  of  the  Hawaiian 
Islands.  — Indigenous  Hawaiian  woods.  — Educational  work  of  the  American  mission 
for  the  Hawaiian  people.  — Hawaiian  customs  tariff.  — Hawaiian  register  and  directory 
for  1892.  — etc.) 

Hewins,  W.  A 8.,  English  trade  and  finance  chlefly  in  the  XVIIth  Century.  Lon- 
don, Methnen.  1892.  8 XXXVI  — 174  pp.  2/6. 

Page,  T.  Nelson,  The  old  South:  essays  social  and  political.  New  York,  C. 
Scribner’s  Sons,  1892.  12.  348  pp.,  clotli.  £ 1,25  (Contents:  The  old  South.  — 
Glimpses  of  life  in  colonial.  Virginia.  — Social  life  in  old  Virginia  before  the  war.  — 
Two  old  colonial  places.  — The  old  Virginia  lawyer.  — The  want  of  a history  of  the 
8outhern  people.  — The  negro  question.  — etc.) 

Steveni,  W.  Barnes,  Through  lamine  stricken  Russia.  London,  Low,  1892.  8. 
183  pp.  3/6 

Vincent,  Howard  (Mrs.),  Newfoundland  to  Cochin  China  by  the  Golden  Wane, 
New  Nippon  and  the  Forbiddeu  city.  With  reports  on  british  trade  and  Interests  in  Ca- 
nada,  Japan  and  China.  London,  Low,  1892.  crown-8  XII — 874  pp.  with  numerous 

Illustration».  7/.6 

Czolowski,  A.,  Lwow  za  ruskich  czasöw.  We  Lwowie,  Gubrynowica,  1891.  8. 
(Lemberg  unter  russischer  Herrschaft.) 


Digitized  by  Google 


Uebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands  und  des  Auslandes.  283 

Carli,  A.,  Cenni  monogratici  sulle  (condizioni  economicbe  della)  Sardegna.  Cagliari, 
tip.  del  commercio  di  F.  Muscas,  1891.  8 48  pp. 

Nacian,  J J.,  Dobrogea,  reformele  economice  si  sociale  ce  ea  reclama.  Bucuresci 
(Bukarest),  J.  Weifs,  1892.  8.  (Die  für  die  Dobrudscba  notwendigen  wirtschaftlichen 

und  sozialen  Reformen.) 

8.  Bevölkerungslehre  und  Bevölkerungspolitik.  Auswanderung  und  Kolonisation. 

Hoffmanu,  L.  (Prof.),  Die  Bevölkerungszunahme  Ist  keine  Gefahr!  Gegen  die 
Malthusianer.  Stuttgart,  Schickhardt  & Ebner,  1892.  8.  IV — 156  SS.  M.  2. — . (Inhalt: 
Ein  Naturgesetz.  — Die  Frage  der  (Jebervölkerung.  — Die  Auswanderung.  — Der  Mal- 
thusianismus. — Die  Wirkung  der  Malthus'schen  Lehre.  — Bevölkerungsstatistik.  — Die 
soziale  Frage.  — ) 

Jaeger,  H.,  Die  Verwendbarkeit  des  afrikanischen  Elefanten.  Ein  Beitrag  zur 
Kolonisationstechnik.  Magdeburg,  E.  Grudzinski,  1892.  gr.  8.  62  SS  M.  1,50. 

Richter,  W.  (Gymnasiallehrer,  Paderborn),  Die  deutschen  Kolonien.  Paderborn, 
Jnnfermann,  1892.  8.  48  SS.  nebst  2 Karten.  M.  1. — . 
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Levasseur,  E..  La  population  frantjaise.  Histoire  de  la  popuUtion  avant  1789 
et  dömographie  de  la  France,  comparöe  k teile  des  autrcs  nations  au  XIX«  siede,  prdo'dee 
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de  la  France  8.  Les  migrations  en  France  et  en  Kurope.  9.  L'dmigration  hors  de 
l'Europe  et  l’immigration  dans  les  autres  parties  du  monde.  10.  La  colonisation  fran^aise. 
11.  Le  progrks  des  races  bumaines  et  des  grands  Etats.  12.  Les  limites  de  la  deusitd. 
13.  Quelques  conclusations  demographiques,  politiques  et  economiques.  — etc.) 

Campbell,  J.  H.,  History  of  tbe  ,,Friendly  Sons  of  St.  Patrick“  and  of  the 
Hibernian  Society  for  the  relief  of  emigrants  from  Ireland,  March  17,  1771  — March  17, 
1892.  Philadelphia,  Campbell,  1892.  8.  570  pp.,  cloth.  $ 5 — 

Hughes,  W.  (Rev.),  Dark  Africa  and  the  way  out.  or,  a scheine  for  civllising 
and  evangelising  tbe  Dark  Contineut.  London,  Low,  1892  crown-8.  XIV — 155  pp. 
*/— 

Coppi,  E.  (avvocato).  II  slstema  di  Torrens  e Ia  sua  applicazione  nell'  ordinamento 
della  proprieta  fondiaria  della  colonia  eritrea : due  memorie  lette  alla  r.  aceademia  dei 
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Torrens.  Firenze,  tip.  di  M.  Ricci,  1892  8.  VI — 166  pp. 

4.  Bergbau.  Land-  und  Forstwirtschaft.  Fischerei  wesen. 

Dide,  Heinrich,  Die  Entitehung  der  Mecklen bargischen  Schlag- 
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Den  in  neuerer  Zeit  in  besondere  erfreulicher  Anzahl  dem  Studium 
der  Geschichte  der  Landwirtschaft  gewidmeten  Schriften  reiht  sich  diese 
Bostockcr  Dissertation  würdig  an.  Sie  ist  gut  geschrieben,  zeigt  ernstes 
Streben  und  gute  Schulung  und  wird  für  spätere  Forscher  auf  diesem 
Gebiete  stets  eine  wertvolle  Grundlage  bieten.  Dabei  liefert  eie  mehr, 
als  ihr  Titel  verspricht,  und  beschränkt  Bich  nicht  auf  eine  Geschichte 
der  noch  heute  zum  grofeen  Teil  im  Grofsherzogtum  üblichen  Schtagwirt- 
echaft,  die  erst  im  Beginne  des  vorigen  Jahrhunderts  das  alte  Felder- 
System  mit  seinen  ewigen  Weiden  abzulösen  begann,  sondern  bemüht  sich, 
die  geschichtliche  Entwickelung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  in 
Mecklenburg , soweit  die  Quellen  reichen , zur  Darstellung  zu  bringen. 
Dafs  sie  dabei  nur  einen  Teil  des  vorhandenen  Quellenmaterials  benutzt 
und  auch  das  vielleicht  zugängliche  nur  in  beschränktem  Mafse  verwertet, 
kann  einer  solchen  Erstlingsarbeit  nicht  zum  Vorwurf  gemacht  werden; 
denn  es  würde  jahrelanges  Studium  dazu  gehören,  auch  nur  das  auf  dem 
Bostocker  Batsarchiv  in  besonders  reicher  Fülle  vorhandene  Material 
gründlich  zu  erforschen  und  zu  verarbeiten. 

Die  ersten  Abschnitte  über  die  Feldsysteme  und  holsteinische  Kop- 
pelwirtschaft sind  für  den  vorliegenden  Zweck  etwas  ausführlich  und 
bieten  niohts  Neues ; während  das  folgende  Kapitel , das  den  landwirt- 
schaftlichen Betrieb  Mecklenburgs  bis  zum  Beginne  des  18.  Jahrhunderts 
schildert,  auf  besonderes  Interesse  Anspruch  erheben  kann,  da  es  zumeist 
aus  archivalischen,  bisher  ungedruckten  Quellen  schöpft. 

Leider  hat  gerade  dieser  Teil  uns  nicht  voll  befriedigt,  da  hier  die 
vorhandenen  reichen  Schätze  des  Kostocker  Archivs  nicht  genügend  ver- 
wertet sind.  Der  Referent  hat  jahrelang  gerade  diese  Quellen  durch- 
forscht, und  hofft  seine  Absicht,  aus  den  reichlich  gesammelten  Notizen 
noch  einen  Beitrag  zur  Geschichte  der  Mecklenburgischen  Landwirtschaft 
des  15.  und  16.  Jahrhunderts  zu  liefern,  bald  ausfUhren  zu  können. 

Das  Material  ist  gerade  für  die  zahlreichen  Rostocker  Kämmereigüter 
aus  dem  Ende  des  16.  und  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  ein  so  reiches 
und  so  überaus  brauchbares,  wie  es  wohl  kaum  wieder  gefunden  werden 
kann.  Weil  die  Güter  von  jährlich  wechselnden  Verwaltern  (Mitgliedern 
des  Rates)  bewirtschaftet  wurden,  welche  genaue  Rechnungen  alljährlich 
mit  genauen  Inventarien  aufstellten,  so  läfst  sich  aus  diesen,  in  ziemlich 
geschlossener  Reihe  vorhandenen  Rechnungsbüchern  ein  so  klares  und 
anschauliches  Bild  des  ganzen  Landwirtschaftsbetriebes  entrollen , wie  es 
sich  wohl  nur  selten  wieder  konstruieren  läfst. 

Die  Art  der  Bewirtschaftung,  die  Erträge  des  Bodens  und  der  Tier- 
zucht, die  Lebenshaltung  und  Löhnung  des  Gesindes,  die  wechselnden 
Richtungen  der  Vieh  Wirtschaft,  die  Stellung  der  hörigen  Bauern  zum 
Hofe  etc.,  alles  läfst  eich  klar  aus  den  Zahlen  herauslesen  und  wir  können 
deswegen  eine  gewisse  Genugthuung  nicht  unterdrücken  darüber,  dafs  der 
Verf.  der  vorliegenden  Arbeit  uns  diese  Resultate  nicht  bereits  vorweg- 
genommen hat,  soudern  neben  seinen  Notizen,  die  er  aus  den  ihm,  wie 
es  scheint,  nur  in  beschränkter  Auswahl  zu  Geeicht  gekommenen  Rech- 
nungebüohern  gewonnen  hat,  noch  reichlich  Raum  für  weitergehende 
Forschungen  bleibt. 
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Hätte  der  Verf.  namentlich  die  in  lückenloser  Folge  vorhandenen 
Jahresreohnungen  des  Hofes  Kassebohm  zur  Verfügung  gehabt,  so  wurden 
auch  die  Besultate,  die  er  gewinnt,  sicherer  fundiert  sein  und  seine 
Schlüsse  teilweise  anders  lauten , als  er  sie  aus  den  wenigen  Zahlen,  die 
er  benutzt,  ziehen  konnte. 

Doch  soll  das  kein  Vorwurf  sein , denn  das  eigentliche  Thema  des 
Verfassers,  die  Entstehung  und  Ausbildung  der  Schlagwirtsohaft,  erforderte 
keine  detailliertere  Behandlung  der  älteren  Wirtschaftsgeschichte  und  man 
wird  es  dem  Verf.  Dank  wissen  müssen,  dafs  er  selbst  seine  Aufgabe  so 
weit  gefafst  hat.  Freilioh  fliefsen  die  Quellen  für  die  Einführung  der 
eigentlichen  Schlagwirtschaft  weit  weniger  reichlich  und  sind  mühsamer 
zu  sammeln;  aber  um  so  dankenswerter  ist  die  gesohickte  Benutzung  der- 
selben. Dafs  in  neuester  Zeit  auch  die  verbesserte  Schlagwirtschaft  an- 
fängt, einer  intensiveren  Fruohtweohselwirtechaft  Platz  zu  machen,  dafs 
namentlich  das  Heimischwerdeu  der  Zuckerindustrie  Wandlungen  in  der 
Betriebsweise  auch  der  bäuerlichen  Besitzer  zur  Folge  gehabt  hat,  sucht 
der  Verf.  in  den  letzten  Abschnitten  seiner  Schrift  durch  reiches  sta- 
tistisches Material  zu  erhärten. 

Harburg.  H.  P aas  che. 

Hertzog,  Aug.,  Die  Ertragsvermehrung  unseres  Ackerbaues  durch 
die  Veredelung  der  Kulturgewächse  unseres  Landes.  Mülhausen,  1890. 
144  88.  8«. 

Im  Anschlufs  an  eine  Freisaufgabe  der  landw.  Akademie  Hohenheim 
erörtert  der  Verf.  die  obige  Frage.  Einige  dürftige  Betrachtungen  über 
die  amerikanische  Konkurrenz  mit  veralteten  statistischen  Zahlen  ausge- 
putzt, geben  ihm  den  Beweis,  dafs  nur  durch  Veredlung  der  Anbaufrüohte 
die  Not  der  Landwirtschaft  zu  bekämpfen  ist.  Die  Möglichkeit  solcher 
Veredlung  bei  den  verschiedensten  Kulturpflanzen,  der  Nutzen  derselben, 
ihre  Vorbedingungen  in  Klima,  Düngung,  Fruchtfolge  etc.  werden  sodann 
ausführlich,  aber  nicht  gerade  mit  besonderem  Geschick  behandelt  und 
von  erschöpfender  Darstellung  namentlich  einer  Benutzung  der  neueren 
Litteratur  ist  keine  Bede. 

Für  diejenigen  Leser,  an  die  der  Verf.  sich  hauptsächlich  zu  wenden 
scheint,  für  die  Bauern  und  kleineren  Landwirte,  ist  mancher  wertvolle 
Rat  in  der  Schrift  enthalten,  nur  furchten  wir,  dafs  diese  gut  gemeinten 
Ratschläge  wie  so  viele  andere  in  diesen  Kreisen  nicht  die  nötige  Be- 
achtung finden  werden. 

Harburg.  H.  Paasohe. 

v.  Kanitz-Podangen,  Graf,  Die  Kohlen  Verkauf-Vereine  und  ihre 
wirtschaftliche  Berechtigung.  8°.  24  88.  II.  Aufl.  Berlin,  Puttkammer 
& Hühlbrecht,  1891. 

Die  Schrift  sucht  die  nachteilige  Wirkung  der  neuen  Kohlenkartelle 
nachzuweisen  und  empfi-hlt  sls  Gegenmittel  gewisse  Eisenbahn-Tarifmafs- 
regeln.  Sie  greift  also  in  den  unlängst  heftig  entbranntea  Meinungsaus- 
tausch zwischen  Kohlenproduzenten  und  -Konsumenten  Uber  die  Berech- 
tigung der  hohen  Kohlenpreise  der  letzten  Zeit  ein.  Da  diese  Frage  von 
grofser  Bedeutung  ist  und  sein  wird,  wäre  eine  wissenschaftliche  Behänd - 


Digitized  by  Google 


286  Ueberiicht  Ub«r  die  neuesten  Publikationen  Deutschland»  und  de»  Auslandes. 


lung  derselben  an  sich  sehr  erwünscht.  Die  Torliegende  Schrift  kann 
aber  als  solche  nicht  angesehen  werden.  Ihr  fehlt  vor  allem  die  Ob- 
jektivität. Die  jahrelange,  anerkannt  ungünstige  Lage  der  Kohlenpro- 
duktion, die  Wirkung  der  vor  dem  Preisaufschwung  geschlossenen  lang- 
sichtigen Lieferungskontrakte,  die  Thatsachen  und  Verhandlungen,  die  der 
Bildung  der  Verkaufssyndilrate  vorhergingen,  sind  nicht  genügend  gewür- 
digt. Die  Bedeutung  der  Kohlenpreise  am  Verbrauchsort  (also  Zechen- 
preis  einschl.  Fracht  etc.)  ist  nicht  besprochen,  was  bei  den  Ausführungen 
über  die  billigeren  Kohlenpreise  für  das  Ausland  nötig  gewesen  wäre. 
Die  Ausführung  (S.  12)  über  den  Rückgang  der  deutschen  Ausfuhr  und 
die  Fortschritte  der  Einfuhr  von  Roheisen  in  Deutschland  als  Folge  der 
hohen  Kohlenpreise  ist  in  der  Torliegenden  Form  Tcrfehlt.  Der  Rück- 
gang der  ersteren  und  die  Zunahme  der  letzteren  beginnt  nach  den  mit- 
geteilten Zahlen  bereits  1887  bzw.  1888,  während  erat  1889  — wie  der 
Verf.  selbst  angiebt  — die  Kohlenpreise  sich  merklich  zu  bessern  an- 
fingen, und  zwar  bis  zum  Ablauf  der  alten  Lieferungsverträge  — wie  der 
Verf.  ebenfalls  andeutet.  — , ohne  den  Zechen  selbst  zu  gute  zu  kommen. 
1891  ist  übrigens  die  Einfuhr  an  Roheisen  sehr  staTk  gegen  1890  ge- 
sunken, die  Ausfuhr  der  Ton  1890  fast  gleich  geblieben,  so  dafs  auch 
hierdurch  die  Schlufsfolgerung  des  Verf.  nicht  gestützt  wird.  Ohne  eme 
genaue  Prüfung  der  Oesamtlage  der  deutschen  und  fremden  Eisenindustrie 
lässt  sich  die  Wirkung  der  Kohlenpreise  auf  die  deutsohe  Eisen-Em-  und 
Ausfuhr  überhaupt  nicht  genau  ermitteln. 

Mit  diesen  Bemerkungen  soll  nur  gezeigt  werden,  dass  die  Schrift 
wissenschaftliche  Bedeutung  nicht  besitzt;  in  dem  Streit  der  Beteiligten 
soll  damit  nicht  Stellung  genommen  werden. 

Köln.  R.  Tan  der  Borght- 

Seifert,  A.,  Die  Brotnot  und  Zollfrage  und  die  Lage  der  Land- 
wirte. Leipzig,  1891.  64  SS.  gr.  8". 

ln  dem  nur  zu  oft  mit  mehr  Leidenschaft  als  Sachlichkeit  und  Sach- 
kenntnis geführten  Streite  um  die  Getreidezölle  bemüht  sich  die  Torliegende 
Schrift  ernstlich,  durch  Beibringung  zuverlässigen  Materials  ein  unpar- 
teiisches Urteil  zu  ermöglichen.  Die  Zusammenstellung  ist  eine  übersicht- 
liche und  geschickte  und  -für  jeden , dem  die  weitere  Lilteratur  nicht  zu- 
gänglich ist,  sehr  brauchbare. 

Der  Verf.  geht  aber  über  eine  einfaohe  Materialsammlung  hinaus  und 
verhehlt  bei  allem  8lrebcn  nach  Unparteilichkeit  seine  eigene  Auffassung 
nicht.  Er  ist  gemäfsigter  Freihändler,  der  den  oft  übertriebenen  Klugen 
der  Landwirte,  ihren  veröffentlichten  Bilanzen  und  Ertragsbereohnungen 
mit  nicht  unberechtigten  Zweifeln  gegenübersteht  und  für  die  Neuzeit  zu 
dem  Resultate  kommt,  dafs  „bei  dem  Stande  der  Getreidepreise  der  Zoll- 
sohutz  als  ungerechte  Begünstigung  erscheint“  und  „der  Zoll  in  heutiger 
Höhe  für  die  Landwirte  nicht  nötig,  für  die  Mehrzahl  der  Brotkäufer  aber 
eine  Belastung  ist,  die  zu  Entbehrungen  auf  Kesten  der  Gesundheit  zwingt 
und  unvermeidlich  Erbitterung  hervorruft“. 

Für  die  hohen  Preise  im  Herbst  1891  mag  er  Recht  haben,  aber 
diese  Preise  waren  auch  doppelt  so  hoch,  als  tie  wenige  Jahre  vorher 
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waren  und  für  diese  Zeit,  die  jeden  Angenblick  wiederkehren  kann, 
wird  noch  ein  gründlicherer  Beweis  der  Entbehrlichkeit  der  Zölle  beige- 
bracht werden  müssen,  ehe  an  ihre  Beseitigung  zu  denken  ist. 

Marburg.  H.  P aas  che. 

Bericht  über  die  Verhandlungen  des  am  S.  April  1892  im  Sodensaale  ln  Wien 
abgehaltenen  österreichischen  Weinbautages.  Wien,  W.  Frick,  1892.  8.  84  SS.  M.  0.40. 

Freerksen,  P.  (Deichrichter  in  Larrelt),  Beitrige  zur  Geschichte  des  ostfriesische» 
Deichwesens  im  Allgemeinen  und  der  Niederemsischen  Deichacht  im  Besonderen.  Emden 
nnd  Borkum,  W.  Haynel,  1892.  gr.  8.  IV — 160  SS.  mit  5 Kartenbeilagen  ln  quer-iolio. 
M 3,50. 

M e y n , E.  (OLandeskulturgericbtsR.),  Die  preußischen  Rentengutsgesetze.  Zur  Eln- 
führuDg  in  das  praktische  Verständni»  derselben.  Berlin,  P.  Parcy,  1892.  gr.  8.  56  SS. 
M.  1. — 

v.  Münchhausen,  Börries,  Wie  ist  das  Einkommen  aus  landwirtschaftlichen 
Gütern  zur  Steuererklärung  za  berechnen?  Hannover,  C.  Meyer,  1892.  4.  VIII — 104  SS. 
M.  3. — . (Inhalt:  1.  Anleitung  zur  einfachen  Rechnungsführung  für  gröfsere  Landgüter. 
— 2.  Erklärung  der  auf  die  Landwirtschaft  bezüglichen  Bestimmungen,  des  Einkommen- 
steuergesetzes vom  24.6.  1891  und  der  Ausführungsanweisung  dazu  vom  5.8.  1891.  — 
8.  Proberechnung  als  Beispiel  einer  nach  vorgenannter  Anleitung  aufgestellten  Gats-  und 
Forstrechnnng.) 

Reuss,  M.  (OBergR.),  Mitteilungen  aus  der  Geschichte  des  königl.  Oberbergan.tes 
zn  Dortmund  und  des  niederrheinisch-westfäiischen  Bergbaues.  Festschrift  zur  Feier  des 
hundertjährigen  Bestehens  des  königl.  Oberbergamtes  zu  Dortmund  am  25.  Juni  1892. 
Im  Aufträge  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe:  Frh.  v.  Berlepsch.  Berlin,  W. 
Ernst  & 8ohn,  1892.  Imp.  in-4.  IV — 114  SS.  Mit  Karte  in  imp.-folio.  kart.  M.  7 — . 
(Sonderdruck  aus  der  ZeiUchrift  für  da9  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  im  preufs. 
Staate,  Bd.  XL.) 

Schultz-Lnpits,  Die  Kalkkaliphosphatdüngung.  Vortrag,  gehalten  in  der,,Oeko- 
nomischen  Gesellschaft  im  Königreiche  Sachsen",  Dresden  am  6.  November  1891.  Dres- 
den, G.  Schönfeld,  1892.  gr.  8.  38  SS.  M.  0,80. 

James,  J.  W.  H.,  Rapport  snr  la  proprieti  connue  sous  le  nom  de  „terrains“  de 
E-  H.  Patterson  (Etat  de  Kentucky).  Bruxelles,  P.  Weissenbruch,  1892.  folio.  40  p«g. 

Pi  rot,  J.  (ancien  prof  d'dconomie  rurale),  Essai  sur  l'organisation  et  l’adminis- 
tration  des  entreprises  agricoles  ou  traitd  d’Cconomie  rurale.  Livre  Vteme:  La  Situation 
dconomiqne  (torno  III  de  l’oeuvre).  Bruxelles,  A.  Manceaux,  1892.  8 XXIV— 644  pag. 
fr.  15—. 

Annual  report,  XXI Vtb,  of  the  Flax  Supply  Association  for  the  improvement  of 
the  cniture  of  flsx  in  Irelaud , and  the  dissemination  of  information  relative  to  the  pro- 
duction  and  supply  of  flax  for  the  ye&r  1891.  Belfast,  Adair  printed,  1892.  8.  76  pp. 
and  3 Statistical  tables  in  4 1 /. — . 

Dodge,  J.  R,  Reports  of  the  Bureau  of  statistics  of  the  Department  of  agiicul- 
ture.  N°*  70  to  80  (for  1890).  Washington,  Government  Printing  Olticc,  1891.  8. 

Andriessen,  O.  en  H.  J van  Lis,  Het  Kederlandsch  staatsdomein  en  zijn 
beheer,  toegelicht  uit  de  meeningen  van  verschillende  schrijvers,  de  beslissingen  van  het 
bestuur  der  domeinen  en  nit  de  jurisprudentie.  ’&Gravenhage , Gebr.  Beiinfante,  1892. 
gr.  in«8.  IV — 328  blz.  M.  8,25.  ln  holländischer  Sprache.  (Uebersetater  Inhalt:  Von 
Domänen  im  Allgemeinen.  — Von  Zehnten  and  Grundrechten.  — Die  Domänenbea inten 
und  ihre  Beziehungen  zu  einander.  — Allgemeine  Vorschriften  betreffend  dio  Verrich- 
tungen der  Rentmeister  und  Steuereinnehmer.  — Krondomänen  und  die  dazu  gerechneten 
unveräußerlichen  Privatdomänen.  — ) 

Tpyau  KaBK&3CKok  ihc.ikoboactbchhoh  CTauuiu  , aa  1887  u 1888  h 1889.  2 vols. 

Tiflis,  impr,  d'A.  A.  Micbelson,  1890 — 91.  4.  (Arbeiten  der  Seideubaustation  des  Kau- 

kasus in  den  Jahren  1887 — 89.) 

5.  Gewerbe  und  Industrie. 

Anton,  Günther  K.,  Geschichte  der  preufaischen  Fabrikgesetz- 
gebung bis  za  ihrer  Aufnahme  durch  die  Reichegewerbeordnung.  Auf 
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Grand  amtlicher  Quellen.  (Staats-  und  sozialwiesenschaftliche  Forschungen. 
Herausgegeben  von  Gustav  Sohmoller.  Band  XI.  Heft  2.)  Leipzig,  Verlag 
von  Duncker  & Humblot,  1891.  XV'I  u.  202  SS. 

Angesichts  der  lebhaften  und  vielumstrittenen  Thatigkeit,  welche  seit 
den  letzten  zehn  Jahren  in  Deutschland  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiter- 
schutzgesetzgebueg  eich  entfallet  hat,  ist  es  ein  dankenswertes  Unter- 
nehmen, riiokschauend  die  Anfänge  dieser  Gesetzgebung  in  Preufsen  dar- 
zustellen. Die  vom  Verf.  durchmusterten  Akten  umfassen  den  Zeitraum 
vou  1818  bis  1869;  das  Gebiet  der  Untersuchung  begrenzt  Verf.  durch 
die  Bestimmung  des  Begriffs  der  preufsisohen  Fabrikgesetzgebung  als  der- 
jenigen, welche  zum  Gegenstände  hat  den  Schutz  der  jugendlichen  Fabrik- 
arbeiter und  die  Mifsbräuche  bei  der  Entlohnung  der  Fabrikarbeiter,  das 
sog.  Trucksystem. 

Unseres  Erachtens  ist  die  Berechtigung  einer  so  engen  Begrenzung 
des  Begriffs  zwar  zweifelhaft  und  Verf.  scheint  dies  auch  selbst  zu  fühlen, 
denn  er  fuhrt  (8.  VIII)  aus,  wie  es  in  Preufsen  nioht  überall  des  Hebels 
einer  besonderen  Fabrikgesetzgebung  bedurft  habe,  um  auf  die  Lage 
der  Fabrikarbeiter  einzuwirken , dafs  dies  vielmehr  schon  auf  Grund  all- 
gemeiner Gesetze  möglich  gewesen  sei ; die  strenge  Durchführung  der  all- 
gemeinen Schulpflicht  hätte  in  segensreicher  Weise  die  schädliche  Be- 
schäftigung schulpflichtiger  Kinder  in  Fabriken  beschränken  können;  die 
polizeiliche  Genehmigung  bestimmter  gewerblicher  Anlagen  und  die  allge- 
meine Befugnis  der  Verwaltungsbehörden  durch  Polizeiverordnuogen  für 
Leben  und  Gesundheit  Fürsorge  zu  treffen,  boten  dieser  Einwirkung  ge- 
eignete Handhaben. 

Aber  dies  Bedenken  entfallt  mit  der  Beschränkung,  welche  sich  Verf. 
in  der  Vorbemerkung  selbst  auferlegt;  er  behandelt  also  ausschliefslioh 
die  Geschichte  der  preufsischen  Gesetzgebung  zum  Schatze  der  jugend- 
lichen Fabrikarbeiter  und  die  Geschichte  des  preufsiscben  Truckverbotes. 
Den  breitesten  Baum  nimmt  die  Darstellung  der  Mifsbräuche  ein  (8.  1 
— 182),  welche  in  Preufsen,  vorzugsweise  in  den  rheinischen  und  west- 
fälischen Industriegegenden,  ein  verblendeter  und  völlig  unwirtschaftlicher 
Eigennutz  mit  der  Verwendung  jugendlicher,  ja  oft  kindlioher  Arbeitskräfte 
durch  Jahrzehnte  fast  ungestört  treiben  konnte,  bis  endlich  naoh  vielen 
mifsglückten  Versuchen  das  „Kegulativ  über  die  Beschäftigung  jugendlicher 
Arbeiter  in  Fabriken“  vom  6.  April  1839  zustande  kam,  welches  wenig- 
stens für  Kinder  unter  neun  Jahren  die  Fabrikarbeit  untersagte,  für  junge 
Leute  zwischen  9 und  16  Jahren  einen  10-stündigen  .Maximalarbeitstag 
festsetzte  und  die  Nacht-  und  Feiertagsarbeit  solcher  jungen  Leute  gänzlich 
verbot;  dem  Regulativ  folgte  das  Gesetz  vom  16.  Mai  1853,  welches  das 
zulässige  Alter  vom  1.  Juli  1854  au  auf  12  Jahre  erhöhte,  tür  jugendliche 
Arbeiter  von  12 — 14  Jahren  eine  Arbeitszeit  von  höchstens  sieben  Stunden 
fcstsetzte  und  deren  Beschäftigung  während  der  Nacht,  von  8 '/,  Uhr  abends 
bis  51/,  Uhr  morgens  untersagte.  Diesem  Gesetz  verdankte  als  Aufsichta- 
organ  die  Fabrikinspektion  ihr  Dasein.  Die  Ausführung  des  Gesetzes  war 
und  blieb  bis  zum  Uebergange  seiner  wesentlichen  Bestimmungen  in  die 
spätere  Reichsgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  höchst  mangelhaft. 

Im  zweiten  Teil  (8.  133 — 168)  giebt  Verf.  eine  Geschichte  des 
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preußischen  Truckverbote«.  Die  ersten  Anträge  auf  Erlafe  eines  unbe- 
dingten Verbotes  aller  nicht  in  barem  Gelde  erfolgenden  Lohnzahlungen 
kamen  im  Jahre  1831  aus  der  Rheioprovinz,  wo  Solingen  den  Herd  des 
Trucksystems  bildete.  Zu  einem  unbedingten  Verbot  des  Trucksystems 
kam  es  nun  freilich,  wir  möchten  sagen,  glücklicherweise  nicht,  da  die 
ltegierung  sich  der  Einsicht  nicht  verschloß,  dafs  ein  solohes  Verbot  un- 
durchführbar und  sohädlioh  gewesen  wäre.  Das  bedingte  Verbot  der  Ver- 
ordnung vom  9.  Februar  1849  aber  ist  als  ein  bewährter  Bestandteil  der 
preußischen  Gesetzgebung  in  die  Reiohs-Gewerbeordnung  übergegangen. 

Verf.  schliefst  seine  Abhandlung  mit  einem  Blick  auf  die  internatio- 
nale Arbeiterschutzkonferenz,  der  er,  ungeaehtet  der  Unmöglichkeit  einer 
internationalen  Arbeitersohutzgesetzgebung,  das  Verdienst  znsprioht,  „die 
Lenker  und  Leiter  der  Völker  aufgerufen  zu  haben  zu  gemeinsamer  He- 
bung der  unteren  Klassen,  ein  durchdringender  Mahnruf  gewesen  zu  sein 
im  Interesse  des  sittlichen  Fortschrittes  der  Menschheit". 

Posen.  Dr.  jur.  0.  Emmi  ug  haus. 

Ko  eitler,  Ludwig,  Das  württembergische  Uewerbereolit  von 
1805  bis  1870.  Tübingen,  1891,  Laupp’sche  Buchhandlung.  8°.  XIII, 
292  88. 

Der  Verfasser  giebt  eine  sehr  eingehende  Darstellung  der  Entwicke- 
lung des  württembergischen  Gewerberechts  von  1805 — 1870  an  der  Hand 
der  Gesetzgebung.  Den  Ausgangspunkt  bildet  eine  Schilderung  des 
württembergischen  Gewerberechts  und  Gewerbezustandes  im  Jahre  1805, 
dann  werden  die  einzelnen  8tadien  entwickelt,  in  denen  sioh  allmählich, 
wenn  auch  nicht  ohne  Rückschlag,  der  Ucbergang  von  der  älteren  Zunft- 
verfassung  zur  modernen  Gewerbefreiheit  vollzog.  Besonders  ausführlich 
sind  ihrer  Bedeutung  entsprechend  die  beiden  Gewerbeordnungen  vom 
22.  April  1828  und  vom  12.  Februar  1862  behandelt. 

Zur  Erläuterung  der  Gesetzgebung  fügt  der  Verfasser  das  statistische 
und  volkswirtschaftliche  Material  bei,  welches  in  Württemberg  ziemlich 
reichlich  fließt  und  vom  Verfasser  mit  großem  Fleiß  gesammelt  ist. 
Leider  fehlt  es  gerade  hierbei  an  einer  genügenden  Durchdringung  des  Stoffes, 
namentlich  treten  die  allgemeinen  Gesichtspunkte,  der  Zusammenhang  von 
Recht  und  Wirtschaft  einerseits,  der  württembergischen  und  der  deutschen 
gewerblichen  Entwickelung  andererseits,  nicht  genügend  hervor.  Immer- 
hin bietet  die  Schrift  einen  schätzenswerten  Beitrag  zur  neueren  Gewerbe- 
gesohiohte. 

Osnabrück.  Friedrioh  Grofsmann, 

▼.  Buschmann,  O.  (Frh.,  Ministerialsekretär  im  k.  k.  Finanzministerium) , Das 
Industriesalz.  Dis  von  der  österreichischen  Sal  * mono  pols  Verwaltung  sugestandeuen  Be- 
güustigungen  r&ckaichtlicli  der  Verwertung  von  Kochsalz  in  der  Industrie,  den  Gewerben 
sowie  auch  au  landwirtschaftlichen  und  anderen  gemeinnützigen  Zwecken.  Wien,  k.  k. 
Hof-  nod  Staatedrnckerei,  1892.  gr.  8.  X V I i I — 416  SS.  M.  4. — . 

Chicago  und  die  coiumbische  Weltausstellung,  1893.  Mit  Zustimmung  des  Reichs- 
kommtssers  zusammengestcllt.  Berlin,  Walther  & Apolant,  1893.  gr.  8.  94  88.  mit 

8 Blett  Abbildungen.  M.  I. — , 

Gör  ree,  K , Handbuch  der  gesamten  Arbeitergesetzgebung  des  Deutschen  Reichs. 
Lieferung  I.  Freiburg  i/B.,  Herder,  1892  gr.  8.  M.  1,60.  (Das  Werk  wird  in  4 bis 
fi  Lieferungen  vollständig  sein,  Preis  der  Lieferung  M.  1,60.) 

Dritte  folge  84.  IV  (LII). 
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lloltzinger,  O.  (MinislerialsekreÜtr) , Festschrift  dea  oldenburgischen  Gewerbe- 
und  Handelsvereins  in  dessen  fünfsigjährigem  Jubiläum,  1891.  Heraasfegeben  vom  Vor- 
stände des  Vereins.  Oldenburg,  G.  Stelling,  1892.  gr.  8.  132  SS.  mit  9 Kupfertafelu 

(Darstellungen  von  Induatriewerkstätten)  und  vielen  in  den  Text  gedruckten  Abbildungen 
nebst  2 Plinen  und  1 Karte. 

▼.  Schul»  »-Gäverniti,  G erhärt,  Der  Grofsbetrieb  ein  wirtschaftlicher  und 
sosialer  Fortschritt.  Kine  Studie  auf  dem  Gebiete  der  Banmwollinduatrie.  Leipzig,  Iiuncker 
& Humblot,  1892.  gr.  8 VI — 281  SS.  M.  5,60.  (Aus  dem  Inhalt:  Die  Entwickelung 
des  Großbetriebes  in  der  englischen  Baumwolündustrie.  — Der  heutige  Stand  der  eng- 
lischen Baumwolliudustrie , verglichen  mit  dem  Stande  in  den  dreifsiger  Jahren  und  dem 
gegenwärtigen  Stande  der  deutschen  Baumwollindustrie.  — Die  Bedeutung  der  groß- 
industriellen  Entwickelung  für  die  Verteilung  des  Volkseinkommens.  — ) 

Seidenindustrie,  die  preufsische,  im  18.  Jahrhundert  und  ihre  Begründung 
durch  Friedrich  den  Großen.  3 Bände.  Berlin,  P.  Parey , 1892.  Roy. -8.  Bd.  1:  Akteu 
bis  1768,  bearbeitet  von  G.  Schmoller  und  O.  Hintse,  XXIV—  652  S8.  — Bd.  II:  Akten 
»eit  1769,  bearbeitet  von  Q.  Schmoller  und  O.  Hintse,  VI — 766  88.  — Bd.  III:  Dar- 
stellung von  O.  Hintse,  IX — 340  SS.  Preis  dar  3 Bde.  geb.  M.  41. — . (A.  u.  d.  T. : 
Acta  Boru.nsica.  Denkmäler  der  preußischen  Staatsverwaltung  im  18.  Jahrhuuderb  Her- 
ausgegeben von  der  kgl.  Akademie  der  Wissenschaften.  Die  einseinen  Gebiete  der  Ver- 
waltung. Seidenindustrie.  3 Bde.  Inhalt  von  Bd.  III  (Darstellung  vou  O.  Hintse) : 
Die  Ausbreitung  der  Seideniudustrie  über  die  europäischen  Staaten.  — Die  Entwickelung 
der  inneren  Verhältnisse  im  Seidengewerbe.  — Die  Anfänge  der  Seidenindustrie  in  Berlin 
und  Krefeld.  — Die  Neubegründung  der  Industrie  in  Berlin  und  Potsdam  durch  Fried- 
rich den  Großen.  — Allgemeine  Schuts-  uud  Beförderangsmafsregeln  von  1746 — 1766. 

— Der  Krieg  und  die  Krisis  von  1766.  — Das  Reglement  und  die  Aufsichtsbehörden. 

— Die  Einrichtung  des  Seidenmagasins  und  des  Bonifikationswesens.  — Der  Ausbau 
des  handelspolitischen  Systems.  — Samt-  und  Seidenzeugfabrikation  von  1766  — 1786  — 
Zustände  in  der  Seideustofffabrikatlon  um  178C.  — Das  Speaialgewerbe  und  die  Pro- 
vinzen. — Die  Krefelder  Industrie  von  1740 — 1786.  — Seidenbau  und  Zubereitung  der 
Rohseide  von  1763  — 1786.  — Das  fridericianische  System  uud  die  neuen  Ideen.  — 
Schicksale  der  brandenburgischen  Seidenindustrie  vom  Tode  Friedrichs  d.  Großen  bis  zur 
Gegenwart.  — ) 

Stiegler,  G.  (Architekt),  Deutsche  Weltausstellung  zu  Berlin.  Ein  Beitrag  zur 
Klärung  dieser  nationalen  Angelegenheit.  Berlin,  H.  Steinitz , 1892.  gr.  8.  48  SA. 

M.  1.—. 


Annuaire  de  la  bourse  du  travail,  1890 — 1891.  Paris,  impr.  Allemane,  1892.  8. 
468  pag. 

Congrks  international  des  accidents  du  travail,  2"  session,  tenue  k Berne  du  21 
au  26  semptembre  1891.  Rapports  et  proefcs-verbaux  publies  per  les  soins  du  comitd 
suisse  d’organisatlon.  Paris,  Baudry  Sc  O* , 1892.  gr.  ln-8.  fr.  15. — . 

Dufourman  teile,  Maur.  (avocat  k la  Cour  d’appel  de  Paris),  Code  maouel 
de  droit  industriel,  comprenant  l’ltude  des  lois  et  de  la  jurisprudence  fran^aUes  sur  la 
llgislation  ouvriire  et  la  propriktä  industrielle  avec  l'expose  des  principales  legislations 
ktraugkres.  I.  Legislation  ouvrlfere  en  France  et  k lVtranger.  Paris,  A.  Giard  & E.  Briefe, 
1892.  in-18  j£sus  VI— 288  pag.  fr.  3 — . (Table  des  matifcres : Introduction  historique: 

La  Grkce.  Rome.  Moyen-äge  et  ancien  droit.  — Organisation  generale  du  travail : Liberte 
du  travail.  Des  coaütions.  Des  associations  professionelles  (Organisation  intkrieure, 
droits  et  dissolution  des  syndicats  professionnels).  Corps  consultatifs  de  l'industrie  — 
Kkglementations  particuli&res  du  travail  : Travail  industriel  des  enfants  et  des  filles  mi- 
neures.  Travail  industriel  des  adultes.  Du  travail  dans  les  mines.  Etablissements  dan- 
gereux,  insalubres  et  incommodes.  — Des  contrat*  industriell:  Contrmt  d’apprentissage. 
Contrat  de  louage  de  Services.  Contrat  de  louage  d’ouvrage.  Contrats  d’assnrance.  — 
Des  institutions  de  prevoyanca:  Sociktes  de  secours  mutuels  et  caisses  de  secours  De  la 
caisse  des  retraites  pour  la  vieillesse.  Des  caisses  d’kpargne.  Legislation  etrangkre.  — 
Des  institutions  tendant  k amkliorer  la  condition  des  onvriers:  De  la  participatiou  aux 
b4n£fices.  Des  soeiktes  coopkratives.  Des  habitations  ouvrikres,  — ) 

Genart,  Ch.,  Coutelier  de  la  fabriqne  collective  de  Gembloux  (province  de  Namur, 
Belgique),  tacheron  dans  le  »ystkme  des  engagements  volontaires  permanentes  d’aprks  les 
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renscignements  prli  snr  les  lieux,  en  svril  et  juillet  1691.  Paria,  Firmln-DiUot  & O, 
1891.  fr.  in-8.  fr.  2. — . (A.  ».  1.  t : Les  ouvriers  des  deux  mottdes,  Serie,  fasci- 

cule  27.) 

du  Maroussem,  P.t  Charpentier  independant  de  Paris  (Seine- Prance),  journaüer 
dans  le  systfeme  des  engagements  momentanes  , d’aprfes  les  renseifnements  recueülis  sur 
les  lieux  en  ddcembre  1889  et  janvier  1890.  Paris.  Firmiu-Didot  & C>«,  1891.  gr.  in-8. 
(A.  s.  1.  t : Les  oavriers  des  deux  mondes,  2^**  a^rie,  fascieule  25.) 

Memo  Ire  s de  la  Societö  historique  et  litteralre  de  Tournai , tome  XXII.  Tournai, 
Caaterman,  1891.  8.  460  pag.  av.  6 plancbes  et  figures  dans  le  texte  (Sommairc  : Les 
tapisseries  de  Tournai,  les  tapissiera  et  les  hautelbseurs  de  cette  ville.  — Recherche»  et 
documenta  aur  lliistoire , la  fabrication  et  les  produits  des  ateliera  de  Tournai , par  E. 
Soll.  — ) 

Morand,  L.  (secrdtaire  perpdtuel  de  l'Academie  de  Savoie),  Les  anciennes  corpo- 
ratioos  des  arts  et  metiers  de  Chambdry  et  de  quelques  autres  localitds  de  Savoie.  Cham- 
Wry,  iinprimerie  savolslenne,  1892.  8.  338  pag.  fr.  5. — . 

Ha*  litt,  W.  C.,  The  llvery  Companies  of  tbe  city  of  London:  an  historical  view 
of  their  origin,  character,  development,  and  social  and  political  importance , past  and 
present  With  a general  introduction , and  an  account  of  those  guilds  whicli  have  not 
snrvived.  London,  Swan  Sonnenschein,  1892.  Koy.  in-8.  704  pp.  with  2 coloured 

plates  and  260  illustrations.  25/. — . 

Lee,  J.  B.,  On  indigo  manufacture : a practica!  and  theoretical  guide  to  the  pro- 
duction  of  the  dye.  With  nuinerous  illustrative  experiments.  London,  Thaker , 1892. 
crown-8.  136  pp.  7/.6. 

IIIaBpo  b li  m , H.  H. , AoÖMBaiiic,  oöpafioTKa  ■ ycjoBifl  c/»mt3  ihojika,  h opiauu- 
aauiü  iipamiTe.TfcCTBeHHbixT.  h oCiucctbouiimx  l ynpcacgcmH  no  uitUKOBOjcTBy  h iucjikubom 
npoMbiiujenuocTH  bi,  ABcrpo-BezirpiH , Htvub  , «tpanniH  u apy  w xi>  uiojiroboaui>ixi, 
cMpanaxi..  C.-IIeTepöypn*  1890.  8.  (N.  N.  Schawroff,  Produktion,  Fabrikation,  Ver- 

kaufsusanceu  der  Seide  und  Organisation  der  Staatsinstitute  und  öffentlichen  Anstalten 
für  die  Fortschritte  der  Seidenkultur  und  -Industrie  in  Oesterreich- Ungarn,  Italien,  Frank- 
reich und  den  anderen  Seidenproduktionsl&ndern.  St.  Petersburg  1890.  gr.-8  mit  Atlas 

in  obl.-folio.) 

Tesoro  degli  operai  e padroni.  Chiavari , tip.  ArtigianelJi , 1892.  16.  135  pp. 

1.  0,30. 


6.  Handel  und  Verkehr. 

Wirksamkeit  des  k ö n.  Ungar.  Haudelsmiuisters  im  Jahre 
1890.  Amtlich  überprüfter  Auszug  aus  dem  Jahresberichte  des  Handels- 
ministers.  Hedigiert  von  Dr.  Karl  M and  eil  o.  8°.  VIII  u.  171  SS. 
Berlin,  1892,  Puttkammer  u.  Milhlbrecht 

Dr.  M an  de  11  o hat  sich  entschieden  ein  Verdienst  dadurch  erworben, 
dafs  er  den  Hauptinhalt  des  Berichtes  des  ung.  Handelsministers  für  1890 
einem  weiteren  Leserkreise  zugänglich  machte.  Denu  das  Buch  enthält 
eine  Fülle  von  Mitteilungen,  die  nicht  nur  interessant  Bind,  sondern  auch 
— namentlich  in  Deutschland  — zum  Nachdenken  anregen  müssen.  Die 
aufser ordentlich  vielseitige  Thätigkeit  des  ungar.  Handelsministers,  wie 
sie  in  dem  Bericht  schlicht  geschildert  wird,  beansprucht  namentlich  des- 
halb besondere  Beachtung,  weil  die  deutlich  erkennbare  Grundabsicht 
überall  die  energische  und  rasche  Förderung  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse des  Landes  ist  und  weil  diese  Absicht  sich  infolge  der  Vereini- 
gung der  Verwaltung  von  Handel,  Industrie  und  Verkehr  auf  den 
verschiedensten  Gebieten  sofort  bethätigen  konnte,  die  anderswo  der  un- 
mittelbaren Beeinflussung  durch  den  Handelsminister  nicht  unterliegen. 
Die  erwähnte  Vereinheitlichung  ist  eine  Neuerung,  die  ihre  Probe  erst 
zu  bestehen  hatte.  Aus  dem  Bericht  gewiunt  man  den  Eindruck,  dafs 

19* 
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die  Probe  wirklich  bestanden  ist.  Vor  allem  ist  dem  Verkehrebedürfnis 
des  wirtschaftlichen  Lehens  in  besonderer  Weise  Rechnung  getragen.  Die 
Poetanstalten  verkaufen  z.  B.  jetzt  Eisenbahnfahrkarten,  mit  denen  mau 
sich  au  beliebigen  Tagen  des  Jahres  ohne  Weiteres  in  den  Waggou 
setzen  kann;  die  Zollmanipulationen  bei  den  vom  Auslande  eingehenden 
Postpacketen  werden  von  den  Postbehörden  selbst  vorgeuommen,  so  dafa 
auch  diese  Packete  dem  Empfänger  ins  Haus  gebracht  werden  können 
u.  s.  f.  Bei  der  Eisenbahnverwaltung  sind  auch  im  einzelneu  die  jeweilig 
hervortreteuden  besonderen  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  so  schnell  als 
möglich  berücksichtigt  worden.  Dazu  treten  die  grofsen  Reformen  auf 
dem  Gebiete  des  Personen-  und  Gütertarifwesens,  die  beide  auf  eine  ganz 
neue  Grundlage  gestellt  sind.  Seit  dem  Inkrafttreten  des  Zonentarifs  hat 
sich  die  Zahl  der  von  den  ungar.  Staatsbahnen  beförderten  Reisenden  um 
161,07  Proz.,  die  der  Fersonenkilometer  nur  85,14  Froz.,  die  Einnahme 
um  24,w  Proz.  gehoben,  während  die  Bahnlänge  nur  um  3,064  Proz.  ge- 
steigert ist.  Diese  Zahlen  lassen  keinen  Zweifel  darüber,  dafs  der  Zonen- 
tarif für  Ungarn  eine  sehr  zweckmäfsige  Mafsregel  ist.  Erwähnung  ver- 
dient auch  die  Thatsache,  dafs  im  ganzen  bei  allen  Bahnen  die  Zahl  der 
auf  jeden  Feraonenzug  durchschnittlich  entfallenden  Reisenden  von  55  i.  J. 
1889  auf  65  i.  J.  1890  gestiegen  ist.  Auch  über  den  neuen  Lokaltarif 
enthält  dor  Bericht  eingehende  Mitteilungen,  die  hier  nicht  weiter  ver- 
folgt werden  können.  Im  ganzen  stellte  sich  die  Rentabilität  der  Ungar. 
.Staatsbahnen  1890  auf  4,77  Proz.  des  thatsächlichen  Anlagekapitals  gegen 
2,74  Proz.  bei  den  österr.  Staatsbahn en , 4,08  Proz.  in  England,  4,56  Proz. 
in  Baden,  4,6*  Proz.  in  Bayern,  4,5s  Proz.  in  der  Schweiz,  4,74  Proz. 
in  Belgien,  5,6g  Proz.  in  Sachsen,  6,7*  Proz.  in  Preufsen. 

Des  weiteren  berichtet  der  Minister  über  zahlreiche  Mafsnahmen  zur 
unmittelbaren  Förderung  von  Handel,  Industrie  und  Kleingewerbe,  sowohl 
uuf  dem  Gebiete  des  Zollwesens,  als  auch  auf  dem  der  inneren  Verwal- 
tung. Besondere  Beachtung  verdienen  die  Mitteilungen  über  das  „Handels- 
museum" und  die  jährlichen  Fachausstellungen.  Der  Minister  suchte  bei 
all’  diesen  Fragen  möglichst  enge  Fühlung  mit  den  Männern  des  prak- 
tischen Lebens  zu  gewinnen ; die  Errichtung  eines  besonderen  ständigen 
„Zollrates“  und  „Industrierates“,  beide  aus  industriellen  und  kommerziellen 
Fachmännern  bestehend,  ist  durch  dieses  Streben  veranlafst.  Der  letz- 
tere hat  sich  fast  allmonatlich  zu  1 oder  2 Sitzungen  vereinigt,  eine 
Thütigkcit,  die  derjenigen  des  preufs.  Volkswirtschaftsrates  weit  über- 
legen ist. 

Wenn  auch  die  Mafsnahmen,  von  denen  der  Bericht  erzählt,  auf 
die  besonderen  ungarischen  Verhältnisse  zugeechnitten  Bind,  so  sind 
doch  nicht  wenige  derart,  dafs  sie  auoh  bei  uns  ernste  Beachtung  ver- 
dienen. 

Köln.  It.  van  der  Borght. 

Zoepfl,  Gottfried,  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Main- 
kettensohleppschiffahrt  von  Aschaffenburg  bis  Bamberg.  8°.  65  SS. 

Würzburg,  Ad.  Stuber’s  Verlagsbuchhandlung,  1892. 

Die  Arbeit  enthält  eine  Denkschrift  der  Handels-  und  Gewerbekammer 
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für  Unterfrankea  und  Aschaffenburg,  deren  Sekretär  der  Verf.  ist  Die 
Absioht  ist,  die  bayrische  Regierung  sn  einer  alsbaldigen  Binriohtung  der 
Kettenechleppschiffahrt  von  Asohaffenbnrg  bis  Bamberg  bezw.  zunächst 
mindestens  bis  Wiirzbnrg  zu  veranlassen.  Hiervon  wird  eine  wesentliche 
wirtschaftliche  Förderung  des  Gebietes  erwartet,  eine  Auffassung,  die 
durch  eingehende  Behandlung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Main- 
thals gestützt  wird.  Die  Mitteilungen  über  den  Rückgang  der  Main- 
schiffahrt und  seine  Ursachen,  die  Vergleiche  mit  dem  Neckar,  die  Be- 
merkungen über  die  Mainkanalisiorung  und  die  Verbesserung  des  I.udwig- 
Donau-Main-Kanales  u.  a.  m.  werden  auch  anderwärts  Interesse  erregen, 
zumal  die  Verbesserung  der  Wasserwege  jetzt  mehr  als  je  in  der  Oeffent- 
lichkeit  erörtert  wird.  An  manchen  Stellen  würde  man  mehr  Zahlen- 
material wünschen;  leider  stehen  dem  hier  wie  bei  anderen  Wasseratrafsen 
grosse  Schwierigkeiten  entgegen. 

Köln.  R.  van  der  Borght. 

Bachem,  J.  (Rechtsanwalt),  Der  unlautere  Wettbewerb  in  Handel  und  Gewerbe 
und  dessen  Bekämpfung  Köln,  J.  P.  Bachem,  1892.  8.  48  SS.  M 0,60 

Bericht  über  Handel  und  Industrie  von  Berlin  nebst  einer  Uebersicht  über  die 
Wirksamkeit  des  Aeltestenkollegioms  im  Jahre  1891,  erstattet  von  den  Aeltesten  der 
Kaufmannschaft  von  Berlin.  Berlin,  Druck  von  Gebr.  Unger,  1892.  folio.  VI — 290  SS. 
(Inhalt;  Grundsöge  der  wirtschaftlichen  Lage  Deutschlands  im  Jahre  1891.  — Inter- 
nationale wirtschaftliche  Beziehungen.  — Deutsche  Gesetzgebung  und  Verwaltung  auf 
wirtschaftlichem  Gebiet.  — Einige  wirtschaftliche  Zeitfragen : Zur  Frage  der  Depots  im 
Fonds-  und  Effektenverkebr.  Zur  Frage  der  Ungültigkeit  und  Unklagbarkeit  der  Diffe* 
renzgeschäfte.  — Eisenbahnwesen.  — Die  deutschen  Wasserstrafsen.  — Spezialberichte 
über  Berlins  Handel  und  Industrie  — Uebersicht  der  Wirksamkeit  des  Aelte&tenkoliegiums 
der  Berliner  Kaufmannschaft  im  Jahre  1891.  — ) 

Diskussion  über  den  Aasbau  der  Wasserstrafsen  in  Oesterreich  und  insbesondere 
über  die  Herstellung  eines  Donau-Oder-Ktnals , stattgefunden  im  Klub  der  Land-  and 
Forstwirte  in  Wien  am  30.  Januar  1891.  Wien,  W.  Frick,  1891.  8. 

Hamburgs  Handel  und  Verkehr.  Illustriertes  Kxporthandbuch  der  Börsenhalle 
1892/94.  Hamburg,  Verlag  der  Aktiengesellschaft  „None  Rörsonhalle“,  1892.  gr  8 
XII — 488  -f  282  -f  400  + 56  + 224  SS.  Originalband.  M.  7,50.  (Inhalt:  Hamborgs 
Handel  und  Verkehr,  Reederei,  Assekuranzgeschäft,  Foudsgeschäft,  Spedition»-,  Waren-, 
Wein-  und  Exportgeschäft  — Entwickelung  der  Hamburger  Rrauindustrie.  — Die  Elbe, 
Hamburgs  Lebensader.  — Die  Technik  des  Hamburger  Handelsverkehrs.  — Hamburgi- 
sebe  Handelsniederlassungen  und  Faktoreien  im  Auslande.  — Hamburgs  Großindustrie 
und  Kunstgewerbe.  — etc.  — ) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  Aachen  und  Burtscheid  für  das  Jahr 
1891-  Aachen,  Druck  von  C.  H.  Georgi,  1892  gr.  8.  VIII — 204  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Breslau  für  das  Jahr  1891.  2 Teile. 

Breslau.  Druck  von  O.  Gutsmann,  1892.  8.  X — 260  SS.  mit  X tabellarischen  Anlagen 

und  4 Tafeln,  enthaltend  graphische  Darstellungen  der  monatlichen  und  jährlichen  Durch - 
schnittamarktpreise  für  Getreide  au  Breslau  während  der  Jahre  1851  — 1891.  (Teil  I: 
Gutachten,  Ansichten  und  Wünsche  der  Handelskammer  über  allgemeine  und  besondere 
Gegenstände  ihres  Bereichs.  Teil  II:  Breslaus  resp.  Schlesiens  Handel  und  Industrie  im 
Jahre  1891.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Bromberg  für  1891.  Brorabcrg,  Grue- 
nauersche  Buchdruckerei,  1892.  folio.  52  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  za  Dortmund  für  das  Jahr  1891.  Dort- 
mund, Druck  von  Crüwell,  1892.  folio.  48  SS.  mit  Tabelle  in  quer-folio. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Stadt  und  den  Kreis  Görlitz  auf 
das  Jahr  1891.  Görlitz,  Druck  von  Iloffmann  & Reiber,  1892.  8.  78  SS. 

Jahreabericbt  der  Handelskammer  zu  Hagen  (Land-  und  Stadtkreis  Hagen  und 
Kreis  Schwelm).  Hagen  , Buchdruckerei  von  G.  Butz  , 1892.  folio.  VI — 18  SS.  mit 
2 Tabellen. 
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Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Halle  a.  d.  Saale,  1891.  Halle  a.  S, 
Huchdruckerei  de*  Waisenhauses,  1892.  Imp.  io-4.  LIV — 110  SS.  mit  graphischer  Dar- 
stellung der  Zuckerpreisschwankungeo  von  1890  und  1891.  (Der  Bezirk  der  Handels- 
kammer umfaßt  die  Stadt  Halle  und  den  Saalkreis,  die  Kreise  Bitterfeld,  Delitzsch, 
Mansfelder  Gebirgskreis  (mit  Ausschluß  von  Ermsleben),  Mansfelder  Seekreis,  Merseburg, 
Naumburg,  Querfurt,  Weißen  fels,  Wittenberg  und  Zaitz.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Kreise  Karlsruhe  und  Baden  für 

1891  Karlsruhe,  Macklot'sche  Druckerei,  1892.  8.  VIII — 222  SS.  (In  Abteilung  16: 

Verschiedenes,  finden  sich  Mitteilungen  über  die  Kunstgewerbe-,  Handels-  und  Gewerbe- 
schulunterrichtainstitute  in  Karlsruhe,  die  dortige  Haugewerkschule,  da*  Kunstgewerbe- 
museum, kaufmännische  Handels-  uud  Gewerbevereine , Gas-  und  Wasserwerke,  Schlach- 
tungen, Viehmärkte  und  die  Laudesgewerbehalle  in  Karlsruhe.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Kassel  für  1891.  Kassel,  Druck  von 
Gebrüder  Gotthelft,  1892.  folio.  VIII— 88  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  tu  Köln  für  1891.  Köln,  Druck  von  M. 
Du  Mont  Schauberg,  1892.  gr.  8.  X — 302  SS.  (Inhalt:  1.  Die  Wirksamkeit  der  Handels- 
kammer während  des  Jahres  vom  1.  April  1891  bis  31.  März  1892:  Einrichtungen  für 
Handel  und  Industrie.  Verkehrswesen.  Zoll-  und  Stouerwesen.  Handelsverträge.  — 
11.  Thatsächliches  (darunter  die  Abteilungen:  Geld-  und  Kreditwesen,  Versicherungs- 

wesen. Innere  Angelegenheiten  des  Haudelsstandes). 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Liegnitz  umfassend  die  Kreise  Liegnitz 
(Stadt-  und  Landkreis),  Bunzlau,  Jauer,  Goldberg-Ilaynau  und  Lüben  für  das  Jahr  1891. 
Liegnits,  Druck  von  W.  London,  1892.  4.  IV — 96  u.  X 88.  nebst  einer  Uebersicht 

Uber  die  Industrie-  und  Arbeiterverhähnisse  im  Bezirk  der  Handelskammer , ausschließ- 
lich der  Hausindustrie,  im  Jahre  1891.  in  quer-folio. 

Jahresbericht  Uber  den  Gang  des  Handels,  der  Industrie  und  der  8chiffahrt 
von  Magdeburg  im  Jahre  1891.  Magdeburg,  Druck  der  Faber'schen  Buchdruckerei,  1692. 
Folio.  IV- 82  S8. 

Jahresbericht  der  grofshersoglichen  Handelskammer  zu  Maina  für  das  Jahr 
1891-  Münz,  Buchdruckerei  von  H.  Prickarts,  1892.  gr.  8.  VIII — 214  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Mannheim  für  das  Jahr  1891. 
Teil  II.  Mannheim , Verlag  der  Kammer  , 1892.  gr  8.  35  u.  146  SS.  nebst  2 gra- 
phischen Darstellungen:  (Rheinstand  am  Pogel  bei  Manuheim  im  Jahre  1891  und  Bau- 
tätigkeit in  der  Stadt  Mannheim  iu  den  Jahren  1881 — 1891.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Niederlausitz  zu  Kottbus  pro  1891 
Kottbus,  Druck  von  A.  Heine,  1892.  8.  Mit  Indostriekarte  des  Bezirks  der  Handels- 

kammer für  das  Jahr  1891  in  folio. 

Jahresbericht  der  grofsherzoglichen  Handelskammer  zu  Offenbach  a/M.  für  das 
Jahr  1891.  Offeubach  a/M.,  Seiboldsche  Buchdruckerei,  1892.  8 VIII — 131  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Stralsund  für  1891.  Stralsund,  Druck 
der  Regierungsbuchdruckerei,  1892.  8.  70  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  Kreis  Thoru  für  das  Jahr  1891.  Thorn, 
Buchdruckerei  Ostdeutsche  Zeitung,  1892.  gr.  8.  68  SS. 

Protokollierten  Firmen,  die,  von  Oesterreich- Ungarn,  Bosnien  und  Herzegowina 
nach  Fachgruppen  und  Orten  geordnet.  Hrsg,  mit  Benützung  der  Publikationen  der 
österreichisch-ungarischen  Bank,  betreffend  die  handelsgerichtlichcn  Eintragungen  etc.  von 
Alex.  Dorn.  Band  IX:  (Grofshandels-,  Bank-,  Kommission*-,  Agentur-,  Gemischtwaren-, 
Transport-  und  Speditionsgeschäfte,  sowie  Geschäfte  für  persönliche  Dienste.)  Wien,  A. 
Dorn,  1892.  gr.  8.  VIII— 622  SS.  M.  10.—. 

Riesser,  J.  (Direktor  der  Bank  für  Handel  und  Industrie  und  Rechtsanwalt  am 
Kammergericht  in  Berlin),  Grundgedanken  in  den  kodifizierten  Handelsrechten  aller  Län- 
der. Stuttgart,  F.  Enke,  1892.  8.  58  SS.  M 1,60. 

Rudolph,  E. , Warenverzeichnis  zum  Gesetz  betreffend  die  Statistik  des  Waren- 
verkehrs des  deutschen  Zollgebiets  mit  dem  Auslande.  Unter  Angabe  der  laufenden 
statistischen  Nummern.  In  alphabetischer  Ordnung  nach  Maßgabe  des  amtlichen  Waren- 
verzeichnisses zum  Zolltarif  des  deutschen  Zollgebietes  in  der  vom  1.  Februar  1892  gel- 
tenden Fassung.  Berlin,  Funcke  & Naeter,  1892.  8.  226  SS.  geb.  M.  1,70. 

Schneider,  A.  (kgl.  preufs.  SteuerR.),  Der  deutsche  Zolltarif  nach  den  im  Jahre 

1892  abgeschlossenen  Handelsverträgen  berichtigt.  Berlin,  E.  Schneiders  Zoll*  und  steuer- 
technischer Verlag,  1892.  gr.  8.  72  SS.  M.  0,50. 
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Ulrich,  Pr.  (GRegR.  im  preufs.  Minister,  der  öflentl.  Arbeiten),  Personentarif- 
reform und  Zonentarif  Berlin,  J.  Springer,  1892.  gr.  8.  IV — 158  SS.  M.  2,60. 

Wahlstadt,  K.  und  E.  Pohlmann,  Anmeldungen  sum  Handels-  und  Ge- 
noasenschaftsregister. Hamburg,  Herold,  1892.  8.  IV— 96  88.  M.  1,60.  (Fttr  den 

Handelsstand  bestimmte,  systematisch  susammengestellle  Beispielsammlung.) 

Wilczek,  E.  (Graf),  Die  Zukunft  der  Donauschi  Sehrt.  Wien,  Hartleben,  1892. 
gr  8 48  SS.  M.  1,50. 

Zukunft,  die,  des  preufsiscben  Staatseisenbahn-  und  Staatsbauwesens  und  ihrer 
höheren  Beamten,  von  einem  Freande  derselben.  Leipzig,  W.  Engelmann,  1892.  gr.  8. 
48  SS.  M.  0,50. 


La  igle,  A.,  La  ddnonciation  des  treitls  de  commerce.  Räsumd  sdrid  et  annotd  de 
la  diacusslon  gdndrale  de  notre  rcgime  dooanier  devant  la  Chambre  et  le  Staat.  Paris, 
Let-Öne,  Oudin  & C*«  , 1892.  in-18  jdsus.  163  pag. 

Annual  statement  of  the  trade  of  the  United  Kiugdotn  witb  foreign  countries  and 
Britieh  possessions  for  tbe  year  1891.  Compiled  in  the  Custom  House  from  documents 
collected  by  that  Department.  London,  printed  by  Darling  & Bon,  1892.  folio.  Vlll 
— 417  pp.  3/.6.  Blue  book,  paper  by  command.  (Contents:  General  importa,  general 
exports,  and  general  translt  in  the  year  1891.  — Principal  Imports  and  exports  from 
and  to  each  foreign  country  and  british  possession  in  each  year,  from  1887  to  1891.  — 
Bonded  warehouse  account,  1891.  — ) 

Chamber  of  commerce,  Rochester  (State  of  New  York).  IVth  annual  report  for 
the  year  ending  Dec.  81,  1891.  Rochester,  Darrow  & C° , 1892.  8 172  pp.  with 

map.  $ 0,50.  (Contents:  De&cription  of  promiuent  local  features  , business  ad  van  tage», 
growth,  population,  manufactures,  etc.,  and  history  of  the  city  of  Rochester.) 

Naval  annual , the,  1892.  (6**»  year  of  pnbllcation.)  Edited  by  T.  A.  Brassey. 

Portsmouth,  Grif6n  & C°,  1892.  gr.  in-8.  XII — 576  pp.  with  diagram  and  110  plates, 
cloth.  12/.6.  (Contents:  Part  I:  Progress  of  british  uavy , 1891 — 92,  by  the  edltor. 

— Progress  of  foreign  navies,  1891 — 92,  by  E.  Weyl.  — British  naval  inanoeuvres , by 
J.  R.  Thumficld.  — Foreign  naval  manoeuvres,  by  J.  R.  Thursfield  — Descriptions  of 
ships  building  or  completiug,  by  F.  K.  Barnes.  — Marine  ingineering,  by  R.  C.  Old- 
know.  — Royal  naval  exhibition,  by  H.  O.  Arnold-Forster.  — Cbilian  civil  war,  by  W. 
Laird-Clowes.  — Part  11 : Tables  and  plans  ot  british  and  foreign  armoured  and  unarmou- 
red  ships,  by  F.  K.  Barnes.  — Part  III:  Armour.  Ordnance.  Quiek-firing  guns,  by  (Cap- 
uin)  Orde  Browne.  — Part  IV:  Statistics  , official  »tatements  and  papers.  Naval  biblio- 
grapby.  — Part  V:  Manning  and  training.  Shipbuildiug  police.  Navy  estimates,  by 
(Lord)  Brassey.  — ) 

Turner,  Banalster,  Commerce  and  banking.  An  introductory  handbook. 
2“4  edition.  London,  Swan  Sonnenschein  & C#,  1891.  8.  VI — 261  pp.  clotb.  2/.6 

(ContenU : Commerce.  — Machinery  and  conveyance.  — Government  and  trade.  — 
Companies,  market»,  bankruptey  and  mercantile  terms.  — C'ustoms,  excise,  and  shipping. 

— Insurance.  — Stocks  and  the  stock  exchange.  — Money.  — Coins  and  coining.  — 
Paper  money,  credit,  etc.  — Banks  and  banking.  — Clearing.  — Bills,  cheques,  etc.  — 
Exchange.  — Articles  of  trade  and  manufacture.  — ) 

AoaHÄCfcOBT.,  r.  E. , y&SOBi*  XjkÖHOH  TOprOBJIH  BO  ‘I’pamiH  bt.  XVIII  »tirt. 
(G.  E.  Afanasiev,  Entwickelung  des  Getreidehandels  Frankreichs  im  XVIII.  Jahrhundert.) 
Odeaaa,  Druck  von  V.  Kirchner,  1892.  8. 

Movimento  commerciale  del  Regno  d’ltalia  nell'  anno  1891.  2 parti.  Roma, 

tipogr.  nazionale  di  Bertero,  1892.  4.  VIII — 672  pp.  (Pubblicaxione  del  Ministero  delle 
finanze,  Direzione  generale  delle  gabelle.  Indice : Importazione  ed  esportazione.  — Pro- 
spetti  complementari  al  quadro  dell*  importazione.  — Transito.  — Quadro  per  nazioui 
delle  merci  importate  ed  esportate.  — Riassunto  per  nazioni  e per  categorie  dei  valori 
delle  merci  importate  ed  esportate  nel  quinquennio  1887—1891.  — Scambi  commerciali 
cot  principaii  Stati  estere  (Austria-Ungheria , Belgio , Francia,  Germania,  Gran  Bretagna, 
Russin,  Svizzera,  Turchia  Europea,  Asia  (po&sedimenti  inglesi),  Stati  Uniti  e Canadk,  Ke- 
pubblica  Argentina.  — Merci  importate  ed  esportate  nel  quinquennio  1887 — 1891  — Mo- 
vimento commerciale  della  dogana  di  Massaua  nel  1891.  — Merci  importate  in  Massaua 
dall'  Italia.  — etc.) 
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7.  Finaniwesen. 

Neukamp,  K.,  Das  Ge  werbest  euergesetz  Tür  die  preufsische  Mo- 
narchie vom  24.  Juni  1891.  Textausgabe  mit  Einleitung,  Anmerkungen 
uud  Sachregister.  Essen  1891.  VI  u.  168  SS. 

Diesem  sehr  brauchbaren  Kommentar  des  neuen  Gewerbesteuer- 
gesotzes  ist  eine  beachtenswerte,  mit  Sachkenntnis  verfafste,  ausführliche 
Einleitung  (8.  1 — 67)  vorausgeschickt,  welche  die  Grundlagen  des  Ge- 
setzes wissenschaftlich  klarlegen  will.  Der  Verf.  bespricht  zunächst  die 
geschichtliche  Entwickelung  der  preußischen  Gewerbesteuergesetzgebung, 
zeigt  die  Mängel  des  bisherigen  Rechtazustandes  und  giebt  eine  kurze, 
aber  durchweg  klar  und  übersichtlich  gehaltene  systematische  Darstellung 
des  neuen  Gesetzes,  welohes  bekanntlich  zunächst  bei  der  Veranlagung 
für  das  Jahr  1893/94  zur  Anwendung  gelangen  wird.  Auf  die  den  Para- 
graphen über  „Begriff  und  Wesen  der  preuf siechen  Gewerbesteuer“ 
(8.  28  fg.)  einleitende  Untersuchung  der  Begriffe  Einkommen-,  Ertrags-, 
Real-,  Objektsteuer  sei  hier  noch  besonders  hingewiesen. 

Der  eigentliche  Kommentar  verfolgt  vorwiegend  den  praktischen 
Zweck:  das  unmittelbare  Verständnis  der  einzelnen  Gesetzesvorsohriflen 
zu  erläutern  und  den  Gesetzesinhalt  durch  einzelne  Beispiele  zu  veran- 
schaulichen. Der  bei  jedem  Paragraphen  sioh  findende  Hinweis  auf  die 
Ausführungen  im  Gesetzentwurf,  im  Kommissionsbericht  und  in  den  steno- 
graphischen Verhandlungen  wird  vielen  willkommen  sein. 

In  den  Anlagen  sind  das  Gesetz,  betreffend  die  Besteuerung  des 
Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  vom  3.  Juli  1876  und  das  Gesetz,  be- 
treffend die  Besteuerung  des  Wanderlagerbetriebes  vom  27.  Februar  1880, 
welche  durch  das  neue  nur  die  stehenden  Gewerbe  betreffende  Gesetz  nicht 
berührt  werden,  gleichfalls  abgedruokt. 

Breslau.  Ludwig  Elster. 

Raffalovich,  Arthur,  Le  marchd  fiuancier  en  1891.  8°.  IX 

u.  202  SS.  Paris,  Guillaumin  et  Cie.,  1892. 

Die  interessante  Arbeit  will  „einige  wiohlige  Thatsachen,  die  sich 
in  amtliohen  Dokumenten  oder  in  periodischen  Veröffentlichungen  zer- 
streut finden  und  deren  Aufsuchen  Zeit  erfordert,  sammeln  und  neben- 
einander stellon“.  Thatsacblich  bietet  sie  weit  mehr.  Der  Verf.  erörtert 
im  Eingang  zunächst  die  Beziehungen  zwischen  dem  Staat  und  dem  Geld- 
markt bezw.  der  Börse,  eine  Erörterung,  die  durch  die  eigenartige  Ge- 
staltung des  Geldmarktes  im  Jahre  1891  nahe  gelegt  war.  Hierbei  werden 
u.  a.  auch  die  im  Deutschen  Reichstag  gestellten  Anträge  betr.  die  Börsen- 
reform  besprochen,  von  denen  der  Verf.  sehr  wenig  erwartet;  denn  bei 
keiner  Einrichtung  ist  nach  ihm  das  Eingreifen  des  Staates  unwirksamer 
als  bei  der  Börse.  Danach  schildert  der  Verf.  die  Entwickeluug  des  Geld- 
marktes im  allgemeinen,  sowie  die  des  Pariser,  Londoner,  deutschen, 
österreichischen,  italienischen,  schweizerischen,  russischen,  spanischen, 
portugiesischen  und  amerikanischen  Marktes  im  einzelnen.  Die  Dar- 
stellung über  Portugal  wird  durch  eingehende  Mitteilungen  über  die 
portugiesische  Eisenbahngesellschaft  ergänzt.  Des  weiteren  gelangt  diu 
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Silberfrage  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  zur  Besprechung. 
Den  Schlufs  bilden  Gesamtübersichten  über  die  Emissionen  im  Jahre  1891. 

Dae  Bild,  das  sich  aus  diesen  Darlegungen  des  Verf.  ergiebt,  ist  kein 
erfreuliches.  Das  Jahr  1891  war  — wie  auch  die  Handelskammerberichte 
für  1891  bestätigen  werden  — ein  Jahr  des  geschäftlichen  Rückgangs, 
und  die  Bewegung  des  Geldmarktes  spiegelt  das  deutlich  wieder.  Infolge 
zahlreicher  Konversionen  war  der  Zinsfufs  gedrückt;  exotisohe  und  indu- 
strielle Papiere,  die  unsichere,  aber  hohe  Erträge  in  Aussicht  stellten, 
fanden  deshalb  nur  zu  reiohlich  Aufnahme.  In  dem  Bestreben,  die  über- 
seeischen Absatzgebiete  zu  erweitern,  wurden  den  dortigen  Schuldnern 
zu  gTofse  Kredite  eröffnot,  alles  Symptome  einer  sehr  ungesunden  Ge- 
staltung der  Verhältnisse.  Die  Krisis,  deren  Wirkungen  das  Jahr  1891 
noch  beherrschten,  ist  im  Herbst  1889  in  Berlin  ausgebrochen  und  hat 
dann  nacheinander  auch  die  meisten  übrigen  Staaten  ergriffen.  Während 
für  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  durch  die  günstige  Ernte 
von  1891  die  Folgen  der  Krisis  abgesohwäoht  wurden,  sind  sie  für  die 
europäischen  Staaten  durch  die  sehr  ungünstige  Ernte  erheblich  verschärft 
worden.  Namentlich  Rufsland  hatte  unter  dem  geringen  Ernteertrag  zu 
leiden.  Am  sohlimmsten  sind  die  Staaten  mitgenommen,  die  an  Über- 
schuldung und  chronischen  Deficits  leiden,  wie  Spanien,  Portugal,  Italien 
u.  s.  f.  In  Portugal  insbesondere  führten  die  Verhältnisse  mitteu  im 
Frieden  zu  einem  vollständigen  Zusammenbruoh  der  Finanz-  und  Währungs- 
verhältnisse. Der  Verf.  geht  die  Mafsnahmen,  die  in  diesen  Ländern  er- 
griffen sind,  im  einzelnen  duroh  mit  scharfer,  aber  berechtigter  Kritik. 
Gerade  dieser  Teil  der  Arbeit  bietet  eine  Fülle  wertvollen  Materials  und 
treffender  Bemerkungen.  Bufsland  und  dessen  Mafsnahmen  beurteilt  der 
Verf.  wesentlich  günstiger  und  seine  Darlegungen  machen  den  Eindruck, 
als  ob  der  Verf.  hier  gern  Lob  spendet.  Daraus  erklärt  sich  auch  wohl, 
dass  der  Verf.  in  der  allgemeinen  Schilderung  (S.  20)  die  für  Rufsland 
ungünstige  Gestaltung  des  Wechselkurses  vorzugsweise  auf  die  schleohte 
Ernte  zurückführt.  Erst  später  (S.  92)  deutet  er  den  Einflufs  der  russisch- 
deutsohen  Beziehungen  an,  denen  unlängst  ein  ungenannter  Autor  in  der 
,.Vierteljahrssohrift  für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschiohe“  (1892, 
Heft  1,  S.  16  u.  ff.)  den  mafsgebenden  Einflufs  auf  den  russischen  Wechsel- 
kurs zugesprochen  hat.  Die  Beurteilung  der  politischen  Ereignisse  des 
Jahres  1891  (Erneuerung  des  Dreibundes,  Besuch  des  franz.  Geschwaders 
in  Kronstadt  eto.)  dürfte  in  Deutschland  nicht  ohne  Widerspruch  bleiben. 
Dagegen  wird  man  dem  Verf.  ganz  zuslimmen  können,  wenn  er  die  Er- 
neuerung der  Handelsverträge  zwischen  Deutschland,  Oesterreich,  Italien, 
Belgien  und  der  Schweiz  als  ein  namentlich  in  „moralischer“  Hinsioht 
sehr  wichtiges  Ereignis  hinstellt;  ihre  Hauptbedeutung  liegt  nach  ihm 
nicht  in  den  wechselseitigen  Konzessionen  als  solohen,  sondern  in  der 
Thatsache,  dafs  man  „der  übermäfsigen  Erhöhung  der  Zolltarife  einen 
Riegel  vorgesohoben  und  für  12  Jahre  stabile  Verhältnisse“  geschaffen  hat. 

Im  ganzen  verdient  die  Arbeit,  die  eine  grofse  Vertrautheit  mit  den 
einschlägigen  Verhältnissen  zeigt,  unzweifelhaft  die  Beachtung  auch  wei- 
terer Kreise. 

Köln.  R.  van  der  Borght. 
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Fürth,  Dr.  Emil  v.,  Die  Einkommensteuer  in  Oesterreich  und  ihre 
Reform.  (I.  Bd.,  2.  Heft  der  „Staate-  und  sozialwiBeenechaftlichen  Beiträge“, 
herausgegeben  von  v.  Miaskowski).  Leipzig,  1892.  X und  270  SS. 

Obwohl  die  Einkommensteuer  in  Oesterreich  — oder  vielmehr  die- 
jenige Steuer,  welche  in  der  österreichischen  Gesetzgebung  Einkommen- 
steuer genannt  wird  — Bchon  nahezu  43  Jahre  io  Wirksamkeit  ist,  haben 
die  Grundsätze  derselben  bisher  doch  nur  für  den  Gebrauch  des  Prak- 
tikers bestimmte  Darstellungen , aber  noch  keine  solche  Bearbeitung  er- 
fahren, welche  wissenschaftlichen  Anforderungen  genügen  kann.  Zur  Aus- 
füllung dieser  Lücke  ist  die  oben  angeführte  Schrift  bestimmt  nnd  sie  er- 
füllt diesen  Zweck,  wie  wir  gleich  vorweg  bemerken  wollen,  in  der  erfreu- 
lichsten Weise.  Sie  beginnt  mit  einer  kurzen  Darstellung  der  historischen 
Entwickelung  der  direkten  Steuern  Oesterreichs  biB  zur  Gegenwart.  Aus 
dieser  ist  insbesondere  hervorzuheben  die  darin  enthaltene  Erwähnung  der 
von  1799 — 1829  bestandenen  Personal-  und  Klassensteuer  — einer  8teuer, 
mit  welcher  Oesterreich  schon  frühzeitig  einen  bisher  noch  wenig  beach- 
teten und  leider  nicht  zum  Ausgangspunkte  einer  konsequenten  Fortent- 
wickelung gewordenen  Versuch  gemacht  hat,  in  seinem  Systeme  der  di- 
rekten Steuern  dem  Prinzipe  der  Einkommensbestcuerung  einen,  wenn  anch 
nur  unvollkommenen,  Ausdruck  zu  geben. 

Hieran  schliefst  sich  eine  systematische  Darstellung  der  Bestimmungen 
der  beiden  Kais.  Patente  vom  10.  und  29.  Oktober  1849,  durch  welche 
die  gegenwärtige  sog.  „Einkommensteuer“  Oesterreichs  geschaffen  worden 
ist,  sowie  der  Gestaltung,  welche  diese  im  ganzen  sehr  wenig  ins  Detail 
gehenden  Bestimmungen  seither  durch  novellarische  Gesetzgebung  und 
durch  die  Praxis  der  an  ihrer  Handhabung  beteiligten  Behörden  — ins- 
besondere durch  die  seit  1876  dazu  gekommene  und  seither  geradezu  zur 
Bedoutung  eines,  authentische  Interpretationen  enthaltenden  Kommentars 
gelangte  Spruchpraxis  des  Yerwaltungsgerichtshofs  — erhalten  haben.  Das 
Wesen  der  österreichischen  Einkommensteuer  und  die  Grundsätze,  welohe 
derzeit  für  die  Veranlagung  derselben  maßgebend  sind,  wurden  erörtert, 
indem  die  gelteuden  Regeln  über  subjektive  und  objektive  Steuerpflioht, 
internationales  Stcucrrecht,  Steuerprivilegien  und  -exemtionen,  die  Behand- 
lung juristischer  Personen , die  rechnungsmäßige  Ermittelung  der  Be- 
steuerungsgrundlage,  das  Steuerausmafs,  der  Ort  der  Besteuerung,  das  Ver- 
anlagungsverfahren , die  Steuereinbringung  und  die  Umlegung  von  Zu- 
schlägen zu  Gunsten  der  Selbstverwaltungskörper  auf  die  Einkommen- 
steuer der  Reihe  nach  besprochen  werden.  Eine  derartige  Schilderung 
ist  der  österreichischen  Einkommensteuer  bisher  noch  von  keiner  Seite  zu 
Teil  geworden. 

Hieran  schliefst  sioh  ein  die  „Kritik  der  österreichischen  Einkommen- 
steuer“ enthaltendes  Kapitel.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dafs  diese 
Kritik  mit  ihrem  Gegenstände  nicht  besonders  glimpflich  umspringt.  Wenn 
es  wirklich  wahr  ist,  dafs  es  den  Kritikern  besonderes  Vergnügen  bereitet, 
an  den  Gegenständen  ihrer  Thätigkeit  die  Schattenseiten  viel  mehr  hervor- 
zuheben als  die  Lichtseiten,  so  giebt  es  kaum  ein  Objekt,  welches  besser 
geeignet  wäre,  die  Möglichkeit  zur  Erlangung  dieses  Vergnügens'zu  bieten, 
als  die  österreichische  Einkommensteuer.  Daß  die  auf  diese  Steuer  be- 


Digitized  by  Google 


Usbarticht  Iber  di«  nsoMteo  Publikationen  Deutschland.'  und  de«  Analendes.  299 

züglichen  Gesetzesbestimmungen  von  Anfang  an  nur  in  gehr  geringem 
Malae  geeignet  waren,  den  Anforderungen,  welche  gestellt  werden  müssen, 
wenn  eine  Steuer  «1b  „Einkommensteuer“  gelten  soll,  zu  genügen,  und 
dafs  die  seitherige  Modifizierung  und  die  praktischen  Wirkungen  dieser 
Bestimmungen  die  österreichische  Einkommensteuer  schliefslioh  vollständig 
zu  einem  blofsen  Anhängsel  der  in  Oesterreich  bestehenden  Ertragssteuern 
gemacht  haben , ist  schon  längst  von  allen  Seiten  anerkannt  worden. 
Trotzdem  mufe  es  aber  als  sehr  verdienstlich  bezeichnet  werden,  dafs  der 
Verfasser  die  Gründe  dieser  Erscheinung  in  dem  der  Kritik  der  öster- 
reichischen Einkommensteuer  gewidmeten  Kapitel  seines  Werkes  in  syste- 
matischer Darstellung  und  detailliert  in  einer  Weise  besprochen  hat, 
welche  von  ebensoviel  objektiver  Buhe,  als  sachlichem  Verständnisse  und 
ernstlicher  Wisaenschaftlichkeit  Zeugnis  giebt. 

Eine  Darstellung  der  bisherigen  vielen,  als  eine  wahro  Sisyphus- 
arbeit anzusehonden  Versuche  zur  Beform  der  österreichischen  Einkommen- 
steuer liefert  der  Verfasser  im  nächsten  Kapitel  Beines  Werkes.  Die  dies- 
bezüglichen Bemühungen  der  Begierung  während  der  letzten  Jahre  des 
absolutistischen  Beginnes,  sowie  die  langwierigen,  demselben  Gegenstände 
gewidmeten  Verhandlungen,  welche  im  österreichischen  Beichsrate  seit  Bo- 
ginn  der  parlamentarischen  Aera  geführt  worden  sind , werden  in  Kürze, 
aber  mit  einer  znr  Gewinnung  eines  Uebcrblicks  über  das  Geschehene  hin- 
reichenden Vollständigkeit  geschildert. 

Das  letzte  Kapitel  endlich  bezweckt  die  Untersuchung  der  Anwend- 
barkeit der  Grundsätze,  welche  nach  den  gegenwärtig  in  Theorie  und 
Praxis  bereits  zur  allgemeinen  Geltung  gelangten  Anschauungen  für  die  Ge- 
staltung einer  Steuer , welche  auf  den  Namen  einer  „Einkommensteuer“ 
Anspruch  erhebt,  mBfsgebend  zu  sein  habon,  auf  die  österreichischen  Ver- 
hältnisse. Alle  hierbei  in  Betracht  kommenden  Fragen  werden  der  Beihe 
nach  unter  Hervorhebung  der  Lösung,  welche  dieselben  in  den  hier  in 
Betracht  kommenden  Gesetzen  anderer  Staaten , sowie  in  den  bisher  in 
Oesterreich  der  Öffentlichkeit  übergebenen,  die  Einführung  einer  „Per- 
sonaleinkommensteuer“  — wie  hier  die  geplante  eigentliche  Einkommen- 
steuer im  Gegensätze  zur  bestehenden , diese  Bezeichnung  mit  Unrecht 
führenden  Steuer  seit  langem  ständig  genannt  wird  — bezweckenden  Ge- 
setzentwürfen gefunden  haben,  besprochen ; an  diese  Besprechung  ist 
regelmäfsig  ein  Hinweis  darauf  geknüpft,  welche  Lösung  der  erörterten 
Frage  der  Verfasser  als  die  für  Oesterreich  zweckmäfsigsto  ansieht. 
Konnte  hier,  wie  dies  bei  einem  so  vielfach  erörterten  Thema  gar  nicht 
anders  möglich  war,  der  Verfasser  auoh  nicht  viel  Neues  bieten,  so  kann 
seiner  Arbeit  doch  das  Zeugnis  nicht  versagt  werden,  dafs  sie  auf  gründ- 
lichstem Studium  des  ganzen  einschlägigen  Materials  beruht  und  durch 
diesen  Teil  des  Buches  ein  vollständiger  Ueberblick  über  alle  jene  Punkte 
geboten  wird , auf  welche  bei  jedem  neuen  Versucho,  das  8ystem  der  di- 
rekten Steuern  Oesterreichs  durch  Einführung  einer  wirklichen  Einkommen- 
steuer zu  ergänzen  und  auf  diese  Weise  die  allmähliche  Ersetzung  der  hier 
gegenwärtig  noch  allein  herrschenden  Ertragssteuern  durch  die  Einkommen- 
steuer anzubahnen  — ein  solcher  Versuch  ist  ja  eben  jetzt  wieder  im 
Gange  — Bücksicht  genommen  werden  mufs. 
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Dos  vorstehend  Gesagte  genügt  gewifs  vollständig,  um  es  zu  recht- 
fertigen, wenn  wir  die  Fürth’sohe  Schrift  als  eine  durchaus  gediegene 
Leistung  bezeichnen  und  jedem  Leser  derselben  nicht  nur  eine  vollstän- 
dige Belehrung  über  den  Stand  der  Angelegenheit  der  Einführung  einer 
wirklichen  Einkommensteuer  in  Oesterreich,  sondern  zugleich  auch  eine  in 
jeder  Beziehung  tüchtige  und  lobenswerte  Erörterung  der  bei  Schaffung 
einer  solchen  Steuer  im  allgemeinen  in  Betracht  kommenden  Fragen  in 
Aussicht  stellen. 

Wien.  t.  L e s i g a n g. 

Merkel,  Die  Schlachtsteuer  und  die  Uebergangsabgabe  von  Fleischwerk  im  König- 
reich Sachsen  sonst  und  jetat.  Eine  systematische  Zusammenstellung  der  früher  und  noch  jelat 
darüber  geltenden  gesetzlichen  nnd  reglementiren  Bestimmungen.  Leipzig,  Rossberg, 
1892.  8.  80  88.  M.  1,20. 

Müller,  Ernst  (Dr.  jur  ).  Hat  der  Staat  das  Recht,  die  Standesherren  zur  Ein- 
kommensteuer heranzuziehen  ? Eine  Untersuchung  unter  spezieller  Berücksichtigung  der 
preußischen  und  bayerischen  Verhältnisse  Leipzig,  A.  Deicherts  Nachf. , 1892.  gr.  8. 
IV — 60  88.  M 1.40. 

Puls,  O.  , Die  Börsensteuer.  Gesetz  betreffend  die  Erhebung  der  Reichstempelab- 
gaben in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  29  Mai  1885  Mit  den  Ausführungsvorschriften 
und  Instruktionen  des  Bundesrats,  Kommission»-  und  Reichsratsverhandlungen.  Beschlüssen 
der  Handelskammern,  etc.  bis  autn  1 September  1891.  3.  Auf!.  Frankfurt  a/M.,  Jäger. 

1892.  kl  8.  235  88.  M.  2. — . (A.  u.  d.  T.:  Frankfurter  Börsenhandbuch,  Teil  II) 

Rübel,  Karl,  Dortmunder  Finanz-  und  Steuerwesen  Band  1:  Das  vierzehnte 
Jahrhundert  Dortmund,  Köppen,  1892  gr.  8.  X — 350  8S.  M.  7,50. 

Veranlagungsgrundsätze  für  die  Gebäudesteuer  vom  7.  Mai  1892.  Berlin, 
R.  v.  Decker,  1892.  gr.  8.  93  SS.  M.  1,20. 


Richald,  L.  (conseiller  comuiunai  de  Bruxelles),  Les  finances  communales  en  Bel- 
gique  2 vols.  Bruxelles,  Cb.  Rozea , 1892.  16.  306  pag  fr.  2. — . (Bibliotheque 

beige  des  connaissances  modernes,  N<*  4 et  5.) 

Sec  re  tan,  II.,  L’  impnt  progressif  sur  le  revenu  et  l’impöt  sur  le  Capital  mo- 
bilier.  Quelques  mots  en  faveur  de  )a  revision  de  1'  assiette  de  1*  impöt  Vaudois. 
3"  edition.  Lausanne,  F.  Payot,  1892.  8.  16  pag.  fr.  0,25. 

Hall,  Hub.  (of  H.  Maj.  Public  Record  Office),  A history  of  the  custnm-revenue  in 
England,  from  the  earliest  times  to  the  year  1827.  Compiled  exclusively  from  original 
authorities.  2 parts.  Cheap  edition.  London,  E.  Stock,  1892.  8.  IV — 327  pp.  and 

map  of  Engliah  trado-routes  during  the  middle  ages  and  IV — 288  pp.  Cloth.  10/  6. 
(Contents.  Part  I : ConstituÜonal  history : Introduction.  — Trade  societies.  — Customs  of 
the  middle  ages.  — Customs  of  personal  monarchy.  — Royalist  and  parliamentarian 
customs.  — Imperial  and  colonial  customs.  — Part  II : Fiscal  history : Of  ports.  — Of 
customers.  — Of  prises , or  captions  aud  emptions.  — Of  tolls,  or  prise  commutations. 

— Of  prisage  aud  butlerage.  — Of  the  antiqua  and  nora  custuma  — Of  the  subsidy. 

— Of  local  customs.  — Of  the  maltolte  and  the  mutuum.  — Of  asaignements.  — etc.) 

Jackson,  M.  8.,  The  Corporation  duty:  its  history  law  and  practice.  London, 
Stevens  & Sons,  1892.  crown-8.  7/.6. 

Who  pays  your  taxes?  a cousideration  of  the  questioti  of  taxation,  by  I).  A.  Wells, 
G.  H.  Andrews , T.  G.  Shearman , etc. , edited  by  Bolton  Hall.  New  York , Putnam's 
Sons,  1892.  12.  244  pp.  cloth.  f 1,25.  (Questions  of  the  day  series,  N*  71.) 

Legge  e regolamento  per  l’applicazione  dell*  imposta  aui  redditi  di  ricchezxa  mo- 
bile. Napoli,  casa  edit.  E.  Pietrocola,  1892.  16.  108  pp.  1.  0,50. 

8.  Geld-,  Bank-  nnd  Kreditwesen.  Versicherung» wesen. 

Kussäka,  Dr.  J.  T. , Das  japanische  Geldwesen.  Berlin, 
R.  L.  Prager,  1890.  VI  u.  100  88. 

Die  vorliegende  von  einem  Japaner  verfafste  Dissertationsschrift  bietet 
im  Grande  genommen  nicht  viel  Neues,  namentlich  der  zweite  Teil,  welcher 
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die  gegenwärtigen  Finanzverhältnisse  behandelt,  ist  durch  die  vortreffliche 
Darstellung  Bathgen’s  in  seinem  Werke  „Japans  Volkswirtschaft  und 
Staatshaushalt“  weit  überholt  worden.  Der  Verf.,  in  dessen  Schilderungen, 
abgesehen  von  sprachlichen  Härten,  noch  zu  sehr  der  Geist  der  Lehrbücher 
weht,  steht  noch  nicht  auf  der  Höhe  der  Forschung,  man  vergleiche  bei- 
spielsweise dieS.  15  gegebene,  etwas  naiv  gehaltene  Erklärung  des  Shogunats. 
interessant  ist  das  Werkchen  aber  vor  altem  duroh  die  Hinweise  und 
Citate  aus  japanischen  GeschichtsweTken  in  den  ersten  Abschnitten. 

Wie  bei  allen  Völkern  in  den  ersten  Stadien  Produkte  der  Land- 
wirtschaft als  Tauschmittel  verwendet  werden,  so  vertrat  auch  bei  den 
Japanern  der  Reis  ursprünglich  diese  Bolle.  Erst  mit  Einführung  der 
chinesischen  Kultur  im  7.  Jahrhundert  wurden  Münzen  geprägt,  und  zwar 
zunächst  aus  Kupfer,  seit  d.  J.  712  aus  Silber  und  seit  767  aus  Gold. 
Da  das  Volk  aber  noch  in  der  reinen  Naturalwirtschaft  lebte  und  die 
überhastete  Einführung  des  fremden  Geldwesens  volkswirtschaftliche  Nach- 
teile im  Gefolge  hatte,  wurde  der  Gebrauch  der  Münzen  im  J.  986  wieder 
aufgehoben  und  erst  1226  wieder  eingeführt. 

Als  die  Portugiesen  im  J.  1542  ins  Land  kamen,  entwickelte  sieh 
ein  schwunghafter  Ausfuhrhandel  mit  Geld,  indem  die  Portugiesen  von 
Macao  nach  Japan  Seidenstoffe  braohten  und  Gold  und  Silber  als  Rück- 
fahrt nahmen,  woraus  für  die  Portugiesen  ein  enormer  Gewinn  erwuchs. 
Erst  spät  wurde  die  japanische  Regierung  auf  die  Gefahr  aufmerksam, 
welche  dem  Lande  daraus  erwuchs,  verschlofs  den  Fremdeu  im  J.  1642 
das  Land,  nur  den  Holländern  wurde  unter  demütigenden  Bedingungen 
ein  weiterer  Aufenthalt  gestattet.  Später  wurde  die  Ausfuhr  der  Edel- 
metalle beschränkt  und  sogar  gänzlioh  verboten , die  Geldnot  aber  hatte 
bereits  derart  zugenommen,  dafs  im  J.  1696  zur  Ausgabe  von  Papiergeld 
(der  Hansatsu)  geschritten  werden  mufiste.  Dadurch  aber,  dafs  das  Münz- 
regal einem  jeden  Lehnsfürsten  (Daimio)  verliehen  wurde,  machte  die 
Verarmung  in  dem  japanischen  Geldwesen  nur  noch  gröfsere  Fortschritte. 

Eine  neue  Aera  brach  mit  dem  J.  1854  an,  wo  das  Land  durch 
Handelsverträge  erschlossen  wurde.  Im  J.  1868  wurde  die  dualistische  Regier- 
ungsform beseitigt,  die  Staatsgewalt  in  der  Hand  des  Mikado  centralisiert  und 
durch  das  Münzgesetz  vom  J.  1871  durch  Ausgabe  eines  einheitlichen  Papier- 
geldes (der  Kinsatsu)  der  Versuch  gemacht,  in  das  Münzwesen  Ordnung 
zu  bringen.  Als  Vorbild  für  die  Reform  wurde  das  Geldwesen  Amerikas, 
mit  Rücksicht  auf  den  lebhaften  Handelsverkehr  dahin , genommen  und 
der  Yen-Dollar  als  Münzeinheit  aufgestellt.  Zur  Erleichterung  des  Ueber- 
ganges  wurden  Nationalbanken  gegründet,  denen  das  Recht  der  neuen 
Notenemission  und  die  Einrichtung  des  alten  Papiergeldes  übertragen 
wurde.  Die  Menge  des  in  Cirkulution  befindlichen  Papiergeldes  steigerte 
sich  bis  zum  J.  1879,  wo  sie  120927  209  Yen  betrug,  und  sauk  dann 
wieder;  im  J.  1887  belief  sie  sich  nur  mehr  auf  66  395  949  Yen.  Die 
jährliche  Ausprägung  von  Münzen  betrug  in  den  Jahren  1872 — 1885 
durchschnittlich  Uber  8 Mill.  Yen;  aus  den  beigegebenen  Tabellen  ist 
ersichtlich,  dafs  mehr  als  die  Hälfte  der  jährlichen  Ausmunzung  zur 
Ansgleichung  der  Handelsbilanz  exportiert  wurde.  Die  Goldmünzen  gehen 
zumeist  nach  England  und  Amerika,  die  Silbermüozen  nach  Ostindien 
und  China. 
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Der  III.  Abachuitt  bietet  recht  intereaa&nte  Ausführungen  über  die 
Währungsfrage.  Nach  dem  ursprünglichen  Mttuzgesetze  wurde  das  Gold 
ul»  Währungsmetall  in  Auaaicht  genommen,  konnte  sich  aber  de  facto 
niobt  erhalten.  Der  Verf.  plaidiert  für  die  Einführung  einer  reinen  Silber- 
währung, beaondera  unter  Hinweia  auf  Indien  und  China;  vorderhand 
wohl  ollerdinga  die  beete  Lösung.  Den  Schlufa  bildet  eine  kleine  Samm- 
lung von  auf  daa  Geldwesen  bezüglichen,  aus  alten  Uesehichtawerken  ge- 
sammelten Verordnungen. 

Wien.  Dr.  Grunzei. 

v.  Baumbach-Kirchheim,  Die  Unfallversicherung.  Haudbuch  für  die  bei  der 
Durchführung  der  Unfallversicherung  beteiligten  Staats-  und  kommunalen  Behörden  und 
für  die  Organe  der  Berufagenoaseuschaften.  Berlin,  C.  Heymauns  Verlag,  1892.  gr.  8. 
VIII — 826  SS.  M.  4.—. 

Bericht  des  eidgenössischen  VersicherungsatnU  über  die  privaten  Versicherungs- 
uuternehmuogen  in  der  Schweis  im  Jahre  1890-  Veröffentlicht  auf  Besch lufs  des  schwei- 
zeriacben  Buudearates  vorn  92.  April  1899.  Bern,  Schmid,  Francke  & C*,  1891.  gr.  4. 
LXXXIV— 117  SS. 

Böhme,  K.  (Pastor),  Die  selbständige  ländliche  Schulsparkasse.  Eine  Auleituug 
zu  ihrer  Gründung  und  Leitung.  Braunschweig,  Appelhaus  & Pfenuingstorff , 1892.  8. 

44  SS.  M.  0,60. 

Falkowica,  Ph.  (Generalsekretär  in  Prag  der  „Fonc&re“,  Pester  Versicherungs- 
anstalt) , Der  Peusionsfond.  Darstellung  und  versicberuugstechnische  Berechnung  der 
Leibrenten , Ivalideupeusionen , Witwenpensionen  und  Erziebuugs  bei  träge  für  Waisen. 
Prag,  H.  Dominicas,  1892.  4.  102  SS.  und  56  Tafeln  und  Prämieutarife.  (Abteilung 

1:  Disziplinen,  Abteilung  II:  Praxi»)  M.  20. — . 

Gr  über,  Nationales  oder  internationales  Geld?  Die  Quintessenz  der  Währungs- 
frage.  Wien,  Lesk  <fc  Schwideruoch,  1892.  8.  132  SS.  M.  1. — . 

Hammer,  Ed.,  Die  Herstellung  der  Valuta.  Projektiert  von  E.  H.  Wien,  C.  Ko- 
negen, 1892.  gr.  8.  28  SS.  M.  1. — . 

Michael,  Berth.,  Sparkassen  und  Checkverkehr.  Berlin,  L.  Simion,  1892.  gr. 
8.  VI— 90  SS.  M.  2 

Salings  Börsenpapiere.  II.  (finanzieller)  Teil.  16.  Aufi.  mit  dem  Nebentitel: 
Salings  Börsenjahrbuch  für  1892/93.  Eiu  Haudbuch  für  Bankiers  und  Kapitalisten , be- 
arbeitet von  W.  L.  Hertdet.  Berlin,  Haude  k Spenar , 1892.  8.  XIV — 1306  SS. 

geb.  M.  10. — . 

Sewen,  M.,  Studien  über  die  Zukunft  des  Geldwesens.  Leipsig,  Dune k er  & Hum- 
blot,  1892.  gr.  8.  VIII— 91  SS.  M.  2.—. 

Stern,  R.  (Prof.),  Krone  und  Gulden.  Populäre  Belehrungen  über  die  Ursachen 
und  Wirkungen  der  Währungsänderung  mit  zahlreichen  Beispielen  und  allen  notwendigen 
Umrechnungstabellen  unter  Zugrundelegung  der  Gesetsesvorlagen  vom  14.  Mai  1892. 
2.  Auflage.  Wien,  M.  Perles,  1892.  Roy.-8.  74  SS.  M.  1,20. 

Wiese,  G.  L , Treu  und  Glauben  der  Equitable , LebensversicheruugsgeselUchaft, 
New-York,  im  Lichte  der  Wahrheit  Berlin  , R.  Wilhelmi,  1892.  8.  32  SS.  M.  0,50. 

Zeller,  W. , Kranken  vorsicheruugsgesetz  vom  16.  Juni  1883  in  der  Fassung  der 
Novelle  vom  10.  April  1892.  Mit  Einleitung,  Erläuterungen  und  Vollaugs  vor  Schriften 
etc.  München,  C.  H.  Beck,  1892.  12.  XII— 201  SS.  M.  1,80. 


Demole,  E.  (conservaleur  du  cabinet  de  numismatique  de  Genive),  Histoire  momJ- 
taire  de  Geu&ve  de  1792  k 1848.  Genfeve,  H.  Georg,  et  Paris,  E.  Lecbevalier,  1892. 
Roy.  in-4.  140  pag.  accompaguls  de  6 planches  avec  47  figures.  fr.  12,50.  (Table  des 
matieres  : Epoque  rövolutionnaire  et  fin  de  la  Republiquo,  1792 — 1798:  (Systeme*  mone- 
taires  üfficiers  et  employes.  Emplacements  de  l'atelier.  Activite  de  l'atetler.  Taxes 
at  relations  monetaires  de  Genöve  avec  l'etranger.)  — Occupatiou  frau^aiae  (1798 — 1813). 
— Restauration  de  la  Rdpublique  et  derniers  ternps  de  l'atelier  (1813 — 1848).  — De- 
scription  des  monnaies  genevoiaes,  de  1792  k 1848.  — Tableau  des  inomiaies  genevoises 
frappees  de  1792  k 1848.  — ) 

Peuvergne,  K e n e , De  ('Organisation  par  PEtat  des  caisses  de  retraite  pour 
les  ouvriers.  Paris,  Larose  k Forcel,  1892.  gr.  iu-8.  U— 296  pag.  fr.  6. — . (Table 
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des  matiires:  Examen  d'une  objection  de  principe  qui  se  pose  k priori,  l'Etat  a * t* U 
le  droit  d'intervenir  en  mattere  äconomique  et  plus  spdcialement  en  vue  d'organiser 
la  prevoyance.  — La  caisse  nationale  des  retraites  actuellement  existente.  — Institutions 
de  prevoyance  dues  k l'initiative  privde.  — Etüde  des  tegUUtions  ätrangferes  qui  ont 
organbd  l’assurance  des  ouvriers  contre  la  maladie , les  accidents  et  plns  spdclalement 
contre  l'invalidite  et  la  vieillesse.  — Historique  de  la  question  en  France.  Les  pr£cö- 
dents.  Les  Corporation»  sous  l’ancien  rigiine , projet  de  caisse  de  retraite  sous  la  Con- 
vention. Discusaions  k l’Assembtee  Constituante  en  1848  et  k l’Asaemblce  legislative. 

— Principes  d’un  Systeme  efficace  d'assurance  contre  la  vieillesse.  — Organes  de  l’assu- 
rance,  son  fonctlonnemeiit.  — etc.) 

Cowpsrthwsit,  J.  H.t  Money  silver,  and  finance.  2°4  edition  New  York  and 
London,  O.  P.  Putnam’s  Sons,  1882.  8.  VI— 242  pp.  clotb.  5/. — . (Contents:  The 
evolutlon  of  money , trade,  and  fiuauce.  — The  movements  of  prices.  — lndia  and  her 
silver  rupee.  — Prices  and  wages.  — Prices,  wages , and  labor-saving  machinery.  The 
,,debtor  dass41.  — The  balauce  of  trade.  Foreign  exchange  Foreign  exchange  under 
normal  and  under  abnormal  condilions.  — Discussion  with  representative  advocates  of 
silver.  — „Ultimate  redemption'*.  — The  old  volume-of-money  theory.  — The  present 
silver  and  currency  law.  International  Conferences.  Bi-metallisin.  — etc  ) 

Life  assurance  Companies.  Statements  of  account  and  of  life  assurance  and  annnity 
business,  and  abstracts  of  actnarial  reports  deposited  with  the  Board  of  trade,  under  „the 
Life  Assurance  Companies  Act,  1870“,  during  the  year  ended  Slst  december  1891. 
London,  printed  by  Eyre  & äpottiswoode,  1892,  ordered,  by  the  House  of  Commons,  to 
be  printed  16.  May  1892.  folio.  IV — 394  pp.  S/,6. 

Macleod,  H.  D.,  Theory  and  practice  of  banking.  5th  edition,  volume  I.  Lon- 
don, Longmans,  1892.  8.  12/. — . 

Qnestions  on  banking  practice,  4th  edition,  enlarged  and  revised.  London,  Bla- 
des, 1892.  8.  242  pp.  6/.—. 

Fabbri,  G.,  L’usura,  le  banche  popolari,  i monti  di  pietk.  Teramo , G.  Fabbrl 
edit.,  1892.  16.  71  pp.  L 0,75. 

9.  Sosiale  Frage. 

Fuld,  Ludwig,  Rechtsanwalt  in  Mainz,  Die  Verstaatlichung  des 
Grund  und  Bodens.  Hamburg  1892. 

Wehberg,  Heinrich,  Der  humanistische  Sozialismus  im  Lichte 
dee  Freihandels.  Zugleich  eine  Kritik  zur  nötigen  Klärung  der  Boden- 
reform. Berlin  1891. 

Zur  Vervollständigung  unserer  ausführlichen  Besprechung  der  neuesten 
Litteratur  über  die  Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens  (Jahrbücher, 
III.  Folge,  ILI.  Band,  4.  Heft)  sei  hier  kurz  über  die  Schriften  von  Fuld 
uud  Wehberg  Bericht  erstattet  — Fuld’s  Schrift  will  in  knapper 
Fassung  über  die  Bodeuverstaatlichung  orientieren.  Fuld  teilt  die  ßoden- 
reformer  in  zwei  Gruppen  ein:  iu  eine  geraäfsigtere,  die  uuter  Beibehaltung 
dee  Privateigentums  am  Boden  eine  weitgehende  Keform  des  Bodenbe- 
leihungsrechts anstrebt  (v.  Stein,  Kuhland,  Stolp,  Schäftle),  die 
zweite  radikalere,  welche  die  Aufhebung  des  Privateigentums  verlangt 
(Flürscheim,  Stamm  u.  a.).  Fuld  geht  auf  die  Theorien  der  ge- 
genannten  Autoren  nicht  näher  ein,  er  giebt  nur  eine  Darstellung  ihrer 
praktischen  Vorschläge,  die  er  einer  Kritik  unterwirft.  Er  ist  ein  Gegner 
der  Verstaatlichung  des  Grundbesitzes,  tritt  aber  für  eine  „tozialrechtliche 
Auffassung  des  Eigentums“  im  Gegensatz  zur  rein  individualistischen  ein. 

— In  der  Kritik  der  Stein- Kuhlaud-SchäffleAchen  Vorschläge  lehnt  sich 
Fuld  stark  an  die  Ausführungen  Conrad’s  (Jahrbücher  N.  F.  Bd.  XV)  an, 
ebenso  wie  er  in  der  Kritik  der  Bodenverstaatlichungsidee  sich  sehr 
von  Adolf  Wagner  beeintlufst  zeigt.  Wie  Wagner  in  seiner  „Grund- 
legung“ will  Fuld  die  ganze  Frage  nicht  absolut,  sondern  nach  den  ver- 
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Bchiedenen  Bodenkategorien  getrennt  beantwortet  wiesen ; bei  dem  städti- 
schen Grundbesitz  hält  auch  F.  dos  Gemeineigentum  ftir  passend. 

Während  Fuld  der  Boden  Verstaatlichung  kritisch  gegenübersteht,  ist 
W e h b e r g ein  Anhänger  dieser  Bestrebungen ; Wehberg  erblickt  die  Ursache 
alles  sozialen  Elends  im  Privateigentum  am  Boden  und  erwartet  die  Ueilung 
der  sozialen  Not  von  der  Verstaatlichung  oder  Kommunalisierung  des 
Grund  und  Bodens  in  langsamer  organischer  Keform  und  in  Anknüpfung 
an  die  bestehenden  Verhältnisse.  — Einen  wissenschaftlichen  Wert  kann 
die  Schrift,  die  sich  im  wesentlichen  an  Ideen  Stamm’s  anschliefst,  nicht 
beanspruchen. 

Halle  a.  8.  Dr.  K.  Die  hl. 

De  Quäker,  Ch.,  (Secrätaire  de  la  Bourse  du  Travail  de  Bruxelles), 
Etudes  sur  les  questions  ouvrieres  au  point  de  Tue  de  l’intervention  des 
pouvoirs  publios , dans  les  diffärents  pays  industriels  et  en  Belgique. 
Brüssel,  Imprimerie  des  institutions  de  prevoyance.  1892.  IV.  640  SS. 

Der  Verfasser , der  als  Schriftführer  des  hiesigen  Arbeitsnachweis- 
amts  und  des  Förderungsausschusses  für  die  Anlage  von  Arbeiterwohnungeu 
mitten  in  der  praktischen  Sozialpolitik  steht,  hat  seine  vorliegende  Studie 
so  eingeteilt,  dafis  auf  die  sorgfältige  Darstellung  der  einschlägigen  Gesetz- 
gebungen in  den  Industriestaaten  die  Angabe  der  belgischen  Lösung  jeder 
einzelnen  Frage  folgt  In  dieser  doppelten  Reihenfolge  behandelt  er 
folgende  Fragen:  Arbeitsanfälle  und  -Unfähigkeit;  Arbeitsvertrag,  gefähr- 
liche, ungesunde  und  lästige  Anlagen;  Frauen-  und  Kinderarbeit;  die 
Kuhetage,  Feststellung  und  Auszahlung  der  Löhne ; Ausstände,  Streitig- 
keiten, Ausgleich  und  Schiedsgerichte;  Arbeiterwohnuugen ; Genossen- 
schaften und  Volksbanken;  gewerblicher  und  Fachunterricht;  Arbeits- 
nachweisämter. Wir  mögen  von  den  Teilen  des  Werkes,  die  den  Ver- 
gleich mit  dem  Auslande  zum  Zweck  haben,  mit  der  kurzen  Bemerkung 
abseben,  dafs  die  Darstellung  sachgerecht  und  methodisch  naoh  zahl- 
reichen Quellen  erfolgt  ist,  und  dafs  die  in  erster  Reihe  angeführten 
deutschen  Zustände  mit  Verständnis  und  Anerkennung  geschildert  sind. 

Für  den  deutschen  Leser,  der  die  Regelung  der  Unfallversicherung 
in  Belgien  verfolgen  will,  wird  es  von  Interesse  sein,  des  Verfassers 
kritische  Darlegung  des  Gesetzantrages  der  Abg.  Janson  und  Genossen 
Uber  die  Unfallversicherung  und  des  Regierungsentwurfes  über  Arbeits- 
vertrag und  Unfallversicherung  zur  Hand  zu  haben.  Letzterer  Entwurf 
liegt  der  zweiten  Kammer  nun  schon  seit  einem  Jahre  vor,  wird  aber 
schwerlich  zur  Beratung  gelangen:  derselbe  ist  das  Werk  eines  beson- 
deren Ausschusses  und  der  Kammer  blofs  vorgelegt  worden,  um  die  öffent- 
liche Kritik  herauszufordern;  die  Regierung  selbst  ist  nicht  mit  den  Ver- 
fassern des  Entwurfs  einverstanden  und  plant  eine  anderweitige  Rege- 
lung der  erwähnten  Fragen.  Der  Verfasser  zeigt  uns  an  der  Hand  einer 
Anzahl  von  Fabrikordnungen  des  Brüsseler  Gewerbe  und  Arbeitskammer- 
bezirks, wie  es  thatsächlich  mit  dem  Arbeitsvertrag  gehalten  wird  und 
wie  sehr  eine  gesetzliche  Regelung  dieses  Gegenstandes  not  thut.  — ln 
dem  Abschnitt  über  Frauen-  und  Kinderarbeit  finden  wir  die  Haupt- 
bestimmungen eines  königlichen  Erlasses  vom  9.  November  1891,  wodurch 
die  mit  der  Beaufsichtigung  der  Fabriken  beauftragten  Btamlengruppen 


Digitized  by  Google 


Uebsrsieht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands  und  des  Anstandes-  305 

bezeichnet,  sowie  deren  Befugnisse  bestimmt  werden.  — Der  Verfasser 
tritt  für  eine  gesetzliche  Begelung  des  Arbeitstages  der  erwachsenen  Ar- 
beiter ein  und  weist  die  Befugnis  des  Gesetzgebers,  dieses  Gebiet  zu  be- 
treten aus  dem  Umstande  nach , dafs  die  Gemeinden  bei  der  Erteilung 
von  Konzessionen  oder  von  Ermächtigungen  zur  Anlage  von  Fabriken 
mit  Dampf-  oder  Gasbetrieb  die  Dauer  des  Arbeitstages  für  sämtliche 
Arbeiter  feststellen  können.  Ebenso  erklärt  er  sich  für  den  gesetzlichen 
Kuhetag,  den  Sonntag. 

Sehr  wertvolle  Angaben  enthält  die  Schritt  bezüglich  der  praktischen 
Ergebnisse  des  Gesetzes  vom  9.  August  1889  über  die  Arbeiterwohnungen. 
Zwei  Jahre  nach  Erlafs  dieses  Gesetzes  waren  13  neue  Gesellschaften  für 
die  Anlage  von  Arbeiterwohnungen  zustande  gekommen,  12  andere  in  der 
Bildung  begriffen.  Die  Befreiung  der  Arbeiterwohnungen  von  den  direkten 
Steuern  betrug  für  1891  nioht  weniger  als  1 ,/s  Killionen  Franken.  Der 
Verfasser  äufsert  sieb  dahin,  dafs  die  Vorteile,  die  das  Gesetz  mit  einer 
allzu  scharfen  Ausschliefslichkeit  den  Arbeitern  einräumt,  auch  den  Hand- 
werkern, Briefträgern,  niederen  Angestellten  u.  s.  w.  zuerkannt  werden, 
dafs  die  Förderungsausschüsse  dagegen  frei  sein  sollen,  wohlhabenden  Ar- 
beitern, die  sohon  dem  Bürgerstand  zugereohnet  werden  können,  diese 
Vorteile  zu  versagen  — eine  Ansicht,  die  von  dem  sehr  thätigen  Brüsseler 
Förderungsaussohufs  vertreten  wird.  Einige  nebensächliche  Bemänge- 
lungen des  Gesetzes  verdienen  ebenfalls  Beachtung. 

Die  Arbeitsnachweisamter  erhalten,  bei  den  praktischen  Faohkennt- 
nissen  des  Verfassers,  eine  ganz  eingehende  Würdigung.  In  Gent,  Lüttich 
und  andern  Ortschaften  bestehen  Nachweisämter,  die  sich  an  freie  wirt- 
schaftliche, wohlthätige  oder  religiöse  Vereinigungen  anlehnen;  einige 
dieser  Einrichtungen  sind  kaum  wirksam.  In  Brüssel  giebt  es  neben  dem 
städtischen  Nachweisamt  einige  private  Einrichtungen,  worunter  diejenige 
der  Sozialisten  die  bedeutendste  sein  dürfte.  Das  städtische  Amt,  über 
dessen  Wirksamkeit  der  Verfasser  eingehend  berichtet,  hat,  wie  aus  einer 
eben  veröffentlichten  Statistik  hervorgeht , in  dem  Geschäftsjahre  vom 
1.  Kürz  1891  bis  Ende  Februar  1892  5361  Anfragen  von  Arbeitern  und 
4091  von  Arbeitgebern  behandelt  Das  Amt  hatte  unter  günstigen  Um- 
ständen einzelne  Arbeiter  zur  Auswanderung  naoh  Südamerika  und  Trans- 
vaal veranlagt,  indes  sind  die  aus  Brüssel  stammenden  Auswanderer 
zurüokgekehrt,  weil  ihnen  das  Leben  in  der  Fremde  zu  wenig  Annehm- 
lichkeiten bot! 

Brüssel.  P.  Müllendorff. 

Vanderauwera,  Emile  (ohef  de  bureau  aux  hospices  civils 
de  Kons),  Commentaire  ldgislatif  des  lois  du  27  novembre  1891  Bur  l’assi- 
stanee  publique  et  l’assietanoe  mödicale  gratuite,  ainei  que  des  dispositions 
de  la  loi  pour  la  repression  du  vagabondage  et  de  la  mendicitd,  y rela- 
tives. Kons,  Dequesne-MaBquillier.  1892. 

An  Stelle  des  Gesetzes  vom  14.  Kürz  1876  über  den  Unterstützungs- 
wohnsitz ist  in  Belgien  das  Gesetz  vom  27.  November  1891  über  die 
öffentliche  Armenpflege  getreten.  Der  Unterstützungawohnsitz  war  bisher, 
wenn  der  Bedürftige  seinen  gesetzlichen  Wohnsitz  gewechselt  hatte,  durch 
eine  fünfjährige  Ansässigkeit  bedingt;  das  neue  Gesotz,  das  am  1.  April 
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d.  J.  in  Kraft  getreten  ist,  vermindert  die6e  Frist  auf  drei  Jahre.  Ferner 
kann  nur  mehr  für  Kranke,  die  in  den  Spitalern  verpflegt  werden,  Waisen 
unter  16  Jahren  und  Greise  über  70  Jahre  die  Rückerstattung  der  Unter- 
stützungskosten  von  der  Gemeinde  des  Unterstützungswohnsitzes  verlangt 
werden.  Diese  teilweise  Abschaffung  des  Unterstützungswohnsitzes  machte 
da»  andere  Gesetz  vom  selben  Tage  über  die  kostenlose  Krankenpflege 
erforderlich ; dasselbe  schreibt  den  Gemeinden  vor,  in  welcher  Weise  diese 
zu  sichern  ist.  Der  Verfasser  hat,  unter  Berücksichtigung  der  parlamen- 
tarischen Verhandlungen,  die  Bestimmungen  der  verschiedenen  Gesetze  in 
methodischen  Zusammenhang  gebracht  und  dadurch  einen  nützlichen  Bei- 
trag für  die  in  allen  Ländern  erörterte  Regelung  der  öffentlichen  Armen- 
pflege geliefert. 

Brüssel.  Prosper  Müllendorff. 

Deutsch,  Ed.,  Wien  im  Dienste  der  Nächstenliebe.  Die  Fürsorge  der  Vereine 
für  die  arme  Jagend  der  Kaiserstadt  an  der  Donau  darges teilt.  Wien,  E Deutsch,  1892. 
gr.  8.  36  SS.  M.  0,80. 

Jäger,  A (Pastor  in  Werder  bei  Neuruppin),  Die  soziale  Frage  nach  ihrer  wirt- 
schaftlichen und  ethischen  Beite.  Band  111,  Teil  1.  Neuruppin,  R.  Petrenz  , 1892.  8 

V 111 — 1 20  SS.  M 1,60. 

Jäger,  E.  (Dozent  an  der  kgl.  techn.  Hochschule  zu  Stuttgart),  Geschichte  und 
Litteratur  des  NormalarbeiUtages.  Stuttgart,  Ad.  Liesebing  & C°,  1892.  8.  64  SS. 

M 1.—. 

Jardon,  Cornelia,  Die  Frau  und  Bebels  Utopien.  Minden  i/W.,  J.  C.  C. 
Bruns,  1892  8.  44  SS  M.  0,60. 

Kautsky,  K.  , Das  Erfurter  Programm  in  »einem  grundsätzlichen  Teil  erläutert 
Stuttgart,  J.  H.  W.  Diets , 1892.  8-  IV — 262  SS  M.  1,50.  (Inhalt:  Untergang  des 

Kleinbetriebs.  — Das  Proletariat.  — Die  Kapitalistenklasse.  — Der  ZukunfUstaat.  — 
Der  Kiassenkampf.  — ) 

Osensky,  J.,  Beitrag  sur  Lösung  der  sozialen  Frage.  Volkswirtschaftliche  Studie. 
Prag,  II.  Dominicua,  1892.  kl  8.  56  SS.  M.  0,50 

Seufert,  W. , Katechismus  der  Armenpflege  Karlsruhe,  J.  J.  Reiff,  1892.  12. 

124  88.  geb.  M.  1.— . 

Volksschulreform,  die,  ein  Hauptmittel  zur  Bekämpfung  der  Sozialdemokratie, 
von  einem  Lehrer  in  Eisata-Lothringen.  Mainz,  F.  Kirchheim , 1892.  gr.  8.  122  SS. 

M.  1,20. 

Wagner,  Adolf  (Prof.),  Das  neue  sozialdemokratische  Programm.  Vortrag  ge- 
halten auf  dem  dritten  Evangelisch-sozialen  Kongrefs  zu  Berlin  am  21.  April  1892. 
Berlin,  Rehtwisch  & Seeler,  1892.  gr  8.  52  88.  M.  0,50. 

Bataille,  A , Cause»  criminelles  et  mondaines , de  1890.  Paris,  E.  Dentn,  1891. 
iu-18  jeaus.  VIII — 300  pag.  fr.  3,60.  (Aus  dem  Inhalte : Los  nihilistes  k Paris  (la 
procks  des  bombes,  la  fuite  de  Padlerrski),  pag.  217—258.  — Le  krach  des  cuivreg  (pag. 
177—202.) 

Brants,  V.  (prof.  k Louvain),  L’ouvrier  rosse  Etüde  de  voyage.  Bruxelles, 
Socidtk  beige  de  librairie,  1891.  8.  27  pag.  fr.  1. — . (Extrait  de  la  „Revue  gkn4rale“.) 

Comilc  de  patronage  des  habitations  ouvrikres  et  des  institutions  de  prkvoyance 
pour  les  communes  d'Anderlecht , Lacken,  Molenbeek  et  Saint-Gilles.  Les  logementa  de 
la  classe  peu  aiske  dans  le  ressort  du  comitk.  Enquete  et  rapport  sur  la  Situation  mate- 
rielle et  morale  des  ouvriers  (par  A.  Scboenfeid  , De  Camps,  J.  Dallemagne,  E.  Nkve, 
(baron)  de  Royer  de  Dour , L.  Dryon).  Bruxelles,  impr.  des  institutions  de  prkvoy- 
ance,  1892.  8 101  pag. 

H o w e 1 1 , G. , Le  pass£  et  l'avenir  des  trade  unions  (Trade  unionism  new  and  old). 
Traduction  et  prkface  par  Ch.  Le  Cour  Grandmaison,  Paris,  Guillaumin  & CiB , 1892. 
gr.  in-8.  XXXII — 261  pag.,  cloth.  fr.  5. — . (Tables  des  matikres:  Indrodnction  , par 
Le  Cour  Grandmaison  (pag.  I k XXXII.)  — Organisation  du  travail , 1"»  partie : Periode 
primitive;  Le  rkgime  des  ghildes.  2«  partie:  Seconde  Periode;  La  reglementation  par 
1*  Etat.  — Origine  et  progrks  des  associaüons  ouvrikres.  — Les  trade  unions,  leur  origine, 
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leurs  döveloppements  et  leurs  progröa.  — Le  vieux  trade  unionisme , Ire  partie;  Organi- 
sation et  administraiion,  2<‘  partie : Les  institutions  de  prövoyance  et  la  caisse  des 
grbves.  — Le  neo-trade  unionisme,  1 repartier  Caractöres  distinetifs  des  nouvelles  unions. 

2«  partie:  Concours  de  l'Etat.  Röglementation  par  l'Etat  et  contröle  par  l'Etat.  

Les  forees  materielles  et  les  ressources  des  trade  unions;  leur  puissance  et  leur  faiblesse* 
leurs  succös  et  leurs  öcbecs.  — Trade  unionisme ; sa  mdthode  ; ses  inoyeos  d'action  et 
son  fonctionnement  — Oröves.  Conciliation.  Cooperation.  Resultats  obtenus.  — ) 

Heusy,  P.  , Un  coin  de  la  vie  de  misöre.  Paris,  impr.  Michels  & fil«,  1892. 
in-3t  160  pag.  fr.  0,6 

Lagasse  et  De  Queker  (president  et  secrötaire  de  la  section  des  babitations 
ouvriöres) , Enqudte  sur  les  babitations  ouvriöres  en  1890.  Rapport  prdsentd  an  comitö 
de  patronage  de  la  ville  de  Bruxelles.  Bruxelles,  De  Bremaeker-Wauts,  1892.  Polio. 
36— IX  pag. 

Richter,  E.  , 06  tnfene  le  socialisme,  journal  d'un  ouvrier.  Edition  fr&nyaise  par 
P.  Villard  , avec  une  prdface  de  P.  Leroy-Beaulien.  Paris,  Le  Soudier,  1892.  in-18. 

100  pag.  fr.  1,60. 

D wellings  of  the  poor:  Report  of  the  Mansiou  House  Council  for  the  year 
euding  Dec.  1891.  London,  Cassell,  1892.  8.  1 /. — . 

Social  horison,  the  (by  the  autbor  of  „life  in  our  village“.)  London,  8wan  Son- 
nenschein, 1892.  crown-8  163  pp.  2/.6.  (Contents:  Farming  in  the  future.  — The 
classes  and  the  masses.  — Jobbery  and  corruption.  — Inventors  and  inventlons.  — etc.) 

Tullis,  J. , Old  age  pensions:  a scheine  for  the  formation  of  a citiaen’s  national 
uuion.  A contribution  towards  the  solution  of  the  problem  of  pauperism.  London,  Brodle 
& Salmond,  1892.  4.  39  pp.  1.0,3. 

Village  of  the  future,  the,  by  a son  of  tbe  soil.  London,  Jarrold,  1892.  8. 

48  pp.  1.0.3.  (Dedicated  to  tbe  british  democracy.) 

Armelani,  Fr.  (avvocato) , 11  primo  maggio : Studio.  Scansano,  tip.  edit.  degli 

Olmi,  1892.  8.  72  pp.  1.  0,80.  (ludice : Cenni  storici , orgine  del  primo  maggio.  

Che  cosa  e il  primo  maggio.  — Che  cosa  esse  vuole;  anarchici;  socialistij  repubblicani ; 
conclusione.  — Che  cosa  esso  puö  ottenere;  diritto  al  lavoro ; consolata  operaio.  — 
Compiti  e doveri.  — ) 

Ueocireoni,  J,  Fanciulli  infelici : conferenxa.  Bergamo,  stab.  tip.  fratelli  Cat- 
taneo  succ.  Gaffuri  &■  Gatti,  1892.  16.  286  pp.  1.  2.  — . 

Davogüo,  G.  (ingegniere),  Ferdinando  Lassalle:  conferenxa  tenuta  alla  sede  dell’ 
associaalone  democratica  sociale  il  giorno  27  dicembre  1891.  Bergamo,  tip.  Fagnani 
& Galeazzi.  1892.  16.  62  pp. 

Galdieri,  Q.,  Una  pagina  della  questione  sociale.  Caserta,  stab.  tip.  sociale,  1892. 
8.  24  pp. 

Merendini,  G M.  (canonic.),  Le  societk  cattoliche  operaie : pensieri.  Parma,  tip. 
vesc.  Finccadori,  1892.  16  64  pp. 

Merlino,  F.  S.,  Obiesionl  io  voga  contro  il  socialismo  anarchico.  Ancona,  stab. 
Up.  economico  , 1892.  8.  43  pp  L 0,16.  (Bibüoteea  di  Propaganda  del  circolo  studi 

sod&li,  N°  1.) 

Cat  hr  ein,  V.  (sodetate  Jesu),  Het  socialismus.  Zijne  gronden  onderxocht  en 
s(joe  onmogelijkheid  bewezen , uit  het  hoogduitsch  vertaald  door  E.  Soens  (priester.) 
Leuven,  K.  Peeters,  1892.  8.  124  pag.  fr.  1.— . 

XO.  Gesetzgebung. 

Bieroatzki,  W.,  Die  eingetragene  Genossenschaft  und  ihr  Verkehr  mit  dem  Ge- 
richt.  Bremen,  Heinsius  Nachf.,  1892.  8.  68  SS.  M.  1. — . 

Boise,  A.  (ReichsgerR.),  Die  Praxis  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen.  Band  XII. 
Leipzig,  F.  A Brockhaus,  1892.  gr.  8.  XIV— 448  SS.  M.  6.—. 

Entwurf  eines  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich.  II  Lesung. 
Nach  den  Beschlüssen  der  Redaktionskommission,  1.  Buch.  Allgemeiner  Teil.  Berlin, 
F.  Vahlen,  1892.  8.  58  SS.  M 1,20.  (A.  u.  d.  T. : Beiträge  zur  Erläuterung  des 

deutschen  Rechts,  begründet  vou  Gruchot,  V.  Folge,  I.  Jahrg.  (1892),  Beilageheft  1.) 

Esser,  R.  (JustizR,  Köln),  Das  Reichsgesetz  betreffend  die  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haft  vom  20.  April  1892,  erläutert.  Berlin,  J.  Springer,  1892.  8-  VI — 

100  SS.  M.  1,60. 

Gesetzsammlung,  ungarische,  für  das  Jahr  1891.  3 Hefte.  Budapest,  O. 
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Nagel,  1891.  gr.  8.  IV — 344  SB.  M.  3,60.  (Herausgegeben  vom  kgl.  ungarischen 
Ministerium  des  Innern.) 

Huber,  E.  (Oberlandesgerichtsrat  in  Kolxnar),  Die  Wassergesetze  Elsaß- Lothringens, 
zusammen  gestellt  und  erläutert.  2.  Auti.  Mannheim,  J.  Ben  »heim er , 1892.  gr.  8.  VI 
— 422  SS.  M.  10.—. 

Niendorff,  O.  (weiland  Amtsgerichtsrat  in  Berlin),  Das  preufai.se he  Mietsrecht. 
Handbuch  für  Juristen,  Hauswirte  und  Mieter.  3.  umgearbeitete  und  wesentlich  vermehrte 
Auflage  (bearbeitet  von  Amtsgerichts^.  B.  Mugdan.)  Berlin,  C.  Dnncker,  1892.  gr.  8. 
X— 288  BS.  M.  4,60. 

Zeller,  W.  (Grofsh.  hess.  RegK.),  Reichsgesetz,  betreffend  die  Gesellschaften  mit 
beschränkter  Haftung,  vom  20.  April  1892.  Mit  Einleitung  und  Erläuterungen.  München, 
C.  H.  Beck,  1892.  12.  XVIII— 93  88.  M.  1,60. 

L a n s e I , H.  (licenci«'  en  droit),  Le  nom  en  droit  civil.  Lausanne,  F.  Payot,  1892.  gr. 
iu-8.  246  pag.  fr.  4. — . (Sommaire : Apercu  historique : Ancient  Orient  Grfece.  Rome.  Moyen 
äge.  Epoque  moderne.  — Nature  du  droit  de  la  personue  sur  son  nom.  — Lea  Elements  du 
uom.  — Du  prlnom.  — De  racquiaition  du  nom.  — Des  changement«  de  norns  r6suilant 
d'un  changement  dans  IVtat  de  la  personne : (le  mariage ; le  divorce ; la  mort  du  mari  ; 
l’adoption ; reclaiuatious  et  contestatious  d’elat.)  — pe»  changement»  de  nom  dlcoulant 
d’une  rectification  l'ctnt  civil.  — Des  changemeuls  de  nom  accordds  ä titre  de  faveur  par 
l'autoritf,  — Des  ebaugements  de  nom  irreguliers.  — Des  atteintes  partees  au  nom.  — 
De  la  preuve  des  noms.  — Des  pseudonymes.  — ) 

Black,  11.  Campbell,  A treatise  ou  the  laws  regulatiug  tbe  manufacture  and 
sale  of  intoxicating  liquors.  8t.  Paul  (Minnesota)  West  publication  C°,  1892.  8.  763  pp. 
$ 6,30. 

Morrell,  C.  F.,  Insurance:  a mauual  of  practical  law.  London,  A.  & C.  Black, 
1892.  crown-8.  292  pp.  6/. — . 

II.  Staat*-  und  Verwaltungtrecht. 

Binding,  Karl  (Prof.,  Leipzig),  Der  Versuch  der  Reichsgründung  durch  die  Pauls- 
kirche in  den  Jahren  1848  und  1849  Akademische  Rede.  Leipzig,  Duncker  & H umblot, 
1892.  8.  VI— 64  88.  M.  1,20. 

Granichstädten,  O.  (k.  k.  LandesgerichtsR.) , Der  internationale  Strafrechts  ver- 
kehr. Sammlung  von  Fällen,  Erlässen  und  Entscheidungen  über  das  Auslieferungsver- 
fahreu.  Wien,  K.  Konegen,  1892.  gr.  8.  Vlll — 273  88.  M.  6. — . 

Handbuch,  konservatives,  heraasgegeben  unter  Mitwirkung  der  parlamentarischen 
Vertretung  der  konservativen  Parteien.  Berlin,  U.  Walther,  1892.  gr.  8.  383  88. 

M.  2 —.  (88.  369—383:  statistischer  Anhang.) 

Haushaltsetat  der  Stadt  Berlin  pro  1.  April  1892/93.  Berlin  1892.  Roy.-4. 

28  SS. 

Jahrbuch  der  preußischen  Gerichtsverfassung  redigiert  im  Bureau  des  Justizmi- 
nisteriums, Jahrgaug  XX  (geschlossen  im  Mai  1892).  Berlin,  R.  ▼.  Decker,  1892.  8. 

XII— 476  SS. 

Kohl,  Horst,  Fürst  Bismarck.  Regesten  zu  einer  wissenschaftlichen  Biographie 
des  Ersten  Deutschen  Reichskanzlers.  Band  II:  1871  — 1890.  Leipzig,  Rengersche  Uhdl. 
1892.  lmp.-8.  Vlll — 606  SS.  M.  22. — . (Preis  des  vollständigen  Werkes  M.  40. — .) 

Leoni,  A.  (MinisteriaJrat),  Das  öffentliche  Recht  des  Reichslandes  Elssfs-Lothringen. 
Teil  I:  Des  Verfassungsrecht  von  Elsafs- Lothringen.  Freiburg  ä/B.,  J.  C.  B.  Mohr,  1892. 
Roy -8  VIII— 180  88.  M 6 —. 

Lüneburg.  Haushaltsplan  der  Stadt  Lüneburg  für  das  Jahr  1892/93.  — Auszug 
aus  der  Kämmereirechnung  der  Stadt  Lüneburg  für  das  Rechnungsjahr  vom  1.  April 
1890/91  2 Hefte.  Lüneburg,  Druck  der  Sternschen  Buchdruckerei,  1892.  4.  ä 8 88. 

Magdeburg.  Haushaltspläne  der  Stadt  Magdeburg  fiir  das  Etatjahr  1892,93. 
Magdeburg,  Uofbuchdruckerei  von  K Friese,  1892.  4.  XII— 648  88. 

Parteichronik,  deutsche,  1866  bis  1890.  Mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
national-liberalen  Partei  Leipzig,  Kenger,  1892.  gr.  8.  IV — 112  88.  M.  1. — . 

Schlief,  E.,  Der  Friede  in  Europa.  Eine  völkerrechtlich-politische  Studie.  Leipzig, 
Veit  & C°,  1892.  gr.  8.  XVI— 612  88.  M.  10.—.  (Aus  dem  Inhalt:  Der  Krieg  als 
,,Element  der  göttlichen  Weltordnung*1.  — Der  Krieg  als  positives  Gut.  — Die  Solidari- 
tät der  Kul turinteress.cn  und  das  Geltungsbereich  des  Völkerrechtes  io  Europa.  — Völker- 
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recht  und  Weltbürgertum  (einschl.  Sozialdemokratie  und  Judentum).  — Schiedsgerichte, 
Staatenkongresse  und  Völkergerichtshof.  — Abrüstung.  — ) 

Sohin,  K.,  Kirchenrecht.  Band  1 : Die  geschichtlichen  Grundlagen.  Leipzig,  Duncker 
& Humblot,  1892.  gr.  8.  XXIII— -700  SS.  M.  16.—.  (A.  u.  d.  T.:  Binding , Hand- 
buch der  deutschen  Rechtswissenschaft,  VIII,  1.) 

Tavares  de  H edeiros,  J.  J.  (Advocat,  Lissabon),  Das  Staatsrecht  des  König- 
reichs Portugal.  Freiburg  i/B.,  J.  C.  B.  Mohr,  1898  Roy.-8.  VIII— 146  8S.  M.  6.—. 

(A.  u.  d.  T. : Handbuch  des  öffentlichen  Rechts.  Band  IV:  Das  Staatsrecht  der  aufser- 
deutschen  Staaten,  I.  Halbband,  9.  Abteilung.) 

Thoemes,  N.,  Der  Anteil  der  Jesuiten  an  der  preufsischen  Königskrone  von  1701. 
Nach  den  Akten  des  geheimen  Staatsarchives.  Eine  preufsische  und  deutsche  Studie. 
Berlin,  Eckes  & C°,  1892.  gr.  8 VIII— 112  88.  M.  2.—. 

Verwaltungsbericht,  11.,  des  köoigl.  Polizeipräsidiums  von  Berlin  für  die 
Jahre  1881 — 1890.  Berlin,  W.  Moeser,  1892.  hoch-4.  VIII — 473  SS.  nebst  graphischer 
Tabelle  über  die  Zahl  der  verschiedenen  Feuer,  der  Versicherungssumme,  der  gezählten 
Entschädigungen  und  mit  4 Plänen  des  neuen  Polizeidienstgebäudes. 

Chailld-Long-Bey  (chef  d’etatmajor  du  gdn6ral  Gordon-Pacha) , L’Kgypte  et 
ses  provinces  perdues.  Paris,  librairie  de  la  „Nouvelle  Revue“,  1892.  in-18  j6sus. 

335  pag.  fr.  3,60 

Labande,  L.  H.,  Histoire  de  Beauvais  et  de  ses  institutions  communales  jusqu'au 
commeocement  du  XV«  aifecle.  Paris,  impr.  nationale,  1892.  8.  XXIII — 382  pag. 

Meynier  de  Salinelles,  B.,  Du  röle  des  ddiles  en  matiöre  de  moralitä  publi- 
que ä Rome;  des  garanties  d'indlpendance  et  de  libertd  des  membres  du  Parlement  frau- 
§ais.  Paris,  Lecfene,  Oudin  &.  O»,  1892.  8.  210  pag. 

de  Mondoucet,  Lettre»  et  ndgociations  de  Claude  de  Mondoucet,  resident  de 
France  au  Pays-Bas  (1571 — 1574),  publikes  d’aprfes  ie  manuscrit  de  la  bibliothöque  de 
Reims  par  L.  Didier  (membre  de  l'Acaddmie  de  Reims).  Tome  L Paris,  E.  Leroux, 
1892.  8.  XX — 424  pag.  Ar.  6. — . 

Poullet,  E.  (prof.  k l’Uni versitz  cathol.  de  Louvain),  Hbtoire  politique  nationale. 
Origines , ddveioppements  et  transformations  des  institutions  dans  les  anciens  Pays-Bas. 
2«  Edition , refondue  et  augment^e.  Tome  II,  compl4t£  et  publik  par  Prosper  Poullet. 
Louvain,  Ch.  Peeters,  1892.  12.  VIII— 624  pag.  fr.  8.—. 

Clayden,  P.  W. , England  under  the  coalitiou  : the  political  history  of  Great 
Britain  and  Ireland  from  the  general  election  of  1885  to  May,  1892.  London,  Fisher 
Unwin*  1892.  8.  XVI— 574  pp.  10/.6. 

G ladstone,  W.  E.,  Speeches  and  public  addresses.  With  notes  and  introductions. 
Edlted  by  A.  W.  Huttou  and  H.  J.  Cohen.  Volume  X:  1888 — 91.  With  a preface  by 
Mr.  Gladstone.  London,  Methuen,  1892.  8.  418  pp.  12/.6. 

Qervey,  Ch.,  Borne  records  of  crime:  being  the  diary  of  a year,  official  and 
particular , of  an  officer  of  the  Thuggee  and  Dacoitie  police.  2 vols.  London , Low, 
1892.  8.  469  and  546  pp.  80/. — . 

Park  in,  G.  R.,  Imperial  federation:  the  problem  of  national  nnity.  London, 
Macmillan,  1892.  crown-8.  XU — 314  pp.  4/  6. 

Tory  democracy  and  conservative  policy,  by  a plain  tory.  London,  Swan  Sonnen- 
schein, 1892.  crown-8.  256  pp.,  doth.  2/. 6.  (Contents:  The  present  political  Situation. — 
The  evolution  of  tory  democracy.  — Tory  democracy  explained  by  its  professors.  — The 
spread  and  the  method  of  tory  democracy.  — The  development  of  the  Uouse  of  Lorda.  — 
Taxation  and  representation.  — The  fundamental  nature  of  political  differences.  — Liberal 
unionism.  — Capital  and  labour.  — Emergency  men.  — The  limits  of  State  interference. 

The  church.  — Incompatibility  of  christianity  and  social  democracy.  — The  fonnula 

of  democracy  and  the  forlorn  hope  policy  of  conservatives  — The  iand  question.  — ) 

Tremain,  M.,  Slavery  in  the  district  of  Columbia:  the  policy  of  Congress  and 
the  strnggle  for  abolition.  New  York,  G.  P.  Putnam's  Sons,  1892.  8.  102  pp.  $ 1.—. 
(University  of  Nebraska  semlnary  papers,  N°  2.) 

IS.  Statistik. 

Allgemeines. 

Richter,  J.  W.  Otto,  Deutschland  in  der  Kulturwelt.  Eine  geo- 
graphisch - statiBti sehe  Vergleichung  unseres  Vaterlandes  mit  den  hervor- 
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ragendsten  Ländergebieten  der  Erde.  Leipzig,  R.  Voigtländer,  1891.  VIII, 
366  88. 

Oer  Gedanke  einer  systematisch  allseitig  durchgeführten  Vergleichung 
der  Naturausstattung  und  des  Kulturlebens  des  Deutschen  Reiches  mit 
denen  der  wichtigsten  Kulturländer  der  Erdoberfläche  ist  au  und  für  sich 
fruchtbar  und  ernster  Mühe  wert.  Auch  der  Wunsch,  „zunächst  den 
Schülern  der  obersten  Klassen  höherer  Unterrichtsanstalten , sei  es  als 
Grundlage  des  abschliefseuden  Unterrichts,  sei  es  als  Gegenstand  des  Pri- 
vatstudiums", solch  ein  Bild  der  Stellung  Deutschlands  im  Rahmen  der 
Kulturwelt  zu  bieten , entspricht  ganz  der  gegenwärtigen  beengten  Lage 
des  geographischen  Schulunterrichtes,  der  vor  derjenigen  Lehrstufe  , auf 
welcher  er  mit  vollstem  Nutzen  betrieben  werden  kann , schon  zu  enden 
pflegt.  Es  wäre  wirklich  zu  wünsohen , dafs  durch  Privatstudium  eines 
Buches,  wie  des  vorliegenden,  die  Schüler  höherer  Klassen  sich  für  die 
geographische  Bildung , welche  die  Schule  ihnen  bieten  sollte , aber  bei 
dem  gegenwärtigen  Lehrplan  unmöglich  bieten  kann,  ein  Surrogat  sicherten, 
das  mit  ernsterer  Beschäftigung  mit  dem  Vaterlande  lehrreiche  Seiten- 
blicke auf  andere  Länder  verbindet.  Der  Verf.  ist  an  seine  Aufgabe  her- 
angetreten nach  längerer  Vorbereitung,  von  der  eine  Reihe  monogra- 
phischer Arbeiten,  Programme  des  Realprogymnasiums  zu  Eisleben  (Wasser- 
strofsen,  geographische  Lage,  Mineralschätze  des  Deutschen  Reiches)  Zeug- 
nis ablegten.  Er  hat  die  Schwierigkeiten  seiner  Aufgabe  nicht  verkannt. 
Eine  sehr  gründliche  Vorbildung  und  eine  bedeutende  Stoffbeherrschung 
müssen  sich  mit  glücklichem  Takt  der  Auswahl  und  scharfer  klarer  Form- 
gebung verbinden,  um  die  Gefahren  materieller  Unzuverlässigkeit  und  der 
Verflachung  des  geistigen  Inhalts  abzuwenden  von  einem  so  weite  Ge- 
biete und  so  vielseitige  Ziele  ins  Auge  fassenden  Werke.  Es  ist  deshalb 
eine  hohe  Anerkennung,  die  man  dem  ersten  Wurfe  solch  eines  Unter- 
nehmens spendet,  wenn  man  sagen  kann,  dafs  ein  im  ganzen  brauchbarer, 
der  Verbesserung  in  künftigen  Auflagen  würdiger  Grundstock  der  Dar- 
stellung bereits  gewonnen  ist.  Selten  nur  stöfst  man  auf  Abschnitte,  die 
von  ganz  falschen  Grundanschauungen  ausgehen.  „Deutschland  steht 
hauptsächlich  unter  den  Einflüssen  des  Südwest-  und  Nordostwindes,  von 
denen  jener  durch  die  warme  Luftströmung  vom  Aequator,  dieser  durch 
die  kalte  Strömung  vom  Nordpole  her  erzeugt  wird."  Häufiger  sind,  wie 
bei  solcher  zweithändigen  Arbeit  unvermeidlich,  Irrungen  im  einzelnen 
oder  unvollkommene  Fassungen  eines  Gedankens.  Der  Wunsch,  Ver- 
gleichspunkte herzustellen,  fuhrt  manchmal  zu  nicht  ganz  treffender 
Pointierung  von  Eigentümlichkeiten  eines  Landes.  Recht  sorgfältig,  so- 
weit der  Unterzeichnete  kontrolliert  hat,  sind  die  statistischen  Daten  den 
zuverlässigsten  Werken  entlehnt.  Eine  reichlichere  Anwendung  tabella- 
rischer Anordnung  des  Zahlenmateriales  hätte  viel  Raum  erspart  und  die 
Ueberaicht  erleichtert. 

BreBlau.  J.  P a r t s c b. 

Godeffroy,  K.  (Prof,  am  k.  k.  tecbnolog.  Gewsrbeamseum  in  Wien),  Einige 
statistische  Daten  über  die  Mineral-  und  Heilquellen  Europas.  Wien,  Volkswirtschaft!. 
Verlag  A.  Dorn,  1892.  8.  24  SS.  mit  8 statistischen  Tabellen.  M.  1. — . (A.  u.  d.  T. : 
Wirtschaftliche  Streiflichter,  Heft  3.) 

Kiaer,  A.  N.,  Statistique  internationale.  Navigation  maritime  IV.  Mouvement 


Digitized  by  Google 


Uebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlande  and  des  Auslandes.  311 

de  la  navigation.  Christienie,  H.  Aschehoug  &.  C1®,  1892.  Roy.  in-4.  LXXXIV — 174  pag. 
(Publication  du  Bureau  central  de  statistique  du  Royaume  de  Norvege.  Sommaire : Ke- 
partition  gdographique  de  la  navigation  maritime  internationale.  — Cargaisons  des  navires. 

— Tonnage  moyen  des  navires.  — Rapport  des  navires  a vapeur  et  des  navires  k voiles. 

— Navigation  par  pavillon  — Accroissement  du  mouvement  maritime  international  depuis 
1872.  — Tableaux  statistique».  — Jaugeage  des  navires.  — etc.) 

Deutsche»  Reich. 

Beiträge  aur  landwirtschaftlichen  Statistik  von  Preufsen  für  das  Jahr  1890» 
Teil  11,  nebst  Verhandlungen  des  kgl.  Laudesökonomiekollegiums  Bearbeitet  im  kgl* 
preu/s.  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  Berlin,  P.  Parey,  1892- 
gr.  8.  XVIII—  976  SS.  (A.  u.  d T.:  Landwirtschaftliche  Jahrbücher,  Band  XX  (1891) 
Ergänzungsband  8.) 

Bericht  des  Medizinalinspektorat»  über  die  medizinische  Statistik  des  hamburgi- 
»eben  Staates  für  das  Jahr  1891.  Hamburg,  Druck  von  J.  C.  H.  Rüter,  1892.  4. 

24  SS-  nebst  60  graphischen  Darstellungen  und  statistischen  Tabellen. 

Bleicher,  H.  (Vorsteher  des  Statistischen  Amtes  der  Stadt  Frankfurt  a/M.),  Statistische 
Beschreibung  der  Stadt  Frankfurt  ajlf.  und  ihrer  Bevölkerung.  Im  Aufträge  des  Magistrats 
herausgegeben  durch  das  Statistische  Amt.  Teil  I : Die  fiufsere  Verteilung  der  Bevölkerung. 
Frankfurt  a(M.,  J.  D.  Sauerländer,  1892.  Roy. -8.  X — 160  SS  nebst  XXXIV  Tabellen  und 
3 graphischen  Darstellungen : (Entwickelung  der  Hauthätigkeit  Frankfurts  in  der  Zeit 
vom  1.4.  1880  bis  1.4.  1891.  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  nach  Maßgabe  der  bebauten 
Fläche  1890.  Verbreitung  des  Waren-  und  Produktenhandels  Ende  1890)  und  einem 
Stadtplane  im  Mafsstabe  1 : 10000.  (A.  u.  d.  T. : Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Frank- 
furt a/M.  Neue  Folge,  Heft  1.) 

Jahrbuch,  statistisches,  der  höheren  Schulen  und  bei  (pädagogischen  Anstalten 
Deutschlands , Luxemburgs  und  der  8chweis,  Jabrg.  Xll  in  2 Abteilungen.  Leipzig, 
Tenbner,  1891.  12.  geh.  (Abteilung  I:  Das  Königreich  Preufsen.  XV11I — 266  SS,  — 

Abteilung  II:  Die  deutschen  Staaten  (aufser  Preufsen),  Luxemburg,  die  Schweix  und 
statistische  Uebersicht  über  die  höheren  Schulen  Deutschlands.) 

Statistik  der  Qüterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen  nach  Verkehrsbezirken 
geordnet.  Herausgegeben  im  kgl.  preufsischen  Ministerium  des  Innern.  Band  XL,  Jahr- 
gang IX  (Jahr  1891).  Berlin,  C.  Heymanns  Verlag,  1892.  lmp.-4.  405  SS.  geh. 

M.  11 — . 


Oesterreich. 

Oesterreichisches  statistisches  Handbuch  für  die  im  Reiohsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder.  Nebst  einem  Anhänge  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie.  Hrsg,  von  der  k.  k.  statistischen  Centralkom- 
mission. Jahrgang  X:  1891.  Wien,  Gerolds  Sohn,  1892.  gT.  8.  IV — 298  SS.  (Ans 
dem  Inhalte : Historische  Uebersicht  über  die  Entwickelung  der  Bevölkerung.  — Ergeb- 
nisse der  Volkszählung  vom  31.  12.  1890-  — Grundbeaitzvorhältniase.  — Landwirt- 
schaft. Seefischerei.  Bergbau-  und  Hüttenwesen.  — Industrielle  Verhältnisse,  einschl. 
Arbeiterkrankenkassen.  — Auswärtiger  Handel.  Verkehr.  — Erwerbsgesellschaften.  Geld- 
ond  Kreditinstitute.  — Finanzen.  — ) 

Oesterreichisehe  Statistik.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Central- 
kommission. Band  XXXI , Heft  2 : Die  Finanzen  der  autonomen  Verwaltung.  (Landes- 
fonde,  Grundentlastungsfonde,  Bezirksvertretungen  , Städte  und  Landgemeinden)  vornehm- 
lich in  den  Jahren  1883 — 1887.  Wien,  C.  Gerolds  Sohn,  1892.  Imp. -4.  LV — 163  SS. 

fl  3,40. 

Oesterreichisehe  Statistik,  Band  XXXIV  Heft  1:  Die  Ergebnisse  der  Vieh- 
zählung vom  31.  Dezember  1890  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern.  Wien.  C.  Gerolds  Sohn,  1892.  Imp.-4.  VI— 80  SS.  fl.  1,40. 

Ortschaftenverzeichnis,  vollständiges,  der  im  Reicbsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählung  vom  31.  Dezember  1890. 
Nebst  vollständigem  alphabetischen  Namensregister.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  stati- 
stischen Centralkommission  in  Wien.  Wien,  A.  Holder,  1892.  gr.  Lex.-8.  IV — 657  SS. 
M.  9,60. 

Prag,  die  königl.  Hauptstadt,  mit  den  Vororten  Karolinenthal,  Smichow,  kgl. 
Weinberge  und  2ilkow,  nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählung  vom  31.  Dezember  1890. 
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Hrsg.  Ton  der  statistischen  Kommission  der  kgl.  Hauptstadt  Prag  und  Vororte.  Prag, 
F.  Rivn&£ , 1891.  gr.  8.  51  SS.  (Separatabdruck  aus  dem  ,, Statistischen  Handbuche 

von  Prag  fUr  das  Jahr  1890“.) 

8 c h w e i s. 

Ergebnisse  der  irztlichen  Rekruten  Untersuchung  im  Herbste  1890.  Herausgegeben 
vom  Statistischen  Bureau  des  eidgeuössi sehen  Departements  des  Innern.  Bern , Orell 
Füssli , 1892.  4.  IV — 50  SS  (A.  u.  d.  T. : Schweizerische  Statistik,  Lieferung  85.) 

Ergebnisse,  die,  der  eidgenössischen  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1888.  Bandl: 
Zahl  der  Häuser,  der  Haushaltungen,  der  Gesamtbevölkerung,  letztere  unterschieden  nach 
dem  Heimatsverh&ltnisse , dem  Geburtsort,  nach  der  Konfession  und  der  Muttersprache. 
Veröffentlichung  des  statistischen  Bureaus  des  eidgenössischen  Departements  des  Innern, 
ausgegeben  den  50.  Mai  1892.  Bern,  Orell  Fiissli , 1892.  4.  76  und  288  8S.  mit 
3 graphischen  Karten  in  quer-folio.  fr.  10. — . (A.  u.  d.  T. : Schweizerische  Statistik, 
Lieferung  84.) 

Rumänien. 

Miscarea  populatiunii  din  Romania  in  anul  1890.  Bucuresci , imprimeria  staiului 
(Staatsdruckerei)  1892.  Roy.  in-4.  VI — 152  pp.  (Statistik  der  Bewegung  der  Bevölke- 
rung Rumäniens  im  Jahr  1890,  veröffentlicht  vom  Ministerium  für  Landwirtschaft,  In- 
dustrie und  Handel  in  Bukarest.) 

Asien:  China  und  Japan. 

China.  Imperial  maritime  customs.  I.  Statistical  series,  N°  2 : Customs  gazette, 
N*  XC1I,  October — December  1891,  issued  I7th  February  1892.  Shanghai,  Kelly  & 
Walsh  and  London,  King  & Son , 1892.  4.  IV — 225  pp.  $ 1. — . (Publication  by 
order  of  the  Inspector  General  of  customs.) 

R<9um6  statistique  de  l'Empire  du  Japon.  6«  ann£e.  Tokio,  1892.  4.  XXV — - 

159  8S  mit  einer  Eisenbahnkarte  von  Japan  und  2 graphischen  Tafeln.  Tezt  japanisch 
mit  französischer  Uebersetzung.  (Inhalt:  Topographie  und  Verwaltungsbezirke.  — Be- 
völkerung. — Landwirtschaft  und  Industrie,  Fischerei,  Bauproduktion  1884 — 89.  — 
Aufsenbandel  und  Preisbewegung. — Verkehrswesen:  Posten  und  Telegraphen,  Schiffahrt. 
— Banken,  Aktiengesellschaften,  Sparkassen.  — Kultus  und  öffentlicher  Unterricht.  — 
Oeffentlicbe  Wohlthätigkeiis-  und  Gesundheitspflege.  — Polizei.  Strafanstalt*-,  Civil-  und 
Kriminalgerichtsstatistik.  Armee  und  Marine  — Finanzen.  — Verwaltung  und  Politik.  — 

18.  Verschiedene«. 

Beets,  K.  O.,  Lehrer  an  der  höheren  Töohtersohule  in  Nordhausen, 
Die  Lehrerbildung,  eine  soziale  Frage.  Mit  einem  Begleitworte  von  Kreis- 
schnlinspektor  Fr.  Polaok  in  Worbis.  Gotha,  Verl.  v.  Emil  Behrend, 
1891.  U 1.50. 

Der  Verf.,  der  mit  dem  gegenwärtigen  Stande  der  deutschen  Volks- 
schullehrerbildnng  unzufrieden  ist,  will  zeigen,  dafs  and  wie  diese  den  An- 
forderungen der  Gegenwart  entsprechend  umzugestallen  sei ; Verf.  gelangt 
anf  einem  ziemlioh  weiten  Wege  zur  Forderung  einer  pädagogischen  Fa- 
kultät oder  besonderer  Lehrakademien,  auf  denen  die  theoretische  Fach- 
ausbildung der  angehenden  Volksschullehrer  in  anderthalb  Jahren  erstrebt 
werden  soll.  Warum  die  bestehenden  Seminare  dieses  Ziel  mittels  des 
von  dem  verstorbenen  Seminardirektor  Kehr  vorgeschlagenen  einjährigen 
Lehrganges  nicht  ebenso  gut  sollen  erreichen  können,  ist  nieht  naohge- 
wiesen.  Warum  in  diesem  Zusammenhänge  die  Lehrerbildung  gerade  eine 
„soziale“  Frage  sein  soll,  ist  dom  Berichterstatter  nieht  recht  klar  gewor- 
den. Ueberhanpt  wird  in  dem  Buche  mit  Worten  wie  „sozial“,  „ohristlioh- 
nationol“  ein  bedauerlicher  Hifsbrauch  getrieben;  unter  „sozialem  König- 
tum“, „sozialer  Kirche“  und  „sozialer  Schale“  z.  B.  (S.  60)  kann  man 
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beim  beaten  Willen  sioh  nicht«  Torstellen.  Auf  die  zahlreichen  schwachen 
Stellen  und  auf  manche  bedenkliche  oder  falsche  Ausdrucksweise  kann  hier 
nicht  näher  eingegangen  werden.  Neues  bringt  die  Schrift  nicht,  wenn 
man  von  der  vorher  erwähnten  Forderung  einer  pädagogischen  Fakultät 
für  Volkssohnllehrer  absieht.  Weniger  wäre  mehr  gewesen. 

Posen.  Dr.  jur.  O.  Emminghaus. 

Blocher,  H,  Wider  unseren  Erbfeind.  Aussprüche  derer,  die  iho  erkannt.  Basel, 
A.  Geering,  1892.  gr.  8.  102  SS.  M.  0,80.  (Die  Aussprüche  bekämpfen  den  Genufs 
spirituöser  Getränke.) 

v Boguslawski  (Generalleutnant  a.  D.) , Der  Krieg  in  seiner  wahren  Bedeu- 
tung für  Staat  und  Volk.  Berlin,  E.  S.  Mittler  & Sohn,  1892.  Roy-8.  112  SS.  M.  2,50. 
(Aus  dem  Inhalte:  Entstehung  des  Krieges.  — Der  Krieg  und  das  Sittengesetz  — Der 
Krieg  in  seinen  Bestellungen  zum  bürgerlichen  Leben,  sur  Wissenschaft  und  Kunst.  — 
Der  Krieg  und  die  jetzige  Civilisation.  — Die  Arbeit  der  Sosialdemokraten  und  Friedens- 
männer in  Bezug  auf  Krieg  und  Kriegführung.  — ) 

Denkwürdigkeiten  aus  dem  Leben  des  Generalfeldmarschalls  Kriegsministen 
Grafen  von  Roon.  Sammlung  von  Briefen,  Schriftstücken  und  Erinnerungen.  2 Bände  Bres- 
lau, E.  Trewendt,  1892.  kl.  8.  VIII— 502  und  XII— 764  SS.  mit  2 Bildnissen  und 
1 Facsimile.  M.  20. — . (Bis  auf  die  Darstallung  der  Begebenheiten  in  den  ersten  Jahr- 
zehnten Roons  Sonderabdruck  aus  der  Monatsschrift : „Deutsche  Revue“,  Jahrgänge 

1889-92.) 

Ethische  Bewegung,  die,  in  Deutschland.  Vorbereitende  Mitteilungen  eines  Kreises 
gleichgesinnter  Männer  und  Frauen  za  Berlin  (Frühjahr  1892).  Berlin,  F.  Dümmler, 
1892.  gr.  8.  40  88.  M.  0,50. 

Fick,  Ad.  (Prof,  der  Physiologie),  Die  Alkoholfrage.  Vortrag,  gehalten  zu  Würz- 
burg  am  16  März  1892.  Würzburg,  G.  Hertz,  1892.  8.  18  88.  M.  0,25. 

Fischer,  K.  (Seminarlehrer),  Geschichte  des  deutschen  VolksschuUebrerstandes. 
Band  1.  Hannover,  K.  Meyer,  1892.  gr.  8.  VIII— 358  SS.  M.  3,50 

Uochschulkalender,  deutscher,  für  das  Sommersemester  1892.  2 Teile. 

Leipsig , A.  Felix,  1892.  12.  geb.  M.  3. — . (Teil  I:  Tagebuch  mit  geschichtlichen 

Daten.  Teil  II : Die  technischen  Hochschulen  und  Bergakademien  mit  deutscher  Vor- 
tragssprache im  Deutschen  Reich,  in  Oesterreich-Ungarn , der  Schweiz  und  Rufsland. 
III.  Ausgabe:  Sommersemester  1892.  Bearbeitet  von  W.  Scheffler  (ao.  Prof,  an  der 
technischen  Hochschule  zu  Dresden.) 

Jahresberichte  über  die  Veränderungen  and  Fortschritte  im  Militärwesen.  Jahr- 
gang XVIII  (1891).  Unter  Mitwirkung  genannter  Autoren  herausgegeben  von  H.  v.  Löbell 
(Oberst  z.  Dlsp.)  Berlin,  E.  S.  Mittler  & 8ohn,  1892.  Roy .-8.  XVI— 500  SS.  M.  8.—. 

J aussen,  J.,  Geschichte  des  deutschen  Volkes  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters. 
Band  IV.  14.  Aufl.  Freibarg  LB.,  Herder,  1891.  gr.  8 XXXII — 536  SS.  M.  5 — . 
(Inhalt:  Die  politisch-kirchliche  Revolution  seit  dem  sogenannten  Augsburger  Religions- 
frieden von  1555  bis  zur  Verkündigung  der  Konkordienformel  von  1580.) 

K 5h ler,  H.,  Die  Pflanzenwelt  und  das  Klima  Europas  seit  der  geschichtlichen  Zeit. 
Teil  I.  Berlin,  P.  Parey,  1892.  8.  VI— 40  SS.  M.  1,50. 

Katsche,  E.  (Hauptlehrer  in  Laurahütte),  Die  tüchtige  Arbeiterfrau.  Ein  Leitfaden 
für  den  Unterricht  in  Haushaltuogsschulen , sowie  zur  Selbstbelehrung.  Laurahütte,  J. 
Pramor,  1891.  12.  VIU — 150  SS.  (Verfafst  im  Aufträge  des  Oberschlesischen  Berg-  und 
Hüttenmännischen  Vereins  ) 

Mobl,  CI.  (Schuldirektor),  Der  gemeinsame  lateinlose  Unterbau  und  die  Schul- 
konferenz vom  Dezember  1890.  Neuwied,  Heusers  Verlag,  1891.  gr.  8.  56  SS. 

M.  1.— . 

v.  Novikoff,  Fedor,  Das  jüdische  Rufsland.  Enthüllungen  und  Aufklärungen 
über  die  russische  Judenfrage.  Nach  eigenen  Wahrnehmungen  und  auf  Grundlage  amt- 
licher Quellen  mitgeteilt.  Berlin,  P.  Heichen,  ohne  Jahr  (1892)  112  SS.  M.  1. — . 

Richter,  K.,  Ueber  die  Verbindung  der  Koch-  und  Haushaltungsschulen  mit  der 
Mädchenvolksschule.  Leipzig,  Max  Hesse,  1892.  8.  VI — 76  SS.  M.  1,20. 

Schmid,  K.  A , Geschichte  der  Ersiehung  vom  Anfang  an  bis  auf  unsere  Zeit,  fort- 
geführt  von  G.  Schmid.  Band  II,  Abteilung  1.  Stuttgart,  Cotta,  1892.  gr.  Lex. -8. 
Vj 612  SS.  M.  20. — . (Inhalt:  Christliche  Ersiehung  und  antike  Bildung:  Vom  Unter- 


Digitized  by  Google 


314  Ueberalcht  über  di«  neuesten  Publikationen  Deutschland«  und  des  Auslandes. 


gange  des  römischen  Reiches  bis  au  Karl  dem  Grofsen.  Bearbeitet  tou  H.  Masius,  O. 
Kaeinmel  und  Q Baur.  1.  Die  christliche  Erziehung  in  ihrem  Verhältnisse  zum  Juden- 
tum und  zur  antiken  Welt,  von  (Prof.)  G.  Baur.  2.  Die  Erziehung  im  Mittelalter,  von 
(Prof.)  H.  Masius.  S.  Die  Universitäten  im  Mittelalter , von  (Prof.)  O.  Kaeinmel.  4. 
Jüdische  und  mohammedanische  Ersiehung,  von  G.  Baur.  — ) 

Schmid,  Ludwig  (Verfasser  der  „Xitesten  Geschichte  des  erlauchten  Gesamthauses 
Ilohlenzollern“),  Die  Könige  von  Preuf»en  sind  Hohensollern,  nicht  Abenberger.  Wider- 
legung der  Schrift  Christian  Meyers  über  die  Ahnherren  des  deutschen  Kaiserhauses  Berlin, 
Stargardt,  1892  Roy-8.  VIII- 114  SS.  M.  2,50. 

Settegast,  H.  (Prof.,  GRegR.),  Die  deutsche  Freimaurerei,  ihr  Wesen,  ihre  Ziele 
und  Zukunft  im  Hinblick  auf  den  freimaurerischen  Notstand  in  Preufsen.  Berlin  , E. 
Goldsehmidt,  1892.  8. 

v.  8t rau fs,  V.  und  Torney,  Die  Freiheit  des  Menschen.  Leipzig,  A.  Deichert 
Nachf.,  1892.  8.  56  8S.  M.  1. — . (Handelt  über  Willens-  und  Religionsfreiheit.) 

Türkische  Wehrmacht,  die,  und  die  Armeen  der  Balkanstaaten:  Bulgarien, 

Griechenland,  Serbien,  Rumänien  und  Montenegro,  von  H.  A Wien,  Verlagsanstalt 
„Reichswehr*1,  1892.  8.  21 6 SS.  M.  4. — . (Enthält  auch  kurze  Notizen  über  Bevölke- 
rung, Finanzen  und  Verkehrswesen  der  betreffenden  Länder.) 

Uhlig,  G.  (Gymnasialdirektor  und  Universitätsprof.  in  Heidelberg),  Die  Einheits- 
schule mit  lateinlosem  Unterbau  Heidelberg,  K.  Winter,  1892.  gr.  8 XXIV — 104  SS. 
M.  2.—. 

Universitätskalender,  deutscher.  XL1.  Ausgabe,  Sommersemester  1892. 
ilerausgegebcn  von  (Prof.)  F.  Ascherson.  Teil  II:  Die  Universitäten  im  Deutschen 

Reich,  ln  der  Schweis,  den  russischen  Ostseeprovinsen  und  Oesterreich  • Ungarn.  Berlin, 
L.  Simion,  1892.  12  804  88. 

Wcssinger,  A.,  H.  Witte  und  H.  Berbers,  Beiträge  zur  Namenverbesserung 
der  Karten  des  Deutschen  Reichs.  Hrsg,  im  Auftrag  der  Centralkommission  für  wissen- 
schaftliche Landeskunde  von  Deutschland  von  A.  Kirchhoff.  Leipzig,  G.  Uhl,  1892.  8 

VIII— 90  SS.  M.  8.—. 

Cardon,  G.  (proi.  d'histoire  au  collöge  Rollin),  La  fondation  de  1*  Universitd  de 
Douai.  Paris,  F.  Alcan,  1892.  gr.  in- 8.  fr.  10. — . 

Enqueten  et  documents  relatifs  k 1’  enseignement  sopcrieur  XLV : Rapports  des 

conseils  g4n4raux  des  facultes  pour  Fannie  scolaire  1890 — 1891.  Paris,  impr.  nationale, 
1892.  8.  219  pag.  (Publication  du  Ministfere  de  1’  instruction  publique  et  des 

beaux-arts.) 

Ambrose,  H,  Convictcd  law  breakers  as  law  makers;  and  marriage,  divorce  and 
liberty  of  conscience.  Answer  to  „public  life  and  private  morality4*,  and  „marriage  and 
free  thought**,  by  M.  London,  Eden,  Remington  & C°,  1892.  12.  150  pp.  1-/- — 

Thomas,  F.  W„  The  mutual  infiuence  of  Muhammadans  and  Hindus  in  law,  morals, 
etc.,  being  the  „Le  Bas*1,  prize  essay  for  1881.  Cambridge,  Deighton,  Bell  & C°,  1892, 
8.  2/.6. 

di  Revel,  Genova,  Da  Ancona  a Napoli.  Milano,  fratelli  Dumolard,  1892.  gr.  in-8. 
X - 216  pp.  1.  3.—  . Indice:  Garibaldi  in  Sicilia.  — Garibaldi  a Napoli.  — Prodromi 

dell'  intervento.  — Occupazlone  delle  Marche  ed  Umbria.  — Ancona  — De  Ancona  a 
Napoli.  — II  Ministro  della  guerra.  — L’  armata  dei  volontari.  — L*  esercito  Borbonico. 

— Gaeta  e Messina.  — Le  cose  di  Napoli.  — Missione  ultimata.  — ) 

Zampini,  8 a I a z a r Fanny,  Antiche  lotte  , speranze  nuove.  Napoli,  casa  edit. 
A.  Tocco,  1891.  16.  XV — 414  pp.  (Sommario:  Ricordi.  — Conferense:  1.  Schiavitü 

e pregiudizi.  2 Convenzionalitk  e ri  forme.  3.  Igiene  e bellezza.  4.  Wo  man  in  Italy. 

— La  donna  inglese:  Cambridge.  Oxford.  Cbeltenham.  Surrey.  Londra.) 
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A.  Frankreich. 

B n 1 ie  tin  de  statistique  et  de  16gislation  comparke.  XVI^m«  annee  (1892)  Mai : A.  France» 
colonies,  pays  »ons  le  protectorat  de  la  France:  Recette*  et  dkpenses  comparkes  de» 
exercices  1879  h 1880.  — Tableau  nominatif  des  communea  so  um  i»  es  au  droit  d' entree 
d’  aprks  les  rösultats  du  dernier  recensement  de  la  popnlation  — Les  contributions  directes 
et  les  taxes  assirailkes,  Situation  au  l«r  mai  1892.  — Les  revenus  de  1*  Etat,  qaatre  premier» 
mois  de  1892.  — Le  commerce  extdrieur,  moi»  d'avril  1892.  — Les  fabriques  de  sucre 
et  leurs  proccdes  de  fabrication  pendant  la  compagne  1890—91.  — Le  sucrage  des  vins 
et  des  cidres  avant  la  fermentation.  Droits  sur  les  boissons  et  consommation  moyenne 
par  habitant  dans  les  principales  villes.  — Les  postes  et  t&dgrapbes  en  1890  et  1889 
— Les  billeU  d'anciens  types  de  la  Banque  de  France.  — Les  recettes  des  chemins  de 
fer  en  1891  et  1890.  — Tunisie:  Le  regime  de  la  propridtd  foncibre  (dicret  du  16  tnars 
1892).  — Le  commerce  et  les  finances  du  Tonkin.  — B.  Pays  etranger»  : Union  postale 
universelle.  Les  rdsnltat»  fioaociers  du  Service  postal  eu  1890.  — Angleterre : Les 

manifestations  bimdtallistes.  William  Pitt  et  la  dette  anglaise.  — Pays-Ha» : Le  projet 
de  reforme  fiscal©.  — Allemagne : L'  histoire  et  la  statistique  des  metaux  pr^cieux.  — 

Antriche-Hongrie : La  reforme  mondtaire.  Les  iropöts  de  consommation.  Le  budget  de 

la  Bosnie  et  de  1'  Herslgovine  ponr  1892.  — Dänemark  : Les  pensions  de  retraite  pour 

la  vieillesse  indigente,  loi  du  9 avril  1891.  — liussie:  Situation  de  la  dette  publique 

au  1«  janvier  1892.  — Etats- Unis  : Les  Clearing  bouses.  — Inde  anglaise:  Le  budget 

iodien.  — 

Journal  des  Economistes.  Revue  mensuelle.  51«  annie  (5«  sdrie)  1892,  Mai: 
Ksquisae  d*  un  conrs  de  commerce,  par  Courcelle-Seneuil.  — Le  mouvement  agricole,  par 
G.  Fouquet.  — Revue  critique  des  publications  äconomiques  en  langue  fran^aise , par 
Rouxel.  — Souvenirs  de  France.  Lettres  inädites  d’ un  magistrat  Pranger,  par  G. 
Tricochc.  — Le  credit  agricole  et  populaire,  par  Ed.  Coben.  — Le  pavillon  commercial 
frantai*  dans  les  iles  joniennes , par  D.  Bellet.  — Les  tarifs  par  sones  des  chemins  de 
fer  de  l'Etat  en  Hoogrie,  par  D.  Korda.  — Le  paupdrisme  anglais  en  1890,  d'  apres  le 
Bulletin  de  la  Sociktk  de  statistique  de  Manchester , par  E.  Castelot.  — Dans  les  mines 
de  soufre  de  la  8icile,  par  I.  W.  M.  — Le  protectionnisme  medical  en  Italic,  per  VUfredo 
Pareto.  — 8oci4t4  d'  economie  politique,  siance  da  5 mai  1899:  N6crologie:  M.  John 

Knox.  Discnssion ; N’  y a-t-il  pas  avant&ge  k remplacer  les  concessions  gracieuses  de 
bureanx  de  tabac,  de  kiosqnes  on  autres  de  meine  nature  par  des  subventions  ou  pensions 
inscrites  nominativement  an  budget  ? — etc. 

Journal  de  la  Soci6te  de  statistique  de  Paris.  XXXIII‘rine  annke  (1892)  N°  6, 
Juin  : Proces-verbal  de  la  siance  du  18  mai  1892.  — Rapport  de  M.  Cheysson  sur  le 
prix  Bourdin  (pour  la  pöriode  de  1889  k 1891.)  — Hole  de  la  statistique  dans  le  präsent 
et  dans  l’aveuir,  par  A.  de  Foville  — Le  crddit  des  compagnies  de  chemins  de  fer  fran- 
9ab,  leurs  placemenU  et  amortissements,  par  A.  Neymarck.  — etc. 

Moniteur,  le,  des  aasurances.  Revue  mensuelle.  Tome  XXIV  N°  286, 
16.  jnin  1892  : DÄcisions  relatives  k l'assurance  incendie,  par  C.  Oudiette.  — Dlcisions  rela- 
tives k rasaurance-vie , par  L.  Regnaalt.  — Döcisions  relatives  k l'assuranca-accidents, 
par  E.  Pagot.  — Assurances  sur  la  vie.  Contrata  refuses,  par  L.  Mass£.  — Theorie 
«'■Ikmentaire  des  assnrances  sur  la  vie  et  autres  Operation»  viageres  (suite),  par  E.  Beziat 
d’Andibert.  — etc. 

R i forme  sociale,  ia  Bulletin  de  la  8oci4t6  d’kconomie  sociale  etc.  XIM»«  annke 
(1892)  N°*  33  et  34:  1«  mai  et  16  mai  1892:  Le  Capital,  la  speculation  et  la  finance 
au  XIX«  sifecle.  Les  remfedes  k l'agiotage , par  Claudio  Jannet.  — La  condition  et  les 
esperances  des  ouvriers,  par  J.  Angot  des  Rotours.  — Soci&4  d'economie  sociale:  L*in- 
dustrie  des  jouets  k Paris : La  Situation  des  ouvriers  et  le  „sweating-system“  , suite  et 
fin  de  la  communication  de  M.  P.  du  Maroussem,  avec  discussion.  — L’immigration  rurale 
dans  les  villes,  par  L.  Choisy.  — Les  canadiens  dans  la  Nouvelle-Angleterre  et  les  dan- 
gers  de  leur  axnkricani&ation,  par  Rameau  de  St.-Phre.  — La  statistique  des  divorces  et 
lee  jugements  de  divorce  , par  (prof.)  de  Loynfts.  — Un  aouvemr  de  l’ecole  de  Buches, 
par  Hubert- Valleroux.  — Les  droits  de  1*  Etat  en  matifcre  d’  öducation  et  l’instruction 
obügaloire,  par  Sidney  Dean.  — Le  Parlament  et  lee  invalides  de  la  marine,  par  Cb.  Le 
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Cour  Grandmaison.  — SociÄU*  d’dconomie  sociale : Une  exploitation  rurale  dans  les 
steppes  de  l'Ukraine,  par  Pournier  de  Flaix,  avec  discussion.  — Les  tanneries  de  Cor- 
menon  et  Mondoubleau  (Loir-et-Cher) , par  (l’abbe)  Blancfaard.  — Le  Mexique  au  point 
de  vue  social,  par  G.  de  Champ.  — Cbronique  du  mouvement  social,  par  A.  Fougerousse. 

— Le  mouvement  social  k l’dtranger,  par  J.  Cazajeux.  — etc. 

Ke  vue  g4n4rale  d'administration.  XV**“»  annäe  (1892)  Mai  et  Juin:  Les  secoun 
k domicile  dans  la  ville  de  Paris.  Historique  et  rlformes , par  A des  Cilleuls  (chef  de 
di vision  k la  prlfecture  de  la  Seine),  article  1 et  suite  1.  — Une  lacune  de  la  loi  mili- 
taire,  par  E.  Seignouret  (sous-prefet  de  Villeneuve-sur-Lot.)  — Cbronique  d'Angleterre ; 
L'dlectorat  politique  des  femmes.  Le  vote  des  illettr6s.  Le  gonvernement  local  en  Ir- 
lands. — Cbronique  de  Belgique:  La  libertd  du  travail  en  Belgique.  La  rdvision  de  la 
Constitution , le  referendum , la  rdforme  du  Senat  et  le  auffrage  universel.  — Cbronique 
d’Italie : Le  nouveau  miniature.  La  question  monetaire.  — Les  driögations  spdciales,  par 
Marc.  Juil.  Saint-Lager  (sous-chef  de  burean  au  Ministers  de  l’int&ieur.)  — Chronique  de 
I’administration  fran^aise.  — etc. 

Revue  d’äconomie  politique.  6*  annta  (1892)  N°  5,  Mai:  La  röforme  de  l’Atalon 
monetaire  en  Autriche-Hongrie,  par  • • •.  — Essai  critique  sur  la  politique  commerciale 
de  Tltalie  depuis  1861  , par  Werner  Sombart.  — Le  systfeme  parisien  de  l’industrie  du 
meuble  et  le  „Sweating  System“,  par  P.  du  Maroussem.  — Cbronique:  La  journta  du 
1«**  mai.  Les  dlections  municipales.  La  lägislation  et  la  jurisprudence  sur  les  syndicats 
ouvriers.  Quelques  cons4quences  du  nouveau  r£gime  douanier.  L'alliance  antisocialiste. 
Le  congrhs  des  soci£t£s  cooperatives  du  credit , etc.,  par  Cb.  Gide.  — Chronique  legis- 
lative, par  E.  Villey.  — etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Tome  CXIII,  Uvraison  869,  Juln  1892:  Etüde  sur 
la  th&rie  mdcanique  de  la  chaleur,  par  C.  Brun  (suite.)  — Les  anciennes  troupes  de  la 
marine  (1622 — 1792),  par  G.  Coste  (suite).  — Probleme*  de  l'Empire  britannique,  traduit 
par  E.  A.  Pailh&s  (suite  et  fin.)  — Les  progris  de  1’artUlerie  en  1890  , per  F.  de  Qaa- 
quet.  — Voyages  Syriens  au  long  cours.  Les  alrostats  et  l’exploration  du  continent  afri- 
cain,  par  Leo  Dex  et  Maur.  Dibos  (suite.)  — Chronique.  — etc. 

B.  England. 

Board  of  Trade  Journal,  volumen  XII,  N®  71,  June  1892:  Co-operative  Congress 
of  1892  — Industrial  enterprise  in  Japan.  (Information  respecting  the  native  Industries 
of  Japan  , extracted  from  a summary  by  Mr.  Gubbins , Secretary  of  legation  at  Tokio.) 

— Public  works  in  China.  — The  cultivation  of  flax  and  hemp  in  Russia.  — Industrial 
progress  of  Roumania.  — The  Brussels  labour  bureau.  — New  Zealand  Bureau  of  Indu- 
stries. — Natural  producta  of  Persia.  — Fisheries  of  Tasmania.  — Cuatoms  duties  of 
the  importation  of  tea  into  European  countries.  — New  customs  tariff  of  Trinidad.  — 
Extracts  from  diplomatic  and  cousular  reports.  — Proceedings  of  Chambers  of  commerce. 

— State  of  the  skilled  labour  market.  — Statistics  of  trade,  emigration,  fisheries,  etc.  — 

Contemporary  Review,  the.  July  1892:  The  protest  of  Irish  protestantism,  by 
Prof.)  A.  V.  Dicey.  — Ulsteria  and  home  rule,  by  an  Irish  presbyterian  Minister.  — 
The  Russian  crisis,  by  a formet  Siberian  exile.  — Sacerdotalism , by  (Archdeacon)  Farrar. 

— General  Booth’s  social  work,  by  Francis  Peek.  — Are  we  really  so  bad  ? by  G.  Osborne 
Morgan.  — Problems  of  reproduclion , by  (Prof.)  Marcus  Hartog.  — The  populär  songs 
of  France,  by  EleanorC.  Price.  — The  migrations  of  the  races  of  men,  by  J.  Bryce.  — etc. 

Economic  Journal,  tbe.  (The  journal  of  the  British  Economic  Association,  edited 
by  F.  T.  Edgeworth.  N°  5 and  6 (Vol.  II.  N°  1 und  2)  March  and  June  1892  : The 
relativity  of  economic  doctrine,  by  (Prof.)  W.  Cunningham.  — Notes  on  a recent 
economic  treatise , by  L L.  Price  — Geometrical  methods  of  treating  exchange-value, 
monopoly,  and  rent,  by  H.  Cunynghame.  — The  origin  of  the  law  of  diminishing  re  turne, 
(1819 — 16),  by  E.  Cannan.  — Trusts  in  the  United  States,  by  (Prof.)  J.  Jenks.  — The 
origin  of  the  eight  hours  system  at  the  antipodes,  by  H.  H Champion.  — Influence  of 
opinion  on  markets,  by  A.  Ellis.  — On  international  Statistical  comparisons,  by  R.  Giffen. 

— On  the  origin  of  money,  by  (Prof.)  Menger.  — An  attempt  to  estimate  the  circulation 
of  tbe  rupee,  by  F.  C.  Harrison.  — A fixed  value  of  bullion  Standard,  by  Aneurin  Wil- 
liams. — Thrift  in  Great  Britain,  by  Rowland  Hamilton.  — A weakness  in  the  German 
imperial  socialism,  by  J.  Graham  Brooks.  — etc. 

Fortnightly  Review,  the.  July  1892:  Nonconformiats  and  home  rule,  by  H.  M. 
Bompas.  — The  religious  war  in  Uganda,  by  G.  S.  Mackenaie.  — The  proposed  pan- 
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anglican  festival,  by  B.  P.  Rowc.  — Guy  de  Manpassant,  by  E.  Delille.  — The  servant 
question,  by  (Lady)  Jeune.  — Menul  imagery,  by  A.  Biuet.  — Early  parliamentary  day», 
by  H.  W.  Lucy.  — The  truth  about  tbe  salvation  army,  by  A.  White.  — The  strength 
and  prospects  of  unionism  in  ireland,  by  an  Irishman.  — 

National  Review,  the.  July  1892:  The  appeal  to  the  country.  — Authors,  indi- 
vidual and  corporate.  — Polynesien  labour  traffic,  by  B.  Temple.  — Newspaper  Copyright, 
by  Sidney  J.  Low.  — „Common  sense  al  last“  by  (Colooel)  Howard-Vincent.  — etc. 

New  Review,  the,  edited  by  A.  Grove.  N*  88,  July  1892:  Tbe  Ulster  protestauis 
and  home  rule,  by  Ball  and  Hugh  P.  Hughes.  Tbe  first  stcp  , by  (Count)  Leo  Tolstoi. 
Study  in  character,  by  (Lord)  Salisbury.  — A contribution  to  the  alcohol  question,  by 
R.  Roose.  — The  marriage  market,  french  and  english  , by  Marie  Anne  de  Bovet.  — 
Tbe  trouble  in  Uganda,  by  (tbe  Rev.)  W.  J.  Smith.  — Culture  : its  meaning  and  its  uses, 
by  J.  A.  Symonds.  — etc. 

Nineteenth  Century,  the.  July  1892  : The  choico  of  England,  by  E.  Dicey.  — 
Tbe  American  newspaper  press,  by  E.  Delille.  — Astronomy  and  worship  io  ancient 
Egypt,  by  J.  Norman  Lockyer.  — A journey  to  England  in  1668,  by  J.  J.  Jusserand. 

— Trinity  College,  Dublin,  by  (Prof.)  Mahafiy.  — Jamaica  resurgens,  by  (the  Duke  of) 
St.  Albans.  — The  Situation  in  Central  Asia,  by  A.  Vambdry.  — 8ir  John  Franklin,  by 
(Sir)  H.  Elliot-  — Tnrkish  marriage*  viewed  from  a barem,  by  Adalet.  — The  impending 
elections  in  England  and  America,  by  A.  Carnegie.  — Why  J shall  vote  for  tbe  unionists, 
1,  by  (the  Dean)  of  St.  Paul’s;  2,  by  (Prof.)  Batcher;  8,  by  E.  H.  Carbutt;  4,  by  H. 
N.  Hamilton  Hoare;  5,  by  John  Glover;  6,  by  (the  Rever)  Arthur  Mursell ; 7,  by  tbe 
(Rever.)  H.  H.  Dallinger;  8,  by  (Prof.)  G.  J.  Romane* ; 9,  by  T.  W.  Allies,  10,  by  Au- 
brey  de  Vere.  — etc. 

C.  Oesterreich-Ungarn. 

Deutsche  Worte.  Monatshefte  hrsg.  von  E.  Pernerstorfer.  Jahrg.  Xll  (1892) 
Heft  6 , Juni : Zur  Fortbildung  der  Arbeiterversicherung  in  Oesterreich.  Nach  einem 
Vortrag,  gehalten  am  28.  April  1892  in  der  Gesellschaft  Österreich ischer  Volkswirte  zu 
Wien  , von  (Prof.)  Ad.  Menzel  (Wien.)  — Friedrich  Albert  Lange  als  Soziologe  und 
Nationalökonom,  von  P.  Waisengrün  (Leipzig.)  — Soaiale  and  wirtschaftliche  Skiszen 
aus  der  Bukowina,  II.  (Schluss),  von  Marie  Miscliler.  — Die  Resolute  der  Notstands- 
aktion  in  Rufsland.  — Eine  Lücke  in  der  historischen  Forschung  (sozialpolitischer  Inhalt 
der  französischen  Februarrevolution),  von  A.  Mülberger  (Crailsheim.)  — Die  Ursachen 
der  So  Idatenmifshand  langen,  von  einem  ehemaligen  deutschen  Offizier.  — Indische  Weis- 
heit im  europäischen  Lichte,  von  F.  v.  Feldegg  (Wien.)  — Aua  Büchern  und  Zeitschrif- 
ten, 4:  Ein  Brief  Friedrich  Albert  Langes  fiber  Autorität  und  Freiheit,  Uber  Korruption 
und  deren  Bekämpfung.  — etc. 

Monatsschrift  für  christliche  Sozialreform,  Gesellschaftswissenschaft,  etc.  Be- 
gründet von  weiland  (Frh.)  C.  v.  Vogelsang,  fortgesetzt  von  W.  (Frh.)  v.  Berger.  Jahrg. 
XIV  (1892)  Heft  6 : Zur  Frage  der  Goldwährung,  von  J.  B — y.  — Ueber  die  sozial- 
politische Bedeutung  des  Clearing  (Fortsetzung,  mit  graphischer  Darstellung.)  — Die 
österreichische  Trunkenheitsgesetivorlsge , besprochen  von  J.  C.  Blascbek.  (I.  Artikel.) 

— Was  thun  mit  dem  Gelde?  von  Rud.  (Frh.)  v.  Manndorff.  — Parteitag  der  österrei- 
chischen Sozialdemokratie  in  Wien  (5. — 9.  Juni  1892  in  Wien),  von  M.  Vogelsang.  — etc. 

Statistische  Monatsschrift.  Hrsg,  von  der  k.  k.  autistischen  Centralkommission. 
Jahrg.  XVIII  (1892)  Aprilheft:  Die  Viehzählung  in  Oesterreich  vom  31.  Dezember  1890, 
von  J.  v.  Roschmann-Hörburg  (Fortsetzung.)  — Die  Selbstmorde  in  der  k.  u.  k.  Armee 
in  den  Jahren  1878 — 1890,  von  Josef  Roth.  — Die  österreichischen  Unfallversichernngs- 
ansUlten  im  Jahre  1890,  von  Kögler.  — etc. 

Zeiftchrift  der  VolkswirUchaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung.  Organ  der  Gesell- 
schaft österreichischer  Volkswirte.  Herausgegeben  von  E.  v.  Böhm-ßawerk,  K.  Tb.  ▼. 
Inama-Sternegg , E.  v.  Plener.  Band  I,  (1892)  Heft  2:  Der  Gebrauch  des  Ausdruckes 
„Gesetz“  in  der  Nationalökonomie,  von  James  Bonar.  — Zur  Methode  der  heutigen  So- 
zial Wissenschaft,  von  V.  John.  — Ueber  Meliorationskredit  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
Oesterreich,  von  A.  Bräf.  — Beitrag  zur  Dogmengeschichte  der  Schutzzoliidee , von  R. 
ZuckerkandL  — Verhandlungen  der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte:  XXVII — 
XXX.  Plenarversammlung  vom  4.  Januar  bis  7.  März  1892.  — Das  Gesetz  betreffend 
Begünstigungen  für  Neubauten  mit  Arbeiterwohnungen  , von  G.  Grofs.  — Die  Statistik 
an / drei  internationalen  Kongressen  des  Jahres  1891  (London,  Bern  und  Wien)  , von  G. 
v.  Mayr.  — Die  österreichische  Währungsfrage,  von  V.  Mataja  — etc. 
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E.  Italien. 

Oiornale  degli  Econom  isti.  Rivista  mensile  degli  interessi  italiani , luglio  1892: 
La  dichiaraiione  del  corso  forzoso  per  sententa  di  tribnnale.  — II  problema  della  popo- 
laaione  e il  socialiamo,  per  F.  Virgili.  — Süll’  organizzazione  pnbblica  del  giuoco  in  Italia 
nel  medio  evo , per  L.  Zdekauer.  — La  situazione  del  mercato  monetario,  per  X.  — 
Cronaca,  per  U.  Maszola.  — Supplemento:  Saggio  di  bibiiogrefia  delie  opere  ocouomiche 
itsliane  sulla  moneta  e snl  credito  anteriori  al  1849,  per  L.  Coasa.  — Saggio  di  biblio- 
grafia  economica  itaüana  (1870 — SO),  per  A.  Bertolini  (continuaaione.)  — 

Ri  vista  della  beneficeuza  pnbblica,  Direttore:  A.  O.  Scotti.  Anno  XX  (1892) 

No*  4 e 5,  Aprile  e Maggio  1892:  Degli  statnti  deile  istituzioni  pubblicbe  de  beneficeuza, 
per  C.  Peano.  — La  Societa  protettrici  dei  fanciulli , per  O.  Signorini.  — Se  vi  sia  di 
fatto  una  cosi  detta  qnestione  sociale,  per  N.  Bertoglio-Pisani.  — Di  alcnne  colonie  itaüane 
all'  estero,  per  U.  Topi  — (Jn  progetto  di  legge  pei  mouli  di  pietä.  — 11  secondo  Con- 
gresso  nazionale  di  maestri  dei  sordomnti  in  Genova.  — Le  istitnaioni  pnbbliche  di  bene- 
ficenza  e di  providenaa  premiate  all'  Esposizione  nazionale  di  Palermo.  — L*  assicurazione 
per  1*  invalidith  e la  vecchiaia  in  Baviera,  per  G.  Melegari.  — L’  insegnamento  pratico  e 
scientiflco  snl  modo  di  cncinare  applicato  aila  dieta  dei  malati,  per  A.  P.  — II  Congreaao 
per  la  federazione  della  Societä  cooperative  operaie  del  Piemonte.  — Cronaca  della  bene- 
ficenza,  della  previdenza,  della  cooperazione  e di  fatti  sociali  interessanti  i lavoratori 
— etc. 

G.  Belgien  nnd  Holland. 

Revue  de  droit  international  et  de  llgislation  comparee.  Rldacteur  en  chef:  G 

Kolin-Jaequemyos.  Tome  XXIV  (1882)  N®  3:  Des  recours  en  casaation  pour  violation 

d'nne  loi  itrangire,  par  Flraud-Giraud.  — Le  congrfes  juridique  de  Florence  et  la  question 
du  divorce , par  L.  Olivi.  — Les  theories  politiques  en  Angleterre  au  XVI«  et  an 
XVII«  sifccle,  par  E.  Nys.  — Des  attributions  des  consuls  en  matl&re  notariale  au 
point  de  vue  de  la  llgislation  italienne,  par  F.  Coutnasi.  — Nlcrologie:  Gustav  Koenig, 
par  A.  Ri  vier.  — etc. 

Revue  sociale  et  politique,  publice  par  la  Sociltö  d'ctudea  sociales  et  politiques 
(Bruxelles).  (Secrltaire-genlral  : Aug.  Couvreur.)  II1*»*  annee  (1892)  N°.  4 : Le  mouve- 
ment  Iconomique  et  social  en  Allemagne  pendant  les  annies  1890  et  1891.  — Sociltl 
d'  etudes  sociales  et  politiques.  Sectiou  de  ldgislation  comparee,  slances  des  9 et  28  avril 
et  7 mai.  — Informations  diverses.  — etc. 

Economist,  de,  opgericbt  door  J.  L.  de  Bruyn  Kops.  XL1.  Jaargang  (1892) 
April  en  Mei  : (ln  holländischer  Sprache) : Das  Gesamtvermögen  und  dessen  Rentabilität 

der  Einwohner  von  Friesland  , von  J.  Sickenga.  — Was  ist  zur  Verbesserung  der  land- 
wirtschaftlichen Zustände  Hollands  zu  thun,  von  W.  J N.  Landrl.  — Hollindische 
Armenversorgung,  von  J.  K.  W.  Quartes  van  Ufford  (anknüpfend  an  die  englischen  Zu- 
stände nach  Booths  „Darkest  England*4).  — Alkoholverbrauchssteuerentwurf  für  Holland 
mit  internationalen  Vergleichen  der  bestehenden  ausländischen  Branntweinsteuerergebnisse 
per  hl  und  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  von  A.  D.  van  Assendelft  de  Coningh.  — Ein 
Gesetzentwurf  zur  Aufhebung  der  hypothekarischen  Eintragungen  in  Holland,  von  J.  N. 
Verkoren.  — Nationalökonomische  Chronik.  — Handelschronik. 
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Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen.  Hrsg,  von  F.  C.  Glaser.  Gante  Reihe 
N®  860,  361,  862  od.  Bd.  XXX,  Heft  12  und  Bd.  XXXI,  Heft  1 und  2,  16.  Juni  bis 
16.  Jul»  1892:  Ueber  amerikanische  Lokomotiven.  Vortrag  des  (EBBau-Insp.  J.  v. 

Borries.  — Modellversuche  zu  Flufsregulierungszweckeu.  — Ueber  die  Lieferungsbedingungen 
für  Mineralschmieröle  bei  den  kgl.  preußischen  Staatsoisenbahnen,  von  M.  Albrecht.  — 
Etat  der  Eisenbahnverwaltung  für  das  Jahr  vom  1.  4.  1892/93  (Scblufs).  — Reisecr- 
inneruugen  au»  der  Schweiz,  von  F.  Rünrott  (kgl.  EBDirektor  in  Halberstadt).  — Ueber 
Eisenbahnfragen  wirtschaftlicher  Art  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  von  (GKegR.) 
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Ulrich  (Vortrag).  — Da«  Kranken  versicherungsgesetz,  von  (KrOerR.)  B.  Hilse.  — Hoch- 
und  Niedrigwasser  der  Oder  and  Elbe  — sonst  und  jetzt.  — Di«  Londoner  Untergrund- 
bahnen, von  (RegBauM.)  L.  Troske.  — Der  Aasflug  des  Vereins  deutscher  Eisenhütten- 
leute nach  Amerika  im  Herbst«  des  Jahres  1890  (Fort«,  and  Schlafs),  von  (GltommissR. 
F.  C.  Glaser.  — etc. 

Archiv  für  Eisenbahnwesen.  Herausgegeben  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten. 
Jahrgang  1899,  Heft  4,  Juli  und  August:  Die  Petroleumeinfuhr  Uber  die  Weser häfen  und 
die  Deutsch-Amerikanische  Petroleauigesellschaft  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  vor- 
handenen Betriebsanlagen,  von  Thoml.  — Die  italienischen  Eisenbahnen  In  den  Jahren 
1888,  1889,  1890.  — Die  Neuordnung  des  Eisenbahnwesens  im  Königreich  der  Nieder- 
lande, von  Claus  (Fortsetxung).  — Die  königlich-preufsiachen  Staats«  Len  bahnen  im  Jahre 
1890/91.  — Die  Güterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen  im  Jahre  1891  im  Vergleich 
au  der  in  den  Jahren  1890,  1889  und  1888,  vou  Thamer.  — Die  Eisenbahnen  io  Frank- 
reich 1889  und  1890.  — Die  belgischen  Eisenbahnen  im  Jahre  1890.  — Statistisches  von 
den  deutschen  Eisenbahnen,  etc.  — 

Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik.  Vierteljahresscbrift  zur  Erforschung 
der  gesellschaftlichen  Zustände  aller  Linder.  Hrsg,  vou  Heinrich  Braun.  Band  V (1892) 
Heft  2:  Die  Reform  der  deutschen  Arbeiterschutzgesetzgebung,  von  (Prof.)  H.  Herkner 

(Freiburg  i.  B.)  — Die  SittlicbkelttTerbrechen  in  Deutschland  iu  kriminalistischer  Be- 
leuchtung, von  H.  Lux  (Magdeburg).  — Das  neue  Krankenversicherungsgesetz  für  das 
Deutsche  Reich,  von  Max  Quarck,  mit  Wortlaut  des  Gesetzes  — AnsfUhrungsbestlmmungen 
zum  Gesetz  betr.  Abänderung  der  Gewerbeordnung.  — Das  französische  Gesetz  vom 
27-  December  1890  über  den  Arbeitsvertrag  und  das  Verhältnis  der  Eisenbahngesell- 
schaften zu  ihren  Angestellten,  von  Raoul  Jay  (Prof.,  Grenoble),  nebst  Wortlaut  des  Ge- 
setze«. — Die  Fabriklnspektion  in  Russisch* Polen,  von  (Dr)  Sophie  Daszynska  (Warschau). 

— etc. 

Archiv  für  bürgerliches  RechL  Hrsg  von  (Prof.)  J.  Köhler  und  (Landrichter) 
V.  Ring.  Jabrg.  1892.  Aufserordentlicbe  Beilage : Die  zweite  Leanng  des  Entwurfs  eines 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich  unter  Gegenüberstellung  der  ersten 
Lesung,  Heft  1 (102  SS.). 

Christi  ich- soziale  Blätter.  Katholisch-soziales  Ceutralorgan.  Jahrg.  XXV  (1892) 
Heft  7 — 10:  Zur  Lohnfrage.  — Die  Gewerkschaftsbewegung  (III.  Artikel.):  Die 

Frage  der  sukünftigen  Gewerkschaftsorganisation.  — Die  sozialdemokratische  Presse.  — 
Ein  sozial  ruiniertes  Volk  (Irland).  — Zur  Klärung  der  Lage  (In  Bezug  auf  parlamen- 
tarische Schwerpunktsverrüekung  des  Centrnms.)  — Die  jüngste  Erhebung  des  Anarchismus. 

— Bedenkliche  Erscheinungen  der  Bevölkerungsstatistik  (Entvölkerung  des  platten  Landes). 

— Da«  katholische  Arbeitervereinswesen.  — Die  Hypothekenbewegung  im  preufsischen 
Staate.  — Die  Entwickelung  der  Lebensversicherung  von  1860  bis  1890.  — Sozialistische 
Behauptungen  und  die  TbaLachen  (in  Bezug  auf  Arbeiterlöhne  beim  Bergbau).  — Sozial- 
politisches und  Verwandtes  aus  Oesterreich.  — Der  Bericht  der  österreichischen  Gewerbe- 
inspectoren für  1891.  — etc. 

Deutsche  Revue  Uber  das  gesamt«  nationale  Leben  der  Gegenwart.  Hrsg,  vou 
Richard  Fleischer.  Jahrgang  XVII  (1892)  Juni:  Aus  dem  Leben  König  Karls  von 

Rumänien  (V.  Artikel).  — Aus  Ferdinand  Laskers  Nachlafs  Sein  Briefwechsel  in  den 
Jahren  1870/71.  (III.  Artikel.)  -—  Gtebt  e*  noch  Halbwilde  in  Europa?  von  Mor.  Carriere. 

— Einige  Gedenkblätter  an  den  verstorbenen  Grafen  de  Launay,  von  einem  Ungar.  — 
Sechzehn  Jahre  in  der  Werkstatt  Leopold  von  Rankes  (VIII.  Artikel).  — Vier  Briefo 
Über  Rufsland  und  den  russischen  Notstand  (II.  Artikel,  Schluss).  — etc. 

Journal  für  Landwirtschaft.  Im  Aufträge  der  kgl.  Landwirtschaftsgesellschaft  zu 
Hannover  herausgegeben  unter  Beteiligung  der  landwirtschaftlichen  Institute  deutscher 
Hochschulen.  Redigiert  von  (Prof.)  G.  Liebscher  (Göttingen).  Band  XL  (1892)  Heft  2 : 
Untersuchungen  über  die  Feststellung  des  Düngerbedürfnisses  der  Ackerböden  durch  die 
Pflanzenanalyse,  von  A.  Helmkampf  (Forteetsung).  — Nordamerikanische  Versuchssta- 
tionen: Fütterungs versuche,  von  M.  Wilcken».  — 

Neue  Zeit,  die  Jabrg.  X,  Bd.  II  (1891 — 92)  Nr- 37 — 42:  Altersversicherungs- 
pläne in  England.  — Die  Stückarbeit  und  die  Agitation  gegen  sie,  von  W.  H.  Vliegen 
(Schriftsetzer).  — Der  Befähigungsnachweis  in  Oesterreich.  — Die  Kontrolmarke , von 
Max  Pfund.  — Arbeitskräfte  für  das  Kapital  in  den  Tropen.  — Die  psychologische  Rich- 
tung in  der  neueren  Nationalökonomie,  von  Conrad  Schmidt.  — Das  Ende  des  Durhamer 
Kohleustrikes,  von  Max  Quarck.  — Die  Reichskommission  der  Arbeiterstatistik,  von  Max 
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Schippel.  — Die  Hungersnot  in  Rufsland.  — Bacher,  Bismarck  und  v.  Poschinger,  von 
Ferd.  Wolff.  — Die  Arbeiterbewegung  in  den  Vereinigten  Staaten,  1877 — 1885,  von  F. 
A.  Sorge  (Fortsetzung  und  Schluls).  — etc. 

P reu  fei  sc  he  Jahrbücher.  Hrsg,  von  Hans  Delbrück.  Band  LXX  (1898)  Juli: 
Vom  Streit  um  die  Zeit,  von  (Generalmajor)  G.  Schröder.  — Lehrlingsprüfungen,  von 
(Prof.)  W.  Stieda.  — Wie  sollen  wir  unsere  evangelischen  Kirchen  bauen?  von  (Prof.) 
A.  Tiede.  — Alexander  der  Grofse  als  Regent,  von  O.  Jäger.  — Politische  Korrespon- 
denz, vom  Herausgeber.  — Nationalökonomisches,  von  W.  Scharling:  Besprechung  der 
Schrift  von  £.  Suefs,  Die  Zukunft  des  Silbers,  Wien  1892.  — etc. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen  Jahrgang  XX  (1892)  Nr*  1 — 6 
Januar  bis  Mai : Geschäftsaland  des  Rttckversicherungsverbandes  deutscher  Lebensver- 
sicherungsgesellschaften , Ende  1891.  — Sterbetafel  für  Pensionierte  (Dienstunfähige).  — 
Zur  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  and  anderer  Gerichtshöfe  in  Versicherungsangele- 
genheiten. — etc. 

Vierteljahrsschrift  für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte,  hrsg. 
uuter  Mitwirkung  genannter  Autoren  von  Karl  Braun.  Jahrgang  XXIX  (1892)  Band  II, 
2.  Hälfte:  Der  Kongress  der  englischen  Gewerkvereine  zu  Newcastle  und  die  Soaiallsten, 
von  F.  C.  Philippaon.  — Die  wirtschaftliche  Unzufriedenheit  der  arbeitenden  Klassen  und 
ihre  Berechtigung,  von  G.  Lewinstein.  — Zur  ungarischen  Komi  tatsfrage , vom  Heraus- 
geber. — Volkswirtschaftliche  Korrespondenz  aus  Wien,  von  E.  Blau.  — etc. 

Zeitschrift  für  Handel  und  Gewerbe.  Organ  für  die  deutschen  Handelskammern. 
Redigiert  von  R.  Siegemann.  Jahrg.  V (1892)  N'*  6,  Juni:  Die  deutschen  Ansiedelungen 
in  Posen  und  Westpreufsen,  vom  Herausgeber  (Fortsetaung  und  Schiufa).  — Anlage  und 
Betrieb  von  Fernsprecheinrichtungen  nach  dem  Reicbsgesetz  vom  6.  April  1892,  von  K. 
Schaefer.  — Die  ländlichen  Arbeiterverhältnisse  in  Schlesien.  — Zu  der  Frage  der  Aus- 
gestaltung der  landwirtschaftlichen  Interessenvertretung.  — Die  Beschäftigung  der  Lehr- 
linge an  den  Sonutagsnachmittagen.  — Die  russische  Eisenindustrie.  — Jahresbericht  der 
Handelskammer  in  New-York  für  das  Jahr  1891.  — Thätigkeit  der  Handelskammern 
des  In-  und  Auslandes.  — etc. 

Zeitschrift  Tür  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft.  Hrsg,  von  (Profi.  D")  F. 
v.  Liszt,  K.  v.  Lilieuthal,  B.  Hennecke.  Band  XII  (1892)  Heft  3 u.  4 : Zur  Lehre  vom 
Ungehorsam  und  der  Gehorsamsverweigerung  im  Reichs militärstrafgesetabuch , von  L. 
Huberti  (Würzburg).  — Vom  Grenzgebiet  zwischen  Notwehr  und  Notstand,  von  (Privat- 
dozent) v.  Calker,  Halle.  — Das  alte  Nürnberger  Kriminalverfahreu  bis  aur  Einführung 
der  Karolina.  Nach  Ratsurkundeu  erläutert  von  H.  Knapp  (Reichsarchivpraktikant, 
München),  Schluls.  — Eingriff  der  öffenrechtlichen  Versicherung  in  das  Strafrechtsgebiet,  von 
(KreisGerR.)  B.  Hilse.  — Ist  der  v.  d.  Heydtsehe  üirkularerlafs  vom  3.  11.  1859  noch 
für  gütig  zu  halten?  Eine  Frage  nach  der  Strafbarkeit  der  Beförderung  der  Auswande- 
rung, vou  K.  Andreae,  Berlin.  — Eine  Beweisaufnahme  in  der  Revisiousinstaoz  , von 
(Rechtsanwalt)  Werthauer,  Leipzig.  — Bemerkungen  über  das  Rechtsprinzip  der  Zweck- 
strafe, von  OGerAnwalt)  C.  Herold,  Kopenhagen.  — etc. 

Zeitschrift  des  Vereins  für  Volkskunde.  Hrsg,  von  K.  Weinhold.  Jahrg.  II 
(1892)  Heft  2:  Zur  neugriechischen  Volkskunde,  von  A.  Thutnb,  — Zur  Giebelentwlcke- 
luug  des  sächsischen  Bauernhauses,  von  R.  Mielke.  — Volks*  egen  aus  dem  Böhmerwald, 
von  J.  J.  Ammann  (in  Krummeu).  — Der  Tod  in  Sitte,  Brauch  und  Glauben  der  Süd- 
slaven, II.  Artikel,  von  Fr.  8.  Kraufs.  — Weiteres  über  Wind , Wetter , Regen  , Schnee 
und  Sonnenschein  und  die  Gebirgsnatur,  von  Marie  Rehsener.  — etc. 


Fromnuuinccbe  Buchdruckern  (Hermann  Pohle)  Io  Jena. 
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V. 

Zur  Reform  der  Gemeindebesteuerung 
in  Preufsen. 


Von 

Prof.  Dr.  Bobert  Friedberg, 

Mitglied  des  preufsiscben  Abgeordnetenhauses. 

Die  Reiorm  der  Gemeindebestcuerung  ist  ein  integrierender  Teil 
der  Steuerreform,  welche  durch  das  preußische  Einkommensteuergesetz 
vom  24.  Juni  1891  angebahnt  worden  ist.  Die  Zielpunkte  dieser  Re- 
form sind  in  einer  amtlichen  Erklärung  des  Reichsanzeigers  vom 
23.  April  d.  J.  in  folgender  Weise  umschrieben  : 1)  Eine  gerechtere 
und  gleichmäßigere  Veranlagung  der  Einkommensteuer  und  der  Ge- 
werbesteuer unter  gleichzeitiger  Entlastung  der  geringeren  Vermögen 
und  kleineren  Gewerbebetriebe.  2)  Die  Verwendung  der  Mehrertrfige 
aus  der  Einkommensteuer,  sowie  der  bisherigen  Ueberweisungen  aus 
den  Getreide-  und  Viebzöllen  zur  Verminderung  bezw.  Beseitigung  der 
staatlichen  Doppelbesteuerung  des  Grundbesitzes  und  der  Gewerbe- 
betriebe zu  diesem  Behufe.  3)  L'eberwcisung  zuerst  von  Grund-  und 
Gebäudesteuer,  demnächst  von  Gewerbesteuer  an  kommunale  Verbände 
bezw.  Außerhebungsetzung  dieser  Steuern  oder  Teile  derselben  nach 
Maßgabe  der  Finanzlage.  4)  Anderweite  durchgreifende  Regelung 
des  Kommunalsteuerwesens  auf  der  so  gewonnenen  Grundlage,  insbe- 
sondere wesentliche  Begründung  der  Kommunalsteuer  auf  den  mit  der 
Gemeinde  unzertrennlich  verbundenen  Objekten  und  Verminderung  der 
unsicheren  und  übermäßigen  Zuschläge  zu  der  zum  Hauptträger  staat- 
licher Besteuerung  gewordenen  Einkommensteuer  im  gleichmäßigen  In- 
teresse des  Staates  und  der  Gemeinden.  5)  Endlich  weitere  Umge- 
staltung der  Einkommensteuer,  insbesondere  zum  Zwecke  einer  be- 
sonderen Heranziehung  des  fundierten  Einkommens  im  Verhältnis  zu 
dem  eigentlichen  Arbeitseinkommen. 

Aber  nicht  nur  in  dieser  amtlichen  Erklärung,  bereits  im  Ein- 
kommensteuergesetz selbst  ist  die  Reform  der  Kommunalsteuern  pro- 
grammatisch festgelegt.  Der  § 82  des  genannten  Gesetzes  koutin- 
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Robert  Friedberg, 


Rentiert  den  Ertrag  der  Einkommensteuer  für  das  Jahr  1892/93  auf 
80  Millionen  Mark  und  für  die  folgenden  Jahre  auf  einen  um  je 
4 Prozent  erhöhten  Betrag.  Die  etwaigen  Ueberschüsae  sollen  nach 
Maßgabe  eines  zu  erlassenden  besonderen  Gesetzes  zur  Durchführung 
der  Beseitigung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  als  Staatssteuer,  bezw. 
der  Ueberweisung  derselben  an  kommunale  Verbände  verwandt  worden. 
§ 83  ferner  schreibt  vor,  daß  bis  zum  Erlaß  des  erwähnten  Gesetzes, 
längstens  jedoch  bis  zum  Etatsjahre  1893/94  einschließlich,  die  Ueber- 
schüsse  zu  einem  besonderen  Fonds  aufzusamraeln  sind,  welcher  ein- 
schließlich ' seiner  Zinsen  nach  Maßgabe  des  § 82  zu  verwenden  ist 
§ 84  endlich  faßt  die  Möglichkeit  ins  Auge,  daß  das  Ueberweisungs- 
gesetz  bis  zum  1.  April  1894  nicht  zustande  gekommen  seiu  könnte 
und  will  für  diesen  Fall  die  Ucberschüsse  zur  Ermäßigung  der  Staats- 
ciukommensteuer  verwenden. 

Wenn  somit  durch  feierliche  Erklärung  der  preußischen  Staats- 
regierung,  sowie  durch  eine  gesetzgeberische  Direktive,  die  als 
solche  die  Zustimmung  der  Volksvertretung  gefunden  hat,  die  Reform 
der  Gemeindebesteuerung  in  Preußen  eine  beschlossene  Sache  ist,  so 
darf  doch  wohl  vom  Standpunkte  der  Wissenschaft  aus  die  Frage  auf- 
geworfen werden,  ob  und  aus  welchen  Gründen  diese  Reform  sich  als 
notwendig  erweist.  Diese  Frage  läßt  sich  aber  nur  beantworten,  wenn 
wir  zuvor  einen  kurzen  Blick  auf  das  bestehende  Kommunalsteuer- 
recht werfen. 

Zunächst  ist  hervorzuheben,  daß  Preußen  eines  gemeinsamen  Kom- 
munalsteuerrcchtes  entbehrt.  Jede  Provinz  hat  ihre  besonderen  Normen, 
doch  läßt  sich  wenigstens  für  die  alten  Provinzen  eine  gewisse  Ueber- 
einstimmung  insofern  konstatieren,  als  die  verschiedenen  Gemeinde- 
ordnungen in  Bezug  auf  die  Kommunalbesteuerung  fast  wörtlich  den 
§ 53  der  Städteordnung  für  die  östlichen  Provinzen  vom  30.  Mai 
1853  zum  Vorbilde  genommen  haben.  Die  Landgemeinden  des  Ostens 
allerdings  hatten  bis  vor  kurzem  überhaupt  keine  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, sie  haben  dieselben  erst  durch  die  Landgemeindeordnung  vom 
3.  Juli  1891  erhalten.  Der  erwähnte  § 53  der  Städteordnung  vom 
30.  Mai  1853  hat  folgenden  Wortlaut: 

„Soweit  die  Einnahmen  aus  dem  städtischen  Vermögen  nicht  hin- 
reichen, um  die  durch  das  Bedürfnis  oder  die  Verpflichtungen  der 
Gemeinde  erforderlichen  Geldmittel  zu  beschaffen,  können  die  Stadtver- 
ordneten die  Aufbringung  von  Gemeindesteuern  beschließen. 

Diese  können  bestehen : 

I.  ln  Zuschlägen  zu  den  Staatssteuern,  wobei  folgende  Bestim- 
mungen gelten: 

1)  die  Steuer  für  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  darf 
nicht  belastet  werden; 

2)  bei  den  Zuschlägen  zur  klassifizierten  Einkommensteuer 
muß  jedenfalls  das  außerhalb  der  Gemeinde  belegene  Grund- 
eigentum außer  Berechnung  bleiben; 

3)  die  Genehmigung  der  Regierung  ist  erforderlich: 
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a)  für  alle  Zuschläge  zur  Einkommensteuer; 

b)  für  Zuschläge  zu  den  übrigen  direkten  Steuern,  wenn 
der  Zuschlag  entweder  fünfzig  Prozent  der  Staats- 
Bteuern  übersteigen  oder  nicht  nach  gleichen  Sätzen 
auf  diese  Steuern  verteilt  werden  soll.  Zur  Freilassung 
oder  geringeren  Belastung  der  letzten  Klassensteuer- 
stufe bedarf  es  dieser  Genehmigung  nicht; 

c)  für  Zuschläge  zu  den  indirekten  Steuern. 

II.  In  besondeien  direkten  oder  indirekten  Gemeindesteuern, 
welche  der  Genehmigung  der  Regierung  bedürfen,  wenn  sie 
neu  eingefübrt,  erhöht  oder  in  ihren  Grundsätzen  verändert 
werden  sollen. 

Bei  besonderen  Kommunal-Einkommenstcuern  ist  jedenfalls  die 
sub  I.  2 erwähnte  Beschränkung  maßgebend.  Die  bestehenden  direkten 
Komtnunal-Einkommensteuern  werden  einer  erneuten  Prüfung  und  Ge- 
nehmigung der  Regierung  unterworfen. 

In  den  über  die  Erhebung  von  Kommunalsteuern  zu  erlassenden, 
von  der  Regierung  zu  genehmigenden  Regulativen  können  Ordnungs- 
strafen gegen  die  Kontravenienten  bis  auf  die  Höhe  von  zehn  Thalern 
angeordnet  werden.“ 

Danach  ist  die  Kommunalbesteuerung  wesentlich  basiert  1)  auf 
Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuern  (Grund-  und  Gebäudesteuer, 
Gewerbesteuer,  Einkommensteuer,  2)  auf  besondere  direkte  Steuern, 
3)  auf  Zuschläge  zu  den  indirekten  Staatssteuern,  4)  auf  selbständige 
indirekte  Steuern.  Die  erste  Steuergattung  bedarf  keiner  näheren  Er- 
läuterung. Die  zweite , die  besonderen  direkten  Steuern , umfassen 
selbständige  Einkommensteuern,  die  aber  meistens  nur  in  den  Steuer- 
tarifen, nicht  in  den  Veranlagungsgrundsätzen  sich  von  der  staatlichen 
Einkommensteuer  unterscheiden.  Dazu  kommt  ferner  die  Mietssteuer, 
die  zwar  eigentlich  den  Verbrauch  an  Wohnung  triflt,  dennoch  aber 
im  preußischen  Kommunalsteuerrechte  als  eine  „indirekte  Einkommens- 
Steuer“  aufgefaßt  wird,  eine  Inkonsequenz,  die  nur  dadurch  er- 
klärlich ist,  daß  man  den  Beamten  auch  für  diese  Abgabe  das 
Privileg,  das  sie  bezüglich  der  direkten  Gemeindesteuern  besitzen, 
sichern  wollte.  Ferner  finden  wir  in  den  Städten  mitunter  selbst- 
ständige Grund-  und  Gebäudesteuern,  die  sowohl  bezüglich  der  Steuer- 
sätze als  auch  bezüglich  der  Grundsätze  der  Katastrierung  von  den  ent- 
sprechenden Staatssteuern  abweichen. 

Eine  wesentliche  Erweiterung  der  direkten  Besteuerung  erlangte 
eine  große  Zahl  von  Gemeinden  durch  das  Kommunalnotsteuergesetz  vom 
27.  Juli  1885  ').  Dasselbe  regelte  neben  der  Vermeidung  der  Doppel- 
besteuerung die  Besteuerung  der  juristischen  Personen  und  der  Er- 
werbsgesellschaften. Es  wurde  nicht  nur  der  Kreis  der  steuer- 
pflichtigen Gesellschaften  erweitert,  sondern  auch  das  Besteuerungs- 
recht, das  bisher  nur  den  Gemeinden  einzelner  Landesteile  zustand, 


1)  S.  darüber  L.  Herrfurth  in  äebanx’  Finanxarcbir  III,  S.  168  ff. 
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räumlich  auf  das  ganze  Staatsgebiet,  mit  Ausnahme  der  hohenzollern- 
schen  Lande,  ausgedehnt. 

Die  indirekte  Besteuerung  in  den  Gemeinden  erscheint  nach  dem 
Wortlaute  des  § 53  auf  den  ersten  Blick  nicht  so  eingeengt  zu  sein, 
als  dies  thatsächlich  der  Fall  ist.  Sie  wird,  soweit  zunächst  Zuschläge 
zu  den  indirekten  Staatssteuern  in  Betracht  kommen,  wesentlich 
beschränkt  durch  die  Ministerialanweisungen  sowie  durch  den  Zollver- 
einsvertrag vom  8.  Juli  1867.  Die  ersteren  weisen  die  Bezirksregie- 
rungen an,  die  Besteuerung  des  Bieres  und  des  Braumalzes  nicht  zu 
begünstigen  und  schreiben  für  eine  Anzahl  anderer  Verbrauchsgegen- 
stände (Cider,  Brennmaterialien,  Marktviktualien,  Fourage)  bestimmte 
Steuersätze  vor,  die  nicht  überschritten  werden  dürfen.  Die  Beschrän- 
kungen, die  der  Zollvereinsvertrag  den  Gemeinden  auferlegt, 
sind  nicht  minder  eingreifend.  Artikel  5 Ziffer  I des  Vertrages  be- 
stimmte ursprünglich,  daßalle  ausländischen  Erzeugnisse,  die  be- 
reits mit  einem  Zolle  von  mehr  als  15  Groschen  für  den  Centner 
belegt  worden  sind,  keiner  weiteren  Abgabe  für  Rechnung  des  Staates, 
der  Kommunen  und  Korporationen  unterliegen  sollen.  Doch  ist  hier 
durch  das  Reichsgesetz  vom  27.  Mai  1885  insofern  eine  Erweiteruug 
des  Besteuerungsrechtes  eingetreteu,  als  die  erwähnte  Bestimmung  auf 
Mehl  und  andere  Mühlenfabrikate,  desgleichen  auf  Backwaren,  Fleisch, 
Fleischwaren  und  Fett,  sowie  ferner,  insoweit  es  sich  um  die  Be- 
steuerung von  Kommunen  uud  Korporationen  handelt,  auf  Bier  uud 
Branntwein  keine  Anwendung  mehr  finden  soll.  Bezüglich  der  inlän- 
dischen Erzeugnisse  schreibt  der  Artikel  5 Ziffer  II  § 7 vor,  daß 
die  Erhebung  von  Abgaben  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Kor- 
porationen, sei  es  durch  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  oder  für  sich 
bestehend,  nur  für  Gegenstände,  die  zur  örtlichen  Konsumtion  bestimmt 
sind,  bewilligt  werden  soll.  Als  Gegenstände  der  örtlichen  Konsumtion 
werden  deklariert:  Bier,  Essig,  Cider  (Obstwein)  und  die  der  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  unterliegenden  Erzeugnisse,  ferner  Brennmaterialien, 
Marktviktualien  uud  Fourage.  Vom  Weine  soll  die  Erhebung  einer 
Abgabe  nur  in  denjenigen  Theilen  des  Vereins  zulässig  sein,  welche 
zu  den  eigentlichen  Weinländern  gehören.  Alle  diese  Zuschläge  dürfen 
jedoch  den  Satz  von  20  Proz.  des  für  die  Staatssteuer  fixierten  Maxi- 
malsatzes nicht  überschreiten.  Als  selbständige  indirekte  Steuer 
käme  demnach  für  Preußen  noch  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in  Be- 
tracht, wenn  diese  Steuerquelle  nicht  durch  das  Gesetz  über  die  Auf- 
hebung der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  vom  25.  Mai  1873  abgegraben 
worden  wäre.  Dasselbe  hebt  die  Mahlsteuer  gänzlich  auf  uud  gestattet 
die  bisher  ausschließlich  für  den  Staat  erhobene  Schlacbtsteuer  für 
die  Gemeinde  weiter  zu  erheben,  weun  ein  in  diesem  Sinne  gefaßter 
Beschluß  der  Gemeindebehörden  vorliegt.  Da  von  dieser  ausnahms- 
weisen Befugnis  nur  8 Städte  Gebrauch  gemacht  haben,  so  ist  diese 
Steuerquelle  von  keiner  wesentlichen  Bedeutung  mehr.  Verwandt  mit 
der  Schlachtsteuer  ist  die  durch  Kabinetsordre  vom  24.  April  1848 
den  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Städten  gestattete  Wildpret- 
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und  Geflügelsteuer.  Schließlich  ist  noch  die  Hundesteuer  zu  erwähnen, 
deren  Maximalsatz  20  Mark  für  den  Hund  beträgt. 

Die  Schwächen  und  Mängel  dieses  in  Kürze  skizzierten  Steuer- 
systems sind  unschwer  aufzudecken.  Es  ist  zunächst  kein  organisches 
System,  welches  die  Gemeinden  auf  eigene  Finanzquellen  anweist, 
sondern  ein  rein  schematisches,  auf  Zuschläge  basiertes,  das  die  Ge- 
meinden auf  Schritt  und  Tritt  in  Abhängigkeit  von  den  Staatsfinanzen 
bringt.  Zur  Sicherung  der  letzteren  sind  denn  auch  die  vielen  Kau- 
tclen  getroffen,  welche  die  Beschlüsse  der  Gemeindebehörden  von  der 
Genehmigung  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  abhängig  machen.  Ist 
dieses  System  somit  politisch  unerwünscht  im  Interesse  der  Gemeinde- 
freiheit, so  bildet  es  nicht  minder  für  den  Staat  sowohl  wie  für  die 
Gemeinden  einen  Hemmschuh  bei  der  Ausnutzung  der  im  gemeinschaft- 
lichen Besitz  befindlichen  Steuerqucllen.  Die  Klage  über  die  Höhe 
der  direkten  Besteuerung  und  ganz  besonders  das  Odium,  das  der 
Einkommensteuer  anhaftet,  sie  kommen  weit  weniger  auf  die  Rechnung 
der  Staatssteuern,  als  auf  die  der  übergroßen  Zuschläge,  die  zu  Gunsten 
der  Gemeinden  und  anderen  öffentlich-rechtlichen  Korporationen  er- 
hoben werden  müssen.  Besonders  aber  bat  der  Grundbesitz  alle  Ur- 
sache, sich  über  die  Ueberbürdung  mit  Staats-  und  Gemeindesteuern 
zu  beschweren.  Ist  derselbe  schou  dadurch  ungerecht  belastet,  daß 
er  dem  Staate  neben  der  Einkommensteuer  eine  Realsteuer  zahlen 
muß,  während  für  das  Renteneinkommen  eine  entsprechende  Ertrags- 
steuer (Kapitalrentensteuer)  fehlt,  so  verschärft  sich  dieses  Mißverhält- 
nis noch  mehr  dadurch,  daß  auch  die  Gemeinden  der  Natur  der  Sache 
nach  auf  Realsteuern  nicht  verzichten  können.  Freilich  macht  sich 
dieses  Mißverhältnis  für  Stadt  und  Land  nicht  in  gleichem  Maße 
geltend.  Während  nach  den  Untersuchungen  von  Herrfurth  ■)  in 
den  Städten  15  Prozent  sämtlicher  Steuern  durch  Realsteuern  aufge- 
bracht werden,  steigert  sich  der  Anteil  der  letzteren  in  den  Land- 
gemeinden bis  zu  50  Prozent.  Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  daß  in 
den  Städten  die  Zuschläge  zur  Gewerbesteuer  noch  eine  gewisse  Rolle 
spielen,  während  dieselben  für  die  Landgemeinden  fast  gar  nicht  in 
Betracht  kommen.  So  betrugen  in  den  Landgemeinden  der  7 östlichen 
Provinzen  im  Etatsjahr  1889/90  die  Zuschläge  zur  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuer sowie  die  sonstigen  auf  den  Grundbesitz  gelegten  Steuern 
9826713  Mark,  denen  nur  Zuschläge  zur  Gewerbesteuer  im  Betrage 
von  538512  Mark  gegenüberstehen*). 

Wenn  auch  nicht  im  gleichen  Maße  wie  die  Steuern  auf  Grund  und 
Boden,  so  sind  doch  auch  die  Personalsteuern,  besonders  in  den  größeren 
Stadtgemeinden,  aufs  äußerste  angespannt.  Berechnet  man  nach  den 
Zahlen,  die  in  der  bekannten  Publikation  von  Herrfurth  und  von 
Tzschoppe’)  gegeben  sind,  das  Verhältnis  der  Einkommensteuer- 

1)  cf.  Schanz'  Finanzarchiv  1884,  S.  748  ff. 

2)  Vgl.  Hans  der  Abgeordneten,  17.  Legislaturperiode,  111.  Saasion  1890/91  za 
Drucksache  Nr.  7. 

3)  XVI.  Erginzungaheft  zur  Zeitschrift  des  kgl.  preußischen  statistischen  Bureaus, 
Berlin  1884. 
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Zuschläge,  der  selbständigen  Einkommensteuern  und  der  sonstigen 
Persouaiabgaben  zu  der  staatlichen  Klassen-  und  Einkommensteuer, 
so  ergiebt  sich  für  die  Stadtgemeinden  ein  Zuschlag  von  ungefähr 
191  Prozent,  für  die  Landgemeinden  ein  solcher  von  187  Prozent  ira 
Gesamtdurchschnitt1).  Zuschläge  vou  mehr  als  300  Prozent  werden 
in  233  Gemeinden  erhoben.  Diese  starke  Belastung  mit  Personalab- 
gaben erklärt  sich  einmal  durch  das  außerordentlich  schnell  steigende 
Bedürfnis  der  Gemeinden,  sodann  aber  nicht  zum  mindesten  durch  das 
Fehlen  ertragreicher  indirekter  Steuern,  und  darin  muß  wiederum  ein 
Hauptmangel  des  bestehenden  Kommunalsteuerwesens  gefunden  werden. 
Im  Jahre  1869  wurden  in  den  Stadtgemeinden  noch  22,4  Prozent  aller 
Kommunalabgaben  durch  indirekte  Steuern  aufgebracht.  Nach  der 
Aufhebung  der  Schlacht-  und  Mahlsteuer  fiel  dieser  Anteil  rapid.  Im 
Jahre  1881  betrug  er  nur  noch  4 Prozent,  1883/84  nur  uoch  3,9  Pro- 
zent, in  den  Landgemeinden  sogar  nur  0,7  Prozent.  Mau  braucht 
nicht  gerade  ein  begeisterter  Anhänger  indirekter  Steuern  zu  sein,  um 
doch  anzuerkennen,  daß  dieselben  besonders  für  die  großen  Kommunen 
nicht  völlig  zu  entbehren  sind.  Sie  sind  das  einzige  Mittel,  um  die 
fluktuierende  Bevölkerung  zu  den  Gemeindelasten  heranzuzieheu.  Zu- 
dem ist  die  Anwendbarkeit  der  Einkommensteuer  und  überhaupt  der 
Personalsteuern  eine  beschränkte.  Sie  setzen  ein  bedeutenderes  Ein- 
kommen , eine  größere  Einsicht  in  die  Pflichten  gegen  Staat  und  Ge- 
meinde und  eine  ökonomische  Selbstbeherrschung  voraus , die  in  den 
unteren  Volksklassen  nur  selten  anzutreflen  ist.  Alle  diese  Gründe 
haben  denn  auch  bereits  den  Staat  veranlaßt,  die  beiden  untersten 
Steuerstufen  von  der  Klassenstcuer  zu  befreien  und  für  die  anderen 
Ermäßigungen  eiutreten  zu  lassen.  Ein  Teil  der  Gemeinden  ist  diesen» 
Beispiel  gefolgt.  Das  neue  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juni  1891 
läßt  Einkommen  bis  zu  900  Mark  steuerfrei,  so  daß  auch  dieZuschläge 
der  Gemeinden  an  die  Innehaltung  dieser  Grenze  gebunden  sind.  Da 
andererseits  die  Bevölkerung  mit  einem  Einkommen  bis  zu  900  Mark 
zu  zahlreich  ist,  als  daß  man  ihren  Beitrag  zu  den  Gemeindelasten 
völlig  entbehren  könnte,  so  wird  sich  eine  empfindliche  Lücke  in  dem 
Gemeindehaushalt  ergeben,  die  nur  durch  Verbrauchssteuern  zweck- 
mäßig ausgefüllt  werden  kann.  Sie  allein  stellen  eine  Steuerform  dar, 
welche  auf  die  eben  erwähnten  Bevölkerungsklassen  anwendbar  ist. 
Die  Einwendung,  daß  dadurch  der  Lebensunterhalt  derselben  in  unge- 
rechter Weise  belastet  und  verteuert  werde,  ist  eine  lediglich  agita- 
torische. Betrachtet  man  die  Verbrauchssteuern  isoliert,  so  kann  frei- 
lich kein  Zweifel  obwalten , daß  sie  kopfsteucrartig  und  sogar  pro- 
gressiv nach  unten  wirken.  Aber  dieser  Einwand  verliert  seine  ganze 
Kraft,  sobald  man  sie  im  Zusammenhänge  mit  dem  gesamten  Steuer- 
system auflaßt.  Zahlen  die  wohlhabenderen  Klassen  noch  neben  den 
Verbrauchssteuern  ihren  Einkommensverhältuissen  entsprechende  Per- 
sonalsteuern, während  die  ärmeren  Klassen  von  letzteren  befreit  sind. 


1)  Für  die  Stadtgemeiuden  steigert  »ich  der  Zuschlag  noch  erheblich,  wenn  man  die 
Miet»»teuer  im  Betrage  von  ca.  H1/«  Millionen  Mark  den  Feraonalahgaben  xurechnet. 
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so  ist  ein  völlig  genügender  Ausgleich  geschaffen.  Man  kann  daher 
wohl  ein  Steuersystem,  wie  das  französische,  tadeln,  welches  trotz  der 
ausgiebigsten  Verbrauchsbesteuerung  die  entsprechende  Ausbildung  der 
direkten  Steuern  unterlassen  hat,  nicht  aber  ein  Kommunalsteuer- 
system, welches  neben  einer  mäßigen  Verbrauchsbesteuerung  in  der 
Hauptsache  auf  Einkommens-  und  Realsteuern  begründet  ist.  Es  darf 
daher  mit  Fug  und  Recht  als  ein  Mangel  der  preußischen  Gemeinde- 
besteuerung bezeichnet  werden,  daß  sie  die  indirekte  Besteuerung,  die 
in  den  schnell  wachsenden  städtischen  Gemeinden  mit  fluktuierender 
Arbeiterbevölkerung  gar  nicht  zu  entbehren  ist,  nur  in  völlig  unzu- 
reichendem Maße  gestattet. 

Ein  weiterer  Uebelstand  des  gegenwärtigen  Systems  muß  darin 
gefunden  werden,  daß  es  keine  feste  Grenzlinie  zieht  hinsichtlich  der 
Verpflichtung,  den  Steuerbedarf  durch  Real-  und  Personalsteuern  auf- 
zubringen. So  drehen  sich  denn  auch  thatsächlich  in  unseren  Stadt- 
verordnetenversammlungen die  schwersten  Kümpfe  um  die  Frage,  wie 
weit  der  Grundbesitz  und  wie  weit  die  Allgemeinheit  der  Steuerzahler 
zu  den  Gemeindelasten  heranzuziehen  ist.  Bedenkt  man,  daß  unsere 
Gemeindeverfassungen  mit  Grund  dem  angesessenen  Bürger  ein  ge- 
wisses Uebergewicht  in  den  Gemeindeversammlungen  gewähren,  so 
läßt  sich  von  vornherein  erraten,  in  welcher  Richtung  die  Entscheidung 
liegt.  Mit  Recht  äußert  sich  Gneist  über  diesen  Puukt  dahin,  daß 
ihm  aus  einer  langen  kommunalen  Thatigkeit  kein  Fall  erinnerlich  sei, 
wo  eine  überwiegend  aus  Hauseigentümern  bestehende  Gemeindever- 
tretung nicht  recht  befunden  hätte,  Kommunallasten  auf  die  breitesten 
Schultern  abzuwälzen  ‘).  Gerade  im  gegenwärtigen  Moment  hat  dieser 
Kampf  wieder  neue  Nahrung  erhalten  durch  die  Ueberschüsse  an  Ein- 
kommensteuer, welche  den  Gemeinden  aus  dem  neuen  Gesetze  vom 
24.  Juni  1891  teilweise  erwachsen.  Es  fehlt  bereits  nicht  an  Ge- 
meindebehörden, welche  beschließen,  das  Plus  aus  der  Einkommen- 
steuer zur  Ermäßigung  der  Haussteuer  zu  benutzen,  anstatt  es  jenen 
zu  gute  kommen  zu  lassen,  die  das  Mehr  aufgebracht  haben.  So  haben 
z.  B.  die  Gemeindebehörden  von  Halle  a.  S.  sich  dafür  entschieden, 
den  Ueberschuß  aus  der  Einkommensteuer  zur  Herabsetzung  der  Grund- 
und  Mietssteuer  zu  verwenden,  wofür  sie  auch  auffallenderweise  die 
Genehmigung  der  kgl.  Bezirksregierung  erlangt  haben.  Darf  ein  Erlaß 
an  Mietssteuer  vielleicht  als  berechtigt  erachtet  werden,  weil  derselbe 
mehr  oder  weniger  allen  Steuerzahlern  zu  gute  kommt t so  muß  ein 
Erlaß  an  Grundsteuer  um  so  weniger  gerechtfertigt  erscheinen,  als  in 
der  genannten  Gemeinde  im  Etatjahre  1892/93  einem  Betrage  von 
716  700  Mark  Einkommensteuer  und  425000  Mark  Mietssteuer  nur  ein 
Betrag  von  250000  Mark  städtischer  Grundsteuer  gegenübersteht. 
Solche  Vorgänge  machen  es  gebieterisch  notwendig,  daß  eine  feste 
Norm  für  die  Teilung  der  Gemeindelast  zwischen  Personal-  und  Real- 
steuern geschaffen  wird,  die  dem  Grundbesitz  die  Ausdehnung,  aber 

1)  Die  preußische  Finanzreform  durch  Regulierung  der  Gemeindesteuern.  Berlin 
188 J 9 S.  70. 
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auch  die  Grenze  seiner  Verpflichtung  zeigt.  Freilich  ist  diese  Grenz- 
linie theoretisch  und  praktisch  nicht  leicht  zu  ziehen.  Bloß  mecha- 
nische Vorschriften,  wie  sie  mit  wenig  Glück  der  § 12  der  Landge- 
meindeordnung  vom  3.  Juli  1891  gegeben,  fruchten  so  gut  wie 
nichts;  sie  lassen  im  günstigsten  Falle  durch  die  Dehnbarkeit  ihrer 
Grenzbestimmungen  alles  beim  alten. 

Ueberblickt  man  die  kritischen  Ausstellungen,  die  wir  an  dem 
bestehenden  preußischen  Gemeindesteuersystem  machen  mußten,  so 
wird  ein  Zweifel  an  dessen  Reformbedürftigkeit  kaum  übrig  bleiben. 
Die  Notwendigkeit  der  Reform  ist  auch  nicht  erst  eine  Folge  der  ver- 
änderten Verfassung  der  direkten  Staatssteuern,  sie  ist  bereits  in  den 
siebziger  Jahren  klar  erkannt  worden  und  hat  auch  in  den  Jahren  1876 
und  1877  zu  entsprechenden  Vorlagen  an  die  beiden  Hauser  des  Land- 
tages geführt,  ohne  daß  es  freilich  damals  gelungen  wäre,  das  gesetz- 
geberische Reformwerk  zum  Abschluß  zu  bringen.  Heute  wird  man 
das  kaum  bedauern  können.  Die  damaligen  Entwürfe  hatten  nichts 
weiter  im  Auge  als  die  ziemlich  inkonsequente  gesetzliche  Festlegung 
des  Zuschlagssystems,  ohne  dem  aus  der  Natur  der  Gemeinde  ent- 
springenden besonderen  Steuerbedürfnisse  Rechnung  zu  tragen.  Zudem 
muß  man  sich  darüber  klar  sein,  daß  eine  wirksame  Reform  der  Ge- 
meindebesteuerung nur  zugleich  mit  einer  Reform  der  Staatsbesteuerung 
möglich  ist.  Nur  eine  wenigstens  teilweise  vorgenommene  reinliche 
Scheidung  zwischen  den  Finanzquellen  des  Staates  und  der  Gemeinde 
kann  die  Uebelstände  gründlich  beseitigen,  die  in  den  vorausgehenden 
Zeilen  hervorgehoben  worden  sind.  Deshalb  ist  auch  gerade  der  jetzige 
Moment,  in  welchem  der  Staat  die  Ertragsbesteuerung  aufgeben  und 
zur  alleinigen  Einkommensbesteuerung  behufs  Vermeidung  von  Doppel- 
besteuerungen übergehen  will,  ganz  besonders  geeignet,  die  Wünsche 
und  Bedürfnisse  der  Gemeinden  durch  ein  neues  Kommunalsteuergesetz 
zu  befriedigen. 

Sollen  wir  die  notwendigen  Anforderungen,  die  an  ein  solches  Ge- 
setz zu  stellen  sind,  in  ihren  Grundzügen  darlegen,  so  werden  wir  uns 
zunächst  den  Begriff  der  Gemeinde  zu  vergegenwärtigen  haben.  Zwei 
Auffassungen  derselben  haben  sich  von  jeher  unvermittelt  gegenüber- 
gestanden. Die  eine,  von  Gneist,  Löning  u.  a.  vertreten,  sieht  in  der 
Gemeindeverwaltung  nichts  wesentlich  dem  Inhalte  nach  von  der  Staats- 
verwaltung verschiedenes.  Danach  würde  die  Gemeinde  also  gewisser- 
maßen ein  staatlicher  Verwaltungsbezirk  sein,  der  staatliche  Aufgaben 
in  räumlicher  Beschränkung  durchzuführen  bestimmt  ist.  Die  andere 
Auflassung  knüpft  an  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Gemeinde  an, 
die  dieselbe  früher  jedenfalls  in  hohem  Maße  besessen , wie  sich  das 
jetzt  noch  in  den  Resten  des  gemeinsamen  Gemeindevermögens  iklar 
erkennen  läßt.  Danach  erscheint  die  Gemeinde  als  „eine  volkswirt- 
schaftliche Gruppierung  von  Menschen,  welche  den  Vorteil  haben,  in 
größerer  Anzahl  zusammen  zu  wohnen  und  infolgedessen  die  Arbeit 
unter  sich  teilen  können,  ohne  sich  mit  Transportkosten  zu  belasten“. 
(Faucher).  Betrachten  wir  den  Wirkungskreis  der  heutigen  Gemeinden, 
so  wird  sich  keine  der  beiden  Auffassungen  vollkommen  aufrecht  er- 
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batten  lassen.  Thatsächlicli  sind  den  Gemeinden  eine  ganze  Reihe 
von  staatlichen  Funktionen  durch  Gesetz  übertragen  worden , die  sie 
unter  Aufsicht  des  Staates  den  Landesgesetzen  gemäß  auszuüben  haben. 
Daneben  kann  es  aber  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  die  Gemeinden  von  jeher 
eine  örtliche  Interessenverwaltung  vorwiegend  wirtschaftlicher  Natur 
ganz  unabhängig  und  teilweise  sogar  vor  der  Entstehung  des  modernen 
Staates  besessen  haben.  Die  Staatsverwaltung  hat  eben  nicht  die  Fähig- 
keit, für  alle  Interessen,  die  sich  aus  dem  gesellschaftlichen  Zusammen- 
leben des  Menschen  ergeben,  gleichmäßig  Sorge  zu  tragen.  Der  Staat 
umfaßt  die  Allgemeinheit  aller  seiner  Unterthanen  und  muß  daher  seine 
Thätigkcit  auf  diejenigen  Funktionen  beschränken,  welche  dem  großen 
Ganzen  gemeinsam  zu  gute  kommen.  Dagegen  hat  er  kein  geeignetes 
Organ,  um  die  örtlichen  Besonderheiten  zu  berücksichtigen  und  des- 
halb hat  sich  und  wird  sich  stets  neben  der  Staatsverwaltung  eine 
örtliche  I nteressenverwaltung  in  irgend  einer  Form  ent- 
wickeln *).  Wir  können  demgemäß  die  Gemeinde  etwa  definieren  als 
eine  räumlich  abgegrenzte  Zwangsgenossenschaft  zur  Erfüllung  staat- 
licher Aufgaben  und  zur  Ausführung  der  örtlichen  Interessenverwaltung. 

Während  nun  aus  dem  Umstande,  daß  die  Leistungen  des  Staates 
allen  Unterthanen  im  gleichen  Maße  zu  gute  kommen,  sich  die  Folge- 
rung ergiebt,  daß  alle  Staatsbürger  dach  ihrer  individuellen  Leistungs- 
fähigkeit zu  den  Staatslasten  beitragen  müssen,  ist  das  oberste 
Steuerprinzip  für  die  Gemeindebesteuerung  nicht  ganz  so  ein- 
fach. Soweit  die  Gemeinde  übertragene  Funktionen  des  Staates 
ausübt  und  soweit  sie  allgemeine  Kulturaufgaben  erfüllt,  wird  ebenfalls 
das  Prinzip  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  Platz  greifen 
müssen.  Dagegen  liegt  es  in  der  Natur  der  örtlichen  Interessen- 
verwaltung, daß  besonders  ihre  wirtschaftlichen  Leistungen  zwar  auch 
im  Interesse  der  Gemeinschaft  erfolgen,  jedoch  am  Grund  und  Boden 
haften  und  dadurch  dem  Grundbesitze  und  allen  stehenden  Gewerbs- 


1 ) Wir  müssen  indessen  Löniug  darin  Recht  gehen  , daf«  , .Selbstverwaltung“  ledig* 

lieh  ein  politisches  Prinzip  bei  der  Konstituierung  der  Behörden  darstellt.  Es  ist  nicht 
recht  verständlich,  warum  Laband,  Staatsrecht  I,  S 94  ff  den  „Rechtsbegriff“  der  Selbst* 

Verwaltung  mit  den  öffentlich-rechtlichen  Korporationen  , die  zwischen  Staat  and  Unter* 

thanen  stehen,  identifiziert.  Die  Gegensätze,  um  die  es  sich  handelt,  sind  nicht  ,, Staats- 
verwaltung und  Selbstverwaltung1 * * 4*,  sondern  einerseits  „Bureaukratie  und  Selbstverwaltung“, 
andererseits  „Staats*  und  K o m m u n a I Verwaltung“.  Wenn  der  Staat  z.  B.  alle  Ge- 
meindeämter mit  Staatsbeamten  besetzt , so  bleibt  die  bezügliche  Verwaltung  trotzdem 
örtliche  Interessenverwaltung,  d.  h Kommunalverwaltung.  in  solchem  Falle  von  Selbst- 
verwaltung sprechen,  hiefse  der  deutschen  Sprache  und  dem  politischen  Sinne,  der  bisher 
mit  d>'in  Worte  verbunden  war,  Gewalt  anthun.  Ebensowenig  aber  erscheint  es  zu- 
treffend, wenn  Gneist  das  Wesen  der  Selbstverwaltung  in  von  der  Staatsgewalt  er- 
nannten unbesoldeten  Ehrenbeamten  erblickt.  Gerade  die  Verschiedenheit  des  Ursprunges 
der  Behörden  und  die  Unabhängigkeit  ihrer  Ernennung  von  der  Staatsgewalt  machen  das 
Wesen  der  Selbstverwaltung  aus  Deshalb  ist  auch  ein  besoldeter  Stadtrat  trotz  der 
Aehnlichkeit  seiner  Stellung  mit  der  des  Staatsbeamten  Selbstverwaltungsbeamter,  weil 
er  eben  seinen  Ursprung  „von  unten“  ableitet  Das  Prinzip  der  Selbstverwaltung  kann 
sowohl  bei  der  Staatsverwaltung  wie  bei  der  Kommunalverwaltong  Anwendung  finden. 
Wie  weit  es  Anwendung  finden  soll,  das  ist  lediglich  eine  Zweckmäisigkeitsfrage.  Des- 
halb Ist  es  auch  ganz  richtig,  wenn  man  die  Volksvertretungen  den  Selbsverwaltungsbe- 
borden  zurechnet. 


Digitized  by  Google 


330 


Koberl  Friedberg, 


anlagcn  besondere  Vorteile  zuführen.  Es  ist  deshalb  auch  billig,  daß 
diese  Sondervorteile  durch  entsprechende  Realsteuern  ihren  Ersatz  finden. 
So  gelangt  man  für  die  Gemeindebcsteuerung  zu  einem  kombinierten 
Steuersystem,  welches  Personal-  und  Realsteuern  im  angemessenen  Ver- 
hältnis umfassen  muB.  Die  richtige  Grenze  für  die  Heranziehung  beider 
Steuerarten  ist  mithin  gegeben  durch  die  Höhe  der  generellen  und  der 
wirtschaftlich en  Ausgaben  der  Gemeinden  1 ).  Das  Ausgabebudget 
der  Gemeinden  muß  demgemäß  nach  diesem  Gesichtspunkte  geschieden 
und  jeder  der  beiden  Teile  muß  durch  die  entsprechenden  Steuern  seine 
Deckung  finden.  Unter  den  Personalsteuern  wird  selbstverständlich 
hauptsächlich  die  Einkommensteuer  in  Betracht  kommen  und  zwar 
wird  man  hier  im  Interesse  der  Vereinfachung  der  Veranlagung  das 
Zuschlagsystem  beibehalten  können.  Ihre  Ergänzung  hat  die  Ein- 
kommensteuer im  Bedürfnisfalle  durch  Verbrauchsteuernzu  finden,  unter 
denen  diejenigen  auf  Genußmittel  den  Vorzug  vor  denjenigen  ver- 
dienen, welche  auf  notwendige  Nahrungsmittel  gelegt  werden.  Die  in 
Betracht  kommenden  Realsteuern  sind  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
steuer. Daneben  versteht  es  sich  von  selbst,  daß  überall  da,  wo  die 
Gemeinde  spezielle,  von  Einzelnen  provozierte  Leistungen  zu  gewähren 
hat,  sie  dieselben  in  entsprechender  Weise  durch  Gebühren  entgelten 
läßt,  wie  dies  der  Staat  gleichfalls  thut.  Ein  Blick  auf  unsere  Ge- 
meindebudgets  beweist,  daß  hier  noch  ein  reiches  Feld  finanzieller  Ein- 
nahmen vorhanden  ist,  welches  die  Gemeinden  nicht  in  dem  Maße  aus- 
genutzt haben,  wie  dies  möglich  und  der  Billigkeit  entsprechend  wäre. 
So  verursachen  z.  B.  baupolizeiliche  Konzessionen  durch  die  not- 
wendigen Vorprüfungen  nicht  unerhebliche  Kosten,  ohne  daß  es  üblich 
wäre,  dieselben  durch  eine  Gebühr  decken  zu  lassen.  Auch  die  öffent- 
lichen Unternehmungen  der  Gemeinden  müssen,  soweit  nicht  das 
Moment  unbedingter  Gemeinnützigkeit,  wie  z.  B.  bei  Verabreichung 
guten  Trinkwassers,  in  Frage  kommt,  nach  privatwirtschaftlichen  Grund- 
sätzen betrieben  werden. 

Wollen  wir  untersuchen,  wieweit  die  von  der  preußischen  Staats- 
regierung geplante  Reform  diesen  Anforderungen  entspricht,  so  muß 
zunächst  der  Zusammenhang  zwischen  Staats-  und  Kommunalsteuer- 
reform dargelegt  werden.  Zu  diesem  Zweck  wird  es  nötig,  auf  die 
Publikation  des  Reichsanzeigers  vom  23.  April  dieses  Jahres  zurück- 
zugehen. Dieselbe  setzt  auseinander,  daß  unter  Annahme  eines  Mehr- 
ertrages der  neuen  Einkommensteuer  von  40  Millionen  Mark,  sowie 
eines  zukünftigen  Ertrages  der  Ueberweisungen  aus  den  Getreide-  und 
Viehzöllen  (lex  Huene),  der  für  den  Staat  einzubehalten  ist,  von  20 
bis  25  Millionen,  im  ganzen  etwa  60  Millionen  Mark  für  die  Reform 
zur  Verfügung  stehen.  Dagegen  würde  der  den  Gemeinden  zu  über- 
weisende Ertrag  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  rund  75  Millionen 
Mark  ausmachen.  An  dieses  ^tatsächliche  Verhältnis  anknüpfend  hält 
der  Reichsanzeiger  vier  Wege  für  gangbar.  Der  erste  wäre  der,  dali 

l)  S.  Näheres  über  die  Prinzipien  der  Gemeindebesteuerung  bei  Friedberg,  Die  Be- 
Steuerung  der  Gemeinden,  Berlin  1877,  S.  8 ff. 
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man  einfach  dem  angeführten  Zahlenverhältnis  entsprechend  4/ft  der 
Grund-  und  Gebäudesteuer  den  Gemeinden  überweist.  Ein  zweiter 
könnte  darin  bestehen,  daß  die  lex  Huene  mit  ihren  Ueberweisuugen 
an  die  Kreise  beibehalten  wird  und  nur  die  Hälfte  der  Grund-  und 
Gebäudesteuer  den  Kommunen  überlassen  werden  kann.  Da  in  diesem 
Falle  ein  wesentlicher  Teil  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  sowie  die 
Gewerbesteuer  als  Staatssteuer  beibehalten  werden , müßte  zur  Aus- 
gleichung der  Doppelbelastung  des  Einkommens  aus  Grundbesitz  und 
Gewerbe  wieder  an  die  Einführung  einer  Kapitalrenteusteuer  gedacht 
werden.  Ein  dritter  Weg  könnte  das  Hauptziel  der  gesamten  Steuer- 
reform in  einer  Etappe  erreichen,  indem  unter  Abschaffung  der  lex 
Huene  die  Grund-  und  Gebäudesteuer,  sowie  die  Gewerbesteuer  den 
Gemeinden  überwiesen  wird.  Da  dadurch  ein  Ausfall  für  den  Staat 
von  100  Millionen  Mark  entsteht,  für  den  nur  eine  Deckung  Im  Be- 
trage von  60  Millionen  vorhanden  ist,  so  muß  dem  Staate  in  diesem 
Falle  eine  neue  Finanzquelle  im  Betrage  von  40  Millionen  Mark  er- 
öffnet werden.  Dieselbe  könnte  so  beschaffen  sein,  daß  sie  zugleich 
die  noch  unerledigte  Forderung  der  Steuerreform  erfüllt,  das  fundierte 
und  das  unfundierte  Einkommen  verschiedentlich  zu  belasten.  Es 
ist  mit  anderen  Worten  eine  mit  der  Einkommensteuer  zu  kombi- 
nierende Vermögenssteuer,  die  in  Frage  kommen  könnte.  Ein  vierter 
Weg  endlich  würde  ein  Provisorium  in  der  Weise  schaffen,  daß  */i 
der  Grund-  und  Gebäudesteuer  außer  Hebung  gesetzt  werden,  die 
Gewerbesteuer  für  den  Staat  vorerst  uoch  beibehalten  wird,  die  lex 
Huene  bestehen  bleibt  und  der  unter  diesen  Voraussetzungen  dem 
Staate  erwachsende  Ausfall  von  18—20  Millionen  durch  die  erwähnte 
Ergänzungssteuer  gedeckt  wird. 

Von  diesen  vier  Reformplänen,  die  durch  die  Publikation  des 
Reichsanzeigers  gewissermaßen  zur  öffentlichen  Diskussion  gestellt 
wurden,  hat  der  dritte  in  der  Presse  und  in  der  öffentlichen  Meinung 
am  meisten  Auklaug  gefunden.  Eis  spricht  vor  allem  für  ihn,  daß  er 
die  ganze  Reform  zum  Abschluß  bringt  und  außerdem  der  einzige 
ist,  der  eine  gründliche  Umgestaltung  unserer  Kommunalbesteuerung 
gestattet.  Ob  die  für  den  Staat  als  Ersatz  in  Aussicht  genommene 
Vermögenssteuer  das  Richtige  trifft,  mag  dabei  als  offene,  liier  jeden- 
falls auszuscheidende  Frage  behandelt  werden.  Die  drei  anderen  Wege 
stellen  mehr  oder  weniger  ein  Provisorium  dar,  das  die  vollständige 
Heilung  unserer  Gerneindefinanzen  nur  unvollkommen  bewirkt  und  die 
bestehenden  Ungerechtigkeiten  unseres  Staatssteuersystems  nicht  be- 
seitigt. Jede  Beibehaltung  der  Gewerbesteuer  neben  der  teilweisen 
Aufhebung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  muß  als  eine  ungerecht- 
fertigte Doppelbesteuerung  des  gewerblichen  Einkommens  betrachtet 
werden , die  von  den  Interessenten  des  Grundbesitzes  um  so  weniger 
befürwortet  werden  kann,  als  sie  selbst  lange  genug  unter  dem  Drucke 
einer  solchen  Doppelbesteuerung  geseufzt  haben.  Auch  der  zweite 
Plan,  der  dieser  Konsequenz  durch  Einführung  einer  Kapitairenten- 
steuer  aus  dem  Wege  gehen  will,  kann  unseres  Erachtens  nicht  ernst- 
lich in  Frage  kommen.  Man  würde  erstens  damit  die  bisherige  Rc- 
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form,  die  unter  der  Flagge  „Uebergang  zur  alleinigen  Einkommensteuer“ 
segelte,  geradezu  auf  den  Kopf  stellen.  Zweitens  aber  durften  die 
Akten  Uber  die  Kapitalrentensteuer  doch  einigermaßen  geschlossen  sein. 
Wenn  es  je  eine  unwirtschaftliche  und  ihren  eigentlichen  Zweck  als 
Realsteuer  verfehlende  Abgabe  gegeben  hat,  so  ist  es  sicherlich  die 
Kapitalrentensteuer.  Behandelt  man  sie  als  Realsteuer,  welche  Schulden 
nicht  berücksichtigt,  so  behindert  sie  die  wirtschaftliche  Disposition 
Uber  das  Kapital,  das  wegen  der  Steuer  einheitlich  in  ein  Objekt 
gesteckt  werden  muß1).  Nimmt  man  dagegen  auf  diesen  Uebelstand 
Rücksicht  und  gestattet  bei  der  Berechnung  der  Rente  den  Abzug 
gegenüberstehender  Schuldverpflichtungen,  wie  dies  z.  B.  die  hessische 
Kapitalrentensteuer  thut,  so  schafft  man  damit  ein  neues  Privilegium 
des  Einkommens  aus  Kapitalzins  gegenüber  demjenigen  aus  Grund- 
besitz und  Gewerbe,  womit  die  Ungleichheit  der  Behandlung,  die  man 
gerade  beseitigen  wollte,  durch  eine  Hinterthür  wieder  eingeführt  wird. 
Auch  der  vierte  Plan  kann  alsein  empfehlenswerter  nicht  angesehen 
werden.  Die  Ueberweisung  von  */<  der  Grund-  und  Gebäudesteuer 
unter  gleichzeitiger  Beibehaltung  der  Gewerbesteuer  für  den  Staat 
muß  unter  allen  Umständen  als  bedenklich  angesehen  werden  bei  einem 
Provisorium,  das  sich  vermutlich,  wenn  einmal  geschaffen,  sehr  lange 
halten  wird.  Noch  schwerer  wiegend  muß  aber  der  Umstand  erscheinen, 
daß  dieser  Plan  wegen  der  Beibehaltung  der  lex  Huene  eine  Ergän- 
zuugssteuer  notwendig  macht,  die  bestimmt  ist,  einen  Ertrag  zu  er- 
zielen, der  in  gar  keinem  Verhältnis  steht  zu  den  politischen  Schwie- 
rigkeiten , mit  denen  die  Einführung  jeder  neuen  Steuer  zu  kämpfen 
hat.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  der  Hauptstreit  der 
Parteien  sich  bei  der  Steuerreform  um  die  Ausgestaltung  der  Ergän- 
zungssteuer drehen  wird.  Nicht  um  die  Höhe  der  Besteuerung  wird 
es  sich  dabei  handeln  können,  denn  ein  Plus  wird  für  den  Staat  nicht 
erzielt  und  soll  nicht  erzielt  werden.  Vielmehr  wird  sich  der  Wider- 
stand gegen  die  Form  der  neuen  Steuer  richten,  die  ja  notwendig 
diese  oder  jene  Interessen  schädigt.  Diese  Widerstände  aber  wach- 
zurufen lediglich,  um  ein  Provisorium  zu  schaffen  und  um  einen  Er- 
trag von  20  Millionen  herauszuschlagen , wäre  vom  finanziellen  und 
politischen  Standpunkte  aus  der  größte  Fehler,  den  man  begehen 
könnte. 

So  wird  denn  thatsächlich  sowohl  für  den  Abschluß  der  staat- 
lichen Steuerreform  sowie  für  die  Neuregelung  des  Kommunalsteuer- 
wesens der  dritte  Weg  als  der  gewiesene  angesehen  werden  müssen. 
Daß  auch  gegen  ihn  Bedenken  geltend  gemacht  werden  können,  soll 
nicht  weggeleugnet  werden;  doch  erscheinen  dieselben  nicht  allzu  er- 
heblich. Von  untergeordneter  Bedeutung  erscheint  zunächst  der  Ein- 


1)  So  würde  z.  B.  der  Ertrag  von  einem  Kapital  von  100  000  Mark,  die  in  ein 
Grundstück  von  gleichem  Werte  gesteckt  sind,  nur  der  Grundsteuer  unterliegen.  Würde 
dagegen  das  Grundstück  mit  50  000  Mark  Hypotheken  belastet,  während  die  dem  Be* 
sitzer  verbleibenden  60  000  Mark  in  Wertpapieren  angelegt  werden,  so  wäre  die  Grund* 
Steuer  wie  bisher  weiter  zu  zahlen  , daneben  aber  noch  eine  Kapitalrentensteuer  für  die 
Zinsen  von  60  000  Mark. 
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•wand,  daß  durch  eine  gänzliche  Ueberweisung  der  Grundsteuer  die- 
jenigen ein  Geschenk  aus  der  Staatskasse  erhalten,  welche  im  Jahre 
1861  ein  Entschädigungskapital  für  die  Aufgabe  ihrer  Steuerfreiheit 
erhalten  haben.  Soweit  sich  die  betreffenden  Güter  noch  in  den  Hän- 
den derselben  Besitzer  befinden,  würde  sich  dem  durch  eine  Rück- 
zahlung der  Entschädigung  abhelfen  lassen.  Sollte  aber  selbst  eine 
Anzahl  von  Personen  einen  Sondervorteil  durch  die  Ueberweisung  er- 
halten, so  fiele  das  nicht  ins  Gewicht  gegenüber  den  allgemeinen 
Vorteilen,  die  die  geplante  Reform  allen  Staatsbürgern  gewahrt. 
Wichtiger  könnte  ein  zweiter  Einwand  erscheinen,  der  iu  der  Aufgabe 
der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  der  ältesten  Abgabe  unseres  Steuer- 
systems, ein  gewagtes  Experiment  erblickt.  Die  Grund-  und  Gebäude- 
steuer bildet  nach  dieser  Auffassung  den  Grundpfeiler  unserer  Staats- 
finanzeu,  den  „festesten  Rettungsanker“  in  den  Zeiten  der  Not,  dessen 
sich  zu  entäußern  ein  nicht  zu  billigender,  finanzpolitischer  Radikalis- 
mus sei.  War  diese  Anschauung  berechtigt  iu  einer  Zeit,  wo  der 
Grundbesitz  die  Hauptquelle  alles  Einkommens  bildete,  so  ist  dies 
sicherlich  jetzt  nicht  mehr  der  Fall.  Schon  ein  Blick  auf  das  preußische 
Budget  beweist,  ein  wie  geringfügiger  Teil  unserer  Staatsausgaben 
durch  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  seine  Deckung  findet.  Der 
preußische  Etat  weist  für  1892/93  ein  Ordinarium  von  1804452Ü35 
Mark  auf.  Ziehen  wir  davon  die  Betriebsausgaben  in  Höhe  von 
873  710931  Mark  ab,  so  ergiebt  sich  eine  reine  Staatsausgabe  von 
930  741  104  Mark.  Es  erhellt  also,  daß  die  Grund-  und  Gebäude- 
steuer mit  einem  Ertrage  von  25  Millionen  Mark  nur  etwa  8 Pro- 
zent der  ordentlichen  Staatsausgaben  zu  decken  imstande  ist. 
Sie  ist  in  ihrer  Bedeutung  für  dos  Staatsbudget  laugst  von  der  Ein- 
kommensteuer überholt  und  das  Uebergewicht  der  letzteren  wird  im 
Laufe  der  Jahre  noch  immer  mehr  sieb  geltend  machen.  Vollends 
unbegreiflich  aber  ist  es,  wenn  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  als  die- 
jenige Steuer  angesehen  wird,  die  dem  Staate  in  besonderen  Nöten  un- 
entbehrlich ist.  Daß  gerade  in  Kriegszeiten  und  anderen  Störungen  des 
Staatslebens  der  Grundbesitz  ganz  besonders  leidet,  liegt  auf  der  Hand. 
Wie  soll  er,  der  bereits  heute  an  der  Grenze  seiner  steuerlichen 
Leistungsfähigkeit  angelangt  ist,  die  Lasten  einer  außergewöhnlichen 
Extrabesteuerung  zu  tragen  im  Stande  sein!  Gerade  für  solche  Zwecke 
erscheint  die  Vermögenssteuer  weit  geeigneter,  die  eine  zweckmäßige 
Grundlage  für  Extrakriegssteuern  oder  für  die  Umlegung  von  Zwangs- 
anleihung  darbietet  Eine  Gefahr  für  die  Zukunft  der  Staatsfinanzen 
ist  also  in  der  Aufgabe  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  keinenfalls 
zu  erblicken.  Ein  dritter  Einwaud  ferner  hebt  hervor,  daß  den  Guts- 
bezirken, da  dieselben  keine  kommunalen  Ausgaben  hätten,  durch  die 
Ueberweisung  ein  Geschenk  gemacht  würde,  das  lediglich  in  die  Tasche 
der  Gutsbesitzer  wandere.  Wenn  es  nun  auch  richtig  ist,  daß  die 
kommunaleu  Lasten  des  Gutsbezirks  nicht  in  der  Form  der  Steuer, 
sondern  in  der  der  Wirtschaftsausgabe  auftreten,  so  ändert  die 
Form  doch  nichts  an  dem  Wesen  der  Sache  und  es  ist  geradezu  un- 
überlegt, aus  einem  rein  formalen  Grunde  das  Vorhandensein  kommu- 
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naler  Aufwendungen  in  den  Gutsbezirken  zu  leugnen.  Ueber  die  Höhe 
dieser  Aufwendungen  liegt  Material  allerdings  nur  für  die  7 östlichen 
Provinzen  vor,  die  aber  von  den  16403  vorhandenen  Gutsbezirken 
15  416  umschließen1).  Die  Publikation  von  Herrfurth  und  Tzschoppe 
für  das  Jahr  1833/84  hat  zwar  die  Gutsbezirke  außerhalb  ihrer  Unter- 
suchung gelassen.  Dagegen  enthalten  die  dem  preußischen  Landtage 
überreichten  Beilagen  zu  dem  Gesetzentwürfe  über  die  Landgemeiude- 
ordnuug  für  die  7 östlichen  Provinzen  ausführliche  Nachweisungen 
Uber  die  kommunalen  Ausgaben  der  Gutsbezirke  in  den  betreffenden 
Landestcilen  *).  Danach  beziffert  sich  der  ungefähre  Betrag  der 
kommunalen  Ausgaben  der  Gutsbezirke  im  Ktatsjahre  1888/80  auf 
11  770382  Mk.  Davon  entfallen  auf  die  allgemeine  kommunale  Ver- 
waltung 1234  681  Mk.,  auf  die  Armenpflege  3 382  378  Mk.,  auf  die 
Volksschule  2924  258  Mk.,  auf  die  öffentlichen  Wege  3 387  922  Mk., 
auf  sonstige  Zwecke  841  142  Mk.  Zu  diesen  eigenen  Kommunalaus- 
gaben  kommen  dann  noch  Kreis-  und  Provinzialabgahen  der  Guts- 
bezirke  im  Betrage  von  4 827  247  Mk.  Stellt  man  diesen  kommu- 
nalen Ausgaben  im  Gesamtbeträge  von  16  597  629  Mk.  die  Summe 
der  von  Gutsbezirken  gezahlten  staatlichen  Grund- , Gebäude-  und 
Gewerbesteuer  in  Höhe  von  8 726225  Mk.  gegenüber,  so  ergiebt  sich 
klar,  daß  mit  der  Ueberweisung  der  letzteren  nur  etwas  über  die 
Hälfte  der  kommunalen  Ausgaben  der  Gutsbezirke  gedeckt  ist  und 
daß  von  einem  „in  die  Tasche  stecken“  gar  keine  Rede  sein  kann. 
Ein  letzter  Einwand  endlich  bezieht  sich  auf  die  Folgerungen,  die  sich 
aus  der  Aufhebung  der  lex  Huene  ergeben.  Es  wird  zwar  von  keiner 
Seite  bestritten,  daß  dieses  Gesetz  als  ein  unvollkommenes,  nur  im 
Uebcrgangsstadium  erträgliches  betrachtet  werdeu  muß.  Die  schwanken- 
den Erträge,  die  es  den  Kreisen  liefert,  werden  gerade  wegen  ihrer 
Ungewißheit  meistens  nicht  alR  eine  organische  Einnahmequelle,  sondern 
als  ein  zufälliges  Geschenk  angesehen.  Deshalb  ist  mit  diesen  Geldern 
auch  ziemlich  unwirtschaftlich  verfahren  worden.  Eine  dem  preußi- 
schen Landtage  vorgelegte  Nachweisung  zeigt,  daß  die  Kreisabgaben 
der  Landgemeinden  sich  trotz  der  Ueberweisungen  nur  wenig,  näm- 
lich um  ca.  18  "/„  vermindert  haben.  Die  Ausgaben,  die  mit  ihneu 
bestritten  wurden,  sind  nicht  immer  diejenigen  gewesen,  die  man  bei 
der  Einführung  des  Gesetzes  im  Auge  hatte.  Von  dem  Betrage  der 
Ueberweisungen  in  den  Jahren  1886/87  bis  1889/90  in  Höhe  von  über 
49  Millionen  Mark  sind  u.  a.  zur  Entlastung  der  Schulverbände  nur 
0,40  °/0  und  zu  Ueberweisungen  an  Stadt-  und  Landgemeinden  2,37  °/0 
verwendet  worden.  Auch  der  Verteilungsmaßstab,  nach  dem  die 
Ueberweisungen  zur  Repartierung  gelangen,  giebt  zu  großen  Bedenken 
Anlaß.  Wenn  somit  die  Unzweckmäßigkeit  der  lex  Huene  keinem  Zweifel 
unterliegt,  so  sträubt  man  sich  doch  von  gewisser  Seite  dagegen,  diese 
Einnahmequelle  für  die  Kreise  aus  der  Hand  zu  geben,  und  mau 
fürchtet,  daß  die  den  Gemeinden  durch  die  Aufbringung  entsprechend 


1)  Statistisches  Handbuch  für  den  preußischen  Staat,  Berlin  1888,  S.  16. 

2)  Vergl  die  auf  S.  325  citierte  Drucksache  des  preufs.  Abgeordnetenhauses. 
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höherer  Kreissteueru  aufgelegten  Lasten  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
die  Vorteile  paralysieren,  die  ihnen  aus  der  Ueberweisung  der  staat- 
lichen Realsteuern  erwachsen.  Daß  auch  dieser  Einwand  nicht  be- 
sonders schwer  wiegt,  wird  sich  ergeben,  wenn  wir  ein  ungefähres 
Bild  der  finanziellen  Tragweite  der  geplanten  Reform  zu  entwerfen 
versuchen. 

Müssen  wir  somit  daran  festbalten,  daß  der  dritte  Weg  der 
einzig  auuehmbare  bleibt,  so  fragt  es  sich,  welches  der  finanzielle 
Effekt  einer  solchen  Reform  für  die  Gemeinden  sein  würde.  Leider 
ist  das  vorliegende  Material  zur  Beurteilung  dieser  Frage  ein  sehr 
lückenhaftes.  Erstens  sind  nämlich  die  Ergebnisse  der  Untersuchung 
von  1883/84  bereits  als  veraltet  zu  betrachten.  Zweitens  müssen  sie, 
da  sie  die  Gutsbezirke  unberücksichtigt  lassen,  durch  die  Zahlen  von 
1889/90  ergänzt  werden,  so  daß  Daten  ganz  verschiedener  Zeitabschnitte 
zusammengestellt  werden  müssen.  Zudem  fehlen  noch  die  Angaben 
für  die  Gutsbezirke  der  westlichen  Provinzen,  ein  Fehler,  der  aller- 
dings nach  dem  oben  angegebenen  Zahlenverhältnis  kein  allzu  erheb- 
licher ist.  Die  Ueberwcisungen  endlich  wiederum  müssen  in  ihrer  Höbe 
nach  den  Schätzungen  eingesetzt  werden,  die  der  Gegenwart  bezw. 
der  nächsten  Zukunft  angchören.  Trotz  aller  dieser  Mängel  des 
Materials  wird  sich  immerhin  ein  uugefährcr  Ueberblick  über  die 
finanzielle  Wirkung  der  Reform  geben  lassen.  Wir  kommen  demgemäß 
zunächst  für  die  Höhe  des  Steuerbedarfs  zu  folgenden  Zahlen: 


Gesamtbetrag  der  Gemeinde-  und  besonderen  Korporations- 
abgaben in  den  Stadtgemeinden J16935550  Mk. 

Gesamtbetrag  der  Gemeinde-  und  besonderen  Korporations- 
abgaben in  den  Landgemeinden 91  839302  „ 

Aufwendungen  der  Gutsbeairke  16597029  „ 

Ersatz  für  die  Ueberweiaungen  der  lex  Hnene  ....  25000000  „ 

Summa  250372481  Mk. 


Dabei  sind  wohl  die  besonderen  Korporationsabgaben  etwas  zu  hoch 
eingesetzt,  da  bei  sparsamerer  Wirtschaft  nicht  der  ganze  Ausfall  des 
lex  Huene  durch  Kreissteuern  zu  ersetzen  sein  wird.  Stellen  wir  dieser 
Bedarfssumme  von  rund  250  Millionen  Mark  die  neuen  Ueberweisungen 
von  ca.  100  Millionen  Mark  gegenüber,  so  ergiebt  sich,  daß  ca.  150 
Millionen  Mark  übrig  bleiben,  welche  eventuell  durch  Personalsteuern 
zu  decken  sind.  Da  die  diesmalige  Veranlagung  der  staatlichen  Ein- 
kommensteuer ca.  120  Millionen  Mark  ergeben  hat,  so  wäre  damit  ein 
Zuschlag  zur  letzteren  von  125  °/0  erforderlich,  um  den  Steuerbedarf 
der  Gemeinden  zu  decken.  Dem  Grundbesitz  und  dem  Gewerbe  in 
den  Gemeinden  würde  damit  eine  Erleichterung  um  rund  50  Millionen 
Mark  oder  um  ca.  40#/0  der  bisherigen  staatlichen  und  kommunalen 
Belastung  zu  teil.  Aber  auch  den  Trägern  der  Personalsteuerlast  er- 
wächst eine  erhebliche  Minderung  derselben.  Stellte  sich,  wie  wir 
oben  sahen,  der  durchschnittliche  Zuschlag  zu  der  staatlichen  Ein- 
kommensteuer in  den  Stadtgemeinden  auf  191  °/0 , in  den  Landge- 
meinden auf  187  •/„,  so  wird  er  uach  der  Reform  im  großen  Durch- 
schnitt nur  126  °/0  betragen.  Dabei  ist  hervorzuheben , daß  bei  der 
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Berechnung  dieses  Durchschnittes  u.  a.  auch  der  Fortfall  von  11  669539 
Mark  Mietssteuer  und  3 620  196  Mark  sonstiger  besonderer  Personal- 
abgaben  vorausgesetzt  ist.  Daß  sich  diese  Erleichterung  in  einigen 
Gemeinden  sehr  frappant,  in  anderen  minder  ausgesprochen  zeigen 
wird , ist  erklärlich.  Am  wenigsten  wird  sie  d a hervortreten, 
wo  die  Personalsteuern  ohnehin  schon  aufs  schärfste  gegenüber  den 
Realsteueru  angespannt  sind,  wie  dies  z.  B.  in  der  Stadtgemeinde 
Halle  a.  S.  der  Fall  ist.  Es  würden  hier  250000  Mark  städtischer 
Gebäudesteuer  in  Fortfall  kommen,  wahrend  die  Ueberweisungen  aus 
staatlicher  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  nach  der  Isteinnahme 
von  1890/91  354632  Mark  betragen  würden.  Da  von  dem  entstehenden 
Ueberschuß  von  ca.  104000  Mark  aber  80000  Mark  für  den  Fortfall 
der  lex  Huene  in  Abzug  zu  bringen  sind,  so  wird  für  die  Ermäßigung  der 
über  eine  Million  Mark  ausmachenden  Einkommens-  und  Mietssteuer  ein 
kaum  nennenswerter  Betrag  übrig  bleiben.  In  einem  solchen  Falle 
kann  eben  nur  die  Erweiterung  des  Gebietes  der  Verbrauchssteuern 
Abhilfe  gewähren. 

Wenn  es  somit  wahrscheinlich  gemacht  ist,  daß  die  in  Aussicht  ge- 
nommene Reform  nach  ihrer  finanziellen  Seite  nichts  für  die  Gemeinden 
zu  wünschen  übrig  läßt,  so  muß  doch  noch  die  weitere  Frage  geprüft 
werden,  ob  sie  auch  mit  jenen  wissenschaftlich  und  praktisch  hergeleiteten 
Anforderungen  in  Einklang  sich  befindet,  die  wir  an  ein  gutes  Kommu- 
nalsteuergesetz zu  stellen  haben.  In  Bezug  darauf  läßt  sich  vorläufig 
nur  allgemein  sagen,  daß  der  Plan,  die  Realsteuer  zu  einem  organischen 
Gliede  des  Kommunalsteuersystems  zu  machen,  jedenfalls  sich  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  bewegt,  was  wir  als  ein  Haupterfordernis 
für  die  Gemeinden  entwickelt  haben.  Da  über  die  sonstigen  Bestim- 
mungen des  Kommuualsteuergesetzentwurfes  vorläufig  nichts  bekannt 
ist,  so  wird  damit  unsere  Kritik  ihr  Ende  erreicht  haben.  Doch  möchten 
wir  unsererseits  versuchen,  einige  der  in  Betracht  kommenden  Ge- 
sichtspunkte bezüglich  der  Modalitäten  der  Ueberweisung  sowie  einige 
andere  notwendige  Filemente  der  Gemeindebesteuerung  hervorzuheben. 

Falls  die  Ueberweisung  der  Realsteuern  in  der  Weise  erfolgt, 
daß  sie  in  ihrer  bisherigen  Gestalt  beibehalten  und  vielleicht  sogar 
vom  Staat  weiter  verwaltet  werden , so  könnte  man  zunächst  die 
Frage  aufwerfen , nach  welchem  Maßstab  der  Steuerertrag  auf  die 
Gemeinden  verteilt  werden  soll.  Die  Antwort  kann  unseres  Erachtens 
gar  nicht  anders  lauten,  als  daß  das  eigene  Aufkommen  an  Steuer 
innerhalb  der  Gemeinden  auch  den  Maßstab  darstellt,  nach  dem  sie  an 
den  Ueberweisungssummen  teilnehmen.  Die  staatlichen  Realsteuern 
werden  durch  die  Ueberweisung  tbatsächlich  Kommunalsteuern 
und  deshalb  würde  jeder  andere  Verteilungsmaßstab  dazu  führen,  daß 
die  eine  Kommune  für  die  andere  mitbezahlt.  Freilich  fehlt  es  nicht  an 
Stimmen  in  der  Tagespresse,  die  dies  gerade  für  wünschenswert  halten. 
Von  Interessenten  ärmerer  Landesteile  wird  hervorgehoben,  daß  die 
Ueberweisung  nach  dem  eigenen  Aufkommen  der  Kommune  die  reichen 
Gemeinden  nur  noch  reicher,  die  ärmeren  nur  noch  ärmer  mache. 
Man  verlangt  deshalb  einen  Maßstab,  der  eine  größere  Ausgleichung 
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herbeiführt.  Eine  derartige  Forderung  schlägt  aber  dem  Wesen  der 
Gemeinde  als  örtlicher  Interessenverwaltung  geradezu  ins  Gesicht. 
Der  erste  Grundsatz  aller  Selbständigkeit  der  Gemeindeverwaltung  ist 
der,  daß  die  Gemeinde  ihre  Leistungen  auch  selbst  bezahlt.  Wirft  man 
statt  dessen  Staatsverwaltung  und  Gemeindeverwaltung  in  einen  Topf, 
so  kann  die  Folge  nur  eine  staatliche  Centralisation  sein,  die  mit  der 
Freiheit  und  Selbständigkeit  der  Gemeinden  gründlich  aufräumt  Des- 
halb sollten  sich  diejenigen,  welche  in  kurzsichtigem  Egoismus  Forde- 
rungen erheben,  die  lediglich  eine  lokale  Bereicherung  auf  Kosten  der 
Gesamtheit  bezwecken,  es  wohl  überlegen,  ob  sie  den  Interessen,  die 
sie  vertreten,  damit  einen  wirklichen  Dienst  erweisen. 

Eine  andere  Frage  freilich  ist  es,  ob  die  Ueberweisung  der  staat- 
lichen Realsteuern  in  ihrer  jetzigen  Form  für  die  Gemeinden 
das  Richtige  trifft.  Sie  hat  als  selbstverständliche  Voraussetzung,  daß 
die  bisherigen  kommunalen  Zuschläge  sowie  die  etwa  bestehenden  selb- 
ständigen Grund-  und  Gebäudesteuern  der  Gemeinden  in  Fortfall  kommen. 
Die  letztem  bieten  aber  den  Gemeinden  manche  Vorteile  gegenüber  den 
entsprechenden  Stantssteuern.  Dies  gilt  namentlich  von  den  besonderen 
städtischen  Gebäudesteuern,  die  in  ihrer  Veranlagung  meistens  viel 
zweckmäßiger  sind,  als  die  Staatssteuer.  Die  Revision  des  Katasters 
erfolgt  bei  der  Staatssteuer  nur  alle  15  Jahre,  ein  Zeitraum,  der  zu 
lang  ist,  als  daß  der  wirkliche,  schnell  wechselnde  Ertrag  des  städtischen 
Wohnhauses  dabei  getroffen  würde.  Ebenso  ist  kein  Grund  vorhanden, 
die  zwecklose  Unterscheidung  von  Gebäuden,  die  zur  Wohnung  und 
solchen,  die  zum  Gewerbebetriebe  dienen , sowie  deren  differentiellen 
Steuerfuß  (4%  und  2%)  auf  die  Gemeinden  zu  übertragen.  Von  beiden 
Uebelständen  sind  die  besonderen  städtischen  Gebäudesteuern  meistens 
frei.  So  schreibt  das  Regulativ  für  die  Erhebung  der  Grund-  und 
Mietssteuer  in  Halle  a.  S.  eine  alljährliche  katastermäßige  Fest- 
stellung des  Nutzungswertes  vor  und  besteuert  letzteren  ohne  weitere 
Unterscheidung  mit  einem  gleichen  Prozentsatz.  Trotzdem  ist  das 
Ergebnis  der  Gemeindesteuer  ein  günstigeres  als  das  der  Staatssteuer, 
da  die  erstere  im  Jahre  1890/91  240474  Mk.,  die  letztere  nur  215  744  Mk. 
betrug.  Aus  solchen  Gesichtspunkten  ließe  sich  die  Erwägung  her- 
leiten, ob  nicht  Aufhebung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  besser 
sei,  als  Ueberweisung,  indem  man  die  Wahl  der  Form  der  Be- 
steuerung des  Grund  und  Bodens  den  Gemeinden  selbst  überläßt. 
Dennoch  ist  diese  Forderung  wenigstens  für  die  Grundsteuer  abzulehnen. 
Mit  der  Weiterführung  des  Katasters  sind  soviele  staatliche  und  private 
Interessen,  namentlich  des  Eigentums,  verknüpft,  daß  sich  eine  Bei- 
behaltung der  bisherigen  einheitlichen  Form  der  Grundsteuer  und  ihrer 
Verwaltung  durch  den  Staat  unbedingt  empfiehlt  Weniger  wichtig 
ist  dieser  Gesichtspunkt  bei  dem  städtischen  WTohnhause.  Hier  ist 
die  Führung  des  Katasters  bedeutend  einfacher  und  kann  von  den 
städtischen  Behörden  ohne  große  Mühe  selbst  besorgt  werden.  Es 
würde  deshalb  auch  nichts  im  Wege  stehen,  den  Städten  unter  Auf- 
hebung der  staatlichen  Steuer  die  Einführung  eigener  kommunaler 
Gebäudesteuern  zu  gestatten. 


Mae  lolfe  Bd.  IV  (LU). 
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Ein  weiterer  hervorzuhebender  Punkt  ist  der,  daß  mit  der  bloßen 
Ueberweisung  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  in  ihrer 
bisherigen  Höhe  die  Ziele  einer  rationellen  Gemeindebesteuerung 
nicht  erreicht  werden.  Es  wird  den  einzelnen  Gemeinden  damit  teils 
zu  viel,  teils  aber  auch  zu  wenig  gegeben.  Ein  Vorteil  wäre  allerdings 
damit  gewonnen,  nämlich  der,  daß  damit  eine  scharfe,  gesetzliche 
Grenze  für  die  Heranziehung  des  Realbesitzes  zu  den  Gemeindelasten 
gezogen  ist.  Aber  diese  Grenzbestimmung  ist  eine  rein  mechanische. 
Wir  sahen,  daß  die  Realsteuern  ausreichend  sein  müssen,  um  die  wirt- 
schaftlichen Ausgaben  der  Gemeinde  zu  decken,  daß  es  aber  aus  prinzi- 
piellen Gründen  nicht  richtig  erscheint,  sie  über  dieses  Maß  hinaus  zu 
erheben.  Soll  dieser  Forderung  Rechnung  getragen  werden,  so  müssen 
die  zu  überweisenden  Staatssteuern  beweglich  sein,  d.  h.  der 
Steuerfuß  muß  von  der  einzelnen  Gemeinde  nach  Bedürfnis  festgesetzt 
werden.  Dabei  darf  aber  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daß  jede 
Willkür  hierbei  gesetzlich  ausgeschlossen  werden  muß,  wenn  nicht 
der  wesentlichste  Punkt  der  ganzen  Kommunalsteuerreform  unerledigt 
bleiben  soll.  Ohne  feste  Grenzlinie  zwischen  der  Heranziehung  der 
Realsteuern  und  der  der  Personalsteuern  ist  jedes  Gemeindesteuergesetz 
wertlos.  Die  Grenze  selbst  aber  kann  nicht  anders  gezogen  werden, 
als  dadurch,  daß  man  diejenigen  Ausgaben,  die  man  auf  die  Realstcuern 
und  diejenigen,  die  man  auf  die  Personalsteucrn  auweist,  im  Gesetz 
aufzählt.  Dadurch  ergiebt  sich  die  Höhe  der  Satze  beider  Steuer- 
arten im  Gemeindehaushalte  alljährlich  von  selbst. 

Hinsichtlich  der  Personalbesteuerung  wird  lediglich  die  Ein- 
kommensteuer in  Betracht  kommen.  Die  Personalsteuern  sollen  ja  die 
generellen  Ausgaben  der  Gemeinde  decken  und  dazu  ist  die  Ein- 
kommensteuer, die  jeden  nach  Maßgabe  seiner  Leistungsfähigkeit  trifit, 
ganz  besonders  geeignet.  Auch  hier  kann  die  Frage  entstehen,  ob  den 
Gemeinden  nicht  eine  gewisse  Selbständigkeit  und  Unabhängkeit  von  der 
Staatssteuer  gegeben  werden  soll.  Bezüglich  der  Veranlagungsgrund- 
sätze würde  dies  kaum  einen  Zweck  haben,  da  die  Gemeinden  nichts 
Besseres  und  Billigeres  thun  können,  als  einfach  die  staatliche  Ver- 
anlagung zur  Grundlage  ihrer  Besteuerung  machen.  Nur  die  Gestattung 
eines  besonderen  Tarifes  könnte  ernstlich  erwogen  werden.  Auch 
dafür  scheint  indessen  kein  besonderes  Bedürfnis  vorzuliegen.  Der 
Tarif  der  staatlichen  Einkommensteuer  ist  ein  Produkt  sorgfältiger 
Erörterungen  und  schwer  errungener  Kompromisse.  Es  dürfte  nicht 
angezeigt  sein,  die  Gegensätze,  die  im  Parlament  nur  mit  Mühe  ihren 
Ausgleich  gefunden  haben,  nunmehr  in  die  Stadtverordnetenversamm- 
lungen hineinzutragen.  Auch  befriedigt  der  staatliche  Tarif  alle  billigen 
Ansprüche ; er  entlastet  die  unteren  und  mittleren  Stufen  und  zieht 
die  oberen  dafür  stärker  heran,  freilich  in  letzterer  Beziehung  etwas 
zu  weit  gehend.  Vor  allem  aber  muß  in  der  Freilassung  der  Ein- 
kommen bis  zu  900  Mark  ein  wesentlicher  Fortschritt  erblickt  werden, 
den  man  den  Gemeinden  nicht  rückgängig  zu  machen  gestatten  darf. 
Für  weitere  Personalsteuern  neben  der  Einkommensteuer  liegt  kein 
Grund  vor.  Vor  allem  ist  zu  hoffen,  daß  die  noch  in  vier  Städten 
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(Berlin,  Frankfurt  a.  M.,  Halle  a.  S.  und  Danzig)  bestehende  Miets- 
steuer durch  das  neue  Kommunalsteuergesetz  beseitigt  wird.  Die 
Gründe  dafür  zu  wiederholen,  ist  wohl  kaum  nötig.  Weit  entfernt 
davon,  eine  „indirekte  Einkommensteuer“  zu  sein,  ist  die  Mietssteuer 
eine  Verbrauchssteuer  und  als  solche  progressiv  nach  unten.  Würde 
dieses  Moment  zurücktreten,  falls  ausgleichende  Steuern  vorhanden 
sind,  die  die  richtige  Progression  wieder  herstellen,  so  macht  es  sich 
mit  voller  Wucht  geltend,  wenn  die  Mietssteuer,  wie  in  Berlin,  zur 
Prinzipalsteuer  und  zu  einer  der  Einkommensteuer  in  Bezug  auf  die 
Höhe  des  Ertrages  ebenbürtigen  Personalabgabe  gemacht  wird.  Ihre 
Ungerechtigkeit  wird  noch  dadurch  verschärft,  daß  sie  gerade  diejenigen 
Steuerzahler  besonders  hart  trifft,  die  wegen  der  größeren  Kopfzahl 
ihrer  Familie  und  der  damit  relativ  gesteigerten  Ausgabe  für  W'ohnung 
eher  Schonung  als  Prägravation  bei  der  Besteuerung  beanspruchen 
könnten. 

Als  einen  letzten  bei  der  Reform  zu  berücksichtigenden  Punkt 
möchten  wir  die  notwendige  Erweiterung  des  Rechts  der  Verbrauchs- 
steuererhebung für  die  Gemeinden  hervorheben.  Ihre  Notwendigkeit  ist 
bereits  vorher  nachgewiesen  worden ; es  fragt  sich  nun,  auf  welchem  Wege 
das  gewünschte  Ziel  zu  erreichen  ist.  Bei  früherer  Gelegenheit  sind  wir 
entschieden  für  die  Wiederherstellung  der  Schlacht-  und  Mahlsteuern 
eingetreten,  besonders  aus  dem  politischen  Grunde,  Kollisionen  zwischen 
Staats-  und  Gemeindebesteuerung  möglichst  zu  vermeiden ' ).  Wenngleich 
wir  noch  heute  der  Ansicht  sind,  daß  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  nicht 
die  leidenschaftlichen  Vorwürfe  verdient,  die  ihr  häufig  gemacht  worden 
sind ; wenngleich  inzwischen  die  italienische  Mahlstcucr  den  Beweis  ge- 
liefert hat,  daß  sich  die  Schwierigkeiten  der  Erhebung  mit  Hilfe  der 
Technik  überwinden  lassen,  so  haben  sich  doch  seit  jener  Zeit  die  Chancen 
einer  Wiedereinführung  wesentlich  verändert  Erstens  sind  beinahe 
zwanzig  Jahre  seit  der  Abschaffung  vergangen,  so  daß  die  preußische 
Bevölkerung  sich  dieser  Steuern  vollkommen  entwöhnt  hat.  Zweitens 
sind  in  der  Zwischenzeit  hohe  Getreide-  und  Viehzölle  zur  Ein- 
führung gelangt,  deren  preissteigernde  Wirkung  man  unmöglich 
noch  durch  eine  kommunale  Belastung  erhöhen  kann,  ohne  einem  be- 
rechtigten und  energischen  Widerstande  seitens  der  Bevölkerung  zu 
begegnen.  Auch  wird  man  zugeben  müssen,  daß  unter  allen  Um- 
ständen Steuern  auf  Genußmittel  denen  auf  notwendige  Nahrungs- 
mittel vorzuziehen  sind.  Denn  die  ersteren  gestatten  selbst  innerhalb 
derjenigen  Bevölkerungsklassen,  auf  welche  die  Verbrauchsbesteuerung 
vorwiegend  berechnet  ist,  noch  eine  Differenzierung  der  Steuerlast, 
indem  jede  Vergrößerung  des  Einkommens  gerade  in  dem  gesteigerten 
Konsum  jener  Genußmittel  zum  Ausdruck  gelangt.  Solche  Genuß- 
mittel sind  aber  in  erster  Linie  Wein,  Bier  und  Branntwein  und  man 
würde  daher  erweiterten  kommunalen  Zuschlägen  zu  den  entsprechen- 
den Staatssteuern  das  Wort  reden  können,  wenn  dem  nicht  erhebliche, 
in  unserem  Reichsstaatsrecht  begründete  Schwierigkeiten  entgegen- 

1)  Vgl.  Friedberg,  Die  Besteuerung  der  Gemeinden,  Berlin  1877. 
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ständen.  Zwar  kann  hierbei  nicht  im  allgemeinen  von  Sonderrechten 
einzelner  Bundesstaaten,  die  durch  eine  Aenderung  der  Gesetzgebung 
verletzt  würden,  die  Rede  sein.  Dies  trifft  nur  zu  bezüglich  des 
Weins.  Artikel  5 II  § 3e  des  Zollvereinsvertrages  bestimmt,  daß  im 
Norddeutschen  Bunde  von  dem  in  den  übrigen  Vereinsstaaten 
erzeugten  Wein  und  Traubenmost  eine  Uebergangsabgabe  nicht  erhoben 
werden  darf  und  § 7 dehnt  diesen  Grundsatz  auch  auf  die  Gemeinde- 
und  Korporationsabgaben  aus.  Insofern  liegt  beim  Wein  allerdings  ein 
Sonderrecht  der  süddeutschen  Staaten  vor.  Da  der  ausländische 
Wein  nach  der  Bestimmung  des  Artikels  5 Ziffer  I nicht  der  Kommunal- 
besteuerung unterworten  werden  kann,  der  süddeutsche  Wein  eben- 
falls nicht  zufolge  des  eben  erwähnten  Sonderrechtes,  so  bliebe  nur  der 
preußische  Wein  für  die  Gemeindebesteuerung  übrig.  Diesen  aber 
differentiell  zu  behandeln,  wäre  eine  ungerechtfertigte  Härte  und  so 
wird  man  für  die  Gemeindebesteuerung  auf  ein  Weiuoctroi  wohl  oder 
übel  verzichten  müssen.  Anders  liegt  die  Sache  beim  Bier  und  Brannt- 
wein. Hier  sind  keine  Sonderrechte  bezüglich  der  Kommunalbe- 
steuerung vorhanden  und  dos  Reichsgesetz  vom  27.  Mai  1885  hat 
den  Gemeinden  die  Besteuerung  des  ausländischen  Bieres  und  Brannt- 
weines erschlossen.  Trotzdem  liegt  für  eine  Aenderung  der  Gesetz- 
gebung, die  die  Normierung  höherer  Steuersätze  für  kommunale  Bier- 
und  Branntweinsteuer  zu  Gunsten  der  Gemeinden  zum  Gegenstände 
hat,  eine  erhebliche  Schwierigkeit  vor.  Der  Artikel  40  der  Reichs- 
verfassung hat  die  Bestimmungen  des  Zollvereinsvertrages  aufrecht  er- 
halten. Da  aber  der  Zollvereinsvertrag  Bestimmungen  enthält,  auf  die 
sich  die  Kompetenz  des  Reiches  nicht  erstreckt  — und  dazu  gehören 
u.  a.  die  Bestimmungen  über  die  Verbrauchsbesteuerung  der  Ge- 
meinden — so  ist  jede  Abänderung  dieser  Bestimmungen  eine  Ab- 
änderung des  Artikels  40  selbst1).  Demgemäß  würde  eine  jede 
Aenderung  der  die  Gemeinden  in  der  Verbrauchsbesteuerung  be- 
schränkenden Nonnen  des  Zollvereinsvertrages  nichts  mehr  und  nichts 
weniger  als  eine  Verfassungsänderung  im  Reiche  bedeuten  und  diese 
in  Scene  zu  setzen  lediglich  zu  Gunsten  der  preußischen  Kommunal- 
besteuerung dürfte  kaum  angängig  sein. 

Kann  man  somit  eine  ausgiebige  Besteuerung  des  Weines,  Bieres 
und  Branntweines  für  die  Kommunen  nicht  unmittelbar  erreichen, 
so  wird  nichts  anderes  übrig  bleiben,  als  dieses  Ziel  auf  einem  in- 
direkten Wege  anzustreben.  Es  läßt  sich  das  in  der  Weise  machen, 
daß  man  die  Steuer  anstatt  auf  das  Getränk  selbst  auf  den  Ort  der 
hauptsächlichsten  Konsumtion,  mit  anderen  Worten  auf  die  Schank- 
stätte legt.  Dadurch  vermeidet  man  alle  Kollisionen  mit  dem  be- 
stehenden Reichsrechte  und  erlangt  doch,  wenn  auch  auf  einem  Um- 
wege, das  gewünschte  Resultat  einer  höheren  Besteuerung  der  Genuß- 
mittel Wein,  Bier  und  Branntwein.  Es  bedarf  dazu  auch  nicht  einmal 
der  Schaffung  eiuer  neuen  Steuer,  sondern  es  genügt,  eine  bereits 
bestehende  Abgabe  in  zweckentsprechender  Weise  abzuändern.  Falls 


1)  Vergl.  darüber  Laband  , Staat  »recht  de»  Deutschen  Reiches,  Band  11,  S.  896, 
2.  AuÜ 
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nämlich  die  Gewerbesteuer  wirklich  zur  Ueberweisung  gelangt,  so  wird 
mit  derselben  implicite  auch  die  sog.  Betriebssteuer  überwiesen.  Die 
letztere  stellt  gewissermaßen  eine  Licenzsteuer  für  den  Betrieb  der 
Gastwirtschaft , der  Schankwirtschaft  sowie  des  Kleinhandels  mit 
Branntwein  oder  Spiritus  dar.  Die  Betriebssteuer  beträgt  jährlich 
nach  § 60  des  Gewerbesteuergesetzes  vom  24.  Juni  1891  für  jeden, 
welcher  ein  oder  mehrere  dieser  Gewerbe  allein  oder  in  Verbindung 
mit  anderen  Gewerben  betreibt:  1)  wenn  er  von  der  Gewerbesteuer 
nach  § 7 des  Gesetzes  befreit  ist,  10  Mk.,  2)  wenn  er  zur  Gewerbesteuer 
veranlagt  ist:  a)  in  der  Klasse  IV  15  Mk.,  b)  in  der  Klasse  III  25  Mk., 
c)  in  der  Klasse  II  50  Mk.,  d)  in  der  Klasse  I 100  Mk.  Damit  ist 
bereits  eine  völlig  ausgcbildete  Besteuerung  der  Schankstätten  und 
des  Kleinhandels  mit  Branntwein  gegeben,  die  sich  allerdings  durch  ver- 
hältnismäßige Niedrigkeit  der  Sätze  auszeichnet.  Aendert  man  den  § 60 
aber  in  der  Weise  ab,  daß  man  den  Gemeinden  das  Recht  giebt,  diese 
Sätze  zu  überschreiten  und  sie  über  die  bisherige  Grenze  hinaus  nach 
Bedürfnis  autonom  festzusetzen,  so  ist  alles  erreicht,  was  in  Bezug 
auf  die  Verbrauchsbesteuerung  im  Interesse  der  Gemeinden  gewünscht 
werden  kann. 

Damit  hätten  wir  die  wichtigsten  Zielpunkte  der  Reform  in  Kürze 
gekennzeichnet.  Ob  und  wieweit  die  zu  erwartende  Vorlage  der 
preußischen  Staatsregierung  den  aufgestellten  Forderungen  entspricht, 
muß  einer  späteren  Prüfung  in  den  „Jahrbüchern“  Vorbehalten  bleiben. 
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VI. 

Die  Kolonisation  und  die  Agrarverfassung  der 
Insel  Nantucket  im  17.  und  18.  Jahrhundert. 


Von 

▲.  Sartorius  von  Waltersbausen. 

Die  Insel  Nantucket  liegt  im  atlantischen  Ocean  etwa  1 1 englische 
Meilen  von  der  Ostküste  Nordamerikas  und  100  e.  M.  SSO.  von  Boston, 
380  e.  M.  ONO.  von  Philadelphia  entfernt,  ihre  einzige  Stadt,  jetzt 
gleichen  Namens,  bis  1796  Sherburn  genannt,  70“  6'  12"  westlich 
von  Greenwich  und  41°  16'  56"  nördlicher  Breite.  In  der  Richtung 
von  Osten  nach  Westen  ist  sie  14  e.  M.  lang,  von  Norden  nach  Süden 
2 — 31/,,  meist  3 e.  M.  breit  und  hat  einen  Flächeninhalt  von  42*/* 
e.  Quadratmeilen  oder  26960  Acker.  Vier  kleinere  Inseln  liegen  im 
Westen  neben  ihr,  Tuckernuck  mit  1300  Acker,  Muskuget  und  die 
Gravel  Islands  zusammen  mit  1120  Acker.  Das  gesamte  Gebiet  der 
Inselgruppe  beträgt  demnach  29380  Acker1).  Die  agrare  Geschichte 
von  Nantucket  hat  ein  allgemeineres  Interesse,  da  sie  sich  in  einigen 
Beziehungen  ähnlich  vollzogen  hat,  wie  diejenige  auf  großen  Gebieten 
Deutschlands.  Sie  verdient  daher  nicht  bloß  ihrer  selbst  wegen  eine 
Beachtung,  sondern  kann  auch  vielleicht  die  Veranlassung  zu  einigen 
Rückschlüssen  werden,  welche  für  das  Verständnis  unserer  landwirt- 
schaftlichen Verfassung  nicht  ohne  Bedeutung  sein  können. 

Die  Entdeckung  der  Insel  durch  die  Europäer  soll  im  Jahre  1602 
stattgefunden  haben,  als  der  englische  Kapitän  Bartholomew  Gosnold 
auf  einer  Fahrt  nach  Virginien,  wo  er  eine  Ansiedelung  anzulegen 
hoffte,  die  Insel  passierte.  Nauticon  wurde  dieselbe  auf  den  damaligen 
Karten  Amerikas  bezeichnet,  1641  bereits  Nantucket,  ein  Wort  indiani- 
schen Ursprunges.  In  diesem  Jahre  wurde  das  Besitzrecht  der  Insel- 
gruppe von  dem  Grafen  William  von  Sterling  an  Thomas  Mayhew  von 


1)  Nach  der  Vermessung  von  181 3 und  nach  Angaben  in  Lippincott's  Pronouncing 
gazetteer  of  the  World , or  a complete  geographica]  dictionary  , ed.  J.  Thomas  and  T. 
Baldwin,  Philadelphia  1872. 
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der  Insel  Marthas  Vineyard  und  dessen  Sohn  gegen  Entrichtung  einer 
jährlichen  Abgabe  dokumentarisch  übertragen.  Die  Erwerber  konnten 
aber  erst  1659  in  einen  wirklichen,  teilweisen  Besitz  ihres  Landes 
kommen,  da  die  dort  lebenden  Indianer  sich  Dicht  früher  zu  einer  Ge- 
bietsabtretung entschließen  wollten  1 2 3 * ). 

Die  Eigentumsverhältnisse  waren  in  den  englischen  Kolonien  Nord- 
amerikas während  des  17.  und  zum  Teil  noch  während  des  18.  Jahr- 
hunderts äußerst  komplizierte  und  die  Besitztitel  sehr  unsicher.  Es 
konnte  Vorkommen,  daß  dasselbe  Land  von  der  englischen  Krone,  von 
einer  Kolonisationsgesellschaft,  von  den  Ansiedlern,  von  den  Indianern 
und  schließlich  noch  von  einer  andern  europäischen  Macht  als  Eigen- 
tum beansprucht  wurde.  In  unserem  Falle  scheint  die  Sache  so  ge- 
legen zu  haben:  Auf  frühere  Entdeckungen  gestützt,  projektierte  im 
Jahre  1606  König  Jakob  I.  von  England  die  Gründung  eines  großen 
nordamerikanischen  Kolonialreiches  und  gestattete  zunächst  zwei  Ge- 
sellschaften, der  londoner  für  den  Süden,  der  Plymouther  für  den 
Norden,  den  Handel  dorthin  zu  betreiben  und  die  Ansiedelung  dort 
vorzunehmen.  Der  Earl  of  Sterling  nahm  nun  als  Mitglied  der  letzteren 
Compagnie,  welche  1620  mit  neuen  Privilegien  ausgestattet  worden 
war,  oder  als  Rechtsnachfolger  eines  früheren  Mitgliedes  und  zwar 
unter  Zustimmung  der  politischen  Behörden  der  1629  konstituierten 
Kolonie  Massachusetts- Bay  mehrere  Inseln,  darunter  die  Nantucket- 
Gruppe,  in  Anspruch  und  übertrug  sein  Recht  auf  die  letztere,  wie 
erwähnt,  weiter.  Seit  1609  hatten  sich  nun  die  Holländer  an  der 
Mündung  des  Hudson  niedergelassen  und  Neu-Amsterdara  gebaut.  Als 
sie  dort  zu  größerer  Macht  gelangt  waren,  erhoben  sie  bezüglich  der 
Grenzen  ihres  Gebietes  immer  weitergehende  Forderungen  und  schlossen 
anch  die  Besitzungen  des  Earl  of  Sterling  in  ihre  politische  Macht- 
Sphäre  mit  ein,  ohne  zugleich  dessen  Privatrechte  völlig  anzuerkennen  *). 
Im  Jahre  1664  belehnte  Karl  II.  von  England  seinen  Bruder,  den 
Herzog  von  York,  mit  dem  gesamten  holländischen  Kolonialbesitz  in 
Nordamerika,  wozu  auch  Nantucket  gerechnet  wurde5),  und  nach  der 


1)  Die  Urkunde  über  diesen  Vertrag  ist  erhalten.  Die  Uebertragung  an  Mayhew 
war  geschehen  unter  der  Bedingung  : „do  render  and  give  yearly  uuto  the  Hon  Lord 
Sterling  his  heirs  or  assings  such  an  acknowledgment  as  shall  be  thought  fit  by  John 
Wintrop  the  Eldr  or  any  two  Magistrates  in  the  Massachusetts  Bay“,  abgedruckt  in  „The 
History  of  Nantucket  by  Obed  Mscy,  Boston  1835“.  Dieses  auf  Quellenstudium  beruhende 
suverlJUsigc  Buch  enthält  viele  Einzelheiten  und  Ausführungen  über  die  politische  Ge- 
schichte der  Insel,  über  die  WalfLchjagd  und  den  Handel  der  Nantuckier,  dagegen  nur 
Lückenhaftes  über  die  Agrarverfassung.  — Dies  Buch  und  die  gesamte  weiterhin  genannte 
Litteratur  ist  in  dein  britischen  Museum  zu  London  zu  tinden 

2)  Documenta  relative  to  the  colonial  History  of  the  State  of  Ncw-York,  VoL  il.  Für 
die  Wirtschaftsgeschichte  der  englischen  Kolonien  in  Nordamerika  sind  die  von  mehreren 
Einzelstaaten  der  Union  in  unserem  Jahrhundert  herausgegebenen  Aktenstücke  von  grofser 
Wichtigkeit.  Ueberhaupt  ist  ein  sehr  reiches  gedrucktes  Quellenmaterial  für  die  nord- 
amerikanische  ältere  Wirtschaftsgeschichte  vorhanden,  dem  noch  wenig  Beachtung  ge- 
schenkt worden  ist. 

3)  Ebendaselbst  Vol.  II , S.  296.  Der  Herzog  erhält  auch  „Nantukes  otherwise 

Nantuckett  together  with  all  the  iands  islands  etc.  Das  Eigentumsrecht  des  Herzogs 

über  die  Insel  ist  1674  noch  einmal  ausgesprochen  worden:  III,  815,  328. 
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Besiegung  der  Holländer  1674  wurde  die  Schenkung  verwirklicht.  So 
kam  die  Insel  unter  die  Regierung  von  New- York,  welchen  Namen  die 
früheren  niederländischen  Besitzungen  nach  der  Annexion  durch  die 
Engländer  erhielten  und  blieb  unter  derselben,  bis  sie  1696  durch  den 
König  Wilhelm  dem  ihr  weit  näher  gelegenen  Massachusetts  ange- 
gliedert wurde. 

Der  erwähnte  Thomas  Mayhew  hat  nun  nicht  die  erste  europäische 
Besiedelung  von  Nautucket  vorgcnommen,  Bondern  hat  nach  Erwerb 
eines  Stück  Landes  von  den  angesessenen  Indianern  (des  Häuptling- 
rechtes, the  Sachern  Right)  an  9 Personen  für  30  £ alle  seine  Rechte, 
vorbehaltlich  einiger  Aecker,  im  Jahre  1659  verkauft.  Diese  Käufer, 
deren  Bcsitztitel  später  durch  die  Kolouialbehörde  von  New-York  an- 
erkannt wurde,  nachdem  sie  dem  Herzog  von  York  ebenfalls  eine 
Zahlung  gemacht  hatten,  sind  nach  Ablösung  der  Renteuansprüche 
der  Erben  des  Lord  Sterling  die  ersten  Kolonisten  geworden.  Sie 
kamen  unter  der  Führung  von  Thomas  Macy  aus  Salisbury,  Essex 
County,  Massachusetts  und  waren  Nachkommen  jener  puritanischen 
Einwanderer,  welche  ihre  Heimat  England  verlassen,  Eigentum  und 
Lebensstellung  aufgegeben  hatten,  um  ihrer  konlessionellen  Ueber- 
zeugung  ungehindert  leben  zu  können.  So  haben  auch  die  Ausiedler 
von  Nantucket  ihre  mühsam  dem  Urwalde  von  Massachusetts  abge- 
rungenen Wohnsitze  wieder  aufgegeben,  als  ihr  von  dem  herrschenden 
Puritanismus  dissentierender  Glaube  nicht  geduldet  wurde. 

Die  Ankömmlinge  verkehrten  zuerst  in  friedlicher  und  freund- 
schaftlicher Weise  mit  den  Indianern,  erwarben  Land  von  ihnen,  die 
Befugnis  Holz  zu  schlagen  um  Weideplätze  anzulegeu  und  das  Weide- 
recht auf  den  von  den  Eingeborenen  bebauten  kleinen  Feldern  nach 
der  Ernte  bis  zur  Neubestellung  des  Ackers  im  Frühjahr.  Sie  ließen 
sich  zuerst  im  Südosten  der  Insel,  wo  geeignetes  Land  und  eine 
Quelle  war,  nieder,  lichteten  gemeinsam  den  Wald,  bauten  sich  Hütten 
und  säeteu  Mais.  Da  sie  aber  bald  erkannten,  daß  sie  an  Zahl  zu 
schwach  waren,  um  eine  ökonomisch  erfolgreiche  Niederlassung  zu 
schatfen,  und  um  sich  gegen  die  Indianer  genügend  schützen  zu  können, 
zogen  sie  neue  Kolonisten,  darunter  auch  Handwerker,  heran  und  be- 
gannen 1661  ihre  Ansiedelung  zu  vergrößern.  Eine  l.andverfassung 
wurde  jetzt  unter  ihnen  vereinbart,  welche  für  zwei  Jahrhunderte 
maßgebend  geblieben  ist. 

Das  gesamte  Gebiet  der  Inselgruppe  wurde,  mit  Ausnahme  eines 
für  den  Verkäufer  Mayhew  und  seinen  Erben  reservierten  Landstückes 
von  372  Acker,  diesen  ersten  Kolonisten  als  rechtlich  gemeinsam  zu- 
stehend behandelt.  Man  kann  nicht  sagen,  daß  es  de  jure  damals 
Gemeineigentum  war , denn  die  Indianer  hatten  auf  ihr  Bodeurecht 
keineswegs  verzichtet  und  erst  einen  kleinen  Teil  des  Landes  für  die 
Weißen  hergegeben.  Das  Recht  der  letzteren  bestand  vielmehr  darin, 
daß  sie  allein  von  den  Indianern  kaufen  konnten,  was  ihnen  sowohl  die 
Kolonialregierung  von  New-York,  später  von  Massachusetts,  als  auch 
die  englische  Krone  garantierte.  Sic  hatten  mehr  als  ein  Vorkaufs- 
recht, denn  wenn  sie  auch  eine  seitens  der  Indianer  etwa  gemachte 
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Verkaufsofferte  ausschlugen,  war  kein  anderer  befugt,  diese  indiani- 
schen Ländereien  zu  erwerben.  Die  in  den  Kolonien  zu  einem  solchen 
Rechte  privilegierten  Personen  werden  in  den  Urkunden  Eigentümer  ge- 
nannt, wie  auch  in  dem  gleichen  Sinne  William  Penn  Eigentümer  von 
Pennsylvanien  und  Lord  Baltimore  ein  solcher  von  Maryland  war. 
Das  von  den  Indianern  beanspruchte  Recht  war  meist  leicht  zu  er- 
langen ; für  geringfügige  Gerätschaften  oder  Schmuckgegenstände  sind 
oft  Tausende  von  Ackern  eingehandelt  worden  und  waren  die  Inhaber 
des  Sachern  Right  nicht  willig,  so  schreckte  mau  auch  vor  einem  Zwangs- 
tausch oder  vor  dem  Erwerb  nach  Kriegsrecht  nicht  zurück.  Wer 
daher  von  der  englischen  Krone  oder  von  der  Kolonialrcgierung  einen 
Landkomplex  erhalten  hatte,  bei  dem  nur  das  Indianerrecht  Vorbe- 
halten war,  war  de  facto  von  der  Stellung  des  Eigentümers  nicht  mehr 
weit  entfernt. 

Je  nach  dem  ökonomischen  Bedürfnis  der  Kolonisten  von  Nan- 
tucket  ist  daun  im  Verlaufe  von  150  Jahren  den  Indianern  alles  Land 
abgenommen  worden,  bei  weitem  das  meiste  schon  bis  in  die  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts,  in  welcher  Zeit  der  Rest  der  roten  Männer  nur  noch 
einzelne  Parzellen  besaß. 

I*  Betrachten  wir  hier  kurz,  ehe  die  Laudvcrfassung  weiter  be- 
schrieben wird,  wie  es  den  Eingeborenen  iu  Nantucket  ergangen  ist, 
seitdem  sich  bei  ihnen  die  Engländer  niedergelassen  haben.  Es  ist 
hier  der  unbestreitbare  Beweis  zu  führen,  daß  jene  den  Kontakt  mit 
den  Europäern  nicht  haben  aushalteu  können.  Sie  sind  vollständig 
ausgestorben,  ein  Rückzug  nach  dem  Westen  Amerikas,  was  nur  eine 
Verdrängung  gewesen  wäre,  hat  schon,  weil  die  Gelegenheit  dazu 
nicht  günstig  war,  von  der  Insel  nicht  stattgefunden,  so  daß  sich  hier 
die  ganze  Tragödie  auf  engem , leicht  übersehbaren  Gebiete  voll- 
zogen hat. 

Als  Macy  und  seine  Genossen  ankamen,  lebten  auf  Nantucket  zwei 
Indianervölker,  welche  in  beständiger  Fehde  miteinander,  sich  damals 
gerade  die  Insel  geteilt  hatten,  wodurch  es  jenen  erleichtert  wurde, 
dort  festen  Fuß  zu  fassen.  Ihren  Lebensunterhalt  gewannen  die  roten 
Männer  durch  den  Ertrag  der  Jagd  und  besonders  der  Fischerei,  die 
Küste  war  reich  an  Fischen , Austern  und  eßbaren  Muscheln,  den 
Clarns,  aus  deren  Schalen  die  Glieder  des  Wampungürtcls  der  indiani- 
schen Urkundensprache  gebildet  wurden1).  Auch  kannten  sie  eine 
höchst  extensive  Gartenkultur,  indem  sie  auf  den  bei  ihrem  Dorfe  zu- 
sammenliegenden  Parzellen  von  der  Größe  eines  viertel  Ackers  Mais, 
Bohnen,  Kürbisse,  Tabak  anpflanzten,  bei  dieser  Feldbestellung  sich 
gegenseitig  unterstützten,  dieselbe  vielleicht  gemeinsam  Vornahmen,  wor- 
auf jede  Familie  den  Ernteertrag  von  dem  ihr  zugesprochenem  Garten- 
lande erhielt’).  Sie  verstanden  das  Fleisch  zu  rösten,  aber  nicht  es 


1)  Morgan,  Die  Urgesellschaft,  Stuttgart  1891,  S.  118,  181. 

1)  Collectious  of  the  Massachusetts  Historical  Society,  Second  Serie  VoL  111,  Boston 
1816,  Notes  of  Nantucket  1.  aug.  1807  und  Lettres  d’ un  cultivateur  americain  par  M. 
St.  John  de  Crfevecoeur,  Paris  1787,  Vol.  11.  Diese  Briefe  sind  zuerst  1782  in  englischer 
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zu  kocheu,  sie  wußten  noch  nicht  den  Vogel  zu  schießen  und  lernten 
das  Fischen  mit  Angel  und  Netzen  erst  von  den  Weißen.  Ihre  Klei- 
dung bestand  aus  der  Plaut  des  Hirsches  oder  auch,  als  die  Jagd  nicht 
mehr  recht  ergiebig  war,  aus  Flechtwerk,  das  aus  Gräsern  und  Binsen  ge- 
fertigt worden  war,  welche  die  Dünen  am  Meeresufer  dicht  bedeckten. 
Ihre  Zahl  wird  für  1659  auf  1500  angegeben.  Die  nachfolgenden 
Ziffern,  die  von  verschiedenen  Berichterstattern  über  die  Insel  notiert 
worden  sind,  zeigen  in  ihrer  einfachen  Zusammenstellung  das  schnelle 
Aussterben  der  eingeborenen  Rasse  in  ergreifender  Weise: 


Im  Jahre 

1659  etwa 

1500  Indianer, 

ft 

1763 

358 

ff 

1764 

136  „ 

»t 

1764 

35  „ 

lt 

1807 

8 „ 

Im  Jahre  1822  starb  der  letzte  Nantucket-Indianer. 

Das  Verschwinden  der  roten  Männer  hat  sich,  wie  mehrere  Schrift- 
steller erzählen,  durchaus  friedlich  vollzogen,  es  hat  keine  Indianer- 
kriege’)  gegeben,  wie  in  Virginia,  Pennsylvanien  oder  Neu-England, 
aber  ganz  christlich  ist  es  dabei  seitens  der  Weißen  auch  nicht  herge- 
gangen. Eine  Chronik  der  Indianerleideo  hat  freilieh  kein  Nantuckier 
aufzuzeichnen  sich  die  Mühe  gegeben,  aber  gelegentliche  Notizen  ge- 
statten doch  einen  Einblick  in  den  Rassenkampf , der  im  Wege  des 
Rechtes,  natürlich  des  neuenglischen  Kolonistenrechtes,  ausgefochten 
wurde. 

Die  Ansiedler  erwarben  nach  und  nach  das  gesamte  Land  der 
Insel,  fällten  die  Bäume  und  zerstörten  so  das  Jagdrevier  den  Indianern, 
welche  damit  zugleich  aufgefordert  wurden  den  Ackerbau  mit  einer 
ihnen  bisher  unbekannten  Energie  zu  betreiben.  Aber  ein  zum  Fleiße 
nicht  erzogener  Mensch  wird  dadurch  nicht  betriebsam,  daß  viel  Arbeit 
gebieterisch  von  ihm  verlangt  wird,  und  an  der  Wahrheit  dieses  Satzes  war 
auch  in  Nantucket  nichts  zu  ändern,  als  von  den  Weißen  ein  indianischer 
Hilfsfriedensrichter  angestellt  wurde,  der  ein  strafbares  Delikt  darin 
sah,  daß  seine  Landsleute  zu  pHügen  vergaßen  oder  das  Unkraut  aus 
den  Gärten  nicht  ausrenten  wollten.  Auch  sonst  scheint  das  Friedens- 


Sprache  erschienen,  eine  spätere  deutsche  Uebersetznng  ist  voller  Fehler.  Der  Verfasser, 
der  übrigens  nie  in  Nantucket  war , sondern  nach  einem  Berichte  eines  angesehenen 
Mannes  von  dort  alles  in  New-York  niederschrieb  (vgl.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, Bd.  1,  S.  792  von  Ch.  D.  Ebeling,  Hamburg  1800  in  D.  A.  Fr.  BÜsching's 
Erdbeschreibung),  schildert  das  Leben  und  Treiben  auf  Nantucket  für  die  Zeit  von  1772 
ziemlich  eingehend,  bisweilen  in  etwas  phantastischer  Weise  und  hat  übertrieben  opti- 
mistische Vorstellungen  von  dem  glücklichen  Dasein  der  weifsen  Bewohner.  Seine  hletori- 
seben  Angaben  sind  nicht  immer  genau,  ebensowenig  die  statistischen  Angaben,  was  be- 
greiflich ist,  da  er  nur  Erzähltes  niederschrieb.  Den  Indianern  widmet  er  ein  Kapitel, 
in  welchem  er  berichtet,  dafs  sie  die  Natticksprache  geredet  hätten,  wie  die  Huronen  und 
Algonkins  ln  Kanada  und  die  Mohawks  in  den  Vereinigten  Staaten. 

1)  Nur  1664  wurden  einige  an  der  Küste  verschlagene  Seeleute  von  den  Indianern 
erschlagen.  Documents  relative  to  the  colonial  History  of  the  State  of  New-York,  111, 
S.  84,  und  1675  wurde  auf  Wunsch  der  ersten  Ansiedler  einmal  von  New-York  aus  eine 
kleine  Schutztruppe  ausgesandt,  ibidem  III,  254. 
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richteramt  dieses  „Esquire  Kadooda",  welcher  unter  den  Seinigen  die 
eigentümliche  Praxis  ausübte,  daß  beide  Parteien  vor  der  prozessuali- 
schen Verhandlung  ordentlich  durchgeprügelt  wurden,  um  von  künftigen 
Streitigkeiten  abgeschreckt  zu  werden,  die  Segnungen  der  Kultur 
unter  den  Rothäuten  nicht  verbreitet  zu  haben.  Die  Kolonisten  klagten 
oft  darüber,  daß  sie  die  Arbeitsscheuen  hätten  unterstützen  müssen, 
welche  dem  ßranntweingenuß  mehr  als  der  Landwirtschaft  ergeben  ge- 
wesen seien.  Aber  wer  hatte  den  Schnaps  auf  die  Insel  gebracht  und 
wer  hatte  die  Sachern  Rights  für  ein  Fäßcheu  dieses  göttlichen  Feuer- 
trankes eingetauscht  ? *). 

Als  Kadooda  unwirksam  geblieben  war,  versuchte  man  die  indiani- 
schen Bettler  zu  Lohnarbeitern  zu  machen.  In  der  Landwirtschaft 
war  aber  damit  nichts  zu  erreichen,  bei  dem  Walfischläng,  von  dem 
weiter  unten  berichtet  werden  soll,  ging  es  zuerst  etwas  besser;  da 
aber  auch  hier  bald  über  ihre  Unordentlichkeit  und  ihr  Trinken  Be- 
schwerden geäußert  wurden,  setzte  man  vom  Festlande  importierte 
Neger  an  ihre  Stelle  *).  Außer  dem  Branntwein  brachten  die  Weißen 
auch  die  Windpocken  auf  die  Insel,  denen  gegenüber  die  Eingeborenen 
nicht  widerstandsfähig  waren 1 *  3),  und  im  Jahre  1763  brach  eine  unbe- 
kannte Seuche  aus,  welche  die  Engländer  nicht  ergriff,  aber  die  In- 
dianerbevölkerung  in  einem  Jahre  von  358  auf  136  herunterbrachte4). 

Einigemal  haben  die  Indianer  versucht,  bei  der  Regierung  von 
Massachusetts  sich  gegen  die  Ungerechtigkeit  ihrer  weißen  Nachbarn 
zu  beschweren4 6 *).  Sie  erklärten  dem  Gouverneur  der  Kolonie,  sie  hätten 
das  halbe  Land  an  die  Engländer  gegeben  und  könnten  kein  Vieh 
halten,  da  das  ganze  Land  als  Weide  von  jenen  beansprucht  werde 
und  baten  um  Aenderung  dieses  Zustandes.  Es  blieb  aber  damals,  um 
1700,  alles  beim  alten.  1753  schickten  sie  wiederum  eine  Petition 
wegen  ihres  Landbesitzes  nach  Boston,  welche  mit  diesen  Worten  be- 
ganu:  „That  whereas  your  petitioners  are  very  rnuch  wronged  and 
oppressed  by  scveral  of  the  english  inhabitants  etc.“  Ein  Richter  kam 
auch  wirklich  aus  Massachusetts  an,  um  die  Sache  zu  untersuchen, 
erklärte  dann,  daß  alles,  was  von  den  Herren  der  Insel  gethan  sei, 
recht  gethan  sei  und  verspottete  schließlich  die  Petenten  mit  der  Er- 
mahnung „that  they  should  be  satisfied  there  with  and  quietely  repair 
their  homes“.  Die  Nantuckier  waren,  wie  alle  Neuengländer,  ihrem 
protestantischen  Sektenglauben  sehr  ergeben.  Sie  waren  Quäker,  Bap- 
tisten und  Kongregationalisten  und  Heilen  es  alle  nicht  daran  fehlen, 
die  Indianer  zum  rechten  Glauben  zu  bekehren  ").  Thatsächlich  wurden 


1)  Die  Nantucket- Indianer  gelten  im  17.  Jahrhundert  noch  für  diejenigen,  welche  von 
allen  dem  Trunk  am  wenigsten  ergehen  waren.  Documenta  relative  to  the  colonies  history 
of  the  State  of  New-York  IV,  786. 

8)  Obed  Macy  a.  a O 

3)  Crkvecoeur  II,  8.  124 

4)  Obed  Macy  a.  a.  O.  Die  Krankheit  erlosch  am  16  Febr.  1674  plötslich  und 

kann  nicht  das  gelbe  Fieber  gewesen  »ein,  wie  behauptet  worden  ist,  da  die  Europäer 
demselben  unterliegen  wie  die  Indianer, 

6)  Documenta  a.  a.  O IV,  786.  und  Obed  Macy  a.  a.  O. 

6)  Am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  waren  9/10  der  Einwohner  Quäker.  Zu  vergl. 
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auch  alle  der  Form  nach  dem  Christentum  gewonnen.  Der  sittliche 
Erfolg  für  das  Leben  der  Bekehrten  war  aber  hier  dasselbe  wie  in 
den  englischen  Kolonien  Nordamerikas  überhaupt,  d.  h.  äußerst  ge- 
riugfügig.  An  den  Anstrengungen  glaubensfreudiger  Missionäre  hat  es 
im  17.  und  18.  Jahrhundert  nirgends  gefehlt.  Elliot,  einer  der  ersten 
derselben,  übersetzte  sogar  die  Bibel  in  die  Nattickspracbe,  deren  sich 
auch  die  Nantucket-Indianer  bedienten,  schon  im  Jahre  1666;  sie 
wurde  in  Cambridge  (Mass.)  gedruckt,  wo  damals  schon  die  Grund- 
lage zu  der  später  berühmten  Universität  gelegt  worden  war. 

Der  Wille  ist  gewiß  bei  dieser  lndianercivilisation  oft  ein  guter 
gewesen,  aber  die  Mittel,  welche  diesen  idealen  Zweck  der  Verwirk- 
lichung hätten  näherbringen  können,  waren  unmöglich  zu  finden.  Denn 
die  Masse  der  Ansiedler  ließ  sich  bei  allen  Beziehungen  mit  den  In- 
dianern von  dem  socialen  Egoismus  leiten,  der  viel  ungenierter  auf- 
tritt  als  der  individuelle,  weil  die  Moral,  die  ihre  Quelle  im  Socialen 
findet,  ihn  nicht  erfolgreich  bekämpfen  kann. 

Zum  Schluß  sei  das  Urteil  eines  Schriftstellers  aus  dem  Jahre 
1772  über  die  Vernichtung  der  Nantucket-Indianer  gegeben1):  „Une 
apathie  ögalemcnt  puissante  et  ögalement  destructive  se  manifeste 
partout  oü  ces  Natureis  vivent  dans  le  voisinage  des  Europ6ens;  ils 
deviennent,  je  ne  sais  pourquoi,  journellement  expos^s  k une  vari6t6 
d’accidens,  d’infortunes  morales  et  physiques;  ils  tombent  dans  une 
expece  d’oisivetd,  d’inaction  et  de  paresse,  qui  s’6tend  mime  jusqu’ 
ä l’aniour  que  les  hommes  partout  ont  pour  leurs  femmes.“  Das 
letztere  erwähnt  auch  Peschei *)  in  seiner  Völkerkunde  von  verschie- 
denen amerikanischen  und  australischen  Volksstämmen,  die  mit  den 
Europäern  in  Berührung  gekommen  sind,  mit  dem  Schlußsätze:  „Darin 
liegt  denn  auch  die  wahre  Ursache  des  Aussterbens  so  vieler  bunter 
Menschenrassen,  daß  kein  neues  Geschlecht  mehr  unter  ihnen  keimt.“ 

Die  Verdrängung  der  Indianer  aus  ihren  Gebieten  und  das  Aus- 
sterben derselben,  nachdem  ihnen  der  nährende  Boden  des  Waldes  oder 
der  Steppe  genommen  worden  ist,  ist  das  Negative,  eine  dunkele  Seite 
der  Kolonisation  der  Europäer  in  Nordamerika  gewesen,  die  von  den 
meisten  Zeitgenossen,  welche  die  frühere  Besiedelung  des  Landes  auf- 
gezeichnet haben,  nur  nebenbei  geschildert  wird,  damit  sie  um  so  mehr 
Kraft  und  Raum  auf  das  ihnen  so  bewunderungswürdig  erscheinende 
Vordringen  der  Weißen  in  den  Urwald,  das  Bauen  der  Städte,  das 
Schaffen  neuer  Regierungsformen  verwenden  konnten. 

Wir  wollen  nun  auch  in  Nantucket  die  Lichtseite  der  Kolonisation 
betrachten  und  zunächst  sehen,  wie  Thomas  Macy  und  seine  Genossen 


über  dieselben  Life  of  Thomas  Story  in  „The  Friends  Library“  Vol.  X,  Philadelphi« 
1746.  — Nach  Crfcvecoeor  war  1772  nur  ein  Qeiatlicher  auf  der  Insel,  wes  ganz  be- 
greiflich ist,  de  die  Quäker  keine  Geistlichen  haben  Einer  der  ersten  Gegner  der  Neger- 
Sklaverei  in  Nordemerike  war  der  Quäker  Elihu  Colemen  aus  Nantncket,  der  1729  eine 
Broschüre  veröffentlichte:  A teatimony  against  that  Anti  - Christian  Practise  of  making 

slaves  of  men. 

1)  Crfevecoenr  II,  8.  125. 

2)  O.  Pcschcl,  Völkerkunde,  Vierte  Auflage,  Leipzig  1877,  S.  155. 
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sich  auf  der  Insel  eingerichtet  haben.  Das  gesamte  Gebiet  nahmen 
sie,  wie  schon  erwähnt,  gemeinsam  in  Anspruch,  schlossen  damit  alle 
späteren  Ankömmlinge  von  jedem  Landerwerb  aus,  der  nicht  von  ihnen 
selbst  abgeleitet  wurde. 

Ebenso  wie  somit  die  Ungleichheit  späterem  Einwandern  gegenüber 
sanktioniert  war,  bestand  dieselbe  auch  im  Innern  der  Genossenschaft 
von  Anfang  an.  Das  gesamte  Besitztum  war  in  27  ideelle  Anteile  zer- 
legt (shares,  home  lots,  Loose,  Hufen),  von  denen  zwar  eine  Anzahl 
Kolonisten  nur  je  einen  besaßen,  einige  aber  nur  einen  halben,  andere 
dagegen  zwei  *).  Diese  Anteile  konnten  veräußert,  verpfäudet,  geteilt 
und  vererbt  werden,  je  nach  dem  Belieben  der  Inhaber.  Es  galt  in 
der  Kolonie  Massachusetts  die  1672  durch  Karl  II.  in  England  für 
Grundeigentum  und  bewegliches  Vermögen  eingeführte  Testierfrei- 
beit, und  ab  intestato  erhielt  der  älteste  Sohn  den  doppelten  Kindes- 
teil von  allem  binterlassenen  Besitz,  die  Witwe  eine  Erbportion  nach 
Ermessen  des  Grafschaftsgerichtes  *). 

Während  1661,  als  die  Verteilung  in  Nantucket  vorgenomraen 
wurde,  etwa  20  Grundeigentümer  da  waren,  gab  es  1794  dreihundert 
unter  einer  Bevölkerung  von  etwa  5000  Seelen,  woraus  man  ersieht, 
daß  später  bei  weitem  die  meisten  Bewohner  der  Insel  vom  Grundbe- 
sitz ausgeschlossen  waren. 

Das  von  den  Indianern  durch  die  Gesamtheit  erworbene  Land 
wurde  von  jedem  Teilhaber  nach  Maßgabe  seiner  Quote  beansprucht 
und  gemäß  dem  Beschlüsse  aller  verwendet.  Hinsichtlich  der  Benutzung 
ist  nun  die  folgende  Unterscheidung  zu  machen : 

1)  In  der  Dorfansiedelung  wurde  ein  Stück  Land  zum  Hausbau 
und  zur  Gartenanlage  als  Privateigentum  aus  dem  gemeinsamen  Lande 
ausgeschieden. 

2)  Zum  Ackerbau  wurde  ein  zusammenhängender  Landkomples 
aus  dem  Gemeineigentum  herausgenommen,  welcher  zwar  von  den 
Berechtigten  nebeneinander  individuell  bewirtschaftet  wurde,  aber  nur 
gemäß  einer  für  alle  verbindlichen  allgemeinen  Wirtschaftsregel  (Flur- 
zwang). 

3)  Das  von  den  Indianern  erworbene,  aber  nicht  gemäß  1 und  2 
aufgcteilte  Land  diente  zur  Gemeinweide.  Dieselbe  wurde  noch  durch 
das  den  Eingeborenen  abgenommene  Weiderecht  auf  deren  Aecker  ver- 
größert 

4)  In  späterer  Zeit  wurden  Wiesen  und  Torfstiche  als  größere 


1)  A short  journal  of  the  first  settlement  of  the  Island  Nantuckett  by  Zacheus  Macy 
in  den  Collections  of  the  Massachusetts  hiatorical  Society  for  the  year  1794,  ein  kurzer 
aber  belehrender  Bericht  eines  Einwohners  von  Nantucket. 

3)  A general  Abridgment  and  Digest  of  american  Law  by  N.  Dane,  Boston  1824. 
Band  IV,  ch.  126,  127.  Die  Intestaterb-Oesetze  von  Massachusetts  sind  aus  den  Jahren 
1644,  1649  nnd  1694.  In  Nenengland  wie  in  New-York  waren  die  Entails  zulässig 
(Fideikommisse  bia  zur  dritten  Generation)  and  in  dem  letzteren  Staate  bestanden  außer- 
dem aristokratische  Großgrundbesitze , Manors,  mit  Erstgeburtrecht  aus  der  Zeit  der 
Holländer. 
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Flächen  aus  dem  gemeinsamen  Lande  ausgesondert  und  unter  die  In- 
haber der  Gemeinweide  verteilt. 

Warum  nun,  müssen  wir  zunächst  fragen,  ist  diese  Agrarverfassung 
gewählt  worden,  welche  in  so  hohem  Maße  der  durch  G.  Haussen  und 
andere  aufgeklärten  älteren  germanischen  entspricht,  warum  ist  nicht 
von  vornherein  eine  Zerstreuung  der  Einwanderer  über  das  ganze  Ge- 
biet vorgenommen  worden  und  jedem  das  Recht  gegeben,  bezüglich 
seines  Anteils  an  der  Insel  mit  den  Eingeborenen  über  das  Sachern 
Right  sich  abzufinden? 

Von  denen,  die  über  Nantucket  geschrieben  haben,  ist  nur  Cröve- 
coeur,  so  weit  mir  bekannt,  auf  diese  Fragen  eingegangen  mit  diesen 
Worten1):  ,,Les  premiers  habitans,  trouvaut  leur  nouvelle  acquisition 
störile  et  peu  convenable  ä l’agriculture  convinrent  de  ne  la  point 
diviser ; ils  se  trouvörent  forcös  de  jeter  les  yeux  sur  la  mer  qui  les 
environnoit ; sa  richesse  les  determina  bientöt  ä.  devenir  Pöcheurs : pour 
cet  effet,  ils  cherchörent  un  havre,  au  fond  duquel  ils  bätirent  une 
bourgade  composöe  de  vingt-sept  maisons:  teile  a ötö  1’  orgine  de 
Sherburn;  ils  arpentörent  ensuite  tout  le  terrein  de  la  baie,  qu’ils 
divisörent  en  vingt  sept  portions  de  quatres  acres  chacune,  ce  qui  fut 
appelö  lots  de  domicile.  C'ötais  une  heureuse  idee;  car  ä quoi  bon 
auroient-ils  desirö  d’en  possöder  davantage?  puisque  l’inspectiou  du 
terrein  leur  annonqoit  qu’ils  n’en  pourroient  tirer  ancun  parti,  et 
qu’ils  ne  pourroient  pas  möme  enclorre  leur  nouvel  höreditage;  la 
Nature  u’ayant  pas  plantö  un  seul  arbre  sur  toute  1’  ötendue  de  celle 
Isle.  Une  surface  de  quatre  acres  ötoit  donc  tout  ce  qui  pouvoit  leur 
ötre  necessaire  pour  la  commoditö  de  leurs  pfiches,  1’ emplacement  de 
leurs  maisons  et  1’  espoir  de  quelque  jardin.“ 

Die  Meinung  von  Crövecoeur,  daß  die  ersten  Ansiedler  nach  Nan- 
tucket gezogen  seien,  um  von  dort  aus  das  Fischergewerbe  auszuüben, 
stimmt  nicht  mit  den  sonst  zuverlässigen  Angaben  von  Obed  Macy 
überein,  vielmehr  wird  von  dem  letzteren  ausdrücklich  hervorgehoben, 
daß  dieselben  Landwirte  gewesen  seien,  sich  zuerst  im  Südosten  der 
Insel  niedergelassen  hätten,  während  der  Hafen  von  Sherburn  sich  im 
Norden  befindet.  Erst  nach  einer  Anzahl  von  Jahren , wenn  auch 
noch  zu  Lebzeiten  der  meisten  ersten  Kolonisten,  wurde  die  Ansiede- 
lung in  der  Nähe  des  guten  Hafens  an  der  Nordküste  verlegt  und  zu- 
gleich die  Stadt  Sherburn  gegründet,  angeblich  weil  ein  Walfisch  dort 
gefangen  worden  wäre  und  diese  Thatsache  die  Nantuckier  auf  die  Mög- 
lichkeit einer  neuen  Erwerbsquelle,  die  Walfischjagd,  aufmerksam  ge- 
macht hätte.  Es  kann  daher  auch  dem  von  Crövecoeur  gezogenen 
Schluß,  daß  das  Landgemeineigentum  deshalb  gewählt  worden  sei,  weil 
die  Landwirtschaft  neben  der  Fischerei  von  Anfang  an  ganz  unterge- 
ordnet gewesen  sei  und  kein  Interesse  für  die  Aufteilung  zum  Privat- 
eigentum bestanden  habe,  nicht  beigestimrat  werden.  Ebensowenig  ist 
es  richtig,  daß  der  Boden  unfruchtbar  gewesen  sei.  Er  war  vielmehr 
einst,  besonders  im  SO.  sehr  fruchtbar.  Um  1729  wurde  auf  der 

1)  Crfevecoenr  a.  a.  O.  II,  S.  105,  106. 
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Nordseite  der  Insel,  wo  damals  die  gemeinsame  Pflanzung  lag,  auf  dem 
Acker  50  Büschel  Mais  geerntet,  was  als  weniger  als  eine  Mittelernte 
angesehen  wurde.  1773  erntete  man  nur  noch  20  Büschel  und  1835 
nur  noch  10— 151 2 * * * * * 8). 

Schließlich  ist  die  letzte  von  Crövecoeur  aufgestellte  Meinung  nicht 
richtig,  daß  kein  Holz  auf  der  Insel  gewesen  sei,  um  Zäune  um  das 
verteilte  Land  zum  Schutze  des  Ackers  gegen  weidendes  Vieh , das 
man  von  Anfang  an  gehabt  hätte,  zu  ziehen  und  daß  aus  diesem 
Grunde  schon  die  Trennung  zu  teuer  geworden  sei.  Es  wird  nämlich 
von  mehreren  Schriftstellern  besonders  hervorgehoben,  daß  in  Nantucket 
und  Tuchanuck  dichte  Wälder,  das  Jagdgebiet  der  Indianer,  gestanden 
habeo,  bestehend  aus  Eichen,  Buchen,  Ahorn,  Weißfichten  und  kleinen 
Rotcedern  und  daß  noch  1780  die  Reste  davon  zu  sehen  waren. 

Crfevecoeur  geht  bei  seinen  Ansichten  von  Zuständen  der  Insel 
aus,  die  ihm  im  Jahre  1772  mitgeteilt  worden  waren:  damals  be- 
schäftigten sich  allerdings  die  meisten  Einwohner  von  Nantucket  mit 
Fischfang  und  Walfischjagd,  die  Wälder  waren  niedergeschlagen,  was 
auch  im  Interesse  der  Landwirtschaft  beklagt  wurde,  und  die  Erträge 
von  Cerealien  auf  den  ausgesogenen  Ländereien  waren  ziemlich  ge- 
ring*). 

Daß  die  Kolonisten  von  vornherein  darauf  bedacht  gewesen  sind 
die  Viehzucht  zu  betreiben , ist  sehr  wahrscheinlich.  Sie  kamen  aus 
Massachusetts,  wo  vierzig  Jahre  vorher  die  Pilgerväter  bald  nach  ihrer 
Niederlassung  die  Weidewirtschaft  eingerichtet  und  schnell  ausgedehnt 
hatten.  Die  Kolonie  Massachusetts-Bay  besaß  vier  Jahre  nach  ihrer 
Gründung  schon  1500  Rinder,  4000  Ziegen  und  zahllose  Schweine  und 
1664  exportierte  sie  Ochsen-  und  Schweinefleisch  und  Pferde  nach 
Virginien  und  Barbadoes  *). 

Aus  der  Thatsache  der  ursprünglichen  Viehzucht  in  Nantucket 
auf  die  Einrichtung  einer  gemeinsamen  Weide  zu  schließen,  scheint 
mir  berechtigt  zu  sein.  Die  Dünen  und  Moore,  sowie  das  entwaldete 
Land,  welches  nicht  zum  Ackerbau  benutzt  wurde,  waren  nur  wenig 
umfangreich,  so  daß  bei  einer  Teilung  auf  den  Einzelnen  nur  Parzellen 
gekommen  wären,  die  sich  zur  extensiven  Viehwirtschaft  wenig  eigneten, 
abgesehen  davon,  daß  sich  eine  Ueberwachung  des  Viehes  durch  Hirten 
in  verschiedenen  Abteilungen  bei  der  geringen  Zahl  der  Ansiedler  kaum 
ausführen  ließ.  Rechnet  man  auch  den  W'ald  zum  Weideboden  hinzu, 


1)  Obed  Macy  und  Walter  Folger  jon. : A topographical  Description  of  Nantuckett 
io  den  Collectiona  of  the  Massachusetts  historical  Society  for  the  year  1794,  eine  suver- 
liasige  Beschreibung  der  Insel  von  einem  Nantuckier  jener  Zeit. 

2)  Notes  of  Nantucket  in  den  Collectiona  of  the  Massachusetts  historical  Society, 

Second  Serie,  Vol.  III,  Boston  1816  und  Obed  Macy  1.  c. : „At  the  time  of  the  settlement 

of  the  ialand  it  was  covered  with  wood,  which  protected  the  crops  from  the  rsw  eastarly 

*inds  and  by  a continued  supply  of  falling  leaves  and  other  decaying  of  the  Vegetation 

preserved  the  richneas  of  the  soil.  The  frequent»  ploughlng  of  the  land,  since  11  was 

clesred  of  trees  haa  exposed  the  soll  to  the  action  of  bleak  winds  to  which  the  island 
»»  very  subject  and  by  wbich  it  is  blown  in  the  sea.w 

8)  Palfrey  History  of  New  England  I,  8.  383. 
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so  war  dieser,  da  er  Jagdgebiet  der  Indianer  war,  zuerst  weder  zu- 
gänglich noch  recht  dienlich. 

Auch  auf  dem  Festlande  finden  wir  im  18.  Jahrhundert  zuweilen 
gemeinsame  Niederlassungen,  bei  denen  die  Viehweide  ungeteiltes  Land 
ist.  Diejenigen  Einwanderer  dagegen , welche  dort  isoliert  nur  als 
Familie  kolonisierten,  hatten  meist  entweder  soviel  Land  aufgenom- 
men, daß  sie  eine  eigene  genügend  große  Weide  besaßen,  auf  der  das 
Vieh  im  Sommer  und  im  Winter  lebte  oder  benutzten , wenn  ihr 
als  Eigentum  besessenes  Land  nicht  ausreichte,  das  vermessene  aber 
noch  nicht  verkaufte  Regicrungsland  oder  auch  unvermessenes  Gebiet 
dazu  *).  Die  Viehwirtschaft  wurde  ebenso  wie  der  Körnerbau  höchst 
extensiv  betrieben,  wozu  relativ  viel  Land  gehörte,  und  wenn  dieses, 
wie  in  Nantucket,  nur  in  sehr  beschränktem  Maße  den  einzelnen  An- 
siedlern zur  Verfügung  stand,  so  empfahl  sich  die  gemeinsame  Weide. 

Die  ursprünglich  eingerichtete  Weidewirtschaft  bestand  in  Nan- 
tucket bis  in  die  Mitte  unseres  Jahrhunderts  hinein , wenn  auch  da- 
mals neben  einer  anderen  intensiveren  Viehwirtschaft.  Die  Herden 
weideten  auf  allen  nicht  cingehegten  Gebieten,  und  ein  Schutz  wurde 
ihnen  im  Winter  nicht  zu  teil,  trotz  der  Schneestürme,  welche  die 
Insel  oft  heimsuchten  und  welche  ihnen  um  so  gefährlicher  werden 
mußten,  je  mehr  der  Wald  ausgerodet  wurde,  der  bisher  ein  schirmender 
Zufluchtsort  gewesen  war. 

Der  bisher  angeführte  Grund  für  die  Einrichtung  der  Gemein- 
weide ist  indessen  nicht  auch  maßgebend  geworden  für  die  Thatsache 
der  dorfmäßigen  Ansiedelung,  das  Zusammenliegen  der  Kornfelder  und 
den  bei  ihrer  Bestellung  üblichen  Flurzwang.  Die  Dorfgründung  ist 
in  unserem  Jahrhundert  nicht  die  regelmäßige  Ansiedelungsform  in 
Nordamerika  gewesen,  vielmehr  war  es  das  isolierte  vom  Ackerland 
rings  umgebene  Farmhaus,  welches  die  Kultur  nach  dem  Westen  ge- 
tragen hat.  Freilich  hat  auch  unsere  Zeit  zahlreiche  Massenansiede- 
lungen in  den  Vereinigten  Staaten  gesehen,  aber  diese  haben  nicht  zur 
Dorf-,  sondern  zur  Stadtgründung  geführt,  bei  welcher  von  vornherein 
industrielle  oder  kommerzielle  Zwecke  im  Vordergründe  standen  *). 

Man  muß  nun  aber  aus  der  heutigen  Art  der  Landoccupierung 
nicht  schließen,  daß  dieselbe  im  17.  und  18.  Jahrhundert  in  gleichem 


1)  Natürlich  ging  auch  das  Vieh  oft  geoag  auf  fremde»  Privateigentum.  Damit 

diese  Weidewirtschaft  überhaupt  möglich  wurde,  und  ao  eine  andere  war  bei  dem  Mangel 
an  Kapital  und  Arbeitskräften  nicht  zu  denken  , bestimmte  die  pennsylvanische  Gesetz- 
gebung, dafs  alle  Kornfelder  in  der  Provinz  und  in  den  sugehörigen  Grafschaften  mit 
einem  fünf  Fufs  hohen  Zaune  versehen  sein  sollten  und  dato  jeder  Ersatz  zu  leisten 
habe  für  den  Schaden,  der  sich  etwa  aus  dem  Jagen  von  Vieh  auf  nicht  eingeziuntem 
Gebiete  ergeben  habe.  — The  Law»  of  the  Province  of  Pennsylvania  now  in  force, 
collected  into  one  Volume,  Philadelphia  1728.  — Ueber  Nordkarolina  heifst  es  für  etwa 
1750:  „The  woods  are  all  in  common  and  peoples  property  has  no  other  boundary  or 

distinctiou  than  mark»  cut  in  trees  so  that  cattle  have  an  unhounded  ränge. “ — American 
Husbaudry,  containing  an  account  of  the  soil,  climate,  production  and  agriculture  of  the 
british  Colonies,  London  1775. 

2)  Näher  ausgeführt  von  mir  im  Globus  1885,  8.  102 — 15S,  Städtegrün  dang  im  ameri- 
kanischen Westen. 


Digitized  by  Google 


Die  Kolonisation  u.  d Agrarverfassung  der  Insel  Nantucket  im  17.  u.  18.  Jahrhundert.  353 

Maße  den  Bedürfnissen  der  Kolonisten  entsprochen  habe.  Sie  be- 
stand auch  damals,  aber  nicht  so  allgemein  wie  heutzutage. 

Denn  es  gab  keine  Eisenbahnen,  Dampfschiffe  und  Telegraphen, 
welche  den  nach  Westen  vordringenden  Bauern  mit  der  Civilisation 
des  Ostens  in  fortwährender  Verbindung  hätten  halten  können  und 
keine  allgemein  verbreiteten  Zeitungen,  welche  von  Politik,  Gesellschaft 
und  praktisch  angewendeter  Wissenschaft  so  viel  zu  erzählen  wissen. 
Vielmehr  war  der  Landmann  von  ehedem,  welcher  Unterhaltung  und 
Belehrung  suchte,  hauptsächlich  auf  seine  Nachbarn  angewiesen,  und 
daß  sie  ihm  möglichst  nahe  wohnten,  war  sein  größtes  Interesse. 

Weiter  ist  zu  bedenken,  daß  für  den  heutigen  amerikanischen 
Farmer  die  gute  Arrondierung  der  Felder  um  die  Hofstätte  ein  ent- 
schiedenes Gebot  der  Wirtschaftlichkeit  ist.  Die  Konkurrenz  bei  dem 
Verkauf  des  Getreides,  der  Weltmarkt  des  Weizens  und  die  Fluktua- 
tionen der  Preise  an  der  Chicagoer  Börse  zwingen  den  Landwirt  heute 
ganz  anders,  den  Grundsätzen  der  Oekonomik  zu  folgen,  als  den 
Kolonisten  des  18.  Jahrhunderts,  welcher  das  Getreide  hauptsächlich 
herstellre,  um  es  mit  seiner  Familie  und  seinem  Gesinde  zu  kon- 
sumieren. Sobald  ein  wirtschaftliches  Gut  nicht  bloß  einen  Gebrauchs- 
wert, sondern  einen  Tauschwert  repräsentiert  und  Ware  wird,  muß  die 
Herstellung  weit  rationeller  überwacht  und  eingerichtet  werden. 

Wenn  daher  dem  Nantuckier  von  damals  einerseits  der  Umstand, 
daß  die  Aecker  sein  Haus  nicht  umgaben,  aus  ökonomischen  Gründen  er- 
träglich sein  mußte,  so  wurde  ihm  andererseits  die  Dorfgemeinschaft  aus 
zwei  weiteren  Gründen  von  erheblicher  Wichtigkeit.  Die  ersten  An- 
siedler von  Nantucket  hatten  sich  wie  so  viele  andere  Einwanderer 
während  des  siebzehnten  Jahrhunderts  in  dem  nördlichen  Teil  der 
amerikanischen  Kolonien  fern  von  ihren  bisherigen  Volksgenossen  an- 
gebaut, um  ungestört  ihrem  Glauben  leben  zu  können.  Jede  von  der 
herrschenden  Kirche  bedrängte  Sekte  braucht  aber  zum  Gedeihen  den 
regelmäßigen  und  häufigen  Gottesdienst  und  darauf  kann  sic  nur  rechnen, 
wenn  ihre  Glaubengenossen  nahe  zusammen  wohnen.  Die  Konfession 
dagegen,  welche  Millionen  Menschen  umfaßt  und  deren  Lehrsätze  von 
alters  her  feststehen,  braucht  weniger  ängstlich  auf  die  regelmäßige 
Ausübung  des  Ritus  von  allen  zu  achten,  weil  der  Einzelne  dem  Zweifel 
weniger  unterliegt. 

Wirksamer  noch  als  das  Band  des  gleichen  Glaubens  bindet  zum 
engen  Zusammenleben  der  Schutz  gegen  den  gemeinsamen  F’eind.  Wo 
in  den  englischen  Kolonien  die  Ansiedler  von  Gefahren  seitens  der  In- 
dianer bedroht  gewesen  sind,  haben  sie  auch  ihre  Bauernhäuser  nahe 
zusammengelegt  und  eine  gemeinsame  Aufsicht  für  die  Frucht  auf  dem 
Felde  und  das  weidende  Vieh  organisirt.  Die  isolierte  Farmwirt- 
schaft entsteht  im  18.  Jahrhundert  erst  hinter  dem  Gürtel  der  ge- 
nossenschaftlichen Ansiedelung,  der  immer  weiter  vorgerückt  wird,  je 
mehr  die  eingeborenen  Stämme  in  die  westlichen  Jagdgrüude  zurück- 
gedrängt werden  1 ). 

1)  Eingehend  fUr  die  Mitte  dee  vorigen  Jahrhunderts  geschildert  von  J.  Doddrige, 
Dritte  Fol*»  Rd  IV  (MX).  23 
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Die  zwanzig  ersten  englischen  Einwanderer  in  Kautucket  sehen 
sich  1500  Indianern  gegenüber,  denen  sie  isoliert  gar  nicht,  vereint 
aber  mit  ihren  Feuerwaffen  sehr  wohl  Trotz  bieten  konnten.  Unter 
den  Engländern  war  nur  einer,  der  die  Natticksprache  verstand1) 
und  der  dem  Dorfe  viel,  den  vereinzelt  Wohnenden  nur  wenig  nützen 
konnte.  Der  Landkauf  von  den  Indianern  ließ  sich  zudem  durch  die 
Dorfgeuossenschaft  billiger  bewerkstelligen  als  durch  die  konkurrierenden 
Einzelfarmer. 

Daß  die  Ackerfelder  zusammeuliegen  mußten,  ergiebt  sich  aus 
dem  Gesagten  unmittelbar.  Sie  wurden  zuerst  in  der  Nähe  des  Dorfes 
angelegt  und  zwar  nebeneinander,  damit  sie  gut  übersehen  werden 
konnten,  wenn  in  der  Erntezeit  die  Indianer  etwa  einen  Einfall  ver- 
suchen sollten,  ln  späterer  Zeit,  als  von  den  Eingeborenen  nichts 
mehr  zu  fürchten  war,  mußte  man  aus  ökonomischen  Gründen  bei 
diesem  Systeme  bleiben.  Denn  die  landwirtschaftliche  Betriebsform 
ist  wohl  gegen  100  Jahre  die  extensive  oder  wilde  Feldgraswirtschaft 
gewesen  *).  Der  Wald  wurde  gelichtet  und  auf  dem  so  gewonnenen 
Felde  wurde  möglichst  lange  immer  wieder  dasselbe  Getreide  gebaut. 
War  der  Bodeu  nicht  mehr  ergiebig,  so  wurde  dem  Walde  ein  neues 
Feld  abgewonnen  und  das  frühere  zur  Weide,  die  sich  über  die  ganze 
Flur  ausdehnt,  mit  benutzt.  Da  nuu  das  ausgenutzte,  wirklich  brauch- 
bare Ackerland  in  späterer  Zeit  infolgedessen  seltener  wurde,  waren 
alle  auch  nur  auf  diesen  Rest  angewiesen,  und  individuelle  Wünsche, 
sich  etwa  an  verschiedenen  Teilen  der  Flur  anzubauen , konnten  der 
Regel  nach  nicht  berücksichtigt  werden.  Auch  spielt  die  Tradition 
des  Hergebrachten  bei  dem  Fortbestand  jeder  Agrarverfassung  eine 
große  Rolle  und  besonders  auf  einem  abgeschlosseuen  Gebiete,  wie  es 
die  Insel  Nantucket  war,  dem  neue,  anregende  Gedanken  von  außen 
nur  spärlich  zuflossen. 

Daß  auf  dem  gemeinsamen  Korntelde,  dessen  Stücke  familienweise 
eventuell  mit  Zuziehung  von  Gesinde  bewirtschaftet  wurden,  der  Flur- 
zwang bestand,  ergab  sich  aus  der  Gleichartigkeit  der  Feldbestellung, 
aus  dem  Mangel  an  Feldwegen  u.  s.  w.,  kurz  aus  denselben  Gründen, 
welche  bei  ähnlichen  Verhältnissen  in  Deutschland  auch  dafür  ent- 
schieden haben. 

Das  Kornfeld  wurde  auf  gemeinsame  Kosten  eingehegt,  wie  ver- 


Notes  on  the  Settlement  and  Indian  wars  of  the  Western  Parts  of  Virginia  and  Pennsyl- 
vania, Wellsburg  1824. 

1)  1666  wurde  die  erste  Mühle  von  Peter  Folger  eingerichtet,  der  aus  Martha’s 
Vinegard  herbeigebeten  wurde,  weil  er  als  Dolmetscher  dienen  konnte  und  die  Weberei 
verstand  Sein  Sohn  war  gelernter  Schuhmacher  und  daher  ebenso  erwünscht.  Die 
Folger  erhielten  */,  share  mit  allen  Rechten.  Aus  dem  Bestreben,  die  Weberei  und  die 
Schnhmacherei  einzufUhren,  dürfen  wir  wohl  schliefsen,  dafs  damals  schon  die  Schafzucht 
and  Rindviehsucht  auf  der  Insel  bestand. 

2)  Dafs  diese  Betriebsform  io  den  englischen  Kolonien  Amerikas  bis  zum  zweiten 
Drittel  des  18.  Jahrhunderts  die  Regel  war,  ist  ausdrücklich  hervorgehoben  in  American 
llusbaudry  a.  a.  O.  und  Sam.  Deane , The  New  England  Farmer,  Worcestar  1780.  Sie 
ergiebt  sich  für  Nantucket  unmittelbar  auch  aus  den  aufgenommenen  LandgrÖlaen,  vergl. 
S.  14,  Anm.  1. 
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mutlich  auch  das  Niederschlagen  des  Waldes  und  das  Ausroden  der 
Baumwurzeln  durch  gemeinsame  Arbeit  vorgenommen  sein  wird.  Es  wird 
diese  Vorbereitung  zur  Ackerbestellung  zwar  in  den  Quellen  nicht  be- 
schrieben, aber  sowohl  in  Neuengland  als  auch  in  Pennsylvanien  und 
Virginien  wirkten  die  Ansiedler  oft  in  dieser  Weise  zusammen,  da  bei 
dieser  schwierigen  Aufgabe  der  Wert  der  Arbeitsvereinigung  in  so 
hohem  Grade  dafür  sprach. 

Um  nun  die  bisher  auf  ihre  Motive  hin  analysierte  Agrarver- 
fassung noch  besser  zu  veranschaulichen,  ist  es  erforderlich,  das  ge- 
schichtliche Leben  derselben  vorzuführen.  Die  erhaltenen  Nachrichten 
sind  freilich  ziemlich  lückenhaft,  und  es  fehlt  auch  nicht  an  Wider- 
sprüchen, z.  B.  über  die  Größe  der  benutzten  Landflächen,  des  ver- 
teilten Landes,  über  das  Größen  Verhältnis  von  Weideland  zu  Acker- 
land. Auch  sind  die  indianischen  Worte,  welche  die  einzelnen  Land- 
komplexe der  Insel  bezeichnen , sehr  verschieden  geschrieben  und  in 
mehreren  Fällen  wird  es  zweifelhaft,  ob  ähnlich  lautende  Worte  das- 
selbe oder  verschiedenes  Land  bezeichnen. 

Ein  Verzeichnis  über  die  successiven  Ankäufe  des  Sachern  Right 
ist  nicht  erhalten.  Ueber  einzelne  Landerwerbungen  wird  berichtet 
aus  den  Jahren  1659  und  1664,  und  etwa  100  Jahre  nach  der  An- 
kunft der  Weißen  auf  der  Insel  war  jedenfalls  nur  noch  ganz  wenig 
Grund  und  Boden  im  Besitz  der  Indianer,  und  dieser  war,  wenn  nicht 
bestellt,  auch  den  Herren  des  Landes  zu  Weidezwecken  dienstbar. 

Dagegen  besteht  ein  Verzeichnis  ')  des  von  1659  bis  1821  aus 


1)  Jahre 

Bezeichnung  des  Landes. 

Acres 

Roda 

1659 

Quaise  or  — Masquetuck  reserved  to  Th.  Maybew 

372 

16 

special  grants  at  different  tixnes 

79 

77 

held  by  possession  by  sundry  prople 

17 

'30 

1678 

Sbiromo  and  Schowkenko  meadow 

36 

94 

Podpis  oueadow 

>4 

108 

South  meadow 

>7 

150 

Wesco  acre  lots  within  the  town 

27 

1717 

Fisch  lots 

24 

158 

Sbimmo 

121 

35 

1728 

House  lots 

1242 

wäre  house  lot  within  the  town 

— 

64 

1793  and  1777 

Swamps 

534 

"9 

1744 

Bochocbeco  within  the  town 

s 

61 

1732 

Braset  Point  meadow 

*3 

92 

1778 

Prokoomo  meadow  salt  and  fresh 

34 

— 

1726—7 

West  Monomey  within  the  town 

73 

54 

South  Monomey 

7 

78 

1765 

North  beach  I*t  division 

4 

— 

1805 

N.  B 2d 

32 

tio 

1765  and  1805 

South  beach  l»t  and  24  division 

• 5 

9» 

1775 

South  east  quarter  of  island 

2456 

158 

1778 

Croakatal 

349 

146 

1779 

Squam  and  Tookoomo 

2109 

29 

1776 

Maddekeet  Swamps 

68 

„ Meadow 

27 

«7 

1813 

Plainfleld 

2173 

'54 

1810 

Gibbs  Swamp 

34° 

23* 
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dem  Gemeineigentum  auBgeschiedenen , in  der  Hauptsache  zu  indivi- 
dueller Nutzung  bestimmten  Landes,  aus  dem  sich  ergiebt,  daß  in  dieser 
Zeitfolge  18  387  Acker  22  Ruten  aufgenommen  sind.  Da  nach  der 
Vermessung  von  1813  das  gesamte  Land  29  380  A.  67  R.  umfaßte, 
hätte  1822  das  Gemeineigentum  nur  noch  10  993  A.  45  R.  betragen 
müssen.  Diesen  Schluß  macht  auch  Obed  Macy  in  seiner  Geschichte 
Nantuckets.  Die  Annahme  zeigt  sich  jedoch  als  unrichtig-,  wie  sich 
aus  einem  zufällig  von  mir  gefundenem  Gesuch  mehrerer  Bürger  von 
Nautucket  an  die  Staatsregierung  von  Massachusetts  aus  dem  Jahre 
1824  ergiebt,  welches  auf  die  Teilung  des  Gemeineigentums  gerichtet 
ist  und  begreiflicherweise  eine  genaue  Größenangabe  des  Objektes 
enthält1)  auf  Grundlage  der  Berechnung  aus  dem  Jahre  1823.  Es 
wird  hier  das  ungeteilte  Land  auf  18  642  Acker  angegeben,  so  daß 
also  damals  10  738  A.  67  R.  nur  noch  ausgeschieden  waren.  Es  ist 
dies  durchaus  kein  Widerspruch , da  ja  das  zu  individueller  Nutzung 
bestimmte  Land  nicht  immer  Privateigentum  zu  werden  brauchte, 
sondern  pro  rata  der  27  Anteile  in  das  Gemeindeland  zurückfallen 
konnte.  Wenn  das  gemeinschaftliche  Kornfeld  ausgenutzt  worden  war 
und  man  zn  einem  neuen  überging,  konnte  das  alte  entweder  wieder  Ge- 
meinweide oder  Privateigentum  zu  Graskultur  für  die  einzelnen  Anteil- 
haber werden.  Daß  in  früherer  Zeit  in  Nantucket  das  erstere  vor- 
gekommen sein  wird,  darf  man  aus  dem  Zustande  der  damaligen 
extensiven  Viehzucht  wohl  schließen.  Später  sind  auch  Torfboden 
und  Wiesen  von  den  zur  Gemeinweide  Berechtigten  aufgenommen  worden 
und  nach  der  Ausnutzung  wieder  an  die  Gesamtheit  zurückgefallen. 

Definitiv  in  das  Privateigentum  traten  nach  der  Ausscheidung  die 
zum  Hausboden  und  Gartenland1)  bestimmten  Stücke9)  und  das 


Jahre 

Bezeichnung  des  Landes. 

Acres. 

Rods. 

1820 

a tract  of  Und  called  the 

woods  not  a tree 

upon  it  513 

— 

foot  of  the  plains 

506 

— 

Salt  meadow  at  the  west 

and  of  the  island 

70 

— 

1821 

Middle  Pasture 

2106 

— 

noth  Pasture 

1581 

— 

Trots  hills 

513 

— 

great  neck 

304 

— 

Head  of  the  plains 

567 

— 

Smooth  Hummocks 

1566 

— 

Maddekeet 

*74 

— 

1)  The  Nantucket  Inquirer  vom  11.  Mär*  1824  und  spätere  Nummern  der  Zeitung 
enthalten  die  Petition,  sowie  die  Aufforderung  der  Interessenten  durch  das  oberste  Gericht 
zu  Boston,  sur  Verhandlung  zu  erscheinen.  Die  Teilung  hat  damals  nicht  stattgefunden, 
denn  noch  1848  fanden  auf  der  losel  Streitigkeiten  über  die  Qemeinde  statt. 

2)  ln  den  Gärten  um  1790  wurden  Kartoffeln,  Waraenkilrbisse,  Erbsen,  Bohnen, 
Hopfen,  Rüben,  Wein  und  Melonen pheben  (squash)  angepflanzt,  auch  waren  Pfirsich-  und 
Kirschbäume  damals  nicht  selten. 

8)  Wieviel  dies  gewesen  ist,  kann  aus  dem  Verzeichnis  nicht  genau  ersehen  werden, 
1661  wurden  fQr  jeden  Anteil  bei  der  ersten  Niederlassung  im  Südosten  der  Insel  60 
Q Ruten  gewährt.  1678  wurde  die  Stadt  Sherburn  angelegt.  Hier  erhielt  jeder  Share  zu- 
nächst eineu  Acker  zum  Hausbau  und  Garten.  Später  mit  dem  Anwachsen  der  Bevölke- 
rung nahmen  die  Berechtigten  mehr  Land  als  städtisches  Eigentum  auf,  um  es  den  neu 
Zuaiehenden  zu  verpachten  oder  zu  verkaufen.  So  1723  und  1744.  Das  hier  verkaufte 
Land  gab  als  solches  keinen  Anspruch  auf  Gemeinweide  etc.  Denn  dieser  Anspruch 
war  ein  besonderer  Gegenstand  des  Handels. 
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Thomas  Mayhew,  dem  Verkäufer  der  Insel  an  die  ersten  Kolonisten 
und  seinen  Rechtsnachfolgern  reservierte  Land  (372  A.  16  R.);  definitiv 
aus  dem  Gemeineigentum  wurde  ferner  ausgeschieden  ein  Teil  des 
Grund  und  Bodens  für  allgemeine,  öffentliche  Zwecke  im  Interesse 
des  Staates  und  der  politischen  Gemeinde.  Dahin  gehörten  der  Wege- 
boden , der  Raum  für  öffentliche  Gebäude  und  Landungsplätze  (zu- 
sammen im  Jahre  1801  auf  300  Acker  veranschlagt).  Mit  dem  zum 
Körnerbau  aufgenoramenen  Lande  hat  es  sich  folgendermaßen  ver- 
halten: 

Das  Wirtschaftssystem,  mit  welchem  begonnen  wurde,  war,  wie 
erwähnt,  die  roheste  Form  der  Feldgraswirtschaft.  Es  wurde  zuerst 
ein  Stück  Land  in  der  Nähe  der  Dorfansiedelung,  welches  man  für 
das  Ansäen  mit  Mais  geeignet  hielt,  ausgewählt,  der  Wald  wurde  dort 
niedergebrannt  oder  niedergeschlagen  *),  der  Boden  zur  Begrenzung 
der  individuellen  Bewirtschaftung  in  Abschnitte  geteilt,  Mais  in  den 
mit  der  Hacke  umgeworfenen  Boden  zwischen  die  Baumstümpfe  ge- 
säet.  Nach  der  Ernte  wurde  das  Feld  zum  zweitenmale  in  der  gleichen 
Weise  bestellt,  nachdem  vielleicht  einige  Baumwurzeln  ausgerodet  worden 
waren.  Im  dritten  und  vierten  Jahre  und  so  fort  wurde  nicht  anders  ge- 
wirtschaftet.  Das  Land  war  nun  nach  einer  längeren  Zeitperiode  leichter 
zu  bearbeiten,  sobald  die  Baumreste  völlig  beseitigt  worden  waren, 
aber  es  trat  mehr  und  mehr  eine  Erschöpfung  des  Bodens  ein,  welche 
schließlich,  ehe  man  vom  rationellen  Düngen  und  vom  Fruchtwechsel 
etwas  wußte,  zu  dem  Aufgeben  der  Ackerfelder  führte  und  die  Kolo- 
nisten zwang,  auf  einem  neuen  Acker  ihr  Getreide  zu  bauen. 

Was  wurde  nun  aus  dem  bisher  bestellten  Lande?  Es  konnte 
entweder  in  das  Privateigentum  der  bisherigen  Bewirtschafter  kommen, 
so  daß  jeder  über  ein  Stück  in  dem  ausgenutzten  Felde  verfügte, 
oder  es  fiel  wieder  in  das  Gemeineigentum  zurück. 

Falls  die  erste  Entscheidung  getroffen  wurde,  hätten  wir  damit 
ein  deutliches  Bild  von  einer  successiven,  historisch  verständlichen 
Entstehung  der  Gemengelage  in  der  näheren  und  ferneren  Umgebung 
der  Dorfansiedelung.  Nachdem  nach  und  nach  entsprechend  der 
ökonomischen  Zweckmäßigkeit  oder  auch  aus  Gründen,  die  sich  aus 
den  Verhandlungen  mit  den  Indianern  erklärten , alles  brauchbare 
Land  um  das  Dorf  herum  zum  Körnerbau  herangezogen  worden  wäre, 
hätte  jeder  Besitzer  eines  Share  oder  eines  Teiles  desselben  auf  jedem 
aus  der  Kultur  gefallenen  Ackerkomplex,  in  Nantucket  die  gemein- 
same Pflanzung  genannt  — in  Deutschland  entsprächen  dem  die 
Gewanne , Lagen , Kampe  — ein  I.andstück  besessen.  Eine  solche 
Entstehung  der  Gemengelage  erscheint,  falls  man  die  erste  ursprüng- 
liche Bildung  der  Einrichtung  erforschen  will,  wirtschaftsgeschichtlich 
begreiflicher,  als  diejenige,  welche  so  gedacht  wird,  daß  gleich  bei  der 
ersten  Besiedelung  des  Landes  im  Interesse  der  Gleichheit  des  Acker- 
besitzes die  ganze  Ackerbaufläche  der  Feldmark,  je  nach  der  ver- 

J)  lieber  die  Technik  dieser  Feldbestellung  vergl.  Sam.  Dean«*  a.  a.  0.,  Artikel  New 
Clearing. 
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schiedenen  Bodenbeschaffenheit,  nach  der  Abdachung,  nach  den  Himmels- 
gegenden, nach  der  Höhenlage,  nach  der  Entfernung  vom  Dorfe  u.  s.  w. 
zerlegt  worden  sei. 

Die  Gemengelage  ‘)  in  Nantucket  ist  jedenfalls  nicht  in  der 
letzteren  Weise  entstanden,  schon  aus  dem  Grunde  nicht,  weil  das 
erst  zu  erwerbende  Sachern  Right  es  nicht  zuließ,  dann  aber  auch 
wohl,  weil  eine  ökonomische  Abschätzung  der  Flurabteilungen  (Ge- 
wanne) bei  dem  damaligen  Stande  des  landwirtschaftlichen  Wissens 
der  Einwanderer  und  der  ungenügenden  Kenntnis  der  waldbedeckten 
Insel  nicht  ausführbar  war. 

Aber  auch  die  zuerst  mitgeteilte  Anschauung  über  die  Ent- 
stehung der  Gemengelage  ist,  so  weit  ich  sehen  kann,  für  die  Insel 
nicht  die  richtige,  wenn  sie  auch  einige  Gedanken  enthält,  welche  zu 
einem  begründeten  Verständnis  überleiten. 

Nachdem  eine  gemeinsame  Pflanzung  nicht  mehr  ertragsfähig  war 
und  zu  einer  neuen  Rodung s)  übergegangen  wurde,  lag  unter  den 
primitiven  landwirtschaftlichen  Zuständen  gar  kein  ökonomischer  Grund 
vor,  das  bisherige  ausgezogene  Feld  in  dem  Privatbesitze  der  bis- 
herigen Bebauer  zu  lassen.  Was  sollten  sie  damit  machen?  Garten- 
land besaßen  sie  genügend,  zum  Getreidebau  war  es  unbrauchbar,  eine 
Privatweide  oder  Wiese  daraus  zu  bilden  hatte  bei  der  ursprünglichen 
extensiven  Viehzucht  keinen  Sinn.  Ein  Bedürfnis  für  die  letztere  trat 
erst  am  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  hervor.  Es  war  daher 
das  Angezeigte,  das  ausgesogene  Land  wieder  dem  Gemeineigentum 
zuzuschreiben  *)  und  es  als  Gemein  weide  dienen  zu  lassen.  Auf  diese 
Weise  ist  wenigstens  zum  Teil  die  Größe  des  gemeinsamen  Landes  für 
das  Jahr  1823  zu  erklären,  obgleich  sie  nicht  mit  der  Summe  des 
überhaupt  einmal  ausgeschiedenen  Landes  in  Einklang  zu  bringen  ist 
(s.  oben  S.  15). 

1)  Dafs  die  Gemengelage  am  Anfang  unseres  Jahrhunderts  noch  in  Nantucket  bestanden 
hatt  ergiebt  sich  unzweifelhaft  aus  einer  Reihe  von  Annoncen  des  Nantucket  • Inquirers 
von  1823t  1824,  1839,  z.  Ü.  1 .März  1824  Real  Estate  at  Auction.  By  virtue  of  an 
order  of  court  will  be  sold  at  the  oföco  of  the  subscribers  on  tbursday  I8th  March 
next  one  undivided  fifth  pari  of  the  Real  Estate  of  Stephan  Hussey  Exq.  deceased  ; which 
Estate  consUts  of  one  dwelling  house,  on  Share  in  old  North  wharf,  one  moving  lot, 
several  steep  common'»  etc.,  as  will  be  more  particulary  described.  9.  Peb.  1824.  Real 
Estate  for  Sale:  */a  part  of  North  Plainäeld  about  120  Acres,  12  Acres  of  land  in  S.  E. 
Quarter,  l 2 3/s  of  a »hare  in  South  Monomy.  ‘/ß  of  a lot  of  land  in  Shimmo  several  tracts 
of  peat  Swamps  and  Meadow,  xjh  of  a sharc  in  North  Beach  last  division  1839  No.  73 
For  Sale  a piece  of  land  of  Miacomet , 1ja  nndivided  part  of  land  called  and  known  by 
Name  Perryland  etc. 

2)  Mit  der  Ausscheidung  eines  Landstückes  zum  Ackerland  aus  dem  Gemeineigen- 
tum brauchte  nicht  immer  Hand  in  Hand  zu  gehen  die  Instandsetzung  des  ganzen  Stückes. 
Es  konnte  eine  Aussonderung  und  Einhegung  vorgenommen  werden  und  dann  erst  ja 
nach  Bedürfnis  die  Rodung  und  Bestellung  des  Landes  folgen. 

3)  „Ein  durch  die  ersten  Eigentümer  festgesetztes  Ratskollegium  existiert  noch 
immer  auf  der  Insel,  vor  welchem  alle  ländlichen  Streitigkeiten  entschieden  werden.  Alle 
Titel  sind  in  die  Bücher  der  Grafschaft  eingetragen,  wie  anch  alle  Kauf-,  Verkauf-  und 
Tauschkontrakte."  (Crfevecoeur  1772.)  Diese  Register  , sowie  viele  auf  die  Agrarver- 
fassung der  Insel  bezüglichen  Aktenstücke  sind  1846  hei  einer  grofsen  Feuersbrunst  zer- 
stört worden. 
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Dieser  einfache  Ackerbau  und  die  Viehzucht  ausschließlich  auf 
der  Gemeinweide  konnten  wohl  einer  geringen  Bevölkerung  auf  der 
Insel  genügend  Nahrung  verschaffen.  Es  hat  nun  die  Bevölkerung 
von  Nantucket  erst  etwa  seit  1725  stärker  zugenommen,  teils  durch 
die  Einwanderung  vom  Festlande,  teils  infolge  der  natürlichen  Ver- 
mehrung. Der  Wohlstand  hatte  sich  seit  dem  Beginne  des  18.  Jahr- 
hunderts gehoben  und  zwar  infolge  davon,  daß  von  dem  Hafen  von 
Sherburn  aus  jetzt  eine  bedeutende  Fischerei  und  insbesondere  die 
Walfischjagd  betrieben  wurde.  Im  Jahre  1705  waren  bei  der  letzteren 
nur  sechs  Schiffe  beteiligt,  alles  Schaluppen  von  30 — 40  Tonnen  Inhalt. 
1723  wurde  bei  dem  Hafen  ein  Werft  angelegt,  auf  dem  größere 
Schiffe  gebaut  werden  konnten,  die  wegen  der  weiteren  Fahrten 
notwendig  geworden  waren,  als  die  Walfische  und  Pottfische  in  der 
Nähe  der  Insel  seltener  zu  finden  waren.  1730  batten  die  Nantuckier 
25  Segel,  1748  60,  1762  78,  1768  101,  1770  125  und  1775  150, 
darunter  einige  Briggs  für  ihre  Jagd  und  Fischerei  und  für  den  Handel 
mit  ihren  Walfischprodukten,  Fischbein,  Walratskerzen  und  Thran,  im 
Gebrauch.  England  war  das  Hauptabsatzgebiet  für  diese  Waren. 

Unter  diesen  sich  günstig  entwickelnden  wirtschaftlichen  Verhält- 
nissen stieg  dann  auch  die  Bevölkerung  in  entsprechender  Weise: 

Jahr  1719  721  weiße  Einwohner 

„ 1726  917  „ 

„ 1764  3220  „ „ * 

„ 1774  4545  „ 

Während  zu  landwirtschaftlichen  Zwecken,  besonders  zum  Mais- 
anbau, aus  dem  gemeinsamen  Lande  von  1659  bis  1723  nur  354  Acker 
aufgenommen  worden  waren,  wurden  von  diesem  Jahre  bis  1776  un- 
gefähr 4406  Acker,  um  den  größeren  Bedarf  an  Lebensmitteln  zu 
decken,  ausgeschieden. 

Indessen  konnten  auch  jetzt  noch  der  ältere  extensive  Ackerbau 
und  die  ältere  Viehzucht  fortbestehen , so  lange  das  Meer  gewisser- 
maßen die  öffentliche  Domäne  war,  aus  der  direkt  Lebensmittel  oder 
Tauschgüter  für  solche,  welche  in  andern  Ländern  erzeugt  worden 
waren,  gewonnen  wurden.  Das  Meer  wird  aber  eine  unsichere  Quelle 
des  Erwerbes,  sobald  die  Menschen  sich  auf  ihm  bekämpfen.  Der 
amerikanische  Unabhängigkeitskrieg  1776—1783  brachte  schwere  Zeiten 
für  Nantucket,  als  durch  die  englische  Flotte  die  amerikanischen 
Handelsschiffe  gekapert  und  die  Handelsbeziehungen  zwischen  Mutter- 
und  Tochterland  völlig  unterbunden  wurden.  Die  Produkte  der  Wal- 
fischjagd konnten  jetzt  weder  von  den  Nantuckiern  in  England  ver- 
kauft werden,  noch  konnten  deren  Schiffe  zu  neuer  Arbeit  sich  auf 
den  Ocean  wagen.  Zuerst  versuchten  es  die  bisherigen  Walfischfänger 
mit  dem  Küstenhandel  von  Kanada  bis  Karolina  und  mit  dem  Schmuggel- 
geschäft nach  Westindien.  Beides  mißglückte  aber,  134  ihrer  Schiffe 
wurden  während  des  Krieges  von  den  Engländern  aufgefangen  und 
15  gingen  zu  Grunde.  Fast  die  ganze  Handelsflotte  war  verloren  und 
die  Not  auf  der  Insel  war  groß.  Von  den  Schiffern  wanderten  einige 
aus,  aridere  gingen  in  Washingtons  Armee,  die  meisten  konnten  sich 
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aber  nicht  entschließen  die  Heimat  zu  verlassen , fischten  an  ihrer 
Insel  und  waren  vor  allem  bestrebt,  ihre  Landwirtschaft  auBzudehnen. 
Im  Jahre  1776  wurden  85,  1777  217,  1778  383,  1779  2109  Acker 
aus  dem  gemeinen  Lande  genommen,  um  den  unbeschäftigten  Fischern 
und  Schiffsbauern  *)  einen  Verdienst  zuzuführen.  Dieses  Land  wurde 
nicht  oder  nur  zum  geringen  Teil  als  gemeinsame  Pflanzung  behandelt, 
welche  bereits  den  besten  Boden  der  Insel  in  Anspruch  genommen 
hatte,  sondern  es  wurde  für  die  Eigentümer  individuell  ausgesebieden 
zum  Wiesenbau  und  zum  Getreidebau*),  sei  es  zur  eigenen  Bewirt- 
schaftung, sei  es  zum  Verpachten. 

Für  das  Jahr  1772  berichtet  Crövecoeur , daß  nur  auf  dem  ge- 
meinsamen Felde  Getreide  gepflanzt  und  nur  auf  der  Gemeinweide 
Vieh  gehalten  worden  sei.  Für  den  Anfang  der  neunziger  Jahre 
schreibt  Zacheus  Mary:  „Besidcs  the  commune  there  are  sundry  lands 
swamps  and  salt  meadows  which  are  divided  among  the  proprietors  in 
Proportion  to  their  shares  and  are  made  use  for  kouse  lots,  moving 
lands  and  pastures.“  Es  hatte  also  jedenfalls  bereits  eine  intensivere 
Viehzucht  neben  der  alten  auf  dem  Gemeineigentum  begonnen,  welche 
um  so  größere  Bedeutung  erhielt,  als  später  der  Ackerbau  sich  nicht 
mehr  rentierte. 

Walter  Folger  schrieb  von  derselben  Zeit,  daß  neben  dem  ge- 
meinsamen Acker  die  Inseleigentümer  auch  noch  Privatland  aufzu- 
nebmen  berechtigt  gewesen  seien:  „Each  share  is  eutitled  to  a certain 
portion  of  land  which  the  owner  nmy  take  up  in  any  part  of  the 
common  land  and  convert  it  to  what  use  hu  thinks  proper1. 

Hiermit  scheint  mir  der  Anfang  der  Gemengelage  in  Nantucket 
gegeben  zu  sein,  indem  zum  Privateigentum  größere  Landkomplexe 
gemacht  und  unter  die  Berechtigten  verteilt  wurden  s).  Die  Gemenge- 
lage ist  also  keineswegs  auf  die  ersten  Anfänge  der  Besiedelung  zurück- 
zuführen,  sondern  ist  ein  Produkt  weit  späterer  Zustände,  die  Folge 
einer  bereits  intensiveren  Landwirtschaft.  Sie  bildet  sich  aus  dem- 
selben Grunde  nun  auch  auf  der  gemeinsamen  Pflanzung  aus.  Die- 
selbe wird  von  Cr&vecoeur  1772  so  beschrieben,  daß  auf  der  Insel 
eine  Ebene  liege,  welche  den  flachsten  und  fruchtbarsten  Boden  um- 
fasse. Sie  bestehe  aus  sieben  Abteilungen,  von  denen  eine  jedes  Jahr 
mit  Mais  bepflanzt  werde.  In  einer  Zeit  von  sieben  Jahren  sei  dieser 
ganze  Distrikt  durch  Düngen,  Pflügeu  und  Klee,  den  man  nach  der 
Ernte  säe,  dergestalt  verbessert  worden,  daß  die  ßindviehherde  aus 
der  Stadt  dort  auf  dem  c/;  dieses  Gebietes  vortreffliche  Weide 
finde  ‘). 


1)  Es  bestanden  in  Nantuiket  damals  eioe  Segel tuchfebrik , einige  Seilereien  und 
mehrere  Werften.  Die  Ffts»er  für  den  Exportthran  wurden  ebenfalls  hier  gemacht. 

2)  Von  dem  1779  aufgenommeuen  Lande,  beseichnet  Öquam,  berichtet  Folger,  daf* 
hier  Hafer,  Koggeu  und  Mais  gebaut  worden  sei  und  mit  ganz  gutem  Erfolge.  Bald 
nach  dem  Kriege  ist  hier  der  Körnerbau  wieder  aufgegeben  worden. 

3)  Vergl  die  Tabelle  auf  S.  14  Antn.  1. 

4)  Hierfür  gilt  der  bekaunte  Satz  in  Tacilus  Germania  über  das  Agrarweseu  der 
Deutschen  : „arva  per  anuos  mutant  et  *upere»t  ager.“ 
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Dieses  Ackerbausystem  ist  vou  der  alten  wilden  Feldgraswirt- 
schaft schon  sehr  verschieden : Die  sieben  Ackerfelder  liegen  an  einem 
bestimmten  Teil  der  Insel,  der  dafür  am  geeignetsten  ist,  werden  nur 
ein  Jahr  bebaut  und  nach  der  Benutzung  mit  Klee  bestellt  und  ge- 
düngt ').  Eine  Gemengelage  konnte  auch  hieraus  nur  schwer  ent- 
stehen, denn  die  Grenzen  wurden  immer  beseitigt,  indem  für  sechs 
Jahre  gemeinsame  Weide  eintrat. 

Die  landwirtschaftliche  Kultur  auf  der  gemeinsamen  Pflanzung 
war  zwanzig  Jahre  später  — in  denen  der  Unabhängigkeitskrieg  und 
die  Not  der  Inselbevölkerung  lag  — bereits  wiederum  intensiver  ge- 
staltet worden.  Walter  Folger  berichtet  nämlich  für  den  Anfang  der 
neunziger  Jahre,  daß  die  Eigentümer  im  gemeinsamen  Felde  675  Acker 
mit  Mais  bepflanzt  hätten  und  daß  im  nächsten  Jahre  dasselbe  Land 
zum  geringeren  Teil  mit  Roggen,  zum  größeren  mit  Hafer  bestellt 
würde*).  Es  ist  jetzt  die  Einteilung  in  sieben  Felder  aufgegeben, 
denn  sonst  hätte  die  gemeine  Pflanzung  4725  Acker  groß  sein  müssen. 
Dies  ist  nicht  möglich.  Denn  die  sieben  Felder,  vou  denen  Crevecoeur 
1772  berichtet,  können,  wenn  wir  in  die  oben  angeführte  Tabelle  blicken 
nicht  größer  als  1400  Acker  gewesen  sein  und  haben  jedenfalls  in 
der  Hauptsache  aus  dem  1723  aufgenommenen  Stück  bestanden.  Seit 
1772  sind  nun  allerdings  etwa  5000  Acker  aus  dem  Gemeineigentum 
ausgeschieden  worden,  von  diesen  lagen  aber  2109  im  Nordosten  und 
2400  im  Südosten  der  Insel  und  zwar  von  dem  alten  von  Crövccoeur 
beschriebenen  Siebenfelderacker  ganz  getrennt.  Diese  Distrikte  sind  als 
Privateigentum  ausgesondert  worden,  wie  besonders  berichtet  und  durch 
eine  Angabe  von  1801  bestätigt  wird  a).  Vermutlich  ist  während  des 
Krieges  oder  bald  nach  demselben  an  die  Stelle  der  für  den  Konsum 
auf  der  Insel  nicht  mehr  ausreichenden  Feldgraswirtschaft  die  Zwei- 
felderwirtschaft getreten,  welche  in  den  Kolonien  zur  Zeit  des  Un- 
abhängigkeitskrieges uud  in  den  Vereinigten  Staaten  bald  nach  ihrem 
Entstehen  eine  häufige  Erscheinung  war. 

Aus  diesem  Lande  ist  dann  später,  als  die  gemeinsame  Pflanzung 
nicht  mehr  fortbestand,  eine  aus  Privateigentum  zusammengesetzte 
Gemengelage  geworden,  indem  jedem  Share  auf  jedem  der  zwei  Felder 
>/17  zugesprochen  worden  ist.  Bei  der  Zweifelderwirtschaft  sind  die 
Grenzen  des  Ackers,  der  von  der  einzelnen  Familie  bestellt  wird, 
dauernd  konstant,  und  es  bedarf  nur  eines  Beschlusses  der  Gesamt- 
eigentümer, die  Gemeinsamkeit  uufzulieben  und  die  Abgrenzungen  für 
definitiv  zu  erklären. 

Die  Eigentümer  des  gemeinsamen  Feldes  waren  ursprünglich  auch 

1)  „Die  Nationalherde  wird  auf  die  Felder,  die  mit  Mais  besäet  werden  sollen,  hin- 
geftihrt.  Dreimal  ist  es  des  Nachts  erlaubt,  die  Schafe  mit  Feuerbrändeu  in  Schreckeu 
sa  setzen  und  jedesmal  pflegen  sie  vor  Schreck  zu  misten.“  Crevecoeur.  — „Seitdem  der 
Dünger  aufkam,  war  es  zweckmäßig,  den  Ackerbau  in  der  Nähe  der  Ortschaft  zu  kon- 
zentrieren.“ Vgl.  O.  Haussen  Agrarbistorische  Abhandlungen,  Leipzig  1880,  Bd.  1,  8.  89. 

2)  Dem  entspricht  der  Bericht  über  den  Schätzuugsausehlag  zur  Vermögenssteuer 
aas  dem  Jahre  1792:  (Walcotts  Report  on  direct  taxes  citiert  bei  Kbeling  a.  a O.)  1850 
Acker  Kornland,  750  Acker  Wiesen  und  14  681  Acker  Weiden,  8360  Acker  Oedland. 

8)  Collection»  of  the  Massachusetts  Ilistorieal  ty  18 15. 
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die  Besitzer  der  Gemeinweide  gewesen.  Diese  Verbindung  bestand 
am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  nicht  mehr  vollständig  fort,  denn 
es  gab  Leute,  die  Rechte  an  der  Gemeinweide  hatten,  ohne  an  der 
gemeinsamen  Pflanzung  beteiligt  zu  sein.  Dem  ersten  Gesellschafts- 
vortrage  gemäß  hatten  die  Käufer  der  Insel  und  vielleicht  auch  noch 
die  beiden  folgenden  Generationen  es  in  der  Hand,  nach  ihrem  Er- 
messen die  gemeinsame  Pflanzung  zu  vergrößern  und  zu  verlegen,  als 
aber  durch  Erbgang  und  Verkauf  die  Gemeinweiderechte  von  dem 
Rechte  an  dem  gemeinsamen  Acker  getrennt  worden  waren,  konnte 
dieser  Zustand  nicht  mehr  fortdauern  und  es  bestand  dann  neben  der 
Gemeinschaft  der  Weideberechtigten  diejenige  der  Feldberechtigten,  wenn 
auch  die  Personen  meist  dieselben  waren.  Es  mußte  diese  Trennung 
im  Interesse  der  crstcren  eintreten,  damit  nicht  die  letzteren  die 
Rechte  auf  Weidenutzung  durch  Ausdehnung  des  gemeinsamen  Feldes 
schädigten.  Der  1723  ausgeschiedene  Feldkomplex  ist  dann  dauernd 
eine  abgeschlossene  Größe  geblieben , auf  dem  zuerst  wohl  noch  die 
wilde  Feldgraswirtschaft,  dann  die  mit  7 Abteilungen  und  einjähriger 
Nutzung  eines  Siebentels,  endlich  die  Zweifelderwirtschaft  geworden  ist. 
Der  Aufteilung  konnten  mithin  keine  Schwierigkeiten  entgegentreten, 
denn  das  Weiderecht  auf  der  gemeinsamen  Pflanzung  stand  jedenfalls 
damals  auch  nur  den  zum  Körnerbau  Berechtigten  in  derselben  zu. 

Nach  dem  amerikanischen  Freiheitskriege  fand  von  neuem  ein 
Aufschwung  des  Seegeschäftes  der  Nantuckier  statt,  und  damit  hob 
sich  der  Wohlstand  wiederum.  Die  Einwohnerzahl  war: 


1774 

4545 

1784 

4268 

1800 

5617 

1810 

6807 

1820 

6991 

1830 

7202 

1840 

9012 

1 855 

8064 

1860 

6094 

Die  schätzbaren  Einwohner  beliefen  sich  1772  auf  1180,  1777  auf 
1106,  1784  auf  813,  1792  wieder  auf  1121.  Ueber  die  Zunahme  des 
Vermögens  haben  folgende  Angaben  für  uns  ein  Interesse:  1784  be- 
saßen die  Nantuckier  693  Kühe  und  Ochsen,  267  Pferde,  3000  Schafe; 
1801  430  Kühe  und  Ochsen,  350  Pferde  und  7500  Schafe;  1810 
520  Kühe  und  Ochsen,  520  Pferde  und  10000  Schafe. 

Es  hatte  also  die  Schafzucht  erhebliche  Fortschritte  gemacht, 
woraus  man  bei  der  Beschränktheit  des  Gebietes  schließen  kann,  daß 
der  Körnerbau  keine  Ausdehnung  weiter  erfahren  hatte.  Dies  wird 
durch  spätere  Angaben  bestätigt.  Obed  Macy  schreibt  1835,  daß  das 
ausgesogene  Land  mit  Strandgras  überwachsen  sei,  daß  immerhin 
noch  einige  Acker  unter  dem  Pflug  seien,  die  Kultur  aber  kaum 
die  Kosten  lohne.  Das  meiste  Privatland  diente  zur  Produktion  des 
Viehfutters. 

Der  Walfischfang  kam  nach  dem  Kriege  zunächst  nicht  wieder 
auf,  da  in  England  seit  dem  Aufblühen  des  englisch-kanadischen 


Digitized  by  Google 


Die  Kolonisation  u.  d.  Agrarverfassung  der  Insel  Nantucket  im  17.  u.  18.  Jahrhundert.  363 

gleichen  Geschäftes  während  der  Blockade  der  amerikanischen  Häfen 
die  Preise  der  Walfischprodukte  für  den  jetzt  wieder  erst  neu  ent- 
stehenden nantuckischen  Handel  zu  niedrig  waren  und  in  den  Vereinigten 
Staaten  keine  genügende  Nachfrage  nach  diesem  Handelsartikel  be- 
stand. Ein  Teil  der  Walfischfänger  wanderte  daher  nach  Halifax  aus. 
Später  hob  sich  dieser  Nahrungszweig  für  die  Nantuckier  wieder.  Im 
Jahre  1790  waren  in  der  Walwichbai  7 Schiffe  aus  Nantucket,  die 
6851  Barrel  Thran  gewonnen  hatten '),  und  um  1794  bestand  die 
Flotte,  welche  von  Nantucket  aus  den  Walfischfang  in  dem  südlichen 
Ocean  und  den  Gewässern  von  Chile  betrieb,  aus  30  Schiffen  *).  In 
den  ersten  Jahren  unseres  Jahrhunderts  kam  das  Geschäft  wieder  auf 
die  alte  Höhe,  wurde  aber  von  neuem  durch  die  französisch-eng- 
lischen Kriegswirren  und  den  Krieg  zwischen  England  und  den  Ver- 
einigten Staaten  (1812—1815)  stark  zurückgeworfen.  Dann  kamen 
wieder  bessere  Zeiten  für  die  Insel,  die  aber  auch  nicht  dauernd  vor- 
gehalten haben.  In  unserer  Zeit  hat  der  Walfischfang  sehr  nachge- 
lassen und  der  schöne  Strand  der  Insel  hat  dieselbe  zu  einem  be- 
suchten Seebadeort  gemacht.  Im  Jahre  1813  wurden  wiederum,  um 
der  unbeschäftigten  Bevölkerung  Unterhalt  zu  verschaffen,  2173  Acker 
aus  dem  Gemeinlande  aufgenommen , ohne  daß  indessen  dadurch  ein 
Aufschwung  des  Ackerbaues  und  der  Viehzucht  entstanden  wäre.  Ein 
für  die  Pächter,  die  unbeschäftigten  Seeleute,  drückendes  Pachtverhältnis 
wurde  damals  eingeführt,  demgemäß  dieselben  einen  bedeutenden  Teil 
des  Rohertrages  an  die  Eigentümer  geben  mußten.  Eine  Auswande- 
rung fand  von  neuem  statt,  die  erst  nach  dem  Frieden  von  1815  und 
nach  der  Freigabe  des  Seehandels  aufhörte.  Damit  fiel  auch  der 
Ackerbau,  von  dessen  baldigem  Verfall  schon  gesprochen  wurde,  auf 
seinen  früheren  Umfang  zurück. 

Es  ist  zum  Schluß  noch  Uber  die  Gemeinweide  zu  berichten,  von 
der  schon  mehrfach  im  Zusammenhänge  mit  dem  Ackerbau  gesprochen 
worden  ist.  Bei  dem  Beginne  der  Ansiedelung,  als  wenig  Land  von 
den  Indianern  erworben  und  von  dem  gekauften  nur  wenig  vom  Baum- 
wuchs frei  gemacht  worden  war,  bestimmten  die  sogenannten  Eigen- 
tümer der  Insel,  daß  die  gesammte  Viehherde  nach  der  Größe  des 
disponiblen  Weidelandes  bemessen  sein  sollte  und  jeder  Vollanteil- 
haber bis  zu  der  über  mehr  oder  weniger  als  einen  Share  Ver- 
fügende entsprechend  mehr  oder  weniger  von  dieser  Herde  besitzen 
dürfe.  Hierbei  wurden  8 Schafe  soviel  wie  ein  Stück  Rindvieh 
und  zwei  des  letzteren  gleich  einem  Pferde  gerechnet.  Als  nun 

das  Gemeindeland  sowie  die  Weide  größer  wurde,  wuchs  der  Inhalt 
der  Befugnis,  Vieh  auf  dieselbe  zu  schicken,  fortgesetzt  an,  bis 
schließlich  von  jedem  Share  720  Schafe  oder  anderes  Vieh  in  ent- 
sprechender Zahl  nach  der  angegebenen  Proportion  gehalten  werden 
durfte8).  Die  Rechte  an  der  Gemeinweide,  sheep  commons  oder  cow 

1)  Ebeling  a.  a.  O. 

2)  Kocheloucauld-Liancourt  Voyage  dans  les  Etats  L'niques  d’Amerique,  fait  an  1795, 
1796  et  1797  Paris,  V 

8)  Die  Angaben  bei  Obed  Macy  a.  a 0. 
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commons  genannt,  konnten  verkauft,  geteilt,  verpfändet,  vererbt  werden, 
und  um  das  Jahr  1794  waren  durch  solche  Rechtsgeschäfte  die  An- 
teile so  verschieden  gestaltet,  daß  sie  von  dem  Recht,  e i n Schaf  auf 
die  Weide  zu  Bchicken,  bis  zu  1400  variierten.  Die  ideellen  Anteile 
an  der  Gemeindeweide  enthielten,  wenn  sie  nicht  zu  klein  waren  zu- 
gleich die  Möglichkeit,  Landbesitz  zu  erwerben,  in  sich.  Falls  die 
Eigentümer  übereinkamen,  aus  dem  Gemeineigentum  Privatbesitz  aus- 
zuscheiden, so  hatten  die  Befugten  nach  Maßgabe  ihrer  Weideberechtigung 
Anteil  daran.  So  schreibt  Crivecoeur:  „Die  Mädchen  batten  oft  kein 
Heiratsgut  als  ihr  Hausgerät,  ihr  Linnen  und  ihr  Privilegium  in  der 
Nationalherde,  4 Schafe  oder  auch  eine  Kuh  halten  zu  dürfen.  Diese 
Rechte  sind  um  so  schmeichelhafter,  weil  ein  jeder,  der  davon  eine 
gewisse  Anzahl  besitzt,  in  der  Folge  durch  die  Einwilligung  der  Eigen- 
tümer hoffen  kann,  sie  in  wirkliche  Ländereien  verwandelt  zu  sehen. 
Daher  stehen  sie  verhältnismäßig  hoch  im  Preise.“ 

Die  Bestimmung,  daß  die  mit  ganz  geringen  Weidetiteln  Ausge- 
statteten nicht  Anspruch  auf  verteiltes  Land  hatten  — wohl  um  die 
zu  weitgehende  Parzellierung  zu  verhüten  — erscheint  unbillig,  steht 
aber  in  sehr  gemildertem  Lichte  da,  wenn  man  bedenkt,  daß  jeder 
kleinste  Anteil  verkaufbar  war  und  damit  als  Zuwachs  zu  anderen 
Weidetiteln  ein  Anrecht  auf  Land  bedeutete. 

Ueber  die  gesamte  Herde  wurde  am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
von  einem  öffentlichen  Beamten  ein  Buch  geführt.  In  demselben  hatte 
jeder  Berechtigte  sein  Kredit  und  sein  Debet,  d.  h.  den  Vermerk  in 
Bezug  auf  sein  Weiderecht  und  auf  die  Anzahl  der  zur  Weide  an- 
geroeldeten  Tiere.  Am  20.  Juni  jeden  Jahres  wurden  die  Schafe  zur 
Schur  durch  die  Eigentümer  zusummengetrieben.  Bei  dieser  Gelegen- 
heit hatte  jeder  die  Zahl  seiner  Tiere,  auch  der  Kübe  und  Pferde,  dem 
erwähnten  Beamten  auzugebeu,  von  welchem  jetzt  eine  Kontrolle  über 
diu  Angaben  ausgeübt  wurde.  Hatte  jemand  mehr  als  seinem  Kredit 
entsprach,  so  mußte  er  sich  durch  Uebertragung  von  einem  anderen 
denselben  vergrößern  lassen,  wofür  er  daun  Mietgeld  zu  zahlen  hatte. 
Konnte  er  seinen  Kredit  dem  Debet  nicht  anpaBsen,  so  mußte  er  das 
überschüssige  Vieh  töten  oder  von  der  Insel  exportieren.  Wurde  die 
Aufsicht  ernstlich  genommen,  so  konnte  auf  diese  Weise  die  gestattete 
Gesamtzahl  nie  überschritten  werden. 

Der  Besitzer  von  Vieh,  der  Weiderecht  und  Privatland  besaß, 
konnte  dasselbe  entweder  auf  der  Gemeinweide  oder  auch  auf  seinem 
Privatbesitz  weiden  lassen  oder  im  Stalle  füttern;  wenn  er  nun  die 
beiden  letzten  Systeme  befolgte,  so  ergab  sich  nicht  daraus,  daß  er 
nun  entsprechend  mehr  Vieh  hatte  halten  können.  Ueber  sein  Gcmein- 
weiderecht  hinaus  durfte  er  niemals  gehen.  Der  Grund  dieser  Be- 
stimmung lag  vermutlich  darin,  daß  eine  Kontrolle  über  die  dauernde 
Trennung  der  Viehherden  entsprechend  den  verschiedenen  Weiden  un- 
ausführbar war  und  niemand  durch  die  Viehvermehrung  bei  einem 
anderen  in  seinen  Gemeinweideansprüchen  benachteiligt  werden  sollte. 

Am  Anfang  unseres  Jahrhunderts  wurden  die  Kühe  in  zwei  Herden 
aus  der  Stadt  auf  die  nahe  Gemeinweide  getrieben,  von  wo  sie  abends 
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zurückkehrten.  In  der  früheren  Zeit  wird  nur  von  einer  Herde  be- 
richtet. Die  Schafe  der  Gemeinweideberecbtigten  weideten  fern  von  der 
Stadt  auf  verschiedenen  Teilen  der  Insel,  auch  auf  der  nahe  gelegenen 
Insel  Tuckanuck  unter  Aufsicht  von  Hirten.  Jedes  Stück  war  am  Ohr 
gezeichnet  und  konnte  so  bei  der  Schur  leicht  von  dem  Eigentümer 
ermittelt  werden.  Die  Schafherde  lieferte  schon  um  1770  so  viel 
Wolle,  daß  die  Eigentümer  im  ganzen  nicht  bloß  ihren  Bedarf  decken 
konnten,  sondern  auch  an  die  Seeleute  und  Handwerker  von  ihren 
Woll waren,  die  im  Hause  von  den  Frauen  durch  Spinnen,  Weben  und 
Färben  hergestellt  wurden,  abgeben  konnten.  2 Walkmühlen  waren 
damals  vorhanden  Dreißig  Jahre  später  wurde  sogar  unverarbeitete 
Wolle  nach  dem  Festlande  exportiert. 

Die  geschilderte  Weidewirtschaft  hat  bis  zum  Jahre  1848  gedauert, 
als  durch  Majoritätsbeschluß  der  Besitzer  des  Gemeinlandes  mit  Ge- 
nehmigung der  Staatsbehörde  bestimmt  wurde,  daß  auf  dem  nicht 
eingehegten  Lande  das  Weiden  des  Viehes  verboten  sein  solle  *).  Der 
Hauptgrund  zu  dieser  Maßnahme,  welche  die  Auflösung  des  Gemein- 
eigentums nach  sich  ziehen  mußte,  bestand  angeblich  darin,  daß 
einzelne  kapitalkräftige  Herdenbesitzer  mehr  Vieh  auf  die  allgemeine 
Weide  gehen  Hessen,  als  sie  dorthin  zu  schicken  befugt  waren  und 
eine  genügende  Verhütung  dieses  Mißbrauchs  nicht  möglich  war. 

Durch  diesen  Beschluß  wurden  besonders  die  kleinen  Leute  hart 
getroffen,  welche  kein  Privatland  zur  Weide  besaßen,  ihre  geringen 
Weiderechte  nun  nicht  mehr  ausüben  konnten  und  nur  Ansprüche  auf 
etwa  zu  verteilendes  Land  hatten,  die  sie  selbst  vielleicht  wegen  der 
Kleinheit  der  Parzellen  nicht  zur  eigenen  Nutzung  realisieren  konnten, 
sondern  an  diejenigen,  welche  mehr  Land  hatten  als  sie,  verkaufen 
mußten.  Die  Besitzer  von  viel  Privatland  und  Kapital  dagegen  konnten 
von  dieser  Maßregel  nur  gewinnen,  indem  ihnen  jetzt  die  bequeme 
Möglichkeit  geboten  wurde,  ihre  privaten  Grundstücke  zu  arrondieren 
und  zu  vergrößern. 

Nachdem  das  Privateigentum  an  Wiese  und  Weide  infolge  des  Be- 
dürfnisses nach  intensiverer  Viehwirtschaft  in  größerem  Umfange  einge- 
führt worden  war,  zerstörte  es  definitiv  die  Institution  des  Gemein- 
eigentums, welcheseiner  primitiven  Weidewirtschaftsform  entsprungen  war. 

1)  Bandbook  of  Nantucket,  containing  a brief  bUtorical  Sketch  of  the  Island.  Notes 
of  mterrest  to  Summer  Visifcors,  Nantucket  1874,  ein  unbedeutendes  Büchlein,  das  im 
übrigen  für  unsere  Darstellung  ohne  Wert  ist. 
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VIF. 

Zur  Lehre  von  den  Lohngesetzen. 

Von 


Fr.  J.  Neumann. 

3.  Die  Steigerung  des  Gegensatzes  von  Arm  und  Reich 
in  Preußen  bis  1848. 

Was  unter  einer  Steigerung  des  Gegensatzes  von  Arm  und  Reich 
im  allgemeinen  zu  verstehen  sei,  darüber  können  die  Ansichten  aus 
einandergchen.  Und  im  Grunde  löst  sich  auch  in  dieser  Frage  wie 
in  so  vielen  anderen  e i n anscheinend  einheitliches  Problem  bei  näherer 
Untersuchung  in  mehrere  auf. 

Verstehe  ich  unter  jener  Steigerung,  daß  einerseits  der  Armen  und 
andererseits  der  Reichen  immer  mehr,  dagegen  der  Vertreter  des 
Mittelstandes  absolut  oder  relativ  immer  weniger  werden, 
so  ist  dies  allerdings  eine  sehr  einfache  Lösung.  Und  eben  sie 
dürfte  auch  der  Mehrzahl  unter  denjenigen  vorschweben,  welche 
Steigerungen  jener  Art  behaupten.  Denn  anscheinend  muß  gerade 
sie  mit  Notwendigkeit  aus  jener  Aufsaugung  mittleren  ländlichen  Be- 
sitzes und  jener  Verdrängung  kleinerer  Gewerbe  hervorgehen,  die, 
wie  man  annimmt,  so  viel  beigetragen  haben  die  Zahl  der  Unternehmer 
sinken  und  jene  der  unbegüterten  Lohnarbeiter  steigen  zu  lassen.  Indessen 
sind  Lösungen  dieser  Art  für  größere  Gebiete  kaum  irgendwo  bisher 
statistisch  festgestellt  und  für  die  neueste  Zeit,  wie  unten  darzulegen 
ist,  mit  Bezug  auf  deutsche  Verhältnisse  überhaupt  nicht  dar- 
zuthun.  Für  letztere  scheint  nur  erweisbar,  daß  mehr  noch  als  der 
Mittelstand  und  mehr  als  die  Bevölkerung  überhaupt  die  Zahl  der 
reichen  und  reichsten  Leute  wächst,  und  so  durch  Anhäufung 
großen  Vermögens  in  den  Händen  weniger  in  der  Gegenwart  der  Ab- 
stand zwischen  der  Lage  der  Begütertsten  und  der  Unbegüterten  ein 
größerer  wird,  was  man  in  gewisser  Beziehung  ja  auch  als  eine 
Steigerung  des  Gegensatzes  von  Arm  und  Reich  bezeichnen  kann. 

Dagegen  scheint  es  sich  in  dieser  Beziehung  f rü  he  r,  bis  zu  den  50er 
oder  60er  Jahren  in  der  That  anders  verhalten  zu  haben.  Und  ins- 
besondere für  Preußen  kann  es  zum  mindesten  als  wahrscheinlich  be- 
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zeichnet  werden,  daß  vor  diesen  Jahren  jenes  „Ausbrechen  der  Mittel- 
sprossen  socialer  Leiter“  stattfand,  welches  damals  so  viele  beklagt  und 
noch  für  die  neueste  Zeit  viele  als  zutreffend  angenommen  haben  *). 

Es  sei  daher  zunächst  bei  jener  älteren  Entwickelung  verweilt. 

Wie  im  allgemeinen  bekannt,  wurde  in  Preußen  schon  seit  1820 
an  Stelle  früherer  Personalsteuer  von  */»  Thaler  eine  K 1 assen Steuer 
eingeführt  *),  von  der  nur  diejenigen  größeren  Städte  befreit  waren,  in 
denen  statt  jener  direkten  Abgabe  eine  indirekte:  die  sogen.  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  erhoben  wurde.  Doch  umschlosssen  diese 
Städte  (zuerst  132)  nur  ca.  '/?  der  Bevölkerung  des  Staats  3),  so  daß 
es  immerhin  einige  Berechtigung  hat,  von  der  Gliederung  der  klassen- 
Bteuerpflichtigen  Bevölkerung  auf  jene  der  Gesamtbevölkerung  Schlüsse 
zu  zleheu.  An  sich  scheinen  die  Ergebnisse  jener  Klassensteuer  aber 
auch  die  Einkorn  mens  Verhältnisse  der  ihr  unterworfenen  Bevöl- 
kerung einigermaßen  ausreichend  wiederzugeben.  Denn  diese  Steuer, 
seit  1821  in  4 Hauptklassen  und  12  Stufen  erhoben,  sollte  zwar  ein 
Mittelding  zwischen  einer  Abgabe  nach  leicht  erkennbaren  socialen 
Unterschieden  und  einer  solchen  nach  Einkommensverhältnissen  sein, 
wurde  aber  thatsächlich  vorzugsweise  nach  letzterem  Maßstabe  er- 
hoben *)  und  zwar,  wie  vornherein  zu  beachten  ist,  in  zwiefacher  Weise. 

fn  der  zwölften  d.  h.  untersten  Stufe,  in  der  vorzugsweise  das 
„gemeine“  Gesinde  und  die  gemeinen  Tagelöhner  zu  veran- 


1)  Hier  sei  nur  z.  B.  an  den  Streit  zwischen  von  Kirchmanu  und  Kodbertu» 
erinnert,  die  in  dem  hier  in  Kede  stehenden  Punkte  Qbereinstimmten.  Vgl.  ersten 
und  zweiten  socialen  Brief  von  Bodbertus. 

2)  Auskunft  Über  diese  geben  Schiiumelfennig,  Die  preufsischen  direkten 
Steuern,  T.  II,  2.  Aufl  , 1831.  Allgemeine  Steuerverfassung  in  der  preufs.  Monarchie, 
Magdeburg  1828  (anonym),  Berg!  ns  in  seinen  Grundsätzen  der  Pinanzwissenscbaft  in 
Auflage  1871  und  im  Archiv  der  politischen  Oekonomie  VI  (1847),  insbesondere  aber 
Hoffmann  in  der  Lehre  von  den  Steuern,  1840,  p.  162  ff.  und  F.  W.  C.  Diete- 
rlci,  Mitteilungen  des  statistischen  Bureaus,  Bd.  I (1848)  uud  III  (1850).  Vgl.  auch 
C.  Dieterici,  Zur  Geschichte  der  Steuerreform  in  Preufsen  1810 — 1820  (1875)  und 
Reden  , Steuererträge  des  preufsischen  Staats  in  Zeitschrift  des  Vereins  für  deutsche 
Statistik,  1847,  p.  329  ff. 

8)  2.  B.  1848  : Von  16,3  Millionen  Einwohnern  nur  etwa  2,4  MiJl.  Vgl.  Mitteilun- 
gen des  Statist.  Bureaus,  1848,  8.  109.  Im  Durchscbuitt  der  Jahre  1822 — 37  war  das 
Verhältnis  das  von  12,92  Millionen  zu  1,94  Millionen  (Hoffmann,  Lehre  dieses  von  den 
Steuern,  p.  172  ff.).  Die  Zahl  jener  Städte  war  s.  B.  bis  1838  auf  118,  bia  1848  auf 
101,  bis  1849  auf  88,  bis  1865  auf  77  zusammengeschmolzen.  Vgl.  Beinick,  Mahl-, 
and  SchJachtsteuer  Zeitschrift  de9  kgl.  preufs.  Statist.  Bureaus,  1863,  p.  220. 

4)  Vgl.  Kabinetsordre  vom  16.  Sept.  1820  mit  Veranlagungsinstruktion  (Schimmel- 
pfennig, p.  73  ff). 

Wie  man  sich  die  sociale  Gliederung  dachte,  erhellt  am  besten  aus  J.  G.  Hoffmann'» 
Worten  p.  165  ff.  In  der  grundlegenden  Steuerinstruktion  vom  20.  Aug  1820  aber  (Schimmel- 
pfennig, p.  73  ff.)  hlefs  es:  „Die  Klasseusleuer  soll  zwischen  einer  ohue  genaues  Ein- 
dringen in  Vermögens  Verhältnisse  der  Pflichtigen  nicht  ausführbaren  uud  deshalb  immer 
gehässigen  Einkommenssteuer  und  einer  die  Gesamtmasse  aller  Einwohner  ohne  Unter- 
schied gleich  treffenden  Kopfsteuer  die  Mitte  halten  und  die  verschiedenen  Klassen 
der  Pflichtigen  nach  einer  auf  wenigen  und  leicht  erkennbaren  Merkmalen  beruhenden 
Abstufung  besteuern.  Und  danach  sollten  z.  B.  in  unterster  Klasse  (mit  den  Stolen  von 
10 — 12  »eit  1821)  „nar  gemeines  Gesinde  und  Tagelöhner  oder  Lohnarbeiter“  herange- 
zogen werden,  in  der  darüber  stehenden  (der  dritten  mit  Stnfe  7 — 9 seit  1821)  „der 
geringere  Bürger-  und  Bauernstand“.  Daneben  aber  entschied  das  Einkommen. 
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lagen  waren,  wurde  nach  Personen  gesteuert,  d.  h.  jed  er,  der  nicht 
der  öffentlichen  Armenpflege  verfallen,  über  14  (seit  1828  über 
16)  Jahre  alt  war  und  nicht  zu  gewissen  wenigen  eximierten  Klassen 
(Lehrer,  Soldaten,  Hebammen  etc.)  gehörte,  sollte  dort,  falls  sein  Ein- 
kommen nicht  etwa  100  Thaler  überschritte,  ähnlich  wie  früher,  eine 
allgemein  gleiche  Steuer  von  >/«  Thaler  (l'/t  Mk.)  jährlich  zahlen, 
gleichgültig,  ob  er  einem  „Haushalte“  angehöre  oder  nicht.  Nur  war 
vorgesehen,  daß  in  einem  und  demselben  Haushalt  niemals  mehr  als 
3 Personen  zugleich  besteuert  werden  durften,  so  daß  die  „Haus- 
halt“steuer  der  Familien  dieser  Klasse  höchstens  1 '/,  Thaler  betragen 
konnte. 

Diese  in  Stufe  12  (Klasse  IV)  erhobene  Steuer  war  also  im  wesent- 
lichen eine  Personalsteuer  gewisser  Klassen  der  Bevölkerung,  aber 
eben  nur  im  wesentlichen.  Und  der  U m f a n g dieser  Klassen 
wird  daher  am  besten  durch  jene  Zahlen  erfaßt,  die  sich  nicht  auf  die 
Zahl  der  bezüglichen  Censiten  oder  Haushaltungen,  sondern  direkt  auf 
die  Größe  der  zu  jenem  Satze  veranlagten  Bevölkerung  beziehen. 

Bezüglich  der  anderen  11  Stufen  dagegen  stebt  es  anders.  Hier 
sind  zwei  Teile  zu  unterscheiden. 

Ausnahmsweise  wurden  nämlich  auch  dort  Personen  als  solche, 
als  „Einzelsteuernde“  belastet.  Es  waren  das  jene,  die  wie  „Kostgänger“ 
oder  „höheres“  Gesinde  zu  keinerlei  besteuertem  Haushalt  zu  rechnen 
waren.  Uud  zwar  traf  diese  Einzelsteuernden  die  Hälfte  derjenigen 
Sätze,  welche  von  Haushaltungen  derselben  Stufe  zu  entrichten 
waren.  Regel  aber  war  eben  die  Besteuerung  nach  Einheiten  letz- 
terer Art,  d.  h.  nach  Haushaltungen.  Und  hierunter  wurden  (außer 
dem  Gesinde  das  wie  bemerkt  zu  den  Einzelsteuernden  insbesondere 
der  12.  Klasse  gehörte)  „der  Hausherr,  oder  wo  Frauen  selbständig 
eine  Wirtschaft  führen,  die  Hausfrau  mit  ihren  Angehörigen,  denen  sie 
Wohnung  und  Unterhalt  geben“,  verstanden.  Es  ist  deshalb  für  alle 
diese  Stufen  (1—11)  zulässig  und  zumal  wir  die  Zahl  der  zu  den  dort 
besteuerten  Haushaltungen  gehörenden  Personen  aus  keinerlei  Mittei- 
lungen noch  ersehen  können,  auch  geboten,  vorzugsweise  die  Zahl  jener 
Haushaltungen  und  zu  ihrer  Ergänzung  daneben  noch  die  Zahl 
der  Einzelnsteuernden  ins  Auge  zu  lassen. 

Danach  aber  entrollt  sich  uns  folgendes  Bild. 

In  der  obersten  Klasse  (1)  mit  den  Stufen  1—3  sollten  die  großen 
und  größten  Einkommen  von  über  1000  Thalern  (3000  Mk.)  mit  Sätzen 
von  144  resp.  96  und  46,  und  in  der  folgenden  Klasse  II  mit  Stufe 
4—6  die  mittleren  Einkommen  von  500—1000  Thalern  mit  Sätzen  von 
24,  18,  12  Thalern  jährlich  belastet  werden.  Dagegen  sollte  in 
Klasse  III  mit  den  Stufen  7—9  der  geringere  Bürger-  und  Bauernstand 
mit  Einkommen  von  200—500  Thalern  zu  8,  6 und  4 Thalern  jähr- 
lich herangezogen  werden.  Und  endlich  sollten  in  der  auch  jene  un- 
terste 12.  Stufe  umschließenden  Klasse  IV  einerseits  die  kleinsten 
Gewerbetreibenden,  „welche  sich  hauptsächlich  vom  Tagelohn  nähren“, 
andererseits  und  namentlich  aber  die  großen  Klassen  der  gemeinen 
Lohnarbeiter  und  des  „gemeinen“  Gesindes  veranlagt  werden,  soweit  alle 
diese  ein  Einkommen  von  200  Thalern  oder  weniger  hatten.  Und  zwar 
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waren  die  zuletzt  erwähnten  großen  Klassen  (bei  Einkommen  von  un- 
ter 100  Thalern)  eben  jener  12.  Stufe  der  Einzelsteuernden  mit  dem 
Satze  von  1|2  Thaler,  der  Rest  aber  (bei  Einkommen  von  100—200 
Thalern)  den  Stufen  10  und  11  mit  Sätzen  von  2 oder  3 Thaler  per 
Haushaltung  zu  überweisen. 

Auf  dieser  Grundlage  nun  ergab  sich  für  die  Jahre  1821 — 1848 
folgende  beachtenswerte  Entwickelung. 

Die  erste  Klasse  (1),  die  der  Reichen  mit  Einkommen  von  über 
1000  Thalern,  vergrößerte  sich  in  dieser  Zeit  von  3189  Haushaltungen 
(neben  105  Einzelsteuernden)  auf  5448  (neben  36  Einzelsteuernden),  also 
im  Verhältnisse  von  100  zu  170,8  (die  Einzelsteuernden  von  100  zu  34,3). 

Die  zweite  (ü),  die  mit  Einkommen  von  500—1000  Mk.  vor- 
zugsweise den  höheren  Mittelstand  umfassen  sollte,  sank  da- 
gegen erheblich,  und  das  nicht  nur  relativ  sondern  auch  absolut, 
nämlich  von  82  093  Haushaltungen  im  Jahre  1821  auf  78  334  im  Jahre 
1848,  d.  h.-wie  von  100  zu  95,4  (die  Einzelsteuernden  hier  sogar  von 
2675  auf  643,  also  im  Verhältnis  von  100  zu  34,0).  Und  ebenso 
sank  selbst  absolut  jene  für  den  geringeren  Bürger-  und 
Bauernstand  bestimmte  Klasse  III  mit  Einkommen  von  200—500. 
Tlalern.  Ja,  diese  Klasse  sank  sogar  noch  stärker  als  Klasse  II,  nämlich 
von  515685  auf  441702,  d.  h.  wie  von  100  auf  85,7  (Einzelsteuernde 
von  18  269  auf  16159,  also  von  100  auf  88,5). 

Dagegen  stieg,  ähnlich  wie  die  Klasse  der  Reichen  und  Reich- 
sten (I),  die  Masse  der  den  untersten  Klassen  Angehörigen  (IV)  und 
zwar  sowohl  die  Zahl  der  Haushaltungen  etc.  in  den  Stufen  10  und  1 1 als 
namentlich  auch  jene  Bevölkerung  der  Stufe  12  mit  Einkommen 
von  100  Thalern  oder  weniger  pro  Kopf:  die  Zahl  jener  Haushaltun- 
gen der  Stufe  10  und  11  (mit  Einkommen  von  etwa  100 — 200  Tha- 
lern) von  622277  auf  847621,  also  im  Verhältnis  von  100  zu  136,2 
(die  Einzclsteuernden  sogar  von  86425  auf  127  943,  also  von  100  zu 
148,0)  und  die  Bevölkerung  in  Stufe  12  von  2388902  auf  3394371, 
also  von  100  zu  142,1. 

In  der  Tbat  erscheint  das  als  eine  höchst  unerfreuliche  Ent- 
wickelung. Und  die  finanziellen  Ergebnisse  waren  sogar  geradezu  nie- 
derbeugende *).  Denn  während  die  Bevölkerung  in  den  klassensteuer- 
pflichtigen Ortschaften  überhaupt  sich  in  jener  Zeit  (zwischen  1821 
und  1848)  etwa  im  Verhältnis  von  100  zu  143, 1 hob,  folgte  das  Ergeb- 
nis der  Klassensteuer  selbst  nur  in  dem  Tempo  von  100  zu  123,4. 
Es  betrug  1821  auf  9,7  Millionen  Köpfe  ca.  6,3  Millionen  Thaler,  also 
ca.  */ j,  dagegen  1848  auf  13,9  Millionen  Köpfe  7,75  Millionen  Thaler, 
also  nicht  viel  mehr  als  1/a,  genauer  0,56 — 0,57  Thaler  pro  Kopf.  Und 
im  einzelnen  stieg  zwar,  wie  leicht  erklärlich,  der  Steuerertrag  in 
Klasse  I und  IV,  nämlich 

in  Klasse  I von  155592  auf  356742  ....  d.  h.  wie  von  100  zu  229, 
in  Klasse  IV  von  2476000  auf  3792700  . . . d.  h.  wie  von  100  zu  153. 

1)  Wobei  allerdings  auch  die  unten  noch  tu  berührende  Kontingentierung  dieser 
Steuern  in  den  Rheinlandeu  xu  beachten  ist. 

Dritte  Folge  Bd.  IV  (LIÄ).  24 
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Dagegen  zeigten  die  Ertrage  der  dazwischen  liegenden  Mittelklassen 
mit  200—1000  Thalern  völlige  Stagnation.  Sie  beliefen  sieh  im  Jahre 
1821  auf  1 146414  (Klasse  II)  + 2458458  (Klasse  111)  und 
1848  auf  1203789  (Klasse  II)  + 2400571  (Klasse  III), 
also  zusammen: 

1821  auf  3604872,  dagegen 
1848  auf  3 604360  Thaler. 


An  sich  kann  dieses  Resultat  nun  freilich  noch  nicht  als  ein  bin- 
dender Beweis  für  das  damals  wie  später  behauptete  Dahinschwin- 
den des  Mittelstandes  angesehen  werden.  Denn  es  könnte  ja 
auch  z.  B.  jene  zu  weit  getriebene  „Nachgiebigkeit  der  Steuerbehörden 
gegen  die  Vorstellungen  der  Steuerpflichtigen“,  deren  z.  B.  Iloffinann 
die  Steuerbehörden  schon  1840  beschuldigte,  manches  erklären.  Viel- 
leicht auch  mochte  es  den  Behörden,  da  die  beiden  obersten  Klassen  hei 
der  Besteuerung  vorzugsweise  begünstigt  waren  (insofern  z.  B.  höhere 
Satze  als  144  Thaler  pro  Haushalt  auch  vom  Reichsten  nicht  verlangt 
werden  konnten),  gelingen,  immer  mehr  der  Censiten  wenigstens  aus 
der  zweiten  Klasse  in  die  erste  wie  aus  der  dritten  in  die  zweite 
hinüberzunehmen,  und  eben  diese  mittleren,  die  zweite  und  dritte, 
mochten  hierdurch  geschwächt  werden.  Die  Zahl  der  der  unter- 
sten Klasse  Angehörigen  aber  mußte,  so  darf  man  ferner  einwenden, 
mit  der  Verbesserung  der  Volkszählungen  sich  steigern,  insofern 
es  diese  ja  immer  mehr  ermöglichten  dem  Gesetze  gemäß  auch  die 
Aermsten  zu  belasten,  so  weit  dieselben  nicht  öffentlicher  Unter- 
stützung teilhaftig  waren  oder  jener  kleinen  Klasse  Eximicrter  ange- 
hörten, während  den  anderen  Klassen  gegenüber  jener  Nachgiebigkeit 
um  so  mehr  Raum  gegeben  war,  je  schwieriger  sich  bei  unzureichen- 
dem Veranlagungsmodus  die  Ermittelung  der  Einkommensverhältnisse 
gestaltete.  Vielleicht  mochte  es  endlich  diesen  Klassen  vorzugsweise 
zu  gute  kommen,  daß  nicht  nur  nach  den  Einkommens-,  sondern  auch  nach 
leichter  erkennbaren  socialen  Verhältnissen  veranlagt  werden  sollte, 
und  hiernach  Steigerungen  des  Einkommens  an  sich  nicht 
immer  zu  Steuererhöhungen  berechtigten. 

Indessen  trotz  solcher  Einwände  (bezüglich  deren  nur  zu  bedauern 
ist,  daß  ihr  Gewicht  heute  schwer  festzustellen  sein  dürfte  *),  bleibt 
jenes  Resultat  deshalb  ein  bemerkenswertes , weil  bis  in  die  50er 
und  60er  Jahre  auch  wichtige  andere  Symptome  dafür  nachweisbar 
sind,  daß  sich  die  Lage  der  unteren  Klassen  im  allgemeinen  in  Preußen 
eher  verschlechterte  als  verbesserte,  so  daß  jene  gerade  damals 
viel  gehörten  Worte  von  der  Steigerung  des  allgemeinen  Elends,  vom 

1)  Am  ehesten  vielleicht  noch  aus  einzelnen  Kreis-  und  Bezirksstatistiken,  die  tüch- 
tige Beamte  verfaßten  und  die  zum  Teil  nicht  in  den  Buchhandel  kamen,  zum  Teil  ver- 
griffen lind.  Ucber  die  wenig  bekannte  Kontingentierung  der  Steuer  in  den  Rhein- 
landen vgl.  x B.  Hauer,  Kreis  Solingen,  1832. 
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gefährlichen  Wachstum  des  Pauperismus  u.  s.  w.  anscheinend  nicht  un- 
berechtigt waren. 

Der  -von  Dieterici  im  Jahre  1846  versuchte  Nachweis,  daß  sich 
der  Volkswohlstand  in  Preußen  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  ge- 
steigert habe,  kann  heute  wohl  als  vollständig  mißlungen  angesehen 
werden ').  Die  „gewöhnliche  Nahrung“,  so  mußte  Dieterici  selber 
zugeben  (übrigens  ohne  sich  hiefür  auf  ausreichende  Gründe  stützen  zu 
können)  — sei  im  großen  Durchschnitt  „etwa  gleich  geblieben“. 
Nur  bezüglich  der  Bekleidung  glaubte  er  einen  Fortschritt  nach- 
weisen  zu  können.  Aber  falls  solcher  wirklich  erfolgt  wäre,  was 
wir  trotz  aller  gegenteiligen  Behauptungen  Dieterici’s  zweifellos  nicht 
feststellen  können a)  — wäre  er  auch  ohne  gestiegenen  Wohlstand 
schon  aus  der  Verbilligung  aller  Produkte  der  Textilindustrie,  insbe- 
sondere der  baumwollenen  Waren  leicht  zu  erklären.  Der  Frage  aber, 
ob  nicht  trotz  mancher  anscheinend  günstigen  Symptome  das  Prole- 
tariat seit  den  20er  Jahren  rascher  zugenommen  habe,  als  die  Bevöl- 
kerung im  allgemeinen,  stand  auch  Dieterici  nicht  abweisend,  sondern 
skeptisch  gegenüber.  Ja,  er  mußte  sie  in  gewissem  Sinne  sogar  be- 
jahen. „Das  rasche  Urteil  des  sich  immer  mehrenden  Proletariats“ 
— so  sagte  er  wörtlich  — „bedarf  in  gewisser  Beziehung  doch 
einer  Berichtigung.“  Es  fehle  nämlich  an  ausreichender  Armenstati- 
stik. Auch  käme  cs  ja  nicht  auf  die  absoluten,  sondern  auf  die  Rela- 
tivzahlen an  u.  s.  w.  (p.  263).  Aber  zuzugeben  sei,  so  räumte  er 
ein,  daß  man  im  preußischen  Staate  gezählt  habe 

1816  1846 

Fabrikarbeiter  186612  553542  also  Fortschreiten  wie  100  za  243 

Handwerksgehilfen  u.  Lehrlinge  179020  379  313  » »1  „ IOO  „ 2(2 

Handarbeiter  880401  147009t  „ „ „ 200  „ 167 

zusammen  Arbeiter  1246033  2402946  also  Kortschreiten  wie  100  au  193 

während  die  Civilbevölkerung  im  ganzen  zur  gleichen  Zeit  nur  im  Ver- 
hältnis von  10,2  auf  15,9  Millionen  d.  h.  wie  100  zu  166  vorrüfckte. 
Und  an  anderer  Stelle3)  wurde  die  Klasse  der  bloß  von  Arbeitslohn 
Lebenden  von  Dieterici  im  Jahre  1805  auf  17 — 18  Proz.,  dagegen  für 
1846  (bei  allerdings  zum  Teil  anderem  Gebiete)  auf  22—23  Proz.  der 
Bevölkerung  berechnet 4).  Natürlich  ist  auch  mit  diesen  Zahlen  an  sich 
nur  wenig  gewonnen. 

Mehr  Belehrung  geben  Gülich’s  sehr  verdienstliche  „Geschichtliche 


1)  Vgl.  Dieterici,  Der  Volkswohlstand  im  preur*.  Staat  in  Vergleichungen  aus  den 
Jahren  1806  und  von  1828  etc.,  Berlin  1836.  Verf.  hat  sich  hierüber  bereits  in : Unsere 
Kenntnis  von  den  sozialen  Zuständen  um  uns  (Jahrbb.  Bd.  XV111,  p.  278  ff.)  ausgesprochen 
und  kommt  hierauf  unten  noch  zurück. 


2)  Da,  wie  a.  a.  O.  nachzuweisen  versucht  ist,  der  Umfang  des  Verbrauchs  a.  B.  an 
Leinen,  Wolle,  Ledor  etc.  überhaupt  nicht  darzuthnn  ist. 


S)  Vgl. 


4)  Vgl. 


Mitteilungen  des  Statist.  Bureaus,  1848,  Bd.  1,  p.  83.  Hiernach  gab  es: 


1805 

Handarbeiter,  Einlieger  etc.  330082 
Handwerksgesellen  . . • 113723 

Fabrikarbeiter 153  686 

auch  Ueber  preufo.  Zustände  1848,  p.  66. 


1846 
I 470091 
379  3*3 
553  542 


24* 


Digitized  by  Google 


3?2 


Pr.  J.  Neumann, 


Darstellung  des  Handels,  der  Gewerbe  und  des  Ackerbaues“  (5  Bände, 
1830—1845,  mit  großem  Tabellenwerk),  daneben  treffliche  Monogra- 
phien von  Lengerke,  Klebs,  Lette,  Schneer  u.  s.  w.,  auch  manche  Nach- 
richten über  Abnahme  der  Konsumtion  wichtiger  Ijebensmittel  in  ein- 
zelnen Städten,  namentlich  aber  eine  Reibe  tüchtiger  älterer  Pro- 
vinzial-, Bezirks-  und  Kreisstatistiken.  Und  eine  nicht  zu 
unterschätzende  Stutze  endlich,  die  auf  sicherem  und  allge- 
meinem Zahlenmaterial  beruht,  geben  die  Resultate  wichtiger  Er- 
scheinungen der  „Bevölkerungsbewegung“,  insbesondere  soweit  sie  auf 
Zunahme  der  Kindersterblichkeit  Bezug  haben.  Hierüber  Folgendes. 

Daß  im  3.,  4.  und  5.  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  die  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  im  allgemeinen  eine  recht  bedrängte  war,  kann 
für  die  ländliche  Bevölkerung  keinem  Zweifel  unterliegen. 

In  den  20er  Jahren  waren,  wie  bekannt,  die  Grundbesitzer  infolge 
jener  großen  Verluste,  die  durch  feindliche  Okkupationen,  Kontributio- 
nen, Heeresmärsche  und  Einquartierungen  über  sie  gekommen  waren, 
dann  aber  auch  infolge  der  unter  dem  Einflüsse  englischer  Kornprohibitio- 
nen sich  einstellenden  niedrigen  Getreidepreise  und  hieran  sich  schließender 
Kreditkrisen  in  so  außerodentlich  übler  Situation,  daß  an  Aufbesserung 
der  Löhne  der  arbeitenden  Klassen  gar  nicht  zu  denken  war '). 
Und  als  dann  die  30er  Jahre  den  Besitzern  Besserung  brachten,  ver- 
setzte die  Arbeiter*)  gerade  wieder  der  höhere  Stand  der  Lebens- 
mittel preise  bei  etwa  gleichbleibenden  Löhnen  in  arge  Bedrängnis, 
so  daß  sie,  namentlich  im  Norden  und  Osten  Deutschlands,  wo  sie  sich 
nach  Beseitigung  aller  der  Eheschließung,  Ansiedelung  u.  s.  w.  ent- 


1)  Wie  viel  schwerer  die  Agrarkrise  der  20er  Jahre  war  ats  jene  der  Gegenwart,  lat 
gut  ersichtlich  aus  A.  Ucke,  Die  Agrarkrisis  in  Preufsen  (Halle  1888)  und  mit  Besag 
auf  Westprcufsen  auch  aus  Oelrichs,  Der  Reg.-Bezirk  Danzig  seit  1816  (Danzig  1866) 
und  V a 1 1 e n ti  e n , Wohlstand  in  Weatpreufsen  1892.  Nach  Ucke  wurden  z.  B.  in  Ostpreufsen 
allein  von  den  landwirtschaftlich  beliehenen  Gütern  subbastiert  in  den  Jahren  1823  — 26: 
28,  und  1826 — 29:  98  Güter,  wobei  *.  B.  im  Departement  Mohrungen  die  auf  513  Thm- 
ler  durchschnittlich  taxierte  Hufe  zu  durchschnittlich  161  Thalern  verkauft 
wurde,  und  in  ganz  Ostpreufsen  1826—29  auf  100  Thaler  Taxwert  64  Thaler  erzielt  wor- 
den, ao  dafs  die  Landschaft  dort  i.  B.  1829  einen  Ausfall  von  698  100  Thalern  hatte, 
ln  Westpreufscn  waren  1825  im  ganzen  195  Güter  von  der  Landschaft  belieben  und  hier- 
von 71  (1),  über  lfn  in  Sequestration,  ln  ganz  Preufsen  mufste  der  Staat  bei  etwa  2 Mill. 
Thaler  jährlicher  Domänenpacht  z.  B.  im  Durchschnitt  von  1820 — 81  auf  180  bis 
190  000  Thaler  jährlich  verzichten,  d.  h.  auf  8 — 9%  durchschnittlich  und  in  einzelnen 
Regierungsbezirken  sogar  auf  21  — 22%  (Königsberg),  13%  (Bromberg-Marienwerder), 
11 — 12%. (Posen)  etc.  Ja,  im  Königreich  Sachsen  brachten  bei  der  Neuverpachtung  z.  B. 
für  1831 — 40  resp.  1830—36  einzelne  Kammergüter  nur  52%  resp.  23%  der  bisherigen 
Pachtsumme.  Ueber  einzelnes  bringt  bemerkenswerte  Nachrichten  Oelrichz. 

Danach  wurde  z.  B.  Schlofs  Kyschau  im  Borenter  Kreise  von  40  Hofen  tragbarem  Boden 
Jahre  1819  für  2300  Thaler  verkauft.  Der  Besitzer  konnte  darauf  nicht  bestehen.  Das 
Gut  kam  zur  Subhastation  und  wurde  dem  Fiskus  für  50  Thaler  (!)  angeschlagen.  Das 
Got  Kobilla  Im  Berenter  Kreise  von  97  Hufen  preufsisch  wurde  1794  für  12  000,  1802 
für  26  000,  1815  für  29  000  Thaler  verkauft,  brachte  indes , als  der  Besitzer  sich  nicht 
halten  konnte,  1825  in  der  Subhastation  nur  einen  Kaufpreis  von  5200  Thalern  (!). 
Dasselbe  Gut  ist  1843  für  28  500  Thaler  verkauft.  Das  Gut  Ober-Mahlkau  im  Berenter 
Kreise  wurde  1826  für  240  Thaler  (!)  verkauft.  Dasselbe  brachte  1830  einen  Kaufpreis 
von  2010,  1849  von  16  600  1863  von  36  000  Thalern.  (Vgl.  auch  Vallentien  a.  a.  O.) 

2)  Abgesehen  von  den  Dienstleuten,  Gärtnern,  lnstleuten  etc.  des  Nordosten. 
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gegenstehenden  Hindernisse  besonders  rasch  vermeh  rten  und  überdies 
manchen  Zuzug  aus  dem  Osten  erhielten,  auf  großen  Gebieten  nur  im 
Uebergange  zu  ausgedehnterer  K a rto  ff el  nahrung  Hilfe  finden. 

Hierüber,  insbesondere  über  jene  Stagnation  der  Löhne  in  Deutsch- 
land bei  steigenden  Lebensmittelpreisen  haben  wir  viele  übereinstim- 
mende Nachrichten.  So  führte  z.  B.  für  das  Königreich  Sachsen  im  Jahre 
1844  bereits  Haussen  aus,  daß  die  Lage  der  Tagelöhner  dort,  „w  e n n auch 
wirklich  eine  nominelle  Erhöhung  des  Lohnes  seit  20  Jahren  hie 
und  da  stattgefunden  haben  sollte,  effektiv  eher  schlech- 
ter als  besser  geworden  zu  sein  scheiut“.  „Wenigstens  haben,  sagte 
er,  die  Lebensrnittel  einen  höheren,  ja  1842/43  z.  B.  inbetreff 
der  Kartoffeln  fast  unerschwinglichen  Preis  erlangt,  der  Mietzins 
...  ist  nicht  selten  erhöhl  und  die  Anforderu  ngen  zur 
Teilnahme  an  den  G em  ei  n d elas  ton  sind  gestiegen.“  Und 
zum  Schlüsse  gelangte  auch  Haussen  zu  dem  Resultate,  daß  „manchu 
äußere  Kennzeichen  darauf  hindeuten,  daß  das  Maß  dos  Gütergenusses 
dieser  Klasse  mehr  und  mehr  dem  Minimum  sich  nähert, 
wie  denu  Kartoffeln  schon  das  Hauptnahrungsmittel 
bilden“  u.  s.  w.  *).  Aebnlich  aber  äußert  sich  mit  Bezug  auf  andere 
Gegenden  vielfach  Gül  ich,  ähnlich  auch  Biedermann*)  und  Frege 
(Zur  Lohnbewegung  der  letzten  100  Jahre,  Leipzig  1872).  Und 
namentlich  wird  ebendasselbe  durch  eine  Reihe  jener  Provinzialbeschrei- 
bungen und  Kreis-  und  Regierungsbezirksstatistiken  bestätigt,  die  zum 
Teil  nicht  im  Buchhandel  erschienen,  bisher  wenig  benutzt  sind  und 
Vielen,  selbst  Lette,  Gülich,  Hanssen  und  Frege  zum  großen  Teile  un- 
bekannt geblieben  zu  sein  scheinen.  In  jenen  statistischen  Monogra- 
phien wird  nämlich  ein  Steigen  der  ländlichen  Tagelöhne  im  Westen 
Deutschlands  regelmäßig  erst  von  den  50er,  ja  für  den  Osten  erst  von 
den  60er  Jahren  ab  konstatiert,  bis  dahin  in  Abrede  gestellt. 

Um  zunächst  des  Ostens  zu  gedenken , so  stand  es  besonders 
traurig,  wie  leicht  erklärlich,  in  Ost-  und  Westpreußen. 

Gerade  hier  sind  jetzt,  wie  wir  aus  den  wertvollen  Angaben 
des  einstigen  Administrators  der  Domäne  Waldau  (bei  Königsberg), 
heutigen  Direktors  der  landwirtschaftlichen  Akademie  zu  Jena  von 
der  Goltz  ersehen,  die  Verhältnisse  durchaus  andere,  aber  anders 
geworden  erst  seit  den  60er  Jahren.  „Der  arbeitsfähige  Mann“ 
— so  führt  v.  d.  Goltz  z.  B.  im  Aufsatze  über  Entwickelung  der  ost- 
preußischen  Landwirtschaft  während  der  letzten  25  Jahre  (1856—81) 
aus1 2 3)  — „verdient  jetzt  in  Ostpreußen  soviel,  daß  er  für  sich  und 
seine  Familie  nicht  nur  Kartoffeln,  sondern  auch  Brot  als  tägliche 
Nahrung  beschaffen  kann;  die  Mehrzahl  der  ländlichen  Arbeiter  ge- 

1)  Archiv  der  polit.  Oekonomie,  N.  F.  Bd.  II,  p.  145  ff. 

2)  Deutschland  im  18.  Jahrhundert,  Bd.  1,  1854,  p.  387  ff. 

8)  Sehmollers  Jahrbuch,  Jahrg.  VII,  1883,  p.  810  ff. 

Vgl.  hierzu  auch  M.  Wirth  io  den  Deutschen  Jahrbüchern,  Bd.  III,  1861  (Stei- 
gerung der  Löhne  um  25 — 100%  im  letzten  Jahrzehnt),  Viobahn:  Statistik  des  Zoll- 
vereins Deutschland,  Bd.  II,  1862,  p.  600  (Steigerung  um  */*  *n  den  letzten  10 — 20 
Jahren),  auch  8c  hm  oller,  Llndl  Arbeiter  (Tüb.  Zeitschr.  1866,  p.  230). 
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nielit  außerdem,  wenn  nicht  täglich,  ao  doch  wöchentlich  ein  paarmal 
Fleisch,  Speck,  Milch  oder  sonstige  tierische  Erzeugnisse  . . . Die  Er- 
nährung des  ostpreußischen  Arbeiters  ist  im  Durchschnitt  jedenfalls 
eine  bessere  als  die  der  Arbeiter  in  Hinterpommern,  Posen  und  Schle- 
sien. „Aber“,  fügt  derselbe  Berichterstatter  bei,  „diese  gute  Lage  ist 
dem  Umstande  zu  danken,  daß  in  den  letzten  25  — 30  Jahren  der  Geld- 
wert der  Löhne  dort  im  großen  ganzen  um  mindestens  50  Proz.  ge- 
stiegen ist,  während  sich  die  Preise  der  hauptsächlichsten  Lebensmittel 
keineswegs  im  gleichen  Grade  hoben,  zwar  Fleisch  und  Butter  viel- 
leicht ebenfalls  um  50  Proz.  teurer  wurden,  dagegen  die  Getreide-  und 
Kartoffelpreise  Sänken.“ 

Wie  es  bis  Ende  der  50er  Jahre  in  denselben  Landestcilen  aus- 
sah — darüber  haben  wir  gerade  für  sie  (außer  in  Christianis 
Werk  „Ueber  Accordarbcit  im  landwirtschaftlichen  Gewerbe“  2.  Aufl., 
Berlin  1857)  in  einer  Reihe  tüchtiger  Ix>kalbeschreibungen  insbe- 
sondere von  Professor  Kries  in  Breslau  („Die  Zustande  der  ländlichen 
Arbeiter  in  der  Gegend  von  Marienwerder“  in  Die  Provinz  Preußen  in 
landwirtschaftlicher  Beziehung,  1852),  von  Oberforstmeister  v.  Panne- 
witz in  Marienwerder  (Das  Forstwesen  in  Westpreußen,  Berlin  1829) 
und  namentlich  von  Schubert,  v.  Lengerke  und  Vallcutien 
(Entwickelung  des  allgemeinen  Wohlstandes  in  West preußen.  Tübingen 
1892)  so  ausführliche  Kunde,  daß  es  sich  schon  um  des  Gegensatzes  mit 
der  Gegenwart  willen  lohnt,  mit  einigen  Worten  hiebei  zu  verweilen. 

v.  Lengerke  fand  noch  1850  bei  den  polnischen  Arbeitern 
Westpreußens  manches  bestätigt,  was  nach  Schütte  (Tuchler  Haide 
1889)  jetzt  allerdings  überwuuden  ist,  was  aber  „aus  eigener  häufiger 
Ansicht  und  ohne  Uebertreibung“  v.  Pannewitz  1829  berichtet  hatte: 

„Die  Nahrung  der  polnischen  Waldbewohner  namentlich  in  der  Tuchel’schen  Heide 
und  in  Cafsuben  ist  — so  lesen  wir  da  *)  — mit  denen  der  Haustiere  oft  ganz  gleich.  Ihr 
Bart  und  das  Haupthaar  wird  nicht  gekämmt,  häufig  sieht  man  selbst  6 — 8-jahrige  Kin- 
der beim  Froste  im  Hemde  und  barfufs  im  Schnee  herumiaufen.  Ein  Strick  befestigt 
die  Kleidung  um  den  Leib  und  vertritt  die  Stelle  von  Schnallen,  Nadeln  etc.,  deren  nie- 
mand bedarf.  Viele  dieser  Halbwilden  in  den  Wäldern  haben  das  ganze  Jahr  kein  Brot 
Im  liauae,  sondern  geniefsen  es  höchstens,  wenn  sie  sich  in  der  Stadt  oder  bei  kirch- 
liehen  Anlässen  etwas  zu  gute  thun  wollen.  Manche  haben  nie  Brot 
gekostet.  Die  in  ausgehöhlten  Baumstämmen  durch  Klopfen  selbst  roh  und  elend  be- 
reitete Graupe,  ferner  Sauerkohl  , Unter-(Kohl-)Rttben  , Bachweisen  , Erbsen  . Kartoffeln 
und  schmacklose  Kräuter  sind  nächst  der  Milch  das  Hauptnabrungsmittel  dieser  Wald- 
bewohner und  Überhaupt  der  meisten  Landbewohner.  Die  jungen  Triebe  der  Kiefern  mit 
Wasser  gekocht  und  dann  blofs  mit  Sali  verzehrt,  geben  in  der  Tachel’acben  Heide  hie 
und  da  auch  eine  Speise  ab;  sogar  roh  verzehren  sie  die  Hirtenknaben.  Die  von  Rau- 
ften, Staub  und  Regen  beschmutzten  Blätter  der  Futterrüben  (hier  Wrucken  genannt) 
werden  ungewaschen  auf  das  Dach  gebreitet,  dort  ohne  Schutz  getrocknet  und  so  im 
Winter  als  Gemüse  in  Suppen  verzehrt.  Fleisch  ist  eine  seltene  Speise  und  kommt 
in  den  Waldgegenden  zuweilen  Jahrelang  nicht  auf  den  Tizch;  es  wird  da- 
her das  minder  Kraft  gebende  Gemüse  in  oft  unglaublich  grofsen  Massen  verschlungen. 

Zu  dieser  elenden  Lebensart  kommt  nnn  noch  die  ungemeiu  grofse  Unreinlichkeit ; 
Kopf,  Bart,  Kleider  wimmeln  von  Ungeziefer ; der  Körper  wird  fast  nie  gewaschen  ; 
Seife  kennt  der  polnische  Bauer  gar  nicht,  und  das  alle  4 Wochen  vielleicht  gewechselte 
Hemd  wird,  wie  überhaupt  die  Wäsche,  auf  einen  Stein  im  Flusse  oder  See  gelegt,  dort 
angefeuchtet,  mit  einem  Stück  Holz  tüchtig  geklopft,  dann  ausgerungen  und  getrocknet. 

1)  Vgl.  Pannewitz  p.  326  ff.,  auch  v.  Lengerke  p.  93  ff.  u.  Vallentien  S.  34  u.  36  ff. 


1 Google 


Digi 


Zur  Lehre  von  den  Lohngesetzen. 


375 


Schweine,  Kälber  und  Gänse  leben  oft  in  vertraulichem  Vereine  milden  Bewohnern; 
ein  plumper  Tisch  und  eine  rohe  Bank  und  desgleichen  Bettstelle  und  höchsten»  einige 
Klötze  zum  Sitzen,  ein  schwarzgrauer  Sack  mit  Moos,  8troh  und  selten  mit  schlechten 
Federn  als  Bett,  alles  selbst  gefertigt,  elue  grofse  Wassertonne,  2 — 3 grobe  Schüsseln 
and  eiu  eiserner  Grapen  (kleiner  Kessel  zum  Aufhängen  über  Feuer) , dies  ist  der  ge- 
samte Hausrat;  der  elende  Ofen  ist  von  Luftziegeln  zusammengeklebt.  Ein  Glas  zum 
Trinken  findet  man  nicht,  es  soi  denn  ein  Branntweinglas ; Gabeln,  Blechlöffel  etc.  sind 
auch  nicht  oder  nur  selten  gebräuchlich.“ 

Das  sind  traurige  Bilder,  die  längst  vergangenen  Zeiten  anzuge- 
hören scheinen.  Daß  sie  aber  nicht  Übertrieben  waren,  daß  innerhalb 
wie  außerhalb  der  polnischen  Gegenden  die  Lebenslage  der  unteren 
Klassen  im  Osten  in  der.  That  eine  sehr  ttble  war , und  sich  bis  zu 
den  40er  und  50er  Jahren  in  mancher  Beziehung  sogar  eher  verschlechterte 
als  verbesserte,  beweist  uns  neben  I.engerke  und  Schütte  (Tuchler 
Haide.  Könitz  1889)  auch  manche  Nachricht  von  anderer  Seite. 

Wenn  die  Kartoffeln  im  Frühjahr  mangeln  — so  schrieb  Justizrat 
Seidel  in  Danzig  noch  im  Jahre  1852  auf  Grund  eigener  Beobach- 
tungen — tritt  bei  den  Cassubcn  das  größte  Elend  ein,  und  die  Leute 
nähren  sich  daun  oft  nur  von  Kräutern,  die  sie  mit  einem  Zusatz 
von  Mehl  als  Kohl  zu  Suppe  kochen.  Brot  ist  für  die  meisten  ein 
Leckerbissen.  Vor  10  Jahren  kam  es  noch  vor,  daß  unter 
80  Schulkindern  nur  3 Brot  aus  eigenem  Genüsse  kann- 
ten1 2)- 

Nach  damaligen  Lohn  Verhältnissen  mußten  Zustände  dieser 
oder  ähnlicher  Art  auch  in  der  That  weite  Verbreitung  haben.  Denn 
was  Rau  z.  B.  in  den  ersten  Auflagen  seines  Handbuchs  der  politi- 
schen Oekonomie  von  1826  und  1833  nach  den  von  ihm  eingezogenen 
Nachrichten  als  damals  üblichen  Tagelohn  der  ostpreußischen  Ar- 
beiter bezeichnet  hatte:  daß  sie  etwa  14  Kreuzer  d.  h.  40  jetzige 
Pfennige  Lohn  erhielten,  gegen  z.  B.  16—21  Kreuzer,  die  dem  Hol- 
steiner und  Mecklenburger  Arbeiter,  24  Kreuzer,  die  dem  Pfälzer,  30, 
die  dem  Magdeburger,  30—40,  die  dem  Schwarzwälder,  35 — 42  und 
41 — 49,  die  dem  Französischen,  resp.  Schweizer  und  48  — 60,  die  dem 
englischen  Arbeiter  zu  teil  wurden  — das  traf  nicht  nur  nach  amtlichen 
englischen  Nachrichten  in  den 30er  Jahren,  sondern  iu  einem  großen 
Teile  Ostpreußens  auch  noch  nach  den  von  Lengerke  bearbeiteten  Er- 
hebungen des  Kgl.  preußischen  Landesökonomie-Kollegiums  vom  Jahre 
1848  zu  *).  Und  welche  Zustände  hieraus  bei  gestiegenen  Preisen  der 

1)  Neue  Preufs.  Prov.- Blätter,  1832,  p.  116.  Weiteres  auch  bei  Vallentien. 

2)  Vgl.  Lengerke,  Ländl.  Arbeiterfrage  z.  B.  S.  91  (wonach  der  Lohu  für  Mäuner 
auf  dem  Lande  im  Keg.-Bez.  Königsberg  damals  schwankte  zwischen  4 und  10  Sgr.) 
Vgl.  8 93  (im  Sommer  5 — 6,  im  Winter  4 — 5 Sgr.  im  Kr.  Kagnit),  S 96  (im  Sommer 
6 Sgr.,  im  Winter  S— 4 im  Kroise  Gumbinnen),  S.  98  (im  Sommer  5 — 6,  im  Winter 
4 Sgr.  im  Kreise  Oletako),  8.  99  (4 — 5 und  nur  bei  der  Ernte  6 Sgr.  im  Kr.  Lyk), 
S.  100  (im  Kreise  Sensburg  5 — 6 im  Sommer,  4 Sgr.  im  Winter)  etc.  Es  harmonieren 
aber  mit  alledem  auch  jene  englischen  Nachrichten  Bei  Danzig  betrug  hiernach  zu 
Anfang  der  30er  Jahre  der  Lohn  der  Männer  auf  dem  Lande  itn  Jahre  8 — 9 Pfund,  im 
Sommer  8*/4 — 1 1 Pfd.,  also  60 — 80  Pf.  per  Tag  (vgl.  die  Auszüge  bei  Schmidt,  jUntersu- 
chnngen  über  Bevölkerung  und  Pauperismus,  1836,  p.  302  IT.,  auch:  v.  Beden  Ztschr.  für 
deutsche  Statistik,  1847,  1,  p.  842),  etwa  ebensoviel  aber  nach  Lengerke  a.  a.  O.  auch 
noch  im  Jahre  1849,  wonach  z.  B.  im  Kreise  Neustadt  der  Lohn  5 bis  lxft  Sgr. 
betrug,  io  den  dortigen  Forsten  5,  auf  der  Chaussee  6,  in  der  Ernte  71/,  Sgr.  verdient 
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Lebensrnittel,  insbesondere  der  Kartoffeln  erstanden'),  erfahren  wir 
z.  B.  aus  einem  kleinen  Schriftcheu  v.  Sauckens,  „Ostpreußen  vom  land- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkte“  (Königsberg  1848)  namentlich  aber  aus 
den  Vortragen  und  Aufsätzen  des  Königsberger  Statistikers  Schubert, 
vielleicht  des  verdientesten  deutschen  Fachmannes  seiner  Zeit.  „Jeder 
wird  die  traurige  Wahrheit  zugeben“,  heißt  cs  in  der  ersteren  Schrift, 
„daß  die  Armut  unserer  Arbeiterklasse  namentlich  in  den  Bauerndör- 
fern in  den  letzten  Jahren  auf  erschreckliche  Weise  zuge- 
nommen hat,  daß  der  Zustand  unseres  Proletariats  jeden  Men- 
schenfreund mit  emstor  Besorgnis  erfüllen  muß  . . Man  könnte“,  sagt 
Saucken,  „fast  wörtlich  behaupten,  daß  die  K a r t o f f e 1 n , die  mehr  als 
sonst  angebaut  worden,  in  Preußen  auch  . . M cnsch en  produziert 
hatten,  die  jetzt  durch  schlechte  Kartoffelernte  in  unsägliches  Elend 
gebracht  seien“  u.  s.  w.  Noch  allgemeiner  aber  spricht  sich  hierüber 
jener  mit  den  Verhältnissen  der  Provinz  Preußen  besonders  gut  vertraute 
Königsberger  Statistiker  aus:  „In  den  14  Jahren  von  1819—24“,  sagt 
Schubert,  „brach  eine  wahrhafte  Katastrophe  über  die  großeu 
und  kleinen  ländlichen  Besitzer  herein,  nachdem  diese  kaum  aus  einem 
beispiellosen  Zustand  der  Erschöpfung  sich  erholt  hatten  ....  Der 
Preis  der  ländlichen  Besitzungen  sank  unglaublich  . . . eine  große  Zahl 
von  Gutsbesitzern  konnte  sich  nicht  behaupten  ....  es  blieb  keine 
Seltenheit,  daß  Güter  für  den  dritten  Teil  der  landschaftlichen  Taxe 
mit  noch  sehr  erleichternden  Bedingungen  für  die  Anzahlung  erstan- 
den wurden  . . . Gauze  Dorfschaflen  wurden  bis  auf  das  letzte  Erbe 
ausgekauft.  Die  sich  behauptenden  Bauernwirte  aber  suchten  teilweise 
ihre  Stellung  durch  Aufnahme  von  Losleuten  zu  bewirken.  Ihre  Höfe 
erhielten  statt  eine  Familie  deren  3—4.  Der  Zustand  der  Verarmung 
trat  auch  bei  diesen  auf  eine  bedrohliche  Weise  ein.  Verarmung 

erzeugt Erschlaffung....  Der  Bube  wird  Vater, 

ohne  um  die  Mittel  bekümmert  zu  sein,  sich  selbst 
nähren  zu  können  ....  Wenn  nun  die  Kartoffelernte  mißratet 
oder  auch  nur  unter  der  Hälfte  des  Durcbschnittscrtrages  einbringt,  so 
stellt  sich  für  diese  Klasse  der  Bewohner  unzweifelhaft  stets  ein  Not- 
stand ein  ...  In  der  Provinz  Preußen  aber  ist  ohne  Ueberschätzung 
ein  Drittel  der  ländlichen  Bevölkerung  nur  auf  die 
Kartoffel  angewiesen,  und  sie  hat  auf  Brot  als  ge- 
wöhnliche Tagesnahrung  verzichtet.“  (Zeitschrift  des  Vereins 
für  die  deutsche  Statistik,  Bd.  I,  1847,  p.  24  ff.). 

Soviel  von  Ost-  und  Westpreußen.  Nicht  viel  anders  aber  stand 
cs  damals  in  Schlesien,  Posen,  Pommern  und  selbst  in  der  Mark. 

wurden  (p.  103).  Vgl.  euch  v.  Lengerke,  Agrikulturstatistik  nach  den  Zustkuden  von  1842 
bis  1843.  Berlin  1847,  p.  24  ff.  und  Schütte  a.  a.  O.,  S.  96  ff. 

1)  Für  ganz  Prenfsen  berechneten  sich  die  Durchschnittspreise  des  Scheffels  Kartoffeln 
resp.  Scheffels  Roggen 


1830—40: 

«uf  13  8gr. 

> pf. 

resp. 

46  Sgr.  4 Pf. 

1841—43: 

..  '4 

n 

7 .. 

11 

45  •>  6 „ 

1844-46: 

„ 16 

« 

9 „ 

11 

54  ..  » >. 

1847—49: 

„ 20 

n 

3 *1 

„ 

55  » 4 .. 

18Ö0— 62  : 

„ 28 

»» 

3 » 

ti 

49  5 .. 
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Für  Schlesien  z.  B.  wies  Jakobi  (Der  Grundbesitz  und  die  land- 
wirtschaftlichen Zustände  der  preußischen  Oberlausitz  1860)  noch  für 
das  Ende  der  50er  Jahre  nach,  daß  die  Verhältnisse  sich  in  der 
Lausitz  nicht  gebessert,  da  in  früheren  Perioden  „der  Tagelohn 
in  vielen  Fällen  wenig  oder  nichts  niedriger  war“.  In  Nieder- 
schlesien zahlte  man  in  der  Tbat  z.  B.  noch  1845  nur  6 Groschen  und 
im  der  polnischen  Grenze  wie  in  Oberschlesien  im  allgemeinen  nur 
4 Groschen  pro  Tag,  z.  B.  den  am  Bahnbau  beschäftigten  Tagelöh- 
nern'). Und  fast  genau  ebenso  stand  es  damals  in  Pommern1 2).  Was 
aber  die  Mark  betrifft,  so  wurde  z.  B.  aus  dem  RegBez.  Frankfurt  an 
das  kgl.  Landesökonomiekollegium  berichtet  (vgl.  Lengerke,  Ländliche 
Arbeiterfrage,  1849,  p.  172),  daß  die  allmählich  einreißende  Not  der 
ländlichen  Tagelöhner  „uns  zwar  noch  nicht  so  Uber  den  Kopf  gewach- 
sen sei,  daß  wir  zu  tief  in  die  Verhältnisse  und  Rechte  der  Gesell- 
schaft einschneidenden  Mitteln  eine  letzte  Zuflucht  nehmen  müßten“. 
Aber,  so  wird  hinzugefügt,  andererseits  könne  nicht  in  Abrede  gestellt 
werden,  daß  die  physische  Kraft  der  dortigen  ländlichen 
Arbeiter  im  Abnehmen  ist,  teilweise  als  notwendige  Folge  des 
vorherrschenden  Genusses  der  Kartoffel  und  des  aus  ihr  gewonnenen 
Branntweins,  teilweise  infolge  der  durch  unzureichenden  Verdienst  be- 
dingten unzureichenden  und  schlechten  Nahrungsmittel  üerhaupt. 

Cnd  daß  es  auch  im  Centrum  und  Westen  Deutschlands  an  vielen 
Orten  nicht  viel  besser  aussah  und  namentlich  die  Geldlöhne  trotz  sehr 
gestiegener  Preise  lange  dieselbe  Stellung  behaupteten,  darüber  steht 
uns  auch  von  dorther  mannigfache  Nachricht  zu  Gebote.  So  berech- 
nete Hildebrand  noch  1853  die  Durchsch  nittslöhne  land- 
wirtschaftlicher Arbeiter  für  das  Kurfürstentum  Hessen  auf  etwa 
6 Groschen  und  für  einzelne  hessische  Kreise,  z.  B.  Hofgeismar,  Hers- 
feld  u.  s.  w.  sogar  auf  nur  4—5  resp.  5 — 6 Groschen  3).  Und  in  Thüringen 
erhielt  z.  B.  bei  Jena  nach  Strasburger’s  speciellen  Untersuchungen 
von  1872  (Statist.  Beitrag  zur  Lehre  vom  Arbeitslohn,  Jahrbb. 
Bd.  XVIII)  ein  Ziegelstreicher  in  der  ganzen  Zeit  von  1833  bis 
etwa  1863  denselben  Lohn  von  ca.  12*/,  Groschen  für  1C00 
Ziegel,  (erst  1864—66:  13—14,  1863—69:  14  und  s.  1870:  15  Gro- 
schen), obwohl  nach  Strasburger’s  Berechnung  die  Preise  für  die 
wichtigsten  Lebensbedürfnissse  sich  derart  steiger- 
ten, daß  etwa  derselbe  Aufwand  eines  Arbeiters  1830  etwa  114,  da- 
gegen 1860  etwa  132  Thaler  kostete,  nämlich 


1830 

1860 

die  Ernährung 

67—  68 

75- 

76 

die  Kleidung 

24—  25 

27— 

68 

die  Wäsche 

IO—  II 

10— 

II 

Schuhwerk 

6—  7 

9— 

lö 

Wohnung 

4 

4 

Heizung 

4—  S 

5- 

6 

Summe 

IIJ-H4 

131— 

'32 

1)  Vgl.  Zeitschr.  fflr  dt.  Statistik,  1847,  p.  845. 

Vgl.  Lengerke  a.  a.  O.  p.  94.V 

3)  Statistik  des  Kurfürstentums  Hessen  1853. 
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Aehnliches  erfahren  wir  aber  auch  aus  vielen  Kreisstatistiken  der 
mittleren  und  westlichen  preußischen  Provinzen  und  manchen  Lokal- 
schilderungen. Auch  jene  Statistiken  sprechen  von  Besserungen 
in  den  Tagelöhnerverhältnissen,  wie  bemerkt,  im  allgemeinen  erst  seit 
Mitte  oder  Ausgang  der  50er  Jahre.  Und  damit  harmonieren  auch 
z.  B.  Schilderungen  wie  die  des  Pastors  Funke  in  seiner  Darstellung 
der  Lage  der  sogen.  Heuerleute  im  Fürstentum  Osnabrück  (Bielefeld 
1847).  Funke  bezeichnet  cs  als  unleugbar,  „daß  das  Verhältnis  der 
Heucrleute  dort  in  den  letzten  Jahrzehnten  einviel  drücken- 
deres geworden  ist,  als  es  vordem  war  und  daß  fort- 
während die  Armut  unter  ihnen  überhaud  nimm t.“  Wo 
früher  für  ‘/is.  höchstens  '/u  der  Kinder,  so  führt  er  aus,  das  Schul- 
geld aus  Armen-  und  Kommunalmitteln  bezahlt  wurde,  sei  dies  jetzt 
bei  ’/* — ’/s  der  Kinder  der  Fall  u.  s.  w. 

Im  Grunde  war  alles  das  ja  auch  leicht  zu  erklären.  Wie  Gülich 
darlegt  (Geschichtl.  Darstellung  des  Handels,  II,  1830,  p.  651  fif.) 
wuchs  z.  B.  im  südlichen  Hannover  und  namentlich  in  den  nördlichen 
Gebieten  von  Westfalen  , im  Mindenschen,  Ravensbergischen  u.  s.  w. 
die  Bevölkerung  in  den  ersten  Jahrzehnten  dieses  Jahrhunderts  sehr  viel 
rascher  als  die  F.rwerbsgelegenheit,  und  man  mußte  daher  zu  schlechterer 
Nahrung  übergehen  oder  auswandern1),  zumal  (wie  hier  schon  zu 
berühren  ist)  auch  der  Verdienst  aus  landwirtschaftlichen  Neben- 
gewerben  zurückging  oder  ganz  und  gar  stockte  und  aufhörte.  Die 
Zahl  der  1833—1841  aus  dem  ca.  250000  Seelen  enthaltenden  Land- 
drosteibezirke  Osnabrück  Ausgewanderten  schätzt  Gülich  auf  15000. 

Nun  hätte  man  freilich  denken  sollen,  daß  es  wenigstens  in  der 
Nachbarschaft  aufblühender  Industrie  damals  etwas  besser  ausgesehen 
hätte.  Aber  selbst  innerhalb  der  ländlichen  Bevölkerung  rheini- 
scher Gegenden,  in  der  Nähe  jetzt  erstarkter  Industriecenfren  lagen 
die  Dinge  im  allgemeinen  nicht  viel  besser.  Das  verbürgt  uns,  um  hier 
nur  weniges  herauszuheben,  z.  B.  die  sorgfältige  „Statistisch -topogra- 
phische Topographie  des  Kreises  Bonn“,  die  wir  der  Feder  des  Land- 
wirtschaftslehrers  und  gleichzeitigen  Administrators  der  Domäne  Pop- 
pelsdorf, Hartenstein  verdanken  (Bonn  1830). 

Nach  tbunlichst  genauer  Schätzung  des  Bedarfs  der  Einwohner 
dortiger  ländlicher  Arbeiterfamilien  bezeichnet  auch  er  die  Lage  jener 
als  „besorgniserregend,  ja  höchst  beunruhigend“  (p.  119).  Und  damit 
harmoniert  nur,  was  wir  aus  Viebahn  und  Florschütz  wissen.  Eine 
Besserung  für  die  ländlichen  Arbeiter  brachte  auch  am  Rhein  und  in  West- 
falen, so  berichtet  letzterer  (Die  politischen  und  socialen  Zustände  in 
der  Provinz  Westfalen  während  der  Jahre  1848—1858,  Elberfeld  1861), 
der  Aufschwung  dortiger  Industrie  erst  etwa  seit  1852.  Bis  dahiu  sah 
es  trübe  aus.  Selbst  im  industriell  sich  besonders  früh  entwickelnden 
RegBezirk  Düsseldorf  stand  z.  B.  noch  1835  der  Lohn  für  nicht  be- 
sonders schwere  ländliche  Arbeit  zwar  in  der  Nachbarschaft  von  Elber- 


1)  Darüber  unterrichtend  auch  Markard,  Zur  Beurteilung  de*  Nationalwohlatandes 
in  Hannover,  Hannover  183G. 
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feld,  Solingen,  Lennep,  Düsseldorf  auf  je  10  Groschen,  in  Kleve,  Rees, 
Duisburg  etc.  aber  nur  auf  8— 12  und  im  Kreise  Geldern  durchschnitt- 
lich auf  7—8  Groschen1).  Aus  dem  Reg  Bezirk  Köln  aber  berichtet 
z.  B.  noch  1863  der  Land  rat  des  Kreises  Rheinbach  (Statistik  und  Ver- 
waltung des  Kreises  Rheinbach,  1863,  p.  124),  daß  die  ländlichen  Löhne 
„zwar  iü  der  jüngsten  Zeit  gestiegen,  jedoch  kaum  im  Verhältnis  der 
Preiserhöhung  der  Lebensbedürfnisse,  so  daß  der  Arbeiter  dabei  eher 
im  Nachteil  als  im  Vorteil  steht.  „Er  würde  mit  dem  Lohne  allein 
nicht  subsistieren  können,  wenn  er  nicht  (so  heißt  es  da,  ähnlich  wie 
in  vielen  anderen  rheinischen  Kreisstatistiken)  ein  Häuschen  mit  einem 
Garten  besäße  oder  auf  einer  gepachteten  Parzelle  seine  Kartoffelu 
selbst  erzeugt“. 

Ja  selbst  der  Süden  bot  kaum  ein  anderes  Bild  und  zeigte  in 
einer  Beziehung  sogar  mehr  Analogie  mit  dem  Osten  als  mit  dem  in- 
dustriell damals  erblühenden  Westen  — darin  nämlich,  daß  auch  dort 
nach  zuverlässigen  Nachrichten  von  den  20er  bis  zu  den  50er 
Jahren  die  Löhne  in  Gelde  ausgedrückt  zum  großen  Teile  etwa  die 
gleiche  Höhe  behaupteten,  während  die  Preise  erheblich  stiegen. 

Wie  dies  im  Osten  geschah  — so  namentlich  auch  in  Baden, 
Rheinhessen  und  der  Rheinpfalz. 

Jene  24  Kreuzer  z.  B , die  Rau  in  den  20er  Jahren  als  Lohn  der 
gemeinen  Tagelöhner  am  Mittelrhein  bezeichnete,  galten  als  üblicher 
Tagelohn  dort  noch  zu  Ausgang  des  5.  Jahrzehnts.  Am  Rhein  ver- 
diente nach  Werner  (Armenwesen,  Darmstadt  1845)  ein  Tagelöhner  an- 
fangs 1845  zu  24  Kreuzer  per  Tag  — so  heißt  es  da  — „wie  der  Tage- 
lohn meistens  war:  120  fl.  im  Jahr“;  „zu  30  Kreuzer,  wie  er  sel- 
ten war:  150  fl.“  Auch  Dr.  Daei  in  seinem  verdienstlichen  Aufsätze 
über  die  Arbeitslöhne  der  handarbeitenden  Volksklassen  in  Rhcin- 
h essen  (Zeitschrift  für  deutsche  Statistik,  I,  p.  840 ff.)  berechnete 
dort  noch  im  Jahre  1847  den  Verdienst  der  Tagelöhner  auf  dem  Lande 
nur  zu  116  fl.,  nämlich  zu  290  Arbeitstagen  ä 24  Kreuzer.  Und 
nach  amtlichen  Rechnungen  der  Stadt  Bensheim  (an  der  Berg- 
straße) teilte  ebenderselbe  mit,  daß  dieser  Lohn  von  24  Kreuzern 
dort  schon  zu  Ausgang  des  vorigen  Jahrhunderts  in  den 
Revolutionskriegen  bestanden  habe,  ja  sogar  noch  weiter  zu- 
rückreiche. 

Erwägt  man  nun,  daß  allein  zwischen  den  Jahren  1836  und  1845 
(von  den  Teuerungsjahren  1846  und  1847  ganz  abgesehen)  z.  B.  in 
Mainz  der  Preis 

dea  Scheffels  Roggen  von  4 fl.  49 — 50  Kr.  auf  7 fl.  39  Kr. 

„ Pfundes  Brot  „ 2 „ „ 3*/,8  „ 

„ „ Schmals  „ I?  ii  o JO’/,  n 

„ „ Ochsenfleisch  „ IO  „ ,,  1 1 : ,, 

stieg  und  die  Wohnungen  ebenfalls  teurer  geworden  waren,  so  kann 

man  sich  die  Folgen  jener  Stabilität  der  Löhne  selber  vergegenwärti- 


1)  Vgl.  die  treffliche  Statistik  und  Topographie  des  RegBezirks  Düsseldorf  von  Q. 
v.  Viebahn,  1836,  p.  144  ff. 


Digitized  by  Google 


380 


Fr.  J.  Keununa, 


gen.  Das  Ungenügende  des  bestehenden  Lohnes,  sagt  Dr.  Daei,  ist 
nicht  zu  bezweifeln  und  somit  wird,  soweit  es  immer  geht,  die  private 
und  öffentliche  Mildthätigkeit  in  Anspruch  genommen.  Man  nimmt 
die  Kinder  der  arbeitenden  Klassen  in  Klcinkindcrbewahranstalten  und 
Freischulen  auf,  kleidet  sie  und  die  Erwachsenen,  bezahlt  Hausmiete, 
giebt  Brennmaterial,  freie  Suppe,  wohlfeiles  Brot,  bewilligt  unentgelt- 
liche Aufnahme  in  Krankenhäuser,  löst  Pfänder  aus,  zahlt  Geldunter- 
stützungen und  reicht  auf  diese  Weise  als  Almosen,  was 
als  Arbeitslohn  zu  wenig  gegeben  wird.  Denn  das  steht,  sagt 
Daei,  fest:  die  Arbeitslöhne  der  neueren  Zeit  entsprechen  einer  voll- 
ständigen Entschädigung  des  Tagelöhners  für  seine  Arbeit  keineswegs. 
Diese  Entschädigung  soll  deun  doch  mindestens  in  den  Kosten  be- 
stehen , welche  der  Unterhalt  des  Arbeiters  und  seiner  Angehörigen, 
für  die  er  zu  sorgen  hat,  verursacht. 

Eine  nicht  zu  unterschätzende  Bestätigung  erhält  alles  bisher  Be- 
merkte aber  endlich  noch  durch  die  wenigen  allgemeinen  Aufnahmen 
über  die  I-öhne  jener  Zeit,  die  uns  zu  Gebote  stehen,  jene  Nachrichten 
nämlich,  die  wir  den  kgl.  preußischen  Forstverwaltungen  über  die 
in  Ost  und  West  in  Forsten  gezahlten  Löhne  verdanken,  und  auf  die 
näher  namentlich  im  folgenden  Abschnitte  cingcgangen  werden  soll  ')• 

Hier  sei  nur  bemerkt,  daß,  obwohl  sich  im  einzelnen  mancher  Ein- 
wand gegen  sie  erheben  laßt,  sie  doch  auch  ihrerseits  bestätigen,  daß, 
wie  wiederholt  hier  ausgesprochen  ist,  die  Lage  der  ländlichen  Arbeiter 
in  Deutschland  sich  erst  seit  den  50er  Jahren,  ja  im  Osten  in  erheb- 
lichem Umfange  sogar  erst  seit  den  60er  Jahren  gebessert,  bis  dahin 
vielfach  wesentlich  verschlechtert  hatte. 

Vergleichen  wir  zunächst  allein  für  den  Osten  die  Aendcrungen 
in  den  „während  der  Frühjahrskulturen“  in  den  königlichen  Forsten 
gezahlten  Tagelöhnen  zwischen  dem  Jahrzehnte  (1810— 19)  einerseits  und 
den  3 folgenden  Jahrzehnten  andererseits,  indem  wir  in  Parenthese 
auch  die  Löhne  des  Jahrzehnts  (1850—59)  beifügen,  so  stoßen  wir  trotz 
inzwischen  erfolgter  nicht  unerheblicher  Steigerung  der  Getreide-  und 
Kartoffelpreise  in  vielen  Bezirken  entweder  auf  keine  oder  doch  nur 
auf  geringfügige  Aenderungen. 

In  Pfennigen  ausgedrückt  betrugen  jene  später  noch  zu  kriti- 
sierenden Tagelöhne  z.  B.  im  Reg.-Bezirk 


(1810— 1») 

1820—29 

18S0— 39 

1810—49 

(1850—59) 

Gumbinnen 

(SO 

55 

56 

57 

(69) 

Königsberg 

(52) 

54 

61 

65 

(80) 

Marienwerder 

(6o) 

55 

58 

64  (!) 

(70) 

Posen 

<6o) 

69 

70 

65 

(86) 

Bromberg 

(62) 

60 

67 

68 

(73) 

Breslau 

(60 

61 

59 

62  (!) 

(69) 

Oppeln 

(54) 

55 

57 

S«  0) 

(61) 

Stettin 

(75) 

70 

«3 

86 

(99) 

Köslin 

(53) 

55 

61 

6l 

(80) 

1)  Vgl.  die  Mitteilungen  in  der  Zeitschr.  des  preufs.  »tatist.  Bureau»,  1883,  p.  1 ff., 
aber  auch  M.  Wagner  in  dem  Jahrb.  f.  Gesetzgebung,  Verwaltung  etc.,  1891,  p.  179, 
desgl.  Meitzen,  Der  Boden  u.  d.  landw.  Verb.  d.  preufs.  Staats.  T.  IV. 
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Wir  sehen  also  von  (1810 — 19)  ab  im  Laufe  der  hier  iu  Rede 
stehenden  Zeit,  bis  Anfang  der  50er  Jahre,  die  Löhne  in  diesen 
Bezirken  sich  wenig  ändern,  dann  zwar  erheblich  steigen,  aber  auch 
das  nicht  im  Verhältnis  zu  den  gestiegenen  Preisen  z.  B.  von  Rog- 
gen und  Kartoffeln. 

Denn  die  Durchschnittspreise  dieser  Lebensmittel  waren  z.  B.  in 
den  Provinzen  Preußen  und  Posen  von  1821—30  bis  1841—50  um 
etwa  50  und  bis  zum  Jahrzehnt  1851—60  sogar  um  etwa  100  (I)  Pro- 
zent höher  geworden. 

Engel  berechnete  sie  für  die  Provinz  Preußen  z.  B.  beim  Rog- 
gen im  Jahrzehnt  1821—30  auf  26  Sgr.  6 Pf.,  dagegen  für  1841—50 
auf  42  Sgr.  1 Pf.  und  für  1851 — 60  auf  57  Sgr.  3 Pf-,  und  bei  den 
Kartoffeln  für  1821—30  auf  9 Sgr.  10  Pf.,  dagegen  für  1841 
bis  50  und  1851—60  auf  15  Sgr.  9 Pf.  resp.  22  Sgr.  10  Pf.,  ähnlich 
in  der  Provinz  Posen  beim  Roggen  für  1821—30  auf  30  Sgr.  2 Pf., 
dagegen  für  1841 — 50  resp.  1851 — 60  auf  44  Sgr.  resp.  61  Sgr.  5 Pf. 
und  bei  den  Kartoffeln  für  1821 — 30  auf  10  Sgr.  6 Pf.,  dagegen 
für  1841 — 50  resp.  1831 — 60  auf  14  Sgr.  resp.  19  Sgr.  8 Pf.1). 

Bei  dieser  Sachlage  mußte  es  übel  stehen,  und  das  umsomehr,  als 
durch  „Separationen“  den  unteren  Klassen  mancher  Anhalt  an  gemeiner 
Weide,  gemeinem  Walde  u.  s.  w.  verloren  gegangen  war8). 

Früher  und  erheblicher  stiegen  jene  Löhne  im  Westen,  aber  auch 
dort  nicht  überall.  So  betrugen  sie  in  jenen  5 Perioden  z.  B. 


(1810—19) 

1820—29 

1830 — 39 

1840-49 

(1850—59) 

im 

Keg  Bezirk 

Erfurt 

(0.60) 

0,7* 

0,68 

0,69 

(0,7*)  PL 

„ 

„ 

Merseburg 

(0,61) 

0,68 

0,69 

0,74 

(0,80)  „ 

»i 

•* 

Wiesbaden 

(0,85) 

0,85 

0,7  7 

0,88 

C.ii)  „ 

(0,98)  „ 

»» 

n 

Koblenz 

(0,95) 

0,7  8 

0,7  9 

0,98 

»t 

»» 

Trier 

(0,80) 

0,88 

0,88 

0,85 

(1,18)  „ 

Auch  das  waren  bis  zur  Schlußperiode  (1850—59)  keine  sehr 
wesentlichen  Steigerungen.  Anderes  ist  nun  allerdings  für  die  mehr 
industriellen  Gebiete  nachzuweisen.  Da  stiegen  die  Löhne  in  jenen 
5 Perioden  z.  B.  im  RegBez.  Arnsberg  in  denselben  Zeiten  von  (70) 
auf  74,  80,  104  (120)  Pf.,  im  RegBezirk  Düsseldorf  von  (29  (?))  auf 
52,  69,  76  (88)  Pf.,  im  RegBezirk  Köln  von  (60)  auf  76,  78,  98 
(120)  Pfennige  u.  s.  w. 

Indessen  groß  waren  diese  Gebiete  erheblicher  Steigerung  der  in  den 
Forsten  resp.)auf  dem  Lande  gezahlten  Löhne  vor  den  50er  Jahren  auch 
im  Westen  nicht.  Und  doch  waren  dort  die  Lebensmittelpreise  zum 
Teil  noch  erheblich  mehr  als  im  Osten  gestiegen,  z.  B.  die  Kartoffeln 
in  der  Rheinprovinz  und  in  Westfalen  zwischen  den  Perioden  1821 — 30 
und  1851 — 60  nicht  wie  im  Osten  nur  um  50 — 100  Proz. , sondern  in 
der  Rheinprovinz  von  14  Sgr.  1 Pf.  auf  29  Sgr.  7 Pf.,  in  Westfalen 
von  13  Sgr.  10  Pf.  auf  29  Sgr.  9 Pf.  (11). 


1)  Zeitacbr.  d.  preufs.  stat.  Bur.,  1861,  p.  249  ff. 

2)  Auch  vom  Besitzer  von  Jagetzow  hervorgehoben,  z.  B.  im  ersten  socialen  Brief 
an  Kircbmaun 
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Etwas  anders  stand  es  nun  freilich  mit  den  in  der  Industrie 
gezahlten  Löhnen,  namentlich  wieder  im  Westen  und  in  großen  Städten. 
Nicht  nur  in  Berlin,  Frankfurt,  Hamburg,  Altona,  Bremen  u.  s.  w.,  für 
welche  Städte  uns  specielle  Nachrichten  vorliegen,  sondern  namentlich 
auch  in  den  aufblühenden  Industriegegenden  der  Regierungsbezirke 
Aachen,  Düsseldorf  und  Arnsberg  hatten  sich  die  Iäihne 
schon  frühe  wesentlich  geändert.  In  Berlin  z.  B.  war  der  Lohn  der 
gemeinen  Tagearbeiter  seit  Anfang  des  Jahrhunderts  bis  Ende  der  30er 
Jahre  etwa  von  12  auf  15  Groschen  (Sgr.)  durchschnittlich  gestiegen. 
Aber  es  war  gerade  dieser  Vorgang  von  sehr  erheblicher  Steiger- 
ung der  Preise  der  Lebensmittel  und  der  Wohnungsmiete  begleitet 
Auch  war  jener  Lohn  viel  schwankender  geworden.  Und  namentlich 
blieb  er  von  da  ab  trotz  weiteren  Steigens  jener  Preise  stationär  bis  Aus- 
gang der  40er  Jahre1).  Und  ähnlich  stand  es  in  Hamburg  und  Bre- 
men, wo  „die  durchschnittliche  Jahreseinnahme  einer  Handarbeiter- 
familie geringster  Klasse“  schon  1847  auf  160  resp.  155  Thaler  geschätzt 
wurde8),  desgleichen  in  Frankfurt  a.  M.,  wo  Schätzungen  derselben 
Art  damals  sogar  auf  180— 190  Thaler  ausfieleu.  Noch  günstiger  aber 
stand  es,  anscheinend  in  manchen  rheinischen  Gegenden. 

Für  den  RegBezirk  Düsseldorf  war  in  früherer  Zeit  und  so 
z.  B.  noch  in  Viebahn’s  viel  citierter  Bezirksstatistik  von  1836  der  Lohn 
der  Fabrikarbeiterfamilien  (damals  etwa  17 — 18000)  auf  70 Thaler  (!) 
und  der  der  industriellen  und  landwirtschaftlichen  Tagelöhnerfamilien 
sogar  nur  auf  50  Thaler  veranschlagt  (p.  195).  Dagegen  schätzte  be- 
reits RegRat  v.  Mülmann  in  der  Statistik  desselben  Bezirks  von  1866  ff. 
(3  Bände,  Iserlohn),  daß  man  den  Unterhalt  einer  Arbeiterfamilie  von 
5 Personen  dort  bei  Berechnung  der  Kosten  von  Nahrung,  Wohnung, 
Kleidung  etc.  nicht  unter  200—  300  Thaler  veranschlagen  könne,  ob- 
wohl es,  fügt  er  hinzu,  Arbeiterfamilien  gebe , in  denen  das  Fami- 
lienhaupt nicht  mehr  als  15  Sgr.  d.  h.  pro  Jahr  ca.  150  Thaler  (1) 
verdiene.  Ur.d  im  Westfälischen,  namentlich  im  RegBezirk  Arnsberg, 
wo  schon  in  den  30er  und  40er  Jahren  jener  Aufschwung  der  Indu- 
strie stattfand,  der  in  wenigen  Jahrzehnten,  z.  B.  zwischen  1819  und 
1858,  die  Bevölkerung  vieler  Orte  auf  das  Vi  er- ja  Fünffache 
steigen  ließ  (z.  B.  Bochum  von  2122  Köpfen  auf  8797,  Dortmund  von 
4243  auf  20099,  Hörde  von  1132  auf  6868),  war  der  Aufschwung  der 
Löhne  in  manchen  Gebieten  noch  stärker.  Hatten  sich  dort  auch  Ar- 
mut und  Reichtum,  so  klagte  Florschütz  später  — frühe  schon  „scharf 
einander  gegenübergestellt,  indem  ein  wohlhabender  Mittelstand  immer 
mehr  verschwand,  seitdem  auch  das  Handwerk  anfing,  maschinen-  und 

1)  So  dafs  er  sich  dem  Kaufwerte  nach  verringerte  und  namentlich  der  Fleischkon- 
sum (vgl.  unten)  abnahm.  Specielleres  im  Jahresbericht  des  Statist  Amts  des  Kgl.  Poli- 
aeipräsidiums  in  Berlin  von  1853,  Abschnitt  13,  „Lohnverhältnisse“.  Allgemeineres  bietet 
v.  Reden  (Zeitschr.  d.  Vereins  f.  dt.  Statistik,  1847,  p.  567  fT.)  Danach  war  «wischen 
1787  und  1847  der  gemeine  Tagelohn  von  120  auf  180  Thaler  jährlich  gestiegen, 
dagegen  der  Preis  des  Pfundes  Brot  von  6 auf  10  Pf.,  der  jährliche  Feuerungsbedarf  von 
2 — 3 Thalern  auf  10 — 11,  die  Wohnung  von  9 — 10  auf  30  Thaler,  und  nur  die  Klei- 
dung war  „wohlfeiler  geworden,  aber  auch  schlechter“. 

2)  Zeitschrift  des  Vereins  f.  dt  Statistik,  p.  900  ff.,  1038  ff.,  I,  1847. 
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fabrikmäßig  betrieben  zu  werden“  (.vgl.  Die  politischen  und  socialen 
Zustände  Westfalens,  1861,  p.  60  ff.)  — so  schienen  doch  andererseits 
wenigstens  die  Arbeiter  immer  besseren  Zuständen  entgegenzugehen. 
„Zwei  Herren  laufen  heute  hinter  einem  Arbeiter“,  hieß  es  da1)- 
Und  in  der  That  war  reichlich  Anlaß  zu  solcher  dem  Arbeiter  gün- 
stigen Konkurrenz!  Denn  „schwungvolle  Thätigkeit  von  Bergbau  und 
Fabriken“  schuf  damals  schon  der  Arbeitsgelegenheiten  genug.  Und  der 
heute  viel  beklagte  Zufluß  von  Arbeitern  aus  entfernt  gelegenen  Gebieten 
war  zu  jener  Zeit,  wie  wir  wissen,  noch  gar  wenig  entwickelt. 

Der  KegBezirk  Arnsberg  z.  B. , der  nach  des  Verfassers  Rech- 
nungen später,  z.  B.  in  den  3 Jahren  1865—67  (auf  8—900000  Ein- 
wohner) einen  Mehrzuzug  von  20  049  und  1868 — 70  resp.  1871—73 
sogar  Mehrzuzüge  von  34316  resp.  52  736  Köpfen  zu  verzeichnen 
hatte,  sah  nach  denselben  Rechnungen  z.  B.  von  1841 — 1843  überhaupt 
nur  69(1)  und  1849 — 51  546  Köpfe  mehr  zu-  als  wegzieben.  Ja,  in 
der  Zwischenzeit,  in  den  Perioden  von  1844—1846  resp.  1847 — 49,  fand 
dort  sogar  ein  Mehrabzug  von  1242  resp.  1809  Köpfen  statt  Und 
selbst  im  Bezirk  Düsseldorf,  wo  vom  Verfasser  für  1862—64,  1865—67, 
1860—70,  1871 — 73  (auf  etwa  1 */a  Mill.  Bewohner)  Mehrzuzüge  von 
21076  , 22  808  , 28054  und  41  067  berechnet  sind,  betrug  solcher 
Mehrzuzug  hienach  in  den  Jahren  1841 — 43  und  1844 — 46  nur  9312 
resp.  7413  Köpfe  und  verwandelte  sich  z.  B.  in  der  Periode  1847—49 
ebenfalls  in  einen  Mehrwegzug  (von  6879  Personen). 

Unter  solchen  Verhältnissen  kann  es  nicht  Wundep  nehmen,  daß  der 
gemeine  Tagelohn,  der  sich  in  märkischen  Fabrikgegenden  nach  Reg.- 
Rat  L.  H.  W.  Jakobi  (Berg-Hütten-Gewerbewesen  des  RegBezirks  Arns- 
berg, 1856  p.  546  ff.)  am  Ende  vorigen  Jahrhunderts  auf  7 Groschen 
und  zu  Anfang  dieses  auf  9 Groschen  stellte,  in  den  ersten  50er  Jahren 
bereits  10—18  Groschen  betrug,  und  z.  B.  1856  ein  Lohn  von  16  bis 
20  Groschen  pro  Tag  „für  einen  einfachen  Tagelöhner  nicht  mehr  zu 
den  ungewöhnlichen  Erscheinungen  zählte“.  Selbst  Jungen  mit  halber 
Arbeitskraft  waren  nicht  unter  10 — 12  Groschen  zu  haben.  Und  eine 
ähnliche,  ja  noch  stärkere  Lohnsteigerung  — fügt  Jakobi  hinzu  — 
greift  da  Platz,  wo  die  Eisenbahnbauten  Tausende  von  Händen  zu 
sich  heranziehen,  ln  solchen  Gegenden  sei  entschieden  Arbeitermangel 
cingetreten,  und  dieser  wirke  sehr  empfindlich  z.  B.  auf  den  Stand  der 
Handwerker:  „Schuster-  und  Schneidergesellen  verlassen  Pfriemen  und 
Radel  und  gehen  in  die  Grube  oder  in  die  Fabrik.“  Während 
die  Gehälter  der  Volksschullehrer  des  Bezirks  durchschnittlich  etwa 
150—200  Thaler  betrugen,  ja  selbst,  wenn  sie  am  höchsten  waren,  im 
allgemeinen  nur  bis  auf  250  resp.  300  Thaler  stiegen,  brachten  es  schon 
in  der  Mitte  der  50er  Jahre  z.  B.  in  den  Puddlings-  und  Walzwerken 
von  Olpe,  Altena  und  Hagen,  sowie  in  den  Eisen-  und  Stahlwerken 
von  Bochutn  manche  Arbeiter  auf  8 — 9 Thlr.  pro  Woche,  und  in  den 
Silber-  und  Neusilberwarenfabriken  von  Altena  und  Iserlohn  sowie  in 
den  Bronzewarengeschäften  von  Iserlohn  sogar  auf  12  Thaler.  Löhne 


1)  Vgl.  Müllmann  a.  a.  O.  p.  318 
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von  5,  6,  ja  7 Thlr.  per  Woche  gehörten  bei  besseren  Arbeitern 
z.  B.  in  Bochum,  Hagen,  Iserlohn,  Olpe,  Arnsberg  und  Siegen  nicht 
mehr  zu  den  Seltenheiten  *)• 

Indessen  dürfen  wir  aus  diesen  Erscheinungen  keine  allgemeinen 
Schlüsse  bezüglich  der  Lage  der  deutschen  Industriearbeiter  jener 
Zeit  im  allgemeinen  ziehen.  Was  wir  hier  vor  uns  haben , sind 
nur  vereinzelte  Lichtblicke,  die  dunkle  Nacht  erhellen.  Regelmäßig 
sah  es,bisEndeder  40er  J a h r e , auch  bei  den  gewerblichen  Arbeitern 
recht  übel  aus.  Ja,  es  scheint  auch  bei  ihnen  im  allgemeinen  zuzu- 
treffen, daß  bis  dahin  der  Geld  lohn  den  Stand  der  20er  Jahre  be- 
hauptete, obwohl  die  Lebensmittel  preise  sich  ganz  erheblich  ge- 
ändert und  namentlich  zu  Ausgang  der  40er  Jahre  eine  außerordentliche 
Höhe  erreicht  hatten*). 

Beweise  für  diese  Stabilität  der  Löhne  sind  erstens  manche 
K reis  Statistiken  vom  Anfang  der  60er  Jahre,  in  denen  selbst  für 
rheinische  Gegenden  ein  Aufschwung  der  Löhne  erst  vom  Ende  der 
40er  oder  Anfang  der  50er  Jahre  ab  datiert  wird,  wie  es  z.  B. 
in  der  trefflichen  Statistik  des  Kreises  Mettmann  vom  Landrat  v.  d. 
Goltz  von  1864  heißt:  „Die  Löhne  haben  sieb  seit  1847—48  fast  all- 
gemein um  25 — 40  Proz.  gesteigert.  Die  Teurung  im  Jahre  1847, 
die  mehr  oder  weniger  bestimmt  sich  geltend  machenden  Forderungen 
der  1848  mächtig  erregten  arbeitenden  Klassen,  die  sich  nach  und 
nach  Bahn  brechende  Einsicht  der  Fabrikanten,  daß  geringe  Löhne 
in  Wahrheit  keinen  Vorteil  bringen,  haben  gleichmäßig  darauf  ein- 
gewirkt" u.  s.  w. 

Beweis  sind  daneben  aber  auch  einige  vortreffliche  specielle  Unter- 
suchungen Uber  jene  Löhne,  z.  B.  von  Strasbu  rger  undScheichl, 
sowie  wichtige  Zusammenstellungen  württembergischer  Löhne,  die 
wir  der  Stuttgarter  Centralstelle  für  Gewerbe  und  Handel  verdanken. 

Wenn,  wie  Schmoller  berechnet  (Geschichte  der  deutschen  Klein- 
gewerbe, 1870  p.  71  ff.),  die  „Handwerkerbevölkerung“  in  Preußen 
zwischen  1852  und  1855  von  2 715000  Köpfen  auf  2 702000  zurück  - 
ging  und  damit  im  letzteren  Jahre  wieder  etwa  denselben  Stand  er- 
reichte, den  sic  schon  1849  gehabt  hatte,  während  die  Gesamtbevölke- 
rung in  dieser  Zeit  von  10,3  auf  17,2  Mill.  stieg,  so  daß  die  Hand- 
werker mit  ihren  Angehörigen  zusammen  1849  noch  16,52  Proz.  der 
Bevölkerung  ausmachten,  dagegen 

1852  nar  Doch  16,03 

1855  „ „ 15, TO 

1858  „ „ 15,45 

and  1861  „ „ 14,87 

so  sind  das  Zahlen,  die  auf  arge  Krisen  und  großes  Elend  im  Klein- 

1)  Vgl.  Jakobi  a.  ».  O. 

2)  Nach  Soetbeer  galt  im  Durchschnitt  des  preufs.  Staats  der  Scheffel  Roggen  (resp 
Kartoffeln)  m.  B.  1824:  21 7/„  (•*/„),  1825:  20*/J#  (9j  ) u.  1826:  29*/,,  (18a/lt)  Sgr., 
dagegen  z.  B.  im  Durchschnitt  1831 — 40:  40s/|t  (I3*/It  Sgr. 

1841-60:  497,,  07) 

, , 1851  55:  70"/, , (157,0 

(Soetbeer,  Durchschnittspreise,  Hamburg  1838). 
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gewerbc  schließen  ließen.  Dnd  an  beweisenden  anderen  Symptomen  hiefQr 
hat  es  nicht  gefehlt.  Sie  sind  in  Menge  und  zum  Teil  in  geradezu 
erschreckender  Deutlichkeit  zu  Tage  getreten.  Es  sei  nur  an  das  gewaltige 
Steigen  der  Armenlast  jener  Zeit,  an  die  damals  so  erregte  Stim- 
mung gegen  allen  Fabrikbetrieb  und  an  jenes  Sendschreiben  der 
22  Leipziger  Innungen  erinnert,  in  denen  gegen  jene  Gewerbe- 
freiheit protestiert  wurde,  die  „den  letzten  Rest  von  Tüchtigkeit  und 
Wohlstand“  im  Lande  untergrabe 1 ).  Spezielleres  aber  über  jenen  Druck 
auf  die  Löhne,  der  aus  alledem  erwachsen  mußte,  geben,  wie  bemerkt, 
namentlich  Strasburger,  Frege  und  Scheich!,  sowie  jene  Erhebungen 
der  Centralstelle  in  Stuttgart.  Und  es  dürfte  nicht  zufällig  sein,  daß 
diese  wenigen  unabhängig  von  einander  durchgeführten  spezielleren 
Untersuchungen  über  die  Gestaltung  der  hier  in  Rede  stehenden  Dinge 
bis  in  die  50er  und  60er  9 Jahre  in  der  Bestätigung  dessen,  was  im 
allgemeinen  bemerkt  ist,  Ubereinstimmen. 

Nach  Strasburger  erhielt  z.  B.  der  Cigarrenarbeiter  in 
Berlin  in  derZeit  von  1836 — 47  den  gleichen  Lohn  von  1 */2  Thaler 
(4  Mark)  für  1000  Cigarren,  erst  1848  stieg  dieser  Lohn  auf  1 Thlr. 
20  Sgr.  und  1860  auf  2 Thaler.  Und  der  Durchschnittsverdienst 
eines  Setzers  in  Jena  betrug  nach  desselben  Gewährsmannes  ge- 
nauen Feststellungen 

1810—2»:  2 Thlr.  28  Sgr.  4 Pf. 

1830—89:  2 „ 21  „ 8 „ 

1840—49:  2 „ 24  „ 3 „ 

blieb  sich  also  ebenfalls  seit  den  30er,  ja  seit  den  20er  Jahren  fast 
vollständig  gleich  und  stieg  erst  1849  derart,  daß  er 

1849 — 58:  3 Tblr.  2 Sgr  7 Pf.  and 
*•  B.  1871:  5 „ 15  „ ^ „ 

betrug.  Da  nun  aber  der  Scheffel  Roggen  z.  B.  in  Jena  sich 

1820—29  auf  1,1«  Thlr. 

1830  -39  „ 1.41  „ und 

1840—47  ,f  1,83  „ 

stellte  und  die  Preise  von  Fleisch  und  anderen  Nahrungsmitteln, 
Wohnungsmieten  u.  s.  w.  ebenfalls  stark  gestiegen  waren,  so  mußte 
die  I.age  der  Setzer  bis  zur  Bewegung  der  Jahre  1848  und 
49  eine  immer  üblere  werden.  Erst  da  trat  Wandel  ein.  Aber, 
wie  auch  Strasburger  treffend  bemerkt,  nicht  infolge  einer  Aende- 
rung  des  Verhältnisses  von  Angebot  und  Nachfrage  auf  dem  Arbeits- 
markt. Denn  während  in  Deutschland  1845,  1846  und  1847  je  11032, 
11297  und  10  729  Bücher  gedruckt  waren,  sank  ihre  Zahl  1848  auf 
9978  und  1849  auf  7789.  Und  an  Bogen  wurden  hiebei  z.  B. 

im  Jahre  1847  vom  Juli  bis  Dezember  noch  87669,  dagegen 
im  Jahre  1848  vom  Januar  bis  Juni  uur  73  950  und 
im  Jahre  1848  vom  Juli  bis  Dezember  nur  49646 

gedruckt,  so  daß  also  ein  Sinken  der  Nachfrage  nach  Arbeit  Platz 

1)  VgL  Schmoller  a.  a.  O. 

DliOe  Folg«  B4.  IV  (LIX).  25 


Digitized  by  Google 


B86 


Fr.  J.  Naumann, 


griff,  dem  gegenüber  der  allerdings  vermehrte  Druck  periodischer 
Blätter  nicht  erheblich  ins  Gewicht  fiel.  Nein,  die  Ursachen  wareD  (ähn- 
lich wie  im  Kreise  Mettmann  nach  Landrat  v.  d.  Goltz)  im  wesent- 
lichen moral  i s eher  Natur.  „Die  Arbeiter  drangen,“  sagt  Strasburger, 
„mit  ihren  Forderungen  durch,  nachdem  die  Märzbewegung  des  Jahres 
1848  das  schlummernde  Selbstgefühl  in  ihneD  erweckt 
hatte.  Sie  fingen  an,  ihre  Arbeit  anders  zu  schätzen,  als  vorher“, 
und  so  „erlangte  diese  einen  höheren  Wert.“  Eben  dieselben  Momente 
verursachten  auch  jene  Steigerung  des  Lohnes  der  Cigarrenarbeiter 
in  Berlin  '). 

Jenes  höchst  bedenkliche  Zurückbleiben  der  Geldlöhnc  hinter 
steigenden  I .«ebensmittelpreisen  weist  nun  aber  auch  Scheich  1 für 
deutsch -ös terreichische  Gebiete  nach. 

Nach  Angaben,  die  „zumeist  ßauanschlägen  von  Zimmer-  und 
Maurermeistern  auf  dem  Lande“  entlehnt  sind,  war  in  Oberösterreich 
der  durchschnittliche  Tagelohn  eines  Maurer-  oder  Zimmergesellen 
resp.  eines  Tagelöhners  lange  stationär,  nämlich 

1811 — 1880  etwa  30  Krtr  resp.  20  Krxr. 

1881—1880  „ 24  „ „ 15  „ 

1831—1840  „ 25—30  „ „ 15—18  „ 

1841  — 1850  „ 30-33  „ „ 18—20 

(1861 — 1860  etwa  33 — 40  Krxr.  rexp  20 — 30  krxr.) 

Dagegen  war  der  Preis  eines  Pfundes  Rindfleisch  z.  B. 

1821—30:  4»/«  Krar. 

1831-40:  5*/,  „ 

1841  — 60  : 6'/,  „ 

1851—60:  10  „ 

Und  danach  betrug,  in  Rindfleisch  ausgedrückt,  der  Lohn  jener 
beiden  Klassen: 

1821 — 30:  5,6  Pfund  resp.  3,5  Pfund 
dagegen  1831—40:  5 „ „ 3 »» 

1841—50:  4,8  „ „ 2,9  „ 

(1861 — 60:  3,7  Pfund  resp.  2,5  Pfund) 

Etwas  anders  stand  es  freilich  mit  der  Möglichkeit,  sich  Brot  zu 
kaufen.  Der  „Marktmittel-Durchschnittspreis"  für  Oberösterreich  be- 
trug bei  Roggen  und  Weizen,  in  niederösterreichischen  Metzen  ausge- 
drückt, 

1881  — 30:  I fl  57  Krxr.  resp.  2 fl.  49  Krxr. 

1831—40:  I „ 51  „ „ 2 „ S2  „ 

1841—60:  2 „ 37  „ „ 3 „ 53  „ 

resp.  mit  Fortlassung  der  Teurungsjahre  1846  ff. 

1841 — 45:  I fl.  99  Krxr.  resp.  3 fl.  22  Krxr. 

Er  war  also  nicht,  wie  bei  dem  Fleische,  stetig  gestiegen,  son- 
dern hatte  sich  jeweilig  etwas  ermäßigt,  war  aber  in  den  40er  Jahren  desto 
mehr  in  die  Höbe  gegangen.  Und  auch  nach  diesen  Lebensmitteln 
berechnet  mußte  sieb,  bei  etwa  gleichbleibenden  Löhnen,  die  Lage  der 
Arbeiter  und  Gesellen  ganz  erheblich  verschlechtert  haben’). 


1)  Vgl.  diese  Jahrbücher  Bd.  XVII  u.  XVIII,  p 298  ff.  resp  125  ff. 

2)  Vgl.  Scbeichl,  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des  gemeinen  Arbeitslohns,  Wien  1885. 
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Im  wesentlichen  das  Gleiche  ergiebt  nun  endlich  aber  jene  statisti- 
sche Bearbeitung  württembergischer  Löhne,  die  wir  der  Stutt- 
garter Centralstelle  verdanken '). 

Danach  stiegen  nämlich  zwischen  der  Periode  1830/39  einer-  und 
1840/49  andererseits  in  ganz  Württemberg  die  durchschnittlich  ge- 
zahlten Löhne*)  z.  B. 


(1850—59) 

in  den  Wollspinnereien 

von  42  auf  43  Krzr. 

(55) 

„ „ Baumwollwebereien 

»»  3®  »*  4°  »1 

(48) 

„ „ Tnchmanufakturen 

.»  40  ».  42  tt 

(50) 

„ „ Papierfabriken 

..  36  ..  4°  „ 

(50) 

und  im^  Kreise  der  Handwerker  z.  B. 


den 

Gerbern 

von 

41—42 

auf 

45 

Krzr. 

(1850—59) 

(55) 

n 

Maurern 

*f 

40—41 

»t 

45-46 

tt 

(65) 

t» 

Schmieden 

w 

34-35 

t» 

39-40 

»t 

(46—47) 

»» 

Zimmerleuten 

tt 

40 

»t 

44-45 

>1 

(58—54) 

11 

Schlossern 

u 

38-39 

tt 

4 1 42 

ti 

(48-49) 

11 

Kupferschmieden 

tt 

3« 

tt 

42—43 

»t 

(49—50) 

1» 

Flaschnern 

tt 

37-38 

tt 

41-42 

tt 

(49—50) 

» 1 

Drehern 

tt 

3S— 36 

3» 

tt 

(46—47) 

ii 

Schustern 

tt 

3° — 3> 

tt 

33-34 

t» 

(41-42) 

Fast  überall  war  die  Steigerung  bis  zu  den  40er  Jahren  also  eine 
sehr  mäßige,  und  erwägt  man  dazu  erstens,  daß  in  den  zuletzt  ange- 
führten Löhnen  der  Jahre  1840—49  schon  die  erhöhten  Sätze  der 
Jahre  1848  und  49  Berücksichtigung  finden  mußten,  und  zweitens, 
daß  die  Lebensmittelpreise  in  den  30er  Jahren  niedrig,  dagegen  in 
den  40er  — ganz  abgesehen  von  den  Teuerungszeiten  nach  1846  — 
auch  in  Württemberg  recht  erheblich  gestiegen  waren  und  für  das 
ganze  Land  durchschnittlich  pro  Scheffel  Kernen  z.  B. 

im  Jahre  1833:  10  fl.  35  Krzr. 

t»  „ 1834:  10  „ IO  „ 

«»  tt  1835 : 10  n — 1 2 * • » 

betrugen,  dagegen  z.  B. 

im  Jahre  1840:  13  8.  27  Krxr. 

„ „ 1841  : 12  „ 9 „ 

„ „ 1842 : 14  „ 30  „ 

so  haben  wir  auch  da  im  Grunde  nur  eine  Verschlechterung  der  Lage 
der  arbeitenden  Klassen  und  zwar  eine  recht  beträchtliche  vor  uns, 
wenn  diese  auch  im  Sudwesten , wo  vielfach , wie  am  Rhein , kleiner 
eigener  Besitz  und  Allmende  eine  Stütze  bietet,  nicht  so  schlimme 
Folgen  hatten  wie  im  Norden  und  im  Osten.  (Vgl.  oben  S.  379  u.  381.) 

Ganz  besonders  schlimm  aber  stand  es  nun  endlich  gerade  in  den 
30er  und  40er  Jahren  sowohl  im  Norden  wie  im  Süden  mit  einer  da- 
mals noch  sehr  weit  verbreiteten  Kategorie  von  Gewerbetreibenden: 
der  der  Hausindustriellen.  Und  namentlich  litt,  wie  leicht  er- 
klärlich, die  mit  der  mächtig  sich  entwickelnden  Fabrikindustrie  Eng- 

1)  Jahresbericht«  der  Handels*  und  Gewerbekammern,  Stuttgart  1866. 

2)  ln  Parantbese  werden  die  seit  den  Jahren  1848  ff.  gestiegenen  Löhne  von  1850 — 59 

bei  gesetzt 

25* 


Digitized  by  Google 


Fr  J.  Neamtnil, 


:i88 


luiids,  Belgiens,  Frankreichs,  Deutschlands  u.  s.  w.  schon  damals  um 
ihre  Existenz  kämpfende,  für  den  Nordwesten  und  Nordosten  Deutsch- 
lands überaus  wichtige  Leinengarnspinnerei  und  -weberei. 
Ihre  Produkte  hatten  früher  zu  den  ersten  Exportartikeln  Deutschlands 
gezählt.  Jetzt  stockte  dieser  Absatz  mehr  und  mehr  und  schwand 
endlich  ganz,  ja  an  Stelle  der  Ausfuhr  trat  in  nicht  ganz  unerheblichem 
Umfange  schon  damals  eine  Einfuhr  leinener  und  insbesondere  jener 
billigen  baumwollenen  Waren,  die  den  Leinenfabrikaten  auch  im  In- 
lande den  Absatz  raubten. 

Daraus  aber  mußten  gerade  wieder  im  Nordosten,  in  Preußen, 
Schlesien  und  Sachsen  und  ähnlich  im  nördlichen  Westfalen  und 
im  Hannoverschen  arge  Notstände  erwachsen.  Der  Berliner  Scheffel, 
so  führte  Gülich  (Band  II,  p.  489)  im  Jahre  1830  aus,  der  zu  Anfang 
der  20er  Jahre  „in  den  meisten  Gegenden  Norddeutschlands  häufig 
auf  16  gute  Groschen  und  darunter  gestanden  hatte,  wurde  in  den 
letzten  3-  4 Jahren  oft  mit  mehr  als  1 Thaler  6 gute  Groschen  be- 
zahlt. Die  Lohnpreise  mancher  Manufakturarbeiter  da- 
gegen standen  in  der  letzten  Zeit  oft  um  25  Proz.  niedriger  als 
vor  vier  Jahren.  In  den  Woll-  und  Baumwollmanufakturen  des 

Voigtlandes  und  des  Erzgebirges  verdiente  ein  Arbeiter Belten 

über  2 gute  Groschen,  oft  darunter  ....  und  der  Verdienst  der 
Spinner  in  Westfalen  betrug  höchst  selten  mehr  als  2 gute  Gro- 
schen, ja  oft  weit  weniger“.  Eben  damals  entwickelten  sich 
denn  auch  jene  Notstände,  die  in  den  30er  und  40er  Jahren  in 
Deutschland  zu  den  ersten  Arbeiterunruhen  dieses  Jahrhunderts,  dem 
Aufstand  der  Giersdorfer  Weber  u.  s.  w.  führten1  )•  Und  die  Not  der 
armen  Leinenarbeiter  in  Schlesien,  Lausitz,  Sachsen,  von  denen 
zu  Tausenden  ganze  Familien  ihren  „oft  für  5—6  Köpfe  bestimmten 
täglichen  Erwerb  von  Mann,  Frau  und  Kind  zusammen“  auf  9 Pf.  bis 
1 Sgr.  3 Pf.  zusammenschmelzen  sahen,  wurde  schon  vor  den  Un- 
glücksjahren 1846  und  1847  viel  erörtert  *).  Indessen  am  Rhein  sowie 
im  nördlichen  Westfalen  und  südlichen  Hannover  sah  es  au  vielen 
Orten  damals  nicht  besser  aus,  zumal  die  Abgaben,  wie  Gülich  ver- 
sichert, außer  allem  Verhältnis  zum  Erwerb  standen  (V,  p.  245). 


1)  Vgl.  jetzt  namentlich  Adler,  Geschichte  der  ersten  aocialpolit.  Arbeiterbewegung, 
1885,  p 103  ff. 

8)  Vgl.  z.  B.  die  treffliche  kleine  Schrift  von  A.  Sch  ne  er.  Die  Not  der  Leinen- 
arbeiter in  Schlesien,  1844,  p.  42  ff.  Für  den  Rückgang  der  Weberei  im  Nordosten 
dürfte,  abgesehen  von  allgemeinen  Nachrichten,  besonders  charakteristisch  sein,  dafs  z.  B.  ans 
Brannsberg  nach  den  dortigen  Kftmmereikasseakten  nach  England  an  Garn  ausgeführt  wur- 
den : 1801  — 1806  durchschnittlich  jährlich  101  256  Schock,  dagegen  1826 — 30  nur 
44  016,  1831—35:  21  163,  1836—40:  1501,  1841—46:  475.  Aus  Königsberg  gingen  1 795 
16  933  Schock,  1821  — 28  jährlich  8086,  1826—30:  2501,  1836—38:  114.  England,  das 
aus  Deutschland  überhaupt  noch  1795  9 — 10  und  1823  4 — 6 Millionen  Pfund  Leinengarn  be- 
zogen hatte,  exportierte  selber  nnd  zwar  zuin  grofsen  Teil  nach  Deutschland  t.  B.  1843  : 
23 — 24,  1844  : 25 — 26  Millionen  Pfund.  (Vgl.  Kretschxnann  im  Archiv  f.  Landeskunde 
der  preufs.  Monarchie,  VI,  1856,  p.  303  ff.) 
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Wie  dieser  üble  Stand  der  ländlichen  und  der  industriellen  Ver- 
hältnisse auf  die  Konsumtion  wirkte,  ist  nun  freilich,  wie  oben  schon 
bemerkt  ist  (S.  371),  nur  unzureichend  darzuthun. 

DenVerbrauch  der  wichtigsten  und  allgemeinsten  Konsum- 
tionsgegenstände  wie  Getreide,  Kartoffeln,  Fleisch,  Leder,  Wolle, 
leinen  ganz  festzustellen,  darauf  muß  man  für  größere  Gebiete 
regelmäßig  verzichten.  Und  Fort-  oder  Rückschritte  in  der  Konsumtion 
derartiger  einzelner  Zoll-  oderSteuerobjekte  wie  Baumwolle,  Seide, 
Kaffee,  Zucker,  Tabak,  Bier,  Wein  u.  s.  w.  beweisen  wenig,  teils  weil 
manche  dieser  Dinge  vorzugsweise  dem  Bedarfe  der  wohlhabenden 
Klassen  dienen,  teils  weil  ihr  Verbrauch  von  nationalen  oder  Landes- 
cigentümlichkeiten  abhängt,  teils  und  namentlich,  weil  er  enge  mit  der 
Gestaltung  der  bezüglichen  Steuer-  und  Kommunikationsverhältnissc  Zu- 
sammenhänge Auch  bei  sinkendem  Wohlstand  kann  der  Verbrauch 
z.  B.  von  Baumwolle,  Kaffee  und  Zucker  erheblich  zunehmen,  weil 
die  Baumwolle  das  Leinen  oder  die  Wolle,  der  Kaffee  das  Bier 
verdrängt  u.  s.  w.  oder  gute  Import  , Fabrikations-  und  Trans- 
portverhältnisse den  Absatz  an  Zucker  oder  Kaffee  begünstigen.  Des- 
halb kann  auch  der  durchschnittliche  Geldaufwand  für  diesen  oder 
jenen  Gegenstand  den  W ohlstand  eines  Landes  unter  Umständen  schon 
eher  erweisen,  als  der  Umfang  des  bezüglichen  Verbrauchs  selber. 

Vorsichtige  Statistiker  legen  nach  alledem  auf  Zahlen  ersterer 
Art  überhaupt  kein  Gewicht  Und  wenn  Engel  mit  vielen  Reserven 
hierauf  bezügliche  Rechnungen  für  die  preußische  Bevölkerung  noch 
1864  versuchte1 2),  so  können  wir  heute  die  Resultate  dieser  Rech- 
nungen, soweit  sie  sich  eben  auf  Dinge  wie  Getreide,  Melil,  Erbsen, 
Kartoffeln,  Fleisch  oder  aber  z.  B.  auf  Leder,  Leinen  oder  wollene 
Waren  bezogen,  ganz  unbeachtet  lassen.  Sie  sind  in  der  That  von 
keinem  Werte’).  Soweit  sie  aber  auf  festerem  Fundament  stehen, 
wie  die  Zahlen  für  den  Konsum  solcher  Artikel  zweiter  Kategorie 
wie  Tabak,  Bier  und  Wein,  verdient  Beachtung,  daß  dieser  Kon- 
sum in  der  in  Rede  stehenden  Zeit  ebenso  zurückging  wie  der  hier- 
für erforderliche  Geldaufwand.  Engel  berechnete  nach  den  Preisen 
jener  Zeit  den  durchschnittlichen  Konsum  per  Kopf  der  ganzen  preußi- 
schen Bevölkerung 

1831  | 1843  I 1849 

beim  Tabak  auf  3,09  2,90  I 2,34  Pfund 

gleich  9,92  | 9,83  | 7,50  Silbergroschen 

beim  Bier  auf  15  13  I 12  Quart 

gleich  13,50  | 1 1,07  ] 9,00  Silbergroschen 
beim  Wein  auf  21/,  I 2 ! 2 Quart 

gleich  25  1 6 10  Silbergroschen 

Allerdings  mag  nun  ja  der  Konsum  dieser  Getränke,  insbesondere 
jener  von  Bier,  durch  den  von  Kaffee  beeinträchtigt  worden  sein.  In- 
dessen auch  wenu  wir  das  zu  berücksichtigen  versuchen  und  z.  B.  die 
Ausgaben  für  Kaffee,  Bier,  Wein  zusammenzählen,  gelangen  wir 

1)  Zeitschrift  des  kgl.  preufs.  Statist  Bureaus,  1863. 

2)  Vgl.  oben  p.  371  und  Anm.  1 dort. 
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n ich  t zu  größerem  Aufwande.  Denn  für  diese  drei  Getränke  zusammen 
verausgabte  man  nach  Engels  Rechnungen  (die  auf  Grund  von  Zoll-  uud 
Steuerlisten  durchgeführt  als  relativ  zuverlässig  zu  bezeichnen  sein 
möchten)  per  Kopf  der  Bevölkerung  durchschnittlich 


1831  ] 1842 

13,75  + 13,60  + 25,00  j 12,50  + 11,07  + 16 

d.  fa.  52,25  Sgr.  | d.  h.  40,17  Sgr. 


1849 

20,00  + 9,00  + 10,00 
d.  b.  49,00  Sgr. 


Eine  Zunahme  des  Konsums  oder  eine  Steigerung  wenigstens  der 
Konsumtionsfähigkeit  nach  dem  Umfang  der  bezüglichen  Ausgaben 
ist  auch  in  allen  diesen  Zahlen,  obwohl  sie  sich  auf  Gegenstände  be- 
ziehen, die  man  so  gern  als  Erweise  zunehmenden  Wohlstandes  in  Be- 
zug zu  nehmen  pflegt,  nicht  zu  erkennen. 

Und  nimmt  man  noch  den  Branntwein  hinzu,  der  in  gewissem 
Sinne  gleich  dem  Bier  durch  den  Kaffee  bedroht  war,  so  gestaltet  sieb 
die  Sachlage  nicht  wesentlich  anders.  Der  gesamte  Aufwand  für  alle 
vier  Getränke  war  1849  gegen  1842  gestiegen.  Denn  für  alle  4 ver- 
ausgabte man  nach  jenen  Rechnungen  Engels  im  großen  Durchschnitt 


1831  : ca.  52  + (für  Branntwein)  28  Sgr.  = 80  Sgr. 

1842  ; ca.  40  + ( „ „ ) 21  „ = 6l  „ 

1849:  ca.  49  + ( „ ,,  ) 24  „ = 73  „ 

Indessen  kann  es  wohl  kaum  als  Gewinn  bezeichnet  werden,  daß 

einer  Minderung  des  Bierkonsums  von  13  auf  12  Quart  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  zwischen  1842  und  1849,  eine  gleichzeitige  Steige- 
rung des  Branntweinverbrauchs  von  6 auf  8 Quart  entsprach. 

An  sich  scheinen  auch  diese  Zahlen  vielmehr  auf  eine  Verschlechte- 
rung der  Wohlstandslage  zu  deuten. 

Und  eine  eigentümliche  Illustration  erhalten  sie  — vorzugsweise 
deshalb  ist  ihrer  hier  gedacht  — noch  durch  anscheinend  ebenfalls 
einigermaßen  gesicherte  Zahlen,  die  sich  auf  den  Verbrauch  von  Fleisch, 
Fett,  Würsten  u.  s.  w.  in  schlachtsteuerpflichtigen  Städten  beziehen. 

Wie  es  außerhalb  solcher  Städte,  z.  B.  in  Preußen,  mit  dem  Fleisch- 
verbrauch bestellt  war,  das  ist,  wie  schon  bemerkt,  nicht  festzustellen  '). 
Aber  innerhalb  jener  Städte,  deren  Zahl  1838  noch  118,  dagegen 
1846:  111,  1847:  106,  1848:  101,  1849  : 88  und  1861:  77  betrug 
und  die  in  dieser  ganzen  Zeit  von  1838  bis  1861  im  eigentlichen 
Stadtbezirk  1,7  bis  etwa  2 Mill.  Menschen  einschlossen  *),  vollzog  sich 
ein  Wandel,  der  trotz  aller  auch  gegen  diese  Zahlen  (z.  B.  wegen 
Defraude,  wechselnder  kommunaler  Zuschläge,  Unterscheidung  von 
äußerem  und  eigentlichem  Stadtbezirk  u.  s.  w.)  zu  erhebenden  Ein- 
wendungen Beachtung  verdient. 

Um  es  kurz  zu  sagen,  sehen  wir  (nach  spcciell  zu  diesem  Zwecke 
angestellten  Durchscbnittsberechnuugen)  in  der  Gesamtheit  jener  Städte 


1)  Vgl  8.  371  und  die  gegen  Sch  mo  I ler  gerichteten  Ausführungen  von  Hanfsen, 
Ueber  die  Fleiscbkonsumtiou  in  Deutschland  (Journal  für  Landwirtschaft,  Bd.  XX,  Heft  1). 

2)  Vgl.  Reinick  a.  a.  O.  Dort  auch  der  Nachweis,  weshalb  es  vorzuziehen  ist,  bei 
Berechnung  jener  Konsumtion  nur  die  Bevölkerung  des  engeren  Stadtbexirks  xu  berück- 
sichtigen. 
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etwa  von  den  30er  Jahren  ab  — weiter  gehen  unsere  Nachrichten 
nicht  zurück  zuerst,  bis  in  die  50er  Jahre  den  Fleischverbrauch  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  abnehmen , dann  aber  steigen.  Und  nicht  nur 
im  Staat  überhaupt  fand  dieser  Umschwung  statt,  sondern  ausnahms- 
los in  allen  Provinzen. 

Hier  zunächst  die  bezüglichen  Zahlen  für  die  Gesamtheit: 

Im  Durchschnitt  aller  jener  großen  und  mittleren  Städte,  die  in 
der  Zeit  von  1838 — 61  der  staatlichen  Schlachtsteuer  von  1 Thaler  pro 
Centner  (resp.  1854  — 61  u.  1859—62  auch  einem  Zuschläge  hierzu  von. 
25  Proz.)  unterlagen  — berechnete  sich  der  Fleischkonsum  *) 


1838/42 

auf 

82 

Pfund 

4.0 

Lot  altes  Gewicht 

1843/47 

if 

79 

»1 

1.0 

11  11  h 

1848/52 

1» 

73 

11 

3-8 

11  1»  ii 

1853/57 

it 

73 

»1 

144 

11  11  ti 

1858/61 

(176) 

11 

(14,2) 

„ (neues  Gewicht) 

11 

*« 

!• 

19,2 

„ altes  Gewicht 

Und  dieses  Resultat  erscheint  um  so  beachtenswerter,  als  eben 
wegen  jener  Erhöhung  um  25  Proz.  und  starker  Gememdezuschlägc 
die  Gesamtbelastung  des  Fleisches  gerade  in  jener  Periode 
von  1858 — 1861,  in  der  endlich  eine  Steigerung  des  Konsums 
Platz  greift,  höher  war  als  zuvor  und  z.  B.  für  den  ganzen  Staat 

18*4  auf  30,7  Sgr. 

1855  „ 30,1  „ 

dagegen 

1861  *uf  39,1  Sgr. 

berechnet  ist  (Reinick  p.  165). 

Und  nun  die  einzelnen  Provinzen,  zunächst  die  östlichen! 

Für  sie  bat  sich  nach  jenem  Material  der  durchschnittliche  schlacht- 
steuerpflichtige Verbrauch  in  denselben  Perioden  feststellen  lassen: 


in  Ost- 
preufsen 

. Pfund  Lot 

in  West- 
preufsen 

Pfand  Lot 

in  Posen 
Pfund  Lot 

in  Schlesien 
Pfund  Lot 

1838/42 

auf 

78  IO,o 

auf 

74  6.« 

auf 

66  I,* 

auf 

74  3M 

£ altes  Gewicht 

1843/47 

65 

192  1 

71 

1,6 

68 

12,6  1 

76  21.8 

*1  ii 

1848/52 

64 

0,0  I 

64 

6,0 

6l 

26,6 

74 

2.0 

II  41 

1853/57 

I 67  20.8 

62  18,6 

6« 

S.6 

67 

13.2 

II  1» 

1858/61 

(70 

3.8) 

(77 

>4  ) 

(64 

10  ) 

(71 

4-5) 

(neues  Gew.) 

74 

75.7 

1 77 

8,4 

68 

■9.1 

75 

27,2 

altes  Gewicht 

Auch  da  sehen  wir  bis  zu  den  50er  Jahren  überall  ein  Herab- 
gehen,  dann  ein  Steigen.  Und  wieder  ist  zu  beachten,  daß  die  Be- 
lastung in  der  letzten  Periode  nicht  geringer  war  als  in  den  früheren, 
ja  in  dem  Jahre  1861  sogar  erheblich  höher  als  z.  B.  1844  und  1853  ‘). 


1)  Das  Material  für  die  folgenden  Rechnungen  ist  Reinicke  a.  a.  O.  entnommen,  das 
jetzige  Pfund  nach  dem  Oesetse  vom  17.  Mai  1856  ist  ■=  1 Pfund  2,209  Lot  alten  Ge- 


wicht« angenommen. 

2)  Diese  Belastung  stellte  sich  s.  B.  per  Kopf: 


in  Ostpreufsen 
1844  auf  28,8 

1861  „ 36,9 


in  Westpreufsen  | 
auf  30,2 
..  37.«  1 


in  Posen 
auf  26,1 
1»  30.0 


in  Schlesien 
auf  27,4  Sgr. 

1»  35»5  1» 
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Ebenso  aber  auch  in  den  mittleren  und  westlichen  Provinzen, 
wobei  von  Westfalen  abgesehen  ist,  da  dort  seit  den  40er  Jahren 
keine  Mahl-  und  Schiachtsteuer  erhoben  wurde. 

Für  dieselben  Perioden,  nach  dem  zuverlässigen  Material  Reinicks 
berechnet,  stellte  sich  der  schlachtsteuerpflichtige  Fleischkonsum 


in 

Brandenburg 

iu  der 

in  Pom- 
mern 

in  Berlin 

RegBez. 

RegBez. 

in  Sachsen 

Rheinpro- 

vinz 

Potsdam 

Frankfurt 

Pfd. 

Lot 

Pfd.  Lot 

Pfd.  Lot  | 

Pfd 

Lot 

Pfd.  Lot 

Pfd.  Lot  i 

| 

auf 

auf 

auf 

auf 

•■f  i 

auf  | 

1838/42 

62 

4,4 

IOI  15,4 

1 

68  23.« 

92 19,8 

altes  Gewicht 

1843/47 

61 

IO, ft 

105  1J.9 

80  ii.« 

79 

8,r. 

68  7.0 

79  >4.* 

*» 

„ 

1848/52 

6« 

23’° 

88  5,0 

70 16,4 

73 

7t 

6.4 

68  30,8 

77  3.« 

it 

1853/57  | 

65 

4.« 

87  36.« 

52  68,« 

18,0 

65  28,6 

75  22.« 

»• 

M 

1858/61. 

l<>7 

1.3) 

(97  34) 

(67  — ) 

(73 

8,0) 

(64  25) 

(74  25,8» 

(neues 

Gew.) 

I 

71 

1.8 

| 104  6.4 

1 7«  >6-0 

7» 

5.8 

69  6,4 

79  25,* 

«lies  Gewicht 

Wäre  nun  auch  für  die  letzte  Periode  eine  Abnahme  zu  kon- 
statieren gewesen,  so  hätte  man  diese  etwa  noch  mit  zunehmender 
Defraude  oder  damit  in  Zusammenhang  bringen  können,  daß  die  Ver- 
steuerung nach  Stück  bei  zunehmendem  Viehgewicht  immer 
weniger  den  ganzen  Fleischverzehr  erfassen  ließ1).  Da  aber  aus  der 
Abnahme  früherer  Zeit,  trotz  größerer  Belastung,  eine  Zunahme 
wurde  und  dies  noch  dazu  in  allen  Provinzen  und  überdies  zu  gleicher 
und  zwar  in  derselben  Zeit,  in  der,  wie  wir  wisBen,  eine  Besserung 
der  Lage  der  unteren  Klassen  begann,  so  scheint  ein  Zusammen- 


(Reinicke  a.  a.  O.  p.  163)  Im  einzelnen  betrug  nach  des  praktischen  Arztes  Dr.  Schief- 
ferdecker  sehr  dankenswerten  specieilen  Untersuchungen  der  Fleischverbrauch  in  der  Stadt 
Königsberg  pro  Kopf  1760:  60,9  und  1802  : 51,2  Kilo,  und  sank  dann  1831  auf  34,6. 
1842  auf  26,0,  1845  — 48  durchschnittlich  sogar  auf  26,76,  um  z.  B.  1850 — 51  auf 
ca.  33  Kilo  und  (nach  kurzem  Rückschläge  in  den  Jahren  1854 — 55)  in  den  60er  Jahren 
bis  35 — 36*/a  Kilo  zu  »teigen.  Und  ähnlich  war  der  durchschnittliche  Kopfverbrauch  der  Stadt 


Danzig:  1831:  35,3  Kilo 

1847  : 39.5  „ 

1848:25,3  „ 

1849:  39,7  „ 

1850:  32,3  „ 

1851  : 36.7  „ 

1852  : 37,5 

und  z.  B.  1858/60:  43.17  „ 

1865/67  : 45,69  „ 


vgl.  Schiefferdecker,  Die  Ernährung  der  Be- 
wohner Königsbergs  und  anderer  grofser  Städte , Kö- 
nigsberg 1869. 


Kritisch  gute  Untersuchungen  bezfig).  des  Berliner  Fleiacbverzebrs  giebt  Conrad  in 
diesen  Jahrbüchern  N.  F.  Bd.  111  im  Aufsatze:  Der  Konsum  an  notwendigen  Lebens- 
mitteln in  Berlin  vor  100  Jahren  und  in  der  Gegenwart. 

1)  Vgl.  Reinick  a.  a.  O.  and  Conrad  a.  a.  O.  Letzterer  giebt,  nur  um  das  Ver- 
hältnis zwischen  den  verzehrten  Tiergattungen  zu  veranschaulichen  , als  Resultat  seiner 
Rechnungen  mit  grofser  Reserve  folgende  Zahlen.  Der  durchschnittliche  Kopfveraehr  ia 
Berlin  habe  betragen  : 

1778/84:21  Kilo  j 1860/69  : 11,4  Kilo  1875/77:  15.6  Kilo  Ochaeofleiseh 


,, 

3>.«  .. 

»* 

20,86  „ 

22.38  „ 

Rindfleisch  übhpt. 

tt 

■6.0  „ 

»1 

15.9  „ 

»5.«  .. 

Schweinefleisch 

*8 

58.»  ..  j 

»» 

45.»  ..  I 

II 

S*.»  .. 

Fleisch  überhpt. 
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bang  zwischen  beiden  Erscheinungen  kaum  von  der  Hand  zu  weisen  l). 
Und  nur  zwei  Einwendungen  scheinen  sich  noch  zu  erheben,  erstens 
nämlich,  daß  die  Zahl  der  schlachtsteuerpflichtigen  Städte  sich  seit 
Anfang  der  50er  Jahre  stark  geändert  und  dadurch  gerade  diejenigen 
Orte  ausgeschieden  sein  könnten,  die  geringeren  Fleisch  verzehr 
gehabt,  und  zweitens,  daß  die  Schlachtsteuerbestimmungen  seit  1852 
schärfere  geworden. 

Indessen  ist  beides  hier  nicht  durchschlagend.  Denn  z.  B.  in 
Westpreußen,  Berlin  und  RegBezirk  Potsdam  fand  in  ersterer  Be- 
ziehung seit  1844  keinerlei  und  im  RegBezirk  Frankfurt  fast 
keine  Aenderung  statt  (Herabgehen  von  7 auf  6 Städte),  in  Pommern 
schieden  nur  4 kleinere  Städte  von  überhaupt  15  aus  u.  s.  w.  Und 
dennoch  fand  ja  auch  dort  eine  Steigerung  des  Fleischverbrauchs  in 
neuerer  Zeit  statt  *1.  Jene  Verschärfung  der  Belastung  von  1852  ab 
aber  reduziert  sich  darauf,  daß  im  äußeren  Stadtbezirk  einige 
wenige  Gewerbetreibende  mit  belastet  wurden,  die  man  bisher  steuer- 
frei gelassen.  Auch  das  ist  nicht  von  Bedeutung*).  — 

Vielleicht  noch  mehr  gesichert  indessen  erscheint  das  hier  gewonnene 
Resultat,  wenn  man  sich  davon  überzeugt,  daß  ein  Umschwung  derselben 
Art,  von  schwächer  zu  stärker  werdendem  FleiBchverzehr , zu  etwa 
gleicher  Zeit  sich  auch  außerhalb  jener  Städte  Preußens  Bahn  brach. 

In  Leipzig-Stadt  z.  B.  betrug  nach  Otto  Gerlachs  sehr 
speciellen  und  schätzenswerten  Untersuchungen  (Der  Fleischkonsum 
Leipzigs  nach  amtlicher  Quelle,  Jena  1886)  der  jährliche  Verbrauch  pro 


Kopf: 

1838—40 

an  Rindfleisch  1 
29,5:1  Kilo 

Schweinefleisch 
10,20  Kilo 

Summa 
39.73  Kilo 

1841  — 46 

28,08 

1! 

11,52  „ 

39.82 

f» 

1847-60 

26,37 

..  (!)  ! 

1 1,20  „ 

37.67 

,.<! 

dagegen 

1852-60: 

27.34 

Kilo 

18.07  Kilo 

[ 44.#8 

Kilo 

1861—70: 

26,88 

*• 

30,00  0 » 

' 59  07 

t« 

1871—80: 

29,07 

ft 

36.8»  (0  » 

63,51 

..  (• 

Und  eine  ähnliche  Wandelung  vollzog  sich  in  den  weiteren  Ge- 
bieten von  Leipzig-Hebebczirk  und  Ieipzig- Hauptzollamts- 
bezirk, im  ersteren  z.  B.  so,  daß  der  dort  konstatierte  durch- 
schnittliche Fleischverbrauch  betrug: 


1)  Wiederum  war  die  Belastung  des  Fleischverbrauch«  gleichzeitig  gestiegen.  Sie 
betrug  z.  B.  per  Kopf 


in  Preufsen 

' Berlin 

RB.  Potsdam  ■ 

1 RB.  Frankfurt 

Sachsen 

' Kheinprovinz 

1844  22,0  Sgr. 

42.6  1 

29,0 

29.0 

22.2 

33.6 

1861  33,7  „ 

52.6 

35*8 

36,0 

3M 

39.3 

2)  Ebenso  sank  in  Schlesien  die  Zahl  der  schlachtsteuerpflichtigen  Städte  zwischen 
1838  und  1861  nur  von  20  auf  15.  Mehr  berührt  wurden  Sachsen  (Herabgehen  von  18 
auf  8),  Pommern  (von  14  auf  7),  Rheinland  (von  13  auf  9). 


3)  Steuerpflichtig  sollte  in  jenem  Bezirke  auch  sein,  wer  ohne  dort  zu  wohnen 
Fleisch  etc.  dort  feilhielt  oder  gewerbsm&fsig  verkaufte.  Vgl.  Schimmelfennig , Indir. 
Steuern,  2 Aufl-  1865,  p.  619  (Gesetz  von  1852).  Die  eigentümliche  Lage  der  Bewoh- 
ner dieses  anfsern  Bezirks  (halb ineiligen  Umkreises)  erläutert  gut  Reinick  a.  a.  O.  p.  221. 
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an  Rind  fleuch 
1838—40:  18,29  Kilo 

1841—46  : 17,  59  „ 

1847 — 50  : l6, 1 3 „ 

1852  — 60:  "l6,K6  Kilo 

1861—70:  17,50  „ 

1871—80:  17,  *6  „ 


Schweinefleisch  zusammen 
10,56  Kilo  28,86  Kilo 

12,03  „ ; 29,63 

U*o«_  „ l 27*19„  ü_ 

15,18  Kilo  32,04  Kilo 

22,0*  „ 39,52  „ 

»9.»«  ..  46,41  „ 


Auch  da  sehen  wir  also  Stagnation  oder  immer  weiteres  Sinken 
des  Fleischverbrauchs  bis  Anfang  der  50er  Jahre,  dann  endlich 
Steigerung. 

Und  nicht  anders  stand  es  in  anderen  sächsischen  Städten  und  im 
Königreich  Sachsen  im  allgemeinen  nach  dort  erhobener  Fleisch- 
steuer. 

Id  Dresden  und  Chemnitz  z.  B.  betrug  der  Verbrauch: 


in  Dresden  | 

an  Rindfleisch 

Schweinefleisch  1 

Kalbfleisch 

Hammelfleisch 

zusammen 

1835 

II, » 

Kilo 

5 * 

Kilo 

9,0  Kilo 

3** 

Kilo 

29.« 

Kilo 

1840 

1 1,9 

5.’ 

»• 

7.«  H 

3-7 

•« 

28,? 

1851  f 

19,6 

4» 

8.4 

tt 

4.3 

3-8 

35« 

»* 

1867 

20,5 

130 

» 1 

9.*  .. 

4.9 

47.» 

und  in  Chemnitz 

1835 

11,7 

.. 

8,3 

.. 

J.5 

2,0 

»t 

25.5 

»• 

1840  1 

1 0,4 

.. 

7.1 

»• 

3 7 .. 

2,2 

** 

23.4 

1851 

M.« 

8.9 

7,  ' 

2.7  „ 

2.3 

t« 

28.7 

ft 

1857 

15.4 

9.4 

H 

3.7  .. 

2,4 

30.9 

M 

Und  für  das  ganze  Königreich  Sachsen  berechnete  Böhmert  auf 
Grund  der  Ergebnisse  dort  erhobener  Rind-  und  Schweinefleischsteuer 
den  durchschnittlichen  Verbrauch  von  jenem  und  diesem  Fleisch  in 
den  Perioden: 


1836 — 45  auf  14,3  resp.  17,8  also  zusammen:  32,1  Pfd. 

1846—65  „ 14,9  „ 18,0  „ „ 32,9  „ 

dagegen  für 

1865— 65  auf  18,4  reap.  25,6  also  zusammen:  44,0  Pfd. 

1866— 35  „ 20,6  „ 30,3  „ „ 50,9  „ 

1 878 -85  „ 23,»  „ 37, s „ „ 60, 5 „*) 

Die  neuere  auffällige  Steigerung  namentlich  des  Konsums  von 
Schweinefleisch  legt  zugleich  die  Erklärung  nahe.  Und  eine  be- 
achtenswerte Bestätigung  finden  alle  diese  Erscheinungen  endlich  auch 


1)  Vgl.  Zeitschrift  des  Kgl.  sächsischen  statistischen  Bureaus,  1890,  p.  120  ff.  Da- 
nach s c h e i n t übrigens  auch  der  Bierkonsum  bis  an  die  50er  Jahre  ab-,  dann  zuge- 
nommen zu  haben.  Die  Bierproduktion  wenigstens  betrug 


1836 

1,56 

Mill.  Eimer 

auf 

1,60 

Mill. 

Köpfe 

1840 

1,4* 

»»  t* 

tt 

1,65 

t» 

tt 

1843 

1,46 

tt  t* 

tt 

1,70 

tt 

tt 

1846 

1,6* 

tt  »t 

tt 

1,76 

tt 

tt 

1849 

1,63 

tt  tt 

t» 

1,83 

tt 

t» 

1852 

1,69 

»t  1 1 

tt 

1,99 

tt 

tt 

1855 

1,34 

(!)  „ 

tt 

2,03 

»t 

tt 

war  also  von  etwa  1 Eimer  per  Kopf  (1836)  auf  etwa  ca.  ’/s  Eimer  (1855)  gesunken, 


stieg  nunmehr  aber  derart, 

dafs 

sie  betrug  z. 

B. 

1858: 

2,03 

Mill.  Eimer 

auf 

2,i*  Mill.  Köpfe 

1867  : 

2,83 

tt  >t 

t» 

2’4*  »•  tt 

1885: 

5>n 

♦»  »1 

tt 

3t1®  »f  tt 
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io  analogen  Vorgäugen  außerhalb  Preußens  und  Sachsens,  soweit 
wir  an  dem  Ergebnis  der  Fleischabgaben  den  Konsum  zu  erkennen 
vermögen,  so  z.  B.  in  Lübeck,  in  München  und  in  französi- 
schen Städten. 

Für  Lübeck  berechnete  Schmidt  nach  der  dort  seit  1814  er- 
hobenen Konsumtionsaccise  folgende  Verbrauchsmengen  pro  Kopf: 


an  Rindfl.. 

Kalbt!. 

ISchweinefl-t 

Schaffl. 

1 gesalz.  u.  geräuch.  Fl.  j 

im  ganzen 

1836—45:29,9  1 

I5»1 

26.4 

10,2 

85.' 

1846-55:  27,3  J 
dagegen 

12,6 

20,4  (!)  1 

10,0 

1 2.4  1 

72,7  (!) 

1866—65:  33,5  j 

12,5 

1 25-» 

| 8,9 

2,4 

82.3 

1866  — 68:  38,2  ; 

3*"  0 1 

8.2 

2,3 

102,0  ') 

Auch  da  sehen  wir  zwar  Abnahme  des  Konsums  von  Kalb-,  Schaf- 
und  gesalzenem  oder  geräuchertem  Fleisch,  aber  gleichzeitig  von  den 
50er  .fahren  ab  so  starke  Zunahme  des  Rind-  und  namentlich  des 
Schweinefleiscbkonsums,  daß  die  bis  dahin  gesunkene  Gesamt- 
verbrauchsziffer erheblich  steigt.  Und  ähnlich  in  bayerischen  Städten. 

In  München  z.  B.  betrug  nach  G.  Mayr’s  Rechnungen  (Zeit- 
schrift des  Kgl.  bayer.  Statist.  Bureaus,  1871)  der  Hauptfleischverbrauch 
pro  Kopf 


an  Rindfleisch  1 Kalbfleisch  Schweinefleisch 

I Schaffleisch 

zusammen 

1819/29 

59,8  Kilo  23.4 

Kilo  ] 17.3 

Kilo 

2.8 

Kilo 

103,9  Kilo 

1829/39 

$0.8  „ ! 21,7 

1 '7.3 

t» 

2.9 

M j 

92.6  >1 

1839/49 

44,3  „ 1 22.1 

..  16,1 

»1 

3*o 

»» 

«5.»  .. 

1849/59 

37.7  „ (!)  | 20,6 

..  1 ‘4.2 

..  O 

2,0 

f»  1 

74-5  ..  (!) 

dagegen 

1859/60 

41.8  „ 1 20,1 

.,  I 19.1 

it 

| 2,2 

II 

83,*  „ 

1870 

46,1  „ | 20,5 

..  ! '7.4 

»t 

1 3»° 

»«  | 

87,0  „ 

Und  selbst  in  Frankreich,  in  Paris  wie  im  Durchschnitt  der  Oc- 
trois  erhebenden  großem  Städte  überhaupt  erfolgte  in  den  50er  und 
liOer  Jahren  ein  ähnlicher  Umschlag  von  sinkendem  zu  steigendem 
Fleischverzehr  *). 


1)  G.  II.  Schmidt,  Statistik  des  Konsums  von  Lübeck , Jens  1891,  p.  45.  Für 
Lübeck  können  wir  nach  derselben  Steuer  auch  einen  Rückgang  des  B r o t Verbrauchs  kon- 
statieren. An  Weiten  und  Roggen  zusammen  wurden  hiernach  dort  pro  Kopf  verzehrt: 
1836-45:  248,7  + 120,0  = 368,7  Pfund 
1846—55:  227,5  + 123,9  = 351,4  „ 

1856  -60:  221,9  -f  112,8  = 334,7  „ (!) 

1851 — 65:  zusammen  360  ,, 

wozu  nun  freilich  an  Geflügel,  Wildbret  und  insbesondere  Fischen  noch  trat  ein  Kopf- 
konsum 1836 — 45  von  67,2,  1846—55  von  45,3  und  1856 — 65  von  37,8  Pfund. 


V 


Für  Paris  hat  Block  deu  Fleischkonsum  so  berechnet: 
Rind-  u.  Schaffleisch  I Schweinefleisch  I 


Kilo 

Kilo 

1809—18 

60.1 

II,& 

1819—30 

58,3 

12,6 

1831—40 

51.4 

11,0 

1841—50 

5M 

10,6 

Nun  erst  erfolgte  eine  Steigerung : 


1851—54  59,3 

1855—59  63,1 


10,3 

10,7 


Summa 

Kilo 

7M 

70,9 

62,4 

61.7  (!) 

69,6 

73.8  U.  5.  W. 
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Indessen  sind  ja  auch  gegen  alle  diese  angeblichen  Erweise  an- 
fänglichen Rück-  und  späteren  Fortschreitens  des  allgemeinen  Wohl- 
standes mancherlei  Einwendungen  zu  erheben,  so,  abgesehen  von  der 
schon  berührten  Unsicherheit  der  statistischen  Unterlagen  (wegen  un- 
zureichenden Maßstabes  der  Versteuerung,  wechselnden  Umfanges  der 
Defraude,  Konkurrenz  „äußeren“  und  „inneren“  Stadtbezirks,  zuneh- 
mendon  Fremdenverkehrs  u.  s.  w.)  namentlich  insofern,  als  sieh  die 
angeführten  Zahlen  erstens  fast  nur  auf  größere  Städte,  nicht  auf  die 
Gesamtheit  der  Bevölkerung  beziehen,  und  zweitens  der  Abnahme 
des  Fleischkonsums  eine  Zunahme  des  Brotkonsums  parallel  gegan- 
gen sein  kann,  ein  Vorgang  der  z.  B.  in  den  mahl-  und  schlacht- 
steuerpflichtigen  Städten  Preußens  vielfach  auch  nachweisbar  ist'). 

Und  wenn  nun  auch  diesen  letzteren  Einwendungen  nach  allem 
Gesagten  kein  sehr  großes  Gewicht  beizulegen  sein  möchte,  immerhin 
ist  es  wichtig,  daß  uns  zur  Bestätigung  des  Dargclegten  noch  andere 
Nachrichten  bleiben,  gegen  die  Einwendungen  der  berührten  Art  nicht 
erhoben  werden  können,  da  sie  in  der  That  auf  allgemein  in  Stadt 
und  Land  gleichmäßig  erhobenem  und  zugleich  besonders  zuver- 
lässigem Zahlenmaterial  basieren : jene  Nachrichten  nämlich , die 

Für  Wien  berechnet  Pizsala  den  Fleischverbrauch  1871  auf  88,2  und  1880  auf 
92  Kilo,  während  er  s.  B.  für  1865,  1866  und  1867  nur  auf  81,79  und  76  Kilo  ge- 
schätzt  wurde  (Statist.  Monatsschrift  1877,  p.  385,  1881,  p 406).  Neuere  Nachrichten 
über  angebliche  Abnahme  ebenda  Jahrg.  1883,  p-  608.  Nachrichten  für  die  30er  bis 
50er  Jahre  waren  dem  Verf  nicht  zugänglich. 

1)  Nach  dem  von  Reinick  a a.  O.  mitgeteilten  Material  lifst  sich  allerdings  eine 
gewisse  Zunahme  des  Weizen-  und  Roggenverbrauchs,  insbesondere  des  letzteren,  für  den 
Durchschnitt  5-jihriger  Perioden  und  den  Durchschnitt  aller  jener  Städte 
nachweisen.  Wählt  man  dieselben  Perioden,  die  oben  für  Berechnung  des  Fleischverzehrs 
die  Grundlage  bildeten,  so  betrug  in  der  Gesamtheit  der  mahlsteuerpHichtigen  Städte  der 
durchschnittliche  Kopfverbrauch 

von  Weisen  von  Roggen  zusammen 


1838/42 

77  Pfund  31,«  Lot 

»3S 

Pfund 

5.8 

Lot  = 

313  Pfond 

6 Lot 

1843/47 

89 

>•0  .. 

J25 

n 

3<>,0 

,,  m= 

3«  5 .. 

18  „ 

1848/52 

9* 

«♦.*  .• 

240 

t« 

27.O 

333 

9 

1853/57 

99 

9.8  .. 

»5» 

»t 

21,2 

„ = 

35'  .. 

3»  v, 

1858/61  (neue» 

0«  wicht)  (io8 

«0,0  „ ) 

(m 

«• 

19.5 

altes 

Gewicht  115 

«9»  .. 

249 

9« 

3*4  .. 

29  t. 

Indessen  dürfte  diese  Steigerung  eben  gerade  in  der  gleichzeitigen  Abnahme  auderen, 
insbes.  des  Fleischkonsums  ihre  Erklärung  finden,  also  nicht  gegen  die  aus  letzterer  zu 
ziehenden  Schlüsse  zu  verwerten  sein. 


Uebrigens  tappen  wir  ln  diesen  Dingen  Im  dunkeln,  so  lange  uns  der  Konsum  von 
so  wichtigen  anderen  stick-  und  kohlenstoffhaltigen  Substanzen  wie  Schmalz,  Milch,  But- 
ter, Käse,  Eier,  Kartoffeln,  Gemüse,  Fischen,  Früchten  u.  s.  w.  unbekannt  ist. 

Nach  den  obwohl  unsicheren,  doch  auf  sehr  specieilen  Erhebungen  des  gründlichen 
Arztes  beruhenden  Mitteilungen  von  Schieferdecker  fielen  von  16  Gramm  täglicher 
Stickstoff-  und  etwa  244  Gramm  täglicher  K o h 1 e n stof  fzufubr,  die  Sch  für  jeden 
Kopf  der  Königsberger  Bevölkerung  im  grofsen  Durchschnitt  berechnete,  auf  Brot  und 
Fleisch  zusammen  (1865)  nur  8,4  + 6,8  -=  10,2  Gramm  Stickstoff  und  12,5  -f  128,7 
es  141,2  Gramm  Kohlenstoff.  Der  grofse  Rest  von  ca.  6 resp.  ca.  103  Gramm  wurde 
gedeckt  durch 


Milcbnahrung 

mit 

2,5 

resp.  27,9 

Gramm 

Kartoffeln 

f* 

0,8 

ff  29,6 

tt 

Bier 

ff 

0,2 

„ 8,2 

tt 

Zucker 

— 

tt  8,4 

tf 

Käse 

»f 

0,5 

*t  3>4 

tt  *»• 
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sich  auf  bemerkenswerte  Wandelungen  in  der  Gestaltung  der  Kin- 
dersterblichkeit beziehen,  und  auf  die  oben  schon  verwiesen  worden 
ist  Hierüber  Näheres  im  folgenden  Abschnitte. 


Und  ähnlich  in  München,  wo  nach  demselben  Verfasser  in  diesem  Jahre  (1865), 
gedeckt  wurde  der  tägliche  Durchschnittsbedarf  von  81,4  resp.  882,9  Gramm  Stickstoff 
und  Kohlenstoff  durch 

Brot  nur  mit  6,3  resp.  119,4  Gramm 
und  durch  Fleisch  nur  mit  9,0  „ 33,0  ,, 

zusammen  mit  15,3  resp.  152,4  Gramm, 
dagegen  durch  Milch  mit  3,5  resp.  39,6  Gramm 
m Bier  „ 1,2  „ 47,4  „ 

„ Kartoffeln  „0,1  „ 4,8  „ u.  s.  w. 

Danach  erschienen  denn  auch  Berechnungen  jener  auf  den  Getreidekonsum  der  mahl- 
steuerpflichtigen  Städte  bezüglichen  Zahlen  für  die  einzelnen  Provinzen  (in  jenen  5-jäh- 
rigen Perioden)  oder  Berechnungen  darüber,  ob  für  die  in  den  40er  und  50er  Jahren 
stattgebabte  Verminderung  der  Fleischnahnmg  in  der  gleichzeitigen  Steigerung  der  Brot- 
nahrung auareichender  Ersatz  geboten  sei,  dem  Verf.  wenig  erheblich  und  sind 
einstweilen  unterblieben. 
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Die  Litteratur  der  Unfall-  und  Krankenversicherung 
in  der  Schweiz. 

Von  E.  H e i t e. 

Bekanntlich  ist  die  Schwei»  im  Begriff,  nach  dem  Beispiele  Deutsch- 
lands und  Oesterreichs  die  civilrechtliche  Haftpflicht  durch  die  obligato- 
rische Unfallversicherung  zu  ersetzen.  Der  ganze  Vorgang  erhält  durch 
den  Kinflufs  der  eigentümlichen  Verhältnisse  und  Forderungen,  denen  man 
sich  anzupassen  hat,  wissenschaftliches  und  politisches  Interesse , ist  also 
auch  der  Erwähnung  in  den  „Jahrbüchern"  nicht  unwert  ’). 

Nachdem  1875  den  Transportanstalten  die  Haftpflicht  gegenüber  den 
Angestellten  und  Arbeitern  auferlegt  worden  war,  wurde  dieselbe  1877 
durch  das  sog.  Fabrikgesetz  auch  für  den  Fabrikbetrieb  zur  Anwendung 
gebracht  Aber  schon  1881  führten  Klagen  über  Unzulänglichkeit  und 
ungleiche  Handhabung  zu  einem  förmlichen  Haftpflichtgesetz.  Auch  dieses 
befriedigte  nicht  lange ; bereits  1885  wurde  im  Nationalrat  ein  Antrag 
gestellt,  welcher  — scheinbar  unlogisch  — auf  Revision  des  1881er  Gesetzes 
und  auf  Einführung  der  obligatorischen  Unfallversicherung  abzielte,  und 
die  Behörde  bemühte  Bich,  durch  Umfrage  die  Stimmung  der  beteiligten 
Kreise  zu  erforschen. 

In  erster  Linie  ist  hier  die  8tudie  von  N.  Droz  2):  „Die  Opfer  der 
Arbeit“  zu  nennen ; persönliche  und  sachliche  Gründe  geben  ihr  beson- 
dere Bedeutung.  Droz  geht  aus  von  der  erheblichen  Zahl  von  Unfällen 
in  der  modernen  Industrie,  schildert  dann  die  Unterschiede  iu  der  recht- 
lichen Behandlung  (allgemeines  oder  Spezialgesetz)  sowie  in  der  freiwilli- 
gen oder  obligatorischen  Versickerung.  In  der  Grundfrage  entscheidet 
sich  der  Verfasser  für  Haftpflicht  und  Freiwilligkeit;  schon  der  Gedanke, 


1)  Vcrgl.  namentlich  Kummer,  Der  gegenwärtige  Stand  der  Unfallversicherung  in 
der  Schweis  (Verhandlungen  des  sog.  Unfallkongresses  in  Bern)  1891. 

2)  Bern  bei  K.  J.  Wyfs  (1885),  deutsche  Wiedergabe  eines  iu  der  „Bibliothlque  uni- 
verselle“ veröffentlichten  Aufsatzes, 
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dafs  durch  eine  Staatsanstalt  die  Bundesfinanztn  eine  neue  Belastung  er- 
leiden würden,  iat  ihm  unsympathisch  und  bei  der  unvermeidlichen  recht- 
lichen und  thatsüchlichen  Begrenzung  im  Effekt  ein  wesentlicher  Unter- 
schied dem  Verfasser  zufolge  doch  nicht  au  erzielen. 

Im  Ocgensatz  zu  Bundesrat  Droz  sprechen  sich  alle  Stimmen  jener 
Zeit  zu  Gunsten  der  staatlichen  und  obligatorischen  Versicherung  aus, 
natürlich  aus  verschiedenen  Gründen.  Wenn  das  Bureau  der  kaufmün- 
nischenGesellschaftin  Zürich1 2 *)  und  ebenso  Sulz  e r-Zi  egl  er*) 
die  Haftpflicht  als  auf  ein  Ausnahme-  und  Klaasengesetz  hinzielend  ver- 
werfen, wenn  von  Steiger*)  erklärt,  dafs  derselben  — aus  ökono- 
mischen Gründen  — die  schweizerische  Landwirtschaft  niemals  unter- 
stellt werden  könnte,  so  ist  das  so  ziemlich  das  Gegenteil  der  Sätze  von 
Soherer4 5),  der  in  der  Haftpflicht  den  Grundgedanken  der  altrömischen 
actio  de  recepto  erkennt  (1)  und  nur  aus  Z weck m äfsigkei tsgrün den  der 
obligatorischen  Versicherung  den  Vorzug  giebt.  — Diese  Abweichungen 
erklären  sich  aus  einem  Mangel  an  begrifflicher  Schärfe,  der  auch  später 
nicht  beseitigt  worden  ist.  Die  Haftpflicht  belastet  nioht  etwa  bestimmte 
Arbeitgeber  vor  anderen,  sondern  gewährt  nur  Sicherstellung  gegen  be- 
sondere, sonst  unbekannte  Gefahren;  sie  hat  deshalb  auch  nicht  den 
Schaden  an  sich,  sondern  nur  den  Betrag  zu  ersetzen,  der  aus  jener  ver- 
mehrten Gefahr  sich  durchschnittlich  ergiebt.  Die  Unfallversicherung  hat 
dagegen  ein  doppeltes  Gesicht.  Sie  ist  jener  ähnlich , wenn  es  nur  dar- 
auf ankommt,  billiger  und  vielleicht  wirksamer  zu  arbeiten  und  an  das 
Moment  der  besonderen  Gefahr  nioht  streng  gebunden  zu  sein.  Aber  sie 
kann  auch  als  eine  ökonomisch-soziale  Aufgabe,  als  eine  prophylaktische 
Mafsregel  erfafst  werden.  Weder  dieser  Unterschied,  noch  dessen  Kon- 
sequenzen sind  genau  beachtet  worden , und  deshalb  fehlt  es  von  allem 
Anfang  an  au  Klarheit.  Präzis  ist  eigentlich  nur  P a ge  - Cham.  6).  Haft- 
pflicht und  Unfallversicherungszwang  sind  beide  verwerflioh : während 
auch  ohne  sie  der  einsichtige  Unternehmer  für  seine  Leute  sorgt,  machen 
beide  Institutionen  den  Arbeiter  nioht  nur  begehrlich,  sondern  auch  nach- 
lässig und  mutwillig. 

Was  diesen  und  anderen  Arbeiten  *)  eine  gewisse  Bedeutung  ver- 
leiht, ist  dos  Zusammentreffen  auf  dem  einen  Punkt  des  Reformbedürf- 


1)  Haftpflicht  der  Fabrikarbeit  und  Unfallversicherung  der  Arbeiter.  Zürich  (8cbr5ter 
und  Meyer)  1886. 

2)  Haftpflicht  und  Unfallversicherung,  Vortrag  in  der  Generalversammlung  des  Ver- 
eins schweizerischer  Maschinenindustrieller.  Zürich  (Herzog)  1887. 

8)  Haftpflicht  etc.  Berner  Blätter  für  die  Landwirtschaft  1889,  Nr.  20  u.  21. 

4)  Die  obligatorische  Unfallversicherung.  Zürich  (Conzetti)  1886. 

5)  Offene  Antwort  auf  die  Umfrage  des  schweis.  Handels*  und  Industrievereins. 
Zürich  (Orell  Füssly  Ät  Co.)  1886. 

6)  F orrer  führt  in  der  später  zu  besprechenden  Denkschrift  noch  eine  Reihe  wei- 
terer Broschüren  an  (§  231  fl.),  sie  waren  jedoch  dem  Ref.  nicht  zugänglich.  Dem  hier 
angegebenen  Inhalte  zufolge  sind  auch  dort  verschiedene  Ansichten  vertreten,  es  sei  aber 
noch  kurz  erwähnt,  dafs  nur  SuJzer  der  schweizerischen  Verwaltung  die  Möglichkeit 
abspriebt,  so  grofse  Unternehmungen  in  befriedigender  Weise  durebzuführeu.  Ebenso 
denkt  Scherer,  der  doch  im  Namen  der  Arbeiter  spricht,  an  eine  selbständige  Ver- 
waltung der  einzelnen  Berufsgruppen. 
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aisses  im  Sinne  der  obligatorischen  Versicherung.  Damit  steht  die  ge- 
setzgeberische Arbeit  nur  scheinbar  im  Widerspruch.  Die  Novelle  von 
1887  will,  ihrer  scharfen  und  zum  Teil  schiefen  Bestimmungen  unge- 
achtet, nicht  etwa  die  Haftpflicht  dauernd  konsolidieren;  mau  will  nur 
Zeit  gewinnen  und  — den  letzten  Widerstand  gegen  die  neue  Idee 
besiegen. 

Der  neue  Weg  wurde  vom  Bundesrat  am  28.  November  1889  betre- 
ten. Seine  Botschaft  an  die  Bundesversammlung  ')  bezweckt  die  Partial- 
revision der  Bundesverfassung  im  Sinne  der  Bundeekompetenz  für  obliga- 
torische Unfall-  und  Krankenversicherung.  Aus  den  Motiven  sei  hier  nur 
hervorgehoben  , dafs  der  Bundesrat  den  Ausdruck  der  „Arbeitervcrsiohe- 
rung“  vermieden  wissen  möchte  (S.  16).  „Pflicht  und  Hecht“,  meint  er, 
„sollten  nioht  zu  eng  gefafst,  sondern  der  Zutritt  neben  den  eigentlichen 
Arbeitern  auch  anderen  Bediensteten  und  den  Arbeitgebern  selbst  offen 
gehalten  werden.  „Es  ist  höchst  wünschenswert  und  wird  zur  Milderung 
der  (iegensätze  in  unseren  wirtschaftlichen  Verhältnissen  viel  beitragen, 
weun  die  neue  Institution  auf  möglichst  demokratischer  Basis  sich  erhebt 
und  es  vermeidet,  ihre  Vorteile  auf  einzelne  Klassen  der  Bevölkerung  zu 
beschränken.“ 

Es  ist  hier  nioht  der  Ort,  auf  die  Geschichte  des  neuen  Verfassungs- 
artikels einzugehen  *).  Die  Botschaft  enthält  aber  zwei  Gutachten  über  die 
Unfallversicherung  und  wird  später  durch  ein  solches  über  obligatorische 
Krankenversicherung  ergänzt,  bildet  somit  den  Angelpunkt  der  ganzen 
Bewegung. 

Das  Gutachten  von  H.  Kinkelin,  einer  Autorität  in  Saohen  der 
Versicherungsstatistik  und  -technik,  ist  freilich  sehr  knapp  gehalten,  eher 
einer  die  wichtigsten  Punkte  feststellenden  Vorarbeit  vergleichbar.  Die 
Frage  der  Organisation  beantwortet  er  so;  für  die  Krankenversicherung 
örtliche  Kassen  innerhalb  gröfserer  territorialer  Verbände,  für  die  Un- 
fallversicherung statt  Berufsgenossensohaften  eine  einheitliche  Staats  anstatt. 
— Das  entspricht  zwar  augenscheinlich  der  herrschenden  Ansicht,  dürfte 
jedoch  kaum  ausreichend  begründet  sein  duroh  den  Hinweis  auf  den  Vor- 
gang der  kantonalen  Brandversioherungsanstallen,  auf  den  schwachen  Be- 
stand zahlreicher  Gewerbe,  auf  die  Schwierigkeiten  bei  don  Wahlen  der 
Beamten,  auf  die  Mannigfaltigkeit  der  Verhältnisse  u.  s.  f.  Jedenfalls 
vermifst  der  Bef.  die  Klarstellung  des  Verhältnisses  eines  solchen  Insti- 
tutes zu  der  Fabrikinspektion,  zur  Unfallverhütung  und  zur  Kontrolle  des 
eidg.  Versicherungsamtes,  sowie  zu  der  Schwierigkeit,  bei  den  in  der  Schweiz 
bestehenden  Einrichtungen  (periodische  Wahl  der  Beamten  etc.)  eine  lei- 


1)  Botschaft  des  Bundesrates  Mi  die  Bundesversammlung  betreffend  die  Einführuug 
des  Oesetsgebungsrechtes  über  Unfell-  und  K renken  Versicherung. 

2)  Der  ursprüngliche  Antrag  lautete:  ....  die  obligatorische  Unfellversicherung 
einzuführen  ....  Über  die  Krankenversicherung  gesetzliche  Bestimmungen  zu  treffen 
und  für  sämtliche  Lohnarbeiter  den  Eintritt  in  einen  Krankcnversicherungsverband  ver- 
bindlich zu  erklären.  Dem  gegenüber  enthält  Art.  34  w»  zunächst  schon  die  Zu- 
sammenfassung von  Unfall-  und  Krankenversicherung  „unter  Berücksichtigung  der  be- 
stehenden Krankenkassen“,  und  fährt  dann  fort : „Er  (der  Bund)  kann  den  Beitritt  all- 
gemein oder  für  einzelne  Bevölkerungsklassen  obligatorisch  erklären.“ 
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»tungsfähige  Verwaltung  herzustellen.  Dazu  kommt  das  Verhältnis  zu 
den  Krankenkassen.  In  der  That  waren,  wie  wir  sehen  werden , andere 
konsequenter  als  der  Verf.  — In  der  weiteren  Frage:  ob  Aversjl-  oder 
Kentenentschädigung?  spricht  er  sich  sehr  reserviert  aus.  Jenes  hat 
nach  ihm  den  Vorteil , dafs  jedes  Jahr  ein  definitives  Kechnungsergebuis 
liefert;  das  Rentensystem  wäre  also  nur  möglich  beim  sog.  Deckungsver- 
fahren , wobei  freilich  dem  Staat  grofse  Summen  auf  lange  Fristen  zu- 
fliefaen  würden,  was  man  bisher  stets  zu  vermeiden  gesucht  habe.  Aber 
der  Bund  müsse  auoh  in  der  eigenen  Anstalt  die  Grundsätze  fosLhalten, 
die  er  der  Privatvereioherungsunternehmung  gegenüber  aufgestellt  (8.  Iß). 
— Bezüglich  des  Obligatoriums  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  ist  Verl', 
noch  nioht  fest  entschlossen  und  erklärt  dasselbe  bei  den  Dienstboten  für 
entbehrlich  — die  Verpflichtung  beider  Kategorien  zur  Krankenversiche- 
rung vorausgesetzt.  — 

Das  zweite  Gutachten  — aus  der  Feder  von  E.  Forrer  — beschäf- 
tigt sich  vor  allem  eingehend  mit  Prinzip  und  Wirkung  der  Haftpflicht. 
Ohne  dem  Grundgedanken  feindlich  zu  sein  , findet  Verf.  doch,  dafs  die- 
selbe dem  Arbeiterstand  zur  Geisel  werde  (S.  61).  Wollte  F.  seine  Kri- 
tik vollenden , so  mufste  er  zwischen  Prinzip  und  Handhabung  unter- 
scheiden. Der  Vorwurf,  die  Prozesse  zu  vermehren,  trifft  nicht  das  Prinzip, 
sondern  hängt  damit  zusammen , dafs  die  schweizerischen  HapftpHicht- 
gesetze  die  Beweislast  dem  Arbeiter  abnahmen.  Zweitens  wird  dieses 
System  in  einem  Staate  ohne  Centralgerichtshof,  also  ohne  feste  gericht- 
liche Praxis  zu  einer  steten  Quelle  von  Unzufriedenheit.  Zudem  soheint 
Verf.  selbst  über  das  Wesen  der  Haftpflicht  im  Unklaren  zu  sein,  denn 
sonst  träfe  man  nicht  immer  wieder  in  seiner  „Denkschrift“  auf  die  Vor- 
stellung, als  verpflichte  der  Betriebsunfall  den  Unternehmer  zum  Ersatz 
des  ganzen  Sohadens.  Und  noch  ungerechter  ist  die  Zulage,  dafs 
der  Begriff  des  Berufsunfalles  zu  eng  gefafst  sei  und  den  „berechtigten“ 
Erwartungen  des  Arbeiters  nicht  Genüge  leiste.  Die  Ausführungen 
Forrer’s  werden  erst  verständlich,  wenn  man  annimmt,  dafs  er  etwas 
ganz  anderes  will,  als  die  Haftpflicht  jemals  leisten  kann,  und  da  scheint 
es  ihm  nur  darauf  anzukommen,  den  Uebertritt  auf  einen  ganz  anderen  Bo- 
den zu  verdecken. 

Aber  Forrer  ist  inkonsequent.  Will  man  über  den  eigentlichen 
Betriebsunfall  hinausgehen,  so  darf  man  nicht  zuerst  auf  den  Standpunkt 
zurückkehren,  dafs  grobe  Fahrlässigkeit  des  Arbeiters  Ansprüche  aus- 
•chliefse  oder  doch  erheblich  vermindere.  Diese  beiden  Elemente  ver- 
binden wollen,  heilst  — genau  betrachtet  — das  Ganze  gelährden  und 
doch  dem  Vorwurf  schreiender  Ungerechtigkeit  aussetzen.  Jene  Beschrän- 
kung ist  sehr  wohlthätig,  wenn  nicht  unentbehrlich  beim  Betriebsunfall. 
Hier  weifs  man,  was  der  Arbeiter  zu  thun  hat,  kann  man  auch  den  Ver- 
lauf genau  feststellen.  Bei  allen  anderen  Unfällen  bleibt  dagegen  diese 
wichtigste  Seite  des  Vorganges  verhüllt  Folglich  giebt  es  zweierlei 
Mafs , worüber  alle  Teile  Klage  führen  werden,  die  Arbeiter,  weil  die 
Selbstverantwortlichkeit  im  Betrieb  steigt,  die  Anstalt,  weil  die  Nicht- 
betriebsunfalle aufserordentlioh  stark  wachsen,  die  Unternehmer,  weil  ihnen 
der  in  Aussicht  gestellte  Vorteil  sofort  wieder  abgenommen  wird. 

Dritte  Folge  M.  IV  (LIX).  oß 
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Forrer  sucht  sich  mit  dem  Vorschlag  zu  helfen,  defs  Dur  */a  des 
Lohnes  als  Schaden  bezahlt  und  die  Arbeiter  mit  */,  bei  der  Prämien- 
zahlung beteiligt  werden  sollten.  Der  erste  Teil  kommt  nach  den  frü- 
heren Ausführungen  gar  nicht  in  Betracht,  und  der  zweite  wird  nicht 
gereitet  durch  die  Behauptung,  dafs  man  durob  dieses  Drittel  den  Mehr- 
aufwand, der  sich  nur  auf  ein  Sechstel  belaufe,  hinreichend  decken 
werde. 

Man  könnte  sich  lediglich  darauf  beziehen , dafs  die  Annahme  jener 
Relation  6 : 1 auf  einem  groben  Irrtum  beruht  ').  Aber  darauf  kommt  es 
so  wenig  an,  als  auf  die  mangelhafte  Logik  der  vorhandenen  Sätze.  Viel- 
mehr geht  Forrer1!  Bestreben  dahin,  der  Idee  der  V olksversicherung  auch 
in  diesem  Gutachten  ein  Plätzchen  zu  verschaffen.  Nun  ist  es  aber  un- 
möglich , zwei  so  verschiedene  Dinge , wie  die  Versicherung  spezifischer 
Unfailgefahron  und  die  sog.  Volksversicherung  auf  einer  und  derselben 
Grundlage  aufzubauen.  Diese  letztere  kann  ja  doch  unmöglich  aus  den 
Zufälligkeiten  des  Lohnes  und  der  Beschäftigung  Nutzen  ziehen,  kann 
nicht  grundsätzlich  blofa  partiellen  Schadenersatz  gewahren,  kann  aber 
auch  kaum  mehr  für  die  Prämien  den  Arbeitgeber  in  Anspruch  nehmen. 
F orrer  bleibt  also  auf  halbem  Wege  stehen,  und  der  Leser  dieser  Denk- 
schrift hat  nur  den  Trost,  von  jenem  Standpunkte  aus  gewisse  Ausfüh- 
rungen des  Verf.  besser  zu  begreifen. 

Der  dritte  wesentliche  Unterschied  zwischen K i n k e 1 i n und  Forrer 
liegt  in  der  Ausdehnung  des  Versicherungskreises.  Nach  diesem  sollte 
die  Versicherung  jeden  Arbeiter  eines  wirtschaftlichen  Betriebes , also, 


t)  Die  Ergebnisse  der  Unfallstatistik  für  1888/90,  welche  im  Unfallkongrets  (1691) 
milgeieilt  worden  sind,  konnte  Forrer  nicht  benutzen.  Dagegen  ergiebt  im  Detail  das 
von  ihm  benutzte  Jahr  1888  folgendes: 

Es  kommen  auf  1000  Betriebsunfälle  NichtbetriebsunflUle : 


bei  Unselbständigen  bei  Selbständigen  und  Unselbständigen 
Tod  866  1118 

Dauernde  Erwerbsunfähigkeit  233  483 

Zeitliche  „ 147  265 

Unbekannte  „ 109  216 

Zusammen  163  296 

Es  ergiebt  »ich  aus  der  prozentiseben  Berechnung,  defs  das  von  Forrer  aus  der  Ge- 
samtzahl gewonnene  Verhältnis  von  6:1  so  wenig  der  voraussichtlichen  Belastung  der 
Anstalt  entspricht,  wie  das  von  ihm  substituierte  von  3:1.  — Da  übrigens  Forrer  die 
verschiedenen  Fälle  seitlicher  Erwerbsunfähigkeit  nicht  auseinanderhält , sei  es  erlaubt, 
die  entsprechenden  Ziffern  der  3jährigen  Durchschnitte  (1888/90)  hinzuaufügeu. 

Es  kamen  im  Jahre  1888/89  auf  1000  Betriebsunfälle  andere  Unfälle  : 


bei  Unselbständigen 

Personen 

Todesfälle 

877 

Invalidität*  falle 

323 

Krankheiten  mit  ganzer  oder  nur 

teilweiser 

Erwerbsunfähigkeit 

143 

Krankheiten  mit  nur  zeitweiser 

Erwerbs* 

Unfähigkeit 

1S5 

Krankheitstage  bis  zu  4 Wochen 

164 

Krankheitstage  über  4 Wochen 

253 

Krankheitstage  über  13  Wochen 

230 

bei  Selbständigen 
and  Unselbständigen 
117« 

853 

255 

271 

290 

442 

426 
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wenn  möglich,  auch  noch  den  HauBindustriellen  und  den  häuslichen  Dienst- 
boten umfassen.  Für  F.  scheint  die  republikanische  Idee  von  dem  Vor- 
zug der  gleichen  Belastung  gegenüber  dem  Klassengesetz  maßgebend  zu 
sein , Kef.  möchte  diesen  Satz  nur  mit  der  Beschränkung  auf  die  Fälle 
gleicher  Hechte  oder  Vorteile  (nicht  Wohlthaten , wie  das  deutsche  Ver- 
sicherungsamt zu  sagen  beliebt)  gelten  lassen.  Nirgends  leichter  als  in 
ökonomischen  Dingen  verwandelt  sich  formelle  Gleichheit  in  materielle 
Ungleichheit  und  Ungerechtigkeit  Also  erhebt  sich  entweder  eine  starke 
Opposition,  welohe  sohliefslich  den  verfehlten  Versuch  beseitigt , oder  es 
wird  jene  Gleichheit  auf  künstlichem  Wege  hergestellt,  m.  a.  W. : wäh- 
rend am  richtigen  Platze  die  Unfallversicherung  die  Zahl  der  Unfälle 
und  der  daraus  hervorgehenden  Schädigungen  zu  mindern  die  Tendenz 
hat,  führt  sie  am  unrichtigen  Orte  umgekehrt  zur  Vermehrung.  Ref. 
hat  deshalb  die  deutschen  Zahlen  — bei  denen  erst  noch  Kleingewerbe, 
Hausindustrie  und  Gesinde  fehlen  — für  1888  bis  1890  nach  den  Kassen- 
arten  zusammengestellt. 

Oie  wichtigsten  Ergebnisse  der  deutschen  Unfallversicherung 

1889  — 90. 
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Knappachaftaberufs- 

genouenaebaften 

1888 

357  "Sä 

26  530 

2749 

76,  »4 

20,88 

15.06 

28,3s 

12.65 

4.9  6 

0,79 

7 43 

1889 

375  41° 

27038 

3 163 

84.se 

21,74 

17,16 

36... 

8,92 

6.33 

0.86 

6,34 

1890 

398  380 

28  879 

3403 

85.*» 

20,68 

12,05 

41,34 

I 1,35 

7.70 

0,87 

6,13 

Andere  gewerbliche  Be- 
rufcgenossenachaften 

1888 

1889 

4463  481 
4367  138 

94  634 
112511 

16  060 
20077 

35.98 

45-92 

2.69 

5.64 

3.02 

3.8« 

22.97 

28.44 

7,30 

8,03 

1,54 

2.27 

O 89 
0.99 

2,19 

2.37 

1890 

4328  592 

130309 

23  000 

53.x 

6,41 

3.21 

33.*i 

10,1 1 

3.07 

1,07 

2,23 

Land-  and  forstwirtachafi- 

(1888 

5 576762 

5 702 

808 

1.45 

0,64 

0,08 

0,32 

0,4  1 

O.ul 

0,08 

0,00 

liehe  Berufegenossen- 

1889 

8 088  698 

19  542 

6 60 

8,20 

1,69 

0,32 

3.2» 

2.90 

0,3  1 

0,08 

0 1 1 

oc  haften 

1890 

8 088  698 

129 188 

12  773 

15.79 

2,32 

0,7  9 

6,68 

6.00 

0.23 

0,14 

0,05 

Staats-,  Provinz-  u.  Ge- 

(1888 

436  250 

10  181 

1 440 

33.01 

7.98 

6.28 

13,13 

5.62 

2,19 

0.05 



meindebetriabaver- 

.1889 

543  320 

10979 

2043 

36,11 

7.19 

(5.92 

i6.si 

8.02 

2.56 

0,08 

— 

’icberungsanataJten 

[1890 

604  380 

17  332 

2 444 

40,4  4 

8,01 

6,19 

18,23 

8,01 

3.09 

0,09 

— 

Bsogewerbliche  Ver- 
»i  eher  ungs  verbände 

[1888 
1889 
1 1890 

? 

? 

? 

610 
I 069 
1 295 

>79 

438 

618 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

- 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

Fiir  die  streitige  Frage  genügt  es  auf  einige  Punkte  aufmerksam  zu 
maohen.  1)  Die  Zahl  der  Unfälle  ist  aufserordentlich  verschieden,  hat 
aber  das  Bestreben , sich  gegeneinander  auszugleichen.  2)  Trotzdem  ist 
noch  immer,  auf  den  Versicherten  un.gereohnet,  der  Unterschied  der 
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Hi'Zugj-quute  ungemein  grofs.  ii)  Einu  nahezu  rätselhafte  Zunahme  der 
Unfälle  zeigt  sich  bei  den  land-  und  forstwirtschaftlichen  Berufsgenossen- 
scbaften,  und  eben  dieses  berechtigt  wohl  zu  der  Frage,  ob  es  geraten 
sei,  das  Beispiel  Deutschlands  bei  ohnehin  verschiedenen  Betriebsverhält- 
nissen nachzuahmen  und  aufserdem  die  gewöhnlichen  Unfälle  in  den 
Nexus  der  Versicherung  aufzunehmen.  Man  könnte  höchstens  fragen,  ob 
nicht  die  hohe  ProzentziSer  der  Schweiz  hinsichtlich  der  Unfälle  über- 
haupt und  weiterhin  die  Gefahren  der  Alpwirtschaft  besondere  Anstren- 
gungen erheischen;  sicherlich  ist  aber  Verf.  zu  weit  gegangen  und  be- 
droht mit  seinen  Vorschlägen  das  neue  Unternehmen. 

Aus  dem  For  rer’ sehen  Gutachten  sei  nur  noch  der  Forderung  der 
Uebernahme  der  Verwaltungskosten  durch  den  Bund  erwähnt  Dieselbe 
hat  freilich  nirgends  Widerspruch  gefunden,  aber  genügt  das?  Wenn  F. 
sagt,  die  Prämien  sollten  möglichst  ungeschmälert  den  versicherten  Per- 
sonen zukommen,  so  übersieht  er,  dafs  manche  Verwaltungskosten  direkt 
dem  Interesse  des  Arbeiters  ihre  Entstehung  verdanken.  Um  wie  vieles 
einfacher  würde  eich  das  Ganze  gestalten,  wenn  es  einen  Stellen-,  Be- 
rufs-, Lohn-  und  Ortswechsel  nicht  gäbe.  Aufserdem  aber  muff  man 
fragen,  was  hier  unter  den  sog.  Verwaltungskosten  verstanden  sein  soll. 
Etwa  die  Kosten  der  Unfallverhütung  und  Aufsicht,  welche  für  die  deut- 
schen Anstalten  a.  1890  eine  Ausgabe  von  rund  */6  Mill.  Mark  ver- 
ursacht haben,  oder  die  Kosten  der  Unfallfeststellung  (inkl.  Schiedsgerichte), 
die  im  gleichen  Juhre  den  stattlichen  Betrag  von  1 068  354  Mark  er- 
reichten ? Wie  der  Bund  dazu  kommt,  der  arbeitenden  Bevölkerung  resp. 
den  Arbeitgebern  einon  Zuschufs  von  ungefähr  600  000  Fros.  zu  machen, 
wird  durch  don  Hinweis  auf  die  Erleichterung  der  Armenkassen  nicht 
verständlicher.  Ein  Bundesstaat  wird  dooh  nicht  für  das  Armenwesen 
materielle  Opfer  zu  bringen  Veranlassung  haben! 

Das  dritte  Gutachten  über  die  Krankenversicherung  stammt  von 
F.  Göttisheim1).  Derselbe  ist  kein  Neuling  auf  diesem  Gebiete,  denn 
er  hatte  bei  anderem  Anlafs  mit  seiner  Idee  eines  Obligatoriums  für  die 
gesamte  Bevölkerung,  wenu  auch, nur  mit  negativem  Erfolg,  in  die  Debatte 
eingegriffen9).  Da  er  diesmal  andere  Wege  ging,  hat  er  manche  Vor- 
würfe hören  müssen.  Aber  auch  der  Bef.  hat  die  Ueberzeugung,  dafs  der 
Verf.  diesmal  einen  festeren  Boden  betreten  habe,  nicht  gewonnen. 

Der  Verf.  erörtert  zuerst  allerhand  wirkliche  mögliche  und  unmögliche 
Systeme,  wobei  die  freiwilligen  Hilfskassen  und  der  Grundsatz  der  Be- 
teiligung der  Arbeitgeber  kritisiert  werden.  Dann  folgt  eine  kurze  Cha- 
rakteristik der  Zielpunkte  (Krankenpflege-  und  Krankeogeldversicheruog) 
und  der  Gründe  für  das  neue  Unternehmen  (sanitäre  Mafsregel,  Teil 
der  Armengesrtzgebung  und  Stärkung  der  Erwerbsfähigkeit  S.  13).  Ist 
es  nun  rhetorische  Wendung,  dafs  diese  Gründe  zweimal,  aber  je  in  ver- 
schiedener Folge  aufgezählt  werden,  oder  will  er  sich  die  Hand  frei  hal- 


1)  Denkschrift  über  die  Einführung  einer  Schweizerischen  Krankenversicherung  Basel 
(Wackernagel)  1890. 

2)  Bemerkungen  r.um  Gesetzentwurf  betr.  eine  allgemeine  obligatorische  Krauken-  und 
Begriibnisversicherungsaustalt  für  den  Kauton  Basel-dtadt  (Basel  1877). 
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ten,  bo  dafs  nach  Belieben  die  Staatsaktion  als  notwendig  oder  aber  als 
unrichtig  behandelt  werden  kann?  Des  Verl.  Ideal  ist  und  bleibt  die 
obligatorische  Versicherung  der  ganzen  Bevölkerung  für  Krankenpflege, 
aber  er  verkennt  auch  die  Bedeutung  des  Krankengeldes  nicht,  wenn- 
gleich damit  die  Simulation  entstehen  soll  und  die  Freizügigkeit  gefährdet 
werde  (8.  20).  Außerdem  kämen  aber  in  Fruge  Zahl  und  Stellung  der 
Aerztc,  Leistungsfähigkeit  der  Krankenhäuser,  die  Dauer  der  Garantie- 
seit,  die  staatliche  oder  private  Geschäfteleitung,  unter  Umständen  uueh 
die  Herkunft  der  Versicherten.  Den  verschiedenartigen  Interessen  würde 
indessen  am  ehesten  eine  Scheidung  der  Aufgabe  in  der  Weise  entspre- 
chen, dafs  die  Krankenpflege  staatlich  organisiert,  die  Versicherung  auf 
Krankengeld  dagegen  der  Freiwilligkeit  überlassen  werde  (S.  26  und  27). 

Dieser  fade  Schlufs  des  einleitenden  Abschnittes  liefe  wenigstens 
eine  kritische  Behandlung  der  schweizerischen  Hilfskassen  vermuten. 
Aber  der  bezügliche  dritte  Abschnitt  zeichnet  sich  ebenso  sehr  durch 
Kürze  alB  durch  Dürftigkeit  aus,  obschon  die  beiden  Arbeiten  von  K i n- 
kelin  für  1865  und  1880  Unterlage  und  Beurteilungsmomente  gewähr- 
ten. In  solchem  Falle  ist  mit  ein  paar  statistischen  Daten  und  dem 
Hinweis  auf  die  ganz  außerordentliche  Verschiedenheit  in  Bestand,  Auf- 
gabe und  Leistung  der  Kassen  die  Arbeit  nioht  gethan.  Ueber  die  wich- 
tigsten Punkte,  insbesondere  den  Entwicklungsgang  — 1865  zählte 
man  636  Kassen  mit  96  003  Mitgliedern,  1880  deren  1085  hezw.  209920 
— erfahren  wir  nichts  und  über  die  Verbreitung  giubt  uns  Verf.  eine 
kleine  Notiz.  Da  aber  insbesondere  der  letztere  Punkt  wiebtig^ist,  hat 
Kef.  für  1880  einige  vergleichende  Zahlen  zusammengCBtellt. 


Kantone  und  Bezirke  mit 
einer  Zahl  von  Versicherten 
von  4 und  mehr  Proz.  der 
Bevölkerung 

Kantone  und  Bezirke  mit 
1 schwächerem  Bestand  an 
V ersicherten 

Kassen- 

mit- 

gliedor 

Bevölke- 

rung 

Kantons- 

fremde 

Kassen - 
mit• 
glieder 

Bevölke- 

rung 

Kantons- 

fremde 

Deutsche  Westschweiz  . . 

60927 

415486 

97299 

7 861 

520  1 19 

50536 

Deutsche  Ostschweiz  . . 

97  079 

630741 

146836 

2 629 

134  238  1 

16  507 

Zentralschweiz 

346' 

46572 

5914 

3476 

213  505 

34  858 

Kranz.  Westschweiz 

25378 

206063 

109  644 

4 048 

453610 

84326 

Ital.  u.  romftn.  Ostschweiz 

1 956 

n 954 

3 209 

3 105 

213  814 

30313 

Schweiz 

188  801 

1 310  816 

372902 

21  I 19 

1 ' 535  286 

216  540 

Aus  diesen  Zahlen  geht  hervor,  dafs  die  Kassen,  wo  sic  bestehen, 
fast  aus  innerer  Notwendigkeit  gebildet  worden  und  eben  hier  zu  einem 
wahren  Bindeglied  der  verschiedenen  Bevölkerungsklassen  geworden  sind. 
Folglich  kann  man  sie  weder  beseitigen,  noch  auch  unberücksichtigt  lassen, 
um  etwa  nebenher  die  Versicherung  auf  Krankenpflege  durchzuführen. 

Denkt  dor  Verf.  trotzdem  an  eine  solche  Mögliohkcit?  Im  folgenden 
Abschnitt  wird  ausgeführt,  dafs  die  neue  Institution,  als  Teil  der  Unfall- 
versicherung, auch  Krankengeld  gewähron  müsse;  den  schweizerischen 
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Verhältnissen  entspreche  aber  ein  Einheitssatz,  wobei  man  freilich  nicht 
hoch  greifen , sondern  etwa  bei  l.äO  Frcs.  p.  Tag  stehen  bleiben  müsse. 
(S.  6).  Aber  auch  dann  sei  die  Aufgabe  noch  ungemein  schwierig,  uud 
so  hätte  im  Grunde  der  Ge  lanke,  die  ganze  eigentliche  Krankenpflege  den 
Bundtsfinanzen  aufzuerlegen,  d.  h.  Staatskrankenpflege  zu  organisieren  und 
selbständig  den  Kassen  das  Krankengeld  zu  überlassen , sehr  viel  für 
sich , wenn  nur  diese  letzteren  zahlreicher , besser  und  — mit  solchem 
Plane  einverstanden  wären  (S.  65).  Und  so  kommt  Verf.  auf  einen  Vor- 
schlag, den  er  ursprünglich  als  unmöglich  bezeichnet,  nämlich  auf  die 
Kooperation  der  freiwilligen  und  der  zu  gründenden  öffentlichen  (territo- 
rialen) Kassen  iS.  70). 

Es  ist  sioher,  dafs  auf  diesem  Wege  der  Uebergang  am  ehesten  be- 
werkstelligt werden  kann.  Nur  genügt  es  nicht,  die  etwaige  Einrichtung 
dieser  neuen  Kassen  zu  schildern,  vielmehr  mufste  Verf.  die  Bedingungen 
feststellen,  unter  welchen  die  alten  Kassen  in  die  beabsichtigte  Organi- 
sation aufgenommen  werden  können.  Denn  auch  in  der  Schweiz  wird 
man  wie  in  Deutschland  die  Kollisionen  zwischen  der  Krankenpflege- 
und  der  Kraukcngeldversicherung  zu  erwarten  haben.  Verf.  hat  also,  in- 
dem er  diesen  Erörterungen  ausweicht,  zugleich  dem  Hauptteil  seiner  Auf- 
gabe sich  entzogen.  Wir  können  höchstens  vermuten , was  er  will : die 
Gemeiude  darf  nach  ihm  — aus  konstitutionellen  Gründen  (!)  — nicht 
herangezogen  werden.  Also  weder  Selbstverwaltung  in  dem  Sinne,  be- 
sondere Aufgaben  selbständig  zu  lösen,  noch  Selbsthilfe.  Und  der  Verf. 
rechnet  darauf,  dafs  in  dem  Konflikt,  welcher  unter  solchen  Umständen 
unvermeidlich  wird,  die  Staatskassen  Sieger  bleiben  werden. 

Man  wird  dem  Ref.  gewifs  zugeben,  dafs  die  drei  Gutachten  eine 
völlige  Klärung  der  Ansohauung  nicht  herbeigeführt  haben.  Er  mufs  da- 
her in  seinem  Bericht  noch  auf  die  spätere  Litteratur  eingehen.  Die- 
selbe bringt  zudem  die  Stellung  einzelner  Parteien  in  dieser  Angelegen- 
heit zum  Ausdruck.  — 

Vor  allem  war  der  schweizerische  G e we  r b e ve rei  n sehr 
ihätig.  Heft  VI  der  „gewerblichen  Zeitfragen“  1 ) teilt  die  Thesen  eines 
Referates  von  Ständerat  Lien  har  dt  und  das  Referat  von  Lehrer  Ja- 
kober mit.  Erkennt  man  doch  in  der  Hauptsache  die  Forderungen  der 
radikalen  Partei,  so  enthält  dieses  die  Exposition  der  mehrgenannten 
Volksversicherung:  eine  die  ganze  Bevölkerung  vom  6.  resp.  14.  Jahre 
umfassende  Organisation  zum  Schutz  gegen  Krankheit,  Unfall,  Invalidität 
und  Alter  mit  Krankenpflege  und  Geldbeiträgen,  welch  letztere  sich  nach 
Alter  und  Personenstand  abstufen.  Die  Mittel  werden  durch  eine  auf 
Einkommen  und  Vermögen  gelegte  Versioherungsstcuer  aufgebracht,  welche 
den  reicheren  Kantonen  die  schönste  Gelegenheit  bietet,  den  ärmeren  Kan- 
tonen die  Bruderhand  zu  reichen , J a k o b e r berechnet  den  Bedarf  der 
Anstalt  auf  40  Millionen  Frcs.,  will  ihr  aber  auch  das  Vermögen  der  über- 
flüssig gewordenen  Hilfskassen  zuweisen.  Höchstens  die  lebenden  Mit- 
glieder dieser  Kassen  hätten  mäfaige  Vorteile  zu  beanspruchen  (S.  11).  Es 

1)  Zürich  (Verlzg  des  Schweiz.  Oewerbesekretzrizts)  1891. 
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ist  konsequent,  die  Gefahrenklasse  zu  beseitigen,  nur  zwei  Mafsstäbe  der 
Entschädigungen  nach  einem  Einkommen  unter  und  über  1 500  Eres,  zuzu- 
lasten, die  Arbeitgeber  nur  mit  einer  kleinen  Quote  zu  be- 
lasten und  der  Kapitalversicberung  das  Wort  zu  reden. 

Der  Zen tral vorat and  batte  wohl  seine  Gründe , als  er  die  Freunde 
jener  Volks  Versicherung  in  soloher  Weise  bevorzugte;  daneben  bringt  er 
die  Anschauung  des  Uewerbestandes  zum  Ausdruck.  So  enthält  Heft  V 
der  Vereinsschriften  den  mit  einigen  Erläuterungen  versehenen  Frage- 
bogen einer  Vereinsenquete,  und  Heft  VII  giebt  eine  gedruckte  Ueber- 
sicht  der  Antworten.  Letztere  bringen  nun,  wie  immer,  Mannigfaches 
und  zum  Teil  Widersprechendes , und  so  hat  auch  der  Zentralvorstand 
vorgezogen,  seine  Auffassung  geschlossen  darzulegen.  Krankheit  und  Un- 
fall, soweit  kein  grobes  Selbstverschuldcn  vorliegt,  wird  obligatorisch  ver- 
sichert und  entschädigt  für  alle  Arbeiter,  Bedienstete  und  Selbständige 
(unter  3000  Frca.  Einkommen  oder  50  000  Frcs.  Vermögen).  Entschädigung 
*/s  Lohn  oder  Einkommen.  Karenzzeit  4 Wochen.  Die  Krankenkoeten 
tragen  die  Versicherten  allein , die  Unfallkosten  (Deckungsverfahren)  Ar- 
beitgeber zu  ’/ s,  Versicherte  zu  ‘/s ; endlich  Teilnahme  der  letzteren  an 
der  Verwaltung;  allmähliche  Auflösung  der  Hilfskassen. 

Auch  hier  — in  der  Hauptsache  das  l’rogramm  F o r rer-Gö  t ti  s- 
heim  — gäbe  es  manches  zu  sagen.  Aber  nur  einen  Punkt  möohte 
Kef.  hervorheben.  Was  soll  jene  Teilnahme  an  der  Verwaltung  der  neuen 
Krankenkassen  bedeuten,  wenn  es  den  Arbeitern  etc.  nicht  erlaubt  ist,  zu 
spezialisieren,  also  das  zu  erreichen , was  sie  jetzt  regelmäfaig  zur  Hilfs- 
kasse führt  ?!  Man  könnte  nun  meinen,  dafs  der  Gedanke  der  Genossen- 
schaft — Göttisheim  und  seine  Freunde  sprechen  hier  immer  von 
Privatunternehmungen  — an  Boden  verloren  habe  und  demnächst  ganz  durch 
die  Staatsidee  verdrängt  werde.  Allein  man  kommt  auch  auf  anderem 
Wege  dahin,  die  Entwickelung  im  Sinne  jener  Volksversicherung  bei  den 
kleineren  Unternehmern  zu  erklären. 

Für  sich  betrachtet  ist  nämlioh  gewifs  auffällig,  dafs  die  Gesell- 
schaft schweizerischer  Landwirte  die  allgemeine  obligatorische 
Versicherung  für  Krankheit,  Unfall  und  Invalidität  fordert  *).  — Leider 
fehlt  der  eigentliche  Kommissionsbericht,  die  Besolutionen  lassen  jedoch  auf 
folgende  Argumentation  scblicfsen:  die  Lage  der  meisten  Landwirte  ge- 
stattet stärkere  Belastung  nicht;  Besitzer,  Arbeiter  und  Angehörige  sind 
so  ziemlich  denselben  Gefahren  ausgesetzt,  aber  nur  zu  häufig  wegen 
mangelnder  Mittel  verhindert , rechtzeitig  ärztliohe  Hilfe  zu  holen , wäh- 
rend ihnen  doch  schon  das  Obligationenrecht  harte  Pflichten  gegen  die 
Dienstboten  auferlegt.  Soll  also  auch  auf  dem  Lande  etwas  geschehen, 
so  müfsten  bezüglich  der  Geldleistungen  die  verschiedenen  Ursachen  als 
gleichartig  behandelt,  es  müssen  sogar  Beträge  an  „Unterstützungsbedürf- 
tige" (!?)  gewährt  werden.  Allein  beides  erfordert  die  Uebernahme  der 
Krankenpflege  duroh  den  Bund  resp.  die  Kantone,  ferner  die  gleioh- 
mäfsige  Heranziehung  aller  Beteiligten  und  die  Besei- 


1)  Landwirtschaft!.  Centrftlblfttt  (1891),  Nr.  48  u.  50. 
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ti  g un  g der  civilrechtliehen  Haftung.  Mit  der  Forderung  einer 
besondern  BerufsgenoRBenschaft  glaubt  man  einen  weiteren  Vorteil  zu  er- 
halten. — Ist  die  Gelegenheit  wirklich  so  günstig,  wie  die  Gesellschaft 
anzunehmen  seht  int?  Sie  hat  unterlassen  darzuthun , dafs  ihr  Plan  auf 
realem  Boden  stehe,  klar  und  präzis  gefafst  sei  und  dafs  er  der  Gesamtheit 
Vorteile  zuführe.  In  der  Tbat  soheinen  ihre  Resolutionen  in  weiteren 
Kreisen  wenig  Anklang  gefunden  zu  haben,  und  so  nimmt  auch  der 
schweizerische  landwirtschaftliche  Verein  die  ihm  gebo- 
tene Gelegenheit  wahr,  die  Ansprüche  des  Berufs  mit  denen  der  anderen 
Klassen  in  etwas  bessere  Uebereinstimmung  zu  bringen.  Das  Gutachten 
von  Th.  Keller1)  geht  auf  Kranken-  und  Unfallversicherung  (mit  Ren- 
tenzahlung als  Regel  und  Deckungsverfuhren)  als  für  die  Arbeiter  obli- 
gatorisch zurück , will  aber  die  grundsätzliche  Trennung  durch  Ueber- 
weisung  der  Krankenkassen  an  die  Versicherten  fest  machen.  Die  Arbeit- 
geber zahlen  nur  die  Unfallkosten;  wer  aber  für  Krankenpflege  etc.  wäh- 
rend der  ersten  13  Wochen  Garantie  leistet,  darf  nicht  nur  jene  Prämie 
am  Lohne  abziehen , sondern  befreit  auch  den  Arbeiter  von  der  Pflioht 
des  Beitritt«  zur  Krankenkasse.  Diese  Bestimmung  stammt  aus  Deutsch- 
land, wird  aber  dahin  modifiziert,  dafs  für  die  sog.  .Selbstversicherung  die 
Uebereinkunft  von  Meister  und  Knecht  ausreicht.  Und  was  dann  ?! 

Was  erstrebt  aber  in  dieser  Angelegenheit  die  Arbeiterpartei?  In 
seiner  Unfallstatistik1)  nimmt  das  schweizerische  Arbeiter- 
sekretariat Gelegenheit,  das  neue  Projekt  zu  besprechen.  Göttis- 
h e i m wird  vorgeworfen  , dafs  er  zu  ganz  anderen  Resultaten  hinsichtlich 
der  Krankenpflege  hätte  kommen  sollen  (8.  65).  Auch  er  habe  die  Auf- 
fassung, dafs  Krankheit  und  frühzeitiger  Tod  in  sozialen  Gebrechen  ihre 
Ursache  haben,  und  da  sei  es  doch  ganz  klar,  dafs  die  Gesellschaft  resp. 
dafs  der  Staat  Arzt,  Apotheke  und  Spital  seinen  Bürgern  frei  zugänglich 
machen  müsse.  Auch  mit  dem  von  G.  vorgesohlagenen  einheitlichen 
Krankengelde  sei  niemandem  gedient.  Die  Erfahrung  zeige  ja,  dafs  die 
Tage  der  Krankheit  die  teuersten  seien.  Man  dürfe  also  den  Rapport 
mit  dem  Lohne  nicht  preisgeben ; höchstens  könne  es  sich  darum  handeln, 
eine  Kassenversicherung  in  dem  Sinne  durchzuführen,  dafs  den  schlecht 
bezahlten  Arbeitern  für  ihre  Prämien  relativ  höhere  Unterstützungen  zu- 
gewiesen  würden.  Uebrigens  sei  die  Grundidee  erst  dann  ganz  ver- 
wirklicht, wenn  man  den  Krankenkassen  die  Krankengelder  der  Karenz- 
zeit vergüte. 

Eingehender  ist  die  Beleuchtung  eines  Fragebogens  für  eine  Enquete 
bei  den  Arbeitervereinen  und  Krankenkassen  3).  — Bei  der  Versicherung 
als  solcher  wünscht  man  nicht,  über  den  Bereich  der  Lohnarbeit  hinaus- 
zugehen  ; die  Reichen  können  für  sioh  selbor  sorgen ; für  die  Armen  und 


1)  Kranken-  und  Unfallversicherung  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Land-  und 
Forstwirtschaft  (Aarau  1892). 

2)  Winterthur  (1892). 

3)  Knquete  über  die  Stellungnahme  dor  Arbeiter  snr  Bundesgesetagebung  betr.  Kran- 
ken- und  Unfallversicherung.  Beleuchtung  der  gestellten  Fragen.  Zürich  (Druckerei  des 
GrUtlivereins)  1891. 
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Arbeitstagen  müssen  andere  sorgen.  Die  Krankenkassen  wären  berufsmäfsig 
zu  organisieren  als  die  Wahlkreise  für  die  Arbeitervertretung  bei  der 
Unfallversicherung;  sie  hätten  dann  auch  die  jetzigen  Fabrikkrankenkassen 
in  sich  aufzunehmen.  ■ — Bei  Beleuchtung  der  Leistungen  begründet  das 
Sekretariat  einläfslich  dem  früheren  Vorschläge,  die  Entschädigungen  bei 
den  niederen  Lohnklassen  steigen  zu  lassen.  Es  hat  dabei  übersehen  den 
Faktor  des  Obligatoriums , welches  in  dieser  Materie  das  System  einer 
progressiven  Besteuerung  unzweifelhaft  ausschliefst  und  bei  ungenügender 
Ueberwachung  nicht  nur  zur  Simulation  anreizt,  sondern  auch  direkt  die 
Gefahr  vermehrter  Krankheiten  und  Unfälle  sohafft.  Zudem  liegt  die 
Frage  nahe,  ob  die  Arbeiter  — denn  diese  hätten  wenigstens  die  Kran- 
kengelder zu  liefern  — zu  solchen  Zugeständnissen  geneigt  sind  ? Wir 
verstehen  dagegen  sehr  leicht , dafs  das  Sekretariat  die  unentgeltliche 
Krankenpflege  befürwortet,  dafs  es  die  Einrede  des  groben  Selbstver- 
sehuldens,  des  Vorsatzes  und  des  Verbrechens  dritter  Personen  angreift, 
ferner  statt  der  von  Göttisheim  verlangten  Beiträge  zur  Kranken- 
kasse die  Vergütung  aller  Unfälle  aus  den  Mitteln  der  Arbeitgeber  for- 
dert (S,  31)  und  hier  den  Standpunkt  des  vollen  Schadenersatzes  vertritt, 
die  Versicherung  also  zu  einer  Art  Versorgungsanstalt  (für  Erwerbsun- 
fähige, Witweu  und  Waisen)  erweitert  (§  34).  Endlieh  sollen  alle  Fälle, 
welche  strafrechtliche  Verfolgung  des  Arbeitgebers  nach  sich  ziehen,  den- 
selben den  Kassen  gegenüber  regrefspflichtig  machen  (8.  32). 

Welches  Ergebnis  die  eigentliche  Enquete  liefern  wird,  läfst  sich 
nicht  bestimmen.  Auffällig  ist  aber,  mit  weloher  Energie  das  Arbeiter- 
sekretariat speziell  für  das  Prinzip  der  Selbstverwaltung  der  neuen  öko- 
nomischen Aufgaben  eintritt.  Man  ist  berechtigt  anzunehmen , dafs  die 
Arbeiter  wenig  Lust  haben,  sich  in  das  Schlepptau  einer  erweiterten 
Staatsarmenpflege  nehmen  zu  lassen ; der  Staatssozialismus  hat  auch  in 
der  Schweiz  unter  den  Arbeitern  nicht  so  viele  Anhänger,  als  gewisse 
Parteien  wünschen. 

Um  so  mehr  mochte  eich  in  den  Kreisen  der  radikalen  Partei  das 
Bedürfnis  regen , zu  beweisen , dafs  man  vor  starken  Zugeständnissen  an 
die  „geknechtete  Arbeit“  nicht  zurückschrecke.  Und  so  nimmt  denn 
H.  Stüssi  (Stuatsschreibor  des  Kuntans  Zürich)  eine  Studie  über  die 
schweizerische  Versicherung1)  zum  Vorwand,  darzulegen,  was  man  thun 
könne  und  zu  thun  bereit  wäre.  Die  ganze  Angelegenheit  sucht  er  in 
seinem  „Nachwort“  nicht  auf  staats-  und  sozialpolitischen , sondern  auf 
privatrechtlichen  Boden  zu  stellen.  Gehe  man  davon  aus,  dafs  Unfall  und 
Krankheit  immer  mehr  oder  minder  die  Folge  des  Betriebes  sei,  dafs  man 
entweder  falsch  beobachte  oder  mafslos  übertreibe  bei  der  Annahme,  der 
Arbeiter  habe  duroh  Nachlässigkeit  eto.  das  eine  oder  andere  herbeige- 
führt, so  ergebe  sich  nicht  nur,  dafs  eB  unrichtig  wäre,  eine  verschiedene 
Behandlung  anzustreben,  sondern  dafs  in  der  Natur  des  Arbeitsvertrages 
die  Haftung  des  Arbeitgebers  für  jede  Störung  der  Erwerbsfähigkeit  beim 
Arbeiter  liege.  Der  Arbeitgeber  müsse  aleo  für  mindestens  drei  Monate, 


1)  Der  Baad  and  das  Versicherungswesen.  Zürich,  A.  Müller,  1898. 
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nachdem  durch  Unfall  oder  Krankheit  der  Verdi en»t  aufgehört,  den  Lohn 
weiter  bezahlen,  und  erst  etwa  von  diesem  Zeitpunkte  an  hätte  die  Ge- 
samtheit einzutreten.  Voraussetzung  sei  natürlich  die  freie  Kranken- 
pflege, für  welche  die  Kantone,  vielleicht  durch  den  Bund  unterstützt, 
uufzukommeu  hätten.  Kür  die  Folgezeit  aber  — es  kann  sich  dem  Verf. 
zufolge  hier  um  eigentlichen  Schadenersatz  nicht  mehr  handeln  — wird 
eine  allgemeine  Versioherungssteuer  erhoben.  Das  macht  bei  l Fr.  für 
jeden  Arbeiter  und  50  Cent,  für  jeden  Angehörigen  pro  Tag  auf  den 
Steuerzahler  etwa  37  Fros  pro  Jahr  aus  (wahrend  die  Staatssteuern  im 
Kanton  Zürich  45  Frcs.  beträgt).  Der  Vorteil  der  Institution  vermindert 
sich  also  bei  höherem  Einkommen.  „Aber  das  moderne  Prinzip  der  Steuer- 
gesetzgebung besteht  ja  darin,  oben  wegzunehmen,  damit  die  Unterschiede 
in  der  sozialen  Stellung  der  Menschen  niohl  zu  grofs  werden.“  — Die 
Geschwindigkeit  der  Stüssi’schen  Beweisführung  zeigt  u.  a.  der  Vor- 
schlag, die  in  den  ersten  Jahren  sioh  ansammelnden  „Hunderte  von  Mil- 
lionen" zum  Ankauf  der  Eisenbahnen  zu  verwenden. 

Statt  oller  Kritik  macht  Kef.  nur  auf  den  Umstand  aufmerksam, 
dafs  Stüssi  jeden  Zusammenhang  opfert.  Die  selbständigen  Leute,  gleich- 
viel ob  grofs  oder  klein,  sind  für  die  ersten  Krankheitszeiten  auf  ihr 
Vermögen  und  die  freiwilligen  Kassen  angewiesen,  und  es  ist  unklar,  wie 
diese,  wenn  das  überhaupt  geplant  ist,  den  Weg  zu  jener  Venorgungs- 
austalt  finden  sollen. 

Da  die  gleiche  Unklarheit,  gelinde  ausgedrückt,  stark  verbreitet  sioh 
vorzufinden  scheint,  wäre  das  Wort  eines  in  Sachen  des  Versicherungs- 
wesens erfahrenen  Mannes  gewifs  wertvoll  gewesen.  Leider  hat  Wid- 
mer1)  statt  exakter  technischer  Erörterungen  nur  eine  Axt  von  Programm 
geliefert.  Wenn  ihm  die  freiwillige  Versicherung  „eine  der  lieblichsten 
Erseheinungen  des  Volkslebens“  ist,  kann  er  nioht  die  Verstaatlichung  des 
ganzen  Versicherungswesens  fordern  und  wohl  auch  nicht  erwarten,  dafs 
speziell  an  der  Lebensversicherung  das  volle  Drittel  der  Bevölkerung  sioh 
beteilige.  Die  unverantwortliche  Staatsaufsicht  über  die  Privatgesell- 
schaften, der  Umstand,  dafs  viel  Geld  nach  dem  Ausland  geht,  die  Er- 
sparnis an  Subventionsgeldern  und  die  billigere  Verwaltung  (?)  — das 
reicht  dooh  augenscheinlich  nicht  aus,  vollends  nicht,  wenn  man  das  Obliga- 
torium höchstens  als  Erziehungsmittel  gelten  lassen  will.  Verf.  fordert  in- 
dessen nicht  nur  Obligatorium,  sondern  auch  Arbeitgeberbeiträge  für  Kranken-, 
Lebens-,  Witwen-  und  Invaliditätsversicherung  der  Arbeiter;  Gegenstand 
ist  eine  Kapitalsumme,  die  nach  den  Lohnsätzen  500 — 1500  Frcs.  beträgt. 
Trotz  der  mit  dem  20.  Altersjahre  beginnenden  Beitragspflicht  und  der 
Zuschüsse  aus  dem  durch  Schenkungen  zu  bildenden  Hilfsfonds  wird  der 
Bund  auch  hier  etwa  6 — 10  Millionen  Frcs.  beizutragen  haben.  Nur  der 
Gedanke,  dafs  der  Staat  die  Verteilungsmafsstäbe  bei  der  Prämie  nicht 
bestimmen  dürfe,  da  er  in  solchen  Sachen  meist  eiue  unglückliche  Hand 
habe,  begrenzt  einen  Vorschlag,  der  sonst,  was  Umfänglichkeit  betrifft,  nioht 
viel  zu  wünschen  übrig  läfst. 

1)  Ideen  zur  Initiative  für  sohweiserische  Bundesversicberung.  Zürich,  Meyer  & 
Zeller,  1892, 
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Der  Bef.  widersteht  der  Versuchung , die  Zahl  der  Ratschläge  um 
einen  weiteren  zu  vermehren,  er  glaubt  aber  auch  nicht  an  eine  rasche 
und  glückliche  Erledigung  der  Angelegenheit,  solange  derWunsoh,  ohne 
die  Gemeinden  und  den  genossenschaftlichen  Verbund  durohzukommen,  die 
Erwägungen  beherrscht.  Der  moderne  Staatsgedauke  ist  der  schweize- 
rischen Bevölkerung  und  Verwaltung  erst  in  neuester  Zeit  zum  vollen 
Bewufstsein  gekommen.  Man  furchtet  also  wahrscheinlich  rückläufige  Be- 
wegung einzuleiten,  wenn  man  jenen  Organen  wiohtige  Funktionen  über- 
trägt. Das  wäre  nur  dann  richtig,  wenn  staatliche  Organisation  und  ein- 
heitliche Organisation  eins  und  dasselbe  bedeuteten.  Sind  aber  nicht  gerade 
diejenigen  Staaten  die  glücklichsten , in  denen  man  dem  Bezirk,  der  Ge- 
meinde und  den  Einzelnen  möglichst  viel  freie  Bewegung  gewährt  r 
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v. 

Haushalts-Etat  für  das  Deutsche  Reich  im  Jahre  189293. 

(Reichsgeaetze  vom  30.  Mürz  und  10.  April  1892.) 

Mitgeteilt  von  Dr.  Mm  von  Heckei. 


A.  Einnehmen. 


I.  PrivatwirUcheftliche  Einnahmen : 

1.  Staatsgut . 

a)  Aus  dem  Reichsiuvalidenfonds  25  164  554 

b)  Aus  belegten  Reichsgeldem  295  OOo 

(ReichstagsgebMudefonds)  . . 

c)  Aus  Veräußerung  von  Parzellen 

des  ehern.  Stettiner  Festungs- 
terrains l 096  906 

2.  Eisenbahnverwaltung 

3.  Gewerbliche  Staatsanstalten  . . . 

a)  Reichsdruckerei 5 260  OOO 

b)  Bankwesen  (netto)  ....  47727c» 

II.  Gebühren  und  Verkehrssteuern : 

1.  Spielkartenstempel 

2.  Wechselstempelsteuer 

3.  Stempelabgaben  für  Wertpapiere, 

Kaufgeschäfte  etc.  und  Lotterieloose 

a)  Aktien , Renten  u.  Schuldver- 
schreibungen *)  7 435  OOO 

b)  Kaufs-  und  Anschaffungs- 

geschäfte  *) 13412000 

c)  Lotterie  lose  •) 7372000 

a)  Von  Staatslotterien  6 838  OOO 

ß)  Von  Privatlotterien  534  OOO 


26556  460 


55  *>39  000 
10032  700 


1 206  500 
7 400000 

28  219000 


,8t>  I 6,23 


2, SS 


1)  Abtüglich  der  den  Bundesstaaten  zu  vergütenden  2%  für  Krbebungs-  und  Ver- 
waltungakosten. 

2)  Abzüglich  2%  für  die  Bundesstaaten. 

3)  Abzüglich  2%  für  die  Bundesstaaten. 
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A.  Einnahmen. 


4 Statistische  Gebühr 

5.  Herauszahlungen  von  Luxemburg*) 

UI  Poet-  und  Telegraphenverwaltung  : 

IV.  Zölle  and  Verbrauoheiteaern : 

1.  Aas  dem  Zollgebiet 

a)  Gemeinschaftliche  Abgaben  . . 579  903  OOO 

o)  Zölle  . . . 339  45 1000 

ß)  Tabaksteuer  . IO  773  000 

Y)  Zuckersteuer  . 68  096  OOO 

Materialsteuer  . 1 1 $73  000 

Verbrauchsab- 
gabe  . . . . 56  523  OOO 

8)  Branntwein- 
steuer . . .120059000 

Maischbottich  und  Brannt- 
weinsteuer . , 17452000 

Verbrauchsab- 
gabe . . . 102  607  OOO 

b)  Nichtgemeinschaftliche  Abgaben 
(Brausteuer  und  Uebergangs- 

abgabe  für  Bier) 23  877  OOO 

2.  Aversa  von  aufserhalb  der  Zollgrenze 
liegenden  Bundesgebieten  .... 

a)  Gemeinschaftliche 62  490 

b)  Nichtgemeinschaftliche  ...  t 47° 

V.  Xatrikularbeiträge : 


669000 

24000 


603  770000 


247  457  020 
603  833  960 


"§■  4 tfl 

.9  0 

ä*  §' 

0«  1 

£ *5  “ 

Q.  . 

"3 

5.01  ; 

l6, C8 

I2,»2 

40,70 

63  960 


320  859  733 


6,5Ü 


21,63 


I.  Preston 188103831 

i.  Bayern 41  >^4  5®° 

3.  Sachsen 22  034  l68 

4.  Württemberg *4  901  59® 

5.  Baden 11584910 

3.  Hessen 6 228  44O 

7.  Mecklenburg-Schwerin 3621222 

8.  Sachsen- Weimar 2 045  49» 

9 Mecklenburg-Strelits 613  144 

10.  Oldenburg 2226715 

11  Braunschweig 2538626 

1 2.  Sachsen-Meiningen 1 4°4  2”8 

13.  Sachsen- Altenburg I 072  883 

14.  Sachsen -Koburg  und  Gotba  . • . 1 295  4 10 

18.  Anhalt 17*0871 


16.  Scbwaraburg-Sondershauseu  . . . 473  33*  !j 

17.  Scbwarabnrg-Rudolstadt 53»  *79 

18.  Waldeck 35»  79» 

19.  Renfs  ältere  Linie 395  *02 


20.  Renfs  jüngere  Linie 

21.  Schaumburg-Lippe 

22.  Lippe 


753  254 
245  841 
806  200 


1)  *=  Herauszablungen  von  Luxemburg  abzüglich  der  Herauszahlungen  an  Bayern 
für  die  österreichische  Gemeinde  Jungholz  und  an  Oesterreich  für  die  Gemeinde  Mittelberg. 
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A.  Einnahmen. 

Absolute 

Zahlen 

’*»! 

oü 

]£.•=» 

% 

aller  Ein- 
nahmen 

23.  Lübeck 

48  ■ 920 

24.  Bremen 

1 134  785 

26.  Hamburg 

3 933  982 

26.  Elsafs-Lothringen 

II  232  017 

Vl.VerschiedeneVerwaltungaoinnahmen  : 

12063  988 

0,25 

0,81 

1.  Reichstag 

754 

2.  Reichskanzler  und  Reichskanzlei  . 

1 368 

3.  Auswärtiges  Amt 

89O  240 

4.  Reichsamt  des  Innern 

2 290  969 

5.  Einnahmen  der  Militärverwaltung 

7 833  044 

a)  Für  Rechnung  der  Bundesstaaten 

ohne  Bayern 

7344413 

a)  Preufsen  etc.  . 6922114 

ß)  Sftchseu  . . . 30475» 

X)  Württemberg  . 117  547 

b)  Für  Rechnung  der  Gesamtheit 

aller  Bundesstaaten  Preufsen 

488  631 

6.  Marineverwaltung . 

348350 

7.  Reichs- Justiz  Verwaltung  ..... 

437  094 

8.  Reichs-Schatzamt 

■87  455 

9.  Reiehseisenbahnamt  . . .... 

4 5'4 

10  Reichsschuld 

I4OOO 

11.  Rechnungshof 

«35 

12.  Allgemeiner  Pensionsfonds  .... 

10776 

13.  Verwaltung  des  Reichsinvalidenfonds 

to6 

14.  Besonderer  Beitrag  von  Elsafs-Lo- 

thriugen  zu  den  Ausgaben : 

45  «63 

a)  des  Reichsscbatzamtes  . . . 

3 150 

b)  des  Rechnungshofes  .... 

4»  163 

VII.  Aufserordentliche  Deckungamittel : 

154  421 995 

3.1« 

10.41 

1.  Aus  dem  Reichstagsgebäudefonds : Aus- 

gaben  zur  Errichtung  eines  Reichs- 

tagsgebäudes 

4 000000 

2.  Aus  der  Anleihe 

«47  3'«  995 

a)  Im  Etat  angesetzt 

134  608  575 

b)  Durch  Nachtragsetat  . . . 

9 643  400 

c)  Zu  einmaligen  Ausgaben  der 

Bundesstaaten  ohne  Bayern  nnd 

Württemberg 

3 060  020 

3.  Sonstige  außerordentliche  Deckung»- 

mittel 

3 110000 

a)  Präzipualbeitrag  Preußens  zum 

Nordostsee-Kanal 

600000 

b)  Rückerstattungen  aus  d.  Reichs- 

festungs-Baufouds  .... 

510000 

1)  Durch  Nachtrags- Etat  (RG.  v.  10.  IV.  1892)  „zu  einmaligen  Ausgaben  aller  Ban- 
desstaaten“  9 643  400  M.  aus  der  Anleihe  bewilligt  zom  Zweck  der  „Vervollständigung 
des  Deutschen  Eisenbahnnetzes  itn  Interesse  der  Landesverteidigung“  Diese  Zahl  er- 
scheint in  Tabelle  C. : „Einmalige  Ausgaben“  unter  III.  „ Ausgaben  für  Heer  und 
Flotte“  No.  1. 
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A.  Einnahmen. 

Absolute 

Zahlen 

g.  £ c? 

iS*  i 

P *- 

1 c a 
S 

<P  a» 

0.’°  ► 

c)  Aas  Veräußerung  des  Kölner 

Festangsterrains 

d)  Aus  dem  Münzwesen  .... 

I OOO  OOO 

Vin  Ueb erschösse  aas  früheren  Jahren : 

! 15  308  201 

0,30 

1.03 

Einnahme-Summe  (einschließlich  des  NachtragseUts  G. 

v.  VII.  2 b) 

Betriebs-  und  Erbebangskosten 

v.  10.  IV.  1892 

1 483  691 937 
266  464  972 

Verbleiben  als  Ketto-Einnahmeu  : 
f i *07  583  565  1 

l + 9643400/ 

1 217  226965 

B.  Ausgaben. 

O/o  aller 
Ausg. 

I.  Betriebs-  and  Erhebangskosten : 

266464972 

5i*0 

17,96 

1.  Reiebseisenbabnverwaltung  .... 

2.  Reichsdruckerei  ....... 

3.  Gebühren  und  Verkehrsabgabeu  . 

4.  Post  and  Telegraphenverwaltung  . . 

35814200 
4 006  790 
409  900 
226  234  082 

II  Aasgaben  der  Verfassung  : 

573  573 

0,02 

0,03 

1.  Reichstag 

2.  Reichskanzler  und  Reichskanzlei 

423  213 

150  360 

m.  Ao.ff.tiem  der  jDituvarwoltnng : 

2 048  826 

0,06 

0,21 

1.  Reichsjustizamt 

2.  Reichsgericht 

5*8  970 
■ 519  856 

IV  Aasgaben  der  Civil  Verwaltung : 

30  106  195 

,-33 

4.1  S 

1.  Auswärtige  Angelegenheiten  . . . 

a)  Auswärtiges  Amt 

b)  Gesandtschaften,  Konsulate, 

Schutzgebiete 

e)  Allgemeine  Fonds 

2.  Ausgaben  der  inneren  Verwaltung 

s)  Reichsamt  des  Innern  . . . 

b)  Allgemeine  Fonds 

c)  Reichskommissariate  .... 

d)  Bundesamt  für  Heimatwesen 

e)  Schiffsvermessungsamt  . . . 

f)  Disziplinarbehörden  .... 

g)  Untersuchung  von  Seeunfäilen 

h)  Statistisches  Amt 

i ) Norraal-Aichungskommission  . 

k)  Gesundheitsamt 

l)  Patentamt 

m)  Reichs-Versicherungsamt  . . . 

n)  Physikalisch-technische  Reichs- 
anstalt   

3 Reichseisenbahnamt 

1 8*5  780 

6 920  650 
' 154  775 

809 140 
15  450  138 
52  200 
27  900 
23  390 
6 000 
34800 
846  785 
in  495 
198  380 

1 049  530 

1 022  710 
262  382 

9 901  205 
19  896  750 

308  240 

V.  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte: 

1 

472  583  997 

I3i33 

44,98 

A.  Verwaltung  des  Reichsheeres  . . 

1)  Kriegsministerium 

2 429  930 

427  285  158 
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B.  Ausgaben. 

Absolute 

Zahlen 

pro  Kopf 
der  Be- 
völkerung 

S e 

0 m 

JS 

*3 

2.  Militärkassenwesen 

314689 

3.  Militärintendanturen 

2 201  774 

4.  MilitKrKeistlichk.it 

788  838 

5.  Militärjustiz- Verwaltung 

7*4  659 

6-  Besoldung  höherer  Truppenbefehls. 

Gouverneure,  Kommandanten  , Adju- 

1 

danteu  etc ... 

4 J2I  I60 

7.  Generalstab,  Landesvermessung,  Pio- 

nierkorps 

4 286  146 

8.  Geldverpflegung  der  Trup- 



■19075536 

9.  Naturalverpflegung.  . . . 

96  568  214 

10.  Bekleidung  u.  Ausrüstung  . 

*44599*6 

1 1 . Garnisonverwaltung  , Servis  , Bau- 

Verwaltung 

4247*510 

12.  Militär-Medizinalwesen 

6 929  123 

13.  Verpflegung  der  Ersatz-  u.  Reserve* 

mannschaften 

3 280  185 

14.  Remontepferde  und  Remonte-Depöts 

10557  690 

15.  Erziehungs-  und  Bildungswesen  . . 

6276779 

16.  Gefängniswesen 

844  777 

17.  Artillerie  u.  Waffentechnische  Institute 

29253998 

18.  Bau  u.  Unterhaltung  der  Festungen 

2 735  3*8 

19.  Wohnungsgeldzuschüsse 

8 916  208 

20.  Unterstützungen  für  aktive  Militärs 

und  Beamte 

126005 

21.  Zuschufa  zur  Militär- Wittwenkasse  . 

2 291  7OO 

22.  Verschiedene  Verwaltungszweige  . . 

8 821  806 

23.  Militärverwaltung  von 

Bayern1) 

49428  177 

B.  Verwaltung  der  Marine  . . . 

45  298  839 

1.  Marine  Kabinet  und  Oberkommaudo 

33  3°o 

2.  Reichsmarine-Amt 

890620 

3.  See  warte  und  Observatoren  . . . 

282  505 

4.  Nationsintendanturen 

2507*5 

5.  Rechtspflege  

31  650 

6.  Seelsorge  und  Garnisousschulen  . . 

56  285 

7.  M il  itä  rp  e rs  0 n al 

10454006 

8.  I n d i ens  t h a 1 tu  n g derScbiffe 

und  Fahrzeuge  . . . . . . 

9 596  185 

9.  N a t u r a 1 v er  pf  1 e g u n g • . . 

3627960 

10.  Bekleidung 

114564 

11.  Garnisonsverwaltung  und  Servis  . 

I 088  167 

12.  Kassen*  und  Rechnungswesen  . . . 

238  444 

13.  Wohnungsgeldzuschufs 

838  693 

14.  Krankenpflege 

706939 

15.  Reise-,  Marsch-  und  Frachtkosten 

557  250 

1)  Militärverwaltung  von  Bayern 57  712  04$ 

Davon  ab  : 

der  auf  den  Allgemeinen  Pensionsfoods  mit  ...........  4637  158 

auf  die  einmaligen  Ausgaben  des  ordentlichen  Etats  mit 3 646710 

angesetzte  Teil  obiger  Quote 

494*8  *7? 
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B.  Ausgabe  n. 


Absolute 

Zahlen 


16.  Bildungswesen 172951 

17.  Werftbetrieb  . **437767 

18.  Artillerie  und  Fortifikation  . . . 2255740 

19.  Torpedo-  und  Miuenwesen  ....  I 185  268 

80.  Lotsen,  Betamung,  Leuchtfeuer  . . 262  800 

81.  Verschiedenes 217020 


VI.  Ausgaben  der  Finaasverwaltung : 


399  33*  9*9  «A* 


1.  Reichsschatxamt 

8.  Allgemeine  Fonds 

a)  Dispositionsfonds  des  Kaisers  . 

b)  Ueberweisungen  an  die  Bundes- 
staaten   

c)  Verschiedene  Verwendungen 

3 Reichskommissariate 

4 Rechnungshof 

5.  Allgemeiner  Pensionsfonds  . . . . 

a)  Pensionen  des  Reichsheeres 

a)  Preufsen  etc.  . 3 K 815  500 

ß)  Sachsen  . . . 2018080 

y)  Württemberg  . I 615  480 
8)  Bayern  . . 4637158 

b)  Marinepensionen 

c)  Civilpensionen 

VII.  Ausgaben  für  die  Reichsschulden : 

1.  Verwaltung 

a)  Vergütung  an  Preufsen  . . . 

b)  Sächliche  und  vermischte  Aus- 
gaben   

8.  Verzinsung 

a)  4°/0-ige  Reichsschuld  .... 

b)  87,%‘igö  Reichsschuld  . . . 

c)  3%-ige  Reichsschuld  .... 

d)  Zur  Verzinsung  von  8cbatz- 

anweisungen 

c)  Zur  Verzinsung  des  Betriebs- 
fonds   

V1U.  Ausgaben  d.  Reichsinvalidenfonds : 

i.  Verwaltung  des  Reicbsinvalidenfonds 
8.  Zuschufs  zu  den  Kosten  der  Verwal- 
tung des  Reichsheeres 

3.  Invalidenpensionen  d.  Krieges  1870/71 

a)  Verwaltung  des  Reichsbeeres  . 

b)  Verwaltung  der  Marine  . . . 

4.  ln  validen  Pensionen  der  Kriege  vor 

1870  

a)  Verwaltung  des  Reichsheeres  . 

b)  Verwaltung  der  M\riD*  - 

c)  Sonstige  Pensionen  .... 

5.  Ehrenzulage  an  die  Inhaber  des 

Eisern  9 n Kreuzes 

Dritte  Folfe  Bd.  IV  (TJX). 


3 OOOOOO 

351  096  OOO 
978  200 


40086  218 


■ 550  368 
1 009945 


126  800 

131 500 

18000000 
24  625  OOO 
15607  500 

1 800  OOO 

575000 


*0  575  450 
16759 


3 062  880 

• 795 
307  000 


545  33° 

355  074  aoo 


440  210 
625  648 
42646531 


258300 
60607  500 


60865800  1 ,33 


I 


75  380 

60  226 
20  592  209 


3371673 


35  3>6 


25  164  554 


27 


0,51 


27,20 


4,10 


1,70 


I 
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Fortdauernde  Einmalige  | 

I.  Betriebs-  und  Erhebungskosten  . 266464972  266464972  5,40  17*96 

II.  Ausgaben  der  Verfassung  ...  573  573  573  573  0,0*  0,03 

III.  Ausgaben  der  Justizverwaltung.  204882b  1071000  3 1 1 9 826  0,0 6 o,*i 

IV.  Ausgaben  der  Civilverwaltung  . . 30106195  3S  54^  5 14  65652709  1,33  4,42 

V.  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte1)  . 472583997  185  603  187  658  187  184  13,33  I 44,38 

VI.  Ausgaben  der  Finanzverwaltung  . 399  33*  9*9  4331400  403663319  8,17  | 27,20 

VII.  Ausgaben  für  Reichsschulden  . 60  865  800  60  865  800  1,23  4,10 

VIII.  Ausgaben  d.  Relchsinvaliden-Fonds  25164554  ! 25  164  554  0,51  1,70 

1 257  139  836  226  55a  IOI 

M83  69I937 

I)  Die  Gesamtkosten  des  Milil&raufwandes  im  Deutschen  Reiche  stellen  sich  noch  etwas  höher 
und  zwar  wie  folgt» 
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Der  Besoldungs-Etat  des  Reichsbank-Direktoriums  ist  in  der  zweiten  Anlage  zum 


Etatsgesets  auf  das  Jahr  1892/93  mit  148374  M.  festgesetzt. 

E.  Stand  der  Aktiva  und  Passiva 
des  Deutschen  Reiches 

Währung 

Kapital 

I.  Bestand  der  Fonds: 

< 

1.  Reichsinvalidenfonds Obligationen  j 

2.  Fonds  für  das  Reichstagsgebäude  ...  Obligationen 

3 Reichskriegsschatz 

M 

fl  8.  W. 
bar 
M. 
bar 
bar 

470542900 
3 4' 2 95° 
5 19*  235 
12  859  900 
*27 

1 20  000  000 

II.  Beichsachulden : 


1.  Fundierte  Schulden 

4%ige  Reichsanleihe 
31/»  °/o*Ke  Reichsanleiben 
3%ige  Reichsanleihen  . 

2.  Schwebende  Schulden 

Reichskassenscheloe  . . 


a)  Ausgaben  fUr  Heer  und  Flotte 658  187  184 

b)  Ausgaben  filr  Mititärpensionen 41636586 

c)  Ausgaben  des  Keichsinvalidenfonds 25  164554 

724  988770 


Als  Auszählung  ergibt  sich  sonach  pro  Kopf  der  Bevölkerung  14,67  M.  und  als 
Prozente  alter  Ausgaben  48,87  M. 


450000000 
5*3  53*  250 
520  250000 

120  000  OOO 


27* 
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VI. 

Der  Aufoenhandel  der  Vereinigten  Staaten. 

Von  Prof.  M.  Dieimann  -Chemnitz. 

Der  Aufscnhandel  der  Vereinigten  Staateu , welcher  durch  die  ge- 
wöhulioh  beuuttcteu  Zahlen  zur  Darstellung  gebracht  wird , ist  naeh  deut- 
scher Bezeichnung  der  „Jahresaufseuhandel'1.  Er  umfafst  den  unmittel- 
baren Eingang  von  Waren  in  den  freien  Verkehr  und  den  Aasgang  in- 
ländischer Waren  aus  demselben,  sowie  den  Eingang  auf  Niederlagen  und 
als  besonders  aufgeführten,  in  den  Zusammenstellungen  nicht  selteu  über- 
sehenen Posten,  die  Ausfuhr  fremder  Waren  aus  dem  freien  Verkehr  und 
von  Niederlagen.  Der  Verkehr  von  Edelmetallen  und,  seit  1868,  die  unmittel- 
bare Durchfuhr  werden  besonders  unterschieden.  Die  letztere  ist  jedoch 
in  Bezug  auf  die  zollfreien  Waren  von  dem  eigenen  Verkehr  sehr  wahr- 
scheinlich nicht  scharf  und  in  Bezug  auf  die  Edelmetalle  ist  sie  yon  dem- 
selben gar  nioht  auseinander  gehalten. 

Von  dem  Oesamthandel  in  den  letzten  zehu  Jahren  giebt  Tabelle  1 
(8.  434)  ein  zahlenmäfsiges  Bild,  welches  die  Bedeutung  aller  einzelnen 
Verkehrsarten  erkennen  lafst. 

Die  in  der  Einfuhr  aufgeführten  eigenen  Waren  sind  namentlich 
Spirituosen,  welche  aus  8teucrrticksichten  im  Ausland,  besonders  Deutsch- 
land, gelagert  haben,  Petroleum-  und  andere  Fässer,  Säcke  eto. 

Beim  Vergleich  der  Ein-  und  Ausfuhrwerte  ist  zu  berücksichtigen, 
dafs  die  ersteren  zwar  zu  verschiedenen  Zeiten  in  verschiedener  Weise, 
aber  nach  den  Grundsätzen  der  deutschen  Statistik'  stets  zu  niedrig  er- 
mittelt worden  sind  und  dafs  andererseits  die  Ausfuhrerhebungen  nicht 
ganz  vollständig  sind.  Bei  Ermittelung  der  Einfuhrwerte  ist  nämlich  stets 
der  Betrag  der  Fracht  von  dem  letzten  ansländischen  Verschiffungshafen 
ab  unberücksichtigt  geblieben  und  diese  Fracht  ist  zum  allergröfsten  Teil 
an  das  Ausland  zu  zahlen,  da  bekanntlich  der  Anteil  der  amerikanischen 
Flagge  am  auswärtigen  Handel  seit  langer  Zeit  zuruckgegaugen  ist  und 
zwar  derart,  dafs  den  Werten  nach  1881  78,64  °/0  und  1891  84,15  °/o 
der  zu  Wasser  eingegangeneu  Einfuhr  auf  fremden  Schiffen  eingebracht 
wurden,  wie  auch  von  der  zu  Wasser  erfolgenden  Ausfuhr  eigener  und 
fremder  Waren  1881  86,92  °/#  und  1891  90,35  °/0  auf  fremden  Schiffen 
aasgingen. 

Verschieden  war  die  Einfuhrormittelung  insofern,  als  vom  1.  Juli 
1883  ab  die  Verpackungskosten  und  Unkosten  jeder  Art,  die  bis  zur  Ver- 
frachtung in  dem  zur  Fahrt  nach  der  Union  bestimmten  Fahrzeug  auf- 


Digitized  by  Google 


Miszellen. 


421 


laafea,  in  den  Prei«  der  zollpflichtigen  Waren  nicht  mehr  einzurechnen 
waren.  Nur  für  diejenigen  Waren,  welche  einem  vom  Wert  irgendwie 
abhängigen  Zoll  unterliegen,  ist  dieae  Bestimmung  seit  1.  August  1890 
wieder  anfser  Geltung.  Den  Betrag,  um  den  es  sich  hierbei  handelt, 
schätzte  das  statistische  Amt  in  Washington  1884  auf  etwa  5 °/„  vom 
Wert  aller  eingeführten  Waren,  ßeohnet  man  hierzu,  wohl  jedenfalls  sehr 
mäfsig,  & u/0  als  durchschnittlichen  Betrag  der  Fracht , so  ergiebt  sioh, 
dafs  der  Wert  der  Wareneinfuhr  in  den  Rechnungsjahren  seit  1884  um 
jährlich  etwa  60  bis  70  Mill.  Doll,  niedriger  angesetzt  ist,  als  cs  den  von 
der  deutscheu  Statistik  angenommenen  Grundsätzen  entspricht. 

Dazu  kommt  noch,  dafs  die  Einfuhrwerte  in  der  Hauptsache  aut  den 
von  der  Zollbehörde  noch  nicht  geprüften  Wertangaben  der  Absender  be- 
ruhen, während  es  keinem  Zweifel  unterliegt,  dafs  bei  den  Wertdeklara- 
tionen  in  Bezug  auf  gewisse  Warenarten  Betrügereien  in  grofsem  Mafs- 
stabe  wenigstens  zeitweise  vorgekommeu  sind1). 

Andererseits  ist  die  Ausfuhr  nicht  unbeträchtlich  zu  niedrig  ange- 
setzt, weil  keine  gesetzliobe  Verpflichtung  besteht,  Uber  die  zu  Land  ans- 
geführten  Waren  den  statistischen  Behörden  Auskunft  zu  geben  und  that- 
sächlioh  die  Eisenbahngesellschaften  Angaben  über  die  Ausfuhr  nach  Ka- 
nada and  Mexiko  grofsenteils  verweigern.  Sohon  1888  schätzte  das  sta- 
tistische Amt  in  Washington  den  hierdurch  in  seinen  Ausweisen  ent- 
stehenden Ausfall  bezüglich  der  Ausfuhr  nach  Kanada  auf  über  30  Mill. 
Doll.,  während  es  bezüglich  Mexikos  keine  genügenden  Unterlagen  für 
eine  Schätzung  besafs. 

Nach  alledem  ist  das  in  Tabelle  1 (S.  434)  hervortretende  Ueber- 
gewicht  der  Ausfuhr  über  die  Einfuhr  im  wesentlichen  sehr  wahrschein- 
lich nur  rechnungsmäfsig  vorhanden. 

Unterscheidet  man  aber,  wie  dies  in  den  Tabellen  3 und  3 (S.',435/36)  ge- 
schehen ist,  den  Verkehr  der  Union  mit  Europa  von  dem  mit  den  aufsercuro- 
päischen  Ländern,  so  stellt  sich  eine  Verschiedenheit  in  dem  Verhältnis 
zwischen  Ein-  und  Ausfuhr  insofern  heraus,  als  bei  dem  ersteren^regel- 
mäfsig  die  Ausfuhr  beträchtlich  über  die  Einfuhr  überwiegt,  während  bei 
dem  letzteren  der  umgekehrte  Fall  stattfindet.  Diese  Verschiedenheit  wird 
allerdings  abgesohwächt  einerseits  durch  den  oben  angeführten  Mangel  in 
den  die  Ausfuhr  nach  Kanada  und  Mexiko  betreffenden  Angaben  und 
andererseits  dadurch,  dafs  die  aus  Europa  kommende  Einfuhr  einen  weit 
gröfseren  Bruchteil  zollpflichtiger  Waren  enthält  als  die  aufsereuropäische  2 ), 
somit  durch  Unterdeklarationen  mutmafslich  stärker  beeinflufst  ist.  Mag 
mau  aber  die  Wirkungen  beider  Fehlerquellen  noch  so  hoch  veranschlagen, 
so  genügen  sie  dooh  keinesfalls  zur  Beseitigung  jener  charakteristischen 
Verschiedenheit  Allerdings  besitzt  Europa  einen  grofsen  Betrag  ameri- 
kanischer Wertpapiere,  nicht  aber  die  Union  europäische,  und  die  Ver- 
zinsung sowie  der  Verkehr  dieser  Wertpapiere  ist  zweifellos  von  ansehn- 

1)  Die  Ausfuhrwerte  sied  die  auf  die  amerikanischen  Verschiffungshäfen  bezogenen, 
oar  für  die  wieder  aasgefiihrten  zollpflichtigen  fremden  Waren  sind  sie  gleich  den  Ein- 
fuhrwerten im  oben  erläuterten  Sinne. 

2)  Die  Einfuhr  aas  Europa  enthielt  1891  den  Werten  nach  80,29  #/§  zollpflichtige 
Waren,  die  aus  außereuropäischen  Ländern  dagegen  nur  28,50  */#. 
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liebem  Einfiufe  auf  die  Zahlungsbilanz,  ebenso  wie  die  Verschiffung  amerika- 
nischer Ausfuhr  durch  europäische  Schiffe  beträchtliche  Forderungen  Eu- 
ropas entstehen  läfsl.  Aber  doch  ist  es  in  hohem  Mafse  wahrscheinlich,  dafs 
Europa  und  namentlich  England  durch  Warensendungen  nach  Südamerika, 
Asien  etc.  den  Ueberschufs  der  Einfuhr  von  Waren  aus  diesen  Ländern 
in  den  Vereinigten  Staaten  über  die  amerikanische  Einfuhr  nach  den- 
selben deoken  hilft.  Das  ist  eine  Erklärung,  die  durohaus  keinen  An- 
spruch auf  Neuheit  hat  und  nur,  weil  geiegentlioh  ihrer  Erwähnung  seitens 
des  Verf.  in  den  Jahrb.,  N.  F.,  Bd.  3 8.  429  Zweifel  gegen  ihre  Rich- 
tigkeit ausgesprochen  worden  sind,  mag  bemerkt  werden,  dafs  sie  z.  B. 
in  einem  von  dem  statistischen  Amt  der  Vereinigten  Staaten  selbst  1884 
veröffentlichten  Gutachten  sehr  scharf  zum  Ausdruck  gebraoht  worden  ist. 

Was  nun  die  einzelnen  Verkehrsarten  anlangt,  so  zeigt  die  Einfuhr 
der  Union  auffülligerweise  eine  überrasoheude  Aehulichkeit  mit  dem  Ent- 
wickelungsgang der  Ausfuhr  Englands , obgleich  das  letztere  Laud  nur 
etwa  ein  Viertel  der  amerikanischen  Einfuhr  liefert.  Auch  dies  scheint 
auf  den  eben  erwähnten  indirekten  Einflufs  der  amerikanischen  Einfuhr  auf 
die  englische  Ausfuhr  hinzuweisen.  Entwirft  man  ein  graphisches  Bild  beider 
Handelsbewegungen,  so  unterscheidet  sich  die  Linie  der  englischen  Ausfuhr 
seit  20  Jahren  von  der  der  amerikanischen  Eiufuhr  fast  uur  dadurch,  dafs 
sie  abgerundetere  Züge  aufweist.  Von  dem  Höhepunkt  der  Jahre  1872 — 73 
sinkt  die  Linie  bis  Ende  der  70er  Jahre,  steigt  daun  rasch  an  bis  zu  einem 
Maximum  1882,  sinkt  wieder  bis  gegen  1885  und  steigt  dann  zu  einem 
früher  nooh  nie  erreichten  Hochstand  1890 — 91. 

Es  stehen  sonach  Zucker  und  Kaffee  sowohl  in  Bezug  auf  den  abso- 
luten Wertbetrag  wie  auf  das  Wachstum  des  Einfahrwertes  in  allererster 
Linie  und  man  wird  versucht  sein,  auf  starke  Zunahme  des  Verbrauches 
dieser  Qenuismittel  zu  schliefsen.  Eine  Btarke  Verbrauchszunahme  hat  je- 
doch nur  bei  Zucker  und  auch  bei  diesem  erst  seit  der  am  1.  April  1891 
erfolgten  Zollbefreiung  der  Nummern  unter  16  Holläud.  stattgefuuden. 
Im  übrigen  ist  die  Zunahme  der  Wertzahlen  wesentlich  nur  durch  Preis- 
steigerungen bedingt,  denn  deu  Mengen  nach  gingen  an  Kaffee  (zollfrei) 
und  an  Zucker,  ausschliefslich  Melasse,  Kandiszucker  und  Zuokerwerk,  in 
den  freien  Verkehr  ein: 

Tausende  HM.  engl. 

1885  1886  1887  1888  188»  1890  1891 

Kaffee  •)  572  Z23  566251  526489  423689  579387  499  179  S'95°6 

Zucker  2748646  2701021  2999450  2749639  2943872  2831570  3774832 

Andererseits  ist  die  Wertzunahmo  der  Einfuhr  von  Tabak  allerdings 
durch  gesteigerte  Bezüge  von  Bohtabak  und  zwar  namentlich  von  Holland 

1)  Davon  wurden  exportiert 

1885  1886  1887  1888  1889  1880  1891 

33  335  *7  496  2579°  15083  17285  8997  8487 

so  dafs  für  den  eigenen  Konsum  verblieben 

528888  538755  501199  408606  562122  490182  511019 

Durchschnittlich  ergiebt  dies  929  650  metr.  Tonnen  oder  etwa  das  Doppelte  von  dem 
deutschen  Jahresverbrauch. 

Von  dem  Zucker  wird  xwar  nnr  wenig  direkt  exportiert,  doch  sind  wenigstens  in 
einigen  Jahren  ansehnliche  Mengen  fremden  Kohsuckers  nach  Kafdnierung  wieder  ausge. 
führt  worden. 
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uod  Deutschland  (wohl  Sumatratabuk)  sowie  von  billigen  Sorten  aus  Kuba 
bedingt,  aber  mit  Rücksicht  auf  die  bedeutende  eigene  Produktion  der 
Union  darf  hieraus  allein  keinesfalls  auf  Zunahme  des  Verbrauches  ge- 
schlossen werden. 

Im  übrigen  kommen  bis  1891  zwar  mancherlei  Schwankungen  in  der 
Einfuhr  namentlich  von  Hopfen,  Gerste,  Kartoffeln,  Erbsen  und  Bohnen 
vor,  eine  ansehnlichere  andauernde  Zunahme  zeigt  jedoch  nur  die  Einfuhr 
der  1884  zollfrei  gewordenen  Bananen  (von  1,33  Mill.  Doll,  in  1883  auf 
5,86  Mill.  Doll.  1891  gestiegen)  und  die  von  Schaumwein,  welche  den 
durch  die  Zollerhöhung  von  1884  vcranlafsten  Rückgang  sehr  bald  wieder 
ausgeglichen  hat  (1883:  3,15,  1884:  1,20  und  1891:  5,05  Mill.  Doll.). 
Im  Jahre  1891  treten  auffällig  mehrfache  Aenderungen  hervor,  welche 
unzweifelhaft  durch  die  Zollgesetzgebung  bedingt  sind.  Infolge  von  Zoll- 
ermäfsigung  steigt  sofort  in  ansehnlichem  Mafse  die  Einfuhr  von  Korinthen, 
Citroncn  und  Reis,  infolge  von  Zollerhöhung  siukt  die  von  Gerste,  Eiern 
und  frischen  Fischen,  auch  die  von  kondensierter  Milch,  die  jedoch  schon 
seit  längerer  Zeit  stark  fallende  Tendenz  zeigte.  Andererseits  erfolgt  für 
Käse,  Gemüse,  Pickles  etc.  eine  Einfuhrsteigerung  trotz  der  Zollerhöhung. 

Die  zweitwichtigste  Stelle  in  der  Einfuhr  der  Union  fällt  den  Roh- 
stoffen und  Fabrikaten  der  für  Deutschland  besonders  wichtigen  Textil- 
industrie zu,  wobei  der  prozentale  Anteil  der  Rohstoffe  und  Halb- 
fabrikate fast  ganz  stetig  sich  gehoben  hat  von  26,10  “/„  iu  1885  auf 
34,76  °/u  in  1891.  Es  gingen  nämlich  ein: 


Rohstoffe  . • 
Garne  und  Seide 
Fabrikate  . . . 


Tausend©  Doll. 

1885  1 1886  1887  1888  I 1889  1 1890  1891 

25  594!  29808  34  601 1 36  582I  44603  44306  48619 
153871 22332  23341  24209  238601 285381 23374 
1185631125024  ns  696;  134 142 142  3891 1 528351 137  293 

'59  524  177  164  186638  194  933  210  852  225  679  209  286 


Es  ist  nicht  möglich,  die  verschiedenen  Aenderungen  hier  im  einzelnen 
zu  besprechen,  die  Betrachtung  mag  vielmehr  beschränkt  werden  auf  die 
Zeit  seit  dem  Jahre  1885,  in  welchem  die  bis  in  die  neueste  Zeit  an- 
haltende aufsteigende  Bewegung  ihren  Anfang  genommen  hat  Da  weiter 
die  amerikanischen  Ausweise  über  die  Einfuhr  in  den  freiea  Verkehr  un- 
gleich detaillierter  sind,  als  die  bezüglich  des  „Jahretaufsenhandels“,  so 
sind  sie  im  folgenden  um  so  unbedenklicher  zu  Gruude  gelegt  worden, 
als  die  Einfuhr  in  den  freien  Verkehr  im  höchsten  Jahresbetrag  um  nur 
rund  15  Vs  Mill.  Doll,  von  der  des  Jahresaufsenhandels  abweicht;  speciell  für 
das  Jahr  1891  ist  hierdurch  auch  der  Vorteil  gewährt,  dafs  sich  erkennen 
lafet,  in  welcher  Weise  die  Einfnhr  sich  auf  die  Zeit  vor  und  nach  Gültig- 
keit der  Mac -Kinley  - Bill  verteilt  Endlich  erscheint  die  amerikanische 
Warenrubrizierung  bo  wenig  zweckmüfsig,  dafs  für  deu  folgenden  Ueber- 
blick  über  die  am  Verkehr  teilnehmenden  Waren  trotz  der  dadurch  not- 
wendig werdenden  umständlichen  Rechnungen  die  von  der  ReichsBtatistik 
angenommene  Rubrizierung  vorgezogen  worden  ist 

So  ergiobt  sich  folgende  Zusammenstellung  der  eingegangenen  Waren- 
arten : 
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Tabelle  4. 

Wert«  in  Tausenden  Doll. 


1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

Nahrung»-  und  Genufsmittel . . 

204  197  208  082 

226  218 

232  626 

256  764  271625 

319  661 

Rohstoffe  und  Fabrikate  der 

Textilinduatrie 

159  574  '77  '64 

186638 

194  933 

210852 

725  679 

209  286 

Desgl.  der  Metallindustrie 

41643 

49  497 

65714 

69453 

61 939 

63  876 

83  374 

„ „ chemischen  Industrie 

39  o°5 

4°  305 

42605 

40785 

47 154 

44340 

S<  457 

„ ,,  Leder-  etc.  „ 

36362  44905 

42485 

47  741 

43916 

41 702 

50  229 

9,  tf  Holz-  etc.  „ 

15988 

15807 

16992 

19084 

19  901 

20  298 

26338 

„ 9,  Stein-,  Thon-  etc.  Ind. 

13679 

>3814 

16  299 

18081 

18079 

'9364 

23  236 

Kurzwaren  und  Schmuck  etc.  . 

10  071 

12985 

16618 

17241 

16  901 

18321 

'8375 

Rohstoffe  und  Fabrikate  der 

Kautschukindustrie  .... 

9374 

12  120 

14  026 

16378 

12  726 

15227 

1844- 

Desgl.  der  Papierindustrie  . . 

7671 

7 183 

7021 

8979 

9945 

9884 

10034 

Gegenstände  der  Litteratur  etc. 

5 080 

5009 

6691 

6826 

6 809 

7 267 

7644 

Anderes  *) 

30  330 

2992O 

33  626 

36  888 

35*45 

31677 

31925 

Eigene  Waren  . . ... 

577  874 
6 706 

616786 
8 573 

674  933  703  974  735  731 
8486  8275  6200 

769  220 

4455 

850  520 

3645 

|s79  580  615  309  683  419J712  *49)74 • 43'  773  675j»54  5*o 
Hieraus  ergiebt  sich  zunächst  die  den  verbreiteten  Ansichten  wohl 
kaum  entsprechende  Thats&chc,  dafs  die  Nahrungs-  und  GenafB- 
mittel  in  der  Einfuhr  der  Vereinigten  Staaten  verhüt  tnismäfsig  eine 
wesentlich  wichtigere  Stellung  einnehmen  als  in  der  Deutschlands.  Von 
der  Gesamteinfuhr  fremder  Waren  in  den  eigenen  Verkehr  entfielen  näm- 
lich auf  diese  Warengruppe  prozentual 

1886  1886  1887  1888  1889  1890  1891 

in  der  Union  35, zs  33,1s  33,10  3», 66  34,6s  35,11  37,*l*/0 
in  Deulschlend  25,19  23.4s  25,86  22,9s  26,22  28.15  30,51  „ 

In  dem  sehr  ungünstigen  Jahr  1879  hatte  das  Verhältnis  in  der  Union 
sogar  40,83  °/0  erreicht,  war  dann  aber  in  dem  folgenden  Jahre  des  Auf- 
schwungs auf  32,85  °/0  gefallen,  während  es  1881  34,05  °/0  erreichte. 

An  der  gesamten  Zunahme  der  amerikanischen  Einfuhr  seit  1881  sind 
die  Nahrungs-  und  Genufsmittel  mit  fast  der  Hälfte  (48,73  ®/0),  seit  1885 
mit  mehr  als  zwei  Fünftel  (42,00  °/0 ) beteiligt. 

Allerdings  hat  diese  Einfuhr  einen  ganz  anderen  Charakter  als  die 
entsprechende  deutsche.  Es  gingen  nämlich  ein : 

Werte  ln  Tausenden  Doll. 


1885  I 

1886 

1887  1 

1888  I 

1889 

1890  i 

1891 

Nahrungsmittel  tierischen  Ur- 

»prungs  

8 812 

6 807 

7233 

7678' 

8696 

8895 

8842 

Getreide  etc 

IO  404 

II  107 

IO  240 

17  872 

13  '45 

14388 

13 140 

Obst,  Frfichte  etc 

16857 

I6835 

19842 

20  997 

18  400 

20  O49 

26  »32 

Gewürze  etc 

4 S>8 

4893 

8059 

5 708 

5 216! 

5**5 

5 784 

Kaffee,  Thee  etc.*)  .... 

61  818 

60378 

74575 

764*8 

897171 

93 136 

113  116 

Zucker 

81  715 

85913 

83498 

79233 

95  498 

99 '53 

"5  974 

Gegohrene  Getrknke  .... 

9326 

9786 

| 10  191 

10636 

'0  939 

'2415 

'3*73 

Tabak  und  -fabrikate  .... 

9 122 

10315 

I 10  955 

'*3'4 

'3  734 

16  6261 

21  066 

Konserven  etc 

■ 625 

2 O48 

1 625 

1 760 

I 419 

■ 738i 

2*34 

*)  Darunter  Kaffee  . . 

204 197  208  082  226  218 
46723  42676  56361 

232 6261256 764  271  625  319661 
60510!  74  773!  78267  96  124 

1)  Vieh,  Sämereien  etc.,  Abfälle  und  Düngemittel,  Brennstoffe,  Gegenstände  der  In- 
dustrie der  Fette  etc.,  Fsbrteuge,  Instrumente,  Eigentum  von  Einwanderern  und  verschiedenes. 
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Unter  den  Rohstoffen  stehen  Wolle  und  Manila-  und  Sisalhanf  obenan, 
unter  den  Halbfabrikaten  überwiegt  weitaus  die  Rohseide.  Der  Anteil 
der  einzelnen  Warenarten  an  den  Einfuhrwerten  läfst  sich  im  wesent- 
lichen aus  folgender  Zusammenstellung  erkennen : 

Tausende  Dollars 


1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

[ 1890 

1891 

Haare  und  Federn 

1 893, 

2588 

77.3 

2 381 

2 793 

185 

2 642 

Baumwolle 

980 

«>73 

534 

745 

1 195 

1 

393 

1834 

Hanf,  Flachs  und  Verwandtes  *)  . 

12459 

10811 

12  206 

17039 

19  056 

20 

483 

74433 

Wolle1) 

9798 

14714 

18  207 

15638 

20771 

18 

204 

17629 

Seide 

>3  >43 

18  704 

20  O91 

20  528 

20  011 

75 

267 

20956 

Garne 

2688 

4650 

4 19> 

4460 

4637 

4 

3>7 

3499 

40  961 

52 140 

57947 

ho  791 

68  463 

77 

844 

71 993 

*)  Darunter 

Manila-  und  Sisalhanf  .... 

5 143 

4630 

6 146 

10033 

11  241 

10 

595 

>4583 

Infolge  der  Schwankungen , welchen  die  Preise  unterlegen  haben, 
erhält  man  allerdings  teilweise  ein  anderes  Bild  als  durch  die  obige  Ta- 
belle, wenn  man  die  Einfuhr  m e n gen  berücksichtigt.  Es  ergiebt  sich 
dann  namentlich  folgendes. 

Der  Verbrauch  von  8eide  macht  entschiedene  Fortschritte,  denn  wäh- 
rend an  Seide  aller  Art,  abgesehen  von  Cocons,  von  1881  bis  1884  nur 
3 bis  4 Mill.  Pfd.  jährlich  eingegangen  war,  betrug  die  Einfuhr  in  Tau- 
senden Pfund 

1885  1886  1887  1888  1889  1890  1891 

4 174  6 547  5 669  6 m 6830  4477  7069 
In  der  Einfuhr  von  Wolle  überwiegen  weitaus  die  Rohstoffe  für 
Teppichfabrikation,  die  aus  England  (bcz.  Schottland),  Rufsland,  Argen- 
tinien, Kleinasien,  China  etc.  bezogen  werden.  Die  eingegangenen  Mengen 
betrugen  nämlich  in  Tausenden  Pfund : 


1885  [ 

1886  1 

1887  I 

1888  ; 

1889 

1890  I 

1891 

Tepplchwolle 

50  782 

79716 

81  5°4l  74711I 

96  556 

so  851 

85  896 

Streich-  und  Kammwolle 

>7  364 

28  195 

32900  22521 

29  625I 

29  05t! 

33  495 

AbüUle  und  Kunstwolle  . . 

/89 

2697 

4902 

4058 

8479I 

4985 

1 518 

08  9351 1 10  608I119306  101  290,134  66o|t  14  887)120909 


Die  Zolländerung  von  1891  hat  nach  den  bisherigen  Ergebnissen  den 
durchschnittlichen  Zollsatz  der  Wollen  von  33,8  auf  38,4  °/0,  den  der 
Abfälle  etc.  dagegen  von  24,5  auf  36,9  °/„  erhöht. 

Manilahanf  und  (mexikanischer)  Sisalhanf  haben  besonders  starken 
Wertschwankungen  unterlegen.  Ihre  Einfuhr  hatte  1885 — 1890  zwischen 
52  600  und  70  200  Tonnen  geschwankt;  nach  Beseitigung  des  Zolles  durch 
die  Mac-Kinley-Bill  hat  sie  sich  jedoch  auf  nicht  weniger  als  104  000 
Tonnen  gehoben.  Erwähnung  verdient,  dafs  die  Zunahme  der  Einfuhr 
von  Baumwolle  hauptsächlich  auf  ägyptische  fällt,  vielleicht  im  Zusammen- 
hang mit  der  Entwickelung  der  Feinspianerei  in  der  Union. 

Die  Einfuhr  von  Fabrikaten  der  Textilindustrie®)  war  von  88,5  Mill. 

1)  Darunter  Teppichwolle  für  5,8  bis  11,1,  Streichwolle  für  3,u  bis  6,0,  Kammwolle 
für  0,9  bis  8,3  und  Abfälle  und  Kunstwolle  für  0,3  bis  8,3  Mill.  Doll. 

9)  Einschi.  Knopfe  aller  Art. 
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DolL  in  1879  plötzlich  auf  119,8  in  1880  und  dann  langsam  weiter  bia 
141,1  Milt.  Doll,  in  1883  gestiegen.  Im  folgenden  Jahre  aber  trat  eine 
schwache  Senkung  und  1888  eine  starke,  auf  118,6  Mill.  Doll.,  ein,  wobei 
seidene  Kleiderstoffe  und  Bänder,  Tuche,  Spitzen,  Stickereien  und  Schmuck- 
federu  besonders  empfindlich  von  der  Abnahme  betroffen  wurden.  Seit- 
dem hat  sich  die  Einfuhr  in  folgender  Weise  entwickelt: 

Werte  in  Tausenden  Doll. 


Zeugwareu,  wollene  . . . 

seidene 

leinene  . . 

baumwollene  . 

1885 
29*73 
=3  47« 
17  93» 
9659 

1886 
31  890 

23  2491 

18 124 

9 135 

1887 
30  300 
26  320 
18886 
9 547 

1888 
33  »69 
27  3&0 

19  684 
8985 

1889 
41  283 
28  986 
22  56I 

9 070 

1890 
44  °S> 
3'  949, 
24  204 
9 308 

1891 

35  795 
29070 

21  3»* 
9247 

80742 

82  348! 

85053 

89  298 

101  QOO  ICX)  5 1 2 1 

95  433 

Spitzen,  Stickereien,  Pose- 

mente  und  Knöpfe  . 

'7  S4'| 

21  <>49] 

21  321 

22784 

2°  440 

21  954i 

19776 

Wirkwaren 

8418 

8938] 

9815 

9 099 

8348 

9 384! 

8 701 

Schmuckfedern,  Hüte  etc.  1 ) . 

6 582 

6 858 

7005 

7618 

5916 

5982! 

5940 

Kleider  etc 

3 7°^ 

3 4*6 

3652 

3 049 

3 934 

3»S2 

5 571 

Anderes  1) 

1 578 

' 755 

1 830 

1 694 

1 8SI 

2 131 

1 882 

1 1 8 563 

25  024  1 

28  696 134 142 142  389 

152835 137  293 

Die  Unterscheidung  ist  im  einzelnen  teilweise  vielleicht  uicht  ganz 
scharf,  Bowcit  ea  sich  um  Waren  handelt,  die  gleichen  Zollsätzen  unter- 
liegen, namentlich  erseheinen  die  Werte  der  Wirkwaren  unter  Berück- 
sichtigung der  in  Deutschland  erfolgten  Legalisierungen  etwas  knapp. 
Aber  immerhin  ist  es  wohl  unzweifelhaft,  dafs  im  Gegensatz  zu  der 
gewöhnlichen  Ansicht  der  überwiegende  Teil  der  Einfuhr  nicht  sowohl 
durch  Waren  gebildet  wird,  deren  Herstellung  viel  geschickte  Handarbeit 
erfordert,  als  vielmehr  durch  Produkte  des  mechanischen  Webstuhles.  So- 
weit erkennbar,  sind  an  der  bis  1890  anhaltenden  Einfuhrzunahme  und 
grofBcnteils  auch  an  der  Abnahme  1891  namentlich  wollene  Frauenkleider- 
stoffe,  billigere  Tuche,  seidene  Kleiderstoffe  und  8ammete  sowie  feinere 
Leinen  beteiligt,  wahrend  die  Einfuhr  besonders  von  baumwollenem  Sammet 
und  Damast  schon  seit  längerer  Zeit  stark  zurückgegangen  ist  Die  ver- 
hültnismäfsig  starke  Zunahme  der  Einfuhr  seidener  und  wollener  Klcidungs- 
artikel  1891  ist  möglicherweise  nur  eine  scheinbare,  durch  veränderte 
Rubrizierung  veranlafste. 

An  dem  amerikanischen  Bezug  von  Textilfabrikaten  war  Deutschland 
seit  1885  durchschnittlich  jährlich  mit  rund  22  °l0  beteiligt,  mit  nur  sehr 
geringen  Schwankungen  in  den  einzelnen  Jahren  s). 

Im  Rechnungsjahre  1891  sind  allerdings  unter  den  alten  Zollsätzen 
bis  zum  5.  Oktober  1890  gröfsere  Vorräte  gewisser  Textilfabrikate  in  den 
freien  Verkehr  eingeführt  worden,  aber  im  allgemeinen  doch  weniger  als 


1)  Nach  der  amerikanischen  Statistik  sind  hierin  die  Materialien  für  Hille,  also  s B. 
die  halbseidenen  Hutbänder  von  Barmen-Elberfeld,  eingeschlossen. 

2)  Kufsdecken  etc.  nnd  Seilerwaren. 

3)  Dafs  die  Keichsstatistik  ein  wesentlich  unrichtiges  Bild  unserer  Ausfuhr  von  Texlil- 
fahrikaten  nach  der  Union  gieht,  hat  der  Verf.  in  seiner  Schrift  ,, Deutschlands  Ansfuhr 
nach  den  Vereinigten  Staaten"  (Berlin  1891,  I.  Simion)  8.  3t  durch  Vergleich  mit  der 
Konsulatsstatistik  nachgewiesen. 
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man  erwarten  sollte.  Es  tritt  daher  die  daroh  die  Mac  - Kinley  - Bill  ver- 
stärkte Zollbelastung  sehr  erkennbar  hervor.  Im  Durchschnitt  betrug  der 
Zoll  für  Baumwollfabrikate  aller  Art  1890  39,88  und  1891  50,98  °/ „ des 
Wertes,  für  leinene  bez.  34,23  und  37,88  °/„,  für  seidene  49,54  und 
51,93  °/0  und  für  wollene  69,12  und  80,62  °/0  eioschliefslich  der  Garne. 
Damit  steht  im  Zusammenhang,  dafs  dos  Verhältnis  der  Einfuhr  von 
Textilfabrikaten  zur  Gesamteinfuhr  fremder  Waren  in  den  freien  Verkehr, 
das  von  1880  bis  1890  nur  um  1 °/0  um  den  Mittelwert  von  20  °/0  auf- 
und  niedergeschwankt  hatte,  1891  auf  nur  16,18  °/#  sank,  ohne  dafs  der 
freie  Verkehr  im  Vorjahre  etwa  ungewöhnliche  Mengen  aufgenommen  hätte 
(19,87  °/0). 

Was  nun  weiter  die  Gruppe  der  Metallindustrie  anlaugt,  so 
ergeben  eich  die  wichtigsten  Verhältnisse  aus  folgender  Zusammenstellung : 


Erie 

Zinn 

Ei»enartikel  : Weißblech  . . 

andere 3)  . . ... 

Andere  Metallartikel 


Tausende  Doll. 


1885 

1888 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1 740 

»932 

6066 

7 269 

8759, 

10715 

13005 

4263 

5 874 

6 928 

8759 

7026; 

6899 

7978 

16  610 

17720 

16  884 

19035 

2 t 002: 

20  747] 

36356 

16347 

19  599 

3'  623 

30227 

21  OOO 

20  336 

*7  43' 

2683 

3 367 

4 21.1 

4613 

4 >52 

5 '79 

8 604 

41643 

49  492 

65714 

69453 

61 939 

63876 

83374 

Abgesehen  von  der  ungewöhnlich  hohen  Einfuhr  von  Boh-  und  Alt- 
eisen sowie  Eisenhalbfabrikaten  in  den  Jahren  1887  und  1888  tritt  hier 
zunächst  auffällig  hervor  die  rasch  zunehmende  Einfuhr  von  Erzen,  teils 
Eisenerzen  aus  Spanien  (Bilbao  und  Marbella  bei  Malaga),  Kuba  und  Elba, 
hauptsächlich  aber  silber-  und  bleihaltigen  auB  Mexiko.  Bei  den  letzteren 
dauerte  die  Zunahme  auch  1891  trotz  des  von  der  M c-Kinley-Bill  auf- 
erlegten Zolles,  der  über  40  °/0  deB  Wertes  erreicht,  weiter  an,  wenn 
auch  gleichzeitig  die  Einfuhr  von  Blei,  namentlich  aus  Mexiko,  verhältnis- 
mäßig sehr  stark  gestiegen  ist.  Die  enorme  Einfuhr  von  Weißblech  im 
Jahre  1891  ist  dadurch  veranlaßt,  daß  mit  8ohlufs  dieses  Rechnungs- 
jahres (am  1.  Juli  1891)  eine  Btarke  Erhöhung  des  Zolles  auf  Weißblech 
in  Kraft  getreten  ist.  Da  übrigens  gelegentlich  dieser  Erhöhung  von  be- 
achtenswerter Seite  behauptet  wird,  daß  eine  nennenswerte  eigene  Weifs- 
blechindustrie  der  Union  bis  in  die  neueste  Zeit  nicht  bestanden  habe, 
so  erscheint  die  anhaltende  Steigerung  der  Zinneinfuhr  von  10  900  metr. 
Tonnen  in  1885  auf  18  000  Tonnen  in  1891,  also  das  Doppelte  des  deußchen 
Verbrauches,  besonders  auffällig. 

Bei  den  in  der  obigen  Tabelle  angeführten  „anderen  Metallartikeln“ 
fällt  die  Zunahme  außer  auf  Platin  (unter  Mitwirkung  der  Preissteigerung) 
hauptsächlich  auf  nicht  besonders  genannte  Waren. 

Bei  den  in  Tabelle  4 (S.  424)  aufgeführten  anderen  Industriezweigen  über- 
wiegt fast  durchgängig  die  Einfuhr  von  Rohstoffen  die  der  Fabrikate.  Es 
waren  nämlich,  abgesehen  von  den  Gegenständen  der  Litteratur  und  Kunst, 
die  letzteren  nur  mit  folgenden  Wertbeträgen  beteiligt: 


1)  Einschi.  Maschinen  (soweit  erkennbar  stetig  gestiegen  von  0,38  »uf  2,79  Mül.  Doll.) 
und  Feuerwaffen. 
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Tausende  Doll. 


1885  ; 

1886 

1887 

1888  I 

1889  I 

1890 

1891 

Chemische  Industrie 

2 t 248 

22  220 

23 165 

22729 

*4393 

24508 

29034 

Leder-  etc.  Industrie 

13  908 

■5936 

15788 

16816 

16  701 

>7  74* 

19  499 

Holz-  etc.  Industrie ')  . . . 

2 203 

2225 

1 876 

3 i*3l 

3075 

3498 

5986 

Stein-,  Thon-  etc.  Industrie  . 

1 ' 303 

11 430 

■3  ”9 

14098; 

14396 

14  735 

16  456 

Kurzwaren-  , Schmuck-  und 

Spieiwarenindustrie  . 

4059' 

4758 

5820 

6 445 

5930 

6383 

5 220 

Kautschukindustrie  .... 

O 219 

023» 

0 264 

°*95! 

0339 

0 37* 

0 408 

Papierindustrie 

1 586 

I 803 

1985 

1378 

2507 

* 794 

3086 

Fabrikate 

54  5ä6 

58604 

63017 

65  884; 

67  34*1 

70032 

79  689 

Rohstoffe 

77  574 

88  515 

93  o*9 

1 97  365 

96  28l 

99  l°4 

118427 

132  IOO 

>47  ”9| 

156046  163  249 

163622 

169  136 

198  n6 

Den  gröfsten  Anteil  haben  die  Rohstoffe  mit  regelmäfsig  nahe  98  °/0, 
in  der  Kautsohukindustrie,  die  ja  in  der  Union  ihr  Heimatland  hat.  Der 
Wert  des  Rohkautachuk  ist  seit  1885  von  9,04  auf  17,81  Hill.  Doll, 
gestiegen,  aber  vorwiegend  infolge  von  Preissteigerung,  da  die  Mengen 
nur  von  10  900  auf  15  100  metr.  Tonnen  angewuchsen  sind,  im  Tergleioh 
mit  den  deutschen  Verhältnissen  allerdings  sehr  bedeutende  Beträge. 

8ehr  hoch,  auf  77  bis  86  °/0,  stellt  sich  der  Anteil  der  Rohstoffe 
auch  in  der  Holz-,  Schnitz-  und  Fleohtindustrie,  hauptsächlich  durch  zu- 
nehmende Einfuhr  von  rohem  und  einfach  bearbeitetem  Holz  aus  Kanada. 
Die  ansehnliche  Einfuhrzunahme  der  Fabrikate  dieser  Gruppe  im  Jahre 
1891  fällt  namentlich  auf  die  durch  die  Mc-Kinley-Bill  zollfrei  gewordenen 
chinesischen  und  japanischen  Strohmatten  sowie  andere  Strohwaren. 

ln  der  Papierindustrie  ist  die  Zunahme  der  Rohstoffeinfuhr  ver- 
anlafst  durch  Holzstoff,  hauptsächlich  Cellulose,  dessen  Wertbetrag  seit 
1885  stetig  gestiegen  ist  von  0,24  auf  1,90  Mill.  Doll,  in  1891,  während 
bei  den  Fabrikaten  der  Zuwachs  durch  Papierspecialitäten  und  durch  Ar- 
beiten aus  Papier  bedingt  ist. 

Dafs  weiter  in  der  Gruppo  der  Kurzwaren  etc.  der  Anteil  der  Roh- 
stoffe seit  1885  fast  ununterbrochen  gestiegen  ist,  von  60  auf  71  ’/s  °/n, 
erklärt  sich  durch  den  enormen  Bezug  von  ungefafsten  Edelsteinen,  der 
von  6'/,  auf  14  Mill.  Doll,  herangewachsen  ist. 

Endlich  überwiegen  die  Rohstoffe  auch  in  der  Gruppe  der  Leder-  etc. 
Industrie,  wenn  auch  unter  den  Fabrikaten  Lederhandschuhe  und  ver- 
arbeitetes Pelzwerk  ununterbrochene  Zunahme  aufzuweisen  haben.  Von 
Lederwaren  aufser  Handschuhen  geht  jährlich  höchstens  für  etwa  ‘/ä  Mill. 
Doll,  ein,  während  die  Reichsstatistik  in  arger  Wertüberschätzung  die 
deutsche  Ausfuhr  feiner  Lederwaren  aufser  Handschuhen  nach  der  Union 
1889  zu  nicht  weniger  als  24,41  und  1890  immer  noch  zu  12,25  Mill.  M. 
beziffert. 

Die  Fabrikate  haben  das  Uebergewicht  sonach  nur  in  der  Gruppe 
der  chemischen  Industrie,  in  welcher  sie  etwa  56  °/0  des  Gesamtwertes 
repräsentieren’),  am  meisten  aber,  wenn  auch  infolge  der  stark  ge- 


ll Ausschi,  einfach  bearbeitetes  Hols. 

2)  Die  Einzelheiten  hat  der  Verf.  in  der  ,, Chemischen  Industrie“  1891  Nr.  22  und 
23  sowie  1892  Nr.  9 besprochen. 
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wachaeoen  Einfuhr  von  Cement  in  abnehmendem  Verhältnisse  (von  88  °/0 
in  1883  bis  71  °/0  in  1891)  in  der  Stein-,  Thon-  etc.  Industrie. 

Im  ganzen  aber  läfst  sich  durchaus  nicht  sagen,  dafs  die  Einfuhr 
von  Fabrikaten  etwa  infolge  der  Entwiokelung  der  eigenen  amerikanischen 
Industrie  zu  Gunsten  der  Rohstoffe  zurückgedrängt  werde;  mit  bemerkens- 
werter Gleichmäßigkeit  stellt  Bich  in  der  Gesamtheit  der  hier  zusammen- 
fassend  erwähnten  7 Industriezweige  in  jedem  der  berücksichtigten  Jahre 
der  Wert  der  Fabrikate  auf  sehr  nahe  zwei  Fünftel  ihres  gesamten  Ein- 
fuhrwertes und  auf  9,1  bis  9,5  °/0  der  Wareneinfuhr  überhaupt. 

Wie  der  vorstehende  TJeberblick  zeigt,  sind  die  verschiedenen  Waren- 
arten in  sehr  ungleicher  Art  von  den  Einfuhrveränderungen  betroffen 
worden,  wenn  auch  fast  ausnahmslos  seit  1885  eine  Zunahme  der  Einfuhr- 
werte stattgefunden  hat.  Inwieweit  aut  die  letztere  eine  Steigerung  der 
Preise  eingewirkt  hat,  ist  nicht  überall  erkennbar;  soweit  sich  urteilen 
läfst,  ist  dieselbe  allerdings  für  einige  wichtige  Artikel  von  Bedeutung 
gewesen,  den  Aussohlag  hat  sie  aber  im  allgemeinen  keinesfalls  gegeben. 

Der  Anteil  der  verschiedenen  Länder  an  der  Gesamteinfuhr  hat  dabei 
keine  wesentlichen  Veränderungen  erfahren.  Der  Vergleich  läfst  sich 
ohne  umständliche  Rechnung  nur  bis  1884  zurück  durchführen,  da  in  den 
Vorjahren  den  einzelnen  Ländern  nicht  die  von  ihnen  gelieferten,  sondern 
die  von  ihnen  versendeten  Waren  zugerechnet  wurden.  Es  ergiebt  sioh 
dann,  dafs  prozental  in  den  Jahren  1884 — 91  beteiligt  waren: 


Durchschnittlich 

Minimum 

Maximum 

Europa  mit 



55.65  7, 

54.1 4 7, 

(1889) 

56!*s  /o 

(1887) 

davon  England  1 ) 

*3.9* 

23,05  „ 

(1891) 

24,5»  „ 

(1888) 

Deutschland 

11,23  „ 

9.’*  .. 

(1884) 

12,52 

(1890) 

Frankreich 

9.80  „ 

9.08  „ 

(1891) 

10,61  „ 

(1884) 

Nordamerika 

19.62  M 

18,90  „ 

(1887) 

20,41  „ 

(1884) 

Südamerika 

II»76 

10,37  „ 

(1886) 

14,05  „ 

(1891) 

Andere  . . 



12,98  „ 

12,98  „ 

(1891) 

13,69  „ 

(1886) 

Verteilt  man  den  europäischen  Anteil  auf  die  einzelnen  Lander,  so 
ergiebt  sich  folgende  charakteristische  Zahlenreihe: 


1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890  | 1891 

England  .... 

43,80 

47,89 

43,05 

42,26 

43,49 

44,*o 

4 1 ,46)  49,40 

Deutschland . . . 

17,53 

19.84 

19,34 

20,65 

19,25 

20,26 

21,96;  21,19 

Frankreich  . . 

19,09 

17,87 

17,74 

17.44 

17,54 

17,25 

17,28  16,70 

Andere  .... 

19.58 

19.40 

19  87 

19.66 

19.49 

18,99 

19.31  19,71 

100,00 

100,00 

100,00100,00 

100,00  100,00 

100.00  100.00 

Der  Sinn  dieser  Zahlen  ist  wohl  kein  anderer  als  der,  dafs  Frankreich 
durch  Deutschland  immer  mehr  zurückgedrängt  wird  und  nach  der  Höhe 
der  Beträge,  um  die  es  sich  dabei  handelt,  keineswegs  nur  scheinbar  in- 
folge davon,  dafs  der  Ausgang  Elsässer  Waren  über  Frankreich  abnimmt, 
und  weiter,  dafs  Deutschland  nicht  ohne  Erfolg  den  Wettkampf  auch  mit 

1)  Die  englische  Wareneinfuhr  hat  seit  1871  jedenfalls  verh&ltnismÄfsig  sehr  stark 
abgenommeu.  Von  der  gesamten  Einfuhr  der  Union  kamen  aus  England  (also  einschliefslich 
nicht  englischer  Waren)  1859  bis  1871  jährlich  «wischen  34,9  und  46,5  %.  Von  1871 
bis  1879  fiel  der  englische  Anteil  ununterbrochen  von  42,4  bis  auf  24,3  %,  1880  hob  er 
sich  zwar  auf  81,5%»  8Ank  aber  dann  wieder  bis  auf  26,1  */e  in  1883. 
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England  führt,  während  die  übrigen  Länder  (mit  Ausnahme  von  1889) 
ihre  Stellung  fast  ganz  unverändert  behaupten. 

Von  den  aufaereuropäisohen  Ländern  hat  Mexiko,  begünstigt  duroli 
die  Eisenbahnverbindungen,  die  entschiedensten  Fortschritte  gemacht,  wenn- 
gleich auch  1891  seine  Einfuhr  nur  3,23  "/„  der  gesamten  ausmachte. 
Speciell  im  Jahre  1891  zeigt  die  Einfuhr  Brasiliens  einen  ansehnlichen 
Sprung  (von  7,52  auf  9,86  °/0),  aber  hauptsächlich  nur  infolgedessen, 
dafs  ihm  die  gleiche  Menge  Kaffee  bedeutend  höher  bezahlt  wurde  als 
im  Vorjahr,  nur  untergeordnet  durch  Beteiligung  an  der  durch  die  Zoll- 
befreiung stark  gewachsenen  Zuckereinfuhr. 

Wesentlich  einfacher  als  die  Verhältnisse  der  Einfuhr  stellen  sich 
die  der  amerikanischen  Ausfuhr  (eigener  Waren).  Sie  lafst  eich  in  fol- 
gende Hauptgruppen  unterscheiden : 


Vieh,  Nahrungs- 
mittel . . . 

llenmwolle  . . 

Mineralöl,.  . . 

Anderes  . . . 


und  Genufs* 


Werte  in  Tausenden  Doll. 


1885 

1886  1887 

1888 

1889  ! 

1890  1891 

34' 

34° 

285 

447  32'  48/ 

29* 

376 

290 

894 

37» 

438348  161 

201 

962 

205 

08b  206  222 

223 

°'7 

237 

775 

5° 

969  290  7'3 

5° 

258 

5° 

200;  46825 

47 

042 

49 

9 '4 1 

5> 

403  52027 

■33 

,23 

l25 

232,1284891139 

427 

'S' 

70Q| 

'7° 

8841181  309 

726 

683 

obs 

965  703023 

683 

862 

73° 

283J 

845 

294  872  270 

Vieh,  Nabrungs-  und  Oenufsmittel,  Baumwolle  und  Mineralöl  bilden 
sonach  regelmüfsig  sehr  nahe  vier  Fünftel  der  gesamten  Ausfuhr,  in  den 
ersten  drei  Jahren  ein  wenig  darüber,  seitdem  etwas  darunter  lu  Bezug 
auf  die  Baumwolle  erscheint  bemerkenswert  die  Zuuahme  der  direkten 
Verschiffung  nach  dem  europäischen  Kontinent;  es  gingen  nämlich 


Tausends  Pfund 


1885 

1886 

1887 

1888  1889  1890 

1891 

nach  England  . . 

„ d.  Continent 
„ and.  L&ndarn 

I 209917 
662  646 
19  096 

1 222  251 
806  312 

30  475 

1 356  697 
773  66= 
39098 

1 419  262  1 470  400  r 452  576 
812931  866082  973529 

31928  48335  45695 

1 700  606 

1 15304* 

437*2 

■ 891 659 

2 058  038 

|2  '69  457j2  2&4  '2«12  384  8'?j2  47'  »77, 2 907  3S9 

Dabei  sind  namentlich  die  Verschiffungen  nach  Deutschland  von  234,6 
Mill.  Pfd.  in  1886  bis  auf  609,6  Mill.  Pfd.  in  1891  gestiegen. 

Andererseits  ist  hervorzuheben,  dafs  die  Ausfuhr  von  Mineralölen 
den  Mengen  nach  sich  in  wesentlich  anderer  Weise  entwickelt  hat  als 
nach  den  obigen  Wertzahlen  vorauszusetzen  wäre;  die  Zunahme  der  Aus- 
fuhrmengen wird  verdeckt  durch  den  Fall  der  Durchschnittspreise,  die 
für  Leuchtöl  von  8,7  Cts.  für  das  Pfund  in  1885  auf  7,0  Cts.  in  1891 
gewichen  sind. 

lieber  die  Gruppe  „Vieh,  Nahrungs-  und  Oenufsmittel“  giebt  folgende 
Zusammenstellung  eine  speciellere  Uebersicht  (Werte  in  Tausenden  Doll.): 
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1885 

188G 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

Vieh 

14 189 

■7  519 

IO  408 

12  885 

>8375 

00 

ro 

vO 

37935 

Nahrungsmittel  tierischen  Ur- 

144 162 

Sprungs  

tu  501 

94  975 

96  877 

97310 

110262 

'42  477 

Getreide  etc 

IÖI  169 

120  764 

1 66  67c 

127985 

<74  933 

‘55  775 

(28  Q44 

Zucker 

17  088 

12  26c 

1302t 

3 4'9 

2 866 

3885 

8494 

Oegohrene  Getrünke  .... 

6 160 

2 928 

I 683 

1 802 

3 <23 

5 349 

2 761 

Tabak  und  Fabrikate  . . . 

74  767 

3°  475 

79  *3' 

25  515 

22  610 

25  356 

25  220 

Anderes 

5466 

5 626 

3 39* 

5460 

8725 

5 958 

5646 

J41  340,785  447 

371  487 

29 1 376|29°894 

372  438|348i6i 

Besonders  auffällig  tritt  hier  der  in  den  letzten  zwei  Jahren  erfolgte 
Aufschwung  der  Ausfuhr  von  Vieh,  speciell  Rindvieh  nach  England,  und 
von  tierischen  Nahrungsmitteln  hervor.  Der  Wertbetrag  der  ersteren 
Ausfuhr  hat  damit  einen  fast  doppelt  so  hohen  Stand  erreicht  als  jo  zuvor. 
Die  Ausfuhr  von  tierisohen  Nahrungsmitteln  war  dagegen  von  einem  vorher 
und  nachher  nicht  wieder  erreichten  Maximum  von  rund  161  Mill.  Doll, 
im  Jahre  1881  fast  ununterbrochen  gesunken  bis  zu  einem  Minimum  in 
1886.  An  dem  seitdem  wieder  begonnenen  Aufschwung  sind  besondere 
beteiligt  Speck,  Schinken  und  Rindfleisch,  frisoh  und  als  Konserven,  für 
England,  Schweineschmalz  für  England,  Deutschland,  Holland  etc.  und 
Oleomargarine  für  Holland. 

Für  Getreide  etc.  zeigen  die  obigen  Zahlen  einen  gewaltigen  Rück- 
gang gegen  den  Anfang  der  80er  Jahre,  allerdings  zum  Teil  infolge  des 
Preisrückganges  von  Weizen  und  Weizenmehl;  erreichte  doch  der  Aus- 
fuhrwert 1880  nicht  weniger  als  289  Mill.  Doll.,  das  absolute  Maximum 
in  der  Handelsgesohichte  der  Union,  und  1881  noch  271  Mill.  Doll,  ln 
den  Jahren  seit  1886  waren  die  drei  Hauptartikel  in  folgender  Weise 
beteiligt ; 

Tausende  Dollars 


Weizen  . . 

Weizenmehl 
Maie  , . 


1886  1886  | 1887  1888 

7*  933  50263  90716  56141 
52146!  38  443  51950  54778 
28004  31  73 1 '9 34"  >3  356 


1889  1890 

41  *53  45  *76 
45296  57036I 
32  982;  42  658 


1891 
51  420 
54  706 
>7  <>53 


Von  den  Gesamtmengen  des  Weizens  und  des  Weizenmehles  sind  im 
ganzen,  wenn  auch  mit  nioht  unansehnlichen  Schwankungen  in  den  einzelnen 
Jahren,  reichlich  und  von  denen  des  Maises  knapp  ’/r,  nach  England  ge- 
gangen, in  der  letzten  Zeit  vielfach  bedrängt  durch  die  Konkurrenz 
namentlich  Kufslands  und  Rumäniens. 


Der  Rest  der  Ausfuhr,  welcher  nach  Abzug  der  vorstehend  erwähnten 
Hauptgruppen  verbleibt,  hat  allerdings  eine  sehr  mannigfaltige  Zusammen- 
setzung, von  Fabrikaten  sind  jedoch  nur  etwa  folgende  hervorzuheben : 


Werte  in  Tausenden  Doll. 


1885 

1886  I 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

Metallindustrie : 

Kiseoartikel 

6659 

6431 

7 '57 

8 048 

8757 

IO  194 

11 431 

Andere 

6 500 

3 372| 

2 827 

5019 

3430 

3625 

5 564 

'3  >59 

9 753 

9984 

13067 

12 187 

13819 

16995 

Maschinen  und  Instrumente 

15232 

14398 

13712 

15  522 

19  410 

23  348 

25179 

Textilindustrie 

14  OOI 

16078I 

16923 

14923 

12  274 

12  586 

15721 

Lederindustrie 

9692 

8 738; 

10  4Jb 

9 583 

10748 

12439 

13279 
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Während  sonach  die  Gesamtheit  der  Metallfabrikate  unregelmäfsige 
(durch  das  Kupfer  veranlagte)  Schwankungen  zeigt,  hat  die  Ausfuhr  von 
Eisenartikeln,  die  allerdings  zu  Anfang  der  Periode  niedriger  war,  als  in 
manchen  Vorjahren,  fast  ununterbrochene  Fortschritte  gemacht,  namentlich 
in  Artikeln  der  Bauschlosserei,  für  welche  England  an  Stelle  von  Australien 
der  bedeutendste  Abnehmer  geworden  ist,  in  Werkzeugen  aller  Art  und, 
was  speciell  für  Deutschland  wenig  erfreulich,  in  Draht. 

Auch  die  Ausfuhr  von  Maschinen  und  Instrumenten  hat  wenigstens 
in  den  letzten  Jahren  eine  ansehnliche  Zunahme  erfahren.  An  derselben 
nahmen  namentlich  teil  nicht  besonders  genannte  Maschinen  für  England, 
Kuba,  Mexiko  eto.,  Lokomotiven  und  wissenschaftliche  Instrumente,  für 
welche  letztere  England  ebenfalls  der  Hauptabnehmer  ist;  der  Absatz 
von  Nähmaschinen  hat  dagegen  den  Stand  von  1886  noch  nicht  wieder 
erreioht. 

Diese  beiden  erfolgreichsten  Industriezweige,  der  der  Eisenindustrie 
und  der  der  Maschinen  und  Instrumente,  haben  von  1885  bis  1891  die 
Ausfuhr  ihrer  Fabrikate  von  21,89  auf  36,61  Mill.  Doll,  oder  von  91,9 
auf  153,8  Mill.  M.  gesteigert.  Das  ist  gewifs  ein  sehr  anerkennenswertes 
Resultat,  es  erscheint  aber  weit  weniger  imponierend,  wenn  man  berück- 
sichtigt, dafs  die  englische  Ausfuhr  der  entsprechenden  Artikel  von  1885 
bis  1890  von  768,7  auf  1100,6  Mill.  M.  gestiegen  ist.  (Die  deutsche  wurde 
1885  auf  303,1  und  1890  auf  393,2  Mill.  M.  geschätzt). 

Die  auf  die  übrigen  Industriezweige  bezüglichen  Ausweise  sind  vor- 
läufig wenigstens  noch  gar  nicht  geeignet,  vor  der  amerikanischen  In- 
dustrie als  Konkurrenten  auf  ausländischem  Markt  besondere  Furcht  zu 
erregen. 

Was  nun  die  Länder  betrifft,  nach  welchen  die  amerikanische  Aus- 
fuhr sich  richtet,  so  ist  allerdings  die  Ermittelung  der  wahren  Bestimmungs- 
länder durchaus  nicht  eine  so  ungewöhnlich  scharfe  wie  die  der  Herkunfts- 
länder, aber  dieser  Mangel  ist  doch  für  die  Beurteilung  der  wesentlichen 
Verhältnisse  nicht  von  allzugTofsem  Nachteil.  Die  Gesamtheit  der  Aus- 
fuhr nach  Europa  ist  jedenfalls  so  genau  bestimmt  als  nur  möglich,  und 
Europa  erscheint  der  Union  gegenüber  so  sehr  als  ein  einheitliches  Ganzes, 
dafs  den  vielfachen  Unrichtigkeiten  in  Bezug  auf  den  Anteil  der  einzelnen 
Länder  nur  untergeordnete  Bedeutung  zukommt.  Für  die  übrigen  Erd- 
teile kommen  überdem  ähnliche  Unrichtigkeiten  schwerlich  in  irgend  um- 
fassendem Mufse  vor. 

Auffällig  tritt  nun  hervor,  wie  ganz  andere  sich  die  Ausfuhr  verteilt 
als  die  Einfuhr.  Von  dem  Jahre  1881,  in  welchem  eine  enorme  Weizen- 
ausfuhr etwas  ungewöhnliche  Verhältnisse  veranlagte '),  mag  abgesehen 
werden;  seitdem  aber  waren  prozentual  beteiligt: 


Durchschnittlich  Minimum  Maximum 

% % % 

Kuropa  mit  ....  8o,o&  78,38  (1889)  81,30  (1885) 

Nordamerika.  . . . 10,7s  9,43  (1886)  11,83  (1884) 

Südamerika  ....  4,0s  3,60  (1883)  4,61  (1889) 

Andere 5,16  4,30  (1863)  6,02  (1886) 


1)  Europa  85,46  */0»  Nordamerika  8. er»,  Südamerika  2,78,  andere  3, 11  */#. 
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Von  den  Verschiffungen  nach  Europa  fallen  durchschnittlich  52,36  °/0 
auf  England  (zwischen  50,62  und  54,35  °/#),  8,68  °/0  auf  Deutschland 
(von  7,20  °/#  in  1882  gestiegen  auf  10,49  °/ö  in  1891)  und  6,46  °/0  auf 
Frankreich  (zwischen  5,53  und  7,92  °/0). 

Im  grofsen  Ganzen  haben  sich  diese  Verhältnisse  seit  langer  Zeit 
nioht  wesentlich  geändert.  Beispielsweise  fielen  im  Jahre  1860  auf  die 
Ausfuhr  nach  Europa  76,28  °/0,  Nordamerika  14,26,  Südamerika  4,54  und 
auf  andere  Länder  4,92  °/0.  Auch  damals  war  England  mit  52,50  #/0  be- 
teiligt, aber  Deutschland  mit  nur  4,01  °/0  und  Frankreich  mit  11,92 
Auch  hier  also  tritt  der  grofse  Fortschritt  Deutschlands  auf  Kosten  Frank- 
reichs hervor.  In  Nordamerika  hat  im  Laufe  der  Zeit  die  Ausfuhr  nach 
Westindien  verhältnismäfsig  starke  Rückschritte,  die  nach  Mexiko  und 
Centralamerika  namentlich  in  neuester  Zeit  schwache  Fortschritte  gemaoht, 
wobei  allerdings  die  früher  erwähnte  Un Vollständigkeit  der  Ermittelung 
des  Eisenbahnverkehres  nicht  unberücksichtigt  bleiben  darf. 

Der  letztere  Umstand  macht  sich  auch  bei  der  Ausfuhr  fremder 
Waren  geltend,  die  übrigens  in  den  Jahren  1881 — 83  ungewöhnlich  hooh 
war  (siehe  Tabelle  1 — 3 auf  8.  434,  435,  436). 

In  Bezug  auf  die  Ausfuhr  fremder  Edelmetalle  mag  erwähnt  werden, 
dafs  es  sich  dabei  hauptsächlich  um  Sendungen  von  mexikanischen  Piastern 
nach  Hongkong  und  nach  England  sowie  um  Goldsendungen  nach  Euba 
handelt. 

Was  endlioh  die  unmittelbare  Durchfuhr  aulangt,  so  umfafst  dieselbe 
namentlich  europäische  Waren,  aufser  englischen  in  neuerer  Zeit  in  zu- 
nehmendem Mafse  deutsche,  für  Englisch-Nordamerika  und  Mexiko,  anderer- 
seits Waren  von  Englisch-Nordamerika  und  Euba  besonders  für  England 
und  Deutschland. 

Vergleicht  man  diu  Qesamtausfuhr  auf  längere  Zeit  zurüok  mit  der 
Einfuhr,  so  treten  vielfach  auffällige  Abweichungen  in  dem  Entwickelungs- 
gsnge  beider  hervor,  wie  es  übrigens  z.  B.  auch  bei  England  der  Fall  ist. 
Das  mag  zum  Teil  die  Folge  davon  sein,  dafs  bei  den  Wertermittelungen 
Fehler  nach  entgegengesetzten  Richtungen  hin  vorgekommen  sind,  nooh 
mehr  aber  davon,  dafs  diu  Zahlungsbilanz  eines  Landes  etwas  ganz  anderes 
ist  als  seine  Handelsbilanz. 

Als  Endresultat  der  vorstehenden  Skizze  ergiebt  sich,  dafs  die  Ver- 
einigten Staaten  noch  weit  davon  entfernt  sind,  in  absehbarer  Zeit  auf 
Europa  als  den  Hauptabsatzmarkt  ihrer  Ausfuhrartikel  verziohten  zu  können, 
und  so  gewifs  der  auswärtige  Handel  eines  Volkes  im  wesentlichen  nichts 
anderes  als  Warenaustausch  ist,  so  gewifs  wird  die  Union  vor  wie  naoh 
direkt  oder  indirekt  mit  europäischen  Waren  für  die  ihrigen  bezahlt 
werden.  Eeine  schwerwiegenden  Anzeichen  deuten  darauf  hin,  dafs  der 
geschlossene  panamerikanische  Handelsstaat  seiner  Verwirklichung  ent- 
gegengeht. Aber  allerdings  entwickelt  sich  der  amerikanische  Handel 
wie  der  anderer  Länder  in  Wellenbewegungen  und  es  ist  nicht  unwahrschein- 
lich dafs  im  Jahre  1891  die  Höhe  eines  Wellenberges  erreicht  ist.  Mutmafslich 
geht  die  Bewegung  zunächst  herunter  in  ein  Wellenthal  und  die 
Mc-Kinley-Bill  wird,  obgleich  sich  jetzt  schon  erkennen  läfst,  dafs  sie 

DritU  Fol«  110.  IV  (UX).  28 
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Tabelle  1.  Aufgenhandel  der  Vereinigten  Staaten  in  den  am  30.  Juni  gohliefsenden  Rechnungsjahren. 


Tabelle  2.  Verkehr  der  Vereinigten  Staaten  mit  Europa. 
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durchaus  nicht  so  viel  Verderben  bringt,  wie  anfänglich  viel  fach  befurchtet 
wurde  und  obgleich  sie  sogar  in  manchen  Beziehungen  handelfördernd 
ein  wirkt,  doch  in  ihrer  Gesamlwirkung  den  Niedergang  verstärken.  Aber 
der  Kulturzustand  der  Vereinigten  Staaten  und  ihre  Handelsgeschichte 
bürgen  dafür,  dafs  auch  die  Union  dem  Drängen  nach  immer  weiterer 
Entwickelung  der  internationalen  Arbeitsteilung,  welches  die  modernen 
Völker  mit  fast  elementarer  Gewalt  durchzieht,  auf  irgend  längere  Dauer 
nicht  zu  widerstehen  vermögen  wird. 


VII. 

Beichsversicherungsanstalt  oder  Berufsgenossenschaften 
als  Träger  der  Unfallversicherung. 

Von  Dr.  C.  Hampke. 

Unter  diesem  Titel  ist  von  dem  Gerichtsrat  Dr.  B.  Hilse  in  dem 
Septemberheft  dieser  Jahrbücher  v.  J.  eine  kritische  Prüfung  der  berufs- 
genossenschaftlichen  Organisation  für  die  Durchführung  der  Unfallver- 
sicherung erschienen,  in  welcher  der  Verfasser  zum  Schlufs  die  Sachkun- 
digen auffordert,  sich  zu  Beinen  Ausführungen  zu  äufsern.  Leider  ist  mir 
der  Artikel  erst  jetzt  zu  Gesicht  gekommen;  da  jedoch  diese  Frage  noch 
lange  nicht  als  spruchreif  bezeichnet  werden  kann,  dürften  folgende  Aus- 
führungen noch  für  die  Beurteilung  derselben  beachtungswert  sein. 

Hilse  kommt  in  erster  Linie  auf  Grund  der  Prüfung  der  Verwal- 
tungskosten  der  Berufsgenossenschaften  zu  dem  Besultat,  dafs  diesen  eine 
Reichsversicherungsanstalt  vorzuziehen  sei.  Er  konstatiert  für  die  Jahre 
1886 — 1889  bei  den  64  industriellen  Berufsgenossenschaften  zwar  ein 
Sinken  der  Verwaltungskosten  im  Verhältnis  zu  den  gezahlten  Entschädigun- 
gen, aber  gleichzeitig  auch  ein  bedeutendes  absolutes  Steigen  der  ersteren 
und  zwar  von  2 288  274,40  Mk.  im  Jahre  1886  bis  auf  8 615  141, 18  Mk. 
im  Jahre  1889  und  Bucht  dies  durch  die  schwerfällige  Organisation  jener 
Versicherungsanstalten  zu  erklären. 

Dem  gegenüber  möchte  ioh  zunächst  darauf  hinweisen,  dafs  doch  ein 
Zeitraum  von  4 Jahren,  in  welchem  als  dem  ersten  die  Verwaltungskosten 
nicht  nur  verhältnismäfsig  hohe,  sondern  auch  noch  stark  wachsende  sein 
müssen,  viel  zu  kurz  ist,  um  aus  seinem  Ergebnis  so  weit  gehende  Folge- 
rungen ziehen  zu  können.  Viele  Anschaffungen  etc.,  die  in  den  ersten 
Jahren  unterblieben  sind,  entweder  weil  sich  ihre  Notwendigkeit  erst  später 
herausstellte,  oder  die  Verwaltungskosten  schon  hoch  genug  waren,  werden 
erst  m den  folgenden  Jahren  gemacht.  Auch  gehören  mehr  wie  ein  paar 
Jahre  dazu,  um  sich  einen  leistungsfähigen  Beamtenstamm  heranzubilden 
und  eine  ganz  neue  Verwaltung  derart  zu  vereinfacheu,  dafs  sie  mit  dem 
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wenigst  möglichen  Personal  und  den  geringsten  sonstigen  Kosten  geführt 
werden  kann. 

Wenn  auch  mit  der  Häufung  der  entschädigungspilichtigeii  Unfälle 
die  Arbeit  in  den  Berufsgenossenschaftei)  wächst  und  damit  auch  ferner 
ihre  Verwaltungskosten  steigen  werden,  so  ist  doch  vorauszusehen , dafs 
sich  diese  Steigerung  mehr  und  mehr  verlangsamen  wird.  Dies  beweisen 
schon  die  wenigen  Zahlen  für  die  Verwaltungskosten  der  industriellen  Be- 
rufsgenossenschaften  in  den  Jahren  1886 — 1890.  Diese  Kosten  betrugen 


1886 

1887 

1888 

1889 

1890 


Differenz 

1314  >94  Mk.j 
1 

572871  Mk 

2 897  165  „ | 
1 

380055  „ 

3 277  220  „ j 

[ 337  9*' 

3 6>S  ‘41  „ | 

1 

i'79S46 

3 794  <>87  „ 

1 

Nach  denselben  würde  sogar  eine  annähernde  Stabilität  der  Verwal- 
tungskosten nicht  mehr  fern  sein  und  dies  um  so  wahrscheinlicher,  als  die 
von  Hilse  angenommene  fortdauernde  Vermehrung  der  Arbeitslast  und  die  mit 
ihr  gleichen  Schritt  haltende  Neuanstellung  von  Beamten  jetzt  — im  Jahre 
1892  — schon  eine  wenig  merkbare  ist,  ja  sich  schon  infolge  vereinfachter 
Verwaltungsgrundsätze  thatsächlich  auf  manchen  Gebieten  der  berufsge- 
nossenschaftlichen Thätigkeit  ein  Rückgaug  der  Arbeitslast  zeigt.  Jene 
Stabilität  wird  aber  jedenfalls  spätestens  dann  eintreten,  wenn  der  jähr- 
liche Zuwachs  au  entsohädiguogspflichtigen  Unfällen  mit  dem  jährlichen 
Abgang  an  Rentenempfängern  durch  den  Tod  balanciert. 

Einer  regierungsseitig  aufgestellten  Berechnung  *)  entnehmen  wir  aber 
dafs  sich  in  diesem  Beharruugszustand,  dessen  Beginn  ungefähr  45  Jahre 
nach  Inkraftreten  der  Unfallversicherung  angenommen  wird,  bei  einer  Zahl 
von  1 615  233  versicherten  männlichen  Arbeitern  mit  einem  jährlichen 
Durchschnittsverdicnst  von  750  Hk.  die  Entschädigungen  insgesamt  auf 
22  Millionen  Hark  im  Jahre  belaufen  dürften.  Nun  betrug  aber  die  Zahl 
der  im  Jahre  1890  bei  den  64  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  ver- 
sicherten Arbeiter  4 926  672,  von  denen  nach  der  erwähnten  Berechnung 
der  achte  Teil  oder  615  834  Personen  weiblichen  Geschlechts  sein  werden, 
andererseits  ist  fragloB  infolge  der  in  den  letzten  10  Jahren  erfolgten 
Lohnsteigerung  der  Durchschnittsverdienst  eines  männlichen  gewerblichen 
Arbeiters  zurZeit  aufmindestens  780  Hark  p.  a.  anzunehmen.  Unter  Berück- 
sichtigung dieser Thatsachen  dürfte  es  annähernd  richtig  sein,  die  von  den  64 
gewerblichen  Berufsgenossenschaften  im  Beharruogszustand  zu  zahlenden 
Entschädigungen  auf  66  bis  70  Hillionen  Hark  jährlich  zu  beziffern. 

Wie  hoch  werden  sioh  die  Verwaltungskosten  zu  dieser  Zeit  be- 
laufen: Wenn  man  ihre  bisherige  Entwicklung  sowohl  an  und  für  sich 


l!  Reichsugskommfosionsbericht  ium  Unfallversicheruogsgesetx  vom  6.  Juli  1884, 
Ssit«  97. 
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als  aaoh  im  Verhältnis  za  den  jährlichen  Entschädigungssummen  ')  in  Be- 
tracht zieht,  so  durften  dieselben  unter  der  vorher  gemachten  Voraus- 
setzung dann  nicht  unter  5 000  000,  schwerlich  aber  über  6 000  000  Uk. 
oder  ca.  8 °/0  der  gezahlten  Entschädigungen  betragen. 

Dabei  wollen  wir  nicht  übersehen,  wie  es  Hilse  gethan  hat,  dafs  die 
Verwattuugskosten  der  Jahre  1886  bis  1889,  bezw.  bis  1890  substantiell 
nicht  gleiche  sind.  Wir  haben  in  den  Jahren  1886  und  1887  nur  62 
Berufsgenoesenschaften  gehabt,  da  die  8ee-  und  die  Tiefbauberufsgenossen- 
schaft erst  mit  dem  Jahre  1888  ins  Leben  traten;  boider  Verwaltungs- 
ausgaben zusammen  haben  aber  in  den  Jahren  1888  — 1890  126  319 

Uk.,  206  765,  Mk.  und  226  682  Uk.  betragen.  Dazu  kommt,  dafs  sioh 
unter  den  eingangs  angeführten  Verwaltungskosten  seit  1888  auoh  die- 
jenigen der  für  die  Regiebetriebe  errichteten  Versicherungsanstalten  der 
Bauberufsgenossenschaften  befinden,  welche  sich  in  den  Jahreu  1888  bis 
1890  auf  59  879  Mk.,  65  729  Mk.  und  94  490  Mk.  beziffern1). 

Für  die  seit  1886  bestehenden  62  BerufsgenossenBchaften  haben  sich 
daher  in  den  Jahren  1886 — 1890  die  Verwaltungskosten  folgendermafsen 
entwickelt: 

1886  3 334  294  Mk. 

1887  2897165  „ 

1888  3 106  211  „ 

1889  3361813  „ 

1890  3 503  568  „ 

Mithin  ist  die  Steigerung  der  Verwaltungskosten  von  1886 — 1889  bei 
gleichem  Versicherungsbestande  um  rund  300  000  Mk.  geringer  gewesen, 
als  es  nach  Hilse  den  Anschein  hat.  Diese  Thatsache  läfst  unsere  Schätzung 
dieser  Kosten  im  Beharrungszustande  noch  wahrscheinlicher  erscheinen.  Ob 
eiue  Beichsversicherungsanstalt  ähnlich  den  für  die  Invaliditätsversicherung 
errichteten  Versicherungsanstalten  billiger  wirtschaften  kann  und  wird, 
will  uns  doch  recht  fraglich  erscheinen.  Man  wird  sich  darüber  erst  ein 
Urteil  bilden  können,  wenn  mehljährige  Rechnungsergebnisse  letzterer  An- 
stalten vorliegen. 

Damit  würde  aber  auch  die  Verschmelzung  der  Verbände  für  Unfall-, 
Alters-  und  Invaliditätsversicherung  in  nur  einen  Versicherungskörper,  wie 
ich  es  mit  Hilse  für  wünschenswert  halte,  nicht  herbeigeführt  sein. 

Gewifs  sind  in  der  Organisation  der  Berufsgenossenschaften  noch 
manche  Verbesserungen  möglich,  durch  welche  nicht  unbedeutende  Er- 
sparnisse zu  erzielen  sind.  So  würde  eine  Zerteilung  verschiedener,  sich 
über  ganz  Deutschland  erstreckender  Berufsgenossenschaften  in  mehrere 


1)  Entschädigungen  Verwaltungskosten 


Mk 

Mk. 

im  Verhältnis  zu  den 

Entschädigungen 

1886 

l 7 1 1 670 

I 3H  3 94 

135.8 

•/. 

1887 

5 373  496 

2 897  165 

53.» 

1888 

8 662  789 

3 277  320 

37.8 

»» 

1889 

12  278  125 

3615  141 

29,* 

„ 

1890 

16330384 

3 794  687 

23,1 

»1 

2)  Von  der  Versicherungsanstalt  der  Nordöstlichen  Haugowerksbernfsgenossenschaft 
ist  in  den  Jahren  1888 — 1889  ein  Pauschbetrag  nicht  erhoben  worden,  also  sind  diese 
Beträge  für  die  Jahre  1888  and  1889  noch  höher. 
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kleinere  unter  Fortfall  der  Sektionen  sowohl  den  Arbeitern  zu  gute 
kommen,  indem  ihre  Rentenansprüche  schneller  erledigt  werden  könnten 
als  auoh  würden  durch  Verminderung  des  Beamtenkörpers,  der  Schreibereien, 
der  Reisekostenentschädigungen  au  Vorstandsmitglieder  und  Delegierte  ganz 
erhebliche  Ersparnisse  in  den  Verwaltungskosten  zu  erzielen  sein.  Auf 
diese  Reorganisation  der  grofsen  Berufsgenossenschaften  möchte  ich  ganz 
besonders  hinweisen.  Andererseits  würde  durch  eine  gleichmafsige  Re- 
gelung der  Beamtengehälter,  die  naturgemäfs  einen  grofsen  Teil  der  Ver- 
waltungskosten beanspruchen  — im  Jahre  1890  S5  °/n  — die  Last  der 
Unfallversicherung  merklich  vermindert  werden.  Letzteres  empfiehlt  sich 
besonders  bei  den  Berufsgenossenschaften,  die  ihre  Beamten  pensionsbe- 
reohtigt  machen  wollen,  damit  nicht,  wie  Uilse  befürchtet,  die  Verwal- 
tungskosten durch  diese  Einrichtung  vermehrt  werden. 

Dieser  Pensionierung  stehe  ich  im  ganzen  ablehnend  gegenüber.  Ich 
halte  dieselbe  so  lange  für  verfrüht,  als  man  sich  seitens  der  Regierung 
nicht  entschieden  hat,  — und  ich  glaube  mit  Hilse  dies  annehmen  zu 
können  — ob  die  Berufsgenossenschaften  dauernde  Einrichtungen  bleiben 
sollen.  Sie  stipuliert  Bechte,  die  bei  einer  etwaigen  sich  durch  die  Ueber- 
tragung  der  Unfallversicherung  an  eine  Reiohs-  oder  an  LandesverBiche- 
rungsanstalten  vernotwendigenden  Entlassung  vieler  pensionsberechtigter 
Beamten  nicht  ohne  Geldopfer  abgelöst  werden  dürften.  Auch  ist  nach 
den  von  dem  Verband  der  deutschen  Berufsgenossenschaften  entworfenen 
und  von  dem  Reichsversicherungsamt  angenommenen  Grundsätzen,  betr. 
die  Pensionierung  der  Genossenschaftsbeamten,  eine  Kündigung  oder  Ent- 
lassung aus  dem  Dienstverhältnis  den  pensionsberechtigten  Beamten  gegen- 
über nur  in  dem  Falte  ausgeschlossen , dafs  sie  durch  körperliche  Ge- 
brechen oder  wegen  Schwäche  ihrer  körperlichen  oder  geistigen  Kräfte 
zur  Erfüllung  der  Dienstpflichten  unfähig  geworden  sind.  Also  können 
Entlassungen  aus  dem  berufsgenossenschaftlichen  Dienste  aus  anderen 
Gründen  und  zwar  auch  solchen,  die  bei  Staats-  oder  Kommunalbeamten 
nicht  in  Betracht  kommen,  jederzeit  erfolgen  und  die  Pensionsberechtigung 
illusorisch  machen.  Dieselbe  liifst  sich  eben  mit  kündbaren  Anstellungen, 
für  welche  die  mafsgebenden  Persönlichkeiten  häufig  wechseln , schlecht 
vereinbaren. 

Weiter  könnten  durch  Vereinigungen  derjenigen  Berufsgenossenschaften, 
welche  nahe  verwandte  Berufszweige  umfassen,  wie  z.  B.  der  Töpferei- 
und  Ziegeleiberufagenossenschaften,  durch  zweckmäfsigere  Verteilung  der 
Befugnisse  und  Arbeiten  zwischen  den  Genossenschafts-  und  Sektionsvor- 
ständen,  durch  möglichst  schriftliche  Beschlufsfassung  der  letzteren  behufs 
Verringerung  der  Reisekosten  die  Verwaltungsausgaben  nicht  unbedeutend 
verkleinert  werden. 

Wenn  aber  Hilse.  sagt,  dafs  eino  Reichsversicherungsanstalt  sparsamer 
wirtschaften  könne,  weil  die  jetzt  so  zahlreichen  Vertrauensmänuer  zum 
gröfsten  Teil  in  Wegfall  kämen,  so  möchte  ich  daran  erinnern,  dafs  die 
Vertrauensmänner  ihr  Amt  als  Ehrenamt  verwalten  und  fast  durchgängig 
nur  ihre  baren  Auslagen  ersetzt  erhalten.  Dieses  Institut  kostet  den  Be- 
rnfsgenossenschaften  i.  a.  sehr  wenig. 

Auoh  braucht  die  Einsendung  der  jährlichen  Lohnnachweisungen  sei- 
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tens  der  Unternehmer  nicht  mittelst  eingeschriebenen  Briefes  zu  erfolgen, 
wie  Hilse  annimmt,  da  die  Berufsgenossenschaften  bezüglich  der  Einhal- 
tung der  für  dieselbe  gesetzlich  Torgeschriebenen  Frist  sehr  nachsichtig 
sind.  Es  erwachsen  also  den  Unternehmern  durch  ihre  Zugehörigkeit  zu 
den  Berufsgenossenschaften  nicht  so  hohe  Fortokosten. 

Die  Reduktion  der  Verwaltungskosten  darf  freilich  nie  die  Grenzen 
überschreiten,  die  den  Berufsgenossenschaften  durch  ihro  hohen  socialen 
Aufgaben  gesetzt  sind,  von  denen  die  Unfallverhütung  nicht  die 
letzte  ist  Hilse  hat  dieselbe  vollkommen  unerwähnt  gelassen , wohl  weil 
er  glaubt,  dafs  mit  den  in  den  amtlichen  Nachweisungen  über  die  ge- 
samten Rechnungsergebnisse  der  Berufsgenossenschaften  angegebenen  Un- 
fallverhütungskosten die  Aufwendung  derselben  für  diesen  Zweck 
ersohöpft  ist  Dies  ist  aber  keineswegs  der  Fall,  Jene  Beiträge  stellen 
nur  die  besonderen  baren  Ausgaben  der  Berufsgenossenschaften  für  die 
Unfallverhütung,  in  erster  Linie  für  die  Revisionen  der  Betriebe  durch 
Beauftragte,  dar.  Aber  die  durch  die  Unfallverhütung  entstehende  Bureau- 
arbeit, welche  25  °/0  der  gesamten  Thätigkeit  in  den  berufsgenossen- 
schaftliehen  Bureaux  beanspruchen  dürfte,  bezw.  die  dafür  gezahlten  Ge- 
hälter und  alle  sonstigen  für  den  besagten  Zweck  gemachten  Ausgaben 
sind  in  den  betr.  Positionen  der  allgemeinen  Verwaltungsaus- 
gaben enthalten.  Dafs  sich  die  zukünftige  Reichsversicherungsanstalt 
auch  der  Unfallverhütung  annehmen  soll,  wird  von  Dr.  Hilse  nicht  er- 
wähnt. 

Dies  sei  zur  Beurteilung  der  Angaben  Hilso’s  über  die  Höhe  der 
Verwaltungskosten  der  Berufsgenossenschaften  im  Verhältuis  zu  dem  Um- 
fang ihrer  Aufgaben  gesagt.  Es  ist  also  anzunehmen , dafs  die  Berufs- 
genossenschaften in  nicht  allzuferner  Zeit,  spätestens  im  Beharrungszu- 
Btande,  zumal  wenn  die  von  mir  angeregten  Verbesserungen  in  ihrer  Orga- 
nisation und  Verwaltung  eingeführt  werden,  im  Verhältnis  zu  ihrer  Ar- 
beitslast einen  Verwaltungsetat  haben  werden , dessen  Höhe  nach  jeder 
Hinsicht  als  angemessen  bezeichnet  werden  kann  und  sehr  fraglich  er- 
scheinen lassen  dürfte,  ob  andere  Versicherungsverbändc  mit  geringeren 
Mitteln  gleiche  Aufgaben  zu  bewältigen  imstande  sein  werden. 

Dafs  die  Berufsgenossenschafteu  ihren  sooialpolitischen  Aufgaben  bis- 
her nicht  bestens  gerecht  geworden  wären,  kann  nur  von  befangener  oder 
interessierter  Seite  behauptet  werden  und  ist  dies  auch  von  Hilse  nicht 
geschehen.  Wenn  er  aber  dennoch  meint , dafs  durch  eine  Reichsver- 
sicherungsanstalt „die  Ueberwachung  der  Rentenempfänger  erleichtert,  der 
Möglichkeit  des  Bezugs  gleichzeitig  mehrerer  Unfallrenten  durch  eine  Per- 
son infolge  der  Betriebsverletzung  in  verschiedenen  Betrieben  abgeschnitten, 
die  Erzielung  eines  Rentenanspruches  durch  erheuchelte  Krankheitserschei- 
nungen oder  Erwerbsstörungen  wesentlich  erschwert',  hauptsächlich  aber 
die  Ermittelung  der  Unfälle  und  Feststellung  der  Entschädigungen  wegen 
Wegfalles  der  jetzt  lästigen  und  zeitraubenden  Formalitäten  beschleunigt“ 
würde,  so  hat  er  nur  bezüglich  der  letzten  Behauptung  versucht,  den  Be- 
weis anzutreten,  ohne  dafs  ihm  dies  noch  meiner  Meinung  gelungen  sein 
dürfte.  Denn  während  jetzt  nur  die  Berufsgenossenschaft  sich  über  die 
Anerkennung  eineB  Unfalls  und  die  Entschädigung  seiner  Folgen  schlüssig 
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zu  machen  hat,  würden  nach  dem  Hilse’schen  Entwurf  sich  zwei  Behörden 
in  diese  Thiitigkeit  teilen  müssen. 

Ich  will  nicht  leugnen,  dafs  bezüglich  der  Cebcrwachung  der  Renten- 
empfänger etc.  bei  den  Berufsgenossenschaften  infolge  der  Jugend  ihrer 
Verwaltung  noch  manches  gebessert  werden  kann  und  mufa.  Aber  das 
ureigenste  Interesse  der  Vorstandsmitglieder,  sub  deren  Tasche  die  Ent- 
schädigungen mit  bezahlt  werden,  wird  schon  das  in  dieser  Hinsicht  denk- 
bar Vollkommenste  erreichen  lassen. 

Wenn  weiter  Hilse  darauf  Wert  legt,  dafs  die  Arbeiter  und  die  sich 
als  ihro  Vertreter  geberdenden  Socialdemokraten  gegen  die  Berufsgenossen- 
schaften für  eine  Reichsversicherungsanstalt  stimmen,  so  mufs  ich  ge- 
stehen, dafs  ich  für  diese  Wertschätzung  von  Ansichten  unkundiger  und 
interessierter  Personen  kein  Verständnis  habe.  Es  ist  doch  klar,  dafs  die  Ar- 
beiter bei  ihren  infolge  der  socialen  Oesetzgebung  der  letzten  10  Jahre 
sich  stetig  steigernden  Ansprüchen  an  den  Staat  und  die  Gesellschaft  mit 
dem  ihnen  durch  die  erstere  Gebotenen  nicht  zufrieden  sind,  dafs  sie  von 
jeder  Aenderung  auf  diesem  Gebiete  Vorteile  für  sich  erwarten,  zumal 
wenn  ihnen  durch  dieselbe  eine  „mafsgebende  Mitwirkung  an  der  Ver- 
waltung“ gegeben  werden  solL  Schon  weil  letzteres  bei  den  Berufsge- 
nossenschafteu  nicht  der  Fall  ist,  sind  die  Arbeiter  dieselben  zu  verdammen 
geneigt-  Dafs  sie  sich  aber  täuschen,  wenn  sie  von  einer  Reichsversiche- 
rungsanstait  höhere  Entschädigungen  für  die  Folgen  erlittener  Betriebs- 
unfälle erhoffen,  darf  nach  den  von  mir  gebrachten  Zahlen  angenommen 
werden.  Die  Industrie  würde  die  pekuniäre  Last  aus  der  Unfallversiche- 
rung nicht  mehr  zu  tragen  vermögen. 

Endlich  möchte  ich  noch  auf  die  Behauptung  Hilse's  eingehen , dafs 
sich  die  Berufsgenossen  zu  hoch  belastet  fühlen  und  sich  „von  einer 
Aenderung  der  heutigen  Verwaltungsgrundsütze  erhebliche  Erleichterungen 
versprechen".  Meine  Erfahrungen  sind  iu  dieser  Hinsicht  gerade  ent- 

gegengesetzte. Wenn  die  Unternehmer  auch  fast  ausnahmslos  die  drei- 
teilige Organisation  der  Versicherungsgesetzgebung  als  unzweckmäfsig  und 
kostspielig  durch  eine  einheitliche  ersetzt  haben  möchten , so  geben  sie 
doch  mit  wenig  Ausnahmen  den  Berufsgenossenschaften  vor  den  Kranken- 
kassen und  noch  mehr  vor  den  Alters-  und  Invaliditätsversicherungsan- 
stalten den  Vorzug,  da  die  Verwaltung  der  ersteren  den  einzelnen,  soweit 
sie  nicht  ehrenamtlich  thütig  siud,  die  geringste  Arbeitslast  und,  um  einen 
vulgären  Ausdruck  zu  gebrauchen , die  wenigsten  Scherereien  machen. 
Diese  Momeute  sprechen  aber  bei  allen  Unternehmern,  die  nach  vorwärts 
streben  und  deshalb  ihre  Zeit  möglichst  ungeteilt  ihrer  Berufsarbeit  zu- 
wenden möchten,  wesentlich  mit.  Sie  erwarten  wohl  von  der  Vereinigung 
der  Verwaltung  der  drei  Versicherungen,  nicht  aber  durch  eine  alleinige 
Aenderung  der  Verwaltungsgrundsätze  für  die  Unfallversicherung  eine  Ver- 
minderung der  pekuniären  Last  und  der  Arbeit. 

Welche  von  den  Organisationen  der  drei  bestehenden  Versichernhgs- 
arten  ihrer  späteren  Vereinigung  die  Verwaltungsgrundsätze  geben  wird, 
ist  jetzt  zu  erörtern  verfrüht.  Wenn  Hilse  meint,  dafs  „gewissermnfsen 
in'  den  Prämien  an  die  Versicherungsanstalten  der  Berufsgenossenschaften 
für  die  im  Kegiebau  beschäftigten  Arbeiter  die  Vorzeichen  eines  Ueber- 
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gangs  zu  der  Reiohsversichernogsanstalt  zu  erblicken1'  seien,  so  kann  man 
andererseits  sagen,  dafs  infolge  der  durch  die  Krankenversicherungsnovelle 
statuierten  fakultativen  Uebernahme  der  Sorge  seitens  der  Berufsgenossen- 
sohaflen  für  die  durch  Betriebsunfall  erwerbsunfähig  gewordenen  Kranken- 
kassenmitglieder schon  innerhalb  der  ersten  13  Woohen  die  Vorzeichen 
eines  Uebergangs  der  Krankenkassen  za  den  Berufsgenossenschafteo  er- 
bliokt  werden  könnten. 

loh  habe  s.  Zt.  bedauert,  dafs  die  Berufsgenossensohaften  nicht,  wie 
die  Reichsregierung  ursprünglich  beabsichtigte,  mit  der  Durchführung  der 
Alters-  und  Invaliditätsversicherung  betraut  worden  sind.  Die  Gründe, 
welche  dafür  und  gegen  andere  Organe  sprechen,  hat  v.  d.  Borght  in 
diesen  Jahrbüchern  ')  überzeugend  genug  dargelegt,  so  dafs  ich  darauf 
verweisen  kann.  Wenn  trotzdem  zu  dem  besagten  Zwecke  neue  Versiche- 
rungsanstalten ins  Leben  gerufen  wurden,  so  ist  dies,  wie  v.  d.  Borght 
nach  meiner  Meinung  sehr  richtig  schildert,  in  erster  Linie  nioht  aus 
Zweckmäfsigkeitsgründen  geschehen  — denn  es  wäre  ohne  Zweifel  ge- 
langen, die  berufsgenossenschaftliche  Organisation  auch  für  die  Alters- 
und Invaliditätsversicherung  bestens  fruchtbar  zu  machen  — sondern  aus 
— anderen  Gründen.  Ich  bedauere  dies  um  so  mehr,  als  schon  jetzt  die 
Ansichten  allgemein  dahin  gehen,  dafs  beide  Versicherungsanstalten  aus 
finanziellen , wirtschaftlichen  und  versioherungstechnisohen  Gründen  auf 
die  Dauer  nicht  werden  nebeneinander  bestehen  können  und  die  eine  der 
anderen  oder  beide  einer  dritten  werden  Platz  machen  müssen.  Dafs  dies 
nur  mit  viel  Arbeit,  Kosten,  Unzuträglichkeiten  nach  jeder  Riohtung  hin 
geschehen  kann,  ist  auch  unzweifelhaft.  Aber  im  Interesse  der  Selbst- 
verwaltung, welche,  soweit  sie  sich  bewahrt  hat,  wohl  in  der  Jetztzeit, 
die  dem  Reiche  mit  jedem  Jahre  neue  Aufgaben  stellt,  wert  ist  erhalten 
zu  bleiben,  möchte  ich  wünschen,  dafs  die  Berufsgenossenschaften  als 
Sieger  in  diesem  friedlichen  Streite  hervorgehen. 

Ihre  Daseinsberechtigung  und  die  Zweckmäfsigkeit  ihrer  Organisation 
für  die  Lösung  dieser  socialen  Aufgaben  kann  nicht  besser  als  in  den 
Motiven  der  Reichsregierung  zu  dem  Unfallversicherungsgesetze  vom  6. 
Juli  1884  dargethan  werden.  Die  aktive  Wertschätzung,  welcher  sie  sich 
früher  seitens  der  Regierung  und  des  überwiegenden  Teiles  der  Sach- 
kundigen erfreute  und  deren  Verlust  nicht  Folge  ihrer  Wirksamkeit  ist, 
wird  sioher  wiederkehren. 

Juni  1892. 

1)  Jabrg.  1889,  N.  K,  18.  Band,  S.  1 ff.  und  Suppleinentheft  XVI,  1889,  S.  42  ff. 
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VIII. 

Englands  Aufsenhandel  im  Jahre  1891. 

Zur  Ergänzung  der  Mitteilungen  über  den  englischen  Aufsenhandel 
seit  1880,  welche  in  den  Jahrb.  8.  E.  Bd.  III,  S.  423  veröffentlicht 
worden  sind'),  »ind  in  der  folgenden  Tabelle  die  endgültigen  Ausweise 
über  die  englischen  Handelsverhältnisse  des  Jahres  1891  zusammen- 
gestellt. 


Werte  in  Tausenden  £. 

Europa 

Englische 

Besitzungen 

Vereinigte 

Staaten 

I Andere 
' Länder 

Im  ganieu 

Einfuhr 

Wareu 

Edelmetalle 

Durchfuhr 

187, 058 
II.SS9 
1 6.094 

99,465 

7,855 

1.347 

104,409 

11,659 

1.003 

44<*09 
8,208  { 
1.550  ; 

435.441 

39.091 

9-92S 

204,001 

108,667 

[ 117,071 

54.207  I 

484.9*5 

Ausfuhr 
Waren,  englische 

„ fremde  u.  koloniale 
Edelmetalle 
Durchfuhr 

85,665 

37,7«3 

20,094 

1,691 

85,956 

7,382 

7,240 

2,677 

27,545 

13, S** 
3,171 

3,753  | 

48,069 
3.212 
6.723 
1,803  j 

247,235 
6l,8  7 9 

37>**9 

9>9» 

\ 

i45.*is 

i 103,955 

47,991 

59.807  i 

1 356,266 

Einfuhrüberschufs 

59-, »o 

| 

5,412 

69,020 

128,629 

Ausfuhrüberschufs 

5,540 

Warenausfuhr  in  Proz. 

der  Einfuhr 

65,98 

93B4 

39, SS 

115,21 

70,9» 

Dsgl.  einachl.  Edelmetalle 

72,34 

93-,« 

38,11 

110,03 

72,91  •) 

Die  Wareneinfuhr  des  Jahres  1891  ist  dem  Werte  naoh  die  gröfste 
in  der  englischen  Handelsgcschichte,  wenn  auch  die  einiger  Vorjahre  nicht 
weit  von  ihr  absteht.  Mit  hohen  Beträgen  sind  namentlich  vertreten 
einerseits  Getreide  etc.  und  Nahrungsmittel  tierischen  Ursprunges  und 

l)  A.  a.  O.  ist  die  Bemerkung  übersehen  worden,  dafs  Diamanten  von  der  eng* 
lischen  Statistik  nicht  berücksichtigt  werden,  was  namentlich  fiir  den  Verkehr  mit  den 
englischen  Besitzungen  in  Südafrika  beachtenswert  ist. 

3)  Bei  Eiuschlufs  der  Durchfuhr  73,29. 
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anderseits  rohe  Baumwolle.  Damit  hängt  es  zusammen,  dafa  von  der 
absoluten  Wertzunahme  der  Einfuhr  fast  die  Hälfte  auf  die  Vereinigten 
Staaten  trifft,  während  demnächst  Aegypten  die  gröfste  Steigerung  auf- 
weist. Prozentual  gingen  ein  von 

Europa  englischen  Besitzungen  Vereinigten  Staaten  andern  Ländern 

1890  44,08  22,86  23,1s  9,8« 

1891  42,96  22,84  23,98  10,22 

Bemerkenswert  ist,  dafs  die  Einfuhr  von  Getreide  etc.  aus  Rufs- 
land  trotz  der  bekannten  Verhältnisse  den  Hengen  nach  nur  wenig  geringer, 
den  Werten  nach  sogar  etwas  höher  war  als  im  vorhergehenden  Jahre. 

Der  Gang  der  Ausfuhr  stimmt,  wie  dies  in  der  englisohen  Handeis- 
statistik  nicht  seiten  vorkommt , mit  dem  der  Einfuhr  nioht  überein ; 
denn  die  Ausfuhr  sowohl  eigener  wie  fremder  und  kolonialer  Waren 
zeigt  einen  nioht  unbedeutendeu  Kückgang  gegen  das  Voijahr.  Es  würde 
das  erste  Mal  seit  mehr  als  20  Jahren  sein,  wenn  die  rückgängige  Be- 
wegung sich  auf  ein  einziges  Jahr  beschränken  sollte.  Der  Rückgang 
macht  sich  auf  allen  in  der  Tabelle  unterschiedenen  Handelsgebieten  be- 
merkbar, bezüglich  der  eigenen  Waren  ist  er  am  stärksten  bei  der  Aus- 
fuhr nach  den  Vereinigten  Staaten,  Argentinien,  Italien  und  Japan. 
Prozentual  gingen  von  englisohen  Waren  aus  nach 

Europa  englischen  Besitzungen  Vereinigten  Staaten  andern  Ländern 

1890  33,81  33,15  12,17  20,86  Pro«. 

1891  34,65  34,77  11,1«  19,44  „ 

Von  den  einzelnen  Warenarten  sind  durch  die  Ausfuhrabnahme  be- 
sonders betroffen  Eisenfabrikate , Baumwoll-  und  Wollwaren  und  Eisen- 
bahnwagen. 

• Die  Ausfuhrabnahme  der  fremden  und  kolonialen  Waren  trifft  im 
Vergleich  mit  dem  Vorjahr  zum  allergröfsten  Teil  auf  den  Vorkehr  mit 
Europa;  prozentual  gingen  nach 

Europa  englischen  Besitzungen  Vereinigten  Staaten  andern  Ländern 

1890  6i,S8  >1,05  22,05  5,02  Pros. 

1891  6i,03  11,99  21,85  5,19  „ 

Der  Verkehr  in  Edelmetallen  war  1891  ungewöhnlich  hoch  infolge 
bedeutender  Einfuhren  aus  den  Vereinigten  Staaten  und  auffälligerweise 
aus  Portugal,  während  andererseits  Deutschland,  naoh  der  deutschen 
Statistik  wahrscheinlich  grofsenteils  für  Rufsland,  und  Frankreich  unge- 
wöhnlich grofse  Mengen  aufnahmen. 

Sonderbarerweise  hält  die  amtliche  englische  Statistik  Helgoland  noch 
für  eine  englische  Besitzung.  Diezmunn. 
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Uebersieht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 
und  des  Auslandes. 

1 Geschichte  der  Wissenschaft.  Encyklopidisches  Lehrbücher.  Bpezielie 
theoretische  Untersuchungen. 

Luigi  C o s s a , Introduzione  allo  Studio  dell’  E c o u o - 
mit  Foiitioa.  3»  edizione  interamente  rifatta  dalla  Guida  allo  Studio 
dell’  Economia  Politica.  Milano,  Ulrico  Hoepli,  1893  (Studi  giuridioi  e 
politici).  8°.  XII  und  594  S8. 

Der  „kleine  Gossa“,  wie  er  in  Moormeister'e  Cebertragung  bei  uns 
bekannt  und  ala  Fremdenführer  in  der  ökonomischen  Litteratur  für  die 
eTste  Orientierung  allbeliebt  iet,  erscheint  soeben  in  dritter  durchaus  umge- 
arbeiteter Auflage:  ein  Beweis,  dafs  der  Bedarf  nach  diesem  Buche  zn- 
genotntnen  und  dafs  sein  Verfasser  iD  dem  Streben,  es  höheren  An- 
sprüchen zugänglich  zu  machen,  nicht  nachgelassen  hat.  Trotz  gründ- 
licher Umarbeitung  und  Ergänzung  hat  dabei  die  Introduzione  den  Cha- 
rakter eines  anspruchslosen  Führers  nicht  eingebüfst,  der  sich  ebenso 
von  aufdringlicher  Anpreisung  seiner  eigenen  Ansichten  wie  tod  völliger 
Urteilslosigkeit  fern  halten  mufs.  Dies  ist  gewifs  um  so  höher  anzusohlageo, 
als  die  Kontroversen  in  der  politischen  Oekonomie  bei  ihrer  eigenen 
Benennung,  bei  der  Frage  der  Feststellung  ihrer  Grenzgebiete,  des  wissen- 
schaftlichen Charakters  ihrer  Einzelgebiete,  also  bei  den  Prolegomenen 
der  Wissenschaft  beginnen.  So  gewissenhaft  hier  Prof.  Cossa  vor- 
gegangen ist,  so  ist  es  uur  zu  billigen,  dafs  er  unter  stetem  Verweis  auf  die 
Verfechter  verschiedener  methodologischer  Anschauungen  den  allgemeinen 
Teil  (parte  toorica  88.  1 — 128)  auf  das  Notwendigste  eingeschränkt  hat 
Er  geniefst  dabei  den  Vorteil,  sich  von  allen  einseitigen  Ucberschätzungen 
herrschender  Lehren  fernhalten  zu  können ; sorgfältig  unterscheidet  er 
z.  B.  zwischen  Gebieten  der  politischen  Oekonomie,  welche  der  „deduk- 
tiven Methode"  (wenn  man  den  mif«  verständlichen  Terminus  festhnlten  will) 
zugänglicher,  und  solohen,  auf  welchen  man  nur  mittelst  der  „Induktion" 
zu  allgemeinen  Wahrheiten  gelangen  kann.  Zu  den  letzteren  zählt  er  die 
Theorie  der  Produktion,  der  Konsumtion  und  die  Bevölkerungslehre;  zu 
der  erstereu  die  Lehre  von  der  Cirkulation  und  der  Verteilung  der 
Güter.  Zur  Verringerung  der  auf  diesem  Wege  sich  ergebenden  Ab- 
weichungen bedient  sich  der  Ookonom  entweder  neuer  Hypothesen  oder 
der  qualitativen  und  quantitativen  Induktion.  Die  letztere,  insbesondere 
die  statistische  und  geschichtliche  Induktion,  gebraucht  er  vorzugsweise 
bei  der  Aufstellung  allgemeiner  wirtschaftspolitischer  und  staatswirt- 
schaftlicher Normen  (S.  96).  Auf  die  neue  voraiehtig  abwägende  For- 
mulierung dieser  und  ähnlicher  methodologischer  Grundsätze  ist,  wie  der 
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Verfasser  bekennt,  du  in  dieser  Zeitschrift  1891,  3.  folge,  2.  Bd.,  8. 
274  ff.  besprochene  Buch  von  Key  Des  von  unverkennbarem  Einflüsse 
gewesen.  Bas  Kapitel  über  den  praktischen  Nutzen  und  die  Wichtigkeit 
der  politischen  Oekonomie  wird  man  mit  Vergnügen  lesen  und  den 
Mangel  ökonomischer  Bildung  bei  Unternehmern,  bei  den  Organen  der 
öffentlichen  Meinung  und  der  Verwaltung  mit  dem  Verf.  beklagen.  Der 
Nutzen  der  ökonomischen  Bildung  für  die  arbeitenden  Klüsen  ist  vielleicht 
ein  anderer  und  gröfserer,  als  derjenige,  welohen  Prof.  Cossa  anführt. 
Volkswirtschaftliche  Bildung  oder  auch  nur  Halbbildung  lehrt  sie  häufig 
erst  aus  der  tiefsten  Barbarei  sich  erheben  und  sich  über  ihre  Lage  klar 
werden;  sie  bemächtigt  sich  zunächst  der  intelligentesten  ihrer  Ange- 
hörigen und  wird  so  zum  Erziehungsmittel  eines  politisch  gebildeton 
Volkes.  Zur  Vorbereitung  wirtschafte-  und  socialpolitischer  Reformen 
kommt  die  politische  Oekonomie  nie  früh  genug;  zur  Bekämpfung  des 
8ocialismus  ex  professo  kommt  sie  regelmäfsig  zu  spät. 

Wie  im  Guida,  so  wird  man  auch  in  der  Introduzione  den  littemtur- 
geschiohtlichen  Teil  (parte  storica  8.  129 — 563)  am  höchsten  schätzen. 
Er  ist  der  Sammelplatz  dogmengeschichtlicher  Untersuchungen,  welohe 
vielleicht  einen  geringeren  Kenner-  und  Interessentenkreis  berühren, 
aber  zur  Einführung  in  das  Studium  wie  in  die  selbständige  Forschungs- 
arbeit sich  ganz  vortrefflich  eignen.  Sie  regen  zum  Vergleich  der  Doktrin 
mit  dem  Leben  an,  sie  schärfen  das  kritische  Urteil  und  zwingen  gleichsam 
zum  Studium  abgelegener  Wissensgebiete.  Für  die  sorgsame  Aufarbeitung 
des  auf  dogmengeschichtlichem  Gebiete  in  den  letzten  Jahren  ange- 
wachsenen zerstreuten  Materials  wird  man  dem  Verf.  daher  stets  Dank 
wissen.  Hier  ist  er  nicht  Dur  von  jeher  als  Autorität  bekannt,  sondern 
wird  auch  jenem  Postulate  gerecht,  welches  man  vom  modernen  Stand- 
punkte an  die  Dogmengeschichte  stellen  mufs:  sie  soll  die  Veränderungen 
in  den  volkswirtschaftlichen  Anschauungen  aus  den  Wandlungen  der  le- 
bendigen Volkswirtschaft  erklären.  Das  ist,  wenn  auoh  in  kurzen  Zügen 
(88.  185,209 — 210,  284  u.  s.  f.),  in  den  meisten  Fällen  geschehen.  Auf  den 
Inhalt  dieses  Teiles  einzugehen  ist  wohl  überflüssig;  er  macht  das  ganze 
Buch  zum  konzisen  Leitfaden  Id  der  Geschichte  der  internationalen 
Gedankenentwickelung  auf  ökonomischem  Gebiete.  Ea  soll  nur  die  be- 
sondere Berücksichtigung,  den  die  moderne  deutsche,  englische  und  öster- 
reichische Schule  gefunden  hat,  nicht  minder  hervorgehoben  als  der  Be- 
handlung der  Oekonomik  Rufslands,  Skandinaviens,  Italiens,  der  Ver- 
einigten Staaten,  Ungarns  und  des  neuen,  allerdings  etwas  knapp  ge- 
haltenen Schlulskapitels  Uber  den  Socialismus  im  19.  Jahrhundert  Erwäh- 
nung gethan  werden.  Ein  genaues  Auturenregister  (88.  566  —694)  schliefst 
diesen  Band  ab.  Hoffentlich  wird  er  bald  einen  deutschen  Uebersetzer  finden, 
dessen  Gewandtheit  der  klaren  Schreibweise  des  Originals  nacheifern  möge. 

Brünn.  Stephan  Bauer. 

Baburger,  W. , Ueber  einige  abweichende  Kredittheorien  namentlich  de«  acht- 
sehnten Jahrhundert«-  Förth,  G.  Rosenberg,  1892.  gr.  8 40  83.  M.  0,78. 

Carnegie,  Andrew,  Da«  Evangelium  des  Reichtumes.  Mit  einer  kurzen  Bio- 
graphie des  Antor«  von  (Ingenieur,  Direktor)  H.  A.  Brösllein.  Deutsch  von  (Prof)  J.  v. 
Ebrcnwerth.  Graz  „8tyria“,  1892.  8.  38  88.  M.  0,70. 

Fachs,  O. , (Schaldirektor  in  Laipsig-Lindenaa),  Dis  Lehre  von  der  Gesellschaft. 
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Lesebuch  für  das  deutsche  Volk  und  Lehrbuch  für  die  Fortbildungsschule  2.  Aul 
Leipzig,  F.  Keiuboth,  1692.  8.  VIII — 362  88.  M.  3. — . 

Guyot,  Y. , Principles  of  social  economy.  Translated  from  the  French  by  C.  H. 
D’Eyncourt  Leppington.  2“4  edition.  London,  Sw  an  Sonnenschein,  1892.  crown-8. 
326  pp.  3/.6. 

S p u 1 1 e r',  E.,  Lamennais.  Etüde  d’histoire  politique  et  religiense.  Paris,  Hachette 
& O®  ,"1892.  16.  XX— 361  pag.  fr.  3,50. 

Clark,  J.  B.  (Prof,  of  history  and  political  Science  in  Smith  College,  Leclurer  on 
polit.  sciencejin  Amherst  College),  The  philosophy  of  wealth : economic  principles  newly 
formulated.  Boston,  Ginn  & C®,  1892.  8 248  pp.,  cloth.  $ 1,10.  (Contents:  Wealth. 

— Labor j;and  its  relatious  to  wealth.  — The  basis  of  economic  law.  — The  elemeuts 
of  social  sorvice.  — The  tbeory  of  value.  — The  law  of  demand  and  supply.  — The  law 
of  distribution.  — Wages  as  affected  by  combinations.  — The  ethics  of  trade.  — The 
principle'of^co-operaüon.  — Noncompetitive  economics.  — The  economic  function  of  the 
church.  — ) 

Co.bden',  Ligue  contre  los  lois-cdräales  et  discours  politiques.  Edition  Leou  Say. 
Paris,  Guillaumin  & C*®,  1892.  12.  XXII — 304  pag.  av.  portrait,  toile:  fr.  3,50. 

(Faisant  suite  de  la  petite  bibliotbfeque  economique  fran^aise  et  ötraugöre  , publice  sous 
In ’directiou  de  M.  J.  Chailley.  Tablc  des  matifcres:  Introduction.  — 1836,  20  octobre : 
Lettre  aux  rlecteurs  de  Stockport.  Loi  sur  le  travail  des  enfaots  dans  les  fabriques.  — 
1841,  25  aoftt;  Chambre  des  commune«.  Discussion  de  l'adresse.  Dötresse  du  pays. 
3 mai : Ligue  contre  les  lois-ccrcales.  Meeting  de  Drury  Lane.  13  mai:  Ligue  contre 
les  lois-cöröales.  Meeting  de  l’Opera.  13  octobre:  Röuniou  electorale  de  Londres.  Kloc- 
tion  Pattison.  — 1848,  27  janvier:  Meeting  de  Manchester.  Finances  publique«.  Depenses 
militaires.  — 1861  , 26  juin : Röunion  dlectorale  de  Rochdale.  Traitds  de  1860.  — 
1864  , 22  juillet:  Chambres  des  communes.  Discours  sur  les  manufactures  et  ateliers 
d’Etat.  Dernier  discours  parlementaire ; 1864,  23  novembre:  Röunion  electorale  de  Roch- 
dale. Dernier  discours  public.  — ) 

Palgrave,  R.  H.  Inglis,  Dictionary  of  political  economy.  Containing  articles 
ou  the  main  subjects  usually  dealt  with  by  economic  writers,  with  explanatious  of  legal 
and  businesa  terms  which  may  be  found  in  their  works,  and  short  notices  of  deceased 
english,  American,  and  foreign  economists,  and  their  chief  contributions  to  economic  litera- 
ture.  3<1  part.  London,  Macmillan  & C°,  1892  gr.  in-8.  S/.6.  (Contents  the  articles: 
Cbamberlen  — Conciliation  (Boards  of  conciliation.) 

Ricardo,  D.,  Principles  of  political  economy  and  taxation,  edited,  with  introduction 
essay  , notes  and  appeudices,  by  E.  C.  K.  Conner.  New  York,  Macmillan  & C°,  1892 
12.  62 — 456  pp.,  cloth.  $ 1. — . 

Xhtkohä,  C.  M. , IIpooKn»  oömaro  noHHiKciüH  npoaeiiTOBT.  bi  Poetin.  Berlin, 
Stankiewicz*  Buchdruckerei,  1892.  gr.  in-8.  IV — 102  pp.  M.  2. — . (8.  M.  SchitkoflT, 

Projekt  einer  allgemeinen  Herabsetzung  des  Prozentsatzes  in  Rulsland.) 

Rousseau,  Giangiac.,  Discorsi.  1*  traduzione  italiana,  con  uno  Studio  sulla 
vita  e sulle  opere  dell’  autore  di  Giovanni  La  Ferla.  Milano,  K.  Rechiedei  8c  C®,  1892. 
8.  431  pp.  1.  6. — . (Sommario:  8e  11  ristoramento  delle  scienze  e delle  arti  abbia 

contribuito  a purificare  i costumi.  — Origine  e fondamento  della  eueguaglianza  degli 
uomini.  — Sulla  economia  politica.  — etc.) 

van  der  Vcer,  J.  K.,  Kollektivisme  en  kommunisme.  Een  voordracht.  VHage, 
J.  Hoekstra,  1892  8.  30  bla.  fl.  0,10. 

2.  Geschichte  und  Darztellung  der  wirtschaftlichen  Kultur. 

Bernhard  Matthiafs,  Zur  Geschichte  und  Organisation  der 
römischen  Zwangsverbäude.  Kostock  1891  (Festschrift  für  Dr.  von  Buohka). 
41  SS.  gr.  8 

Ludo  Moritz  Hartmann,  Urkunde  einer  römischen  Gärtner- 
genossenschaft vom  Jahre  1030.  Mit  Einleitung  und  Erläuterungen 
herausgegeben.  Freiburg  i.  B.  1892.  19  SS.  4°. 

Das  antike  Yereinswesen  der  Griechen  und  Homer  birgt  noch  manches 
ungelöste  ltätsel,  dessen  Lösung  vielleicht  der  vordriugeuden  systematischen 
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Forschung  nooh  beschieden  ist.  Denn  weniges  Zusammenhängende  ist  in 
diesen  für  die  alte  Wirtschaftsgeschichte  so  unendlich  wichtigen  Fragen 
bisher  geleistet  worden.  Einen  Beitrag  zur  Geschichte  des  römischen 
Vereinswesens  wollen  die  beiden  oben  genannten  Schriften  liefern  und 
zwar  behandelt  die  erste  davon  das  Problem  der  sogenannten  Zwangs- 
innungen der  Kaiserzeit. 

Bekanntlich  gab  es  im  damaligen  liom  Korporationen,  die  unter 
eine  energische  Staatsaufsicht  gestellt  waren,  weil  sie  dem  Staate  unent- 
behrliche Dienste  leisteten.  Die  Dienste  fanden  innerhalb  der  Gemeinde 
statt,  teils  zur  Sicherung  der  städtischen  Nahrungsmittelversorgung  (navi- 
cularii,  pistores,  mensores  frumenti  etc.),  teils  zur  Ergänzung  der  Wobl- 
tahrtspolizei  (fabri,  ceutonarii,  dundrophori  für  Feuerlöschwesen)1 2 *).  Der 
Staat  erwies  sich  dafür  erkenntlich  nicht  blofs  durch  Bezahlung,  wo  ein 
Aafwand  gemacht  war,  sondern  auch  durch  Ausstattung  mit  Privilegien. 
Die  Privilegien  waren  derartig,  dafs  sie  den  Korporationsmitgliedem 
öffentliche  Lasten  abnahmen,  welche  sie  als  Bürger  zu  tragen  gehabt 
haben  wurden.  Der  Zweck  der  Privilegierung  war  demnach  klar;  ausge- 
sprochen wurde  der:  die  Gewerke  sollten  um  so  ungestörter  ihrem  öffent- 
lichen Dienst  sich  widmen  können,  aber  durchsichtig  war  der  nndere: 
man  wollte  möglichst  viele  anlocken,  in  die  nützliche  Körperschaft  einzu- 
treten. Also  ein  ganz  anderer  Zweck  wurde  hier  verfolgt,  als  bei  der 
späteren  Zunftverfassung,  nämlich  nicht  der  Abschlufs  des  Gewerbes  gegen 
Dnzünftige : es  stand  das  egoistische  Interesse  des  Staates  allein  im 
Vordergrund. 

So  war  es  in  Born,  der  Hauptstadt,  so  in  den  Municipien  und 
Kolonieen  und  in  den  Provinzialstädteo  schon  in  der  vor-diokletiaoischen 
Epoche.  Die  kaiserliche  Gesetzgebung  erstreckte  sich  dann  wohl  auch  in 
der  Kegel  auf  das  ganze  Beich , wenn  sie  in  die  Organisation  dieser 
Vereine  eingriff,  Uber  den  Eintritt  bestimmte  und  andere  einschlägige 
Vorschriften  erliefs4). 

Dem  geschichtlichen  Wesen  und  Werden  dieser  StaatskontroUe  sucht 
nun  die  Schrift  von  Hatthiafs  auf  die  Spur  zu  kommen.  Es  sind  zwei 
Auffassungen  möglich.  Entweder : man  hat  es  mit  ursprünglich  frei- 
willigen Vereinigungen  zu  thun,  die  nur  allmählich  dem  staatlichen  Zwang 
verfielen,  oder:  es  handelt  sich  in  diesen  Korporationen  selbst  um  eine 
Neusohöpfuug  kaiserlicher  Organisatoren.  Hatthiafs  stellt  sich  auf  den 
zweiten  Standpunkt.  Im  Ansohlufs  an  den  Zusammenhang,  in  welchen 
Bodbertus  (Jahrbücher  für  Nationalökonomie  VIII,  418  flg.)  die  Kollegien 


1)  Diese  Verhältnisse  sind  sum  Teil  jetzt  dargestellt  bei  Liebenam,  Zur  Geechichte 
und  Organisation  des  römischen  Vereinswesens  (Leipzig  1890),  in  nuce  in  einem  Artikel 
des  Referenten  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  von  Conrad,  Elster  etc.  s.  v. 
Collegia. 

2)  Bemerkenswert  ist  die  verschiedene  Auslegung,  welche  bei  beiden  hier  besprochenen 

Autoren  der  Mafsregel  der  Divl  fratres,  dafs  niemand  „mehr  als  ein  erlaubtes  cotlegium 
haben  dürfe“  (Big.  47,  22,  1,  2),  zuteil  wird.  Hartmann  8.  3,  11  vermutet  eine  blofs 
polizeiliche  Mafsregel,  MaUhiass  8.  36  sieht  in  ihr  den  Zweck,  „die  Zugehörigkeit  des 
einzelnen  corporatus  an  ein  bestimmtes  Verwaltungsressort  und  damit  auch  die  Jurisdiktions- 
verhültnisse  zu  regeln“  und  hält  sie  filr  eine  „durchaus  konsequente  und  notwendige  — 
Verwaltungsmaisregel'1.  Die  Vorschrift  bleibt  trotzdem  so  dunkel  wie  zuvor. 

Dritte  Folge  Bd.  IV  (LU).  09 
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mit  seinem  Naturailiefcrungs-  and  Naturalleistungs-System  gebracht  hat, 
verficht  er  die  Hypothese:  die  Korporationen,  welche  hier  in  Betracht 
kommen,  seien  erst  in  der  Kaiserzeit  „im  Staatsintercsse  kollegial  organi- 
siert“ (8.  18,  vgl.  8.  15  unten)  worden,  indem  die  Lasten  des  öffentlichen 
Dienstes,  die  bisher  den  einzelnen  Bürgern  oblagen,  „auf  einen  — engeren 
Kreis  besonders  qualifizierter  Pflichtiger  gelegt  wurden“  (S.  18)  und  zu 
diesem  Zweck  eine  neue  Kollegienbildung  stattfand. 

Diese  Behauptung  erheischt  einen  doppelten  Beweis,  einmal  den : dafs 
die  Leistungen  der  Korporationen  früher  munera  der  Bürger  waren,  sodann 
den : dafs  die  Korporationen  erst  unter  den  Kaisern  gebildet  worden  sind. 
Mit  beiden  Beweisen  steht  es  indessen  nicht  völlig  befriedigend.  Als 
mnnera  der  cives  erscheinen  in  vorkaiserlicher  Zeit  die  Leistung  des 
Kriegsdienstes,  die  Uebernahme  des  Geschworenenamtes  (Mommsen,  Staats- 
recht  I,  9)  und  Gesandtschaftsübernahme  (L.  Urson.  c.  92) ; nur  die  Provin- 
zialen, die  mit  der  Verpflegung  der  römischen  Besatzung  belastet  waren, 
hatten  auch  für  den  Transport  des  Getreides  innerhalb  der  Provinz  zu 
sorgen.  Ob  aber  auch  die  Lieferung  bis  in  die  Hauptstadt  da,  wo  Getreide 
zu  den  Abgaben  gehörte,  pflichtmäfsig  erfolgen  mufste,  davon  ist  nichts 
bekannt.  Der  Grofshaudel  leistete  dies  jedenfalls  zn  republikanischer  Zeit 
nicht  (Mommsen  II,  1038)  und,  dafs  die  Publikanengesellschaften  dazu 
verpflichtet  gewesen  wären  (Matthiafs  8.  12),  dürfte  kaum  Bestätigung 
finden.  8o  wird  es  wohl  Sache  der  Censoren  und  der  specicll  mit  der 
Getreideverwaltung  beschäftigten  Behörden,  der  qnaestores  classici  in 
Ostia,  der  Prätoren,  die  für  die  Frumentationen  bestimmt  waren,  gewesen 
sein,  die  erforderlichen  Transportverträge  abzuscliliefsen.  — Bäcker  gab  es 
nach  der  Angabe  des  Flinius  (hist.  nat.  18,  107)  nicht  vor  dem  Jahre 
174  v.  Chr.  in  Born,  d.  h.  bis  dahin  soll  das  Brodbacken  in  den  Privat- 
häusern, eventuell  als  Sklavenarbeit,  vor  sich  gegangen  sein.  Von  einer 
Pflichtigkeit  zur  Ausübung  dieses  Gewerbes  verlautet  auch  nichts. 

Was  nun  das  Alter  der  fraglichen  Korporationen  angeht,  so  ist  freilich 
mit  Bestimmtheit  nioht  zu  sagen,  dafs  etwa  die  fabri  mit  den  alten  fabri 
tignarii  nnd  ferrarii  der  8ervianischen  Verfassung  einen  Zusammenhang 
hätten.  Andererseits  ist  von  kaiserlichen  Gründungen  öfters  die  Rede. 
Man  vergleiche  z.  B.  Plinius  d.  J.  Anfrage  bei  Trajan  wegen  „Institution“ 
eines  Collegium  fabrum  in  Kikomedia  (Plin.  ep.  10,  33),  des  Antoninus 
Pius  Genehmigung  eines  colleginm  centonariornm  in  der  Baetika  (C.  J.  L.  II, 
1167),  des  Commodus  Einrichtung  einer  olassis  Africana  „um  vorzubeugen, 
dafs  nioht  das  Alexandrinische  Getreide  ausbleibt“  (Vita  17,  7)1).  Aber 
nichts  macht  den  Eindruck,  als  habe  man  es  mit  lauter  kaiserlichen 
Neuschöpfnngen  zn  thun,  denn  z.  B.  in  dem  Falle  unter  Trajan  erscheint 
der  Kaiser  nur  als  der  Verwalter  des  Kollegienprivilegs  im  allgemeinen 
und  aus  Furcht  davor,  dafs  sich  in  kurzem  eine  „Hetärie"  daraus  entwickeln 
werde,  gründet  er  das  Kollegium  nicht.  Ferner  ist  an  die  Fortsetzung 
der  gleichen  Privilegienthätigkeit  des  römisohen  Senates  in  der  Kaiserzeit 


1)  Vgl.  auch  llir»chfeld  im  Philologus  XXIX,  S.  44,  der  annimmt,  Trajan  oder  einer 
seiner  Vorgänger  habe  das  Collegium  pistoruin  gegründet. 
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zu  erinnern,  der  „de  institnendo  collegio  fabrorum“  konsultiert  wird  (Flin. 
Paoogyr.  54),  wie  er  dieses  Recht  schon  zur  Zeit  der  Republik  hatte. 

Die  Neuerung  der  Kaiserzeit,  die  staatliche  Zwangskontrolle,  haben 
die  Kollegien  vielmehr  mit  den  „Kurien“,  den  Senaten  der  römisch  organi- 
sierten Stadtgemeinden,  gemeinsam.  Auch  hier  sind  es  bereits  bestehende 
Faktoren,  deren  Funktionen  im  Laufe  der  Zeit  umgewandelt  werden.  Bei 
den  Kollegien  beginnt  der  Verstaatlichungsprozefs  sichtbar  schon  mit  den 
Privilegien,  die  ihnen  Trajan  und  Hadrian  hinsichtlich  der  Vormundsohafts- 
übernahme  einräumten  (Vat.  fr.  233  sq.),  während  Claudius  und  noch 
Trajan  selbst  in  anderer  Weise  nur  die  Latiner  privilegieren,  die  Getreide 
nach  Rom  schaffen  oder  in  Rom  eine  leistungsfähige  Bäokerei  einrichten, 
ohne  auf  ihre  Eigenschaft  als  Korporationsmitglieder  Bezug  zu  nehmen 
(Gai.  I,  32  c.  sq.).  Aber  die  eigentliche  Vergewaltigung  fand  daun,  wie 
bei  den  KurieD,  erst  vom  Ende  des  zweiten  Jahrhunderts  an  statt,  die, 
dem  Drang  der  Verhältnisse  folgend,  die  allgemeine  Auflösung  des  Reiches 
selbst  anbahnte  in  ähnlicher  Weise,  wie  Matthiafs  (S.  19)  treffend  den 
zerstörenden  Einflufs,  welchen  die  „Zwangskollegien“  auf  den  städtiseben 
Haushalt  ausübten,  dargelegt  hat. 

Demnach  läfst  sich  Matthiafs’  Ansicht  vielleicht  dahin  modifizieren, 
dafs  in  der  Kaiserzeit  zwar  allerhand  Neubildungen  von  Kollegien  zu  den 
bekannten  Zwecken  stattgefunden  haben , dafs  aber  als  das  Wichtigste 
doch  immer  die  Neu-Organisation  der  gesamten  Verfassung  der  dem  Staat 
dienenden  Kollegien  erscheint.  Dies  kommt  im  wesentlichen  auf  die 
„herrschende"  Auffassung  hinaus,  deren  Dnhaltbarkeit  durch  Matthiafs 
nioht  erwiesen  sein  dürfte. 

L.  M.  Hartmann  publiziert  nach  einer  Einleitung,  welche  allerhand 
Notizen  über  das  Kollegien  wesen  der  Kaiserzeit,  insbesondere  der  späteren, 
bringt  (8.  1 — 12),  eine  Urkunde  vom  10.  April  (wahrscheinlich  des 
Jahres)  1030,  welohe  Gregorovius  in  seiner  „Geschichte  der  Stadt  Rom 
im  Mittelalter"  IV  (3.  Aufl.  S.  426,  2)  als  eine  „sehr  barbarische“  be- 
zeichnet hat,  und  die  sich  in  Sa.  Maria  in  Viaiata  zu  Rom  befindet. 
Der  Herausgeber  hat  sie  neu  verglichen  und  ist  dabei  „in  der  liebens- 
würdigsten Weise  von  G.  B.  de  Rossi  gefördert  worden",  dem  er  die  Ab- 
handlung zum  siebsigsten  Geburtstag  zueignet.  Die  Urkunde  ist  in  der  That 
ein  originelles  und  interessantes  Stück  Mittelalter,  das  die  Fortdauer  der 
alten  Handwerkerzünfte  Roms  in  gewisser  Weise  wahrscheinlich  macht. 

Ihr  Inhalt  ist,  kurz  gesagt,  folgender.  Eine  Anzahl  (8  ?)  viri  honesti 
(h)  ortulani  (Gärtner)  — der  Titel  hat  eine  Analogie  an  den  „honestiores“ 
im  Strafrecht  — erwählen  einen  Amatus  magnificus  vir  — dies  ist  der 
Titel  hoher  Beamter,  wie  des  praefectus  praetorio,  des  magister  offioiorum, 
s,  Heumann,  Handlexikon  s.  v.  magnificus  — zu  ihrem  Prior.  — Das 
Amt  des  Prior  kommt,  beiläufig  bemerkt,  auch  bei  Officien  (=  Beamten- 
bureaas) vor  (C.  J.  11,  8,  10).  — Sie  geloben,  ihn  zeit  seines  Lebens 
als  einen  guten  Prior  zu  halten  und  die  sohola  (=  Verein,  eigentlich: 
Vereinshaus),  die  sie  mit  ihm  einriohten,  nioht  zu  zerstören.  Sie  ver- 
pflichten sich,  Streitigkeiten,  die  sie  untereinander  haben,  vor  ihn  zu 
bringen  nnd  sioh  seiner  Entscheidung  unterwerfen  zu  wollen ; als  zweite 
Instanz  werden  die  alii  priores  ortulani  eingesetzt.  Er  soll  hinsichtlich 
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der  Libellar-(=  Pacht)- Verträge  dee  Gartenlandes  (ortuatus)  — wohl 
eines  gemeinsamen  der  schola  — darauf  achten,  daJTs  keiner  vor  Ablauf 
seiner  Pachtzeit  die  Parzelle  (tenimentum)  des  anderen  sich  aneigne;  die 
Strafe  für  Zuwiderhandeln  besteht  in  Verlust  des  tenimentum  und  Geld- 
bufse.  — Es  scheint  demnach,  als  habe  die  Korporation  Gartenland  im 
ganzen  gekauft  oder  gepachtet  und  an  ihre  Mitglieder  mittelst  sogen. 
Li  bellarverträge  unterverpachtet,  so,  dafs  die  Parzellen  von  Zeit  zu  Zeit 
ihre  Inhaber  wechseln  konnten.  Es  verpflichten  sich  auch  die  Korpora- 
tionsmitglieder in  der  vorliegenden  Erkunde,  das  überlassene  Gartenland 
(die  Auslegung  des  beigesotzten  „dominioalis“  ist  nicht  unzweifelhaft, 
s.  S.  17)  pfleglich  zu  behandeln  und  für  etwaige  Schädigungen  vor  dem 
Prior  Hecht  zu  nehmen. 

ferner  wird  ein  in  die  Kasse  fliefsendes  Angeld  von  6 Denaren  jedem 
auferlegt,  der  einen  libellus  erwirbt,  „propter  gaudium“  d.  h.  doch  wohl 
nicht,  wie  Hartmanu  zu  meinen  scheint:  als  Kaution,  sondern  „zur  Er- 
götzlichkeit“ , wie  etwa  das  Eintrittsgeld  (capilularium),  du  bei  den 
römischen  Kollegien  üblich  war. 

Auch  Einkünfte  werden  dem  Prior  aus  seiner  Stellung  zugesichert: 
er  erhält  von  je  12  Denaren,  die  aus  gewissen  Einnahmen  in  die  Kasse 
fliefsen,  1 und  jedes  Mitglied  mufs  ihm  jährlich  einmal  „Handdienst“ 
leisten. 

Schliefslioh  wird  der  Inhalt  der  Erkunde  beschworen  beim  allmächtigen 
Gott,  beim  Papste  Johann  XIX.  und  dem  Kaiser  Konrad,  und  in  der 
üblichen  Weise  rufen  sie  eine  Strafe  auf  sich  herab,  wenn  sie  den  Ver- 
trag nicht  hielten : des  Meineids  Strafe  und  „ante  omnem  litis  initium“ 
eine  Geldstrafe  von  3 Enzen  in  Denaren  guten  Silbers  — „und  nicht« 
destoweniger“  — heifst  es  weiter  — „soll  nach  Zahlung  der  Strafe  der 
Inhalt  dieser  Erkunde  vollkommen  aufrecht  erhalten  bleiben"  *). 

Die  Erkunde  ist  geschrieben  von  einem  Romanus  scriniarius  der 
hl.  römischen  Kirche  und  von  den  Mitgliedern  der  Korporation  sowie 
drei  Zeugen  signiert. 

Zu  dem  Vorstehenden  ist  übrigens  zu  bemerken,  dafs  die  vorliegende 
Angabe  des  Inhaltes  der  Erkunde  keinen  Anspruch  darauf  erheben  kann, 
aufser  Zweifel  zu  stehen.  Im  Gegenteil , es  giebt  das  in  der  That 
„barbarische“  Latein  zu  reoht  erheblichen  Verschiedenheiten  der  Deutung 
Veranlassung.  Als  wertvolle  und  anregende  Beiträge  zu  der  im  FluTs 
befindlichen  historischen  Erforschung  des  antiken  Vereinswesens  sind 
demnach  beide  obigen  Sohriften  entschieden  zu  bezeichnen  und  dankbar 
anzuerkennen. 

Göttingen.  Johannes  Merkel. 

Henckel,  Wilhelm,  Bufslands  wirtschaftliche  Lage  im  Jahre 
1891.  (Heft  98  der  „Deutschen  Zeit-  und  Streitfragen“.) 

Die  Trübsal,  welche  Mifsernten  und,  daraus  emporwachsend,  Hungers- 


1)  Ueber  die  Bedeutung  dieser  Klausel  ».  Köhler,  Beiträge  zur  germanischen  Privat- 
rechtsgeachichte  I,  S 32  N.  1. 
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nüte  über  Rufeland  im  vorigen  Jahre  gebracht  haben,  hat  in  erhöhtem 
Mafse  die  Aufmerksamkeit  Westeuropas  auf  die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse des  Zarenreiches  gelenkt.  Die  Tagespresse  hat  in  einer  Flut  von 
Artikeln  sich  mit  diesem  Thema  beschäftigt:  neben  manchem  guten, 
treffenden  Worte  ist  viel  ungereimtes  Zeug  bei  dieser  Gelegenheit  ge- 
schrieben und  gedruckt  worden.  Auch  für  die  Henckel’sche  Broschüre 
gilt  dieses  Urtheil : dieselbe  enthält  neben  richtigen  Ausführungen 

durchaus  einseitige,  wenn  nicht  gar  schiefe  Anschauungen  über  wichtige 
wirtschaftspolitische  Angelegenheiten  unseres  Nachbarreiches.  Der  Verf. 
beruft  sieh  auf  seinen  fast  vierzigjährigen  Aufenthalt  in  Rufsland  und 
stellt  an  die  Spitze  seiner  Schrift  den  Satz:  „Ueber  die  russischen  Zu- 
stände kann  man  sich  am  gründlichsten  und  besten  unterrichten,  wenn 
man  die  zahlreichen  und  wertvollen  Forschungen  der  Russen  selbst  studiert.“ 
Das  ist  gewifslich  wahr,  nur  ist  zu  bedauern,  d&fs  40  Jahre  Aufenthalt 
in  Rufsland  und  das  Studium  russischer  Schriftsteller  den  Bliok  des  Verf. 
für  die  Eigenart  russischer  Dingo  nicht  mehr  erweitert  und  geschärft  haben. 
Was  uns  in  vorliegender  Schrift  geboten  wird,  ist  doch  kaum  mehr  als  die 
geschickte  Rleisterung  einzelner  Naohrichten  der  Tagespresse,  denen  hier 
und  da  aus  den  bekannten  populären  Werken  über  Rufsland  eine  ergän- 
zende Erläuterung  beigefügt  ist.  Der  Verf.  bespricht  nacheinander:  die 
Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  Rufsland,  die  Schäden  des  russischen 
Gemeindebesitzes,  die  Lage  der  Landwirtschaft  (Klima,  Wassermangel, 
Bodenverhältnisse,  Insekten,  Triebsand  u.  s.  w.),  die  Zustände  im  Hausge- 
werbe, das  Bettlertum  und  den  moralischen  Verfall  des  Volkes  (Volksschulen, 
Nihilismus).  Als  oberflächliche  Plauderei  über  die  genannten  Fragen  mag  die 
Schrift  Henckel’B  hingehen,  den  Wert  einer  sachlichen  Darstellung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  Rufslands  können  wir  ihr  aber  nicht  beimessen.  Die 
Bedeutung  des  Gemeindebesitzes  für  Rufsland  wird  nicht  erschöpft  durch 
eine  Verurteilung  vom  Standpunkt  westeuropäischer  Aufklärung;  zu  einer 
Charakteristik  der  russischen  Hausindustrie  gehört  mehr  als  die  Angabe 
einiger  Ziffern  über  die  mifsbräuchliohe  Ausnutzung  der  Frauen-  und 
Kinderarbeit;  vor  allem  dürfte  aber  eine  Schilderung  der  „wirtschaftlichen 
Lage“  des  Zarenreiches  nicht  mit  Stillschweigen  hinweggehen  über  den  in 
mancher  Beziehung  staunenerregenden  Aufschwung  der  russischen  Industrie 
(Naphtha,  Eisen,  Kohle,  Spiritus!),  über  die  Erschliefsung  neuer  Absatz- 
gebiete für  den  russischen  Handel,  über  die  Gestaltung  der  Finanzen  des 
Reiches  u.  s.  w.  Indem  der  Verf.  hervorhebt,  an  welchen  Uebeln  das  russi- 
sche Reich  krankt,  vergifst  er,  seine  Leser  auf  die  Machtmittel  hinzuweisen, 
die  in  diesem  kolossalen,  der  Kultur  erst  notdürftig  erschlossenen  Land- 
gebiet zweifellos  vorhanden  sind.  Eine  richtig  geleitete  Wirtschaftspolitik 
miifste  mit  solchen  Machtmitteln  und  Hiilfsquellen,  wie  sie  Rufslaud  be- 
sitzt, Grofses  zu  leisten  im  stände  sein. 

Breslau.  Wittschewsky. 

Ealing,  K. , Hildesheimer  Land  and  Leute  des  sechzehnten  Jahrhunderts  in  der 
Chronik  des  Dechanten  Johen  Oldecop.  Hildesheim,  F.  Borgtneyer,  1892.  8.  100  SS. 

M.  1— . 

Oelcich,  J.,  Die  Erzgiefser  der  Republik  Reguse.  Wien,  Hübest*  & Voigt,  1892. 
gr.  4.  25  SS  51.  2.—.  (Abdruck  eas  „Mitteilungen  der  k.  k.  Centrelkoimnlesion  zur 

Erforschung  und  Erhellung  der  Kunst-  und  historischen  Denkmale. “) 
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Issajew,  A.  A.  (Prof.),  Die  Mifsernte  und  die  Hungersnot  Oeffentliche  Vor- 
lesung gehalten  im  kaiserl.  Alexanderlyceum  zu  9t.  Petersburg.  Aus  dem  Russischen. 
8t.  Petersburg,  Schmitzdorf,  1892.  gr.  8.  44  SS.  M.  0,90  (Inhalt:  Die  Mifsernte  bei 

uncivilisierten  und  civilisierten  Völkern.  — Ueber  die  Ursache  der  gegenwärtigen  Mifs- 
ernte und  Hungersnot.  — Was  ist  für  die  Hebung  der  russischen  Landwirtschaft 
gethan  worden?  — Was  ist  für  die  Entwickelung  anderer  Erwerbsquellen  des  Volks 
gethan  worden?  — Welche Mafsregeln können  dem  Landbau  in  Rufsland  aufhelfen?  — etc.) 

Soergel,  U.  Th.,  Das  bäuerliche  Erbrecht  ln  Bayern  und  sein  Einflufs  auf  die 
sozialen  Verhältnisse.  Eine  juristische  und  volkswirtschaftliche  Studie.  Ansbach, 
C.  Brügel  & Sohn,  1892.  gr.  8.  VIII— 64  88.  M.  1,50. 

Stern,  Mor. , Die  israelitische  Bevölkerung  der  deutschen  Städte.  Ein  Beitrag  zur 
deutschen  Städtegeschichte.  Mit  Benutzung  archivalischer  Quellen.  II.  Artikel : Kiel. 
Kiel,  H Fiencke,  1892.  8.  54  88.  M.  2.—. 

v.  Tiedemann,  A.  (Leutnant  im  Dragonerregiment  v.  Wedel),  Tana  — Baringo 
— Nil.  Mit  Karl  Peters  zu  Emin  Pascha.  Nach  Skizzen  des  Verfassers  illustriert  von 
Hans  Looschen.  2.  Auf!.  Berlin,  Walther  & Apolant,  1892.  gr.  8.  VI — 332  SS.  mit 
Porträt  des  Verfassers,  Karte  und  zahlreichen  Illustrationen.  M.  6. — . 

Tietzen,  J.  (Cuttos) , Zum  24.  Januar  1893,  dem  Tage  der  lOOjfthr.  Wiederkehr 
der  Besitzergreifung  der  Stadt  Thorn  durch  die  Krone  Preufsen.  Darstellung  der  dama- 
ligen allgemeinen  Zustände,  der  Sinnesart  der  städtischen  Behörden  und  der  Bürgerschaft, 
nach  Materialien  des  Stadtarchivs.  Thorn,  E.  Laxnbeck,  1892.  gr.  8.  VI— 40  SS.  mit 
Abbildungen.  M.  1,20. 

Trost,  L.  (GLeg.R.),  und  F.  Leist,  Pfalzgraf  Friedrich  Michael  von  Zweibrücken 
und  das  Tagebuch  seiner  Reise  nach  Italien.  Bamberg,  C.  C.  Büchner,  1892.  8 VI, 

LXXXII— 224  SS.  mit  Porträt  und  Stammtafel  M.  10.—. 

Werenka,  D.,  Bukowina»  Entstehen  und  Aufblühen.  Maria  Theresias  Zeit.  Nach 
Akten  aus  den  Archiven  des  k.  u.  k.  Kriegsministeriums , k.  u.  k.  Haus- , Hof-  und 
Staatsarchiv,  etc.  Teil  I:  1772—  Juni  1775.  Wien,  F.  Tempsky,  1892  Lex-8.  198  SS. 
mit  19  Plänen,  1 Karte  und  1 Tabelle.  M.  5. — . 

Zahn,  W.,  Heimatskunde  der  Altmark.  Stendal,  R.  Schindler,  1892.  gr.  8. 
VUI — 184  SS.  M.  2,50.  (Inhalt:  Allgemeine  Landesbeschreibung:  Gewässer.  Bodeu- 
beschaffenheit  und  Boden  erzeug»  isse.  Bewohner.  Ortschaften.  Nahrungsverhältnisse. 

Verkehrswesen.  Staatliche  Einrichtungen.  Schulwesen.  — Ortsbeschreibung.  — ) 

Bissuel,  H. , Le  Sahara  fran^ais.  Conference  sur  les  questions  Saharienues  faite 

les  21  et  31  mars  1891  ä MM.  les  officiers  de  la  garnison  de  M4dca.  Alger,  Ad.  Jour- 

dan,  1891.  gr.  in-8.  VI — 214  pag.  et  X planches.  fr.  5. — . 

Dru,  L.  et  E.  Levasse  ur,  La  räcolte  de  1891  en  Russie  et  1’ Exposition  fran- 

«,aisc  k Moscou.  Paris  1892.  8.  56  pag.  avec  carte. 

Japon,  le,  d’aujourd’hui.  Journal  intime  d’un  mistionnaire  apoatolique  au  Japon 
septentrional.  Tours,  Marne  & fils,  1892.  gr.  in-8.  375  pag 

Moneeaux,  P. , La  Grkce  avant  Alexandre.  Etüde  sur  la  soci4t£  grecque  du 
VI®  au  IV®  sifccle.  Paris,  May  & Motteroz,  1892.  8.  320  pag.  av.  gravures. 

de  Vaissiire,  P.  , La  döcouverte  ä Augsbourg  des  Instruments  micaulques  du 
monnayage  moderne  et  leur  importation  en  France  en  1650,  d’aprfes  les  depeches  de 
Charles  de  Marillac,  ambaasadeur  de  France.  Montpellier,  impr.  Ricard  frfcres,  1892. 
8.  29  pag. 

Bureau  of  American  Republics.  Bulletin  N*  33:  Colombia.  Washington,  Govern- 
ment Printing  Office,  1892.  8.  138  pp.,  map,  illustrated.  (Publication  of  the  State 

Department  of  the  United  States.  Contents : A brief  history  of  Colombia.  — A biogra- 
pbical  sketch  of  Rafael  Nunez,  President.  — A Statistical  table  of  import  duties.  — 
A commercial  directory. — Description  of  area,  physical  features,  natural  resources. — etc.) 

Coryell,  J.  Russell,  Diego  Pinzon  and  the  fearful  voyage  he  took  into  the 
unknown  Ocean  a.  D.  1492.  New  York,  Harper,  1892.  12.  263  pp.  illustrated,  cloth. 

# 1,*5. 

Haalltt,  W.  Carew,  The  livery  Companies  of  the  city  of  London;  their  origin, 
character,  development  and  social  and  political  importance.  New  York,  Macmillan  & C°, 
1892.  706  pp.  with  2 coloured  plates,  cloth  f 10,60 

Hodgetts  (E.  A.  Brayley) , ln  the  track  of  the  Russian  famine:  the  personal 
narrative  of  a journey  through  the  famine  districts  of  Russia.  London,  Fisher  Unwin, 
1892.  crown-8.  VIII— 237  pp.  2/6. 
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Keary,  C.  F.,  Norway  and  the  Norwegians.  New  York,  C.  Scribner’s  Sons,  1892. 
12.  cloth.  | 1,50. 

Perry,  A. , An  official  tour  along  the  eastern  coast  of  the  regency  of  Tonis:  geo* 
graphy  and  bistory  of  the  country  and  manners  and  customs  of  the  people.  Providence 
(State  of  Rhode  Island),  Standard  printing  C°,  1892.  8.  114  pp.,  iliustrated.  $ 1. — . 

Town  book  of  the  Corporation  of  Belfast,  1613 — 1816.  Edited  by  R.  M.  Youug. 
London,  M.  Ward,  1892.  Roy. -8.  with  maps  and  illustrations.  28/. — . 

3.  Bevölkemngglehre  und  Bevdlkerungspolitik.  Auswanderung  und  Kolonisation. 

Pyl,  Th.,  Die  niederrbeinische  und  die  westfälische  Einwanderung  in  RQgisch- 
Pommern,  sowie  die  Anlage  und  Benennung  der  Stadt  Greifswald von  Ansied- 

lern aus  Roermonde.  Greifswald,  J Uindewald,  1892.  gr.  8.  XII — 174  SS.  M.  1,80. 
(A.  u.  d.  T.  : Beiträge  stur  Geschichte  der  Stadt  Greifswald,  begonnen  von  (Bürgermeister) 
K.  Gesterding,  fortgesetzt  von  Th.  Pyl.  III.  Fortsetzung.) 

Rychna,  J.,  Zur  Konstruktion  der  Salubritätsziffer.  Einige  Bemerkungen  zu  den 
jüngsten  Wiener  Beschlüssen  des  internationalen  statistischen  Institutes  betreffs  der  Sterb- 
lichkeitsziffern. Prag,  H.  Dominicus,  1892  gr.  8.  32  SS.  M.  0,70. 

Bdqnet,  L.  (Mrae),  „Ddpopnlation  de  la  France“,  allocution  prononede  au  congrfes 
general  des  institutions  fdministes , tenu  le  14  mai  1892.  Paris,  P.  Dupont,  1892.  8. 

6 pag. 

Lefevre-Pontalis,  P.,  Notes  sur  quelques  populations  du  nord  de  1’Indo-Chine. 
Paris,  Lerouz,  1892.  8.  37  pag. 

Mollibre,  H.,  Statistique  gallo-romaine.  Recherche»  sur  l'evaluation  de  la  popu- 
lation  des  Gaules  et  de  Lugdunum , et  la  durde  de  la  vie  ches  les  habitants  de  cette 
ville,  du  I*r  au  IV®  sifccle.  Lyon,  Cöte,  1892  8.  102  pag. 

Locke’s  Annual  register  of  births,  marriages  and  deaths , 1891.  Volume  I: 
Births  and  marriages.  With  completo  iudex.  London,  Dickens  & Evans,  1892.  crown-8. 
527  pp.  and  CCCIX  pp.  10/. — . (Aus  Londoner  und  englischen  Provinzialzeitungen  auf 
Grund  der  bezüglichen  Inserate  zusammengestelltes  chronologisches  Register  der  englischen 
Geburten  und  Trauungen  im  Jahr  1891  , bei  den  Trauungen  die  Namen  der  Bräute  so- 
wohl als  die  der  Bräutigams  chronologisch  aufgeführt;  ein  alphabetisches  Namenregister 
erleichtert  die  Auffindung  des  einzelnen  Falles.  Als  Pendant  dazu  wird  ein  ebenso 
behandeltes  Totenregister  für  England  pro  1891  za  publizieren  beabsichtigt.  Für  jedes 
zukünftige  Kalenderjahr  sollen  Fortsetzangen  des  Unternehmens  erscheinen.) 

Robinson,  II.  J. , Colonial  chronology:  A chronology  of  the  principal  events 
connected  with  the  English  colonies  and  India,  from  the  close  of  the  XV*ä  Century  to 
the  present  time.  London,  Laurence  dt  Ballen,  1892.  Roy-8.  310  pp.  16/. — . 

4.  Bergbau,  Land-  und  Forstwirtschaft.  Fischerei  wesen. 

Errichtung,  die,  von  Rentengütern  mittleren  und  kleinen  Umfanges.  Bekannt- 
machung der  kgl.  Generalkommission  für  die  Provinzen  Hannover  und  Schleswig-Holstein 
zn  Hannover.  Osnabrück,  H.  Meinders,  1892.  gr.  8.  8 SS.  M.  0,30. 

H a n s i , Q. , Grundbesitz  und  Grundkredit  nach  Einführung  des  Grundbuchs  und 
der  Grund-  und  Gebäudesteuerbücher  in  Preufsen.  Unter  Mitteilung  der  hierauf  bezüg- 
lichen hauptsächlichsten  Gesetze  bearbeitet.  Striegau,  G.  Wattenbach,  1892.  gr.  8. 
IV— 281  SS.  geh.  M.  6,50. 

Jahrbuch  des  schlesischen  Forstvereins  für  1891.  Herausgegeben  vom  Oberforst- 
meister Schirrmacher.  Breslau,  Morgenstern,  1892.  gr.  8.  VI — 308  u.  7 SS.  mit  1 
lithogr.  Karte.  M.  4. — • 

v.  Kardorff- Wahnitz  (Landrat)  und  (Graf)  v.  Sch  werin-Löwitx,  Die 
Forderungen  der  deutschen  Landwirtschaft  in  Konsequenz  der  jüngsten  wirtschaftspoli- 
tischen Mafsnahmen.  Referate  Berlin.  Walther  St  Apolant,  1892  gr.  8.  43  SS.  M.  0,50. 

Klunainger,  C.  B.  (Prof.),  Bodenseefiscbe , deren  Pflege  und  Fang.  Stuttgart, 
F.  Enke,  1892.  gr.  8.  VII  -232  SS.  mit  88  Abbildungen.  M.  5.—. 

Pommersches  Güteradrefsbuch.  Verzeichnis  sämtlicher  Güter  mit  Angabe  der 
Gatseigenschaft,  der  Gesamtfläche  des  Flächeninhalts,  der  einzelnen  Kulturen,  des  Grand- 
steaerrelner träges , der  Besitzer  bezw.  Pächter  und  Bevollmächtigten  , der  Amtsgerichte, 
der  auf  dem  Gute  befindlichen  industriellen  Anlagen  und  des  Viebstandes  etc.  nebst 
alphabetischem  Personen-  und  Ortsregister.  Nach  amtlichen  Quellen.  Stettin,  Fr.  Nagel, 
1892.  Roy-8.  XII— 251  SS.  M.  8.—. 
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Rnnttler,  H.  (Gartendirektor) , Schweizer  Obstbau.  Sorten  und  Werte  im  Ver- 
gleich zu  andern  Ländern  , nebst  Vorschlägen  zur  Hebung  der  Exportfähigkeit.  Aarau, 
H.  R.  Sauerländer,  1892.  8.  M.  1,60. 

Volkmann  (ForstR.  Landesforst -Insp.)  H.  , Das  Weidwerk  in  Oesterreich  mit 
besonderer  Berücksichtigung  des  Hochgebirges.  Wien,  W.  Frick,  1892.  gr.  8.  111 — 

436  SS  mit  6 Vollbildern  etc.  M.  9. — . 

Wirtschaftsregeln  für  die  mit  Tannen  bestockten  oder  auf  Tanne  zu  bewirt- 
schaftenden Waldungen  der  elsafs-lothringischen  Vogesen  und  des  Jura  Strafsburg  i/E., 
Strafsburger  Druckerei  und  Verlagsanstalt,  1892.  gr.  8.  41  SS.  M.  1,20. 

Chdnon,  E.,  Les  marches  sdparantes  d' Anjou  , Bretagne  et  Poitou.  PaHs,  Laro.se 
& Force),  1892.  8.  Avec  une  carte,  fr.  3. — . (Extrait  de  la  „Nouvelle  Revue  bistorique".) 

Coste,  A.  (viceprosident  de  la  Sociäti  de  statistique  de  Paris),  L’avenir  de  la 
richesse  agricole  en  France ; les  condition»  de  son  döveloppement  Paris , Guillaumin 
& Cie,  1892.  8.  31  pag. 

Daiiguy,  R.  (prof.  k 1'EcoIe  de  viticulture  de  Beaune)  et  Cb.  Aubertin,  Les 
grands  vin»  de  Bourgogne  (la  Cöte-d'or).  Etüde  et  classement  par  ordre  de  mlrite,  nomen 
clature  des  dos  et  des  proprietaires.  Dijon,  H.  Armand , 1892.  8.  720  pag.  avec 
vues  des  principales  propriltes  et  plan  topographiqne  du  vignoble.  fr.  8. — . 

Grimble,  A. , Shooting  and  saJmon  fishing:  bunts  and  recollections.  London, 
Chapmau  & Hall,  1892.  8.  260  pp.  16/. — . 

Garibotti,  G. , La  colonizzazione  dell’  agro  Romano  e le  cooperative  agricole. 
Memoria  presentata  alla  federasione  dolle  cooperative  della  provincia  di  Reggio  Kmilia. 
Cremona  , tipografia  sociale,  1891.  8.  60  pp.  1.  1. — . (Indice : Intorno  a Roina.  — 

L’orgauizzazione  cooperativa.  — Progetto  di  statuto  per  la  Societä  cooperativa  agricola 
ltaliana.  — La  cassa  cooperativa  nazionale  di  credito.  — Trasformazione  agraria  dei 
terreni.  — ) 

di  Muro,  L. , Trattato  di  agronomia.  Milano,  U.  Hoepli,  1892.  8.  fig.  XVII— 

616  pp.  1.  12.  (Contiene : Nutrizione  delle  piante.  — Cliinatologia  e meteorologia 
agraria.  — Origine  del  terreno  agrario.  — Migiioramenti  chimici  del  terreno  agrario 
ossia  concimazione  e distinzione  dei  concimi.  — Meccanica  agraria.  — Propagazioue 
e governo  generale  delle  piante.  — ) 

5.  Gewerbe  und  Industrie. 

Cr  uege  r,  Haas,  Dr.  jur.,  Gerichtsassessor  (z.  Z.  I.  8ekretär  des 
Allgem.  Verbandes  der  deutschen  ErwerbB-  und  Wirtschaftsgenossen - 
sohaften),  Die  Erwerbs-  und  Wirtechaftsgenossensohaften  in  den  einzelnen 
Ländern.  Jena,  Gustav  Fischer.  1892.  375  SS. 

Das  vorliegende  Werk  giebt  eine  Schilderung  des  gegenwärtigen  Zu- 
standes und  der  Entwickelung  derjenigen  Institutionen , welche  wir  im 
Wirtschaftsleben  als  „Genossenschaften"  zu  benennen  gewohnt  sind,  in  Eng- 
land, Frankreich,  Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Italien,  Belgien,  Holland, 
Dänemark,  der  Schweiz,  Kufsland,  Bulgarien,  Norwegen,  Schweden,  Spanien, 
sowie  in  Aegypten,  Australien,  China,  Kanada  und  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika.  Das  Buch  charakterisiert  sich  wesentlich  als  eine 

Litteraturgeschich te  und  die  Menge  der  angeführten,  citierten  Quellen 
zeugt  von  einer  aufserordentlicheD  Belesenheit  des  Autors.  Dabei  ist  die 
Darstellung,  obwohl  eine  Anzahl  der  angeführten  Länder  nur  mehr  notiz- 
weise behandelt  worden  ist  und  nach  dem  vorliegendeu  geringfügigen 
Material  auch  wohl  nur  so  behandelt  werden  konnte,  das  vollständigste 
Bild  über  Genossenschaften,  das  die  Litteratur  überhaupt  besitzt. 

Das  Buch  ist  allerdings  nicht  ohne  eine  gewisse  Tendenz  geschrieben, 
es  ist  ein  hohes  Lied  der  Selbsthiiife.  Wir  stehen  allerdings  nicht  an, 
dies  als  einen  wesentlichen  Vorzug  zu  bezeichnen ; denn  einmal  kann  es 
in  heutiger  Zeit,  da  man  mit  der  Anrufung  von  Staatshülfe  in  wirt- 
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schädlichen  Dingen  oft  gar  zu  schnell  bei  der  Hand  ist,  nur  nützlich 
sein,  wenn  auf  die  Thaten  und  Erfolge  der  wirtschaftlichen  Selbsthülfe 
aufmerksam  gemacht  wird,  dann  aber  ist  das,  was  wir  als  „Genossen- 
schaft“ bezeichnen,  so  sehr  lediglich  ein  Ausdruok  für  freie  wirtschaft- 
liche Yereinigungen  der  Selbsthülfe  geworden,  dafs  sich  eine  Darstellung 
derselben  wenigstens  für  Deutschland  nicht  geben  läfst,  ohne  in  das  ziem- 
lich allgemeine  Lob  aut  Schulze-Delitzsch  und  sein  Prinzip  der  Selbst- 
hülfe mit  einzustimmen.  Freilioh  liegt  in  diesem  Standpunkte,  wenn  er 
vornherein  eingenommen  wird,  auch  eine  gewisse  Einseitigkeit.  Denn 
in  die  Beantwortung  der  sich  bei  der  Lektüre  des  Buches  leicht  auf- 
drängenden Frage,  ob  sich  unter  Umständen  eine  Verbindung  der  Selbst- 
und  Staatshülfe  erreichen  liefse  — etwa  ähnlich  wie  bei  den  neueren 
Arbeiterversicherungsgesetzen  — tritt  der  Verfasser  ausführlicher  über- 
haupt nioht  ein.  Freilich  schildert  er  den  Zusammenbruch  derartiger 
Unternehmungen  im  Aus-  und  Inland  und  bekämpft  u.  a.  von  Broich’s 
unklare  Experimente  mit  seinen  „socialreformatorischen“  Genossenschaften 
in  geschickter  Weise;  aber  zur  fundamentalen  Widerlegung  aller  dies- 
bezüglichen Theorien  kann  es  nioht  ausreichen,  eine  Anzahl  von  ver- 
fehlten Experimenten  in  ihrer  Erfolglosigkeit  zu  schildern.  Gerade  der 
von  Schulze  seinen  Schöpfungen  gegebene  sohöne  Name  als  „Innungen 
der  Zukunft“  wäre  ein  Anlafs,  wenigstens  für  Deutschland  die  Frage  zu 
erörtern,  ob  bezw.  welche  wirtschaftliche  Bethätigungen  man  den  der- 
zeitigen Innungen  in  Konkurrenz  mit  den  Genossenschaften  einräumen 
könnte  und  was  man  ihnen  dann  an  Privilegien  oder  an  Organisation  zu 
nehmen  hätte.  Aber  offenbar  lag  dem  Verfasser  nur  daran,  Reales  zu 
schildern,  das  Bestehende  zu  kritisieren , sich  aber  aller  Betrachtungen 
pro  futuro  zu  enthalten.  In  dieser  Beziehung  sind  die  Ausführungen 
über  die  sogenannten  „socialreformatorischen“  Genossenschaften  be- 
sonders verdienstlich.  Diese  Bewegung,  welche  sich  nicht  auf  das  Ver- 
gängliche im  öffentlichen  Leben  — auf  Parteibildungen  — wie  es  in 
einem  Cirkular  des  Begründers  dieser  Bewegung  heifst  (vgl.  z.  B.  von 
Broich  im  „Genossenschaft!.  Wegweiser“  Nr.  10  v.  16.  Mai  1892),  „son- 
dern auf  das  Bleibende,  auf  die  grofsen  Gedanken  unseres  Staatsweseus, 
auf  das  praktische  Christentum,  das  sociale  Königtum  und  die  deutsche 
Kultur-  und  Weltmiseion  stützen“  will,  zeichnet  sich  duroh  eine  beson- 
dere Unklarheit  in  ihren  Zielen  aus.  Das  Ziel  „Selbsthülfe  ergänzt  durch 
Staatshülfe“  hat  den  deutschen  Genossenschaften  gegenüber  doch  nur  dann 
einen  Sinn,  wenn  sich  die  Notwendigkeit  der  Staatshulfe  auf  diesem  Ge- 
biete geltend  macht.  Die  Ausnutzung  der  Keichsbank  scheint  nach 
Crueger  ein  Lieblingsgedanke  der  Broich’schen  Bestrebungen  zu  sein,  und 
C.  bemerkt  mit  Recht,  dafs  heute  jeder  gegen  die  übliohe  Sicherheit  bei 
der  Reichsbank  Kredit  erhalten  kann,  dafs  diese  aber  doch  niemals  Unter- 
stützungsanstalt werden  dürfe.  Neben  der  Auseinandersetzung  mit  Broioh 
findet  sich  in  dem  Werke  auch  eine  solohe  mit  Raiffeisen,  welcher  die 
Genossenschaften  (Vorschufsvereine)  auf  Landwirte,  den  Geschäftsverkehr 
nur  auf  einen  kleinen  Bezirk  beschränkte  und  Darlehen  auf  10  Jahre  und 
länger  gewährte,  während  bei  Schulze  die  Ausleihungen  nur  auf  kurze 
Zeit  erfolgten.  Namentlich  das  letztere  war  nach  Crueger  der  Anlafs 
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einer  längeren  Polemik  zwischen  Raiffeisen  and  Schulze.  Die  Zahl  der 
R.’schen  Sassen  wird  auf  1300  gesohätzt,  die  der  Broich'schen  auf  20. 
Im  ganzen  bestanden  1890:  3910  Vereine.  Da  bei  1072  berichtenden 
Vereinen  318  003  Mitglieder  gezählt  wurden,  werden  im  ganzen  etwa 
1 */4  Millionen  Mitglieder  von  Kreditvereinen  in  Deutschland  existieren. 
Crueger  hebt  besonders  hervor,  dafs  auch  die  Schulze’schen  Kreditvereine 
den  Landwirten  Nutzen  bringen,  ja  sogar  die  Leistungen  der  Raiffeisen- 
schen  Kassen  in  dieser  Beziehung  überragen.  In  der  That  waren  von 
den  466  820  Mitgliedern  (in  986  berichtenden  Vereinen  des  Jahres  1890) 
136  633  selbständige  Landwirte,  Gärtner,  Förster,  Fischer. 

Dieser  verhiiltnismäfsig  bedeutenden  Entwickelung  der  Vorschule* 
vereine  im  Deutschen  Reich  gegenüber  ist  die  von  Crueger  hervorgehobene 
Thatsache  von  Interesse,  dafs  in  einzelnen  anderen  Ländern,  nameutlioh 
in  England,  sich  Vorschuf svoreine  nicht  so  zahlreich  haben  entwickeln 
können.  Die  Gründe  hierfür  seien  in  dem  ausgedehnten  und  vollkommenen 
englischen  Bankwesen , sowie  in  dem  Fehlen  eines  verbreiteten  Hand- 
werkerstandes zu  suchen.  Von  Schottland  teilt  der  Autor  mit,  dafs  der 
erste  genossenschaftliche  Vorschufsverein  erst  im  Jahre  1888  in  Edin- 
burg  gegründet  wurde.  Dort  beständen  indessen  Banken  mit  genossen- 
schaftlichem Charakter,  deren  Anfänge  bis  in  das  1 7.  Jahrhundert  zurück- 
reichten. 

Die  andere  im  Deutschen  Reich  — und  auch  in  England  — viel 
verbreitete  Genossenschaflsform  bilden  die  Konsumvereine.  Ihre  Zahl 
wird  auf  984  mit  215  420  Mitgliedern  und  5 078  085  Mk.  Reingewinn 
angegeben.  Unter  den  Mitgliedern  überwiegen  mit  über  40  Prozent  die 
Arbeiter.  Die  Schilderung  der  Konsumvereine  in  dem  hier  besprochenen 
Werke  ist  eine  klare  und  eingehende.  Besonders  interessant  sind  die 
Mitteilungen,  dafs  es  im  Gegensatz  zu  England  hier  von  Konsumvereinen 
gegründete  Produktiv-  und  Baugenossenschaften  nicht  giebt  und  dafs  nur 
Bäckereien,  in  vereinzelten  Fällen  Schlächtereien  bei  den  Konsumvereinen 
bestehen;  ferner  wird  erwähnt,  dafs  zwar  Lieferantenverträge  von  den 
Vereinen  abgeschlossen  würden,  dafs  aber  eine  Grofseinkaufsgenossen- 
schaft  bisher  noch  nicht  existiere,  allerdings  werde  dies  eifrig  erstrebt, 
wie  denn  in  England  hiermit  grofse  Erfolge  erzielt  worden  seien.  Nach 
Erscheinen  der  8chrift  ist  man  übrigens  an  die  Gründung  einer  solchen 
Grofseinkaufsgcnossenschaft  gegangen. 

Mehr  in  das  juristische  Gebiet  gehören  die  Erörterungen  des  Ver- 
fassers über  die  Frage , ob  und  wann  der  sich  aus  dem  Geschäftsbetrieb 
der  Konsumvereine  ergebende  Gewinn  als  ein  Erwerb  aus  „Handel“  zu 
betrachten  und  demgemüfs  zu  besteuern  sei.  Es  wird  hier  erwähnt,  dafs 
in  der  Praxis  die  Gewerbebesteucrung  gehandhabt  wird,  obwohl  die 
höohsten  Gerichtshöfe  entschieden  hätten,  „dafs  es  keine  richtige  Handels- 
thätigkeit  sei,  wenn  Konsumvereine  Waren  im  grofsen  einkaufen  und  an 
ihre  Mitglieder  mit  einem  Preissufschlag  verkaufen  und  die  Dividende 
nach  Verhältnis  der  Einkäufe  verteilen".  Eine  besondere  Art  der  Konsum- 
vereine, die  „Markenkonsamvereine,  welche  ohne  eigenes  Geschäftslokal, 
ohne  Warenlager  sich  darauf  beschränken,  durch  Verträge  ihren  Mit- 
gliedern bei  bestimmten  Lieferanten  billigeren  Warenbezug  zu  sichern“, 
wird  vom  Autor  als  selten  vorkommend  und  wertlos  nur  erwähnt. 
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Nächst  den  Kredit-  und  Konsumvereinen  behandelt  das  Crueger’sohe 
Buch  die  Rohstoffvereine,  die  erste  Form  der  modernen  Genossenschaften, 
die  Magazin-,  die  Produktiv-,  die  Bau-  und  die  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften (Molkereien,  Brennereien  u.  a.).  Es  würde  zu  weit  fuhren 
hier  allen  Mitteilungen  naohzugehen.  Die  Nachriohten  über  die  Produktiv- 
associationen sind  darum  von  besonderer  Bedeutung,  weil  diese  Form  der 
Koalition  in  Deutschland  wie  in  andern  Ländern  Gegenstand  lebhafter 
Erörterung  gewesen  ist.  Bekanntlich  war  es  Frankreich,  welches  man 
als  Land  der  Produktivgenossensohaften  zu  bezeichnen  liebte,  aber  Crueger 
setzt  hinzu,  dafs  dies  Land  keine  Veranlassung  habe,  auf  die  Erfolge  be- 
sonders stolz  zu  sein  und  knüpft  hieran  eine  interessante  Schilderung 
derselben,  indem  er  voraus  bemerkt,  dafs  die  Genossenschaften  in  Frank- 
reich ein  Spielball  politischer  Strömungen  gewesen  sind. 

Dies  ist  ganz  richtig.  Aber  man  gewinnt  aus  der  Entwickelungs- 
geschichte der  französischen  Genossenschaften  überhaupt  die  Deberzeugung, 
dafs  jedes  Land  diejenigen  Genossenschaften  hat,  die  es  verdient,  und 
die  sich  aus  seinen  politischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  er- 
geben mufsten.  In  dieser  Hinsicht  wird  man  bei  der  Lektüre  des 
Crueger’schen  Buches  häufig  bedenklich,  ob  nicht  eine  gröfsere  Berück- 
sichtigung solcher  politisch-socialen  Verhältnisse  teils  einen  anderen  Ein- 
druck gewährt  haben  würde,  als  er  aus  der  rein  genossenschaftlichen  Be- 
trachtung hervorgeht.  Doch  dies  nur  nebenbei.  Jedenfalls  ist  das  Buch 
als  eine  wertvolle  Bereicherung  der  wirtschaftlichen  Litteratur  zu  be- 
trachten. 

Berlin.  Dr.  E.  Hirschberg. 

Bobertag,  G. , Eine  Weltausstellung  in  Deutschland.  Beitrüge  zur  Geschichte 
des  Berliner  Weltausstellungsplanes  in  vier  Vortrügen.  Berlin , Maschning , Winkler 
& C«,  1892.  8.  VI— 100  88.  M.  0,60. 

t.  Georgievics,  G.  (Fachlehrer  für  Färberei  an  der  k.  k Staatsgewerbeschule 
zu  Bielitz)  , Der  Indigo  vom  praktischen  und  theoretischen  Standpunkte  dargestellt. 
Wien,  F.  Deuticke,  1892.  gr.  8.  IV — 186  SS.  mit  8 Holzschnitten  im  Text  und  einem 
Diagramm  der  Bewegungen  des  Wertes  von  Bengalindigo.  M.  6. — ■ 

Geschichte  des  Gewerbevereins  in  Nürnberg.  Nach  dem  im  Jahre  1876  vom 
1.  Direktor  (KommerzR.)  J.  G.  Kugler  erstatteten  Berichte,  mit  Ergänzungen  bis  1892, 
veröffentlicht  gelegentlich  der  lOOjühr.  Jubiläumsfeier  des  Vereins.  Nürnberg,  C.  Schräg, 
1892.  gr.  4.  20  SS.  M.  0,60. 

Jahresbericht  der  kgl.  preußischen  Regierungs*  und  Gewerberüte  und  Berg* 
behörden  für  1891.  Amtliche  Ausgabe.  Berlin,  W.  T.  Bruer,  1892.  gr.  8.  XXX VI — 
400  SS.  mit  Tafeln  und  Tabellen.  M.  6,30. 

Landgraf,  J.  (Syndikus  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Mannheim),  Das 
deutsche  Reichsgesetz  betreffend  den  Schutz  von  Erfindungen  und  von  Gebrauchsmustern 
unter  ausdrücklicher  Bezugnahme  auf  die  in-  und  ausländische , sowie  besonders  auch 
auf  die  Marken*  und  (Geschmack*)  Musterrechtsgesetzgebung.  Erläutert  2.  umgearbeitete 
Aufl.  Berlin,  P.  Langenschoidt,  1893.  gr.  8.  IV — 202  SS.  M.  3. — . 

Nahrendorf,  G.  A. , Adreßbuch  für  Schleswig-Holstein  einschließlich  Fürsten- 
tum Lübeck  und  Herzogtum  Lauenburg.  6 Aufl.  Rcinfeld  (Holstein)  1892.  gr.  8. 
XXIV — 752  SS.  M.  8. — . (Enthält  außer  den  kaufmännischen  Adressen  auch  ein  Ver- 
zeichnis der  Behörden  sowie  der  in  Schleswig-Holstein  vorhandenen  Spar«  und  Leih- 
kassen  etc.) 

Protokoll  der  Verhandlungen  des  Verein»  deutscher  Portlandzementfabrikanten 
und  der  Sektion  für  Zement  des  deutschen  Vereins  für  Fabrikation  von  Ziegeln  , Ton- 
waren , Kalk  und  Zement  am  26.  und  27.  Februar  1892.  Berlin,  W.  H.  Kühl,  1892. 
8.  133  SS.  mit  Abbildungen.  M.  ß. — . 


Digitized  by  Google 


460  Uebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands  und  des  Auslandes. 

Q u a as  , V.  (Pastor) , Was  thut  uuserm  christlich-deutschen  Handwerk  und  Handel 
not  ? Vortrag.  Hildesheim,  Oude,  1892.  8.  14  S8.  M.  0,26. 

Real  in  g,  W.  (JustisR.),  Die  Anrechte  der  Auftraggeber  und  Dienstherren  an  den 
Erfindungen  ihrer  Beauftragten  uud  Angestellten.  Berlin,  C.  Heymann,  1892.  gr.  8. 
28  SS  M.  0,60. 

Reusche,  P„  Chicago  und  Berlin.  Alte  und  neue  Bahnen  im  Ausstellungswesen. 
Berlin,  Ulrich  St  C°,  1892.  gr.  8.  IV— 72  S8.  M.  1. — (A.  u d.  T. : Deutsche 

Weltausstellungsbibliothek,  Heft  1.) 

Seltsam,  F.  (Bezirksamtsleiter),  Das  Pfandleihgewerbe.  Praktische,  mit  For- 
mularien versehene  Darstellung  der  dieses  Gewerbe  berührenden  Vorschriften.  Wien, 
Manz,  1892.  12.  IX— 92  SS  M.  1,80. 

Stockbauer,  J. , Ans  dem  Nürnberger  Gewerbeleben  der  letzten  100  Jahre. 
Festrede.  Nürnberg,  C.  Schräg,  1892.  gr.  4 12  SS.  mit  3 Abbildungen  und  1 Fak- 

simile. M.  0,50. 

Stübben,  J.  (Stadtbaurat  in  Köln),  Städtische  Elektrizitätswerke.  Eine  Mahnung 
zur  Vorsicht  und  eine  Warnung  vor  Kleinmut.  Köln,  Du  Mont  Schauberg,  1892.  8. 

44  88.  M.  1. — 

G lotin,  H.,  Etüde  hiatorique,  juridique  et  öconomique  sur  les  syndicats  profession- 
nels.  Paris,  Larose  & Forcel,  1892.  8 442  pag.  fr.  8 — . 

Morand,  Mar.  (secr£taire  de  la  Chambre  de  commerce  de  Lyon) , La  v4rite  sur 
les  expositions  fran^aises  de  soieries.  Paris,  S.  Pitrat,  1892.  8.  fr.  2,60. 

Pierron,  C-,  Le  transport  de  la  force  par  1’electricitA  Quelques  uoes  de  ses 
applications  recentes.  Conference.  Mülhausen  i/E.  , C.  DetlofF,  1892.  Lex. -8.  42  SS. 
mit  Abbildungen  und  1 Tafel.  M.  1,60. 

Factories  and  workshops.  Chief  Inspectors'  report  for  1891.  London,  printed 
by  Eyre  St  Spottiswoode,  1892  8.  1/.3. 

Jeans,  V.,  Factory  Act  legislation,  its  industrial  and  commercial  effects,  actual 
and  prospective,  being  the  Cobden  prite  essay  for  1891.  London,  Fisher  Unwin  , 1892. 
8.  96  pp.  cloth.  3/.6  (Contents:  Historical  sketch  of  early  legislation.  Effeetive 

legislation  dato»  from  1860.  — Effects  on  the  textile  industries : Anticipated  results. 
Real  results  on  production,  distribution  [wages,  profits],  foreign  trade.  — Effects  on  non- 
textile industries.  — Prospective  effects  on  newly  proposed  changes : Labour  in  „dome- 
stic“  industries.  „Services“  of  railway  and  tramway  officials.  Labour  in  workshops 
wherc  men  ouly  arc  employed.  Raising  of  maximum  age  of  halftimers.  Further  reduc- 
tion  of  hours.  — Short  notes  on  recent  debates.  — ) 

Recent  development,  the.  American  industries,  by  the  dass  of  91,  Wharton  School 
of  finance  and  economy , University  of  Pennsylvania.  (Publications  of  the  Wharton 
School  sludies  in  politics  and  economics , Volume  1,  N°  1,  June  1891.  Philadelphia 
1892.  gr.  in-8  111  ipp.  with  portrait.  j 0,60.  Contents:  The  steel  industry,  by 
W.  H.  Righter.  — The  United  States  merchant  marine , by  L.  C.  Griscom.  — The 
carpet  industry,  by  H.  E.  Platt.  — The  worsted  industry,  by  Louis  de  P.  Vail.  — Cotton 
manufactures , by  W.  B.  Rosskam.  — Electricity , by  W.  8.  Outerbridge , jr.  — The 
sogar  industry,  by  G.  H.  Smith.  — The  feit  industry,  by  D.  Mandel,  jr.  — Tbe  canning 
industry,  by  W,  G.  Knowles.  — Meat  producta,  by  J.  M.  Castle.  — Improvements  in 
locomotives , by  H.  II.  Sinnamon  — Gold  and  silver  mining , by  Hisaya  Jwasaki.  — 
New  industrial  centres,  by  Ch.  R.  Lee ) 

Rurasey,  A.,  Handbook  for  employers  and  employed.  2 parts.  London,  Swan 
Sonnenschein,  1892  crown-8.  338  pp.  4/.6.  (Contents:  1.  Domestic  servants  and 
bervanta  generally.  II.  Modern  labour  legislation) 

L'in  du  stria  della  seta  in  Italia.  Roma,  tip.  di  G.  Bertero,  1891.  8.  132  pp 

(Ptibblicazione  del  Ministero  di  agricoltura , industria  e commereio,  direzione  generale 
della  statistica.  Annali  di  atatistica,  serie  IV,  N°  65:  statistiea  industriale,  fase.  XXXVII.) 

van  der  Meulen,  M.  E. , Het  gildewezen  te  Boisward.  Leeuwarden.  Meijer  & 
Scbaafsma,  1892.  12.  44  blz.  fl.  0,30. 

6.  Handel  und  Verkehr. 

Adler,  K.,  Das  österreichische  Lagerhausrecht.  Berlin,  C.  Heymann,  1892  gr.  8. 
VII— 234  SS.  M.  4,50. 

Bericht  der  Handelskammer  zu  Bielefeld  für  das  Jahr  1891,  umfassend  die  Kreise 
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Bielefeld  (Stadt-  und  Landkreis),  Halle,  Wiedenbrück  und  einen  Teil  des  Kreises  Herford. 
Bielefeld,  Druck  dor  A.-G.  „Wächter,  Bielefelder  Zeitung*4  1802.  8.  VI — 116  SS. 

Bericht  des  Vorsteheramtes  der  Kaufmannschaft  zu  Königsberg  i.  Pr.  über  das 
Jahr  1891.  Königsberg,  üartungsche  Bucbdruckerei,  1892.  gr.  8.  VIII — 150  SS. 

Bericht  Uber  Handel  und  Industrie  im  Kanton  Zürich  für  das  Jahr  1891.  Heraus- 
gegeben von  der  kaufmännischen  Gesellschaft  Zürich.  Zürich,  Meyer  & Zeller,  1892. 
gr.  4.  VH— 168  SS  M.  3,40. 

Dambach,  O.  (WGOPostR.  Prof.),  Das  Gesetz  Über  das  Postwesen  des  Deutschen 
Reiches  vom  28.  X.  1871,  erläutert.  6.  Aull.  Berlin,  Enslin,  1892.  8.  XVI— 232  SS. 
M.  3 — 

Handbuch  für  die  deutsche  Handelsmarine  auf  das  Jahr  1892.  Hrsg,  im  Reichs- 
amt des  Innern.  Berlin,  G.  Reimer,  1892.  gr.  8.  VI— 123  u.  270  u.  149  SS. 
M.  8.—. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Düsseldorf  pro  1891.  Düsseldorf,  Druck 
von  A.  Hagel,  1892.  gr.  8.  120  SS.  nebst  einem  Anhang:  Verzeichnis  der  in  die 
Handelsregister  au  Düsseldorf  eingetragenen  Handelsfirmen  und  Handelsgesellschaften. 
56  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  Elberfeld  pro  1891.  Elberfeld,  gedruckt 
bei  S.  Lucas,  1892.  Folio.  50  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Erfurt  für  das  Jahr  1891.  Erfurt, 
Ohlenrothsche  Bucbdruckerei,  1892.  Folio.  28  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Essen,  1891.  Essen,  G.  D. 
Baedeker,  1892.  Folio.  42  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  des  Kreises  Eupen  für  1891.  Eupen,  Druck 
von  C.  J.  Mayer,  1892.  Folio.  26  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Göttingen  für  das  Jahr  1891.  Göttingcu, 
Dieterich,  1892.  8-  VI — 102  SS.  mit  3 tabellarischen  Beilagen. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Hannover  für  das  Jahr  1891  Erstattet 
den  Handel-  und  Gewerbetreibenden  des  Kammerbezirks.  Hannover,  Druck  von  W. 
Riemschneider,  1892.  8.  VIII — 236  SS.  Mit  2 Preis-  und  1 Eisen-  und  Eisenwareu- 

ausfuhrtabelle. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  Insterburg,  1891.  Insterburg,  Druck  von 
C.  R.  Wilhelm»,  1892.  8.  24  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Lauban  für  das  Jahr  1891.  Lauban, 
1892.  Folio.  18  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Kreise  Sagan  und  Sprottau  zu  Sagan 
für  das  Jahr  1891.  Sagan,  Druck  von  P.  Mertscbing,  1892.  4.  22  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Trier  für  das  Jahr  1891.  Trier,  Druck 
der  Paulinusdruckerei,  1892.  Folio.  52  SS. 

Sieber,  A.,  Die  öffentlich  rechtliche  Stellung  der  Dampfschiffunternehmuugeu  in 
der  Schweiz.  Zürich,  A.  Müllers  Verlag,  1892  8.  136  SS.  M 8.—. 

Fl  »mache,  A.  (Ingenieur  des  chemins  des  fer  de  l’Etat  beige),  A.  Huberti  (prof. 
ä l’Universitd  de  Bruxelles)  et  A.  Stdvart  (prof.  ä l'Ecole  des  mines  de  Liege),  Traite 
d'exploitation  des  chemins  de  fer.  Tome  III:  Materiel  roulant.  Liöge,  Ch.  A.  Dessoer, 

1892.  8.  avec  24  planches  in  folio.  fr.  20. — . 

de  Pulligny  (ingenieur  des  ponts  et  ebausades),  Canal  maritime  de  Manchester. 
Notice  au  IVtaae  congrbs  international  de  navigation  intdrieure,  teuu  a Mauchester  en 
1890.  Paris,  imprim.  nationale,  1892.  8.  111  pag.  avec  figures  et  12  plauches  (Pub- 
lication  da  Ministöre  des  travaux  publics.) 

Quinette  de  Rochemont  (le  baron,  inspecteur  general  des  ponts  et  chaussees), 
Canaux  maritimes  de  Nicaragua,  du  Förth  ä Ia  Clyde  et  de  Corinthe.  Compte  rendu  au 
4tane  congrös  international  de  navigation  interieure,  tenu  ä Manchester  en  1890.  Paris, 
irnpr.  nationale,  1892.  8.  22  pag.  (Pnblication  du  Ministöre  des  travaux  publics.) 

Wickersheimer,  E.  (ingdnieur  en  chef  des  mines),  Etüde  stur  le  rachat  des 
chemins  de  fer  d'Orldans,  de  l’Ouest,  de  l'Est  et  du  Midi.  Coustruction  de  20  000  kilo- 
rnetres  de  chemins  de  fer  dconomiques.  Preface  de  Camille  Pellotan.  Paris,  Chaix,  1892. 
8.  XIII— 215  pag 

Hervey,  Maur  H.  (Principal  of  lllawarra  College,  New  South  Wales),  The  trade 
policy  of  imperial  federation  from  an  economic  point  of  view.  London,  Swan  Sonnen- 
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schein,  1892.  8.  X — 182  pp.,  clotb.  2/.6.  (Contents:  Part.  1.  The  trade  policy  of 
federation : Errors  of  economista.  Synthesis  v.  analysis.  Essential  dednltions.  The 
elements  of  production.  Maltlms  on  popniation.  Poverty.  Free  trade  economicaliy  con- 
trasted  with  protection.  Kadical  unsonndness  of  protection.  Why  Great  Britain  adopted 
free  trade.  Why  the  United  States  adopted  protection.  Wich  exsmpte  ahould  the  coloniea 
follow?  Considerations  npou  which  tbelr  choice  should  be  based.  The  penalties  of 
protection  Seven  chief  factora  of  national  weaith  Conditions  of  fnture  national  polity 
ander  which  the  colonios  migbt  advantageously  adhere  to  protection.  Britaonic  confe- 
deration.  Appendix  notes : Fair  trade,  Henry  George  on  free  trade.  Foreign  trade. 
Manufactnres.  Exchange  and  currency.  — Part  11.  The  trade  economy  of  federation.  — ) 

Maginnis,  A.  J.,  The  Atlantic  ferry:  its  sbips,  men  and  working.  New. York, 
Mactnilian  & C°,  1892,  12.  322  pp.  with  numerons  illustrationa,  diagrams  and  plana, 

cloth  f 2 — . 

Trade  betwecn  West  India  colonles  and  United  States  Correapondence.  London, 
printed  by  Eyre  & Spottiswoode,  1892.  Folio.  1/. — . 

Handelapart ij,  de.  Een  nieuwe  polltieke  parti j tot  bevordering  der  belangen 
van  den  handel  en  tot  bestrijding  der  coöperatie,  door  M.  F.  B.  Delft,  Couvde,  1892. 
gr.  8.  67  bla.  fl.  0,30. 

Mercator,  Amsterdam  en  de  moderne  detailhandel.  Amsterdam,  J.  Leenderts 
& Zoon,  1892.  8.  48  bla.  fl.  0,30. 

Veralag  over  den  toestand  van  handel,  scbeepvaart  en  nijverheid  te  Amsterdam 
in  1891.  Opgemaakt  door  de  Karner  van  koopbandel  en  fabrieken  aldaar.  Amsterdam, 
J.  Müller,  1892.  gr.  8.  7 en  337  bis.  met  2 kaarten  en  2 tab.  fl.  2,50. 

7.  Finanaweaen. 

Fischei,  Alexander,  Staatssäckel  und  Volkswohl.  Betrach- 
tungen über  das  Lotto  und  die  Einkommensteuer.  Böbm.-Leipa  (ohne 
Jahreszahl).  36  SS.  und  XXI  Tabellen. 

Schon  der  Beisatz  zum  Titel  dieser  Schrift  enthält  eine  wesentliche 
Einschränkung  der  Erwartung,  welche  der  Titel  selbst  hervorzurufeu  ge- 
eignet ist,  der  Erwartung  nämlich,  darin  eine  Erörterung  des  Einflusses 
zu  finden,  welchen  die  vom  Staate  zur  Erzielung  von  Einnahmen  ge- 
troffenen Mafsregeln  nuf  das  Volkswohl  ausüben  können.  Aber  auch  diese 
Einschränkung  genügt  noch  nicht  zur  Charakterisierung  des  wirklichen 
Inhaltes  der  Schrift:  diese  bezweckt  nämlich  nur  eine  Besprechung  der 
Wirkungen  des  Lottos  und  der  geltenden  Bestimmungen  in  betreff  der 
Einkommensteuer  in  Oesterreich. 

Die  Schilderung  dieser  Wirkungen  nun  verfolgt  die  Tendenz,  die 
Beformbcdürftigkeit  der  beiden  angeführten  Teile  des  österreichischen 
Staatshaushaltes  nachzuweisen.  Der  Verfasser  hat  in  Verfolgung  dieses 
nicht  schwer  zu  erreichenden  Zieles  — denn  dafs  das  kleine  Lotto  ver- 
werflich ist  und  dafs  die  sog.  Einkommensteuer  Oesterreichs  einer  Reform 
dringend  bedarf,  ist  ja  schon  längst  allgemein  anerkannt  — eine  Anzahl 
statistischer  und  sonstiger  Daten  znsammengetrugen , welche  den  schäd- 
lichen Einfiufs  darlegen  sollen,  den  die  betreffenden  Institutionen  auf  den 
Volkswohlstand  in  Oesterreich  bisher  ausgeübt  haben  und  noch  ausübeo. 
Es  mufs  anerkannt  werden,  dafs  der  Verfasser  auf  diese  Arbeit  viel 
Sammelfleifs  verwendet  hak  Aber  von  einer  Beherrschung  des  Stoffes 
ist  hierbei  keine  Rede.  Es  sind  gelegentliche  Einfälle,  welche  der 
Verfasser  zum  Besten  giebt  und  welche  er  mit  Daten,  die  ihm  zur  Be- 
legung der  Richtigkeit  des  Gesagten  passend  erscheinen,  deren  Eignung 
hierzu  aber  grofsenteils  als  sehr  fragwürdig  bezeichnet  werden  mufs,  belegt. 
Wie  soll  z.  B.  aus  dem  durch  Beibringung  ausführlicher  statistischer  Ta- 
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bellen  gelieferten  Nachweise,  dafs  der  Verbrauch  von  Zucker,  Keis,  Kaffee 
u.  a.  w.  iu  Oesterreich-Ungarn  geringer  ist  als  in  Deutschland, 
gefolgert  wurden,  dafs  die  in  Oesterreich  bestehenden  Bestimmungen 
in  betreff  der  Einkommensteuer  (in  Ungarn  gelten  diese  ja  nicht)  dem 
Volkswohle  schädlich  sind?  Der  Verfasser  nennt  sich  im  Vorworte  seiner 
Schrift  selbst  einen  „Mann  der  Praxis“,  welcher  keine  „einläfslichen  Er- 
örterungen im  Sinne  modernster  Finanzwiesenschaft“  habe  anstellen,  son- 
dern nur  besonders  arge  Mifsstände  habe  berühren  wollen,  bezeichnet  sich 
also  hiermit  als  einen  Laien  auf  dem  Gebiete  der  Einanzwissenschaft. 
Und  laienhaft  sind  auch  in  der  That  die  gesamten  Ausführungen  der  in 
Bede  stehenden  Schrift.  Insbesondere  gilt  dies  von  dem  auf  die  Ein- 
kommensteuer bezüglichen  Teile  derselben , in  welchem  einzelne  Punkto 
der  geltenden  Bestimmungen  und  verschiedene  in  einzelnen  Fallen  er- 
flosaene  Verfügungen  der  Steuerbehörden  kunterbunt  durcheinander  be- 
sprochen werden , ohne  dafs  irgendwie  auf  das  von  der  Gesetzgebung 
und  Praxis  beobachtete  System,  ja  auch  nur  darauf  Rücksicht  genommen 
wird,  ob  alle  die  vom  Verfasser  angeführten,  in  einzelnen  Fällen  er- 
gangenen Entscheidungen  der  Finanzbehörden  von  diesen  nooh  gegen- 
wärtig aufrecht  erhalten  werden,  und  ohne  dafs  irgend  ein  leitender  Ge- 
danke erkennbar  wäre,  von  dem  der  Verfasser  sich  bei  seiner  Kritik  hätte 
leiten  lassen.  Dabei  sind  dem  Verfasser  auch  nooh  grobe  Unrichtigkeiten 
unterlaufen.  So  z.  B.,  wenn  er  (pag.  34)  behauptet,  dafs  die  Vertrauens- 
männer bei  der  Einkommensteuerbemessung  dermalen  nur  gutachtlich  ge- 
hört werden  können,  aber  meist  nicht  gehört  werden.  Ein  Bliok  ins 
Gesetz  und  eine  ganz  flüchtige  Durchsicht  der  von  ihm  vielfach  citierten 
Sammlung  der  Erkenntnisse  des  Verwaltungsgerichtsbofs  hätte  ihn  belehren 
müssen,  dafs  das  gerade  Gegenteil  wahr  ist. 

Nach  dem  Gesagten  kann  es  nicht  wunder  nehmen,  dafs  der  Ver- 
fasser in  dem  auf  die  Reform  der  geltenden  Vorschriften  bezüglichen 
Teile  seiner  Schrift  den  Zusammenhang,  in  welchem  die  österreichische 
sog.  Einkommensteuer  mit  dem  gesamten  io  Oesterreich  geltenden  Systeme 
der  direkten  Steuern  steht  und  welcher  hier  eine  abgesonderte  Reform 
speziell  der  Einkommensteuer  ganz  unmöglich  macht,  vollständig  verkennt. 
Es  ist  aber  ebenso  selbstverständlich,  dafs  seinen,  die  Einkommensteuer  allein 
berücksichtigenden,  Vorschlägen  zur  Abhilfe  unter  diesen  Umständen  kein 
höherer  Wert  zuerkannt  werden  kann , als  der  ganzen  übrigen  Schrift. 
Dieselbe  ist  als  eine  gut  gemeinte,  aber  jedes  wissenschaftlichen  Wertes 
entbehrende  Mahnung  zur  Beseitigung  von  Uebelstäuden , welche  längst 
als  solche  erkannt  worden  sind,  jedoch  bisher  noch  immer  nioht  behoben 
werden  konnten,  zu  charakterisieren. 

Wien.  v.  Le  si  gang. 

Findel,  J.  6.,  Dio  Steuerschraube  und  das  sächsische  Steuergesetz.  Leipzig, 
J.  G.  Findel,  1892.  8.  24  SS.  M.  0,40. 

Gottlob,  A.,  Die  päpstlichen  Kreuzzugssteuern  des  13.  Jahrhunderts  Ihre  recht- 
liche Grundlage,  politische  Geschichte  und  technische  Verwaltung.  Heiügenstadt,  F.  W. 
Cordier,  1892.  8.  XVI— 278  8S.  M.  7.—. 

Finauces  de  l’Egypte.  Compte  general  du  gouvernement  Egyptien  pour  l’exercice 
1891.  Alexandrie  1892  4. 
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Notes  et  documents  concernant  la  legislation  douanifere  des  petroles  en  France, 
1891 — 92.  Paris,  Cbaix,  1892.  in-4.  222  pag. 

8.  Geld-,  Bank-  and  Kreditwesen.  Versicherungswesen. 

Beitritt,  der,  zu  den  organisierten  (Zwangs-)  Krankenkassen  und  die  Errichtung 
von  Krankengeldzaschufskassen  ist  der  gröfste  Vorteil  für  die  Arbeiter.  Hamburg, 
C.  lioysen,  1892.  8.  24  SS.  M.  0,30. 

Börsenhandbuch  für  Hannover  und  Braunschweig  1892/93.  Jahrg.  II.  Hrsg, 
von  Jul.  Blauck.  Hannover,  Schmorl  & v.  Seefeld  Nachf.,  1892.  gr.  8.  VIII — 288  SS. 
M.  5.—. 

Handbuch  der  Unfallversicherung.  Die  Beichsuofailversicherungsgesetze  dinge- 
stellt  von  Mitgliedern  des  Keichsversicherungsamtes  nach  dem  Aktenmaterial  dieser  Be- 
hörde. Leipzig,  Breitkopf  & Härtel,  1892.  ßoy-8.  VIII — 802  SS.  M.  6. — . 

Jahrbuch  der  Berliner  Börse  1892 — 93.  XIV.  Ausgabe.  Ein  Nachsch lagebuch 
fUr  Bankiers  und  Kapitalisten.  Hrsg  von  der  Redaktion  des  „Berliner  Aktionär41. 
Berlin,  Mittler  & Sohn,  1892.  gr.  8.  XXXII — 610  SS.  M.  9,20. 

Westphal,  Pb.,  Die  Aufnahme  der  Barzahlung  in  Oesterreich-Ungarn,  ein  Koni- 
promifsvorscblag.  Wien,  W.  Braumüller,  1892.  gr.  8.  126  S8.  M.  3. — . 

Berthoule,  A.,  Rapport  adressä  au  ministre  de  la  marine  et  des  colonies,  au 
nora  du  comit4  consultatif  des  peches  maritimes,  sur  un  projet  de  Constitution  d’assurances 
mutuelles  enlre  marins  pf-cheurs.  Paris,  impr.  des  journaux  officiels,  1892.  8.  103  pag. 
(Extrait  du  „Journal  officiel“.) 

Lefort,  J.  (avocat  au  conseil  d’Etat),  Les  assurances  sur  la  vie  et  la  Cour  de 
cassation  en  1891.  Lyon,  impr.  Vitte,  1892.  8.  16  pag. 

Note  sur  la  reforme  des  caisses  d’cpargnc.  Paris,  P.  Dupont , 1892.  in-4. 

15  pag. 

T r o i s ii  m e congres  des  hauques  populaires  frau^aises  (associations  cooperati  ves 
de  cridit),  teou  k Bourges  du  6 au  9 avril  1891.  Actes  du  congres  Paris,  librairie  du 
credit  mutuel  et  populaire,  1892.  8.  232  pag. 

Browne,  W.  A.,  The  merchant’s  handbook  of  money,  weights  and  measures,  witli 
their  British  equivalents.  4lh  edition.  London,  Stanford,  1892.  12.  590  pp.  5/. — . 

E h r i c b , L.  R.  (of  Colorado),  The  question  oi  silver,  comprising  a brief  summary 
of  legislation  in  the  United  States,  together  with  a practical  analysis  of  the  present 
Situation,  and  of  the  argumenta  of  the  advocates  of  unlimited  silver  coiuage.  New  York 
and  London,  G.  P.  Putnam's  Sons,  1892.  IV — 115  pp.,  cloth.  3/. — . 

Giffen,  R.,  The  case  against  bimetallism.  London,  G.  Bell  & Sons,  1892.  crown-8. 
250  pp.  7/.6.  (Contents:  The  general  case.  — On  some  bimetallic  failacies.  — A 
problem  in  money.  — The  iuevitable  results  of  international  bimetallism.  — M.  de 
Laveleye  on  mint  price.  — The  alieged  bimetallism  of  France,  1803 — 73.  — Unsalable 
silver.  — The  American  silver  bubble.  — A chapter  on  Standard  money.  — Appen- 
dices.  — ) 

Haupt,  O.,  The  monetary  question  in  1892.  London,  Wilson,  1892.  8.  176  pp. 

»/— 

Mc  Clintock,  Emory,  On  the  efiects  of  selection,  an  actuarial  essay.  New 
York  1892.  8.  87  pp. 

Sutcliffe,  J.,  The  financial  crises  of  1866  and  1890.  Manchester  1892.  8. 

24  pp. 

Operazioni,  le,  di  banca  e gli  istituti  di  credito  in  Italia:  manuale  compil&to 
da  un  uomo  d’afiari.  Genova,  tip.  di  A.  Ciminago,  1892.  16.  126  pp.  (Contiene : Le 

operazioni  di  banca.  — Credito  e banche.  — Depositi  e conti  correnti.  — Operazioni 
di  sconto.  Biglietti  di  banca.  — Bauche  speciali.  — Istituti  di  emissione.  — Istituti  di 
credito  ordinario.  — Istituti  di  credito  fondiario.  — Istituti  di  credito  agrario.  — Bauche 
popolari  e cooperative.  — ) 

Supino,  C.,  11  saggio  dello  sconto.  Torino,  fratelli  Hocca,  1892.  4.  91  pp. 

1.  3. — . (Indice : Coneetto  del  saggio  di  sconto.  — II  valore  della  moneta.  — II  saggio 
dello  sconto  e la  circolaxione  metaltica.  — 11  saggio  dello  sconto  e la  circolazione  tidu- 
ciaria.  — 11  saggio  dello  sconto  in  Italia.  — ) 

Amonedaciones  e introducciones  de  motales  preciosas  a las  casas  de  moneda. 
Ano  fiscal  de  1890  - 91.  Mexico  1892  Folio. 
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0.  Soziale  Frage. 

Kiutsky , K.  und  B.  Schönlank,  Grundsätze  und  Forderungen  der  Sozial- 
demokratie. Erläuterungen  zum  Erfurter  Programm.  Berlin,  Verlagsbuchhandlung  des 
„Vorwärts“,  1892.  8.  64  SS.  M.  0,10. 

Knorlz,  Karl  (New-York),  Die  christlich-kommunistische  Kolonie  der  RappUten 
in  Peonsylvanien  und  neue  Mitteilungen  über  Nikolaus  Lenaus  Aufenthalt  unter  den 
Rappisten.  Vortrag  Leipzig,  E.  Wiest,  1892.  gr.  8.  81  SS.  M.  0,50. 

Müller,  Ernst,  Das  Volk  gegen  den  Sozialismus.  Berlin,  F.  Fontane  & C®, 
1892  gr.  8.  32  SS.  M.  0,50. 

P reu  fs,  H.,  Die  Bodenbesitsreform  als  soziales  Heilmittel.  Berlin,  L.  Simion, 
1892.  8.  94  SS.  M.  2.  (A.  u.  d.  T. : Volkswirtschaftliche  Zeitfragen,  Heft  109/11) 

Reismann-Grone,  Die  Arbeitseinstellung  auf  den  Kohlengruben  Durhams  iin 
Jahre  1892.  Essen,  G D.  Bädeker,  1892.  gr.  8.  IV— 90  88.  M 2. — 

Derselbe,  Die  Bergarbeiterbewegung  der  uiederrheinisch-westfälischen  Zechen  im 
Jahre  1890/91.  Essen,  G.  D.  Bädeker,  1892.  4.  106  SS.  M.  2.—. 

Schmidt,  K.,  Neue  Aufschlüsse  über  die  Hungerrevolte  in  Berlin.  Berlin,  Spott- 
vogelverlag, 1892.  8.  36  SS.  M 0,20. 

Balas,  B.  (agriculteur  k Haulies,  dkpart.  Gers),  Union  et  emancipation  des  tra- 
vailleurs.  Kelkvement  du  drapeau  populaire.  Auch,  impr.  Bouquet,  1892.  16.  47  pag. 

fr  0,30. 

Cbaritk,  la,  k Paris  L'Office  central  des  Institution»  charitables  et  ia  maison  de 
travail  (fondation  Laubespin).  Paris,  impr.  de  Soye  & fils,  1892.  8.  32  pag. 

Lagrange,  R.,  Les  enfants  assistes  en  France.  Enfants  maltraitks  ou  moralemeut 
abaodonnes  (commentaire  le  la  loi  du  24  juillet  1889).  Paris,  Qiard  & Brikre,  1892.  8. 
207  pag.  fr.  5.  - . 

Jean,  L.  (ancien  conseiller  municipal),  De  l'anarchie.  Marseille,  impr.  dcono- 
tnique,  1892.  8.  24  pag.  fr.  0,20. 

Typaldo-Bassia  (President  du  conseil  municipal  de  Katok  (Grkce)),  Les  classes 
ouvrikres  k Rome.  Paris,  Cbevalier-Marescq  & Cie,  1892.  8.  IV — 160  pag.  fr.  3. — . 
(Ouvrage  couronnk  par  1’Acadt-mie  de  tegislation  de  Toulouse,  concours  general  1891, 
priz  de  l’Acadkmie  Table  des  matteres:  De  l’ouvrier  public  k Rome:  1.  Ouvriers  des 
manufactures  de  l'Etat.  2 Ouvriers  nkeessairea  k la  subsistance  du  peuple  ou  Charge* 
de  quelque  autre  Service  d'intkrkt  public.  — De  l’ouvrier  libre  non  incorpork : 1.  Con- 
dition Interieure  de  l'ouvrier  libre.  2.  Rapports  entre  patrons  et  ouvriers  libres  (Locatio 
operarum.  Locatio  operis.  Contrat  d’apprentissage).  — De  l'ouvrier  esc I ave.  — De 
l’ouvrier  libre  incorpork:  1.  Notions  gknkrales  et  historiques.  2.  De  i’organisation  des 
corporations  ouvrikres.  3 Condition  juridlque  des  corporations  ouvrikres  (Capacite  des 
Corporation»  ouvrikres  en  mattere  d'acqui&ition  entre  vifs  et  k cause  de  mort.  Capacit«* 
des  corporations  ouvrikres  en  matikre  d'administration  et  d'altenation.  De  ia  respon- 
assbilite  des  Colleges.  De  la  reprksentation  en  justice).  4.  Röle  politique  des  corporations 
ouvrikres.  6.  Des  corporations  ouvrikres  au  point  de  vue  kconomique.  — Intervention 
de  l’Etat  dans  la  rkglementation  du  travail.  — ). 

Stanley,  Maude,  Clubs  for  working  girls.  New  edition.  London,  Macmillan, 
1892.  crown-8.  284  pp.  3*/6. 

Celoria,  Giov. , La  fislca  sociale : conterenza  tenuta  al  circolo  filologico  di  Milano. 
Milano,  tip.  A.  Lombard!,  1892.  8.  36  pp. 

Lodi,  E.  (awoc.),  La  quistione  sociale  k la  quistione  religiosa.  2 voll.  Savona, 
tip.  A.  Ricci,  1891—92.  16.  XU— 408  e 404  pp. 

Morlconi,  F.  (sac ),  Religione,  morale  e societk:  conferenze  recitate  in  varie 
cittk  dTtalia.  Prato,  tip.  Contrucci  & C.,  1891.  8.  VII — 195  pp.  (Contiene:  La 

questione  sociale.  — La  preghiera.  — La  morale  indipendente.  — Chtesa  e libertk.  — 
L.a  caatitk.  — Gesü  Cristo  e l'operalo.  — La  famiglia.  — Lasperanza.  — II  aecolo  XIX.  — ) 

Maroni,  E.  (awoc.),  11  riordinamento  deile  pubbliche  istituzioni  di  beneficenza  in 
Varese.  Varese,  tip.  Macchi  & Rrusa,  1892.  8.  44  pp. 

8chiffle,  A.  E.,  La  quintessenza  del  socialismo.  Prima  traduzione  italiana 
»utorizzata  snlla  XU®  edizione  originale  del  (prof.  avv.)  A.  Roncali.  Genova,  A.  Donath, 
1892.  16.  104  pp.  L 1.—. 

de  Clercq,  D.,  De  socialistische  kolonie  te  Sinaloa.  Amsterdam,  J.  A.  Fortuyn, 
1892.  12.  28  bla.  fl.  0,05. 
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10.  Gesetzgebung 

Hartmann,  B.  (weiland  Rechtsanwalt),  Gesetz  betreffend  die  Anfechtung  von 
Rechtshandlungen  eines  Schuldners  außerhalb  des  Konkursverfahrens,  vom  27.  Juli  1879. 
Erläutert  von  B.  H.  4.  Aufl.  Hrsg,  von  (Rechtsanw.)  L.  Frankenburger.  Berlin,  Heymann, 
1892.  gr  8.  VIII— 280  SS.  M 8.—. 

Rofsmann,  W.,  Ist  die  öffentliche  Aufforderung  tum  Streik  strafbar?  Zur  Aus- 
legung des  § 110  des  deutschen  Strafgesetzbuches.  München,  J.  Schweizer,  1892.  gr.  8. 
87  SS.  M.  1,50 

Vorträge  über  Sachenrecht,  eheliches  Güterrecht,  Erbrecht  und  Vormundschafts- 
recht, mit  einer  Einleitung  über  allgemeines  Privatrecht  und  einem  Anhang  praktischer 
Beispiele  für  wtirttembergische  angehende  Notariatskandidaten.  Stuttgart,  W.  Kohlhammer, 
1892.  gr.  8.  VIII— 121  SS.  M.  1.—. 

Beauregard,  V.  (avocat  k la  Cour  dappel),  Droit  romain : Du  developpement 
parallele  de  la  repr&sentation  dans  les  instances  judiciaire*  et  dans  les  actes  juridiques; 
economic  politique:  De  la  contraction  mon^taire  et  de  ses  cons^quences  (thkse).  Paris, 
impr.  Davy,  1892.  8.  149  pag. 

de  Corabes  (avocat  k la  Cour  d'appel),  De  la  dation  en  payement,  en  droit  romain  : 
De  la  nature  et  des  effets  de  la  revente  sur  folle-encbbre,  en  droit  fran9ais  (thfesej. 
Paris,  Larose  & Force),  1892.  8.  282  pag. 

Griffith,  W.,  The  Indian  Transfer  Acts,  with  commentaries  and  Statements  of 
portioos  of  the  English,  Hindu  and  Mahometau  laws  etc.,  and  appendices.  Madras, 
Higginbotham,  1892.  8.  XX — 292  pp. 

Harris,  G.  E.,  A treatise  on  sunday  laws:  the  Sabbath  — tbe  Lord’s  day,  its 
history  and  observance,  civil  and  criminal.  Sabbatum-Dominicum.  Dies  non  jurtdicns. 
Rochester  (State  of  New  York),  the  Lawyera*  co-oper.  Publication  C°,  1892.  8.  861  pp. 

| 8,50. 

Drago,  Stef.,  Espropriazione  per  causa  di  pubblica  utilitk:  diritti  del  conduttore. 
Genova,  stab  tip.  di  G.  Schenone,  1892.  8.  14  pp. 

Moretti,  A.,  Natura  giuridica  dells  divisione  ereditaria:  dissertasione  di  laurea. 
Milano,  tip.  nasionale,  1892.  4.  40  pp. 

11.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Yauthier,  M.,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Belgien  *).  (Hand- 
buch des  öffentlichen  Rechtes  der  Gegenwart  in  Monographien.  Hrsg, 
von  Marquardsen.)  Freiburg  i.  B.  1892. 

Die  „Marquardsen’sche  Sammlung“  ergänzt  sich  allmählich.  Bis  auf 
Großbritannien  und  Irland,  die  britischen  Kolonien  und  Ungarn  sind  jetzt 
sämtliche  europäische  Staaten  in  derselben  vertreten.  Als  einer  der 

letzten  Teile  der  Europa  behandelnden  Bände  erscheint  das  vorliegende 
Werk  eines  jüngeren  belgischen  Gelehrten  gerade  in  dem  wichtigen 
Augenblick,  wo  die  belgische  Staats  Verfassung  einer  gründlichen  Aende- 
rung  unterzogen  wird,  die  das  gesamte  Staatsrecht  des  Landes  in  dem 
weitesten  Mafse  beeinflussen  wird.  Wir  wollen  gleich  hier  den  Wunsch 
aussprechen,  der  Verfasser  möge  entweder  sofort  nach  der  Durchsicht 
des  Grundgesetzes  in  einigen  Monaten  oder  doch  nach  dem  Zustande- 
kommen des  neuen  Wahlrechts  einen  Nachtrag  herausgeben,  so  wie  es 
Dr.  De  llartog  für  sein  „Staatsrecht  des  Königsreichs  der  Niederlande“ 
gethan. 

In  diesen  Zeilen  soll,  dem  Charakter  der  „Jahrbücher“  gemäfs,  vor 
allem  dem  volkswirtschaftlichen  und  sozialen  Element  des  belgischen 
Staatsrechts  nach  gegangen  werden.  Obschon  der  Verfasser  sich  im  all- 

1)  Vgl.  die  Besprechung  dieses  Werkes  von  E.  Loening  oben  S.  146  uod  die  redak- 
tionelle Bemerkung  S.  148. 
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gemeinen  an  die  in  Belgien  und  Frankreich  für  Handbücher  des  Staats- 
und VerwaltungsTechts  übliche,  auch  in  dem  von  Giron,  dem  maßgebend- 
sten Fachschriftsteller  Belgiens,  herausgegebeuen  Werke  Droit  admini- 
stratif  de  la  Belgique  befolgte  Einteilung  gehalten  hat,  finden  wir  in 
der  vorliegenden  Schrift  eine  ganze  Reihe  von  Abhandlungen  Uber  Gegen- 
stände des  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lebens,  die  wir  bei  Giron  nur 
kurz  oder  gar  nur  andeutungsweise  behandelt  finden.  In  dieser  Hinsicht 
kommt  das  Vauthier'scbe  Werk  auch  demjenigen  zu  statteD,  der  in  Belgien 
selbst  gewisse  Fragen , z.  B.  die  steuerrechtlichen , nicht  an  den  zer- 
streuten Quellen  studieren  will  und  kann.  So  teilt  es  mit  Ey  sehen  s 
„Staatsrecht  des  Grofsherzogtums  Luxemburg"  den  Vorteil,  auoh  dem  In- 
länder neue  Darstellungen  zu  bieten.  Vauthier's  Arbeit  lüfst  an  Gründ- 
lichkeit und  Klarheit  nichts  zu  wünschen  übrig ; es  mufs  indes  sehr  be- 
dauert werden , dals  die  Uebersetzung  so  überaus  naohlässig  geschehen 
ist,  dafs  jeder  Satz  die  französische  Wendung  des  Urtextes  aufweist  und 
dafs  nicht  einmal  die  entbehrlichen  Fremdwörter  durch  die  sachlich 
gleichbedeutenden  deutschen  Ausdrücke  ersetzt  worden  sind. 

Gehen  wir  nun  zu  den  einzelnen,  für  uns  besonderes  Interesse  auf- 
weisenden Abschnitten  über,  so  ist  zuerst  in  dem  Abschnitt  über  das 
Finanzwesen  das  Steuerrecht  hervorzuheben.  Die  Grundsteuer,  für  be- 
bautes und  nicht  bebautes  Eigentum  gleichmäfsig  7 l’rozent  des  Katastral- 
einkommens,  bietet  wenig  Eigentümliches  gegenüber  anderen  Ländern; 
eine  Katastralrevision  ist  seit  1865  nicht  mehr  vorgenommen  worden, 
würde  sich  indes,  nach  einer  vom  Finanzminister  im  Parlament  abge- 
gebenen Erklärung,  überhaupt  und  zumal  dann  empfehlen,  wenn  etwa 
nach  Durchsicht  der  Verfassung  die  Wahlordnung,  wie  cs  die  Regierung 
wünscht,  auf  der  Grundlage  des  Innehabens  einer  Wohnung  oder  Grund- 
stückes von  einem  nach  der  Bedeutung  der  Ortschaft  wechselnden 
Katastralwerte  neu  aufgebaut  würde.  — Neben  der  Grundsteuer  erwähnt 
Vauthier  als  mit  dieser  verwandt  die  Bergwerksabgabe,  die  noch  heute 
nach  Maßgabe  des  französischen  Gesetzes  von  1810  erhoben  wird;  eine 
fortlaufende  Abgabe  von  10  Franken  für  das  □ qm  und  eine  Gewinn- 
steuer, die  in  dem  jährlichen  Finanzgesetz  auf  2 */,  °/0  festgesetzt  wird. 
Eisensteinlager,  Steinbrüche,  Grübereien  u.  s.  w.  sind  der  doppelten  Ab- 
gabe nicht  unterworfen.  — Das  Eigentümlichste  ist  die  alte,  wenig  ver- 
änderte niederländische  Gesetzgebung  von  1821  und  1822  Uber  die 
Personalsteuer,  die  als  Abgabe  von  dem  beweglichen  Vermögen  oder  von 
dem  Niefsbrauch  oder  Mietbrauch  erhoben  wird , so  dafs  in  Ermange- 
lung einer  Einkommensteuer  der  wohlhabende  Staatsbürger,  der  kein 
ganzes  Haus  bewohnt,  häutig  keine  direkten  Steuern  zahlt,  sondern  der 
Hauptbewohner  oder  Hauptmieter  eines  Hauses , der  dem  Fiskus  an  dea 
Anzeichen  des  Besitzos  allein  erkenntlich  erscheint.  Es  kann  sogar  Vor- 
kommen, dafs  ein  Besitzer  zahlreicher  Häuser,  der  selbst  nur  eine  Miet- 
wohnung inne  hat,  gar  keine  Steuern  zahlt,  da  auch  die  Grundsteuer 
von  dein  Pächter  oder  Mieter  blofs  unter  der  Verantwortlichkeit  des  Be- 
sitzers entrichtet  wird.  Die  bisherigen  Reformbestrebungen  zu  Gunsten 
der  Einkommensteuer  sind  nicht  nachhaltig  gewesen , dürften  es  aber 
werden , wenn  das  Censuswahlrecht  verschwunden  ist.  Die  persönliche 
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Steuer  besteht  aus  einer,  jetzt  fi-prozi  ntigori,  Steuer  auf  den  „Mietwert“, 
d.  i.  einem  von  der  Verwaltung  durch  Vergleichung  des  Werte*  aller  be- 
bauten Güter  in  der  Gemeinde  — ziemlich  willkürlich  — festgestellten 
Durchschnittswerte.  Wohnungen  von  einem  geringen,  nach  der  Einwohner- 
zahl der  Gemeinden  schwankenden  Mietwerte,  sowie  Arbeiterwohnungen 
(s.  unsere  Abhandlung:  „Die  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  Belgien“  in 
den  „Jahrbüchern",  1891,  III.  F.  2.  Bd.  S.  81  fg.)  sind  steuerfrei.  So- 
dann werden  als  äufsere  Anzeichen  die  Thüren  und  Fenster  besteuert, 
ferner  die  dem  häuslichen  Gebrauche  dienenden  Möbel  und  sonstigen  be- 
weglichen Gegenstände  (mit  einigen  Ausnahmen) , erstere  nach  festen 
Sätzen , entsprechend  der  Einwohnerzahl  der  Gemeinde , letztere  nach 
oberflächlicher  Schätzung  durch  den  Steuerbeamten  oder  wenn  es  der 
Steuerzahler  wünscht,  nach  sachkundiger  Schätzung.  Hier  mag  bemerkt 
werden,  dafs  die  sämtlichen  Schätzungen  über  Mietwert  und  bewegliche 
Gegenstände  sehr  gering  genommen  werden,  so  dafs  Beschwerden  zu  den 
Seltenheiten  gehören.  Es  giebt  noch  eine  Dienstbotensteuer  mit  pro- 
gressivem Charakter,  welche  weder  Arbeiter  noch  Erzieher  u.  s.  w.  trifft, 
sowie  eine  Fferdesteuer.  — Die  Patentsteuer  besteht  nach  dem  nieder- 
ländischen Gesetz  von  1819  und  kann  ebensowenig  als  Einkommensteuer 
gelten,  als  sie  mit  der  preufsischen  Gewerbesteuer  verwechselt  werden 
darf.  Sie  trifft  nämlich  diejenigen,  die  als  selbständig  Erwerbende  da- 
stehen, mit  Ausnahme  der  öffentlichen  Beamten,  der  Geistlichen,  Schrift- 
steller, Advokaten,  Künstler,  Landwirte,  gewisser  kleiner  Handwerker. 
Auch  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  sind  ihr  infolge  eines 
neuen  Gesetzes  unterworfen.  Was  die  Einteilung  in  Klassen  betrifft,  so 
verweisen  wir  auf  die  in  diesem  Funkte  ausführlichen  Darlegungen  des 
Verfassers.  — Bei  der  Behandlung  der  indirekten  Steuern  vermissen  wir 
die  eingehende  Behandlung,  die  dem  Gegenstand  in  den  Werken  Uber 
deutsches  Verwaltungsrecht  zu  teil  wird;  die  Zucker-,  Branntwein-,  Bier-, 
und  Essig-,  die  Tabaksteuer  werden  blofs  angeführt,  obschon  die  Ein- 
nahmen daraus  einen  wesentlichen  Teil  des  Staatseinkommens  bilden. 
Ebenso  möchten  wir  in  einer  folgenden  Auflage  eine  wirtschaftliche  und 
geschichtliche  Darstellung  der  belgischen  Zollpolitik  finden.  — Bei  der 
Behandlung  des  Enregistrement  hat  der  Verfasser  sich  bei  aller  Voll- 
ständigkeit einer  anerkennenswerten  Knappheit  beflissen. 

Die  Abschnitte  über  Armenpflege,  Arbeiterschutz  und  Gesundheits- 
pflege verdienen  unsere  besondere  Beachtung,  weil  sie  in  das  Gebiet 
der  Sozialpolitik  gehören.  Wir  können  indes  auf  eine  eingehende  Be- 
sprechung dieser  Gegenstände  hier  verzichten , einmal,  weil  wir  die  in 
den  Jahren  erlassenen  Gesetze  und  Vorschriften  über  den  Arbeiterschutz 
des  längeren  in  der  oben  erwähnten  Abhandlung  durchgegangen  sind, 
sodann,  weil  wir  demnächst  eine  Abhandlung  über  die  neuesten  Gesetze 
vom  27.  November  1891,  über  öffentliche  Armenpflege  und  kostenlose 
ärztliche  Unterstützung,  sowie  über  die  Unterdrückung  der  Bettelei  und 
Landstreicherei  in  den  Jahrbüchern  zu  veröffentlichen  gedenken.  Vauthier’s 
Darstellung  dieser  Gegenstände  ist,  such  wo  inzwischen  durch  die  Ge- 
setzgebung überholt  und  dann  für  den  Entwickelungsgang  der  letzteren 
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wichtig,  ein  «ehr  schätzenswerter  Beitrag  zur  Beurteilung  sozialer  Ver- 
hältnisse in  Belgien. 

Die  eigenartigste  und  verdienstvollste  aller  wirtschaftlichen  Schöpfungen 
der  belgischen  Gesetzgebung,  die  Spar-  und  Alterskasso  für  das  gesamte 
Königreich  wird  unserer  Ansicht  nach  vom  Verfasser  nicht  genügend  be- 
schrieben. Das  Ausland  beneidet  Belgien  um  die  vortrefflich  geleitete 
Anstalt,  die  bei  der  Lösung  der  schwierigen  Frage  der  Arbeiterwohnungen 
als  Leben sversicherungsgeschäft  fordernd  eingreift  und  durch  die  Post- 
sparkassen, welche  mittelbar  von  ihr  abhängen , ihre  Fühler  bis  in  die 
entlegensten  Winkel  des  Landes  erstreckt.  Tritt  Belgien  einmal  an  ein 
Gesetz  über  die  Altersrenten  Versicherung  heran,  so  kann  die  Abteilung 
fiir  Altersversicherung  der  königlichen  Sparkasse  dabei  ebenso  wesentliche 
Dienste  leisten  als  bei  der  Errichtung  von  Arbeiterwohnungen. 

Brüssel.  P.  Müllendorff. 

tlertel  (WGORegR.),  Gebührnisse  und  Unterstützungen  der  Hinterbliebenen  von 
unmittelbaren  preußischen  Staatsbeamten.  Ein  Ueberblick  über  die  betreffenden  gesetz- 
lichen und  regleraentarischen  Bestimmungen.  Berlin,  Heymanns  Verlag,  1892.  gr.  8. 
111—68  SS.  M.  1,60. 

Hof-  und  Staatsband  buch  des  Grofsherzogtums  Baden,  1892.  Karlsruhe,  G. 
Braun'sche  Hofbhdl.,  1892.  8.  XVI — 876  88, 

Hof-  und  Staatshandbueh  des  Königreichs  Württemberg.  Herausgegeben  von  dem 
kgl.  statistischen  Landesamt,  1892.  Stuttgart,  Koblhammer,  1892.  gr.  8.  XXXII — 
839  88.  geh. 

v.  Horowiti,  E.  (Ritter,  k.  k.  Legationssekretttr),  Die  Bezirksunterstützungsfonds 
in  Bosnien  und  der  Hercegovina.  Wien,  W.  Prick,  1892.  8.  104  SS.  M.  2,40.  (Ver- 

öffentlichung der  bosnisch-hercegovinischen  Landesregierung.) 

Huberti,  L.t  Gottesfrieden  und  Landfrieden.  Rechtsgeschichtliche  Studien.  I.  Buch: 
Die  Friedensordnungen  in  Frankreich.  Ansbach,  C.  Bügel  & Sohn,  1892.  gr.  8.  XVI 
—693  SS.  mit  farbiger  Karte  und  Urkunden.  M.  10. — . 

Illing  (WGORegR.),  Handbuch  für  preußische  Verwaltungsbeamte,  Geschäfts- 
männer,  Kreis-  und  Gemeindevertreter  und  Schöffen.  6.  bis  auf  die  Gegenwart  fortge- 
fiihrte  Auflage.  2 Bände.  Berlin,  A.  Uaack,  1892.  8.  X — 1128  und  IV — 1136  SS. 

M.  26.—. 

Kunz,  1L,  Das  sürcherische  und  eidgenössische  Aktivbürgerrecht.  Staatsrechtliche 
Studie.  Zürich,  C.  M.  Ebell,  1892.  gr.  8.  VIII— 116  SS.  nebst  5 Tabellen.  M 2,40. 

Staatshandbuch  der  freien  Hansestadt  Bremen  auf  das  Jahr  1892.  Bremen, 
C.  Scbünemann,  1892.  gr.  8.  VIII — 255  SS.  M.  3. — . 

Staatshandbuch  über  die  Provinz  Hannover,  1892.  Hannover,  KHndworths 
Verlag.  1892  8.  XLII  — 1005  SS.  geh.  (Anhang  III,  SS.  673 — 708  : Verzeichnis  der 

ritterschaftiichcn,  in  der  Provinz  Hannover  befindlichen,  landtags-  und  stimmfähigen  Güter, 
nebst  Angabe  der  Besitzer  oder  Stimmführer.) 

Verhandlungen  des  XV.  westpreufsischen  Provinziallandtages  vom  23.  bis  ein- 
schließlich den  26.  Februar  1892.  Danzig,  Druck  von  A.  W Kafemann,  1892.  hoch-4. 
21  88.  nebst  zahlreichen  Anlagen  und  Spezialetats  auf  732  SS. 

Verwaltungsbericht  des  Rates  der  Stadt  Leipzig  für  das  Jahr  1890.  Leipzig, 
Duncker  & Humblot,  1892.  gr.  Lex. -8.  853  88.  Orig.-Lwdbd. 

Dnffy,  C.  G.  (Sir),  A fair  Constitution  for  Ireland,  2“«*  edilion  Witb  an  appendix 
containing  the  opinion  of  unionist,  liberal  and  national  journal»  on  the  proposal.  Dublin, 
Dufly,  1892.  8 44  pp  1/.—  . 

New  Ilonse  of  Common»,  the,  July  1892.  With  biographical  notices  of  its  membors. 
Reprinted  from  „the  Times“.  London,  Macmillan,  1892.  12.  328  pp.  1/. — . 

R o y d h o u s e,  T.  R and  11 . J.  T a p e r e 1 1,  The  labonr  party  in  New  South  Wales. 
London,  Swan  Sonnenschein,  1892.  crown  8.  1/ — . 

Stephens,  II.  Morse,  Tbc  principat  Speeche»  of  the  »tatesmen  and  orators  of 
the  French  Revolution,  1789  — 1795.  Edited,  with  an  introduction,  noles  and  indices. 
2 vols.  London,  Clarendon  Press,  1892.  8.  541  pp.  and  644  pp.  81].—. 
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Tory  democracy  and  conservative  policy,  by  a plain  tory.  London,  Swan  Sonnen- 
schein, 1892.  crown-8.  254  pp.  2/.6. 

Morelli,  A.,  I poteri  politici  e la  sovranitä  popolare  in  Sviszera.  Volume  I. 
Padova,  tip.  dei  frateili.  Salmin,  1892.  8.  264  pp.  1.  8,50.  (Contiene:  La  confede- 
razione  fino  al  1815.  — La  costituzione  föderale  dal  1815  ad  oggi.  — Ordinamento 
delle  elezioni  e votazioni  federali.  — 1 cantoni  fino  al  1815.  — 1 cantoni  dal  1815  ad 
oggi.  — Cantone  di  Zurigo.  — Cantone  di  Berna.  — Cantone  di  Lucerna.  — Caotone 
d'Uri.  — Cantone  di  Schwyz.  — Cantone  di  Unterwalden.  — Cantone  di  Zug.  — Studi 
giuridici  e politici.  — ) 

12.  8tatiatik 
Allgemeines. 

Hague,  G , On  the  moral  and  metapbysical  element  io  statistics.  (Ottawa)  1891. 
4.  10  pp. 

Deutsches  Reich. 

Boysen,  L.  (Handelskaramersekretär),  Statistische  Uebersichten  fUr  die  Provinz 
Hannover,  1892.  Hannover-Linden,  Manz  &.  Lange,  1892.  kl  8.  IV — 75  SS. 

v.  Brache  111,  H.  P.  (Ritter),  Statistische  Skizze  des  Deutschen  Reiches  nebst 
seinen  Schutzgebieten  und  dem  zollvereinten  Grofsherzogtum  Luxemburg  7.  Aufl. 
Leipzig,  J.  C.  Hinrichs,  1892.  gr.  8.  11 — 58  SS.  M.  1,50. 

Lemcke,  Ch.,  Die  Taubstummheit  im  Grofsherzogtum  Mecklenburg-Schwerin,  ihre 
Ursachen  und  ihre  Verhütung.  Eine  s t a t i s 1 1 s c h - otologische  Studie.  Leipzig,  A. 
Langkammer,  1892.  gr.  8.  VIII  — 232  SS.  Mit  1 Schema  und  einer  Karte.  M.  8. — . 

Preufsiscbe  Statistik.  (Amtliches  Quellenwerk)  Heraasgegeben  in  zwangloseu 
Heften  vom  kdnigl.  statistischen  Biireau  in  Berlin.  Heft  106  : Statistik  der  preußischen 
Laodesuniversitäten,  mit  Einschluß  der  theologisch-philosophischen  Akademie  zu  Münster 
und  des  Lyceum  Hosianum  zu  Braunsberg  für  das  Studienjahr  Michaelis  1887)1888.  Im 
Aufträge  de»  Herrn  Ministers  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten 
bearbeitet  vom  köuigl.  statistischen  Biireau.  Berlin,  Verlag  des  Büreaus,  1892.  Roy.-4. 

VI — 524  SS.  mit  einem  Diagramm.  M.  14,80. 

Preufsische  Statistik.  (Amtliches  Quellenwerk.)  Herausgegeben  in  zwanglosen 
Helten  vom  kgl.  statistischen  Biireau  in  Berlin.  Heft  112:  Statistik  der  preußischen 
Landesuniversitäteu  mit  Einschluß  der  theologisch-philosophischen  Akademie  zu  Münster 
und  de9  Lyccum  Hosianum  in  Braunsberg  für  das  Studienjahr  Michaelis  1888 — 89. 
Berlin,  Verlag  des  Büreaus.  1892.  Roy. -4  VI — 162  SS.  M.  4,20.  (Im  Aufträge  des 

Herrn  Ministers  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegeuhciteu  bearbeitet) 

Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Neue  Folge,  Band  LX : Auswärtiger  Handel 
des  deutschen  Zollgebiets  im  Jahre  1891.  Herausgegeben  vom  kaiserlichen  statistischen 
Amt.  Teil  1 : Darstellung  nach  Warengattungen.  Berlin,  Puttkammer  & Mühlbrecht, 
1892.  Roy. -4.  14  u.  158  u.  131  SS.  M.  6.—. 

Oesterreich. 

Bohmerle,  E.  (k.  k.  Forst-  und  Dom&nenverwalter),  Beiträge  zur  Pensions-  and 
Mortalitätsstatistik  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Beamten  nnd  Diener.  Auf  Grund 
der  vom  Vereine  für  Güterbeamte  gesammelten  Daten.  Wien,  Selbstverlag,  bezw.  in 
Kommission  bei  W.  Frick,  1892.  Roy.-8.  20  SS.  mit  graphischer  Tafel.  M.  0,80. 

v.  Brach  elli,  H.  F.  (Ritter),  Statistische  Skizze  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie,  nebst  den  okkupierten  Ländern  Bosnien  und  Herzegowina  und  dem  zollver- 
einten Fürstentum  Liechtenstein.  13.  Aufl.  Leipzig,  J.  C.  Hinrichs,  1892.  gr.  8.  IV — 
60  SS.  M.  1,50. 

Frankreich. 

Annuaire  statistique  de  la  ville  de  Paris,  X«  aunec,  1889.  Paris,  G.  Massen, 
1891.  Roy.  in-8.  XXXII — 1070  pag.  fr.  6 (Publication  de  la  präfccture  de  la  Seine, 
service  de  la  statistique  municipale,  chef  des  travaux  de  la  statistique : J.  Bertilion 
Sommaire : Voie  publique.  Eaux.  Navigation.  Vidanges.  Egouts.  Assainissemeut  de 
Paris.  — Demographie  (Mariage»  et  divorce*.  Naissances.  Dccfes.  Morbidit6.)  — Finances 
municipales.  — Propri6t£s  bätie».  — Denrees  et  objets  de  consommation.  — Abbatoirs. 
— Inhumations.  Morgue.  Pompes  funebres.  — Eclairage.  — Postes  et  t^legraphes.  — 
Caisse  dV-pargne  de  Paris.  — Justice  commerciale.  — Circulation.  Moyens  de  traosport. 
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— Enseignement.  — Assistance  publique.  — Aliencs.  — Secours  publice.  — Service 
medical  de  nuiL  — Enfants  asstsUs.  — Enfants  moralemeut  abandonn^s.  — Protection 
des  enfants  du  premier  ftge.  — Travail  des  enfants  et  des  Alles  mineures  employfo  dans 
Tindustrie.  — Mont-de-pK'tfi.  — Arrestations.  Cours  et  tribunaux.  Prisons  civiles  de  Ih 
Seine.  Service  dldentification  de  la  prcfecture  de  police.  Sapeurs-pompiers.  Incendies. 

— etc.) 

Statistique  des  chetnins  de  fer  fran^als  au  31  d^cembre  1890.  Documents  prin- 
cipaux.  Paris,  imprim.  nationale,  1892.  in-4.  420  pag.  et  2 cartes  en  coul.  fr.  5. — . 

(Publication  du  Ministers  des  travaux  publics.) 

Statistique  des  chemins  de  fer  fran^ais  au  81  dScembre  1888.  Documenta 
divers.  IlWme  partie : France  (intdrAt  local),  Algerie  et  Tuuisie.  Paris,  imprim.  nationale, 
1892.  in-4.  VIII — 214  pag.  fr.  5. — . (Publication  du  Ministöre  des  travaux  publica.) 

Statistique  de  la  navigation  intdrieure  Recensement  de  la  batellerie.  Annöe 
1891.  Paris,  imprim.  nationale,  1892.  in-4.  75  pag.  fr.  2,50.  (Publication  du  Mi- 
nistöre des  travaux  publics.) 

Hu  fs  1 a n d. 

CöopnuKT»  cxaTHCTM’iocKHx t cBiAtmu  o 6jiaroTBopHTOALUocT  u Mockbm  :ia  1889 
rojtT».  MoCRBa  1891.  Roy.-folio.  XXXI — 34  pp.  (Statistische  Erhebungen  über  die 
Wohlthfitigkeitsanstalten  Moskaus  für  das  Jahr  1889.  Publikation  des  statistischen  Bü- 
reaus  der  Stadt  Moskau.  — Dazu  die  brochure  explicative:  Renseignements  statistiques 
sur  1 'assistance  dans  la  ville  de  Moscou  en  1889.  Moscou  1892.  12  pag.) 

Holland. 

Stuart,  C.  A.  Verrijn,  Een  belangrijk  feit  op  het  gebied  der  Kederlandsche  be- 
volkingsstatistiek.  Amsterdam  1892.  8.  23  pp.  with  diagrams. 

Afrika  (Aegypten). 

Rapport  statistique  sur  les  travaux  des  tribunaux  iudigönes  de  l’Egypte,  pendant 
1891.  Alexandrie  1892.  4. 

Amerika  (Canada). 

Dominion  of  Canada.  Census  bulietins  N°»  1 — 9.  Ottawa  1892.  8.  (Contents: 
N°»  1 — 2:  Population  of  provlnce  of  Ontario.  — N°  8:  Population  of  eastern  maritime 
provinces.  — N#  4:  Population  of  province  of  Quebec.  — N®  5:  Population  of  Mani- 
toba, NWTerritories,  and  British  Columbia.  — N°  6:  Dwelling  places  of  the  people.  — 
N°  7:  Live  stock  in  NWTerritories.  — N°  8:  M&nufactures.  — N°  9:  Religions.  — ) 

Chile. 

Sinopsis  estadistica  y geografica  de  Chili  en  1889  y 1890.  2 volumes.  Santiago 

de  Chile  1892.  8. 

Sta.  Lucia. 

Census  report  of  the  island  of  Saint  Lucia,  1891.  Castries  1892.  Folio. 

Asien  (Britisch-Indien). 

General  report  on  public  instruction  of  Bengal  for  1890 — 91.  Calcutta  1892. 
with  maps  in-folio. 

Niederlkndisch-Indien. 

Jaarcljfers  over  1890  en  vorige  jaren,  N°  10:  Jaarboekje,  uitgegeven  door  bet 
Statistisch  Instituut  der  Vereeniging  voor  de  Statistiek  in  Nederland,  XLI11  jaargang, 
aflevering  2:  Kolonien.  Amsterdam  1892.  Roy.  in-8.  IV — 124  bis.  (Inhalt:  Ostindien: 
Areal,  Bevölkerung.  Sa  nitäts  wesen.  Unterricht  und  Kultus.  Ackerbau  und  Industrie. 
Handel  und  Schiffahrt.  Geld  und  Geldverkehr,  Kreditinstitute,  Sparkassen.  Eisenbahn-, 
Post-  und  Telegraph  en  wesen , Strafsenbahnen.  Verwaltung  und  Jastis.  Armee  und 
Marine.  Budget,  Steuern  und  Monopole.  Westindien:  Bevölkerung.  Erziehung.  Land- 
wirtschaft und  Industrie.  Handel  und  Schiffahrt.  Geld-,  Bank-  und  Kreditwesen.  Ver- 
waltung. Kolonialbudget.  — ) 

Statistiek  van  het  vervoer  op  de  spoorwegen  en  tramwegen  in  Nederlaudsch- 
Indic  over  het  jaar  1890.  ’s  Hage,  M.  Nijhoff,  1892.  gr.  8.  44  bl*,  m.  4 tab. 

fl.  1,50. 
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Aastrulien  (Tusmtniu). 

Ce  ns  us  of  Tssmuniu  of  1891.  2 purts.  Hoburttown  1892.  Pulio.  (Contents; 

Part  1.  Population.  Dwelliogs.  Land  — Part  2:  Ages  of  the  people.) 

IS.  Verschiedenes. 

Aechrott,  F.  F.,  Die  Behandlung  der  verwahrlosten 
und  ver  bre  oh  er  i s oh  e n Jugend  und  V ortchläge  zur  Beform. 
Berlin  1892  (Otto  Liebmann),  gr.  8°,  64  SS. 

Von  1882,  dem  ersten  Jahre  der  Keichskriminalztatistik,  bis  1889 
stieg  die  Anzahl  der  wegen  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Beichs- 
gesetze  Verurteilten  um  12,02,  die  der  jugendlichen  — im  Alter  von 
12  bis  18  Jahren  befindlichen  — Personen  darunter  um  19,76  Proz. 
Im  Jahre  1890  hat  sich  die  „Kriminalität",  das  Zahlenverhältnis  zwischen 
Bestraften  und  straf  mündiger  Bevölkerung,  um  3,2  Proz.,  die  Kriminalität 
der  Jugendlichen  allein  um  rund  10  Proz.  verschlechtert,  sodafs  auf  je 
10  000  Jugendliche  bereits  72,5  Verurteilte  kommen.  Am  meisten  ist 
gerade  die  Kriminalität  der  jüngsten  Jahrgänge  von  12—15  Jahren  ge- 
wachsen, indem  sich  hier  die  Zahl  der  Bestraften  (von  1883  bis  1889) 
um  26,4,  bei  den  Personen  von  16  bis  18  Jahren  nur  um  20,94  Proz. 
erhöht  hat  Die  Zahl  der  verurteilten  Jugendlichen  im  Ganzen  stellte 
sich  i.  J.  1890  auf  40  905. 

Obgleich  eine  Ziffer  von  noch  lange  nicht  1 Proz.  Bestrafter  unter 
den  Jugendlichen  verhältnismäfsig  nicht  so  grofs  ist,  um  für  sioh  allein 
und  schon  in  der  Gegenwart  ernste  Besorgnisse  wachznrufen,  so  ist  dooh 
ihr  unaufhaltsames  Ansteigen  bedenklich  genug,  um  den  Wunsch  nach 
rechtzeitigen  Gegenwirkungen  zu  begründen.  Diese  sollen  nach  A schrott 
bestehen 

a)  in  der  Ausdehnung  des  preufsitchen  Zwangserziehungsgesetzei 
auf  alle  Kategorien  verwahrloster  Kinder  einsehliefilich  derjenigen,  welche 
noch  keine  strafbare  Handlung  begangen  haben,  sowie  bis  zum  Alter  von 
16  statt  nur  12  Jahren, 

b)  in  der  Hinaufrückong  des  Alters  der  Strafunmündigkeit  vom  12. 
bis  zum  vollendeten  14.  Lebensjahr, 

c)  in  der  Einführung  der  Zwangserziehung  als  Strafmittel 
(nicht  blos  Erziehungsmittel)  gegen  Personen  im  Alter  von  14  bis  18 
Jahren,  und  zwar  auch  als  alleinige,  nicht  blos  Zusatzstrafe. 

Dnreh  die  Hinaufrückuog  des  Alters  der  Strafunmündigkeit  würde 
nach  A.  auch  die  bisherige  Unterscheidung,  ob  strafmündige  Personen 
unter  18  Jahren  die  zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit  ihrer  Handlung  er- 
forderliche Einsicht  besessen  haben,  sehr  an  Bedeutung  und  Schwierig- 
keit verlieren.  Die  Festhaltung  in  der  „staatlich  überwachten  Erziehung" 
zu  a)  und  in  den  „Besserungsanstalten"  zu  o)  kann  bis  zum  vollendeten 
20.  Lebensjahre  fortgesetzt  werden.  8tatt  des  Verweises  gegen  Jugend- 
liche, der  thatsäohlioh  nur  als  eine  Form  der  Freisprechung  gilt,  wird 
die  bedingte  Verurteilung  empfohlen,  unter  Hinweis  darauf,  wie  trotz  der 
sonstigen  Verschiedenheit  der  Ansichten  über  dieses  Strafmittel  dasselbe 
in  seiner  Anwendung  auf  Jugendliche  immer  allgemeiner  — wie  z.  B. 
auch  auf  dem  letzten  Juristentage  in  Köln  — gebilligt  wird.  Ueber  die 
staatlich  überwachte  Erziehung“  — wir  würden  einfach  „Staatserziehung" 
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sagen  — soll  das  in  jedem  Amtsgericht  au  soh&ffende  „Erziehungsamt“, 
bestehend  aus  je  einem  Vertreter  der  Staats-  und  Ortsbehörde,  der  Geist- 
lichkeit und  der  Schule  unter  Vorsitz  des  Vormundschaftsrichtore  ent- 
scheiden ; über  Fälle,  in  denen  Verwahrlosung  vorliegt,  hat  (ähnlich  wie 
i.  B.  im  Staate  Massachusetts)  der  „Jugendanwalt"  Ermittelungen  anzu- 
stellen und  darüber  an  das  Erziehungsamt  zu  berichten.  Hiozugefügt 
sind  Bemerkungen  über  die  hiernach  erforderlichen  Abänderungen  des 
Reichsstrafgesetzbuchs,  sowie  Zusammenstellungen  über  einschlägige  Be- 
schlüsse verschiedener  Fachkongresse. 

Die  wohldurohdachten  Vorschläge  Asehrotta  dürften  jedenfalls  ernste 
Beachtung  verdienen.  Was  einige  der  nächstliegenden  Einwendungen 
betrifft,  so  glaubt  er  der  Gefahr  willkürlicher  Eingriffe  in  die  eltcrliohe 
Gewalt  bei  Anordnung  der  „staatlich  überwachten  Erziehung"  durch  die 
Zusammensetzung  des  Erziehungsamts  genügend  vorgebeugt  zu  haben; 
der  entgegengesetzten  Gefahr,  dofs  gewissenlose  Eltern  durch  Unter- 
bringung in  jene  Erziehung  sich  der  Pflichten  gegen  ihre  Kinder  zu  ent- 
schlagen  trachten,  soll  durch  ihre  Heranziehung  zu  den  Unterhaltungs- 
kosten entgegengewirkt  werden.  Dem  „Erziehungsamt“  und  dem  „Jagend- 
anwalt“ gegenüber  könnte  mancher  angesichts  der  ohnehin  bestehenden 
Vielheit  der  Behörden  bedenklich  werden.  Indessen  wäre  das  Erziehungs- 
amt doch  nur  ein  durch  Zuziehung  von  „Laienmitgliedern"  erweitertes 
Vormundscbaftsgerioht,  ein  Gebilde,  welches  ganz  einem  bewährten  Zuge 
der  Zeit  entspräche.  Im  übrigen  riohten  sich  die  Einwendungen  gegen 
die  Schaffung  neuer  Behörden  wesentlich  gegen  die  Zersplitterung  der 
Exekutivgewalt;  eine  solche  würde  aber  dem  „Jugendanwalt"  nicht  bei- 
wohnen, und  an  Behörden,  welche  lediglioh  als  Auge  und  Ohr  der  Exe- 
kutive zu  wirken  haben,  ist  noch  immer  kein  Ueberflufs  vorhanden. 
Ungeteilte  Zustimmung  dürfte,  wenigstens  vom  erziehlichen  Standpunkt, 
die  Hinausschiebung  der  Strafmündigkeit  verdienen , denn  „ein  Kind, 
welches  noch  zur  Schule  geht,  gehört  nicht  ins  Gefängnis.“ 

Wir  würden  indes  nioht  so  weit  gehen,  in  der  Verwirklichung  der 
Vorschläge  des  Herrn  Verfassers  mit  ihm  ein  „Erfassen  des  Uebels  an 
der  Wurzel“  zu  finden.  Gewifs  ist  die  Kriminalität  der  Jugendlichen 
auf  die  Dauer  entscheidend  auch  für  die  Kriminalität  der  Erwacheenen, 
aber  beide  sind  nicht  das  Uebel  selber,  sondern  nur  Symptome.  Wie 
Aschrott  selber  mitteilt,  sind  die  Vergehen  der  Jugendlichen  ganz  über- 
wiegend Eigentumsrergehen,  insbesondere  Diebstähle.  Die  Neigung  zu 
diesen  Vergehen  entspringt  der  schwindenden  Achtung  vor  der  Heilig- 
keit des  Eigentums.  Die  treueste  Erziehungsarbeit  wird  aber  in  ein 
Danaidenfafs  schöpfen  und  die  Neigung  zu  „antisozialem  Verhalten"  — 
wie  Asehrott  es  ausdrüokt  — in  dem  Nachwuchs  der  Acrmeren  nicht  aus- 
rotten können,  solange  man  darauf  verweisen  kann,  wie  häufig  Eigentum 
heute  innerhalb  der  besitzenden  Klassen  mit  vollem  Bewufstsein  durch 
gemeinsohädliche  Thätigkeit  erworben  wird,  ohne  dafs  daa  Strafgesetz 
dagegen  ausreichende  Mittel  gäbe  und  ohne  dafs  wenigstens  die  öffent- 
liche Meinung  dagegen  nachhaltig  und  energisch  reagierte,  trotzdem  das 
Treiben  mancher  Börsenjobberz.  B.  schon  wegen  des  Umfanges  seiner  Schäd- 
lichkeit ganz  unvergleichlich  mehr  „antisozial"  ist  als  der  Diebstahl 
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irgend  einea  armen  Teufels.  Die  Achtung  Tor  der  Heiligkeit  de>  Eigen- 
tums wird  zurückkehren,  wenn  die  Quellen  desselben  von  unreinen  Zu- 
flüssen nach  Möglichkeit  gereinigt  werden;  auf  Mittel  hierfür  zu  sinnen, 
ist  mit  die  erste  Aufgabe  der  Kriminalisten  unserer  Tage,  und  daran 
darf  auch  bei  der  Besprechung  von  Plänen  wie  dem  vorliegenden  er- 
innert werden , damit  nicht  unsere  Gesetzgebung  mit  unseren  Krimina- 
listen über  dem  Wichtigen  das  Wichtigste  vergesse. 

Berlin.  Georg  EverL 

Baumgart,  hiss,  Orundsktse  und  Bedingungen  sur  Erteilung  der  Doktorwürde 
bei  allen  Fakultäten  der  Universitäten  des  Deutschen  Reichs,  nebst  einem  Anhänge  ent- 
haltend die  Promotiousordnuogeu  der  übrigen  Universitäten  mit  deutscher  Unterrichts- 
sprache: Basel,  Bern,  Zürich,  Dorpat,  Czernowitz,  Graz,  Innsbrack,  Prag  and  Wien. 
Nach  amtliehen  Quellen.  4.  vermehrt«  Auflage.  Berlin,  v.  Decker,  1892.  8.  XVI — 

832  88.  M.  3.—. 

Festgabe  zum  Jubiläum  der  40jihrigen  Regierung  des  Grofsberaogs  Friedrich  v. 
Baden,  in  Ehrfurcht  dargebracht  von  der  technischen  Hochschule  in  Karlsruhe.  Frank- 
furt a /M.,  J.  Baer,  1892.  gr.  4.  XC1I — 374  88.  mit  Abbildungen  and  vielen  Tafeln. 
M.  40.—. 

F es  t pn  n k t v er  s e i c h n i s der  Provins  Westfalen.  Bearbeitet  anf  der  kÖnigl. 
Meliorationsbaninspektion.  Münster,  Coppenralb,  1892.  8.  IV  — 132  u.  42  SS.  mit  31 
autographierten  Tafeln. 

Uoeniger,  R.,  Professor  Georg  von  Below'a  „Detailpolemik1'.  Ein  Mahnwort  za 
dessen  Arbeiten  über  städtische  Verfassungsgeschichte.  Berlin,  H.  Walther,  1892.  gr.  8. 
70  88.  M 1,30. 

Lui,  H-,  Die  Prostitution,  ihre  Ursachen,  ihre  Folgen  und  ihre  Bekämpfung.  Berlin, 
Verlag  des  „Vorwärts",  Berliuer  Volksblatt,  1892.  gr.  8.  38  SS.  M.  0,20.  (A.  a.  d. 

T. : Berliner  Arbeiterbibliothek,  hrsg.  von  Max  Schippe).  III.  Serie,  Heft  4.) 

Richard,  O , Die  8ittlichkeitsfrage  der  Gegenwart.  Teil  I:  Brennende  Punkte. 
Berlin,  Selbstverlag  des  Verfassers,  1892.  8.  34  SS.  (Erörterungen  über  Mafsregeln  zur 

Bekämpfung  der  Prostitution.) 

Schmitz,  Maxim.,  Kaiser  Wilhelm  I.  und  sein  schriftstellerisches  Eingreifen  bei 
entscheidenden  Fragen  und  Abschnitten  seiner  Zeit.  Neuwied,  Heuser,  1892.  gr.  8. 
VI— 83  SS  mit  Titelbild.  M 1,50. 

Schneider,  E.  G.  P.  (Schuldirektor),  Die  Geschichte  der  Schule  su  Nossen. 
Zugleich  ein  Beitrag  xur  Geschichte  der  Scholen  in  den  kleinen  und  mittleren  Städten 
Sachsens.  Nossen,  O.  Hoffmann,  1892.  8.  70  SS.  M.  0,70. 

v.  Thudichum,  Fr.  (o.  Prof,  Tübingen),  Historisch-statistische  Grundkarten. 
Denkschrift.  Tübingen,  Laupp,  1892.  8 IV — 26  SS.  M.  0,60. 

Tietz,  Schiller  (Berlin),  Folgen,  Bedeutung  und  Wesen  der  Blutsverwandt- 
schaft (Inzucht)  im  Menschen-,  Tier-  und  Pflanzenleben.  2.  Auflage.  Berlin  und  Neu- 
wied, Heuser,  1892.  gr.  8.  IV — 94  SS.  M.  1,80. 

C o r d o n , G.  (agrlge  d'histoire),  La  fondation  de  rüniversit4  de  Douai,  thfese 
prösentce  ä la  facullr  des  lettres  de  Paris.  Paris,  F.  Alcan,  1892.  8.  III — 648  pag. 

Jouet,  A.  (avocat  k la  Cour  d'appel  de  Paris),  Les  clubs:  leur  histoire  et  ieur 
röle  depuis  1789.  Paris,  Giard,  1892.  8 243  pag.  fr.  3.—. 

Urwick,  W.,  The  early  hislory  of  Trinity  College,  Dublin,  1591  — 1660.  Aa 
told  in  Contemporary  records  on  occasion  of  the  tercentenary.  London,  Fisher  Unwin, 
1892.  8.  IV— 99  pp.  1 /.— . 
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A.  Frankreich. 

Annales  de  l'Ecole  libre  des  Sciences  politiqnes.  VUe  anntfe  (1892)  N°  2, 
April  1892  : Les  tinances  russes,  le  passd,  le  präsent,  l'avenir,  par  R.  0.  Levy.  — 

Bulletin  de  statistique  et  de  llgislation  compar^e.  XVJW«m  ann{e  (1892)  Juin: 
A.  France,  colonies,  pays  sous  le  protectorat  de  la  France:  Rapport  et  d£cret  concer- 
nant  l’application  da  tarif  minimum  aux  marchandises  originales  d’Espagne.  — Les  cours 
du  3 p.  O/o  perpetuel  depuis  l’origine,  avec  diagramme.  — Les  reveous  de  l’Etat:  Re- 
couvrements  des  cinq  premiers  raois  de  1892.  — Le  commerce  exterieur,  moi»  de  mai. 

— Production  des  alcools  en  1891  et  1890.  — Les  d£bit*  de  boissons.  — Statistique  des 
fabriques,  entrepöts,  magasius  de  vente  en  gros  et  magasiDs  de  vente  en  detail  soumis 
aux  exercices  des  agents  des  contributions  indirectes.  — Le  rägime  donanier  des  colonies. 

— B.  Pays  etrangers : Angleterre : La  monnaie.  Les  banqaes  du  Royaume-Uui.  Les 
caisses  dVpargne,  avec  diagratnme.  Les  pensions  de  retraite  pour  la  vieillesse.  — 
Belgique:  La  question  mon^taire.  Le  projet  de  badget  pour  1893.  — Antriche- 
Hongrie : Le  commerce  exterieur  de  1878  k 1891.  La  riforme  monetaire.  — Italic: 
Le  mouvement  öconomique  de  l’Italie  de  1881  k 1890.  Le  monopole  des  tabues. 

— Suisse : Le  commerce  extlrieur.  La  monnaie.  — Espagne : Le  rögime  des  importa- 
tions  fran^aises.  — Egypte : Le  commerce  exterieur.  — Chine:  Le  commerce  exterieur 
en  1891.  — Etats-Unis:  Les  progrks  de  la  richesse  et  les  dettes.  — 

Journal  de  droit  international  priv6  et  de  la  jurisprudence  comparle,  fonde  et 
publii  par  E.  Clunet.  Anm'o  XIX  (1892)  N°»  5 — 6 : De  la  faillite  et  de  la  liquidation 
judiciaire  des  soci^tis  commerciaies  au  droit  international  priv{,  par  P.  Pic  (agrege  k la 
facultä  de  droit  de  Lyon).  — De  la  naturalisation  et  de  la  national^  au  Mexiqne,  par 
F.  J.  Zavala  (magistrat  du  tribunal  supreme  de  justice  de  l’Etat  de  Salisca,  Mexique).  — 
L’exterritorialit4  au  Japon,  par  G.  Boissonade  (prof.  k la  facult{  de  droit  de  Paris). 

— etc. 

Journal  des  Economistes.  Revue  mensuelle.  Kddacteur  en  cbef : G.  de  Molinari. 
Juin  1892:  Le  budget  de  1893,  par  Michel  Lacombe.  — Esquisse  d’un  cours  de  com- 
merce (suite  et  fin),  par  Courcelle  Seneuil.  — La  banque  agricole  de  Turquie,  par  E. 
Fournier  de  Flaix.  — Le  mouvement  scientifique  et  industriel , par  D.  Bellet.  — Revue 
de  l'AcAd&nie  des  Sciences  morales  et  politiques  (du  15  fevrier  au  lw  juin  1892).  Compte 
rendu  par  Jos.  Lefort.  — Souvenirs  de  Siam,  par  H.  Meyners  d’Eatrey.  — Une  victoire, 
par  Fr.  Passy.  — Lettre  d’Autricbe-Hongrie,  par  A.  E.  Horn.  — Henri  Pigeonneau,  par 
A.  de  Foville.  — La  mort  d’un  arbre.  — Societe  d’economie  politique , reunion  du 
4 juin  1892:  Assemblle  gem-ralo  annuelle  de  la  Soci4t4.  Discussion:  De  la  productiviU 
des  capitaux  nouveanx  et  du  taux  de  rint4r£t  daus  les  vieillee  societcs  — Chronique 
cconomique.  — etc. 

Journal  de  la  Soci£t4  de  statistique  de  Paris.  XXXIII^mc  annee  (1892)  N°  7: 
Juillet:  Proces-verbal  de  la  sdance  de  la  Soci6t£  du  15  juin  1892.  — La  vapeur  en 
France  depuis  50  ann^es,  par  Daniel  Bellet.  — Observations  pn'-sentces  par  Maur.  Bellom 
sur  l'emploi  de  la  vapeur  dans  la  production  de  l’41ectricit£.  — Le  mouvement  commer- 
cial  et  maritime  du  port  de  Dunkerque  avec  la  R{publique  Argentiue,  par  A.  Mine.  — 
Compte  rendu  d’nn  ouvrage  de  M.  Bodio,  intitulr : „Indici  misuratori**,  par  (le  prince  de) 
Cassano.  — Superficie  et  population  : Les  Etats  d’Europe.  Division  de  la  terre  en  cinq 
parties  du  monde,  par  Levassenr.  — Les  routes  d^partementales,  par  Loua.  — La  l£gion 
d'honneur,  par  le  radme.  — etc. 

Moniteur,  le,  des  assurances.  Revue  mensuelle.  Tome  XXIV«, N°  286,  15  juillet 
1892:  Assurances  sur  la  vie.  Opcrations  des  compagnies  fram;ftiscs  d’assurances  sur  la 
vie  en  1891:  ^Assurances.  Rente*  viagöres.  Reserve»  Frais  generaux  et  commissions. 
Resume.  Actif  des  compagnies  au  31  d&embre  1891 , par  E.  Bexiat  d’Audibert.  — 
Comptes  reudus  des  compagnies  fran^ises  d’assurances  tur  la  vie.  — Assurance,  par 
l'Union-lncendie,  des  dommages  pouvant  atteindre  les  proprietäs  mobileres  par  diverses 
causes  d'explosion.  — etc. 

R {forme  sociale,  la.  Bulletin  de  la  Soci4t4  d'economie  sociale  et  des  unions  de 
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la  paix  sociale.  XI«  annde  (1892)  No»  II  k 12:  1«*  Juin  et  16  Juin:  Banques  cuoperatives  et 
caisses  d’epargne  : leur  r6le  distinct  et  parallele  cotnme  Organes  d’epargne,  discours  pro- 
nonce  le  6 mai  au  Congräs  du  crddit  populaire  de  Lyon,  par  E.  Kostend  (President  de 
la  caisse  d'dpargne  de  Marseille),  avec  appendice : Resolution»  votdes  par  le  Congr&s  de 
Lyon  au  sujet  des  projots  de  loi  interessant  le  crddit  coopcratif.  — La  crise  actuelle  des 
trade-uoions,  ä propns  d’un  llvre  rdcent  (de  M.  Howell),  par  Heurtaux-Yarsaveaux.  — 
Les  grandes  compagnies  de  commerce  et  de  colonisations,  par  H.  Pigeonneau  (prof.  k la 
Sorbonne).  — La  Bosnie  sous  le  gouvernement  Austro-Ilongrois,  par  A.  Bordeaux.  — 
Les  retraites  ouvri&res  k propos  du  projet  de  loi  de  MM  Constans  et  Kourier,  par  Ch. 
Parmcntier  — La  charitd  h Naples,  par  Renn  Razin.  — L’organisation  sociale  de  la 
brasserie  Schulteis  & C*«,  k Berlin,  par  E Duboi*.  — La  spdculation  financi&re  et  ses 
abus,  d’apr&s  le  livre  rdcent  de  C.  Jannet : (,,le  Capital,  la  »plcolation  et  la  flnance“), 
par  J.  Lacointa.  — Francis  Jacqmin,  direeteur  de  la  compagnie  de  l’Eat,  par  E.  Cheys- 
son.  — Rousseau  et  les  iddologues,  par  J.  Angot  des  Rotours  — Chronlque  du  mouve- 
ment  social,  par  A Fougerousse.  — Le  mouvement  social  k Tdtranger,  par  J.  Caza- 
jeux.  — etc. 

Revue  d’economie  politique.  Comitc  de  direction : P.  Cauwfes  (Paris),  E.  Schwied- 
land  (Vienne),  Ch.  Gide  (Montpellier),  E.  Villey  (Caen).  Annde  VI  (1892)  N°  6,  Juin: 
Les  forme»  d'industrie  dans  leur  d6veloppement  historique,  par  Ch.  Bücher.  — La  legis* 
lation  sociale  en  Italic.  Difficultes  que  rencontre  son  Etablissement,  par  Fr  S.  Nitti,  trad. 
par  J.  ValEry.  — Coup  d’oeil  sur  Involution  des  idEes  sociales,  par  J.  Wolflf.  — La 
terre  et  le  systfeme  social,  par  A.  Loria,  trad  par  Paul  Valery.  — Chronique  legislative. 

— Necrologie:  H.  Pigeonneau,  par  E.  Schwiedland.  — etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Publicatlon  du  Ministfere  de  la  marine.  Tome  CX IV, 
livraison  370,  Juillet  1892:  Les  tambours  et  clairons  de  la  marine,  par  E.  Le  Breton. 

— La  marine  allemande  (suite),  par  E.  Guiffart.  — Etudes  historiques  sur  la  marine 
militaire  de  la  France  (suite) : La  marine  fran^aise  avant  et  pendant  la  guerre  de  sept 
ans,  par  Chabaud-Arnault.  — Etüde  sur  la  thEorie  mEcanique  de  la  chaleur  (suite),  par 
C.  Brun.  — La  flotte  anglaise  sur  les  cdtes  d’Aunis  et  de  Saintonge  en  1757,  par  C. 
Tulau.  — Voyages  aEriens  au  long  cours.  Les  aErostats  et  i’exploration  du  contineat 
africain,  par  L.  Dex  (suite).  — Chronique.  — etc. 

B.  England. 

Board  of  Trade  Journal.  Vol.  XIII,  N°72:  July  1892:  Obstacles  to  British  foreign 
trade.  — The  German  iroa  trade.  — The  mirror  and  plate-glass  fndustry  of  Rohemia.  — 
The  Spanisli  sherry  trade  — The  textile  industry  in  Spain.  — Tanning  industry  in  the 
United  States.  — The  8myrua  sponge  trade.  — The  petroleum  trade  of  the  Caucasus.  — 
Tea  culture  in  Assam.  — Industrial  progress  of  Canada.  — The  Newfoundland  tisheries. 

— Tariff  changes  and  customs  regulations.  — Customs  dutiea  on  the  importation  of  hops 
into  foreign  countries.  — Customs  tariff  of  Portugal.  — Extracts  from  diplomatic  and 
consular  reports.  — General  trade  notes.  State  of  the  skilled  labour  market.  — Procee- 
dings  of  Chambers  of  commerce.  — 

Contemporary  Review,  the.  August  1892:  William  and  Bismarck.  — Imagi- 
nation in  dreams,  by  Fr.  Greenwood  — The  problem  of  crime  in  France,  by  (Mad.) 
Blase  de  Bury.  — Influenza,  by  Jul.  Althaus.  — Interest  and  loyalty  in  Canada,  by 

Erastus  Wiman.  — The  coming  revolution  in  tactics  and  strategy,  by  (Lieut  -Col.)  H. 

Elsdale.  — Provincial  home  rule,  by  (the  Marquis  of)  Lome.  — John  Knox,  by  J.  St. 
Blackie.  — The  moral  of  the  elections,  by  Sidney  Webb.  — The  general  election  and 
after,  by  W.  T.  Stead.  — etc. 

Edinburgh  Review,  the.  N*  361,  published  on  July  22,  1892:  Crime  and  crimi- 
nal  law  iu  the  United  States.  — Travels  in  Equatorial  America.  — Wellhausen  on  the 
„History  of  Israel“  (by  Renan).  — Irish  spies  and  informers.  — The  discovery  of 
America.  — Formal  and  landscape  gardening.  — The  isie  of  Wight.  — The  platform 
The  elections.  — etc. 

Fortnightly  Review,  the.  August  1892:  The  questiou  of  preferential  tariffs,  by 
(Sir)  Ch  Tupper.  — The  drama  in  the  doldrums,  by  W.  Archer.  — »•  Awakened  candi- 
dates,  by  H.  D.  Traill.  — The  working  lady  in  London,  by  (Miss)  March-Phillipps.  — 
La  debacle,  by  G.  Moore.  — Mr.  Ralfour’s  work  in  the  west  of  Ireland,  by  J.  Verschoyle. 

— The  political  Outlook,  by  W E.  II.  Lecky,  J.  Fletcher  Moulton,  T.  W Russell,  H. 

O.  Arnold-Foster,  Fr.  Greenwood,  and  W.  T.  Marriott,  etc.  — atc. 
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Journal  of  the  Royal  Statistical  Society  (pablished  quarterly).  Volume  LV,  part  2, 
June  1898:  Tonnage  atatistica  of  the  decade  1880 — 90,  by  J.  (Jlover,  wich  diatusaiou  on 
Mr.  Olover’s  paper.  — An  inqairy  into  the  statistics  of  the  production  and  consumption 
of  milk  and  milk  producta  in  Great  Britain,  by  R.  H.  Rew,  with  discussion  on  Mr.  Rew’s 
paper.  — The  enumeration  of  paupers,  a correction,  by  Ch.  Booth.  — Area  and  popu- 
Jation,  by  E.  Levasseur : 1.  The  States  of  Europa.  II.  The  five  divisions  of  the  worid. — 
Emigration  and  immigration  in  1891.  — 8ea  fisheries  of  the  United  Kingdom,  1886 — 91. 

— The  United  8tates  Census  of  1890.  — The  Austrian  currency  reforms.  — etc. 

National  Review.  August  1898:  To  tbe  loyalists  of  Ireland,  by  A.  Austin.  — 
The  general  elections:  1.  a birds’-eye  view,  by  A.  A.  Baumann.  8.  Tbe  real  radical 
Programme,  by  Ch.  A.  Whilmore.  — Rivarol,  by  (Lady)  Colin  Campbell.  — Unpopu- 
larity  of  the  poor  law,  by  the  editor  of  „a  plea  for  liberty“.  — The  first  ascent  of  Mont 
Blanc,  by  R.  Edgcumbe.  — Voltaire  and  England,  by  (Mrs  ) A.  Kennard.  — Beginnings 
of  the  drama  in  America,  by  R.  Davey.  — etc. 

New  Review,  the,  edited  by  A.  Grove.  N°  39.  August  1892:  The  labour  party 
and  the  new  Parliament,  1.  by  John  Büros.  2.  by  J.  Keir  Hardie. — Sir  Joseph  Fayrer 
on  the  origin  and  diflfusion  of  cholera.  — The  liberal  unionists,  by  G.  Shaw-Lefevre.  — 
Society  in  Berlin,  by  (Prof.)  GefTcken.  — Zola  as  an  evolutionist,  by  (Madame)  Blaze 
de  Bury.  — Personal  reminiscences  of  the  french  Revolution.  Letters  of  the  comte  de 
Lally.  — Failure  or  success  in  Parliament,  by  H.  W.  Lucy.  — etc. 

Nineteenth  Century,  the.  August  1892:  Why  1 voted  for  Mr.  Gladstone,  1.  by 
(Sir)  Th.  H.  Farrer ; 2.  by  the  Master  of  Univeraity  College,  Oxford ; 8.  by  (Sir)  W. 
Markby  ; 4 by  (Prof.)  A.  R Wallace ; 5.  by  H.  G.  Hewlett;  6.  by  the  (Rev.)  Russell 
Wakefield;  7.  by  (Prof.)  Minto ; 8.  by  the  Dean  of  Winchester.  — Lending  money  to 
Australia,  by  R.  G.  C.  Hamilton  (Governor  of  Tasmania).  — The  Egyptian  newspaper 
press,  by  W.  Fraser  Rae.  — Rece nt  Science,  by  (Prince)  Kropotkin.  — A trial  by  lynch  law,  by 
R.  B.  Townsbend.  — Dungeness  or  Dover?  by  (Major)  Willougb,  by  Vertier.  — The 
French  emprese  and  the  German  war,  by  Archibald  Korbes.  — The  confusion  in  medical 
charities,  by  C.  S.  Loch.  — Muley  Hassan,  by  Ch.  F.  Goss.  — Notes  of  a Virginian 
joumey,  by  E.  S.  Nadal.  — The  verdict  of  England,  by  E.  Dicey.  — etc. 

Quarterly  Review,  the.  N®  349  (pablished  August  1892) : Pitt’s  wsr  policy. — Tri- 
nity  College,  Dublin.  — Cardinal  Manning.  — Ramsay’s  Asia  minor.  — Politics  and 
ethics.  — Disestablishment.  — etc. 

Scottish  Review,  tbe.  July  1892:  The  social  condition  of  the  poor  in  Glasgow. 

— The  coming  of  the  Hungarians : their  origin  and  early  homes,  by  J.  B.  Bury.  — The 
porteous  riots,  by  G.  W.  T.  Omond.  — The  reminiscences  of  Msrshal  Macdonald , by 
W.  O’Conor  Moris.  — The  Russian  universities,  by  C.  T.  Hagbert  Wright.  — The  antbro- 
pological  history  of  Europe,  by  J.  Beddoe.  — How  the  Scottish  Union  was  effected,  by 
J.  Downie.  — etc. 


C.  Oesterreich-Ungarn. 

O e st  e r r eic h - ungarische  Revue,  Band  XIII  Heft  1 — 8,  oder  April  bis  Juniheft 
1892:  Das  reichsgräfliche  Haus  Uenckel  von  Donnersmarck  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung des  Wirkens  de»  Reichsgrafen  Hugo  Heuckel  von  Donnersmarck.  — Die  Ge- 
schichte des  Weinbaues  und  des  Weinhandels  in  Oesterreich  und  Ungarn.  Nach  den 
Quellen  dargestellt  von  G.  Deutsch.  — Geistiges  Leben  in  Oesterreich- Ungarn : 1.  Zum 
26-jährigen  Jubiläum  der  Ungarischen  Historischen  Gesellschaft,  von  L.  Mangold.  — 
2.  Geistiges  Leben  in  Tirol.  — etc. 


G.  Holland. 

Economist,  de,  opgericht  door  J.  L.  de  Bruyn  Kops.  Jaargang  XLI  (1892) 
Juli — Augustus  (in  holländischer  Sprache):  Die  Zuckerindustrie  auf  Java  unter  der 

Verwaltung  der  Ostindiscben  Kompagnie,  von  N.  P.  van  den  Berg.  — „Leidsch  Toyu« 
beewerk“:  Die  neu  errichtete  Fortbildungsanstalt  für  Fabrikarbeiter  und  Handwerker  in 
Leiden.  — Koloniale  Chronik  und  Litteratur,  von  Quartes  van  Ufford.  — Wirtschaftliche 
Chronik  : Minister  Pierson  als  Protektionist.  Die  äufsere  portugiesische  Staatsschuld. 
Preufsiscbe  Einkommensteuer.  Ueber  den  Streik  der  Bergwerksarbeiter  mu  Durham.  Die 
Vereinigte  Staatenschuld  von  1890  im  Vergleich  mit  dem  Status  von  1880.  Vermutliche 
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Folgen  der  holländischen  Stenerumgestaltung.  Der  Reichtum  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  Freie  Silberprägung  in  den  Vereinigten  Staaten.  Protektionismus  in  Eng- 
land. Die  englischen  Parlatnentswahlcn.  — Die  holländische  Kattunindnstrie  seit 
1860.  — etc. 


K.  Amerika. 

American  Economic  Association  Publications.  Vol.  VI,  N°*  1 and  2 : Report  of 
proceedings  at  their  annual  meeting,  1890.  — Vol.  VII,  N®  1 : The  silver  Situation  in 
the  United  State»,  by  F.  W.  Taussig.  — 

Annals  of  the  American  Academy  of  political  and  social  Science  (issued  hi-month- 
ly.)  Editor:  E.  J.  James,  associate  editors  : R.  J.  Falkner,  J.  H.  Robinson.  (Phila- 
delphia.) Vol.  III,  N°  1,  July  1892:  Cabinet  government  in  the  United  States,  by  Free- 
man  Snow.  — School  savings  banks,  hy  Sara  L.  Oberholtxer.  — Patten’»  dynamic 
economic»,  by  J.  B.  Clark.  — Geometricai  theory  of  the  determination  of  prices,  by 
Leon  Walras.  — Basis  of  intereat  (discussion),  by  B.  F.  Hughes.  — Conference  of  the 
central  bureau  for  the  promotion  of  the  welfare  of  the  laboring  classes  (Centralstelle  für 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  in  Berlin),  by  L.  S.  Rowe.  — Personal  note».  — etc. 

Political  Science  Quarterly,  edited  by  the  University  faculty  of  political  Science 
of  Columbia  College.  Volume  VII,  N®  2,  June  1892  : Asylum  in  legations  and  in  vessels, 
II.  by  (Prof.)  J.  B.  Moore.  — The  iromigration  question,  by  J.  Hawks  Noble.  — Tithes 
in  England  and  Wale»,  by  Kob.  Brown,  jr.  — Loria's  social  System,  by  (Prof.)  Ugo  Rabbeno. 
— Local  self-govemment  in  Japan,  by  E.  W.  Clement.  — The  exercise  of  the  sulfrage, 
by  (Prof.)  A.  B.  Hart.  — Record  of  political  event»,  by  (Prof.)  W.  A.  Dunning.  — etc. 

Quarterly  Journal  of  Economics.  Vol.  VI,  N®  3,  April  1892:  University  Sett- 
lement», by  E.  Cummings.  — The  fundamental  error  of  „Kapital  und  Kapitalzins4*,  by 
F.  B.  Hawiey.  — The  Bank  of  Venice,  by  C.  F.  Dunbar.  — 

Yale  Review,  the.  A quarterly  Journal  of  history  and  political  Science,  Vol.  I, 
N°  1,  May  1892  : German  tariff  policy,  past  and  present,  by  H.  Villard  and  H.  F.  Far- 
nam.  — Legal  theories  of  price  regulation,  by  A.  T.  Hadley.  — Labor  troubles  bet- 
ween  1834  and  1837,  by  E.  Woollen.  — etc. 


Die  periodische  Fresse  Deutschlands. 

Annalen  des  Dentscbeu  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Statistik.  Hrsg, 
von  Georg  Hirth  und  Max  Seydel.  Jabrg.  XXV  (1892)  Nr  8 und  9:  Das  deutsche 
Arbeiterrecht,  von  Conrad  Bornhak,  Fortsetzung : Abschnitt  3 (Arbeiterversicherung). 
Abschnitt  4 (Arbeiterschutzgesetzgebung).  — Das  internationale  Uebereinkotmnen  über 
den  Eisenbahnfrachtverkebr,  von  G.  Eger,  Fortsetzung:  B.  Die  Legitimation  und  der 
Gerichtsstand  für  Klagen  aus  dem  internationalen  Eisenbahnfrachtvertrage.  — Getreide- 
zoll und  Identitätsnachweis,  von  W.  Tröltsch.  — Definitive»  Ergebnis  der  Volkszählung 
im  Deutschen  Reiche  vom  1.  12.  1890,  nach  der  Zusammenstellung  des  kais.  statis- 
tischen Amtes.  — 

Archiv  für  Post  and  Telegraphie.  Jahrgang  1892,  Nr  10  bis  13  (Mai  bis  Juni) 
und  Ergänzungsheft  zum  Juni:  Die  Entwickelung  des  dänischen  Telegraphenwesens.  — 
Türkisches  Postwesen.  — Japanisches  Verkehrswesen.  — Erkenntnis  des  preußischen 
Oberverwaltungsgerichts  über  die  Frage,  ob  die  Reichstelegrapben Verwaltung  zu  Voraus- 
leistungen für  den  Wegebau  verpflichtet  ist.  — Statistische  Nachrichten  über  Postbalterei- 
verhältnisse,  Extrapostverkehr  und  Gewährung  von  Futterkostenznschnfs.  — Ein  Gedenk- 
tag  (40jähr.  Bestehen)  de»,  (einheitlich  umgestaltet  am  1.  VII.  1852  in  Kraft  getretenen) 
deutsch -österreichischen  Postvereinsvertrag».  — - Ueberblick  Uber  die  Entwickelung  des 
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Fernsprechwesens  hn  Reichstelegraphengebiete.  — Eisenbahnverhältnisse  in  Argentinien. 

— Verkehrsverhältnisse  im  Schutzgebiet  Kamerun.  — Post-  und  Telegraphenwesen  in 
Tunesien.  — Entwickelung  des  Telegraphen wesens  im  Grofsherzogtum  Baden  bis  znm 
Jahre  1871.  — Erkenntnis  des  Reichsgerichts,  betreffend  die  Begriffe  „Brief14  und  „fort- 
gesetzte Portohinterziehung'4.  — Einrichtung  und  Anwendung  der  Induktionsmeßbrücke 
zur  Messung  von  Erdleitungswiderständen.  — Heerstraßen  und  Verkehrswesen  der 
Römer.  — * Geschichtliche  Entwickelung  der  Hauptkonstruktionsteile  der  oberirdischen 
Telegraphenlinien  in  Preufsen  und  im  Reichsteiegraphengebiet.  — etc. 

Archiv  für  Öffentliches  Recht.  Hrsg,  von  (Proff.  I)rr)  P.  Laband  und  F.  Stoerk. 
Band  VII  (1893),  Heft  3:  Die  Entschädigungspflicht  des  Staates  bei  unschuldig  erlittener 
Strafhaft  im  Lichte  der  neuesten  österreichischen  Rechtsentwickelung,  von  A.  Klewitz.  — 
Die  vertragsmäßigen  Grundlagen  der  Reichs  Verfassung,  von  C.  Bornhak.  — Die  Ord- 
nungsstrafe im  Reichsrecht,  von  K.  Preger.  — Entscheidung  des  k.  Oberverwaltungs- 
gerichts vom  1.  April  1892,  zur  Frage:  Sind  die  Beamten  de»  evangelischen  Kirchen- 
regiments in  Prenfsen  als  Staatsbeamte  anzusehen?  — Gemeindeverbände  in  Frankreich, 
von  L.  Fuld.  — etc. 

C hri  s tlich  -soziale  Blätter.  Katholisch -soziales  Centralorgan.  Jahrgang  XXV 
(1892)  Heft  11  und  12:  Die  Klärung  der  Lage,  (111.  Artikel).  — Die  jüngste  Erhebung 
des  Anarchismus  (II.  Artikel).  — Die  anarchistische  Bewegung  in  Spanien.  — Die 
Sonntagsruhe.  — Die  englischen  Gewerkvereine  im  Jahr  1890.  — ■ Die  Krankenver- 
sicherung im  Deutschen  Reiche.  — Miszelle  (betrifft  die  von  Rudolf  Meyer  in  der  Revue : 
„Die  neue  Zeit44  bekämpfte  Verstaatlichung  des  Kornhandels).  — 

Deutsche  Revue  über  das  gesamte  nationale  Leben  der  Gegenwart.  Hrsg,  von 
R.  Fleischer.  Jahrg.  XVII  (1892)  Juli  und  August:  Aus  dem  Leben  König  Karls  von 
Rumänien  (Artikel  VI  und  VII).  — Ein  Brief  des  (Earls)  Grey  über  den  Kampf  gegen 
die  Anarchisten  und  Sozialisten.  — Die  Hohenzollern  und  der  Dom  zu  Berlin,  von  P. 
Wallä.  — Aus  Eduard  Laskers  Nachlaß.  Sein  Briefwechsel  in  den  Jahren  1870/71 
(Artikel  IV  und  V).  — Handelsfreiheit  und  das  Wohl  der  Völker,  von  A.  v.  Matlek ovits. 

— Die  Wildbäche,  von  Ferdin.  Wang.  — Sechzehn  Jahre  in  der  Werkstatt  Leopold 
von  Rankes  (Artikel  IX  nnd  X).  — Ouro  Preto  und  Diamantina,  von  Kari-udo.  — Die 
Nationalitätenbewegung  in  der  Gegenwart,  von  A.  (Graf)  Seherr-Tross.  — Aus  der 
russischen  Memoirenlitteatur,  von  Job.  Eckardt  (Artikel  I and  II:  Schluß.)  — Juristen- 
deutsch. Ein  Brief  von  Rudolf  v.  Gneist  an  den  Herausgeber.  — Gewitterangst,  vou 
P.  K.  Rosegger.  — Wilhelm  Weber.  Eine  Lebenskizze,  von  H.  Weber  (I.  Artikel).  — 
Aus  der  Welt  des  Hörens,  von  K.  Lichtenberg.  — Die  Natur  und  Bedeutung  des  Sprich- 
worts, von  G.  Stickel  (I.  Artikel).  — Tiefseeforschungen,  von  O.  Lehmann.  — Eine  ver- 
gessene deutsche  Kolonie  in  Venezuela.  — etc. 

Finanzarchiv.  Zeitschrift  für  das  gesamte  Finanzwesen.  Hrsg,  von  (Prof.) 
Georg  Schanz.  Jahrg.  IX  (1892)  Bd.  1 ; Steuerobjekt  und  Realsteuer,  von  W.  Vocke.  — 
Die  Schulden  des  preußischen  Staates  von  1870 — 91,  von  C.  Sattler  (Mitglied  des 
preufs.  Abgeordnetenhauses).  — Die  Besteuerung  der  Wandergewerbe  in  Württemberg, 
von  H.  Zeller  (O.FinR.)  — Preufsiscbes  Gesetz,  betreffend  das  Verbot  des  Privathandels 
mit  Staatslotterielosen,  vom  18.  VIII.  1891,  nebst  Kommissionsbericht.  — Oesterreichisches 
Gesetz  vom  1.  VI.  1892,  betr.  die  Abänderung  des  Haussteuergesetzes  vom  9.  II  1882, 
nebst  Bericht  der  Finanskommission  des  Herrenhauses.  — Oesterreichisches  Gesetz  vom 
9.  II.  1892,  betreffend  Begünstigungen  für  Neubauten  mit  Arbeiterwohnnngen.  — etc. 

Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reiche. 
Jabrg.  XVI  (1892).  Hrsg,  von  Gustav  Schmoller.  Heft  3:  Das  neue  deutsche  Tele- 
graphengesetz, von  P.  D.  Fischer.  — Die  Berliner  Fleischpreise  im  letzten  Jahrzehnt  und 
die  Reform  des  Vieh-  und  Fleischhandels,  von  Levy  von  Halle.  — Die  geschichtliche 
Entwickelung  der  Unternehmung,  von  G.  Schmoller,  XI:  Die  Handelsgesellschaften  des 
Altertnms.  — Die  heutige  Lage  des  Kommis  nach  neuerer  Litteratnr,  von  K.  Oldenberg. 

— Die  amerikanischen  Arbeitsämter  und  ihre  Lohnstatistik,  von  C.  A.  Zakrzewski.  — 
Bericht  über  die  12.  Jahresversammlung  des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und 
Wohlthätigkeit,  von  E.  Münsterberg.  — Betrachtungen  über  die  Wirtschaften  der  länd- 
lichen Tagelöhner  des  Deutschen  Reichs,  von  H.  Grohmann.  — Die  Fortführung  der 
preußischen  Steuerreform,  von  G.  Cohn  — Das  Vorrecht  der  Bauhandwerker,  von  II. 
Freese.  — Die  Bergarbeiterverhältnisse  in  Großbritannien,  von  O.  Pringsheim.  — etc. 
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Masius'  Rundschau.  Blätter  für  Versicherungswissenschaft,  etc.  N.  F.  Jahrg.  IV 
(1892),  Heft  7 und  8:  Der  Bericht  des  eidgenössischen  Versicherungsamtes  für  1890.  — 
Das  Jubiläum  der  staatlichen  Lebensversicberungsanstalt  in  Dänemark.  — Unentgeltliche 
Uebertragung  der  Rechte  aus  einer  Lebensversicherung  auf  eine  Ehefrau.  — Der  Bericht 
des  eidgenössischen  Versicherungsamts  für  1890  (11.  Artikel).  — Die  Beschränkung  der 
Geschäfte  der  Lebeosversicherungsgesellschaften.  — Untreue  der  Deklaration.  — Professor 
Dr.  K G.  König  in  Bern  (Nekrolog).  — Die  öffentlichen  8ozietäten  und  die  Mobiliar- 
Versicherung  (Aus  der  HandeUbeilage  der  Berliner  Nationalzeitung  v.  16.  VI.)  — etc. 

Preu  falsche  Jahrbücher.  Herausgegeben  von  Hans  Delbrück.  Band  LXX, 
Heft  2,  August  1892:  Schweizerischer  Irredentismus.  — Friedrich  der  Grofse  als  Moral- 
lehrer , von  A.  Döring.  — Die  Schlacht  auf  dem  Eise.  Eine  deutsch -russische  Entschei- 
dung im  Jahre  1242,  von  P.  Rohrbach.  — Zur  Geschichte  der  neuesten  Theologie  , von 
A.  Heubaum.  — Politische  Korrespondenz:  Die  Berliner  Weltausstellung.  Die  Reform 
des  Lehrerexamen»,  von  Delbrück.  — etc. 

Zeitschrift  des  kgl.  bayerischen  statistischen  Büreaus.  Redigiert  von  (ORegR.) 
C.  Rasp.  Jahrgang  XXiV  (1892)  Nr  1:  Die  öffentlichen  Sparkassen  im  Königreiche 
Bayern  im  Jahre  1890,  vom  Herausgeber.  — Statistische  Nachweisungen  über  die  Armen- 
pflege im  KR.  Bayern  für  1890,  von  (RegAsa.)  Krieg.  — Die  Ernte  des  Jahres  1891  in 
Bayern,  von  demselben.  — Die  Hagelscblftge  des  Jahres  1891  in  Bayern,  von  demselben. 

— Geburts-  und  Sterblichkeits Verhältnisse  in  einer  Anzahl  bayerischer  Städte  im  ersten 
Vierteljahre  1892.  — etc.  Mit  Beilagenheft:  Morbiditätsstatistik  von  Niederbayern  für 
1890,  von  Dr.  J.  G.  Reiter  und  Morbiditätsstatistik  von  Unterfranken  für  1891,  von  Dr. 
Fr.  Böhm.  — 

Zeitschrift  für  deutsche  Kulturgeschichte.  Neue  Folge.  Hrsg,  von  Cbr.  Meyer 
Band  11  (1892)  Heft  3 und  4:  Die  Entstehung  der  deutschen  Städte,  von  W.  Varges. 

— Zur  Geschichte  des  Biers  in  Pommern,  von  M.  Wehrmann.  — Verpflegungswesen  im 

Heere  Tillys,  von  J.  G.  Weifs.  — Deutsche  Häusernamen,  von  R.  Mielke.  — Altreichs- 
städtische Kulturstudien,  von  Chr.  Meyer.  — Das  Fegefeuer  des  westfälischen  Adels etc. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats  Wissenschaft  in  Verbindung  mit  genannten 
Autoren  hrsg.  von  A.  SchäfTle  (k.  k.  Minister  a.  D.)  Jahrgang  XLVIII  (1892)  Heft  3: 
Naturgesetz  und  Wirtschaftsgeaetz  , von  F.  J.  Neumann.  — Die  Aufgaben  der  Reichs- 
kommission  für  Arbeiterstatistik,  von  Fr.  Worishoffer.  — Sind  gesetzliche  Maßnahmen 
gegen  Trunksucht,  Trunkenheit  und  Morphinismus  erforderlich  V — Zur  wissenschaftlichen 
Orientierung  Über  die  neueste  Handelspolitik.  Mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Pflichten 
des  Grundeigentums  in  den  Schutxzolifragen,  von  A.  Schaffte  (II.  Artikel,  2.  Teil.)  — 
Die  fünf  Entwickelungsstufen  der  gewerblichen  Produktionsweise , nach  Bücher.  — etc. 
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VIII. 

Die  Stundenzonenzeit1). 


Von 

W.  Streckert, 

(iebeimer  Oberregierangsrat  in  Berlin. 


Was  ist  Zeit  ? Eine  bestimmte  Erklärung  des  Begriffes  ist  schwer 
zu  geben.  Es  ist  für  uns  das  Empfinden  des  Nacheinander,  oder  um- 
schrieben ausgedrückt:  ist  Zeit  für  uns  der  Eindruck,  der  in  unserem 

1)  Litteratur.  Aufser  den  umfangreichen  Besprechungen  in  den  politiachen  Zeit- 
schriften behandeln  nachstehende  Fachschriften  und  Broschüren  die  Frage  über  die  Ein- 
führung einer  Einheitsseit : 

Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen:  Jahr- 

gang 1879  8.  787,  1244;  1880  S.  425,  931  ; 1881  S 711;  1883  8 1167  ; 1884  S.  92, 
312,  581;  1888  8.  868;  1889  8 41,  48,  741,  765,  821,  888;  1890  8.  80,  208,  797, 
901;  1891  S.  33,  47,  219,  324,  386,  667,  731,  767,  818,  914 

Ceutralblatt  der  Bauverwaitung:  Jahrgang  1883  S.  485  ; 1884  S.  234, 
300,  470;  1887  S.  507;  1888  8.  318;  1889  3.  399,  418;  1890  8.  350,  328;  1891  S.  14, 
117,  144,  376,  391,  434. 

Glaser1 s Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen:  Jahrgang  1884  11, 
S.  21;  1889  I,  8.  95;  II,  8.  122,  133,  160,  154,  185,  201;  1890  1,  8 139,  II,  8 210, 
242,  257  ; 1891  1.  8.  64,  153,  215. 

Deutsche  Bauzeitung:  Jahrgang  1889  8.  461;  1890  S.  39,  99,  128,  169, 
194,  562,  638;  1891  8.  591. 

Schweizerische  Bauseitung:  Jahrgang  1883  8.  56;  1891  8.  109. 

Oesterreic  bische  Eisenbahn-Zeitung:  Jahrgang  1879  8.  9 ; 1880  S 223; 
1881  S.  599;  1884  3.  464;  1885  8.  345;  1887  8.  628,  664;  1888  8.466;  1889  8.  286, 
304;  1890  8.  32,  330,  203,  209,  336  ; 1891  8.  328. 

Deutsche  Verkehrszeitung:  Jahrgang  1880  S.  47 ; 1882  S.  9 ; 1884  8.  439 ; 
1889  S.  377,  389,  391,  399  : 1890  8 327;  1891  8.  25,  119,  226,  387,  394,  235. 

1.  Noll,  Ferdinand,  Ueber  zeitgemäfse  Teilung  und  Nennung  der  Zeit.  Bran- 
denburg 1883. 

2.  Förster,  W. , Professor,  Denkschrift  betr.  die  Bedeutung,  welche,  unter  Bei- 
behaltung der  Ortszeiten  für  das  bürgerliche  Leben  , die  Einführung  eines  universalen 
Systems  von  Zeitangaben  und  von  geographischen  Lingenangaben  für  den  inneren  Dienst 
der  deutschen  Verkebrsanstalten  und  für  die  Wissenschaft  hat.  Berlin,  den  21.  Januar 
1884. 

3.  Oppolzer,  Th.  von,  Ueber  Weltzeit.  Vortrag  gehalten  am  8.  April  1885. 

4.  Klein,  Die  Weltzeit  — Handel  und  Verkehr.  Wien  1886. 

5.  Weifs,  Dr.,  Zur  Frage  der  Weltzeit.  1886. 
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Gedächtnis  eine  Reihe  von  Ereignissen  zurückläßt,  von  denen  wir  sicher 
sind,  daß  sie  nacheinander  vor  sich  gegangen  sind;  sie  ist  an  die  Be- 
wegung, den  Wechsel  der  Ereignisse  gebunden,  welche  ihr  als  Maß  dient. 
Es  giebt  kein  anderes  Maß  der  Zeit,  als  die  Summe  aufeinanderfolgen- 
der Bewegungen,  bei  welchen  eine  vollkommene  Gleichförmigkeit  ange- 
nommen werden  kann.  Um  diu  Zeit  zu  messen,  hat  man  schon  in 
alter  Zeit  seine  Zuflucht  zu  Erscheinungen  genommen,  welche  sich  all- 
gemein erkennbar  machten  und  durch  gleichmäßigen  Fortgang  und 
durch  regelmäßige  Wiederkehr  dazu  geeignet  waren,  man  benutzte 
hierzu  den  Lauf  der  Gestirne. 

Der  Aufgang  und  Untergang  der  Sonne  war  das  erste,  wonach 
man  zu  den  ältesten  Zeiten  sein  Thun  bestimmte  und  zählte,  man  un- 
terschied Tag  und  Nacht,  auch  der  Mond  gewann  Einfluß  auf  die  Be- 
stimmung der  Zeit,  sein  regelmäßiges  Erscheinen  und  die  Art,  in  wel- 
cher er  erschien,  wurde  eine  Norm  zur  Messung  der  Zeit  und  führte 
zu  den  damaligen  Monaten,  d.  h.  dem  Zeitraum  von  einer  Erscheinungsart 
des  Mondes  bis  zur  gleichen  wiederkehrenden.  Man  rechnete  nach 
Sonnenjahren  und  nach  Mondjahren , welche  durch  Festsetzung  der 
Zahl  der  Monate  und  deren  Tage  in  ein  bestimmtes  Verhältnis  ge- 
bracht wurden,  später  auch  nach  Wochen,  welche  bei  einigen  Völkern 
aus  8,  bei  anderen  aus  7 Tagen  bestanden.  Die  Teilung  des  Tages 
in  Stunden  erfolgte  erst  später,  deren  genaue  Messung  wurde  durch 
die  Erfindung  der  Wasseruhr  ermöglicht.  Die  Teilung  des  Tages  in 
12  Stunden  und  die  Erfindung  der  Wasseruhr  wird  von  den  Aegyptiern 

6.  Schram,  Dr.  Robert,  Einheitliche  Zeit.  Separatabdruck  aus  der  „Wiener 
Zeitung'4.  Wien  1886 

7.  Fleming,  Time-Reckoning  for  tbe  twentieth  Century.  1886. 

8 Schram,  Dr.  Robert,  Zur  Frage  der  Eisenbahnzeit.  Separatabdruck  aus 
der  „Wiener  Zeitung“.  Wien  1888. 

9.  Derselbe,  Adria  Zeit.  Separatabdruck  aus  der  „Neuen  Freien  Presse44.  Wien 
1889. 

10.  Pasquier,  Ernest,  Professenr  k l’universitö  de  Louvain,  Encore  le  systime 
des  fuseaux  horaires.  (Extrait  des  mltnoires  de  l'union  des  Ingenieurs  de  Lourain  1890.) 
Bruxelles  et  Louvain  1890. 

11  Nord  11  ng,  M.  W.  de,  L’unification  des  heures.  Communication  adressee  s 
la  societd  de  g«*ographie  le  21  Fevrier  1890  (Extrait  de  la  Bulletin  de  la  societe  de 
glographie.)  Paris  1890 

12  Buch  holte,  Fr.,  Die  einfache  Erdzeit  mit  Stundenxonen  und  festem  Weit- 
meridian als  Zifferblatt  ohne  Störung  der  Tageszeiten  für  alle  Länder  und  Völker  der 
Erde.  1890. 

13  N o rd  1 i ng,  M.  W.  d e,  Le  projet  de  loi  zur  l'unißcatlon  horalre.  Le  G4ni«  civil. 
Tome  XVII,  No  8,  dixiime  an  nee;  deuxifcme  semestre  21.  Juni  1890 

14.  B ihr,  O. , Ortszeit,  Weltzeit,  Kisenbahnzeit,  Zonenzeit.  Grenzboten  III,  1891 

15.  Förster,  Wilhelm,  Geh.  Reg.-Rat,  Professor  an  der  Universität  und  Direk- 
tor der  Königlichen  Sternwarte  zu  Berlin  , Der  Lebenswert  zuverlässiger  Zeitangaben. 
1891. 

16.  Derselbe,  Weltzeit  und  Ortszeit  im  Bunde  gegen  die  Vielheit  der  sogenann- 

ten Einheit»-  und  Zonenzeit.  Sonderabdruck  aus  den  populär-astronomischen  Mitteilungen 
zum  preußischen  Normalkalender  für  1892.  1891. 

17.  Documenta  relatifs  k l’unification  de  l’heure  et  k la  l’^galisation  du  nouveau 
mode  de  mesurer  le  temps.  Imprim6s  par  ordre  de  parlement.  Ottawa  1891. 

18.  Besse-Wartegg,  Ernst  von.  Die  Einheitszeit  nach  Stundenzonen,  ihre 
Einführung  im  Weltverkehr  und  im  gewöhnlichen  Lebon.  1892. 
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dem  Trismegistos  zugescli  rieben ; dieselbe  soll  schon  den  Assyrern  be- 
kannt gewesen  sein,  im  5.  Jahrhundert  vor  Christi  Geburt  den  Griechen 
und  auch  noch  vor  der  christlichen  Zeitrechnung  den  Römern.  Nach 
der  Wasseruhr  entstand  die  Sanduhr,  die  Sonnenuhr  und  später  die 
Räderuhr,  letztere  findet  sich  zuerst  im  13.  Jahrhundert  in  Klöstern. 

Zuerst  wurde  die  Zeitbestimmung  auf  den  Stand  der  Sonue  ge- 
gründet, der  Tag  vom  Aufgang  der  Sonne  bis  zum  Untergang  ge- 
zahlt und  diese  Zeit  in  12  Stunden  geteilt,  in  gleicher  Weise  verfuhr 
man  mit  der  Nacht,  der  Zeit  vom  Sonnenuntergang  bis  zum  Sonnen- 
aufgang. Die  Stunden  des  Tages  und  der  darauffolgenden  Nacht  waren 
also  in  der  Regel  verschieden  und  nur  einige  Male  übereinstimmend. 
Die  Uhren  mußten,  da  der  Zeitpuukt  des  Sonnenuntergangs  jeden  Tag 
wechselte,  zu  dieser  Zeit  jeden  Tag  eingestellt  werden.  Obwohl  diese 
Zeitbestimmung  der  Gleichmäßigkeit  entbehrte,  so  hat  sie  doch  den 
Bedürfnissen  der  Menschheit  viele  Jahrhunderte  genügt. 

Später  regelte  man  die  Uhren  nach  dem  wahren  Mittag,  d.  h. 
in  dem  Augenblick,  wo  die  Sonne  durch  den  Meridian  des  betreffen- 
den Ortes  geht,  wurde  die  Berichtigung  der  Uhr  vorgenommen.  Die 
Differenzen  mit  den  künstlichen  Uhren  bestanden  auch  hierbei,  weil 
die  wahren  Sonnentage  auch  von  ungleicher  Dauer  sind , doch  waren 
sie  kleiner.  Die  Vervollkommnung  der  Räderuhren  gab  den  englischen 
Astronomen  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  Veranlassung,  statt 
der  Sonnenzeit  die  mittlere  Zeit  einzuführen;  die  Vorzüge  dieses 
Systems  für  das  gesamte  bürgerliche  Leben  führten  alsbald  zu  dessen 
Einführung  in  den  verschiedenen  Ländern;  soweit  bekannt,  wurden  zu- 
erst in  Genf  die  Uhren  nach  der  mittleren  Sonnenzeit  gestellt  und  zwar 
am  1.  Januar  1780,  London  folgte  1792,  Berlin  1810  und  Paris  1816. 
An  Stelle  der  wahren  Zeit  trat  somit  die  mittlere  Ortszeit,  da  alle 
Uhren  die  mittlere  Zeit  ihres  Ortes,  auf  die  sie  gestellt  sind,  zeigen, 
die  Uhren  verschiedener  Orte  zeigen,  sofern  sie  nicht  unter  demselben 
Meridian  liegen,  auch  verschiedene  Zeiten.  Die  Astronomen  unterschei- 
den bei  der  Zeiteinteilung  die  Sternzeit,  die  wahre  Sonnenzeit  und  die 
mittlere  Sonnenzeit. 

Solange  das  Leben  der  Menschen  sich  überwiegend  in  engen  Gren- 
zen bewegte,  der  Verkehr  von  Ort  zu  Ort  nur  langsam,  die  Genauig- 
keit der  Zeitbestimmung  selbst  nur  gering  war,  genügten  für  jede  ein- 
zelne Ortschaft  die  Zeitangaben,  welche  für  ihre  eigene  geographische 
Lage  nach  dem  mittleren  Stande  der  Sonne  ermittelt  wurden,  die  so- 
genannten Ortszeiten.  Der  Umstand,  daß  derselbe  absolute  Zeitmoment 
an  verschiedenen  Orten  durch  verschiedene  Stunden-  und  Minuten- 
zahlen bezeichnet  wurde,  machte  sich  praktisch  nicht  fühlbar.  Seit- 
dem aber  Eisenbahnen,  und  Telegraphen  weit  entfernte  Orte  unter- 
einander in  schnelle  Verbindung  gebracht  haben,  so  daß  es  nur 
noch  weniger  Stunden  bedarf,  um  Strecken  zurückzulegen,  die 
früher  mehrere  Tagereisen  in  Anspruch  nahmen  und  nur  weniger 
Augenblicke,  um  Nachrichten  auf  grosse  Entfernungen  zu  übermitteln, 
hat  die  Erkenntnis  sich  mehr  und  mehr  verbreitet,  daß  die  vervoll- 
kommneten,  Raum  und  Zeit  beherrschenden  Verkehrsmittel  die  Her- 
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Stellung  einer  einheitlichen  Zeitbestimmung  für  grössere  Ländergebiete 
notwendig  machen. 

Welchen  Entwickelungsgang  die  Frage  der  Einführung  einer  ein- 
heitlichen Zeit,  insbesondere  der  Stundenzonenzeit,  in  Deutschland  bis 
zu  ihrer  voraussichtlichen  Erledigung  gemacht  hat,  soll  im  folgenden 
erörtert  werden. 

Das  Bedürfnis,  eine  bestimmte  Zeit  für  ein  größeres  zusammen- 
hängendes Gebiet  anzunehmen,  trat  zuerst  beim  Betriebe  der  Eisen- 
bahnen hervor.  Die  Aufstellung  der  Fahrpläne  erfolgt  unter  Annahme 
einer  Grundgeschwindigkeit,  wobei  die  Widerstände,  welche  die  Fahr- 
zeuge in  Krümmungen  und  auf  Steigungen  zu  überwinden  haben,  in 
Rechnung  zu  ziehen  sind,  dies  erfordert,  namentlich  für  die  von 
Osten  nach  Westen  und  in  umgekehrter  Richtung  führenden  Bahn- 
linien, eine  von  dem  wechselnden  Stand  der  Sonne  unabhängige  Zeit 
den  Berechnungen  zu  Grunde  zu  legen.  Hierfür  wählten  die  allmählich 
entstandenen,  zunächst  ohne  Zusammenhang  betriebenen  Bahnen  die 
mittlere  Zeit  des  Ortes,  an  welchem  die  Verwaltung  ihren  Sitz  hatte 
oder  diejenige  der  Hauptstadt  des  Landes.  Diese  der  Aufstellung  der 
graphischen  Fahrpläne  zur  Grundlage  dienende  Zeit  faud  daun  auch 
Anwendung  im  inneren  Betriebsdienst  — im  Stationsdienst,  im  ge- 
samten Fahrdienst  und  im  Depeschen  verkehr  der  Bahnverwaltungen  — , 
während  für  den  äußeren  Dienst  — im  Personen-  und  Güterverkehr, 
überhaupt  im  Verkehr  mit  dem  Publikum  und  für  die  Veröffentlichung 
der  Plakatfahrpläne  — die  mittlere  Zeit  eines  jeden  Ortes,  die  Ortszeit, 
Geltung  hatte.  Dieselbe  war  durch  eine  Bestimmung  im  früheren  Bahn- 
polizeireglement für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  vorgeschrieben,  welche 
nach  § 20  lautete:  „Auf  jeder  Station  muß  an  einer  dem  Publikum 
sichtbaren  Stelle  eine  Uhr  angebracht  sein,  welche  nach  der  den  ver- 
öffentlichten Fahrplänen  entsprechenden  Ortszeit  gestellt  ist  und  täglich 
reguliert  werden  muß“. 

Bei  den  Eisenbahnen  in  Süddcutschland  galt  die  für  den  inneren 
Dienst  angenommene  Zeit  auch  für  den  äußeren  Dienst;  in  Bayern 
rechts  des  Rheines  rechnete  man  nach  Münchener,  links  des  Rheines 
nach  Ludwigshafener  Zeit,  in  Württemberg  nach  Stuttgarter  und  in 
Baden  nach  Karlsruher  Zeit.  In  den  genannten  Staaten  wurde  diese 
Zeit  allgemein  als  Ortszeit  angesehen.  So  groß  die  Zahl  der  Bahn- 
verwaltungen in  Deutschland  war,  fast  ebenso  groß  war  auch  die 
Zahl  der  verschiedenen  Eisenbahnzeiten ; diese  verringerten  sich  zwar 
in  Folge  der  größeren  Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  und  der  Ver- 
einigung mehrerer  Bahnlinien  unter  eine  Verwaltung,  doch  wurde  im 
Jahre  1874  noch  nach  der  mittleren  Zeit  von  Berlin , Köln , Königs- 
berg, Lübeck,  Oldenburg,  Elmshorn,  Giessen,  Frankfurt  a.  M.,  Leipzig, 
München,  Stuttgart,  Karlsruhe,  Ludwigshafen  u.  s.  w.  gerechnet. 

Eine  wesentliche  Vereinfachung  in  dieser  Angelegenheit  erfolgte  im 
letztgenannten  Jahre  durch  das  Reichseisenbahuamt  insofern,  als  infolge 
kommissarischer  Beratungen  mit  Vertretern  der  Eisenbahnverwaltungeu 
für  die  Aufstellung  der  graphischen  Fahrpläne  die  mittlere  Ortszeit  Berlins 
als  Normalzeit  festgesetzt  und  durch  Erlaß  des  genannten  Amtes  vom 
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19.  November  1874  vorgeschricben  wurde.  Diese  Zeit  erhielt  auch 
zugleich  Geltung  für  den  inneren  Dienst  der  Eisenbahnen,  mit  Ausnahme 
derjenigen  in  Bayern,  Württemberg  und  Baden,  welche  ihre  seitherigen 
Zeiten  Jür  den  inneren  und  äußeren  Dieust  beibehielten. 

Während  in  fast  allen  eüropäischen  Staaten  die  Verkehrsaustalten 
— Eisenbahnen,  Post  und  Telegraphen  — dieselbe  Zeit  im  inneren 
Dienst  sowohl  als  auch  im  Verkehr  mit  dem  Publikum  anwenden,  be- 
steht in  dem  größten  Teile  Deutschlands  der  Uebelstand,  daß  diese 
Anstalten  mit  zwei  verschiedenen  Zeiten  zu  rechnen  haben  und  zwar 
die  Eisenbahuvcrwaltungen  in  Nord-  und  Mitteldeutschland  mit  einer 
Zeit  für  den  inneren  Dienst  und  einer  anderen  für  den  Verkehr  nach 
außen,  die  Reiclistelegraphenverwaltung  im  inneren  Dienst  nach  der 
Berliner  Zeit  und  im  Verkehr  mit  dem  Publikum  nach  Ortszeit  und 
die  Reichspostverwnltung  durchweg  nach  Ortszeit.  Daß  die  Rechnung 
mit  zwei  verschiedenen  Zeiten  für  das  Personal  der  Eisenbahnen  nicht 
bloß  mit  vieleu  Unbequemlichkeiten  und  Erschwernissen  des  Betriebs- 
dienstes verbunden  ist,  sondern  auch  die  Quelle  von  Irrungen  und 
folgenschweren  Unfällen  sein  kann,  wird  allgemein  anerkannt;  denn 
dasselbe  Personal,  welches  im  Betriebe  die  Annahme  und  die  Ab- 
meldung sowie  die  Ankunft  und  den  Abgang  der  Züge,  den  Rangier- 
dienst, den  Schalterdienst  u.  s.  w.  nach  der  sogenannten  Eisenbahn/.eit 
zu  handhaben  hat,  ist  verpflichtet,  dem  Publikum  eine  jede  auf  Zeit 
bezügliche  Auskunft  nach  der  Ortszeit  zu  geben.  Dementsprechend 
zeigen  die  Uhren  innerhalb  der  Geschäftsräume  der  Stationen  und  des 
Zugpersonals  die  Eisenbahnzeit,  die  außerhalb  an  den  Stationsgebäuden 
angebrachten  Uhren  sowie  diejenigen  auf  den  Bahnsteigern  die  Orts- 
zeit. Der  Versuch,  beide  Zeiten  durch  verschiedenfarbige  Zeiger  kennt- 
lich zu  machen,  wurde  als  nicht  zweckmäßig  wieder  aufgegeben. 

Die  Ueberzeugung  der  Eisenbahnfachrnänner,  daß  durch  die  Ein- 
führung einer  Zeit  für  den  inneren  uud  äußeren  Dienst  die  Sicherheit  des 
Betriebes  erhöht  werden  würde  und  es  deshalb  auch  im  allgemeinen  In- 
teresse liege,  den  ohnehin  außerordentlich  verantwortungsvollen  Dienst 
der  Betriebsbeamten  soviel  als  möglich  zu  vereinfachen  uud  zu  er- 
leichtern, kann  als  eine  wohlbegründete  angesehen  werden.  Ein  Be- 
weis dafür,  wie  hoch  das  Vorhandensein  einer  einheitlichen  Zeit  im 
Eisenbahnbetriebe  und  Verkehr  geschätzt  wird,  dürfte  die  Wieder- 
beseitigung einer  im  Jahre  1874  von  der  österreichischen  Regierung 
getroffenen  Anordnung  zeigen,  nach  welcher  die  bis  dahin  bestandene 
Einrichtung  im  inneren  und  äußeren  Dienst  nach  einer  Zeit  zu  rechnen, 
aufgehoben  und  für  den  Verkehr  mit  dem  Publikum  die  Ortszeit  vor- 
geschrieben wurde.  Diese  Vorschrift  fand  nicht  nur  bei  den  Eisen- 
bahnverwnltungen,  sondern  auch  bei  dem  Publikum  eine  so  ungünstige 
Aufnahme,  daß  es  schon  im  Jahre  1876  für  erforderlich  angesehen 
wurde,  dieselbe  wieder  außer  Kraft  zu  setzen. 

Die  größere  Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  vermehrte  die  Uebel- 
stände,  welche  die  Anwendung  zweier  Zeiten  im  Gefolge  hatte,  es 
traten  denn  auch  die  Bestrebungen  nach  Einführung  einer  einheitlichen 
Zeit  Ende  der  siebziger  Jahre  in  politischen  Zeitschriften  stärker 
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hervor;  im  Dezember  1878  enthielt  die  Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung 
und  mit  ihr  zugleich  mehrere  größere  politische  Tageblätter  längere, 
im  wesentlichen  übereinstimmende  Artikel,  in  welchen  die  für  die  Auf- 
stellung der  graphischen  Fahrpläne  der  Eisenbahnen  vorgeschriebeoe 
und  für  den  inneren  Dieust  geltende  Berliner  Zeit  zur  allgemeinen  Ein- 
führung empfohlen  wurde.  Diesem  Verlangen,  welches  auch  später  in 
technischen  Zeitschriften1)  Ausdruck  und  Besprechung  fand,  wurde 
von  seiten  der  Astronomen  jedoch  entgegengetreten  und  von  den- 
selben geltend  gemacht,  daß  die  Beibehaltung  der  Ortszeit  im  Interesse 
der  Wissenschaft  notwendig  sei. 

Wie  eingangs  bereits  bemerkt,  unterscheidet  man  wahre  Ortszeiten 
und  mittlere  Ortszeiten ; die  wahre  Ortszeit  wird  durch  den  Zeitpunkt 
bestimmt,  in  welchem  der  Mittelpunkt  der  Sonuenscheibe  durch  die 
Meridianebenc  eines  Ortes  geht,  dieser  Zeitpunkt  ist  der  wahre  Mittag, 
welcher  den  Tag  in  zwei  gleiche  Teile,  den  Vormittag  und  den  Nach- 
mittag, teilt.  Infolge  der  ungleichförmigen  Bewegung  der  Erde  um 
die  Sonne,  sowie  wegen  der  schräg  geneigten  Stellung  der  Erdachse 
gegen  die  Erdbahn  sind  die  Zeiten  zwischen  zwei  aufeinanderfolgenden 
wahren  Mittagen,  „die  Sonnentage“  verschieden  lang.  Um  diese  Un- 
gleichheiten, welchen  die  mechanischen  Uhren  nicht  folgen  können,  zu 
beseitigen,  wurde  im  Anfänge  dieses  Jahrhunderts  die  mittlere  Ortszeit, 
auch  mittlere  Sonnenzeit  und  bürgerliche  Zeit  genannt,  mit  gleich 
langen  Tagen  von  24  Stunden  im  bürgerlichen  Leben  allgemein  ein- 
geführt. Die  wahre  Mittagszeit  triflt  mit  der  mittleren  oder  bürger- 
lichen Mittagszeit  nur  an  4 Tagen  im  Jahre  zusammen,  an  den  übrigen 
Tagen  fällt  die  letztere  später  und  zwar  vom  25.  Dezember  bis  14.  April 
und  vom  15.  Juni  bis  Ende  August  und  früher  als  die  wahre  Mittags- 
zeit in  den  Tagen  vom  15.  April  bis  zum  14.  Juni  und  vom  1.  Sep- 
tember bis  zum  24.  Dezember.  Dieser  Unterschied,  Zeitgleichung  ge- 
nannt, ist  in  den  Zeitangaben  einer  Sonnenuhr  und  einer  mechanischen 
Uhr  am  größten  am  11.  Februar,  wo  die  mechanische  Uhr  14  Minuten 
28  Sekunden  vorgeht  und  am  kleinsten  am  3.  November,  wo  die  mecha- 
nische Uhr  16  Minuten  21  Sekunden  nachgeht.  Es  erscheint  uns  deshalb  der 
Vormittag  im  Januar  und  Februar  kürzer  und  der  Nachmittag  länger, 
während  wir  im  Oktober  und  November  die  umgekehrte  Wahrnehmung 
machen,  daß  der  Vormittag  länger  und  der  Nachmittag  kürzer  ist,  am 
auffallendsten  bemerken  wir  dies  an  trüben  Tagen  im  Monat  November. 
Diese  Korrektur  der  Zeit  hat  sich  damals  anstandslos  vollzogen,  ohne 
daß  dieser  zuweilen  recht  merkbaren  Zeitdifferenz  bis  zu  einer  Viertel- 
stunde eine  besondere  Beachtung  zu  teil  geworden  wäre. 

Wenn  vorstehend  gesagt  ist,  daß  die  mittlere  Sonnenzeit  im  bürger- 
lichen Leben  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  allgemein  eingeführt  sei, 
so  muß  hierzu  berichtigend  bemerkt  werden,  daß  die  Einführung  in 
Italien  erst  später  erfolgte,  in  Sizilien  gelangte  das  System  der  mitt- 

1)  Ontralblatt  der  Bauverwaltung.  Berlin,  Jahrgang  1881,  8.  42,  78,  126  und  228 
enthält  Aufsätze  von  den  Regierung»»  und  Bauräten  Reder  und  Jungnickcl  über  die  Hin» 
Führung  einer  Normalzeit  für  da»  Deutsche  Reich  und  eine  Entgegnung  von  Prof.  W. 
Förster. 
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leren  Sonnenzelt  erst  im  Jahre  1860  zur  Einführung,  es  galt  dort  bis 
dahin  die  Zählweise  des  Mittelalters.  Man  rechnete  den  Tag  von 
Sonnenuntergang  zu  Sonnenuntergang  zu  24  Stunden  und  berichtigte 
jeden  Tag  die  mechanischen  Uhren  nach  dem  wahren  Mittag.  Der 
Uebcrgang  vollzog  sich  auch  hier  anstandslos. 

Der  vorgedachte  Widerstand,  welcher  den  Bestrebungen  zur  Ein- 
führung einer  Einheitszeit  in  Deutschland  entgegentrat,  hinderte  die 
weitere  Entwickelung  der  Frage  nicht  unwesentlich. 

Das  Verdienst,  eine  allgemeine  Reform  in  der  Zeitrechnung  angebahnt 
zu  haben,  gebührt  Saudford  Fleming,  dem  Erbauer  der  Intercolonial  Rail- 
way  und  Chefingenieur  der  kanadischen  Pacific- Eisenbahn,  welcher  im 
Jahre  1879  dem  Canadian-Institut  in  Toronto  bezügliche  Denkschriften  vor 
legte.  Die  Vorschläge  gingen  dahin  : Von  dem  in  360  Langengrade  ge- 
teilten Erdumfang  24  als  Normalmeridiane  derart  auszuwählen,  daß  sie  um 
15  Grad,  also  je  eiue  Stunde  Zeitdifferenz,  von  einander  entfernt  sind  und 
nach  diesen  Meridianen  die  Stundenzeit  aller  Punkte  der  Erde  zu 
regeln,  als  Anfangsmeridian  (Nullmeridian)  den  180.  Grad  — also  12  Stun- 
den von  dem  Meridian  von  Greenwich  entfernten  Meridian  anzunehmen. 
(Derselbe  geht  an  der  Behringstraße  vorbei  und  verlängert  sich  in 
den  Ozean.)  Jeder  der  24  Normalmeridiane  hat  Mittag  in  dem  Augen- 
blick, in  welchem  die  Sonne  den  Meridian  passiert ; jeder  nächstfolgende 
Normalmeridian  in  der  Richtung  nach  Westen  genau  eine  Stunde 
später  als  der  vorhergehende,  die  Tagesstunde  derjenigen  Orte,  welche 
nicht  unter  einem  der  24  Normalmeridiane  liegen,  soll  uach  demjenigen 
Normalmeridian  geregelt  werden,  welcher  dem  betreffenden  Orte  am 
nächsten  liegt;  die  zu  einem  Normalmeridian  gehörigen  Orte  haben 
also  gleiche  Mittagsstunde.  Hiernach  werden  alle  Orte  der  Erde,  so- 
bald sie  zu  verschiedenen  Normal meridianen  gehören,  in  ihrer  Zeit- 
bestimmung um  volle  Stunden  von  einander  abweichen,  dagegen  gleiche 
Minuten  und  Sekunden  haben.  Die  Abgrenzung  des  Geltungsbereichs 
für  jeden  Stunden  bestimmenden  Meridian  soll  nicht  durch  eine  mathe- 
matische Linie  erfolgen,  sondern  es  sollen  je  nach  Bedürfnis  politische 
oder  natürliche  Grenzen  maßgebend  sein.  Für  wissenschaftliche  Beob- 
achtungen zum  Gebrauch  für  die  Astronomie,  soll  der  durch  den  An- 
fangsmeridian bestimmte  Tag  und  die  Tagesstunde  als  eine  allgemein 
gültige  Zeit  betrachtet  werden  und  die  Bezeichnung  Weltzeit  erhalten 
(temps  cosmopolite,  — time  Standard). 

Zur  genauen  Unterscheidung  sollen  die  24  Stunden  der  Weltzeit, 
welche  ohne  Teilung  des  Tages  in  Vor-  und  Nachmittag  durchzählen, 
nicht  durch  Zahlen,  sondern  durch  Sinnbilder  bezeichnet  werden  und 
hierzu  vorzugsweise  die  Buchstaben  des  Alphabets,  deren  Zahl  bei 
Weglassung  des  W sich  auf  24  beläuft,  dienen.  Diese  Buchstaben 
sollen  auch  zur  Bezeichnung  der  Normalmeridiane  in  der  Richtung 
von  Osten  nach  Westen  angewendet  werden,  so  daß  F den  Meridian 
von  90  Grad  (bei  Kalkutta  vorübergehend),  M den  von  Greenwich  von 
180  Grad,  S den  von  New-Orleans  in  Nordamerika  von  270  Grad 
und  Z den  Anfangsmeridian  (0)  bezeichnet. 

Nach  diesem  System  hatte  bereits  Schweden  die  Zeitrechnung 
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eingeführt.  Durch  Oesetz  vom  31.  Mai  1878  wurde  festgesetzt,  daß 
am  1.  Januar  1879  in  juristischer  als  auch  in  bürgerlicher  Hinsicht 
diejenige  Zeit  zur  Einführung  gelangt,  welche  der  mittleren  Sonnenzeit 
desjenigen  Meridians  entspricht,  der  in  einem  westlichen  Abstand  von 
3 Grad  (12  Minuten)  von  dem  Meridian  des  Observatoriums  von  Stock- 
holm entfernt  liegt.  Dieser  Zeitmeridian  liegt  15  Grad  (1  Stunde) 
östlich  vom  Meridian  von  Greenwich,  von  dem  äußerst  östlichen 
Ort  (Haparanda)  36  Vs  und  von  dem  äußerst  westlichen  16  Minuten 
entfernt.  Der  Uebergang  von  der  einen  Zeit  (Ortszeit)  zur  andern  hat 
sich  ohne  besondere  Schwierigkeiten  vollzogen  und  die  neue  Zeitrech- 
nung irgendwelche  Anstände  nicht  ergeben. 

Haben  die  Vorschläge  Fleming’s  vorwiegend  einen  praktischen 
Wert,  so  sind  sie  doch  auch  für  die  Wissenschaft  von  Bedeutung,  indem 
sie  an  Stelle  der  seitherigen  verschiedenen  Anfangsmeridiane,  welche 
Kartenwerken  und  Messungen  zur  Grundlage  dienen,  wie  der  von 
Ferro,  Greenwich;  Paris,  Cadix,  Lissabon,  Rio  de  Janairo,  Pulkowa 
bei  St.  Petersburg  u.  s.  w.,  eiuen  gemeinsamen  Meridian  anstreben. 

Die  Vorschläge  fanden  in  den  folgenden  Jahren  in  einer  großen 
Anzahl  gelehrter  Gesellschaften  in  Amerika  und  Europa  eine  ein- 
gehende Besprechung.  Eine  weitere  Anregung  erhielt  die  Frage  der 
Reform  einer  Zeitrechnung  auf  dem  1881  in  Köln  stattgefundenen 
Kongreß  für  Reform  und  Modifikation  des  internationalen  Rechts  durch 
einen  Antrag  des  Präsidenten  des  Columbia  College  iu  New -York, 
Mr.  Bernard.  Infolge  desselben  erließ  die  nordamerikanische  Re- 
gierung eine  Einladung  an  die  Regierungen  sämtlicher  civilisierter 
Staaten  zur  Beschickung  eines  Weltkongresses  zum  Zwecke  der  Fest- 
stellung eines  gemeinsamen  Weltmeridians  und  einer  gemeinsamen  Welt- 
zeit. Der  Kongreß,  auf  welchem  25  Staaten,  nämlich  Deutschland, 
Oesterreich-Ungarn,  Brasilien,  Kolumbien,  Costa  Rica,  Spanien,  Frank- 
reich, Großbritannien,  Guatemala,  Hawaii,  Italien,  Japan,  Mexiko, 
Paraguay,  Rußland,  St.  Domingo,  Salvador,  Schweden,  die  Schweiz, 
Venezuela,  Chili,  Liberia,  die  Niederlande,  die  Türkei  und  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  durch  Delegierte  vertreten  waren, 
fand  in  Washington  im  Oktober  1884  statt.  Dänemark  wird  in  den 
Protokollen  auch  als  Teilnehmer  aufgeführt,  doch  findet  sich  nicht 
dessen  Namen  bei  der  Abstimmung  über  die  angenommenen  Reso- 
lutionen. 

Bevor  wir  über  diesen  Kongreß  berichten  und  die  Fleming’schen 
Vorschläge  besprechen,  haben  wir  die  Bestrebungen  der  7.  General- 
konferenz der  internationalen  Gradmessungskommission  in  Rom  vom 
15.  bis  23.  Oktober  1883  zur  Herbeiführung  einer  einheitlichen  Zeit 
zu  erwähnen  ').  Einer  der  wichtigsten  Verhandlungsgegenstände  betraf 
die  Vereinheitlichung  der  geographischen  Längen  durch  Wahl  eines  ein- 


1)  Unifieation  des  longitudes  par  l’adoption  d’un  Meridian  initial  unique,  et  intro* 
duction  d'une  heure  universelle.  — Extrait  des  comptes  rendus  de  la  septi&tne  Conference 
generale  de  l'association  g<jod£sique  internationale,  rlunie  k Korne,  en  Octobre  1883, 
rldig£  par  les  secretaires  A Hirsch.  Th.  ▼.  Oppolzer  ptihli£  par  le  Bureau  centrale  de 
l'association  gcod&tique  internationale. 
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zigen  Meridians  sowie  die  Einführung  einer  internationalen  Zeit  für 
den  inneren  Verwaltungsdienst  der  Eisenbahnen,  Telegraphen  und 
Posten.  Die  Beratungen  über  die  Unifikation  der  Langen  durch  Fest- 
setzung eines  gemeinsamen  ersten  Meridians  und  über  die  Unifikation 
der  Zeitangaben  durch  Einführung  einer  Universalzeit  führten  zu  fol- 
genden Resolutionen: 

I.  Die  Unifikation  der  Längen  und  der  Zeitangaben  ist  ebenso 
sehr  im  Interesse  der  Wissenschaften,  als  in  demjenigen  der  Schiffahrt, 
des  Handels  und  des  internationalen  Verkehrs  wünschenswert.  Der 
wissenschaftliche  und  praktische  Nutzen  dieser  Reform  übersteigt  bei 
weitem  die  Mühen  und  Schwierigkeiten  derjenigen  Uebergangsver- 
hältnisse,  welche  dieselbe  bedingen  würde.  Sie  ist  daher  den  Regie- 
rungen aller  beteiligten  Staaten  als  eine  solche  Maßregel  zu  empfehlen, 
welche  durch  eine  internationale  Vereinbarung  organisiert  und  sanktio- 
niert werden  sollte,  damit  fortan  ein  und  dasselbe  System  von  Längen- 
angabeu  angewandt  werde,  sowohl  in  allen  Vermessungsinstituten,  und 
zwar  zum  mindesten  für  die  geographischen  und  hydrographischen 
Generalkarten,  als  auch  in  allen  astronomischen  und  nautischen  Voraus- 
berechnungen, abgesehen  von  denjenigen  Angaben,  für  welche,  da  sie 
mit  besonderen  Stellungen  der  Himmelskörper  zum  Ortsmeridian  Zu- 
sammenhängen, eine  Beibehaltung  der  Ortszeiten  ratsam  ist. 

II.  Ungeachtet  der  großen  Vorteile,  welche  die  allgemeine  Ein- 
führung des  dezimalen  Einteilungssystems  des  Viertelkreises  in  den 
geographischen  und  geodätischen  Ausdrücken  und  in  den  korrespon- 
dierenden Zeitausdrücken  für  die  Wissenschaften  und  für  die  Praxis 
zu  verwirklichen  bestimmt  ist,  empfiehlt  es  sich,  nach  eminent  prak- 
tischen Erwägungen  bei  der  großen  Unifikationsmaßregel,  welche  in 
der  ersten  Resolution  vorgeschlagen  ist,  von  einer  solchen  Einführung 
Abstand  zu  nehmen. 

Um  jedoch  zu  gleicher  Zeit  sehr  ernsten  wissenschaftlichen  Er- 
wägungen Genüge  zu  leisten,  empfiehlt  die  Konferenz  bei  dieser  Ge- 
legenheit, die  Anwendung  des  dezimalen  Einteilungssystems  des  Viertel- 
kreises wenigstens  in  allen  großen  Berechnungsoperationen  unter  Ver- 
vielfältigung und  Vervollkommnung  der  hierzu  erforderlichen  Tafeln 
auszubreiten,  da  jenes  System  für  solche  Berechnungen  unbestreitbare 
Vorteile  bietet,  selbst  wenn  man  noch  das  alte  Einteilungssystcm  für 
die  Beobachtungen  selber,  für  die  Karten,  die  Schiffahrt  u.  s.  w.  bei- 
behalten will. 

III.  Die  Konferenz  proponiert  den  Regierungen,  als  ersten  Meridian 
den  Meridian  von  Greenwich  und  zwar,  genauer  definiert,  den  Meridian 
des  großen  Durchgangsinstrumentes  der  Sternwarte  zu  Greenwich  zu 
wählen,  weil  dieser  Meridian  als  Ausgangspunkt  der  Längen  alle  von 
der  Wissenschaft  gestellten  Bedingungen  erfüllt  und  weil  er,  als  der 
zur  Zeit  am  meisten  verbreitete,  von  allen  die  größte  Aussicht  bietet, 
allgemein  angenommen  zu  werden. 

IV.  Es  empfiehlt  sich,  die  Längen,  von  dem  Meridian  zu  Green- 
wich ausgehend,  in  der  Richtung  von  Westen  nach  Osten  zu  wählen. 

V.  Für  gewisse  wissenschaftliche  Zwecke  und  für  den  inneren 
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Dienst  der  großen  Verwaltungen  der  Verkebrsanstalten,  wie  der  Eisen- 
bahnen, der  Dampferlinien,  der  Telegraphen  und  Posten,  erkennt  es 
die  Konferenz  als  nützlich,  eine  Universalzeit  einzuführen,  neben  welcher 
natürlich  die  einzelnen  oder  die  nationalunifizierten  Ortszeiten  im  bürger- 
lichen Leben  auch  ferner  Anwendung  finden  werden. 

VI.  Die  Konferenz  empfiehlt  als  Ausgangspunkt  der  Universalzeit 
und  des  Universaldatums  den  mittleren  Mittag  zu  Greenwich  anzu- 
nehmen, welcher  mit  dem  Zeitpunkte  der  Mitternacht,  d.  h.  dem  bürger- 
lichen Anfänge  desselben  Tages  unter  dem  12  Stunden  von  Greenwich 
absteliendeu  Meridian,  zusammenfällt.  Die  Universalzeitangaben  sollen 
von  0 bis  24  Stunden  gezählt  werden. 

VII.  Es  ist  zu  wünschen,  daß  die  Staaten,  welche,  indem  sie  der 
Unifikation  der  Längen  und  den  Zeitangaben  zustimmen,  ihr  Meridian- 
system verändern,  das  neue  System  der  lüngen  und  der  Zeiten  sobald 
als  müglich  entführen. 

Hierbei  ist  es  von  Wichtigkeit,  daß  das  neue  System  ohne  Verzug 
im  Unterricht  eingeführt  werde. 

VIII.  Die  Konferenz  hofft,  daß,  wenn  die  Gesamtheit  sich  über 
die  Unifikation  der  Längen  und  der  Zeitangaben  vereinigt,  indem  sie 
den  Meridian  von  Greenwich  als  Ausgangspunkt  aunimmt,  Groß- 
britannien in  dieser  Thatsache  einen  Beweggrund  mehr  darin  finden 
wird,  um  auch  von  seiner  Suite  einen  neuen  Schritt  zu  Gunsten  der 
Unifikation  von  Maß  und  Gewicht  zu  thuu,  indem  es  dem  Meterver- 
trage vom  20  Mai  1875  beitritt. 

IX.  Umstehende  Resolutionen  sollen  zur  Kenntnis  der  Regierungen 
gebracht  und  ihrer  wohlwollenden  Erwägung  empfohlen  werden,  indem 
ihnen  der  Wunsch  ausgesprochen  wird,  daß  ein  internationaler  Vertrag, 
welcher  die  Unifikation  der  Längen  und  der  Zeitangaben  sanktioniert, 
sobald  als  möglich  von  einer  Spezialkonferenz,  wie  sie  die  Regierung 
der  Vereinigten  Staaten  bereits  proponiert  hat,  abgeschlossen  werde. 

Diese  Resolutionen,  welche  vorwiegend  wissenschaftlichen  Zwecken 
dienen,  stimmten  mit  deD  amerikanischen  Vorschlägen  insoweit  überein, 
als  beide  einen  gemeinschaftlichen  Meridian  austrebten,  welcher  bei 
den  ersteren  den  Beginn  des  astronomischen  Tages,  bei  den  letzteren 
dagegen  den  Mittag  des  bürgerlichen  Uuivcrsaltages  festlegen  sollte, 
dagegen  war  bei  den  einen  die  Zählung  der  Längen  von  Osten  nach 
Westen  und  bei  den  römischen  Vorschlägen  von  Westen  nach  Osten 
in  Aussicht  genommen.  Seitens  der  auf  der  genannten  Generalkonferenz 
der  internationalen  Gradmessungskommission  in  Rom  vertretenen  Staaten 
wurde  den  gefaßten  Resolutionen,  auch  nicht  denjenigen  unter  VII 
und  IX,  eine  besondere  Beachtung  zu  teil. 

Der  vorgedachte  Weltkongreß  zur  Feststellung  eines  gemeinsamen 
Weltmeridians  und  einer  gemeinsamen  Weltzeit  fand  in  den  Tagen 
vom  1.  Oktober  bis  1.  November  1884  in  Washington  unter  dem  Vor- 
sitz des  zum  Präsidenten  gewählten  Delegierten  der  Vereinigten  Staa- 
ten Itear- Admiral  Rodgers  statt  und  faßte  nach  den  in  englischer  uud 
französischer  Sprache  ausgefertigten  Protokollen  folgende  in  der  Sitz- 
ung am  22.  Oktober  1884  zusammengestellte  Beschlüsse: 
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Der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hat  — ge- 
mäß eines  besonderen  Beschlusses  des  Kongresses  — die  Regierungen 
aller  Nationen,  mit  denen  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in 
diplomatischem  Verkehr  sich  befinden,  eingeladen,  Delegierte  zu  be- 
ordern, um  sich  mit  Delegierten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
in  Washington  am  1.  Oktober  1884  zu  einer  Beratung  zu  vereinigen 
und,  wenn  möglich,  für  die  ganze  Erde  einen  geeigneten  Anfangsmeri- 
dian für  die  Längenmessungen  und  für  die  Weltzeit  festzustellen. 
Diese  internationale  Meridiankonferenz  hat  sich  heute  hier  vereinigt 
und  auf  Grund  eingehender  und  ausführlicher  Beratungen  folgende 
Resolutionen  angenommen : 

I.  Der  Kongreß  ist  der  Ansicht,  daß  es  wünschenswert  ist,  einen 
einzigen  Anfangsmeridian  für  alle  Nationen  anzunehmen  an  Stelle  der 
vielen  Meridiane,  welche  zur  Zeit  bestehen. 

II.  Die  Konferenz  schlägt  den  vertretenen  Regierungen  vor,  den 
Meridian,  welcher  durch  die  Mitte  des  Meridianinstrumentes  des  Ob- 
servatoriums von  Greenwich  geht,  als  Ausgangsmeridian  für  die  Län- 
gengrade anzunehmen. 

III.  Von  diesem  Meridian  ausgehend  sind  die  Längen  in  beiden 
Richtungen  bis  zu  180  Grad  zu  zählen;  die  östlichen  Laugen  werden 
mit  +,  die  westlichen  mit  — bezeichnet. 

IV.  Die  Konferenz  empfiehlt  die  Annahme  einer  Universalzeit 
für  alle  solche  Zwecke,  bei  denen  ihre  Einführung  sich  zweckmäßig 
erweist,  diese  Zeit  darf  nicht  den  Gebrauch  der  Ortszeit  oder  einer 
anderen  Normalzeit,  welche  wünschenswert  scheint,  ausschließen. 

V.  Der  Universaltag  soll  ein  mittlerer  Sonnentag  sein.  Er  soll 
für  die  ganze  Welt  beginnen  mit  dem  Eintritt  der  Mitternacht  des 
1.  Meridians,  zusammenfallend  mit  dem  Anfang  des  bürgerlichen  Tages 
und  dem  Datum  unter  diesem  Meridian.  Dieser  Tag  soll  von  0 bis 
24  gezählt  werden. 

VI.  Die  Konferenz  spricht  die  Hoffnung  aus,  daß  sobald  als  mög- 
lich der  Beginn  des  astronomischen  und  nautischen  Tages  überall  auf 
dieselbe  Mitteruachtsstunde  angesetzt  werden  möge. 

VII.  Die  Konferenz  spricht  den  Wunsch  aus,  daß  die  schwierigen 
technischen  Studien  zur  Regelung  und  Ausdehnung  des  Decimalsystems 
auf  die  Teilung  der  Winkel  und  der  Zeit  gemacht  werden  möchten 
und  die  Ausdehnung  ihrer  Anwendung  in  dem  Falle  zu  gestatten,  wo 
sie  wirklich  Vorteile  bietet. 

Die  Resolutionen  wurden  mit  großer  Mehrheit,  diejenigen  unter  I 
und  VI  einstimmig  und  die  unter  II,  III  und  VII  mit  nur  wenigen 
Gegenstimmen  angenommen.  Gegen  die  Resolution  unter  II  stimmte 
San  Domingo  und  der  Abstimmung  über  dieselbe  enthielten  sich 
Brasilien  und  Frankreich.  Letzteres  verlangte,  daß  der  internationale 
Meridian  einen  durchaus  neutralen  Charakter  haben  und  lediglich  so 
gewählt  werden  solle,  daß  er  der  Wissenschaft  und  dem  internationa- 
len Verkehre  die  größtmöglichen  Vorteile  sichere  und  daß  derselbe 
keinen  großen  Kontinent,  weder  Europa  noch  Amerika  durchschneide 
und  erklärte  ferner,  daß  es  deu  Meridian  von  Greenwich  nicht  für  den 
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wissenschaftlich  besten  halten  könDe,  weil  er  den  Anforderungen  der 
Geographie  und  Hydrographie  nicht  ausreichend  entspräche.  Diese 
Ansicht  wurde  von  anderer  Seite,  insbesondere  von  England  und  den 
Vereinigten  Staaten,  bekämpft  und  darauf  hingewiesen , daß  ein  neu- 
traler Meridian,  wie  ihn  Frankreich  wünsche,  immer  doch  wieder  zu 
seiner  Festlegung  auf  eines  der  bestehenden  großen  Observatorien  be- 
zogen werden  müsse,  und  daß  geodätische  Messungen  nur  dann  einen 
Wert  für  Wissenschaft  uud  Praxis  hätten , wenn  9ie  mit  astronomi- 
schen Messungen  und  Beobachtungen  verbunden  würden.  Der  empfoh- 
lene neutrale  Meridian  würde  lediglich  ein  idealer,  in  Wirklichkeit  von 
einem  der  bestehenden  durch  eine  Sternwarte  gelegten  Meridian  ab- 
hängig sein.  Die  Einführung  einer  solchen  idealen  Neuerung  würde 
keine  größere  Zustimmung  erhalten,  während  die  Annahme  des  Meri- 
dians von  Greenwich,  nach  dem  schon  jetzt,  auf  Grund  statistischer 
Notizen  über  Schiffsverkehr  und  Seekartenverkauf,  70  Prozent  der 
Schiller  aller  seefahrenden  Länder  rechneten,  allseitig  zustimmend  auf- 
geuommen  werden  dürfte.  Spanien  stimmte  dem  Meridian  von  Green- 
wich mit  dem  Ilinzufügcn  zu,  wie  dies  in  der  Hoftnuug  geschehe,  daß 
Großbritannien  sich  der  Meterkonvention  vom  20.  Mai  1875  anscbließen 
werde,  der  Vertreter  Englands  erklärte  hierzu,  daß  die  Regierung  Groß- 
britanniens bereits  die  erforderlichen  Schritte  vorbereite,  die  Anwen- 
dung des  metrischen  Systems  für  gesetzlich  zulässig  zu  erklären. 

Bevor  der  letztbesprochene  Kongreß  zusammentrat  und  die  vor- 
stehend aufgeführten  7 Resolutionen  fassen  konnte,  war  ein  großer  Teil 
der  amerikanischen  Eisenbahnverwaltungen  der  Einführung  einer  ein- 
heitlichen Zeit  näher  getreten  und  hatte  in  einer  Mitte  April  1883  in 
St.  Louis  abgehaltenen  Konferenz  der  General  time  Convention  auf 
Grund  eines  ausführlichen  Berichts  des  Sekretärs  Mrs.  W.  F.  Allen, 
welcher  mit  großer  Energie  und  Ausdauer  diese  Reform  vertreten  hatte, 
beschlossen  1 ) , folgende  Resolutionen  den  Eisenbahnen  zur  Annahme 
zu  empfehlen: 

1)  alle  gegenwärtig  Boston,  New -York,  Philadelphia,  Baltimore, 
Toronto,  Hamilton  oder  Washington  Zeit  benutzenden  Bahnen  künftig 
den  75.  Meridian  oder  die  östliche  Zeit; 

2)  alle  jetzt  Columbus,  Atlanta,  Cincinnati,  Louisville,  Indianapo- 
lis, Chicago,  St.  Louis,  Jefferson,  City  St.  Paul  oder  Kansas  City  Zeit 
oder  Normalzeiten  dieser  Gegenden  benutzenden  Bahnen  künftig  der 
90.  Meridian,  also  eine  Stunde  nach  der  östlichen  Zeit,  zu  benennen 
als  Centralzeit; 

3)  alle  westlich  von  den  obigen  Sektionen  gelegenen  Bahnen  den 
120.  Meridian,  also  2 bezw.  3 Stunden  nach  der  Zeit  Nr.  1 bezw.  Nr.  2 
bei  ihrem  Betriebe  und  ihren  Fahrplänen  als  Normalzeit  anzuwenden; 


1)  Report  on  the  subject  of  National  Standard  Times  made  of  the  General  and 
Southern  Ry.  Times  Conventions  held  in  St.  Louis  April  II,  1883  and  in  New  York 
City  April  18,  1883.  And  directed  to  be  forwiirded  with  nccompnnyiog  Map  to  the  Ma- 
Haging  Office  of  euch  Knilway  Lire  sitnatud  in  The  l'nited  Stute*  and  The  Dominion 
of  C*nHda  together  wiih  other  paperis  relating  thercto.  Hy  Mr.  W.  F,  Alton,  Secretary 
of  the  Convention*. 
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4)  daß  alle  Uebergänge  von  einer  zur  anderen  Normalzeit  auf  den 
Endstationen  der  Bahnen  oder  Bahnabteilungen  stattfinden  sollen ; 

5)  daß  der  Sekretär  des  Vereins  Abschrift  dieser  Resolutionen 
und  des  Berichtes  allen  Bahnverwaltungen  mit  dem  Ersuchen  um  Er- 
klärung des  Einverständnisses  zufertigen  und  in  der  nächsten  Ver- 
einsversammlung  das  Resultat  vorlegcn  soll. 

Im  Oktober  1883  wurde  dementsprechend  von  den  Verwaltungen 
fast  sämtlicher  Eisenbahnen  in  Nordamerika  und  Kanada  beschlossen, 
auf  ihren  Linien  am  18.  November  desselben  Jahres  neue  Fahrpläne 
ins  Leben  treten  zu  lassen,  denen  5 voneinander  um  je  1 Stunde  unter- 
schiedene Zeiten  zu  Grunde  zu  legen  seien.  Als  Ausgangsmeridian  wurde 
entgegen  dem  Fleming’schen  Vorschläge  nicht  derjenige  durch  die  Beh- 
ringsstraße, sondern  der  Meridian  von  Greenwich  gewählt.  Die  5 Zeit- 
meridiane sollten  der  60.,  75.,  90.,  105.  und  120.  Grad  westlicher 
Länge  von  Greenwich  sein,  so  daß  diese  Zeiten  4,  5,  6,  7 und  8 Stun- 
den Unterschied  von  der  Zeit  von  Greenwich  zeigten.  Nach  W.  F. 
Allen’s  Vorschlag  sollten  dieselben  als  Intercolonial-,  Eastern-,  Central-, 
Mountain-  und  Pacific  Time  bezeichnet  werden.  Die  Zeiten  der  24  Zo- 
nen nach  den  Buchstaben  des  Alphabets  zu  benennen,  wurde  als  zu 
wissenschaftlich  und  für  das  große  Publikum  nicht  geeignet  befunden. 
Für  die  Einführung  dieser  Zeitrechnung  wurde  von  vornherein  festge- 
setzt, daß  die  Grenze  zwischen  den  einzelnen  Zeitzonen,  welche  mathe- 
matisch genau  71/s  Grad  oder  30  Zeitminuten  nach  jeder  Seite  des 
Stundenmeridians  liegen  würde,  nicht  durch  diese  mathematische  Linie 
gelegt  werden  müßte,  die  Grenzlinie  vielmehr  der  freien  Bestimmung 
der  Beteiligten  zu  überlassen  sei,  so  daß  dieselbe  je  nach  den  beson- 
deren Verhältnissen  der  Oertlichkeit,  an  den  Knoten-  oder  Endpunk- 
ten der  Bahnlinien,  nach  den  Grenzen  der  einzelnen  Staatengebiete 
u.  s.  w.  angenommen  werden  könne.  Der  Beschluß  wurde  an  dem  fest- 
gesetzten Tage  (18.  November  1883)  von  den  genannten  Verwaltungen 
ausgeführt  und  traten  an  Stelle  der  mehr  als  70  seither  bestandenen 
verschiedenen  Zeiten  nur  4 je  1 Stunde  voneinander  verschiedene  Zei- 
ten, diejenige  des  75.,  90.,  105.  und  120.  Grades,  welche  Eastern-,  Cen- 
tral-, Mountain-  und  Pacific  Time  genannt  wurden;  die  Zone  des  60.  Me- 
ridians — Intercolonial  Time  — hatte  man  in  Rücksicht  darauf,  daß 
dieselbe  nur  einen  geringen  Teil  des  Festlandes  umfaßte,  außer  Betracht 
gelassen  und  auf  diese  auch  die  Bezeichnung  Eastern  Time  ausgedehnt. 
Gleichzeitig  wurde  von  einer  großen  Zahl  Städte,  darunter  New- York, 
Baltimore,  Boston  u.  a.  die  Zeitrechnung  nach  Ortszeit  aufgegeben  und 
die  Stundenzeit  zur  Einführung  gebracht,  dem  Beispiele  dieser  kom- 
munalen Verwaltungen  folgten  andere,  so  daß  diese  Zeitrechnung  jetzt 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  allgemein  als  eingeführt 
angesehen  werden  kann. 

Wie  seitens  der  beteiligten  Staaten  den  auf  der  Generalkonferenz 
der  internationalen  Gradmessung  in  Rom  gefaßten  Resolutionen  eine 
besondere  Folge  nicht  zu  teil  geworden  war,  so  wurden  auch  die  Be- 
schlüsse des  Weltkongresses  in  Washington , welche  mit  den  ersteren 
eine  Uebereinstimmung  nicht  ergeben  hatten,  durch  ein  internatio- 
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nales  Abkommen  der  vertretenen  Regierungen  nicht  zur  Ausführung 
gebracht,  überhaupt  wurde  von  dieser  Seite  die  Angelegenheit  nicht 
weiter  verfolgt.  Nach  dem  Stundenzonensystem  haben  demnach  alle 
Orte  in  ein  und  derselben  Zone  die  gleichen  Minuten  und  Sekunden 
und  alle  Orte  auf  der  Erde  je  nach  der  Lage  der  Zone , zu  welcher 
sie  gehören,  nur  eine  Verschiedenheit  in  den  Stunden.  Die  Zeiten  in 
den  einzelnen  Zonen  bestimmen  sich  nach  den  Stand  der  Sonne  zur 
Zeit  des  Mittags  in  dem  betreffenden  Zonenmeridian,  so  daß  der  An- 
fang des  bürgerlichen  Tages  — die  Mitternacht  — 12  Stundenzonen 
oder  180  I-iingengrade  zurück  in  der  Richtung  nach  Osten  liegt. 

Die  Resolutionen  des  Kongresses  in  Washington  sind  um  deswillen 
von  großer  Hedeutunp  sowohl  für  die  Wissenschaft  als  auch  für  die 
Praxis,  weil  sie  die  Einführung  eines  gemeinsamen  Meridians  — des- 
jenigen von  Greenwich  — herbeiführten;  dagegen  können  die  in  der 
geodätischen  Konferenz  in  Rom  gefaßlcn  Beschlüsse  nur  als  solche  an- 
gesehen werden,  welche  dem  Interesse  der  Wissenschaft,  namentlich 
der  Astronomie  zu  dienen,  bestimmt  sind.  Würde  dem  Verlangen, 
daß  neben  der  Universalzeit  für  die  Astronomie  und  das  gesamte  Ver- 
kehrswesen die  lokalen  oder  national  unifizierten  Ortszeiten  im  bür- 
gerlichen Leben  bestehen  bleiben  sollen,  entsprochen,  so  würde  sich 
gegen  den  seither  bestehenden  Zustand  in  den  Zeitangaben  eine  wesent- 
liche Erschwerung  für  den  Verkehr  ergeben. 

Zur  Zeit  des  Vorgebens  der  amerikanischen  Eisenbabnverwaltun- 
gen  regten  sich  auch  von  neuem  die  Bestrebungen  in  Deutschland  für 
die  Einführung  einer  einheitlichen  Zeit;  ebenso  wurde  dieser  Frage  in 
Oesterreich  eine  besondere  Aufmerksamkeit  zu  teil.  In  Deutschland 
waren  es  vorwiegend  Eisenbahnfachmänner,  welche  im  Hinblick  auf  die 
dem  Betriebe  erwachsenden  Schwierigkeiten  bei  Anwendung  verschie- 
dener Zeiten  im  inneren  und  äußeren  Dienst,  die  Anregung  in  dieser 
Angelegenheit  gaben  *). 

Im  Verkehrswesen  mit  2 Zeiten  rechnen  zu  müssen  — einer  Zeit 
(Berliner  Zeit)  für  den  inneren  Dienst  und  der  Ortszeit  im  Verkehr 
mit  dem  Publikum  — wie  solches  im  größten  Teile  Deutschlands  ge- 
schah, fand  in  anderen  Ländern  nicht  statt,  z.  B.  England  und  Schott- 
land rechneten  nach  Greenwicher  Zeit,  Irland  nach  der  Zeit  von  Du- 
blin, Schweden  nach  der  Zeit  des  Meridians  15  Grad  östlich  von  Green- 
wich, Frankreich  nach  der  Zeit  von  Rouen,  in  Oesterreich  und  Ungarn 
wurde  für  alle  westlich  von  Krakau  gelegenen  Eisenbahnen  nach  Pra- 
ger und  für  die  östlich  gelegenen  nach  Budupester  Zeit  gerech- 
net, die  Schweiz  rechnete  nach  Berner-,  Spanien  nach  Madrider-  und 
Portugal  nach  Lissaboner  Zeit,  in  Italien  bestanden  seit  dem  22.  Sep- 
tember 1866  für  die  Eisenbahnen,  die  Post  und  das  Telegraphenwesen 


1)  Glaser'»  Annalen  für  Gewerbe  and  Bauwesen.  1884,  Band  XV',  Heft  2.  ,, lieber 
einheitliche  Zeitrechnung'**  Vortrag  de-.  Geheimen  Ober- Regierung*,  rat  Streckert  in  Berlin 
im  Verein  für  Eisenbahnknnde  am  13.  Mai  1884.  — Bayerische  VerkehrsblÄtter,  1884, 
3.  Jahrgang.  Nr.  8:  „Ueber  Normalzeit“.  Vortrag  des  Direktionsrats  F.  Henle  in  Mün- 
chen im  bayerischen  Verkehrsklub  am  21.  April  1884. 
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noch  3 Zeiten : in  Sizilien  die  Zeit  von  Palermo,  in  Sardinien  diejenige 
von  Cagliari  und  auf  dem  Festiande  die  mittlere  Zeit  von  Rom  (des 
Meridians,  welcher  durch  die  Kuppel  von  St.  Peter  führt)  u.  s.  w. 

Die  ersten  Bestrebungen  in  Deutschland  waren  nur  auf  die  Her- 
beiführung einer  Einheitszeit  für  das  Deutsche  Reich,  also  einer  natio- 
nalen Zeit  gerichtet.  Im  Hinblick  darauf,  daß  im  inneren  Telegra- 
phendienst und  im  inneren  Betriebsdienst  des  größten  Teils  der  Eisen- 
bahnen die  Berliner  Zeit  Anwendung  fand,  Berlin,  die  Hauptstadt  des 
Reichs,  auch  in  westöstlicher  Richtung  ziemlich  gleichweit  von  den 
Grenzen  entfernt  liegt,  wurde  zunächst  diese  Zeit  für  das  gesamte  bür- 
gerliche Lebet)  ins  Auge  gefaßt.  Die  Zeitdifferenz  zwischen  Berlin  und 
dem  östlichsten  Grenzort  betragt  37  Minuten  und  dem  westlichst  ge- 
legenen Ort  30  Minuten. 

Nach  dem  Bekanntwerden  des  Vorgehens  der  nordamerikanischen 
Bahnen  verließ  man  jedoch  diesen  Standpunkt,  schloß  sich  im  Hinblick 
auf  die  große  Bedeutung,  welche  die  Annahme  des  Stundenzonensystems 
für  die  Zeitrechnung  auf  der  ganzen  Erde  haben  würde,  diesem  an  und 
gab  an  Stelle  der  Berliner  Zeit  derjenigen  des  Meridians,  welcher 
15  Grad  östlich  — 1 Stunde  — von  Greenwich  entfernt  liegt,  den 
Vorzug.  Derselbe  führt  6 Minuten  östlich  von  Berlin  nahe  bei  Star- 
gard  i.  P.  und  Görlitz  vorüber. 

In  Oesterreich-Ungarn  dagegen,  wo  die  Verkehrsanstaltcn  nicht 
zwei  Zeiten  wie  in  Deutschland,  sondern  nur  eine  Zeit  im  inneren  und 
äußeren  Dienst  anwendeten,  bewegten  sich  die  Bestrebungen  zur  Ein- 
führung einer  einheitlichen  Zeit  in  einer  anderen  Richtung,  hier  wurde 
die  Idee  einer  Weltzeit  verfochten.  Zwei  Astronomen,  Hofrat  Th.  v.  Op- 
polzer und  Dr.  R.  Schram  machten  den  Vorschlag,  man  solle  die 
Weltzeit  für  das  bürgerliche  Leben  einführen,  auf  der  ganzen  Erde 
nur  nach  der  Zeit  von  Greeuwich  rechnen,  wobei  der  Welttag  auf  der 
ganzen  Erde  mit  dem  bürgerlichen  mittleren  Greenwicher  Tage  zusam- 
menfallen  würde.  Beide  Astronomen  traten  durch  Vorträge  und  auch 
in  der  Presse  als  eifrige  Verfechter  der  Idee  der  Weltzeit  auf ; Dr.  R. 
Schram  hielt  am  1.  Dezember  1884  einen  Vortrag  im  wissenschaft- 
lichen Klub  in  Wien  über  die  Vorteile  der  allgemeinen  Einführung  der 
Wcltzeit  für  alle  Zwecke,  und  Iiofrat  Dr.  v.  Oppolzer  einen  Vortrag  in 
derselben  Richtung  am  8.  April  1885  im  Verein  zur  Verbreitung  natur- 
wissenschaftlicher Kenntnisse  in  Wien.  Der  Vorschlag  fand  jedoch  im 
allgemeinen  keinen  Beifall,  die  öffentliche  Meinung  war  ihm  nicht  zu- 
getban,  in  politischen  und  Fachzeitschriften  sprach  man  sich  dagegen 
aus,  man  hielt  eine  Weltzeit  wohl  für  die  Wissenschaft  — die  Astro- 
nomie, die  Nautik  u.  s.  w.  — für  geeignet,  nicht  aber  für  das  prak- 
tische Leben  für  annehmbar  und  wünschenswert.  Die  Einführung  der 
bürgerlichen  Greenwicher  Zeit  als  allgemeine  Weltzeit  würde  bedingen, 
daß  an  allen  Orten  der  Erde  zur  gleichen  Zeit  Stunden,  Minuten  und 
Sekunden  die  gleichen  sind,  demnach  auf  einem  großen  Teil  der  Erd- 
oberfläche der  Datumwechsel  nicht  mehr  auf  die  Mitternacht  oder  in 
die  Nachtzeit  überhaupt,  sondern  in  die  Tageszeit  fallen  (für  Deutsch- 
land würde  die  Verschiebung  im  Mittel  nur  eine  Stunde  gegen  dieStun- 
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denzonenzeit  betragen);  eine  solche  Neuerung,  welche  noch  nirgends 
praktisch  durchgeführt  war,  erschien  zu  radikal.  Die  Idee  wurde  des- 
halb auch  von  den  genannten  Verfechtern  aufgegeben  und  von  ihnen 
schon  im  darauffolgenden  Jahre  die  Stundenzonenzeit  als  das  zunächst 
zu  Erstrebende  anerkannt  und  fiir  deren  Ausdehnung  auf  Oesterreich- 
Ungarn  und  Deutschland  in  Wort  und  Schrilt  gewirkt.  Von  vielen 
Verfechtern  der  Weltzeit,  namentlich  Astronomen,  scheint  der  Einfüh- 
rung der  Stundenzonenzeit  in  der  Hoffnung  nicht  weiter  entgegengetre- 
ten zu  werden,  daß  aus  ihr  sich  später  die  Wcltzeit  ergeben  würde. 
Ob  diese  Hoffnung  berechtigt  ist,  mag  dahingestellt  bleiben,  wir  kön- 
nen sie  nicht  teilen. 

Während  in  Oesterreich  eine  geteilte  Ansicht  über  die  Einführung 
einer  einheitlichen  Zeitrechnung  sich  nicht  mehr  geltend  machte  und 
nach  dem  am  26.  Dezember  1886  erfolgten  Ableben  Th.  v.  Oppolzer’s 
die  Stundenzonenzeit  vorwiegend  in  Dr.  R.  Schram,  dessen  weitere  Vor- 
schläge noch  später  Erwähnung  finden  werden , den  thätigsten  Vor- 
kämpfer fand,  bewegte  sich  in  Deutschland  in  Vorträgen,  politischen 
und  Fachzeitschriften  sowie  in  Broschüren  und  sogar  in  Flugschriften 
der  Streit  zwischen  den  Vertretern  der  Stundenzonenzeit  und  der  Welt- 
zeit, wobei  die  Anhänger  der  letzteren  diese  Zeit  nur  für  die  Wissen- 
schaft und  die  Verkchrsanstalten  angewandt,  für  das  bürgerliche  Leben 
aber  die  Ortszeit  beibehalten  wissen  wollten. 

Betrachten  wir  zunächst  die  Frage,  ob  die  Einführung  einer  ein- 
heitlichen Zeit  — der  Stundenzonenzeit  — für  das  bürgerliche  Leben 
in  Deutschland  an  sich  zweckmäßig  ist  und  erörtern  wir  die  Gründe, 
welche  dafür  und  dagegen  geltend  gemacht  werden. 

Die  Verfechter  dieser  Zeitrechnung  halten  die  hierfür  allein  in  Be- 
tracht kommende  mittlere  Sonuenzeit  des  J5.  Längengrades  östlich  des 
Meridians  von  Greenwich  besonders  auch  um  deswillen  für  günstig,  weil 
dieser  Meridian  eine  Stunde  östlich  von  Greenwich,  Deutschland  nahezu 
in  der  geographischen  Mitte  schneidet,  derselbe  zieht  annähernd  über 
Stargard,  Sorau  und  Görlitz.  Die  Ostgrenze  ist  31  Minuten,  die 
Westgrenze  36  Minuten  von  ihm  entfernt. 

Die  Einwendungen  der  Gegner,  daß  diese  Zeitdiffereuzen  zu  groß 
seien,  daß  die  durch  die  Sonnenzeit  bedingte  natürliche  Tageseinteilung 
von  alters  her  die  Grundlage  für  eine  Menge  von  Lebensgewohnheiten 
und  für  die  Regelung  der  Thätigkcit  auf  zahlreichen  Arbeitsgebieten 
bilde,  daß  für  kleinere  Länder  die  Anwendung  einer  solchen  Zeit  nicht 
von  Nachteil  sein  möge,  während  die  Ausdehnung  Deutschlands  über 
17  Längengrade  zu  bedeutend  sei,  so  daß  bei  Einführung  dieser  Zeit- 
rechnung nicht  unwesentliche  Verschiebungen  der  jetzt  üblichen  Tages- 
einteilung entständen,  die  unter  Zurechnung  der  periodisch  bis  zu 
16  Minuten  steigenden  Ausgleichung  der  wahren  Sonnenzeit  gegen  die 
mittlere  Zeit  an  den  äußersten  östlichen  und  westlichen  Grenzen  mehr 
als  */ j Stunde  betragen  würden,  daß  namentlich  für  die  landwirtschaft- 
liche Thätigkeit  stets  die  wirkliche  Sonnenzeit  maßgebend  bleiben  müsse, 
daß  ein  Drittel  der  Bevölkerung  eine  Zeitverschiebung  von  mehr  als 
20  Minuten  erleiden  würde,  daß  durch  die  Einführung  dieser  Zeit  im 
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wesentlichen  nur  einem  kleineren  Teile  der  Bevölkerung,  welcher  Reisen 
unternehme,  dadurch  ein  Vorteil  gewährt  werde,  daß  derselbe  künftig 
nicht  mehr  seine  Uhr  nach  der  mittleren  Zeit  seines  jeweiligen  Aufent- 
haltortes zu  stellen  brauche  und  daß  endlich  für  die  astronomische 
Wissenschaft  die  Beibehaltung  der  verschiedenen  Ortszeiten  von  Be- 
deutung sei,  werden  von  den  Vertretern  einer  einheitlichen  Zeit  nicht 
für  zutreffend  gehalten. 

Es  wird  zunächst  darauf  hingewiesen,  wie  unvergleichlich  viel 
größere  Aenderungen  in  der  Einteilung  der  Tageszeit  und  den  damit 
zusammenhängenden  Lebensgewohnheiten  sich  im  Laufe  der  Jahr- 
hunderte ohne  Schwierigkeit  und  zu  allgemeiner  Befriedigung  voll- 
zogen haben,  daß  für  die  landwirtschaftlichen  Arbeiten  unter  allen 
Umständen  das  Tageslicht  maßgebend  bleiben  würde,  denn  der  Land- 
wirt beginne  und  endige  seine  Arbeit  im  Sommer  und  Winter  zu 
ganz  verschiedenen  Stunden  und  lege  wenig  Wert  auf  die  Zeit- 
angaben der  Uhren,  er  würde  Abweichungen  von  einer  halben  Stunde 
und  darüber  kaum  bemerken.  Der  Tag  vom  Sonnenaufgang  bis  zum 
Sonnenuntergang  ändere  sich  nicht,  für  die  Landwirtschaft  sei  in  erster 
Linie  die  Sonne  maßgebend,  deshalb  sei  aber  auch  der  Stand  der  Uhr 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  gleichgiltig  und  gerade  die  Landwirt- 
schaft mache  die  verschiedensten  Tageseinteilungen  notwendig.  Bei 
der  Landbevölkerung  finde  sowohl  der  Schulunterricht  als  die  Mittags- 
mahlzeit in  vielen  Gegenden  im  Sommer  um  ein  bis  zwei  Stunden 
früher  statt  als  im  Winter,  es  werde  während  einiger  Wintermonate 
durch  eine  etwa  erforderliche  geringe  Verschiebung  der  seither  für 
den  Schulunterricht  festgesetzten  Anfangszeiten  nur  ein  kleiner  Teil 
— etwa  ein  Viertel  bis  ein  Fünftel  — der  Bevölkerung  Deutschlands 
betroffen  werden.  In  den  Industriegegenden  werde  vielfach  ein  Unter- 
schied, ob  die  Arbeit  bei  Tageslicht  oder  bei  künstlicher  Beleuchtung 
ausgeführt  wird , nicht  gemacht  und  auch  in  diesem  Falle  bleibe  es 
sich  gleich,  wenn  der  Mittag  angenommen  werde,  in  größeren  Städten, 
wo  der  Schulunterricht,  die  Büreauarbeiten  u.  s.  w.  meist  ununter- 
brochen vor  der  Hauptmahlzeit  erledigt  werden,  komme  es  ebenfalls 
nicht  darauf  an,  ob  die  Mittagsstunde  etwas  früher  oder  später  falle. 
Habe  doch  auch  in  England  und  Schottland,  wo  seit  Uber  40  Jahren 
die  Greenwicher  Zeit  ausschließlich  gelte  und  Differenzen  gegen  die 
Ortszeit  bis  zu  23  Minuten  Vorkommen,  und  in  Schweden,  das  dieselbe 
Zeit  vor  beinahe  14  Jahren  als  einzige  Landeszeit  eingeführt  habe  und 
wo  vermöge  der  höheren  Breite  die  Uebelstände  in  der  Winterhälfte 
des  Jahres  sich  stärker  geltend  machen  als  bei  uns  uud  Zeitdifferen- 
zen von  361/»  Minuten  vorhanden  seien,  die  Landwirtschaft  und  die  In- 
dustrie in  der  Vereinheitlichung  der  Zeit  eine  Schädigung  nicht  erfahren. 

WTelche  Aenderungen  in  unseren  Lebenseinrichtungen  und  Gewohn- 
heiten in  den  letzten  Jahrhunderten  eingetreten  sind,  dürften  folgende 
Mitteilungen  über  die  Lebensweise  im  15.  und  16.  Jahrhundert  in 
Stölzel’s  Brandenburg -Preußens  Rechtsverwaltung  und  Rechtsverfas- 
sung •)  ersehen  lassen.  Es  heißt  daselbst  S.  149  wörtlich,  wie  folgt: 

1)  BrAndenburg-Preufsens  Rechtsverwaltung  und  Rechtsverfassung  dargeatellt  im  Wir- 
Dritte  Folge  Kd.  IV  (L1X).  32 


Digitized  by  Google 


498 


W.  Strecken, 


„Ist  der  Kurfürst  „bei  Hofe“,  so  findet  gemeinsame  Speisung  der  Be- 
amten seiner  Umgebung  in  der  „flofstube“  des  Schlosses  statt.  Die 
Hauptmahlzeit  ist  nach  der  Sitte  der  früheren  Jahrhunderte  vormittags 
gegen  10  Uhr,  die  Abendmahlzeit  folgt  nachmittags  gegen  5 Uhr;  erst 
die  spateren  Jahrhunderte  haben  diese  Zeiten  bis  um  die  halbe  Lange 
eines  Tages  allmählich  verschoben.  Vielleicht  setzt  sich  die  Verschie- 
bung ferner  noch  dahin  fort,  daß  die  Zukunft  unsere  Nachkommen  wie- 
der zur  alten  Sitte  zurücklührt.  Den  Wert  der  Morgenstunde  schätzend, 
hielten  die  Kate  Joachims  ihre  Kammergerichtssitzungen  Sommers  von 
5 bis  9,  Winters  von  7 bis  10  Uhr  und  nachmittags  von  12  bis  4 Uhr; 
letztere  Stunde  nennt  die  Kammergerichtsordnung  von  1516  „Abend- 
zeit“. Der  Leipziger  Ordinarius  der  Juristenfakultät  liest  1511  „in  alt- 
herkömmlicher Weise“  Sommers  von  5 bis  6,  W'inters  von  6 bis  7 Uhr. 
Auch  die  zu  Verhandlungen  nach  auswärts  gesandten  Kate  beginnen  ihre 
Geschäfte  zu  frühester  Stunde;  im  April  1494  tagen  brandenburgische 
und  braunschweigische  Abgesandte  um  6 Uhr  morgens  im  Kloster  zu 
Zerbst.  Das  hangt  zusammen  mit  der  alten  Sitte  bei  Land-  und  Ge- 
richtstagen, daß  „Recht  und  Zuspruch  nur  bei  aufsteigender  Sonne  an- 
gehoben werden  darf“;  wer  bei  niedersteigender  Sonne  erscheint,  „thut 
dem  Rechte  nicht  genug“.  Darum  endet  auch  im  Sinne  der  Karnmer- 
gerichtsrelormation  von  1540  das  Erscheinen  „zu  rechter  Tageszeit“ 
um  die  Mittagsstunde ; wer  „zu  früher  Tageszeit"  geladen  ist,  muß  im 
Sommer  um  6,  im  V\  inter  um  7 Uhr  erscheinen.“  in  einer  Anmerkung 
wird  weiter  bemerkt:  Das  Marburger  Hofgericht  beginnt  (im  Jahre 
1500)  seine  Sommersitzungen  sogar  schon  um  5 Uhr. 

Auf  Seite  215  in  demselben  Band  heißt  es  daun  weiter:  „Alle 
mit  dem  Wohnsitz  in  Berlin  angestellten  (d.  b.  „die  wesentlichen“)  Hof- 
rate sollen  täglich  des  Sommers  um  6,  des  Winters  um  7,  nachmit- 
mittags  stets  um  1 Uhr  in  der  Ratstube  des  Schlosses  sich  einfinden“. 

Ferner  ist  im  II.  Bande  des  genannten  Werkes  auf  S.  96  aus  der 
königlichen  Ordre  vom  20.  Dezember  1722  folgendes  wörtlich  erwähnt: 
„Für  jedes  Departement  wurde  wöchentlich  ein  Sitzungstag  in  Aussicht 
genommen  (Montag,  Mittwoch.  Donnerstag  und  Freitag),  und  zwar  Som- 
mers von  7,  Winters  von  8 Uhr  an  „und  sollen  nit  eher  auseinander- 
gehen, bis  alles  und  alles  in  dem  departement  abgethan,  und  können 
sie  in  ein  Stunde  fertich  werden,  so  gehen  sie  auseinander,  können 
sie  nit  fertich  werden,  so  sollen  sie  bis  Abent  umb  6 Uhr  zusammen 
bleiben.“ 

Die  Lebensweise  in  früherer  Zeit  wurde  zum  nicht  geringsten  Teil 
durch  die  damalige  mangelhafte  künstliche  Beleuchtung  bedingt,  wäh- 
rend auf  unsere  gegenwärtigen  Lebenseinrichtuugeu  die  verbesserten 
und  vollkommeneren  Beleuchtungen  wesentlichen  Einfluß  ausgeübt  haben ; 
hieraus  darf  aber  auch  gefolgert  werden,  daß  eine  geringe  Verschiebung 
in  den  Zeitangaben,  wie  solche  bei  Anwendung  des  Stundenzonensystems 


ken  seiner  Landesfürsten  und  obersten  Justizbeamten  von  Dr.  Adolf  Stölsel,  Präsidenten 
der  Justisprüfungskommisaion,  Vortragender  Kat  im  Justizministerium,  ordentlichen  Hono* 
rarprofesaor  an  der  Universität  zu  Berlin.  Erster  Band,  1888. 
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für  die  östlich  und  westlich  vom  Stundenmeridian  gelegenen  Ortschaften 
eintritt,  Uebelständc  in  der  Thätigkeit  der  Bevölkerung  nicht  herbei- 
führen wird. 

Wan  wird  getrost  behaupten  können,  daß  wenn  alle  und  jedermanns 
Uhren  in  einer  Nacht  unmerklich  auf  die  nun  in  Aussicht  genom- 
mene Zeit  gestellt  werden  könnten,  am  folgenden  Morgen  niemand  eine 
Zeitveränderung  merken  würde. 

Eine  wie  geringe  Bedeutung  mau  Abweichungen  von  der  Orts- 
zeit im  gewöhnlichen  Leben  beimißt,  ergiebt  sich  auch  daraus,  daß 
die  Gericbtsuhren  mit  Rücksicht  auf  die  vorgeladenen  Personen  in 
einigen  Städten,  u.  a.  auch  in  Berlin,  eine  andere,  gewöhnlich  um 
10  Minuten  spätere  Zeit  angeben,  und  daß  in  vielen  Ortschatten  die 
Uhren  nicht  nach  der  die  Ortszeit  zeigenden  Bahnhofsuhr,  sondern 
um  5 bis  zu  15  Minuten,  sogar  noch  mehr,  je  nach  der  Entfernung 
des  Bahnhofes  vom  Orte,  vorgestellt  werden. 

Wenn  ferner  auf  die  geringe  Zahl  der  Reisenden  hiugewieseu 
wird,  welche  die  Vorteile  einer  Einheitszeit  genießen  würden,  so  ist 
zu  bemerken,  daß  nach  der  Statistik  der  Eisenbahnen  Deutschlands 
auf  jeden  Bewohner  im  Durchschnitt  etwa  9 Reisen  im  Jahre  ent- 
fallen und  auch  nicht  außer  acht  zu  lassen  ist,  wie  es  sich  für  die 
Reisendeu  nicht  nur  um  Annehmlichkeiten,  sondern  auch  um  die  er- 
höhte Sicherheit  der  Beförderung  haudelt.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen, 
daß  in  der  Hast  der  Geschäfte  manche  schweren  Unfälle  beim  Be- 
triebe der  Eisenbahnen,  namentlich  Zusammenstöße  von  Zügen  durch 
Verwechslung  der  in  Anwendung  befindlichen  zweierlei  Zeiten  direkt 
oder  indirekt  herbeigeführt  worden  sind.  Welche  Summe  von  Arbeits- 
kraft wird  auf  die  Umrechnung  der  nach  Eisenbahnzeit  aufgestellten 
graphischen  Fahrpläne  in  Ortszeit  und  aller  damit  in  Verbindung 
stehenden  Zahlen  jährlich  verbraucht.  Wenn  Zeit  Geld  ist,  so  werden 
hierdurch  viele  Millionen  durch  diese  ganz  überflüssige  Arbeit  ver- 
geudet, die  eigentlich  keinen  anderen  praktischen  Zweck  hat,  als  jedem 
das  Vergnügen  zu  gewähren,  sich  nach  seiner  eigenen , meist  nicht 
richtig  gehenden  Ortsuhr  zu  richten.  Mit  den  ungemesseuen  Um- 
rechnungen sind  Irrungen  und  Mißverständnisse  verbunden,  welche 
beim  Betriebe  der  Eisenbahnen  bedeuten : in  Friedenszeiten  Gefahr 
für  Leben  und  Gesundheit,  im  Kriege  außerdem  Gefahr  für  das 
Vaterland. 

Daß  der  infolge  der  Ausdehnung  Deutschlands  in  westöstlicher 
Richtung  betragende  Unterschied  gegen  die  mittlere  Sonnenzeit  von 
etwa  einer  halben  Stunde  gegenüber  demjenigen  in  anderen  Ländern 
zu  groß  sei,  wie  die  Gegner  des  Stuudenzonensystems  behaupten, 
wird  auch  durch  den  freiwilligen  Anschluß  der  nordamerikanischen 
Städte  an  dieses  System  widerlegt,  betragen  doch  mehrfach  in  Nord- 
amerika, da  man  bei  der  Abgrenzung  der  Zonen  nicht  genau  den 
mathematischen  Meridiangrenzen  gefolgt  ist,  sondern  der  politischen 
und  wirtschaftlichen  Zusammengehörigkeit  der  Landesteile  Rechnung 
getragen  hat,  die  Unterschiede  über  40  Minuten  bis  zu  einer  Stunde 
und  in  vereinzelten  Fällen  darüber,  außerdem  spricht  aber  auch  die  seit 
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längeren  Jahren  in  Schweden  bestehende  Zeitrechnung  dagegen,  wo, 
wie  schon  erwähnt,  die  größte  östliche  Abweichung  36  */»  Minuten  be- 
trägt. Mit  der  Ausgleichung  der  wahren  Sonnenzeit  gegen  die  mittlere 
Zeit  haben  alle  zu  rechnen,  hierbei  ist  jedoch  nicht  außer  acht  zn 
lassen,  daß  die  größte  Abweichung  von  16  Minuten  nicht  nur  zu  Un- 
gunsten, sondern  ebensowohl  zu  Gunsten  der  einheitlichen  Zeit  in 
Betracht  kommt  und  daß  dieselbe  in  eine  Jahreszeit  fällt,  durch  welche 
es  ohnehin  häufig  durch  Witterungsverbältnisse  unmöglich  gemacht 
wird,  die  Tageszeit  genau  wahrzunehmen.  An  einem  trüben  Winter- 
tage ist  man  selten  in  der  Lage,  die  Beschäftigung  nach  dem  Sonnen- 
lichte auszuführen,  sondern  muß  in  den  späten  Morgen-  und  frühen 
Nachmittagsstunden  künstliches  Licht  zu  Hilfe  nehmen. 

Ferner  ist  auch  auf  die  Vorteile  hinzuweisen,  welche  eine  ein- 
heitliche Zeit  außer  im  Verkehrslebcn  auch  in  anderer  Beziehung  mit 
sich  bringt,  so  auf  dem  Rechtsgebiete  bei  Feststellung  der  Zeit  er- 
heblicher Thatsachen,  in  wissenschaftlicher  Hinsicht  bei  der  Beob- 
achtung unvorhergesehener  Naturereignisse  u.  s.  w.  In  Frankreich 
wurde  bei  Einbringung  des  Gesetzes  für  die  Einführung  einer  einheit- 
lichen Zeit  auch  der  Wert  derselben  für  die  Wissenschaft  besonders  hervor- 
gehoben. Die  Bedenken  der  Astronomen  gegen  Anwendung  der  Stunden- 
zonenzeit dürften  um  deswillen  nicht  besonders  ins  Gewicht  fallen, 
weil  von  diesen  die  Umrechnungen  in  die  Ortszeiten,  soweit  erforder- 
lich, ohne  Schwierigkeit  in  Ruhe  angenommen  werden  können,  während 
dies  in  allen  Zweigen  des  öffentlichen  Lebens,  namentlich  im  Verkehrs- 
wesen nicht  der  Fall  ist.  Wird  von  derselben  Seite  aber  noch  be- 
sonders betont,  daß  das  Aufgeben  der  Ortszeit  deshalb  unmöglich  sei, 
da  alle  Zeitbestimmungen  nur  mit  dieser  Zeit  zu  thun  haben,  daß  nicht 
nur  für  die  Astronomie,  sondern  auch  für  die  Meteorologie,  weil  die 
Witterungselemente  von  dem  Stand  der  Sonne  abhängen,  sowie  auch  für 
die  Botanik  wegen  der  Beobachtung  der  Pflanzen  und  des  Lebens  der 
ganzen  organischen  Natur  der  Anschluß  der  Zeiteinteilung  an  die 
Wirkungen  des  täglichen  Laufes  der  Sonne  unerläßlich  sei,  so  kann 
darauf  erwidert  werden,  daß  in  anderen  Landern,  die  eine  Einheitszeit 
haben,  die  Wissenschaft  nicht  Not  leidet,  selbst  in  Deutschland,  z.  B. 
in  Bayern,  Württemberg  und  Baden,  bestand  seither  keine  eigentliche 
Ortszeit,  sondern  eine  unifizierte  Ortszeit  für  jeden  der  genannten 
Staaten. 

Das  Unhaltbare  der  seither  bestandenen  Verschiedenheiten  in  der 
Zeitrechnung  dürfte  z.  B.  eine  Reise  auf  der  Eisenbahn  von  Konstanti- 
nopel nach  Paris  zeigen,  wie  solche  sich  seither  vor  Einführung  der 
einheitlichen  Zeit  im  inneren  und  äußeren  Dienst  der  Eisenbahnen  in 
Oesterreich-Ungarn  und  in  den  süddeutschen  Staaten  gestaltete,  sofern 
der  Reisende  seine  Uhr,  wegen  der  Anschlüsse  und  der  Aufenthalte 
auf  den  Stationen,  stets  mit  den  Zeitangaben  auf  den  Plakatfahrplänen 
oder  in  den  Kursbüchern  in  Uebereinstimmung  halten  wollte.  Er  müßte 
die  Uhr  in  Mustapha-Pascha  an  der  bulgarischen  Grenze  um  23  Minuten 
gegen  die  Konstantinopeler  Zeit  zurückstellen,  um  bulgarische  Zeit 
(Sofia)  zu  erhalten,  in  Tzaribrod  hätte  er  dieselbe  um  11  und  in  Belgrad 
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wieder  um  6 Minuten  zurückzuschieben,  um  zunächst  Belgrader  und 
dann  Budapester  Zeit  zu  haben.  An  der  österreichischen  Grenze  in 
Bruck  würde  ein  weiteres  Zurückstellen  von  19  und  in  Simbach  an 
der  bayerischen  Grenze  um  11  Minuten  geboten  gewesen  sein.  Die 
seither  in  Bayern  gültige  Münchener  Zeit  würde  er  jedoch  wieder  in 
Ulm  durch  Zurückstellen  um  10  Minuten  zu  ändern  gehabt  haben,  um 
die  in  Württemberg  maßgebend  gewesene  Stuttgarter  Zeit  zu  be- 
kommen, welche  in  Mühlacker  durch  Zurücksetzen  um  3 Minuten  der 
damaligen  Karlsruher  Zeit  anzupassen  war.  Auf  den  elsaß-lothringischen 
Bahnen,  wo  seither  die  Ortszeit  Geltung  hatte,  würde  sich  die  Zeit 
von  der  Grenze  ab  fortwährend  bis  Avricourt  an  der  französischen 
Grenze  und  zwar  im  ganzen  bis  zu  4 Minuten  verändert  haben; 
schließlich  würde  auf  dieser  Grenzstation  die  Uhr  um  23  Minuten 
zurückzustellen  sein,  um  die  französische  Eisenbabnzeit  zu  erhalten.  Seit- 
her differierte  die  Pariser  Zeit  mit  der  französischen  Eisenbahnzeit,  welche 
derjenigen  von  Rouen  entsprach,  um  5 Minuten,  soviel  gingen  die  Stadt- 
uhren von  Paris  vor,  um  den  Reisenden  eine  größere  Sicherheit  gegen  eine 
Verspätung  zu  bieten ; ob  diese  wenig  berechtigte  Einrichtung  auch 
jetzt  noch  beibehalten  wird,  ist  uns  nicht  bekannt.  Nach  Einführung 
der  Stundenzonenzeit  in  Europa  würde  auf  einer  solchen  Reise  nur 
ein  zweimaliges  Umstellen  der  Uhr  erforderlich  werden.  Ein  Beispiel 
der  Zeitverwirrung  gaben  die  den  Bodensee  berührenden  Eisenbahnen, 
da  dieselben  seither  mit  5 verschiedenen  Zeiten  zu  rechuen  hatten, 
der  Prager  Zeit  für  die  österreichischen  Bahnen,  der  Münchner-, 
Stuttgarter-  und  Karlsruher  Zeit  für  die  bayerischen,  württembergischeu 
und  badischen  Eisenbahnen,  sowie  der  Berner  Zeit  für  die  Schweizer- 
bahnen. Schließt  sich  die  Schweiz  nicht  der  französischen  Zeit,  sondern 
dem  Stundenzonensystem  an,  welches  nach  ihrer  geographischen  Lage 
anzunehmen  ist,  so  gilt  am  Bodensee  nur  eine  Zeit;  die  Differenz 
zwischen  der  Berner  und  der  mitteleuropäischen  Zeit  beträgt  30  Minuten. 

Obgleich  die  Frage  der  Einführung  einer  einheitlichen  Zeit  in 
politischen  und  technischen  Zeitschriften  fortwährend  besprochen  wurde, 
so  blieb  die  Angelegenheit  doch  im  Stadium  der  Erörterung,  es  waren 
auch  keine  Zeichen  wahrzunehmen,  welche  darauf  schließen  ließen,  daß 
den  Bestrebungen  für  eine  Einheitszeit  ein  günstiger  Erfolg  zu  teil 
werden  würde.  Eine  außerordentliche  Rührigkeit  entwickelten  einige 
Astronomen,  in  Broschüren  und  Zeitungsartikeln  wurde  verlangt,  die  unbe- 
dingte Aufrechterbaltung  aller  natürlichen  Ortszeiten  im  bürgerlichen 
Leben,  daneben  aber  die  vollste  und  umfassendste  Unifikation  derjenigen 
Zeitangaben  im  innereu  Dienste  des  Verkehrswesens,  welche  von  dem  Ein- 
flüsse der  Verschiedenheiten  der  Ortslage  und  von  den  Ortsverände- 
rungen  unabhängig  gehalten  werden  müssen.  In  diesem  Sinne  verfaßte 
und  gleichlautend  gedruckte  Petitionen  der  verschiedensten  Vereinigun- 
gen in  Deutschland  wurden  den  maßgebenden  Stellen  überreicht.  Die- 
sen Stimmen  gegenüber  machte  sich  vor  allem  die  Meinung  der  Ver- 
kehrstechniker und  auch  vieler  Gelehrten  geltend;  sie  halten  es  für 
mindestens  zweckmäßig,  wenn  nicht  notwendig,  daß  die  noch  in  Nord- 
deutscbland  bestehende  zweierlei  Zeitzählung  aufhöre  und  sind  der 
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Ueberzeugung,  daß  dies  nur  eine  Frage  der  Zeit  sei,  welche  sich  früher 
oder  später  erfülle. 

Ueber  die  Fortschritte,  welche  diese  Angelegenheit  in  anderen 
Ländern  machte,  ist  zunächst  zu  erwähnen,  daß  die  japanische  Regie- 
rung den  nordamerikanischen  Refonnvorschlägen  folgte  und  durch  Ge- 
setz vom  12.  Juli  1886  festsetzte,  daß  die  Zeit  des  135.  Grades  öst- 
lich von  Greenwich  — des  in  östlicher  Richtung  9 Stunden  von  Green- 
wich entfernten  Meridians  — als  für  alle  Zwecke  gültige  Normalzeit 
vom  1.  Januar  1888  ab  zur  Einführung  zu  bringen  sei.  Daß  die  Ein- 
führung derselben  seither  zu  Mißständen  Veranlassung  gegeben  habe, 
ist  nicht  bekannt  geworden. 

Auch  in  Frankreich  wird  nunmehr  die  Frage  in  Erörterung  ge- 
zogen. Der  ehemalige  Chef-Ingenieur  der  Orlean-Eisenbahngesellschaft, 
W.  von  Nördling,  veröffentlichte  im  April  1888  in  der  Revue  g6n6rale 
des  chemins  de  fer  einen  Aufsatz  betitelt:  „L’unification  des  heures“, 
in  welchem  er  sich  als  Gegner  der  Weltzeit  zeigt  und  mit  warmen 
Worten  für  das  System  der  Stundenzonenzeit  eintritt.  Er  empfiehlt 
den  Franzosen,  sich  ebenfalls  diesem  System  anzuschließen  und 
statt  der  Zeit  von  Paris  diejenige  des  Meridians  von  Greenwich  für 
Frankreich  anzunehmen.  In  gleicher  Weise  spricht  sich  die  franzö- 
sische Zeitschrift  „La  Nature“  vom  15.  September  1888  für  das  Stun- 
denzonensystem aus.  Diese  Stimmen  sind  um  so  bemerkenswerter,  als 
sich  Frankreich  auf  dem  Kongresse  zu  Washington  im  Oktober  1884 
gegen  die  Annahme  des  Meridians  von  Greenwich,  überhaupt  gegen 
einen  Meridian  erklärte,  welcher  einen  großen  Kontinent,  sei  es  Europa 
oder  Amerika,  durchschneide;  leider  sind  diese  Stimmen  unbeachtet  ge- 
blieben und  hat  Frankreich,  wie  später  noch  besprochen  werden  wird, 
auch  in  dieser  Angelegenheit  eine  besondere  Stellung  eingenommen. 

Zu  erwähnen  ist  noch,  daß  im  Jahre  1890  von  der  italienischen 
Regierung,  obgleich  dieselbe  durch  ihren  Vertreter  in  Washington  im 
Jahre  1884  dem  Greenwicher  Meridian  zustimmen  ließ,  Einladungen 
an  die  Regierungen  zur  Beschickung  eines  Kongresses  in  Rom  er- 
gingen, auf  welchem  die  Frage  eines  einheitlichen  Mullmeridians 
und  einer  einheitlichen  Zeitrechnung  besprochen  werden  sollte;  man 
hatte  hierbei  als  einheitlichen  Initialmeridian  denjenigen  von  Jeru- 
salem1) als  einen  wahrhaften  internationalen  Meridian  in  Aussicht 
genommen.  Im  Aufträge  der  Bologneser  Akademie  wurde  von  Fondini 
di  Quarenchi  für  diesen  Meridian  gewirkt:  die  Jerusalemer  Zeit 
sollte  für  den  internationalen  Telegraphenverkehr  Weltzeit  werden, 
daneben  sollten  aber  die  Ortszeiten  fortbestehen,  für  die  Schiffahrt 
sollte  der  Meridian  von  Greenwich  Anwendung  finden  und  für  die 
Topographie  die  Landesmeridiane  beibehalten  werden.  Mehrere  Staaten 
hatten  ihre  Zustimmung  zu  dem  Kongresse,  welcher  anscheinend  Frank- 
reich willkommen  war,  gegeben,  viele  jedoch  wohl  in  der  Absicht, 
gegen  diesen  Meridian  zu  stimmen , wie  denn  auch  die  permanente 
Kommission  der  internationalen  Erdmessung  erklärte,  sie  sehe  keinen 

1)  Journal  teMjfraphique  da  25.  Novcmbre  1890  : „Une  solution  pratique  de  la  qae* 
stion  de  l'heure  universelle  par  Ces.  Fondini  di  Quarenchi11. 
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•Grund,  den  Beschloß  der  Gradmessungskonferenz  in  Rom  im  Jahre 
1883  aufzugeben. 

Für  die  Einführung  einer  einheitlichen  Zeitrechnung  in  Oesterreich 
war  Dr.  R.  Schram  in  Wien  unermüdlich  publizistisch  thätig;  zu  er- 
wähnen sind  besonders  seine  Vorschläge  zur  Benennung  der  einzelnen 
Zonen  durch  Namen,  welche  in  der  betreffenden  Zone  selbst  vorhanden 
sind.  Sandford  Fleming  hatte,  wie  schon  erwähnt,  vorgeschlagen,  die 
Zeiten  der  verschiedenen  Stundenzonen  nach  den  Buchstaben  des 
Alphabets,  unter  Fortlassung  des  Buchstabens  W,  zu  bezeichnen,  so 
daß  die  24  Buchstaben  die  24  Stundenzonen  angeben;  bei  Einführung 
der  Zonenzeit  in  Nordamerika  wurde  jedoch  dieser  Vorschlag  nicht  für 
zweckmäßig  angesehen  und  den  von  W.  F.  Allen  vorgeschlagenen 
Namen  der  Vorzug  gegeben,  dieselben  waren  vom  Meridian  von  Green- 
wich ausgehend  in  der  Reihenfolge  von  Osten  nach  Westen  folgende: 
West-African  Time,  Central  Atlantic  Time,  Brasilian  Time,  La  Plata, 
Time , Eastern  Time , Central  Time , Mountain  Time , Pacific  Time, 
Sitka  Time,  Hawaii  Time,  Alaskan  Time,  Transition  Time,  New  Cale- 
donian  Time,  East  Australian  Time,  Japan  Time,  East  Asian  Time,  Siam 
Time,  Central  Asian  Time,  Bombay  Time,  Ural  Time,  Caucasus  Time, 
Bosphorus  Time,  Continental  Time  und  Universal  Time  Für  Nord- 
amerika haben,  wie  bereits  vorbemerkt  ist,  die  Bezeichnungen  Eastern- 
Central-,  Mountain-  und  Pacific  Time  Anwendung  gefunden,  an  Stelle 
von  La  Plata  Time  wurde  zwar  später  die  Bezeichnung  Intercolonial 
Time  gewählt,  dieselbe  jedocli  demnächst  außer  Betracht  gelassen. 

Dr.  Schratn’s  Vorschlag  war  gleichsam  eine  Vereinigung  der  Vor- 
schläge von  Sandford  Fleming  und  W.  F.  Allen,  indem  er  die  Be- 
zeichnung der  Zone  nach  Buchstaben  wählt,  mit  denen  er  zugleich  wie 
Allen  die  geographische  Lage  derselben  ausdrückt,  er  wählt  das 
lateinische  Alphabet  in  seiner  älteren  Form,  in  welcher  zwischen  U 
und  V ein  Unterschied  nicht  gemacht  wurde  Während  in  dem 
S.  Fleming’schen  Vorschläge  der  Nullmeridian  mit  A bezeichnet  werden 
■sollte,  benutzt  hierfür  Dr.  Schram  das  U und  nennt  die  Zone  der 
Greenwicher  Zeit  Universalzeit.  Unter  Fortlassung  des  W.  sind 
die  anderen  Zonenbezeichnungen  in  westöstlicher  Richtung  folgende: 
Adria,  Balkan,  Chaldäa,  Daria  (Amu  Daria),  Elephanta  (Insel  bei 
Bombay),  Fakir,  Gobi,  Hoang  (Hoang-Ho),  Japan,  Kuril,  Loyal,  Medium, 
Nuniwak,  Otohaiti,  Pitcairn,  Quadra,  Rocky,  (Rocky  Mountain),  Supe- 
rior, Tolima  (Berg),  Vincent,  Xingu  (Fluß),  Young  (Bai)  und  Zighinchor. 

Diese  Bezeichnungen  fanden  teils  eine  günstige  Aufnahme1), 
teils  wurden  sie  als  nicht  zweckmäßig  bekämpft  *).  Die  in  Nordamerika 
für  die  Stundenzonen  angenommenen  Bezeichnungen  passen  nicht  in 
diese  Zusammenstellung,  ebensowenig  dürfte  das  Wort  „Adria“  als  eine 
genügende  Benennung  für  diejenige  Zone  angesehen  werden  können, 
nach  welcher  die  Zeit  für  Mitteleuropa  anzunehmen  ist,  da  sie  nicht 

1)  De  l’Unification  des  Heures  dang  le  Service  des  Chemins  de  fer,  par  Ernest  Pas- 
qnier,  1889.  Louvmin,  Peetera  Ruclens,  Official  Railway  Guide,  1889.  Aufsatz  von  W. 
F«  Allen.  Revue  des  Questions  scientifiques.  Aufsatz  von  Peter  Alexis  Gochet 

2)  L’unilicAtion  des  heures , Communication  adressce  ii  1a  socläte  de  Geogrtpliie  le 
21.  F^vrier  1890,  par  M.  W.  de  Nordling  Paris,  au  si&g«  de  1a  Socletä  de  Geographie,  1890. 
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bloß  Italien  und  Oesterreich-Ungarn,  sondern  auch  Deutschland,  die 
Schweiz,  Serbien,  Dänemark,  Schweden  und  Norwegen  umfassen  würde. 
Ob  eine  ausgedehntere  Einführung  der  Stundenzonenzeit  auf  der  Erde 
eine  allgemeingiltige  Bezeichnung  der  Zonen  wünschenswert  oder  er- 
forderlich machen  wird,  muß  der  Zukunft  Vorbehalten  bleiben,  gegen- 
wärtig dürfte  jedoch  ein  Bedürfnis  hierzu  nicht  bestehen.  Zunächst 
ist  es  nur  von  Interesse,  die  Bezeichnung  der  Nachbarzonen  zu  ken- 
nen; es  werden  sich  allmählich,  nicht  vom  grüneu  Tisch  herab,  son- 
dern aus  dem  praktischen  Leben  hervorgehend,  allgemeinverständliche 
Benennungen  herausbilden,  wie  z.  B.  die  von  uns  1 ) seinerzeit  vorge- 
schlagene Bezeichnung  „mitteleuropäische  Zeit“  für  die  Zone  des 
15.  Grades  östlich  von  Greenwich,  welche  inzwischen  mit  der  abkür- 
zenden Bezeichnung  M.  E.  Z.  angenommen  worden  ist  und  die  Benen- 
nungen „westeuropäische  und  osteuropäische  Zeit“  (W.  E.  Z.  und  O.  E. 
Z.)  für  die  Nacbbarzonen  ergeben  werden.  Eine  eingehende  Besprechung 
der  von  Dr.  R.  Schram  und  W.  F.  Allen  vorgeschlagenen  Bezeichnun- 
gen, welche  doch  nur  durch  ein  internationales  Abkommen  festgesetzt 
werden  könnten,  soll  deshalb  hier  unterbleiben. 

In  Deutschland  blieb  die  Frage  der  Einführung  einer  einheitlichen 
Zeitrechnung  in  den  Eisenbahnfachkreisen  in  steter  Erörterung.  Am 
10.  September  und  8.  Oktober  1889  wurde  im  Verein  für  Eisenbabn- 
kunde  in  Berlin  diese  Angelegenheit  eingehend  besprochen  und  hierauf 
folgender  Beschluß  gefaßt : 

„Der  Verein  für  Eisenbahnkunde  in  Berlin  hält  die  Einführung 
einer  Normalzeit  (Einheitszeit)  für  den  inneren  und  äußeren  Dienst 
der  Eisenbahnen  Deutschlands  im  Interesse  eines  regelmäßigen  und 
sicheren  Betriebes  für  dringend  wünschenswert  und  empfiehlt  die  mittlere 
Sonnenzeit  des  Meridians  der  Erkugel,  welcher  15  Längengrade  öst- 
lich vom  Meridiau  der  Sternwarte  von  Greenwich  liegt.“ 

Der  Verein  ist  ferner  der  Ansicht,  daß  die  Einführung  dieser 
Zeitrechnung  in  Deutschland  in  juristischer  und  bürgerlicher  Hinsicht 
von  Vorteil  ist,  und  dieselbe  sich,  wie  dies  in  England,  Schweden, 
Nordamerika  und  Japan  der  Fall  gewesen  ist,  leicht  vollziehen  wird.“ 
In  gleicher  Weise  wurden  vom  Verein  deutscher  Maschinen-Inge- 
nieure  in  Berlin  am  24.  September  1889  nach  eingehender  Bericht- 
erstattung folgende  Beschlüsse  angenommen: 

„1.  Der  Verein  deutscher  Mascbinen-Ingenieure  hält  die  allge- 
meine Einführung  einer  einheitlichen  Zeitrechnung  im  Deutschen  Reiche, 
welche  sowohl  für  den  Eisenbahndienst  wie  für  das  gesamte  Verkehrs- 
wesen und  das  bürgerliche  Leben  giltig  ist,  für  dringend  erwünscht.“ 
2.  Die  Wahl  des  15.  Längengrades  östlich  von  Greenwich  zur 
Bestimmung  der  Einheitszeit  für  Deutschland  erscheint  zweckmäßig.“ 
Auch  von  dem  Architekten-  und  Ingenieurverein  für  das  König- 
reich Sachsen  und  dem  Verband  deutscher  Architeken-  und  Ingenieur- 


1)  Wie  und  wann  vollzieht  sich  der  Uebergang  zu  einer  einheitlichen  Zeitrechnung? 
Ein  Beitrag  zu  einer  Zeit-  und  Streitfrage  von  Wilh.  Oppermann,  Königl.  Regierungshnu- 
meister.  Sonderabdruck  aus  Olaser's  Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen.  Berlin  1890. 
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Vereine  gingen  ähnliche  Kundgebungen  aus,  welche  von  deren  Vor- 
ständen , wie  dieB  auch  seitens  der  beiden  erstgenannten  Vereine  ge- 
schah, den  maßgebenden  Behörden  mitgeteilt  wurden. 

Von  ausschlaggebender  Bedeutung  war,  wie  später  nachgewiesen 
werden  wird , der  Vorschlag  des  Direktors  der  ungarischen  Staats- 
bahnen von  Ludwigh : die  Zeit  des  eine  Stunde  östlich  von  Greenwich  ge- 
legenen Meridians  als  allgemein  gütige  Eisenbahnzeit  einzuftlhren. 
Die  österreichisch-ungarischen  Eisenbahndirektoren  nahmen  diesen 
Vorschlag  am  3.  November  1888  an  und  erbaten  unterm  1.  März  1889 
▼on  der  Regierung  die  prinzipielle  Zustimmung  zu  dem  gefaßten  Be- 
schlüsse, um  sofort  im  Sinne  desselben  den  Antrag  auf  Annahme  des 
Stundenzonensystems  auch  im  Vereine  deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
einbringen  zu  können.  Der  österreichische  Handelsminister  sagte  in 
dem  am  7.  September  1889  erlassenen  Antwortschreiben  unter  ande- 
rem, daß  er  in  Würdigung  der  Vorteile,  welche  die  Vereinfachung  der 
jetzt  vielfältig  differierenden  Zeitbestimmung  im  Eisenbahnverkehre  in- 
nerhalb möglichst  großer  Länderkomplexe  biete,  und  in  der  Erkenntnis, 
daß  zur  Erreichung  dieses  wichtigen  Zweckes  namentlich  das  Stunden- 
zonensystem geeignet  sei , keinen  Anstand  nehme , nach  gepflogenem 
Einvernehmen  mit  dem  Reichs-Kriegsminister  und  dem  ungarischen 
Handeisminister  dem  Beschlüsse  der  gemeinsamen  Direktorenkonferenz 
wegen  Einführung  des  Stuudenzonensystems  für  den  Eisenbahnverkehr 
seine  prinzipielle  Zustimmung  zu  erteilen,  und  fügte  ferner  hinzu,  es 
sei  ratsam  damit  zu  beginnen,  daß  der  Vorschlag  zur  Einführung  der 
Zonenzeiten  dem  Verein  deutscher  Eisenbahnverwaltungeu  zur  Be- 
schlußfassung vorgelegt  werde,  und  daß  es  von  dem  Gange  und  dem 
Ergebnis  der  Verhandlungen  abhängen  werde,  ob  mit  den  benach- 
barten Mächten  in  Unterhandlung  zu  treten  sei,  die  Beschlüsse  der 
Konferenz  der  österreichisch-ungarischen  Eisenbahudirektoren  bezie- 
hungsweise diejenigen  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  zu 
unterstützen. 

Unter  Beifügung  einer  ausführlichen  Denkschrift  wurde  hiernach 
bei  der  geschäftsführenden  Direktion  des  Vereins  deutscher  Eisenbahn- 
Verwaltungen  in  Berlin  ein  bezüglicher  Antrag  gestellt,  infolgedesseu, 
wie  beantragt,  ein  aus  Vertretern  von  15  verschiedenen  Eisenbahn- 
Verwaltungen  zusammengesetzter  Ausschuß  zur  Beratung  der  Ange- 
legenheit gebildet  wurde.  Der  Ausschuß  trat  am  8.  Januar  1890  zu- 
sammen und  einigte  sich  über  folgenden  Antrag,  welcher  der  im  Juli 
desselben  Jahres  in  Dresden  stattbabenden  Generalversammlung  des 
Vereins  zur  Beschlußfassung  unterbreitet  werden  sollte: 

„Die  Vereinsversammlung  wolle  beschließen:  1)  die  Einführung 
der  vorgeschlagenen  Zonenzeit  im  Eisenbahndienste  als  in  höchstem 
Grade  zweckmäßig  anzuerkennen;  2)  eine  gleiche  Erklärung  auch  in 
Bezug  auf  die  Zeitangaben  in  den  für  das  Publikum  bestimmten  Fahr- 
plänen abzugeben  und  3)  die  allgemeine  Einführung  gedachter  Zonen- 
zeit auch  im  bürgerlichen  Leben  als  empfehlenswert  zu  bezeichnen.“ 

Der  Verein  umfaßt  z.  Zt.  deutsche  und  außerdeutsche  Eisenbahnen 
mit  einer  Betriebslänge  von  annähernd  80000  km. 
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Bevor  wir  überden  Beschluß  der  Generalversammlung  zu  Dresden  be- 
richten, ist  die  inzwischen  im  deutschen  Reichstage  und  im  preußischen 
Herrenhause  stattgehabte  Anregungder  Angelegenheit  zu  erwähnen.  Inder 
Sitzung  des  Reichstages  vom  5.  Dezember  1889  wurde  gelegentlich  der 
Beratungdes  Etats  für  das  Reichseisenbahnamt  vom  Abgeordneten  Henne- 
berg die  Frage  der  Einführung  einer  einheitlichen  Zeit  im  bürgerlichen 
Leben  eingehend  erörtert,  wobei  sich  derselbe  zu  Gunsten  des  Stunden- 
zonensystems aussprach ; diesen  Ausführungen  schloß  sich  der  Abge- 
ordnete Graf  zu  Stolberg-Wernigerode  durchweg  an,  hob  dabei  be- 
sonders den  großen  Wert  einer  einheitlichen  Zeit  im  militärischen  Inter- 
esse namentlich  im  Falle  einer  Mobilmachung  hervor  und  erklärte  die 
besonders  auch  in  landwirtschaftlichen  Kreisen  bestehenden  Bedenken 
gegen  deren  Einführung  für  unbegründet.  Auch  in  der  Sitzung  des 
Reichstages  vom  5.  März  1891  und  schon  früher  in  derjenigen  des 
preußischen  Herrenhauses  vom  7.  Mai  1890  trat  Graf  zu  Stolberg- 
Wernigerode  als  warmer  Verteidiger  der  Einheitszeit  auf  und  gab  da- 
durch in  letzterer  Sitzung  den  damaligen  Ministern  der  geistlichen, 
Unterrichts-  und  Mcdizinal-Angelegenheiten  und  der  öffentlichen  Ar- 
beiten Anlaß  zu  Acußerungen.  Diese  beschränkten  sich  auf  die  Mit- 
teilung, daß  zur  Zeit  umfassende  Erwägungen  darüber  stattfänden,  ob 
es  nützlich  sei,  eine  einheitliche  Zeit  im  bürgerlichen  Leben  einzuführen 
und  zu  dem  Zwecke  längere  Beobachtungen  und  Beratungen  wissen- 
schaftlicher, kommerzieller  und  landwirtschaftlicher  Institute  und 
Vertretungen  stattfinden  müßteD.  — Die  gleichzeitige  Aeußerung  des 
Herrn  Ministers  der  geistlichen  pp.  Angelegenheiten:  „Eine  Zonenzeit 
ist  in  Nordamerika  eingeführt,  hat  dort  jedoch  die  größten  Unzuträg- 
lichkeiten hervorgerufeo“  dürfte  nicht  mit  den  thatsächlichen  Verhält- 
nissen übereinstimmen  und  auch  kaum  auf  die  Zeit  der  Einführung 
derselben  — Ende  1883  — anwendbar  sei.  Daß  fast  alle  nordameri- 
kanischen Städte  nach  und  nach  die  Zonenzeit  an  Stelle  der  Ortszeit 
angenommen  haben,  ist  bekannt,  daß  dieses  nicht  ohne  Zögern  ge- 
schehen, ist  wohl  erklärlich  durch  den  Umstand,  daß  die  auf  der 
Grenze  der  Zonen  liegenden  Orte  die  Wahl  zwischen  zwei  um  eine 
Stunde  verschiedenen  Zonenzeiten  und  der  bisher  üblichen  Ortszeit 
hatten.  Die  staatliche  und  kommerzielle  Zusammengehörigkeit  hat 
vielfach  den  Ausschlag  gegeben  und  die  Städte  veranlaßt,  nicht  die 
Zeit  der  Zone  anzunehmen,  in  welcher  die  Stadt  liegt,  sondern  die  der 
nebenliegenden,  so  daß,  wie  schon  früher  erwähnt,  Zeitdifferenzen  von 
40  und  mehr  Minuten  gegen  die  Ortszeit  Vorkommen. 

Jedenfalls  dürfte  die  Veränderung  für  den  größten  Teil  Deutsch- 
lands so  wenig  beträchtlich  sein,  daß  man  zuversichtlich  behaupten 
kann:  es  wird  keiner  langen  Gewöhnung  bedürfen,  um  den  Begriff  der 
Ortszeit  und  das  Verständnis  des  Unterschiedes  zwischen  Ortszeit  und 
Einheitszeit  für  breite  Volksschichten  ebenso  der  Vergessenheit  an- 
heimfallen zu  lassen , wie  dies  in  Amerika,  England,  Schweden  und 
Japan  geschehen  ist 

Die  von  dem  letztgenannten  Herrn  Minister  zunächst  für  er- 
forderlich erachteten  Beobachtungen  und  Beratungen  kommerzieller  und 
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landwirtschaftlicher  Institute  und  Vertretungen  lassen  ersehen,  daß  die 
Angelegenheit  einer  gründlichen  Prüfung  unterzogen  werden  soll. 

Ueber  die  erforderte  Auskunft  geben  die  Berichte  der  Handelskam- 
mern der  letzten  Jahre  nähere  Mitteilungen. 

Die  Urteile  über  die  Zweckmäßigkeit  einer  einheitlichen  Zeit  sind 
sehr  verschieden,  einige  Handelskammern  erkennen  die  Vorteile  dersel- 
ben an  und  sprechen  sich  unumwunden  für  deren  Einführung  aus,  an- 
dere dagegen  erblicken  in  einer  solchen  Neuerung  den  größten  Nach- 
teil für  das  öffentliche  Leben  und  halten  die  Ortszeit  für  unbedingt 
erforderlich.  — Die  Gründe,  welche  die  letzteren-  zu  ihrem  Votum  ver- 
anlaßt haben,  sind  weniger  aus  den  Handelsverhältnissen  der  betreffen- 
den Körperschaften  entnommen,  sie  liegen  meistenteils  auf  anderen  Ge- 
bieten, zuweilen  ist  ein  rein  wissenschaftliches  Referat  erstattet  und 
daraus  gefolgert,  daß  aus  praktischen  Gründen  die  Einführung  einer 
Einheitszeit  nachteilig  sei.  Es  dürfte  hierfür  eine  Erklärung  vielleicht 
darin  zu  finden  sein , daß  derartige  Referate  zuweilen  unter  der  Mit- 
wirkung einer  der  Handelskammer  fernerstehenden  Persönlichkeit  an- 
gefertigt worden  sind.  Kann  auch  nicht  verlangt  werden , daß  diese 
Frage  jedermann  ohne  ausführliche  Aufklärungen  verständlich  ist,  so 
wäre  doch  zu  wünschen  gewesen,  Haß  Referate,  wie  das  nachstehende 
in  einem  Handelskammerbericht  enthaltene,  nicht  noch  durch  den  Druck 
Veröffentlichung  gefunden  hätten.  Wir  wollen  die  Ausführungen  des 
Referenten  wörtlich  folgen  lassen : 

„Es  ist  zwar  nicht  zu  verkennen,  daß  bei  den  großen  Verkehrs- 
erweiterungen für  Personen  auf  Eisenbahnen  und  Dampfschiffen,  bei 
der  zunehmenden  Benutzung  der  Telegraphen  und  des  Fernsprechers 
auf  weite  Entfernungen  die  Mißstände,  die  aus  den  astronomisch  rich- 
tig berechneten  Lokalzeiten  erwachsen,  stets  allgemein  in  weiten  Krei- 
sen empfunden  werden.  Wenn  ich  auch  voll  und  ganz  diese  Mißstände 
würdige,  so  kann  ich  doch  nicht  den  aufgetretenen  Verbesserungsvor- 
scblägen  folgen,  da  sie  alle  mehr  oder  weniger  große  Umwälzungen 
auf  alle  nur  denkbaren  Gebiete  des  Lebens  übertragen,  während  die 
Mißstande  nur  auf  einem  engbegrenzten  Kreis  des  wirtschaftlichen 
Lebens  empfunden  werden.“ 

„Ich  möchte  mich  der  Reihe  nach  mit  den  bisher  von  den  ver- 
schiedensten Seiten  aufgestellten  Verbesserungseutwürfen  beschäftigen; 
ich  ziehe  vor,  zuerst  dasjenige  System  zu  besprechen,  welches  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  bereits  eingeführt  ist,  die  ganze  Erde 
in  24  Zeitmeridiane,  jeden  zu  15  Graden,  einteilt  und  dementsprechend 
für  den  Erdabschnitt,  welcher  die  jeweiligen  15  Grade  umfaßt,  eine 
einheitliche  Zeit  vorschreibt  und,  der  24- Teilung  entsprechend,  von 
einem  Meridian  zum  anderen  eine  Zeitdifferenz  von  genau  einer  Stunde 
eintreten  läßt.  Dieses  System  ist  für  unsere  deutschen  Verhältnisse 
kaum  in  ernstliche  Erwägung  zu  ziehen ; denn  wenn  wir  den  Meridian 
von  Greenwich  — wie  es  ja  auch  die  Nordamerikaner  thun  — als  ein- 
heitliche Weltgrundlage  nehmen,  so  würde  das  Deutsche  Reich  4 ver- 
schiedene Zeiten,  je  um  eine  Stunde  differierend,  erhalten.  Der  erste 
Meridian  würde  eine  Linie  darstellen,  welche  Elberfeld,  Köln,  Metz 
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westlich  läßt,  wahrend  andererseits  Straßburg,  Frankfurt,  Dortmund 
schon  in  den  folgenden  Meridian  hineinfallen  würden  und  also  von  den 
erstgenannten  Städten  um  eine  volle  Stunde  Zeitdifferenz  getrennt 
wären.  Dieser  Meridian  würde  östlich  endigen  auf  einer  Linie,  die 
Stargard  und  Görlitz  schneidet  Der  Ort  Görlitz  würde,  genau  ge- 
nommen, in  zwei  Hälften  geteilt,  Zeitdifferenzen  von  einer  Stunde  auf- 
weisen. Der  folgende  Teil  Deutschlands,  östlich  von  der  Linie  Star- 
gardt-Görlitz , würde  auch  noch  nicht  das  ganze  östliche  Deutschland 
umfassen , sondern  den  kleinen  Zwickel  bei  Stallupönen  und  Eydkuli- 
nen  jenseits  eines  ferneren  Meridians  liegen  lassen  und  für  diese  Orte 
abermals  mit  den  Nachbarorten  Gumbinnen,  Insterburg  eine  Zeitdiffe- 
renz von  einer  Stunde  ergeben.  Eine  derartige  Teilung  Deutschlands, 
in  4 Abschnitte  zu  je  einer  Stunde  geschieden,  darf  wohl  ohne  vielerlei 
Erwägungen  ohne  weiteres  verworfen  werden.  Wie  wäre  es  vernünftig 
denkbar,  daß  die  Uhr  in  Eydkuhnen  12  Uhr  mittags  zeigen  sollte, 
während  in  Elberfeld  dieselbe  erst  8 morgens  zeigt,  denn  thatsächlich 
ist  die  Zeitdifferenz  zwischen  beiden  Orten  nur  1 Stunde  und  2 Mi- 
nuten.“ ln  diesen  kaum  glaublichen  Auseinandersetzungen  ergeht  sich 
der  Referent  um  in  Uebereinstimmung  mit  den  Vorschlägen  der  Astro- 
nomen — eine  einheitliche  W'eltzeit  im  Dienste  des  Personals  des  Tele- 
graphen- und  Eisenbahnwesens  und  des  Seemannes  — einzuführen  und 
gelangt  schließlich  zu  dem  Anträge,  daß  es  im  übrigen  für  Handel, 
Verkehr  u.  s.  w.  überhaupt  für  das  bürgerliche  Leben  beim  alten  Sy- 
stem bleiben  müsse,  welches  in  genialer  Auffassung  für  alle  gewöhn- 
lichen bürgerlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  die  bisherige 
l.okalzeit  festgehalteu  wissen  will.  Das  Plenum  der  Handelskammer  be- 
schloß auch  nach  dem  Anträge  des  Referenten.  Sollte  bei  diesem 
Referate  nicht  ein  Kobold  sein  Spiel  getrieben  haben  und  den  Herrn 
Handelskammer- Referenten  diese  Zeitrechnung  haben  erfinden  lassen? 
In  solchen  Fällen  sind  wohl  Belehrung  und  Aufklärung  nicht  von  den 
Vertretern  des  Stundenzonensystems  erteilt  worden.  Wir  könuen  es 
erklärlich  finden,  wenn  eine  große  Stadt  im  Westen  Deutschlands,  in 
welcher  die  Zeitdifferenz  gegen  die  seither  gütige  Ortszeit  über  eine 
halbe  Stunde  beträgt,  sich  gegen  das  Stundenzonensystem  ausspricht, 
diesen  Widerspruch  aber  nicht  verstehen  von  einer  größeren  Stadt  in 
Mitteldeutschland,  in  welcher  der  Zeitunterschied  nur  wenige  Minuten 
ausmacht. 

Die  Handelskammern  in  ihrer  Mehrzahl  haben  sich  jedoch  für  die 
Einführung  der  Zonenzeit  im  bürgerlichen  Leben  ausgesprochen. 

In  der  Plenarsitzung  des  deutschen  Handelstages  am  15.  Januar 
1892  bildete  die  Angelegenheit  einen  Gegenstand  der  Tagesordnung; 
auf  Grund  eines  mit  großer  Sachkenntnis  verfaßten,  sehr  ausführlichen 
Berichts  des  Referenten  Kommerzienrats  Weidert- München  und  ein- 
gehender Verhandlungen,  welche  zur  Beseitigung  irriger  Ansichten  und 
zur  Belehrung  über  die  Frage  nicht  unwesentlich  beitrugen,  wurde  mit 
überwiegender  Mehrheit  folgender  Beschluß  gefaßt: 

„Der  deutsche  Handelstag  erachtet  die  Einführung  einer  einheit- 
lichen Zeit  nicht  nur  im  inneren  Dienst  der  Eisenbahnen,  sondern  auch 
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für  den  Verkehr  derselben  mit  dem  Publikum,  sowie  eine  Ausdeh- 
nung dieser  Zeitrechnung  auf  das  gesamte  bürgerliche  Lebeu  für  drin- 
gend geboten.“ 

„Die  Wahl  des  15.  Längengrades  östlich  von  Greenwich  zur  Be- 
stimmung der  Einheitszeit  für  Deutschland  erscheint  zweckmäßig.“ 

Im  weiteren  ist  zu  erwähnen,  daß  das  königlich  preuß.  Landes- 
ökonomiekollegium in  der  Sitzung  am  10.  November  1890,  gestützt 
auf  ein  ausführliches,  wissenschaftlich  gehaltenes  Referat,  die  Einfüh- 
rung einer  Einheitszeit  für  das  gesamte  bürgerliche  Leben  im  Deut- 
schen Reiche  nicht  als  zweckmäßig  erachtete,  weil  die  Zeitrechnung 
nach  Ortszeit  eine  althergebrachte,  in  der  natürlichen  Ordnung  der 
Dinge  begründete  sei,  welche  den  Lebensgewohnheiten  des  weitüber- 
wiegenden Teils  der  Bevölkerung  ihren  Stempel  aufgedrückt  habe,  auch 
liege  es  im  Wesen  einer  gesunden  Reform , solche  Einrichtungen  nur 
dann  zu  beseitigen,  wenn  dies  ein  dringendes,  auf  andere  Weise  nicht 
zu  befriedigendes  Bedürfnis  erheische,  mit  anderen  Worten,  wenn  nur 
dadurch  erhebliche  Vorteile  erreicht  oder  erhebliche  Nachteile  ver- 
mieden werden  könnten.  Ein  solches  dringendes  Bedürfnis  sei  im  vor- 
liegenden Falle  nicht  anzuerkennen,  weil  die  durch  Einführung  einer  aus- 
schließlich gütigen  Zonenzeit  im  Deutschen  Reiche  erreichbaren  Vorteile 
durch  diemit  Beseitigung  der  Ortszeit  verbundenen  Nachteile  aufgewogen 
oder  Uberwogen  würden.  Ferner  wurde  auf  den  passiven  Widerstand  großer 
Bevölkeruugskreise  hingewiesen  und  bemerkt,  man  solle  zu  den  man- 
nigfachen Beunruhigungen,  die  die  fruchtbare  Gesetzgebung  der  neue- 
ren Zeit  hervorrufe,  nicht  unnötigerweise  noch  eine  neue  hinzufügen. 
Dagegen  wurde  die  alsbaldige  Einführung  der  mittleren  Sonnenzeit 
des  15.  Meridians  östlich  von  Greenwich  als  Einheitszeit  für  den  in- 
neren Eisenbahndienst  in  Deutschland  für  wünschenswert  angesehen. 

Allgemeines  Interesse  dürfte  die  letzte  Rede  unseres  unvergeß- 
lichen Feldmarschalls,  des  Abgeordneten  Dr.  Grafen  von  Moltke  im 
deutschen  Reichstage  kurz  vor  seinem  Tode  am  16.  März  1891,  welche 
sich  zu  Gunsten  der  Einführung  einer  Einheitszeit  aussprach,  für  weite 
Kreise  der  Bevölkerung  haben,  dieselbe  soll  deshalb  hier  nach  dem 
stenographischen  Bericht  wiedergegeben  werden,  wie  folgt: 

Abgeordneter  Dr.  Graf  von  Moltke:  Meine  Herren,  gestatten  Sie  mir  wenige 
Worte  Über  des  bereit»  in  einer  früheren  Sit  jung  behandelte  Thema  der  Eisenbahnein- 
heitazeit.  Ich  werde  Sie  nicht  lange  aufhalten,  um  so  mehr,  da  ich  ganz  heiler  bin,  wes- 
halb ich  um  Entschuldigung  bitte. 

Dafs  für  den  inneren  Betrieb  der  Eisenbahnen  eine  Einheitsaeit  ganz  unentbehrlich 
i»t,  ist  allgemein  anerkannt  und  wird  nicht  bestritten.  Aber,  meine  Herren,  wir  haben 
in  Deutschland  fünf  verschiedene  Einheitszeiten.  Wir  rechnen  in  Norddeutschland,  ein- 
schliefslich  Sachsen  , mit  Berliner  Zeit,  in  Bayern  mit  Münchener , in  Württemberg  mit 
Stuttgarter,  In  Baden  mit  Karlsruher  und  in  der  Rheinpfalz  mit  Ludwigshafener  Zelt. 
Wir  haben  also  in  Deutschland  ß Zonen  ; und  alle  die  Unzuträglich keiten  und  Nachteile, 
denen  wir  befürchten  an  der  französischen  und  russischen  Grenze  zu  begegnen,  die  haben 
wir  heute  im  eigenen  Vaterlande.  Das  ist,  ich  möchte  sagen,  eine  Ruine,  die  stehen  ge- 
blieben Ist  aus  der  Zeit  der  deutschen  Zersplitterung  , die  aber , nachdem  wir  ein  Reich 
geworden  sind,  billig  wegzuschaflen  wäre.  (Sehr  richtig!) 

Meine  Herren,  es  ist  von  geringer  Unbedeutung,  dafs  der  Eisenbahnreisende  bei  jeder 
neuen  Station  eine  neue  Zeitangabe  findet,  die  mit  seiner  Uhr  nicht  übereinstimmt.  Aber 
von  grofser  Wichtigkeit  ist  , dafs  alle  diese  verschiedenen  Eisenbahnzeiten  , zu  welchen 
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uuo  uoch  sämtlich  Ortszeiten  hinzukommen , eine  wesentliche  Erschwerung  für  den 
Betrieb  der  Eisenbahnen  sind,  ganz  besonders  bei  den  Leistungen,  welche  für  militärische 
Zwecke  von  den  Eisenbahnen  gefordert  werden  müssen. 

Meine  Herren,  im  Falle  der  Mobilmachung  müssen  alle  Fahrtlisten,  die  au  die  Trup- 
pen gehen,  in  Ortszeiten  und  in  den  in  Süddeutschland  geltenden  Einheitszeiten  berech- 
net sein.  Natürlich,  die  Truppen  und  die  eiuzuberulenden  Mannschaften  können  sich  nur 
uach  der  Uhr  in  ihrem  Standquartier  resp.  in  ihrer  Heimat  richten  Ebenso  verhält  es 
sich  mit  den  au  die  Eisenbahuverwaltungeu  abzusendenden  Fahrplänen.  Nun  rechnet  aber 
die  norddeutsche  Eisenbahnverwaltung  nur  mit  Berliner  Zeit;  es  müssen  also  alle  Tab- 
leaus und  Listen  umgearbeitet  werdeu  in  Berliner  Zeit.  Diese  wiederholte  Umarbeitung 
wird  leicht  eine  Fehlerquelle  — Fehler,  die  in  ihren  Folgen  von  sehr  grofser  Tragweite 
sein  können.  Die  Umständlichkeit  des  Verfahrens  erschwert  ungemein,  plötzlich  Disposi- 
tionen zu  treffen,  wie  sie  bei  Stockuugeu  oder  Unfällen  auf  der  Eisenbahn  augenblicklich 
nötig  werdeu. 

Meine  Herren,  schon  ein  sehr  grofser  Vorteil  würde  es  sein,  wenn  wir  auch  nur  für 
die  Eisenbahnen  eine  allgemeine  deutsche  Einheitszeit  erlangten.  Dafür  ist  vor  allem 
der  16.  Meridian  östlich  Greenwich  geeignet.  Derselbe  schneidet  durch  Norwegen,  Schwe- 
den, Deutschland,  Oesterreich  und  Italien  ; er  würde  eventuell  geeignet  sein , um  spater 
einmal  eine  mitteleuropäische  Einheitszeit  herbeiauführen.  Bei  dieser  Zugrundelegung  des 
15.  Meridians,  des  sogenannten  Stargarder  Meridians,  entstehen  an  unseren  äufsersteu 
Grenzen  Zeitverachiedenheiten  im  Osten  von  31  , im  Westen  von  36  Minuten.  Meine 
Herren,  an  viel  gröfsere  Differenzen  hat  mau  sich  in  Amerika,  au  kleinere  in  Süddeutsch- 
laud  leicht  gewöhut. 

Aber,  meine  Herren,  eine  Einheitszeit  nur  lür  die  Eisenbahnen  beseitigt  nicht 
alle  die  Uebelstände,  welche  ich  in  Kürze  erwähnt  habe;  das  ist  nur  möglich,  wenn  wir 
für  ganz  Deutschland  eine  einheitliche  Zeitrechnung  erlangen,  d.  b.,  wenn  alle  Ortszeiten 
abgeschafft  werden 

Dagegen  bestehen  nun  im  Publikum  allerlei  Bedenken  — ich  glaube,  mit  Unrecht. 
Allerdings  hat  sich  die  schwerwiegende  Autorität  der  Gelehrten  unserer  Sternwarten  iu 
diesem  ablehnenden  Sinne  ausgesprochen.  Meine  Herren,  die  Wissenschaft  verlangt  weit 
mehr,  als  wir ; sie  ist  nicht  zufrieden  mit  einer  deutschen  Einheitszeit,  auch  nicht  mit 
einer  mitteleuropäischen,  sondern  sie  will  eiue  Weitzeit,  und  das  gewifs  mit  vollem  Hecht 
auf  ihrem  Standpunkt  und  iür  ihre  Zwecke!  Aber  diese  Weltzeit,  welche  auf  dem  Me- 
ridian von  Greenwich  basiert , kann  unmöglich  iu  das  tägliche  Leben  eingefübrt  werden, 
man  müfste  denn  alle  Ortszeiten  beibehalten.  Auch  was  die  Eisenbahnen  betrifft,  haben 
alle  Fachmänner  sich  dagegen  ausgesprochen.  — Meine  Herren,  die  Gelehrten  der  Stern- 
warten sagen : wir  erkenuen  an , daf»  für  die  Eisenbahnen  eine  Einheitszeit  nötig  ist,  — 
gut,  sie  mögen  sie  haben,  aber  sie  mögen  sie  ffir  sich  behalten,  sie  sollen  sie  nicht  in 
das  Öffentliche  Leben  überführen  wollen ; denn  nur  ein  kleiner  Teil  des  Publikums  ver- 
kehrt überhaupt  auf  der  Eisenbahn.  Da  möchte  ich  nun  doch  erwidern,  dafs  ein  noch 
viel  kleinerer  Teil  des  Publikums  Astronom,  Geodät  oder  Meteorologe  ist.  Weun  dis 
Wissenschaft  an  gewissen  Punkten  Untersuchungen  und  Beobachtungen  anzustellen  hat, 
so  kann  man  ihr  Überlassen  , die  genaue  Ortszeit  dieser  Punkte  zu  bestimmen.  Das  ist 
eine  Arbeit,  die  einmal  und  in  aller  ltuhe  im  Studierzimmer  gemacht  werden  kann.  Un- 
sere Kisenbabnbeaxnten  sollen  aber  das  wiederholentlich  im  Drange  der  Geschäfte , viel- 
leicht der  Ereignisse  fertigstellen.  — Uebrigen»  ist  die  Zahl  der  auf  den  Eisenbahnen 
Verkehrenden  keine  geringe.  Man  hat  nachgerechnet,  dafs  im  Jahr  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  7 Eisenbahntouren  fallen.  Die  vornehmsten  Reisenden,  meine  Herren,  sind 
die  Truppen,  die  zur  Verteidigung  des  Landes  an  die  Grenze  geschafft  werden  müssen, 
und  die  wohl  weitgehendste  Berücksichtigung  verdienen. 

Nun  hat  man  Bedenken  getragen,  dafs  die  Uebertragung  dieser  gemeinsamen  Zeit 
in  das  bürgerliche  Leben  Störungen  verursachen  würde.  Es  ist  besonders  bervorgebobeu 
worden,  welche  Unzukömmlichkeiten  es  für  die  Fabriken  und  die  Industrie  haben  würde. 

ln  dieser  Beziehung  mufs  ich  mich  doch  gegen  die  früheren  Ausführungen  des  Kolle- 
gen von  Stumm  wenden.  Wenn  die  Zeitdifferenz  von  dem  15.  Grad  bis  tu  irgend  einem 
anderen  Orte,  z.  B.  Neunkirchen  (etwa  29  Minuten)  bekannt  ist,  so  kann  es  nicht  schwer 
sein,  den  Tarif,  der  in  der  Fabrik  ausgebängt  ist,  danach  zu  modifizieren.  Will  der 
Fabrikherr  im  März  seine  Arbeiter  bei  Sonnenaufgang  um  6 Uhr  versammelt  haben  , so 
würde  der  Tarif  sie  um  6 Uhr  29  Minuten  bestellen.  Braucht  er  sie  im  Februar  um 
6 Uhr  10  Minuten,  so  giebt  der  Tarif  6 Uhr  39  an,  u.  s.  w. 
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Was  danu  die  ländliche  Bevölkerung  betxiffi  — jz,  meine  Herren,  der  ländliche  Ar- 
beiter sieht  nicht  viel  nach  der  Uhr,  er  hat  zum  großen  Teil  keiue;  er  sieht  sich  um, 
ob  e»  schon  hell  ist,  daun  weil»  er,  daß  er  bald  vou  der  Hofglocke  zur  Arbeit  gerufen 
wird.  Wenn  die  Hofuhr  verkehrt  geht,  was  in  der  Regel  der  Fall  ist  (Heiterkeit),  wenn 
sie  eine  Viertelstunde  zu  früh  geht,  dann  kommt  er  allerdings  eine  Viertelstunde  za  früh 
zur  Arbeit;  allein  er  wird  auch  uach  derselben  Uhr  eine  Viertelstunde  früher  entlassen; 
die  Arbeitsdauer  bleibt  dieselbe. 

Meine  Herren  , im  praktischen  Leben  wird  sehr  selten  eiue  Pünktlichkeit , die  mit 
Minuten  rechnet,  gefordert.  Es  ist  an  vielen  Orten  üblich,  daß  die  Schuluhr  10  Minuten 
zurückgestellt  wird,  damit  die  Kinder  da  sind,  wenn  der  Lehrer  kommt.  Selbst  die  Ge- 
richtsuhr wird  vielfach  zurückgestellt , damit  die  Parteien  »ich  versammeln , bevor  das 
Verfahren  beginnt.  Umgekehrt,  in  den  Dörfern , welche  nahe  au  der  Eisenbahn  liegen, 
stellt  man  in  der  Kegel  die  Uhr  einige  Minuten  vor,  damit  die  Leute  den  Zug  nicht  ver- 
passen. Ja,  meine  Herren  t selbst  dies  hohe  Haus  statuiert  doch  eine  akademische  Viertel- 
stunde, die  auch  zuweilen  noch  etwas  länger  wird.  (Heiterkeit.) 

Nun  hat  man  noch  den  Unterschied  zwischen  Sonuenzeit  und  mittlerer  Zeit  ange- 
führt. Der  Herr  Abgeordnete  von  Stumm  hat  ganz  Recht,  daß  diese  Differeuz  zu  Zeiten 
den  bereits  bestehenden  Differenzen  hinzugefügt  wird.  Aber,  meine  Herren,  es  ist  posi- 
tiv und  uegativ  damit  zu  rechnen;  zu  gewissen  Zeiten  i»t  diese  Differenz  zuzuzählen,  zu 
anderen  Zeiten  ist  sie  abzuziehen.  Den  Klimax  von  16  Minuten  erreicht  sie  im  Jahre 
doch  auch  nur  au  4 Tagen.  Meine  Herreu , hat  irgend  jemand  von  uns,  der  pünktlich 
nach  einer  richtig  gebeuden  Uhr  lebt,  jemals  bemerkt,  daß  er  in  einem  Vierteljahre  bis 
zu  16  Minuten  zu  früh  zu  Tische  gegsngeu  ist  oder  zu  fiüh  zur  Ruhe  sieb  zurückgezogen 
hat,  und  in  dem  folgenden  Vierteljahr  zu  spät?  Ich  glaube,  nicht. 

Meine  Herren,  gerade  der  Umstand,  dsfs  diese  doch  nicht  unerhebliche  Differenz  zwi- 
schen Sonnen-  und  mittlerer  Zeit  dem  großen  Publikum  gar  nicht  bekannt  ist,  von  ihm 
nie  empfunden  wird,  scheint  mir  doch  zu  beweisen  , daß  die  Besorgnisse , welche  man 
wegen  Abschaffung  der  Ortzeiten  hegte,  nicht  begründet  sind. 

Meine  Herren,  wir  köuueu  ja  hier  uicht  durch  Abstimmung  oder  Majoritätsbeschluß 
eine  Einrichtung  feststellen,  die  nur  auf  dem  Wege  der  Verhandlung  im  Bundesrat,  viel- 
leicht später  durch  internationale  Verhandlungen  in  die  Wege  zu  leiten  ist.  Aber  ich 
glaube,  daß  es  diese  Verhandlungen  erleichtern  wird,  wenn  der  Reichstag  sich  sympathisch 
für  ein  Prinzip  ausspricht,  weichet  in  Amerika,  in  England,  in  Schweden,  in  Dänemark, 
in  der  Schweiz  und  in  Süddeutschland  bereits  ohne  wesentliche  Störungen  zur  Geltung 
gekommen  ist.  (Lebhaftes  Bravo.) 

Wenn  der  Hauptgeguer  der  Einführung  der  Zonenzeit  im  bürger- 
lichen Leben,  der  verdienstvolle  Direktor  der  Berliner  Sternwarte, 
Geheimer  Regierungsrat,  Professor  Dr.  Förster,  selbst  der  Ansicht  ist, 
daß  in  militärischer  Beziehung,  namentlich  bei  einer  Mobilmachung 
die  Einführung  einer  einheitlichen  Zeit  für  den  äußeren  und  inneren 
Eisenbahndienst  sehr  wünschenswert  wäre  und  zur  Erreichung  dieses 
Zweckes  gelegentlich  folgenden  Vorschlag  machte: 

„Auch  wird  es  mittelst  des  Telegraphennetzes  leicht  durchführbar 
sein,  in  Uebergangszeiten , in  denen  alle  diese  Einrichtungen  sich 
noch  nicht  vollständig  eingelebt  haben,  in  ganz  vorübergehender 
Weise  oder,  sobald  ein  Anlaß  zur  Zusammenfassung  aller  nationalen 
Kräfte  und  Einrichtungen  eines  Landes  mit  höchster  Dringlichkeit 
vorliegt,  z.  B.  bei  einer  Mobilmachung,  alle  Uhren  des  Landes  auf 
ein  und  dieselbe  Minute  einer  gewissen  mittleren  Landeseinheitszeit, 
auf  welche  besondere  Fahrpläne  für  diesen  Fall  eingerichtet  sein 
könnten,  sofort  einzustellen.  In  solchen  Zeiten  werden  sich  alle 
mit  Freuden  einem  vorübergehenden  Zwange  unterwerfen,  der  nur 
auf  die  Dauer  unerträglich  sein  würde“, 
so  hat  der  Herr  die  Ausführbarkeit  unterschätzt;  theoretisch  kann 
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man  so  etwas  konstruieren,  aber  ausführbar  ist  es  nicht.  In  einer 
Zeit,  in  welcher  eine  große  Aufregung  herrscht,  alle  Dispositionen  für 
Militär-  und  Civilverwaltungen  auf  (las  genaueste  und  eingehendste 
getroffen  und  alle  Kräfte  auf  das  höchste  angespannt  sind,  eine  solche 
Zeitänderung  vorzunehmen,  würde  den  größten  Wirrwarr  im  Gefolge 
haben.  Mit  den  öffentlichen  Uhren  allein  wäre  es  nicht  abgethan,  es 
müßte  auch  jedermanus  Taschenuhr  gestellt  werden. 

Verfolgen  wir  das  weitere  Vorgehen  des  Vereins  Deutscher  Eisen- 
bahnyerwaltungen , so  linden  wir,  daß  die  Generalversammlung  des- 
selben am  30.  Juli  1890  in  Dresden  den  vom  Ausschüsse  gestellten 
Antrag  unter  1 und  3 annabm,  dagegen  demjenigen  unter  2 die 
Stimmenmehrheit  versagte.  Letzterem,  welcher  die  Aufnahme  der  Zonen- 
zeiten in  die  für  das  Publikum  bestimmten  Fahrpläne  verlangte,  lag 
wohl  die  nicht  unrichtige  Annahme  zu  Grunde,  daß  das  bürgerliche 
Leben  allmählich  die  gleichen  Zeiten  anwenden  würde;  der  Antrag 
würde  jedoch,  wenn  angenommen,  den  Entscheidungen  der  Regierungen, 
namentlich  derjenigen  in  Norddeutschland,  wo  die  zu  veröffentlichenden 
Fahrpläne  in  Ortszeit  aufzustellen  siud,  vorgegriffen  und  eine  reichs- 
gesetzliche Regelung  der  Angelegenheit  möglicherweise  erschwert  haben. 
Anders  lag  die  Frage  in  den  süddeutschen  Staaten,  in  welchen  die 
Ortszeit  der  Hauptstadt  zugleich  die  Eisenbahn-  und  die  Landes- 
zeit war. 

Der  erwähnte  Vereinsbeschluß  wurde  demnächst  in  folgender  Weise 
ausgeführt:  in  Bayern,  Württemberg  und  Baden  wurde  unter  Zu- 
stimmung der  Regierungen  an  Stelle  der  Münchener-,  Stuttgarter-  und 
Karlsruher  Zeit  diejenige  des  15.  Grades  östlich  von  Greenwich  Mittel- 
europäische Zeit  genannt  und  abgekürzt  mit  M.  E.  Z.  bezeichnet,  am 
1.  April  1892  im  inneren  und  äußeren  Eisenbahndienst  eingelührt. 
Wurde  es  auch  den  Gemeinden  frei  gestellt,  dieser  Zeitrechnung  sich 
anzuscbließen,  so  unterließen  die  Regierungen  doch  nicht,  durch  em- 
pfehlende Vorschläge  die  Einführung  der  neuen  Einheitszeit  zu  fordern ; 
so  erließ  der  württembergische  Minister  des  Innern  unterm  1.  März 
d.  J.  an  die  Stadtdirektion  Stuttgart  und  an  die  Oberämter  eine  Ver- 
fügung, in  welcher  den  Gemeinden  empfohlen  wird,  vom  1.  April  an 
die  für  das  bürgerliche  Leben  iB  den  Gemeinden  maßgebenden  Uhren 
nach  der  Uhr  der  nächstgelegenen  Eisenbahnstation  oder  Postanstalt 
zu  richten,  dies  würde  zur  Folge  haben,  daß  die  Uhren,  welche  bisher 
nach  der  mittleren  Stuttgarter  Zeit  gerichtet  waren,  in  der  Nacht 
vom  31.  März  auf  den  1.  April  1892  um  23  Minuten  vorzurücken 
sind.  Auch  wurde  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die  Einwohner- 
schaft durch  öffentliche  Bekanntmachung  in  geeigneter  Weise  zu 
verständigen  sei.  Aehnliche  Anordnungen  wurden  für  Bayern  und 
Baden  erlassen1).  Die  Differenzen  zwischen  den  mittleren  Orts- 
zeiten von  München,  Stuttgart,  Karlsruhe  und  Straßburg  gegen 
der  mitteleuropäische  Zeit  sind  14,  23,  26  und  29  Minuten.  Die  neue 


1)  Baden:  Gesetzes-  and  Verordnungsblatt  Nr.  V vom  24.  März  1892. 
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Zeitrechnung  kann  in  Süddeutschland  als  allgemein  eingeführt  ange- 
sehen werden. 

Zu  gleicher  Zeit  wurde  auch  den  mit  den  Bahnen  der  süddeutschen 
Staaten  in  direktem  Zusammenhänge  stehenden  Eisenbahnen  in  Elsaß- 
Lothringen  gestattet,  die  mitteleuropäische  Zeit  im  inneren  und  äußeren 
Eisenbahndienst  einzuführen,  dagegen  behielt  im  bürgerlichen  Leben  die 
Ortszeit  noch  Geltnng.  Durch  Ministerialerlaß  sind  die  Landesbehörden 
einschließlich  der  Lehrer  an  den  öffentlichen  Schulen  angewiesen  worden, 
soweit  nicht  gesetzliche  Vorschriften  eine  andere  Zeitbestimmung  not- 
wendig machen,  vom  1.  April  1892  ab  mitteleuropäische  Zeit  einzu- 
führen, ebenso  hat  die  Stadt  Straßburg  angeordnet,  ihre  Uhren  von 
dem  genannten  Tage  nach  derselben  Zeit  zu  stellen ').  Auch  die 
Reichspostverwaltung  hat  am  1.  April  1892  die  mitteleuropäische  Zeit 
für  den  gesamten  Postdienst  in  den  Oberpostdirektionsbezirken  Karls- 
ruhe, Konstanz,  Straßburg  und  Metz  eingeführt,  dasselbe  ist  seitens 
der  Postverwaltungen  in  Bayern  und  Württemberg  geschehen.  Ferner 
wird  vom  1.  April  1892  ab  im  ganzen  Umfange  des  Reichspost- 
gebietes seitens  der  Telegraphenanstalten  nicht  mehr  nach  der  mitt- 
leren Berliner  Zeit,  sondern  ausschließlich  nach  mitteleuropäischer 
Zeit  gerechnet. 

Bei  den  übrigen  in  Deutschland  gelegenen  Eisenbahnen  gelangte 
vom  1.  April  1892  die  neue  Zeit  an  Stelle  der  seither  gütigen  Berliner 
Zeit  nur  im  inneren  Dienst  zur  Anwendung  während  für  den  äußeren 
Dienst  Ortszeit  bestehen  blieb.  Inzwischen  ist  von  den  betreffenden 
deutschen  Regierungen  die  Anweisung  an  die  ihnen  unterstellten  Eisen- 
bahnverwaltungen ergangen,  auch  im  äußeren  Dienst  die  Einheitszeit 
vom  1.  Aprii  1893  einzuführen. 

Von  den  dem  Vereine  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  ange- 
hörenden Bahnen  außerhalb  Deutschlands  wurde  auf  denjenigen  in 
Oesterreich-Ungarn  die  mitteleuropäische  Zeit  an  Stelle  der  seither 
gütigen  Prager  und  Pester  Zeit  am  1.  Oktober  1891  im  inneren  und 
äußeren  Dienst  zur  Einführung  gebracht,  dagegen  deren  Anwendung 
im  bürgerlichen  Leben  den  Gemeinden  anheimgestellt  Dem  Ver- 
nehmen nach  hat  eine  größere  Anzahl  der  letzteren,  so  unter  anderen 
die  Stadt  Lemberg,  ungeachtet  eines  Zeitunterschiedes  von  36  Minuten 
bereits  die  neue  Zeit  angenommen. 

ln  Belgien  hat  durch  Gesetz  vom  29.  April  1892  die  Zeit  des 
Meridians  von  Greenwich  (W.  E.  Z.)  vom  1.  Mai  1892  Geltung  er- 
halten, dasselbe  lautet: 

Art  1:  „L’heure  legale  en  Belgique  est  l’heure  en  temps  moyen 
du  mßridien  de  Greenwich. 

Art.  2:  La  presente  loi  sera  obligatoire  le  lendemain  de  sa  publi- 
cation  au  Moniteur. 

Promulguons  la  präsente  loi,  ordonnons  qu’elle  soit  revß- 
tue  du  sceau  de  l’Etat  et  publiße  par  la  voie  du  Moniteur.“ 


1)  Elsafs-Lothringcn  : Central-  and  Bezirksamtsblatt,  Nr.  18  vom  24.  Mär*  1892. 
Dritte  Folge  Bd.  IV  (LUL).  33 
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In  den  Niederlanden  ist  durch  Gesetz  vom  19.  April  1892  ver- 
tilgt, daß  die  Eisenbahnen  durchweg  nach  der  mittleren  Zeit  von 
Greenwich  (W.  E.  Z)  zu  rechnen  haben,  ingleichen  ist  durch  Gesetz 
vom  22.  April  1892  festgesetzt,  daß  in  Verbindung  mit  der  Ein- 
führung genannter  Zeit  bei  den  Eisenbahnen  in  den  Niederlanden 
auch  vom  1.  Mai  1892  ab  im  Post-  und  Telegraphendieust  zugleich 
mit  dieser  Zeit  gerechnet  werden  soll.  Es  wird  jedoch  nicht  beab- 
sichtigt, die  Einführung  der  Zonenzeit  für  das  bürgerliche  Leben  durch 
ein  Gesetz  zu  regeln,  man  will  es  den  Gemeinden  überlassen,  daß  sie 
sich  der  im  inneren  und  äußeren  Dienst  der  Verkehrsanstalten  vom 
1.  Mai  1892  eingeführten  westeuropäischen  Zeit  (W.  E.  Z.)  anschließen. 
Von  einigen  Seiten,  namentlich  aus  den  Haudelskrcisen  wird  geltend 
gemacht  und  ist  ein  dahin  gehender  Antrag  bei  der  Regierung  gestellt, 
daß  die  Verkehrs-  und  Handelsverhältnisse  es  wünschenswert  machten, 
für  den  Eisenbahn-,  Post-  und  Telegraphendieust  nicht  die  westeuro- 
päische Zeit,  sondern  die  für  Deutschland  gütige  mitteleuropäische 
Zeit  einzuführen.  Dem  Anträge  ist  bis  jetzt  nicht  Folge  gegeben, 
doch  haben  die  holländischen  Bahnen  beim  Verein  Deutscher  Eisen- 
bahn Verwaltungen  den  Beschluß  erwirkt,  daß  sie  gegebenenen  Falls 
an  Stelle  der  westeuropäischen  demnächst  die  mitteleuropäische  Zeit 
anwenden  können. 

Eine  Entschließung  Italiens  und  der  Schweiz  über  die  Einführung 
der  Zonenzeit  ist  noch  nicht  erfolgt,  doch  steht  zu  erwarten,  daß 
diese  Staaten,  wie  schon  bezüglich  der  Schweiz  bereits  erörtert  worden 
ist,  die  mitteleuropäische  Zeit,  welche  gegen  die  Zeit  von  Rom  nur 
10  Minuten  differiert,  annehmen  werden. 

Auch  in  Dänemark,  Norwegen,  Spanien  und  Portugal  hat  man 
sich  noch  nicht  schlüssig  bemacht,  die  beiden  letzteren  Staaten  werden  in 
ihrem  Entschluß  möglicherweise  mit  Rücksicht  auf  Frankreich  geleitet 
werden.  Die  Hoffnung,  daß  Frankreich  die  auf  den  Weltkongreß  in 
Washington  im  Jahre  1884  eingenommene  besondere  Stellung  auf- 
gebeu,  auch  sich  unter  Annahme  des  Meridians  von  Greenwich  dem 
von  den  amerikanischen  Eisenbahnen  praktisch  erprobten  Stunden- 
zonensystem anschlicßcn  würde,  ist  nicht  in  Erfüllung  gegangen.  Durch 
Gesetz  vom  14.  März  1891  ist  für  Frankreich  und  Algier  die  Zeit  von  Paris 
festgesetzt  worden.  Das  Gesetz  enthältnur  einen  einzigen  Artikel  und  lautet: 

„L’heure  legale,  en  France  et  en  Algörie,  est  l’heure  temps  moyen 
de  Paris.“ 

Ueber  die  Einführung  sind  Ausführungsbestimmungen  erlassen. 
Die  Differenz  zwischen  der  Pariser  Zeit  und  derjenigen  von  Green- 
wich, welche  für  Frankreich  die  geeignetste  Zonenzeit  sein  würde,  be- 
trägt 10  Minuten. 

Soweit  sich  gegenwärtig  übersehen  läßt,  dürfte  wahrscheinlich 
Frankreich  der  einzige  Staat  Europas  sein,  welcher  das  Stnndenzonen- 
systein  nicht  annehmen  wird,  da  auch  in  Rußland  und  den  Balkan- 
staaten die  Absicht  bestehen  soll,  diesem  System  sich  anzuschließen. 
Für  das  europäische  Rußland  würde  der  Meridian  30  Grad  östlich 
— oder  2 Stunden  — von  Greenwich,  welcher  dicht  bei  St.  Petersburg 
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vorüberzieht,  Geltung  haben,  dieser  Meridian  liegt  auch  nur  wenige 
Minuten  östlich  von  Kunstaulinopel  und  zieht  nahe  bei  Kiew  und 
Odessa  westlich  vorbei. 

Die  verschiedenen  Zeitrechnungen,  welche  gegenwärtig  l>ei  den 
Verkehranstalten  und  im  bürgerlichen  Leben  Deutschlands  angewandt 
werden,  und  zwar  die  mitteleuropäische  Zeit  im  gesamten  Eisenbahn-,  Post- 
und  Telegraphendienst  sowie  im  bürgerlichen  Leben  in  Bayern,  Württem- 
berg, Baden  und  Elsaß-Lothringen,  in  letzterem  jedoch  nur  zum  Teil 
im  bürgerlichen  Leben  und  im  übrigen  Deutschland  nur  im  inneren 
Eisenbahn-  und  Telegraphendienst  bis  zum  1.  April  1893  unter  Bei- 
behaltung der  Ortszeit  im  bürgerlichen  Leben,  machen  eine  gesetz- 
liche Regelung  der  Anlegenheit  dringend  notwendig.  Es  besteht  zwar, 
soweit  bekannt,  nirgends  in  Deutschland  eine  gesetzliche  Vorschrift 
über  die  Ermittelung  des  Moments,  in  welchen  der  Beginn  des  Kalender- 
tages (Mitternacht)  zu  setzen  ist,  auch  die  Regel,  daß  die  mittlere 
Sonnenzeit,  aus  deren  Beachtung  sich  die  verschiedene  Ortszeit  er- 
giebt,  zu  Grunde  gelegt  wird,  ist  keine  allgemeine,  indem  wenigstens 
in  Bayern,  Württemberg  und  Baden  die  einheitliche  Eisenbahnzeit 
schon  bisher  durchweg  als  bürgerliche  Zeit  behandelt  ist  Könnte 
man  annehmen,  daß  die  neue  Eisenbahnzeit  sich  auch  für  das  bürger- 
liche Leben  nach  und  nach  von  selbst  ergeben  würde,  daß  in  den 
größeren^Städten  alsbald  der  Uebergang  zu  dieser  Zeit  erfolgen  und 
daß  demnächst  die  Macht  der  Verhältnisse  auch  in  den  übrigen  Ge- 
meinden dahin  führen  würde,  sich  diesem  Vorgehen  anzuschließen,  so 
würde  auch  in  diesem  günstigsten  Falle  der  Uebergang  nur  allmählich 
stattfinden,  und  es  würde  demgemäß  ein  längerer  oder  kürzerer  Zeit- 
raum verbleiben,  innerhalb  dessen  es  ungewiß  sein  könnte,  welche 
Zeitrechnung  für  den  einzelnen  Ort  die  maßgebende  sei.  Eine  solche 
Ungewißheit  müßte  selbstverständlich  auch  in  rechtlicher  Beziehung 
nachteilig  einwirken.  Allen  etwa  möglichen  Uebelständen  wird  vor- 
gebeugt, wenn  durch  Gesetz  festgestellt  wird,  welche  Zeit  als  die  gesetz- 
liche zu  verstehen  ist,  und  es  wird  dadurch  zugleich  der  Vorteil  erreicht, 
daß  für  die  Zukunft  ein  Zweifel  in  dieser  Richtung  ausgeschlossen 
wird. 

Daß  derartige  Zweifel,  durch  welche  unter  Umständen  die  Rechts- 
sicherheit empfindlich  beeinträchtigt  werden  kann,  entstehen,  wenn  die 
Entwickelung  sich  selbst  überlassen  bleibt,  beweist  die  Erfahrung, 
welche  in  England  gemacht  ist.  Obwohl  dort  die  Greenwicher  Zeit 
seit  1848  als  Eisenbahn-  und  Telegraphenzeit  benutzt  wird,  und  ob- 
wohl sehr  bald  eine  Stadt  nach  der  anderen  dieselbe  als  allgemeine  Zeit 
angenommen  hat,  ist  noch  im  Jahre  1880  das  Bedürfnis  hervorgetre- 
ten, durch  Gesetz  (Definition  of  time  act)  zu  bestimmen , wie  die  in 
einer  Parlamentsakte  oder  in  anderen  Urkunden  vorkommenden  Zeit- 
angaben zu  berechnen  seien  ‘). 


1)  Cbapter  9,  43  u.  44  Vlct. : „An  act  to  remove  the  doubts  as  to  the  Meaning 
of  ezpressions  relative  to  time  occurring  in  Acts  of  Parliament,  deeds,  and  other  legal  in- 
strumenta (2d  August  1880).“ 
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Diese  Gründe  dürften  es  rätlich  erscheinen  lassen , im  An- 
schluß an  das  durch  die  Gesetzgebungen  von  Schweden,  Frankreich 
und  Belgien  gegebene  Beispiel  auch  für  Deutschland  den  Begriff  der 
gesetzlichen  Zeit  durch  Reichsgesetz  festzulegen.  Im  Zusammenhänge 
mit  den  der  Reichsgesetzgebung  nach  Artikel  4 der  Verfassung  unter- 
liegenden Materien  empfiehlt  sich  dieser  Weg  und  würde  auch  der  ein- 
fachste sein. 

Der  Entwurf  des  dem  Bundesrate  vorgelegten  und  von  demselben 
bereits  angenommenen  Gesetzes  lautet: 

„Die  gesetzliche  Zeit  in  Deutschland  ist  die  mittlere  Sonnenzeit 
des  15.  Längengrades  östlich  vou  Greenwich.“ 

„Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Zeitpunkte  in  Kraft,  in  welchem  nach 
der  im  vorhergehenden  Absatz  festgesetzten  Zeitbestimmung  der 
1.  April  1893  beginnt.“ 

Das  Gesetz  tritt  hiernach  für  die  östlich  des  15.  Längengrades 
gelegenen  Orte  mit  dem  Ablauf  des  31.  März  in  Kraft,  für  alle  west- 
lich gelegenen  Orte  dagegen  in  dem  Augenblick,  in  welchem  im  Meri- 
dian des  15.  Längengrades  der  1.  April  1893  beginnt 

Ueber  das  vorstehende  Gesetz  wird  noch  der  Reichstag  in  der  be- 
vorstehenden Session  zu  beraten  und  zu  beschließen  haben. 

Beiliegende  Karte  läßt  ersehen,  wie  sich  die  Stundenzonen  über 
die  Erde  verteilen,  durch  Schraffierung  sind  diejenigen  Zonen  bezeich- 
net, deren  Zeiten  bereits  Einführung  gefunden  haben. 

In  Europa  würden  den  drei  Stundenzonen  zufallen,  und  zwar  der 
Zeit  von  Greenwich,  westeuropäische  Zeit  (W.  E.  Z.): 

Großbritannien  und  Irland  (letzteres  rechnet  jetzt  nach  Dubliner 
Zeit),  Belgien,  die  Niederlande,  Frankreich  (hat  Pariser  Zeit  ein- 
gefübrt),  Spanien  und  Portugal; 

der  Zeit  des  15.  Grades  östlich  von  Greenwich,  mitteleuropäische 
Zeit  (M.  E.  Z.): 

Schweden,  Norwegen,  Dänemark,  Deutschland,  Oesterreich-Ungarn, 
Serbien,  die  Schweiz  und  Italien; 

der  Zeit  des  30.  Grades  östlich  von  Greenwich,  osteuropäische 
Zeit  (O.  E.  Z.): 

das  europäische  Rußland  und  die  Balkanstaaten. 

Griechenlands  geographische  Lage  läßt  die  Wahl  unter  den  beiden 
letztgenannten  Zeiten  zu. 

Die  vielfach  gewünschte  Stundenzfthlung  bis  24,  welche  insbe- 
sondere von  der  American  Society  of  Civil  Engineers  in  New  York  ange- 
strebt wird,  dürfte  sich  zur  allgemeinen  Einführung  nicht  eignen; 
würden  sich  auch  die  Zifferblätter  der  Uhren  kenntlich  darstellen  lassen, 
so  würde  doch  das  Schlagen  der  Stunden  bis  24  eine  Annehmlich- 
keit nicht  bieten. 

Diejenigen,  welche  im  Laufe  des  verflossenen  Sommers  Süddeutscb- 
land  und  Oesterreich-Ungarn  bereisten,  werden  es  angenehm  empfunden 
haben,  daß  sie  nicht  genötigt  waren,  ihre  Uhren  öfters  umzustellen,  sondern 
sich  in  Ruhe  auf  die  einmal  umgestellte  Zeit  verlassen  konnten,  auch  der 
Uebergang  nach  der  Schweiz  erforderte  nicht  unbedingt  ein  Umstellen 
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der  Uhren,  da  die  Differenz  zwischen  der  in  der  Schweiz  z.  Zt.  noch 
gültigen  Berner  Zeit  und  der  mitteleuropäischen  Zeit  gerade  ’/«  Stunde 
beträgt. 

Der  Verlauf  auch  dieser  Frage  hat  ergeben,  wie  alle  Einrichtungen 
im  Leben  der  Völker,  welche  geeignet  sind,  eine  Annäherung  der- 
selben herbeizuführen  und  zur  Erleichterung  des  Handels  und  Verkehrs 
beizutragen,  zu  ihrer  Entwickelung  und  Ausführung  die  Zustimmung 
der  öffentlichen  Meinung  erfordern,  die  aufzuklären  und  zu  unterrichten 
naturgemäß  längere  Zeit  beansprucht.  Wir  werden  hierbei  an  die 
Einführung  des  metrischen  Maßes  und  Gewichtes  erinnert,  welche  auch 
erst  nach  längerem  Austausch  der  bestandenen  Meinungsverschieden- 
heiten erfolgte.  Wie  wir  uns  nach  den  unzähligen  verschiedenen 
Maßen  und  Gewichten,  welche  früher  in  Deutschland  bestanden,  nicht 
wieder  zurücksehnen,  so  werden  wir  demnächst  die  Rechnung  nach 
Ortszeit  gern  vergessen  und  diejenige  nach  der  Stundenzonenzeit  als 
geboten  und  notwendig  ansehen. 
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IX. 

Ueber  den  Einfluss  des  elterlichen  Alters  auf 
die  Lebenskraft  der  Kinder. 


Von 

Josef  Körösi  (Budapest). 

(Vorgetragen  auf  dem  Londoner  internationalen  Kongresse  für  Hygiene  und  Demographie  ) 

Der  Zweck  nachfolgender  demologischer  Studie  ist  zu  unter- 
suchen, ob  das  Alter  der  Eltern  von  Einfluß  auf  die  Lebenskraft  der 
Kinder  sei,  bejahenden  Falls  das  statistische  Maß  dieses  Einflusses 
zu  finden.  Es  dienen  zu  diesem  Behufe  die  Beobachtungen,  welche 
ich  in  Budapest  seit  vielen  Jahren  bei  jedem  Todesfälle  von  Kindern 
unter  10  Jahren,  einerseits  über  das  Alter  der  Eltern,  andererseits 
über  die  Todesursachen  der  Kinder  aufzeichnen  lasse.  Die  hier  unter- 
breitetet! Ergebnisse  gehen  aus  der  Beobachtung  der  Todesursachen 
von  29  813  Kindern  hervor. 

Im  Hinblick  auf  die  Tendenz  der  anzustellenden  Untersuchungen 
lassen  sich  die  Todesursachen  der  Kinder  in  zwei  Gruppen  bringen : 
solche,  wo  der  Keim  der  Krankheit  bereits  im  Mutterleibe  erworben, 
und  solche,  wo  der  Tod  durch  eine  erst  im  Laufe  des  Lebens  ein- 
tretende Ursache  herbeigeführt  wurde.  Bezeichnen  wir  die  ersteren 
als  die  uterinen,  die  letzteren  als  die  extrauterinen  Todes- 
ursachen. Zu  den  uterinen  habe  ich  alle  Fälle  der  schwachen  Kon- 
stitution gerechnet,  also  die  angeborene  Lebensschwäche,  ferner  die 
an  Abzehrung  (Atrophia)  und  Erschöpfung  (Inanitio)  verstorbenen 
Kinder ; desgleichen  die  lebend  zur  Welt  gekommenen,  aber  in  kurzer 
Frist  verstorbenen  Frühgeburten,  die  eigentlich  nur  eine  besondere 
Art  der  an  Lebensschwäche  Verstorbenen  repräsentieren.  Außer  diesen 
durch  schwache  Konstitution  verursachten  Todesfällen  wurden  auch  noch 
Luugentuberculose,  Wasserkopf,  Rachitis  und  Skrophulose  als  uterine 
Todesursachen  betrachtet. 

Diese  Beobachtungen  wurden  zum  ersten  Male  in  den  fünf  Jahren 
1878—82  augestellt,  dann  in  den  Jahren  1888—89  wieder  aufge- 
nommeu.  Angeborene  Lebenschwäche,  Wasserkopf,  Rachitis  und  Skrophu- 
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lose  wurden  alle  sieben  Jahre  hindurch  beobachtet,  während  Lungen- 
tuberkulose‘),  Inanitio  und  Atrophie,  sowie  die  Frühgeburten  erst  in 
den  letzten  zwei  Jahren  hinzutraten. 

Aus  den  gewonnenen  Beobachtungen  können  wir  zwar  nicht 
schließen,  wie  viel  der  Kinder  verschiedenaltriger  Eltern  an  Lungen- 
schwindsucht, Lebensschwäche  etc.  gestorben  seien,  wohl  aber  in 
welchem  Maße  sich  die  Häufigkeit  dieser  Todesfälle  mit  dem  auf- 
steigenden Alter  der  Eltern  ändere,  was  zu  erkennen  ja  die  eigent- 
liche Endabsicht  unserer  Untersuchung  bildet. 

Wir  werden  im  Nachstehenden  untersuchen,  zuerst  welchen  Ein- 
fluß das  Alter  der  Mütter,  dann  welchen  jenes  der  Väter  aus- 
geübt, und  schließlich,  welche  Veränderungen  die  Alterskombination 
beider  Gatten  hervorbringe.  Um  uns  ferner  darüber  zu  vergewissern, 
ob  die  elterlichen  Altersverhältnisse  wirklich  einen  speziellen  Einfluß 
auf  das  Auftreten  der  uterinen  Todesursachen  ausüben,  habe  ich  aus 
dem  Kreise  der  extrauterinen  Todesursachen  noch  jene  eine  in  Be- 
tracht gezogen,  welcher  die  meisten  Kinderleben  zum  Opfer  fallen, 
nämlich  den  Darmkatarrh.  Wir  werden  dann  zusehen,  ob  die  Ab- 
hängigkeit dieser  Todesursache  von  den  elterlichen  Altersverhältnisscu 
einen  andern  Verlauf  nimmt,  als  jener  der  uterinen  Todesursachen. 

Um  die  im  Nachstehenden  häufig  zu  erwähnenden  Verhältnisse 
nicht  stets  durch  eine  schwerfällige,  ermüdende  Umschreibung  be- 
zeichnen zu  müssen,  wollen  wir  uns  über  folgende  Ausdrücke  ver- 
ständigen. Kinder,  deren  Eltern  in  gleichem  Alter  standen,  nennen  wir 
kurz  gleicheiterige;  solche,  wo  die  Väter  gleichaltrig  waren,  vaters- 
gleiche, wo  die  Mütter,  muttergleiche;  jene  Kinder,  die  von  den 
älteren  Vätern  stammen,  vatersältere,  die  von  den  älteren  Müttern, 
mutterältere,  und  vice  versa  vatersjüngere,  mutterjüngere. 

I.  Einfluß  des  mütterlichen  Alters. 

Ueber  die  durch  schwache  Konstitution  — d.  i.  durch  ange- 
borene Lebensschwäcbe,  Atrophie,  Lungentuberkulose  oder  Frühgeburt 
— verursachte  Sterblichkeit  enthält  die  zweijährigen  Beobachtungen 
die  Tabelle  I ; die  siebenjährigen  Tabelle  II.  Die  Letzteren  erstrecken 
sich  auf  die  übrigen  uterinen  Todesursachen  (nämlich  Wasserkopf, 


l)  Die  Tuberkulose  wurde  eigentlich  auch  schon  im  ersten  Zeiträume  beobachtet. 
Aber  infolge  des  zweideutigen  Sinnes  der  für  Tuberkulose  angewendeten  Ausdrücke  — 
die  Bezeichnungen  ,, Schwindsucht“  und  „Auszehrung“  können  nämlich  im  Ungarischen 
(wie  im  englischeu  „Consumption“)  ebenso  für  allgemeine  Schwindsucht  d.  h.  Atrophie, 
als  für  Lungenschwindsucht  d.  h.  Lungentuberkulose  gedeutet  worden  — ziehe  ich  es 
vor,  auf  die  Beobachtungen  dieser  Periode  gar  nicht  zu  reflektieren.  Vom  Jahre  1888 
ab  wurde  aber  zwischen  Inanitio-Atrophia  infantum  und  zwischen  Lungentuberkulose 
streug  unterschieden.  — Die  in  vorliegender  Abhandlung  mit  in  Betracht  gezogenen  Er- 
gebnisse der  Jahre  1878 — 82  habe  ich  der  Ungarischen  Akademie  der  Wissenschaften 
bereits  im  Jahre  1888  unterbreitet,  bei  welchem  Anlasse  aufser  den  Todesursachen  auch 
die  — gegenwärtig  nicht  in  Betracht  gezogeue  — Sterblichkeit  der  ersten  Tage  und 
ersten  Monate  und  zwar  ebenfalls  in  ihrer  Abhängigkeit  vom  elterlichen  Alter  be- 
handelt wurde. 
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(nämlich  Wasserkopf,  Rachitis  und  Skrophulose) ; angeborene  Lebens- 
schwäche wurde  aber  auch  in  dieser  siebenjährigen  Periode  beoabcbtet. 

Diese  Beobachtungen  enthüllen  nun  die  überaus  wichtige  That- 
sache,  daß  die  jüngsten  Mütter  (im  Alter  bis  zu  20  Jahren)  häufiger 
lebensschwache  Kinder  zur  Welt  bringen,  und  zwar  treten 
hier  nicht  nur  die  durch  angeborene  Lebensschwäche  verursachten, 
sondern  — in  bemerkenswerter  Uebereinstimmung  — auch  die  übrigen 
erwähnten  uterinen  Todesursachen  auffällig  häufiger  auf. 

Um  vor  allem  einen  Ueberblick  über  das  Gesamtbild  zu  bieten, 
lassen  wir  nachstehend  folgende  Hauptübersicht  folgen:  1)  zwei- 
jährige Beobachtungen  über  den  Einfluß  des  mütterlichen  Alters  auf 
schwache  Konstitution  (aus  Tabelle  I);  2)  siebenjährige  Beobach- 
tungen über  den  Einfluß  auf  die  übrigen  uterinen  Todesursachen  samt 
angeborner  Lebensschwäche  (aus  Tabelle  II). 

Nimmt  man  im  allgemeinen  an,  daß  das  Alter  der  Eltern  von  Einfluß 
auf  die  Widerstandskraft  der  Kinder  sei,  so  wird  man  nicht  erwarten, 
daß  dieser  Zusammenhang  bei  den  extrauterinen  Todesursachen,  so  z.  B. 
beim  Darmkatarrh,  vollkommen  aufhöre.  Wohl  aber  wird  die  That- 
sache,  daß  die  intrauterinen  Todesursachen  eine  größere  Abhängig- 
keit als  die  extrauterinen  vom  Alter  der  Eltern  aufweisen,  als  nam- 
hafte Bekräftigung  des  supponierten  Kausalzusammenhanges  dienen. 

Die  Häufigkeit  der  uterinen  Todesursachen  bei  muttersgleichen 
Kindern  war  nun  die  folgende: 


Altar  der  MQtter 


bis  20  Jahre 

von  20 — 30  ,, 

„ 30—35  „ 

Ober  35  „ 


Uterine  Todesursachen  hingegen  Darm- 

zweijährige  katarrh 

Beobachtungen  siebenjährige  Beobachtungen 

(inkl.  Tuberk.)  (exkl.  Tuberk.) 


37.S»  o/o 

21,09  „ 
>4,04  „ 
>5.»  ,. 


22, S 1 O/o 
>4,51  „ 
12,85  „ 
>3,45  ,, 


26,99  % 
21,89  „ 
>8,05  „ 

I9-*i  „ 


Um  die  mit  dem  wechselnden  mütterlichen  Alter  vorgehenden 
Veränderungen  deutlicher  erkennbar  zu  machen,  wollen  wir  die  Sterb- 
lichkeitsverhältnissc  der  Alterklasse  von  20 — 30  Jahren  gleich  100 
setzen.  In  diesem  Falle  gewinnen  wir  folgendes  Bild: 


bis  zu  20  J ihren 

176 

156 

120 

vou  20 — 30  „ 

100 

100 

100 

30—35  „ 

66 

90 

82 

über  35  „ 

73 

94 

88 

Die  Kinder  der  unter  zwanzigjährigen  Mütter  sind  also  der  Gefahr 
uteriner,  noch  im  Mutterleibe  erwachsener  Krankheiten  weit  mehr 
ausgesetzt  als  die  Kinder  älterer  Mütter. 

Da  die  unterste  Altersgrenze  von  20  Jahren  bloß  der  runden 
Ziffer  willen  gewählt  wurde,  ist  es  von  Interesse,  zu  verfolgen,  wie  sich 
die  Sterblichkeitsverhältnisse  auf  die  einzelnen  Altersjahre  dieser 
Klasse  auflösen. 

Es  ist  zu  bedauern,  daß  bezüglich  der  jüngsten  Mütter  so  wenig  Beob- 
achtungen zusammenkamen,  daß  die  2jährigen  Beobachtungen  der  Tab.  I, 
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welche  die  verläßlichere  Specifizierung  der  Todesursachen  enthalten,  für 
die  Berechnung  von  Prozentualwerten  nicht  verwendet  werden  können. 
Fassen  wir  aber  die  Gesamtergebnisse  der  siebenjährigen  Beobachtungen 
in  Tabelle  II  zusammen,  so  gewinnen  wir  ziemlich  genügende  Anhalts- 
punkte, um  für  die  Mütter  unter  20  Jahren  behaupten  zu  können,  daß 
je  jünger  die  Mutter,  desto  häufiger  die  schwachen  Kinder.  Dies  ergiebt 
sich  aus  der  nachfolgenden  Gegenüberstellung  der  einerseits  an  Lebeus- 
sch wache,  Wasserkopf,  Rachitis  und  Skrophulose,  andererseits  an  Diarrhöe 
verstorbenen  Kinder: 

All"  d"  Mfl,,er  wÄtV  hingen  Diarrhöe 

18— 19  38,190/0  23.43  O/o 

19 —  20  20,93  „ 27,91  „ 

*0— SO  14,81  „ 21,89  „ 

Uebergehen  wir  nun  darauf,  die  angeführten  Sammelrubriken  in  die 
einzelnen  Todesursachen  aufzulösen,  so  ergiebt  sich  bei  Vergleichung 
der  mutterjüngsten  (von  unter  20-jährigeu  Müttern  geborenen)  Kinder 
mit  den  mutterältesteu  (über  35-jährigen),  daß  an  Darmkatarrb  die 
Kinder  der  ersteren  um  etwa  50  Proz.  häufiger  starben , hingegen  bei 
Rachitis  um  75  Proz.  bei  Lungentuberkulose  und  Hydrocephalus  um 
200  Proz.  (d.  i.  um  die  doppelte  Anzahl),  bei  Atrophie  um  300  Proz.  (d.  i. 
um  die  dreifache  Anzahl)  häufiger.  Man  beachte  diesbezüglich  die 
nachfolgenden  Angaben1). 


A)  Zweijährige  Beobachtungen, 


Alter  der  Mütter 

Lang.  Tuberk. 

Atroph!» 

Früh- 

geburten 

Ang.  Lebens- 
schwAcho 

hingegen 

Darmkatarrh 

bis  20  Jahro 

8,45  % 

9,13  o/o 

• 

17,60% 

50,70  % 

von  20 — 30  „ 

5-oy  „ 

5.0»  .. 

0,59  % 

IO, 37  „ 

29W*  .» 

i»  30  —35  ,, 

2,78  „ 

4,94  .. 

0,4  9 „ 

6,39  „ 

19,63  „ 

Über  35  „ 

3>»o  .. 

0,51  „ 

7.»*  .. 

I7,4l  „ 

Nur  72  Fälle. 


1)  Da  man  bei  Betrachtung  blofser  Verhältniszahlen  nicht  siebt  wie  gTofs  die  Menge 
der  Beobachtungen  gewesen  aus  welcheu  dieselben  hervorgehen,  wende  ich  nachfolgende 
Bezeichnungen  an : Wo  die  Anzahl  der  insgesamt  verstorbenen  Kinder  unter  50  beträgt, 
wird  kein  Procentuale  berechnet,  sondern  statt  dessen  ein  * gesetzt ; die  aus  50 — 100  ver- 
storbenen Kindern  gezogenen  Beobachtungen  sind  in  Klammern  gesetzt,  um  so  den  Leser 
auf  das  geringere  Gewicht  der  betreffenden  Verhältniszahl  aufmerksam  zu  machen. 
Dieses  Merkzeichen  bezieht  sich  demnach  auf  alle  Fälle,  wo,  falls  man  die  Sterblichkeit 
in  Bruchform  ausdrückt,  die  in  den  Nenner  zu  stellende  Gesamtheit  aller  verstorbenen 
Kinder  eine  zu  geringe  ist  Nun  giebt  es  aber  auch  Fälle,  wo  diese  Gesamtheit  zahl- 
reich genug,  aber  jene  des  Zählers  eine  zu  geringe  ist.  So  gab  es  z.  B.  insgesamt  1314, 
also  genug  zahlreiche  Kinderverstorbene  aus  Eben,  wo  die  Mütter  über  40  Jahre  alt  waren; 
wenn  aber  hiervon  infolge  von  Frühgeburt  nur  vier  Kinder  starben,  in  einer  anderen 
Altersklasse  aber  nur  etwa  eines  mehr,  würde  dies  bei  blofser  Vergleichung  der  ent- 
sprechenden Verhältniszahlen  gleich  einen  Ausschlag  von  25  Proz.  ergeben,  was  anscheinend 
sehr  bemerkenswert,  in  Wirklichkeit  aber  nur  ein  ganz  unbedeutendes  Spiel  des  Zufalls 
ist.  Um  nun  das  Urteil  des  Lesers  auch  in  dieser  Hinsicht  vor  allzu  grellen  Irrtümern 
zu  schützen,  habe  ich  in  der  vorliegenden  Abhandlung,  dort  wo  (für  die  zweite  Gesamt- 
heit) nur  5 oder  weniger  Beobachtungen  Vorlagen , Prozentual  Berechnungen  nicht  vor- 
genommen und  an  deren  Stelle  ein  * gesetzt,  dort,  wo  aber  nicht  mehr  als  6—10  Fälle 
Vorlagen,  die  Berechnung  zwar  vorgenommen,  dieselbe  aber  ebenfalls  zwischeu  Klammern 
gesetzt. 
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Unter  17  Jahren 

5 
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— 
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— 
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— 

— 

— 

Von  17 — 18  „ 

24 

4 

2 

— 

2 

8 12 

1 

- 

- 

— 

- 

— 
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22 
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1 
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7 
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- 

2 
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I 
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4 
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9 

'9 

9 

3 
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12 
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'325 

84 

lÖO 

73 

8 
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12 
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3 

1 1 

8 
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37 
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79 

12 
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■ 
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Spezifizierung  der 

höhst  en 
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11.  Alter  der  Väter 

Mit  Muttern  von  18 

— 30  Jahren 

Mit  »Hilten,  von  SO— 

40  .Jahren 

Unter  18  Jahren 
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~ 

45 

43 
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94 
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7> 
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•7 

14 

11 

— 
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28 

94 

45 

2 

167 
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Ueber  50  ,, 

28 

- 

> 

2 

3 7 
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3 

IO 

' 

- 

14 

30 

Zusammen 

4664  205  418 
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Spezifizierung  der 

höchsten 

Von  50—  55  Jahren 
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verschiedene  Todesursachen  der  Kinder, 

achtungen  (1888  — 1889). 


Mit  Vätern  v.  40 

— ÄO  Jahrenl 
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mütterlichen  Altersgruppen 
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2 

35 

59 

40 
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1)  Inklusive  der.  Raumer- 
sparnises  halber  nicht  ange- 
setzten Rubriken  der  aller- 
jüngsten , d.  i.  unter  20- 
jährigen  Väter.  Die  Anzahl 
der  entsprechenden  Fälle  ist 
oben  in  Perltypen  angegeben. 
So  z.  B.  sind  auf  der  orsteu 
Zeile  ft  Kinder  (und  zwar  in 
der  Rubrik  der  20—30-jäh- 
rigen Väter)  angegeben;  hie- 
zu kommt  noch  1 Fall  von 
Vätern  unter  20  Jahren,  in- 
folge dessen  das  Totale  in 
der  Rubrik  „Zusammen*4  6 
beträgt. 

2)  Inklusive  der  Kinder 
unter  18- jähriger  Mütter  (man 
vergleiche  die  vorstehende 
Bemerkung). 
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Spezifizierung 

der 

nächsten 

Von  36 — 37  Jahren 

31 

9 

"iri 

10 

1 1 15  10S  22 

8 

<93 

ii  37  39  „ 

„ 39-41  H 

» 41—43 
„ 43—46  „ 

Ueber  46  „ 

27 

>7 

7 

5 

3 

4 

1 

2 

— 

■ — 

3 

3 

3 

1 

1 

735  65  '0 
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verschiedene  Todesursachen  der  Kinder. 

Achtungen  (1878—1882,  1888—1889). 


Mit  Vätern  v.  40— 

50  Jahren 
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H)  Siebenjährige  B e o b * c h t u n g e u. 


Alter  der  Mütter 

Aug.  Lebens - 
schwäche 

Hjrdro- 

cephalus 

Rachitis 

Skropli 

hingegen 

Diarrhöe 

bis  20  Jahren 

>7.58  % 

a,b»  % 

(M»)% 

* 

26,29  O/o 

von  20—  30  „ 

11.89  „ 

1,31  „ 

0,114  „ 

0,7  7 % 

21,89 

„ 30-35  „ 

9»»*  .» 

1,53  „ 

0,6  0 „ 

0,87  „ 

18,05  ,, 

Uber  35  „ 

10, Hl  „ 

1,2*  „ 

0,80  „ 

0,56  „ 

19,24  „ 

Es  erübrigt  nur  noch  in  eine  Spezifikation  der  Altersgruppen  von 
über  35  Jahren  cinzugeken.  Es  ergiebt  sich  hiebei,  daß  ungefähr 
bis  zum  40.  Jabre  die  genannten  uterineu  Todesursachen  im  ganzen 
genommen  seltener  aufzutreten  pflegen.  Solcherart  ließe  sich  aus  diesen 
Beobachtungen  ein  ungünstiger  Einfluß  spätgebärender  Mütter  nicht 
konstatieren,  wenn  nicht  bei  zwei  Todesursachen,  nämlich  bei  Kackitis, 
noch  mehr  aber  bei  der  wichtigen  Lungentuberkulose,  sich  gegen  das 
Ende  der  Zeugungsperiode  (etwa  von  38  Jahren  aufwärts)  eine  Steige- 
rung der  Häufigkeit  bemerkbar  macht«.  Es  darf  übrigens  nicht  über- 
sehen werden,  wie  durch  die  Aufteilung  in  zahlreichen  Altersgruppen 
das  Material  sich  in  so  kleine  Teile  zersplittert,  daß  es  stets  schwerer 
wird  aus  demselben  brauchbare  Schlüsse  zu  ziehen.  Hier  die  be- 
treffenden Ergebnisse: 


A)  Zweijährige  Beobachtungen. 


Alter  der 

Mütter 

Lung.- 

Tuberk. 

Atrophie 

Ang.  Lebens- 
schwäche 

hingegen 

Diarrhöe 

von  35 — 37 

Jahren 

2,84  O/o 

2,57  O/o 

6,09  o/o 

16,94  % 

„ 37—39 

i» 

2,71  „ 

3.38  „ 

6,98  „ 

18, 64  „ 

„ 89-41 

i» 

5.8*  „ 

3.*9  tt 

12.1b  „ 

l8, 4K  „ 

„ 41  — 43 

tt 

13.18  „ 

* tt 

6,59  „ 

19.«*  .. 

„ 43—45 

»* 

* tt 

• tt 

(7.91).. 

{ IM»  ..  } 

Uber  45 

*» 

* tt 

• ft 

• t» 

B)  S 

ieben jährige  Beobachtungen. 

Ang. 

Lchenaschw. 

Ilydroc. 

Rachitis 

Skropb. 

hingegen 

Diarrhöe 

von  35  37  Jahren 

10,38  % 

1.59  % 

0,66  % 

0,66  % 

19.49  o/o 

„ 37-  89 

w 

11,09  „ 

1,08  „ 

(0,51>  „ 

(0,67) 

,1 

20,01  „ 

„ 39-41 

»i 

12,-8  „ 

1,29  „ 

'.«9  ., 

1 

18, 78  ,, 

„ 41—43 

it 

9.»9  <1 

(1,39)  „ 

1,39  1 

0,4  6 

•9.9.  „ 

„ 43—46 

tt 

8,30  „ 

• tt 

* » 

>6,61  „ 

Uber  45 

•* 

8,1b  „ 

• tt 

) 

■ 6,67  „ 

II.  Einfluß  des  väterlichen  Alters1). 

Es  ist  vorauszusehen,  daß  das  Alter  des  Vaters  nicht  von  so 
großem  Einfluß  auf  die  Lebensdauer  der  Kinder  sein  werde,  als  das 

1)  Ke  raufs  bemerkt  werden,  dafs  die  Aufarbeitung  der  Väter  in  einer  späteren  Zeit 
und  durch  andere  Personen  als  jene  der  Mütter  erfolgte.  Dies  erklärt  auch  die  geringe 
Divcrgeni  zwischen  der  Tabelle  der  Mütter  und  jener  der  Väter;  so  a,  B.  dafs  die 
Tabelle  der  Väter  sich  auf  29  819,  jene  der  Mütter  auf  29  813  Verstorbene  besieht; 
Lebensachwäche  hier  3220,  dort  3252,  Wasserkopf  hier  416,  dort  412  Fälle  ergab. 
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der  Mutter,  deren  Konstitution  außer  dem  im  Zeugungsakt  agierenden 
Impulse  auch  durch  die  nionatelange  Ernährung  des  Kiudes  einen  so 
wichtigen  Einfluß  auf  deren  physische  Entwicklung  ausübt 

Die  stärksten,  lebenskräftigsten  Kinder  scheinen  bei  Vätern  im 
Alter  von  30—40  Jahren  vorzukommen  *),  während  die  Kinder  der 
uuter  30-jährigen  und  der  40 — 50-jährigen  Väter  schon  etwas  häufiger 
an  uterinen  Todesursachen  sterben. 

Lassen  wir  auch  hier  zuerst  eine  Uebersicht  der  Ergebnisse  folgen. 
Unter  je  100  Verstorbenen  starben: 


an  uterinen 

Todesursachen 

hingegen 

Alter  der  Väter 

zweijährige 

Beobachtungen 

au  Dannkatarrh 
siebenjährige  Beobachtungen 

bis  25  Jahre 

20,4 1 •/„ 

«4.89  */. 

'9.31 

von  25 — 30 

|S,1 7 ,, 

22,0*  „ 

„ 30—40 

n 

■7.05  ,1 

1^,92  „ 

20,03  „ 

„ 40-50 

*1 

»1,40  „ 

i6,o*  „ 

21,10  „ 

über  50 

ii 

10,14  „ 

II  >96  »f 

■ 8,14  „ 

Die  Väter  unter  25  Jahren  sind  mit  so  wenig  Fällen  vertreten, 
daß  eine  Spezifizierung  derselben  nach  einzelnen  Altersjahren  das 
Material  in  zu  kleine  Bruchstücke  zersplittern  würde*).  Wohl  aber 
ist  eine  Spezifizierung  der  ältesten  Altersklassen  möglich.  Da  nun 
die  zweijährigen  Beobachtungen  zu  geringe  Ausbeute  bieten,  müssen 
wir  uns  hier  wieder  auf  jene  weniger  eingehend  spezifizierten  Todes- 
ursachen beschränken,  welche  in  den  siebenjährigen  Beobachtungen 
enthalten  sind. 

Altor  der  Vüt.r  D«rnk»Urrh 


von  50 — ßß  Jahren 

„ 55—57  „ 

„ 57 — 61  „ 

Ober  61  „ 


io,» 9 “/# 

(I2,«S)  „ 
(»0,98)  „ 

(«4.90  .. 


19,4«  “/. 
(«3.88)  „ 
(«7,98)  „ 
(18,18)  „ 


Solche  Abweichungen  sind  bei  Massenaufarbeitungen  bekanntlich  unausweichlich,  die  Ge- 
ringfügigkeit derselben  ist  im  Gegenteil  der  beste  Beweis  für  die  Verläßlichkeit  beider 
Aufarbeitungen. 

1)  D.  h.  richtiger  gesprochen , bei  den  Kindern  dieser  Altersklasse  kommen  lebens- 
schwache am|  seltensten  vor;  der  bündigeren  Ausdrucks  weise  zuliebe,  wird  man  diese 
Umkehrung  eines  negativen  Ausdruckes  in  einen  positiven  — die  schließlich  auch  in  der 
Natur  der  Sache  begründet  ist  — gestatten. 

2)  Ich  gedenke  diese  Beobachtungen  auch  in  der  Zukunft  fortiusetzen , wo  dann 
nicht  nur  für  diese  jüngsten  Väter,  sondern  im  allgemeinen  bezüglich  des  ganzen 
Materials  eine  Auflösung  der  Altersklassen  auf  einzelne  Jahre  Platz  greifen  soll ; freilich 
wird  man  dann  Jahrzehnte  lang  Material  sammeln  müssen,  bis  z.  B.  für  19*  oder 
20jährige  Väter  genügend  reiche  Beobachtungen  znsammcnkommen. 

Unter  solchen  Umständen  war  es  mir  desto  angenehmer,  den  Problemen  des  elter- 
lichen Alterseinflusses  und  der  Fruchtbarkeit  eine  weit  reichere  Beobachtungsquelle,  näm- 
lich jene  der  Volkszählung  aufschließen  zu  können  Ich  habe  nämlich  anläßlich  der 
Budapestcr  jüngsten  Volkszählung  von  1891  diesbezüglich  an  jedes  Familienbaupt  folgende 
Fragen  stellen  lassen : 

1.  Alter  des  Familienhauptes. 

2.  Alter  der  Gattin. 

S.  Seit  wie  viel  Jahren  verheiratet? 
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Es  ist  überaus  auffällig,  daß  bei  Vätern  von  über  60  Jahren,  die 
Vitalität  der  Kinder  wieder  zuzunehmen  scheint  Wir  finden  keine  Er- 
klärung für  diese  unerwartete  Thatsache.  Es  ist  schließlich  nicht 
zu  läuguen,  daß  dort  wo  der  Ehemann  um  ein  Beträchtliches  älter 
ist,  zweifelhafte  Vaterschaften  am  ehesten  möglich  sind.  So  ausnahms- 
weise solche  Fälle  auch  auftreten,  können  dieselben  dennoch  von  Ein« 
ffuß  auf  die  Gestaltung  des  statistischen  Durchschnittes  sein.  Es  wäre 
uns  aber  geradezu  angenehm,  falls  unsere  diesbezügliche  Vermutung 
durch  anderweitige  und  reichere  Beobachtungen  widerlegt  werden  sollte. 

Es  erübrigt  nun  auch  hier  noch  die  Gruppe  der  uterinen  Todes- 
ursachen in  die  einzelnen  Krankheiten  aufzulösen,  wobei  wir  aber  die 
durch  Frühgeburt  verursachten  Todesfälle  der  unzulänglichen  Anzahl 
halber  unberücksichtigt  lassen  müssen. 


a)  Zweijährige  Beobachtungen. 


Alter  der 

Väter 

Lung.-Tuberk. 

Atrophie  Ang.  Lebensschw.  DerakeUn 

bis  25 

Jahre 

5.71  •/. 

5,30  •/„  7,75  »/. 

i;,96  •/. 

von  25 — 30 

»» 

4.7«  „ 

3.90  „ 9,*7  „ 

36,49  „ 

„ 30—40 

*i 

3.61  „ 

4,40  „ 8,31  „ 

34.47 

„ 40—50 

„ 

6,01  „ 

5,95  „ 9,89  „ 

30,69  „ 

Uber  50 

n 

• 

# 5.80  „ 

(»7,53)  „ 

b)  Siebe nj  ähr 

ige  Beobachtungen. 

Alter  der 

Väter 

Ang. 

Lebensschw. 

Hjdroc.  Rachitis  Skroph. 

hingegen 

Darmkatarrh 

bis  25 

Jahre 

II, »7  «/. 

1,43  •/.  1 ,81  °/o 

19.31  */. 

von  25-30 

„ 

11,38  „ 

1,13  „ 0,88  „ 0,7«  °/, 

33,09  „ 

„ 80—40 

tt 

10,06  „ 

1,45  „ 0,77  „ 0,6«  „ 

30,09  „ 

„ 40—60 

ti 

13,68  „ 

1,49  „ 0,70  M 1,17  „ 

31,10  „ 

über  50 

i» 

9.K  i, 

1,53  „ (1,09)  „ 

18,44 

Man  sieht  also,  wie  gleich  den  mutteijüngsten  Kindern  auch  die 
der  unter  25-jährigen  Väter  durchaus  nicht  günstig  gestellt  erscheinen. 
Mit  Ausnahme  der  Atrophie  stehen  dieselben  bei  keiner  der  ange- 


4.  Wie  viele  Kinder  wurden  in  dieser  Ehe  geboren? 

5.  Wie  viele  von  diesen  Kindern  sind  am  Lehen  (Abwesende  inbegriffen)? 

T.  BMdUNgu«}  d“  F‘mllienh‘uPtM 

Da  nun  diese  Fragen  an  eine  Bevölkerung  von  einer  halben  Million  Seelen  gerichtet 
und  von  derselben  gleichseitig  beantwortet  wurden , sind  sehr  reichhaltige  und  weit- 
reichende Einsichten  über  die  Fruchtbarkeit  und  in  Kombination  mit  dem  elterlichen  Alter 
zu  erwarten.  Ich  hoffe  einen  Teil  dieser  Ergebnisse  der  im  Herbst  des  laufenden  Jahres 
(1891)  stattfindenden  Session  des  internationalen  statistischen  Institutes  vorlegen  zu 
können.  Im  gegenwärtigen  Momente  kann  ich  bereits  soviel  erwähnen«  dafs  in  katho- 
lischen Familien  von  je  10  000  Kindern  solche  Mütter , die  unter  20  Jahren  ge- 
heiratet batten«  im  Momente  der  Volkszählung  nur  mehr  6852  am  Leben  waren«  während 
von  Müttern,  die  zwischen  20 — 30  Jahren  geheiratet  hatten,  6117,  und  von  noch  später  ver- 
heirateten, 5600.  Zugleich  ergab  sich,  dafs  in  den  evangelischen  und  jüdischen  Familien 
die  Sterblichkeit,  der  mutterjüngsten  Kinder  keine  so  starke  war.  Inwieweit  die  früher 
verheirateten  Mütter  zugleich  die  minder  wohlhabenden  repräsentieren,  wie  weit  demnach 
die  gröfsere  Sterblichkeit,  welche  deren  Kinder  aufweisen,  als  Wirkung  der  gröfseren 
Armut  au  betrachten  wäre,  mufs  weiteren  Untersuchungen  Vorbehalten  werden. 
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führten  Todesursachen  günstiger  als  die  Kinder  der  25-30-  oder 
30 — 40-jährigen  Väter,  ja,  es  zeigt  sich  bei  einzelnen  Todesursachen, 
so  z.  B.  bei  Rachitis  und  Lungentuberkulose  sogar  eine  verdächtige 
Verschlechterungstendenz,  über  welche  sich  aber,  bei  der  geringen  Menge 
der  vorliegenden  Beobachtungen,  gegenwärtig  noch  nichts  Bestimmtes 
aussagen  läßt. 


III.  Einfluß  des  Alters  beider  Eltern. 

Die  diesbezüglichen  Untersuchungen  können  nach  zwei  Richtungen 
angestellt  werden,  einmal  um  zu  erkennen,  welchen  Einfluß  es  ge- 
nommen, falls  — wie  dies  in  der  Mehrzahl  der  Ehen  der  Fall  ist  — 
der  Vater  die  Mutter  an  Alter  Ubertriflt,  ferner  falls  beide  gleich- 
alterig  sind,  oder  falls  die  Mutter  älter  als  der  Vater  ist.  Neben 
diesen,  den  Einfluß  des  Altersunterschiedes  im  Auge  haltenden 
Untersuchungen,  sind  aber  auch  noch  solche  angezeigt,  welche  den  Ein- 
fluß der  Alterskombination  beider  Eltern  erkennen  lassen. 


a)  Einfluß  des  Altersunterschiedes. 

Da  das  Alter  der  Ehegatten  nicht  nach  einzelnen  Jahren,  sondern 
nach  Altersgruppen  aufgearbeitet  wurde,  kann  die  Aufteilung  nach 
mutterjüngeren , gleichalterigen , oder  mutterälteren  Ehen  nur  eine 
annähernde  sein  1 ). 

Die  nachfolgenden  Beobachtungen  lassen  keinen  bemerkenswerten 
Einfluß  dieser  Altersunterschiede  auf  die  intrauterinen  Todesursachen 
erkennen,  wir  erkennen  nämlich  hierfür  folgende  Ergebnisse: 


a)  Zweij  Übrige  Beobachtungen. 


hiervon  starben  an 


Insgesamt 
verstarben 
0 — 10-j.  Kinder 


Ang. 

Lebensschw. 


Lung.- 

tub. 


Atrophie  Frühgeburt  Zusammen 


mutterjüngere  Ehen  3105  301  137  149  17  604 

gleichaltrige  „ 5117  1 4 1 5 217  212  30  874 

mutterältere  „ 170  1 14  5 9 — 28 

Zusammen  839a  j 73Ö  359  37Ö  47  l$o6 


1)  Die  Gruppierung  der  aufgenommenen  Alterskombinationen  in  die  obigen  drei 
Klassen  erfolgt  in  nachstehender  Weise: 

Wir  haben  als  mutterjüngere  Eben  jene  angenommen,  wo  die  Mütter  unter 
SO  Jahren  mit  Vätern  über  20  Jahren,  Mütter  von  20 — 30  Jahren  mit  Vätern  von  über 
30  Jahren,  und  Mütter  von  30—86  Jahren  mit  Vätern  von  über  40  Jahren  verheiratet 
waren; 
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b)  Siebenjährige  Beobachtungen. 


Insgesamt 
versterben 
0 — 10-j.  Kinder 


Ang. 

Lebensachw. 


hiervon  starben  an 


Wasser- 

kopf 


Rachitis 


Skrof. 


Zusammen 


mntterjüngere  Ehen 

12  098 

>339 

183 

100 

Il8 

1740 

gleichalterige  „ 

■ 7 222 

186$ 

219 

>42 

102 

2328 

mutterältere  „ 

493 

4» 

11 

4 

4 

67 

Zusammen 

29813 

3252 

~~  4>3 

246 

224 

4>35 

Die  an  je  einer  der  angeführten  Todesursachen  Verstorbenen  be- 
tragen den  nachstehenden  Prozentsatz  der  insgesamt  verstorbenen 
Kinder: 


a)  Zweijährige  Beobachtungen. 

Lungentuberk. 

Atrophie  Frühgeburt  Ang.  Lebensschw. 

mutterjüngere  Ehen 

4>4i 

4,79  0,56 

9,70 

gleichalterige  „ 

4.2* 

4,14  0,59 

8,11 

mutterältere  ,, 

* 

(5,*»)  — 

8,24 

b)  Siebenjährige  Beobachtungen. 

Ang.  Lebensschw.  Wasserkopf 

Rachitis  Skrof. 

mutterjüngere  Eben 

11,07 

1,51 

0,82  0,98 

gleichalterige  „ 

10,83 

I.M 

0,82  0,59 

mutterältere  „ 

9.74 

2,93 

# * 

Wir  fanden  vorher,  wie  selbst  an  der  Grenze  des  mütterlichen 
Zeugungsalters  kaum  häufiger  schwache  Kinder  zur  Welt  kommen, 
als  in  den  mittleren  Altersperioden,  und  wie  selbst  in  jenen  Ehen,  wn 
die  Frau  älter  als  der  Gatte  ist,  die  Vitalität  der  Kinder  sich  kaum 
ändert.  Da  nun  unter  den  Altersverhältnissen  der  beiden  Erzeuger 
jene  der  Mutter  von  vorwiegendem  Einflüsse  sind,  dürfte  es  wohl  dem 
obigen  Umstande  zuzuschreiben  sein,  wenn  dann  bei  Betrachtung  des 
Altersunterschiedes  beider  Gatten  das  höhere  Alter  der  Frau 
kaum  irgend  einen  Einfluß  auf  die  Lebenskraft  des  Kindes  äußert. 
Nur  in  den  extremen  Fällen,  u.  zwar  dort,  wo  das  Alter  des  Vaters 
ein  bedeutend  höheres  ist,  scheint  eine  ungünstigere  Wendung  ein- 
zutreten. Untersucht  man  z.  B.  jene  Fälle,  wo  die  Mutter  20  bis 

35  Jahre,  der  Vater  aber  über  50  Jahre  alt  ist,  so  ergeben  sich  für 
diese  seltener  vorkommende  Kombination  im  Laufe  der  siebenjährigen 
Beobachtung  im  ganzen  970  verstorbene  Kinder;  hierunter  starben 

36  — 13,3  Proz.  an  angeborener  Lebensschwäcbe  gegen  10,83  Proz.  bei 
gleicbalterigen  Ehen,  4,1  Proz.  an  Wasserkopf  gegen  bloß  l1/,  bei 
gleichalterigen ; in  diesen  extremsten  Fällen  scheint  also  doch  ein 


als  gleichalterige  Ehen:  M&tter  bis  SO  Jahre  mit  Vätern  bis  SO  Jahre,  Mütter 
von  SO — 80  Jahren  mit  Vätern  von  80 — 30  Jahren,  Mütter  von  80 — 88  Jahren  mit 
Vätern  von  30—40,  und  Mütter  über  35  Jahre  mit  Vätern  von  über  40  Jahren; 

schliefsHch  als  mutterältere  Ehen:  Mütter  von  20 — 80  Jahren  mit  Vätern  unter 
20  Jahren,  Mütter  von  30 — 85  Jahren  mit  Vätern  von  20—30  Jahren,  und  Mütter  von 
Über  35  Jahren  mit  Vätern  von  20 — 30  Jahren. 
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ungünstiger  Einfluß  des  großen  väterlichen  Altersvorsprungs  — viel- 
leicht auch  des  absolut  hohen  Alters  desselben  — konstatiert  zu 
sein.  Diese  Beobachtungen  leiten  zugleich  zu  dem  letzten  Teile 
unserer  Untersuchungen  über,  woselbst  wir  den  mehr  durchschnitt- 
lichen Begriff  des  jüngeren  oder  höheren  Alters  durch  Berück- 
sichtigung der  einzelnen  Alterskombinationen  in  seine  Elemente  auf- 
lösen  wollen. 


b)  Einfluß  der  Alterskombination  beider  Eltern. 

Zerfällt  man  das  vorliegende  Material  noch  nach  den  einzelnen 
Alterskombinationen  der  Ehepaare,  so  zersplittert  sich  dasselbe  in  so 
bedeutendem  Maße,  daß  wir  die  zweijährigen  Beobachtungen  nicht  be- 
nützen können.  Wir  beschränken  uns  infolgedessen  nur  auf  jene  vier 
uterinen  Todesursachen  (nämlich  angeborene  Lebensschwäche,  Wasser- 
kopf, Rachitis,  Skrofel),  für  welche  siebenjährige  Beobachtungen  vor- 
liegen, wobei  wir  diesen  die  Beobachtungen  für  Darmkatarrh,  und 
zwar  ebenfalls  für  sieben  Jahre,  entgegenstellen.  Wir  werden  hierbei 
zuerst  von  einer  gegebenen  Altersklasse  der  Mütter  ausgehen  und  unter- 
suchen, wie  sich  die  Häufigkeit  der  einzelnen  Todesursachen  mit 
dem  aufsteigenden  Alter  der  Väter  ändere,  und  dann  dasselbe  für 
die  Väter  wiederholen,  indem  wir  beobachten,  wie  in  ein  und  der- 
selben Altersklasse  der  Väter  sich  die  Vitalität  der  Kinder  mit  dem 
aufsteigenden  Alter  der  Mütter  ändere. 

a)  Mütter.  Bezüglich  der  unterzwanzigjährigen  Frauen  liegt 
für  nur  zwei  Altersklassen  der  Väter  (20—30  und  30 — 40  Jahre)  und 
nur  für  die  eine  Todesursache  der  angeborenen  Lebensschwäche  ge- 
nügendes Material  vor.  Es  scheint,  daß  die  Vereinigung  jüngster 
Mütter  mit  älteren  Vätern  einen  ungünstigen  Einfluß  ausübt:  das 
Totale  sämtlicher  angeführten  uterinen  Todesursachen  steigt  nämlich 
bei  den  30—40-jährigen  Vätern  auf  28  Proz.  gegen  21  Proz.  der  20- 
bis  30-jährigen.  Da  bei  Darmkatarrh  fast  gar  keine  Steigerung  be- 
merkt werden  kann  (nämlich  bloß  von  25  Proz.  auf  26  Proz.),  dürfte 
vorläufig  angenommen  werden,  daß  diese  Alterskombination  speziell 
auf  die  uterinen  Todesursachen  einen  ungünstigen  Einfluß  ausübe. 

Mütter  im  Alter  von  20—30  Jahren  zeigen  in  Verbindung  mit 
um  10  Jahre  älteren  Männern  die  günstigsten  Verhältnisse,  etwas 
ungünstigere  mit  jüngeren  oder  um  20  Jahre  älteren  Männern, 
während  die  Verbindung  mit  noch  älteren  (über  50-jährigen)  Männern 
das  Auftreten  der  uterinen  Todesursachen  am  meisten  zu  begünstigen 
scheint.  Der  extrauterine  Darmkatarrh  tritt  bei  allen  Kombinationen 
ungefähr  mit  gleicher  Intensität  auf;  die  verhältnismäßig  größte  An- 
schwellung desselben  ergiebt  sich  für  die  Klasse  (20  — 30-jährigen 
Väter).  Die  diesbezüglichen  Ergebnisse  stellen  sich  nämlich  wie  folgt: 
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Mütter  im  Alter  von  20—30  Jahren. 


Alter  der 

Väter 

angeborene 

Lebens- 

Wasser- 

kopf 

1,07 

Rachitis 

Skrof. 

zusammen 

Dannkatarrh 

20— JO 

Jahre 

schwache 

13,40 

1.20 

0,67 

i is.s« 

23,3« 

JO— 40 

» 

10,48 

1,2  5 

0,77 

0,7  4 

I3.»4 

21,81 

40— JO 

*» 

1331 

2,54 

(0,89) 

1,77 

t 8,5 1 

1 19.1* 

Uber  SO 

o 

t9.ot) 

(io, 10) 

(*) 

(21,  Sl) 

(19,19) 

Bei  den  Müttern  im  Alter  von  30 — 35  Jahren  steigen  die  uterinen 
Todesursachen  in  jenen  Ehen,  wo  der  Vater  40—50  oder  über  50  Jahre 
alt  war;  die  Verehelichung  mit  um  10—15  Jahre  jüngeren  Männern 
scheint  aber  manchmal  ebenfalls  von  üblen  Folgen,  namentlich  von 
etwas  häufigerem  Auftreten  des  Wasserkopfes  begleitet  zu  sein.  Die 
auf-  und  abgehende,  also  keine  regelmäßige  Abhängigkeit  zeigende 
Kurve  des  Darmkatarrhs  spricht  dafür,  daß  in  diesen  Ehen  das  väter- 
liche Alter  auf  das  Auftreten  der  uterinen  Ursachen  von  größerem 
Einfluß  ist,  als  auf  jenes  der  extrauterinen. 


Mütter  im  Alter  von  30 — 35  Jahren. 


Alter  der  Väter 

angeborene 

Lebens- 

Wasser- 

kopf 

2,88 

Rachitis 

Skrofel 

ausammen 

Darmkatarrh 

20 — 30  Jahre 

schwäche 

7,59 

• 

* , 

| 12,30 

23.04 

30—40  „ 

9,54 

1,41 

0,51 

0,55 

12,01 

17,83 

40—50  „ 

10,85 

1,70 

0,85 

2,00 

15.40 

19.03 

über  50  „ 

15,79 

• 

• 

• 

17,54 

21,63 

Im  reiferen  Alter  von  über  35  Jahren  stehende  Frauen  hatten 
bei  Verbindung  mit  30-,  40-,  50-  und  auch  über  50-jährigen  Männern 
keine  ungünstigen  Chancen  zu  befürchten;  wohl  scheint  es  aber,  daß 
in  diesem  Alter  die  Verbindung  mit  bedeutend  jüngeren  Männern  nicht 
Tätlich  ist,  wie  dies  folgende  Ergebnisse  wahrscheinlich  machen: 


Mütter  im  Alter  von  über  35  Jahren. 


Alter  der  VJter 

angeborene 

Lebens- 

Wasser- 

kopf 

Rachitis 

Skrof. 

zusammen 

Darmkatarrh 

SO— 30  Jahre 

schwäche 

(>7,77) 

C) 



(18,89) 

(25.5s) 

JO— 40  „ 

9,79 

1,75 

0,79 

0,48 

12,81 

l8, 80 

40-50  „ 

11,32 

1,10 

0,80 

0,67 

13,89 

>9,82 

Uber  50  „ 

10,85 

• 

* 

• 

12,68 

>9,03 

b)  Väter.  Die  bisher  mitgeteilten  Beobachtungen  enthalten  zu- 
gleich Aufschluß  über  die  Art  und  Weise,  wie  das  höhere  oder  niedrigere 
Alter  des  Vaters  die  Vitalitätschancen  des  Kindes  beeinflußt.  Da  es 
sich  bei  Aufstellung  der  einschlägigen  Beobachtungen  bloß  um  die  in 
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veränderter  Reihenfolge  zu  vollführende  Aufzählung  der  oben  ange- 
gebenen Verhältniszahlen  handelt,  begnügen  wir  uns  damit,  die  Er- 
gebnisse, wie  folgt,  zusammenzustellen : 


a)  Väter  von  20—  30  Jahren. 


angeborene 

Wasser- 

Alter der  Mütter 

Lebens- 

kopf 

Rachitis 

Skrof. 

zusammen 

Darmkatarrh 

schwäche 

— 20  Jahre 

17.42 

• 

• | 

21,71 

25,47 

20—30 

»» 

12,40 

1,07 

1,20 

0,67 

15,86 

23,36 

30—35 

„ 

7.59 

2,88 

e 

* 

12,30 

(18,89) 

23.04 

über  35 

(17.”) 

— 

• 

• 

(25,56) 

b)  Väter  von 

30 — 40  Jahren. 

—20 

Jahre 

20,19 

* 

• 

* I 

27,88 

25,96 

20—30 

„ 

10,48 

1,25 

0,7  7 

0,74  1 

«3.24 

21,31 

30—35 

»• 

9.&4 

1.42 

0,51 

0,55  i 

12,02 

17.93 

Ober  35 

»» 

9-79 

1,75 

0,79 

0,4  8 ] 

12,81 

18,80 

c)  Väter  von  40 — 50  Jahren. 

20 — 30  Jahre 

13,81 

2,54 

0,89 

1,77 

2,00 

1 18,  #1 

19,14 

30—40 

u 

10,85 

1,70 

0,85 

15,40 

19.08 

über  35 

ii 

11,82 

1,10 

0,80 

0,67 

•3,8» 

10,89 

d)  Väter  von 

über  50  Jahren. 

20 — 30  Jahre 

(9.09) 

(lo.iol 

• 

— 

(*>.*>) 

19.19 

30—35 

i» 

15.79 

(*) 

* 

• 

17.54 

21.68 

Uber  85 

t» 

10,85 

0 

« 

* 

12,68 

19,03 

Als  besonders  auffallend  ergiebt  sich  die  Verschlechterung  der 
Chancen  für  jene  Ehen,  wo  Männer  von  20—30  Jahren  Frauen  des 
jüngsten  Alters  (unter  20,  Jahren)  heirateten,  eine  noch  bedeu- 
tendere Verschlechterung,  wo  solche  Frauen  Männer  von  30  bis 
40  Jahren  heirateten,  während  die  weitere  Verfolgung  dieses  mütter- 
lichen Alters  mit  noch  älteren  Vätern,  infolge  des  zu  geringfügigen 
Materials,  nicht  mehr  möglich  war. 


Rekapitulieren  wir  die  Ergebnisse  dieser  Untersuchung,  so  läßt 
sich  mit  ziemlicher  Bestimmtheit  die  Behauptung  aufstellen,  daß  — 
zum  mindesten  hierzulande  und  im  Kreise  der  christlichen  Be- 
völkerung — unter  den  Kindern  unter  20 -jähriger  Mütter  auffällig 
viele  Schwächlinge  sind.  Gilt  dies  schon  für  das  ziemlich  warme 
Klima  von  Budapest,  wo  die  Pubertät  des  weiblichen  Ge- 
schlechtes schon  im  13.  nnd  14.  Jahre  einzutreten  pflegt,  um 
wie  viel  mehr  für  die  später  reifende  Bevölkerung  des  nördlichen 
Europas.  Der  Wink,  den  uns  die  Demologie  in  dieser  Beziehung 
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giebt,  ist  — vorausgesetzt,  daß  derselbe  auch  durch  noch  fortzu- 
setzende  und  anderweitige  reichere  Beobachtungen  bestätigt  werden 
sollte  ■)  — ein  sehr  wichtiger  und  um  so  weniger  zu  unterschätzender, 
als  sich  derselbe  in  ziemlich  lebhaftem  Widerspruche  mit  der  all- 
gemeinen Sitte  befindet.  Das  Ideal  jeder  Mutter  dürfte  — wenigstens 
bei  uns  zulande  — wohl  sein,  ihre  Tochter  im  Alter  von  18—19  Jahren 
zu  verheiraten,  Mädchen  im  Alter  von  20  Jahren  werden  bei  uns 
von  der  großen  Mehrheit  wohl  nicht  als  noch  an  der  Schwelle 
des  ehefähigen  Alters  stehend  betrachtet  Jedes  Jahr  schreiten  in 
Budapest  etwa  40  Paare  zur  Ehe,  wo  die  Braut  noch  nicht  einmal 
j 7 -jährig  ist,  50,  wo  sie  unter  18-jährig,  120,  wo  sie  unter  19-jährig 
ist.  Die  Anzahl  der  im  Alter  bis  zu  20  Jahren  heiratenden 
Bräute  beträgt  über  18  Proz.  der  protogamen  Eheschließungen,  ja  bei 
den  Katholiken  sogar  18  Proz.,  hingegen  bei  den  Lutheranern  und 
Calvinern  12  Proz.,  bei  den  Israeliten  bloß  10  Proz.  Auch  in  England 
beträgt  die  Anzahl  der  unter  20-jährigen  protogamen  Bräute  12  Proz. 
der  Gesamtheit  und  deren  Menge  nicht  weniger  als  jährlich  23000! 

Bezüglich  des  Einflusses  der  Alterskombination  beider  Gatten 
liefern  unsere  Beobachtungen  ungefähr  die  Bestätigung  der  in  Praxis 
ohnehin  geübten  Regel,  daß  alte  Männer  keine  jungen  Frauen  ehelichen 
sollten.  Da  aber  zur  Begründung  dieser  Sitte  bisher  statistische  Be- 
weise mangelten,  dürfte  es  nicht  ganz  überflüssig  gewesen  sein,  die- 
selben beizubringen.  Man  könnte  solcherart  in  die  Lage  kommen,  nicht 
bloß  vom  Instinkte,  sondern  von  einer  wissenschaftlichen  Begründung 
geleitet,  auszusprechen,  daß  Frauen  im  Alter  unter  30  Jahren,  ja 
auch  noch  zwischen  30  und  35  Jahren  es  sich  überlegen  sollten, 
mit  Männern  von  über  50  Jahren  zur  Ehe  zu  schreiten.  Aus  unseren 
Beobachtungen  ergaben  sich  aber  noch  zwei  weitere  Thatsachen, 
die,  falls  sie  auch  anderweitig  Bestätigung  fänden,  um  so  eher  Be- 
achtung verdienten,  als  man  auf  bloß  instinktivem  Wege  kaum  zur 
zur  Erkenntnis  dessen  gelangen  dürfte , wie  Frauen  im  reiferen 
Alter  von  über  35  Jahren  bei  Wahl  eines  Gatten  von  über 
50  Jahren  keine  ungünstigen  Chancen  zu  befürchten  haben,  wie 
hingegen  diese  Frauen,  ja  selbst  jene  zwischen  30  und  35  Jahren,  ihre 
Kinder  häufiger  der  angeborenen  Lebensschwäche  und  dem  Wasser- 
kopf exponieren  dürften,  wenn  sie  sehr  junge  Männer  zu  ihren  Gatten 
wählen. 

Die  Winke,  welche  sich  aus  unseren  Beobachtungen  für  die 


1)  Nach  der  durch  Rubin-Westergaard  im  Jahre  1890  veröffentlichten  Arbeit  aber 
die  Statistik  der  Ehen  in  Kopenhagen  ergiebt  sich  für  diese  Stadt  ein  ähnliches  Resultat. 
Es  wird  diesbezüglich  zwar  bemerkt,  dafs  der  Einflafs  des  Altera  ein  geringer  gewesen 
lei;  dies  ist  aber  auch  darauf  sarücksufUhren , dafs  die  genannten  Autoren  blofs  das 
Alter  des  Vaters  in  Betracht  zogen,  ein  Faktor,  der  auch  in  Budapest  keinen  besonderen 
Einflufs  rerrtt.  Um  so  deutlicher  konnten  wir  aber  den  Einflafs  des  mütterlichen  Altera 
erkennen.  Ueberdiea  iat  noch  za  bemerken , dafs  in  dieser  ausgezeichneten  Arbeit  der 
genannten  dänischen  Statistiker  die  Sterblichkeit  im  ganzen  gemessen  wurde , während 
Ich  in  der  vorliegenden  Arbeit  dieselbe  in  eine  aterine  und  in  eine  extrauterine  Gruppe 
spaltete,  und  bei  Untersuchung  des  Einflusses  des  elterlichen  Alters  blofs  die  erste  Gruppe 
in  Betracht  zog. 
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MäDner  ergeben,  sind  in  dem  Vorgebrachten  schon  mit  enthalten. 
Diese  sollten  im  allgemeinen  Mädchen  unter  19  Jahren  nicht  zur  Ehe 
wählen ; ferner  scheint  es  im  Alter  von  20—30  Jahren  nicht  empfehlens- 
wert, Frauen  im  Alter  von  Aber  35  Jahren  zu  wählen;  desgleichen 
sollten  der  Grenze  des  Zeugungsalters  sich  nähernde  Männer  von 
über  50  Jahren  keine  jüngeren  als  35-  eventuell  30-jährige  Frauen 
zu  Gattinnen  wählen. 

Schließlich  kann  nicht  oft  genug  wiederholt  werden,  daß  die  obigen 
Ergebnisse  noch  durchaus  keinen  Anspruch  auf  allgemeine  Giltigkeit 
erheben,  und  daß  es  noch  zahlreicherer  und  an  den  verschiedensten  Orten 
zu  wiederholender  solcher  Untersuchungen  bedürfte,  bis  sich  über  so 
wichtige  Fragen  ein  entscheidendes  statistisches  Urteil  wagen  läßt. 
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VII. 

Earl  Marx.  Das  Elend  der  Philosophie. 

Antwort  auf  Proudhon 's  Philosophie  des  Elends“. 

Deutsch  von  E.  Bernstein  and  E.  K s u t s k y. 

Mit  Vorwort  und  Noten  von  Friedrich  Engels. 

Zweite  Auflage.  Stuttgart.  J.  H.  W.  Dietz.  1892. 

Besprochen  von  Dr.  Arthur  Khlberger. 

Interessanter  als  dieses  Buoh  selbst  ist  seine  Geschichte.  Es  erschien 
bekanntlich  im  Jahre  1847  französisch,  als  Antwort  auf  die  „Contra- 
dictions  dconomiques  ou  Philosophie  de  la  mis&re“  Proudhon’s  und  blieb 
zunächst  und  flir  lange  Zeit  so  gut  wie  unbeaohtet.  Insbesondere  hat 
es  dem  tiefgehenden  Interesse,  welches  sich  damals  und  bis  in  den  An- 
fang der  50er  Jahre  hinein  auch  in  Deutschland  flir  Proudhon  kund- 
gab, nicht  im  geringsten  Abbruch  gethan.  Der  ersten  etwas  flüchtigen 
deutschen  Ueberaetzung  der  „Contradiotions“  von  Karl  Grün  im  Jahre 
1847  folgte  noch  in  demselben  Jahre  die  treffliche  Debersetzung  von 
Wilhelm  Jordan.  An  sie  sohlofs  sich  dann  eine  ganze  Reihe  von 
Uebersetzungen  anderer  Werke  Proudhon’s,  so  der  „Iddes  rdvolutionnaires“, 
der  „Confessions",  der  „Revolution  sociale“,  der  „Banque  du  Peuple“  u.  a.  m. 
an,  leider  nicht  immer  von  berufenen  Federn.  Was  Proudhon  selbst 
von  dem  Marx’schen  Pamphlete  hielt,  zeigt  ein  Brief  vom  19.  Sept.  1847 
an  seinen  Verleger  Guillemain:  „J'ai  requ“,  heifst  es  hier,  „le  libelle  d'un 
docteur  Marx:  „La  Misere  de  la  Philosophie“  en  reponse  ä la  „Philo- 
sophie de  la  Misere“.  — (Test  un  tissu  de  grossieretds,  de  calomnies,  de 
falsifications,  de  plagiats.“  Damit  war  Marx  für  Proudhon  abgethan  und 
wird  weder  in  den  Werken  des  letzteren  noch  in  seiner  Korrespondenz 
je  wieder  erwähnt.  Da  Proudhon  der  deutschen  Spraohe  nioht  mächtig 
war,  so  ist  anzunehmen,  dafs  er  von  den  späteren  Marx’schen  Schriften 
überhaupt  keine  Kenntnis  mehr  erhielt. 

Um  so  auffallender  und  merkwürdiger  ist  das  Verhalten  von  Marx 
gegenüber  Proudhon.  Die  Bewunderung  für  den  letzteren,  welcher  Marx 
in  seiner  „heiligen  Familie“  so  unverhohlen  Ausdruck  giebt,  war  mit 
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dem  Erscheinen  der  „Contradiotions“  plötzlioh  ins  Gegenteil  umgesehlagen. 
Was  war  geschehen?  Für  jeden  Kenner  der  Proudhon’schen  Schriften 
ist  es  unzweifelhaft,  dafs  die  Grandgedanken  der  „Contradictions“  teils 
vollständig,  teils  andeutungsweise  bereits  in  dessen  erster  Schrift  „Q.U* 
est-  ce  que  la  Propridtd“  enthalten  sind,  welche  von  Marx  als  eine  Geistes- 
that ersten  Hanges  gepriesen  wurde.  Ganze  Kapitel  der  „Contradiotions“ 
sind  nichts  anderes  als  breitere  and  tiefere  Ausführungen  der  im  „Eigen- 
tum" enthaltenen  Thesen:  Ich  erinnere  nur  an  den  „Kommunismus“,  an 
die  „Konstituierung  des  Wertes“,  an  die  Gegenüberstellung  der  „wirt- 
schaftlichen und  gouvernementaleu  Idee“  u.  s.  w.  Ganz  besonders  sind 
auoh  die  programmatischen  Schlüsse,  zu  denen  Proudhon  in  jener  ersten 
Schritt  gelangt,  mit  den  Sohlufsfolgerungen  der  „Contradiotions“  so  gut 
wie  identisch.  Und  dennoch  sollte  eben  jene  Schrift  von  einem  Denker 
ersten  Ranges,  die  „Contradiotions“  aber  von  einem  elenden  Stümper  ge- 
schrieben sein?  Herr  Bernstein,  einer  der  aufrichtigsten  Verehrer  von 
Marx,  hat  uns  das  Rätsel  dieses  seltsamen  Verhängnisses  gelöst.  Marx 
habe  damals,  erzählt  er  in  der  „Neuen  Zeit“,  als  er  die  „heilige  Familie“ 
sohrieb,  seine  „ökonomische  Mauserung“  noch  nicht  durchgemacht 
gehabt.  Andernfalls  würde  er,  ist  hier  zu  ergänzen,  sich  wohl  gehütet 
haben,  Proudhon  für  sein  Erstlingswerk  so  hohes  Lob  zu  spenden.  Jeden- 
falls hat  Marx  für  diese  seine  Jugendsünde  reichlich  gebüfst,  denn  von 
dem  Erscheinen  des  hier  besprochenen  Pamphletes  an,  benutzt  er  jede 
Gelegenheit  bis  zu  seinem  Tode,  um  den  französischen  Denker  zu  ver- 
unglimpfen und  ist,  wie  ich  zeigen  werde,  in  der  Wahl  seiner  Mittel  gar 
nioht  verlegen. 

Die  fast  verschollene  Schrift  von  Marx  wurde  dann  i.  J.  1884  zum 
erstenmal  von  E.  Bernstein  nnd  K.  Kantsky  ins  Deutsche  übersetzt  und 
erschien  vor  kurzem  in  zweiter  unveränderter  Auflage.  Sie  ist  allmählich 
zum  Hang  eines  Agitationscodex , zu  einer  Art  sozialdemokratischen 
Katechismus  herangewachsen,  wozu  sie  sich  aus  mannigfachen  Gründen 
vorzüglich  eignet.  Fürs  erste  ist  das  Froudhon’sche  Werk,  gegen  welches 
sie  gerichtet  ist,  seiner  ganzen  Anlage  und  Fassung  Dach  dem  deutschen 
Arbeiterstande  so  gut  wie  unzugänglich,  eine  Gegenüberstellung  beider 
Schriften  also  nioht  zu  fürchten.  Fürs  zweite  war  Proudhon  bis  in  die 
jüngste  Zeit  auch  in  der  deutschen  Sozialwisienschaft  völlig  unbekannt. 
Es  lag  somit  keine  Veranlassung  vor,  die  Marx’sche  Leistung  zu  revi- 
dieren. Drittens  endlioh  tritt  in  dem  Pamphlet  der  spezifische  Tiok 
marxistischer  Gelehrsamkeit  formell  und  materiell  so  paokend  zu  Tage, 
dafs  es  eines  tiefgehenden  Einflusses  auf  jeden  nicht  kritischen  Leser 
zum  Voraus  sicher  ist.  Objektiv  liegt  die  Bedeutung  der  Schrift  darin, 
dafs  sie  in  das  Werden  und  Wachsen  der  Marx’schen  Philosophie  einen 
aufserordentlioh  klaren  Einbliok  gewährt.  Bei  der  enormen  thatsächlichen 
Bedeutung,  die  der  Marxismus  heutzutage  gewonnen  hat,  ist  dies  ein 
Punkt,  der  nicht  unterschätzt  werden  darf.  Für  die  Geschiohte  des 
deutschen  Sozialismus  ist  sie  deshalb  von  wirklichem  Wert,  so  kläglioh 
auch  ihre  ideellen  Resultate  erscheinen,  sobald  sich  eine  ernsthafte  Kritik 
derselben  bemächtigt. 

Wenn  man  zunächst  eine  überwuchernde  Rabulistik,  die  sich  darin 
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gefällt,  an  hundert  Kleinigkeiten  herumzunörgeln,  bei  Seite  schiebt,  so 
lassen  sich  aus  dem  Marx'schen  Pamphlete  eine  Reihe  von  Gesichts- 
punkten heraussohälen,  die  eine  kritische  Würdigung  verdienen.  Auch 
von  diesen  hebe  ich  natürlich  nur  die  wichtigsten  hervor. 

Die  „Contradictions“  beginnen  mit  der  Lehre  vom  „Werte“.  In 
ihr  kommt  Proudhon  zu  dem  Schlüsse,  dafs  das  Ziel  der  wirtschaftlichen 
Entwickelung  „d  i e K o n ati  tu  i e rn  n g des  Wertes“  ist,  eine  Idee,  die 
von  Adam  Smith  intuitiv  geahnt,  von  J.  B.  8ay  aber  nur  in  ihrer  Gegen- 
sätzlichkeit formuliert  worden  sei.  „Es  ist  unglaublich",  sagt  er,  „dafs 
so  viele  verständige  Menschen  sich  seit  vierzig  Jahren  gegen  eine  so 
einfache  Idee  abquülen.  Aber  nein,  die  Vergleichung  der  Werte  wird 
vollzogen,  ohne  dafs  es  zwisohen  ihnen  irgend  einen  Ver- 
gleichspunkt gäbe  und  ohne  MafseinheiL  — Dos  haben  die 
Oekonomen  des  neunzehnten  Jahrhunderts,  anstatt  die  revolutionäre  Theorie 
der  Gleichheit  zu  erfassen,  gegen  alle  und  jeden  zu  behaupten  sich  ent- 
schlossen. Was  wird  die  Nachwelt  dazu  sagen  ?"  Hier  setzt  die  Marx’- 
eche  Kritik  mit  grofser  Schärfe  und  nooh  gröfserer  Rücksichtslosigkeit  ein 
und  beweist  zunächst  in  dankenswerter  Weise,  dafs  schon  lange  vor 
Proudhon  bereits  englische  Sozialisten  aus  der  klassischen  Wert- 
theorie von  Smith  und  Ricardo  egalitäre  Konsequenzen  gezogen 
haben.  Am  klarsten  formuliert  Marx  seinen  Standpunkt  in  folgenden 
W orten : 

„In  der  heutigen  Gesellschaft,  in  der  auf  den  individuellen  Austausch 
basierten  Industrie,  ist  die  Produktionsanarchie,  die  Quelle  so  vieles  Elends, 
gleichzeitig  die  Ursache  alles  Fortschritts.“ 

„Demnach  von  zwei  Dingen  eins:  Entweder,  man  will  die  richtigen 
Proportionen  früherer  Jahrhunderte  mit  den  Produktionsmitteln  unserer 
Zeit,  und  dann  ist  man  Reaktionär  und  Utopist  in  einem.“ 

„Oder  man  will  den  Fortschritt  ohne  Anarchie  und  dann  verzichte 
man,  um  die  Produktivkräfte  beizubehalten,  auf  den  individuellen  Aus- 
tausch.“ 

„Der  individuelle  Austausch  verträgt  sich  nur  mit  der  kleinen  In- 
dustrie früherer  Jahrhunderte  und  der  ihr  eigentümlichen  „richtigen  Pro- 
portion“ oder  aber  mit  der  Grofsindustrie  und  ihrem  ganzen  Gefolge  von 
Elend  und  Anarchie.“ 

„Es  ergiebt  sioh  also  sohliefslich : Die  Bestimmung  des  Wertes  durch 
die  Arbeitszeit,  d.  h.  die  Formel,  welche  Herr  Proudhon  uns  als  die- 
jenige hinstellt,  welche  die  Zukunft  regenerieren  soll,  ist  nur  der  wissen- 
schaftliche Ausdruok  der  ökonomischen  Verhältnisse  der  gegenwärtigen 
Gesellschaft,  wie  Ricardo  lange  vor  Herrn  Proudhon  klar  und  deutlich 
bewiesen  hat.“ 

Aus  diesem  Gedankengang  heraus  zeichnet  nun  Marx  die  Grund- 
striche jener  löeherliohen  Karrikatur  vom  „Kleinbürger"  Proudhon,  die 
seidem,  wie  die  meisten  Marx'schen  „Wahrheiten“  ein  stehendes  Dogma 
der  Sozialdemokratie  geworden  ist.  Damit  trifft  den  grofsen  Kritiker 
gleich  zu  Anfang  ein  entsetzliches  Mifsgeschiok.  Da  er  dank  seiner 
kommunistischen  Illusionen  sich  die  Gesellschaft  als  eine  grofse  Kantine 
und  den  Staat  als  Profofs  vorstellt,  der  jedem  Bürger  seinen  gemessenen 
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Teil  an  der  Konsumtion  zuweist,  so  ist  er  gänzlioh  unfähig,  die  Yer- 
niohtung  des  individuellen  Austausches  oder  die  Sozialisierung  der  Waren- 
zirkulation sioh  anders  vorzustellen,  als  in  der  kommunistisch-gouverne- 
men  taten  Form.  Er  bringt  es  auf  diese  Weise  glücklich  fertig,  den- 
jenigen Sozialisten,  der  znm  erstenmal  die  Verniohtung 
des  individuellen  Austausohes,  die  Abschaffung  des 
anarchischen  Handels  nnd  die  Sozialisierung  der  Waren- 
zirkulation als  Notwendigkeit  aufgestelltundmitgrofser 
Schärfe  theoretisch  begründet  hat,  nämlich  Frondhon, 
als  einen  Torkämpfer  des  individuellen  Austausches 
und  der  kapitalistischen  Warenzirkulation  h i nz u s t el  1 e n. 
In  den  „Contradictions“  tritt  der  Standpunkt  Proudhons  nur  erst  andeu- 
tungsweise hervor,  um  so  gründlicher  aber  in  einer  ganzen  Beihe  späterer 
Schriften,  von  denen  ich  nur  die  wichtigsten  hervorhebe.  So  zielt  zu- 
nächst sein  Volksbankprojekt  auf  nichts  anderes  hin  als  auf  die  Abschaffung 
des  individuellen  Austausches.  Was  Marz  nicht  versteht,  haben  die 
Delegierten  der  Arbeiterkorporationen  des  Luxembourg  vortrefflich  ver- 
standen. „Le  syndioat  de  la  oonsommation“,  sagen  sie  in  ihrem  Bericht 
über  die  „Volksbank",  „n’est  pas  marchand , mais  un  entrepositaire; 
ceptendant  il  sera  obligE,  ä son  de  bat,  de  se  faire  marchand  en  faisant 
des  achats  et  ventes  en  gros  de  marchandises  qui  seront  dEbitEes  en 
dEtail  par  des  Etablissements  sur  lesquels  il  se  rEserve  un  contröle 
scrupuleux  et  inoessant.“  Weiterhin  beschäftigt  sich  eine  ganze  Keihe 
von  Artikeln  im  „Peuple“  und  in  der„Voix  du  People“  mit  dieser  Frage. 
In  zusammenfassender  Weise  behandelt  sie  dann  Proudhon  in  den  „Con- 
fessions“  und  der  „IdEe  gEnErale  de  la  rEvolution  au  XIX  siEole.“ 
Endlich  giebt  er  in  seinem  „Projet  d'  une  exposition  perpEtuelle“  ein 
ganz  detailiertes  Projekt  der  Organisierung  und  Centralisierung  des  Han- 
dels ‘). 

Wie  blind  Marx  und  Engels  allem  diesem  gegenüberstehen,  erhellt 
unter  anderem  sub  einer  klassischen  Anmerkung,  mit  weloher  der  erste 
kritische  Abschnitt  geschlossen  wird  (s.  8.  50).  „Wie  jede  andere  Theorie“, 
heifst  es  hier,  „hat  auch  die  des  Herrn  Bray  ihre  Anhänger  gefunden, 
die  sich  durch  den  Sohein  haben  täuschen  lassen.  Man  hat  in  London, 
in  Sheffields,  in  Leeds,  in  vielen  anderen  Städten  Englands  equitable- 
labour-exchange-bazars  gegründet,  die  nach  Absorbierung  beträchtlicher 
Kapitalien  sämtlich  skandalösen  Bankerott  gemacht  haben.  Man  hat  den 
Geschmack  daran  für  immer  verloren.  Warnung  für  Herrn  Proudhon.“ 
Ich  kenne  die  Geschichte  dieser  bazars  zwar  nioht.  Aber  wenn  sie  anoh 
noch  tausendmal  schmählicheren  Bankerott  gemacht  hätten,  als  es  that- 
sächlioh  der  Fall  war,  so  würde  das  keinen  Deut  an  der  Thatsaehe 
ändern,  dafs  die  Idee,  welche  dieselben  ins  Leben  rief, 
lebendig  geblieben  ist  und  sich  sohon  heute  aufs  macht- 
vollste verwirklicht  Die  englischen  Konsumvereine  in  ihrer 
grandiosen  Entwiokelung,  von  der  man  bei  uus  in  Deutschland  nooh 


1)  Von  mir  iu  meinen  „Stadien  Uber  Proudhon“  (Stuttgart  1891)  vollständig  mit- 
geteilt. 
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keine  Ahnung  hat  — sind  sie  etwas  anderes,  als  die  auf  höherer  Stufe 
und  breiterer  Grundlage  angelegten  eqnitable-labour-exchange-bazars,  eine 
Etappe  auf  dem  Wege  zur  Abschaffung  des  „individuellen  Austausches“? 
Freilich,  das  sind  Nichtigkeiten  gegenüber  der  Marx’schen  „Diktatur  des 
Proletariats“,  die  uns  von  heute  auf  morgen  das  im  Glanze  der  Voll- 
kommenheit bescheert,  was  die  störrischen  Briten  in  fünfzig  Jahren  nur 
erst  notdürftig  fertig  gebracht  haben  ! 

Der  zweite  Teil  des  Pamphletes  handelt  von  der  „Metaphysik  der 
politischen  Oekonomie“.  Hier  ist  Marx  in  seinem  Element.  Kaum  dem 
Flügelkleide  der  Hegel’schen  Philosophie  entwachsen,  ganz  berauscht  von 
der  neuen  Wahrheit  seines  „ökonomischen  Materialismus“,  ist  es  ihm  ein 
wahrer  Hochgenufs,  den  armen  Franzosen  abzuschlachten,  der  die  Be- 
griffspielerei des  Hegeltums  für  baare  Münze  genommen  hat  und  nun  die 
ökonomischen  Zusammenhänge  und  Gegensätze  an  der  Hand  von  Hegel- 
scheu Formelu  erklären  will.  Für  den  Kenner  ergiebt  sich  hieraus 
dreierlei:  Erstens  ist  der  Versuch,  aus  Froudhon  einen  ideologischen 
Hegelianer  zu  machen , so  lächerlioh  als  möglioh,  weil  Proudhon  that- 
sächlich  und  schon  längst  das  Hegeltum  gänzlioh  Uberwnnden,  demselben 
überhaupt,  was  seinen  reellen  Inhalt  betrifft,  niemals  sehr  nahegestanden 
hatte.  Fürs  zweite  beweist  Marx  an  hundert  Stellen  seiner  Ausführungen, 
dafs  ihm  der  Grundgedanke  des  Proudhon'scheo  Werkes  völlig  entgangen 
ist.  Seine  gauze  Polemik  ist  daher  nichts  anderes  als  ein  Wirbelwind 
von  Milsverständnissen  und  Gehässigkeiten.  Drittens  aber  — und  das 
ist  der  amüsanteste  Teil  der  Marx’schen  Leistung  — ist  es  unzweifelhaft, 
dafs  jener  „ökonomische  Materialismus",  auf  den  sioh 
Marx  und  seine  Jünger  so  unendlich  viel  zu  Gute  thun, 
in  den  „C  o n tra  di  c t i o n a“  Proudhon’s  bereits  enthalten, 
aber  duroh  die  abstrakte  Fassung  und  die  unhistorische 
Methode  deB  Werkes  verdeokt  ist.  Schon  in  seinem  zweiten 
Mdmoire  Uber  das  „Eigentum“  hat  Proudhon  diesen  ökonomischen  Mate- 
rialismus an  der  Hand  der  Geschichto,  frei  von  allen  marxistischen  Ein- 
seitigkeiten, ebenso  schön  als  tief  entwickelt.  „De  tout  temps",  sagt  er, 
„la  Constitution  politique  a etd  le  reflect  de  l’organisme  economique  et 
la  destinee  des  dtats  reglöe  en  raison  des  qualitda  et  des  defauts  de  cet 
organisme.“  Für  ihn  ist  dieser  „Materialismus“  eine  selbstverständliche 
Grundlage  und  Voraussetzung,  über  die  man  nioht  sonderlich  viel  Worte 
zu  machen  braucht;  für  Marx  ist  et  ein  Dogma,  dem  sofort  mit  dem 
„Klassenkampf  des  industriellen  Proletariats“  eine  für  die  Kämpfe  der 
Gegenwart  berechnete  theoretische  Zwangsjacke  angezogen  wird,  von  der 
sich  Marx  bekanntlich  nie  wieder  frei  gemacht  hat.  Sein  „ökonomischer 
Materialismus"  wandelt  sich  hierdurch  unversehens  in  einen  Kultus 
des  Proletariats  um,  indes  das  Adlerauge  Proudhon’s  in  jedem  Augen- 
blick die  Gesamtheit  der  gesellschaftlichen  Zusammenhänge  übersieht. 
Die  Marx’tche  Geschichtsauffassung  bleibt  rein  schematisch  und  doktrinär 
und  ist  in  ihren  Sohlufafolgerungen  entaetzliob  öde.  Ihr  letztes  Wort  ist 
die  „Diktatur  des  Proletariats"  oder,  was  dasselbe  ist,  der  Sprung  ins 
Dunkle,  ins  Ungewisse. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  diese  Sätze  im  einzelnen  zu  beweisen. 
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Gleichwohl  »eien  einige  Bemerkungen  gestattet.  „8i  l’activite  individuelle“, 
sagt  Proudhon  in  den  „Contradiotions“,  „suocombe  »ous  l’autorite  sociale, 
l’organisation  degenere  au  communisme  et  aboutit  au  neant.  8i  au  con- 
traire  l’initiative  individuelle  manque  de  conlre-poids,  l’organisme  collectif 
se  corrompt , et  la  oivilisation  se  traine  sous  un  rdgime  de  castes , d’ini- 
quitc  et  de  misire“.  Dieses  G e ge  n ge  w i oh  t sucht  Marx,  seinem  Dogma 
entsprechend,  in  einer  proletarischen  Regierung,  Proudhon,  der 
gröfsere  und  freiere  Denker,  in  der  Realisierung  einer  umfassen- 
den Solidarität  auf  dem  Boden  der  wirtschaftlichen  Freiheit,  unter 
schrittweiser  Reduzierung  und  Vereinfachung  jeder  Regierung  überhaupt 
Der  Grundgedanke  der  „Contradictions“  ist,  dafs  jede  ökonomische 
Kategorie  ein  zwiefaoh  d.  h.  e n t ge  ge  n ge  setz  t w i rk  e n d es 
Element  des  sozialen  Systems  ist  Proudhon  führt  dies  der 
Reihe  nach  an  der  Arbeitsteilung,  Konkurrenz,  dem  Kredit,  Eigentum 
u.  s.  w.  durch.  Er  beweist,  wie  jede  dieser  sozialen  Ideen  und  folglich 
die  Institutionen , welche  von  ihnen  erzeugt  werden  , eine  positive  und 
eine  negative  Seite  haben  ; wie  sie  folglich  zu  einer  doppelten  Reihe  von 
diametral  entgegengesetzten  Resultaten  führen  und  schliefst  immer  mit 
der  Notwendigkeit  einer  Harmonie,  Versöhnung  oder  Synthese.  Die  Sozial- 
wissenschaft wird,  wenn  sie  endlich  einmal  Zeit  findet,  die  so  notwendige 
Untersuchung  ihrer  Grundbegriffe  vorzunehmen,  nicht  umhin  können,  auf 
die  „Contradictions“  Proudhon’»  zurüokzugreifen.  Die  gröfste  Frage  des 
Jahrhunderts  ist  niemals  tiefer  formuliert  worden  , als  in  diesem  Werke. 

Auoh  die  Beilagen  zur  Marx’schen  Schrift , welche  die  deutschen 
Herausgeber  für  nötig  befunden  haben , sind  der  Erwähnung  wert.  Im 
Vorwort  spricht  sich  Engels  über  Rodbertus  aus.  Da  letzterer  sich  mit 
Proudhon  in  gewissen  Punkten  hinsichtlich  der  egalitären  Konsequenzen 
der  klassischen  Werttheorie  begegnet,  so  veranlafst  dies  Engels,  ein  Bild 
von  Rodbertus  zu  entwerfen , welches  als  eine  Art  Pendant  zum  Proud- 
hon’sohen  Portrait  gelten  soll.  Schon  diese  Zusammenstellung  beider 
Männer  beweifst  die  totale  Verkennung  Proudhon’s.  Denn  sowohl , was 
die  philosophischen  Grundanschauungen  als  die  praktische  Stellungnahme 
zu  den  sozialpolitischen  Problemen  ihrer  Zeit  betrifft,  lafst  sich  nicht 
leicht  ein  gröfserer  Unterschied  zwischen  zwei  Forschern  denken,  als  der 
zwischen  Rodbertus  und  Proudhon. 

Die  Brüssler  Rede  von  Marx  „über  die  Frage  des  Freihandels,“  aus 
dem  Jahre  1849,  mit  welcher  die  Schrift  schliefst,  erhebt  sich  in  nichts 
über  das  landläufige  sozialdemokratische  Niveau.  Interessant  ist  eigentlich 
nur  die  Pointe  derselben,  weil  hier  der  Widersinn  einer  bekannten  marxi- 
stischen Formel  sich  mit  Händen  greifen  läfst.  „Im  Allgemeinen,“  schliefst 
Marx  seine  Rede,  „ist  heutzutage  das  Schutzzollsystem  konservativ,  während 
das  Freihandelssystem  zerstörend  wirkt.  Es  zersetzt  die  früheren  Natio- 
nalitäten und  treibt  den  Gegensatz  zwischen  Proletariat  und  Bourgeoisie 
auf  die  Spitze.  Mit  einem  Wort,  das  System  der  Handelsfreiheit 
beschleunigt  die  soziale  Revolution.  Und  nur  in  diesem 
revolutionären  Sinne,  meine  Herren,  stimme  ich  für  den  Freihandel." 
Ein  Blick  auf  die  Geschichte  Englands  in  den  letzten  50  Jahren  genügt, 
um  einznsehen , dafs  in  diesem  „klassischen  Lande“  genau  das  Gegenteil 
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von  dem  eingetreten  ist,  was  Marz  prophezeite.  Das  System  der 
Handelsfreiheit,  in  Verbindung  mit  der  politischen  Freiheit  über- 
haupt, hat  England  vor  der  sozialen  Revolution  gerettet. 
Unter  dem  Sonnenscheine  der  Freiheit  ist  die  Kluft  zwischen  Proletariat 
und  Bourgeoisie  kleiner  geworden.  In  keinem  Lande  Europas  ist  die 
soziale  Reform  gesicherter  als  hier. 

Das  Juwel  unter  den  Beigaben  ist  aber  unzweifelhaft  jener  Artikel, 
den  Marx  unmittelbar  nach  Proudhon’s  Tode  im  Januar  1865  im  „Sozial- 
demokrat“ veröffentlichte  und  der  alles,  was  an  Mißverständnis  und 
Thorheit  über  den  französischen  Denker  zusammengetragen  werden  kann, 
wie  in  einem  Breunspiegel  zusammenfafst.  Von  der  totalen  Verketzerung 
und  Verkennung  der  Grundgedanken  Proudhon’s,  von  dem  übel  ange- 
brachten Hohn,  mit  dem  Marz  dessen  ernsthaftes  Streben  behandelt,  von 
der  traurigen  Art,  mit  der  er  seine  eigenen  früheren  Urteile  über  Proudhon 
rektifiziert,  will  ich  hier  nicht  weiter  reden.  Die  wenigen  Funkte,  welche 
ich  oben  hervorgehoben  habe,  mögen  genügen.  Aber  eines  kann  ich 
nicht  unterlassen,  an  diesem  Artikel  zu  kennzeichnen.  Es  ist  die  un- 
glaublich liederliohe  Art,  mit  welcher  Marz  das  Leben  dieses 
Mannes,  der  denn  doch  einmal  in  seinem  Vaterlande  eine  aufserordentlich 
bedeutende  Rolle  gespielt  hat,  sohildert.  Er  hat  zwar,  wie  er  schreibt, 
„keine  Proudhon 'sehen  Schriften  bei  der  Hand“,  hat  auch  „keine  Zeit  zu 
einer  ausführlichen  Beurteilung  desselben“,  das  hindert  ihn  aber  nioht, 
mit  apodiktischer  Sicherheit  das  tollste  Zeug  niederzuschreiben  , um  dem 
deutschen  Arbeiterstande  ein  „Bild“  Proudhon’s  zu  geben.  Nicht  genug 
damit,  daß  er  die  wichtigsten  Werke  desselben,  nicht  einmal  die  aus  der 
Revolutionszeit,  viel  weniger  die  späteren  gar  nicht  erwähnt,  auch  die 
einzelnen  sachlichen  Bemerkungen  sind  so  grundfalsch  und  gehässig,  dafs 
gar  keine  andere  Erklärung  möglich  ist,  als  die,  dafs  Marz  überhaupt  seit 
seiner  Grofsthat  gegen  die  „Contradiotions"  von  Proudhon  gar  keine  Notiz 
mehr  genommen  hat.  Er  hatte  ihn,  seiner  Gewohnheit  gemäß,  schematisch 
untergebraeht  und  natürlich  gerade  dort,  wo  er  nicht  hingehört  — beim 
demokratischen  Kleinbürgertum.  Ein  Blick  auf  die  journalistische  Thä- 
tigkeit  Froudhon’a  und  auf  seine  Stellung  in  der  Februarrevolution  genügt, 
um  den  Widersinn  dieser  Rubrioierung  erkennen  zu  lassen. 

Zur  Charakterisierung  der  Marx’schen  Behandlungsweise  hebe  ich 
einige  Punkte  hervor: 

Im  Jahr  1837  erschien  in  Proudhon’s  eigener  Druokerei  ein  lin- 
guistisches Werk  des  Abbd  Bergier : „Les  eidment»  primitifs  des  langues, 
decouvert  par  la  comparaison  des  racines  de  l’hebreu  aveo  celle  da  grec, 
du  latin  et  du  frantjais“.  Proudhon  fügte  dem  Buche  einen  „Essai  de 
grammaire  gdne'rale“  hinzu.  Zwei  Jahre  später  überarbeitete  er  das  Werk 
und  reichte  es  in  veränderter  Form  dem  „Institut“  ein,  um  um  den  Preis 
Volney  zu  konkurrieren.  Diese  neue  Arbeit  trug  das  grieohische  Motto: 
Ta^if  äta^iav  iiäxti.  Es  waren  überhaupt  nur  vier  Bewerber  aufgetreten. 
Der  Preis  wurde  keinem  zugeteilt,  aber  zwei  Arbeiten,  darunter  diejenige 
Proudhon’s  erhielten  eine  „ehrende  Erwähnung“  (une  mention  honorable). 
Die  Marx’sche  Erzählung  dieses  Vorkommnisses  lautet  folgendermaßen : 
„Proudhon’s  erster  Versuche  erinnere  ich  mich  nioht  mehr.  Seine  Sohul- 
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arbeit  über  die  „Langue  universelle“  zeigt,  wie  ungeniert  er  sich  an  Pro- 
bleme wagte,  zu  deren  Lösung  ihm  noch  die  ersten  Vorkenntnisse  fehlen“. 

Schlimmer  noch  ist  folgendes:  „Kurz  vor  Erscheinen  seines  zweiten 
bedeutenden  Werkes,  der  „Philosophie  de  la  misere“,  schreibt  Marz, 
„kündigte  mir  Proudhon  dieses  selbst  in  einem  sehr  ausführlichen  Briefe 
an,  worin  n.  a.  die  Worte  unterlaufen:  „J’attends  votre  fürule  critique“. 
Indes  fiel  diese  bald  in  einer  Weise  auf  ihn  (in  meiner  Schrift:  Misere 
de  la  philosophie,  Paris  1847),  die  unserer  Freundschaft  für  immer  ein 
Ende  machte.“  Zunächst  verschweigt  Marz  wohlweislich , dafs  nioht 
Proudhon  an  ihn,  sondern  dafs  e r an  Proudhon  geschrieben  hatte , um 
ihn  zur  M i t a r b e i tersoh  aft  an  den  deutsch-französiaohen  Jahrbücheru 
anfzufordern.  Ferner  will  er  durch  die  obige  Fassung  seiner  Worte  den 
Eindruck  hervorrufeo,  als  ob  Proudhon  ihn  zum  Mitwisser  seines  Werkes 
gemaoht  und  sich  „sehr  ausführlich“  über  dasselbe  ausgelassen  habe.  Das 
ist  ganz  und  gar  nicht  der  Fall ; vielmehr  werden  in  Proudhon’s  Briefe 
die  „Contradiotions“  nur  beiläufig,  als  demnächst  erscheinend,  erwähnt. 
Drittens  eodlioh  ist  dieser  Brief  Proudhon’s  vom  17.  Mai  1846  ’)  nach 
Form  und  Inhalt  so  köstlich,  dafs  ich  mir  nicht  versagen  kann,  einige 
prägnante  Stellen  aus  demselben  hier  anzufübren.  Der  Brief  antecipiert 
in  souveräner  Ceberlegenheit  den  künftigen  Karl  Marx  so  treffend; 
er  zeiohnet  ihn  so  schön,  wie  er  leibt  und  lebt,  dafs  er  noch  heute  volle 
aktuelle  Ueltung  hat.  „Suchen  wir  gemeinsam,  wenn  Sie  wollen ,“  heifst 
es  da  unter  anderem,  „die  Gesetze  der  Gesellschaft,  die  Art  und  Weise, 
wie  diese  Gesetze  sich  realisieren,  den  Fortschritt,  demzufolge  wir  zu 
ihrer  Entdeckung  gelangen;  aber  hüten  wir  uns,  bei  Gott,  nachdem 
wir  alle  apriorischen  Dogmatismen  vernichtet  haben,  nun  unserer- 
seits das  Volk  zum  Doktrinär  machen  zu  wollen  (endoc- 
triner)  loh  stimme  von  ganzem  Herzen  Ihrem  Gedanken  bei,  eines 
Tages  alle  Ansichten  zu  produzieren;  führen  wir  eine  gute  und  ehrliohe 
Polemik;  geben  wir  der  Welt  das  Beispiel  einer  weisen  und  vorsichtigen 
Toleranz,  aber  hüten  wir  nns,  weil  wir  an  der  Spitze  der 
Bewegung  stehen,  uns  zuFührern  einer  neuen  Intoleranz 
aufzuwerfen;  geberden  wir  uns  nicht  als  Apostel  einer  neuen  Reli- 
gion, selbst  nicht,  wenn  diese  Religion  die  Religion  der  Logik,  die  Reli- 
gion der  Vernunft  ist  Bewillkommnen,  ermutigen  wir  alle  Protestationen, 
bekämpfen  wir  jede  Exklusivität,  jeden  Mystizismus;  halten  wir  eine 
Präge  niemals  für  erschöpft  und,  wenn  wir  nnser  letztes  Argument  ver- 
braucht haben,  lassen  sie  uns,  wenn  nötig,  mit  Beredsamkeit  und  Ironie 
wieder  vorne  anfangen.  Unter  dieser  Bedingung  werde  ich  mit  Vergnügen 
in  Ihre  Gemeinschaft  eintreten.  Wenn  nioht,  nioht!“ 

„Auch  über  ein  Wort  Ihres  Briefes  habe  ioh  Ihnen  einige  Bemer- 
kungen zu  maohen:  „Im  Augenblick  der  That  (au  moment  de 

l’aotion).“  Vielleicht  sind  Sie  noch  der  Ansicht,  dafs  keine  Reform  gegen- 
wärtig möglich  ist  ohne  das,  was  man  ehedem  eine  Revolution  nannte 
und  was  weiter  nichts  ist  als  eine  Erschütterung  (secousse).  Diese 


I)  Correspondance  de  P.  S.  Proudhon,  11.  p.  19g,  Eine  Uebersetsung  dieses  Briefes 
gab  ich  seiner  Zeit  in  der  „Wage“.  Berlin  1876,  Kr.  48. 
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Ansicht,  welch«  ich  begreife,  welche  ioh  entschuldige,  über  welche  ich 
gerne  diskutieren  würde,  da  ich  sie  selbst  lange  geteilt,  ioh  gestehe  Ihnen, 
daTs  meine  letzten  Studien  mich  vollständig  von  ihr  abkommen  liefseu. 
Ich  glaube , dafs  wir  derselben  nicht  nötig  haben , um  zu  reüssieren  und 
dafs  wir  demzufolge  die  revolutionäre  That  nicht  als  Mittel  der 
sozialen  Keform  aufstellen  dürfen,  weil  dieses  angebliohe  Mittel  ganz  ein- 
fach ein  Appell  an  die  Gewalt,  an  das  Willkürliche,  kurz  ein  Widerspruch 
wäre.  Ich  stelle  mir  dos  Problem  so:  Die  lieichtümer  durch  eine  öko- 
nomische Kombination  in  die  Gesellschaft  zurückfiiefsen  lassen,  welche 
der  Gesellschaft  durch  eine  andere  Kombination  entnommen  werden  (faire 
rentrer  dans  la  socidte,  par  une  combinaison  dconomique,  les  richesses 
qui  sont  sortics  de  la  sooietd  par  une  autre  combinaison).“ 

„Ich  mufs  Ihnen  beiläufig  noch  erwähnen ,“  schliefst  Proudhon  den 
wichtigsten  Teil  seines  Briefes,  „dafs  die  arbeitende  Klasse  Frankreichs 
mir  im  wesentlichen  ebenso  disponiert  za  sein  scheint ; unsere  Proletarier 
haben  solchen  Durst  nach  Wisseneohaft , dafs  man  sehr  schlecht  Ton 
ihnen  aufgenommen  würde,  wenn  man  ihnen  nichts  zum  Trank  zu  bieten 
hätte  als  Blut.  Kurz,  es  wäre  meines  Erachtens  eine  schlechte 
Politik  für  uns,  als  Bacheengel  zu  reden  (de  parier  en  exter- 
minateurs);  der  Gewaltmittel  werden  genug  kommen;  das  Volk  brauoht 
hierzu  nicht  besonders  ermahnt  zu  werden.“ 

Wenn  Marx  am  Schlüsse  seines  Artikels  noch  in  der  „Thdorie  de 
l’impöt“  Proudhons  den  „unverfälschten  petit  bourgeois“  oder  in  der 
„Bdvolution  sociale  ddmontrde  par  le  ooup  d’etal"  eine  „kleinbürgerliche 
Gemeinheit"  sieht,  so  verdienen  derartige  sinnlose  Behauptungen  kein 
Wort  der  Widerlegung.  Dies  letztere  Werk  Proudhon's  beiläufig,  welches 
das  gleiohe  Thema , wie  „der  Achtzehnte  Brumaire“  behandelt , steht  in 
jeder  Beziehung  so  unendlioh  hoch  über  der  Marx'sohen  Schrift,  dafs  es 
läoherlich  wäre,  einen  Vergleich  ziehen  zu  wollen.  Während  Proudhon 
mit  einer  Genialität  ohnegleichen  einen  letzten  aussichtslosen  Versooh 
unternimmt,  sich  gegen  das  gouvernementale  Prinzip  aufzulehneo,  während 
er  eben  aus  dem  Gelingen  des  Staatsstreiches  heraus  mit  blutendem  Herzen 
sich  und  seinen  Volksgenossen  zum  Tröste  die  Ohnmacht  dieses  Prinzips 
zu  erweisen  sucht  und  dem  Usurpator  sein  Horoskop  stellt,  genau  so  wie 
es  eingetroffen  ist,  erscheint  die  Marx’sohe  Sohrift  als  niohts  anderes, 
denn  als  kondensierter  Wutausbruch  gegen  die  Machthaber.  Marx  er- 
scheint hier  so  recht  als  ein  Typus  jener  demagogischen  Politiker,  von 
denen  Proudhon  in  den  „Confessions“,  auf  die  Tollheiten  der  Kevolutions- 
zeit  zurückblickend,  sagt:  „Sie  redeten  von  der  Freiheit  und  träumten 
von  nichts  als  der  D i k t a t u r.“  So  wäre  der  „achtzehnte  Brumaire“ 
gar  nicht  so  übel  gewesen , wenn  der  Diktator  „Karl  Marx“  und  nicht 
zufällig  „Napoleon  Bonaparte“  geheifsen  hätte!  Auf  diesem  Standpunkte 
steht  der  Marxismus  im  wesentlichen  noch  heute. 

Dafs  Marx  endlich  den  Schlüssel  zur  P e rsö nli  ch ke i t Proudhon’s 
in  der  „Eitelkeit“  findet,  setzt  seiner  Gesamtleistung  die  Krone  auf 
und  bildet  den  würdigen  Schlafs  seines  Machwerkes.  Wer  die  geistige 
Bedeutung  eines  Mannes  verkennt,  der  wird  nooh  weniger  seine  sitt- 
liche Gröfse  zu  beurteilen  vermögen. 
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Es  liegt  »uf  der  Hand,  dafs  Marx  and  seine  Junger  diesen  un- 
geheuerlichen Humbug  mit  dem  Namen  Proudhon  Jahrzehnte  lang  nur 
deshalb  augestraft  treiben  konnten , weil  dieser  Name  für  die  denlsche 
Sozialwissen  Schaft  einfach  nicht  existierte.  Erst  mit  dom  Di  eh  rechen 
Werke,  namentlich  dessen  zweitem  Teil,  ist  eine  erfreuliche  Wendung  zum 
liesseren  eingetreten.  Es  ist  ergötzlich,  bei  Diehl  (IL  Teil,  S.  318  Anm.) 
die  widersprechenden  Urteile  nachzulesen,  welche  von  den  „Geschichts- 
schreibern des  Sozialismus“  über  Proudhon  gefüllt  werden.  Noch  bis  zur 
Stunde  weifs  die  Wissenschaft  nicht,  was  sie  aus  ihm  machen  soll.  Wäh- 
rend sich  die  Gelehrten  streiten,  ob  sie  ihn  zu  den  Sozialisten  oder  Kom- 
munisten zählen  sollen,  mache  ioh  mich  anheischig,  den  Beweis  zu  führen, 
dafs  die  Sozial  Wissenschaft  seit  30  Jahren  dem  autoritären  Sozialismus 
uud  Kommunismus  gegenüber  nicht  einen  einzigen  Eiuwand  zu  Tage  ge- 
fordert hat,  der  nicht  schon  von  Proudhon,  nnd  zwar  viel  schöner  und 
besser,  formuliert  worden  wäre.  Für  Proudhon  bedeutet  der  Name  „So- 
zialismus“ nicht  ein  Dogma,  sondern  einen  Protest.  Er  nennt  sich  selbst 
nur  selten  „Sozialist“  und  immer  nur  in  ganz  bestimmtem  Zusammen- 
hänge. Im  übrigen  sind  das  Wortklaubereien.  Wenn  zum  Begriffe 
eines  Sozialisten  die  Abschaffung  des  Privateigentums,  des  Erbrechts 
und  die  übrigen  Thorheiten  des  Saint-Simonismus,  Fourierismus  und 
Marxismus  gehören,  dann  ist  Proudhon  kein  Sozialist,  sondern  vielmehr 
der  bedeutendste  Gegner  dieser  Lehre.  Wenn  aber  der  Glaube  an  die 
Möglichkeit  einer  Ausgleichung  der  sozialen  Gegensätze  auf  dem  Wege 
einer  progressiven  Keform,  die  sich  zwar  nicht  von  heute  auf  morgen, 
aber  dooh  rasoh  und  sioher  durchführen  liiist,  genügt,  um  den  Namen 
„Sozialist“  zu  erhalten,  dann  i s t Proudhon  ein  Sozialist  und  zwar  der 
zielbewufsteste,  konsequenteste  und  klarste  von  allen. 


Ilritu  Folft  Bd.  IV  (MX). 
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Die  zweite  Lesung  des  Entwurfes  eines  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches für  das  Deutsche  Reich. 

(Fortsetaung)  *). 

Von  Aiseasor  Gr  ei  ff. 

XII. 

Die  Vorschriften  über  Miete  und  Pacht,  welche  den  fünften 
Titel  im  zweiten  Abschnitt  des  zweiten  Buches  bilden,  beschäftigten  die 
Kommission  während  14  Sitzungen  und  erfuhren  eingreifende  Aenderungen. 
Die  §§  503 — 508  zwar,  die  von  den  gegenseitigen  Pflichten  des  Ver- 

Vor läufige  Zusammenstellung  der  Xommissionsbeschlüsse  (Fortsetzung.) 

Fünfter  Titel. 

Miete  und  Pacht. 

I Miete. 

§ 608.  Durch  den  Mietvertrag  wird  der  Vermieter  verpflichtet,  dem  Mieter  den  Ge- 
brauch der  vermieteten  Sache  während  der  Mietzeit  zu  gewähren ; der  Mieter  wird  ver- 
pflichtet, dem  Vermieter  den  vereinbarten  Mietzins  zu  entrichten. 

Die  für  die  Miete  von  Grundstücken  gegebenen  Vorschriften  gelten  auch  für  di« 
Miete  von  Wohn-  und  anderen  Räumen. 

§ 604.  Der  Vermieter  hat  die  Sache  dem  Mieter  in  einem  zu  dem  vertragsmäßigen 
Gebrauche  geeigneten  Zustande  zu  überlassen  und  sie  während  der  Mietzeit  in  diesem 
Zustande  zu  erhalten. 

§ 605.  Ist  die  vermietete  Sache  zur  Zeit  der  Ueberlassung  an  den  Mieter  mit  einem 
Fehler  behaftet,  der  ihre  Tauglichkeit  au  dem  vertragsmäfsigen  Gebrauch  aufhebt  oder 
mindert,  oder  entsteht  im  Laufe  der  Miete  ein  solcher  Fehler,  so  ist  der  Mieter  für  die 
Zeit,  während  welcher  die  Tauglichkeit  aufgehoben  ist,  von  der  Entrichtung  des  Miet- 
zinses befreit,  für  die  Zeit,  während  welcher  die  Tauglichkeit  gemindert  ist,  nur  tor 
Entrichtung  eines  verhältnism£r*igen  , nach  den  §§  469  m,  469  n au  bemessenden  Teiles 
des  Mietzinses  verpflichtet. 

Das  Gleiche  gilt,  wenn  eine  zugesicherte  Eigenschaft  fehlt  oder  apäter  wegfällt.  Bei 
der  Vermietung  eines  Grundstücks  steht  die  Zusicherung  einer  bestimmten  Große  der 
Zusicherung  einer  Eigenschaft  gleich. 


1)  Vergl.  diesen  Band  S.  68. 
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mietera  und  dea  Mieters  und  von  den  Hechten  des  letzteren  im  Falle 
der  Fehlerhaftigkeit  der  Mietsache  oder  der  Entziehung  dea  vertregs- 
mfifsigen  Gebrauchs  durch  das  Beoht  eines  Dritten  handeln,  wurden 
sachlich  im  wesentlichen  beihehalten.  Kur  mufste  neben  dem  im  (j  507 
erwähnten  § 392  (§  469  m der  Neufassung,  vergl  diese  Jabrb.  Bd.  LVIII 
8.  894)  auch  der  neu  beschlossene  § 469  n für  entsprechend  anwendbar 
erklärt  werden  ; ferner  erschien  es  entbehrlich,  für  den  Fall  der  Gebrauchs- 
entziehung infolge  Eechtsmangels  (§  508)  die  Wirkung  einer  mit  Kenntnis 
des  Mangels  erfolgten  vorbehaltlosen  Annahme  der  Mietsache  durch  den 
Mieter  im  Gesetze  zu  bestimmen,  wie  es  der  § 508  durch  Verweisung 

§ 506.  (606,  514  Abs  3.)  Ist  ein  Mangel  der  im  § 505  bezeichneten  Art  bei  dem 
Abschlüsse  des  Vertrags  vorhanden  gewesen  oder  später  infolge  eines  von  dem  Vermieter 
zu  vertretenden  Umstandes  entstanden,  oder  kommt  der  Vermieter  mit  der  Beseitigung 
eines  Mangels  in  Verzug,  so  kann  der  Mieter,  statt  die  im  § 505  bestimmten  Rechte 
geltend  zu  machen,  Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung  verlangen. 

Im  Falle  des  Verzuges  des  Vermieters  kann  der  Mieter  den  Mangel  selbst  beseitigen 
und  Ersatt  der  erforderlich  gewesenen  Aufwendungen  verlangen. 

§ 507.  Hat  der  Mieter  den  Mangel  der  vermieteten  Sache  bei  dem  Abschlüsse  des 
Vertrags  gekannt,  so  stehen  ihm  die  in  den  §§  505,  506  bestimmten  Rechte  nicht  zu. 
Ist  dem  Mieter  ein  Mangel  der  im  § 505  Abs.  1 bezeichneten  Art  infolge  grober  Fahr- 
lässigkeit unbekannt  geblieben  oder  hat  er  eine  mangelhafte  Sache,  obschon  er  den 
Mangel  kannte,  angenommen,  so  kann  er  diese  Rechte  nur  unter  den  Voraussetzungen 
geltend  machen,  unter  welchen  dem  Käufer  einer  mangelhaften  Sache  nach  den  §§  469  b, 
469  b Gewähr  zu  leisten  ist. 

§ 507  a.  (507.)  Eine  Vereinbarung,  durch  welche  die  Haftung  des  Vermieters  wegen 
Mängel  erlassen  oder  beschränkt  wird,  ist  nichtig,  wenn  der  Vermieter  den  Mangel  arg- 
listig verschwiegen  hat. 

§ 508.  Wird  durch  das  Recht  eines  Dritten  dem  Mieter  der  vertragsmäßige  Ge- 
brauch der  gemieteten  Sache  ganz  oder  zum  Teil  entzogen,  so  finden  die  Vorschriften 
der  §§  505,  506,  des  § 507  Satz  1 und  des  § 507  a entsprechende  Anwendung. 

§ 508a.  (529,  530.)  Wird  der  vertragsmäfsige  Gebrauch  der  vermieteten  Sache 

dem  Mieter  ganz  oder  zum  Teil  nicht  rechtzeitig  gewährt  oder  wieder  entzogen,  so  kann 
der  Mieter  ohne  Einhaltnog  einer  Kündigungsfrist  das  Mietverhältnis  kündigen.  Die 
Kündigung  ist  jedoch  erst  zulässig,  wenn  der  Vermieter  eine  ihm  von  dem  Mieter  be- 
stimmte angemessene  Frist  hat  verstreichen  lassen , ohne  Abhilfe  zu  schaffen.  Der  Be- 
stimmung einer  Frist  bedarf  es  nicht,  wenn  die  Erfüllung  des  Vertrags  infolge  des  die 
Kündigung  rechtfertigenden  Umstandes  für  den  Mieter  kein  Interesse  hat. 

Wegen  einer  unerheblichen  Hinderung  oder  Vorenthaltung  des  Gebrauchs  findet  die 
Kündigung  nur  statt,  wenn  ein  besonderes  Interescs  des  Mieters  sie  rechtfertigt. 

Auf  das  Kündigungsrecht  finden  die  Vorschrift  des  § 507  sowie  die  für  die  Wande- 
lung bei  dem  Kaufe  geltenden  Vorschriften  der  §§  469  b,  469  e,  469  i bis  469  1 ent- 
sprechende Anwendung.  Ist  der  Mietzins  für  eine  spätere  Zeit  im  Voraus  entrichtet,  so 
hat  ihn  der  Vermieter  nach  Mafsgabe  des  § 427  und  des  § 369  c Satz  2 zurflekzu- 
erstatten. 

§ 508h.  Ist  eine  gemietete  Wohnung  so  beschaffen,  dafs  ihre  Benutzung  mit  einer 
erheblichen  Gefährdung  der  Gesundheit  verbunden  ist,  so  kann  der  Mieter  das  Mietver- 
hältnis ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  kündigen,  auch  wenn  er  die  gefahrbringende 
Beschaffenheit  bei  dem  Abschiasse  des  Vertrags  gekannt  oder  auf  die  Geltendmachung 
seiner  Rechte  wegen  derselben  verzichtet  hat. 

§ 508  c.  (619.)  Zeigt  sich  im  Laufe  der  Miete  ein  Mangel  der  gemieteten  Sache 
oder  mafst  sich  ein  Dritter  ein  Recht  an  der  Sache  an,  so  hat  der  Mieter  dem  Vermieter 
dies  unversüglich  anzuzeigen. 

Unterläfst  der  Mieter  die  Anzeige,  so  ist  er  zum  Ersätze  des  dadurch  verursachten 
Schadens  verpflichtet ; er  ist  nicht  berechtigt,  für  die  Zeit,  für  welche  der  Vermieter  in- 
folge der  Unterlassung  der  Auzeige  Abhilfe  nicht  hat  schaffen  können,  die  im  § 505 
bestimmten  Rechte  geltend  tu  machen  oder  Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung  zu  ver- 

w«,  35* 
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auf  § 507  und  mittelbar  auf  § 386  thut.  Uit  dem  § 509  erreichten 
dagegen  die  Beratungen  denjenigen  Funkt,  welcher  mehr  ala  irgend  ein 
anderer  die  öffentliche  Kritik  dea  Entwurfs  beschäftigt  und  zum  Teil 
sogar  das  Gesamturteil  über  den  Entwurf  nachteilig  beeinflufst  hat, 
die  Regelung  des  Verhältnisses  des  Mieters  eines  Grundstücks  zu  einem 
dritten  Erwerber  desselben.  Bekanntlich  ist  der  Standpunkt  des  Entwurfs, 
welcher  sich  für  den  Grundsatz  „Kauf  bricht  Miete“  entschieden  und 
denselben  nur  durch  eine  gesetzliche  Räumungsfrist  zu  Gunsten  des 
Mieters  modifiziert  hat,  von  der  weitaus  überwiegenden  Mehrheit  der 
Beurteiler  aus  nationalen,  sozialpolitischen,  wirtschaftlichen,  ethischen 
und  juristischen  Gründen  Terworfen  worden.  Durch  die  öffentliche  Dis- 
kussion war  hier  der  Kommission  insoweit  Torgearbeitet,  dafs  über  die 
Grundfrage,  ob  der  Regelung  der  Grundsatz  „Kauf  bricht  Miete"  oder 
der  entgegengesetzte  zu  Grunde  zu  legen  sei,  in  der  Kommission  eine 
Meinungsverschiedenheit  nicht  bestand.  Wenn  man  auch  darüber  einig 
war,  dafs  die  Bedeutung  der  Frage  in  sozialer  Beziehung  von  der  Kritik 
erheblich  übertrieben  worden  sei,  so  erblickte  man  doch  in  den  zahlreichen 
Aeufserungen  aus  den  Gebieten,  in  denen  der  Grundsatz  „Kauf  bricht 
Miete'  nicht“  gilt,  insbesondere  denjenigen  des  preufsischen  und  fran- 
zösischen Rechts,  den  Beweis,  dafs  das  Rechtsbewufstsein  des  Volkes  in 
diesen  Gebieten  die  Beseitigung  jenes  Satzes  als  einen  verletzenden 
Eingriff  empfinde.  Man  erwog  ferner,  dafs  namentlich  bei  der  Miete 
von  Geschäftsräumen  und  bei  der  Facht  von  Landgütern  und  gewerb- 
lichen Unternehmungen  der  Mieter  und  Pächter  an  dem  Fortbestände 
der  Miele  und  Facht  im  Falle  des  Eigentumswecbsels  ein  wesentliches 
Interesse  habe.  Aus  diesen  Gründen  entschied  sich  die  Mehrheit  für  den 
dem  Entwurf  entgegengesetzten  Grundsatz,  jedoch  übereinstimmend  mit 
dem  Entwurf  nur  für  die  Miete  eines  Grundstücks  und  unter  der 
Voraussetzung,  dafs  dasselbe  vor  dem  Eigentumswechsel  bereits  an  den 
Mieter  überlassen  ist. 

Bezüglich  der  Durchführung  des  angenommenen  Grundsatzes  im 
einzelnen  gingen,  wie  schon  in  der  Kritik,  so  auch  in  der  Kommission  die 
Ansichten  auseinander.  An  der  Hand  eines  der  Beratung  zu  Grunde 
gelegten  Antrags  machte  man  sioh  zunächst  dahin  schlüssig,  dafs  der 
Grundstückserwerber  mit  dem  Eigentumserwerb  kraft  Gesetzes  an  Stelle 
des  Vermieters  in  die  während  der  Dauer  seines  Eigentums  aus  dem 
Mietverhältnisse  sich  ergebenden  Rechte  und  Pflichten  eintreten  solle 
(§  530  a Abs.  1 der  Zusammenstellung) ; Vorbehalten  blieb  die  Frage,  ob 
der  volle  Eintritt  in  die  Verpflichtungen  des  Vermieters  von  schriftlicher 
Errichtung  des  Mietvertrages  abhängig  gemacht  werden  solle.  Bei  dem 
Beschlüsse  ging  man  davon  aus,  dafs  der  gesetzliche  Eintritt  in  die 
Ffliohten  des  Mieters,  nach  Analogie  der  Verpflichtung  des  jeweiligen 
Eigentümers  aus  einer  Reallast,  zwar  gegenüber  dem  im  Entwurf  durch- 
geführten Grundbuchsystem  anomal,  aber  notwendig  sei,  um  die  mit  dem 
Satze  „Kauf  bricht  Miete  nicht“  bezweckte  Sicherung  des  Mieters  zu 
erreichen ; man  lehnte  es  deshalb  auch  ab,  den  Eintritt  des  Erwerbers 

§§  509,  510  vergl.  §§  530a  bis  530g. 
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auf  die  dem  Vermieter  Dach  dem  Gesetze  obliegenden  Verpflichtungen 
zu  beschränken.  Als  Entgelt  für  die  den  Erwerber  als  solchen  treffenden 
Lasten  glaubte  man  aber  auch  ihm  die  aus  dem  Mietverhältnisse  sich 
ergebenden  Rechte,  insbesondere  auf  den  Mietzins,  vom  Eigentums- 
Übergang  an  voll  zuwenden  zu  müssen;  der  Vorschlag,  ihn  nur  wie  einen 
Cessionar  in  die  Rechte  des  Vermieters  eintreten  zu  lassen,  so  dafs  er 
also  diese  nur  bo  weit  erwerben  würde,  als  sie  dem  Vermieter  zur  Zeit 
des  Eigentumswechsels  noch  zustanden,  wurde  aus  diesem  Grunde  ver- 
worfen. 

Man  gelangte  sodann  zu  der,  wie  erwähnt,  vorbehaltenen  Frage,  ob 
für  die  Wirksamkeit  des  Mietvertrages  gegen  den  Erwerber  schriftliche 
Form  zu  erfordern  sei.  Der  zu  Grunde  gelegte  Antrag  wollte  den  Er- 
werber mit  Rücksicht  darauf,  dafs  er  sich  über  den  Umfang  seiner  Pflich- 
ten aus  dem  Grundbuch  nicht  unterrichten  könne,  gegen  übermäfsige  He- 
lastung  durch  die  Vorschrift  schützen,  dafs  mündliche  Aenderungen 
eines  schriftlichen  Vertrages  dem  Erwerber  gegenüber  unwirksam  seien 
und  bei  blofs  mündlliohem  Vertrage  demselben  ein  Kündigungsrecht  zu- 
stehe. An  diesen  Vorschlag  knüpften  sich  zahlreiche  Aendcrungsanträge, 
und  nach  eingehender  Beratung  überzeugte  sich  die  Mehrheit,  dafs  man 
entweder,  wenn  man  dem  ersten  Anträge  folge,  das  Mietverhältnis  im 
Falle  des  Eigentumswechsels  unnatürlich  zerreifse  und  dabei  den  Satz 
„Kauf  bricht  Miete  nicht“  sehr  unvollständig  durchführe  oder,  wenn 
man,  wie  notwendig,  jenen  Antrag  ändere  und  ergänze,  zu  einer  höchst 
verwickelten  Regelung  gelange.  Man  entschlofs  sich  daher  in  Gemäfsheit 
eines  im  Lauf  der  Beratung  gestellten  Antrages  und  in  Anlehnung  an  das 
preufsische  Recht,  für  Mietverträge  Uber  Grundstücke  auf  längere  Zeit 
als  ein  Jahr  allgemein,  also  auch  für  das  Verhältnis  des  Mieters  zum 
Vermieter  selbst,  schriftliche  Form  vorzusehraiben,  mit  der  Mafsgabe,  dafs 
ein  formwidrig  mündlich  geschlossener  Vertrag  als  auf  unbestimmte  Zeit 
geschlossen,  d.  h.  gemäfs  § 522  kündbar  gelten  tolle,  so  jedoch,  dafs 
frühestens  zum  Schlüsse  des  ersten  Jahres  gekündigt  werden  könne  (§  522  a 
der  Zusammenstellung). 

Wenn  nach  dem  Mitgeteilten  mit  dem  Eigentumsweoheel  in  die 
Pflichten  des  Vermieters  als  solchen  der  Erwerber  eintreten  soll,  so 
bestand  dooh  kein  Zweifel,  dafs  es  dem  Vermieter  nicht  gestattet  sein 
dürfe,  sich  durch  die  Veräufserung  seines  Grundstücks  von  jeder  Haftung 
gegenüber  dem  Mieter  zu  befreien.  Man  beschlofs  daher,  ihn  für  die 
dem  Erwerber  durch  die  Nichterfüllung  seiner  Verpflichtungen  als 
erwachsenden  Schadensersatz  Verbindlichkeiten  als  selbstschuldnerischen 
Bürgen  haften  zu  lassen.  Soweit  aber  dem  Mieter  ein  Kündigungsrecht 
zusteht,  darf  sein  Einverständnis  mit  der  alleinigen  Haftung  des  Er- 
werbers angenommen  werden,  falls  er  nach  erfolgter  Mitteilung  des  Ver- 
mieters von  dem  Eigentumsübergang  nicht  zum  ersten  zulässigen  Termin 
kündigt;  unter  dieser  Voraussetzung  soll  daher  die  Haftung  des  Ver- 
mieters enden  (§  530  a Abs.  2). 

Von  der  Regel,  dafs  der  Erwerber  mit  dem  Eigentumsübergang  in 
die  Rechte  des  Vermieters  auf  den  Mietzins  eintritt,  hielt  man  im 
Interesse  des  Mieters  einige  Ausnahmen  für  notwendig.  Zunächst  sollen 
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Vorauf  Verfügungen  dos  Vermieten  über  die  Mietzinaforderungen,  welche 
er  vor  der  Eigentumsübertragung  getroffen  hat,  so  weit  auch  dem  Er- 
werber gegenüber  wirktam  aein,  ala  sie  den  Mietzina  für  das  laufende 
und  das  nächstfolgende  Kalendervierteljahr  betreffen.  Auoh  weitergehende 
Verfügungen  des  Vermieters  soll  ferner  der  Erwerber  gegen  sich  gelten 
lassen  müssen,  wenn  er  sie  bei  der  Eigentumsübertragung  gekannt  hat 
(§  530  o).  Endlich  nahm  man  zu  Gunsten  des  gutgläubigen  Mieters 
ähnliche  Schutzrorschriften  auf,  wie  sie  zu  Gunsten  des  redlichen 
Schuldners  für  den  Fall  der  Abtretung  einer  Forderung  in  den  §§  303, 
304  Abs.  1 und  § 306  Abs.  1 Satz  1 und  Abs.  2 getroffen  sind  (§§ 
530  d,  f,,  — vergl.  diese  Jahrb.,  Bd.  LVIII,  8.  89,  90). 

Entsprechend  dem  § 510  des  Entwurfs  wurde  sodann  eine  Bestimmung 
für  den  Fall  aufgenommen,  dafs  der  Vermieter  nach  der  Veberlassung 
des  Grundstücks  an  den  Mieter  dasselbe  nicht  an  einen  Dritten  ver- 
äufsert,  aber  zu  dessen  Gunsten  mit  einem  anderen  Rechte  (Erbbaurecht, 
Niefsbrauch,  Grunddienstbarkeit)  belastet.  Ist  das  Recht  von  der  Art, 
dufs  durch  seine  Ausübung  dem  Mieter  der  vertragsmäfsige  Gebrauch 
entzogen  wird,  so  sollen  ebenso,  wie  nach  dem  Entwurf  die  für  den 
Fall  der  Eigentumsübertragung  geltenden  Vorschriften  entsprechende 
Anwendung  linden;  handelt  es  sich  dagegen  um  ein  Recht,  dessen  Aus- 
übung den  Gebrauch  des  Mieters  nur  beschränken  würde,  so  ist  dem 
Interesse  des  letzteren  genügt,  wenn  der  Erwerber  nur  verpflichtet  ist, 
die  Ausübung  zu  unterlassen,  soweit  sie  den  vertragsmäfsigem  Gebrauch 
beeinträchtigen  würde  (§  530  g). 

Der  § 511  des  Entwurfs  war  durch  die  Aendorung  der  §§  509,  510 
gegenstandslos  geworden,  ebenso  der  § 512,  welcher  den  in  § 509  des 
Entwurfs  dem  Mieter  gewährten  unzulänglichen  Schutz  im  Falle  eines 
besonderen  zwischen  dem  Vermieter  und  dem  Erwerber  zu  seinen  Gunsten 
geschlossenen  Vertrages  erweitert.  An  Stelle  des  § 512  erschien  aber 
noch  eine  Vorschrift  im  Interesse  des  Mieters  für  den  Fall  erforderlich, 
wenn  der  Vermieter  zwischen  dem  Abschlufs  des  Mietvertrages  und 
der  Ueberlassung  des  Grundstücks  an  den  Mieter  einem  Dritten  ein  den 
Mietsgebrauch  beeinträchtigendes  Recht  überträgt.  Dm  die  Parteien  in 
diesem  Falle  nioht  auf  den  unpraktischen  und  der  Parteiabsicht  nicht 
entsprechenden  Weg  einer  ErfüUungsübernahme  oder  eines  Vertrages  des 
Vormieters  mit  dem  Erwerber  zu  Gunsten  des  Mieters  zu  verweisen, 
bestimmte  man,  dafs,  falls  der  Erwerber  unter  der  bezeichneten  Voraus- 
setzung die  Erfüllung  der  aus  dem  Mietverhältniase  sich  ergebenden 
Verpflichtungen  übernehme,  das  Verhältnis  sich  nach  denjenigen  Vor- 
schriften regeln  solle,  welche  nach  der  Ueberlassung  des  Grundstücks 
an  den  Mieter  kraft  Gesetzes  Platz  greifen  (§  530  h). 

Die  Kommission  machte  sich  demnächst  über  die  Behandlung  des 
Mietsverhältnisses  in  der  Zwangsversteigerung  des  gemieteten  Grund- 
stückes in  den  Grundzügen  schlüssig.  Einig  war  man  darüber,  dafs  eine 
unveränderte  Anwendung  der  beschlossenen  Bestimmungen  auf  den  Fall 


§ 611  gestrichen. 

$ 512  vergl.  § 530h. 
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der  Zwangsversteigerung  nicht  möglich  sei,  ohne  die  Zahl  der  Bieter  und 
die  Höhe  der  Gebote  herabzudrücken  und  dadurch  den  betreibenden 
Gläubiger  zu  schädigen.  Kein  Zweifel  bestand  auch,  dafs  das  Mietrecht 
einem  älteren  Bealrecht  weichen  müsse.  Die  Mehrheit  war  aber  weiter 
der  Meinung,  dafs  das  Mietrecht  nicht  nur  im  Interesse  des  Bealkredits 
auch  jedem  jüngeren  Bealrecht,  sondern  selbst  dem  Kechte  des  betreiben- 
den persönlichen  Gläubigers  nachstehen  müsse,  weil  der  zufällige  Unterschied, 
ob  der  Gläubiger  für  sich  eine  Zwangshypothek  erwirkt  habe  oder  nicht, 
auf  die  Bechtsstellung  des  Erstehers  keinen  Einfiufs  haben  dürfe.  Zur 
Durchführung  dieses  Grundgedankens  soll  jedes  Grundstück,  in  dem  ein 
Mieter  sitzt,  doppelt  ausgeboten  werden,  einerseits  mit,  andererseits  ohne 
die  Uebernahme  des  Mietverhältnisse.  Einem  mit  Cebernahme  abgegebenen 
Gebot  ist  der  Zuschlag  nur  zu  erteilen,  wenn  durch  dasselbe  die  ein- 
getragenen und  die  betreibenden  persönliohen  Gläubiger  befriedigt  werden, 
oder  wenn  ohne  Uebernahme  kein  besseres  Gebot  abgegeben  ist.  Ist 
unter  der  Bedingung  der  Uebernahme  zugesohlagen,  so  tritt  der  Ersteher 
in  das  Mietverhältnis,  wie  bei  freiwilliger  Yeräufserung,  ein;  nur  soll 
der  Satz  nicht  gelten,  dafB  er  die  ihm  bekannten  Voraus  Verfügungen  des 
Vermieters  über  den  Mietzins  gegen  sich  gelten  lassen  mufs,  weil  davon 
ein  nachteiliger  Einfiufs  auf  Zahl  und  Höhe  der  Gebote  zu  fürchten  wäre. 
Wird  ohne  die  Bedingung  der  Uebernahme  des  Mietverhältnisses  der 
Zuschlag  erteilt,  so  soll  zwar  der  Satz  „Kauf  bricht  Miete  nicht“  nicht  in  sein 
Gegenteil  verwandelt,  aber  zeitlich  erheblich  dadurch  abgeschwächt  werden, 
dafs  der  Ersteher  das  Becht  erhält,  das  Mietverhältnis,  auch  wenn  es 
auf  längere  Dauer  eingegangen  ist,  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  zu 
kündigen.  Im  Falle  der  Kündigung  soll  der  Mieter  sofort  vom  Vertrage 
für  die  Zukunft  zurüoktreten  und  vom  Vermieter  Schadensersatz  wegen 
Nichterfüllung  verlangen  können,  er  soll  ferner  durch  eino  Aufforderung 
an  den  Ersteher  zur  Erklärung  über  dessen  Absicht,  sich  Gewifsheit  über  seine 
Bechtslage  verschaffen  können,  indem  die  Nichtbeachtung  der  Aufforderung 
den  Verlust  des  Kündigungsrechtes  zur  Folge  haben  soll.  Die  Unverbindlich- 
keit der  dem  Ersteher  bekannten  Voraus  Verfügungen  des  Vermieters  über 
den  Mietzins  soll  endlich  auch  im  Falle  dos  Zuschlags  ohne  die  Bedingung 
der  Uebernahme  gelten. 

Vorbehalten  war  bisher  noch  die  Frage,  ob  man  dem  Mieter  die 
Mögliohkeit  eröffnen  solle,  sich  durch  Eintragung  des  Mietreohts  für  die 
Zwangsversteigerung  den  Bang  vor  allen  nacheingetragenen  und  persön- 
lichen Gläubigern  des  Vermieters  zu  sichern.  Ferner  konnte  die  Ein- 
tragung noch  in  Betracht  kommen  als  Mittel,  dem  Mieter  vor  der  Ueber- 
lassong  des  Grundstücks  die  gleiche  gesicherte  Stellung  zu  verschaffen, 
wie  nach  der  Uebcrlassung.  In  beiden  Bichtungen  entsohied  sich  jedoch 
die  Mehrheit  gegen  die  Zulassung  einer  Eintragung  des  Mietrechts.  Für 
den  an  zweiter  Stelle  gedachten  Zweck  sah  sie  kein  Bedürfnis  die  Ein- 
tragung zuzulassen,  da  der  Mieter  sich  auf  andere  Weise  (Vereinbarung 
einer  hypothekarisch  gesicherten  Vertragsstrafe,  Vormerkung)  genügend 
sichern  könne.  Soweit  aber  die  Eintragung  als  Mittel  zu  besserer 
Sicherung  des  Mieters  in  der  Zwangsversteigerung  in  Frage  stand,  ge- 
wann die  Mehrheit  aus  der  Prüfung  verschiedener  Anträge  die  Ueber- 
zeugung,  dafB  die  Zulassung  der  Eintragung  verwickelte  und  doch  nicht 
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allen  Beteiligten  gerecht  werdende  Vorschriften  erforderlich  machen,  dem 
Vermieter  in  der  Ausnutzung  seines  Beolkredits  hinderlieh  sein  , das 
Grundbuchsystem  des  Entwurfs  durchbrechen  und  die  praktische  Brauch- 
barkeit des  Grundbuches  beeinträchtigen  würde. 

Zur  Vermeidung  von  Zweifeln  spraoh  man  noch  besonders  aus,  dafs 
bei  einer  weiteren  Vcräufserung  oder  Belastung  des  Grundstücks  durch 
den  ersten  Erwerber  auf  das  Verhältnis  des  Mieters  zu  den  späteren  Er- 
werbern die  beschlossenen  Vorschriften  entsprechende  Anwendung  finden ; 
jedoch  soll  nicht  der  erste  Erwerber,  sondern  der  Vermieter  gemäfs  § 580  a 
Aba.  2 für  Schadensersatz  haften.  Endlich  entschied  man  die  (namentlich 
für  die  Paoht)  praktisch  wiohtige  Frage  der  Rechtsstellung  des  Er- 
werbers in  betreff  einer  vom  Mieter  oder  Pächter  geleisteten  Sicherheit 
dahin,  dafs  der  Erwerber  auch  in  dieser  Hinsicht  in  die  Rechte  des  Er- 
werbers eintrete,  zur  Rückgewähr  aber  nur  verpfliohtet  sein  soll,  wenn  die 
Sicherheit  ihm  ausgehändigt  ist,  oder  er  sich  dem  Vermieter  gegenüber 
zur  RUckgewähr  verpflichtet  hat  (§  530  b). 

Der  § 513  wurde  sachlich  nicht  angcfochten,  man  Btrich  aber  als  selbst- 
verständlich den  Satz,  dafs  der  Mieter  einer  beweglichen  Sache  die  durch  den 
Gebrauch  verursachten  Auslagen  zu  tragen  habe.  Die  Vorschriften  des  § 5 14 
über  die  Rechte  des  Mieters  wegen  Verwendungen  auf  die  Mietsache  wurden 
nur  hinsichtlioh  des  Rechts,  eine  vom  Mieter  geschaffene  Einrichtung  weg- 
zunehmen, in  Anlehnung  an  § 807  des  Entwurfs  dahin  ergänzt,  dafs 
dieses  Recht  dem  Mieter  unmittelbar  nur  so  lange  zustehen  solle,  als  er 
sich  im  Mietsbesitz  befinde,  dafs  er  aber  nach  der  Rückgabe  der  Sache 
vom  Vermieter  die  Gestattung  der  Wegnahme  gegen  vorherige  Sicherheits- 
leistung für  den  duroh  die  Wegnahme  entstehenden  Schaden  verlangeu 
könne  (§§  514,  506  Abs.  2 der  Zusammenstellung).  Aus  Rücksioht  auf 
den  Vermieter  unterwarf  man  ferner  die  in  § 514  bestimmten  Ersatz- 
ansprüche des  Mieters  einer  mit  der  Beendigung  der  Miete  beginnenden 
kurzen  Verjährung  von  sechs  Monaten  (§  520  b der  Zusammenstellung). 
Der  auf  die  Tragung  der  Lasten  und  Abgaben  bezügliche  § 515  blieb  un- 
beanstandet. 

Der  § 516  Abs.  1 spricht  in  Ermangelung  einer  abweichenden  Ver- 


§ 513.  (515.)  Die  auf  der  vermieteten  Sache  ruhenden  Lasten  sind  von  dem 

Vermieter  zu  tragen. 

§ 514.  (613,  514  Abs.  1,  2.)  Der  Vermieter  ist  verpflichtet,  dem  Mieter  die  auf 
die  Seche  gemachten  notwendigen  Verwendungen  zu  ersetzen.  Der  Mieter  eines  Tieres 
bat  jedoch  die  Fütterungskosten  zu  tragen. 

Die  Verpflichtung  des  Vermieters  zum  Ersätze  sonstiger  Verwendungen  bestimmt 
sich  nach  den  Vorschriften  über  die  Geschäftsführung  ohne  Auftrag.  Der  Mieter  ist  be- 
rechtigt, eine  von  ihm  gemachte  Einrichtung  wegzunehmen  ; im  Falle  der  Wegnahme  hat 
er  die  Sache  auf  seine  Kosten  wieder  in  den  vorigen  Stand  zu  setzen.  Ist  der  Mieter 
nicht  mehr  im  Besitze,  so  ist  der  Vermieter  verpflichtet,  die  Wegnahme  der  Einrichtung 
zu  gestatten  j er  kann  die  Gestattung  verweigern,  bis  der  Mieter  für  den  durch  die  Weg- 
nahme entstehenden  Schaden  Sicherheit  leistet. 

§ 515  vergi.  § 518. 

§ 516.  Der  Mieter  ist  nicht  berechtigt,  den  Gebrauch  der  gemieteten  Sache  ohne 
Erlaubnis  des  Vermieters  einem  Dritten  zu  überlassen,  insbesondere  die  Sache  weiter  zu 
vermieten  (Untermiete).  Verweigert  der  Vermieter  die  Erlaubnis,  ohne  dafs  in  der 
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einbarung  dem  Mieter  das  Kocht  zu,  einem  anderen  den  vertragsmäfsigen 
Gebrauch  der  Mietsache  zu  überlasseu , insbesondere  durch  Untermiete, 
ohne  dafs  es  der  Einwilligung  des  Vermieters  bedarf.  Die  Mehrheit  der 
Kommission  hielt  es  mit  zahlreichen  Beurteilern  des  Entwurfs,  insbesondere 
den  meisten  Vertretern  landwirtschaftlicher  Interessen  und  dem  Central- 
verband  der  Haus-  und  städtischen  Grundbcsitzerrereine,  für  der  mut- 
mafBlichen  Parteiabsicht  entsprechender,  als  dispositive  Kegel  den  entgegen- 
gesetzten Satz  aufzustellen,  dafs  dem  Mieter  die  Gebrauchsüberlassung  ohue 
Einwilligung  des  Vermieters  untersagt  ist;  mau  nahm  an,  dafs  der  Ver- 
mieter regelmafsig  auf  die  Person  des  Mieters  entscheidendes  Gewicht 
lege.  Auf  der  anderen  Seite  milderte  mau  die  Kegel  zu  Guusten  des 
Mieters  sehr  erheblich  dadurch,  dafs  man  diesem  ein  gesetzliches  Kündigungs- 
recht beilegte,  falls  der  Vermieter  die  Einwilligung  ohne  eiuen  in  der 
Person  des  Dritten  liegenden  wichtigen  Grund  verweigere;  eine  nähere 
gesetzliche  Feststellung  der  Voraussetzungen  des  Kündigungsrechtes  erwies 
sich  bei  Prüfung  mehrerer  Anträge  als  nicht  angängig.  Die  Bestimmung 
des  § 516  Abs.  2 erfuhr  nur  eine  im  wesentlichen  redaktionelle  Aen- 
derung. 

Im  § 517,  welcher  die  Zeit  der  Fälligkeit  des  Mietzinses  betrifft, 
wurde  in  Gemäfsheit  der  als  § 231  a beschlossenen  Vorschrift  (vergl.  diese 
Jahrb.  Bd.  LVII  8.  863)  in  Satz  2 an  Stelle  des  ersten  Tages  der  erste 
Werktag  der  das  Kaleudervierteljahr  beginnenden  Monate  als  Zahlungs- 
tag  bestimmt.  Der  § 518,  welcher  die  Verpflichtung  des  Mieters  zur 


Person  des  Dritten  ein  wichtiger,  die  Verweigerung  rechtfertigender  Grund  vorliegt,  so 
kann  der  Mieter  das  Mietverhältnis  unter  Einhaltung  der  gesetzlichen  Frist  kündigen. 

Ueberläfst  der  Mieter  den  Gebrauch  einem  Dritten,  so  haftet  er  dem  Vermieter  auch 
wegen  eines  dem  Dritten  bei  dem  Gebrauche  zur  Last  fallenden  Verschuldens. 

§ 516  a Macht  der  Mieter  von  der  gemieteten  Sache  einen  vertragswidrigen  Ge- 
brauch, so  kann  der  Vermieter  Verurteilung  des  Mieters  zur  Unterlassung  verlangen, 
wenn  der  Gebrauch  ungeachtet  einer  Abmahnung  fortgesetzt  wird. 

§ 517.  Der  Mietzins  ist  am  Ende  der  Mietzeit  zu  entrichten.  Ist  der  Mietzins  nach 
Zeitabschnitten  bemessen,  so  ist  er  nach  dem  Ablaufe  der  einzelnen  Zeitabschnitte  zu 
entrichten. 

Bei  der  Miete  eines  Grundstücks  ist  der  Mietzins,  sofern  er  nicht  nach  kürzeren 
Zeitabschnitten  bemessen  ist,  je  nach  dem  Ablauf  eines  Kalendervierteljahrs  am  ersten 
Werktage  des  folgenden  Monats  zu  entrichten. 

§ 518  Der  Mieter  wird  dadurch,  dafs  er  das  ihm  zustehende  Gebrauchsrecht  nicht 
ausUbt,  von  der  Entrichtung  des  Mietzinses  auch  daDn  nicht  befreit,  wenn  er  durch  einen 
ln  seiner  Person  liegenden  Grund  an  dem  Gebrauche  verhindert  ist.  Er  kanu  jedoch 
den  Wert  der  dem  Vermieter  ersparten  Aufwendungen  und  des  von  demselben  aus  einer 
anderweitigen  Verwertung  des  Gebrauchs  erlangten  Vorteils  von  dem  Mietzins  abziehen. 
Für  die  Zeit,  während  welcher  der  Vermieter  durch  Ueherlassung  des  Gebrauchs  an  einen 
Dritten  sich  aufser  Stand  gesetzt  hat,  dem  Mieter  den  Gebrauch  zu  gewähren,  ist  der 
Mieter  zur  Entrichtung  des  Mietzinses  nicht  verpflichtet. 

§ 518  a.  (528,  530.)  Der  Vermieter  kann  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist 
das  Mietverhältnis  kündigen  : 

1)  wenn  der  Mieter  oder  derjenige,  welchem  der  Mieter  den  Gebrauch  der  gemieteten 
Sache  überlassen  hat,  ungeachtet  einer  Abmabnung  des  Vermieters  einen  vertrags- 
widrigen Gebrauch  von  der  Sache  macht,  insbesondere  den  Gebrauch  unbefugt 
einem  Dritten  überläfst.  oder  die  Sache  durch  Vernachlässigung  der  dem  Mieter  ob- 
liegenden Sorgfalt  erheblich  gefährdet; 

2)  wenn  der  Mieter  mit  der  Entrichtung  des  Mietzinses  oder  eines  Teiles  desselben 
für  zwei  aufeinander  folgende  Termine  im  Verzüge  iit.  Die  Kündigung  iat  aus- 
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Zinszahlung  im  Falle  persönlicher  Behinderung  am  Gebrauch  regelt,  erfuhr 
keine  Aenderung,  ebenso  die  Bestimmung  des  § 519  über  die  Anzeige- 
pflicht  des  Mieters  bei  notwendig  werdender  Ausbesserung  und  bei  Rechts- 
anmafsung  von  seiten  eines  Dritten. 

Neu  aufgenommen  wurde  eine  Vorschrift  (§  516  a der  Zusammen- 
stellung) über  die  Hechte  des  Vermieters  bei  vertragswidrigem  Gebrauch 
der  Sache  durch  den  Mieter  wahrend  Bestehens  der  Miete.  Während  der 
Entwurf  zweifelhaft  läfst,  ob  sich  die  Verpflichtung  des  Mieters  zu  ver- 
tragsmafsigem  Gebrauch  nicht  erst  bei  der  Rückgewährung  der  8ache  ge- 
mäfs  § 520  äufsere,  stellte  mau  klar,  dafs  der  Vermieter  schon  vorher 
einen  Anspruch  auf  Unterlassung  des  vertragswidrigen  Gebrauchs  habe, 
maobte  diesen  Anspruch  aber,  um  ein  sofortiges  Vorgehen  des  Vermieters 
im  Klagewege  zu  verhüten,  davon  abhängig,  dafs  trotz  einer  vorgängigen 
Abmahnung  der  vertragswidrige  Gebrauch  fortgesetzt  werde. 

Die  Bestimmungen  des  § 520  über  die  Rückgewährpflicht  des 


geschlossen , weuu  der  Mieter  den  Vermieter  befriedigt,  bevor  die  Kündigung 
erfolgt 

Macht  der  Vermieter  von  dem  Kündigungsrechte  Gebrauch,  »o  bat  er  den  für  eioe 
spätere  Zeit  im  voraua  entrichteten  Mietzins  nach  Maßgabe  des  § 427  zurückzoer- 
statten. 

§ 519  vergl.  508  c. 

$ 520.  Der  Mieter  ist  verpflichtet,  die  gemietete  Sache  nach  der  Beendigung  des 
Mietverhältniases  zurückzugehen.  Er  haftet  nicht  wegen  Veränderungen  oder  Ver- 
schlechterungen, welche  durch  den  vertragsmäßigen  Gebrauch  herbeigeführt  sind 

Dem  Mieter  eines  Grundstücks  steht  wegen  seiner  Ansprüche  gegen  den  Vermieter 
ein  Zurückbehaltungsrecht  nicht  zu. 

Hat  der  Mieter  den  Gebrauch  der  Sache  einem  Dritteu  überlassen,  so  kann  der  Ver- 
mieter die  Sache  nach  der  Beendigung  des  Mietverhältnisses  auch  von  dem  Dritten  zu- 
rückfordern. 

Anmerkung.  In  den  Entwurf  des  Einführungsgesetzes  sollen  folgende  Vor- 
schriften eingestellt  werden; 

1)  Der  § 23  Nr.  2 Abs.  1 das  Gerichtsverfassungsgesetzes  wird  dahin  gaändert: 

Streitigkeiten  zwischen  dem  Vermieter  und  dem  Mieter  oder  Untermieter  von  Wohn- 
oder  anderen  Räumen  oder  zwischen*  dem  Mieter  und  dem  Untermieter  solcher 

Räume  wegeu  Ueberlassung,  Benutzung  oder  Räumung  sowie  wegen  Zurückhaitang 

der  von  dem  Mieter  in  die  Mietriume  eingebrachten  Sachen. 

2)  Der  § 202  Abs.  2 Nr.  4 des  Gerichtsverfassungsgesetzes  wird  dahin  geändert: 

4)  Streitigkeiten  zwischen  dem  Vermieter  und  dem  Mieter  oder  Untermieter  von 

Wohn-  oder  anderen  Räumen  oder  »wischen  dem  Mieter  und  dem  Untermieter 

solcher  Räume  wegen  Ueberlassung,  Benutzung  oder  Räumung  sowie  wegen  Zu- 
rückhaltung der  von  dem  Mieter  in  die  Mietriume  eingebrachten  Sachen. 

Im  Art.  11  des  Entwurfes  des  Einfuhrungsgesetzes  soll  die  Nr.  1 des  § 649  der 
Civilprozefsordnung  folgende  Fassung  erhalten : 

1)  Streitigkeiten  zwischen  dem  Vermieter  und  dem  Mieter  oder  Untermieter  von  Wohn- 
oder  anderen  Räumen  oder  zwischen  dem  Mieter  und  dem  Untermieter  solcher 

Räume  wegen  Ueberlassung,  Benutzung  oder  Räumung  sowie  wegen  Zurückhaltung 

der  von  dem  Mieter  in  die  Mieträume  eingebrachten  Sachen. 

§ 520  a.  (525.)  Wird  die  gemietete  Sache  von  dem  Mieter  nach  der  Beendigung 

des  Mietverhältnisses  nicht  zurückgegeben,  so  kann  der  Vermieter  für  die  Dauer  der 

Vorenthaltung  als  Entschädigung  den  vertragsmäßigen  Mietzins  verlangen.  Die  Geltend- 
machung eines  weiteren  Schadens  ist  nicht  ausgeschlossen. 

§ 520  b.  Die  Ersatzansprüche  des  Vermieters  wegeu  Veränderungen  oder  Ver- 
schlechterungen der  gemieteten  Sache  sowie  die  Ansprüche  des  Mieters  auf  Ersatz  von 
Verwendungen  oder  auf  Gestattung  der  Wegnahme  einer  Einrichtung  verjähren  iu  sechs 


Digitized  by  Google 


Nationalökonomische  Gesetzgebung. 


555 


Mieters  wurden  in  der  Fassung  vereinfacht  und  erhielten  außerdem 
mehrere  Zusätze.  Zunächst  versagte  man,  in  Abweichung  von  § 233 
(vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LVU  S.  863),  aber  entsprechend  zahlreichen 
Wünschen  der  Kritik  und  der  Regierungen,  dem  Mieter  eines  Grundstücks 
das  Zurückbehaltungsrecht  wegen  seiner  Ansprüche  gegen  den  Vermieter 
mit  Rücksicht  hauptsächlich  auf  das  Mifsverhältnis  zwischen  diesem  Recht 
und  den  Ansprüchen  des  Mieters  und  auf  die  Gefahr  chikanöseu  Mifs- 
brauchs  des  Rechtes  durch  den  Mieter.  Sodann  gewährte  man,  einem 
dringenden  praktischen  Bedürfnisse  nachgebend,  dem  Vermieter  auch 
einen  unmittelbaren  Räumungsanspruch  gegen  den  Untermieter  und 
sonstigen  Dritten,  dem  der  Mieter  den  Gebrauch  der  Sache  überlassen 
hat;  dagegen  fand  ein  in  der  gleichen  Richtung  noch  weiter  gehender 
Vorsohlag,  dem  gegen  den  Mieter  ergangenen  Räumungsurteil  auch  Rechts- 
kraft und  Vollstreckbarkeit  gegen  den  Untermieter  beizulegen,  nicht  die 
Zustimmung  der  Mehrheit.  Der  erwähnte  Beschlufs  über  die  unmittel- 
bare Räumungsklage  des  Vermieters  gegen  den  Untermieter  hatte  einige 
Aenderungen  in  deD  Bestimmungen  des  Gerichtsverfassungsgesetzea  und 
der  Civilprozefsordnung  über  Mietstreitigkeiten  zur  Folge  (vergl.  die  An- 
merkung zu  § 520  der  Zusammenstellung).  Ebenso  wie  zu  § 514  bezüg- 
lich der  Ersatzansprüche  des  Mieters  bestimmte  man  sodann  für  die  Er- 
satzansprüche des  Vermieters  wegen  Veränderungen  und  Verschlechterungen 
der  Mietsache  eine  sechsmonatige  Verjährung,  welche  aber  erst  mit  der 
Rückgabe  der  Saohe  an  den  Vermieter  beginnen  soll,  da  ihm  erat  durch 
die  Rückgabe  eine  Prüfung  der  Suche  ermöglicht  wird  (§  520  a der  Zu- 
sammenstellung). 

Gegenüber  dem  in  § 521  anerkannten  gesetzlichen  Pfandrechte  des 


Monaten.  Die  Verjährung  der  Ersatzansprüche  des  Vermieters  beginnt  mit  dem  Zeit- 
punkt, in  welchem  er  die  Sache  znrückerhält,  die  Verjährung  der  Ansprüche  des  Mieters 
beginnt  mit  der  Beendigung  des  Mietverhältnisses. 

§ 521.  (521  Abs.  1 Satz  1.)  Der  Vermieter  eines  Grundstücks  hat  wegen  seiner 
Forderungen  aus  dem  Mietverhftltnis  ein  Pfandrecht  an  den  eingebrachten  Sachen  des 
Mieters.  Wegen  künftiger  Entschädigungsfordeningen  und  wegen  des  Mietzinses  für  eine 
spätere  Zeit  als  das  laufende  und  das  folgende  Mietjahr  kann  das  Pfandrecht  nicht  aus- 
geübt werden.  Es  erstreckt  sich  nicht  auf  die  der  Pfändung  nicht  unterworfenen 
Sachen. 

§ 521a  (521  Abs.  1 Satz  2,  Abs.  2 Satz  1.)  Das  Pfandrecht  des  Vermieters  er- 

lischt mit  der  Entfernung  der  Sachen  von  dem  Grundstück,  es  sei  denn,  dafs  die  Ent- 
fernung ohne  Wissen  oder  unter  Widersprach  des  Vermieters  erfolgt.  Der  Vermieter 
kenn  der  Entfernung  nicht  widersprechen,  wenn  sie  im  regelmäfsigen  Betriebe  des  Ge- 
schäfts des  Mieters  oder  den  gewöhnlichen  Lebensverhältnissen  entsprechend  erfolgt 
oder  wenn  die  zurückbleibenden  Sachen  zur  Sicherung  des  Vermieters  offensichtlich 
ausreichen. 

§ 521  b.  (521  Abs.  2 Satz  2,  Abs.  3.)  Der  Vermieter  darf  die  Entfernung  der 
dem  Pfandrecht  unterliegenden  Sachen,  soweit  er  ihr  zu  widersprechen  berechtigt  ist, 
auch  ohne  Anrufen  des  Gerichts  hindern  und,  wenn  der  Mieter  aussieht,  die  Sachen  in 
seinen  Besitz  nehmen.  Sind  solche  Sachen  ohne  Wissen  oder  unter  Widerspruch  des 
Vermieters  entfernt,  so  kann  er  die  Herausgabe  der  Sachen  zum  Zwecke  der  Zurück- 
schaffung in  das  Grundstück  und,  wenn  der  Mieter  ausgezogen  ist,  die  Ueberlassung  des 
Besitzes  der  Sachen  verlangen.  Macht  der  Vermieter  diesen  Anspruch  nicht  binnen  vier 
Wochen,  nachdem  er  von  der  Entfernung  der  Sachen  Kenntnis  erlangt  hat,  gerichtlich 
geltend,  so  erlischt  das  Pfandrecht. 
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Vermieters  ging  die  Mehrheit  davon  aus,  dafs  die  in  der  Kritik  mehrfach 
befürwortete  völlige  Beseitigung  des  Instituts  zwar  beachtenswerte  Grande 
für  sich  habe,  aber  angesichts  des  geltenden  Hechts  sowie  der  Stellung 
des  überwiegenden  Teiles  der  Beurteiler  und  der  Begierungen  nicht  in 
Frage  kommen  könne.  Dagegen  hielt  man  allseitig  eine  engere  Be- 
grenzung des  Pfandrechts,  als  der  Entwurf  ihm  zu  teil  werden  läfat,  für 
geboten  in  Ansehung  der  durch  das  Pfandrecht  gesicherten  Forderungen 
des  Vermieters.  Während  der  Entwurf  (Abs.  1 Satz  1)  das  Pfandrecht, 
abgesehen  von  der  im  Verhältnis  zu  anderen  Gläubigem  des  Mieters  nach 
Abs.  5 Platz  greifenden  Einschränkung,  wegen  aller  — fälligen  und 
künftigen  — Forderungen  aus  dem  Mietverträge  gewährt,  liefe  man  es 
zwar  wegen  der  fälligen  Mietzins-  und  Entschädigungsforderungen  be- 
stehen, schlcfs  es  aber  in  Vebereinstimmung  mit  vielfachen  Wünschen  der 
Kritik  aus  für  künftige  Entschädigungsforderungen  und  für  die  Mietzins- 
forderung für  eine  spätere  Zeit  als  das  laufende  und  das  folgende  Mietjahr ; 
eine  noch  weitere  Beschränkung  des  Pfandrechts  lehnte  man  mit  Eüoksicht 
auf  das  Interesse  nicht  nur  des  Vermieters,  sondern  auch  des  Mieters  ab, 
weil  bei  allzu  weitgehender  Abschwächung  des  Instituts  der  Vermieter  ge- 
nötigt werde,  sich  durch  die  Mietsbedingungen  (kurze  Dauer,  Kündbar- 
keit, Vorauszahlung  der  Miete)  anderweit  zu  sichern,  und  gehindert  werde, 
dem  Mieter  bei  Dicht  pünktlicher  Zinszahlung  Nachsicht  zu  gewähren. 

Wählend  der  Entwurf  dem  Pfandrecht  nur  die  eingebrachten  Sachen 
des  Mieters  unterwirft,  ist  in  der  Kritik  mohrfach  in  dieser  Hinsicht 
eine  Erweiterung  des  Pfandrechts  durch  Eratreokung  auf  gewisse  Sachen 
Dritter  gefordert  worden.  Auch  der  Kommission  lagen  nach  dieser 
Biohtung  dreierlei  Anträge  vor ; es  wurde  vorgeschlagen : erstens  die 
Sachen  der  mit  dem  Mieter  in  häuslicher  Gemeinschaft  lebenden  Ehefrau 
und  Kinder  dem  Pfandrecht  zu  unterwerfen,  zweitens  olle  Sachen  Dritter, 
bezüglioh  deren  die  Eigentümer  der  Unterwerfung  zugestimmt  hätten, 
drittens  die  zur  Einrichtung  gehörigen  Sachen  Dritter,  welohe  der  Mieter 
vor  oder  bei  der  Einbringung  als  die  »einigen  bezeichnet  und  von  denen 
der  Vermieter  ohne  grobe  Fahrlässigkeit  nicht  gewufst  habe,  dafs 
Rechte  des  Dritten  an  ihnen  beständen.  Die  Mehrheit  lehnte  alle  diese 
Anträge  ab;  sie  hielt  den  ersten  Vorschlag  weder  durch  das  eheliche 
GütoTTeoht  des  Entwurfs  noch  durch  die  besondere  Natur  der  Miet- 
schulden noch  durch  die  rechtliche  und  sittliche  Einheit  des  Familien- 
lebens für  gerechtfertigt,  erachtete  den  zweiten  Antrag  für  unpraktikabel 
und  sah  in  dem  dritten  eine  unbegründete  Verstärkung  des  Pfandrechts 
über  das  geltende  Hecht  hinaus  und  eine  nicht  gerechtfertigte  Anwendung 
der  sachenrechtlichen  Grundsätze  über  den  Schutz  des  guten  Glaubens. 

Der  Absatz  1 Satz  2 des  § 521,  welcher  die  unpfändbaren  Sachen 

§ 521  c.  (521  Aba.  4.)  Oer  Mieter  kann  die  Ausübung  des  Pfandrechts  durch 
Sicherheitslei'' lang  abwenden  und  jede  einseine  Sache  dnreb  Sicherheitsleistung  in  der 
Höhe  ihres  Wertes  von  dem  Pfandrechte  befreien. 

§ 521  d.  (521  Aha  5.)  Wird  eine  dem  Pfandrecht  des  Vermieters  unterliegende 
Sache  für  eiDen  anderen  Gläubiger  gepfändet,  so  kann  diesem  gegenüber  das  Pfandrecht 
wegen  des  Mietainses  für  eine  frühere  Zeit  als  das  letzte  Jahr  vor  der  Pfändung  nicht 
geltend  gemacht  werden. 
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Ton  dem  Pfandrechte  ausnimmt,  fand  die  Billigung  der  Kommission ; eine 
Einschränkung  der  Ausnahme  auf  die  nicht  in  die  Konkursmasse  fallen- 
den Gegenstände  wurde  abgelehnt.  Der  Satz  3 wurde  darin  geändert,  dafs 
die  Entfernung  der  Pfandsachen  dann  die  regelmäfsige  Wirkung  des  Er- 
löschens des  Pfandrechts  nicht  haben  soll,  wenn  sie  ohne  Wissen  des 
Vormieters  erfolgt  ist,  während  der  Entwurf  hei  ml iche  Entfernung  vor- 
aussetzt.  Die  Bestimmungen  des  Absatz  3 blieben  sachlich  unverändert, 
man  sprach  nur  verdeutlichend  aus,  dafs  der  Vermieter  auch  dann  der 
Entfernuug  von  Sachen  des  Mieters  nicht  widersprechen  könne,  wenn  die 
zurückbleibenden  Sachen  offensichtlich  zu  seiner  Sicherung  ausreichen. 
Die  in  Absatz  3 für  den  Fall  widerrechtlicher  Entfernung  von  Sachen  dem 
Vermieter  gewährten  Ansprüche  auf  Zurückschaffung  u.  s.  w.  wurden  ge- 
billigt; es  erschien  aber  dem  VolksbewufBtsein  entsprechend  und  durch  die 
Verkehrssicherheit  geboten,  das  Pfandrecht  im  Falle  nicht  rechtzeitiger 
Geltendmachung  jener  Ansprüche  erlöschen  zu  lassen;  man  bestimmte 
eine  mit  der  Kenntnis  des  Vermieters  von  der  Entfernung  der  Sachen 
beginnende  vierwöchige  Frist.  Im  Absatz  4,  welcher  dem  Mieter  ge- 
stattet , die  Ausübung  des  Pfandrechts  durch  Sicherheitsleistung  abzu- 
wenden, von  den  sonst  (§  199)  zulässigen  Sicberheitsmitteln  aber  hier  die 
Bürgenstellung  ausnimmt,  wurde  diese  Ausnahme  als  unbegründet  ge- 
strichen, um  aueh  dem  (andere  Sioherheitsmittel  nicht  besitzenden)  kleinen 
Mann  des  Vorteils  dieser  Bestimmung  teilhaftig  zu  machen.  Die  in  Ab- 
satz 5 vorgesehene  Beschränkung  des  Pfandrechts  gegenüber  anderen 
Gläubigem  des  Vermieters  wurde  gebilligt. 

Zu  § 621  lag  endlich  noch  ein  Antrag  vor,  welcher  im  Falle  der 
Untervermietung  eine  Erstreckung  des  Pfandrechts  des  Hauptvermieters 
auf  die  Forderungen  des  Hauptmieters  gegen  den  Untermieter  und  die 
eingebrachten  Sachen  des  letzteren  bezweckte.  Die  Kommission  lehnt« 
diesen  Antrag  ab,  da  sie  für  eine  solche  Verstärkung  des  Beohts  des  Vermieters 
mit  Bücksicht  auf  das  geltende  Hecht  kein  Bedürfnis  anzuerkennen  ver- 
mochte. 

In  dem  auf  die  Beendigung  der  Miete  bezüglichen  § 522  wurde  der 


§ 622.  Das  Mietverhällnis  endigt  mit  dem  Abläufe  der  Zeit,  für  welche  es  eiuge- 
gangeu  ist. 

Ist  die  Mietzeit  nicht  bestimmt,  so  kann  sowohl  der  Mieter  als  der  Vermieter  das 
Mietverhältnis  kündigen. 

Ist  der  Mietzins  nach  Tagen  bemessen,  so  ist  die  Kündigung  an  jedem  Tage  für  den 
folgenden  Tag  zulässig.  Ist  der  Mietzins  nicht  nach  Tagen  bemessen,  so  gelten  nach- 
stehende Vorschriften. 

Bei  Grundstücken  ist  die  Kündigung  nur  für  den  Schlufs  eines  Kalendervierteljahrs 
zulässig ; sie  hat  spätestens  am  ersten  Werktage  des  Vierteljahrs  zu  erfolgen.  Ist  der 
Mietzins  nach  Mouaten  bemessen , so  ist  die  Kündigung  nur  für  den  Schlufs  eines 
Kaleodermonats  zulässig ; sie  hat  spätestens  am  fünfzehnten  des  Monats  zu  erfolgen  Ist 
der  Mietzins  nach  Wochen  bemessen,  so  ist  die  Kündigung  nur  für  den  Schlufs  einer 
Kalenderwoche  zulässig;  sie  hat  spätestens  am  ersten  Werktage  der  Woche  zu  erfolgen 

Bei  beweglichen  Sachen  hat  die  Kündigung  spätestens  am  dritten  Tage  vor  dem 
Tage  zu  erfolgen,  an  welchem  das  Mietverhältnls  endigen  soll. 

Die  Vorschriften  des  Abs.  4 Satz  1 und  des  Abs.  6 gelten  auch  für  die  Fälle,  in 
welchen  das  Mietverhältnis  unter  Einhaltung  der  gesetzlichen  Frist  vorzeitig  gekündigt 
werden  k*nn. 
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Absatz  3 dabin  geändert,  daf»  die  Kündigung  nicht  vor  Beginn  des  letzten 
Kalender  Vierteljahres  erfolgen  müsse,  sondern  noch  am  ersten  Werktage 
desselben  erklärt  werden  könne,  damit  sowohl  der  Mieter  eine  ihm  nicht 
genehme  Wohnung  sofort  kundigen  könne,  als  auch  der  Vermieter  im- 
stande sei,  bei  ausbleibender  Zahlung  des  nach  § 317  am  ersten  Werk- 
tage des  Vierteljahres  fälligen  Mietzinses  zum  nächsten  Termin  zu  kün- 
digen. Bei  der  auf  Wochen  eingegangenen  Miete  bestimmte  mau  in  Ab- 
satz 5 als  äufdersten  Kündigungstermin  statt  des  Montags  den  ersten 
Werktag  der  Woche,  mit  deren  Ablauf  die  Miete  endigen  soll.  Die  Auf- 
nahme einer  Bestimmung  über  die  Verpflichtung  des  Mieters,  die  Be- 
sichtigung der  Wohnung  zwecks  anderweitiger  Vermietung  zu  gestalten, 
wurde  abgelehnt,  weil  man  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  thatsächlichen 
Verhältnisse  die  Aufstellung  einer  für  alle  Fälle  passenden  Norm  für  nicht 
möglich  hielt.  Der  die  zulässige  Dauer  der  Miete  begrenzende  § 623 
blieb  unbeanstandet.  Beibehalten  wurde  auch  der  § 324,  welcher  von  der 
stillschweigenden  Verlängerung  des  Mietverhältnisses  handelt.  Gegen  die 
Bestimmung  des  § 326  Uber  die  Fortsetzung  des  Mietgebrauches  ohne 
Verlängerung  der  Miete  wurden  Einwendungen  nicht  erhoben. 

Auch  die  Vorschrift  des  § 326  über  das  Kündigungsrecht  des  Erben 
des  Mieters  und  des  Vermieters  im  Falle  des  Todes  des  Mieters  wurde 
unter  Ablehnung  mehrerer  Aenderungsanträge  beibehalten,  jedoch  durch 
den  Zusatz  ergänzt,  dafs  die  Kündigung  ausgeschlossen  sein  solle,  wenn 
sie  nicht  zum  ersten  zulässigen  Termin  erfolge. 

Die  Kommission  beschäftigte  sich  sodann  mit  verschiedenen  Anträgen, 
weiche  die  Hechte  des  Vermieters  im  Konkurse  des  Mieters  betrafen.  Die 
Beratung  führte  zu  einer  Aenderung  des  § 17  No.  1 und  des  § 41  No.  2 
der  Konkursordnung  (in  der  Fassung  des  Art  13  des  Entwurfs  eines  Ein- 
führungsgesetzes) (Vergl.  die  Anmerkung  zu  § 348  c der  Zusammen- 
stellung). In  § 17  beseitigte  man  einerseits  die  Verweisung  auf  die  orts- 
übliche Kündigungszeit  oder  -frist  Andererseits  stellte  man  in  Ueberein- 


§ 522*  Ein  Mietvertrag,  der  fiter  ein  Grundstück  für  längere  Zeit  all  ein  Jahr 
geschlossen  wird,  bedarf  der  schriftlichen  Form.  Ist  die  Form  nicht  gewahrt,  so  gilt 
der  Vertrag  als  auf  unbestimmte  Zeit  geschloasen ; die  Kündigung  ist  jedoch  nicht  für 
eine  frühere  Zeit  als  für  den  8chlufs  des  ersten  Jahres  zulässig. 

§ 528.  Ist  ein  Mietvertrag  für  eine  längere  Zeit  als  dreifsig  Jahrs'  geschlossen,  so 
kann  nach  dreifsig  Jahren  jeder  Teil  das  Mietverhaitnis  unter  Kinhsltung  der  gesetz- 
lichen Frist  kündigen.  Die  Kündigung  findet  nicht  statt,  wenn  der  Vertrag  für  die 
Lebenszeit  des  Vermieters  oder  des  Mieters  geschlossen  Ist, 

§ 524  Wird  nach  dem  Abläufe  der  Mietzeit  der  Gebrauch  der  Sache  von  dem 
Mieter  fortgesetzt,  so  gilt  dzs  Mietverhältnis  in  Ermangelung  einer  anderen  Vereinbarung 
als  auf  unbestimmte  Zeit  verlängert,  es  sei  denn,  dafs  der  Vermieter  oder  der  Mieter 
hinnen  einer  Frist  von  zwei  Wochen  dem  anderen  Teile  gegenüber  zeinsn  entgegen* 
stehenden  Willen  erklärt.  Die  Frist  beginnt  für  den  Mieter  mit  der  Fortsetsung  des 
Gebrauchs,  für  den  Vermieter  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  er  von  der  Fortsetzung 
Kenntnis  erhält. 

§ 626  vergl.  § 620  a. 

§ 526.  Im  Falle  des  Todes  des  Mieters  ist  sowohl  der  Erbe  als  der  Vermieter  be- 
rechtigt, das  Mietverhäitnis  unter  Einhaltung  der  gesetzlichen  Frist  zu  kündigen,  auch 
wenn  eine  längere  Mietaeit  oder  eine  längere  Kündigungsfrist  vereinbart  ist.  Die  Kün- 
digungsfrist ist  ausgeschlossen,  wenn  sie  nicht  für  den  ersten  Termin  erfolgt,  für  den  sie 
zulässig  ist. 
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Stimmung  mit  der  vom  Reichsgericht  dem  § 17  Nr.  1 gegebenen  Auslegung 
»uedrücklich  klar,  dafs  der  Vermieter  im  Falle  der  Kündigung  des  Miet- 
vertrages durch  den  Verwalter  gemofs  § 17  No.  1 einen  (als  Konkurs- 
forderung geltend  zu  machenden)  F.rsatzanspruch  wegen  des  durch  die 
Aufhebung  des  Vertrages  ibm  erwachsenden  Schadens  behalte,  ln  § 41 
No.  2 beschrankte  man  das  Absonderungsrecht  des  Vermieters  entsprechend 
dringenden  Wünschen  aus  Handelskreisen,  um  dem  aus  der  jetzigen  (auch 
im  Einftihrungsgeseize  hierin  nicht  geänderten)  Fassung  der  Kookursordnung 
sich  ‘ergebenden  Mifsstande  abzuhelfen,  dafs  nicht  selten  die  gesamte  Kon- 
kursmasse duroh  das  weitgehende  Absonderungsrecht  des  Vermieters  den 
übrigen  Gläubigern  des  Gemeinschuldners  entzogen  werde.  Man  schlofs 
das  Absonderungsrecht  nicht  nur,  wie  schon  im  Einführungsgesetz  vor- 
gesehen ist,  für  Mietzinsrückstände  aus  einer  früheren  Zeit  als  dem 
letzten  Jahre  vor  der  Eröffnung  des  Verfahrens  sub,  sondern  auch  für  den 
dem  Vermieter  infolge  der  Kündigung  des  Verwalters  gemüfs  § 17  No.  1 
erwachsenen  Entschädigungsanspruch. 

Das  im  § 527  den  Beamten  und  Militärpersonen  im  Falle  der 
Versetzung  gewährte  Kiindigungsreoht  bezüglich  der  von  ihnen  gemieteten 
Wohnung  wurde  einerseits  auf  Geistliche  und  Lehrer  an  öffentlichen 
Unterriohtsanstalten,  andererseits  auf  alle  von  den  gedachten  Personen 
für  sioh  und  ihre  Familie  gemieteten  Käume  (z.  B.  auch  die  von  Offi- 
zieren gemieteten  Stallungen)  erstreokt  und  ebenso  wie  das  in  § S26  be- 
stimmte Kündigungsreoht  auf  den  ersten  zulässigen  Kündigungstermin  be- 
schränkt. Die  §§  528 — 630,  welche  dem  Vermieter  und  dem  Mieter 


§ 627.  Militärpersonen,  Beamte,  Geistliche  and  Lehrer  an  öffentlichen  Unterricbts- 
anstalten  können  im  Falle  ihrer  Versetzung  nach  einem  anderen  Orte  das  MietverhäUnis 
In  Ansehung  der  Klnme,  welche  sie  für  sich  oder  ihre  Familie  an  dem  bisherigen 
Garnison-  oder  Wohnorte  gemietet  haben,  unter  Einhaltung  der  gesetslicben  Frist  kün- 
digen, auch  wenn  eine  längere  Mietieit  oder  eine  Ikngere  Kündigungsfrist  vereinbart  ist. 
Die  Kündigung  ist  aasgeschlossen,  wenn  sie  nicht  für  den  ersten  Termin  erfolgt,  fllr  den 
sie  zulässig  Ist 

§ 628  vergl-  518  s. 

§ 629  vergl.  § 608  a. 

| 680  vergl.  $ 508  a Abs.  I und  § 518  a Abs.  2. 

§ 630  a.  Wird  das  vermietete  Grundstück  nach  der  Ueberlassung  an  den  Mieter 
von  dem  Vermieter  an  einen  Dritten  veräufsert,  so  tritt  von  der  Eigentumsübertragung 
an  der  Erwerber  an  Stelle  des  Vermieters  in  die  während  der  Deuer  seines  Eigentums 
aus  dem  Mietverhäitniase  sich  ergebenden  Rechte  und  Verpflichtungen  ein. 

Erfüllt  der  Erwerber  die  aus  dem  Mletverhältnisse  sich  ergebenden  Verpfiichtnngen 
nicht,  eo  haftet  der  Vermieter,  soweit  der  Erwerber  Schadeneersata  au  leisten  hat,  als 
selbstschuldnerischer  Bürge.  Der  Vermieter  wird  von  der  Haftung  befreit,  wenn  der 
Mieter,  nachdem  er  von  der  Eigentamsübertragnng  durch  Mitteilung  des  Vermieters 
Kenntnis  erlangt  hat,  das  Mietverhällnis  nicht  für  den  araten  Termin  kündigt,  für  den 
die  Kündigung  anlässig  ist. 

§ 630  b Hat  der  Vermieter  dee  veräufserten  Grundstücks  wegen  seiner  Verdich- 
tungen dem  Vermieter  Sicherheit  geleistet,  so  tritt  dsr  Erwerber  auch  lu  die  dadurch 
begründeten  Rechte  ein.  Zur  RQckgewkhr  der  Sicherheit  lat  er  nur  verpflichtet,  wenn 
sie  Ihm  ausgehündigt  ist  oder  wenn  er  dem  Vermieter  gegenüber  die  Verpüichtnng  zur 
BDekgewähr  übernommen  hat. 

§ 530  e.  Verfügungen,  weiche  der  Vermieter  vor  der  Eigentumaübertragung  über 
den  in  die  Zeit  der  Berechtigung  dee  Erwerbers  fallenden  Teil  der  Mietzinsforderung  ge- 
troffen bat,  sind  insowait  wirksam,  als  sie  sieb  auf  den  Mietains  für  daa  aur  Zelt  der 
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unter  gewissen  Voraussetzungen  das  Recht  zum  sofortigen  Rücktritt  vom 
Vertrage  geben,  wurden  mit  geringen  Aenderungen  sachlich  gebilligt. 


Eigentbumsübertragung  laufende  und  das  folgende  Kalendervierteljahr  beziehen.  Ver- 
fügungen über  den  Mietzins  fUr  eine  spätere  Zeit  muß  der  Erwerber  gegen  sieb  gelten 
lassen,  wenn  er  sie  zur  Zeit  der  EigenturasUbertragung  gekannt  hat 

§ 530  d.  Ein  nach  der  Eigentumsübertragung  zwiachem  dein  Mieter  und  dem  Ver- 
mieter ln  Ansehung  der  Mietzinsforderung  vorgenommenes  Rechtsgeschäft,  insbesondere 
die  Entrichtung  des  Mietzinses,  ist  dem  Erwerber  gegenüber  wirksam,  soweit  es  sich 
nicht  um  den  Mietzins  fUr  eine  spätere  Zeit  ab  das  Kalendervierteljahr,  iu  welchem  der 
Mieter  von  der  EigentumsUbertragung  Kenntnis  erlangt  hat,  und  das  folgende  Vierteljahr 
handelt.  Dia  Wirksamkeit  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  Mieter  bei  der  Vornahme  des 
Rechtsgeschäfts  von  der  Eigantumsübertragung  Kenntnis  hatte. 

§580  e.  Soweit  die  Entrichtung  des  Mietzinses  an  den  Vermieter  nach  § 530  d 
Satz  1 dem  Erwerber  gegenüber  wirksam  ist,  kann  der  Mieter  gegeu  die  Mietzinsforde- 
rung  des  Erwerbers  elue  ihm  gegen  den  Vermieter  zustehende  Forderung  aufrechnen. 
Die  Aufrechnung  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  Mieter  die  Gegenforderung  erworben  hat, 
nachdem  er  von  der  Eigentumsübertragung  Kenntnis  erlangt  hatte , oder  wenn  die 
Gegenforderung  erst  nach  der  Erlangung  der  Kenntnis  und  später  als  der  Mietzins  fällig 
geworden  ist. 

§ 580  f.  Hat  der  Vermieter  dem  Mieter  angezeigt,  dafs  das  Eigentum  an  dem  ver- 
mieteten Grundstück  auf  einen  Dritten  übertragen  sei,  so  mufs  er  in  Ansehung  der  Miet- 
zinriorderung  die  angezeigte  Uebertragung  dem  Mieter  gegenüber  gegen  sich  gelten  lassen, 
auch  wenn  sie  nicht  erfolgt  oder  nicht  wirksam  ist. 

Die  Zurücknahme  der  Auzeige  ist  nur  wirksam,  wenn  sie  mit  Zustimmung  desjenigen 
erfolgt,  welcher  als  neuer  Eigentümer  bezeichnet  war. 

§ 580  g.  (510.)  Wird  das  vermietete  Grundstück  nach  der  Ueberlassung  an  den 
Mieter  von  dem  Vermieter  mit  dem  Rechte  eines  Dritten  belastet,  so  finden  die  Vor- 
schriften der  §§  530  a bis  630  f entsprechende  Anwendung,  wenn  durch  die  Ausübung 
des  Rechtes  dem  Mieter  der  vertragsmäßige  Gebrauch  entzogen  wird.  Hat  die  Ausübung 
des  Rechtes  nur  eine  Beschränkung  des  Mieters  in  dem  vertragsmäßigen  Gebrauche  zur 
Folge,  so  ist  der  Dritte  dem  Mieter  gegenüber  verpflichtet,  die  Ausübung  zu  unterlassen, 
soweit  durch  sie  der  vertragsmäßige  Gebrauch  beeinträchtigt  werden  würde. 

§ 630  h.  (518.)  Hat  vor  der  Ueberlassung  des  vermieteten  Grundstücks  an  den 
Mieter  der  Vermieter  das  Grundstück  an  einen  Dritten  veräußert  oder  mit  einem  Recht« 
belastet,  durch  dessen  Ausübung  dem  Mieter  der  vertragsmäßige  Gebrauch  entzogen  oder 
beschränkt  wird  , so  gilt  das  Gleiche  wie  in  den  Fällen  des  § 680  a Abs.  1 und  dei 
§ 530  g,  wenn  der  Erwerber  dem  Vermieter  gegenüber  die  Erfüllung  der  aus  dem  Miet- 
verhältnisse sich  ergebenden  Verpflichtungen  übernommen  hat. 

§ 530  i.  Wird  das  vermietete  Grundstück  von  dem  Erwerber  weiter  veräufsert  oder 
belastet,  so  finden  die  VorschriAen  des  § 530  a Abs.  1 und  der  §§  530  b bis  530  h ent- 
sprechende Anwendung.  Erfüllt  der  neue  Erwerber  die  aus  dem  Miet Verhältnisse  sich 
ergebenden  Verpflichtungen  nicht,  so  haftet  der  Vermieter  dem  Mieter  in  Gemäßheit  des 
dea  § 530  a Abs.  2. 

Anmerkung.  Es  ist  davon  ausgegangen,  daß  die  Vorschriften  der  §§  630a  bis 
580  e,  630  h,  530  i auch  Im  Falle  der  Zwangsversteigerung  eines  Grundstücks  Anwendung 
finden,  dabei  aber  folgende  Aenderungen  eintreten  : 

Der  Ersteher  ist  berechtigt,  das  Mietverhältnis  unter  Einhaltung  der  gesetzlichen 
Kündigungsfrist  zu  kündigen,  auch  wenn  es  nach  dem  Vertrag  auf  eine  längere 
Zeit  eingegangen  ist.  Im  Falle  der  Kündigung  kann  der  Mieter  sofort  vom  Vertrage 
für  die  Zukunft  zurücktreten  und  von  dem  Vermieter  Schadensersatz  wegen  Nicht- 
erfüllung verlangen.  Auf  das  Rücktrittsrecht  finden  die  für  das  vertragsmäßige  Rück- 
trittsrecht geltenden  VorschriAen  der  §§  427,  428  a,  432,  433  entsprechende  An- 
wendung. 

Der  Mieter  kann  den  Ersteher  unter  Bestimmung  einer  angemessenen  Frist  aur  Er- 
klärung darüber  aufiordern,  ob  er  von  dem  Kündigungsrechte  Gebrauch  machen 
wolle.  Erfolgt  die  Kündigung  nicht  innerhalb  der  Frist,  so  ist  das  Kündigungsrecht 
erloschen. 


Digitized  by  Google 


National  Ökono  mische  Gesetzgebung. 


561 


Du  Rücktrittsrecht  des  Mieters  machte  man  für  die  Regel  von  einer  er- 
folglosen Aufforderung  des  Vermieters  zur  Abstellung  der  vorhandenen 
Mängel  der  Mietsache  abhängig.  Redaktionell  ist  nach  einem  spätoren 
Beschlüsse  für  den  (nur  für  die  Zukunft  wirkenden)  Rücktritt  der  Aus- 
druck Kündigung  gewählt,  wodurch  sich  einige  Aenderungen  in  dem  im 
§ 530  enthaltenen  Citaten  ergaben  (vergl.  §§  508a  und  518a  der  Zu- 
sammenstellung). 

Als  einen  neuen  Kündigungsgrund  für  den  Mieter  hat  die  Kommission 
es  sehliefslicb  anerkannt,  wenn  eine  gemietete  Wohnung  so  beschaffen 
ist,  dafs  ihre  Benutzung  mit  einer  erheblichen  Gefährdung  der  Gesund- 
heit verbunden  ist  und  zwar,  abweichend  von  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen, selbst  dann,  wenn  der  Mieter  die  gefahrbringende  Beschaffenheit 
bei  dem  Abschlüsse  des  Vertrages  gekannt  oder  auf  die  Geltendmachung 
seiner  Rechte  wegen  derselben  verzichtet  hat  (§  508  b der  Zusammen- 
stellung). Die  Mehrheit  ging  bei  dem  mehrfachen  Forderungen  der 
Kritik  Rechnung  tragenden  Beschlüsse  davon  aus,  dafs  zwar  durch  diese 
privatrechtliche  Vorschrift  die  socialpolitisch  aufserordentlich  wichtige 
Aufgabe  einer  gesundheitlich  besseren  Gestaltung  der  Wohnungsverhält- 
nisse gewifs  nicht  gelöst,  aber  doch  ihre  Lösung  durch  polizeigesetzliche 
und  Verwaltungsmafenahmen  nicht  unwesentlich  gefördert  werde,  und  dafs 
schon  die  Geltung  einer  solchen  Bestimmung  einen  erwünschten  Druck 
auf  die  Vermieter  auszuüben  geeignet  sei.  Chikanösem  Mifsbrauoh  der 
Vorschrift  durch  die  Mieter  suchte  man  durch  das  Erfordernis  erheb- 
licher Gefährdung  der  Gesundheit  vorzubeugen. 

In  dem  die  besonderen  Bestimmungen  über  die  P a o h t enthalten- 
den zweiten  Unterabschnitt  dieses  Titels  blieben  die  §§  531,  532,  welche 


Das  Grundstück  ist  mit  und  ohne  Uebernabme  des  Mietverhältnisaes  auszubieten. 
Der  Zuschlag  erfolgt  auf  das  mit  Uebernabme  des  Mietverhältnisses  abgegebene  Ge- 
bot, wenn  die  eingetragenen  und  die  betreibenden  persönlichen  Gläubiger  durch  das 
Gebot  befriedigt  werden  oder  wenn  das  Gebot  nicht  geringer  ist,  als  das  ohne  Ueber- 
nahme  des  Mietverhältnisses  abgegebene  Gebot.  Das  Kündigungsrecht  des  Erstehers 
ist  in  diesem  Falle  ausgeschlossen. 

Die  Vorschrift  des  § 530  c Satz  2 findet  keine  Anwendung. 

II.  Pacht. 

§ 531.  (531,  532  ) Durch  den  Pachtvertrag  wird  der  Verpächter  verpflichtet,  dem 
Pächter  während  der  Pachtzeit  den  Gebrauch  und  den  Fruchtgenufs  des  verpachteten 
Gegenstandes  zu  gewähren ; der  Pächter  wird  verpflichtet,  dem  Verpächter  den  verein- 
barten Pachtzins  zu  entrichten. 

Auf  die  Pacht  findeo,  soweit  sich  aus  den  §§  583  bis  548  c nicht  ein  anderes  er- 
giebt,  die  Vorschriften  Über  die  Miete  entsprechende  Anwendung. 

§ 532  vergl.  § 531. 

§ 532  a.  (540.)  Der  Pächter  eines  landwirtschaftlichen  Grundstücks  hat  die  ge- 
wöhnlichen Ausbesserungen,  insbesondere  die  der  Wohn-  nnd  Wirtschaftsgebäude,  der 
Wege,  Gräben  und  Einfriedigungen,  auf  seine  Kosten  zu  bewirken. 

§ 582  b.  (541.)  Der  Pächter  eines  landwirtschaftlichen  Grundstücks  darf  Aende- 
rtingen  in  der  bisherigen  wirtschaftlichen  Bestimmung  des  Grundstücks,  sofern  sie  auf 
die  Art  der  Bewirtschaftung  über  die  Pachtzeit  hinaus  von  EinfluPs  sind,  nicht  ohne  Er- 
laubnis des  Verpächters  vornehmen. 

§ 532  c.  (539.)  Ist  bei  der  Pacht  eines  landwirtschaftlichen  Grundstücks  der 
Pachtzins  nach  Jahren  bemessen,  so  ist  er  je  nach  dem  Ablauf  eines  Pachtjahrs  am  ersten 
Werktage  des  folgenden  Jahres  zu  entrichten. 
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die  beiderseitigen  Pflichten  im  allgemeinen  bestimmen  und  die  An- 
wendbarkeit der  Vorschriften  über  die  Miete  aussprechen,  unbeanstandet. 

Bezüglich  der  in  § 533  behandelten  Frage  der  Zulässigkeit  der 
Unterpacht  oder  sonstigen  Ueberlassung  des  Fruchtgenusses  an  einem 
Anderen  war  durch  den  im  betreff  der  Miete  zu  § 516  gefafsten  Beschlufs 
eine  Aenderung  des  Entwurfs  dahin  geboten,  dafs  eine  Unterverpachtung 
in  Ermangelung  abweichender  Vereinbarung  dem  Pächter  ohne  Ein- 
willigung des  Pächters  nicht  gestattet  sei.  Mit  Rücksicht  auf  die 
entscheidende  Bedeutung  der  Persönlichkeit  des  Pächters  für  die  Behand- 
lung des  Pachtgegenstandes  Ter  sagte  man  überdies  dem  Päohter  das  dem 
Mieter  zustehende  Kundiguogsrecht  im  Falle  ungerechtfertigter  Versagung 
der  Einwilligung  in  die  Unterpacht  von  seiten  des  Verpächters,  um  diesen 
auch  nicht  mittelbar  zur  Annahme  eines  Unterpächters  zu  nötigen 
(§  548  b Abs.  1 der  Zusammenstellung).  Die  Ausnahmen  Ton  der  Regel 
der  Unzulässigkeit  der  Unterpacht  zu  bestimmen,  überliefs  man,  unter 
Ablehnung  mehrerer  auf  gesetzliche  Regelung  abzielender  Anträge,  der 
ParteiYereinbarung.  Aus  der  Unzulässigkeit  der  Ueberlassung  des  Frucht- 
genusses  an  einen  Dritten  und  dem  zu  § 396  beschlossenen  § 749  a der 
Civilprozefsordnung  (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LVIII  S.  88)  würde  auoh 
die  Unzulässigkeit  einer  Pfändung  des  Pachtreohts  sich  ergeben.  Diese 
Folgerung  schlofs  man  durch  einen  Zusatz  zu  jenem  § 749  a ausdrücklich 
aus,  indem  man  es  für  nicht  angängig  hielt,  das  nicht  selten  recht  wert- 
volle Pachtrecht  dem  Zugriffe  des  Gläubigers  ganz  zu  entziehen,  und  an- 
nahm, dafs  der  Verwertung  des  Pachtrechts  im  Wege  der  Zwangsvoll- 
streckung der  zu  § 533  angenommene  Grundsatz  nioht  entgegenstehe. 

Der  § 534,  welcher  dem  Pächter  das  im  gröfsten  Teile  Deutschlands 
jetzt  ihm  zustehende  Recht  auf  Zinsnachlafs  wegen  aufserordentlicher  Un- 
glücksfälle abspricht,  wurde  von  der  Mehrheit  der  Kommission  gebilligt, 
aber  gestrichen,  weil  mun  einen  besonderen  Ausspruch  des  Satzes  für 
entbehrlich  hielt  und  den  falschen  Schein  vermeiden  wollte,  als  werde 
dem  Päohter  hier  ein  nach  allgemeinen  Grundsätzen  ihm  zukommen- 
des  Recht  positiv  entzogen.  Zwei  Anträge  wegen  Anerkennung  eines 
Rechts  auf  Zinsherabsetzung  für  kleine  oder  kurzzeitige  Pachtungen 
wurden  abgelehnt;  man  erwog,  dafs  ein  solches  Recht  der  heutigen  Auf- 
fassung des  Pachtverhältnisses,  wonach  dieses  dem  Verpächter  eine  feste 
Rente  sichern  solle,  und  der  Billigkeit  gegenüber  dem  Verpächter  nicht 
entspreche,  da  dieser  auch  an  besonderem  Gewinn  des  Pächters  nicht 
teilnehme , dafs  ferner  für  den  Ersatz  der  wichtigsten  Schäden 

(Hagel-,  Kriegs-,  Wasserschäden)  anderweit  gesorgt  sei,  und  dsfs 
endlich  der  Entwurf  in  landwirtschaftlichen  Kreisen , namentlich  von 
seiten  des  preufsischen  Landesökonomiekollegiums,  sowie  bei  den  meisten 
Regierungen  Zustimmung  gefunden  habe. 


$ 635  vergl.  $ 548  b Abs.  1. 

§ 534  gestrichen. 

§ 534  a.  (543.)  Das  Pfandrecht  des  Verpachters  eines  landwirtschaftlichen  Grand. 
Stücks  erstreckt  sich  aaf  den  gesamten  Pachtaina  und  unterliegt  nicht  der  Beschränkung 
des  § 521  d.  Es  besteht  auch  an  den  Früchten  des  Grundstücks  sowie  an  den  nach 
§715  Nr.  6 der  Civiiproxefsordnung  der  Pfändung  nicht  unterworfenen  Sachen. 
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In  § 635,  welcher  die  Kechte  und  Pflichten  der  Parteien  an  einem 
mit  einem  Grundstück  verpachteten  Inventar  regelt,  wurde  das  Hecht  des 
Pächters  auf  die  zum  Inventar  gehörigen  Tierjungen  durch  die  Ver- 
pflichtung eingeschränkt,  aus  den  Tierjungen  den  gewöhnlichen  Abgang 
von  dem  Viehinventar  zu  ersetzen,  soweit  dies  einer  ordnungsmäfsigen 
Wirtschaft  entspricht  Das  im  § 536  anerkannte  gesetzliche  Pfandrecht 
des  Pächters  am  mitverpachteten  Inventar  erhielt  man  wesentlich  aus 
Rücksicht  auf  das  geltende  Hecht  einem  Streichungsan trage  gegenüber 
aufrecht. 

Die  Bestimmungen  des  § 537  über  die  Beendigung  einer  auf  unbestimmte 
Zeit  eingegangenen  Pacht  eines  Grundstücks  oder  eines  Hechtes  wurden 
sachlich  beibehalten,  abgesehen  von  der  Streichung  des  entbehrlichen  Hin- 
weises auf  § 149  in  Abs.  2,  einem  dem  § 522  entsprechenden  Zusatz  über 
den  äufsersten  Kündigungstermin  und  einer  durch  die  Beschlüsse  zu 
§§  509,  510  gebotenen  Aenderung  des  Abs.  3.  Ein  Antrag,  die  Kün- 
digungsfrist gemäfs  den  Wünschen  des  Generalkomite’s  des  landwirtschaft- 
lichen Vereins  in  Bayern  und  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  auf  ein 
Jahr  zu  verlängern,  wurde  abgelehnt,  weil  die  sechsmonatliche  Frist  des 
Entwurfs  der  in  vielen  Gegenden  bestehenden  Uebung  sowohl  für  kleinere 
Pachtungen  als  auch  für  gröfsere,  bei  denen  ausnahmsweise  eine  Kün- 
digungsfrist nicht  vereinbart  sei,  der  mutmafslichen  Parteiabsicht  ent- 

§ 535.  Wird  ein  Grundstück  samt  Inventar  verpachtet,  so  liegt  dem  Pächter  die 
Unterhaitang  nnd  Ausbesserung  der  einseinen  Inventarstflcke  ob.  Der  Verpächter  ist 
verpflichtet,  Inventarstücke,  die  ohne  einen  von  dem  Pächter  su  vertretenden  Umstand 
in  Abgang  gekommen  sind,  zu  ergänzen.  Der  Pächter  hat  jedoch  den  gewöhnlichen  Ab- 
gang der  zu  dem  Inventare  gehörenden  Tiere  aus  den  Jungen  insoweit  zu  ersetzen,  als 
dies  einer  ordnungsmäßigen  Wirtschaft  entspricht. 

§ 535  a.  (544  Abs.  1.)  Hat  der  Pächter  eines  landwirtschaftlichen  Grundstücks  das 
Inventar  zum  Schätzungswerte  mit  der  Verpflichtung  übernommen,  es  bei  der  Beendigung 
der  Pacht  zum  Schätzungswerte  surückzugewäbren  , so  gelten  die  Vorschriften  der 
§§  535  b,  535  c. 

§ 535  b.  (544  Abs.  2,  3,  4,  5.)  Der  Pächter  trägt  die  Gefahr  des  zufälligen  Unter- 
ganges oder  einer  zufälligen  Verschlechterung  des  Inventars.  Er  kann  über  einzelne 
Stücke  innerhalb  der  Grenzen  einer  ordnungsmäßigen  Wirtschaft  verfügen. 

Der  Pächter  hat  das  Inventar  nach  den  Regeln  einer  ordnungsmäfaigeu  Wirtschaft 
in  dem  Zustande  zu  erhalten,  in  welchem  es  ihm  übergeben  worden  ist.  Die  vou  ihm 
angeschnitten  Stücke  werden  mit  der  Einverleibung  in  das  Inventar  Eigentum  des  Ver- 
pächters. 

§ 586  c.  (544  Abs.  6,  7,  8 ) Der  Pächter  hat  das  bei  der  Beendigung  der  Pacht 
vorhandene  Inventar  dem  Verpächter  znrückzugewähren. 

Der  Verpächter  kann  die  Uebernabme  derjenigen  von  dem  Pächter  angesebafften 
InventarstUcke  ablehnen,  welche  nach  den  Regeln  einer  ordnungsmäßigen  Wirtschaft  für 
das  Grundstück  überflüssig  oder  au  wertvoll  sind  ; mit  der  Ablehnung  geht  das  Eigentum 
an  den  abgelehnten  Stücken  auf  deu  Pächter  über. 

Uebersteigt  der  Gesamtscbätzungswert  der  übernommenen  Stücke  den  der  zurückge- 
währten  Stücke  oder  Übersteigt  der  Gesamtscbätzungswert  der  letzteren  8tücke  den  der 
enteren,  so  bat  im  enteren  Falle  der  Pächter  dem  Verpächter,  im  letzteren  Falle  der 
Verpächter  dem  Pächter  den  Mehrbetrag  zu  zahlen. 

§ 536.  Dem  Pächter  eines  Grundstücks  steht  wegen  seiner  auf  das  mitgepachtete 
Inventar  aich  beliebenden  Forderungen  ein  Pfandrecht  an  den  in  seinem  Besitze  be- 
findlichen Inventarstücken  zu.  Auf  das  Pfandrecht  findet  die  Vorschrift  des  § 521c  An- 
wendung. 

§ 637  vergl.  §.  548  a. 
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spreche  und  eine  längere  Friat  für  die  Fälle  des  gesetzlichen  Kündigungs- 
rechts,  namentlich  die  der  Zwangsversteigerung  and  des  Konkurses,  nicht 
passe.  Der  § 538  wurde  gebilligt,  soweit  er  im  Falle  des  Todes  des 
Pächters  dem  Verpächter  das  Kündigungsrecht  gemäfs  § 526  versagt 
und  das  in  § 527  bestimmte  Kündigungsrecht  bei  der  Pacht  ausschliefst. 
Dagegen  wurde  beschlossen,  im  ersten  Falle  den  Erben  des  Pächters  das 
KUndigungsrecht  zu  geben;  man  ging  davon  aus,  dafs  es  den  Erben  oft 
nicht  möglich  sei,  solbst  die  Pacht  fortznsetzen,  and  dafs  ihnen  ebenso* 
wenig  zugemutet  werden  könne,  eine  kostspielige  Verwaltung  einzurichten 
oder  einen  oft  kaum  auffindbaren  Unterpächter  zu  suchen,  während  dem 
Verpächter  eine  neue  Verpachtung  zugleich  leichter  gelingen  werde. 

Die  eine  Reihe  von  Bestimmungen  Uber  die  Facht  landwirtschaftlicher 
Grundstücke  eröffnende  Vorschrift  des  § 539  über  die  Fälligkeit  des 
Pachtzinses  wurde  in  der  Beschränkung  auf  den  praktischen  Hauptfall 
eines  nach  Jahren  bemessenen  Pachtzinses  sachlich  beibehalten,  ebenso 
der  § 540,  welcher  den  Pächter  znr  Bewirkung  der  gewöhnlichen  Aus- 
besserungen verpflichtet,  sowie  der  § 541,  wonach  dem  Pächter  gewisse 
Aendernngen  ber  bisherigen  wirtschaftlichen  Bestimmung  des  Grund- 
stücks verboten  sind.  Der  § 542  regelt  die  Entschädigung  des  Ver- 
pächters eines  landwirtschaftlichen  Grundstücks  im  Falle  thatsächlicher 
Fortsetzung  des  Fruchtgenusses  durch  den  bisherigen  Pächter  nach  Be- 
endigung der  Pacht.  Diese  Bestimmung  wurde  einerseits  auf  die  Pacht 
anderer  Gegenstände  erstreckt,  andererseits  verallgemeinert,  insofern  man 
nicht  nur  den  Fall  einer  ein  oder  mehrere  volle  Jahre  umfassenden  Fort- 
setzung des  Fruchtgenusses  berücksichtigte. 

Das  in  § 543  behandelte  Pfandrecht  des  Verpächters  an  den  ein- 
gebrachten  Sachen  des  Pächters  und  an  den  Früohten  erfahr  gegenüber 
dem  Entwurf  eine  erheblich  geringere  Abschwächung  als  das  Pfandrecht 
des  Vermieters  und  nach  einer  Richtung  sogar  eine  Verschärfung.  Man 
versagte  es  nur  wegen  künftiger  Entsehädigungaforderungen,  liefe  es  aber, 
— und  zwar  auch  gegenüber  anderen  Gläubigern  des  Pächters  — bestehen 
für  alle  fälligen  Forderungen  aus  dem  Pachtverträge  und  für  den  ge- 
samten Pachtzins,  um  nicht  durch  Abschwächung  der  gesetzlichen  Sicher- 
heit den  Verpäohter  zu  unnachsichtigem  Vorgehen  gegen  den  Pächter 
bei  vorübergehender  Zahlungsstockung  zu  drängen.  Man  erstreckte  ferner 
das  Pfandrecht,  entsprechend  zahlreichen  Wünschen  aus  landwirtschaft- 
lichen Kreisen,  auf  das  nach  § 715  Kr.  5 der  Civilprozefsordnnng  der 
Pfändung  nioht  unterworfene  landwirtschaftliche  Inventar  etc. 

Der  § 544,  welcher  sich  auf  die  Pacht  eines  landwirtschaftlichen 
Grundstücks  mit  einem  nach  Taxe  zurückzugewährenden  Inventar  bezieht, 
wurde  nicht  angefochten.  Unverändert  blieb  anch  der  die  Rüokgewährs- 
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pflicht  des  Pachten  behandelnde  § 545.  Hinzugefügt  wurde  eine  dem 
§ 1009  naohgebildete  Bestimmung  Uber  die  Pflicht  des  Verpachters  zum 
Ersatz  der  vom  Pächter  auf  noch  nicht  getreunte  Früohte  verwendeten 
Kosten  im  Falle  der  Endigung  der  Paoht  im  Laufe  eines  Paohtjahres 
(§  545  a der  Zusammenstellung). 

Der  § 546  wurde  gestrichen.  Man  hielt  eine  gesetzliche  Bestimmung 
über  die  Kückgewährpflioht  des  Pächters  bezüglich  der  beim  Antritt  der 
Pacht  übernommenen  Wirtsohaftsvorräte  Tür  entbehrlich , da  die  Par- 
teien, soweit  wie  nötig,  die  Frage  duroh  besondere  Vereinbarung  zu  ent- 
aoheideu  pflegten,  nnd  erachtete  die  getroffene  Vorschrift  für  sachlich 
bedenklich,  da  sie  dem  Pächter  eine  unter  Umständen  unerfüllbare  Ver- 
pflichtung auferlege.  Der  § 547,  welcher  den  abziehenden  Päohter  ver- 
pflichtet, die  vorhandenen  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse,  soweit  sie 
zur  Fortführung  der  Wirtschaft  erforderlich  sind,  und  den  vorhandenen 
nötigen  Dünger  zurücklassen,  wurde  in  betreff  des  Düngers  dahin  geändert, 
dafs  der  Pächter  den  gesamten  vorhandenen  (nicht  blofs  den  nötigen) 
Dünger  zurüoklassen  müsse  und  für  denselben,  abweiehend  von  Satz  3 
des  Entwurfs,  unter  keinen  Umständen  Ersatz  verlangen  könne ; bei  beiden 
Aenderungen  ging  man  davon  aus,  dafs  nach  landwirtschaftlichen  Grund- 
sätzen der  gesamte  auf  einem  Gute  gewonnene  Dünger  wiederum  in  das- 
selbe verwendet  werden  müsse.  Der  Vorschlag,  den  Päohter  auch  zur 
Zurücklassung  des  gesamten  vorhandenen  Strohs  zu  verpflichten,  wurde 
als  za  weitgehend  abgelehat,  ebenso  ein  Antrag  auf  Streiohung  der 
ganzen  Bestimmung,  da  man  hier  eine  gesetzliche  Entscheidung  für  nützlioh 
hielt.  Der  auf  die  Eückgewähr  eines  naoh  Taxe  übernommenen  Land- 
gutes bezügliche  § 548  erfuhr  keine  sachliche  Beanstandung. 


§ 545.  Der  Pächter  eine»  landwirtschaftlichen  Grundstücks  ist  verpflichtet,  dasselbe 
nach  der  Beendigung  der  Pacht  in  dem  Zustande  zurückzugewähreu,  welcher  sich  bei 
einer  während  der  gauzen  Pachtseit  bis  zur  Rückgewähr  fortgesetzten  ordnuugsmäfsigen 
Bewirtschaftung  ergiebt  Dies  gilt  insbesondere  auch  für  die  Bestellung. 

§ 545  a.  Eudigt  die  Pacht  eines  landwirtschaftlichen  Grundstücks  im  Laufe  eines 
Pachtjahrs , so  hat  der  Verpächter  die  Kosten,  welche  der  Pächter  auf  die  uoch  nicht  ge- 
trennten, in  dem  Pachtjahre  nach  deo  Regeln  einer  ordnungsmäßigen  Wirtschaft  noch  zu 
trennenden  Früchte  innerhalb  der  Grenxen  einer  solchen  Wirtschaft  verwendet  hat,  inso- 
weit zu  ersetzen,  als  sie  den  Wert  dieser  Früchte  nicht  übersteigen. 

g 546  gestrichen. 

§ 547.  Der  Pächter  eines  Landguts  hat  von  den  bei  der  Beendigung  der  Pacht 
vorhandenen  landwirtsuhaftlichen  Erzeugnissen  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  bei  dem 
Antritte  der  Pacht  solche  Sachen  übernommen  hat  oder  nicht,  so  viel  xurückzulassen,  als 
zur  Fortführung  der  Wirtschaft  bis  zu  der  Zeit  erforderlich  ist,  in  welcher  gleiche  oder 
ähnliche  Erzeugnisse  voraussichtlich  gewonnen  werden,  ingleichen  den  vorhandenen  auf 
dem  Gut«  gewonnenen  Dünger. 

Soweit  der  Pächter  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  iu  gröfserer  Menge  oder  besserer 
Beschaffenheit  zurückzulassen  verpflichtet  ist,  als  er  bei  dem  Antritte  der  Pacht  über- 
nommen hat,  ist  der  Verpächter  snm  Wertersaue  verpflichtet  Für  Dünger  ist  Ersatz 
nicht  zu  leisten. 

§ 548.  Bat  bei  der  Pacht  eines  Landguts  der  Pächter  das  Gut  auf  Grund  einer 
Schaumig  des  wirtschaftlichen  Znstandos  desselben  mit  der  Bestimmung  übernommen,  dafs 
nach  der  Beendigung  der  Pacht  die  Rückgewähr  gleichfalls  anf  Grund  einer  solchen 
SchäUnng  zu  erfolgen  habe,  so  finden  ln  Ansehung  der  Rückgewähr  des  Gates  die  Vor- 
schriften des  § 535  c Abs.  2,  3 entsprechende  Anwendung. 

Das  Gleiche  gilt,  wenn  der  Pächter  Vorräte  auf  Gruud  einer  Schätzung  mit  einer 
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Der  Kommiuion  leg  schliefilioh  noch  ein  Antrag  vor,  der  Landei- 
geaetzgebung  im  EinfUhrungugeaet*  die  Regelung  der  Viehveritel- 
lung  und  Tiehpacht  vorzubehalten.  Die  Mehrheit  sah  aber  für 
einen  aolohen  Vorbehalt  kein  Bedürfnis,  indem  sie  annahm,  dafa  dem 
Mifsbrauch  jener  Institute  zur  Bewucherung  kleiner  Landwirte  nioht  duroh 
Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts,  sondern  duroh  die  Sondergesetz- 
gebung über  den  Wucher  und  durch  polizeiliche  Mafsregeln  entgegen- 
getreten werden  müsse. 

In  dem  von  der  Gebrauchsleihe  handelnden  seohsten  Titel  er- 
hielten die  §§  649,  660  eine  Fassung,  welche  es  noch  vollständiger,  als 


solchen  Bestimmung  übernommen  hat,  in  Ansehung  der  Rückgewähr  der  Vorräte,  die  er 
zurückzalassen  verpflichtet  ist. 

§ 648  a.  (637.)  Ist  bei  der  Pacht  eines  Grundstücks  oder  eines  Rechtes  die  Pacht- 
seit  nicht  bestimmt,  so  ist  die  Kündigung  nur  für  den  Schluß»  eines  Pachtjahrs  zulässig; 
sie  hat  spätestens  am  ersten  Werktage  des  halben  Jahrs  zu  erfolgen,  mit  dessen  Ablauf 
das  Pachtverhältnis  endigen  soll.  Die  Pach^jahre  werden  von  dem  Anfänge  der  Pacht 
an  gerechnet. 

Diese  Vorschriften  gelten  bei  der  Pacht  eines  Grundstücks  oder  eines  Rechtes  auch 
für  die  Fälle,  in  welchen  das  Pachtverhältnis  unter  Einhaltung  der  gesetzlichen  Frist 
vorzeitig  gekündigt  werden  kann. 

§ 548  b.  (633,  638.)  Dem  Pächter  steht  das  in  § 516  Abs.  1 bestimmte  Kün- 
digungsrecht nicht  zu. 

Der  Verpächter  ist  nicht  berechtigt,  das  Pachtverhältnis  nach  § 526  zu  kündigen. 

Eine  Kündigung  des  Pachtverhältnisses  nach  § 527  findet  nicht  statt. 

Anmerkung.  Der  laut  Anmerkung  zu  § 296  beschlossene  § 749  a der  Civil - 
Prozeßordnung  erhält  folgenden  Zusatz : 

Die  Pfändung  des  Pachtrechts  und  die  Anordnung  einer  Verwaltung  zur  Ausübung 

desselben  Ist  zulässig,  auch  wenn  dem  Pächter  nicht  gestattet  ist,  die  Ausübung  des 

Rechts  einem  Dritten  zu  überlassen. 

§ 548  c.  (642.)  Wird  der  Pachtgegeustand  nach  der  Beendigung  der  Pacht  nicht 
zurückgegeben,  so  kann  der  Verpächter  für  die  Dauer  der  Vorenthaltung  als  Entschädigung 
den  vertragsmäßigen  Pachtzins  nach  dem  Verhältnisse  verlangen,  in  welchem  die  Nutzungen, 
die  der  Pächter  während  dieser  Zeit  gezogen  hat  oder  hätte  ziehen  können,  zu  den 
Nutzungen  des  ganzen  Pach^jahrs  stehen.  Die  Geltendmachung  eines  weiteren  Schadens 
ist  nicht  ausgeschlossen. 

Anmerkung.  Im  Art.  13  des  Entwurfs  des  Einführungsgesetaes  sollen  geändert 
werden 

1)  der  § 17  der  Konkursordnung  dahin: 

1)  Hatte  der  Gemeinschuldner  gepachtet  oder  gemietet,  so  kann  sowohl  der  andere 
Teil  als  der  Verwalter  daa  Pacht-  oder  Mietrerhältnis  kündigen.  Dia  Kündi- 
gungsfrist ist,  falls  nicht  eine  kürzere  Frist  bedungen  war,  die  gesetzliche. 
Kündigt  der  Verwalter,  so  ist  der  andere  Teil  berechtigt,  Ersatz  des  ihm  durch 
die  Aufhebung  des  Vertrags  entstandenen  Schadens  zu  verlangen. 

2)  die  dem  § 41  Nr.  2 der  Konkursordnung  gegebene  Fassung  dahin; 

2)  diejenigen,  welche  an  gewissen  Gegenständen  ein  gesetsliches  oder  ein  durch 
Pfändung  erlangtes  Pfandrecht  haben ; das  dem  Vermieter  und  dem  Verpächter 
nach  den  §§  521,  531,  534  a des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  zastehende  Pfand- 
recht kann  wegen  des  dem  Vermieter  oder  dem  Verpächter  infolge  der  Kündi- 
gung des  Verwalters  erwaebseuen  Entschädigungsanspruchs  sowie  wegen  des 
Miet-  oder  Pachtsinses  für  eine  frühere  Zeit  als  das  letzte  Jahr  vor  der  Er- 
öffnung des  Verfahrens  nicht  geltend  gemacht  werden  ; das  Pfandrecht  des  Ver- 
pächters eines  landwirtschaftlichen  Grundstücks  unterliegt  in  Ansehung  des 
Pachtzinses  der  Beschränkung  nicht. 

Sechster  Titel. 

Gebrauchsleihe. 

§ 549.  Durch  den  Leihvertrag  wird  der  Verleiher  einer  Saobe  verpflichtet,  dem 
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es  im  Entwurf  geschehen,  vermeidet,  zu  der  wissenschaftlichen  Frage,  ob 
der  Leihvertrag  als  Bealvertrag  im  Sinne  des  römischen  Rechts  anzusehen 
sei,  im  Gesetze  Stellung  zu  nehmen.  Der  § 551,  der  die  Haftung  des 
Verleihers  wegen  eines  Mangels  der  Sache  oder  eines  solohen  in  seinem 
Rechte  betrifft,  blieb  unverändert,  ebenso  der  dem  Entleiher  die  Gebrauchs- 
Überlassung  an  einen  anderen  untersagende  § 552.  In  § 553  Abs.  1 hielt 
man,  ebenso  wie  in  § 513,  die  Erwähnung  der  durch  den  Gebrauch  der 
Sache  verursachten  Auslagen  für  entbehrlich,  sprach  dagegen  im  AnschluTs 
an  das  preuTsische  Recht  die  Verpflichtung  des  Entleihers  zur  Tragung 
der  gewöhnlichen  Erhaltun gekosten  aus.  Das  in  Abs.  3 Satz  3 aner- 
kannte Reoht  des  Entleihers  zur  Wegnahme  einer  von  ihm  gemachten 
Einrichtung  regelte  man  übereinstimmend  mit  dem  gleichen  Recht  des 
Mieters.  Man  unterwarf  ferner  die  gegenseitigen  Ansprüche  des  Ver- 
leihers und  des  Entleihers  derselben  kurzen  Verjährung  wie  die  des 
Vermieters  und  des  Mieters  (§  554a  der  Zusammenstellung)  und  gab  dem 
Verleiher  wie  dem  Vermieter  einen  unmittelbaren  Rüokgabeanspruch 
gegen  jeden  Dritten,  dem  der  Entleiher  den  Gebrauch  der  Sache  über- 
lassen hat  (§  555  Abs.  3 daselbst).  Die  Bestimmungen  der  §§  554  bis 
557  über  die  Pflichten  des  Entleihers  zur  Rückgabe  der  Sache  und  die 

Entleiher  den  Gebrauch  derselben  unentgeltlich  zu  gestatten ; der  Entleiher  ist  ver- 
pflichtet, die  empfangene  Sache  nach  der  Beendigung  seiner  Befugnis  zum  Gebrauche  dem 
Verleiher  zurückzugeben. 

§ 550.  Der  Verleiher  haftet  nur  wegen  Vorsatzes  und  grober  Fahrlässigkeit. 

§ 531.  Hat  der  Verleiher  einen  Mangel  in  seinem  Recht«  oder  einen  Mangel  der 
Sache  arglistig  verschwiegen,  so  ist  er  verpflichtet,  dem  Entleiher  den  dadurch  verur- 
sachten Schaden  zu  ersetzen. 

§ 552.  Der  Entleiher  darf  von  der  geliehenen  Sache  keinen  anderen  als  den  ver- 
tragsm&fsigen  Gebrauch  machen.  Er  ist  nicht  berechtigt,  den  Gebrauch  der  Sache  ohne 
Erlanbnis  des  Verleihers  einem  anderen  zu  überlassen. 

§ 558.  Der  Entleiher  hat  die  gewöhnlichen  Kosten  der  Erhaltung  der  Sache,  bei 
der  Leihe  eines  Tieres  insbesondere  die  FQtterungskosten  zu  tragen.  Andere  notwendige 
Verwendungen  sind  dem  Entleiher  von  dem  Verleiher  zu  ersetzen. 

Die  Verpflichtung  des  Verleihers  zum  Ersätze  sonstiger  Verwendungen  bestimmt  sich 
nach  den  Vorschriften  über  die  Geschältsführung  ohne  Auftrag.  Außerdem  steht  dem 
Entleiher  das  dem  Mieter  im  § 514  Abs.  2 eingeräumte  Recht  der  Wegnahme  zu. 

§ 554.  Der  Entleiher  haftet  nicht  wegen  Veränderungen  oder  Verschlechterungen 
der  geliehenen  Sache,  welche  durch  den  vertragsxnäfsigen  Gebrauch  herbeigeführt  sind. 

§ 554  a.  Die  Ersatzansprüche  des  Verleihers  wegen  Veränderungen  oder  Verschlech- 
terungen der  geliehenen  Sache  sowie  die  Ansprüche  des  Entleihers  auf  Ersatz  von  Ver- 
wendungen oder  auf  Gestattung  der  Wegnahme  einer  Einrichtung  verjähren  in  sechs 
Monaten.  Die  Verjährung  beginnt  nach  Mafsgabe  des  § 520  b Satz  2. 

§ 555.  (555,  556.)  Ist  für  die  Dauer  der  Leihe  eine  bestimmte  Zeit  nicht  festge- 

setzt, so  hat  der  Entleiher  die  geliehene  Sache  znrückzugeben,  nachdem  er  den  aus  dem 
Zwecke  der  Leibe  sich  ergebenden  Gebrauch  gemacht  hat.  Der  Verleiher  kann  die 
Sache  schon  vorher  zurückfordern,  wenn  so  viel  Zeit  verstrichen  ist,  dzfs  der  Entleiher 
den  Gebrauch  hätte  machen  können. 

Ist  die  Dauer  der  Leihe  weder  bestimmt  noch  aus  dem  Zwecke  zu  entnehmen,  so 
ist  der  Entleiher  berechtigt,  die  Sache  jederzeit  zurücksufordern. 

Hat  der  Entleiher  den  Gebrauch  der  Sache  einem  Dritten  überlassen,  so  kann  der 
Verleiher  sie  nach  der  Beendigung  der  Leihe  auch  von  dem  Dritten  zurückfordern. 

§ 556  vergl.  § 555 

§ 557.  Der  Verleiher  kann  die  Leihe  kündigen  : 

1)  wenn  der  Entleiher  von  der  geliehenen  Sache  einen  vertragswidrigen  Gebrauch 
macht,  insbesondere  den  Gebrauch  einem  Dritten  unbefugt  überläfst,  oder  wenn  er 
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Beendigung  der  Leihe  erfuhren  keine  Abänderung.  Den  auf  das  sog. 
Prekarium  bezüglichen  § S58  strich  man  als  seinem  Inhalt  nach  selbst- 
verständlich, da  man  kein  Bedürfnis  sah,  die  geschichtliche  Erinnerung 
an  den  römischen  Unterschied  vom  Kommodat  und  Prekarium  im  Uesetz- 
buche  au  verewigen. 

Hit  § 559  beginnt  der  siebente  Titel  vom  Dienstvertrag  und 
Werkvertrag.  Die  Kommission  beschlofs,  die  Begriffe  des  Dienst- 
und  des  Werkvertrages  dadurch  zu  erweitern,  dafs  das  im  Entwurf  als 
entgeltlicher  Auftrag  behandelte  Vertrags  Verhältnis  den  Bestimmungen 
dieses  Titels  unterstellt,  die  Vorschriften  des  neunten  Titels  über  den 
Auftrag  mithin  auf  den  unentgeltlichen  Auftrag  beschränkt  werden  sollen; 
mafsgebend  war  hierfür  die  Erwägung,  dafs  man  nur  auf  diese  Weis« 
zu  einer  klaren  Begrenzung  des  Auftragsbegriffs  gelange.  Dieser  Be- 
schtufs  machte  mehrfache  Ergänzungen  des  vorliegenden  Titels  erforderlich. 
Im  übrigen  billigte  man  es,  dafs  der  Entwurf  in  diesem  Titel  nicht 
zwischen  liberalen  und  illiberalen  Diensten  unterscheidet.  Han  ging 
davon  aus,  dafs  die  hiergegen  namentlich  aus  ärztlichen  und  anwaltlichen 
Kreisen  erhobenen  Einwendungen  auf  einer  irrigen  Auffassung  des  Ent- 
wurfs beruhten,  indem  die  Bestimmungen  desselben  über  den  Dienst-  und 
Werkvertrag  nicht  notwendig  eine  Abhängigkeit  des  Verpflichteten  von 
Weisungen  des  Berechtigten  mit  sich  brächten,  vielmehr  auch  auf  höhere 
Berufsthätigkeiten  pafsten , bei  welchen  der  Verpflichtete  seine  Dienste 
nach  pflichtmäfaigem  Ermessen  selbständig  zu  leisten  habe.  Im  einzelnen 
ergab  sich  freilich,  wie  später  mitzuteilen  sein  wird,  das  Bedürfnis  nach 
Ergänzung  des  Entwurfs  gerade  mit  KückBicht  auf  die  höhere  Berufsarbeit. 

Der  § 559  Abs.  2 erhielt  einen  Zusatz  für  den  Fall,  dafs  die  Höhe 
der  Vergütung  nicht  bestimmt  ist;  dann  soll  die  Höhe  in  erster  Linie 

di«  Sach«  durch  Vcruachlii*..igtmg  der  ihm  obliegenden.  Sorgfalt  erheblich  ge- 
fährdet ; 

2)  wenn  dar  Entleiher  stirbt; 

3)  wenn  infolge  eines  unvorhergesehenen  Ums  tun  des  der  Verleiher  selbst  der  Sache 
bedarf 

§ 558  gestrichen. 


Siebenter  Xitel 

Dienstvertrag. 

§ 559.  Durch  den  Dienstvertrag  wird  derjenige,  welcher  die  Dienste  zusagt,  zur 
Leistung  der  versprochenen  Dienste,  der  andere  Teil  zur  Gewährung  der  vereinbarten 
Vergütung  verpflichtet 

Gegenstand  des  Dienstvertrags  können  Dienste  jeder  Art  sein. 

§ 559  a.  Eine  Vergütung  gilt  als  stillschweigend  vereinbart,  wenn  die  Dienstleistung 
den  Umständen  uach  nur  gegeu  eiue  Vergütung  zu  erwarten  war. 

Ist  die  Höhe  der  Vergütung  nicht  bestimmt,  so  ist  bei  dem  llestehen  eiuer  Taxe  die 
übliche  Vergütung  als  vereinbart  anzusehen. 

§ 559  b.  Nimmt  jemand,  der  zur  Uebernahme  gewisser  Dienste  öffentlich  bestellt 
ist  oder  sich  öffentlich  erboten  hat,  einen  auf  solche  Dienste  gerichteten  Antrag  nicht  an, 
so  ist  er  verpflichtet,  die  Ablehnung  dem  Antragsteller  unverzüglich  anzuzeigen.  Das 
Gleiche  gilt,  weun  jemand  »ich  dem  Antragsteller  gegenüber  zur  Uebernahme  gewisser 
Dienste  erboten  hat. 

§ 559  c.  Der  zur  Dienstleistung  Verpflichtete  hat  die  Dienste  im  Zweifel  in  Person 
zu  leisten.  Der  Anspruch  auf  die  Dienste  ist  im  Zweifel  nicht  übertragbar. 
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nach  einer  etwa  vorhandenen  Taxe  oder  in  Ermangelung  einer  solchen 
nach  der  bestehenden  Uebung  bemessen  werden  und  erst  in  letzter  Linie 
der  § 354  (vergl.  diese  Juhrb.  Bd.  LVIII  S.  730)  Platz  greifen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Unterstellung  des  entgeltlichen  Auftrags  unter 
die  Bestimmungen  dieses  Titels  wurde  die  Vorschrift  des  § 587  über  die 
Voraussetzungen,  unter  denen  jemand  verpflichtet  sein  soll,  die  Ablehnuug 
eines  auf  die  Uebernahme  von  Diensten  gerichteten  Antrages  dem  An- 
tragenden anzuzeigen,  hierher  übernommen  und  durch  einen  dem  Art.  323 
des  Handelsgesetzbuches  entnommenen  Zusatz  ergänzt.  Es  erschien  ferner 
zweckmöfsig,  die  der  regelmäfsigen  Parteiabsioht  entsprechenden  Sätze  als 
Regel  auszusprechen,  dafs  der  Verpflichtete  die  Dienste  in  Person  zu 
leisten  habe  und  dafs  der  Anspruch  auf  die  Dienste  nicht  übertragbar  sei. 

Der  die  Fälligkeit  der  Vergütung  betreffende  § 560,  sowie  die  Vor- 
schrift des  § 561  über  die  Rechte  des  Verpflichteten  bei  Annahmeverzug 
des  Berechtigten  blieben  unverändert.  Der  § 562  beläfst  dem  Ver- 
pflichteten den  Anspruch  auf  die  vertragsmäfsige  Vergütung  auch  im 
Palle  einer  unverschuldeten  vorübergehenden  Behinderung  an  der  Dienst- 
leistung, jedoch  nur  bei  einem  dauernden,  die  Erwerbsthätigkeit  des 
Verpflichteten  vollständig  oder  hauptsächlich  in  Anspruch  nehmenden 
Dienstverhältnisse.  Man  erstreckte  diese  Vorschrift  auf  jedes  Dienst- 
verhältnis, bei  dem  die  Vergütung  nach  Zeitabschnitten  bemessen  ist, 
unter  der  Voraussetzung,  dafs  die  Behinderung  nur  während  einer  im 
Verhältnis  zur  Gesamtdauer  des  Dienstverhältnisses  nicht  erheblichen  Zeit 
bestehe.  Andererseits  beschlofs  man  aber,  nach  dem  Vorbilde  der  Ge- 
werbeordnungsnovelle vom  1.  Juni  1891  § 133c  Abs.  2 von  der  Ver- 
gütung denjenigen  Betrag  in  Abzug  zu  bringen,  welcher  dem  Verpflichteten 
aus  einer  auf  Grund  gesetzlicher  Bestimmung  bestehenden  Kranken-  oder 
Unfallversicherung  zukommt,  damit  der  Verpflichtete  nicht  bei  Behinderung 
durch  Krankheit  oder  Unfall  einen  Gewinn  erlange. 

In  weiterer  Fortbildung  des  dem  § 562  zu  Grande  liegenden  Ge- 


§ 560.  Die  Vergütung  ist  nach  der  Beendigung  der  Dienstleistung  zu  entrichten. 
Ist  die  Vergütung  nach  Zeitabschnitten  bemessen,  so  ist  sie  nach  dem  Ablaufe  der  ein- 
zelnen Zeitabschnitte  zu  entrichten. 

§ 561.  Kommt  der  Dienstberecbtigte  mit  der  Annahme  der  Dienste  in  Verzug,  so 
kann  der  Verpflichtete  für  die  infolge  des  Verzugs  nicht  geleisteten  Dienste  die  verein- 
barte Vergütung  verlangen,  ohne  zur  Nachleistung  verpflichtet  tu  sein.  Er  mufs  »ich 
jedoch  den  Wert  desjenigen  in  Abzug  bringen  lassen,  was  er  infolge  der  Nichtleistung 
der  Dienste  erspart  oder  durch  anderweite  Verwendung  seiner  Dienste  erworben  hat  oder 
hätte  erwerben  können,  wenn  er  es  nicht  böswillig  unterlassen  hätte. 

§ 562.  Ist  die  Vergütung  nach  Zeitabschnitten  bemessen,  so  wird  der  zur  Dienst- 
leistung Verpflichtete  des  Anspruchs  auf  die  vertragsmäfsige  Vergütung  nicht  dadurch  ver- 
lustig, dafs  er  für  eine  verbfiltnismäfsig  nicht  erhebliche  Zeit  durch  einen  in  »einer 
Person  liegenden  Grnnd  ohne  sein  Verschulden  an  der  Dienstleistung  verhindert  wird. 
Er  mufs  sich  jedoch  den  Betrag  in  Abzug  bringen  lassen,  welcher  ihm  für  die  Zeit  der 
Behinderung  aus  einer  auf  Grund  gesetzlicher  Verpflichtung  bestehenden  Kranken-  oder 
Unfallversicherung  zukommt 

§ 562  a.  Der  Dienstberechtigte  ist  verpflichtet.  Räume.  Vorrichtungen  oder  Gerät- 
schaften, die  er  zur  Verrichtung  der  Dienste  zu  beschaffen  hat.  so  einznrichten  und  zu 
unterhalten  and  Dienstleistungen,  die  unter  seiuer  Anordnung  oder  Leitung  vorzunehmen 
sind,  so  zu  regelu,  dafs  der  zur  Dienstleistung  Verpflichtete  gegen  Gefahr  für  Leben  und 
Gesundheit  soweit  geschützt  ist,  als  die  Natur  der  Dienstleistungen  es  gestattet. 
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danken«  wurde  beantragt,  den  Dieuatgeber  bezüglich  aller  mit  ihm  in 
häuslicher  Gemeinschaft  lebenden,  nioht  gegen  Krankheit  versicherten  Be- 
diensteten im  Falle  ihrer  Erkrankung  zum  Ersatz  der  Kur-  und  Ver- 
pfleguugskoaten  für  eine  verhältuismäfaig  nioht  lange,  höchstens  zwei- 
wöchige Zeit  zu  verpflichten.  Der  Antrag  wurde  jedooh  von  einer  — 
freilich  geringen  — Mehrheit  abgelehnt.  Man  ging  davon  aus,  dafn  die 
vorgeschlagene  Eraatzpflieht  dea  Dienstherrn  sioh  weder  aus  der  Haus- 
gemeinschaft mit  den  Bediensteten  noch  aus  der  regelmäfsigen  Partei- 
absicht herleiteu  lasse ; der  sooialpolitisohe  Zweok  einer  erweiterten  Kranken- 
fürsorge  für  die  Bediensteten  könne  nicht  durch  die  Gewährung  eines  mit 
dem  Grundgedanken  der  Krankenversicherungsgesetzgebung  unvereinbaren 
eivilrechtlioben  Anspruchs  erreicht  werden , zumal  da  dieser  Anspruch 
den  Dienatherrn  in  einem  nicht  übersehbaren  Mafse  belaste  und  dadurch 
die  wirtschaftliche  Existenz  mancher  Arbeitgeber,  insbesondere  der  kleinen, 
mit  einigen  Gesellen  arbeitenden  Handwerker,  schwer  gefährde.  Dagegen 
beschlofs  man,  nach  anderer  Richtung  eine  erweiterte  Fürsorgepflicht  des 
Dienstherrn  anzuerkennen,  indem  man  bei  Diensten,  die  naoh  seiner  An- 
ordnung oder  unter  seiner  Leitung  geleistet  werden,  ihn  verpflichtete,  die 
Räume  und  Gerätschaften  so  einzuriohten  und  die  Dienstleistungen  so  zu 
regeln,  dafs  der  Bedienstete  gegen  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  so  weil, 
als  die  Natur  der  Dienstleistungen  es  gestattet,  geschützt  ist.  Man  sah  in  der 
Vorschrift  eine  Verallgemeinerung  der  §§  120a — e der  Gewerbeordnung  (Gesetz 
vom  l.Juni  1891)  und  hielt  es  zugleioh  für  nützlioh,  die  streitige  Frage  nach 
den  civilrechtlichen  Folgen  einer  Zuwiderhandlung  gegen  diese  Bestimmungen 
der  Gewerbeordnung  im  Gesetzbuch  zu  entscheiden.  Um  die  Erreichung 
des  socialpolitischen  Zweoks  dieser  Vorschrift  sicherzustellen,  schlofs  man 
eine  abweichende  Parteivereinbarnng  aus  und  nahm  die  Vorschrift  unter 
diejenigen  Bestimmungen  auf,  welche  nach  Artikel  46  des  Einführungs- 
gesetzes  bei  der  sonst  dem  Landesrecht  vorbehaltenen  Regelung  des  Ge- 
aindereehte  nioht  abgeändert  werden  dürfen.  Ein  Antrag  auf  Gewährung 
eines  Ersatzanspruchs  wegen  versäumter  Fürsorge  gegen  Gefahren  für  die 
Sittlichkeit  der  Bediensteten  wurde  abgelehnt,  weil  man  den  Schutz  auf 
diesem  Gebiet  vorwiegend  für  eine  Aufgabe  des  öffentlichen  Rechts  hielt 
und  erwog,  dafs  dem  Bediensteten  das  Kündigungsrecht  nach  § 566  zu 
Gebote  stehe. 

In  § 563  erschien  es  zweckmäfsig , die  Beendigung  des  Dienst- 


Im  Falls  schuldhafter  Nichterfüllung  dieser  Verpflichtung  hat  der  Dienstberechtigte 
den  dadurch  verursachten  Schaden  zu  ersetzen.  Die  Vorschriften  der  §§  722  bis  726 
finden  entsprechende  Anwendung. 

Die  dem  Dienstberechtigten  nach  Abs.  1 obliegende  Verpflichtung  kann  nicht  im 
voraus  durch  Vertrag  aufgehoben  oder  beschrankt  werden. 

Anmerkung.  Im  Artikel  46  des  Entwurfes  das  Einführungsgesetaes  soll  vor 
, 564“  eingeschaltet  werden  : ,,662  a.“ 

§ 663.  Das  Dienstverhältnis  endigt  mit  dem  Ablaufe  der  Zeit,  für  welche  es  ein* 
gegangen  ist 

Ist  das  Dienstverhältnis  nicht  auf  bestimmte  Zelt  eingegengen  und  ergiebt  sich  die 
Daner  nicht  aus  dem  Zwecke  der  Dienste,  so  kenn  jeder  Teil  des  Dienstverhältnis  nach 
Meisgehe  der  §§  663  e bis  663  e kündigen. 
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Verhältnisses  daroh  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  zu  erwähnen  und  anf  die 
Fälle  hinzuweisen,  in  denen  die  Zeitdauer  duroh  den  Zweck  der  Dienste 
bestimmt  wird.  Bezöglioh  der  auf  unbestimmte  Zeit  eiugegangenen  Dienst- 
verhältnisse setzte  man  an  die  Stelle  der  einheitlichen  Kündigungsfrist 
von  zwei  Wochen  eine  Beihe  nach  der  Dauer  der  für  die  Bemessung  der 
Vergütung  mafsgebenden  Zeitabschnitte  (Tage,  Wochen,  Monate  etc.)  ab- 
gestufter Fristen,  ähnlioh  wie  solohe  in  § 522  für  die  Sachmiete  bestimmt 
sind.  Nur  für  den  Fall,  dafs  die  Vergütung  nicht  naoh  Zeitabschnitten 
bemessen  ist,  behielt  mau  für  Dienstverhältnisse,  welche  die  Erwerbs- 
thätigkeit  des  Dienstleistenden  vollständig  oder  hauptsächlich  in  Anspruch 
nehmen,  die  zweiwöchige  Kündigungsfrist  bei,  während  bei  anderen  Dienst- 
verhältnissen unter  der  bezeichneten  Voraussetzung  die  Kündigung  ohne  Frist 
jederzeit  zulässig  sein  soll.  Neben  diesen  Bestimmungen  hielt  die  Mehrheit 
nooh  eine  besondere  Vorschrift  im  Interesse  der  Dienstverhältnisse  höherer 
Art  für  erforderlieb.  Sie  erwog,  dafs  in  den  gedaohten  Dienstverhältnissen 
die  sooiale  Stellung  der  Dienstnehmer  es  ihnen  oft  unmöglich  mache,  sioh 
im  Wege  der  Vereinbarung  zu  sichern,  dafs  ferner  die  beschränkte  und 
nioht  stetige  Nachfrage  naoh  jenen  Diensten  höherer  Art  es  nötig  maobe, 
den  Dienstnehmern  zur  Aufsuohung  eines  neuen  Dienstes  eine  nicht  zu  kurze 
Frist  zu  gewähren,  wenn  anders  sie  nicht  in  Not  geraten  sollten.  Deshalb 
setzte  man  für  solche  Dienstverhältnisse,  entsprechend  den  Wünschen  vieler 
Handelskammern,  nach  dem  Vorbilde  des  Handelsgesetzbuches  Art.  61  und 
der  Gewerbeordnungsnovelle  vom  1.  Juni  1891  §|133a  eine  von  den 
sonstigen  Bestimmungen  über  die  Kündigung  unabhängige  sechswöchige 
Kündigung  fest,  welche  nur  zum  Schlufs  eines  Kalendervierteljahres  statt- 
haft sein  soll.  Um  die  unter  Umständen  zweifelhafte  Abgrenzung  der  in 
Betracht  kommenden  Arten  von  Dienstverhältnissen  zu  erleichtern,  führte 
man  die  hauptsächlichsten  Arten  als  Beispiele  auf. 

Als  höohste  zulässige  Dauer  eines  Dienstverhältnisses  wurde  statt  der 


§ (63  s.  lat  die  Vergütung  nach  Tagen  bemessen,  so  ist  die  Kündigung  an  jedem 
Tage  für  den  folgenden  Tag  zulässig. 

Ist  die  Vergütung  nach  Wochen  bemessen,  so  ist  die  Kündigung  nur  für  den  Schlufs 
einer  Kalenderwoche  zulässig ; sie  hat  spätestens  am  ersten  Werktage  der  Woche  an 
erfolgen. 

Ist  die  Vergütung  nach  Monaten  bemessen,  so  ist  die  Kündigung  nur  für  den  Schlufs 
eines  Kalendennonats  anlässig;  sie  bat  spätestens  am  fünfzehnten  des  Monats  an 
erfolgen. 

Ist  die  Vergütung  nach  Vierteljahren  oder  längeren  Zeitabschnitten  bemessen,  so  ist 
die  Kündigung  nur  für  den  Schlufs  eines  Kalender  Vierteljahrs  und  nnr  unter  Einhaltung 
einer  Kündigungsfrist  von  sechs  Wochen  zulässig. 

§ 563  b.  Das  Dienstverhältnis  der  mit  festen  Bezügen  zur  Leistung  von  Diensten 
höherer  Art  Angestellten,  deren  Erwerbsthätigkeit  durch  das  Dienstverhältnis  vollständig 
oder  hauptsächlich  in  Anspruch  genommen  wird,  insbesondere  der  Lehrer,  Erzieher, 
Privatbeamten,  Gesellschafterinnen,  kann  nur  für  den  Schlufs  eines  Kalendervierteijahrs 
und  nur  unter  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  von  sechs  Wochen  gekündigt  werden, 
auch  wenn  die  Vergütung  nach  kürzeren  Zeitabschnitten  als  Vierteljahren  bemessen  ist. 

§ 563  c.  Ist  die  Vergütung  nicht  nach  Zeitabschnitten  bemessen,  so  kann  das  Dienst- 
verhältnis jederzeit  gekündigt  werden;  bei  einem  die  Erwerbsthätigkeit  des  Verpflichteten 
vollständig  oder  hauptsächlich  in  Ansprach  nehmenden  Dienstverhältnisse  ist  jedoch  eine 
Kündigungsfrist  von  zwei  Wochen  einzuhelten. 
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in  § 364  festgesetzten  10  Jahre  ein  Zeitraum  von  5 Jahren  bestimmt,  da 
man  iD  der  Vorschrift  des  Entwurfs  eine  zu  weitgehende  Beschränkung 
der  persönlichen  Freiheit  des  Dienstnehmers  erblickte.  Der  auf  die  still- 
schweigende Verlängerung  eines  Dienstverhältnisses  bezügliche  § 565  blieb 
unbeanstandet. 

Das  in  § 566  Abs.  1 Satz  1 anerkannte  Beoht  beider  Parteien  zum 
sofortigen  Bücktritt  wegen  eines  wichtigen  Grundes  wurde  sachlich  un- 
verändert beibohalten ; formell  ersetzte  man  auoh  hier  das  Bücktrittsrecht 
durch  ein  Kündigungsrecht.  Daneben  erkannte  man  ein  von  dem  Erforder- 


§ 664.  Ist  das  Dienstverhältnis  für  die  Lebenszeit  einer  Person  oder  für  längere 
Zeit  als  fünf  Jahre  eingegangen,  so  kann  es  von  dem  zur  Dienstleistung  Verpflichteten 
nach  dem  Ablaufe  von  fünf  Jahren  gekündigt  werden.  Die  Kündigungsfrist  beträgt 
sechs  Monate.  Die  Kündigung  ist  nicht  zulässig,  wenn  der  Verpflichtete  die  Dienste 
durch  einen  anderen  leisten  lassen  darf 

§ 565.  Wird  das  Dienstverhältnis  nach  seiner  Beendigung  von  dem  znr  Dienst- 
leistung Verpflichteten  mit  Wissen  und  ohne  Widerspruch  des  anderen  Teiles  fortgesetzt, 
so  gilt  es  als  auf  unbestimmte  Zeit  verlängert. 

§ 566.  Das  Dienstverhältnis  kann  von  jedem  Teile  ohne  Einhaltung  einer  Kündi- 
gungsfrist gekündigt  werden,  wenn  ein  wichtiger,  die  Kündigung  rechtfertigender  Grund 
vorliegt. 

Hat  der  zur  Dienstleistung  Verpflichtete,  ohne  in  einem  dauernden  Dienstverhältnisse 
mit  festen  Bezügen  zu  stehen,  Dienste  höherer  Art  zu  leisten,  die  auf  Grund  besonderen 
Vertrauens  übertragen  zu  werden  pflegen,  so  ist  die  Kündigung  auch  ohne  die  im  Abs.  I 
bezeichoete  Voraussetzung  zulässig. 

§ 566  a.  Wird  nach  dem  Beginne  der  Dienstleistung  das  Dienstverhältnis  auf  Grund 
des  § 566  gekündigt,  so  kann  der  Verpflichtete  einen  seinen  bisherigen  Leistungen  ent- 
sprechenden Teil  der  Vergütung  verlangen.  Hat  er  gekündigt,  ohne  durch  vertrags- 
widriges Verhalten  des  anderen  Teiles  dazu  veranlafst  zu  sein,  oder  bat  er  durch  sein 
vertragswidriges  Verhalten  die  Kündigung  des  anderen  Teiles  veranlafst,  so  steht  ihm  ein 
Anspruch  auf  die  Vergütung  insoweit  nicht  zu,  als  seine  bisherigen  Leistungen  infolge 
der  Kündigung  für  den  anderen  Teil  kein  Interesse  haben.  Ist  die  Vergütung  für  eine 
spätere  Zeit  im  voran»  entrichtet,  so  hat  der  Verpflichtete  sie  nach  Mafsgabe  des  § 427 
und  des  § 369  c Satz  2 zurückzuerstatten. 

Ist  die  Kündigung  durch  vertragswidriges  Verhalten  des  anderen  Teiles  veranlagst, 
so  ist  dieser  zum  Ersätze  des  durch  die  Kündigung  entstandenen  Schadens  verpflichtet. 

§ 566  b.  Hat  der  zur  Dienstleistung  Verpflichtet«  ein  Geschäft  für  den  Dienstbe- 
rechtigteo  zu  besorgen,  so  darf  er,  wenn  ihm  das  Recht  zusteht,  das  Dienstverhältnis 
ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  zu  kündigen,  von  diesem  Rechte  nur  iu  der  Art 
Gebrauch  machen,  dafs  der  Dieustberechtigte  für  die  Besorgung  des  Geschäfts  anderweit 
Fürsorge  treffen  kann.  Kündigt  der  Verpflichtete  zur  Unzeit,  so  hat  er  den  daraus  ent- 
standenen Schaden  zu  ersetzen,  es  sei  denn,  dafs  ein  wichtiger,  die  unseitige  Kündigung 
rechtfertigender  Gruod  vorliegt. 

Sind  Dienste  höherer  Art  zu  leisten,  die  auf  Grund  besonderen  Vertrauens  über- 
tragen zu  werden  pflegen,  so  gelten  diese  Vorschriften  auch  dann,  wenn  die  Dienst* 
leistung  nicht  in  einer  Geschäftsbesorgung  besteht. 

§ 566  c.  Bei  der  Beendigung  eines  dauernden  Dienstverhältnisses  kann  der  zur 
Dienstleistung  Verpflichtete  von  dem  anderen  Teile  ein  schriftliches  Zeugnis  über  das 
Dienstverhältnis  und  dessen  Dauer  fordern.  Das  Zeugnis  ist  auf  sein  Verlangen  auf 
seine  Leistungen  und  seine  Führung  im  Dienste  auszudehnen. 

Anmerkung.  Im  Artikel  13  des  Entwurfes  des  Einfiihrungsgeseties  soll  der  § 19 
der  Konkursordnung  dahin  geändert  werden : 

Ein  in  dem  Haushalte,  Wirtschaftsbetrieb  oder  Erwerbsgeschäfte  des  Gemein- 
schuldners angetretenes  Dienstverhältnis  kann  von  jedem  Teile  gekündigt  werden. 
Die  Kündigungsfrist  ist,  falls  nicht  eine  kürzere  Frist  bedungen  war,  die  ge- 
setzliche. 

Kündigt  der  Verwalter,  so  ist  der  andere  Teil  berechtigt,  Ersatz  des  ihm  durch 
die^Aufbebung  des  Dienstverhältnisses  entstandenen  Schadens  zu  verlangen.  1 
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nis  eines  wichtigen  Grundes  unabhängiges  jederzeitiges  Kündigungsrecht 
für  solche  Dienstverhältnissen,  bei  denen  eB  sich  um  Dienste  handelt, 
welche  eine  besondere  Fachkenntnis,  Kunstfertigkeit  oder  wissenschaftliche 
Bildung  voraussetzen  und  auf  Grund  besonderen  Vertrauens  übertragen  zu 
werden  pflegen,  abgesehen  von  dauernden  Dienstverhältnissen  dieser  Art  mit 
festen  Bezügen.  Man  ging  davon  aus,  dafs  bei  solchen  eine  persönliche 
Beziehung  der  Parteien  begründenden  Dienstverhältnissen,  wie  namentlich 
denen  der  Aerzte,  der  Lehrer  und  der  Rechtsanwälte,  eine  Verpflichtung  zur 
Fortsetzung  des  Verhältnisses  nicht  mehr  bestehen  dürfe,  wenn  das  not- 
wendige gegenseitige  Vertrauen  fortgefallen  sei.  Der  Abs.  1 Satz  2 erfuhr 
keine  Aenderung,  der  Abs.  2 nur  die  durch  die  bisherigen  Beschlüsse  ge- 
botene. Hinzugefügt  wurde  eine  dem  § 596  Abs.  2 nachgebildete  Vor- 
schrift über  den  dem  Dienstleistenden  im  Falle  der  Kündigung  zustehen- 
den Anspruch  auf  einen  Teil  der  Vergütung.  Ebenso  stellte  man  hier  eine 
dem  § 598  entsprechende  Bestimmung  ein. 

Im  Anschluss  an  § 113  der  Gewerbeordnung  gab  man  sodann  bei 
dauernden  Dienstverhältnissen  dum  Dienstnehmer  das  Hecht,  vom  Dienst- 
geber nach  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  ein  schriftliches  Zeugnis 
über  dessen  Dauer,  sowie  über  seine  Leistungen  und  seine  Führung  zu 
verlangen.  Endlich  beschlofs  man  eine  dem  Beschlüsse  zu  § 17  der  Konkurs- 
ordnung (oben  S.  558,  559)  entsprechende  Aenderung  des  § 19  daselbst. 

In  dem  mit  § 567  beginnenden  Abschnitt  über  den  Werkvertrag 
behandelt  der  Entwurf  zunächst  nur  den  auf  die  Herstellung  oder  Ver- 
änderung einer  Sache  gerichteten  Vertrag  und  regelt  erst  am  Schlufs 
denjenigen  Vertrag,  welcher  einen  anderweiten,  durch  Arbeits-  und 
Dienstleistung  zu  bewirkenden  Erfolg  zum  Gegenstand  hat.  Es  ersohien 
zweckmäfsiger,  schon  in  § 567  die  möglichen  Gegenstände  des  Vertrages 
zusammenzufassen  und  durch  entsprechende  Zusätze  zu  den  §§  571, 

573,  676,  577  den  durch  zahlreiche  Verweisungen  anschönen  § 679 
entbehrlich  zu  machen.  Im  übrigen  wurde  der  § 567  beibehalten  und 
erhielt  nur  eine  ähnliche  Ergänzung  in  betreff  der  Bemessung  der  Ver- 
gütung nach  Taxe  oder  Uebung,  wie  der  § 559  Abs.  2. 

Auf  den  § 568,  bezüglich  dessen  man  eich  die  Beschlufsfassung  bis 
nach  Erledigung  dieses  Abschnittes  vorbehielt,  wird  später  eingegangen 
werden. 


Aohtar  Titel. 

W erk  vert  rag. 

§ 567.  (567  Abs.  1.)  Durch  den  Werkvertrag  wird  der  Unternehmer  zur  Her- 
stellung des  versprochenen  Werkes,  der  Besteller  zur  Entrichtung  der  vereinbarten  Ver- 
gütung verpflichtet. 

Gegenstand  des  Werkvertrags  kann  sowohl  die  Herstellung  oder  Verinderuug  einer 
Sache  als  ein  sonstiger  durch  Arbeit  oder  Dienstleistung  zu  bewirkender  Erfolg  sein. 

§ 567  a.  (567  Abs.  i.)  Eine  VergStuug  gilt  als  stillschweigend  vereinbart,  wenn 
die  Herstellung  des  Werkes  den  Umstünden  nach  nur  gegen  eine  Vergütung  zu  er- 
warten war. 

Ist  die  Hobe  der  Vergütung  nicht  bestimmt,  so  ist  bei  dem  Bestehen  einer  Taze  die 
tazmiüsige  Vergütung,  in  Ermangelung  einer  Taxe  die  übliche  Vergütung  als  vereinbart 
anznsehen. 

§ 568  vergl.  § 578  b. 
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In  § 569,  der  von  der  Haftung  de*  Werkübernehmers  wegen  Mängel 
des  Werke*  handelt,  stellte  man  zu  Abs.  1 Satz  2 klar,  dal*  die  Bestimmung 
einer  Frist  zur  Beseitigung  des  Mangels  von  seiten  des  Bestellers  nur 
Voraussetzung  für  die  weiteren  in  Abs.  2 bezeichneten  Hechte  des  Be- 
stellers, nicht  für  die  Wirksamkeit  des  Verlangens  nach  Beseitigung  selbst 
sei,  zu  Satz  3,  dafs  der  Uebernehmer  wegen  des  mit  der  Beseitigung  ver- 
bundenen unverhältnismäfsigen  Aufwandes  ein  Einrede  gegen  den  Be- 
seitigungsanspruch habe.  Hinzugefugt  wurde  die  dem  § 514  Abs.  3 nach- 
gebildete Bestimmung,  dafs  der  Besteller  die  vom  Uebernehmer  verzögerte 
Beseitigung  des  Mangels  selbst  vornehmen  und  vom  Ueberuehmer  Ersatz 
der  erforderlichen  Kosten  verlangen  könne.  Zu  Abs.  2 gab  man  dem  Be- 
steller, falls  sich  der  Mangel  des  Werkes  schon  vor  der  Ablieferung  zeigt, 
das  Hecht,  schon  im  voraus  eine  Frist  zur  Beseitigung  des  Mangels  zu 
bestimmen.  Das  im  Entwurf  gewährte  Kücktrittsrecht  ersetzte  man  durch 
das  Hecht  auf  Wandelung.  Der  Besteller  soll  dieses  Recht  und  das 
auf  Minderung  der  Gegenleistung  stets  haben,  wenn  der  Uebernehmer  die 
Beseitigung  des  Mangels  verweigert,  ohne  Rücksicht  auf  den  Grund  der 
Weigerung  nnd  ohne  weiteres,  wenn  ein  besonderes  Interesse  die  Geltend- 
machnng  jener  Hechte  rechtfertigt.  Den  in  Abs.  3 anerkannten  Schadensersatz- 
anspruch des  Bestellers  gewährte  man  ihm  nicht  neben  jenem  Hechte,  sondern 


§ 569.  Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  des  Werk  so  herzustellen,  dafs  es  die  zu- 
gesicherten  Eigenschaften  hat  and  nicht  mit  eolchen  Fehlern  behaftet  ist,  die  den  Wert 
oder  die  Tauglichkeit  zu  dem  gewöhnlichen  oder  nach  dem  Vertrage  vorausgesetzten  Ge- 
brauch aufheben  oder  mindern. 

Ist  das  Werk  nicht  von  dieser  Beschaffenheit,  so  kann  der  Besteller  die  Beseitigung 
des  Mangels  verlangen.  Der  Unternehmer  ist  berechtigt,  die  Beseitigung  zu  verweigern, 
wenn  sie  einen  unverhältnismäfsigen  Aufwand  erfordert. 

Ist  der  Unternehmer  mit  der  Beseitigung  des  Mangels  im  Verzüge,  so  kann  der  Be- 
steller den  Mangel  selbst  beseitigen  und  Ersatz  der  erforderlich  gewesenen  Aufwendungen 
verlangen. 

§ 569  a.  Zur  Beseitigung  eines  Mangels  der  in  § 569  bezeichneten  Art  kann  der 
Besteller  dem  Unternehmer  eine  angemessene  Frist  mit  der  Erklärnng  bestimmen,  dafs 
er  die  Beseitigung  des  Mangels  nach  dem  Ablaufe  der  Frist  ablehne.  Zeigt  stell  schon 
vor  der  Ablieferung  des  Werkes  ein  Mangel,  so  kann  der  Besteller  die  Frist  sofort  be- 
stimmen j die  Frist  darf  nicht  kürzer  sein  als  die  für  die  Ablieferung  bestimmte.  Wird 
der  Mangel  nicht  innerhalb  der  Frist  beseitigt,  so  kann  der  Besteller  Rückgängigmachung 
des  Vertrags  (Wandelung)  oder  Herabsetzung  der  Vergütung  (Minderung)  verlangen  ; der 
Anspruch  auf  Beseitigung  des  Mangels  ist  ausgeschlossen. 

Ist  die  Beseitigung  des  Mangels  unmöglich  oder  wird  sie  von  dem  Unternehmer  ver- 
weigert oder  wird  die  sofortige  Geltendmachung  des  Anspruchs  auf  Wandelung  oder 
Minderung  durch  ein  besonderes  Interesse  des  Bestellers  gerechtfertigt,  so  bedarf  es  der 
Bestimmung  der  Frist  nicht. 

Die  Wandelung  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  Mangel  den  Wert  oder  die  Tauglichkeit 
des  Werkes  nur  unerheblich  mindert. 

Auf  die  Wandelung  und  die  Minderung  finden  die  für  den  Kauf  geltenden  Vor- 
schriften der  §§  469  f,  469  g,  469  i bis  469  p entsprechende  Anwendung. 

§ 569  b.  Beruht  der  Mangel  auf  einem  von  dem  Unternehmer  zu  vertretenden  Um- 
stande , so  kann  der  Besteller  statt  Wandelung  oder  Minderung  Schadensersatz  wegen 
Nichterfüllung  verlangen. 

§ 569  c.  Wird  das  Werk  ganz  oder  zum  Teil  nicht  rechtzeitig  hergestellt,  so  finden 
die  für  die  Wandelung  geltenden  Vorschriften  des  § 569  a Abs.  1 bis  3 mit  der  Maß- 
gabe entsprechende  Anwendung,  dafs  an  die  Stelle  des  Anspruchs  auf  Wandelung  das 
Recht  des  Bestellen  tritt,  nach  § 369  c vom  Vertrag  zurückzutreten.  Die  im  Falle  das 


Digitized  by  Google 


NationaJokonomische  Gesetzgebung. 


575 


nur  statt  desselben.  Der  § 570  wurde  geroäfs  den  zu  §§  380,  396  ge- 
fafsten  Beschlüssen  (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LVI1I  8.  888,  896)  geändert. 

Der  auf  die  Verjährung  der  Ansprüche  des  Bestellers  bezügliche  § 571 
erfuhr  einige  Aenderungen  mit  Bücksicht  auf  die  zu  § 397  gefafsten  Be- 
schlüsse (a.  a.  0.  S.  896  ff.),  auf  die  Ersetzung  des  Kücktrittsrechts  durch 
ein  Becht  auf  Wandelung  und  auf  die  Einbeziehung  der  bezüglichen  Vor- 
schrift des  § 579.  Um  sodann  den  Besteller  gegen  ungerechtfertigten 
Verlust  seiner  Bechte  duroh  Verjährung  zu  schützen,  bestimmte  man  einer- 
seits, dals  die  Hemmung  oder  Unterbrechung  der  Verjährung  eines  ihm 
zur  Wahl  gestellten  Anspruches  auch  die  Verjährung  der  anderen  An- 
sprüche hemme  oder  unterbreche,  eine  Vorschrift,  welche  man  auoh  auf 
die  Ansprüche  des  Käufers  erstreckte,  andererseits,  dafs,  wenn  der  Ueber- 
nehmer  Bich  erbiete,  das  Werk  auf  das  Vorhandensein  eines  vom  Be- 
steller behaupteten  Mangels  zu  prüfen  und  den  Mangel  gegebenenfalls  zu 
beseitigen,  die  Verjährung  so  lange  gehemmt  sein  solle,  dafs  durch  eine 
Erklärung  des  Uebernehmers  die  Prüfung  oder  der  Versuch  der  Be- 
seitigung als  abgeschlossen  anzusehen  sei.  Der  zu  §§  402,  403  beschlossene 
§ 449  a der  Civilprozefsordnung  (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LVI1I  8.  902, 
897)  wurde  auf  die  Feststellung  von  Mängeln  eines  Werkes  ausgedehnt 


Verzugs  des  Unternehmers  sowie  im  Felle  des  § 369  b dem  Besteller  zustehendeo  liechte 
bleiben  unberührt. 

§ 570.  Eine  Vereinbarung,  durch  welche  die  Haftung  des  Unternehmers  wegen  eines 
Mangels  des  Werkes  beschränkt  oder  erlassen  wird,  ist  nichtig,  wenn  der  Unternehmer 
den  Mangel  arglistig  verschwiegen  bat. 

§ 571.  Der  Anspruch  des  Bestellers  auf  Beseitigung  eines  Mangels  des  Werkes  so- 
wie die  wegen  des  Mangels  dem  Besteller  zustehenden  Ansprüche  auf  Wandelung,  Min- 
derung oder  Schadensersatz  verjähren,  sofern  nicht  der  Unternehmer  den  Mangel  arglistig 
verschwiegen  bat,  in  sechs  Monaten,  bei  unbeweglichen  Sachen  jedoch  erst  in  einem  Jahre, 
bei  Bauwerken  in  fünf  Jahren.  Die  Veijährung  beginnt  mit  der  Abnahme  des  Werkes,  so- 
fern aber  nach  der  Beschaffenheit  des  Werkes  eine  Abnahme  ausgeschlossen  ist,  mit  der 
Vollendung.  Die  Verjährungsfrist  kann  durch  Vertrag  verlängert  werden.  Die  für  die 
Verjährung  bei  dem  Kaufe  geltenden  Vorschriften  des  § 469  r Abs.  9,  3 und  des  § 469  s 
finden  entsprechende  Anwendung. 

Hat  sich  der  Unternehmer  im  Einverständnisse  mit  dem  Besteller  der  Prüfung  des 
Vorhandenseins  des  Mangels  oder  der  Beseitigung  des  Mangels  unterzogen,  so  ist  die  Ver- 
jährung so  lange  gehemmt,  bis  er  das  Ergebnis  der  Prüfung  dem  Besteller  mitgeteilt  oder 
ihm  gegenüber  den  Mangel  für  beseitigt  erklärt  oder  die  Fortsetzung  der  Beseitigung 
verweigert  hat. 

Anmerkung.  1)  Der  § 469  r der  Zusammenstellung  erhält  folgenden  3.  Absatz: 
Die  Hemmung  oder  Unterbrechung  der  Verjährung  eines  der  im  Abs.  1 bezeich- 
neten  Ansprüche  bewirkt  auch  die  Hemmung  oder  Unterbrechung  der  Verjährung 
der  anderen  Ansprüche. 

2)  Der  nach  der  Anmerkung  zu  § 469  r der  Zusammenstellung  in  den  Art.  11  des 
Entw.  des  Einf.-Qes.  einzustellende  § 449  a der  C.P.O.  erhält  folgende  Fassung : 

Die  Beweisaufnahme  kann  , auch  ohne  dafs  die  Voraussetzungen  des  § 447  vor- 
liegen,  beantragt  werden,  wenn  Mängel  einer  Sache  oder  eines  Werkes  festzustellen 
sind,  wegen  deren  der  Gegner  Gewähr  leisten  soll. 

Hat  der  Erwerber  einer  Sache  dem  Veräufserer  einen  Mangel  angezeigt  oder  die 
Annahme  der  Sache  wegen  Mangelhaftigkeit  abgelehnt,  so  kann  auch  der  Veräufserer 
die  Beweisaufnahme  nach  Mafsgabe  des  Abs.  1 beantragen,  ln  gleicher  Weise  ist 
der  Unternehmer  eines  Werkes  zu  dem  Anträge  berechtigt,  wenn  der  Besteller  ihm 
einen  Mangel  angezeigt  oder  die  Abnahme  des  Werkes  wegen  Mangelhaftigkeit  ver- 
weigert hat. 
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Im  § 572,  welcher  die  Abuahmepfiiclit  des  Bestellers  uud  die  Folgen 
vorbehaltloser  Abnahme  regelt,  strich  man  den  Satz  2,  indem  man  davon 
ausging,  dafs  es  bei  geringfügigen  Mängeln  des  Werkes  zwar  gerechtfertigt 
sei,  das  Reeht  des  Bestellers  auf  Wandelung  auszuschliefseu  (§  569  Abs.  2 
a.  E.),  nicht  aber,  den  Besteller  ungeachtet  eines  solchen  Mangels  zur  Ab- 
nahme zu  verpflichten,  da  der  Besteller  berechtigt  sei,  tadellose  Arbeit  zu 
fordern.  Die  Bestimmung  des  3.  Satzes  ober  die  Wirkung  vorbehaltloser 
Abnahmo  behielt  man  bei,  indem  man  einen  Antrag,  der  dem  Besteller 
eine  verschärfte  Prüfungspflicht  aufzuerlegen  bezweckte , ablehnte.  In 
dem  die  Zeit  der  Fälligkeit  der  Gegenleistung  betreffenden  § 573  wurde 
die  Vorschrift  des  Abs.  3 über  die  Verpflichtung  des  Bestellers,  die  Gegen- 
leistung resp.  vom  Zeitpunkt  der  Abuahme  an  zu  verzinsen,  ebenso  wie 
die  entsprechende  Bestimmung  des  § 467  (diese  Jahrb.  Bd.  LIX  S.  243) 
gestrichen  und  ein  die  bezügliche  Vorschrift  des  § 579  wiedergebender 
Zusatz  aufgenommen. 

Der  § 574  giebt  dem  Uebemehmer  ein  gesetzliches  Pfandrecht  wegen 
seiner  Forderungen  für  Arbeit  und  Auslagen  nur  an  den  noch  in  seiner 
Inhabung  befindlichen  (von  ihm  gefertigten  oder  ausgebesserten)  beweg- 
lichen Sachen  des  Bestellers.  Der  Entwurf  hat  damit  stillschweigend 
den  llcbernehmern  eines  Bau  werke  s das  ihnen  im  geltenden  Rechte  zu- 
stehende Sicherungsrecht  entzogen  und  daduroh  vielfachen  und  lebhaften 
Widerspruch,  namentlich  in  deu  beteiligten  gewerblichen  Kreisen,  hervor- 
gerufen. Die  Wünsche  dieser  Kreise  gehen  vorwiegend  auf  Gewährung 
eines  von  der  Eintragung  in  das  Grundbuch  unabhängigen  gesetzlichen 
Vorzugsrechts  vor  allen  sonstigen  dinglichen  Rechten  am  Baugrundstück. 
Die  Kommission  war  nach  eingeheuder  Erörterung  der  in  dieser  Richtung 
gemachten  Vorschläge  darüber  einig,  dafs  die  Erfüllung  dieser  Wünsche 
mit  der  Rücksicht  auf  den  Realkredit  des  Bestellers,  von  dem  die  Bau- 

§ 572.  Der  Besteller  ist  verpflichtet,  das  vertragsmafaiz  hergestellte  Werk  abcuneh- 
men,  sofern  nicht  nach  der  Beschaffenheit  des  Werkes  eine  Abnahme  ausgeschlossen  ist. 

Hat  er  ein  mangelhaftes  Werk  abgenommen,  obschon  er  den  Mangel  kannte,  so  stehen 
ihm  die  in  den  §§  569,  569  a bestimmten  Ansprüche  nur  zu,  wenn  er  sich  seine  Rechte 
wegen  des  Mangels  bei  der  Abnahme  Vorbehalten  hat. 

§ 673.  Der  Besteller  hat  die  vereinbarte  Vergütung  bei  der  Abnahme  des  Werkes 
zu  entrichten.  Ist  das  Werk  in  Teilen  abzunehmen  und  die  Vergütung  für  die  einzelnen 
Teile  bestimmt,  so  ist  die  Vergütung  für  jeden  Teil  bei  dessen  Abnahme  zu  entrichten.  Ist 
nach  der  Beschaffenheit  des  Werkes  eine  Abnahme  ausgeschlossen,  so  tritt  an  die  Stelle 
der  Abnahme  die  Vollendung. 

§ 574.  Der  Unternehmer  hat  wegen  seiner  Forderungen  aas  dem  Werkvertrag  ein 
Pfandrecht  an  den  von  ihm  hergestellten  oder  ausgebesserten  beweglichen  Sachen  des  Be- 
stellers, sofern  sie  sich  in  seinem  Besitze  befinden 

Der  Unternehmer  eines  Bauwerkes  oder  eines  einzelnen  Teiles  eines  Bauwerkes  kann 
die  Bestellung  einer  Sichernngshypothek  an  dem  Baugrandstücke  für  seine  Forderungen 
aus  dem  Werkverträge  von  dem  Besteller  verlangen.  Ist  das  Werk  noch  nicht  vollendet, 
so  kann  die  Bestellung  der  Sichernngshypothek  für  einen  der  geleisteten  Arbeit  entspre- 
chenden Teil  der  Vergütung  und  für  die  darin  nicht  mitbegriffeneu  Auslagen  verlangt 
werden. 

Anmerkung.  Es  bleibt  Vorbehalten,  die  Vorschriften  der  §§  844,  845  über  die 
Zulässigkeit  der  Eintragung  einer  Vormerkung  auf  den  Fall  des  § 574  Abs.  2 auszudeh- 
nen. Vorbehalten  bleibt  auch  die  Entscheidung  darüber,  ob  mehrere  Hypotheken  solcher 
Art  gleichen  Rang  babeu  sollen. 


Digitized  by  Google 


Nationalökonomiache  Gesetzgebung. 


577 


thätigkeit  und  damit  die  Gelegenheit  zum  Erwerbe  für  die  Baugewerks- 
leute wesentlich  abhäoge,  nicht  vereinbar  sei.  Sie  war  ferner  der  Meinung, 
dafs  die  Baugewerksleute  die  Verluste  an  ihren  Forderungen  teilweise  selbst 
verschuldeten,  indem  sie  sich  in  dem  Streben  nach  hohem  Gewinne  ohne 
die  nötige  Prüfung  der  Kreditwürdigkeit  der  Bauherren  mit  unsoliden 
Bauspekulanten  einliefsen.  Andererseits  erkannte  sie  die  Klagen  der  Bau- 
handwerker doch  teilweise  als  begründet  und  deren  Verlangen  nach  be- 
sonderer Sicherung  ihrer  Forderungen  als  innerlich  gerechtfertigt  an,  weil 
dieselben  einerseits  durch  ihre  Arbeit  den  Wert  des  Grundstücks  erhöhten, 
andererseits  wegen  ihrer  Vorleistnngspflicht  ein  sie  sicherndes  Zurückbe- 
haltungsrecht an  dem  Grundstück  bezw.  dem  Bauwerk  nioht  hätten.  Von 
diesen  Gesichtspunkten  ausgehend  gewährte  man  ihnen,  entsprechend  dem 
in  Freufsen,  Bayern  und  Württemberg  bestehenden  Rechte,  einen  Anspruoh 
auf  Hypothekbestellung  und  zwar  auf  Bestellung  einer  Sicherungshypothek 
io  Höhe  eines  der  jeweilig  geleisteten  Arbeit  entsprechenden  Teiles  der 
Vergütung  und  der  darin  nicht  mitbegriffenen  Auslagen.  Man  war  sich 
darüber  klar,  dafs  das  Schutzmittel  nur  dann  von  Wert  sei,  wenn  es  dem 
Bauunternehmer  ermöglicht  werde,  sich  ohne  Einwilligung  des  Bestellers 
durch  eine  vorläufige  Eintragung  den  Betrag  für  seine  Hypothek  zu  sichern; 
behielt  jedoch  den  näheren  Beschlufs  über  die  Art,  wie  dies  zu  ermög- 
lichen sei,  der  Beratung  der  §§  844,  845  vor. 

Im  § 575,  welcher  die  Rechte  des  Debernehmers  im  Falle  des  An- 

nahmererzuges  des  Bestellers  regelt,  wurde  in  Satz  2 ebenso  wie  in  § 368 

Abs.  2 und  § 561  dem  wirklichen  Erwerbe  des  Uebernehmers  der  bös- 

willig unterlassene  Erwerb  gleichgestellt  Man  gab  ferner  dem  Uebernehmer, 
damit  er  bei  dauerndem  Annahmeverzuge  des  Bestellers  nach  angemessener 
Zeit  sioh  von  der  Notwendigkeit  fortwährender  Bereitschaft  zur  Erfüllung 
befreien  könne,  das  Recht,  nach  fruchtlosem  Ablauf  einer  dem  Besteller 
gesetzten  angemessenen  Frist  von  dem  Vertrage  zurüokzutreten. 

Die  Bestimmungen  des  § 676  über  die  Tragung  der  Gefahr  blieben, 

§ 575.  Unterläfst  der  Besteller  die  von  ihm  bei  dem  Beginn  oder  während  der  Her- 
Stellung  des  Werkes  vorzunehmenden  Handlungen,  so  kann  der  Unternehmer,  aofern  die 
Voraussetsungen  des  Annahmeverzugs  vorliegen,  eine  angemessene  Entschädigung  verlan- 
gen. Die  Höhe  der  Entschädigung  richtet  sich  einerseits  nach  der  Dauer  des  Verzugs 
und  der  Höbe  der  vereinbarten  Vergütung,  andererseits  nach  demjenigen,  was  der  Unter- 
nehmer infolge  des  Verzugs  an  Aufwendungen  erspart  oder  durch  anderweite  Verwendung 
seiner  Arbeitskraft  erworben  hat  oder  hätte  erwerben  können,  wenn  er  es  nicht  böswillig 
unterlassen  bitte. 

Der  Unternehmer  ist  berechtigt,  dem  Besteller  zur  Nachholung  der  vorzunehmenden 
Handlungen  eine  angemessene  Frist  mit  der  Erklärung  zu  bestimmen  , dafs  er  von  dem 
Vertrage  surücktrete,  wenn  der  Besteller  nicht  innerhalb  der  Frist  die  Handlungen  vor- 
nehme. Ist  die  Nachholung  innerhalb  der  Frist  nicht  erfolgt , so  gilt  der  Rücktritt  als 
▼oUzogen. 

§ 576.  Der  Unternehmer  trägt  die  Gefahr  bis  zur  Abnahme  des  Werkes,  sofern  aber 
nach  der  Beschaffenheit  des  Werkes  eine  Abnahme  ausgeschlossen  ist,  bis  zur  Vollendung. 
Kommt  der  Besteller  in  Verzug  der  Annahme  , so  geht  die  Gefahr  auf  ihn  Über.  Für 
den  zufälligen  Untergang  und  eine  zufällige  Verschlechterung  des  von  dem  Besteller  ge- 
lieferten Stoffes  ist  der  Uebernehmer  nicht  verantwortlich. 

Wird  das  Werk  auf  Verlangen  des  Bestellers  von  dem  Unternehmer  nach  einen  an- 
deren Ort  als  den  Erfüllungsort  versendet,  so  finden  die  für  den  Kauf  geltenden  Vor- 
schriften des  § 465  entsprechende  Anwendung. 

Dritte  Folge  Bd.  IV  (LIX).  37 
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abgesehen  von  einem  dem  § 579  entnommenen  Zusatze,  sachlich  unver- 
ändert. In  der  Fassung  vermied  man  es,  den  Ausdruck  „die  Gefahr  tragen“ 
in  den  beiden  Halbsätzen  des  1.  Satzes  in  verschiedener  Bedeutung  zu  ge- 
qrauchen.  Aufserdem  erklärte  man  in  dem  Falle,  wenn  das  Werk  auf 
Verlangen  des  Bestellers  von  dem  Uebernehmer  nach  einem  anderen  Orte 
als  dem  Erfül lungsorte  versendet  wird,  die  Für  den  Kauf  geltenden  Vor- 
schriften des  § 466  bezüglich  des  Gefahrüberganges  (vergl.  diese  Jahrb. 
Bd.  LIX  8.  240)  für  entsprechend  anwendbar,  da  man  in  diesem  Falle 
den  früheren  Gefahrübergang  als  dem  Sinne  der  Vereinbarung  entsprechend 
ansah  und  glaubte,  dafs  die  Verkehrsauffaasung  eine  verschiedene  recht- 
liche Behandlung  des  Kaufes  und  des  Werkvertrages  nicht  verstehen  würde. 
Der  § 577,  welcher  von  der  Kegel,  dafs  der  Uebernehmer  bis  zur  Abnahme 
die  Gefahr  trägt,  Ausnahmen  anerkennt,  wurde  beibehalten ; eine  Erweite- 
rung dieser  Ausnahmen,  wie  sie  teils  allgemein,  teils  flir  Bauwerke  vor- 
geschlagen  wurde,  lehnte  man  ab.  Hinzugefügt  wurde  die  bezügliche  Be- 
stimmung des  § 579.  Aufserdem  erwähnte  man  neben  dem  Untergang  des 
Werkes  die  Verschlechterung  und  stellte  klar,  dafs  die  weitergehenden 
Ansprüche  des  Uebernehmers  wegen  eines  Verschuldens  des  Bestellers  un- 
berührt bleiben. 

Gegen  das  iu  § 578  anerkannte,  jederzeitige  Rücktrittsrecht  des  Be- 
stellers wurde  Niohts  erinnert.  Die  Ausübung  dieses  Rücktrittsrechts  läfst 
die  Verpflichtung  des  Bestellers  zu  der  vollen  Gegenleistung  (mit  gewissen 
Abzügen)  bestehen.  Der  Entwurf  verweist  den  Besteller  auch  in  dem  Falle 

§ 677.  Ist  du  Werk  vor  der  Abnahme  oder , sofern  nach  der  Beschaffenheit  de* 
Werket  eine  Abnahme  ausgeschlossen  ist,  vor  der  Vollendung  infolge  eines  Mangels  des 
von  dem  Besteller  gelieferten  Stoffes  oder  infolge  der  flir  die  Ausführung  erteilten  An- 
weisungen des  Bestellers  ohne  Mitwirkung  eines  von  dem  Unternehmer  au  vertretenden 
Umstsndes  untergegsngen,  verschlechtert  oder  unausführbar  geworden , so  kann  der  Un- 
ternehmer einen  der  geleisteten  Arbeit  entsprechenden  Teil  der  Vergütung  und  Ersatz  der 
darin  nicht  milbegriffeneu  Auslagen  verlangen.  Die  im  Falle  eines  Verschuldens  des  Be- 
stellers dem  Unternehmer  susteheuden  weitergehenden  Ansprüche  bleiben  unberührt. 

§ 678.  Der  Besteller  kann  vor  der  Vollendung  des  Werkes  jederseit  den  Vertrag 
kündigen.  Der  Unternehmer  ist  im  Falle  der  Kündigung  berechtigt,  die  vertragsmäßige 
Vergütung  unter  Absng  dessen  za  verlangen,  was  er  infolge  der  Aufhebung  des  Vertrages 
an  Aufwendungen  erspart  oder  durch  anderweite  Verwendung  seiner  Arbeitskraft  erworben 
hat  oder  hätte  erwerben  können,  wenn  er  es  nicht  böswillig  unterlassen  hätte. 

§ 678  a.  Ist  dem  Vertrag  ein  Kostenanschlag  zu  Grunde  gelegt,  ohne  dafs  der  Ueber- 
nehmer eine  Gewähr  für  die  Richtigkeit  des  Anschlags  übernommen  hat,  und  ergiebt  sich, 
dafs  das  Werk  nicht  ohne  eine  wesentliche  Ueberschreitung  des  Anschlags  ausführbar  ist. 
so  steht,  wenn  der  Besteller  den  Vertrag  aus  diesem  Grunde  kündigt,  dem  Unternehmer 
nur  der  im  § 577  bezeichnete  Anspruch  zu.  Hat  der  Unternehmer  nicht  unverzüglich, 
nachdem  er  die  zu  erwartende  UeberschreitUDg  des  Anschlags  erkannt  hat  oder  hätte  er- 
kennen müssen,  von  derselben  dem  Besteller  Anzeige  gemacht,  so  Ist  er  diesem  zum  Er- 
sätze des  daraus  entstandenen  Schadens  verpflichtet. 

§ 578b.  (568.)  Hat  der  Unternehmer  «ich  verpflichtet,  das  Werk  aus  einem  von 
ihm  zu  beschaffenden  Stoffe  herzustellen,  so  hat  er  dem  Besteller  die  vertragsmäfslg 
hergestellte  Sache  zu  abergeben  und  das  Eigentum  an  derselben  zu  verschaffen.  Auf 
einen  solchen  Vertrag  finden  die  Vorschriften  über  den  Kauf  Anwendung.  Ist  eine  nicht 
vertretbare  Sache  herzustellen,  so  treten  an  die  Stelle  des  § 459 , des  § 463  Abs.  1 
Satz  1 und  der  §§  465,  469  a bis  469  e,  469  r,  469  s die  Vorschriften  über  den  Werk- 
vertrag mit  Ausnahme  des  § 574. 

Hat  der  Unternehmer  sich  nur  zur  Beschaffung  von  Zuthaten  oder  Nebensachen  ver- 
pflichtet, so  finden  lediglich  die  Vorschriften  über  den  Werkvertrag  Anwendung. 


Digitized  by  Google 


Nationalökonomische  Gesetxgebusg. 


579 


ausschliefslich  auf  dieses  Bäcktrittsrecht,  wenn  die  Ueberschreitung  eines 
Konten  voran  Schlages  den  Grund  des  Küektritts  bildet.  Die  Kommission 
gewährte  in  diesem  Falle,  im  Anschlufs  an  das  in  einem  Teile  Deutsch- 
lands geltende  Recht,  dem  letxteren  ein  Kündigungerecht  mit  der  Wirkung, 
dafs  er  nur  gemäfs  § 577  dem  Uebernehmer  die  geleisteten  Arbeiten  ver- 
güten müsse.  Man  nahm  an,  dafs  weitergehende  Ansprüche  des  Ueber- 
nehmerB  sich  mit  der  Bücksicht  auf  Treu  und  Glauben  nicht  vertrügen. 
Zugleich  verpflichtete  man,  um  die  Erreichung  des  Zweckes  der  Vorschrift 
au  sichern,  den  Uebernehmer,  die  zu  erwartende  AnschlagsUbersohreitusg 
dem  Besteller  unverzüglich  nach  erlangter  Kenntnis  anzuzeigen  bei  Ver- 
meidung der  Verpflichtung  znm  Ersatz  des  aus  der  Nicbtanzeige  entstehenden 
Schadens.  Der  § 579  war  bereits  duroh  die  bisherigen  Beschlüsse  erledigt 
Man  gelangte  nun  noch  zu  der  in  § 568  behandelten  Frage,  welche 
Vorschriften  auf  den  sog.  Werklieferungsvertrag,  d.  h.  den  Vertrag,  durch 
den  sich  jemand  verpflichtet,  aus  einem  von  ihm  zu  beschaffenden  Stoffe 
für  einen  anderen  ein  Werk  herzustellen  und  diesem  zu  liefern,  Anwen- 
dung finden  sollen.  Der  Entwurf  erklärt  in  § 568  Abs.  1 die  Bestim- 
mungen über  den  Kaufvertrag  für  anwendbar,  behält  aber  daneben  der 
Vereinbarung  der  Parteien  vor,  sieh  in  beliebigem  Umfange  den  Vorschriften 
über  den  Werkvertrag  zu  unterwerfen.  In  der  Kommission  gingen  die 
Ansichten  erheblich  auseinander,  so  dafs  der  Beschlufs  mit  Stimmengleich- 
heit durch  Stichentscheid  des  Vorsitzenden  gefafst  wurde.  Die  obsiegende 
Meinung  hielt  es  im  allgemeinen  dem  vorwiegenden  juristischen  Charakter 
des  Vertrages  für  entsprechend,  auf  denselben  die  Grundsätze  des  Kaufes 
Anwendung  finden  zu  lassen,  und  zwar,  soweit  es  sich  um  die  Herstellung 
vertretbarer  Sachen  handle,  im  Anschlufs  an  Art.  338  des  Handelsgesetz- 
buches ausschliefslich  diese  Grundsätze,  weil  bei  diesen  Verträgen  der  Ge- 
sichtspunkt des  Arbeitsverhältnisses  ganz  zurücktrete;  dem  Parteiwillen 
komme  ein  Einfluß  auf  die  Entscheidung,  welohe  Normen  anzuwenden 
seien,  nur  insofern  zu,  als  unter  Umstanden  eine  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen als  vertretbar  anzusehende  8ache  nach  der  Parteiabsicht  als  nicht 
vertretbar  zu  behandeln  sein  könne.  Auf  den  Werklieferungsvertrag  über 
nicht  vertretbare  Sachen  dürften  hingegen  die  Kaufgrundsätze  nur  so  weit 
Anwendung  finden,  als  sioh  nicht  aus  den  Vorschriften  über  den  Werk- 
vertrag eine  abweichende  Entscheidung  ergebe,  wie  z.  B.  bezüglich  der 
Rechte  des  Bestellers  wegen  Mängel  der  Sache;  denn  wenn  auch  der  Vertrag 
seinem  juristischen  Inhalte  nach  auf  Verschaffung  des  Eigentums  an  der 
hergestellten  Sache  gerichtet,  also  ein  Kaufvertrag  sei,  so  bringe  doch  die 
damit  unmittelbar  gegebene  Verpflichtung  des  Verkäufers  zur  Herstellung 
der  Sache  ihn  in  ein  ähnliches  Verhältnis  zum  Besteller  wie  den  Werk- 
übernehmer. Rechtfertige  sich  hiernach  die  Anwendung  der  Vorschriften 
über  den  Werkvertrag,  Boweit  sie  von  denen  über  den  Kauf  abwichen,  so 
dürfe  man  diese  Anwendung  nicht  von  einer  Parteivereinbarung  abhängig 
machen,  da  die  Parteien  regelmäßig  keine  Bestimmung  nach  dieser  Rich- 
tung träfen.  Der  § 568  Abs.  2 Satz  1 wurde  nicht  beanstandet,  der  Satz  2 
dagegen  gestrichen.  Dafs  der  Vertrag  über  Herstellung  eines  Bauwerkes 

§ 579  gestrichen. 
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aus  Materialien  des  Uebernehmers  auf  dem  Grundstück  des  Bestellers  als 
Werkvertrag  zu  beurteilen  Bei,  erschien  selbstverständlich,  soweit  das  Bau- 
werk dauernd  mit  dem  Grundstück  verbunden  zu  bleiben  bestimmt  sei, 
unzutreffend  dagegen  in  den  Fällen,  in  denen  das  Bauwerk  nach  § 785 
nicht  Bestandteil  des  Grundstückes  werde. 

Der  § 580,  welcher  den  vom  Mäklervertrag  handelnden  dritten 
Unterabschnitt  dieses  Titels  bildet,  erfuhr  einige  Ergänzungen.  Man 
fügte  eine  den  §§  559,  567  und  den  dazu  gefafsten  Beschlüssen  ent- 
sprechende Bestimmung  über  die  stillschweigende  Vereinbarung  und  die 
Bemessung  der  Höhe  des  Mäklerlohns  bei  und  sprach,  um  einen  im 
Verkehre  hervorgetretenen  Mifsbrauch  entgegenzuwirken,  dem  Mäkler 
ausdrücklich  einen  Anspruch  auf  Ersatz  von  Aufwendungen  in  Ermangelung 
besonderer  Vereinbarung  ab,  selbst  dann,  wenn  der  Vertrag  nicht  zu- 
stande gekommen  sei.  Die  Aufnahme  einer  Vorschrift  für  den  Fall,  dafs 
der  Mäkler  sich  von  beiden  bei  dem  Geschäft  beteiligten  Parteien  einen 
Lohn  hat  versprechen  lassen,  hielt  die  Mehrheit  nicht  für  erforderlich,  indem 
sie  annahm,  dafs  in  solohem  Verhalten  des  Mäklers  nicht  immer  ein 
Verstofs  gegen  Treu  und  Glauben  liege,  dafs  aber,  wo  dies  der  Fall 
sei,  die  allgemeinen  Grundsätze  zum  8chutze  des  Auftraggebers  aus- 
reiohten. 

In  dem  die  Auslobung  betreffenden  achten  Titel  wurde  der  § 581, 
welcher  den  Begriff  der  Auslobung  und  die  Verpflichtung  aus  ihr  be- 
stimmt, nicht  bemängelt.  Der  auf  den  Widerruf  der  Auslobnng  bezüg- 
liche § 582  erfuhr  in  Abs.  2 eine  Klarstellung  dahin,  dafs  die  Auslobung 
gegenüber  einer  bestimmten  Person  auch  durch  besondere  Mitteilung  an 


Nsnntsr  Titel. 

M äkle  rvertr  ag. 

§ 580.  Eine  für  die  Nachweisung  der  Gelegenheit  zur  Schliefsung  eines  Vertrags 
oder  für  die  Vermittelung  eines  Vertrags  versprochene  Vergütung  (Miklerlohn)  kann  nur 
beansprucht  werden , wenn  der  Vertrag  infolge  der  Nachweisung  oder  infolge  der  Ver- 
mittelung des  Mäklers  zustande  kommt. 

Ist  der  Vertrag  unter  einer  aufschiebenden  Bedingung  geschlossen,  so  kann  der 
Mäklerlohn  erst  verlangt  werden,  wenn  die  Bedingung  eingetreten  ist. 

Den  Ersatz  von  Aufwendungen  kann  der  Mäkler,  auch  wenn  der  Vertrag  nicht  zu- 
stande gekommen  ist,  nur  verlangen,  wenn  dies  vereinbart  ist. 

§ 580  a.  Ein  Mäklerlohn  gilt  als  stillschweigend  vereinbart,  wenn  die  dem  Mäkler 
übertragene  Leistung  den  Umständen  nach  nur  gegen  eine  Vergütung  zu  erwarten  war. 

Izt  die  Hohe  der  Vergütung  nicht  bestimmt,  so  ist  beim  Bestehen  einer  Taxe  der 
taxmäfsige  Lohn,  in  Ermangelung  einer  Taxe  der  übliche  Lohn  als  vereinbart  ansusehen. 

Zehnter  Titel. 

Auslobung. 

§ 581.  Wer  durch  öffentliche  Bekanntmachung  eine  Belohnung  für  die  Vornahme 
einer  Handlung,  insbesondere  für  die  Herbeiführung  eines  Erfolges , aussetzt,  ist  ver- 
pflichtet, die  Belohnung  denjenigen  zu  entrichten  , welcher  die  Handlung  vorgenommen 
hat,  auch  wenn  derselbe  nicht  mit  Rücksicht  auf  die  Auslobung  gehandelt  hat. 

§ 582.  Die  Auslobung  kann  so  lange  widerrufen  werden,  bis  die  Handlung  vorge- 
nommen ist.  Der  Widerruf  ist,  sofern  er  nicht  durch  besondere  Mitteilung  erfolgt,  nur 
wirksam,  wenn  er  in  derselben  Weise  wie  die  Auslobung  bekannt  gemacht  worden  ist 

Auf  die  Widerruflichkeit  kann  in  der  Auslobung  verzichtet  werden;  ein  Verzicht 
liegt  im  Zweifel  in  der  Bestimmung  einer  Frist  für  die  Vornahme  der  Handlung. 
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diese  widerrufen  werden  könne.  Die  Bestimmungen  des  § 583  fürj  den 
Fall,  dafs  die  in  der  Auslobung  gewünschte  Handlung  von  Mehreren  voll- 
bracht wird,  wurde  gebilligt,  man  ergänzte  sie  jedoch  mit  Rücksicht  auf 
den  Fall,  wenn  Mehrere  zur  Herbeiführung  des  in  der  Auslobung  be- 
gehrten Erfolges  mitgewirkt  haben.  Es  erschien  dem  Sinne  einer  solchen 
Auslobung  entsprechend,  die  Verteilung  der  Belohnung  dem  billigen  Er- 
messen des  Auslobenden  zu  überlassen.  Im  übrigen  ging  man  davon 
aus , dafs  der  Auslobende  eine  ähnliche  Stellung  einnehme  wie  ein 
Dritter,  dem  von  den  Parteien  die  Bestimmung  der  Leistung  nach  billigem 
Ermessen  überlassen  ist  (vergl.  §§  356 — 357,  diese  Jahrb.  Bd.  LVIII 
8.  731).  Man  gestattete  deshalb  den  mehreren  Bewerbern  eine  An- 
fechtung jener  Entscheidung  nur  wegen  offenbarer  Unbilligkeit  und  be- 
stimmte, dafs  unter  dieser  Voraussetzung  die  Entscheidung  im  Wege  des 
Prozesses  der  Bewerber  gegeneinander  duroh  Urteil  zu  erfolgen  habe. 
Dem  Auslobenden  gab  man  bis  zum  Austrag  dieses  Prozesses  das  Recht, 
die  Erfüllung  zu  verweigern,  verpflichtete  ihn  aber  nach  Analogie  des 
§ 339  (diese  Jahrb.  Bd.  LVIII  S.  727,  728),  auf  Verlangen  eines  der 
Bewerber  die  Belohnung  für  alle  öffentlich  zu  binterlegen.  Der  § 584, 
welcher  die  eine  Preisbewegung  bezweckende  Auslobung  behandelt,  wurde 
unter  Streichung  des  selbstverständlichen  Abs.  1 Satz  2 sachlich  bei- 
behalten. 

In  dem  vom  Auftrag  handelnden  neunten  Titel  ergaben  sich 
mehrfache  Aenderungen  des  Entwurfs  aus  dem  schon  oben  S.  568  er- 
wähnten Beschlüsse,  den  Begriff  des  Auftrags  durch  das  dem  Entwurf 
fremde  Erfordernis  der  Unentgeltlichkeit  einzuengen.  Man  sprach  dieses 


§ 583.  Hat  tod  Mehrerei:  jeder  die  Handlung  vorgeoommeu,  so  gebührt  die  Be- 
lobnnng  demjenigen,  welcher  die  Handlang  zuerst  vorgenommen  hat.  Sind  die  Hand- 
langen gleichzeitig  vorgenommen,  so  hat  jeder  auf  einen  gleichen  Teil  der  Belohnung 
Anspruch. 

Haben  Mehrere  zur  Herbeiführung  des  Erfolges  mitgewirkt,  für  welchen  die  Belohnung 
ausgesetzt  ist,  so  ist  die  Belohnung  unter  Berücksichtigung  des  Anteils  eines  jeden  an  der 
Herbeiführung  des  Erfolges  von  dem  Auslobenden  nach  billigem  Ermessen  unter  sie  zu 
verteilen.  Die  Verteilung  ist  unverbindlich,  wenn  sie  offenbar  unbillig  ist j sie  erfolgt  in 
diesem  Falle  durch  Urteil.  Wird  die  Verteilung  des  Aaslobenden  von  einem  der  Be- 
teiligten nicht  als  verbindlich  anerkannt,  so  ist  der  Auslobende  berechtigt,  die  Erfüllung 
zu  verweigern,  bis  die  Beteiligten  den  Streit  über  ihre  Berechtigung  unter  sich  ausge- 
tragen  haben;  jeder  von  ihnen  kann  verlangen,  dafs  die  Belohnung  für  alle  öffentlich 
hinterlegt  werde. 

LiAt  sich  die  Belohnung  ihrer  Beschaffenheit  nach  nicht  teilen  oder  soll  nach  dem 
Inhalte  der  Auslobung  nur  einer  die  Belohnung  erhalten,  so  entscheidet  unter  den 
Mehreren  das  Los. 

§ 584.  Eine  Auslobung,  die  eine  Preisbewerbnng  zum  Gegenstand  hat,  ist  nur  gültig, 
wenn  in  der  Bekanntmachung  eine  Frist  für  die  Bewerbungen  bestimmt  ist 

Die  Entscheidung  darüber,  ob  eine  innerhalb  der  Frist  erfolgte  Bewerbung  der  Aus- 
lobung entspricht  oder  welche  von  mehreren  Bewerbungen  den  Vorzug  verdient,  erfolgt 
durch  die  in  der  Auslobung  bezeichnete  Person,  in  Ermangelung  einer  solchen  durch  den 
Ausübenden.  Die  Entscheidung  ist  für  die  Beteiligten  verbindlich. 

Bei  Bewerbungen  von  gleicher  Würdigkeit  finden  auf  die  Zuteilung  des  Preises  die 
Vorschriften  des  § 583  Abs.  1 Satz  2,  Abs.  8 Anweodung. 

Die  Uebertragung  des  Eigentums  an  einem  gelieferten  Werke  kann  der  Auslobende 
nur  verlangen,  wenn  dies  in  der  Auslobung  bestimmt  ist. 
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Erfordernis  in  § 583  ausdrücklich  aus  und  strich  den  auf  den  entgelt- 
lichen Auftrag  beaügliohen  § 586.  Unter  denjenigen,  welche  der  § 587 
im  Falle  der  Ablehnung  eines  Auftrags  zur  unverzüglichen  Anzeige  ver- 
pflichtet, liefs  man  die  zur  Besorgung  gewisser  Geschäfte  öffentlich  be- 
stellten Personen  weg,  weil  diese,  falls  sie  zur  unentgeltlichen  Ge- 
schäftsbesorgung öffentlich  bestellt  seien,  ein  öffentliches  Amt  bekleideten 
und  deshalb  ihr  Verhältnis  zu  denjenigen,  welche  ihre  amtliche  Thätig- 
keit  in  Anspruch  nähmen,  nicht  naoh  den  privatreohtlichen  Vorschriften 
über  den  Auftrag  sich  regele.  Dem  öffentlichen  Erbieten  zur  Besorgung 
gewisser  Geschäfte  stellte  man  andererseits,  ebenso  wie  in  § 559  b (der 
Zusammenstellung,  oben  S.  568)  das  an  den  einzelnen  Auftraggeber  ge- 
richtete Erbieten  gleich.  Den  § 588  verdeutlichte  man  dahin,  dafs  dem 
Beauftragten  nur  die  Uebertragung  der  Ausführung  des  Auftrages  an 
einen  Dritten,  nioht  aber  die  Zuziehung  von  Gehilfen  regelmäfsig  ver- 
boten sei.  Der  § 589,  welcher  die  Haftung  des  Beauftragten  für  Snb- 
stituten  und  Gehilfen  betrifft,  wurde  unter  Streichung  der  überflüssigen 
Worte  „befugter  Weise"  in  8atz  3 saohlioh  beibehalten.  Gegen  die  Be- 
stimmung des  § 590  Uber  das  Kecht  des  Beauftragten,  von  einer  Weisung 
des  Auftraggebers  abzuweichen,  wurde  nichts  erinnert. 

Im  § 591  sprach  man  im  Interesse  des  Auftraggebers  neben  der 
Pflicht  des  Beauftragten  zur  Bechenschaftsablegung  auch  dessen  Ver- 
pflichtung aus,  dem  Auftraggeber  während  der  Geschäftsbesorgung  unauf- 
gefordert die  erforderlichen  Nachrichten  zu  geben  und  auf  Verlangen 
über  den  Stand  des  Geschäfte  Auskunft  zu  erteilen.  Zu  8atz  3 be- 
schränkte man  ferner  die  Verpflichtung  des  Beauftragten,  die  von  ihm 
zu  legende  Rechnung  mit  Belegen  zu  versehen,  auf  den  Fall,  dafs  die 
Erteilung  von  Belegen  üblich  sei.  Die  Frage,  ob  nioht  allgemeine  Vor- 
schriften über  die  Rechnungslegung  aufzunehmen  seien , blieb  späterer 

Elfter  Titel. 

Auftrag. 

§ 585.  Durch  die  Annahme  eines  Auftrags  verpflichtet  sich  der  Beauftragte,  für  den 
Auftraggeher  das  ihm  von  diesem  übertragene  Geschäft  unentgeltlich  au  besorgen. 

§ 586  gestrichen. 

§ 587.  Nimmt  jemand,  der  sich  öffentlich  aur  Besorgung  gewisser  Geschäfte  erboten 
hat,  einen  auf  solche  Geschäfte  gerichteten  Auftrag  nicht  an,  so  ist  er  verpflichtet,  die 
Ablehnung  dam  Auftraggeber  unveraüglich  ansuseigeu.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  sich 
jemand  dem  Auftraggeber  gegenüber  aur  Besorgung  gewisser  Geschäfte  erboten  hat. 

§ 588.  (588,  589.)  Der  Beauftragte  darf  im  Zweifel  die  Ausführung  des  Auftrags 

nicht  einem  Dritten  übertragen.  Ist  die  Uebertragung  gestattet,  so  hat  er  nur  ein  bei 
der  Uebertragung  ihm  aur  Last  fallendes  Verschulden  au  vertreten.  Wegen  des  Ver- 
schuldens eines  augeaogenen  Gehilfen  hattet  er  nach  § 224c. 

§ 589  vergl.  $ 588. 

§ 590.  Der  Beauftragte  Ist  berechtigt,  von  den  Weisungen  des  Auftraggebers  ab* 
auweicheu,  wenn  er  den  Umständen  nach  annehmen  darf,  dafs  der  Auftraggeber  bei 
Kenntnis  der  Sachlage  die  Abweichung  billigen  würde.  Der  Beauftragte  hat,  soweit  ea 
thunllch  ist,  vor  der  Abweichung  dem  Auftraggeber  Anaeige  au  erstatten  und  dessen  Ent- 
schließung abauwsrten. 

$ 591  Der  Beauftragte  ist  verpflichtet,  dem  Auftraggeber  die  erforderlichen  Nach- 
richten  au  geben,  auf  Verlangen  Uber  den  Stand  des  Geschäfts  Auskunft  su  erteilen  und 
nach  der  Ausführung  des  Auftrags  Rechenschaft  absulegan.  Im  Falle  einer  mit  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  verbundenen  Verwaltung  hat  er  dem  Auftraggeber  eine  die  geord- 
nete Zusammenstellung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  enthaltende  Rechnung  au  legen  und 
sie.  soweit  Belege  erteilt  au  werden  pflegen,  mit  solchen  su  versehen. 


Digitized  by  Google 


KationalÖkonoraUche  Gesetzgebung. 


583 


Prüfung  Vorbehalten.  Die  Yorsohrifi  des  § 592  über  die  Verpflichtung 
des  Beauftragten  zur  Herausgabe  des  in  Ausführung  des  Auftrags  Er- 
haltenen erfuhr  keine  Beanstandung.  Anträge,  von  denen  der  eine  den 
Art  368  Abs.  2 des  Handelsgesetzbuches  auf  die  vom  Beauftragten  er- 
worbenen Forderungen  übertragen,  der  andere  den  jener  Vorschrift  zu 
Grunde  liegenden  Gedanken  in  allgemeinerer  Fassung  anerkennen  wollte, 
fanden  nicht  die  Zustimmung  der  Hehrheit  Der  § 593,  der  die  Ver- 
pflichtung des  Beauftragten  zur  Verzinsung  auftragswidrig  verwendeter 
Gelder  betrifft,  blieb  unangefochten. 

Die  Bestimmungen  der  §§  594,  595  über  den  Ersatz  der  vom 
Beauftragten  gemachten  Aufwendungen  wurden  nur  insoweit  geändert,  als 
sie  sich  auf  die  vom  Beauftragten  eingegangenen  Verbindlichkeiten  beziehen 
(§  595  Abs.  3).  Man  erklärte  mit  dem  Entwurf  den  Auftraggeber  in  erster 
Linie  zur  Befreiung  des  Beauftragten  für  verpflichtet,  gab  ihm  aber,  ab- 
weichend vom  Entwurf,  das  Recht,  statt  der  Befreiung  dem  Beauftragten 
Sicherheit  zu  leisten,  nur  für  noch  nicht  fällige  Verbindlichkeiten,  und  ver- 
sagte dem  Beauftragten  das  ihm  im  Entwurf  gewährte  Recht,  bei  fälligen 
Geldschulden  statt  blofser  Befreiung  von  der  Schuld  die  Zahlung  der  zur 
Erfüllung  erforderlichen  Geldsummen  an  sich  zu  verlangen,  weil  man  an- 
nahm, dafs  dem  Auftraggeber  unter  Umständen  nicht  zugemuthet  werden 
könne,  dem  Beauftragten  eine  gröfsere  Geldsumme  anzuvertraued.  Der 
§ 596,  welcher  nur  den  entgeltlichen  Auftrag  im  Auge  hat,  kam  in  Ge- 
mäfsheit  der  Beschlüsse  zu  §§  585,  586  in  Wegfall. 

In  dem  auf  den  Widerruf  des  Auftrages  bezüglichen  § 597  strich 
man  den  Abs.  2,  welcher  einen  Verzicht  auf  die  Widerruflichkeit  ausschliefst, 
weil  man  den  Satz  für  den  Auftrag  selbst  nach  dessen  Wesen  für  selbst- 
verständlich hielt  und  das  Hifsverständnis  befürchtete,  als  bezöge  sich  der- 


g 592.  Der  Beauftragte  ist  verpflichtet,  dem  Auftraggeber  alle»,  waa  er  aur  Aus- 
führung de»  Auftrags  erhalten  und  was  er  aus  der  Gescbäftsbesorgaug  erlangt  hat,  mit 
Einschluß  der  gelogenen  Nutzungen  herauszugeben 

g 693.  Hat  der  Beauftragte  Geld,  welche»  dem  Auftraggeber  herauszugeben  oder 
für  diesen  au  verwenden  ist,  in  eigenen  Nutzen  verwendet,  so  ist  er  verpflichtet,  es  von 
der  Zeit  der  Verwendung  an  zu  verzinsen. 

§ 594.  Der  Auftraggeber  bat  dem  Beauftragten  auf  Verlangen  für  die  aur  Aus- 
führung des  Auftrags  erforderlichen  Aufwendungen  Vorachufs  zu  leisten. 

g 695.  Hat  der  Beauftragte  zum  Zwecke  der  Ausführung  des  Auftrags  Aufwendungen 
gemacht,  die  er  den  Umständen  nach  für  erforderlich  halten  durfte,  so  ist  der  Auftrag- 
geber zum  Ersätze  verpflichtet.  Aufgewendetea  Geld  litt  der  Auftraggeber  von  der  Zeit 
der  Aufwendung  an  au  verzinsen. 

Ist  der  Beauftragte  zum  Zwecke  der  Ausführung  des  Auftrags  eine  Verbindlichkeit 
eingegengen,  deren  Eingehung  er  den  Umständen  nach  für  erforderlich  halten  durfte,  ao 
ist  der  Auftraggeber  verpflichtet,  ihn  von  der  Verbindlichkeit  za  befreien  ; der  Auftrag- 
geber kaun  jedoch , wenn  die  Verbindlichkeit  noch  nicht  fällig  ist,  dem  Beantragten, 
statt  ihn  zu  befreien,  Sicherheit  au  leisten, 
g 596  gestrichen. 

g 697.  (597,  598.)  Der  Auftrag  kann  von  dem  Auftraggeber  jederzeit  widerrufen, 

von  dem  Beauftragten  jederzeit  gekündigt  werden. 

Der  Beauftragte  darf  nur  in  der  Art  kündigen,  dafs  der  Auftraggeber  für  das  über- 
tragene Geschäft  anderweit  Fürsorge  treffen  kann. 

Kündigt  der  Beauftragte  zur  Unaait,  so  hat  er  dem  Auftraggeber  den  dartus  entstan- 
denen Schaden  au  ersetzen,  es  sei  denn,  dafs  ein  wichtiger,  die  uozeitige  Kündigung  recht- 
fertigender Grand  vorliegt.  Ein  solcher  Grund  berechtigt  den  Beauftragten  zur  Kündigung 
nach  denn,  wenn  er  auf  das  Küudigungsrecbt  verzichtet  hat. 
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selbe  auch  auf  die  Ermächtigung,  ein  Geschäft  des  Ermächtigenden  nicht  blofs 
im  Interesse  des  letzteren,  sondern  auch  im  eigenen  Interesse  des  Ermäch- 
tigten zu  besorgen.  Die  Vorschriften  des  § 598  über  die  Kündigung  des 
Auftrages  durch  den  Beauftragten  erfuhren  keine  sachliche  Aendernng. 
Entbehrlich  erschien  sowohl  bezüglich  des  Widerrufes  wie  bezüglich  der 
Kündigung  die  Hervorhebung,  dafs  dieselben  durch  eine  gegenüber  dem 
anderen  Teile  abzugebende  Erklärung  zu  erfolgen  haben. 

Die  auf  den  Fall  des  Todes  des  Auftraggebers  bezüglichen  Bestim- 
mungen des  § 599  behielt  man  bei;  insbesondere  lehnte  man  es  ab,  die 
dem  Entwurf  entgegengesetzte  Kegel  aufzustellen,  dafs  der  Tod  das  Er- 
löschen des  Auftrages  zur  Folge  habe,  indem  man  für  die  Kegel  den  Fort- 
bestand des  Auftrages  der  Absicht  des  Auftraggebers  und  dem  Interesse 
seiner  Erben  für  entsprechend  erachtete.  Unverändert  blieben  auch  der 
§ 600,  der  den  Fall  betrifft,  dafs  der  Auftraggeber  geschäftsunfähig  oder 
in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkt  wird,  und  der  den  Tod  des  Beauf- 
tragten betreffende  § 601. 

Die  Bestimmungen  des  § 602  für  den  Fall  der  Eröffnung  des  Kon- 
kurses über  das  Vermögen  des  Auftraggebers  wurden  gebilligt.  Han  folgte 
dem  Entwurf  (§  603)  auch  darin,  dafs  der  an  sich  erloschene  Auftrag  zu 
Gunsten  des  Beauftragten  in  Ansehung  der  ihm  zustehenden  Rechte  als 
fortbestehend  anzusehen  sein  solle,  bis  der  Beauftragte  von  der  Konkurs- 
eröffnung Kenntnis  erlangt  habe  oder  habe  erlangen  müssen.  Bezüglich 
der  in  diesem  Falle  dem  Beauftragten  zustehenden  Ersatzansprüche  erschien 
es  billig,  ihm  die  Stellung  eines  Konkursgläubigers  zuzusprechen,  wodurch 
eine  im  Entwurf  offen  gelassene  Frage  entschieden  wurde.  Des  Gegen- 
satzes wegen  Bprach  man  zugleich  den  an  sich  aus  konkursrechtliohen 
Grundsätzen  sich  ergebenden  Satz  ans,  dafs  der  Beauftragte  hinsichtlich 


$ 598  vergl.  5 697. 

§ 599  (599,  600).  D«r  Auftrag  erlischt  Im  Zweifel  ulcht  durch  den  Tod  oder  durch 
den  Eintritt  der  Geschäftsunfähigkeit  des  Auftraggebers.  Erlischt  der  Auftrag,  so  hat  der 
Beauftragte  bei  Gefahr  ist  Verzüge  die  Besorgung  des  aufgetrageneu  Geschäfts  fortzusetzen, 
bis  der  Erbe  oder  der  gesetaliche  Vertreter  des  Auftraggebers  anderweit  hei  Fürsorge 
treffen  können  ; der  Auftrag  gilt  insoweit  als  fortbastahend. 

§ 600  vergl  § 599 

§ 601.  Der  Auftrag  erlischt  im  Zweifel  durch  den  Tod  des  Beauftragten.  Im  Falle 
den  Erlöschens  hat  der  Erbe  des  Beauftragten  den  Tod  dem  Auftraggeber  unverzüglich 
anzuzeigen  und  bei  Gefahr  im  Verzage  die  Besorgung  des  übertragenen  Geschäfts  lort- 
zuaatzea,  bis  der  Auftraggeber  anderweit  hat  Fürsorge  treffen  können ; der  Auftrag  giit 
insoweit  ata  fortbcstehend- 

§ 609  gestrichen. 

Anmerkung,  ln  den  Arb  13  des  Entwurfes  eines  Einführungsgesetzes  soll  fol- 
gende Vorschrift  als  § 19a  eingestellt  werden: 

Ein  von  dem  Gemeinsehnidner  erteilter  Auftrag  erlischt  durch  die  Eröffnung  des 
Konkursverfahrens,  es  sei  denn,  dafs  der  Auftrag  sich  nicht  auf  das  zur  Konkursmasse 
gehörende  Vermögen  bezieht.  Erlischt  der  Auftrag , so  finden  die  Vorschriften  des 
§ 599  Bats  2 und  des  g 603  des  Bürgerlichen  Gesetibuchs  entsprechende  Anwendung; 
in  Ansehung  der  nach  der  Eröffnung  des  Verfahrens  entstandenen  Ersatzansprüche  ist 
der  Berechtigte  im  Falle  des  § 599  Satz  9 Massegltubiger.  im  Falle  das  g 603  Kon- 
knrsglfinbiger.  Das  Gleiche  giit , wenn  sich  jemand  durch  einen  Dienst-  oder  Werk- 
vertrag verpflichtet  hat,  für  den  Gemeinschuldner  ein  ihm  von  diesem  übertragenes  Ge- 
schäft au  besorgen. 

Auf  eine  mit  der  Verpflichtung  zur  Geschäftsbesorgung  verbundene  Vollmacht 
findet  die  Vorschrift  des  g 603  keine  Anwendung. 
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derjenigen  Ersatzansprüche,  die  ihm  durch  die  Fortführung  des  aufgetrageneu 
Geschäftes  gemäfs  § 599  Abs.  2 zustehen,  die  Rechte  eines  Massegläubigers 
habe.  Die  sämtlichen  auf  den  Konkurs  bezüglichen  Vorschriften  wurden 
in  die  Konkursordnung  verwiesen.  Von  der  bereits  erwähnten  Vorschrift 
des  § 603,  wonach  ein  erlassener  Auftrag  zu  Gunsten  des  gutgläubigen 
Beauftragten  als  fortbestehend  zu  behandeln  ist,  nimmt  der  Entwurf  den 
Fall  aus,  dafs  der  Auftrag  duroh  einen  nicht  bedingten  Widerruf  er- 
lischt. Man  strich  die  Worte  „nicht  bedingten“,  davon  ausgehend,  dafs 
der  bedingte  Widerruf  kein  eigentlicher  Widerruf  sei,  und  dafs  bei  rich- 
tiger Auffassung  sich  für  den  sog.  bedingten  Widerruf  die  vom  Entwurf 
beabsichtigte  Entscheidung  von  selbst  ergebe. 

Der  Beschlufs,  das  im  Entwurf  als  entgeltlichen  Auftrag  behandelte 
Verhältnis  den  Vorschriften  über  den  Dienst-  und  Werkvertrag  zu  unter- 
stellen, machte  es  notwendig,  gewisse,  für  alle  Fälle  einer  Geschäftsbesorgung 
passende  Bestimmungen  dieses  Titels,  nämlich  die  §§  590 — 595,  599 — 603, 
auf  den  Fall  für  entsprechend  anwendbar  zu  erklären,  wenn  die  Ver- 
pflichtung zur  Geschäftsbesorgung  durch  einen  Dienst-  oder  Werkvertrag 
übernommen  ist.  Auch  die  an  Stelle  des  § 602  beschlossene  Bestimmung 
der  Konkursordnung  erhielt  einen  entsprechenden  Zusatz.  Im  Ansohlufs 
hieran  unterzog  man  diejenige  Vorschrift  des  von  den  juristischen  Personen 
handelnden  Titels,  in  welcher  auf  die  Stellung  des  Vorstandes  einer  juri- 
stischen Person  gewisse  Bestimmungen  über  den  Auftrag  für  entsprechend 
anwendbar  erklärt  sind  (§  44  a Abs.  3 nach  der  in  diesen  Jahrb.  Bd.  LV1U 
S.  547  mitgeteilten  Zusammenstellung),  einer  nochmaligen  Prüfung.  Das 
Ergebnis  war  die  Streichung  des  wegen  der  Beschränkung  auf  den  unent- 
geltlichen Auftrag  nicht  mehr  passenden  § 585  und  des  in  Wegfall  ge- 
kommenen § 596  unter  den  dort  angeführten  Bestimmungen.  In  der 
Fassung  jener  Vorschrift  brachte  man  ferner  zu  klarerem  Ausdruck,  dafs 
sich  das  Verhältnis  des  Vorstandes  zur  juristischen  Person  keineswegs 
ausBchliefslich  nach  den  Vorschriften  über  den  Auftrag  bestimmen  solle. 

Der  § 604  endlich,  welcher  die  Haftung  bub  der  Erteilung  eines 
Rates  oder  einer  Empfehlung  betrifft,  wurde  sachlich  unverändert  in  den 
Abschnitt  über  SchuldverhältnisBe  aus  unerlaubten  Handlungen  verwiesen. 

§ 603.  Ist  der  Auftrag  iu  anderer  Weise  ata  durch  Widerruf  erloschen , so  gilt  er 
zu  Gunsten  des  Beauftragten  gleichwohl  als  fortbestehend , bis  dar  Beauftragte  von  der 
das  ErlSschen  bewirkenden  Thatsacbe  Kenntnis  erlangt  hat  oder  diese  Thatsache  hatte 
kennen  mDssen. 

§ 603  a.  Die  Vorschriften  der  §§  590  bis  595,  599  bis  603  finden  entsprechende 
Anwendung , wenn  die  VerpSichtung  zur  QeschSftsbesorgung  durch  einen  Dienst-  oder 
Werkvertrag  übernommen  ist. 

Anmerkung.  Der  § 26  Abs.  8 der  gedruckten  Redaktionsvorlage  (d.  i.  der  oben 
erwähnte  § 64a  Abs.  3)  erhalt  folgende  Fassung: 

Auf  die  Geschäftsführung  des  Vorstandes  finden  die  für  den  Auftrag  geltenden  Vor- 
schriften der  §§  568  bis  595  entsprechende  Anwendung. 

§ 60*  fällt  hier  weg. 

Anmerkung.  Der  § 604  soll  in  folgender  Fassung  in  den  Abschnitt  Uber 
Schuldverhattnlsse  aus  unerlaubten  Handlungen  eingestellt  werden  : 

Wer  einem  anderen  einen  Rat  oder  eine  Empfehlung  erteilt  hat,  ist  zum  Ersätze 
des  demselben  aus  der  Befolgung  des  Rates  oder  der  Empfehlung  entstandenen  Scha- 
dens nur  dann  verpflichtet,  wenn  er  arglistig  gehandelt  hat,  unbeschadet  der  aus  einem 
VertragsverhUltnis  oder  aus  einer  Amtspflicht  sich  ergebenden  weiteren  Haftung. 
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ix. 

Der  Zucker-Terminhandel. 

Von  A.  Bsyerdörffer. 

Bei  unserer  früheren  Untersuchung  des  Terminhandels1)  hatten  wir 
besonders  zwei  Waren,  Kaffee  und  Zucker,  ins  Auge  gefafst,  weil  wir  der 
Ansicht  sind,  dafs  diese  Handelsform  sich  besser  an  der  Hand  konkreter 
Fälle,  also  bei  ihrer  Anwendung  für  bestimmte  Waren,  als  in  abstracto 
beurteilen  läfst.  Und  diese  Meinung,  welche  wir  in  unserer  Arbeit  über 
den  Kaffee-Terminhandel  aussprachen , hat  sich  bei  der  weiteren  Unter- 
suchung des  Zucker-Terminbandels  noch  befestigt.  Die  Verhältnisse  liegen, 
das  wird  aus  den  weiteren  Ausführungen  nooh  hervorgehen,  beim  Zucker 
in  der  That  wesentlich  anders  als  beim  Kaffee. 

Wie  dieser,  so  gehört  auch  der  Zucker  zu  den  Welthandelsartikeln. 
Er  wird  bekanntlich  in  der  Hauptsache  aus  Zuckerrohr  und  aus  Hüben 
gewonnen ; der  Anbau  des  ersteren  erstreckt  sich  namentlich  auf  diejenigen 
tropischen  Qegenden,  welohe  die  Erde  überhaupt  mit  den  Produkten  der 
beifsen  Zone  zu  versorgen  pflegen  : die  westindischen  Inseln  und  unter 
diesen  in  hervorragender  Weise  Cuba,  dann  Java,  die  Philippinen,  Bar- 
silien  u.  a.  m.  Die  bedeutendsten  Abnehmer  für  Kohrzucker  sind  Kord- 
amerika und  England.  Hit  ihm  tritt  nun  der  in  Europa  aus  Hüben  her- 
gestellte Zucker  in  Konkurrenz ; in  der  Erzeugung  dieser  Ware  steht 
Deutschland  obenan ; es  folgen  dann  Oesterreich , Frankreich,  Rufsland, 
Belgien  und  einige  andere  Länder  mit  kleineren  Quantitäten.  Selbstver- 
ständlich dient  der  gewonnene  Zucker  zunächst  zur  Befriedigung  des  in- 
ländischen Bedarfs;  es  bleiben  aber,  besonders  in  Dentschland,  Oesterreich 
und  Frankreich,  noch  ansehnliche  Quantitäten  zur  Ausfuhr  übrig,  und 
dafür  ist  England  der  wichtigste  Abnehmer.  Im  Betriebsjahre  1889/90 
betrug  die  Ausfuhr  aus  Deutschland  über  7 Mill.  Motr.  bei  einer  Produktion 
von  über  12  Hill.  Mctr.,  und  nach  England  gingen  davon  etwa  4 Mill. 
Motr.,  und  zwar  zum  bei  weitem  gröfsten  Teile  in  der  Form  von  Roh- 
zucker, während  raffinierte  Ware  dem  Auslande  nur  in  verhältniamäfsig 
kleinen  Quantitäten  zugeführt  wird. 
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Dafs  dieser  Export  eine  solche  Höhe  erreioht  hat,  ist  wohl  iD  erster 
Linie  dem  deutschen  Zuokerhandel  xuzuschreiben,  dessen  Hauptsitz  Magde- 
burg durch  seine  günstige  Lage  mitten  im  wichtigsten  Produktionsgebiete 
und  durch  seine  bequeme  Verbindung  mit  dem  Meere  geworden  ist  Aller- 
dings wird  Zucker  auch  in  Halle,  Braunschweig,  Breslau,  Stettin  und 
Danzig  gehandelt;  aber  der  gröfste  Teil  des  deutschen  Zuckers  kommt  in 
Magdeburg  an  den  Markt,  wo  die  Käufer  also  das  reichlichste  Material 
finden.  Der  Rohzucker  wird  von  den  Fabriken  duroh  Vermittelung  von 
Agenten  teils  an  die  inländischen  Raffinerien,  teils  an  die  Exporteure 
oder  auch  an  ausländische  Firmen , welche  in  Magdeburg  Agenten  oder 
Zweiggeschäfte  haben,  direkt  verkauft. 

Da  der  Rübenzucker  in  grofsen  Quantitäten  produziert  wird  und  be- 
sonders im  letzten  Jahrzehnte  ein  Welthandelsartikel  geworden  ist,  da  ferner 
an  den  Börsen  von  London,  Paris,  Magdeburg,  welche  untereinander  in 
enger  Verbindung  stehen,  grofse  Mengen  umgesetzt  werden,  so  ist  es 
erklärlich,  dafs  die  Tendenz  der  neueren  Zeit,  für  solche  Waren  das  Ter- 
mingeschäft einzuführen,  sich  auch  auf  den  Zuckerhandel  ausdehnen  mufste; 
und  so  finden  wir  jetzt  diese  Handelsform  an  den  Börsen  von  London, 
Paris,  Magdeburg,  Hamburg  und  einigen  kleineren  Plätzen.  In  London, 
Magdeburg  und  Hamburg  lauten  die  Abschlüsse  auf  Rohzucker  I.  Produkt, 
Basis  88  °/<„  und  zwar  dürfen  nur  Mengen  von  500  Säcken  oder  das 
Vielfache  davon  umgesetzt  werden ; der  Pariser  Terminhandel  hat  als 
Objekt  den  weifsen  Zucker  Nr.  3 (Suore  blano,  Krystallzucker.) 

Es  wird  sich  nun  empfehlen,  wenn  wir  auch  hier  wieder  zunäohst 
jene  Darstellung  des  Terminhandels  in  Magdeburg  von  seiner  Einführung 
ab  geben , um  an  der  Hand  dieser  Thatsachen  zu  prüfen,  welchen  Ein- 
fiufs  das  Termingeschäft  nach  verschiedenen  Riohtungen  hin  ausgeübt  hat. 
Wir  werden  dabei  finden,  dafs  die  Preisbewegungen  sich  von  denjenigen 
im  Kaffee-Terminhandei  daduroh  unterscheiden,  dafs  sie  viel  ruhiger  und 
gleichmäfsiger  verlaufen;  es  wird  daher  für  unsere  Zweoke  genügen,  wenn 
wir  für  die  ruhigen  Zeiten  nur  die  Preise  von  Anfang  und  Mitte  jeden 
Monats  angeben,  für  die  bewegteren  Perioden  aber  die  vermehrten 
Schwankungen  hervortreten  lassen.  Hiernach  haben  wir  die  Tabelle  I 
hergestellt. 

Ueberblicken  wir  die  Tabelle  im  Ganzen,  so  finden  wir  das  soeben 
Gesagte,  dafs  die  Preisschwankungen  verhältnismäfsig  klein  sind,  sogleich 
bestätigt.  Während  bei  den  Kaffec-Terminpreisen  ein  fast  ununterbrochenes 
Auf-  und  Absteigen  mit  verhältnismäfsig  grofsen  Differenzen  stattfiodet1), 
sehen  wir  bei  den  Zuoker-Terminpreisen  oft  monatelang  nur  kleine  Be- 
wegungen, wie  wir  sie  bei  derartigen  Waren  auch  im  Effektivhandel 
beobachten  können.  So  schwanken  die  Notierungen  vom  August  1886 
bis  Mai  1 887  fortwährend  um  M.  11;  ähnliche  ruhige  Zeiten  haben  wir 
dann  vom  September  bis  November  1887,  vom  Oktober  1888  bis 
Februar  1889,  und  während  des  gröfsten  Theiles  der  Jahre  1890  und 
1891.  Nun  zeigt  unsere  Tabelle  aber  dooh  zu  Zeiten  auoh  ganz  wesent- 
liche Preisveränderungen.  Wir  können  fast  in  jedem  Jahre  sehen,  dafs 

1)  Vergl.  di«  Tabelle  Bd.  1,  S.  864. 
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die  Notierungen  bis  zum  Beginn  der  neuen  Kampagne,  also  bis  September 
langsam  emporsteigen  und  mit  dem  Anfang  der  Arbeit  in  den  Fabriken 
wieder  sinken.  Das  hat  seinen  Grund  darin,  dafs  fast  die  ganze  Jahres- 
produktion in  die  Zeit  vom  September  bis  Januar  oder  Februar  fallt;  die 
Folge  ist,  dafs  am  Scblufs  der  Kampagne  größere  Vorräte  vorhanden  sind, 
welche  dann  im  Sommer  bis  znm  August  abnehmen.  Dieser  Vorgang  be- 
einflufst  die  Preise  in  der  Weise,  dafs  dieselben,  wenn  keine  anderen 
Umstände  hindernd  eingreifen,  von  Januar  oder  Februar  ab  allmählich  steigen 
und  im  September  oder  Oktober  schnell  znriickgehen. 

Im  Jahre  1887  war  der  Terminpreis  in  Magdeburg  am  3.  März 
M.  10,42;  er  Btieg  dann  nach  und  nach  bis  Mitte  August  auf  M.  12,60 
und  stand  Ende  September  nach  Eröffnung  der  Kampagne  wieder  auf 
M.  1 1,60.  Im  folgenden  Jahre  ging  der  Preis  vom  Januar  bis  Mai  zu- 
nächst von  ca.  M.  16  auf  M.  12,90  zurück,  hob  sich  aber  dann  bis  Mitte 
September  aut  M.  15  und  sauk  Anfang  Oktober  auf  M.  13  herab.  Das 
Jahr  1889  zeigt  diese  Bewegungen  in  vergrößertem  Mafsstabe,  und  auch 
in  1890  finden  wir  die  gleiche  Erscheinung,  während  die  Preisgestaltung 
i.  J.  1891  wohl  auch  vom  Mai  ab  die  Abwärtsbewegung  zeigt,  der 
Rückgang  im  September  aber  schnell  durch  andere  Einflüsse  verwischt 
wurde. 

Diese  Kurven,  welche  die  Zuokerpreise  auf  höherem  oder  niedrigerem 
Niveau  fast  jedes  Jahr  beschreiben,  werden  als  so  feststehend  angenommen, 
dafs  man  eie  auch  bei  den  Spekulationsgeschäften  in  den  Notierungen 
für  spätere  Termine  zum  Ausdruck  bringt.  So  waren  die  Terminpreiae  an 
der  Hamburger  Börse1): 

am  21.  Jan.  1 888]  am  14.  Jan.  1889 


Lief. : 

p.  Jan. 

14*90 

M. 

13.70 

M 

„ 

März 

15**5 

•i 

13.95 

*1 

„ Mai 

15**0 

1» 

I4.12 

II 

♦» 

ii 

15*50 

11 

14.27 

II 

ii 

ii  Aug. 

1 5,65 

1» 

14.52 

II 

,,  Oktbr. 

13**0 

1* 

12,70 

II 

** 

.,  Dezbr. 

13*00 

11 

12,62 

II 

am  13.  Jan.  1890 

am  12.  Jan. 

Lief. 

p.  Jan. 

XI. 65 

M. 

12,52 

M. 

„ Mürz. 

11,98 

1* 

12,72 

it 

• 

ii  Mai 

12,15 

11 

12,90 

11 

„ 

i.  Jul» 

12,37 

1» 

13.10 

*» 

n Aug. 

12,50 

ii 

13**0 

11 

„ Oktbr. 

12,20 

♦1 

12,62 

ii 

„ Dezbr. 

12,80 

n 

12,62 

11 

Diese  Bewegungen  sind  ganz  unabhängig  von  der  Form  des  Handele, 
also  auch  vom  Tenninhandel,  und  wir  finden  sie  daher  auch  schon  vor 
Einführung  des  letzteren  auf  dem  Effektivmarkte.  Nach  den  Berichten 
der  Magdeburger  Kaufmannschaft  kostete: 


1)  Die  Terminnotierungen  in  Hamborg  and  Magdeburg  stimmen  meistens  bis  auf 
ganz  kleine  Abweichungen  Uberein ; wir  wühlen  eratere,  weil  diese  gleichmäßiger  für  alle 
Termine  lauten. 
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Kornsacker 
95  0/0 


Rendement 


88  0/0 


im 

Januar 

Aagust 

Oktober 

/1881 

M. 

30,45 

3316 

30.35 

11882 

»• 

30.10 

30.00 

28,35 

11883 

i* 

27.70 

30,20 

27.40 

11884 

»i 

25.40 

22,45 

*9.86 

/ 1885 

•i 

19.60 

24,25 

23,26 

11886 

t» 

22,35 

19,25 

l8, 60 

11887 

ii 

l8, 65 

20,90 

20,20 

<1888 

ii 

24,25 

22,65 

16,30 

4 1 889 

ii 

17.45 

— 

14,85 

fl  890 

ii 

I4'97 

— 

16,10 

\1891 

ii 

10,05 

17,27 

16,57 

Aufserdera  giebt  es  nooh  eine  Anzahl  von  Faktoren,  welche  ununter- 
brochen oder  dooh  von  Zeit  zu  Zeit  die  Preise  beeinflussen.  In  erster 
Linie  ist  es  die  Schätzung  der  fl  übenernte  und  des  Zuckergehaltes  der 
Rüben,  welche  mit  dem  Wechsel  der  Witterung  zu  schwanken  pflegt; 
ferner  die  Veränderungen  in  den  Steuergesetzen  Deutschlands  und  Frank- 
reichs während  der  letzten  Jahre;  dann  die  Nachrichten  über  die  Zucker- 
produktion aus  den  Kolonien  und  die  unter  solohem  Einflufs  stehende 
Gestaltung  der  Preise  an  den  ausländischen  Märkten ; dazu  kommen  einige 
allgemeine  Ursachen,  wie  der  Stand  der  Frachten,  der  Wechselkurse  u.  dergl-, 
ferner  das  schwankende  Hervor-  und  Zurücktreten  der  Produzenten  mit 
ihren  Angeboten  und  der  Exporteure  und  Raffinerien  mit  ihrer  Nachfrage, 
die  Höhe  der  Vorräte  in  erster  Hand  und  die  Schätzung  der  Zuckermengen, 
welche  nioht  zu  kontrollieren  sind.  Alle  diese  Ursachen  wirken  aber  in 
gleicher  WeiBe  auf  die  Effektiv-  wie  auf  die  Terminpreise  ein,  nnd  aus  den 
oben  gegebenen  Zahlen  geht  hervor,  dafs  grofse  Veränderungen  in  den 
Zuckerpreisen  auoh  vor  der  Einführung  des  Tcrminhandels  stattgefunden 
haben. 

Wollen  wir  also  untersuchen,  welche  Wirkung  der  Terminhandel  auf 
die  Preise  ausgeübt  hat,  so  müssen  wir  die  Veränderungen,  welche  auf 
die  genannten,  aulserhalb  des  Handels  stehenden  Ursachen  zurückzuführen 
sind,  nusscheiden,  und  von  diesem  Standpunkt  aus  wollen  wir  nun  die 
Entwickelung  der  Preise  unter  dem  Terminhandel  verfolgen. 

Die  Lage  des  Zuokermarktes  war  bei  der  offiziellen  Einführung  des 
Terminhandels  in  Magdeburg  — Anfang  August  1886  — etwa  folgende: 
Die  vorhergehende  Kampagne  hatte  ein  günstiges  Resultat  ergeben,  und 
die  Vorräte  waren  daher  sowohl  in  Deutschland,  wie  auoh  im  Auslande 
gut;  dazu  kam,  dafs  im  Sommer  das  Wetter  für  den  Rübenbau  sehr 
günstig  war  und  eine  reiche  Ernte  erwarten  liefe.  Alles  das  drückte  von 
Beginn  des  Jahres  1886  ab  ununterbrochen  auf  die  Preise,  so  dafs  88-proz. 
Kornzucker,  welcher  im  Januar  noch  M.  22,20  bis  M.  22,50  gekostet 
hatte,  bis  August  auf  M.  19,25  zurückging.  Diese  Bewegung  setzte  sioh 
auch  nach  der  Eröffnung  des  Termiuhandels  fort,  und  die  Terminpreise 
folgten  der  allgemeinen  Tendenz,  ohne  selbst  eine  bemerkbare  Wirkung 
auszuüben. 

Zu  Anfang  des  folgenden  Jahres  1887  stand  es  fest,  dafs  die  beendete 
Kampagne  in  ganz  Europa  günstig  ausgefallen  war;  man  hätte  daher  er- 
warten können,  dafs  die  Preise  weiter  sinken  oder  wenigstens  nioht  steigen 
würden;  trotzdem  finden  wir  im  Januar  eine  kleine  Erhöhung.  Dieses 
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Halten  der  Preise  ist  lediglich  auf  die  Bemühungen  einer  starken  Hausse- 
Partei  in  Paris  zurückzuiühren.  Im  Februar  traten  unsichere  politische 
Verhältnisse  ein1),  die  Kurse  der  Pariser  Effektenbörse  gingen  zurück, 
und  dadurch  wurde  auch  die  Hausse-Vereinigung  des  Zuckermarktes  auf- 
gelöst, deren  Mitglieder  nun  zu  realisieren  suchten  und  damit  die  Preise 
drückten ; das  veranlafste  aber  anderseits  die  Tiefspekulanten,  sich  für  ihre 
Blankoverkäufe  zu  decken,  und  dadurch  wurde  ein  weiterer  Kückgang 
verhindert.  Die  Terminpreise  in  Magdeburg  und  London  folgten  diesen 
Bewegungen  und  beeinflufsten  dann  auch  die  Effektivpreise,  wie  unsere 
Tabelle  I zeigt,  wenn  auch  z.  B.  in  Magdeburg  noch  andere  Ursachen  die 
Veränderungen  des  Lokopreises  für  88  Proz.  Rohzucker  veranlafst  haben 
mögen.  Die  Notierungen  für  raffinierten  Zucker,  z.  B.  gemahl.  Melis, 
gehen  vom  Januar  bis  März  langsam  zurück,  was  hauptsächlich  wohl  in 
der  allgemeinen  Lage  des  Zuckergeschäfts  begründet  war;  dagegen  zeigen 
die  Detailpreise  in  Magdeburg  vom  Januar  bis  Mürz  keine  Veränderung. 

Vom  April  1887  ab  trat  die  Spekulation  abermals  in  lebhaftere 
Thätigkeit.  In  London  stand  das  ganze  Rübenzuckergeschäft  unter  diesem 
Eintiufe,  die  Führung  aber  hatte  diesmal  Magdeburg  übernommen,  wo  man 
bemüht  war,  den  Preis  selbst  über  seinem  Stand  auf  dem  Weltmärkte  zu 
halten.  Besonders  ein  Spekulant  hatte  im  April  grofse  Quantitäten  Zucker 
angekauft;  als  im  Mai  die  Abnahme  erfolgen  sollte,  konnte  er  seinen  Ver- 
pflichtungen nicht  nachkommen,  und  ein  Konsortium  mufste  die  Abwickelung 
der  Geschäfte  in  die  Hand  nehmen.  Der  ganze  Zuckerhandel  wurde  nun 
von  diesen  Vorgängen  beeinflufst;  der  Preis  in  Magdeburg  schwankte 
nach  den  Mafsregeln,  welche  das  Konsortium  traf,  d.  h.  je  nachdem  es 
von  den  vorhandenen  grofsen  Bestünden  verkaufte  oder,  um  den  Preis 
zu  erhöhen , forcierte  Käufe  vornahm  *).  Daneben  war  auch  die  Baisse- 
Partei  rührig,  und  grofse  Engagements  liefen  für  Juli  und  August,  was, 
da  das  erwähnte  Konsortium  eine  Zeit  lang  alle  von  den  Fabriken  an- 
gebotene Ware  aufgenommen  hatte,  im  August  zu  einer  Niederlage  der 
Tiefspekulanten  führte.  Sie  wurden  dadurch  in  die  Enge  getrieben,  dafe 
es  an  lieferungsfähiger  Ware  mangelte,  und  mufsten  zur  Deckung  ihrer 
August-Verkäufe  für  Ware,  welche  noch  in  diesem  Monat  geliefert  werden 
konnte,  sehr  hohe  Preise  bewilligen.  Am  22.  August  wurde  der  laufende 
Termin  noch  mit  M.  13,  am  27.  August  mit  M.  18  und  am  1.  September 
wieder  mit  M.  12,80  notiert 

Der  Rübenzuckerhandel  in  London  war  in  der  ganzen  Periode  von 
demjenigen  in  Magdeburg  abhängig  und  bestand  zum  Teil  aus  Spekula- 
tionsgeschäften, welche  ebenfalls  von  Magdeburger  Häusern  ausgingen. 

Die  Preise  der  Lokoware  stiegen  mit  den  Terminpreisen  um  ca.  2 M. ; 
freilich  machten  sie  nicht  alle  Bewegungen  der  letzteren  mit,  aber  es 
scheint  doch,  als  ob  nicht  nur  88  °/0  Kornzucker,  sondern  auch  die  an- 
deren Sorten  im  8ommer  1887  höher  bezahlt  worden  seien,  als  es  ohne 


I)  lieber  den  Einßufs  dieser  Befürchtungen  auf  den  wirtschaftlichen  Verkehr 
a.  Struck,  Der  internationale  Geldmarkt  1887,  in  Schmollers  Jahrb.  1888,  S.  189  a.  f. 

9)  Ein  Unlieber  Vorgang  fand  übrigens  schon  im  J.  1886,  also  ohne  Terminbandel, 
statt.  Auch  damals  wurde  der  Preis  künstlich  in  die  Hübe  getrieben,  wotu  auch  Fabri- 
kanten durch  Unterstülxung  der  Hausse-Spekulation  mit  beigetragen  haben  sollen. 
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Terminhandtl  der  Fall  geweaen  wäre;  es  können  bei  der  Preiserhöhung 
aber  auch  nooh  andere  Ursachen  mitgewirkt  haben;  so  waren  z.  B.  die 
Vorräte  in  erster  Hand  während  des  Sommers  1887  kleiner  als  in  den 
beiden  vorhergehenden  Jahren  1 ) und  die  Nachfrage  von  seiten  der  Baf- 
finieren  und  der  Exporthäuser  oft  verhältniamäfsig  grofa.  Auch  die  Eröff- 
nung der  Schiffahrt  gab  im  Frühjahr  sowohl  bei  Bohzucker  als  bei 
raffinierter  Ware  den  Anstofs  zu  lebhafterem  Geschäfte  und  damit  zu 
einem  Steigen  der  Preise,  und  wir  sehen  daraus,  wie  schwierig  es  ist, 
den  Anteil  zu  bestimmen,  welchen  die  Vorgänge  auf  den  Terminmärkten 
an  den  Veränderungen  der  Preise  von  Lokoware  haben. 

Das  lediglich  aus  Termingeschäften  hervorgegangene,  bedeutende 
Steigen  der  Terminpreise  Ende  August  blieb  mit  seinen  Wirkungen  auch 
auf  den  Terminmarkt  beschränkt;  Loko-Bohzucker  war  nur  noch  in  kleinen 
Quantitäten  vorhanden  und  wurde  an  der  Börse  nicht  mehr  notiert,  und 
raffinierte  Ware  blieb  völlig  unbeeinflufst. 

Die  Magdeburger  Detailpreise  wurden,  wie  Tab.  I zeigt,  im  Mai,  dem 
8teigen  der  Engrospreise  entsprechend,  erhöht,  im  August  aber  bereits 
wieder  bei  gemahl.  Melis  I etwas  herabgesetzt.  Soweit  also  die  Termin- 
geschäfte die  Erhöhung  der  Effektivengrospreise  verursacht  haben , so 
weit  sind  auch  die  Kunden  der  Detailisten,  also  die  grofse  Menge  der 
Konsumenten,  duroh  die  Wirkungen  des  Termingeschäfts  getroffen  worden. 

Im  Monat  September  haben  wir  einen  nicht  unwesentlichen  Bück- 
gang  der  Termin-  und  Effektivpreise ; der  Grund  war  teils  eine  verhält- 
nismäfsig  geringe  Nachfrage,  teils  die  am  1.  Oktober  in  Kraft  tretende 
Herabsetzung  der  Ausfuhrvergütung,  was  namentlich  auf  den  Preis  des 
88  °/0  Bohzuckers  drückte.  Die  nächsten  Woohen  vergingen  unter  Schwan- 
kungen, welche  durch  Hervor-  und  ZurUoktreten  von  Angebot  und  Nach- 
frage hervorgerufen  wurden;  im  allgemeinen  war  man  aber  zu  einer 
normalen  Lage  zurückgekehrt,  d.  h.  die  Preise  waren  jetzt  nioht  mehr 
das  Besultat  willkürlicher  Manipulationen,  sondern  sie  richteten  sich  nach 
den  thatsächlichen  Verhältnissen.  Erst  im  November  trat  neben  der  in- 
ländischen und  ausländischen  Nachfrage  auoh  die  Spekulation  wieder  mehr 
hervor;  es  stellte  sich  nämlioh  nun  mit  ziemlicher  Gewil'sheit  heraus, 
dafs  die  Zuckerproduktion  in  der  laufenden  Kampagne  gering  ausfallen 
werde,  und  das  trieb  die  Terminpreise  unter  lebhaftem  Umsatz  in  die 
Höhe.  Jener  Umstand  mufste  aber  auch  die  Effektivpreise  beeinflussen; 
denn  er  veranlafste  die  Exporteure  und  Baffinerien  zu  lebhafterer  Nach- 
frage, die  Produzenten  aber  zur  Zurückhaltung.  Ob  freilich  die  Effektiv- 
preise ohne  Terminmarkt  eine  solche  Höhe  erreicht  hätten,  ist  auch  hier 
zweifelhaft.  Es  tritt  unter  solchen  Verhältnissen  im  Termingeschäfte 
leicht  ein  Uebersohreiten  der  durch  die  Lage  gegebenen  Grenzen  ein, 
und  der  Umstand,  dafs  von  Oktober  bis  Dezember  1887  3,1  Hill.  Säcke 
Zucker  im  Terminhandel  umgesetzt  wurden , und  dafs  dieses  Quantum  in 


1)  In  Deutschland 

1887  1886 

am  1.  Juni  123  000  194  000 

„ 1.  Aug.  31000  110  000 


1885 

154  000  Tonnen 
11t  000  „ 
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keinem  Quartale  bis  Anfang  1889  wieder  erreicht  worden  ist,  labt  ver- 
muten, dafs  auch  hier  eine  solche  Ueberschreitung  und  damit  wohl  auch 
eine  Übermäßige  Erhöhung  der  Preise  stattgefunden  hat;  ebenso  bestärkt 
uns  auch  die  weitere  Entwickelung  in  dieser  Annahme;  denn  zwei  Mo- 
nate  später,  wo  sioh  in  dem  Produktionsergebnis,  den  Vorräten  u.  a.  w. 
nicht  viel  geändert  haben  konnte,  standen  die  Preise  bedeutend  niedriger. 

Die  Detailpreise  blieben  in  Magdeburg  bis  Dezember  unverändert; 
erst  zu  Anfang  des  folgeuden  Jahres  macht  sich  das  Steigen  auf  den 
Engrosmärkten  auch  hier  geltend. 

Anfaug  Januar  1888  schwankte  der  Preis,  und  die  Polgen  der  über- 
mäßigen Ausbeutung  der  Situation  seitens  der  Spekulation  traten  nun 
hervor.  War  auch  das  Resultat  der  letzten  Kampagne  kein  günstiges 
und  der  Vorrat  verhältnismäßig  klein1),  so  rechtfertigte  die  Lage  doch 
Dicht  die  hohen  Preise  von  Ende  Dezember  und  Anfang  Januar,  welche 
übrigens  in  Magdeburg  auch  höher  standen,  als  im  Auslände;  die  Lage 
war  also  unsicher  geworden,  und  bei  einigermaßen  günstigen  Notierungen 
suchte  man  zu  realisieren ; als  aber  in  der  zweiten  Hälfte  des  Januar 
die  Tiefspekulation  Anstrengungen  machte  und  darin  durch  die  geringe 
Nachfrage  der  Raffinerien  und  des  Konsums,  welcher  sich  in  der  Zeit  der 
Hausse  stark  versorgt  hatte,  unterstützt  wurde,  gingen  die  Preise  im 
Januar  und  Februar  rapid  zurück. 

Mit  Ausnahme  einer  kurzen,  durch  Spekulation  hervorgerufenen 
Steigerung  der  Preise  im  Jnli  hat  bis  zum  September  keine  besonders 
Bewegung  stattgefunden,  und  das  ganze  Zuckergeschäft  verlief  sehr  ruhig, 
nur  war  die  Tendenz  der  Preise  überhaupt  auf  ein  allmähliches  Steigen 
gerichtet,  weil  das  Wetter  ungünstig  war  und  der  Konsum  seine  Vorräte 
vervollständigte.  Jenes  Steigen  der  Terminpreise  im  Juli  berührte  dis 
Effektivpreise  insofern,  als  die  Exporteure  Deokung  in  Fabrikware  suchen 
und  dafür  höhere  Preise  bezahlen  mußten. 

Nach  Beginn  der  neuen  Kampagne  setzte  Bich  die  matte  Stimmung 
fort,  z.  T.  wohl  durch  Tiefspekulation  auf  den  ausländischen  Markten 
veranlaßt.  Der  Rückgang  der  Terminpreise  hatte  zur  Folge , dafs  die 
Exporteure  ihre  Gebote  für  Effektivware  ebenfalls  entsprechend  herab- 
setzten, und  wie  gering  das  Vertrauen  damals  war,  geht  daraus  hervor, 
dafs  die  nächsten  Termine,  was  bei  den  Zuckerproisen  selten  der  Fall  ist, 
einen  nicht  unwesentlichen  Deport  zeigen.  Am  6.  November  trat  strenger 
Frost  ein  und  überraschte  die  Landwirte  bei  ihrer  Arbeit;  man  befürch- 
tete einen  bedeutenden  Verlust  an  Ausbeute,  und  das  änderte  die  Stim- 
mung des  Zuckermarktes  gänzlioh;  die  Tiefspekulanten  gaben  ihre  Stellung 
auf,  man  ging  zur  Hochspekulation  Uber,  und  die  späteren  Termine  stehen 
nun  wieder  höher  als  der  laufende.  Unter  diesen  Witterungseinflüssen 
stiegen  die  Termin-  und  die  Effektivpreise  gleichmäßig. 

Bei  den  Detailpreisen  machte  sioh,  wie  schon  erwähnt,  der  Einfluß 
der  Hausse  vom  Dezember  1887  erst  im  Januar  1888  geltend,  wo  eins 
starke  Erhöhung  eintrat.  Dem  Herabgehen  der  Terminpreise  entsprechend. 

1)  Sichtbare  Vorräte  io  Deutschland  am  1.  Januar  (nach  Licht):  1888  380  000  Tonnen, 
1887  413  000,  1886  363  000  Tonnen. 
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Dar  etwas  zögernder,  wurden  auch  die  Detailpreise  im  Februar  und  März 
herabgesetzt;  eine  weitere  Ermäfsigung  folgt  dann  erst  im  Juni;  aber  das 
Steigen  der  Terminpreise  führt  schon  im  Juli  wieder  eine  Erhöhung  fUr 
einzelne  Sorten  herbei ; auf  diesem  Stand  bleiben  sie  dann  bis  zum  Schlüsse 
des  Jahres;  die  Hausse  der  Engrospreise  im  November  und  Dezember  übt 
keinen  Einflufs  auf  die  Detailpreise  aus. 

Wir  treten  nun  in  dasjenige  Jahr  ein,  welches  auch  für  den  Zucker- 
terminhandel das  widerliche  Schauspiel  eines  wilden  Spekulationstaumels 
mit  dem  ihn  gewöhnlieh  begleitenden  starken  Hervortreten  rücksichtsloser 
Selbstsucht  brachte  und  damit  die  Aufmerksamkeit  weiter  Kreise  abermals 
auf  das  Termingeschäft  im  allgemeinen  lenkte.  Die  ersten  beiden  Monate 
liefsen  noch  nichts  von  der  Aufregung  ahnen,  welche  später  eintrat.  Der 
Terminpreis  schwankte  im  Januar  1889  fiir  den  laufenden  Monat  zwischen 
M.  13,60  und  M.  13,90,  und  da(s  man  die  Situation  damals,  wenn  auch 
nicht  günstig,  doch  auoh  nicht  auffallend  ungünstig  ansah,  beweist  der 
Umstand,  dafs  der  Julitermin  im  Januar  mit  einem  ganz  geringen  Auf- 
schläge, wie  wir  ihn  jedes  Jahr  für  die  späteren  Termine  finden,  d.  h. 
mit  M.  13,90  bis  14,45  notiert  wurde.  Man  erwartete  also  auch  für 
die  letzten  Monate  vor  der  neuen  fietriebszeit  keine  überm äfsig  hohen 
Preise ; in  Paris  scheint  sogar  die  Tiefspekulation  eine  Zeit  lang  das 
Uebergewicht  gehabt  zu  haben.  Ebenso  verlief  die  erste  Hälfte  des  Fe- 
bruar ruhig,  wo  die  Notierung  für  den  laufenden  Termin  zwischen  M.  13,70 
und  14, — , für  August  zwischen  14,27  und  14,60  schwankte.  Erst  in 
der  zweiten  Hälfte  des  Februar  ging  der  laufende  Termin  bis  M.  14,35 
in  die  Höhe,  weil  Inland  wie  Ausland  zu  kaufen  suchten,  und  die  zeitige 
Eröffnung  der  Sohiffahrt  die  günstige  Stimmung  unterstützte. 

Die  erste  Bewegung  zur  Hausse  soheint  aber  von  Paris  ausgegangen 
zu  sein.  Dort  hatte  sich  Anfang  Februar  eine  Hochspekulations-Vereini- 
gung  gebildet,  welche  den  Preis  an  diesem  Markte  steigerte.  In  Pariser 
Berichten  wurde  damals  solchen  Versuchen  kein  rechtes  Vertrauen  ge- 
schenkt, weil,  wie  es  hiefs,  die  Lage  weder  für  Hoch-  noch  für  Tief- 
spekulation geeignet  sei.  Durch  neue  Käufe  seitens  der  Vereinigung 
stiegen  aber  die  Preise  weiter,  und  da  diese  meistens  für  den  laufenden 
Monat  oder  nahe  Termine  abgeschlossen  wurden,  so  vermutete  man,  dafs 
die  Absicht  dahin  ging,  den  ganzen  Vorrat  aufzukaufen,  wozu  man  die 
Hilfe  grofser  Kapitalisten  in  Anspruch  genommen  habe. 

Durch  die  vermehrten  Ablieferungen  in  Magdeburg  waren  die  im 
Besitz  der  Rohzuckerfabriken  befindlichen  Vorräte  so  reduziert,  dafs  sie 
Ende  Februar  nur  noch  1,9  Mill.  Ctr.  betrugen,  gegen  2,4  Mill.  Ende 
Febr.  1888  und  4,6  MilL  Ende  Febr.  1887.  Diese  Zahlen  lenkten 
nun  allgemein  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Lage  des  Zuckergeschäftes  in 
Deutschland ; in  Paris  gingen  eine  grofse  Anzahl  von  Kaufaufträgen  für 
spätere  Termine  ein,  und  in  London  und  Magdeburg  suchten  sich  die 
Händler  und  Raffinerien  schnell  zu  versorgen.  Im  März  trafen  noeü 
ungünstige  Nachrichten  über  die  Cnba-Zuokerernte  ein ; man  befürchtete 
in  Amerika  und  in  England,  dafs  die  Zufuhren  von  Kolonialzucker  geringer 
sein  würden  als  in  früheren  Jahren,  und  gab  daher  Kaufaufträge  naoh 
Magdeburg.  So  kam  es,  dafs  die  Vorräte  Deutschlands  in  erster  Hand 

Dritte  Fci!(«  Bd.  IV  (LII).  38 


Digitized  by  Google 


594 


M i s solle  n. 


Ende  März  bereits  auf  888  000  Ctr.  gesunken  waren.  Selbstverständlich 
übten  diese  Vorgänge  einen  bedeutenden  Einflufs  auf  die  Preise  aus,  und 
wir  sehen  den  laufenden  Termin  am  30.  März  auf  17,92  gestiegen,  Mai- 
Termin  sogar  auf  M.  18, — , Juli  auf  M.  18,20. 

Jetzt  bemäohtigte  sich  die  Spekulation  des  Artikels  in  ausgedehnte- 
stem Mufse;  der  Terminhandel  trat  vollständig  in  den  Vordergrund  und 
beherrschte  das  ganze  Geschäft,  ja  zu  Anfang  April  war  für  Zettelware 
eine  so  starke  Nachfrage , dafs  selbst  zu  den  höchsten  notierten  Preisen 
keine  Abgeber  mehr  vorhanden  waren.  Auch  jetzt  fehlte  es  aber  nicht 
an  Stimmen , welche  vor  Uebertreibung  warnten,  ln  Paris  hatte  man, 
trotz  der  Käufe  der  Hochspekulation , kein  rechtes  Vertrauen  zu  dem 
Stand  der  Preise , und  in  London  wurde  die  ganze  Bewegung  fast  ledig- 
lich der  Spekulation,  weniger  dem  geringen  Bestand  der  Vorräte  zage- 
schrieben.  In  Magdeburg  rechnete  man  bei  diesen  Operationen  haupt- 
sächlich auch  auf  die  Aufträge  aus  den  Ver.  Staaten,  welche,  wie  ange- 
nommen wurde,  ihren  Bedarf  nicht  vollständig  aus  den  Kolonien  würden 
decken  können. 

Oer  stürmischen  Hausse  folgten  einige  Wochen  mit  ruhigerem  Ge- 
schäfte, und  wir  sehen  Anfang  Mai  den  Tenninpreis  auf  M.  20,90  zuriiek- 
geheu.  Die  Preistreiberei  war  aber  noch  nicht  vorüber,  und  bald  griff 
die  Spekulation  von  neuem  ein;  iu  Paris  wie  in  Magdeburg  suohte  man 
durch  fortgesezte  Kaufe  von  Fabrikware  künstlichen  Mangel  zu  schaffen, 
und  in  Paris  vermutete  man , dafs  auch  in  den  Kolonien  sehr  bedeutende 
Mengen  Zucker  aufgekauft  und  festgelegt  seien,  weil  sie  aus  der  Statistik 
verschwanden,  ohne  dafs  man  Uber  das  Verbleiben  derselben  unterrichtet 
war.  So  steht  der  Terminpreis  am  4.  Juni  bereits  wieder  auf  M.  24, — . 

In  Magdeburg  trat  von  jetzt  ab  besonders  die  Vereinigung  mehrer 
Firmen  in  den  Vordergrund,  welohe  duroh  die  über  alles  Mafs  ausgedehn- 
ten Spekulationskäufe  später  die  Krisis  herbeiführen  sollte.  Um  diese 
Kaufe  zu  stützen,  suchten  die  Häuser  so  viel  als  möglich  Fabrikware  auf- 
zukaufen und  dadurch,  wie  schon  erwähnt,  künstlichen  Mangel  hervorzu- 
rufen.  Das  wurde  ihnen  dadurch  erleichtert,  dafs  die  Bestände  in  erster 
Hand  Eude  Mai  auf  176  000  Ctr.,  Ende  Juni  auf  27  000  Ctr.  gefallen 
waren  und  dafs  Amerika  grofse  Mengen  Zucker  zu  hohen  Preisen  zu 
kaufen  sachte.  Erschwerend  wirkte  es  dagegen,  dafs  nun  bei  den  gestiegenen 
Notierungen  Vorräte  aus  zweiter  Hand  wieder  an  den  Markt  kamen.  So 
sollen  ca.  300  000  Ctr.  Rohzucker  von  inländischen  Raffinerien  am  Markte 
wieder  verkauft  worden  sein,  weil  es  vorteilhafter  war,  den  Konjunktur- 
gewinn einzuziehen,  als  den  Rohzucker  zu  raffinieren.  Auch  diese  Quan- 
titäten mufste  die  Haassevereinigung  z.  T.  aufnehmen. 

Die  Preissteigerung  am  Terminmarkt  (und  andere  Geschäfte  wurden 
wohl  meistens  ebenfalls  in  Verbindung  mit  der  Spekulation  gemacht)  nahm 
immer  weiteren  Fortgang;  die  Notierung  für  den  laufenden  Monat  er- 
reichte Anfang  Juli  den  Stand  von  M.  28,80  und  war  also  seit  Beginn 
des  Jahres  von  M.  13,82  auf  M.  28,80  gestiegen.  Dafs  eine  solche  Preis- 
erhöhung nioht  von  Dauer  sein  würde,  hätten  die  Beteiligten  aus  der 
Wirtschaftsgeschichte  der  letzten  Jahre  lernen  können,  welche  zeigt,  dafs 
alle  derartigen  künstlichen  Preissteigerungen  schliefslich  mit  grofsen  Ver- 
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lasten  enden.  Aber  auch  bub  den  Handelskreisen  selbst  kamen  wahrend 
der  ganzen  Periode  Warnungsrufe,  welohe  leider,  wie  es  bei  so  aufgereg- 
ten Leidenschaften  zu  gehen  pflegt,  überhört  wurden. 

Anfang  Juli  traten  bedrohliche  Anzeichen  auf;  in  London  hatte  die 
Nachfrage  wegen  der  hohen  Preise  nachgelassen,  and  nur  für  Lieferung 
in  der  kommenden  Campagne  wurde  einiges  umgesetzt.  In  Paris  wichen 
die  Notierungen  zum  ersten  Male  seit  langer  Zeit,  and  nun  trat  auch 
schnell  die  Krisis  für  Magdeburg  ein.  Am  10.  Juli,  als  die  Preise  ihren 
höchsten  Stand  erreicht  hatten,  kamen  plötzlioh  bedeutende  Verkaufsauf- 
träge vom  Auslande,  und  sofort  sank  der  Preis  für  Terminware  um 
l9/4  M.  Die  Vereinigung  der  Hochspekulanten  hätte  nun,  nachdem  sie 
beim  Steigen  der  Preise  grofse  Diffcrenzzahlungen  eingezogen  hatte,  beim 
Rückgänge  auob  Differenzen  zahlen  müssen  1 ) ; die  eingenommenen  Beträge 
waren  aber  immer  wieder  zu  neuen  Spekulationen  benutzt  worden,  und  die 
betreffenden  Spekulanten  konnten  daher  nun  die  schuldigen  Differenzzab- 
lungen  nicht  leisten.  Es  entstanden  Zahlungseinstellungen,  und  damit  war 
das  Signal  zum  allgemeinen  Rückgang  gegeben.  Am  1.  Aug.  ist  der  Termin- 
preis bereits  von  M.  28,80  wieder  auf  M 20, — gefallen,  in  Paris  sank 
er  von  Frs.  67,10  am  10.  Juli  auf  Frs.  51, — am  1.  August,  ähnlich  auoh 
in  London.  Die  Schwierigkeiten  für  den  Magdeburger  Zuckerhandel  be- 
standen jetzt  hauptsächlich  darin,  dafs  sehr  ausgedehnte  Terminabschlusse 
vorhanden  waren,  und  dafs  das  Risiko  aus  denselben  nun  nach  der  Zah- 
lungseinstellung der  HochspekulationB-Vereinigung  auf  die  übrigen  Kontra- 
henten zurückflel ; das  brachte  nach  allen  Seiten  hin  Verluste.  Außer- 
dem aber  hatte  die  Vereinigung  es  versäumt,  die  zu  ihrer  Sicherstellung 
aufgekaufte  Fabrikware  rechtzeitig  auf  Grund  der  gemachten  Verkäufe 
nach  Amerika  zu  verladen  und  die  neuen  Kaufaufträge  Amerikas  schnell 
zu  acoeptieren.  Das  Cnterbringen  dieser  Vorräte  war  nun  ziemlich  schwer, 
weil  ein  grofser  Teil  schon  zollamtlich  für  dos  Ausland  abgefertigt  war 
und  unbedingt  dahin  verkauft  werden  mufste;  die  inländischen  Raffinerien 
hatten  ihren  Betrieb  bereits  eingestellt  und  konnten  daher  den  für  das 
Inland  passenden  Teil  ebenfalls  nicht  aufnehmen ; dazu  kam,  dafs  die  neue 
Kampagne  nahe  bevorstand,  und  dafs  die  Preise  im  Juli  und  August  fast 
ununterbrochen  zurückgingen ; die  ganze  Sorge  und  Arbeit  des  Magde- 
burger Zuokerhandels  war  daher  in  diesen  Monaten  darauf  gerichtet,  diese 
Verwickelungen  mit  möglichst  geringen  Verlusten  für  die  Beteiligten  zu 
lösen ; trotzdem  war  es  nicht  möglich , weitere  Zahlungseinstellungen  zu 
verhindern,  und  die  Abwickelung  dieser  Angelegenheit  führte  Ende  August 
noch  zu  Vorgängen  an  der  Magd<burger  Börse,  welche  diese  an  bedauer- 
lichen Vorgängen  reiche  Periode  zu  eintm  entsprechenden  Abschlufs  brachten 
und  die  Gesittung  mancher  dor  an  den  Börsen  verkehrenden  Spekulanten 
in  eigentümlichem  Lichte  erscheinen  lassen. 

Die  Notierungen  für  Lieferung  in  späteren  Monaten  standen  eben- 

1)  Es  war  Vorschrift,  dafs  bei  Preisveränderungen  die  sich  dadurch  ergebenden 
Differenzen  wöchentlich  t oder  bei  grofaen  Schwankungen  auch  täglich  reguliert  wurden, 
d h es  mufsten  bei  laufenden  Kontrakten  die  Unterschiede,  weiche  sich  an  den  Kegu- 
Uerungstagen  gegen  den  Preis  vom  letzten  Kegulierungstage  ergaben,  von  der  verlierenden 
an  die  gewinnende  Partei  gezahlt  werden.  Wir  kommen  darauf  später  noch  zurück. 
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fall«  unter  dem  Einflufs  der  Hausseströmung.  Die  Monate  bis  August 
wurden  stets  mit  einem  kleinen  Aufschläge  auf  den  Preis  des  laufenden 
Termins  bezahlt,  aber  auch  die  späteren  Sichten,  also  Lieferung  in  der 
neuen  Kampagne,  standen  unter  Einwirkung  der  Hausse,  wenn  auch  nicht 
in  dem  Mafse,  wie  frühere  Termine.  So  stieg  der  Oktobertermin,  welcher 
im  Februar  nach  unserer  Tabelle  II  mit  durchschnittlich  M.  12,73  notiert 
wurde,  bis  April  auf  U.  15,12,  obschon  man  damals  über  den  Ausfall 
der  neuen  Ernte  noch  nicht  das  Geringste  sagen  konnte.  Die  Folge  war 
natürlich  bedeutender  Verlust  für  diejenigen,  welche  die  im  April  per 
Oktober  gekaufte  Ware  in  diesem  Monat  abnehmeu  wollten  ; denn  hier 
war  der  Preis  schon  wieder  auf  M.  1 1,95  zurüokgegangen. 

Die  Preise  des  Effektivzuckers  folgten  ununterbrochen  den  Bewegungen 
der  Terminnotierungen , ja  auf  dem  Höhepunkt  der  Spekulation  trat  an 
manchen  Tagen  sogar  ein  sprungweises  Steigen  ein,  weil  die  Spekulanten, 
wie  schon  erwähnt,  Fabrikware  zur  Deckung  ihrer  Termingeschäfte  auf- 
kauften.  Im  Januar  und  Februar  haben  wir  für  88  °/0  Rohzucker  nur 
kleine  Schwankungen  zwischen  17  und  17  */,  M.;  vom  Marz  ab  steigt 
der  Preis  mit  wenig  Unterbrechung  bia  Juli,  wo  er  seinen  höchsten  Stand 
mit  M.  82, — erreichte;  hier  hören  die  offiziellen  Notierungen  auf,  da 
regelmäfsige  Geschäfte  darin  an  der  Börse  nicht  mehr  gemacht  wurden ; 
am  16.  Septbr.  ist  dieser  Rohzuoker  bereits  wieder  mit  M.  18,55  ver- 
kauft worden,  und  im  Oktober  stand  der  Preis  tiefer  als  je.  — Auoh 
raffinierte  Zucker  zeigen  von  März  bis  Juli  ein  bedeutendes  Steigen,  je- 
doch blieb  dieses  hinter  dem  des  Rohzuckers  zurück;  denn  während  dort 
die  Preiserhöhung  über  14  M.  betrug,  war  sie  hier  nur  etwa  M.  10,  und 
namentlich  die  letzte  grofse  Hausse  auf  dem  Rohzuckermarkte  vom  Juni 
berührte  den  Handel  mit  raffinierter  Ware  weniger.  Das  war  nur  des- 
halb möglich,  weil  die  Raffinerien  ihr  Rohmaterial  schon  früher  einzu- 
kaufen pflegen  und  sich  daher  nooh  zu  billigen  Preisen  gedeckt  hatten; 
aber  es  trat  dooh  nun  das  eigentümliche  Verhältnis  ein,  dafs  Ende  Juni 
gemahl.  Melis  naoh  Abzug  der  Verbrauchssteuer  von  6 Mk.  um  1 Mk. 
billiger  war,  als  88-proz.  Rohware.  Die  Raffinerien  standen  sich  also 
nun  besser,  wenn  sie  ihre  Rohware  am  Markte  zum  Export  verkauften, 
als  wenn  sie  dieselbe  raffinierten.  Auch  in  London  war  Rohzucker  zeit- 
weise mit  weifsem  Kristallzucker  im  Preise  gleich , so  dafs  sich  die  Raf- 
finerien nicht  mehr  am  Einkäufe  von  88-proz.  Rohware  beteiligen  konnten. 

Auch  die  Detailpreise  in  Magdeburg  steigen  mit  den  Engrospreisen. 
Schon  im  März  erfolgt  die  erste  Erhöhung  um  2 — 3 Pfg.  pr.  */,  kg., 
welcher  Anfang  April  und  dann  nochmals  im  Laufe  desselben  Monats 
ein  weiteres  beträchtliches  8teigen  folgte ; von  da  ab  waren  die  Preise  in 
den  Detailgeschäften  verschieden,  und  Raffinade  ist  bis  48  Pfg.  pr.  1 s kg 
bezahlt  worden.  Im  August  gingen  auch  diese  Preise  zurück,  mehr  nooh 
im  September;  auf  dem  alten  Stand  sind  sie  aber  erst  im  November  an- 
gekommen. 

Die  ganze  Steigerung  beträgt  also  etwa  13  Pf.  pr.  1 /,  kg,  und  ein 
grofser  Teil  derselben  ist  auf  das  Treiben  am  Terminmarkte  zurückzuführen. 
Bemerkenswert  bleibt  nur,  dafs  sich  die  Detailpreise  so  genau  den  Termin- 
und  Effektiv-Engrospreisen  anpassen ; die  Zuckerfrage  beschäftigte  eben 
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damals  weite  Kreise  auch  aufaorhalb  der  Börse;  die  Detaillisteu  suchten 
daher  von  der  Preiserhöhung,  über  welche  man  so  viel  sprach,  ebenfalls 
zu  profitieren  und  erhöhten  die  Preise  für  ihre  Vorräte,  so  viel  sie  konnten. 
So  hat  die  grofse  Menge  der  Konsumenten  den  Zucker  wahrscheinlich 
monatelang  teurer  bezahlen  müssen,  als  es  ohne  die  Ausschreitungen  der 
Spekulation  nötig  war.  Denn  so  viel  man  auch  über  Zuckermangel  sprach 
und  schrieb,  so  haben  die  deutschen  Konsumenten  nicht  einen  Augenblick 
Mangel  an  Zucker  gehabt,  und  wir  konnten  hier  in  Magdeburg  jederzeit 
und  in  allen  Detailgeschäften  das,  was  wir  brauchten,  erhalten.  Man  über- 
sah eben,  oder  wollte  nicht  sehen,  dafs  im  Besitz  der  Baffinerien,  der 
Zwischenhändler,  Detaillisteu  und  auch  der  Konsumenten  noch  Zuckervorräte 
sind,  welche  verbraucht  werden,  sobald  der  Markt  so  aufsergewöhnliohe 
Preisveränderungen  bringt.  Allerdings  waren  diese  Vorräte,  als  die  Preise 
nach  Beendigung  der  Krisis  ihren  normalen  Stand  erreicht  hatten,  sehr 
gelichtet;  die  Baffinerien  hatten  aber,  wie  Bchon  erwähnt,  ihre  Produktion 
vorher  eingeschränkt  und  das  Rohmaterial  als  solches  zum  Export  verkauft ; 
nach  Eröffnung  der  neuen  Kampagne  war  es  daher  zum  Teil  schwer, 
Raffinaden  zu  bekommen.  Infolgedessen  standen  die  Kffektiv-Engrospreise 
auch  nach  der  Spekulationsperiode  noch  verhältnismäfsig  hoch,  und  die 
Detailpreise  haben  die  Folgen  jener  Zeit  erst  im  November  überwunden  1 ). 

Die  beiden  Jahre  1890  und  1891  bieten  etwas  Auffallendes  nicht  dar; 
das  Geschäft  war  in  allen  Teilen  des  Zucker-Engroshandels  ohne  besondere 
Zwischenfälle,  wenn  auch  die  Witterung  im  Sommer  1890  und  in  den 
letzten  Monaten  1891  die  Termin-  und  Effektivpreise  etwas  in  die  Höhe 
trieb.  Die  Detailpreise  haben  sich  ebenfalls  in  der  ganzen  Periode  nur 
wenig  verändert 


Es  unterliegt  nach  dieser  Schilderung  wohl  keinem  Zweifel,  dafs  der 
Terminhandel  auch  in  Magdeburg  Einflufs  auf  die  Preise  ausgeübt  hat, 
und  zwar  zu  Zeiten  recht  ungünstige.  Will  man  dagegen  einwenden,  dafs 
Bolche  Einwirkungen  durch  Spekulation  auch  ohne  Termiohandel  möglich 
sind,  so  bat  das  seine  Berechtigung;  aber  diese  Beeinflussungen  werden 
durch  die  Form  des  Terminhandels  wesentlich  erleichtert,  und  es  liegt  daher 
immer  die  Gefahr  vor,  dafs  dieselben  häufiger  und  in  gröfserem  Mafse 
ausgeführt  werden  als  sonst. 

Das  Termingeschäft  mit  seinen  festen  Formen,  bei  welchen  die  Kon- 
trahenten nur  Preis  und  Lieferungstermin  zu  bestimmen  haben,  und  bei 
denen  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  abgeschlossene  Kontrakte  bis  zum  Liefe- 
rungBtermine  durch  Gegenkontrakte  ohne  Lieferung  oder  Abuahme  der  Ware 


1)  Das  zeigt,  wie  »ehr  die  Meinung  eingeschränkt  werden  mufs,  welche  damals,  Im 
September  18811,  in  einem  Berichte  Uber  den  Zuckermsrkt  ausgesprochen  wurde,  und 
worin  es  heifst:  „Wenn  man  den  Preisvereinigungen  hei  allgemeinen  Gebrauchsartikeln 
vorwirft,  dafs  sie  den  Verbrauchern  die  Preise  verteuern,  so  ist  das  von  keinem  grofseu 
Belang,  weil  die  Hocbbewegung  erfahrungsmüfalg  von  tiefem  Pall  abgelöst  wird.  Was 
die  Verbraucher  s.  Z au  viel  gezahlt  haben,  erhalten  sie  später,  wenn  der  Rückschlag 
erfolgt,  vollauf  sortlck,  weil  die  dann  ein  tretende  Entwertung  verhältnismäfsig  stärker  au 
sein  pflegt,  als  die  vorhergegangene  Steigerung.“ 
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zq  realisieren,  gestattet  es  jedem  Beteiligten,  seine  Meinung  über  künftige 
Gestaltung  der  Preise  leichter  durch  Abechlufs  von  Geschäften  zum  Aus- 
druck zu  bringen,  als  es  beim  Effektivhandel  mit  seinen  zahlreichen  Kom- 
binationen und  mit  der  Wahrscheinlichkeit,  die  Ware  wirklich  liefern  oder 
übernehmen  zu  müssen,  der  Fall  ist.  Auf  dem  Terminmarkte  handelt  es 
sich  um  eine  einzige,  bestimmte  Sorte  Zucker,  für  welche,  wenn  der  Termin- 
handel seinen  Zweck  erfüllen  soll,  immer  Käufer  und  Verkäufer  vorhanden 
sein  müssen;  im  Effektivhandel  ist  es  zweifelhaft,  ob  der  Käufer  immer 
jemand  finden  wird,  welcher  die  Sorte,  die  er  sucht,  abgeben  will,  oder 
ob  der  Verkäufer  einen  Käufer  gerade  für  die  von  ihm  angebotene  Sorte 
trifft.  Diese  Beweglichkeit  der  Terminkontrakte  kann  unter  besonderen 
Umständen  ein  Uebermafs  von  Angebot  oder  Nachfrage  herbeifuhren,  es 
kann  aufserdem  ein  Zusammentreten  Gleichgesinnter  zu  gemeinsamen  Opera- 
tionen begünstigen  und  so  die  Preise  für  längere  Zeit  auf  hohem  oder 
niedrigem  Niveau  halten.  Selbstverständlich  nehmen  diese  Spekulanten 
meistens  ebenfalls  die  Lage  der  Zuckerproduktion  und  des  Zuckerabsatzes 
zur  Basis  ihrer  Gesohäfte;  aber  die  Erfahrung  lehrt,  dafs  diese  Lage  oft 
in  ganz  übertriebener  Weise  ausgenutzt  wird. 

Der  Terminhandel  hat,  wie  wir  schon  beim  Kaffee  gesehen  haben, 
noch  eine  andere  Folge.  Die  Preise  sind  zu  einem  grofsen  Teile  das  Resul- 
tat von  Erwägungen  über  die  künftige  Ernte,  über  die  Gröfse  der  Vorräte, 
über  den  mutmafslichen  Verbrauch  im  In-  und  Auslande.  Diese  Faktoren 
verändern  sich  und  lassen  sich  nie  genau  bestimmen;  die  Urteile  darüber 
sind  daher  meistens  schwankend,  und  bei  dem  Wesen  des  Termingeschäftes 
pflegt  sich  dieses  sogleich  durch  vermehrte  Käufe  oder  Verkäufe  auszu- 
drücken. Aufserdem  kann  auoh  — und  das  liegt  ebenfalls  im  Wesen  des 
Terminhandels  — der  Zufall  grofsere  Kauf-  oder  Verkaufaufträge  an  einem 
Tage  zusammenführen,  und  endlich  folgen  auf  solohe  Spekulationsgeschäfte 
bei  günstiger  Gelegenheit  Gewinnrealisationen,  also  entgegengesetzte  Ge- 
schäfte. Alles  das  pflegt  neben  dem  langsameren  Auf-  und  Absteigen  des 
Preises  noch  tägliche  oder  gar  stündliche  Schwankungen  hervorznrufen; 
diese  sind  freilich  meistens  so  klein  und  so  schnell  vorübergehend  oder 
wechselnd,  dafs  die  Effektivpreise  gar  nicht  oder  nur  wenig  folgen  und 
bei  der  Schwerfälligkeit  der  Effektivgeschäfte  auch  nieht  folgen  können ; 
sie  sind  zudem  beim  Zucker  im  allgemeinen  noch  unbedeutender  als  beim 
Kaffee;  immerhin  können  sie  aber  auch  hier  unter  Umständen  Beunruhigung 
und  Unsicherheit  in  den  Geschäften  herbeifuhren. 

Für  die  Annahme  einer  solchen  Handelsform  an  der  Magdeburger 
Börse  mufs  man  besondere  Gründe  gehabt  haben.  — Magdeburg  steht  schon 
seit  langer  Zeit  unter  den  deutschen  Zuokerhandelsplätzen  in  erster  Linie 
und  zwar  dadurch,  dafs  der  gröfste  Teil  des  produzierten  Rohzuckers  nicht 
nur  aus  der  nächsten  Umgebung,  sondern  auch  aus  ferneren  Gegenden  hier 
an  den  Markt  gebraeht  wird.  Diese  hervorragende  Stellung  hat  noch  an 
Bedeutung  gewonnen,  seitdem  die  im  vorigen  Jahrzehnt  schnell  wachsende 
Zuckerproduktion  Deutschlands  einen  vermehrten  Absatz  an  das  Ausland 
nötig  machte,  und  die  Magdeburger  Kaufleute  den  gröfsten  Teil  dieses 
Verkehrs  au  sioh  zogen. 

Lieferungsgeschäfte,  d.  h.  Effektivgeschäfte,  bei  welchen  die  Lieferung 
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der  Ware  erst  später  erfolgen  soll,  sind  schon  seit  langer  Zeit  gemacht  worden ; 
namentlich  in  den  Monaten  vor  Beginn  der  neuen  Kampagne,  wenn  die  Vor- 
räte in  den  Fabriken  kleiner  wurden  oder  ganz  geräumt  waren,  wandte  sich 
der  Handel  gern  den  Geschäften  cur  Lieferung  in  nächster  Betriebszeit  zu; 
auch  während  der  Kampagne  kaufte  und  verkaufte  man  auf  Lieferung,  dann 
aber  meistens  nur  mit  kurzer  Lieferzeit  Diese  Geschäfte  konnten  jedoch  so 
lange  nur  von  verhältnismäßig  geringer  Bedeutung  sein,  als  es  Bich  in  der 
Hauptsache  um  den  Absatz  des  Rohzuckers  an  die  deutschen  Raffinerien 
handelte;  nachdem  man  aber  mit  dem  Auslande  in  engere  Verbindung  ge- 
kommen und  die  Zahl  der  Zuokerfirmen  in  Magdeburg  durch  Gründung 
neuer  Exportgeschäfte  sehr  vermehrt  war,  schlossen  diese  Firmen  zunächst 
mit  dem  Auslande,  dann  aber  auch  untereinander  und  mit  den  Rohzueker- 
fabriken  und  Raffinerien  zahlreichere  Lieferungsgeschäfte  ab,  und  dabei 
geschah  es  schon,  dafs  einzelne  Partien  Zucker  bei  steigenden  Preisen  an 
der  Börse  durch  mehrere  Hände  gingen,  also  ähnlich,  wie  beim  heutigen 
Terminhandel.  Ein  regelmäfsiger  Verkehr  war  aber  auch  da  noch  nicht 
möglich,  weil  für  die  vielen  Kombinationen,  in  welchen  diese  Geschäfte 
gemacht  wurden,  nioht  immer  der  geeignete  Gegenkontrahent  gefunden 
werden  konnte.  Ob  und  in  welcher  Ausdehnung  solche  Geschäfte  zustande 
kamen,  hing  von  mancherlei  Umständen  ab,  und  jeder  kleine  Zwischenfall 
konnte  dieselben  ins  Stooken  bringen.  In  sehr  vielen  Fällen  wurden  früher 
Lieferungsgeschäfte  nicht  einmal  zu  bestimmten  Freisen  abgeschlossen,  son- 
dern man  kaufte  „zu  laufenden  Preisen“,  also  zu  denen,  welche  zur  Zeit 
der  Lieferung  notiert  werden  würden ; es  handelte  sich  dann  für  den  Käufer 
darum,  dafs  er  sich  ein  bestimmtes  Quantum  Zucker  der  neuen  Ernte  vorher 
sicherte,  und  für  den  Verkäufer,  dafs  er  einen  Teil  oder  die  ganze  Produk- 
tion schon  vor  Beginn  der  Kampagne  unterbrachte. 

Bei  den  Exportlieferungsgeschäften  diktierte  damals  in  der  Regel  der 
ausländische  Käufer  seine  Bedingungen,  und  diese  letzteren  übertrugen  sich 
dann  naturgcmäfs  auch  auf  den  Verkehr  der  Magdeburger  Häuser  unter- 
einander. Offenbar  war  das  kein  wünschenswerter  Zustand,  wenn  für  die 
deutsche  Zuckerindustrie  und  für  den  Magdeburger  Zuckerhandel  die  Ver- 
kaufsbedingungen einseitig  vom  Auslande  festgesetzt,  und  wenn  am  gröfsten 
deutschen  Zuckerhandelsplatze  Geschäfte  unter  ganz  verschiedenartigen  Be- 
dingungen abgeschlossen  wurden.  So  notierte  man  früher  sogar  die  Export- 
ware eine  Zeit  lang  in  Shillings  per  engl.  Cwt.  frei  an  Bord  Hamburg 
unter  den  Bedingungen  der  englischen  Beetroot  Sugar  Association ! Selbst- 
verständlich suchten  die  ausländischen  Käufer  bei  dieser  Sachlage  immer 
günstigere  Bedingungen  für  sich  zu  erlangen,  und  das  zwang  endlich  die 
Magdeburger  Exportfirmen , auf  Abhilfe  zu  sinnen.  Solche  war  nur 
möglich,  wenn  die  Häuser,  welohe  bisher  isoliert  mit  dem  Auslande  ver- 
kehrt hatten,  sich  vereinigten,  um  selbst  ihre  Bedingungen,  unter  welchen 
sie  verkaufen  wollten,  festzusetzen.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  i.  J.  1885 
der  deutsche  Zuckerexportverein  gegründet,  welcher  bald  alle  Magdeburger, 
sowie  eine  Anzahl  auswärtiger  Exporthäuser  zu  seinen  Mitgliedern  zählte. 

Als  Aufgabe  dieses  Vereins  giebt  § 2 der  Statuten  „die  Förderung 
der  gemeinsamen  Interessen"  an ; das  zunächst  bei  der  Gründung  vor- 
liegende Ziel  war  jedenfalls,  in  der  oben  bezeiohneten  Weise  die  Interessen 
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des  deutschen  Zuckerhandels  dem  AuBlande  gegenüber  zu  wahren,  und  das 
hatte  dann  weitere  günstige  Wirkungen ; denn  die  Folgen  der  eich  mehren- 
den Ansprüche  des  Auslandes  fielen  in  letzter  Linie  doch  auf  die  Industrie 
zurück,  welche  bei  dem  grofeen  Rückgänge  der  Preise  sich  schon  nicht  in 
guter  Lage  befand. 

Der  Verein  hatte  also  bereits  i.  J.  1883  ein  Kontraktsformular  auf- 
gestellt, durch  welches  Verschiedenes,  was  man  bisher  in  jedem  Falle  zu 
vereinbaren  pflegte,  den  Verhandlungen  der  Parteien  entzogen  und  ein- 
heitlich für  alle  Lieferungsgeschäfte  der  Mitglieder  geregelt  wurde.  Man 
handelte  Rohzucker  nun  in  Säcken  von  100  k.  netto;  der  Preis  wurde 
festgesetzt  für  60  k.  frei  an  Bord  Hamburg  oder  Bremen;  die  Basis  der 
Berechnung  bildete  88  Proz.  B endement,  jeder  Qrad  über  oder  unter  8 8 
wurde  zu  25  Pf.  reguliert  (seit  1888  zu  12 */,  Pf.),  jedoch  durfte  die 
Nettoanalyse  nioht  unter  86  Proz.  betragen,  und  Grade  über  90  wurden 
nioht  berücksichtigt;  die  übrigen  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  die  An- 
dienung, die  Ablieferung,  auf  die  Gewichts-  und  Analysenermittelung  u.  s.  w. 
Als  dann  im  August  1886  das  eigentliche  Termingeschäft  an  der  Magde- 
burger Börse  eingeführt  wurde,  handelte  es  sich  formell  eigentlich  nur 
darum,  dafs  die  Börsenvorstände  diese  zwischen  den  einzelnen  Firmen 
schon  lange  gebräuchliche  Art  der  Abschlüsse  offiziell  anerkannten  und  die 
Notierungen  für  diese  Geschäfte  veröffentlichten.  Wir  können  also  hier 
sagen,  dafs  der  Terminhandel  aus  den  Bedürfnissen  des  Zuckerhandels  und 
aus  dem  effektiven  Geschäfte  herausgewachsen  ist;  aber  die  feste  Form, 
welche  nun  der  Lieferungshandel  annahm,  war,  wie  wir  schon  gesehen 
haben  und  noch  weiter  finden  werden,  doch  etwas  mehr,  als  das  bisher 
betriebene  Lieferungsgeschäft  auf  Zeit. 

Vom  2.  August  1886  ab  wurden  also  die  Terminpreise  für  Rohzucker 
erstes  Produkt,  transito,  Basis  88  Proz.  Rendement,  frei  an  Bord  Hamburg, 
p.  50  k.  in  Magdeburg  amtlich  notiert,  was  mit  den  Londoner  Notierungen 
(Basis  Rübenrohzucker  erstes  Prod.,  88  Proz.  Rendement,  p.  engL  Cwt., 
frei  Bord  Hamburg,  in  Shill.)  nahezu  übereinstimmt.  Damit  war  das  Termin- 
geschäft in  Magdeburg  eingeführt  und  nahm  von  nun  an  einen  bedeutenden 
Aufschwung,  zumal  als  im  Oktober  1886  vom  Deutschen  Zuckerexport- 
verein ein  Abrechnungsbureau  für  wöchentliche  Festsetzung  der  Differenzen 
errichtet  worden  war;  man  beschlofs  nämlich,  dafs  die  Differenzen  zwischen 
den  Preisen  der  in  der  betreffenden  Woche  abgeschlossenen  Kontrakte, 
sowie  den  vorwöchentliohen  Regulierungspreisen  der  früheren  Kontrakte 
und  dem  Marktpreise  des  betreffenden  Tages  festgestellt,  Ein-  und  Verkäufe 
kompensiert,  der  Debetsaldo  eingezogeo,  der  Kreditsaldo  ausbezahlt  werden 
sollte.  Der  Zweck  dieser  Einrichtung  war,  die  Kontrahenten  sicher  zu 
stellen,  dafs  die  Kontrakte  erfüllt  wurden.  Wir  haben  schon  beim  Kaffee- 
terminhandel erwähnt,  dafs  z.  B.  für  den  Verkäufer  ein  grofses  Risiko 
entsteht,  wenn  der  Freie  stark  sinkt;  denn  nimmt  der  Käufer  s.  Zt  die 
Ware  nioht  ab,  so  muls  sie  anderweitig  zu  niedrigerem  Preise  verkauft 
werden.  Um  diesen  Schaden  abzuwenden,  mufste  auch  in  Hamburg  bei 
Preisschwankungen  der  verlierende  Teil  die  Differenz  zahlen,  dort  jedoch 
an  die  Liquidationskasse,  in  Magdeburg  dagegen  direkt  an  den  Gewinnenden. 

Diese  Bestimmungen  blieben,  von  geringen  Aenderungen  abgesehen, 
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bis  zum  Jahre  1889  in  Kraft,  wo  die  Liquidationskasse  errichtet  wurde. 
Wir  haben  früher  schon  geschildert,  wie  die  leitenden  Spekulationahäueer 
damals,  nachdem  sie  monatelang  grofse  Differenzen  eingezogen  hatten,  beim 
Eintritt  der  Krisis  und  des  Preisrückganges  die  nun  schuldigen  Differenzen 
nicht  bezahlen  konnten.  Die  ganze  Kegulierungsweise  des  Exportvereins 
mufste  daher  für  längere  Zeit  suspendiert  werden.  Nachdem  dann  das 
Geschäft  wieder  in  ruhige  Bahnen  zurückgekehrt  war,  suchte  man  nach 
Mitteln,  um  die  Wiederholung  dieser  Torgänge  zu  verhindern,  und  glaubte 
sohliefslich  ein  solches  in  der  Einrichtung  einer  Liquidationskasse  nach 
Art  der  Hamburger  gefunden  zu  haben. 

Die  ZuckerliquidationskasBe  in  Magdeburg  garantiert  ebenfalls  beiden 
Kontrahenten  die  Erfüllung  der  Geschäfte  dadurch,  dafs  sie  sioh  ihnen 
gegenüber  als  Gegenkontrahentin  bekennt.  Die  Kontrakte  müssen  über 
500  Säcke  = 50  000  k.  (oder  das  Mehrfache  davon)  Rohzucker  1.  Prod., 
transito,  Basis  88  Proz.  Rend.,  frei  Bord  Hamburg,  lauten  und  nach  den 
Bedingungen  des  Deutschen  Zuckerexportvereins  abgeschlossen  sein.  Jeder 
Kontrahent  hat  zur  Sicherstellung  der  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeiten 
einen  Einsohufs  von  2 M.  pro  Sack  zu  hinterlegen  und  empfängt  von 
der  Kasse  für  je  500  8äoke  einen  Liquidationsachein,  welcher  den  Preis 
und  die  Lieferzeit  enthält  Die  Liquidationspreise,  d.  h.  die  Preise,  zu 
welchen  die  Kontrakte  abgerechnet  werden,  stellt  die  Kasse  täglioh  fest 
Ergiebt  sich  eine  Preisschwankung  von  mindestens  25  Pf.  pro  50  k,  so  kann 
die  Gesellschaft  einen  Nachschufs  von  dem  verlierenden  Teile  fordern. 

Das  sind  die  wichtigsten  der  uns  hier  interessierenden  Bestimmungen; 
auf  einige  andere  werden  wir  nooh  gelegentlich  zurückkommen. 

Es  ist  bereits  darauf  hingewiesen  worden,  dafs  das  Termingeschäft 
zwar  aus  dem  früheren  Lieferungsgeschäft  hervorgegangen,  dafs  aber  mit 
der  Einführnng  doch  etwas  Neues  geschaffen  worden  sei.  Die  Kaufmann- 
schaft von  Magdeburg  erklärt  freilich  in  ihren  Berichten  an  den  Handels- 
minister von  1889  die  Meinung  für  unrichtig,  als  wären  ganz  andere, 
grundsätzlich  verschiedene  Geschäftsformen  durch  die  Einführung  des  Termin- 
bandeis entstanden;  grundsätzlich  sei  vielmehr  der  Terminhandel  nichts 
anderes  als  das  geregelte,  unter  gewissen  gleichmäßigen  (Sohlufsschein-) 
Bedingungen  mit  Festsetzung  der  für  die  Qualität  zu  erhebenden  Ansprüche 
an  der  Börse  abgeschlossene  Lieferungsgeschäft.  — Das  trifft  zu,  wenn 
nur  die  Entwickelung  der  Form  in  Betracht  kommt;  bezüglich  der  tiefer 
liegenden  Ursachen  und  Wirkungen  dürfte  aber  doch  das  eigentliche  Termin- 
geschäft von  dem  früheren  Lieferungsgeschäft  wesentlich  verschieden  sein. 

Die  Gründe  für  die  Einführung  des  enteren  sind  zunächst  allge- 
meiner Natur.  In  den  letzten  Jahrzehnten  hat  der  Handel  zur  späteren 
Lieferung  — als  Gegensatz  zum  Handel  mit  sofortiger  Lieferung  — 
bei  den  in  grofsen  Mengen  erzeugten  Waren  nach  und  nach  einen 
verhältnismäfsig  breiteren  Raum  eingenommen  als  früher.  Die  Veran- 
lassung zu  dieser  Erscheinung  wird  mannigfacher  Art  sein ; wohl  am  meisten 
hat  aber  dazu  beigetragen  auf  der  einen  Seite  die  wachsende  Produktion, 
die  damit  entstehende  Konkurrenz  im  Verkauf  und  der  daraus  erwachsende 
Wunsch,  einen  Teil  der  kommenden  Produktion  schon  vorher  unterzu- 
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bringen;  anf  der  anderen  Seite  die  Konkurrenz  im  Einkauf  und  das  Be- 
mühen, aich  möglichst  früh  ein  bestimmtes  Quantum  zu  festen  Preisen  zu 
sichern,  also  mit  a.  W.  der  wachsende  Verkehr;  dieser  aber  wurde  znm 
grofsen  Teil  hervorgerufen  durch  die  Verbesserungen  auf  dem  Qebiete  der 
Verkehrsmittel.  — Daneben  trat  dann  bei  diesen  Lieferungsgeschäften  auch 
noch  der  Zweck,  an  den  Preisveränderungen  zu  gewinnen,  d.  h.  also  die 
Spekulation. 

Wie  bei  den  Massenartikeln  überhaupt,  so  ist  diese  Tendenz  auch  bei 
den  sog.  Welthandelsartikeln,  welche  an  den  Börsen  verschiedener  Länder 
gehandelt  werden,  vorhanden.  Wie  diese  Börsen  aus  dem  Bedürfnis  her- 
vorgingen, dafs  die  Kaufleute  des  Qrofshandels,  welche  die  gleichen  Waren 
umsetzen,  an  einem  bestimmten  Orte  zusammenkamen,  um  ihre  tieschäfte 
abzuwickeln,  so  wird  sich,  nachdem  Post,  Telegraphie  und  Transportwesen 
so  bedeutende  Vervollkommnung  erfahren  hatten,  dafs  die  Entfernungen 
nahezu  aufgehoben  waren,  auch  das  Bedürfnis  geltend  gemacht  haben,  dafs 
die  Börsen,  an  welchen  die  gleichen  Welthandelsartikel  umgesetzt  werden, 
in  nähere  Verbindung  treten.  Man  telegraphierte  sioh  gegenseitig  die  Preis- 
veränderungen und  anderes  Wissenswerte  und  war  so  ununterbrochen  über 
die  Lage  des  Marktes  an  allen  Handelscentren  informiert.  Das  führte  dann 
wohl  zu  dem  Wunsche,  bei  günstiger  Lage  auoh  Spekulationsgeschäfte 
an  anderen  Börsen  zu  machen,  jedoch  stand  immer  der  Umstand  entgegen, 
dafs  bei  Kauf  und  Verkauf  über  verschiedene  Punkte  des  Abschlusses  ein- 
gehende Verhandlungen  nötig  waren,  welche  das  Geschäft  erschwerten  und 
verzögerten.  Man  suchte  daher  eine  gemeinschaftliche  Basis  für  alle  Spe- 
kulationsgeschäfte an  den  einzelnen  Börsen  und  fand  diese  im  Terminge- 
schäfte, bei  welchem  alles  biB  auf  Preis,  Lieferungstermin  und  Quantum 
durch  Usance  geregelt  ist;  so  entstanden  der  Weltmarkt  und  die  Weltmarkts- 
preise. Man  konnte  nun  Kaffee  auf  Spekulation  fast  ebenso  bequem  in 
Hävre  wie  in  Hamburg,  London  oder  New  York  kaufen  und  verkaufen ; 
Pariser  Händler  konnten  in  der  Spekulationsperiode  von  1888  Rüböl  nicht 
nur  an  der  Pariser  Börse,  sondern  ebenso  in  Hamburg  und  Berlin  zut 
Lieferung  aufkaufen  u.  s.  w. 1 ) 

Aber  nicht  allein  im  internationalen  Verkehre,  sondern  auch  an  jeder 
einzelnen  Börse  wurde  diese  Einrichtung  für  die  Beteiligten  ein  will- 
kommenes Mittel  zur  Spekulation.  Bei  diesen  Geschäften,  wo  es  weniger 
darauf  ankam,  eine  Ware  von  besonderer  Qualität  zu  einem  bestimmten 
Zwecke  des  Verbrauchs  zu  erhalten,  sondern  wo  man  in  erster  Linie  durch 
Preisveränderungen  Gewinn  erzielen  wollte,  mufste  es  von  Vortoil  sein, 
wenn  die  gangbarste  Sorte  der  betreffenden  Ware  für  alle  Fälle  usance- 
mäfsig  festgesetzt  war,  wenn  ferner  nur  bestimmte  Quantitäten  für  be- 
stimmte Termine  unter  genauen  Vorschriften  für  Abwickelung  der  Geschäfte 
gehandelt  werden  durften;  man  konnte  dann  seine  ganze  Aufmerksamkeit 
auf  den  Preis  konzentrieren  und  jederzeit  seine  Ansicht  über  die  Entwicke- 
lung desselben  durch  Käufe  oder  Verkäufe  zum  Ausdruck  bringen. 

So  schafft  das  Bedürfnis  eines  regeren  Spekulationsgeschäftes  den 
Terminhandel  und  dieser  findet  umgekehrt  erst  in  der  Beteiligung  eines 


1)  8.  Bd.  19,  8.  293  dieser  Jahrbücher. 
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grofeen  Kreises  von  Interessenten  sein  Lebenselement;  nur  auf  dem  Boden 
eines  lebhaften  Verkehres  kann  der  Terminhandel  die  Aufgaben  erfüllen, 
welche  man  ihm  zuweiat. 

Auf  ähnliche  Weise  wird  auch  in  Magdeburg  die  erste  Anregung  zur 
Einführung  des  Terminhandels  gegeben  worden  sein.  Solange  die  alte, 
einfache  Form  des  Zuckerhandels  bestand,  wo  man  den  produzierten  Roh- 
zucker durch  Vermittelung  der  Magdeburger  Börse  an  inländische  Raffi- 
nerieen  verkaufte,  war  ein  Bedürfnis  nach  solcher  Einrichtung  nicht  vor- 
handen ; mit  der  Vergrößerung  der  Produktion  und  mit  der  daraus  hervor- 
gehenden Notwendigkeit  des  Exports  kam  man  mit  dem  Auslande  in  nähere 
Beziehung;  es  entstanden  Exporthäuser,  welche  neben  den  gewöhnlichen 
Ein-  und  Verkäufen  von  Exportware  gelegentlich  auch  Spekulationsgeschäfte 
zu  machen  wünschten,  und  so  errichtete  man  nach  dem  Vorbilde  von 
Paris  und  London  auch  hier  das  Termingeschäft 

Damit  war  auch  im  Zuckerhandel  die  Spekulation  erleichtert;  dafs 
letztere  bei  dem  gegenwärtigen  Stand  der  Entwickelung  unserer  Volks- 
wirtschaft günstig  naob  mehreren  Richtungen  hin  wirken  kann,  braucht 
hier  nicht  näher  auseinandergesetzt  zu* werden.  Eine  Einrichtung,  welohe 
die  Spekulation  erleichtert,  kann  also  den  Nutzen  derselben  noch  vermehren ; 
dafs  sie  es  nicht  immer  thut,  hat  seine  besonderen  Gründe,  an  und  für 
sich  ist  sie  aber  deshalb  auch  beim  Zuckerhandel  noch  nicht  zu  ver- 
werfen. 

Nun  erwartete  man  von  der  Einführung  des  Termingeschäftes  beim 
Zucker  noch  eine  Reihe  besonderer  Vorteile:  Zunäohst  wird  gesagt,  das 
Termingeschäft  gestatte  den  Produzenten,  welche  ihr  Produkt  noch  nicht 
erzeugt  haben,  aber  zu  erzeugen  in  der  Lage  sind,  sich  den  Absatz  im 
voraus  zu  sichern  '),  Wir  bezweifeln,  dafs  darauf  ein  grofser  Wert  zu 
legen  ist,  denn  ein  Verkauf  des  zu  produzierenden  Zuckers  sohon  vor 
Beginn  der  Kampagne  ist  auch  ohne  Terminhandel  möglich.  In  der  That 
hat  man  schon  lange  vor  Einführung  des  Terminhandels  Rohzucker  an  der 
Magdeburger  Börse  für  spätere  Lieferung  verkauft,  und  auch  heute  noch 
werden  diejenigen  Sorten,  welche  nicht  im  Termingeschäft  lieferbar  sind, 
auf  gleiche  Weise  umgesotzt.  Man  wendet  dagegen  ein,  dafs  für  solche 
Lieferungsverträge  nicht  immer  der  passende  Gegenkontrahent  zu  finden 
sein  würde.  Es  ist  richtig,  dafs  im  Terminverkehre  ein  solches  Geschäft 
leichter  abzuschliefsen  ist,  uud  dafs,  Bobald  es  sich  um  Terminware,  also 
Basis  88  Proz.,  handelt,  die  Benutzung  des  Terminhandels  auch  zweck- 
mäfsiger  ist.  Aber  die  Produzenten  haben  doch  auch  andere  Sorten; 
wollen  sie  sich  dafür  mittelst  des  Terminhandels  einen  Preis  sichern,  so 
müssen  sie  Terminware  verkaufen,  am  Lieferungstermine  sich  decken  und 
dafür  ihr  Produkt  im  Lokohandel  verkaufen.  Dabei  wird  vorausgesetzt, 
dafs  die  Preise  der  einzelnen  Zuckersorten  sich  gleichmäfsig  auf  und  ab 
bewegen;  aber  es  ist  doch  die  Frage,  ob  durch  solche  eingeschobenen 
Käufe  und  Verkäufe  nicht  das  Verhältnis  der  Preise  der  einzelnen  Sorten 
zu  einander  verändert  wird,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  ein  solcher  Termin- 


1)  Bericht  der  Magdeburger  Kaufmannschaft  au  den  UundelsminUter  vom  September 
d.  J.  1889. 
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kauf  uud  -verkauf  erhebliche  Kosten  von  Courtage  und  Kommission  ver- 
ursacht. 

Dann  sollen  die  Bohzuckerfabrikanten,  wenn  sie  beim  Verkauf  der 
von  ihnen  produzierten  Ware  gleichzeitig  ein  gleiches  Quantum  auf  Termine 
kaufen,  die  Möglichkeit  gewinnen,  den  richtigen  Zeitpunkt  für  den  Verkauf 
abwarten  zu  können,  ohne  das  Biaiko  einer  vielmonatlichen  Lagerung  der 
Ware  und  Verluste  au  Zinsen  etc.  auf  sich  nehmen  zu  müssen. 

Es  ist  eine  alte  Klage  l),  dafs  die  deutsche  Zuokerindustrie  wegen 
Mangels  an  hinreichendem  Kapital  gezwungen  ist,  ihr  Produkt  bald  nach 
der  Herstellung  zu  verkaufen,  und  dafs  sich  deshalb  das  Angebot  in  der 
Hauptsache  auf  die  Monate  Oktober  bis  April  konzentriert;  wir  finden 
daher  auch  in  dieser  Periode  an  der  Magdeburger  Börse  die  höchsten 
Woohenumsätze  und  sehen  sie  von  da  ab  in  der  Hegel  ganz  wesentlich 
abnebmen.  Ware  die  Industrie  in  der  Lage,  ihr  Fabrikat  nach  und  nach 
über  das  ganze  Jahr  verteilt  an  den  Markt  zu  bringen,  so  würde  sie  vor- 
aussichtlich etwas  bessere  Preise  erhalten.  Jener  Uebelatand  soll  nun  mit 
Hilfe  des  Termingeschäfts  gehoben  und  aufserdem  noch  der  Vorteil  ge- 
schaffen werden,  dafs  Lagerkosten,  Zinsverlust  u.  s.  w.  fortfallen.  — Nehmen 
wir  an,  sämtliche  Bohzuckerfabrikanten  wollten  während  der  Betriebszeit 
bo  verfahren,  was  doch  nicht  ausgeschlossen  wäre,  da  ja  diese  Art  des 
Absatzes  für  sie  von  Nutzen  sein  soll.  Sie  würden  also  in  den  Winter- 
monaten  ihre  ganze  Produktion  auf  den  Markt  werfen  und  sich  z.  B.  für 
Mai  oder  Juni  decken.  Das  würde  offenbar,  wenn  sonst  die  Lage  des 
Zuckermarktes  unverändert  bliebe,  ein  übermäfsiges  Angebot  von  Lokoware 
und  damit  wahrscheinlich  einen  Druck  auf  deren  Preis,  auf  der  anderen 
Seite  aber  eine  übermäfsige  Nachfrage  nach  Terminware  für  Mai  oder  Juni 
und  ein  8teigen  des  betreffenden  Preises  zur  Folge  haben ; damit  wäre 
die  Lage  der  Fabrikanten  von  vornherein  nicht  günstig.  Es  fragt  sich 
aber : wo  soll  der  produzierte,  angebotene  Zucker  bleiben  ? Er  kann  expor- 
tiert oder  an  die  inländischen  Baffinerieen  verkauft  werden ; er  kann  aber 
auch  in  die  Hände  von  Kapitalisten  übergehen,  welche  ihn  auf  Lager 
nehmen  und  auf  Preissteigerung  spekulieren.  Der  Fabrikant  will  nun  per 
Mai  oder  Juni  Termin  wäre  kaufen;  wer  soll  ihm  diese  verkaufen?  Die 
gewöhnlich  vorhandenen  Zwischenhändler,  welche  an  Preisschwankungen 
verdienen  wollen  und  daher  meistens  bereit  sind,  Kauf-  und  Verkauf- 
abschlüsse zu  machen,  werden  hier  fehlen  ; denn  wer  soll  es  wagen,  wenn 
der  gesamte  disponibele  Zucker  in  den  Händen  von  Kapitalisten  liegt, 
welche  am  Preise  verdienen  wollen,  durch  Blankoverkäufe  auf  die  Baisse 
zu  spekulieren  und  eich  so  ganz  in  die  Gewalt  der  Inhaber  zu  begeben? 
Der  Fabrikannt  kann  ferner  von  diesen  Inhabern  direkt  oder  durch  Zwischen- 
glieder per  Mai  oder  Juni  zurückkaufen;  dann  mufs  er  aber  einen  Preis 
bezahlen,  welcher  die  Kosten  der  Lagerung,  die  Zinsen  u.  s.  w.  und  aufser- 
dem einen  Gewinn  für  den  Kapitalisten  einbringt,  und  dann  auch  hier 
wieder  die  mit  den  Termingeschäften  verbundenen  Unkosten  tragen.  Ob 
der  Preis  dann  in  der  Zeit  bis  zum  Lieferungstermin  so  steigen  wird,  dafs 


1)  Vergl.  u.  ».  Pftftscbe,  Zuckeriodustne  und  Zuckerhundel.  Jenft  1891.  8.  365. 
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auch  für  den  Fabrikanten  beim  Wiederverkauf  noch  ein  Nutzen  bleibt,  iat 
jedenfalls  zweifelhaft. 

Wir  wissen  wohl,  dafs  alles  das  im  wirklichen  Verkehr  meistens  unter 
zahlreichen  Kombinationen  vor  sich  geht,  und  dafs  unter  Umstünden  auch 
die  fraglichen  Operationen  ohne  besonderen  Anstofs  abzuwickeln  wären. 
Zwischen  jenen  Kombinationen  würden  sich  aber  die  geschilderten  Schwierig- 
keiten doch  bemerkbar  machen,  und  sie  könnten  unter  besonderen  Ver- 
hältnissen auch  recht  deutlich  in  den  Vordergrund  treten.  Im  allgemeinen 
dürfte  es  daher  zutreffen,  dafs,  wollte  das  Qros  der  Fabrikanten  regelmäfsig 
mit  ihrer  ganzen  Produktion  so  verfahren,  eine  Verwirrung  der  Preise  und 
des  Marktes  entstehen  würde,  aus  welcher  für  die  Fabrikanten  wohl  kaum 
viel  Nutzen  erwachsen  könnte.  Es  werden  sich  daher  nur  einzelne  Fabri- 
kanten hier  und  da,  wenn  die  Verhältnisse  gerade  dafür  günstig  liegen, 
also  z.  B.,  wenn  der  Fabrikant  gezwungen  ist,  sein  Produkt  bei  sehr 
niedrigen  Preisen  zu  verkaufen,  des  Terminhandels  in  solcher  Weise  be- 
dienen dürfen  ; und  auch  in  diesen  einzelnen  Fällen  bleibt  der  Vorgang 
immer  eine  Spekulation,  welche  gelingen,  aber  auch  ebenso  gut  mifslingen 
kann. 

Man  sage  nicht,  dafs  es  dasselbe  wäre,  wenn  die  Fabrikanten  ihre 
Produkte  aufspeicherten  und  so  mit  effektiver  Ware  spekulierten.  Haben 
sie  ihre  Ware  noch  im  Besitz,  so  behalten  sie  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  Einflufs  auf  die  Gestaltung  der  Preise  durch  die  Möglichkeit  des 
Zurückhaltens  ihrer  Angebote ; ist  das  Produkt  aber  verkauft  und  haben 
sie  nur  einen  Terminkontrakt,  also  sog.  Zettelware,  so  sind  sie  ohne  solchen 
Einflufs  und  sie  müssen  abwarten,  wie  sich  die  Preise  entwickeln. 

Wir  halten  eB  daher  im  allgemeinen,  von  Ausnahmen  abgesehen,  nicht 
fdr  wünschenswert,  dafs  sioh  unsere  Zuckerproduzenten  in  solcher  Weise 
am  Terminhandel  beteiligen.  Wir  müfsten  ja  sonst  ein  ähnliches  geschäft- 
liches Verfahren  auch  den  Landwirten  empfehlen ; ob  es  aber  Segen  bringen 
würde,  wenn  diese  ihr  Getreide  regelmäfsig  gleich  nach  der  Ernte  auf  den 
Markt  werfen  und  entsprechende  Termingeschäfte  an  der  Berliner  Getreide- 
börse machen  wollten,  möchten  wir  bezweifeln. 

Aehnliohe  Vorteile  sucht  man  nun  noch  weiter  aus  dem  Zucker- 
terminhandel zu  ziehen.  Rohzuokerfabrikanten , welohe  ihren  Rohzucker 
selbst  raffinieren , verkaufen  bei  günstiger  Konjunktur  in  Rohware , aber 
niedrigen  Preisen  der  Raffinaden , entere  auf  Bpätere  Termine ; hat  sioh 
dann  das  Preisverhältnis  günstiger  gestaltet,  so  decken  sie  ihre  Verkäufe 
am  Terminmarkte  und  verarbeiten  ihren  eigenen  Rohzucker.  Ebenso  kön- 
nen auch  die  Raffinerien  mit  ihren  z.  T.  sehr  grofsen  Rohzuckervor- 
räten verfahren.  — Ferner  erhallen  die  Raffinerien  oft  Aufträge  für  spätere 
Lieferung  zu  limitiertem  Preise,  welche  sie  nicht  ablehnen  wollen,  die 
sie  aber  auf  Grund  der  augenblicklichen  Rohiuckerpreise  auch  nicht  aus- 
führen könnten  ; sie  kaufen  dahor  zunächst  Terminware  und  decken  sioh 
später,  wenn  sie  Rohzucker  von  den  Fabrikanten  zu  günstigem  Preise 
kaufen  können.  In  ähnlicher  Weise  benutzt  auoh  der  Exporteur  den 
Terminhandel,  wenn  er  Aufträge  vom  Auslände  zum  Ankauf  einer  Roh- 
zuckerart erhält,  welche  im  Augenblick  nioht  angeboten  wird;  um  diesen 
Auftrag  nicht  zu  verlieren  und  vielleicht  nach  dem  Auslands  gehen  zu 
lassen,  deckt  er  sich  vorläufig  auf  dem  Terminmarkte. 
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Bedenken,  wie  wir  sie  oben  ausgesprochen  haben,  würden  sich  auch 
hier  geltend  maohen  lassen ; namentlich  erscheint  uns  eine  regelmäfsige 
Beteiligung  der  Fabrikanten  am  Terminhandel  nioht  zweckmäßig , zumal 
da  diese  wohl  selten  in  der  Lage  sind,  ihre  Zeit  dem  8tudium  des  Welt- 
marktes widmen  zu  können,  was  bei  Terminspekulationen  unerläßlich  ist, 
wenn  sie  nicht  in  Glücksspiel  ausarten  sollen.  — Immerhin  mag  such  die 
gelegentliche  Benutzung  des  Terminhandels  in  der  angegebenen  Weise  ein 
Hilfsmittel  für  den  Effektivhandel  und  die  Industrie  sein,  und  die  Risiko- 
Yersicherung  wird  ja  oft  in  erster  Linie  für  die  Nützlichkeit  und  Not- 
wendigkeit des  Termingeschäftes  angeführt;  aber  wir  glauben  nicht,  daß 
alle  soeben  erwähnten  Vorteile  imstande  wären  , allein  den  Termiuhandel 
an  einem  Börsenplätze  ins  Leben  zu  rufen  und  zu  erhalten ; bei  allen 
diesen  Geschäften  wird  vorausgesetzt,  daß  schon  ein  lebhafter  Termin- 
handel  besteht,  welchen  man  jederzeit  naoh  Belieben  zu  Käufen  und  Ver- 
käufen benutzen  kann.  Die  treibende  Kraft  für  die  Einführung  des  Termin- 
geschäfts ist,  wie  wir  schon  ausgeführt  haben,  nach  einer  anderen  Rich- 
tung hin  zu  suchen ; unter  der  Einwirkung  der  Verkebrsverbesserungen 
will  der  Grofshandel  bei  Waren,  welche  im  internationalen  Güteraustausch 
eine  hervorragende  Bolle  spielen , mit  den  mafsgebenden  Handelsplätzen 
in  engere  Beziehung  treten,  um  im  Spekulationshundei  alle  Vorteile  aus- 
nutzen  zu  können.  Terminhandel  ist  in  erster  Linie  Spekulation , und 
die  Beteiligten  haben  zunäebst  die  Absicht,  an  den  Preisveränderungen 
zu  gewinnen;  auf  dieser  Grundlage  nur  kann  das  Lebenselement  des 
Terminhundels,  rege  Umsätze,  ununterbrochene  Käufe  und  Verkäufe,  ent- 
stehen. Ist  dann  der  Terminhandel  in  dieser  Weise  entstanden,  so  kann 
er  auch  zu  den  oben  angegebenen  Zwecken , zur  Risikoversicherung  und 
dergleichen  verwendet  werden;  erst  müssen  aber  die  Zwischenhändler  da 
sein,  welche,  um  an  den  Preisschwankungen  zu  verdienen,  jederzeit  kaufen 
und  verkaufen  ; nur  dadurch  können  Produzenten,  Fabrikanten , Effektiv- 
hündler  immer  den  nötigen  Gegenkontrahenten  finden. 

In  einer  solchen  Benutzung  des  Terminmarktes,  also  zur  Unterstützung 
eines  Effektivgeschäftes,  sehen  wir  aber  einen  der  wesentlichsten  Vorteile 
des  Terminhandels.  Hier  ergiebt  sich  um  deutlichsten  der  Nutzen,  welchen 
auch  weitere  Kreise  davon  haben  können.  Ein  Auftrag  aus  Amerika 
oder  England,  welcher  vielleicht  wegen  zu  niedrigen  Gebotes  der  Käufer 
oder  zu  hoher  Forderung  der  Verkäufer  bei  direktem  Verkehr  des  Aus- 
landes mit  den  Produzenten  nicht  angenommen  würde,  kann  durch 
das  Dazwischentreten  des  Handels  mit  Hilfe  des  Terminmarktes  ausgeführt 
werden;  der  Handel  aoeeptiert  entweder  vorläufig  das  Gebot  des  Aus- 
landes oder  bewilligt  die  Forderung  der  Produzenten,  je  nach  der  Lage 
des  Marktes,  deckt  sich  durch  ein  entsprechendes  Termingeschäft  und 
wartet,  bis  das  Effektivgeschäft  auszuftihren  ist.  So  können  unserem 
Lunde  viele  Aufträge  auf  Zucker  erhalten  werden,  was  selbstverständlich 
für  Landwirtschaft  und  Zuckerindustrie  von  Bedeutung  ist 

Dir  Terminhandel  wird  überhaupt  da  seinen  eigentlichen  volkswirt- 
schaftlichen Nutzen  zeigen , wo  er  in  Verbindung  mit  dem  Effektiv- 
geschäfte bleibt,  und  alle  Vorgänge  auf  dem  Zuokerterminmarkte  müssen 
wir  von  dem  Gesichtspunkte  aus  beurteilen,  weloher  Nutzen  oder  Schaden 
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daraus  für  den  Export  unteres  Zuckers  hervorgeht ; die  Umsätze  in  Zettel- 
ware sind  mindestens  überflüssig,  wenn  sich  daraus  nicht  ein  soloher 
Nutzen  nackweisen  läfst.  Der  Terminhandel  kann  ebensowenig  Selbst- 
zweck werden,  wie  der  Handel  überhaupt,  und  alle  Verteidigungen  des 
ersteren,  welche  man  so  häufig  findet,  und  welche  zu  zeigen  suchen,  dafs 
das  Termingeschäft  den  Handel  eines  Platzes  ausdehnt,  welche  aber  nioht 
nachweisen , dafs  diese  Hebung  des  Handels  auch  der  Produktion  und 
dem  Konsum  zu  gute  kommt,  beruhen  auf  einer  irrlümliohen  Auffassung 
von  den  Aufgaben  der  einzelnen  Glieder  unserer  Wirtschaft;  nicht  dar- 
auf kommt  es  an,  dafs  Umsätze  innerhalb  des  Handels  gemacht  werden, 
sondern  dafs  diese  Umsätze  zwischen  jenen  beiden  Gliedern  der  Volks- 
wirtschaft in  zweokmäfsigtr  Weise  vermitteln. 

Solche  Vorteile  bietet  aber  auch  der  Zuckerterminhandel,  soweit  er 
richtig  gebraucht  wird.  Wir  haben  gesehen,  dafs  eine  engere  Verbin- 
dung mit  den  ausländischen  Handelsplätzen  erst  durch  den  Terminhandel 
möglich  wird;  dieser  zieht  die  Konsequenz  aus  der  Verbesserung  der 
VerkehrBeinrichtungen  und  knüpft  durch  die  gemeinsame  Grundlage  dieser 
Geschäfte  das  ltand,  welches  die  Börsen  verbindet,  ln  diesem  unter- 
brochenen Verkehre  kommen  alle  Vorgänge,  welche  die  Produktion  und 
den  Konsum  der  Ware  auch  in  den  entferntesten  Ländern  betreffen,  zum 
Ausdruck;  man  gewinnt  so  den  weiten  Ueberblick  über  den  Welthandel 
und  schafft  die  Beziehungen , welche  das  Auffinden  nnd  Erhalten  der 
Absatzwege  für  unseren  Zueker  ermöglichen. 

Dieser  internationale  Terminhandel  kann  dann  auch  in  seinem  regel- 
mäfsigen  Verlaufe  die  Preise  in  günstiger  Weise  beeinflussen.  Dadurch, 
dafs  im  Terminverkehre  die  Teilnehmer  ihre  aus  sorgfältigen  Beobach- 
tungen und  »Schätzungen  hervorgegangene  Meinung  durch  Käufe  und  Ver- 
käufe zum  Ausdruck  zu  bringen  suchen,  dafs  diese  Meinungen  aufein- 
ander stofsen  und  sich  ergänzen , dafs  der  überwiegende  Teil  die  Rich- 
tung und  Ausdehnung  der  Prcisveränderung  bestimmt,  wird  der  Preis 
die  Tendenz  haben,  ein  der  Marktlage  entsprechendes  Niveau  einzuneh- 
men. Steigt  er  — z.  B.  durch  lokale  Beeinflussung  — an  einem  Börsen- 
plätze über  dieses  Niveau,  so  ruft  das  Verkaufsangebote  von  auswärts 
herbei , bis  der  Preis  seinen  normalen  Stand  erreicht  hat.  — Eine  ähn- 
liche Ausgleichung  findet  auch  in  der  Zeit  statt.  Läfst  die  Marktlage 
für  später  höhere  Preise  erwarten,  so  mehren  sieh  die  Terminkäufe,  die 
Preise  steigen  allmählich  auf  eine  höhere  Stufe,  und  treten  dann  die 
befürchteten  Ereignisse,  schlechte  Ernte  oder  dergl.,  ein,  so  ist  deren 
Wirkung  bereits  eskomptiert.  Allerdings  sind  das  Vorgänge,  welche  auf 
die  Spekulation  überhaupt  zurückzuführen  sind;  aber  der  Terminhandel 
ist  jetzt  das  vollkommenste  Hilfsmittel  für  die  Spekulation,  und  mit  der 
Benutzung  desselben  ist  auch  dio  Möglichkeit  jener  Ausgleichungen  nach 
Ort  und  Zeit  gewachsen. 

Diese  Tendenz,  die  Preise  immer  möglichst  genau  der  Marktlage 
anzupassen,  ist  aber  für  ein  den  betreffenden  Artikel  exportierendes  Land 
von  Wichtigkeit.  Der  Preis  des  Zuckers  hat  in  den  1<  tzten  Jahren  öfters 
uro  den  Punkt  geschwankt,  welcher  die  Ausfuhr  nach  Amerika  ermög- 
lichte; stand  er  etwas  über  diesem  Punkte,  so  kaufte  Amerika  Bohr- 
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zucker.  Es  war  daher  für  unsere  Zuckerindustrie  von  Wichtigkeit , d&Ti 
der  Preis  in  Deutschland  sich  möglichst  nach  den  Weltmarktpreisen  rich- 
tete und  auf  der  Stufe  gehalten  wurde , welche  der  allgemeinen  Markt- 
lage entsprach;  das  geschah  aber,  so  lange  Mifsbrauch  vermieden  wurde, 
in  wirksamster  Weise  durch  den  Terminhandel,  dessen  Preisveränderungen, 
wenn  sie  wohl  begründet  sind  und  nicht  auf  zufälligen  Schwankungen 
beruhen,  sich  auf  den  Effektivmarkt  zu  übertragen  pflegen.  — Ander- 
seits ist  es  aber  natürlich  auoh  für  die  Industrie  von  Wert,  dafs  die 
Preise  nicht  zu  tief  herabgedrückt  werden,  und  diesem  wirkt  das  Termin- 
geschäft in  der  geschilderten  Weise  ebenfalls  entgegen. 

Der  Terminhandel  kann  auiserdem  auch  lokale  Vorteile  für  einen  Platz 
bringen,  welcher  sich  zur  Einführung  entschliefst,  vorausgesetzt,  dafs  sonst 
alle  Vorbedingungen  für  diese  Haudelaform  gegeben  sind.  Die  grofsen 
Abschlüsse  des  Terminmarktes  erfordern  es,  dafs  wenigstens  für  einen  Teil 
derselben  Deckung  in  effektiver  Ware  vorhanden  ist;  das  zieht  Ware 
nach  dem  betreffenden  Platze  und  in  Folge  dessen  auch  Aufträge,  was 
dem  Effektivhandel  zum  Nutzen  gereicht.  Daher  kommt  es,  dafs  auch  die 
Konkurrenz  zwischen  den  Börsenplätzen  mit  zur  Einführung  des  Termin- 
handels beitragen  kann.  In  Magdeburg  dürfte  der  Uobergang  zum  Termin- 
handel z.  T.  darauf  zurückzuführen  sein,  dafs  einerseits  deutsche  Firmen 
in  Paris  Termingeschäfte  machten,  und  dafs  andererseits  Berlin,  wie  später 
Hamburg,  mit  Magdeburg  in  Konkurrenz  zu  treten  suchten. 

Endlich  geben  die  regelmäfsigen  Terminnotierungen  der  Börsen  dem 
Handel,  der  Industrie  und  der  Landwirtschaft,  genauen  Aufschlufs  darüber, 
welche  Preisentwiokelung  man  am  Weltmärkte  lür  die  Zukunft  erwartet1); 
das  ist  aber  für  weite  Kreise  der  Beteiligten  von  grofsem  Interesse,  selbst 
wenn,  wie  es  z.  T.  wohl  der  Fall  ist,  die  Erwartung  nicht  ganz  eintrifft*). 

Damit  der  Terminhandel  alle  diese  Vorteile  bringt  und  für  die  Volks- 
wirtschaft nur  von  Nutzen  ist,  ohne  Schaden  anzurichten,  müfste  derselbe 
immer  in  sorgfältigster  Weise  und  unter  Btrengster  Beschränkung  auf  die 
gerade  vorliegenden  Zwecke  gehandhabt  werden.  Alle  Berechnungen  müfsten 
auf  des  Genaueste  erfolgen,  die  Geschäfte  hätten  sich  den  gefundenen  Re- 
sultaten eng  anzuschliefsen,  so  dafs  der  Preis  in  jedem  Augenblicke  wirk- 
lich der  Ausdruok  der  allgemeinen  Lage  wäre.  Das  kann  aber  nur  das 
Ideal  sein;  im  Wirklichkeit  steht  der  Terminhandel  mitten  im  wirtschaft- 
lichen Verkehre,  zahlreiche  Faktoren  dringen  auf  ihn  ein,  die  Terminhändler 
sind  Menschen  mit  menschlichen  Schwächen  und  Leidenschaften,  und  des- 
halb können  die  möglichen  Vorteile  des  Terminhandels  nur  so  weit  zu 
Tage  treten,  als  nicht  andere  Umstände  hemmend  eingreifen. 

Wir  sind  daher  auch  weit  entfernt,  den  Terminhandel  zu  überschätzen. 
Fuchs9)  sieht  in  ihm  die  letzte  Stufe  einer  geschichtlichen  Entwicklung 


1)  Vergl.  E.  T,  Der  Krenzzug  wider  den  Terminhandel.  Berlin  1889. 

2)  Vergl.  Tabelle  II. 

3)  Vergl.  Schmoller’s  Jahrbuch  1891,  8.  52.  — Die  Verherrlichung  des  Termiu- 

handeU  durch  David  Kohn  (Der  Oetreidebandel,  Leipzig  1891)  lassen  wir  unberücksichtigt. 
Wenn  jemand  Sätze  schreiben  kann,  wie  diese:  „Ohne  Termingeschäft  resp.  ohne 

Spekulation  ist  die  Lage  des  Kaufmanns  der  des  Fuhrmanns  ähnlich.  — Der  Kaufmann 
ist  (durch  den  T.-H.)  aus  dem  die  Güter  vom  Produzenten  zum  Konsumenten  überfübrenden 
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mit  doppeltem  Ziele:  Abkürzung  des  Zeitraums  zwischen  Produktion  und 
Absatz  der  Ware,  bis  letzterer  der  ersteren  vorauseilt,  und  dann : allmähliche 
Umwandlung  des  individuellen  Warenkaufs  in  einen  generellen.  Das  gilt 
aber  u.  E.  nicht  nur  für  den  eigentlichen  Terminhandel,  sondern  ebenso 
für  das  gewöhnliche  Geschäft  zur  späteren  Lieferung.  Kauft  eine  Raffinerie 
im  Etfektivmarkte  von  einem  Rohzuckerfabrikanten  im  Juni  zur  Lieferung 
im  Oktober  1000  Säcke  92  proz.  Zucker,  so  ist  hier  der  Absatz  dieser 
Ware  der  Produktion  ebenso  vorausgeeilt,  als  wenn  ein  Exporteur  im 
Terminmarkte  1000  Säcke  88  proz.  Zucker  per  Oktober  abschliefst,  und 
im  ersten  Falle  liegt  ebenso  ein  genereller  Warenkauf  vor,  wie  im  letzten1). 
Jene  Auffassung  beruht  wohl  auf  der  Annahme,  dafs  der  Terminhandel  nur 
eine  spezielle  Form  des  wirklichen  Lieferungsgeschäftes  ist;  wir  haben 
aber  schon  zu  zeigen  versucht,  dafs  dasjenige,  was  man  jetzt  unter  Ter- 
minhandel versteht,  in  seinem  Wesen,  in  der  Art  seiner  Anwendung,  in 
seinem  Wirken  etwas  anderes  geworden  ist,  als  der  gewöhnliche  Lieferungs- 
handeL 

Der  Form  nach  ist  der  Terminabschlufs  ein  Lieferungsgeschäft;  aber 
wie  viel  wird  im  Terminhandel  wirklich  geliefert  ? In  Hamburg  betrugen 
die  Kaffee-Terminsätze  1888  16,4  MilL,  1889  9,4  Hill.,  1890  4,7  Mill. 
Säcke,  die  ganze  Produktion  in  Santos  beträgt  aber  nur  etwa  8 Mill. 
Säcke,  wovon  nur  der  kleinste  Teil  nach  Hamburg  kommt;  an  Zucker- 
Terminabschlüssen  buchten  die  Liquidationskassen  1891  in  Hamburg 
8,1  Mill.  8äcke,  in  Magdeburg  ä Mill.,  zusammen  also  ca.  13,1  Mill.  Säcke, 
und  dem  steht  eine  Produktion  in  Deutschland  von  ca.  11  Mill.  Säcken 
gegenüber,  wovon  aber  doch  nur  ein  Teil  88  proz.  Lieferungsware  ist, 
und  auch  diese  88  proz.  Rohzucker  gehen  bei  weitem  nicht  alle  durch 
den  Terminmarkt,  sondern  werden  z.  T.  im  Effektivhandel  verkauft,  so 
dafs  also  Termin-  und  Eff'ekti vgeschäfte , letztere  auch  auf  Lieferung,  in 
derselben  Zuckersorte  neben  einander  gemacht  werden  können.  — Wir 
sehen  daraus,  dafs  dor  hauptsächlichste  Zweck  beim  Terminhandel  nicht 
der  sein  kann,  Zucker  wirklich  zu  liefern  oder  zu  erhalten,  und  in  der 
That  Bteht  dieser  Zweck  erst  in  zweiter  Linie,  ja  Liefern  und  Empfangen 
erscheinen  beinahe  als  ein  Beiwerk,  welches  zwar  in  den  Kontrakten  be- 
stimmt werden  mufs,  um  den  Umsätzen  eine  feste  Grundlage  zu  geben, 
welches  aber  auch  vermieden  werden  kann,  ohne  den  Zwecken  des  Termin- 
handels Eintrag  zu  thun.  Verkauft  in  einer  Reihe  von  Terminabschlussen 
über  das  gleiche  Quantum  und  für  denselben  Lieferungstermin  der  letzte 
Käufer  wieder  an  den  ersten  Verkäufer,  so  entsteht  ein  Ring,  und  alle 
Abschlüsse  können  durch  Ausgleichung  der  Preisdifferenzen  erledigt  werden 

Tagelöhner  zum  Theoretiker  der  Bedürfnisse,  zum  Philosophen  des  Verkehrs  geworden. ** 
(8.  162)  und  viele  ähnliche,  der  zeigt,  dafs  er  vom  wirklichen  Verkehre  weder  im  Termin- 
uoch  im  Effektivhandel  eine  richtige  Vorstellung  hat. 

1)  Beim  Glasgower  Warraut-Terminhandel  ist  das  Verhältnis  eigentlich  sogar  um> 
gekehrt.  Kauft  man  Warrauts  auf  Termin,  so  liegt  das  Roheisen  in  den  schottischen 
Stores,  der  Absatz  eilt  also  der  Produktion  nicht  voraus,  und  der  Kauf  ist  hier  eigentlich 
kein  genereller.  Kauft  dagegen  eine  deutsche  Eisengiefserei  im  gewöhnlichen  Verkehre 
a.  B.  englisches  Roheiseu  Nr.  3 zur  Lieferung  in  einigen  Monaten,  so  ist  dieses  häutig 
noch  nicht  produziert,  und  der  Kauf  ist  hier  viel  besser  ein  genereller  zu  nennen 
als  dort. 

Dritte  Felge  Kd.  IV  (LU).  39 
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ohno  irgend  welche  Lieferung,  und  doch  kann  auch  in  diesem  Falle 
der  Zweck  der  verschiedenen  Termingeschäfte  ebenso  gut  erreicht  sein, 
als  wenn  der  erste  Verkäufer  schliefslich  an  den  letzten  Käufer  wirklich 
geliefert  hätte.  Wo  aber  Lieferung  eintritt,  da  wäre  dasselbe  Resultat 
beim  Zucker  nahezu  ebenso  gut  auf  dem  Wege  des  gewöhnlichen  Lieferunge- 
handels  zu  erreichen,  und  die  zahlreichen  Terminkäufe  und  Verkäufe 
für  den  laufenden  Monat  sind  eigentlich  nur  Lokogeschäfte. 

Man  wird  auch  hier  wieder  den  Einwand  erheben,  dafs  im  Effektiv- 
handel nicht  immer  der  passende  Gegenkontrahent  vorhanden  ist.  Das 
wird  im  Terminhandel  aber  doch  nur  dadurch  ermöglicht,  dafs  solche 
stets  als  Zwischenglieder  einzutreten  bereit  sind,  denen  an  Lieferung  nichts 
gelegen  ist,  die  nur  an  den  Preisschwankungen  verdienen  wollen.  Hier- 
nach liegt  also  in  der  Absicht,  die  Preisveränderuogen  Buszunutzen,  das 
eigentliche  Wesen  des  Terminhandels,  and  das  wird  auch  dadurch  noch 
bestätigt,  dafs  man  allgemein  auf  die  Benutzung  des  Terminhandels  durch 
die  Produzenten,  Raffinerien  und  Effektivhändler  in  der  oben  angegebenen 
Weise  und  zur  Risikoversicherung  so  hohen  Wert  legt.  — Nun  können 
Termingeschäfte  allerdings  dazu  führen,  die  Ware  liefern  und  empfangen 
zu  müssen,  und  diejenigen  Spekulanten,  welche  zu  gelegener  Zeit  grofse 
Mengen  Ware  auf  den  Markt  werfen  oder  von  da  aufzunehmen  vermögen, 
üben,  wie  schon  Lexis  richtig  bemerkt '),  den  gröfsten  Einflufs  auf  den 
Markt  aus.  Aber  dieses  Empfangen  oder  Liefern  ist  dann  immer  wieder 
nicht  das,  was  im  gewöhnlichen  Lieferungsgeschäfte  vor  sich  geht;  es  ist 
nur  ein  Mittel  zu  dem  Zweck,  aus  Preisschwankungen  Nutzen  za  ziehen. 

Und  dann  noch  ein  Punkt:  wenn  man  sagt,  der  Lieferungshandel 
entwickele  sioh  an  Börsenplätzen  natnrgomäfs  zum  Terminhandel,  da  die 
börsenmäfsige  Form  den  Geschäftsverkehr  wesentlich  erleichtere  — , so 
ist  folgendes  zu  fragen:  Von  den  im  Hamburger  Börsen-Preisoourant 

notierten  26  Sorten  Kaffee  ist  nur  eine,  good  average  Santos,  im  Termin- 
handel  auf  Lieferung  zu  kaufen,  alle  anderen  müssen  im  gewöhnlichen 
Effektivlieferungshandel  umgesetzt  werden;  in  Magdeburg  kann  man  nur 
die  Ausfuhrsorte  88  Proz.  Rohzucker  im  Terminhandel  auf  Lieferung  kaufen, 
96  Proz.,  92  Proz.  und  Nachprodukte  aber  lediglich  im  Effektivhandel. 
Wie  kommt  es  nun,  dafs  nur  bei  je  einer  Sorte  der  Lieferungshandel 
sich  zum  Terminhandel  entwickelt? 

Beachtenswert  ist  in  dieser  Beziehung  folgender  Vorgang.  Zu  Anfang 
d.  J.  1891  wurde  gleichzeitig  in  Hamburg  und  Magdeburg  von  mehreren 
Seiten  in  Anregung  gebracht,  den  Terminhandel  auch  für  granulierten 
Zucker  einzuführen;  begründet  wurde  dieses  Verlangen  mit  dem  Hinweise 
darauf,  dafs  die  Ausfuhr  von  weifser  Ware  in  den  letzten  10  Jahren  be- 
deutend zugenommen  habe;  mit  der  Einführung  des  Terminhandels  werde 
das  Geschäft  darin  eine  noch  gröfsere  Ausdehnung  erfahren,  weil  dann  viele 
Rohzuckerfabrikanten,  welche  in  den  letzten  Jahren  die  Fabrikation  von 
granuliertem  Zucker  eingestellt  hätten,  diese  wieder  aufnehmen  würden, 
wenn  sie  mit  ihrem  Produkt  den  einheimischen  Markt  anfsuchen  könnten. 
Schon  jetzt  fanden  bedeutende  Lieferungsabschlüsse  statt,  und  dos  Interesse 


1)  W.  Lexis,  Handel,  in  Schönberg’s  Handbuch  der  polit.  Oekonomie,  8.  710. 
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des  deutschen  Zuckerhandels  gegenüber  dem  Auslande  verlange  diese  Ein- 
richtung. — Man  richtete  daher  an  die  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  in 
Magdeburg  das  Ersuchen,  die  Lieferungspreise  zu  veröffentlichen  und  so 
den  Terminhandel  einzuführen.  Gleichzeitig  setzte  der  Zuckerexportverein 
eine  Type  fest,  welche  als  Durchschnittsqualität  gelten  sollte,  ebenso  geschah 
es  auch  in  Hamburg.  Nun  fand  das  Projekt  aber  energischen  Widerstand 
gerade  bei  den  Hauptbeteiligten,  den  Raffinerien.  Diese  weigerten  sich, 
ihr  Eabrikat  klassifizieren  zu  lassen,  welches  bisher  in  vorteilhafter  Weise 
an  den  Zuckerbörsen  nach  Marken,  nicht  naoh  Typen  gehandelt  worden 
sei ; die  Marken  guter  Fabriken  seien  bisher  gesucht  gewesen,  einerlei,  ob 
die  Farbe  der  nun  aufzustellenden  Type  entspreche  oder  nicht;  die  offi- 
ziellen Notierungen,  d.  h.  die  Einführung  des  Terminhandels,  liege  daher 
nioht  in  ihrem  Interesse.  — Für  die  Einrichtung  war  also  nur  der  Handel, 
und  zwar  auch  deshalb,  weil  mau  in  London  den  Magdeburger  Kontrakt 
und  die  betreffende  Type  genehmigen  und  damit  eine  einheitliche  Form 
sohaffen  wollte.  Die  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  verhielten  sich  anfangs 
ablehnend,  gaben  aber  später,  als  Hamburg  vorging,  nach  und  führten 
den  Terminhandel  bei  granuliertem  Zucker  ein.  Obsohon  nun  vorher  bei 
jeder  Gelegenheit  betont  worden  war,  wie  notwendig  die  Einrichtung  sei, 
wie  grofsen  Nutzen  sie  stiften  werde,  so  ist  der  Versuch  doch  vollständig 
gescheitert,  und  der  Verlauf  zeigt,  wie  riohtig  die  Aeltesten  der  Kauf- 
mannschaft bei  ihrer  Zurückhaltung  die  Lage  beurteilt  hatten.  Sowohl  in 
Magdeburg  wie  in  Hamburg  sind  nur  verschwindend  kleine  Umsätze  ge- 
macht worden  '),  und  in  den  Preisveröffentlichungen  beider  Börsen  fehlt 
schon  seit  langer  Zeit  die  Terminnotierung  für  granulierten  Zucker. 

Der  Vorgang  bestätigt  unsere  Ansicht  über  den  Terminhandel;  zur 
Entstehung  desselben  genügt  es  nicht,  dafs  eine  Ware  vorher  an  der  Börse 
auf  Lieferung  gekauft  worden  ist  und  dafs  die  Börsenvorstände  die  Termin- 
notieruogen  veröffentlichen;  nicht  „die  naturgemäfse  Entwickelung  des 
Lieferungsgesohäftes  an  den  Börsen“  war  es  an  sich,  was  zum  Terminhandel 
in  granuliertem  Zuoker  drängte,  denn  jene  Effektivgeschäfte  waren  ja  ganz 
nach  Wunsch  dor  Produzenten  in  den  letzten  Jahren  ausgedehnt  worden; 
ee  war  vielmehr  das  Verlangen  des  Handels,  ein  neues  Spekulatiousobjekt 
zu  bekommen.  Nun  sagen  allerdings  die  deutschen  Händler,  dafs  bei  der 
früheren  Art  der  Geschäfte  die  englischen  Zwischenhändler  verdienten,  bei 
dem  Terminhandel  fiele  aber  der  Gewinn  dem  inländischen  Handel  zu. 
Das  mag  richtig  sein,  und  es  wäre  wünschenswert,  dafs  der  deutsche 
Handel  den  Nutzen  von  den  Umsätzen  in  granuliertem  Zuoker  hätte;  aber 
das  darf  selbstverständlich  nioht  auf  Kosten  der  Produzenten,  der  Raffi- 
nerien, geschehen.  Man  war  freilich  8.  Zt.  aus  den  Handelskreisen  heraus 
sehr  bemüht,  den  Raffinerien  vorzurechnen,  welche  Vorteile  sie  schon  vom 
TerminhaDdel  in  Rohzucker  hätten  *),  und  welche  sie  auch  vom  Termin- 

1)  In  Hamburg  wurden  gebucht  im 

Marz  1891  3000  Säcke  Juni  1891  600  Sicke 

April  „ 4000  „ Juli  „ 1000  „ 

Mai  „ 7600  „ 

2)  In  einem  Artikel  der  Megdebg.  Ztg.  wird  Anfang  1891  den  Raffinerien  vorgetragen, 
dafs  durch  Biankoverkiufe  die  Preise  für  Rohsucker  oft  gedrückt  würden,  dads  dieses 

39* 


Digitized  by  Google 


612 


M i s z e 1 1 e u. 


haudel  in  granuliertem  Zueker  haben  würden ; aber  es  werden  schon  triftige 
Gründe  für  ihr  Verhalten  vorhanden  gewesen  sein. 

Nach  diesen  Erwägungen  fassen  wir  den  Zuckertenninhandel  etwas 
anders  auf,  als  es  oft  geschieht.  Wenn  die  volkswirtschaftliche  Aufgabe 
des  Handels  darin  besteht,  die  Ware  auf  dem  kürzesten,  billigsten  and 
bequemsten  Wege  dem  Konsum  zuzuführen,  so  sollen  alle  Umsätze  von 
Waren  dazu  dienen,  diese  auf  ihrem  Wege  dahin  vorwärts  zu  bringen, 
und  das  gesohioht  selbstverständlich  auch  durch  Kauf  oder  Verkauf  für 
spätere  Lieferung.  Nun  wird  aber,  wie  wir  gesehen  haben,  bei  dem 
gröfsteu  Teile  der  Terminumsätze  Ware  weder  geliefert  nooh  empfangen; 
der  Zweck  ist  dann,  durch  die  Preisschwankungen  zu  gewinnen  oder  wirk- 
liche Warenumsätze  zu  erleichtern  und  nutzbringender  za  machen.  Das 
kann  seine  wirtschaftliche  Bedeutung  haben,  aber  nicht  in  der  Weise,  wie 
wirkliche  Umsätze  von  Waren;  der  Nutzen  der  Termingeschäfte  ist  mehr 
ein  indirekter  insofern,  als  sie  auf  Preise  und  Umsätze  der  effektiven 
Ware  einwirken  und  dieselben  günstiger  gestalten  können.  Der  Termin- 
handel unterstützt  also  die  wirtschaftliche  Aufgabe  des  Handels,  welche 
sich  unter  der  gewaltigen  Entwickelung  des  Verkehrs  bedeutend  erweitert 
hat;  er  schliefst  sich  den  Verbesserungen  der  Verkehrsmittel  an  und  zieht 
die  Konsequenzen  aus  denselben;  er  ist  ein  Werkzeug,  dessen  sich  der 
Börsenhandel  bedient,  um  die  erwähnten  Zwecke  zu  erreichen. 

Dieses  Werkzeug  kann  sehr  wichtig  werden.  Hinter  dem  Zucker- 
handel steht  bei  uns  ein  Teil  der  Landwirtschaft  und  die  Zuckerindustrie, 
deren  Gedeihen  mit  davon  abhängt,  ob  und  in  welcher  Weise  Export 
stattfindet.  Ist  also  der  Terminhandel  für  die  Börse  ein  Hilfsmittel,  den 
Export  zu  heben  und  günstiger  zu  gestalten,  so  war  die  Einführung  des 
Terminhandels  von  grofser  Bedeutung.  Andererseits  würde  aber  auch  jede 
schädliche  Einwirkung  auf  die  Preise,  auf  die  Höhe  des  Exports,  welche 
vom  Terminhandel  ausginge,  auf  die  Landwirtschaft  und  Industrie  zuriiek- 
fallen,  und  deshalb  ist  gerade  beim  Zucker  dieser  Handel  einer  scharfen 
Prüfung  zu  unterwerfen.  Hag  man  also  das  Termingeschäft  als  Weiter- 
entwickelung der  bisherigen  Handelsfirmen  oder  als  Werkzeug  betrachten, 
jedenfalls  ist  vor  einseitiger  Ueberschätzung  zu  warnen.  Der  Termin- 
handel hat  den  Export  von  Zucker  nicht  geschaffen,  sondern  ist  aus  ihm 
hervorgegangen,  und  man  kann  wohl  nicht  behaupten,  dafs  unser  Zucker 
seither  nioht  in  gleicher  Ausdehnung  exportiert  worden  wäre,  wenn 
nirgends  Termingeschäfte  gemacht  würden.  Er  ist  also  nicht  als  eine 
Einrichtung  zu  betrachten,  welche  nioht  berührt  werden  darf,  weil  der 
Handel  hier  volle  Freiheit  beansprucht;  es  ist  vielmehr  überall,  wo 
Schädigungen  zu  beobachten  Bind,  auf  Abhülfe  zu  sinnen. 

Hanche  Vorteile,  welche  der  Terminhandel,  abstrakt  genommen,  haben 
kann,  werden  bei  seiner  Anwendung  im  Börsenverkehre  zum  Teil  paraly- 
siert, zum  Teil  aber  auch  sogar  in  Nachteile  verwandelt.  Unser  früherer 

sich  stuf  die  Effektirpreise  übertrage,  und  dafs  die  Raffinerien  mithin  durch  den  Termin* 
handel  häufig  Rohzucker  billiger  kaufen  konnten,  als  ohne  denselben.  Der  betr. 
Korrespondent  übersieht  ganz,  dafs  die  Rohzuckerfabrikanten  dann  das  verlieren,  was 
die  Raffinerien  gewinnen,  dafs  also  ein  volkswirtschaftlicher  Nutzen  hier  nicht  vor- 
handen wäre. 


Digitized  by  Google 


Mi  »i  eil  cd. 


613 


geschichtlicher  Abrife  des  Zuckertermingeschüfts  in  Magdeburg  giebt  uns 
dafür  verschiedene  Belege;  der  wichtigste  ist  das  Jahr  1889,  auf  welches 
wir  auch  in  dieser  Verbindung  noch  einmal  zurückkommen  müssen. 

Es  steht  fest,  dafs  zu  Anfang  d.  J.  1889  die  Lage  des  Zuokermarktes 
abnorm  war;  wir  hatten  einen  Ernteausfall  sowohl  beim  Bäben-  als  auch 
beim  Kohrzucker,  und  die  sichtbaren  Vorräte  waren  kleiner  als  zu  der- 
selben Zeit  in  den  beiden  Vorjahren.  Dafs  die  Zuckerpreise  daher  iu 
diesem  Jahre  etwas  höher  sein  würden  als  in  der  Zeit  vorher,  war  anzu- 
nehmen, und  das  würde  auch  ohne  Terminhandel  der  Fall  gewesen  sein; 
die  Möglichkeit  ist  auch  nioht  ausgeschlossen , dafs  im  Effektivhandel 
grofse  Zuckervorräte  aufgekauft  und  eingelagert  worden  wären.  Wir 
bezweifeln  aber,  dafs  dann  die  Preise  eine  solche  Höhe  erreicht  hatten, 
wie  es  mittelst  des  Terminhandels  geschah.  Die  Vorräte  in  erster  Hand 
waren  allerdings  verhältnismäfsig  klein , aber  in  dun  Zwischenhänden 
mufsten  aller  Berechnung  nach  nooh  bedeutende  Zuckermengen  liegen,  so 
dafs  die  Gesamtvorräte  nicht  in  dem  Verhältnis  geringer  waren,  wie  die 
Vorräte  in  erster  Hand  *).  ln  Hamburg  nahmen  die  Zuokerlager  wäh- 
rend des  Sommers  sogar  zu,  ebenso  in  New-York  infolge  stärkerer  Ab- 
ladungen seitens  der  Kolonien.  Die  Raffinerien  waren  schon  beim  Ein- 
tritt der  Hausse  so  versorgt,  dafs  sie  später  sogar  zu  den  hohen  Freisen 
Rohzucker  wieder  verkaufen  konnten;  von  seiten  des  inländischen  Kon- 
sums ist  eine  übermäfsige,  dringende  Nachfrage  nioht  eingetreten ; es  hat 
nie  an  Zucker  gefehlt,  und  die  Versorgung  des  Bedarfs  ging  in  gewohnter 
W'eise  vor  sich.  Die  Berichte  aus  London  lauten  auoh  nicht  so,  als  sei 
man  dort  um  Zucker  in  Verlegenheit  gewesen,  es  ist  vielmehr  immer 
nur  von  Spekulation  die  Bede;  und  nach  Amerika  mufste  man  sogar 
mehrere  Mark  unter  dem  Terminpreise  verkaufen.  Als  dann  der  Zusam- 
menbruch der  Spekulation  erfolgte,  wufste  man  nioht,  wie  man  den  dis- 
ponibel gewordenen  Zucker  verwenden  sollte.  — Der  Terminhandel  hätte 
nun  in  der  Lage,  wie  sie  in  der  ersten  Hälfte  d.  J.  1889  war,  die  dank- 
bare Aufgabe  gehabt  (welche  man  ihm  ja  sonst  auch  immer  zuweist), 
die  Preise  zwar  den  Verhältnissen  entsprechend  auf  ein  höheres  Niveau 
zu  bringen,  übermäfsiges  Steigen  aber  in  der  Weise  zu  verhindern,  dafs  die 
Baissepartei  durch  Blankoveräkufe  dem  entgegen  wirkte;  allerdings  sind 
1889  von  verschiedenen  Seiten,  u.  a.  auch  von  Paris  aus,  derartige 
Baisse-Operationen  gemacht  worden,  jedoch  ohne  Erfolg.  — Der  Termin- 
handel hätte  dann  die  weitere  Aufgabe  gehabt,  das  für  die  Periode  bis 
zur  Ernte  disponibele  Zuckerquantum  gleiohmäfsig  der  Zeit  nach  zu  ver- 
teilen ; auch  diese  Aufgabe  wird  dem  Terminhandel  in  der  Kegel  zuge- 
wiesen,  wir  sehen  aber  aus  unserer  früheren  Schilderung,  wie  wenig  er 
eie  löste  und  wie  er  im  Gegenteil  künstlichen  Mangel  hervorzurufen 
suchte,  indem  er  Zucker  festlegte. 

So  sehen  wir,  dafs  die  Kraft,  welche  zum  Nutzen  des  ganzen  Zucker- 
geschäftes  vom  Terminhandel  ausgehen  sollte,  gerade  in  der  Zeit  versagte, 
wo  sie  am  wichtigsten  gewesen  wäre ; ja  der  Einflufs  richtete  sich  sogar 
nach  der  entgegengesetzten  Seite  und  die  Preise  wurden  erst  mit  Hilfe 

1)  Vergl.  Liebt,  Monatshefte  über  Kübenzucker-lnd.,  Mai  1889. 
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des  Terminhandels  in  einer  Weite  gesteigert,  wie  et  bis  dahin  wohl  nie 
der  Fall  war.  Nur  durch  den  Terminhandel  konnte  et  geschehen,  dafa 
Leute,  welche  dem  Zuckergeschäfte,  ja  dem  Handel  überhaupt  ganz  fern 
standen,  sich  an  den  Termiuspekulationen  beteiligten;  nnr  der  internatio- 
nale Charakter  des  Terminhandels  ermöglichte  et,  dafs  Paris  in  Magde- 
burg, letzteres  in  London,  Hamburg  iu  London  und  Magdeburg  speku- 
lierten und  dadurch  neue  Anregung  zur  Preistreiberei  gaben.  In  diesem 
Wettbewerbe  hörte  Bchliefslich  fast  jede  Ueberlegung  auf;  die  Höhe  des 
Preises  war  beinahe  Nebensache;  jeder  sah  nur  das  fortwährende  Steigen 
und  glaubte  auf  leichte  Weise  seinen  Kaufanteil  mit  Nutzen  auf  andere 
übertragen  zu  können.  Zu  solchem  Vorgehen  ermunterten  dann  noch 
Berichte,  welche  aus  den  Kreisen  des  Zuckerhandels  veröffentlicht  und 
vom  gröfsten  Pessimismus  getragen  wurden.  Man  stellte  schon  vom  April 
ab  die  Lage  so  dar,  als  ob  Kuropa  demnächst  ohne  Zucker  sein  werde; 
Zahlen  wurden  ohne  alle  Kritik  benutzt  und  zusammengeatellt  und  immer 
daraus  gefolgert,  dafs  von  Vorrat  in  Deutschland  keine  Rede  mehr  sein 
könne ; dem  gegenüber  wurde  ohne  weiteres,  ohne  Rüoksicht  auf  die  bereits 
enorm  gestiegenen  Preise,  Tür  die  Sommermonate  ein  erhöhter  Konsum 
in  Aussicht  gestellt;  ja  man  zog  sogar  die  nächste  Kampagne  in  den 
Bereich  der  düsteren  Prophezeihungen : sohon  im  Juni  wurde  eine  ver- 
spätete Ernte  vorausgesagt  uod  daran  erinnert,  wie  in  ähnlichem  Falle 
1888  ein  Verderben  der  Rüben  durch  Frost  eingetreten  sei;  Regengüsse, 
Hitze  mufsten  dazu  beitragen , die  künftige  Ernte  bedroht  erscheinen  zu 
lassen,  und  das  alles  natürlich  nur  zu  dem  Zwecke,  um  zu  weiteren  Ueber- 
bictungcn  aufzustacbeln.  Welchen  Eindruck  solche  Berichte  in  der  Lage, 
wie  sie  an  den  Zuckerbörsenplätzen  herrschte,  wo  sich  Leute  ohne  alle 
Geschäftekenntnis  am  Termingeschäft  beteiligten  und  wo  auch  die  Geschäfts- 
kreise z.  T.  die  Verhältnisse  schon  in  ähnlichem  Lichte  erblickten  , auf 
die  Preise  ausüben  mufsten,  liegt  auf  der  Hand.  Und  nun  die  wichtigste, 
auf  dem  Boden  des  Terminhandels  gewachsene  Pflanze,  die  Hochpreisver- 
einigung! Nur  duroh  den  Terminhandel  war  es  möglich,  dafs  drei  Firmen 
ungeheuere  Abschlüsse  auf  Hunderttausende  von  Säcken  machen  konnten, 
dafs  sie  aus  diesen  Abschlüssen , mit  welchen  sie  den  Preis  steigerten, 
eben  duroh  diese  Steigerung  grofse  Summen  an  Differenzen  erhielten,  mit 
welchen  sie  alle  Warenvorräte  in  Magdeburg  uud  an  auswärtigen  Plätzen 
aufzukaufen  suchten,  um  so  wieder  die  Preise  zu  steigern,  eine  Schraube, 
deren  Ende  nur  der  Zusammenbruoh  sein  konnte. 

Wer  hat  nun  Vorteil  Ton  allen  diesen  Verwirrungen  gehabt?  Viel- 
leicht einige  Spekulanten,  welche  sich  rechtzeitig  aus  ihren  Verbindlich- 
keiten zurückgezogen  haben  ; dann  ein  Teil  der  Rohrzuckerindustrie,  welche 
ihr  Produkt  gerade  zur  Zeit  der  höchsten  Preise  auf  den  Markt  bringen 
konnte;  dagegen  erwuchs  den  deutschen  Rübenzuckerproduzenten  aus  dem 
hohen  Preisstand  wenig  Nutzen ; denn  sie  hatten  ihren  Zucker  meistens 
schon  vor  Beginn  der  Hausse  verkauft  und  erzielten  höchstens  für  die 
Naohprodukte  etwas  bessere  Preise;  nach  dem  Eintritt  der  Krisis  sanken 
die  Preise  dann  tiefer,  als  nötig  war,  weil  die  frei  werdenden  Zucker- 
mengen verkauft  werden  mufsten.  — Sehr  grofs  ist  aber  der  Schaden,  welchen 
die  Spekulation  direkt  anriohtete.  Die  drei  Firmen,  welche  schliefslich 
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die  Führung  in  der  Haussespekulation  übernommen  hatten,  waren  ruiniert; 
gleichzeitig  hatte  eine  Anzahl  anderer  Firmen  solohe  Verluste  erlitten, 
dafs  eie  mit  ihren  Gläubigern  einen  Vergleich  eingehen  mufsten;  andere 
Kaufleute  und  Kapitalisten  haben  einen  mehr  oder  weniger  grofsen  Teil 
ihres  Kapitals  verloren.  Wir  stellen  auoh  hier  wieder,  ähnlich  wie  beim 
Kaffee,  in  Tabelle  II  für  die  einzelnen  Monate  die  Termindurohschnitts- 
notierungen  *)  mit  den  Preisen  zusammen , welche  in  den  Lieferungsmo- 
naten für  den  laufenden  Termin  bezahlt  worden  sind ; hieraus  ergiebt 
sich  dann,  wie  weit  die  Entwickelung  der  Preise  den  Erwartungen  ent- 
sprach, welche  man  beim  Absohlufs  der  Kontrakte  hatte.  Wer  vom  Januar 
bis  Juni  für  spätere  Termine  bis  zum  Juli  hin  in  blanco  verkaufte,  verlor, 
vorausgesetzt,  dafs  nicht  vorher  durch  entgegengesetzte  Abschlüsse  Deckung 
geschaffen  war,  sehr  hohe  Beträge,  umgekehrt  fielen  dem  Käufer  bedeutende 
Gewinne  zu;  bei  den  späteren  Terminen  vom  September  ab  gewaunen 
dagegen  die  Blankoverkäufer  und  verloren  die  Käufer. 

Das  Kesultat  der  ganzen  Bewegung  ist  also  ein  grober  Kapitalverlust 
nicht  nur  für  die  Handelskrise,  sondern  auch  für  Leute  aus  den  ver- 
schiedenartigsten Berufen,  und  ferner  eine  Schädigung  der  inländischen 
Konsumenten,  welche,  wie  wir  gesehen  haben,  den  Zucker  monatelang 
teuerer  bezahlen  mufsten,  als  durch  die  Verhältnisse  geboten  war. 

Gröber  als  der  materielle  Sohaden  ist  aber  in  solchen  Perioden  die 
Einwirkung  auf  Sitte  und  Moral.  Kaufleute,  deren  Aufgabe  es  Bein  soll, 
den  Güterumsatz  vorteilhafter  für  die  Gesamtheit  zu  machen,  vergessen 
diese  Aufgabe  und  setzen  an  deren  Stelle  ein  wildes  Jagen  nach  Gewinn, 
wobei  Güter,  welche  durch  die  Arbeit  und  das  Kapital  des  Volkes  pro- 
duziert und  für  den  Konsum  bestimmt  sind,  auf  dem  Wege  dahin  als 
Objekt  benutzt  werden,  dessen  Wert  man  ins  Ungemessene  steigern  will. 
Die  Ocffentliohkeit  der  Preisbewegung  an  der  Börso,  die  Börsenberichte, 
die  Börsenmitglieder  zum  Teil  wohl  selbst,  tragen  die  Vorgänge  aus  den 
Börsenversammlungen  in  weitere  Kreise  und  entfachen  auch  dort  an  ge- 
eigneten Stellen  die  Spielwut,  die  keinen  volkswirtschaftlichen  Nutzen 
schafft,  deren  schädliche  Einwirkung  auf  moralische  und  sozialo  Verhält- 
nisse aber  nicht  zu  unterschätzen  ist. 

Wir  haben  hiermit  freilich  gleioh  das  eklatanteste  Beispiel  aus  dem 
Zuckerhandel  für  die  Möglichkeit  einer  schädlichen  Einwirkung  des  Termin- 
geschäftes angeführt;  selbstverständlich  bilden  solche  Vorgänge  nuT  Aus- 
nahmen, und  wir  finden  eine  Ueberspekulation  von  gleicher  Ausdehnung 
auch  in  der  Geschichte  des  Zuckerterminhandels  nicht  wieder.  Aber  der 
Fall  zeigt  doch,  dafs  der  Terminhandel  einen  gefährlichen  Untergrund  hat; 
treffen  die  geeigneten  Umstände  zusammen,  so  kann  die  Lage  auch  in 
Zukunft  gelegentlich  wieder  eine  solche  Spannung  erhalten,  dafs  das  Gleich- 
gewicht nur  durch  schwere  Krisen  herzustellen  ist.  Sehen  wir  dooh  zwei 
Jahre  früher,  dafs  mit  Hilfe  des  Terminhandels  ebenfalls  grofse  Speku- 
lationen ausgeführt  werden,  in  welchen  ein  volkswirtschaftlicher  Nutzen 
nioht  zu  erkennen  ist  Das  Aufkäufen  grober  Zuckermassen,  der  Zu- 
sammenbruch der  leitenden  Firma,  das  Bemühen  des  eingesetzten  Kon- 


1)  Der  Durchschnitt  ist  aus  16  über  den  ganzen  Monat  verteilten  Preisen  berechnet. 
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sortiums,  dtn  Zucker  zu  möglichst  guten  Preisen  unterzubringen,  also 
die  Preise  zu  halten,  und  dem  gegenüber  die  Anstrengung  der  Baisse,  die 
Preise  zu  werfen  — alles  das  brachte  den  Markt  in  Tollständige  Verwir- 
rung; das  Resultat  war  ein  unaufhörliches  Schwanken  ’),  die  Preise  standen 
nicht  oder  doch  nur  teilweise  unter  der  Einwirkung  der  eigentlichen 
preisbildeuden  Faktoren,  mehr  aber  unter  dem  Einflüsse  der  Operationen 
zweier  geschlossener  Parteien,  welche  ihn  nach  oben  und  nach  unten  zu 
drängen  suchten ; hier  hört  dann  jede  Berechnung  auf  und  alles  hängt 
von  der  Macht  jener  Parteien  ab  Freilich  können  diese  Vorgänge  nur 
Ton  Terhöltnismäfsig  kurzer  Dauer  sein,  aber  die  Nachwirkung  derselben 
ist  gewöhnlich  noch  lange  zu  bemerken,  und  dafs  in  solchen  Perioden  weder 
das  Interesse  der  Produzenten  3),  noch  das  der  Konsumenten  gewahrt  wird, 
liegt  auf  der  Hand. 

Aber  auch  in  gewöhnlichen  Zeiten  macht  der  Terminbandel,  wie  wir 
gesehen  haben,  seinen  Einflnfs  auf  die  Preise  geltend.  Die  Spekulanten 
verfolgen  gewöhnlich  alles  genau,  was  auf  die  Zuckerpreise  einwirken  kann ; 
aber  wenn  sic  sich  auch  so  viel  als  irgend  möglich  zu  informieren  suchen, 
so  bleiben  die  darauf  basierten  Berechnungen  doch  immer  unsicher;  denn 
das  ganze  Gebiet  bis  in  die  kleinsten  Umstände  hinein  läfst  sich  nie  ganz 
übersehen.  Alle  Berichte  über  den  Stand  der  Rüben,  den  Zuckergehalt, 
die  Witterung,  das  mutmafsliche  Ernteergebnis  u.  dergL  haben  doch  nur 
sehr  bedingten  Wert;  die  Angaben  über  die  Höhe  der  sichtbaren  Vorräte 
mögen  ganz  genau  sein ; dann  giebt  es  aber  noch  Zuckermengen,  welche 
eich  der  Berechnung  entziehen,  sei  es,  dafs  sie  der  Statistik  mit  Absioht 
verheimlicht  sind  (wie  man  wiederholt  beim  Koloniulzucker  vermutet  hat), 
sei  es,  dafs  Bie  schon  weiter  auf  dem  Wege  zum  Konsumenten  Torgedrungen 
sind  s).  Und  die  Angaben  über  die  Ausdehnung,  Vergröfserung  oder  Ver- 
ringerung des  Konsums  beruhen  noch  mehr  auf  Vermutung.  Kauft  man 
also  z.  B.  im  Februar  Zucker  für  den  Oktobertermin  auf  Spekulation,  so 
liegt  hier  lediglich  eine  ganz  subjoktive  Meinung  vor;  denn  zur  Zeit  des 
Abschlusses  sind  die  Rüben  noch  nicht  einmal  gesäet,  aus  welchen  der 
Zucker  bereitet  werden  soll;  von  einer  Berechnung  kann  in  diesem  Falle 
überhaupt  nicht  die  Rede  sein.  Emil  Meyer  bezeichnet  es  daher  in  einem 
seiner  Getreideberichte  ganz  treffend,  wenn  er  sagt;  „Die  mit  Millionen 
von  Fäden  mit  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  Fühlung  habende  Speku- 
lation hat  für  die  wahre  Saohlage  ein  feineres  Gefühl,  als  statistische  Zahlen.“ 
Es  ist  in  der  That  mehr  ein  durch  lange  Uebung  verfeinertes  Gefühl, 
welches  die  Terminabschlusse  hervorruft,  als  wirkliche  Berechnung.  Und 
anders  kann  es  ja  auch  nicht  sein;  denn  wäre  alles  genau  vorher  zu  be- 


t)  Im  Msi  hielt  sich  der  Preis  durch  Spekulationskäufe  des  Konsortiums  auf  un- 
gefähr IS  M. ; eis  diese  Käufe  im  Juni  aufhörten,  fielen  die  Preise  sofort  auf  II1/,  Id.; 
durch  verstärkte  weitere  Käufe  wurde  er  daun  wieder  auf  13  M.  gebracht.  Im  September 
wurden  die  Vorräte  verkauft  und  die  Kotierung  sank  dadurch  auf  ll1/,  M. 

2)  In  einem  New-Yorker  Berichte  vom  August  1887  wird  gesagt,  dafs  es  in  den 
letzten  Wochen  wegen  der  durch  die  Spekulation  herbeigeführten  Preissteigerung  un- 
möglich gewesen  sei,  dort  Rübenzucker  zu  verkaufen. 

3)  Liebt  rechnet  sogar  die  auf  den  Raffinerien  lagernden  Konsumzucker  nicht  zu 
den  Vorräten.  Vergl.  Monatshefte  von  1887,  Nr.  6. 
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stimmen,  so  fiele  die  ganze  Spekulation,  es  würde  dann  an  Gegenkontrahenten 
fehlen.  Der  Turminhandel  ist  daher,  wie  jeder  Spekulationshandcl,  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  ein  Glücksspiel,  bei  welchem  der  eine  nach  dieser, 
der  andere  nach  jener  Richtung  hin  Gewinn  zu  erzielen  sucht.  Der  Termin- 
handol  ist  es  aber  in  noch  höherem  Grade  als  der  gewöhnliche  Lieferungs- 
handel, weil  dort  weniger  Rücksicht  auf  zu  liefernde  und  zu  empfangende 
Ware  genommen  zu  werden  braucht  und  weil  dazu  wenig  Kapital  erfor- 
derlich ist  Darin  liegt  die  Möglichkeit,  dafs  Angebot  oder  Nachfrage 
unbeschränkt  ausgedehnt  werden  und  die  Gufuhr,  dafs  der  Einzelne  über 
seine  Kräfte  hinaus  spekuliert;  die  Ansichten  über  die  Art  der  künftigen 
Preisschwankungen  pflegen  aber  ausoinanderzugehen , wie  das  gleich- 
zeitige Bestehen  von  Hausse-  und  Baisseparteien  beweist;  bei  dem  Zusammen- 
treffen so  verschiedener  Ansichten  an  den  Terminbörsen  werden  sie  sich 
selten  das  Gleichgewicht  halten;  die  eine  oder  andere  wird  meistens  über- 
wiegen und  die  Richtung  des  Preises  bestimmen.  Das  kann  sich  von  Tag 
zu  Tag  durch  zufälliges  Mehrangebot  oder  durch  überwiegende  Nachfrage 
ändern,  da  beide  ja  an  sich  im  Terminhandel  nicht  beschränkt  sind.  Dur 
Preis  kann  aber  auch  durch  fortgesetzte  Blankoverkäufo  von  der  einen 
Seite  oder  durch  ausgedehnte  Kaufaufträge  von  dor  anderen  Seite  mit  Ab- 
sicht heute  nach  der  einen,  morgen  nach  der  anderen  Riohtung  getrieben 
werden,  und  so  entstehen  unter  diesen  wechselnden  Einflüssen  fortwährende 
Preisschwankungen  auch  in  sonst  ruhigen  Perioden  1 ). 

Die  so  gemachten  Abschlüsse  müssen  später  abgewickclt  werden;  steigt 
also  der  Preis,  so  finden  Realisierungen  statt,  man  sucht  das  vorher  ge- 
kaufte Quantum  für  denselben  Termin  zu  verkaufen,  und  das  kann  den 
Preis  drücken,  ohne  dafs  sonst  eine  Veranlassung  vorläge;  erreicht  dieses 
Sinken  eine  entsprechende  Ausdehnung,  so  ladet  das  zum  Kaufen  ein,  was 
wieder  auf  Erhöhung  hinarbeitet.  Es  kann  aber  auch  nach  Käufen  anstatt 
des  erwarteten  Steigens  ein  Fallen  eintreten ; man  sucht  dann  seinen  Ver- 
lust durch  Verkäufe  zu  begrenzen  und  beschleunigt  durch  dieso  Angebote 
den  Rückgang.  So  finden  wir  häufig  am  Terminmarkte  Preisbewegungen, 
für  welche  keine  andere  Ursache  vorhanden  sein  kann,  als  die  Speku- 
lation. 

Freilich  kann  man  nicht  sagen,  dafs  selbst  kleine  Preisschwankungen 
wegen  der  Gröfse  der  Abschlüsse  bedeutenden  Nutzen  bringen  *),  denn  die 
mit  dem  Termingeschäft  verbundenen  Kosten  sind  so  hoch,  dafs  kleine 
Schwankungen  überhaupt  nicht  benutzt  werden  können  ’). 


1)  In  der  Woche  vom  14.  bis  19.  Dezember  1B91  waren  z.  B.  die  Notierungen 


für  Januar  in  Hamburg: 

Morgens  10  Ubr  Nachmittags  2 Uhr 
14.  Dezbr.  M.  14,30  14,33'/, 

16.  „ „ I4.3I1/»  >4,30 

16.  „ „ 14.*!  7,  M.3S 


Morgens  10  Uhr  Nachmittags  2 Ubr 

17.  Dezbr.  M.  14,43  14,43 

18.  „ „ 14.4S1/,  14.37  V, 

19.  „ „ 14,30  14,85 


2)  Vergl.  A.  Eschenbacb,  Zur  Reorganisation  des  Termingeschäfts.  Preufs.  Jabr- 
b&cher  1891,  Oktober-Heft. 


3)  R.  Sonndorfer  giebt  in  seiner  „Technik  des  Welthandels,  Wien  1889“  die  Ab- 
rechnung über  ein  in  Paris  durchgeführtes  Terminspekulationsgeschäft.  Hier  betragen 
die  Kosten  bei  einem  Absehlasse  von  2000  Säcken  Zucker  */4  % Kommission  « Frcs.  763,76, 
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Bleiben  jene  schnell  wechselnden  Schwankungen  nun  meistens  auch 
auf  den  Termiumurkt  beschränkt,  so  ist  doch  eine  Einwirkung  auf  den 
Kffektivmarkt  nicht  ausgeschlossen.  Bei  Effektivgesehäften  liegen  ja  in 
der  Kegel  andere  Motive  zu  Grunde  als  bei  Termingeschäften,  aber  man 
blickt  doch  beim  Lokogeschäfte  fortwährend  auf  den  Terminmarkt,  welcher 
die  Ansichten  des  Weltmarktes  ausdrückcn  soll,  und  läfst  sich  von  den 
dort  herrschenden  Tendenzen  beeinflussen  sowohl  hinsichtlich  des  Preises, 
als  auch  hinsichtlich  der  Dringlichkeit  oder  des  Zurücktrctens  von  Angebot 
und  Nuchfrage. 

Auch  noch  auf  verschiedene  andere  Arten  greift  der  Terminhandel  in 
den  Kffektivhandel  ein.  Der  Anfang  und  das  Ende  einer  Beihe  von  Termin- 
geschäften bildet  eigentlich  in  der  Kegel  ein  Effektivgeschäft,  d.  h.  der 
erste  Verkäufer  liefert  und  der  letzte  Käufer  übernimmt  die  Ware;  hat 
jener  nun  in  blunco  verkauft,  bo  kann  cs,  wenn  die  Preise  steigen,  ge- 
schehen (wie  ee  im  Mai  und  Juni  1887  der  Fall  war),  dafs  zur  Deckung 
gröfscre  Posten  von  Fabrikware  aus  dem  Markte  genommen  werden  und 
dafs  damit  die  steigende  Tendenz  verschärft  wird.  Aehnliche  Einflüsse 
nach  der  entgegengesetzten  llichtnng  kann  die  Andienung  grofser  Zucker- 
mengen beim  Ilerannahen  des  Lieferungstermins  hervorrufen.  Es  unterliegt 
auch  keinem  Zweifel,  dafs  durch  den  Terminhaudel  zeitweise  „greifbare 
Ware“  fcstgelegt  wird;  wir  haben  das  im  Jahre  1887  und  1889  schon 
grsrhi  n.  Freilich  kann  auch  ohne  Terminhandel  ein  Aufkäufen  von  Waren 
stattflnden;  aber  dann  sind  die  Abschlüsse  an  das  vorhandene  Material 
gebunden,  beim  Terminhandel  dagegen  dient  das  Aufkäufen  oft,  wie  1889, 
nur  dazu,  um  den  Preis  der  Zettelwarc  nach  Belieben  steigern  und  die 
Abschlüsse  möglichst  ausdehnen  und  sicher  stellen  zu  können. 

Viele  der  angedeuteten  Nachteile  sind  allerdings  nicht  der  Art,  dafs 
sie  im  gewöhnlichen  Verkehr  der  Zuckerbörsen  besonders  fühlbar  werden ; 
sie  verschwinden  dann  meistens  unter  den  Einwirkungen  anderer  Faktoren ; 
immerhin  mufs  man  darauf  bedacht  sein,  auch  diesen  gelegentlichen 
Schädigungen  anderer  Interesson  entgegenzuwirken.  Wenn  der  Termin- 
hundei ein  Hilfsmittel  ist,  den  Effektivhandel  zu  unterstützen  und  den 
nötigen  Zuckerexport  sicherzustellen,  so  würde  auch  hier  das  Kriterium 
für  die  Zulässigkeit  desselben  sein , dafs  er  in  direkter  oder  doch  in- 
direkter Verbindung  mit  dem  Effektivgeschäft  bleibt.  Nun  überschreitet 
aber  der  Terminhandel  erfahrungsmäfsig  diese  Grenzen ; er  tritt  selbständig 
mit  Umsätzen  von  sog.  Zettelware  auf,  und  anstatt  dafs  er  dem  Effektiv- 
handel dient,  wird  letzterer  sogar  zu  Zeiten,  wie  wir  gesehen  haben,  in 
den  Dienst  des  Terminmarktes  gestellt.  Hier  beginnt  die  Schädlichkeit 
für  die  Volkswirtschaft  und  hier  ist  der  Punkt,  wo  ein  Vorgehen  gegen 
den  Terminhandel,  d.  h.  eine  Einschränkung  auf  sein  eigentliches  Gebiet 
zulässig  und  nützlioh  wäre.  — Nun  wird  es  aber  sehr  schwer  sein, 
wirksame  Mafsregeln  gegen  den  Terminhandel  etwa  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung zu  ergreifen.  Man  hat  von  manchen  Seiten,  wo  die  Nach- 
teile für  überwiegend  gehalten  werden,  eine  Aufhebung  der  Termingeschäfte 


and  der  Preis  des  Sackes  mufs  daher  schon  um  ca.  Frcs.  gestiegen  sein,  bevor  dem 
Spekulanten  beim  Verkant  nur  die  Kosten  ersetzt  werden. 
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bei  mehreren  wichtigen  Waren  verlangt;  eine  solche  Aufhebung  würde 
aber  beim  Zuokergeschäft  in  Magdeburg  und  Hamburg  lediglich  diesen 
beiden  Plätzen  Schaden  bringen,  ohne  den  Terminhaudel  zu  beseitigen ; 
man  würde  dünn  wie  früher  in  Paris  und  London  spekulieren ; an 
ein  internationales  Abkommen  zur  Aufhebung  aller  Terminmärkte  ist 
aber  schwerlich  zu  denken.  Der  Terminhandel  kann  nun,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  in  seinem  regelmäfsigen  Verlaufe  dem  Effuktivhandel  eine 
so  wichtige  Unterstützung  gewähren,  dafa  man  doch  zunächst  erst  über- 
legen raüfste,  wie  er  auf  sein  eigentliches  Gebiet  zu  beschränken,  der 
Mifsbrauoh  desselben , die  Ausschreitungen  aber  zu  verhindern  wäreu. 
Hier  tritt  uns  jedoch  die  schwer,  vielleicht  überhaupt  nioht  zu  lösende 
Aufgabe  gegenüber,  die  richtige  Grenze  zwischen  beiden  zu  ziehen.  Man 
könnte  sagen : der  Termiuhandel  ist  berechtigt  und  nützlioh,  wo  er  in 
irgend  welcher  Beziehung  zum  Effektivgeschäft  steht;  er  ist  ohne  Nutzen 
und  kann,  weil  er  leicht  zu  Uebertreibungen  verleidet,  auch  Sohaden  an- 
riohten , wenn  er  nicht  die  Unterstützung  von  Effektivgeschäfteu  zum 
Zweck  hat.  — Im  wirklichen  Verkehr  mit  seinen  komplizierten  Vor- 
gängen ist  das  aber  kaum  zu  scheiden.  Kauft  jemand  im  Mai  zur  Liefe- 
rung im  Oktober  S00  8.  Zucker,  so  kann  er  damit  ein  Risiko  aus  einem 
Effektivgeschäft  begrenzen  wollen , er  kann  auch  die  500  S.  88  Proz. 
Zucker  im  Oktober  wirklich  zum  Export  gebrauohen , er  kann  endlich 
kaufen,  ohne  zu  wissen,  wie  er  die  Ware  b.  Zt.  verwenden  wird,  weil  er 
meint,  dafs  eine  Preissteigerung  in  Aussicht  ist.  Alle  diese  Geschäfte 
sied  selbstverständlich  berechtigt.  Solche  Abschlüsse  werden  jedoch  auch 
von  Spekulanten  gemacht,  welche  von  vornherein  bestimmt  wissen,  dafs 
sie  nicht  liefern  und  nicht  empfangen  werden,  und  deren  Zweck  ist,  aus 
den  Schwankungen,  denen  der  Preis  in  den  Monaten  bis  zum  Lieferungs- 
termin unterworfen  ist,  Nutzen  zu  ziehen,  indem  sie  im  gegebenen  Augen- 
blick einen  Gegenkontrakt  machen.  Bei  diesen  Gesohäften  beginnt  die 
Unsicherheit.  An  sich  sind  sie  auch  noch  nicht  zu  verwerfen ; denn  wir 
haben  gesehen,  dafs  diese  Spekulationen,  welche  zwischen  wirklicher 
Lieferung  und  wirklicher  Uebernahme  der  Ware  stehen,  nötig  sind,  damit 
man  am  Termiumarkte  immer  den  passenden  Gegenkontrahenten  findet. 
Abor  hier  hört  der  Zusammenhang  mit  Effektivgeschäften  auf,  die  Speku- 
lanten sind  wenig  an  Vorrat  und  Bedarf  und  vorhandenes  Kapital  ge- 
bundun, ihr  Interesse  ist  fortwährendes  Schwanken  der  Preise,  um  billig 
kaufen  und  teuer  verkaufen  zu  können;  hier  finden  sich  die  Leute  ein, 
Welche  gelegentlich  die  Lage  übermäfsig  auszunutzen  suchen,  welche  durch 
dringende  Nachfrage  oder  Angebot  in  grofser  Ausdehnung  oder  durch 
andere  Mittel  die  Preise  künstlich  steigern  oder  drücken,  und  hier  treten 
dann  auch  diejenigen  hinzu,  welohe  aufserhalb  des  betreffenden  Handels- 
zweiges stehen  und  nur  der  allgemeinen  Strömung  folgen,  damit  aber  die 
Situation  noch  verschärfen.  — Man  sagt,  dafs  auch  diese  Spekulanten 
dazu  beitragen,  die  Zwecke  des  Terminhandels  oder  des  Handels  überhaupt 
zu  fordern.  Gesetzt,  es  verkauft  A 500  S.  Zucker  per  Oktober  in  der 
Absicht,  sie  s.  Zt.  wirklich  zu  liefern ; der  Käufer  B verkauft  sie  an  C, 
C an  D und  D übernimmt  im  Oktober  die  500  8.  von  A.  Hier  haben 
A und  D eigentlich  ein  Kffektivgeschäft  abgeschlossen;  B hat  vielleicht 
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ursprünglich  die  Absicht  gehabt,  den  Zucker  im  Oktober  zu  übernehmen; 
da  der  Preis  aber  stieg,  hat  er  ihn  vorher  weiter  verkauft;  C hat  die  Ware  nur 
gekauft,  um  sie  vor  dem  Lieferungstermin  möglichst  mit  Nutzen  wieder 
zu  begeben.  Hier  hat  also  nur  C ein  reines  Differenzgeschäft  gemacht. 
Ein  besonderer  wirtschaftlicher  Nutzen  ist  aus  diesen  in  der  Mitte  liegen- 
den Umsätzen  nicht  erwachsen;  der  Zweck  wäre  wahrscheinlich  ebenso 
erreicht,  wenn  B die  600  8.  im  Oktober  übernommen,  oder  wenn  A an 
D direkt  verkauft  und  geliefert  hätte ; aber  vielleicht  kam  A mit  D nicht 
in  Verbindung,  und  es  war  erst  die  Vermittelung  von  B und  C nötig, 
um  den  Zucker  in  die  Hände  von  D zu  bringen,  der  ihn  dann  exportiert; 
dann  haben  auch  B uud  C etwas  wirtschaftlich  Nützliches  geleistet. 
Ferner  kann  es  für  gewöhnliohe  Zeiten  auch  zutrtffen,  dafs  durch  das 
Auftreten  vieler  Spekulanten,  welche  bereit  sind,  ihren  Ansichten  überjden 
künftigen  Preisgang  durch  Abschlüsse  Ausdruck  zu  gehen,  diese  verschiedenen 
Ansichten  korrigiert  werden  und  der  Preis  sich  auf  einer  wenigstens  an- 
nähernd richtigen  Stufe  hält.  Aber  auf  diesem  Niveau  werden  die 
Schwankungen  durch  jene  Mittelspersonen  häufig  vermehrt;  treten  dann 
aufseTgewöhnlichc  Ereignisse,  wie  sehr  Bohlechte  oder  sehr  gute  Ernten 
etc.  ein,  so  pflegen  diese  Mittelspersonen  in  den  Vordergrund  zu  kommen 
und  die  Erscheinungen  hervorzurufen,  welche  wir  auf  den  Tcrminmärkten 
schon  oft  zu  beklagen  haben. 

Wir  sind  nicht  im  Zweifel  darüber,  dafs  Differenzgeschäfte  auf  allen 
Terminmärkten  in  grofser  Zahl  abgeschlossen  werden  Lesen  wir  doch 
jetzt  so  häufig  in  den  Zeitungen,  dafs  Leute  sich  durch  Börsenspekulationen 
ruiniert  haben;  das  sind  aber  in  der  Kegel  Termingeschäfte,  bei  welchen 
ea  nur  auf  die  Preisdifferenz  abgesehen  ist,  weil  die  Gröfse  des  um- 
gesetzten  Effekten-  oder  Warenquantums  weit  über  die  Kräfte  des  Be- 
teiligten hinauszugehen  pflegt.  Auch  andere  Anzeichen  weisen  auf  das 
Vorhandensein  soloher  Differenzgeschäfte  hin.  ln  Hamburg  ist  der  Zucker- 
terminhandel eingeführt  worden,  ohne  dafs  ein  namhaftes  Effektivgeschäft 
vorhanden  war;  i.  J.  1891  haben  die  Terminumsätze  die  Höhe  von  über 
8 Mill.  Säcken  erreicht,  während  die  Umsätze  am  Effektivmarkte,  über 
welche  wir  eine  Angabe  nicht  gefunden  haben,  wahrscheinlich  verhältnis- 
mäfsig  gering  sein  werden.  Man  hat  daher  schon  sehr  grofse  Anstrengungen 
gemacht,  um  den  Effektivhandel  zu  vergTÖfsern;  man  hat  sich  an  die 
Fabriken  der  Provinz  Sachsen  gewendet  und  sie  aufgefordert,  direkte 
Vertretungen  in  Hamburg  zu  errichten,  bisher  aber  vergebens.  Für  den 
Export  würde  Hamburg  ebenso  günstig  liegen  wie  Magdeburg,  und  ein 
grofser  Teil  der  Produktion  Ostdeutschlands  geht  auch  schon  durch  die  Ver- 
mittelung Hamburgs  in  das  Ausland.  Aber  es  handelt  sieh  nicht  allein 
um  den  Export,  sondern  auch  um  den  Absatz  an  die  inländischen  Raffi- 
nerien, und  dafür  liegt  Magdeburg  günstiger.  Eine  Trennung  des  Export- 
geschäfts von  den  Geschäften  mit  dem  Inlande  wird  aber  kaum  durch- 
zuführen  sein.  Uebrigens  hat  Magdeburg  die  geschichtliche  Entwickelnng 
für  sich;  hier  ist  der  Zuckerhandel  mit  der  Industrie  zusammen  auf- 
gewachsen und  hat  sich  so  allen  Anforderungen  der  letzteren  angepafst. 
In  Hamburg  dagegen  ist  der  Zuokerhandel  nicht  aus  wirtschaftlichen  Be- 
dürfnissen hervorgegangen,  sondern  ist  durch  einige  gröfsere  Firmen  ins 
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Leben  gerufen  worden.  Solange  aber  der  Hamburger  Handel  nicht  einen 
entsprechenden  Umsatz  in  effektiver  Ware  macht,  müssen  die  Zucker- 
terminumsätze in  der  Hauptsache  Differenzgesohäfte  bleiben,  von  welchen 
weder  die  Zuckerindustrie  noch  die  Volkswirtschaft  im  allgemeinen  einen 
besonderen  Mutzen  hat.  Wir  können  wenigstens  keinen  solchen  Vorteil 
erkennen,  wenn  z.  B.,  wie  wir  hören,  in  neuerer  Zeit  manohe  Spekulanten 
sich  vom  Kaffeetermingeschäft  dem  Zuckertermingeschäft  aus  dem  Grunde 
zuwenden,  weil  hier  doch  nicht  so  viel  zu  verlieren  sei,  wie  dort. 

In  Magdeburg  stand  1891  einem  Terminumsatz  von  ca.  5 Mill. 
Säcken  ein  Effektivgeschiift  von  etwa  5,7  Mill.  gegenüber.  In  jenen 
5 Mill.  werden  natürlich  ebenfalls  eine  gröfsere  Anzahl  von  solchen  Ab- 
schlüssen enthalten  sein,  welche  durch  Gegenkontrakte  aufgehoben  und 
durch  Differenzzahlung  reguliert  sind;  denn  der  Effektivumsatz  hat  sich 
nicht  verringert  und  der  Umsatz  in  Zettelware  ist  also  noch  hinzuge- 
kommen Aber  bei  einem  so  regen  Verkehre  in  wirklicher  Ware  ist  wohl 
anzunehmen,  dafs  ein  Teil  jener  Termingeschäfte  in  der  bereits  geschilderten 
Weise  zur  Unterstützung  von  Effektivgeschäften  gedient  hat,  und  dufs 
doch  nur  ein  verhältnismäfsig  kleiner  Teil  zu  den  eigentlichen  Differenz- 
geschäfteo  zu  rechnen  ist. 

Freilich  verstehen  wir  unter  letzteren  etwas  anderes  als  G.  A.  Leist1); 
dieser  bezeichnet  als  reines  Differenzgeschäft  „einen  befristeten  Lieferungs- 
vertrug,  welcher  von  der  Vereinbarung  begleitet  ist,  dafs  weder  der  Käufer 
wirkliche  Lieferung  der  Ware,  noch  der  Verkäufer  Abnahme  verlangen 
dürfe,  der  Vertrag  vielmehr  durch  Zahlung  der  Differenz  zwischen  dem 
vereinbarten  und  dem  Marktpreise  der  verabredeten  LieferungBzeit  erfüllt 
werden  solle".  — Mach  juristischer  Auffassung  mag  diese  Definition  richtig 
sein,  und  dun  giebt  es  allerdings  wohl  kaum  ein  reines  Differenzgeschäft ; 
denn  eine  solche  Vereinbarung  findet  sioher  cur  selten  statt.  Aber  ein 
Spekulant  kann  seine  Termingeschäfte  auch  so  betreiben,  dafs  er  später 
Gegenkontrakte  abschliefst  und  so  die  aus  dem  ersten  Kontrakt  über- 
nommenen Verpflichtungen  aufhebt  Das  wird  die  häufigste  Form  beim 
Waren termingesebäft  sein,  und  wirtschaftlich  sind  diese  Abschlüsse,  wenn 
sie  in  keiner  Beziehung  zum  Effektivhandel  stehen , ebenso  als  reine 
Differenzgeschäfte  zu  betrachten,  wie  wenn  eine  besondere  Verabredung 
zwischen  den  Kontrahenten  vorliegt  Fast  alle  Ausschreitungen  auf  dem 
Terminmarkt  erfolgen  in  dieser  Form,  und  fast  alles,  .was  man  dem 
Terminhandel  vorwirft,  ist  eine  Folge  derartiger  Differenzgeschäft«  ; eine 
Beschränkung  des  Terminhandels  auf  sein  eigentliches  Gebiet  wird  daher 
in  der  Hauptsache  davon  ausgehen  müssen,  gerade  diese  Differenzgeschäfte 
nach  Möglichkeit  einzuengen. 

Das  ist  nun  freilich  sehr  schwierig;  alle  Kontrakte  haben  bis  auf  Preis, 
Termin  und  Quantum  denselben  Wortlaut,  und  es  ist  beim  Abschlufs 
eines  Termingeschäftes  nioht  festzustellen , was  beabsichtigt  wird , cs 
sind  daher  auch  die  berechtigten  Abschlüsse  von  den  nutzlosen  oder 
sohödlichen  nicht  zu  trennen.  Trotzdem  ist  man  bemüht  gewesen,  gegen 
die  letzteren  vorzugehen,  und  auch  heute  noch  nehmen  die  beteiligten 


1)  Difierensgeschiift  und  DiSerensklausel,  Jshrb.  f.  N.-Oek,  u.  St.  1891,  I,  8.  803. 
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Stellen  darauf  Bedacht,  Mittel  zur  Abhilfe  der  Uebelstände  ausfindig  zu 
machen ; man  sucht  das  z.  T.  durch  Präventivmafsregeln  zu  erreichen, 
durch  Strafbestimmungen  wird  man  aber  höchstens  den  äufsersten  Aus- 
wüchsen des  Terminhandele  entgegentreten  können. 

Aach  beim  Magdeburger  Zuckerterminhandel  ist  man  besonders  nach 
der  Ueberspekulation  ron  1889  bestrebt  gewesen,  Vorkehrungen  zu  treffen, 
um  einer  Wiederholung  dieser  Ausschreitungen  vorzubeugen.  Der  wich- 
tigste Schritt  in  dieser  Sichtung  ist  die  Gründung  der  Liquidationskasse 
im  Herbst  d.  J.  1889.  Schon  2 Jahre  früher  hatte  man  versucht,  eine 
solohe  Kasse  ins  Leben  zu  rufen;  der  Vorschlag  aber  wurde  im  Zuckcr- 
expnrtverein  durch  eine  Anzahl  kleiner  Händler  abgelehnt,  welche  eine 
Erschwerung  ihrer  Spekulationen  befürchteten.  Auch  hatte  man  schon 
die  Absicht  gehabt,  die  Regulierung  so  einzurichten,  dafs  die  Differenzen 
vor  Ablauf  des  Kontraktes  nicht  an  den  Forderungsberechtigten  ausgezahlt, 
sondern  bei  einem  Bankhause  deponiert  würden.  Bei  diesen  Versuchen 
leg  wohl  weniger  die  Absicht  vor,  Ausschreitungen  der  Spekulation 
zu  verhindern,  als  der  Wunsch,  die  Erfüllung  der  Terrainabschlüsse  mög- 
lichst sicherzustelli  n.  Bei  der  Errichtung  der  Liquidationskasse  wurde 
aber  ausdrücklich  der  Zweck  angegeben,  ähnliche  Ereignisse,  wie  die  voran- 
gegangenen , für  die  Zukunft  unmöglich  zu  machen.  Nach  § 12  des 
Regulativs  ist  die  Kasse  berechtigt,  bei  Preisschwankungen  von  mindestens 
25  Pfg.  pro  Ctr.  eine  entsprechende  Einzahlung  zu  fordern ; eine  Aus- 
zahlung an  den  Gegenkontrahenten  findet  jedoch  nicht  statt,  weil  nach 
§ 1 die  Kasse  zwischen  beido  Kontrahenten  tritt  und  sich  jedem  gegen- 
über als  Gegenkontrahenten  bekennt  Dem  erwähnten  Uebelstände,  dafs 
mit  den  Differenzzahlungen  des  Gegners  weiter  spekuliert  werden  konnte, 
war  damit  allerdings  nbgeholfen;  ob  aber  durch  die  Liquidationskasse 
jede  Ubermäfsige  Ausdehnung  der  Termingeschäfte  abgeschnitten  ist,  mufs 
erat  die  Erfahrung  noch  zeigen. 

Die  Ansichten  über  die  Liquidationskassen  sind  geteilt.  Auf  der 
einen  Reite  glaubt  man,  dafs  durch  die  z.  T.  rigorosen  Bestimmungen  die 
Spekulation  unnötig  erschwert  werde ; man  könne  dasselbe  erreichen,  wenn 
nur  die  Beträge  der  Preisdifferenzen  deponiert  würden,  wenn  man  aber 
sonst  den  Verkehr  frei  lasse,  ähnlich  also  wie  beim  englischen  Clearing- 
housesystem*),  und  man  beruft  sich  dabei  auch  auf  Amerika,  wo  es  keine 
Liquidationskassen  giebt  — Auf  der  anderen  Seite  sieht  man  umgekehrt 
darin,  dafs  die  Erfüllung  der  Terminabschlüsse  durch  die  Liquidationskasse 
sichergestellt  wird,  eine  Erleichterung  der  Spekulation,  mithin  eine  Ver- 
mehrung der  günstigen  Folgen,  welche  mit  berechtigter  Spekulation  ver- 
bunden sind,  unter  Umstunden  freilich  auoh  eine  Ubermäfsige  Ausdehnung 
des  Terminhandels.  — Man  kann  sich  u.  E.  nicht  gut  auf  die  eine  oder 
audere  Seite  stellen,  ohne  einen  bestimmten  Fall  vor  sich  zu  haben  ; in 
dem  Wesen  der  Liquidationskassen  liegt  an  sieh  nichts,  was  eine  blofs 
nützliche  oder  blofs  schädliche  Wirkung  derselben  zur  Folge  haben  müfsts ; 
es  kommt  alles  darauf  an,  wie  das  Regulativ  lautet  und  welche  Ziele  der 
Verwaltung  als  Richtschnur  dienen.  Die  Hsunburger  Liquidationskasse 

1)  Fachs,  Der  sagt.  Getreidebandel ; Jahrb.  f.  N.  u.  8t.,  1890,  Bd.  SO. 
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konnte  im  J.  1888  den  Corner  am  Kaffeeterminmarkte  nicht  verhindern 
und  i.  J.  1889  ging  sie  durch  die  Vermittelung  einer  Hamburger  Firma, 
welche  aber  nur  den  Namen  hergab,  grofsu  Engagements  mit  dem  Magde- 
burger Haussekonsortium  ein,  obgleich  nach  dem  Kegulaliv  Geschäfte 
mit  Auswärtigen  nicht  gemacht  werden  sollen ; beim  Räckgang  der  Preise 
suchte  man  sich  durch  rasches  Verkaufen  von  den  Verbindlichkeiten  frei 
zu  machen  und  drückte  damit  die  Preise  noch  mehr;  das  Resultat  war 
ein  Verlust  für  die  Kasse  von  981  000  M. 

Das  Regulativ  der  Hamburger  Warenliquidationskasse  enthält  eiuige 
Bestimmungen  , welche  nicht  unbedenklich  sind  und  welche  man  in 
Magdeburg  durch  aolohe  ersetzt  bat,  die  u.  E-,  wenn  die  Kassen  über- 
huu|>t  ein  Sohutz  gegen  Ausschreitungen  sein  sollen,  diesem  Zweck  mehr 
entsprechen.  § 3 des  Hamburger  Regulativs  sagt,  dafs  Zuckertermin- 
geschufte  von  den  zugelassenen  Maklern  nur  zwischen  Firmen,  welche  in 
Hamburg  domizilieren,  vermittelt  werden  dürfen.  Diese  Makler  können 
aber  nach  § 9 an  Stelle  eines  Hamburger  Kontrahenten  sich  selbst  als 
Verkäufer  oder  Käufer  aufgeben.  Es  ist  klar,  dafs  diese  Bestimmung 
zu  Mifsbräuchen  und  zu  forcierten  Geschäften  Anlafs  geben  und  nament- 
lich solche  Leute  zum  Terminhaodel  heranxiehen  kann,  welohe  demselben 
fern  bleiben  sollen.  — Im  Regulativ  der  Magdeburger  Liquidationskases 
ist  den  Maklern  nur  gestattet,  Zuckertcrmingeaohäfte  zwischen  Firmne 
und  Personen  zu  vermitteln,  welche  Mitglieder  des  deutschen  Zuoker- 
exportvereios  in  Magdeburg  sind.  Aufserdem  ist  es  den  Maklern  unter- 
sagt, Rohxuckertermingeschäfte  für  eigene  Rechnung,  in  welcher  Form  sie 
auch  seien,  zu  machen ; die  Zuwiderhandlung  zieht  eine  Konventional- 
strafe von  500  M.  für  jede  500  Säcke,  bei  wiederholten  Fällen  aber  die 
Ausschliefsung  des  betreffenden  Maklers  nach  sich.  — Hier  ist  also  nach 
Möglichkeit  Vorkehrung  getroffen,  dafs  Termingeschäfte  nur  zwischen  den 
am  Zuckergeschäft  Beteiligten  gemacht  werden  und  dafs  der  Termin- 
handel wenigstens  in  äufserem  Zusammenhang  mit  dem  Effektivhandel  bleibt. 
Es  ist  damit  ein  Fingerzeig  für  eine  vielleicht  später  beabsichtigte  Be- 
schränkung der  Mifsbräuche  des  Terminhandels  gegeben.  Solche  Vereini- 
gungen der  beteiligten  Firmen  sind  wohl  an  allen  Warenterminbörsen  mög- 
lich and  zum  Teil  auch  schon  vorhanden,  und  wenn  der  Termin  handel 
auf  diese  Kreise  beschränkt  wird,  so  ist  schon  ein  wichtiger  Schritt 
vorwärts  gethan.  Ein  Angriff  auf  „die  Grundlage  des  Güteraustausches, 
die  Freiheit  der  Kaufleute"  *)  ist  damit  in  keiner  Weise  unternommen, 
denn  ein  solohes  Hilfsmittel  kann  nur  in  der  Hand  derjenigen  nützlich 
wirken,  welche  im  Zuckergesohäfte  die  Vermittelung  zwischen  Produktion 
und  Konsum  ausführen  oder  an  der  Zuckerproduktion  beteiligt  sind ; 
für  andere,  mögen  diese  den  Zuckermarkt  auch  ganz  genau  beobachten, 
ist  der  Terminhandel  u.  E.  nur  ein  Hilfsmittel,  um  der  Spielleidenschaft 
zu  dienen,  woraus  weder  für  die  Versorgung  des  Konsums  noch  für  den 
Export  viel  Gutes  erwächst. 

Allerdings  ist  auch  durch  die  erwähnte  Bestimmung  der  Magdeburger 
Liquidationekasee  noch  nioht  jeder  Mifsbrauch  ausgeschlossen.  Kommissio- 

1)  E.  T„  Wider  den  Terminbaadel,  8.  1. 
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näre  können  Mitglieder  der  Vereinigung  sein  und  für  Aufsentehende  Speku- 
lationsdifferenzgeschäfte aus  führen,  ja  euch  erst,  wie  es  geschehen,  die  An- 
regung zur  Spekulation  nach  aufsen  geben.  Vielleicht  liebe  sich  aber 
auch  hier  ein  Druck  ausüben,  wenn  das  Abschliefseu  von  Termingeschäften 
für  Rechnung  von  solchen,  welche  dem  /uckerhandel  nicht  angehören, 
duroh  die  Börsenvorstände  verboten  und  mit  Strafe,  z.  B.  zeitweisem 
Ausschlufs  von  den  Börsenvertammlungen,  bedroht  würden.  Freilich  wird 
der  Kommissionär  es  nicht  bekannt  machen,  wenn  er  Termingeschäfte  für 
nicht  Berechtigte  abschliefst;  aber  der  Umstand,  dafs  da,  wo  ein  solcher 
Kall  zu  konstatieren  ist,  die  8trafe  eintritt,  wirkt  doch  auch  auf  eme 
gewisse  Zurückhaltung  hin.  — Ferner  könnten  auch  Spekulanten  Mit- 
glieder der  Vereinigung  werden,  wenn  sie  dem  Namen  naoh  ein  Geschäft 
mit  der  betreffenden  Ware  betreiben,  in  Wirklichkeit  aber  nur  Spekulations- 
differenzgeschäfte machen.  Hier  würde  es  die  Aufgabe  der  Kaufmann- 
schaft sein , die  Bedingungen  der  Aufnahme  so  zu  stellen,  dafs  solche 
Spekulanten  möglichst  femgehalten  werden.  — Endlich  könnten  aber 
auch  Effektivhändler  oder  Produzenten  zu  Zeiten  in  übermäfsiger  Weise 
Termingeschäfte  machen,  welche  mit  dem  Umsatz  in  effektiver  Ware 
nichts  zu  thun  haben;  dagegen  würde  dann  auch  auf  dem  oben  bezcich- 
ueten  Wege  nichts  zu  erreichen  sein. 

Ob  die  Liquidationskassen  freilich  immer  die  Absioht  haben , die 
Spekulation  auf  ihr  eigentliches  Gebiet  zu  beschränken,  ist  zweifelhaft. 
Die  Hamburger  Warenliquidationskasse  hat,  wie  wir  sahen,  in  den  letzten 
Jahren  wohl  kaum  dahin  gewirkt.  Vor  kurzem  fanden  wir  in  der 
Magdob.  Ztg.  v.  2.  April  d.  J.  einen  Artikel,  worin  ausgeführt  wird,  dafs 
die  Kaffee-  und  Zuckertermingeschäfte  der  Kasse  im  ersten  Jahresviertel 
nicht  günstig  gewesen  seien,  die  Verwaltung  sehe  sich  daher  nach  Waren 
um,  in  welchen  sich  am  Hamburger  Platze  vielleicht  ein  Termingeschäft 
einrichten  liefse,  und  man  glaube  in  Baumwolle  einen  geeigneten  Gegen- 
stand gefunden  zu  haben.  Bekannt  sei,  dafs  die  Kasse  bereits  früher 
den  Salpeter  und  Spiritus  ausgesucht  habe,  dafs  aber  diese  Absichten 
vereitelte  worden  seien,  weil  sowohl  die  Hamburger  Bartergeschäfte  als 
auch  die  Spiritushändler  entschieden  gegen  diese  Versuche  protestiert 
hätten. 

Wir  können  jetzt  nicht  nachforschen,  wie  weit  diese  Angaben  richtig 
sind;  sollte  die  Hamburger  Warenliquidationskasse  aber  wirklich  so  ver- 
fahren, so  würde  das  auf  einem  vollständigen  Verkennen  des  Wesens  und 
der  Aufgaben  des  Terminhemdeis  beruhen ; es  würden  dann  nur  Umsätze 
in  fiktiven  Waren  herbeigeführt , welche  lediglich  Gewinn  und  Verlust 
für  die  Spekulanten,  aber  keinen  wirtschaftlichen  Nutzen  im  Gefolge 
hätten  ; es  wäre  daun  ein  reines  Spiel  eingerichtet,  welches  gefährlicher 
werden  kann  als  alle  anderen  Glücksspiele,  und  wollen  die  Liquidations- 
kassen, etwa  um  ihre  Einnahmen  an  Umsatzprovigion  zu  vergröfsern,  auf 
eine  solche  Vermehrung  der  Termingeschäfte  hinwirken,  so  würden  sie 
für  die  Volkswirtschaft  mehr  Schaden  als  Vorteil  bringen.  Nutzen  können 
sie  nur  stiften,  wenn  sie  ihrer  Aufgabe,  das  berechtigte  Termingeschäft 
sicherzustellen , treu  bleiben  und  streng  darauf  achten,  dafs  von  ihrer 
Seite  nichts  geschieht , um  Termingeschäfte  künstlich  herbeizuführen ; 
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freilich  dürfen  sie  dann  auch  nicht  um  hoher  Dividenden  willen  gegründet 
werden. 

In  gewissem  Grade  befördern  die  Liquidationskassen  allerdings,  auch 
wenn  sie  in  der  angedeuteten  Weise  ihrer  Aufgabe  gemäfs  verwaltet  werden, 
das  Differenzgeschäft,  wie  wir  es  auffassen,  nämlich  Abschlüsse,  für  welche 
man  sich  später  durch  entgegengesetzte  Geschäfte  decken  will.  Nach 
§ 16  des  Magdeburger  Regulativs  können  zwei  auf  denselben  Lieferungs- 
termin lautende  Liquidationsschtine,  wenn  der  sie  zur  Abrechnung  ein- 
reichcnde  Kontrahent  in  dem  einen  als  Käufer,  in  dem  anderen  als  Ver- 
käufer erscheint,  sofort  reguliert  und  das  Guthaben  auf  Verlangen  aus- 
gozahlt  werden.  Während  also  beim  Terminhandel  ohne  Liquidalions- 
knssen  der  Käufer  wie  der  Verkäufer  bis  zum  letzten  Augenblicke  aus 
ihren  Kontrakten  haftbar  bleiben,  ist  es  ihnen  hier  möglich,  sich  schon 
lange  vor  dem  Lieferungstermine  aus  allen  ihren  Verbindlichkeiten  zurück- 
zuziehen. Das  ist  eine  Folge  der  Bestimmung,  dofs  die  Liquidationskasse 
jedem  Kontrahenten  gegenüber  als  Gogenkontrahent  eintritt.  — Der  letztere 
Umstand  kann  jedoch,  wenn  die  Kasse  richtig  geleitet  wird,  die  Spekulation 
auch  erschweren ; denn  die  Verwaltung  mufs,  um  sich  sicherzustellen, 
die  einzelnen  Kontrahenten  genau  prüfen  und  die  Nachschüsse  streng 
eiufordern.  — 

Gegen  die  Ausschreitungen  des  Terminhsndels  und  in  weiterer  Folge 
gegen  das  ganze  Termingeschäft  hat  sich  während  der  letzten  Jahre  eine 
Bewegung  erhoben , welcher  in  zahlreichen  Petitionen  an  den  Reichstag 
Ausdruck  gegeben  worden  ist.  Der  Reichstag  hat  sioh  auch  mehrfach 
damit  beschäftigt,  und  von  der  Regierung  sind  wiederholt  Erkundigungen 
eingezogen  worden.  Auch  nach  der  Ueberspekulation  in  Zucker  i.  J.  1889 
hat  der  Hundeisminister  Bericht  von  den  Aeltesten  der  Magdeburger 
Kaufmannschaft  über  die  Vorgänge  an  der  Börse  eingefordert.  Neuerdings 
sind  die  verbündeten  Regierungen  von  dem  Reichskanzler  wieder  ersucht 
worden , sich  über  den  Terminhandel  oder  das  Börsengeschäft  überhaupt 
zu  äufsern , und  jetzt  hat  man  bekanntlich  die  sog.  BörseDkommission 
eingesetzt,  welche  Sachverständige  vernehmen  und  event.  Vorschläge  zur 
Abstellung  von  Mifsbräuchen  Vorschlägen  soll.  Es  wird  zweckmäfsig  sein, 
wenn  wir  hier  diejenigen  der  vorzuiegenden  Fragen,  welche  sioh  auf  das 
Warentermingeschäft  beziehen  und  deren  Gegenstand  noch  nicht  näher  in 
dieser  Abhandlung  berührt  worden  ist,  einor  kurzen  Prüfung  unterwerfen. 

Welche  Thatsaohen  zur  Einführung  des  Zuckerterminhandels  geführt 
haben,  ist  schon  erwähnt  worden.  Schwieriger  zu  beantworten  ist  die 
Frage,  welche  Erwerbsgruppen  oder  welche  Klassen  der  Bevölkerung  sioh 
vorzugsweise  daran  beteiligen.  Zuckertermingeschäfte  machen  in  Magde- 
burg in  gewöhnlichen  Zeiten  wohl  mit  wenigen  Ausnahmen  nur  solche, 
welche  dem  Zuckerhandel  berufsmäfsig  angehören  j in  erregten  Zeiten 
drängen  sich  jedoch  auch  andere  zum  Terminhandel,  und  zwar,  wie 
d.  J.  1889  zeigt,  Leute  aus  den  verschiedensten  Berufsklassen  Es  giebt 
aufserdem  auch  Spekulanten,  welche  gewerbsmäfsig  bald  in  dem  einen, 
bild  in  dem  anderen  Artikel  und  bald  hier  und  bald  dort  spekulieren. 
Ein  wirtschaftliches  Bedürfnis  ist  der  Terminhandel  aber  höchstens  für 
diejenigen,  welche  am  Umsatz  von  effektiver  Ware  teilnehmen,  und  hier 
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scheint  uns  beim  Zucker  auch  nur  das  Exportgeschäft  in  Frage  zu  kommen; 
denn  ob  das  Termingeschäft  auch  für  den  Absatz  des  Rohzuckers  an  die 
inländischen  Raffinerien  ein  Bedürfnis  sei,  wird  man  kaum  behaupten 
wollen. 

Die  Vorteile , welche  der  Terminhandel  gewähren  kann,  solange  er 
im  Zusammenhang  mit  dem  Effektivhandel  bleibt  und  innerhalb  bestimmter 
Grenzen  benutzt  wird,  haben  wir  oben  auseinanderzusetzen  versucht,  ebenso 
seine  Nachteile,  und  die  Frage,  ob  mit  dem  Terminhandel  heftige  Preis- 
schwankungen, Schwänzen,  Einsperrung,  Festlegung  von  Vorräten,  Ver- 
führung des  Publikums  zum  Börsenspiel  etc.  verbunden  sind,  kanu  man 
unbedenklich  auch  für  das  Zuckertermingeschäft  bejahen,  wenn  damit 
nicht  ein  bleibender,  sondern  ein  vorübergehender  Zustand  bezeichnet 
werden  soll. 

Die  Frage,  ob  die  Nachteile  gar  nicht  oder  nur  zum  Teil  entstehen, 
wenn  die  betreffenden  Artikel  „im  Lieferungsgeschäft  (gegen  Kasse)"  ge- 
handelt würden,  läfst  sich  für  den  Zucker  dahin  beantworten,  dafs  schäd- 
liche Spekulationen  auch  ohne  Terminhandel  Vorkommen  können  und  vor 
der  Einlührung  desselben  vorgekommen  sind  ; aber  wir  haben  schon  ge- 
zeigt, dafs  der  Terminhandel  viel  leiohter  dazu  führen  kanu,  diu  Situation 
übermäfsig  auszunutzen  als  der  Effektivhandel,  und  dafs  namentlich  d e 
Differenzgeschäfte,  also  Kauf  oder  Verkauf  mit  der  Absicht,  vor  dem 
Lieferungstermin  das  gleiche  Quantum  zu  verkaufen  oder  zu  kaufen,  dort 
weit  bequemer  auszuführen  als  hier. 

Der  Ausdruck  dir  Frage:  „im  Lieferungsgeschäit  (gegen  Kasse}“ 

läfst  vermuten,  dafs  man  diesen  Kassageschäften  alle  Geschäfte  zur  späteren 
Lieferung  gegenüberstellen  will.  Einer  solchen  Auffassung  könnten  wir 
nicht  zustimmen;  denn  es  giebt  fast  in  allen  Teilen  des  wirtschaftlichen 
Verkehre  und  selbst  an  den  Börsen  Geschälte  zur  späteren  Lieferung, 
welche  mit  dem  eigentlichen  Terminhandel  nichts  gemein  haben ; letzterer 
ist  eine  ganz  besondere  Art  von  kaufmännischen  Umsätzen,  welchen  nur 
das  Effektivgeschäft,  sei  es  für  prompte  oder  für  spätere  Lieferung,  ent- 
gegengesetzt werden  kann. 

Es  wild  dann  die  Frage  aufgeworfen,  ob  es  sich  empfiehlt,  den 
Terminhandel  für  gewisse  Waren  zu  verbieten.  Wir  glauben  kaum,  dafs 
derartiges  durchführbar  sein  würde.  Äf an  hat  wohl  von  manchen  Seiten 
in  Anregung  gebracht,  wichtige  Nuhrungs-  und  Genufsmiltel  von  den  Ein- 
flüssen dis  Terminhandels  feruzuhulten,  und  das  würde  in  erster  Linie 
Getreide,  Kaffee  und  Zucker  treffen.  Der  Terminhandel  hat  aber  schon 
sehr  wichtige  Dienste  bei  der  Versorgung  Deutschlands  mit  Brotfrüchten 
geleistet;  ebenso  haben  wir  gesehen,  wie  er  für  den  Export  unseres 
Ueberschusscs  an  Zucker  von  Bedeutung  werden  kann ; ferner  ist  nicht 
zu  erklären,  weshalb  der  Terminhandel  bei  Kaffee  und  Zucker  verboten, 
bei  Wolle,  Baumwolle,  Petroleum  etc.,  die  ebenso  wichtige  Bedürfnisse 
befriedigen  wie  jene,  aber  gestattet  sein  soll.  Endlich  aber  würde  ein 
Verbot  des  Tcrminhandels  in  Deutschland  nur  dahin  führen , dufs  man 
diese  Geschäfte  an  ausländischen  Börsen  machte  und  dafs  unsere  grofsen 
Handelsplätze,  ohne  dafs  der  Zweck  erreicht  würde , grofsen  Schaden  er- 
litten. Uebeidies  ist  eine  willkürliche  Herauzichung  von  wichtigen 
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Waren  zum  Termiohandel  und  mithin  auch  eine  willkürliche  Ausdeh- 
nung desselben  ausgeschlossen , und  er  wird  immer  nur  auf  bestimmte, 
im  Vergleich  zum  gesamten  Warenumsatz  eines  Landes  ziemlich  enge 
Gebiete  beschränkt  bleiben.  Soll  er  bei  einer  Ware  ins  Leben  gerufen 
werden,  so  müssen  stets  gewisse  Vorbedingungen  erfüllt  sein,  und  wir 
haben  beim  granulierten  Zucker  gesehen,  dafs  ohnedem  trotz  aller  Be- 
mühungen des  Handels  ein  Terminverkehr  nicht  zu  Stande  kommt.  Wir 
meinen  daher,  dafs  derartige  Verbote  nicht  zweckmäfsig  und  bei  der  Ent- 
wickelung, welche  die  Suche  jetzt  schon  genommen  hat,  auoh  nicht  durch- 
führbar sein  werden ; eine  Beschränkung  des  Terminhandels  würde  sich 
u.  E.  nach  einer  anderen  Bichtung,  nämlich  hinsichtlioh  der  Teilnahme 
an  demselben,  mehr  empfehlen. 

Auf  die  Frage,  ob  es  zweckmäfsig  ist,  Diflerenzgeschäfte  für  nichtig 
und  unklagbar  zu  erklären , können  wir  hier  nicht  näher  eingehen ; die- 
selbe ist  Bchon  mehrfach  von  juristischer  Seite  behandelt  worden1)  und 
immer  hat  man  Schwierigkeiten  gehabt,  reohtlich  ein  Merkmal  für  das 
Diiferenzgeschüft  aufzustellen.  So  sehr  wir  also  auch  zustimmen , wenn 
Mittel  gegen  diese  Geschäfte  gesucht  werden,  so  glauben  wir  dooh,  dafs 
eine  solche  gesetzliche  Bestimmung  die  Diflerenzgeschäfte  nicht  beseitigen 
wird;  sie  wird  vielmehr  gerade  den  Elementen  zu  gute  kommen,  welche 
am  wenigsten  Nachsicht  verdienen;  denn  der  Spekulant,  welcher  auf  seine 
Ehre  etwas  hält,  wird  auch  seinen  Verpflichtungen  aus  dem  Termin- 
geschäft nachkommen  und  sich  nioht  hinter  einem  solchen  Gesetzpara- 
graphen verstecken.  Ucberdies  würde  er,  wenn  er  es  thäto,  auf  weitere 
Geschäfte  an  der  Börse  verzichten  müssen  '). 

Die  Frage,  ob  der  Differenzhandel  unter  Strafe  gestellt  werden  kann, 
läfst  sich  ebenfalls  nicht  ohne  weiteres  bejahen,  weil  es  auch  hier  schwierig 
ist,  den  Funkt  im  Terminverkehr  zu  bestimmen,  wo  die  Strafbarkeit  an- 
fangen soll.  Es  werden  ja  oft  Termingeschäfte  gemacht,  bei  welohen  von 
vornherein  Liefern  und  Empfangen  der  Ware  nicht  beabsichtigt  wird, 
die  aber  doch  zulässig  sind,  weil  sie  mit  Effektivgeschäften  im  Zusammen- 
hang stehen ; wir  erinnern  in  dieser  Beziehung  nur  an  die  sog.  Bisiko- 
versicherungsgeschäfte.  Dafs  in  Fällen  von  Zahlungseinstellungen,  welche 
nachweislich  durch  leichtsinniges  Börsenspiel  herbeigeführt  worden  sind 
und  eine  Schädigung  anderer  herbeilühren,  eine  Bestrafung  stattfindet, 
ist  wohl  schon  auf  Grund  der  bestehenden  Gesetze  möglich,  eine  Ver- 
schärfung würde  hier  vielleicht  zweckmäfsig  sein. 

Die  weiteren  Fragen,  ob  bestraft  werden  soll,  wer  mit  Handelsange- 
stellten und  anderen  Privatpersonen,  oder  wer  unter  Benutzung  des  Leicht- 

1)  Vergl.  u.  a.  Leist,  Diflerenzgeschäft  u.  Diff.-Klausel , Jahrb.  f.  N.  u.  St.  1891, 
3.  F.  1.  Bd. } ferner  R.  Ehrenberg,  die  Fondsspekulation  u.  die  Gesetzgebung,  Berlin 
1883.  Gareis,  die  Klagbarkeit  der  Differcnzgesch&fte 

8)  Im  April  1892  wird  von  Berlin  berichtet:  „Eine  Versammlung  Berliner  Getreide* 
kommisaionsfirmen  fafste  den  Beschlufs , wöchentlich  eine  Liste  herauszugeben,  in  welcher 
die  Namen  derjenigen  Privatpersonen  veröffentlicht  werden,  die  sich  ihren  Verpflichtungen 
dadurch  zu  entziehen  suchen,  dafs  sie  bei  Prozessen  den  Einwand  des  Differenzspiels 
erheben."  — (Magdeb.  Ztg.  v.  28.  4.  92.)  — Diese  Notiz  ist  auch  noch  in  anderer  Be- 
ziehung bemerkenswert ; sie  zeigt,  wie  die  Kommissionsgeschäfte  das  Börsenspiel  in  weite 
Kreise  tragen. 
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»inna  und  der  Unerfahreuheit  eines  anderen  Termingeschäfte  abschliefst, 
hat  ebenfalls  schon  den  Juristen  tag  von  1886  beschäftigt;  der  Antrag  ist 
damals  mit  der  Begründung  abgelehnt  worden,  dafs  man  die  Absicht  zwar 
fiir  richtig  halte,  dafs  die  Bestimmungen  aber  zu  allgemein  gehalten  und 
daher  leicht  zu  umgehen  seien.  — Es  wäre  zu  überlegen,  ob  nicht  doch 
Merkmale  gefunden  werden  könnten,  auf  Grund  deren  hier  eine  Beschrän- 
kung des  Terminhandels  anzustreben  wäre. 

üeber  die  Einrichtungen  zur  Erleichterung  des  Abschlusses  und  der 
Abwickelung  von  Termingeschäften,  also  Liquidationskassen  u.  s.  w.,  haben 
wir  uns  schon  eingehend  geäufsert.  Die  weitere  Frage,  ob  Mängel  etwa 
durch  Einrichtung  von  unter  staatlicher  Kontrolle  stehenden  Abrechuungs- 
stellen  beseitigt  werden  können,  — möchten  wir  mit  der  späteren  ver- 
binden : Sollen  bestimmte  staatliche  Organe  mit  der  Aufsicht  über  die 
Börse  betraut  werden  ? — und  beide  ablehnend  beantworten.  Wird  eine 
Behörde  bestellt  zu  dem  Zwecke , die  Mifsbräuche  des  Terminhandels  zu 
verhindern,  so  ist  u.  E.  nur  zweierlei  möglich : entweder  wird  der  Ter- 
minhandel  duroh  die  Mafsrvgeln  dieser  Behörde  so  eingeengt,  dafs  auch 
berechtigte  Geschäfte  nioht  mehr  gemacht  werden,  oder  es  liegt  die  Ge- 
fahr vor,  dafs  man  gelegentlich  doch  wieder  Wege  zu  Ausschreitungen 
findet;  denn  welohe  Behörde  soll  in  alle  Einzelheiten  des  Geschäftsganges 
so  eingeweiht  sein,  dafs  sie  in  erregten  Zeiten  jedem  Mifsbrauch  vorzo- 
beugen  vermag  ? Dann  würde  aber  der  Staat  dafür  verantwortlich  gemacht 
werden,  und  das  wäre  doch  in  vielen  Beziehungeu  nicht  wünschenswert. 

Einen  wichtigen  Punkt  betrifft  die  Frage,  ob  das  bei  der  Feststel- 
lung der  Kurse  bestehende  Verfahren  genügt.  Die  amtliohe  Notierung 
ist  beim  Termingeschäft  von  grofser  Bedeutung;  sie  ist  so  wichtig,  dafs 
man  z.  B.  bei  der  Einführung  des  Terminhandels  für  Roh-  wie  für  granu- 
lierten Zuoker,  nachdem  die  Kaufleute  alles  andere  unter  sieh  geordnet 
und  den  Sehlufsschein  festgestellt  hatten,  von  den  Aeltesten  der  Kauf- 
mannschaft nur  die  Veröffentlichung  der  amtlichen  Terminnotierungen 
verlangte,  weil  damit  das  Termingeschäft  an  der  Börse  eröffnet  war.  Von 
diesen  Notierungen  hängt  unter  Umständen  aufserordentlich  viel  ab.  Am 
22.  Augast  1889  war  die  Magdeburger  Zuckerbörse  in  gröfster  Aufregung 
darüber , ob  Rohzuoker  mit  M.  1 7,40  notiert  werden  dürfe  oder  nioht ; 
ein  Bankkonsortium  hatte  sich  im  Juli  verpflichtet,  die  aus  den  Be- 
ständen der  zahlungsunfähigen  Hochspekulan  ten  stammenden  Rohzucker 
zu  lombardieren  und  nicht  früher  zu  verkaufen  , als  bis  der  Preis  unter 
M.  17,50  gefallen  wäre;  an  jenem  Tage  versuohte  nun  eine  dem  Kon- 
sortium ungehörige  Firma  durch  Angebote  den  Preis  auf  M.  17,40  zu 
drücken.  — Aber  auch  im  gewöhnlichen  Geschäfte  ist  die  amtliche  No- 
tierung bei  allen  Regulierungen  von  Wichtigkeit,  und  die  Unterdrückung 
etwaiger  Versuche,  duroh  Manipulationen  irgend  weloher  Art  eine  bestimmte 
Kursnotierung  zu  erlangen,  wäre  daher  für  das  ganze  Termingeschäft 
wünschenswert;  die  Frage  greift  aber  in  innere  Börsenverhältnisse  ein 
und  wird  deshalb  an  jeder  einzelnen  Börse  geprüft  werden  müssen. 

Dafs  einem  eohädiiehen  Reklamewesen,  der  bewufsten  Irreleitung  des 
Publikums  duroh  die  Presse  und  der  Verbreitung  falscher  Gerüchte  mit 
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aller  Schärfe  entgegengetretcu  werden  sollte,  ist  selbstverständlich1); 
welche  Mafsregeln  aber  für  diesen  Zweck  zu  ergreifen  sind,  läfst  eich 
schwer  sagen,  weil  auch  hier  eine  doloso  Absicht  nicht  immer  zu  kon- 
statieren sein  wird.  Als  1889  die  Lage  des  Zuckermarhtes  von  Zucker- 
handlern in  der  fresse  so  dargestellt  wurde,  als  sei  in  nächster  Zeit 
überhaupt  kein  Zucker  mehr  zur  Verfügung,  und  als  daher  immer  wei- 
tere Preissteigerungen  prophezeit  wurden , waren  diese  Berichte  bei  der 
damals  vorhandenen  erregten  Stimmung  gewifs  von  grofsem  Schaden ; 
wir  bezweifeln  aber  nach  der  Quelle , aus  der  sie  stammen  , dafs  man 
damit  eine  Irreleitung  des  Publikums  beabsichtigte.  Die  Verfasser  stützten 
sich  auf  die  statistischen  Vorratszahlen,  ohne  andere  Umstände  hiureichend 
zu  berücksichtigen;  das  mag  ein  sehr  oberflächliches  Verfahren  gewesen 
sein,  würde  aber  doch  kaum  unter  Strafe  gestellt  werden  können. 

Es  bleibt  für  den  vorliegenden  Zweck  noch  übrig,  kurz  auf  die 
Fragen  Nr.  15  und  16  einzugehen,  welche  u.  E.  zwei  der  wichtigsten 
Punkte  für  den  Terminhandel  betreffen.  Erstere  wünsoht  Vorschläge 
für  die  Zulassung  zum  Börsenbesuohe,  und  wir  haben  bei  der  Besprechung 
der  Liquidationskassen  schon  hervorgehoben,  in  welcher  Richtung  viel- 
leicht eine  Reform  möglich  wäre;  vielleicht  liefsen  sich  aber  die  Bedin- 
gungen zur  Aufnahme  nach  dem  Londoner  Vorbild  der  Stock  Exchange 
verschärfen , wo  die  Zulassung  begehrende  Person  von  drei  Mitgliedern, 
welche  mindestens  4 Jahre  dem  Verein  der  Börsenbesucher  angehört  haben, 
empfohlen  sein  mufs;  diese  müssen  sich  zugleich  bereit  erklären,  je  bis 
750  £,  also  15  000  M.,  für  ihren  Schützling  zu  zahlen,  falls  er  inner- 
halb der  näohsten  2 Jahre  fallieren  sollte.  Das  Recht  zum  Eintritt  ver- 
liert ein  Mitglied  duroh  Insolvenz.  Es  soll  ferner  niemand  zugelasseu 
werden,  der  an  einem  anderen  Geschäftszweige  beteiligt  ist5).  Wir 
meinen  selbstverständlich  nicht,  dafs  diese  Bestimmungen  einfach  über- 
tragen werden;  aber  sie  beweisen  uns  doch,  dafs  eine  Verschärfung  der 
Bedingungen  zur  Zulassung  an  den  Börsen  möglich  ist,  und  die  Londoner 
Effektenbörse  zeigt  uns  ferner,  welchen  Eintlufs  eine  solche  Vereinigung 
mit  ihren  strengen  Vorschriften  auf  die  einzelnen  Mitglieder  ausübt.  Der 
Ausschlufs  von  der  Börse  bedeutet  einen  Aussohlufs  von  den  betreffen- 
den Geschäften  überhaupt,  und  spekulative  Ausschreitungen,  welche  zur 
Insolvenz  führen  , machen  daher  für  die  Zukunft  weitere  derartige  Ge- 
schäfte unmöglich. 

Nach  derselben  Richtung  wurde  es  auch  zielen , wenn  man  die  an- 
dere Frage  bejahen  will,  ob  das  ehrengerichtliche  Verfahren  durch  Ein- 
setzung eines  Ehrengerichtshofes  weiter  auszubilden  sei.  Uebt  man  dort 
durch  Bürgschaften,  Strafmittel  gegen  Mifsbräuche  im  Börsenverkehr  einen 
Ihruck  aus,  so  wird  der  von  hier  ausgehende  Zwang  nicht  geringer  sein, 
wenn  jeder  Börsenhesucher  sieb  stets  bewufst  bleiben  mufs,  dafs  er  seiue 

1)  Die  neue  Hamburger  Börsenordnung  vom  Dezember  1691  verleiht  der  Handels* 
kaminer  Polizeigewalt ; »ie  gestattet,  die  Verbreiter  falscher  Borseugerüchte  behufs  Aus* 
nutzung  zu  Spekulationsgesc-h&ften  mit  Aussvhluf»  von  3 Tagen  bis  6 Monat«  n zu  be- 
strafen und  diesen  Ausschluß  öffentlich  bekannt  zu  machen  (Magdeb.  Zig  ) 

2)  Vergl.  Emil  Struck,  die  Effekteiih&rse  Staat-*-  u.  sozial  «riss.  Forschungen,  heraus- 
gegeben v Schmoller,  IM.  111,  I,  1880. 
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Handlungen  eventuell  vor  einem  Ehrengericht  zu  vertreten  hat.  Frei- 
lich wird  noch  viel  davon  abbängen,  welche  Organisation  man  einem 
solchen  Gerichtshöfe  geben , und  welches  Verfahren  vor  ihm  stattlinden 
soll.  Im  Prinzip  aber  wurden  wir  derartigen  Maßnahmen  vollkommen 
zustimmen. 

Denn  wir  müssen  zum  Schlufs  hinzufugen,  dafs  wir  alle  Hafsregeln, 
welche  von  aufsen  her  gegen  die  Mifsbräuche  im  Terminhandel  ange- 
wendet werden,  für  wenig  wirksam  halten,  wenn  nicht  gleichzeitig  auch 
von  innen  heraus,  von  seiten  der  gesamten  am  Börsengeschäft  beteiligten 
Kaufmannschaft  Abhilfe  angestrebt  wird.  Man  sollte  sich  in  diesen  Kreisen 
nicht  damit  begnügen , die  stattgehabten  Ausschreitungen  zu  tadeln  oder 
zu  verurteilen,  sondern  eingreifende  Vorkehrungen  treffen,  um  sie  für 
die  Zukunft  unmöglich  zu  machen  oder  dooh  einzuschränken.  Wo  Ge- 
winne in  Aussicht  stehen,  da  drängen  sich  leicht  Elemente  vor,  welchen 
Sitte  und  Hecht  nicht  viel  gilt,  und  ob  man  von  seiten  des  Handels- 
standes zur  Zurüokdrängung  dieser  Elemente  immer  die  nötige  Energie 
anwendet,  möchten  wir  bezweifeln.  Gegen  Börsenspieler  sollte  man  aber 
mit  allen  Mitteln  Vorgehen,  auch  wenn  sie  im  Spiel  Glück  haben ; „man 
sollte  nicht  den  Keichtum  an  sich,  sondern  den  anständigen,  moralischen 
Erwerb  desselben  achten“  — sagt  Ad.  Wagner  in  einer  Bede  (Novbr. 
1891  zu  Berlin). 

Unsere  Zeit  hat  die  selten  so  ausgeprägte  Tendenz,  dafs  der  Vorteil 
des  Einzelnen  dem  gesellschaftlichen  Interesse  nachgestellt  wird.  Wohin 
diese  Tendenz  sioh  weiter  entwickeln  wird,  ist  nioht  abzusehen,  dafs  aber 
ein  Fortschritt  auf  diesem  Wege  stattfindet,  ist  wohl  kaum  zweifelhaft.  Bei 
dieser  Entwickelung  sind  selbstverständlich  diejenigen  Teile  der  wirtschaft- 
lichen Organisation  zuerst  gefährdet,  welche  ohne  Nutzen  sind  oder  bei 
deuen  sich  sogar  Schäden  für  das  Ganze  herausgestellt  haben.  Anzeichen 
dafür  sind  u.  a.  die  verschiedenen  ministeriellen  Verfügungen  anläfslich 
der  Kaffee-  und  Zuckeriiberspekulation  und  die  jetzt  eingesetzte  Börsenkom- 
mission ').  Ob  diese  nun  Erfolge  bringen  oder  resultatlos  bleiben,  die 
Stimmen  um  Abhilfe  werden  bei  jeder  neuen  Ausschreitung  dringender 
auftreten.  Möge  daher  der  Handel  und  speziell  der  am  Termingeschäft 
beteiligte  Handel  immer  die  wirtschaftliche  Aufgabe  vor  Augen  behalten, 
welche  er  hat;  mögen  diejenigen,  welohe  sich  am  Böraenspiel  nicht  be- 
teiligen und  die  doch  wohl  die  Mehrzahl  bilden  , dafür  sorgen , dafs  aus 
ihren  Kreisen  alles  fern  bleibt,  was  schädlich  wirken  kann,  damit  die 
weitere  Entwickelung  nicht  mit  den  Mifsbräuchen  des  Börsengesuhäfts 
den  ganzen  Terminhandel  bei  Seite  schiebt.  Wohl  bedarf  der  Handel 
der  Freiheit  in  der  Bewegung,  aber  man  vergesse  nicht,  dafs  heute  die 
Aufgabe  des  Staates  aut  diesem  Gebiet  eine  andere  geworden  ist  als  früher. 
So  notwendig  auch  stets  unablässige  Sorge  für  die  Pflege  des  Handels 
und  der  Industrie  ist,  so  handelt  es  sioh  doch  in  erster  Linie  nicht  mehr 
so  sehr  darum,  durch  dem  Einzelnen  zu  gewährende  wirtschaftliche  Frei- 
heit eine  Grundlage  für  Erweiterung  der  Volkswirtschaft  zu  errichten, 

1)  Auch  in  der  österr.  Thronrede  vom  April  1891  wird  die  Bekämpfung  der  schäd- 
lichen Ausschreitungen  des  Eigennutses  in  Aussicht  gestellt. 
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sondern  mehr  darum,  in  dem  IVogcn  der  Einzelinteressen  das  Interesse 
der  Gesamtheit  als  unverrückbaren  Felsen  zu  erhalten.  Und  allgemeine 
Interessen  liegen  zweifellos  auch  beim  Termingeschäfte  vor1);  die  Wir- 
kungen dieser  Geschäfte  gehen  weit  über  den  Kreis  der  Börsenbesucher 
hinaus;  es  handelt  Bich,  wie  wir  gesehen  haben,  zu  Zeiten  fast  nur  um 
Ausbeutung  anderer,  also  um  Geschäfte,  welche  die  Aufgaben  des  Han- 
dels nicht  nur  nicht  fördern,  sondern  direkt  hindern.  Wenn  wir  also 
auch  zugestehen,  dafs  der  Warenterminhandel  unter  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen  notwendig  ist,  so  geschieht  es  doch  nur  so  weit,  als  er 
die  Produktion  und  die  Versorgung  des  Konsums  unterstützt;  wo  er  ledig- 
lich dem  Zweck  dient,  dafs  der  Handel  ein  neues  Objekt  hat,  an  dessen 
natürlichen  oder  künstlich  herbeigeführten  Preisschwankungen  er  ver- 
dienen kann,  da  ist  er  überflüssig  oder  sohädlich,  und  hier  wäre  ein 
Eingreifen  des  Staates  auch  gerechtfertigt.  Will  also  der  Handel  Freiheit 
der  Bewegung,  so  möge  jeder  in  seinem  Wirkungskreise  der  Ansicht 
Geltung  zu  verschaffen  suchen,  dafs  er  dann  auch  verpachtet  ist,  strenge 
Selbstkontrolle  zu  üben  und  seine  Handlungen  stets  nach  den  allgemeinen 
Interessen  einzurichten,  und  dafs,  wenn  er  es  nicht  thut,  er  sich  gefallen 
lassen  mufs,  dafs  man  ihm  seine  Freiheit  beschränkt,  so  weit  sie  die 
öffentlichen  Interessen  schädigt. 

Aber  wir  wollen  nicht  nur  diese  drohende  Gefahr  Vorhalten ; wir 
appellieren  auch  an  den  Gemeinsinn  des  Kaufmannstandes.  Wir  wissen 
wohl,  dafs  ein  Erinnern  an  ethische  Grundsätze  im  täglichen  Geschäfts- 
verkehr wenig  beachtet  zu  werden  pflegt ; trotzdem  glauben  wir , dafs 
jener  Gemeinsinn  auch  in  kaufmännischen  Kreisen  weit  verbreitet  und 
so  kräftig  ist,  dafs  der  Einzelne  neben  der  Sorge  für  den  Erwerb  das 
Auge  auch  weiter  auf  die  Gesellschaft  richtet,  dafs  er  seine  Handlungen 
auch  ira  Erwerbsleben  so  gestaltet,  dafs  durch  produktive  Arbeit  der 
Gesamtheit  ein  Nutzen  erwächst.  Mögen  alle  diese  durch  sorgfältige 
Pflege  der  Standesehre  auf  etwa  vorhandene  zweifelhafte  Elemente  in 
dieser  Riohtung  einwirken  und  so  auch  nach  ihren  Kräfteu  mit  dazu 
beitragen,  dafs  Schillers  Wort  über  den  Kaufmann  mehr  und  mehr  ver- 
wirklicht wird: 

„ — Güter  zu  suchen, 

Geht  er,  doch  an  sein  Schiff  knüpfet  das  Gute  sioh  an." 


1)  In  einem  Erlafs  des  Handelsministers  v.  24.  2.  88  an  die  Berliner  Kaufmann- 
schaft heifst  es : „Die  Herren  Aeltesten  sind  — von  der  Auffassung  ausgegangen  , dafs 
bei  Feststellung  der  allgemeinen  Lieferungsbestimmnngen  nur  die  Interessen  derjenigen 
Beteiligten  maßgebend  sind , weiche  an  der  Börse  als  Käufer  oder  Verkäufer  von  Ge- 
treide Geschäfte  machen.  Ich  vermag  den  staatlichen  Zwecken,  welche  durch  Einrichtung 
der  Börse  angestrebt  werden,  so  enge  Grenzen  nicht  zu  ziehen.  Für  den  Staat  sind  die 
Geschäfte  an  der  Börse  nicht  lediglich  Selbstzweck.  Das  Interesse  der  Gesamtheit  ist 
an  der  Gestaltung  des  börsenmäfsigen  Getreidehandels  an  sich  nicht  in  gleichem  Mafse 
beteiligt,  wie  an  der  Rückwirkung  des  letzteren  auf  die  Produktion  und  Konsumtion,  an 
deren  ersterer  die  Mehrzahl  der  Bevölkerung  mitwirkt,  wie  an  der  anderen  die  Gesamt- 
heit. Die  Getreidebörse  hat  daher  die  Bestimmung  , den  Absatz  und  die  lohnende  Ver- 
wertung der  Erzeugnisse  der  heimischen  Landwirtschaft  za  fordern  und  dem  auf  Liefe- 
rung guter  und  gesunder  Ware  gerichteten  Bedürfnis  des  Konsums  entgegenzukommen.44 
— Aehnliches  iiefse  sich  — mutatis  mntandis  — auch  vom  Zuckerterminhandel  sagen. 


Digitized  by  Google 


Tabelle  I. 


632 


Miszellen 


! u -J5 

1 s 

s» 

n 1 n 1 1 1 h 1 i 1 1 S'IIIS’III 

& . “ 

* S ~ i - 

* 51&-S 

o “ " B 

-* 

-5,12,111151111  Hlll'SIII 

e 

u 

.3  s | i 2 s 

£ i = “ 3 3 

fSISIIIÄllll  2,1112,111 

C 

**  5 75 

“SISIII21IIII  m 1 1 1 2S 1 1 1 

© 3 ,* 

.5  O g2 

» M «** 

M h>  O O O d o «00««««  | 

1 . 1 . » t fl  fl  Ifi  I-  f f <A  O N » M f | 

2f  1 1 1 1 ^ rn  «■>  rö  rö  rOr^rOr^«— )rÖe*i\A 

« « fl  N N N fl  MNNMNfINN 

‘5  5 . , — 

0.0  oSi 

► % & i S 

° rfj  rfS  rfS  «ß  «Ol  | 1 O © 

o | | * | •;  | | | *?  •*  * L L L ^ ^ i i 

1 r^>  1 1 1 <o  >o  o >o  >o  >o  >o  »fl»«  1 i 

N M N N n rl  fl  H fl  fl 

»2  * ■ u 

'S*  c © © 

o!  b Jrf 

O ü £ 

S(-  a 20 

1 * * . 

s e I lA  rf)  9 A lA  >AiAO^ti«>OA 

*g  1 I | | • L t *!  ■«  © o^t-ccoci*:-» 

1 1 1 1 d doO  00  O»  d d d d 00  CO  OO  oo"  d O 

• © c , © _ 

o 2 © a S ® 

e ° ~ ”1;  «o 

9 2-  tj  -5  5 *> 

J a.  a * h 

80----0000-0  --0000-- 

» 

© 

® © « i 

.s  Jj  2S  L g 

gl  * N * £ „ 

. o^sooooo  | <n  | © ocrf>i^ooÄ 

»t*ao«oni«  1 9i  1 c - n »«  1 m « « «• 

M - - fl  M fl  N - fö  fO  4 -O  »>■  »t  r^fö  n N N 

_ fOfOfOfOfOKl'^fOfO'Of'l  « f*1  **1  fO 

© ■■■■■■  

"*  0901  |.A|>ftliA.ft  OOOOOOOO 

O lO  © © 1 1 1 (-  1 t-  t-  X « M •£  - »1  rt  w» 

m m m r> OfON  ••  ft  fÖfOfO  «^KIN  N ff  ri  N 

M^rtMfOf'lf'l^fO'Of'»  f»>  W fO  ff)  « fO  « 

§r  -s!« 

J s.  a g® 

O |r»o<no>ar-fOrf)i  | O f t>  9 f « M 

J*  | * o «•  fl  i-  ce  # i*  e*  ^ « n # o oc  p 

U,  Ö C0~ 00*  00  OO'  rC  irt«  NCO  cf  d d C £ r4  fC  »C  N» 

(■O  NNMNNNNMNN  NfiNflNNNf« 

a ■58*3 

•S  £ « _i  a n 

S » ° * 1 = s ••  3 

■gs  - S ’S  5 1 .H  _ 

s-s  £*& - s E S 

.-3  © /■  it  L « 

i c J*  g ai  a u © f— 

5 K K 53  Be  3 3 

© U3  — -O  © _ 

H ä 1 J 

£ 1 1 1 1 1 ! 1 1 1 1 I 1 1 1 1 1 1 1 1 

3 

1 II  1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 M 1 1 1 I 

| 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 

© **  ’S  64  s 

•o  2 u 

3C  3 US 

£ 2 g» 

.5.  a-*-g»i> 

ta  • oo  J»  £ ■- 

sä  L 

6-°  8j?S  ä3 

2-  -3  = £ * H 

s ! 3 1 

fe  3 _ Mi  *“* 

H “ S‘3 

. i i i i i i m i i i ü-i  1 1 1 :-!* 

u — — — — 

9*  | © «n  o «o  o o<aoo«4iaar> 

, , , , <©  | 1»  « * O «©  ID«»-©«®« 

g 1 1 1 1 - - o o - « - 

O A A N C O 1 1«  M 

Jj  i ü r.  n n i”  »»  t*  o ® }i  m n * e»  o 1 t-  o 

o o'  o“  - - o o o - - - - - o o o « *T 

* irfjAooooO'MOf  | .n  © r-  *«  r~  r-  O 

3-  1 »r.  nnt*»<A<n*»a  i 

- - o - - d o o o - 6 « - o o o o - - 

(«©-ö<hiowio9Jch  n>onAno’«o 

te  — ^ **  ~ ” r-  u ** 

ao  «-»  / . QObS 

coces  _ 

— Evr—  — o , u r « “ 

s ^'JS*-©'©**  5 s 4 s 

<'XC>52  Cb  5?  < 

Digitized  by  Google 


Miszellen 


633 


111131 


3,1  I I 8,1'  I I 3, 


13  I I I I I 13  I 
I 3,1  I I I I I 8,1 


I O 1 °0 
I fO  I N 


“If  I f*  I I | I O 

»O  PO  I PO  I I I pO  I po 


II  I S5I  I I I 31 


I I I I 31 


13,1  I 13,1  £1 


I I 


I £1  I I I I I £1  I 


I 3, 1 I I 3, 1 3 I 


l I l I l I I 


inintniniAMf  NOD 

HNUflNNrlNNNN 


I I 


I I 


I I II..  L 


o o - - o o n I I 

N(iN«rtMNN 


- N - N N N POQO 


♦I  05  -p  *> 


•*  « wtfl  «0*0 


so  «o  *tf  po  ^ | 


PO  ro  PO  PO 


5 I £ 1 5 55 

PO  PO  PO  PO  PO 


I 5.  V 

IO-- 


I i I I I l l I i I I 


i i M l ii  l II  i 


■O  O O O O © 


rffirfprpo!  PO  I 

PO  PO  PO  PO  PO  PO  PO  PO  PO 


«O  © 

. N*  N < 


O O © rt  o 
I ao  SO  9» 

I 00  OO  00  O — 

POPO  PO  >t  t 


O lO  o o 


O I o 
fl  lf  p | 

O *■"  — I r«*  pÖ>0  cf*  Ö pÖ 


I « « t 

. oo  oo  * 

PO  PO  PO  PO  PO  ^ «f  tfiffOP 


I s 


I I I I I I I I I I I 


O t-  •«  © ** 

. ifl  n ^ * h 

i I O i/i  *0*0  00 
■>  PO  PO  PO  PO  PO 

I M © O .PJ  O O 

• oo  od  io  r-  «» 

i n « pr  pr  n n 


I I I I I I I I I I I I I n: 


I O in  O ifl  fl  P) 

' « h ® « ^ » 

- r?  *ö  p*  « eT 


I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I II 


© © .O  © 


rfl  o >o  <o 
9*  « 5>  « 

pÖ  pÖ  e*  pT  po 


09«  I Ä O M O W iß 
«®  « 1^  O O — « -P  — 

N M f«  fl  « PI  N P« 

> rf)  in  t~  j fl  ß o »i 

i - ri  « o I pf  pf  c«  ri 


2 I II  I I 


l l 


© O t-  O O 91  9«  © O l-  O 
»i  ^ n n ü n i-  « i ß N 
rT  rt  n ri  n « fi  ♦ i>>  »fl  n 

O >1  I-  | OrflMOOrfSO 
« *•  **  * •»00000990 

fl*  «*  N « n «’  ri  pö  in  «o*o 


I I 


*n  I ^ 


^ <t  »n  rf  fO  N M f» 


*0  irti/l«-*f  »t^ipfOpOPO 


i o o o o 

i n fl  x fl 

N ö «’  pooo  pC  ti  i 


. SO  © 9» 

ri  n « pp>ipi  «0*0 


9 « o » 
<C  i/iipi« 


.s  bc  5 - 


OHinoHißcrj^noc» 

CO  - PO  «c  — — 3*1 


e«Nn»nnr»eq<o(*r>H« 


Digitized  by  Google 


3,60  1 13,751 


634 


Miszellen. 


Digitized  by  Googl 


Miszellen. 


635 


•»  1 

I 

1 1 1 1 

1 1 « 

| 

O 

1 1 PO 

1 PO  1 PO 

PO 

1 

PO  1 

1 

1 

X 

1 

I 

PO 

1 

PO 

1 

1 

1 

1 

o | 

1 

1 1 1 

1 1 o 

1 

I « I «5- 

1 

PO 

1 

o | 

1 

o 

1 

X 

1 

X 

2 

1 PO  1 PO 

PO 

PO  1 

1 

PO 

1 

1 

PO 

1 

PO 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

9 

111-= 

1 1 «0 

1 

| « | vfl 

m 

1 

1 

1 1 1 «0 
■"P 

1 

1 PO  1 PO 

PO 

1 

1 

PO  1 

1 

PO 

1 

1 

PO 

1 

PO 

1 

1 

1 

1 

21 

| 

OB 

| 1 1 " 

1 1 5 

| 

I O 1 OO 

1 

>o 

1 

1 

1 

m 

1 

1 

•ft 

1 of  1 PO 

PO 

PO  1 

PO 

PO 

1 

PO 

1 

1 

■Q 

X lO  91  X 

o 

fl  fl  i' 

1- 

91 

© 

X 

P o 

o 

t* 

© 

91 

© 

91 

© 

X 

*!  1 

■«  i i 

, 90  90  X 

X 

X 

X 

© 

X X 

X 

X 

X 

oc 

to 

-p 

-p 

1- 

1 

© 

«O  1 

1 

«fl«  o o o 1 1 

1 

1 o OO  lO 

iflininm 

tp  rf-  m m m m «oo  « n« 

tri 

fflffllflfflffl 

PO  PO  PO 

PO 

x 

PO 

PO 

PO 

po  ro 

ro 

to 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

•a  x 

© 

X 

X 

X 

© 

© 

© 

1- 

„ 

r- 

r- 

r_ 

| rI  1 

© 

f 

t- 

-o 

•P 

oc 

00 

X 

X 

X 

X 

<R 

X 

1 1 

1 

1 r»  r^.  1 

1 1 1 

1 

1 1 II 

1 

1 

1 

1 r-. 

K 

r^.  r^oo 

00  oo 

fv. 

rO  PO 

© 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

O X 

© 

© x x 

r- 

X 

X 

o 

© 

X 90 

© 

© 

X 

© 

© 

X 

X 

X 

© 

x © © . 

1 1 1 

| 

1 1 rS-n" 

T 

X 

X 

X 

9* 

© — 

© 

© 

© 

© 

© 

* 

© 

© 

» 

© 

© 

•9 

1 

1 

N N N « N (*1 

vO  O*  | 

ma.  •*»  r*  Pp*  PT  -t  H©-*e  mio 

mr 

-IW 

I-Pn 

l»5tt 

iwr 

IN 

«flflN  1 

| 

-f-  PO  -T  PO 

PO 

© 

X 

x 

© 

X 

© 

X 

X 

ro 

ro 

X 

n n n 1 

ro  po 

" 

“ 

“ 

“ 

*■* 

** 

© O 

O 

© © x 

© © © 

X © X © 

© 

o 

o 

© 

o © 

X 

X 

X 

o 

X 

1 

o 

© 

© 

© 

00  X © . 

x ws  — 

t-  X 1-  © 

X 

X 

— * 

© 

© X 

1- 

© 

© 

— 

X 

•P 

« 

»p 

1 

rO  M 

-£> 

CT  "f  t^  1 

« iflin 

« «n<- 

1 

pooo  » mri 

1 

PO 

Tp  PO 

PO  ro 

PO 

ifmmif-9m'f'tit-mm  in« 

«o  i/i  m io<o  vO 

•i-  po  ro  po  po 

PO  PO  PO 

POPOPOPOPOPOPOPOPOPOPOPOPOPOPOPO 

o © 

O 

© X © 

© 

© 

© 

© 

© © 

© 

| 

o 

1 

© 

o 

© 

X 

00  OC 

— 

X t-  x | 

- 1 1 

i i 1 « 

X 

X 

X 

X 

X *ö 

X 

X 

© 

X 

« 

© 

X 

1 

91 

v£> 

& + t©.  1 

- 

1 

1 I oimri 

1 

PO 

PO 

PO 

to  PO 

•f  «o  «ö>o 

io  in  in  miO  vO 

« mm 

po  PO  PO 

PO 

PO 

PO 

pOPOpOpOpOpOPOpOpOpOPOpOpOpOpO 

ro 

x x © x 

91 

X 

,, 

X 

© © 

X 

X 

1 

f» 

© 

1 

© 

© 

1 x 

X 

L « * i 

1 J 1 

p-  « fl  »i 

X 

1- 

•-o 

© 

X © 

© 

© 

« 

X 

*p 

•P 

« 

rö  r-^  ö 1 

oo  - \6 

1 

ri  in  in  *• 

1 

QO 

o o 

ob  ob 

0 0 0 

O 

o 

•- 

X 

— 

M 

M 

X 

X 

X 

X 

m ^ mtninm 

mm  if- 

po  tO  PO 

ro 

PO  PO 

M 

POPOPOPOPOPOPOPOPOPOPOPO 

»i  t- 

>1 

© «-  90  "1  t-  90  © 

«xx  1 i-  m x 

© 

© x x © 

r* 

X 

© 1- 

X 

© 

t- 

© 

© 

ö 

X 

o 

© 

X 

© 

© 

o 

i-  © 

© 

t-  x © © 

© 

© 

© 

© 

r- 

r- 

« 

X 

X 

© 

« 

X 

X 

X 

© 

O-  *9-  -f-  iO  iX'O  sD 

mm-fm-t^j-rj-mmm 

1 

1 

1 

to  PO 

M 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

1 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

»ent- 

t- 

1- 

X 

© 

p-  © 

© 

© 

X 

r> 

X 

X 

o 

© 

9« 

X 

© 

© © 

x 

— X x © 

X — X 

X 1 X 90 

•p 

t 

9» 

r- 

© 

© -w 

X 

© 

© 

r- 

•P 

« 

09 

OS 

o 

© 

© 

© 

in  in  in  m m>o  «O 

min^-ifl^ot'>tfflN 

PO 

PI 

PO 

PO 

X to 

PO 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

1 

z 

z 

X 

X 

X 

X 

t-  WO  o © 

x 

© 9«  f-  © 

© 

X 

X 

91 

X © 

r» 

r- 

X 

© 

X 

1. 

© 

© 

X 

© 

X 

© 

■x  t- 

— 

© 0»  00  -* 

« 1 © 

r- 

X X X X 

© 

X 

to 

© 

■p  © 

© 

— 

-P 

cc 

o 

■9 

© 

© 

« 

t- 

cc 

-0 

- 6 

x 

•fimoooooo  IN  O' OO 

mo’f  p« 

2 

2 

P0 

~ 

- - 

ro 

X 

X 

X 

X 

1 

X 

X 

X 

X 

X 

of 

x © ’ 

1 

© © 

x 

9* 

© 

'<5 

© © 

X 

o 

© 

1» 

© 

© 

X 

"©" 

T 

x © 

WO 

« r-  x © 

«o  <o  | 

* - . 

-t 

X 

t- 

X 

© © 

"p 

X 

•P 

91 

© 

-p 

t- 

1- 

-0 

1 

« 

rr  <t  m m\C  minm  1 

m »f  tp  1 l 

1 

PO 

PO 

PO 

P0 

ro  ro 

© 

X 

1 

1 

X 

X 

X 

X 

2 

X 

X 

X 

X 

« o n 

x © 

© 

X 

91 

o 

t- 

X 

© 

91 

p- 

X 

© 

© 

o 

o 

X 

© 

X 

— « 

x 

XXX 

•*  i . «! 

-9 

-p 

« 

X 

© 

© 1 

© 

© 

r* 

•P 

•p 

© 

•+ 

r- 

t— 

© 

© 

C'OO  OO  NO  vO  00  NO 

ifl«n  1 1 po  po 

X 

PO 

PO 

PO 

►-  ro 

© 

X 

C» 

X 

X 

X 

X 

X 

- 

z 

X 

X 

z 

X 

X © 

o 

© © © 90 

X O © 

fl 

© © X 

X 

X 

X 

© 

X 

X X 

© 

X 

t- 

X 

r» 

X 

r~ 

X 

© 

© 

•p  00 

en 

— © © r- 

f X © 

t* 

© , -9  © 

© 

X 

X 

X 

X 

t-  r- 

Pp 

© 

X 

« 

« 

X 

X 

ro  ö 

ri 

-*f  voob  ö 

OCO  m m ^ 1 o-  X 

ro 

M 

M 

PO 

M 

M — 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

« X 

x 

N N N fl 

— 

“ “ “ 

*• 

■P 

*" 

p" 

l- 

•o 

p* 

x 

pp 

pp 

p“ 

pp 

pp 

“* 

pp 

pp 

p“ 

•P 

«n  94  © © 

o 

o 

X 

1» 

X 

X © 

o 

*- 

o 

X 

X 

X 

X 

X 

1 © 

n 

© © © X 

»-  1 1 

»p 

| © X X 

X 

X 

X 

© 

~ 

•*  © 

1- 

— ■ 

-P 

00 

o 

© 

© 

« 

(Xi 

© 

fl 

P* 

*t-  «noo  oo  oo  po  O 

0<inpo^-N 

M 

M 

M 

PO 

•M 

M » 

— 

X 

X 

X 

M 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

p? 

x x 

(1 

PO  Pt  N M 

XXX 

** 

“ “ “*  “ 

“ 

“ 

*■* 

“ 

“ 

“ *“ 

** 

"" 

“ 

*" 

"p 

“ 

p* 

•* 

6 _ „ — 

= 3 - - 3 Z 


' JS 
o 


£ > 
o 
2 


■<  3 

S 'I 


X N 

:aS 

s 


.*c 

S Q. 

< 


r*3 

5S 


Digitized  by  Google 


«36 


Miszellen. 


I 


I 8,1  I I I I I I 8,  I 2.N  I I I 8,1  I 


if'i 


I 2, 


im 


si 


iü 


Ü» 

II  ji  i± 


I I I 


I l 


2,1  2,1  I I I I 2,1  M 


1 51  s: l il i 3i i i 


2}  I 3 I I I I I 3 1 I I 


am  mmm 


o n n n 

an  mmmz 


I1IIÜ  !|-55IIä|äS 


il 


fT  fffT  N « «?  | fO  fO  fO  »O  | 

i.  ^-1,1,4  21 

1 UIHUiuU 

rorororornr^mromroro 

3S35S£'S,'S,55 

. i.  r»  ■ O « O O O O 

“ 2 2 a i 5-  2,  £ 1 1 2 2 

IIMOIIII 

ISSHsSSUss 

Ü5SSHJ55 

I |||||33|§25 

SSHsUSS:- 

M 

SSSaI  l l 5l  i 

g US  SU  l l l St 

IMMSIII? 

H I.SSS2S2S2  2S 

« N M n M fT  ^ r»  « 

Ssr-HasHs 

•IIIIIIIIIII 

llllllllll 

;H1 1'i,s|i  ‘I  ’l’ä  ■ 


Digitized  by  Google 


Miszellen. 


637 


1 I m I I II  I Si  • I I I I 


I I S,  I I I I I 3,  II  I I i 


II  31  I I I I £1  I I I ! 


« 000  910  I O 1-0  0 | C 

« « <Q  £ O >a  I i'  oj  iß  o I * 
'£50000  In  KvO  i£vO  (CnX 
«NNNMdNNfINNNNN 


f*  t-  t*  r-  I-  »J  C O >1  ->1  t~  t- 

nnnn»«r>i'  — — * ec  cc 


00  90  CO  00  n 00  CO  OO  > oo  CO  OC  00  C-' 
NNNNUNNN  M N N N n 


» t-  « c •* 

3»  ff»  O 9* 


»-  « o * « o 
o s>  i-  « se  ao 


rOfßfOfß  rßrOfON  fOMfO  >t  i- 


I t-  * O iS  »I 
I PO  O -M  91  i- 

w>  io  Tf  O tr»o"  O »f  »öo"  O OO  — — 


■a  3 A iß  i«  M N O « C f « M » 
*iot-j»ie»^ia«n««-'j 
»AtÄ  Tt-O  iÄO  rCo  tnO  O OO  «-  O 


o*o  | «ot-*  | © © t-  © | 

«oo  I hw*®  I oooco  I 

^ ^ **■  löo  o o’  O o”  ^O  00  Ö' 


p c x x o n n h ( 
•0  N*  N («  •*»  n f#)  ! 


OOOOM«OOOOW9*«0 
«4««o9or»t«oao«oooo0> 
« « « n n « fi  cT  r i ro  fö 

e©r-r-o«o«o  ot-  -Mi-i- 
WMwa^ißnoensfWM 
röpnröpörorörörö«  Wnin^’f 

I I II  I II  I I I %l\  I 


« ii  « n | «i  | I | | 


9*00  0 0 0t~0**000  >l 


M N M r*  ro  rO  «■<“>  *t-  -ff- 


000»»'Xt'-00  9l9*©l»9* 
«OTP500O  — OOS9-^i-9irs 

fö  w 4 ^ 


H Ifi  - O — co  — o — OeO'ir  — O 


£ 


O 


' o 


Z 


a 


Digitized  by  Google 


638 


Miszellen. 


Tabelle  II. 


Durchschnitts* 

_ Notierungen  im  i 

y.ermm*  Lief. -Monat  für 

no  terungeu  laufenden  Termin 

Letzi 

höher 

tere 

nie- 

driger 

Durchschnitts- 

_ I Notierungen  im 

Termin-  Lief.-Monat  für 

Dotierungen  |Uof(mden  Tennin[ 

Letztere 
' höher  ! 

driger 

im  Januar  1888 

prK 

pf*. 

im  Juli  1888 

pfg- 

pf % 

per  Januar  14,77 

— 

per  Januar  12,56 

13.77 

1.21 

— 

März  14.119 

14,28 

— 

— ,7  I 

März  12,65 

15.17 

2,52 

— 

Mai  15,11 

*3,- 

— 

2,1  1 

Mai  12,73 

22,15 

9,49 

— 

Juli  15,39 

14,17 



1,15 

Septbr.  — 

14.66 

iin  August  1888 

Novbr.  12,78 

— ,47  , 

— 

per  August  14,31 

— 

— 

— 

Oktbr.  12,91 

>3.- 

— ,09 

— 

im  Februar  1888 

Dezbr.  12,65 

14,08 

1,43 

— 

per  Februar  14,6t; 

— 

— 

— 

Februar  12,73 

13*95 

1,22 

— 

April  14,74 

1370 

1,04 

April  12,77 

20.4  4 

7,67  j 

— 

Juni  I4>97 1 

13.51 

— 

1,40 

Juni  12.86 

26,01 

13.13 

— 

August  15.  09 

14.31 

— 

—.78 

Oktbr.  13.02 

13.— 

— ' 

— ,02 

im  Septbr.  1888 

— ! 

Dezbr  12,79 

14,08 

1,29 

— 

per  Septbr.  14,66 

— 

Novbr  12,91 

13.*5 

—.34 

im  Marz  1888 

Januar  13.01 

13.77 

— ,76 

— 

per  März  14,28 

— 

— . 

— 

März  13,07 

15.17 

2,10 

1 — 

Mai  14,48 

'3.- 

— 1 

1,48 

Mai  13.15 

22,15 

9,— 

— 

Juli  14. 59 

14.17 

— I 

— ,42 

Juli  13>25 

24,13 

10,88 

— 

Septbr.  14.44 

14.6  6 

— .22 

— 

Novbr.  12,60 

13,25 

— ,65 

— 

im  Okibr.  1888  | 

Jauuar  12,64 

13.77 

1,13 

— 

per  Okibr.  13, — 

— 

— 

— 

Dezbr  12,84 

14,08 

1.24 

— 

im  April  1888 

Februar  12,93; 

13*95 

1,02 

— 

per  April  13,70 



— 

— 

April  I3,0l| 

20,4  4 

7.49 

— 

Juni  1399 

13*51 

— 

1,48 

Juni  13,13 

26,01 

12,88 

— 

August  14,11 

14,31 

— ,20 

— 

August  13,20 

17,84 

4.#4 

— 

Oktbr.  12,78 

13,— 

— ,22 

— 

Dezbr.  12.54 

14. 08 

1,54 

im  Novbr.  1888 

Februar  12,74 

13.95 

1,21 

per  Novbr.  13,25 

— 

— 

— 

Januar  13,27 

I3»77 

— ,50 

— 

im  Mai  1888 

Mürz  13,39 

15.17 

1,78 

— 

per  Mai  13, — 

_ 

— 

1 — 

Mai  13,50 

22,15 

8,65 

— 

Juli  13,24 

14,17 

— ,93 

1 — 

Juli  13,60 

24,13 

10,53 

— 

Septbr.  13,20 

14,66 

1,46 

, — 

Septbr.  *3,63 

13,88 

—.90 

— 

Novbr.  12,38 

13,25 

— ,87 

— 

Jauuar  12,47 

13,77 

1,30 

— 

im  Dezbr.  1888 

Mürz  12,82 

15,17 

2,55 

— 

per  Dezbr.  14,08 

— 

— 

— 

Februar  14,23 

13.95 



—.28 

im  Juni  1888 

April  14,35 

20,44 

6,09 

per  Juni  13, 51 

— 

— 

— 

Juni  14,47 

26,01 

11,54 

— 

August  13,58 

14,31 

— ,7  3 

— 

August  14,52 

17,81  . 

3.3» 

— 

Oktbr.  12,52 

*3, — 

— .48 

— 

Oktbr.  13,18 

11,95 

— 

1,23 

Dezbr.  12,47 

14,08 

1,61 



Februar  12,58 

13,95 

1,37 

— 

im  Januar  1889 

April  12,68 

20,4  4 

7,78 

— 

per  Januar  13,77 

— 

— 

— 

Mürz  14, — 

15.17 

1,17 

— - 

im  Juli  1888 

Mai  14,16 

22,15 

7.99 

— 

per  Juli  14,17 

— 

! — 

— 

Juli  14,28 

24,13 

9,85 

— 

Septbr.  13,77 

14.66 

— ,89 

— 

Septbr.  14,15 

13*83 

— 

— ,9» 

Novbr.  12,46 

13,25 

-.79 

— 

Novbr.  12,63 

11,82 

— 

—.81 
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Durch»»knitts*  Letztste 


Termin- 

notierungen 

j Notierungen  im 
I Lief.-Mouat  für  j 
'laufenden  Termin 

höher 

nie- 

driger 

im  Februar 

1889 

Pfg- 

per  Februar 

13,96 



— 

— 

April 

14.12 

20.4  4 

6,32 

— 

Juni 

14.33 

26,01 

11,68 

— 

August 

14.43 

17,84 

3.41 

— 

Oktbr. 

12,72 

11.95 

— 

— ,77 

Dezbr. 

12,67 

11.82 

— 

— ,85 

im  März 

1889 

per  März 

15.17 

— 

— 

— 

Mai 

15.34 

22,l& 

6,81 

— 

Juli 

15  53 

24.13 

8,6  0 

— 

Septbr. 

15.2* 

*3.83 

— 

1,39 

Novbr. 

13.IV 

11.82 

— 

1,37 

Januar 

13.23 

11.60 

— 

1,63 

im  April 

18&9 

per  April 

20,4  4 

— 

— 

— 

Juni 

20,50 

26.01 

5,51 

— 

August 

20,59 

17,84 

— 

2,75 

Oktbr. 

15,12 

11,95 

— 

3,17 

Dezbr. 

U,37 

11.82 

— 

2,55 

Februar  14,49 

12,07 

— 

2,42 

im  Mai  1889 

per  Mai 

22,15 



— 



Juli 

22,13 

24,13 

2, — 

— 

Septbr. 

19.8? 

13.83 

— 

6,04 

Novbr. 

14.47 

11,82 

— 

2,65 

Januar 

14,52 

11,60 

— 

2,92 

März 

I4,öh 

12,32 

— 

2,26 

im  Juni  1889 

per  Juni 

26.01 

— 

— 

— 

August 

26.03 

17,84 

— 

8,19 

Oktbr. 

16,87 

11.95 

— 

4 t 9 2 

Dezbr. 

15.88 

11,82 

— 

4,06 

Februar 

15.90 

12,07 

— 

3,83 

April 

15,93 

12,09 

— 

3.84 

im  Juli  1889 

per  Juli 

24,13 

— 

— 

— 

Septbr. 

20,30 

13.83 

— 

6,4  7 

Novbr. 

15.56 

11,82 

3t”4 

Januar 

15,55 

11,60 

3,85 

März 

15.55 

12,32 

3t*3 

Mai 

15,56 

12,41 

— ] 

3,15 

im  August 

1889 

per  August 

17,84 

““ 

— ' 

— 

Oktbr. 

15.27 

11,95 

— 1 

3,32 

Dezbr. 

14.69 

11,82 

1 

2,87 

Durchschnitts*  > Letztere 


Tertniu- 

uutieruugen 

Notierungen  im 
Lief.-Mouat  für 
laufenden  Termin 

höher 

LJ 

nie* 

driger 

im  August 

1889 

pr*. 

1 

' Pfc. 

per  Februar 

14,7«; 

12,07 

~ * 

2,69 

April 

14-78 

12,09 

— 

2,69 

Juni 

14,84 

12,29 

— 1 

2,55 

im  Septbr. 

1889 

per  Septbr. 

13.83 

— 

— 

— 

Novbr. 

»3,89 

11,82 

— 

2,07 

Januar 

13,97 

11,60 

— 

2,37 

März 

14.11 

12,32 

— 1 

1,79 

Mai 

14,28 

12,41 

— 

1,87 

Juli 

14,41 

Ii.ll 

— 

' 1,30 

im  Oktbr. 

1889 

per  Oktbr 

1 1,95 

— 

— 

Dt-zbr 

12,13 

1 1,82 

— 

— ,31 

Februar  12,4 1 ! 

12,07 

; — 

— ,34 

April 

12.66 

12,09 

— i 

— ,57 

Juni 

12.8» 

12.2» 

— 1 

— ,60 

August 

13.09 

13,98 

— ,89 

— 

im  Novbr. 

1889 

per  Novbr. 

11.82 

— 

— 

Januar 

I2,U9 

11,60 

— ' 

— ,49 

März 

12,40 

12,32 

— 

— ,08 

Mai 

12,66 

12,41 

! 

j — ,25 

Juli 

I2,85| 

I3,H 

—,26 

— 

Septbr. 

— 

— 

| — 

im  Dezbr. 

1889 

per  Dezbr. 

1 1,82 

— 

— 

— 

Februar  I2,05: 

12,07 

— ,02 

— 

April 

12.2» 

12,09 

— 

— ,20 

Juni 

12,4h 

12,29 

— 

— ,19 

August 

12,6», 

13.98 

1,29 

— 

Oktbr. 

— 

— 

— 

— 

im  Januar 

1890  ' 

per  Januar 

11,60, 

— 

— 

— 

März 

11,81 

12,32 

— ,51 

— 

Mai 

12,04 

12,4 1 

— ,37 

— 

Juli 

12,25 

13,H 

—— ,86 

— 

Septbr. 

— 

— 

— 

— 

Novbr. 

1*,12 

12,43 

— ,31 

— 

im  Februar 

1890 

per  Februar  12,07 

— 

— 

— 

April 

12,20 

12,09 

— 

— ,20 

Juni 

12,521 

12,2» 

— 

— ,23 

August 

12,74 

13,98 

1 1,24 

— 

Oktbr. 

12,46 

12,80 

—.34 

— 

Dezbr. 

12,4»! 

12,43 

— ,06 
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Durchschnitts-  I Letztere 


Termin- 
notierungen j( 

Notierungen  im 
Lief -Monat  fiir  i 
Aufenden  Termin| 

l 

höher  j 

nie- 

driger 

im  März  1 890  ( 

PfK 

pfu 

per  März  12, 3z 

— 

— 

— ■ 

Mai  12,4? 

12.41 

— 

— ,06 

Juli  12  67 

13.11 

— ,44 

— 

Septhr.  12,  £6 

13.1' 

1,19 

— 

Novbr.  12,45 

12,43 

— 

—,02 

Januar  12,55 

12,54  | 

— 

— ,01 

im  April  1890 
per  April  12, 09 

_ 

_ 

Juni  12,30 

12,29 

— 

— ,01 

August  12,45 

13.98  1 

1,53 

— 

Olctbr  12  zo 

12,80  | 

— ,60 

— 

Dezbr.  12  24 

12,43 

— ,19 

— 

Februar  12  37 

13  41 

| 1.04 

— 

im  Mai  1890 

per  MAi  12,41 

— 

1 — 

— 

Juli  12  53 

13  11 

— .58 

— 

Septbr.  1 2,36 

13.75 

1-39 

— 

Novbr.  12,07 

12  43 

1 — ,36 

— 

Januar  12, 18 

12,54 

— .36 

— 

März  12.32 

13-87 

— 

im  Juni  1890 

per  Juni  12, 29 

— 

— 

August  12,41 

13*98 

1,57 

— 

Oktbr.  11,8? 

12,80 

: —,99 

— 

Deibr.  11,98 

12.43 

— ,51 

— 

Februar  12  07 

'3  *1 

I 1,34 

— 

April  12,23 

13.74 

1,51 

— 

im  Juli  1890 

per  Juli  13,11 

— 

jj  — 

— 

Septbr.  1 2,6  9 

13.75 

1,06 

— 

Novbr.  12,18 

12,42 

il  *81 

— 

Januar  12  23 

12,54 

' —.91 

— 

März  12,38 

13  8? 

1 1,49 

— 

Mai  12,54 

13  29 

— ,69 

— 

im  August  1890 

per  August  13,98 

— 

] — 

— 

Oktbr.  12,63 

12,80 

—.17 

— 

Dezbr.  12,42 

12,43 

II  —.01 

— 

Februar  12,58 

13  41 

— ,83 

— 

April  12,74 

13*74 

| I,— 

— 

Juni  12,92 

I3.*6 

— ,34 

— 

im  Septbr.  1890 

per  Septbr.  13,75 

— 

— 

— 

Novbr.  12,94 

12.43 

! — 

—.51 

Januar  13.06 

12,54 

— 

— ,62 

Durchschnitts-  '•  Letztere 


Termin* 

notierungen 

Notierungen  im 
Lief.*Monat  fiir 
aufenden  Termin, 

höher  j 

nie- 

driger 

im  Septbr  189b 

Pfg. 

Pf«- 

März  13-28 

13  87  ( 

— ,59 

— 

Mai  13.48 

13  23 

— 

— ,25 

Juli  13.71 

13,51 

— 

—.20 

im  Oktbr.  1890 

I 

per  Oktbr.  12,80 

— 

— 

— 

Dezbr.  12,75 

12,43 

— 

— ,32 

Februar  12,96 

13-11 

—.4  5 

— 

April  13.19 

13,74 

— ,55 

— 

Juni  13,40 

13-26 

— 

— ,14 

August  13.62 

13  46 

— 

— ,16 

itn  Novbr.  1890 

per  Novbr.  12,43 

— 

— 

— 

Januar  12, 67 

12,54 

— 

— ,13 

März  12,96 

13-87 

-.91 

— 

Mai  13,18 

13.23 

— ,05 

— 

Juli  13.39 

13,51 

-.12 

— 

Septbr.  13,25 

13-10 

— ,06 

im  Dezbr  1890 
per  Dezbr.  12,43 

Februar  12,68 

13,41 

| —.73 

— 

April  12.97 

13.74 

1 —,77 

— 

Juni  13,19 

13  26 

—.07 

— 

August  13.38 

13.46 

— ,08 

— 

Oktbr.  12,64 

13-01 

—.37 

— 

im  Januar  1891 
per  Januar  12,54 

_ 

März  12,72 

13*87 

1,15 

— 

Mai  12,92 

13,29 

-.31 

— 

Juli  1311 

13-51 

: — ,4  0 

— 

Septbr.  12.97 

13-19 

— ,22 

— 

Novbr.  12,60 

13.79 

1.19 

- 

im  Februar  1891 
per  Februar  13.41 

April  1334 

13-74 

j ”’40 

— 

Juni  13-49 

13,26 

— ,23 

August  13.65 

13  46 

' — 

—.19 

Oktbr.  12,60 

1301 

—.41 

— 

Dezbr.  12,59 

1437 

1,78 

— 

im  März  1891 

per  März  13,87 

— 

| — 

- 

Mai  13.82 

13  2» 

— 

— ,5* 

Juli  13,93 

13.51 

' — 

— ,41 

Septbr.  13,5» 

13.19 

— 

— ,34 

Novbr.  12,73 

13.79 

' 1,06 

— 
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Termin- 

Dotierungen 


Durchschnitts- 

Notierungen  im 
Lief.-Monat  für 
laufenden  Termini 


im  April  1891 


Durchschnitts- 


Letztere 


Termin- 

notierungen 


I Notierungen  im 
Lief.-M>>nat  für  ! höher 
laufenden  Termin 


im  Juli  1891 


PfK- 


nie- 

driger 


per  April  13,74 
Juni  13,76 
August  13,87 
Oktbr.  12,97 
Dezbr.  I2,69{ 


13*96 

13*46 

13*01 

14,37 


— ,04 

1,68 


Juli  *3,51 
Septbr.  13,23 
Norbr.  12,21 


im  August  1891 


13,19 

13,79 


— | —»04 

1,58  — 


im  Mai  1891 
per  Mai  13,83] 

Juli  13,36, 

Septbr.  13,17! 
Novbr.  I2,87| 


13,51 

13*19 

13*79 


— ,15 
— ,02 
1,52 


per  August  13,46 
Oktbr.  I2.761 
Dezbr.  12,60 

im  Septbr.  1891  ! 


13,01 

14,37 


— ,25 
1,77 


im  Juni  1891 


per  Septbr.  13,19 
Novbr.  12,40 


13,79 


per  Juni  13,20! 
August  13,40! 
Oktbr.  12,39] 
Dezbr.  12,29! 


13*46 

13,01 

14*87 


— ,06 


—,62 

2,08 


im  Oktbr.  1891 
per  Oktbr.  13,01! 
Dezbr.  12,92! 


14,37 


1,39  I — 
1,45  j — 


Dritte  Fol*«  Bd.  IV  (UH). 
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642  l’eber&icht  Uber  die  neaeatcn  Publikationen  Deutschlands  und  des  Auslandes. 


Uebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 
und  des  Auslandes. 

1.  Geschieht«  dar  Wissenschaft.  Encrklopldisches.  Lahrbücher.  Spezielle 
theoretiache  Untersuchungen. 

Mollat,  Lehrbuch  zur  Geschichte  der  deutschen 
8 1 a a t s w i s s es  s ch  af  t von  Kant  bis  Bluntschli.  Zum  akade- 
mischen Gebrauche  bearbeitet  und  herausgegeben.  Cassel,  Friedrich  Scheel. 
1890.  120  S8. 

Oer  Zweck  der  Zusammenstellung  erscheint  erreicht,  soweit  über- 
haupt kurze  Auszüge  ohne  Kommentar  aus  Schriftstellern,  deren  Ver- 
ständnis großenteils  eine  eingehende  Kenntnis  des  ihuen  eigentümlichen 
Systems  voraussetzt,  als  Grundlage  für  die  Erläuterungen  des  akademischen 
Lehrers  von  Wert  sein  können.  Oas  bunte  Durcheinander  von  Bruch- 
stücken rein  philosophischer  Theorien  (Auszüge  aus  Kant,  Hegel,  C.  Ch.  F. 
Krause)  und  politischer  Erörterungen  (Aphorismen  von  Moser,  Gentz,  Justus 
Möser)  mit  allen  denkbaren  Spielarten  zwischen  den  beiden  Extremen  staats- 
wisseneohaftlicher  Publikationen  bietet  im  übrigen  ein  etwas  einseitiges 
Bild  der  deutschen  Entwickelung  seit  den  Zeiten  der  Aufklärung.  Gebot 
es  schon  die  Beschränkung  auf  das  Inland,  die  für  das  Verständnis  der 
älteren  Schriftsteller  notwendigen  Auszüge  aus  Montesquieu  und  J.  J. 
Kousscau  nicht  beizubringen,  so  scheint  den  Herausgeber  auch  der  an 
sich  berechtigte  Wunsch  geleitet  zu  haben,  die  ortodox-liberale  Theorie 
der  konstitutionellen  Monarchie  als  die  einer  zur  Zeit  abgeschlossenen  Welt- 
anschauung in  ihren  Entwickelungsphasen  möglichst  eingehend  zu  berück- 
sichtigen , die  mit  Botteck  beginnend  in  der  That  in  Bluntschli  ihren 
Höhepunkt  erreiohte. 

Dafs  dabei  Leo  und  Stahl  nur  nebenbei  berücksiohtigt  werden 
konnten,  ist  begreiflich ; dafs  aber  Lassalle,  der  Hegel  in  seiner  Weise 
fortbiidete,  und  damit  der  Ausgangspunkt  der  sozialistischen  Bewegung, 
and  andererseits  Gneist,  der  doch  in  ungleioh  höherem  Maße  als  Ahrens 
das  alt-englische  Selfgovernment  für  Deutschland  fruchtbar  machte,  über- 
gangen wurden,  dürfte  dem  Werte  der  Zusammenstellung  Abbruch  thun, 
dessen  studentische  Leser  vergeblich  eine  Anknüpfung  an  die  ihnen 
täglich  entgegentretenden  modernen  Theorien  Buohen  werden.  Dem- 
gegenüber könnten  einzelne  Auszüge,  wie  der  Welokcr’s,  wohl  entbehrt 
werden. 

Breslau.  Dr.  Keil. 
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Oertmann,  P.,  Die  Volkswirtschaftslehre  des  Corpus  juris  civilis. 
Berlin  1891,  Verlag  von  B.  L.  Prager. 

Dafs  der  Titel  des  vorliegenden  Buches  nicht  genau  genommen  wer- 
den darf,  ist  von  vornherein  klar.  Denn  die  oberflächlichste  Kenntnis 
der  Geschiohte  der  Nationalökonomik  und  des  Corpus  juris  schliefst  die 
Erwartung  aus , als  liefee  sioh  eine  eigentliche  Volkswirtschaftslehre  der 
Börner  oder  gar  ein  durch  die  verschiedenartigen  Bestandteile  des  Corpus 
juris  einheitlich  hindurchgehendes  System  der  politischen  Oekonomie 
konstruieren.  Um  so  gespannter  mufs  der  mit  den  Schwierigkeiten  aller 
derartiger  juristisch  - nationalökonomischer  Probleme  einigermafsen  ver- 
traute Leser  auf  den  Inhalt  sein,  der  sich  unter  jenem  Titel  verbirgt. 
In  der  Einleitung  deutet  der  Verfasser  die  Biohtung  seiner  Untersuchun- 
gen an  duroh  Hinweis  auf  Jhering,  Gierke,  Wagner.  Er  will  einen 
Beitrag  zur  Herstellung  der  Harmonie  zwischen  der  Rechts-  und  Wirt- 
schaftslehre liefern  und  zwar,  wie  er  in  der  Einleitung  hervorhebt, 
durch  Darlegung  „der  theoretischen  Auffassungen  der  groften  römischen 
Juristen  von  den  Grundbegriffen  der  Volkswirtschaft".  Das  wäre  also 
derselbe  Gegenstand,  den  H.  v.  Soheel  in  seinem  vortrefflichen  Aufsatz: 
„Die  wirtschaftlichen  Grundbegriffe  im  Corpus  juris"  (Bd.  6 dieser  Ztschr., 
S.  324  ff.)  behandelt  hat.  Wie  indessen  der  Inhalt  des  Buches  den 
Leser  späterhin  belehrt,  will  der  Verfasser  mit  jenem  Programm  nicht 
beim  Worte  genommen  sein.  Nur  ein  verhältnismäfsig  kleiner  Teil  des 
Buohes  beschäftigt  sich  mit  Darlegung  der  theoretischen  volkswirtschaft- 
lichen Auffassungen  der  Juristen.  Einen  breiten  Baum  nehmen  daneben 
Untersuchungen  anderer  Art  ein,  deren  Ziel  auch  die  Darlegung  „wirt- 
schaftlicher Gesichtspunkte"  ist,  aber  in  ganz  anderem  Sinn  als  dem  so- 
eben bezeichneten,  nämlich  Untersuchungen  darüber,  inwiefern  den  römi- 
schen Bechtssätzen  wirtschaftliche  Rücksichten  als  legislatorische  Motive 
zu  Grunde  liegen  oder  auch  inwiefern  solche  Bücksichten  zu  vermissen 
sind.  Das  ist  nicht  Volkswirtschaftslehre  des  Corpus  juris,  nicht  Dar- 
legung der  wirtschaftstheoretischen  Auffassungen  der  römischen  Juristen, 
sondern  Untersuchung  der  römischen  Rechtsordnung  auf  ihren  wirtschaft- 
lichen Gehalt  und  Wert.  Der  Verfasser  hält  beide  Gesichtspunkte  nicht 
auseinander,  und  das  ist  ein  Grundfehler  seiner  Darstellung.  Seine  ur- 
sprüngliche Absicht  ist  allem  Anschein  nach  gewesen,  sich  nur  auf  die  von 
ihm  selbst  in  der  Einleitung  deutlich  bezeichnete  Aufgabe  zu  beschrän- 
ken. Damit  übereinstimmend  lehnt  sich  auch  die  Disposition  im  Wesent- 
lichen an  das  Botcher’sche  System  der  nationalökonomiscben 
Grundbegriffe  an.  Aber  die  in  jener  Richtung  vom  Verfasser  ge- 
wonnene Ausbeute  ist  so  gering,  dafs  es  nicht  gelohnt  hätte,  darüber 
ein  Buch  zu  schreiben.  Nur  bezüglich  der  Begriffe  Geld,  Wert,  Preis, 
Kapital , Kredit  läfst  sich  allenfalls  von  einer  wirtschaftstheoretischen 
Auffassung  der  Börner  reden,  und  hier  hat  Scheel  alles  wesentliche 
gesagt,  was  sich  sagen  läfst.  Darüber  hinaus  trifft  Ocrtmann  fast  nur 
negative  Feststellungen.  Die  Rubriken  des  Boscher'schen  Systems  bleiben 
zum  Teil  Fragen  ohne  Antwort,  leere  Fächer.  Den  freien  Baum  füllt 
nun  der  Verfasser  mit  Untersuchungen  der  zweiten  Art  aus.  So  z.  B. 
wenn  er  (S.  105  ff.)  bei  der  Lehre  vom  Kredit  die  Rechtsinstitute  auf- 
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zählt,  welche  „dem  Interesse  des  Kredit verlcehrs  ihre  Ausbildung  ver- 
danken und  auch  schon  von  den  Körnern  in  dieser  Bedeutung  anerkanut 
sind“ ; sowie  andererseits  die  kredithindernden  Begünstigungen  des  Schuld- 
ners  (8.  107  ff  ).  Ferner  wenn  er  bei  den  Begriffen  8taat  und  Gesell- 
schaft (8.  12)  die  Bevölkerungspolitik  der  lex  Julia  et  Fapia  Poppaea 
und  das  „wirtaohaftspolitisehe"  Verbot  der  Schenkungen  unter  Ehegatten 
heranzieht.  Aussohliefslich  dieser  Betrachtungsweise  gehören  der  § 5: 
„Eigentum"  und  der  § 6 : „Erbrecht"  an.  Nachbarrechte,  Bauordnungen, 
in  gewissem  Umfange  Expropriation  und  die  übrigen  sogenannten  gesetz- 
lichen Eigentumsbeschränkungen,  ferner  die  Ersitzung  werden  hier  vom 
Gesichtspunkt  wirtschaftapolitischer  Kechtsgestaltung  beleuchtet.  Umge- 
kehrt erblickt  der  Verfasser  mit  Recht  in  den  Erfordernissen  der  „utili- 
teil“,  „perpetua  causa“,  „Yicinität"  bei  den  Servituten  den  gesunden 
volkswirtschaftlichen  Gedanken,  dafs  dauernde  Belastungen  der  Grund- 
stücke nicht  nach  Lust  und  Laune  gehäuft  werden  sollen.  Wegen  des 
Erbrechts  verweist  der  Verfasser  in  der  Hauptsache  auf  Gans  und 
L a s s a 1 1 e.  Einen  socialpolitischen  Gedanken  findet  er  nur  im  Pflicht- 
teilsrecht. Im  übrigen  „verhält  sich  das  römische  Erbreoht  gegen  die 
Berücksichtigung  ökonomischer  (sic)  Gesichtspunkte  vollkommen  spröde“. 
Es  kann  hier  nicht  eingegangen  werden  auf  die  zahlreichen  sonstigen 
Bemerkungen  des  Verfassers  über  die  wirtschaftlichen  Tendenzen  des 
römischen  Beehts  oder  deren  Fehlen.  Es  sei  nur  dem  Bedauern  Aus- 
druck gegeben , dafs  die  guten  Gedanken  und  schätzbaren  Materialien, 
die  der  Verfasser  da  und  dort  giebt,  nicht  zur  rechten  Geltung  gelangen, 
weil  alles  infolge  des  methodischen  Grundfehlers  verstreutes  Stückwerk 
bleibt.  Der  Mangel  einer  scharfen  Fragestellung  macht  sich  aber  auch 
sonst  nooh  bemerkbar.  Es  giebt  nooh  eine  dritte  Art  von  „wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten“  im  Corpus  juris,  die  gleichfalls  der  Verfasser  be- 
rührt, ohne  jedooh  ihr  Verhältnis  zu  den  vorhin  gekennzeichneten  wirt- 
schaftstheoretischen und  wirtsohaftspolitischen  Gesichts- 
punkten richtig  zu  erkennen,  ja  ohne  sie  überhaupt  von  diesen  zu  son- 
dern. Man  kann  sie  „wirtschaftliche  R e oh  tebe  griff e“  nennen. 
Das  römische  Recht  enthält  vielfältig  Sätze  und  Begriffe,  deren  Kriterien 
die  Rechtsordnung  nicht  absolut  festgelegt  hat,  die  vielmehr  auf  den 
wandelbaren  Mafsstab  der  Verkehrsansohauung  abgestellt  sind.  „Ver- 
kehrsanschauung“  ist  ein  weiterer  Begriff  als  „wirtschaftliche  Anschauung“. 
Wo  nun  die  Rechtsordnung  auf  den  Mafsstab  des  wirtschaftlichen  Ver- 
kehrs verweist,  wie  z.  B.  nach  der  heute  herrschenden  Anaioht  bei  dem 
Begriff  error  in  aubstantia,  bei  den  Begriffen  iampensae  utiles,  Pertinenz, 
Fungibilität,  Konsumtibilität,  Teilbarkeit  der  Sachen,  da  handelt  es  sich 
gleichfalls  um  wirtschaftliche  Gesichtspunkte.  Aber  die  Rechtsordnung 
ist  hier  nicht  wie  z.  B.  bei  der  Kreditgesetzgebung  durch  wirtschaftliche 
Zwecke  blofs  bestimmt  worden,  obwohl  dies  teilweise  auoh  der  Fall  ist. 
Vielmehr  ist  das  Wesentliche,  dafs  die  wirtschaftliche  Anschauung,  der 
Mafsstab  des  Verkehrs,  hier  von  der  Rechtsordnung  inhaltlioh  recipiert, 
Bestandteil  der  Rechtsordnung  geworden  ist.  Es  handelt  sich  um  Rechts- 
begriffe  mit  wirtschaftlichen  Kriterien,  die  man  darum  als  wirtschaft- 
liche Rechtsbegriffe  bezeichnen  kann.  Auch  bezüglich  ihrer  läfst  es 
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Oertmanu  lediglich  bei  der  Feststellung  des  „wirtschaftlichen  Standpunk- 
tes“ der  römischen  Juristen  bewenden,  und  dadurch  ist  wiederum  eine 
Keihe  ron  Unklarheiten  bedingt.  So  kommt  es,  dafs  er  (8.  34  ff.),  die 
Pininski’sche  Formel  für  den  Xhatbestand  des  8achbesitzerwerbes : „das 
wirtschaftliche  Dienen  der  Sache  für  eine  Person“  adoptierend,  die 
römische  Lehre  des  Besitzerwerbes  als  einen  Beweis  dafür  vorträgt,  dafs 
die  römisohe  Rechtsbildung  „die  Bedeutung  der  wirtschaftlichen  Ver- 
schiedenheit der  Güter  wohl  zu  würdigen  wufste“.  Damit  dürfte  die 
Volkswirtschaftslehre  nichts  gewonnen  haben.  Es  ist  nichts  anderes  da- 
mit gesagt,  als  dafs  der  Besitzbegriff  von  den  Römern  nicht  in  logischer 
Absolutheit  festgelegt  war,  sondern  in  Würdigung  der  multiplex  practica 
beweglich  gehandhabt  wurde.  Die  Anknüpfung  an  die  „Verkehrsanschau- 
ung“ macht  den  Rechtsbegriff  nicht  zum  volkswirtschaftlichen  Begriff.  — 
Die  Verwechselung  des  juristischen  und  des  wirtsohaftstheoretischen 
Standpunktes  tritt  ferner  besonders  krafs  hervor  in  § 1 : „Das  Subjekt 
der  Wirtschaft.“  Die  Frage  drängt  sich  auf:  das  Subjekt  welcher  Wirt- 
schaft r und  als  nächstliegende  Antwort  wäre  zu  erwarten : das  8ubjekt  der 
verschiedenen  Wirtschaften,  d.  h.  der  verschiedenen  Arten  der  Individual- 
wirtschaften und  der  Gemeinwirtschaften,  paterfamilias,  Pekulieninhaber,  Ge- 
sellschaften, Korporationen,  Gemeinden,  fiscus,  dies  alles  im  Sinne  der  wirt- 
schaftlichen Auffassung  der  Römer  beleuchtet.  Hier  hätte  sich  dann 
unter  anderem  ergeben,  dafs  der  wirtschaftlichen  Betrachtung  der  Römer 
die  Sk  la  v e n mit  Wirtschaftspekulium  als  Subjekte  d er  W i r t sc  h af  t 
galten,  während  sie  als  Rec  h ts  subj  ekt  e nicht  anerkannt  waren.  Daran 
hätte  sich  naturgemufs  die  Untersuchung  der  Umwege  geschlossen,  mit- 
telst deren  die  juristische  Technik  den  wirtschaftlichen  Anschauungen 
und  Bedürfnissen  dennoch  zu  entsprechen  wufste.  — Anstatt  dessen 
bietet  der  Verfasser  in  dem  ganzen  Paragraphen  nichts  weiter  als  einen 
mageren  Exkurs  über  einerseits  die  positiv  rechtliche  Stellung 
der  Sklaven  und  andererseits  über  das  bekannte  Axiom  von  der 
natürlichen  Freiheit  aller  Menschen.  Aub  dem  letzteren  folgert  Oertmann, 
dafs  der  Mensch  als  solcher  den  Römern  als  Subjekt  der  Wirt- 
schaft gegolten  habe,  während  damit  doch  nur  gesagt  ist,  dafs  zwar 
„jure  naturali“  jeder  Meneoh  Rechtssubjekt  sei,  diese  Qualität  aber 
dem  Sklaven  durch  das  positive  Rcoht  entzogen  sei.  Die  naturalis 
libertas  ist  kein  wirtschaftlicher,  sondern  ein  rechtsphilosophischer  Be- 
griff. 

Auch  im  einzelnen  sind  die  Ausführungen  des  Verfassers  zum  Teil 
ungenau  und  unvollständig.  Auf  S.  12  heifst  es  z.  B.,  einzig  und  allein 
in  den  Zinsbestimmungen  für  Kauileute,  illustres,  rustici,  sowie  in  der 
Nachsicht  gegen  die  Rechtsunkenntnis  der  letzteren  zeige  sich  eine 
dunkle  Ahnung  davon,  dafs  die  Verschiedenheit  der  soeiulen  Lage,  der 
Unterschied  der  Stände,  eine  verschiedene  rechtliche  Beurteilung  erheischen 
könne.  Das  ist  eine  so  starke  Behauptung  angesichts  der  kaiserlichen 
1 Ständegesetzgebung,  dafs  der  Kenner  derselben  keine  Widerlegung  fordern 
wird  und  für  den  Laien  ein  Blick  in  deu  Theodoeianischen  und  Justinia- 
nischen Codex  (Cod.  Theod.,  namentlich  lib.  13  und  14,  Cod.  Just.  lib. 
10  und  11)  und  in  die  Justinianischen  Novellen  genügen  wird,  um  jene 
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Behauptung  unbegreiflich  zu  Anden.  Aber  auch  tchon  die  Jurisprudenz 
der  klassischen  und  vorklaasiiohen  Zeit  hat  z.  B.  die  Bankiers  einer 

Sonderbehandlung  unterworfen , welche  die  Oertmann’sche  Behauptung 
widerlegt  (vgl.  z.  B.  Oaj.  IV,  64,  68,  tit.  Dig.  2,  13,  1.  9 pr.  D.  2,  14, 
1.  34  pr.  D.  4,  8 und  1.  2,  C.  Just.  4,  18),  zu  gesohweigen  von  den  Vor- 
rechten der  Boidaten,  der  strengen  Haftung  der  nautae  etc.,  der  sena- 
torisohen  und  ritterlichen  Sonderrechte.  — Dafs  beim  foenus  uauticum 
die  erhöhte  Zinsleistung  als  Gefahrprämie  gilt,  folgert  Oertmann  „a  con- 
trario“ aus  1.  4 ü.  22,  2.  Es  scheint  ihm  entgangen  zu  sein , dafs 

Paulus  (sent.  II,  14,  3)  das  direkt  auaspricht:  „Trajecticia  pecuuia  propter 
perioulum  creditoris  infinites  usuras  reoipere  potest."  — Bei  der  Erörte- 
rung des  Unterschiedes  von  Immobilien  und  Mobilien  (S.  27)  hätten 

wohl  die  rechtlichen  Sonderbestimmungen  für  Immobilien : Veräufserungs- 
verbot  des  fondus  dolalis,  der  Grundsatz  superficies  solo  cedit,  Ausschlie- 
ßung des  furtum,  interdiotum  uti  possidetis  angeführt  werden  müssen, 
desgleichen  hinsiohtlich  der  impeosae  voluptuariae  (8.  151)  die  abwei- 
chende Behandlung  bei  der  hereditatis  petitio.  — Der  Verfasser  stellt 

ähnliche  wissenschaftliche  Arbeiten  in  Aussicht  und  bezeichnet  das  vor- 
liegende Buch  nur  als  einen  Versuoh.  Dies  läßt  erwarten,  dafs  dem 
Versuche  Leistungen  folgen,  welche  die  schwierigen  Probleme,  die  hier 
in  Rede  stehen,  ernstlich  fördern. 

Halle  a./S.  Th.  Niemeyer. 

Furber  jr.,  H.  J e w e 1 1 (aus  Chicago),  Geschichte  und  kritische  Studien  der  Entwicke- 
lung der  ökonomischen  Theorien  in  Amerika  (Kapitel  1,  II  und  III).  Halle  a/S.  1891. 
8 88  SS.  (Promotionsschrift.) 

Kober,  J.,  Karl  Mez.  Ein  Vorkämpfer  für  christlichen  Sozialismus.  Lebensbild 
nach  den  besten  Quellen  dargestellt.  Basel,  Spittler,  1892.  8 X — 252  SS.  mit  Portrit. 
M 2—. 

Minies,  Boris  (a.  o.  Prof,  an  der  Hochschule  zu  Sofia) , Die  Nationalgüterver- 
äufserung  während  der  französischen  Revolution  mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
Departement  Seine  und  Oise.  Ein  Beitrag  zur  sozialökonomischen  Geschichte  der  grofsen 
Revolution.  Jena,  G.  Fischer,  1892.  gr.  8.  VIII — 168  SS.  M.  4. — . (A.  u.  d.  T. : 
Staatswissenschaftliche  Studien,  hrsg.  von  (Prof.)  L.  Elster,  Bd  IV,  Heft  2 ) 

Schmidt- Warneck  (Prof.),  Volkswohl  und  Staat  (vom  soziologischen  Stand- 
punkte). Braunschweig,  C.  Bertelsmann,  1892.  gr.  8.  70  SS.  M.  1,20. 

G r u b e r , (Rev.  Pere),  Auguste  Comte,  fondateur  du  positivisme  : sa  vie,  sa  doctrine. 
Traduit  de  Tallemand  per  l’abbd  Ph.  Mazoyer , du  clergl  de  Paris.  Montdidier,  impr. 
Allart  & Ci«,  1892.  16  343  pag.  et  portrait. 

Kropotkine,  Pierre,  Le  salariat.  Paris,  impr.  Arsius,  1892-  in-18.  36  pag. 
fr  0,10.  (Publications  de  la  ,, Rdvolte'*.) 

Juglar,  C.,  La  baisse  du  tauz  de  l’int4ret.  Paris,  imprim.  Chaiz,  1892.  8. 

7 pag.  (Extrait  de  ,.rEconomiste  fran^ais“.) 

Saint- Marc,  H.  (prof.  k la  facultd  de  droit  de  Bordeaux),  Etüde  sur  l'euseigne- 
ment  de  l’iconomie  politique  dans  les  universites  d’AUemagne  et  d'Autriche.  Paris, 
Colin  & O«,  1892.  8.  144  pag. 

Platt,  J.,  Excelsior.  London,  Simpkin,  1892.  208  pp.  1/. — . (Contents:  No- 

table men.  — Social  reformers.  — Commerce.  — Capital  and  labour  , and  other  essays 
upon  social  and  economical  questions.) 

Asturao,  A,  Gl’  ideali  del  positivismo  e della  filosofia  scientifica;  discono  letto 
nella  solenne  inaugurazione  dell'  anno  accademico  1891  — 1892  nell*  universitk  di  Genova. 
Genova  1892.  8.  91  pp.  1.  1,50. 

Cattaneo,  C,  Opere  edite  ed  inedite , raceolte  da  A.  Bertani  e ordinate  per  cura 
degli  amici  suoi.  Volume  VI  e VIII.  Firenze,  aucc.  Le  Monnier,  1892.  16  411  e 
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532  pp.  1.  8.  — fContiene  : Su  la  seien»  nuova  di  Vico.  — Delle  dottrine  di  Roma- 
guosi.  — Carlo  Cattaneo  al  Antonio  Serbati  Rosmini.  — La  politica  di  Tomaso  Campa- 
nella  — La  vita  nell’  universo  di  Paolo  Lioj.  — Del  diritto  e della  morale.  — etc.) 

Coasa,  L.  (prof.) , Introdnzione  allo  Studio  dell'  economia  politica.  3»  ediaione 
tnteramente  rifatta  della  „Gnida  allo  Studio  dell'  economia  politica.  Milano,  U.  Boepli,  1892. 
8.  XII— 594  pp.  1.  7,50.  (Contiene : I.  Parte  teorica:  Concetto  e limiti  dell’  economia 
politica.  — Divisioni  dell'  economia  politica.  — , Relaalone  dell'  economia  politica.  — Carattere 
dell'  economia  politica.  — Denominaxioni  e definizioni  dell'  economia  politica.  — Dei  metodi 
dell'  economia  politica.  — Importanxa  dell'  economia  politica.  — Risposta  ad  alenne  obbiezioni. 
— II.  Parte  storica : La  storia  dell’  economia  politica. — L’epoca  frammentaria. — Le  mono- 
grafie. — 1 sietem!  empirici. — La  reaxione  liberale  e 1'eclettismo.  — I precarsori  della  scienxa. 
11  sistema  fisiocratico.  — Adamo  Smitb  e 1 euoi  successori  immedlati.  — Inghilterra.  — 
Francia.  — Germania.  — Austria,  Paesi-Bassi,  Spagna  e Portogallo.  — Paesi  scandioavl 
alaei  e magiarl.  — Statt  Uniti.  — Italia.  — II  soclalismo  teorico  contemporaneo.  — ) 

Pisa,  U.,  Llberisti,  protezinnlstl  e soclalisti : conferensa  tenata  la  sera  del  24  maggio 
1892  (Associasione  per  la  liberta  economica).  Milano,  tip.  E.  Reggiani,  1892.  8.  23  pp. 

Pdrez  Disdurra,  E.,  Propiedad  industrial.  Madrid,  F.  Fd,  1892.  8.  pes.  4.  — 

2 Geschichte  und  Darstellung  der  wirtschaftlichen  Kultur. 

Pringsheim,  Dr.,  Otto,  Beiträge  zur  wirtschaftlichen  Entwicke- 
lungsgeschichte der  rereinigten  Niederlande  im  17.  nnd  18.  Jahrhundert. 
Leipzig  1890.  127  SS.  8 °.  (8ohmoller  Staats-  und  sozialwissenschaftliche 
Forschungen.  X.  Heft  3.) 

Die  kleine  Schrift  von  Pringsheim  Uber  die  wirtschaftliche  Ent- 
wickelungsgeschichte  der  Niederlande  will  im  Sinne  einer  vorläufigen 
Mitteilung  betrachtet  werden.  Aus  umfassenden  Studien  teilt  der  Ver- 
fasser einiges  interessante  Material  mit;  er  stellt  einige  Sätze  auf,  die  ge- 
eignet sind,  die  bisher  geltenden  Anschauungen  zu  widerlegen  oder  ein- 
zuschränken; er  giebt  die  Richtungen  an,  naoh  welchen  sich  die  weitere 
Forschung  zu  bewegen  hat;  aber  nur  an  wenigen  Punkten  setzt  er  uns 
in  den  Stand,  zu  einem  abschliefsenden  Urteil  zu  gelangen.  Man  schrieb 
bisher  den  plötzlichen  wirtschaftlichen  Aufschwung  Hollands  der  That- 
sache  zu,  dafs  es  eine  Art  von  Kolonialland  war,  dafs  Intelligenz,  Kapital 
und  ein  beträchtlicher  Teil  der  Bevölkerung  selber  sich  aus  den  süd- 
lichen Provinzen  vor  den  Spaniern  hierher  flüchteten.  Amsterdam  erschien 
immer  nicht  nur  als  die  Erbin  Antwerpens,  sondern  sogar  als  eine  Fort- 
setzung dieser  Stadt.  Man  nahm  an,  dafs  diese  flandrische,  so  wie  so 
sohon  hoch  entwickelte  Wirtschaftsweise  auf  den  holländischen  Boden 
verpflanzt  einen  noch  moderneren  individualistischen  Charakter  annahm, 
und  dafs  der  Entfesselung  dieser  Kräfte  in  erster  Linie  der  Vorsprung 
zu  danken  sei,  den  binnen  kurzem  Holland  vor  anderen  europäischen 
Staaten  gowann.  Diese  Ansicht  der  Dinge  ist  gewifs  zum  grofsen  Teil 
richtig,  aber  sie  ist  einseitig.  Pringsheim  nimmt  von  ihr  gar  keine 
ausdrückliche  Kenntnis,  er  ignoriert  jene  flandrische  Einwanderung  voll- 
ständig ; er  stellt  vielmehr  den  Satz  auf : „Die  ökonomische  Entwickelung 
der  Niederlande  erklärt  sich  aus  der  unveränderten  Beibehaltung  der 
Prinzipien  der  mittelalterlichen  Stadtwirtschaft.“  Auch  dies  ist  einseitig, 
ja  sogar  meines  Erachtens  einseitiger  als  das  frühere  Urteil ; aber  es  ist 
anzunehmen , dafs  Pringsheim  nur  den  bisher  vernachlässigten  Punkt 
recht  scharf  hat  hervorheben  wollen.  Er  stützt  sich  zunächst  auf  die 
überraschende  Thatsaohe,  dafs  schon  am  Anfang  des  16.  Jahrhunderts 
fast  die  Hälfte  der  holländischen  Bevölkerung  städtisch  war;  er  entwickelt 
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alsdann  die  Ansicht,  dafs  die  Verfassung  der  Vereinigten  Niederlande 
thatsäohlich  aut  eine  Omnipotenz  der  Städte  hinauslief.  Er  bringt  hierbei 
unzweifelhaft  viel  Bichtiges  vor;  aber  mögen  die  Interessen  der  einzelnen 
Städte  und  der  einzelnen  Vroedschappen  sich  noch  so  stark  in  den  Be- 
schlüssen der  Generalstaaten  geltend  gemacht  haben,  dafs  die  gemeinsame 
Handelspolitik  von  diesem  centralen  Orgaue  gemacht  wurde,  bleibt  dem- 
ungeachtet  bestehen.  Um  so  bereitwilliger  darf  man  anerkennen,  dafs 
die  Organisation  des  wirtschaftlichen  Lebens  in  den  einzelnen  Kommunen 
vom  Verfasser  vortrefflich  dargestellt,  dafs  die  Eortdauer  und  die  Ver- 
schärfung aller  Institutionen  des  Mittelalters  unter  dem  patrizischen 
Regiment  erwiesen  worden  ist.  Zumal  aus  dem  Gebiet  der  Gewerbever- 
fassung bringt  Pringsheim  hierfür  eine  Fülle  von  Belegen  bei.  Ihm  zu- 
folge hätten  auch  in  Holland  erst  die  Kdfugid’s,  und  auch  diese  erst 
nach  Aufhebung  des  Edikts  von  Nantes,  die  alte  Gewerbeverfassung  durch- 
löchert. Auch  hier  mag  sich  manches  Bedenkeu  erheben;  ich  will  nur 
zweierlei  betonen.  Es  würde  doch  seltsam  sein,  dafs  überall  im  Aus- 
lande auf  Holland  als  das  Land  der  Gewerbe-  und  Verkehrsfreiheit  während 
des  ganzen  17.  Jahrhunderts  hingewiesen  wird,  dafs  überall,  wo  man 
Versuche  nach  dieser  Richtung  anstellt,  Holländer  ihre  Hand  im  Spiele 
haben,  wenn  die  Wirklichkeit  dieser  Vorstellung  so  schnurstracks  zu- 
widerliefe. Und  sodann : es  ist  doch  anzunehmen,  dafs  die  städtische 
Autonomie,  die  auf  diesem  Gebiete  freien  Spielraum  fand,  auch  zu  mannig- 
faltigeren Erscheinungen  geführt  hat  1 ).  Immerhin,  in  der  Hauptsache 
hat  Pringsheim  gewifs  Recht,  und  seine  Darstellung  der  Entwickelung 
der  niederländischen  Industrie  im  17.  und  18.  Jahrhundert,  der  Gewerbe- 
Verfassung  und  der  Arboiterverhältnisse  in  derselben  Zeit  ist  höchst 
dankenswert.  Zu  bedauern  ist  nur,  dafs  er  sich  auf  diese  beiden  Jahr- 
hunderte beschränkt  und  auch  das  17.  Jahrhundert  eigentlich  erst  von 
1648  an  behandelt.  Gerade  für  seine  Auffassung  müfsten  die  Haupt- 
beweise im  16.  Jahrhundert  liegeu.  Ich  bin  nach  der  Analogie  der 
deutschen  Verhältnisse  überzeugt,  dafs  es  bei  Festsetzung  der  Gewerbe- 
ordnungen, die  bis  zum  Eindringen  der  Refugids  als  Regel  galten,  nicht 
ohne  Kampf  abgegangen  ist. 

Eben  für  das  17.  und  18.  Jahrhundert  verficht  Pringsheim  eine 
zweite  These,  und  zwar  durchaus  siegreich.  Er  bestreitet  an  der  Hand 
eines  sorgfältig  benützten  Materials,  dafs  die  Niederlande  bereits  1646 
den  Höhepunkt  ihrer  Handelsblüte  erreicht  haben,  dafs  Navigationsakte 
und  Colbert’sche  Handelspolitik  sie  untergraben,  dafs  der  spanische  Erb- 
folgekrieg ihr  einen  nie  verwundenen  Schlag  versetzt  habe.  Er  zeigt 
vielmehr,  dafs  bis  in  die  30er  Jahre  des  18.  Jahrhunderts  noch  Fort- 
schritte — unter  dem  Einllusse  der  seit  1683  aulblühenden  Industrie 
sogar  teilweise  sehr  rasche  — gemacht  wurden.  Die  relative  Bedeutung 
des  holländischen  Handels  befindet  Bich  freilich  während  dieser  Zeit  im 
Rückgänge,  d.  h.  Holland  mufs  allgemach  auf  die  Handclsvormundscbaft 

1)  Die  Beispiele,  die  P.  selber  anfuhrt,  bestärken  mich  in  dieser  Ansicht.  Wenn  in 
Amsterdam  den  doch  überall  streng  regulierten  Tuchmachern  (oder  Scherern  — mau  er- 
kennt dies  nicht  recht)  10  Geselleu  gestattet  werden,  so  ist  dies  im  Sinne  de»  16.  Jahr- 
hundert« schon  beinahe  ein  Großbetrieb. 
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Uber  Europa,  die  es  bis  auf  Cromwell  ausgeübt  hatte,  verzichten.  Eine 
Gesamtdarstellung  des  Handels  lag  noch  weniger  auf  dem  Wege  des  Ver- 
fassers als  eine  solche  des  Gewerbes.  Er  giebt,  abgesehen  von  einem 
interessanten  Exkurs  über  den  Sundzoll,  nur  so  viel,  um  die  Ansicht  zu 
belegen,  dafs  der  europäische  Handel  den  überseeischen  an  Bedeutung 
weit  übertroffen  habe.  Dafs  dies  im  allgemeinen  sich  so  verhält,  ist 
unzweifelhalt  richtig;  aber  im  europüischen  Handel  steckt  eben  noch 
einmal  der  weitere  Vertrieb  von  Kolonialwaren.  Sodann  erscheinen  die 
Zahlen,  die  Pringsheim  hier  giebt,  sehr  zweifelhaft;  die  wichtigste  scheint 
gar  nicht  den  Gesamtumsatz  des  überseeischen  Handels,  sondern  nur  die 
Ausfuhr  nach  den  beiden  Indien  zu  geben.  Dann  würde  sich  ihre  Ge- 
ringfügigkeit sehr  einfach  erklären. 

Die  Organisation  des  Handels  hat  der  Verfasser  zum  Unterschiede 
von  der  des  Gewerbes  nur  ganz  kurz  behandelt.  Er  erkennt  ihren  mo- 
dernen Charakter  an,  betont  aber,  dafs  auch  hier  die  Zusammensetzung 
der  Behörden  lokal  organisiert  war.  Das  war  ja  aber  zu  allen  Zeiten 
das  Wesen  jeder  Interessenvertretung ! Und  wenn  demungeachtet  die 
Generalstaaten  den  Sekretär  des  Kollegiums  für  den  Levantehandel  er- 
nennen, so  würden  sogar  in  unserer  centralisierten  Zeit  sich  die  Handels- 
kammern für  solche  staatliche  Bevormundung  bedanken. 

Sorgfältig  hat  der  Verf.  die  Gründe  des  wirtschaftlichen  Verfalls  in 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  bezeichnet.  Auf  allen  Gebieten 
zeigen  sich  ebenso  die  ltegierung  wie  ihre  Gegner  unfähig,  den  Forde- 
rungen einer  veränderten  Zeit  nachzukommen ; die  Flickarbeit  an  den 
alten  Einrichtungen  macht  diese  nur  morscher;  der  Aufschwung  Itufslands 
bringt  keinen  Vorteil;  England  tötet  zuerst  Hollands  Industrie,  daon 
beugt  es  seinen  Handel.  Der  völlige  Zusammenbruch  in  der  französischen 
Revolution  erscheint  vielleicht  nirgends  mehr  als  in  Holland  als  die  Vor- 
bedingung einer  neuen  gesünderen  Entwickelung. 

Bei  seinen  Untersuchungen  mufste  Pringsheim  auch  oft  auf  die  geistigen 
Bewegungen  und  auf  die  Fragen  der  politischeu  Geschichte  zu  sprechen 
kommen.  Er  geht  auoh  hier  gern  eigene  Wege.  Den  Streit  der  ökono- 
mischen Ansichten  in  den  Niederlanden  und  dessen  praktische  Bedeutung 
läfst  er  beiseite,  weil  er  die  Kenntnis  des  Laspeyres’ sehen  Werkes  überall 
voraussetzt.  Die  Arbeiterbewegungen  bringt  er  in  eine  recht  überzeugende 
Verbindung  mit  den  Einflüssen  der  Quäker — ein  Analogon  zu  den  wieder- 
täuferischen  Unruhen  der  vergangenen  Zeit.  Den  Oraniern  bestreitet  er 
entschieden  Verdienste  oder  auch  nur  Bestrebungen  nach  der  Seite  wirt- 
schaftlicher Centralisation.  Gewifs  mit  Recht  — ; der  Fall  ist  nur  zu 
häufig,  dafs  man  den  Gegner,  den  man  politisch  lahm  legt,  durch  Sicherung 
seiner  wirtschaftlichen  Stellung  zu  hesohwichtigeu  trachtet.  Dagegen  wird 
seine  Ansicht  wohl  nirgends  viel  Zustimmung  fiudeu,  dafs  das  aristokratische 
Regiment  unter  den  Witt's  in  sich  die  Erkenntnis  und  die  Kraft  zu  einer 
cantralisierenden  Reform  gefunden  haben  würde.  Den  deutlichsten  Beweis 
findet  er  (S.  62)  in  dem  bekannten  „Antrag,  den  die  Provinz  Holland, 
stetB  die  Hauptstütze  der  antiorunischen  Bestrebungen,  1674  stellte,  die 
von  der  französischen  Occupatio»  befreiten  Provinzen  Utreoht,  Gelderland, 
Overijsel  nicht  mit  den  früheren  Rechten  in  die  Union  aufzunehmen. 
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sondern  sie  als  Generalitätsländer  wie  Nordbrabant  zu  behandeln.  Wäre 
dieser  Antrag  angenommen  worden,  so  wäre  der  Einheitsstaat  geschaffen 
gewesen“.  — Nun,  bisher  hat  dieser  Antrag  immer  als  die  skandalöseste 
Ausschreitung  der  oligarch i sehen  Gelüste  der  Amsterdamer  Herren  gegolten; 
und  dabei  wird  es  wohl  sein  Bewenden  haben.  Oder  schafft  man  einen 
Einheitsstaat,  wenn  man  eine  Hälfte  der  Bevölkerung  zu  Gunsten  der 
anderen  politisch  rechtlos  macht,  und  das  gerade  in  dem  Augenblick,  wo 
das  Bundesverhältnis  seine  Kraft  erproben  soll? 

Doch  wir  wollen  nicht  beginnen,  Einzelheiten  zu  widersprechen.  Es 
sei  genug,  die  Bedenken  entwickelt  zu  haben,  welche  die  Grundlagen  des 
Buches  erwecken.  Wir  können  mit  der  Versicherung  schliefsen,  dafs  es 
weit  angenehmer  ist,  aus  einem  anregenden  Buche  Anlafs  zum  Widerspruch 
zu  entnehmen , als  aus  einem  gleiohgiltigen  belanglose  Wahrheiten  zu- 
stimmend zu  registrieren. 

Bonn.  Eberhard  Gothein. 

Ehrenberg,  R.  (Sekretär  des  kgl  Komtnerzkollegiums),  Altona  unter  Schauen- 
burgischer  Herrschaft.  Herausgegeben  mit  Unterstütaung  des  kgl.  Kommerzkollegiums 
xu  Altona.  Heft  2/3  und  4.  Altona,  J.  Harder,  1891 — 92  Roy. *8.  IV — 74  und  IV — 
62  SS.  k M.  2. — . (Inhalt:  Die  altonaer  Fischer  und  ihr  Streit  mit  dem  bamburger 
Fischeramte.  — Wirtshäuser,  Accise  und  Hierbrauereien.  — Glttckstopfgescbichten.  — 
Die  Anlage  der  Palmaille.  — Gewerbefreiheit  und  Zunftzwang  in  Ottensen  und  Altona, 
1543  bis  1640.  — ) 

N Ü b 1 i n g , E.,  Ulms  Fischerei  wesen  im  Mittelalter.  Ein  Beitrag  zur  deutschen 
Städte-  und  Wirtschaftsgeschichte.  Ulm,  Gebr.  NUbling,  1892.  gr.  4.  IV  — 10  SS. 
M.  0,80 

Derselbe,  Ulms  Fleischereiwesen  im  Mittelalter,  ebd.  1892.  gr.  4.  IV — 20  SS. 
M.  1,50.  (A.  u.  d.  T. : Ulms  Handel  und  Gewerbe  im  Mittelalter,  Heft  2.) 

Pinkenburg,  Q.  (Stadtbauinspektor,  Berlin),  Die  Strafsen  Berlins  mit  besouderer 
Berücksichtigung  der  Verkehrsverhältnisse.  Berlin,  E.  Toeche,  1892  8.  54  SS.  mit 

3 Plänen  und  2 graphischen  Darstellungen.  M 0,80. 

Prinz,  P.y  Quellenbach  zur  brandenburg-preufsischen  Geschichte.  Band  I:  Von 
der  ältesten  Zeit  bis  znm  Tode  Joachims  I.  Freiburg  i.  B.,  Herder,  1892.  gr.  8.  VIII — 
378  SS.  M.  4. — . (Aus  dem  Inhalte:  Die  ioneren  Zustande  der  Mark  bis  zur  Ankunft 
der  Hobenzollern:  Ansiedelungen.  Die  Dorfverwaltuog ; der  Schulze  und  das  Barding. 
Die  Provinzial  Verwaltung;  der  Vogt  und  das  Landding.  Die  Finanzhoheit;  die  Beden. 
Städtische  Verhältnisse : Stadtgründang;  Stadtgebiet;  Städtische  Freiheiten:  Stadtobrig- 
keit; Stadtgericht;  Stadtverwaltung.  Einblick  iu  den  Handel.  — Friedrich  II.,  der 
Eiserne:  Wiederherstellung  der  landesherrlichen  Macht  (Niederwerfung  der  Städte,  Städte- 
Ordnungen,  Rechtspflege  und  Landeshoheit,  Wahrung  der  Regalien).  — Albrecht  Achilles, 
der  grofse  Finanzmann  und  sorgsame  Hausvater.  — etc.) 

Sasa.  J,  Zur  Kultur-  und  Sittengeschichte  der  sächsischen  Kaiserzeit.  Ein  Beitrag 
zu  den  deutschen  Privataltertümern.  Berlin,  Druck  von  E.  Buchbinder  in  Neuruppio, 
1892.  gr.  8.  XII — 82  SS.  (Berliner  Promotionsschrift.) 

Schwarz,  Sebald,  Anfänge  des  Städtewesens  in  den  Elb-  und  8aalegegenden. 
Kiel,  Druck  von  H.  Fiencke,  1892.  8 60  SS.  (Bonner  1 89 1 r Promotionsschrift.) 

Seeger,  E.,  Chicago,  die  Geschichte  einer  Wunderstadt,  1837,  1871,  1893.  Chicago, 
Koelling  & Klappenbach,  1892.  8.  488  SS.  Illustriert,  geb.  $ 2. — . 

Per  rin,  A,  Les  Caproni  (Caprony,  Capprony,  Caperony),  fabricants  de  papier  ä 
la  Serraz  (Bourget  du-Lac)  et  ä Divonne  au  XVII«  et  XVIII«  si&cles;  leurs  marqnes  et 
filigranes.  Chambßry,  imprim.  savoisienne,  1892.  4.  64  pages  avec  plancbes  en  cool. 

Aid  rieh  (from  the  Committee  on  Finance,  U.  St.),  Report  on  retail  prices  and 
wages  (in  response  to  Senate  resolution  of  March  3,  1891).  New  York  1892.  8.  CXXXV  pp. 
(52<l  Congress,  1»*  session,  Senate,  report  N°  986.  Contents:  Prices  and  wsges  for  28 
montbs,  from  Jane  1889  to  Sept.,  1891. — Investigation  of  retail  prices. — Investigation 
of  wages.  — Investigation  of  Wholesale  prices.  — Investigation  of  prices  in  primary 
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market*.  — Investigation  of  Eoglisb  prices  and  träges.  — Consumption  of  food;  Con- 
»umption  of  clothing  232  families.  — Relative  wage*  in  general  occupations  for  28  months. 

— Relative  wages  in  special  industries  for  23  months.  — Comparison  of  Euglish  and 
American  wages.  — etc.) 

de  Bourgade  La  Dardye,  E.,  Paraguay:  The  land  and  the  people,  natural 
wealth  and  commercial  capabilities.  English  editioo,  edited  by  E.  Q.  Ravenstein.  Lon- 
don, O.  Philip  & Son,  1892.  crown-8  with  map  and  illustrations.  7/.6. 

Bureau  of  the  American  Republics.  Bulletin  N°  34:  Venezuela.  Washington, 

Government  Printlng  Office,  1892.  8.  203  pp.  with  maps  and  illustrations.  (Contents: 

Government  and  civil  Institutions.  — Pinances,  commerce  and  immigration.  — Political 
divisions  and  principal  eitles.  — The  cities  of  Caracas  and  La  Guayra  — Agriculture, 
forestry  and  stock-raising.  — Mineral  products.  — Transportation  and  communication. 

— etc.) 

Litohfield,  F.,  Illustrated  history  of  furniture,  from  the  earliest  period  to  the 
present  time.  London,  Truslove,  1892.  Roy.-8.  290  pp.  with  numerous  illustrations. 
20/.—. 

Marrat,  J.,  The  land  of  the  Ganges;  or,  sketches  of  Northern  India.  London, 
Wesleyan  Conference  Office,  1892.  12.  212  pp.  1./6. 

Smith,  Goldwiu,  A trip  to  England.  New  York,  Macmillan  & C°,  1892.  24. 
136  pp.,  cloth.  $ 0,76.  (Contents:  England  in  the  middle  ages ; old  city  walls;  Eliza- 
bethen manor  houses ; the  age  of  the  Stuarts;  the  universities ; the  great  public  schools; 
London  soeiety  ; snburban  life,  etc.) 

3.  Bevölkerungalehre  and  Bevölkerangepolitik.  Aaewanderang  and  Kolonisation. 

Iltgen,  Fr.,  Die  Ansiedelungen  am  Niederrhein  von  der  Lippemündung  bis  zur 
holländischen  Grenze.  Halle  a.  S.,  Hofbuchdruckerei  von  Raemmerer  & C°,  1892.  8. 

56  SS.  mit  1 Karte.  (Promotionsschrift.) 

Neu  mann,  L.  (a.  o.  Prof,  der  Geographie  an  der  Universit&t  Freiburg  i.  B),  Die 
Volksdichte  im  Grofsherzogtum  Baden.  Eine  anthropogeographische  Untersuchung.  Stutt- 
gart, J.  Engeihorn,  1892.  gr.  8.  172  SS.  mit  einer  Höhenschichtenkarte  und  einer  Volks- 
diebtekarte  Badens  in  1 : 300  000.  (A.  u.  d.  T. : Forschungen  zur  deutschen  Landes-  und 
Volkskunde,  hrsg.  von  (Prof.)  A.  Kirchhoff,  Bd.  VII,  Heft  1) 

Röhrs,  Pr.,  Die  Bevölkerungsbewegung  und  die  sittlichen  Verhältnisse  bei  indus- 
trieller und  landwirtschaftlicher  Bevölkerung.  Halle  a.  $.,  Druck  von  W.  A.  Röhrs  in 
Northeim,  1892.  8.  66  SS.  mit  15  statistischen  Tabellen.  (Promotionsschrift.) 

Wasner,  G.,  Ueber  Siedelungen  der  Neger.  Insterburg,  K.  Wilhelmi , 1891.  8. 

55  SS.  (Königsberger  Promotionsschrift.) 


Galens,  G.,  Marche  de  la  colonisation  algerienne  depuis  la  conquute:  ce  qu’on 
a fn.lt,  ce  qu’on  devait  faire,  ce  qu'on  pourrait  encore  faire.  Alger,  impr.  Fontane  & Cla , 
1892.  8.  47  pag.  fr.  0,75. 

Dictionary,  the,  af  Australasian  biography , edited  by  Pb.  Mennell.  London, 
Hutchinson  & C ’,  1892.  crown-8.  cloth.  10/.6.  (Contents  notices  of  eminent  colonists 
from  the  inauguration  of  responsible  governinent  down  to  the  present  time  (1855 — 1892). 

Stevenson,  R.  L.,  A footnote  to  history.  Eight  years  of  trouble  in  Samoa.  Lon- 
don, Cassel),  1892.  crown-8.  330  pp.*  6/. — . 

Morgan  Strachau,  E.,  Italy  as  a field  for  emigration.  Florence , Cooperativa 
printing  association,  1892.  8.  8 pp.  (Reprinted  from  the  ,, National  Review“,  1891.) 

P i j t ter s en  , Tz.,  Door  eeu  rooden  draad  verbonden.  Armverzorgiug  — emigratie  — 
Suriname. ’s  Hage,  M.  van  der  Beek,  1892.  gr.  8.  57  blz  fl.  0,50. 

4-  Bergbau,  Land-  und  Forztwirtichaft  Fiachereiweaen 

Jahrbuch  der  königlich  preußischen  geologischen  Landesanstalt  und  Bergakademie 
zu  Berlin  für  das  Jahr  1890.  Band  XI.  Berlin,  8.  Schropp’sche  iloflandkartenhandlung, 
1892  Roy.-8.  CXXXIV— 127  SS.  mit  Porträt  und  20  Tafeln. 

Jahresbericht  des  oberschlesischen  Knappschaftsvereins  für  das  Jahr  1891. 
Kattowitz  (O.-Schl  ),  Druck  von  Gebr.  Böhm,  1892.  4.  54  SS. 

Mueller,  Otto  (aus  Riga),  Die  livländische  Agrargesetzgebung.  Halle  a./S.(  Druck 
der  Waiaenhaasbuchdruckerei,  1892.  8.  IV — 108  SS.  (Promotionsschrift.) 

Rudel,  R-,  Ist  die  Pferdezucht  Ostpreufsens  auf  dem  richtigen  Wege?  Hie  Bauer- 
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hie  Rennpferd ! Eine  Frage  und  Antwort  für  die  Landwirte  des  Ostens.  Leipzig,  A.  Jahoke, 
1892.  8.  32  SS  M.  0,60. 

Semler,  H.,  Die  tropische  Agrikultur.  Ein  Handbuch  für  Pflanzer  und  Kaufleute. 
Baud  IV,  I.  Hälfte.  Wismar,  Hinstorff,  1892.  gr.  8.  VIII  — 392  SS.  mit  in  den  Text 
gedr.  Abbildungen.  M.  9.  — . (Inhalt:  Die  Reben-  und  Rosinenkultur.  — Die  tropischen 
Früchte.  — ) 

v.  Thuemen,  N.  (Frh.),  Die  Goldquelle  in  der  Landwirtschaft  oder  die  rationelle 
Oekonomie  des  Stickstoffs  bei  der  Düngung  der  landwirtschaftlichen  Nutzpflanzen  als 
wichtigstes  Mittel  zur  Steigerung  der  Roh-  und  Reinerträge.  2.  Auflage.  Berlin-Cbar- 
lottenburg,  Expedition  des  „Deutschen  Landwirt“,  1892.  8.  VIII — 78  SS.  M.  1. — . 

Dil  mann,  M.,  Düngungs  Theorie  und  Praxis  gegen  Ende  des  19.  Jahrhunderts. 
Hamburg,  Lucas  Gr&fe  & Sillem,  1892.  8.  60  SS.  M I. — . 

Verzeichnis  der  im  Oberbergamtsbezirk  Breslau  im  Jahre  1892  betriebenen 
Bergwerke  und  ihre  Schächte.  Kattowitz , Verlag  der  Expedition  der  Zeitschrift  des 
Oberschlesiscben  Berg-  und  Hüttenmännischen  Vereins,  1892.  4.  48  SS.  einschl.  einer 

Zusammenstellung  der  Jahresförderung  von  1891. 

de  Camb  o urg,  P , La  culture  du  caft  au  Mexique.  Paris,  impr.  Alcan-Levv. 
1892.  8.  8 pag.  (Extrait  du  Bulletin  de  la  Socftö  des  Stüdes  coloniales.) 

Congres  international  d’agriculture,  tenu  u La  Haye  du  7 au  13  septembre  1891, 
faisant  suite  k celui  de  Paris  en  1889  Compte-rendu.  Tome  I & II.  La  Haye,  Belin- 
fante  frferes,  1892.  gr.  in-8.  406  et  437  pag.  fr.  10.—  . (Table  des  matikres : Tomei: 
Proc&s-verbaux  des  scances  des  sections.  Compte  rendu  des  s£ances  generales.  — Tome  II : 
Resolution»  et  voeux  du  congrfes  Rapports  pr£liminaires : Sur  l'enseignement  agricole  en 
France,  par  E.  Tisserand.  La  räpression  de  la  falsificatiou  des  engrais,  par  Ad.  Mayer. 
Crldit  agricole,  par  ’sJacob.  Organisation  legislative  de»  associations  cooperatives  agricole». 
par  Tardit.  Crldit  agricole  en  Dänemark,  par  Hertel.  Le  payement  du  lait  selon  la 
qualite,  par  B.  Böggild.  De  l’41evage  des  betes  k lait  en  Dänemark  et  a Tetranger,  par 
H.  Goldschmidt  Production  des  betteraves,  par  O.  Pitsch.  Drainage  et  irrigation  arti- 
ficielle  ; desstahement  des  polders,  par  J.  de  Koning.  Projet  de  loi  de  »ecours  aux 
entreprises  de  rauaux  et  rlservoirs  d’irrigation,  par  A.  de  Llaurado.  Emploi  des  matitres 
ftaales  et  des  eaux  d’egout  des  grandes  villes,  par  L.  Massen.  Rapports  entre  )e  pro- 
prf  taire  et  l'exploitant  du  soi.  Contrats  de  bail  k ferme  et  de  nftayage,  par  J.  Blnard. 
Transport  h bon  marche  des  denr^es  agricoles,  par  J.  Bake.  Nationalisation  du  sol,  par 
J.  Stoffel  et  B.  Martiny.  Protection  de»  animaux  utiles,  destruction  des  animaux  et 
cryptogames  uuisibles,  par  E Oustalet,  J Ritsema,  P.  Sorauer.  etc.  Travail  des  enfants 
dans  les  Campagne»,  par  A.  Paisant.  — etc.) 

Gilbert  (avocat  ä la  Cour  de  Paris),  Les  salines  de  Touques-Caen , Delesques, 
1891.  8.  23  pag.  et  plan.  (Extrait  du  „Bulletin  de  le  Sooft*'  des  antiquaires  de 
Normandie*',  tome  XV.) 

Thi<ry,  E.  (prof.  k l’Ecole  nationale  forestifcre),  Etüde  sur  lea  petits  chemins  de 
fer  forestiers  Nancy,  impr.  Berger- Levrault  & CJ« , 1892.  8 128  pag.  avec  figures  et 

planches.  (Extrait  du  Bulletin  de  la  Soci£t£  industrielle  de  l'Est.) 

Breadstuffs  in  Latin  Americn.  Compiled  from  official  returns  to  October  1, 
1891.  Washington,  Government  Printing  Office,  1892.  gr.  in-8.  92  pp.  (Bulletin 

N*  35,  publisbed  by  the  Bureau  of  the  American  Republics,  March  1892.) 

Wallace,  R,  Indian  agriculture.  Edinburgh,  Oliver  Boyd,  1892.  8.  370  pp. 

with  maps,  plates  and  other  illustrations.  21/. — . 

Bright,  T.  (Surveyor),  The  agricultural  valuer's  as&istant.  A practica!  bandbook 
on  the  valuation  of  landed  estates.  2°d  edition,  revised  and  enlarged.  London,  Crosby 
Lockwood  & Son,  1892.  crown-8,  cloth.  6/. — . 

5.  Gewerbe  und  Industrie. 

Cohn,  Th.  (Gerichtsassessor,  Danxig),  Das  Handels-  und  Genossenscbaftsregister» 
Systematische  Darstellung  des  Verfahrens  in  Handels-,  Zeichen-,  Muster-  und  Genossen- 
schaftsregistersachen  in  Theorie  und  Praxis  mit  Mustern.  Berlin,  C.  Heymann,  1892. 
gr.  8 XVI— 384  SS.  M.  7,50. 

Ebert,  L.  und  R.  Hoffmeyer  (Kellner),  Das  Trinkgeld  und  die  wirtschaftliche 
Lage  der  Kellner  und  Berufsgenoasen.  Eine  Aufklärungs-,  Agitations-  und  Antwortschrift 
zu  der  vom  (Pfarrer)  Schmidt  herausgegebeoen  Broschüre : „Des  Kellners  Weh  und  Wohl.** 
Berlin,  O.  Harnisch,  1892.  gr.  8.  48  SS.  M.  0.40. 
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N i e s p e r ■ Meyer  (Patentanwalt,  Basel),  Der  Schutz  des  industriellen  Eigentums 
in  der  Schweis  und  im  Deutschen  Reich.  Systematisch  geordnete  Sammlung  der  bezüg- 
lichen neueren  und  neuesten  Gesetze,  Verordnungen,  etc.  Mit  Anmerkungen  vom  Heraus- 
geber. Zürich,  Orell  Füssli,  1892.  8.  VI— 186  SS.  M 3,60. 

Schenck,  F.  (Anwalt  des  allgem.  Verbandes  der  deutschen  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften), Jahresbericht  für  1891  Uber  die  auf  Selbsthilfe  gegründeten 
deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften.  Leipzig,  J.  Klinkhardt,  1892. 
Roy.-folio.  XXII— 132  83  M.  12— 

v.  Schicker  (k.  württ.  ORegR.),  Die  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich  in 
ihrer  Gestaltung  nach  dem  Erlafs  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1891  mit  Erläuterungen  und 
den  Ausführungsvorschriften  des  Reichs  und  Württembergs.  3.  Aufl.  Stuttgart , W. 
Kohlharamer,  1892.  8.  X— 788  88.  M.  9-—. 

v.  Weigelsperg,  Bela,  Kompendium  der  auf  das  Gewerbewesen  bezugnehmenden 
Gesetze,  Verordnungen  und  sonstigen  Vorschriften.  3.  erweiterte  Aufl.  Wien,  Manz,  1892. 
gr.  8 XII— 742  n.  94  u.  IV— 72  88.  M 12.— 

Fra  ekel,  A.,  Carteller.  Nutidens  »torindustrielle  sammenslutninger.  Kopenhagen, 
Saimonsen,  1892.  8.  kr.  2,60. 

Gibbons,  D.,  Labour  contracts  : a populär  lmndbook  on  the  law  of  contracts  for 
works  and  Services.  4*1»  edition,  revised , with  appcndix  of  Statutes  by  T.  F.  Uttley 
(Solicitor.)  London,  Crosby  Lockwood  & Son,  1892.  12,  cloth. 

So  me  Industries  of  East  London  working  girls.  London,  T.  V.  Wood,  1892. 

8.  1/.— 

8.  Handel  und  Verkehr. 

Batscb  (Vizeadmiral),  Deutsch’  See-Gras.  Ein  Stück  Reichsgescbichte.  Berlin, 
Gebr.  Paetel,  1892  Koy.-8.  VIII — 448  33.  M.  10. — . (Inhalt:  Seemacht  und  Flotten- 

frage. — Die  deutsche  Flotte.  — ) 

Bericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Budapest  Uber  die  Verhältnisse  des 
Handels,  der  Gewerbe  und  des  Verkehrswesens  in  ihrem  Bezirke  im  Jahre  1890.  Buda- 
pest, Pester  Buchdruckereiaktiengesellschaft,  1891.  4.  VIII  — 166  38.  Uebersetzuug  aus 

dem  Ungarischen.  (Erstattet  an  den  kgl  ungarischen  Handelsminister.) 

Bericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Dresden,  1891.  Dresden,  Druck 
von  C.  Heinrich,  1892.  Roy.-8.  X— 262  S8. 

Bericht  der  Handelskammer  zu  Lübeck  über  das  Jahr  1891.  Erstattet  im  Juni 
1892.  Lübeck,  Druck  von  H.  G.  Ratbgens,  1892.  gr.  8.  194  88.  mit  2 Anlagen  und 

1 graphischen  Darstellung  der  Kursnotierungen  in  St  Petersburg  auf  Hamburg  für  3 
Monatswechsel  in  den  Jahren  1876 — 91.  in  gr.  quer-folio. 

Bericht,  wirtschaftlicher,  der  Handels-  und  Gewerbekammer  für  Niederbayern  1891. 
Passau,  Kepplersche  Buchdruckerei,  1892.  gr  8.  115  SS. 

Bericht  über  die  Industrie,  den  Handel  und  die  Verkehrsverhältnisse  in  Nieder- 
osterreich  während  des  Jahres  1891.  An  das  k.  k.  Handelsministerium  erstattet  von  der 
Handels-  und  Gewerbekammer  in  Wien.  Wien,  Verlag  der  Kammer,  1892.  gr.  8. 
XXXI — 676  SS.  (Aus  dem  Inhalte : Marken-,  Master-  und  Modellschutz.  — Geld-  und 
Kreditwesen.  — Versicherungswesen.  — Lagerhausverkehr.  — Rechtspflege  (Handels- 
und Böraenschiedsgerichte).  — Gewerblicher  und  kommerzieller  Unterricht.  — Das  Asso- 
ziationswesen Niederösterreichs  im  Jahre  1891.  Die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
»chaften  Nieder  Österreichs  im  besonderen  — Uebersicht  sämtlicher  mit  einer  Erwerbsteuer 
bemessenen  Gewerbe,  — ) 

van  der  Borght,  R.  (Sekretär  der  Handelskammer,  Köln).  Die  wirtschaftliche 
Bedeutung  der  Rheinseeschiflfahrt  Heraugegeben  und  mit  einem  Vorwort  versehen  von 
der  Handelskammer  zu  Köln  a.  Rh.  Köln,  P.  Neubner,  1892.  Roy.-8.  VIU — 210  SS. 

M.  3,60. 

Geschäftsbericht,  XX.,  der  Direktion  und  des  Verwaltungsrates  der  Gotthard- 
bahn umfassend  das  Jahr  1891.  Luzern,  Meyersche  Buchdruckerei,  1892.  4.  90  u. 

26  SS.  mit  85  SS.  statistischer  Tabellen  und  graphischer  Darstellung  der  Betrlebsergebnisse 
der  Jahre  1883 — 1891. 

Hüll,  C h.  H.  (aus  Ithaka , Staat  New-York),  Die  deutsche  Reichspacketpost. 
Halle  a./8.  1892.  8.  VIII— 70  38.  (Promotionsschrift.) 

Jacob,  C.,  Der  Leipzig-Elbe-Kanal  und  der  Weg  Über  Torgau.  Torgau,  Fr.  Jacob, 
1892.  gr.  8.  22  SS.  mit  1 Karte.  M.  0,60. 
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Jahresbericht  des  kgl.  Komtnerzkollegiums  zu  Altona  für  1891.  Altona,  Druck 
von  Ktfbner  & Cie , 1892.  Folio.  IV — 46  SS.  (SS.  18 — 46:  statistische  Tabellen.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Bochum  pro  1891.  Bochum,  Druck  von 
Hoppstädtcr  & C1* , 1892.  Folio.  74  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Braunsberg  für  das  Jahr  1891.  Brauns- 
berg, Heyne’sche  Buchdruckerei,  1892.  32  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Stadtkreis  Duisburg  für  1891. 
Duisburg,  gedruckt  bei  M.  Mendelssohn,  1892.  8.  VI— 96  SS.  mit  graphischer  Dar- 

stellung der  Wasserstände  des  Rheins  bei  Duisburg,  1884 — 1891. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  M. -Gladbach  pro  1891.  M. -Gladbach, 
Druck  von  W.  HHtter,  1892.  Folio.  44  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Heidelberg  nebst  der  Stadt 
Eberbach  für  1891.  Heidelberg,  Buchdruckerei  von  A.  Emmerling  & Sohn,  1892.  8. 

VI— 185  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Hildesheim  Über  das  Jahr  1891.  Hildes- 
heim, Druck  von  Gebr.  Gerstenberg,  1892.  8.  IV — 114  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  des  Kreises  Iserlohn  für  das  Jahr  1891. 
Iserlohn,  Buchdruckerei  des  Tageblattes,  1892.  8.  44  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Kiel  für  1891.  Jahrgang  XX.  Kiel, 
Druck  der  „Nord-Ostsee-Zeitung*‘,  1892.  8.  XXII — 124  SS.  und  76  SS.  statistische 

Uebersichten,  darunter  Geschäftsübersichten  der  industriellen  Aktiengesellschaften,  Banken 
und  Sparkassen  des  Kammerbezirks. 

Handelskammer  zu  Kolmar  i.  E.  Geschäftsbericht  für  das  Jahr  1891]92.  Kol- 
mar,  Buchdruckerei  J.  B.  Jung  & ©•*  1892.  Roy.-8.  68  SS  mit  einer  statistischen 
Tabelle  über  die  im  Bezirke  der  Handelskammer  1890/91  betriebenen  wichtigen  Industrie- 
zweige mit  Angabe  der  Ansahl  der  Fabriken  mit  Webstühlen,  der  Spinnereien,  der  An- 
zahl der  Spindeln  etc. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  des  Kreises  Landeshut  für  daa  Jabr  1891. 
Landeshut,  Druck  von  Th.  Schimoneck,  1892-  Folio.  20  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  in  Limburg  a.  d.  Lahn  für  1891.  Lim- 
burg a.  d.  Lahn,  Druck  von  Gebr.  Goerlach,  1892.  8.  38  SS.  mit  statistischer  Tabelle 
in  folio. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Lüneburg  vom  Jahre  1891.  Lüneburg, 
v.  Sternsche  Buchdruckerei,  1892.  Folio.  IV — 25  SS. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  für  Mittelfranken,  1891. 
Nürnberg,  Hofbuchdruckerei  Bieling-Diets,  1892.  gr.  8.  VIII — 207  8S.  mit  einer  inter- 
nationalen Hopfenproduktions-  und  Konsumtabelle  für  die  Jahre  1876 — 9. 

J ahresbericht  der  Handelskammer  za  Mülheim  a.  d.  Ruhr  pro  1891.  Mülheim 
a.  d.  R.,  Bucbdruckerei  E.  Marks,  1892.  4.  60  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Regiernngsbezirk  Münster,  1891. 
Münster  i.  W.,  1892.  gr.  8.  241  SS.  mit  2 statistischen  Uebersichten,  a)  der  inva- 

lidit&ts-  und  Altersversichernngsanstalt  Westfalen  über  Versicherte,  Beitrsgsleistung  und 
Altersrentenempfänger  im  Regbez.  Münster  1891  ; b)  Spar-  nnd  Darlehnskassen  vereine 
im  Verbände  ländlicher  Genossenschaften  der  Provinz  Westfalen,  Regbez.  Münster  1690. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Keufs  für  das  Jahr  1891.  Neufs,  Druck 
von  L.  Schwann,  1892.  8.  32  SS. 

Bericht  der  Handelskammer  für  den  Regbez.  Oppeln  für  das  Jahr  1891.  2 Teile. 

Oppeln,  Druck  von  E.  Raabe,  1892.  8.  33  und  100  SS.  (In  Teil  I:  Lage  und  Gang 

des  Handels  und  der  Gewerbe  in  Oberschlesien  im  Jahre  1891,  in  Teil  II:  statistische 
Tabellen  über  Eisen-,  Zink-  und  Bleierzproduktion,  Hochofen-,  Walzwerks-,  Zinkhütten-, 
Blei-  und  Silberbüttenbetrieb,  etc.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Osnabrück  über  das  Jabr  1891.  Osoa- 
brück,  J.  G.  Kislings  Buchdruckerei,  1892.  8.  VIII — 220  SS.  mit  statistischer  Tabelle 
in  folio. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Amtsbezirk  Pforzheim  für  die  Jahr« 
1890  und  1891.  Pforaheim  , Bucbdruckerei  des  „Pforzheimer  Beobachter“,  1892.  gr.  8. 
180  SS. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Plauen  auf  das  Jahr  1891. 
Teil  I.  Plauen,  Druck  von  M.  Wieprccht,  1892.  gr.  8.  IV— 266  8S.  (SS.  220—257 
enthalten  : Allgemeiner  Charakter  der  wirtschaftlichen  Lage.  — Lebensmittelpreise.  — 
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Ergebnisse  der  Einkommensteuereinschätzung  in  vergleichender  Zusammenstellung  der 
Jahre  1891  nnd  92  für  die  Amtshauptmannschaften  Auerbach,  Oelsnitz,  Plauen,  Schwar- 
teoberg und  Zwickau  nach  Städten  und  Landgemeinden.  — Ergebnisse  der  indirekten 
Besteuerung  im  Kammerbezirk  für  das  Jahr  1891.  — ) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Posen  für  1891.  Posen,  Hofbuchdruckerei 
W.  Decker  & C‘«,  1892.  gr.  8.  VIII— 185  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Saarbrücken  für  1891.  Saarbrücken, 
Druck  von  Gebr.  Hofer,  1892.  4.  73  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Schweidnitz  umfassend  die  Kreise  Selchen- 
bach, Schweidnitz,  Striegan  und  Waldenburg  für  das  Jahr  1891.  2 Teile.  8chweidnitz, 

Buch-  und  Steindruckerei  von  C.  Boy,  1892.  Folio.  60  u.  65  SS.  (Teil  11  enthält  ein 
vollständige»  Verzeichnis  der  im  Bezirk  der  Kammer  handelsgerichtlich  protokollierten 
Firmen.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Solingen  pro  1891.  Solingen 
1892.  Folio.  84  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Stolberg  (Rheinland)  für  1891.  Aachen, 
Druck  von  C.  H.  Georgi,  1892.  Folio.  21  SS. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  für  Unterfranken  und  Aschaffen- 
burg, 1890/91.  Würzburg,  Universit&tsdruckerei  von  H.  Stürtz,  1892.  8.  VIII — 227  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  W'esel  mit  den  Wahlbezirken  Wesel, 
Emmerich  und  Bocholt  für  das  Jahr  1891.  Jahrgang  LIV.  Wesel,  Romensche  Buch- 
druckerei, 1892.  8.  94  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Wiesbaden  für  1891.  Wiesbaden,  Druck 
von  R.  Bechtold  & C1*,  1892.  8.  VII — 153  SS.  und  einem  Anhang  statistischer  Ta- 

bellen, darunter  Uebersicht  der  Weinernte  im  Regbez.  Wiesbaden  für  das  Jahr  1891  in 
gröfst  imp.-folio. 

Jahresberichte  der  Handels-  nnd  Gewerbekammern  in  Württemberg  für  das 
Jahr  1891.  Systematisch  zasammengestelit , veröffentlicht  and  mit  einem  Anhang  ver- 
sehen von  der  kgl.  Centralstelle  für  Gewerbe  und  Handel.  Stuttgart , Hofbuchdruckerei 
zu  Gattenberg,  1892.  Lex. *8.  XVI — 310  SS. 

Metzer  Handelskammer.  Jahresbericht  über  ihre  Thitigkeit  vom  1.  April  1891 
bis  31.  März  1892.  (Deutscher  und  französischer  Text)  Metz,  Buchdruckerei  A.  Bdia, 
1892.  gr.  8.  72  u.  74  SS.  einschl.  mehrerer  statistischer  Tabellen. 

Uebersichten,  tabellarische,  des  Hamburgischen  Handels  im  Jahre  1891,  zu- 
s&mmengestellt  von  dem  handelsstatistischen  Büreau.  Hamburg,  Druck  von  Schröder  & 
Jeve,  1892.  Imp.-4.  78  u.  104  u.  138  u.  23  SS.  (Inhalt:  Seeschiffahrt.  — Flufsachiff- 

fahrt.  — Wareneinfuhr.  — Warenausfuhr.  — Seeversicherungen.  — Auswandererbeförde- 
rung über  Hamburg.  — Banken,  Wechsel-  und  Geldverkehr  ) 

Uebersichten,  tabellarische,  des  Lübeckischen  Handels  im  Jahre  1891.  Zusam- 
mengestellt  im  Büreau  der  Handelskammer.  Lübeck,  E.  Schmersahl,  1892.  Roy. -4. 
X— 147  SS. 


Flamache  (ingenieur  des  chemins  de  fer  de  l’Etat  beige),  Huberti  et  Stdvart 
(professeurs  k l’universitl  der  Bruxelles),  Traitä  d’eiploiUtion  des  chemins  de  fer.  Tome  111  s 
Matlriel  roulant.  Liege,  Cb.  A.  Desoer,  1892.  8.  VIII — 178  pag.  et  XXIV  planches. 

fr.  20.—. 

Stick  ney,  A.  B.,  The  railway  problem.  St.  Paul  (Minnesota)  D.  D.  Merrill  C°, 
1891.  8.  VII — 250  pp.  with  many  illustrative  diagrams,  clotb.  12/.6.  (Contents:  Era 
of  coostruction.  — Method  of  railway  management.  — Effects  of  discrimination  — 
Competitiou.  — How  tariffs  grew.  — Competitive  tariffs.  — Railway  passe».” — Fairness 
of  legal  rate».  — A legislative  dialogue.  — Struggle  of  the  managers.  — Fundamental 
principles.  — The  Senate  Committee.  The  interstate  Commerce  Act.  — Fixing  the  rate». 
— Discrimination  of  parallel  railway».  — Railway»  are  agents  of  the  State.  — Railway» 
as  common  carriers.  — Making  Standard  average  rates.  — Watered  Stocks.  — The  stock 
exebange.  — Enforcing  the  rates.  — State  of  nation.  — Concluding  reflections.  — etc.) 

S w e y »’  Neörlands  vloot  en  reederijen.  Alphabetisch  opgemaakt  door  N.  J.  de 
Vries,  1892.  35»  jaargang.  Rotterdam,  P.  M.  Bazendijk  , 1892.  12.  45  & 228  bl*, 

fl.  0,90. 

Camera  di  commerdo  ed  arti  di  Genova : resoconto  statbtico  del  commercio  e 
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della  navigaaione  di  Oenovs,  anno  1890  e confronto  col  1889.  Genova,  tip.  P.  Psllss 
fu  L„  1891.  4.  XVII— 171  pp 

Necessitk  di  rendere.  Roma  porto  di  mare  e ricerca  sul  modo  meno  costoso  per 
conseguire  l'intento.  Torino,  fratelli  bocca,  1892.  8.  76  pp.  con  tavola. 

7.  Fin&nsweien. 

Thor sch,  Otto,  Materialien  zu  einer  Geschiohte  der  österreichi- 
schen Staatsschulden  vor  dem  XVIII.  Jahrhundert.  (Ioaugural-Disaertation.) 
Greifswald,  1891.  117  8S. 

Arbeiten,  welohe,  wie  die  vorliegende,  deu  Zweck  verfolgen,  Einblieke 
in  die  Finanzwirtsehaft  eines  europäischen  Grofsstaates  während  der  Zeit 
des  Werdens  und  der  Ausbildung  desselben  zu  gewähren,  mttsseo  stets 
willkommen  geheifsen  werden.  Auf  diesem  Gebiete  ist  noch  so  viel  zu 
thun,  dafs  jeder  Versuch,  unsere  dürftige  Kenntnis  dieses  Gebiets  der  Wirt- 
schaftgeschichte zu  vermehren,  von  vornherein  als  ein  erspriefsliches 
Unternehmen  erscheint.  Freilich  sind  die  Schwierigkeiten,  die  jedem  der- 
artigen Versuche  entgegenstehen,  sehr  grofs.  Und  sie  sind  nirgends 
gröfser  als  in  Oesterreich,  wo  zu  den  sonstigen  Hindernissen,  mit  denen 
eine  solche  Arbeit  stets  zu  kämpfen  hat,  auch  noch  die  Verschiedenheit 
der  Sprachen  in  den  einzelnen  Territorien,  aus  welchen  dieses  ßeich  ent- 
standen ist,  hinzutritt.  Solange  nicht  zahlreiche,  sich  mit  der  Entwicke- 
lung dieser  einzelnen  Territorien  befassende  Vorarbeiten  vorliegen,  dürfte 
die  Herstellung  einer  vollständigen  Geschichte  nicht  nar  der  Finanzwirt. 
schaft  des  alten  Oesterreichs  im  Ganzen,  sondern  auch  nur  seines  StaaU- 
schuldenwetens  allein  wohl  die  Kräfte  eines  Einzelnen  übersteigen.  Dsr 
Einzelne  kann  auf  diesem  Gebiete  derzeit  wohl  kaum  mehr  leisten  all 
die  Beibringung  von  Bausteinen  für  eine  künftige  Finanzgeschichte  Oester- 
reichs. 

Diesem  Zwecke  dient  nun,  wie  schon  der  Titel  besagt,  auch  die  vor- 
liegende Schrift.  Sie  zeugt  von  ebenso  viel  Fleifs  als  Verständnis  der 
Aufgabe,  um  deren  Lösung  es  sich  handelt.  Der  Verfasser  hat  von  dem 
Zeitpunkte  des  Beginnes  der  Grofsmaehtstcllang  des  Habsburgischen  Be- 
sitzes an  — also  seit  der  Zeit  Karls  V.  und  Ferdinands  I.  — eine  Mengt1 
Notizen  zusammengetragen,  welche  ein  anschauliches  Bild  der  Methode 
liefern,  nach  welcher  im  XVI.  und  XVII.  Jahrhunderte  bei  der  Deckung 
des  ewigen  Defizits  im  Haushalte  des  Landesherm  — der  ja  damals 
mit  dem  des  Staates  untrennbar  Zusammenhang  — vorgegangen  wurde. 
Es  ist  ein  ununterbrochener  Kampf  mit  finanzieller  Misere,  der  uns  hier 
vorgeführt  wird.  Nicht  genug,  dafs  der  Laudesherr  selbst  ganz  kleine 
Darlehen  — von  200  fl.  und  nooh  weniger  — nicht  verschmähte ; oft 
genug  sah  er  sich  nooh  genötigt,  zu  deD  armseligsten  Kniffen  in  Ver- 
legenheit befindlicher  Schuldner  zu  greifen,  um  die  drängenden  Gläubiger  zu 
beschwichtigen.  Dafs  er  dabei , wie  alle  schlechten  Schuldner,  in  vielen 
Fällen  schändlich  bewuchert  wurde  und  sich  noch  obendrein  häufig  die 
ärgeten  Demütigungen  seitens  der  Geldgeber  und  sonstigen  Gläubiger  ge- 
fallen lassen  mnfste,  ist  begreiflich.  Im  Verhältnisse  zu  den  kleinliches 
Mitteln,  mit  welchen  die  Staatewirtschaft  jener  Zeiten  gröfstenteila  arbei- 
tete, erscheinen  die  Transaktionen  mit  den  Fugger  und  Oppenheimer  — 
deu  Vorläufern  Anselm  Rothschilds  als  Bankiers  des  österreichisches 
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Staates  — noch  als  Leistungen  einer  in  grofsem  Stile  angelegten  Finanz- 
politik, Mit  dem  im  Jahre  1708  erfolgten  Sturze  des  Hauses  Oppen- 
heimer — es  ist  für  die  Situation  des  Staates  in  jener  Zeit  charakteristisch, 
dafs  diese  Katastrophe  (von  weloher  das  genannte  Haus  allerdings  nicht 
ganz  unverdient  ereilt  worden  ist)  hauptsächlich  durch  die  Unrealisierbar- 
keit von  Forderungen  an  den  Staat  verursacht  wurde  — und  der  sich 
hieran  anschliefsenden  Schaffung  der  Girobank  des  Abbate  Norbis  schliefst 
die  TborBoh’sche  Darstellung,  im  Leser  ein  Gefühl  der  Verwunderung  dar- 
über hinterlassend,  wie  es  dem  Hause  Habsbnrg  bei  all  der  geschilderten  Fi- 
nanznot in  dem  behandelten  Zeiträume  möglich  war,  seine  Grofsmaohts- 
politik  nach  mancherlei  Rückschlägen  zuletzt  dooh  mit  einem  welthisto- 
rischen Erfolge  — dem  Sturze  der  Türkenmacht  — zu  krönen.  Um  so 
leichter  begreiflich  wird  manche  Schwäche  dieser  Politik, 

Hinsichtlioh  der  späteren  Zeit  verweist  der  Verfasser  auf  das  grofse 
Werk  v.  Mensis  über  die  Finanzen  Oeaterreiohs  von  1701 — 1740.  Die 
vorliegende  Sohrift  kann  ohne  weiteres  als  eine  Einleitung  zu  diesem 
Werke  dienen.  Sie  kann  jedem,  der  sich  für  das  darin  behandelte  Thema 
interessiert,  angelegentlichst  empfohlen  werden. 

Wien.  v.  Lesigang. 

Adams,  J.  Q u i n c y , Die  Gebäude-  und  Mietssteuer  in  Oesterreich  nebst  einer 
Vergleichung  derselben  mit  der  preußischen,  italienischen  und  französischen  Besteuerung. 
Halle  a/S.,  Hofbuchdruckerei  Kaemmerer  & C#,  1892.  8.  XII — 74  SS.  (Promotions* 

achrilt.) 

v.  Eynern,  E.,  Kritische  Betrachtungen  zur  Reform  der  Kommunalsteuern.  Elber- 
feld, S.  Lucas,  1892.  8.  25  88.  M.  0,25  (Aus  „Elberfelder  Zeitung“.) 

Hummel,  R.  K.  J.,  Die  Mainzölle  von  Wertheim  bis  Münz  bis  zum  Ausgange 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Zollverhältnisse  von 
Frankfurt  a/M.  Trier,  Lintzsche  Buchdruckerei,  1892.  8.  46  SS.  (Bonner  Promotions- 
schrift.) 

Kühnemann,  E.,  Die  Stempel-  und  Erbschaftssteuer  mit  Einschluß  der  Reichs- 
stempelabgabe  in  Preufsen.  Erläutert  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Provinz  Hanno- 
ver. 3.  mit  Nachträgen  vermehrte  Auflage.  Hannover,  C.  Meyer,  1892.  gr.  8.  X — 
563  SS.  M.  12.—. 

Mohr,  Martin,  Die  Finanzverwaltung  der  Grafschaft  Luxemburg  im  Beginn  des 
14.  Jahrhunderts.  Auf  Grand  des  Urbars  aus  den  Jahren  1306 — 1317.  Jena,  G.  Fischer, 
1892.  gr.  8.  VIII — 64  8S.  M.  2. — . (A.  u.  d.  T. : Staatswissenschaftliche  Studien.  In 
Verbindung  mit  genannten  Autoren  herausgegeben  von  (Prof.)  L.  Elster , Band  IV, 
Heft  3.) 

Ti  schert,  G.,  Die  moderne  staatliche  Ertrags-  und  Einkommenbesteuerung  in 
Preufsen,  Oesterreich  und  Baden.  Berlin,  Buchdruckerei  von  G.  Schade,  1892.  8. 

32  SS.  (Berliner  Promotionsschrift.) 

A n n u a i r e general  des  finances,  publie  d'apres  les  documents  officiels  sous  les 
auspicea  du  Ministers  des  finauces  IHWnw  ann4e : 1892/93  Paris  et  Nancy,  Berger- 
Levrau It  & C*«f  1892  , l«raofit,  VI — 444  pag.  fr.  6. — - (Sommaire:  Prösidence  et 

grands  corps  de  l'Etat.  — Ministöre  des  finances.  — Administrations  döpartementales  : 
Tresoriers-payeura  göndraux  et  recevenrs  particuliers  en  France  (Tableaux  synoptiques 
des  träsoreries  gönörales  et  des  recettez  particul ihres).  Tr&orerles  d’Afrique  et  des  colonies. 
Träsorerie  et  postes  aux  armöes.  Renseignements  sur  le  Service  des  perceptions.  Nomen- 
clature  des  döpartements  avec  iudicetion  du  personnel  adminiatradf  de  tonte  eatögorie, 
de»  trcsoreries  generales  et  recettes  particuliöres  avec  leurs  bnreaux  et  des  perceptions 
avec  leurs  revenus.  — etc.) 

Etüde  sur  les  finances  tunisiennes.  Paris,  imprim.  T6qui,  1892.  in-plano  pli4  en 
brochure  iy  8.  fr.  3. — . 

Dritte  Folfo  Bd.  IV  (L1X).  42 
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Pitoo  , C.,  Les  Lombards  en  France  et  h Paris.  Paris , C.  Champion , 1892.  8. 
fr.  8. — . („Ce  livre  est  des  plus  curieuz  pour  Thistoire  financifere  du  moyen  äge  On 
trouve  des  familles  entifcres  de  Lombards  dans  le  midi  de  la  France,  k Cabors,  Montauben, 
Marseille,  mais  c'est  surtout  ä Paris  que  leur  importance  fut  considörable.“) 

Benjamin,  J.  P.,  Treatise  on  the  law  of  saleof  personal  property;  with  reference  to 
he  American  decisions  and  to  the  French  code  and  civil  law.  6*h  American  edition,  with 
notes  by  E.  H.  and  S.  C.  Bennett.  Boston,  Houghton,  Mifflin  4 C°,  1892.  8.  1065  pp. 
* 

Seligmau,  Edwin  R.  A.  (Prof,  of  politlcal  economy  and  finance  in  Columbia 
College),  On  the  shifting  and  incidence  of  tazation.  Baltimore,  1892.  8.  191  pp.  $ i — • 
(Pubiications  of  the  American  Economic  Association,  Vol.  7,  No*  2 and  S.  Contents  a 
detailed  bistory  of  the  doctriue,  etc.) 

W e t tot  heffing  eener  vermogensbelasting.  Met  inleiding  eu  aanteekeningen  door 
C.  v.  Haren.  Aflevering  1.  Groningen,  J.  B.  Wolters,  1892.  gr.  8.  32  bla.  fl.  0,25. 

Piernas  y Hurtado,  J.  (prof.,  Madrid),  Tratado  de  bacienda  publica  y examea 
de  la  espähola.  4 ediz.  2 vols.  Madrid  1891.  8.  (Der  1.  Teil  dieses  Lehrbuchs  der  Finani- 
wissenschaft  ist  allgemein  und  theoretisch  gehalten,  der  II.  spezielle  Teil  bezieht  sich  auf 
Spanien  und  in  einem  Appendix  auf  dessen  Kolonien.) 

8.  Geld*,  Bank-  and  Kreditwesen.  Versicherungswesen. 

Entwurf  des  Statuts  einer  Betriebsfabrikkrankenkasse.  Nach  dem  Krankenver- 
Sicherungsgesetz  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  10.  April  1892.  Berlin,  Siemenruth 
& Worms,  1892.  gr.  8.  32  SS.  M.  0,60. 

Handbuch  der  bayerischen,  württcmbergischen  und  badischen  Aktiengesellschaften. 
Jahrgang  X (1892/93.)  Mit  Anhang:  „Die  bayerischen  Staats-  und  Kommunalanleilien.“ 
MQnchen,  J.  Roth,  1892.  gr.  8.  356  SS.  M.  5. — . 

Haupt,  O.,  Gold,  Silber  und  die  Valutaherstellung.  Wien,  Fr.  Beck,  1892.  gr.  8. 
X — 60  SS.  M.  1.— . 

Munk  (LandgerR.),  Mifsbrftuche  an  den  Bärten.  Gutachten.  Berlin,  C.  Heymann, 
1892  gr.  8 III—  58  SS.  M.  1.—. 

Marinitsch,  O.,  La  bourse  thlorique  et  pratique.  Paria,  Ollendorff,  1892.  8. 
324  pag.  avec  8 dessins  de  V.  Morland  et  un  numero  de  la  „Cote  officielle**.  fr.  8,50. 
(Table  des  matiferes : Les  valeurs  mobileres.  — Les  achats-ventes  au  comptant  et  k 
terme.  — Des  reports  et  combinalsons.  — Le  monde  flnaucier.  — Lea  affaires  de 
bourse.  — ) 

Moire  au,  A.  (Redacteur  en  cbef  du  „Messager  de  Paris1*),  La  Ranque  de  France, 
prorogation  du  privil&ge  ; le  credit  foncier,  la  caisse  des  depdis  et  consignations.  Paris, 
Perrin  & O,  1892.  16.  fr.  3,50. 

Rousselet,  A.,  Lea  secours  publica  en  caa  d'accidents.  Clermont,  impr.  Dsiz 
frires,  1892.  8.  116  pag. 

Skarzynaki,  S.,  Le  bim£tallisme  trait  d'uniou  international.  Paria,  Guillaumm 
k O*  , 1892.  8.  109  pag. 

Hjelt,  A.  (Statistiker  des  Arbeiterversicherungskomiteoe),  Sjuk-,  begrafnings-  och 
pensiouskassor  fcir  arbetare  och  handtverkare  i Finland.  Statistisk  undersäkning.  Hel- 
singfora, Weilin  k Gööa,  1891.  Roy.-8.  VI — 121  u.  116  SS.  ArbetarförsikringkomiUns 

bet&nkande,  I.  (Kranken-,  Sterbe-  und  Altersversorgungskassenatatistik  fiir  Arbeiter  und 
Handwerker  in  Finland.) 

Ferraris,  C.  F.  (prof.),  Princlpi  di  scienza  bancaria.  Milano,  U.  Hoepli,  1892. 
8.  XI— 445  pp.  1.  6,50.  (Sommario:  11  credito  in  generale.  — Gli  i&tituti  di  credito 
in  generale.  — I sistemi  del  credito  e degli  istituti  di  credito.  — ) 

9.  Soziale  Frage. 

Bericht  über  die  Verhältnisse  der  Kinderwelt  in  der  Arbeiterbevölkerung  Berlins. 
Berlin,  Druck  von  Trowitzsch  & Sohn,  1892.  8.  7 SS.  (Veröffentlichung  des  evsng. 

Erziehungsvereins  zur  Rettung  sittlich  gefährdeter  Kinder.) 

Doergens,  R.  (Prof.  u.  z.  Z.  Rektor  der  kgl.  technischen  Hochschule  au  Berlin), 
Ueber  die  Ursachen  der  heutigen  sozialen  Mifsstände.  Berlin,  Buchdruckerei  von  Denier 
k Nicolas,  1892.  4.  22  88.  (Rede  zur  Feier  des  26.  1.  1892.) 

Engels,  Pr.,  Die  Lage  der  arbeitenden  Klasse  in  England.  Nach  eigener  An- 
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schauung  und  authentischen  Quellen.  2.  durehgesebene  Auflage.  Stuttgart,  Diets,  1892.  8. 
XXXII — 300  88.  mit  Plan  von  Manchester.  M.  2. — . (A.  u.  d.  T. : Internationale 

Bibliothek,  Band  14.) 

Fleischmann,  O,  Die  vorige  und  die  kommende  Revolution.  Eine  Vorlesung 
aus  Anlafs  des  französischen  Revolutionsjubiläums  dem  deutschen  Volke  gehalten.  Kaisers- 
Untern,  Tascher,  1892.  8.  VIII— 264  SS.  M.  2,80. 

Lern  kühl,  A.  (Priester  der  Gesellschaft  Jesu),  Die  soziale  Not  und  der  kirchliche 
Einflurs.  Freiburg  I.  B.,  Herder,  1892.  8.  IV— 80  S8.  M.  0,70.  (A.  u.  d.  T.:  Die 

soziale  Frage  beleuchtet  durch  die  „Stimmen  aus  Maria-Laach“,  Heft  4.) 

Pachtler,  Michael  (Priester  der  Gesellsch.  Jesu),  Die  Ziele  der  Sozial- 
demokratie und  die  liberalen  Ideen.  Freiburg  i./Br.,  Herder,  1892.  8.  IV — 76  SS. 
M.  0,70.  (A.  u.  d.  T. : Die  soziale  Frage,  beleuchtet  durch  die  „Stimmen  aus  Maria-Laach“ 

Heft  8.) 

Petersdorff,  R.  (Gymnasiallehrer),  Die  sozialen  Gegensätze  und  ihre  Ziele  für 
die  Schule  und  Kirche  beleuchtet.  Strehlen,  E.  Asser,  1892.  gr.  8.  52  SS.  M.  1. — . 

(Aus  dem  Inhalte:  Zusammenstellung  der  Versuche,  die  sozialistischen  Grundsätze  ln  die 
Praxis  umzusetzen  und  der  sich  daraus  ergebenden  Resultate.  — Die  sozialdemokratischen 
Bestrebungen  der  Gegenwart.  — ) 

J 4 h an  - P r4  val,  Anarchie  et  nihilisme.  Paris,  Savine,  1892.  ln-18  jdsus. 

240  pag.  fir.  2. — . 

O*  Squarr,  Flor,  Les  coulisses  de  l’anarcbie.  Paris,  A.  Savine.  in-18  jdsus. 
Avec  facsimilla  de  journaux  et  d’autographes-  fr.  3,50. 

Cathrein,  V.  (Raver.),  Socialism : a chapter  of  the  author's  moral  philosophy ; 
•d.  by  (Rever.)  J.  Conway.  New  York,  Benziger  bros.,  1892.  12.  f 0,76. 

Engels,  Fr,  Socialism,  utopian  and  scientific.  Translated  by  E.  Aveling.  With 
a introduction  specially  composed  for  this  edition  by  the  author.  London,  Swan  Sonnen- 
schein, 1892.  crown-8.  166  pp.  2/.6. 

Truth  about  the  Salvation  Army.  Papers  by  A.  White,  Fr.  Peak,  (Archdeacon) 
Farrar.  London,  Simpkin  & C°,  1892.  8.  59  pp.  /. 0,6. 

A 1 1 i della  Commissione  Reale  per  l’inchiesta  sulle  opere  pie.  Vol.  IX : Appunti 
di  legislazione  e statistica  comparata  sulla  pubblica  beneficenza  in  Francia,  Inghilterra, 
Germania,  Austria  e Svizzera.  Roma,  tipogr.  di  G.  Bertero,  1892.  8.  VI — 109  pp. 

Crippa,  D.,  Terra  e lavoro:  conferenza.  Bergamo,  tip.  Fagnani  & Galeazzi,  1892. 
8.  4 pp.  (Nudeo  socialista  federativo  trevigliese.) 

10.  Gesetzgebung. 

Brinkmann,  H.,  Die  lex  commissaria  beim  Pfandrecht.  Göttingen,  Vandenhoeck 
& Ruprecht,  1892.  gr.  8.  66  88.  (Göttinger  Promotionsschrift) 

Ciuntu,  8.,  Der  Zwangsvergleich  im  Konkurs.  Berlin,  Druck  von  O.  ▼.  Holten, 
1892.  8.  98  SS.  (Berliner  Promotionsschrift.) 

Jacoby,  H.,  Die  KrediterkundigUDg.  Berlin,  J.  Springer,  1891.  8.  76  SS. 

(Inhalt:  Privat-  und  strafrechtliche  Seite  der  Auskunftserteilung.) 

Lentner,  F.  (Prof.),  Bettelunfug  und  Bettelbetrug.  Auf  Grund  des  geltenden  und 
des  im  Entwürfe  vorliegenden  österreichischen  Strafgesetzes  rechtsvergleichend  begutachtet. 
Innsbruck,  Wagner,  1892.  gr.  8.  136  83.  M.  2,40. 

Schneider,  E.  (Kammergerichtsreferendar),  Die  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung  in  ihrer  Beziehung  zur  Aktiengesellschaft  und  neueren  Gewerkschaft.  Ein  Bei- 
trag zur  Entwickelungsgeschichte  des  neuesten  Gesellscbaftarechts.  Göttingen , Vanden- 
hoeck & Ruprecht,  1892.  gr.  8.  75  SS.  (Göttinger  Promotionsschrift.) 


Champcommunal,  J.  (avocat,  docteur  en  droit),  Etüde  sur  la  succession  ab 
Intestat , en  droit  international  privd.  Paris,  Rousseau,  1892.  8-  VII — 679  pag. 

fr.  10.—. 

Cuq  , E.  (prof.  de  droit  romain  ä Bordeaux),  Les  institutions  juridiqnes  des  Romains 
env!sag£es  dans  leurs  rapports  avec  l’6tat  social  et  avec  les  progrfes  de  la  jurisprudence. 
Präface  par  J.  E.  Labbd  (prof.  de  droit  romain  h Paris).  I.  L’ancien  droit.  Paris,  Pion, 
Nourrit  & CI«,  1891.  8.  XXXV— 773  pag. 

Guillouard,  L.  (prof.  k la  facultä  de  droit  de  Caen),  Traitds,  du  pröt,  dn  döpot 
et  du  s£questre  (livre  III,  titres  10  et  11  du  Code  civil).  Paris,  Pedone-Lauriel,  1892. 
8.  fr.  8.—. 

42* 
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Jfese,  G.  (avocat),  Droit  romain:  Le»  lob  agraires  aous  la  Republique  j droit 
fran^ais:  Interpretation  de  l’article  1408  Civ.,  ezamen  critique  de  la  doctrine  et  de  la 
jurbprudence  (th&ae).  Toulouse,  inapr.  Calvet,  1898.  8.  CU — 801  pag. 

Förster,  C.  D.,  A manual  of  the  law  relating  to  small  agricultural  holdings. 
With  small  Holdings  Act,  1892.  London,  Stevens  & Sons,  1898.  crown-8.  2/.6. 

Servants  and  master» : The  law  of  disputes , rights  and  remedies , in  plain  lan- 
guage,  by  a barrister.  London,  H.  Cox,  1892.  8.  48  pp.  1 /. — . 

II.  Staats-  und  Verwaltung  »recht 

Angerburg.  Verwaltungsbericht  pro  1891/92  und  Kreishaushaltsetat  für  die  Zeit 
vom  1.  April  1892  bis  81.  Marx  1893  des  Kreises  Angerburg.  2 Hefte.  Angerburg. 
Druck  von  H.  Priddat,  1892  Polio.  80  und  16  SS. 

Angermünde.  Bericht  über  die  Gemeindeverwaltung  der  Stadt  A.  für  das  Jahr 

1891,  besw.  für  das  Rechnungsjahr  vom  1.  April  1890/91.  Mit  Anhang:  Die  Ortsgesetae 

für  A.  Angermünde,  Druck  von  C.  Windolff,  1898.  gr.  8.  87  SS. 

Bochum.  Bericht  des  Magistrats  über  Verwaltung  und  Stand  der  Gemeindeangelegen- 
heiten Bochums  für  das  Jahr  1890/91  und  Haushaltsplan  für  die  Stadtkasse  pro  1898/95 
etc.  Bochum,  Druck  von  W.  Stumpf,  1892  4.  122  u.  82  SS. 

Bungeroth,  H.,  Der  Simultanstaat.  Seine  Grundlage,  sein  positives  Recht  und 
seine  Entwickelung.  Band  1.  Barmen,  D.  B.  Wiemann,  1892.  kl  8.  XVI  — 186  SS. 
M 2,40  (A.  u.  d.  T. : Der  Ursprung  und  das  Wesen  des  Simultanstaates  nach  philo- 

sophischen Grundsätzen  entwickelt.) 

Charlottenburg  Bericht  über  Verwaltung  und  Stand  der  Gemeindeangelegen- 
lieiten  des  Stadtkreises  Charlottenburg  für  das  Etatsjahr  1890/91.  Cbarlottenburg,  Buch- 
druckerei von  A.  Gerts,  1892.  kl.  4.  152  88. 

Emden.  Etat  der  Einnahme  und  Ausgabe  bei  der  Kämmerei  der  Stadt  Emden 
für  das  Jahr  1892/93.  Emden,  1892  4.  42  SS. 

Grotefend,  G.  A.  (GehRegR.) , Lehrbuch  des  preußischen  Verwaltungsrechts. 
Teil  II.  Berlin,  C.  Habel,  1891  8.  XVI— 880  SS.  M 15,80. 

Kohl,  Horst,  Die  politischen  Reden  des  Fürsten  Bismarck.  Historisch-kritische 
Gesamtausgabe.  Band  II:  1862 — 1865.  Stuttgart,  Cotta,  1892.  gr.  8.  XIV — 426  SS. 
M.  8.—. 

Krefeld.  Bericht  über  die  Gemeindeverwaltung  für  das  Jahr  1890/91.  Krefeld. 
Druck  von  Kramer  & Baum,  1892.  4.  120  SS. 

Lau,  F,  Die  erzbischöflichen  Beamten  in  der  Stadt  Köln  während  des  zwölften 
Jahrhunderts.  Lübeck,  M.  Schmidt,  1891.  8.  90  SS.  (Bonner  Promotionsschrift.) 

Maurenbrecher,  W.,  Gründung  des  Deutschen  Reiches  1869 — 1871.  Leipzig, 
Pfeffer,  1892.  gr.  8.  XVI— 262  SS.  M.  4.—. 

Mühlhausen  i.  Thüringen.  Haushaltsplan  für  die  Verwaltung  der  Stadt  M auf 
das  Jahr  vom  l.IV.  1892  bis  Ende  März  1898.  Mühlhausen , Druck  vou  G.  Danner, 

1892.  4.  46  u.  10  SS. 

Mülheim  a.  d.  Ruhr.  Haushaltspläne  für  das  Jahr  1892/98  und  Mülheimer 
Gemeindeverwaltungsbericht  für  1891/92.  Mülheim  a.  d.  R.,  Druck  von  E.  Marks,  1892. 
kl.  4.  142  SS. 

Nordhausen.  Verwaltungsbericht  des  Magistrats  für  das  Rechnungsjahr  vom 
14.  1891  bis  31.  8.  1892.  Nordbausen,  Druck  von  Th.  Kling,  1892.  4.  84  SS. 

Prenziau.  Bericht  über  Stand  und  Verwaltung  der  Gemein deangelegenheiten  der 
Stadt  P.  für  das  Jahr  1.  April  1890/91.  Prenziau,  Druck  von  C.  Vincent,  1892.  gr.  8. 
38  SS. 

Rechenschaftsbericht  zu  den  Rechnungen  der  städtischen  Kassen  der  Haupt- 
und  Residenzstadt  Karlsruhe  für  das  Jahr  1891.  Karlsruhe,  Buchdruckerei  von  Malsch  & 
Vogel,  1892.  4.  XII— 202  SS. 

Schneller,  H.  (Kammergerichtsreferendar),  Die  staatsrechtliche  Stellung  von  Bos- 
nien und  der  Herzegowina.  Leipzig,  H.  G.  Wallmann,  1892.  gr.  8.  218  SS.  (Berliner 
Promotionaach  rift. ) 

Verhandlungen  des  XDI.  Landtags  der  Provinz  Sachsen  vom  6.  bis  einschliefs- 
lich  15.  März  1892.  Merseburg,  Buchdruckerei  von  A.  Leidholdt,  1892.  4.  X — 1098  SS. 

Zimmermann,  F.  und  C.  Werner,  Urkundenbuch  zur  Geschichte  der  Deutschen 
in  Siebenbürgen.  Band  I:  1191  bis  1842,  Nr  1 bis  582.  Herausgegeben  vom  Aus- 
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schufs  des  Vereins  für  Siebcnbürgische  Landeskunde.  Hennannstadt,  F.  Michaelis,  1892. 
Roy.-8.  XXX— 620  88.  mit  4 Tafeln  Abbildungen.  M.  20  — . 

de  La  Bigne  de  Villeneuve  (prof.  k la  facultl  libre  de  droit  d' Angers), 
Elements  de  droit  constitutionnel  fran^ais.  Paris,  Marchal  & Billard,  1892.  8.  664  pag. 
fr.  8.—. 

Pinard,  E.  (ancien  Ministre  de  l’interieur),  Mon  journal.  Tome  11.  Paris,  E. 
Dentu , 1892.  in*18  j4sus  fr.  3,50.  (Somraaire:  Corps  llgislatif  (1869 — 1870).  — 
L’invasion  (1870 — 1871).  — Sous  la  Räpublique.  — Ma  retraite.  — ) 

Revon,  Michel,  L’arbitrage  international:  son  passe,  son  präsent,  son  avenir. 
Paris,  Rousseau,  1892.  8.  XXIV — 541  pag.  fr.  10. — . 

Essays  on  the  Constitution  of  the  United  States  published  during  its  discussion 
by  the  people,  1787 — 1788,  ed.  by  P.  L.  Ford.  Brooklin,  Historical  printing  club,  1892. 
8.  430  pp.,  cloth.  $ 6. — . (Contents:  The  letters  of  Cassius,  by  J.  Sullivan. — The  letters 
of  Agrippa,  by  J.  Winthrop.  — Replies  to  a Massachusetts  landholder,  by  E.  Gerry.  — 
Letters  of  a landholder,  by  O.  Ellsworth.  — A letter  to  a landbolder,  by  W.  Williams. 
— The  letters  of  a countryman  and  of  a Citizen  of  New  Baven,  by  R.  Sherman.  — The 
letters  of  Cato,  by  G.  Clinton.  — The  letters  of  Caesar,  by  Alexander  Hamilton.  — Tbe 
letters  of  Sydney,  by  R.  Yates.  — Cursory  remarks  on  the  Constitution,  by  H.  H. 
Brackenridge.  — A letter  of  caution , by  8.  Chase.  — A letter  of  a friend  to  the  Con- 
stitution, by  D.  Carroll.  — A letter  of  a plaiu  deal  er , by  Spencer  Roane.  — Remarks 
on  the  Constitution,  by  H.  Williamsou.  — A letter  of  a steady  and  open  republican,  by 
Ch.  Pinckney.  — ) 

Hume  - Williams,  W.  E.,  The  Irish  Parliament  from  the  year  1782  to  1800. 
London,  Cassell,  1892.  8.  128  pp.  1/. — . (Contents  a short  history  of  the  Irish  Par- 

liament; its  birth,  career,  and  termination.  With  an  appendix  containing  the  dying 
declaration  of  Grattan,  as  well  as  several  letters  between  Lord  Shelbume,  tbe  Duke  of 
Portland,  etc.) 

Memoirs  of  J.  Fouche,  Duke  of  Otranto,  Minister  of  the  General  Police  of  France. 
London,  Gibbings,  crown-8.  With  portraits.  7/-6. 

New  House  of  Commons,  1892  : Mems.  about  members.  London,  ,,Pall  Mall  Gazette“ 
Office,  1892.  4.  128  pp.  with  over  500  portraits  and  15  electoral  maps.  1/. — . (Con- 

tents : A full  analysis  of  the  state  of  partiea.  — The  last  four  administratioos.  — Tables 
of  members,  with  ages,  professions,  and  occupations.  — The  town  and  country  residences, 
and  cluba  of  members.  — „Fads“  and  their  supporters.  — Particulars  of  the  polls : 
forming  a complete  record  of  the  general  election  of  1892.  — ) 

Eschauzier,  O.  C.,  Bijdragen  tot  toelichting  van  bet  vraagstuk  der  d4centru- 
liaatie  van  het  bestuur  op  Java.  'sHage,  M.  van  der  Beek,  1892.  gr.  8.  52  blz. 

fl.  0,60. 

12.  Btatistik. 

A llgemeines. 

B e e g e r , J.  (Direktor  der  pädagog.  Centralbibliothek  zu  Leipzig),  Die  pädagogischen 
Bibliotheken  , Schulmuseen  und  ständigen  Lehrmittelausstellungen  der  Welt.  Eine 
geschichtlich-statistische  Zusammenstellung.  Leipzig,  Zangenberg  & Himly,  1892.  8. 

84  8S.  M.  1.—. 

J icobo  wski,  L. , Der  Juden  Anteil  am  Verbrechen.  Nach  amtlichen  Quellen. 
Berlin,  M.  Hoffscbläger , 1892.  gr.  8.  40  SS.  mit  31  statistischen  Tabellen.  M.  0,75. 

Deutsches  Reich. 

Damme  (Staatsanwalt),  Die  Kriminalität  und  ihre  Zusammenhänge  in  der  Provins 
Schleswig-Holstein  vom  1.  Januar  1882  bis  dahin  1890.  Eine  Kulturstudie  auf  stati- 
stischer Grundlage.  Berlin,  Guttentag,  1892.  gr.  8.  VI — 98  SS.  M.  2. — . 

Jahrbuch,  statistisches,  deutscher  Städte.  In  Verbindung  mit  genannten  Stati- 
stikern herausgegeben  von  M.  Neefe  (Direktor  des  statistischen  Amts  der  Stadt  Breslau). 
Jahrgang  II.  Breslau,  W.  G.  Korn,  1892.  8.  Vlll— 400  SS.  M 12.—.  (Inhalt: 
Gebiet,  Lage  und  natürliche  Verhältnisse  der  Städte.  Grundbesitz  und  Gebäude.  Bau- 
thfttigkeit.  Verwaltung  und  Vertretung  der  Städte,  von  M.  Neefe.  — Bevölkerung,  von 
R.  Böckh.  — Wohnungen  Messen  und  Märkte,  von  E.  Hasse.  — Strafsenreinigung  und 
Besprengung,  Parkanlagen  und  Kanalisation.  Verkehr.  Kultus,  von  O,  Koch.  — Wasser- 
versorgung (Wasserwerke),  von  K.  Büchel.  — Feuerlöschwesen,  von  G.  Tschierschky.  — 
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Konsum,  Preise,  Löhne , von  E.  Hirschberg.  — Güterverkehr.  Beleuchtungswesen  , von 
K.  Zimmermauu.  — Kranken-,  Unfall-,  InvalidiÜUa-  und  Altersversicherung,  von  H. 
Bleicher.  — Sparkassen , von  F.  X.  Pröbst.  — OefTentlicbe  Leihhäuser , von  E.  Würz- 
burger. — Armen-  und  Krankenpflege , von  M.  Flinzer.  — Unterrichtswesen  , von  Q. 
Pabst.  — Gemeindesteuern,  von  H.  Edelmann.  — ) 

Kalender  und  statistisches  Jahrbuch  für  das  Königreich  Sachsen  auf  das  Jahr 
1898-  Hrsg,  vom  statistischen  Büreau  des  kgl.  sächs.  Ministeriums  des  Innern.  2 Teile. 
Dresden,  C.  Heinrich,  1892.  12.  91—  XI— 288  SS. 

P r e u fs  i s c h e Statistik.  (Amtliches  Quellenwerk.)  Herausgegeben  in  zwanglosen 
Heften  vom  Königl.  statistischen  Büreau  ln  Berlin.  Heft  118:  Die  Sterblichkeit  nach 
Todesursachen  und  Altersklassen  der  Gestorbenen  sowie  die  Selbstmorde  und  die  tödt- 
lichen  Verunglückungen  im  preußischen  Staate  während  des  Jahres  1890.  Berlin,  Verlag 
des  Büreaus,  1892.  Boy.-4.  XXVIII— 248  8S.  M.  7.—. 

Sanitätsbericht,  statistischer,  über  die  kaiserlich  deutsche  Marine  für  deu 
Zeitraum  vom  1.  April  1889  bis  31.  März  1891.  Berlin,  Mittler  & Sohn,  1892.  gr.  8. 
130  8S.  mit  statistischen  Krankheitsübersichten  und  3 in  den  Text  gedr.  Diagrammen. 
(Beilage  tum  Marineverordnungsblatt,  Jahrg.  1892,  Nr  18.) 

Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Herausgegeben  vom  kaiserlichen  statistischen 
Amt.  Neue  Folge.  Band  59:  Statistik  der  Krankenversicherung  der  Arbeiter  im  Jahre 
1890  Berlin,  Puttkammer  & Mühlbrecht,  1892.  Imp. -4.  XX — 180  SS.  M.  ö. — . 

Statistik  der  Güterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen  nach  Verkehrsbesirken 
geordnet.  Hrsg.  Im  kgl.  preufs  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten.  Band  XLI,  Jahrg. 
X (1892).  1.  Vierteljahrsbaud.  Berlin,  Heymann,  1892.  lmp.-4.  384  SS.  geh. 

M.  11.—. 

Statistik  des  Hersogthnms  Sachsen-Meiningen.  Band  V,  No.  1:  Meiningen  4. 
(Beilage  zum  Regierungsblatt  Nr.  148  vom  17.  September  1892.  Inhalt:  Jahresbericht 
des  Bergamtes  Saalfeld,  betreffend  den  Bergwerksbetrieb  von  1891  — Auszug  aus  dem 
Jahresbericht  der  Aufsichtsbeamten  für  das  Fabrikwesen  für  1891.  — Brandschäden  im 
Jahre  1891.  — Verkehrsstatistik  im  Jahre  1891.  — Genossenschaftswesen  im  Jahre 
1891.  — Erkrankungen  in  den  allgemeinen  Krankenhäusern  im  Jahre  1891.  — etc. 

Statistik  der  Seeschiffahrt  für  das  Jahr  1891.  Herausgegeben  vom  kaiserl. 
statistischen  Amt  Abteilung  1 ; Schiffsunfälle  an  der  deutschen  Küste  Verunglückungen 
deutscher  Seeschiffe,  Bestand  der  deutschen  Seeschiffe  (Kauffahrteischiffe).  Berlin , Putt- 
kammer & Mühlbrecht,  1892  lmp.-4.  133  SS.  M.  4.—.  (A.  u.  d.  T. : Statistik  des 

Deutschen  Reichs,  Neue  Folge,  Band  62,  Abteilung  1.) 

Württembergische  Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde.  Herausgegeben 
von  dem  kgl.  statistischen  Landesamt.  Jahrgang  1890  und  1891.  Band  I,  Heft  2 und  3. 
Stuttgart,  Kohlbatnmer,  1892.  Roy.-8.  270  und  VI — 252  SS.  (Inhalt:  Heft  2:  Die  Bewe- 
gung der  Bevölkerung  Württembergs  im  Jahre  1890.  Zur  Volkskunde  und  wirtschaft- 
lichen Entwickelung  der  würltembergischen  Waldenser.  Das  altwürttembergische  Forst- 
karteuwerk  des  Kriegsrats  Andreas  Kieser.  Württembergische  Litteratur  vom  Jahr  1890 
und  1891  etc.  — Heft  3:  Die  in  Württemberg  Anwendung  findenden  Reichsgesetxe  und 
die  Lsndesgesetzgebung  1881 — 1890.  — ) 


Frankreich. 

Statistique  gdntrale  de  la  France.  Tome  XX.  Statistique  annaelle.  Anne« 
1890.  Paris,  imprim.  nationale,  1891.  gr.  in-8.  XI  — 145  pag.  (Publication  du  Miui- 
stfere  du  commerce , de  l'indostrie  et  des  colonies , division  de  la  comptabilitd  et  de  la 
statistique.  Table  des  mati&res:  Demographie.  Mouvement  de  la  population  pendaut 
l’annee  1890.  — Marine  marcbande.  Statistique  des  primes  k la  construction  des  uavires 
et  k la  uavigation  au  long  cours.  — Statistique  des  päches  maritimes.  — ) 

England. 

Annual  report  (LV1U»)  of  the  Board  of  supervision  for  the  relief  of  the  poor  and 
of  public  health  in  Scotland  1890 — 91.  Edinburgh,  printed  by  Neill  & C°,  1891.  8. 

XXX — 280  pp.  (pp.  €6 — 280  contents:  Statistical  abstracts,  returns,  and  tables.) 

Statistical  abstract  for  the  United  Kingdom  in  each  of  the  last  fifteen  years 
from  1877  to  1891.  XXXIXU»  number.  London,  printed  by  Eyre  & Spottiswoode,  1892. 
8.  (Paper  by  command.)  236  pp. 
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Oesterreich. 

Oesterreichische  Statistik.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Central  - 
kommission.  Band  XXX,  Heft  4:  XXI.  statistische  Uebersicht  der  Verhältnisse  der 
österreichischen  Strafanstalten  und  der  Gerichtsgefängnisse  im  Jahre  1888.  Bearbeitet 
im  k.  k.  Justizministerium.  — Band  XXXI , Heft  8 : Bewegung  der  Bevölkerung  der 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  im  Jahre  1890.  — Band  XXXI, 
Heft  4 : Statistik  des  Sanitätswesens  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Län- 
der für  das  Jahr  1889.  Wien,  C.  Gerolds  Sohn,  1892.  Imp.  in-4.  XXX — 111  u. 
XVIII— 170  u.  XLIV— 280  SS.  fl.  2,80,  fl.  8 u.  fl.  ö.— . 

Italien. 

Relasione  statistica  intorno  ai  servizl  postale  e telegrafico  per  l'esercizio  1890 
— 91  ed  al  servizio  delle  casse  postali  dl  riaparmio  per  l’anno  1890.  Roma,  tipogr. 
Bencini,  1892.  Folio.  268  pp.  (Pubblicazione  del  Ministero  delle  poste  a dei  telegrafi.) 

Statist! ca  delle  lasse  e diritti  comunali  per  gli  anni  1887  e 1889.  Notizie  sull’ 
applicazione  delle  singole  tasse  e diritti.  Roma,  siabilimento  tipogr.  dell’  Opinione,  1892. 
Roy.  in-8.  XLIV — 174  pp.  1.  8. — . (Pubblicazione  del  Ministero  di  agricoltura,  indu- 
stria  e commercio,  Direzione  generale  della  statistica.) 

Tavole  statistiche  dei  lavori  del  consiglio  di  stato  nell’  anno  1891.  Roma,  tip. 
•dell'  Cnione  cooperativa  editrice,  1892.  4.  37  pp. 

Dänemark. 

Carlsen,  J.,  Dedsaarsagerne  i Kongeriget  Danmarks  Byer  i Aaret  1890.  Udgivet 
af  det  kgl.  Sundhedskollegium.  Kjebenhavn,  A.  Reitzel,  1892.  4.  82  pp.  (Mortalitäta- 

statistik  in  den  Städten  Dänemarks  und  Statistik  der  Todesursachen  in  den  dänischen 
Städten  für  das  Jahr  1890.  Veröffentlichung  des  königl.  Sanitätskollegiums.) 

Danmarks  Statistik.  Statistiske  Meddelelser,  III.  Rsekke,  11.  Bind.  Kjebenhavn, 
Gyldendal,  1892.  8 IV — 268  pp.  (Dänemarks  Statistik.  Statistische  Mitteilungen  III. 

8erie,  Band  11.  Herausgegeben  vom  dänischen  statistischen  Büreau.  Inhalt:  Körper- 
länge der  1879—88  ausgehobenen  Rekruten.  — Ergebnisse  der  Ernte  Dänemarks  in  den 
Jahren  1890  und  1891.  — Amtliche  Preisermittelungen  der  in  den  Jahren  1890  und 
1891  in  Dänemark  produzierten  Feldfrüchte.  — Verhandlungen  der  III.  Session  des 
Kongresses  der  skandinavischen  Statistiker,  21.— 24.  September  1891  in  Kopenhagen.) 

Danmarks  Statistik.  Statistiske  Meddelelser,  III.  Rffikke , 12.  Bind.  Kjeben- 
havn,  Gyldendal,  1892.  8.  IV — 418  pp.  (Dänemarks  Statistik.  Statistische  Mitteiluln- 
gen , III.  Serie,  Band  12.  Herausgegeben  vom  dänischen  statistischen  Büreau.  Inhalt: 
Bevölkerung  des  KR.  Dänemark  nach  Städten  und  Landgemeinden , Aemtern,  Diözesen, 
Provinzen , Justiz- , Sanitäts-  und  Rekrutierungsbesirken  auf  Grund  der  Volkszähl  ung 
vom  1.  Februar  1890.  — Census  von  Island  am  1.  November  1890.  — Census  von 
'Grönland  am  1.  Oktober  1890.  — Census  der  dänischen  Antillen  am  9.  Oktober  1890.  — ) 

Danmarks  Statistik.  Statistik  Tabelvark , IV.  Rsckke,  Litra  D,  N®  19:  Kon- 
gerigets  Handels-Flaade  og  Skibsfart  i Aaret  1891.  Kjebenhavn,  Gyldendal,  1892.  4. 

LX — 88  pp.  (Dänisches  statistisches  Tabellenwerk , Serie  IV  , Abteilung  D,  N°  19  : 
Statistik  der  dänischen  Handelsmarine  und  Handelsschiffahrt  für  das  Jahr  1891.  Ver- 
öffentlichung des  dänischen  statistischen  Büreaus) 

Danmarks  Statistik.  Stalistisk  Tabelvmrk,  IV.  Rtekke , Litra  E,  N®  3:  Kom- 
tnune-Regnskaber  1885 — 1889.  Kjebenhavn,  Gyldendal,  1892.  4.  IV,  XLVI — 159  pp. 

(Dänisches  statistisches  Tabellenwerk,  IV.  Serie,  Abteilung  E,  N®  3 : Dänische  Ge- 
meiudeÜQ&nzstatistik  für  die  Jahre  1885 — 1889.  Veröffentlichung  des  dänischen  stati- 

stischen Büreaus.) 

Tabelvierk  til  Kobenhavns  Statistik,  N®  10.  Tabellarisk  Fremstilling  af  Re- 
sultaterne  af  Folketsellingen  den  1.  Februar  1890  for  Staden  Kobenhavn.  Udgivet  af 
Kobenhavns  Magistrat.  Kjebenhavn,  Thieles  Bogtrykkeri,  1892.  4.  VIII — 176  pp. 

Belgien. 

Annuaire  statistique  de  la  Belgique  XXII^me  annee  (1891).  Bruxelles,  imprim. 
A.  Mertens,  1891.  gr.  in-8.  X — 368  pag.  (Publication  du  Ministöre  de  l'intlrieur  et 
Je  rinstruction  publique.) 
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Schw  eis. 

S c b w e i z e ri  s c h e Handelsstatistik.  Jahresbericht  und  Werttabelle  1891.  Heraus- 
gegeben vom  schweizerischen  Zolldepartement.  Bern  , Buchdruckerei  J.  Schmidt , 1892. 
gr.  8.  108  SS. 

Schweizerische  Statistik,  Lieferung  87:  Pädagogische  Prüfung  bei  der  Rekru- 
tierung im  Herbste  1891.  Herausgegeben  vom  statistischen  Büreau  des  eidgenössischen 
Departements  des  Innern.  Bern  , Orell  Füssli,  1892.  4-  40  und  18  SS.  mit  kartogra- 

phischer Darstellung  in  qu.-folio. 

Statistik  des  Warenverkehrs  der  Schweis  mit  dem  Anslande  im  Jahre  1891. 
Herausgegeben  vom  schweizerischen  Zolldepartement  (mit  deutschem  und  französischem 
Texte).  Bern,  Bucbdruckerei  S.  Collin,  1892.  Imp. -4.  22Ö  u.  83  u.  28  u.  22  SS. 

(Inhalt : Einfuhr  und  Ausfuhr : Spezial- , Effektiv-  und  Generalhandel  (Hauptübersicht). 
Spezialbandel  mit  den  einzelnen  Herkunft»-  und  Bestimmungsländern;  Spezialhandel  nach 
volkswirtschaftlichen  Kategorien,  geordnet  nach  den  Bauptindustrien  und  den  wichtigsten 
Bezugs-  und  Absatzgebieten  — Durchtuhr.  Lagerverkehr.  Veredlungsverkehr.  Grenz- 
jverkehr,  Retourwaren.  — Zollerträgnisse  etc.  — ) 

Bulgarien. 

CTaTHCTHKa  sa  raproBHHTa  na  EiArapcicoxo  khjukcctbo  erb  qyagurrl  jLpaiaBu 
npi3T,  1891  rojuraa.  Co->hh  1892.  4.  VI— 337  pp.  (Auswärtige  Handelsstatistik  Bul- 

gariens für  das  Jahr  1891.  Publikation  des  bulgarischen  statistischen  Bureaus  in  Sophia. 
Inhalt:  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr,  Niederlagsverkehr  im  Allgemeinen  und  nach  Waren- 
gattungen.) 

Rumänien. 

Buletin  statistic  general  al  Romaniei,  publicat  de  Directiunea  statisticei.  Anul  I* 
Aprilie , Maiu-Junie  1892.  Bucuresci  (Bukarest)  1892.  8.  106  pp.  (Rumänisches 

statistisches  Bulletin , hrsg  von  der  statistischen  Sektion  im  Ministerium  für  Landwirt- 
schaft, Handel  und  Industrie.  Jahrgang  1 , 1 Vierteljahrsheft.  Inhalt : Rumänische  Be- 
völkerungsstatistik für  1889/90.  — Rumänische  Agrarstatistik  für  1890/91.  — Rumänische 
Unfallstatistik  für  1891.  — etc.) 

Serbien. 

IoBaHOBiiA,  E.,  CxaTüCTHKa  BHHorp&A&pCTBa  y KpajieBHitn  Cpönin  3a  1889 
TOAHiiy.  Eeorpia  1892.  Roy.  iu-8.  XVIII  pp.  mit  2 Kartogrammen.  (Serbiens  Wein- 
produktion und  Weinbandel  nebst  vergleichender  internationaler  Produktionsstatistik,  von 
Jobanoff.) 

CiaTHCTHKa  KpajcBiiuc  Cpöuie.  Ktnra  I.  Hoiihc  cxauosHBiiiTBa  y KpajeBUHii 
CpÖHifl  31  AeucMÖpa  1890  roAWie.  Hpan  aco,  2—5;  Apym  a©o,  1 — 8 ; ipe>oi  Aeo  1—2. 
EeorpaA  1892.  Roy .-4.  (Statistik  des  Königreichs  Serbien.  Band  I:  Census  der  ser- 
bischen Bevölkerung  vom  31.  Dezember  1890,  I.  Abteilung:  Heft  2:  Departement  Vranja, 
Heil  3 : Departement  Kragujevac,  Heft  4 : Departement  Krajina,  Heft  6 : Departement 
KruSevac.  Abteilung  II : Heft  1 : Departement  Morava , Hett  2 : Departement  Pirol, 
lieft  3:  Departement  Podrinje.  Abteilung  III:  Heft  1:  Departement  Rudnik,  Heft  2: 
Departement  Timok.  — Veröffentlichung  der  statistischen  Sektion  des  königl.  serbischen 
Ministeriums  für  Handel,  Landwirtschaft  und  Industrie.) 

Amerika  (Vereinigte  Staaten). 

Statistics  of  prisoners,  1890.  Collected  by  the  Wardens’  Association  ot  tbe 
U.  States  and  Canada.  Published  by  the  Association.  Chicago  1892.  8.  56  pp.  (Witb 
an  introduction  (pp.  1—30)  by  K.  P.  Falkner,  (Prof.,  Philadelphia). 

13.  Verschiedene«. 

Bericht  über  das  Veterinärwesen  im  Königreich  Sachsen  für  das  Jahr  1891 
Herausgegeben  von  der  kgl.  Kommission  für  das  Veterinärwesen  zu  Dresden.  Jahrgang 
XXXVI.  Dresden,  G.  Scbönfeld,  1892.  8.  IV— 243  88.  M.  3,50. 

v.  Bothmer,  B.  (Frh.),  Ueber  und  gegen  die  Fernhaltung  des  Adels  vom  Justiz- 
dienst. Berlin,  Goedecke  & Gallinek,  1892.  gr.  8.  20  SS. 

Henne  am  Khyu,  Otto,  Kulturgeschichte  des  jüdischen  Volkes  von  den  ältesten 
Zeiten  bis  zur  Gegenwart.  2.  wesentlich  verbesserte  Aufl.  der  Kulturgeschichte  des 
Judentums.  Jena,  Costenoble,  1892.  8.  XVI — 523  SS.  M.  10. — 
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Hygienischen  Verhältnisse,  die,  der  gröberen  Garnisonorte  der  Österreichisch- 
ungarischen  Monarchie,  Heft  IX  nnd  X.  Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei , 1892. 
12.  (Inhalt:  Heft  IX:  Szegedin.  IV — 52  SS.  mit  Umgebungskarte  und  15  graphischen 
Beilagen.  — Heft  X : Laibach.  IV — 94  8S.  mit  UmgebuDgskarte  und  8 graphischen 
Beilagen.) 

r.  Kerschensteiner  (GR.  a.  Med.R.),  Generalbericht  Ober  die  Sanitätsverwal- 
tung im  Königreiche  Bayern.  Im  Aufträge  des  kgl.  bayerischen  8taatsministeriuma  des 
Innern  nach  amtlichen  Quellen  hergestellt , unter  Mitwirkung  von  N.  Zwickh.  Band 
XXI  (Neue  Folge  Bd.  X)  das  Jahr  1889  umfassend.  München,  F.  Bassermann  , 1892. 
Roy.-8.  VIII — 195  u.  57  SS.  mit  21  Tabellen,  6 Kartogrammen  und  2 Diagrammen. 

Pippow,  (Reg.-  u.  Med.R.),  111.  Generalbericht  über  das  Medizinal-  und  Sanit&ts- 
wesen  im  Regierungsbezirk  Erfurt  für  die  Jahre  1886,  1887  und  1888.  Erfurt,  Druck 
von  J.  G.  Gramer,  1892.  8.  184  SS.  mit  52  tabellarischen  Anlagen. 

Pogge  (ORegR.),  Die  neueren  Gesetze  auf  dem  Gebiete  des  preußischen  Volks- 
schulwesen». Zusammengestellt  und  erläutert.  Berlin,  Hey  man  n , 1893.  gr.  8.  IV — 
250  8S. 

Richter,  E.  (o.  Prof,  der  Erdkunde,  Universität  Graz),  Urkunden  über  die  Aus- 
brüche des  Vernagt-  und  Gnrglergletschers  im  17.  und  18.  Jahrhundert.  Aus  den  Inns- 
brucker Archiven  herausgegeben.  Stuttgart , Engeihorn , 1892.  gr.  8.  96  SS.  mit  2 
Karten.  M.  7. — . (A.  u.  d.  T. : Forschungen  zur  deutschen  Landes-  und  Volkskunde, 

hrsg.  v.  A.  Kirchhoff.  Band  VL,  Heft  4.) 

Riffel,  A.  (Privatdozent  der  Gesundheitspflege  au  der  technischen  Hochschule  in 
Karlsruhe),  Mitteilungen  über  die  Erblichkeit  nnd  Infektiosität  der  Schwindsucht.  Braun- 
schweig, H.  Bruhn,  1892.  gr.  8.  VIII — 188  SS.  mit  einem  Plan  des  früheren  „Hutten- 
heim“ in  Baden.  M.  5. — . 

Schoenen,  G.  (Reg  - u.  SchulR.) , Die  kölnischen  Studienstiftungen.  Köln,  Du 
Mont-Schauberg,  1882.  Roy.-8.  IV— 568  SS.  M.  16.—. 

Wolf,  Max,  Die  physische  und  sittliche  Entartung  des  modernen  Weibes.  Leipzig, 
A.  Schupp,  1892.  gr.  8.  IV— 113  SS  M.  2,50. 

Demange,  F.  J.  (1’abbe) , Les  öcoles  d’un  village  toulois  au  commencement  du 
XVUl*  sifecle,  d’aprös  les  documents  inödits.  Paris,  Retaux-Bray,  1892.  8.  VIII — 

311  pag. 

Denifle,  H.  (R4v.  P&re),  Les  Universitas  fran<jaisea  au  moyen-äge.  Avis  k M. 
Marcel  Fournier,  editeur  des  Statuts  et  privilbges  des  universitds  frangaises.  Pari», 
E.  Bouillon,  1892.  gr.  in-8.  IV — 100  pag.  fr.  2. — . 

Galaud,  A.  (inspecteur  du  Service  des  enfants  assist«*s) , Rapport  sur  le  Service 
des  enfants  aasistes  et  de  ia  protection  du  premier  äge  dans  le  departement  du  Gard. 
Nimes,  impr.  Chastanier,  1892.  8.  56  pag. 

Rapports  sur  la  Situation  et  les  travaux  des  ecole»  »upärieures  d’Alger  pendant 
l’annee  scolaire  1890 — 1891.  Alger,  Jourdan,  1891.  8.  88  pag. 

de  Vault,  F.  E.  (directeur  du  döpöt  de  la  guerre,  1763  — 1790),  Les  guerres  des 
Alpes.  Guerre  de  la  succession  d’Autriche  (1742 — 1748).  Memoire  extrait  de  la  corre- 
spondance  de  la  cour  et  des  gänßraux.  Revue,  annotd  et  cccompagnö  d’un  r£aum6  et 
d’observations  par  P.  Arvers.  2 volumes.  Paris  et  Nancy,  Berger-Levrault  & C1«,  1892. 
gr.  in-8.  XXII— 740  et  876  pag.  avec  15  croquis  et  3 cartes.  fr.  80. — . 

Hav  ila  nd  , A.,  The  geographical  distribution  of  disease  in  Great  Britain.  2“<l  edi- 
tlon.  London,  Swan  Sonnenschein,  1892  gr.  in-8.  XVI — 406  pp.  witb  rnaps,  cloth. 
16/. — . (Contents  : The  lacas  in  the  Cumbrian  area.  — The  pbysical  geography  of  the 
area.  — The  geology  of  Cumberland,  Westmorland,  and  the  lake  district.  — Population. 
Race.  — Local  meteorology  and  climatology  — Distribution  of  disease.  — etc.) 

Macn  amara,  N.  C.  (Surgeon  to  the  Westminister  Hospital),  Asiatic  Cholera, 
hiatory  up  to  July  16,  1892:  causes  and  treatment.  London,  Macmillan  & C*  1892. 
8.  2/.6. 

Noel,  E. , International  time.  A »eherne  ior  harmonising  the  hour  al  the  World 
round.  London,  Stanford,  1892.  8.  20  pp.  witb  a disgram.  1/. — . 

Private  schools  and  private  schoolmasters , by  an  assistant-master.  London, 
Digby,  Long  & C°,  1892.  crown-8.  1 /.— . 

Bauwens,  Js.,  Lijkbegraving  en  lijkverbranding  (Leichenverbrennung).  II.  deel : 
De  lijkbehandeling  bij  de  Christen  volken.  Brussel,  O.  Schepens,  1892.  8.  VI— 422 

pag.  fl.  8.—. 
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Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A.  Frankreich. 

Bulletin  de  statistique  et  de  lAgislation  comparAe.  XVIW®«  aonAe  (1892)  Juillet: 
A.  France,  colonies,  etc.:  Monnaie»  fabriquAes  en  France  depuis  1796.  — Evaluation» 

mensuelles  des  produits  de  1 ’exercice  1892.  — Statistique  gAnArale  des  contributions 
directes  et  taxes  y assimilAes  — Le»  revenus  de  1*  Etat,  excercice  1892.  Recouvrement 
des  »ix  premiers  moi».  — Le  commerce  extArieur  pendant  le  1«  septembre  de  1892.  — 
Le  budget  de  la  France  en  1754.  — 1>*  budget*  coioniaux.  Tunisie : Le  commerce 

extArieur  de  la  rAgence.  — B.  Pays  Atrangers:  Paya  divers:  La  production  des 

mctaux  prAcieux  avec  diagramme.  Le  monnayage  de  l’or  et  de  I’ argen t en  1889,  1890 
et  1891.  Situation  des  principaies  banques  d'  Emission  k la  fin  du  2®  trimestre  de  1892. 

— Angleterre : Lea  rapports  du  Tresor  avec  !a  Banque  d’  Angleterre.  Le  prix  de 

1*  argent  en  lingota  k Londres  depuis  1833,  avec  diagramme  — Belgique : Lea  debits 

des  boisaons.  — Espagne : Le  budget  de  l’exercice  1892 — 93.  Lea  budget»  espagnol» 

depuis  1850.  — Italic;  Le»  dousi&mes  provlsoires,  loi  du  28  juin  1892.  — Roumanie: 
La  dette  et  la  Situation  budgAtairo.  — Inde  anglaise:  Le  commerce  extArieur.  Le  stock 
monAtaire  de  1' Inde  — Etats-Unls:  Le»  recette*  et  lea  dApenses  de  1890 — 91  et  de 
1891 — 92.  La  question  de  l'argent.  La  statistique  des  hypotbkqaes.  Le  paupArisme  en 
1880  et  en  1890.  — Mexique : Le  rAgime  des  tabaca.  — etc. 

Journal  des  Economiatea.  51  ® annee  (1892)  Juillet  et  Aoüt : L'aasociation  libre 
contre  le  aocialisme  d’Etat,  par  Ch.  Benoist.  — Une  expArience  de  tarifs  diffArentiels  en 
Russie . par  Ladislas  Domanski.  — Revue  des  principaies  publicationa  Aconomiques  de 
I’Atranger,  par  Maur.  Block.  — Les  banques  populaires  en  Italie,  par  G.  Francois.  — 
Souvenirs  de  France.  Lettre»  inAdites  d'un  magistrat  Atranger  (suite),  par  G.  Tricoche. 

— L'arbitrage  international,  par  Fr.  Passy  — Propo»  parlementaires,  par  A.  Liesse.  — 
N Aerologie  : Courcelle  * Seneuil.  — SociAtA  d’Aconomie  politique,  rAunion  du  5 juillet  1892  : 
N Aerologie  : Courcelle-Seneuil , Alex.  Boutowsky  et  E Valentin.  Discussion  : De  la  que- 
relle  des  impdta  direct»  et  des  impöts  indirects.  — etc.  — Les  lois  naturelles  de  l’Aeo- 
nomie  politique  et  le  socialisme,  par  G.  de  Puynode.  — L'agiotage  du  temps  de  Calonne, 
par  Ch.  Gomel  — Le  mouvement  agricole , par  G.  FouqueL  — Revue  critique  des  pu- 
blications  Aconomiques  en  langue  fran^aise,  par  Ronxel.  — L’esprit  d’initiative  en  France, 
protectionisme  et  exportation,  par  D.  Bellet.  — La  snppression  des  bureaux  d'enregistre  - 
ment,  par  J.  G.  Henricet.  — Le  quatri&me  congrAs  des  banques  populaires,  par  G.  Fran- 
cois. — Ralph  Waldo  Emerson , par  J.  Will.  — L’expropriation  des  chiffoniers.  — 
SociAtA  d’Aconomie  politique,  rAunion  du  5 aoOt  1892  Discussion:  De  1’utilitA  des 
meneurs  dans  les  ateüers  de  la  grande  Industrie.  — 

Journal  de  la  SociAtA  de  statistique  de  Paris.  XXXlIlMme  annee  (1892)  N*  8, 
Aofit:  ProcAs- verbal  de  la  sAance  du  20  juillet  1892.  — Impression»  genArales  »ar  le 
Congo  frauvais.  Elements  de  statistique  et  d’apprAciation  du  pays,  par  CArisier.  — La 
fiscalitA  sur  le  combustible  k Paris,  par  BienaymA.  — L’enseignement  primaire  sopArieur 
en  France,  par  T.  Loua.  — etc. 

Moniteur  des  assurancea  Revue  mensuelle  Tome  XXIV,  N®  287  et  288,  16  Aoüt 
et  15  Septembre  1892:  Assurances  contre  Pincendie:  1.  OpArations  des  compagnie»  d'assu- 
rances  contre  Hncendie  en  1891.  II.  Situation  au  31  dAcembre  1891,  par  L.  Warnier 

— Assurances  contre  la  grAle.  RAsumA  des  opArations  de  1’exercice  1891:  I.  OpArations 
de  1891.  II.  Situation  au  31  dAcembre  1891,  par  le  mAme.  — Etüde  juridique  sur  le 
contrat  d’assurance  contre  Hncendie.  De  la  capacitA  et  du  consentement  des  parties  eon- 
tractantes,  par  C.  Oudiette.  — Assurances  contre  les  accidents : I OpArations  de  1891. 
11.  Situation  au  31  dAcembre  1891-  III.  Assurances  diverses.  IV.  Renseignements  spe- 
ciaux , par  L.  Warnier.  — L’assurance  maritime  sur  la  vle.  Les  surprimes  de  voyage 
et  de  sAjour  k l’Atranger.  par  L.  Vacher.  — etc. 

R A f o r m e sociale,  la.  Bulletin  de  la  SociAtA  d’Aconomie  sociale.  Xl^®e  annee  (1892) 
ftoa  i«r  Juillet,  16  Juillet  et  1*  Aoüt:  La  SociAtA  d’Aconomie  sociale  et  les  unions  en 
1891  — 1892,  par  A.  Delaire.  — L’usine  k blanc  de  sine  de  la  SociAtA  de  la  Vieilie-Mon 
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tagne  k Levallois  (Seine)  par  Oudeoud  , Ardant  et  Qulhant.  — Les  habitations  ouvricres 
de  Passy-Auteuil,  par  E.  Delaire  (avec  clichds).  — La  lutte  contre  l’alcoolisme  dans  une 
grande  ville , par  E.  Rostand.  — La  baisse  persistante  du  m4tal  argeot  et  son  influence 
4conomique  et  sociale,  par  R.  G.  L4vy  (prof.  k 1’EcoIe  libre  des  Sciences  polit .).  — 
L’evolution  du  patronage,  par  E.  Cheysson  (inspecteur  general  des  ponts  et  chaussees.). 

— Sur  les  causes  de  la  famine  en  Russie , par  S.  Fudakowski.  — L’habitat  de  la  Flandre 
fran<;aise,  par  (l'abb6)  J.  Lemire.  — Un  coin  de  la  Baviere  rurale  (Woerishofeo).  Le  cur6 
Kneipp,  par  A.  de  Pruines.  Les  logemente  ouvriers  dans  les  Pays-Baa  , par  (le  baron) 
J.  d’Anethan.  — Chronique  du  mouvement  social,  par  A.  Fougerousse.  — Le  mouvement 
social  k l’ätranger,  par  J.  Cazsjeux.  — N4crologie : L.  Dupont.  — etc. 

Revue  generale  d’administration.  XVlime  annie  (1892)  Juillet  et  Aoüt.  Les  d<!4- 
gations  sp£eiales,  par  H.  J.  Saint- Lager  (suite).  — Les  secours  k dotnicile  dans  la  ville 
de  Paris.  Historiqne  et  räformes , par  A.  des  Cüleuls  (suite).  — De  la  formation  du 
droit  administratif  fran^ais  depuis  Tan  VIII,  par  Maur.  Hauriou  (prof.  de  droit  adtnini- 
stratif,  Toulouse).  — Le  „Banco  di  Napoli14 , par  Marc.  Pellet  (ancien  d4put$).  — Cbro- 
nique  d'Autriche-Uongrie : L’instruction  primaire  en  Autriche.  — Chronique  d’Italie  : 
Commerce  maritime  de  Venise.  — Chronique  de  l’administration  framjaise.  — etc.  — 

Revue  d’dconomie  politique.  Annde  6 (1892)  N - 7 et  8 : Juillet  et  Aofit:  La 
famine  en  Russie,  par  A.  A.  Issaiew.  — La  ldgislation  sociale  en  Italie.  Difficultcs  que 
rencontre  son  Etablissement,  par  Fr.  3.  Nitti , trad.  par  J.  ValEry  (suite  et  fln).  — La 
question  des  vins  au  point  de  vue  des  traitEs  de  commerce,  par  Ch.  Gide.  — Le  mouve- 
ment coopEratif  en  Italie,  par  V.  Meneghelli  — Essai  historiqne  sur  la  lEgislation  indu- 
strielle de  la  France.  La  REvolution , par  Marc  Sauzet.  — L’histoire  Economique  et 
sociale  de  i'Aogleterre , d’aprks  Tborold  Rogers,  par  J.  Ocsapowski.  — Chronique  legis- 
lative — etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  AnoEe  1892  , Aoüt  et  Septembre : Le  quartier  de 
Martigues , par  J.  Durand  — Le  journal  du  chirurgien-major  de  r„ArEthuse“ : M.  (le 
Dr.)  F.  Charyau.  1812—1814  , par  A.  Le  Beau  (commissaire  de  la  marine).  — Voyages 
aöriens  au  long  cours.  Les  aerostats  et  l’exploration  du  continent  africain  , par  L.  Dex 
et  Maur.  Dibos  (suites).  — Voyage  d’uo  navtre  nEgrier  (1787 — 1788),  par  Moufflet  (in- 
specteur-adjoint  de  la  marine).  — Les  anciennes  troupes  de  la  marine,  1622 — 1792,  par 
G.  Coste  (suite).  — Origine  de  Finde  fran<;aise.  Jkn  Begum  [M®«  Dupleix]  (1706  — 
1766),  par  Guet  (chef  du  bureau  au  Minlstkre  de  la  marine  en  retraite),  article  1 et  suite 
1.  — Vocabulaire  des  poudres  et  explosifs  (suite).  — Statistique  des  naufrages  et  autres 
accidents  de  mer  pour  l’annce  1890.  Rapport  au  Ministre  de  la  marine  et  des  colouies, 
par  E.  Fabre  (administrateur  de  l'Etablissement  des  invalides  de  marine).  — Etudes  histo- 
riques  sur  la  marine  railitaire  de  France.  La  marine  fram;aise  avant  et  pendant  la  guerre 
de  sept  ans  (suite),  par  Chabaud-Arnault  — Chronique.  — etc. 

B.  England« 

Arena,  the.  September  1892.  The  future  of  Islam,  by  Jbn  Ishak.  — Old  stock 
days,  by  J.  A.  Herne.  — The  communism  of  Capital,  by  J.  Davis.  — Psychical  research, 
by  (Rev.)  M.  J.  Savage.  — Bacon  v.  Shakespeare,  by  E.  Reed.  — Typhoid  fever,  by 
C.  E Page.  — The  bible  wine  question,  by  A.  Gustafson.  — Walt  Whitman,  by  (Prof.) 
W.  Boughton.  — Women 's  dress  reform,  a Symposium.  — etc. 

Board  of  Trade  Journal,  the.  Vol.  XIII,  N°  73,  August  1892:  Railway  rates  and 
charges  acts  , 1891.  — Cottage  industries  in  Russia.  — Chemical  industry  in  Germany. 

— Coal  miniog  in  Poland.  — The  Sicilian  sulphur  industry.  — The  industrial  prospects 
of  Egypt.  — Cinchona  and  Indigo  cultivation  io  India.  — Mining  development  iu  Peru. 

— Tariff  changes  and  customs  regulations.  — New  customs  tariff  of  Cuba  — Extracts 
from  diplomatic  and  consular  reports.  — Proceedings  of  chambers  of  [commerce.  — 
State  of  the  skilled  labour  market.  — etc. 

Contemporary  Review,  the.  September  1892:  An  american  view  of  home  rule 
aud  federation,  by  A.  Shaw.  — The  growth  of  industrial  peace,  by  J.  Rae.  — Professor 
Huxley  as  a theologian,  by  (Prof.)  Sanday.  — Canine  morals  and  manners , by  L.  Ro- 
binson. — Edward  VI. : Spoilers  of  scbools,  by  A.  F.  Leach.  — Evolution  not  revolution 
in  modern  warfare,  by  Spenser  Wilkioson.  — The  last  decade  of  the  last  Century  , by 
(Prof.)  J.  W.  Haies.  — The  Strategie  vaiue  of  Egypt,  by  (Major)  O.  Wachs.  — etc. 

Fortnigthly  Review,  the.  September  1892:  How  todrive  home  rule  home,  by  Fr. 
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Harrison.  — Mars,  by  (Sir)  R.  Ball.  — Cholera  and  cleanlinesa  in  Russia,  by  E.  B. 
Lenin.  — The  Strand  improvements,  by  H.  P Hörne.  — Ne*-  Japan,  by  F.  T Pigott. 

— Mulready,  by  (Lady)  Dilke.  — Two  Australien  writers,  by  Fr.  Adams.  — The  late 

prince  Victor  of  Hohenlohe,  by  his  aon.  — Profit  and  loss,  by  the  editor.  — 

National  Review,  September  1892:  The  old  and  the  new  Ministry.  — Country  gentle- 
men,  by  (Sir)  H.  Maxwell.  — Wanted,  a new  corrupt  practices  aet,  by  W.  H.  Mallock. 

— The  revival  of  ethics  and  of  laughter.  by  W.  (Earl)  Hodgson,  — Notre  Dame  de 

Boulogne,  by  R.  S.  Oundry.  — Should  clergymen  take  to  trade?  by  C.  N.  Barham.  — 

The  decay  of  Scotch  radicalism,  by  a Scottish  conservative.  — The  tale  master,  by  G. 

Parker.  — etc. 

New  Review,  the,  edited  by  A.  Grove.  N#  40,  September  1892:  A french  view 
of  the  liberal  government,  by  J.  Reinach.  — The  Russian  advance  in  the  Pamirs  , by 
(Prof.)  Vambdry.  — My  Paris  note-book,  by  A.  D.  Vandam.  — A monkey’s  academy 
in  Africa,  by  (Prof.)  R.  L.  Garner.  — The  renaissauce  in  its  broader  aspects,  by  J.  Ad* 
dington  Symonds.  — Experiments  in  thoaght-transference,  by  (Mrs.)  H.  Sidgwick.  — The 
relation  of  general  culture  to  Professional  sncceas,  by  Morell  Mackenzie.  — A plea  for 
the  english  siik  industry,  by  (Mrs.)  Lynn  Linton.  — The  foreranners  of  Columbns,  by 
Karl  Blind.  — Douglas  Jerrold,  by  E.  Copping.  — etc. 

Nineteenth  Century,  the.  September  1892:  The  contest  of  the  presidency,  by 
(Prof.)  Goldwiu  Smith.  — In  defence  of  „short  service“,  by  (General,  8ir)  J.  Adye.  — 
The  release  of  Arabi,  by  W.  Scawen  Blunt.  — The  last  great  roman,  by  (Sir)  H.  Max- 
well. — Globe-trotting  in  New  Zealaud,  by  (the  countess  of)  Galloway.  — Swanton  Mill. 
by  (the  Rev.)  Jessopp.  — The  french  empress  and  the  german  war:  a reply,  by  (Field- 
Marshal)  Lintorn  Simmons.  — The  italian  colony  on  the  Red  Sea,  by  (the  Marquis)  A. 
di  San  Giuliano.  — The  protective  colour  in  animals , by  (the  Rev.)  B.  G.  Johns.  — 
Carlyle  and  the  ,.rose-goddess(‘,  by  G.  Strachey  (British  Minister  President  at  Dresden). 

— A Zollverein  of  the  British  dominions,  by  (Sir)  J.  Vogel  (late  Premier  of  New  Zea- 
land.)  — etc. 

C.  Oesterreich-Ungarn. 

Deutsche  Worte.  Monatshefte  herausgegeben  von  Engelbert  Pernerstorfer.  Jahrg. 
XII  (1892)  Nr-  7/8  und  9,  Juli/August  und  September : Frauenelend,  von  T.  W.  Teifen.  — 
Soziale  und  wirtschaftliche  Skizzen  aus  der  Bukowina  (111  /IV.  Artikel),  von  Marie  Misch- 
ler  (Prag).  — Unsere  Kritiker.  Eine  Entgegnung  von  Michael  Fliirscheim  (Gaggenau  bei 
Rastatt).  — Multhus  und  die  Soziologie,  von  R.  Albing  (Wien).  — Die  Lage  des  Wiener 
Schuhmachergewerbes,  von  H.  Herkner  (Freiburg  i.  B ).  — Aus  Büchern  und  Zeitschrif- 
ten. V.  Kapital  und  Sprache.  — Die  Aufgabe  des  Staates  hinsichtlich  der  Jugend- 
erziehung. Ein  ungehaltener  Vortrag,  von  Irma  v.  Troll- Borostyani  (Salzburg).  — Die 
französischen  Arbeitsstundendekrete  vom  Jahre  1848.  Ein  Blick  auf  die  Entstehung  der 
ersten  Maximalarbeitstaggesetzgebnng,  von  (Prof)  V.  Mataja  (Innsbruck).  — Ein  Brief  au 
den  Herausgeber  der  „Deutschen  Worte"  in  Sachen  der  Flürscheim'schen  Entgegnung, 
von  (Prof.)  J.  Platter  (Zürich).  — Ueber  G.  Th.  Hippels  bürgerliche  Verbesserung  der 
Weiber.  Vortrag  gehalten  am  25.  Mai  1892  im  Verein  der  Lehrerinnen  und  Erzieherin- 
nen zu  Wien.  — etc. 

Monatsschrift  für  christliche  Sozialrcform,  Gesellschaftswissenschaft  etc.,  begrün- 
det von  weiland  (Frh.)  Karl  v.  Vogelsang,  fortgesetzt  von  W.  (Frh.)  v.  Berger.  Jahrg. 
XIV  (1892)  Heft  7 und  8:  Der  Darlehnswucher,  von  Wenzel.  — Ueber  die  sozialpoli- 
tische Bedeutung  des  Clearing  (Fortsetzung  und  Scblufs) , von  C Scheimpflug.  — Die 
österreichische  Trunkenheitsgesetzvorlage.  — Sozialer  Rückblick  : Bund  der  katholischen 
Arbeitervereine  Frankreichs,  etc  , von  M.  Vogelsang.  — Zustände  im  Baugewerbe,  von 
demselben.  — Skizzen  aus  der  Hauptstadt  des  Deutschen  Reiches  (gegen  die  kapitali- 
stische Herrschaft  der  Berliner  Juden).  — Die  Sozialreform  auf  dem  III.  allgemeinen 
österreichischen  Katholikentage  in  Linz.  — Zum  Eisenbahnunglück  in  Höfleiu.  — Ein 
„Vorschlag  zur  Valutaregulierung  pro  salute  publica“.  — 

Ungarische  Revue.  Mit  Unterstützung  der  ungarischen  Akademie  der  Wissen- 
schaften. Herausgegeben  von  (Prof.)  K.  Heinrich.  Jahrg.  XII  (1892)  Heft  5 und  €,  Juni 
und  Juli:  Jahresbericht  über  die  ThKtigkeit  der  ungarischen  Akademie  der  Wissenschaften 
im  Jahre  1891/92,  von  Koloman  v.  Szlly.  — Die  Einheit  der  Kultur,  von  Jul.  König. 

Die  neuesten  ungarischen  Konversionen,  von  (Graf)  Mark  Wickenburg.  — Ausgra- 
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bungen  zu  Aquincum  1879 — 1891,  IV.  Artikel,  von  Kuzsinfsky.  (Mit  13  Abbildungen.) 

— Die  Sabbatharier  in  Siebenbürgen,  von  (Prof.)  J.  H.  Schwicker  — etc. 

E.  Italien« 

Annali  di  statistica.  Fascicolo  50—60  (serie  IV).  Koma,  tipogr.  uaziouale  di 
O.  Bertero  , 1891 — 92.  gr.  in-8  (Pubblicazione  del  Ministero  di  agricoltura,  industria 
e commercio.  Diresione  generale  della  statistica.  Sommario:  Faac.  50,  51,  53,  54,  65, 
56,  57,  58,  59,  60:  Statistica  industrial«,  fase.  33 — 42:  Notisie  solle  condiaioni  indu- 
striali  delle  provincie  di  Belluno  , Pesaro  e lirbino,  Napoli,  Siena,  Bergamo,  Orosseto, 
Genova,  Ascoli  Piceno,  Macerata,  con  7 carte  stradale  e iudustr.  L’industria  della  »eta  in 
Italia  (N°  56).  — Fase.  52  : Atti  della  Commission«  per  la  statistica  giudisiaria  dvile  e 
penale.  — ) 

Giornale  degli  Economisti,  Agosto  e Settembre  1892:  Gli  uffici  tecnici  di  finanza, 
per  L.  Perozzo.  — Consideraxioni  sui  principii  fondamentali  dell’  economia  politica  cura, 
per  V.  Pareto.  — Nota  snlla  tecnica  della  statistica  criminale , per  C.  F.  Ferraris.  — 
Corrispondence  di  C.  A.  Conigliani  e V.  Pareto.  — Previdenza , per  C.  Bottoni.  — La 
mazione  armata.  Studio  di  un  noovo  ordinamento  deli'  eaercito , per  T.  Sqoilletta.  — 
Solle  dottrine  economiche  di  Antonio  Serra.  Appunti  critici , per  R.  Benini.  — Le  in- 
tromissioni  del  governo  nelle  casse  di  risparmio  über«,  per  Ypsilon.  — La  classificazione 
dei  dati  in  statistica,  par  G.  B.  Salvioni.  — 11  banco  giro  di  Venezia.  A proposito  di 
alcone  recenti  pobblicazioni,  per  G.  Siboni.  — Correspondenza ; 1 massimi  edonistici  in- 
dustrial! e colletivi , per  F.  Coletti.  — La  sitoazione  del  mercato  monetario  , per  X.  — 
Supplemento : Saggio  bibliografico  solla  storia  delle  teorie,  per  L.  Cossa.  — 

Rivista  della  beneficenza  pubblica.  Anno  XX  N®  6 e 7,  30  giogno  — 31  loglio  : 
L'istruzione  e la  vita  dei  Ciechi , per  L.  Vitaü.  — 11  qointo  congresso  della  croce  rossa 
in  Roma,  per  N.  Bertoglio  Pisaoi  — L’arobolanza  policlinica  dello  stabilimento  di  Tantur 
in  Palästina  nell'  anno  1891.  Relazione  del  V.  Pacher.  — Le  isUtosioni  pubbliche  di 
beneficenza  di  Ddine  ed  i moduli  da  esse  adottati  per  la  compilazione  del  bilancio  pre- 
ventivo  1892.  — La  ragioneria  delle  opere  pie  e il  resoconto  delle  opere  pie  secondo  il 
nuovo  regolamento  di  contabilitA,  per  C.  Rosati.  — L’cgoismo  e l’antiegoismo  nella  mo- 
rale sociale,  per  G.  Marchesini.  — Rivista  delle  riviste:  La  beneficenza  negli  StatiUniti. 

— Cronaca  della  beneficenza,  della  previdenza,  della  cooperazione  e di  fatti  sociali  interes- 
sant! i lavoratori.  — etc. 


F.  Dänemark. 

N a tio  nalok  o n o m i s k Tidsskrift.  Redaktor  A.  Petersen-Studnitz.  Aargang  1892, 
4d«  Hefte  (in  dänischer  Sprache):  Oesterreich-Ungarns  Uebergang  zur  Goldwährung  and 
dessen  Folgen  für  Europa , von  (Prof.)  W.  Scharling.  — Referat  über  das  Werk:  „1807 
— 14:  Studien  au  Kopenhagens  und  Dänemarks  Geschichte,  von  M.  Rubin,  Kopenhagen 
1892,  627  pp. 'S  von  (Prof.)  V.  Falbe  Hansen.  — Zur  Geschichte  der  Tontinenversicbe- 
rung  in  Dänemark.  — etc. 


G.  Belgien  und  Holland. 

Revue  de  droit  international  et  de  I4gislation  coinparee.  R^dacteur  en  chef : 
G.  Rolin-Jaequemyns.  Tome  XXIV  (1892)  N°4:  Considerations  historiques  et  juridlques 
sur  les  protectorats,  par  E Engelhardt.  — Le  referendutn  et  l’initiative  en  Suisse  , par 
C.  Hilty.  — Les  lrait4s  d'arbitrage  permanent,  par  Mich.  Revon.  — Droit  et  morale, 
par  H.  Brocher  de  la  Fläch&re.  — etc. 

Revue  social«  et  polidque  publice  par  la  8oci6te  d’dtudes  sociales  et  politiques. 
Secrätaire-gfoeral : Aug.  Couvreur.  11«  annee  (1892)  N°  6:  Les  syndicats  professionuals 
en  France,  par  P.  Hubert- Vallerouz.  — Les  pensious  de  retraite  en  1892,  par  L.  Varles. 
— L'enqucte  du  travail  en  Angleterre,  par  G.  Foccroulle.  — etc. 

de  Economist,  opgericht  door  J.  L.  de  Bruyn  Kops.  XL1.  jaargang  (1892) 
September.  Inhalt  in  deutscher  Liebersetzung:  Einige  Bemerkungen  znr  Ricardoschen 
Grund renteo theorie , von  C.  A.  Verrgn  Stuart.  — Di«  Zuckeriad ustrie  von  Java  unter 
der  Verwaltung  der  Ostindischen  Kompagnie,  von  N.  P.  van  den  Berg  (8chlufs).  — 
Britisch- Indien  und  die  Siiberfrage,  von  G.  M.  Boissevain.  — Die  Reicbspostsparbaak  in 
Oesterreich,  von  M.  Meers.  — Wirtschaftliche  Chronik.  — Handelschronik.  — etc. 
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H.  Schweis. 

Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik.  Jahrgang  XXVIII  (1892)  2.  Quartal- 
haft: Zwei  Hauahaltungsbudgets  aus  dem  Kanton  Thurgau,  von  E.  Hofmann  (Pfarrer). 
— Statistik  der  Todesfälle  des  Amtes  Oberhasli  im  Jahrzehnt  1876 — 1885.  Bearbeitet 
von  J.  Rengli  (Arst).  — Die  Tarife  in  den  neuen  Handelsvertrigen  der  Schweis  mit 
Deutschland  , Oesterreich-Ungarn  und  Italien.  Vortrag  gehalten  in  der  statistisch-volks- 
wirtschaftlichen Gesellschaft  Bern  am  20.  Juni  1892  von  (D&  jar.)  A.  Huber.  — Das 
SchweiserbQrgerrecht  Eine  staatsrechtliche  Studie,  von  (Dr.  jur.)  Walther  Kieser.  — 
Die  Ordnung  des  Gemeinde-,  Rechnungs-  und  Kassenwesens,  als  Grundlage  einer  schwei- 
zerischen Gemeindefmanzstatistik.  Referat  vom  (Kantonsstatistiker)  Nkf.  — Statistik  der 
in  der  Schweiz  erscheinenden  Zeitungen,  Zeitschriften  etc.,  von  W.  Bach.  — 

K.  Amerika. 

A n u a 1 s of  the  American  Academy  of  politlcal  and  social  scieuce  (Philadelphia). 
Editors:  E.  J.  James,  R.  P.  Falkner,  J.  H.  Robinson.  Vol.  UI,  September  1892,  N#  2: 
Economic  causes  of  moral  progress , by  8.  N.  Patten.  — Sir  W.  Temple  on  the  origin 
and  nature  of  government,  by  F.  J.  Herrlott.  — Iufluence  on  business  of  the  independent 
treasury,  by  D.  Kinley.  — Sidgwick’s  „Elements  ot  politics",  by  J.  H.  Robinson.  — 
Preventive  legislation  in  relation  to  crime,  by  C.  H.  Reeve.  — Personal  notes,  etc. 

Journal  of  Social  Science  containing  the  transactions  of  the  American  Association, 
Number  XXIX,  August  1892:  Saratoga  papers  of  1890  and  1891,  part  2:  Miscellaneou» 
papers  : Summer  camps  for  boys,  by  W.  T.  Talbot  — The  New  York  City  Health  De- 
partment, by  C.  Edson.  — The  tenement  house  and  the  children,  by  (Dr. ) Mary  E.  Her- 
rick. — Progress  of  the  financial  credit  of  the  United  States,  1861 — 90,  by  Jos. 
T.  Brown.  — Aids  in  the  study  of  social  Science , by  F.  B.  Sanborn.  — The  care  of 
epileptics,  by  Fr.  Peterson.  — etc. 

Quarterly  publications  of  the  American  Statistical  Association,  New  series,  N 
18,  19  (vot.  1U)  June  and  September  1892:  A Statistical  inquiry  concerning  domestic  Ser- 
vice, by  Lucy  M.  Salmon.  — The  theory  and  practice  of  price  statistlcs,  by  Roland  P. 
Falkner.  — Measures  of  distribution,  by  G.  K.  Holmes.  — Statistics  of  suicides  in  New 
England,  by  Davis  R Dewey.  — Semi-annual  census  of  paupers  in  Minnesota,  by  H.  H. 
Hart.  — Convention  of  Commissioners  of  Bureaus  of  labor  statistics.  — Net  profits  of 
manufacturing  industries  in  the  State  of  Massachusetts,  by  W.  F.  Draper.  — Internatio- 
nal Statistical  comparisons.  — etc. 
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Annalen  des  Deutschen  Reichs  für  Gesetagebung,  Verwaltung  und  Statistik.  Her» 
ausgegeben  von  G.  Hirth  und  M.  Seydel.  Jahrgang  1892,  Nr.  10:  Daa  internationale 
Uebereinkommen  Über  den  Eisenbahnfrachtverkehr.  Beiträge  von  (RegR.)  G.  Eger. 
B : Die  Legitimation  und  der  Gerichtsstand  für  Klagen  aus  dem  internationalen  Eisen- 
bahnfrachtvertrage.  III. : Die  Passiv legitimation  und  der  Gerichtsstand  für  Klagen  etc. 

— Die  neuen  Handels-  and  Zoll  Verträge  des  Deutachen  Reichs.  I.  Verträge  mit  Oester- 
reich-Ungarn, nebst  4 Anlagen.  — 

Archiv  für  Landes-  und  Volkskunde  der  Provinz  Sachsen  mit  angrenzenden  Lan- 
desteilen. Herausgegeben  von  Alfred  Kirchhoff.  Jahrgang  II  (1892):  Die  südliche  Alt- 
mark, von  A.  Mertens.  — Die  Temperaturverbältnlsse  Magdeburgs,  von  A.  Danckwortt. 

— Ibrähim  ibn  Jäqübs  Reiselinie  durch  die  heutige  Provins  Sachsen  nach  Böhmen,  von 
W.  Schulte.  — Die  Höhlen  des  Harzes  und  ihre  Ausfüllungen,  von  Joh.  Kloos.  — Die 


Digitized  by  Googte 


Oie  periodische  Presse  Deutschlands. 


671 


Einwirkung  der  in  Nordtbüringen  anstehenden  Gesteine  auf  die  Bodengestaltung,  von  R. 
Picsu’d.  — Die  Forstwirtschaft  im  Herzogtum  Sachsen-Altenburg,  von  O.  Koepert.  — etc. 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie.  Jahrg.  1892,  Nr  14,  15  u.  16,  Juli  und  August: 
Gewitterbeobachtungen  im  Keichstelegraphengebiet.  — Bestrafung  des  Absenders  einer 
Postsendung  wegen  eigenmächtiger  Zurücknahme  und  Vernichtung  derselben.  — Das  Post- 
wesen der  Schwei*  im  Jahre  1891.  — Das  polarisierte  Relais  neuer  Bauart  und  seine 
Wirkungsweise  im  Vergleich  *u  den  im  Betriebe  der  Reichstelegrapbie  bisher  verwendeten 
polarisierten  Relais.  — Zur  Geschichte  des  Postwesens  in  Herford.  — Die  Reisen  des 
Mittelalters  und  die  geographischen  Anschauungen  zur  Zeit  des  Columbus.  — Die  erste 
oberirdische  Telegraphenlinie  in  Deutschostafrika.  — Die  Bahnposten  in  Frankreich.  — 
Sibirische  Eisenbahn.  — Die  niederländische  Reichspostsparbank  während  des  ersten 
zehnjährigen  Zeitraumes  ihres  Bestehens.  — etc. 

Gh  ri  et  1 i c h - soziale  Blätter.  Katholisch-soziales  Centralorgan.  Jahrg.  XXV  (1892) 
Heft  13 — 16:  Die  Lage  des  Centrums.  — Zur  Gewerkschaftsbewegung  in  Frankreich.  — 
Der  Verband  der  katholischen  Arbeitervereine  Frankreichs.  — Ueber  das  soziale  Wirken 
der  katholischen  Kirche.  — Ueber  die  katholischen  Orden  und  ordensähnlichen  Kongrega- 
tionen in  Preufsen.  — Die  jüngste  Erhebung  des  Anarchismus  (IV.  Fortsetzung).  — Die 
Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe.  — Die  Arbeiterkontrolmarke.  — Weiteres  zur  römi- 
schen Entscheidung  über  die  Lohnfrage.  — Zur  Lage  in  Frankreich.  — Deutsche  Ge- 
werkschaften. — Zur  Charakteristik  des  Gewerbewesens  der  mittleren  Zeiten.  — Ueber 
den  Stand  der  sozialdemokratischen  Gewerkschaftsbewegrung.  — Der  dritte  österreichische 
Katholikentag  in  Lins.  — Aus  den  Berichten  der  Gewerbeinspektoren.  — 

Deutsche  Revue  über  das  gesamte  nationale  Leben  der  Gegenwart.  Hrsg,  von 
R.  Fleischer.  Jahrg.  XVII  (1892)  September  und  Oktober:  Aus  dem  Leben  König  Karls 
von  Rumänien  (Artikel  VIII  und  IX).  — Aus  Eduard  Laskers  Nachlafs'  Sein  Brief- 
wechsel in  den  Jahren  1870/71  (Artikel  VI  und  VII).  — Sechzehn  Jahre  in  der  Werk- 
statt Leopold  von  Raukes  (Artikel  XI),  von  Th.  Wiedemann.  — Wilhelm  Weber.  Eine 
Lebensskizze,  von  H.  Weber  (Artikel  II  und  III,  Schlufs).  — Aristoteles  und  das  XIX. 
Jahrhundert,  von  J.  Barthdlemy-St.  Hilaire.  — Die  Frauen  in  der  Heilkunde,  von  Felix 
Buttersack.  — Tierquälereien,  von  (Lady)  Paget.  — Die  russisch-französische  Allianz  und 
der  Dreibund  in  geschichtlicher  Beleuchtung  (I.  Artikel).  — Aegyptische  Briefe  Uber  Pa- 
lästina ein  halbes  Jahrhundert  nach  dem  Exodus,  von  A.  H Sayce.  — Die  Deutschen 
als  Seeleute,  von  (Vizeadmiral)  Bätsch.  — Eine  Wanderung  durch  das  Pflanzenreich,  von 
A.  Fischer.  — Die  polnische  Revolution  vom  Jahre  1863  (I.  Artikel).  — etc. 

Masius’  Rundschau.  Blätter  für  Veraicherungswissenschaft,  Versicherungsrecht  etc. 
Neue  Folge,  Jahrg.  IV  (1892)  Heft  9 und  10:  Die  Gewinn-  und  Verlustrecbnung  und 
die  Statistik  bei  der  Lebensversicherung.  — Die  Sterbekasse  für  das  deutsche  Forstper- 
sonal. — Zustand  und  Fortschritte  der  deutschen  Lebensversicherungsanstalten  im  Jahre 
1891.  — Die  Lebensversicherungsstatistik  der  Berliner  Börsenzeituog.  — Anfechtung 
einer  Cession  von  Rechten  aus  Lebensversicherungen.  — Das  preußische  Oberverwal- 
tungsgericht Uber  die  Besteuerung  der  Gegenseitigkeitsanstalten.  — etc. 

Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Herausgegeben  vom 
kaiserl.  statistischen  Amt.  Jahrgang  1892,  Heft  3 : Dampfkesselexplosionen  während 
des  Jahres  1891.  — Anmusterungen  von  Vollmatrosen  und  unbefahrenen  Schiffsjungen 
im  Jahre  1891.  — Spielkartenfabriken  und  Verkehr  mit  Spielkarten  während  des  Etats- 
jahres 1891/92.  — Religionsverhältnisse  nach  der  Volkszählung  von  1890  — Ueber- 
seeische  Auswanderung  im  zweiten  Vierteljahr  1892.  — Erntestatistik  für  das  Erntejahr 
1891/92.  — Zollbegünstigungen  der  Weinhändler  im  Etatsjahre  1891/92.  — Straffälle  in 
Bezug  auf  die  Zölle  und  Steuern  im  Etatsjahre  1891/92.  — Bestände  an  Zucker  in  den 
Zuckerfabriken  etc.  am  31.  Juli  1892.  — Kriminalstatistische  Vergleiche  in  Bezug  auf 
Geschlecht  und  Alter.  — 

Vierte  ljab  rschr  Ift  für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte.  Heraus- 
gegeben von  Karl  Braun.  Jahrgang  XXIX  (1892)  Band  III,  1.  und  2.  Hälfte:  Der  frän- 
kische Bauer  in  der  guten  alten  Zelt,  von  J.  G.  Weif».  — Die  Arbeiterfrage  auf  dem 
Lande , von  P.  Asmussen.  — Die  schlesische  Leinenindustrie  und  ihr  Notstand,  von  Chr. 
Meyer.  — Volkswirtschaft!.  Korrespondenz  aus  Paris,  von  M.  Block.  — Zur  Lehre  von 
der  Entstehung  des  Staates  und  der  Staatsgewalt , von  Joseph  v.  Held.  (Aus  dessen  un- 
gedrucktem Nachlafs  brsg.  von  L.  Huberti).  — Der  Entwurf  eines  deutschen  Checkge- 
setzes, von  G.  Levinstein.  — Die  Geldvorräte  der  russischen  Regierung  , von  Tb.  Buck. 
— Ueber  die  russische  Handelsbilanz,  von  N.  Syrkln.  — etc. 
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Zeitschrift  für  Bergrecht.  Redigiert  und  hrsg.  von  H.  Brassen  (WGOBergR.) 
Jahrg.  XXXlIi  (1892)  Heft  3:  Die  Novelle  zum  Krankenversicherungsgesetze,  von  L. 
Fuld  (Rechtsanwalt).  — Bergrechtliches  aus  Rufsland , von  Alexis  v.  Koppen  (Mitglied 
des  ßergkonseils  zu  St  Petersburg).  — Gesetzgebung.  Bergpolixei Vorschriften.  — Ent- 
scheidungen der  Gerichtshöfe. 

Zeitschrift  des  kgl.  bayerischen  statistischen  Büreaus.  Redigiert  von  (ORegR) 
Carl  Kasp.  Jahrg.  XXIV  (1892)  Nr.  2:  Statistik  der  öffentlichen  Stiftungen  im  König- 
reich Bayern  für  das  Jahr  1889.  Referent:  (RegAss.)  Krieg.  — Die  Versicherung«  tati- 
stik  im  KR.  Bayern  für  das  Jahr  1890.  Referent:  (OReg.R)  K.  Rasp.  — Die  zwangs- 
weise Veriusserung  landwirtschaftlicher  Anwesen  in  Bayern.  Nach  dem  Stande  des 
Jahres  1891  mit  einigen  Rückblicken,  vou  demselben.  — Die  Bewegung  der  Gewerbe  in 
Bayern  im  Jahre  1891.  — Ergebnisse  des  Militärersatzgeschiftes  des  Jahres  1891  in 
Bayern.  Nach  den  Mitteilungen  der  MilU&rmedixinalabteilung  des  k.  Kriegsmini steriums. 

— Aus  den  Ergebnissen  der  Volkszählung  1890.  — Geburt*-  und  Sterblichkeitsverhilt- 
nisse  in  einer  Anzahl  bayerischer  Städte  im  zweiten  Vierteljahre  1892.  — etc. 

Zeitschrift  für  Handel  und  Gewerbe.  Organ  für  die  deutschen  Handelskammern. 
Redigiert  von  R.  Stegemann.  Jahrg.  V (1892)  Nr.  7 und  8»  Juli  und  August:  Haus* 
industrieller  Handarbeitsunterricht  für  Kinder  in  Sachsen.  — Versammlung  der  Handels- 
kammersekretäre in  Osnabrück , Juni  1892  — Aenderung  der  Instruktion  zum  öster- 
reichischen Markenschutzgesetze.  — Hausindustrie  in  Rufsland.  — Parlamentarische  Er- 
örterungen über  die  Einführung  des  Normalarbeitstages,  von  (Prof.)  W.  Stieda  (Rostock). 

— Chile.  — Der  Goldbestand  der  Welt  (nach  der  New  Yorker  Handelazeitung).  — Aus 
den  Bezirken  dar  Handelskammern.  — Thätigkeit  der  Handelskammern  des  In*  und 
Auslandes.  — etc. 

Zeitschrift  lür  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft.  Hrsg,  von  (Proff.  D**. ) Fr. 
v.  Liszt,  K.  v.  Lilienthal,  H.  Bennecke.  Band  XII  (1892)  Heft  5 und  6:  Die  Krimi- 
nalität und  ihre  Zusammenhänge  in  der  Provinx  Schleswig-Holstein  vom  1.  Januar  1882 
bis  dabin  1890.  Eine  Kulturstudie  auf  statistischer  Gruudlage,  von  (Staatsanwalt)  Damme. 

— Die  Strafbarkeit  der  vorschriftswidrigen  Entwertung  von  Versicherungsmarken , von 
(Landrichter)  Feilsch.  — Der  Begriff  des  Schmuggels  und  seine  Stellung  im  Strafreckt, 
von  C.  Thuemmel  (Amtsgerichtsrat).  — Die  rechtliche  Bedeutung  und  Wirksamkeit  der 
gemäfs  § 420  der  Strafprozefsordnung  in  einem  Sühnetermin  vor  der  Vergleich sbebörde 
abgeschlossenen  Vergleiche,  von  (O Amtsrichter)  Frese,  etc.  — 


Berichtigung. 

In  dem  Art.  des  Herrn  Prof.  Diexraann  ist  beim  Umbrechen  des  Bogens  8.  423  von: 
Es  stehen  sonach  ....  bis  zum  Ende  der  Tabelle  auf  S.  423  falsch  eingeschoben. 
Die  Stelle  hätte  im  Anschlüsse  an  S.  425  kommen  sollen. 


FromoMiansch«  Buchdruckerei  (.Hermann  Pohle)  in  Jena. 
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X. 

Von  der  Theorie  des  Arbeitslohnes. 


Von 

Professor  de  Bidder  in  Gent. 

Die  landläufige  Theorie  des  Arbeitslohnes  kann  auf  folgende  Weise 
zusammengefaßt  werden:  Die  Herstellung  der  Produkte  wird  durch 
die  Mitwirkung  verschiedener  Faktoren  erzielt : das  Kapital,  die  natür- 
lichen Hilfsmittel,  die  Arbeit  Alle,  welche  in  irgend  welcher  Weise 
an  dieser  Herstellung  teilnehmen,  Kapitalisten,  Grundbesitzer,  Arbeiter, 
Unternehmer,  haben  an  den  Produkten  Anteil. 

Man  sollte  denken,  daß  man  mit  der  Verteilung  warten  würde, 
bis  die  Produktion  vollendet  und  die  Waren  verkauft  wären;  aber 
ernste  Ursachen  gebieten  die  vorzeitige  Abrechnung  der  Ansprüche 
der  verschiedenen  Teilhaber.  Im  Anfang  der  Unternehmungen  kennt 
man  die  Resultate  derselben  nicht;  man  weiß  nicht  ob  sie  günstig  oder 
ungünstig  sein  werden,  der  Gewinn  ist  ebenso  ungewiß  wie  der  Ver- 
lust. Diese,  allen  Zufälligkeiten  preisgegebene,  Situation  liebt  nicht  jeder. 
Manche  haben  lieber  wenig,  aber  das  sicher,  als  viel  unsicher;  sie 
ziehen  einen  geringen  Gewinn  einem  großen  vor,  der  event  einem  Ver- 
lust weichen  kann.  Das  thun  die  Kapitalisten,  welche  sich  einen  be- 
stimmten Zins  ausbedingen ; die  Besitzer,  die  eine  Pacht  fordern,  deren 
Betrag  ganz  unabhängig  von  den  Resultaten  der  Wirtschaft  ist.  Dann 
der  Arbeiter,  auf  dessen  bestimmten  Lohn  das  Mißlingen  oder  Gelingen 
der  Unternehmung  gar  keinen  Einfluß  hat. 

Nur  das  Einkommen  eines  Mannes  hängt  stets  ganz  von  den 
Ergebnissen  der  Unternehmung  ab,  das  ist  das  des  Unternehmers  selbst. 
Dieser  schließt  die  Kontrakte  mit  seinen  Mitarbeitern  ab,  wodurch  er 
ihnen  jedes  Risiko  abnimmt,  aber  er  behält  sich  auch  den  ganzen  Rein- 
ertrag vor  im  Falle  eines  günstigen  Resultats.  Seine  Verantwortlich- 
keit ist  eine  unbedingte,  die  der  anderen  ist  natürlich  in  engen  Grenzen 
gehalten.  Warum  sucht  der  Arbeiter  sich  dem  Risiko  zu  entziehen  ? 
Damit  sein  Anteil  zu  bestimmten  Zeiten  nicht  zu  gering  werde.  Er 
muß  ein  gewisses  Minimum  vom  Gewinn  haben.  Wenn  sein  Lohn  unter 
dieses  Minimum  sinken  würde,  dann  müßte  seine  Familie  in  das  größte 
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Elend  kommen.  Der  Arbeiter  will  Sicherheit  der  Existenz  haben  und 
die  kann  er  nur  erlangen,  wenn  er  den  Verdingungskontrakt,  welchen 
ihm  der  Unternehmer  anbietet,  annimmt,  und  zwar  wird  ihm  dadurch 
ein  mittelmäßiger  Anteil  gesichert,  der  für  gute  und  schlechte  Jahre  be- 
rechnet ist,  und  man  schätzt  den  eventuellen  Anteil  des  Arbeiters, 
indem  man  von  allen  Chancen  der  Unternehmung  Abstand  nimmt. 
Der  Arbeiter  hat  aber  noch  einen  anderen  Grund,  der  ihn  nicht 
weniger  zur  rückhaltlosen  Annahme  zwingt.  Er  kann  aus  Mangel  an 
Unterhalt  nicht  den  Verkauf  der  Produkte  und  die  Teilung  des  Er- 
trages abwarten;  denn  die  Vollendung  der  Waren  und  ihr  Verkauf 
kann  Monate,  selbst  Jahre  dauern.  Wovon  sollte  er  während  dieser 
langen  Frist  leben.  Da  er  keine  Kapitalien  in  Reserve  hat,  müßte  er 
Hungers  sterben.  Um  nun  diesem  äußersten  Elend  zu  entgehen,  ver- 
kauft er  seinen  Anteil  dem  Unternehmer  im  voraus  und  kommt  mit 
ihm  überein,  daß  ihm  der  Preis  auf  Abschlag  gezahlt  wird.  Diese  Ab- 
schlagszahlung , welche  wöchentlich  oder  auch  in  größeren  Zwischen- 
räumen geschieht,  bildet  den  „Arbeitslohn“. 

Die  Theorie,  welche  ich  soeben  auseinandergesetzt  habe,  beruht 
auf  einer  Hypothese,  die  ich  für  richtig  halte. 

Sie  nimmt  an  — und  ich  glaube,  daß  zahlreiche  Fälle  uns  zwingen, 
es  anzuerkennen  — daß  der  Arbeiter  einen  Teil  der  Ware,  zu  dessen 
Produktion  er  beiträgt,  beanspruchen  kann  und  bekommt  in  Form  von 
Arbeitslohn.  In  einigen  Gewerbszweigen  erhält  der  Arbeiter  diesen 
Anteil  in  Naturalien ; z.  B.  die  Leute,  welche  beim  Fischen  angestellt 
sind,  bekommen  gewöhnlich  eine  Anzahl  Fische,  die  dem  Wert 
des  Fanges  angemessen  ist.  Ebenso  hat  der  Halbpächter  für  seine 
Arbeit  einen  Teil  der  Ernte  zu  beanspruchen.  In  anderen  Gewerbs- 
zweigen ist  das  Verhältnis  des  Arbeitslohnes  zum  Gesamterträge 
weniger  ersichtlich.  In  der  Regel  wird  der  Arbeitslohn  in  Geld  aus- 
gezahlt, was  das  Verhältnis  zu  den  Erzeugnissen  weniger  deutlich 
hervortreten  läßt.  Immerhin  ist  es  leicht  ersichtlich,  daß  der  Arbeits- 
lohn seiner  Natur  nach  einen  Teil  des  Ertrages  ausmacht. 

Es  versteht  sich,  daß  der  Unternehmer  den  Arbeitslohn  in  die 
Berechnung  seiner  Produktionskosten  einschließen  muß,  und  daher  auch 
in  den  Verkaufspreis.  Mit  Hilfe  dieses  Preises  muß  der  Spekulation 
des  Unternehmers  gemäß  jeglicher  Vorschuß,  sowohl  die  Arbeitslöhne 
als  auch  der  übrige  Produktionsaufwand,  bezahlt  werden.  Die  Arbeiter 
wissen  ebenso  gut  wie  die  Unternehmer,  daß  ihr  Lohn  von  dem  Re- 
sultate des  Betriebes  abhängt.  Es  ist  eine  allgemeine  Regel  in  der 
Industrie,  daß  der  Arbeitslohn  da  am  höchsten  ist,  wo  der  Ertrag 
am  größten  ist.  Mit  dem  Aufblühen  der  Industruie  wächst  auch  der 
Anteil  des  Arbeiters,  d.  b.  der  Arbeitslohn.  Ebenso  dulden  die  guten 
Arbeiter  nicht,  daß  sie  ebenso  wie  die  schlechten  behandelt  werden ; sie 
fordern  einen,  ihren  Leistungen  angemessenen,  Lohn.  In  gewissen  Gewerbs- 
zweigen endlich  kommen  Besitzer  und  Arbeiter  überein,  die  Arbeitslöhne  im 
Falle  hoher  Warenpreise  zu  erhöhen,  andernfalls  sie  zu  vermindern.  In 
beiden  Fällen  hat  man  die  Ueberzeugung,  daß  der  Arbeiter  auf  einen  Teil 
der  Ware,  zu  deren  Produktion  er  beiträgt,  ein  bestimmtes  Recht  besitzt 
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Nur  dieser  Teil  ist  im  voraus  in  Geld  berechnet,  d.  h.  soweit  man 
das  im  Vertrauen  auf  einen  günstigen  Fortgang  der  Unternehmung 
thun  kann. 

Dies  ist,  wie  gesagt,  die  Basis  der  Theorie  des  Arbeitslohnes. 
Man  kann  daraus  zwei  wichtige  Schlüsse  ziehen:  der  erste,  auf  den 
ich  nicht  weiter  eingehen  will,  ist  der,  daß  man  dem  Arbeiter  nicht 
ein  Minimum  Lohn  sichern  kann.  — Da  man  das  Resultat  der  Un- 
ternehmung nicht  genau  vorher  zu  berechnen  vermag,  wäre  es  unver- 
nünftig, dem  Arbeiter  zu  versprechen,  seinen  Teil  nicht  unter  ein  be- 
stimmtes Maß  zu  mindern. 

Der  zweite  Schluß  ist  der,  daß  in  der  Industrie  die  Arbeit  nicht, 
wie  die  Waren:  Eisen,  Kaffee,  Zucker  etc.  angesehen  werden  muss. 
Der  Arbeiter  verkauft  hier  seine  Arbeit  nicht,  und  der  Unternehmer 
kauft  sie  nicht.  Der  Kontrakt  bezieht  sich  nicht  sowohl  auf  den 
Gebrauch  der  menschlichen  Fähigkeiten,  sondern  auf  das  Resultat, 
welches  durch  ihren  Gebrauch  erlangt  worden  ist.  Nicht  die  Person 
des  Arbeiters  ist  der  Gegenstand  des  Vertrages,  sondern  ein  Teil  des 
Wertes  der  produzierten  Gegenstände. 

Wenn  man  diese  falsche  Ansicht  verwirft,  dann  wird  man  eine 
Wahrheit  kennen  lernen,  welche  ich  als  durchaus  grundlegend  erachte: 
man  wird  vom  ökonomischen  Gesichtspunkte  aus  sehen , daß  der 
Arbeiter  ursprünglich  und  grundsätzlich  als  der  Associö  des  Unter- 
nehmers anzusehen  ist.  Man  hat  oft  die  Bemerkung  gemacht,  daß 
die  Arbeitsteilung  nur  eine  Form  von  Arbeitsvereinigung  ist  Die 
Arbeitsteilung  — ich  beschränke  mich  auf  den  kurzen  Hinweis  — ver- 
einigt alle  die,  welche  sich  an  der  Herstellung  derselben  Ware  be- 
teiligen. Sie  bildet  intensive  Beziehungen  zwischen  Leuten  verschie- 
denen Handwerks,  nötigt  die  einen,  die  ihnen  notwendigen  Dinge, 
welche  sie  nicht  fabrizieren,  von  anderen  zu  kaufen,  und  vereinigt  alle 
Nationen  der  Erde  durch  die  Bande  der  gemeinsamen  Interessen, 
welche  jedes  Jahrhundert  sich  fester  knüpft 

Diese  Vereinigung,  welche  sich  überall  offenbart,  ist  besonders 
zwischen  allen  in  derselben  Werkstatt  Thätigen  bemerkbar;  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  haben  dabei  verschiedene  Aufgaben,  aber  sie 
haben  alle  das  gleiche  Ziel  im  Auge.  Jeder  hat  sein  besonderes  Ge- 
schäft zu  verrichten,  aber  alle  diese  Thätigkeiten  sind  nach  einem 
gemeinsamen  Plane  geregelt  und  stehen  alle  unter  derselben  Ober- 
leitung. Alle  Anstrengungen  sind  nach  einem  gemeinsamen  Ziele  ge- 
richtet, welches  sie  zu  erreichen  hoffen.  Wie  nun  auch  der  rechtliche 
Vertrag,  welcher  die  Verbindung  dieser  verschiedenen  Mitarbeiter 
regelt,  sein  mag,  so  tragen  sie  doch  alle  zu  dem  Gelingen  desselben 
Werkes  bei  und  streben  der  Verwirklichung  einer  gleichen  Aufgabe  zu. 
Sie  arbeiten  nicht  nur  unter  dem  gleichen  Gesichtspunkt,  sondern,  was 
mehr  sagen  will,  ihr  Wirken  und  Schaffen  vermischt  und  durchdringt 
sich  vollständig.  Z.  B.  wird  niemand  bei  einem  Getreidefelde  an- 
geben können,  wie  viel  Aehren  oder  Stroh  der  oder  der  Arbeiter  her- 
vorgebracht hat,  noch  was  besonders  der  Leitung  des  Pächters  zu  ver- 
danken ist;  ebensowenig  wird  man  unterscheiden  können,  was  der 
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Fruchtbarkeit  des  Bodens  zugeschrieben  werden  kann,  was  der  Wirkung 
des  Düngens  etc.  Manchesmal  kann  man  allerdings  das  Resultat  des 
Fleißes  jedes  einzelnen  Arbeiters  nachweisen : ein  Zimmermann  z.  B., 
der  ein  Haus  bauen  hilft,  hat  Balken  und  Bretter  herbeigeschafft;  der 
Maurer  bat  das  Mauerwerk  aufgeführt;  inbezug  auf  das  einzelne  Stück 
ist  eine  Scheidung  möglich ; aher  sie  hat  für  die  Beteiligten  wenig  Be- 
deutung. Das  Erzeugte  muß  allerdings  verkauft  sein , wenn  geteilt 
werden  soll;  und  man  kann  nicht  einzeln  verkaufen  — es  sei  denn 
beim  Niederreißen  eines  Hauses  — Mauern,  Balken,  Treppen  etc.  Es 
wird  für  ein  Haus  ein  einziger  Preis  festgesetzt  und  nicht  eine  Reibe 
einzelner  Preise,  z.  B.  für  den  Wert  des  Mörtels,  der  Ziegelsteine,  der 
Balken,  des  Tagelohns  etc. 

In  dem  Preise  des  ganzen  Werkes  ist  die  Arbeit  jedes  Hand- 
werkers mit  dem  der  anderen  verschmolzen,  ebenso  wie  mit  dem  Ka- 
pital und  dem  zuerst  zur  Produktion  gebrauchten  Material.  Alles  dies 
ist  unzertrennlich  in  dem  Wert  des  Ganzen  enthalten,  es  entsteht  da- 
durch eine  Unausscheidbarkeit,  welcher  man  durch  das  Mittel  der  Teilung 
ein  Ende  machen  muß.  Aber,  wer  hier  von  Untrennbarkeit  und 
Teilung  redet , spricht  eben  vom  gesellschaftlichen  Zusammenwirken 
und  Gemeinschaft  der  Interessen.  Durch  den  natürlichen  Lauf  der 
ökonomischen  Erscheinungen  wird  der  Besitzer  der  Genosse  seiner 
Arbeiter.  Ich  rede  hier  nicht  von  den  rechtlichen  Bedingungen 
der  Assoziierung.  Ich  begnüge  mich  damit,  die  thatsäch  liehen  Ver- 
hältnisse festzustellen:  die  Vereinigung  aller  derer,  durch  welche 
die  Produktion  bewirkt  wird.  Tbatsächlich  macht  der  Unternehmer 
dieser  Vereinigung  ein  Ende,  indem  er  durch  den  oben  erwähnten 
Vertrag  den  Anteil  des  Grundbesitzers,  des  Kapitalisten  wie  des 
Arbeiters  an  dieser  Gemeinschaft,  an  diesem  geschlossenen  Ganzen 
durch  Kauf  an  sich  bringt.  Associes,  welche  sie  als  seine  Mitarbeiter 
thatsäch  lieh  waren,  wurden  einfache  Bedienstete,  die  für  seine  Rech- 
nung arbeiteten.  Wenn  sie  auch  nicht  ganz  ohne  Interesse  au  dem 
Erfolge  der  Unternehmung  sind,  so  ist  ihnen  doch  eine  bestimmte  Ver- 
antwortung abgenommen. 

Die  Frage,  welche  ich  untersuchen  möchte,  ist,  ob  diese  Einrich- 
tung dem  Interesse  aller  Parteien  volle  Genüge  gewährt  und  auch  ob 
sie  den  sozialen  Bedürfnissen  vollkommen  gerecht  wird.  Ist  es  nicht 
zu  bedauern,  daß  die  Kameradschaft  zwischen  Besitzer  und  Arbeiter 
so  in  ihrem  Keim  erstickt  und  zerstört  wird,  bevor  sie  irgend  welche 
Wirkungen  hervorbringen  konnte? 

Ich  habe  soeben  gesagt,  daß  diese  Scheidung  die  Verantwortlich- 
keit des  Arbeiters  sehr  vermindert,  wo  nicht  sogar  ganz  unterdrückt. 
Eine  Verwaltung,  welche  die  menschliche  Verantwortlichkeit  einsebränkt, 
wird  niemals  volle  Garantie  für  die  Zuverlässigkeit  der  Beteiligten  ge- 
währen , sie  wird  nie  die  höchsten  Fortschritte,  selbst  in  der  Industrie 
erzielen. 

Die  Bedeutung  des  sittlichen  Momentes  hat  Mr.  Gladstone  in  einer 
neuen  Abhandlung  vorzüglich  dargelegt.  Ich  erlaube  mir,  die  treffen- 
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den  Worte  dieses  hervorragenden  Mannes  wiederzugeben  '):  „Je  mehr 
ein  Arbeiter  arbeitet,  je  mehr  kommt  es  darauf  an,  daß  er  seine  Arbeit 
nicht  nur  verrichtet,  sondern  auch  daß  er  sie  gut  macht;  und  nicht 
nur  gut,  sondern  so  gut,  als  es  ihm  irgend  möglich  ist.  Je  mehr  er 
sich  dies  einprägt,  um  so  mehr  wird  seine  Bedeutung  für  den  Unter- 
nehmer steigen,  um  so  sicherer  wird  er  mit  ihm  verbunden,  um  so 
gewisser  sich  eroporarbeiten.  Ich  glaube  nun,  daß  höhere  sittliche  An- 
schauungen, Ehrgefühl,  Gerechtigkeitsliebe,  Zartgefühl  wichtiger  für 
ihn  sind  als  irgend  welche  Uebung  von  Talenten  oder  Wagnissen.  Ich 
meine  keine  Strikes.  Sie  waren  nur  ein  rohes  Mittel  . . 

Es  scheint  nicht  nötig  zu  sein,  weiter  darauf  einzugehen : die  Ein- 
richtung unserer  Lohnzahlung  beruht  vielleicht  unabänderlich  in  der 
Eigentümlichkeit  der  gegenwärtigen  Gesellschaft,  aber  sie  entspricht 
nicht  den  Erfordernissen  einer  strengen  Ethik. 

Fordern  die  ökonomischen  Anschauungen  wenigstens  ihre  Erhal- 
tung? Man  sagt,  daß  der  Arbeitslohn  wegen  zwei  Erfordernissen  zur 
Herrschaft  gelangt  sei : Der  Arbeiter  kann  sich  keiner  Gefahr  aussetzen, 
sondern  müsse  von  dem  betr.  Arbeitgeber  Vorschuß  erhalten , jeder 
einzelne  aus  denselben  Gründen.  Ist  denn  wirklich  die  Vorausbe- 
zahlung den  Arbeitern  unentbehrlich? 

Dieser  Grund  kann  für  gewisse  Kategorien  von  Arbeiten  eingewendet 
werden,  aber  nicht  für  alle.  Es  giebt  Produkte  (z.  B.  Brot),  deren 
Bereitung  täglich  wiederholt  wird  und  deren  Herstellung  keinem  be- 
sonderen Wechsel  und  keiner  Verzögerung  unterworfen  ist.  Dieser 
Grund  rechtfertigt  nicht  die  Ausbildung  der  Form  der  Lohnzahlung 
der  Bäcker  noch  derjenigen,  welche  zu  einem  leichten  und  schnellen 
Verkauf  beitragen. 

Man  kann  sich  auch  nicht  auf  die,  welche  einige  Ersparnisse 
haben,  berufen.  Man  scheint  zu  glauben,  daß  alle  Arbeiter  ihrer  Hilfs- 
quellen beraubt  sind,  daß  alle  von  der  Hand  in  den  Mund  leben. 
Hätten  sie  gar  keine  Ersparnisse,  so  müßten  sie  ihren  Teil  der  Pro- 
duktion im  voraus  verkaufen  und  auf  Abschlag  bezahlen  lassen.  Glück- 
licherweise steht  sich  jetzt  aber  die  arbeitende  Klasse  besser.  Die 
meisten  Arbeiter  besitzen  ein  kleines  Kapital  und  eine  große  Anzahl 
von  ihnen  ein  oder  mehrere  Hundert  Franks  Ersparnisse.  In  der 
Stadt,  in  welcher  ich  schreibe,  existieren  ungefähr  30000  Familien, 
von  den  15 — 20000  Arbeiterfamilien  sind  (es  kommt  darauf  an,  ob  man 
die  niederen  Bürgerfamilien  mitrechnet) ; die  nationale  Sparkasse  zählt 
hier  27000  Einleger;  so  kommt  ungefähr  ein  Sparbuch  auf  jede  Wirt- 
schaft in  Gent.  Die  Möglichkeit  zu  sparen  und  die  Ausübung  des 
Sparens  sind,  wie  man  sieht,  allgemein  unserem  Volk  zur  zweiten  Na- 
tur geworden.  Nur  die  ärmsten  Familien  machen  hierin  eine  Aus- 
nahme. Besonders  die,  welche  alle  vor  kurzem  vom  Lande  gekommen 
sind,  um  in  der  Stadt  einen  Broterwerb  zu  suchen  *). 


1)  Times  d.  SO.  Not.  1891. 

2)  Es  wandern  ungefähr  jährlich  1000  solcher  armen  Familien  ein. 
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Wenn  man  nun  noch  hinzufügt,  daß  die  meisten  der  Arbeiter  in 
Gent  privaten  Sparkassen  angehören,  oder  auch  gegenseitigen  Hilfs- 
kassen,  Versicherungsgesellschaften  etc.,  so  wird  man  anerkennen,  daß  in 
Gent  — wie  in  allen  industriellen  Orten  Belgiens  — der  Arbeiter  nicht 
so  arm  ist,  wie  die  Theoretiker  dies  meistens  annehmen.  Er  besitzt 
ein  Kapital,  von  dem  er,  im  Falle  mangelnden  Verdienstes,  Wochen, 
ja  sogar  Monate  leben  kann,  und  er  braucht  sich  durchaus  nicht  von 
seinem  Chef  den  Lohn  wöchentlich  vorausbezahlen  zu  lassen. 

Wie  lange  könnte  er  wohl  auf  seinen  Lohn  warten?  Ich  glaube, 
daß  viele  eine  Verzögerung  von  drei  Monaten  oder  noch  mehr  aus- 
halteu  könnten.  In  Gent  sind  die  Löhne  niedrig.  Sie  erreichen  durch- 
schnittlich selten  mehr  als  eine  Höhe  von  20  Frcs.  wöchentlich. 
Das  Einkommen  übersteigt  im  Vierteljahr  selten  260  Frcs.  Die 
Arbeiterfamilien , welche  eine  solche  Summe  besitzen,  sind  hier 
nicht  selten,  und  eventuell  könnten  sie  sich  leicht  verdoppeln.  Thal- 
sachen aus  der  letzten  Zeit  beweisen  es.  Früher  waren  die  meisten 
unserer  Hausfrauen  bei  dem  Bäcker,  Fleischer  etc.  verschuldet.  Sie 
kauften  alles  auf  Kredit.  Die  neugebildeten  Konsumvereine  zwingen 
sie  indes  das  Brot  bar  zu  zahlen,  oder  sogar  im  voraus  entsprechende 
Einzahlungen  zu  machen.  Fast  alle  Familien  verbanden  sich  hierzu, 
und  die  erwähnten  Schulden  wurden  alle  abgetragen. 

Das  System  der  vierteljährigen  Bezahlung  konnte  früher  keinen 
anderen  Erfolg  haben,  als  den,  eine  Erweiterung  des  Konsurationskredites 
herbeizuführen  und  alle  Arbeiterfamilien  drei  Monate  lang  bei  den 
Kaufleuten  in  Schulden  zu  bringen.  Dank  der  neu  eingebrach  ten  Ge- 
wohnheiten wird  diese  Lage  nicht  mehr  Vorkommen.  Die  Mehrzahl  ist 
oder  würde  bald  mit  dem  nötigen  Geld  versehen  sein,  um  die  Aus- 
gaben des  Vierteljahres  zu  decken.  DieErhaltuug  der  Lohnzahlung  kann 
nicht  mehr  ganz  durch  die  Armut  der  arbeitenden  Klassen  gerechtfertigt 
werden.  Weit  davon  entfernt,  die  natürliche  Folge  der  allgemeinen 
Armut  zu  sein,  ist  sie  vielmehr  eine  Ursache  des  Elendes  geworden. 
Man  kann  es  von  gewissen  Gesichtspunkten  aus  als  eine  Schule  des 
Lebens  in  den  Tag  hinein  betrachten. 

Man  schreibt  diesem  Verfahren  noch  ein  zweites  Verdienst  zu : es 
soll  dem  Arbeiter  Schutz  gegen  industrielle  Gefahren  bieten.  Als  Mit- 
unternehmer würden  die  Arbeiter  denselben  Gefahren  ausgesetzt  sein 
wie  die  Besitzer.  Diese  Gefahren  sind  beträchtlich ; sicheren  statisti- 
schen Angaben  gemäß  dürften  etwa  10  Proz.  der  Besitzer  wirkliche 
Ueberscbüsse  haben;  die  anderen  aber  nur  spärlich  ihr  Leben  fristen 
oder  zu  Grunde  gehen. 

So  die  Begründung.  Um  die  Bedeutung  des  zu  übernehmenden 
Risikos  richtig  beurteilen  zu  können,  kommt  es  wenig  darauf  an,  ob 
die  Höhe  von  10  Proz.  vollständig  richtig  angenommen  ist.  Es  ge- 
nügt, daß  es  ungefähr  so  ist  Sicher  ist  jedenfalls,  daß  es  nicht  sehr 
von  der  Wahrheit  abweicht  und  daß  wenig  Unternehmer  großen  Ge- 
winn erzielen,  während  die  Zahl  derer,  welche  zu  Grunde  gehen,  be- 
trächtlich ist. 

Die  Gefahr  ist  ernst,  doch  muß  man  sich  hüten,  sie  nicht  zu 
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übertreiben.  Wie  hoch  würde  der  Verlast  zu  veranschlagen  sein, 
welchem  die  Arbeiter  ausgesetzt  waren?  Es  würde  sich  immer  nur 
um  eine  Verminderung,  nie  um  eine  völlige  Aufhebung  des  Lohnes 
handeln.  Heute  nimmt  der  Unternehmer  das  ganze  Risiko  auf  sich : er 
unterliegt,  wenn  die  Umstände  für  ihn  ungünstiger  werden,  als  er  sie 
erwartet  hat.  Sind  nun  die  Arbeiter  seine  Associös,  so  müssen  sie 
den  einen  Teil  der  Verluste  tragen,  der  Besitzer  den  anderen  Teil, 
ln  diesem  Verhältnis  scheint  die  Gefahr  weniger  bedrohlich,  und  viele 
könnten  sich  derselben  aussetzen  ohne  Furcht,  zu  Grunde  zu  gehen. 

Es  ist  wahr,  daß  die  Verbindung  mit  einem  unglücklichen  oder 
unfähigen  Unternehmer  ein  Unglück  für  den  armen  Arbeiter  wäre. 
Er  müßte  das  Gewisse  dem  Unsicheren  vorziehen , d.  h.  einen 
mäßigen  Lohn  dem  schwankenden  Gewinn,  der  sich  eventuell  in  Ver- 
lust verwandeln  kann.  Jener  Lohn  gilt  der  Deckung  des  Notwendigen, 
darüber  hinaus  kommt  erst  das  Nützliche  oder  das  Angenehme  in  Be- 
tracht; unter  allen  Umständen  muß  der  Arbeiter  sehen,  das  Notwendige 
zu  erlangen. 

Aber  diese  Notwendigkeit  liegt,  wie  man  bedenken  wird,  nur  vor 
für  Familien,  welche  weder  Ersparnisse  haben,  noch  irgend  einer 
Vorausrechnung  fähig  sind.  Wenn  ein  Armer  rechnen  könnte  und 
sich  über  den  Stand  der  Industrie  klar  zu  unterrichten  vermöchte,  so 
würde  er  sich  den  Chancen  der  industriellen  Unternehmungen  wohl 
aussetzen  können,  ohne  ernstliche  Gefahr.  Ein  Beispiel  wird  das  zeigen. 
Der  jährliche  Arbeitslohn  eines  Maurers  ist,  wie  ich  vermute,  1000  Frcs. 
Wäre  er  Geschäftsteilhaber,  so  könnte  sein  Anteil  auf  1200  Frcs.  steigen, 
im  guten  Falle,  aber  auch  auf  800  Frcs.  fallen,  wenn  die  Geschäfte 
schlecht  gehen.  Es  ist  klar,  daß  auch  ein  schlechtes  Jahr  eine  Arbeiter- 
familie nicht  ins  Elend  stürzen  würde,  wenn  sie,  da  sie  die  drohende 
Gefahr  kennt,  von  den  1200  Frcs.  eines  jährlichen  Lohnes  die  Summe  von 
200  Frcs.  abziehen  würde,  welche  notwendig  ist,  um  die  Unzulänglich- 
keit eines  anderen  zu  decken.  Auf  Grund  solcher  Vorsicht  würden 
die  Arbeiter  keinen  festen  Lohn  nötig  haben,  und  die  Mitarbeiterschaft 
brauchte  sie  nicht  weiter  zu  beunruhigen. 

Man  wird  vielleicht  einwenden,  daß  das  erste  Jahr  ein  schlechtes 
sein  könnte  und  daher  der  Ueberschuß  des  zweiten  den  Arbeiter  nicht 
entschädigen  könnte  für  den  Ausfall,  den  er  im  Laufe  des  ersten  Jahres 
erlitten  hat 

Aber  wenn  es  wahr  ist,  wie  ich  oben  sagte,  daß  viele  ohne  einen 
Vorschuß  auskommen  könnten,  so  würden  viele  auch  einen  ersten  un- 
günstigen Ausgang  auszuhalten  vermögen. 

Ja  noch  mehr,  das  System  der  Teilhaberschaft  am  Reingewinn 
würde  sogar  eine  Verminderung  des  industriellen  Risikos  herbeifuhren. 
Um  sich  möglichst  zu  sichern,  würden  die  Arbeiter  ihre  Sorgfalt  und 
Energie  verdoppeln. 

Die  Strikes  sind  die  Ursachen  permanenter  Unsicherheit  für  den 
Besitzer,  sie  können  beträchtliche  Verluste  bringen.  Würde  aber  die 
Teilhaberschaft  am  Reingewinn  eingeführt,  so  würde  kein  Grund  mehr 
dafür  vorhanden  sein. 
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Man  könnte  noch  einwenden,  daß  Unglücksfälle,  außergewöhnliche 
Ereignisse  eintreten  können,  denen  nicht  vorgebaut  werden  kann.  Ich 
gebe  zu,  daß  Verluste  Vorkommen  können,  welche  aus  Umständen  ent- 
springen, mit  welchen  die  Arbeiter  unmöglich  rechnen  konnten:  z.  B. 
die  Schwankungen  des  Marktes,  Unfähigkeit  des  Unternehmers.  Aber 
man  kann  beobachten,  daß  die  Ursache  des  Mißerfolges  in  Wirklich- 
keit nur  die  Unfähigkeit  des  Chefs  ist  Der  geschickte,  aufmerk- 
same Unternehmer  kann  allerdings  einer  vorauszusehenden  Gefahr 
Vorbeugen.  Er  kann  von  den  Ereignissen  überrascht  werden,  aber 
das  wird  öfter  zu  seinem  Nutzen  als  zu  seinem  Nachteil  ausschlagen. 
Schließlich  kommt  es  auf  die  Unzulänglichkeit  des  Leiters  an,  wo- 
durch das  Gedeihen  des  Unternehmens  gefährdet  wird.  Denkt  man, 
daß  die  Arbeiter  gar  nichts  dazu  thun  würden,  unbrauchbare  Leiter 
zu  entfernen  ? Wenn  sie  nach  sechsmonatlicher  oder  jähriger  Arbeit  be- 
merken würden,  daß  die  Geschäfte  nicht  einen  zufriedenstellenden 
Gang  gehen,  so  würden  sie  das  Etablissement  verlassen , oder  einen 
wesentlich  größeren  Anteil  an  den  Produkten  fordern.  Die  nach- 
lässigen oder  untüchtigen  Besitzer  würden  dann  genötigt  sein,  das  Ge- 
schäft aufzugeben.  Ihr  Austreten  würde  eine  Wohlthat  sowohl  für 
die  Volkswirtschaft  wie  für  die  Gesellschaft  sein.  Andere  tüchtigere 
würden  ihren  Platz  einnehmen.  Anstatt  abzunehmen,  würde  die  Produk- 
tion wachsen:  es  würde  eine  größere  Nachfrage  nach  Arbeitskräften 
und  ein  Wachsen  des  Arbeitslohnes  erfolgen. 

Viele  Leute  fürchten  heutzutage  die  Unsicherheit  der  Industrie 
und  die  Schwankungen  des  Marktes:  sie  wagen  nicht  ein  neues  Ge- 
schäft anzufangen.  Die  Folge  davon  ist,  daß  es  nicht  genug  Ge- 
schäfte giebt  im  Verhältnis  zu  den  verfügbaren  Armen.  Die  erwerbs- 
losen Arbeiter  überschwemmen  den  Markt  und  drücken  den  Arbeits- 
lohn auf  eine  ungenügende  Höhe  herab.  Durch  den  Einfluß  der  Teil- 
nehmerschaft am  Verlust  und  Gewinn  würde  die  Zahl  der  Unternehmer 
größer  werden,  weil  dann  diejenigen,  welche  die  Initiative  zur  Gründung 
ergreifen  müßten,  nicht  mehr  vor  dem  Risiko  zurückzuschrecken  brauchten. 
Da  die  Arbeiter  einen  Teil  ihres  Verlustes  tragen  würden  — und  sie 
keine  Vorschüsse  mehr  zu  machen  hätten  — würden  sie  auch  weniger 
Kapital  für  die  Unternehmungen  brauchen1). 

Man  muß  ferner  berücksichtigen,  dass  der  unfähige  Be- 
sitzer, dessen  Einnahmen  gering  sind,  das  größte  Hindernis  für  das 
Steigen  der  Arbeitslöhne  ist.  Die  größeren  Produktionskosten,  die 
ihnen  daraus  erwachsen  würden,  müßten  für  sie  ruinös  werden.  Daher 
widersetzen  sie  sich  dem  auch  mit  der  größten  Entschiedenheit.  Sie 
sind  es,  welche  den  Kampf  bis  zum  letzten  Moment  fortsetzen  und 
die  sich  bemühen,  den  erhöhten  Lohn  auf  das  frühere  Maß  herab- 
zudrücken, sobald  sich  nur  eine  günstige  Gelegenheit  bietet. 

Was  die  Arbeiter  anbetrifft,  so  würde  die  Teilnehmerschaft  am 
Reingewinn  ihre  Anstrengung,  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt  verdoppeln; 

1)  Diese  Beobachtung,  die  mir  ein  Genfer  Industriller  mitteilte,  halte  Ich  für  gan» 
richtig. 
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ibr  Zusammenwirken  würde  sich  als  vorteilhaft  erweisen  und  ihr  Lohn 
zugleich  wachsen.  Also  die  feste  Auslöhnung  bringt  dem  Arbeiter 
sichere  Verluste  bei.  Ich  weiß  wohl,  daß  die  Mitunternehmerschaft 
sie  davor  auch  nicht  schützt,  aber  die  Verluste  sind  erstens  nicht 
größer,  zweitens  aber  würden  sie  nicht  alle  berühren.  Ich  füge  noch 
hinzu,  daß  solche  Verluste  stets  zur  Erziehung  der  Betroffenen  bei- 
tragen würden. 

Wir  müssen  nun  konstatieren,  was  das  gegenwärtige  Verfahren 
dem  Arbeiter  kostet;  es  legt  ihm  ein  doppeltes  Opfer  auf:  erstens 
für  die  vermeintliche  Sicherheit,  da  keiner  dieselbe  unentgeltlich  ge- 
währt, weder  der  Einzelunternehmer,  noch  eine  Gesellschaft.  Die 
günstigen  Chancen,  welche  der  Unternehmer  sich  vorbehält,  müssen 
ihn  auch  für  die  ungünstigen  entschädigen.  Das  ist  aber  noch  nicht 
alles;  außer  dieser  Gewährleistung  muß  der  Arbeiter  auch  die  Zinsen 
der  Summe  bezahlen,  welche  er  vom  Unternehmer  im  voraus  be- 
kommen hat. 

Er  muß  auf  diese  Weise  doppelten  Abzug  erleiden,  dessen  Höhe 
schwer  zu  taxieren  ist,  aber  doch  nicht  weniger  als  10  Proz.  zu  be- 
tragen scheint.  Ein  Arbeiter,  welcher  jährlich  1000  Frcs.  bekommt  und 
welcher  30  Jahre  lang  gearbeitet,  hat  auf  diese  Weise  von  seinem  Chef 
den  vollen  Verlust  von  100  mal  30  = 3000  Frcs.,  ohne  die  Zinsen,  er- 
litten. Selbst  wenn  man  nur  die  Hälfte  rechnete,  würde  es  schon  eine 
große  Summe  ausmachen.  Man  kann  wohl  kaum  annehmen,  daß  eine 
Einrichtung,  die  solche  Opfer  auferlegt,  im  Interesse  der  Arbeiter  sein  kann. 

Schützen  diese  Opfer  sie  wenigstens  vor  jeder  Gefahr?  Neiu, 
ihre  Lage  bleibt  immer  eine  unsichere.  Erstens  ist  der  Ruin  ihres 
Chefs  auch  vielfach  ihr  Verderben.  Ihres  täglichen  Broterwerbs  be- 
raubt, finden  sie  vielleicht  nicht  gleich  einen  anderen.  Wochen,  ja 
Monate  vergehen,  ehe  sie  eine  neue  Anstellung  gefunden  haben.  Der 
Bankerott  ist  fürchterlich  für  den  Industriellen,  doch  nicht  minder  für 
seine  Arbeiter.  Und  was  für  andere  Gefahren  haben  sie  noch  zu  be- 
fürchten! Ungerechte  Entlassung,  die  Explosion  einer  Maschine, 
schlagende  Weiter  im  Bergwerk,  der  Umsturz  der  Industrie,  Ver- 
änderungen in  den  Fortschritten  der  Fabrikation  — überhaupt  so 
vielerlei  verschiedene  Umstünde,  welche  das  Kapitel  der  Ereignisse 
unerschöpflich  macht,  welche  dem  Arbeiter  immer  drohen  und  für  ihn 
Ursachen  fortwährender  Sorgen  sind  oder  sein  müßten.  Der  Arbeiter 
hat  dadurch  doch  nur  eine  ungenügende  und  halbe  Sicherheit,  welche  er 
sehr  teuer  erkauft. 

Es  ist  nach  allem  zu  sagen,  daß  ein  baldiges  Verschwinden 
des  Arbeitslohnes  notwendig  ist,  wenn  er  nicht  in  besonderer 
Weise  gerechtfertigt  werden  kann,  und  besonders,  durch  eine,  oft 
aus  den  Augen  verlorene  Betrachtung  über  die  Urteilsfähigkeit  der 
Arbeiter  in  industriellen  Angelegenheiten.  Als  Geschäftsteilhaber  würden 
sie  das  Recht  haben,  die  Verwaltung  zu  überwachen.  Aber  die  Ge- 
schäfte des  Eigentümers  sind  zu  wichtig,  als  daß  man  sie  anderen  als 
Personen  erprobter  Fähigkeiten  überlassen  könnte.  Die  Aufgaben  sind 
doppelter  Natur;  einmal  haben  sie  industriellen  Charakter;  zunächst 
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hat  der  Letter  den  regelmäßigen  Gang  der  Produktion  zu  sichern,  er 
muß  die  Disziplin  in  den  Werkstätten  aufrecht  erhalten  und  alle  Ver- 
besserungen einführen,  welche  die  Produktionskosten  vermindern  oder 
die  Qualität  der  Produkte  verbessern.  Er  hat  auch  kommerzielle  Auf- 
gaben: ihm  liegt  der  Einkauf  des  rohen  Materials  ob,  sowie  der  Ver- 
kauf der  Produkte.  Diese  Aufgaben  fordern  natürlich  eine  Gewissen- 
haftigkeit und  eine  erprobte  Tüchtigkeit  sowohl,  als  auch  Initiative 
und  eine  große  Freiheit  der  Handlung.  Der  Unternehmer  muß  die 
nötige  Macht  besitzen,  seinen  Befehlen  Geltung  zu  verschaffen  und  ohne 
Verzug  Geschäfte  abzuschließen,  welche  ihm  vorteilhaft  erscheinen. 
Ihn  von  den  Arbeitern  abhängig  zu  machen,  hieße  seinen  Willen  lähmen 
und  die  Benutzung  günstiger  Gelegenheiten  verhindern.  Man  muß  ihn 
von  dieser  Beschränkung  frei  halten  und  ihm  absolute  Autorität  sichern. 
Mit  dieser  Macht  ausgestattet,  muß  er  natürlich  auch  die  Folgen  der 
Fehler  tragen,  welche  er  begeht.  Die  Arbeiterkontrakte,  welche  er  mit 
allen  seinen  Hilfskräften  schließt,  und  die  Umwandlung  der  assoziierten 
Arbeiter  in  Tagelöhner  haben  sicherlich  zur  Folge,  die  Verantwortung 
auf  ihn  fallen  zu  lassen,  und  auf  ihn  allein.  Dies  scheint  der  haupt- 
sächlichste Grund  der  Aufrechterhaltung  des  Lohnes  zu  sein.  Ist  er 
aber  entscheidend?  Ist  unter  anderen  Umständen  ein  gutes  Gelingen 
der  Dinge  unmöglich? 

Wenn  es  sich  nur  um  die  Teilung  des  pekuniären  Risikos  handelte, 
so  würde  eine  Aenderung  des  gegenwärtigen  Modus,  wie  ich  schon  oben 
erwähnte,  nicht  gänzlich  unmöglich  sein.  Aber  ist  die  Teilung  der 
Macht  möglich,  ohne  das  Gedeihen  der  Industrie  und  den  regelmäßigen 
Gang  der  Produktion  zu  beeinflussen  ? Die  Frage  ist  nun  die,  ob  die 
absolute  Macht,  mit  Recht  so  verschrieen,  in  der  Politik  und  in  der 
Kirche,  in  der  Volkswirtschaft  aufrecht  erhalten  werden  muß.  Im  Hinblick 
auf  die  allgemeine  Bewegung  in  unseren  politischen  und  religiösen  Ver- 
hältnissen wage  ich  es  kaum  anzunehmen.  Die  bisherigen  Gelegenheiten 
in  der  Industrie  erleiden  auch  fortdauernd  eine  merkliche  Umbildung. 
Früher  übten  die  Fabrikbesitzer  despotische  Macht  aus  und  befahlen 
ihren  Untergebenen  als  absolute  Herren.  Aber  seit  25  Jahren  haben 
sich  die  Gewohnheiten  geändert:  in  den  meisten  Ländern  behandeln 
die  Besitzer  ihre  Arbeiter  wie  ihres  Gleichen. 

Dies  verlangte  schon  die  Achtung  vor  der  Menschenwürde.  Auch 
aus  praktischen  Gründen  ist  eine  immer  wachsende  Gleichberechtigung 
wünschenswert.  Die  Leitung  in  einer  Hand  ist  wichtig,  wenn  sie  einer 
unbedingt  tüchtigen  Person  zusteht,-die  fähig  ist,  große  Pläne  zu  erfassen 
und  deren  Ausführung  zu  sichern.  Wenn  aber  ein  Mann  die  Macht  hat, 
der  seiner  Aufgabe  nicht  gewachsen  ist,  so  würde  sich  die  Unzulänglich- 
keit und  die  Fehler  bald  an  allen  Ecken  und  Enden  bemerkbar  machen. 
Diese  Wahrheit  kann  man  ebenso  gut  auf  die  Leitung  wirtschaftlicher 
Unternehmungen  wie  auf  die  Staatsverwaltung  anwenden. 

Ein  fleißiger,  intelligenter  Unternehmer,  der  kaufmännisches  Talent 
hat,  leistet  der  Konkurrenz  leicht  Widerstand  und  kommt  schnell  in 
die  Höhe ; aber  ebenso  schnell  ruiniert  sich  der,  welcher  nicht  die  er- 
forderliche Tüchtigkeit  hat. 
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Die  Hauptaufgabe  ist  nun  die,  zu  wissen,  ob  die  tüchtigen  Unter- 
nehmer in  genügender  Zahl  vorhanden  sind.  Dies  ist  keine  theoretische, 
sondern  eine  praktische  Frage!  Die  Beobachtung  und  die  Erfahrung 
muß  darüber  Aufschluß  geben.  Nun  es  ergiebt  sich  aus  der  Statistik, 
die  ich  oben  erwähnte,  daß  die  guten  Kaufleute  selten  sind  und  daß 
die  Klasse  der  Unternehmer  nur  zu  oft  aus  Leuten  sich  rekrutiert, 
welche  ihrer  Aufgabe  nicht  gewachsen  sind.  Ist  es  darum  nötig,  solche 
Vorsichtsmaßregeln  zu  beobachten,  um  die  Omnipotenz  der  Leiter  zu 
gewährleisten. 

Diese  Omnipotenz  ist  nur  ein  Schlagwort.  Die  Natur  der  Dinge 
hält  die  Macht  des  Besitzers  in  gewissen  Grenzen. 

Absolute  Gewalt  existiert  selbst  bei  Königen  nicht  Faktisch 
kann  sich  ihr  Wille  nicht  überall  fühlbar  machen.  Tausend  Details 
der  Verwaltung  müssen  ihrer  Kenntnis  entgehen ; zahlreiche  und  wich- 
tige Geschäfte  werden  ohne  ihr  Wissen,  ja  vielleicht  gegen  ihren  Willen 
entschieden.  Die  Willkür  der  Beamten,  Akte  der  Erpressung  und 
Tyrannei  sind  nirgends  so  häufig  wie  in  den  despotisch  regierten  Län- 
dern ; es  giebt  überhaupt  keine  absolute  Macht  im  wahren  Sinne  des 
Wortes.  Die  Wahrheit  ist  daß  die  Herrscher  der  Völker  zwar  sehr  aus- 
gedehnte Vorrechte  haben  können,  eine  wirkliche  Obergewalt  auszu- 
üben, ater  sie  können  unmöglich  alles  selbst  dirigieren  und  kontrollieren, 
und  meist  hängt  die  Verwirklichung  ihrer  Pläne  von  ihren  Untergebenen 
ab.  In  einer  Fabrik  ist  der  Chef  auch  fortdauernd  durch  allerlei  Umstände 
gezwungen,  seine  Autorität  mit  anderen  zu  teilen,  sich  anderen  unter- 
zuordnen, und  diese  üben  dann  frei  einen  Teil  der  Macht  aus,  welche 
er  ihnen  anvertraut.  Sie  müssen  sich  natürlich  von  dem  Chef  beein- 
flussen lassen,  aber  sie  gebrauchen  trotzdem  eine  gewisse  Selbständig- 
keit. Die  Ingenieure,  die  Aufseher,  die  Handlungsgehilfen,  die  Ar- 
beiter bekommen  vom  Besitzer  Instruktionen,  aber  sie  genießen  eine 
gewisse  Freiheit  bei  der  Ausführung  ihrer  Aufgabe,  und  man  wird  ihnen 
um  so  mehr  überlassen  können,  je  mehr  sie  Zeugnis  von  ihrer  Tüchtig- 
keit und  Ergebenheit  ablegen.  Der  Wille  des  Unternehmers  ist  wohl 
mächtig,  jedoch  nicht  allmächtig.  Der  Wille  anderer  macht  sich  neben 
dem  des  Leiters  geltend,  bald  um  ihn  zu  stärken,  bald  um  ihn  zu 
neutralisieren  und  zu  entkräften.  Sind  noch  weitere  Beweise  nötig? 
Der  Besitzer  muß  darauf  achten,  daß  seine  Anordnungen  befolgt  und 
die  Disziplin  aufrecht  erhalten  werde.  Wird  er  das  können,  wenn  er 
gegen  den  bösen  Willen  der  Arbeiter  zu  kämpfen  hat?  Nein,  er  wird 
nicht  verhindern  können,  daß  sie  beständig  außer  acht  gelassen  werden. 
Auch  die  Hilfe  seiner  Aufseher  kann  ihm  nicht  viel  nützen ; abgesehen 
davon,  daß  er  dieselben  bezahlen  muß,  können  diese  nur  Excessen 
Vorbeugen,  ernste  Nachlässigkeiten  bestrafen ; ihre  Ermahnungen  werden 
stets  fruchtlos  sein,  die  Ergebenheit  der  Arbeiter  zu  erreichen,  wenn 
diese  nicht  von  selbst  sich  dazu  bereit  finden.  Dagegen  in  einem 
Etablissement,  in  dem  jeder  sich  freiwillig  der  Disziplin  unterordnet, 
wo  jeder  Zeitverlust  vermieden  wird,  jede  Vergeudung  des  Rohmaterials, 
jede  Unregelmäßigkeit  der  Arbeit,  da  ist  es  der  Oberleituug  leicht  ge- 
macht. Die  Ausgaben  werden  verringert,  ebenso  alle  ernsten  Konflikte, 
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schwere  Störungen  bleiben  dem  Leiter  erspart  Dieselbe  Bemerkung 
bezieht  sich  auch  auf  einen  anderen  Teil  der  Thätigkeit  des  Unter- 
nehmers. Eine  seiner  Hauptaufgaben  ist  die,  alle  möglichen  Ver- 
besserungen auszukundschaften,  die  in  der  Fabrik  eingeführt  werden 
könnten.  Es  wird  ihm  sehr  schwer,  die  Fabrik  auf  der  Höhe  des  Fort- 
schritts zu  erhalten,  wenn  er  gegen  die  Trägheit,  Nachlässigkeit  und 
Gleichgiltigkeit  seiner  Arbeiter  zu  kämpfen  hat.  Ich  erlaube  mir  hier 
eine  Thatsache  zu  erwähnen,  die  in  der  Stadt,  in  welcher  ich  schreibe, 
wirklich  vorliegt.  Kein  Genter  Fabrikant  hat  bisher  seine  Weber  dazu 
bringen  können,  mehr  als  2 Webstühle  zu  überwachen.  In  England, 
Holland  und  Frankreich  übernimmt  jeder  4 — 6 Webstühle.  In  Gent 
sträuben  sich  die  Arbeiter  so  entschieden  gegen  die  Einführung  dieses 
Modus,  daß  sie  bis  auf  den  heutigen  Tag  die  Einführung  verhindert  haben. 

Hier  ist  es  Absicht,  wo  anders  wird  es  Gleichgiltigkeit  der  Ar- 
beiter sein,  was  die  Versuche  des  Unternehmers  scheitern  läßt.  Da- 
gegen da,  wo  das  Verhältnis  ein  kordiales  und  harmonisches  ist,  ver- 
helfen die  Arbeiter  selbst  öfters  — es  giebt  zahlreiche  Beweise  dafür  ') 
— ihrem  Chef  zu  nützlichen  Verbesserungen.  Sie  schlagen  Aender- 
ungen  in  den  Einrichtungen,  Vereinfachungen  der  Maschinen  vor,  welche 
die  Ausgaben  vermindern  können.  Es  giebt  Häuser,  die  mit  Erfolg 
das  System  der  Preise  auf  Verbesserungen  eingeführt  haben. 

Hier  zeigt  sich  wieder,  wie  nötig  der  gute  Wille  und  die  Hilfe 
der  Arbeiter  für  das  Gedeihen  des  Unternehmens  ist. 

Wie  kann  man  sich  nun  ihrer  nachdrücklichen  und  hingebenden 
Hilfe  versichern?  Mit  festem  Arbeitslohn  oder  als  Geschäftsteilhaber? 
Man  kann  nur  eine  Antwort  auf  diese  Frage  geben:  man  muß  sich 
bemühen,  ihnen  Interesse  für  den  Erfolg  der  Unternehmung  einzuflößen. 

Es  ist  allerdings  dabei  die  Gefahr  vorhanden,  daß  der  Besitzer  zu  viel 
von  seiner  Autorität  einbüßt,  indem  er  sich  um  das  Wohlwollen  seiner 
Untergebenen  bemüht. 

Aber  es  giebt  Assoziationsformen,  welche  diese  Befürchtung  auf 
gewisse  Verhältnisse  beschränken.  Ich  erwähne  vor  allem  das  System 
der  Teilhaberschaft  am  Reingewinn;  dasselbe  paßt  sich  den  verschie- 
denen Verhältnissen  an.  Einige  Besitzer,  welche  dasselbe  acceptiert 
haben,  unterbreiten  ihre  Geschäftsbücher  und  ihre  Rechnungen  nicht 
ihren  Teilhabern;  sie  geben  selbst  die  Summe  an,  welche  ihren  Ar- 
beitern am  Jahresschluß  zukommt.  Die  anderen  haben  es  sich  so  ein- 
gerichtet, daß  sie  eine  Auswahl  unter  den  Arbeitern  treffen  und  nur 
diesen  Rechenschaft  über  ihre  Geschäftsführung  ablegen,  deren  Kon- 
trolle sie  sich  unterziehen. 

Die  Participation  am  Reinerträge  schließt  die  Geschäftsteilnahme 
ein,  aber  setzt  sie  auf  ein  Minimum  herab.  Die,  welche  ihr  eine  größere 
Ausdehnung  verschaffen  wollen,  könnten  auf  die  Aktiengesellschaften 
zurückgreifen.  In  den  anonymen  Gesellschaften  hängt  der  Direktor 
allerdings  von  den  Aktionären  ab,  aber  er  kann  sich  die  Unabhängig- 


1)  Gilmann  (Uebersetiung  Kätscher),  Die  Teilung  des  Gewinnes;  Report  of  the  Board 
of  Trade  on  Profit-Sharing. 
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keit  sichern,  indem  er  sich  den  größten  Teil  des  Aktienkapitals  Vor- 
behalt. l'ebrigens  weiß  man  auch,  daß  die  Direktoren  der  Gesell- 
schaften, welche  ihre  Aufgaben  vollkommen  erfüllen  und  ihre  Geschick- 
lichkeit durch  glückliche  Erfolge  beweisen,  leicht  das  Vertrauen  ihrer 
Auftraggeber  gewinnen.  Man  kann  wohl  annehmen,  daß  die  Arbeiter 
sich  nicht  mißtrauischer  zeigen  würden  als  die  meisten  Aktionäre. 
Die  tüchtigen  Direktoren  würden  durch  die  Gewißheit  ihren  Teilhabern 
gute  Dividenden  liefern,  das  volle  Vertrauen  derselben  genießen  und 
könnten  die  Geschäfte  den  gemeinsamen  Interessen  möglichst  anpassen. 

Dieser  Modus  ist  in  gewissen  Fabriken  von  Oldham  eingeführt, 
dessen  Aktien  zum  Teile  in  den  Uänden  der  Arbeiter  sich  befinden,  was 
nie  zu  Klagen  Anlaß  gegeben  zu  haben  scheint.  In  dem  Godin’schen 
Etablissement  (jetzt  Dusquesne)  in  Guise  und  auch  in  anderen  be- 
sitzen die  Arbeiter  einen  Teil  der  Aktien;  auf  diese  Weise  haben  sie 
ein  gewisses  Recht,  die  Geschäftsthatigkeit  des  Unternehmers  zu  kon- 
trollieren. Ein  Mißbrauch  dieses  Rechtes  hat  sich  nicht  bemerkbar 
gemacht;  die  Fabrik  ist  und  bleibt  in  gutem  Gange. 

Nun  bleibt  noch  eine  letzte  Schwierigkeit  zu  untersuchen  übrig. 
Die  kommerzielle  Seite  des  Geschäftes  — ich  meine  dem  Verkauf  und 
Einkauf  — kann  einen  beträchtlichen  Einfluß  auf  die  Resultate  des 
Unternehmers  haben.  Die  Arbeiter  können  dabei  dem  Unternehmer 
gar  keine  Hilfe  leisten.  Müssen  sie  danu  die  Verantwortung  seiner 
Fehler  tragen,  wenn  er  welche  begeht,  und  die  Verluste  tragen,  wenn 
er  solche  verursacht  hat? 

Diejenigen,  welche  die  Solidarität  nicht  so  weit  ausdehnen  wollen, 
müßten  diese  Geschäfte  von  denen  trennen,  welche  unmittelbar  mit  der 
Produktion  Zusammenhängen.  Es  scheint  doch  möglich  diese  Teilung  her- 
zusiellen : Man  könnte z.B.  zwei  Abteilungen  in  derFabrikverwaltuug  her- 
steilen, einerseits  die  Fabrikation  und  andererseits  der  Einkauf  des 
Rohmaterials,  und  der  Verkauf  der  Produkte.  Für  die  erste  Kategorie 
würden  die  Arbeiter  alle  als  Mitunternehmer  auftreten ; für  die  zweite 
könnten  sie  es  sein,  aber  sie  brauchten  es  nicht.  Schon  jetzt  giebt 
es  Industrielle,  welche  auf  die  Weise  Vorgehen;  ein  Haus  liefert  ihnen 
das  Rohmaterial  und  sie  verarbeiten  es  für  einen  festgesetzten  Preis. 
Alle  Fabriken  könnten  sich  so  einrichten.  Die  Erzeugnisse  würden 
zu  einem  bestimmten  Preis  an  Dritte  geliefert,  oder  an  die  Verkaufs- 
abteilung, welche  zur  Fabrik  gehört.  Die  verschiedenartigsten  Lösungen 
sind  möglich;  ich  befürworte  die,  welche  den  Arbeiter  am  meisten  vor 
industriellen  Gefahren  Schutz  gewährt  Aber  ich  beeile  mich,  hinzu- 
zufügen, daß,  da  die  Fabrikation  mit  Rücksicht  auf  den  Verkauf  ge- 
schieht, es  der  Natur  der  Dinge  entspricht,  wenn  alle  Geschältsteil- 
haber einen  Teil  des  Risikos  auf  sich  nehmen.  Das  Ideal  wäre  also 
die  vollständige  Assoziation  und  der  Verkauf  auf  Rechnung  aller 
Produzenten.  Dieses  Regime  würde  in  der  Theorie  den  Arbeitern  das 
Recht  einräumen,  sich  in  alle  Teile  der  Oberleitung  zu  mischen.  Dieses 
Recht  würde,  wie  gesagt,  oft  illusorisch  bleiben.  Aber  ich  gehe  weiter; 
ich  nehme  sogar  an,  daß  die  an  dem  Risiko  voll  Teilnehmenden  über- 
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wiegen,  würde  das  unausbleiblich  zum  Ruin  der  Industrie  führen? 
Ich  glaube  nicht. 

Man  weiß,  wie  groß  die  Zahl  der  unfähigen  Unternehmer  ist  Der 
Beistand  eines  Verwaltungsrates  von  Arbeitern  würde  mehr  als  einem 
zum  Heil  gereichen.  Neben  vielen  uubefäbigten  Individuen  würde 
man  hier  und  da  in  der  Mitte  dieses  Verwaltungsrates  Männer  linden, 
weiche  eine  wirkliche  Geschäftstüchtigkeit  besitzen.  Es  schlummern 
in  der  Volksmasse  viele  verborgene  Talente,  welche  nur  der  Gelegen- 
heit bedürfen,  um  sich  geltend  zu  machen.  Zahlreiche  Beweise  dafür 
liefern  die  Industriellen,  welche,  ursprünglich  gewöhnliche  Arbeiter,  sich 
zu  den  höchsten  Stellungen  emporgearbeitet  haben  und  sich  Ver- 
mögen und  allgemeines  Ansehen  erworben  haben. 

Seit  25  Jahren  sind  viele  und  verschiedenartige  Arbeiterunter- 
nehmungen ins  Leben  getreten,  darunter  werden  viele  mit  wirklicher 
Geschicklichkeit  von  Leuten  aus  dem  Arbeiterstande  geleitet.  Das 
System  der  Assoziation  würde  Gelegenheit  bieten,  sich  die  Dienste 
solcher  Kräfte  zu  nutze  zu  machen  und  damit  die  Entwickelung  ueuer 
Talente  zu  begünstigen,  die  sonst  wahrscheinlich  ganz  unentdeckt 
blieben. 

Es  ist  Zeit  zu  schließen.  Die  wahre  Quelle  des  wirtschaftlichen 
Wohlstandes  liegt  vor  allem  im  Menschen  selbst,  in  seiner  geistigen 
und  moralischen  Natur,  in  seinem  Verstände  uud  in  seinem  Herz.  Da 
liegt  die  reiche,  fruchtbare  Mine,  die  sich  vor  allem  lohnt  zu  be- 
arbeiten. 

Jedes  System,  welches  eine  größere  Entfaltung  menschlichen  Fleißes 
fordert,  welches  von  dem  Arbeiter  einen  ausgedehnten  Gebrauch  seiner 
geistigen  Fähigkeiten  verlangt,  schließt  einen  Fortschritt  ein  und  muß 
früher  oder  später  ergriffen  werden.  Die  Assoziation  fordert  vom  Ar- 
beiter größere  Tugenden  und  Eigenschaften  höherer  Art.  Die  Zukunft 
gehört  ihr.  Die  Umbildung  wird  nicht  schroff,  nicht  plötzlich  vor 
sich  gehen ; wie  alle  ernsten  und  dauernden  Fortschritte , wird  auch 
dieser  nur  stufenweise  erfolgen,  das  heißt,  durch  Annahme  immer  ent- 
wickelterer Formen,  welche  sich  mehr  und  mehr  dem  idealen  Ziele, 
also  der  vollständigen  Gesch&ftsteilnahme  aller  Beteiligten,  nähern. 

Will  jemand  die  Bestätigung  dessen  haben,  was  ich  aufgestellt 
habe,  so  mag  er  die  Thatsachen  zu  Rate  ziehen.  Die  Industriellen 
suchen  schon  jetzt  auf  jede  mehr  oder  weniger  sinnreiche  Weise  die 
Teilnahme  der  Arbeiter  an  dem  Resultat  der  Produktion  anzubahnen. 
Ich  spreche  nicht  von  der  Teilpacht,  da  sie  nicht  zur  Industrie  ge- 
hört. ln  der  Annahme  der  Stückarbeit  und  dem  Prämiensystem  (Prä- 
mien für  die  Konservierung  des  Materials,  für  die  Exaktheit  und 
Schnelligkeit  der  Ausführung,  für  die  Güte  etc.)  sind  die  ersten 
Schritte  auf  dem  Wege  zur  Teilhaberschaft  gemacht  worden.  In  ge- 
wissen Fabrikzweigen  hat  man  sich  dem  mehr  genähert,  indem  man 
das  Schwanken  der  Marktpreise,  sei  es  in  den  fertigen  Waren,  sei  es 
im  Rohmaterial,  auf  den  Arbeitslohn  ein  wirken  lassen.  Auf  diese  Weise 
hat  der  Arbeiter  teil  an  den  günstigen,  sowie  an  den  ungünstigen 
Chancen,  welche  die  Lage  der  Industrie  beeinflussen.  Das  ist  augenschein- 
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lich^bei  den  Arbeitern  der  Fall,  welche  der  „sliding  scale“  unterworfen 
sind,  aber  Aebnlicbkeit  liegt  überall  vor,  wo  der  Arbeitslohn  veränder- 
lich ist1).  Die  Partizipation  am  Gewinn,  die  Erwerbung  eines  Besitz- 
anteiles an  den  Fabriken  durch  Arbeiter  (Fabriken  genannt  Coopera- 
tive  d’Oldham),  das  System  der  teilweisen  Teilnehmerschaft  an  der 
Fabrikation  oder  am  Verkauf  (systdme  des  sous-entreprises  ou  du  mar- 
chandage),  endlich  die  volle  Geschäftsteilnahme  bildet  mehr  und  mehr 
die  Anwendung  des  Assoziationsprinzips  aus.  Zahlreiche  Methoden 
sind,  wie  man  sieht,  schon  in  Anwendung:  ihre  Zahl  und  ihre  Ver- 
schiedenheit zeigen,  daß  die  Herrschaft  des  reinen,  einfachen  Arbeits- 
lohnes den  Bedürlnissen  der  gegenwärtigen  Epoche  nicht  mehr  ent- 
spricht; sie  gestatten,  die  Notwendigkeit  einer  Umbildung  desselben 
anzunehmen.  Wie  wird  sie  sich  bewahren?  Ich  habe  nicht  die  Ab- 
sicht, es  zu  untersuchen.  Es  handelt  sieb  schließlich  um  ein  vor  allem 
praktisches  Problem.  Ich  habe  mir  einfach  vorgenommen,  zu  beweisen, 
daß  die  Thatsachen  die  Theorie  des  Arbeitslohnes,  wie  man  sie  uns  seit 
langer  Zeit  darstellt,  nicht  vollkommen  rechtfertigen.  Der  Arbeiter  ist 
nicht  mehr  so  dürftig,  wie  ihn  die  wissenschaftlich^  Litteratur  uns  dar- 
stellt, und  der  Besitzer  kann  nicht  ein  solcher  Despot  sein,  wie  sie  ihn 
im  Auge  hat.  Die  Unwissenheit  und  auch  die  Voreingenommenheit 
der  Arbeiter  bilden  noch  das  Haupthindernis  gegen  die  Umgestaltung 
unseres  ökonomischen  Regimes,  aber  es  vermindert  sich  mehr  uud  mehr. 
Es  ist  vor  allem  nötig,  kaufmännische  und  wirtschaftliche  Bildung  in 
den  Arbeiterkreisen  zu  verbreiten. 

Mein  letzter  Vorschlag  ist  daher  zu  Gunsten  der  Errichtung  von 
Schulen,  in  denen  der  Arbeiter  den  Mechanismus  der  Fabrikation  und 
kaufmännischen  Vertrieb  der  Waren  erlernt.  Im  20.  Jahrhundert  wird 
man  Volksschulen  für  Handel  und  Gewerbe  allgemein  nötig  haben. 

Das  Land,  welches  sie  in  praktischer  Form  allgemein  durchzu- 
führen vermag,  wird  einen  endgiltigen  Schritt  für  die  Lösung  der 
sozialen  Frage  gethan  haben. 


1)  Ein  Bericht  von  Mr.  Sabaticr  im  Hause  der  Repräsentanten  sagt,  dafs  die  Löhne 
der  honilleurs,  belgischer  Arbeiter,  die  Schwankungen  erlitten  haben,  denen,  die  in  Eng- 
land unter  der  Herrschaft  der  sliding  scales  produziert  sind,  analog  sind. 
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XL 

Die  industriellen  Etablissements 
der  geistlichen  Stifter  in  Schlesien  unter 
Friedrich  dem  Grofsen'). 

Von 

Prof.  H.  Fechner. 

Nach  den  Akten  des  Königlichen  Staatsarchivs  xu  Breslau. 


Als  Maria  Theresia  1753  für  Böhmen  und  Oesterreich,  1754  für 
Ungarn  hohe  Schutz-  und  Prohibitivzölle,  die  ihre  feindliche  Spitze 
gegen  Schlesien  kehrten,  aufgelegt  hatte,  und  weder  gütliche  Vor- 
stellungen, noch  Retorsionen  preußischerseits  sie  auf  andere  Wege  zu 
bringen  vermochten,  beschloß  Friedrich  der  Große,  auch  in  Schlesien, 
das  damals  ein  abgeschlossenes  Handels-  und  Zollgebiet  bildete,  das 
Merkantilsystem  einzuführen.  Was  dabei  seine  Hauptabsicht  war,  geht 
aus  einer  gegen  Ende  April  1756  an  den  Provinzialminister  v.  Schlabren- 
dorff  erlassenen  Kabinetsordre  hervor,  in  der  der  König  seinen  Wunsch 
ausdrückt,  „daß  diejenigen  Manufakturen,  die  bereits  im  Lande  seien, 
nicht  nur  vermehrt  und  verbessert,  sondern  auch  darauf  gedacht  werden 
solle,  daß  besonders  diejenigen  Manufakturen , die  im  Lande  fehlten 
und  zum  Debit  aus  fremdem  Lande  eingeführt  würden,  besonders  aber 
diejenigen,  zu  denen  das  Material  im  Lande  vorhanden  oder  doch 
leicht  erzielt  oder  erhalten  werden  könne,  mit  Ernst  und  Fleiß  etab- 
liert werden  sollten,  damit  das  Geld  dafür  nicht,  wie  bisher  geschehen, 
außer  Landes  gehe,  sondern  den  Einwohnern  dadurch  mehr  Nahrungs- 
mittel und  Gewerbe  an  die  Hand  gegeben  würden“.  Der  bald  darauf 
ausbrechende  Siebenjährige  Krieg  verhinderte  den  Minister  an  der  Aus- 

1)  Die  Generalien  in  M.  K.  XIII,  13,  1 — 4,  die  Sperialien  des  Breslauer  Departe- 
ments in  M.  K.  XIII,  13  a,  die  des  Glognuer  in  M.  K.  XIII,  13  b,  I — 4,  die  des  Clären- 
slifts  in  Glogau  M.  R.  XIII,  35  d.  Außerdem  sind  benutzt:  die  Generalakten  über  Manu- 
fakturen und  Fabriken:  M.  R.  VI,  29,  1 — 8,  ferner:  M.  R.  VI,  29  a,  1 und  die  einge* 
sandten  Ministerialberichte  in  M.  R.  V,  9 a,  1 und  2,  einzelnes  auch  aus  M.  K.  VI,  1 
und  M.  K.  III,  24  a 
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führung  dieses  Befehls,  abgesehen  von  Woll-,  Flachs-  und  Garnausfuhr- 
verboten,  Hereinziehung  von  50  Damastwebern  aus  Groß-Scbönau  •) 
und  Aufforderung  zum  Anbau  von  Nutzpflanzen.  Kaum  war  daher 
der  Hubertsburger  Friede  geschlossen,  als  der  König  auf  seiner  Reise 
durch  Schlesien  im  März  1763  seinen  früheren  Befehl  erneuerte.  Er 
gab  dabei  Schlabrendorff  besonders  auf,  die  „Fabriken“  (d.  h.  Manu- 
fakturen) in  den  Städten  zu  heben  und  zu  diesem  Zweck  aus  Polen 
„Fabrikanten  in  Wolle,  Leinwand  und  dergleichen,  auch  Handwerker 
solcher  Gewerbe,  an  denen  es  im  Lande  fehlte,  beranzuzuziehen“.  In 
Nachahmung  einer  Maßregel  des  Königs  in  Berlin  forderte  der  Minister 
vor  allem  die  Judenschaft  in  Breslau  und  in  den  anderen  Städten  zur  Er- 
richtung von  industriellen  Betrieben,  sodann  den  Adel  und  die  Land- 
stände zur  Anlegung  von  Taflet-  und  anderen  Fabriken  und  die  Bres- 
lauer Kaufmannschaft  zur  Errichtung  von  Tuch-,  Leder  und  Grün- 
seifenfabriken auf ; am  meisten  aber  versprach  er  sich  von  der  Heran- 
ziehung der  reichen  Kapitalien  der  Stifts-  und  Klostergeistlichkeit  zur 
Gründung  industrieller  Anlagen.  Die  Erschließung  dieser  Schatz- 
kammer war  seine  eigenste  Erfindung.  Die  Sache  selbst  war  nicht 
so  abschreckend  und  ungewöhnlich,  wie  sie  auf  den  ersten  Blick  scheint. 
Die  Klöster  des  Mittelalters  ließen  auf  ihren  Gütern  Handwerke, 
Manufakturen  und  Brauereien  betreiben;  die  Jesuiten  trieben  noch  im 
18.  Jahrhundert  Tuchhandel  in  Italien , worüber  sich  die  Tuchkauf- 
leute beschwerten.  Hierzu  kam,  daß  die  schlesischen  geistlichen  Güter, 
ebenso  wie  die  böhmischen,  stets  den  Charakter  von  Kameralgütern 
gehabt  hatten;  sie  unterlagen  der  Grundsteuer,  und  Friedrich  der 
Große  erhob  von  ihnen  eine  solche  von  50  Prozent  Bei  den  immer 
steigenden  Anforderungen  des  Staates  an  die  Steuerkraft  des  lindes 
lag  daher  für  einen  findigen  Verwaltungsbeamtcn  der  Gedanke  sehr 
nahe,  das  große  Vermögen,  das  in  den  Stiftsgütern  steckte,  für  die 
Industrie  zu  verwerten  und  dadurch  in  höherem  Maße,  als  bisher,  für 
die  öffentliche  Wohlfahrt  nutzbar  zu  machen. 

Den  ersten  Anlaß  zu  der  später  in  so  großem  Umfange  ausge- 
geführten  Maßregel  gab  die  Neuwahl  eines  Abtes  für  das  Cistercienser- 
kloster  Grüssau  im  Jahre  1763;  dem  neuen  Abte,  Malachias  Scbön- 
wiese,  machte  Schlabrendorff  zur  Bedingung  seiner  Bestätigung,  daß 
er  nicht  nur  die  bisher  dem  Stifte  auferlegte  Pension  (für  einen  Offizier 
oder  Beamten)  weiterzahle,  sondern  sich  auch  zur  Anlegung  einer 
neuen  sogenannten  Fabrik  von  gezogenem  Damast  und  buntgestreifter 
und  weißgarnichter  Leinwand  auf  seinen  schlesischen  Stiftsgütern  ver- 
pflichte. Der  König  billigte  dies  in  einer  Kabinettsordre  vom 
8.  Dezember  f),  bezeigte  sein  Wohlgefallen  darüber  und  fügte  hinzu: 
„Inzwischen  aber  setze  Ich  vor  Mich  und  zu  einer  expressen  condi- 
tionem  sine  qua  non  noch  hinzu,  daß,  da  der  ehemalige  Prälat  Rosa 
in  vorigen  Zeiten  (1653)  viele  evangelische  Unterthanen  von  denen 
Stiftsgütern  außerhalb  Landes  vertrieben  bat,  also  nunmehro  Ihr  auch 

1)  Schlabrendorff,  Glogau,  2.  Aug.  1764,  M.  R.  V,  10,  6. 

1)  Abgedruckt  bei  M.  Lehmann,  Preufsen  und  die  katholische  Kirche,  IV,  136. 
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bei  dieser  Gelegenheit  darauf  sehen  und  das  Stift  dazu  anhalten 
sollt,  daß  solches  alle  diejenigen  Höfe  und  Häuser  auf  den  Stifts- 
gutem,  die  vorhin  mit  evangelischen  Unterthauen  und  Webern  be- 
setzt gewesen,  nunmehr  und  anjetzt  wiederum  mit  ebensoviel  evange- 
lischen Familien  besetzen  und  etablieren  müssen,  als  welches  wie  ge- 
dacht bei  dieser  Gelegenheit  Meine  Conditio  sine  qua  non  ist.“ 
Schlabrendorff  bestimmte  dementsprechend  am  12.  März  1 7 64  * ),  daß 
der  Prälat  von  Grüssau  150  Familien  von  auswärts  auf  seinen  Stifts- 
gütern ansiedeln,  jährlich  20  inländische  junge  Burschen  auf  des  Stifts 
Kosten  bei  den  Üamastwebern,  10  bei  den  Webern  für  buntgestreifte, 
10  bei  denen  für  weißgarniebte  Leinwand  anlernen  lassen  und  vier 
zu  dieser  Fabrikation  erforderliche  Bleichen  und  Mangeln  aulegen 
sollte.  Da  der  König,  wie  Schlabrendorff  in  diesem  Erlasse  sagt,  auch 
bestimmt  hatte,  daß  jedem  neuen  Prälaten  die  gleichen  Bedingungen 
nach  Verhältnis  seines  Vermögens  gestellt  würden,  so  gab  der  Minister 
den  beiden  schlesischen  Kriegs-  und  Üomäuenkammern  (zu  Breslau 
und  Glogau)  auf,  Vorschläge  zu  machen,  was  jedem  Stift  eintretendeo 
Falles  vorzuschreiben  sei.  Der  nächste  Fall  dieser  Art  war  die  Neu- 
wahl eines  Abts  für  das  Stift  der  regulierten  Augusiiuer-Chorherren 
auf  dem  Sande  zu  Breslau,  da  der  bisherige  Inhaber  dieser  Prälatur, 
der  Fürstbischof  Schaffgotsch,  im  Juni  1764  zur  Verzichtleistung  auf 
dieselbe  veranlaßt  wurde.  Dem  neuen  Prälaten  schrieb  Schlabren- 
dorff vor,  alle  wüsten  Stellen  in  Zobten  und  auf  den  Stiftsgütern 
wieder  bebauen  und  besetzen  zu  lassen,  30  fremde  Weber  hereinzu- 
ziehen, eine  Stärkefabrik  und  eine  Wachsbleiche  anzulegen,  einen 
Sandsteinbrucb  aufzusuchen,  die  Woll-  und  Flachsspinnereien  auf  den 
Stiftsgütern  zu  vermehren,  einige  Bleichen  mit  Torf-,  Steinkohlen-  und 
Holzfeuerung  anzulegen,  Rübsamen  anzubauen  uud  zwei  Oelmühlen 
zu  errichten ; der  neugewählte  Abt  mußte  darüber  einen  Revers  aus- 
stellen *).  Das  nächste  Stift,  das  an  die  Reihe  kam,  war  das  Claris- 
sinnenstift  zu  Groß-Glogau a).  Aber  schon  blieb  Schlabrendorff  nicht 
dabei  stehen,  daß  nur  bei  Neuwahlen  den  Stiftern  solche  Bedingungen 
auferlegt  werden  sollten.  Da  der  König  im  August  1764  bei  seiner 
Anwesenheit  in  Schlesien  erklärt  hatte,  es  sei  sein  Wunsch,  daß  die 
Stiftsgüter  sich  mit  dergleichen  nützlichen  Etablissements  beschäftigten, 
ordnete  der  Minister 4)  nicht  bloß  an,  daß  auch  das  Domkapitel  und 
die  Kollegiatatifte  dazu  herangezogen  werden,  sondern  auch,  daß  im 
allgameinen  nicht  erst  damit  bis  zu  einer  Neuwahl  gewartet  werden 
sollte.  Er  gab  deshalb  den  Kammern  am  13.  Oktober  1764  auf, 
einen  Plan  darüber  aufzustellen,  was  für  Unternehmungen  ein  jedes 
Stift  auszuführen  habe.  Die  Breslauer  Kammer  reichte  ihren  Plan 
am  16.  November  1764,  die  Glogauer  am  29.  Dezember  desselben 
Jahres  ein. 


1)  Lehmann  a.  a.  O.  158. 

2)  Schlabrendorff  an  d.  König  6.  Juni  1764,  M.  R.  XIII,  13,  1,  Lehmann  IV,  166 

3)  Schlabrendorff  an  d.  König,  Potsdam,  6.  Dezember  1764,  M.  R.  XUI,  13,  1. 

4)  In  dem  Reskript  setzt  er  zu  „Stiftsgüter'* : „deren  Besitzer  und  Konsumenten 
ohnedies  unnütze  Glieder  der  Republik  sind." 
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Diese  Pläne  bestimmten  mit  Einscblofs  der  von  Schlabrendorff  gemachten  Zusätze 
und  Verschärfungen  im  einzelnen: 

1)  Das  Clarissinnenstift  au  Glogau,  das  10  Güter  besafs  und  nach  Ab- 
zug der  Steuern  und  der  Pension  ein  Reineinkommen  von  2210  Tblr.  17  Sgr.  hatte, 
sollte  in  Glogau  eine  Lederfabrik  errichten  und  für  dieselbe  einen  ausländischen  Fabri- 
kanten gewinnen,  eine  Bleiche  anlegen,  auf  jedem  Stiftsgute  4 Weberstellen  errichten 
und  mit  fremden  Webern  besetzen,  in  Kraschen  (bei  Guhrau)  eine  Zwirnfabrik  anlegen 
und  ein  Fabrikhaus  bauen , ebendort  eine  Wachsbleiche  und  noch  4 Weberstelien  er- 
richten, die  gleiche  Anzahl  in  Schlabits  und  Neogut. 

2)  Die  Jesuitenresidens  in  Wartenberg  und  Neustädtel,  die  diese 
beiden  (bei  Neusalz  liegenden)  accisbaren  Städtchen  und  12  Güter  besafe,  sollte  in  Warten- 
berg eine  Molton-  und  Friesmanufaktnr  zu  20  8tüh!en,  in  Neustädtel  eine  Mützen-  und 
Strumpffabrik  errichten,  auf  den  im  Freystädtischen  gelegenen  Gütern  6 Weber  ansetzen, 
in  Gleinitz  (Kleinita)  eine  Bleiche  und  einen  Weinberg  anlegen,  in  Wartenberg  5 wüste 
Stellen  bebauen  und  wenigstens  4 Wollfabrikanten  (d.  h.  Tuchmacher  oder  Strumpfwirker) 
darin  ansetzen,  alle  Jahre  einen  neuen  Professionisten  hereinziehen  und  ebenso  alle  Jahre 
6 von  den  66  wüsten  Stellen  in  Neustädtel  bebauen  und  mit  Professionisten  besetzen. 

3)  DasMagdalenerinnen-Jungfrauenstift  zu  Sprottau,  das  10  Güter 
besafs,  sollte  eine  Garnbleiche  in  Niederleschen,  eine  Wachsbleiche,  eine  Barchent-  und 
Kanevasfabrik  zu  20  Stühlen  und  einen  Weinberg  anlegen,  auch  die  eingewanderten 
fremden  Tuchmacher  in  8prottau  mit  Vorschafs  zu  Wolleinkäufen  versehen. 

4)  Das  Augustiner-Chorherrenstift  zu  Sagan,  dessen  Abt  der  um 
das  schlesische  katholische  Schulwesen  nachher  so  hochverdiente  Ignaz  v.  Felbiger  war, 
und  das  23  Güter  besafs,  sollte  eine  Seidenseugfabrik  von  8 — 10  Stühlen,  eine  Fabrik 
für  buntgestreifte  und  weifsgarnichte  Leinwand  zu  20  Stühlen,  einen  Weinberg  und  in 
Buschvorwerk  eine  Bleiche  anlegen,  2 wüste  Stellen  in  Deutsch-Machen  und  eine  in  Küpper 
wiederherstellen  ; eine  Maulbeerplantage  hatte  das  Stift  schon  angelegt. 

6)  Das  Jesuitenseminar  in  Sagan,  das  nur  2 Güter  besafs,  sollte  4 fremde 
Tuchmacherfamilien  (vorher  gab  es  dort  12  Meister)  ansetzen  und  mit  Arbeit  und  Woll- 
vorschufs  versehen,  einen  Weinberg  und  eine  Maulbeerplantage  anlegen.  Das  mit  dem 
Seminar  verbundene  Jesuiten kol leg  in  Sagan  sollte  2 fremde  Tuchmacherfamilien  an- 
setzen und  mit  Wollvorscbüssen  versehen  und  ebenfalls  einen  Weinberg  anlegen. 

6)  Das  M a gd  a 1 e n er  i n n e n - J u n gf  r a u e n s ti  ft  iu  Naumburg  a.  Queis, 
das  6 Dörfer  besafs,  aber  666  Tbaler  16  ggr.  Pension  zahlen  mufste,  sollte  eine  Bleiche, 
eine  Zwirn-  und  Kantenfabrik,  eine  Wachsbleiche  und  einen  Weinberg  anlegen,  10  fremde 
Tucbmacherfamilien  in  Naumburg  ansetzen  und  mit  Wollvorschufs  versehen. 

7)  Das  Benediktinerinnen-Jungfrauenstift  zu  LSegnitz  sollte  eine 
Zwirn-,  eine  Tuchfabrik  und  eine  Bleiche  anlegen. 

8)  Dem  Jesuitenkolleg  in  Liegnitz  wurde  nur  die  Errichtung  einer  Wachs- 
bleiche aufgegeben. 

9)  Die  Benediktinerpropstei  Wahlstatt  bei  Liegnitz , eine  Filiale  des 
BrauDauer  Stifts  (in  Böhmen),  die  9 Güter  im  Giogauischen  Departement,  in  denen  keine 
wüsten  Stellen  waren,  und  2 Güter  im  Breslauer  Departement  besafs,  auf  denen  ein  leer- 
stehendes Haus  sich  befand,  sollte  dieses  besetzen,  eine  Rascbefabrik  *)  von  20  Stühlen 
in  Wahlstatt,  einen  Weinberg,  eine  Bleiche  in  Kaltwasser  (Kr.  Lüben)  und  eine  Oelmühle 
anlegen,  auf  den  Gütern  im  Glogauer  Departement  20  fremde  Weber  ansetzen,  auf  denen 
des  Breslauer  Departements  wenigstens  10  LeinwandwebstÜble  errichten  und  mit  fremden 
Webern  besetzen. 

10)  Das  Benediktinerinnen-Jungfrauenstift  in  L i eb  e n t h al  (Hoben- 
liebenthal  bei  Schönau),  das  dieses  Städtchen  (jetzt  Dorf)  und  20  Dörfer  besafs,  aber 
eine  Pension  von  1333  Thlr.  8 ggr.  zu  zahlen  hatte,  sollte  eine  Zwirn-,  Band-  und 
Kanevasfabrik,  eine  Fabrik  für  Annaberger  Spitzen,  in  Geppersdorf  eine  solche  für  bunt- 
gestreifte Leinwand,  zu  der  es  10  Weberfamilien  ansetzen  sollte,  und  eine  Bleiche  er- 
richten, auch  10  fremde  Tuchmacher  in  Liebenthal  ansetzen  und  mit  Wollvorschufs  ver- 
sehen. 

1)  Die  Glogauer  Ksmmer  hatte  eine  Türkisch-Garn-  und  Raschefabrik  vorgeschlagen) 
Schlabrendorff  verwarf  dies,  weil  der  Abt  von  Braunau  für  seine  Fabriken  daraus  Nutzen 
ziehen  könnte;  Glogan,  10.  Dezember  1794,  M.  R.  XLLI,  13b,  1.  S.  Fechner,  Handels- 
polit.  Beziehungen  8.  245,  246,  311. 
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11)  Die  Jesuitenresidenz  in  Hirschberg,  die  nur  das  Rieme  r vorwerk 
(am  Audiensberge)  und  Boberstein  besafs,  sollte  4 fremde  Damastweber  binnen  J abresfrist 
in  Hirscbberg  ansetaen. 

12)  DasKarmeliterinnen-Jungfrauenstiftsu  Strents  (2  Meilen  nord- 
östlich von  Wohlan)  sollte  12  fremde  Weber  auf  seinen  Dörfern  ansetsen. 

18)  Kloster  Paradies  (damals  ln  Polen  hart  an  der  schlesischen  Grenze, 
2 Meilen  nördlich  von  Schwiebus  gelegen),  das  8 Konventaal-  und  6 Abteigüter  im  Schwle- 
busser  Kreise,  der  damals  su  Schlesien  gehörte,  ohne  wüste  Stellen  besafs  und  den  Ers- 
bischof  von  Gnesen,  Primas  von  Polen,  zum  Kommen dator  batte,  sollte  eine  Leinwand-, 
eine  W'achsbleiche  und  einen  Weinberg  anlegen,  4 Leinweber  und  8 Wollfabrikanten 
nach  Liebenau  bei  Schwiebus  hereinziehen. 

14)  Das  Cistercienserstift  Leubus,  das  im  Glogauer  Departement  das  Stftdt- 
chen  und  Dörfchen  Leubus  und  aufserdem  33  Dörfer,  im  Breslauer  Departement  17  Dörfer, 
also  zusammen  52  Güter  besafs,  sollte  in  Leubus  eine  Fabrik  von  sächsischem  und  eng- 
lischem Wollzeug  zu  30  Stühlen,  zu  denen  fremde  Manufakturisten  hereingezogen  werden 
sollten,  in  Neustadt  0/8.  oder  in  Oppeln  eine  TafTetfabrik  su  6 Stühlen,  in  Liegnitz  eine 
Lederfabrik,  in  den  Guhrauischen  Dörfern  eine  Fabrik  von  weifsgarnichter  Leinwand,  su 
der  12  fremde  Weber  angesetzt  werden  sollten,  2 Bleichen  im  Breslauischen,  eine  im 
Glogauer  Departement  errichten,  die  Bleiche  in  Brechelwits  vervollkommnen,  ein  leeres 
Hans  in  Regnits,  4 solche  in  Thiemendorf  besetzen,  ebendort  zwei  Weberstellen,  auf  den 
Jauer’schen  Gütern  deren  6 erbauen  und  besetzen,  jährlich  in  Leubus  2 Handwerker, 
darunter  einen  Woll-  oder  Baumwollweber,  in  Arnoldshof  einen  Barchentweber,  in  Seiten- 
dorf 2 Damastsieher  aus  der  Lausitz  ansetsen,  12  wüste  Stellen  in  Kasimir  und  Thomnita 
bei  Neustadt  bebauen  und  mit  Webern  besetzen,  den  schon  im  Glogauer  Departement  be- 
stehenden Weinbau  befördern,  im  Breslauer  einen  Weinberg  und  2 Oelmühlen  anlegen. 

15)  Das  Clstercienserinnen-Jungfranenstift  zn  Trebnitz,  das  im 
Glogauer  Departement  16  Güter,  im  Breslauer  deren  54,  zusammen  also  69  Güter  hatte, 
sollte  auf  den  Gütern  im  Glogauer  Departement  20  neue  Häuser  bauen  und  mit  fremden 
Webern  besetzen,  in  Biadauschke  (2  Meilen  nördlich  von  Trebnits)  eine  wüste  Stelle  be- 
bauen, in  Trebnitz  eine  Wollzeug-  oder  Barchentfabrik  von  wenigstens  20  Stühlen,  in 
jedem  Departement  eine  Bleiche,  einen  Weinberg,  eine  Oelmühle  und  su  Mühlbach  im 
Kreise  Schwiebus  eine  Papiermühle  anlegen. 

16)  Das  Domkapitel  zu  Breslau,  das  35  Güter  hatte,  sollte  3 wüste  Stellen 
in  Pleische,  Kentscbkau  und  Polanowitz  bebauen,  6 neue  Häuser  in  Klodebach  errichten, 
4 leere  Häuser  in  Mellowitz,  2 in  Paschwitz  besetzen,  4 Oelmühlen,  einen  Weinberg 
und  eine  Fabrik  für  sächsische  Wollzeuge  auf  dem  Dom  in  Breslau  au  12  Stühlen  er- 
richten und  mit  fremden  Webern  besetzen. 

17)  Das  Kollegiatstift  zum  hl.  Kreuz  in  Breslau,  das  7 Güter  besafs, 
sollte  in  Dreifsigbuben  11,  in  Gräditz  (beide  bei  Schweidnitz  und  Reichenbach)  6 leere 
Häuser  mit  fremden  Webern  besetzen,  eine  Fabrik  für  feinen  Zwirn  oder  Spitzen  udö 
eine  Oelmühle  anlegen. 

18)  DasJesuitenkolleg  zu  Breslau  sollte  2 Oelmühlen  errichten  und  30  aus- 
ländische Weber  ansetzeu. 

19)  Das  Augustiner-Cborberrenstift  auf  dem  Sande  zu  Breslau,  das 
das  Städtchen  Zobten  und  etwa  6 Güter,  dazu  aber  auch  das  ganze  über  eine  Quadrat- 
meile grofse  Forstrevier  des  Zobtenberges  besafs,  sollte  im  Anschlafs  an  die  vorher  ge- 
troffene Bestimmung  die  12  wüsten  Stellen  in  Zobten  bebauen,  in  Kaltenbrunn  30  neu« 
Häuser  bauen,  in  Zobten  eine  Stärkefabrik  anlegen,  einen  Sandsteinbruch  aufschliefsen, 
2 Oelmühlen,  eine  Wachs-  und  zwei  Garn-  und  Leinwandbleichen  anlegen  und  Torf  odar 
Steinkohlen  graben. 

20)  Das  Clarissin  neu  stift  zu  St.  Clara  in  Breslau,  das  13  Güter  besafs, 
sollte  die  2 wüsten  Stellen  in  Neukirch  bebauen  und  besetzen,  eine  Fabrik  von  feinem 
Zwirn  und  Kanten,  auch  eine  Oelmühle  anlegen  und  12  fremde  Weber  ansetzen. 

21)  Das  Prftmonstratenserstift  zu  St  Vincent  in  Breslau,  das  31  Güter 
hatte,  sollte  ein  leerstehendes  Haus  in  Würben  besetzen,  ein  Stück  Wald  roden  und  ein 
Haus  für  einen  Weber  dahin  bauen,  2 Oelmühlen  und  in  der  Vorstadt  Elbing  eine  Leder- 
fabrik, ferner  eine  Bleiche  und  einen  Weinberg  anlegen  und  16  fremde  Weber  ansetzen. 

22)  Das  Stift  der  Kreusherren  mit  dem  roten  Stern  zu  St.  Mat- 
th ias  in  Breslau,  das  23  Güter  besafs,  sollte  die  beiden  wüsten  Stellen  in  Wüstendorf 
und  Kot9cbanowitz  bebauen  und  besetzen,  in  Kunzendorf  im  Kreise  Wartenberg  3 neue 
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Häuser  bauen  nnd  fremde  Weber  darin  ansetzen,  2 Oelmühlen,  eine  Bleiche,  eine 
Sammet*  oder  Seidenfabrik  zu  12  Stühlen  and  einen  Weinberg  anlegen. 

23)  Das  Dominikanerinnen-Jungfrauenstift  za  St.  Katharina  in 
Breslau,  das  8 Güter  hatte,  sollte  eine  Stärkefabrik  oder  eine  für  feinen  Zwirn  und  Kanten 
errichten. 

24)  Die  Malteser-Kommende  zu  Corpus  Christi  zu  Breslau,  der 
8 Güter  gehörten,  sollte  eine  Oelmühle  anlegen. 

25)  Das  Benediktinerin  nen-Jungfrauenstift  in  Striegau,  das  5 Güter 
hatte,  sollte  ebenfalls  eine  Oelmühle  und  eine  Fabrik  für  feinen  Zwirn  und  Kanten  er- 
richten. 

26)  Das  Cistercienserkloster  Grüssau,  dem  die  Städte  Schömberg  und 
Liebau,  die  Burg  Üolkenhain  und  40  Dörfer  gehörten,  sollte  in  Anlehnung  an  die  frühere 
Bestimmung  100  fremde  Dam&stwcber,  25  fremde  Weber  für  buntgestreifte,  25  für  weifs- 
garnicbte  Leinwand,  und  zwar  alles  evangelische,  ansetzen,  jährlich  20  inländische  junge 
Burschen  als  Damastweber,  10  für  buntgestreifte,  10  für  weiGgarnichte  Leinwand  an- 
lernen  lassen,  alle  leerstehenden  Stellen  mit  Evangelischen  besetzen,  eine  Bleiche  und 
2 Oelmühlen  errichten. 

27)  Das  Jesuitenkolleg  in  Schweidnitz  sollte  eine  Leinwand-  und  eine 
Wachsbleiche,  eine  Stärkefabrik  und  in  Morzdorf  eine  Ziegelbrenuerei  Anlegen  und  in 
2 Jahren  40  Weber,  besonders  fremde,  ansetzen. 

28)  Das  Cistercienserkloster  Heinrichau,  dem  34  Güter  gehörten,  sollte 
2 Oelmühlen,  eine  Ziegelei,  2 Bleichen,  eine  Stärkefabrik  und  Weiuberge  anlegen,  der 
Wollseugfabrikation  in  Silberberg  Vorschub  leisten,  die  abgebranuten  Stellen  in  diesem 
Städtchen  bebauen  und  20  fremde  Weber  für  weifsgarnichte  und  buntgestreifte  Leinwand 
ansetzen. 

29)  D a s C i s t e rc  i c n s e r s t i f t K a m e nz  , das  29  Güter  hatte,  sollte  eine  Oel- 
mQhle.  eine  Bleiche  und  einen  Weinberg  anlegen  und  12  Weber  für  weiGgarnichte  und 
buntgestreifte  Leinwand  ansetzen. 

30)  Das  Prämonstrntenserinnen  - Jungfrauenstift  zu  Czarno- 
wanz  bei  Oppeln,  das  13  Güter  batte,  sollte  20  fremde  Weber  ansetzen,  eine  Fabrik 
für  feinen  Zwirn  und  Kanten,  eine  Oelmühle  und  einen  Weinberg  anlegen. 

81)  Da»  Jesuite  n kolleg  in  Oppeln  sollte  eine  Bleiche  errichten 

32)  Das  Kolloglatatift  in  Oppeln,  das  3 Güter  besaß»,  sollt«  eine  wüste 
Stelle  iu  Niefcke  bebauen. 

83)  Da»  Kollegiatstift  in  Neifse,  dem  18  Güter  gehörten,  »ollte  die  wüste 
Stelle  in  Bösdorf  bebauen,  dort  3 neue  fläusor  errichten,  in  Gellendorf  eins,  und  mit 
fremden  Webern  besetzen,  auch  eine  Oelmühle  anlegen. 

34)  Da»  Stift  zum  hl.  Kreuz  in  Neifse,  das  13  Güter  besafs,  sollte  in  Niklas- 
dorf 2 wüste  Stellen,  in  Neuland  eine,  bebauen,  iu  Bittendorf  2,  in  Kothaus  1,  in 
Wackeuau  2,  in  Nasdorf  2 neue  Häuser  bauen  mit  fremden  Webern  besetzen  und  eine 
Oelmühle  in  Kuuzendorf  errichten. 

35)  Das  Jesuitenkolleg  zu  Neifse  sollte  20  Weber  für  weifsgarnichte  Lein- 
wand ansetzen,  eine  Stärkefabrik  und  eine  Bleiche  anlegen. 

86)  Das  Dominika nerinnen-Jungfrauenstift  zu  Ratibor,  dem  1 5 Güter 
gehörteu,  sollte  in  Bieskau  4 neue  Hauser  bauen  und  mit  fremden  Webern  be»etzeu,  eine 
Tuchfabrik  in  Ratibor  zu  6 Stühlen,  eine  Oelmühle,  eine  Bleiche  und  eine  Zwirn-  und 
Kantenfabrik  errichten. 

37)  DasKollegiatstift  zu  Ratibor,  das  7 Güter  besafs,  sollte  6 neue  Häusler- 
steilen  errichten  und  mit  fremden  Webern  besetzen  und  eine  Oelmühle  anlegen. 

38)  Das  Minorltenklostor  in  Oberglogau,  das  nur  2 Güter  hatte,  sollte 
die  5 wüsten  Stellen  in  GroGuimsdorf  und  Köske  bebauen  und  besetzen. 

39)  Das  Cistercienserstift  Himroelwitz,  das  7 Güter  im  Kreise  Grofs- 
strehlitz  hatte,  sollte  eine  Oelmühle  errichten. 

40)  Das  Cistercienserkloster  Räuden,  dem  13  Güter  gehörten,  sollte  einige 
Hauser  in  Dubischau  und  Dobroslawitz  erbauen  und  fremde  Weber  darin  ansetzen,  eine 
Eisendrahtfabrik  oder  einen  Blechhammer,  eine  Oelmühle  und  eine  Bleiche  errichten. 

41)  Das  Stift  Rosenberg,  das  9 Güter  hatte,  sollte  in  Biskupita  2 wüste  Stellen 
bebauen  und  die»«  und  2 leere  Häuser  mit  Webern  besetzen,  in  Rosenberg  eine  Tuch- 
fabrik errichten,  eine  Oelmühle  and  einen  Weinberg  anlegen 
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42)  Der  Bischof  von  Olmüts,  der  im  Kreise  Leobschüls  4 Güter  besafs,  sollte 
io  Stolsmütz  uud  in  Langenau  je  4 Häuser  bauen  und  mit  fremden  Webern  besetzen. 

43)  Das  Cistercienserstift  Weira d in  Mähren  sollte  einen  Weinberg  auf 
seinen  schlesischen  Gütern  anlegen. 

44)  Das  Stift  Mechow  in  Polen  sollte  die  leeren  Häuser  in  Czarzow  und  Damb 
(Dab)  besetzen. 

45)  Das  Jungfrauenstift  zu  St.  Clara  in  Troppau  sollte  einige  Plätze  in 
Kleinboschiltz  und  Turkau  bebauen  und  mit  fremden  Webern  besetzen,  eine  Fabrik  von 
feinem  Zwirn,  eine  Garnbleiche  und  eine  Oelmühle  anlegen. 

46)  Dem  Jesuitenkolleg  in  Glatz  wurde  nachträglich,  1768,  aufgegeben,  in 
Niederachwedeldorf  eine  Garn-  und  Leinwandbleiche  zu  4 Kesseln  und  2 Bütten  zu  er- 
richten und  den  schon  1758  angelegten,  aber  in  Verfall  gekommenen  Weinberg  zu  Alt- 
heide zu  erneuern. 

Außerdem  wurde  auf  Schlabrcndorfl’s  Befehl  allen  Stiftern  all- 
gemein und  gleichmäßig  aufgegeben,  in  allen  Dörfern  Leingarnspinne- 
reien mit  Spinnschulen,  und  in  allen  Dörfern,  die  bis  zu  2 Meilen  von 
einer  Stadt  entfernt  lagen,  Spinnschulen  für  Wolle  und  Baumwolle  zu 
errichten  und  die  erforderlichen  Spinnmeistcr  und  Spinnmeisterinnen 
anzustellen,  auf  allen  Vorwerken  den  10.  Teil  einschtlrige  Lämmer  zu 
halten,  Hopfen-,  Maulbeer-  und  Tabakbau  zu  betreiben  und  Planteurs 
dazu  kommen  zu  lassen,  RQbsamen  zu  bauen,  Oedländereien  aufzu- 
forsten, Torfgräbereien  zu  errichten  und  in  allen  Dörfern  für  Feuer- 
löschgerätschaften zu  sorgen.  Was  den  Maulbeerbau  betrifft,  so  waren 
schon  im  Frühjahr  1764  50  Pfund  Maulbeersamen  aus  Berlin  im  Lande 
ausgegeben,  230  Schock  erwachsene  Bäume  an  die  Stifter  und  Klöster 
mit  der  Weisung,  den  Seidenbau  auf  ihren  Gütern  zu  betreiben,  und 
an  Pfarrer,  Küster  und  Schulmeister  ein  gedrucktes  Avertissement  über 
die  Seidenzucht  verteilt,  Prämien  dafür  versprochen  und  zwei  Planteurs 
verschrieben  worden,  von  denen  der  eine  in  Glogau,  der  andere  in  Breslau 
auf  Kosten  der  Stifter  Wohnung  nehmen  sollte;  eine  im  Waisenhause  zu 
Züllichau  gedruckte  Anweisung  zum  Seidenbau  wurde  im  Lande  verteilt  *). 
Zur  Anlegung  von  Oelmühlen  ließ  Schlabrendortf  aus  Halle  den  Mühlen- 
bauraeister  Stief  kommen.  Die  den  Stiftern  auferlegten  speciellen 
Leistungen  betrugen  im  ganzen:  Errichtung  von  235  Weberstellen, 
wobei  zweifelhaft  ist,  wieviel  Häuser  dazu  erbaut  werden  mußten,  An- 
setzung von  502  fremden  Webern,  68  Woll-  und  Tuchfabrikanten, 
von  jährlich  9 Handwerkern,  Wiederaufrichtung  von  58  wüsten  Stellen, 
Besetzung  von  40  leeren  Häusern,  Erbauung  von  58  neuen  Häusern, 
Errichtung  von  3 sogenannten  Fabriken  für  buntgestreifte  und  weiß- 
garnichte  Leinwand  mit  42  Stühlen,  von  12  oder  13  Zwirn-,  Kanten-, 
Spitzen-  und  Bandfabriken,  von  einer  Molton-  und  Friesfabrik  von 
20  Stühlen,  einer  Mützen-  und  Strumpffabrik,  von  2 Barchent-  und 
Kanevasfabriken  zu  40  Stühlen,  von  5 Tuch-,  Rasche-  und  Wollzeug- 
fabriken  mit  70  Stühlen,  drei  Seiden zeugfabriken  mit  26  Stühlen,  von 
2 Leder-,  4 oder  5 Stärke-,  einer  Papier-,  einer  Eisendrahtfabrik, 
27  Garn-  und  Leinwand-,  7 Wachsbleichen,  32  Oelmühlen,  2 Ziegeleien, 
einem  Sandsteinbruch,  20  Weinbergen  und  anfänglich  2 Maulbeer- 


1)  Oppermann’»  Promemoria,  27.  November  1764,  M.  R.  VI,  29,  1. 
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plantagen  *).  Nachdem  Schlabrendorff  am  6.  Dezember  1764  in  Pots- 
dam dem  Könige  eine  vorläufige  Uebersicht  über  die  den  Stiftern  ge- 
machten Auflagen  überreicht  batte,  antwortete  dieser  in  eiuer  Kabinetts- 
ordre (Potsdam,  den  9.  Dezember  1764):  „Was  Ihr  in  Eurem  Bericht 
vom  6.  d.  wegen  der  von  denen  Schlesischen  Stiftern  und  Klöstern 
anzulegenden  Fabriquen  und  anderen  zu  machenden  Etablissements  ge- 
meldet habet,  solches  ist  recht  gut  und  verdienet  alle  Meine  Appro- 
bation, so  daß  Ich  nur  wünsche,  daß  es  erst  alles  in  Execution  ge- 
bracht worden  wäre.“  Darunter  steht,  vermutlich  von  Schlabrendorff 
einem  Rat  oder  Sekretär  in  die  Feder  diktiert:  „notandum  der  Bres- 
lauer Cammer,  und  mußte  Selbige  nunmehro  mit  allem  Ernst  und  Vigueur 
auf  die  exticution  dringen,  indem  Se.  Majestät  solches  absolut  ver- 
langten, und  Sich  unfehlbar  von  Zeit  zu  Zeit  erkundigen  würden,  wie- 
weit die  Sache  gediehe.  Folglich  müsse  Camera  allezeit  in  Bereitschaft 
seyn,  davon  Auskunft  zu  geben  und  die  Stifter  ohnablässig  antreiben, 
potzdam,  d.  12.  Dec.  1764.“  Am  17.  Februar  1765  gab  Schlabrendorff 
allen  Steuer-  und  Landraten  auf,  für  Ausführung  der  Anordnungen  zu 
sorgen  und  namentlich  Bericht  darüber  abzustatten ; die  den  Steuer- 
und  Landräten  zu  zahlenden  Diäten  befahl  er  den  Stiftern  zuzu- 
schreiben und  rechtfertigte  diese  Maßregel  durch  die  Saumseligkeit  der- 
selben; am  18.  Juni  1765  ordnete  er  an,  daß  die  Kammern  ihm 
jährliche  Nachweisein  Tabellenform  einreichen  sollten  ; am  14.  September 
1765  befahl  er,  auch  die  Zahl  der  Werkleute,  Gesellen,  Spinner  und 
Handlanger  in  die  Fabriktabellcn  aufzunehmen.  An  Ermahnungen  ließ 
es  Schlabrendorff  auch  später  nicht  fehlen,  um  der  Angelegenheit  bei 
den  Stiftern  durch  die  Land-  und  Steuerräte  Nachdruck  zu  verleihen. 

Was  nun  den  Erfolg  seiner  Anordnungen  im  allgemeinen  betrifft, 
so  nahmen  sich  die  ersten  Berichte  der  Kammern  darüber  recht  günstig 
aus.  Die  Glogauer  Kammer  bemerkte  (am  19.  Juli  1765)  bei  Ein- 
reichung ihrer  ersten  Tabelle,  viele  Klöster  hätten  in  einem  halben 
Jahre  fast  mehr  gethan,  als  ihnen  aufgegeben  worden ; nur  Liebenthal, 
Trebnitz  und  Paradies  nicht;  sie  habe  die  schärfsten  Verfügungen  er- 
lassen, jedem  Stifte  10  Thlr.  Strafe  angedroht  und  dadurch  den  Bericht 
erzwungen;  der  Fabrikeninspektor  Schnecker  sei  eifrig  in  der  Sache; 
dagegen  beklagte  sich  die  Kammer  über  den  Landrat  des  Schwiebusser 
Kreises,  Baron  von  Troschke,  daß  er  sich  um  nichts  kümmere.  Das 
Kloster  Paradies  hatte  sich  mit  dem  Primas  von  Polen,  seinem  Komraen- 
dator,  entschuldigt;  die  Kammer  hatte  dem  Stift  aber  bedeutet,  eB 
müsse  sich  mit  dem  Abte  darüber  vergleichen,  da  der  Minister  sich 
nur  an  das  Kloster  halten  werde.  Das  Stift  kam  um  Dispens  von 
Ansetzung  der  8 Wollfabrikanten  und  4 Leinweber  ein;  Schlabrendorff 
schlug  es  ihm  aber  ab.  Das  Kloster  führte  dann  einen  Prozeß  mit 
seinem  Abte,  der  1766  durch  den  preußischen  Steuerrat  Ludendorff 
und  den  Landrat  geschlichtet  wurde;  der  Fürst-Primas  erlangte  für 

1)  Schlabrendorff*  s Zusammen  näh  lang  im  Immediatbericht  vom  6.  Dezember  1764  in 
M R XIII,  13,  1 ist  unvollständig;  sie  iat  vor  Einreichung  der  Glogauer  Kammer - 
tabelle  entworfen. 
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den  Abt  und  das  Kloster  noch  einen  Aufschub  bis  nach  dem  Reichs- 
tage; dann  aber  erfüllte  das  Stift  wenigstens  einen  Teil  der  verlangte« 
Leistungen.  Das  Trebnitzer  Kloster  sträubte  sich  gegen  die  Errichtung 
einer  Papiermühle,  und  da  1766  der  Oberbauinspektor  Macbui  seine 
Gründe  anerkannte,  wurde  ihm  dafür  eine  Wachsbleiche  auferlegt. 
Jedoch  war  diese  1767  immer  noch  nicht  errichtet,  was  die  Glogauer 
Kammer  auf  Rechnung  der  Gleichgültigkeit  des  Landrats  des  Schwie- 
busser  Kreises  setzte.  Kloster  Liebenthal  bewies  sich  lange  /eit  hin- 
durch sehr  widerspenstig;  in  einem  Kammerbericht  vou  1771  heißt  es, 
Propst  und  Aebtissin  beeiferten  sich  um  die  Wette,  den  Etablissements 
Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen,  und,  als  einige  der  dortigen  Tuch- 
macher und  Strumpfwirker  wegen  Wollschmuggels  zur  Untersuchung 
nach  Jauer  abgeführt  wurden,  habe  die  Aebtissin  dies  als  deu  ersten 
glücklichen  Schritt  zum  Untergange  der  dasigeu  Tuchmacherei  ange- 
sehen ; es  wurde  ihr  eine  Frist  von  6 Monaten  zur  Ersetzung  der 
Fabrikanten  bestimmt  und  gedroht,  es  würde  dem  Kloster  ein  Fabrik- 
inspektor gesetzt  werden.  Im  Bericht  vom  12.  August  1766  sagte  die 
Glogauer  Kammer  über  den  allgemeinen  Fortgang  der  Etablis-ements, 
die  Sache  sei  „ziemlich  und  fast  mehr  avanciert,  als  man  bei  diesen 
nähr-  und  geldlosen  Zeiten  hätte  hoffen  können“ ; nur  über  die  Jesuiten 
in  Wartenberg  klagte  sie,  abgesehen  von  jenen  3 früher  schon  als  säumig 
gezeigten  Stiftern;  die  Jesuiten  hätten  1765  erst  mit  6 Stellen  in 
Neustadtei  den  Anfang  gemacht,  aber  1766  nicht  darin  fortgefahreu; 
auch  seien  nicht  einmal  die  ersten  6 Stellen  vorschriftsmäßig  erbaut. 
Zwei  Jahre  später  (28.  Juli  1768)  berichtet  die  Kammer,  Wartenberg 
sei  immer  noch  renitent ; sie  habe  den  Jesuiten  100  Dukaten  Strale 
angedroht,  wenn  sie  nicht  bis  künftigen  Mai  alle  20  Stühle  iu  Arbeit 
setzten ; statt  der  Bleiche,  zu  der  es  an  gutem  Wasser  fehle,  schlügen 
sie  eine  Glanz-  und  Steifleinwandfabrik  vor.  Sie  wandten  sich  zweimal 
an  den  König,  wobei  der  Abb6  de  Prades  ihnen  die  Beschwerden  auf- 
setzte, und  erlangten  Dispens  von  der  Bleiche  und  einem  Teil  der 
Woll-  und  Baumwollstühle  und  der  Häuserbauten  ; 1772  hatten  sie  von 
66  Häusern  in  Neustädte!  erst  14  erbaut. 

Die  Breslauer  Kammer  sagte  in  ihrem  ersten  Bericht  vom  23.  August 
1765,  die  Landräte  hätten  sich  vielfach  mit  deu  wüsten  Stellen  geirrt : 
die  Hereinziehung  fremder  Fabrikanten  erweise  sich  als  sehr  schwierig, 
weil  die  Nachbarländer,  Oesterreich  und  Sachsen,  auf  die  Auswande- 
rung Todesstrafe  gesetzt  hätten;  die  Kammer  drohte  den  Stiftern 
zwar  eine  Strafe  von  20  Thlr.  für  jeden  fehlenden  ausländischen  Weber 
oder  Fabrikanten  an,  jedoch  mit  geringem  Erfolge;  1768  am  10.  August 
wiederholte  die  Kammer  dieselbe  Klage  und  meldete,  sie  habe  den 
Jesuiten  in  Neiße  für  jeden  fehlenden  fremden  Weber  eine  Strafe  von 
monatlich  einem  Thaler  auferlegt  und  sie  auch  eingezogen.  Im  Bres- 
lauer Departement  verhielten  sich  das  Domkapitel  und  das  Kreuzstift 
zu  Breslau  am  schwierigsten ; die  Kammer  schrieb  dies  teils  ihrem 
Geldmangel,  teils  auch  dem  Umstande  zu,  daß  ein  jeder  der  Kanoniker 
sich  nur  um  seine  Privatwirtschaft  kümmere. 

Schlabrendorff  suchte  den  Erfolg  seiner  rastlosen  Bemühungen 


Die  industriellen  Etablissements  der  geistlichen  Stifter  in  Schlesien  etc.  097 


dem  Könige  ins  günstigste  Licht  zu  stellen  und,  was  daran  fehlte,  dem 
üblen  Willen  der  Stifter  zuzuschreiben.  Am  23.  August  1767  meldet 
er,  der  größte  Teil  der  Etablissements  sei  bereits  absolviert,  und  da- 
durch „viele  vorhin  faule  und  unnütze  Hände  brauchbar  und  dem 
Staate  vorteilhaft  gemacht  worden“.  Der  König  erwiderte  am  24. : „Da 
solche  (die  Etablissements)  sehr  gut  sind,  so  wünsche  Ich  nur,  daß  sie  zur 
perfection  kommen  und  von  Effekt  sein  mögen“.  In  seinem  Bericht  vom 
26.  August  1768  sagt  der  Minister,  so  ungern  die  Stifter  zum  Teil  daran 
gegangen  wären,  den  Auflagen  Genüge  zu  leisten,  und  so  sehr  er  sich  da- 
durch ihrem  allgemeinen  Hasse  ausgesetzt  habe,  so  sei  bei  beständiger 
Aufmerksamkeit  der  Kammern  und  seiner  eigenen  die  Sache  endlich  so 
weit  gediehen,  wie  der  Bericht  es  ausweise;  ähnlich  wie  1767  be- 
merkt er,  durch  die  Spinnschulen  seien  viele  Leute,  die  vorher  dem 
Müßiggänge  nachgegangen,  zur  Arbeit  gebracht  und  dem  Publico  nutz- 
bar gemacht  worden;  er  rühmt  sich  zugleich,  daß  er  alle  Anstrengungen 
auf  Verallgemeinerung  des  Maulbeerbaues,  an  dem  die  Landeseinwohner 
noch  wenig  Geschmack  gefunden  hätten,  richte1).  Der  König  ant- 
wortete: „Es  ist  solches  ganz  gut,  und  begreife  Ich  wohl,  daß  der- 
gleichen Arrangements,  um  empor  zu  kommen,  Zeit  gebrauchen“.  Auf 
den  Bericht  Schlabrendorifs  vom  16.  August  1769  bemerkte  der 
König  (Glatz,  19.  August  1769),  da,  wie  er  erfahren,  die  Geistlichen, 
denen  die  Etablissements  obliegen,  dieselben  repugnieren,  so  komme 
es  hauptsächlich  darauf  an , daß  sie  nicht  wieder  eingingen , sondern 
durch  eine  ununterbrochene  Attention  seitens  des  Ministers  bestehen 
und  sich  konsolidieren  müßten. 

Aber  sehr  früh  zeigte  sich  die  wunde  Stelle  der  Etablissements. 
Schon  im  Bericht  von  18.  August  1766  klagt  die  Glogauer  Kammer, 
daß  die  Fabrikate  den  Stiftern  auf  dem  Halse  blieben,  und  infolge 
davon  der  Betrieb  mehrfach  schwach  unterhalteu  werde;  indem  sie 
am  31.  Juli  1767  die  Klage  wiederholt,  schiebt  sie  die  Schuld  auf 
den  Geldmangel  und  die  schlimmen  Zeitläufe,  in  deneu  ein  jeder  sich 
so  viel  wie  möglich  einschränken  müsse ; in  VS  ahrheit  bezeichnet  das 
Jahr  1767  den  tiefsten  Stand  der  schlesischen  Handelsbewegung  unter 
Friedrich  dem  Großen.  Die  Kammer  setzt  1768  der  erneuten  Klage 
hinzu,  die  Stifter  müßten  ihre  Waren  mit  Schaden  losschlagen,  und 
berichtet,  die  Wahlstatter  Raschefabrik  arbeite  mit  5,  statt  mit 
20  Stühlen,  die  Sprottauer  Kanevasfabrik  mit  8 statt  mit  20.  Am 
25.  Juli  1769  berichtet  sie,  seit  dem  vorigen  Jahre  sei  wenig  zur  Ver- 
mehrung und  Erweiterung  der  Fabriken  geschehen;  im  Gegenteil  sei 
bei  einigen  die  Zahl  der  Stühle  und  Personen  zurückgegangen;  die 
alten  Entschuldigungen  wurden  immer  wiederholt;  1770  schlug  die 
Kammer  vor,  die  Zahl  der  auferlegten  Stühle  für  Wahlstatt  und 
Sprottau  auf  die  Hälfte  herabzusetzen;  1771  ging  die  Wablstatter 
Raschefabrik  an  den  Ratmann  Brückner  in  Liegnitz  über,  die  Sprot- 
tauer Fabrik  eilte  ihrem  Untergange  entgegen,  die  Naumburger  Zwirn- 
fabrik wurde  gar  nicht  mehr  betrieben;  für  300  Thlr.  Zwirn  hatte 

1)  M R.  XIII,  13,  1,  Lehmann  IV,  319.  330. 
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das  Stift  auf  dem  Lager,  ohne  Käufer  dafür  zu  finden;  die  Spitzen- 
fabrik wurde  nur  von  3 Nonnen  betrieben.  Auch  die  Breslauer  Kam- 
mer klagte  schon  am  18.  August  1767  über  den  gleichen  Mangel  an 
Absatz;  1769  sagt  sie,  es  sei  noch  keineswegs  alles,  was  den  Stiftern 
auferlegt  worden,  zur  Endschaft  gekommen.  Die  gärtnerischen  An- 
lagen litten  unter  der  Ungunst  des  Klimas:  der  Weinberg  in  Bolatitz 
ging  schon  im  ersten  Betriebsjahre,  die  zu  Czarnowanz  und  Kuners- 
dorf 1771  zu  Grunde. 

Als  Schlabrendorff  am  24.  August  1766  den  Bericht,  in  dem  zu- 
erst über  Mangel  an  Debit  geklagt  wurde,  eingereicht  hatte,  ant- 
worte der  König  am  29.,  er  solle  darauf  sehen,  daß  die  Fabriken  auf 
Zeuge,  deren  Debit  ganz  sicher  sei,  eingerichtet  würden;  er  machte 
darauf  aufmersam,  ob  nicht  in  Oberschlesien,  wo  es  so  viel  rohe  Wolle 
gebe,  Tuchfabriken  für  den  Absatz  nach  Krakau  und  Polen  errichtet 
werden  könnten.  Von  diesem  Hinweis  machte  Schlabrendorff  für  die 
Stifter  keinen  Gebrauch.  Am  9.  September  1768  verwies  er  die 
Kammern  in  betreff  des  Absatzes  der  Stiftsfabrikate  auf  das  Ausland 
und  den  Besuch  der  Messen,  den  er  seit  1764  auch  der  Privatindustrie 
zu  empfehlen  nicht  müde  wurde ; auch  ermahnte  er  die  Stifter,  Nieder- 
lagen an  verschiedenen  Orten  Schlesiens  zu  errichten.  Der  König  glaubte, 
die  unruhigen  Zustände  in  Polen  benutzen  zu  können,  um  den  schlesi- 
schen Waren  dahin  Absatz  zu  verschaffen.  In  einer  Kabinettsordre  an 
den  Minister  v.  Hoym,  der  nach  SchlabrendoriTs  Entlassung  (Dezember 
1769)  an  die  Spitze  der  Verwaltung  von  Schlesien  berufen  worden 
war,  vom  28.  August  1771,  sagte  der  König  in  Beantwortung  des 
üblichen  Ministerialberichts:  „Die  von  Euch  Mir  angezeigten,  den  Geist- 
lichen Stiftern  und  Klöstern  auferlegten  nützlichen  Etablissements  und 
Fabriken  sind  allerdings  eine  ganz  admirable  Veranstaltung ; nur  müßt 
Ihr  darauf  bedacht  sein,  wie  Ihr,  um  selbige  zu  konsolidieren,  ihnen  einen 
stärkeren  Absatz  in  Polen  verschafft,  welches  um  so  leichter  sein  wird, 
da,  wie  sicher  verlauten  will,  viel  Manufakturen  in  solchem  Reiche 
bereits  eingegangen  sind  und  deren  gewiß  noch  mehrere,  wenn  die 
Sachen  in  Polen  auf  dem  gegenwärtigen  Fuße  noch, ein  paar  Jahre 
bleiben,  zu  Grunde  gehen  werden“.  Er  hatte  schon  am  24.  Juni  1771, 
um  den  schlesischen  Waren  Absatz  nach  Polen  zu  verschaffen,  auf  die 
wichtigsten  polnischen  Ausfuhrartikel  nach  Sachsen  und  Hamburg 
einen  Transitzoll  von  30  Proz.  gelegt;  er  wollte  dadurch  bewirken,  daß 
die  Polen  ihre  Waren  io  Breslau  verkauften  und  dafür  schlesische 
Waren  einkauften.  Die  Maßregel  hatte  leider  den  entgegengesetzten 
Erfolg.  Die  Polen  waren  schon  unzufrieden,  daß  sie  böhmisches  Glas 
und  steirische  Eisenwaren  gar  nicht  oder  nur  mit  einem  hohem  Auf- 
schläge auf  den  früheren  Preis  in  Schlesien  kaufen  konnten;  sie  um- 
gingen jetzt  Schlesien  ganz  und  gar  und  begaben  sich  auf  der  neuge- 
bauten Kaiserstraße  durch  Oesterreichisch-Schlesien,  Mähren  und  Böhmen 
zur  Leipziger  Messe.  Wie  sehr  sich  Friedrich  der  Große  in  betreff 
des  auswärtigen  Absatzes,  obwohl  Oesterreich  und  Sachsen  ihre 
Thore  verschlossen,  Illusionen  hingab,  sieht  man  unter  anderem  an 
einer  Aeußerung,  die  er  an  den  Land  rat  v.  Dresky  1774  hinsichtlich 


Digitized  by  Google 


Die  industriellen  Etablissements  der  geistlichen  Stifter  in  Schlesien  etc.  099 

der  Bedrängnis  der  Baumwollweber  im  Reichenbacher  Kreise  richtete: 
„Laß  Er  nur  so  viel  Fabrikate  als  möglich  fertigen;  für  den  Verkauf 
will  Ich  schon  sorgen  *)“. 

Hoym  aber,  dem  die  rücksichtslose  Energie  SchlabrendorfiPs  ab- 
ging, bildete  sich  sehr  rasch  eine  andere  Ansicht  von  der  Ersprieß- 
lichkeit der  Stiftsetablissements.  Er  erölfnete  am  6.  September  1771 
beiden  schlesischen  Kammern,  er  habe  gefunden,  daß  manchem  Kloster 
Sachen  auferlegt  würden,  die  keinen  gedeihlichen  Fortgang  jemals  zu 
gewärtigen  hätten , wie  der  Weinberg  bei  Czarnowanz  und  solche 
Fabriken,  denen  es  an  Absatz  fehle;  es  sei  besser,  wenn  die  Stifter 
anstatt  solcher  Etablissements  nützlichere  oder  praktikablere  betrieben, 
und  da  besonders  der  Seidenbau  von  niemand  füglicher,  als  von  den 
Stiftern  betrieben  werdeu  könne,  und  die  allgemeine  Aufforderung 
noch  wenig  Wirkung  gehabt  habe,  so  solle  dieser  an  die  Stelle  der 
verfehlten  Unternehmungen  gesetzt  werden ; die  Plantageninspektoren 
sollten  ganz  besonders  auf  ihn  sehen.  Dem  Könige  gegenüber  suchte 
er  den  Verfall  der  Stiftsetablissements  möglichst  zu  entschuldigen ; in 
seinen  Verfügungen  an  die  Kammer  behielt  er  aber  noch  lange  einen 
Ton  bei,  der  auf  seinen  Ernst  hatte  schließen  lassen,  wenn  nicht  die 
Thatsachen  dem  widersprochen  hätten.  In  seinem  Bericht  vom 
19.  August  1772  erklärte  Hoym  die  Rückschritte  der  Stifts- 
etablissements aus  der  Teuruug  *) , an  der  Schlesien  allerdings  zwei 
Jahre  hintereinander  schwer  zu  leiden  gehabt  hatte,  worauf  der  König 
ihn  am  22.  August  ermahnte,  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die  Be- 
triebe zum  Besten  des  Landes  erhalten  würden  und  nicht  eingingen. 
Am  21.  August  1773  meldete  Hoym  dem  Könige,  der  größte  Teil 
der  Stifter  und  Klöster  sei  so  sehr  heruntergekommen,  daß  sie  nicht 
im  stände  seien,  die  Auflagen  zu  leisten.  Alles,  was  der  König  hierauf 
(Neiße,  den  25.  August  1773)  resolvierte,  war,  daß  der  Leinwand- 
ausfuhrzoll von  ‘/t  Proz.  aufhören  sollte,  sobald  die  Hirschberger  Kriegs- 
schulden, zu  deren  Tilgung  er  bestimmt  war,  bezahlt  sein  würden. 
Als  Hoym  1774  wieder  vom  Unvermögen  der  Stifter  sprach,  verfügte 
der  König  (Neiße,  den  21.  August  1774),  daß  bei  den  Stiftern,  die 
nicht  mit  den  nötigen  Fonds  zu  ihrem  Unterhalte  versehen  seien  und, 
wie  die  Kapuziner,  von  Almosen  lebten  und  dem  Publikum  zur  Last 
fielen,  die  Vorkehrung  auf  eine  andere  sehr  gute  Art  zu  treffen  sei, 
damit  die  Anzahl  der  Mönche  dabei  allmählich  vermindert  würde,  in- 
sofern die  abgehenden  nicht  wieder  ersetzt  werden  sollten.  Es  ist 
hieraus  zu  ersehen,  daß  der  König  von  der  Forderung,  daß  die  Stifter 
die  vorgeschriebenen  Leistungen  zu  erfüllen  hätten,  keineswegs  ab- 
ging. Am  18.  August  1775  berichtete  Hoym  zwar  dem  Könige,  daß 
im  abgewichenen  Jahre  ein  großer  Teil  der  Obliegenheiten  der  Stifter 
und  Klöster  „ungeachtet  ihres  nicht  geringen  Widerwillens,  den  er 
aber  durch  ein  gefälliges  Betragen  und  die  Ueberzeugung  von  ihrem 
eigenen  Nutzen  sehr  moderiert  habe,  zur  Perfektion  gekommen  sei“, 

1)  IJresLy,  l’fallendori,  18  August  1774,  M U.  III,  24  .,  2. 

I)  M.  K.  XIII,  13,  1,  Lehmann  IV,  445. 
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und  der  König  sprach  ihm  am  26.  August  über  „den  guten  Fortgang  der 
Tuch-,  Woll-  und  anderen  Fabriken“  sein  besonderes  Vergnügen  aus; 
aber  dieser  gute  Fortgang  betraf  mehr  die  Privatindusirie,  als  die 
der  Klöster.  Heiurichau  ließ  1775  uur  6 statt  20,  Leubus  13  statt 
30  Stühle  arbeiten;  von  17  Webern  des  Vincenzstifts  waren  7 ent- 
wichen, 2 gestorben,  aus  Liebenthal  waren  3 Tuchmacher,  aus  Warten- 
berg 6 Weber  entwichen,  die  Brockauer  Wachsbleiche  uud  die  Saganer 
Tapetenfabrik  arbeiteten  gar  nicht,  die  Lederfabrik  des  Matthiasstifts 
fast  nicht  mehr,  die  des  Vincenzstifts  hatte  schon  seit  JahreD  die 
Arbeit  eingestellt.  Von  diesem  Stand  der  Dinge  erfuhr  der  König 
nichts,  weil  in  dem  Generaltableau  der  Fabriken  Schlesiens,  das  ihm 
jedes  Jahr  eingereicht  wurde,  nur  der  Zuwachs  an  Fabriken  und 
arbeitenden  Personen  seit  1764,  nicht  aber  der  Abgang  in  beiden 
Kategorien  verzeichnet  war.  Mit  dem  günstigen  Bericht  an  den  König 
stimmt  es  sehr  wenig,  wenn  Hoym  am  14.  März  1776  der  Breslauer 
Kammer  sein  Befremden  darüber  ausdrückt,  daß  so  viele  nützliche 
Fabriken  teils  eingegangen  seien,  teils  nur  sehr  schwach  betrieben 
würden;  er  verlange  nicht,  daß  jedes  Etablissement  F'ortgang  haben 
müsse,  aber  die  den  geistlichen  Körperschaften  auferlegten  müßten 
mit  Nachdruck  erhalten  werden.  Er  fordert  Bericht  über  die  Leder- 
fabrik des  Vincenzstifts,  dem  er  Mangel  an  gutem  Willen  zuschreibt, 
über  die  Wachsbleiche  in  Brockau  und  die  Weberei  von  Heiurichau  *). 
Als  er  bald  darauf  bei  einer  Inspektionsreise  in  Oberschlesien  wenig  er- 
freuliche Wahrnehmungen  über  den  Stand  der  Stiftsindustrie  machte, 
befahl  er  den  Land-  und  Steuerräten,  die  Etablissements  jährlich  ein 
paarmal  zu  revidieren  und  nachzusehen , welche  derselben  nicht 
zweckmäßig  seien.  Auch  dem  Generalschuleninstitut,  das  der  König 
aus  den  schlesischen  Niederlassungen  des  Jesuitenordens  gebildet  und 
unter  Leitung  des  ebenso  gelehrten,  wie  geschäftsgewandten  Paters 
Zeplichal  gestellt  hatte,  gab  Hoym  am  13.  September  1776  auf,  die 
Etablissements  des  Ordens  weiter  zu  betreiben.  Als  Hoym  dem 
Könige  über  seine  oberschlesische  Reise  Bericht  abgestattet  hatte, 
machte  ihn  der  König  (Potsdam,  lö.  Mai  1776)  darauf  aufmerksam,  daß 
in  Oberschlesien  die  Bienenzucht  und  der  Seidenbau  mehr  und  besser 
betrieben  und  wohl  15000  Pfund  Seide  gewonnen  werden  könnten: 
er  fügt  hinzu:  „Vorher  aber  müssen  die  Leute  sich  darauf  legen, 
mehr  Maulbeerbäume  zu  pflanzen  und  zu  ziehen , damit  sie  vor  die 
Seidenwürmer  auch  genug  F'utter  bekommen  *)“.  Am  25.  August 

1781  sagt  Hoym  in  seinem  Hauptbericht  an  den  König,  die  Stifter 
müßten  immer  erinnert  werden , aber  jetzt  seien  ihre  Etablissements 
fast  völlig  in  Ordnung.  Das  Wie  war  dem  Könige  allem  Anscheine 
nach  nicht  bekannt;  demi  die  Herstellung  der  Ordnung  bestand  in 
immer  zahlreichen  Dispensen,  und  das  gefällige  Betragen  Hoym’s  in 
der  Nachgiebigkeit  gegen  ihre  Bitten,  sie  von  den  Auflagen  zu  be- 
freien. 

1)  M R VI,  29,  s. 

2)  M R.  V,  9 *,  I. 
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Sogleich  nach  der  Verfügung  Hoym’s  vom  6.  September  1771,  in 
der  er  gestattet  hatte,  verfehlte  Etablissements  der  Stifter  durch 
nützlichere  und  praktikablere  zu  ersetzen,  befreite  die  Glogauer  Kammer 
das  Augustinerstift  in  Sagan  vom  Halten  einschüriger  Schafe  1 ) und 
vom  Tabakbau,  wofür  es  Hopfen  bauen  sollte,  die  Propstei  Wahlstatt 
ebenfalls  von  den  einschürigen  Schafen  und  der  Torfgräberei  gegen  Er- 
richtung von  3 Gärtnerstellen.  Kamenz  wurde  1772  von  seiner  Lein- 
wandfabrik dispensiert,  wofür  es  eine  Brücke  über  die  Neiße  bauen, 
Trebnitz  von  der  Barchentfabrik,  wofür  es  eine  Maulbeerplantage  er- 
richten sollte;  1775  wurde  Kloster  Streutz  vom  Halten  seiner  12  Weber, 
Czarnowanz  von  der  Pflicht,  seine  Weber  auf  20  zu  vermehren,  befreit, 
letzteres  gegen  Begründung  einer  Kolonie  von  20  Stellen;  1774  wurden 
die  Wartenberger  Jesuiten  gegen  Entnahme  von  Aktien  zu  der  damals 
in  Schmiedeberg  unter  königlicher  Protektion  gegründeten  Leindamast- 
fabrik von  der  Tuch-,  Mützen-  und  Strumpffabrik,  wie  auch  von  der 
Ansetzung  von  Handwerkern  befreit;  die  Zahl  der  Tuchmacher  in 
Liebenthal  wurde  von  10  auf  3 herabgesetzt.  Im  Mai  1776  wies 
Hoym  die  Kammern  allgemein  an,  je  nach  den  Umständen  die  Ver- 
pflichtung zum  Halten  einschüriger  Schafe  fallen  zu  lassen  und  statt 
dessen  Seidenbau  anzuordnen ; er  selbst  verfügte  dies  am  21.  September 
gegenüber  dem  Generalschulenamt;  am  20.  Dezember  desselben  Jahres 
forderte  er  allgemein  zur  Vermehrung  des  Seidenbaues  auf.  Am 
28.  Juni  1777  verfügte  er,  daß  allen  Stiftern  die  Torfstiche  und  der 
Tabakbau  nachgelassen  werden  könnten.  In  demselben  Jahre  ging  die 
Leinwandfabrik  der  Jesuiten  in  Ziegcnhals  ein ; das  Naumburger  Stift 
wurde  gegen  Entnahme  von  20  Damastakticn  und  Erweiterung  seiner 
Maulbeerplantage  von  der  Vermehrung  seiner  Tuch-  und  Leinwand- 
fabrikation befreit ; die  Hirschberger  Jesuiten  wurden  leistungsunfähig, 
weil  ihr  Gut  Boberstein  subhastiert  wurde ; Heinricbau  wurde  von  der 
Ziegelei  und  der  Unterstützung  der  Wollmanufaktur,  das  Jungfrauen- 
stift in  Ratibor  von  der  Bleiche  dispensiert;  die  Wachsbleiche  und 
die  Stärkefabrik  der  Schweidnitzer,  die  Stärkefabrik  der  Neißer  Jesuiten 
gingen  ein ; die  Lederfabrik  des  Matthiasstifts  wurde  vom  Kaufmann 
Schwebel  übernommen ; das  Vincenzstift  wurde  1779  von  seiner  Leder- 
fabrik dispensiert,  das  Clarenstift  in  Glogau  von  seiner  Bleiche  gegen 
Zahlung  eines  Vorschusses  an  die  Breslauer  Juchtenfabrik,  Leubus  von 
der  ferneren  Ansetzung  von  Handwerkern ; 1780  ging  die  Bleiche  dieses 
Stifts  in  Kasimir  bei  Neustadt  ein.  Im  Jahre  1781  wurde  das  Kreuz- 
stift von  der  Zwirn-  und  Kantenfabrik,  die  Schweidnitzer  Jesuiten  gegen 
Entnahme  von  3 Damastaktien  von  der  Ansetzung  der  40  fremden 
Weber,  das  Sprottauer  Jungfrauenstift  gegen  600  Thlr.  Vorschuß  für 
die  dortigen  Lederfabriken  von  der  Barchent-  und  Kanevasfabrik  dis- 
pensiert; die  Bleiche  der  Neißer  Jesuiten  in  Langendorf  wurde  ver- 


1)  Die  einschürige  Wolle  wurde  vorher  aus  Polen  bezogen  ; sie  war  langhaarig  and 
wurde  zu  dünneren  Wollstoffen  verwendet.  Die  schlesischen  Landwirte  fanden  das 
Halten  einschüriger  Schafe  nicht  vorteilhaft  and  behaupteten,  Schafe,  die  nur  einmal  ge- 
schoren würden,  bekämen  mit  der  Zeit  halblangee  Haar,  das  weder  zn  Tuchen,  noch 
an  leichteren  Stoffen  tauge 
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mietet,  die  Oelmühle  des  Kollegiatstifts  zu  Ratibor  wurde  von  Sturm 
und  Wasserfluten  zerstört;  1782  wurde  Kamenz  vom  Weinberg,  Warten- 
berg vom  weiteren  Aufbau  wüster  Stellen,  Trebnitz  von  den  beiden 
Oelmühlen  gegen  die  Verpflichtung  zum  Seidenbau,  Wahlstatt  von 
der  Bienenzucht  gegen  Eirichtung  zweier  Häuslerstellen  in  hucbwald 
dispensiert;  die  Blumenaner  Bleiche  verkauften  die  Schweiduitzer 
Jesuiten,  die  Warteuberger  traten  das  Gut  Lobendau  an  die  Kammer 
ab.  1783  verkaufte  das  Clarenstift  in  Troppau  seine  schlesischen 
Güter  an  den  Baron  von  Gruttschreiber;  das  Clarenstift  in  Glogau 
wurde  von  der  Zwirnfabrik,  der  Oelmühle  und  der  Wachsbleiche 
gegen  Anlegung  einer  Maulbeerplantage  dispensiert;  1785  cedierte 
Leubus  seine  Tuchfabrik  mit  großem  Verluste  an  den  Fabrikanten 
Weiß  in  Neustadt,  1787  wurde  es  von  der  einen  Oelmühle  gegen 
Vermehrung  des  Hopfenbaues  dispensiert;  1788  erhielt  das  Matthias- 
stift Erlaubnis,  anstatt  seiner  Weinberge  Obstgärten  anzulegen;  in 
demselben  Jahre  wurden  die  Güter  der  Jesuiten  zu  Wartenberg,  Sagan, 
Liegnitz  und  Hirschberg  verkauft;  Liebenthal  wurde  gegen  eine  Jahres- 
zahlung zum  Invalidenfonds  von  der  Bleiche  und  der  Leinwaudfabrik, 
Räuden  von  seiner  Maulbeerplantage,  das  Clarenstift  in  Glogau  von 
der  Lederfabrik  dispensiert;  die  Leinweber  des  Grüssauer  Stifts  hatten 
bis  zu  diesem  Jahre  ihre  Stellen  sämtlich  erb-  und  eigentümlich  er- 
worben; 1790  wurde  das  Lieguitzer  Jungfrauenstift  von  der  Zwirn- 
und  Spitzenfabrik,  Leubus  gegen  Zahlung  zum  Invalidenfonds  von  der 
Wollfabrik,  Liebenthal  von  der  Strumpffabrik,  Paradies  von  der  Wachs- 
bleiche, 1792  Trebnitz  vom  Maulbeerbau,  1803  endlich  das  Augustiner- 
stift in  Sagan  und  das  Kaumburger  Stift  vom  Seidenbau  gegen  die 
Verpflichtung,  je  1 */»  und  1 Morgen  mit  böhmischem  Hopfen  unter 
Aufsicht  von  Hopfengärtnern  zu  bepflanzen,  entbunden.  Die  Breslauer 
Kammer  hatte  von  1788 — 1791  keine  Berichte  mehr  eingesandt,  zu 
1791/92  und  1792/93  that  sie  dies  wieder;  damit  aber  hörte  ihre  Be- 
richterstattung auf.  Die  Glogauer  Kammer  hatte  am  1.  August  1793 
angefragt,  ob  die  Berichterstattung  nicht  eingestellt  werden  könnte, 
da  die  meisten  Stifter,  von  ihren  Auflagen  dispensiert  seien,  und,  was 
an  Etablissements  noch  bestehe,  sich  meist  gleich  bleibe;  jedoch  war 
sie  der  Ansicht,  daß  die  Laudräte  immer  noch  revidieren  sollten.  Eine 
Antwort  erhielt  sie  hierauf  nicht;  sie  wiederholte  am  24.  Juni  1795 
ihre  Anfrage,  auch  diesmal  ohne  Erfolg.  Sie  fertigte  noch  einmal  zu 
1795/96  ihren  Bericht  nebst  Tabelle  an,  hörte  aber  dann  damit  auf. 
Weder  der  König  (Friedrich  Wilhelm  II.),  noch  der  schlesische  Minister 
hatten  mehr  ein  besonderes  Interesse  an  den  Stiftsetablissements. 

Der  Verlauf  dieser  mit  so  ungeheurem  Aufwande  an  Arbeitskraft 
und  Kapital  begonnenen,  vom  Staate  gepflegten,  zuletzt  so  kläglich 
endenden  Wirtschaftsunternehmungen  im  einzelnen  war  folgender: 

1)  Das  Jungfrauenstift  in  Glogau  bemühte  sich  von  An- 
fang an,  den  Anforderungen  der  Regierung  Genüge  zu  thun;  es  baute 
gleich  in  den  ersten  beiden  Jahren  20  Hauser  und  besetzte  sie  größten- 
teils mit  ausländischen  Webern  und  Handwerkern;  es  kaufte  dem 
Glogauer  Kollegiatstift  für  300  Thlr.  eine  Garn-  und  Leinwandbleiche 
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in  Kraschen  ab,  zu  der  es  einen  Bleicher  aus  Böhmen  verschrieb ; 
ebendort  errichtete  es  eine  Wachsbleiche,  eine  Oelmüble  und  eine 
Zwirnfabrik,  ließ  2 Tabakplanteurs,  einen  aus  Böhmen,  einen  aus  Polen 
kommen  und  legte  eine  Tabakpflanzung  bei  Brostau  an;  endlich  er- 
richtete es  mit  einem  Anlageaufwand  von  12000  Thlr.  in  Glogau  eine 
Lederfabrik;  es  schaffte  dazu  70000  Mauerziegeln,  1000  Fuhren  Feld- 
steine, für  615  Thlr.  Bauholz  an,  um  drei  große  Gebäude  zu  errichten. 
Das  Bauholz  durtfe  es,  gegen  Bezahlung,  aus  dem  Stadtwalde  ent- 
nehmen; es  erhielt  dafür  die  Erlaubnis  zur  Ausfuhr  von  Brennholz 
und  zur  Einfuhr  von  Mergel  und  Ziegeln  aus  seinen  polnischen  Gütern. 
Als  Faktor  ließ  es  sich  einen  gewissen  Slawitzky  verschreiben,  den 
infolge  einer  Aufforderung  Schlabrendorfl’s  der  damalige  Steuerrat 
Tarrach  in  Glatz  angeworben  hatte;  er  stammte  aus  Trebitsch  in 
Mähren,  hatte  in  Venedig,  Padua  und  Rom  gearbeitet  und  war  in  der 
Lederfabrik  des  Schuhmachers  Clement  in  Grulich  angestellt,  als 
Tarrach  mit  ihm  in  Unterhandlung  trat.  Er  verlangte  einen  Vorschuß 
für  das  von  ihm ) mitzubringende  Leder  in  Höhe  von  828  fl.  24  kr. 
und  von  50  Dukaten  für  Werkzeuge  und  den  Unterhalt  seiner  Leute; 
eine  Verzögerung  erlitt  seine  Uebersiedelung  durch  seine  in  Brünn 
wohnende  Frau,  die  zwei  Drittel  vom  Erlöse  ihres  Mannes  und  50  Gulden 
Reisegeld  beanspruchte.  Am  20.  Dezember  1764  kam  Slawitzky  mit 
4 Gesellen  in  Glogau  an;  die  Frau  ließ  Scblabrendorff  durch  einen 
abgedankten  Husaren  aus  Brünn  herbeiholen.  Im  Juli  1765  besich- 
tigte Schlabrendorff  selbst  die  Lederfabrik,  die,  wie  er  der  Kammer 
schrieb,  vollkommen  seiner  Erwartung  entsprach ; zwei  große  Gebäude 
waren  fertig,  das  dritte  im  Werke;  Slawitzky  hatte  5 Gesellen  in  Ar- 
beit; er  fabrizierte  Pfundleder,  aber  auch  alle  anderen  Sorten,  selbst 
gefärbtes  sogenanntes  Bauzener  Leder;  der  Minister  stellte  das  Stift 
deshalb  anderen  zum  Muster  auf.  Slawitzky  bekam  auch  die  Leitung 
der  Leubusser  Lederfabrik;  aber  schon  am  17.  Juni  1768  meldete  die 
Glogauer  Kammer,  er  habe  das  Stift  in  großen  Schaden  gebracht, 
viele  Schulden  gemacht  uud  sei  mit  Zurücklassung  derselben  ent- 
wichen. Mit  ScblabrendortFs  Zustimmung  stellte  das  Stift  einen  neuen 
Werkmeister,  Stenger,  einen  Fabrikschreiber  und  einen  Kalkulator, 
Gröning,  im  Nebenamt  an.  Unter  der  neuen  Leitung  brachte  die 
Lederfabrik  20  Proz.,  so  daß  das  Stift  seinen  Kredit  wiederherstellen 
konnte.  Im  Februar  1773  verpachtete  es  jedoch  die  Fabrik  an  Karl 
Feyereisen,  der  sie  mit  14  Gesellen  uud  3 Tagelöhnern  betrieb;  1782  ver- 
pachtete es  sie  für  100  Thlr.  jährlich  auf  15  Jahre  an  den  Kaufmanns- 
ältesten Karl  Mayer  und  einen  gewissen  Abraham,  der  1787  13  Per- 
sonen in  ihr  beschäftigte,  aber  keine  guten  Geschäfte  machte;  er  be- 
hauptete 1788,  binnen  6 Jahren  an  ihr  3000  Thlr.  verloren  zu  haben. 
Die  Aebtissin  Aloysia  bat  Hoym  um  Dispensation  von  der  Fabrik; 
der  Minister  verweigerte  sie  ihr  anfänglich  und  verlangte  Anstellung 
eines  anderen  Unternehmers,  wenn  der  bisherige  abgehe;  er  beauf- 
tragte den  Magistrat  mit  Untersuchung  der  Sache;  auf  den  Bericht 
desselben  entschied  er  jedoch  am  12.  November  1788,  daß  das  Stift 
von  der  Lederfabrik  dispensiert  werden  und  diese  mit  der  Fabrik 
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des  Lederfabrikanten  Marx  und  der  dortigen  Lohgerber  vereinigt 
werden  sollte.  Die  Zwirn-  und  Spitzenfabrik  in  Glogau  hatte,  wie 
ein  Bericht  von  1789  sagt,  eigentlich  nur  darin  bestanden,  daß  die 
Nonnen  Spitzen  klöppelten  und  Zwirn  machten;  aber  anstatt  10  Per- 
sonen (von  14  Nonnen)  hatten  es  nur  7,  später  5 gethan ; am  22.  Februar 
1783  dispensierte  Hoym  das  Stift  von  der  Spitzenfabrik,  ebenso  wie 
von  der  Wachsbleiche  und  der  Oelmühle  gegen  Anpflanzung  von 
10000  Maulbeerbäumen,  und  erlaubte  ihm  die  Verlegung  der  Zwirn- 
fabrik in  den  Baumgarten,  sowie  auch  die  Aufnahme  von  6000  Thlr. 
für  diese  Zwecke.  Der  Betrieb  der  Zwirnfabrik  wurde  1789  einge- 
stellt, weil,  wie  der  Kammerbericht  sagt,  die  14  Klosterjungfrauen 
durch  den  Chordienst  geschwächt,  alt,  kränklich,  blöden  Gesichts  und 
durch  häusliche  Verrichtungen  abgehalten  waren,  zu  arbeiten.  Nach 
einem  Bericht  von  1798  war  die  Bleiche  in  Kraschen  kassiert  worden, 
weil  das  Wasser  angeblich  nicht  ausreichte;  das  Stift  zahlte  dafür 
einen  Vorschuß  an  die  Hauptmanufakturkasse.  Schon  1777  war  ihm, 
wie  allen  anderen  Stiftern,  der  Tabakbau  erlassen  worden.  Auf  mehr 
als  20  Häuser  und  20  fremde  Weber  (statt  52)  hat  es  das  Stift  nie 
gebracht. 

2)  Die  Jesuitenresidenz  zu  Wartenberg  erbaute  bis 
1767  statt  6 2 Häuser  auf  ihren  Freystädter  Gütern  und  besetzte  sie 
mit  6 W ebern,  die  aber  1775  sämtlich  entlaufen  waren ; für  die 
5 wüsten  Stellen  in  Wartenberg  ließ  sie  1765  „einstweilen  das  Holz 
bearbeiten“ ; sie  scheinen  auch  bald  errichtet  und  mit  5 Tuchmachern 
besetzt  worden  zu  sein.  1765  hatte  die  Residenz  für  den  jährlich 
anzusetzenden  Wollfabrikanten  einen  böhmischen  Strumpfmacher  an- 
gesetzt; aber  bei  diesem  einen  blieb  es  auch;  von  den  66  wüsten 
Stellen  in  Neustädte),  von  denen  jährlich  6 bebaut  und  besetzt  werden 
sollten,  waren  ungeachtet  alles  Drängens  der  Behörden  bis  1772  erst 
14  errichtet ; etwas  später  waren  es  deren  15 ; von  den  übrigen  wurde 
es  dispensiert  Was  die  Bleiche  betriflt,  so  behaupteten  die  Jesuiten, 
daß  nur  in  Gleinitz  dazu  eine  passende  Stelle  sei,  aber  das  dortige 
Wasser  sei  im  Sommer  faulig  und  es  müsse  erst  ein  Kanal  von  der 
Uschicke  oder  der  Obra  aus  angelegt  werden,  wozu  sie  der  Unter- 
stützung durch  den  Fürsten  von  Schönaich  - Carolath  bedürften,  die 
derselbe  aber  rund  abgeschlagen  habe.  Die  Kammer  wandte  sich  des- 
halb an  ihre  Kollegin  in  Küstrin,  weil  der  Kanal  auch  dem  Amte 
Züllichau  zu  gute  kommen  würde;  diese  aber  antwortete  (11.  April 
1765),  die  Jesuiten  wollten  den  Kanal  nur  haben,  um  einen  Bruch 
auszutrocknen;  dies  aber  könne  nur  bei  niedrigstem  W’asserstande 
mittels  eines  Obrakanals  bewirkt  werden.  Die  Glogauer  Kammer 
wies  die  Jesuiten  deshalb  (3.  Juni  1765)  an,  für  eine  anderweitige 
Bleiche  zu  sorgen.  Die  Jesuiten,  deren  Rektor  Reinach  beim  Könige 
in  gutem  Ansehen  stand,  wandten  sich  schließlich  an  diesen  und  er- 
langten einen  günstigen  Bescheid;  1769  wurde  ihnen  gestattet,  anstatt 
der  Bleiche  eine  einschürige  Schäferei  in  Karschin  zu  errichten.  Eine 
sogenannte  Tuchfabrik  war  1765  mit  7 Stühlen  und  44  Personen, 
wobei  die  Spinner  und  Kammler  mitgezählt  waren,  vom  Stift  errichtet 
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worden;  aber  1766  klagte  Reinach,  der  Tuchfabrikant  Beyerlein  sei 
entwichen,  fUr  2000  Tbalcr  Tücher  hätten  sie  auf  Lager,  ohne  Absatz 
dafür  zu  finden.  Für  die  Molton-  und  Friesfabrik  hatte  Reinach  von 
Schlabrendorff  am  26.  März  1765  auf  ein  Jahr  Nachsicht  erlangt. 
Im  Juli  redete  er  dem  Minister  vor,  die  Kammer  habe  ihm  nicht  er- 
laubt, eine  Färbereiwalke  zu  errichten,  und  dies  sei  der  Grund,  daß 
er  für  die  Wollfabrik  noch  nichts  gethan  habe;  die  Kammer  habe  ihm 
nämlich  aufgegeben,  dort,  wo  die  Walke  sein  könnte,  eine  Oelmühle 
zu  bauen.  Die  Kammer  erklärte,  dies  alles  seien  Winkelzüge;  sie  habe 
ihm  sogar  gestattet,  nur  einen  Gang  in  einer  Mühle  für  Oel  einzu- 
richten und  ihm  zu  diesem  Zweck  den  Oelmüller  Stief  zugeschickt. 
Im  Juli  1766  war  noch  nicht  das  Geringste,  weder  für  die  Molton- 
und  Fries-,  noch  für  die  Baunwoll-,  Mützen-  und  Strumpffabrik  ge- 
tban;  auch  die  fälligen  6 Stellen  in  Neustädtel  waren  nicht  gebaut; 
der  Rektor  sagte,  es  fehle  an  Mauersteinen  und  Dachziegeln;  der  Ver- 
trag, den  er  deswegen  mit  dem  Dominium  Sprottisch-Zauche  gemacht 
habe,  sei  von  diesem  nicht  erfüllt  worden.  Für  die  Baumwollfabrik 
wollte  er  eine  Korduanfabrik  errichten.  Die  Kammer  ließ  deshalb 
Wartenberg  revidieren;  es  fanden  sich  nur  4 Tuchmacher  vor;  die 
Kammer  war  aber  der  Meinung,  es  sollten  noch  8 hereingezogen  und 
die  Zahl  der  Stühle  auf  20  gebracht  werden ; für  die  Moltonfabrik 
wollte  sie  Nachsicht  gewähren;  mit  der  Lederfabrik  aber  sei  es  nur 
eine  Au-flucht;  der  junge  Lederfabrikant  Martini  in  Sprottau  habe 
die  Absicht  gehabt,  sich  in  Wartenberg  niederzulassen,  wozu  die 
Jesuiten  ihm  ein  Haus  einräumen  wollten,  ohne  ihn  irgendwie  sonst 
zu  unterstützen ; es  möge  deshalb  auf  der  Mützen-  und  Strumpffabrik 
bestanden  werden.  Den  Mangel  an  Ziegeln  erkannte  die  Kammer  an 
und  gab  zu,  daß  zuerst  in  Neustädtel  eine  Ziegelei  errichtet  werden 
müsse.  Schlabrendorff  verfügte  am  15.  November  1766,  von  den 
20  Stühlen  sollten  so  viele,  als  man  auf  Absatz  rechnen  könne,  auf 
Molton  und  Fries  eingerichtet  werden ; für  die  fehlenden  Stühle  wurden 
der  Residenz,  wenn  sie  nicht  bis  zum  Mai  1769  hergestellt  seien, 
100  Dukaten  Strafe  angedroht.  Als  die  Frist  verstrichen  war,  wandten 
sich  die  Jesuiten  in  einer  Schrift,  die  von  dem  bekannten  Abb6  de 
Prades,  der  in  Glogau  von  einer  Pfründe  lebte,  verfaßt  war,  an  den 
König  mit  der  Unterstellung,  daß  die  Kammer  aus  Haß,  weil  sie  in 
der  Kanalsache  einen  günstigen  Bescheid  erlangt  hätten,  sie  mit  der 
Nötigung  zu  den  Fabriken  und  dem  Aufbau  der  wüsten  Stellen  in 
Neustädtel  behellige,  und  baten,  weil  sie  6600  Thlr.  Schulden  hätten, 
um  ein  dreijähriges  Moratorium.  Der  König  beauftragte  am  3.  Oktober 
1769  den  Justizminister  v.  Carmer  mit  der  Untersuchung  der  Sache; 
Carmer  fand  ihre  Beschwerde  gerecht,  der  König  stimmte  dem  bei, 
verlangte  aber  Carmer’s  Anträge  gemäß,  die  Jesuiten  sollten  jährlich 
2 neue  Häuser  bauen,  die  Tuch-  und  Baumwollfabrik  auf  6 Stühle  für 
Wolle  (statt  20!),  auf  3 für  Baumwolle  bringen*).  Im  Jahre  1772 

1)  K.-O.  Potsdam,  19.  November  1769  Vielleicht  hing  die  bald  darauf  erfolgende 
Entlassung  Schlabrendorff»  mit  dieser  Angelegenheit  zusammen ; er  starb  bekanntlich  im 
Gefühl  tiefster  Kränkung  am  14.  Dezember. 
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mußte  ihnen  dennoch  wieder  eine  Strafe  von  20  Thlr.  für  die  still- 
stehenden 3 Tuchstühle  und  einen  Strumpfwiikerstuhl  angedroht  werden ; 
sie  hatten  also  statt  6 nur  3 Tuchstühle,  statt  3 nur  einen  Strumpf- 
stuhl in  Gang  gebracht;  1773  arbeiteten  in  der  sogenannten  Tuch- 
fabrik statt  9 nur  7 Personen,  in  der  Mützen-  und  Strumpfiabrik 
fehlten  3 Stühle,  also  hatte  sie  die  Arbeit  eingestellt.  Mit  dem  Hauser- 
bau ging  es  ebensowenig  vorwärts.  1774  wurde  die  Residenz  von 
der  Tuch-,  Mützen-  und  Strumpffabrik  für  Entnahme  von  Damastaktien 
dispensiert.  Behufs  Anlage  eines  Weinbergs  hatten  die  Jesuiten  176ö 
einen  schwäbischen  Winzer  verschrieben ; ob  etwas  aus  dem  Weinberge 
geworden  ist,  darüber  verlautet  nichts.  Dagegen  hatte  Reinarh  schon 
1765  1300  Maulbeerbäume  angepflanzt  und  errichtete  eine  Obstbaum- 
allee von  Wartenberg  nach  Teichhof,  worüber  Schlabrendorff  ihm 
(14.  Juli  1765)  seine  Zufriedenheit  ausdrückte.  Aber  am  7.  April  1777 
berichtet  die  Kammer,  die  Jesuiten  ließen  die  Maulbeerplantage  ohne 
Pflege.  Deshalb  wurde  die  Generalschuleninspektion  angewiesen,  einen 
Planteur  Kurz  aus  Neusalz  dafür  anzusietleu  und  den  Wartenberger 
Wirtschaftsinspektor  zum  schuldigen  Gehorsam  anzuhalten.  1787  wird 
berichtet,  daß  in  Wartenberg  die  5 Hauser  errichtet  und  mit  5 W'ebern 
besetzt  seien,  und  daß  die  Residenz  2 Oelmühlen  besitze.  In  dem- 
selben Jahre  ging  die  Herrschaft  Wartenberg  durch  Verkauf  in  welt- 
liche Hände,  den  Herzog  von  Biron- Kurland,  über,  womit  die  Ver- 
pflichtungen der  dortigen  Jesuiten  aufhörten. 

3)  Das  Jungfrauenstift  zu  Sprottau  errichtete  eine  Oel- 
mühle,  eine  Garn-  und  eine  Wachsbleiche,  legte  in  Hirtendorf  einen 
Weinberg  an,  unterstützte  vier  fremde,  in  Sprottau  eingewanderte  Tuch- 
macher zweimal  mit  Vorschuß,  baute  ein  Fabrikhaus  tür  eine  Barchent- 
und  Kanevasfabrik,  die  20  Stühle  erhalten  sollte;  es  schaffte  bis  1767 
9 Stühle  an,  von  denen  aber  1767  nur  4,  1770  6 im  Gange  waren; 
für  die  Ware  fehlte  es  an  Absatz;  die  Kammer  schlug  deshalb  vor, 
die  Zahl  der  Stühle  auf  10  herabzusetzen.  Aber  1771  arbeiteten  nur 
noch  2 Stühle ; die  Aebtissin  Maria  Bernarda  bat  deshalb , ihr  die 
Fabrik  zu  erlassen,  wofür  sie  sich  erbot,  die  in  Verfall  gekommene 
Fabrik  von  Bauzner  Leder  des  1763  eingewanderten  Fabrikanten  Martini 
mit  600  Thlr.  zinsfreiem  Vorschuß  auf  3 — 4 Jahre  gegen  10-jährige 
Ratenabzahlung  nebst  5 Proz.  Zinsen  zu  unterstützen.  Hoym  stimmte 
zu,  und  die  Glogauer  Kammer  ordnete  an,  daß  Martini  400  Thlr.,  ein 
Leidensgefährte  von  ihm,  Rost  aus  Bauzen,  der  ebenfalls  1763  einge- 
wandert war  und  von  der  Kammer  1500  Thlr.  Vorschuß  erhalten 
batte,  die  wegen  seiner  Insolvenz  ad  meliorem  fortunain  niedergeschlagen 
worden  waren,  200  Thlr.  erhalten  solle;  wenn  Martini  mit  Tode  ab- 
ginge, sollte  sein  Sohn  für  ihn  eintreten.  1787  hatte  das  Stift  noch 
die  Oelroühle,  die  Garnbleiche  in  Niederleschen , die  Wachsbleiche  in 
Kunisch,  die  Spinnschulen  und  den  Weinberg,  und  so  war  es  auch 
noch  1798. 

4)  Das  Augustiner-Chorherrenstift  in  Sagan  erbaute 
die  beiden  wüsten  Stellen  ln  Machen,  besetzte  die  in  Küpper,  legte 
eine  Wachsbleiche,  in  Buschvorwerk  eine  Leinwandbleiche,  in  Neu- 
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walde  einen  Weinberg  an,  für  den  es  einen  schwäbischen  Winzer  be- 
rief, setzte  bis  1706  18  Weber  (statt  20)  für  weißgarnichte  und  bunt- 
gestreifte Leinwand  an,  einen  für  Damast,  einen  für  Zwillich,  ver- 
mehrte sogar  später  die  Anzahl  der  Weber  und  der  Stühle  auf  25, 
gab  2 Burschen  dem  Damastwirker  in  die  Lehre  und  bemühte  sich 
um  Errichtung  einer  Seidenfabrik.  Schlabrendorf!  befreite  es  jedoch 
von  derselben,  um  an  Stelle  derselben  vom  Stift  eine  Tapetenfabrik 
errichten  zu  lassen.  Er  hatte  ursprünglich  ein  Unternehmen  dieser 
Art  von  einem  gewissen  Bellmann  aus  Pförten,  der  nach  Sagan  ge- 
zogen war  und  dort  eine  Tabakplantage  errichtet  hatte,  ausführen 
lassen  wollen  und  ihm  schon  einen  Vorschuß  von  500  Thlr.  aus  der 
Hauptmanufakturkasse  dazu  gegeben;  als  aber  Felbiger  sich  bereit 
erklärte,  die  Sache  in  die  Hand  zu  nehmen,  jedoch  seinen  Hofmeister 
Lazel  als  Fabrikdirektor  dabei  anstellen  wollte,  ging  Schlabrendorff 
sogleich  auf  seinen  Vorschlag  ein;  Bellmann  mußte  den  Vorschuß 
zurückzahlen  und  wurde  als  Formenschneider  und  Drucker,  ein  Bild- 
hauer Bechert  ebenfalls  als  Formenschneider,  der  Rektor  Schubert 
als  Maler  angestellt;  die  Malereien  sollten  Schulkinder  ausführen;  die 
Leinwand  ließ  Felbiger  auf  seinen  Gütern  anfertigen.  Am  16.  Dezember 
1765  konnte  er  dem  Minister  schon  Proben  seiner  Tapeten  einsenden, 
die  SchiabrcndorfFs  Zufriedenheit  hervorriefen;  er  sprach  den  Wunsch 
aus,  der  Abt  möge  nicht  bloß  in  Glogau  und  Breslau,  sondern  auch 
in  Schweidnitz,  Neustadt,  Neiße  und  Brieg  Niederlagen  errichten.  Es 
war  den  Unternehmungen  nicht  günstig,  daß  Felbiger  einige  Jahre 
darauf  nach  Wien  ging.  Selbst  die  mit  sächsischen  Webern  besetzte 
Lcinwandfabrik  geriet  in  Verfall;  Felbiger’s  Schwester  wurde  darüber 
schwermütig,  und  er  selbst  trug  am  24.  Januar  1775  darauf  an,  daß 
die  Weber  auf  eigene  Rechnung  arbeiten  sollten,  was  Hoym  am 
30.  Januar  bewilligte;  die  Schwester  des  hochverdienten  Abts  starb 
bald  darauf,  wie  er  Hoym  am  25.  März  1775  aus  Wien  meldete. 
Auch  der  Tapetenfabrik  fehlte  es  an  Absatz,  obwohl  die  Waren  in 
verschiedene  Niederlagen  verteilt  wurden;  der  Provisor  Benedictus 
Strauch  sagte,  bei  60  Thlr.  Ausgaben  hätten  sie  kaum  1 Thlr.  Ein- 
nahme; er  bat  deshalb  am  31.  Mai  1776  um  Dispens  davon  gegen 
Uebernabme  von  4 Damastaktien;  Hoym  bewilligte  es  am  6.  Juni 
1776,  jedoch  nur  für  Entnahme  von  10  Aktien.  Die  Tapetenfabrik 
wurde  von  einem  gewissen  Reinetius  fortgeführt;  1784  hatte  sie  ein 
Fabrikant  Hoffmann.  Das  Stift  richtete  statt  der  Fabrik  eine  Buch- 
druckerei ein.  Von  der  Verbindlichkeit  für  die  Leinwandfabrik  wurde 
es  am  9.  Juli  1777  gegen  Zahlung  von  500  Thlr.  Vorschuß  für  die 
Breslauer  Juchtenmanufaktur  befreit.  1787  waren  immer  noch  25  Lein- 
weber auf  den  Stiftsgütern;  1798  bestanden  noch  die  Bleiche,  der 
Weinberg,  die  Maulbeerplantage  und  die  Spinnschulen.  Am  26.  No- 
vember 1803  entband  Hoym  das  Stift  vom  Seidenbau  gegen  die  Ver- 
pflichtung, 1 */ s Morgen  mit  böhmischen  Hopfenkeimen  zu  bestellen 
und  einen  Hopfengärtner  dafür  anzunehmen.  Von  der  Verpflichtung 
zur  einschürigen  Wolle  und  dem  Tabakbau  war  es,  wie  andere  Stifter, 
schon  1772  befreit  worden ; schon  damals  sollte  es  dafür  Hopfen  bauen. 
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5)  Das  Jesuitenseminar  in  Sagan  hatte  bis  1767  seine 
4 fremden  Tuchmacher  etabliert  und  mit  Wollvorschuß  und  Arbeit 
versehen,  ebenso  das  Kolleg  seine  2;  den  Weinberg  legte  das  Seminar 
in  KDpper  an,  das  Kolleg  einen  anderen,  den  es  1767  um  1300  Stöcke 
vermehrte.  Von  der  Maulbeerplantage  verlautet  nichts.  Die  fremden 
Tuchmacher  waren  noch  1787  vollzählig  vorhanden.  Die  Saganer 
Jesuitengüter  wurden  1788  verkauft. 

6)  Das  Jungfrauenstift  zu  Naumburg  a.  Queis  legte 
eine  Bleiche  an,  deren  Wasser  aber  nicht  gut  war;  anstatt  der  Wachs- 
bleiche wurde  ihm  1766  gestattet,  20  Stühle  für  buntgestreifte  Lein- 
wand zu  errichten;  noch  in  demselben  Jahre  stellte  es  4 Stühle  auf 
und  setzte  3 holländische  Weber  an;  es  brachte  die  Leinwandfabrik 

1773  auf  14,  1776  auf  17  Personen.  Auch  einen  Weinberg  und  eine 
Maulbeerplantage  legte  es  an.  Für  die  Zwirnfabrik  ließ  es  in  Bunzlau 
eine  Maschine  anfertigen,  wünschte  aber  anstatt  eines  böhmisches 
Zwirners,  Namens  Märchler,  2 aus  Petersdorf  anzustellen,  was  Schlabren- 
dorff  nicht  zugab.  1767  brannte  das  Fabrikhaus  ab;  die  Zwirnfabrik 
wurde  jedoch  mit  10  Personen  auf  den  Dörfern  weiter  betrieben;  1771 
arbeitete  sie  fast  gar  nicht  mehr  aus  Mangel  an  Absatz;  1773  waren 
nur  noch  5 Personen  in  ihr  beschäftigt;  für  300  Tlilr.  Zwirn  waren 
auf  Lager.  Die  „Kantenfabrik“  wurde  nur  von  3 Nonnen  betrieben; 

1774  wurde  das  Stift  von  beiden  dispensiert.  Im  Januar  1777  bat 
die  Aebtissin  um  Dispens  von  den  übrigen  Etablissements;  Hoyui  be- 
freite sie  aber  nur  von  der  Bleiche  unter  der  Bedingung,  daß  sie  20 
Damastaktien  nehme,  und  von  der  Vervollständigung  der  Tuch-  und 
Leinwandfabrik  gegen  Erweiterung  der  Maulbeerplantage;  am  28.  Juni 
1777  entließ  er  sie  der  Haftung  für  die  20  Leinwandstühle,  jedoch 
sollten  8 Stühle  auf  eigne  Rechnung  der  Weber  weiter  bearbeitet 
werden ; es  geschah  dies  auch  von  3 Meistern  mit  5 Gesellen  und 
2 Lehrlingen.  Am  20.  November  1777  bat  die  Aebtissin  um  Erlaß 
des  Nachschusses  von  58  Thlr.  auf  seine  Damastaktien,  deren  es 
28  Stück  hatte;  Hoym  schlug  es  ihr  aber  ab  und  befahl,  sie  sollte 
alle  Aktien  ohne  Entgelt  zurückgeben,  da  sie  dafür  von  den  Etablisse- 
ments befreit  worden  sei.  Die  Tuchfabrik  des  Stifts  wurde  1783  von 
dem  Fabrikanten  Steinbrecher  und  3 Brüdern  Kindler  mit  5 Stühlen 
und  53  Arbeitern,  die  Leinwandfabrik  von  den  Webern  Seyler,  Weis- 
heit und  Härschel  mit  9 Stühlen  und  25  Arbeitern  betrieben.  1787 
hatte  das  Stift  noch  2 Oelmühlen  in  Oberthiemendorf  und  Herzogs- 
waldau, die  Spinnschulcn  und  die  Maulbeerplantage;  vom  Weinbau 
war  es  ebenfalls  1777  befreit  worden.  Am  26.  November  1803  befreite 
Hoym  es  auch  vom  Seidenbau  für  Anpflanzung  von  Hopfen  auf  einem 
Morgen  Landes  und  Anstellung  eines  Hopfengärtners. 

7)  Das  Jungfrauenstift  in  Liegnitz  legte  in  Tiergarten 
eine  Bleiche  an,  die  bis  1801  bestand;  am  10.  April  dieses  Jahres 
entband  Hoym  es  von  derselben  gegen  Anpflanzung  eines  Obstgartens 
in  Ober- Rüstern.  Für  die  Zwirnfabrik  ließ  es  eine  Maschine  in  Bunz- 
lau anfertigen  und  machte  1766  einen  guten  Anfang  mit  ihr;  1767 
beschäftigte  es  darin  6 Personen.  Auch  eine  Oelmühle  legte  es  an. 
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Für  die  Tuchfabrik  bat  es  (18.  Juni  1765)  um  Fabrikanten , da 
Schlabrendorff  viele  solcher,  besonders  aus  Aachen,  nach  Schlesien 
gezogen  hatte;  der  Minister  hatte  jedoch  mit  ihnen  schlechte  Er- 
fahrungen gemacht,  auch  waren  die  brauchbaren  schon  untergebracht; 
er  befahl  daher  dem  Stifte,  statt  der  Tuchfabrik  eine  Fabrik  von 
Annaberger  Spitzen  zu  errichten.  Das  Stift  errichtete  eine  solche  in 
Pantzdorf  und  beschäftigte  1767  in  ihr  10  Personen;  1786  arbeiteten 
noch  7 Nonnen,  1788  6 darin;  am  15.  November  1790  wurde  das 
Stift  von  der  Zwirn-  und  der  Spitzenfabrik  gegen  jährliche  Zahlung 
von  30  Thlr.  zum  Invalidenfonds  befreit. 

8)  Die  Jesuiten  in  Liegnitz  legten  eine  Wachsbleiche  an; 
Schlubrendorff  fand  jedoch,  daß  sie  ein  bloßes  Spielwerk  sei,  und  be- 
fahl am  29.  Juli  1765,  daß  sie  nach  dem  Muster  der  Löwenberger 
erweitert  werden  sollte.  1788  wurden  die  Güter  der  Liegnitzer  Jesuiten 
verkauft. 

9)  Kloster  Wahlstatt  errichtete  im  Breslauer  Departement  bis 
1767  die  vorgeschriebenen  10  Weberstellen  und  besetzte  sie  mit  fremden 
Webern,  im  Glogauer  Departement  brachte  es  dasselbe  bis  1775  nur 
auf  16  Weber,  zuletzt  auf  18,  von  denen  10  Ausländer  waren,  statt 
auf  20;  das  leere  Haus  in  Weicherau  besetzte  es;  eine  Oelmühle  er- 
baute es  in  Schönau;  es  legte  einen  Weinberg  in  Würtsch  an  und  berief 
zur  Pflege  desselben  einen  schwäbischen  Winzer;  eine  Bleiche  legte  es  in 
Buchwald  (bei  Neumarkt)  an;  für  die  Raschefabrik  stellte  es  5 Stühle 
(statt  20)  auf  und  beschäftigte  1766  in  ihr  einen  Meister,  5 Gesellen, 
2 Wollkämmer  und  einige  70  Spinner;  4 von  den  Itaschmachern  waren 
aus  Böhmen.  Jedoch  wollte  es  mit  der  Fabrik  wegen  des  gewöhnlichen 
Leidens,  des  Maogels  an  Absatz,  nicht  vorwärts  gehen;  1770  arbeiteten  in 
ihr  nur  4 Stühle;  die  Kammer  schlug  deshalb  Herabsetzung  der  Pflicht- 
zahl auf  die  Hälfte  vor;  1769  erhielten  die  Arbeiter  sogar  mehrere  Wochen 
keinen  Lohn,  so  daß  der  Steuerrat  Böhm  ihnen  denselben  vorschoß;  die 
Kammer  drohte  dem  Kloster  mit  militärischer  Exekution,  aber  ohne 
Erfolg;  die  Kräfte  der  Propstei  scheinen  unzulänglich  gewesen  zu  sein ; in- 
folge Dispenses  vom  17.  Dezember  1770  übernahm  der  Ratmann  Brückner 
in  Liegnitz  die  Fabrik  ; 1774  arbeitete  sie  mit  5 Stühlen  und  12  Per- 
sonen; aber  1778  waren  nur  noch  9 Personen  beschäftigt,  was  aller- 
dings seinen  Grund  in  dem  damaligen  Kriege  hatte.  Von  den  Bienen- 
stöcken, die  die  Propstei  in  Schönau  uud  Weicherau  angelegt  hatte, 
dispensierte  sie  Hoym  am  5.  August  1788,  am  18.  Juli  1800  auch 
vom  Seidenbau  in  Buchwald  und  Fuchsmühle,  da  das  Stift  großen 
Schaden  davon  gehabt  und  nur  wenig  Seide  in  Berlin  und  Breslau 
abgesetzt  hatte;  es  sollte  dafür  einen  Torfstich  in  Kaltwasser  ein- 
richten und  12—1500  Stück  veredelte  Obstbäume  setzen. 

10)  DasJungfrauenstift  zu  Liebe nthal  konnte  nur  durch 
Drohungen  der  Kammer  zur  Folgeleistung  gebracht  werden ; der  Propst 
Titze  ermunterte  die  Aebtissin  zum  Widerstande.  Bis  1767  hatte  es 
jedoch  10  Weber  in  Geppersdorf  angesetzt;  auch  legte  es  dort  eine 
Bleiche  an,  die  aber  nie  recht  in  Gang  gekommen  ist;  für  die  Zwirn-, 
Band-  und  Kanevasfabrik  nahm  es  einen  Zwirnfabrikanten  an  und  ließ 
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1767  5 Personen  Band,  4 auf  einem  Stuhl  Kanevas  machen;  für  die 
Spitzenfabrik  hatte  es  bis  1766  angeblich  keine  Leute  aus  Sachsen 
bekommen  und  ließ  deshalb  einige  M&dchen  in  Liegnitz  im  Klöppeln 
unterrichten ; 1767  beschäftigte  es  angeblich  7 Personen  damit.  Tuch- 
macher hatte  die  Aebtissin  1765  noch  nicht  erlangt;  statt  dessen 
unterstützte  sie  angeblich  8 aus  Böhmen  angezogene  Tuchmacher  mit 
Wollvorschuß.  Damals  litt  die  Kammer  an  Ueberfluß  von  fremden 
„Fabrikanten“,  die  von  den  königlichen  Residenten  allerorten  oft 
mit  großen  Unkosten  aufgetrieben  und  nach  Schlesien  geschickt  wurden. 
Der  König  selbst  wollte  zuerst  3 Tuchmacher  aus  Amiens,  Autin, 
Lempereur  und  Gersch  in  Schlesien  unterbringen;  aber  Schlabrendorfl 
fand  ihre  Forderungen  zu  hoch;  bald  kamen,  vom  Residenten  Lognoi 
in  Aachen  und  Hofrat  Leyendecker  in  Duisburg  geschickt,  40  Personen 
aus  Aachen  an,  von  denen  die  Kammer  10  in  Goldberg  anbrachte; 
ihre  Uebersiedelung  kostete  1000  Thlr.  Zehn  andere  wollte  Schlabren- 
dorff  der  Aebtissin  in  Liebenthal  aufdrangen ; sie  bat  jedoch,  sie  mit 
ihnen  zu  verschonen.  Wieviel  Aachener  bei  den  daun  wirklich  an- 
gesetzten Tuchmachern  vorhanden  waren,  laßt  sich  nicht  deutlich  er- 
kennen; mehrere  waren  aus  Reichenberg  in  Böhmen.  Die  Tuchmacher 
beklagten  sich  bald  nach  ihrer  Ansetzung,  daß  sie  nicht  die  gehörige 
Wolle  erhalten  hätten;  sie  seien  bloß  mit  einer  Verbürgungsschrift 
der  Aebtissin  nach  Breslau  gesandt  worden,  aber  als  Fremden  habe 
ihnen  niemand  darauf  etwas  geben  wollen.  Scblabrendorff  drohte 
hierauf  der  Aebtissin  mit  einer  Veränderung  der  Verfassung  des  Stifts 
oder  einer  großen  Rinschränkung  desselben,  ließ  den  Tuchmachern  den 
Vorschuß  für  91 '/«  Stein  Wolle  in  Höhe  von  486  Thlr.  aus  der 
Hauptmanufakturkasse  auszahlen,  die  Wolle  durch  den  Ossiger  Vogt 
nach  Liebenthal  fahren  und  gab  der  Aebtissin  auf,  binnen  8 Tagen 
nach  Empfang  die  Summe  an  die  Kasse  bei  Vermeidung  militärischer 
Exekution  zu  zahlen.  Der  Fabrikiuspektor  Schnecker  beklagte  sich 
ebenfalls  über  ihre  Widerspenstigkeit;  bis  zum  23.  März  hatte  sie  noch 
gar  nichts  gethan  gehabt,  nicht  einmal  Spinnschulen  errichtet;  er 
drohte  ihr  100  Dukaten  Strafe  an,  wenn  sie  bis  zum  1.  November 
nicht  die  Auflagen  erfüllte.  Schlabrcndorff  beauftragte  ihn,  alle  8 Tage 
durch  das  Acciseamt  Bericht  einzufordern.  Mit  den  Ausländern  hatte 
das  Stift  kein  Glück.  Im  Oktober  beklagte  sich  der  Aachener  Tuch- 
macher Rotherburg,  daß  er,  da  er  in  Goldberg  nicht  lange  beschäftigt 
worden  sei,  in  Liebenthal,  wo  er  sich  gemeldet  habe,  nicht  angenommen 
worden  sei;  er  bat  um  Reisegeld  für  sich  und  seine  Familie,  um  nach 
Aachen  zurückzukehren.  Schnecker  berichtete  jedoch,  er  habe  in  Gold- 
berg nicht  arbeiten  wollen  und  vom  Unternehmer  nur  immer  Geld 
verlangt.  Schlabrendorff  nötigte  die  Aebtissin,  ihn  anznsetzen ; aber 
in  der  Nacht  vom  17.  zum  18.  November  entwich  er  mit  den  Seinigen 
Die  Kammer  meinte,  er  sei  ein  nichtswürdiger,  unwissender  und  fauler 
Mensch  ; die  Aebtissin  habe  ihm  schon  156  Thlr.  10  sgr.  vorgeschossen, 
und  kurz  vor  seiner  Entweichung  habe  er  wieder  200  Thlr.  haben 
wollen.  Schlabrendorff  erließ  der  Aebtissin  io  Rücksicht  hierauf  127  Thlr. 
21  gr.  7 Pf.,  die  die  Kammer  auf  Rechnung  des  Stifts  für  ihn  aus- 
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gegeben  batte;  ihre  Unkosten  an  Wolle  und  Geldvorschüssen  für  die 
Tuchmacher  beliefen  sich  schon  1765  auf  1800  Thlr.  Im  Mai  1766 
klagten  wieder  2 Tuchmacher  in  Liebentbal,  Neumann  und  Scholz,  daß  sie 
keinen  Vorschuß  erhielten,  in  großer  Not  seien  und  keine  Arbeit  hätten; 
es  fehle  an  einer  Walke  und  an  Tuchscherern,  auch  sei  die  Wolle 
schlecht.  Die  Klage  des  Sclioltz  fand  Schlabrendorff  gegründet;  er 
beauftragte  Schnecker  ihm  aufzuhelfen ; dieser  aber  konnte  den  herbei- 
gezogenen Tuchmachern  kein  gutes  Zeugnis  ausstellen;  er  berichtete, 
3 von  den  10  Familien  seien  unter  Mitnahme  der  Tücher  über  die 
Mauer  entwichen ; 481  Thlr.  5 sgr.  Vorschuß  seien  an  ihnen  verloren. 
Die  Aebtissin  habe  deshalb  bestimmt,  daß  die  Tuchmacher  auf  Lohn 
arbeiteten;  aber  der  Scholtz  wolle  sich  nicht  dazu  bequemen;  die 
l^eute  gingen  nur  darauf  aus,  zu  betrügen;  eine  Walke  gebe  es  noch 
nicht,  weil  alle  Mühlen  verpachtet  seien;  jedoch  wolle  das  Stift  in 
Krummenöls  eine  errichten.  Schlabrendorff  meinte,  daß  Stift  solle 
Zusehen,  der  Entflohenen  wieder  habhaft  zu  werden.  Auf  Bitten  der 
Aebtissin  gestattete  er  ihr  am  25.  November  1767,  anstatt  der  Kanevas- 
fabrik 10  Strumpfwirker  anzusetzen.  Zum  Dank  dafür  sandte  ihm  die 
Aebtissin  am  15.  September  1768  ein  Tönnchen  einmarinierte  Lachs- 
forellen, meldete  aber  gleichzeitig,  ein  sächsischer  Tuchmacher  sei  ihr 
nach  5 Tagen  mit  40  Thlr.  Vorschuß  durchgegangen.  Schlabrendorff 
schrieb  ihr,  das  sei  einer  von  den  bösen  Sachsen,  sie  sollte  einen 
guten  zu  bekommen  suchen.  Am  18.  Marz  1769  klagte  die  Aebtissin, 
sie  habe  schon  5000  Thlr.  Unkosten  gehabt;  die  Tuchmacher  seien 
mit  1700  Thlr.  Vorschuß  entwichen;  ini  Hinblick  hierauf  bat  sie  den 
Minister,  mit  neuen  Aulagen,  insbesondere  der  Walke,  sie  zu  verschonen. 
Als  Hoym  die  Provinzverwaltung  übernommen  batte,  reichte  die  Aeb- 
tissin am  15.  Juni  1770  einen  Kostenuachweis  von  5824  Thlr.  24  sgr. 
ein  und  bat  um  Nachlaß  der  Ansetzung  neuer  Fabrikanten,  der  Walke 
und  der  Ziegelei,  die  ihr  nachträglich  auferlegt  worden  war;  Hoym 
beschied  sie  aber  abschlägig.  Sie  wiederholte  ihr  Gesuch  1771  noch 
zweimal,  und  da  sie  keinen  Erfolg  damit  hatte,  wandte  sie  sich  an 
den  König,  wobei  sie  ihre  jährlichen  Unkosten  für  die  Auflagen  auf 
8963  Thlr.  berechnete,  so  daß  dem  Kloster  nur  1037  Thlr.  verblieben; 
da  aber  Hoym  befürwortete,  daß  das  Gesuch  abzulehncn  sei,  wurde  sie 
abschläglich  beschießen.  Als  im  Juli  1770  sich  ein  Tuchmacher  Richter 
aus  Grottau  in  Liebenthal  beschwerte,  daß  er  ohne  Arbeit  sei,  weil 
ihm  die  100  Thlr.  Vorschuß  vorenthalten  würden,  verhalf  ihm  Hoym 
dazu.  Im  Jahre  1771  wurden  einige  Tuchmacher  und  Strumpfwirker  des 
Stifts  nach  Jauer  zur  Untersuchung  abgefübrt,  weil  sie  Wollschmuggel 

fetrieben  hatten ; infolge  davon  minderte  sich  die  Anzahl  der  thatigen 
tflhle  um  15,  die  der  arbeitenden  Personen  um  59,  was  dem  Propst 
und  der  Aebtissin  zur  großen  Freude  gereichte;  Hoym  gab  aber  dem 
Propst  auf,  den  Mangel  zu  ersetzen,  drohte  ihm,  wie  oben  erzählt, 
mit  einer  Aenderung  und  mit  Austeilung  eines  Inspektors  und  setzte 
ihm  eine  Frist  von  6 Monaten  für  die  Kompletierung  der  Fabriken. 
Mit  Spitzen klöppcdn  beschäftigten  sich  damals  nur  2 Nonnen;  im 
nächsten  Jahre,  1772,  waren  es  zwar  4,  aber  der  Revisor  meinte,  es 
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sei  sehr  zweifelhaft,  ob  sie  das  ganze  Jahr  nur  für  5 Thlr.  anfertigten. 
Die  Strumpffabrik  war  völlig  verfallen;  der  einzige  übrige  Meister 
hatte  im  Jahr  nur  3 Paar  Strümpfe  gemacht.  Die  Walke  wurde  end- 
lich errichtet;  aber  der  Walker  und  zwei  Neuroder  Tuchmacher  traten 
bald  wieder  aus,  weil  der  Propst  sie  chicanierte.  Er  spottete  öffent- 
lich über  die  Revisionen  und  hintertrieb  den  Anzug  verschiedener 
fremder  Tuchmacher.  Die  Kammer  berichtet  von  ihm:  „Dieser  in 
Stolz,  Dummheit  und  Impertinenz  ersoffene  Mensch  nimmt  ganz  un- 
glaubliche Handlungen  vor.“  Hoym  ließ  deshalb  die  Kammer  an  den 
Weihbischof  Strachwitz  schreiben,  daß  er  mit  der  Liebenthaler  Propstur 
eine  Aenderung  vornehmen  sollte.  Indes  lenkte  Hoym  selbst  bald 
darauf  ein  und  wandte  ein  „gefälliges  Betragen“,  w e er  sagte,  gegen 
die  Stifter  an,  um  ihren  Widerwillen  zu  überwinden.  In  Geppersdorf 
bestanden  1774  noch  8 Stühle  für  buntgestreifte  Leinwand ; von  der 
Verpflichtung  zu  den  beiden  anderen  entband  Hoym  das  Stift  gegen 
die  Entnahme  von  10  Damastaktien,  ebenso  von  der  Strumpffabrik 
bis  auf  3 Meister,  die  auf  eigene  Rechnung  arbeiten  sollten,  und  nicht 
minder  von  der  Zwirn-  und  Band-,  von  der  Annaberger  Spitzenfabrik 
und  sogar  von  den  Spinnschulen;  1773  waren  noch  11  Tuchmacher 
vorhanden  gewesen,  1774  verringerte  sich  ihre  Zahl  auf  9,  1775  auf 
6,  da  3 entwichen;  1781  waren  noch  3 übrig,  aber  nur  ein  Stuhl 
in  Thätigkeit;  1788  gab  es  3 Tuchmacher  und  3 Stühle,  aber  jenes 
waren  städtische  Meister.  Ein  Etat  von  1787  weist  4 fremde  Weber 
anstatt  10,  eine  gewöhnliche  Leinwandfabrik  statt  einer  solchen  für 
buntgestreifte  Leinwand  auf.  Am  8.  Mai  1788  meldet  die  Aebtissic, 
die  Bleiche  in  Geppersdorf,  für  die  der  Platz  sich  nie  geeignet  habe, 
sei  eingegangen  und  bat,  ihren  Torfstich  nicht  unter  Kontrolle  der 
Kammer  zu  stellen;  Hoym  ließ  ihr  beides  nach,  weil  sie  einen  Bei- 
trag zum  Invalidenfonds  gezahlt  hatte.  Am  17.  März  dispensierte  er 
sie  auch  von  der  Haltung  der  3 Tuchmacher  und  der  beiden  noch 
übrigen  Strumpfwirkerstuhle  für  den  Fall,  daß  die  Leute  sich  nicht  selbst 
forthelfen  könnten , und  nach  einem  Nachweise  von  1798  auch  von 
den  10  fremden  Webern,  vermutlich  schon  1791.  Die  dankbare  Aeb- 
tissin  machte  dem  Minister  ein  schönes  „Stockbandel“  und  einen 
Blumentopf  zum  Geschenk. 

11)  Die  Jesuiten  in  Hirschberg  setzten  1766  eine  Damast- 
weberfamilie  mit  2 Stühlen  au;  sie  entwich  jedoch  schon  1767,  worauf 
das  Kolleg  4 Lehrjungen  anlerneu  ließ,  die  auch  nicht  bis  zura  Etab- 
lieren gelangten ; das  Gut  Boberstein  wurde  1777  verkauft,  und  damit 
erlosch  die  Verpflichtung  des  Kollegs. 

12)  Das  Jungfrauenstift  Strentz  hatte  anstatt  12  bis 
1767  10  Weber  angesetzt,  von  denen  1769  2 entwichen ; am  12.  März 
1775  wurde  es  von  der  Pflicht,  Weber  zu  halten,  dispensiert. 

13)  Das  Kloster  Paradies  geriet  mit  seinem  Abte,  wie  oben 
berichtet  wurde,  in  einen  Rechtsstreit  über  die  Verteilung  der  ihm 
gemachten  Auflagen.  Der  Landrat  des  Schwiebusser  Kreises  und  der 
Steuerrat  Ludendorf  schlichteten  ihn  dahin,  daß  der  Abt  8 Woll- 
fabrikanten  und  1 Leinweber  in  Liebenau  ansetzen,  einen  Wein- 
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berg,  eine  Maulbeerplantage  anlegen,  jeder  von  beiden  Theilen  Rübsen 
bauen,  eine  Oelmühle  errichten,  Bienenstöcke  und  Feuerlöschgerät  an- 
schatfen  und  den  10.  Teil  einschürige  Schafe  halten,  der  Konvent  für 
sich  allein  eine  Wachsbleiche  und  Woll-  und  Flachsspinnereien  ein- 
richten, beide  gemeinschaftlich  eine  Leinwand-  und  eine  Garnbleiche 
anlegen  sollten.  Ein  sächsischer  Bleicher  Grunert  untersuchte  den 
Boden  mit  Hinsicht  auf  eine  Bleiche,  fand  ihn  aber  zu  sumpfig;  auch 
war  das  Wasser  nicht  gut,  weshalb  das  Stift  davon  dispensiert  wurde. 
Itn  Jahre  1781  hatte  das  Kloster  11,  1787  12  Häuser  gebaut,  12  fremde 
Weber,  darunter  8 Wollfabrikanten,  angesetzt;  es  besaß  2 Oelm Uhlen 
und  eine  Wachsbleiche,  auch  einen  Weinberg  in  Neudörfel.  Von  der 
Wachsbleiche  wurde  es  am  5.  September  1791  dispensiert. 

14)  Das  Stift  Leubus  besetzte  das  leere  Haus  in  Regnitz, 
setzte  die  leeren  Häuser  in  Thiemendorf  wieder  in  stand,  errichtete 
dort  2 Weberhäuser,  scheint  auch  alle  diese  besetzt  zu  haben,  er- 
richtete die  vorgeschriebenen  6 Weberstellen  auf  den  Jauer’scheu  Gütern, 
eine  Fabrik  für  weißgarnichte  Leinwand  auf  den  Guhrauischen  zu 
12  Stellen,  setzte  einen  Barchentweber,  der  auf  2 Stühlen  arbeitete, 
in  Arnoldshof,  2 Damastzieher  aus  der  Lausitz,  von  denen  einer  1769 
wieder  entwich,  aber  durch  einen  andern  ersetzt  wurde,  in  Seitendorf 
an,  baute  12  Häuser  in  Kasimir  und  Thomnitz,  bekam  aber  dazu  nur 
6 Weber;  es  legte  zu  Tannwald  einen  Weinberg  von  3600,  später 
11000  Stöcken  an,  wozu  es  einen  schwäbischen  Winzer  (aus  Hohen- 
lohe) verwendete,  und  beschäftigte  in  demselben  1765  20  Personen; 
die  Bleiche  in  Brechelwitz  stellte  es  wieder  her,  baute  ein  Bleichhaus 
in  Mönchmotschelnitz  und  stellte  einen  großen  Kessel  dort  ein,  errich- 
tete eine  Bleiche  in  Elend  Kr.  Neumarkt,  in  Leubus  eine  Wachsbleiche, 
die  20  Stein  jährlich  lieferte,  eine  Oelmüle  mit  6 Stampen,  fand  aber 
für  eine  zweite  im  Breslauer  Departement  keinen  Platz,  setzte  all- 
mählich 14  Handwerker,  unter  denen  5 Ausländer  waren  (darunter 
einen  Stellmacher  aus  Polen,  einen  Hutmacher  aus  Böhmen)  an.  Für 
die  Fabrik  von  sächsischem  und  englischem  Wollzeug  erbaute  es  zwei 
Fabrikbäuser,  schaffte  eine  Zeugpresse  an,  richtete  eine  Schwefel- 
kammer und  eine  Färberei  mit  drei  kupfernen  Kesseln  ein,  legte  eine 
Zwirnmühle  an,  stellte  einen  Werkmeister,  9 Gesellen,  2 Lehrjungen 
und  6 Spulmädchen  an ; jedoch  fehlten  1767  noch  7 Stühle  (von  30), 
und  mehr  als  1 6 sind  wohl  nie  in  Thätigkeit  gewesen ; dennoch  gedieh 
die  Fabrik;  1786  waren  in  ihr  ein  Werkmeister,  ein  Fabrikschreiber, 
ein  Färber,  127  Wollspinner,  1787  16  Gesellen,  3 Lehrjungen  und 
160  Spinner  beschäftigt.  Anfang  1769  berichtet  der  Kriegsrat  Holtze 
über  die  Fabrik,  er  habe  einen  Vorrat  von  sortierter  roher  und  ge- 
kämmter Wolle,  gesponnenen  Garns  und  viel  fertige  Ware  von  Etamines 
und  Kamelott  vorgefunden  ; der  Provisor  und  der  Werkmeister,  der  aus 
Gera  angezogen  war,  klagten  aber  über  Mangel  an  Absatz  und  an 
gutem  Gespinust;  der  Kriegsrat  verwies  sie  auf  die  französische,  „eng- 
lische und  holländische  Art  des  Spinnens  auf  höheren  Rädern,  die  mit 
der  Hand  bewegt  würden.  Die  Färberei  fand  er  gut ; der  Färber  war 
aus  Sachsen,  die  Farbe  echt;  die  Presse  war  ebenfalls  gut,  so,  wie  er 
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eine  1758  bei  den  mährischen  Brüdern  in  Neusatz  gesehen  hatte.  Die 
Kammer  bemerkte  zu  dem  Bericht  Holtze’s,  die  Zeuge  kämen  den 
sächsischen  und  englischen  noch  nicht  gleich ; die  Fabrik  habe  schon 
11000  Thaler  gekostet  und  bedürfe  immer  noch  des  Zuschusses;  der 
schlesische  Debit  sei  zu  schlecht,  und  es  sei  zu  wünschen,  daß  christ- 
liche und  jüdische  Kaufleute  die  Waren  in  Verlag  nehmeu.  Schlabren- 
dorff  ließ  darauf  an  jeden  Steuerrat  eine  Musterkarte  zum  Vorweisen 
für  die  Kaufleute  versenden.  Der  Fabrikeninspektor  Hartmann,  der 
die  Fabrik  im  August  1769  revidierte,  berichtete  nicht  so  Günstiges 
wie  Holtze  über  sie;  er  meinte,  die  Appreturmaschine  sei  unbrauchbar 
und  unbeholfen,  sie  könne  kaum  von  4 Personen  dirigiert  werden;  die 
Farben  seien  nicht  frisch  genug.  Der  Provisor  hatte  nämlich  dem 
Kriegsrat  Holtze  die  Maschine  an  einem  katholischen  Feiertage,  an 
dem  nicht  gearbeitet  wurde,  gezeigt.  Im  September  1771  bat  der 
Werkmeister  Gack  um  anderweitige  Unterbringung  oder  Unterstützung, 
da  es  ein  Vierteljahr  lang  nichts  zu  thun  gegeben  habe  und  die  Fabrik 
in  Verfall  gekommen  sei;  Hovra  befahl  aber,  er  solle  Weiterarbeiten; 
1774  beauftragte  er  die  Kammer,  sie  solle  den  Abt  besser  anbalten, 
und  dieser  sollte  die  Frankfurter  Messe  beziehen  lassen.  Dennoch 
hielt  sich  die  Fabrik;  1781  fehlte  es  ihr  nicht  an  Absatz;  der  Werk- 
meister hieß  damals  Geier;  noch  1787  arbeitete  sie  mit  16  Stühlen; 
1790  wurde  jedoch  das  Stift  von  der  Wolifabrik  gegen  eine  Zahlung 
zum  Invalidenfonds  befreit.  Um  die  Lederfabrik  mußte  Schlabrendorff 
den  Abt  erst  mahnen ; jedoch  erlaubte  er  ihm,  sie  in  Leubus,  statt  in 
Liegnitz  anzulegeu ; der  Abt  nahm  den  Slawitzky,  der  die  Lederfabrik 
des  Clarenstifts  in  Glogau  leitete,  als  Faktor  au  und  geriet  durch  seine 
Entweichung,  wie  jenes,  in  Schaden.  Der  Kriegsrat  Holtze  berichtete 
jedoch  1769,  die  Lederfabrik  sei  gut;  es  seien  12  Gruben  vorhanden 
und  150  Häute  vorrätig;  es  würde  nicht  mit  Kalk,  sondern  mit  Eichen- 
lohe gegerbt.  Hartmann  jedoch  fand  die  Lederbearbeitung  nicht  so 
gut  und  meinte,  der  Werkmeister  verstehe  sich  nicht  auf  die  Lohe. 
Atu  23.  April  1770  bat  deshalb  der  Abt  Lucas  die  Breslauer  Kammer, 
ihm  20  Centner  Knoppern  (Galläpfel)  einzukaufen;  Hoym  war  bereit 
dazu,  meinte  aber,  es  sollten  erst  Versuche  angestellt  werden,  ob 
es  sich  mit  Knoppern  oder  mit  Borke  besser  gerbe.  Die  Leder- 
fabrik hatte  1766  einen  Werkmeister,  3 Gesellen  und  2 Hand- 
langer; 1784  leitete  sie  ein  Fabrikant  Waldau  aus  Kradin  in  Polen; 
6 Arbeiter  waren  in  ihr  beschäftigt;  es  wurden  978  Rinds-  und 
1285  Kalbsfelle  hergestellt  im  Werte  von  5340  Thlr. ; die  Fabrik  galt 
als  eine  der  besten  in  Schlesien  ');  1794  findet  sich  unter  den  Ange- 
stellten auch  noch  ein  Lohmüller,  ebenso  1798.  Sie  hat  sich,  wie  es 
scheint,  bis  1806,  wenn  nicht  bis  zur  Aufhebung  der  Klöster,  be- 
hauptet. Für  die  in  Neustadt  oder  Oppeln  zu  errichtende  Taffetfabrik 
bat  der  Abt  unter  Hinweis  auf  die  Lederfabrik  1765  um  Dispens;  er 
erhielt  die  Erlaubnis,  statt  jener  eine  Tuchfabrik  in  Neustadt  zu  er- 
richten; 1769  waren  von  6 vorgeschriebenen  Tuchstühlen  4 in  Gang, 
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1774  ebenso,  2 holländische  und  2 deutsche,  unter  Leitung  eines  In- 
spektors Weiß;  1777  wurde  die  erforderte  Zahl  von  6 auf  4 Stühle 
herabgesetzt;  1785  cedierte  der  Abt  Franciscus  die  Fabrik  an  Weiß 
und  bat  Hoym,  ihn  der  Haftung  dafür  zu  entlassen,  da  sie  dem  Stift 
4000  Thlr.  nebst  Zinsen,  Salaricn  und  Deputaten  gekostet  und  keinen 
Gewinn  abgeworfen  habe;  Hoym  bewilligte  es,  da  Weiß  mit  seinen 
Immobilien  dafür  haften  wollte.  Von  der  Oelmühle  im  Breslauer  De- 
partement wurde  das  Stift  gegen  Vermehrung  des  Hopfenbaus  dis- 
pensiert, die  Leubusser  wurde  1787  kassiert  und  dafür  eine  in  Breehel- 
witz  angelegt;  1779  wurde  das  Stift  von  Ansetzung  weiterer  Pro- 
fessionisten  gegen  Zahlung  von  3000  Thlr.  Vorschuß  für  die  Breslauer 
Juchtenfabrik  dispensiert  Am  11.  November  1791  dispensierte  es 
Hoym  vom  Halten  einschüriger  Schafe.  Am  28.  Mai  1792  bat  der 
Abt  um  Dispens  von  der  aufgegebenen  Anzahl  Bienenstöcke,  von  denen 
mehrere  wegen  der  nassen  Jahre  eingegangen  waren,  bezeigte  indes 
seinen  guten  Willen,  alles  Mögliche  dafür  zu  thun,  da  es  in  seinem 
eigenen  Interesse  liege,  Wachs  für  den  Bedarf  des  Klosters  zu  er- 
zeugen. Hoym  belobte  ihn  wegen  seiner  guten  Wirtschaftsführung 
und  des  Eifers,  den  er  bei  Equipierung  des  Feldpaters  Goldstein  be- 
wiesen hatte,  und  wies  die  Kammer  an,  ihn  mit  Nachsicht  zu  behan- 
deln. Das  Stift  hatte  1798  seine  Wachsbleiche  in  gutem  Stande  mit 
0 Tafeln,  besaß  Spinnschulen,  zwei  Bleichen  in  Brechelwitz  (zu  56  Schock), 
einen  Weinberg,  eine  Lederfabrik,  eine  Fabrik  weißgarnichter  Lein- 
wand, abgesehen  von  den  gewöhnlichen  Leinwebern  ; in  Arnoldshof  war 
noch  der  Barcheutweber,  in  Seitendorf  waren  zwei  lausitzische  Damast- 
weber. Für  die  Damastfabrik  hatte  das  Stift  schon  in  den  70er  Jahren 
100  Aktien  genommen.  Die  Bleiche  in  Kasimir  hatte  1780  aufgehört. 

15)  Das  Jung f rauen  s ti f t Trebnitz  erbaute  nach  und 
nach  die  ihm  auferlegten  20  Häuser  und  besetzte  sie  mit  Webern, 
unter  denen  einige  fremde  waren,  stellte  in  Biadauschke  ein  ., Hausei“ 
aus  Bindwerk  her,  legte  eine  Bleiche  in  Trzimessen,  einen  Weinberg 
am  Vorwerk  Kellerhof  mit  3058  Stöcken,  einen  anderen  in  Frauenwalde 
mit  4000  Stöcken  an  und  berief  dazu  einen  schwäbischen  Winzer; 
1774  gewann  es  24  Eimer  Wein,  verlegte  aber  den  Kellerbofer  Wein- 
berg nach  Frauenwalde;  1777  verkaufte  es  für  50  Thlr.  Weintrauben; 
1781  brachte  der  Weinberg  jedoch  keinen  Nutzen,  weshalb  die  Stöcke 
nach  Komrowe  transportiert  wurden;  aber  1782  war  wieder  ein  schlechtes 
Weinjahr;  die  Reben  litten  von  Kälte  und  Dürre;  die  Trauben  ver- 
dorrten völlig.  Auch  in  Blankensee  bei  Schloß  Schwiebus  legte  das 
Stift  einen  Weinberg  an,  für  den  es  ebenfalls  einen  schwäbischen  Winzer 
berief;  ebendort  errichtete  es  eine  Leinwand-  und  eine  Wachsbleiche 
und  in  Schönfeld  eine  Oelmühle;  von  der  zweiten  Oelmühle  wurde 
es  gegen  Anlegung  einer  Maulbeerplantage  1780  dispensiert.  Behufs 
Errichtung  einer  Wollzeug-  oder  Barchentfabrik  kam  es  1765  mit  dem 
Fabrikanten  Findeklee  überein,  daß  er  binnen  2 Monaten  6,  binnen 
2 Jahren  20  Stühle  in  Gang  brächte,  und  gab  ihm  einen  Vorschuß 
von  1200Thalern;  er  begann  mit  6 Stühlen;  1767  arbeitete  er  mit  12; 
er  hatte  230  Stück  verfertigt,  fand  aber  dafür  keine  Abnahme;  1768 
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trat  ein  Meister  Renner  mit  4 Stühlen  dazu,  auf  denen  er  baumwollene 
Schürzen  und  „Tüchel“  machte;  die  Waren  wurden  nach  der  Frank- 
furter Messe  geschaßt,  auf  der  sie  aber  nur  mit  Schaden  verkauft 
werden  konnten.  Die  Aebtissin  gab  dem  Findeklee  noch  400  Thlr., 
ohne  viel  damit  zu  gewinnen;  sie  erklärte  1770,  wenn  sie  20  Stühle 
in  Gang  brächte,  würde  sie  jährlich  Unkosten  von  10000  Thlr.  haben. 
Am  4.  Dezember  1770  stellte  die  Fabrik  den  Betrieb  ein  ; die  Aebtissin 
bat  um  Dispens  von  derselben,  was  die  Kammer  auch  befürwortete, 
weil  das  Stift  im  Kriege  sehr  gelitten  hatte.  Hoym  gewahrte  ihre 
Bitte  am  29.  August  1772  gegen  die  Verpflichtung,  daß  sie  die  Maul- 
beerplantage erweitere,  und  beauftragte  den  Inspektor  Gedicke,5Acht 
darauf  zu  haben ; das  Stift  hatte  nachher  auch  an  7500  Bäume  int 
Lande,  6800  in  Baumschulen  und  200  Stück  in  Saatbeeten.  Int  Juli  1792 
gab  jedoch  Hoym  dem  Stifte  nach,  daß  es  nur  noch  1000  Stöcke  in 
Komrowe  beibehielt.  Ain  30.  August  1791  dispensierte  er  das  Stift 
von  der  Blankensceer  Bleiche,  weil  der  Flachsbau  im  Schwiebusser 
Kreise  von  keiner  Bedeutung  mehr  war,  am  5.  September  desselben 
Jahres  auch  von  der  Wachsbleiche.  1792  verkaufte  das  Stift  Blankensee 
an  den  Kammerpräsidenten  v.  Massow.  1798  hatte  es  noch  Spinn- 
schulen, einen  Weinberg,  eine  Oelmühle  und  eine  Maulbeerplantage. 
Von  der  Papiermühle  war  das  Stift  auf  Gutachten  des  Bauinspektors 
Macbui  schon  1765,  wie  oben  berichtet,  entbunden  worden. 

16)  Das  Domkapitel  zu  Breslau  war  anfänglich  widerwillig ; 
als  die  Kammer  ihm  5 Thlr.  Strafe  androhte,  wenn  es  nicht  binnen 
14  Tagen  seine  Erklärung  einsende,  bat  es  um  Nachsicht  wegen  der 
Zahlung  der  Zinsen  für  ein  Darlehen  von  50000  Thlr.,  das  es  als 
Kontribution  für  die  Regierung  habe  aufbringen  müssen  ; es  wies  darauf 
hin,  daß  es  durch  den  Krieg  80000  Gulden  verloren,  und  daß  es  für 
den  Aufbau  der  Kurie  über  100000  Thlr.  aufgewendet,  auch  eine 
siebenmalige  Decimation  erlitten  habe;  es  bat  die  Kammer,  es  mit  der 
Fabrik  sächsischen  Wollzeugs  zu  verschonen.  Schlabrendorff  bemerkte, 
die  Decimatiousgcldcr  habe  es  noch  gar  nicht  bezahlt,  und  klagte  beim 
König,  der  indes  nur  schrieb  1 ),  er  hoüe,  daß  die  Domherren  sich  noch 
dazu  verstehen  würden.  Schlabrendorff  bekundete  darauf  dem  Dom- 
kapitel das  Mißfallen  des  Königs  über  sein  Verhalten;  aber  dies  wirkte 
nicht  viel,  und  1767  wurde  ihm  die  Wollzeugfabrik  nachgelassen  gegen 
Anlegung  einer  Garnbleiche  zu  Tschechen.  Dort  legte  es  auch  einen 
Weinberg  von  3000  Stöcken  und  3000  Senkern  an;  daß  es  die  drei 
wüsten  Stellen  bebaut,  die  6 neuen  Häuser  errichtet,  die  6 leeren  be- 
setzt, die  4 Oelmühlen  angelegt  hätte,  davon  verlautet  nichts ; es 
scheint,  daß  gegen  die  vornehmen  Herren  große  Nachsicht  geübt 
worden  ist. 

17)  Das  Kol  legiatstift  zum  hl.  Kreuz  in  Breslau  bat 
um  Dispens  von  der  Zwirn-  und  Spitzenfabrik  unter  Einreichung  seines 
Etats  von  834  Thlr.  10  ggr.,  die  unter  8 Stiftsherren  zu  verteilen 
seien,  und  erklärte,  auch  zum  Bau  der  Häuser  nicht  im  stände  zu 


1)  C.  O.  Rrealnu,  4.  Sept.  1766;  M R.  XIII,  1.1,  1;  Lehmann  IV,  SOI. 
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sein;  auch  behauptete  das  Stift,  die  11  Hauser  in  Dreißighuben  und 
4 von  den  6 in  Gräditz  seien  gar  nicht  leer;  die  2 anderen  wolle  es 
besetzen,  habe  aber  noch  keine  fremdeu  Weber  gefunden ; auch  für  die 
Oelraühle  behauptete  es,  keine  „Gelegenheit“  zu  haben.  Schlabrendorff 
verklagte  das  Stift  beim  König  gleichzeitig  wie  das  Domkapitel,  be- 
zeugte ihm  ebenso  das  Mißfallen  desselben,  und  ebenso  ohne  Erfolg; 
Hoym  ermahnte  es  1776  unter  Androhung  der  Exekution,  die  17  Weber 
anzusetzen  und  die  Oelmühle  zu  errichten,  aber  am  1.  März  1781  wies 
er  die  Kammer  an,  die  Sache  der  17  Weber  einschlafen  zu  lassen, 
weil  das  Stift  zu  arm  sei. 

18)  Das  Jesu iten ko  1 leg  zu  Breslau  legte  eine  Oelmühle 
in  Lauterbach,  Kr.  Reichenbach,  eine  zweite  in  Jürtsch,  Kr.  Neu- 
markt, an  und  setzte  bis  1769  14  fremde  Weber  (anstatt  30)  auf 
seinen  Gütern  an,  in  Nimkau  auch  einen  sächsischen  Leinwandfabrikanten 
Hartmann,  der  aber  1777  in  eine  Kolonie  bei  Oppeln  zog;  1774  war 
die  Zahl  der  Weber  auf  18  angewachsen;  es  schien  aber  der  Kammer 
nicht  tbunlich,  noch  mehr  ansetzen  zu  lassen,  weil  auf  den  Gütern 
schon  einheimische  Weber  waren.  Einen  Weinberg  legte  das  Kolleg 
in  Nimkau  an,  der  unter  einem  Pächter  Galinski  guten  Fortgang 
nahm,  aber  1786  trotz  aller  Bemühungen  zurückging. 

19)  Das  Augustinerstift  auf  dem  Sande  zu  Breslau 
baute  8 Häuser  in  Zobtcn  selbst,  4 wurden  von  den  Eigentümern  auf- 
gebaut; 1767  waren  die  Häuser  sämtlich  mit  Webern  besetzt;  auch 
die  30  Häuser  in  Krotzel  wurden  bis  1774  erbaut  und  mit  fremden 
Webern  besetzt,  auch  einige  Inspektoren  angestellt;  in  Zobten  legte 
das  Stift  eiue  Stärkefabrik  an,  eine  Oelmühle  in  Steinmühle  bei 
Qualkau,  eine  andere  in  Süßwinkel,  Kr,  Oels,  eine  Leinwand-  und 
Garnbleiche  (anstatt  2)  in  Klein-Silsterwitz  am  Zobten,  die  es,  weil 
es  für  die  zweite  keinen  Platz  fand,  vergrößerte,  einen  Weinberg  in 
Kunersdorf,  eine  Wachsbleiche  in  Brockau  bei  Breslau.  Die  letztere 
ließ  es  aber  sehr  lässig  betreiben,  nachdem  es  den  ersten  Bleicher, 
weil  er  evangelisch  war,  entlassen  hatte.  Die  Kammer  ließ  deshalb 
1776  eine  scharfe  Ordre  an  das  Stift  ergehen  und  ordnete  Revision 
an;  der  mit  ihr  betraute  Fabrikeninspektor  Hartmann  meldete,  ein  ge- 
wisser Rapbael  habe  24  Stein  Wachs  auf  2 Tischen  gebleicht;  die 
übrigen  5 seien  unbesetzt  gewesen;  dem  Stift  wurde  aufgegeben,  die 
Bleiche  bis  zum  nächsten  Jahre  in  Ordnung  zu  bringen.  Aber  im 
nächsten  Jahre  wurde  es  von  der  Wachs-  und  der  Garn-  und  Lein- 
wandbleiche dispensiert.  Nach  einem  Sandsteinbruch  ließ  das  Stift 
2*/j  Jahr  durch  den  Zolleinnehmer  Hornuff  aus  Mansfeld  forschen, 
aber  ohne  Erfolg,  und  ebensowenig  gelang  es,  auf  stiftischen  Gebiete  Torf 
oder  Steinkohlen  zu  finden.  Der  Weinberg  in  Kunersdorf  gedieh  nicht 

20)  Das  Clarenstift  zu  Breslau  bebaute  die  wüsten  Stellen 
in  Neukirch  und  Nippern  und  besetzte  sie,  erlangte  auch  allmählich 
12  fremde  Weber,  ja  1774  hatte  es  6 Häuser  über  den  Etat;  es  legte 
in  Clarencranst  eine  Oelmühle  an  und  errichtete  eine  Zwirn-  und 
Kantenfabrik,  in  der  1774  eine  Meisterin  mit  12  Lehrmädchen  arbeitete; 
die  Oelmühle  wurde  1774  nach  Stöschwitz  transportiert;  1788  ge- 
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stattete  Hoym  ihre  Umwandlung  in  eine  Mablmühle  und  dispensierte 
das  Stift  auch  von  der  Spitzeni'abrik. 

21)  Das  Prämonstratenserstift  zu  St.  Vincenz  in 
Breslau  besetzte  das  leere  Haus  in  Würben  (bei  Oblau),  baute  ein 
Weberhaus  in  einer  Waldrodung,  legte  eine  Oelmühle  bei  Landau  am 
Schweidnitzer  W asser,  eine  zweite  bei  Viehau  am  Striegauer  Wasser,  eine 
Bleiche  in  Sacrau,  einen  Weinberg  in  Viehau  an  und  setzte  bis  1767 
15  Weber  (statt  20)  an,  von  denen  aber  1775  7 entwichen  waren. 
Zur  Errichtung  einer  Lederfabrik  traf  es  erst  Anstalten,  als  1767 
ein  neuer  Prälat  gewählt  wurde,  dem  dies  als  Bedingung  noch- 
mals auferlegt  wurde.  Sie  wurde  auf  dem  Elbiug  angelegt;  aber 
1772  stellte  sie  den  Betrieb  ein,  weil  das  Wasser  ihr  durch  den 
Festungsbau  entzogen,  auch  ein  Teil  des  Platzes  der  Fabrik  von 
demselben  in  Beschlag  genommen  wurde.  Am  19.  August  1775  bat 
der  Provisor  Nepomucenus  Lubowski,  das  Stift  von  der  Fabrik 
und  der  Ansetzung  von  Webern  zu  dispensieren;  er  berichtete,  die 
Pfundtonnen  und  Aescher  seien  verfault,  über  die  Gerber  sei  keine 
Aufsicht  vorhanden,  was  dem  Stifte  großen  Schaden  verursacht  habe; 
die  ausländischen  Weber  seien  meist  von  allerschlechtester  Lebensart; 
sie  nähmen  die  Vorschüsse  und  liefen  davon;  wenn  Häuser  für  sie 
aufgebaut  wären,  ginge  der  Grund  und  Boden  verloren.  Er  klagte, 
im  Kriege  seien  die  Stiftsgüter  Karlowitz,  Schottwitz,  Hundsfeld,  Sacrau, 
Pawelwitz,  Dockern  und  Lossen  zweimal  völlig  ausgeplüudert,  den  Stifts- 
unterthanen  Lieferungen  in  Höhe  von  79  897  Thlr.  auferlegt  worden, 
sie  hätten  Brandschaden  und  andere  Unglücksfälle  erlitten;  dazu 
komme  nun  noch  Steuer,  Accise,  Service,  Pension  und  Zinszahlung, 
so  daß  für  die  Geistlichen  wenig  übrig  bleibe;  das  Stift  sei  eins  der 
ärmsten.  Hoym  bewilligte  am  30.  Mai  1776  den  Dispens  von  der 
Lederfabrik  gegen  Ankauf  von  20  Leindamastaktien  und  erklärte  sich 
geneigt,  im  Fall  das  Stift  sich  willig  finde,  es  auch  von  der  An- 
setzung neuer  Weber  zu  dispensieren.  1766  waren  von  16  fremden 
Webern,  die  es  allmählich  angeworben,  nur  noch  7 vorhanden,  die 
auf  11  Stühlen  arbeiteten;  2 waren  gestorben,  die  anderen  entlaufen. 

22)  Das  St.  Matthiasstift  zu  Breslau  bebaute  und  be- 
setzte die  wüsten  Stellen  in  Wüstendorf  und  Kotschanowitz , baute 
3 Häuser  in  Kunzendorf,  zwei  Oelmühlen  in  Merzdorf  (südöstlich 
von  Breslau)  und  Kunzendorf,  ließ  durch  einen  schwäbischen  Winzer 
einen  Weinberg  in  Steine,  einen  in  Wüstendorf  anlegen,  wurde  aber  gegen 
die  Bleiche  und  Sammetfabrik  vorstellig.  Zum  Ersatz  für  die  letztere 
unterhandelte  der  Prälat  Karl  Jenisch  mit  dem  Juden  Moses  Schweitzer 
über  Errichtung  einer  Lederfabrik  und  kam  um  Verwilligung  der 
Toleranz  für  ihn  ein;  er  wollte  ihn  nur  zum  Einkauf  der  Haute,  nicht 
zum  Gerben  verwenden;  Scblabrendorf!  aber  wollte  ihm  nur  die  Be- 
fugnis als  Faktor  zugestehen,  nicht  zum  Lederhandel,  weil  er  besorgte, 
wenn  er  erst  das  Schutzprivileg  hätte,  würde  er  sich  bald  von  dem 
Handel  zurückziehen.  Er  bewilligte  jedoch  die  Lederfabrik  anstatt 
der  Sammetfabrik.  Das  Stift  ließ  nun  einen  Werkmeister  Treich  aus 
dem  Reiche  kommen,  machte  3 Küpen  zurecht,  schaffte  400  Kalbsfelle 
und  einen  Kessel  an,  füllte  ihn  mit  Eichenrinde  und  legte  eine  große 
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Grube  zu  Sohl-  und  Fahlleder  an.  Der  Prälat  wendete  sich  darauf 
nach  England  um  einen  guten  Fabrikdirektor;  1766  bot  sich  ein  ge- 
wisser William  Puddifoot  als  solcher  an;  er  wollte  sich  auf  3 Jahre 
verpflichten,  wenn  ihm  ein  Salär  von  100  Pfund  nebst  freier  Wohnung 
und  Feuerung,  12  Scheffel  Weizen,  18  Scheffel  Gerste,  die  Erlaubnis, 
Bier  nach  englischer  Art  zu  brauen,  der  6.  Teil  des  Gewinnes,  von  dem 
die  Einrichtungskosten  nicht  abzuziehen  seien,  freie  Reise  für  sich  und 
seine  Familie,  im  Fall  seines  Todes  für  die  Witwe  ein  Salär  und 
freie  Rückreise  gewährt  würde;  dazu  verlangte  er,  daß  die  Lehrlinge 
vom  Stift  prämiiert  würden  und  daß  der  Prälat  den  Vertrag  unter- 
schriebe. Die  Kammer  übernahm  die  Prämiierung  der  Lehrjungen 
und  die  Reisekosten,  alles  übrige  der  Prälat.  Schlabrendorff  dispen- 
sierte ihn  nun  von  der  Sammetfabrik,  gab  ihm  aber  auf,  sofort  für 
ein  Gebäude  und  für  Borke  Sorge  zu  tragen;  er  befahl,  daß  der  Erlös 
für  den  Stiftsgarten  für  das  Etablissement  verwendet  werden  sollte. 
Puddifoot  kam  an,  bat  aber  schon  im  August  1767  um  Erlaubnis, 
seine  Familie  von  Hamburg  abholen  zu  dürfen ; er  bekam  2 Monate 
Urlaub,  einen  Vorspannpaß  auf  einen  Wagen  und  3 Pferde  bei  der 
Rückreise  von  der  schlesischen  Grenze  an;  die  Kammer  traute  ihm 
aber  nicht  recht  und  ließ  ihn  durch  den  Residenten  Hecht  in  Ham- 
burg überwachen,  jedoch  ihm  auch  zur  Rückreise  behilflich  sein.  Bald 
nach  seiner  Rückkehr  erkundigte  sich  der  Major  v.  Bradzynski  von 
den  Ohlauischen  Kürassieren  nach  dem  Puddifoot’schen  Leder  und  fand 
die  Preise  sehr  mäßig1);  SchlabrendortT  aber,  der  die  Fabrik  bald 
darauf  besichtigte,  war  sehr  wenig  zufrieden;  er  meinte,  Puddifoot 
habe  zu  lange  müßig  gelegen,  und  beauftragte  die  Kammer,  den  Bau 
wöchentlich  zu  revidieren.  Puddifoot  hatte  500  Thlr.  erhalten,  dazu 
noch  2400  Thaler  zur  Errichtung  einer  eigenen  Lederfabrik  in  dem 
von  ihm  übernommenen  Hause  des  Schwabacher  Lederfabrikanten  Con- 
rad; im  Herbst  1769  wünschte  er  noch  2000  Thlr.  zu  3 Proz.  für 
Lederankauf  zu  haben,  was  ihm  auch  Schlabrendorff  gegen  Eintragung 
der  Summe  auf  sein  Haus  bewilligte.  Puddifoot  schickte  Lederproben 
nach  Zittau,  Leipzig,  Stettin  und  Halle;  dennoch  kam  er  nicht  vor- 
wärts, weil  der  jüdische  Lederhändler  Itzig  durch  Vor-  und  Aufkauf 
von  Fellen  ihm,  wie  er  klagte,  eine  übermächtige  Konkurrenz  machte; 
1775  waren  seine  Fabriken  in  völligem  Verfall,  wie  die  Kammer 
meinte,  nicht  ohne  seine  Schuld,  da  er  schlecht  wirtschafte.  Die 
Kammer  verlangte,  er  solle  einen  Compagnon  annehmen ; der  einzige 
aber,  den  er  dazu  vorschlug,  der  Kaufmann  Schwebel,  der  seit  1756 
in  Breslau  eine  Lederfabrik  besaß,  verlangte  zuerst  20000,  dann 
10000  Thlr.  Vorschuß,  was  der  Kammer  zu  gewagt  schien,  weil  auf 
seinen  Grundstücken  schon  .900  Thlr.  eingetragen  waren.  Hoym  wollte 
nun,  daß  der  Prälat  4000  Thlr.  aufnehme  und  einen  vermögenden 
Mann  in  die  Fabrik  einsetze;  da  der  Prälat  aber  nblehnte  und  eine 
genaue  Revision  der  Stiftsverwaltung  ergab,  daß  den  Stiftsgeistlichen 

1)  Das  Pfund  starkes  Leder  kostete  8 sgr.,  Fahlleder  8,  Spiegelleder  7 */»»  Brandsohl- 
leder 6,  Stulpenleder  8 sgr.,  Kalbsleder  1 rthr.  bis  36  sgr. 
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nur  1505  Thlr.  18  gr.  übrigblieben,  entschied  Hoym  am  9.  Mai  1777, 
die  Fabrik  solle  aufgegeben,  die  2480  Thlr.  Vorschuß  bei  der  Manu- 
fakturkasse niedergeschlagen,  das  Conrad’sche  Haus  verkauft  werden. 
Der  inzwischen  verstorbene  Prälat  hatte  sich  bereit  erklärt,  wenn 
ihm  der  Vorschußrest  von  1500  Thlr.  zurückerstattet  würde,  einem 
Käufer  der  Fabrik  die  Gebäude  zu  überlassen;  die  Kammer  schoß 
darauf  dem  Schwebel  1200  Thlr.  vor,  und  dieser  übernahm  die  Fabrik 
gegen  Verpflichtung  jährlicher  Zahlungen.  Puddifoot  war  in  die  äußerste 
Not  geraten;  er  mußte  seine  Habe  versetzen;  seine  Ware  wurde  durch 
einen  gewissen  Lippmann  Meyer,  vermutlich  seinen  Hauptgläubiger, 
verauktioniert;  er  bat,  diesem  den  Verkauf  des  Leders  zu  untersagen 
oder  ihm  zu  erlauben,  daß  er  bei  der  Auktion  erscheine,  und  klagte, 
daß  er  Rinde  für  500  Thlr.  angeschafft  habe,  die  nun  kaum  den  dritten 
Teil  wert  sei.  Hoym  hätte  ihn  gern  in  Glogau  oder  Leubus  unter- 
gebracht oder  ihm  zur  Neuetablierung  verholfen;  dies  ist  aber  nicht 
geschehen,  er  war  seitdem  verschollen;  vermutlich  ist  er  nach  Eng- 
land zurückgekehrt.  Schwebel  betrieb  die  Fabrik  noch  1786;  1790 
wird  sie  in  den  statistischen  Nachweisen  nicht  mehr  erwähnt;  auch 
er  muß  zu  Grunde  gegangen  seinl  Am  9.  Juli  1780  gestattete  iloym 
dem  Stift,  den  Weinberg  in  Wüstendorf  (bei  Breslau)  in  einen  Obst- 
garten umzuwandeln,  da  der  Pächter  der  Güter  erklärt  hatte,  es 
würde  nie  etwas  aus  ihm  werden,  weil  Lage  und  Boden  sich  nicht 
dazu  eigneten. 

23)  Das  Ju  ngfrauenstift  zu  St.  Katharina  in  Breslau 
errichtete  eine  Stärke-  und  eine  Spitzenfabrik;  1786  fabrizierte  es  in 
der  letzteren  563  Ellen,  1787  580  Ellen  Spitzen.  Im  Oktober  1800 
bat  es  um  Dispens  davon ; die  Kammer  befürwortete  das  Gesuch,  ob- 
wohl 1797  durch  Reskript  zur  möglichsten  Förderung  der  Spitzen- 
fabrikation aufgefordert  worden  war,  weil  vom  Katharinenstift  nicht 
viel  zu  erwarten  sei  und  der  Zweck  besser  durch  Privatindustrie  er- 
reicht werde;  Hoym  stimmte  am  12.  Dezember  1800  zu. 

24)  Die  Malteser-Kommende  Corpus  Chri  sti  fand  zu 
ihrer  Oelmühle  keinen  Platz;  sie  wurde  nicht  weiter  behelligt,  wohl 
auch  aus  Rücksicht  auf  den  vornehmen  Stand  der  Stiftsherren. 

25)  Das  Jungfrauenstift  in  Striegau  besetzte  6 Web- 
stühle für  buntgestreifte  Leinwand  in  Järischau,  errichtete  eine  Fabrik 
für  feinen  Zwirn  und  Kanten  im  Kloster,  in  der  1767  10  Personea 
beschäftigt  wurden,  schrieb  auch  Prämien  dafür  aus,  legte  1766  in 
Muhrau  eine  Oelmühle  an,  erklärte  aber  1770,  die  Leiuwandfabrik 
wegen  Mangels  an  Absatz  nicht  im  Gange  erhalten  zu  können,  und  bat, 
da  nur  noch  2 Stühle  arbeiteten,  die  Fabrik  der  Stadt  Striegau  über- 
lassen zu  dürfen,  wofür  es  eine  Zahlung  leisten  wolle;  es  erbot  sich. 
3 Weber,  unter  ihnen  2 Ausländer,  in  der  Stadt  anzusetzen,  ihnen 
das  Bürger-  und  Meisterrecht  zu  verschaffen  und  die  Kosten  dafür  zu 
übernehmen,  jedem  2 Webstühle  anzuschaffen  und  50  Thlr.  an  Geld  oder 
Garn  zu  schenken  ; auch  wollte  es  ihnen  auf  Kosten  des  Stifts  die  edikt- 
mäßigen Beneßcien , Bonifikationen  und  Servisexemtion  angedeihen 
lassen ; jedoch  bat  es,  den  W ebern  zu  erlauben,  auch  andere  als  bunt- 
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gestreifte  Leinwand  zu  machen.  Die  Kammer  befürwortete  dies  Ge- 
such, das  vom  guten  Willen  des  Stifts  zeugt,  mit  Rücksicht  darauf, 
daß  es  schon  viel  Kosten  mit  der  Leinwandfabrik  gehabt,  und  einige 
Weber  ihm  entlaufen  seien,  und  Hoym  gewährte  die  Bitte  am  26.  Juni 
1770.  Das  Stift  hatte  auch  eine  Maulbeerplantage;  von  der  ver- 
langten Erweiterung  derselben  wurde  es  aber  1774  dispensiert,  da 
es  überhaupt  nur  40  Scheffel  Aussaat  (Morgen)  besaß;  für  die  Bienen- 
stöcke bekam  es  1776  Nachsicht  auf  ein  Jahr. 

26)  Das  Ci sterciens erstift  Grüssau  baute  bis  1769 
26  Häuser,  1770  waren  es  30,  1772  33;  1766  waren  55  fremde  Weber, 
33  einheimische,  aber  nicht  alles  evangelische,  an  gesetzt ; 1767  werden 
29  fremde  Weber  und  42  Lehrlinge  gezählt,  1769  32  fremde  Weber, 
1774  38  fremde  und  26  einheimische  Meister,  1776  41  fremde  Meister; 
mit  den  Lehrlingen  waren  es  1770  174  Personen,  1777  169  Personen, 
1780  136  Personen,  1781  134  Personen;  die  Zahl  der  Meister  betrug 
1778  56,  1787  44;  1766  waren  72  Stühle,  1767  91  Stühle,  1769  80, 
nämlich  48  Damaststühle  und  32  für  buntgestreifte  Leinwand  in  Thätig- 
keit,  1774  69  Damast-  und  Leinwandstühle,  1777  77  Stühle,  1780 
88  Stühle,  aber  32  standen  still;  auch  1787  waren  88  Stühle.  Von 
den  Meistern  arbeiteten  1774  10  auf  Rechnung  des  Stifts,  19  auf 
eigenen  Debit,  12  waren  vom  Stift  etabliert;  1787  arbeiteten  6 für 
die  Schmiedeberger  Damastfabrik,  38  auf  eigene  Rechnung.  Auf  die 
Zahl  von  150  Webern  und  40  Lehrlingen  hat  es  das  Stift  nie  gebracht 
Unter  den  Webern  gab  cs  auch  hier  so  manchen,  der,  wohl  zum  größten 
Teil  durch  eigene  Schuld,  nicht  vorwärts  kam  und  dann  Hoym  um 
Unterstützung  bat,  so  der  Damastweber  Brück  1783,  der  nach  Dyhren- 
furth,Hoym’s  Bezitzung,  ziehen  wollte,  und  der  Damastweber  Jakob  1792, 
der  den  gleichen  Wunsch  hegte,  dem  aber  der  Abtein  schlechtes  Zeugnis 
ausstellte,  so  daß  Hoym  ihm  seine  Bitte  abscblug.  Außer  den  Damast- 
und  Leinwebern  batte  sich  auch  ein  Plüschmacher  aus  Mähren  nieder- 
gelassen, der  mit  3 Lehrlingen  auf  4 Stühlen  arbeitete,  und  ein  Tripp- 
macber  (Tripp  ist  Leinenplüsch)  aus  Ysenburg.  Eine  Garnbieiche  zu 
2 Beeten  und  2 Kesseln  legte  das  Stift  in  Ruhbank,  anstatt  zweier 
Oelmühlen  eine  große  in  Klein  Heinersdorf  an.  Am  8.  Juli  1788  be- 
freite Hoym  das  Stift  von  der  Pflicht  der  Bienenzucht,  die  es  in  Klein- 
Waltersdorf  betrieb,  mit  der  eigentümlichen  Motivierung,  weil  die  Ge- 
birgsgegend dafür  nicht  geeignet  sei  (jetzt  sieht  man  dort  allenthalben 
Bienenstöcke),  und  die  Bienen  die  Wachsbleiche  verdürben;  das  Stift 
vermehrte  dafür  seine  Schäferei.  Bald  darauf  erteilte  Hoym  der 
Kammer  den  Wink,  da  der  Abt  eine  erhebliche  Zahlung  zur  Invaliden- 
kasse geleistet  hatte,  ihn  nicht  mehr  zur  vollen  Erfüllung  der  auf- 
gegebenen Maulbeerplantage  in  Würben  zu  drängen;  1800  ließ  er  sie 
ihm  ganz  nach,  da  sie  durch  Kälte  und  Dürre  gelitten  hatte. 

27)  Das  Jesuiten  kolleg  in  Schweidnitz  legte  eine  Lein- 
wandbleiche in  Blumenau  (zwischen  Jauer  und  Bolkenhain),  eine  Wachs- 
bleiche in  Schmellwitz  (nördlich  von  Schweidnitz),  ebendort  eine  Stärke- 
fabrik, in  Merzdorf  (nordöstlich  von  Schweidnitz)  eine  Ziegelei  an. 
In  betreff  der  Ansetzung  von  40  fremden  Webern  binnen  zwei  Jahren 
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gewährte  Schlabrendorff  auf  Befürwortung  der  Kammer  am  18.  April 
1765,  im  Hinblick  auf  die  Auswanderungsverbote  in  den  Nachbar- 
ländern, Aufschub,  beauftragte  aber  die  Kammer,  die  Sache  nicht  ganz 
einschlafen  zu  iasseu.  ln  Schmellwitz  sind  bis  1771  allmählich  10  Weber, 
die  auf  10  Stühlen  arbeiteten,  angesetzt  worden;  1781  wurde  das 
Kolleg  von  der  Haltung  von  40  Webern  gegen  Entuahmc  von  3 Damast- 
aktien dispensiert.  Die  Stärkefabrik  stellte  1777  aus  Mangel  an  Absatz 
ihre  Thatigkeit  ein,  die  Wachsbleiche  1778,  die  leinwandbleiche  wurde 
1782  verkauft. 

28)  Das  Cistercienserstift  Heinrichau  baute  nach  an- 
fänglichem Widerstreben  *)  eine  Oclmühle  in  Schönjohnsdorf,  eine  an- 
dere 1766  in  Raschgrund,  eine  Ziegelei  in  Schönwalde  bei  Silberberg, 
legte  eine  Bleiche  in  Heinrichau,  eine  in  Schönwalde,  einen  Weinberg 
mit  40UO  ungarischen,  2000  inländischen  Senkern  auf  dem  Schildberger 
Berge,  einen  andern  in  Schönjohnsdurf,  eine  Stärkefabrik  in  Heinrichan 
an.  Die  Häuser  in  Silberberg  baute  der  Abt  nicht  auf,  weil  die  Stellen 
nicht  stiftischer  Grund  waren ; die  Wolifabrik  errichtete  er  nicht,  weil 
die  geplante  ,,Bürgersocietäf‘  dafür  nicht  zu  stände  kam;  jedoch  unter- 
stützte er  die  dortigen  Woliweber  und  gab  einem  Silberberger  Bürger, 
Adolf,  1000  Thlr.  Vorschuß  für  Errichtung  einer  Fabrik  von  weiß- 
garnichter  Leinwand,  die  1767  mit  15  Stühlen  und  20  Arbeitern  be- 
gann, 1771  aber  nur  mit  8 Stühlen  und  12  Personen  arbeitete, 
849  Schock  Vorrat  und  keinen  Debit  hatte*).  Schlabrendorff  ließ  am 
23.  Dezember  1767  dem  Abt  die  Wolifabrik  nach,  weil  das  Stift  durch 
den  Bau  der  Festung  Silberberg  großen  Schaden,  an  den  Waldungen 
allein  für  30000  Thlr.,  erlitten  hatte.  1775  arbeiteten  nur  6 Weber, 
1776  im  ganzen  11  Personen,  1777  20  Personen  mit  11  Stühlen  in 
der  Fabrik;  1778  verfügte  Hoym,  daß  es  bei  dieser  Anzahl  zu  ver- 
bleiben habe.  Am  28.  Juni  1777  hatte  er  das  Stift  von  der  Ziegelei 
dispenMeit.  Als  den  Stiftern  die  Bienenzucht  auferlegt  wurde,  kaufte 
der  Abt  Konstantin  Haschke  polnische  Stöcke,  die  aber  eingingen; 
die  Kammer  legte  ihm  für  die  fehlenden  11  Stöcke  55  Thlr.  Strafe 
auf;  Hoym  erließ  sie  ihm  aber  am  23.  August  1774  unter  der  Be- 
dingung, daß  er  die  Stöcke  das  nächste  Jahr  ergänzte.  Vom  Seidenbau 
scheint  das  Stift  1801  dispensiert  worden  zu  sein. 

29)  Das  Cistercienserstift  K a m e n z errichtete  Oelmühlen 
in  Grunau,  Folmersdorf  und  Hemmersdorf;  eine  von  ihnen  war  von 
Stief  erbaut  und  sehr  groß,  aber  das  Stift  vermahlte  auf  ihr  in  einem 
Jahre  nur  52  Scheffel  Rübsen ; eine  Bleiche  hatte  es  in  Hemmersdorf 
an  einen  böhmischen  Bleicher  verpachtet ; der  Ansetzung  von  12  fremden 
Webern  suchte  es  sich  dadurch  zu  entziehen,  daß  es  angab,  in  Grunan 
und  Laubnitz  seien  12  Weber,  die  auf  buntgestreifte  Leinwand  ange- 
lernt werden  sollten;  es  kam  darum  ein,  nur  die  Hälfte  oder  ein 
Drittel  Weber  aus  dem  Auslände  kommen  lassen  zu  dürfen ; Schlabren- 


1)  Der  Abt  schickte  den  von  der  Kammer  ihm  suges&ndten  OelmUUer  Stief  aas 
Halle  weg;  die  Kummer  schickte  ihm  aber  einen,  ob  den  Stief  oder  einen  andern,  ist  nicht 
klar,  den  sie  aus  Halle  kommen  lief»,  wieder  an. 
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dorff  aber,  den  noch  am  4.  September  1765  der  König  ermahnt  hatte, 
das  vornehmste  schlesische  Landesfabrikat,  die  Leinwand,  nicht  außer 
acht  zu  lassen,  bestand  auf  der  Besetzung  von  12  Stühlen  mit  Fremden, 
da,  wenn  man  sich  mit  Einheimischen  begnüge,  das  ganze  Etablisse- 
ment nichts  bedeute.  17b9  hatte  das  Stift  8 Stühle,  an  denen  8 fremde 
und  ein  einheimischer  Weber  arbeiteten.  Am  28.  November  1770  dis- 
pensierte jedoch  Hoym  das  Stift  von  der  Pflicht,  Weber  auf  bunt- 
gestreifte Leinwand  zu  halten,  gegen  Erbauung  einer  Brücke  Uber 
den  Neißfluß.  Schlabrendorff  war  1766  auch  mit  den  anderen  Leistungen 
des  Stifts  unzufrieden;  sein  Tabakbau  und  seine  Spinnschulen  ver- 
dienten, so  meinte  er,  gar  nicht  diesen  Namen,  was  um  so  ärger  sei, 
als  die  Kosten  für  die  Spinnschulen  gar  nicht  dem  Kloster,  sondern 
den  Gemeindekassen  zur  Last  fielen.  Die  einschürigc  Wolle  hatte  das 
Stift  an  den  Tuchfabrikanten  Genedl  in  Neurode  verkauft;  hierzu  be- 
merkte Schlabrendorff,  dieser  verwebe  gar  keine  einschürige;  das  Stift 
habe  es  für  den  Verkauf  nach  Reicheubach  zur  Arlt’schen  Fabrik  viel 
näher.  Einen  Weinberg  legte  das  Stift  mit  1250  Senkern  im  Keller- 
berge an,  1766  noch  andere  in  Wenignossen,  Plottnitz  und  Michelau. 
Am  6.  Mai  1782  wurde  es  vom  Weinbau  dispensiert,  am  9.  Juni  1788 
auch  vom  Seidenbau,  insofern  Hoym  der  Kammer  die  Weisung  gab, 
das  Stift  sollte  den  Maulbeerbau  „im  kleinen“  noch  ferner  betreiben 
und  seinen  Beitrag  an  den  Planteur  zahlen ; es  sollte  aber  auf  den 
Seidenbau  nicht  mehr  revidiert  werden,  was  einem  Dispense  gleichkam. 

30)  Das  Jungfrauenstift  Czarnowanz,  ein  wirtschaftlich 
sehr  rühriges  Kloster,  das  auch  eine  gute  Glashütte  und  einen  Stab- 
eisenhammer besaß,  setzte  bis  1767  10  Weber,  von  denen  8 Inländer 
waren,  an;  aber  1769  entwichen  4 derselben;  es  berichtete  1773,  es 
habe  anstatt  20  nur  6 fremde  Weber  erlangen  können.  Nach  einem 
guten  Platz  für  eine  Oelmühle  suchte  es  lange  vergeblich,  endlich 
1771  legte  es  eine  an;  auch  eine  Bleiche  errichtete  es,  die  aber  1782 
eingieg,  ebenso  einen  Weinberg,  der  wegen  Kälte  und  Nässe  des  Bodens 
nicht  gedieh.  Eine  Zwirn-  und  Kantenfabrik  richtete  es  ebenfalls  ein ; 
1774  wird  berichtet,  die  Spitzen  fielen  schön  aus,  es  würde  auf  9 
Polstern  gearbeitet.  Im  Frühjahr  1773  bat  es  um  Dispens  von  der 
ihm  neuerdings  aufgegebenen  Gründung  einer  Kolonie,  vom  Wein-  und 
Seidenbau  und  der  Pflicht,  die  Zahl  der  Weber  auf  20  zu  bringen; 
Hoym  gewährte  alles  mit  Ausnahme  der  Kolonie,  die  auch  errichtet 
wurde  und  den  Namen  Horst  erhielt. 

31)  Das  Jesuitenkolleg  in  O p p e 1 n erklärte,  zur  Errichtung 
einer  Bleiche  nicht  im  stände  zu  sein.  Schlabrendorff  erlaubte  ihm 
am  28.  August  1767,  statt  derselben  eine  Ziegelei  in  Halbendorf  zu 
errichten;  die  Kammer  schrieb  ihm  eine  solche  zu  4000  Ziegeln 
jährlich  vor.  Hoym  dispensierte  es  jedoch  am  26.  Juni  1774  von  der 
Ziegelei,  weil  der  Lehm  dort  nur  vom  besten  Weizenboden  genommen 
werden  konnte,  nur  ein  kleiner  Fleck  Holzung  in  der  Nähe  war,  es 
an  Domänen-  und  städtischen  Ziegeleien  in  der  Gegend  nicht  fehlte, 
denen  die  katholischen  Bauern  der  Umgegend  die  Stiftsziegelei  vor- 
zogen (!),  und  schließlich,  weil  das  Kolleg  in  Schulden  steckte.  Zur 
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Erfüllung  der  Auflage,  30  Weber  anzusetzen,  baute  das  Kolleg  in 
Halbendorf  ein  massives  Haus  zu  12 — 14  WebstUhlen  und  richtete 
das  alte  Verwalterhaus  für  3 — 1 Stühle  ein,  setzte  auch  15  Personen 
an,  die  aber  sämtlich  entliefen ; dann  gewann  es  einen  Webermeister 
aus  Arnau  in  Böhmen,  der  im  Verwalterhause  einquartiert  wurde, 
aber,  weil  er  keinen  Absatz  fand,  in  die  Stadt  zog,  aus  der  er,  nachdem 
er  200  'I'hlr.  Kosten  verursacht  hatte,  ebenfalls  entwich;  ein  Weber 
aus  Dortmund,  der  in  Sprzenschütz  angesetzt  wurde,  war  ebensowenig 
zu  halten,  weshalb  SchlabrcndortT  auf  Antrag  der  Kammer  im  De- 
zember 1769  das  Kolleg  von  der  Ansetzung  der  30  Weber  entband. 

32)  Das  Kollegiatstif t in  Oppeln  bebaute,  wie  ihm  vor- 
geschrieben war,  die  wüste  Stelle  in  Niefke. 

33)  Das  Kollegia t st  i ft  in  Neiße  bebaute  die  wüste  Stelle 
in  Bösdorf  und  besetzte  sie  bis  1767  mit  einem  fremden  Weber,  baute 
in  Bösdorf  2 (statt  3)  neue  Häuser,  behauptete  aber,  keinen  Platz  für 
die  üelmühle  zu  haben ; als  es  dafür  einen  Kretscham  (Gasthof)  auf- 
bauen sollte,  sprach  der  Magistrat  von  Neiße  1775  den  Platz  als  zur 
städtischen  Hutweide  gehörig  an ; der  Minister  befahl  trotzdem  1778 
den  Aufbau,  der  1781  in  Angriff  genommen  wurde. 

34)  Das  Stift  der  Kreuzherren  in  Neiße  bebaute  und 
besetzte  die  beiden  wüsten  Stellen  in  Niklasdorf  und  die  in  Neuland, 
baute  in  Wackenau,  Bittendorf  und  Nasdorf  je  2,  in  Rothaus  ein 
neues  Haus  und  besetzte  bis  1767  sämtliche  Hauser  mit  Webern,  von 
denen  aber  einige  in  den  nächsten  Jahren  wieder  entwichen ; es  er- 
richtete eine  Oelmüble  in  Kunzendorf,  Kr.  Neiße,  1770  eine  Ziegelei 
und  Bleiche;  die  von  ihm  errichtete  Schafwollspinnerei  in  Karlshof, 
die  6 Personen  beschäftigt  hatte,  ging  1771  ein. 

35)  Das  Jesuitenkolleg  in  Neiße  richtete  zur  Ansetzung 
von  20  Webern  für  weißgarnichte  Leinwand  das  Vogteigebäude  in 
Ziegenhals  ein  und  brachte  1766  einstweilen  10  Weber  unter;  eine 
Bitte  um  Nachlaß  von  der  Fabrik  schlug  Schlabrendorff  am  25.  Juni  1768 
ab;  auf  mehr  als  11  Stühle  brachte  sie  es  nicht,  und  als  nach  Auf- 
hebung des  Ordens  der  Wiener  Hof  die  den  Neißer  Jesuiten  gehörige 
Herrschaft  Olbersdorf  einzog,  stellte  die  Fabrik  die  Arbeit  ein;  ein 
Garnhändler  Tätzel  wollte  sie  übernehmen,  aber  die  Kammer  ging  auf 
sein  Anerbieten  nicht  ein,  da  sie  glaubte,  er  habe  es  nur  auf  den 
Vorschuß  abgesehen.  Die  Weber  entwichen  sämtlich;  das  General- 
schulenamt, der  Rechtsnachfolger  der  Jesuiten,  wurde  1781  vom  Haltes 
der  20  Weber  dispensiert.  Eine  Stärkefabrik  errichtete  das  Kolleg 
bis  1766  in  Langendotf  und  ebendort  eine  Bleiche;  jene  wurde  1781 
kassiert,  diese  für  110  Thaler  vermietet;  die  Schafwollspiunerei  in 
Langendorf,  die  mit  8 Personen  betrieben  wurde,  hatten  die  Jesuiten 
schon  1771  eingehen  lassen. 

36)  Das  Jun  gfrauen  Stift  in  Ratibor  vollendete  bis  1767 
3 neue  Häuser  (von  4)  in  Bieskau  und  setzte  in  ihnen  einen  fremden 
und  3 einheimische  Weber  an,  warb  2 Oelschläger  an  uud  errichtete 
1766  eine  Oelmühle  in  Gaschowitz,  die  1775  nach  Zilchowitz  trans- 
portiert wurde,  legte  eine  Bleiche  in  Bienkuwitz  an,  die  aber  kein  gutes 
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Wasser  hatte,  weshalb  dem  Stift  gestattet  wurde,  anstatt  der  Bleiche 
einige  holländische  Tuch  rahme  aufzurichten,  erbaute  auch  ein  Fabriken- 
haus und  beschäftigte  einen  Werkmeister,  2 Meister,  7 Gesellen  in 
ihm  mit  Tuchmachen  auf  4 holländischen  Stühlen  (statt  auf  6.)  Am 
20.  September  1777  verfügte  Hoym,  daß  es  bei  den  4 Stühlen  sein 
Bewenden  haben  sollte;  1781  befreite  er  das  Stift  vom  Bau  der 
4.  Häuslerstelle,  weil  der  Platz  durch  einen  Damm  eingeengt  und 
Ueberscbwemmungen  ausgesetzt  war.  Auch  eine  Zwirn-  und  Kanten- 
fabrik legte  das  Stift  an,  d.  h.  die  Nonnen  klöppelten  Spitzen  und 
nahmen  einige  Mädchen  zum  Lernen  an.  Am  5.  Mai  1789  gestattete 
Hoym  dem  Stift,  die  Zahl  seiner  Bieneustöcke  zu  verringern,  nur  sollte 
es  sie  nicht  ganz  eingehen  lassen. 

37)  Das  Kollegiatstift  zu  Ratibor  erbaute  die  ihm  auf- 
gegebenen 6 Häuser  und  besetzte  sie  mit  Webern,  baute  eine  Oel- 
mühie  1771  in  Schichowitz,  die  aber  1781  durch  Sturm  und  Wasserfluten 
zerstört  wurde,  worauf  das  Stift  in  Jannowitz  2,  in  Grzegorzowitz 
eine  Handölmühle  aufstellte  (!). 

38)  Die  Minoriten  in  Oberglogau  bebauten  und  besetzten 
die  5 wüsten  Stellen  in  Groß-Nimsdorf  und  Köstke  (Kostenthal). 

39)  Das  Stift  Himmelwitz  bei  Großstrehlitz  benügte  sich 
damit,  an  der  Kuchler  Mahlmühle  eine  Vorrichtung  für  Oelmahlen 
anzubringen;  vom  Seidenbau  wurde  es  am  18.  August  1788  dispen- 
siert. 

40)  Das  Cistercienserstift  Räuden  erbaute  in  Urbano- 
witz,  Räuden,  Stanitz  und  Stodoll  je  2 Häuslerstellen  und  besetzte  sie 
mit  Webern,  legte  in  Stodoll  eine  Oelmühle  zu  8 Stampen,  eine  Bleiche, 
die  aber  nie  recht  in  Gang  kam,  und  in  Groß-Rauden  eine  Eisen- 
drahtfabrik an,  in  der  1767  ein  Werkmeister,  11  Gesellen  und  2 Lehr- 
jungen aus  Würbenthal  arbeiteten.  Theodor  v.  Schön,  der  die  Fabrik 
am  Ende  des  Jahrhunderts  besuchte,  erzählt:  „Der  Pater  klagte,  daß 
das  Kloster  diese  Fabrik  auf  Befehl  lies  Ministers  Schlabrendorff  habe 
anlegen  müssen  und  sie  jetzt  mit  Schaden  betreiben  müsse.  Letzteres 
liegt  indessen,  wie  der  Pater  sagte,  nur  in  der  Einrichtung.  Man  be- 
zahlt die  Leute  tageweise,  und  weil  kein  beständiger  Aufseher  da  ist, 
faulenzt  alles.  Dazu  kommt,  daß  nur  12  Menschen  nötig  wären,  aber 
17  angestellt  sind.  Man  will  diese  überflüssigen  Menschen,  die  sonst 
keine  andere  Arbeit  kennen,  nicht  verstoßen,  läßt  es  daher  beim  alten. 
Der  Fabrik  fehlt  es  nicht  an  Absatz,  sie  kann  nicht  so  viel  machen, 
als  verlangt  wird.  Unerachtet  jener  Fehler  soll  sie  sich  doch  in 
einem  Durchschnitte  von  Jahren  fast  frei  arbeiten,  so  daß  sie  zwar 
keinen  Profit  bringt,  aber  die  Kosten  abwirft.  Es  werden  im  Durch- 
schnitt 100  Centner  Draht  jährlich  gemacht 1 ).“  Es  war  eine  der 
wenigen  Stiftsfabriken,  die  das  neue  Jahrhundert  erlebten.  Von  dem 
Seidenbau  wurde  das  Stift  am  15.  Mai  1788  wegen  schlechten  Bodens 
dispensiert. 

41)  Das  Stift  Rosenberg  baute  bis  1767  in  Biskupitz 

1)  Studienreisen  eines  jungen  Staatswirts,  Leipzig  1879,  S.  397. 
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2 Häuser  und  besetzte  diese  und  2 leerstehende  mit  Häuslern,  weil  Weber 
nicht  zu  bekommen  waren ; für  die  Oelmühle,  Ziegelei,  Bleiche  und  den 
Weinberg  erhielt  es  1766  auf  ein  Jahr  Nachsicht,  weil  es  in  Schulden 
steckte;  nur  die  Wollspinnschulen  sollte  es  errichten.  Es  geriet  aber 
1768  in  Konkurs,  weshalb  ihm  die  Forderungen  erlassen  wurden. 

42)  Der  Bischof  von  Olmütz  erbaute  bis  1767  8 Hauser; 
2 in  ihnen  angesetzte  fremde  Weber  entwichen  aber  1769;  Oelmühlen 
errichtete  er  in  Knispel  und  Stolzmütz.  Von  der  Unterhaltung  einer 
Tuchfabrik  in  Kätscher  wurde  er  1774  befreit;  er  sollte  4 Damast- 
aktien dafür  nehmen,  scheint  es  aber  nicht  gethan  zu  haben,  da  1776 
der  betreffende  Vermerk  in  den  Akten  ausgestrichen  ist. 

43)  Das  Cistercienserstift  Welrad  in  Mähren  legte  in 
Bolatitz  einen  Weinberg  an,  der  aber  nicht  aufkam,  so  daß  das  Stift 
wohl  schon  1765  davon  dispensiert  wurde. 

44)  Das  Stift  Mechow  in  Polen  besetzte  die  leereo  Häuser 
in  Czarzow  und  Damb. 

45)  Das  Clarenstift  in  Troppau  erbaute  bis  1774  die  vor- 
geschriebenen 10  Häuser  in  Klein- Hoschütz  und  Turkau  und  besetzte 
sie,  da  die  augeworbenen  fremden  Weber  entwichen,  mit  einheimischen, 
legte  eine  Oelmühle  in  Wehrwitz,  eine  Zwirn-  und  Kantenfabrik  1770 
in  Hochkretscham  an  ; zur  Garnbleiche  fand  sich  kein  geeigneter  Platz 
Die  Güter  des  Stifts  in  Schlesien  wurden  1783  an  den  Baron  v.  Grutt- 
schreiber  verkauft. 

46)  Das  Jesuitenkolleg  in  Glatz  legte  eine  Leinwand-  und 
Garnbleiche  in  Niederscbwedeldorf  mit  4 Kesseln  und  2 Bütten  an 
und  erneuerte  den  schon  1758  angelegten  Weinberg  in  Altheide;  da  der 
letztere  nicht  fortkam.  errichtete  das  Gencralschulenamt  auf  Anordnung 
der  Kammer  in  Ebersdorf  einen  Kalkofen  mit  Steinkohlenbetrieb. 

Die  allgemeinen  Bestimmungen  waren  von  den  Stiftern,  soweit  es 
nur  irgend  anging,  erfüllt  worden;  nur  die  Minoriten  in  Oberglogai 
errichteten  keine  Garnspinnerei ; Himmelwitz  wurde  wegen  Unvermögens 
dispensiert.  Leubus  hatte  schon  vorher  2 Spinnmeisterinnen  ange- 
stellt. 

Ueberblickt  man  den  ganzen  Verlauf  der  stiftischen  Unternehmungen, 
so  ist  der  Eindruck  desselben  überaus  niederschlagend.  Nur  wenige 
der  Etablissements  bestanden  noch,  in  den  Händen  der  Stifter  waren 
von  sogenannten  Fabriken,  abgesehen  von  einigen  Wachs-  und  Garn- 
bleichen,  nur  die  Lederfabrik  in  Leubus  und  die  Drahtfabrik  in  Räuden 
Beträchtliche  Kapitalien  waren  verloren,  eine  unendliche  Menge  Arbeit»- 
kraft  von  seiten  der  Regierung  und  der  Angestellten  vergeudet.  Dem 
üblen  Willen  der  Stifter  allein  ist  die  Schuld  des  Mißerfolgs  nicht 
aufzubürden ; mehrere  von  ihnen,  wie  das  Clarenstift  in  Glogau,  Kloster 
Leubus,  Gzarnowanz,  das  Jungfrauenstift  in  Naumburg,  haben  sieb  nach 
besten  Kräften  angestrengt,  ihre  Unternehmungen  emporzubriogeo 
Aber  die  Leiter  der  Klöster  waren  nicht  befähigt,  die  Etablissements 
genügend  zu  beaufsichtigen  und  noch  weniger , die  kaufmännische 
Seite  der  Unternehmungen  zu  pflegen.  Einen  Teil  der  Schuld  trägt 
die  Regierung,  vor  allem  Schlabrendorff  selbst,  weil  den  Stiftern  ohne 
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Prüfung  der  Bedürfnis-  und  Absatzfrage  nicht  nur  bestimmte  Fabrika- 
tionen und  Betriebe  landwirtschaftlicher  Art  zu  errichten  aufgegeben, 
sondern  ihnen  auch  ohne  Rücksicht  auf  den  Absatz  eine  bestimmte 
Anzahl  Manufakturisten  zu  unterhalten  auferlegt  wurde.  Gewisse  An- 
ordnungen, wie  der  Wein-  und  Seidenbau,  vertrugen  sich  nicht  mit 
den  klimatischen  Verhältnissen.  Erst  in  zweiter  Linie  ist  der  üble 
Wille  vieler  Stifter  für  das  Scheitern  der  Unternehmungen  verant- 
wortlich zu  machen;  wären  dieselben  gewinnbringend  gewesen,  so 
hätten  sich  die  Stifter  ihrer  wohl  besser  angenommen.  Hoym  bat 
wohl  von  Anfang  an  kein  Gefallen  an  den  erzwungenen  Etablissements 
gehabt.  Bei  größerer  Energie  hätte  er  so  manches  Etablissement  auf 
Unkosten  der  Stifter  aufrecht  erhalten  können;  seine  Verfügungen 
sind  aber  deutliche  Zeugnisse  dafür,  daß  er  nur  nach  passenden  Vor- 
wänden suchte,  um  die  Stifter  von  den  lästigen  Verpflichtungen  be- 
freien und  doch  sich  dabei  vor  dem  Könige  dafür  rechtfertigen  zu 
können.  Daß  ihm  dies  gelungen  ist,  war  ein  diplomatisches  Meister- 
stück. Friedrich  der  Große  scheint  ihm  ein  unbegrenztes  Vertrauen 
geschenkt  zu  haben.  Seine  Nachfolger  hatten  kein  Interesse  an  der 
Sache.  Der  einzige  Nutzen,  der  dem  Lande  verblieb,  war  die  allge- 
meine Verbreitung  der  Flachs-  und  Wollspinnerei  und  die  Einwande- 
rung einer  nicht  sehr  bedeutenden  Anzahl  tüchtiger  Manufakturisten, 
die,  als  die  Stifter  ihre  Unternehmungen  abgaben,  sie  selbständig 
weiterführten.  In  welchem  Umfange  dieselben  weiterbestanden  haben, 
laßt  sich  leider  nicht  verfolgen,  da  die  genauen  statistischen  Nach- 
weise über  die  Industrie  und  das  Gewerbe  der  Provinz  nur  bis  1786 
reichen.  Die  Heranziehung  der  Stifter  zur  Entnahme  von  Damast- 
aktien  und  zu  Beiträgen  für  den  Invalidenfonds  kann  nur  als  ein  passender 
Ersatz  für  ihre  verfehlte  Iudustriethätigkeit  betrachtet  werden.  Es 
war  eine  neue  Form  der  Besteuerung,  die  zur  Säkularisierung  über- 
leitete. Als  Preußen  dazu  schritt,  that  es  in  der  höchsten  Not  nur 
dasselbe,  was  Joseph  II.  ein  Menschenalter  früher  ohne  Not  nur  zur 
Vermehrung  der  Staatseinkünfte  und  zur  Erhöhung  der  Wirtschafts- 
leistung des  Volkes  getban  hatte. 

Breslau. 
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VIII. 

Albert  Haenel,  Deutsches  Staatsrecht.  Erster  Band,  die 
Grundlagen  des  deutschen  Staats  und  die  Reichsgewalt.  (Systematisches  Hand- 
buch der  deutschen  Reohtswieseosoh&ft , herausgegeben  von  K.  Bindiog, 
Professor  in  Leipzig.  Fünfte  Abteilung,  erster  Teil).  Leipzig,  Duncker 
& Humblot,  1892.  gr.  8°  XIV— 866  SS. 

Besprochen  von  Edgar  Loening. 

Durch  seine  vortrefflichen  und  tief  eindringenden  Studien  zum  deut- 
schen Staatsrecht  (1873 — 1885)  hat  Haenel  das  grofse  System  des  deut- 
schen Staatsrechts,  dessen  erster  Band  jetzt  vorliegt,  eingeleitet  und  vor- 
bereitet. Dieser  erste  Band  ist  von  dem  Verf.  in  zwei  Bücher  eingeteilt 
worden.  Das  erste  (S.  3 — 213)  untersucht  die  Grundlage  des  deut- 
schen Staats,  das  zweite  (S.  217 — 856)  enthält  die  Lehre  von  der 
Bei o hs ge  wa  1 1.  In  dem  ersten  Buche  legt  der  erste  Abschnitt  zunächst 
den  Bestand  der  deutschen  Verfassungen  und  zwar  der  Beichsverfaseuug 
wie  der  Verfassungen  der  Einzelstaaten  dar  (8.  14 — 72).  Während  der 
Verf.  sich,  was  die  letzteren  betrifft,  mit  einer  kurzen  Uebersioht  begnügt, 
erörtert  er  ausführlich  die  Entstehung  der  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bundes  und  des  Beiohs,  indem  er  die  in  dem  ersten  Hefte  seiner  Studien 
dargelegten  Ansichten  weiter  Busführt  und  gegen  Angriffe  und  abweichende 
Meinungen  zu  verteidigen  sucht.  Die  Frage  über  die  Entstehung  des 
Norddeutschen  Bundes  und  den  Bechtsgrund  ihrer  Verbindlichkeit  und 
damit  auch  der  Verbindlichkeit  der  Reichsverfassung  ist  bekanntlich  eine 
viel  erörterte  und  bestrittene.  Der  Verf.  unterzieht  die  verschiedenen  Ver- 
suche ihrer  Lösung  einer  eingehenden  und  treffenden  Kritik.  Er  weist 
u.  E.  unwiderleglich  nach , dafs  der  rechtliche  Entstehungsgrund  des 
Norddeutschen  Bundes  ein  völkerrechtlicher  Vertrag  der  beteiligten  Staates 
war,  welcher  die  Gründung  desselben  und  die  Feststellung  seiner  Ver- 
fassung zum  Inhalte  und  Zweok  hatte.  Die  Konstituierung  des  Bundes 
war  der  Vollzug  dos  Vertrags.  Nur  in  einem  Funkte  können  wir  die 
Ansicht  des  Verf.  nioht  teilen,  wenn  es  sich  vielleicht  auch  nur 
um  eine  ungenaue  Ausdrucksweise  des  Verf.  handelt  und  sachlich  eine 
Verschiedenheit  der  Anaiohten  nioht  vorliegt.  Wie  er  durohaus  richtig 
sagt , ging  der  Vertrag  der  Staaten  nicht  auf  Gründung  eines  Buodee, 
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dessen  irgendwie  provisorisch  bestimmte  Organe  berufen  sein  sollten,  seine 
Verfassung  selbst  festzustellen,  sondern  auf  Gründung  eines  in  bestimmter, 
vertragsmäfsig  vorgesehener  Weise  verfassten  Hundes.  Oer  Bund  in 
seiner  bestimmten  Verfassung  wurde  konstituiert,  mit  dem  Bund  mufste 
deshalb  seine  Verfassung  gleichzeitig  in  Geltung  treten.  Die  Verfassung 
ist  nicht  als  Gesetz  entstanden , aber  sie  hat  die  Natur  und  Kraft  eines 
Gesetzes,  da  fortan  ihre  Aufrechthaltung,  ibre  Aufhebung  oder  Abän- 
derung nur  von  Bundeswegen  selbst,  durch  die  Organe  des  Bundes  und 
in  den  verfassungsmäfsig  vorgeschriebenen  Formen  bewirkt  werden  konnte. 
Ist  dies  so,  — und  dem  stimmt  der  Kef.  völlig  zu  — dann  konnte  auch 
nicht,  wie  der  Verf.  meint  (8.  32),  der  König  von  Preufsen , indem  er 
das  Präsidium  des  Bundes  Übernahm , die  für  den  Bund  vereinbarte  Ver- 
fassung dem  Bunde  als  solchem  erst  „an  eignen“,  dann  bedurfte  es  nicht 
erst  des  Publicandum  v.  26.  Juli  1867,  um  die  Kechtsgiltigkeit  und  Hechts- 
verbindlichkeit der  Inkraftsetzung  der  Yerfassung  „zu  begründen“. 
Eine  solohe  Aneignung,  eine  solche  rechtliche  Begründung  konnte  der 
König  gar  nicht  vollziehen,  hierzu  hatte  er  keine  reohtliche  Macht.  Der 
Bund  trat  vielmehr  mit  seiner  Verfassung  ins  Leben,  der  Vollzug  des 
Vertrags,  der  in  der  Konstituierung  des  Bundes  bestand,  begründete  die 
Bechtsgiltigkeit  der  Yerfassung,  ohne  welche  der  Bund  nicht  entstehen 
konnte.  Auch  ist  die  Konstituierung  nicht  durch  das  Publicandum  v.  26. 
Juli  1867  erfolgt,  sondern  am  1.  Juli  1867  dadurch,  dafs  an  diesem  Tage 
die  Hechte  und  Flliohten  der  Organe  des  Bundes  und  seiner  Mitglieder 
und  Unterthanen  in  Kraft  traten.  Damit  war  das  reohtliche  Verhältnis 
begründet.  Das  besagt  auch  allein  das  Publicandum  v.  26.  Juli  1867. 
Es  wird  dadurch  „zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht,  dafs  die  Verfassung 
des  Bundes  verkündet  und  am  1.  Juli  1867  die  Gesetzeskraft  erlangt  hat". 
Wenn  es  weiterhin  heifst  dafs  der  König  die  Hechte  und  Pflichten,  welche 
ihm  die  Verfassung  übertragt,  übernimmt,  so  ist  dies  ein  ungenauer 
Ausdruck.  Er  hatte  sie  sohon  am  1.  Juli  übernommen  (Ernennung  des 
Bundeskanzlers  am  14.  Juli  u.  s.  w.). 

Der  zweite  Abschnitt  (8.  73 — 213)  erörtert  unter  der  Uebersohrift 
„die  staatsrechtlichen  Grundverhältnisse“  die  Grundbegriffe  des  deutschen 
Staaterechts.  Er  enthält  die  tiefsten  und  fruohtbarsteu  Untersuchungen, 
die  auf  dem  Gebiete  der  allgemeinen  Staatslehre  seit  langer  Zeit  erschienen 
sind.  Mit  Hecht  sagt  der  Verf.  (8,  119),  dafs  gegenwärtig  eine  vollkommen 
Praxis  und  Wissenschaft  beherrschende  Zuchtlosigkeit  und  Willkür  in  den 
Begriffsbestimmungen  und  in  der  Terminologie  aller  Haupterscheinungen 
des  Staatslebens  bestehe.  Aus  willkürlich  gebildeten  Begriffen , deren 
Richtigkeit  als  keines  Beweises  bedürftig  angenommen  wird,  werden  nur 
allzuhüufig  die  weitgehendsten  Folgerungeu  nach  einer  angeblioh  allein 
zulässigen  juristischen  Methode  gezogen  uud  das  geltende  Hecht  in  Scha- 
blonen eingezwängt,  die  nnr  einer  oberflächlichen  und  unvollkommenen 
Analyse  der  rechtlichen  Erscheinungen  ihre  Entstehung  verdanken.  — 
Unter  Verwertung  der  Ausführungen , die  Haenel  in  dem  3.  Hefte  seiner 
Studien  schon  1888  veröffentlicht  hat,  sucht  er  die  rechtlichen  Grund- 
verhältnisse, welche  durch  das  Wesen  des  8taates  in  seiner  Allgemeinheit 
und  in  seiner  positiv  rechtlichen  Form  bedingt  sind,  wissenschaftlich  fest- 
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zustellen.  Br  geht  hierbei  naturgemäfs  von  dem  Einheitsstaat  ans.  Da 
aber  der  8taat  ein  korporativer  Verband  ist,  ao  konnte  der  Verf.  sieh 
der  Aufgabe  nicht  entziehen,  die  viel  umstrittenen  Begriffe  des  korpora- 
tiven Verbandes  und  der  juristischen  Persönlichkeit  einer  sorgfältigen 
Untersuchung  zu  unterwerfen.  Die  Erörterungen  hierüber  sind  von  einer 
allgemeinen , über  das  Staatsrecht  hinausragendon  Bedeutung.  Richtig 
weifst  der  Verf.  nach,  dafs  korporative  Verbünde  auoh  ohne  Zuerkennung 
der  juristischen  Persönlichkeit  entstehen  können.  Er  trifft  u.  E.  den  Kern- 
punkt, indem  er  den  korporativen  Verband  als  ein  Gesamtverhältnis 
charakterisiert,  das  seiner  Form  nach  ein  Verhältnis  der  Ueber-  and  Un- 
terordnung, der  Herrschaft  und  des  Beherrsohtseins  ist,  das  seinem  inneren 
Gehalt  nach  ein  Beteiligungsverhältnis  aller  Mitglieder  an  dem  Gemein- 
zweok  darstellt  (8.  96  u.  ff.).  Wird  dem  korporativen  Verband  juristische 
Persönlichkeit  zuerkannt,  ao  hat  dies  nur  die  doppelte  Wirkung:  1)  dafi 
die  Beziehungen  zu  Dritten  und  die  hieraus  sieh  entwickelnden  Hechte 
und  Pflichten  Kompetenzen  der  korporativen  Organe  als  aolche  sind, 
und  2)  dafs  die  Rechtsverhältnisse , welche  zwischen  dem  korporativen 
Verband  durch  seine  Organe  und  zwischen  Dritten  obwalten , den  näm- 
liohen  Sätzen  des  objektiven  Rechts  unterliegen , welche  Platz  greifen, 
wenn  ein  Individuum  das  beteiligte  Rechtssubjekt  ist  (8.  105  u.  ff.).  Wir 
stimmen  dem  Verf.  völlig  bei,  wenn  er  sagt : „diese  (unter  2 angegebene) 
rechtliche  Wirkung  der  juristischen  Persönlichkeit  allein  ist  es,  welche 
das  positive  Reoht  trifft  und  bestimmt,  indem  dasselbe  die  Fiktion  auf- 
stellt,  dafs  der  korporative  Verband  eine  Person,  ein  einheitliches 
Rechtssubjekt  schlechthin  bilde". 

Der  Staat  aber  unterscheidet  sich  dadurch  von  allen  andern  korpora- 
tiven Verbänden,  dafs  ihm  Sonveränetät  zukommt,  wie  der  Verf.  in 
einer  scharfsinnigen  Analyse  des  vieldeutigen  und  viel  mifsbrauohten  Be- 
griffes nachweist.  Er  weifst  aber  zugleich  uaoh,  dafs  der  Staat  nicht 
um  seiner  Souveränetät  willen  nur  in  einem  zufälligen  Verhältnisse  zum 
Rechte  stehe,  sondern  dafs  das  Recht  die  dem  Staate  notwendige  Erschei- 
nungsweise ist.  — Als  wesentliches  Element  seiner  eigenen  Bildung  und 
als  Stoff  für  seine  Arbeit  umfafst  der  Staat  die  bürgerliche  Gesell- 
schaft, d.  h.  die  Summe  der  gesellschaftlich  aufeinander  wirkenden, 
menschlichen  Kräfte,  die  sich  in  den  vom  Staate  unterschiedenen  Organi- 
sationsformen der  freien  Anpassung , der  Familie,  der  korporativen  Ver- 
bände, der  Grund-  und  Sohutzherrschaften  bewegen  und  bethätigen.  Das 
Grundverhältnis  des  Staats  zu  der  bürgerlichen  Gesellschaft  snoht  der 
Verf.  reohtlioh  zu  bestimmen  , indem  er  das  Verhalten  des  Staats  gegen- 
über dem  Vereinswesen  und  dem  Privatreoht  untersucht  (8.  131  — 192). 
Unter  „Vereinswesen"  aber  begreift  er  in  Anlehnung  an  L.  v.  Stein  die 
Gesamtheit  aller  korporativen  Verbände  im  Staate.  Wir  halten  dies  nioht 
für  richtig.  Zunächst  steht  es  in  entschiedenem  Widerspruch  mit  dem 
Sprachgebrauch  sowohl  des  täglichen  Lebens  als  der  Gesetze.  Sodann 
aber  ist  die  reohtliehe  Stellung  der  Kommunalverbände , der  Kirohen  und 
der  freien  Vereine  zu  dem  Staate  eine  reohtlioh  durohaus  verschiedne.  — 
Nachdem  der  Verf.  die  rechtlichen  Grundverhältoisse  und  die  Begriffs- 
bestimmungen des  Einheitsstaats  untersuoht  und  festgestellt  hat,  hat  er 
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damit  den  Ausgangspunkt  und  Mafsstab  gegeben,  um  auf  Grund  derselbe!! 
diejenigen  Grundverhältnisse  und  Begriffe  zu  bestimmen,  welche  durch 
die  zusammengesetzte  Matur  des  deulsohen  Reichs,  durch  seine  Eigenart 
als  Staaten  Verbindung  bedingt  sind.  So  schliefst  sioh  die  Lehre  von  deu 
Staatenverbindungen  der  Lehre  von  dem  Einheitsstaat  aa.  Der  Verf. 
stellt  auch  hier  den  Begriff  des  Buudestaats  fest  — nicht  etwa,  indem  er 
aus  willkürlichen,  selbstgebildeten  Begriffen  einen  andern  ableitet,  sondern 
indem  er  durch  eine  genaue  Analyse  der  Verfassungen  der  Union  and 
der  Schweizer  Eidgenossenschaft  sowie  der  Reichsverfassung  von  1849 
die  diesen  Verfassungen  gemeinsamen  Merkmale  zusammenfofst  und  an 
dem  Mafsstab  staatsrechtlicher  Begriffe  beurteilt.  Indem  der  Verf.  hierbei 
das  Problem  des  Bundesstaates  nach  seinen  verschiedenen  Seiten  hin  ent- 
wickelt, stellt  er  zugleioh  die  Gesichtspunkte  auf,  nach  welchen  zu  be- 
urteilen ist,  ob  das  deutsche  Reich  ein  Bundesstaat  in  dem  festgestellten 
Sinn  ist  und,  wenn  dies  der  Fall  ist,  welche  Eigenart  es  den  andern  Bun- 
desstaaten gegenüber  aufweist.  Die  Autwort  auf  diese  Fragen  kann  „nur 
als  letzter  8chlufs  am  letzten  Schlüsse  erfolgen“  (S.  209) , nur  das 
System  des  deutschen  8taatsrechts  kann  sie  geben. 

Das  deutsche  Staatsrecht  ist  das  Verfassungsrecht  des  deutschen 
Staates  als  der  einheitlichen  Gesamterscheinung,  in  welcher  die  centrale 
Organisation  des  Reichs  und  die  eiuzeistaatliche  Organisation  der  Einzel- 
staaten zu  einem  nationalen  korporativen  Verbände  zusammengefafst  sind. 
Die  Einzelataaten  haben  einen  Status,  eine  Rechtsstellung  nur  innerhalb  des 
Reichs.  Tritt  an  Stelle  der  einheitlichen  Organisation  des  Einheits- 
staats in  Deutschland  das  Mit-  und  Nebeneinander  einer  Vielheit  politischer 
Organisationen,  so  ist  das  erste  und  oberste  politische  Problem  die  Frage, 
wie  ist  es  möglich,  theoretisch  denkbar  und  praktisch  durchführbar,  dafs 
das,  was  die  einheitliche  Organisation  des  Einheitsstaats  leistet,  durch  das 
Verhältnis  einer  Vielheit  staatsartiger  Organisationen  erreioht  wird.  Die 
Lösung  dieses  Problems  hat  zur  unerläfslichen  Voraussetzung  einen  festen, 
mit  allseitiger  Geltungskrafl  ausgerüsteten  Plan , welcher  das  Grund  Ver- 
hältnis zwischen  dem  Reiche  und  den  Einzelstaalea  beherrscht  und  ge- 
staltet. Ein  solcher  Plan  hat  an  erster  Stelle  die  Arbeitsteilung  daduroh 
zu  bewirken,  dafs  er  den  Wirkungskreis  der  beiden,  zur  Mitarbeit  am 
Staatszweck  berufenen , obersten  Organisationen  gegeneinander  abgreuzt. 
Infolge  der  gegenseitigen  Bedingtheit,  in  welcher  notwendig  alle  ein- 
zelnen Staatsthätigkeiten  zur  Gesamtleistung  stehen,  müssen  den  abgren- 
zenden Bestimmungen  Bestimmungen  über  das  Zusammenwirken  beider 
Teile  zur  Seite  stehen. 

Gegenüber  der  Vielheit  der  mitwirkendeo  Kräfte  und  im  historischen 
Wechsel  der  Staatsaufgaben  bedarf  es  eudlich  der  Bestimmungen,  welche 
die  Einheitlichkeit  der  Feststellung,  der  Fortbildung  und  der  Durchführung 
des  Planes  sicher  stellen.  Der  Grundplan,  der  in  allen  diesen  Rücksichten 
das  Grundverhältnis  zwischen  dem  Reich  und  den  Einzelstaaten  gestaltet, 
findet  seine  rechtliche  Darstellung  in  der  Kompetenz  des  Reichs. 
Sie  ist  objektivrechtlich  der  Inbegriff  der  Rechtssätze,  welche  die  Ver- 
teilung und  das  Zusammenwirken  der  auf  Erreichung  der  Staatsaufgaben 
gerichteten  Thätigkeit  des  Reiohes  einerseits  und  der  Einzelstaaten  anderer- 
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seit*  bestimmen.  Sie  ist  subjektiv  rechtlich  der  Inbegriff  der  Rechte  und 
Pflichten  des  Reichs  und  der  EmzeUtaaten,  welche  durch  das  zwischen 
ihnen  behufs  Erfüllung  der  Staatsaufgaben  gestiftete  Geraeinschaftsver- 
hiiltnis  bedingt  sind.  Die  Summe  der  Kompetenzen,  in  der  sich  schliefs- 
lich  das  Herrschaftsverhältnis  des  Reiche  iD  einheitlicher  Zusammenfassung 
aller  an  dem  Zwecke  des  deutschen  Staates  roitarbeitenden  Kräfte  bewährt, 
ist  die  Reiohsgewalt  (S.  213  u.  ff.).  In  diesem  Sinne  ist  dem  Verf 
die  Kompetenz  des  Reichs  oder  die  Keichsgewalt  das  Hauptstück  des 
deutschen  Staatsrechtes,  welches  die  Voraussetzung  für  alle  übrigen  Teile 
desselben  bildet.  Die  Organisation  der  Einzelstaaten,  obgleich  histo- 
risch in  den  Zeiten  des  deutschen  Bundes  zu  voller  Selbständigkeit  ent- 
wickelt, hat  doch  notwendig  durch  die  Gründung  des  Reiches  eine  For- 
mation und  vor  allen  Dingen  eine  rechtliche  Bedeutung  empfangen,  die 
nur  in  der  Reichskompetenz  ihre  Erklärung  findet.  Der  Umfang  der 
Funktionen  des  Staats  sowie  deren  innere  rechtliche  Gestaltung,  in 
welchen  sie  den  beteiligten  Organisationen  des  Reiches  zustehen,  sind 
durch  die  Kompetenz  notwendig  bedingt.  Das  zwiespältige  GrundveT- 
hältnis,  welches  zwischen  den  Organen  und  Mitgliedern  des  Staates  in 
U n t er  t h a n en  schaf  t und  Staats  b ü rg  e r tum  obwaltet,  wird  zur 
Widerspruchlosigkeil  zusammengestimmt  in  einer  Verteilung  der  staats- 
bürgerlichen Rechte  und  der  Unterthanenpflichten,  die  nur  in  der  Kom- 
petenz ihren  Grund  und  Mafsstab  findet.  Die  doppelte  rechtliche  Ge- 
staltung der  Gebietsherrliohkeit  endlich  kann  nur  durch  eine  Aus- 
einandersetzung der  Rechte  und  Pflichten  deB  Reichs  und  der  Einzel- 
ataaten  bewirkt  werden,  die  in  der  Kompetenz  des  Reichs  wurzelt.  „Nach 
allen  Seiten  ist  es  demnach  die  Kompetenz  des  Reichs,  welche  den  Aus- 
gangspunkt und  die  Grundlage  bildet  tür  die  Entscheidung  der  Frage,  wie 
der  Staat  t hatsächlich  und  rechtlich  beschaffen  sei"  (8.  211).  Der  Lehre 
von  der  Reichsgewalt  oder  der  Kompetenz  des  Reichs  ist  der  gröfste  Teil 
dieses  Bandes  gewidmet  (S.  216 — 866).  Damit  hat  der  Verf.  die  Bahnen, 
denen  alle  bisherigen  Darstellungen  des  deutschen  8taatsrechts  gefolgt 
sind,  verlassen,  und  die  Lehre  von  der  Reiohsgewalt  als  den  Centralpunkt 
des  deutschen  Staatsrechts  zum  ersten  Male  an  seine  richtige  Stelle  in  den 
systematischen  Aufbau  gesetzt  In  dem  Staatsrechte  des  deutschen  Reichs 
von  Laband  hat  diese  Lehre  überhaupt  gar  keine  zusammenhängende  Be- 
arbeitung erfahren.  Laband  begnügt sioh  bei  Darstellung  der  meist  nur  äufserlich 
aneinander  gereihten  einzelnen  Lehren  die  Grenzen  der  Zuständigkeit  des 
Reichs  auf  den  verschiedenen  Gebieten  des  staatlichen  Lebens  zu  besprechen. 
Auch  in  den  Lehrbüchern  von  G.  Meyer,  Zorn,  H.  v.  Schulze  hat  diese 
Lehre  keine  oder  nur  eine  ungenügende  Beachtung  gefunden. 

Die  Richtigkeit  und  wissenschaftliche  Fruchtbarkeit  dieses  Grundge- 
dankens, auf  dem  der  Verf.  sein  System  aufbaut,  wird  durch  seine  ausführ- 
liche und  umfangreiche  Darstellung,  in  der  zum  ersten  Male  die  Lehre  von  der 
Reichskompetenz  ihrem  ganzen  Inhalt  nach  und  in  systematischem  Zu- 
sammenhang untersucht  worden  ist,  erwiesen.  8ie  zerfällt  in  zwei  Ab- 
schnitte, in  die  Lehre  von  der  gemeingiltigen  Kompetenz  und  in  die  von 
der  besonderen  Gestaltung  der  Kompetenz.  Die  gemeingiltige  Kompetenz 
(8.  227 — 606),  welche  das  territoriale  Zusammenfallen  des  Reiches  mit 
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der  Summe  der  Einzelstaaten,  sowie  den  Grundsatz  der  Gleichberechtigung 
aller  Einzelstaaten  im  Verhältnis  zum  Reich  zu  Voraussetzungen  hat,  be- 
stimmt aber  zunächst  die  Regierungsgewalt  des  Reichs,  d.  h.  die 
Thätigkeitsformen  oder  Punktionen,  welche  die  gesetzgeberischen  und 
vollziehenden  Befugnisse  als  die  zur  Verwirklichung  der  Staatsaufgaben 
erforderliohen  Mittel  umfassen.  Nach  Mafsgabe  der  Reichsverfassung 
untersucht  der  V erf.  in  scharfsinniger  uud  überall  bis  auf  den  Grund 
gehender  Weise  das  Recht  des  Reiohs  zur  Gesetzgebung,  das  Verordnungs- 
recht, das  Recht  zur  Beaufsichtigung,  sowie  die  unmittelbare  und  eigene 
Verwaltung  des  Reichs,  indem  er  zugleich  den  Einflufs,  welchen  die  Einzel- 
staaten auf  die  Regicrungsgewalt  des  Reichs  ausüben,  bestimmt  und  das 
Verhältnis  der  Ausachliefalichkeit  oder  Konkurrenz  feststellt,  welches 
zwischen  der  Regierungsgewalt  des  Reichs  und  der  der  Einzelstaaten  be- 
steht. Es  würde  hier  zu  weit  führen  auf  alle  Streitfragen,  an  denen  diese 
Materie  reich  ist,  einzugehen.  Sind  sie  auch  nicht  alle  von  dem  Verf. 
endgiltig  gelöst,  so  hat  er  doch  fast  überall  ihre  Lösung  gefördert.  Vor- 
trefflich ist  insbesondere  die  Untersuchung  über  das  Wesen  und  den  In- 
halt des  dem  Reiche  zustehenden  Benufsichtungsrechte.  Auffallend  ist 
dagegen  die  Ansicht  des  Verf.,  dafs  die  Reichsverfassung  Art.  2 („die 
Reichsgesetze  gehen  den  Landgeeetzen  vor“)  nicht  ausschliefse,  dafs  durch 
partikulares  Gewohnheitsrecht  Reichsgesetze  abgeändert  oder  ergänzt  wer- 
den (3.  250  u.  f.).  Vielmehr  entscheide  das  sonst  in  Deutschland  gel- 
tende positive  Recht  trotz  seiner  partikularrechtlichen  Zersplitterung  über 
die  dem  Gewohnheitsrecht  auch  gegenüber  Reichsgesetzen  zukommende 
Kraft-  Diese  Ansicht  ist  schwerlich  richtig  und  wird  kaum  Anhänger 
finden.  Der  Verf.  selbst  giebt  zu,  dafs  in  Art.  2 dem  Wort  „Landesge- 
setze“ eine  weitere  Bedeutung  zukomme.  Es  seien  darunter  nicht  blos 
konstitutionelle  Gesetze,  sondern  auoh  Verordnungen  und  uutonomische 
Rechtssätze  zu  verstehen,  nicht  aber  Sätze  des  Gewohnheitsrechts.  Diese 
Beschränkung  erscheint  willkürlich.  Kommt,  was  unbestritten  ist,  dem 
Wort  „Landesgesetze“  eine  weitere  Bedeutung  zu,  so  ist  darunter  jede 
landesrechtliche  Rechtsnorm,  gehöre  sie  dem  Gesetzesreoht  oder  dum  Ge- 
wohnheitsrecht an,  zu  verstehen,  ebenso  wie  nach  den  Einführungsge- 
setzen zu  den  Justizgesetzen  Gesetz  jede  Rechtsnorm  bezeichnet. 

Ist  die  Regierungsgewalt  die  formelle  Kompetenz  des  Reiohes,  so 
weist  die  materielle  Kompetenz  die  Gesamtheit  der  Verwaltungszweige  auf, 
deren  rechtliche  Gestaltung  durch  Gesetzgebung  und  Verordnung  und 
deren  Verwaltung  in  Beaufsichtigung  oder  in  eigenen  vollziehenden  Be- 
fugnissen dem  Reiche  obliegen.  Die  Darstellung  der  Verwaltung  des 
Reichs  als  Kompetenz  hat  demnach  zunächst  die  Aufgabe,  die  Ange- 
legenheiten nachzuweisen  und  nach  Umfang,  Inhalt  und  Begrenzung  zu 
bestimmen,  welche  überhaupt  die  Gegenstände  einer  staatlichen  Thätigkeit 
des  Reichs  verfassungsmäfsig  bilden  können.  Sie  hat  aber  auch  auf  jedem 
dieser  Gebiete  die  Regierungsreohte  festzustellen,  welche  dem  Reiohe  zu- 
stehen und  damit  die  verschiedenartige  Gestaltung  aufzuweisen,  welohe  die 
einzelnen  Verwaltungszweige  gewinnen.  In  eigenartiger  Systematisierung 
und  Bezeichnung  gliedert  der  Verf.  die  letzteren  in  Reichspfiege,  Staaten- 
pflege, Wohlfahrtspflege  und  Rechtspflege.  Unter  der  Reichspflege  ver- 
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stebt  er  die  Behauptung  und  Entwicklung  des  Reichs  selbst,  die  Aneig- 
nung, die  Ordnung  und  Handhabung  teils  der  menschlichen  Kräfte  in 
zweckgemäfser  Organisation,  teils  der  psychologischen,  wirtschaftlichen  und 
technischen  Mittel  in  Anpassung  an  seine  Aufgaben.  Eie  entfaltet  sioh 
für  die  Selbstbehauptung  im  Iuuern  als  Organisations-,  als  Finanz-,  als 
Straf-  und  Zwangsgewalt,  sowie  als  Militärgewalt;  zur  Selbstbehauptung 
nach  aufsen  dagegen  als  auswärtige  Gewalt.  Neben  der  Reichspflege  aber 
steht  die  Staatspflege  der  einzelnen  Bundesstaaten,  denen  diejenigen  Rechts- 
und Machtmittel  zuerkannt  bleiben,  welche  zur  Behauptung  ihres  Daseins 
und  ihres  Wirkungskreises  erforderlich  sind,  wenn  auch  gegenseitige  Be- 
schränkungen bestehen,  welche  einer  verschiedenen  Gestaltung  oder  Steige- 
rung fähig  sind.  Jedoch  könneu  wir  manche  Bedenken  gegen  diese  Zu- 
sammenfassung der  oben  genannten  staatlichen  Thätigkeiten  in  dem  Be- 
griff der  Reichs-  oder  Staatepflege  nicht  unterdrücken.  Die  Straf-  und 
Zwangsgewalt  wie  die  Organisatiousgewalt  gehören  richtiger  zu  den  Thätig- 
keitsformen  oder  Funktionen,  welche  der  Verf.  als  Regierungsgewalt  be- 
zeichnet hat.  8ie  bilden  nicht  sachliche  Yerwaltungsgcbiete , sondern 
organisierend,  strafend  uud  zwingend  wird  der  Staat  auf  allen  Gebieten 
der  Verwaltung  thätig.  Sodann  aber  dient  die  auswärtige  Gewalt  nicht 
blos  zur  Selbstbehauptung,  sondern  ebenso  der  Wohlfahrts-  und  Rechts- 
pflege. — Entspricht  der  Reichspflege  die  Staatspflege  des  Einheitsstaates, 
so  ist  die  Staatenpflege  dem  Bundesstaat  eigentümlich.  Sie  besteht 
in  dem  Schutz,  den  das  Reich  den  Einzelstaaten  zu  gewähren  hat,  sowie 
in  Herstellung  und  Aufrechterhaltung  der  besonderen  Rechtsordnung  der 
zwischenstaatlichen  Verhältnisse.  Diese  Rechtsordnung  aber  bat  sioh  in 
einer  dreifachen  Richtung  entwickelt.  Das  Reich  verbürgt  die  zwischen- 
staatliche Friedensbewahrung,  es  verpflichtet  die  Einzelstaaten  zu  einer 
positiven  gegenseitigen  Unterstützung  uud  es  bestimmt  die  Rechtstellung 
der  Reichsangehörigen  in  allen  Einzelstaaten. 

Sind  diese  Abschnitte  reich  an  neuen  Gedanken  und  wertvollen  Ausfüh- 
rungen, die  als  bleibender  Gewinn  der  W issenschaft  bezeichnet  werden  dürfen, 
so  hätten  die  beiden  folgenden  Abschnitte,  in  welchen  der  Verf.  die  Zuständig- 
keit des  Reichsauf  dem  Gebiete  der  Wohlfahrts- und  der  Rechtspflege  bespricht, 
etwas  kürzer  und  gedrängter  gefafst  werden  dürfen.  Auch  hier  giebtder  Verf. 
einzelne  treffende  und  lehrreiche  Erörterungen,  doch  würde  dem  an  sich 
schon  umfangreichen  Bande  eine  gröfsere  Kürze  dieser  Abschnitte,  die 
doch  vielfach  nur  bekannte  und  unbestrittene  Gegenstände  behandeln,  zum 
Vorteil  gereicht  haben. 

Die  Lehre  von  der  gemeingiltigen  Kompetenz  des  Reiches  erhält 
ihre  Vollendung  und  ihren  Abschlufs  in  dem  Abschnitt  über  die  Kom- 
petenz-Kompetenz des  Reichs,  d.  h.  über  die  Zuständigkeit  des 
Reichs  selbst,  seine  Verfassung  zu  ändern  und  seine  Zuständigkeit  aus- 
zudehnen.  Mit  der  Kompetenz-Kompetenz  ist  dem  Reiche  die  höchste 
und  umfassendste  Gewalt  gegeben,  die  von  ihr  auf  Grund  der  Verfassung 
ausgesagt  werden  kann.  Damit  ist  der  Kreis  der  Befugnisse  abgeschlossen, 
die  den  Inhalt  der  Reichsgewalt  ausmachen.  Damit  ist  aber  auch  die 
Entscheidung  gegeben,  dafs  das  Reich  als  centrale,  den  Einzelstaaten 
gegenübergestellte  Organisation  Staat  in  der  vollon  Bedeutung  des  Wortes 
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ist.  Innerhalb  der  hiermit  festgezogenen  Grenzen  kann  allein  auch  die 
rechtliche  Natur  der  Einzelstaaten  bestimmt  werden.  Sie  sind,  sofern  der 
Begriff  des  Staats  von  den  souveränen  Einheitsstaaten  abstrahiert  wird, 
nicht  Staaten,  aber  sie  unterscheiden  sich  von  den  Kommunalverbänden 
dadurch,  dafs  sie  aufserhalb  der  Kompetenz  des  Reichs  eine  selbständige 
Rechtssphäre  besitzen,  innerhalb  deren  sie  die  H errschaftsrechte  kraft 
eignen  Rechts  auszuüben  haben.  Das  Pflicht-  und  Verantwortlich- 
keitsverhältnis, in  welchem  die  SelbBtverwaltungskörper  zu  dem  Staate 
stehen,  waltet  zwischen  dem  Reich  und  den  Einzelstaaten  in  deren  selb- 
ständigem Wirkungskreis  nicht  ob.  Der  deutsche  Staat  aber  ist  nur 
das  Reich  als  der  auch  die  Einzelstaaten  seiner  Gesamtorduung  rechtlich 
eingliedernde  und  unterordnende  korporative  Verband,  der  die  höohste  ge- 
sellschaftliche Aufgabe  und  die  zu  ihrer  Erfüllung  höchste  Reohts- 
macht  hat 

Die  Lehre  von  der  besonderen  Gestaltung  der  Kompetenz, 
die  der  Verf.  in  dem  zweiten  Teil  darlcgt  (S.  807  u.  ff.),  erörtert  in  dem 
ersten  Abschnitt  die  Exemtionen,  die  Sonderrechte,  welche  einzelnen 
Staaten  in  ihrem  Verhältnis  zu  dem  Reiche  zustehen.  Der  Verf.  konnte 
sich  hierbei  auf  seine  ausgezeichnete,  in  dem  I.  Bande  seiner  Studien  ent- 
haltene Abhandlung  stützen,  unter  Berücksichtigung  und  Widerlegung 
der  inzwischen  zu  Tage  getretenen  abweichenden  Ansichten.  Der  zweite 
Abschnitt  (S.  823  u.  ff.),  „die  konsolidierte  Reichsgowalt"  zeigt, 
wie  in  der  Herrschaft  über  Elsafs- Lothringen  und  in  der  Kolooiatgewalt 
über  die  Schutzgebiete  sich  die  Reichsgewalt  zur  vollen  Einheitlichkeit 
konsolidiert,  das  Reich  mit  dem  Einheitsstaat  hier  vollkommen  gleich- 
artig ist.  Jedoch  können  wir  die  Ansicht  dos  Verf.,  dafs  Elsafs-Lolhriugen 
nicht  zu  einem  korporativen  Gemeinwesen  gestaltet  und  ein  Dnterschied 
zwischen  dem  Reiohsfiskus  und  dem  Landesfiskus  von  Elsafs-Lothringen 
nicht  bestehe,  ebensowenig  für  richtig  erachten,  wie  die  neuerdings  von 
Leoni  wieder  lebhaft  verteidigte  Ansicht,  dafs  das  Reichsland  ein  Staat 
sei  (Leoni,  Das  öffentliche  Recht  des  Reichslandes  Elsafs-Lothringen  1892 
8.  6 u.  ff.). 

In  der  Lehre  von  der  Reichsgewalt  hat  Haenel  die  breiteste  Grund- 
lage für  den  Aufbau  des  Systems  des  deutschen  Staatsrechts  gelegt.  Diesem 
ersten  Teile,  der  das  wissenschaftliche  Verständnis  für  dio  rechtliohe  Natur 
des  aufserordeutlich  verwickelten  und  eigentümlich  gestalteten  deutschen 
Staatswesens  eröffnet,  sollen  noch  drei  weitere  Teile  folgen,  in  welchen  der 
deutsche  Staat  unter  dem  dreifachen  Gesichtspunkt  seiner  Struktur,  seiner 
Funktionen  und  seiner  Aufgaben  zu  betrachten  ist.  Der  zweite  Teil  wird 
in  der  Verfassung  des  Staats  die  rechtlichen  Bestimmungen  über  die 
Organisation  der  Staatsgewalt,  über  die  Mitgliedschaft  und  über  das  Gebiet 
in  ihrer  zweigliedrigen  Gestaltung  des  Reichs  und  der  Einzelstaaten  auf- 
zuweisen haben.  In  gleicher  Weise  wird  die  Regierung  des  Staats  in 
Gesetzgebung  und  Vollziehung  den  dritten  und  die  Verwaltung  den 
vierten  Teil  bilden.  (Vergl.  S.  212.) 

Wir  haben,  um  die  Eigenart  des  Werkes  der  Verf.  in  dem  Unter- 
schiede von  den  bisherigen  Bearbeitungen  des  deutschen  Staatsrechts  auf- 
zuweisen, dem  Leser  eine  Uebersioht  über  den  systematischen  Aufbau  und 
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über  die  Ausführung  der  einzelnen  Teile,  soweit  eine  solche  bisher  vor* 
liegt,  gegeben  nnd  damit  die  wissenschaftliche  Bedeutung,  die  dem  Werke 
bei  dem  heutigen  Stand  der  Litteratur  des  deutschen  Staatsrechts  zu- 
kommt, zu  charakterisieren  gesucht.  Das  Werk  blendet  nioht  durch  glänzende 
Form,  auch  hat  es  der  Verf.  dem  Leser  nicht  leicht  gemacht,  dem  (lange 
seiner  Untersuchungen  überall  zu  folgen.  Manche  Abschnitte  leiden  durch 
die  Schwerfälligkeit  und  Breite  der  Darstellung.  Aber  dadurch  wird  die 
grofse  wissenschaftliche  Bedeutung  des  Buches  nioht  beeinträchtigt.  Sie 
besteht  in  der  Eigenart  des  systematischen  Aufbaues,  in  der  tiefgründen- 
den Untersuchung  und  Klärung  der  staatsrechtlichen  Qrundverhältnisse,  in 
der  gewissenhaften  und  scharfsinnigen  Analyse  der  rechtlichen  Erschei- 
nungen. 
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ix. 

Das  „Interstate  Commerce  - Gesetz  in  den 
Vereinigten  Staaten. 

Von  Dr.  J.  A.  Hill  in  Philadelphia. 

L Teil. 

Die  Eisenbahnen  der  Vereinigten  Staaten  sind  ausschliefslich  Privat- 
bahnen. Bis  zum  Jahre  1877  war  die  private  Verwaltung  dieser  Eisen- 
bahnen keinerlei  Ueberwachung  oder  Kontrolle  seitens  der  Bandesregierung 
anterworfen.  Die  einzigen  Versuche,  eine  amtliche  Begelung  einzuführen, 
waren  von  den  Begierungen  der  einzelnen  Staaten  gemacht  worden,  und 
auch  diese  Versuche  reichen  nicht  über  das  Jahr  1870  zurück.  Von 
dieser  Zeit  dagegen  verfolgte  die  Eisenbahngesetzgebung,  soweit  eine  solohe 
überhaupt  bestand,  lediglich  das  Ziel,  zum  Bau  von  Eisenbahnlinien  zu 
ermutigen;  ein  Versuch,  die  öffentlichen  Interessen  gegen  die  den  Bahnen 
innewohnende  Macht  zu  Bchützen,  war  dagegen  niemals  gemaoht  worden. 
Wie  grofs  jedoch  diese  Macht  ist,  wurde  damals  wohl  nur  von  wenigen 
begriffen,  nnd  man  glaubte  nicht,  dafs  die  Eisenbahnen  irgend  welcher 
andern  Behandlung  von  seiten  der  Obrigkeit  bedürften,  als  sonstige  Privat- 
unternehmungen.  Das  einzige,  was  man  fürchtete,  war  nur,  dafs  die 
Eisenbahnen  nicht  ecbnell  genug  gebaut  werden  würden,  um  dem  Bedarfe 
zu  genügen.  Alle  der  Anlegung  von  Eisenbahnlinien  entgegenstehenden 
Schwierigkeiten  wurden  so  schnell  als  möglich  aus  dem  Wege  geräumt 
Es  wurden  allgemeine  Eisenbahngeselze  eingeführt,  welche  die  Erlangung 
irgend  welcher  specielleu  Konzessionen  der  Legislatur  überflüssig  machten, 
nnd  welche  es  jedem,  der  das  nötige  Kapitol  besafs  oder  auch  nicht  be- 
safs,  freigaben,  wo  und  wann  er  wollte,  Eisenbahnen  zu  bauen.  Aber 
diese  negative  Ermutigung  war  noch  nicht  alles.  Die  meisten  Gemeinden 
waren  nur  zu  schnell  bereit,  auch  positive  Ermutigung  in  der  Form  von 
Subsidien  herzugeben  (Hßrdley,  Bailr.  Transp.  p.  125).  Im  Laufe  der 
Zeit  jedoch  begannen  die  Uebelstände  und  Mifsbräuche  der  unäberwachten 
Privatverwaltungen  sich  fühlbar  zu  machen.  Man  fing  an  einzusehen, 
Dritte  Folfe  Bd.  IV  (LIX).  47 
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dafs  die  Eisenbahn  in  den  Händen  privater  Konsortien  nicht  als  ein 
ungemischter  Segen  sich  erweisen  könnte,  and  dafs  die  Bürger  sich  ant 
die  Wirkung  der  Konkurrenz  als  auf  ein  Sicherheitsmittel  gegen  unange- 
messene oder  übertrieben  hohe  Tarife  oder  andere  Mifsbräuche  nioht  ver- 
lassen durften,  znmal  da  diese  Konkurrenz  nur  an  den  Knotenpunkten 
zur  Wirksamkeit  kommen  konnte  und  selbst  hier  nicht  immer  von  vorteil- 
haftem Einflufs  sich  erwies. 

Auf  solche  Weise  begann  man  den  monopolistischen  Charakter  der 
Eisenbahnen  herauszuftihlen,  und  es  entstand  eine  Bewegung  zu  Gunsten 
irgend  welcher  Art  von  staatlicher  Kontrolle  oder  Gesetzgebnng. 

Diese  Bewegung  erreichte  jedoch  weder  grofse  Stärke,  noch  brachte 
sie,  bis  in  den  Anfang  der  siebziger  Jahre,  irgend  welche  wichtigen  Be- 
sultate  zu  Stande. 

Zu  dieser  Zeit  geschah  es,  dafs  die  Farmer  des  Westens,  veranlafst  durch 
die  ernsten  finanziellen  Schwierigkeiten,  in  welchen  sie  sich  befanden, 
sich  zu  einem  Proteste  vereinigten  gegen  das,  was  sie,  und  zwar  nicht 
ohne  triftigen  Grund,  als  ungerechte  Tarifunterschiede  und  übertrieben 
hohe  Frachtsätze  bezeichneten.  Diese  Bewegung  der  Farmer  ist  nnter 
dem  Namen  der  „Grangerbewegung"  in  der  Eisenbahngescbichte  der  V.  St. 
verzeichnet1).  Als  Antwort  auf  die  Forderungen  der  Farmer  wurden 
dann  auch  Eisenbahngesetze  in  mehrereu  westlichen  Staaten  (111.,  Wisc., 
Mich.,  Minn.)  eingeführt.  Diese  Gesetze  sind  unter  dem  Namen  Grange- 
gesetzgebung  bekannt.  Zum  gröfsten  Teile  war  diese  Gesetzgebung  hastig 
und  unvorsichtig.  In  ihr  wurde  versucht,  die  Preise,  welche  die  Bahnen 
berechnen  durften,  festzusetzen,  entweder,  indem  dieselben  im  Gesetze 
selbst  vorgeschrieben  wurden,  oder  durch  eine  Kommission,  welche  die 
Befugnis  bekam,  sie  festzustellen. 

Das  sogenannte  Potter  Law  z.  B.,  welches  in  Wisconsin  eingeführt 

1)  Der  Name  „Oranger“  ist  von  dem  Ausdruck  ,,Grange“  hergeleitet,  mit  welchem 
man  die  von  den  Farmern  gegründeten  Gruppen  oder  Vereine  zu  bezeichnen  pflegte. 
Eine  kurze  und  überaus  treffende  Beschreibung  der  Situation,  weiche  jene  Bewegung  ver- 
anlagte, giebt  uns  Prof.  Hardley,  den  ich  daher  «örtlich  citiere: 

„In  den  Jahren  1865 — 1871  waren  500  Millionen  Dollars  in  westlichen  Eisen- 
bahnen angelegt  worden  Diese  Bahnen  waren  mit  ihren  Einnahmen  abhängig  von  der 
Weisenernte.  Der  Preis  des  Weizens,  welcher  mehrere  Jahre  hindurch  hoch  gestanden 
hatte,  wurde  scbliefslich  von  der  Ueberproduktiou  und  durch  andere  Umstände  herab- 
gedrückt. Bei  Transportgebübren,  wie  sie  bis  dahin  bestanden  hatten,  konnten  die  Farmer 
ihre  Schulden  nicht  bezahlen ; bei  erm&fsigten  Frachtsätzen  wiederum  mufsten  die  Eisen- 
bahnverwaltungen in  dieselbe  Lage  geraten.  Zn  verteilen  gab  es  nur  einen  Verlust,  nicht 
einen  Gewinn. 

Die  Farmer  machten  nun  die  Eisenbahnverwaltung  für  diese  Lage  der  Dinge  ver- 
antwortlich. Da  wo  nnr  eine  Bahn  lief,  schraubte  die  Verwaltung  die  Tarife  so  hoch  als  sie 
nur  irgend  konnte,  wo  dagegen  zwei  konkurrierende  Bahnen  bestanden,  wurden  die  Preis« 
so  tief  herabgedrttckt,  dafs  sie  die  Betriebskosten  eben  deckten  and  keinerlei  Fond  für  die 
laufenden  Verpflichtungen  als  Zins«n  etc.,  übrig  Helsen.  Die  sich  hieraus  ergebenden  Fracht- 
unterschiede waren  ganz  enorm,  und  in  diesem  Unterschiede  wollte  man  die  Ursache 
des  landwirtschaftlichen  Niederganges  finden.  Einmal  sagte  sich  der  Farmer,  dafs  er  seinen 
Weizen  in  Chicago  mit  einigem  Nutzen  verkaufen  könnte,  wenn  er  zu  denselben  Fracht- 
sätzen bedient  würde,  wie  sie  den  bei  der  Konkurrenz  in  Betracht  kommenden  Orten  zur 
Verfügung  standen,  und  dann  kalkulierte  er  weiter,  dafs  die  Eisenbahnen,  wenn  sie  nach 
diesen  Orten  zu  gewissen  Frachtsätzen  befördern  konnten,  auch  für  ihn  zu  den  gleichen 
8ätzen  zu  befördern  imstande  sein  müfsten“  (Hardley,  R.  Tr.  p.  131). 
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-wurde,  letzte  die  Preise  für  die  verschiedenen  Klassen  von  Eisenbahnen 
naoh  einer  Taxe  fest,  welohe  eich  als  viel  zu  niedrig  bewies. 

Die  Verfassungegernäfsheit  dieser  Gesetze  wurde  von  den  Eisenbahnen 
bei  den  Gerichtshöfen  bestritten,  aber  ohne  Erfolg.  Die  Entscheidung  des 
obersten  Gerichtshofes  der  Ver.  St.  gestand  den  Staaten  ein  für  allemal 
das  verfassungsmäfsige  Recht  zu,  den  Eisenbahnen  die  Preise  vorzu- 
schreiben, resp.  dieselben  zu  regulieren.  Während  dieses  gerichtlichen 
Streites  jedoch  war  die  volkswirtschaftliche  Wirkung  dieser  unzulänglichen 
Gesetzgebung  bereits  zu  Tage  getreten. 

Die  von  den  Staaten  aufgezwungenen  Frachtsätze  beraubten  die 
Bahnen  jedes  Gewinnes;  infolgedessen  hörte  der  Bau  neuer  Strecken  und 
die  Anlage  von  Kapitalien  zu  Eisenbahcunternehmucgen  auf,  und  die 
wirtschaftliche  Entwickelung  wurde  dadurch  beeinträchtigt  nnd  verlangsamt. 
Die  Leute  sahen  ein,  dafs  sie  zu  weit  gegangen  waren,  und  die  Gesetze 
wurden  entweder  zurückgenommen  oder  wenigstens  ziemlich  lässig  aus- 
geführt.  Die  Lehre  war  sowohl  für  die  Eisenbahnen  wie  für  das  Publi- 
kum von  guter  Wirkung.  Die  ersteren  wufsten  nun,  dafs  sie  die  öffent- 
liche Meinung  schlechthin  weder  ignorieren  noch  ihr  trotzen  konnten, 
und  die  Farmer  merkten,  dafs  eine  gesetzliche  Einmischung  dem  Gemein- 
wesen gerade  so  sehr  schaden  mochte  als  den  Eisenbahnen  selbst. 

Innerhalb  gewisser  Grenzen  bedeutet  die  Wohlfahrt  der  Eisenbahnen 
zugleich  die  Wohlfahrt  deB  Landes.  Leider  jedoch  hatte  man  keine  Ge- 
währ, dafB  die  Eisenbahnen,  wenn  sie  sich  selbst  überlassen  blieben,  sich 
innerhalb  dieser  Grenzen  halten  würden.  Es  konnte  sehr  wohl  der 
Fall  eintreten,  dafs  sie  nioht  nur  das  öffentliche  Interesse,  sondern  Bogar, 
wie  es  auch  thatsächlich  wiederholt  vorgekommen  iet," die  wahren  Interessen 
der  Aktionäre  aufser  acht  liefsen. 

Mögen  daher  auch  diese  von  den  westlichen  Staaten  gemachten  Ver- 
suche einer  gesetzlichen  Regelung  des  Eisenbahnwesens  sich  als  unzu- 
länglich und  fehlerhaft  erwiesen  haben , so  bleibt  dennoch  ohne  Frage 
die  Notwendigkeit  einer  staatlichen  Aufsicht  bestehen,  wenn  das  öffent- 
liche Interesse  geschützt  werden  soll. 

Diese  Notwendigkeit  nun  ist  das  Eisenbahnproblem  der  Vereinigten 
Staaten  ').  Man  mufs  die  Privatbahnen  als  eine  feststehende  Institution 
acceptieren  und  es  läfst  eich  in  der  That  vieles  zu  Gnneten  derselben 
anführen.  Andererseits  darf  jedoch  nicht  zugelassen  werden,  dafs  diese 
privaten  Unternehmungen  dem  Bürgertum,  wie  es  bisher  vielfaoh  der  Fall 
gewesen  ist,  zum  Schaden  gereichen,  und  es  ist  zweifellos  notwendig, 
eine  öffentliche  Beaufsichtigung  derselben  dnrehzuführen , so  wenig  auch 
damit  der  private  Charakter  dor  Eisenbahnen  beeinträchtigt  zu  werden 
brauoht. 

Der  Fürsprecher  für  die  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  hält  natür- 
lich eine  Lösung  des  Problems  für  schlechterdings  unmöglich  und  be- 
streitet die  Möglichkeit,  das  öffentliche  Interesse  zu  schützen,  solange 
den  Eisenbahnen  die  private  Verwaltung  zugestanden  bleibt.  So  z.  B. 


1)  Einer  Verstaatlichung  der  Bahnen, ^ wenigstens  für  ftbsehb&re  Zeit,  reden  in  Amerika 
nur  wenige  das  Wort 
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sagt  Ulrich,  Ei  sen  bah  n tari  fw  esen  8.  119:  „Man  steht  vor  der  Wahl,  ent- 
weder der  Priratrerwaltung  die  Tarifgestaltung  nahezu  vollständig  zu  ent- 
ziehen und  damit  zugleich  nicht  nur  die  wichtigsten  ihrer  Befugnisse, 
sondern  auch  das  vorzüglichste  Mittel,  das  in  dem  betreffenden  Unter- 
nehmen angelegte  Kapital  möglichst  nutzbringend  zu  machen,  also  in  dar 
That  rasch  die  private  Verwaltung  in  der  Hauptsache  zu  beseitigen  oder 
aber  sie  mit  ihren  notwendigen  mehr  oder  weniger  weitgehenden  nach- 
teiligen Folgen  beizubehalten. 

Es  bleibt  nun  die  Frage  offen,  wie  wiohtig  eigentlich  diese  not- 
wendigen nachteiligen  Folgen  sind. 

Eine  Anzahl  bewährter  Nationalökonomen  spreohen  sich  dahin  aus, 
dafs  ein  tiefliegender  und  unausrottbarer  Antagonismus  zwischen  den 
Interessen  der  Bahnen  und  denen  des  BüTgertums  nicht  vorliegt,  sondern 
glauben,  dafs  die  dauernden  Interessen  der  Korporationen  mit  denen  der 
öffentlichen  Bevölkerung  parallel  laufen,  wie  eehr  auch  ihre  zeitlichen 
Interessen  mitunter  zu  divergieren  soheinen.“ 

Unter  diesen  Gesichtspunkten  geben  denn  auch  viele  Nationalökonomen 
die  Möglichkeit  einer,  wenn  auch  schwierig  durchzuführenden  Lösung 
der  Frage  zu. 

Es  ist  nicht  an  uns,  zwischen  diesen  sich  gegenüberstehenden  Ansichten 
zu  entscheiden,  von  denen  jede  von  gleich  bewährten  Theoretikern  der 
V.  St.  gestützt  wird;  sobald  es  sioh  jedoch  darum  handelt,  in  Amerika 
staatliche  Bahnen  einzufübren,  ist  zumeist  jedermann  davon  überzeugt, 
dafs  es  auf  alle  Fälle  besser  ist,  die  einmal  bestehenden  Mifsstände  au 
ertragen,  als  sioh  durch  die  Verstaatlichung  der  Bahnen  neuen  auszusetsec, 
die  wir  nicht  kennen , von  denen  wir  aber  guten  Grund  haben  aniu- 
nehmen,  dafs  sie  unter  unserer  Begierungsform  und  den  Umstände: 
unseres  politischen  Lebens  sehr  viel  schlimmer  werden  würden  als  sie 
jetzt  sind. 

Unser  Augenmerk  wird  sich  daher  vorzüglich  darauf  zu  richte: 
haben,  die  Mifsstände,  welche  die  private  Verwaltung  der  Bahnen  mit 
sich  führt,  auf  ein  möglichst  geringes  Mafs  einzuschriinken. 

Die  Tage  des  bedingungslosen  „laisser  faire“  in  Eisenbahnfrtga 
sind  selbst  in  den  Vereinigten  Staaten  gezählt,  und  die  Zeit  ist  ge- 
kommen, da  eine  staatliche  Aufsicht  und  Regelung  in  irgend  einer  Weis 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  zur  Thatsache  geworden  ist. 

Wir  kehren  nun  zu  unserer  Gesobiohte  zurück,  welche  sioh  mit  da 
Anfängen  dieser  Periode  beschäftigt. 

Während  so  die  westliohen  Staaten  sich  einer  übereilten  Gesetz- 
gebung befleifsigten  und  durch  traurige  Erfahrungen  lernten,  wie  es  nicht 
sein  könne,  unternahm  es  der  ältere  und  konservative  Staat  Massachu- 
setts ebenfalls , das  Problem  zu  lösen.  Dieser  Staat  nämlich  führte 
eine  Kautionsmafsregel  ein,  welche  zwar  zuerst  wenig  geeignet 
sohien,  ihren  Zweck  zu  erfüllen,  sich  aber  in  ihren  späteren  Reea- 
taten  Uber  alle  Erwartungen  erfolgreich  erwies.  Diese  Mafsregel  be- 
stand in  der  Einrichtung  einer  Eisenbahnkommission,  welche  nur  de: 
Auftrag  hatte,  zu  untersuchen  und  zu  berichten.  Die  letztere  wurde  is 
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Jahre  1869,  ein  Jahr  bevor  die  Grangergesetze  im  Westen  eingeführt 
wurden,  eingesetzt. 

Sie  zählte  unter  ihren  Mitgliedern  sehr  tüchtige  Leute.  Unter  der 
Führerschaft  von  Charles  F.  Adams  jr.  benutzte  sie  ihre  scheinbar  unbe- 
deutende Machtbefugnis  in  einer  Weise,  welche  zugleich  die  Achtung  der 
Bürger  und  der  Eisenbahnen  tür  sich  gewann  und  übte  eine  heilsame 
Gewalt  über  die  letzteren  aus.  Diese  Gewalt  bestand  ihrem  Wesen  nach 
eben  darin,  dafs  die  von  den  fähigen  Berichten  der  Kommission  geleitete 
und  belehrte  öffentliche  Meinung  (von  welcher  in  Amerika  mehr  als 
irgendwo  sonst  abhängt)  einen  bedeutenden  Druck  auf  die  Verwaltung 
der  Eisenbahnen  ausübte. 

„Trotz  der  vorherrschenden  gegenteiligen  Ansicht“,  sagt  Hardley, 
£.  Tr.  p.  138,  „tragen  die  Eisenbahngesellechaften  der  öffentlichen  Meinung 
Bechnung  ....  Duroh  die  Sicherung  der  Oeffentlichkeit  in  der  Ver- 
waltung geschieht  viel  zur  Verhinderung  dessen , dafs  die  dauernden 
Interessen  der  Bahnen  zeitlichen  Vorteilen  hintangeBetzt  werden , und 
durch  die  Beschützung  dieser  dauernden  Interessen  der  Bahnen  nähert 
man  sich  dem  Ziele , die  dauernden  Interessen  der  Bürger  zu  sichern. 
Die  Aktionäre  der  Bahnen  ebenso  wie  der  bessere  Teil  der  Verwalter 
derselben  werden  sich  entschieden  auf  die  Seite  des  öffentlichen  Interesses 
stellen.“ 

So  ungefähr  erklärt  man  den  guten  Erfolg  der  Massachusetts-Kommission, 
welohe  den  andern  Staaten  als  Vorbild  gedient  hat.  Immerhin  darf  man 
die  Thatsache  nicht  übersehen,  dafs  ihr  Erfolg  in  nicht  geringerem  Mafse 
den  Massachusetts  und  den  östlioben  Staaten  charakteristischen  Umständen 
znzusohreiben  ist,  wo  das  Eisenbahnsystem  schon  lange  Zeit  besteht,  die 
Hauptlinien  bereits  ausgebaut  und  die  volkswirtschaftlichen  Umstände 
verhältnismäfsig  stabil  sind. 

Es  besteht  hier  ein  Zustand  der  Dinge,  weloher  demjenigen  Europas 
ähnlicher  ist  als  demjenigen  der  westlich  gelegenen  Stauten  Amerikas,  wo- 
selbst das  Eisenbahnwesen  sich  nooh  in  dem  Entwickelungsprozesse  be- 
findet und  wo  der  Kampf  „for  the  field“  ')  sowohl  als  um  den  Ver- 
kehr die  mafsloseste  und  rücksichtsloseste  Konkurrenz  hervorruft.  Dazu 
kommt  ferner,  dafs  die  Eisenbahnen  in  Massachusetts  gröfstenteils  mit 
inländischem  Kapital  gebaut  wurden,  so  dafs  die  Aktionäre  zumeist  in  dem 
Gebiete  leben,  dessen  Diensten  die  Bahn  gewidmet  ist.  Die  westlichen 
Bahnen  hingegen  gehören  zumeist  im  Osten  und  selbst  in  Europa  an- 
sässigen Kapitalisten,  welche  erklärlicherweise  der  öffentlichen  Meinung 
einer  Bevölkerung,  welche  Tausende  von  Meilen  von  ihnen  entfernt  lebt, 
mit  Gleichgültigkeit  gegenüberstehen.  Wie  dem  nun  auch  sei , das 
Master  der  sozusagen  ratgebenden  Massachusetts-Kommission  wurde  später 
auch  in  vielen  westlichen  8taaten  nachgeahmt  und  hat  in  manchen  der- 
selben ziemlich  guto  Erfolge  gezeitigt  (z.  B.  in  Jowa).  Andere  Staaten 
dagegen  haben  entscheidende  Kommissionen  eingesetzt,  welche,  gleioh  den 
von  den  Grangergesetzen  errichteten,  die  Machtbefugnis  besitzen,  die 


1)  Der  Kampf,  um  bei  dem  Bau  der  Bahn  ein  Gebiet  zu  gewinnen,  welches  den 
meisten  Gewinn  verspricht. 
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Tarife  vorzuschreiben.  Dieser  Typus  der  Kommissionen  hat  die  größten 
Erfolge  im  Süden  des  Landes,  besonders  in  dem  Staate  Georgia,  aufzu- 
weisen. 

So  interessant  und  lehrreich  es  auch  wäre,  die  verschiedenen  Staaten- 
kommissionen eingehender  zu  beleuchten , so  wurde  dies  doch  weit  über 
den  Kähmen  dieser  Abhandlung  hinausreichen.  Es  ist  dies  ein  Thema, 
welches  eine  besondere  und  specielle  Behandlung  erfordert,  und  die  bis 
jetzt  darüber  vorhandene  Litteratur  ist  nooh  unzureichend. 

Auch  im  betten  Falle  jedoch  sind  die  von  den  einzelnen  Staaten  einge- 
setzten Kommissionen  nicht  die  geeigneten  Organe,  das  Eisenbahnproblem 
zu  lösen,  und  es  zeigte  sioh  bald,  dafs  keine  von  dom  einzelnen  Staat 
eingesetzte  und  in  ihm  allein  autorisierte  Gesetzgebung  oder  Behörde, 
wie  sorgsam  sie  auch  immer  ausgewählt  sein  mag,  imstande  ist,  den  Mifs- 
bräuchen  und  ungerechten  Tarifen  der  Eisenbahnen  ein  Ende  zu  machen 
und  zwar  aus  dem  einfachen  Grunde , weil  der  gröfste  Teil  der  Bahnen 
und  des  Verkehrs  eich  nicht  auf  das  Gebiet  eines  einzelnen  , wenn  auch 
noch  so  grofsen  Staates,  beschränkt. 

Die  Eisenbahnen  sind  national  d.  h.  gesamtstaatlich  oder  mindestens 
auf  gröfsere  Ländergebiete  berechnet,  und  bei  ihrem  Bau  hat  man  dis 
Grenzen  der  einzelnen  Staaten  gänzlich  unbeachtet  gelassen.  Gerade 
der  wichtigste  Handel  der  V.  St.  ist  zwischenstaatlich  und  daher  aufser 
dem  Bereich  der  einzelstaatlichen  Jurisdiktion. 

Durch  den  Wortlaut  der  Bundesverfassung  ist  die  Macht,  den  Handel 
zwischen  den  Staaten  zu  regeln,  ausdrücklich  dem  Kongrefs  zugestanden, 
und  es  war  klar,  dafs  eine  wirklich  wirksame  Regulierung  oder  Beauf- 
sichtigung der  Bahnen  nur  durch  eine  Behörde  erreicht  werden  könnte, 
welche  die  Jurisdiktion  Uber  das  gesamte  Gebiet  des  Bundesstaates  be- 
sässe. 

Die  Agitation  für  ein  nationales  Eisenbahngesetz  war  ebenfalls  eins 
Folge  der  Grangerbewegung.  Die  Frage  einer  Tarifregulierung  gelangte  im 
Jahre  1878  zum  erstenmal  vor  den  Kongrefs.  Von  jener  Zeit  an  bi« 
zu  der  Einführung  des  Gesetzes  im  Jahre  1887  war  fast  beständig  irgend 
ein  Eisenbahngesetzentwurf  in  Beratung. 

Eins  der  hervorragendsten  Charakteristika  dieser  ersten  Entwürfe 
war  die  Sucht,  niedrigere  Frachtsätze  einzuführen,  und  man  befürwortete 
vielfach  die  Erbauung  von  Eisenbahnen  und  Kanälen  seitens  der  Bundes- 
regierung, um  die  Privatbahnen  duroh  die  ihnen  dadurch  entstehende 
Konkurrenz  zur  Ermäfsigung  ihrer,  wie  man  annahm,  übertrieben  hohen 
Tarife  zu  zwingen.  Späterhin  jedoch  verlor  man  diese  Seite  der  Frage 
aus  den  Augen.  Die  Eisenbahotarife  waren  von  den  Verwaltungen  selbst 
stark  herabgesetzt  worden,  und  das  Publikum  überzeugte  sioh,  dafs  die 
Fraohtpreise  in  den  V.  St.  im  allgemeinen  niedriger  waren  als  in  irgend 
einem  andern  Lande.  Nunmehr  konzentrierte  sioh  die  öffentliohe  Auf- 
merksamkeit auf  einen  anderen  und  in  der  That  ernsteren  Uebelstand, 
nämlich  die  willkürlichen  Verschiedenheiten  und  Unterschiede  in  den  Ta- 
rifen, durch  welche  einzelnen  Verfrachtern  oder  Gegenden  eine  unbillige 
Bevorzugung  vor  andern  eingeräumt  wurde.  Dieter  Uebelstand  bildete 
den  Gegenstand  der  Klagen  in  dem  Beriohte  des  Cullom-Senat-Aussohusses 
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Tom  Jahre  1886.  Nach  der  Erwähnung  des  Umstandes,  dafs  die  Eisen- 
bahnpolitik der  V.  8t.  ans  den  wirksamsten  Eisenbahndienst  und  die  nie- 
drigsten Tarife  der  Welt  geschaffen  habe,  beeilt  sieh  das  Komitee,  hinzu- 
zusetzen, dafs  die  anerkannten  Vorzüge  dieser  Politik  orreioht  worden 
sind  auf  Kosten  der  willkürlichsten  Unterscheidungen,  and  dafs  ihre  Wir- 
kung gewesen  sei,  den  Starken  anf  Kosten  des  Schwächeren  zu  bereichern, 
dem  Qrofshändler  eine  Bevorzugung  vor  dem  kleinen  Kaufmann  zu  ge- 
währen, dem  Kapital  gröfseren  Einflufs  einzuräumen  als  der  persönlichen 
Ehrenhaftigkeit  und  dem  Unternehmungssinn,  den  Handel  auf  grofae 
Centren  zu  beschränken,  Ansammlung  und  Anhäufung  von  Kapital  herbei- 
xuführen,  Monopole  zu  schaffen,  den  Einflufs  und  die  Maoht  von  Korpo- 
rationen zu  vergröfsern  und  die  Leitung  des  Handels  im  Lande  mehr  und 
mehr  in  der  Hand  weniger  zu  vereinigen.  In  dem  weiteren  Verlaufe 
ihres  Berichtes  zählt  das  Komitee  die  folgenden  Ursachen  zur  Klage  gegen 
die  Eisenbahnen  auf: 

1)  Dafs  die  Lokaltarife  im  Vergleich  zu  den  Durchgangstarifen  uu- 
verhältnismäfsig  hoch  seien. 

2)  Dafs  sowohl  lokale  als  Durchgangstarife  übertrieben  hoch  seien 
an  den  von  der  Konkurrenz  nicht  berührten  Punkten,  sei  es  infolge  des 
Nichtvorhandenseins  von  Konkurrenz  oder  infolge  von  monopolistischen 
Verträgen  oder  „Pools“,  wolohe  eine  Wirkung  derselben  ausschlössen. 

3)  Dafs  die  Frachtpreise  augenscheinlich  ohne  Bücksicht  anf  die 
wirklichen  Kosten  (Wert)  des  geleisteten  Dienstes,  sondern  gröfstenteils 
darauf  basiert  seien,  was  der  Handel  ertragen  könne. 

4)  Dafs  beständig  ungerechtfertigte  Unterscheidungen  zwischen  Indi- 
viduen in  den  für  gleiche  Dienstleistung  unter  gleichen  Bedingungen  be- 
rechneten Frachtpreisen  gemacht  würden. 

5)  Dafs  unerlaubte  Unterschiede  gemacht  würden  zwischen  Fracht- 
gütern und  Qeschäftszweigen  gleicher  Art  und  zwischen  verschiedenen 
Quantitäten  von  gleichartiger  Fracht. 

6)  Dafs  unangemessene  Unterschiede  gemacht  würden  zwischen  ähnlioh 
gelegenen  Lokalitäten. 

7)  Dafs  die  bestehende  Politik  der  Eisenbahnverwaltung  dahin  wirkt, 
duroh  ein  ganzes  System  von  Speoialtarifen,  Kabattcn,  Rückvergütungen 
und  Konzessionen  den  Monopolismus  zu  bestärken,  bevorzugte  Verfrachter 
zu  bereiohern  und  freien  Wettbewerb  in  vielen  Handelszweigen  zu  ver- 
hindern, bei  welchem  die  Kosten  der  Transportierung  ein  wichtiges  Moment 
bilden. 

8)  Dafs  solches  Favoritentum  und  Oeheimwesen  ein  Element  der  Un- 
sicherheit in  Handel  und  Wandel  einfähre,  welches  der  Entwiokelung 
unserer  Industrie  und  unseres  Handels  störend  im  Wege  stehe. 

9)  Dafs  das  geheime  Nachlassen  am  Frachtpreise  (cutting  of  rates) 
und  die  fortwährend  staltfindenden  plötzlichen  Schwankungen  schädlich 
für  jede  Art  von  Handel  mit  Ausnahme  des  rein  spekulativen  Geschäfts 
seien,  und  dafs  sie  häufig  grofse  Ungerechtigkeiten  und  ernste  Verluste 
zur  Folge  hätten. 

10)  Dafs  die  Eisenbahnen  bei  dem  Mangel  an  einer  nationalen  und 
homogenen  Gesetzgebung  imstande  wären , durch  verschiedene  Mittel 
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ihre  Verantwortlichkeit  als  Frachtführer  von  eich  za  wälzen,  insbesondere 
bei  Transporten,  die  sich  auf  mehrere  Bahnlinien  oder  verschiedene  Staaten 
erstrecken,  und  dafa  die  Verfrachter  grofse  Schwierigkeiten  hätten,  Ersatz 
für  Verlust  oder  Schaden  an  ihrem  Eigentum  zu  erlangen. 

11)  Dafs  die  Eisenbahnen  eich  weigerten,  an  ihren  eigenen  Kon- 
trakten festzuhalten,  und  dafs  sie  unter  der  Form  von  Ueberfrachtge- 
bhhren  grofse  Beträge  über  die  Summe  hinausfordern,  welche  zur  Zeit 
der  Verfrachtung  von  ihnen  festgesetzt  worden  ist. 

12)  Dafs  die  Eisenbahnen  sich  häufig  weigerten,  ihre  Verantwortlich- 
keit fUr  die  Thaten  von  unehrlichen,  unter  ihrer  Vollmacht  handelnden 
Agenten  anzuerkennen. 

13)  Dafs  das  bürgerliche  Gesetz  keine  Mittel  gegen  derartige  Uebel- 
ständo  an  die  Hand  gebe  und  dafs  der  Verfrachter  in  Streitfällen  ge- 
zwungen sei,  sich  der  Entscheidung  des  Eisenbahnverwalters  oder  des 
Hauptbeamten  des  Pools  zu  fügen  oder  die  Gefahr  zu  laufen,  sich  durch 
ihm  auferlegte  Ausnahmetarife  noch  gröfsere  Verluste  zuzuziehen. 

14)  Dafs  die  in  verschiedenen  Teilen  des  Landes  üblichen  Unter- 
schiede in  den  Klassifizierungen,  die  mitunter  sogar  fUr  Transporte  auf 
derselben  Linie,  nur  in  entgegengesetzter  Kichtung,  gemacht  werden,  eine 
ergiebige  Quelle  für  Mifsverständnisse  bildeten  und  oft  zu  Uebervortei- 
lungen  ausgenützt  würden. 

15)  Dafs  durch  die  Gewährung  von  Freibillets  eine  priviligierte  Klasse 
geschaffen  würde  und  durch  die  Ausdehnung  dieses  Mifsbrauohes  eine 
Verteuerung  der  Personenbeförderung  herbeigeführt  werde. 

16)  Dafs  das  angeblich  in  der  Bahn  angelegte  Kapital  und  die  Aktien- 
schuld der  Bahnen  die  wirklichen  Kosten  ihres  Baues  oder  ihren  gegen- 
wärtigen Wert  bei  weitem  überschritten  und  dafs  unbillige  Frachtpreise 
gefordert  würden  infolge  der  Bemühung,  hohe  Dividenden  „on  watered 
stock“  ’)  und  Zinsen  iür  die  ohne  entsprechende  Gegenleistung  ausgegebeneu 
Obligationen  zu  schaffen. 

17)  Dafs  Eisenbahngesellschaften  sich  ungerechlfertigterweise  in  Ge- 
schäfte einliefsen,  welche  mit  dem  Transportgesohäft  nichts  zu  schaffen 
haben,  und  dafs  Geschäftsunternehmungen,  bei  welchen  Eisenbahnbeamte 
beteiligt  waren,  unbillige  Vorzüge  eingeräumt  worden  seien. 

18)  Dafs  die  Art  der  Betreibung  des  Eisenbahngeschäfts  zu  verschwen- 
derisch und  zu  kostspielig  sei,  und  dafs  das  reisende  und  verfrachtende  Publi- 
kum eine  zwecklose  Verteuerung  zu  tragen  habe  durch  die  unnötige  Ausgabe 
von  grofsen  Summen  zur  Erhaltung  eines  teuren  Heeres  von  Agenten, 
welche  sich  auf  einer  übermäfsigen  Jagd  nach  Geschäften  befinden. 

I. 

Das  Komitee  reichte  einen  Gesetzesentwurf  ein,  weloher  bestimmt 
war,  erwähnten  Uebelatänden  ein  Ende  zu  machen.  Der  Entwurf  wurde, 
nachdem  er  zuvor  im  Senate  und  im  Hause  verschiedene  Modifikationen 

1)  Unter  watered  stock  versteht  man  die  absichtlich  an  hoch  angegebenen  Anteilscheine 
der  einseinen  Inhaber, 
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erfahren  hatte,  schliefslich  von  beiden  Körperschaften  genehmigt  und  am 
7.  Febr.  1887  durch  die  Unterschrift  des  Präsident  Cleveland  zum  Gesetze 
erhoben.  Das  Wesen  und  die  Wirkungen  dieses  Gesetzes  nun  bilden  den 
Gegenstand  vorliegender  Abhandlung.  Dos  Gesetz  führt  den  Titel  „An 
Act  to  regulate  Commerce",  gewöhnlich  jedooh  wird  es  als  das  Interstate 
Commerce  Gesetz  bezeichnet,  indem  es  sich  nur  auf  den  zwischenstaat- 
lichen Verkehr  bezieht. 

Das  Gesetz  findet  seine  Anwendung  auf  alle  Eisenbahnen  oder  kom- 
binierte, unter  gemeinsamer  Verwaltung  stehende  Eisenbahnen  und  Wasser- 
wege, welche  sioh  an  solchem  zwischenstaatlichen  Verkehr  beteiligen. 

Dasselbe  ist  demnach  ohne  Wirkung  auf  den  Verkehr,  soweit  er 
lediglioh  innerhalb  der  Grenzen  eines  einzelnen  Staates  erfolgt,  sowie  auf 
den  durch  Wasserwege  allein,  unabhängig  von  Eisenbahnen,  besorgten 
Verkehr. 

Das  Gesetz  sieht  die  Einsetzung  einer  Bahnkommission  oder  Bundes- 
behörde vor,  welche  die  Bezeichnung  Interstate  Commerce  Kommission 
fuhrt1)  und  ans  5 Mitgliedern  besteht,  welohe  vom  Präsidenten  der  Ver. 
Staaten  unter  Beirat  und  Bestätigung  des  Senats  ernannt  werden.  Die 
ersternannten  Mitglieder  dieses  Amtes  bleiben  2,  3,  4,  5 und  6 Jahre  im 
Amte.  Ihre  Nachfolger  werden  regelmäfsig  auf  je  6 Jahre  ernannt.  Es 
dürfen  jedesmal  nicht  mehr  als  3 Mitglieder  der  Kommission  der  gleichen 
politischen  Partei  angehören.  Beamte  allgemeiner  Verkehrsanstalten  (common 
carriers)  im  Sinne  dieses  Gesetzes  oder  Personen,  welche  in  unmittelbaren 
Beziehungen  zu  solchen  stehen,  Aktien  oder  Obligationen  derselben  be- 
sitzen oder  sonst  irgendwie  finanziell  an  denselben  beteiligt  sind,  dürfen 
nicht  in  das  Amt  berufen  werden. 

Befugnisse  und  Pflichten  der  Kommission  sind  in  der  Hauptsache  folgende: 

1)  Sie  hat  die  Befugnis,  in  die  Geschäftsführung  der  Eisenbahnen 
Einsicht  zu  nehmen  und  sich  Uber  die  Art  und  Weise  ihres  Betriebes  in 
allen  Einzelheiten  soweit  zu  unterrichten,  ab  dies  znr  vollständigen  Erfüllung 
aller  ihr  Übertragenen  Aufgaben  erforderlich  ist.  Zu  diesem  Zwecke  ist 
die  Kommission  ermächtigt,  Zeugen  vorzuladen  und  auch  zu  vernehmen  und 
die  Vorlage  aller  Bücher,  Urkunden,  Tarife,  Verträge,  Vereinbarungen  und 
sonstigen  Schriftstüoke  zu  verlangen,  welche  zur  Aufklärung  nötig  sind.  § 12. 

2)  Sie  hat  die  Verpflichtung,  Beschwerden  Uber  augebliche  Verletzungen 
des  Gesetzes  anzuhören  und  zu  prüfen,  und  sie  kanu  auch  auf  eigene  Ent- 
schliefsung  derartige  Untersuchungen  anstellen,  ohne  dafs  ein  bestimmter 
Antrag  resp.  eine  Beschwerde  vorliegt.  § 13. 

3)  Es  ist  ihr  zur  Pflicht  gemacht,  Uber  solche  Untersuchungen  einen 
schriftlichen  Bericht  zu  erstatten  und  die  Thatsache  anzugeben,  auf  die 
das  von  ihr  gefällte  Urteil  sich  grUndet.  Derartige  Urteile  bilden  späterhin 
in  allen  gerichtlichen  Prozessen  vorläufigen  Beweis  (prima  facie  evidence) 
hinsichtlich  der  festgestellten  Thatsachen.  § 14. 

4)  Wenn  im  Laufe  einer  von  der  Kommission  angestellten  Unter- 
suchung aus  der  Zeugenaussage  oder  anderen  Beweismitteln  hervorgeht. 


1)  Eine  Uebersetzung  des  gesamten  Gesetzes  findet  man  in  dem  Eisenbehnarchiv  für 
1887  p.  338. 
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dafs  irgend  eine  Handlung  oder  Unterlassung  vorliegt,  durch  welche  du 
Gesetz  verletzt  ist,  oder  dafs  der  Beschwerdeführer  oder  andere  Fersonee 
durch  einen  Frachtführer  geschädigt  sind,  so  ist  es  die  Pflicht  der  Kom- 
mission, einen  Äuszug  aus  dem  Berichte  über  diese  Angelegenheit  dem 
Frachtführer  mitzuteilen  und  demselben  gleichzeitig  eine  angemessene  Frist 
zur  Beseitigung  des  Schadens  oder  Leistung  von  Schadenersatz  oder  zu 
beidem  zu  stellen.  § 15. 

5)  Die  Kommission  ist  ermächtigt,  von  allen  Frachtführern  jährliche 
Berichte  einzufordern. 

6)  Sie  selbst  hat  jedes  Jahr  dem  Staatssekretär  des  Innern  einen 
Bechenschaftsbericht  zu  erstatten,  welchen  dieser  dem  Kongresse  vorzu- 
legen  bat.  § 21. 

Man  ersieht  aus  alle  diesem,  dafs  die  Befugnis  der  Kommission 
kaum  über  die  Macht,  Untersuchungen  anzustellen  und  über  dieselben  in 
berichten,  hinausreioht.  Sie  ist  gleich  der  Massachus.-Kommission  mehr 
eine  beratende  als  eine  zwingende  Behörde.  Allerdings  darf  sie  den 
Bahnen  „Notizen"  zugehen  lassen  und  Befehle  oder  Forderungen  auf- 
stellen. Wenn  jedoch  ihre  Notizen  oder  Befehle  unbeachtet  bleiben,  so 
ist  die  Entscheidung  dem  Gerichtshöfe  zu  überlassen,  dem  es  obliegt,  die 
Sache  zu  verhandeln  und  zu  entscheiden,  und  der  Berioht  der  Kommission 
gilt  hierbei  nur  als  vorläufiger  Beweis  für  die  darin  konstatierten  Thst- 
sachen. 

In  ihrem  vierten  Jahresberichte  spricht  sich  die  Kommission  in  fol- 
gender Weise  über  den  Mangel  an  Machtbefugnis  aus:  „Die  Kommission 
hat  nicht  die  Macht,  die  Ausführung  ihrer  Befehle  zu  erzwingen  oder  deren 
Verletzung  zu  strafen.  Die  Durchführung  ihrer  Befehle  mufs  daher  von 
der  Bereitwilligkeit  des  Frachtführers  oder  der  Zustimmung  der  öffent- 
lichen Meinung,  oder  von  den  Mafsregeln  abhängen,  welche  auf  Ansuchen 
der  interessierten  Parteien  oder  der  Vertreter  des  Bürgertums  von  den 
Gerichtshöfen  verfügt  werden." 

Die  wichtigsten  der  den  Bahnen  durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen 
Pflichten  oder  Beschränkungen  sind  diese : 

1)  Alle  Preise  müssen  angemessen  und  gerecht  sein.  Die  Erhebung 
ungerechter  und  unangemessener  Sätze  ist  gesetzwidrig  und  verboten. 
(§  1 des  Ges.) 

2)  Falls  ein  gemeiner  Frachtführer  mittelbar  oder  unmittelbar  durch 
besondere  Frachtsätze,  Nachlässe  oder  Kückvergütung  irgend  einer  Person 
für  geleistete  Beförderung  gröfsere  oder  geringere  Kosten  berechnet,  all 
einer  anderen  für  den  gleichen  gleichzeitig  bei  Beförderung  derselben 
Güterart  unter  ähnlichen  Umständen  geleisteten  Dienst  in  Bechnung  ge- 
stellt werden,  so  ist  er  einer  ungerechten  und  gesetzwidrigen  Bevorzugung 
schuldig.  § 2. 

3)  Es  ist  gesetzwidrig,  wenn  ein  gemeiner  Frachtführer  irgend  einer 
Person,  Gesellschaft,  Körperschaft  oder  Oertlichkeit,  oder  irgend  einem 
besonderen  Handelszweige  in  irgend  einer  Weise  einen  ungebührliches 
oder  unangemessenen  Vorzug  einräumt,  ebenso,  wenn  er  einen  unge- 
bührlichen oder  unangemessenen  Schaden  zufügt.  § 3. 

4)  Alle  Frachtführer  sind  verpflichtet,  alle  vernünftigen,  geeigneten 
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und  gleichmäfsigen  Erleichterungen  für  den  Verkehr  zwischen  ihren  Linien, 
sowie  für  den  Empfang,  die  Beförderung  und  die  Ablieferung  von  Per- 
sonen nnd  Gütern  nach  und  Ton  ihren  Strecken  und  Ansoblufsbahnen  zu 
gewähren  und  den  letzteren  dieselben  Frachtsätze  und  Gebühren  zu  be- 
rechnen, welche  sie  für  ihre  eigenen  Streoken  erheben;  jedoch  sind  die 
gemeinen  Frachtführer  nicht  verpflichtet,  andern  das  gleiche  Geschäft  be- 
treibenden Frachtführern  die  Benutzung  ihrer  Schienen  und  ihrer  Bahn- 
hofsanlagen zu  gestatten.  § 3. 

5)  Es  ist  gesetzwidrig,  wenn  ein  Frachtführer  für  die  Beförderung 
von  Reisenden  oder  Frachtgütern  gleicher  Art  unter  wesentlich  gleichen 
Umständen  und  Bedingungen  für  eine  kürzere  Strecke  einen  höheren  Ge- 
samtfrachtpreis berechnet  oder  empfängt,  als  für  eine  längere  auf  derselben 
Linie,  in  derselben  Richtung  und  vorausgesetzt,  dafs  die  kürzere  Strecke 
einen  Teil  der  längeren  Strecke  bildet.  (Die  sogenannte  Long  and  Short 
Haul  Klausel.)  § 4. 

5)  Es  ist  gesetzwidrig  für  die  Frachtführer,  mit  anderen  Fracht- 
führern einen  Vertrag,  eine  .Vereinbarung  oder  eine  Uebereinkunft  zu 
sohliefsen  über  Verkehrsgemeinsohafton  (poolings)  zwischen  verschiedenen 
oder  miteinander  in  Wettbewerb  stehenden  Eisenbahnen,  sowie  über  eine 
Verteilung  der  gesamten  Reineinnahmen  oder  eines  Teils  derselben  unter 
die  einzelnen  Bahnen.  § 5. 

6)  Alle  gemeinen  Frachtführer  sind  verpflichtet,  Tabellen  zu  druoken 
und  zur  öffentlichen  Einsichtnahme  bereit  zu  halten,  aus  welchen  die 
Frachtsätze  und  sonstigen  Gebühren  für  die  Beförderung  von  Personen 
und  Gütern  zu  ersehen  sind,  welche  der  Frachtführer  aufgestellt  hat  und 
welche  zur  Zeit  in  Geltung  stehen.  § 6. 

7)  Erhöhungen  der  in  vorgesohriebener  Weise  aufgestellten  und  ver- 
öffentlichten Fracht-  und  Gebührensätze  können  erst  nach  vorheriger  zehn- 
tägiger Veröffentlichung  eingeführt  werden.  Ermäfsigungen  der  Fracht- 
preise durften  zuerst  ohne  vorherige  Ankündigung  eintreten,  später  jedoch 
forderte  das  Gesetz  hierfür  eine  3 Tage  vorher  zu  erfolgende  Bekannt- 
machung. § 6. 

8)  Die  so  veröffentlichten  Tarife  müssen  innegehalten  werden.  Es 
ist  gesetzwidrig,  wenn  der  Frachtführer  irgend  jemand  höhere  oder  ge- 
ringere Vergütigung  für  die  Beförderung  von  Reisenden  oder  Gütern  in 
Reohnnng  stellt,  verlangt,  einzieht  oder  empfängt,  als  io  den  veröffent- 
lichten, zur  Zeit  in  Geltung  stehenden  Fraohttabellen  enthalten  sind.  § 6. 

9)  Jeder  Frachtführer  ist  verpflichtet,  Exemplare  dieser  Fracht-  und 
Gebührentabellen  der  Eisenbahnkommission  einzureichen  und  alle  Aende- 
rungen  derselben  unverzüglich  anzuzeigen.  Ebenso  sind  einzureichen  alle 
Verträge,  Vereinbarungen  und  Uebereinkünfte  mit  anderen  gemeinen  Fracht- 
führern in  Bezug  auf  den  durch  dieses  Gesetz  betroffenen  Verkehr. 

10)  Es  ist  gesetzwidrig,  wenn  ein  gemeiner  Frachtführer  einer  Ver- 
einigung beitritl,  einen  Vertrag  schliefst  oder  eine  Verabredung  trifft, 
welche  ausgesprocheuermafsen  oder  stillschweigend  den  Zweok  verfolgt, 
durch  Aenderung  des  Fahrplanes,  durch  Wagenwechsel  oder  sonst  irgendwie 
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die  durchgehende  Beförderung  Ton  Frachten  zwischen  Ausgange-  and 
Bestimmungaort  willkürlich  zu  verhindern.  § 7. 

Die  Einführung  dieses  Eisenbahngesetzes  bedeutet  eine  neue  Aers  in 
der  Eisenbahnpolitik  der  Ver.  Staaten,  die  Aera  der  öffentlichen  Regu- 
lierung und  Beaufsichtigung  der  Eisenbahnen  von  seiten  der  Bandes- 
Regierung.  Unzweifelhaft  bildet  die  Besitzergreifung  dieses  Vorrechts 
durch  die  Nation  einen  Schritt  vorwärts,  da  sie  allein,  wie  wir  bereits 
auageführt  haben,  fähig  ist,  eine  hinreichende  Kontrolle  über  die  Eisen- 
bahnen auszuüben. 

Ohne  vorzagreifen  dürfen  wir  wohl  schon  hier  sagen,  dafs  das  neue 
Gesetz  allerdings  weit  davon  entfernt  ist,  das  Eisenbahnproblem  gelöst 
oder  die  oben  aufgezählten  Uebelatände  ganz  beseitigt  zu  haben.  Es  hat 
bereits  verschiedene  Amendements  erhalten  und  wird  wahrscheinlich  in 
nicht  allzuferner  Zeit  noch  weiter  modifiziert  werden.  Es  ist  jedoch 
ziemlich  sicher,  dafs  dasselbe  niemals  zurückgezogen  werden  wird,  ohne 
durch  ein  anderes  ersetzt  zu  werden;  zum  mindesten  ist  es  ein  Anfang. 

Die  meisten  Amerikaner  betrachteten  es  mehr  oder  minder  als 
ein  Experiment  und  als  solches  sind  seine  Resultate  jedenfalls  interessant 
und  lehrreich. 

Die  von  dem  Präsidenten  Cleveland  ernannte  Kommission  bestand  aus 
befähigten  und  vertrauenswürdigen  Männern.  Ihr  Vorsitzender  Thomas 
M.  Cooley,  vordem  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  Michigan,  ist 
einer  der  fähigsten  Juristen  Amerikas,  der  Autor  einiger  klassischer  Werks 
im  Gebiete  der  Rechtswissenschaft.  Ebenso  waren  alle  andern  Mitglieder 
der  Kommission  Rechtsgelehrte  von  Ruf  und  anerkannter  Fähigkeit.  Das 
duroh  diese  Ernennungen  den  Bürgern  eingeflöfste  Vertrauen  wurde  ge- 
rechtfertigt und  verstärkt  durch  die  Art  und  den  Geist,  mit  welchem  die 
Kommission  sich  ihrer  Amtspflichten  zu  erledigen  begann.  Vom  Anfsng 
an  bewies  sie  ein  praktisches  Verständnis  für  die  in  der  Regulierung 
des  Eisenbahnwesens  und  besonders  in  der  Regelung  der  Tarife  liegenden 
aufeerordentlichen  grofsen  Schwierigkeiten.  Die  vor  ihr  Forum  gelangten 
Fragen  und  Fälle  hat  sie  mit  einem  Geiste  der  Billigkeit  erörtert  und 
entschieden,  welcher  sowohl  den  Interessen  der  Bahnen,  als  denen  der 
Bürger  stets  gerecht  zu  werden  versucht;  und  während  sie  sich  bemühte, 
dem  Sinne  des  Gesetzes  volle  Wirkung  zu  verleihen,  hat  sie  sich  davor 
gehütet,  bei  ihren  Interpretierungen  irgend  eine  Aenderung  oder  Neue- 
rung, welche  im  Gesetze  nicht  vorgesehen  ist,  zu  machen.  Ueberdiei 
hat  die  Kommission  sioh  duroh  ein  bewundernswertes  Mafs  von  Fleif» 
und  Energie  hervorgethan.  Es  würde  vielleicht  zu  weit  gehen,  wollten 
wir  behaupten,  dafs  die  Kommission  niemals  und  nirgends  Irrtümer  be- 
gangen habe;  schwerlich  jedoch  ist  es  anzunehmen,  dafs  irgend  eins 
andere  Körperschaft  von  5 Mitgliedern  ihren  schweren  Pflichten  ebenso 
völlig  genügt  haben  würde,  und  wenn  das  Gesetz  seinen  Zweck  nicht 
ganz  erfüllt  hat,  so  dürften  den  Mitgliedern  der  Kommission  deshalb 
keineswegs  irgend  welche  Vorwürfe  zu  machen  sein. 
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II. 

Zur  Zeit,  als  das  Gesetz  in  Kraft  trat,  betrug  die  Gesamtlänge  der 
Eisenbahnen  in  den  V.  St.  ungefähr  140  000  Heilen  gleich  224  000  km. 
Dieses  ausgedehnte  Netz  von  Eisenbahnen  gehörte  1425  Gesellschaften 
und  stand  unter  der  Verwaltung  und  Aufsicht  von  etwa  700  verschiedenen 
Körperschaften.  Der  Schätzung  nach  waren  500  von  denselben  mit 
zwischenstaatlichem  Handel  beschäftigt  und  somit  von  den  Vorschriften 
des  Gesetzes  betroffen.  Ueber  Mangel  an  Arbeit  konnte  sioh  die  Kom- 
mission also  nioht  beklagen. 

Io  ihrem  dritten  Jahresberichte  (herausgegeben  am  1.  Dezember  1889) 
giebt  sie  einen  Deberblick  über  ihre  Organisierung  und  die  während 
des  vorangegangenen  Jahres  vollfiihrte  Arbeit.  Es  waren  95  Fälle  und 
Untersuchungen  begonnen  worden,  in  deren  Verlauf  567  Eisenbahngesell- 
schaften Antworten  eingereioht  hatten  oder  sonstwie  vor  der  Kommission 
erschienen  waren.  Die  Mitglieder  der  Kommission  üben  selbst  eine 
Generalaufsioht  und  in  allen  von  der  Kommission  besorgten  Arbeiten  die 
Direktive  aus. 

Sie  prüfen  persönlich  alle  eingercichten  Klagen,  hören  die  Verhand- 
lungen über  alle  Streitigkeiten,  leiten  die  Untersuchungen , bereiten  alle 
zu  erstattenden  Berichte  vor,  ebenso  wie  die  gefällten  Entscheidungen, 
die  herauBzugebenden  Befehle,  Cirkulare  etc.  Der  Sekretär  ist  der  eigent- 
liche Exkutivbeamte  und  gleichzeitig  der  Kassierer  der  Kommission. 

Abgesehen  von  den  5 Mitgliedern  der  Kommission  und  dem  Sekretär 
sind  die  angestellten  Kräfte  in  drei  Abteilungen  geteilt: 

1)  Die  erste  Sektion  hat  mannigfache  Pflichten  und  bildet  die  eigent- 
liche ausfübrende  Abteilung.  Sie  besteht  aus  17  fest  angestellten  (Schreiber, 
Stenographen  etc.)  und  6 zeitweise  angestellten  Beamten.  Die  Zahl  der 
bei  dieser  Abteilung  während  des  Jahres  eingegangenen  Briefe  betrug  7862. 
Die  von  der  Kommission  und  dem  Sekretär  versandten  Briefe  beliefen 
sich  auf  9525  Stüok. 

2)  Die  Tarif-  und  Transportabteilung  bestand  aus  28  Beamten.  Zu 
ihren  Obliegenheiten  gehören  alle  Arbeiten  betreffend  Eisenbahntarife, 
Klassifizierung,  Kontrakte  etc.,  die  Prüfung , Ordnung  dieser  Dokumente. 
Die  Zahl  der  von  dieser  Abteilung  während  des  Jahres  empfangenen  Tarife 
betrug  rund  180  000  oder  durchschnittlich  täglich  etwa  500  Stüok. 

3)  Die  statistische  Abteilung  unter  der  Leitung  des  Statistikers  Prof. 
Henry  C.  Adams  beschäftigte  eine  Anzahl  von  16  Personen.  Sie  hat 
die  von  den  Bahnen  einlaufendeo  Jahresberichte  zu  prüfen  und  auf 
Grund  derselben  den  statistischen  Bericht  der  Kommission  anzufertigen. 
Formulare  zu  Beriohten  werden  an  mehr  als  1500  Eisenbahnen  gesandt. 

Wir  wollen  nunmehr  versuchen,  in  systematischer  Form  die  Gegen- 
stände oder  Resultate  der  wichtigsten  Untersuchungen  und  Entscheidungen 
der  Kommission  aufzuführen. 

Die  Berichte  über  die  untersuchten  und  entschiedenen  Fälle  werden 
mit  dem  Jahresbericht  jährlich  an  den  Kongrefs  abgestattet  und  bilden 
je  einen  Band  von  700 — 800  Seiten.  Auf  diese  Berichte  verweisen  wir 
im  Verlaufe  der  Abhandlung  mit  dem  Titel  „Beports  and  Decisions“. 
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In  ihnen  werden  nahezu  jede  Abteilung  des  Gesetzes,  sowie  die  haupt- 
sächlichsten Seiten  der  Eisenbahnfrage,  wie  sie  sich  in  den  Vereinigten 
Staaten  darstellt,  berührt  und  erörtert.  Zu  bemerken  ist  jedoch,  dafs  die 
Kommission  sich  nicht  für  autorisiert  hält,  das  Gesetz  zu  interpretieren, 
aufser  wenn  aktuelle  Fälle  von  vermeintlicher  Verletzung  desselben  zur 
Untersuchung  und  Entscheidung  gelangten.  Sie  wies  es  somit  von  sich, 
abstrakte  oder  allgemeine  Fragen  zu  beantworten , indem  sie  von  sich 
sagte , dafs  sie  nicht  ein  Tribunal  sei , an  welches  Fragestellende  sich 
zwecks  Belehrung  oder  Raterteilung  über  den  Sinn  des  Gesetzes  wenden 
dürften.  Die  Frachtführer  sowohl  wie  die  Verfrachter  müfsten  den  Wort- 
laut des  Gesetzes  zunächst  nach  eigenem  Ermessen  auslegen.  Wenn  je- 
doch ein  Weg  von  ihnen  eingeechlagen  worden  sei,  der  als  das  Gesetz 
verletzend  von  einer  Partei  bemängelt  werde,  dann  werde  die  Ent- 
scheidung der  Frage  je  nach  der  Wahl  der  klagetührenden  Parteien  dem 
Gerichtshöfe  oder  der  Kommission  obliegen. 

In  dieser  Hinsicht  stellte  sich  die  Kommission  also  auf  denselben 
Standpunkt,  welchen  die  Gerichtshöfe  den  Gesetzen  gegenüber  einnehmen. 

Die  zur  Prüfung  gelangten  Fälle  haben  demnach  sämtlich  tiefere 
Bedeutung  und  nicht  nur  hypothetischen  Wert;  es  werden  Grundsätze 
aufgeetellt  und  Entscheidungen  gefällt  nur  nach  sorgfältiger  Prüfung  des 
Zeugnisses  und  der  Argumente  beider  Parteien , Parteien , welche  ein 
faktisches  pekuniäres  Interesse  an  der  Entscheidung  haben. 

Gerade  dieser  Umstand  ist  es,  welcher  den  Berichten  der  Kommission 
einen  Wert  verleiht,  den  sie  entschieden  nicht  besitzen  würden,  wären  die 
Abhandlungen  Uber  den  Sinn  und  den  Wert  des  Gesetzes  oder  über  den 
Gegenstand  der  staatlichen  Regelung  der  Tarife  vielleicht  systematischer, 
aber  nur  theoretisch.  Jedoch  noch  ein  Wort  Uber  die  Bedeutung  der  von  der 
Kommission  gefällten  Urteilssprüche  und  Gutachten.  Man  darf  nicht 
glauben,  dafs  dieselben  in  jedem  Falle  ausgeführt  oder  beobachtet  worden 
sind.  In  einzelnen  Fällen  haben  die  Eisenbahnen  sie  offenkundig  unbe- 
achtet gelassen  und  in  andern  Fällen  besitzen  wir  jedenfalls  nicht  die 
Gewifsheit,  dafs  sic  es  nicht  heimlich  gethan  haben,  indem  eie  die  un- 
gesetzliche, aber  ziemlich  landläufige  Praxis  ausübten,  gewissen 
bevorzugten  Befrachtern  specielle  Ausnuhmetarife  und  Rabatte  zu  gewahren. 
Mit  andern  Worten,  selbst  du,  wo  die  veröffentlichten  Tarife  mit  der  von 
der  Kommission  erfolgten  Auslegung  des  Gesetzes  übereinstimmen,  können 
wir  nicht  immer  überzeugt  sein,  dafs  die  thatsächlich  berechneten  und 
eingezogenen  Frachtpreise  es  ebenso  thun.  Dazu  kommt  noch,  dafs  in 
einem  oder  in  einer  wenn  auch  geringeren  Anzahl  von  Fällen  die  Gerichts- 
höfe die  Entscheidungen  der  Kommission  abgeändert  oder  umgestofsen 
haben. 

Alle  diese  Umstande  sind  die  Ursache  von  Schwierigkeiten  und 
Schwache  bei  der  Durchführung  des  Gesetzes,  welche  hier  cur  kurz  er- 
wähnt sein  mögen  und  auf  die  wir  später  noch  eingehend  zu  sprechen 
kommen. 
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Von  den  verschiedenen  Paragraphen  des  Gesetzes  waren  es  die  ersten 
S,  welche,  da  sie  mit  den  von  den  Bahnen  zu  berechnenden  Fracht- 
preisen zu  thun  haben , erklärlicherweise  zu  den  meisten  Streitigkeiten 
und  Erörterungen  Anlafe  gaben,  and  es  ist  die  Interpretierung  dieser 
Sektionen  von  seiten  der  Kommission,  auf  welche  wir  hier  zunächst  unsere 
Aufmerksamkeit  richten  wollen. 

Die  erste  Sektion  des  Gesetzes  verlangt,  dsfs  alle  Frachtsätze  ge- 
recht und  billig  sein  sollen  und  dafs  jeder  ungerechte  und  nnbillige  Satz 
verboten  und  als  ungesetzlich  erklärt  werde.  Dies  ist  die  einfaohe 
Formulierung  eines  allgemein  anerkannten  Grundgesetzes  des  bürgerlichen 
Rechts.  Es  kann  gegen  dieses  Prinzip  keinerlei  Widerspruch  erhoben 
werden ; denn  man  wird  ohne  weiteres  zugeben , dafs  die  Sätze  gerecht 
sein  müssen,  ebenso  wie  man  es  für  riohtig  finden  mufs,  dafs  jeder  Mensch 
recht  thun  soll.  Die  wirkliche  Schwierigkeit  und  die  Veranlassung  zu 
Meinungsunterschieden  beginnt,  wenn  wir  uns  mit  der  Frage  beschäftigen, 
was  eigentlich  Recht  ist,  oder  in  diesem  Falle,  was  eigentlich  gerechte 
Sätze  sind,  und  die  wirkliche  Bedeutung  dieser  Forderung  des  Gesetzes 
liegt  in  dem  Umstande,  dafs  es  der  Interstate  Commeroe  Kommission  zur 
Pflicht  gemacht  wird,  über  diese  Frage  zu  entscheiden,  allerdings  nicht 
durch  Aufstellung  allgemeiner  oder  theoretischer  Regeln  a priori,  sondern 
vielmehr  in  jedem  einzelnen  Falle,  in  welohem  die  Gesetzlichkeit  eines 
Satzes  angezweifelt  werden  sollte. 

Die  Kommission  übersah  sofort  die  Schwierigkeiten,  welche  die 
Interpretierung  und  Anwendung  der  ersten  Sektionen  des  Gesetzes  in  sich 
schlossen,  ln  ihrem  ersten  Jahresberichte  spricht  sie  sich  in  dieser  Hin- 
sioht  wie  folgt  aus: 

„Von  allen  der  Kommission  auferlegten  Pflichten  hat  sich  keine  als 
schwieriger  erwiesen,  als  die,  sich  über  Klagen  betreffs  ungerechter  Fracht- 
sätze auszusprechen.  Die  Frage  hinsichtlich  der  Gerechtigkeit  der  Fracht- 
sätze umfafst  so  mannigfache  Betrachtungen  und  ist  von  so  vielen  Be- 
dingungen und  Umständen  abhängig,  die  beim  ersten  Blick  als  nicht  zur 
Sache  gehörig  erscheinen,  dafs  es  ganz  unmöglich  ist,  sie  nach  rein 
mathematischen  Prinzipien  oder  überhaupt  nach  irgend  welohen  bestimmten 
Prinzipien  zu  entscheiden,  es  sei  denn , dafs  man  von  vornherein  auf 
die  Möglichkeit  verzichtet,  die  Probe  auf  die  Richtigkeit  der  nach 
ihnen  getroffenen  Entscheidung  zu  machen  ').“ 

„Das  Gesetz  verlangt,  dafs  alle  Frachtsätze  gerecht  und  billig  sein 
müssen,  in  welcher  Weise  jedoch  die  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  eines 
Satzes  bestimmt  werden  kann,  ist  weder  von  dem  Gesetz  vorgesohrieben, 
noch  haben  sich  die  Sachverständigen  darüber  einigen  können  *)." 

Der  Zweck  dieser  ersten  Sektion  des  Gesetzes  ist  jedenfalls  der,  über- 
trieben hohe  Frachtpreise  zu  verhindern,  d.  h.  solche  Frachtpreise,  welche 


1)  Amiual  Report  1887,  p.  36. 

2)  Reports  IV,  602. 
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im  Vergleich  za  dem  geleisteten  Dienste  za  hoch  sind.  Noch  wichtiger 
jedoch  ist  es,  dafs  das  Verhältnis  zwischen  Freisen,  welche  für  verschiedene 
Dienstleistungen  oder  verschiedene  Parteien  berechnet  werden,  ein  ge- 
rechtes and  angemessenes  sei.  ln  der  zweiten  Sektion  des  Gesetzes  wird 
ausdrücklich  die  Gleichbehandlang  aller  unter  gleichen  Bedingungen  ver- 
langt, indem  es  für  ungesetzlich  erklärt  wird,  dafB  eine  Eisenbahn  für 
eine  ähnliohe  und  gleichzeitige  Dienstleistung  von  einer  Person  mehr 
fordert,  als  von  einer  anderen.  Auch  dies  ist  lediglich  die  praktische  An- 
wendung eines  einfachen  und  allgemein  anerkannten  Gerechtigkeitsprinzipe. 
Wo  es  zweifellos  ist,  dafs  die  Dienstleistung  die  gleiche  ist,  da  sollte 
auch  der  Preis  der  gleiche  sein,  gleichviel,  ob  der  Dienst  der  einen  oder  der 
anderen  Partei  geleistet  wird.  Schwieriger  jedoch  wird  die  Frage  in  Bezug 
auf  das  Verhältnis  zwischen  Dienstleistungen,  welohe  nicht  identisch  sind 
und  gleichzeitig  stattfinden.  Diese  Frage  wird  von  der  Sektion  3 des 
Gesetzes  berührt,  indem  es  verboten  wird,  irgend  welcher  Person,  Handels- 
gesellschaft, Firma,  Korporation  oder  Ortschaft  irgend  welchen  ungebühr- 
lichen oder  unangemessenen  Vorzug  oder  Vorteil  zu  gewähren.  Dies  ist 
an  sich  klar  genug  ; allein  es  bleibt  zu  entscheiden,  ob  und  wann  ein  ge- 
währter Vorzug  oder  Vorteil  ungebührlich  oder  unangemessen  ist.  Ge- 
wisse Vorzüge  und  Vorteile  können  allerdings  angemessen  und  gebührlich 
sein,  wenn  sie  von  einer  Verschiedenheit  der  Umstände  gerechtfertigt 
werden,  welche  aufserbalb  der  Xiacht  der  Eisenbahnen  liegen.  Hierin 
liegt  wiederum  eine  der  Kommission  zur  Entscheidung  überlassene  und 
derselben  häufig  vorgelegte  Frage.  Das  Gesetz  selbst  begnügt  eich  im 
Grunde  damit,  diese  Fragen  einfach  anzuführen,  ohne  sie  jedoch  zu  be- 
antworten. Es  ist  jedoch  dies  keineswegs  als  eine  Unzulänglichkeit  dei 
Gesetzes  aufzufassen,  da  alle  derartigen  Fragen,  wie  es  angebracht  ist,  in 
das  ltessort  der  Verwaltung  oder  der  Justiz  fallen,  und  die  Kommission 
und  die  Eisenbahnen  würden  in  grofse  Verlegenheit  geraten,  wenn  die 
Paragraphen  des  Gesetzes  weniger  biegsam  und  seine  Forderungen  weniger 
deutlich  bestimmt  gewesen  wären.  Die  einzige  bestimmte  Forderung  be- 
treffs der  Abstufung  der  Frachtsätze  findet  sich  in  der  vierten  Sektion, 
welche  es  für  ungesetzlich  erklärt,  „zu  verlangen  oder  zu  empfangen  irgend 
welchen  gröfseren  Gesamtfrachtsatz  für  die  Beförderung  von  Passagieren 
oder  von  Gütern  gleicher  Art  unter  wesentlich  ähnlichen  Umständen  und 
Bedingungen  für  eine  kürzere  Strecke  als  für  eine  längere  auf  denselben 
Linien  und  in  der  gleichen  Biohtung,  derart,  dafs  die  kürzere  Strecke  in 
der  längeren  enthalten  ist“.  Diese  Sektion  des  Gesetzes  ist  als  der  Long 
and  Short  Haul-Paragraph  bekannt,  und  wir  werden  später  mehrfach  Ge- 
legenheit nehmen,  auf  diesen  Paragraphen  zurückzukommen. 

Im  Hinblick  auf  diesen  anerkannten  Mangel  an  irgend  welchen  Kegele 
oder  «Prinzipien,  nach  welchen  die  Angemessenheit  eines  Frachtsatzes  oder 
die  Ungerechtigkeit  einer  Bevorzugung  zu  bestimmen  ist,  ist  es  von  In- 
teresse, zu  wissen,  auf  welchen  Grundlagen  die  Kommission  in  konkreten 
Fällen  zu  der  Entscheidung  gelangte,  dafs  ein  Frachtsatz  unangemessen 
und  damit  ungesetzlich  war  oder  dafs  eine  ungerechte  Bevorzugung  statt- 
fand. Bei  der  Aufstellung  der  Frachttarife  werden  gewöhnlich  die  fol- 
genden Momente  in  Betracht  gezogen: 
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1)  Die  Länge  der  Strecken. 

2)  Die  Menge  der  zur  Beförderung  gelangten  Fracht. 

3)  Die  Beschaffenheit  oder  die  Art  der  Fracht. 

a)  Ihre  physikalischen  Eigenschaften,  wie  Form,  Umfang,  Zerbrech- 
lichkeit etc. 

b)  Ihre  ökonomischen  ooer  kommerziellen  Eigenschaften.  Ihr  Wert, 
die  mehr  oder  weniger  grofse  Menge,  in  welober  das  Frachtgut  produziert 
wird,  ob  sio  ein  Bedürfnis  deokt  oder  dem  Luxus  dient  etc. 

4)  Die  Art,  in  welcher  sie  befördert  werden  mufs,  ob  in  schnellen 
oder  langsamen  Zügen,  in  gewöhnlichen  oder  eigens  konstruierten  Wagen. 

Ueber  die  Regulierung  der  Frachten  in  Bezug  auf  die  Lauge  der 
Strecke  ist  folgendes  vorzuhringen : 

1)  Der  Frachtsatz  kann  mit  der  Länge  der  Strecke  im  geraden  Ver- 
hältnisse zunehmen.  Dies  ist  der  Fall  bei  einem  festen  Einheitssatz  für 
jede  Entfernungseinheit. 

2)  Der  Frachtpreis  kann  nach  einer  langsameren  Skala  znnehmen, 
als  die  Entfernung  sich  vergrößert,  wodurch  zwar  für  den  weiteren  Weg 
ein  größerer  Oesamtfrachtpreis  entsteht,  wenngleich  der  Frachtsatz  pro 
Eotfernungseinheit  ein  herabgeminderter  ist.  Dieser  Fall  liegt  vor  bei 
dem  sog.  Differentialtarife,  welcher  als  eine  Frachtpreisberechnung  definiert 
wird,  „die  für  verschiedene  Distanzen  nioht  die  Verhältnismäßigkeit  zu 
der  Transportstreokc  enthält,  sondern  pro  Maßeinheit  des  Weges  bei  län- 
gerer Strecke  einen  fallenden  Frachtsatz  ergiebt.“  (Sax , Schönb.  Hand- 
buch I,  666.) 

3)  Der  Frachtpreis  kann  sich  schneller  vergröfsern  als  die  Ent- 
fernung zunimmt;  so  daß  sich  mit  ihr  sowohl  der  Oesamtfrachtpreis  als 
der  Freie  für  die  Maßeinheit  des  Weges  erhöht.  Eigentlich  könnte  man 
auch  diese  Art  der  Frachtpreisbereohnung  mit  dem  Namen  Differentialtarif 
bezeichnen. 

4)  Der  Frachtpreis  kann  unverändert  bleiben,  gleichviel,  ob  die  Ent- 
fernung kürzer  oder  länger  ist.  Dies  findet  sioh  bei  dem  Zonentarif  für  alle 
Entfernungen  innerhalb  einer  Einzelzone  und  bei  dem  Einheitstarif  für  alle 
Entfernungen  innerhalb  eines  bestimmten  Landes  resp.  Verwaltungsgebietes. 

5)  Der  Frachtpreis  kann  niedriger  werden,  während  die  Entfernung 
zunimmt.  Mit  anderen  Worten,  er  kann  niedriger  sein  für  die  längere 
Strecke  als  für  die  kürzere.  Dieses  bedeutet  ein  Hinaustreiben  des  Diffe- 
rentialtarifs bis  zum  Extrem,  indem  nicht  nur  der  F'rachtpreis  für  die 
Mafseinheit  mit  der  längeren  Strecke,  sondern  auch  der  Oesamtpreis  für 
dieselbe  ein  geringerer  wird. 

Beispiele  für  jede  dieser  fünf  Varianten  können  in  den  Eisenbahn- 
tarifen der  Vereinigten  Staaten  gefunden  werden,  und  die  Kommission 
hat  im  Verlauf  ihrer  zahlreichen  Entscheidungen  zugegeben,  daß  jede  von 
ihnen  unter  gewissen  Umständen  gerechtfertigt  und  gesetzlich  Bein  könne. 

Der  Fall,  welcher  am  meisten  Anlaß  zu  Diskussionen  und  Klagen 
gegeben  hat,  ist  der  zuletzt  erwähnte,  hei  welchem  die  Fracht  absolut 
niedriger  ist  für  die  längere  Strecke  als  für  die  kürzere.  In  der  That 
erscheint  ein  solches  Faktum  zuerst  auch  als  ungerecht,  wenn  nicht  un- 
vernünftig, und  für  diejenigen,  welche  mit  dem  Eisenbahntarifwesen  nicht 
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näher  vertraut  sind,  mag  ea  überraschend  sein,  dufs  solche  Fülle  überhaupt 
existieren  können.  Nichtsdestoweniger  sind  sie  keineswegs  selten,  ins- 
besondere in  den  Ländern,  wo  die  Privatbahnen  die  gröfste  Entwiekelungs- 
freiheit  besessen  haben,  wie  in  England  und  Nordamerika.  Die  Veran- 
lassung für  diese  scheinbaren  Anomalien  in  den  Tarifen  liegt  meistens  in 
dem  Umstande,  dafs  an  bestimmten  Punkten  eine  Konkurrenz  verschiedener 
Bahnen  vorliegt,  während  sie  an  anderen  Punkten  vollständig  fehlen  mag. 
Das  Resultat  hiervon  ist  dann,  dafs  der  Frachtpreis  nach  einem  von  der 
Konkurrenz  dicht  betroffenen  Punkte  oft  höher  ist,  als  nach  einem  entfern- 
teren, aber  von  der  Konkurrenz  berührten  Punkt.  Es  entsteht  jedoch  die  Frage, 
ob  diese  Erklärung  der  Ungleichheit  von  Frachtpreisen  durch  derartige 
Umstände  gleichzeitig  eine  Rechtfertigung  derselben  in  sich  schliefst. 
Jedenfalls  ist  das  letztere  nicht  so  gewifs.  Die  Unkosten  müssen  für  die 
kürzere  Strecke  zum  mindesten  etwas  niedriger  für  die  Bahn  zu  eteben 
kommen  als  diejenigen  für  die  längere  Strecke.  Wenn  aber  der  Preis  für 
die  letztere,  wie  wir  wohl  annehmon  können,  einen  Gewinn  für  die  Bahn 
abwirft,  so  mufste  dooh  der  gleiche  Preis  für  die  längere  Strecke  einen 
noch  h öheren  Nutzen  ergeben.  Die  Eisenbahn  dagegen  ist  nicht  einmal 
damit  zufrieden,  die  kürzere  Strecke  zu  dem  gleichen  Frachtpreise  za  be- 
dieuen,  sondern  sie  geht  sogar  so  weit,  den  Preis  für  dieselbe  höher  zu 
stellen,  als  für  die  längere  Strecke.  Wenn  nun  der  Frachtpreis  für  die 
längere  Streoke  nutzbringend  ist,  so  sollte  man  glauben,  dafs  ein  noch 
höherer  Preis  für  eine  kürzere  Strecke  übertrieben  sein  mufs.  Ange- 
nommen dagegen,  dafs  der  Verkehr  auf  langen  Strecken  keinen  Nutzen  ab- 
wirft oder  selbst  mit  einem  Verlust  für  die  Bahn  verknüpft  ist,  so  folgt 
hieraus  noch  nicht  die  Berechtigung,  dafs  dieser  Verlust  dadurch  einge- 
bracht werde,  dafs  der  Nahverkehr  mit  höheren  Preisen  belegt  werde, 
so  dafs  derselbe  zu  Gunsten  des  Fernverkehrs  gleichsam  besteuert  wird. 
Vielleicht  wäre  es  nicht  unlogisch,  das  Prinzip  der  Gleichbehand- 
lung aller  unter  gleichen  Bedingungen  weiter  auszuführeu,  indem  eine 
günstigere  Behandlung  da  eintreten  sollte,  wo  die  Bedingungen  günstiger 
sind,  und  auf  den  vorliegenden  Fall  angewondet  ist  das  Element  der 
Streokeulänge  eine  Bedingung  zu  Gunsten  des  Verkehrs  auf  der  kürzeres 
Strecke,  so  dafs  diese  eher  zu  bevorzugen,  als  zu  benachteiligen  wäre 
In  ähnlicher  Weise  hat  wohl  auch  der  Kongrcfs  gefolgert,  als  er  dtu 
long  and  short  haul- Paragraphen  in  das  Eisenbahngesetz  aufnahm.  Die 
Eisenbabnverwaltnngen  hingegen  verteidigten  ihre  Sache,  indem  sie  et«> 
folgendermafeen  argumentierten,  um  den  niedrigen  Preis  für  die  längere 
Strecke  zu  rechtfertigen  : 

„Zugegeben,  dafs  die  Beförderungskosten  für  die  längere  Strecke  ge- 
wöhnlich gröfser  sein  mögen,  so  könne  der  Unterschied  in  den  Preisen 
auf  verschiedene  Verkehrslünge  unmöglich  genau  mit  dem  Unter 
schiede  in  den  Beförderungskosten  übereinstimmen.  Ist  eine  Bahn  einmal 
gebaut  und  ausgerüstet,  so  werden  gewisse  Kosten  feststehend  sein  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  der  Verkehr  schwächer  oder  stärker  ist.  So 
zum  Beispiel  die  Zinsen  für  Anleihen,  die  zum  Zwecke  des  Baues  gemacht 
werden,  ferner  die  Bedienung  der  Stationen,  die  Instandhaltung  und  Re- 
paraturen des  Bahnkörpers  etc.  Andere  Ausgaben  wiederum  variieren  mit 
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dem  Quantum  des  Verkehrs.  Das  Gesamteinkommen  einer  Eisenbahn  mufs 
nun  hinreichen,  um  sowohl  die  feststehenden  Verpflichtungen  als  auch  die 
Ton  dem  Quantum  des  Verkehrs  abhängigen  zu  decken.  Jedenfalls  mnfs 
der  Frachtpreis  für  eine  bestimmte  Art  von  Verkehr  mindestens  so  hoch 
sein,  um  die  diesem  Verkehr  eigentümlichen  resp.  die  durch  ihn  verur- 
sachten Extraunkosten  auszugleichen.  Hierzu  kommt  dann  noch,  dafs  der 
Frachtsatz,  wenn  möglich,  genügend  hoch  sein  soll,  um  zu  den  fest- 
stehenden, d.  h.  von  keinem  speciellen  Verkehr  besonders  verursachten, 
sondern  mit  dem  Betrieb  der  Bahn  als  Ganzes  verbundenen  Verpflichtungen 
oder  Unkosten  beizutragen.  Nun  können  aber  nicht  alle  Arten  von  Ver- 
kehr in  gleicher  Höhe  zu  Beiträgen  für  die  feststehenden  Unkosten  heran- 
gezogen werden.  An  Punkten,  wo  eine  Konkurrenz,  sei  es  zwischen  ver- 
schiedenen Bahnen  unter  sieb  oder  auch  zwisohen  Eisenbahnen  nnd 
Wasserwegen,  vorhanden  ist,  kann  es  notwendig  werden,  die  Preise  sehr 
niedrig  zu  bemessen,  um  nur  überhaupt  einen  Anteil  an  dem  Verkehr  zu 
erlangen.  Wollte  man  dann  die  Preise  auch  für  alle  kürzeren  Strecken, 
die  von  einer  solchen  Konkurrenz  nicht  betroffen  sind,  in  gleichem  oder 
noch  stärkerem  Grade  herabsetzen,  so  würde  dadurch  das  Einkommen  der 
Bahn  so  weit  herabsinken,  dafs  die  Unkosten  nicht  mehr  gedeckt  werden. 
Im  übrigen  werde  durch  die  Einführung  niedrigerer  Preise  für  den  Ver- 
kehr auf  längeren  Strecken  dem  Kurz-Streckenverkehr  kein  Schaden  zu- 
gefügt, indem  die  Eisenbahn  den  ersteren  Verkehr  und  die  mit  ihm  ver- 
bundenen Einnahmen  gänzlich  einbüfsen  müfste,  wenn  sie  die  Frachtpreise 
erhöhen  würde.  In  diesem  Falle  müfste  dann  die  Deckung  der  feststehenden 
Kosten,  welche  unverändert  bleiben,  dadurch  erlangt  werden,  dafs  die 
Preise  für  den  von  der  Konkurrenz  nioht  berührten  Kurz-Streckenverkehr 
erhöht  werden.  Mit  anderen  Worten,  die  Frachtpreise  für  diesen  letzteren 
Verkehr  sind,  wenngleich  höher  als  diejenigen  für  den  Fernverkehr,  nicht 
so  hoch,  als  sie  es  sein  würden,  wenu  dieser  nioht  vorhanden  wäre. 
Was  daher  dieser  Verkehr  durch  die  speciell  durch  ihn  entstehenden  Un- 
kosten hinaus  an  Einnahme  abwirft,  trägt  dazu  bei,  die  feststehenden  Un- 
kosten der  Bahn  zu  bezahlen.  Es  erleichtert  in  demselben  Mafse  die  dem 
Lokalverkehr  obliegenden  Lasten  und  bewirkt  eine  Herabminderung  der 
Frachtpreise  für  denselben. 

Diese  Argumente  der  Eisenbahnen  finden  eine  Bekräftigung  durch 
die  Thatsache,  dafs  gerade  der  von  der  Konkurrenz  betroffene  Verkehr 
sich  gewöhnlich  in  grofser  Quantität  darbictet,  so  dafs,  wenn  auch  der 
Beitrag,  welchen  der  Frachtpreis  auf  jede  Frachteinheit  der  längeren 
Strecke  zu  den  feststehenden  Unkosten  (fixed  ebarges)  leistet,  ein  kleiner 
und  vor  allem  kleiner  sein  mag,  als  derjenige  von  den  Frachtpreisen  der 
kürzeren  Strecken,  der  Gesamtzuschufs  immerhin  ein  ziemlich  bedeutender 
ist,  welchen  die  Eisenbahnen  schwerlich  entbehren  könnten.  Der  Kongrefs 
erhielt  dann  die  Ueberzeugung,  dafs  ein  rücksichtsloses  Verbot  eines 
höheren  Preises  für  die  kürzere  Strecke  nicht  opportun  sein  könne. 
Ueber  diesen  Punkt  äufsert  sich  der  zur  Vorbereitung  des  Gesetzes  unter 
dem  Vorsitze  von  Senator  Cnllom  ernannte  Specialausschufs  in  seinem 
Berichte  an  den  Senat  in  folgender  Weise : 

„Keine  mit  dem  Problem  der  Eisenbahngesetzgebung  verknüpfte 
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Fragt*  hat  dem  Auaohufs  mehr  Schwierigkeiten  gemacht  als  die,  ob  es 
nützlich  und  notwendig  ist,  ein  Gesetz  cinzufiihreu,  welches  dem  Fracht- 
führer unter  allen  Umständen  untersagt,  mehr  für  eine  kürzere  als  für 
eine  längere  Strecke  zu  berechnen ; nicht,  dafs  wir  im  Zweitel  darüber 
wären,  dafs  eine  derartige  Berechnung  unter  den  meisten  Umständen  eine 
Ungerechtigkeit  in  sich  schliefst,  sondern  weil  es  unzweckmäßig  er- 
scheint, eine  gesetzlich  Regulierung  dieser  Frage  unter  allen  Umständen 
einzuführen.  Ein  derartiges  Gesetz  würde  bei  strenger  Durchführung  den 
Konkurrenzbetrieb  in  zahllosen  Fällen  unterdrücken , wo  er  jetzt  zum 
Heile  der  Bevölkerung  besteht.  Wenn  die  Einnahmen  auf  einen  geringeren 
Verkehr  beschränkt  sind,  so  mufs  dieser  geringere  Verkehr  eine  ent- 
sprechend höhere  Rate  abwerfen".  Nicht  minder  als  der  Ausschufs  wurde 
auch  der  Kongrefs  von  der  Schwierigkeit  einer  gesetzlichen  Regelung 
dieser  Frage  berührt.  Trotzdem  glaubte  derselbe  über  diesen  Funkt 
nicht  ohne  weiteres  hinweggehen  zu  können.  Wie  der  Gesetzentwurf 
von  dem  Spezialaueschuf*  zuerst  vorgelegt  wurde,  enthielt  er  das  Ver- 
bot eines  höheren  Preises,  wenn  er  „eine  ungerechte  Bevorzugung  in 
sich  schlösse",  ferner  hinzufügend,  dafs  „ein  höherer  Preis  für  die 
kürzere  Strecke  so  lange  als  ein  Beweis  von  ungerechter  Bevorzugung 
anzusehen  sei,  als  der  Frachtführer  nicht  imstande  Bei,  den  Beweis  des 
Gegenteils  zu  führen".  Späterhin  jedoch  wurden  diese  beiden,  gewisse 
Freiheit  der  Bewegung  gestattenden  Sätze  gestrichen,  aber  dagegen  der- 
jenige der  vierten  Sektion  beibehalten , welcher  bestimmte , dafs  der  ge- 
meine Frachtführer  durch  Anrufung  der  Kommission  in  einzelnen  Fällen 
die  Erlaubnis  erhalten  könnte,  für  die  längere  Strecke  weniger  zu  fordern 
als  für  die  kürzere;  und  die  Worte  „unter  wesentlich  gleichen  Um- 
ständen und  Bedingungen"  wurden  in  den  ersten  Teil  der  Sektion  ein- 
gefügt.  Als  der  Gesetzentwurf  dem  Hause  vorgelegt  wurde,  war  das- 
selbe zuerst  uioht  geneigt,  die  vierte  Sektion  in  dieser  Form  anzunehmsa 
und  sich  mit  halben  Bestimmungen  zu  begnügen,  sondern  wollte  ein  für 
allemal  ein  unbeschränktes  und  bedingungsloses  Verbot  des  höheren  Preis» 
für  die  kürzere  Strecke.  In  der  von  dem  Hause  propouierten  Fassung 
sollte  die  vierte  Sektion  der  Kommission  keine  Kntscheidungsfähigksit 
überlassen  und  enthielt  auch  nicht  die  Worte  „unter  wesentlich  gleiches 
Umständen  und  Bestimmungen".  Sohliefslich  jedoch  drang  der  Senat  mit 
seiner  Ansieht  durch  und  die  vierte  Sektion  wurde  in  der  bereits  ange- 
gebenen Fassung  dem  Gesetze  einrerleibt.  Das  Gesetz  verbot  daher  die 
Berechnung  eines  hohen  Satzes  für  die  kurzen  Entfernungen  nicht  »11- 
g mein,  aber  in  den  Fällen,  in  welchen  die  Umstände  und  Bedingungen 
für  die  Beförderung  auf  weitere  Streokeu  genau  dieselben  , wie  für  die 
kürzere  Strecke  sind;  außerdem  erhielt  die  Kommission  die  Befugnis,  tus 
der  Durchführung  dieser  Regel  in  einzelnen  Fällen  abzusehen. 

Es  blieb  nun  abzuwarten , in  weloher  Weise  die  Kommission  die»* 
Sektion  auslegen  und  anwenden  würde.  Ueber  ihren  Sinn  und  ihre  Be- 
deutung herrschten  bei  den  verschiedenen  Parteien  grofse  Meinungs- 
verschiedenheiten. Die  Eisenbahnen  verlangten  begreiflicherweise  eine 
sehr  nachgiebige  Anwendung  der  Sektion , indem  sie  behaupteten , dafs 
die  strenge  Innehaltung  des  short  haul  Frinoips  einen  bedeutenden  Ver- 
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last  an  Verkehr  und  Einnahme  herbeiführen  müfste.  Im  Gegensatz 
hierzu  stand  die  Ansioht  der  von  dem  Hause  repräsentierten  Partei  der 
Bürger,  welche  keinerlei  Ausnahmen  für  zulässig  hielt. 

Die  Kommission  fand  bald  Gelegenheit,  zu  zeigen,  welohen  Weg  sie 
innezuhalten  beabsichtigte.  Wie  wir  wissen,  erhielt  sie  durch  die  vierte 
Sektion  diu  Machtbefugnis,  in  speoiellen  Fällen  die  Wirkung  des  long 
and  short  haul  Prinzips  aufzuheben.  Ein  dahin  gehendes  Gesuch  wurde 
zunächst  von  den  Eisenbahnen  der  südliehen  Staaten  an  die  Kommission 
gerichtet.  In  diesen  Staaten  waren  die  Verletzungen  des  long  and 
short  haul  Prinzips  häufiger  und  allgemeiner  als  in  andern  Teilen  der 
Vereinigten  Staaten.  Es  lag  dies  au  gewissen , den  südlichen  Staaten 
eigentümlichen  Umständen.  Das  von  ihnen  umfafste  Gebiet  ist  im  Norden 
und  Westen  von  dem  Ohio  und  Mississippi  begrenzt  und  reicht  im  Süden 
und  Osten  an  das  offene  Meer.  Ueberdies  wird  es  von  einer  grofsen 
Zahl  schiffbarer  Flüsse  durchströmt.  Es  sind  hier  somit  aufserordentlich 
günstige  Gelegenheiten  für  den  Transport  zu  Wasser  gegeben.  Der  Bahn- 
verkehr ist  verhältnismöfsig  schwach.  Die  Roheinnahme  der  Eisenbahnen 
pro  Meile  stellt  sich  hier  niedriger  als  in  den  meisten  anderen  Teilen 
deT  Vereinigten  Staaten.  Dazu  kommt  noch,  dafa  viele  Eisenbahnlinien 
bestehen,  auf  welchen  der  Verkehr  nach  und  von  Marktplätzen  in  den 
verschiedenen  Himmelsrichtungen  unter  gleich  günstigen  Bedingungen  ge- 
leitet werden  kann.  Sodann  giebt  es  in  diesem  Gebiet  eine  grofse  Zahl 
von  Verkehrseentren,  von  denen  jedes  die  Ansammlung  und  Verteilung 
des  Bedarfs  für  eine  gewisse  Ausdehnung  beherrscht.  Es  scheint  nun, 
dafs  diese  Handclscentren  duroh  altgewohnte  Bräuche  geschaffen  worden 
sind,  und  man  hat  sie  im  Laufe  der  Zeit  als  berechtigt  angesehen,  eine 
besonders  günstige  Behandlung  in  Bezug  auf  Eisenbahnfrachtpreise  für 
sich  in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  Wichtigkeit  aller  dieser  Umstände  in 
Bezug  auf  die  short  haul  Frage  erhellt  am  deutlichsten  aus  der  Antwort, 
welche  die  Kommission  auf  die  von  den  Frachtführern  eingereichte  Petition 
erteilte  und  die  wir  sogleich  besprechen  wollen. 

Die  Kommission  wies  in  ihrer  Antwort  zunächst  darauf  hin,  dafs 
eine  Mißachtung  des  short  haul  Prinzips  gemäß  dem  Wortlaute  der 
vierten  Sektion  nur  dann  , ungesetzlich  sei,  wenn  wesentlich  gleiche  Um- 
stande und  Bedingungen  vorlägen.  Wo  diese  Bedingungen  dagegen  nicht 
wesentlich  gleich  seien , könnte  die  Eisenbahn  das  Prinzip  unter  dem 
Schutze  des  Gesetzes  uufser  acht  lassen , ohne  dufs  eine  besondere  Er- 
laubnis von  seiten  der  Kommission  eingeholt  zu  wurden  brauchte. 

Eine  solche  Erlaubnis  sei  nur  für  solche  Falle  notwendig,  wo  eben 
wesentlich  gleiche  Umstände  und  Bedingungen  vorlägen.  In  der  That 
hat  die  Kommission  von  dieser  ihrer  Befugnis  nur  nach  einer  Richtung 
hin  Gebrauch  gemacht,  indem  sie  nämlich  eine  temporäre  Aufserkraft- 
setzung der  Vorschriften  der  vierten  Sektion  zugestand,  um  den  Eisen- 
bahnen zur  Umgestaltung  ihrer  Tarife  nach  Mafsgabe  dieser  Sektion  die 
nötige  Zeit  zu  gewähren.  Eine  dahin  gehende  Frist  wurde  auch  in  dem 
erwähnten  Falle  den  petitionierenden  Bahnen  der  Südstaalen  eingeräumt. 
Es  hing  somit  alles  von  der  Auslegung  der  Worte  „ähnlicher  Umstände 
und  Bedingungen“  ab,  und  die  Frage  war  stets,  ob  die  betreffenden  Um- 
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Stände  wesentlich  ähnlich  oder  nicht  ähnlich  waren,  in  welchem  letzteren 
Falle  das  long  and  short  haul  Prinzip  nicht  zur  Anwendung  zu  bringen 
war  ').  Für  die  meisten  Fälle  liegt  nun  die  wahre  Begründung  und  Erklärung 
des  niedrigeren  Preises  für  die  längeren  Strecken  in  dem  Vorhandensein 
eiues  Wettbewerbs  zwischen  Eisenbahnen  and  anderen  Transportmitteln, 
Die  Kommission  gestand  zu,  dafs  dieser  Umstand  in  vielen  Fällen  eine 
Aufseraobtlassung  des  long  and  short  haul  Prinzips  rechtfertigen  könne 
und  sah  in  ihm  eine  Ungleichheit  der  Umstände  und  Bedingungen  gemäfs 
dem  8iun  der  4.  Sektion  des  Gesetzes. 

Das  Gesetz  wollte  nicht  versuchen,  dem  Wettbewerbe  ein  Eude  zn 
bereiten.  Im  Gegenteil  ist  die  Wichtigkeit  des  Wettbewerbs  für  die  Be* 
lebung  und  Begulieruug  des  Handelsverkehrs  zwischen  den  Staaten  klar 
erkannt  worden.  In  der  5.  Sektion  des  Gesetzes  ist  „Pooling“  zweifellos 
nur  deshalb  verboten,  weil  eine  solche  Handlungsweise  geeignet  erschien, 
den  Wettbewerb  zu  verhindern  oder  zu  beschränken.  Das  Gesetz  ver- 
meidet es  absichtlich,  Dampfboote  und  andere  unabhängige  Verkehrsmittel 
zu  Wasser  unter  seine  Vorschriften  zu  bringen  und  mufs  daher  nicht  nur 
das  Fortbestehen  des  Wettbewerbes,  sondern  auch  gleichzeitig  alle  unver- 
meidlich durch  diesen  hervorgerufenen  Umstände  als  wohlberechtigt  aner- 
kannt haben. 

Im  Verlaufe  der  Verhandlungen  des  Kongresses  über  die  4.  Sektion 
des  Gesetzes  wird  diese  Ansioht  bestätigt  „Es  ist  unmöglich,  die  Schlofs- 
folgerung  von  sich  zu  weisen,  dafs  beide  Häuser  sich  bewufst  waren,  dafs 
sie  nioht  eine  Mafsregel  annahmen,  welohe  die  Berechnung  höherer  Preise 
für  kürzere  Strecken  durchaus  verbieten  sollte,  sondern  dafs  sie  vielmehr 
wohlweislich  für  Ausnahmen  in  bestimmten  Fällen  einen  Ausweg  offen 
liefsen  und  zwar  auch  für  Fälle,  wo  die  Umstande  und  Bedingungen  des 
Verkehrs  von  dem  Elemente  des  Wettbewerbs  beeinffufst  sind  und  wo 
solche  Ausnahmen  für  das  Fortbestehen  des  Wettbewerbs  notwendig  würden“. 

1)  Die  Gründe,  welche  die  Eisenbahnen  in  dem  oben  erw&hnten  Falle  geltend  machten, 
waren  folgende; 

1)  Dafs  die  Unterhaltung  einer  Eisenbahn  hauptsächlich  von  dem  I.ükal verkehr,  für 
welchen  sie  gebaut  worden  ist,  getragen  werden  müsse,  und  dafs  der  Transitverkehr  für 
jeden  Preis  besorgt  werden  könne,  welcher  nicht  geringer  ist  als  die  Beförderaogs- 
nnkosten, 

3)  dafs  die  Unkosten  für  den  I.okal verkehr  am  gröfsten  sind  und  dafs  daher  die 
Preise  für  denselben  demgemäß  eingerichtet  werden  müssen.  Ist  dies  nnn  der  Fall,  io 
wird  es  oft  eintreten,  dafs  der  Preis  für  die  kürzere  Entfernung  höher  ausf&llt ; 

8)  dafs  der  Verkehr  auf  weite  Entfernung  zum  grofsen  Teil  unmöglich  gemacht  wird, 
wenn  die  Preise  in  Uebereinstimmnng  mit  denjenigen  gemacht  werden,  welche  eigentlich 
für  den  Uokalverkehr  berechnet  sind,  und  es  mnfs  daher  der  in  der  ganzen  Weit  aner- 
kannte Grundsatz  in  Betracht  gezogen  werden,  dafs  der  Verkehr  nur  so  viel  kosten  darf 
als  er  ertragen  kaun; 

4)  dafs  die  Beförderung  auf  weite  Strecken  au  niedrigen  Preisen  dazu  geeignet  ist, 
Fabriken  und  andere  industrielle  Unternehmaugen  za  fördern , ohne  jedoch  dabei  dem 
Verkehr,  welcher  die  höheren  Frachtsätze  zu  tragen  bat,  irgendwie  nachteilig  zu  werden; 

5)  dzfs  die  niedrigeren  Preise  für  weitere  Strecken  gewöhnlich  nicht  freiwillig  voo 
dem  Frachtführer  aafgestelit,  sondern  ihm  vielmehr  durch  die  Konkurrenz  einer  andere 
Bahn  aulgezwungen  werde,  gegen  weiche  es  schlechterdings  keinen  Schatz  giebt. 

Allein  die  Kommission  hat  mit  Ausnahme  des  leisten  keine  von  diesen  Argumenten 
als  hinreichend  begründet  anerkaont. 
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Natürlich  verstand  die  Kommission  darunter  nur,  die  erlaubte  „offene  und 
enrliche  Konkurrenz,  nicht  aber  alle  die  Dinge,  welche  mit  dem  Namen 
des  Wettbewerbs  bemäntelt  worden  und  in  vielen  Fällen  den  öffentlichen 
sowie  den  privaten  Rechten  gleicherweise  verderblich  gewesen  sind“. 

Die  bei  der  Konkurrenz  in  Betracht  kommenden  Transportmittel 
scheidet  die  Kommission  iu  drei  Klassen : 

1)  Die  Wasserwege. 

2)  Die  nicht  unter  das  Gesetz  fallenden  Bahnlinien. 

3)  Die  unter  den  Vorschriften  des  Gesetzes  stehenden  Bahnlinien. 

1.  Die  Konkurrenz  der  Wasserwege  mit  den  Eisenbahnen  war  nach  der 

Ansicht  der  Kommission  eine  Art  des  Wettbewerbs,  welche  der  Kongrefs 
besonders  zu  begünstigen  und  aufrecht  zu  erhalten  beabsichtigte.  Wenn 
der  Fernverkehr  mit  dem  Wasserwege  zu  konkurrieren  hat,  während  der 
Verkehr  auf  kurze  Streoken  von  dieser  Konkurrenz  nicht  berührt  wird, 
so  sind  die  Umstände  und  Bedingungen  eben  nicht  die  gleichen,  und 
eine  Abweichung  von  dem  Prinzip  ist  daher  nicht  gesetzwidrig.  In 
solchen  Fällen  ist  sie  sogar  oft  geradezu  notwendig,  um  die  Eisenbahnen 
in  den  Stand  zu  setzen,  die  Konkurrenz  der  Wasserwege  auszuhalten. 

Die  Eisenbahnfrachtpreise  müssen  den  zwischen  denselben  Funkten 
von  den  Schiffen  berechneten  so  sehr  als  möglich  nahe  kommen,  und  die 
Frachtpreise  der  Schiffe  sind  im  allgemeinen,  wenn  nioht  sogar  immer, 
weit  niedriger  normiert,  als  die  Eisenbahn  sie  für  ihren  gesamten  Verkehr 
festzusetzen  im  stände  ist.  Wenn  daher  in  solchen  Fällen  der  Wettbewerb 
ermöglicht  werden  soll,  so  mufs  die  Bahn  höhere  Preise  für  die  innerhalb 
der  Strecke  gelegenen  Stationen  notieren,  als  sie  für  die  von  der  Kon- 
kurrenz berührten  Punkte  berechnen  kann,  und  wenn  die  Preise  für  diese 
Punkte  einen  auch  nur  geringen  Nutzen  abwerfen,  so  haben  die  anderen 
Stationen  zumeist  doch  einen  Vorteil  dadurch,  während  die  von  der  Kon- 
kurrenz berührten  Punkte  den  gröfseren  und  direkteren  Vorteil  geniefsen 
nnd  die  Wahl  haben  zwischen  verschiedenen  Transportmitteln,  von  deren 
Wettbewerbe  man  erwarten  darf,  dafs  die  Preise  des  Transportes  so 
niedrig  als  möglich  gehalten  werden  (Uep.  I,  72).  Als  allgemein  zu  be- 
achtende Kegel  müsse  gelten,  dafs  jede  Eisenbahngeselischaft,  wenn  es 
thunlich  ist,  ihre  Tarife  so  einrichten  sollte,  dafs  die  auf  die  Fraoht 
entfallenden  Kosten  für  alle  Teile  der  Linie  pToportionell  sein  können,  und 
dafs  gleichzeitig  ein  Einkommen  erzielt  werde,  welches  hinreioht,  alle 
laufenden  Ausgaben,  sowie  die  Kosten  der  Instandhaltung  der  Bahn,  der 
Gebäude  und  der  Ausrüstungsgegenstände  zu  deoken  und  den  Besitzern 
der  Bahn  einen  angemessenen  Gewinn  zu  gewähren.  Es  ist  jedoch  klar, 
dafs  es  in  einzelnen  Fällen,  wo  zn  den  Hauptstationen  auch  W asserwege 
führen,  unmöglich  werden  kann,  den  betreffenden  Teil  des  Verkehrs  ent- 
sprechend hoch  zur  Tragung  dor  Gesamtkosten  heranzuziehen.  Wenn  nun 
dieser  Teil  des  Verkehrs  auch  nur  in  etwas  mehr  zu  der  Tragung  der 
Unkosten  beträgt  als  er  speoiell  Kosten  verursacht,  so  sollen  die  Bahnen 
im  allgemeinen  nioht  gezwungen  werden,  diesen  Verkehr  zurückzuweisen, 
da  unter  diesen  Umständen  jedes  Plus  der  Einnahme  über  die  Kosten  einen 
Beitrag  zu  dem  Gesamtgewinn  darstellt. 

Die  Kommission  citiert  hierauf  anerkennend  den  Ausspruch  des  ehe- 
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maligen  Generalinspiktors  der  Brücken  und  Eisenbahnen  in  Frankreich, 
M.  de  la  Gournerie,  nämlich,  dafs  eine  Bahn  keinen  Verkehr  vernach- 
lässigen sollte,  welcher  derart  ist,  dafs  er  ihre  Einnahmen  in  höherem 
Mafse  vergröfsert  als  ihre  Ausgaben. 

2)  Konkurrenz  von  Eisenbahnen,  welohe  nicht  unter  dns  Gesetz  fallen. 

Es  sind  dies  zwei  Arten  von  Bahnen: 

1)  Bahnen,  welche  vollständig  innerhalb  der  Grenzen  eines  einzelnen 
Staates  liegen.  Diese  sind  von  der  Wirkung  aller  ßundesgesetse  ausge- 
nommen, da  der  Kongress  nach  dem  Wortlaute  der  Bundesverfassung  nur 
das  Keoht  hat,  den  Verkehr  zwischen  den  Staaten,  nicht  aber  denjenigen 
innerhalb  der  einzelnen  Staaten  zu  regeln. 

2)  Ausländische  Bahnen,  von  denen  die  wichtigsten  die  kanadischen 
Bahnen  sind.  Soweit  das  Interstate  Commerce  Gesetz  in  Betracht  kommt, 
dürfen  diese  Bahnen  das  long  and  short  haul  Prinzip  nach  Belieben  unbe- 
achtet lassen.  Dieser  Umstand  könnte  ihnen  allerdings  im  Vergleich  zu  den 
unter  der  Macht  des  Gesetzes  stehenden  und  daher  zur  Beachtung  des 
Prinzips  verpflichteten  Bahnen  einen  unbilligeu  Vorzug  verschaffen. 

Was  nun  die  erstgenannte  Klasse  der  Bahnen  anlangt,  so  ist  die  Frage 
von  geringerer  Wichtigkeit,  einmal,  weil  bei  den  heut  bestehenden  ausge- 
dehnten EisenbahnsjBtemen  verhältnismnfsig  wenige  Bahnen  gänzlich  inner- 
halb der  Grenzen  eines  einzelnen  Staates  gelegen  siod,  und  sodann  bestehen 
auch  flir  die  gröfste  Zahl  der  Staaten  (28)  specielle  Eisenbahugesetze,  in  denen 
das  1.  a.  s.  h.  Prinzip  ebenfalls  durchgeführt  ist.  In  Kanada  dagegen  be- 
steht ein  derartiges  Gesetz  nicht,  und  die  Konkurrenz  der  kanadischen 
Bahnen,  besonders  bei  dem  Transitverkehr  nach  und  von  dem  Westen, 
bildet  einen  wichtigen  Faktor  in  den  Eisenbahnverhältnissen  der  V.  8t 
Nun  erfüllt  aber  nach  der  Ansicht  der  Kommission  die  Konkurrenz  sowohl 
der  kanadischen  als  der  einzelstaatlichen  Linien  die  von  dem  Gesetie 
vorgesehene  Bedingung  der  unterschiedlichen  Umstände,  welche  die  Aasser- 
achtlassung  des  short  haul  Prinzips  gesetzlich  machen,  und  sie  glaubt  daher, 
dafs  die  amerikanischen  Eisenbahnen  berechtigt  seien,  der  Konkurrenz  der 
kanadischen  Bahuen  zu  begegnen,  ohne  Hücksicht  auf  die  Thatsache,  dsb 
demzuliebe  die  Frachtpreise  zwischen  den  Endstationen  unter  die  für  die 
Zwischenetationen  bestehenden  herabgesetzt  werden,  wenngleich  die  letz- 
teren an  sich  sonst  gerecht  und  angemessen  sein  mögen. 

3)  Die  Konkurrenz  von  Eisenbahnen,  welche  dem  Gesetze  unterworfen 
sind,  konnte  nach  der  Ansicht  der  Kommission  selten  einen  Fall  von  unter- 
schiedlichen Umständen  aufweisen,  und  es  würde  für  gewöhnlich  unbillig 
sein,  wenn  diese  Art  der  Konkurrenz  soweit  getrieben  würde,  dafs  dis 
Ungleichheit  der  Frachtpreise  entstände,  welche  die  4.  Sektion  des  Gesetze* 
zu  verhindern  versucht. 

Es  giebt  jedoch  Ausuahmefälle,  in  denen  das  short  haul  Prinzip  verletzt 
werden  mnfs,  wenn  eine  bestehende  derartige  Konkurrenz,  welche  msn 
als  einen  Vorteil  für  die  Bürger  betrachtet,  weiter  bestehen  soll. 

Als  Beispiel  eines  solchen  Ausnahmefalls  erwähnt  die  Kommission 
die  Konkurrenz  zwischen  der  Pennsylvania- Bahn  und  der  Pittsburg-  und  Lake 
Erie-Bahn.  Die  Enden  dieser  beiden  Bahnen  reichen  sozusagen  übereinander 
weg  and  laufen  zwisohen  Pittsbnrg  und  Yonngstown  parallel  miteinander. 
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Die  nach  New  York  und  anderen  Städten  des  Ostens  bestimmte  Fracht  kann 
nun  auf  jeder  von  diesen  beiden  Bahnen  befördert  werden,  allein  die  Eigen- 
tümlichkeit der  Situation  liegt  darin,  dafs  der  Verkehr  in  entgegengesetzten 
Bichtungen  erfolgt,  nämlich  nach  Norden  auf  der  P.-E.-  und  nach  8iiden 
auf  der  Penns.-Bahn. 

Infolgedessen  ergiebt  sich  für  die  P.-E.-Bahn  die  gröfsere  Entfernung 
nach  New  York  von  Pittsburg  aus,  während  für  die  Penns.-Bahn  Youngs- 
town  die  entferntere  8tation  von  New  York  aus  darstellt  Die  Penns.-Bahn 
bestimmt  als  die  stärkere  und  kürzere  Linie  die  Höhe  der  Frachtpreise 
und  macht  dieselben  natürlich  von  Pittsburg  aus  niedriger  als  von  Youngs- 
town.  Die  andere  Bahn  mufs  daher,  um  konkurrieren  zu  könneu,  die- 
selben Sätze  gelten  lassen,  obgleich  sie  damit  das  long  and  short  haul 
Prinzip  verletzt,  da,  wie  wir  gesehen  haben,  für  sie  die  Entfernung  von 
Pittsburg  nach  New  York  grölser  ist  als  von  Youngstown.  Die  Kommission 
erklärte,  darin  niohts  Ungerechtes  oder  Unangemessenes  zu  findeu. 

Dies  waren  die  allgemeinen  Grundsätze,  welche  die  Kommission  bei 
dieser  ersten  Untersuchung  aufstellte.  Kurz  gesagt  dürfte  demnaoh  das 
1.  a.  sh.  h.  Prinzip  aufser  acht  gelassen  werden,  wenn  der  Konkurrenz  von 
Verkehrswegen  entgegen  zu  treten  ist,  welche  nicht  unter  dem  Bundes- 
gesetze stehen.  Dies  wurde  auch  sowohl  von  den  Eisenbahnen  als  von 
den  Bürgern  allgemein  als  eine  liberale  und  gerechte  Interpretierung  der 
4.  Sektion  aufgenommen. 

Die  Kommission  gab  ferner  zu,  dafs  es  auch  noch  andere  gute  Gründe, 
als  die  in  diesem  Falle  zur  Besprechung  gelangten,  geben  möge,  welche 
zu  Ausnahmen  von  dem  1.  a.  sh.  h.  Paragraphen  berechtigen  könnten,  that- 
säohlich  jedoch  hat  eie  in  ihren  späteren  Entscheidungen  keine  anderen 
Arten  von  Ausnahmen  mehr  gebilligt. 

In  anderen  Streitfällen  dagegen  wurden  verschiedene  andere  Phasen 
dieser  1.  a.  sh.  h.-frage  vorgebracht,  welche  von  Interesse  sind,  und  es 
giebt  einige  Beispiele,  wo  es  nicht  unwahrscheinlich  ist,  dafs  die  Kom- 
mission zu  anderer  Entscheidung  gelangt  wäre,  wenn  sie  nicht  an  die 
Vorschriften  der  4.  Sektion  gebunden  gewesen  wäre. 

Ein  Fall  von  allgemeinem  Interesse  ist  derjenige,  in  welchem  eine 
lange  und  indirekte  Linie  mit  einer  kürzeren  und  direkteren  konkurriert. 
So  z.  B.  bildet  die  Central- Vermontbahn  und  die  Bahnen,  an  welche  sie 
Anschlnfs  hat,  eine  indirekte  Linie  von  Boston  nach  Detroit,  Milwaukee, 
Chicago  und  anderen  westlich  gelegeneu  Punkten. 

Ihre  Rivalin,  welche  den  Vorteil  einer  kürzeren  8trecke  zwischen 
denselben  Punkten  für  sioh  hat,  ist  die  Boston-  und  Albanybahn.  Um 
nun  an  dem  Transitverkehr  zwisohen  Boston  und  den  westlioheu  Städten 
Anteil  zu  haben,  war  die  Central-Vermontbahn  genötigt,  Frachtsätze  zu 
gewähren,  welche  noch  unter  die  von  der  Boston-  und  Albanybahn  be- 
rechneten fallen  mufsten,  da  der  Verfrachter  es  sonst  natürlich  stets  vor- 
ziehen würde,  seine  Waren  der  kürzeren  und  schnelleren  Linie  zu  über- 
geben. Während  die  Central-Vermontbahn  aus  diesem  Grnnde  thatsächlich 
niedrigere  Preise  von  Boston  nach  den  westlichen  Puukten  stellt,  macht 
aie  die  Frachtsätze  von  Boston  nach  den  zwischenliegenden  Städten  höher 
als  nach  den  entfernter  gelegenen  westlichen  Städten. 
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So  betrug  z.  B.  der  Preis  für  I.  Kl.  Fracht  60  cts  per  100  Pfd.  nach 
St.  Albans,  während  es  nur  41  cts  naoh  Detroit  kostete,  welches  mehr 
als  doppelt  so  weit  entfernt  ist.  Der  Lokalverkehr  auf  dieser  Linie  ist  ver- 
hältnismäfsig  geringfügig  und  würde  unter  keinem  möglichen  Tarife  genug 
abwerfen,  um  die  Gesellschaft  in  den  Stand  zu  setzen,  eine  leistungsfähige 
Bahn  zu  erhalten.  Deber  diese  Thatsachen  sich  auslassend,  sagt  nun  die 
Kommission  folgendes: 

,,Dem  Lokalverkehr  geschieht  kein  Unrecht  dadurch,  dafs  der  Distanz- 
verkehr zu  sehr  niedrigen  Preisen  ausgeführt  wird,  solange  als  der  entere 
dadurch  weder  verteuert,  noch  sonst  in  einer  Weise  gestört  wird.  Wir 
sind  fest  und  ganz  überzeugt,  dafs  ein  starker  Distanz  verkehr  für  die  in 
Bede  stehende  Bahn  absolut  notwendig  ist,  wenn  sie  sich  fernerhin  als 
eine  selbst  für  den  Lokal  verkehr  brauchbare  Verkehrslinie  aufrecht  er- 
halten soll,  und  wir  sind  ferner  überzeugt,  dafs  die  Bewohner  von  Ver- 
mont an  den  niedrigen  Preisen  für  deo  Distanzverkehr  ein  hohes  Interesse 
haben,  nicht  nur,  weil  sie  Artikel  zum  Teil  naoh  entfernten  Punkten  ver- 
frachten, sondern  noch  mehr  deshalb,  weil  Vermount  in  hohem  Mafse  auf 
Getreide,  Hehl,  Fleisch  und  andere  Naturalien  des  Westens  angewiesen 
isi.  Es  ist  daher  sehr  wohl  anzunehmen,  dafs  die  Bürger  für  die  von  ihnen 
für  den  Lokalverkehr  gezahlten  hohen  Preise  durch  die  niedrigen  Transit- 
verkehrspreise  völlig  schadlos  gehalten  werden.  Eine  Behörde,  welche 
die  Macht  besäfse,  die  Frachtsätze  so  einzurichten,  wie  die  Umstäode  es 
zu  erfordern  scheinen,  würde  vielleicht  demgemiifs  entscheiden.  Unsere 
Machtvollkommenheit  in  dieser  Hinsicht  ist  jedoch  von  dem  Wortlaut  des 
Gesetzes  beschränkt,  von  welchem  nicht  abgewiohen  werden  darf  aus  Rück- 
sichten bezüglich  der  GerechtigkL’it  oder  dessen,  was  für  die  interessierten 
Parteien  vorteilhaft  wäre.“ 

Die  Kommission  kommt  sodann  zu  dem  Sohlufse,  dafs  die  „4.  Sektion“ 
des  Gesetzes  in  diesem  Falle  eine  Verletzung  des  „long  and  short  haul“ 
Prinzips  nicht  zulasse.  Mit  anderen  Worten,  es  war  hier  ein  Fall,  bei 
welchem  die  Bedingungen  und  Umstäode  wesentlich  die  gleichen  waren. 
Es  war  richtig,  dafs  der  Distanzverkehr  über  diese  Linie  mit  einer  kürzeren 
und  direkteren  Linie  zu  konkurrieren  hatte,  allein  in  dieser  Hinsicht  war 
in  der  Lage  der  C.-V t.-Zontrallinie  nichts  Absonderliches. 

„Es  giebt  in  allen  Teilen  der  Vereinigten  Staaten  Eisenbahnen, 
welche  den  gleichen  Anspruch  mit  demselben  Rechte  erheben  könnten.  Es 
ist  dies  ein  Anspruch,  welcher  stets  erhoben  werden  könnte,  wo  immer 
eine  noch  so  weitläufige  Linie  für  den  Distanzverkehr  erbaut  werden 
könnte.“ 

Auf  die  Frage,  ob  diese  Interpretierung  des  Gesetzes  die  richtige 
war  oder  nicht,  wollen  wir  nicht  näher  eingehen ; wenn  wir  jedoch  von 
den  von  der  4.  Sektion  gestellten  Anforderungen  abschen,  so  dürfen  wir 
wohl  zugeben,  dafs  die  Verletzung  des  1.  a.  sh.  h.  Prinzips  in  einem  Falle,  wie 
der  beschriebene,  weder  ungerecht  noch  unangemessen  genannt  werden 
kann.  Und  diese  Ansicht  wurde  wohl  auch  von  der  Kommission  geteilt. 

Private  Eisenbahnen  sind  in  der  Regel  völlig  auf  die  aus  dem  Ver- 
kehr Bioh  ergebenden  Einnahmen  angewiesen.  Sie  werden  überhaupt 
nicht  gebaut,  wenigstens  nioht  von  Leuten,  die  eine  dauernde  Kapitals- 
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an  läge  und  nicht  bloß  ein  Spekulationsobjekt  in  ihnen  sehen,  wenn  man 
nicht  erwarten  kann,  dafs  die  Einnahmen  im  Laufe  der  Zeit  ausreichend 
•ein  werden,  die  Betriebskosten  zu  decken  und  das  Anlagekapital  wenig- 
stens zu  dem  gebräuchlichen  Zinsfufse  zu  verzinsen. 

Hier  haben  wir  nun  eine  Bahn,  welche  durch  ein  ziemlich  schwach 
bevölkertes  Gebiet  geht,  wo  der  Verkehr  nicht  bedeutend  ist.  Dieselbe 
kann  sich  daher  nur  dadurch  ein  Einkommen,  welches  die  Zinsen  für  die 
Obligationen  uufbringt,  sichern,  dafs  sie  zu  notwendigerweise  sehr  niedrigoo 
Preisen  einen  bedeutenden  Distanzverkebr  heranzieht  und  einen  Teil  des 
lokalen  Verkehrs  mit  höheren  Preisen  belegt.  Dividenden  an  ihre  Aktio- 
näre hat  sie  niemals  gezahlt.  Ist  es  jedoch  etwa  fraglich,  ob  die  Bewohner 
des  Staates  Vermont,  duroh  welchen  die  Bahn  gebt,  nicht  lieber  diese 
höheren  Frachtpreise  zahlen,  als  dafs  sie  auf  jede  Bahnverbindung  ver- 
zichten ? 

Her  ßeichtum  dieses  Landstriches  hat  sich  seit  der  Einführung  der 
Bahn  stetig  vergrößert. 

„Zu  dieser  Vergrößerung  des  Beichtums“,  (sagt  die  Kommission, 
„haben  die  Eisenbahnen  zweifelsohne  iD  hohem  Maße  beigetragen,  ja  es 
wäre  vielleicht  nioht  zu  viel  behauptet,  wenn  man  sagt,  daß  gerade  sie 
ihn  überhaupt  erst  möglioh  gemacht  haben." 

Es  kann  somit  Fälle  geben,  in  welchen  weder  eine  Konkurrenz  von 
Wasserrouten  oder  ausländischen  Bahnen  vorhanden  ist  und  wo  trotzdem 
die  Verletzung  des  long  and  short  haul  Prinzips  von  vornherein  eine 
notwendige  Bedingung,  wenn  nicht  für  den  Bau  einer  Bahn,  so  doch 
sicher  für  den  erfolgreichen  Betrieb  derselben  ist.  Es  ist  jedooh  zu  be- 
achten, dafs  der  Umstand,  daß  die  Bahnstrecke  eine  indirekte  ist,  nioht 
den  ausschlaggebenden  Faktor  bildet.  Wären  an  den  Linien  der  C.-V.- 
Bahn  eine  Anzahl  wichtiger  Städte  gelegen,  so  daß  der  Lokalverkehr  ein 
bedeutender  und  der  Gewinn  ans  demselben  ein  hoher  wäre,  so  ließe  sich 
die  Verletzung  des  „long  and  short  haul“  Prinzips  weniger  leicht  verteidigen. 

Sobald  wir  dazu  kommen  den  Fall  zu  betrachten,  in  welchem  der 
gleiohe  Preis  ftir  eine  längere  oder  für  eine  kürzere  Entfernung  be- 
steht, so  haben  wir  es  hier  mit  einem  Prinzip  zu  thun,  dessen  allge- 
meine Anwendung  zum  mindesten  erklärlioh  wäre.  Und  in  der  Tbat  sind 
verschiedene  Theoretiker  so  weit  gegangen,  zu  behaupten,  daß  der  Fracht- 
satz ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung  stets  sich  gleich  bleiben  solle. 
Sie  haben  unter  anderem  auf  die  Postportosätze  als  auf  ein  Beispiel  hin- 
gewiesen , welches  die  Ausführbarkeit  und  den  Vorteil  der  Außeracht- 
lassung aller  Entfernungsuntersehiede  beweise  und  die  Durchführung  eines 
einheitlichen  Einheits-  oder  Einzonentarifs  bedeute.  Diese  etwas  extreme 
Theorie  hat  jedoch  in  der  fiachwissenschaftlichen  Welt  wenig  Anklang 
gefunden  und  ist  in  keinem  Lande  jemals  angewandt  worden.  Dahin- 
gegen ist  eine  beschränkte  Anwendung  des  Gedankens , für  gleiohe  Ent- 
fernungen denselben  Preis  zu  fordern,  in  dem  in  letzter  Zeit  vielfach  ge- 
nannten Zontenarif  zu  finden.  Bei  diesem  Tarif  besteht  ein  gleicher 
Frachtpreis  für  alle  Entfernungen  innerhalb  der  in  einer  einzelnen  Zone 
gelegenen  Grenzen ; für  alle  über  diese  Grenze  hinausreichenden  Ent- 
fernungen nimmt  der  Satz  mit  jeder  Zone  zu,  in  welche  hinein  die  Güter 
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sowie  die  Passugiere  befördert  werden.  F.s  ist  mehrfach  ausgesprochen 
worden,  dafs  der  Zonentarif  von  dem  jetzt  üblichen  sogenannten  Ent- 
fern ungstarif  sich  nur  insoweit  unterscheidet,  als  er  eine  gröfsere  Ent- 
fernungseinheit annimmt,  welche  statt  einer  Meile  oder  eines  Kilo- 
meters etwa  20  bis  80  Meilen  oder  Kilometer  beträgt,  und  dafs  daher 
diese  beiden  Arten  von  Tarifen  im  Prinzip  einander  gleich  sind l).  Es 
handelt  sich  darum,  ob  die  gewählte  Einheit  so  grofs  ist,  dafs  sie  mehrere 
Stationen  umfafst  oder  aber  so  klein , dafs  mehr  als  eine  solche  Einheit 
■wischen  einer  Station  und  der  nächstfolgenden  zu  liegen  kommen,  ln 
dem  letzteren  Falle  würde  dann  der  Preis  regelmäfsig  von  Station  zu 
Station  zunehmen , während  er  in  dem  ersteren  Falle  für  eine  Anzahl 
von  aufeinander  folgenden  Stationen  und  zwar  für  so  viele,  als  in  dis 
Grenzen  einer  einzelnen  Entfernungseinheit  fallen,  der  gleiche  bleiben 
würde.  Mag  daher  der  hierin  ausgesprochene  Unterschied  ein  grundsätz- 
licher sein  oder  nicht,  jedenfalls  bleibt  er  wichtig  genug,  um  schon  duich 
die  verschiedene  Benennung  des  Tarifs  — Entfernung«-  oder  Zonentarif  — 
hervorgthoben  werden  zu  müssen.  Gegenwärtig  ist  Oesterreich-Ungarn  der 
einzige  Staat,  welcher  den  Zonentarif  allerdings  nur  für  den  Personen- 
verkehr, eingeführt  hat.  Allein  auch  in  allen  anderen  Staaten  lassen  sich 
vereinzelte  keineswegs  allzuseltene  Beispiele  für  die  Anwendung  des 
Zonentarifgedankens  finden,  indem  derselbe  Preis  für  längere  und  kürzere 
Entfernungen  besteht.  Häufiger  als  in  anderen  Ländern  finden  sich  solche 
Beispiele  in  den  Vereinigten  Staaten,  insbesondere  soweit  der  Güter- 
verkehr in  Betracht  kommt.  Dort  findet  man  ziemlich  häufig,  dsfs 
für  eine  Anzahl  von  Orten,  welche  von  einem  gemeinschaftlichen 
Centrum  resp.  Markt  ungleich  weit  entfernt  sind,  derselbe  Frachtpreis 
besteht.  Einen  solchen  Frachtsatz  bezeichnet  man  gewöhnlich  als  einen 
Gruppensatz  (Group  Kate)  aus  dem  Grunde,  dafs  die  Stationen,  auf  welche 
er  Anwendung  findet,  zum  Zwecke  der  Tarifierung  zusammen  gruppiert 
sind.  Der  Gruppensatz  kann  entweder  für  eine  Anzahl  innerhalb  einer 
gewissen  Entfernung  und  auf  derselben  Eisenbahnlinie  gelegener  auf- 
einander folgender  Stationen  angewandt  sein  oder  auch  auf  eine  Anzsbl 
in  einem  gegebenen  Distrikt  belegener  Orte,  welche  von  verschiedenen 
Bahnen  berührt  werden.  So  werden  in  den  südlichen  Staaten  sogenannte 
Basispunkte  (Basing  Points)  in  dieser  Weise  gruppiert,  obgleich  für  die 
Zwischenstationen  höhere  Frachtpreise  bestehen  bleiben.  Die  Kommission 
fand  in  den  von  ihr  untersuchten  Fällen  diesen  Brauch , die  Station'  n 
zu  gruppieren,  an  sich  weder  ungerecht  noch  ungesetzlich.  Und  da  vir 
Fälle  finden  konnten,  in  welchen  die  Umstände  oder  Bedingungen  einen 
höheren  Satz  für  die  kürzere  Entfernung  rechtfertigten  als  für  die  längere, 
so  kann  es  um  so  weniger  überraschen , wenn  wir  auch  auf  Umstände 
stofsen,  welche  die  Einführung  eines  gleichen  Satzes  für  verschieden 
grofse  Entfernungen  gerechtfertigt  erscheinen  lassen. 

Die  einzige  in  dem  Gesetz  enthaltene  Bezugnahme  auf  diesen  Gegen- 
stand findet  sich  in  der  4.  Sektion,  in  welcher  eine  Klausel  erklärt,  dsfo 
„diese  Sektion  nicht  derart  zu  verstehen  ist,  dafs  ein  gemeiner  Fracht- 

1)  Siehe  Ulrich,  Personentarif  S.  10. 
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führer  brreohtigt  «ei,  einen  ebenso  hohen  Prois  für  eine  kürzere  als  für 
eine  längere  Entfernung  zu  beanspruchen.“  Augenscheinlich  wurde  diese 
Klausel  hinzugesetzt,  weil  man  fürchtete,  dafs  die  Eisenbahnen  den  Sohlufs 
ziehen  könnten,  dafs  das  Gesetz,  indem  es  die  höheren  Preise  für  die 
kürzere  Entfernung  ausdrücklich  untersagt,  einen  gleich  hohen  Preis 
für  dieselbe  erlaubt  und  sanktioniert.  Abgesehen  von  der  4.  Sektion 
enthalt  jedoch  das  Gesetz  überhaupt  keinerlei  Vorschriften,  welche 
eine  bestimmte  Beziehung  zwischen  Frachtpreis  und  Entfernung  verlangen, 
verbieten  oder  gestatten. 

Die  Kommission  hatte  volle  Freiheit,  jeden  einzelnen  Fall,  welcher 
die  Frage  der  Gerechtigkeit  von  Gruppearaten  involvierte,  nach  den  weiten, 
ziemlich  Undefinierten  Grundsätzen  zu  betrachten  und  zu  entscheiden,  welche 
in  den  ersten  drei  Sektioneu  des  Gesetzes  ausgesprochen  sind,  nämlich,  dafs 
1)  die  Frachtsätze  angemessen  sein  müssen1);  2)  dafs  eine  Bahn  einer 
Person  für  denselben  Dienst  nicht  mehr  berechnen  darf  als  einer  andern 
(Sekt.  2)  und  3)  dafs  sie  keinerlei  ungerechten  oder  unangemessenen 
Vorzug  einer  bestimmten  Person,  Gesellschaft,  Oertlichkeit  u.  s.  w.  zuge- 
slehen  darf.  Die  Kommission  hat  deshalb  in  keinem  Falle  Anlafs  ge- 
nommen, solohe  Gruppentarife  an  und  für  sieh  zu  verurteilen,  solange  als 
sie  nicht  Anlafs  zu  Ungerechtigkeiten  oder  Bevorzugungen  geben. 

„Es  ist  dies",  nach  den  Worten  der  Kommision,  „ein  Brauch,  welcher 
bei  der  Aufstellung  von  Tarifen  sehr  häufig  stattfindet  uud  welcher  zur 
Folge  hat,  dafs  einzelne  Städte  verhältnismäfsig  niedrigere  Frachtsätze 
erhalten  als  andere.  Jedenfalls  mufs  dieser  Brauch  vorteilhaft  und  bequem 
für  die  Eisenbahngesellschaften  sein,  da  er  sonst  nicht  so  häufig  Auwen- 
dung finden  würde,  und  es  mag  mitunter  dahin  wirken,  die  Verkehrsbe- 
dingungen  mehrerer  Städte  gleich  zu  stellen,  ohne  irgend  jemanden  zu 
benachteiligen.  Das  System  an  sich  ist  daher  nicht  notwendigerweise 
illegal  und  wird  dies  nur  dann,  wenn  sich  ungesetzliche  Itesullate  aus 
demselben  herleiten  lassen"  ‘). 

„Es  ist,  entgegen  den  von  einzelnen  Seiten  anfgestellten  Behauptungen, 
nicht  notwendigerweise  eine  Verletzung  der  Sektion  3 des  Gosetzes,  welche 
untersagt,  dafs  irgend  einer  einzelnen  Person,  Oertlichkeit  etc.  ein  unge- 
wöhnlicher und  unangemessener  Vorteil  oder  Vorzug  gewährt  werde.  Unter 
gewöhnlichen  Umständen  ist  es  für  den  Frachtführer  augenscheinlich  un- 
vorteilhaft, die  Frachtsätze  nach  diesem  System  zu  ordnen.  Es  ist  wahr- 
scheinlich, dafs  eine  völlig  unabhängige,  von  jeder  Konkurrenz  freie  Eisen- 
bahnlinie, welche  imstande  ist,  bei  der  Berechnung  der  Frachtpreise  ihren 
eigenen  Willen  durchzusetzen,  jedenfalls  streng  an  der  Berechnung  nach 
der  Ueilenzahl  festhalteu  wird,  zu  dem  Zwecke,  eine  angemessene  Be- 
zahlung für  den  Verkehr  auf  kürzere  Entfernung  oder  eine  zunehmende 
gröfsere  für  weitere  Strecken  zu  erlangen.  Allein  selbst  bei  derartig  ge- 
stellten Eisenbahnen  ist  mitunter  der  Fall  eingetreteo,  dafs  die  Verfrachter 
die  Einführung  von  Gruppenraten  für  verschiedene  Punkte  erzwungen 
haben  auf  Grund  der  konkurrierenden  Geschäftsinteressen,  welche  ihren 

1)  Siehe  S.  I. 

2)  S.  Reports  and  Decisiona  1,  SSt. 
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Druok  ebenso  nachhaltig  fühlbar  machten,  als  die  Konkurrenz  einer  an< 
deren  Bahn  es  hätte  thun  können.  So  hat  mitunter  ein  verhältnismäßig 
ausgedehntes  Gebiet,  das  eine  große  Zahl  Ton  Bergwerken,  Steinbrüchen, 
Fabriken  u.  s.  w.  in  sich  schloß,  gleiohmäßige  Gruppenfrachtsätze  erhalten 
aus  dem  Grunde,  daß  sonst  die  entfernteren  Funkte  vom.  Harkte  aus- 
geschlossen und  wichtige  Industriezweige  dadurch  ruiniert  werden  würden, 
wodurch  für  die  Bahn  indirekt  ein  bedeutender  Verlust  an  Einnahmen 
herbeigeführt  werden  würde.  Fabrikanten  z.  B.,  welche  150  Meilen  von 
einem  Handelscentrum  entfernt  waren,  haben  dieselben  Frachtpreise  lür 
sich  beansprucht,  welche  andere,  die  vielleicht  nur  50  Meilen  von  dem- 
selben Markte  entfernt  waren,  bezahlten,  indem  sie  darauf  bestanden,  daß 
ihre  Unkosten  in  allen  Beziehungen  dieselben  wären,  und  dafs  die  Gleich- 
heit der  Frachtsätze  aus  diesem  Grunde  für  ihr  Fortbestehen  unumgänglich 
notwendig  sei“  1 ). 

Aus  diesen  und  anderen  Gründen  hat  sich  daher  fast  jede  groß« re 
Bahngesellschaft  genötigt  gesehen,  für  einzelne  Territorien  Gruppentarife 
einzufuhren. 

Die  Kommission  hatte  in  einem  Falle  über  die  Gruppentarife  zu  ent- 
scheiden, in  welchem  es  sich  um  den  Transport  von  Milch  von  verschie- 
denen Entfernungen  her  nach  Jersey  City  handelte.  Von  den  beteiligten 
Gebieten  lag  das  nächstgelegene  21  Meilen,  das  entfernteste  202  Meilen 
weit  von  Jersey  City  ab;  trotzdem  bestand  für  alle  der  gleiche  Fracht- 
preis. Die  Berechtigung  dieser  Gruppenfrnchtsätze  wurde  nun  in  Frage 
gezogen,  allein  die  Kommission  entschied  sioh  für  die  Aufrechterhaltung 
des  Gruppenpreises  „Die  Antragsteller  sind  absolut  nicht  imstande  ge- 
wesen, in  irgend  welcher  Weise  den  Nachweis  zu  führen,  dufs  sie  durch 
den  Gruppenfrachtsatz  ^tatsächlich  benachteiligt  würden.  Es  bestehen 
gerechte  Zweifel  darüber,  ob  dus  Muß  der  Entfernung  in  diesem  Falls 
irgend  welohen  erwähnenswerten  Unterschied  in  den  Kosten  der  Beför- 
derung von  verschiedenen  Orten  verursachen  könnte;  denn  es  ist  anzu- 
nehmen, dafs  der  Eisenbabnzug  mit  der  Milch  täglich  einmal  hin-  uad 
zurückgeht.  Da  nun  die  Bahnbeamten  auf  Tagelohn  angestellt  sind,  so 
bleiben  sich  die  Kosten  im  großen  und  ganzen  gleich  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  lteise  etwas  länger  oder  kürzer  ist.  Es  genügt  nicht 
lediglich,  die  pekuniären  Vorteile  der  Produzenten  ins  Auge  zu  fassen... 
sondern  die  zahlreichen  Konsumenten  sind  ebensosehr  dazu  berechtigt,  be- 
rücksichtigt zu  werden  . . . Die  Milch  ist  eines  der  notwendigsten  Lebens- 
bedürfnisse, und  das  Publikum  ist  berechtigt,  jede  mögliche  Erleichterung 
bei  der  Erlangung  dieses  Nahrungsmittels  zu  erhalten  und  die  möglichste 
Erweiterung  des  Bezugsgebietes  zu  verlangen,  während  alles,  was  dszu 
beitragen  könnte,  die  Produktion  einer  genügenden  Quantität  von  Milch 
zur  Befriedigung  aller  Bedürfuisse  zu  erschweren  oder  die  regelmäßige 
Beförderung  der  Milch  an  die  Abnehmer  in  hinreichender  Quantität  täglich 
zu  hindern,  als  ein  Nuchteil  für  die  öffentliche  Wohlfahrt  zu  betrachten 
ist.  Das  System,  auf  derselben  Bahn  und  nach  dem  gemeinsamen  Markts 
einen  gleichmäßigen  Frachtsatz  einzutühren,  ist  ein  althergebrachtes  . . • 

1}  8.  KeporU  and  Uecisious  II,  287. 
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Es  ist  nicht  abzusehen,  dafs  irgend  eine  andere  Methode  gefunden  werden 
könnte,  deren  Resultate  ebenso  nützlich  für  das  Publikum  und  dabei 
gleichzeitig  besser  für  die  Antragsteller  ausfallen  würden"  1 ). 

Die  Wirkung  der  4.  Sektion  des  Gesetzes  hat  die  Einführung  von 
Gruppenraten  begünstigt.  In  Fällen,  wo  vor  der  Einführung  des  Ge- 
setzes das  „long  and  short  haul  Prinzip"  unbeachtet  geblieben  war,  hat 
man  die  Frachtsätze  dadurch  in  Uebereinstimmung  mit  diesem  Prinzip 
gebracht,  dafs  man  die  Preise  nach  Zwischenstationen  bis  auf  den  niedri- 
geren Durcbgangsfrachtsatz  herabsetzte,  anstatt  diesen  letzteren  zu  < r- 
höhen,  so  dafs  eine  grofso  Zahl  von  Zwischenstationen  zu  dtmselbm 
Frachtpreise  „gruppiert"  wurden,  wie  er  nach  der  entfernter  gelegenen 
Endstation  bestand. 

Die  drei  Momente,  welche  daher  das  Gruppieren  von  Frachtsätzen 
begünstigen  und  in  gewissen  Fällen  vielleicht  rechtfertigen,  sind: 

1)  Die  Konkurrenz  zwischen  Produzenten  oder  Absender; 

3)  die  Konkurrenz  zwischen  Eisenbahnen  ; 

3)  die  Wirkung  der  „long  and  short  haul“  Klausel.  , 

Die  Kommission  hatte  einen  Fall  zu  beurteilen,  in  welchem  alle  drei 
Momente  bei  der  Einführung  der  Gruppenrattn  von  Einflufs  gewesen 
waren  -').  Es  handelte  sich  in  diesem  Falle  um  die  Fracht  für  den  Trans- 
port von  Kohle  aus  den  Kohlendistrikten  von  Illinois  nach  Minnesota, 
Wisconsin  und  Dakota.  Abgesehen  davon,  dafs  dieser  Fall  die  oben- 
erwähnten Gründe  lür  die  Einführung  von  Gruppenraten  illustriert,  weist 
er  gewisse  ganz  eigentümliche  Komplikationen  auf,  aus  denen  hervorgeht, 
wie  schwer  es  ist,  alle  Frachtsätze  nach  einer  einfachen,  auf  theoretischen 
Betrachtungen  basierten  Regel  zu  regulieren. 

Die  Illinois-Kohlenbergwerke  umfassen  einen  grofsen  Gebietsstreifen 
im  Südwe6ten  von  Chicago,  welcher  sich  quer  durch  den  ganzen  Staat 
ausdehnt.  Diese  Distrikte  durchschneiden  viele  Eisenbahnlinien  resp. 
münden  in  denselben  ein. 

Sämtliche  Minen  dieses  Distriktes  zahlen  auf  ullen  diesen  Linien  den- 
selben Gruppenfrachtsatz  für  die  Beförderung  von  Kohle  nach  den  Markt- 
plätzen von  Minnesota,  Wisconsin  und  Dakota.  Die  Annahme  der  Gruppen- 
raten gestattet  allen  Linien,  teilzunehmen  an  diesem  Transportgesohöfte  und 
giebt  den  verschiedenen  Kohlenminen  Gelegenheit,  unter  gleichen  Be- 
dingungen die  verschiedenen  Märkte  zu  benutzen.  So  z.  B.  beträgt  der 
Gruppenpreis  nach  St.  Paul  $ 1,75  per  Tonne.  Derselbe  Frachtsatz  gilt 
für  Kohle,  die  von  Chicago  nach  St.  Paul  verladen  wird.  Es  ist  nämlich 
notwendig,  Chicago  an  den  Gruppenfrachtsätzen  des  Kohlendistrikts  teil- 
nehmen  zu  lassen  aus  dem  Grunde,  weil  es  (Chicago)  für  einige  Linien 
näher  bei  St.  Paul  liegt,  als  die  Kohlenwerke,  wahrend  es  für  andere 
Linien  entfernter  liegt.  Es  würde  daher  auf  den  erstgenannten  Linien 
das  „long  anil  short  haul  Prinzip“  verletzt  werden,  wenn  der  Frachtsatz 
von  Chicago  höher  wäre  als  von  den  Koblenwerken  und  auf  den  letzteren 
Linien,  wenn  er  niediiger  wäre.  Der  einzige  Ausweg  aus  diesem  Di- 
ll 3.  Reports  and  Dccisions  II,  29C. 

3)  S.  Rep.  and  Dec.  II,  Ö40. 
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lemma  iat  eben  der,  Dir  Chicago  den  gleichen  Frachtsatz  wie  lur  die 
Kohlenwerke  festzusetzen,  was  die  Eisenbahnen  denn  auch  gethan  haben. 

Bei  einer  oder  zwei  Gelegenheiten  kam  die  Frage  der  Durchführung 
eines  Einheitssatzes  pro  Meile  vor  die  Kommission.  Z.  B.  stellten  dis 
Bürger  von  La  Crosse  die  Forderung,  dafs  die  Bahnen  gehalten  sein  sollten, 
„Frachten  yon  Chicago  nach  La  Crosse  zu  denselben  Freisen  per  Tonne 
und  Meile  (Ton-mile)  zu  befördern,  welche  sie  jetzt  oder  künftighin  yon 
Chicago  nach  den  über  La  Crosse  hinausliegenden  Funkten  fordern  werden". 
Die  Frage  war  also  die,  ob  eine  Stadt  berechtigt  sei,  gleiche  Einheitssätze 
pro  Meile,  wie  andere  Städte  zu  verlangen.  „Es  handelt  6ich  nicht  darum, 
ob  der  Frachtführer  freiwillig  solche  Sätze  gewähren  will,  sondern  ob  er 
gesetzlich  duzu  gezwungen  ist.“  Diese  Frage  beantwortete  die  Kommis- 
sion, wie  zu  erwarten  stand,  verneinend.  Sie  sagt : „Es  ist  eine  geschicht- 
liche Thatsache,  dafs  bei  Erlafs  des  Gesetzes  über  die  Regulierung  des 
Verkehrs  der  Einheitssatz  pro  Meile  vorgesohlagen,  aber  nicht  ange- 
nommen wurde.  Die  Gründe  dagegen  wurden  zweifelsohne  als  ausschlag- 
gebend befunden.  — Die  blofse  Thatsache,  dafs  bei  der  Aufstellung  der 
Tarife  der  Einheitssatz  pro  Meile  aufser  acht  gelassen  wird,  kann  dem- 
nach nicht  als  Beweis  einer  ungesetzlichen  Handlungsweise  dienen.“  (Bsp 
and  Dec.  I,  632.) 

Die  Kommission  betont  wieder  ihre  Ueberzeugung,  dafs  bei  Erlab 
des  Gesetzes  die  Absicht  herrschte,  „dem  Volke  die  Wohlthaten  freier 
Konkurrenz  zu  erhalten.  — Ein  gleicher  Einheitssatz  pro  Meile,  wenn  durch- 
geführt, würde  der  Konkurrenz  als  einem  Faktor  bei  Aufstellung  der 
Tarife  ein  Ende  machen  und  würde  die  Handelscentrea  des  Landes  zum 
grofsen  Teile  ihrer  verschiedenen  natürlichen  Vorteile  berauben  ....  Br 
worde  faktisch  eine  Revolution  in  der  Gesohäftswelt  der  Landes  herror- 
rufen,  was,  wenn  es  auch  in  gewisser  Hinsicht  wohlthätig  wirken  wurde, 
dooh  in  anderen  sehr  schlimme  Folgen  haben  müfsle'1  (B.  a.  D.  I.  320). 
Den  Fall,  wenn  die  Beförderungskosten  schneller  wachsen  als  die  Ent- 
fernung, so  dafs  nicht  allein  der  absolute  Frachtpreis,  sondern  der  Satz 
pro  Meile  für  die  weitere  Entfernung  höher  ist,  war  die  Kommission  ge 
neigt,  unter  normalen  Bedingungen  als  ungesetzlich  zu  betrachten,  die 
sagt:  „Es  ist  eine  bekannte  Regel  beim  Gütertransport  der  Eisenbahnen, 
dafs,  während  der  Gesamtpreis  immer  zunimmt,  je  weiter  die  Fracht  be- 
fördert wird,  dennoch  der  Satz  pro  Tonne  und  Meile  fortwährend  niedriger 
wird,  ausgenommen,  wenn  besondere  Umstände  diese  Regel  modifizieren 
— So  kommt  es,  dafs  Stapelwaren  und  Güter  im  stände  sind,  die  Kosten 
der  Beförderung  von  und  nach  den  entferutesten  Teilen  des  Landes  zu 
tragen“  (R.  and  Deo.  I,  487).  ln  Uebereinstimmung  mit  diesem  Grund- 
satz ordnete  die  Kommission  in  einem  Falle,  wo  sich  gewisse  Verfrachter 
beklagt  hatten,  eine  Ermäfsigung  des  Frachtsatzes  lür  die  weitere  Ent- 
fernung an,  so  dafs  er  nicht  relativ,  sondern  nur  absolut  höher  sein  sollte 
als  der  für  die  kürzere  Entfernung.  Diese  Regel  würde  in  Verbindung 
mit  dem  long  and  short  heul  Prinzip  der  Aktionsfreiheit  der  Eisenbahner. 
2 Beschränkungen  bei  der  Abstufung  ihrer  Tarife  auferlegen,  in  Ueber- 
einstimmung  womit  eine  Eisenbahn  einerseits  nicht  freie  Hand  haben 
würde,  ihre  Forderungen  für  die  weitere  Entfernung  bis  zu  dem  Punkte 
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zu  ermäßigen,  wo  sie  absolut  niedriger  sind,  noch  andererseits  bis  zu  dem 
l'unkte  erhöhen,  wo  sie  nicht  nur  absolut,  sondern  relativ  höher  sind.  Aber 
oben  erwähnte  Entscheidung  hatte  keine  grofse  praktische  Bedeutung.  l>ie 
fortwährende  Tendenz  in  den  Eisenbahntarifen  der  Ver.  St.  ist  die,  den  „long- 
haul“-Hundel  zu  begünstigen,  und  Fülle  von  einem  höheren  relativen  Fracht- 
satz für  die  weitere  Entfernung  sind  viel  weniger  häufig  und  haben  weniger 
Protest  hervorgerufen,  als  die  von  einem  niedrigeren  absoluten  Fracht- 
satz. Ueberdies  hat  die  Kommission  bei  mehreren  späteren  Gelegenheiten, 
als  sie  aufgefordert  wurde,  besagte  ltegel  durchzuführen,  dies  abgelehnt, 
da  sie  dafür  hielt,  dafs  die  besonderen  Umstände  einen  höheren  Satz  pro 
Meile  für  die  weitere  Entfernung  rechtfertigten.  Sie  gab  zu,  dafs  die 
Regel  mit  Recht  angewandt  würde,  wo  die  Frachtsätze  ullein  auf  der 
Entfernung  und  den  Selbstkosten  beruhten,  ohne  von  anderen  modifizie- 
renden Umständen  berührt  zu  werden ; ihre  Berechtigung  ergebe  sioh 
demnach  aus  der  offenen  Thatsache,  dafs  die  Beförderungskosten  nicht  im 
Verhältnis  mit  der  Entfernung  wachsen.  Aber  es  giebt  noch  andere  Er- 
wägungen, welche  die  Anwendung  der  Regel  beeinflussen.  Z.  B.  hielt 
die  Kommission  dafür,  dafs  sich  die  Regel  nicht  auf  eine  Bahn  anwenden 
lasse,  welche  aus  einem  dicht  bevölkerten,  wohl  mit  Eisenbahnen  ver- 
sehenen und  einen  grofsen  Verkehrsbetrag  liefernden  Teile  des  Landes  in 
einen  dünn  bevölkerten  führe,  wo  es  nur  wenige  oder  keine  Eisenbahnen 
gäbe  und  der  Handel  gering  wäre  — und  besonders,  wenn  die  Betriebs- 
kosten für  den  letzteren  Teil  der  Bahn  aus  besonderen  Gründen  höher 
als  für  den  ersten  Teil  wären  (Rep.  and  Dec.  II,  83). 

Aber  der  Faktor,  welcher  mehr  als  irgend  ein  anderer  die  allgemeine 
Anwendung  dieses  Prinzips  verbietet,  ist  wieder  die  Konkurrenz.  Es 
kommen  Fälle  vor,  wo,  im  Gegensatz  zu  der  allgemeinen  Regel,  der  Handel 
auf  kurze  Entfernungen  der  Konkurrenz  unterliegt  und  der  auf  weitere 
nicht.  Die  Folge  ist,  dafs  der  Frachtsatz  für  die  kürzere  „oft  zu  niedrig 
ist,  als  dafs  er  als  eine  gerechte  Grundlage  für  darüber  hinausliegende 
Punkte  gelten  könnte“  und  „es  kommt  mitunter  vor,  dafs  eine  Bahn  von 
einer  grofsen  Länge  von  Meilen  nach  einem  gegebenen  Punkte  mit  einer 
viel  kürzeren  Linie  zusammentrifft,  welche  ihrerseits  einen  gerechten  und 
angemessenen  Frachtsatz  aufstellt,  der  aber  nicht  angemessen  verdienst- 
bringend ist,  wenn  die  Entfernung  der  längeren  Linie  allein  in  Betracht 
zu  ziehen  ist.  In  solchem  Falle  mufs  die  längere  Linie  einen  Frachtsatz 
nach  jenem  Punkte  gewähren,  der  nicht  gröfser  als  der  der  konkurrie- 
r<  nden  ist  und  gemäfg  dem  Gesetz  (long  and  short  haul  clause)  auch  naoh 
zwischenliegenden  Punkten ; aber  wenn  der  Punkt  passirt,  so  kann  sie 
mit  Recht  ihre  Forderungen  mit  Rücksicht  auf  die  absolute  Länge  ihrer 
eigenen  Linie  von  dem  Ausgangspunkte  aus  erhöhen  und  zwar  in  rapiderer 
Weise,  als  die  entsprechenden  Forderungen  sonst  gestiegen  wären,  wenn 
sie  im  stände  gewesen  wäre,  ihre  Frachtsätze  der  Reihe  nach  die  ganze 
Strecke  eutlang  abzustufen“  (R.  and  Dec.  II,  153). 

Diese  Gründe  für  die  Nichtdurchführung  der  Regel  gewinnen  noch 
an  Stärke,  wenn  die  Konkurrenz,  der  der  Verkehr  auf  der  ganzen  Strecke 
ausgesetzt  ist,  die  einer  nicht  unter  das  Interstate  Commerce-Gesetz  fallenden 
ist  (R.  and  D.  II,  65—66). 

OUtte  Kolfe  IIS.  IV.  (LIX).  49 
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So  sehen  wir,  dafs  aufser  dem  Verbot  eines  höheren  Satzes  für  die 
kürzere  Strecke  das  Gesetz  Ihatsächlich  den  Eisenbahnen  bei  Regelung 
ihrer  Tarife  keinen  weiteren  Zwang  in  Bezug  auf  die  Entfernung  tufer- 
legt.  Die  offenkundige  Absicht  des  Kongresses,  die  Konkurrenz  aufrecht 
zu  erhalten,  macht  es  notwendig,  den  Bahnen  in  dieser  Hinsicht  greisere 
Freiheit  zu  gestatten  — eine  Wahrheit,  welche  die  Kommission  wieder- 
holt anerkannt  hat.  Es  ist  unmöglich  zugleich  sowohl  den  Vorteil  des 
Systems  als  auch  der  Konkurrenz  zu  geniefsen.  Nicht  einmal  eine  so 
einfache  Bestimmung,  wie  im  long  and  short  haul  Prinzip  zum  Ausdruck 
kommt,  kann  streng  durohgefiihrt  werden,  wenn  die  Konkurrenz,  die  der 
Kongrefs  zu  erhalten  wünschte,  fortbestehen  soll. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dafs  die  Transportkosten  durch  die  Natur  dss 
zu  befördernden  Gegenstandes  modifiziert  werden.  Die  Beförderung  umfang- 
reicher Gegenstände  ist  pro  Centner  teurer  als  die  eoloher,  welche  kompakt  usd 
schwer  sind  und  infolgedessen  im  Verhältnis  zu  ihrem  Gewicht  weniger 
Raum  im  Waggon  einnehmen.  Dann  giebt  es  auch  weitgehende  Unter- 
schiede in  den  Kosten  für  die  Handhabung  der  verschiedenen  Frachtarten. 
Einige  Artikel  können  viel  schneller  und  leichter  verladen  und  ausge- 
laden werden  als  andere.  Einige  müssen  wegen  ihrer  Zerbrechlichkeit 
oder  aus  Furcht  vor  anderweitigen  Beschädigungen  mit  besonderer  Serge 
und  Vorsicht  behandelt  werden.  Einige  wieder  müssen  in  bedeckten 
Wagen  befördert  oder  auf  sonstige  Weise  gegen  Witterungseinflüsse  ge- 
schützt werden. 

Wenn  nun  demnach  die  Selbstkosten  bei  der  Beförderung  der  ein- 
zige in  Betracht  kommende  Faktor  wären,  bo  würde  es  doch  noch  not- 
wendig sein,  zwischen  den  verschiedenen  Fraohtarten  zu  unterscheidss. 
und  eine  Bahn  könnte  nicht  folgerichtig  einen  einheitlichen  Tsrif 
per  Centner  für  alle  Waren  aufstellen.  In  der  Praxis  werden  jedoofe 
die  Frachtsätze  für  verschiedene  Frachtarten  nicht  sdlein  nach  den  Selbst- 
kosten der  Beförderung  abgestuft,  t-bensowenig  wie  die  Sätze  für  ver- 
schiedene Entfernungen,  Der  andere  in  betracht  kommende  Faktor  wild 
mitunter  als  Wert  der  Beförderung  bezeichnet;  anderweitig  behauptet  man 
dafs  die  Unterschiede  in  den  Preisen  auf  dem  Prinzip  beruhe,  so  vis. 
zu  fordern,  wie  der  Handel  vertragen  könne  *).  Praktisch  bedeutet  diec 
dafs  ein  höherer  Preis  verlangt  wird,  wenn  die  Beförderung  der  betreffend» 

1)  Deo  Ausdruck:  „charging  what  tbe  traffic  will  bear“,  der  in  den  V.  St.  and  ü 
England  so  oft  gebranebt  wird,  hat  man  oft  dabin  aufgefafst , dafa  die  Bahnen  jedescu 
so  viel  alt  sie  bekommen  können  fordern  oder  alles,  was  der  Handel  tragen  kann.  (Vgl 
Cohn , Englische  Eisenbabnpolitik  der  letzten  10  Jahre  S.  57).  Diese  Auslegung  ö: 
nicht  unnatürlich  uud  vielleicht  zu  rechtfertigen,  wenn  wir  uns  streng  au  den  fest* 
itkblichen  Sinn  der  Worte  halten.  Aber  Sachverständige  in  den  V.  St.  behaupten  et 
wöbttlich,  dafs  der  Ausdruck  in  der  Praxis  der  Bahnen  nicht  in  diesem  Sinne  gstirsc-  ■ 
wird,  sondern,  wie  die  Kommission  nachweist,  thatsüchiich  dazu  dient,  die  Maximalgrense  Oe 
Tarifsatzes  zu  bezeichnen  — nicht  die  Minimaigrenze.  (Kep.  and  Dec.  IV,  341.)  „Kkh 
mehr  fordern  als  der  Handel  vertragen  kann'1 , wurde  vielleicht  deswegen  ein  besser« 
Ausdruck  sein,  lieber  diese  Krage  sagt  Seligmen  (Hailway  Trafrie  p.  8) : „Zn  fordert- 
was  der  Handel  tragen  kann,  dient  als  eine  Entschuldigung  fBr  das  Herabsetsea  de 
Tarifs  für  geringwertige  Waren,  weil  diese  höhere  Sätze  nicht  tragen  können.  Der  ia- 
druck  ist  schlecht,  weil  man  ihn  so  verstehen  kann,  dafs  auch  die  gröfatmöglicben  Prs  - 
forderangen  für  Waren  I.  Klasse  zulässig  seien. 
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Waren  dadurch  nioht  verhindert  oder  ernstlich  beschränkt  wird  und  eiu 
niedrigerer  Preis,  wenn  die  Waren  bei  Erhebung  des  gewöhnlichen  8atzes 
entweder  gar  nicht  oder  nur  in  bedeutend  geringeren  Mengen  zur  Ver- 
ladung kämen. 

Wert  der  Beförderung  bedeutet  also  das,  was  der  Verfrachter  lür 
den  Transport  seiner  Waren  zu  zahlen  bereit  oder  im  stände  ist.  Das 
hängt  nun  von  sehr  verschiedenen  Umständen  ab.  Gewöhnlioh  jedoch 
kann  der  Verfrachter  für  Waren,  deren  Wert  im  Verhältnis  zu  ihrem 
Gewicht  hoch  ist,  einen  höheren  Satz  per  Centner  bezahlen  als  für 
Waren  von  geringerem  Werte.  Deshalb  gilt  also  die  Kegel:  höhere 
Frachtsätze  für  Waren  von  höherem  Werte,  und  so  spricht  man,  wenn 
die  Tarifierung  auf  obigen  Prinzipien  beruht,  von  einer  Werttarifierung. 
(Saz,  Eisenbahnen  S.  419.) 

Die  Kommission  fand  nioht  die  geringste  Ungerechtigkeit  darin,  wenn 
man  den  Wert  der  Beförderung  (Dienstleistung)  oder  den  Wert  der 
Waren  zu  einem  einflufsreicben  Faktor  bei  der  Kegelung  des  Tarifs  maohe. 
Im  Gegenteil  hielt  sie  diese  Praxis  im  ganzen  für  wohlthätig  sowohl 
für  das  Land  als  auch  für  die  Eisenbahnen.  Die  wertvollsten  Arten  von 
Frachtgütern  am  meisten  für  den  Dienst  der  Beförderung  zahlen  zu  lassen, 
wäre  eine  weise,  wenn  nicht  von  der  Notwendigkeit  gebotene  Mafsregel. 
„Ein  besseres  Unterscheidungsmerkmal,  so  behauptet  man  mitunter,  kann 
man  in  dem  Werte  finden,  den  die  Beförderung  seines  Eigentums  lür  den 
Besitzer  hat.  Einige  Artikel  müssen  zu  niedrigeren  Preisen  befördert 
werden,  weil  der  Handel  höhere  nicht  tragen  kann,  und  deswegen  sind 
die  niedrigen  Sätze  alles,  was  die  Dienstleistung  wert  ist.  Dagegen 
können  für  andere  Artikel,  obgleieh  ihre  Beförderung  keine  gröfseren  Un- 
kosten zu  verursachen  brauoht,  mit  Kecht  weit  höhere  Frachtsätze  auf- 
gestellt werden.“  (Kep.  and  Dec.  I,  543.)  Eine  Verteilung  der  Lasten 
auf  verschiedene  Artikel  „nach  der  Mafsgabe  der  Kosten  für  ihTe  Einzel- 
beförderung“  würde  den  Handel  in  Artikeln,  deren  Umfang  oder  Gewicht 
im  Vergleich  zu  ihrem  Werte  grofs  ist,  in  sehr  enge  Grenzen  einzwängen. 
Unter  dem  System,  die  Frachtpreise  nach  den  Kosten  zu  regeln,  würden 
manche  Handelszweige,  welobe  dem  Lande  grofaen  Nutzen  gebracht  und 
viel  dazu  beigetragen  haben,  seine  verschiedenen  Teile  in  engere  ge- 
schäftliche und  gesellschaftliche  Beziehungen  zu  bringen,  niemals  zu  irgend 
welcher  hohen  Bedeutung  haben  gedeihen  können,  ja  hätten  in  einigen 
Fällen  gar  nicht  bestehen  können , aus  dem  einfachen  Grunde , weil 
der  Wert  am  Bestimmungsorte  den  Einkaufspreis  zusammen  mit  dem  Fracht- 
preis nicht  hätte  erreichen  können.  Der  Handel  würde  so  unmöglich  ge- 
macht werden,  weil  der  Preis  für  die  Beförderung  höher  wäre,  als  ersten  r 
ihn  tragen  könnte.  Andererseits  würde  der  Tarifsatz  für  die  Beförderung 
von  Gegenständen,  welche  in  kleinem  Umfange  oder  Gewicht  grofsen  Wert 
einscbliefsen,  unnatürlich  niedrig  sein,  — niedrig  im  Vergleich  zu  ihrem 
Werte  und  vielleicht  nicht  weniger  im  Vergleich  zu  dem  Werte  des  durch 
die  Befordeung  geleisteten  Dienstes.  Man  sah  daher,  dafs  es  nicht  un- 
gerecht sei,  weun  man  sämtliche  Kosten  der  Dienstleistung  unter  alle 
beförderten  Artikel  auf  einer  Basis  verteile,  welche  mehr  Rücksicht  auf 
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den  relativen  Wert  der  Dienstleistung  als  auf  die  relativen  Kosten  der 
Beförderung  nähme. 

„Eine  solche  Methode  der  Verteilung  wurde  am  besten  für  das  lamd 
sein,  weil  sie  den  Handel  vergröfsern  und  den  Verkehr  erweitern  würde, 
am  besten  für  die  Eisenbahnen,  weil  sie  ein  grofses  Geschäft  machen 
würden , und  sie  würde  auch  nicht  ungerecht  gegen  die  Besitzer 
der  Fracht  sein,  welohe  auf  diese  Weise  in  ungefährem  Verhältnis  zum 
erlangten  Nutzen  zu  zahlen  hätten.  Ein  solches  Tarifierungssystem  würde 
im  Prinzip  einer  Besteuerugg  nahe  kommen ; der  Wert  des  beförderten 
Gegenstandes  wäre  der  bedeutendste  Faktor  bei  der  Feststellung  das 
Tarifsatzes.“  (Eep.  and  Deo.  p.  303.) 

Bei  der  praktischen  Anwendung  dieser’  Prinzipien  müssen  eine  ganze 
Keihe  von  Momenten  in  Betracht  gezogen  werden,  von  denen  einige  die 
Kosten  der  Dienstleistung  betreffen  und  andere  den  Wert  derselben.  Der 
Bequemlichkeit  halber  hat  man  diese  verschiedenen  Momente  mitunter 
durch  das  eine  Wort:  „Frachtqualitäten"  oder  „Frachtaspekte“  bezeichnet 
Die  Frachtqualitäten  von  zwei  verschiedenen  Handelsartikeln  sind  wahr- 
scheinlich niemals  ganz  dieselben,  aber  offenbar  dürfte  es  unmöglich  sein, 
für  jeden  zur  Beförderung  bestimmten  Frachtgegenstand  besondere  Tarif- 
sätze aufzustellen  und  durchzuführen.  Deshalb  haben  die  Bahnen  zu  dem 
Mittel  der  Klassifikation  gegriffen:  die  Artikel  werden  in  eine  Anzahl 
von  Klassen  gruppiert,  und  für  jede  Klasse  wird  ein  besonderer  Satz 
eingeführt.  (Die  Anzahl  solcher  klassifizierten  Artikel  beläuft  sieh  in 
den  Ver.  8t.  auf  ungefähr  6000.  Die  Zahl  der  Klassen  ist  wieder  je 
nach  der  Art  der  Klassifikation  verschieden.  Die  sogenannte  „official 
Cassifioation“  zählt  deren  nur  6.  Die  meisten  andern  Klassifikationen 
haben  mehr.  Die  „Southern  Railway"  und  die  „Steamship  Association“ 
hat  10;  die  „Western  Classification“  4 für  Stüokgut  und  6 für  Wagen- 
ladungen. Aufser  diesen  Klassentarifen  giebt  es  gewöhnlich  noch  eine 
Anzahl  von  Specialtarifen,  die  nur  auf  irgend  eine  Fraehtart  Anwendung 
finden.)  So  wird  nun  für  alle  Artikel  derselben  Klasse  derselbe  Preis 
für  den  Centner  erhoben.  Natürlich  kann  dies  in  Bezug  auf  gewisse 
Artikel  einen  höheren  oder  niedrigeren  Fraohtpreis  herbeiführen  als  sich 
ergeben  würde,  wenn  jeder  Artikel  besonders  abgese.hätzt  würde.  Aber 
Verschiedenheiten  in  den  Frachtqualitäten  von  Artikeln,  die  zu  derselben 
Klasse  gehören,  können,  wenn  nicht  zu  grofs,  füglioh  unbeachtet  bleiben. 
Die  Kommission  erkannte  an , dafs  diese  Methode  der  Tarifierung  nach 
Klassen  sowohl  für  den  Verfrachter  als  auch  für  die  Bahnen  am  passend- 
sten sei : „Eine  lange  Erfahrung  hat  gezeigt,  dafs  dies  die  praktischste  Art 
ist,  die  Frage  zu  behandeln.“  Die  Thatsache,  dafs  2 Artikel,  obgleich  ia 
ihren  Fraohtquali täten  etwas  verschieden,  doch  in  dieselbe  Klasse  einge- 
reiht werden  und  denselben  Satz  zu  zahlen  haben,  „bedeutet  kein  be- 
sonderes Unrecht  für  irgend  einen  von  beiden  und  ist  nur  einer  der 
blofsen  Zufälle  der  Beförderung  nach  dieser  Methode“.  (R.  a.  D.  I,  473.’ 

Es  stand  jedoch  zu  erwarten,  dafs  in  vielen  Fällen,  in  welchen  die 
Berechtigung  eines  Frachtsatzes  in  Frage  gestellt  war  oder  ungerechte 
Unterschiede  behauptet  wurden,  die  Entscheidung  der  Kommission  darüber 
augerufen  werden  würde,  ob  ein  gegebener  Artikel  auf  gerechte  Weite 
klassifiziert  worden  sei. 
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Sie  that  dies,  ohne  zu  versuchen,  eine  genaue  oder  wissenschaftliche 
Theorie  der  Klassifikation  aufzustellen,  weil  sie  nioht  glaubte,  dafs  eine 
solche  Theorie  bis  jetzt  möglich  sei.  „Die  Klassifikation“,  sagt  sie,  „ist 
bis  jetzt  keine  angewandte,  auf  verknüpften  Prinzipien  beruhende  und 
durch  gerechte  und  einheitliche  Kegeln  beherrschte  Wissenschaft.  Sie 
befindet  sich  noch  in  einem  Prozefs  des  Waohstums  und  der  Entwicke- 
lung.“ (Rep.  and  Dec.  III,  498.)  Aber  in  einigen  vor  die  Kommission 
gebrachten  Fällen  zeigte  es  sich  , dafs  ein  Fraohtartikel  im  Vergleich  zu 
der  Klassifikation  eines  anderen  Artikels  so  klassifiziert  werden  konnte, 
dafs  es  auf  eine  ungerechte  Unterscheidung  hinauslief,  welche  das  Gesetz 
verbietet.  Das  wird  um  so  eher  Vorkommen,  wenn  die  beiden  Artikel 
konkurrieren,  d.  h.  wenn  sie  dasselbe  Bedürfnis  befriedigen  oder  für  den- 
selben Zweck  verwandt  werden.  So  hatte  die  Kommission  zum  Beispiel 
Gelegenheit,  über  die  Gesetzlichkeit  der  Klassifikation  eines  Seifenpulvers, 
als  Pearline  bekannt,  im  Vergleich  zu  der  Klassifikation  gewöhnlicher 
Seife  zu  entscheiden.  „Pearline“,  sagt  sie,  „ist  ein  Artikel,  der  mit  ge- 
wöhnlicher Seife  konkurriert  und  für  denselben  Zweck  verwandt  wird, 
und  deshalb  sollte  man  Sorge  tragen,  dafs  der  Frachtsatz  dafür  nicht 
so  hoch  festgestellt  wird,  dafs  dieser  Artikel  überhaupt  vom  Wettbewerb 
ausgeschlossen  oder  doch  allzusehr  belastet  wird."  Hieraus  folgte  jedoch 
nicht  mit  Notwendigkeit,  dafs  nun  beide  Artikel  gleich  klassifiziert  werden 
müfsten.  In  diesem  Falle  entschied  die  Kommission  sogar,  dafs  eine 
höhere  Klassifikation  des  Pearline  sich  wegen  seines  höheren  Markt- 
wertes und  wegen  deB  mit  seiner  Beförderung  verbundenen,  etwas  gröfseren 
Risikos  rechtfertige.  Sie  erklärte  jedoch,  dafs  der  bestehende  Unterschied 
zwischen  dem  Butze  für  Pearline  und  dem  für  gewöhnliche  Seife  zu  grofs 
sei  und  setzte  deswegen  das  erstere  in  eine  niedrigere  Klasse  herab.  (Rep. 
and  Dec.  I,  466  sq.)  So  kann  also  ein  Tarifsatz,  der  an  sich  niedrig 
und  gerecht  ist,  im  Vergleich  zu  dem  Satze  für  andere  Frachtarten  un- 
gerecht und  ungesetzlich  sein , und  der  Unterschied  oder  die  Beziehungen 
zwischen  den  Sätzen  für  zwei  verschiedene  Artikel  sind  oft  von  gröberer 
Bedeutung,  als  jeder  von  beiden  Sätzen  für  sich  selbst  betrachtet.  In  der 
That  ist  das  blofse  Faktum,  dafs  es  eine  Verschiedenheit  zwischen  den  Tarif- 
sätzen für  2 verschiedene  Artikel  giebt,  oft  von  gröfserer  Bedeutung  als 
die  Höhe  des  Unterschieds.  So  kt<nn  z.  B.  ein  kleiner  Unterschied 
zwischen  dem  Frachtsatz  für  Rohstoffe  und  dem  für  das  daraus  erzeugte 
Produkt  sehr  ernsto  Folgen  haben,  wie  folgender  Fall  zeigt:  Dieser  Fall 
betrifft  die  Tarifsätze  für  Mais  und  für  die  Produkte  aus  Mais  (Mehl,  Mais- 
mus etc.),  welche  von  Indianopolis  nach  New  York  verfrachtet  werden. 
Bis  zum  Juli  1889  wurden  Korn  und  Mehl  in  dieselbe  Klasse  gerechnet. 
Aber  in  diesem  Monat  wurde  der  Satz  für  Korn  auf  18  Cents  pro 
Centner  ermäfsigt,  während  der  für  Mehl  auf  der  früheren  Höhe  von 
23  Cent  pro  Centner  verblieb. 

Diese  Aenderung  war  eine  Benachteiligung  der  Mühlenindustrie  von 
Indianopolis;  da  der  Mehlmarkt  im  Osten  ist,  so  ist  es  klar,  dafs  es  sehr 
unprofitabel  sein  würde,  das  Getreide  im  Westen  zu  mahlen  und  das  Er- 
zeugnis nach  dem  Osten  zu  schaffen,  während  man  4-*/s  Cents  pro  Centner 
dadurch  sparen  könnte , dafs  man  das  Getreide  gleich  auf  den  östlichen 
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Markt  schaffte  und  dünn  dort  mahlte  da  allem  Erwarten  nach  di« 
die  Mahlkosten  an  beiden  Punkten  ungefähr  gani  dieselben  sein  dürften. 
Bei  der  früheren  Klassifikation,  welche  Korn  und  Mehl  in  dieselbe  Klitete 
setzte,  hatte  sich  in  Indianopolis  eine  blühende  M a h I industrie  entwickelt, 
welohe  wahrscheinlich  durch  die  Einführung  der  neuen  Klassifikation 
ernstlich  geschädigt,  wenn  nicht  sogar  verniohtet  worden  wäre.  Aber 
die  Kommission  entschied  dabin,  dafs  ein  Unterschied  im  Frachttarif 
dieser  beiden  Frachtarten  ungesetzlich  sei.  Ein  solcher  lief«  sich  nioht 
duroh  irgend  einen  wesentlichen  Unterschied  in  der  Natur  oder  dem  Werte 
der  beiden  Artikel  rechtfertigen,  und  die  Wirkung  war  derart,  dafs  sie  auf 
eine  Verletzung  des  Artikels  3 des  Gesetzes  hinauslief,  welcher  es  für 
gesetzwidrig  erklärt,  wenn  einer  Person,  Oertlichkeit  oder  einem  Handels- 
zweig in  irgend  welcher  Hinsicht  ein  ungebührlicher  oder  unbilliger 
Schade  oder  Nachteil  zugefügt  wird.  „Es  ist  wahr“,  fügt  die  Kommission 
hinzu,  „die  Klassifikation  und  der  Frachtsatz,  über  den  geklagt  wird, 
bezieht  sich  in  seiner  Form  im  allgemeinen  auf  alle  Personen  in  gleicher 
Weise;  aber  in  seiner  Wirksamkeit  sohädigt  er  nur  Individuen  einer  ge- 
wissen Oertliohkeit.  Für  diese  bedeutet  er  genau  einen  eben  solchen 
Nachteil,  als  wenn  er  in  bestimmten  Ausdrücken  auf  sie  beschränkt 
worden  wäre.“  (K.  and  D.  III,  436  sq.). 

Eine  ähnliche  Frage  lag  vor  in  dem  Unterschiede,  welchen  die  Bahn- 
verwaltungen zwischen  dem  Tarifsätze  für  lebende  Schweine  von  K&nsss 
City  naoh  Chicago  und  dem  für  Schweinefleisch  machten.  Ersterer  war 
25  Cents  pro  Centner,  letzterer  20  Cents.  Es  bedeutete  daher  eine  Er- 
sparnis , wenn  man  die  Schweine  in  Kansas  City  sohlaohtete,  anstatt  »ie 
lebendig  nach  Chioago  zu  senden.  Dies  war  natürlich  für  die  Schweine- 
soblächtereien  von  K.  C.  ein  Vorteil  und  für  die  betreffenden  Ge- 
schäftsleute in  Chicago  ein  Nachteil,  weshalb  sich  auoh  die  letzteren  über 
den  Unterschied  als  einen  unbilligen  und  gesetzwidrigen  beklagten.  Die 
Kommission  unterstützte  diese  Klage.  Sie  wies  naoh,  dafs  mit  Rücksicht 
auf  den  Wert  der  Fracht  der  Tarifsatz  für  Schweinefleisch  höher  sein 
sollte  wie  für  lebende  Sohweine.  „Die  Huuptsache  bei  der  Klassifikation 
von  Frachtgegenständen  ist  die,  dafs  der  Fabrikationsartikel,  wenn  er 
von  bedeutend  höherem  Werte  ist,  auoh  einen  höheren  Frachtsatz  zu 
zahlen  bat  als  das  Rohmaterial,  aus  dem  er  fabriziert  ist.“  Mit  Bezog 
auf  den  anderen  in  Betraoht  zu  ziehenden  Faktor,  nämlich  die  relativen 
Beförderungskosten,  entschied  die  Kommission,  dafs  der  Unterschied  nicht 
derart  sei,  um  einen  höheren  Satz  für  lebende  Schweine  za  rechtfertigen1). 


3)  Dieser  Bescheid  ist  vielleicht  nicht  des,  was  man  hätte  erwarten  sollen.  Aber  der 
Augenschein  bewies,  dafs,  während  das  Risiko  bei  der  Beförderung  der  Schweiße 
etwas  giöfser  sein  dürfte , in  anderer  Hinsicht  der  Transport  des  Fleisches  teurer  wer 
Zur  Konservierung  des  Fleisches  führten  die  ßibnen,  ohne  dies  extra  su  berechnen,  Ihr 
jede  Wagenladung  Fleisch  (34  000  Pfd.)  3000  Pfd  Eis  und  1000  Pfd.  Sale  mit.  Da» 
Eis  mufste  unterwegs  erneuen  werden.  Die  Kühlwagen,  in  welchen  das  meiste  Schweiec- 
tieisch  befördert  wird,  wiegen  mehr  als  die  Wagen,  welche  nur  Beförderung  der  Schweine 
dienen.  Das  Gewicht  von  lebenden  Schweinen,  weiche  in  einem  doppelt  verdecktes 
Waggon  befördert  werden  konnten,  war  ungefähr  dasselbe  als  das  des  in  einem  Kühl- 
wagen transportierbaren  Fleisches.  Zur  Vergleichung  wurden  die  folgenden  statistischen 
Angaben  in  der  Beweisaufnahme  dargelegt : 
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Die  Kommission  erklärte  daher,  dafs  diese  Verschiedenheit  in  den 
Tarifsätzen  durch  keine  Thatsaohen  oder  Umstunde  sich  erklären  lasse, 
sondern  eine  unbillige  Unterscheidung  und  eine  Verletzung  des  Art.  III 
des  Gesetzes  involviere.  8ie  befahl,  dafs  die  8ätze  für  Schweine  nicht 
höher  sein  sollten  als  die  für  Fleisoh.  (Rep.  and  Dec.  IV,  158  sq.) 
Hier  war  der  Streit  thatsächlioh  zwischen  Kansas  City  und  Chicago, 
Der  Bericht  stellt  fest,  dafs  die  Bahnen  keinen  thätigen  Anteil  daran 
nahmen,  obgleich  sie  einen  gewissen  Nutzen  davon  zogen,  das  Sohweine- 
fleischversandgeschaft  in  Kansas  City  zu  ermutigen,  weil  sie  sich  dadurch 
durch  die  beiläufige  Beförderung  von  Kohle,  Salz,  Eis  und  anderen 
Materialien,  die  in  den  Schlachthäusern  gebraucht  werden,  eine  ver- 
mehrte Fracht  sicherten. 

Diese  Falle  zeigen  klar,  wie  eine  Bahnverwaltung  vermittelst  des 
einfachen  Kunstgriffes,  den  Tarifsatz  für  einen  Fabrikationsartikel  etwas 
höher  resp.  niedriger  als  den  auf  Rohmaterial  festzustellen,  bestimmen 
kann,  an  welcher  Endstation  der  Bahn  eine  grofse  und  wichtige  Industrie 
entstehen  soll  — ob  nahe  oder  fern  von  dem  Markte. 

Diese  Thatsaohe,  wie  so  manche  andere,  betonen  die  Notwendigkeit  einer 
Art  von  staatlicher  Kontrolle  und  Aufsicht,  um  die  Bahnen  an  einer  un- 
gerechten oder  schädlichen  Anwendung  der  Macht,  welche  ihnen  die  Re- 
gelung der  Tarife  giebt,  zu  verhindern. 

• V. 

Die  Klassifikationen  in  den  Ver.  8t.  sind  zum  gröfsten  Teile  von 
den  Frachtführern  selbst  gemacht  worden,  jedoch  in  einigen  Beispielen 
auch  von  staatlichen  Kommissionen.  Zur  Zeit  des  Erlasses  des  Interstate- 
GesetzeB  war  eine  grofse  Zahl  von  Klassifikationen  in  Gebrauch.  Einige 
galten  für  grofse,  andere  für  kleine  Gebiete.  Einige  waren  für  mehrere 
Bahnen,  aber  die  meisten  für  einzelne  bestimmt.  In  vielen  Fällen  gab  es 
2 oder  mehr  verschiedene  Klassifikationen  für  dieselbe  Bahn,  eine  für  die 
Fracht  in  der  einen  Richtung,  eine  andere  für  die  in  der  anderen,  eine 
dritte  vielleicht  für  Frachtgüter,  die  von  oder  nach  einem  bestimmten  Teil 
des  Landes  befördert  wurden  etc. 


Transport  der  lebenden  Schweine; 

Gewicht  eines  doppelt  verdeckten  Waggons  22  600  Pfd. 


von  Bettung  und  Dünger 
Totale«  totes  Gewicht 
Gewicht  der  lebenden  Schweine 
Total 

Transport  des  Schweinefleisches: 

Gewicht  eines  Kühlwaggons 
„ von  Eis 
n 8alz 

Totales  totes  Gewicht 
Gewicht  des  Schweinefleisches 


3 940 
26540  „ 
26000  „ 
52540  Pfd 


31  600  Pfd. 

3 400  .. 

IOOO  „ 

36000  „ 

24000  „ 

Totalgewicht  60000  Pfd* 

Ferner  wurde  konstatiert,  def»  die  Leute,  die  unterwegs  die  Schweine  su  besorgen 
beben,  von  den  Verfrachtern  ungeteilt  und  bezahlt  werden  und  nicht  von  den  Buhnen. 


Digitized  by  Google 


77G 


National  ökonomische  Gesetzgebung. 


„Die  Existenz  so  vieler  Klassifikationen  war  ein  grofser  öffentlicher 
Uebelstand.  Es  führte  notwendigerweise  zu  einer  fortwährenden  Verwirrung 
bei  dem  Verkehrsaustaugeh  der  einzelnen  Bahnen.  Die  Eigentümer  der  Eracht- 
güter wurden  mehr  belästigt  als  die  Frachtführer  selbst,  denn  sie  waren 
fortwährend  der  Möglichkeit  ausgesetzt,  dafs  die  Bezahlung  von  Forderungen 
von  ihnen  verlangt  wurde,  welche  ihre  Voraussetzungen  weit  überschritten. 
Unerwartete  Forderungen  konnten  sehr  leioht  8lreit  hervorrufen  und  Ver- 
zögerungen in  der  Beförderung  und  Bestellung  bewirken ; und  in  den  Ge- 
danken jener,  die  mit  der  Klassifikation  nicht  vertraut  waren,  wurde 
oft  Verdacht  erregt,  auf  Erscheinungen  beruhend,  welche  ihnen  Grund  zu 
der  Annahme  boten,  dafs  die  Frachtführer  sich  eines  absichtlichen  Un- 
rechts und  nicht  zu  rechtfertigender  Erpressungen  schuldig  machten  (B. 
and  D.  II,  453.) 

Zur  Beseitigung  dieser  Uebelständc  war  die  Einführung  einer  ein- 
heitlichen Klassifikation  für  das  ganze  Land  wünschenswert,  und  seit  dem 
Inkrafttreten  des  Interstate-Gesetzes  sind  in  dieser  Bichtung  bedeutende 
Fortschritte  gemacht  worden.  Es  war  in  der  That  klar,  dafs  bei  dem 
Fortbestehen  einer  solchen  Verworrenheit,  wie  sie  früher  geherrscht  hatte, 
das  Gesetz  nicht  gut  durchgeführt  werden  konnte. 

Im  Jahre  1888  setzten  die  „Trunk  Lines“  l)  mit  Bücksicht  auf  diese 
Thatsache  die  Annahme  der  sogenannten  offiziellen  Klassifikation  seitens 
der  Bahnen  östlich  von  Chicago  und  St.  Louis  und  nördlich  von  Ohio  durch. 
Diese  Klassifikation  ersetzte  zum  grofsen  Teil  die  einzelnen  Lokalklassifi- 
kationen von  131  2 ) verschiedenen  Bahnen,  ebenso  wie  die  Klassifikationen 
von  5 verschiedenen  Eisenbahnvereinigungen.  Die  Eisenbahnbeamten  er- 
klärten, dafs,  ohne  diesen  8chritt  zu  gröfserer  Gleichförmigkeit,  es  unmöglich 
gewesen  sein  würde,  sowohl  den  Buohstaben  wie  den  Geist  des  Gesetzes  zu 
erfüllen.  Ungefähr  um  dieselbe  Zeit  wurde  die  sogen.  Westliche  Klassi- 
fikation in  neues  Gebiet  eingeführt,  bis  sie  in  der  Hauptsache  vou  allen 
Bahnen  westlich  von  New  Orleans  und  Chicago  angewandt  wurde.  Die 
3.  hauptsächliche  Klassifikation  war  die  der  „Southern  Railway“  und 
„Steamship  Association1',  welche  in  den  südlichen  8taaten,  d.  h den  Staaten 
südlich  vom  Ohio  und  westlich  vom  Mississippi,  zur  Anwendung  kommt. 
Diese  Klassifikationen  waren  nicht  im  ausschließlichen  Gebrauch.  Eins 
gute  Anzahl  einzelner  Bahnen  brauchten  noch  eigeue  Klassifikationen, 
aber  die  Anzahl  dieser  Ausnahme-  und  Specialklassifikatiouen  nahm  ab, 
und  der  Gebrauch  der  3 Hauptklassifikationen  wurde  in  ihren  respektives 
Gebieten  allgemein. 

In  demselben  Jahre  (1888)  wurde  ein  Versuch  gemacht,  die  „Official  “- 
und  „Western“-Klasaifikation  zu  verbinden,  aber  ohne  Erfolg  s).  Die  öst- 

1)  So  bezeichnet  man  die  Haaptlinien  zwischen  New  York  und  Chicago. 

2)  Von  den  181  Bahnen  gebrauchten  87  die  offizielle  Klassifikation  ausschließlich. 
35  daneben  noch  eine  andere  und  9 zwei  andere. 

3)  Der  Streit  drehte  sich  um  die  Frachtsätze  für  Wagenladungen.  Die  östliches 
Linien  wünschten  weniger  Frachtsätze  für  Wagenladungen  und  geringere  Unterschiede 
zwischen  dem  Wagenladungensatz  und  dem  lür  Stückgut.  Aber  die  westlichen  Bahnen 
machten  geltend,  dafs  sie  wegen  der  Betriebskosten  und  der  in  dem  dünn  bevölkerten 
Westen  verhältnismäfsig  geringen  Frachtmenge  die  Zahl  der  Stückgutfrachtklassen  nicht 
vermehren  könnten,  ohne  sich  zu  schädigen. 
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liehen  und  die  westlichen  Linien  konnten  sieh  nicht  einigen.  Nach  diesem 
Fehlschlag  feiste  des  Repräsentantenhaus  eine  Resolution  (Sept.  1888), 
welche  der  Interstate  Commerce  Kommission  aufgab,  vor  dem  1.  Jan.  1889 
eine  einheitliche  Klassifikation  für  die  Bahnen  der  Ver.  St.  vorzuschreiben. 
Der  Senat  versagte  der  vorgesohlagenen  Mafsregel  jedoch  seine  Geneh- 
migung, und  sein  Vorgehen  fand  die  Billigung  der  Kommission,  welche 
glaubte,  dafs,  „solange  die  Frachtführer  sich  zur  Herbeiführung  der  Einheit 
mit  ziemlichem  Fleifs  und  gehörigem  Eifer  bemühten,  es  besser  wäre,  sie 
zu  ermutigen  und  in  ihren  Anstrengungen  anzutreiben,  als  das  Werk  ihnen 
aus  der  Hand  zn  nehmen".  Die  Kommission  war  natürlich  nicht  geneigt, 
eine  Aufgabe  auf  sieb  zu  nehmen,  welche  so  viele  Schwierigkeiten  in 
sich  schlofs  uud  eine  so  genaue  technische  Kenntnis  der  Lage  des  Eisen- 
bahnverkehrs erforderte.  Sie  weist  darauf  hin,  dafs  „die  Aufstellung  einer 
Klassifikation  nichts  weniger  als  eine  einfache  Sache,  sondern  im  Gegen- 
teil eine  so  schwierige  Aufgabe  ist,  als  nur  unter  dem  gewöhnlichen  Uaug 
der  Regierung  irgend  einer  Person  oder  Anzahl  von  Personen  wahrsohein- 
licherweise  zufallen  könnte.  — Die  jetzt  bestehenden  Klassifikationen  sind 
zu  einem  sehr  grofsen  Teile  aus  lokalen  und  aus  den  verschiedenen  Teilen 
des  Landes  zukommenden  Gefühlen  und  Interessen  erwachsen.  — Die  Fracht- 
führer sind  nicht  die  Parteien,  welche  die  Einigung  am  meisten  treffen 
würfe.  Einige  Frachtführer  dürften  zuerst  dadurch  gewinnen  und  andere 
verlieren,  aber  die  meisten  würden  im  stände  sein,  ihre  Frachtsätze  so 
einzurichteu,  dafs  die  Verluste  unbeträchtlich  und  auch  nur  temporär 
wären.  Aber  die  Geschäftsinteressen  des  Landes  würden  keine  ähnliche 
Macht  der  Selbstbeschützung  besitzen.  Eine  einheitliche  Klassifikation 
bedeutet  notwendigerweise,  dafs  zwecks  Tarifierung  derselbe  Artikel  in 
dieselbe  Klasse  für  alle  Teile  des  Landes  gestellt  wird.  Die  Folge  würde 
für  einige  derselben  eine  bedeutende  Herabsetzung  der  Frachtsätze  sein, 
für  andere  eine  Erhöhung  in  gleichem  Verhältnis,  so  dafs  in  demselben 
Geschäft  ein  Händler  grofsen  Nutzen  haben  könnte,  während  ein  anderer 
zu  Grunde  gerichtet  würde.  — Die  Frachtführer  könnten  unmöglich 
gegen  solche  Folgen  schützen;  denn,  während  die  Tarifsätze  io  den  ver- 
schiedenen Teilen  des  Landes  nicht  notwendig  dieselben  sein  miifsten,  so 
mufs  doch  der  Satz,  den  irgend  eine  Bahn  für  die  Artikel  einer  Klasse 
erhebt,  identisch  sein,  so  dafs  die  Macht,  die  Beförderungspreise  den  ört- 
lichen und  den  Gebietsinteressen  anzupsssen,  welche  jetzt  besteht  und  als 
sehr  wertvoll  gilt,  geschwunden  wäre“.  So  „mufs  die  endgültige  Auf- 
stellung einer  einheitlichen  Klassifikation  notwendigerweise  das  Ergebnis 
einer  gTofsen  Zahl  von  Kompromissen“  zwischen  den  verschiedenen  Teilen 
des  Laudes  und  den  verschiedenen  Interessen  sein. 

Diese  Erwägungen  konnten  jedoch  nicht  als  Gründe  für  die  Unnötig- 
keit  einer  einheitlichen  Klassifikation  gelten.  Es  waren  einfach  Gründe 
dafür,  den  Frachtführern  einige  Nachsioht  zu  zeigen,  um  ihnen  Zeit  zur 
Veberlegung  zu  lassen  und  so  lange  ihr  freiwilliges  Handeln  zu  erwarten, 
als  sie  eifrig  bemüht  erschienen,  die  Einheitlichkeit  herzustellen,  lieber, 
als  sie  durch  ein  Gesetz  zur  Annahme  einer  von  der  Kommission  oder  einer 
anderen  aufserhalb  stehenden  Behörde  aufgestellten  Klassifikation  zu  zwingen. 

Dies  waren  die  von  der  Kommission  in  ihrem  Jahresbericht  von  1888 
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vargebrachten  Ansichten.  Sie  glaubte  damals,  dafs  die  Zeit  für  ein  Ein- 
greifen des  Kongresses  in  diese  Frage  noch  nicht  gekommen  sei,  aber 
eie  warnte  die  Eisen  bahn  Verwaltungen  dafs  ein  solches  Eingreifen  not- 
wendig werden  dürfte,  wenn  ihnen  die  freiwillige  Annahme  einer  einheit- 
lichen Klassifikation  nicht  gelänge.  Die  Eisenbahnvereine  des  Landes 
(8  an  der  Zahl)  machten  sich  an  die  Erwägung  der  8ache.  Sie  ernannten 
einen  Ausschuss,  welcher  „sich  bemühen  sollte,  die  bestehenden  Klassi- 
fikationen in  einer  allgemeinen  Klassifikation  zu  vereinigen“.  Der  Aus- 
schuß bewies  indessen  keinen  sehr  hohen  Grad  von  Energie  oder  Fleiß 
bei  seiner  Arbeit,  und  ein  Jahr  verging  ohne  weitere  positive  Besultate, 
so  daß  die  Kommission  in  ihrem  Bericht  von  1889  ihre  Unzufriedenheit 
mit  dem  geringen  erreichten  Fortschritt  ausdrüokte  und  erklärte,  dafs  die 
Anstrengungen  des  Ausschusses  „der  Bedeutung  des  zu  vollendenden  Werkes 
ganz  unangemessen“  wären.  Vielleicht  ebensosehr  von  diesem  Vorwurf 
als  von  der  Furcht  angetrieben,  der  Kongrefs  könnte  ein  Gesetz  über  den 
Gegenstand  erlassen,  machte  sich  der  Aussohufa  mit  neuer  Kraft  ans 
Work  und  stellte  schließlich  eine  einheitliche  Klassifikation  auf,  welche 
er  den  Eisenbahnvereinigungen  zur  Genehmigung  mit  dem  Vorschläge 
unterbreitete,  sie  mit  dem  l.  Januar  1891  in  Kraft  treten  zu  lassen.  Die 
Kommission  betrachtete  dies  als  „einen  großen  Schritt  zur  endlichen  Vol- 
lendung des  großen  Einigungswerkeg“  (Annual  Rep.  von  1890),  Unglück- 
licherweise folgten  jedooh  auf  diesen  ersten  keine  weiteren  Schritte. 
Einige  Eisenbahnvereinigungen  verweigerten  die  Annahme  der  vorgeschla- 
geuen  Klassifikation,  und  damit  endete  die  Saohe. 

Das  scheint  die  Geduld  der  Kommission  erschöpft  zu  haben.  Sie  hielt 
dalür,  daß  den  Bahnen  jetzt  so  viel  Nachsicht  als  billig  gezeigt  worden 
wäre,  und  in  ihrem  letzten  Jahresbericht  (1891)  empfiehlt  sie  ausdrücklich 
den  Erlaß  eines  Gesetzes,  welches  die  Annahme  einer  einheitlichen  Klassi- 
fikation fordern  soll  (Annual  Uep.  1891,  p.  33).  Der  Kongreß  hat  dieser 
Empfehlung  bis  jetzt  noch  keine  Folge  gegeben,  aber  es  steht  mit  gutem 
Grund  zu  erhoffen,  dafs  der  Tag,  an  welchem  eine  einheitliche  Klassi- 
fikation durch  das  ganze  Land  in  Kraft  sein  wird,  nioht  fern  ist. 

VI. 

Natürlich  ist  die  Menge  der  beförderten  Fracht  ein  Faktor,  weloher 
die  Preise  für  die  Dienste  der  Eisenbahn  beeinflußt.  Das  Gewicht  hat 
gewöhnlioh,  viel  mehr  als  der  eingenommene  Raum,  als  das  bequemste 
Mengenmaß  Geltung  gefunden.  Die  von  den  Bahnen  der  V.  St.  benutzte 
Gewichtseinheit  sind  100  Pfd.  Die  allgemeine  Regel  ist,  dafs  für  alle 
Güter  derselben  Klasse  der  Frachtsatz  per  100  Pfd.  fest  und  einheitlich 
bleibt,  ob  nun  die  verfrachtete  Gütermenge  größer  oder  geringer  ist,  mit 
anderen  Worten:  die  Frachtpreise  wachsen  pari  passu  mit  dem  Gewicht. 
Für  gewisse  Arten  von  Waren  wird  jedoch  eine  niedrigere  Klassifikation 
gewährt,  wenn  die  beförderte  Masse  genügt,  bei  einer  Verfrachtung  eine 
Wagenladung  auszumachen  In  den  Tarifen  werden  daher  solche  Güter 
unter  zwei  verschiedene  Klassen  gerechnet,  je  nachdem  sie  in  Wagen- 
ladungen (Car  Loads  = C.  L.)  oder  in  weniger  als  Wagenladungen  (Less 
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ihaa  Car  Load«  = L.  C.  L.)  verfrachtet  werden  *).  Diese  Unterscheidung 
swischen  den  Sätzen  für  Wagenladungen  und  für  kleinere  Mengen  be- 
ruht auf  der  klarliegenden  Thateache  eines  Unterschiedes  in  den  Be- 
förderungskosten. Wenn  die  Güter  in  geringerer  als  Wagenladungsmenge 
verfrachtet  werden,  so  wird  der  Wagenraum  nioht  völlig  ausgenutzt. 
Ueberdies  ist  es  nötig,  an  jeder  8tation  zu  halten,  wo  ein  Frachtstück 
abzuladen  ist;  ein  besonderer  Frachtbrief  oder  eine  besondere  Empfangs- 
bescheinigung mufs  für  jede  Verfrachtung  ausgestellt  werden.  Die  Fracht 
mufs  auf  jeder  Station  in  Paketen  herausgegeben  und  von  den  Eisenbahn- 
bediensteten ein-  und  abgeladen  werden  *),  was  für  gewöhnlich  mit  Wagen- 
ladungsfracht  nicht  dor  Brauch  ist. 

Der  Unterschied  in  den  Unkosten  zwischen  Wagenladungen  und 
Stückgut  ist  also  beträchtlich  und  reohtfertigt  einen  Unterschied  im 
Frachtsatz  ’). 

ln  einer  wichtigen  Streitsache  jedoch,  welche  vor  die  Kommission 
kam,  wurde  die  Klage  erhoben,  dafs  der  Unterschied  zwisohen  den  Fracht- 
sätzen für  Wagenladungen  und  für  Stüokgut  ungerecht  sei  und  das 
Interstate  Commerce  Gesetze  verletze. 

Die  klageführenden  Parteien4)  gaben  zu,  dafs  ein  niedrigerer  Fracht- 
satz für  Wagenladungen  berechtigt  wäre  für  solche  Artikel  wie  Kohle, 
Bauholz  und  Getreide,  weil  diese  Artikel  gewöhnlich  in  Wagenladungs- 
mengen verfrachtet  würden,  aber  verlangten,  dafs  in  Bezug  auf  die  Artikel, 
welche  als  Kolonial-  und  Materialwaren  (Zucker,  Syrup,  Salz,  Obstwein, 
Wein  etc.)  entweder  gar  kein  Unterschied  sein  sollte  zwisohen  dem  Satz 
für  Wagenladungen  und  dem  für  kleinere  Verfrachtungen  oder  dafs  er 
geringer  sein  sollte,  als  er  unter  der  geltenden  Klassifikation  thatsächlich  war. 


1)  Gin  niedrigerer  Frei»  für  Wagenladungen  wird  nicht  für  alle  Frachtartikel  ge- 
währt; aber  die  Zahl  der  Sätze  für  C.  L.  ist  in  den  letzten  Jahren  und  besonders  seit 
dem  Inkrafttreten  des  Interstate-Comm«rce-Ge»etzes  vermehrt  worden. 

2)  ln  Amerika  giebt  es  gewöhnlich  keine  Kxtragebühr  für  Ein-  und  Ausladen  der 
Fracht.  Die  Kosten  dafür  werden  durch  den  Frachtsatz  mit  gedeckt. 

S)  In  dem  weiter  unten  im  Text  behandelten  Falle  wurden  statistische  Angaben  ge- 
macht, welche  zeigten,  dafs  in  New  York  die  Kosten  für  dasjEinladen  von  Wagenladungsfracht 
nur  16,3  Cent  pro  Tonne  betrugen,  während  sie  sich  für  Stückgut  auf  60  Cent  die  Tonne 
beliefen.  Die  Durchschnittskosten  für  Ausladen  und  Bestellen  der  Fracht  waren  für  jede 
der  beiden  Frachtarten  9 resp.  23  Cent  pro  Tonne.  Das  durchschnittliche  Gewicht  (der 
Fracht  per  Wagen)  betrug  für  Wagenladungen  15  Tonnen , für  Stückgut  5,8  Tonnen. 
Um  nun  zu  zeigen,  wie  dieser  Uuterschied  in  dein  Durchschnittsgewicht  der  Fracht  eines 
beladenen  Waggons  die  Transportkosten  beeinflußt,  wurden  2 Züge  zum  Nachweis  heran- 
gezogen, einer,  welcher  Car  Loads  und  ein  anderer,  weicher  Stückgut  oder  Less  than 
Car  Loada  führte  Der  erste  bestand  au»  25  Waggons,  jeder  trug  14  l/#  t Fracht,  der 
zweite  aus  38,6  Waggons  mit  5 l/7  t Fracht  für  jeden.  Da  nun  jeder  leere  Waggon  im 
Durchschnitt  11t  wiegt,  so  ist  da»  Totalgewicht  jedes  Zuges  dasselbe  (637  t).  Aber  für 
den  1.  Zug  beträgt  die  Fracht  oder  das  Nutzgewicht  362  Tonnen  und  für  den 
2.  nur  213,3  t.  Die  Kosten  der  Beförderung  der  Fracht  waren  für  den  1.  Zug  0,276  pro 
Tonnen-Meile,  für  den  2.  0,471.  Aber  diese  Angaben  müssen  mit  einiger  Vorsicht  auf- 
genommen werden,  weil  die  Eisenbahnen,  welche  sie  machten,  ein  Interesse  daran  hatten, 
den  Unterschied  so  grofs  als  möglich  erscheinen  zu  lassen  : und  selbst  bei  der  besten  Ab- 
sicht ist  es  schwierig,  die  Posten  für  die  Unkosten  genau  zwischen  den  verschiedenen 
Methoden  der  Verfrachtung  zu  verteilen. 

4)  Die  New  Yorker  Handelskammer  und  Thomas  L.  Greene  als  Vertreter  von 
281  Rleinkaufleuten  in  6 verschiedenen  Staaten. 
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Oie  Kommission  war  indessen  der  Ansicht,  dafs  einiger  Unterschied  in 
den  Frachtpreisen  gerecht  und  gesetzlich  wäre  und  sowohl  den  Interessen 
des  Publikums  als  denen  der  Bahnen  entspräche.  „Gleiche  Frachtsätze 
für  Wagenladungen  und  weuiger  als  Wagenladungen  (lese  than  car  losds) 
in  Bezug  auf  Güter  festzusetzen,  welche  mit  liecht  so  klassifiziert  sind, 
weil  sie  natürlicher-  und  rechtmäfsigerweise  auf  beide  Arten  befördert 
werden,  um  den  Anforderungen  des  Handels  zu  genügen,  das  war  gänz- 
lich unthunlich  und  würde  Klassifikation  und  Geschäft  ernstlich  demorali- 
sieren.“ 

„Einiger  Unterschied  aus  triftigeu  Gründen  ist  gesetzlioh“,  aber  die 
Grofse  des  Unterschiedes  kann  ungerecht  sein,  und  die  Kommission  hielt 
dafür,  dafs  es  in  diesem  Falle  so  war  1 ).  Aber  die  Grundsätze,  auf  welche 
sie  diese  Entscheidung  gründete,  waren  nicht  völlig  klar.  Sie  sagte  nicht 
ausdrücklich,  dafs  der  Unterschied  den  in  den  Selbstkosten  überstieg  und 
deswegen  unbillig  sei.  Sie  besteht  sogar  darauf,  dafs  die  Selbstkosten 
nicht  der  einzige  in  Betracht  kommende  Faktor  sind.  „Ein  anderer  Punkt 
von  höchster  Wichtigkeit  ist  der  Wert,  den  der  Dienst  für  den  beförderten 
Artikel  besitzt"  Aber  Wert  dos  Dienstes  bedeutet  in  Wahrheit,  wenn 
wir  den  Ausdruck  richtig  verstehen,  was  der  Verfrachter  zu  zahlen  im 
stände  ist,  um  seine  Waren  auf  den  Markt  zu  bringen.  Er  kann  in  der 
Hegel  nicht  viel  mehr  bezahlen  als  sein  Konkurrent,  und  mit  Rücksicht 
auf  den  Wert  des  Dienstes  allein  dürfte  der  Unterschied  zwischen  Wageo- 
laduugssützen  und  Stückgutsützen  nicht  so  grofs  sein,  dafs  der  Kleinhändler, 
der  die  letzteren  Sätze  bezahlt,  nicht  im  stände  ist,  mit  Erfolg  mit  dem 
Grofshöndler,  der  in  Wagenladungsmengt  n verfrachtet,  zu  konkurrieren, 
sonst  ist  der  Dienst  der  Beförderung  für  enteren  nicht  das  wert,  was  er 
dafür  zu  bezahlen  hat.  Und  das  scheint  in  der  That  die  Ansicht  der 
Kommission  gewesen  zu  sein,  denn  sie  sagt:  „Ein  Unterschied  in  den 
Sätzen  für  Wagenladungen  und  weniger  als  Wagenladungen  derselben 
Ware,  zwischen  denselben  Bestimmungsorten,  der  so  grofs  ist,  dafs  er 
die  Konkurrenz  zwischen  Grofs-  und  Kleinhändlern  in  allgemein  und  not- 
wendig gebrauchten  Artikeln,  welche  den  Frachtführern  ein  Gesohäft  von 
grofsem  Umfang  sichern,  unmöglich  macht,  ist  ungerecht  und  widerspricht 
den  Bestimmungen  und  Grundsätzen  des  Gesetzes.“ 

Es  fragt  sich  jedoch,  ob  bei  strikter  Befolgung  dieser  Theorie  irgend 
ein  Unterschied  zwischen  Wagenladungen  und  Stückgut  zulässig  wäre. 
Aber  die  Kommission  ging  sicher  nicht  so  weit,  diese  Konsequenz  zu 
ziehen,  und  au  einer  anderen  Stelle  ihres  Berichtes  verwirft  sie  die  Theorie, 
dafs  die  Frachtsätze  so  eingerichtet  werden  müfsten,  dafs  sie  in  allen 
Fällen  Fabrikanten  und  Händlern  einen  kommerziellen  Vorteil  sicherten. 

1)  Der  Unterschied  war  je  nach  den  verschiedenen  erwähnten  Artikeln  abweichend. 
Wo  er  am  geringsten  war,  war  der  Satz  für  Stückgut  1 6 ’/,  Pros,  höher  als  der  fkr 
Wagenladungen  , wo  er  am  höchsten  war,  116  Pros,  höher.  Man  begreift  nicht,  warum 
in  dem  Unterschiede  so  grofse  Abweichungen  sein  sollen,  uod  das  Vorgeben  der  Eisen- 
bahnen erscheint  in  dieser  wie  in  so  mancher  anderen  Hinsicht  völlig  willkürlich  and 
das  um  so  mehr,  wenn  wir  die  Thataache  in  Erwägung  ziehen , dafs  es  viele  wichtige 
Handelsartikel  gab,  für  die  die  „Ofücial  Classification41  absolut  keinen  niedrigeren  Fracht- 
satz für  Wagenladungen  gewährt  (z.  B.  Bücher , Schuhwerk , Schnittwaren , Kleider, 
Decken  etc.). 
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(R.  and  D.  III,  502.)  So  läfst  uns  dieser  Bericht  gerade  im  ungewissen, 
was  nun  die  Prinzipien  sind,  nach  welchen  wir  bestimmen  können,  ein 
wie  grofser  Unterschied  zwischen  den  Sätzen  für  Wagenladungen  und  den 
für  Stückgut  gerecht  und  gesetzlich  ist.  Aber  in  diesem  Falle  zeigte  die 
Kommission  wie  gewöhnlich  eine  besondere  Rücksicht  für  die  Interessen 
der  Kleinhändler,  und  zweifellos  ist  der  Schutz  von  deren  Interessen 
einer  der  Hauptzwecke  des  Gesetzes.  Gewöhnlich  erzielt  man  aber 

bei  grofsen  Geschäften  eine  gewisse  Ersparnis  und  bei  Eisenbahn- 
transporten spart  man  unzweifelhaft  einen  guten  Teil  Ausgaben  bei  Ver- 
frachtung in  Wagenladungen.  Durch  niedrigere  Frachtsätze  für  solche 
Verfrachtungen  kommt  ein  Teil  wenigstens  dieser  Ersparnis  dem  Publikum 
oder  dem  Verfrachter  zu  gute,  und  solange  der  Unterschied  in  den  Fracht- 
sätzen für  Wagenladungen  und  Stückgut  den  Unterschied  zwischen  den 
respekt.  Unkosten  für  beide  Beförderungsarten  nicht  überschreitet,  so  ist 
es  sioher  fraglich,  ob  der  Vorteil,  der  dem  Großhändler  aus  einem 
niedrigeren  Satze  für  Wagenladungen  erwächst,  mehr  beträgt,  als  be- 
rechtigt ist  *).  Aber  wenn  ein  Satz  für.  Wagenladungen  angenommen 
ist,  so  müfsten  die  Bedingungen,  unter  denon  er  erlangt  werden  kann, 
sicherlich  derart  sein,  dafs  eine  möglichst  große  Anzahl  von  Ver- 
frachtern davon  Nutzen  hätte.  In  dieser  Hinsicht  ist  das  Vorgehen  der 
Bahnen,  welche  die  „Offioialklassifioation“  gebrauchen,  von  der  Kom- 
mission mit  Hecht  als  zu  wenig  weitgehend  verurteilt  worden.  Es  galt 
die  Regel,  daß  der  Wagenladungsfrachtsatz  sioh  nur  auf  Verfrachtungen 
von  20  000  oder  24  000  Pld.  derselben  Ware  bezog,  welche  von  einem 
Absender  an  e i n e n Empfänger  gingen.  Die  Kommission  entschied,  daß 
derselbe  ermäßigte  Satz  für  eine  Wagenladungsmengo  von  derselben  nach 
einem  Bestimmungsorte  aufgegebeneu  Ware,  auch  wenn  sin  von  mehreren 
Absendern  an  mehrere  Empfäuger  ginge,  gelten  sollte.  Die  Zahl  der  Ab- 
sender oder  Empfänger  wäre  kein  Umstand,  dem  irgend  welche  hervor- 
ragende Bedeutung  zuzuschreiben  sei. 

Die  Kommission  billigte  keineswegs  irgend  eine  Ermäßigung  für  eine 
Masse,  die  ohne  Rücksicht  darauf  zngestanden  würde,  ob  sie  eine  Wagen- 
ladung ausmachte  oder  nicht.  Diese  Frage  kam  in  einem  Falle  zur  Er- 
wägung, wo  eine  Eisenbahn  einen  Rabatt  von  10  Proz.  in  ihren  Fracht- 
sätzen anbot  „jeder  Person,  Firma  oder  Gesellschaft,  welche  Kohlensen- 
dungen in  der  Höhe  von  30  000  Tonnen  oder  mehr  in  irgend  einem 
beliebigen  Jahre  und  an  irgend  welcher  Station  empfangen  wurden“.  Ob- 
gleich formell  dieses  Angebot  für  alle  galt,  so  gab  es  doch  in  Wirklichkeit 
nur  einen  Kaufmann  an  der  Strecke,  der  davon  Nutzen  ziehen  konnte. 

1)  Die  hier  aufgeworfene  Frage  ist  eine  Priuzipienfrage  der  Volkswirtschaft»  ob 
et  nämlich  unter  gewissen  Umständen  ratsam  ist,  künstliche  Schrankeu  gegen  die  Ent- 
wickelung des  Großbetriebes  aufsurichten  oder  ob  man  ihm  immer  den  vollen  Vorteil 
der  Ersparnis  zukommen  lassen  soll,  der  sich  aus  dem  Geschäftsbetrieb  im  grofsen  Stil 
ergiebt. 

Obige  Entscheidung  der  Kommission  war  übrigens  eine  von  denen,  welche  die  Bahnen 
nicht  anerkannten  (s.  II.  Teil  der  Abhandl.).  Eine  Prüfung  der  „Official  Classification ‘4 
No.  9,  welche  am  1.  Dezember  1891  in  Kraft  trat,  weist  keine  wesentliche  Aeoderung 
hinsichtlich  einer  Reduktion  in  dem  Unterschiede  zwischen  den  Sätzen  für  Wagen- 
ladungen und  Stückgut  für  die  erwähnten  Artikel  auf.  Die  Entscheidung  wurde 
gegen  Ende  1889  abgegeben. 
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Die  Bahn  beanspruchte  das  Recht,  für  eine  grobe  Menge  nach  dem- 
selben Prinzip  Ermäfsigungen  zu  gewähren,  welches  einen  Kaufmann 
berechtige,  im  Orofshandel  niedrigere  Preise  als  im  Kleinhandel  zu  ge- 
währen. Aber  die  Kommission  erklärte,  dafs  diese  Prinzipien  in  Bezug 
auf  Frachtsätze  nicht  maßgebend  sein  konnten.  Sie  sagt;  „Es  liegt  eine 
offenbare  Ungerechtigkeit  darin,  wenn  man  diese  Prinzipien  auf  die  Dienste 
anwenden  will,  welche  gemeine  Frachtführer  dem  Publikum  leisten.  Ihre 
Pflioht  ist  volle  Unparteilichkeit  bei  ihren  Diensten.  Der  Kaufmann  hat 
keine  entsprechende  Pflicht  und  kann  sich  seine  Regeln  zur  Wahrung 
seiner  Interessen  machen  und  unterschiedliche  Preise  stellen,  wie  er  will.“ 
Bei  Eisenbahnfrachtsätzen  „mufs  eine  der  obigen  ähnliche  Unterscheidung 
notwendigerweise  eine  Tendenz  zur  Vernichtung  des  Kleingesohäfls  haben“. 
Ein  solches  Anerbieten  „läfst  sich  nicht  damit  verteidigen,  dafs  es  allen 
zugänglich  ist,  denn  obgleich  allen  gemacht,  ist  es  doch  nicht  allen  mög- 
lich, es  anzunehmen.  Eine  Eisenbahngesellschalt  konnte  auf  diese  Wehe 
den  ganzen  Handel  in  einem  notwendigen  Gebrauchsartikel  an  ihrer 
Strecke  einem  einzigen  Händler  in  die  Hände  spielen,  denn  sie  brauchte 
blofs  den  Rabatt  ebensogrofs  oder  gröber  zu  machen  als  den  gewöhnlichen 
io  diesem  Handelszweig  erzielten  Nutzen  — und  die  Konkurrenz  von 
seiten  derjenigen,  welche  den  Rabatt  nicht  erlangen  könnten,  würde  matt 
gesetzt  sein.  Aber  die  Ungerechtigkeit  würde  gleich  grofs  sein , such 
wenn  mehrere  Händler  statt  eines  im  stände  wären,  von  dem  Aner- 
bieten Gebrauoh  zu  machen.  Eine  Bahn  ist  nicht  berechtigt , durch 

irgend  welche  unberechtigte  Unterscheidung  irgend  welchem  einzelnen 
Händler  — ob  nun  Grofs-  oder  Kleinkauimann  — solchen  vernichtenden 
Sohaden  zuzufügen“. 

Die  Kommission  gab  zu,  dafs  eine  Bahn  bei  solchen  grofsen  Ge- 
schäften etwas  an  Ausgaben  ersparen  würde,  und  dafs  sie  deshalb  eia 
Interesse  daran  haben  könnte,  ihre  Verkehrsgeschäfte  auf  Grofshändler  tu 
beschränken.  Aber;  „dies  ist  ein  Interesse,  das  nur  mit  strikter  Beob- 
achtung der  Regeln  des  Gesetzes  geltend  gemaoht  werden  darf 

Der  Frachtführer  darf  nioht  ausschliefslich  seine  eigenen  Interessen  be- 
rücksichtigen — wenn  er  es  dürfte,  läge  es  in  seinem  Belieben,  alle  Klein- 
händler von  seiner  Strecke  zu  vertreiben  und  den  ganzen  Handel  in  den 
Händen  weniger  zu  konzentrieren“  ‘). 

1)  Bei  dieser  Entscheidung  scheint  uns  weniger  Grund  Torzuliegen,  die  Berechtigung 
der  dem  Kleinhandel  gezeigten  Berücksichtigung  in  Zweifel  zu  ziehen,  als  in  der  oben 
besprochenen  Entscheidung  betreffs  der  Wagenladungen.  Es  mag  wohl  für  einen  Händler 
eine  Ersparnis  in  grofsen  Verfrachtungen  liegen.  Aber  Ersparnis  bei  dem  Eisenbahn- 
verkehr  sind  nur  soweit  im  Interesse  der  Öffentlichkeit,  als  sie  in  niedrigere  Preise  für 
die  Konsumenten  ausschlagen  and  nicht  in  gröfsere  Profite  für  die  Produzenten  oder  dit 
Frachtführer.  Wenn  die  Wirkung  von  Anerbieten  wie  das  obige  die  ist , Monopole  z.u 
schaffen  oder  den  Handel  in  der  Hand  von  1 oder  2 Händlern  an  vereinigen,  so  würde 
es  wahrscheinlich  das  Publikum  nicht  sein,  welches  daraus  Nutzen  zöge.  Diese  Einwürfe 
können  nicht  mit  gleicher  Stärke  gegen  die  Ermäfsigungen  für  Wagenladungen  geltend  ge- 
macht werden,  was  nicht  an  und  für  sich  tur  Errichtung  von  Monopolen  ausschlagen  würde 
Ueberdies  ist  die  Kostenersparnis  bei  Wagenladungen  im  Vergleich  au  Stückgutfracht  in 
der  Regel  viel  bedeutender  als  die,  welche  durch  eine  gröfsere  Zahl  von  Wagenladungen 
im  Vergleich  au  einer  kleineren  eraielt  wird.  Z.  B.  könnten  die  Kosten , welche  die 
Aushändigung  von  29  000  Tonnen  Kohle  an  einen  Händler  einer  Bahn  macht,  kaum 
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Wir  können  nicht  den  Anspruch  erheben , in  vorliegenden  Seiten 
eine  erschöpfende  Darstellung  der  Entscheidungen  und  Untersuchungen 
der  Kommission  gegeben  zu  haben.  Aber  es  ist  unser  Ziel  gewesen,  die 
wichtigsten  auszuwählen  oder  jene,  in  welchen  die  allgemeinen  Grund- 
sätze, nach  welchen  die  Begulierung  der  Bahntarife  zu  geschehen  hat, 
zur  Berücksichtigung  kamen,  und  auf  solche  Weise  klar,  zu  maohen, 
welche  Auslegung  die  Kommission  den  Hauptbestimmungen  des  Gesetzes 
gegeben  hat,  und  in  welchem  Sinne  sie  sich  bemüht  hat,  dieselben  durch- 
zuführen. Aber  wir  haben  bereits  den  Leser  vor  der  Voraussetzung  ge- 
warnt, dafs  nun  allen  Entscheidungen  und  Prinzipien  der  Kommission  von 
den  Bahnen  auch  thutsächlioh  Folge  gegeben  worden  sei,  und  wir  wollen 
jetzt  einige  der  Hindernisse  und  Schwierigkeiten,  welche  der  erfolgreichen 
Durchführung  des  Gesetzes  im  Wege  gestanden  haben,  einer  Besprechung 
unterziehen. 

merklich  höher  per  Tonne  sein  als  die,  welche  die  Aushändigung  von  SO  000  Tonnen  an 
einen  Händler  verursacht.  Und  doch  würde  der  letstere  den  Nutzen  des  ermäfsigten 
Frachtsatzes  geniefsen  und  der  erstere  nicht.  In  der  Tbat  war  das  ganz  willkürliche 
Verfahren  bei  Wahl  der  Grenze  ein  Vorwurf,  welchen  die  Kommission  gegen  obige 
Praxis  erhob.  Doch  dieser  Kinwurf  könnte  beseitigt  werden,  wenn  die  Krmäfsigungen 
einem  System  entsprechend  geordnet  wären,  s.  B.  in  einer  abgestufleo  Skala,  welche  ent- 
sprechend viel  mehr  Ermäfsigung  für  jede  weiteren  verfrachteten  1000  Tonnen  gewährte. 

(Fortsetzung  folgt.) 
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x. 

Gleiche  oder  verschiedene  Tarifierung  von  Getreide  und 
Mehl  im  deutschen  Eisenbahnverkehr. 

Von  Dr.  C.  Bimpke. 

Wer  praktisch  thätig  mitten  im  wirtschaftlichen  Leben  steht,  kennt 
die  Wichtigkeit  der  Gestaltung  der  Eisenbahntarife  für  alle  Zweige  der 
Gutererzeugung,  besondere  für  diejenigen,  deren  Produkte  Massengüter 
darstellen,  die  wegen  des  geringen  Werts  ihrer  einzelnen  Teile  nur  in 
großen  Massen  zur  Verfrachtung  kommen  können,  wenn  ihre  Beförderung 
den  Eigenwert  nioht  unverhältnismäßig  orhöhon  und  die  Nachfrage  nach 
ihnen  im  gleiohen  Mafse  schädigen  soll.  Die  Bahnen  haben  auch  diesen 
Verhältnissen  mehr  oder  weniger  Rechnung  getragen  und  für  die  Beför- 
derung der  in  grofsen  Quantitäten,  in  ganzen  oder  halben  Wagenladungen, 
aufgegebenen  Massengüter  besondere  Vergünstigungen  zugebilligt.  Schwer 
wird  es  aber  für  die  Bahnverwaltungen,  diese  Vergünstigungen  richtig  zu 
bemessen,  zumal  weon,  wie  in  Deutschland  bei  dem  landwirtschaftlichen 
Hauptprodukt,  dem  Brotgetreide,  und  den  Fabrikaten  der  ihnen  am 
nächsten  stehenden  Industrie,  der  Müllerei,  noch  die  grofse  Wichtigkeit  der- 
selben für  die  Volksernährung,  ihre  grofse  Produktion  und  geringe  Halt- 
barkeit, die  Konkurrenz  des  Auslandes,  die  Verschiedenheit  ihrer  Er- 
zeugung sowohl  nach  der  geographischen  Lage  des  Getreidebodens  und 
der  Mühlen,  als  auch  in  den  einzelnen  Jahren  hinzukommen.  Diese  Um- 
stände bewirken,  dafs  die  Tarifierung  des  Brotgetreides  und  der  Mühlen- 
fabrikate  auch  ein  hervorragend  allgemeines  Interesse  hat,  das  aber, 
wie  jede  wirtschaftliche  Frage,  grofse  Gegensätze  in  sich  schliefst, 
welche  die  Lösung  des  Problems  zu  allseitiger  Zufriedenheit  verhindern 
und  den  Keim  des  Kampfes  in  sich  tragen.  So  ist  denn  diese  Frage 
sowohl  von  berufener  als  unberufener  Seite  nach  den  verschiedensten 
Richtungen  erörtort  worden.  Aber  eine  speziell  volkswirtschaftlich-statisti- 
sche Untersuchung  derselben,  besonders  in  Hinsioht  auf  die  gegen- 
seitige Tarifierung  des  Getreides  und  der  Mühlenfabrikate,  liegt 
unseres  Wissens  bisher  nicht  vor,  trotzdem  die  grofse  volkswirtschaftliche 
Bedeutung  dafür  sprechen  sollte.  Wird  im  folgenden  diese  Untersuchung 
auch  nicht  erschöpfend  gegeben  werden  können,  so  soll  sie  doch  einen 
Versuch  darstellen  und  zu  erschöpfenderen  Arbeiten  anregen. 
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Die  Ursachen  der  gleichen  Tarifierung  von  Getreide 
und  MUhlenfabrikaten  in  Spezialtarif  I. 

Nach  den  geltenden  Bestimmungen  des  deutschen  Eisenbahn -Güter- 
tarifs ')  werden  i.  A.  Getreide  und  Mühlonfabrikate  zu  dem  Frachtsätze 
des  Spezialtarifs  I — 4,5  Pfg.  für  ein  Tonnenkilometer  bei  Versendung 
von  mindestens  10  000  kg  in  einem  Frachtbrief  und  5 Pfg.  für  einen 
Tonnenkilometer  bei  Versendung  von  mindestens  5000  kg  in  derselben 
Weise  ( W agenladungsklasse  A*)  — auf  der  Eisenbahn  befördert,  während 
die  Kleie  als  Abfallprodukt  zu  dem  Frachtsätze  des  Spezialtarifs  II  ver- 
laden wird.  Die  Eisenbahn  befördert  somit  die  Fabrikate  zu  demselben 
Preise  wie  das  Rohprodukt.  Dies  wird  auf  den  ersten  Blick  nicht  ge- 
rechtfertigt erscheinen,  besonders  in  Hinsicht  auf  die  weitverbreitete  An- 
sicht, dafs  die  Zuweisung  der  Güter  in  die  verschiedenen  Klassen  des 
seit  15  Jahren  herrschenden  sog.  Reformtarifs  nach  dem  Grundsatz  er- 
folgt sei,  dafs  der  Wert  der  Güter  und  ihr  Veredlungsgrad  die  Güter- 
klassifikation bestimmt  hat. 

Diese  Ansicht  ist  eine  irrige.  Wenn  auch  jene  Eigenschaften  der 
Güter  bei  ihrer  Klassifikation  naturgemäß  in  erster  Linie  berücksichtigt 
worden  sind  und  bei  der  im  steten  Flufs  befindlichen  Fortbildung  der- 
selben noch  berücksichtigt  werden,  so  waren  doch  ursprünglich  für  die 
Gestaltung  des  Keformtarifs  auch  nooh  andere  Faktoren  mafsgebeud.  Der 
jetzigeTarif  ist  entstanden  als  e in  K o m pr  o mif  s zwischen 
verschiedenen  vor  dem  Jahre  1877  in  Deutschland  herr- 
schenden T ar if s y ste m en,  von  denen  die  wichtigsten  das  „natür- 
liche System"  und  das  „Klassifikationssystem“  waren.  Dement- 
sprechend ist  auch  seine  G ü t er  k la  ssif  ika  ti  on  ein  Kom- 
promifs  zwischen  den  verschiedenen  G ü te rk  1 ass ifi k a- 
t.ionen,  welche  in  n e rh  alb  d er  G el  tu  n gsge  b i et  e d er  äl  tere  n 
Tarifsysteme  bestanden  haben. 

Weiter  bestimmten  den  Inhalt  des  Reformtarifs  die  Frachtinteressen  der 
bei  der  Einführung  des  Reformtarifs  noch  mächtigen  Privatbahnen,  welche 
behufs  Erhaltung  einer  einheitlichen  Tarifierung  in  Betracht  gezogen 
werden  mufsten,  und  endlioh  die  Berücksichtigung  der  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Lage  der  einzelnen  Produktionszweige  und  Gebietsteile  des 
Deutschen  Reichs. 

Welche  dieser  Faktoren  bei  der  gleichen  Tarifierung  von  Mehl 
und  Getreide  — beide  Produkte  sind  seit  Einführung  des  Reform- 
tarifs stets  zu  gleichem  Frachtsätze  und  zwar  in  Spezialtarif  I befördert 
worden  — hauptsächlich  wirksam  gewesen  Bind,  schildert  Heinsius s) 
jedenfalls  richtig  in  seinen  „Allgemeinen  Tarifvorschriften“  auf  8.  35  ff. ; 
„An  sich  erscheint  es  inkonsequent,  dafs  das  Rohprodukt  oder  besser 


1)  F.  Lehmann,  Erläuterungen  zum  deutschen  Eisenbahngütertarif.  Wiesbaden, 
J.  F.  Bergmann,  1889, 

2)  Heinsius,  Die  allgemeinen  Tarifvorschriften  nebst  fSüterklassifikation.  Berlin, 
Karl  Heymanns  Verlag,  1885. 
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Halbfabrikat  „Getreide“  zu  dem  gleichen  Satze  tarifiert,  wie  das  daraus 
gewonnene  Fabrikat  „Mühlenfabrikate“.  Die  gleichmäfsige  Tarifierung 
ist  jedoch  aus  der  Erwägung  hervorgegangen,  dafs  durch  die  infolge  der 
Gleichheit  der  Tarifierung  ermöglichten  Transporte  von  Getreide  und 
Mühlenfabrikaten  die  Mühlenindustrie  in  den  Getreide  produzierenden 
Gegenden  entwickelt  werden  würde,  während  sie  sonst  an  die  Konsum- 
tionsplätze gewiesen  worden  wäre.  Einerseits  ist  es  von  wirtschaftlicher 
liedeutung,  die  Mühlenindustrie  in  den  meist  industriearmen  Getreide- 
produktionsgegenden zu  ermöglichen,  andererseits  gebietet  es  das  volks- 
wirtschaftliche Interesse,  dafs  die  bei  der  Mehlfabrikation  entstehenden 
Abfälle,  welche  für  die  Landwirtschaft  von  gröfstem  Werte  sind,  auch 
direkt  an  Ort  und  Stelle  der  Produktion  unter  Vermeidung  unwirtschaft- 
licher Transportkosten  verwertet  werden  können.“ 

Es  war  also  in  erster  Linie  die  Kücksicht  auf  den  industriearmen. 
Getreide  produzierenden  Osten  und  Norden  unseres  Vaterlandes,  welche 
die  gleiche  Tarifierung  von  Mühlenfabrikaten  und  Getreide  bestimmt 
hat.  Don  Landwirten  dieser  Gegenden  sollte  der  den  Absatz  ihres  Ge- 
treides in  der  Nähe  ohne  weiten  Transport  ermöglicht  und  ihnen  zu- 
gleich die  Abfälle  der  Mehlfabrikation , die  Kleie,  als  wichtiges  und 

billiges  Futtermittel  für  ihr  Vieh  urhalten  werden.  Man  hatte  das  Bestreben, 
durch  die  gleiche  Tarifierung  von  Getreide  und  Mühlenfabrikaten  die 
Mühlenindustrie  in  jenen  Gegenden  zu  erhalten  und  zu  vergröfsern,  in- 
folge des  reichen  Vorkommens  ihrer  Rohmaterialien,  in  welcheu  sie 
entstanden  und  nach  den  Grundanschauungen  der  Volkswirtschaftslehre 
deshalb  auch  am  Platze  war.  Man  war  sich  sicher  des  wohlthätigen 
wechselseitigen  Einflusses  der  nebeneinander  existierenden  Landwirtschaft 
und  Industrie  bewufst,  der  besonders  in  der  Erhöhung  des  Nutzungs- 
wertes des  Grund  und  Bodens,  der  billigen  Beschaffung  der  zum  Ver- 

brauch und  zur  Verarbeitung  nötigen  Materialien,  dem  leichten  Absatz 
beiderseitiger  Produkte,  dem  wechselseitigen  Austausch  der  Arbeiter  und 
damit  verbundener  stetiger  Arbeitsgelegenheit  für  dieselben  und  der 
Interessengemeinschaft  der  staatserhaltenden  Elemente  gegenüber  den  zum 
Umsturz  des  Bestehenden  drängenden  seinen  Ausdruck  findet. 

Dafs  nun  Gotreide  und  Mühlenfabrikale  seiner  Zeit  dem  Spezialtarit  1 
zugewiesen  worden  und  nicht  ihre  Beförderung  zu  einem  anderen  Fracht- 
satz beschlossen  wurde,  wird  seinen  Grund  gehabt  haben: 

1)  in  der  durchschnittlich  gleichen  Höhe  des  Frachtsatzes  auf  den 
Staats-  und  Privatbahnen  vor  dem  Inkrafttreten  des  Reformtarifs; 

2)  in  der  grofsen  Masse  des  jährlich  auf  der  Eisenbahn  bewegten 
Getreides  etc.1).  Lag  es  daher  im  Interesse  der  Eisenhahnbesitzer,  mög- 
lichst hohe  Frachtsätze  festzusetzen,  so  übte  doch  wieder  die  Konkurrent 
der  Wassurstrafsen  einen  möfsigenden  Einflufs  aus.  Das  Reich  hatte  aber 
die  Pflicht,  für  eine  thunlichst  grofse  Beweglichkeit  der  notwendigsten 


0 Im  Jahre  1889/90  wurden  auf  deu  deutschen  Eisenbahnen  2 036  320  Tonnea 
Weizen,  1267  218  Tonnen  Roggen  und  2 414  357  Tonnen  Mühlenfabrikate  verfrachtet. 
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Nahrungsmittel  Sorge  zu  tragen  und  die  ackerbautreibenden  Landesteilo 
durch  billigen  Transport  des  an  die  örtlichen  Mühlen  nicht  absetzbaren 
Getreides  in  dem  süd-  und  westdeutschen  Konsumtionsgebiete  mit  dem 
Anslande  konkurrenzfähig  zu  machen  '). 

Diese  Momente  zusammen  werden,  nach  verschiedenen  Richtungen 
wirkend,  in  der  Hauptsache  mafsgebend  für  die  Zuweisung  in  Spezial- 
tarif I gewesen  sein,  welcher  nach  der  Höhe  seines  Frachtsatzes  in  der 
Mitte  zwischen  der  Wagenladungsklasse  B und  dem  Spezialtarif  III  steht. 

Hat  also  die  historische  Entwickelung  des  lteformtarifs  auf  die  gleiche 
Tarifierung  von  Getreide  und  Mehl  in  Spezialtarif  I eingewirkt,  so  bemerken 
wir  ihre  Spuren  auch  in  den  Ausnahmetarifen  für  diese  Frachtgegen- 
stände, welche  zur  Schonung  bestehender  Verhältnisse  von  wirtschaftlicher 
Bedeutung  aus  älteren  Tarifen  in  den  Rcformtorif  übernommen,  freilich 
auch  da  neu  eingeführt  worden  sind,  wo  wichtige  wirtschaftliche  Interessen 
des  Reichs,  des  Landes  oder  einzelner  Laudesteile  eine  Ausnahme  von 
der  regelmöfsigen  Tarifbildung  zu  erfordern  schienen. 

Jedoch  ist  zu  bemerken,  dafs  die  Verwaltung  der  preußischen  Staats- 
bahnen bestrebt  ist,  ans  alter  Zeit  stammende  Auanahmetarife  nach  und 
naoh  zu  beseitigen. 


Die  Bestrebungen  gegen  die  gleiche  Tarifierung  von  Ge- 
treide und  M üh  1 e n f ab  r i k a ten. 

Vorstehendes  glaubten  wir  zur  Beurteilung  der  Bestrebungen  voraus- 
schicken zu  müssen,  welche  sich  seit  Jahren  stetig  wachsend  gegen  die 
bisherige  Tarifierung  von  Mühlenfabrikaten  nnd  Getreide  richten.  Wenn 
wir  von  diesen  Bestrebungen  im  folgenden  nur  eine  Richtung,  nämlich 
diejenige,  welche  sich  gegen  die  gleiche  Tarifierung  von  Getreide  und 
Mehl  wendet,  beleuchten,  so  geschieht  es,  weil  wir  diese  für  die  ungerecht- 
fertigteste halten,  andererseits  aber  glauben,  dafs  ihr  Sieg  von  allen  die 
bedenklichsten  Folgen  für  die  Volkswirtschaft  zeitigen  würde. 

Diese  Richtung  wird  vertreten  durch  die  süd-  und  westdeutsche  Mühlcn- 
industrie  und  sie  erstrebt  eine  verschiedene  Tarifierung  in  der  Gestalt, 
dafs  Getreide,  und  zwar  mindestens  um  40  Proz.,  billiger  als  zum  Spezial- 
tarif I befördert  werde.  Ihre  Gründe  für  diese  Bestrebungen  sind  in  2 
Denkschriften  niedergelegt,  die  in  Nr.  9 und  Nr.  27  „der  Mühle“*)  für 
1891  abgedruckt  sind.  Ihr  Inhalt  läfst  sich  folgendermafsen  in  5 Sätzen 
z usammenfassen. 


1)  Diese  Pflicht  ist  mit  der  Einführung  des  Zolls  auf  ausländische»  Getreide  und 
Mehl  gewachsen,  weil  durch  dieselbe  die  Getreide-  und  Mehlpreise  in  Deutschland  durch- 
schnittlich höher  als  im  Auslande  geworden  sind  und  deshalb  die  Ausfuhr  deutschen  Ge- 
treides und  Mehl»,  welche  vor  den  Zöllen  eine  nicht  unbedeutende  war,  ganz  erheblich 
zurückgegangen  ist. 

2)  Die  MUhle.  Zeitschrift  für  die  Interessen  der  deutschen  Müblenindustrie.  Leipzig, 
Moritz  Schäfer,  1891. 
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1 ) Durch  die  jetzige  Tarifierung  von  Mehl,  Getreide  und  Kleie  werde 
das  Rohprodukt  mit  sämtlichen  Abfallen  und  das  reine  Fabrikat  mit  dem 
gleichen  Frachtsatz  belastet,  was  sohon  allein  naoh  dem  Tarifsystem  der 
Wertklassen  nicht  zu  billigen  sei. 

2)  Aber  auoh  aus  rein  wirtschaftlichen  Gründen  eei  der  billigere 
Transport  des  Getreides  zu  fordern.  Weil  mindestens  40  Froz.  des  Ge- 
treides in  Gestalt  von  besonders  geringeren  Mehlen,  Futterstoffen  und  Ab- 
fällen bei  allen  deutschen  Mühlen  in  ihrer  nächsten  Umgebung  abgesetzt 
würden,  brauchten  dieselben  nur  60  Froz.  von  den  100  Proz.  Kohmatemi 
zu  verfrachten,  wenn  sie  nach  auswärts  arbeiteten.  Lägen  diese  Mühlen 
nun  im  Gebiet , die  überflüssiges  Getreide  produzieren  oder  leicht 
fremdes  Getreide  importieren  können,  wie  z.  B.  in  den  Provinzen  Ost-  und 
Westpreufsen,  Posen  etc.,  so  hätten  sie  einen  grofaen  Vorteil  vor  den 
Mühlen,  die  zwar  im  Konsumgebiet  Bayern,  Württemberg,  Baden,  Hessen, 
Rheinland,  Westfalen  und  Elsafs-Lotbringen  gelegen,  doch  aus  dem  erst- 
genannten Gebiet  die  100  Proz.  Rohmaterial  beziehen  müfsten,  und  wären 
daher  imstande,  diesen  Mühlen  eine  erdrückende  Konkurrenz  zu  machen. 

Die  gleichmäfsige  Tarifierung  begünstige  also  die  Mühlen  der  einen 
Gegend  — des  Horden  und  Oltens  — zum  Schaden  einer  anderen  — 
des  Westens  und  Südens  — und  rufe  die  Bildung  ungesunder  industrieller, 
treibhausartig  sich  entwickelnder  Gründungen  zu  Gunsten  des  Grofskspitsh 
in  ersteren  Gegenden  und  zum  Schaden  der  in  letzteren  Gebieten  gelegen« 
kleineren  und  mittleren  Bezirksmühlen  hervor,  die  rettungslos  dem  Ver- 
fall entgegengingen. 

8)  Auch  würde  in  sozialer  Hinsicht  die  Verbilligung  der  Getreide- 
bahnfracht  von  der  grofsen  Masse  der  Bevölkerung  freudigat  begrüfst 
Gründe  werden  nicht  angegeben. 

4)  Die  Landwirtschaft  sei  an  dem  Unterschiede  der  Tarife  für  Mehl 
und  Getreide  auch  interessiert.  Das  letztere  würde  ein  gröfseres  Absatz 
gebiet  sich  erobern,  seine  Preise  würden  rentabler  und  gleichmäfsiger  in 
ganz  Deutschland  werden. 

5)  Endlich  müfste  im  internationalen  Güterverkehr  mit  Deutschland 
auch  der  Grundsatz  der  verschiedenen  Tarifierung  zur  Geltung  kommen, 
da  sonst  Deutschland  bei  einer  Zollermafsigung,  wie  sie  der  Handelsver- 
trag mit  Oesterreich-Ungarn  enthalten  wird  — und  ja  nun  auch  enthält  — . 
der  Tummelplatz  des  ausländischen  Mehls,  also  besonders  des  ungarischen, 
werden  dürfte. 

Was  diese  Bestrebungen  aufser  dem  billigen  Getreidebezug  bezwecken, 
ist  klar.  Sie  richten  sich  in  erster  Linie  gegen  die  Konkurrenz  der 

Mühlen  im  Osten  etc.,  auf  dem  süd  - und  westdeutschen  Markte,  und  es 

wird  zugegeben  werden  können,  dafs,  wenn  sie  Erfolg  haben  sollten,  der  Mehl 
absatz  jener  Mühlen  in  Bayern  etc.  aufs  äufserste  gefährdet  wäre.  Der 
Erfolg  der  erstrebten  Maftsregel  Würde  fast  derselbe  sein,  wie  wenn  da- 
Getreide  zu  dem  bisherigen  Frachtsatz  weiter  befördert,  Mehl  aber  um 
40  Proz.  höher  tarifiert  würde,  was  den  bayerischen  Müllern  freilich 

noch  lieber  wäre.  Denn  der  billige  Getreidebezug  ist  für  sie  nicht  Haupt- 
zweck. Sie  wissen  ganz  genau,  dafs  das  Getreide,  welches  durch  Ver- 
billigung der  Eisenbahnfracht  mehr  als  bisher  zu  ihnen  kommen 
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würde,  nicht  übermäfsig  gegenüber  dem  zu  Wasser  ankommendeu  Getreide 
ins  Gewicht  fällt,  denn  auf  die  Getreidezufuhr  zu  W asser  sind  Süd-  und 
Westdeutschland  hauptsächlich  angewiesen. 

Aber  da  sieh  die  Verteuerung  der  Mehlbahnfracht  schwerlich  er- 
reichen läfst,  begnügen  sie  sich  mit  dem  Anträge  auf  Verbilligung  der 
Getreidefracht  Immerhin  würde  dieselbe  nach  ihrer  Ansicht  ihre  Mühlen- 
industrie in  die  Lage  setzen,  ihre  Produktion  derartig  zu  steigern,  dofs 
sie  allein  den  süd westdeutschen  Markt  versorgen  und  die  auswärtige  Kon- 
kurrenz verdrängen  kaun.  Hinreichend  mit  billigen  Rohprodukten  ver- 
sorgt und  günstig  mitten  im  Konsumtionsgebiet  gelegen,  scheint  ihr  dieB 
nicht  schwer  za  werden,  da  die  auswärtige  Konkurrenz  dann  das  Getreide 
auch  nicht  billiger  als  sie  bezieht  und  aufserdem  noch  die  Eisenbahnfracht 
für  ihr  Fabrikat  bis  in  das  Konsumtionsgebiet  tragen  mufs. 

In  den  Denkschriften  ist  stets  nur  von  Mehl  die  Rede , doch  ist  es 
klar,  dafs  sich  die  in  Rede  stehenden  Bestrebungen  auch  naturgemäfs  ge- 
gen die  Einfuhr  der  übrigen  Mühlenfabrikate  richten,  die  mit  Mehl  gleich 
hoch  tarifiert  sind.  Da  ferner  Mehl  sicher  den  gröfsten  Teil  der  auf  der 
Eisenbahn  beförderten  Mühlenfabrikate  ausmacht,  werden  wir  künftig 
beide  Bezeichnungen  gleichwertig  gebrauchen. 

Bei  der  Stellungnahme  gegenüber  der  verschiedenen  Tarifierung 
von  Mehl  und  Getreide  und  der  Beurteilung  der  für  sie  geltend  ge- 
machten Gründe  wird  sich  uns  zunächst  die  Frage  aufdrängen : „Ist  seit 

Ende  der  70er  Jahre  eine  Aenderung  in  den  Verhältnissen  eingetreteD, 
haben  sieh  die  volkswirtschaftlichen  Anschauungen  überlebt,  welche  für 
die  gleiche  Tarifierung  von  M Uhlenfabrikaten  und  Getreide  mafsgebend 
waren  ?“  Die  Antwort  kaun  nicht  anders  als  in  jeder  Beziehung  verneinend 
ausfallen.  Die  landwirtschaftlichen  und  industriellen  Verhältnisse  im 
Osten  und  Norden  Deutschlands  sind  jetzt  nicht  wesentlich  andere  wie 
vor  15  Jahren  und  das  Erstarken  der  Industrie  dortselbst,  das  Neben- 
einanderwirken derselben  und  der  Landwirtschaft  noch  ebenso  erwünscht 
wie  ehemals.  Sind  wir  somit  von  vornherein  geneigt,  die  Bestrebungen 
der  süd-  und  westdeutschen  Müller  als  unberechtigte  Interessenpolitik  zu 
bezeichnen  und  anzunehmen,  dafs  eine  dort  vorhandene  Absatzkalamität 
die  Müllereiuntemehmer  zu  einer  falschen  Beurteilung  der  Ursachen  der- 
selben und  damit  zu  falschen  Abhilfsmitteln  geführt  hat,  so  wird  die 
Prüfung  ihrer  Gründe  für  die  verschiedene  Tarifierung  zu  keinem  an- 
deren Ergebnis  führen.  Wir  werden  dabei  Gelegenheit  haben , uuf 
verschiedene  andere  hier  in  Betracht  kommende  Fragen  einzugehen. 

ad  1.  Die  Widerlegung  ergiebt  sich  aus  der  historischen  Entwicke- 
lung des  Reform tarifs,  infolge  welcher  die  Eigenschaft  eines  Frachtgegen- 
standes als  Rohprodukt  oder  Fabrikat  und  ihr  Wert  nicht  allein  mafs- 
gebend  für  ihre  Tarifierung  waren.  Der  Reförmtarif  ist  eben  kein  reines 
Tarifsystem  der  Wertklassen. 

Das  ad  2 als  Einwand  gegen  die  gleiche  Tarifierung  Gesagte  ist 
vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  unverständlich,  da  es  geeignet 
ist,  gerade  die  gleiche  Tarifierung  zu  empfehlen.  Jede  Industrie  ist  dort 
am  besten  am  Platze , wo  sie  an  Ort  und  Stelle  das  zu  bearbeitende 
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Rohmaterial  in  genügender  Menge  vorfindet  oder  sich  dermafseu  leicht 
beschaffen  kann , dafs  sie  au  gedeihen  vermag.  Denn  die  Beschaffung 
des  Rohprodukts  ist  wegen  seines  gröberen  Volumens  bei  geringerem 
Werte  stets  mit  mehr  Kosten  verknüpft,  als  der  Versand  des  mehrwer- 
tigen, geringeren  Raum  beanspruchenden  Endprodukts.  Freilich  gehört 
auch  sur  Existenzberechtigung  einer  Industrie  die  leichte  und  rentable 
Absatzfähigkeit  ihrer  Fabrikate,  aber  doch  erst  in  zweiter  Linie.  Der 
Korden , Osten  und  das  Zentrum  unseres  Vaterlandes  produzieren  be- 
kanntlich i.  A.  bei  einigermafBen  guter  Ernte  mehr  Getreide  und  fabri- 
zieren daher  auch  mehr  Mehl,  als  die  ansässige  Bevölkerung  verbraucht, 
während  sie  bei  schlechter  Ernte  in  der  Lage  sind , Getreide  billig  vom 
Auslande  zu  importieren.  Diese  Gebietsteile  sind  daher  auf  den  Versand 
des  Brotstoffes  angewiesen,  zumai  infolge  der  Getreide-  und  Mehlzölle  der 
Export  darin  sehr  nachgelassen  hat.  Der  Versand  richtet  sich  natur- 
gemäfs,  abgesehen  von  den  grofsen  Konsumtionszentnern , wie  Berlin, 
Breslau  etc.,  nach  dem  Süden  und  Westen  unseres  Vaterlandes,  wo  nicht 
soviel  Getreide  gebaut  wird  und  werden  kann , als  zur  Ernährung  der 
Bevölkerung  notwendig,  und  zwar  zu  Wasser  und  zu  Eisenbahn,  in  Ge- 
stalt des  Rohproduktes  und  der  Fabrikate. 

Den  in  dem  Konsumtionsgebiet  liegenden  Mühlen  wird  also  schon 
ein  nicht  unbedeutender  Teil  der  von  ihnen  vermahlenen  Rohmaterialien 
aus  anderen  Gebietsteilen  Deutschlands  wie  aus  dem  Auslande  zugeführt. 
Auf  Grund  dieser  Thatsachen  hat  sich  die  Mühlenindustrie  in  Bayern 
fort  und  fort  vergröfsert  und  scheint  die  Vergröfserung  und  Vermehrung 
der  Mühlen  in  den  letzten  Jahren  weit  das  Bedürfnis  überschritten  zu 
haben.  Infolgedessen  macht  sich  besonders  bei  den  grofsen  Etablisse- 
ments, die  mit  auf  die  Verarbeitung  des  eingeführten  Rohmaterials 
angewiesen  sind,  Getreideknappheit  geltend. 

Weitere  Wirkungen  der  übermäfsig  entwickelten  Mühlenindustrie  sind 
naturgemäfs  auch  die  Verschärfung  der  Konkurrenz,  die  Verschlechterung 
der  Absatzverhältnisse  und  Mchlpreise , welche  Erscheinungen  durch  die 
Mehleinfuhr  aus  anderen  Gebietsteilen  noch  gesteigert  werden.  Letztere 
hat  aber,  wie  wir  sahen,  ihre  wirtschaftliche  Berechtigung,  während  wir 
die  derzeitigen  Verhältnisse  der  Mühlenindustrie  im  Konsumtionsgebiet 
nach  dem  Gesagten  als  ungesunde  bezeichnen  müssen.  Darf  aber  der 
Staat  seine  Hand  dazu  bieten,  auf  tarifarisohem  Wege  die  natürlichen 
Standorte  von  Industrien  zu  korrigieren?  Darf  er  eine  Industrie,  die  in 
dem  einen  Teil  seines  Gebietes  naturgemäfs  sich  blühend  entwickelt  hat, 
schädigen,  um  ihr  in  einem  anderen  Gebietsteile,  in  welchem  sie  sich  in 
ungesundem  Mafse  vergröfsert,  vielleicht  zu  helfen?  Die  Antwort  ist 
nicht  zweifelhaft. 

Wie  weit  sind  nun  aber  diu  Klagen  der  Tarifrevolutionäre  über  die 
erdrückende  Konkurrenz  des  in  den  anderen  Gebietsteilen  Deutschlands 
hergestellten  Mehls  auf  dem  siid-  und  westdeutschen  Murkt  berechtigt, 
wenn  man  sie  auf  Grund  der  Statistik  prüft?  Ergiebt  etwa  diese,  dafs 
die  ungünstige  Lage  der  dortigen  Mühlenindustrie  hauptsächlich  in  der 
Einfuhr  fremden  Mehls , besonders  aus  dem  übrigen  Deutschland , be- 
gründet ist? 
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Aus  der  Arbeit  von  C.  Thamer  *),  „Deutschlands  Getreideernte  in 
1 88U  und  die  Eisenbahnen“  haben  wir  folgende  2 Tabellen  zusammen- 
gestellt. (Siehe  Tabelle  11.  S.  792). 

Tabelle  I. 


per  Eisenbahn 

1889er  Ernto  in 

Weizen  in 

Roggen  in 

Müblenfabrikate 

Tonnen 

Tonnen 

Tonnen 

in  Tonnen 

Weizen  j 

Roggen 

Versand 

Empfang 

Versand 

Empfang 

Versand 

Empfang 

Prov.  Hessen- Nassau, 

| 

“ = 

Oberhosaen  u.  s.  w. 

112  846 

>59  >°? 

*'  55 1 

■ 6 880 

'*359 

IC  283 

29  280 

59  356 

Ruhrrevien;  Westfalen) 
Provinz  Westfalen, 

io7  3*4 

285  366 

6 337 

22737 

2 911 

39638 

*9  597 

43  078 

Waldeck  .... 

“375 

33  5°7 

7 561 

21  468 

37  973 

40  122 

Ruhrrevier  (Rheinpro- 
vinz)   

Itheinprovinz  rechts 

1 

1 948 

29  551 

3 839 

38382 

>3°54 

47003 

des  Rheins  u.  s.  w 

2 246 

II  132 

10  298 

10  172 

■4  535 

15927 

Rheinprov.  links  des 
Rheins  und  Birken- 

l8l 099 

280  098 

. 

feld  

*3  103 

22  224 

16  229 

22  276 

*2  320 

50016 

Saarrcvier  u.  s.  w,  . 
Duisburg , Hochfeld, 

54« 

9720 

1852 

5 356 

*95* 

16894 

Kuhrort  . . . . ■ 

52097 

3 560 

90874 

*439 

27  766 

8 807 

Lothringen  .... 

94  2,9 

14756 

15  269 

9 >54 

4 148 

4 *64 

7207 

11  860 

Elsafs 

91 649 

22  556 

2030 

5*  *6.5 

1 222 

2997 

5404 

3*  30i 

Bayerische  Pfalz  . . 

39065 

64  080 

3684 

29  666 

' 563 

9 755 

>3  197 

27  277 

Qrofsherzogt.  Hessen 

32 198 

60 177 

5 764 

9 633 

4870 

6749 

17909 

46  634 

T,  Baden 

5 745 

116  749 

368 

17844 

40913 

27367 

Mannheim  und  Lud- 

io«  683 

45  >45 

wigshafeti  . 

Königr.  Württemberg 

278  035 

4 447 

30  235 

444 

40761 

9 504 

und  Hohenzollern  . 

150  918 

36028 

7**7 

127715 

200 

2 607 

3*  567 

30917 

Königr.  Bayern 

462  163 

5b3  574 

96524 

3b3H 

5 744 

8 945 

27  009 

71  760 

Summa : 

1 380  224 

530887 

544  366 

535  *5' 

>94  *73 

203  619 

36*  444 

537  823 

In  denselben  sind  für  sämtliche  Verkehrsbezirke  Süd-  und  West- 
deutschlands die  Weizen-  und  Roggenernte  pro  1889,  der  Versand  per 
Bahu  aus  diesen  Verkehrsbezirken  und  der  Empfang  in  denselben  an 
Weizen,  Roggen  und  Mühlenfabrikaten  für  das  2.  Halbjahr  1889  und 
das  erste  Halbjnhr  1890  angegeben  und  aus  letzteren  berechnet  worden, 
wie  viel  von  diesen  3 Frachtgegenständen  demgemäfs  in  dieser  Zeit  mehr 
ein-  als  ausgeführt  worden  ist.  War  umgekehrt  für  den  einen  oder  an- 
deren Verkehrsbezirk  die  Ausfuhr  gröfser,  so  ist  vor  die  betr.  Zahl  ein 
Minuszeiohen  ( — ) gemacht.  Sodann  folgt  der  Mehrempfang  pro  1889 
zu  Wasser,  so  dafs  in  der  folgenden  Rubrik  berechnet  werden  konnte, 

1)  Archiv  für  Eisenbahnwesen  , heraasgegeben  im  König],  Preußischen  Ministerium 
der  öffentl.  Arbeiten,  Jahrgang  1891,  Heft  3. 
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wie  viel  Getreide  und  Mühlenfabrikatc  in  jener  Zeit  in  den  betr.  Ver- 
k ehr« bezirken  zur  Verwendung  vorhanden  waren.  Naoh  Abzug  des  für 
die  Aussaat  notwendigen  Weizens  und  Roggens  ist  dann  zuietzt  berechnet 
worden , wie  viel  Getreide  und  Mühlenfabrikate  überhaupt  zum  Verzehr 
zur  Verfügung  standen. 

Um  die  Bedeutung  der  bisherigen  eisenbahnseitigen  Mehleinfuhr  in 
Süd-  und  Westdeutschland  für  den  Konsum,  den  Grad  ihrer  Konkurrenz 
auf  dem  Mehlmarkt  dortselbst  u.  s.  w.  festzustellen , werden  wir  diese 
Zahlen  nicht  ohne  weiteres  benutzen  können.  Wie  aus  Tabelle  II  her- 
vorgeht, sind  im  Jahre  1889  von  der  Binnenschiffahrt  877  37&  Tonnen 
Weizen,  293  493  Tonnen  Roggen  und  37  912  Tonnen  Mühlen fabrikate  in 
das  fragliche  Gebiet  mehr  ein-  wie  ausgeführt  worden.  Diese  Mengen 
sind  nun  sicher  zum  geringsten  Teil  in  den  Orten,  wo  sie  gelöscht  wor- 
den sind,  geblieben  oder  durch  Fuhrwerk  weiter  befördert  worden.  Viel- 
mehr haben  die  Eisenbahnen  es  übernommen , den  Brotstoff  weiter  in 
das  Konsumtionsgebiet  hineinzuführen,  nachdem  ein  Teil  des  Getreides  in 
den  Mühlen  der  Flufshafenplätze  vermahlen  worden  ist.  Also  erscheint 
in  der  Tabelle  I als  Versand  und  Empfang  per  Bahn  der  gröfste  Teil 
des  in  der  Hauptsache  zu  Wasser  eingefübrten  Getreides  und  Mehls. 
Diese  Mengen  sind  jedoch  zu  eliminieren,  wenn  man  den  Brotstoff  er- 
fassen will,  der  allein  per  Bahn  in  unser  Konsumtionsgebiet  eingeführt 
worden  ist.  Denn  hauptsächlich  dieser  wird  durch  eine  Aenderung  in 
der  Tarifierung  berührt,  da  die  Eisenbahnwege,  welche  die  zu  Wasser 
angekommenen  Mühlenfabrikate  noch  in  Süd-  und  Westdeutschland  bis 
zum  Verzehrsorte  zurücklegen  müssen,  verhältnismäfsig  kurze  sind. 

Aus  der  „Statistik  der  Güterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen1) 
haben  wir  nun  unter  Zuhilfenahme  der  Thamer’schen  Zusammenstellung 
für  die  Rheinbäfen  Duisburg,  Ruhrort,  Hocbfeld,  Mannheim,  Ludwigs- 
hafen,  welche  als  Umschlageplätze  der  zu  Wasser  angekommenen  Fracht 
auf  die  Eisenbahnen  von  besonderer  Bedeutung  sind,  folgende  Tabelle 
zusammengestellt.  (Siehe  Tabelle  III,  S.  794.) 

Sic  zeigt,  dal’s  in  den  3 Jahren  1887  — 1889  ein  ganz  gleich  grofser 
Teil  des  in  die  Rheinhäfen  eingeführton  Weizens  — 74  Proz.  — 
wieder  aus  denselben  per  Bahn  ausgeführt  ist,  während  diese  Prozent- 
sätze bei  Roggen  und  Mühlenfabrikaten  auch  nur  wenig  differieren  — 
41 — 51  bezw.  131 — 163  Proz.  — Es  ist  daher  wohl  mit  einiger 
Sicherheit  anzunehmen  , dafs  die  aus  den  Angaben  für  diese  3 Jahre  be- 
rechneten Durchschnittsprozentsätze  auch  für  die  übrigen  Jahre  zutreffen 
werden.  Demnach  kehrt  durchschnittlich  74  Proz.,  46  Proz.  und  144 
Proz.  des  überhaupt,  also  auch  zu  Schiff,  in  das  Konsumtionsgebiet  ein- 
geführten Weizens,  Roggens  und  Mehls  in  dem  Eisenbahnversand  der 
Verkehrsbezirke  mit  Flufshäfen  wieder. 

Letzterer  geht  aber  zu  einem  ganz  überwiegenden  Teile  nach  den 
übrigen  Verkehrsbezirken  Süd-  und  Westdeutschlands,  wie  aus  folgen- 


1)  Die  Statistik  der  Güterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen , herausgegeben  im 
Königl.  Preufaischen  Ministerium  der  öffentl.  Arbeiten,  Jahrgang  1889. 
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Tabelle  III. 


Weizen 

Versand  per 
Bahn 

in  Tonnen 

| Empfang  per 
Bahn 

in  Tonnen 

Mehrempfaug 
als  Versand 
per  Wasser 
in  Tonnen 

1 Summa  Rubrik  Prozentsatz 
3 u.  4 des  Versandes 

in  Tonnen  vom  Empfang 

1 i_  _ 

1 i 

* 

8 

4 

r ... » 

« 

1887 

1888 
1889 

279609 
216  34O 
24°  3 >3 

7 270 
'4  527 

12  Ol6 

372317 
278  821 
31 1 490 

379  587 
293  348 
323  50* 

74  Pro». 
74  .. 

74  .. 

Summa : 

736  262  | 

33813 

962  628 

996441 

1 74  |,r°* 

Roggen 

1887 

101  973 

1 287 

212  642 

2139*9 

48  Proz. 

1888 

129  302 

2 072 

314  535 

316607 

4<  •• 

1889 

I 40  302 

2 066 

272  843 

274  909 

5<  .. 

Summa  : 

371  577 

5425 

800020 

805  445 

46  Proz. 

M ühlen  fabrikate 

1887 

61  565 

<3635 

33  <49 

46  784 

131  Pro». 

1888 

78  957 

18955 

29  389 

48344 

163  .. 

1889 

64242 

l8  203 

28  512 

487*5 

138 

Summa  : 

204  764 

50793 

91 050  j 

141  843 

144  Proz. 

Sa.  Sum- 

marutn : 

1 312603 

90  03! 

1 853  698 

< 943  729 

| 66  Proz. 

der,  der  „Statistik  der  Gülerbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen“,  Jahr- 
gänge 1887 — 1889,  entnommenen  Tabelle  horvorgeht. 


Tabelle  IV. 


Ruhrort.  Duisburg.  Hochfeld,  Mannheim, 

Ludwigahafen 

1887—1889 

Versand  per  Bahn  in 

Versand  nach  anderen 
Verkehrsbezirken,  als  den 

Prozentsatz  der  Rubrik 

Tonnen  überhaupt 

in  Süd-  u.  Westdeutsch- 
land gelegenen,  in  Tonnen 

3 von  Rubrik  2 

1 

2 

1 3 

4 

Weizen 

736  260 

60543 

8 Proz. 

Roggen  . 

37t  576 

5 536 

<.5  ■. 

Mühlen* 

fabrikate 

206  563 

• 

6 786 

3 »» 
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Berücksichtigen  wir  diese  beiden  Krsohcinungen , so  gestalten  sieh 
die  Endsummen  in  Tabelle  I und  IT  wie  folgt: 

Tabelle  V. 


Süd-  und  Westdeutschland 


1889er  Ernte  in 
Tonnen 

vom  1.  Juli  1889  bis  1.  Juli  1890  betrug  auf  den  deutschen 
Eisenbahnen  in  Tonnen 

Weisen 

Roggen 

Weizen 

Versand  ] Empfang 

Roggen 

Versand  Empfang  i 

Mühlenfabrikate 
Versand  J Empfang 

l 

2 

3 

4 

■ 380  224 

1 530  887 

265 109  1 278334 

59266  1 70637 

307  861  484  868 

Vom  1.  Juli  1889  bis  1.  Juli 
1890  betrug  auf  den  deutschen 
Eisenbahnen  der  Mehrempfang 
als  Versand  in  Tonnen 

| Binnenschiffahrtsverkehr  im  J 
Jahre  1889,  Mehrempfang 
in  Tonnen 

Zur  Verwendung 
blieben  in  Tonnen 

, I _ I Mühlen- 

W..«n  | Roggen  j fahrikatc 

Welzen 

j Koggen  ; Mehl  etc.  j 

Weizen  | Roggen 

1 

2 

3 

>3«5  : "371  177007 

377375 

293493  37912 

1770824  1835751 

Bleibt  zum  Verzehr  - 
nach  Abzug  von  I 
170  kg.  Aussaat  pro 
Hektar  in  Tonnen 

l 

Weizen  Roggen 

Mehrempfang  an 
M ühlenfabrikaten 
in  Tonnen 

Bleibt  über- 
haupt 

zum  Verzehr 

4 

6 

6 

1 556212 1 1 605  244 

214919 

. 

3 376  375 

Aus  dieser  Tabelle  gebt  zunächst  hervor,  dafs  für  Süd-  und  West- 
deutschland der  Eisenbahnverkehr  in  Roggen  von  ganz  geringer  Bedeu- 
tung und  dafs  der  Reingewinn  aus  demselben  für  diese  Gebietsteile  auch 
an  Weizen  nicht  nennenswert  ist.  Vielmehr  ist  die  Hauptmasse  des 
eingeführten  und  im  Lande  bleibenden  Brotkorns  zu  Wasser  auf  dem 
Rhein,  dor  Donau  etc.  nach  Süd-  und  Westdeutschland  gelangt.  Dies 
dürfte  nach  Verbilligung  der  Getreideeisenbnhnfracht  auch  nicht  unders 
werden,  da  dieselbe,  schon  allein  im  Interesse  der  Einnahmen , nio  auch 
nur  annähernd  bis  zu  dem  Uafse  vom  Staate  bewilligt  werden  kann, 
dafs  die  Eisenbahnen  erfolgreich  mit  den  Wasserstrafsen  konkurrieren 
können. 

Immerhin  betrug  nach  Tabelle  V der  Empfang  per  Bahn  an  Getreide 
rund  349  000  Tonnen,  die  zur  Vermischung  des  aus  dem  selbstgebauten 
Getreide  gewonnenen  Mehls  sicher  im  Gebiet  geblieben  sind , wahrend 
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die  versandten  325  000  Tonnen  einheimisches  Getreide  gewesen  sein 
werden. 

Nun  wurden  freilich  484  868  Tonnen  Mühlenfabrikate , also  mehr 
als  Getreide,  in  die  Verkehrsbezirke  Sud*  und  Westdeutschlands  per 
Bahn  von  auswärts  aufgenommen  gegen  307  861  Tonnen  Versand,  so 
dafs  der  Mehrempfang  darin  177  007  Tonnen  betragen  hat.  Wenn  man 
aber  in  Betracht  zieht,  dafs  dagegen  695  464  Tonnen  Brotgetreide  und 
910  383  Tonnen  Brotstoff  überhaupt  mehr  ein-  als  ausgeführt  wurden, 
so  wollen  jene  177  000  Tonnen  Mehl  wahrlich  nioht  soviel  bedeuten. 
Und  was  besagen  sie  im  Verhältnis  zu  der  Brotstoffmenge,  die  in  einem 
Jahre  in  dem  fraglichen  Gebiet  verzehrt  wird? 

Der  ei  s e n b ahn  s ei  t i g e M e hl  ei  n f uhrü  b er  sch  uf  s betrug 
nämlich  rund  »/,,  des  io  dem  Jahr  1889/90  in  Süd-  und 
Westdeutschland  zum  Verzehr  vorhandenen  Brotstoffs! 

Wie  grofs  war  nun  der  Anteil  des  übrigen  Deutschlands  an  der 
berechneten  Einfuhr  per  Bahn  von  Mühlenfabrikalen  in  die  Verkehrs- 
bezirke des  Südens  und  Westens: 

Aus  der  „Statistik  der  Güterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen 
pro  1889“  und  1890  stellten  wir  folgende  Tabelle  zusammen  : 


Tabelle  VI. 


in 

Es  betrug  der  Empfang  an  Mühlenfabrikaten 

überhaupt 

Tonnen 

aus  den  Ver- 
kehrsbezirken des 
übrigen  Deutschi. 
Tonnen 

Anteil  des  letz- 
teren Empfangs 
vom  ersleren 
Pros. 

1889 

1890 

1889 

1890 

1889 

1890 

Provinz  Hessen -Nassau  etc. 

5596' 

60817 

28  792 

32  57» 

51 

53 

Kuhrrevier  (Westfalen)  . . . 

41 710 

4675' 

12049 

15  387 

29 

33 

Provinz  Westfalen  etc. 

48 153 

47  289 

8 912 

9968 

19 

21 

Kuhrrevier  (Rheinprovinz) 

39  463 

41  »3  > 

15456 

16505 

39 

4o 

Rheinprovinz  rechts  des  Rheins 

18432 

16  084 

> 75» 

1 594 

9.s 

9.s 

„ links  des  Rheins  . 

48246 

52692 

6 060 

6628 

12 

12 

Saarrevier  u.  s.  w 

»7  33» 

18564 

> 789 

I 762 

10,3 

9.» 

Duisburg  u.  s.  w.  . . 

8 754 

8403 

4723 

4 989 

54 

59 

Lothringen 

11  548 

10330 

701 

75° 

6,07 

7.» 

E Isafs 

28  O96 

29423 

5 283 

5226 

■8 

17 

Bayerische  Pfalz  ..... 

27  422 

26  400 

> 954 

1 983 

7.1 

7.i 

Qrofsherzogtum  Hessen 

45318 

48 157 

4459 

466. 

9.8 

9.» 

„ Baden 

»5371 

25559 

2 197 

2451 

8 6 

9.6 

Mannheim  etc 

9 449 

8646 

1339 

1 481 

14 

i? 

Württemberg 

25020 

»7  >73 

>2345 

14263 

49 

5» 

Bayern 

69817 

73  132 

59 138 

6l  64O 

85 

84 

Summa : 

520081 

540651 

■66  948 

181  859 

32  Pros 

33  Pros. 

Nach  dieser  Tabelle  betrug  in  den  Jahren  1889 — 1890  der  Anteil 
Nord-,  Ost-  und  Mitteldeutschlands  an  der  Bahnzufuhr 
in  Mühlenfabrikaten  in  die  Verk uhrsbezirke  des  Südens 
und  Westens  kaum  ein  Drittel  und  ist  nur  für  Bayern , Duis- 
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bürg,  Hochfeld , Ruhrort,  Provinz  Hessen-Nassau  und  Oberhessen,  Würt- 
temberg und  das  Ruhrrevier  der  Rheinprovinz  von  Bedeutung  gewesen. 
Denn  der  gröfsere  Teil  der  Mehleinfuhr  per  Bahn  in  die  Verkehrsbezirke 
des  Südens  und  Westens  stellt  sioh  als  Austausch  jenes  Brotstoffes  zwi- 
schen diesen  Bezirken  dar  und  würde  wegen  der  geringeren  Entfernungen 
zwischen  den  Aufgabe-  und  Bestimmungsorten  der  Mehlscndungen  weni- 
ger unter  der  verschiedenen  Tarifierung  zu  leiden  haben.  Ein  kleiner 
Teil  des  eingeführten  Mehls  kam  bisher  auoh  aus  dem  Auslande,  doch 
wird  sich  dies  nach  dem  Handelsvertrag  mit  Oesterreich-Ungarn  bald 
ändern. 

Wenn  man  nun  noeb  hinzunimmt,  dafs  im  Jahre  1889  und  1890 
nach  „Ausweis  der  Statistik  der  Uüterbewegung“  22  945  bezw.  26  336 
Tonnen  Mühlenfabrikate  vom  Süden  und  Osten  nach  dem  übrigen  Deutsch- 
land versandt  worden  sind,  so  hat  der  Austausch  dieser 
N ahr  un  gs  m i ttel  z wi  sc  h en  den  beiden  u n gl  ei  ch  en  Häl  f te  n 
des  Reichs  nur  mit  144  003  bezw.  155  515  Tonnen  zu  Gun- 
sten der  kleineren  Hälfte,  dem  22.  Teil  ihres  Verzehrs 
an  Mühlenfabrikaten  abgeschlossen. 

Die  vorstehende  statistische  Untersuchung  hat  wohl  dargethan, 

1)  wie  gering  a)an  und  für  sich  b)  im  Verhältnis  zu  der  übrigen  Einfuhr 
au  Brotstoff  und  c)  im  Verhältnis  zum  Verzehr  die  Menge  der  per 
Bahn  in  Süd-  und  Westdeutschland  eingeführten  Mühlenfabrikate  ist; 

2)  wie  gering  der  Anteil  der  eisenbahnseitigen  Mühlenfabrikate-Ein- 
fuhr  aus  der  gröfseren  in  die  kleinere  Hälfte  Deutschlands  an  der 
gesamten  diesbezüglichen  Einfuhr  und  an  ihrem  Verzehr  ist. 

Es  ist  damit  auch  wohl  erwiesen  : 

1)  dafs  die  Konkurrenz  des  ost- , nord-  und  mitteldeutschen  Mehls 
auf  den  süd-  und  westdeutschen  Märkten  nicht  einen  mafsvollen , durch 
seine  Absatzverhältnisse  gegebenen  Umfang  überschreitet; 

2)  dafs  daher  eine  etwa  vorhandene  Absatzkalamität  der  Müllerei- 
Produkte  des  Südens  und  Westens  und  ein  Rückgang  ihrer  Preise  nicht 
durch  die  Konkurrenz  des  übrigen  Deutschlands  hervorgerufen  wird; 

3)  dafs  deshalb  eine  verschiedene  Tarifierung  von  Mehl  und  Ge- 
treide kein  Abhilfsmittel  gegen  jene  Kalamität  sein  kann ; 

4)  dafs)  die  süd-'  und  westdeutschen  Mühlen,  soweit  sie  nach  ihrer 
Lage  und  Gröfse  existenzberechtigt  sind,  mit  dem  Rohproduktenangebot 
zufrieden  sein  können. 

Für  das  Jahr  1887  angefertigte  gleichartige  Berechnungen  haben  er- 
geben, dafs  unsere T vorstehenden  Schlufsfolgerungen  auf  allgemeine  Gil- 
tigkeit Anspruch  haben. 

, . . 4 Wenn  somit  die' in  das  Konsumtionsgebiet  aus  dem  übrigen  Deutsch- 

land per  Eisenbahn  'eingeführten  Mühlenfabrikate  nach  den  verschieden- 
sten' Richtungen  wenig  in  Betracht  kommen  , so  ist  doch  absolut  genom- 
men ihre  Menge  zu  grofs,  als  dafs  durch  die  verschiedene  Tarifierung 
des  Rohprodukts  und  der  Fabrikate  und  durch  die  sicher  ihr  folgende 
Beseitigung  des  Eisenbahnmehltransports  auf  gröfsere  Entfernungen  nicht 
grofse  wirtschaftliche  und  soziale  Schäden  sowie  eine  Verschiebung  der 
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MohlerzeugungsvorhältuLse  hervorgerufen  werden  sollten.  Der  gröfste 
Teil  der  mehr  oder  weniger  ausschliefslich  für  den  Versand  nach  Süd- 
und  Westdeutschland  arbeitenden  Kühlen  in  den  Provinzen  Sachsen, 
Posen,  in  Berlin  etc.,  die  erst  auf  Grund  der  für  sie  günstigen  Getreide- 
bezugs- und  Mehlabsatzverhältnisse  injüngerer  Zeit  entstanden  sind,  wären 
dem  Untergange  geweiht  and  damit  nicht  nur  die  betreffenden  Mühleu- 
bositzer  ruiniert  und  ihre  Arbeiter  brotlos  gemacht,  sondern  auch  der 
benachbarten  Landwirtschaft  ihre  bisherigen  bequemen  Absatzquellen  für 
ihr  Getreide  entzogen.  Diese  Mühlen  würden  nur  zum  geringen  Teil 
für  die  bisher  versandten  Mehle  Absatz  in  der  nächsten  Umgebung  finden, 
dann  aber  auf  Kosten  der  kleineren,  nur  für  den  Absatz  in  der  Nähe 
arbeitenden  Mühlen,  deren  Existenz  sich  durch  die  zunehmende  Konzen- 
tration der  Mehlerzeugung  schon  ohnehin  immer  schwieriger  gestaltet.  So 
wurden  nach  Inhalt  des  Geschäftsberichtes  der  MüUereiberufsgenossen- 
schaft  pro  1890,  abgedruckt  in  Nr.  22  ff.  der  „Mühle“  pro  1891,  im 
Jahre  1890  bei  einer  Gesamtzahl  von  rund  38  000  Müllereibetrieben 
328  Betriebe  eingestellt,  bei  2281  Betrieben  kamen  Wechsel  in  der  Per- 
son des  Unternehmers  vor  und  zwar  häufig,  weil  der  Vorgänger  die 
Mühle  nicht  zu  halten  vermochte.  Ueber  das  Vermögen  von  189  Mit- 
gliedern der  BorufsgenoBsenscbaft  wurde  das  Konkurs-  bezw.  Sub- 
liastationsverfahren  eröffnet  und  962  Betriebe  mufsten  wegen  Aufhörens 
der  Versicherungspflicht  im  Berufgenossenschaftskataster  gelöscht  werden. 
Letzteres  geschieht , wenn  der  betr.  Unternehmer  dauernd  keine  ver- 
sicherungspflichtige Person  mehr  beschäftigt,  also  sein  Betrieb  ein  ge- 
ringerer geworden  ist. 

Obige  Zahlen  betreffen  fast  nur  die  kleineren  Wasser-  und  Wind- 
mühlen ; über  die  geringsten  Betriebe,  die  von  den  Müllereiunternchmern 
allein  versehen  werden , fehlen  uns  die  Angaben , da  sie  bekanntlich 
nicht  der  Unfallversicherung  unterstehen.  Bei  ihnen  werden  jeden- 
falls jene  Verhältnisse  noch  weit  schlimmere  sein. 

ln  demselben  Mafse,  wie  sich  die  Mehlproduktion  der  bisher  für  den 
Versand  nach  Süd-  und  Westdeutschland  arbeitenden  Mühlen  verringern 
wird,  dürfte  sich  aber  nicht  diejenige  der  Mühlen  in  den  letztgenannten 
Gebieten  vergröfsem.  Vielmehr  würde  eine  Verschiebung  der  Mehler- 
zeugung nach  den  Seebafenplätzen  wie  Königsberg,  Danzig,  Stettin,  Kiel, 
Lübeck,  Hamburg,  Bremen  und  nach  den  Orten  stattfinden,  welche  an 
für  grofse  Schiffe  fahrbaren  Flüssen  und  Kanälen  liegen. 

Aufscr  dieser  würde  sich  aber  bald  noch  eine  andere  örtliche  Aeu- 
derung  allgemeinerer  Art  in  der  Mehlfubrikation  geltend  machen.  Bisher 
zogen  dio  Lundmühlen  einen  grofseu  Teil  des  Getreides  an  sich , das  in 
ihrer  Umgegend  gebaut  wurde.  Nach  Verbilligung  der  Gutreidefracht 
ohne  gleichzeitige  Fraohtermäfsigung  für  Mühlenfabrikate  würde  die 
Stadtmühle  für  das  Getreide  in  der  Gegend  der  Landmühle  höhere  Preise 
zahlen  können , daher  dasselbe  dort  aufkaufen  und  der  Landmühle  ihr 
Hohmatcrial  entziehen.  Denn  letztere  mufs  ihr  Mehl  mit  40  Proz.  höherer 
Fracht  nach  der  Stadt  schicken,  kann  also  nicht  dieselben  Preise  für  dss 
Getreide  zahlen  wie  die  Stadtmühle.  Dazu  hat  letztere  durch  eigene 
Lager  und  die  Platzlage  beim  Verkauf  schon  mehr  Vorteile  uls  die  Land- 
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mühle,  die  dem  Spediteur  Lagerspesen  zahlen  mufd.  Nun  sind  die  Land- 
miililen  zum  gröfsten  Teil  kleine , die  Stadtmühlen  grofse  Etablissements. 
Die  verschiedene  Tarifierung  wurde  also  ganz  allgemein  zur  Konzentration 
der  Mehlerzeugung  in  den  an  der  Bahn  gelegeneu  Städten  und  zur  Ver- 
kümmerung und  Vernichtung  der  Landmühlen,  besonders  der  kleineren, 
führen,  während  zur  Zeit  gerade  die  Erhaltung  der  Kleinindustrie,  vor- 
züglich auf  dem  Lande,  zu  den  hauptsächlichsten  sozialen  und  wirtschaft- 
liehen Aufgaben  des  Staates  gehört,  wie  es  auch  in  seinem  Interesse  ist, 
die  Ansammlung  der  Fabriken  in  den  Städten  zu  verhindern. 

Es  ist  unzweifelhaft,  dafs  eine  solche  Verschiebung  und  Konzen- 
tration der  Mehlerzeugung  keine  gesunde  Erscheinung  in  der  Volkswirt- 
schaft, von  grofsem  Eiend  für  einen  Teil  der  Unternehmer  und  Arbeiter 
begleitet  und  deshalb  am  allerwenigsten  vom  Staate  auf  eisenbahntarifä- 
rischem  Wege  hervorgerufen  werden  darf. 

Zu  der  weiteren  Behauptung  der  Tarifrevolutionäre,  dafs  auch  in 
sozialer  Hinsicht  die  Verbilligung  der  Getreidebuhnfracht  von  der  grofsen 
Masse  der  Bevölkerung  freudigst  begrüfst  werde,  ist  nach  dem  Gesagten 
nur  zu  bemerken,  dafs  für  einen  Teil  der  Bevölkerung  sicher  gerade  das 
Gegenteil  der  Fall  ist. 

Wenn  sie  weiter  meinen,  dufs  auch  die  Landwirtschaft  an  dem  Unter- 
schiede der  Tarife  für  Mehl  und  Getreide  interessiert  sei,  weil  das  letztere 
ein  gröfsores  Absatzgebiet  sich  erobere,  seine  Preise  rentabler  und  gleich- 
mäfsiger  in  ganz  Deutschland  werden  würden,  so  steht  auch  diese  Be- 
hauptung auf  thönernen  Füfsen. 

Dafs  zunächst  die  Landwirtschaft  in  Süd-  und  Westdeutschland 
Gegnerin  der  Verbilligung  der  Getrcidcbahnfracbt  sein  mufs,  braucht 
wohl  nicht  näher  erörtert  zu  werden.  Wenn  ihr  auch  durch  eine  etwaige 
Steigerung  der  Mehlerzeuguug  in  den  benachbarten  Mühlen  der  Bezug  von 
Kleie  verbilligt  wird,  so  wird  ihr  doch  durch  ein  stärkeres  Getreideange- 
bot der  Absatz  ihres  eigenen  Produkts  erschwert  und  der  Preis  des  letz- 
teren gedrückt;  dies  ist  aber  für  sie  die  Hauptsache.  Dafs  aber  auch 
die  Landwirtschaft  in  dem  übrigen  Deutschland,  wenn  sie  auch  natur- 
gemäfs  eine  möglichst  billige  Verfrachtung  ihrer  Produkte  wünscht,  ab- 
gesehen von  lokalen  Ausnahmen  keine  Freundin  der  verschiedenen  Tari- 
fierung ist  und  im  wohlverstandenen  Interesse  sein  kann,  glauben  wir 
schon  erwiesen  zu  haben.  Auch  kann  eine  Verbilligung  der  Eisenbahn- 
fracht um  IO  Proz.,  wie  sicher  auch  der  jetzt  eingeführte  Staffeltarif  für 
Getreide  und  Mühlenfabrikate,  der  ost-  und  norddeutschen  Landwirtschaft 
nur  in  der  kurzen  Zeit  etwas  nützen,  in  welcher  die  Schifffahrt  ge- 
schlossen ist.  Denn  die  Differenz  zwischen  Bahn-  und  Wasserfracht  ist 
zu  beträchtlich,  als  dafs  nicht,  wie  schon  bisher,  die  letztere  auch  ferner- 
hin den  Löwenanteil  der  Getreideverfrachtung  nach  Süd-  und  West- 
deutschland bekommen  würde. 

Wenn  somit  das  Absatzgebiet  des  Getreides  sich  durch  die  ver- 
schiedene Tarifierung  für  weitere  Entfernungen  nur  wenig  vergröfsern  dürfte, 
so  müssen  wir  auch  bestreiten,  dafs  duroh  sie  die  Preise  desselben  rentabler 
und  gleichmäfsigcr  in  Deutschland  würden.  Das  Mehr  der  Getreidemenge,  das 
sich  infolge  der  Frachtcnnäfsigung  wirklich  den  Weg  in  das  Konsum- 
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tioDBgebiet  bahnen  würde,  dürfte  an  dem  Preise  in  demselben  keinen 
wesentlichen  Einflufs  ausüben,  da  es  wagenweise,  also  in  Einheiten  von 
10  Tonnen,  zugeführt  wird  und  im  Vergleich  zu  dem  in  Schiffsladungen 
von  je  500 — 2300  Tonnen  eingebrachten  Getreide  wenig  ins  Gewicht 
fallt.  Es  würde  aber  auch  i.  A.  nicht  den  dort  geltenden  Marktpreis 
erzielen,  da  der  ostdeutsche  Weizen  des  starken  Eiebergehaltes  entbehrt, 
den  die  westlichen  und  südlichen  Käufer  an  dem  russischen  und  unga- 
rischen Weizen  schätzen,  um  durch  seinen  Zusatz  zum  heimischen  Ge- 
wächs ein  gutes  Mehl  zu  erzielen.  Der  ostdeutsche  Koggen  ferner  wird 
häufig  feucht  geerntet,  während  der  russische  meist  trocken  und  hart 
ausfallt.  Das  ostdeutsche  Getreide  wird  demnach  stets  als  ein  minder- 
wertiges und  bezahltes  neben  dem  ausländischen  auftreten. 

Wenn  eudlioh  die  bayerischen  Müller  verlangen,  dafs  auch  im  in- 
ternationalen Güterverkehr  mit  Deutschland  der  Grundsatz  der  verschie- 
denen Tarifierung  von  Getreide  und  Mehl  zur  Geltung  kommen  müsse, 
da  sonst  bei  einer  Zollermäfsigung  auf  Mehl,  wie  sie  der  Handelsvertrag 
mit  Oesterreich-Ungarn  enthält,  Deutschland  der  Tummelplatz  des  aus- 
ländischen Mehls,  besonders  des  ungarischen,  werden  würde,  so  ist  dies 
zu  verstehen.  Wir  glauben  aber  gerade  wegen  der  Zollcrmäfsiguug  auf 
Mehl,  die  den  Import  desselben  aus  Oesterreich-Ungarn  nach  Bayern  erleichtert, 
da*  Fortbestehen  der  gleichen  Tarifierung  fordern  zu  müssen,  um  den 
Mühlen  im  übrigen  Deutschland  die  Konkurrenz  mit  dem  ausländischen 
Mehl  im  Konsumtionsgebiet  noch  zu  ermöglichen.  Liegt  schon  ein  Te  t 
des  befreundeten  Reichs  dem  Süden  Deutschlands  geographisch  näher  wiel 
sein  Osten,  so  ermöglicht  die  bis  ins  Herz  Bayerns  schiffbare  Donau  mit 
dem  Ludwigskanal  einen  rentablen  Mehlimport  auch  aus  den  entfernteren, 
an  der  Donau  gelegenen  Teilen  Oesterreich  - Ungarns,  in  welchen,  wie 
z.  B.  in  Budapest,  sich  grofse  Mühlenetablissements  mit  riesenhafter  Pro- 
duktion befinden.  Die  Konkurrenz  derselben  auf  dem  süddeutschen  Markt 
wird  sich  nach  Inkrafttreten  des  Handelsvertrags,  also  nach  dem  1.  Fe- 
bruar 1892,  bald  fühlbarer  machen  als  bisher  diejenige  des  übrigeu  Deutsch- 
lands. 

Die  verschiedene  Tarifierung  würde  endlich  auch  die  Eisenbahn- 
inhaber,  also  in  erster  Linie  den  preufsischen  Staat,  schädigen,  welchen 
Umstand  die  süd-  und  westdeutschen  Müller  naturgemäfs  verschwiegen 
haben. 

Wir  führten  schon  an,  eine  wie  grofse  Menge  Getreide  jährlich  auf 
den  Bahnen  gefahren  wird.  Eine  Verbilligung  der  Getreidefracht  um 
40  Proz.  würde  auch  die  Einnahmen  aus  derselben  annähernd  um  einen 
gleichen  Prozentsatz  vermindern,  da  die  durch  dieselbe  bewirkte  Zunahme 
der  Getreideeisenbahnfracht,  wie  wir  schon  zeigten,  nicht  bedeutend  sein 
würde. 

Es  fragt  Bich,  ob  der  Staat  gut  thut,  durch  eine  Mafsregel  von  so 
zweifelhaftem  wirtschaftlichen  Werte,  wie  die  verschiedene  Tarifierung  von 
Mehl  und  Getreide  unleugbar  ist,  auch  noch  eine  bedeutende  Schädigung 
seiner  Einnahmen  aus  der  Eisenbahnverwaltung  herbeizuführen,  zumal  in 
einer  Zeit,  in  welcher  die  Ausgaben  für  diesen  Zweig  der  Staatsverwaltung 
auf  das  geringstmögliche  Mafs  reduziert  werden,  in  welcher  andere  Re- 
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formen  in  dem  Tarifwesen,  deren  Zweokmäfsigkeit  allerseits  anerkannt,  der 
Kosten  wegen  unterbleiben  müssen,  ganz  davon  zu  schweigen,  dafs  dieser 
Einnahmeausfall  von  der  Gesamtheit  gedeckt  werden  milfste. 

Ziehen  wir  in  kurzen  Worten  das  Gesagte  zusammen,  so  haben  wir, 
von  dem  Ursprung  der  gleiohen  Tarifierung  von  Getreide  und  Mühlen- 
fabrikaten im  Spezialtarif  I ausgehend,  die  Gründe  derselben  und  ihre 
Berechtigung  nachgewiesen.  Wir  haben  sodann  erwähnt,  dafs  eine  Aende- 
rung  in  den  s.  Zt.  für  dieselbe  mafsgebend  gewesenen  Verhältnissen  nicht 
eingetreten  und  sind  darauf  kurz  auf  die  Ursachen  der  Bestrebungen  gegen 
die  gleiche  Tarifierung  in  Süd-  und  Westdeutschland  eingegangen.  Be- 
sonders mit  Hilfe  der  Statistik  konnten  wir  erweisen,  wie  wenig  durch 
einen  Erfolg  der  letzteren  die  ersteren  beseitigt  würden,  von  wie  grofsen 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Schäden  jedoch  jene  begleitet  sein  würde. 

So  ist  denn  naturgemäfs  das  Ergebnis  unserer  Betrachtungen  die  Be- 
fürwortung der  gleichen  Tarifierung  von  Getreide  und  Mühlenfabrikaten 
auf  den  deutschen  Eisenbahnen  und  der  Wunsch,  dafs  dieselbe  niemals 
zu  Gunsten  egoistischer  und  noch  dazu  falsch  erkannter  Interessen  einer 
kleinen  Bevölkerungsgruppe  geändert  werde. 

Januar-März  1892. 
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Uebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 
und  des  Auslandes. 

1.  Geschichte  der  Wissenschaft.  Encyklopädiaches.  Lehrbücher.  Spezielle 
theoretische  Untersuchungen. 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  Herausgegeben  von  (Proff.  Drr.)  J. 
Conrad,  L.  Elster,  W.  Lexis,  E.  Loening.  Lieferung  22:  Jagdrecht  bis  Kolonien  und 
Kolonialpolitik.  Jena,  G.  Fischer,  1892.  Roy  -8.  Bd.  IV,  Bogen  35 — 45.  M.  3. — . 

Pastor,  W.,  Vom  Kapitalismus  zur  Einzelarbeit.  Berlin,  Puttkammer  & Mühl- 
brecht, 1892.  8.  VII— 110  SS.  M.  1,60 

Schriften  der  physikalisch-ökonomischen  Gesellschaft  zu  Königsberg  in  Pr.  Jahr- 
gang XXXII,  1891.  Königsberg,  W.  Koch,  1892.  4.  VI— 168  u.  92  SS.  mit  1 Titel- 

bild und  5 Abbildungen  im  Text. 

Staatslexikon.  Herausgegeben  im  Aufträge  der  Görresgesellschaft  zur  Pflege 
der  Wissenschaft  im  katholischen  Deutschland  durch  Ad.  Bruder.  Heft  19  und  20: 
Gesellschaften,  geheime,  bis  Gewerkvereine  und  Gewissensfreiheit  bis  Grofsstädte.  Frei- 
burg i.  Br.,  Herder,  1892.  gr.  8.  fc  M.  1,50.  (Heft  20  schliefst  den  II.  Band  des 
Werkes  ab.) 

W a g n e r , Ad.,  Lehr-  und  Handbuch  der  politischen  Oekonomie.  In  einzelnen 
selbständigen  Abteilangen.  In  Verbindung  mit  A.  Buchenberger  (MinisterialR. , Karls- 
ruhe), (Proff.  Dt.)  K.  Bücher  und  H.  Dietzel  etc.  bearbeitet  nnd  herausgegeben.  Haupt- 
abteilung III:  Praktische  Volkswirtschaftslehre,  Teil  2:  Agrarwesen  und  Agrarpolitik  von 
A.  Buchenberger.  Band  I.  Leipzig,  C.  F.  Winter,  1892.  gr.  8.  XVI — 615  SS.  M.  15. — . 


Annuaire  de  l’economie  politique  et  de  la  statistique,  fonde  par  Guillaumin  e 
J.  Garnier,  continul  depuis  1856  par  Maur.  Block  et  par  MM.  Bernard,  Bertillon,  J.  de 
Boisjolin,  Jos.  Lefort,  Rcnaudin , Turqunn  , V.  Tot.  49*  annie : 1892.  Paris,  Guillaumin 
& Cie,  1892.  12.  1048  pag.  fr.  9.—. 

Laffitte,  P.,  Quarante-quatrikme  circulaire  adressee  k chaque  cooperateur  du 
libre  subside  institue  par  Auguste  Comtc  pour  le  sacerdoce  de  l’humanitö.  Paris,  impr. 
Larousse,  1892.  in-4.  11  pag. 

Michel,  H,  La  pbilosophie  politique  de  Herbert  Spencer.  Orleans,  impr.  Girardot, 
1892.  8.  42  pag.  (Extrait  du  compte  rendu  de  l'Academie  des  Sciences  morales  et 

politiques.) 

Bulletin  of  the  Philosophical  Society  of  Washington.  Volume  XI  (1888—91). 
Washington,  priDted  by  Judd  & Detweiler , 1892.  gT.  in-8.  XXXII — 618  pp.  with 
10  plates  and  1 map,  cloth.  (Aus  dem  Inhalte:  The  evolutlon  of  serials  pubiished  by 
scientific  societies,  by  W.  J.  Mc  Gee.  — Money  fallacies,  by  CI.  E.  Dntton.  — ) 

Conway,  Moncure  D.,  The  life  of  Thomas  Paine.  With  a history  of  his  literary, 
political  and  religious  career  in  America,  France  and  England.  To  wbich  is  added  a 
sketch  of  Paine,  by  W.  Cobbett  (hitherto  unpublished).  2 vols.  London,  Putnam's  Sons, 
1892.  8.  XVIII— 380  and  489  pp.  25/.—. 

More  — Bridgett,  T.  E.,  The  life  and  writings  of  Sir  Thomas  More  (Lord  Chancellor 
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of  England  and  martyr  ander  Henry  VIII).  2nd  edition.  London,  Barns  & Ostes,  1892. 
crown-8.  with  portrait  of  Th.  More  by  Holbein  in  1527,  cloth.  7/.6. 

Rogers,  Th.  (ci-devant  prof.  d’£conomie  polit.  k l’Universit4  d’Oxford),  Inter- 
pretation cconomique  de  l'histoire.  Traduit  et  introduction  par  Castelot  (ancien  consul 
de  Belgique).  Paris,  Ouillaumin  & 0«  , 1892.  8.  fr.  10. — . 

W a 1 k e r ’s  political  economy,  abstract  of  — , by  E.  L.  Hawkins.  With  a series  of 
examination  questiona  and  reterences  to  the  paragrapbs  containing  the  answers.  London, 
Simpkin,  1892.  12.  104  pp.  2/6. 

JIhctt,  (I>.,  Hanioiiajn.uaji  chctcmä  3kohom1h.  HepcBoar»  Cb  nisteuK  doai»  pe*.  K' 
TpyÖHHKOBa.  St.  Petersburg  1892.  8.  (List,  Das  nationale  System  der  politischen 

Oekonomie,  übersetzt  von  Tribnikoft.) 

Esame  storico-critico  di  Economisti  e dottrine  economiche  del  secolo  XVIII  e prima 
metk  del  XIX.  Raccolta  della  prefazioni  dettate  de  (Prof.)  Kr.  Ferrara  alla  1»  e 2*  serie 
della  Biblioteca  degli  Economiste.  Volume  II  parte  1 : Prefazioni  ai  volumi  1 a VI, 
2da  serie.  Torino,  Unione  tipogr.-editrice,  1890  gr.  in-8.  IV — 667  pp.  c.  portr.  di  Fr. 

Ferrara.  1.  12.  (Indice  : L’agricoltura  e la  divisione  del  lavoro:  La  teoria  dei  cosidetti 
„agenti  naturali".  La  divisione  del  lavoro  nell*  agricoltura.  — Teoria  delle  mercedi : 
Nozioni  prelimlnari.  Legge  che  regola  la  mesura  delle  mercedi.  Influenza  delle  mercedi 
sul  prezzo  dei  prodolti.  Influenza  del  preazo  sulle  mercedi.  Esame  delle  principali 
teorie  sulla  legge  che  regola  le  mercedi.  Tendenze  progressive  della  mercede.  Con- 
clusione  pratica.  — Delle  crise  economiche.  — Della  moneta  e dei  suoi  surrogati : Cenni 
storici  sulla  monetazionc.  Cenni  storici  sulla  teoria  della  moneta.  Cenni  storici  sulle 
istituzioni  di  credito.  Cenni  storici  sulla  teoria  del  credito.  La  questione  del  nuovo  oro.  — 
Appendice  I:  II  valore  relativo  dei  metalli  preziosi  e l’odierna  crisi  dell*  argento.  — 
AppendiceH:  L'Uniune  monetaria  latina. — Appendice  III : 11  bimetallismo  universale. — ) 

Esame  storico-critico  di  Economisti  e dottrine  economiche  del  secolo  XVIII  e prima 
metk  del  XIX.  Volume  II,  parte  2«*» : Prefazioni  ai  volumi  VII  e VIII  (seconda  serie). 
Scritti  varii  de  economia  politica.  Torino  1891.  gr.  in-8.  IV — 622  pp.  1.  12. — . (indice: 
C.  Dunoyer:  Cenni  biograflei;  Appendice:  La  libertk  del  lavoro  secondo  C.  Dunoyer. 
Teoria  dei  prodotti  immateriali  (limiti  dell  economia  politica;  teoria  della  proprietk  lette- 
raria ; idee  di  O.  Montanelli , G.  Boccardo , A.  Manzoni  e G.  Panattoni  sulla  proprietk 
letteraria).  — Le  dogane  moderne:  Cenni  storici.  Critica  del  sisteroa  protettivo.  Le 
dogane  moderne.  L’odierna  fase  protettiva  della  politica  doganale.  La  protezione  e 
1'indastria  americana  secondo  H.  George.  — Scritti  varii  di  economia  politica  de  (Prof.) 
F.  Ferrara:  1.  Importanza  della  economia  politica  e condizioni  per  coltivarla.  II  Germa- 
nismo  economico  in  Italia.  L’italianitk  nella  scienza  economica.  Due  lettere  ab  Fedele 
Lampertico,  lettera  I»  e II».  Lettere  indirizzate  nel  1882  al  (Prof.)  T.  Martello  sulla 
moneta  e gli  errori  correnti  intorno  ad  essa,  lettera  1 a X.  — 2.  Sulla  teoria  della 
statistica  secondo  Romagnosi.  — Malthus  i suoi  avversari , i suoi  seguacl , le  conseguenze 
della  sua  dottrina.  — L’economia  politica  degli  antici  negli  scrittori  Greci  e Romaui.  — ) 

2.  Geschichte  und  Darstellung  der  wirtschaftlichen  Kultur. 

Deutsch,  Anton,  25  Jahre  ungarischer  Finanz-  und  Volkswirtschaft  (1867 — 
1892).  Berlin,  Puttkammer  & Mühlbrecht,  1892.  gr.  8.  76  SS.  M.  1,80. 

Forschungen  zur  brandenburgischen  und  preußischen  Geschichte.  In  Verbin- 
dung mit  Fr.  Holtze,  G.  Schmoller , A.  Stolze),  A.  v.  Thaysen  und  H.  ▼.  Trcitschke, 
herausgegeben  von  A.  Naude.  Band  V,  1.  Hälfte.  Leipzig.  Duncker  & Humblot,  1892. 
8.  IV — 352  SS.  M.  6. — . (Inhalt:  Zur  Verfassungsgeschichte  von  Neuruppin,  von 
E.  Liesegang.  — Die  Bedeutung  der  Errichtung  des  brandenburgischen  Geheimen  Rates 
im  Jahre  1604,  von  C.  Bornhak.  — Zur  Organisation  der  brandenburgischen  Kommissa- 
riate in  der  Zeit  von  1660 — 1697,  von  C.  Breysig.  — Die  Beamten  des  älteren  preufsi- 
schen  Kabinets  von  1718 — 1808,  von  H.  Hiiffer.  — Der  Angriff  des  Ministers  von  Hei- 
nitz  gegen  die  französische  Regie  in  Preußen,  von  W.  Schnitze.  — Der  preußische 
Staatsschatz  unter  König  Friedrich  Wilhelm  II.  und  seine  Erschöpfung,  Teil  I,  von  A. 
Naudl.  — etc.) 

Freier,  W.  (Lehrer  in  Korritten  bei  Sternberg)  und  B.  Freier  (ord.  Lehrer 
am  Luisengymnasium,  Berlin),  Urkundliche  Geschichte  des  Landes  Sternberg.  Zielenzig, 
Rosenzweig,  1892.  4.  VI— 780  SS.  M.  14.—. 

Fürbringer  (Oberbürgermeister),  Die  Stadt  Emden  in  Gegenwart  und  Vergangen- 
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heit.  Emden,  W.  Schwalbe,  1892.  8.  XIV — 320  SS.  mit  2 Kupfertafeln,  1 Plan  und 
1 Karte  in  8,  quer-folio  und  Imp.-folio.  (Den  Mitgliedern  des  Hannoverschen  Städtetage» 
gewidmet.  Inhaltsauszug : Bevölkerung»-  und  Sterblichkeits Verhältnisse , Sterblichkeits- 
tafel von  1665 — 1890.  — Steuerkraft  der  Stadt,  Staats-,  Kommunal-,  Kirchen-  und  Schul- 
steuern. — Sanitätswesen  und  Wohlfahrtseinrichtungen.  — Armenpflegeeinrichtungen.  — 
Volkswirtschaftliches  aus  der  Verwaltung.  — Schul-  und  Bildungswesen.  — Industrie, 
Handel  und  Gewerbe.  — Verkehrswesen.  — Wasserbauwerke.  — Sitten,  Gebräuche, 
liecht  und  politisch-soziale  Verhältnisse  der  Friesen  von  der  heidnischen  Zeit  bis  zum 
Jahre  1464.  — ) 

Geiger,  L.,  Berlin  1688  — 1840.  Geschichte  des  geistigen  Lebens  der  preußischen 
Hauptstadt.  Baud  1,  1.  Hälfte.  Berlin,  Gebr.  Paetel,  1892.  gr.  8.  Xll — 294  SS.  M.  6. — . 
(Inhalt:  1.  Buch.  Die  Begründung  1688 — 1713,  darin  SS.  90/146  das  Kapitel:  Entwicke- 
lung der  Wissenschaft.  — II.  Buch.  Die  eiserne  Zeit  1713 — 1740,  darin  SS.  271/92  das 
Kapitel : Sittlich-ökonomische  Zustände.) 

Grohmaun,  Max,  Das  Obererzgebirge  and  seine  Hauptstadt  Auuaberg  in  Sage 
und  Geschichte.  Quellenmäßig  zusammengestellt.  Annaberg,  H.  Graser,  1892.  gr.  8. 
XV1U — 304  SS.  und  Musikbeilage  M.  2,60 

Jahrbuch  der  Gesellschaft  für  lothringische  Geschichte  und  Altertumskunde. 
Jahrgang  IV.  1.  Hälfte.  Metz,  G Scriba , 1892.  kl.  4.  IV— 244  SS.  mit  2 Tafeln 
und  1 Plan  in  qu.-folio.  Preis  für  beide  Hälften  M.  10. — . (Aus  dem  Inhalte:  Beiträge 
zur  Geschichte  der  Herrschaft  Bitsch,  1570 — 1606,  von  H.  Lempfried.  — Cathddrales 
fran^aises  du  moyen  age,  von  L.  A.  Dqjardin.  — Lothringen  und  Burgund,  von  H 
Witte.  — Vatikanische  Kegesten  zur  Geschichte  der  Metzer  Kirche,  von  (Prof.)  W. 
Wiegand.  — Zur  Geschichte  der  Wolfsplage  in  Lothringen,  von  (Archivdirektor)  G. 
Wolfram.  — ) 

Meyer,  Fritz,  Die  Stände,  ihr  Leben  und  Treiben , dargestellt  nach  den  alt- 
französiscben  Artus-  und  Abenteuerromanen.  Marburg,  Eiwert,  1892.  8.  132  SS.  M.  3,50. 
(A.  u.  d.  T. : Ausgaben  und  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete  der  romanischen  Philologie, 
veröffentlicht  von  E.  Stengel,  Heft  89.) 

Neuburg,  C (Privatdozent  der  Staatswissenschaften,  Universität  München),  Go»- 
lars  Bergbau  bis  1652.  Ein  Beitrag  zur  Wirtschafte-  und  Verfassungsgeschicbte  des  Mittel- 
alters. Hannover,  Hahn,  1892.  gr.  8.  X — 365  S8  M.  6. — . 

Kein,  Joh.  (Prof,  der  Geographie,  Bonn),  Geographische  und  naturwissenschaft- 
liche Abhandlungen.  1.  Zur  vierhundertjährigen  Feier  der  Entdeckung  Amerikas  : Colom- 
bos und  seine  vier  Reisen  nach  dem  Westen.  Natur  und  hervorragende  Erzeugnisse 
Spaniens.  Leipzig,  W.  Engelmanu,  1892.  gr.  8.  VIII — 244  SS  mit  8 Figuren  im 
Text,  8 Lichtdrucken  und  3 Karten,  sowie  dem  Facsimile  eines  Columbusbriefes.  M.  8. — . 

Stern,  B.,  Vom  Kaukasus  zum  Hindukusch.  Reisetnomente.  Nebst  einem  Anhang: 
Kaukasische  Marschrouten.  Berlin,  S.  Croubach,  1892  gr.  8.  VII — 322  SS.  mit  12  Voll- 
bildern und  33  Textillustrationen.  M.  6. — . 


Bouchot,  H,  Le  luxe  fran^ais.  L'Empire.  Illustration  documentaire  d’apr&s  le» 
originaux  de  l’4poque.  Evreux,  irnpr  Herissey,  1892.  in-4.  111 — 222  pag. 

Lecomte,  F.  (ancieu  inspectear  de  la  Compagnie  des  messageries  maritimes), 
Voyage  pratique  au  Japon.  Paris,  A.  Challamel,  1892.  in-18,  accompagnd  de  2 cartes: 
Itineraire  de  France  au  Japon,  Japon  central. 

Martin,  E.,  La  question  d’Egypte.  — L'Angleterre  et  le  canal  de  Suex.  Paris, 
Michaud,  1892.  8 40  pag.  fr.  1,50. 

Kontier,  G.,  Le  Mexique.  Limites  gäographiques , orographie,  bydrographie ; 
1* agr icu hure,  la  Höre,  la  faune  et  les  mines,  l'indastrie  et  le  commerce  etc.  Paris,  H.  Le 
Sondier,  1892.  8.  Ave«  carte  du  Mexique.  fr.  3. — . 

Penne  11,  J.,  The  jew  at  home:  Impressions  of  a summer  and  autumn  speut  witb 
him  ln  Kussia  and  Austria.  London  , Heinemann  , 1892.  4.  158  pp.  with  Illustration» 

by  the  author.  5/. — . 

Szendrey,  Miklös,  Miskolcz  viros  törtcnete  6s  egyetemes  leirüsa.  III.  Miskolcz, 
Lövy  & Sohn,  1891.  8.  602  pp.  (Geschichte  und  allgemeine  Topographie  der  Stadt 

Miskolcz.  Baud  III:  Urkundensammlung,  von  Nicolaus  Szendrey.) 

Bodel  Nijenhuir,  J.  T.,  De  wetgeving  op  drukpers  eu  boekhande  tot  het 
begin  der  XIX  de  eeuw.  Amsterdam,  P.  K.  Kämpen  & Zoon,  1892.  8.  fl.  4,50 
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3.  Bevölkerungslehre  und  Bevölkerungapolitlk.  Auswanderung  und  Kolonisation 

T o 1 1 i n , H.,  Geschichte  der  französischen  Kolonie  von  Magdeburg.  Jubiläums- 
Schrift.  Band  111,  Abteilung  1,  A : Der  Kampf  der  hugenottischen  Glaubensflüchtlinge 
insbesondere  in  Magdeburg.  Magdeburg,  Faber,  1892.  gr.  8.  VIII — 819  SS.  mit  S Bildern 
M.  12.—. 


ßernard,  A.f  Liste  des  Orangeois  expulsds  en  1703  et  rdfugtäs  en  Prusse  Traduit 
de  l’alleinaod  par  (prof.)  Farinoie.  Orange,  impr.  Sibourg,  1892.  8.  59  pag. 

Faucon,  N , La  Tunisie  avant  ct  depuis  l’occupation  franfaise.  Histoire  et  colo- 
nisation.  2 vols  Paris,  A.  Chatlamel,  1892.  gr  in-8.  fr.  16. — . 

Missin  g friends : being  the  adventures  of  a Danish  emigrant  in  Queensland,  1871 
— 1880.  London,  T.  Fisher  Unwin,  1892.  8.  X— 311  pp.  6/. — . 

4.  Bergbau,  Land-  und  Forstwirtschaft.  Fischerei  wesen. 

Bericht,  stenographischer,  der  XXI.  Generalversammlung  des  Verbandes  deutscher 
Müller  in  Berlin  vom  19.  bis  22.  Juni  1892.  Abgehalten  unter  dem  Präsidium  von 
J.  J.  van  den  Wyngaert.  Leipzig,  Mor.  Schäfer,  1892.  8.  146  u.  62  SS.  M.  2. — . 

Brons,  B.  (Konsul  der  Niederlande,  in  Emden),  Der  westfalische  Kohlenbergbau 
und  die  an  ihm  Beteiligten.  Hamburg  1892.  8.  46  SS.  (A.  u.  d.  T. : Deutsche  Zeit- 

und  Streitfragen,  hrsg.  von  Jürgen  Bona  Meyer.  Neue  Folge.  Jahrg.  VII,  Heft  103.) 

Hefs,  K.  (GHofR.  u.  o.  ö.  Prof,  der  Forstwissenschaft,  Qiefsen) , Encyklopädie 
und  Methodologie  der  Forstwissenschaft  Teil  111 : Die  forstliche  Betriebslehre.  München, 
C.  H.  Beck,  1892.  8 XXIV— 430  SS.  M.  6,40  (Mit  diesem  III.  Teile  ist  das  Werk 
abgeschlossen.) 

II  öfter,  M.,  Wald-  und  Baumkult  in  Beziehung  zur  Volksmedizin  Oberbayerns. 
München,  E.  Stahl,  1892.  8.  VIII— 170  SS.  M.  2. 

v.  II  oben  brück,  A.  (Frh.),  Die  Molkereigenossenschaften  und  andere  gemein- 
schaftliche Unternehmungen  zur  Verwertung  der  Molkereiprodukte  in  den  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  nach  den  pro  1891  vorliegenden  Daten.  Wien, 
A.  Holder,  1892.  gr.  8.  44  SS.  M.  0,80.  (Separatabdruck  aus  der  „Statistischen 

Monatsschrift11.) 

Italienische  Weine.  Taschenbuch  zur  Orientierung  über  italienische  Weine, 
Rebensorten,  Weinpreise  etc.  Aus  dem  Italienischen  übersetzt  und  mit  Einleitung  ver- 
sehen von  K.  H.  Koch.  Mainz,  v.  Zabern,  1892.  8 VIII — 120  SS.  M.  2. — . 

Jaspers,  G.  (Generalsekretär,  Münster  i/W.),  Unsere  Lage.  Ein  Wort  an  die 
deutschen  Landwirte.  Dresden,  G.  Schönfeld,  1892.  8.  32  SS.  M.  0,60. 

Lepsius,  R.  (Direktor  der  geologischen  Landesanstalt,  Darmstadt),  Geologie  von 
Deutschland  und  den  angrenzenden  Gebieten.  Teil  I : Das  westliche  und  südliche  Deutschland. 
Stuttgart,  Engelhorn,  1892.  gr.  8.  XIV — 800  SS.  mit  1 geologischen  Karte,  1 Tafel 
farbiger  Profile  und  mit  136  Profilen  im  Text.  M.  32,50.  (A.  u.  d.  T. : Handbücher  zur 
deutschen  Landes-  und  Volkskunde.  Herausgegeben  von  der  Centralkommission  für  wissen- 
schaftliche Landeskunde  von  Deutschland,  Band  1.) 

Material  zum  ostpreufsischen  Heerdbuch  für  in  Ostpreufsen  gezogenes  rotbuntes 
Vieh  der  Breitenburger-  uud  Wilstermarschrasse.  Heft  1 enthaltend  die  Eintragungen 
von  537  angekörten  Ileerdbuchtieren.  Herausgegeben  vom  landwirtschaftlichen  Central- 
verein für  Littauen  und  Masuren  durch  die  Verwaltung  des  Ueerdbucbes.  Berlin,  P. 
Parey,  1892.  8.  XVI— 112  88.  M.  2.—. 

Mueller.  Otto,  Die  livländische  Agrargesetzgebung.  Riga,  A.  Stieda,  1892.  gr.  8. 
IV — 108  SS.  M.  5. — . (Geschichte,  System  und  Kritik.) 

Settegast,  Henry  (Prof  der  Landwirtschaft,  Universität  Leipzig),  Die  landwirt- 
schaftlichen Sämereien  und  der  Samenbau.  Anleitung  für  Landwirte , Forstwirte  und 
Gärtner  zur  Wertschätzung  uud  Gewinnung  der  Sämereien.  Leipzig,  T.  O.  Weigel  Nach- 
folger, 1892.  gr.  8.  XII — 390  SS.  mit  1 kolorierten  Tafel  u.  112  in  den  Text  gedr. 
Abbildungen  M.  8. — . 

Soergel,  H.  Th.,  Das  bäuerliche  Erbrecht  in  Bayern  und  sein  Einflufs  auf  die 
sozialen  Verhältnisse.  Eine  juristische  und  volkswirtschaftliche  Studie.  Ansbach , C. 
Brügel  & Sohn,  1892.  gr.  8.  X— 64  8S.  M.  1,60. 

Staudinger,  J.  (Pfarrvikar),  Wie  kommt  der  Bauer  auf  einen  grünen  Zweig? 
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Belehrung  über  Kunstdünger,  Wirtschaftsbedürfnisse  und  Raiffeisenvereinc.  Passau,  Wald- 
bauer, 1892.  kl.  8.  IV— 65  SS.  M.  0,50. 

Danjon,  D.,  La  publicitä  de  la  propriet/*  foucifere  et  le  cadastre,  discours.  Caen, 
Delesques,  1892.  8.  32  pag. 

Grandeau,  L.  (membre  du  Conseil  super,  de  l’agriculture),  Etudes  agronomique», 
6*  serie  (1890— 1891).  Paris,  Hachette  & C*,  1892.  in-18  j6sus.  fr.  3,50.  (Table 

des  matteres^:  Un  pr£curseur  de  Lavoisier  et  de  Liebig.  — Ce  que  doit  etre  la  recolte 

de  la  France.  — La  culture  intensive  du  ble  en  sol  pauvre.  — La  culture  de  l’lcole 
Mathieu  de  Dombaslo  en  1890.  — L’agriculture  fran^aise  et  les  phosphates  mineraux.  — 
L’agriculture  franvaise  et  le  furnier  de  ferme.  — Les  exigences  de  la  vigne  et  sa  fumure 
La  defense  des  vignobles  contre  le  phylloxera.  — Le  colxa  et  les  graiues  oleagineuses 
exotiques.  — L 'Industrie  de  la  ganterie  et  la  population  agricole  de  l'lsfere.  — Les  tarifs 
de  douane  et  les  tarifs  des  chemins  de  fer.  — L’agriculture  devant  le  Parlement.  — 
Le  röle  de  l’Etat  vis-k-vis  de  l’agriculture.  — L’agriculture  et  les  pouvoirs  publica.  — 
Demonstration  de  l’assimilation  de  l’azote  gazeux  pour  les  leguminpu.se».  — Influence  du 
froid  sur  la  consommation  des  animaux  de  la  ferme.  — Le  ver  blanc  du  haxneton.  — 
Le  champ  d’expirieaces  du  Paro-des-Princes.  — etc.) 

Gutton,  G.,  Notice  sur  les  abornements  generaux.  Formation  de  soctätds  civiles 
entro  les  proprietaires  fonciers.  Nancy,  impr.  coop^rative  de  l’Est,  1892  4.  16  pag. 

Garnier,  R.  M.,  History  of  the  English  landed  interest:  its  cnstoms,  laws  and 
agricultore.  London,  Swan  Sonnenschein,  1892.  8.  420  pp.  10/.6. 

Land:  its  attractions  and  riches  ky  tifty-seven  writers , edited  by  C.  F.  Dowsett. 
London,  „Land  Roll“  Office,  1892.  8.  XVI — 910  pp.,  cloth.  27/.6.  (Contents:  Tenaot 

right  The  prospects  of  farming.  Foreign  competition  and  the  price  of  land.  Our  food 
supply,  by  W.  E.  Bear.  — Locai  and  imperial  assessments  on  landed  property,  by  A 
Dudley  Clarke.  — Forestry  by  C.  E.  Curtis.  — Land  as  a luxury.  Lösses  by  stock 
exchaoge  investments.  Land  buying.  Villa  farms.  The  agitation  for  rating  ground  rents 
and  vacant  building  lands.  Land  and  bouse  investments.  Poultry  farming.  Easy  transfer 
of  land,  by  C.  F.  Dowsett.  — The  history  of  rights  of  property  in  land,  by  W.  Emerton. 

— The  early  maturity  of  live  stock.  Improvement  of  crops  and  stock.  Duties  and  responsibi- 
lities  of  landlords,  by  H.  Evershed.  — Lösses  by  stock  exchange  Investments,  by  E.  J. 
Gibbs.  — Fresh  air  for  poor  London  children,  by  (the  Bav.)  A.  St.  Herring.  — Land 
and  minerals.  Land  and  stone.  Ciays.  Lime.  Coal,  by  (Prof.)  J.  Logan  Lobley.  — Agricultural 
education,  by  (Prof.)  Primroao  Me  Conucll.  — Land  in  the  jewish  polity,  by  (the  Rev.) 
F.  L.  Meyer.  — A brief  account  of  the  origin  and  growth  of  tithes,  by  (the  Rev.)  T. 
Moore.  — British  prairies  near  to  England,  by  E.  H.  Paxton.  — Application»  of  electri- 
city  to  agriculture,  by  F.  L.  Rawson.  — Land  surveying  and  levelling,  by  R Eich. — 
The  Irish  Land  System,  by  T.  W.  Russell.  — Ancient  lands,  by  (Prof.)  A.  H Sayce. — 
Registration  of  title  to  land.  The  »ettlement  and  entail  of  land,  by  S.  A.  Sillem.  — 
Huuting.  Wbat  an  acre  of  land  can  produce.  Horses.  Sheep.  Cereals,  etc.,  by  J.  Walker. 

— Egyptian  lands,  by  (Prof.)  R.  Wallace.  — First  principles  of  a landlord's  duty,  by 
W.  Wood.  — etc.) 

Reports  on  dairy  farming  in  Denmark,  Sweden  and  Gennaiiy,  1892.  London  1892. 
Folio.  (Government  publication  of  the  Board  of  agriculture.) 

Andriessen,  O.  en  H.  J.  van  Lis,  Het  Nederlandsch  »taatsdomciu  en  zijn 
beheer.  ‘ ’sHage,  Gebr.  Belinfante,  1892.  8.  fl.  4,90. 

de  Maesschalck,  De  akkerbouw  in  bet  algemeen.  Lcziugen  voor  den  laud- 
bouwer  en^xijne  zonen.  Gent,  Vanderpoorten,  1892.  8.  124  pp.  fl.  1. — . 

ps’jiNaber,  Beginselen  van  grondboekwetgeving.  Utrecht,  J.  L.  Beijers,  1892. 

8.  fl.  2,50. 

5.  Gewerbe  und  Industrie. 

Arbeitsstatistik  derdeutschen  Gewerkvereine  (Hirsch- 
Dancker)  für  das} Jahr  1891.  Mit  Erläuterungen  hgg.  von  Max 
Hirscb.;-Berlin  1892.  107  SS. 

Seit3,1880  werden  von  den  deutschen  G e wer  k v er  ei  nen 
(Hirsch • Dnncker)  ^ Arbeitsstatistiken}  herausgegeben , welche  anfänglich  in 


Digitized  by  Google 


Ucbersieht  über  die  neuesten  Publiketiouen  Deutschlands  und  des  Auslandes.  307 

vierteljährlichen , dann  halbjährlichen , jetzt  aber  in  dreijährigen  Pausen 
erscheinen.  Bedenkt  mau , dafs  ein  grofser  Teil  der  bedeutenden  Arbeit, 
welche  diese  Zahlenreihen  verursacht  haben,  durch  Leute  geleistet  wurde, 
welche  während  des  Tages  in  Fabriken  und  Werkstätten  in  Thätigkeit 
sind , so  verdient  eine  solche  Leistung  gewifs  beachtet  zu  werden.  Darin 
liegt  jedoch  auoh  die  Gefahr,  dafs  einzelne  derjenigen  Personeu,  nach 
deren  Angaben  die  Statistik  zusammengestellt  wird , nicht  mit  der  erfor- 
derlichen Subtilität  verfahren,  sei  es,  weil  sie  überlastet,  Bei  es,  weil  sie 
minder  befähigt  oder  gewissenhaft  sind.  Zwar  hat  die  Gewissenhaftigkeit, 
mit  der  von  Arbeitern  bei  der  Zusammenstellung  von  Statistiken  verfahren 
wird , häufig  bereits  Anerkennung  gefunden , allein  nichtsdestoweniger 
stellen  sich  einer  Arbeitsstatistik,  welche  von  einer  Arbeiterkorporation 
ausgeht,  ganz  besondere  Schwierigkeiten  entgegen.  So  fürchtet  manche 
Ortsverwaltung,  durch  günstige  Angaben  würde  das  Heer  der  Arbeitslosen 
angelockt,  sie  ist  daher  geneigt,  die  ungünstigeren  ihr  bekannt  gewordenen 
Arbeitsverhältnisse  des  Platzes  mehr  in  den  Vordergrund  zu  stellen,  andere 
örtliche  Bevollmächtigte  möchten  aus  der  ungünstigen  Lage  der  Arbeiter 
die  Erklärung  für  säumige  Leistungen  an  die  Hauptkasse  oder  für  den 
Rückgang  an  Mitgliedern  geben. 

Aber  auoh  abgesehen  von  allem  Egoismus  und  aller  menschlichen 
Schwäche,  welche  manchen  örtlichen  Bevollmächtigten  zu  einer  unvoll- 
ständigen oder  selbst  unrichtigen  Angabe  veranlassen  mag,  stellen  sich 
gerade  den  Hirsch  - Dunckerschen  Gewerkvereinen  ganz  besondere  Schwie- 
rigkeiten in  den  Weg,  welche  den  Wert  ihrer  Statistik  einschränken 
müssen.  Zunächst  gehört  zu  ihnen  an  den  meisten  Orten  nur  ein  kleiner, 
oft  nur  ein  verschwindend  kleiner  Teil  der  in  don  einzelnen  Branchen 
thätigen  Arbeiter.  Wir  müfsen  fragen : Wie  sind  da  die  Angaben  über 
die  am  betr.  Orte  üblichen  Arbeitsverhältnisse  entstanden , sind  nur  die 
wenigen  Gewerkvereinler  berücksichtigt,  oder  haben  die  Ortsverwaltun- 
gen nach  eigenem  Ermessen  „Durchschnittsangaben“  gemacht?  Dieses 
miifste  unbedingt  aus  der  Statistik  ersichtbar  werden.  Da,  wo  die  ange- 
gebenen Zahlen  als  Mittel  aus  Einzelangaben  berechnet  sind,  müfste  deren 
Anzahl  zu  erkennen  sein,  womöglich  auch,  welcher  Prozentsatz  der  Arbeiter 
und  der  Betriebe  der  Branche  am  Orte  damit  in  Betracht  gezogen  ist. 
In  Berücksichtigung  der  grofsen  zu  überwindenden  Schwierigkeiten  mufste 
der  zur  Versendung  gelangte  Fragebogen  ungemein  sorgfältig  abgefalst 
Bein;  derselbe  würde  zugleich,  wenn  er  der  Statistik  vorausgeschickt  wäre, 
einen  guten  Kommentar  zu  derselben  bilden.  Wie  sich  aus  der  Statistik 
entnehmen  läfst,  war  derselbe  diesmal  noch  unzureichend  gewesen ; unter 
anderem  hat  er  besonders  bei  einer  bedeutenden  Schwierigkeit,  welcher 
die  Arbeitsstatistik  der  Hirsch  - Dunckerschen  Gewerkvereine  dank  der 
Art  des  Aufbaues  derselben  begegnen  mufste , völlig  im  Stiche  gelassen. 
In  den  meisten  Gewerkvereinen  findet  sich  nämlich  eine  Gruppe  von  Berufen 
vereinigt,  von  denen  viele  sich  untereinander  nur  ganz  äufserlich  berühren . 
Werden  daher  für  diese  alle  zusammen  gemeinsame  Angaben  gemacht,  so 
ist  mit  denselben  absolut  nichts  anzufangen.  Solcher  rätselhaften  Zahlen 
finden  eich  aber  eine  grofse  Anzahl  in  dieser  Statistik  und  nur  der  Ge- 
werkverein der  Schuhmacher  und  Lederarbeiter  hat  wenigstens  die  Haupt- 
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berufe,  welche  io  ihm  vertreten  sind,  nämlich  die  Schuhmacher,  Gerber, 
Sattler  und  Handschuhmacher,  auseinandergehalten;  nichtsdestoweniger 
giebt  es  jedoch  innerhalb  eines  jeden  dieser  Berufe  noch  sehr  mannigfal- 
tige Arbeitskategorien , deren  Verschiedenheit  auch  duroh  diese  Trennung 
noch  nicht  zum  Ausdruck  gelangt. 

So  viel  über  die  gefährlichen  Klippen , welche  dieser  Statistik  von 
vornherein  drohten  und  deren  Umschiffung  bis  jetzt  noch  nicht  gelungen 
ist,  wenn  auch  ein  Fortschritt  gegen  die  vorhergehenden  Statistiken 
der  Gewerkvereine  anzuerkennen  ist. 

Nun  die  Erhebungen  selbst  Den  ersten  Teil  des  Heftes  bilden  die 
Angaben  der  Ortsvereine  eines  jeden  der  nach  der  Gröfse  geordneten 
Gewerkvereine  über:  a)  den  Lohn,  b)  die  Arbeitszeit.  Unter  a:  1)  die 
durchschnittliche  Lohnhöhe  für  erwachsene  Arbeiter,  Arbeiterinnen  und 
jugendliche  Arbeiter;  2)  die  Verbreitung  des  Akkordlohnes  und  das 
wöchentliche  Einkommen  aus  demselben  im  Durchschnitt;  3)  die  Bewe- 
gung der  Löhne  und  4)  die  Lohnzahlung.  Die  Angaben  unter  b)  „Arbeits- 
zeit“ geben  Aufechlufs  über:  1)  die  regelmäfsige  Dauer  derselben,  2)  die 
Ueberarbeit  an  Wochentagen,  3)  darüber,  ob  Einschränkungen  der  Arbeits- 
zeit oder  Arbeitsstörungen  (u.  a.  durch  Arbeitseinstellungen)  vorgekommen 
sind.  — Es  folgt  in  einem  zweiten  Teile  eine  Zusammenstellung  der  Ergeb- 
nisse, welche  lehren  soll,  an  welchen  Orten  die  günstigsten  und  wo  die 
ungünstigsten  Arbeitsverhältnisse  sind.  Dieselbe  ist  jedoch  als  vollständig 
verfohlt  zu  betrachten,  da  Unvergleichbares  zusam mengestellt  ist,  nämlich 
obere  und  untere  Grenzzahlen  des  einen  Ortes  mit  Durchschnittszahlen 
des  anderen;  darauf  sind  die  ganz  abnormen  Verschiedenheiten  zwischen 
den  einzelnen  Orten  teilweise  zurückzuführen  ; so  schwankt  der  „durch- 
schnittliche Wochenlohn"  erwachsener  männlicher  Arbeiter  bei  den 
Maschinenbau-  und  Metallarbeitern  z.  B.  in  dieser  Zusammenstellung 
zwischen  6 Mk.  an  einem  und  45  Mk.  an  einem  anderen  Orte.  Durch 
dieses  grobe  Versehen  wird  natürlich  der  ganze  Teil  unverwendbar.  — Am 
meisten  Wert  an  der  ganzen  Arbeitsstatistik  möchten  wir  dein  dritten 
Teile,  den  „Angaben  einzelner  Ortsverwaltungen  über  sonstige  Lohn-,  Arbeite-, 
Einkommens-  und  Verbrauchsverhältnisse“  beilegen,  da  dieselben  trotz 
mancher  subjektiv  gefärbten  und  zu  bezweifelndeu  Darstellung  doch  einen 
Blick  in  die  Beschäftigung  und  den  Haushalt  des  Arbeiters  gestatten,  der 
in  einer  Zeit,  wo  ein  Paul  Göhre  sich  zu  seinem  abenteuerlichen  Zuge  in  das 
unbekannte  Gebiet  des  Arbeiterlebens  veranlafst  sehen  durfte,  nicht  von  der 
Hand  zu  weisen  ist.  Zu  der  Arbeitsstatistik  bildet  dieser  Teil  freilich 
nur  einen  Anhang,  der  dieser  selbst  keinen  gröfseren  Wert  zu  verleihen 
vermag. 

Im  Interesse  der  deutschen  Gewerkvereine  müssen  wir  es  ausspre- 
chen: diese  dürfen  sich  über  die  zu  überwindenden  Schwierigkeiten  einer 
Arbeitsstatistik,  welche  gerade  für  ihre  meist  lichten  Reihen  ganz  erhebliche 
sind,  keinen  Illusionen  hingeben.  Wenn  die  Arbeitsstatistik  die  ihr  zu- 
kommende Aufgabe  lösen  soll:  dafs  sie  den  Arbeiter  an  jedem  Orte  in 
Kenntnis  setzt,  ob  der  von  ihm  bezogene  Lohn  auch  wirklich  dem  Stande 
des  Gewerbes  entspricht,  dafs  durch  sie  ferner  auf  die  schlecht  zahlenden 
Unternehmer  ein  Druck  ausgeübt  werde  und  dafs  endlich  das  Arbeitsan- 


Digitized  by  Google 


(Jebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands  und  des  Auslandes.  §09 


gebot  von  den  Orten  mit  niedersten  Lohnsätzen  eine  Ablenkung  erfahre, 
— dann  mufs  die  Arbeitsstatistik  noch  eine  ganz  erhebliche  Vervollkomm- 
nung erfahren,  es  mufs  ihr  ein  noch  weit  gröfserer  Aufwand  an  Sorgfalt 
und  Geduld  zugewendet  werden.  Ob  dies  den  Gewerkvereinen  möglich 
sein  wird,  könneu  wir  freilioh  nicht  sagen ; unter  allen  Umständen  ver- 
dient der  angestellte  Versuch,  die  Initiative  der  Arbeiter  auf  dieses  ebenso 
wichtige  als  schwierige  Gebiet  zu  lenken,  unsere  vollste  Anerkennung. 

Halle  a/8.  Josef  Schmoele. 

Berichte  der  schweizerischen  Fabrikinspektoren  Uber  ihre  Amtstätigkeit  in  den 
Jabren  1890  und  1891.  Veröffentlicht  vom  schweizerischen  Industrie*  und  Landwirt- 
schaftsdepartement. Aarau,  Sauerländer,  1892.  gr.  8.  163  SS.  M.  2. — . 

Ermittelungen  Uber  die  Lohnverhältnisse  in  Berlin  Mitte  September  1891.  Ein- 
gezogen  durch  die  städtische  Gewerbedeputation , zusammengestellt  und  bearbeitet  in 
dem  statistischen  Amt  der  Stadt.  Berlin,  P.  Stankiewicz'  Buchdruckerei,  1892.  Roy. -4. 
88  SS. 

Hi  11g  er,  H.,  Die  deutsche  Weltausstellung  von  1897.  Eine  Forderung  und  ein 
gutes  Recht  der  deutschen  Nation!  Berlin,  H.  Steinits,  1892.  gr.  8.  18  SS.  M.  0,60. 

Mo  rf,  R.  (Adjunkt  des  schweizerischen  Arbei ter Proletariats ) , Die  Verkürzung  der 
täglichen  Arbeitszeit  Ihre  Ursacheo,  Wirkungen  und  Folgen.  Erfahrungen  und  Urteile 
von  Geschäftsleuten.  Zürich,  Grütliverein,  1892.  8.  32  SS.  fr.  0,25. 

Reiländer,  Stefan  (Düsseldorf),  Ausstellungen  der  Zukunft.  Berlin  1890! 
Ein  „greifbarer  Plan“.  Düsseldorf,  Fr.  Wolfrum,  1892.  gr.  8.  XII— 88  SS.  M.  1,20. 


Blanc,  L.  (chef  des  travaux  d’anatomie  k l’Ecole  vöterinaire  de  Lyon),  Recherche» 

sur  les  soies  artificielles  Companies  aux  soies  naturelles.  Lyon,  impr.  Rey,  1892.  8. 

15  pag. 

Feltz,  E.,  Les  syndicats  industriels,  et  en  particulier  la  Normirovka  des  fabricants 
de  sucre  russes.  Paris,  impr.  Dubreuil,  1892.  8.  37  pag.  et  2 planches. 

Ro  forme»,  les,  des  arsenaux  de  la  marine.  Les  usines  industrielles  et  les  arsenaux, 
par  un  commissaire  general  de  la  marine  en  retraite.  Marseille,  impr.  Acbard  & O , 1892. 
8.  48  pag. 

Frith,  H.,  The  triumphs  of  steam.  A new  edition  , revised  and  partly  re-written. 

London,  Griffith,  Farran  & C°,  1892.  crown-8.  270  pp.  3/.6. 

Stretton,  C.  E.,  The  Iocomotive  engine  and  its  development:  a populär  treatise 
on  the  gradual  improvements  made  in  railway  engines,  between  the  years  1803  and  1892. 
London,  Crosby  Lockwood  & Son,  1892.  crown-8.  X— 154  pp.  with  numerous  illustra- 
tions.  8/. 6. 

Gelleri,  Mor,  Az  ipari  es  gyäri  alkalmazottaknak  betegsög  esetdn  valö  scgelyc- 
zeseröl  szölö  törveny  vegrehsjtAsära  4s  41etbeleptet4s4re  vonatkozö  miniszteri  rendelctek. 
Budapest,  Dobrowsky  & Franke,  1892.  8.  60  pp.  (Durchführungsverordnung  zu  in  Gesetz 
Uber  die  Krankenunterstützung  der  in  Gewerbe-  und  Fabrikbetrieben  Beschäftigten,  etc.) 

6.  Handel  und  Verkehr. 

Gerstner,  Th.,  Internationales  Uebereinkommen  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr. 
Convention  internationale  sur  le  transport  de  marchandises  par  chemins  de  fer.  Textaus- 
gabe.  Durchgesehen  unter  Beifügung  einer  systematischen  Uebersicht  von  Th.  Gerstner 
(GORegR).  Berlin,  Vablen,  1892  8.  VIII— 126  8S  M.  3 — 

Gleim,  W.  (GORegR.),  Das  Gesetz  Uber  Kleinbahnen  und  Privatanschlu&bahnen 
vom  28.  Juli  1892,  erläutert  Berlin,  F.  Vahlen.  1892.  kl.  8.  IV— 124  SS  M 2,40. 

Gravenhoft,  D.,  Rufslauds  auswärtiger  Handel  und  der  neue  Zolltarif.  Berlin, 
Puttkammer  & Mühlbrecht,  1892  8.  104  SS.  M.  2.—. 

Hüll,  Ch.  Henry.  Die  deutsche  Reichspacketpost.  Jena,  G.  Fischer,  1892. 
gr.  8.  VIII — 161  SS.  M.  3. — . (A.  u.  d.  T. : Sammlung  nationalökonomischer  und 

statistischer  Abhandlungen  des  staatswissenschaftlichen  Seminare  zu  Halle  a.  d.  S.  Band  V1U, 
Heft  3.) 

Jahresbericht  über  die  Betriebsverwaltung  der  Olden burgischen  Eisenbahnen 
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für  das  Jahr  1891.  Oldenburg,  Druck  von  O.  Stelling , 1892.  4 VI — 113  SS.  mit 

Eisenbahnübersichtskarte  und  5 graphischen  Darstellungen  in  folio. 

Jahresbericht  der  grofsherzoglichen  Handelskammer  au  Bingen  a.  Rh.  für  die 
Jahre  1890  und  1891.  Bingen  a.  Rh.,  Druck  von  O.  Boryszewski , 1892.  8.  VIII — 
140  SS. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Chemnitz,  1891.  Chemnitz, 
E.  Focke,  1892.  Roy. -8.  XXXIII — 456  SS.  mit  1 graphischen  Darstellung  der  Bewegung 
des  Liverpooler  Baumwollenmarktes  im  Jahr  1891  nebst  statistischen  Mitteilungen  über 
den  Schlacht-  und  Viehhof  und  die  Armenpflege  zu  Chemnitz. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Dillenburg  für  1891.  Dillenburg,  Druck 
der  Weidenbach'schen  Buchdruckerei,  1892.  8.  34  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Leipzig,  1891.  Leipzig,  Hinrichs'scbs 
Buchhandlung,  1892.  gr.  8.  X — 228  SS.  (Aus  dem  Inhalte:  Einrichtungen  für  Handel 
und  Industrie.  — Verkehrsanstalten.  — Oeffentliche  Lasten  und  Abgaben.  — Der  Leip- 
ziger Buchhandel.  — Die  Leipziger  Messen.  — Geld-  und  Kreditgeschäft  Börse.  — 
Einrichtungen  und  Umfang  des  Verkehrs.  — etc.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Minden  für  das  Jahr  1891.  Minden  i.  W., 
gedruckt  bei  J.  C.  C.  Bruns,  1892.  gr.  8.  157  SS. 

Handelskammer  zu  Mülhausen  im  Elsafs.  Jahresbericht  für  1891.  Mülhausen, 
Druck  von  Ww®  Bader  & CI®,  1892.  4.  IV — 63  u.  CX  u.  4 SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  Ostfriesland  und  Papenburg  für  das 
Jahr  1891.  Leer,  Druck  von  W.  J.  Leendertz.  folio.  IV — 68  SS. 

Jahresbericht  der  grofsherxoglich  hessischen  Handelskammer  zu  Worms  für 
die  Jahre  1890  und  1891.  Worms,  Druck  von  E.  Kranzbühler,  1892.  8.  200  SS. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Zittau  für  1891.  Zittau, 
Druck  von  R.  Menzel,  1892.  gr.  8.  XU — 290  SS. 

Krönig,  F.  (RegR.,  Mitglied  der  kgl.  Eisenbabndirektion  in  Breslau),  Die  Ver- 
waltung der  preufsischen  Staat.seisenbahnen.  II.  besonderer  Teil.  Breslau,  W.  G.  Korn, 
1892.  gr.  8.  VIII  — 486  SS.  M.  10—. 

v.  Pose  hing  er,  H.  (GRegR.),  Die  deutschen  Konsularverträge.  Die  wirtschaft- 
lichen Verträge  Deutschlands.  Band  I.  Berlin,  R.  v.  Decker,  1892.  8.  VI — 214  SS. 

M.  3 — . (Bd.  II  wird  die  deutschen  Handels-  und  Schiffahrts Verträge,  Bd.  III  die  Ver- 
träge über  das  geistige  Eigentum  enthalten.) 

Protokoll  der  XXV.  (ordentlichen)  Generalversammlung  der  k.  k.  priv.  öster- 
reichischen Nordwestbahu  abgehalten  zu  Wien  am  31.  Mai  1892.  Wien  , Selbstverlag 
der  Gesellschaft,  1892.  4.  VIII — 98  SS.  und  statistische  Beilagen  53  8S. 

Protokoll  der  XL.  (ordentlichen)  Generalversammlung  der  Aktionäre  der  k.  k. 
priv.  süd-norddeutschen  Verbindungsbahn  abgehalten  zu  Wien  am  30.  Mai  1892  Wien, 
Selbstverlag  der  Gesellschaft,  1892.  4.  VIII — 54  SS.  und  statistische  Beilagen  24  SS. 

Simon,  A.  (Seminarlehrer  in  Auerbach  i.  V.),  Die  Verkehrsstrafsen  in  Sachsen 
und  ihr  Einflufs  auf  die  Städteentwickelung  bis  zum  Jahre  1500  Stuttgart,  J.  Engel- 
horn , 1892.  gr.  8.  100  SS.  mit  1 Karte.  M.  4.  — . (A.  u.  d.  T. : Forschungen  zur 
deutschen  Landes-  und  Volkskunde,  herausgegeben  von  (Prof.)  A.  Kircbhoff,  Band  VII, 
Heft  2). 

Stegemann,  R.  (Sekretär  der  Handelskammer  für  den  Regbez.  Oppeln),  Aus 
der  Praxis  der  Handelskammern  Beiträge  zur  praktischen  Nationalökonomie.  Band  I. 
Oppeln,  G.  Maske,  1892.  gr.  8.  IV — 178  SS.  M.  3.—.  (Aus  dem  Inhalte:  Unter- 
suchungen über  die  Lage  der  Kätscher  Weberei.  — Ergebnisse  einer  Umfrage  betreffend 
die  Abschaffung  der  Jahrmärkte  in  Oberschlesien.  — Uebersicht  über  die  für  die  Aus- 
gestaltung der  Interessenvertretung  in  Prcufsen  gemachten  Vorschläge.  — Die  Regelung 
der  Sonntagsruhe  im  kaufmännischen  Gewerbe  Oberschlesieus.  — Ueberflufs  an  Klein- 
geld. — Die  Kleinindustrie  der  Stadt  Kieferstädtel.  — Lage  der  hausindustrielleu  Korb- 
macherei in  Oberschlesien.  — etc.) 


Aunales  de  la  chambre  de  commerce  de  Tourcoing  (1891).  Principales  dt*libr- 
rations.  Tourcoing,  impr.  Lemaire,  1892.  8 IV — 176  pag 

Chambre  de  commerce  de  Paris.  Avis  sur  les  principales  questions  soumises  ä 
son  examen  pendant  l’Hnnce  1891.  Paris,  libraires-imprimeries  reunies,  1892.  8.  L1V— 
370  pag.  fr.  7,50.  (Table  des  mati&res  : Projet  de  loi  sur  la  navigation  interieure.  — 
Proposition  de  loi  etublissement  l'iinpöt  sur  le  Capital.  — Projet  de  erdation  d’un  niusee 
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comroercial  k Paris  (pag.  123  k 168).  — Bulletin  de  la  Soci6t4  d’encouragement  pour 
le  commerce  fran^ais  d’exporUtioo.  — etc  ) 

Lenth^ric,  C h.,  Du  Saint-Gothard  k la  mer.  Le  Rhöne.  Histoire  d'un  fleuve. 
2 vols.  avec  17  cartes  et  plans.  fr.  18.-—. 

Preston*  P.  M.,  Railways:  a manual  of  practical  law.  London,  A.  Si  Cb.  Black, 
1892.  crown-8.  5/. — . 

Pagani,  C.  (avvocato),  Deila  fattura  commerciale.  Torino,  Unione  tipogr.-editrico, 
1892.  8.  102  pp.  1.  2. — . (Contiene : Carattere  ed  elementi  della  fattura.  — Tras- 

misaione  della  fattura  e suoi  rapporti  con  altri  titoli.  — Accettazione  della  fattura.  — 
La  prova  derivante  dalla  fattura.  — La  estinsione,  la  distruzione,  la  perdita  e il  furto 
della  fattura.  — La  fattura  nel  getto  e contribuzione,  e nelle  assicuraziooi  marittime.  — 
La  fattura  nel  fallimento.  — ) 

7.  Finanzwesen. 

Kaufmann,  Wilhelm,  Das  internationale  Kecht  der  ägypti- 
schen Staatsschuld.  Berlin.  1891.  189  SS. 

Ein  dem  deutschen  Leser  anscheinend  recht  fernliegender  Gegenstand 
und  doch  auch  für  diesen  von  aktuellem  Interesse,  denn  die  Ansprüche 
der  deutschen  Gläubiger  gegen  das  neuerdings  bankerott  gewordene  Por- 
tugal scheinen  zu  einer  internationalen  Regelung  hinzndrängen,  wie  diese 
im  Iahre  1880  in  dem  seit  1876  insolventen  Egypten  eingetreten  ist. 
Wissenschaftlich  bietet  die  dort  gefundene  Lösung  einen  interessanten 
Beitrag  zu  dem  Problem,  in  welcher  Weise  ein  Staat  gezwungen  werden 
kann,  seinen  privatreohtlichen  Verpflichtungen  nachzukommen,  obwohl  er  in 
der  Regel  nnr  vor  seinen  eigenen  Gerichten  Recht  zu  nehmen  und  daher 
seine  Leistungen  einseitig  im  Wege  der  Gesetzgebung  herabznmindern  in 
der  Lage  sein  wird.  Egypten,  das  als  halbsouver&iner  Vasallenstaat  eine 
schwierig  zu  definierende  Stellung  zu  dem  türkischen  Souzerain  einnimmt, 
hatte  von  dem  ihm  eine  Zeit  lang  zugestandenen  Rechte,  Anleihen  zu  kon- 
trahieren, besonders  unter  der  Herrschaft  des  verschwenderischen  Khedive 
Jsmael  einen  derartigen  Gebrauch  gemacht,  daß  sich  die  Höhe  der  von 
ihm  entliehenen  Summen  für  die  Jahre  1862 — 1876  auf  nicht  weniger  als 
1820  Millionen  Mark  belief,  zu  7 bis  9 Proz.  verzinslich,  wovon  aller- 
dings nur  ein  mäfsiger  Bruchteil  von  den  wucherischen  Darleihern  dem 
vorher  gänzlich  unverschuldetem  Lande  in  bar  ansgezahlt  sein  wird. 
Mochten  aber  die  Ansprüche  der  Gläubiger  moralisch  nooh  so  zweifelhaft 
sein,  hinter  ihnen  standen  die  europäischen  Großmächte,  mit  England  und 
Frankreich  an  der  Spitze.  Zunächst  handelte  es  sich  darum,  dem  Khedive 
die  Möglichkeit  abzuschneiden,  durch  die  ägyptischen  Gerichte  und  das 
einheimische  Privatrecht,  welche  nur  Werkzeuge  in  der  Hand  des 
Selbstherrschers  waren,  sich  seinen  finanziellen  Verpflichtungen  zu  ent- 
ziehen. Ein  internationales  Prozefs-  und  materielles  Recht,  — S.  31.  24 
26.  — verbunden  mit  einer  auf  internationaler  Basis  ruhenden  Gerichts 
reform  — S.  29  — schien  seit  dem  1.  Febrnar  1876  den  Schuldner  ge- 
nügend zu  binden,  der  fernerhin  weder  das  Recht,  nachdem  er  und  des 
Staat  den  Fremden  gegenüber  gerichtet  wurde,  noch  dio  Person  des  Riohters 
irgendwie  beeinflussen  konnte. 

Es  zeigte  sich  aber,  dafs  einem  Staate  gegenüber,  der  niemals  gleich 
einem  privaten  Kridar  behandelt  werden  kann , und  gegen  den  selbst  die 
einzelne  Zwangsvollstreckungshandlang,  die  ihm  die  Ausübung  einer  staat- 
lichen Funktion  unmöglich  macht,  eine  zweischneidige  Waffe  ist,  mit 
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der  Bindung  des  Privatrechts  wenig  zu  erreichen  war.  Die  staatlichen 
Funktionäre,  mit  Ausnahme  der  gemischten  Gerichte,  respektierten  pfiich- 
gemäfs  nnr  diu  Befehle  der  ägyptischen  Regierung , welche  durch  den 
Verwaltungsmeobanismus  und  die  Disposition  über  die  Kassenbestände  re- 
gelmäßig in  der  Lage  war,  die  Zwangsvollstreckung  größerer  Schuldforder- 
ungen zu  verhindern.  Man  mufste  daher  auf  dem  abschüssigen  Wege  der 
Intervention  fortschreiten  und  die  nationale  Finanzverwaltung  an  sich 
reifsen,  um  sie  international  zu  organisieren.  In  der  That  ist  die  Commis- 
sion de  la  Dette  publique  — S.  135  — eine  vom  Khedive  unabhängige 
Behörde  der  Grofsmächte  geworden,  der  die  hauptsächlichsten  Einnahmen 
zufliefsen , und  die  Eisenbahnen,  Häfen  und  Telegraphen  durch  eigene 
Beamte  verwaltet. 

Das  Sohlufsergebnis  ist  somit  eine  Beschränkung  des  selbstherrlichen 
Khedive,  aber  auch  der  Staatssouverainität  zu  Gunsten  auswärtiger  Mächte 
in  Bezug  auf  Gerichtsorganisation,  Privatrecht,  Finanzverwaltung  und  Or- 
ganisation der  öffentlichen  Arbeiten  mit  dem  Endzwecke,  den  Staat  zur 
Zahlung  nomineller  und  nur  zum  Teil  effektiver  Schulden  anzuhalten, 
— eine  Organisation,  welche  unter  konkreten  Verhältnissen  vielleicht  auch 
zu  Gunsten  des  bisher  willkürlich  behandelten  ägyptischen  Steuerzahlers 
ausschlagen  kann , aber  im  schreiendsten  Widerspruch  zu  dem  Zwecke 
eines  Staates  steht,  in  dem  begrifflich  die  Erfüllung  internationaler  Ver- 
bindlichkeiten immer  hinter  der  Aufgabe,  den  Inbegriff  zeitlicher  Wohl- 
fahrt eines  Volkes  mit  allen  Mitteln  zu  befördern,  zurücktreten  mufs.  Im 
übrigen  ist  die  internationale,  nur  auf  Zeit  getroffene  Organisation  eine  so 
künstliche  und  vorzugsweise  durch  das  Interesse  der  grofsen  Banquiers 
diktierte,  dafs  die  Harmonie  der  Geldinteressen  wohl  kaum  auf  lange  Zeit 
die  politischen  Uneinigkeiten  verdecken  wird.  Auf  jeden  Fall  ist  das 
gegebene  Beispiel , das  einem  schwachen , despotisch  regierten , orienta- 
lischen Staate , der  ausbeutungsfähigen  Boden  und  Bevölkerung  besitzt, 
gegenüber  giüokte,  weder  sittlich,  noch  politisch,  noch  ökonomisch  nach- 
ahmenswert, wenu  es  auch  für  den  Scharfsinn  der  Juristen  ein  unver- 
gleichlich dankbares  Objekt  bieten  mag. 

Der  Verfasser  hat  es,  von  ganz  geringfügigen  Mängeln  abgesehen,  in 
bemerkenswertester  Weise  verstanden,  den  widerwilligen  Stoff  mit  seiner 
überreichen  juristischen  Ausbeute  zu  sichten,  zu  gliedern  und  klar  zu  be- 
handeln. Es  lag  nicht  in  seinem  Plane,  die  wirtschaftlichen  Folgen  der 
Verschuldung  des  Landes  und  der  naoh  dem  Staatsbankerotte  eingetretenen 
europäischen  Vormundschaft  in  ihren  einzelnen  Phasen  darzustellen;  aber 
auch  so  verdient  die  Arbeit  eine  besondere  Beachtung,  nicht  nur  seitens  der 
Kenner  des  öffentlichen  Rechts,  sondern  auch  als  wertvoller  Beitrag  der 
modernen  Politik  und  Weltwirtschaft.  Vielleicht  bringt  die  Zukunft 
einmal  die  noch  aussteheude  Würdigung  der  wirtschaftlichen  Zustände  von 
einem  der  dort  tätigen  europäischen  Finanzbeamten,  sobald  an  Stelle  der 
Vielherrschaft  endgültig  auch  rechtlich  die  englische  Suprematie  getreten 
sein  wird. 

Breslau.  Dr.  Keil. 

Fui  stieg,  B.  (GOFinR.),  Das  preußische  Gewerbesteuergesetx  vom  24.  Juni  1891 
und  die  Ausführungsauwcisungen  mit  Erläuterungen  und  einer  Einleitung  : Die  geschicbt- 
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liehe  Entwickelung  der  gewerblichen  Besteuerung  in  Preußen  und  systematische  Darstel- 
lung der  Gewerbesteuer.  Berlin,  C.  Heymann,  1893.  gr.  8.  XVI — 538  SS.  geb.  M.  12. — . 

Enneccerus,  C (Prof.),  Die  Steuerreform  in  Staat  und  Gemeinde.  Marburg, 
Eiwert,  1892  gr  8.  IV— 100  SS.  M 1,40. 

Hager,  C. , Das  Zuckersteuergesetz  vom  31.  Mai  1891  nebst  den  Ausführung*- 
bestimmungen  mit  Einleitung,  Anmerkungen  etc.  Magdeburg,  Ratbke,  1892.  8.  XXXIV — 
250  SS.  geb.  M.  4. — . (A.  u.  d.  T. : Albert  Kathke»  Bibliothek  für  Zuckerinteressenten. 

Band  VII.) 

HauptUbersicht  der  Staatsausgaben  und  -Einnahmen  des  Königreichs  Württem- 
berg. Nachweisung  der  Rechnungsergebnisse  von  den  Etatsjahren  1.4.  1889/31.3.  1890 
und  1.4  1890/31.3.  1891.  2 Bände.  (Stuttgart)  4.  Zusammen  792  SS. 

Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  im  preußischen  Staate. 
Statistik  der  preußischen  Einkommensteuerveranlagung  für  das  Jahr  1892/93.  Im  Auf- 
träge des  Herrn  Pinanzministers  bearbeitet  vom  kgl.  statistischen  Bureau  Berlin,  gedruckt 
in  der  Buchdruckerei  von  W.  Koebke,  1892.  4.  IV — 325  SS.  (Nicht  im  Handel.) 

Schreiber,  C.  (ORcgR.),  Unparteiische  Betrachtungen  über  das  preußische  Steuer- 
programm. Berlin,  H.  W.  H.  Müller,  1892.  8.  IV — 56  SS.  M.  1,20. 


B i d o i r e , P.  (ancien  elfe ve  de  l'Ecole  libre  des  Sciences  politiques),  Tableau  rfesumfe 
du  budget  de  1893  Paris,  Guillaumin  & (.>.  1892.  8.  fr.  1,50. 

Finauces,  les,  de  Calais  et  la  perception  de  l’octroi-  Lille,  impr.  du  „Reveil  du 
Nord“,  1892.  8.  55  pag. 

8.  Geld-,  Bank-  und  Kreditwesen.  Versicherungswesen. 

Alexander,  E.  (Gerichtsassessor),  Die  Sonderrechte  der  Aktionäre.  Berlin,  O. 
Liebmann,  1892.  gr.  8.  XU— 185  SS.  M.  4,50. 

Ideen  zur  Initiative  für  schweizerische  Bundesversicherung.  Zürich,  Meyer  & Zeller, 
1892.  gr.  8.  68  SS.  M.  0,80. 

Lubszynski,  J.,  Zar  Börsenenquete  in  Deutschland.  Berlin,  Expedition  der  Imma- 
terialgüter , 1892.  gr.  8.  30  SS.  M.  0,80.  (Sonderabdruck  aus  den  „Münchener 

Neuesten  Nachrichten*4.) 

Pf  er  sehe,  E.  (k.  k (Jni  v.- Prof. , Graz),  Das  gewerbliche  Arbeitsverhältnis  nach 
österreichischem  Rechte  mit  Einschluß  der  Unfall-  und  Krankenversicherung  der  Arbeiter. 
Für  den  praktischen  Gebrauch  dargestellt.  Wien,  Manz,  1892.  8.  IV — 160  SS. 

Plack-Podgörski,  R.  , Der  Prozeß  Polke.  Ein  Rechtsbild  aus  der  Zeit  Wil- 
helm U.  2.  Aufi.  Dresden,  Verlag  der  Druckerei  Glöfs,  1892.  8.  134  SS.  M.  1. — . 

(Beitrag  zu  Korruption  der  Börse.) 

v.  Woedtke,  E.  (GORegR.)  , Krankenversicbernngsgesetz  vom  15.  Juni  1883  in 
der  Fassung  der  Novelle  vom  10.  April  1892  und  die  dasselbe  ergänzenden  reichsrecht- 
lichen Bestimmungen.  Mit  Einleitung  und  Erläuterungen.  4.  gänzlich  umgearbeitete 
Anfl.  Lieferung  l.  Berlin,  Gattentag,  1892.  gr.  8.  304  SS.  M.  6,50.  (Die  Abnahme 
der  ersten  verpflichtet  zur  Abnahme  der  zweiten  (3chlufs)-Lieferung.) 

Laurent,  H.  (administrateur  de  la  caisse  dVpargne  de  Pithiviers),  Les  caisses 
d'fepargne  et  de  prfevoyance  depuis  leur  origine  jusqu'ä  nos  jour».  Tome  II,  21*»«  partie; 
Lfegislations  frau<,aise  et  fetraugfere.  Pithiviers,  imprim.  des  caisses  d'dpargne,  1892.  8. 

657  pag.  fr.  7,50. 

Lemaire,  F.  (prof.  de  mathfematiques),  Nouveau  manuel  du  capit&liste.  Comptes 
faits  en  365  tableaux  ä tous  les  taux  et  pris  au  365°  ä l’osage  de  dfetenteurs  de  deniers 
publica,  notaires , banquiers , capitalistes , indostriels , comptables,  etc.  de  France  et  des 
pais  d'Union  monctaire.  Paris,  Larose  & Forcel,  1892.  4.  400  pag.  fr.  12. — . 

Reaponsabilitca  du  nouveau  comptoir  d’escompte  et  de  »es  coassocifes,  charges 
de  payer  ä leura  risques  et  pferila  1’emprunt  1832,  dans  l'emprunt  des  tabaca  portugais. 
Paris,  imprim.  Noisette,  1892.  8.  255  pag.  fr.  0,50. 

Coins  and  medals:  their  place  in  history  and  art,  by  the  author  of  the  British 
Museum  official  catalogues.  Edited  by  Stanley  Laue  Poole.  London,  E.  Stock,  1892. 
crown- 8.  292  pp.  6/. — . 

Sharp,  David,  A scheme  for  a national  System  of  rest  fand»  (or  pensions)  for 
working  people.  London,  G.  Philip  & Son,  1892.  8.  16  pp.  /.0,6. 
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9.  Soziale  Frage 

Bericht  über  die  Verhandlungen  des  III.  evangelisch-sozialen  Kongresses  abge- 
halten zu  Berlin  am  20.  und  21.  April  1892.  Nach  den  stenographischen  Protokollen. 
Berlin,  Rehtwlsch  & Seeler,  1892.  8.  IV— 134  88.  M.  1.—. 

Domela-Nieuwenhuis,  F.  , Die  verschiedenen  Strömungen  in  der  deutschen 
Sozialdemokratie.  Aus  dem  Französischen  übersetzt  von  A.  Auerbach.  Mit  Vorwort  des 
Verfassers.  Berlin,  O.  Harnisch,  1892.  8.  M.  0.20. 

Gmelin,  J.  (Pfarrer),  Evangelische  Freiheit!  Auch  ein  Beitrag  zur  Lösung  der 
sozialen  Frage.  Tübingen,  F.  Fues,  1892.  8.  171  88.  M.  2. — . 

H a 1 1 i e r , E.  (Prof.),  Die  sozialen  Probleme  und  das  Erbrecht.  Eine  rechtsphilo- 
sophische Studie.  München,  E.  Albert  & C°,  1892.  8.  45  SS. 

Jakszakov,  Vaszilij,  Aus  den  sibirischen  Bleibergwerken.  Unedierte  Briefe 
des  zur  lebenslänglichen  Zwangsarbeit  verurteilten  russischen  Professors  V.  Jakszakov. 
Aus  dem  Ungarischen  übersetzt.  Berlin,  8.  Cronbach,  1892.  kl.  8.  184  SS.  M.  2,60. 

Maisch,  G.,  Das  religiöse  Gemeinschaftsleben,  ein  Heilmittel  für  unsere  sozialen 
Schäden.  Leipzig,  R.  Wertber,  1892.  gr.  8.  136  SS.  M.  1,80. 

Müller,  llans,  Der  Klassenkampf  in  der  deutschen  Sozialdemokratie.  Mit  einem 
polemischen  Nachwort:  K.  Kautskys  Abentener  in  Zürich.  Zürich.  Verlagsmagazin,  1692. 
gr.  8.  142  SS.  M.  1,20. 

Verbesserung  der  Wohnungen,  die  Vorberichte  und  Verhandlungen  der  Kon- 
ferenz vom  25.  und  26.  April  1892  nebst  Bericht  über  die  mit  derselben  verbundene 
Ausstellung.  Berlin,  C.  Heymann,  1892.  gr.  8.  VI — 370  SS.  mit  208  Abbildungen  im 
Text.  M.  8. — . (Inhalt:  Die  Fürsorge  der  Arbeitgeber  für  die  Wohnungen  ihrer  Arbeiter, 
von  (StadtR.)  F.  Kalle.  — Die  Mitwirkung  der  Arbeitnehmer  bei  der  Lösung  der 
Wohnungsfrage,  von  H.  Albrecht.  — Allgemeine  Grundsätze  für  den  Bau  und  die  Ein- 
richtung von  Arbeiterwohnungen,  von  Uhr.  Nufsbaum  (Dozent,  techn.  Hochschule,  Han- 
nover). — Bericht  über  den  ersten  Verhandluugstag,  Montag  den  25.  4.  1892.  — Bericht 
Uber  die  Ausstellung  von  Plänen  von  Arbeiterwohnungen,  erstattet  von  H.  Albrecht  (Gr.- 
Lichterfeld.)  — etc.) 

v.  Voll  mar,  G. , Ueber  Staatssozialismus.  Nürnberg,  Wörlein  & C®,  1892.  8. 

48  SS. 

Weber  (Pfarrer,  M.-Gladbnch) , Wohnungen  und  Sonntagsbeschäftigangen  der 
deutschen  Arbeiter.  Nach  urkundlichen  Quellen  geschildert.  Leipzig,  H.  G.  Wallmann. 
1892.  gr.  8.  58  SS.  M.  0,60. 

Weifs,  A.  Maria,  Fr.  (O.  Pr.),  Soziale  Frage  und  soziale  Ordnung  oder  Institu- 
tionen der  Gesellschaftslehre.  Teil  I.  Freiburg  i.  Br.,  Herder,  1892.  8.  XII— 478  88. 

Preis  für  Teil  I und  II  M.  7. — . (Inhalt:  Einleitung.  — Das  öffentliche  Leben  unter 
dem  Eiuflusse  der  modernen  Ideen : Der  absolute  Staat.  Das  Recht  der  Revolution 
Der  Liberalismus.  Der  Sozialismus.  Die  religiösen  und  sittlichen  Ideen  des  Sozialismus. 
Die  Weltlage.  Solidarität  der  Vcrautwortung  für  die  modernen  Ideen.  — Das  Recht.  — 
Die  Grundlagen  der  Gesellschaft : Die  menschliche  Persönlichkeit.  Das  Eigentum.  Die 
Arbeit  — Die  Familie.  — ) 


Domela-Nieuwenhuis,  F. , Les  divers  courante  de  la  democratie  socialist* 
ailemande.  Bruxelles,  Veuve  Monnom,  1892.  8.  28  pag.  (Der  Verfasser  steht  in  dem 

auf  dem  Erfurter  Parteitage  entbrannten  Prinzipienstreit  zwischen  den  „Jungen*1  und 
„Offiziellen'*  der  deutschen  Sozialdemokratie  auf  Seite  der  ersteren.) 

Droit  social.  Je,  de  l’eglisc  ct  ses  applications  d&ns  les  circonstances  presentes,  p&r 
P.  Ch.  M.  Paris,  Larose  & Forcel,  1892.  8.  400  pag.  fr.  4. — . 

Husson,  F.,  La  seconde  Revolution  frungaise.  Solution  et  d4nouement  pacifiqne 
de  la  question  sociale  ouvriere.  Paris,  Guillaumin.  1892.  in-18  jesus.  V — 224  pag. 

fr.  2. — 

M a 1 o n , B. , Precis  historique  , tbeorique  et  pratique  de  socialisme  (1*™  Serie  des 
luudis  socialistes).  Paris,  F.  Alcan,  1892.  12.  fr.  3,60. 

Syndicat  chretien , le.  Loi  divine  du  travail  j les  plaies  du  travail  actuel  ; fonc- 
tionnement  du  syndicat,  ses  bienfaits,  ses  institutions,  ses  esp4rances.  (Patrons  et  ourriers.) 
Reims,  impr.  Monce,  1892.  in-18.  89  pag. 

Leroy-Beaulieu,  A.,  Papacy,  socialism  and  democracy,  followed  by  the  papa! 
Encyclical  on  the  condition  of  labour.  Translated  from  the  Frencb.  Witli  explanatory 
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notes  and  preface , by  B.  L.  O'Donnell.  London,  Chapman  & Hall,  1892.  crown-8. 
322  pp.  7/. — . 

F old  es,  B. , Az  angol  egyetemck  es  a mnnkisügy , különös  tekintettel  Tonwee 
Hallra.  Budapest,  Pfeiffer,  1892.  gr.  8.  13  pp.  (Die  englischen  Universitäten  und  die 
Arbeiterfrage  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Tonwee  Hall.) 

10.  Gesetzgebung. 

Fuhr,  K.  (Rechtsanwalt  Giefsen),  Strafrechtspflege  und  Sozialpolitik.  Ein  Beitrag 
zur  Reform  der  Strafgesetzgebung  auf  Grund  recbtsvergleichender  und  statistischer  Er- 
hebungen über  die  Polizeiaufsicht.  Berlin,  O.  Liebmann,  1892.  gr.  8.  XVI— 342  SS. 
mit  3 statistischen  Tabellen  in  quer-folio.  M.  8. — . 

Ludwig- Wolf,  L.  P.,  Die  Gesetzgebung  über  Wegebau  und  Expropriation  im 
Königreich  Sachsen  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Expropriation  bei  Bahnbauten 
und  auf  anderen  Verwaltungsgebieten.  3.  bis  1892  fortgeführte  Auflage.  Leipzig,  Rels- 
berg, 1892.  kl.  8.  XII— 453  SS.  M.  5,40. 

Preufsisch  - deutscher  Gesetzkodex.  Ein  chronologisch  geordneter  Abdruck  der 
in  der  Gesetzsammlung  für  die  kgl.  preußischen  Staaten  von  1806  im  Bundesgesetzblatt 
und  im  Reichsgesetzblatt  von  1871  an  bis  auf  die  neueste  Zeit  enthaltenen  Gesetze-Ver- 
Ordnungen,  Kabinctsordres  , Erlasse  etc.,  zusammengestellt  von  P.  Stoepel.  Supplement 
1890 — 1891  mit  Register  zur  3.  Auflage.  Frankfurt  a/O.,  Trowitzsch  & Sohn,  1892. 
gr.  8.  395  SS.  M.  4.—. 

S t e i n f e I d , H.  (Rechtsanwalt),  Recbtsgrundsätze  über  das  Guthaben  des  Genossen- 
schaftsmitglieds, insbesondere  die  Beschlagnahme  des  Guthabens  und  dessen  Behandlung 
beim  Konkurse  des  Genossen.  Hannover-Linden,  Manz  & Lange,  1892.  8.  25  SS.  M.  0,60 

Bouvier-Bangillon,  A.  (prof.,  K la  faculte  de  droit  d’Aix),  Des  droits  suc- 
cessoraux  du  conjoint  survivant.  Paris , Thorin , 1892.  8.  96  pag.  (Extrait  de  la 

Revue  generale  du  droit.) 

C o h e n d y , E.,  Code  de  commerce  et  loia  commerciales  usuelles  avec  des  notions 
de  l^gislation  co  mparle  ä 1'usage  des  f'lf-ves  des  facnltes  de  droit  et  les  cooles  de  com- 
merce. Paris,  Berger-Levratüt,  1892.  12.  IV — 245  pag.  toile.  fr.  2. — . 

Hubert,  E.  (avocat  a la  Cour  d’appel).  Droit  romain : Du  droit  de  vente  du 
creancier  hypoth^caire ; droit  fran^ais : De  l’hypothlque  legale  de  la  femme  marine  au 
point  de  vue  de  la  publicite  (thfese).  Montauban,  Forestiö,  1892.  8.  240  pag. 

Josserand,  L.,  Droit  romain:  Essai  sur  la  nature  des  actions  qui  sauctionnent 
les  negotia  nova;  droit  fran9ais : Des  successions  entre  eponx  (loi  du  9 mar»  1891) 
[thfese  pour  le  doctorat].  Lyon,  impr.  Mougin-Rusand,  1892.  8.  311  pag. 

Simaika,  Abdallah  (docteur  en  droit),  De  la  competence  des  tribunaux  mixtes 
d’Egypte  en  mattere  civile,  commerciale  et  tinanctere.  Paris,  Thorin,  1892.  8.  176  pag. 

11.  Staat«-  und  Verwaltungsrecht. 

Berlin.  Hauptjahresabschlufs  der  Stadthauptkasse  der  Haupt-  und  Residenzstadt 
Berlin  pro.  1.  April  1891/92. — Erläuterungen  dazu  (mit  dem  Kapitalvermogensnachwcis 
und  der  Uebersicht  vom  Schuldeozustande  der  Stadtbauptkasse,  etc.).  Zusammen  2 Hefte. 
Berlin,  Druck  von  Gebrüder  Grunert,  1892.  quer-folio.  237  und  9G  SS. 

Brieg.  Bericht  über  Verwaltung  und  Stand  der  Gemeiudeangelegenheiten  der  Stadt 
Brieg  pro  1.4.  1890/91  und  teilweise  bis  Ende  1891.  Brieg,  O.  Falch.s  Buchdruckerei, 
1892.  8.  IV— 104  SS. 

Drache,  R.  (OberlandesgerR.),  Parität  und  Imparität.  Eine  staatsrechtliche  Be- 
trachtung. Leipzig,  C.  Braun,  1892.  8.  26  SS.  M.  0,25.  fA.  u.  d.  T. : Flugschriften 
des  Evangelischen  Bandes,  Heft  68.) 

Entscheidungen  des  Bundesamtes  für  das  Heimatwesen.  Im  amtlichen  Auf- 
träge bearbeitet  und  herausgegeben  von  (GRegR.)  J.  Krech.  Heft  XXIV  (enthaltend  die 
seit  dem  1.  September  1891  bis  zum  1.  Sept.  1892  ergangenen  wichtigeren  Entschei- 
dungen. Berlin.  F.  Vablen,  1892.  8.  X— 221  SS. 

Kiel.  Bericht  über  die  Verwaltung  und  den  Stand  der  Gemeindeangelegenheiten 
der  Stadt  Kiel  in  der  Zeit  vom  1.  April  1886  bis  ult  März  1891.  Kiel,  Druck  von 
Schmidt  & Klaunig,  1892.  Roy.-8.  IV — 215  SS.  mit  Plan  in  quer-folio.  Als  Beilage 
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I. 4.  1886  bis  ult.  März  1891,  aufgestellt  von  Hardenberg  (Stadtrevisor),  ebd.  1891. 

Roy.-8.  148  SS. 

L i e g n i t z.  Bericht  über  den  Stand  und  die  Verwaltung  der  Gemeindeangelegea- 
heiten  der  Stadt  Liegnitz  für  das  Etatsjahr  1891/92.  Liegnitz,  Druck  von  O.  Heinze, 
1892.  4.  100  SS. 

Mol  lat,  G.,  Quellenbuch  zur  Geschichte  der  deutschen  Politik  im  neunzehnten 
Jahrhundert.  Leipzig,  H.  Haessel,  1892.  8.  VIII — 294  SS.  M.  3. — . (ln  der  Samm- 

lung sind  folgende  Autoren  vertreten  : Joh.  v.  Müller,  Adam  H.  Müller,  Fr.  v.  Genta, 
H.  Luden,  J.  v.  Görres,  Sylv.  Jordan,  K.  Vollgraff,  K.  L.  v.  Haller,  K.  S.  Zachariä,  K. 
v.  Rotteck,  F.  X.  v.  Baader,  F.  Kohmer,  F.  Ch.  Dahlmann,  J.  v.  Radowitz,  J.  v.  Held, 
G.  Waitz,  F.  J.  Stahl,  F.  v.  Holtzendorff,  R.  v.  Mohl.  J.  K.  Bluntschli.  — ) 

Schreiber,  C.,  Die  neuen  preußischen  Verwaltungsgesetze  mit  Erläuterungen  für 
die  Provinz  Hessen-Nassau.  2.  durch  die  Städteordnung  für  den  Regbez.  Wiesbaden 
vermehrte  Aull.  Marburg,  Eiwert,  1892.  gr.  8.  IV' — 533  SS.  M.  4,40 

Seydel,  Max,  Bayerisches  Staatsrecht  Band  VI,  Abteilung  1.  Freiburg  i.  Br., 

J.  C.  B.  Mohr,  1892.  8.  IV— 350  u.  VI  SS.  M.  7,40.  (Inhalt:  Buch  VI.  Das  Recht 

der  Landes  Verwaltung,  Teil  4 : Die  Verwaltuogsthätigkeit  in  Bezug  auf  das  geistige 

Leben.) 

Thätigkeit,  die,  des  preufsischen  Abgeordnetenhauses  in  der  XVH.  Legislatur- 
periode, IV.  Session,  1892  Berlin,  Puttkammer  & Mühlbrecht,  1892  8.  154  SS 

M.  1. — . (Im  Aufträge  der  nationalliberalen  Partei  dargestellt.) 

Trier.  Bericht  über  die  Gemeindeangelegenheiten  der  Stadt  Trier  für  das  Rech- 
nungsjahr 1891/92  nebst  Haushaltsetat  pro  1892/93.  Trier,  Lintzsche  Buchdruckerei,  1892 
gr.  4.  66  88. 

Westerkamp,  J.  B.  (o.  Ö.  Prof,  der  Rechte,  Universität  Marburg),  Staatenbuad 
und  Bundesstaat.  Untersuchungen  über  die  Praxis  und  das  Recht  der  modernen  Bünde. 
Leipzig,  Brockhaus,  1892.  8.  XXI— 550  SS.  M.  14.— 

C o m p t e - rendu  des  seances  de  la  Chambre  des  ddbut4s  du  grand-duchd  da  Luxem- 
bourg. Session  ordin&ire  du  10  uovembre  1891  au  26juillet  1892.  Luxembourg,  imprim. 
V.  Bück,  1892  8.  XXIV — 994  pag.  et  annexes  592  pag.  et  XXVII  pag. 

Desjardins,  A.  (membre  de  l’lnstitut  de  France,  avocat  general  k la  Cour  de 
cassation).  L’ar  bi  trage  international,  rapport  sur  le  concours  ouvert  pour  le  prix  Bodin. 
Paris,  impr.  Girardot,  1892.  8.  39  pag.  (Extrait  du  Compte  rendu  de  TAcad^mie  des 

Sciences  morales  et  polit.,  (Institut  de  France.) 

Kannengieser,  A,  Etudes  politiques  et  religieuses  sur  l’Allemagne  catholiqae. 
Le  r^veil  d’un  peuple.  Paris,  Letbielleux,  1892.  in-18  j4sus.  XXIV — 432  pag 

Kermaingant,  P.  L.,  Le  droit  des  gens  maritime  pratique  par  l’Angleterre, 
l'Esp&gne  et  la  France  au  commencement  du  XVII*  siede.  Paris,  Picard,  1892.  8. 
24  pag. 

Simaika,  A.  (du  Caire),  Essai  sur  la  proviuce  romaine  d’Egypte  depuis  la  con- 
quete  jusqu’ä  Diocletien,  dtude  d’organisation  politique  et  administrative  (thkse).  Cbätillon- 
sur-Seine,  impr.  Pichat  & Pepin,  1892.  8.  XII — 235  pag. 

Perkins,  J.  B.,  France  under  the  Regency.  With  a review  of  the  administration 
of  Louis  XIV.  Kondon,  Macmillan,  1892.  crown-8.  620  pp.  8/.6. 

Gallardo  Lobato,  J.,  Feudalismo  moderno  6 los  prindpios  de  un  cacique. 
Madrid,  J.  Cruzado,  1892.  8.  pes.  4. — . 

(Fortsetzung  der  Uebersicht  im  nächsten  Heft ) 
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XII. 

Beiträge  zur  Lehre  von  den  auswärtigen; 
Wechselkursen. 


Von 

Dr.  Carl  Hoiligonstadt  (Berlin). 

I. 

Die  Goldbewegungen  zwischen  England  und  Deutschland. 

Hit  einer  Karte. 

Unter  den  Erörterungen,  welche  der  in  Oesterreich- Ungarn  bevor- 
stehenden Valutaregulierung  ihre  Entstehung  verdanken,  beanspruchen 
diejenigen,  welche  die  Beschaffung  des  für  diesen  Zweck  erforderlichen 
Goldes  zum  Gegenstand  haben,  ein  besonderes  Interesse.  Im  Kreise 
der  Finanzpraktiker  wird  die  Herbeischaflung  des  Goldes  als  eine  unter 
den  bestehenden  Verhältnissen  nicht  unmögliche  Aufgabe  betrachtet, 
wenn  man  sich  auch  nicht  verhehlt,  daß  dieselbe  unter  Umständen 
eine  sehr  schwierige  werden  kann.  Für  diese  Männer  der  Praxis 
handelt  cs  sich  bei  der  ganzen  Angelegenheit  im  Grunde  genommen 
nur  um  die  Höhe  des  Preises,  den  die  beiden  Finanzminister  von 
Oesterreich  und  Ungarn  für  das  Gold  zu  zahlen  gewillt  sind. 

Mit  der  Frage  des  Preises  ist  aber  die  weitere  nach  der  Bezugs- 
quelle des  Goldes  eng  verbunden. 

Wird  der  Ankaufspreis  von  seiten  Oesterreich- Ungarns  hoch 
genug  festgesetzt,  so  werden,  hierdurch  angezogen,  unzweifelhaft  aus 
allen  Teilen  der  Welt  größere  oder  geringere  Goldbeträge  nach  Oester- 
reich strömen,  die  sonst  ihren  Weg  anderswohin  und  besonders  nach 
London  nehmen  würden. 

Soweit  bekannt  geworden,  rechnet  man  in  Oesterreich  - Ungarn 
bei  der  ablehnenden  Haltung  des  Londoner  und  Pariser  Platzes  vor- 
zugsweise darauf,  die  Anleihen,  aus  deren  Erlös  man  die  Kosten  der 
Goldbeschaffung  teilweise  zu  decken  gedenkt,  auf  dem  deutschen  Markte 
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untprzubringen.  Es  wird  demgemäß  unzweifelhaft  von  Deutschland 
verlangt  werden,  den  Gegenwert  der  im  Deutschen  Reiche  abgesetzten 
Staatspapiere  ganz  oder  doch  zum  größten  Teil  in  effektivem"  Golde 
zu  remittieren.  Da  nun  aber  in  Deutschland  ein  Goidmarkt  wie  in 
London,  auf  dem  das  Gold  als  Ware  gekauft  und  verkauft  wird  und 
dem  es  ununterbrochen  von  selbst  zuströmt,  nicht  besteht,  so  bleiben 
für  die  Anschaffung  des  Goldes  für  Oesterreich- Ungarn  seitens  Deutsch- 
lands nur  zwei  Möglichkeiten  offen,  nämlich  entweder  die  Summen 
aus  dem  Auslande  herbeizuschafien  oder  sie  den  deutschen  Metall- 
beständen  zu  entnehmen. 

Zunächst  werden  die  deutschen  Banken  sicher  versuchen,  einen 
Teil  der  Goldsendungen  auf  die  Schultern  anderer  Völker  abzuwälzen 
und  zwar  dadurch,  daß  sie  den  Gegenwert  ihrer  Forderungen  an  das 
Ausland  nach  Oesterreich  - Ungarn  in  effektivem  Golde  werden  über- 
weisen lassen,  was  bei  dem  Stande  der  deutschen  internationalen 
Zahlungsbilanz  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  keine  Schwierigkeiten 
machen  und  jedenfalls  bevorzugt  werden  wird , wenn  und  soweit  das 
Gold  im  Auslande  billiger  als  in  Deutschland  zu  erhalten  ist.  Die  von 
Oesterreich- Ungarn  benötigten  Goldmengen  sind  aber  immerhin  so 
groß,  daß  durch  die  Nachfrage  danach  der  Preis  auf  dem  Weltmärkte 
nicht  unbeeinflußt  bleiben  kann  und  daher  auch  mit  der  Thatsache 
gerechnet  werden  muß , einen  Teil  und  unter  Umständen,  besonders 
wenn  die  Sache  schwierig  zu  werden  beginnt,  einen  nicht  unbe- 
deutenden, den  deutschen  Metallbestanden  entnehmen  zu  sehen.  Bei 
dem  Manuel  irgend  welcher  größeren  verfügbaren  Goldreserven  außer- 
halb der  Reichsbank  in  Deutschland  ist  man  somit  darauf  angewiesen, 
die  Beträge  entweder  der  Cirkulation  oder  der  Metallreserve  der  Bank 
zu  entziehen.  Es  ist  daher  bei  den  Finanzgeschäften,  welche  mit  der 
Beschaffung  des  für  Oesterreich  - Ungarn  erforderlichen  Goldes  ver- 
knüpft sind,  mit  dem  Umstande  zu  rechnen,  ob  die  Reichsbank  nun 
auch  gewillt  ist,  Gold,  sollte  eine  Nachfrage  danach  an  sie  herantreten, 
abzugeben,  oder,  ob  sie  die  Goldentuahmen,  die  ihr  bevorstehen,  ver- 
hindern wird  und  mit  Erfolg  verhindern  kann.  Von  englischer  Seite 
wird  das  letztere  behauptet.  Englische  Theoretiker  und  vor  allem 
englische  Bankiers  erklären  fort  und  fort,  daß  die  Reichsbank  ihnen 
den  Bezug  von  Gold  aus  Deutschland  unmöglich  mache  und  zwar 
durch  Mittel,  deren  man  sich  in  England  nicht  bedient  und  nicht  be- 
dienen würde.  Vor  allem  soll  die  Reichsbank  eine  Pression  ausüben, 
die  bei  ihrer  anerkannten  großen  Macht  immer  erfolgreich  sei.  Ein 
schwarzes  Buch  solle  bestehen,  in  welches  die  Reichsbank  die  un- 
patriotischen Uebeltbäter  verzeichnet,  um  ihnen  bei  passender  Ge- 
legenheit ihre  Macht  fühlen  zu  lassen;  kurz,  sie  wisse  zu  verhindern, 
daß  Gold  ihr  entnommen  werde  und  so  ströme  zwar  Gold  von  Eng- 
land nach  Deutschland,  aber  niemals  fänden  irgend  welche  nennenswerte 
Beträge  ihren  Weg  zurück  über  den  Kanal. 

Wir  geben  hier,  da  wir  genötigt  sind,  mehrfach  darauf  zurück- 
lukommen,  einige  Aeufaerungen  dieser  Art,  die  alle  der  jüngsten 
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Zeit  entstammen  und  leicht  um  viele  ähnliche  vermehrt  werden  könnten, 
wieder : 

Why  can  we  not  drain  Berlin  in  the  same  way  as  the  German» 
are  ahle,  if  they  wish , to  drain  London?  Beeause  circumstanoes  are 
interposed  of  a charncter  which  it  is  diffieult  for  me  accuralely  to  de- 
■cribe,  but  which  1 will  call  moral  dilficultie».  Supposing  that  any  firm 
had  in  it»  hands  a couple  ot  million»  of  bill»  on  Germany  which  it  wiahed 
to  cash,  and  for  which  it  was  anxious  and  determined  to  get  gold,  it 
would  naturally  send  those  bill»  to  Berlin.  It  would  apply  to  Berlin  to 
diacount  those  bill»,  or  present  them  for  payment,  and  ask  for  the  gold. 
The  probability  is  that  the  bank  to  whom  the  order  wua  given  would 
dccliue  the  Commission,  fearing  to  be  placed  in  an  invidious  poaition. 
In  bauking  oircles  at  Berlin  a kind  of  moral  pressure  is  put  on,  and  every 
effort  used,  in  Order  to  prevent  the  depletion  of  the  stock  of  gold  at 
that  bauking  centre,  pressure  wich  no  one  in  thi»  counlry  would  approve 
of,  pressure  which  1 will  »how  you  in  one  moment  is  absolutely  im- 
possitde  here.  G.  J.  Goschen,  On  the  insuffioiency  of  our  cash  reserves 
and  of  our  central  stock  of  gold.  Speech  at  Leeds.  London,  1891, 
8.  13. 

The  German  Imperial  Bank  takes  effective  steps  to  prevent  gold 
shipmenta  to  this  eountry  by  selling  the  sterling  bill»  it  always  holds, 
and  by  its  efficient  control  over  the  discount  market.  Besides,  if  any 
banker  or  merchant  in  Germany  were  to  send  even  a moderate  amount 
of  gold  to  thi»  eountry,  he  would  irnmediately  be  callcd  upon  to  explain 
•o  unpatriotio  a proceeding,  and  if  he  pt  rsisted,  bis  name  would  be 
placed  in  the  „black  booku  of  the  Imperial  bank.  Samuel  Montagu, 
Gängers  of  modern  finance.  Fortnightly  Keview,  March  1892. 

In  Germany,  payments  in  gold  are  said  to  be  discouraged  by  means 
not  adopted  here.  K.  H.  Inglis  Palgrave,  The  Bank  Acts  of  1844 — 45 
and  the  Back  Bäte.  Journal  of  the  Institute  of  Bankers,  Vol.  XIII,  S.  229. 

. . . the  Bank  of  England,  where  the  neocssity  to  buy  and  seil 
bullion  at  a fix<  d price  imposes  Obligation»  on  the  Bank  of  England 
which  are  obviated  in  the  cases  of  Germany  and  France,  when  they 
wi.-h  to  protect  their  reserves.  ...  J,  B.  Maritin,  Discussion  on  Mr. 
PalgTave’s  Paper:  The  Bank  Acts  of  1844 — 45  etc  a.  a.  O.  8.  246. 

In  Germany  there  is  a kind  of  pressure,  which  is  not  exercised  in 
this  eountry,  brought  to  bear  upon  people  who  wish  to  export  gold. 
F.  E.  Steele,  Discussion  on  Mr.  l’algrave’s  Paper  a.  a.  0.  S.  246  f. 

And  as  the  foreign  demand  for  gold  has,  in  recent  years,  become 
more  friquent,  the  changes  in  our  Bank  rate  have  increased.  While 
more  and  more  countries  are  trying  to  adopt  the  gold  Standard,  London 
remaios  the  only  open  market  for  gold  in  Europe.  Schmidt,  Discussion 
on  M.  Palgrave’s  Paper  a.  a.  O.  8.  249. 

Verhielten  sich  diese  Thatsachen,  von  welchen  übrigens  nach 
eingezogenen  Erkundigungen  den  bei  diesen  Geschäften  beteiligten 
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wenigen  Berliner  Firmen  nichts  bekannt  ist,  wirklich  so,  wie  man  in 
England  behauptet,  so  wäre  auf  eine  Entnahme  von  Gold  aus  den 
deutschen  Beständen  wenig  zu  rechnen,  da,  wie  schon  bemerkt,  außer- 
halb der  Reichsbank  Goldbeträge,  wie  sie  für  Oesterreich-Ungarn  be- 
nötigt werden,  nicht  in  Reserve  gehalten  und  bei  einer  ablehnenden 
Haltung  der  Reichsbank  nur  mit  Mühe  und  Kosten  der  Cirkulation 
entnommen  werden  könnten. 

Wie  verhält  es  sich  nun  aber  in  Wahrheit  mit  der  Stellung  der 
Reichsbank  Goldentnahmen  gegenüber?  — Wir  geben  von  vornherein 
zu,  daß  die  Bank  versuchen  wird,  ihren  Metallbestand  vor  Angriffen 
zu  schützen,  soweit  dies  mit  den  Interessen  des  Landes  und  des 
Handels  vereinbar  ist.  Das  ist  aber  eine  Pflicht  der  Reichsbank  und 
außerdem  handelt  sie , indem  sie  so  verfährt , nicht  anders  als  die 
Bank  von  England  selbst,  welcher  gegenüber  sie  nicht  mal  die  Mög- 
lichkeit hat,  ihre  Metallreserven  so  weitgehend  zu  schützen,  wie  dies 
die  englische  Schwester  an  der  Themse  bei  dem  gegenwärtigen  Zu- 
stande der  in  England  umlaufenden  Münzen  zu  thun  vermag. 

Da  in  Deutschland  größere  Summen  Gold , die  für  die  Ausfuhr 
geeignet  wären,  in  einer  Hand  nicht  vorhanden  zu  sein  pflegen,  so 
darf  man  annebmen,  daß,  lassen  sich  umfangreichere  Ausfuhren  aus 
Deutschland  nachweisen,  diese  Beträge  in  größerem  oder  geringerem 
Umfange  der  Reichsbank  entstammen  müssen.  Nun  schätzt  Haupt  *) 
ohne  Rücksicht  auf  die  im  Auslande  stattgehabten  Umprägungen 
deutscher  Goldmünzen  im  Betrage  von  180  Millionen  Mark  die  Summe 
der  in  den  fremden  Banken,  hauptsächlich  in  der  russischen  Staats- 
bank vorhandenen  Goldkronen  deutschen  Gepräges  Ende  Dezember 
1891  auf  ca.  60  Millionen  Mark.  Die  Herkunft  dieser  Münzen  aus 
Deutschland  unterliegt  bei  ihrem  Gepräge  keinem  Zweifel  und  aus 
dem  Vorhandensein  dieser  Stücke  im  Ausland  ist  man  daher  be- 
rechtigt zu  folgern,  daß  Gold  von  Deutschland  aus  ins  Ausland  ge- 
langt ist  und  daß  die  deutsche  Reichsbank  diesen  Export  nicht  ver- 
hindert hat 

Für  die  Valuta-Enquete-Kommission,  welche  im  März  dieses  Jahres 
(1892)  in  Wien  tagte,  war  vom  österreichischen  Finanzministerium  eine 
Reihe  statistischer  Tabellen  zusammengestellt  worden,  die  mit  zu  dem 
Besten  gehören,  was  auf  münzstatistischem  Gebiete  bis  jetzt  veröffent- 
licht ist.  In  diesen  Tabellen  wird  die  Goldausfuhr  des  deutschen  Zoll- 
gebiets, also  noch  nicht  einmal  die  Ausfuhr  des  ganzen  Deutschen 
Reiches  im  Durchschnitt  der  Jahre 

1871 — 1880  mit  M.  359442» 

1881  — 1885  „ „ 36922800 

1886  — 1890  „ „ 48638860 


1)  Ottomar  Haupt , Die  neuesten  Münsstatistiken , Kölnisch«  Zeitung  Nr.  579, 
zweite  Morgenausgabe  Tom  SO.  Juli  1892  und  The  Monetary  Question  in  1892,  London 
189t,  8 18t  ff. 
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angegeben.  Die  Zahlen  der  Statistik  zeigen  also,  daß  jahrein,  jahr- 
aus nicht  unbedeutende  Summen  Gold  aus  Deutschland  ihren  Weg  in 
das  Ausland  gefunden  haben.  Das  Hauptziel  der  Deutschland  ver- 
lassenden Goldsendungen  war  jedoch,  wie  gleich  bemerkt  werden  mag, 
nicht  England , sondern  Oesterreich-Ungarn , Italien , die  Schweiz 
und  vor  allem  in  den  letzten  Jahren  Rumänien  und  Rußland.  Be- 
sonders nach  Rußland  sind  von  Deutschland  aus  zu  den  verschiedensten 
Zeiten  sehr  große  HPträge  effektiven  Goldes  gegangen,  die  zum  Teil 
direkt  der  Reichsbank  mittelst  Check  entzogen  waren.  Im  Anfang 
dieses  Jahres  (1892)  hat  eine  Berliner  Firma  verschiedentlich  Goldbe- 
träge von  vielen  Millionen  Mark  innerhalb  ganz  kurzer  Fristen  aus 
der  Reichsbank  entnommen  und  nach  Rußland  versandt.  Wenn  nun 
auch  die  große  Menge  des  aus  Deutschland  abströmenden  Goldes  nicht 
nach  England  geht,  so  ist  der  Betrag,  der  thatsächlich  seinen  Weg 
dorthin  nimmt,  immerhin  noch  groß  genug,  um  die  angeführten  eng- 
lischen Behauptungen,  daß  es  unmöglich  ist,  selbst  kleine  Goldbe- 
träge (Montagu)  aus  Deutschland  zu  beziehen,  zu  entkräften.  Nach 
einer  Aufstellung,  welche  auf  Grund  der  Angaben  des  englischen  Eco- 
nomist, die  aber  durchaus  nicht  vollständig  sind,  gemacht  wurde,  be- 
trug die  Einfuhr  von  Gold  in  England  aus  Deutschland  im  Durch- 
schnitt der  Jahre: 

1876—1880  £ 496106  oder  M.  10135344 

1881  — 1886  „ 188522  „ „ 3851504 

1888  -1890  „ 134897  „ „ 2755946 

Diese  Summen  sind,  verglichen  mit  der  deutschen  Einfuhr  aus  Eng- 
land, zwar  nicht  groß,  aber  sie  als  quantitö  negligeable  zu  behandeln, 
wie  es  von  englischer  Seite  geschieht,  ist  doch  wohl  nicht  an- 
gänglich. 

Diesen  unbestreitbaren  Thatsachen  gegenüber  sind  also  die  Be- 
hauptungen, daß  Deutschland  von  seinem  einmal  erworbenen  Goldbe- 
sitze unter  keinen  Umständen  etwas  wieder  herausgiebt,  nicht  auf- 
recht zu  erhalten.  In  Wahrheit  hat  Deutschland  seit  Einführung  der 
Goldwährung  jährlich  eine  nicht  unbedeutende  Ausfuhr  von  Gold  zu 
verzeichnen  gehabt,  die  sogar  im  Durchschnitt  der  Jahre  1880  bis 
1884  die  Einfuhr  um  ca.  17  Millionen  Mark  jährlich  überstiegen  hat. 
England  hat  von  der  deutschen  Ausfuhr  allerdings,  wie  schon  er- 
wähnt, nur  den  kleinsten  Teil  erhalten,  aber  damit  ist  doch  nicht  be- 
wiesen, daß  man  in  Deutschland  durch  besondere  Mitte),  deren  man 
sich  in  London  nicht  bedient,  England  seinen  angeblichen  Anteil  an 
der  deutschen  Ausfuhr  vorenthalten  hat.  Läßt  man  nun  schon  in 
Deutschland  überhaupt  eine  Goldausfuhr  zu  — abgesehen  davoo,  ob 
man  eine  solche  wirklich  verhindern  könnte  — warum  sollte  denn 
gerade  der  Abfluß  des  Goldes  nach  England  erschwert  oder  verhindert 
werden,  da  dasselbe  von  dorther  doch  ohne  allen  Zweifel  am  bequemsten 
und  auch  am  billigsten  zurückzuerhalten  ist?  Eine  Ueberlegung  dieser 
Art  müßte,  ehe  derartige  Anschuldigungen  erhoben  würden,  vor  allem 
notwendig  dazu  geführt  haben , zu  untersuchen , ob  denn  auch  wirk- 
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Deutschlands  Einfuhr 

(nach  Tabelle  30  8.  54  bezw.  Tabetle  39  S.  58  der  8tatisti«cben  Tabellen  zur 


Jahr 

Gesamt-Einfuhr  und  Ausfuhr  des  deutschen 
Zollgebietes 

Einfuhr 

Ausfuhr 

-f  oder  — 
Einfuhr 

Einfuhr 

1872 

in  Tau,.  M. 
35  *80 

in  Tnus.  M. 
IOI  880 

in  Taus.  M. 
— 66  600 

1873 

354«» 

5*935 

+ 301 065 

1874 

>7  55° 

35  'oo 

— '7  550 

132  OOO 

1876 

15400 

38000 

— 12  600 

6 405  737  ] 

1876 

88  200 

22  400 

+ 65800 

2 222  509 

1877 

73000 

46  500 

+ 26  5OO 

8343485 

4484758 

1878 

168  600 

1 400 

+ I67  200 

1879 

86  800 

5 600 

+ 8l  200 

2924215  | 

1880 

20  850 

29  683 

- 8833 

126 148 

Im  Durchschnitt 
1878 — 1880 

95  520 

35  944  *«* 

+ 59  575-778 

ibli— letto 
3 519836 

1881 

14078 

45  *45 

— 3'  567 

610919 

1882 

28  641 

39226 

— 10585 

— 21  278 

599  802 

1883 

20854 

42  132 

189018 

1884 

18424 

33083 

— >4659 

288  296 

1886 

42  55' 

24  528 

+ 18023 

3 159  93* 

Im  Durchschnitt  der 
Jahre  1881  — 1886 

24  Q09.6 

36922  8 

— 12013.* 

969  593  4 

1886 

46858 

23205 

+ 23653 

634 108 

1887 

55  453 

16  781 

+ 3865* 

2 627  619 

1888 

*34  **7 

■ OO  288 

+ 33  9»9 

1 182  882 

1889 

73  005.9 

57471  * 

1-  '5  534.7 

334  476 

1890 

Itt  223  3 

45  449  1 

+ 65774  s 

1 634  020 

Im  Durchschnitt 
1886—1890 

84  147,41 

48  638.8a 

+ 35508,38 

■ 282  621 

lieb  eine  besondere  Erschwerung  der  Ausfuhr  von  Gold  nach  Eng- 
land stattfindet  oder  ob  nicht  vielmehr  andere  Ursachen,  welche  in 
den  gegenseitigen  Handelsbeziehungen  ihre  Erklärung  finden,  wirksam 
sind  und  verhindern,  duß  ein  größerer  Anteil  der  deutschen  Goldaus- 
fuhr nach  England  geht,  als  dies  jetzt  thatsächlich  der  Fall  ist? 

Auf  nachfolgenden  Blättern  soll  nun  unternommen  werden,  die 
thatsächlich  zwischen  England  und  Deutschland  bestehenden  Verhält- 
nisse, unter  denen  die  Goldbewegungen  zwischen  beiden  Ländern  er- 
folgen, zu  untersuchen,  um  auf  Grund  der  so  gewonnenen  Resultate 
dann  ein  Urteil  über  dieselben  fällen  zu  können. 

Die  Veranlassung  zu  internationalen  Goldoperationen  kann  zweierlei 
Art  sein.  Einmal  treten  sie  zwischen  zwei  ländern,  die  in  Handels- 
und Wechselverkehr  miteinander  stehen,  ein,  sobald  der  Wechselkurs 
in  dem  einen  Lande  den  sogenannten  Goldausfuhrpunkt  (goid  point, 
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bezw.  Ausfuhr  von  Gold 

Währungs-Frage  der  Oasterreichiich-ungarUchen  Uonarohie,  Wien  1892). 


Goldverkehr  mit  EngUnd  (nach  der  engl.  Statistik) 


Id  £ Sterling 

iu  Mark  (I  £ » 10.43  M.) 

Ausfahr 

-f  oder  — 
Einfuhr 

Einfuhr 

Ausfuhr 

+ 

oder  — 
Einfuhr 

85  106 

+ 46  894 

2 696  760 

I 738  716 

+ 

958044 

409  098 

+ 5 99*  639 

130869  207 

8357  »72 

+ 122  5"  335 

7<>3  "4 

+ ' 5'9 395 

45405859 

14  364  619 

+ 

31  041  240 

430  029 

+ 7 913  45* 

170457  398 

8 785  49» 

4-  I6l  671  906 

I 040  388 

+ 3 444  37° 

91 623  606 

>1  255  i>7 

+ 

70  368479 

90776 

+ 2 *33  439 

59741 712 

1 854  554 

+ 

57  887 158 

216  221 

— 90073 

2 577  204 

4 40  395 

■ 840 191 

1874—1880 

1874-1880 

1874—1880 

1874—1880 

1874  — 1880 

424962 

+ 3 094  *74 

71 910249 

8 681  974 

*4* 

63  228  275 

442  866 

+ 168053 

12  481  075 

9 047  752 

+ 

3 433  323 

53035 

+ 546  7*7 

12  253  955 

I 084  405 

+ 

11  170450 

157  496 

+ 3152» 

3 86l  638 

3217043 

+ 

643  995 

7'  519 

+ 216777 

5 889  887 

I 461  133 

+ 

4428754 

217  696 

+ 2 942  236 

645574H 

4 447  529 

-4- 

60 109  882 

188  522.4 

4-  781071 

19*08793 

3 851  S12 

4- 

15957  »81 

39  375 

+ 594  733 

12  954  826 

804431 

+ 

12 150395 

2*357 

+ 2 599  262 

53  682  256 

579  334 

+ 

53  102  Q22 

216  272 

+ 966610 

24  166  279 

4418437 

+ 

19747842 

186  443 

+ 14*033 

6833344 

3 809  030 

+ 

3024314 

204  O4O 

4 1 429  980 

33383028 

4 168  537 

4- 

2q  2144QI 

134  »97 

+ 1 147  724 

26  203  947 

2 755  94* 

+ 

23  448  001 

bullion  point,  specie  point)  erreicht  bezw.  überschritten  hat.  Wird 
dieser  Goldausfuhrpunkt  erreicht,  so  ist  es  für  alle  diejenigen,  die  im 
Auslande  zu  zahlen  haben,  vorteilhafter,  Edelmetall  zu  senden,  als 
sich  der  in  diesem  Falle  teueren  Wechsel  zu  bedienen.  Dieses,  man 
kann  sagen  automatische  Eintreten  von  Goldverschiffungen  ist  jedoch 
im  großen  Ganzen  auf  den  Verkehr  der  Länder  mit  geordneter  und 
gesetzlicher  oder  thatsäcblicher  Goldwährung  untereinander  be- 
schränkt. 

Hiervon,  in  ihren  Entstehungsursacben  wie  auch  in  ihrer  Ein- 
wirkung auf  Handel  und  Verkehr,  vollständig  verschieden  sind  die 
Goldbewegungen,  die  auf  Grund  gegebener  besonderer  Aufträge  er- 
folgen. Diese  letztere  Klasse  von  Geldsendungen  ist  nicht  auf  den 
Verkehr  der  Länder  mit  geordneter  Goldwährung  beschränkt.  Aus 
jedem  Lande  und  zu  jeder  Zeit,  bei  güustigem  und  bei  ungünstigem 
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Wechselkurse,  können  solche  direkten  Goldbestellungen  erfolgen.  Vor- 
wiegend gehen  dieselben  aber,  wenigstens  in  normalen  Zeiten,  von 
Ländern  aus,  die  sich  nicht  im  Besitze  einer  geordneten  Goldwährung 
befinden  1 2 ).  Sie  treten  meist  unvorhergesehen  ein  und  sind  häufig 
nicht  ohne  Schädigung  des  betreffenden  Geldmarktes  zu  erledigen. 
Ihre  Veranlassung  haben  diese  Aufträge  vorwiegend  in  besonderen 
lokalen  Vorkommnissen,  die  mit  dem  sogenannten  legitimen  Handel 
direkt  nichts  zu  thun  haben.  So  gingen  1889  nicht  unbeträchtliche 
Goldmengen  von  London  nach  Rio  de  Janeiro,  um  als  Metallreserve 
für  eine  beabsichtigte  Ausdehnung  der  dortigen  Notencirkulation  zu 
dienen  *).  Spanien  suchte  aus  demselben  Grunde  in  jüngster  Zeit  Gold 
an  sich  zu  ziehen.  Von  anderen  Ländern  wird  Gold  zur  Ansammlung 
eines  Schatzes  für  die  Eventualität  eines  Krieges  u.  s.  w.  (Rußland?  I) 
oder  für  Münzzwecke  verlangt,  wie  letzteres  jetzt  bezüglich  Oesterreich- 
Ungarns  der  Fall  ist.  Endlich  auch  wird  es  zu  Schmuckzwecken  impor- 
tiert, wie  dies  von  Indieu  aus  stets  in  großem  Umfange  geschieht.  Ein 
weiterer  Grund  für  Goldimporte  dieser  Art  kann  für  Länder,  in  denen 
das  Gold  ein  Agio  besitzt,  darin  liegen,  daß  die  Importeure  dasselbe  für 
Spekulationszwecke  verwenden  wollen,  wie  es  in  den  letzten  Jahren 
bezüglich  Argentiniens  der  Fall  war 3).  Endlich  treten  diese  Order- 
bezüge im  bedeutenden  Umfange  fast  regelmäßig  dann  ein,  wenn  in- 
folge politischer  Störungen  im  Auslande  stehende  Guthaben  plötzlich 
abgezogen  werden  und  besonders,  wenn  große  Handels-  oder  Finanz- 
krisen bevorstehen  oder  hereingebrochen  sind.  Bei  dem  Versagen  der 
Kreditzahlungsmittel  in  solchen  Zeiten  pflegt  es  das  Streben  aller 
Kaufleute  und  besonders  der  Bankiers  und  Banken  zu  sein,  ihre  eigene 
Position  zu  stärken,  was  bei  dem  herrschenden  allgemeinen  Mißtrauen 
fast  regelmäßig  nur  durch  Heranziehen  von  effektivem  Metall  möglich 
ist.  Es  beginnt  dann  ein  Wettkampf  um  das  Gold,  bei  dem  die  Cen- 
tralbank eines  einzelnen  Landes  nur  schwer  konkurrieren  kann,  da 
gegenüber  der  dringenden  Nachfrage  derjenigen,  die  das  Gold  in  den 
kritischen  Perioden  beordern,  selbst  die  stärksten  Mittel,  deren  eine 
Bank  sich  bedienen  kann,  teilweise  unwirksam  bleiben  müssen.  Steht 
die  Existenz  auf  dem  Spiele,  so  ist  der  Kaufmann  bereit,  die  schwersten 
Opfer,  d.  h.  die  höchsten  Zinsen  und  die  größten  Prämien  auf  sich 
zu  nehmen. 

Ein  Beispiel  dafür,  dafs  der  Kaufmann  in  schwierigen  Zeiten  geneigt 
ist,  sich  Bargeld,  d.  b.  also  (iold,  selbst  mit  grofsem  Verluste  zu  ver- 
schaffen, giebt  Goschen,  The  Theory  of  the  Foreign  Exchange«  18,b  Edition 
London  1888  auf  S.  49. 


1)  L.  Bamberger,  62.  Sitzung  des  Reichstages  vom  26.  Januar  1891,  Stenograpbuche 
Berichte,  VIII.  Leg.  Per.  1.  Sess.  Bd.  11,  8.  1180. 

2)  George  Cläre,  The  A.  B.  C.  of  the  Foreign  Exchanges,  Journal  of  the  Institute 
of  Bankers,  Vol.  Xlll,  8.  260 

8)  Unserer  Ansicht  nach  sind  die  Laaard’schen  Goldoperationen,  die  in  der  letztem 
Zeit  so  viel  Aufsehen  erregten,  teilweise  spekulative  Orderbezüge,  teilweise  Transaktionen, 
die  auf  Grundlage  der  Wechselkurse  erfolgten,  wobei  es  allerdings  den  Lasards  möglich 
gewesen  sein  mufs  die  allergünstigsten  Verhältnisse  zu  benutzen. 
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Suoh  an  instance  oocurred  in  the  first  months  of  1861,  when,  under 
the  growiug  apprehensions  of  civil  war  in  the  United  States,  fluotuations 
oocurred  in  the  Amerioan  rate»  of  exohange  whioh  extended  far  below 
the  specie  point. 

The  balance  of  trade  had  been  strongly  in  favonr  of  America. 
Very  considerable  exporta  of  grain  and  flonr,  ooupled  with  a reduction 
of  importa,  in  consequence  of  political  apprehensions,  had  eBtablished  a 
surplus  of  Claims  on  foreign  countries  over  the  debts  due  to  them. 
Accordingly  it  was  natural  that  the  exchanges  should  fall  to  specie 
point;  but  the  fact  was,  they  feil  muoh  below  it.  How  conld  this  be 
aocounted  for? 

The  reason  must  be  eought  in  the  peculiarly  urgent  neoeasity  under 
which  the  exporters  were  labouring,  of  selling  their  bills  immediately,  at 
any  saorifice.  It  was  a question  of  time.  Three  or  four  per  cent.  were 
sacrificed  to  secure  the  proceeds  of  the  bills  on  England  at  onoe,  instead 
of  waiting  for  the  arrival  of  gold. 

Goldbewegungeu  auf  Grund  direkter  Aufträge  bei  einem  un- 
günstigen Stand  der  Wechselkurse  finden  nun  aber,  abgesehen  von 
kritischen  Zeiten,  zwischen  Ländern  wie  Deutschland  und  England  in 
großem  Umfange  so  gut  wie  gar  nicht  statt.  Wird  wirklich  vorüber- 
gehend einmal  Gold  dringend  gebraucht  und  gestattet  der  Stand  der 
Wechselkurse  Goldoperationen  zwischen  England  und  Deutschland  nicht, 
so  stehen  fast  regelmäßig  beiden  Landern  andere  Bezugsquellen  offen, 
aus  denen  sie  sich  das  Gold  billiger  und  leichter  verschaffen  können. 
Das  Gros  der  Goldbewegungen  zwischen  England  und  Deutschland  auf 
Veranlassungen  dieser  Art  zurückführen , ist  daher  nicht  angänglich 
und  somit  bleibt  nur  Übrig,  sie  in  der  großen  Mehrzahl  der  Fälle  als 
das  Ergebnis  des  Standes  der  Wechselkurse  zu  betrachten,  wobei  wir 
aber  gleich  bemerken  wollen,  daß  Versendungen  geringen  Umfanges 
zwischen  den  beiden  Ländern  bei  ihrer  engen  Nachbarschaft  und  dem 
regen  Verkehr  miteinander  fast  regelmäßig  auch  unabhängig  von  den 
Wechselkursen  stattzufinden  pflegen.  Wird  zugegeben,  daß  das  Ein- 
treten von  Goldbewegungen  zwischen  England  und  Deutschland  in 
erster  Linie  von  dem  Stande  der  Wechselkurse  abhängig  ist,  so  muß 
gegenüber  den  erwähnten  englischen  Behauptungen  nunmehr  unter- 
sucht werden,  ob  Goldeingänge  größeren  Umfanges  aus  Deutschland  bei 
für  England  günstigem  Wechselkurse  stattgefunden  haben  oder  nicht. 

Erreicht  der  Wechselkurs  die  sogenannten  Goldpunkte,  so  ist  nach 
der  landläufigen  Annahme  der  Praxis  das  Eintreten  von  Goldsendungen 
in  der  einen  oder  anderen  Richtung  zu  erwarten.  Als  Goldpunkte 
pflegt  man  den  Stand  der  Wechselkurse  zu  bezeichnen,  bei  denen  es 
möglich  ist,  Gold  in  dem  einen  Lande  zu  kaufen  und  in  dem  anderen 
mit  einem  kleinen  Gewinn,  jedenfalls  aber  ohne  Schaden  wieder  zu 
verwerthen.  Für  jedes  Land  bestehen  naturgemäß  zwei  Goldpunkte, 
einer,  bei  dem  die  Einfuhr,  und  einer,  bei  dem  die  Ausfuhr  möglich  ist. 
Bei  der  Vergleichung  der  Wechselkurse  zweier  Länder  ist  daher  die  Kennt- 
nis von  vier  Goldpunkten  erforderlich.  Da  nun  in  London  Wechsel  auf 
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Deutschland  in  derselben  Weise  notiert  werden,  wie  in  Berlin,  Hamburg, 
Frankfurt  a.  M.  Wechsel  auf  London,  nämlich  in  Mark  und  Pfennigen  für 
ein  Pfund  Sterling,  so  müssen  notwendig  die  Goldpunkte  der  beiden 
Länder  identisch  sein,  wobei  jedoch  der  Einfuhrpunkt  des  einen  der 
Ausfuhrpunkt  des  anderen  ist  und  umgekehrt. 

Um  das  in  einem  Lande  gekaufte  Gold  im  anderen  verwerten  zu 
können,  ist  es  erforderlich,  dasselbe  dorthin  überzuführen.  Der  Preis, 
der  also  in  dem  einen  Lande  für  dasselbe  in  Form  von  Wechseln  ge- 
zahlt werden  darf,  muß  daher,  um  es  im  anderen  ohne  Schaden  wieder 
verwerten  zu  können,  so  niedrig  sein,  daß  in  dem  Verkaufspreise  auch 
noch  die  Transportkosten  ihre  Deckung  finden.  Es  ist  daher  der 
Goldpunkt  derjenige  Stand  des  Wechselkurses,  bei  welchem  die  Ab- 
weichung desselben  vom  Pari  gleich  den  Versendungskosten  des  Edel- 
metalls von  einem  Lande  in  das  andere  ist.  Die  Differenz  vom  Pari 
nach  jeder  Seite  hin  wird  also  durch  die  Versendungsspesen  des  Goldes 
bedingt.  Diese  Spesen  sind  aber  nicht  zu  allen  Zeiten  und  unter  allen 
Verhältnissen,  z.  B.  nicht  für  Sendungen  von  England  nach  Deutsch- 
land und  solchen  von  Deutschland  nach  England  dieselben  und  hängen 
außerdem  von  der  Geschicklichkeit  und  den  Verbindungen  des  die 
Operation  unternehmenden  Bankiers  ab.  Entsprechend  der  fort- 
schreitenden Vervollkommnung  der  Transportmittel  sind  die  Kosten 
im  Laufe  der  Zeit  außerordentlich  zurückgegangen  und  wird  fort- 
während danach  gestrebt,  sie  noch  mehr  herabzumindern.  Ein  Mittel 
hierzu  hat  man  in  manchen  Ländern,  unter  andern  auch  in  Deutsch- 
land, in  der  Einführung  besonderer  Einrichtungen  der  Centralbanken 
gefunden,  deren  Benutzung  bewirkt,  daß  die  Einfuhrkosten  geringer 
sind,  als  die  Ausfuhrkosten.  Da  England  derartige  Einrichtungen 
wie  Deutschland  nicht  besitzt,  so  liegt  auch  der  Goldeinfubrpunkt 
für  Deutschland  dem  Pari  näher,  als  der  Goldausfuhrpunkt. 

Die  Kosten  einer  Goldsendung  von  England  nach  Deutschland 
betragen  über  Hamburg  heute  ca.  l1/4®/oo  oder,  auf  das  Pfund  Ster- 
ling berechnet,  rund  2 Pf.  Nun  beansprucht  aber  eine  solche  Sen- 
dung ca.  fünf  bis  acht  Tage  Zeit;  sie  verursacht  also  demjenigen,  für 
dessen  Rechnung  sie  erfolgt,  einen  Zinsverlust,  der  mit  einem  ent- 
sprechenden Betrage  in  Rechnung  zu  stellen  ist.  Diesen  Zinsverlust 
braucht  aber  der  Importeur  nach  Deutschland  infolge  des  Entgegen- 
kommens der  Reichsbank,  die  allzeit  bestrebt  ist,  Gold  an  sich  zu 
ziehen,  nicht  zu  tragen,  da  die  Bank  ihr  bekannten  Firmen  auf  die 
telegraphische  Nachricht  bin,  daß  eine  nicht  zu  kleine  Geldsendung 
an  sie  abgegangen,  einen  unentgeltlichen  Vorschuß  in  ungefährer  Höhe 
des  avisierten  Betrages  gewährt1).  — Ferner  hat  der  deutsche  Im- 

1)  Gleichfalls  eines  Zinsverlustes  wegen,  bedingt  durch  den  Transport  der  Rimessen 
für  das  Metall,  ist  im  Verkehr  swischeu  New  York  und  London  die  Differenz  des  Gold- 
punktes vom  Part  beim  Goldpunkte  für  New  York  größer,  als  bei  demjenigen  für  London. 
George  Cläre,  A Money-Market  Primer,  London  1891,  S 123  f.:  To  send  guld  from 
New  York  to  London  cost»  about  l/t  per  cent. , and  the  import-point  is  4 89  to  4.90 
[Parität  4.86  */g]i  bat  the  rever»e  Operation  cntails  a loss  of  Interest,  and  gold  dues  not 
feave  as  until  the  ezchange  recedes  to  4 84  or  4.83.  This  difference  in  explaiued  by 
the  fact  that , as  there  is  no  market  in  London  for  drafts  on  New  York,  the  shipper 
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porteur  den  Vorteil,  daß,  selbst  wenn  er  das  Gold  in  Berlin  oder 
sonst  An  irgend  einem  Platze  des  Deutschen  Reichs  brauchen  sollte, 
er  die  Transportkosten  nur  bis  zu  der  der  Grenze  nächstgelegenen 
größeren  Reichsbankstelle,  z.  B.  Hamburg.  Bremen,  Köln,  zu  tragen 
hat,  weil  er  vermittelst  des  Giroverkehrs  der  Reichsbank  über  den 
bei  einer  Bankstelle  eingezahlten  Betrag  an  jedem  anderen  Orte  des 
Reiches  disponieren  kann.  Der  Exporteur  dagegen  muß,  da  die  Reichs- 
bank, wie  die  anderen  Centralbanken,  nur  gehalten  ist,  an  ihrem  Haupt- 
sitze größere  Summen  Gold  herzugeben , auch  noch  die  Fracht  und 
Versicherungskosten  von  Berlin  bis  zur  Grenze,  die  sich  auf  ca.  0,07 
fürs  Tausend  oder  0,15  Pf.  aufs  Pfund  Sterling  als  Minimalbetrag  ') 
stellen,  in  Berechnung  ziehen. 

Die  Münzgesetze  aller  Länder  enthalten  Bestimmungen  über  Fein- 
gehalt und  Gewicht  der  auszuprägenden  Landesmünzen  und  zwar 
meistens  in  der  Art,  daß  angegeben  wird,  wieviel  Münzen  von  be- 
stimmtem Feingehalt  aus  einer  Gewichtseinheit , z.  B.  dem  kg  fein 
Gold  geprägt  werden  sollen.  Sind  somit  die  Münzen  verschiedener 
Länder  und  Währungsgebiete,  wenn  sie  gesetzlich  vollwichtig  aufge- 
bracht, nichts  anderes  (wenigstens  für  den  internationalen  Verkehr) 
als  bestimmte  Gewichtsmengen  Gold  von  bestimmtem  Feingehalt,  so 
müssen  sie  auch  in  einer,  diesem  Gewichte  und  diesem  Feingehalte 
entsprechenden  Relation  zu  einander  stehen.  Diese  Relation  wird 
Paritat  genannt  und  wird  für  die  Zwecke  des  internationalen  Wechsel- 
Verkehrs  dadurch  ausgedrückt,  daß  angegeben  wird,  eine  wie  große 
Anzahl  von  Münzen  des  einen  Landes  erforderlich  sind,  damit  ihr  Ge- 
wicht dem  Gewichte  der  Münzen  des  anderen  Landes  entspricht  (z.  B. 
20,4294  Mark  = 1 Sß  Sterling  oder  11,745  Pence  = 1 Mark).  Die 
gesetzliche  oder  Münzparität  ist  zwischen  Ländern,  welche  dasselbe 
Metall  zu  Münzzwecken  verwenden,  eine  unveränderliche,  eine  fest- 
stehende oder  absolute;  werden  aber  in  zwei  Staaten  verschiedene 
Metalle  zu  Courantmüuzen  ausgeprägt,  so  ist  die  Gewichtsrelation  der 
beiden  in  Vergleichung  stehenden  Metalle  für  die  Festsetzung  der  Parität 
nicht  ausreichend,  es  ist  vielmehr  hierzu  noch  die  Keuntnis  des  Preises 
erforderlich,  den  das  eine  der  beiden  Metalle,  das  in  dem  bet  reffenden 
JLaude  nicht  Geld,  sondern  nur  Ware  ist,  zur  Zeit  daselbst  besitzt. 
Die  Relation  kann  daher  in  diesem  Falle  nur  eine  relative  sein,  ab- 
hängig von  den  veränderlichen  Metallpreisen.  Zwischen  Indien  und 
England  beispielsweise  besteht,  da  England  Gold-  und  Indien  Silber- 
währung  besitzt,  eine  solche  relative  Parität,  deren  genaue  Festsetzung 
jeweils  von  Fall  zu  Fall  entweder  nach  dem  Preise  der  Unze  Silber  in 
englischem  Gelde  (nämlich  in  Gold)  oder  der  Tola  Gold  io  indischem 
Gelde  (nämlich  in  Silber)  erfolgen  muß. 

Obgleich  die  gesetzlichen  Paritäten  für  die  Vergleichung  der 
Währungsverhältnisse  zweier  Länder  und  für  die  Diskont-  und  Prämien- 
politik von  der  größten  Bedeutung  sind,  so  haben  sie  dennoch  für  die 

from  thls  aide  has  to  walt  for  returo-remitUnces,  while  the  New  York  ezporter  ia  abla 
io  recoup  himoelf  at  ouce  for  hi»  oatlay  by  »eil  in*  a cheque  un  bis  corre»pondent. 

1)  Auf  der  Strecke  Berlin-Hamburg-LondoD.| 
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internationale  Goldarbitrage  nur  ein  sekundäres  Interesse.  Filr  diese 
kommt  es  in  erster  Linie  darauf  an,  die  Goldpunkte  zu  kennen, 
welche  wieder  von  den  thatsächlichen  Paritäten,  d.  h.  davon  abhängen 
wie  eine  in  dem  einen  Lande  erworbene  Goldmenge  sich  in  dem 
anderen  verwerten  läßt. 

Wenn  Ottomar  Haupt  der  Ansicht  ist,  dafs  „thatsächliche  Parität' 
(paritd  pratique)  und  Goldpunkt  identisch  und  nur  verschiedene  Bezeich- 
nungen liir  dieselbe  Sache  seien  — Ottomar  Haupt,  Arbitrages  et  Parites 
(septieme  e'dition),  Paris  1887,  8.  86  . . . les  „Gold-Points"  ne  sont  pas 
autre  chose  que  les  paritds  pr  ati  que  s dant  on  peut  se  servir  immddiate- 
ment  pour  envoyer  ou  faire  venir  de  l’or  ou  des  monnaies  d’or  — so  ver- 
mögen wir  ihm  hierin  nicht  zuzustimmen. 

Zunächst  erscheint  uns  die  Einführung  eines  neuen  Ausdrucks  für 
und  neben  einen  alt  eingebürgerten , der  noch  dazu  so  treffend  ist  wie : 
Gold-,  Bullion-,  Specie-Point  und  auch  in  allen  Sprachen  Aufnahme  ge- 
funden hat,  zur  Bezeichnung  desselben  Gegenstandes  überflüssig.  Ferner 
sind  aber  auch  vom  Standpunkte  des  Sprachgebrauchs  und  der  Wortbe- 
deutung gewichtige  Bedenken  gegen  einen  Gebrauch  des  Terminus  paritd 
pratique  synonym  mit  der  Bezeichnung  Goldpunkt  zu  erheben. 

Parität  — parite  — von  dem  lateinischen  Wort  paritas  herstam- 
mend, bedeutet:  Gleichheit  im  Gegensätze  zu  Differenz.  Der  Ausdruck 

Goldpunkt  wird  aber  sowohl  in  England,  seiner  Heimat,  als  auch  von 
Haupt  gerude  zur  Bezeichnung  einer  Differenz  der  Kurse,  durch  welche 
die  Transportkosten  des  Goldes  ihre  Deckung  finden  , in  Anwendung  ge- 
bracht. Die  beiden  Worte  haben  also  naoh  dem  Sprachgebrauch«  nicht 
nur  nicht  die  gleiche , sondern  eine  geradezu  entgegengesetzte  Be- 
deutung. 

Wir  sprechen  ganz  korrekt  von  einer  Münzparität,  wenn  wir  das 
Gewichtsverhältnis  ausdrücken  wollen,  in  welchem  die  gesetzlich  ausgeprägten 
Münzen  der  einen  Landeswährung  zu  denen  eines  zweiten  Währungsge- 
bietes bei  gleichem  Gehalte  an  fein  Gold  stehen.  Analog  diesem 
Spraehgebrauche  hat  man  als  thstsächliohe  Parität  das  Verhältnis  des 
Ankaufspreises  einer  bestimmten  Goldmenge  in  der  einen 
Währung  zum  Verwertungspreise  in  der  Währung  des  anderen  Landes 
zu  betrachten.  Beispielsweise  ist  die  thatsächliche  Parität  bei  Bezug  von 
Barrengold  aus  England  £ 1 = M.  20,3855,  wenn  die  Unze  Standard  Gold 
in  London  zu  77  sh.  10 */,  d.  zu  kaufen  und  das  kg  fein  Gold  ,in 
Deutschland  zu  M.  2784  wieder  zu  verkaufen  ist  Bemerkt  mag  hier 
noch  werden , dafs  die  thatsächliche  Parität  zwischen  zwei  Ländern  für 
dieselbe  Goldsorte  verschieden  sein  kann,  je  nachdem  es  sich  um  den 
Bezug  oder  die  Versendung  von  Gold  handelt;  das  eine  Mal  ist  sie  unter, 
das  andere  Mol  Uber  Münzpari. 

Was  in  beiden  Fällen  vermittelst  des  Zwischengliedes:  „die  gleiohe 
Menge  fein  Gold“  in  Relation  gestellt  wird,  sind  einerseits  die  in  den 
beiden  Ländern  aus  der  gleichen  Quantität  Gold  zur  Ausprägung  gelangenden 
beiderseitigen  Landesmünzen  (Münzparität  z.  B.  £ l = M,  20,4294), 
andererseits  die  in  beiden  Ländern  erzielten  Preise,  wiederum  für  die  gleiche 
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Quantität  Gold  ausgedrückt,  in  den  jeweiligen  Landeswährungen 
(Thatsachliche  Parität  t B.  f 1 = M.  20,3855).  Bei  einer  Parität  stehen 
also  stets  sieh  zwei  verschiedene  Landeswährungen  in  der  Gleichung 
gegenüber,  die,  da  sie  einem  dritten  Faktor,  einer  bestimmten  Goldmenge 
gleich  sind , einander  gleich  sein  müssen.  Bei  Bestimmung  des  Gold- 
punktes liegt  dagegen  gar  keine  Vergleiohung  der  einen  Währung  mit 
einer  fremden  vor,  alles,  was  hier  geschieht,  ist  die  Gegenüberstellung 
iweier  Kurse  in  derselben  Landeswährung  (z.  B.  20,3855  zu  20,36)  und 
dos , woraut  es  ankommt,  liegt  lediglich  darin  , dafs  diese  beiden  Kurse 
eine  Differenz  aufweisen,  die  so  grofs  ist,  dafs  die  Kosten  der  Edel- 
metallsendungen dadurch  gedeckt  werden.  Wie  bei  einer  Transaktion  die 
fremde  Valuta  in  der  Form  von  Wechseln  auf  das  Ausland  mit  Landes- 
geld gekauft  bezw.  eingedeckt  werden  kann,  ist  bezüglich  des  Goldpunktes 
von  Wichtigkeit , hat  aber  mit  der  thatsäohlichen  Parität , die  davon 
nicht  berührt  wird , gar  nichts  zu  schaffen  , wie  es  ja  auch  für  die 
Münzparität  ganz  gleichgültig  ist,  wie  der  Kurs  der  LandesmUnzen  an  den 
fremden  Börsen  notiert  wird. 

Wir  haben  also  zwei  Ausdrücke,  die  keineswegs  identisch  sind, 
vielmehr  durchaus  Verschiedenes  bezeichnen.  Der  zu  Grunde  liegenden 
Sachverhalt  mag  kurz  noch  etwas  mehr  in  das  richtige  Licht  gerückt 
werden. 

Die  Differenz,  um  welche  der  Goldpunkt  vom  Müozpari  ab  weicht, 
ist  eine  Summe,  welche  von  zwei  verschiedenen  Reihen  von  Faktoren  ge- 
bildet wird.  Durch  die  eine  Reihe  von  Faktoren,  nämlich  durch  die  be- 
treffenden Staatsgesetze  und  Vorschriften  über  da«  Münzwosen  (Passier- 
gewicht, Schlagschatz , gesetzliche  Ankaufs-  und  Verkaufspreise  für  das 
Gold) , durch  den  thatsächlichen  Zustand  der  Cirkulation  (Grad  der  Ab- 
nutzung) und  durch  die  jeweiligen  Bank-  und  Börseneinrichtungen  der 
betreffenden  Länder,  soweit  sie  eich  auf  Gewicht  und  Feingehalt  der 
Münzen  erstrecken  (Tarifierung  der  fremden  Goldmünzen,  Festsetzung  von 
Börsenusancen  für  den  Handel  in  Gold  und  Sorten)  wird  die  thatsäch- 
liche  Parität  bestimmt.  Eine  Einwirkung  auf  diese  Momente  ist  der 
Privatwillkür  entzogen,  es  sind  relativ  feststehende  Faktoren,  die  der 
Bankier  bei  seinen  Operationen  einfach  zu  berücksichtigen  hat.  Die 
zweite  Gattung  von  Faktoren  umfafst  die  Gesamtheit  aller  Kosten,  welche 
die  Transferierung  des  Goldes  erfordert.  Hier  ist  das  Feld,  auf  welchem 
neben  dem  Eingreifen  der  Bank politik  durch  Ersparung  an  Zinsen  und  Trans- 
portkosten für  die  Importeure  die  Geschicklichkeit,  der  Kredit  und  die  guten 
Verbindungen  des  Bankiers  voll  zur  Geltung  kommen  können.  Durch 
die  verschiedene  geschäftliche  Situation,  in  welcher  sich  der  Einzelne  be- 
findet, wird  der  Goldpunkt  gegenüber  der  relativen  Konstanz  der  that- 
sächlichen  Paritäten  zu  einer  viel  weniger  festen  Gröfse.  Aendert  sioh 
aus  irgend  einem  Grunde  die  thatsächliche  Parität,  so  kann  dies  nicht 
ohne  Einflufs  auf  den  Goldpunkt  bleiben,  während  umgekehrt  eine  Ver- 
änderung des  Goldpunktes  erfolgen  kann  und  auch  häufig  erfolgt , ohne 
dafs  die  Parität  sioh  verändert  hätte. 

Wir  glauben  hiermit  das  Vorhandensein  eines  Unterschiedes  zwischen 
Goldpunkt  und  thatsaoblioher  Parität  genügend  naohgewiesen  zu  haben. 
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Dafs  hierauf  nicht  pchon  längst  hingewiesen  wurde  scheint  uns  darin  be- 
gründet zu  sein,  dufs  es  für  die  Praxis,  für  die  Goldarb’trage  allein  auf  die 
Höhe  der  (ioldpunkte  ankommt,  welche  mun  im  Ge«<  hältcleben  eben  aus  Er- 
fahrung kennt.  Wie  diese  (ioldpunkte  entst.  hen  und  auf  welcher  Unterlage 
(thatsaohliohe  Paritäten)  sie  sich  aut  bauen,  darüber  läfat  sich  die  Geschäfts- 
welt keine  grauen  Haare  wachsen.  Gleichwohl  glauben  wir,  dufs  eine 
Hervorhebung  dieser  Unterscheidung  keine  theoretische  Haarspalterei  ist, 
denn  die  genaue  Trennung  zwischen  thatsächlicher  Parität  und  (ioldpunkt 
ist  unserer  Meinung  naoh , ganz  abgesehen  von  dem  wissenschaftlichen 
Interesse,  nicht  ohne  Hedeutung  für  die  Beurteilung  und  Handhabung  der 
Bankpolitik,  beruht  doch  die  ganze  Prämienpolitik  der  Centralhanken  in 
ihrer  verdeokten  und  offenen  Form  auf  nichts  anderem,  als  auf  einer  Ver- 
änderung der  ihatsaohlichen  Paritäten. 

Gold  kann  in  der  Form  von  Barren  oder  gemünzt  zur  Versendung 
gelangen.  Die  Münzen  sind  entweder  in  einem  der  beiden  an  der 
Operation  beteiligten  Länder  Wahrungsgeld,  wie  der  Sovereign  in 
England  und  die  Mark  Gold  in  Deutschland , oder  sie  sind  es  in 
keinem  von  beiden.  Sämtliche  ausländische  Münzen  werden  im  In- 
lande nach  dem  Rauhgewichte  gekauft  und  verkauft  oder  an  den 
Börsen  auch  per  Stück  nach  besonderen  Usancen  bezüglich  des  Ge- 
wichts gehandelt.  Die  großen  Ccutralbauken  haben  meistens  Tarife 
eingeführt,  auf  Grundlage  welcher  sie  die  fremden  Goldmünzen  er- 
werben und  veräußern.  Für  alle  diese  bei  Goldarbitragen  in  Betracht 
kommenden  Goldsorten  bestehen  zwischen  den  verschiedenen  Ländern 
thatsächlich  Paritäten,  abhängig  von  den  jeweiligen  Ankaufspreisen  in 
dem  einen  Lande  und  den  Verkaufspreisen  in  dem  anderen.  Die  Er- 
fahrung zeigt,  daß  auch  bezüglich  der  Währungsfrnge  es  für  die  Gold- 
arbitrage nur  auf  die  thatsächliche  Paritat  ankommt,  die  häufig  nicht 
unbedeutend  von  der  gesetzlichen  abweiebt.  Die  Gründe  hierfür  sind 
zweierlei  Art.  Einmal  erheben  eine  Reihe  von  Staaten  Prägegebühren, 
während  audere  dies  nicht  thun,  wodurch  notwendig  die  thatsächliche 
Parität  von  der  gesetzlichen  abgelenkt  werden  muß,  denn  bei  einer 
Ausprägung  des  Barrenmetalls  wird  in  diesem  Falle  der  io  Münzen 
umgewandelte  Goldbetrag  um  die  Prägegebühr  gekürzt  zurückgegeben. 
Ferner  bewirken  die  Abweichungen  im  Feingehalt  und  Gewicht,  wie 
sie  teils  der  Unmöglichkeit,  die  Münzen  absolut  genau  auszuprägen, 
entspringen , teils  Folge  der  Abnutzung  durch  den  Verkehr  sind, 
werden  solche  Münzen  ins  Ausland  exportiert,  sofort  eine  Veränderung 
der  Parität.  Um  nun  die  hauptsächlichsten,  thatsächlich  zwischen 
Deutschland  und  England  bestehenden  Paritäten  übersichtlich  nach- 
zuweisen,  haben  wir  vier,  den  verschiedenen,  zwischen  Deutschland 
und  England  in  Betracht  kommenden  Geldsorten  entsprechende  Paritäts- 
tabellen berechnet. 
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Tabelle  L 

Thatsächliohe  Paritäten  fUr  Barrenmetall  im  Verkehr  zwischen 
England  und  Deutschland. 


Parittft  tfir  1 £ Sterling  bei  einem 


Marktpreis  der  os. 
Standard  Gold  io 
London 

Ankaufspreis  in  Deutsch- 
land v.  8784  M 
per  kg  fein 

Verkaufspreis  in  Deutsch- 
land v 2790  M 
per  kg  fein 

M. 

M. 

77  sh 

9 d. 

20.4183 

20.4623 

II 

®V«  »» 

20.4138 

20.4568 

»» 

9 V, 

20.4074 

20.4513 

99 

97.  .. 

20.4019 

20.4459 

»» 

10  „ 

20.9964 

20,4404 

•» 

107.  .. 

20.3910 

20,4  350 

9* 

io7,  .. 

20.3859 

20.4295 

9t 

1U*/.  .. 

20  3801 

20,4240 

99 

11  .9 

20.3746 

20,4185 

•1 

117.  .. 

20.3691 

20.4131 

19 

ii  7, 

20  3637 

20.4076 

99 

11’/.  .. 

20  3383 

20.4022 

7B  sh. 

20,3528 

20,3967 

tt 

V«'  »9 

20,34  7 3 

Tabelle  I zeigt  die  Paritäten  des  Barrengoldes  bei  wechselndem 
Ankaufs-  bezw.  Verkaufspreise  in  England  und  den  gesetzlich  fixierten 
Ankaufs-  und  Verkaufspreisen  in  Deutschland. 

Tabelle  II  giebt  die  Paritaten  der  hauptsächlichsten  fremden 
Goldmünzen  an,  die  weder  in  England  noch  Deutschland  Währungs- 
geld sind.  Ein  Ankaufstarif  pflegt  sowohl  von  der  Bank  von  Eng- 
land als  auch  von  der  Reichsbank  für  dieselben  festgesetzt  zu  werden. 
Ein  entsprechender  Verkaufstarif  besteht  jedoch  in  Deutschland  nicht, 
während  ein  solcher  in  London  vorhanden  ist.  Diese  Tarife  sind 
Aenderungen  unterworfen  und  treten  dieselben  bei  der  Bank  von 
England  ziemlich  häufig  ein,  weshalb  wir  bei  jeder  Münzsorte  die 
Paritäten  für  je  zwei  Ankaufs-  und  Verkaufspreise  berechnet  habeu. 
Die  deutsche  Reichsbank  hat  sich  bezüglich  des  Verkaufes  von  fremden 
Goldmünzen  und  Barrengold  sowohl  darüber,  ob  sie  dasselbe  abgeben 
will,  wie  auch  über  den  Preis,  der  gefordert  werden  soll,  die  Ent- 
scheidung von  Fall  zu  Fall  Vorbehalten  ').  Thatsächlich  sollen  aber 
bei  der  Bank  Barrengold  und  fremde  Goldmünzen  niemals  erhältlich 
sein ; die  Nachfrage  nach  Edelmetall  wird  seitens  der  Reicbsbank  nur 
durch  Abgabe  deutscher  Goldmünzen  befriedigt 

Da  ein  Verkaufstarif  also  auf  deutscher  Seite  nicht  existiert, 
mußten  bei  unseren  Berechnungen  die  Usancen  der  Börsen,  auf  welchen 
in  Deutschland  allein  fremde  Goldmünzen  erhältlich  sind,  zu  Grunde 
gelegt  werden. 

1)  B.  TeUchow,  Der  genannte  Geschäftsverkehr  mit  der  Keichsbank.  5.  Au  fl.  Lalpaig 
1891,  S 10,  $ 13. 
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Tabelle 

Thatsächliche  Paritäten  für  die  Goldmünzen,  welche  ln  England 


1 

Kauf  in  England  — 

Verwertung  iu  Deutschland 

Bezeichnung 
der  MQnzsorte,  sowie 
Rauhgewicht  und 
Feingehalt  der- 
selben 

Verkaufspreis 
der  Bank 
von  England 
per  os. 
Rauhgewicht 

\ d.  + oder  — 
Verkaufspreis 
verändert  die 
Parität  für 
1 £ Sterling 
in  Mark  um 

Ankaufs- 
preis der 
Reichs- 
bank per 
500  g 
Rauhge- 
wicht 

50  Pf.  4-  Oder 
— Ankaufs- 
preis ver- 
ändern die 
Parität  für  1 £ 
Sterling  in 
Mark  um 

Parität  für 
1 £ Ster- 
ling in 

Mark 

Pf. 

M. 

Pf. 

M. 

Napoleon  (20  free.) 

1 fres  «=  0,38*58  g 
rauh 

'/to  (,in  — R 

fein 

<)  76  sh.  7 d. 
«)  76  sh  9 d 

1,10« 

1*5**104 

0,88 

20,8411 

20,29696 

'/f  Imperial  (alter) 
(5,16  Rbl.) 

•=  6,644  g rauh 
,1/lf  Wo  — 5,9987  g 
fein 

')  77  »h.  11  d. 

1,09 

1275,768 

0,80 

20,3709 

1 

*/f  Imperial  (neuer) 
(5  Rbl  ) 
entspricht  dem 
Napoleon 

>)  76  ib.  7 d. 
•)76.h.  6*/,d. 

*•>* 

1252,6816 

0,82 

20,3478 

20,8513 

Golddollar 
(6  | = 1 Eagle) 

1 $ = I,6  7i  g rauh 
*/lo  f®’,n  “=  * ,60464  g 
fein 

•)  76  sh.  7 d. 
»)  76  sh  6 d 

1,10 

1252,60 

0,82 

20,3514  | 
20,3303 

Holländische 
10-fl. -Stücke 
1 fl.  cs  0,6729  g 
rauh 

*/lo  fein  ■°  O*«0661 
fein 

•)  76  sh.  8 d. 
»)  76  sb.  9 d. 

1,108 

1252,6608 

0,81 

20,3281 
20,8  000* 

I 

1 

1)  An-  und  Verkaufspreise  der  Bank  von  England  (22.  August  1890)  nach  TaU's 
Modern  Camblst,  22.  Aufl  , London  1890. 

2)  An-  und  Verkaufspreis  der  Bank  von  England  am  12.  Juli  1892  (nach  brieflichen 
Mitteilungen  aus  London) 

8)  An-  und  Verkaufspreis  der  Bank  von  England  nach  Economist,  Jabrg  1885,  8.227. 

4)  Für  holl.  10-fl  -Stücke  war  bis  1892  an  der  Berliner  Börse  kein  Minimalgewicht 
festgesetzt  Das  Gewicht  ist  8woboda,  Kaufmännische  Arbitrage,  7.  Aufl.  1889,  8.  1000 
entnommen. 
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II. 

and  Deutschland  nur  nach  dem  Gewichte  gehandelt  werden. 


Kaof  in  Deutschland  — Verwertung  ln  England 


Berliner 
Uaance  1000 
8tfick  sind 
lieferbar  bis 
anm  Minimal* 
Rauh  gewicht 
von 

Ankaufspreis 
der  Bank  von 
England  per 
os  Rauhge- 
wicht 

|7.  * + Preis  der 

,u  *“  5‘  Münssorte  in 
I preis  ver-  . . 

ludert  die  { _ . 

Paritüt  «r  1£ 

Sterling  in  W"77  fflr 

Mark  um 

MQna- 
Parität  der 
Goldsorte 
mit  der 
deutschen 
Währung 

1 Pf.  oder 

— Münz-Pari- 
tät  verändert 
die  thatsäch- 
licbe  Parität 
für  1 £ Sterling 
, in  Mark  um 

Paritlt  für 
1 £ 

Sterling  in 

Mark 

K 

| 

1 pf. 

J M 

1 Pf- 

M. 

b+40 

— ms»0/«. 

Gewichtsver- 

lust 

«)76sh.*'/,d. 
•)  J6sh.«V,d. 

1,1911 

1 

1, >67509 
j Napoleon  « 
2$, 85016  frcs. 

1,26474 
1 Napoleon  ™ 

! 25,2949  frcs. 

1 Kap.  — 
16,90 
100  free. 
— 8l 

1,9676* 

0,9696 

| 90,591« 
90,4888* 

6540 

— O.«'<7oe 

Gewichtsver- 

last 

»)77eh.7y,d. 

1,1096 

1,1191491  * 

Vt  ImP 

7,  ln,p-  — 

• 6, 796 

1,2258 

20,5074 

6440 

— 1,798  7„ 
Gewichtsver- 
lust 

>)76eb.S»/,d. 
»)76  »h.4’/,d. 

1,1211 

1,267508 

1,26474 

Vf  ImP» 

V»  I,nP 

16,90 

1,2675* 

20,5886 

20,4888* 

1670 

«=  0,9684  %, 
Gewichtsver- 
lust 

*)  76  ab.  31/.  d. 
*)  7*  eh.  4%  d 

i 

1,119 

4,869698  $ * 
4,97791  $ 

4,1979 

4,9825 

20,4964 

20,474# 

*)  *?>7 
” >.999  7«. 

Gewichtsver- 

lust 

| 

*)  76  sh.  4 d 
*)  76  sh.  4>/,  d. 

1,117 

1 

1,21249 
1,21259 
10-fl  -Stück 

10  fl. 
l6, 874  j 

1,213t 

20,4728 

20,4612 

NB.  Ein  Stern  hinter  einer  Zahl  bedeutet,  difi  dieselbe  abgerundet  ist. 
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Thatsftchliche  Paritäten  swlsohen  Deutschland  und  England  für  Sovereigns. 
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6)  Durchschnittsgewicht  der  Sovereigns  der  Londoner  Circulation. 

6)  Der  Sovereigns  in  der  Circulation  des  ganzen  Landes. 

7)  Der  Halb-Sovereigns  der  Londoner  Cirkulation. 

8)  Der  Halb-Sovereigns  der  Cirkulation  des  ganzen  Landes. 

NB.  Ein  Stern  hinter  einer  Zahl  bedeutet,  dal»  dieselbe  abgerundet  Ist. 
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Tabelle  IV. 

Thatzächliche  Paritäten  zwischen  Deutschland  und  England  (Gr 
deutsche  Goldmünzen 


500  gr 


f fein 
\ rauh 


*395  * 

1255,20  M. 


J fein  — 2,79  Pf. 

\ rauh  «*■  2,511  Pf. 


Bezog  aus  Deutschland  Besag  aas  England 


1 Mark 

Gold 

»legt 

Ankaufspreis  der 
Bank  von 
England  per 
ox  rauh 

Parität  für 
1 £ Sterling 
in  Mark 

Verkaufe  preis  dar 
Bank  tod 
England  par 
01  rauh 

500  g rauh 
ergeben 

Paritu 
für  1 t 
Sterling 

in  Mark 

8 

Vollwichtig: 

0,39825 

•)  76  »h.  3 d 
4)  76  ah.  41/,  d. 

M 

20.4855 

20,4518 

M 

•)  76  sh.  7 d. 
4)  76  ah.  9 d. 

M 

1255,50 

M 

20,3962 

20,3520 

bei 

0,1*64  °lxOt- 
wichtsverlust 
■=  0,3  982  *) 

•)  76  ab.  3 d. 
*7  76  .h.  47,  d. 

20,4879 

20,4544 

•)  76  ah.  7 d. 
4)  76  ah.  9 d. 

1255,650 

20,3987 

20,3545 

bei  O,3767%o* 
Gewichtsver- 
lust = 
0,3981  *) 

*)  76  sb.  3 d. 
*)  76  .h,  47,  d. 

20,4931 

20,4595 

•)  76  ah  7 d. 
4)  76  ah.  9 d. 

1255,976 

20,404  0 
20,3597 

b«  1 7«  o- 

wichtsverlust 

-=0,8978*175 

*)  76  sh  3 d. 
*)  76  ,h.  47,  d. 

20,5060 

20,4723 

•)  76  ah.  7 d. 
*)  76  ah.  9 d. 

1356,76* 

20,4167 

20,372* 

bei  3 7m  g'- 
wichtsverlust 
»0,3974525 

•)  76  »h.  3 d. 
*>  76  eh.  47,  d. 

20,5265 

20,4929* 

•)  76  sh.  7 d 
4)  76  sh.  9 d. 

1*58,019 

20,4372 

20,3929 

1°/^  Gewichts- 
verlust auf : 
20-M.Stück  = 

0,007965  g 

io-M  -Stuck  = 
0,00398  gr 
I M.  Gold  «= 
0,000398  g 
verändert  den 
Preis  ifir  1 £ 
(Parität  M 
20,4294) 
um  9,05  PI. 

Eine  Veränderung 
des  Ankaufs- 
preises pro  os 
um  */,  d. 
verändert  die 
Parität  ln  M.  für 
1 £ um 
1,12  Pf. 

Eine  Veränderung 
der  Parität  für 
1 £ Sterling  am 
1 Pf.  entspricht 
einer  Gewichte- 
veränderang  von 
»,«85  7„  — 
0,00387  g auf 
20-M.-S(Gck  and 
0,000193  g auf 
1 M.  u.einerVerän- 
derung  des  An- 
kaufspreises von 
0,45  d.  per  ob 

Eine)  Ver- 
änderung des 
Gewichts  um 
1 g rauh 
entspricht 
einer  Preie- 
rerän derung 
von  M.  2,511. 

1)  Gewicht  der  deutschen  cirkolierenden  10- Mark-Stücke  =*  3,981  g (nach  Swobodn,  Die 
kaufmännische  Arbitrage,  7.  Aufl.,  Berlin  1889,  S.  1000). 

S)  Gewicht  der  deutschen  cirkolierenden  20-Mark-StQcke  7,964  g (nach  Swoboda  a.  a.  O.). 
S)  An-  bexw.  Verkaufspreis  der  Bank  von  England  nach  Tate’s  Modern  Caxnbist.  22.  And.. 
London  1890,  8.  7. 

4)  An-  besw.  Verkaufspreis  der  Bank  von  England  am  12.  Juli  1892,  nach  brieflichen 
Mitteilungen  aus  London. 
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Tabelle  III  enthält  die  Paritäten  für  Sovereigns  von  verschiedenem 
Gewichte.  Da  der  Sovereign  in  England  Währungsgeld  ist,  so  muß 
auch  der  abgenutzte,  soweit  er  noch  legal  tender  ist,  überall  in 
Zahlung  genommen  werden.  Der  Gewichtsverlust  ist  daher  für  Eng- 
land ohne  Bedeutung.  In  Deutschland  werden  die  Sovereigns,  aus  dem 
Auslande  kommend,  meistens,  wenn  sie  in  die  Rcichsbank  gehen, 
ausschließlich  nach  dem  Gewichte  gekauft,  und  wird  also  die  Parität 
bei  der  Einfuhr  um  den  vorhandenen  Gewichtsverlust  der  Stücke 
herabgedrückt  werden.  Für  die  Ausfuhr  sind  Sovereigns  nur  an  den 
Börsen  erhältlich.  Die  Usancen  der  Berliner  Börse  bestimmen  aber, 
daß  dieselben  bis  zum  Minimalgewicht  von  7960  g für  1000  Stück 
noch  lieferbar  sind  und  somit  kann  bei  der  Einfuhr  nach  England 
erst  ein  Gewichtsverlust,  der  größer  ist,  als  die  Usance  festsetzt, 
eine  Veränderung  der  gesetzlichen  Parität  bewirken. 

Tabelle  IV  giebt  die  Paritäten  für  deutsche  Goldmünzen  bei 
verschiedenen  Graden  der  Abnutzung  und  bei  verschiedenen  Ankaufs- 
und Verkaufspreisen  in  England. 

Nachdem  wir  so  versucht  haben,  die  Elemente,  nämlich  die  that- 
sächlichen  Paritäten  und  die  Versendungskosten  des  Edelmetalls,  durch 
deren  Wirksamkeit  die  Höhe  des  Goldpunktes  bedingt  wird,  festzu- 
stellen, wenden  wir  uns  nunmehr  zur  Untersuchung  der  Bewegung 
der  Wechselkurse  selbst. 

Um  auch  hier  zu  einer  möglichst  klaren  Einsicht  in  die  Ver- 
hältnisse der  Kursbewegung  und  der  mit  ihr  in  Zusammenhang 
stehenden  Goldoperationen  zu  gelangen,  sind  die  letzten  6 Jahre 
1886 — 1891  von  uns  einer  eingehenden  Untersuchung  unterworfen  worden. 
Als  Beispiel  derselben  haben  wir  eine  graphische  Darstellung  der  Bewegung 
des  Wechselkurses  und  des  Goldverkekrs  zwischen  London  (England) 
und  Berlin  (Deutschland)  für  das  Jahr  1890,  das  besondere  Beach- 
tung verdient,  entworfen.  Die  Tafel  enthält  in  ihrem  oberen  Teile 
die  Linien  der  Kurse  in  London  auf  Berlin  und  in  Berlin  auf  London, 
sowie  ferner  die  Linien,  welche  den  Stand  der  beiden  Goldpunkte  an- 
geben. In  dem  unteren  Teile  ist  die  Bewegung  des  offiziellen  Bank- 
diskontsin London  und  Berlin,  sowie  des  Diskonts  für  dreimonatliche  Bank- 
wechsel in  London  und  des  Berliner  Privatdiskonts  verzeichnet  worden. 

Ueber  die  Prinzipien,  nach  welchen  von  uns  bei  der  Untersuchung, 
wie  auch  bei  der  Konstruktion  der  Tafel  verfahren  wurde,  ist  noch 
folgendes  zu  sagen.  In  London  wird  der  Wechselkurs  auf  Berlin  für 
Wechsel  mit  noch  dreimonatlicher  Laufzeit  notiert  und  zwar  finden 
regelmäßig  an  jedem  Wechseltage  zwei  Notizen  im  Kurszettel  Auf- 
nahme. Die  niedrigere  ist  der  Preis  für  erstklassige  Bankierswechsel, 
die  andere  der  Kurs,  zu  dem  gewöhnliche  Warenwechsel  gehandelt 
werden1).  Die  in  London  üblichen  zwei  Notierungen  sind  daher  nicht 
Kurse  für  Angebot  und  Nachfrage,  Brief  und  Geld  in  der  Sprache 
der  Börse,  wie  sie  im  Effektengeschäft  Dotiert  werden,  sondem| be- 
ziehen sich  auf  Qualitätsunterschiede  der  Wechsel.l 


1)  George  CUre,  The  A.  B.  C.  of  the  Foreign  Exchange*,  {Journal  of  the  Institute 
of  Bankers.  Vol.  XIII,  1892,  3.  128. 
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Um  eine  Vergleichung  der  Bewegung  der  Wechselkurse  zu  er- 
möglichen, ist  der  reine  Kurs,  d.  h.  der  Kurs  ohne  Zinsen  erforder- 
lich. Die  Londoner  Kursnotiz  versteht  sich  aber  für  Dreimonats- 
Wechsel,  eine  dreimonatliche  Zinsvergütung  ist  somit  in  Abzug  zu 
bringen. 

Für  unsere  Darstellung  ist  durchgehend»  der  höhere  der  beiden 
in  London  notierten  Kurse  benutzt  und  ist  derselbe,  wie  es  daselbst 
Brauch  ist,  zum  deutschen  Banksatze  diskontiert  worden.  Von  einer 
Benutzung  der  besseren  Notiz  haben  wir  geglaubt  absehen  zu  müssen 
und  zwar  aus  folgenden  Gründen.  Die  zum  besseren  Kurs  gehandelten 
Wechsel  werden  in  London  zum  deutschen  Privatdiskont,  also  zu 
einem  niedrigeren  Satze,  als  der  offizielle  Diskont,  berechnet,  die 
Diflerenz  der  beiden  Kurse  gleicht  sich  daher  beim  Diskontieren 
meistens  ziemlich  aus.  Werden  jedoch  Wechsel,  die  in  London  an 
den  Markt  kommen  und  daselbst  zum  Teil  auch  noch  zur  besseren 
Notiz  gehandelt  werden,  nach  Deutschland  zum  Diskont  gesandt,  so  zeigt 
sich,  daß  in  der  Mehrzahl  der  Falle  dieselben  hier  nur  zum  offiziellen 
Satze  begeben  werden  können.  Die  Ansprüche,  welche  in  Deutsch- 
land und  besonders  in  Berlin  an  Privatdiskonten  gestellt  werden,  sind 
so  weitgehende  und  rigorose,  daß  das  Material,  das  überhaupt  nach 
England  gelangt  und  das  besonders  bei  der  anhaltenden  Ebbe  in  aus- 
ländischen Wechseln  in  London  an  den  Markt  zu  kommen  pflegt,  diesen 
Ansprüchen  kaum  genügt. 

In  Berlin  ')  werden  die  Wechsel  auf  London  in  langer  und  kurzer 
Sicht  notiert.  Es  ist  hier  der  kurze,  Achttagekurs  benutzt  worden, 
weil  derselbe  durchschnittlich  als  der  leitende  zu  betrachten  ist,  nach 
welchem  sich  der  Dreimonatskurs  zu  richten  pflegt.  Die  Diskontierung 
ist  gleichfalls,  dem  Berliner  Gebrauche  gemäß,  zum  offiziellen  Satze 
der  Bank  von  England  vorgenommen  worden. 

Wie  aus  den  Paritätstabellen  zu  ersehen  ist,  rentiert  es,  abgesehen  von 
dem  Falle,  daß  abgenutzte  Münzen  des  eigenen  Landes  importiert  werden 
können,  regelmäßig  am  besten,  die  Goldoperationeu  in  Barreumetall 
auszuführen.  Nun  ist  am  offenen  Edelmetallmarkte  in  Iondon  Barren- 
gold fast  jederzeit  erhältlich,  während  dasselbe  in  Deutschland  viel 
seltener  und  aus  der  Reichsbank  für  Ausfuhrzwecke  überhaupt  nicht 
zu  bekommen  ist.  Zum  Zwecke  der  Bestimmung  des  Einfuhrgold- 
punktes für  Deutschland  wurde  daher  die  Parität  des  Barrenmetalls 
zu  Grunde  gelegt.  Auch  bei  Bestimmung  des  Einfuhrgoldpunktes  für 
England  sind  der  Einheitlichkeit  wegen  und  besonders,  um  für  Eng- 
land immer  die  günstigsten  Momente  zu  wählen,  gleichfalls 
die  Paritäten  für  Barrengold  bevorzugt,  obgleich  solches  zur  Ausfuhr 
nach  England  nur  in  den  seltensten  Fallen  in  Deutschland  zu  haben  ist. 

Anzunchmen  ist,  daß  Barrengold  in  London,  dem  Weltmärkte  des 
gelben  Metalls,  stets  zu  den  notierten  Kursen  bei  der  dauernden,  all- 
gemein herrschenden  Geneigtheit,  Gold  zu  erwerben,  zu  verkaufen 


1)  Es  wird  auf  die  Notierungen  in  Hamburg,  Bremen  und  Frankfurt  bei  dem  ent- 
schiedenen Ucbergewicht,  das  der  Berliner  Platz  erlangt  hat,  keine  Rücksicht  genommen. 
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und  bei  einem  Preise,  der  */4  <1-  höher  als  die  offizielle  Notiz,  fast 
regelmäßig  zu  kaufen  sein  wird.  Bei  Bestimmung  des  Goldpunktes 
filr  Eugland  ist  daher  die  Barrenparität  nach  dem  in  London  jeweils 
notierten  Kurse  für  Barrengold  »berechnet  worden , während  für  die 
Barrenparität  bei  Bestimmung  des  Goldpunktes  für  Deutschland  ein 
*/4  d.  höherer  Goldkurs  angenommen  wurde. 

Nachdem  die  Einfuhrparitäten  für  England  und  Deutschland  fest- 
gestellt, erübrigtes,  um  zu  den  entsprechenden  Goldpunkten  für  Deutsch- 
land zu  gelangen,  die  Versendungsunkosten  von  London  bis  Ham- 
burg mit  ca.  ü‘/i  Pf-  von  der  gefundenen  Parität  für  Deutschland 
abzusetzen,  während  zu  der  berechneten  Parität  für  England  die  Ver- 
sendungskosten von  Berlin  bis  I/tndon  mit  ca.  2 */4  Pf.  und  außer- 
dem ein  entsprechender  Zinsverlust  von  5 bis  8 Tagen  auf  die  zur 
Versendung  gelangende  Summe  hinzuzufügen  ist.  Dieser  Zinsverlust 
ist  zum  monatlichen  Durchschnittssatze  für  tägliches  Geld  (floating 
money)  in  London  berechnet  worden. 

Um  unsere  Tafel  möglichst  vollständig  zu  gestalten,  hat  auch  noch 
der  Goldverkehr  Englands  mit  Deutschland,  soweit  er  aus  den  Buillion- 
Berichten  von  Pixley  und  Abel  und  den  Angaben  über  die  Gold- 
bewegung der  Bank  von  England1)  ersichtlich  ist,  Aufnahme  ge- 
funden. Diese  Daten  sind  in  wöchentlicher  Zusammenfassung  über 
bezw.  unter  die  Linien  der  Wechselkurse  gesetzt  worden.  Gleichfalls 
sind  an  dieser  Stelle  die  monatlichen  Nachweisungen  über  Export  und 
Import  von  Gold  verzeichnet  *). 

Für  eine  jede  Wechseltransaktion  stehen  dem  Bankier  zwei  Wege 
offen.  Entweder  kann  er  remittieren,  d.  h.  er  verschafft  sich  am 
eigenen  Platze  (z.  B.  Berlin)  Wechsel  — in  unserem  Falle  auf 
London  — und  sendet  sie  zur  Begleichung  der  Schuld  seinem  aus- 
wärtigen Gläubiger  oder  er  giebt  diesem  den  Auftrag,  den  geschuldeten 
Betrag  auf  ihn  zu  trassieren  und  sich  durch  Verwertung  des  Wechsels 
bezahlt  zu  machen.  Im  ersteren  Falle  findet  bei  einer  Wechseltrans- 
aktion zwischen  London  und  Berlin  ein  Kauf  von  Wechsel  auf  London 
in  Berlin,  im  zweiten  ein  Verkauf  von  Wechsel  auf  Deutschland  in 
London  statt.  Nun  ist  es  aber  eine  Gewohnheit  der  englischen  Kauf- 
leute und  Bankiers,  daß  sie  es  vorziehen,  sich  lieber  den  Gegenwert 
ihrer  im  Auslande  verkauften  Güter  in  Sterlingwechsel  remittieren  zu 
lassen,  als  daß  sie  auf  ihren  Kunden  im  Ausland  in  den  betreffenden 
Landeswährungen  trassieren.  Der  Grund  hierfür  ist,  daß  die  Forde- 
rung des  englischen  Gläubigers  dadurch,  daß  er  Sterlingwechsel  erhält, 
die  am  Fälligkeitstage  zu  ihrem  Nennwerte  eingelöst  werden,  von 
den  Schwankungen  der  Wechselkurse  unbeeinflußt  bleibt  und  daß 
daher  auch  der  Kaufmann  bezüglich  seiner  Warcnkalkulationen  mit 


1)  Es  sind  di«  Veröffentlichungen  im  Economist  nnd  Statist  benutzt  worden. 

2)  Wenn  euch  die  Angaben  der  Statistik  anbedingt  eis  die  zuverlässigeren  aner- 
kennt werden  müssen,  so  sind  sie  dennoch  für  die  Be«inflnssang,  für  die  Stimmung  des 
Merkte»  von  viel  geringerer  Bedeutung  eis  die  Publiketionen  der  Benk  von  England  und 
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sicheren  feststehenden  Faktoren  rechnen  kann.  Auf  der  anderen  Seite 
hat  der  ausländische  Schuldner  ebenfalls  ein  Interesse  daran,  zu  remit- 
tieren, statt  auf  sich  trassieren  zu  lassen.  Einmal  kann  er  an  allen 
Orten  der  Welt  jederzeit  englische  Wechsel  mit  guten  bekannten 
Unterschriften,  wie  er  sie  gerade  braucht,  kaufen,  wogegen  eine  auf 
ihn  gezogene  Tratte  meistens  nicht  dieselbe  Qualität  besitzt  und 
darum  in  London  auch  nicht  so  günstig  zu  begeben  ist.  Und  sodann 
ist  es  möglich,  zum  Kauf  der  Wechsel  den  günstigen  Zeitpunkt  aus- 
zusuchen, wodurch  häufig  ein  Geschäft,  das  sonst  unterbleiben  müßte, 
überhaupt  erst  möglich  wird. 

Die  notwendige  Folge  dieser  Thatsachen  ist,  daß  das  Haupt- 
geschäft in  englischen  Sterlingwechseln  sieb  außerhalb  Londons  auf 
auswärtigen  Plätzen  abspielt.  Im  Auslande  wird  daher  auch  der 
leitende  Kurs  für  Sterlingwechsel  festgesetzt,  hinter  dem  dann  die 
englischen  Notierungen  der  entsprechenden  ausländischen  Devisen,  ab- 
gesehen von  besonderen  Umständen,  hiDterherhinken  *).  Auch  die  Be- 
wegung der  englisch-deutschen  Wechselkurse  macht  hiervon  keine  Aus- 
nahme, fast  regelmäßig  folgt  die  Londoner  Notierung  der  von  Deutsch- 
land gegebenen  Anregung.  Der  Berliner  Kurs  ist  gegenüber  dem 
Londoner  der  lebendigere  Ausdruck  von  Angebot  und  Nachfrage,  die 
in  täglich  veränderter  Stärke  auf  den  Markt  einwirken  und  den  Kurs 
fast  von  Wechseltag  zu  Wechseltag  verändern,  wogegen  sich  der 
Londoner  Kurs  durch  eine  viel  größere  Beständigkeit  auszeichnet. 
Nur  im  letzten  Drittel  des  Jahres  schlägt  der  Londoner  Kurs  durch- 
schnittlich eine  selbständigere  Richtung  ein.  Während  in  den  zwei 
ersten  Dritteln  des  Jahres  die  Kurse  sich  häufiger  kreuzen  und  meistens 
auch  nahe  zusammen  liegen,  ändert  sich  dies  im  letzten,  indem  dann 
der  Londouer  Kurs  sich  nicht  unwesentlich  zu  Gunsten  Englauds  ver- 
ändert, während  der  Berliner  Kurs  von  seiner  im  allgemeinen  für 
Deutschland  günstigen  Tendenz  nur  unbedeutend  abweicht.  Wir  habeu 
hier  ohne  Zweifel  die  regelmäßig  Jahr  für  Jahr  im  Herbst  sich 
äußernden  Einflüsse  des  Londouer  Geldmarktes  zu  sehen. 

Jeder  Herbst  hat  für  die  Londoner  Banken  starke  Abflüsse  von 
Geld  nach  dem  Innern  des  Landes  uud  besonders  nach  Schottland  im 
Gefolge  (Autumnai  drain)  *).  In  dieser  Periode  des  Jahres  ist  daher 
die  sonst  schon  große  Geneigtheit,  ausländische  Wechsel  zu  veräußern, 
noch  größer  und  trägt  somit  zu  einer  Vermehrung  des  Angebots  und 
einer  starken  Veränderung  des  Kurses  bei. 

Aus  dem  Vorhergehenden  ist  ersichtlich,  daß  dem  Berliner  Wechsel- 
kurs bei  der  Beurteilung  von  Goldbewegungen  zwischen  England  und 
Deutschland  eine  viel  größere  Bedeutung  zukommt,  als  dem  englischen. 
Man  hat  in  ihm,  wenn,  wie  gesagt  worden,  der  Stand  der  W'ecbselkurse  als 
Barometer  der  Zahlungsbilanz  zu  betrachten  ist,  den  genaueren  Aus- 
druck der  letzteren  zu  sehen. 

Gehen  wir  nunmehr  auf  die  Bewegung  der  beiden  Kurse  in  den 


1)  Vergl.  Cläre,  The  A.  B.  C.  ».  a O.  S.  78  ff 

2)  Vergl.  R.  H.  Ingli*  Palgrave,  Dictionary  of  Political  Economy  HeA  I,  London 
1891,  S.  73.  Artikel  „Autumnai  drain“. 
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letzten  sechs  Jahren  1886—1891  genauer  ein,  so  fällt  vor  allem  auf, 
daß  sowohl  der  Londoner  als  auch  der  Berliner  Kurs  sich  im  Durch- 
schnitt ganz  überwiegend  zu  Gunsten  Deutschlands  stellten.  Im  Jahre 
1886  notierten  beide  Kurse  durchschnittlich  über  Parität  zu  Gunsten 
Deutschlands;  der  Londoner  Kurs  ging  aus  den  angegebenen  Gründen 
im  Herbste  unter  Parität  herab,  während  der  Berliner  sich  meistens 
in  Nähe  der  Parität  hielt.  Den  Goldausfuhrpunkt  für  Deutschland 
erreichte  der  Berliner  Kurs  an  5 und  überschritt  ihn  an  27  Wechsel- 
tagen, der  Londoner  Kurs  überschritt  ihn  an  22  Tagen.  Der  Gold- 
ausfuhrpunkt für  England  wurde  in  diesem  Jahre  nicht  erreicht.  Be- 
trag des  im  Jahre  1886  aus  Deutschland  nach  England  eingeführten 
Goldes  £ 39  373,  Betrag  des  nach  Deutschland  ausgeführten  Goldes 
£ 634  108. 

1887  weist  ähnliche  Verhältnisse  auf,  nur  ist  die  Situation  eine 
im  allgemeinen  für  Deutschland  noch  günstigere.  Fast  das  ganze 
Jahr  hindurch  bewegt  sich  der  Kurs  um  den  Goldausfuhrpunkt  nach 
Deutschland  herum,  den  der  Berliner  Kurs  an  12  Tagen  berührt  und 
an  70  überschreitet,  der  Londoner  an  2 bezw.  24.  Auch  in  diesem 
Jahre  wird  der  Goldpunkt  für  England  vom  Berliner  Kurs  gar  nicht 
erreicht,  der  Londoner  Kurs  erreicht  ihn  an  4 Wechseltagen  und 
überschreitet  ihn  an  weiteren  4.  Betrag  der  Goldeinfuhr  in  England 
£ 28  357,  der  Ausfuhr  £ 2 627  619. 

1888  ist  im  ersten  halben  Jahre  ausgesprochen  für  Deutschland 
günstig,  beide  Kurse  sind  in  dieser  ganzen  Zeit  dem  Goidpunkte  für 
Deutschland  nahe.  Im  dritten  Quartal  ändert  sich  die  Situation,  der 
Kurs  sinkt  unter  die  Parität  und  überschreitet  zeitweise  den  Gold- 
ausfuhrpunkt für  England.  Dieser  Wechsel  der  allgemeinen  Lage 
scheint  durch  die  ungemein  starke  Emission  nord-  und  südamerika- 
nischer,  türkischer,  griechischer  und  portugiesischer  Effekten  in 
Deutschland,  deren  Erlös  wohl  größtenteils  in  Gold  oder  englischen 
W'echseln  zu  remittieren  war,  bewirkt  worden  zu  sein.  — Das  4.  Quartal 
zeigt  wieder  die  bekannten  Verhältnisse,  den  Berliner  Kurs  nahe  dem 
Goldpunkt  für  Deutschland , den  Londoner  nahe  der  Parität.  Der 
Goldpunkt  für  Deutschland  wurde  in  Berlin  an  13  Tagen  erreicht 
und  an  40  weiteren  überschritten,  in  London  an  29  Tagen  überschritten ; 
der  Goldpunkt  für  England  wurde  in  Berlin  9-mal  überschritten,  in 
London  5-mal  erreicht  und  11-rnal  überschritten.  Es  wurde  nach  Eng- 
land eingeführt  Gold  im  Werte  von  £ 216  748,  ausgeführt  £ 1 182  882. 

lin  Jahre  1889  erreichte  die  Emissionsthätigkeit  in  ausländischen 
Effekten  in  Deutschland  ihren  Höhepunkt,  nord-  und  südamerika- 
nische Eisenbahnwerte,  argentinische,  chilenische,  türkische,  griechische, 
portugiesische  und  viele  andere  Staatspapiere  wurden  auf  den  Markt 
gebracht,  deren  Gegeuwert  die  betreffenden  Länder  und  Gesellschaften 
zumeist  in  englischen  Wechseln  oder  barem  Metall  ausgezahlt  er- 
hielten. Nicht  unbeträchtliche  Goldmengen  gingen  außerdem  in  diesem 
Jahre  von  London  für  deutsche  Rechnung  nach  Südamerika.  Der 
notwendige  Einfluß  auf  den  Wechselkurs  ist  augenscheinlich  und  zeigt 
sich  darin,  daß  bis  tief  in  den  Herbst  hinein  die  Kurse  unter  Pari 
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stehen.  Demnach  wird  der  Goldpunkt  für  England  vom  Berliner  Kurse 
nur  2-mal  erreicht  und  3-mal  überschritten,  vom  Londoner  Kurse  an 
7 bezw.  8 Wechseltagen.  Der  Goldpunkt  für  Deutschland  wird  in 
Berlin  3-mal  erreicht  und  17-mal  überschritten  in  London  7-mal  über- 
schritten. Die  englische  Goldeinfuhr  betrug  in  diesem  Jahre  £ 186  443, 
die  Ausfuhr  £ 334476. 

1890  (vergl.  die  Tafel)  zeigt  in  seinem  ersten  Quartal  dem  Jahre 
1889  ähnliche  Verhältnisse,  sodann  tritt  der  alte,  für  Deutschland 
günstige  Zustand  wieder  ein,  der  nur  Ende  Juli,  Anfang  August  eine 
Unterbrechung  erleidet,  deren  Ursache  man  wohl  in  dem  Streben  der 
Barings,  ihre  Mittel  zusammenzuziehen,  um  die  Katastrophe  abzu- 
wendeu,  die  dann  im  November  zum  Ausbruch  kam , zu  suchen  hat. 
Es  gehen  denn  auch  in  dieser  Zeit  £ 50  000  Gold  von  Deutschland 
nach  England  in  die  Bank,  obgleich  diese  Operation  durch  den  Stand 
der  Wechselkurse  nicht  gerechtfertigt  erscheint  und  mau  sie  daher 
mit  den  Baring’schen  Vorkehrungen  wohl  in  Verbindung  bringen  kann. 
Weiter  ist  dieses  Jahr  dadurch  von  den  anderen  verschieden,  daß  im 
November  desselben  die  Spannung  der  Kurse  in  London  und  Berlin 
eine  außergewöhnlich  große  wird , bewirkt  durch  das  Streben , nach 
Eintritt  der  Baring-Krisis  in  London  wie  in  Berlin  fremde  Wechsel 
möglichst  zu  verkaufen  und  dagegen  bare  Mittel  heranzuziehen.  Die 
Kursbewegung  hat  in  dieser  Zeit  augenscheinlich  ausnahmsweise  ihren 
Schwerpunkt  in  London  und  folgte  auch  unzweifelhaft  in  jenen  Tagen 
der  Berliner  Kurs  dem  Londoner.  Dennoch  bleibt  der  Kurs  in  Berlin 
ausgesprochen  zu  Gunsten  Deutschlands,  während  der  londoner  den 
Goldeinfuhrpunkt  für  England  überschreitet.  Im  ganzen  geschieht 
dies  im  Laufe  des  Jahres  an  9 Wechseltagen,  während  außerdem 
noch  an  einem  Tage  derselbe  erreicht  wird.  Der  Berliner  Kurs  ge- 
langt während  des  ganzen  Jahres  überhaupt  nicht  bis  zum  Gold- 
ausfuhrpunkt für  England.  Der  Goldausfuhrpunkt  für  Deutschland 
wird  in  Berlin  17-mal  erreicht  und  52-mal  überschritten,  in  London 
2-mal  bezw.  4- mal.  Die  Einfuhr  Englands  aus  Deutschland  erreichte 
1891  die  Höhe  von  £ 2U4O40,  während  die  Ausfuhr  sich  auf 
£ 1 634  020  stellte. 

Das  Jahr  1891  ist  wieder  für  Deutschland  ein  günstiges,  nur  im 
Mai  und  Juni  ist  eine  Depression  vorhaudeu.  Der  Berliner  Kurs 
überschreitet  in  dieser  Zeit  einmal  (das  einzige  Mal  während  des 
ganzen  Jahres)  den  Goldausfuhrpunkt,  der  Londoner  Kurs  thut  dies 
im  ganzen  9 mal.  Der  Einfuhrpunkt  für  Deutschland  wird  in  Berlin 
an  13  Tagen  erreicht  und  an  81  überschritten,  in  London  1-mal  er- 
reicht und  9-mal  überschritten.  Sowohl  die  Einfuhr  als  auch  die  Aus- 
fuhr Englands  ist  in  diesem  Jahre  ausnahmsweise  groß;  erstere  er- 
reicht den  Betrag  von  £ 458  241,  letztere  von  £ 6 375  271. 

Der  Uebersicht  halber  geben  wir  die  eben  angeführten  Daten 
bezüglich  der  beiden  Goldpunkte  noch  einmal  nachstehend  in  tabella- 
rischer Form. 
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Ser  G oldpunkt  für  England  and  die  Bewegung  der  Weoheelkuree  ln  Berlin  and  London. 


Die  Goldbewegungen  zwischen  England  und  Deutschland.  845 

In  den  Jahren  1886 — 1891  wurden  in  Berlin  an  929  Tagen 
Wechselkurse  auf  London  notiert.  Von  diesen  Notierungen  waren  350 
derart,  daß  sie  eine  Goldeinfuhr  und  nur  15,  daß  sie  eine  Goldausfuhr 
erlaubt  haben  würden.  In  London  gestatteten  von  den  610  Tagen,  an 
denen  in  diesen  sechs  Jahren  dort  Wechsel  gehandelt  wurden,  100 
eine  Ausfuhr  nach  Deutschland,  und  an  58  Tagen  wäre  nach  dem 
Wechselkurse  eine  Goldeinfuhr  nach  England  möglich  gewesen.  Wenn 
der  Stand  der  Wechselkurse  als  das  Abbild  der  Zahlungsbilanz  be- 
trachtet werden  kann,  so  ist  man  berechtigt,  aus  den  eben  ange- 
führten Thatsachen  zu  folgern , daß  diese  fast  durchgängig  eine  für 
Deutschland  günstige  gewesen  ist.  Nur  wenn  große  Emissionen  aus- 
ländischer und  besonders  überseeischer  Werte  stattfanden,  wurde  der 
Wechselkurs  ein  für  Deutschland  auf  kurze  Zeit  ungünstiger,  zum 
Teil  stark  ungünstiger. 

Wenn  der  Wechselkurs  den  Goldpunkt  erreicht  oder  überschreitet, 
so  ist  unter  normalen  Verhältnissen  eine  Goldbewegung  die  Folge. 
Findet  dieser  Satz  auf  den  Goldverkehr  zwischen  Deutschland  und 
Englaud  nun  auch  Anwendung?  Für  eine  genaue  Nachweisung  der 
thatsächlich  stattgehabten  Goldbewegungen  stehen  uns  leider  bei  dem 
oft  beklagten  mangelhaften  Stande  der  Münzstatistik  nur  ziemlich  un- 
vollkommene Hilfsmittel  zur  Verfügung.  Die  Ein-  und  Ausfuhrstatistik 
Deutschlands  giebt  bis  jetzt  nur  die  eingeführten  und  ausgeführten 
Beträge  in  einer  Generalsumme  für  das  ganze  Jahr  an,  und  doch  ist 
es  für  unsere  Zwecke  sehr  wichtig,  gerade  die  Verteilung  der  Aus- 
fuhr und  Einfuhr  auf  die  einzelnen  Wochen  und  Tage  des  Jahres  zu 
kennen.  Erst  mit  dem  laufenden  Jahre  (1892)  beginnt  die  deutsche 
Statistik  auch  für  die  Edelmetalle  monatliche  Nachweise  über  Einfuhr 
und  Ausfuhr,  wie  solche  bereits  in  England  veröffentlicht  werden,  zu 
bringen.  Wir  sehen  uns  also  lediglich  auf  die  Angaben  der  englischen 
Statistik  angewiesen,  neben  denen  als  eine  weitere  Quelle  die  Berichte 
der  englischen  Edelmetall-Makler  und  die  Ausweise  der  Bank  von  Eng- 
land in  Betracht  kommen.  Wöchentlich  giebt  die  bekannte  Bullion-Makler- 
Firma  Pixley  & Abel  in  London  einen  Bericht  heraus , den,  nebst  einer 
Nachweisung  über  die  Goldbewegung  bei  der  Bank  von  England,  die  eng- 
lischen Fachzeitschriften,  vor  allem  der  Economist  und  der  Statist  in 
ihren  Nummern  regelmäßig  zu  bringen  pflegen.  Nach  diesem  Materiale 
haben  wir  die  Goldbewegung  zwischen  England  und  Deutschland  fest- 
zuatellen  versucht.  Bezüglich  der  in  den  beiden  zuletzt  erwähnten 
Berichten  enthaltenen  Daten  ist  aber  nun  folgendes  zu  bemerken. 
Die  Berichte  sind,  wie  nicht  anders  zu  erwarten,  vom  Standpunkt  des 
englischen  Goldmarktes  abgefaßt  und  das  ist  nicht  ohne  Bedeutung. 
In  London  hat  man  ein  ungemein  großes  Interesse  daran,  zu  wissen, 
von  welcher  Seite  Gold  für  Ausfuhrzwecke  verlangt  wird,  denn  be- 
sonders danach  haben  sich  die  Vorkehrungen  zum  Schutze  des  gelben 
Metalls,  also  vor  allem  die  Diskontopolitik  der  Bank  zu  richten.  Die 
Berichte  von  Pixley  und  Abel  geben  demgemäß  Uber  die  Goldnach- 
frage am  offenen  Goldmarkt  in  London  immer  genaue  und  auch  ziem- 
lich detaillierte  Auskunft,  wie  auch  in  den  Uebersichten  der  Aus- 
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ginge  ans  der  Bank  von  England,  welche  der  Statist  bringt,  fast 
nie  die  Angabe  des  Bestimmungsortes  des  ausgehenden  Goldes  fehlt. 
Man  ist  also,  gestützt  auf  diese  Daten,  im  stände,  fast  jede  Nach- 
frage nach  Gold,  die  von  Deutschland  aus  erfolgt,  mit  ziemlicher 
Sicherheit  festzustellen.  Nicht  dasselbe  ist  der  Fall  beim  Goldeingang 
in  England.  Wenn  nur  das  Gold  einströmt,  woher  es  kommt,  das  ist 
der  City  einerlei. 

Die  Goldimporte  werden  von  den  am  internationalen  Geldgeschäfte 
beteiligten  foreign  bankers  ausgeführt.  Geht  das  Gold  in  London 
ein,  so  versuchen  diese  zunächst  es  am  offenen  Markte  zu  verkaufen, 
wozu  auch  sehr  häufig  Gelegenheit  vorhanden  ist.  Die  Bank  von 
England  erhält  vorläufig  nichts,  sie  ist  ja  auch  derjenige  Käufer,  der 
durchschnittlich  die  schlechtesten  Preise  zahlt.  Daher  strömen  der 
Bank  für  gewöhnlich  nur  Sovereigns,  bei  denen  sie  am  Preise  nichts 
verdienen  kann,  aus  dem  Auslande  kommend,  zu.  Direkte  Sendungen 
aus  Deutschland  in  die  Bank  können  somit  in  größerem  Umfange  auch 
nicht  erwartet  werden,  aber  unter  den  Ankäufen,  die  die  Bank  ab 
und  zu  am  offenen  Markte  auszuführen  pflegt,  werden  sich  auch  ohne 
Zweifel  Goldbeträge  finden,  die  aus  Deutschland  stammen. 

Die  genaue  Feststellung  des  täglichen  Goldeinganges  in  Eng- 
land aus  Deutschland  ist  aus  diesem  Grunde  auch  mit  Hilfe  der  an- 
geführten Quellen  nicht  möglich,  denn  die  Berichte  von  Pixley  & Abel 
sind  bezüglich  der  Herkunft  der  Goldeingänge  sehr  unzureichend; 
höchstens,  daß  die  großen  überseeischen  Zufuhren  in  denselben  regel- 
mäßige Beachtung  finden. 

Sollen  nun  Goldoperationen  ausgeführt  werden,  so  müssen  ent- 
weder im  Inlande  oder  an  einem  dritten  Platze  Wechsel  auf  das  Aus- 
land gekauft  und  dorthin  gesandt  werden,  um  den  Gegenwert  der- 
selben in  Gold  von  dort  zurückzuerhalten  (Fall  der  Remittierung), 
oder  es  wird  seitens  des  Auslandes  auf  das  Inland  trassiert,  die  be- 
treffenden Wechsel  im  Auslande  realisiert  und  der  Erlös  dieser  Trans- 
aktion in  effektivem  Golde  eingesandt  (Fall  der  Trassierung).  Ver- 
fügt endlich  das  Inland  im  Auslande  über  Guthaben,  wie  solche  die 
Bankhäuser,  welche  das  Devisengeschäft  zu  ihrer  Aufgabe  gemacht  haben, 
gewöhnlich  zu  besitzen  pflegen,  so  wird  der  Auftrag  erteilt,  diese  in 
effektivem  Metall  zu  übersenden. 

Handelt  es  sich  bei  den  Goldoperationen  um  die  erwähnten 
Ordrebezüge,  so  wird  der  Verlust,  der  eventuell  entsteht,  wenn  die 
Wechsel,  mit  welchen  das  Gold  erworben  werden  muß,  sich  nicht 
günstig  genug  stellen,  keine  Beachtung  finden,  da  er  entweder  durch 
einen  Gewinn  an  anderer  Stelle  ausgeglichen  wird  oder  zur  Ab- 
wendung eines  noch  größeren  Verlustes  dient.  Sollen  die  Opera- 
tionen jedoch  auf  Grund  der  Wechselkurse  erfolgen,  d.  h.  also,  als 
ein  kaufmännisches  Geschäft,  das  ohne  Schaden  abschließt,  so  dürfen 
die  Wechsel,  welche  zur  Beschaffung  des  Goldes  nötig  sind,  im  Falle 
der  Remittierung  nur  so  teuer  bezahlt  werden,  daß  in  dem  späteren 
Erlös  aus  der  Wiederverwertung  des  Goldes  nicht  nur  die  Unkosten, 
die  aus  der  Versendung  desselben  entstehen,  sondern  auch  der  An- 
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schaffungspreis  der  Wechsel  zum  mindesten  Deckung  finden  1 ).  Im 
Falle  der  Trassierung  muß  hinwiederum  der  Verkaufspreis  der 
Wechsel  im  Auslände  ein  so  hoher  sein,  daß  das  aus  dem  Verkaufe 
derselben  erlöste  Gold  wenigstens  dem  Nennwerte  der  Wechsel  und 
dem  Betrage  des  Transports  und  sonstigen  Spesen  gleichkommt. 

Die  Bankiers  pflegen  durch  Einziehung  und  Eingang  von  Forderungen 
im  Auslande  Guthaben  dortselbst  anzusammeln,  welche  sie  zu  den  ver- 
schiedensten Kursen  und  durchschnittlich  zu  höheren  erworben  haben, 
als  die,  bei  denen  Goldoperationen  möglich  sind.  Einem  Verluste  ist 
nun,  werden  diese  Guthaben  zu  Goldtransaktionen  benutzt,  nur  da- 
durch zu  entgehen,  daß  das  infolge  der  Operation  abgezogene  Gut- 
haben durch  Ankauf  eines  gleich  großen  Betrages  von  Wechseln  zu 
Kursen,  bei  denen  eine  Goldoperatiou  durchführbar  ist,  wieder  „ein- 
gedeckt wird.“ 

Es  ist  somit  eine  Goldoperation,  die  ohne  Verlust  ausgeführt 
werden  soll,  fast  regelmäßig  mit  einer  entsprechenden  Wechseltrans- 
aktion verknüpft  und  von  der  Möglichkeit  derselben  abhängig. 

Für  das  Eintreten  einer  von  dem  Stande  der  Wechselkurse  ab- 
hängigen Goldbewegung  ist  der  Kurs  des  Landes,  in  das  das  Gold 
eingeführt  werden  soll,  der  wirksamere  und  maßgebendere,  also  für 
einen  Goldimport  nach  Deutschland  der  Stand  des  deutschen,  für  eine 
Einfuhr  nach  England  der  Stand  des  Londoner  Wechselkurses.  Dies 
hat  seinen  Grund  in  folgenden  Ursachen.  Der  Gewinn,  den  die  inter- 
nationale Goldarbitrage  abwirft,  ist  ein  ganz  minimaler,  der  außer- 
dem, sowie  sich  die  Situation  nur  um  ein  Geringes  ändert,  sehr  leicht 
in  einen  Verlust  Umschlägen  kann.  Um  diesen  Verlust  zu  vermeiden, 
bevorzugen  die  Bankiers  die  Wechseloperationen,  die  für  einen  Gold- 
import erforderlich  sind  und  von  denen  der  Erfolg  des  Geschäfts  ab- 
hängt, möglichst  selbst  und  daher  am  eigenen  Platze  auszuführen, 
denn  nur  in  diesem  Falle  befinden  sich  alle  Faktoren  von  entscheidendem 
Einflüsse  in  ihren  Händen  (Fall  der  Remittierung  und  des  Abzugs 
eines  Guthabens).  Hieraus  ist  es  auch  zu  erklären,  daß  sehr  häufig, 
wenn  der  Londoner  Kurs  auf  Berlin  Goldausfuhren  nach  Deutschland 
gestatten  würde,  diese  doch  nicht  erfolgen,  während  umgekehrt  fast 
regelmäßig,  wenn  der  Berliner  Kurs  diesen  Stand  erreicht  hat,  Gold- 
einfuhren Btattfinden. 

Weiter  ist  noch  bezüglich  des  Goldverkehrs,  der  als  das  Er- 
gebnis des  Standes  der  Wechselkurse  zu  betrachten  ist,  darauf  auf- 
merksam zu  machen,  daß  durchaus  noch  nicht  auf  das  Eintreten  einer 
Goldbewegung  zu  rechnen  ist,  sobald  der  Kurs  an  einem  Tage  den 
Goldpunkt  erreicht  oder  selbst  überschritten  hat.  Dieser  Kurs  kann 

1)  Es  ist  allerdings  möglich,  die  für  die  betreffenden  Transaktionen  erforderlichen 
Wechsel  an  einem  dritten  Börsenplätze  billiger  anzukaufen,  als  es  am  eigenen  möglich 
gewesen  wäre.  Dafs  durch  solche  indirekte  Arbitragen,  Goldoperationen,  die  sonst  mit 
einem  Verluste  schliefsen  würden,  unter  Umständen  ermöglicht  werden,  ist  einleuchtend. 
Auf  diese  Verhältnisse  konnte  jedoch,  um  nicht  die  Materie  noch  komplizierter  zu  gestalten, 
hier  keine  Rücksicht  genommen  werden,  und  aufsardem  erleiden  die  Grundprinzipien  ancb 
dadurch  keine  Veränderung 
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das  Ergebnis  einer  zufälligen  Marktlage  sein,  die  durch  ein  kleines 
aber  dringendes  Angebot  von  einigen  hundert  Pfund  Sterling,  dem 
keine  entsprechende  Nachfrage  gegenüberstand,  hervorgerufen  war. 

Sollte  nun  bei  dieser  Marktlage  der  Versuch  gemacht  werden, 
eine  Goldoperation  zu  unternehmen,  so  würde  damit,  wenn  nicht  be- 
sondere Umstände  wirksam  sind,  sich  sofort  eine  neue  Nachfrage  nach 
Wechseln  auf  dem  Markte  zeigen,  denn  entweder  wären  die  Wechsel 
für  diesen  Zweck  überhaupt  erst  anzukaufen,  oder,  wenn  ein  im  Aus- 
lande stehendes  Guthaben  hierzu  Verwendung  finden  sollte,  müßte 
dieses,  wie  oben  gezeigt,  wieder  eingedeckt  werden.  Die  hierdurch 
entstandene  Nachfrage  wird  nun  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  genügen, 
den  Wechselkurs,  der  ohne  dieselbe  in  der  Nähe  des  Goldpunktes 
zur  Festsetzung  gekommen  wäre,  wieder  von  demselben  abzudrängen 
und  die  ganze  Operation  unmöglich  zu  machen.  Es  ist  also  nicht 
ausreichend,  daß  der  Goldpunkt  an  einem  Tage  erreicht  oder  über- 
schritten wird,  um  auf  das  Eintreten  von  Goldbewegungen  rechnen 
zu  können , sondern  eine  ausgesprochene  Tendenz  des  Kurses  zu 
Gunsten  des  betreffenden  Landes,  die  häufig  in  einer  Reihe  hinter- 
einander folgender  Notierungen  nahe  dem  Goldpunkt  zum  Ausdruck 
gelangen  wird,  berechtigen  erst  mit  einiger  Sicherheit,  Goldversendungen 
entgegenzusehen. 

Berücksichtigt  man  diese  beiden  Momente  bei  Betrachtung  des 
Goldverkchrs  zwischen  England  und  Deutschland,  so  zeigt  es  sich, 
daß  in  den  ganzen  6 Jahren  Versendungen  von  Gold  nach  England 
auf  Grund  der  Wechselkurse  nicht  gerade  häufig  möglich  gewesen  sind. 

Ob  die  Goldabflüsse  von  Deutschland  nach  England,  welche  in 
den  6 der  Untersuchung  unterworfenen  Jahren  stattgefunden  haben, 
überwiegend  auf  Grund  der  Wechselkurse  erfolgten,  ist  leider  bei  dem 
erwähnten  Zustande  der  Quellen,  auf  die  wir  hierbei  angewiesen  sind, 
mit  Bestimmtheit  nicht  anzugeben,  wenn  auch  die  Wahrscheinlichkeit 
dafür  spricht,  daß  es  der  Fall  war.  Auf  Grund  der  Veröffentlichungen 
der  Bank  von  England  läßt  sich  für  Ende  Juli  1890  ein  Goldeingang 
aus  Deutschland  in  die  Bank,  der  als  das  Resultat  des  damaligen 
Kursstandes  aufgefaßt  werden  muß,  nachweisen.  Daß  aber  auch  an 
den  anderen  Terminen,  wo  der  Wechselkurs  dies  erlaubte,  Goldein- 
gänge stattgefunden  haben  werden,  ist  mit  ziemlicher  Sicherheit  an- 
zunehmen. F'ür  drei  Termine  (Ö./9.  1887,  18./11.  1890  , 276.  1891) 
ist  es  uns  möglich  gewesen,  auf  Grundlage  deutscher  Postquittungs- 
bücher Goldsendungen,  deren  in  den  englischen  Berichten  keine  Er- 
wähnung geschieht,  nachznweisen.  Auch  die  Statistik  scheint  unsere 
Annahme  zu  bestätigen,  denn  sobald  einer  oder  beide  Wechselkurse 
den  Goldpunkt  für  England  erreicht  oder  überschreitet,  verzeichnen 
die  Monatsausweise  regelmäßig  eine  verstärkte  Einfuhr.  Da  für  die 
Nachweisung  der  Goldbewegungen  die  erwähnten  englischen  Quellen 
benutzt  sind,  so  ist  noch  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  bei 
einem  Goldausgang  aus  England  der  Tag  desselben  und  der  Tag,  an 
dem  die  entsprechende  Wechseloperation  erfolgte,  ziemlich  zusammen- 
fallen. 
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Dagegen  werden  bei  einem  Goldeingang  in  England  von  dem  Tage, 
an  welchem  die  betreffende  Wechseltransaktion  stattgefunden,  bis  zu 
dem  1 age,  an  welchem  das  Gold  bei  der  Bank  eiugeht,  circa  eine  Woche 
der  Herbeischaffung  des  Goldes  wegen  verstrichen  sein,  was  bei  einer 
Vergleichung  des  Goldverkehre  mit  der  Kursbewegung  zu  beachten 
ist.  Beispielsweise  Überschritt  der  Londoner  Wechselkurs  am  15.  und 
17.  Juli  1890  den  Goldpunkt  für  England.  Eine  ßoldoperation  war 
das  Ergebnis  dieses  Kursstandes,  doch  erst  in  der  Berichtswoche  vom 
22.  bis  29.  Juli  wurde  ein  Goldeingang  aus  Deutschland  von  i?  50  000 
verzeichnet 

Ungleich  besser,  als  über  die  Goldeinfuhr  nach  England,  sind  wir 
durch  die  beiden  erwähnten  Berichte  über  die  Ausfuhr  unterrichtet. 
Die  Veröffentlichungen  der  Bank  von  England  enthalten  fast  regel- 
mäßig sowohl  den  Bestimmungsort  als  auch  den  genaueren  Betrag 
der  ausgehenden  Goldbeträge,  während  die  Berichte  von  Pixley  und 
Abel  gewöhnlich  nur  Auskunft  darüber  geben,  wann  und  in  welcher 
Weise,  ob  schwache,  mittel  oder  starke  Goldnachfragen  seitens  des 
Auslandes  am  Edelmetall  markte  in  London  geltend  gemacht  wurden. 
Obgleich  zu  vermuten  ist,  daß  auf  dem  Goldmarktc  manche  Nach- 
frage nicht  zu  einem  Geschäftsabschlüsse  geführt  und  daß  demnach 
eine  Goldversendung  trotz  derselben  nicht  stattgefunden  hat,  so  ist 
doch  bei  der  Unmöglichkeit,  zu  untersuchen,  welche  Nachfragen  mit 
einem  Geschäftsabschluß  endigten,  für  unsere  Betrachtungen  ange- 
nommen worden , daß  eine  jede  Nachfrage  eine  Goldverecbiflung  im 
Gefolge  hatte. 

Stellt  man  nun  die  stattgehabten  Goldausgänge  aus  England  nach 
Deutschland  der  Bewegung  der  Wechselkurse  gegenüber,  so  zeigt  sich, 
daß  Goldausgänge  von  nennenswerten  Beträgen  im  Durchschnitt  erst 
stattfinden,  wenn  der  Wechselkurs  den  Goldpunkt  einige  Zeit  über- 
schritten hat.  Zu  solchen  Zeiten,  wo  der  Wechselkurs  den  Gold- 
punkt erreichte,  sind  größere  Goldbewegungen  nur  zu  verzeichnen, 
wenn  der  Kurs  eine  entschiedene  Tendenz  hatte,  sich  noch  mehr  zu 
Gunsten  Deutschlands  zu  verändern.  Nur  einmal  in  diesen  sechs 
Jahren  ist  eine  Goldbewegung  von  größerem  Umfange  vermerkt  worden, 
wo  der  Wechselkurs  unter  dem  von  uns  berechneten  Goldpunkte  für 
Deutschland  blieb,  und  zwar  Ende  Dezember  1890  Anfang  Januar 
1891.  Aber  auch  dieser  Fall  läßt  sich  leicht  auf  Grund  der  Wechsel- 
kurse erklären.  Wie  aus  unseren  Paritätstabellen  ersichtlich,  stellt 
bei  Bezug  von  deutschen  Goldmünzen,  wenn  in  England  abgenutzte 
Stücke  erhältlich  sind,  sich  der  Goldpunkt  für  Deutschland  dem  Pari 
näher,  als  es  dem  von  uns  angenommenen  Stande  entspricht,  bei  dessen 
Berechnung  wir  davon  ausgegangen  sind,  daß  man  Barrengold  */4  *d. 
über  den  in  London  notiertem  Kurse  bezahlen  muß.  Ende  Dezember 
1890  Anfang  Januar  1891  sind  nun  thatsächlich  deutsche  Goldmünzen 
in  nicht  unbedeutender  Menge  aus  England  bezogen  worden  und  zwar 
soll  es  sich  damals  um  die  deutschen  Kronen  gehandelt  haben,  welche 
die  Bank  von  England  in  der  Baring-Krisis  aus  Rußland  als  Dar- 
lehn erhalten  hatte. 

mm«  Foi*«  nd.  iv  (Lixi.  54 
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Endlich  erübrigt  noch,  mit  einigen  Worten  derjenigen  Goldopera- 
tioneD,  die  nicht  als  Ergebnis  des  Standes  der  Wechselkurse  betrachtet 
«erden  können,  Erwähnung  zu  thun.  Obgleich  man  den  Goldaus- 
gängen in  London  ein  ungleich  größeres  Interesse  entgegenbringt,  als 
den  Goldeingängen,  so  ist  es  uns  dennoch  nicht  möglich  gewesen, 
auch  nur  eine  einzige  Goldversendung  großen  Umfanges  nach  Deutsch- 
land zu  entdecken,  welche  nicht  in  dem  jeweiligen  Stande  des  Wechsel- 
kurses ihre  Erklärung  fände  1 ).  Wohl  aber  ist  nach  den  Veröflent- 
lichungen  der  Bank  von  England  zweimal  in  den  Jahren  1886—1891 
Gold  aus  Deutschland  sogar  der  Bank  selbst  zugeflossen,  bei  einem 
Stande  der  Wechselkurse,  welcher  ausgesprochen  zu  Gunsten  Deutsch- 
lands war.  Unterm  20.  Juli  1888  verzeichnet  die  Bank  von  England 
einen  Eingang  von  £ 60000  Sterling  Gold  bei  einem  auf  a Vista 
reduzierten  Wechselkurs  in  der  der  Berichtswocho  vorhergehenden 
Zeit  von  20,42  */ ,—20,43  */, — 20,44 — 20,44  l/,  in  Berlin  und  einem 
stationären  Kurse  von  20,42  in  London.  Das  andere  Mal,  am 
6.  Dezember  1891  gelangten  £ 26000  Sterling  „aus  Oporto,  Bremen  etc.“ 
in  die  Bank  bei  einem  Vista-Wechselkurse  von  20,34—20,34  */, — 20, 351/, 
— 20,36  in  Berlin  und  20,38 — 20,39 — 20,40 — 20,38  in  London,  also 
einem  Stande  der  Kurse,  bei  dem  es  kaum  rentiert  haben  würde,  die 
allerleichtesten  Sovereigns  nach  England  einzuführen , wo  vielmehr 
umgekehrt  Goldexporte  nach  Deutschland  hätten  erwartet  werden 
sollen,  die  denn  auch  in  der  nächsten  Woche  thatsächlich  eintraten. 

Auf  Grund  der  vorgebrachten  Thatsachen  und  besonders,  da  wir 
uns  vorzugsweise  dabei  auf  englische  Quellen  gestützt  haben,  welche 
doch  wohl  gewiß  von  englicher  Seite  als  einwandsfrei  werden  betrachtet 
werden,  glauben  wir  naebgewiesen  zu  haben , daß  die  mehrfach  von 
uns  erwähnten  Behauptungen,  daß  aus  Deutschland  kein  Gold  zu  er- 
halten ist,  nicht  den  Thatsachen  entsprechen. 

Auf  Grund  des  Vorhandenseins  deutscher  Goldmünzen  im  Aus- 
lande und  gestützt  auf  die  Statistik  ist  bewiesen  worden,  daß  that- 
säcblich  Gold  von  Deutschland  ins  Ausland  gelangte,  und  daß  gleich- 
falls jahrein,  jahraus  Gold  nach  England  gegangen  ist.  Auch  be- 
züglich des  Umfanges  der  Goldbewegung  mit  England  kann  behauptet 
werden,  daß  derselbe,  wenn  die  überwiegend  für  Deutschland  günstige 
Stellung  des  Wechselkurses  berücksichtigt  wird,  durchaus  in  keinem 
Mißverhältnis  zu  den  thatsächlichen  Verhältnissen  gestanden  hat  Gold- 
Ausgänge  und  zwar  nicht  ganz  unbedeutende  aus  Deutschland  nach 
England  haben  sodann  teilweise  selbst  zu  Zeiten  stattgefunden,  wo 
der  Wechselkurs  dies  nicht  gestattet  haben  würde,  vielmehr  zu  Gunsten 

1)  Goldversendungen  geringen  Umfanges  pflegen  »wischen  Ländern,  die  einander  so 
nahe  sind  wie  England  und  Deutschland  und  swischen  denen  ein  entwickelter  Detail- 
und  Kleinverkehr  besteht,  ziemlich  rcgelmäfsig  gans  unabhängig  vom  Stande  der  Wechsel- 
kurse stattzufinden.  Obgleich  aber  diese  Bewegungen  unabhängig  vom  Stande  der 
Wechselkurse  erfolgen,  darf  man  sie  dennoch  nicht  den  sog  OrdrebesQgen  zurechnen, 
sondern  sie  repräsentieren  vielmehr  eine  besondere  GattnDg  für  sich.  Sie  bilden  eine 
Art  Ueberströmung,  die  jedoch  stets  in  sehr  engen  Grenzen  bleibt  und  daher  von  aas 
auch  nicht  weiter  beachtet  Ist. 
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Deutschlands  stand.  Wenn  man  also  in  Deutschland  die  Goldausfuhr 
hätte  verhindern  wollen  und  können,  so  müßten  doch  gerade  diese 
letzteren  Goldbewegungen  unterblieben  sein,  was  aber  nicht  geschehen 
ist.  Auf  der  anderen  Seite  ist  gezeigt  worden,  daß  größere  Goldein- 
gänge in  Deutschland,  soweit  nachweisbar,  nur  als  das  Ergebnis  des 
Standes,  und  zwar  eines  meistens  für  Deutschland  sehr  günstigen 
Standes  der  Wechselkurse,  zu  verzeichnen  sind. 

Wir  haben  somit,  wie  wir  annehmen,  bewiesen,  daß  auch  in 
Deutschland  Gold  für  das  Ausland  erhältlich  ist,  und  daß  die  Pflicht, 
welche  die  Einführung  der  Goldwährung  dem  Lande  auferlegt  hat, 
nämlich  den  jeweiligen  Saldo  der  internationalen  Zahlungsbilanz  in 
Gold  zu  begleichen,  treu  und  gewissenhaft  erfüllt  wird.  Wenn  trotz- 
dem die  erwähnten  Behauptungen  englischerseits  immer  von  neuem 
wiederholt  werden,  so  können  wir  nur  annehmen,  daß  es  sich  hier 
um  einen  zum  Glaubensatz  der  City  gewordenen  Kreis  unbewiesener 
Behauptungen  handelt,  welche  als  ein  Produkt  der  Furcht  vor  Störungen 
des  heimischen  Geldmarktes,  einer  ganz  besonderen  Eigentümlichkeit 
des  Londoner  Platzes,  zu  betrachten  sind  l). 

Bei  dem  außerordentlich  engen  Zusammenhang,  der,  wie  gezeigt, 
zwischen  Wechselkurs  und  Goldbewegung  besteht,  und  da  ferner  die 
ganz  überwiegende  Mehrzahl  der  Goldtransaktionen  zwischen  Ländern 
wie  England  und  Deutschland  die  Folge  eines  gewissen  Standes  der 
Wechselkurse  ist,  so  ist  es  ganz  natürlich,  daß  die  Bankpolitik  ge- 
rade der  Bewegung  der  auswärtigen  Wechselkurse  eine  ganz  besondere 
Aufmerksamkeit  widmet.  In  einem  weiteren  Teile  soll  daher  die 
Stellung  der  Bankpolitik  gegenüber  den  auswärtigen  Wechselkursen 
und  im  Hinblick  auf  Goldentziehungen  durch  das  Ausland  einer  ein- 
gehenden Besprechung  unterworfen  werden,  bei  welcher  Gelegenheit 
die  Mittel  zur  Beeinflussung  der  Kurse,  nämlich  die  Diskont-  und 
Prämienpolitik  genauer  zu  untersuchen  sein  werden. 

Einem  dritten  Teile  endlich  sind  Erörterungen  über  die  Zahlungs- 
bilanz im  allgemeinen  und  speziell  über  die  Zahlungsbilanz  zwischen 
England  und  Deutschland  Vorbehalten.  Hier  wird  auf  die  Faktoren, 
welche  bewirken,  daß  die  Zahlungsbilanz  und  damit  auch  der  Wechsel- 
kurs durchgebends  ein  für  Deutschland  günstiger  ist,  näher  einzu- 
gehen sein. 

1)  Schmidt,  Discassion  of  Mr.  Palgrave’s  Paper  a.  a.  O. , 8.  249:  Bat  wbenever 
tbere  is  a foreign  demand  for  gold  the  personal  and  »nbjective  element  enter«  and  our 
Money  Market  is  ruled  not  so  mach  by  figures  and  facts  as  by  fear. 
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XIII. 

Kapitalzins  und  Arbeitslohn. 

Von 

Knut  Wioksell  in  Stockholm. 

Mit  einer  Arbeit  über  die  modernen  Wert-,  Kapital-  und  Zins- 
theorien  beschäftigt,  habe  ich  die  einschlägigen  Werke  von  Böhm- 
Bawerk,  St.  Jevons  und  L.  Walras,  die  ich  seit  mehreren  Jahren  kenne 
und  verehre,  nochmals  studiert,  um  ihre  verschiedenen  Methoden  in 
der  Behandlung  desselben  Gegenstandes  zu  vergleichen. 

Ich  werde  mir  erlauben,  an  die  Ausführungen  des  erstgenannten 
Verfassers  anknüpfend,  über  einen  einzelnen  Teil  des  Stoffes  — die 
Zinshöhe  im  Produktivverkehr  — hier  einige  Bemerkungen  überwiegend 
kritischen  Inhalts  anzustelien,  da  mir  die  Darstellung  keines  vou  diesen 
Autoren  ganz  fehlerfrei  erscheint 

Von  einem  prinzipiellen  Streit  ist  jedoch  hier  nicht  die  Frage. 
Ich  bekenne  mich  ganz  und  gar  zu  der  Grundauffassung  der  modernen 
Wert-  und  Zinslehre  und  beurteile  die  genannten  Verfasser  lediglich 
von  ihren  eigenen  Voraussetzungen  aus.  Meine  Absicht  ist  nicht  das 
Vertrauen  zu  der  sog.  exakten  Behandlungsweise  der  volkswirtschaft- 
lichen Fragen  zu  stören,  sondern  dasselbe,  wenn  möglich,  zu  kräftigen. 

Böhm-Bawerk’8  Theorie. 

Im  V.  Abschnitte  des  III.  Buches  seiner  „Positiven  Theorie  des 
Kapitales“  macht  Böhm-Bawerk  den  überaus  interessanten  Versuch, 
die  Beziehungen  zwischen  Kapitalzins  und  Arbeitslohn,  einen  Gegen- 
stand, worüber  die  meisten  früheren  Schriftsteller  nur  sehr  vage  Vor- 
stellungen gehabt  haben,  in  wahrhaft  wissenschaftlicher  Weise  zu 
ermitteln.  Grundlage  seiner  Darstellung  bildet  das  von  ihm  aufgeatellte 
Prinzip  über  die  Rolle  des  Kapitales  in  der  Produktion,  welche  nach 
ihm  bekanntlich  einzig  und  allein  in  der  Bestimmung  der  Ie.nge  des 
Produktionsprozesses  besteht.  Da  nun  bei  längerer  Produktionsperiode 
die  Produktion  immer  ergiebiger  wird,  aber  auch  die  nötigen  Kapit&l- 
vorschüsse  größer  werden,  so  wird  sich  bei  jedem  Lohnsätze  eine  ge- 
wisse Länge  der  Produktionsperiode  als  die,  welche  das  vorgeschossene 
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Kapital  am  höchsten  verzinst,  erweisen.  Wenn  dabei  das  vorhandene 
Volkskapital  eben  ausreicht,  um  alle  im  Lande  befindlichen  Arbeiter 
zu  beschäftigen,  werden  die  Dinge  nunmehr  in  dieser  Lage  verharren ; 
wenn  es  größer  oder  kleiner  ist,  werden  durch  die  Konkurrenz  der 
Kapitalisten,  bezw.  der  Arbeiter,  die  Löhne  steigen  oder  fallen,  was 
jedesmal  zu  einer  neuen  Bestimmung  der  vorteilhaftesten  Länge  des 
Produktionsprozesses  und  zu  einer  neuen  Zinshöhe  führen  muss,  bis 
Gleichgewicht  auf  dem  Kapital-  und  Arbeitsmarkt  wiederum  er- 
reicht ist. 

Durch  geeignete  Tabellen,  von  denen  ich  unten  eine  abdrucke, 
hat  der  Verfasser  die  Sache  anschaulich  gemacht.  Angenommen  wird 
dabei,  daß  die  Skala  der  Mehrerträgnisse  in  allen  Produktionszweigen 
dieselbe  ist,  so  daß  sie  bei  gegebenem  Lohnsätze  alle  eine  und  die- 
selbe Produktionsperiode  einschlagen  werden,  sowie  auch,  daß  die  ver- 
schiedenen Produktionsstufen  gleich  viele  Arbeiter  beschäftigen.  Diese 
Annahmen,  die  freilich  von  der  Wirklichkeit  stark  abweichen,  sind 
indessen  nur  der  Einfachheit  wegen  gemacht  Das  Prinzip  der  Lösung 
wird  immer  dasselbe  sein.  Die  Produktionsperiode  umfaßt  auch  alle 
nötigen  Vorarbeiten,  so  daß  der  ganze  Kapitalvorschuß  in  der  Aus- 
zahlung von  Löhnen  besteht  Von  der  Bodenbenutzung  wird  gänzlich 
abgesehen  oder  sie  wird  als  frei  angenommen.  Schließlich  muß  nicht 
übersehen  werden,  daß  überall  mit  einfachen  Zinsen  gerechnet  wird. 
Eine  der  bezüglichen  Tabellen  siebt  dann  folgendermaßen  aus  ‘): 


Lohnhöhe  500  fl 


Produktions- 

Produkt  eines 

Jahresgewinn  an 

Zahl  der 

Gesamter  Jahresgewinn 

periode 

Arbeitsjahres 

einem  Arbeiter 

Angestellten 

von  je  10000  fl. 

1 Jahr 

35°  fl- 

— 150  fl. 

40 

(Verlost) 

* 

45°  .. 

— 50  • 

20 

(Verlost) 

3 „ 

530  „ 

30  „ 

13,33 

400  fl. 

* , 

5*°  .. 

80  „ 

IO 

800  „ 

ft  „ 

620  „ 

120  „ 

8 

960  „ 

« „ 

850  „ 

150  „ 

6,66 

1000  „ 

t « 

670  „ 

'70  „ 

5.71 

970,2  „ 

8 „ 

685  „ 

'«5  .. 

5 

925  .. 

3 „ 

695  .. 

'95  .. 

4i“ 

866,66  ,. 

10  „ 

700  „ 

200  „ 

4 

800  „ 

Die  drei  ersten  Kolumnen  sind  wohl  keiner  Erklärung  bedürftig. 
Die  vierte  Kolumne  stellt  die  Zahl  der  Arbeiter,  die  mit  einem  Kapitale 
von  10000  fl.  in  einer  Produktionsperiode  von  bezw.  1,  2,  3 u.  s.  f. 
Jahren  beschäftigt  werden  können,  wobei  angenommen  wird,  daß  der 
Kapitalvorschuß  nur  die  halbe  Summe  der  während  der  Produktions- 
periode ausgezablten  Löhne  ausmacbt,  was  bei  gehöriger  „Staffelung“ 
der  Produktions-  und  Ablöhnungsverhältnisse  wirklich  der  Fall  sein 
wird.  Wenn  also  die  Produktionsperiode  x Jahre  umfaßt  sind  die 

x 500  40 

Ziffern  dieser  Kolumne  durch  die  Formel  10000: ^ — — — 


1)  Böhm-Bawerk  , Positive  Theorie  des  Kapitales,  1.  Aufi.  S.  416. 
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aasgedrückt.  (Etwas  Näheres  darüber  im  folgenden.)  Die  fünfte 
Kolumne  wird  nun  durch  Multiplikation  der  entsprechenden  Ziffern 
der  dritten  und  der  vierten  Kolumne  gewonnen.  Ihre  Ziffern  zeigen 
also  den  Jahresgewinn  auf  je  lü  000  fl. , oder  durch  100  dividiert, 
die  Zinshöhe  in  Prozenten  ausgedrückt1). 

Aus  der  Tabelle  ersieht  man  nun,  daß  bei  einem  Lohnsätze  von 
500  fl.  die  Einschlagung  einer  sechsjährigen  Produktionsperiode 
die  höchste  Verzinsung  des  investierten  Kapitales  einbringt,  nämlich 
10  Proz.,  während  eine  fünfjährige  Produktion  nur  9,6  Proz.,  eine 
siebenjährige  nur  9,7  Proz.  einbringen  würden.  Dies  hängt  aber  ganz 
und  gar  von  der  Lohnhöhe  ab.  Bei  einem  Lohnsätze  von  nur  300  fl. 
wäre,  wie  man  auf  ganz  dieselbe  Weise  findet,  unter  sonst  gleich- 
bleibenden Umständen  schon  eine  d r e i jährige  Produktion  die  gewinn- 
bringendste, und  das  Kapital  würde  dabei  mit  gar  51  Proz.  verzinst. 
Bei  eiuem  Lohnsätze  von  600  fl.  muß  dagegen  eine  achtjährige 
Produktionsperiode  gewählt  werden,  „welche  die  bescheidene,  aber  doch 
immer  günstigste  Verzinsung  von  3,54  Proz.  einbringt''  *). 

Sind  nun,  wie  der  Verfasser  beispielsweise  annimmt,  ein  Volks- 
kapital von  15000  Millionen  Gulden  und  10  Millionen  Arbeiter  vor- 
handen , so  wird  bei  einem  Lohnsätze  von  500  fl.  und  bei  der  ent- 
sprechend vorteilhaftesten  Produktionsperiode  von  6 Jahren  Gleichgewicht 
auf  dem  Markte  herrschen.  Es  reicht  nämlich  dann  das  vorhandene 
Kapital  gerade  aus,  um  die  vorhandene  Arbeiterzahl  voll  zu  beschäftigen 

(und  umgekehrt),  da  ja  10  Millionen  X X 500  fl.  = 15000 

Millionen  Gulden  ist. 

Und  dieser  Gleichgewichtsstand  wird  sich  auch  notwendigerweise 
unter  der  gegenseitigen  Bewerbung  von  Arbeitern  und  Kapitalisten 
von  selbst  herstellen.  Wäre  nämlich  der  Lohn  etwas  höher,  z.  B. 
510  fl.,  so  wäre  allerdings  noch  immer  die  sechsjährige  Produktion 
die  lohnendste3),  allein  es  können  mit  dem  vorhandenen  Kapitale  von 
15000  Millionen  Gulden  dann  nur  mehr  9800000  Arbeiter  befriedigt 
werden,  und  die  Ueberzähligen  würden  durch  ihr  drängendes  Angebot 

1)  Uebrigens  stellen  schon  die  Ziffern  der  dritten  Kolumne,  durch  die  Anzahl  Jahre 
der  entsprechenden  Produktionsperiode  dividiert,  den  Zins  dar,  nämlich  auf  die  halbe 
Lohnhöhe  berechnet.  Der  nötige  Kapitalvorschufs  in  x-jähriger  Periode  ist  nämlich  für 

x 

jeden  Arbeiter  — Jahreslöhne,  und  auf  diese  Summe  bildet  eben  der  Jabresgewinn  an 

einem  Arbeiter  den  jährlichen  Zins.  Beispielsweise  hat  man,  wenn  von  einer  sechs- 
jährigen Periode  die  Frage  ist : 

150 

jp  t 850  = 10  : 100. 

2)  1.  c.  S.  416. 

S)  Es  wird  dabei  angenommen,  dafs  die  Produktionsperiode  sich  sprungweise 
verändert  ßöhm-Bawerk  giebt  aber  selbst  zu,  dafs  die  Annahme  einer  kontinuierlichea 
Produktion  der  Wirklichkeit  weit  mehr  entspricht.  Auch  für  die  theoretische  Behandlung: 
ist  die  letate  Annahme,  wie  wir  sehen  werden,  bei  weitem  die  einfachste,  nur  dafs  man 
dann  nicht  gut  der  mathematischen  Ausdrucksweise  entbehren  kann.  Böhm-Bawerk  weicht 
diesem  Hilfsmittel  prinzipiell  aus  — hier  aber  m E.  zum  Schaden  seiner  Darstellung. 
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«inen  Druck  auf  den  Arbeitspreis  ausüben,  so  lange,  bis  auch  sie 
untergebracht  sein  können  und  sind,  was  erst  bei  einem  Lohnsätze 
von  500  fl.  der  Fall  ist.  (Noch  viel  stärker  prägt  sich  natürlich 
dieses  Ucberzäbligwerden  der  Arbeiter  aus,  wenn  der  erhöhte  Lohnsatz 
auch  noch  zur  Verlängerung  der  Produktionsperiode  veranlassen  würde, 
was  in  unserem  Beispiele  bei  einem  Lohnsatz  von  530  fl.  oder  darüber, 
unter  Annahme  einer  stetig  veränderlichen  Produktionsperiode  aber 
immer  der  Fall  sein  wird.)  Wäre  umgekehrt  der  Lohn  etwas 
niedriger,  z.  B.  490  fl.,  so  würden  durch  die  Anstellung  der  vor- 
handenen 10  Millionen  Arbeiter  nur  14700  Millionen  Gulden  Kapital 
beschäftigt,  der  müßige  Rest  würde  durch  Ueberbieten  sich  Be- 
schäftigung schaffen,  und  der  Erfolg  wäre  wieder  eine  Erhöhung  der 
Löhne,  so  lange,  bis  endlich  der  Punkt  erreicht  ist,  an  dem  alles  in 
Gleichgewicht  kommen  kann  und  kommt. 

Sofern  scheint  mir  alles  richtig  zu  sein,  es  ist  diese  Behandlung 
des  Problems  m.  E.  eine  sehr  hervorragende  Leistung,  obwohl  hier- 
durch natürlich  nur  ein  Element  der  vollständigen  Bestimmung  der 
Zinshöhe  geliefert  wird. 

Aber  anstatt  diesen  glücklichen  Gedanken  weiter  zu  verfolgen, 
glaubt  Böhm-Bawerk  in  den  aufgestellten  Zifferreihen  „noch  andere 
Beziehungen“  gefunden  zu  haben,  „die  in  positiver  (?)  Weise  auf 
den  resultierenden  Zinsfuß  von  10  Proz.  hindeuten  und  die  den  Stoff 
zu  einem  positiven  Gesetz  der  Zinshöhe  liefern  können.“  Ich  gebe 
seine  diesbezüglichen  Erörterungen  hier  wörtlich  nach. 

„Um  die  Gleichgewichtslage  zu  finden,  mußte  das  Volkskapital 
von  den  kürzeren  Produktionsmetboden  weg,  bei  deren  Einschlagung 
es  mit  dem  vorhandenen  Arbeitermateriale  nicht  volle  Beschäftigung 
hätte  finden  können,  so  lange  in  immer  langwierigere  Produktions- 
methoden sich  ausdehnen,  bis  es  eben  voll  beschäftigt  war.  Das  war 
bei  einer  sechsjährigen  Produktionsperiode  der  Fall.  Dagegen  mußte 
die  Ergreifung  noch  langwierigerer  Produktionsperioden,  für  welche 
das  Kapital  wieder  nicht  ausgelangt  hätte,  ökonomisch  gehindert 
werden.  Bei  dieser  Sachlage  sind  die  Produzenten  der  sechsjährigen 
Produktionsperiode  die  letzten  Käufer,  die  Grenzkäufer,  die  produktions 
lustigen  für  siebenjährige  Produktionsperioden  die  tauschkräftigsten 
ausgeschlossenen  Bewerber  um  Subsistenzmittel;  und  es  muß  weiter 
nach  bekannten  Grundsätzen  die  Preisresultate  zwischen  die  subjek- 
tiven Wertschätzungen  beider  fallen.  Wie  steht  es  um  diese?“ 

„Da  muß  man  einfach  Zusehen,  was  für  beide  von  der  Ver- 
fügung über  eine  bestimmte  Summe  von  Subsistenz- 
mitteln an  Nutzen  abhängt.  Hier  ist  zunächst  allgemein  fest- 
zustellen, daß  von  der  Verfügung  Uber  je  einen  halben  Jahreslohn, 
also  in  unserem  Falle  über  je  250  fl.,  immer  die  Verlängerung  der 
Produktionsperiode  um  ein  ganzes  J a h r für  je  einen  Arbeiter  ab- 
hängt1). Demgemäß  hängt  speziell  für  die  Produzenten  der  sechs- 


1)  Böhm-Bawerk  giebt  in  einer  Note  (S.  419)  „die  mathematische  Probe  für  die 
etwas  paradoxe  These“,  unter  Annahme  einer  „einjährig  gestuften  f fi  n f jährigen  Produktion  “ 
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jährigen  Periode  vom  Besitz  oder  Nichtbesitz  von  250  fi.  ab,  ob  sie 
mit  je  einem  Arbeiter  die  sechsjährige  statt  der  näcbstkürzeren  fünf- 
jährigen Produktionsperiode  einscblagen  oder  festhalten  können;  und 
da  nach  unserem  Produktivitätsschema  das  Jahreserträgnis  eines 
Arbeiters  in  fünfjähriger  Produktion  nur  620  fl.,  dagegen  in  sechs- 
jähriger Produktion  650  fl.  beträgt,  so  hängt  für  die  Grenzkäufer  von 
der  Verfügung  über  je  250  li.  die  Erlangung  eines  jährlichen  Mehr- 
produkts von  30  fl.  ab.  Diejenigen  Produktionslustigen  dagegen, 
welche  Subsistenzmittel  aus  dem  Markte  zu  nehmen  suchen,  um  die 
Produktionsperiode  noch  auf  ein  siebentes  Jahr  zu  verlängern,  könnten 
aus  dieser  Verlängerung  nur  ein  Mehrerträgnis  von  20  fl.  (670  —650  fl.) 
gewinnen “ 

„Soll  daher  — was  zur  Erreichung  der  Gleichgewichtslage  uner- 
läßlich ist  — die  Verlängerung  der  Produktionsperiode  an  der  Grenze 
von  sechs  Jahren  Halt  machen,  so  muß  das  durch  Preisbildung  fest- 
zustellende Agio  (d.  h.  der  Zins)  sich  bewegen  zwischen  dem  der 
'Wertschätzung  der  letzten  Käufer  entsprechenden  Satze  von  30  anf 
250,  das  ist  von  12  Proz.  als  Obergrenze,  und  zwischen  dem  der 
Wertschätzung  der  ersten  ausgeschlossenen  Bewerber  entsprechenden 

Satze  von  8 Proz.  als  Untergrenze daß  dann  innerhalb 

dieser  Zone  noch  genauer  gerade  der  Satz  von  10  Proz.  markiert 
wurde,  ist  allerdings  nicht  mehr  auf  die  Eingrenzung  durch  die 
Wertschätzungen  der  Grenzpaare,  sondern  in  der  auf  S.  226  tf.  ge- 
schilderten Weise  einfach  auf  die  Massenwirkung  von  Angebot  und 
Nachfrage  zurückzuführen.“ 

Dies  alles  klingt  ja  sehr  klar  und  überzeugend,  allein  bei  näherer 
Betrachtung  hört  leider  die  Klarheit  wieder  auf.  Wie  konnte,  so  muß 
man  sich  fragen,  für  die  Produzenten  der  sechsjährigen  Periode  von 
der  Verfügung  über  250  fl.  ein  Mehrerträgnis  von  30  fl.,  d.  h.  ein 
Reingewinn  von  12  Proz.  abbängen,  da  ja  bei  dem  angenommenen 
Lohnsatz  von  500  fl.  sich  das  Kapital  höchstens  mit  10  Proz. 
verzinsen  kann?)  Und  umgekehrt,  wenn  sie  diesen  Reingewinn  erzielen 
können,  warum  Bollten  „Angebot  und  Nachfrage“  den  zu  zahlenden 
Zins  auf  nur  10  Proz.  niederdrücken?  Es  könnte  wohl  dies  nur  eiu- 
treffen,  wenn  das  Kapital  für  eine  mehr  als  sechsjährige  Periode  aus- 
reichte, was  jedoch  nicht  der  Fall  war.  Thatsächlich  aber  hängt  für 
die  Produzenten,  die  bei  dem  erwähnten  Lohnsätze  aus  der  fünfjährigen 
Periode  in  die  sechsjährige  übergehen  wollen,  von  der  Verfügung  über 
250  fl.  ein  Reingewinn  von  nur  25  fl.  oder  gerade  10  Proz.  ab;  die 
übrigen  5 fl.  des  Mehrerträgnisses  rühren  davon  her,  daß  ihr  schon 


Wenn  man  aber,  wie  er  es  sonst  selbst  ihut.  eine  kontinuierliche  Staffelung  der  Pro- 
duktions- und  Ablöhnungsverhältnisse  annimmt,  so  ist  der  Sats  selbst  klar,  denn  eine 
n-jKhrige  Produktion  fordert  dann,  wie  oben  bemerkt,  für  je  einen  Arbeiter  einen  Kapital- 

vorschufs  von  ” Jahreslöhne,  eine  n -f  1 -jährige  Produktion  somit  einen  Vorschule  von 


»+1 


Jahreslöhne,  und  die  Differenz  dieser  Zahlen  ist  ja  eben  J Jahreslohn 
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früher  beschäftigtes  Kapital,  welches  in  der  fünfjährigen  Periode 
5 . 250  fl.  pro  Arbeiter  betrug,  jetzt  in  einer  sechsjährigen  Produktions- 
periode untergebracht  wird,  wo  es  nunmehr  10  Proz.  statt  nur  9,6  Proz., 
somit  auf  5 . 250  fl.  125  fl.  statt  120  fl.  abwirft. 

Und  diesen  Mehrgewinn  könnten  sie  jedenfalls  erzielen  auch 
ohne  Verfügung  über  neues  Kapital,  wenn  sie  nur  die  Zahl  ihrer 
Arbeiter  in  entsprechender  Proportion  verkleinerten. 

Ebenso  würde  bei  dem  Uebergang  in  eine  siebenjährige  Periode  ein 
zutretendes  Kapital  von  250  fl.  nicht  nur  20  fl.,  sondern  mehr  als 
24  fl.  abwerfen,  aber  zur  selben  Zeit  wird  sich  das  früher1  in  der 
sechsjährigen  Periode  angewendete  Kapital  nur  mehr  mit  9,7  Proz. 
Zins  statt  10  Proz.  begnügen  müssen. 

Es  ist  somit  allerdings  wahr,  daß  der  Zins,  auf  die  halbe  Lohn- 
höhe berechnet,  „zwischen  dem  Mehrerträgnis  der  letzten  gestatteten 
und  dem  der  nicht  mehr  gestatteten  Produktionsverlängerung“  zu 
liegen  kommt;  zwischen  diesen  Grenzen  aber  wird  seine  definitive 
Höhe  nicht  etwa  durch  Angebot  und  Nachfrage,  sondern  einfach  dureh 
die  Ergiebigkeit  der  lohnendsten  Produktionsperiode  festgestellt  Ob 
dabei  auch  die  Löhne  wirklich  bei  dem  angenommenen  Satze  stehen 
bleiben,  bezw.  erhalten  werden  können,  das  zwar  wird  von  dem  Ver- 
hältnis von  Angebot  und  Nachfrage  (an  Arbeit)  abhängen,  allein  dies 
ist  eine  ganz  verschiedene  Frage. 

Wenn  die  Länge  des  Produktionsprozesses  stetig  verändert  werden 
kann,  wie  dies  ja  im  praktischen  Leben  meistens  wirklich  der  Fall 
ist,  rücken  die  Ergiebigkeitszitfern  der  letzten  noch  gestatteten  und 
der  ersten  schon  ausgeschlossenen  Produktionsverlängerung  ganz  nahe 
an  einander  an.  Böhm -ßa werk  glaubt  daher,  „das  Gesetz  der 

Zinshöhe  einfach  dahin  formulieren“  zu  können,  „daß  dieselbe  bestimmt 
wird  durch  das  M e h r er t räg n is  der  letzten  noch  ge- 
statteten Produktions  verlängerung“;  und  in  seiner  Polemik 
gegen  Jevons  (S.  427,  Note)  sagt  er,  daß  „die  Höhe  des  Zinsfußes  aus 
dem  Verhältnis  des  letzten  Mehrerträgnisses  zu  der  die  letz(e  Pro- 
duktionsverlängerung gestattenden  Subsistenzsumme  abzuleiten1'  sei. 

Ohne  nähere  Bestimmungen  ausgesprochen,  ist  aber  letzter  Satz 
irreführend.  Es  muß  notwendig  zugefügt  werden  „bei  unverändertem 
Lohnsatz“,  und  das  Wort  „gestattenden“  sollte  durch  „bewerkstelligenden“ 
oder  dergl.  ersetzt  werden.  Dann  aber  ist  der  Satz  nur  eine  Folge  davon, 
daß  die  größtmögliche  Zinshöhe  schon  erreicht  ist,  und  schafft  über  dem 
Wesen  des  Zinses  keinen  weiteren  Aufschluß.  Man  konnte  aber  nach 
dem  Wortlaute  des  Satzes  verleitet  werden  zu  glauben , daß,  wenn 
eine  Vermehrung  des  Volkskapitals  bei  gleichbleibendcr  Arbeiterzahl 
zu  einer  Verlängerung  der  Produktionsperiode  führt,  das  Mchrerträg- 
nis  dieser  Verlängerung,  durch  die  bezügliche  Kapitalvermehrung 
dividiert,  etwa  die  Zinshöhe  liefere.  Das  wäre  entschieden  unrichtig. 
Letzteres  Verhältnis  ist,  wie  wir  sehen  werden,  immer  kleiner  als 
der  Zins,  und  zwar  um  eine  endliche  Größe  kleiner,  auch  wenn  von 
einer  minimalen  Veränderung  die  Rede  ist,  was  damit  zusammenhängt, 
daß  jede  Vermehrung  des  Volkskapitales  von  einer  Lohnerhöhung 
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begleitet  wird,  die  sie  teilweise  verschlingt,  so  daß  die  wirklich  er- 
reichte Produktionsverlängerung  immer  hinter  der  bei  unverändertem 
Lohnsätze  möglichen  zurückbleibt. 

Wenn  man  mit  Böhm-Bawerk  eine  sprungweise  veränderliche 
Produktion  annimmt,  würde  ja  sogar  eine  mäßige  Kapitalvermehfung 
gar  keine  Verlängerung  der  Produktionsperiode  veranlassen,  somit  auch 
kein  Mehrerträgnis  erzeugen,  sondern  lediglich  zu  einer  Lohnerhöhung 
beitragen. 


Mathematische  Darstellung  der  Theorie. 


Die  theoretische  Behandlung  unseres  Problems  wird,  wie  oben 
angedeutet  wurde,  sogar  einfacher,  wenn  man  der  Wirklichkeit  ent- 
sprechend eine  stetige  Veränderlichkeit  der  Produktionsperiode  an- 
nimmt. Nur  kann  man  dann  einer  mathematischen  Behaudlungsweise 
oder  vielmehr  der  Methoden  des  Differentialkalküls  nicht  gut  ent- 
behren. Es  ist  aber  wenig  ersichtlich,  warum  die  Anwendung  mathe- 
matischer Symbole  in  der  Natiooalökonomik  für  immer  verbannt  sein 
soll,  auch  da,  wo  sie  unzweifelhaft  zur  Kürzung  des  Ausdruckes  und 
zu  größerer  Schärfe  der  Auffassungsweise  beitragen  kann.  Es  handelt 
sich  ja  inzwischen  nur  um  die  allerersten  AnfangsgrUnde  der  Analysis, 
die  von  einem  jeden  in  sehr  kurzer  Zeit  eiugeholt  werden  können, 
wozu  noch  kommt,  daß  in  der  der  Nationalökonomik  so  nahe  ver- 
wandten Doktrin  der  Statistik  die  mathematischen  Methoden  sich 
mehr  und  mehr  einbürgern. 

Natürlich  muß  man  sich  aber  wohl  hüten,  von  dieser  Methode 
mehr  zu  erwarten,  als  sie  geben  kann.  Aus  dem  Tiegel  des  Kalküls 
kommt  kein  Atom  mehr  Wahrheit  heraus,  als  dort  hineingelegt  wurde. 
Hypothetisch,  wie  die  Voraussetzungen  sind,  werden  selbstverständ- 
lich aheh  die  Resultate  nur  auf  eine  ganz  bedingte  Giltigkeit  Anspruch 
machen  können.  Dasselbe  gilt  aber  überhaupt  von  aller  theoretischen 
Nationalökouomik,  und  dazu  kommt,  daß,  wenn  man  in  verwickelten 
Fragen  sich  durchaus  nur  der  gewöhnlichen  Sprache  bedienen  will  — 
die  Gefahr  eines  fehlerhaften  Raisonnements  größer  ist  — . 

Wir  nehmen  also  eine  stetig  veränderliche  Produktionsperiode  an, 
und  zwar  sei  das  durchschnittliche  Jahresprodukt  eines  Arbeiters  in 
£ -jähriger  Produktionsperiode  durch  F\x)  ausgedrückt,  wo  die  x auch 
gebrochene  Zahlen  vorstellen  können.  Für  ganze  Zahlen  werte  von  x 
soll  F(x)  dabei  mit  den  in  der  Tabelle  verzeichneten  Ergiebigkeits- 
ziffern übereinstimmeu.  Der  Jahreslohn  sei  f;  es  ist  somit  der  jähr- 
liche Reingewinn  an  je  einem  Arbeiter  F(x ) — l. 

Nun  ist  aber,  wie  früher  bemerkt  wurde,  der  nötige  Kapitalvor- 


schuß oder  das  investierte  Kapital  an  je  einem  Arbeiter 


x.l 

2 ‘ 


Der 


jährliche  Zinsfuß  wird  folglich  durch  F(x)  — 


x.l 

: '2 


oder  durch 


ausgedrückt. 


2 F(x)  — l 
l ' x 
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Damit  nun  dieser  Ausdruck  bei  konstantem  Werte  von  l zu  einem 
Maximum  werde,  muß  bekannter  Weise  seine  erste  Derivierte  in 
Bezug  auf  die  veränderliche  Größe  * zu  Null  werden.  Wir  bekommen 
somit  nach  den  Regeln  des  Differentialkalküls 

x.  F{x)—  F(x ) + l = 0 
x 8 , 

oder,  da  x einen  endlichen  Wert  liaben  muß. 

x.F(x)—F(x)  + l = 0 (1) 

woraus  x bestimmt  werden  kann,  wenn  man  die  Funktionsform  F(x) 
und  somit  auch  ihre  erste  Derivierte  F(x)  kennt. 

F Damit  aber  bei  dem  so  bestimmten  Werte  von  x auch  wirklich 
ein  Maximum  und  nicht  etwa  ein  Minimum  des  obigen  Ausdruckes  ein- 
treten  soll,  muß  bekanntlich  seine  zweite  Derivierte  in  Bezug  auf 
x negativ  werden,  man  muß  somit  gleichzeitig  haben 
x*.F(x)  — 2{xF(x) -F(x)  + i} 

x 3 ’ 

wo  F'(x)  die  zweite  Derivierte  von  F(x)  bezeichnet,  oder  mit  Hin- 
sicht auf  (1),  und  da  x nur  positive  Werte  annehmen  kann, 

F"(z)  <Q. 

Fs  muß  daher  F(x)  wenigstens  in  der  Nähe  des  bezüglichen 
Maximumpunktes  eine  abnehmende  Funktion  von  x sein,  wie  dies 
von  Böhm-Bawerk  auch  angenommen  wurde  und  in  der  Tabelle  zum 
Vorschein  kommt,  insolern  F(x)  annäherungsweise  durch  F(x  ■+■  1) 
— F(x)  ersetzt  werden  kann. 

Die  Gleichung  (1)  kann  nun  auch  so  geschrieben  werden : 

F(x ) — l 
F(x )=  1 - 


oder  wenn  man  beiderseits  mit 


l 


J'W'T- 


dividiert, 

F\x)-l 


2 x . I 

Das  letzte  Glied  dieser  Gleichung  stellt,  wie  wir  schon  gesehen 
haben,  den  jährlichen  Zins  dar.  Da  nun  F(x)  in  der  Nähe  des 
Maximumpunktes  eine  abnehmende  Funktion  war,  so  hat  man.  wenn  h 
eine  kleine  Zeitquantität  bezeichnet, 


■h) 


> F(x)  > 


Jfo-f-A)  — F(x) 


F(x)  — F(x  ■ 

h 

l 

oder,  alles  durch  ^ dividiert,  wenn  wir  den  Zins  mit  e bezeichnen, 


j F\x)-F(x-h)  J: 

man  hier  h = 1 wei 


h.l 

2 


1 jitßt  man  hier  h — 1 werden,  so  hat  man  also 

I 


F(x  -j-  h)  — F(x) 


< F(x  + 1)  — F(x) 


}■ 

1 

2 


2 
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ist  dagegen  h eine  verschwindend  kleine  Größe,  so  ist  annäherungs- 
weise 

s = |^  + Ä)  - A. 

In  dieser  Gleichung  und  in  der  vorhergehenden  Ungleichung  liegen 
nun  die  Beziehungen  ausgedrückt,  die  Böhm-Bawerk  zu  seinem  oben 
erwähnten  „positiven  Gesetz“  der  Zinshöhe  veranlaßte.  In  die  ge- 
wöhnliche Sprache  übersetzt,  können  dieselben  etwa  so  wiedergegeben 
werden: 

Wenn  bei  gegebenem  Lohnsatz  die  Länge  der  Produktions- 
periode so  bestimmt  wurde,  daß  der  Zins  ein  Maximum  ist,  so  wird  eine 
unendlich  kleine  Veränderung  aufwärts  oder  abwärts  der  Produktions- 
periode den  Zins  unverändert  lassen  (eigentlich  eine  unendlich  kleine 
Veränderung  zweiter  Ordnung  des  Zinses  hervorrufen).  Wenn 
daher  ein  zutretendes  Kapitalteilchen  dazu  verwendet  wird,  bei  gleich- 
bleibender Arbeiterzahl  eine  Verlängerung  der  Produktionsperiode  zu 
bewerkstelligen,  wird  dieses  Kapitalteilcben  durch  das  entstandene 
Mehrerträgnis  annähernd  denselben  Zins  abwerfen  wie  das  früher  in- 
vestierte Kapital,  und  es  muß  folglich  das  Verhältnis  jener  Quantitäten 
der  Zinshöhe  gleicbkommen.  Da  ferner  die  Skala  der  Mehrerträgnisse 
eine  abnehmende  ist,  so  wird,  wenn  man  größere  Verlängerungen  oder 
Verkürzungen  der  Produktionsperiode,  z.  B.  um  ein  ganzes  Jahr,  ins 
Auge  nimmt,  der  Maximumszins  „zwischen  dem  Mehrerträgnis  der 
letzten  noch  gestatteten  und  dem  der  nicht  mehr  gestatteten  Produk- 
tionsverlängerung“, jedes  durch  den  bezüglichen  Kapitalzuschuß  divi- 
diert, zu  liegen  kommen. 

Das  sind,  wie  man  findet,  von  den  Böhm-Bawerk’schen  ziemlich 
abweichende  Betrachtungen,  insbesondere  ist  hier  von  „Einengung 
der  Zinshöhe  durch  Angebot  und  Nachfrage“  keine  Rede;  ganz  natür- 
lich, da  ja  die  Höhe  des  Arbeitslohns  in  diesem  Raisonnement,  vor- 
läufig als  konstant  angenommen  wird. 

Kehren  wir  aber  zu  unserer  mathematischen  Behandlungsweise 
zurück. 

Ist  das  vorhandene  Volkskapital,  K , die  vorhandene  Zahl  der 
Arbeiter,  A,  so  muß,  weun  Gleichgewicht  erreicht  werden  soll, 


rr A.  l.X (2) 

K~  2 " 

sein,  welche  Gleichung  im  Verein  mit  der  schon  gefundenen 

[x.F'i'X)  — F(x)-\-l  = 0 (1) 


ausreicht,  um  l und  x zu  bestimmen,  wonach  der  Zins  durch  den  eineu 
oder  den  anderen  der  einander  gleichen  Ausdrücke 

oder2^- 
I J 

*•  2 

gegeben  wird. 

Wenn  K eine  kleine  Vergrößerung  erfährt,  während  A unver- 
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ändert  bleibt,  so  wird  sofort  eine  neue  Gleichgewichtslage  unter  ver- 
änderter Lohnhöhe  und  Länge  der  Produktionsperiode  eintreten,  so 
daß,  wenn  K in  K + dK  übergeht,  l in  / +-  und  x in  x + dx  ver- 
wandelt werden.  Die  Beziehungen  zwischen  den  Quantitäten  dK,  dl 
und  dx  findet  man  einfach  durch  Differenzierung  der  obigen 
Gleichungen,  (2)  und  (1),  wodurch  man 


dK=4-(ldx+xdf)  . . . . 

t4 

...  (3) 

xF'(x)  dx  -f-  dl  = 0 . . . 

. . . . (4) 

erhält. 

Diese  Gleichungeu  geben  im  Verein  mit  (1)  und  (2)  die  Antwort 
auf  mehrere  interessante  Fragen,  von  denen  ich  hier  einige  ausheben  will. 

Das  Jahresprodukt  eines  Arbeiters  Fix)  erfährt,  wenn  x in  x+  dx 
übergeht,  die  Vergrößernng  dF(x)  oder  F(x)dx\  das  gesamte  Mehr- 
erträgnis ist  somit  A.F(x)dx.  Fragt  man  nach  dem  Verhältnis  dieser 
Größe  zur  Vergrößerung  des  Volkskapitals,  so  hat  man  aus  (3)  und  (4) 
A . F(x)  dx  ’2F{x)  dx  2 F (x) 

dK  Idx  + xdl  l — x * F'(xj 


Da  F\x)  in  der  Umgebung  des  Maximumspunktes  immer  negativ 
ist,  so  wird  letzterer  Ausdruck  immer  kleiner  als  sein,  d.  h. 


kleiner  als  der  Zins,  wie  ich  oben  (S.  857)  behauptet  habe. 

Bei  relativem  Anwachsen  des  Volkskapitals  wächst  der  Arbeits- 
lohn und  die  Zinshöhe  nimmt  ab.  Gewöhnlich  wird  dieser  Umstand 
dahin  ausgelegt,  daß  bei  zun  nehmend  kapitalistischer  Produktion  der 
Anteil  der  Arbeiter  in  dem  Produktionsresultat  immergrößer,  der  des 
Kapitals  hinwieder  immer  kleiner  wird.  Das  ist  jedoch  nicht  unbe- 
dingt richtig.  Es  könnte  sich  sehr  wohl  ereignen,  daß  die  Arbeiter, 
obschon  sie  jetzt  größere  Löhne  haben,  jedoch  einen  kleineren  Anteil 
an  der  Produktion  bekommen,  da  ja  die  Ergiebigkeit  dieser  inzwischen 
zugenommen  hat,  oder,  was  dasselbe  ist,  es  könnte  der  Anteil  der 
Kapitalisten  ein  größerer  sein,  obwohl  er  auf  das  inzwischen  ver- 
größerte Kapital  einen  kleineren  Zins  ausmacht.  Um  entscheiden  zu 
können,  ob  dies  wirklich  der  Fall  ist  oder  nicht,  müssen  wir  Zusehen, 


ob  der  Ausdruck 


l 

F(x) 


bei  wachsendem  x zu-  oder  abnimmt,  d.  h.,  ob 


F(x)^-lF(x) 


positiv  oder  negativ  ist. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Gleichungen  (4)  und  (1)  verwandelt  sich 
dieser  Ausdruck  in 

— xF\x) . F\x)  + x { F(x) } * — F(x) . F{x). 

Die  beiden  ersten  Glieder  dieses  Ausdrucks  sind  positiv  (da  ja 


Digitized  by  Google 


862 


Knut  Wickseil 


F'(x)  «C  0),  das  dritte  Glied  hingegen  negativ;  die  Somme  der  drei 
Glieder  kann  daher  unter  Umständen  positiv  oder  negativ  werden. 

Bei  einem  Lohnsatz  von  280  fl.  wäre  z.  B.  unter  Zugrundelegung 
der  Böhm-Bawerk’scken  Ziffern  etwa  eine  zweijährige  Produktions- 
periode die  lohnendste ; bei  dem  Lohnsatz  von  300  fl.  hingegen  etwa  eine 
dreijährige.  Die  Jahresproduktion  eines  Arbeiters  in  der  zweijährigen 
Periode  war  450  fl.,  in  der  dreijährigen  Periode  dagegen  530  fl.  Nun 
ist  aber  280 : 450  > 300 : 530.  Wenn  somit  hier  durch  eine  entsprechende 
Kapitalvermehrung  die  Produktionsperiode  von  zwei  bis  drei  Jahre 
verlängert  wird,  so  wächst  dabei  der  Anteil  der  Kapitalisten  an  der 
Produktion,  und  der  Anteil  der  Arbeiter  nimmt  ab,  trotzdem  daß  die 
Löhne  gestiegen  und  der  Kapitalzins  gesunken  ist.  Handelt  es  sich 
dagegen  um  Produktionsperioden  größerer  Länge,  so  wird  im  all- 
gemeinen jede  neue  Verlängerung  der  Produktionsperiode  den  Kapita- 
listenanteil kürzen  und  den  der,  Arbeiter  vergrößern. 

Schließlich  könnte  man  aber  auch  die  Frage  aufwerfen,  inwie- 
fern bei  Vergrößerung  des  Kapitals  und  Verlängerung  der  Produktions- 
periode der  Reingewinn  der  Kapitalisten  — absolut  genommen  — 
überhaupt  wachsen  wird.  Es  ist  dies  offenbar  eine  Frage  von  der 
höchsten  praktischen  Bedeutung.  Wenn  nämlich  eine  Vergrößerung 
des  Kapitals  nur  dazu  beitragen  würde,  den  gesamten  Kapitalgewion 
zu  Bchmälern,  so  würde  eine  solche  Kapitalvermehrung  dem  Interesse 
der  Kapitalisten  als  Klasse  widerstreiten  und  wird  wahrscheinlich  in 
der  einen  oder  anderen  Weise  verhindert  werden,  während  für  die 
Arbeiter  natürlich  jede  Kapitalsvermehrung  vorteilhaft  ist,  so  daß  sich 
die  Interessen  der  Kapitalisten  und  der  Arbeiter,  die  bis  zu  diesem 
Punkte  einigermaßen  Hand  in  Hand  gingen,  jetzt  einander  entgegen- 
laufen  werden. 

Der  Jahresgewinn  an  je  einem  Arbeiter  war  F(x)  — I.  Wenn 
* in  x -F  dx  übergeht,  erfährt  jene  Größe  die  Veränderung 

d (F(x)  — l)  = F(x)  dx  — [dl 
oder  mit  Hinsicht  auf  (4) 

■={  F\x)  +■  xF'(x)  J dx. 

Die  Entscheidung  unserer  Frage  hängt  folglich  davon  ab,  ob  letzterer 
Ausdruck  positiv  oder  negativ  ist.  F(x)  ist  positiv,  F\x)  dagegen 
negativ.  Falls  nun  F\x)  (positiv  genommen)  sehr  klein  ist,  d.  h. 
falls  F(x)  annäherungsweise  konstant  ist,  so  daß  jede  Verlängerung 
der  Produktionsperiode  nahezu  dasselbe  Mehrerträgnis  abwirft,  so  wird 
der  Ausdruck  positiv:  jede  Verlängerung  der  Produktionsperiode  und 
jede  Vermehrung  des  Volkskapitals  wird  dann  auch  den  Reingewinn 
vermehren  (obwohl  natürlich  nicht  in  derselben  Proportion,  wie  das 
Kapital  selbst  beran wächst).  Ist  dagegen  F\x)  relativ  groß,  d.  h. 
nimmt  F(x)  sehr  schnell  ab,  so  wird  der  Ausdruck  negativ:  das 
Mehrerträgnis  der  verlängerten  Produktionsperiode  wird  durch  die 
Lobnsteigerung  mehr  als  aufgewogen. 
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Nimmt  man  an,  daß  F(x ) mit  x in  logarithmischem  Verhältnis 
wächst , so  daß  F(x)  = a + ß log.  x , wo  a und  ß Konstanten  sind, 

so  ist  F'(x)  = ~ und  F"(x)  = — ^ ; man  hat  somit  jetzt  für 

jeden  Wert  von  x 

F(x)+xF\x)  = 0. 

Der  Reingewinn  wird  dann  konstant,  mag  die  Produktionsperiode 
durch  fortgesetzte  Kapitalbildung  noch  so;  sehr  verlängert  werden : ein 
Volkskapital  von  15000  Millionen  Gulden  wirft  gerade  so  viel  ab, 
wie  ein  Kapital  von  1500  oder  gar  von  150  Millionen  — die  Anzahl 
der  Arbeiter  immer  als  unverändert  vorausgesetzt.  Wächst  F(x)  in 
stärkerer  Proportion  als  diese,  so  wächst  auch  der  Reingewinn  bei 
verlängerter  Produktionsperiode;  wächst  hingegen  F(x)  in  schwächerer 
Proportion,  so  nimmt  der  Reingewinn  bei  jeder  neuen  Kapitalsver- 
mehrung und  Produktionsverlängerung  absolut  ab.  Unter  Zugrunde- 
legung der  in  der  Tabelle  gegebenen  Ergiebigkeitsziffern  würde  z.  B., 
wenn  das  Kapital  aus  15  Milliarden  Gulden  in  19‘/+  Milliarden  wächst, 
nunmehr  bei  dem  Lohnsätze  von  550  fl.  die  siebenjährige  Periode  sich 
als  die  lohnendste  erweisen.  Allein  der  Jahresgewinn  an  je  einem 
Arbeiter  würde  dann  nur  (670—550  =)  120  fl.  statt  der  früheren 
150  fl.  ausmachen,  und  in  demselben  Verhältnis  sinkt  natürlich  der 
gesamte  Reingewinn. 

Die  Ziffern  der  Tabelle  haben  allerdings  nur  Beispielswerte,  allein 
ihr  charakteristischer  Zug,  die  abnehmende  Skala  der  Mehrerträgnisse, 
darf  als  eine  woblbestätigte  Tbatsache  betrachtet  werden.  Früher 
oder  später  muß  daher  bei  fortschreitender  Kapitalbildung  und  relativ 
unveränderten  Bevölkerungsziffern  der  Punkt  erreicht  werden,  wo  das 
sich  vermehrende  Kapital  nicht  nur  von  einem  Sinken  des  Zinsfußes 
begleitet  wird,  auch  nicht  nur  mit  einer  geringeren  Quote  der  Gesamt- 
produktion sich  zu  begnügen  hat,  sondern  sogar  zu  einem  kleineren 
Betrag  des  Gesamtgewinnes  führt,  so  daß  jede  neue  Anhäufung  des 
Kapitals  der  Kapitalistenwelt  direkt  schädigt.  Wir  werden  von  diesem 
Ergebnis  in  dem  Folgenden  eine  Anwendung  machen,  gehen  aber  jetzt 
zu  anderen  Betrachtungen  über. 

Ueber  „Staffelung“  der  Produktions-  und  der  Ab- 
löhnungsverhältnisse. 

Wir  nahmen  im  vorigen  an,  daß  bei  geeigneter  Staffelung  der 
Produktions-  und  Lohnverhältnisse  das  zu  verzinsende  Kapital  gerade 
die  Hälfte  der  während  der  Produktionsperiode  ausgezahlten  Arbeits- 
löhne ausmache.  Wir  wollen  jetzt  auf  dieses  Thema  etwas  näher  ein- 
gehen,  da  eben  dieser  Punkt  für  das  Verstehen  der  ganzen  Theorie 
von  Gewicht  ist,  und  da  die  zerstreuten  Bemerkungen  Böbm-Bawerk’s 
hierüber,  obwohl  durchaus  richtig  und  zutreffend,  vielleicht  nicht  bei 
allen  Lesern  jede  Schwierigkeit  für  eine  klare  Auffassung  des  etwas 
verwickelten  Gegenstandes  beseitigt  haben.  Vielleicht  werden  wir  dabei 
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am  besten  thun,  wenn  wir  ein  konkretes  Beispiel  durchzudenken  ver- 
suchen. 

Nehmen  wir  also  an,  ein  Fabrikant  beschäftige  jahraus  jahr- 
ein a Arbeiter,  und  zwar  in  fünfjähriger  Produktion.  Diese  sei  aber 
einjährig  gestaffelt,  so  daß  je  ein  Fünftel  der  Arbeiter  in  den  ver- 
schiedenen Stufen  der  Produktion  gleichzeitig  angewendet  wird.  Der 
Fabrikant  wird  nach  dieser  Voraussetzung  nur  einmal  im  Jahre  fertige 
Produkte  auf  den  Markt  werfen  können.  Sein  Besitz  am  Ende  eines 
* Produktionsjahres  wird  demgemäß  aus  folgenden  Teilen  bestehen : 

1)  fertigen  Produkten,  das  Resultat  5 -jähriger  Arbeit  von  ~ 

Arbeiter  oder  von  a Arbeitsjahren. 

2)  unfertigen  Produkten,  die  am  Schlüsse  des  nächsten  Jahres 

fertig  werden,  das  Resultat  4-jähriger  Arbeit  von  ® oder  Arbeiter  von 


Arbeitsjahren. 

ö 

3)  unfertigen  Produkten,  die  in 

3 a 

das  Resultat  von  , Arbeitsjahren. 

4)  unfertigen  Produkten,  die  in 

2 c i 

Resultat  von  Arbeitsjahren. 

5)  Unfertigen  Produkten,  die  in 
Resultat  von  Arbeitsjahren. 

ö 


zwei  Jahren  ausreifen  werden, 
3 Jahren  ausreifen  werden,  das 
4 Jahren  ausreifen  werden,  das 


Gebäude,  Maschinen,  Werkzeuge  und  Rohmaterialien  denken  wir 
uns  hier  einfach  als  unter  den  unfertigen  Produkten  mit  einbegriffen, 
etwa  als  deren  Teile.  Wenn  eine  Maschine  abgenützt  ist,  ist  ja  in 
der  That  ihr  ganzer  Wert  in  den  Wert  der  Produkte  übertragen. 
Natürlich  muß  aber  dabei  die  vereinfachende  Annahme  gemacht  werden, 
daß  diese  sämtlichen  Arbeitsmittel  von  den  in  dem  Geschäfte  angestellten 
Arbeitern  selbst  verfertigt  werden,  sowie  auch,  daß  sie  jedesmal  binnen 
der  Produktionsperiode  vollständig  abgenützt  werden.  Es  sei  nun 
a.p  der  Wert  der  fertigen  Produkte,  so  daß  p die  Jahresproduktion 
eines  Arbeiters  darstellt,  oder  dieselbe  Quantität,  die  wir  früher  mit 
F(x)  bezeichnet  haben.  Von  jenem  Werte  müssen  nun  nach  Verkauf 
der  fertigen  Waren  die  Löhnungen  des  nächsten  Jahres  oder  a.l 
zurückgelegt  werden:  den  Rest,  a(p  — l),  stellt  der  jährliche  Rein- 
gewinn dar.  Wie  groß  aber  ist  hier  das  investierte  Kapital?  Die 
Antwort  wird  verschieden  ausfallen,  je  nachdem  man  mit  Böhm-Bawerk 
nur  einfache  Zinsen  oder,  was  allerdings  richtiger  ist,  auch  Zinseszinsen 
berechnet.  Im  ersten  Falle  wird  das  investierte  Kapital  gerade  die 
Summe  der  für  die  Fabrikation  jenes  Inventars  von  fertigen  und  un- 
fertigen Produkten  ausgezahlten  Löhne  ausmachen.  Im  letzteren  Falle 
müssen  diese  Löhne  als  durch  Zinsen  und  Zinseszinsen  vergrößert  an- 
gesehen werden. 
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Nehmen  wir  inzwischen  den  ersteren  Fall  an.  Die  Summe  der 


5+4+34-2-1-1 


. al 


ausgezahlten  Löhne  ist  nach  dem  oben  Gesagten 

kJ 

“3 al.  (Bei  einjährig  gestaffelter  x- jähriger  Produktion  würde 
diese  Summe,  wie  man  leicht  findet,  ^Y+y)  ausmachen,  bei  kon- 
tinuierlich, z.  B.  wöchentlich  gestaffelter  Produktion  und  Ablöhnung, 
auf  gerade  a.l  oder  in  unserem  Falle  auf  -jr-  a . I,  ja,  wenn  die 

Wochenlöhne  nach  gezahlt  werden,  sogar  auf  eine  Kleinigkeit  darunter 
sinken. 

p — l 

Der  Zins  wird  also  durch  das  Verhältnis  — — gegeben,  was, 

da p mit  F(x)  identisch  ist,  und  x — 5 mit  dem  früher  gefundenen  Ausdruck 

2.(_F\z)  — l 

~t beiläufig  übereinstimmt,  nur  daß  infolge  der  Annahme 


einer  einjährigen  Staffelung  der  Produktion  — + ■ statt  ^ 


gesetzt 

A & td 

wurde. 

Es  können  aber  auch  die  verschiedenen  Teile  des  Jahresinveotars 
als  zu  fünf  verschiedenen  Geschäften  gehörig  be- 
trachtet werden,  von  denen  jedes  alle  5 Jahre  fertige  Produkte  ab- 
wirft und  für  sich  selbst,  separat  von  den  übrigen,  saldiert  wird.  Der 
Erlös  der  fertigen  Produkte  a.p  muß  dann  erstens  die  Summe  der  für 

ihre  Verfertigung  ausgezahlten  Löhne  ersetzen,  welche  5 **  1,  oder  al 

ausmachen.  Der  Rest  a(p  — l)  wird  jetzt  als  der  Zins  auf  die  zum 
Fertigstellen  eben  dieser  Waren  nötigen  Kapitalvorschüssen  aufge- 
faßt. Es  sind  dies  5 -?-  = a Löhne,  aber  sie  brauchen  nur  succesive 
5 

vorgeschossen  zu  werden.  (Es  kann  dies  hier  ohne  Inanspruchnehmen 
des  Kreditmarktes  geschehen,  weil  eben  der  Kapitalist  5 Geschäfte 
zugleich  betreibt  und  daher  jedes  Jahr  durch  Verkauf  von  Waren  sich 

die  Löhne  des  nächsten  Jahres  verschafft).  Auf  die  ~ Löhne  des 

ersten  Produktionsjahres  berechnet  er  somit  5 Jahre  Zins,  auf  die  der 

d 

zweiten,  4 Jahre  Zins  u.  s.  w.,  so  daß  er  auf  alle  die  der  5 -g-  = o 
5+4+3+2+1 


Löhne  durchschnittlich 


3 Jahre  Zins  berechnet. 


a(p  — I) 

Es  wird  somit  auch  nach  dieser  Auffassungsweise  der  Zins  — 

p — l 

= — 3j—  ausmachen,  und  bei  Annahme  einer  kontinuierlich  ge- 


Drttte  Folg!  M.  IV  (LIX). 
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staffelten  Produktion  (wobei  man  sich  natürlich  das  Geschäft  in  un- 
endlich viele  Separatgeschäfte  aufgelöst  denken  muß  auf  ? ^ steigen. 


Schließlich  könnte  man  aber  auch  die  Staffelung  der  Produktion 
innerhalb  der  einzelnen  Geschäfte  ganz  beiseite  lassen  (was  viel- 
leicht aus  den  Erörterungen  Böhm-ßawerk’s  nicht  ganz  klar  hervor- 
geht) und  sie  durch  geeignete  Kreditoperationen  ersetzt  denken. 
Wenn  also  der  Fabrikant  alle  seine  Arbeiter  „gleichsam  in  einer 
Front-4  an  den  successiven  Stufen  einer  5 -jährigen  Periode  be- 
schäftigt, so  wird  er  am  Ende  der  Periode  fertige  Waren  im  Betrage 
von  b.a.p  besitzen,  von  dem  nach  Ersetzung  der  ausgezahlten  Löhne 
im  Betrag  von  5 .a.l  nur  mehr  ein  Reingewinn  von  5 . a . ( p—l ) übrig 
bleibt,  so  daß  man  im  ersten  Augenblick  glauben  konnte,  daß  der 
i)  — l 

jährliche  Zinssatz  nur  - ^ betrüge.  Allein,  da  der  Unternehmer 


während  einer  Produktionsperiode  die  Löhne  nur  successive  auszu- 
zahlen braucht,  so  kann  er,  falls  er  wirklich  ein  Kapital  von  5 . a . I 
besitzt,  durchschnittlich  die  Hälfte  davon  anderswo  angebracht  haben. 


oder  wenn  er  eben  nur  ein  Kapital  von 


b.a.l 


hat,  so  wird  er,  in- 


dem er  auf  dem  Kreditmärkte  abwechselnd  als  Darleiher  und  als 
Anleiher  auftritt,  das  zu  den  Lohnzahlungen  nötige  Geld  immer  bereit 
halten  können , ohne  am  Ende  der  Periode  weder  selbst  Zinsen  be- 
zahlt oder  solche  bekommen  zu  haben.  (Selbstverständlich  unter  der 
Voraussetzung,  daß  nur  ein  einziger  Zinssatz  auf  dem  Markte  herrscht) 


Auf  sein  eigenes  Kapital 


bn.l 

2 


bildet  somit  der  Reingewinn  5.(1— p) 


den  fünfjährigen  Zins,  so  daß  wir  für  den  jährlichen  Zinssatz  immer 
auf  den  Ausdruck 


1(1- P) 
5 


zurückkommen. 

Es  ist  daher  durchaus  nicht  nötig  anzunehmen,  daß  die  einzelnen 
Geschäfte  auch  nur  annäherungsweise  eine  kontinuierliche  Staffelung 
der  Produktion  aufweisen;  es  ist  genug,  wenn  diese  Erscheinung  als 
das  Resultat  der  Gesamtproduktion  sich  ergiebt,  was  etwa  damit 
gleichkommt,  daß  die  verschiedenen  Produkte  und  Vorprodukte  gerade 
in  dem  Augenblicke  produziert  werden,  wenn  sie  von  der  Konsum- 
tion und  Produktion  begehrt  werden.  Das  ist  nun  annäherungsweise 
der  Fall,  oder  vielmehr,  es  ist  dies  das  immer  nachgestrebte  Ideal 
der  Produktion.  Daß  es  nur  unvollkommen  erreicht  werden  kann, 
hängt  hauptsächlich  davon  ab,  daß  gewisse  Produktionszweige,  vor 
allem  die  Landwirtschaft,  an  den  Wechsel  der  Jahreszeiten  gebunden 
sind.  Uebrigens  wurde  im  vorigen  vorausgesetzt,  daß  bei  der  Produk- 
tion einer  Ware  in  jedem  Zeitmoment  die  gleiche  Zahl  von  Arbeitern 
beschäftigt  sind.  Auch  das  ist  natürlich  nicht  der  Fall.  Auf  ge- 
wissen Stufen  der  Produktion  ist  vielleicht  für  wenig  Arbeit  Platz, 
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oder  es  wird  einfach  das  Vorprodukt  der  Einwirkung  der  Naturkräfte 
ausgesetzt,  z.  B.  wenn  die  reifende  Saat  den  Sommer  hindurch  auf 
dem  Felde  stehen,  oder  wenn  in  der  Weinerzeugung  nach  Abschluß 
der  eigentlichen  Produktion  der  junge  Wein  noch  vielleicht  jahrelang 
im  Keller  liegen  bleibt.  Die  gemachte  Voraussetzung  hält  indessen 
einigermaßen  die  Mitte  zwischen  den  beiden  Extremen,  wo  beinahe 
alle  erforderliche  Arbeit  entweder  am  Anfang  oder  am  Ende  der 
Produktionsperiode  angebracht  wird.  Allen  diesen  Umständen  würde 
man  indes  gerecht  werden , wenn  man  sich  einmal  die  Produktions- 
periode bis  zu  dem  Augenblicke  verlängert  denkt,  wo  die  Waren  wirk- 
lich abgesetzt  werden  können,  und  zweitens  den  oben  angewendeten 

X 

Faktor  durch  den  allgemeinen  Ausdruck  a'.x  ersetzt,  wo  a zwar 

von  g verschieden,  aber  immerhin  ein  echter  Bruch  ist. 

Man  ersieht  hier  zugleich  die  wahre  Bedeutung  des  Produktiv- 
kapitals. Dieses  ist  zwar  seinem  Wesen  nach  eine  Summe  von 
Subsistenzmitteln,  allein  jene  Subsistenzmittel  sind  nicht  in  einem  ge- 

f ebenen  Augenblicke  auf  einmal  da.  Nur  wenn  man  nachher  die  ganze 
roduktionsperiode  überblickt  ist  ein  gewisses  Kapital  in  die  Lohn- 
form oder  in  die  Form  von  Subsistenzmittel  successiv  eingetreten, 
dessen  Wert  erst  am  Ende  der  Produktionsperiode  durch  den  Ver- 
kauf der  fertigen  Produkte  ersetzt  wird. 


Böhm-Bawerk  gegen  Stanley  Jevons. 

Bekanntlich  hat  St.  Jevons  in  seinem  Werke  Tbeory  of  political 
economy  nur  eine  sehr  rudimentäre  Kapital-  und  Zinstbeorie  gegeben, 
die  jedoch  soweit  sie  geht,  auf  durchaus  richtigen  Prinzipien  ge- 
stützt zu  sein  scheint.  Ihm  mit  Böbm-Bawerk  auf  diesem  Punkte  einen 
„Irrtum“  oder  „ein  prinzipielles  Versehen“  vorzuwerfen,  halte  ich  für 
ganz  unberechtigt. 

Böhm-Bawerk  schreibt  (S.  427  Note  1): 

„Jevons  erkennt  zwar  ganz  richtig,  daß  das  Mehrerträgnis  über 
die  Zinshöhe  entscheidet,  aber  durch  ein  prinzipielles  Versehen  ver- 
greift er  sich  in  jener  anderen  Größe,  zu  der  jenes  Mehrerträgnis  ins 
Verhältnis  gesetzt  werden  muß,  und  leitet  die  Höhe  des  Zinsfußes 
statt  aus  dem  Verhältnis  des  letzten  Mehrertragnisses  zu  der  die 
letzte  Produktionsverlängerung  gestattenden  Sub- 
sistenzsumme aus  dem  ganz  anderen  Verhältnis  ab,  in  dem  jenes 
Mehrerträgnis  zum  Werte  der  ganzen  Produktion  steht, 
das  sich  ohne  die  letzte  Produktionsverlängerung 
hätte  erzielen  lassen.  (Pol.  ec.  VI.  Aufl.  p.  267). 

Böhm-Bawerk  übersiebt  aber  hier  erstens,  daß  Jevons  an  der  an- 
geführten Stelle  lediglich  von  ei  ne  r Produkti  onsvermehrung 
durch  dieZeit  allein  oh nefernereZusetzungvon  Arbeit 
spricht,  und  zweitens,  daß  das  Wort  „produce“  bei  ihm  nicht  die 

55* 
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durchschnittliche  Jahresproduktion,  sondern  das  Schlußprodukt  der 
Produktionsperiode  bezeichnet.  So  aber  ist  sein  Satz  ganz  richtig 
und  sogar  von  selbst  klar;  denn  wenn  es  sich  lohnen  soll,  etwa  vier- 
jährigen Wein  in  5-  jährigen  zu  verwandeln  oder  einen  wachsenden 
Baum  noch  ein  Jahr  mit  der  Axt  zu  verschonen,  so  muß  allerdings 
der  Wertzuwachs  mit  dem  landläufigen  Zins  auf  dem  jetzigen 
WTerte  des  Baumes  oder  des  Weines  wenigstens  gleichkommen. 

Die  erstere  Voraussetzung  ist  übrigens  nicht  wesentlich;  wenn 
von  einer  fortlaufenden  Produktion  die  Rede  ist,  hat  man  einfach  zum 
augenblicklichen  Werte  des  Produkts  noch  den  Wert  der  während  des 
nächsteu  Zeitmoments  zuzusetzenden  Arbeit  zu  addieren.  Es  würde 
sehr  leicht  sein  in  den  obigen  Beispielen  die  Richtigkeit  des  Jevon- 
schen  Satzes  zu  demonstrieren,  nur  muß  man  dabei,  um  der  Auf- 
fassungsweise Jevons’  gerecht  zu  werden,  immer  mit  Zinseszinsen 
rechnen  •). 

Es  fehlt  aber  bei  Jevons  jede  Erörterung  über  das  Maximum- 
werden des  Zinses  sowie  über  die  Beziehungen  zwischen  Zins  und 
Arbeitslohn,  oder  gerade  das,  was  der  Böhm-Bawerk’schen  Theorie 
ihren  Wert  verleiht.  Diese  Mängel  anzuzeigen  , hätte  Böhm-Bawerk 
jeden  Grund  gehabt;  sonderbarerweise  aber  hat  er  seine  Kritik  der 
Jevons'schen  Darstellung  gerade  auf  den  Punkt  gerichtet,  wo  dieselbe 
unanfechtbar  ist. 

Die  Böhm-Bawerk’sche  Theorie  und  die  Lohnfonds- 
theorie. 

Nachdem  ich  so  der  Darstellung  Böhm-Bawerk’s  eine  schärfere  Fas- 
sung zu  geben , bezw.  deren  Unklarheiten  zu  erläutern  bemüht  war, 
möchte  ich  gerne  noch  einmal  auf  die  hohe  Bedeutung  seiner  Theorie 
aufmerksam  machen.  Diese  Bedeutung  besteht,  wie  übrigens  der  Ver- 
fasser selbst  auseinandergesetzt  hat,  u.  a.  darin,  daß  hier  zum  ersten- 

1)  Bezeichnet  man  den  Wert  der  fünfjährigen  Produktion  eine»  Arbeiters  mit  Pt, 
so  ist,  wenn  l den  Jahreslohn,  s den  Ziusaata  bezeichnen,  unter  Berechnung  von  Zinses- 
ainsen,  wenn  die  Löhne  am  Anfang  jedes  Jahres  au*gezahlt  werden 

Ps-=i(l  4-  .)*  +■  i(l  + *)•  + i(l  + +*)’  + t(l  +*). 

Wenn  a dabei  der  höchste  zn  erreichende  Zinz  ist,  so  wird  nach  dem  oben  gesagten  bei 
unverändertem  Lohnsatz  eine  kleiue  Verlängerung  der  Produktionsperiode  die  Zinshöhe 
unberührt  lassen.  Wir  können  aber  annehmen,  dafs  sogar  eine  einjährige  Verlängerung 
denselben  Zins  abwerfen  wird.  Man  hat  dann , wenn  P%  das  Schlufaprodukt  der  sechs- 
jährigen Periode  bezeichnet, 

p, — u»  + *)*  + t<i  + »)* + m + «). 

Wir  bekommen  somit 

P _ (P  + f) 

P,  — (Pb  + l)  (1  + *)  »<l«r  * = —p 

d.  h. : der  Zins  ist  „the  rate  of  increase  of  produce  divided  bj  the  whole  produce“  ; 
nur  dafs  hier  zum  Werte  des  vorläufigen  Endprodukts,  Pft,  der  Wert  des  noch  aussu- 
sahlenden  Jahreslohns,  l , zugeschlagen  werden  mufste.  Wäre  dagegen  während  dea  letztes 
Produktlon^jahrea  keine  Arbeit  zogeschosaen,  so  hätte  man  einfach 
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mal  für  die  veraltete  Lohnfondstheorie,  die  man  zwar  mehrfach  durch 
eine  wohlfeile  Kritik  niederzuwerfen  liebte,  allein  niemals  durch  eine 
bessere  abzulösen  vermochte,  ein  wirklicher  Ersatz  gegeben  wird. 

Die  Lohnfondstheorie  stellte  bekanntlich  den  Arbeitslohn  als  die 
Verhältnisquote  zwischen  dem  zu  Lohnzahlungen  bestimmten  Kapitale 
und  der  Zahl  der  Arbeiter  dar.  Von  den  Gegnern  wurde  nun  mit 
allem  Recht  bemerkt,  daß  die  erste  Größe  von  vornherein  gänzlich 
unbestimmt  ist.  Denn  weder  steht  es  von  vornherein  fest,  wieviel 
von  dem  vorhandenen  Volkskapitale  oder  Volksvermögen  produktiv 
verwendet  werden  soll,  noch  wird  das  ganze  produktiv  verwendete 
Kapital  jedes  Jahr  als  Löhne  ausgezahlt,  sondern  es  steht  vielmehr 
in  Gebäuden,  Maschinen,  Werkzeugen  und  Halbfabrikaten  aller  Art 
mehr  oder  weniger  „fest“  angebracht. 

Der  erste  Vorwurf  trifft  natürlich  auch  die  Böhm-Bawerk’sche 
Theorie  und  kann  nur  durch  eine  vollständige  Theorie  der  Ersparung 
und  Kapitalbildung  beseitigt  werden.  Was  aber  die  letztere  Be- 
merkung betrifft,  so  war  man  wohl  schon  vom  Anfang  an  damit  im 
reinen , daß  die  thatsächliche  Verteilung  des  Produktivkapitals  in 
Arbeitsmittel  und  Subsistenzmittel  (etwa  in  „stehendes  und  umlaufendes 
Kapital“)  nicht  willkürlich  ist,  sondern  nach  dem  Prinzip  des  größt- 
möglichsten Gewinnes  geschieht;  hierüber  aber  etwas  näher  zu  sagen 
wußte  man  nicht.  Diese  Kluft  wird  jetzt  durch  die  Böhm-Bawerk’sche 
Theorie  in  genialster  Weise  überbrückt,  indem  er  die  Länge  der  Produk- 
tionsperiode als  einen  der  Faktoren  des  Problems  hineinführt,  wo- 
durch am  Platze  des  unbestimmten  „Lohnkapitals“  das  relativ  be- 
stimmte ganze  Produktivkapital  gesetzt  wird. 

Um  zur  matbematischen  Sprache  zurückzukehren : weil  die  Lohn- 
fondstheorie für  die  Beziehungen  zwischen  Lohn,  Arbeiter/.abl  und 
„Kapital“  die  Gleichung 


aufstellt,  die  zwar  an  Einfachheit  nichts  zu  wünschen  läßt,  aber  den 
großen  Fehler  hat,  für  zwei  zu  bestimmende  Quantitäten  nur  eine 
einzige  Relation  zu  geben,  sucht  diese  neue  Theorie  diese  Beziehung 
in  der  Gleichung 

„ A.l.x 
K 2 ' 

wo  aber  K nunmehr  die  relativ  bekannte  Größe  des  gesamten  Produk- 
tivkapitals ist  und  wo  zur  Bestimmung  der  neueu  Unbekannten  x 
noch  die  Relation 

2'F(x)-J  = Maxirnun, 
l x 

oder 

x . b"(x)  — f\x)  + / = 0 

da  ist. 

Die  Grenze  zwischen  festem  und  umlaufendem  Kapital  wird  dabei 
eigentlich  aufgehoben.  Das  ganze  Kapital  wird  successive  in  Geld-  und 
Subsistenzmittelform  erscheinen  und  wenn  man  von  der  Bodenrente  ab- 
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sieht,  zum  letzten  Pfennig  als  Löhne  ausgezahlt  werden,  aber  wie  Böhm- 
Ba werk  treffend  bemerkt,  nicht  in  einem  Jahre,  sondern  während 
eines  Zeitraumes,  der  beiläufig  mit  der  halben  Länge  der  Produk- 
tioosperiode  gleichkommt. 

Generalisation  der  Böhm-Ba werk’schen  Theorie. 

Die  Böhm-Bawerk’sche  Theorie  bildet,  auch  hinsichtlich  des  Produk- 
tivverkehrs, nur  ein  Element  der  vollständigen  Bestimmung  der  Zins- 
höhe, insbesondere  weil  die  Wirkung  der  Naturagentien , die  Boden- 
leistungen nicht  berücksichtigt  oder  vielmehr  als  f rei  angesehen  werden. 
Es  wäre  jedoch  nicht  unmöglich,  auch  diesen  Faktor  in  den  Kreis 
unserer  Betrachtungen  einzuziehen,  um  so  mehr  als  die  Bodenleistungen 
dem  Kapital  gegenüber  in  mehreren  Hinsichten  sich  gerade  so  ver- 
halten wie  die  Arbeit.  Auch  die  Grundeigentümer  bekommen  ihre 
Rente  vorschußweise,  ehe  noch  die  Produkte  für  den  Markt  fertig 
sind.  Wir  können  sogar  der  Einfachheit  halber  annehmen,  daß  die 
Bodenrente  ebenso  wie  der  Arbeitslohn  ratenweise  ausgezahlt  wird, 
so  daß  der  nötige  Kapitalvorschuß  auch  hier  durchschnittlich  die 
halbe  Länge  der  Produktionsperiode  umfaßt 

Wie  wir  nun  im  früheren  mit  Böhm-Bawerk  als  einfachste  Hypo- 
these angenommen  haben,  daß  alle  Arbeit  gleich  hoch  abgelohnt 
wird  und  daß  in  allen  Produktionszweigen  die  Skala  der  Mehrerträgnisse 
dieselbe  ist,  so  daß  überall  ein  und  dieselbe  Produktionsperiode  an- 
gewendet wird:  so  können  wir  auch  als  erste  Annäherung  voraus- 
setzen, daß  der  Grund  und  Boden  überall  von  derselben  Beschaffen- 
heit ist,  und  daß  in  allen  Produktionszweigen  an  je  einem  Arbeiter 
stets  ein  gleich  großes  Bodenareal  in  Anspruch  genommen  wird.  Als- 
dann ist  das  Problem  auch  in  der  erweiterten  Form  einer  exakten 
Behandlung  ganz  fähig  und  wir  können  unsere  oben  aufgestellten 
Gleichungen  so  generalisieren,  daß  sie  auch  deu  jetzt  zugekommenen 
Faktor  mit  einschließen. 

Den  jährlichen  Arbeitslohn  nennen  wir  wie  früher  l die  Boden- 
rente pro  Hektar  r.  Wenn  nun  von  jedem  Arbeiter  y Hektar  Boden 
angewendet  werden,  so  ist  offenbar,  analog  dem  früheren,  das  vor- 
geschossene Kapital,  an  je  einem  Arbeiter  gerechnet,  in  x -jähriger 

Produktion  ~ . (/  -f-  y . r). 

Die  Jahresproduktion  eines  Arbeiters  wird  aber  hier  nicht  nur 
von  der  Länge  der  Produktionsperiode,  sondern  offenbar  auch  von 
der  Größe  des  von  ihm  angewendeten  Bodenareals  abhängig.  Jene 
Größe  wird  mit  anderen  Worten  hier  eine  Funktion  von  zwei  von 
einander  unabhängigen  Variablen,  nämlich  x und  y , und  muß  mit 
F(x,y)  bezeichnet  werden.  Wir  bemerken  sofort,  daß  diese  Funktion 
in  Bezug  auf  y ganz  analoge  Eigenschaften  besitzt  wie  in  Bezug  auf 
x;  sie  wächst,  wenn  y zunimmt,  allein  das  Mehrerträgnis  eines  Arbeiters 
für  jeden  zugefügten  Hektar  Erde  ist  ebenso  gewiß  eine  abnehmende 
Größe  wie  das  Mehrerträgnis  jeder  neuen  Produktionsverlängeruug. 
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Der  jährliche  Reingewinn  an  je  einem  Arbeiter  ist  folglich 
I\x,  y)  — l — y.r,  und  für  den  jährlichen  Zinssatz  bekommen  wir 
jetzt  den  Ausdruck 

I\x,y)—  l — y.r 
*(/  + ». r)  ’ 

der  in  den  früher  angewendeten  Ausdruck  übergeht,  sobald  man 
r—o  setzt,  d.  h.  die  Bodenleistungen  als  frei  annimmt. 

Die  Wirtschaftlichkeit  fordert  nun,  daß  bei  jedem  Stand  der 
Arbeitslöhne  und  der  Bodenrente  der  größtmögliche  Kapitalzins  er- 
reicht werden  soll.  Obiger  Ausdruck  muß  also,  l und  r als  konstant 
angenommen , ein  Maximum  werden.  Das  geschieht  bekanntlich  da- 
durch, daß  die  partiellen  Derivierten  des  Ausdrucks  in  Bezug  auf  x und 
y jede  für  sich  gleich  Null  gesetzt  werden.  (Daß  hierbei  ein  wirk- 
liches Maximum  erreicht  wird,  kaun  mit  Hinsicht  auf  die  oben  ange- 
deuteten Eigenschaften  der  Funktion  F(x,y)  leicht  bewiesen  werden.) 

Wir  bekommen  somit  nach  der  üblichen  Bezeichnungsweise 
x . Fx  (x,  y)  — jF(a;,  y)  + 1 +•  yr  = 0 
und 

{l  + y r)FyKx,y)  — r . F(x,  y)  = 0. 

Durch  diese  beiden  Gleichungen  könnten  also,  falls  l und  r be- 
kannt waren,  x und  y bestimmt  werden,  so  daß  man  die  vorteilhafteste 
Länge  der  Produktionsperiode  und  die  lohnendste  Proportion  der 
Bodeuverweudung  pro  Arbeiter  in  Arbeitslohn  und  Bodenrente  ausge- 
drückt bekomme. 

Allein  auch  l und  r zählen  unter  den  unbekannten  des  Problems. 
Um  dies  vollständig  lösen  zu  können,  brauchen  wir  mithin  noch  zwei 
unabhängige  Gleichungen.  Die  eine  von  diesen  wird  unserer  früheren 
Gleichung  (2)  nachgebildet.  Das  vorhandene  Volkskapital,  K muß 
eben  gerade  ausreichen,  um  bei  der  fraglichen  Länge  der  Produktions- 
periode  und  Proportion  der  Bodenverwendung  alle  die  vorhandenen 
Arbeiter  voll  zu  beschäftigen  und  dabei  die  nötige  Bodenrente  zu 
zahlen.  Man  hat  daher  jetzt,  wenn  die  Zahl  der  Arbeiter  A ist, 

K=^.A(l  + yr). 

Aber  ebenso  wie  alle  die  vorhandenen  Arbeiter  muß  hier  auch 
die  ganze  vorhandene  bodenfläche  von  dem  Kapitale  in  An- 
spruch genommen  sein.  Wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  oder  wenn 
umgekehrt  mehr  Boden  nachgefragt  wird,  als  vorhanden  ist,  wird  der 
augenblickliche  Stand  der  Bodenrente  nicht  aufrecht  gehalten  werden 
können,  die  Bodenrente  muß  steigen  bezw.  fallen.  Mit  anderen  Worten: 
wenn  Gleichgewicht  erreicht  werden  soll,  muß  die  oben  gefundene 
vorteilhafteste  Proportion  der  Bodenverwendung  an  je  einem  Arbeiter 
der  Proportion  gleichkommen , in  welcher  die  innerhalb  der  ganzen 
Volkswirtschaft  vorhandene  Zahl  Hektare  Boden  zu  der  vorhandenen 
Zahl  der  Arbeiter  steht.  Wird  die  erstere  Größe  mit  B bezeichnet, 
so  hat  man  folglich  als  die  gesuchte  vierte  Gleichung  einfach 
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A 

y B 

und  das  Problem  ist  nunmehr  vollständig  bestimmt 

Natürlich  wird  dabei  unsere  dritte  Gleichung  auch  durch 

* = f ( Al+Br ) 

versetzt  werden  können.  Das  vorhandene  Kapital  muß  ausreichen,  um 
während  der  einzuschlagenden  ProduktionBperiode  alle  Arbeiter  zu  zahlen 
und  den  ganzen  Boden  zu  verpachten. 

Die  Grundeigentümer,  die  ihren  Boden  selbst  bestellen,  werden 
hierbei  in  der  doppelten  Rolle  von  Kapitalisten  und  Bodenbesitzer  auf- 
gefaßt, ganz  so  wie  in  der  Böhm-Bawerk’schen  Theorie  die  Arbeiter, 
welche  selbst  Kapitalisten  sind.  Natürlich  können  auch  alle  drei 
Funktionen  in  einer  Person  vereinigt  werden. 

Durch  die  Diskussion  der  obigen  Gleichungen  würden  nun,  in- 
sofern die  gemachten  Voraussetzungen  annäherungsweise  mit  der  Wirk- 
lichkeit übereinstimmen,  die  wahren  Beziehungen  zwischen  Kapital- 
zins, Arbeitslohn  und  Bodenrente  sich  ergeben.  Diese  Diskussion 
soll  jedoch  hier  nicht  vorgenommen  werden.  Nur  so  viel  mag  hier 
gesagt  sein,  daß  die  Erörterungen  Böhm-Bawerk’s  über  den  Einfluß 
der  Bodenrente  auf  den  Kapitalzins  kaum  richtig  sein  können. 

Der  Verfasser  behauptet  (a.  a.  O.  S.  438),  daß  der  Kapital- 
vorschuß an  die  Grundeigentümer  (die  Bodenrente)  „auf  die  Höhe 
des  Zinsfußes  eine  ganz  analoge  Wirkung  hat  wie  die  (von  ihm  früher 
besprochene)  Existenz  des  Konsumtivkredites.  Die  Mitbewerbung 
der  Grundeigentümer“,  heißt  es  weiter,  „zieht  eine  Quote  der  Subsistenz- 
mittel aus  dem  Markte,  bewirkt  dadurch,  daß  die  Kapitalinvestierung 
in  die  Produktion  eine  geringere  wird,  schon  bei  einer  höheren  Iso- 
hypse der  Mehrerträgnisse  Halt  machen  muß,  und  dadurch  wird  end- 
lich der  Zinsfuß  in  einer  größeren  Höhe  erhalten.“ 

Allein  Böbm-Bawerk  vergißt  hierbei  den  gewaltigen  Unterschied, 
der  darin  besteht,  daß  die  Bewerber  um  Konsumtivkredit  auf  die  an 
sie  gemachten  Kapitalvorschüsse  Zins  zahlen,  die  Grundeigentümer 
dagegen  nicht.  M.  a.  W.,  der  als  Bodenrente  ausgezahlte 
Kapitalteil  wird  samt  dem  in  der  eigentlichen  Produk- 
tion verwendeten  von  dem  Reingewinn  der  Produktion 
verzinst  Es  ist  folglich  nicht  genug,  daß  das  durch  die  Boden- 
rente verkleinerte  Kapital  „bei  einer  höheren  Isohypse  der  Mehrerträg- 
nisse“ stehen  bleibt,  sondern,  wenn  so  dabei  der  Zinsfuß  in  die  Höhe 
getrieben  werden  boII,  muß  eben  der  oben  untersuchte  Fall  eiutreten 
wo  eine  Vermehrung  des  Produktivkapitals  zu  einem  absolut  geringeren 
Reingewinn  führen  würde,  eine  Ve rm i n d e run g des  Kapitals  folglich 
einen  absolut  größeren  Reingewinn  abwerfen  wird.  Ob  dies  bei  dem 
jetzigen  Stand  der  Produktion  wirklich  der  Fall  ist,  mag  dahinge- 
stellt bleiben.  Das  wahrscheinlichste  scheint  mir  zu  sein , daß  bei 
Aufhebung  der  Bodenrente,  d.  h.  falls  die  Bodenleistungen  frei  wären, 
die  Kapitalisten  einen  höheren  Zins  auf  ihr  Kapital  erhalten  würden. 
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Was  dagegen  geschehen  würde  in  dem  von  Böhm-Bawerk  beispiels- 
weise angenommenen  Falle  einer  konfiskatorisch  starken  Besteuerung 
der  Bodenrente  oder  sogar  der  Aufhebung  des  Privateigentums  an 
Grund  und  Boden,  ist  weniger  leicht  zu  entscheiden ; dann  aber  wäre 
ja  die  Bodenrente  nicht  aufgehoben,  sondern  würde  von  den  Kapita- 
listen ganz  so  wie  früher  ausgezahlt ; nur  daß  der  Staat  an  die  Stelle 
der  Privatbesitzer  von  Grund  und  Boden  getreten  wäre. 

Die  Zinstheorie  von  L6on  Walras. 

Schon  in  den  Jahren  1874—77  machte  L6on  Walras  in  seinen 
„Elements  d’6conomie  politique  pure“  den  kühnen  Versuch,  das  Spiel 
der  sämtlichen  wirtschaftlichen  Faktoren  in  die  exakte  Form  mathe- 
matischer Gleichungen  zusammenzufassen.  Was  das  Problem  des 
eigentlichen  Tausches  betrifft,  muß  dieser  Versuch  m.  E.  als  durchaus 
gelungen  bezeichnet  werden ; Walras  zählt  bekanntlich  unter  den  origi- 
nellen Entdeckern  der  modernen  Werttheorie,  und  seine  mathematische 
Behandlungsweise  zeichnet  sich  z.  B.  vor  der  Jevons’schen  durch  er- 
heblich größere  Vollständigkeit  und  Schärfe  aus. 

Gegen  seine  Zinstbeorie  läßt  sich  jedoch  wohl  mehr  einwenden, 
wie  vorteilhaft  dieselbe  auch  in  mehreren  Beziehungen  für  den  Scharf- 
sinn des  Verfassers  zeugen  mag.  Walras  spaltet  das  Problem  in 
zwei,  indem  er  erstens  .,die  Gleichungen  der  Produktion“  aufstellt, 
später  die  der  Kapitalisation  und  des  Kredits  behandelt.  Die  Produk- 
tion wird  dabei  wirtschaftlich  als  eine  Art  von  Tausch  aufgefaßt,  wo 
die  Produkte  gegen  die  in  der  Produktion  verwendeten  „produktiven 
Dienste“,  nämlich  die  Bodenleistungen,  die  persönlichen  Leistungen  oder 
die  Arbeit  und  schließlich  die  Kapital  nutzungen  getauscht  werden. 
Als  Resultat  bekommt  man  den  Viert  jener  produktiven  Dienste,  d.  h. 
die  Bodenrente,  den  Arbeitslohn  und  den  Kapital  zins  in  dem  Werte 
der  Produkte  ausgedrückt. 

Dadurch  wird  aber  nach  Walras  noch  nicht  der  Zinssatz  Je 
taux  du  revenu  net“  bestimmt;  denn  die  Gleichungen  der  Produktion 
liefern  nach  ihm  noch  keinen  Aufschluß  über  den  Wert  der  ver- 
schiedenen Kapitalien  selbst  Bekanntlich  versteht  Walras  unter 
Kapitalien  nur  die  ausdauernden  Güter,  wie  Gebäude,  Maschinen  u.  dg]., 
nicht  aber  die  verbrauchlichen  Güter,  somit  auch  nicht  die  laibens- 
mittel  der  Arbeiter.  Letztere  werden  von  ihm  als  „revenus“  be- 
zeichnet und  mit  den  Kapital  nutzungen  in  eine  Reihe  gesetzt. 
Um  den  Zinssatz  bestimmen  zu  können,  muß  mau  sich  nach  Walras 
überhaupt  aus  dem  Stand  einer  stationären  Wirtschaft  in  den  einer 
progressiven  versetzen,  wo  neue  zinstragende  Kapitalstücke:  Wohn- 
häuser, Gebäude,  Maschinen  u.  s.  f.  erzeugt  werden.  Da  nun  der 
Wert  der  alten  Kapitalien  mit  dem  der  neuentstandenen  derselben 
Art  gleichgest’tzt  werden  muß,  und  letzterer  Wert  annäherungsweise 
durch  dieser  Herstellungskosten  der  neuen  Kapitalien  gegeben  ist,  so 
hätte  man  hier  endlich  die  verbindende  Brücke  gefunden,  um  den 
Wert  der  Kapitalien  mit  dem  ihrer  „Nutzungen“  vergleichen  zu  können, 
woraus  sich  der  gesuchte  Zinssatz  ergäbe. 
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Bei  der  überaus  abstrakten  Darstelluogweise  Walras’1)  ist  es  un- 
gemein schwer,  die  Tragweite  seiner  Voraussetzungen  genau  zu  prüfen. 
Seine  letztere  Behauptung  sagt  indessen  jedenfalls  zu  viel,  denn  auch 
in  einer  stationären  Wirtschaft  werden  ja  neue  Kapitalstücke  immer- 
fort hergestellt,  um  die  alten  abgenützten  zu  ersetzen.  Wenn  ich  aber 
Walras  richtig  verstehe,  begeht  er  implicite  den  großen  Fehler,  die 
fertigen  Produkte  als  das  Entgelt  der  in  ihrer  Produktion 
benützten  produktiven  Dienste  oder  mit  diesen  gleichwertig 
anzusehen.  Er  sagt  sogar  ausdrücklich,  daß  man  von  der  Wirksam- 
keit des  Unternehmers  ganz  abstrahieren  könne  und  die  produktiven 
Dienste  „en  fin  de  compte“  als  gegeneinander  vertauscht  ansehen. 
Das  ist  natürlich  ganz  unrichtig;  weder  die  Grundbesitzer  noch  weniger 
die  Arbeiter  wollen  oder  können  das  Fertigstellen  der  Produkte  ab- 
warten,  sie  bekommen  das  Entgelt  ihrer  Dienste  unmittelbar  aus  dem 
Erlös  schon  abgeschlossener  Produktionsperioden. 

Wenn  dem  nicht  so  wäre,  könnte  ja  schließlich  auch  von  der 
Wirksamkeit  des  Kapitals  abstrahiert  werden,  da  ja  die  Kapitalien 
ursprünglich  das  Produkt  von  Naturleistungen  und  Arbeit  sind,  so  daß 
die  Produktion  „en  fin  de  compte“  gar  kapitallos  wäre  und  in  einem 
einfachen  Tausch  der  produktiven  Dienste  von  Grundbesitzer  und 
Arbeiter  bestände. 

Es  steht  dieser  Fehler  Walras’  ohne  Zweifel  in  Zusammenhang  mit 
seiner  veralteten  Kapital-  und  Zinsauffassung.  Man  sieht  hier  deutlich 
den  Fortschritt,  der  durch  Böhm  Bawerk’s  Untersuchungen  gemacht 
wurde.  Mag  auch,  wie  ich  glaube  und  am  anderen  Orte  auseinander- 
zusetzen beabsichtige,  Böhm-Bawerk  in  seiner  Kritik  der  älteren  Zins- 
theorien zu  weit  gegangen  sein,  so  läßt  sich  auf  der  anderen  Hand 
nicht  leugnen,  daß  seine  Arbeiten  wie  vielleicht  keine  andereu  dazu 
beigetragen  haben,  unserer  Auffassung  von  dem  Wesen  des  Kapital- 
zinses einen  reicheren  und  tieferen  Inhalt  zu  geben. 

Allein  eben  um  ihrer  hohen  Bedeutung  willen  glaubte  ich  auf 
einige  weniger  gelungene  Punkte  seiner  Darstellung  die  Aufmerksamkeit 
lenken  zu  sollen,  die,  wenn  unberichtigt,  vielleicht  bei  dem  Leser  das 
Vertrauen  zum  ganzen  Ergebnisse  seiner  Untersuchungen  zu  erschüttern 
geeignet  wären. 

1)  Leider  kenne  ich  nur  die  erste  Auflage  des  Walras'schen  Werkes.  Es  ist  ja  mög- 
lich. dafa  der  Verfasser  in  der  späteren  Auflage  seiner  Darstellung  gröfsere  Klarheit  zu 
verleihen  imstande  war. 
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IX. 

Socialismus  und  kapitalistische  Gesellschaftsordnung. 

Kritische  Würdigung  beider  als  Grundlegung 
einer  Socialpolitik. 

Von  Dr.  Julius  Wolf, 

ord.  Professor  der  Sustswiueoscbsften  so  der  Universität  Zürich. 

Erster  Band : Grundlegung. 

Stuttgart  1892,  Verlag  der  J.  G.  CotU'scheuj  Buchhandlung  Nachfolger,  XIX  u.  620  SS» 
Besprochen  von  Professor  J.  Singer,  Wien. 

,,Der  Druck  des  Buches  hui  begonnen,  lange  bevor  es  fertig  war. 
Daraus  erklären  sich  einige  kleinere  Unebenheiten.“  Dieses  freimütige 
und  dennooh  nichts  weniger  als  gewinnende  Bekenntnis  im  Vorworte 
stellt  mit  uds  wohl  die  ,,Grofssahl “ der  Leser  vor  die  folgende  Alter- 
native: Entweder  haben  wir  es  ,, dahier“  mit  einer  so  aufserordeutliohen 
Triebkraft  zu  thun,  wie  sie  jenen  üppigen  Bäumen  Italiens  innewohnt, 
deren  reife  FrUohte  schon  eingeheimst  werden  müssen,  lange  bevor  noch 
der  ganze  Baum  im  Blilteoschmucke  prangt,  oier  es  wirkt  ,, dahier“ 
nur  eine  nicht  minder  aufsorordeulliohe  Vertriebskraft,  wie  sie  jener 
Metzger  der  Auekdote  besitzt,  bei  dem  man  nur  ja  nicht  kaufen  soll,  weil 
bei  ihm  die  Würste  schon  gestopft  werden , lange  bevor  das  Sohwein 
geschlachtet  ist.  Ob  so  oder  so:  Beachtung  verdient  dieser  umfangreiohe 
Band,  und  diese  soll  ihm  auch  im  vollem  Mafse  zu  teil  werden.  Durch- 
aus eigenartig  tritt  der  Autor  in  diesem  Werke  als  Nationalökonom, 
Philosoph  und  Stilist  auf.  Den  Nationalökonomen  Wolf  können  und 
werden  wir  mit  den  ernster  Fachkritik  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu 
würdigen  suohen.  Wenn  er  jedoch  die  Fundamente  zu  neuen  Weltauf- 
fassuugen  legt  oder  wenn  er  allerneueste  Formen  für  deu  spraohliohen 
Gedankenausdruck  fiodet,  können  wir  ihn  unmöglich  ernst  nehmen.  Damit 
erklärt  und  entschuldigt  sich  der  in  diesen  Blättern  sonst  vermiedene 
Scherz , der  in  unserem  Berichte  über  den  philosophischen  Hintergrund 
nnd  die  formale  Behandlung  des  Buohes  deu  Grundton  bildet.  Dafs 
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unsere  scherzhafte  Stimmung  eicht  auf  subjektive  Ursachen:  Temperament, 
Geschmack,  Laune  u.  dgl.,  zurückzu!  iihren  ist,  dafür  giebt  es  kein  besseres 
Zeugnis  als  die  der  Urväter  Sitte  missachtenden  sprachlichen,  stilistischen 
und  logischen  Neubildungen  Wolf ’s,  deren  bemerkenswerteste  Beispiele 
wir  in  unter  Referat,  durch  auszeichnenden  Druck  kenntlich  gemacht, 
einflechten. 

Das  Vorwort  spannt  die  Erwartungen  nicht  wenig  hoch.  Es  verhelfst 
die  eingehendste  Rechtfertigung  eines  dem  Socialismus  entgegengesetzten 
Standpunktes.  Und  dabei  soll  jedem  Streit  über  Begriffe  aus  dem  Wege 
gegangen  werden,  da  „nicht  der  stolpernde  Kothurn  des  Begriffs,  sondern 
nur  die  möglichst  schlichte  Anschaulichkeit  durchgreifend  und  schlagend 
wirken  könne".  Schon  die  Vorbemerkung  liefert  ein  Kabinetstück  der 
uns  in  Aussicht  gestellten  schlichten  Anschaulichkeit,  nur  leider  nicht 
der  Darstellung,  destomehr  aber  des  Stolperns  über  mifsverstandene  Be- 
griffe. Hier  einige  Proben:  „Er  (der  Staat)  und  diese  (die  Wissenschaft) 
treiben  daher  auch  „Politik“"  (8.  2).  „Enthält  nicht  die  Kasuistik  im- 
p/icile  das  Rechtsprinzip?“  (S.  5).  Es  hiefse  den  Respekt  vor  den  Lesern 
dieser  Blätter  aufser  acht  lassen,  wollten  wir  hier  näher  darlegen,  dafs 
und  warum  die  Wissenschaft  ebensowenig  Politik  „treiben"  könne,  wie 
der  Staat  Wissenschaft,  und  dafs  und  warum  gerade  umgekehrt  das  Rechts- 
prinzip die  Kasuistik  implicite  enthält.  „Auch  das  Recht  ist  eine  Vor- 
stellung, kein  objektiv  sicherer  Thalhesland.  End  es  steht  gegen  die  Sinnes- 
vorslet/ungen  noch  dadurch  zurück,  dafs  es  sich  weil  rascher  als  es  von 
diesen,  vom  Gesichtssinn,  dem  Gehörsinn  und  anderen  erwiesen  ist,  wandelt “ 
(S.  6).  Was  soll  das  heifsen?  Wolf  vergleicht  in  diesem  Satze  das  Recht 
bald  mit  den  Sinnesvorstellungen,  bald  mit  den  Sinnen  selbst.  (Gesichts- 
sinn u.  s.  w.)  Keines  von  beiden  giebt  jedoch  einen  8inn.  Denn  will 
Verf.  sagen,  dafs  das  Reoht  sich  rascher  wandle  als  die  Gesichts-  u.  s.  w. 
Vorstellungen,  so  würde  er  etwas  Undenkbares  behaupten,  da  die  Gesichts- 
vorstellungen z.  B.  sich  in  Bruchteilen  von  Sekunden  wandeln,  was  sich 
fiir  das  Recht  selbst  durch  die  virtuoseste  Handhabung  der  Gesetzgebungs- 
klinke nicht  erzielen  liefse.  Oder  aber  Wolf  will  sagen,  dafs  das  Recht 
sioh  rascher  wandle  als  der  Gesichtssinn  u.  s.  w.,  dann  kämen  wir  in 
geologische  Perioden  hinein  . . . Und  nun  zum  Buche  selbst,  dessen  erster 
Abschnitt  eine  „Geschichte  der  socialen  Moral,  gleichzeitig  Geschiohte  der 
socialen  Grundrechte“  zum  Gegenstände  bat. 

„Wer  vieles  bringt,  wird  manchem  etwas  bringen",  möchten  wir 
als  Motto  an  die  Spitze  der  folgenden,  nicht  immer  ganz  miteinander 
übereinstimmenden  Ausführungen  setzen.  Greifen  wir  aufs  Geratewohl 
hinein  in  dieses  Musterlager  der  krausesten  Widersprüche.  Auf  S.  24 
erfahren  wir,  dafs  es  nicht  gut  angehe,  der  Antike  den  Bestand  der 
Sklaverei  auf  das  Schuldconto  des  von  Wolf  geführten  Hauptbuches  der 
Moral  zu  setzen;  denn  „sie  tmpfand  überhaupt  nicht  der  Sklaverei  gegen- 
über“. Zwei  Seiten  später  werden  wir  hingegen  darüber  belehrt,  dafs 
„eine  Ahnung  von  dem  Unrecht  „dieses  Rechtes“  auch  dem  frühen  Altertum 
schon  aufdammert“ . Jene  Ahnung  verdichtet  sich  allmählich  zu  der  von 
freisinnigen  Philosophenschulen  der  römischen  Kaiserzeit  verbreiteten 
Ueberzeugung,  dafs  alle  Menschen  Brüder  seien.  Das  Dogma  von  der 
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, , Satnrherrehtigtheit  (!)  der  Sklaverei “ ist  noch  auf  8.  28  durch  die  Morai- 
philoiophie  ins  Wanken  gebracht  Auf  der  folgenden  S>  ite  jedoch  werden 
untere  moralevolutionistischen  Hoffnungen  durch  die  Erklärung  grausam 
geknickt,  dafs  ,,die  Wandlung  nickt  durch  eine  Verfeinerung  des  Gewissens 
cingeleilet  wird , sondern  ganz  gewöhnliche  Zweckmäfsigkeitserwäguugen  das 
grofse  Wort  haben".  Ueberaus  lebendig  ist  die  Schilderung  des  im  Aus- 
gange des  Mittelalters  anhebenden  Kampfes  für  Gleichheit  und  Freiheit. 
,,  Während  die  Kirche  reaktionär  wird , schlägt  man  in  Frankreich , den 
Siederlunden , in  Deutschland  mächtig  an  das  Thor  der  Zeit  und  sucht 
den  Ausgang  ins  Freie " (8.  82).  Das  Thor  der  Zeit  giebt  nach,  der 
Ausgang  ins  Freie  wird  gefunden  , die  politische  Freiheit  wird  geboren. 
,, Geburtshelfer  des  neuen  Ideals  sind  die  Kaufmannsgeuunae  Hollands  und 
der  steife  Sacken  seines  Patriziats  gewesen “ (8.  85).  ,,ln  England  voll- 

zieht sich  der  gleiche  Prozefs  vermittelst  einer  geldstolzen  Bauernschaft  und 
eines  in  (!)  Schafzucht  und  K/osterseku/arisalion  reich  gewordenen  Adels. 
Holland  vertreibt  die  Spanier,  England  fährt  seinen  König  aufs  Blutgerüst. 
End  wie  die  fertige  Thatsache  des  römischen  Kosmopohtismus  ihren  Seneca 
und  vor  allem  Christus  findet,  um  sie  (?)  als  Grundsatz  auszusprechen  und 
mit  sittlichem  Stoffe  zu  durchtränken,  so  wird  die  niederländische  und  eng- 
lische Bewegung  von  Grotius  und  Milton  zum  hellen  Bewufstsein  ihres  bethätiglen 
aber  unartikulierten  Prinzips  gebracht." 

Die  Freude  an  der  tropisohen  Farbenpracht  dieser  Ueistcsblüten  dürfte 
allgemein,  besonders  aber  im  Kreise  der  Leser  sozialistischer  Konfession 
empfunden  Werden.  Eiuer  etwaigen  von  dieser  Seite  zu  gewärtigen  Rekla- 
mation, dafs  ja  diese  ganze  Herrlichkeit  dem  Boden  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung  entsprossen  sei,  weifs  Verfasser  mit  der  Versiche- 
rung zu  begegnen:  ,,AU  diese  Bewegungen  sind  nicht  ökonomisch  motiviert, 
sondern  nur  ökonomisch  ausgenützt  worden"  (8.  71).  Trotz  mancher  Zu- 
geständnisse an  die  Marxistische  Geschichtstheorie  im  Laufe  seiner  Ki Örte- 
rungen (S.  70)  halt  er  an  folgendem  fest:  ,,Eiue  andere  als  die  psycho- 

logische Erklärung  der  Weltgeschichte  aus  zwei  Kräften,  die  sich  gleich- 
zeitig befehden  und  befruchten,  und  die  dann  vermittelst  jener,  die  schärferen 
Blicks  in  die  Zukunft  sehen,  den  Fortschritt  gebären,  ist  nicht  möglich, 
d.  h.  nicht  thatsächhch"  (8.  69 1.  Naoh  dem  Mitgeteilten  kann  es  kaum 
mehr  Verwunderung  erregen,  dafs  Locke,  „wenn  ihm  auch  die  Wirkung 
auf  den  tieferen  (!  ?)  Kontinent  versagt  bleibt“,  auf  der  einen  8eite  (88) 
über  politische  und  sociale  Emanzipationsbestrebungen  ,, bereits  alles 
gesagt  hat",  auf  der  anderen  Seite  (39)  „in  seinen  Forderungen  aufser- 
urdentlich  zurückgeblieben  ist".  Dennooh  errichtet  Wolf  ihm,  „der  a/s 
Socialökonom  bisher  der  grofse  Unbekannte  geblieben  ist",  in  dem  Exkurs 
über  „Looke  und  das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag"  ein  littera- 
risches  Denkmal.  Und  dafs  der  Vater  jenes  socialen  Grundrechtes  zugleich 
der  Grofavater  des  autisoeialen  Manchestertums  ist,  hören  wir  alsbald 
auf  8.  42.  „Die  Mancherlei  doktrin  hat  nämlich  ihre  Wurzel  im  Utilita- 
rismus, dessen  hervorragendster  Vertreter  Locke  (!)  gewesen  ist."  Wolf 
zeigt  uns  damit,  dafs  in  der  Herabsetzung  Jeremias  Benthams  selbst 
Karl  Marx  noch  überiroffen  werden  kann.  Wer  hatte  das  gedacht! 

Im  zweiten  „Das  sociale  Recht  Moderne  Standpunkte"  betitelten 
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Abschnitte  beginnt  sich,  wenn  euch  zunächst  nur  in  einem  geringfügigen 
Ansätze,  zu  zeigen , dafs  unser  die  sociale  Evolution  überall  mit  Händen 
greifender  Autor  auch  selbst  noch  der  Entwickelung  fähig  ist.  Bei  Er- 
läuterung der  Lehren  Nieizsche's  (S  87)  ist  er  nämlich  schon  darüber 
weg,  die  „8k laven moral“  für  die  den  8k!aven  gegenüber  geübte  Moral 
zu  halten,  wie  er  das  nooh  auf  8.  51  gethan  hat  Mit  der  Zeit  dürfte 
ihm  wohl  auch  klar  werden,  dafs  unter  zwei  Wagsehalen  nicht  die  schwerere 
emporschnellt,  welcher  Ansicht  er  unzweifelhaft  zu  sein  scheint,  indem 
er  von  Nietzsche’s  „Debcrmenschen“  auf  8.  101  aussagt:  ,, Vielen  ,, ganten“ 
Menschen  das  Feld  zu  bereiten , sei,  meint  er.  Gesellst  hußszueck.  Man  lege 
einen  solchen  Menschen  in  die  eine  tVagschale  und  die  breite  wogende 
Masse,  die  ,, Herde“,  in  die  andere,  so  wird  diese  letztere  abstiirzen  bis 
an  die  Grenze  der  Möglichkeit  — denn  was  sie  Jafsl , sind  nichts  als 
Nullen.“  Es  würde  zu  weit  führen,  auf  alle  die  unhaltbaren  Behaup- 
tungen einzugehen , die  Wolf  in  diesem  Abschnitte  vorbringt  Oie  mit- 
geteilten Proben  mügen  genügen.  Ais  statistisches  Kuriosum  sei  nur 
erwähnt,  dafs  in  dem  „Das  Grundproblem  der  socialen  Ethik“  benannten 
Unterabschnitte  die  im  Gänsefüfschen-Marsch  aufeinander  folgenden,  mit- 
unter kaum  mehr  als  solche  erkennbaren  Citaten-Einachiebeel  42,1  °|0  des 
Textes  ausmaohen.  Und  nioht  viel  besser  steht  es  in  den  übrigen  Teilen 
des  dickleibigen  Werkes. 

Die  im  dritten  Abschnitt  gelieferte  Kritik  deB  Socialismus  befafst 
sich  hauptsächlich  mit  dem  Kanon  des  demokratischen  Socialismus,  mit 
Karl  Marx’  „Kapital“.  Nach  einer  kurzen  Inhaltsangabe  des  Marx' sehen 
Werkes  wird  eine  dreifache  Prüfung  des  Socialismus  in  Aussicht  gestellt: 
die  theoretische,  welche  die  socialistisehe  Begriffsanalyse  unserer  Wirtschafts- 
ordnung umfafst,  die  historisch-statistische,  die  das  socialistisehe  Anklage- 
material gegen  den  bisherigen  Entwickelungsgang  sichtet,  schliefslich  die 
dem  zweiten  Bande  vorbehaltene  spekulativ-konstruktive,  die  den  GencraJ- 
bafs  der  volksstaatlichen  Zukunftsmusik  einer  Kontrolle  unterziehen  soll. 

Gegen  die  Voranstellung  der  historisch-statistischen  Kritik  läfst  sich 
niehts  einwenden.  Gelingt  es,  den  Thatsachen  der  socialen  Entwicke- 
lung andere  Tendenzen  beizumessen,  als  es  seitens  des  marxistischen 
8ooia!ismus  geschieht,  so  ist  damit  das  Fundament  der  theoretischen  Be- 
weisführung desselben  erschüttert.  Es  ist  um  so  gründlicher  ins  Wanken 
gebracht,  wenn  hierbei  nicht  blofs  günstige  Entwickelungssymptome  den 
ungünstig  gearteten  gegenübergestellt  werden,  sondern  wenn,  wie  Ver- 
fasser zusichert,  an  diesen  die  Deutung  als  falsch  erwiesen  wird.  Das 
erste  Erfordernis  eines  solchen  Verfahrens  besteht  aber  darin,  dafs  unter 
den  als  unsticbhaltig  nachzuweisenden  Argumenten  keine  einseitige  Auswahl 
getroffen  wird.  Wenn  nun  gar,  wie  bei  Wolf,  eine  solche  Auswahl 

nach  der  Bichtung  erfolgt,  dafs  die  stärksten  Argumente  vollkommen  bei 
Seite  geschoben  werden,  so  läfst  sich  die  auf  8.  141  zugesagte  All- 
seitigkeit der  Beweisführung  kaum  erwarten.  An  Adem  Mangel  „einer 
systematischen  Statistik  speciell  jener  gesellschaftlichen  Verhältnisse,  welche 
über  die  Frage  der  socialen  Entwickelung  oder  auch  nur  über  den  socialen 
Thatbeatand  entscheiden“,  über  den  Verfasser  an  derselben  8telle  mit 
Becht  klagt,  hatte  Karl  Marx  vor  30 — 40  Jahren  nooh  weit  empfindlicher 
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zu  leiden.  Er  suchte  jenen  Mangel  dadurch  wett  zu  maohen,  dafs  er 
sich  in  die  vorhandenen  Enquete  berichte  und  andere  Schilderungen  der 
socialen  Zustände  mit  gleichem  Eifer  wie  in  die  gesamte  Volkswirtschaft* 
liehe  Littcratur  der  Engländer  und  Franzosen  versenkte.  Wie  immer 
man  über  „Das  Kapital“  urtheilen  mag,  ein  Verdienst  kann  diesem 
Buche  von  keiner  Seite  abgesprochon  werden,  dafs  es  in  litterarhisto- 
rischer  und  sooialstatistischer  Hinsicht  den  Zugang  zu  einer  terra  incognita 
eröffnet  habe.  Zollt  nun  auch  Verfasser  der  Litteraturkenntnis  Marx' 
seine  schmeichelhafte  Anerkennung,  indem  er  ihm  beispielsweise  auf 
8.  67  das  Zeugnis  ausstellt,  Townsend  gelesen  zu  haben,  so  geht  er  mit  ihm 
als  Socialetatistiker  um  so  strenger  ins  Gericht.  Was  Marx  den  Berichten 
der  Fabrikinspektoren,  ärztlichen  Gutachten  und  sonstigen  von  fachkun- 
diger Seite  herrührenden  Aeufserungen  entnommen  hat,  um  damit  den 
Entwickelungsgang  des  Kapitalismus  in  England  zu  kennzeichnen,  wird 
als  socialstatistischer  Kleinkram  zum  alten  Eisen  geworfen.  Die  dort 
zur  Geltung  kommende  Unmittelbarkeit  der  Beobachtung  und  die  daruus 
sich  ergebende  Lebenswahrheit  der  Darstellung  zählen  nichts.  Derartige 
Erhebungen  sind  nun  einmal  naoh  Wolf  nur  als  lokal  und  temporär  ver- 
wendbar zu  betrachten.  Fort  mit  dem  socialen  Mikroskop,  das  uns  ja  doch 
immer  nur  individuelle  also  — argumentiert  Wolf  — Ausnahmezu- 
stände erblicken  läfst!  Statt  dessen  das  Kaleidoskop  der  Konjcktural- 
atatistik  zur  Hand  genommen,  das  uns,  man  braucht  es  nur  entsprechend 
zu  schütteln,  das  ökonomische  Hingen  der  Massen  als  anmutigen  Beigen 
erkennen  läfst.  Es  wäre  zu  umständlich,  uns  hier  mit  dem  Verfasser 
über  den  Wert  der  verschiedenen  Methoden  auseinanderzusetzen,  die  zu 
einer  richtigen  eocialpoli tischen  Diagnose  ftihren  können.  Verfolgen  wir 
vielmehr  den  von  ihm  eingeschlagenen  Weg. 

Der  llauptangriff  Wolfs  richtet  sich  gegen  die  nicht  blofs  von 
socialistischer  Seite  ausgehende  Behauptung,  dafs  die  sioh  gegenwärtig 
vollziehende  rasche  Accumulation  der  Kapitalien  von  deren  stetig  zu- 
nehmender Centrsdisation  und  Konzentration  begleitet  sei.  Gröfse  und 
Geschwindigkeit  der  aufserordentlicheu  Eeiehtumszunahme  wird  von  Wolf 
nicht  nur  nicht  in  Abrede,  sondern  durch  eine  Fülle  von  Beispielen  aufser 
Zweifel  gestellt  Dafs  jedoch  eine  Centralisation  und  Konzentration  der 
Kapitalien  stattfinde,  oder  anders  ausgedrückt,  dafs  an  jener  Zunahme  des 
Reichtums  die  wohlhabenderen  Bevölkerungsschiohten  einen  verhältnie- 
mäfsig  gröfseren  Anteil  haben  als  die  minderbemittelten  und  besitzlosen, 
erklärt  er  für  eine  vom  Socialismus  bewerkstelligte  von  der  Katheder- 
wissenschaft und  öffentlichen  Meinung  kritiklos  acceptierte  Verdrehung 
des  Thatbestandes. 

Den  Ausgangspunkt  dieser  irreführenden  Betrachtungsweise  erblickt 
Verf.  in  einigen  wenigen  Ziffern,  die  Marx’  „Kapital“  in  dem  „Illustration 
des  allgemeinen  Gesetzes  der  kapitalistischen  Accumulation“  benannten 
Abschnitte  beibringt.  Jene  bisher  von  aller  Welt  gedankenlos  gelesenen 
Ziffern  sollen  das  gerade  Gegenteil  der  von  Marx  behaupteten 
Centralisation  nnd  Konzentration  der  Kapitalien  beweisen.  Die  mit  un- 
gewöhnlichem Aplomb  verkündigte  Wichtigkeit  dieser  Stelle  zwingt  uns, 
auf  sie  näher  eiczugehen.  Im  vorhinein  erklären  wir  uns  mit  dem  Yerf. 
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einverstanden,  soweit  er  den  im  „Kapital“  111.  Aufl.  S.  668  u.  669  mit- 
geteilten Daten  Unvollständigkeit  vorwirft,  Nur  möchten  wir  den  Unter- 
schied zwischen  Unvollstäudigkeit  aus  objektiven  und  subjektiven  Gründen 
stärker  als  er  betonen.  Dieser  Unterschied  sei  an  den  folgenden  Bei- 
spielen auseinandergesetzt  Wenn  in  10  von  den  86  Grafschaften  Eng- 
lands die  Pachtungen  kleinster  Kategorie  von  31  583  auf  26  587,  also 
um  etwa  16  Proz.  von  1851 — 1861  zuriickgegangen  sind,  so  darf  diese 
Erscheinung  nicht  generalisiert,  immerhin  aber  unter  der  Voraussetzung, 
dafs  über  diesen  Punkt  kein  anderweitiges  Material  vorliegt,  als  ein 
8ymptom  betrachtet  wcrdeu.  Und  jene  Voraussetzung  trifft  bei  Man 
zu:  denn  nur  10  Grafschaften  lieferten  damals  freiwillig  eine  Agrikultur- 
statistik. Hier  haben  wir  es  mit  einer  Unrollständigkeit  aus  objektiven 
Gründen  zu  thun.  Anders  geartet  ist  die  Unvollständigkeit  der  Wolf  sehen 
Mitteilung  jener  von  Marx  benutzten  agrarstatistischen  Daten,  indem  sie 
den  Verdacht  aufkommen  läfst,  als  habe  Marx  die  Verhältnisse  von  10  für 
sein  lieweisthema  besonders  geeigneten  Gratschuften  aus  einer  alle  86  Graf- 
schaften beleuchtenden  Statistik  willkürlich  herausgegriffen.  Objektiv  un- 
zulänglich sind  uueh  die  im  weiteren  Verlaufe  von  M irx  gebotenen  Daten 
über  den  Erbgang  der  Millionenvermögen,  sowie  die  nur  zwei  Jahre 
umf.issende  Analyse  der  Einkommen  Verhältnisse  in  England.  Wie  ist 
es  aber  mit  der  Wolt’schen  Anklage  bestellt,  die  Marx  bezichtigt  und 
zu  überfuhren  sucht,  er  habe  genau  das  Gegenteil  von  dem  bewiesen, 
wofür  er  die  Ziffern  herangezogen  hat  ? Zur  Entscheidung  herüber  müssen 
wir  die  betreffende  Stelle  aus  Marx'  „Kapital“  zum  Abdruck  bringen.  Sic 
lautet  (Kapital,  3.  Aufl.  I Bd.  S 669): 

„Die  Ceutr.ilisation  wird  man  am  besten  ersehen  aus  einer  kurzen 
Analyse  der  Ein  kommen  Steuer  für  Kubrik  D (Profite  mit  Ausachlufs 
von  Pächtern  u.  s.  w.)  in  den  Jahren  1861  und  1865.  loh  bemerke 
vorher,  dafs  Einkommen  aus  dieser  Quelle  bis  zu  60  Pfd.  St.  hinab 
Income  Tax  zahlen.  Diese  steuerpflichtigen  Einkommen  betrugen  in 
England,  Wales  und  Schottland  1864:  95  844222  Pid.  St.  und  1865: 
106  435  579  Pfd.  St,  die  Zahl  der  Besteuerten  1864:  308  416  Personen 
auf  eine  Gesamthevölkerung  von  23  891009,  1865:  332431  Personen 
auf  eine  Gesamtbevölkerung  von  24 127  003.  Ueber  die  Verteilung 
dieser  Einkommen  in  beiden  Jahren  folgende  Tabelle: 


Jahr  endend  6.  April 

1864 

Jahr  endend  5.  April 

1865 

Einkommen  von  Profit 

Personen 

| Einkommen  von  Profit 

Personen 

Ge»amteio- 

~T 

koimnen  : Pfd-  St. 

9584421» 

308416 

Pfd.  8t.  105  4J 5 738 

332  43* 

davon : „ 

57028  289 

43  334 

..  64  554  297 

24  265 

davon : 

36415225 

3619 

..  41  535  576 

402: 

davon : „ 

22  809  781 

832 

..  27  555  3'3 

973 

davon : „ 

8 744  762 

91 

„ ti  077  238  j 

107- 

Dieser  Tabelle  fugt  Marx  kein  weiteres  Wort  der  Erklärung  hinzu, 
weil  er  ihr  wohl  keinen  so  zufserordentlichen  Wert  beigelegt  hat,  wie 
Wolf,  vielleicht  auch,  weil  er  der  Intelligenz  des  Lesers  die  einzig  richtige 
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Lesart  ubt-rlussen  zu  dürfen  glaubte.  Wolf  behauptet  nun,  diesen  Daten 
nur  das  Eine  entnehmen  zu  können,  „dafs  1864  in  Grofsbritannien  1290 
auf  100  000,  1865  dagegen  1378  auf  100  000  Menschen  in  Klasse  D der 
Einkommensteuer  ihr  Einkommen  versteuerten,  die  Zahl  der  Erwerber 
also  nicht  zurückgegangen,  sondern  während  blofs  eines  Jahres  nicht  un- 
erheblich gestiegen  ist,  die  „Centralisation"  also  nicht  zugenommen,  sondern 
ahgenomraen  hat“  (8.  143).  Wir  entnehmen  jenen  Daten  mehr,  u.  z., 
dafs  im  Jahre  1864:  308416  Personen  zusammon  ein  Einkommen  Ton 
95  844  222  Pfd.  8t.,  d.  h.  per  Kopf  310  Pfd.  St,  dafs  im  Jahre  1865: 
332  431  Personen  zusammen  ein  Einkommen  von  105  435  738  Pfd.  8t., 
d.  h.  per  Kopf  317  Pfd.  St.,  also  um  2,2  Proz.  mehr  als  im  vorher- 
gehenden Jahre  bezogen  haben.  Davon  haben  im  Jahre:  1864  285  082 
Personen  ein  Einkommen  von  38  815  933  Pfd.  8t.,  d.  h.  per  Kopf 
136,1  Pfd.  St.  und  im  Jahre  1865:  308,166  Personen  ein  Einkommen 
von  40  881  441  Pfd.  St.,  d.  h.  132,6,  also  um  2,6  Proz.  weniger  als 
im  Vorjahr  bezogen.  Dagegen  haben  im  Jahre  1864  die  übrigen  23  334 
Personen  ein  Einkommen  von  57  028  289  Pfd.  St.,  d.  h.  pro  Kopf  2443, 
und  im  Jahre  1865  die  übrigen  24  265  Personen  ein  Einkommen  von 
64  554  297  Pf.  St.,  d.  h.  pro  Kopf  2660  Pfd.  8t.,  also  um  8,8  Proz. 
mehr  als  im  Vorjahr  bezogen.  Mit  anderen  Worten:  Von  einem  Jahr 
zum  nächsten  ist  der  durchschnittliche  Betrag  der  kleinsten  zur  Besteue- 
rung herangozogenen  Einkommen  zurückgegangeu,  der  der  grofsen  jedooh 
gewachsen,  worin  eine  Centralisationstendeuz  der  Kapitalien  erblickt 
werden  dürfte , wofern  überhaupt  der  Vergleich  zweier  unmittelbar  auf- 
einander folgenden  Jahre  so  weitgehende  Schlufsfolgerungcn  zuliefse. 
Doch  nicht,  um  für  oder  wider  Marx  etwas  zu  beweisen,  ward  unser 
obiger  Kommentar  hierhergesetzt,  sondern  nur,  um  zunächst  an  diesem 
Paradigma  zu  zeigen,  mit  welcher  Berechtigung  Wolf  sein  Halali  ertönen 
liifst.  Wolf  leitet,  wie  bereite  erwähnt,  aus  jener  Tabelle  ab,  Marx  habe 
genau  das  Gegenteil  von  dem  bewiesen,  wofür  er  die  Ziffern  ange- 
zogen hat. 

Wolf  begnügt  sich  nicht  damit,  diese  Marx’sche  Einkommenslatistik 
anzufechten,  sondern  erklärt  auch  alle  sonstigen  cinkommenstatistischen 
Untersuchungen  für  methodisch  verfehlt.  Alle  bisherigen  Deutungen  der 
in  den  Einkommensverhältnissen  sich  spiegelnden  Thatsaohen  der  socialen 
Entwickelung  führten,  sagt  Wolf,  zu  einem  „wahren  üexensabbath  von 
Unmöglichkeiten"  (S.  241).  Die  umwälzende  Bedeutung,  die  Verf.  dieser 
seiner  Kritik  aller  Einkommenstatistiken  an  mehreren  Stellen  seines 
Werkes  beimifst,  veranlafst  uns,  auch  auf  sie  näher  einzugehen.  Sie  ist 
enthalten  in  dem  „Die  Quellen  der  Irrlehre  von  der  zunehmenden  Differen- 
zierung in  der  Gesellschaft“  benannten  Unterabschnitt  E (Wolf,  8.  223 — 246). 
Hier  werden  zunächst  die  bekannten  von  Biioher,  Mithoff  und  Soetbeer 
herrührenden  einkommen-  und  vermögenssteuerstatistischen  Daten  mit- 
gcteilt,  die  alle  die  Zunahme  der  grofsen  Vermögen  und  Einkommen  er- 
heblich stärker  als  die  der  geringen  erscheinen,  also  eine  Centralisations- 
tendenz  der  Kapitalien  erkennen  lassen.  Wolf  ist  hierüber  der  ent- 
gegengesetzten Ansicht:  „Man  beruft  sich  sonst  auf  die  Statistik  als  die 
Wisseneohaft  die  uns  lehrt,  die  Ziffern  zu  lesen.  Auf  dem  Gebiete  der 
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Eiukommenstatislik  hat  sie  sich  bisher  nicht  bewährt.  Trotzdem  hervor- 
ragende Statistiker  sich  mit  ihr  beschädigt  haben , ist  man  fort  und 
fort  in  die  gröbsten  methodischen  Irrtiimer  verfallen“,  hilfst  es  auf 
Seite  281.  Sehen  wir  aufmerksam  zu,  auf  welche  Art  dies  an 
Ziffern  Uber  die  Zahl  der  Vermögenssteuerpflichtigin  im  Kanton  Zürich 
früher  und  jetzt  von  Wolf  erwiesen  wird.  Wir  können  uns  hier  ohne 
ein  längeres  Citat  nicht  behelfeu.  Es  lautet  (S.  233) : „Der  Kanton  Zürich 
zählte  Inhaber,  bezw.  Steuerpflichtige  eines  Vermögens  von1): 


1848 

1 IOO—  2 000  Kr.  25  991 
II  2 100—20000  Kr.  13959 

III  20  100—25  000  Fr.  2 4°9 

IV  25  OOO  u.  mehr  Kr.  8 1 

Summe*)  42440 


1888  Ab-  oder  Zonshme*) 
21  108  — 4 883 

24406  + 10447 

6584  + 4175 

484  + 403 

52  582  + 10  142 


„Was  wird  nach  der  gegenwärtig  geläufigen,  von  uns  unhistorisob 
und  falsch  genannten  Methode  aus  diesen  Ziffern  herausgelesen  ? Dafs 
die  Zahl  der  Cenaiten  sich  erhöht  hat  in  der : 


II.  Kluse  um  10  447  auf  13  959  «=  75  0/0 
UI.  „ um  4 175  »uf  2409=174,, 

IV.  „ um  403  euf  81  ■=  500*),, 

„Diese  Entwickelung  erscheint  also  als  eine  im  höchsten  Grade  un- 
günstige. Die  grofsen  Vermögen-  sind  der  Zahl  nach  im  Laufe  der 
40  Jahre  aufserordentlich  gestiegen,  die  mittleren  Vermögen  haben  sich 
schon  mit  einer  viel  bescheideneren  Vermehrung  begnügt,  den  geringsten 
GewinD  von  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  haben  aber  die  kleinen 
Vermögen  abbekommen.  Siebenmal  stärker  als  ihre  Vermehrung  ist 
die  der  grofsen  gewesen  1 Solcher  Art  ist  die  Betrachtung,  zu  der  man 
dureh  die  bisher  gebräuchliche  Methode,  die  Ziffern  zu  lesen,  aufgefordert 
ist.  Gnd  es  hat  den  Anschein,  als  ob  sich  hiergegen  nichts  sagen  liefse. 
Arithmetisch  ist  ja  alles  in  Ordnung!  Nun  ziehe  mau  aber  gegenüber 
dieser  Beohnung  die  folgende  Darstellung  in  Betracht. 

„Zu  Klasse  II  ist  die  Zahl  der  Cenaiten  scheinbar  zugewachsen  um 
10  447.  Diese  Zahl  ist  aus  der  I.  Klasse  in  die  II.  aufgestiegen.  Klasse  I 
hat  also  an  Klasse  II  40  Proz.  ihres  Bestandes  abgegeben.  In  Wahrheit 
nur  40  Proz.?  Nein,  mehr!  Denn  gleichzeitig  sind  aus  Klasse  II  in 
Klasse  III  4175  Censiten  aufgestiegen,  und  diese  haben  nun  gleichfalls 
von  unten  her  an  die  Klasse  II  abgegeben  werden  müssen.  Der  Zu- 
wachs dahier  ist  also  insgesamt  10  447  4176  — 66  Proz.  der  An- 


1)  Die  mit  einem  Sternchen  versehenen  Rubriken  sind  von  uns  wegen  des  besseren 
Einblicks  ln  die  Wolfsche  Komputation  hinsugesetst  worden.  Ref. 

2)  Anm.  des  Ref.  Hier  mag  sofort  das  Eine  bemerkt  werden:  Wolf  irrt»  wenn  er 

meint,  dafs  „nach  der  gegenwärtig  geläufigen  Methode1'  obige  Proxentberechnung  aus 
seinen  Ziffern  kritiklos  herausgelesen  werden  dürfte.  Es  ist  vielmehr  allen  Einkommen- 
statistikern sehr  wohl  bekannt,  dafs  die  Prosentsahlen  aus  so  ungleichen  absoluten  Ziffern 
nur  mit  der  gröfsten  Vorsicht  und  mit  Bedacbtnahme  auf  die  absoluten  Ziffern  berück- 
sichtigt werden  dürfen. 
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gehörigen  jener  Klasse,  aus  welcher  der  Aufstieg  erfolgte.  Macht  man 
die  Bechnung  in  gleicher  Weise  für  die  beiden  anderen  Klassen,  so  er- 
giebt  sich,  dafs  aus 

Kluse  1 in  Klasse  II  übergingen  14622  Personen  —1  56  % 

„ II  in  „ 111  „ 4 57*  » — 33 

„ Ul  in  „ IV  „ 403  “ 1?  e 

Summe*)  <9603 

„Das  Bild  ist  also  ein  dem  vorigen  vollständig  entgegengesetztes. 
Aus  den  kleinen  Vermögen  hat  der  Aufstieg  in  weitaus  grölstem  Mufse 
stattgefunden;  geringer  war  der  Anwachs  der  mittleren  Vermögen  und 
noch  mehr  steht  jener  bei  den  grofeen  Vermögen  zurück.“  So  weit  Wolf. 

Prüfen  wir  vorerst  an  dieser  Aufstellung,  ob  bei  ihr  arithmetisch 
alles  so  in  Ordnung  ist , wie  an  der  nach  der  bisherigen  Methode  ge- 
wonnenen. Allem  Anscheine  nach  nicht  Wolf  zufolge  sind  19  603  Personen 
in  höhere  Klassen  aufgestiegen,  wahrend  die  Zahl  der  Censiten  von  1848 
bis  1888  nur  um  10  142  zugenommen  hat  Die  9461  betragende  Differenz 
verringert  eich  auf  4578,  wenn  wir  die  im  Jahre  1888  konstatierte  Ab- 
nahme der  Ccnsiten  I.  Klasse  um  4883  berücksichtigen.  Woher  aber 
rührt  die  Kestdifferenz  von  4578?  Ganz  einfach  daher,  dafs  Wolf  das 
der  II.  Klasse  angerechnete  Superplus  an  Zuwachs  in  der  Höhe  von  4175 
zugleich  der  III.  Klasse  ins  Zuwachs- Ordinarium  einstellt  und  dieser 
Klasse  wiederum  als  Zuwachs-Superplus  die  403  Personen  zuweist,  um 
welche  sich  die  IV.  Klasse  vermehrt  hat,  dafs  er  somit  die  Zahlen 
4175  -j-  403  — 4578  doppelt  gezählt  hat  So  beschaffen  ist  die 
rechnerische  Grundlage  seiner  Prozentberechnung,  die  den  Zuwachs  jeder 
einzelnen  Klasse  nicht  mit  der  einstigen  Frequenz  eben  jener  Klasse, 
sondern  mit  der  einstigen  Frequenz  der  nächst  vorhergehenden  in  Proportion 
stellt.  Mit  demselben  Hechte  könnte  man,  bei  Vergleichen  der  Altersklassen- 
hesetzung  von  Volkszählung  zu  Volkszählung,  die  innerhalb  zehn  Jahren 
erfolgte  Zu-  oder  Abnahme  einer  Altersklasse,  nehmen  wir  an  der 
Dreißigjährigen,  zurückbeziehen  auf  die  vor  zehn  Jahren  ermittelte  Be- 
setzung der  zwanzigsten  und  nicht  der  dreifsigsten  Altersklasse,  mit  dem- 
selben Rechte  hätte  übrigens  Wolf  auch  die  Zuwachsziffern  der  einzelnen 
Vermögensklassen  mit  den  Jahreszahlen  1848  und  1888  in  Proportion 
stellen  und  daraus  Prozente  berechnen  können. 

„Den  Vorwurf  irgend  welcher  Künstlichkeit“,  fährt  Wolf  an  eben- 
derselben Stelle  fort,  „kann  man  dieser  Bechnung  jedenfalls  nicht  machen“. 
Das  meinen  auch  wir.  Kunst  liegt  in  dieser  Berechnung  fürwahr  nicht, 
dagegen  aber  ist  sie  durch  und  durch  falsch  und  willkürlich.  Dieser  Bach- 
weis macht  es  wohl  auch  überflüssig,  auf  die  weitere  Begründung  Wolfs 
uns  einzulassen,  die  zu  zeigen  versucht,  dafs,  aber  nicht  klar  zu  machen 
versteht,  warum  und  wie  „diese  statistische  Methode“  im  Gegensätze  zur 
bisherigen  die  Entwickelung  berücksichtige,  also  eine  echt  historisobe  sei, 
die  nun  auf  alle  jemals  ermittelten  Daten  der  Einkommen-  und  Vermögens- 
statistik angewendet  werden  müsse. 

Wem  fiele  es  auch  ein,  auf  einem  Geleise  weiterzufahren,  dem  jeder 
Unterbau  fehlt;  es  wäre  denn,  um  zu  erproben,  wie  tief  der  Sumpf  ist, 
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in  den  es  hineinführt.  Für  Sümpfe  giebt's  kein  Senkblei.  Sie  zu  er- 
gründen, mufs  men  selbst  hinein.  Wer  hierzu  die  Neigung  verspürt, 
versuche  einmal  die  getreue  Anwendung  der  Wolfschen  Methode  bei 
eineT  Einkommenstatistik,  die  eine  gröfsere  Zahl  von  Klassen  formiert 
hat,  als  die  vorhin  angeführte  Zürioher  Tabelle,  etwa  bei  der  von  Wolf 
auf  S.  161  mitgeteilten  Besetzung  von  16  Eiukommenklassen  Englands 
im  Jahre  1843  und  1879/80.  Bei  einer  derartigen  Operation  dürfte  man 
es  nicht  bei  einer  Doppelzählung  zweier  Glieder  bewenden  lassen,  sondern 
man  müfste  folgerichtig  den  Zuwachs  der  16.  (obersten)  Klasse  fünzehn- 
mal,  den  Zuwachs  der  15.  Klasse  vierzehnmal  u.  s.  f.  mitzählen.  Ferner 
wäre  noch  die  oben  gekennzeichnete  verschränkte  Prozentberechnung  vor- 
zunehmen. Dann  erst  ist  die  Reinkultur  dieses  rechnerischen  Weiohsel- 
zopfes  hergestellt. 

Als  Pfadfinder  auf  dem  Gebiete  der  Statistik  bewährt  sich  unser 
Autor  somit  noch  weniger,  denn  als  Kritiker.  Ihn  noch  als  statistischen 
Eklektiker  vorzuführen,  ihn  noch  seines  übrigen  statistischen  Rauschgoldes 
zu  entkleiden,  wäre  von  Ueberfiufs. 

Wolf’s  Versuch  einer  Deutung  der  socialen  Entwickclungsthatsachen 
ist,  weil  mit  untauglichen  Mitteln  unternommen,  gänzlich  fehl  geschlagen. 
Doch  vielleicht  ist  dem  Socialtheoretiker  geglückt,  was  dem  Soeialstati- 
atiker  mifslungen. 

Auch  hier  werden  wir  den  Kritiker  vom  positiven  Theoretiker  ge- 
sondert und  zwar  jenen  zuerst  zu  behandeln  haben. 

Wolfs  theoretische  Kritik  richtet  sich  vor  allem  gegen  die  Man- 
schen Lehren  von  der  industriellen  Reservearmee  und  vom  Mehrwerte. 
Sein  Ansturm  wider  die  erstere  Lehre  beginnt  folgendermafsen : Marz, 
heifst  es  bei  Wolf  auf  S.  256,  verwirft  nicht  nur  Lassalle’s  ehernes 
Lohngesetz,  sondern  auch  Malthus’  Uebervölkeruugstheorie ! Dagegen 
stellt  er  fest,  dafs  aller  Erfahrung  nach  „die  absolute  Gröfse  der  Fa- 
milien in  umgekehrtem  Verhältnis  steht  zur  Höhe  des  Arbeitslohnes“. 
Dies  bedarf  einer  kurzen  Erläuterung.  Gegen  Malthus  und  Lassalle 
wendet  Marz  ein,  man  könne  im  Maschineozeitalter  nicht  Bevölkerungs- 
ziffer und  Lohnhöhe  in  der  bekannten  Weise  des  ehernen  Lohngesetzes 
als  einander  bestimmend  erklären.  Die  Phasen  auf  dem  Arbeitsmarkte, 
die  von  konjunkturbestimmenden  Faktoren  technologischer,  spekulativer 
und  sonstiger  Natur  hervorgerufen  werden,  wechseln  weit  rascher,  als 
eine  neue  Generation  von  Arbeitern  heranwaohse.  Die  Vorgänge  auf 
dem  Arbeitsmarkte  seien  demnach  aus  ganz  anderen  Gesichtspunkten 
als  aus  dem  der  Bevölkerungsbewegung  zu  beurteilen.  Ueberdies  werde, 
wie  Marx  bei  Charakterisierung  der  dritten  Kategorie  der  relativen  Deber- 
völkerung,  der  stockenden,  ganz  gelegentlich  bemerkt,  die  Vermehrungs- 
geschwindigkeit von  der  materiellen  Lage  in  einer  Weise  beeinflufst,  die 
der  von  Malthus  und  Lassalle  behaupteten  gerade  entgegengesetzt  ist. 

In  diesem  letzteren  Aper;u  Marx’  erblickt  Wolf  dessen  eine  Be- 
völkerungstheorie, die  er  alsbald  in  folgender  Weise  abthut  (8.  256): 
„Der  Lohn  ist  gestiegen,  vorerst  zeitweilig,  aber  in  seinem  Gefolge  geht 
die  Kindererzeugung  zurück.  Kein  Moment  ist  — aus  dem  Gesichts- 
punkte der  Bevölkerungsbewegung  — wirksam,  um  ihn  wieder 
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herabzubringen.  Höherer  Lohn  trägt  also  in  der  „kapitalistischen  Gesell- 
schaft“ die  Tendenz,  sich  weiter  zu  erhöhen,  in  sich,  indem  er  eine  Ver- 
minderung in  der  Zahl  der  eich  anbietenden  Arbeiter  mit  sich  fährt. 
Harz  hat  diese  Schlafsfolgerung  aus  dem  von  ihm  ausdrücklich  als  solches 
bezeichneten  „Gesetz  der  kapitalistischen  Gesellschaft“  übersehen  oder 
überschlagen.  Jedenfalls  erwähnt  er  sie  nicht“ 

Diese  Schlufsfolgerung  zu  übersehen,  zu  überschlagen  oder,  zu  er- 
wähnen, konnte  Marz  ebensowenig  in  die  Lage  kommen,  wie  sie  zu 
ziehen.  Das  glücklichere  Gedächtnis,  wollen  wir  einstweilen  sagen,  das 
Marz  vor  Wolf  auszeichnet,  mufste  ihn  davor  schützen,  gerade  das  von 
ihm  unmittelbar  zuvor  ausdrücklich,  mit  dem  guten  Rechte  theoretischen 
Isolierungsverlahrens  eliminierte  Moment  der  Bevölkerungsbewegung  als 
allein  wirksam,  alle  übrigen,  die  Lohnhöhe  bestimmenden  Momente  als 
völlig  unwirksam  zu  betrachten.  Auf  dem  Fundamente  dieses  groben 
Mifsverständnisses  ruht  der  Gegensatz,  in  dem  Wolf  später  (8.  271)  Marz' 
erste  Populalionsthese  zur  zweiten  stehen  sieht,  die  von  der  steten  Re- 
produktion einer  relativen  Debervölkerung,  der  industriellen  Reservearmee, 
handelt.  Dadurch  ist  eben  die  Lektüre  des  W.’schen  Buches  in  gewisser 
Hinsicht  so  fesselnd,  dafs  der  Autor  seine  Mifsverständniese  nie  auf  sich 
beruhen,  sondern  sie  alle  zu  entsprechender  Verwertung  gelangen  läßt. 
Der  aufmerksame  Leser  wird  auf  diese  Art  für  die  Ausfindigmachung 
eines  jeden  falschen  Schlusses  über  kurz  oder  lang  damit  entlohnt,  dafs 
er  dort,  wo  die  falsche  Konklusion  wieder  als  Prämisse  dient,  neuerliches, 
meist  ganz  vergebliches  Nachdenken  erspart.  So  auch  hier:  Nur  wer  da- 
hinter gekommen  ist,  wie  arg  Wolf’s  Mifsverständnis  des  Manschen 
Satzes:  „die  absolute  Gröfse  der  Familien  stehe  im  umgekehrten  Verhältnis 
zur  Höhe  des  Arbeitslohnes“,  vermag  überhaupt  zu  erfassen,  was  Wolf 
eigentlich  damit  meint,  wenn  er  durch  diesen  Satz  den  anderen : die  re- 
lative Debervölkerung  müsse  sich  in  der  kapitalistischen  Gesellschaft  per- 
petuieren,  aufheben  läfst,  und  nun  abermals  Marx  als  mit  sich  im  Wider- 
spruche befindlich  ansieht. 

Aehnlich  verfährt  Wolf  mit  dem  Begriffe:  Industrielle  Reservearmee. 
Statt  in  die  rein  theoretische  Ableitung  dieses  Begriffes  bei  Marz  einzu- 
dringen,  hascht  Wolf  (8.  260)  nach  einigen  in  einer  Fufsnole  des  „Kapital“ 
untergebrachten  englischen  Censusdaten,  behauptet,  Marx  lasse  sie  „mit 
drohender  Gebärde  und  all  dem  Nachdruck,  der  Ziffern  innewohnt,  auf- 
marschieren", und  sucht  nun  deren  Beweiskraft  abzuschwächen.  Hierbei 
bedient  sich  Wolf  eines  ganz  eigenartigen  Mittels.  Marz  brioht  nämlich 
die  in  der  erwähnten  Fufsnote  („Kapital“  8.  647)  gelieferte  Aufzählung 
der  1851  und  1861  in  einzelnen  Berufsarten  gezählten  Beschäftigten,  wie 
folgt,  ab:  „Die  Zunahme  von  Arbeitern  ist  im  allgemeinen  am  gröfsten 
seit  1851  in  solchen  Zweigen,  worin  die  Maschinen  bisher  noch  nicht 
mit  Erfolg  angewandt  worden  (Census  of  England  and  Wales 
for  1 86  2,  vol.  III,  London  1863,  p.  36)“.  Nach  Marz’  Intention  soll 
dieses  Gutachten  einer  amtlichen  Publikation  eine  weitere  Aufzählung 
überflüssig  muoben,  da  eine  offizielle  Aeufserung  über  die  Verhältnisse  in 
den  sämtlichen,  somit  auch  in  den  nicht  specifizierten  Berufsarten  vor- 
liegt. Naoh  Wolf’s  Intention  soll  jedoch  der  Leser  glauben  (man  ver- 
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gleiche  hieran  die  betreffende  Stelle  bei  Wolf,  8.  260),  Marz  eelbit  (nicht 
der  offizielle  Censusberichterstatter)  stelle  diese  Behauptung  auf,  in  wel- 
chem Falle  allein  Wolfs  Vorwurf  der  Unvollständigkeit  dieser  Aufzählung 
berechtigt  wäre.  Diese  kleine  ,, Unebenheit"  im  Citieren  wäre  uns  wohl 
entgangen  oder  doch  als  unbeabsichtigt  erschienen,  wenn  sie  nicht  den 
Hinterhalt  bildete,  aus  dem  der  Angriff  wider  Marz  auf  S.  261  hervor- 
geht.  Das  Siegesbulletin  Uber  den  Erfolg  dieses  Angriffes  lautet:  „Br 
(Marx)  ist  aufs  Haupt  geschlagen  und  verniohtet  für  die  Parteigänger  des 
Socialismus"  (8.  262), 

Was  hält  aber  unseren  Autor  davon  zurück,  nach  derart  rühmlicher 
Beendigung  seines  erneuerten  statistischen  Feldzuges  nun  endlich  in  den 
abstrakten  Teil  der  Marx’schen  Lehren  einzudringen?  Der  völlige  Mangel 
eines  Organs  zur  Auffassung  der  elementarsten  Abstraktionen  ist  es  nioht 
allein.  Zu  diesem  Mangel  gesellt  sioh  seine  lückenhafte  Kenntnis  des  In- 
haltes des  fort  und  fort  von  ihm  widerlegten  Marx’schen  Werkes.  Die 
Vermutung,  dafs  Wolf  das  „Kapital"  nur  ganz  flüchtig,  ja  zum  gröfsten 
Teile  gar  nicht  gelesen  hat,  wird  zur  Oewifsheit,  wenn  wir  einen  Fall 
für  viele  zur  Beurteilung  vorlegen.  Wolf  schreibt  auf  8.  270:  „Für 
den  Kenner  und  parteilosen  Beurteiler  der  ökonomischen  Verhältnisse 
bedurfte  cs  übrigeus  gar  nicht  des  weitläufigen  statistischen  Apparates, 
um  die  Unmöglichkeit  des  „Gesetzes"  (der  industriellen  Reservearmee) 
inne  zu  werden.  Er  konnte  sie  sich  viel  rascher  „induzieren". 
Man  weifs,  dafs  die  Maschine  in  der  Landwirtschaft  ebensowenig  be- 
deuten will,  wie  sie  eine  grofse  Rolle  in  der  Industrie  spielt!  Mach  Marz 
hat  daher  die  Industrie  eine  ungleioh  gewaltigere  Arbeiterreserve,  einen 
ungleich  gewaltigeren  Druck  auf  den  Arbeitslohn.  (!)  Wie  reimt  sioh 
nun  damit  t)  die  Thntsache,  dafs  der  Lohn  der  Industriearbeiter  in  Kng- 
land  und  nioht  in  England  allein,  sondern  in  Europa  ungleich  stärker 
als  der  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  gestiegen  ist!  Doppelt  und  unter 
Umständen  drei-  und  vierfach  stärker!  Wie  kommt  es  (vgl.  auch  hierfür 
das  oben  zur  Geschichte  des  englischen  Arbeiters  Gesagte),  dafs  2)  in 
Industriegegenden  an  sich  jedem  Arbeiter,  dem  industriellen  wie  dem 
landwirtschaftlichen,  höherer  Lohn  gezahlt  wird,  als  in  rein  landwirt- 
schaftlichen ? Wie  kommt  es  3),  dafs  wir  überall  in  Mittel-  und  West- 
europa einen  Zug  vom  Land  in  die  Stadt  und  nicht  von  der  Stadt  aufs 
Land  sich  in  Bewegung  setzen  sehen  und  auch  die  Emigration  sich  aus 
vorzugsweise  landwirtschaftlichen  Bezirken  rekrutiert?  Wie  kommt  es 
endlich  4),  dafs  in  industriellen  Bezirken  die  Zahl  der  Armen  geringer 
ist  als  in  landwirtschaftlichen?  — — — Die  Erklärung  für  alle  diese 
Erscheinungen  bleibt  der  Socialismus  und  das  Gesetz  der  industriellen 
Reservearmee  uns  schuldig“. 

Man  vergleiche  dagegen  die  naohbenunnten  Stellen  bei  Marx:  23.  Kap. 
4)  „Verschiedene  Existenzformen  der  relativen  Uebervölkerung",  insbeson- 
dere 8.  660;  5)  „Das  britische  Ackerbauproletariat“,  insbesondere  8.  715 
bis  717;  ferner  24.  Kap.  2)  „Expropriation  des  englischen  Landvolkes  von 
Grund  und  Boden“;  5)  „Rückwirkung  der  agricolen  Revolution  auf  die 
Industrie",  „Herstellung  des  inneren  Marktes  für  das  industrielle  Kapital". 
Ein  rechtzeitiger  Blick  auf  diese  Ueberschriften  hätte  Wolf  darüber  be- 
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lehren  müssen,  dafs  hier  Marx  ex  professo  die  Erklärung  der  relativen 
Uebervölkerung  auf  dem  Lande  und  des  Einströmens  der  Landbewohner 
in  die  Stadt  und  Industrie  bietet. 

Die  von  Mifs  Verständnissen  strotzende  Kritik  der  Marx’sehen  Wert- 
und  Mehrwerttheorie  (vgl.  insbesondere  Wolf  8.  290  Al.  2 und  Marx 
„Knpital“  8.  2 Al.  1 u.  S.  6)  offenbart  gleichfalls  Wolfs  äufserliohe  und 
inDerliohe  Unbekanntsohaft  mit  Marx  und  läfst  erkennen,  weshalb  Wolf 
Begriffe  für  „stolpernde  Kothurne“  hält,  die  man  dem  Gegner  nur  um 
die  Ohren  zu  schlagen  braucht,  um  schon  als  Sieger  aus  dem  StTeite 
hervorzugehen.  Wer  etwa  dieso  Methode  der  Polemik  auf  eine  beson- 
dere Idiosynkrasie  Wolf’s  wider  Marx  zurUckfuhren  wollte,  thäte  unserem 
Autor  unrecht.  Wer  jemals  über  ökonomische  Dinge  nnohgedacht  „von 
Aristoteles  bis  und  Uber  J.  Fr.  Neumann",  ja  selbst  bis  Julius  Wolf  in- 
begriffen (vgl.  8.  290),  wird  in  ähnlicher  Weise,  wie  Karl  Marx,  spielend 
Überwunden  und  mit  Liebenswürdigkeiten  bedaoht. 

Nicht  minder  anspruchsvoll  tritt  unser  Autor  als  positiver  Theoretiker 
in  den  beiden  letzten  Abschnitten  seines  Werkes  auf.  Von  diesen  hatten 
wir  wenigstens  trotz  der  bisherigen  Erfahrungen  doch  noch  etwas 
erwartet.  Bei  der  „Kritik  der  „kapitalistischen"  Wirtschafts-  und  Gesell- 
schaftsordnung", wie  der  4.  Abschnitt  betitelt  ist,  mufste  doch,  so  dachten 
wir,  gerade  derjenige  etwas  Ursprüngliches  mitteilen  können,  der  alle  je- 
mals dagewesenen  Versuche  einer  solchen  Kritik  weit  von  sich  weist. 
Was  finden  wir  statt  dessen?  Abteilung  A.  „Thatsächliohes.  Das  Elend 
um  uns  herum"  enthält  gangbare  Excerpte  aus  Untersuchungen  patho- 
logischer Gesellschaftszustände,  die  also  schwarz  sind?  Beileibe  nicht! 
Dies  zeigt  uns  Abteilung  „C.  Zur  Berichtigung  des  Vorstellungsbildes“ 
(besonders  8.  320  u.  {.).  Die  Einkommen  werden  zur  Steuerbemessung 
zu  niedrig  einbekannt,  siehe  den  Fall  Baare  in  Bochum,  der  von  der 
Einschätzungskommission  nur  mit  dem  Dritteile  seines  Einkommens  zur 
Steuer  herangezogen  wurde.  Aehnlioh  sei  es  wohl  den  5 762  000  unbe- 
mittelten Haushaltungsvorständen  in  Preufsen  ergangen,  deren  Einkommen 
unter  900  Mark.  Derlei  Zustände  sind  also  rosa?  Bewahre!  Da  weifs 
uns  Abteilung  E „Die  Armut  der  Gesellschaft"  ganz  andere  Dinge  zu  er- 
zählen. Die  gleichmäfsige  Verteilung  aller  besteuerten  Einkommen  ergäbe 
ja  nur  5 — 600  Mark  pro  Kopf  der  Erwachsenen  und  Unmündigen.  Wo- 
her kommt  nun  aber  dieses  Verharren  der  Gesellschaft  in  Dürftigkeit  trotz 
der  Steigerung  der  Produktivität  der  Arbeit?  Auch  hierfür  findet  Verf. 
die  folgende  Antwort  (8.  399):  „Die  Steigerung  der  Produktivität  der 

Arbeit  ist  nur  mit  dem  Aufwandc  der  Aufstellung  von  Maschinen  möglioh 
gewesen,  die  an  sich  Kosten,  Kapital  bedeuten  und  im  Mafse  dieser  letz- 
teren den  wirtschaftlichen  Wert  des  Fortschrittes  beeinträchtigen.“  Dann 
wird  noch  ein  Langes  und  Breites  über  die  Kargheit  der  Rabenmutter 
Erde  und  deren  allzugrofsen  Kindersegen  geredet,  um  die  „Ueberschätzung 
des  Fortschrittes,  seine  Richtung  und  sein  Mafs“  (Abteilung  F)  darzuthun. 
Dagegen  bekommen  wir  bald  darauf  (Abteilung  H)  „Unterschätzung  der 
fortschrittlichen  Errungenschaften"  eineu  „ganz  tüchtigen  Schnitz  vom 
Brotlaib  des  Fortschrittes“  (8.  378)  präsentiert.  Man  erfährt  daselbst, 
das  deutsche  Volk  habe  sohon  vor  einigen  Jahren  über  1700  Millionen 
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Hark  für  geistige  Getränke  verausgabt,  eine  „Summe,  die  den  tollsten 
Luxus  der  römischen  Kaiserzeit  tief  in  den  Schatten  stellt“.  Und  diesem 
„erln-ulichen“  Symptome  wird  die  gleichfalls  „erfreuliche“  Thatsache  bei- 
gelügt, „dsfs  der  Jahresverbrauch  an  Kartenspielen  im  Deutschen  Reiche 
1889/90  4 Millionen  übersteigt  und  von  1879/80  auf  1889|90  absolut  um 
rund  1 8 Proz.,  relativ,  d.  h.  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  um  rund  8 Proz. 
gestiegen  ist“. 

Wer  jedoch  an  dieser  Spirituosen-  und  Spielkarten-Kcnsumsteigerung 
seinen  gebührenden  Anteil  nicht  hat,  dem  ist  eben  nicht  zu  helfen,  denn 
er  gehört,  wie  wir  auf  S.  391  erfahren,  dem  geringfügigen,  aber  un- 
vermeidlichen Elendsreste  unserer  Tage  an,  der  durch  ein  Zuviel  an 
Menschen  gebildet  wird.  Hierüber  zu  klagen,  wäre  verkehrt-,  diese  „Zuviel- 
Menechen“  sind  ja  doch  nur  in  der  Regel  Leute,  die  „an  einem  Mangel 
an  Begabung  oder  an  einem  Mangel  an  „gesellschaftlichen  Beziehungen“ (!) 
leiden.“  Und  so  gelangt  man  denn  auf  S.  892  zu  der  beruhigenden  Er- 
kenntnis, „dafs  die  Thatsache  des  unverwerteten  Menschen  Überschusses, 
der  sogenannten  Armut  u.  a.  eben  auch  durch  die  Unterwertigkeit  der 
überschiifsigen  Personen  verschuldet  ist“. 

ln  der  ungegebenen  Weise  geht  es  weiter,  so  dafs  es  selbst  dem  liebe- 
vollsten Kritiker  Wolt’s  (Wilhelm  Roscher  in  der  Beilage  zur  „Münch. 
Allgem.  Ztg.“  vom  ll./X.  1892,  No.  283)  schon  zu  bunt  wird.  Roscher  sagt 
dort  nämlich:  „Was  der  Verfasser  zur  Erklärung  des  Kapitalzinses  Eigen- 
tümliches vorbringt  (S.  458  ff  ),  scheint  uns  wenig  gelungen ; es  wird  auf 
8.  482,  486  ff.  nicht  unwesentlich  modifiziert“.  Das  ist  richtig:  Im  „Mo- 
difizieren“ fremder  und  eigener  Ansichten  leistet  Wolf  Unerreichtes  ; aber 
doch  nicht  blofs  bei  der  Kapitalzins-Erkiärung!  Werden  denn  seine  Er- 
klärungen der  sonstigen  Einkommenquellen  von  ihm  weniger  modifiziert? 
Man  urteile:  Die  Analyse  des  Arbeitseinkommens  (8.  373 — 452)  zeigt  uns 
dieses  als  durchaus  sittlich,  angemessen,  ja  gerecht,  Trt  fflich  verträgt 
sich  hiermit  die  glorreiche  Bemerkung  auf  8.  574,  die>  wörtlich  lautet: 
„Der  Indieienbeweis  dafür,  dafs  der  Arbeiter  heute  in  der  Regel  über 
den  Ertrag  „seiner  Arbeit“  gelohnt  ist,  läfst  sich  mit  ziemlicher  Sicher- 
heit führen“. 

Dem  Arbeitslohn  läfst  Wolf  den  schon  etwas  minder  berechtigten 
Kapitalzins  und  diesem  die  Rente,  als  „ein  Einkommen  noch  geringeren 
Rechtes“  folgen.  Mittelst  einer  geradezu  einzigen  Statistik  findet  er 
heraus,  dafs  „dort,  wo  wir  die  Rente  zu  fassen  suchen,  häufig  nicht«  als 
Kapitalzins  oder  doch  im  Kern  Kapitalzins  mit  einem  leichten  Renten- 
anflug“ (8.  531)  ist.  Das  Bodenmonopol,  die  Grundrente  ist  also,  wenn 
nicht  ein  Phantom,  doch  höchstens  ein  leichter  Anflug.  Wie  leicht  dieser 
Renten-Anflug  unter  Umständen  sein  kann,  zeigt  8.  559.  Dort  heifst  es: 
„Als  Astor  1848  starb,  repräsentierte  seine  Hinterlassenschaft  einen  Wert 
von  80  Millionen  Franken.  Wenn  heute  das  Vermögen  der  Astors  auf 
ein  Vielfaches  jener  Summe  (über  300  Millionen  Dollars)  angeschlagen 
wird,  so  hat  das  ganz  naturgtmäfse  Steigen  des  Grundwertes  das  meiste 
dazu  gethan“.  Die  treffende  Bezeichnung  für  ein  derartiges  wissenschaft- 
liches Verfahren  fehlt  uns;  wir  müssen  sie  unserem  sprachgewandteren 
Autor  entlehnen.  Sie  sei  bierhergesetxt : ,, Nicht  seilen  ist  der  richtige 
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Beobachter  gleichseitig  Zuhälter  der  diese  Beobachtung  auf  den  Kopf 
stellenden  Theorie “ (8.  526). 

Solleo  wir  nun  noch  den  letzten  Abechnitt  (Gerechtigkeit)  erörtern  ? 
Wozu?  E»  wäre  denn,  um  auch  hier  zu  zeigen,  wie  zieh  Wolf  zuerat 
an  seinen  Lieblingsphilosophen  Schopenhauer  gründlich  anlehnt  und  dann 
auch  diesen  ebenso  gründlich  ablehnt  oder  um  auch  hier  zu  zeigen, 
dafs  Wolf  Schopenhauer  gar  nicht  kennt.  Wie  hätten  ihm  sonst  die 
folgenden  Worte  Schopenhauers  entgehen  können: 

„Jeder  schöne  und  gedankenreiche  Geist  wird  sich  immer  auf  die 
natürlichste,  unumwundenste,  einfachste  Weise  auedrücken,  bestrebt,  wenn 
es  irgend  möglich  ist,  seine  Gedanken  andern  mitzuteilen,  um  dadurch 
die  Einsamkeit,  die  er  in  einer  Welt  wie  diese  empfinden  mufs,  sioh  zu 
erleichtern:  umgekehrt  nun  aber  wird  Geistesarmut,  Verworrenheit,  Ver- 
schrobenheit sich  in  die  gesuchtesten  Ausdrücke  und  dunkelsten  Redens- 
arten kleiden,  um  in  so  schwierige  und  pomphafte  Phrasen  kleine,  win- 
zige, nüchterne  oder  alltägliche  Gedanken  zu  verhüllen,  demjenigen  gleich, 
der,  weil  ihm  die  Majestät  der  Schönheit  abgeht,  diesen  Mangel  durch  die 
Kleidung  ersetzen  will  und  unter  barbarischem  Putz,  Plittern,  Federn, 
Krausen,  Puffen  und  Mantel,  die  Winzigkeit  oder  Häfslichkeit  seiner  Person 
zu  verstecken  sucht.  So  verlegen  wie  dieser,  wenn  er  nackt  gehen  sollte, 
wäre  mancher  Autor,  wenn  man  ihn  zwänge,  sein  so  pomphaftes,  dunkles 
Buch  in  dessen  kleinen,  klaren  Inhalt  zu  übersetzen.“  (Schopenhauer, 
Welt  als  W.  u.  V.  III.  Buoh  § 47.) 

Wir  sind  es  dem  Leser  schuldig,  zum  Schlufs  noch  darüber  Rechen- 
schaft abzulegen,  wie  wir  dazu  gekommen  sind,  uns  mit  einer  derart  ver- 
fehlten Arbeit  so  eingehend  zu  befussen  und  darüber  so  ausführlich  und 
mit  solcher  Schärfe  zu  berichten.  Die  Flut  der  Denk-  und  Schreibfehler 
dieses  prätentiösen  Buches  allein,  so  sehr  sie  auch  das  Schifflein  der 
Kritik  zu  tragen  geeignet  ist,  hätte  uns  noch  nicht  vermocht,  den  Anker 
zu  lichten.  Selbst  die  namenloseu  Anpreisungen  dieses  Buches  in  zahl- 
reichen Journalen  Deutschlands  und  Oesterreichs  konnten  unseren  Gleich- 
mut nicht  stören.  Erst  als  wir  der  bereits  erwähnten,  nicht  anonymen 
Besprechung  in  der  „Allgemeinen  Zeitung“  entnehmen  mufsten,  dafs 
dieses  Buch  „ein  bedeutendes  Werk“,  dafs  „es  zu  den  besten  volkswirt- 
schaftlichen Büchern  zählt,  die  seit  einer  Reihe  von  Jahren  erschienen 
sind“,  dafB  sogar  Sehnsucht  naoh  einer  zweiten,  die  kleinen  Mängel  der 
ersten  behebenden  Auflage  vorhanden  ist,  erst  dann  hielten  wir  es  für 
unsere  Pflicht  und  Schuldigkeit,  zu  sagen  und  zu  zeigen,  was  für  eine 
Bewandtnis  es  habe  mit  Wolfs  „Eines  Systems  der  Sozialpolitik  I.  Band". 
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Nationalökonomische  Gesetzgebung. 

x. 

Sie  zweite  Lesung  des  Entwurfes  eines  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches für  das  Deutsche  Beich. 

(Fortsetzung)  *), 

Von  Assessor  Oreiff. 

XIII. 

Der  zehnte  Titel  des  zweiten  Abaohnitta  behandelt  die  an  eine  Ad- 
Weisung  sich  knüpfenden  Rechteverhältniaae.  Unter  Anweiaung  ver- 
ateht  der  Entwurf  naoh  der  in  § 605  enthaltenen  Begriffsbestimmung  die 
in  einer  von  dem  Anweisenden  einem  Anderen  behändigten  Urkunde  ent- 
haltene Aufforderung  an  einen  Dritten,  an  den  Anderen  eine  Leistung 
zu  bewirken.  Während  der  Entwurf  hiernach  Leistungen  jeder  Art  als 
Gegenstand  der  hier  geregelten  Anweiaung  zuläfst,  beaohlofs  die  Kommiaaion, 
vielfachen  Wünschen  der  Kritik  folgend,  die  Vorschriften  dieses  Titels 
auf  solche  Anweisungen  zu  beschränken,  deren  Gegenstand  in  der  Leistung 
von  Geld,  einer  Quantität  vertretbarer  Sachen  oder  von  Wertpapieren  be- 
steht. In  der  Kritik  ist  namentlich  aua  landwirtschaftlichen  Kreisen  gegen 
die  Uebertragung  des  Instituts  der  Anweisung  auf  den  allgemeinen  bürger- 
lichen Verkehr  deshalb  lebhafter  Widerspruch  erhoben,  weil  die  Anweisung 
diurch  die  hinzutretende  Annahme  von  seiten  des  Angewiesenen  zu  einer 
besonders  strengen,  die  Geltendmachung  von  Einwendungen  nur  in 
ganz  beschränktem  Umfange  zulassenden  Verpflichtung  des  Angewiesenen 
führe  und  deshalb  zu  wucherischer  Ausbeutung  der  geschäftsunkundigen 

Vorläufige  Zusammenstellung  der  Kommlsslonsbesehlfisse.  (Fortsetzung.) 

Zwölfter  Titel. 

Anweisung. 

§ 605.  Hst  Jemand  eine  Urkunde,  in  welcher  er  einen  anderen  auweist,  Geld  oder 
eine  Quantität  vertretbarer  Sachen  oder  Wertpapiere  an  einen  Dritten  su  leisten,  dem 
Dritten  ausgebindigt,  eo  ist  dieser  ermächtigt , die  Leistung  bei  dem  Angewiesenen  im 
«igeneo  Namen  su  erheben;  der  Angewiesene  ist  ermächtigt,  für  Rechnung  des  An- 
weisenden  an  deo  Anweisungsempfänger  tu  leisten. 

1)  Vergl.  diesen  Hand  3.  646. 


Digitized  by  G ;oogi 


NationalÖkonomische  Gesetzgebung. 


891 


Bevölktirungskreise  ausgenutzt  werden  könne.  Die  Mehrheit  der  Kommission 
hielt  zwar  diese  Besorgnis  nioht  in  dem  Mafse  für  begründet,  dafs  eine 
Abänderung  der  Vorschrift  des  § 607  über  die  Wirkung  der  Annahme 
der  Anweisung  oder  gar  die  Ablehnung  des  ganzen  Instituts  für  das 
bürgerliche  Hecht  geboten  erscheine ; sie  trug  aber  jenen  Bedecken  da- 
durch Rechnung,  dafs  sie  das  Institut  in  der  oben  bezeichneten  Art  auf 
diejenigen  Gegenstände  beschränkte,  bezüglich  deren  sie  acnahm,  dafs 
ein  unabweisliches  Verkehrsbedürfnis  seine  Anerkennung  erfordere.  Sie 
erwog  hierbei,  dafs  Anweisungen  auf  nicht  vertretbare  Sachen  nur  sehr 
selten  vorkämen,  und  dafs  der  Hauptzweck  der  Anweisung  darin  be- 
stehe, Auszahlungen  unter  mehreren  Beteiligten  zu  erleichtern.  Die  Be- 
stimmungen des  § 605  Uber  die  Wirkungen  der  Anweisung  blieben  im 
übrigen  unverändert;  nur  wurden  die  Schlufsworte,  dafs  es  einer  weiteren 
Benachrichtigung  des  Angewiesenen  duroh  den  Anweisenden  nicht  be- 
dürfe, als  selbstverständlich  gestrichen. 

Die  Vorschrift  des  § 606  über  die  Verpflichtung  des  Angewiesenen 
aus  der  dem  An  weisenden  gegenüber  erfolgten  Annahme  der  Anweisung  wurde 
saohlich  beibehalten.  Ergänzend  fügte  man  den  8atz  hinzu,  dafs  der  Ange- 
wiesene zur  Annahme  der  Anweisung  oder  zur  Leistung  an  den  An- 
weisungsempfänger nicht  schon  deshalb  dem  Anweisenden  gegenüber  ver- 
pflichtet sei , weil  er  dessen  Schuldner  sei.  Auch  der  § 607,  der  von 
der  Wirkung  der  schriftlichen  Annahme  der  Anweisung  gegenüber  dem 
AoweisungsempfUnger  handelt,  erfuhr,  wie  schon  erwähnt,  keine  Aende- 
rung.  Man  vertraute  darauf,  dafs  der  bürgerliche  Verkehr  in  denjenigen 
Gebieten,  in  denen  das  abstrakt  verpflichtende  Anweisungsaccept  bisher 
unbekannt  sei , sich  ebenso  an  dieses  Institut  unschwer  gewöhnen  und 
die  damit  verbundenen  Gefahren  zu  vermeiden  lernen  werde,  wie  es  seiner 
Zeit  mit  der  allgemeinen  Wechselfähigkeit  geschehen  sei.  Um  jene  üe- 


§ 606.  (606,  608.)  Hat  sich  der  Angewiesene  dem  Anweisenden  gegenüber  zur 

Annahme  der  Anweisung  oder  zur  Leistung  an  den  Anweisungsempfänger  verpflichtet 
oder  hat  er  die  Leistung  nach  Mafsgabe  der  Anweisung  bewirkt,  so  bestimmt  sich  das 
Verhältnis  swiseben  dem  Anweisenden  und  dem  Angewiesenen,  sofern  nicht  ein  anderes 
Rechtsverhältnis  zwischen  ihnen  besteht,  nach  den  Vorschriften  über  den  Auftrag.  Im 
Falle  einer  Anweisung  auf  Schuld  wird  der  Angewiesene  durch  die  Leistung  in  Höhe 
derselben  von  der  Schuld  befreit. 

Zur  Annahme  der  Anweisung  oder  zur  Leistung  an  den  Anweisungsempfäoger  ist  der 
Angewiesene  dem  Anweisenden  gegenüber  nicht  schon  deshalb  verpflichtet,  weil  er 
Schuldner  des  Anweisenden  ist. 

§ 607.  Hat  der  Angewiesene  die  Anweisung  durch  einen  schriftlichen  Vermerk  anf 
der  Anweisung  angenommen,  so  ist  er  dem  Anweisungsempfäuger  gegenüber  zur  Leistung 
verpflichtet;  er  kann  ihm  nur  solche  Einwendungen  entgegensetzen,  welche  die  Hültig- 
keit  der  Annahmcerklirung  betreffen,  oder  welche  sich  aus  dem  Inhalte  der  Anweisung 
uud  der  Annahmeerklärung  oder  aus  dem  zwischen  ihm  und  dem  Anweisungsempfäoger 
bestehenden  Rechtsverhältnis  ergeben. 

Ist  der  Annehmevermerk  auf  die  Anweisung  vor  der  Aushändigung  an  den  Au- 
weisnngsempfänger  gesetzt,  so  wird  die  Annahme  diesem  gegenüber  erst  mit  der  Aus- 
händigung wirksam. 

Der  Anspruch  des  Anweisungeempfängers  gegen  den  Angewiesenen  aus  der  An- 
nahme der  Anweisung  verjährt  in  drei  Jahren. 

§ 607  a Der  Angewiesene  ist  nur  gegen  Aushändigung  der  Anweisung  zur  Leistung 
verpflichtet 
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fahren  thunliohst  zu  vermindern  , unterwarf  man  den  Anspruch  des  An- 
weisuDgßempfängers  gegen  den  Angewiesenen  aus  dessen  Annahme  nach 
dem  Vorbild  der  Wechselordnung  einer  kurzen  (dreijährigen)  Verjährung, 
indem  man  eine  schleunige  Abwickelung  der  zwischen  den  Beteiligten  be- 
stehenden Sehuldverhältnisse  für  dem  Wesen  und  Zweck  der  Anweisung 
entsprechend  erachtete.  Zum  Schutz  des  Angewiesenen  erklärte  man 
ferner  diesen  für  berechtigt,  gegen  Bewirkung  der  Leistung  an  den  An- 
weisungsempfanger  die  Aushändigung  der  Anweisung  zu  verlangen,  um 
hierdurch  dem  Angewiesenen  gegenüber  dem  Anweisenden  den  Beweis  zu 
sichern,  dafs  er  der  Anweisung  gemafs  geleistet  habe.  Die  Vorschrift  des 
§ 608  über  die  Wirkung  der  nach  Mafsgabe  der  Anweisung  erfolgten  Leistung 
des  Angewiesenen  blieb  sachlich  unhe&nBtandet,  ebenso  der  § 609,  welcher 
den  Grundsatz  ausspricht,  dafs  Anweisung  keine  Zahlung  ist.  Der  § 610, 
der  sich  auf  die  Verpflichtung  des  Anweisungsempfängers,  den  Angewiesenen 
zur  Leistung  aufzufordern , bezieht , wurde  nachdem  zunächst  seine 
Streichung  beschlossen  war,  in  wiederholter  Beratung  zur  Vermeidung  von 
Zweifeln  beibehalten. 

Die  Bestimmungen  der  §§  611—  618  über  die  dem  Anweisungs- 
empfänger  unter  Umständen  obliegende  Anzeigepflicht,  das  Recht  des  An- 
wesenden zum  Widerruf  der  Auweisung  und  die  Einflufslosigkeit  des 
Todes  oder  der  eintretenden  Geschäftsunfähigkeit  eines  der  Beteiligten 
erfuhren  sachlich  keine  Beanstandung.  Im  Gegensatz  zu  den  Motiven 
des  Entwurfs  hielt  man  es  endlich  angesichts  der  in  der  Wissenschaft 

$ 608  vergl  § 606. 

$ 609.  Hat  der  Auweiseude  die  Anweisung  zu  dem  Zwecke  erteilt,  um  »einerseits 
eine  Leistung  an  den  Anweisungsempfänger  zu  bewirken,  so  ist  die  Leistung,  such  wenn 
der  Angewiesene  die  Anweisung  angenommen  hat,  erst  mit  der  Leistung  des  Angewiesenen 
an  den  Anweisungsempfänger  bewirkt. 

§ 610.  (610,  611.)  Der  Anweisungsempfänger  ist  dem  Anweisenden  gegenüber  im 

Zweifel  wie  ein  Beauftragter  verpflichtet,  den  Angewiesenen  zu  der  Leistung  aufzufordern. 

Verweigert  der  Angewiesene  die  Leistung  oder  vor  dem  Eintritte  der  Leistungszeit 
die  Annahme  der  Anweisung,  so  hat  der  Anweisungsempfänger  den  Anweisenden  unver- 
züglich hiervon  zu  benachrichtigen.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  der  Anweisungsempfänger 
die  Anweisung  nicht  geltend  machen  kann  oder  will. 

§ 611  vergl.  § 610. 

§ 612.  Solange  der  Angewiesene  weder  die  Anweisung  dem  Anweisungsempfänger 
gegenüber  angenommen  noch  die  Leistung  bewirkt  hat,  kann  der  Anweisende  dem  An* 
gewiesenen  gegenüber  die  Anweisung  widerrufen,  auch  wenn  er  dadurch  einer  ihm  gegen 
den  AnweisuDgsempfinger  obliegenden  Veipflicbtung  zuwiderhandelt. 

§ 613.  Die  Anweisung  erlischt  nicht  durch  den  Tod  oder  durch  den  Eintritt  der 
Geschäftsunfähigkeit  eines  der  Beteiligten. 

§ 613  a.  Der  Anweisungsempfänger  kann  die  Anweisung,  auch  wenn  sie  nicht 
angenommen  ist,  durch  Vertrag  mit  einem  Dritten  auf  diesen  übertragen.  Die  Ueber- 
tragungserklärung  bedarf  der  schriftlichen  Form.  Zur  Uabertragung  ist  die  Aushändigung 
der  Anweisung  an  den  Dritten  erforderlich. 

Der  Anwesende  kann  die  Uebertragung  ausschliefsen.  Die  Ausscbliefsung  ist  dem 
Angewiesenen  gegenüber  nur  wirksam,  wenn  sie  aus  dem  Inhalte  der  Anweisung  au  ent- 
nehmen ist  oder  wenn  sie  von  dem  Anweisenden  dem  Angewiesenen  mitgeteilt  war,  be- 
vor dieser  die  Anweisung  angenommen  oder  die  Leistung  bewirkt  hat. 

Hat  der  Angewiesene  die  Anweisung  dem  Erwerber  gegenüber  angenommen,  so  kann 
er  aus  einem  zwischen  ihm  und  dem  Anweisungsempfänger  bestehenden  Rechtsverhältnis 
Einwendungen  nicht  herleiten.  Im  übrigen  finden  auf  die  Uebertragung  der  Anweisung 
die  für  die  Abtretung  eiuer  Foiderung  geltenden  Vorschriften  entsprechende  Anwendung. 
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bestehenden  Meinungsverschiedenheit  für  geboten,  Bestimmungen  Uber 
die  Uebertragung  der  Anweisung  aufzunehmen.  Han  erkannte  die  Mög- 
lichkeit einer  Uebertragung  auch  vor  erfolgter  Annahme  der  Anweisung 
durch  den  Angewiesenen  an,  sobrieb  für  die  Uebertragungierkliirnug  je- 
doch schriftliche  Form  vor  und  erforderte  weiter  Aushändigung  der  An- 
weisung an  den  dritten  Erwerber.  Ferner  entschied  man  die  Frage, 
unter  welchen  Voraussetzungen  die  Ausschliefsung  der  Uebertragung  gegen- 
über dem  Angewiesenen  wirksam  sei.  Zur  Vermeidung  von  Zweifeln 
sprach  man  sodann  ausdrücklich  aus,  dafs  der  Angewiesene,  wenn  er  die 
Anweisung  dem  Erwerber  gegenüber  angenommen  habe,  aus  dem  zwischen 
ihm  und  dem  Anweisungsemfänger  bestehenden  Rechtsverhältnisse  Ein- 
wendungen nicht  herleiten  köone.  Im  übrigen  erklärt  man  die  Vor- 
schriften über  die  Abtretung  einer  Forderung  für  entsprechend  anwend- 
bar. Ein  Antrag,  welcher  bezweckte,  die  Uebertragung  der  Anweisung 
so  zu  regeln,  dafs  diese  mehr  zu  einem  Verkehrspapiere  gestaltet  werde, 
wurde  abgelehnt,  weil  man  eine  solche  Gestaltung  der  Anweisung  des 
bürgerlichen  Verkehrs  nicht  für  wünschenswert  hielt. 

In  dem  den  H i n terlegu n gs  v ertr a g behandelnden  elften  Titel 
wurde  der  die  Verpflichtung  deB  Verwahrers  regelnde  § 614  sachlich  bei- 
behslten ; in  der  Fassung  war  man  bestrebt,  der  Entscheidung  der  wissen- 
schaftlichen Streitfrage  naoh  der  Natur  des  Hinterlegungsvertrages  (Kon- 
sensual-  oder  Realkontrakt)  nicht  vorzugreifen.  Die  Vorschrift  des 
§615  über  die  Zulässigkeit  einer  Vergütung  für  die  Aufbewahrung  blieb 
unbeanstandet.  Bei  unentgeltlicher  Verwahrung  erschien  es  der  Billigkeit 
und  der  Auffassung  des  Lebens  entsprechend,  den  Verwahrer  nur  für 
diejenige  Sorgfalt  haften  zu  lassen,  welche  er  in  eigenen  Angelegenheiten 
anzuwenden  pflegt.  Eine  Vorschrift  über  den  Umfang  der  Haftung  des 
Verwahrers  bei  Hinterlegung  besonders  wertvoller  Sachen  hielt  die  Mehr- 
heit nicht  für  erforderlich.  Sie  nahm  an,  dafs  der  Verwahrer,  wenn  ihm 
der  Hinterleger  von  der  Beschaffenheit  der  Sachen  nicht  Kenntnis  ge- 
geben habe,  im  Fülle  des  Untergangs  oder  der  Beschädigung  schon  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  für  Schadensersatz  insoweit  nicht  hafte,  als  der 
Wert  der  Sache  für  ihn  nicht  erkennbar  war.  Der  § 616,  welcher  die 
Haftung  des  Verwahrers  im  Falle  der  Hinterlegung  der  ihm  anvertrauten 


Dreizehnter  Titel. 

Binterlegnngsvertrag. 

$ 614.  Durch  den  Hinterlegungsvertrag  wird  der  Verwahrer  verpflichtet,  eine  ihm 
von  dem  Hinterleger  übergebene  bewegliche  Sache  aufm  bewahren 

§ 615.  Kör  die  Aufbewahrung  kann  eine  Vergütung  vereinbart  werden.  Eine  Vor- 
gütung  gilt  als  stillschweigend  vereinbart,  wenn  die  Aufbewahrung  deo  Umstünden  nach 
nur  gegen  eine  Vergütung  zu  erwarten  war. 

§ 615a.  Ist  die  Aufbewehrung  unentgeltlich  übernommen,  so  hat  der  Verwahrer 
nur  für  diejenige  Sorgfalt  einzostehen,  weiche  er  in  eigeoen  Angeiegenbeiten  anzuwenden 
pflegt. 

| 616.  Der  Verwahrer  darf  im  Zweifel  die  hinterlegte  Sache  nicht  bei  einem  Dritten 
hinterlegen.  Ist  die  Hinterlegung  bei  einem  Dritten  gestattet,  so  hat  der  Verwahrer  nur 
ein  bei  dieser  Hinterlegung  ihm  sur  Lust  fallendes  Verschulden  zu  vertreten.  Wegen  des 
Verschuldens  eines  zugezogenen  Qebülfen  heftet  er  nach  § 224  c. 
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Sache  bei  einem  anderen  und  im  Falle  der  Zuziehung  von  Gehilfen  betrifft, 
wurde  in  der  Fassung  dem  entsprechenden  § 588  über  den  Auftrag  auge- 
pafst.  Die  Bestimmung  des  § 617  Uber  das  ßecht  des  Verwahrers,  von 
der  vereinbarten  Art  der  Verwahrung  »hzuweichen,  blieb  unbeanstandet. 

Der  § 618  behandelt  das  sog.  depositum  irreguläre  d.  h.  den  Hinter- 
legungsvertrag  Uber  vertretbare  Sachen,  bei  welchem  vereinbart  ist,  dafs 
der  Verwahrer  nicht  dieselben  Sachen,  sondern  nur  Sachen  von  gleicher 
Art,  Güte  und  Menge  zurückzugewühren  habe  oder  dafs  der  Verwahrer 
die  hinterlegten  Sachen  verbrauchen  dürfe.  Nach  dem  Entwurf  ist  im 
ersten  Falle  der  Vertrag  als  ein  Darlehnsvertrag  anzusehen,  im  zweiten 
Falle  geht  er  mit  dem  Verbrauch  in  einen  Darlehnsvertrag  über.  Ohne 
sachlich  hieran  etwas  ändern  zu  wollen,  hielt  man  es  mit  Rücksicht  auf 
die  wesentliche  wirtschaftliche  Verschiedenheit  zwischen  dem  hier  frag- 
lichen Vertrage  und  dem  Darlehen  für  zutreffender,  nur  die  Vorschriften 
über  das  Darlehn  auf  diesen  Vertrag  für  anwendbar  zu  erklären.  Aufserdem 
schrieb  man  für  den  auf  Wertpapiere  bezüglichen  Vertrag  des  hier  frag- 
lichen Inhalts  vor,  dafs  dem  Verwahrer  die  Kückgewähr  von  Papieren 
der  gleichen  Art,  Güte  und  Menge,  bezw.  der  Verbrauch  der  hinterlegten 
Papiere  nur  dann  gestattet  sein  solle,  wenn  ihm  der  Hinterleger  diese 
Befugnis  ausdrücklich  eingeräumt  habe.  Hit  Rücksicht  auf  die  im 
Depotgeschäft  der  Bankiers  in  neuerer  Zeit  vielfaoh  hervorgetretenen  Mifs- 
brauche  hielt  mau  für  erforderlich,  die  namentlich  auf  angebliche  Geschäfts- 
usancen  gegründete  Berufung  darauf,  dafs  die  gedachte  Befugnis  stillschwei- 
gend eingeriiumt  sei,  abzuschneiden.  Man  folgte  hierbei  Vorschlägen, 
welche  von  verschiedenen  beachtenswerten  Seiten  zur  Abstellung  der  be- 
zeichneten  Mifsbrauche  gemacht  worden  sind.  Für  eine  Ausdehnung  der 
beschlossenen  Vorschrift  auf  andere  vertretbare  Sachen  als  Wertpapiere 
sah  man  kein  Bedürfnis. 

Die  Bestimmungen  der  §§  619 — 691  über  die  Rüokgabepfiicht  des 
Verwahrers,  den  Ort  der  Rückgabe  und  die  Ansprüche  des  Verwahrers 
wegen  Aufwendungen  blieben  sachlich  unverändert.  Der  § 622  erklärt 
den  Hinterleger  wegen  eines  durch  die  Beschaffenheit  der  hinterlegten 

§ 617.  Der  Verwahrer  ist  berechtigt,  die  vereinbarte  Art  der  Aufbewahrung  an 
ändern,  wenn  er  den  Umständen  nach  annebmeu  darf,  dafs  der  Hinterleger  bei  Kennt- 
nis der  Sachlage  die  Aendernng  billigen  würde.  Der  Verwahrer  hat,  soweit  es  tbunlich 
ist,  vor  der  Aeuderung  dem  Hinterleger  Anzeige  za  erstatten  and  dessen  EnUchliefsaog 
abzu  warten. 

§ 618  vergl.  § 636  a. 

§ 619  vergl  § 622  b. 

§ 620  vergl.  § 622  a 

§ 621.  Sind  von  dem  Verwahrer  znm  Zwecke  der  Aufbewahrung  Aufwendungen 
gemacht  oder  Verbindlichkeiten  eingegangen,  so  finden  die  für  den  Auftrag  geltenden 
Vorschriften  des  § 596  entsprechende  Anwendung. 

§ 622.  Der  Hinterleger  bat  den  durch  die  Beschaffenheit  der  hinterlegten  Sache  dem 
Verwahrer  verursachten  Schaden  zu  ersetzen,  es  sei  denn,  dafs  er  die  gefahrdrohende  Be- 
schaffenheit der  Sache  bei  der  Hinterlegung  weder  kannte  noch  kennen  mnfste  oder  dafs 
sie  dem  Verwahrer  von  dem  Hinterleger  angeaeigt  oder  ohne  Anzeige  bekannt  war. 

$ 622  a.  (620,  624.)  Der  Hinterleger  kann  die  hinterlegte  Bache  jederzeit  zorück- 
fordern,  auch  wenn  für  die  Aufbewahrung  eine  Zeit  bestimmt  war. 

Die  Zurückgabe  hat  an  dem  Orte  su  erfolgen , wo  die  Sache  aufaubewahren  war; 
der  Verwahrer  ist  nicht  verpflichtet,  die  Sache  dem  Hinterleger  zu  bringen 
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Saohe  verursachten  Schadens  für  ersatzpflichtig,  wenn  derselbe  die  gefahr- 
drohende Beschaffenheit  der  Sache  kannte  oder  kennen  mnfste  und  dem 
Verwahrer  diese  Beschaffenheit  nicht  angozeigt  hat.  Diese  Vorschrift 

wurde  einerseits  dahin  geändert,  dafs  der  Anzeige  die  ohne  solche  erlangte 
Kenntnis  des  Verwahrers  von  der  Beschaffenheit  der  Saohe  gleichstehen 
soll,  indem  man  davon  ausging,  dafs  die  Kenntnis  des  Verwahrers  schon 
nach  § 222  den  Ersatzanspruch  ausschliefsen  müsse.  Die  Anzeige  er- 

wähnte man  neben  der  Kenntnis,  weil  jene  nach  § 74  auoh  dann  wirksam 
sein  müsse,  wenn  sie  nicht  zur  Kenntnis  des  Verwahrers  gelangt  sei. 
Andererseits  kehrte  man  die  Beweislast  dahin  um,  dafs  dem  Verwahrer 
nur  der  Beweis  des  duroh  die  Beschaffenheit  der  Sauhe  verursachten  Scha- 
dens, dem  Hinterleger  dagegen  der  Beweis  dafür  obliegen  soll,  dafs  er 
entweder  die  Beschaffenheit  der  Sache  ohne  Verschulden  nioht  gekannt 
oder  die  ihm  bekannte  Beschaffenheit  dem  Verwahrer  angezeigt  oder  dafs 
dieser  sie  gekannt  habe.  Man  erwog  dabei  namentlich,  dafs  bei  der  im 
Entwurf  getroffenen  Beweislastverteilung  der  Erfolg  des  Schadensersatz- 
anspruchs  häufig  von  dem  Eide  des  Hinterlegers  über  seine  unverschuldete 
Unkenntnis  abhängen  würde.  Dem  Hinterleger  eine  vom  Verschulden  un- 
abhängige Qewährpflioht  für  die  Unschädlichkeit  der  hinterlegten  8aohe 
aufzuerlegen,  lohnte  man  ab;  der  Vorschlag  erschien  insbesondere  bei  der 
entgeltlichen  Hinterlegung  unbillig.  Der  § 623,  welcher  sich  auf  die  Fällig- 
keit der  vereinbarten  Vergütung  bezieht,  erhielt  entsprechend  den  in  den 
§§  617  und  560  für  die  Miete  und  den  Dienstvertrag  getroffenen  Be- 
stimmungen den  Zusatz,  dafs  eine  nach  Zeitabschnitten  bemessene  Ver- 
gütung nach  Ablauf  der  einzelnen  Zeitabschnitte  zu  entrichten  sei.  Der 
die  Zeit  der  BUckforderung  betreffende  § 624  blieb  unbeanstandet;  ebenso 
erfuhr  die  Vorschrift  des  § 625  über  das  Becht  des  Verwahrers  auf  Bück- 
nahme  der  hinterlegten  Saohe  keine  Aenderung. 


§ 63?  b.  (619.)  Mit  der  hinterlegten  Seche  sind  die  etwa  gezogenen  Früchte  zuriick- 
nigebea. 

Hut  der  Verwahrer  ohne  Erlaubnis  des  Hinterlegers  hinterlegtes  Geld  in  seinen 
Nutzen  verwendet,  so  ist  er  verpflichtet,  es  von  der  Zeit  der  Verwendung  an  zu  ver- 
zinsen. 

§ 633.  Der  Hinterleger  hat  die  vereinbarte  Vergütung  bei  der  Beendigung  der 
Hinterlegung  zu  entrichten.  Ist  die  Vergütung  nach  Zeitabschnitten  bemessen,  so  ist  sie 
nach  dem  Abläufe  der  einzelnen  Zeitabschnitte  zu  entrichten. 

Endigt  die  Hinterlegung  vor  dem  Abläufe  der  vertragsmäfsigen  Zeit , so  kann  dei 
Verwahrer  einen  seinen  bisherigen  Leistungen  entsprechenden  Teil  der  Vergütung  ver- 
langen, sofern  sieb  aus  der  Vereinbarung  über  die  Vergütung  nicht  ein  anderes  ergiebt. 

§ 624  vergl.  § 622  a Abs.  1. 

§ 626.  Der  Verwahrer  kann,  wenn  eine  Zeit  für  die  Aufbewahrung  nicht  be- 
stimmt ist,  die  Rücknahme  der  hinterlegten  Sache  jederzeit  verlangen.  Ist  eine  Zeit  be- 
stimmt, so  kann  er  die  vorzeitige  Rücknahme  nur  verlangen  , wenn  ein  wichtiger,  die 
Rückgabe  rechtfertigender  Grund  vorliegt 

§ 626  a.  (616.)  Siod  die  vertretbaren  Sachen  mit  der  Bestimmung  hinterlegt,  dafä 
nicht  dieselben  Sachen,  sondern  Sachen  von  gleicher  Art,  Güte  und  Menge  anrück- 
zugewübren  sind,  so  Anden  die  Vorschriften  über  das  Darlehen  Anwendung.  Hat  bei 
der  Hinterlegung  vertretbarer  Sachen  der  Hinterleger  dem  Verwahrer  gestattet,  die  Sachen 
zu  verbrauchen,  so  finden  die  Vorschriften  über  das  Darleben  von  dem  Zeitpunkt  au 
Anwendung,  ln  welchem  der  Verwahrer  die  Sachen  sich  aneignet.  In  beiden  Füllen 
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Id  dem  auf  die  Einbringung  von  Sachen  bei  Gastwirten 
bezüglichen  zwölf  Titel  bestimmt  zunächst  der  § 626  in  UebereiDStim- 
mung  mit  dem  geltenden  Recht  eine  über  die  allgemeinen  Grundsätze  hinaui- 
gehende  Haftung  des  Gastwirts  wegen  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung  der 
vom  Gaste  eingebrachlen  Sachen,  während  nach  § 627  diese  Haftung  bei 
eingebrachten  Geldern,  Wertpapieren  oder  Kostbarkeiten  nur  in  bestimmten 
Fällen  eintreten  soll.  Aus  Gastwirtskreisen  ist  gegenüber  dieser  Regelung 
zum  Teil  gänzliche  Beseilignug  der  besonderen  Haftungsgrundsätze,  zam 
Teil  eine  erhebliche  Milderung  derselben  gewüusoht  worden.  ln  der 
Kommission  wurde  die  Beseitigung  von  keiner  Seite  befürwortet.  Be- 
züglich der  Haftung  für  andere  eingebrachte  Sachen  als  Geld,  Wertpapiere 
und  Kostbarkeiten  beliefs  man  es  bei  den  Bestimmungen  des  § 626.  Ins- 
besondere lehnte  man  es  ab,  die  Haftung  allgemein  auf  einen  Höohstbetrag 
des  Schadens  von  1000  Mark  zu  beschränken;  eine  solche  Abschwächung 
der  Haftung  erschien  als  mit  dem  Wesen  des  Gastaufnahmevertrages,  der 
den  Gastwirt  zur  Gewährung  sicherer  Unterkunft  verpflichte,  nicht  ver- 
einbar, und  durch  das  Bedürfnis  nicht  geboten,  da  es  sich  bei  den  hier 
in  Rede  stehenden  Sachen  regelmäfaig  nicht  um  Werte  von  unüberseh- 
barer Höhe  handle.  Ebenso  hielt  es  die  Mehrheit  nicht  für  ratsam,  die 
Haftung  ihrem  Umfange  nach  auf  den  Ersatz  des  Wertes  oder  der  Werts- 
minderung der  verlorenen  oder  beschädigten  Sachen  einzuschränken  und 
nur  im  Falle  eines  Verschuldens  des  Gastwirts  auf  den  vollen  Schadens- 
ersatz gemüfs  §§  218  ff.  zu  erstrecken.  Man  hielt  eine  solche  Regelung 
gegenüber  der  hervorragenden  praktischen  Bedeutung  des  Instituts  für  zu 
verwickelt,  fafste  dabei  aber  eine  spätere  Ausdehnung  des  bisher  nur  für 
die  Ersatzpflicbt  wegen  Nichterfüllung  einer  Verbindlichkeit  beschlossenen 
§ 219  b (diese  Jahrb.  Bd.  LVII  S.  859)  auf  alle  Fälle  einer  gesetzlichen 
Haftung  wie  der  vorliegenden  ins  Auge;  der  Gastwirt  würde  dauach  den 
Schaden  nicht  zu  ersetzen  haben,  dessen  Entstehung  Dach  den  Umständen, 
die  er  kannte  oder  kennen  mufste,  aufserhalb  des  Bereiches  der  Wahr- 
scheinlichkeit lag. 

richten  sich  jedoch  im  Zweifel  Zeit  nnd  Ort  der  Rückgabe  nach  den  Vorschriften  über 
den  Hinteriegungsvertrag. 

Bei  der  Hinterlegung  von  Wertpapieren  ist  eine  Vereinbarung  der  im  Abs.  1 be- 
zeichneten  Art  nur  gültig,  wenn  sie  ausdrücklich  getroffen  wird. 

Vierzehnter  Titel. 

Einbringung  von  Sachen  bei  Gastwirten. 

§ 626.  Ein  Gastwirt,  der  gewerbsmifaig  Fremde  zur  Beherbergung  aufnimmt,  bat 
dem  im  Betriebe  dieses  Gewerbes  aufgenommenen  Gaste  den  Schaden  zu  ersetzen,  welchen 
derselbe  durch  den  Verlust  oder  die  Beschädigung  eingebrachter  Sachen  erleidet  Die 
Schadenersatzpflicht  tritt  nicht  ein  , wenu  der  Schaden  von  dem  Gatte  verursacht  oder 
durch  die  Beschaffenheit  der  Sachen  oder  durch  bdbere  Gewalt  entstanden  ist;  Hand- 
lungen eines  Begleiters  des  Gastes  oder  einer  Person,  welche  dieser  bei  sich  aufgenommen 
hat,  stehen  den  Handlungen  des  Gastes  gleich. 

Als  eingebracht  gelten  alle  Sachen,  welche  der  Gast  dem  Gastwirt  oder  dessen 
Leuten,  die  zur  Entgegennahme  der  Sachen  bestellt  oder  nach  den  Umständen  als  dazu 
bestellt  anzusehen  waren,  übergeben  hat  oder  welche  er  an  einen  ihm  von  denselben 
angewiesenen  Ort  oder  in  Ermangelung  einer  Anweisung  an  den  hierzu  bestimmten  Ort 
gebracht  bat. 

Ein  Anschlag,  durch  welchen  der  Gastwirt  die  Haftung  ablehnt,  ist  ohne  Wirkung- 
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Der  Abs.  2 des  § 626,  wonach  im  Falle  einer  bei  der  Entstehung 
des  Sohadeos  mitwirkenden  Fahrlässigkeit  des  Gastes  der  § 222  ent- 
sprechende Anwendung  finden  soll,  erledigte  sich  dadurch,  dafs  der 
§ 222  durch  die  früher  beschlossene  (diese  Jahrb.  a.  a.  O.)  erweiterte 
Fassung  auf  den  hier  vorliegenden  Fall  unmittelbar  anwendbar  ge- 
worden ist.  Ein  Antrag,  nicht  blofs  ein  den  Schaden  mitverursachendes 
Verschulden  des  Gastes,  sondern  jede  Handlung  desselben,  welche  mög- 
licherweise bei  der  Entstehung  des  Schadens  mitgewirkt  habe,  zu  berück- 
sichtigen, wurde  abgelehnt,  weil  man  in  der  Besonderheit  des  hier  zu 
regelnden  Verhältnisses  keinen  genügenden  Grund  sah,  von  der  Hegel  des 
§ 222  abzuweichen. 

Die  in  Abs.  3 ausgesprochene  Gleichstellung  der  Handlungen  eines 
Begleiters  des  Gastes  oder  einer  von  ihm  bei  sich  aufgonommenen  Person 
mit  den  eigenen  Handlangen  des  Gastes  blieb  unbeanstandet.  Der  Abs.  4 
wurde  dahin  näher  verdeutlicht,  dafs  eine  Sache,  die  der  Gast  einer  zu 
den  Leuten  des  Gastwirts  gehörenden  Person  übergebe,  nur  dann  als 
eingebracht  gelte,  wenn  die  Person  zur  Entgegennahme  der  Sache  bestellt 
oder  nach  den  Umständen  als  dazu  bestellt  aozuseheu  gewesen  sei.  Die 
in  Abs.  5 bestimmte  Unwirksamkeit  eines  die  Haftung  aussohliefsenden 
Anschlags  wurde  nicht  angefochten. 

Im  § 627  beschränkt  der  Entwurf  die  Haftung  des  Gastwirts  bezüglich 
der  vom  Gaste  eingebrachten  Gelder,  Wertpapiere  und  Kostbarkeiten  dahin, 
dafs  der  Gastwirt  auf  Grund  der  besonderen  Eintragung  nur  soweit  gemäfs 
§ 626  haftet,  als  jene  Wertsachen  zu  den  laufenden  Bedürfnissen  des  Gastes 
dienen,  für  die  darüber  hinaus  eingebrachten  Sachen  dagegen  nur  dann,  wenn 
entweder  ihm  dieselben  zur  Aufbewahrung  übergeben  sind  oder  er  die  Auf- 
bewahrung abgelehnt  hat  oder  der  Sohaden  von  ihm  oder  seinen  Leuten  ver- 
schuldet ist.  An  diese  Bestimmung  knüpfte  sich  auf  Grund  zahlreicher  Anträge 
eine  eingehende  Erörterung.  Man.beschlofs  zunächst,  in  den  drei  hervor- 
gehobenen Fällen  die  unbeschränkte  Haftung  gemäfs  § 626  beizubehalten. 
Was  insbesondere  den  Fall  der  Ablehnung  der  Aufbewahrung  anlangt,  so 
erschien  es  nicht  angezeigt,  die  unbeschränkte  Haftung  nur  bei  unbegründeter 
Ablehnung  eintreten  zu  lassen;  man  erwog,  dafs  der  Gast  nicht  imstande  sei, 
zu  prüfen,  ob  nach  den  Verhältnissen  des  Gastwirts  die  Ablehnung  be- 
gründet sei,  und  dafs  er  deshalb  nicht  wissen  würde,  ob  die  Ablehnung  die 
Tolle  Haftung  des  Gastwirts  zur  Folge  habe,  sowie  dafs  bei  der  Bedeutung 
dos  Reiseverkehrs  das  Gesetz  darauf  hinwirken  müsse,  dafs  die  Gastwirte 
die  zu  Grünlichster  Sicherung  der  Gäste  uud  ihrer  Habe  erforderliohen 

§ 627.  Für  Geld,  Wertpapiere  and  Kostbarkeiten  haftet  der  Gastwirt  nach  § 626 
nur  bis  an  dem  Betrage  von  eintausend  Mark  , es  sei  denn  , dafs  er  dieee  Gegenstände 
ln  Kenntnis  ihrer  Eigenschaft  als  Wertsachen  rar  Aufbewahrung  übernommen  oder  die 
Aufbewahrung  abgelehnt  hat  oder  daft  dar  Schaden  von  ihm  oder  seinen  Leuten  ver- 
schuldet ist. 

§ 627a.  Dar  dem  Gatte  anf  Grand  dar  §§  626,  627  anstehende  Anspruch  erlischt, 
wenn  der  Gaet  nicht  nnveraüglicb , nachdem  ar  von  dem  Verlust  oder  der  Beechidigung 
Kenntnis  erlangt  hat,  dem  Gastwirt  Aussige  macht. 

Die  Unterlassung  dar  Aussige  hat  das  Erlöschen  des  Anspruchs  nicht  anr  Folg«, 
wann  die  Sachen  dem  Gastwirte  anr  Aufbewahrung  übergehen  waren  oder  der  Schadest 
von  ihm  oder  seinen  Leuten  verschuldet  ist. 

Dritte  Fol«.  B4.  IV  (UI).  5- 
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Einrichtungen  träfen.  Abgesehen  Ton  den  hervorgehobenen  drei  Fällen 
beschränkte  man  sodann  die  Haftung  im  Anscblufs  an  Vorschläge  der 
Kritik  und  in  Anlehnung  an  das  französische  Gesetz  vom  18.  April  1889 
auf  den  Höchstbetrsg  von  1000  Mark,  während  man  andererseits  im  In- 
teresse der  Einfachheit  des  Gesetzes  und  zur  Vermeidung  von  Streitig- 
keiten die  Unterscheidung,  ob  die  Wertsachen  zu  den  laufenden  Bedürf- 
nissen des  Gastes  dienen  oder  nicht,  fallen  liefs. 

Weiter  erleichterte  man  die  Lage  der  Gastwirte  durch  die  Vorschrift, 
dafs  die  Ersatzansprüche  des  Gastes  nach  §§  626,  627  erlöschen  sollen, 
wenn  der  Gast  nicht  unverzüglich,  nachdem  er  von  dem  Verlust  oder 
der  Beschädigung  Kenntnis  erlangt  hat,  dem  Gastwirte  Anzeige  macht. 
Man  beabsichtigte,  hierdurch  den  Wirt  gegen  verspätete  und  chikanöse 
Ansprüche  zu  schützen  und  ihm  die  alsbaldige  Prüfung  der  Ansprüche 
des  Gastes  und  die  Ermittelung  des  Schadens  und  des  Schuldigen  zu  er- 
möglichen. Ausgenommen  wurden  nur  die  Ersatzansprüche  wegen  des- 
jenigen Schadens,  welcher  die  vom  Gastwirt  in  Verwahrung  genommenen 
Sachen  betreffe  oder  vom  Wirte  oder  seinen  Leuten  verschuldet  sei; 
bezüglich  dieser  Ansprüche  schien  der  Grund  der  Vorschrift  nicht  zuzu- 
treffen. 

Ein  Antrag,  welcher  bezweokte,  die  Vorschriften  der  §§  626,  627 
mit  gewissen  Abweichungen  auch  auf  die  Stallwirte  auszudehnen,  fand 
nicht  die  Zustimmung  der  Mehrheit.  Man  zog  in  Betracht,  dafs  bei  der 
verhältnismäfsig  geringen  Bedeutung,  welche  dem  Ausspannungswesen  in- 
folge der  Erweiterung  des  Eisenbahnverkehrs  zukomme,  die  Einrichtungen 
der  Stallwirte  sich  meist  in  ziemlich  unvollkommenem  Zustande  befanden 
und  dafs  die  diese  Einrichtungen  benutzenden  Personen,  denen  die  Un- 
vollkommenheit derselben  bekannt  zn  sein  pflege,  nicht  auf  die  gleit  he 
Sicherheit  für  ihre  Tiere,  ihre  Wagen  und  deren  Inhalt  rechnen  dürften 
wie  nach  den  heutigen  Verkehrsverhältnissen  der  Gast  eines  Gastwirts 
für  die  von  ihm  eiogebrnchten  Sachen ; bezüglich  der  Slallwirte  hielt  man 
es  daher  für  nicht  gerechtfertigt,  Uber  die  aus  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen Haftung  für  ihr  eigenes  Verschulden  und  das  ihrer  Leute  hinaus- 
zugehen. 

Der  auf  das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Gastwirts  an  den  eingebrachten 
Sachen  des  Gastes  bezügliche  § 628  blieb  unbeanstandet. 

In  dem  die  Gesellschaft  regelnden  dreizehnten  Titel  spricht 
§ 629  Abs.  1 die  gegenseitige  Verpflichtung  der  Gesellschafter,  zur  Er- 


§ 628.  Der  Gastwirt  hat  wegen  seiner  Forderangen  für  Wohnung  and  sonstige 
dem  Gast«  snr  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  gewährte  Leistungen  mit  Einschlnfs  der 
Auslagen  ein  Pfandrecht  an  den  eingebrachten  Sachen  des  Gastes.  Auf  daa  Pfandrecht 
finden  die  Vorschriften  des  § 521  Sats  3 and  der  §§  521a  bis  521  d entsprechende  An- 
wendung. 


Ffinfiehnter  Titel. 

Gesellschaftsvertrag. 

§ 629.  (629,  632  ) Durch  den  Gesellschaftsvertrag  verpflichten  sich  die  Gesell- 

Schalter  gegenseitig,  die  Erreichung  eines  gemeinsamen  Zweckes  in  der  durch  den  Ver- 
trag bestimmten  Weise  sn  fördern,  insbesondere  die  vereinbarten  Beiträge  an  leisten. 
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reichong  de«  vereinbarten  gemeinsamen  Zwecke«  die  vereinbarten  Leistungen 
beizutragen,  aus,  während  der  § 632  bezüglich  der  sonstigen  Verpflich- 
tungen der  Gesellschafter  auf  den  § 359  verweist  Man  fafste  beide  Be- 
stimmungen unter  Vermeidung  der  Verweisung  zusammen.  Dafs  die  Un- 
möglichkeit des  Zweckes  den  Vertrag  nichtig  mache,  hielt  man  nach 
§651  und  nach  allgemeinen  Grundsätzen  für  selbstverständlich  und  strich 
daher  den  § 629  Abs.  2.  Gleiches  geschah  mit  Satz  1 des  § 630  Abs.  3, 
nach  welchem  jeder  Gesellschafter  einen  Beitrag  zu  leisten  hat,  weil  man 
in  diesem  Satze  lediglich  eine  theoretische  Folgerung  aus  dem  Wesen  der 
Gesellschaft  erblickte.  Im  übrigen  blieb  § 630  unverändert,  abgesehen 
davon,  dafs  die  Auslegungsrcgel  des  Abs.  2 Satz  2 nach  dem  Vorgänge 
des  Art.  267  des  Handelsgesetzbuchs  durch  eine  Dispositivvorschrift  er- 
setzt wurde.  In  d«  m die  Rechtsverhältnisse  an  den  beizutragenden  Gegen- 
ständen betreffenden  § 631  wurden  Abs.  1 und  3 als  entbehrlich  ge- 
strichen, Abs.  2 beibehalten;  auf  Abs.  4 wird  später  bei  § 645  einge- 
gangen werden.  Die  in  § 633  ausgesprochene  Beschränkung  der  Haftung 
des  Gesellschafters  auf  diejenige  Sorgfalt,  welche  er  in  eigenen  Angelegen- 
heiten anzuwenden  pflegt,  erhielt  man  gegenüber  einem  Anträge  auf 
Streichung  der  Vors<hrift  teils  mit  Rücksicht  auf  die  ganz  überwie- 
gende Geltung  des  Satzes  im  jetzigen  Recht,  insbesondere  im  Handels- 
recht, teils  wegen  der  inneren  Berechtigung  des  Satzes  aufrecht. 

Die  Vorschriften  der  §§  634  — 637,  welche  sich  auf  die  Führung  der 
Geschäfte  der  Gesellschaft  beziehen,  blieben  sachlich  unbeanstandet,  ebenso 
die  Bestimmung  des  § 638  Abs.  1 über  die  Entziehung  dor  Befugnis  zur 

§ 630.  (630  Abs.  1,  2,  631  ) Die  Gesellschafter  haben  in  Ermangelung  einer 

besonderen  Vereinbnrung  gleiche  Beitrüge  zu  leisten. 

Sind  vertretbare  Sachen  oder  sind  nicht  vertretbare  Sachen  nach  einer  nicht  blofe 
zum  Zwecke  der  Gewinnverteilung  bestimmten  Schüttung  beantragen  , so  ist  im  Zweifel 
anennehmen,  dsfs  sie  gemeinschaftliche*  Eigentum  der  Gesellschafter  werden  sollen. 

Als  Beitrag  kann  such  die  Leistung  von  Diensten  vereinbart  werden, 

§ 630  a.  (630  Abs.  3.)  Znr  Erhöhung  des  vertragsmäßigen  Beitrags  oder  zur 
Ergänzung  der  durch  Verlast  verminderten  Einlage  sind  die  Gesellschafter  nicht  ver 
pflichtet. 

§ 631  vergl.  § 630  Abs.  2. 

§ 632  vergl.  § 629 

§ 633.  Ein  Gesellschafter  hat  bei  der  Erfüllung  der  ihm  obliegenden  Verpflich 
tungen  nur  fUr  diejenige  Sorgfalt  einzustehen,  weiche  er  in  eigenen  Angelegenheiten  anzu- 
wenden pflegt. 

§ 634.  (634,  635.)  Die  Führung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  steht  den  Gesell- 

schaftern dergestalt  gemeinschaftlich  an,  dafs  fiir  jedes  Geschäft  die  Zustimmung  aller 
Gesellschafter  erforderlich  ist. 

Hat  nach  dem  Gesellschaftsver trage  die  Mehrheit  der  Stimmen  zu  entscheiden,  so 
ist  die  Mehrheit  im  Zweifel  nach  der  Zahl  der  Gesellschafter  zu  berechnen. 

§ 635  vergl.  § 634  Abs.  2. 

| 63G.  Ist  in  dem  Gesellschaftsvertrage  die  Führung  der  Geschäfte  einem  Gesell- 
schafter oder  mehreren  Gesellschaftern  übertragen,  so  sind  die  übrigen  Gesellschafter  von 
der  Geschäftsführung  ausgeschlossen  Ist  die  Geschäftsführung  mehreren  Gesellschaftern 
übertragen,  so  finden  die  Vorschriften  des  § 634  entsprechende  Anwendung. 

§ 637.  Steht  nach  dem  Gesellschaft»  vertrage  die  Führung  der  Geschäfte  allen  oder 
mehreren  Gesellschaftern  in  der  Art  zu,  dafs  jeder  allein  an  handeln  berechtigt  ist,  so 
kann  jeder  von  ihnen  der  Vornahme  eines  Geschäfts  durch  den  anderen  widersprechen. 
Im  Falle  des  Widerspruchs  mufs  das  Geschäft  unterbleiben. 

§ 638.  Die  einem  Gesellschafter  durch  den  Geaellschaftsvertrag  übertragene  Befug- 
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Geschäftsführung  durch  Besohlufa  der  übrigen  Gesellschafter.  Dagegen 
gab  man,  abweichend  yon  § 638  Abs.  2,  dem  Gesellschafter  das  Reoht, 
aus  einem  wichtigen  Grunde  die  Geschäftsrührung  zu  kündigen,  jedooh 
unter  den  gleiohen  Beschränkungen  hinsichtlich  der  Kündigungszeit,  wie 
sie  in  § 597  Abs.  2 und  3 (vergl.  diesen  Band  S.  583)  für  die  Kündigung  des 
Beauftragten  vorgeschrieben  sind.  Man  hielt  es  für  erforderlich,  dem  Ge- 
sellschafter ebenso  zu  Hilfe  zu  kommen,  wie  dem  Bediensteten  und  Beauf- 
tragten (§  566  Abe.  1,  § 598  Abs.  3 Satz  3),  wenn  diese  auf  das  Küudi- 
gungsrecht  verzichtet  hüben,  und  nahm  an,  dafs  die  Vorschrift,  wenn  auch 
nicht  dem  geltenden  Hecht,  so  doch  der  Hebung  des  Verkehre  entspreche. 
Der  § 639,  welcher  auf  die  Rechte  und  Pflichten  des  geschäftsführecden 
Gesellschafters  gegenüber  den  übrigen  Gesellschaftern  gewisse  Vorschriften 
über  den  Auftrag  für  entsprechend  anwendbar  erklärt,  wurde  nicht  geän- 
dert. Ein  Antrag,  im  Anschlufs  an  Art  93  Abs.  1 des  Handelsgesetz- 
bucha dem  geschäftsführenden  Gesellschafter  wegen  Verlusten,  die  er  aus 
einer  mit  der  Geschäftsführung  unzertrennlich  verbundenen  Gefahr  erleidet, 
einen  Ersatzanspruch  gegen  die  übrigen  Gesellschafter  zu  geben,  wurde 
ebenso,  wie  früher  ein  ähnlicher  den  Auftrag  betreffender  Vorschlag,  nicht 
angenommen ; man  ging  davon  auB,  dafs  die  zutreffende  Entscheidung  sich 
nur  aus  der  Würdigung  des  Purteiwillens  im  Einzelfalle  gewinnen  lasse. 
Die  Vorschrift  des  § 640  über  die  Vollmaoht  des  geschäftsführenden  Ge- 
sellschafters zur  Vertretung  der  übrigen  Gesellschafter  blieb  unangefochten. 
Der  auf  den  Erwerb  des  geschäftsführenden  Gesellschafters  aus  der  Ge- 
schäftsführung bezügliche  § 641  wurde  gestrichen,  weil  man  in  Satz  1 
lediglich  eine  Folgerung  aus  den  Grundsätzen  über  Stellvertretung  und 
Vollmacht  erblickte,  den  Satz  3 aber  nach  dem  gemäfs  § 639  entsprechend 
anwendtbaren  § 592  für  entbehrlich  hielt.  Ebenso  kam  der  § 642  in  Weg- 
fall, welcher  die  Gesellschafter  aus  Rechtsgeschäften  mit  einem  Dritten  im 
Zweifel  zu  gleichen  Anteilen  berechtigt  und  verpflichtet  werden  läfst;  hin- 
sichtlich der  Berechtigung  erschien  der  Satz  nach  § 631  Abs.  4 selbst- 
verständlich, mit  Rücksicht  auf  die  zu  § 645  zu  erwähnende  Aenderung 

nis  zur  Geschäftsführung  kenn  ihm  durch  einstimmige!!  Beschloß  oder,  sofern  nach  dem 
Gesell schafts vertrage  die  Hehrheit  der  Stimmen  entscheidet,  durch  Mehrheitsbeschlufs  der 
übrigen  Gesellschafter  entzogen  werden,  wenn  ein  wichtiger,  die  Entstehung  rechtfertigen- 
der Grund  vorliegt ; ein  solcher  Grund  ist  insbesondere  grobe  Pfiichtverletsnng  oder  Un- 
fähigkeit tur  ordnungsmäßigen  Geschäftsführung. 

Der  Gesellschafter  kann  auch  seinerseits  die  Geschäftsführung  kündigen  , wenn  eie 
wichtiger,  die  Kündigung  rechtfertigender  Grund  vorliegt ; die  für  den  Auftrag  geltendes 
Vorschriften  des  § 697  Abs.  8,  3 finden  entsprechende  Anwendung. 

§ 639.  Auf  die  Rechte  und  Pflichten  der  gesch&ftsführenden  Gesellschafter  finden 
die  für  den  Auftrag  geltenden  Vorschriften  der  §g  588  bie  895  entsprechende  Anwendung, 
soweit  sich  ans  dem  Gesellschafts  Verhältnisse  nicht  ein  enderes  ergiebt. 

$ #40.  Soweit  einem  Gesellschafter  nach  dem  Geaellacheftavertrage  die  Befugnis 
aur  Geschäftsführung  susteht,  ist  er  im  Zweifel  anch  ermächtigt,  die  anderen  Gesellschafter 
Dritten  gegenüber  an  vertreten. 

{ 640  a.  (640  Abs.  t.)  Ist  im  Gesellschaftavertrage  ein  Gesellschafter  ermächtigt, 
die  anderen  Gesellschafter  Dritten  gegenüber  in  vertreten,  ao  kann  die  Vertretungsmacbt 
nur  nach  Hafsgabe  des  § 638  Abs.  1 and , wsnn  sie  in  Verbindung  mit  der  Befagub 
mar  Geschäftsführung  erteilt  war,  nnr  zusammen  mit  dieser  entzogen  werden. 

$ 641  gestrichen. 

$ 643  gestrichen. 
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dieser  Bestimmung  aber  unrichtig,  während  er  bezüglich  der  Verpflichtung 
der  Gesellschafter  durch  die  früher  beschlossene  entgegengesetzte  Vorschrift 
ersetzt  war,  dafs,  wenn  mehrere  sich  durch  Vertrag  gemeinschaftlich  ver- 
pflichten, sie  im  Zweifel  als  Gesamtschuldner  hatten  (diese  Jahrb.  Bd.  LVUI 
8.  725).  Die  in  § 643  Abs.  1 den  nicht  zur  Geschäftsführung  berufenen 
Gesellschaftern  zwecks  ihrer  Information  über  den  Stand  der  Gesellschaft 
gegebenen  Befugnisse  wurden  gebilligt;  abweichend  von  Abs.  2 erklärte 
man  jedoch  schon  den  Verdacht  einer  Unredlichkeit  in  der  Geschäftsführung 
für  ausreichend,  um  einer  diese  Befugnisse  ausschliefsenden  oder  beschrän- 
kenden Vereinbarung  ihre  Wirkung  zu  entziehen,  während  der  Entwurf  den 
Nachweis  einer  Unredlichkeit  verlangt  Der  auf  die  Unübertragbarkeit  der 
Forderungen  aus  dem  Gesellscbaftsvertrage  und  die  Ausnahmen  von  dieser 
Begel  bezügliche  § 644  blieb  unbeanstandet. 

Bei  der  nun  folgenden  Beratung  des  § 645  und  des  bisher  zurück- 
gestellten § 631  Abs.  4 wurde  eine  bedeutsame  Aenderung  des  Ent- 
wurfs beschlossen.  Dieser  geht  mit  dem  gemeinen  Recht  davon  aus,  dafs 
der  Gesellschaftsvertrag  cur  persönliche  Verpflichtungen  der  Gesellschafter 
begründet  Die  Vermögensgegenstände,  welche  von  den  Gesellschaftern 
beigetragen  oder  von  den  geschäftsführenden  Gesellschaftern  erworben 
werden,  bilden  kein  von  dem  Vermögen  der  Gesellschafter  getrenntes  Ge- 
sellschaftsvermögen, vielmehr  erwirbt  jeder  Gesellschafter  mangels  einer 
abweichenden  Bestimmung  des  Vertrages  einen  — im  Zweifel  gleiohen 
(§  631  Abs.  4)  — Anteil  an  den  gemeinschaftlich  gewordenen  Gegen- 
ständen ; an  Sachen  entsteht  ein  Miteigentum  zu  bestimmten  ideellen 
Bruohteilen,  Forderungen  sind  nach  bestimmtem  Mafstabe  geteilt.  Jeder  Ge- 
sellschafter kann  über  seinen  Anteil  an  den  gemeinschaftlichen  Gegen- 
ständen wirksam  verfügen,  ebenso  kann  jeder  Gläubiger  des  einzelnen 
Gesellschafters  sich  an  dessen  Anteil  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung 

§ 643.  Ein  Gesellschafter  kann,  auch  wenn  er  von  der  Geschäftsführung  ausge- 
schlosst*!)  ist,  sieb  persönlich  von  den  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  unterrichten , die 
Geschäftsbücher  und  Papiere  ein  sehen  und  sich  auf  Grund  derselben  eine  Uebersicht  über 
den  Stand  des  Gesellschaftsvermögens  anfertigen. 

Eine  dieses  Recht  ausschliefsende  oder  beschränkende  Vereinbarung  hindert  die  Gel- 
tendmachung desselben  nicht,  wenn  Grund  zu  dem  Verdacht  unredlicher  Geschäftsführung 
vorliegt. 

§ 644.  Die  Ansprüche,  welche  den  Gesellschaftern  aus  dem  GesellschafUverhält- 
nisse  gegen  einander  zustehen,  sind  nicht  übertragbar.  Ausgenommen  sind  die  einem 
Gesellschafter  aus  seiner  Geschäftsführung  zustebenden  Ansprüche,  soweit  deren  Befriedi- 
gung vor  der  Auseinandersetzung  verlangt  werden  kann,  sowie  die  Ansprüche  auf  einen 
Gewinnanteil  oder  auf  dasjenige,  was  dem  Gesellschafter  bei  der  Ansei nandersetzung 
siakommt. 

§ 646.  (631  Abs.  4,  64 A.)  Ein  Gesellschafter  kann  Uber  seinen  Anteil  an  den 

durch  die  Beiträge  der  Gesellschafter  und  durch  den  Erwerb  aus  der  Geschäftsführung 
gemeinschaftlich  gewordenen  Gegenständen  mit  Einscblufs  der  Forderungen  (Gesellschafts- 
Vermögen)  nicht  verfügen;  er  ist  nicht  berechtigt,  Teilung  zu  verlangen.  Gegen  eine 
zum  Gesellschaftsvermögen  gehörende  Forderung  kann  der  Schuldner  eine  ihm  gegen 
•inen  einzelnen  Gesellschafter  zustehende  Forderung  nicht  aufrechnen. 

Die  Zugehörigkeit  einer  Forderung  zum  Gesellscbaftsvermögen  braucht  der  Schuldner 
nur  dann  gegen  sich  gelten  zn  lassen,  wenn  er  von  der  Zugehörigkeit  Kenntnis  erlangt 
bat;  die  Vorschriften  der  §§  303  bis  305  finden  entsprechende  Anwendung. 

Die  Zwangsvollstreckung  in  das  Gesellschaftsvermögen  findet  nur  auf  Grund  eines 
gegen  sämtliche  Gesellschafter  vollstreckbaren  Schuldtitelt  statt. 
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halten.  Der  Geaelleehafter,  weloher  über  seinen  Anteil  Tor  der  Beendigung 
der  Gesellschaft  verfügt,  macht  sich  lediglich  einer  Verletzung  seiner  Ver- 
tragspftioht  gegen  die  anderen  Gesellschafter  schuldig  und  dadurch  diesen 
gegenüber  ersatzpflichtig;  er  ist  ferner  nicht  berechtigt,  Teilung  der  ge- 
meinschaftlichen Gegenstände  vor  der  Beendigung  der  Gesellschaft  zn  ver- 
langen (§  645).  Mit  der  letztgedaohten  Verpflichtung  des  Gesellschafters, 
eich  einer  Verfügung  über  seinen  Anteil  zu  enthalten,  hat  der  Entwurf 
schon  das  gemeinrechtliche  Prinzip  im  Interesse  der  Erhaltung  des  zur 
Erreichung  dos  Qesellschaftszweokes  bestimmten  Vermögens  fiir  diesen  Zweck 
nicht  unerheblich  durchbrochen.  Die  Kommission  glanbte  jedoch,  in  Ueber- 
einstimmung  mit  gewichtigen  Stimmen  der  Kritik,  in  dieser  Richtung  noch 
einen  Schritt  weiter  thun  zu  müssen,  indem  sic  sich  nach  eingehender 
Erwägung  der  für  und  gegen  den  Entwurf  sprechenden  Gründe  dahin  ent- 
schied, das  Rechtsverhältnis  an  den  gemeinschaftlich  gewordenen  Gegen- 
ständen nach  dem  Prinzip  der  Rechtsgemeinschaft  zur  gesamten  Hand  zu 
regeln.  Man  ging  davon  aus,  dafs  das  Gesellschaftsvermögon  nach  dem 
Zweck  der  Gesellschaft  und  der  regelmäfsigen  Parteiabsicht  gegen  die  be- 
liebige Zerstörung  durch  die  Verfügung  des  einzelnen  Gesellschafters  über 
seinen  Anteil  gesichert  werden  müsse.  Es  entspreche  nicht  dem  Willen 
der  Gesellschafter,  einander  gegenseitig  Anteile  an  den  eingebrachten  Ver- 
mögensstücken zu  übertragen  ; die  Absicht  gehe  vielmehr  dahin,  dafs  die 
Vermögensstücke  während  des  Bestehens  der  Gesellschaft  gemeinschaftlich 
sein  sollten,  wie  denn  bei  Auflösung  der  Gesellschaft  nach  Berichtigung 
der  Schulden  jeder  Gesellschafter  seine  Einlagen  zurückerhalte.  Der  Ent- 
wurf bleibe  auf  halbem  Wege  stehen,  indem  er  im  Verhältnis  der  Gesell- 
schafter zu  einander  ihnen  die  Verfügung  über  ihre  Anteile  untersage, 
der  trotzdem  erfolgten  Verfügung  aber  nach  aufscn  Wirksamkeit  zuerkenne. 
In  Betracht  komme  ferner  der  Vorgang  der  Konkursordnung,  welche  durch 
die  Vorschrift  des  § 44  im  Ergebnis  mit  dem  Grundsatz  der  gesamten 
Hand  übereinstimme.  Durch  die  Annahme  dieses  deutschen  Rechtsan- 
schauungen  entsprechenden  Grundsatzes  schaffe  man  klares  und  gemein- 
verständliches Recht. 

Bei  der  Gestaltung  der  Vorschriften  im  einzelnen  vermied  man  es, 
zu  der  wissenschaftlichen  Streitfrage  nach  dem  Wesen  der  Rechtsge- 
meinschaft zur  gesamten  Hand  im  Gesetz  Stellung  zu  nehmen  und  be- 
schränkte sich  auf  den  Ausspruch  der  wesentlichen  praktischen  Folge- 
sätze aus  diesem  Grundgedanken.  Man  sprach  hiernach  zunächst  aus,  dafs 
ein  Gesellschafter  über  seinen  Anteil  an  den  zum  Gesellsohaftsvermögen 
gehörigen  Gegenständen  nicht  verfügen  und  Teilung  nicht  verlangen  könne, 
ferner,  dafs  gegen  eine  zum  Gesellschaftsvermögen  gehörende  Forderung 
der  Schuldner  eine  ihm  gegen  einen  einzelnen  Gesellschafter  zustehende 
Forderung  nioht  aufrechnen  könne.  Io  Ansehung  eines  solchen  Schuldoers 
konnte  man  sich  der  Einsicht  nioht  verschliefsen,  dafs  er  durch  den  an- 
genommenen Grundsatz  unbillig  geschädigt  werde,  wenn  er  in  Unkenntnis 
des  Umstandes,  dafs  die  gegen  ihn  bestehende'  Forderung  Bestandteil 
des  Gesellsohaftsvermögens  sei,  den  einzelnen  Gesellschafter  noch  als  za 
einem  Anteil  verfügungsberechtigt  angesehen  habe.  Man  gewährte  ihm 
deshalb  ähnlichen  8chutz  wie  dem  Schuldner  im  Falle  der  Abtretung, 
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wenn  er  den  wahren  Gläubiger  nicht  gekannt  hat.  Endlioh  sprach  mau 
den  weiteren  Folgesatz  aus,  dafs  die  Zwangsvollstreckung  in  das  Gesell- 
schaftsvermögen nur  auf  Grund  eines  gegen  sämtliche  Gesellschafter  voll- 
streckbaren Schuldtitels  stattfinde;  den  Vorschlag,  eine  solche  Zwangsvoll- 
streckung nur  wegen  Gesellschaftsschulden  zuzulassen,  lehnte  man  haupt- 
sächlich wegen  der  mit  der  Durchführung  dieses  Satzes  verbundenen 
praktischen  Schwierigkeiten  ab. 

Die  Vorschriften  der  §§  646,  647  über  den  Anspruch  der  Gesell- 
schafter auf  Kechnungsabschlufs  und  Gewinn-  und  Verlustverteilung  sowie 
über  die  Höhe  des  Anteils  am  Gewinn  und  Verlust  blieben  unbeanstandet, 
ebenso  der  die  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  Kündigung  betreffende 
§ 648.  Der  § 649  wurde  dahin  verallgemeinert,  dafs  jede  das  Kündigungs- 
recht den  Vorschriften  des  § 649  zuwider  beschränkende  Vereinbarung 
nichtig  sein  solle.  Gegen  § 650.  welcher  die  Kündigung  einer  auf  Lebens- 
zeit eingegangenen  oder  nach  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  herabgesetzten 
Gesellschaft  betrifft,  wurde  nichts  erinnert.  Neu  aufgenommen  wurde  ein 
Kündigungsrecht  des  Gläubigers  eines  Gesellschafters  nach  erfolgter  Pfän- 
dung und  Ueberweisung  des  Anspruchs  auf  das  dem  Gesellschafter  bei  der 
Auseinandersetzung  Zukommende.  Es  erschien  geboten,  dem  Gläubiger  die 
Herbeiführung  der  Auseinandersetzung  zu  ermöglichen  und  ihm  dadurch 
für  die  ihm  entzogene  Möglichkeit,  sich  an  den  Anteil  des  Gesellschafters 


§ 646.  Ein  Gesellschafter  kenn  den  Kechnungsabschlufs  and  die  Verteil-  x des 
Gewinns  and  Verlustes  erst  nach  der  Auflösung  der  Gesellschaft  verlangen. 

Ist  das  GesellschaftsverhiUnis  von  längerer  Dauer,  so  hat  im  Zweifel  der  Uoch 
nungsabschlufs  und  die  Gewinnverteilung  am  Schlüsse  jedes  Geschäftsjahres  zu  erfolgen. 

§ 64?.  Sind  die  Anteile  der  Gesellschafter  am  Gewinne  and  Verluste  nicht  bestimmt, 
so  hat  jeder  Gesellschafter  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  und  Gröfse  seines  Beitrags  gleichen 
Anteil  am  Gewinne  und  Verluste. 

Ist  nur  der  Anteil  am  Gewinne  oder  am  Verluste  bestimmt , so  gilt  die  Bestimmung 
im  Zweifel  für  beides. 

§ 648.  (648,  649.)  Ein  Gesellschaftsverhältnis,  das  nicht  für  eine  bestimmte  Zeit 

«ingegangen  ist,  kann  von  jedem  Gesellschafter  gekündigt  werden.  Ist  eine  Zeitdauer 
bestimmt,  so  ist  die  Kündigung  vor  dem  Abläufe  der  Zeit  zulässig,  wenn  ein  wichtiger, 
sie  rechtfertigender  Grund  vorliegt;  ein  solcher  Grund  ist  insbesondere  vorhanden,  wenn 
«in  anderer  Gesellschafter  eine  nach  dem  Gesellschaftsvertrage  ihm  obliegende  wesent- 
liche Verpflichtung  aus  Vorsatz  oder  grober  Fahrlässigkeit  verletst  hat  oder  wenn  die 
Erfüllung  einer  solchen  Verpflichtung  unmöglich  geworden  ist.  Unter  der  gleichen  Vor 
aussetzung  ist,  wenn  eine  Kündigungsfrist  bestimmt  ist,  die  Kündigung  ohne  Einhaltung 
der  Frist  zulässig. 

Die  Kündigung  darf  nicht  cur  Unzeit  geschehen.  Kündigt  ein  Gesellschafter  zur 
Unzeit,  so  hat  er  den  übrigen  Gesellschaftern  den  daraus  entstandenen  Schaden  za  ersetzen, 
es  sei  denn,  dafs  ein  wichtiger,  die  anzeitige  Kündigung  rechtfertigender  Grund  vorliegt. 

Eine  Vereinbarung,  welche  das  Kündigungsrecht  diesen  Vorschriften  suwider  beschränkt, 
ist  nichtig. 

§ 649  vergl.  § 648  Abs.  8. 

§ 650.  Ist  ein  Gesellschafuverhältnis  für  die  Lebenszeit  eines  Gesellschafters  ein- 
gegangen,  so  kann  es  in  gleicher  Weise  gekündigt  werden , wie  ein  für  unbestimmte  Zeit 
«ingegangenes  GesellschaftsverhäUnis.  Dasselbe  gilt,  wenn  ein  Gesellschafts  Verhältnis 
nach  dem  Ablaufe  der  bestimmten  Zeit  stillschweigend  fortgesetzt  wird. 

§ 650  a.  Hat  der  Gläubiger  eines  Gesellschafters  die  Pfändung  uod  Ueberweisung 
des  Anspruchs  auf  dasjenige  erwirkt,  was  dem  Gesellschafter  bei  der  Auseinandersetzung 
ankommt,  so  kann  er  das  Gesellschaftsverhältnis  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist 
kündigen,  sofern  der  Schuldtitel  nicht  blofs  vorläufig  vollstreckbar  ist. 
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am  GeselUchaftayermögen  zu  halten,  einigen  Ersatz  zu  bieten.  Man  machte 
das  Kiindigungsreoht  jedoch  von  der  Erlangung  eines  nicht  blo£s  vorläufig 
vollstreckbaren  ßchuldtitels  abhängig,  weil  die  Kündigung  einen  nicht  mehr 
rückgängig  zu  machenden  Eingriff  in  das  Recht  des  Gesellschafters  ent- 
halte. Die  Bestimmung  des  § 651  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
durch  Erreichung  oder  Unerreichbarwerden  ihres  Zweckes  wurde  beibe- 
halten. Nicht  minder  blieben  die  Vorschriften  der  §§  652 — 654  über  die 
Auflösung  der  Gesellschaft  durch  Tod  einet  Gesellschafters  oder  Eröffnung 
des  Konkurses  über  sein  Vermögen  und  über  die  nach  der  Auflösung  fort- 
dauernde Geltung  der  Geschäftsführungsbefugnis  eines  von  der  Auflösung 
nicht  unterrichteten  Gesellschafters  sachlich  unbeanstandet.  Der  auf  den 
Konkurs  eines  Gesellschafters  bezügliche  § 653  wurde  in  die  Konkurs- 
ordnung verwiesen  und  ähnlich  wie  der  den  Konkurs  des  Auftraggebers 
betreffende  § 602  ergänzt  (vergl.  diesen  Band  S.  584). 

Von  den  die  Auseinandersetzung  regelnden  Vorschriften  erfuhr  der 
§ 655,  der  den  teilweisen  Fortbestand  der  Rechte  und  Pflichten  der  Ge- 

§ 661.  Die  Gesellschaft  wird  mit  dem  Zeitpunkt  aufgelöst,  ln  welchem  der  verein- 
barte Zweck  erreicht  oder  dessen  Erreichung  unmöglich  geworden  ist. 

§ 652.  Die  Gesellschaft  wird  durch  den  Tod  eines  der  Gesellschafter  aufgelöst, 
sofern  sich  nicht  aus  dem  Gesellschaftsvertrag  ein  anderes  ergiebt. 

Im  Falle  der  Auflösung  hat  der  Erbe  des  verstorbenen  Gesellschafters  den  übrigen 
Gesellschaftern  den  Tod  unverzüglich  ansuzeigen  und  bei  Gefahr  im  Verzüge  die  seinem 
Erblasser  durch  den  Gesellschaftsvertrag  Übertragenen  Geschäfte  fortzuführen , bis  dis 
übrigen  Gesellschafter  in  Gemeinschaft  mit  ihm  anderweit  haben  Fürsorge  treffen  können. 
Die  übrigen  Gesellschafter  sind  in  gleicher  Weise  aur  einstweiligen  Fortführung  der 
ihnen  übertragenen  Geschäfte  verpflichtet.  Die  Gesellschaft  gilt  insoweit  als  fortbestehend. 
§ 653  fällt  hier  weg. 

Anmerkung.  In  den  Art.  13  des  Entwurfs  eines  Einführungsgesetzes  soll  fol- 
gende Vorschrift  als  § 19b  eingestellt  werden: 

Eine  nach  § 629  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  eingegaDgcne  Gesellschaft  wird 
durch  die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  Über  das  Vermögen  eines  Gesellschaften 
aufgelöst,  ist  im  Gesellschaftsvertrage  bestimmt,  dafs  die  Gesellschaft  unter  den 
übrigen  Gesellschaftern  fortbestehen  soll,  so  scheidet  der  Gemeinschuldner  aus  der 
Gesellschaft  aus. 

Wird  die  Gesellschaft  aufgelöst,  so  finden  die  Vorschriften  des  § 652  Abs.  2 und 
des  § 654  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  entsprechende  Anwendung ; in  Ansehung  der 
nach  der  Eröffnung  des  Verfahrens  entstandenen  Ersatzansprüche  ist  der  Berechtigte 
im  Falle  des  § 652  Abs.  2 Massegläubiger,  im  Falle  des  § 654,  unbeschadet  der 
Bestimmung  des  § 44,  Konkursgläubiger. 

| 654.  Ist  die  Gesellschaft  in  anderer  Weise  als  durch  Kündigung  aufgelöst,  so 
güt  die  einem  Gesellschafter  durch  den  Gesellschaftsvertrag  übertragene  Befugnis  zur 
Geschäftsführung  au  seinen  Gunsten  gleichwohl  als  fortbestehend,  bis  er  von  der  die 
Auflösung  bewirkenden  Thatsache  Kenntnis  erlangt  hat  oder  die  Thatsache  hätte  kennen 
müssen. 

§ 656.  (666,  666  Abs.  5,  773.)  Nach  der  Auflösung  der  Gesellschaft  findet  io 

Ansehung  des  Gesellschaftsvermögens  die  Auseinandersetaung  unter  den  Gesellschaf- 
tern statt. 

Für  die  Beendigung  der  schwebenden  Geschäfte,  für  die  dazu  erforderliche  Eingehung 
neuer  Geschäfte  sowie  für  die  Erhaltung  und  Verwaltung  des  GesellschaftsvermÖgens  gilt 
das  Gesellschaftsverhältnis  als  fortbestehend,  soweit  der  Zweck  der  Auseinandersetzung  es 
erfordert.  Die  einem  Gesellschafter  nach  dem  Gesellachaftsvertrage  zustehende  Befugnis 
aur  Geschäftsführung  erlischt  jedoch , sofern  sich  nicht  ans  dem  Gesellschaftsvertrag  ein 
anderes  ergiebt,  mit  der  Auflösung  der  Gesellschaft;  die  Geschäftsführung  steht  von  da 
an  allen  Gesellschaftern  gemeinschaftlich  au. 
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sellschafter  für  die  Zwecke  der  Auseinandersetzung  behandelt,  keine  Aende- 
rang,  ebenso  der  auf  die  Art  der  Auseinandersetzung  bezügliche  § 656 
abgesehen  vom  Abs.  3 Satz  4.  Nach  dieser  Bestimmung  wenn  das 
nach  Berichtigung  der  gemeinschaftlichen  8ohulden  verbleibenden  Gesell- 
schaftsvermögen zur  vollen  Erstattung  der  Einlagen  nicht  ausreicht,  nur 
eine  verhaltniBmäfsige  Erstattung  eintreten,  dergestalt,  dafs  der  Ausfall  von 
den  erstattungsberechtigten  Gesellschaftern  zu  tragen  ist,  nicht  auch  von 
denjenigen,  welche  nur  nicht  erstattungsfähige  Beiträge,  nämlich  persön- 
liche Dienste  oder  die  Ueberlassung  des  Gebrauchs  oder  der  Benutzung 
von  Gegenständen,  geleistet  haben.  Die  Kommissionsmehrheit  glaubte,  dafs 
dieser  Satz  der  regelmäfsigen  Partei absicht,  welche  für  den  Inhalt  der  hier 
zutreffenden  ergänzenden  Vorschrift  mafsgebend  Bein  müsse,  nicht  entspreche. 
Die  (vereinbarten  oder  gesetzlichen)  Bestimmungen  über  die  Tragung  des 
Yerlustes  müfsten  gerade  bei  der  Auseinandersetzung,  für  die  sie  wesentlich 
berechnet  seien,  unbeschränkt  zur  Anwendung  kommen.  Nach  der  Auf- 
fassung des  Lehens  liege  Verlust  auch  vor,  wenn  die  Einlagen  nicht 
voll  erstattet  werden  können;  es  sei  kein  Grund  vorhanden,  auf  diesen  Ver- 
lust die  Bestimmungen  Über  die  Verlusttragung  nicht  anzuwenden.  Man  be- 
schlofs  daher  eine  dem  französischen  und  schweizerischen  Hechte  ent- 
sprechende Aenderung  des  Entwurfs. 

Der  auf  das  Ausscheiden  eines  Gesellschafters  bezügliche  § 657  blieb 

Die  Auseinandersetzung  erfolgt  in  Ermangelung  einer  anderen  Vereinbarung  in 
Gemäfsheit  der  §§  656  bis  656  b.  Im  übrigen  gelten  für  die  Teilung  die  Vorschriften 
Über  die  Gemeinschaft. 

§ 656.  (656  Abs.  1.)  Gegenstände,  welche  ein  Gesellschafter  der  Gesellschaft  zum 

Gebrauch  oder  zur  Benutzung  überlassen  hat,  sind  ihm  zurttckaugeben.  Für  einen  dnreh 
Zufall  antergegangenen  oder  verschlechterten  Gegenstand  kann  er  Ersata  nicht  verlangen. 

§ 656  a.  (656  Abs.  2 — 4.)  Aus  dem  Gesellschaftsvermögen  sind  zunächst  die  gemein- 
schaftlichen Schulden  mit  Einscblnfs  derjenigen  zu  berichtigen , welche  den  Gläubigern 
gegenüber  unter  die  Gesellschafter  geteilt  sind  oder  für  die  einem  Gesellschafter  als 
Gläubiger  die  übrigen  Gesellschafter  als  8cbnldner  haften. 

Ans  dem  nach  der  Berichtigung  der  Schulden  übrig  bleibenden  Gesellschaftsvermögen 
sind  die  Einlagen  zu  erstatten.  Für  Einlagen,  die  nicht  in  Geld  bestanden  haben,  ist  der 
Wert  zu  erstatten,  den  sie  znr  Zeit  der  Einbringung  gehabt  haben.  Für  Einlagen,  die 
in  der  Leistung  von  Diensten  oder  in  der  Ueberlassung  des  Gebrauchs  oder  der  Be- 
nutzung eines  Gegenstandes  bestanden  haben,  kann  Ersatz  nicht  verlangt  werden. 

Zur  Berichtigung  der  gemeinschaftlichen  Schulden  und  zur  Erstattung  der  Einlagen 
Ist  das  Gesellschaftsvermögen,  soweit  erforderlich,  in  Geld  umzusetzen. 

§ 656  b.  (656  Abs.  2,  8.)  Bleibt  nach  der  Berichtigung  der  Schulden  und  der 
Erstattung  der  Einlagen  ein  Ueberschufs , so  gebührt  dieser  allen  Gesellschaftern  nach 
dem  Verhältnis  ihrer  Anteile  am  Gewinne. 

Reicht  das  Gesellschaftsvermögen  zur  Berichtigung  der  Schulden  und  znr  Erstattung 
der  Einlagen  nicht  aus,  so  haben  die  Gesellschafter  für  den  Fehlbetrag  nach  dem  Ver- 
hältnis aufznkommen , nach  welchem  der  Verlast  von  ihnen  zu  tragen  iat.  Kann  von 
einem  Gesellschafter  der  ihm  obliegende  Beitrag  nicht  erlangt  werden,  so  ist  der  Ausfall 
von  den  übrigen  Gesellschaftern  nach  dem  gleichen  Verhältnisse  zu  tragen. 

§ 657.  Ist  im  Gesellschaftsvertrage  bestimmt,  dafs,  wenn  ein  Gesellschafter  kündigt 
oder  stirbt,  die  Gesellschaft  unter  den  übrigen  Gesellschaftern  fortbesteben  soll,  so  scheidet 
bei  dem  Eintritt  eines  solchen  Ereignisses  der  Gesellschafter,  ln  dessen  Person  es  eintritt, 
aus  der  Im  übrigen  fortbestehenden  Gesellschaft  aus. 

§ 657  a.  Ist  im  Gesellschaftsvertrage  bestimmt,  dafs,  wenn  ein  Gesellschafter  kündigt, 
die  Gesellschaft  unter  den  übrigen  Gesellschaftern  fortbestehen  soll,  so  kann  ein  Gesell- 
schafter , in  dessen  Person  ein  die  übrigen  Gesellschafter  nach  § 648  Abs.  1 Bat»  2 zur 
Kündigung  berechtigender  Umstand  eintritt,  aus  der  Gesellschaft  ausgeschlossen  werden. 
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unbeanstandet;  soweit  er  den  Fall  des  Konkurses  betrifft,  ist  er  gleichfalls 
in  die  Konkursordnung  versetzt.  Im  Anschlufs  an  Art.  128  des  Handels- 
gesetzbuchs gab  man  sodann  unter  der  Voraussetzung,  dafs  für  den  Fall 
der  Kündigung  eines  Gesellschafters  das  Fortbestehen  der  Gesellschaft  uater 
den  übrigen  Gesellschaftern  vereinbart  ist,  den  Gesellschaftern  das  Recht, 
wegen  eines  nach  § 648  Abs.  2 des  Entwurfs  die  Kündigung  rechtferti- 
genden Grundes  einen  Gesellschafter  durch  gemeinschaftlichen  Beschlufs 
auszuschliefsen.  Diese  Vorschrift  erschien  als  durch  das  Interesse  der  Ge- 
sellschafter geboten  und  dem  Sinne  der  gedachten  Vereinbarung  entsprechend. 
Die  Bestimmungen  des  § 6S8  über  die  Auseinandersetzung  zwischen  dem 
Ausgcschiedenen  und  den  übrigen  Gesellschaftern  erfuhren  drei  Aende- 
rungen.  Zunächst  setzte  man  an  die  Stelle  der  io  Abs.  4 bestimmten 
blofsen  Verpflichtung  des  Ausgeschiedonen  zur  Uebertragung  seiner  An- 
teile an  den  gemeinschaftlichen  Gegenständen  auf  die  übrigen  Gesellschafter 
den  unmittelbaren  gesetzlichen  Uebergang  seines  Anteils  am  Gesellschafts- 
vermögen auf  die  übrigen  Gesellschafter.  Mafsgebend  war  die  Zweck- 
mäfsigkeitserwägung,  dafs  es  aus  demselben  Grunde,  welcher  dazu  ge- 
führt habe,  die  Vereinbarung  des  Fortbestehens  der  Gesellschaft  nach  dem 
Ausscheiden  eines  Gesellschafters  als  rechtswirksam  anzuerkennen,  auch 
erwünscht  sei,  den  in  der  Gesellschaft  verbleibenden  Gesellschaftern  die 
Verfügung  über  das  Gesellschaftsvermögen  für  die  Zwecke  der  Gesellschaft 
zu  ermöglichen,  ohne  dafs  sie  durch  ein  Einspruchsrecht  des  Ausgeschie- 
denen  gehindert  würden.  Einen  Vorgang  fand  diese  Regelung  in  der  Be- 
stimmung des  § 1397  Abs.  2 für  den  Fall  der  fortgesetzten  Gütergemein- 
schaft. Das  Bedenken,  dafs  durch  den  gesetzlichen  Uebergang  in  Ansehung 
der  gemeinschaftlichen  Grundstücke  ein  Widerspruch  zwischen  dem  Grund- 
buchsinhalt und  der  wirklichen  Rechtslage  geschaffen  werde,  hielt  man  ebenso- 
wenig wie  bei  der  Einbringung  von  Grandstücken  in  die  eheliche  Güter- 

Du  Ausschließungsrecht  kenn  von  den  übrigen  Gesellschaftern  nur  gemeinschaftlich  aus- 
geübt  werden.  Die  Ausschließung  erfolgt  durch  Erklärung  gegenüber  dem  aussuschliefsendea 
Gesellschafter. 

§ 658.  Im  Palle  dea  Ausscheidens  wächst  der  Anteil  des  Ausscheidenden  am 
Geaellschaftavermögeo  den  übrigen  Gesellschaftern  su.  Diese  sind  verpflichtet,  dem  Aus- 
scheidenden  die  von  ihm  der  Gesellschaft  snm  Gebrauch  oder  cur  Benutzung  überlassenen 
Gegenstände  iu  Gemäßheit  des  § 656  aurücksugebea , ihn  von  deu  gemeinschaftliches 
Schulden  au  befreien  uud  ihm  dasjenige  io  Geld  zu  sahlen,  was  er  bei  der  Auseinander- 
aetsuug  erhalten  habeu  würde,  wenn  die  Gesellschaft  zur  Zeit  seines  Ausscheidens  auf- 
gelöst worden  wäre.  Sind  gemeinschaftliche  Schulden  noch  nicht  fällig , so  können  die 
übrigen  Gesellschafter  dem  Ausscheidenden,  statt  ihu  zu  befreien,  Sicherheit  leisten. 

Reicht  der  Wert  dee  Geselischaftsvermögens  zur  Deckung  der  gemeinschaftliches 
Schulden  und  der  Einlagen  nicht  aus , so  hat  der  Ausscheidende  den  übrigen  Gesell- 
schaftern für  den  Fehlbetrag  nach  dem  Verhältnisse  seines  Anteils  am  Verlust  aufaa- 
kommen. 

Der  Wert  dea  Gesellschaft  »vermögen*  ist,  soweit  erforderlich,  im  Wege  der  Schätzung 
au  ermitteln. 

§ 656  s.  Der  Ausgeachiedeue  nimmt  an  dem  Gewinn  und  Verluste  teil , welcher 
eich  aus  den  sur  Zeit  seines  Ausscheidens  schwebenden  Geschäften  ergiebt.  Die  übriges 
Gesellschafter  sind  berechtigt , diese  Geschäfte  so  au  beendigen , wie  es  ihnen  am  vor- 
teilhaftesten erscheint. 

Der  Ausgeachiedeue  kann  am  Schlüsse  jedes  Geschäftsjahr*  Rechnungslegung  über 
die  inzwischen  beendigten  Geschäfte,  Aussshiaug  der  ihm  gebührendeo  Beträge  und 
Wachweis  über  den  Stand  der  noch  schwebeodeu  Geschäfte  verlangen. 


Digitized  by  Google 


Nationalökonomische  Gesetzgebung. 


907 


gemeioschaft  für  durchschlagend,  da  der  ausgeschiedene  Gesellschafter  trotz 
des  Fortbestehens  seiner  Eintragung  nach  dem  angenommenem  Grundsatz 
der  gesamten  Hand  über  einen  Anteil  am  Grundstücke  nicht  verfügen 
könne.  Sodann  gab  man  abweichend  von  Abs.  & Satz  1 im  Anschlufs  an 
den  zu  § 595  gefafsteo  Besohlufs  den  zurückbleibenden  Gesellschaftern  in 
betreff  noch  niebt  fälliger  gemeinschaftlicher  Sohulden  das  Hecht,  dem 
Ausscheidenden,  statt  ihn  zu  befreien,  nur  Sicherheit  zu  leisten. _ Endlich 
erklärte  man  in  Verfolg  des  zu  § 656  Beschlossenen  den  Aussoheidonden 
auch  bei  Unzulänglichkeit  des  Werts  des  Gcsellschaftsvermögens  zur  Deckung 
der  Einlagen  für  verpflichtet,  nach  dem  Verhältnis  seines  Anteils  am 
Verlust  für  den  Fehlbetrag  anfzukommen. 

Der  § 659  enthält  eine  wesentliche  Ergänzung  des  Gesellsohaftsrechts 
des  Entwurfs,  indem  er  Gesellschaften  zum  Betriebe  eines  Erwerbsge- 
sohäfts  die  vertragsmäfsige  Unterwerfung  unter  die  Vorschriften  über  die 
offene  Handelsgesellschaft  gestattet.  Die  Kommission  liefs  daneben  auch  die 
Unterwerfung  unter  die  Vorschriften  über  die  Kommanditgesellschaft  zu, 
indem  sie  annahm,  dafs  die  Zulassung  auch  dieser  Bechtsform  für  manche 
nioht  unter  das  Handelsgesetzbuch  fallende  Gesellschaften,  z.  B.  für  Bau*, 
Plantagengesellschaften  oder  Gesellschaften  zur  Errichtung  eines  Gasthofs, 
zweckmäfsig  sei  und  sich  empfehle,  um  die  Anfechtung  einer  als  Kommandit- 
gesellschaft eingetragenen  Gesellschaft  aus  dem  Grunde,  weil  sie  nioht  auf 
den  Betrieb  eines  Handelsgewerbes  gerichtet  sei,  auszusehliefsen.  Dagegen 
sah  man  übereinstimmend  mit  dem  Entwarf  kein  Bedürfnis,  auch  die  An- 
wendung der  Keohtsform  der  stillen  Gesellschaft  für  andere  als  die  auf 
den  Betrieb  eines  Handelsgewerbes  gerichteten  Gesellschaften  zu  ermög- 
lichen, weil  sich  der  wirtschaftliche  Zweck  dieser  Rechtsform  annähernd 
durch  eine  Verbindung  des  Gesellschaftsvertrages  mit  eiaem  Darlehnsver- 
trage  erreichen  lasse.  Eine  weitere  Aendorung  erfuhr  der  Entwurf  hin- 
sichtlich der  Voraussetzungen  für  die  Anwendbarkeit  der  Vorschriften  über 
die  offene  Handelsgesellschaft  oder  Kommanditgesellschaft.  Während  der 
Entwarf  nur  die  darauf  gerichtete  Vereinbarung  der  Gesellschafter  fordert, 
verlangte  man  daneben  noch  die  Eintragung  der  Gesellschaft  und  insbe- 
sondere der  auf  die  Anwendung  jener  Vorschriften  gerichteten  Be- 
stimmung des  Vertrages  in  das  Handelsregister.  Im  Gegensatz  zu  den 
handelsrechtlichen  Gesellschaften,  welche  durch  den  Gegenstand  des  Unter- 
nehmens Dritten  als  solche  kenntlich  seien,  hielt  man  bei  den  hier  frag- 
lichen Gesellschaften  für  erforderlich,  dafs  in  der  Eintragung  ein  äufseres  Kenn- 
zeichen für  den  Willen  der  Gesellschafter,  eine  nach  Handelsrecht  zu  beur- 
teilende Gesellschaft  zu  begründen,  geschaffen  und  die  Wirksamkeit  der 
Gesellschaft  gegen  Dritte  von  der  Eintragung  abhängig  gemaoht  werde,  es 

§ 899  Wird  eine  Gesellschaft  mm  Betrieh  eines  Erwerbsgeschiifts  eingegangen,  so 
kann  in  dem  Gesellachaftsvertrage  bestimmt  werden,  dafs  die  Gesellschaft  den  für  die 
offene  Handelsgesellschaft  oder  den  für  die  Kommanditgesellschaft  geltenden  Vorschriften 
unterliegen  solle.  Oie  Gesellschaft  gelangt  in  einem  solchen  Felle  mit  der  Eintragung 
in  das  Handelsregister  anr  Entstehung.  Die  Anmeldung  tum  Handelsregister  sowie  die 
Eintragung  mufs  die  Augabe  enthalten , dafs  dar  Gesellschaft  SV  ertrag  mit  der  be- 
aeichneten  Bestimmung  geschlossen  ist.  Im  übrigen  finden  auf  die  Gesellschaft  die  für 
die  offene  Handelsgesellschaft  oder  die  für  die  Kommanditgesellschaft  sowie  die  für  Kauf- 
leote  geltenden  Vorschriften  Anwendung. 
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erschien  aber  als  Regel  nicht  minder  der  Parteiabeicht  entsprechend, pdale 
auch  für  das  innere  Verhältnis  der  Gesellschafter  die  handelsrechtlichen 
Vorschriften  erst  nach  der  Eintragung  zur  Anwenduug  gelangen  sollten, 
vorbehaltlich  abweichender  Parteivereinbarung  im  einzelnen  Falle.  Zu  einer 
Beschränkung  der  Bestimmungen  des  § 659  auf  Gesellschaften  zum* Be- 
triebe eines  nicht  unter  das  Handelsgewerbe  fallenden  Erwerbsgeschäfts, 
mithin  zum  Ausschlufs  der  im  Handelsgesetzbuch  Art  10  Abs.  2 bezeich- 
neten  Vereinigungen  von  der  Anwendung  des  § 659,  sowie  zum  Ausschlufs 
der  Gesellschaften  mit  geringerem  oder  nicht  über  den  Handwerksbetrieb 
hinausgehenden  Gewerbebetrieb  sah  man  keinen  genügenden  Grund.  Dafs 
auf  die  nach  § 659  begründeten  Gesellschaften  die  für  die  Kaufleute  gel- 
tenden Vorschriften  Anwendung  finden  sollen,  sprach  man  besonders  aus, 
weil  diese  Vorschriften  nicht  zum  Gesellschaftsrecht  des  Handelsgesetzbuchs 
gehören. 

Man  gelangte  nunmehr  zu  der  Beratung  der  früher  ausgesetzten  (diese 
Jahrb.  Bd.  LVIII  8.  554)  Frage,  ob  Vorschriften  über  die  Rechts- 
stellung nicht  rechtsfähiger  Vereine  aufzunehmen  seien.  Es 
lagen  in  dieser  Richtung  verschiedene  Anträge  vor,  welche  dahin  gingen, 
auf  diese  Vereine  die  Vorschriften  über  die  Gesellschaft  nur  mit  mehr  oder 
weniger  weitgehenden  Modifikationen  in  Bezug  auf  das  Verhältnis  der  Mit- 
glieder zum  Vereinsvermögen,  die  selbständige  Parteifähigkeit  des  Vereine, 
die  Haftung  aus  den  namens  des  Vereins  mit  Dritten  abgeschlossenen 
Rechtsgeschäften  Anwendung  finden  zu  lassen.  Die  Mehrheit  lehnte  jedoch 
diese  Vorschläge  ab.  Sie  ging  davon  aus,  dafs  für  einen  Verein  mit  wech- 
selndem Mitgliederbestände,  welcher  bezwecke,  sich  dauernd  und  unter  einer 
korporativen  Verfassung  zu  konstituieren,  allerdings  nicht  die  Gesellschaft, 
sondern  der  mit  juristischer  Persönlichkeit  begabte  Verein  die  geeignete 
Rechtsform  bilde.  Man  habe  jedoch  bei  Beratung  des  Abschnitts  von 
den  juristischen  Personen  wesentlich  aus  wirtschaftlichen  und  politischen 
Gründen  es  abgelehnt,  jedem  erlaubten  Verein  mit  korporativer  Verfassung 
die  Rechtsfähigkeit  beizulegen,  habe  vielmehr  nur  unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen den  Vereinen  die  Erlangung  der  Rechtsfähigkeit  durch  Re- 
gistereintrag  oder  staatliche  Verleihung  ermöglicht.  Mit  den  damals  mafs- 
gebenden  Gründen  vertrage  es  sich  nicht,  solchen  Vereinen,  welche  jenen 
Voraussetzungen  nicht  genügen  wollten  oder  könnten,  dadurch  eine  den 
rechtsfähigen  Vereinen  im  wesentlichen  gleiche  Rechtsstellung  zu  gewähreu, 
dafs  man  das  Vereinsvermögen  im  Erfolg  zu  einem  von  dem  Vermögen 
der  Gesellschafter  völlig  getrennten,  nur  für  den  Vereinszweck  bestimmten 
gestalte  und  dem  Vereine  Parteifähigkeit  beilege.  Dnrch  eine  solche  Rege- 
lung würde  daB  Gesetz  dem  wünschenswerten  Ergebnis,  dafs  alle  eintra- 
gungsfähigen Vereine,  soweit  es  ihr  Bedürfnis  erfordere,  auch  wirklich  zur 
Eintragung  gelangten,  geradezu  entgegenarbeiten.  Lehnte  man  aus  diesen 
Gründen  die  Anerkennung  einer  zwischen  Gesellschaft  und  rechtsfähigem 


§ 659  s.  Aut  Vereine,  die  nicht  rechtsfähig  sind,  finden  die  Vorschriften  über  die 
Gesellschaft  Anwendung.  Aue  einem  Rechtsgeschäfte , des  im  Nemen  eines  solchen 
Vereins  einem  Dritten  gegenüber  vorgenommen  wird,  heftet  der  Handelnde  persönlich; 
hsben  mehrere  gehsndelt,  so  haften  sie  als  Gesamtschuldner. 
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Verein  stehenden  Zwischen  form  ab,  so  blieb  nur  übrig,  anf  die  fraglichen 
Vereine  die  Vorschriften  über  die  Gesellschaft  für  anwendbar  zu  erklären ; 
man  that  dies  ausdrücklich,  um  der  in  der  Rechtsprechung  vertretenen 
Ansicht  entgegenzutreten,  als  seien  jene  Vereine  als  freie  genossenschaft- 
liche Verbände  nach  deutschrechtlichem  System  aufzufassen.  Nur  eine 
Ergänzung  der  bezeichneten  Vorschriften  ersohien  zum  Schutze  Dritter, 
welche  mit  den  Vertretern  eines  nicht  rechtsfähigen  Vereins  in  rechts- 
goschäftlichen  Verkehr  treten,  geboten,  nämlich  die  Bestimmung,  dafs  die 
namens  des  Vereins  Handelnden  dem  Dritten  persönlich  und  zwar  mehrere 
als  Gesamtschuldner  haften  sollen,  ohne  Unterschied,  ob  der  Dritte  sich  in 
unverschuldeter  Unkenntnis  darüber  befunden  habe,  dafs  er  es  mit  einem 
nicht  rechtsfähigen  Verein  zu  thun  habe,  oder  nicht.  Weitere  abweiohende 
Vorschriften  für  die  hier  fraglichen  Vereine,  insbesondere  über  die  Be- 
fugnis des  Vorstandes  zur  Prozefsführung,  die  Haftung  der  Mitglieder  aus 
Rechtsgeschäften  des  Vorstandes  und  das  Ausscheiden  einzelner  Mitglieder, 
erschienen  teils  nicht  erforderlich,  teils  nicht  gerechtfertigt  Die  Frage, 
ob  die  beschlossenen  Bestimmungen  zu  den  Vorschriften  über  die  rechts- 
fähigen Vereine  zu  stellen  seien,  blieb  späterer  Entscheidung  Vorbehalten. 

Die  Kommission  wandte  sich  hierauf  unter  Aussetzung  der  Beratung 
über  den  Bechszehnten  bis  achtzehnten  Titel  (Leibrente,  Spiel  und  Wette, 
Vergleich)  zu  dem  die  Bürgschaft  behandelnden  neunzehnten  Titel. 
Der  auf  den  Inhalt  der  Verpflichtung  des  Bürgen  bezügliche  § 668  wurde 
sachlich  gebilligt.  Die  Bestimmung  des  Abs.  2 Uber  die  Beweistast  im 
Rechtsstreit  des  Gläubigers  gegen  den  Bürgen  glaubte  man  infolge  ander- 
weiter  Fassung  des  Abs.  1 entbehren  zu  können;  man  nahm  übrigens  an, 
dafs  sioh  die  zutreffende  Beurteilung  der  Beweislast  auch  aus  § 674  ab- 
lciten  lasse.  Ein  Antrag,  welcher  übereinstimmend  mit  mehrfachen  Wün- 
schen der  Kritik,  insbesondere  einer  Anzahl  von  Handelskammern  und 
einiger  Regierungen,  für  die  Bürgschaftserklärung  schriftliche  Form  vor- 
eohreiben  wollte,  fand  nicht  die  Zustimmung  der  Mehrheit.  Man  erwog, 
dafs  der  Formzwang  unter  Umständen  als  eine  Belästigung  empfanden 
worden  würde,  ohne  doch  die  von  ihm  erwarteten  Vorteile,  nämlich  eine 
Verminderung  leichtsinniger  Verbürgungen  und  zweifelfreie  Feststellung  des 
Partei  willens,  mit  Sicherheit  zu  erreichen.  Für  die  Formalisierung  sprächen 
bei  der  Bürgschaft  nioht  erheblichere  Gründe  als  bei  vielen  anderen  wich- 
tigen Verträgen,  bei  denen  mau  eine  Ausnahme  von  dem  Grundsatz  der 
Formfreiheit  gleichfalls  nioht  bestimmt  habe.  Zudem  würde  die  Formali- 
sierung der  Bürgschaft  des  bürgerliohen  Rechts  zu  einer  mifsliohen  Ver- 
schiedenheit gegenüber  dem  Handelsrecht  führen,  für  welches  doch  an  eine 


§§  660  bis  667  aosgesetst. 

'Heunsehnter  Titel, 

Bürgschaft. 

§ 668.  (668,  669  ) Durch  den  Bürgschaftsvertrag  verpflichtet  sich  der  Bürg« 

gegenüber  dem  Gliabiger  eine«  Dritten,  für  die  Erfüllung  der  Verbindlichkeit  des  Drittes 
eiomastehen. 

Die  Bürgschaft  kann  ancb  für  eine  künftige  oder  eine  bedingte  Verbindlichkeit  über- 
nommen werden. 
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Beseitigung  der  Formfreiheit  nicht  gedacht  werden  könne.  Uebrigena  hatte 
eich  auch  die  grofse  Mehrzahl  der  Regierungen  gegen  eine  Formvorsehrift 
ausgesprochen.  In  § 669,  welcher  die  Zulässigkeit  der  Verbürgung  für 
eine  künftige,  bediugte  oder  unbestimmte  Verbindlichkeit  anerkennt,  be- 
schloß man,  die  ubeetimmte  Verbindlichkeit  nicht  zu  erwähnen,  weil  man 
den  Begriff  für  zu  unklar  hielt.  Der  § 670,  welcher  den  Fall  betrifft, 
dafs  der  Bürge  eine  über  die  Verbindlichkeit  des  Hauptschulden»  hinaut- 
gehende  Verpflichtung  übernommen  hat,  wurde  wegen  seiner  vorwiegend 
theoretischen  Bedeutung  als  entbehrlich  gestrichen.  Die  Vorschriften  des 
§671  über  die  Einreden  des  Bürgen  aus  der  Person  des  Hauptschuldners 
wurden  beibehalten.  In  Ansehung  eines  dem  Hauptschuldner  zustehen- 
den  Anfechtungsrechts  war  man  mit  dem  Entwurf  darin  einverstanden, 
dafs  der  Bürge  nicht  befugt  sei,  dasselbe  auezuüben ; es  ersohien  aber  billig, 
ihn  bis  zum  Erlöschen  des  Anfechtungsrechts  zur  Verweigerung  der 
Leistung  an  den  Gläubiger  für  berechtigt  zu  erklären,  vorbehaltlich  der 
Prüfung  im  einzelnen  Falle,  ob  nicht  in  der  mit  Kenntnis  des  Anfechtungs- 
rechts erfolgten  üebernahme  der  Bürgschaft  ein  Verzicht  auf  eine  derartige 
Geltendmachung  des  Anfechtungsrechts  zu  Anden  sei.  In  betreff  des  in 
§ 672  geregelten  Umfangs  der  Haftung  des  Bürgen  sprach  man  mit 
Bücksicht  auf  die  sonst  möglicherweise  zu  falschen  Folgerungen  verleitende 
Fassung  des  § 1149  zu  Abs.  3 ausdrücklich  aus,  dafs  der  Bürge  auch  für 
die  vom  Schuldner  zu  ersetzenden  Kündigungskosten  hafte.  In  dem  die 
Haftung  von  Mitbürgen  behandelnden  § 673  hielt  man  in  Satz  3 die 
Hervorhebung,  dafs  es  keinen  Unterschied  mache,  ob  die  Verbürgung  zu 
derselben  Zeit  oder  zu  verschiedenen  Zeiten  erfolgt  sei,  für  entbehrlich, 
weil  man  auch  in  der  zu  § 320  beschlossenen  Auslegungsregel  bezüglich 
der  gemeinschaftlichen  vertragemäfsigen  Verpflichtung  Mehrerer  nicht  unter- 
schieden habe,  ob  die  Verpflichtung  in  einem  Rechtsgeschäft  oder  in  ge- 
trennten Geschäften  übernommen  sei  (diese  Jahrb.  Bd.  LVIII  8.  725). 

§ 669  vergl.  § 668  Abs.  *. 

§ 670  gestrichen. 

§671.  Der  Bürge  kenn  die  dem  Hauptschuldner  anstehenden  Einreden  geltend 
machen.  Die  dem  Erben  des  HaupUchnldnera  auf  Grund  dca  Inventarrechts  zustehende 
Einrede  kenn  von  dem  Bürgen  nicht  geltend  gemacht  werden. 

§ 679.  Für  die  Verpflichtung  des  bürgen  ist  der  jeweilige  Bestand  der  Haupt- 
verbiudlicbkeit  maßgebend.  Der  Bürge  heftet  insbesondere  auch  für  Aenderungeu,  welche 
die  Hauptverbindllchkeit  durch  Verschulden  oder  Veraug  des  Hauptschnldners  erführt 
Die  Haftung  erstreckt  sieh  jedoch  nicht  auf  Aendernngen,  die  dnreh  ein  nach  der  lieber* 
nähme  der  Bürgschaft  von  dem  Hauptachuldner  vorgenommenes  Rechtsgeschäft,  insbe- 
sondere durch  den  Verzicht  auf  eine  Einrede  berbeigeführt  eind. 

Der  Bürge  haftet  lür  die  dem  Gläubiger  von  dem  Hauptschuldner  au  ersetxenden 
Kosten  der  Kündigung  und  der  Rechtsverfolgung. 

§ 673.  Heben  sich  Hehrere  für  dieselbe  Verbindlichkeit  verbürgt,  so  haften  sie 
als  Gesamtschuldner,  auch  wenn  die  llebernahme  der  Bürgschaft  nicht  gemeinschaftlich 
erfolgt  ist. 

§ 673  a Der  Bürge  kann  die  Befriedigung  des  Gläubigers  verweigern,  solange  dem 
Hauptschnldner  des  Recht  zusteht , das  der  Haoptverbindlichkeit  su  Grunde  liegende 
Rechtsgeschäft  anzufcchteu. 

Die  gleiche  Befugnis  bat  der  Bürge,  solange  eich  der  Gläubiger  durch  Aufrechnung 
gegen  eine  fällige  Forderang  des  Haaptschuldners  befriedigen  kann. 
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Die  in  § 674  dem  Bürgen  für  die  Regel  gewährte  sog.  Einrede  der 
Vorausklage,  d.  h.  das  Recht,  die  Befriedigung  des  Gläubigers  au  ver- 
weigern, solange  dieser  nicht  eine  Zwangsvollstreckung  gegen  den  Haupt- 
schuldner ohne  Erfolg  versucht  hat,  behielt  man  bei,  indem  man  einen 
Antrag  ablehnte,  welcher  dem  Gläubiger  schon  dann  die  Inanspruchnahme 
des  Bürgen  gestatten  wollte,  wenn  der  Hauptschuldner  nicht  innerhalb  an- 
gemessener Frist  nach  einer  Aufforderung  des  Gläubigers  seine  Verbindlich- 
keit erfülle.  Heben  der  Rücksicht  auf  das  geltende  Recht  war  dabei 

namentlich  die  Erwägung  mafsgebend,  dafs  der  in  der  Einrede  der  Vor- 
ausklage ausgeprägte  Gedanke  durchaus  dem  heutigen  Volk6bewufstacin 
entspreche.  Man  vermehrte  eogar  die  dem  Bürgen  gegen  den  Anspruch 
des  Gläubigers  zustehenden  Verteidigungsmittel  noch,  indem  man  ihm  das 
Recht  gab,  die  Befriedigung  des  Gläubigers  zu  verweigern,  solange  dieser 
sich  durch  Aufrechnung  mit  einer  dem  Hauptschuldner  gegen  ihn  zu- 
stehenden fälligen  Forderung  befriedigen  könne ; man  sah  keinen  Grund, 
in  dieser  Richtung  von  dem  überall  geltenden  Recht  abzuweiohen,  wie 
es  der  Entwurf  allein  wegen  der  von  ihm  gewählten  Gestaltung  der 
Aufrechnung  gethan  hat  Diese  Einrede  gab  man  auch  dem  selbet- 
schuldncrisohen  Bürgen,  weil  diesem  alle  Rechtsbehelfe  xustehen  müfsten, 
die  der  Hauptschulduer  selbst  habe.  In  § 675,  welcher  die  Fälle  be- 
zeichnet, in  denen  die  Einrede  der  Vorausklage  ausgeschlossen  ist,  be- 
schränkte man  sich  in  No.  1 darauf,  als  Beispiel  des  Verzichts  auf  die 
Einrede  die  Verbürgung  „als  Selbstschuldner“  zu  erwähnen,  liefs  da- 
gegen die  Verbürgung  „als  Selbstzahler"  fort,  um  den  Sohein  zu  ver- 
meiden, als  sei  eine  erschöpfende  Aufzählung  derjenigen  im  Leben  ge- 
bräuchlichen Ausdrucksweisen  beabsichtigt,  in  denen  ein  Verzicht  auf  die 
Einrede  zu  finden  sei.  Für  die  in  No.  3 und  4 bezeichneten  Fälle  der 
Eröffnung  des  Konkurses  über  das  Vermögen  des  Hauptschuldners  und  der 
Aussichtslosigkeit  einer  Zwangsvollstreckung  bestimmte  man  eine  Aus- 
nahme insoweit,  bIb  der  Gläubiger  eich  aus  einer  ihm  als  Pfand  haftenden 
beweglichen  Sache  des  Schuldners  befriedigen  könne;  insoweit  erschien  es 
insbesondere  im  Konkursfalle  billig,  dem  Bürgen  die  Einrede  der  Voraua- 

§ 674  Der  Bürge  kann  die  Befriedigung  des  Gläubigers  verweigern,  sotsnge  dieser 
nicht  eine  Zwangsvollstreckung  gegen  den  Henptschaldner  ohne  Erfolg  versucht  hat  (Ein. 
rede  der  Vorausklage). 

Bei  einer  Geldfordernng  rnufs  die  Zwangsvollstreckung  in  die  beweglichen  Sachen 
des  Hauptscbnldners  am  Wohesits  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  am  Aufenthaltsorte 
desselben  versucht  sein.  Hat  der  Gläubiger  ein  Pfandrecht  an  einer  beweglichen  Suche 
des  Hauptscbnldners,  so  mufs  er  auch  aus  dieser  Sache  Befriedigung  gesucht  haben. 

§ 675.  Die  Einrede  der  Vorauskiage  ist  ausgeschlossen: 

S)  wenn  der  Bürge  auf  die  Eiurede  verzichtet,  insbesondere  wenn  er  eich  als  Selbst- 
scbuldner  verbürgt  bat ; 

S)  wenn  die  Rcchtsverfolguog  gegen  den  Hauptschuidner  durch  eine  nach  der  Ueber- 
nahtne  der  Bürgschaft  eingetretene  Aenderung  des  Wohnsitzes  oder  Aufenthaltsorts 
des  Hauptschuldners  wesentlich  erschwert  ist ; 

S)  wenn  über  das  Vermdgen  des  Haoptscbuldners  der  Konkurs  eröffnet  ist; 

4)  wenn  anzunehmen  ist,  dafs  die  Zwangsvollstreckung  in  das  Vermögen  des  Haupt- 
Schuldners  nicht  sur  Befriedigung  des  Gläubigers  führen  werde. 

In  den  Fällen  der  Nr.  3,  4 ist  die  Einrede  insoweit  zulässig,  als  der  Gläubiger  sich 
aus  einer  ihm  als  Pfand  haftenden  beweglichen  Sache  des  Hauptscbuldners  befriedigen 
kann. 
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klage  zu  belassen,  weil  der  Gläubiger  iu  der  Befriedigung  aus  dem  Pfände 
durch  deu  Konkurs  in  keiner  Weise  beeinträchtigt  werde.  Für  die  Fälle 
der  Nr.  3 und  4 sprach  man  die  Ausnahmen  der  Deutlichkeit  wegen  be- 
sonders aus,  während  dies  fdr  den  Fall  der  Nr.  2 nicht  nötig  erschien. 

Der  § 67  6,  welcher  den  Rückgriff  des  Burgen  auf  den  Hauptschuldner 
butrifft,  blieb  sachlich  unverändert;  man  strich  jedoch  den  in  Absatz  2 
ausgesprochenen  Satz,  dufs  dem  Bürgen  die  Ansprüche  aus  dem  zwischen 
ihm  und  . dem  Hauptschuldner  bestehenden  Rechtsverhältnis  Vorbehalten 
bleiben,  als  selbstverständlich.  Der  § 677  giebt  dem  Bürgen  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  das  Recht,  von  dem  Hauptschuldner  Befreiung  von  der 
Bürgschaft  oder  Sicherheitsleistung  wegen  der  ihm  durch  Befriedigung  des 
Gläubigers  erwachsenden  Ersatzansprüche  zu  verlangen.  Gemäfs  dem  zu 
§ 695  Abs.  3 gefafsten  Beschlufs  beschrankte  man  das  Recht  des  Haupt- 
schuldners, statt  der  Befreiung  des  Bürgen  ihm  nur  Sicherheit  zn  leisten, 
auf  den  Fall,  dafs  die  Hauptverbindlichkeil  noch  nioht  fällig  sei.  Der 
§ 678  wurde  gestrichen,  weil  man  für  selbstverständlich  hielt,  dafs 
die  durch  Erbgang  erfolgende  Vereinigung  der  Bürgschaftsverpflichtung 
mit  der  Hauptverbindlichkeit  in  einer  Person  die  Rechte  des  Gläu- 
bigers nioht  berühre,  während  man  die  juristische  Konstruktion  des 
Verhältnisses  der  Wissenschaft  überlassen  zu  sollen  glaubte.  Der  § 679 
euteoheidet  die  Frage,  inwieweit  der  Gläubiger  in  Bezug  auf  seine 
Forderung  ein  gewisses  Verhalten  beobachten  mufs , um  sich  seine 
Rechte  gegen  den  Bürgen  zu  erhalten,  die  Frage  der  sog.  Diligeozpflicht 
des  Gläubigere  gegenüber  dem  Bürgen.  Der  Entwurf  verneint  eine  solche 
Pflioht  des  Gläubigers,  nor  ein  zur  Sicherung  der  Forderung  dienendes 
Nebenrecht  soll  der  Gläubiger  nicht  aufgeben  können,  ohne  das  Recht 


§ £76.  Soweit  der  Bürge  den  Gläubiger  befriedigt,  geht  die  Forderung  des  Gläubigen 
gegen  den  Hauptschuldner  auf  ihn  über.  Zum  Nachteile  des  Gläubigers  kann  der  Ueber- 
gang  nicht  geltend  gemacht  werden.  Einwendungen  des  Hauptschuldner»  ans  einem 
zwischen  ihm  und  dem  Bürgen  bestehenden  Rechtsverhältnisse  bleiben  unberührt 
Mitbürgen  haften  einander  nnr  nach  Mafsgabe  des  § 322  f. 

§ 677.  Hat  sich  der  Bürge  im  Aufträge  des  Hauptschuldners  verbürgt  oder  stehen 
ihm  nach  den  Vorschriften  Uber  die  Geschäftsführung  ohne  Auftrag  wegen  der  (Jeher* 
nähme  der  Bürgschaft  die  Rechte  eines  Beauftragten  gegen  den  Hauptschuldner  zu,  so 
kann  er  von  diesem  Befreiung  von  der  Bürgschaft  verlangen: 

1)  wenn  die  Vermogensverhftltnisse  des  Hauptschuldner»  sich  wesentlich  verschlechtert 
haben  ; 

2)  wenn  die  Rechtsverfolgung  gegen  den  Hauptschuldner  durch  eine  nach  der  Ueber- 
nahme  der  Bürgschaft  eingetretene  Aenderung  des  Wohnsitzes  oder  des  Aufenthalts- 
orts des  Hauptschuldner»  wesentlich  erschwert  ist; 

3)  wenn  der  Hauptschuldner  mit  der  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeit  in  Verzug  ist) 

4)  wenn  der  Bürge  dem  GlMubiger  gegenüber  zur  Erfüllung  verurteilt  worden  ist. 

Ist  die  Hauptverbindlichkeil  noch  nicht  fällig,  so  kannt  der  Hauptschuldner  dem 
Bürgen  statt  ihn  au  befreien,  Sicherheit  leisten. 

§ 678  gestrichen. 

§ 679.  Giebt  der  Gläubiger  ein  mit  der  Forderung  verbundenes  Vorsugsrecht  oder 
ein  zur  Sicherung  derselben  dienendes  Pfandrecht  oder  das  Recht  gegen  einen  Mitbürgen 
auf,  so  wird  der  Bürge  insoweit  frei,  als  er  nach  § 676  aus  dam  Vorzugs-  oder  Pfand- 
rechte oder  dem  Rechte  gegen  den  Mitbürgen  Ersatz  bitte  erlangen  können.  Dies  gilt 
auch  dann,  wenn  da«  aufgegebene  Recht  erst  nach  der  Uebernahme  der  Bürgschaft  ent- 
standen ist. 
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gegen  den  Bürgen  insoweit  zu  verlieren,  als  dieser  im  Falle  der  Befriedi- 
gung des  Gläubigers  aus  dem  gemäfs  § 676  auf  ihn  übergehenden  Neben- 
recht Ersatz  würde  erlangen  können.  Die  Verneinung  einer  Diligenzpflicht 
im  allgemeinen  wurde  gebilligt;  man  lehnte  auch  Anträge  ab,  welche  eine 
solche  Pflicht  in  gewissem  Umfange  in  Bezug  auf  die  Gewährung  einer 
Nachfrist  und  den  Annahmererzug  des  Gläubigers  anerkennen  wollten. 
Auch  die  Vorschriften  des  § 679  blieben  unverändert,  obwohl  gegen 
die  Bestimmung  des  Abs.  2,  dafs  auch  das  Aufgeben  eines  nach  der 
Uebernahme  der  Bürgschaft  erworbenen  Nebenrechts  die  Befreiung  des 
Bürgen  gemäfs  Abs.  1 zur  Folge  haben  sollte,  erhebliche  Bedenken 
geltend  gemocht  wurden.  Man  beschiofs  nur,  auch  hier  wie  in  §§  297 
und  317  nur  von  Pfandrechten  und  Bürgschaften  zu  sprechen  und  daneben 
die  Vorzugsrechte  besonders  zu  erwähnen,  auf  welche  übrigens  auch  nach 
der  Absicht  des  Entwurfs  die  Vorschrift  Anwendung  finden  soll. 

Neu  aufgenommen  wurde  eine  Bestimmung  über  die  Dauer  und  den 
Umfang  der  Haftung  des  Bürgen  bei  zeitlioh  begrenzter  Verbürgung  für 
eine  bestehende  Verbindlichkeit.  Eine  gesetzliche  Vorschrift  hielt  man 
für  geboten,  weil  auf  dem  Wege  der  Auslegung  eine  Entscheidung  sich 
in  der  Kegel  nicht  werde  finden  lassen  und  deshalb  die  Gefahr  bestehe, 
dafs  die  Rechtsprechung  zum  Schaden  der  Bechtseinheit  an  den  unter  sich 
verschiedenen  Bestimmungen  des  jetzt  geltenden  Rechts  festhalten  würde. 
Hinsichtlich  des  Inhaltes  der  aufzustellenden  ergänzenden  Vorschrift  ging 
man  davon  aus,  dafs  die  zeitlich  begrenzte  Verbürgung  dem  Gläubiger  er- 
möglichen solle,  dem  Hauptschuldner  während  der  bestimmten  Zeit  Kredit 
zu  gewähren.  Deshalb  müsse  der  Gläubiger  unverzüglich  nach  Ablauf  dieser 
Zeit  dem  Bürgen  anzeigen,  dafs  er  ihn  in  Anspruoh  nehme,  und  die  Haftung 
des  Bürgen  dürfte  nioht  über  den  Umfang  hinausgehen,  welchen  eie  beim 
Ablauf  der  Zeit  habe.  Stehe  dem  Bürgen  aber  die  Einrede  der  Vorausklage 
zu,  so  werde  die  Inanspruchnahme  des  Bürgen  in  dessen  Interesse  um  die  für 
müsse  sich  des  Hauptschuldners  erforderliohe  Zeit  hinausgeschoben ; deshalb 
die  Ausklagung  der  Bürge  gefallen  lassen,  dafs  die  Zeit  dieses  Aufschubs 
der  bestimmten  Bürgschaftszeit  hinzutrete  und  dafs  seine  Haftung  nach  dem 
so  sich  ergebenden  späteren  Zeitpunkte  bemessen  werde. 

Die  Vorschrift  des  § 680  über  den  Kreditauftrag,  der  zufolge  das  aus 

§ 679  a.  Ist  die  Bürgschaft  für  eiae  bestehende  Verbindlichkeit  auf  bestimmte  Zeit 
Übernommen,  so  wird  der  Bürge  frei , wenn  der  Gläubiger  nicht  unverzüglich  nach  dem 
Abläufe  der  bestimmten  Zeit  die  Einziehung  der  Forderung  nach  Maßgabe  des  § 674 
betreibt  und  des  Verfuhren  ohne  wesentliche  Verzögerung  fortsetzt  oder  wenn  er  nicht 
unverzüglich  nach  der  Beendigung  des  Verfahrens  dem  Bürgen  gezeigt,  dafs  er  ihn  in 
Anspruch  nehme.  Steht  dem  Bürgen  die  Einrede  der  Vorausklage  nicht  zu,  so  wird  er 
frei,  wenn  der  Glinbiger  ihm  diese  Auzeige  nicht  unverzüglich  nach  dem  Ablaufe  der 
bestimmten  Zeit  macht. 

Ist  die  Anzeige  rechtzeitig  erfolgt,  zo  beschränkt  sich  die  Haftung  des  Bürgen  im 
Falle  des  Abs.  1 Satz  1 auf  den  Umfang,  welchen  die  Ilauptverbindlichkelt  zur  Zeit  der 
Beendigung  des  Verfahrens  hat,  im  Falle  des  Abs.  2 Setz  2 zuf  den  Umfang,  welchen 
die  Hauptverbindlichkeit  bei  dem  Ablaufe  der  bestimmten  Zeit  hat. 

§ 680.  Wer  einen  Anderen  beauftragt,  im  eigenen  Namen  und  auf  eigene  Kechnnng 
einem  Dritten  Kredit  zn  geben,  haftet  dem  Beauftragten  für  die  aue  der  Kreditgewährung 
entstehende  Verbindlichkeit  des  Dritten  als  Bürge. 

Dritte  Folge  lid.  IV  (L1X).  gg 
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dem  Aufträge  entstehende  Rechtsverhältnis  naoh  den  Bestimmungen  über 
die  Bürgschaft  zu  beurteilen  sein  soll,  wurde  dahin  geändert,  dafs  die 
Bürgsohaftsgrundsütze  erst  dann  Anwendung  finden  sollen,  wenn  der  Beauf- 
tragte dem  Aufträge  gemäfs  Kredit  gewährt  hat.  Vor  diesem  Zeitpunkt  er- 
schien es  zutreffender  auf  das  Verhältnis  die  Torschriften  über  den  Auftrag 
(in  Bezug  auf  Kündigung,  Widerruf  u.  s.  w.)  Anwendung  finden  zu  lassen. 

Die  Kommission  entschied  endlich  nooh  über  einige  Vorschläge  der  Re- 
daktionskommission, welche  die  Klarstellung  und  Aenderung  früherer  Be- 
schlüsse bezweekte.  U.  a.  machte  sie  sich  bezüglich  des  den  Fall  der  Hypo- 
thekenübernahme behandelnden  § 315a  (diese  Jahrb.  Bd.  LVLII  S.  721,  722) 
dahin  schlüssig,  dafs  nur  der  Veräufserer  des  Grundstücks  das  Recht  haben 
solle,  dem  Gläubiger  die  Hypothekenübernahme  mitzuteileu  (und  zwar  mit  dem 
an  das  Schweigen  des  Gläubigers  geknüpften  Präjudiz  der  Genehmigung); 
man  erwog,  dafs  das  Ziel,  dem  Veräufserer  Gewifsheit  über  Beine  Rechts- 
lage zu  schaffen,  nicht  erreicht  werde,  wenn  auch  der  Erwerber  die 
Sohuldübernahme  (mit  dem  Präjudiz  der  Verweigerung  der  Genehmigung) 
dem  Gläubiger  mitteilen  könne  und  dafs  dem  Interesse  des  Erwerbers  duroh 
die  Uöglichkeit  einer  Schuldübernahme  gemäfs  § 314  genügt  sei. 

Die  Kommission  vertagte  sich  hierauf  bis  zum  10.  Oktober  d.  J. 

Naoh  den  Wiederzusammentritt  der  Kommission  gelaugte  zunächst 
der  auf  die  Leibrente  bezügliche  vierzehnte  Titel  zur  Beratung.  Die 
von  der  vertragsmäfeig  versprochenen  Leibrente  handelnden  §§  660 — 662 
blieben  sachlich  unbeanstandet.  Zu  § 661  Abs.  3 brachte  man  nur  zu 
deutlicherem  Ausdruck,  dafs,  wenn  der  Empfänger  einer  im  voraus  ent- 
richteten Rente  innerhalb  der  Zeit,  für  welche  die  Vorausentrichtung  er- 
folgt sei,  sterbe,  seine  Erben  nioht  etwa  zur  teilweisen  Rückerstattung 
der  Rente  verpflichtet  seien.  Zu  § 663,  welcher  die  §§  660 — 662  auf 
eine  durch  Verfügung  von  Todeswegen , Urteil  oder  Gesetz  begründete 
Leibrenten  Verpflichtung  für  entsprechend  anwendbar  erklärt,  besohlofs 
man , die  auf  Urteil  beruhende  Verpflichtung  unerwähnt  zu  lassen , in- 
dem man  davon  ausging,  dafs  durch  das  Urteil  niemals  eine  solche  Ver- 
pflichtung begründet,  aondern  nur  eine  auf  Vertrag,  Verfügung  von 
Todeswegen  oder  Gesetz  beruhende  Verpflichtung  festgestellt  werde. 
Im  übrigen  wurde  die  Bestimmung  trotz  der  dagegen  erhobenen  systema- 


Sechzehnter  Titel. 

Leibrente. 

§ 660.  (660,  662.)  Hat  sich  jemand  zur  Gewährung  einer  Leibrente  verpflichtet, 

so  ist  die  Rente  im  Zweifel  für  die  Lebensdauer  des  Gläubigers  su  entrichten.  Der  für 
die  Rente  bestimmte  Betrag  ist  im  Zweifel  der  für  ein  Jahr  zu  entrichtende  Betrag. 

§ 661.  Die  Leibrente  ist  im  voraus  su  entrichten. 

Eine  Qeldrente  ist  für  drei  Monate  voraussuzahlen ; besteht  die  Rente  in  anderen 
Leistungen,  so  bestimmt  sich  der  Zeitabschnitt,  für  welchen  sie  im  voraus  su  entrichten 
ist,  nach  der  Beschaffenheit  und  dem  Zwecke  der  Leistung. 

Hat  der  Gläubiger  den  Beginn  des  Zeitabschnitts  erlebt , für  welchen  die  Rente  im 
voraus  su  entrichten  ist,  so  gebührt  ihm  der  volle  auf  den  Zeitabschnitt  fallende  Betrag 

| 662  vergl.  $ 660  Bau  2. 

§ 668.  Die  Vorschriften  der  §§  660,  661  findeu  auch  dann  Anwendung,  wenu  die 
Verpflichtung  zur  Gewährung  einer  Leibrente  auf  Verfügung  von  Todeswegen  oder  auf 
Gesetz  beruht. 
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tisehon  Bedenken  an  ihrer  bisherigen  Stelle  belassen.  Der  von  Spiel 
und  W otte  handelnde  fünfzehnte  Titel  wurde  vorläufig  ausgesetzt,  ebenso 
vertagte  man  die  Beratung  über  den  seehszehoten  Titel  vom  Vergleich, 
um  sich  zuvor  über  die  durch  mehrere  Anträge  angeregte  Frage  schlüssig 
zu  machen , ob  allgemeine  Vorschriften  über  den  Anerkennungsvertrag 
aufzunehmen  seien.  Auf  die  bezüglichen  Beschlüsse  wird  alsbald  einge- 
gaugen  werden. 

Man  gelangte  hierauf,  da  der  siebzehnte  Titel  von  der  Bürgschaft 
bereits  erledigt  war,  zunächst  zu  den  Vorschriften  des  achtzehnten  Titels 
über  den  V er p fä  nd  u n g sv ertrag , d.  h.  den  obligatorischen  Vertrag, 
durch  den  sich  jemand  zur  Bestellung  eines  Pfandrechts  verpflichtet, 
Nach  § 681  haftet  der  sich  so  Verpflichtende  für  die  Versohaffung  des 
Pfandrechts,  jenachdem  es  sich  um  die  Verpfändung  einer  Sache  oder 
einer  Forderung  handelt,  nach  den  gleichen  Grundsätzen,  wie  derjenige, 
der  sich  zur  Veräufserung  eines  Hechts  oder  zur  Abtretung  einer  Forde- 
rung verpflichtet  hat  (§§  370  ff.,  298).  Diese  Vorschrift  wurde  ge- 
striohen.  Man  ging  davon  aus,  dafs  sie  mit  den  bezüglich  der  Gewähr- 
leistung des  veräufserten  Hechts  zu  § 370  ff.  gefafslen  Beschlüssen  nicht 
vereinbar  sei.  Nach  diesen  bestehe  eine  Verpflichtung  zur  Versohaffung 
des  veräufserten  Hechts  nur  für  den  Verkäufer  und  denjenigen,  welcher 
sioh  durch  einen  sonstigen  auf  Veräufserung  gegen  Entgelt  gerichteten 
Vertrag  zur  Veräufserung  eines  Gegenstandes  verpflichtet  habe  (vergl. 
den  § 462  b der  in  diesen  Jahrb.  Bd.  LV1II  S.  888  mitgeteilten  Zusammen-' 
Stellung).  Soweit  der  Verpfändungsvertrag  als  ein  entgeltlicher  im 
einzelnen  Falle  anzusehen  sei , falle  er  nach  dem  Sinne  der  früher  be- 
schlossenen Bestimmung  des  § 462  b unmittelbar  unter  diesen.  Dagegen 
könne  in  anderen  Fällen  der  Verpfändungsvertrag  die  Natur  eines  un-' 
entgeltlichen  Vertrags  haben;  dann  sei  es  nicht  gerechtfertigt,  eine  Haftung 
für  Hechtsvorschaffung  eintreten  zu  lassen.  Um  die  unmittelbare  An- 
wendbarkeit des  § 462  b aufser  Zweifel  zu  stellen,  hat  die  Hedaktionskom- 
mission  später  beschlossen,  in  demselben  von  Verträgen,  die  auf  Veräufserung 
oder  Belastung  eines  Gegenstandes  gegen  Eutgelt  gerichtet 
sind,  zu  sprechen;  ebenso  soll  in  § 469h1  (diese  Jahrb.  Bd.  LV11I  S.  906 
von  Verträgen,  die  auf  Veräufserung  oder  Belastung  einerSache  gegen 
Entgelt  gerichtet  sind , gesprochen  werden.  Infolge  der  Streichung  des 
§ 681  mufste  auch  § 682  an  dieser  Stelle  in  Wegfall  kommen,  vorbe- 
haltlich der  späteren  Erwägung,  ob  sein  Inhalt  anderweit  zum  Ausdruck 
zu  bringen  sei. 

Mit  dem  folgenden,  neunzehnten  Titel  über  das  Sohuldverspreohen 
standen  die  bereits  erwähnten  Anträge  auf  allgemeine  Hegelung 
des  Anerkennungsvertrages  im  Zusammenhang,  welche  nunmehr 
zur  Beratung  kamen;  auf  die  gleiche  Frage  bezügliche  Anträge  zum 
Allgemeinen  Teil  hatte  man  seiner  Zeit  zurüokgestellt  (diese  Jahrb.  Bd.  LV1I, 
S.  729).  Die  Anträge  bezweckten  sämtlioh  eine  gesetzliche  Entscheidung 
der  Frage,  unter  welchen  Voraussetzungen  und  in  welchem  Umfange  dem 

§§  664  und  665  eusgesetxt. 

§§  661  und  682  gestrichen. 
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vertragsmiifaigen  Anerkenntnis  des  Bestehens  oder  Nichtbestehens  eines 
Rechtsverhältnisses  die  Wirkung  beigelegt  werden  solle,  dafs  das  Rechts- 
verhältnis, vorbehaltlich  der  Rückgängigmachung  des  Vertrags  nach  den 
Grundsätzen  über  Rückforderung  einer  ungerechtigten  Bereicherung,  als  be- 
stehend oder  niohtbestehend  gelte.  Alle  Anträge  beschränkten  die  Zu- 
lässigkeit eines  solchen  Vertrages  auf  die  der  Verfügung  der  Parteien 
unterliegenden  Rechtsverhältnisse,  gingen  aber  im  übrigen  auseinander, 
Zum  Teil  erforderten  sie  zur  Wirksamkeit  des  Vertrags  nur  Errichtung 
in  schriftlicher  oder  io  derjenigen  Form,  welohe  für  den  zur  Begründung 
des  betreffenden  Rechtsverhältnisses  erforderlichen  Vertrag  vorgesohrieben 
ist,  boschrüukten  aber  die  Wirkung  des  Vertrags  auf  die  Parteien  und 
deren  Rechtsnachfolger  oder  dehnten  doch  diese  Wirkung  auf  andere 
Dritte  nur  bei  solchen  Verträgen  aus,  welche  sich  auf  ein  Schuld  Verhältnis 
oder  ein  anderes  durch  blofse  Willenserklärung  der  Parteien  begründ- 
bares Rechtsverhältnis  beziehen.  Andere  Anträge  verlangten  dagegen  zur 
Wirksamkeit  des  Vertrags  die  Erfüllung  aller  für  die  Begründung  des 
in  Frage  stehenden  Rechtsverhältnisses  bestimmten  Erfordernisse,  gaben 
dem  Vertrage  aber  auf  der  anderen  Seite  Wirkung  gegen  jeden  Dritten, 
unbeschadet  natürlich  der  einem  solchen  zustehenden  Rechte.  Der  an 
erster  Stelle  bezeichneten  Gruppe  von  Anträgen  lag  hauptsächlich  der  Ge- 
danke zu  Grunde,  das  Verkehrsbedürfnis  erfordere,  dafs  den  Parteien  die 
Möglichkeit  eröffnet  werde,  auf  dem  Wege  des  Vertrags  dasselbe  Ergebnis 
zu  erreichen,  welches  sie  schon  nach  bestehendem  Recht  gemäfs  § 278 
der  Civilprozefsordnung  im  Wege  des  Prozesses  und  des  auf  Anerkenntnis 
des  Beklagten  ergehenden  Urteils  zu  erzielen  in  der  Lage  seien ; das  auf 
Anerkenntnis  ergehende  Urteil  müsse  der  Regelung  des  Anerkennungs- 
Vertrags  auoh  in  Bezug  auf  den  Umfang  seiner  Wirkung  als  Vorbild 
dienen  ; daneben  sei  der  Vertrag  an  eine  Form  zu  binden,  damit  für  das 
Vorhandensein  eines  ernsthaften  und  überlegten  Anerkennungswillens 
eine  Gewähr  gegeben  werde. 

Die  Mehrheit  der  Kommission  lehnte  diese  Anträge  nach  sehr  ein- 
gehender Erörterung  ab.  Sie  ging  davon  aus,  dafs,  wenn  der  Aner- 
kennungsvertrag, wie  es  der  Parteiabsicht  entspreche,  eine  von  dem 
Entstehungsgrunde  unabhängige  neue  Grundlage  für  das  anerkannte  Rechts- 
verhältnis schaffen  solle,  jener  Vertrag  auch  allen  gesetzlichen  Erforder- 
nissen für  die  Begründung  des  Rechtsverhältnisses  genügen  müsse.  Thue  er 
dies,  dann  sei  andererseits  kein  Grund,  seine  Wirkung  gegenüber  Dritten  zu 
beschränken,  wie  die  erwähnten  Anträge  in  Widerspruoh  mit  der  Partei- 
absicht es  vorschlügen.  Auch  in  Bezug  auf  die  Form  reohtfertige  es 
sich,  abgesehen  vom  Schuldaoerkenntnis,  nicht,  für  den  Anerkennnungs- 
vertrag  unter  Umständen  strengere  Anforderungen  zu  stellen  als  für  den 
zur  Begründung  des  Rechtsverhältnisses  erforderlichen  Vertrag.  Die  Mög- 
lichkeit, im  Prozesse  durch  Anerkenntnis  ein  Rechtsverhältnis  zur  ur- 
teilsmäfsigen  Feststellung  zu  bringen,  beruhe  auf  prozefsrechtlichen  Grund- 
sätzen, auf  einer  Erweiterung  der  Verhandluogsmaxime;  es  sei  ein  dem 
Zwecke  jener  prozessualen  Vorschrift  nicht  entsprechender  Mifabrauch, 
wenn  die  Parteien  dieselbe  dazu  benutzten , um  ein  nicht  bestehendes 
Rechtsverhältnis  als  bestehend  zur  Feststellung  zu  bringen,  aus  der 
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Möglichkeit  dieses  Mifsbrauchs  lasse  sich  aber  nioht  die  Notwendigkeit 
herleiten,  den  Parteien  die  Erreichung  des  gleichen  Zieles  im  Vertrags- 
wege zu  ermöglichen.  Aus  denselben  Gründen , welche  den  Gesetzgeber 
veranlagten , für  die  Begründung  gewisser  Rechtsverhältnisse  neben  dem 
Vertrage  andere  Erfordernisse,  z.  B.  Eintragung  in  das  Grundbuch,  Be- 
sitzübergabe, aofzostellen,  gehe  es  nicht  an,  einen  über  derartige  Rechts- 
verhältnisse ohne  die  Erfüllung  jener  Erfordernisse  abgeschlossenen  Aner- 
kennungsvertrag  als  gegenüber  den  Sondernachfolgern  der  Parteien  wirk- 
sam anzuerkenneo ; wenn  man  ferner  dem  Vertrag«  die  Wirkung  gegen 
andere  Dritte  versage,  gelange  man  zu  sehr  mifslicheu  Rechtsverhältnissen 
von  nur  beschränkter  Wirksamkeit.  Diesen  schweren  Bedenken  gegenüber 
könne  die  Rücksicht  auf  die  Bequemlichkeit  der  Parteien  nicht  in  Be- 
traoht  kommen.  Die  Mehrheit  hielt  es  aber  auch  nicht  für  zweckmäfsig, 
eine  allgemeine  Vorschrift  Uber  den  Anerkennungsvertrag  im  Sinne  der 
zweiten  Gruppe  von  Anträgen  aufzunehmen,  glaubte  vielmehr,  sich 
mit  dem  Entwurf  auf  die  Regelung  des  praktisch  wichtigsten  Palles,  des 
Schuldanerkenntnisses,  beschränken  zu  sollen. 

Den  auf  das  Schuldanerkenntnis  und  das  Sohuldversprechcn 
bezüglichen  Vorschriften  des  neunzehnten  Titels  wandte  sich  die  Kom- 
mission hierauf  zu.  Der  § 683  erkennt  das  abstrakte  Schuldversprechen 
oder  Sohuldanerkenntnis,  d.  h.  nach  der  Begriffsbestimmung  des  Entwurfs, 
daB  vom  Gläubiger  angenommene  Versprechen  einer  Leistung  oder  An- 
erkenntnis einer  Schuld,  in  welchem  der  Verpflichtungsgruud  nioht  an- 
gegeben oder  nur  im  allgemeinen  bezeichnet  ist,  dann  als  giltig  an,  wenn 
es  vom  Schuldner  in  schriftlicher  Form  erteilt  ist.  Gegen  die  Zulassung 
des  abstrakten  Schuldversprechens  und  Schuldanerkenntuisses  für  den  all- 
gemeinen bürgerlichen  Verkehr  sind  in  der  Kritik  aus  landwirtschaftlichen 
Kreisen  dieselben  Bedenken  erhoben,  wie  gegen  die  abstrakte  Verpflichtung 
aus  der  Annahme  einer  Anweisung  (s.  oben  S.  890).  Auf  Grund  dieser 
Bedenken  wurde  auch  in  der  Kommission  von  einer  Seite  die  Strei- 
chuug  des  vorliegenden  Titels  beantragt.  Die  Mehrheit  eraohtete  dieselben 
jedoch  nioht  für  schwerwiegend  genug,  um  die  Ablehnung  des  nach  ihrer 
Ansicht  durch  ein  dringendes  Bedürfnis  des  Verkehrs  geforderten  Insti- 
tuts zu  reohtfertigen.  Sie  erwog,  dafs,  anlangend  zunächst  den  Scbuld- 
aoerkennungsvertrag,  die  Wandelbarkeit  des  Inhalts  der  Schuldverhältnisse 

Zwanzigster  Titel. 

ächuldversprechen  und  Schuldanerkenntnis. 

§ 683  Zur  Gültigkeit  eines  Vertrags,  durch  welchen  ein«  Leistung  in  der  Weise 
versprochen  wird,  dafs  das  Versprechen  die  Verpflichtung  selbständig  begründen  soll 
(Schuldversprechen),  ist.  soweit  nicht  eine  andere  form  vorgeschrieben  ist,  schriftliche 
Erteilung  des  Versprechens  erforderlich 

§ 683  a.  Zur  Gültigkeit  eines  Vertrags,  durch  welchen  des  Itestehen  eines  Schuldver- 
hiltnisses  anerkennt  wird  (Schuldatierkenntnis),  ist  schriftliche  Erteilung  der  Anerkennungs- 
erkiarung  erforderlich.  Ist  für  die  Begründung  des  Schutdverhültnisses , welches  den 
Gegenstand  des  Anerkenntnisses  bildet,  eine  andere  Körnt  vorgeschrieben,  so  bedarf  der 
Anerkennungsvertrag  dieser  Form. 

§ 683  b Der  in  den  §§  683.  683  a vorgesebriebenen  schriftlichen  Form  bedarf  das 
Schnldversprechen  oder  Schuldanerkenntnie  nicht,  wenn  es  auf  Grund  einer  Abrechnung 
oder  im  Wege  des  Vergleichs  erteilt  wird 
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es  häufig  für  die  Parteien  notwendig  mache,  vor  der  Erfüllung  der  Ver- 
bindlichkeit den  Inhalt  derselben  unter  sich  bindend  festzustellen  dergestalt, 
dafs  für  die  Bestimmung  des  Inhalts  nicht  auf  den  ursprünglichen  Grund 
der  Verpflichtung  zurüekgegangen,  sondern  lediglich  der  Feststellungs- 
Vertrag  mafsgebend  sein  solle;  diesem  Zwecke  diene  der  Bchuldanerkennungs- 
vertrag.  Er  müsse  auch  dann  als  giltig  anerkannt  werden,  wenn  die 
anerkannte  Verbindlichkeit  nicht  bestanden  habe,  vorbehaltlich  der  An- 
fechtung wegen  Irrtums.  Nicht  minder  müsse  es  den  Parteien  aber  auoh 
freistehen,  duroh  das  abstrakte  Schuld  ve  rs  pr  ech  e n eine  Schuldver- 
bindlichkeit von  vornherein  derart  zu  begründen,  dafs  der  Gläubiger  die 
versprochene  Leistung  lediglich  auf  Grund  des  Versprechens  fordern  könne, 
ohne  zu  dem  Nachweise  eines  Grundes  der  Verpflichtung  genötigt  zu  sein, 
unbeschadet  des  Keohts  des  Schuldners,  aus  den  dem  Versprechen  au 
Grunde  liegenden  Umständen  nach  den  Grundsätzen  über  ungerechtfertigte 
Bereicherung  Einwendungen  gegen  den  Anspruch  des  Gläubigers  zu  er- 
heben. Für  die  Zulassung  eines  solchen  abstrakten  Versprechens  be- 
stehe ein  Bedürfnis  sowohl,  wenn  der  Gläubiger  die  ihm  versprochene 
Leistung  einem  Dritten  zuzuwenden  beabsichtige,  als  auch,  wenn  es  dem 
Gläubiger  nur  darauf  ankomme,  sich  selbst  einen  leicht  verfolgbaren  An- 
spruch zu  verschaffen.  Wie  dringend  der  Verkehr  der  abstrakten  Ver- 
pflichtungen benötige,  zeige  sich  am  deutlichsten  in  der  Entwickelung  der 
Theorie  und  Praxis  im  Gebiete  des  gemeinen,  des  französischen  und  des 
preufsisohen  Rechts.  In  Betracht  kam  auch,  dafs  der  Entwurf  grund- 
sätzlich bei  sämtliohen  Handelskammern  und  allen  Bundesregierungen 
Zustimmung  gefunden  hatte.  Die  Mehrheit  billigto  ferner  den  Entwurf 
aus  den  schon  in  den  Motiven  dargelegten  Gründen  auch  darin,  dafs  er 
die  Giltigkeit  des  abstrakten  Sohuldversprechens  und  Schnldanerkennungs- 
vertrages  von  der  schriftlichen  Erteilung  des  Versprechens  oder  Anerkennt- 
nisses abhängig  macht,  bestimmte  jedooh,  abweichend  vom  Entwurf,  von 
dieser  Regel  eine  wichtige  Ausnahme  für  die  Fälle,  wenn  jene  abstrakten 
Verträge  auf  einer  Abrechnung  beruhen  oder  im  Wege  des  Vergleichs  er- 
folgen. Man  erwog,  dafs  in  diesen  Fällen  der  Zwcok  des  Geschäfts  den 
auf  eine  bindende  Feststellung  gerichteten  Willen  der  Parteien  mit  Sicher- 
heit erkennen  lasse  und  es  deshalb  nicht  noch  der  Schriftform  bedürfe, 
sowie  dafs  bei  dem  Vergleich  und  der  Abrechnung  die  Schriftliohkeit  den 
Gewohnheiten  des  Verkehrs  nicht  entspreche.  Der  Deutlichkeit  wegen 
hob  man  besonders  hervor,  dafs  in  den  Fällen,  in  welohen  mit  Rücksicht 
auf  den  Verpflichtungsgrund  oder  den  Gegenstand  der  Leistung  das  Gesetz 
eine  strengere  Form  als  die  schriftliche  vorschreibe,  dieses  Formerfordernis 
auch  für  das  Schuldversprechen  und  Schuldanerkcnntnis  gelte. 

In  Ansehung  des  Schuldversprechens  erfuhr  der  Entwurf  noch  eine 
Aenderung  hinsichtlich  der  Kennzeichnung  des  Wesens  dieses  Vertrags. 
Der  Entwurf  stellt,  wie  erwähnt,  als  das  unterscheidende  Merkmal  den 
Umstand  hin,  dafs  ein  besonderer  Verpflichtnngsgrund  nicht  angegeben 
oder  nur  im  allgemeinen  bezeichnet  ist.  Die  Mehrheit  hielt  dagegen  für 
das  Entscheidende,  ob  das  Versprechen  in  der  Absicht  erteilt  und  ange- 
nommen sei,  dafs  durch  das  blofse  Versprechen  die  Verpflichtung  zar 
Leistung  selbständig  begründet  werden  solle;  wo  diese  Absicht  vorhanden 
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sei,  schliefse  auch  eine  spezielle  Bezeichnung  des  Verpflichtungsgrundes 
die  Annahme  eines  abstrakten  Versprechens  nioht  aus,  während  anderer- 
seits die  Absicht,  eine  abstrakte  Verpflichtung  einzngehen,  unter  Um- 
ständen fehlen  könne,  obgleich  das  Versprechen  den  Verpfliohtungsgrund 
nicht  oder  nur  im  allgemeinen  bezeichne.  Man  überliefs  es  demgemäfs 
der  freien  richterlichen  Beurteilung  nach  den  Umständen  des  einzelnen 
Falles,  ob  der  Wille  der  Parteien  auf  die  Begründung  einer  abstrakten 
Verpflichtung  gerichtet  gewesen  sei. 

Die  Beratung  des  § 684  wurde  bis  zur  Besohlufsfassung  über  den 
die  Buckforderung  wegen  ungerechtfertigter  Bereicherung  betreffenden  Ab- 
schnitt (§§  737  ff.)  ausgesetzt  Bezüglich  des  bei  § 290  biB  zur  Beratung 
des  § 683  zurüokgestellten  (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LVIII,  3.  87)  negativen 
Anerkennungsvertrages  d.  h.  des  Vertrages  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner, 
durch  welchen  ersterer  das  Nichtbestehen  des  Schuld  Verhältnisses  anerkennt, 
besohlofs  man  sodann,  wegen  der  grofsen  praktischen  Wichtigkeit  dieser 
Verträge  durch  einen  Zusatz  zu  § 280  ausdrücklich  auszusprechen,  dafs 
durch  einen  solchen  Vertrag  das  Schuldverhältnis  erlösche. 

Die  Kommission  beschäftigte  sich  endlich  noch  mit  der  Aenderung 
einiger  früher  beschlossener  Bestimmungen.  Sie  verdeutlichte  zunächst 
den  auf  die  Art  der  Schadensersatzleistung  bezüglichen  § 219  (diese  Jahrb. 
Bd.  LVH  S.  858).  Sodann  fügte  sie  im  Ansohlufs  an  die  ab  § 433a 
beschlossene  Vorschrift  (diese  Jahrb.  Bd.  LIX,  8.  64)  der  in  der  (ebenda 
S.  553)  mitgeteilten  Zusammenstellung  als  § 518  a bezeichneten  Bestim- 
mung über  das  Kündignngsrecht  des  Vermieters  in  Nr.  2 den  Satz  zu, 
dafs  die  Kündigung  wegen  verzögerter  Zahlung  des  Mietszinses  unwirksam 
sei,  wenn  der  Mieter  sich  von  seiner  Schuld  duroh  Aufrechnung  habe  be- 
freien können  und  nnverzüglich  nach  der  Kündigung  die  Aufrechnung  er- 
kläre. In  dem  dem  § 537  entsprechenden  § 548  a (ebenda  S.  566)  wurde 
Satz  2 deB  Abs.  1 („Die  Paohtjahre  werden  von  dem  Anfänge  der  Paoht 
an  gerechnet")  als  selbstverständlich  gestriohen.  Den  § 544,  welcher  sioh 
auf  die  Pacht  eines  landwirtschaftlichen  Grundstückes  mit  einem  nach 
Taxe  ztirückzugewährenden  Inventar  bezieht,  erstreckte  man  auf  Ver- 

§ 684  ausgesetzt 

Anmerkung.  1)  Der  § 290  erhalt  folgenden  Abs.  2: 

Des  Gleiche  gilt,  wenn  der  Gläubiger  durch  Vertrag  mit  dem  Schuldner  aner- 
kennt, dafs  das  Schuldverbältnis  nicht  besteht. 

2)  Der  § 219  erhält  folgende  Fassung: 

Wer  sum  Schadensersats  verpflichtet  ist,  hat  denjenigen  Zustand  herzusteilen,  welcher 
bestehen  würde,  wenn  der  zom  Schadeosersatz  verpflichtende  Umstand  nicht  einge- 
treten wäre.  Ist  wegen  Verletzung  einer  Person  oder  wegen  Beschädigung  einer 
Sache  Schadensersatz  zu  leisten , so  kann  der  Gläubiger  statt  der  Herstellung  den 
dazu  erforderlichen  Geldbetrag  verlangen. 

Soweit  die  Herstellung  nicht  möglich  oder  zur  Entschädigung  des  Gläubigers  nicht 
genügend  ist,  hat  der  Ersatzpflichtige  den  Gläubiger  in  Geld  su  entschädigen.  Ist 
die  Herstellung  nur  mit  unverhältnismäfsigen  Aufwendungen  möglich,  so  ist  der  Kr- 
satzpflfchtlge  berechtigt,  den  Gläubiger  ln  Geld  zu  entschädigen. 

Zur  Herstellung  kann  der  Gläubiger  dem  Ersatzpflichtigen  eine  angemessene  Frist 
mit  der  Erklärung  bestimmen,  dafs  er  die  Herstellung  nach  dem  Ablaufe  der  Frist 
ablehne.  Erfolgt  die  Herstellung  nicht  innerhalb  der  Frist,  so  kann  der  Gläubiger 
die  Entschädigung  in  Geld  verlangen ; der  Anspruch  auf  die  Herstellung  ist  aus- 
geschlossen. 
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Pachtungen  von  Grundstücken  jeder  Art,  indem  man  in  dem  § S35  a der 
Zusammenstellung  (ebenda  S.  463)  das  Wort  „landwirtschaftlichen“  strich. 
Die  in  die  §§  602,  653  bezw.  in  die  an  deren  Stelle  tretenden  §§  19  a 
nnd  19  b der  Eonkursordnung  von  der  Redaktionskommission  einge- 
stellten Zusätze,  dafs  auf  die  mit  einem  Aufträge  verbundene  Vollmacht 
der  § 603  und  auf  die  mit  der  Geschäftsführung  verbundene  Vertretungs- 
maoht  der  § 654  keine  Anwendung  fänden,  wurden  als  nach  § 6 der 
Eonkursordnung  selbstverständlich  gestrichen.  Endlich  beschlofs  man  zu 
§ 162  (§  158  a der  in  diesen  Jahrb.  Bd  LVII  S.  713  mitgeteilten  Zu- 
sammenstellung), unter  die  die  Verjährung  nicht  hemmenden  Einreden  auch 
die  Einrede  der  mangelnden  Sicherheitsleistung  gemäfs  § 514  Abs.  2 und 
§ 553  Abs.  2 (Bd.  LIX,  8.  552,  567)  und  die  nach  § 673  a (oben  S.  910) 
den  Bürgen  zustehenden  Einreden  aufzunehmen. 
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XI. 

Die  wirtschaftliche  Gesetzgebung  Italiens  im  Jahre  1891. 

Von  Carlo  F.  Ferraris, 

d.  s.  Rektor  der  Universität  za  Padua. 

Inhaltsübersicht1).  I.  Kredit:  a)  Zettelbanken,  b)  Grundkredit.  11.  Ver- 
kehrsmittel : a)  Post  b)  Telegraph,  c)  Eisenbahnen.  111.  Landwirtschaft.  IV.  Ge- 
werbe. V.  Technischer  Unterricht.  VI.  Armenwesen.  VII.  Auswanderungswesen.  VIII 
Zölle.  IX.  Finanzwesen  : 1)  Erwerbseinkünfte  des  Staates.  2)  Gebühren.  8)  Steuern. 
A.  Verbrauchs-  oder  Anfwandssteuern.  a>  Monopole,  b)  Fabrikationssteuer.  B.  Um- 
laufssteuer.  4)  Lotteriewesen.  X.  Kolonien. 

L Kredit. 

a)  Zettelbanken2). 

1.  Durch  das  Gesetz  vom  30.  Juni  1891,  N.  314,  wurde  dag  Recht 
zur  Notenausgabe  den  sechs  bestehenden  Zettelbanken  bis  zum  31.  De- 
zember 1892  verlängert,  und  zugleich  den  Noten  unter  den  früheren  ge- 
setzlichen Bedingungen  (a.  darüber  Jahrbücher,  1889,  Bd.  XIX,  S.  58) 
den  Legalkurs  gewährt. 

Der  gesamte  Betrag  der  emittierten  Noten  kann  nicht  die  mittlere 
Ausgabe  des  Jahres  1890  überschreiten,  doch  das  Vierfache  des  eingezahlten 
Kapitals  oder  ständigen  Vermögens  erreichen  (s.  u.  sub  2). 

1)  Die  italienischen  Gesetze  und  Verordnungen  wurden,  seit  1861  bis  Ende  1890, 
nach  10-jährigen  Folgen  (Serie)  numeriert  (1861  — 70,  1871 — 70,  1881 — 90).  Da  diese 
Numerierung  sehr  unbequem  erschien,  so  hat  das  königliche  Dekret  vom  19.  Dezember 
1890,  No.  7335  vorgeschrieben,  dafs  sie  seit  dem  1.  Januar  1891  nur  nach  einjähriger 
Folge  statffinde.  — Gesetze  und  Verordnungen  werden  im  Hauptteil  der  offiziellen  Samm- 
lung mit  arabischen  Ziffern,  im  Supplementarteil  mit  römischen  Ziffern  verzeichnet. 
Als  königliche  Dekrete  werden  jene  Verordnungen  bezeichnet,  welche  einfache 
Mafsregeln  der  Exekutivgewalt,  als  Reglements  jene  kgl.  Dekrete,  welche  die  Aus- 
führungsbestimmungen  der  Gesetze  enthalten,  ln  Italien  wird  sehr  oft  die  Regierung  vom 
Parlament  ermächtigt , verschiedene  bestehende  Gesetze  über  denselben  Gegenstand  zu 
kodifizieren.  Das  so  entstandene  Gesetz  wird,  nach  Anhörung  des  Staatsrates,  mit  kgl. 
Dekrete  publiziert  und  trägt  die  Bezeichnung:  Legge  (testo  unico),  d.  h.  Gesetz  (einheit- 
licher, einzig  geltender  Text). 

2)  S.  meine  Abhandlung:  Die  Banken  in  Italien  im  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften,  II,  S.  130 — 146. 
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Die  Ueberschreitung  dieser  Grenze  wird,  für  den  ungesetzlichen  Teil 
der  ausgegebenen  Noten,  mit  einer  dem  Doppelten  des  Diskontosatzes  ent- 
sprechenden Geldstrafe  belegt. 

Die  Barreserve  raufs  beständig  dem  Drittel  der  Notenausgabe  und 
der  stets  fälligen  Verbindlichkeiten  | entsprechen.  Die  Notenausgabe, 
welche  das  Dreifache  der  Barreserve  überschreitet,  wird  mit  derselben 
Geldstrafe  belegt. 

Jede  Bank  ist  verpflichtet,  die  Noten  der  anderen  anzunehmen. 

Der  Regierung  wurde  Vorbehalten  mit  kön.  Dekret  den  wechsel- 
seitigen Austausch  der  Noten  unter  den  Zettelbanken  zu  regeln  (s.  u. 
sub  3). 

Die  Zettelbanken  sind  verpflichtet,  dem  Staate  Summen  bis  zum 
Betrage  von  171683152  Lire  vorzuschiefsen.  Der  proportioneile  Anteil 
jeder  einzelnen  Baak  zu  diesen  Vorschüssen  bleibt  von  den  früheren  Ge- 
setzen, Statuten  oder  Verträgen  geregelt.  Die  für  diese  Vorschüsse 
emittierten  Noten  sollen  Dritteldeckung  haben,  aber  sie  werden  nicht  in 
der  ordentlichen  Ausgabe  mitberechnet,  deren  Maximum  nach  den  oben 
angegebenen  Bestimmungen  festgestellt  wird. 

Der  8taat  bezahlt  für  die  vorgeschossenen  Summen  einen  jährlichen 
Zins  von  2 */,  Proz. 

2.  Auf  Grund  dieses  Gesetzes  wurde  durch  das  kön.  Dekret  vom 

5.  Juli  1891,  N.  418  das  Maximum  der  ordentlichen  Notenausgabe  für 
jede  einzelne  Zettelbank  folgenderweise  bestimmt;  Nationalbank  im 
Königreich  (eingezahltes  Kapital  150  Mill.  Lire)  600,0  Hill.  Lire;  Bank 
von  Neapel  (ständiges  Vermögen  48,75  Mill.  Lire)  242,16  Mill.  Lire; 
Toskanische  Nationalbank  (eing.  Kap.  21  Mill.  Lire)  84.30  Mill.  Lire; 

Römische  Bank  (eing.  Kap.  15  Mill.  Lire)  70  Mill.  Lire;  Bank  von 

Sicilien  (ständiges  Vermögen  12  Mill.  Lire)  48  Mill.  Lire;  Toskanische 

Kreditbank  (eing.  Kap.  5 Mill.  Lire)  20  Mill.  Lire. 

3.  Auf  Grund  desselben  Gesetzes  hat  das  kön.  Dekret  vom  30.  August 
1891,  N.  505  den  unmittelbaren  wechselseitigen  Austausch  der  Noten 
(die  Bogen,  riscontrata)  unter  den  Zettelbanken  folgenderweise  geregelt. 

In  mindestens  10-tägigen  Perioden,  und  immer  mit  eintägiger  Kündi- 
gung, kann  jede  Bank  von  jeder  anderen  den  wechselseitigen  Austausch 
fordern.  Doch  die  Bank , welche  als  Gläubiger  auftritt  und  den  Aus- 

tausch verlangt,  kann  von  der  Bank,  welche  als  Schuldner  erscheint,  nur 
so  viele  Noten  derselben  weohseln  lassen,  als  diese  letzte  von  den 
Noten  der  ersteren  besitzt  Die  Noten  der  schuldigen  Bank,  welche  in  den 
Kassen  der  ersten,  d.  h.  der  verlangenden  Bank,  noch  übrig  bleiben, 
sollen  von  dieser  in  ihren  Geschäften  (Operationen)  benutzt  werden.  Der 
Zweck  dieser  Bestimmungen,  welche  die  bisher  befolgten  Grundsätze  des 
Austausches  vollständig  aufgehoben  haben,  war,  die  kleineren  Zettelbanken 
vom  erdrückenden  Einflufs  der  gröfseren  zu  befreien : für  die  kleineren 
war  der  Austausch  eine  unerträgliche  Last  geworden.  Um  den  Zweck 
noch  besser  zu  erreichen,  bestimmt  das  Dekret,  dafs  jede  Bank  die  Noten 
der  anderen  in  jedem  Geschäft  annehmen  mufs.  Ob  die  Regierung  weise 
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▼erfahren  ist,  die  kleineren  Zettelbanken  künstlich  so  zu  begünstigen, 
statt  sie  auizuheben,  ist  hier  nicht  der  Ort  za  beurteilen. 

Für  die  Umlaufssteuer  s.  u.  sub  IX,  3.  B. 

b)  Grundkredit. 

Die  gesetzgeberischen  Akte  des  Jahres  1891  wurden  schon  in  den 
Jahrbüchern,  1891.  B.  II,  8.  566 — 567  besprochen. 

II.  Verkehrsmittel, 
a)  Post. 

Durch  das  Gesetz  vom  24.  Dezember  1891,  X.  699  wurde  bis  Ende 
1892  der  italienischen  allgemeinen  Schiifahrtgesellschaft  der  maritime 
subventionierte  Postdienst  wieder  anvertraut. 

b)  Telegraph. 

Durch  das  kgl.  Dekret  vom  7.  Juli  1891,  N.  461  wurde  Pur  Italien 
die  Pariser  internationale  Verabredung  über  den  internationalen  Tele- 
grophendienst  vom  21.  Juni  1890  in  Kraft  gesetzt. 

Duroh  das  kgl.  Dekret  vom  21.  Juli  1891,  N.  467  wurden  die  Be- 
stimmungen der  genannten  Verabredung  auch  auf  den  inneren  Telegraphen- 
dienst  angewandt,  und  einige  Normen  über  die  Staatsdepeschen,  die  un- 
entgeltlichen Depeschen,  die  Stunden  der  Annahme  derselben  in  den 
Aemtern  u.  s.  w.  hinzugefügt.  Das  Vorzugsrecht  der  Depeschen  in  der 
Sendung  wurde  so  geregelt:  zuerst  die  Dienstdepeschen,  welche  den 
regelmäfsigen  Gang  der  Korrespondenz  betreffen ; dann  die  dringenden 
(urgenti)  Staatsdepeschen,  dann  die  dringenden  Privatdepeschen,  für  welche 
eine  besondere  Extragebühr  zu  bezahlen  ist ; dann  die  (nicht  dringenden) 
Staats-,  Dienst-  und  Privatdepeschen.  Die  Stunden  werden  von  Mitter- 
nacht zu  Mitternacht,  von  1 bis  24,  gezählt.  Geheime  Sprache  ist  ge- 
stattet. Der  Regierung  ist  das  Recht  Vorbehalten,  die  Sendung  einer 
Depesche  zu  verbieten ; der  Absender  wird  mit  geschlossenem  Briefe 
davon  benachrichtigt. 

c)  Eisenbahnen. 

Das  Reglement  vom  3.  Dezember  1891,  N.  722  hat  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  27.  April  1886,  N.  3048  und  des  Reglements  vom  17.  Januar 
1886,  N.  3705  die  Bedingungen  kodifiziert,  mit  welchen  den  drei  grofsen 
Eisenbabngesellschaften  (für  das  mittelländische,  das  adriatische  und  das 
sicilieche  Netz)  der  Bau  von  Eisenbahnen  anvertraut  werden  kann.  ri 

IIL  Landwirtschaft. 

1.  Das  Gesetz  vom  2.  Juli  1891,  N.  386  enthält  die  Verhütungs- 
mafsregeln  gegen  die  Diaspis  pentagona,  eine  Krankheit  des  für  die 
grofsartige  italienische  Soidenwurmzuoht  so  wichtigen  Maulbeerbaumes. 

2.  Das  Gesetz  (einziger  Text)  vom  3.  August  1891,  X.  510  hat  die 
Aufhebung  der  in  den  Provinzen  des  früheren  Kirchenstaates  noch  be- 
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■tehenden  Servituten  auf  Weide  und  Wieae,  dann  Holzgereohtsame 
endgiltig  geregelt  (ofr.  Jahrbücher  1889,  B.  XIX,  S.  68).  Das  Reglement 
wurde  mit  kgl.  Dekret  vom  6.  August  1891,  N.  518  bestätigt 

Die  Zeit  für  die  Ablösung  der  nooh  bestehenden  Zehnten  und  einigen 
Reallasten  des  Grund  und  Bodens  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  Tom 
4.  Juli  1887,  N.  4727  (s.  darüber  Jahrbücher  1889,  B.  XIX,  8.  63)  wurde 
mit  dem  Gesetze  vom  24.  Dezember  1891,  N.  698  bis  Ende  1892  verlängert. 

3.  Die  Erhebung  deT  Tabaksteuer  unter  der  Form  des  Monopols 
hat  dazu  geführt,  den  inländischen  Tabakbau  nicht  auszuschliefsen,  sondern 
zu  regeln,  was  mit  dem  Reglement  vom  12.  November  1891,  N.  643 
sehr  ausführlich  geschehen  ist.  Der  Bau  kann  für  die  Staatsfabrikeu,  für 
die  Ausfuhr  und  als  Experiment  stattfinden ; im  ersten  Falle  nur  in  be- 
stimmten Bezirken,  im  zweiten  und  dritten  Falle  überall,  doch  immer 
nur  mit  besonderer  Erlaubnis,  unter  der  Aufsicht  der  Monopolverwultung, 
und  mit  Erfüllung  von  zahlreichen,  besonders  angegebenen  Bedingungen. 

8.  unten  sub  IX,  3,  A,  a. 

IV.  Gewerbe. 

Das  Gesetz  vom  14.  Juli  1891,  N.  682  (das  Ausführungsreglement 
ist  vom  17.  Dezember  1891,  N.  694)  hat,  vom  gewerblichen  Standpunkte, 
folgende  Bestimmungen  über  das  Pulver  und  die  anderen  explodierenden 
Produkte  getroffen.  Dm  eine  Fabrik  jener  Produkte  anzulegen,  ist  es 
nötig,  eine  Erklärung  dem  Bürgermeister  des  Ortes  Torzulegen,  welcher, 
nach  dem  Gutachten  des  Gemeindeausschusses,  dieselbe  mit  motiviertem 
Berichte  dem  Präfekten  der  Provinz  sendet.  Der  Präfekt  giebt  oder  ver- 
weigert die  Erlaubnis  zur  Anlage  Tor  der  Eröffnung  der  Fabrik  soll 
man  auch  die  Licenz  der  Finanzbehörde  des  Ortes  erlangen.  Die  Arbeit 
in  der  Fabrik  ist  einer  beständigen  Aufsicht  derselben  Behörde  zu 
fiskalischen  Zwecken  (s.  unten  sub  IX,  3,  A,  b)  untergestellt.  Auch  der 
Verkauf  von  jeder  Quantität,  und  der  Transport  von  über  5 Kilo  von 
Pulver  und  anderen  explodierenden  Produkten  können  nur  mit  Erlaubnis 
der  Polizeibehörde  des  Kreises  stattfludcu. 

V.  Technischer  Unterricht. 

Die  im  Jahre  1870  gegründete  kgl.  obere  nautische  8chule  (Regia 
Scnola  navale  superiore)  zu  Genua  wurde  mit  kgl.  Dekret  vom  26.  Juli  1891 
N.  480  reorganisiert. 

Zweck  der  8chule  ist  die  Ausbildung  1)  von  Navalingenieuren,  — 
2)  von  Lehrern  der  Wissenschaften,  deren  Kenntnis  für  die  Schiffahrt 
besonders  nötig  ist  (wie  nautische  Astronomie,  Schiffahrtskunst,  Hydro- 
graphie, Schiffs-  und  Schiffsdampfmaschinenbau,  u.  s.  w.),  — 3)  von  Hydro- 
graphischen Ingenieuren,  — 4)  von  Schiffskapitänen  für  lange  Fahrten, 
— 5)  von  Schiffsmaschinisten. 

Daher  enthält  sie 

1)  eine  allgemeine  Vorbereitungsschule , — 2)  eine  Applikationa- 
schule für  die  Navaiingenieure,  — 3)  eine  Normalschule  für  die  Lehrer 
und  die  hydrographischen  Ingonieure,  — 4)  eine  Fortbildungsschule  für 
Schiffskapitäne,  — 5)  eine  Fortbildungsschule  für  die  Maschinisten. 
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Die  Kosten  werden  teils  von  der  Begierung,  teils  von  der  Provinz, 
der  Gemeinde  und  der  Handelskammer  von  Genua  getragen. 

VI.  Armenwesen. 

Die  Beglements  vom  5.  Februar  1891,  N.  99  werden  wir  mit  dem 
grundlegenden  Gesetze  vom  17.  Juli  1890,  N.  6972  über  die  öffentlichen 
Wohlthäligkeitsanstalten  in  einer  besonderen  Abhandlung  in  diesen  Jahr- 
büchern besprechen. 

VH.  Aus  Wanderung»  wesen. 

Die  Zahl  der  (eigentlichen , meist  transatlantischen)  Auswanderer, 
welche  im  Jahre  1889  auf  113  093  und  im  Jahre  1890  auf  104  733  ge- 
sunken war,  erhob  sich  im  Jahre  1891  auf  175  722,  eine  nur  einmal  bis 
jetzt  erreichte  (doch  auch  übertroffene)  Ziffer  (im  Jahre  1888  mit 
195  211  Auswanderern).  Dieser  Umstand  hat  die  Begierung  bewogen, 
durch  das  kgl.  Dekret  vom  27.  November  1891,  N.  652  '),  die 
Bestimmungen  des  Beglements  vom  10.  Januur  1889,  N.  5892  (s.  darüber 
Jahrbücher,  1890,  It.  XXI,  S.  164)  zur  Ausführung  des  Gesetzes 
vom  30.  Dezember  1888,  N.  5866  (s.  darüber  Jahrbücher,  1889, 
B.  XIX,  8.  66)  etwas  zu  verschärfen.  Die  Pässe  werden  den  Aus- 
wanderern von  der  Polizeibehörde  nicht  erteilt,  wenn  ihnen  der  Platz  auf 
dem  Schiffe  (mit  Bezahlung  oder  in  anderer  Weise)  nicht  im  voraus  ver- 
sichert wurde.  Die  Höhe  der  Bürgschaft,  welche  der  Auswunderungsagent 
zu  bezahlen  hut,  um  die  Konzession  (patente)  zu  erlangen,  ist  in  den  ge- 
setzlichen Grenzen  nach  der  Bevölkerung  der  territorialen  Ausdehnung, 
auf  welche  der  Agent  seine  Thätigkeit  ausüben  wird , abgestuft.  Der 
Agent  oder  sein  Unteragent  sollen  persönlich  begleiten  oder  von  einem 
Delegierten  die  Auswanderer  bis  zum  Hafen  begleiten  lassen  und  ihnen 
bis  zum  Augenblicke  der  Einschiffung  Hilfe  leisten.  Wenn  in  einem 
auswärtigen  Hafen  der  Auswanderer  auf  einem  anderen  Schiff  Platz  nehmen 
mufs,  soll  der  Agent  im  Vertrage  eich  verpflichten,  dieselbe  Behandlung 
wie  auf  dem  früheren  Sohiffe  dem  Auswanderer  zu  gewährleisten.  Dieser 
Uebergang  auf  ein  anderes  8chiff  (trasbordo)  ist  nur  gestattet,  wenn  die 
frühere  Einschiffung  in  einem  Hafen  des  Königreichs  Btattgefunden  hat 
und  ein  Exemplar  des  Vertrags  mit  der  obenuugetührten  Verpflichtung 
des  Agenten  regelmäfsig  bei  der  Hafenbehörde  hinterlegt  wurde.  Das 
Ministerium  des  Innern  soll  durch  die  Präfekten,  die  Bürgermeister  und 
(möglicherweise)  die  Pfarrer  die  gröfste  Verbreitung  den  gesammelten 
Nachrichten  über  die  sanitären,  ökonomischen  und  polizeilichen  Zustände 
der  Länder,  wonach  ein  Auswanderungsstrom  stattfindet,  verschaffen. 

VIII.  Zölle. 

1.  Durch  das  Gesetz  vom  14.  Juli  1891,  N.  391,  das  kgl.  Dekret 
vom  22.  November  1891,  N.  635  und  das  Gesetz  vom  24.  Dezember 
1891,  N.  696  wurden  die  Zölle  auf  verschiedene  Waren  so  festgestellt: 

1)  D«s  neue  Reglement  in  einheitlichem  Texte  wurde  durch  dne  kgl.  Dekret  vom 
ZI  Jenaer  1892,  N.  39  in  Kraft  geeetet. 
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x.  B.  fUr  Cognac  in  Gefässen  Lire  90  pro  Hektoliter;  fixe  Oele,  nach  den 
Arten,  Lire  24  und  26,  Mineralöl  Lire  48,  natürlicher  Kaffee  Lire  ISO, 
Zucker  erster  Klasse  Liru  94,  zweiter  Klasse  Lire  76,75,  Chooolade 
Lire  200,  Thee  Lire  250  u.  s.  w.  pro  Doppelcentner.  Dem  Bier  wurde 
eine  Ausfuhrvergütung  von  12  Lire  pro  Hektoliter  gestattet;  die  ge- 
schossene Gerste  (für  die  Bierfabriken)  und  der  Zucker  (für  die  Fabrikation 
von  Süßigkeiten)  wurden  zum  Yeredelungsverkthr  zollfrei  zugelassen. 

S.  auch  unten  sub  IX,  3,  A,  b. 

2.  Das  kgl.  Dekret  vom  24.  Dezember  1891,  N.  725  Uber  die  Zollämter 
hat  nur  eine  verwaltungsrechtliche  Bedeutung. 

IX.  Finanzwesen. 

1.  Erwerbseinkünfte  des  Staates. 

Das  Gesetz  vom  2.  Juli  1891,  N.  379  hat  die  Regierung  ermächtigt, 
die  Domanialgüter  den  Gemeinden,  den  Provinzen  und  den  öffentlichen 
Körperschaften  ohne  öffentliche  Submission  zu  verkaufen,  wenn  dieselben 
den  Wert  von  60  000  Lire  nicht  übersteigen  und  zum  öffentlichen  Dienst 
oder  zu  gemeinnützlichen  Zwecken  zu  bestimmen  sind.  Statt  eines  Ver- 
kaufes kann  ein  einfacher  Tausch  stattfinden.  Der  Tausch  kann  auch 
mit  Privaten  stattfinden,  wenn  der  Wert  des  Gutes  25  000  Lire  nicht  über- 
steigt, und  der  Verkauf  ist  immer  gestattet,  wenn  der  Wert  nicht  höher  als 
1000  Lire  ist;  in  diesem  zweiten  Falle,  wenn  mehrere  Bewerber  da  sind, 
soll  eine  private  Submission  (licitazione  private)  stattfinden. 

2.  Gebühren. 

Durch  kgl.  Dekret  vom  6.  August  1891,  K.  486  wurde  die  Form 
der  Marken  zur  Erhebung  der  Stempelgebühr  für  Wechsel,  Handelspapiere, 
Spar-  und  Konkorrentbüoher,  Quittungen  zur  Bestätigung  von  Depositen 
von  Wertpapieren  u.  s.  w.  bestimmt. 

3.  Steuern. 

A.  Verbrauchs-  oder  Aufwandssteuern. 
a)  Monopole. 

0)  Das  Gesetz  vom  6.  August  1891,  N.  483  hat  die  Art  der  Magazine 
zum  Grofsverkauf  und  die  Läden  zum  Kleinverkauf  von  Salz  und  Tabak 
genau  bestimmt  Die  ersten  werden  zum  Teil  den  Beamten  der  früheren 
Grofsmagazine  zur  Aufbewahrung  dieser  Waren  an  vertraut:  aber,  als  diese 
sterben  oder  zu  anderen  Aemtern  berufen  werden,  oder  in  Ruhestand 
treten,  werden  die  Grofsmagazine  zum  Grofsverkauf  mit  Submission  ver- 
pachtet, und  der  Pächter  bekommt  ein  Aufgeld  (aggio)  im  Verhältnis  zum 
Betrage  der  verkauften  Waren,  1 Proz.  für  die  ersten  200  000  Lire, 
*/}  Proz.,  wenn  der  Betrag  zwischen  200  000  und  400  000  Lire  schwankt, 
und  so  abnehmend,  bis  das  Aufgeld  auf  1/2  0 Proz.,  wenn  jener  Betrag 
2 800  000  Lire  übersteigt,  reduziert  wird. 

Die  Läden  zum  Kleinverkauf  sind  anvertraut : 

1)  den  Militärpersonen  und  Beamten,  welche  unfähig  zum  Dienste 
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geworden,  oder  in  Buhestand  ohne  Becht  auf  Pemion  oder  mit  einer 
Pension  unter  1000  Lire  getreten  sind; 

2)  den  um  das  Vaterland  verdienten  Männern ; 

3)  den  Witwen  und  Waisen  derselben  Personen  oder  der  gestorbenen 
früheren  Besitzer  der  Läden  etc. 

ß)  Das  schon  (sub  III,  3)  erwähnte  Beglement  vom  12.  November  1891, 
N.  643  hat  ganz  ausführlich  die  Normen  des  inländischen,  von  Privaten 
betriebenen  Tabakbaues  für  die  Staatsfabriken  bestimmt. 

b)  F ab rika ti on s sjte uer. 

Das  kgl.  Dekret  vom  22.  November  1891,  N.  63S  und  das  Gesetz 
vom  24.  Dezember  1891,  N.  696  haben  die  innere  Fabrikationssteuer 
für  Zucker,  Spiritus , Bier  und  zugleich  den  Einfuhrzoll  über  dieselben 
Waren  erhöht 

Dasselbe  hat  das  erwähnte  Gesetz  vom  14.  Juli  1891,  N.  682  für 
das  Pulver  und  die  anderen  explodierenden  Produkte  gethan.  Das  Aus- 
fiihrungsreglement  vom  17.  Dezember  1891,  N.  694  ist  besonders  vom 
fiskalischen  Standpunkte  verfafst  worden. 

B.  Umlaufssteuer. 

Die  Gesetze  vom  30.  Juni  1891,  N.  313  und  314  haben  die  Um- 
laufsteuer (tassu  di  oircolazione),  welche  die  Zettelbanken  bezahlen,  auf 
Lire  1,40  Proz.  der  (mittleren  jährlichen)  Notenausgabe  gebracht;  der- 
selben unterliegt  jener  Betrag  von  Noten  nicht,  welcher  der  Barreserve 
entspricht 

4.  Lotteriewesen. 

Das  Gesetz  vom  20.  Juli  1891,  N.  498  hat  die  untersten  Spielsätze 
und.  die  entsprechenden  Gewinnsätze  des  staatlichen  Lottos  bestimmt,  die 
direkte  Mobiliarsteuer  über  die  Gewinne  aufgehoben,  dos  Aufgeld  zu 
Gunsten  der  Einnehmer  der  Spieleinlagen  fixiert,  und  die  Verleihung  der 
Spielbanken  und  die  Erlaubnis  von  öffentlichen  Lotterien  geregelt.  Die 
Spielbanken  werden  z.  T.  den  unfähig  zum  Dienst  gewordenen  oder  in 
Buhestand  ohne  Pension  getretenen  Staatsbeamten,  den  Witwen  und 
Waisen  der  ohne  Beoht  auf  Pension  gestorbenen  Beamten,  den  um  das 
Vaterland  verdienten  Männern  und  deren  Witwen  und  Waisen  eto.  ver- 
liehen. Die  öffentlichen  Lotterien  sollen,  um  erlaubt  zu  werden,  die  Ein- 
nahmen zu  Wohlthätigkeits-  oder  Kunstzwecken  bestimmen  und  von 
öffentlichen  Körperschaften  veranstaltet  werden.  Die  Erlaubnis  hängt 
vom  Präfekten  der  Provinz  ab.  Das  Ausfiihrungsreglement  ist  vom 
29.  November  1891,  N.  666. 


X.  Kolonien. 

1.  Durch  das  kgl.  Dekret  vom  25.  Januar  1891,  N.  37  wurde  dem 
Gouverneur  der  Erytliräisohen  Kolonie  ein  Generalsekretär  fiir  die  Civil- 
verwaltung  gegeben  und  ein  Amt  für  die  Kolonisierung  eingerichtet. 

2.  Infolge  des  kgl.  Dekrets  vom  25.  Januar  1891,  N.  81  wird  die 
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Münze  für  die  Kolonie  (s.  darüber  Jahrbücher,  1891,  B.  II,  S.  564) 
künftighin  in  den  Münzanstalten  des  Königreichs  geprägt.  Die  Thsler- 
etüoke  sollen  auf  der  Küokseite  die  Bezeichnung  Erythräisohe 
Kolonie  tragen. 

8.  Durch  das  kgl.  Dekret  vom  25.  September  1891,  N.  573,  wurden 
der  Regierungsrat  (s.  darüber  Jahrbücher,  1891,  B.  II,  8.  573)  und  das 
Ratsamt  in  der  Kolonie  aufgehoben.  Die  ganze  Verwaltung  wurde  dem 
Gouverneur  anvertraut,  mit  Hilfe  von  Beamten,  welche  der  Staatsver- 
waltung des  Königreichs  gehören,  und  deren  Gehaltszuschlag  für  jedes 
zweite  Dienstjahr  in  der  Kolonie  von  600  Lire  erhöht  werden  soll. 

4.  Duroh  das  kgl.  Dekret  vom  1.  Oktober  1891,  N.  583  bat  man 
die  Civilverwaltung  der  Kolonie  einem  Civilgouverneur  anvertraut,  welchem 
zwei  Kommandanten  beigeordnet  sind,  der  eine  für  die  Landtruppen,  der 
andere  für  die  Militärmarine.  Wegen  der  Zustände  der  Kolonie  ist  dieses 
Dekret  unausgeführt  geblieben  und  die  oberste  Behörde  der  Kolonie 
ist  noch  immer  ein  Militärgouverneur  mit  civiler  und  militärer  Macht, 
dem  ein  Lokalkommandant  für  die  Marine  Hilfe  leistet. 

5.  Die  kgl.  Dekrete  vom  1.  Oktober  1891,  N.  617,  618,  619  haben 
die  Haussteuer,  die  Gewerbesteuer  und  die  Steuer  über  die  Gast-  und 
Sohankwirtsohaften  in  der  Hauptstadt  der  Kolonie,  Massaua,  geregelt 

6.  Duroh  die  kgl.  Dekrete  vom  29.  Oktober  1891,  N.  631  und  632 
wurde  den  Eingeborenen  der  Erythräischen  Kolonie  ein  jährlicher  Tribut  auf- 
erlegt. Die  Höhe  desselben  wird  jährlich  unter  den  Stämmen  verteilt 
Die  Bezahlung  erfolgt,  als  Regel,  in  Geld;  dooh  kann  sie  auch  nach  den 
Umständen  in  Natur,  mit  I’ereonalleistungen,  in  Mieten  von  vierfüfsigen 
Tieren  stattfinden.  Die  Häupter  der  Stämme  sind  für  die  Bezahlung  ver- 
antwortlich und  können  auch  mit  der  Einforderung  desselben , gegen 
Vergütung,  beauftragt  werden.  Die  Stämme,  mit  der  Einzahlung  des 
Tributs,  werden  von  jeder  Steuer,  Gebühr  und  Zehnten  zu  Gunsten  der 
Häupter  und  des  Klerus  hefreit. 

7.  Duroh  das  kgl.  Dekret  vom  4.  November  1891,  N.  627  wurde 
ein  Schiedsgericht  in  jedem  der  zwei  Bezirke  von  ABmara  und  Keren  in 
der  Erythräischen  Kolonie  eingerichtet.  Vorsitzender  ist  der  Kommandant 
der  Landtruppen  im  Bezirke,  Mitglieder  drei  Offiziere.  Eine  vom  Vor- 
sitzenden gewählte  Kommission  von  eingeborenen  Edelmännern  wird  von 
Fall  zu  Fall  zu  Rate  gezogen.  Das  Gericht  hat  eine  ausgedehnte  Juris- 
diktion in  Straf-  und  Civilsachen  in  erster  und  letzter  Instanz  und  all 
Appnllationsgerioht,  und  in  seinen  Entscheidungen  mufs  es  sorgfältig  die 
religiösen  und  gesetzlichen  Sätze  der  Stämme,  die  Lokalgewohnheiten  und 
die  früheren  Entscheidungen  der  Häupter  der  Stämme,  des  Klerus,  der 
Aeltesten  jeder  Ortschaft  berücksichtigen. 
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XI. 

Statistik  der  Strafanstalten  in  Ungarn. 

Dem  gegenwärtigen  Justizminister  Ungarns,  Szilägyi,  gebährt  das 
Verdienst,  eine  selbständige  und  eingehende  Statistik  der  ungarischen 
Strafanstalten  veranlafst  zu  haben,  welche  schon  in  ihrem  ersten  Jahr- 
gang dem  Justizpolitiker  und  Moraletatistiker  reiches  Material  darbietet 
Wir  wollen  die  wichtigsten  Resultate  in  Kürze  zusammenfassen. 

Am  31.  Dezember  1890  betrug  die  Zahl  der  Strafanstalten  — von 
den  Oeriohtsgetängnissen  und  dem  Staatsgefängnisse  abgesehen  — 10. 
Mit  Ausnahme  der  Strafanstalt  zu  Maria-Nostra  sind  die  übrigen  für 
Männer  und  zur  Abbüfsung  der  schwersten  Freiheitsstrafe  eingerichtet 
Die  Zahl  der  Strafanstalten  bleibt  hinter  dem  Bedürfnis  weit  zurück,  wes- 
halb denn  im  Jahre  1890  niobt  weniger  als  30.34  Proz.  der  Verurteilte- 
nicht  der  ihnen  zugemessenen  Strafe  teilhaftig  werden  konnten,  sondern 
in  Gerichtsgefängnissen  unterbracht  werden  mufsten.  Auch  die  Einzeln- 
sellenhaft kann  nicht  in  dem  Mafse  Anwendung  finden,  als  es  das  Gesetz 
fordert,  da  im  ganzen  nur  1134  Einzelzellen  zur  Verfügung  stehen,  von 
denen  hinwieder  63  überhaupt  unbrauchbar  sind.  Insgesamt  kann  die 
Einzelhaft  anstatt  mit  den  yorgeschriebenen  33  Proz.  nnr  mit  21.89  Proz. 
ausgeführt  werden,  in  einzelnen  Strafanstalten  gar  nur  mit  2 — 3 Proz. 
Die  Zahl  der  gemeinsamen  Schlafräume  beträgt  313  mit  14  3Ö5  Quadrat- 
meter, die  der  gemeinsamen  Arbeitsräume  173  mit  13  697  Quadratmeter; 
Aufnahmefähigkeit  4197  Individuen. 

Was  insbesondere  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Gefängnisbevöl- 
kerung betrifft,  so  ergiebt  sioh  folgendes:  Von  der  Gesamtzahl  entfallen 
91.88  Proz.  auf  das  männliche,  8.12  Proz.  auf  das  weibliche  Geschleoht. 
Von  den  Verbrechen  gegen  das  Vermögen  entfallen  auf  das  weibliche  Ge- 
schlecht 9.24  Proz.,  von  den  gegen  das  Leben  7.12  Proz.  Wohl  steigt 
aber  die  Beteiligung  des  weiblichen  Geschlechts  bei  den  Verbreohern  gegen 
das  Kindeealter. 

Nach  dem  Alter  zeigen  sioh  folgende  Resultate:  auf  die  Altersklasse 
unter  20.  J.  entfallen  4.08  Proz.  Diese  Altersklasse  beteiligt  sich  in 
überdurchschnittlichem  Mafse  am  Diebstahl,  an  Brandlegung  und  Mord. 
Die  Altersklasse  von  20 — 30  J.  ist  mit  46.11  Proz.  vertreten,  und  ist 
diejenige,  die  die  stärkste  Kriminalität  aufweist.  Diese  Altersklasse  ist 
Mn«  Poii.  us  iv  (Lix).  59 
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besondere  an  Verbreohen  gegen  das  Leben,  Körperverletzung,  Eaub,  Un- 
zucht mit  Gewalt,  Widerstand  gegen  die  Obrigkeit  beteiligt.  Die  übrigen 
Altersklassen  sind  in  folgendem  Verhältnis  vertreten : 

30—40  J.  27.89  Proz. 

40—50  „ 14.37  „ 

50—60  „ 6.35  „ 

Uber  60  „ 1.50  „ 

Ueber  30  J.  stellen  sich  namentlich  die  Betrugsdelikte  ein.  Auf 
diese  Altersgruppen  — Verhältniszahl  49.81  Proz.  — entfallen  vom  Be- 
trug 86.36  Proz.,  Urkundenfälschung  75.95  Proz.,  Hehlerei  81.81  Pros. 

Naoh  dem  Familienstand  sind  die  Unverheirateten  mit  47.68,  die 
Verheirateten  mit  44.98,  die  Witwen  eto.  mit  7.34  Proz  vertreten.  Dar 
Familienstand  zeigt  auch  einen  Einflufs  auf  die  Art  des  Verbrechens. 
Auffallend  ist,  dafs  die  Verehelichten  in  ziemlioh  starkem  Grade  unter 
den  Attentätern  gegen  die  Sittlichkeit  Vorkommen.  Unter  den  Verhei- 
rateten finden  wir  häufig  das  Verbreohen  der  Fruchtabtreibung,  während 
Kindesmord  UDter  den  Unverheirateten  häufig  ist  Seltener  ist  unter 
Verheirateten  das  Verbrechen  des  Diebstahls.  Dagegen  häufiger  Betrug, 
Defraudation,  Urkundenfälschung  eto. 

Die  Berufsklassen  sind  im  Ganzen  im  Mafse  ihres  Vorkommens  ver- 
treten; nur  bei  Taglöhnern  und  Dienstboten  dürfte  sich  das  Verhältnis 
höher  stellen.  Die  landbautreibende  Bevölkerung  zeigt  ein  hohes  Per- 
centuale  namentlich  bei  den  Verbrechen  gegen  das  Leben  und  die  Ge- 
sundheit (Körperverletzung);  die  industrielle  und  kaufmännische  Bevölke- 
rung bei  Betrug,  Urkundenfälschung,  Bankerott;  die  Beamten  bei  Verun- 
treuung, Unterschleif;  Taglöhner  und  Dienstboten  bei  Diebstahl,  Brand- 
stiftung, bei  Verbrechen  gegen  das  Leben  und  namentlich  gegen  das 
Kindesalter. 

Analfabeten  und  Individuen  mit  geringen  religiösen  Kenntnissen  sind 
in  stärkeren  Mafse  vertreten.  Die  Analfabeten  beteiligen  sich  in  hohem 
Mafse  an  den  Verbreohen  des  Diebstahls,  der  Körperverletzung;  die  ge- 
bildetem Klassen  sind  an  den  Verbrechen  des  Betrugs,  der  Urkunden- 
fälschung, der  Widerspänstigkeit  gegen  die  Obrigkeit  besonders  stark  be- 
teiligt. 

Hach  Nationalitäten  zeigen  sich  auch  manche  Differenzen.  So  ent- 
fallen von  den  Verbreohen  gegen  das  Leben  auf  Individuen  ungarisoher 
Nationalität  30  Proz.  der  von  solchen  Individuen  begangenen  Verbrechen, 
auf  Deutsche  20.17  Proz.,  auf  Slovaken  25.52  Proz.,  auf  Bumäaen 
81.27  Proz. 

Die  Bewohner  der  Städte  sind  unter  den  Sträflingen  stärker  ver- 
treten. Sie  sind  namentlich  an  den  Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit 
beteiligt. 

Unter  den  Sträflingen  sind  die  Rückfälligen  mit  48.19  Proz.  ver- 
treten, was  im  Vergleich  zu  manchen  anderen  Staaten  ein  mäfsiges  Per- 
centuale  ist  und  wohl  vor  Allem  mit  dem  Umstande  zusammenhängt,  dafs 
der  Rückfall  hauptsächlich  bei  Vermögensverbrechen  vorkommt,  diese  aber 
in  Ungarn  in  mäfsigem  Verhältnis  begangen  werden.  Die  Zahl  der  im 
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eigentlichen  Sinne  Rückfälligen  — also  der  wegen  deuelben  Verbrechern 
Verurteilten  — beträgt  21.33  Prozent.  Von  den  gesamten  Rückfälligen 
entfallen  46.64  Pro*,  auf  Rückfällige  im  ersten  Grade,  35.64  Proz,  auf 
Rückfällige  im  zweiten  Grade,  13.58  Proz.  auf  Rückfällige  im  dritten 
Grade  und  14.14  Proz.  auf  Rückfällige  im  hohem  Grade.  Von  grofser 
Wichtigkeit  ist  das  besonders  hervorgehobene  Moment,  dafs  die  Mehrzahl 
der  Rückfälligen  kurze  Strafen  abzubüfsen  hatte,  deren  bessernde  Wir- 
kung demnach  bestritten  wird,  was  freilich  zum  Teil,  aber  nur  zum  Teil 
auch  dem  Umstande  zugeschrieben  wird,  dafs  die  mangelhaften  Gefängnisse 
die  Anwendung  wirksamer  Strafen  und  die  Absonderung  der  noch  nicht 
gänzlich  Depravierten  unmöglich  macht. 

Von  den  übrigen  auf  die  Verwaltung  der  Strafanstalten  bezüglichen 
Daten  seien  noch  folgende  hervorgehoben:  Die  gesamten  Sträflinge  unter- 
liegen dem  Arbeitszwang.  Von  den  gesamten  Verpflegungstagen  waren 
70.42  Proz.  Arbeitstage.  Von  den  ohne  Arbeit  verbrachten  Tagen  ent- 
fallen 53.50  Proz.  auf  Sonn-  und  Feiertage,  25.62  Proz.  auf  Krankhcits- 
tage,  20.88  Proz.  auf  Disziplinursaohen.  Von  den  gesamten  Arbeitstagen 
wurden  17.39  Proz.  zu  häuslichen  Zwecken,  82.42  Proz.  zu  industriellen 
Arbeiten  im  Hause,  0.19  Proz.  aufser  dem  Hause  verwendet.  Durch- 
schnittlich beträgt  der  Arbeitsverdienst  per  Kopf  nnd  Tag  15.60  Kreuzer 
zu  gunsten  des  Aarars,  4.31  Kreuzer  zu  eigenem  Vorteil.  Der  gesamte 
Betrag  des  an  die  Staatskasse  abgelieferten  Einkommens  betrug  (1890) 
168.055  fl. 

Die  Verpflegungskosten  beliefen  sich  auf  325  718  fl.  23  kr.  oder  per 
Kopf  nnd  Tag  17.81  kr.  Kosten  für  Beleuchtung  und  Reinigung  57  140  fl. 
40  kr.  oder  2.92  kr.  per  Kopf  und  Tag.  Kosten  für  Bekleidung  69  182  fl. 
65  kr.  oder  3.74  kr.  per  Kopf  und  Tag.  Die  gesamten  Kosten  betrugen 
für  jeden  Sträfling  89  fl.  30  kr.  jährlioh,  nnd  mit  Inbegriff  der  Verwal- 
tungskosten 166  fl.  86  kr. 

Morbiditäts-  und  Mortalitätsverhältnisse  gestalten  sioh  folgender- 
mafsen.  Die  Zahl  der  Erkrankungsfällo  beträgt  40.25  Proz.  der  gesamten 
in  Verwahrung  gelangten  Sträflinge,  wovon  aber  5.98  Proz.  schon  krank 
eingeliefert  wurden.  Von  den  Erkrankten  starben  8.93  Proz.  71.31  Proz. 
der  gesamten  Erkrankungen  entfielen  auf  iunere  Krankheiten,  und  zwar 
33.00  auf  Krankheiten  der  Atmungsorgane,  21.13  Proz.  auf  Krankheiten 
der  Verdauungsorgane. 

Interessante  Daten  bieten  auch  die  Kapitel  über  die  Vermittelungs- 
institute  und  die  bedingte  Freilassung.  In  Ungarn  bestehen  drei  Ver- 
mittelungsinstitute für  Sträflinge,  die  bereits  */,  ihrer  Strafe  abgebüfst 
haben.  In  denselben  können  210  Individuen  untergebracht  werden.  Im 
J.  1890  waren  381  Individuen  zeitweilig  untergebraoht.  Von  denselben 
waren  80.31  Proz.  unbescholtenen  Vorlebens.  Mit  bedingter  Freilassung 
wurden  1890  642  «=  8.9  Proz.  entlassen.  Der  Begünstigung  unwürdig 
erwiesen  sich  9 = 1.40  Proz.  Die  Versuche  mit  dem  Institut  der  be- 
dingten Freilassung  erwiesen  sich  günstig.  B.  F. 


59* 


Digitized  by  Google 


932 


M i s * e 1 1 e n. 


XII. 

Leistungen  der  Bibliotheken. 

Von  E.  Key  er. 

Die  rolkr- wirtschaftliche  Bedeutung  der  Bibliotheken  ist  in  den  letzten 
Deoennien  wesentlich  gefördert  worden  durch  die  gewaltige  Entfaltung 
der  Volkebibliotheken , welche  insbesondere  in  England  und  Amerika  so 
grofse  Erfolge  aufzuweisen  haben  und  solohen  Segen  verbreiten,  dafs  die 
Kommunen  sich  mit  wenigen  Ausnahmen  entschlossen  haben,  dies  kultu- 
relle Bedürfnis  durch  Erhebung  einer  bedeutenden  Bibliotheksteuer 
zu  befriedigen. 

Wie  wenig  man  (in  Ermangelung  einer  offiziellen  Statistik)  3ber  diese 
grofse  sociale  Leistung  informiert  ist,  zeigt  die  Thatsache,  dafs  London, 
welches  noch  vor  kurzem  wegen  seiner  Indolenz  angeklagt  wurde,  nach 
Greenwood’s  sorgfältiger  Zusammenstellung  heute  bereits  in  Bezug  auf 
die  Anzahl  der  Buchbenutzungen  in  den  Volksbibliotheken  alle  anderen 
Städte  überflügelt  hat.  Die  Volksbibliothekeu  dieser  Stadt,  welche  zu- 
meist io  den  letzten  5 Jahren  gegründet  wurden  , leisten  jährlich  etwa 
2,5  Millionen  Buchbenntzungen,  während  das  Britische  Museum  kaum  die 
Hälfte  dieser  Zahl  erreicht. 

Ich  habe  für  England  und  Amerika  eine  Statistik  der  Volks- 
bibliotheken ')  zusammengestellt,  welohe  einen  Ueberblick  über  die 
Leistungen  der  namhaftesten  Städte  gewährt.  Die  folgende  Tabelle  zeigt 
die  Leistungen  der  grbfsten  Städte  Grofabritanniens  — man  sieht,  dafs 
nur  Glasgow  noch  nichts  gethan  hat,  während  die  anderen  Städte  grofs- 
artige  Institute  ins  Leben  gerufen  haben. 
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1)  8.  Centralblatt  f.  Bibi  1892. 
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Unsere  altberüh taten  Staatainstitute  weisen  zwar  vielfach  eine  gröfsere 
Bändezahl  auf,  in  Bezug  auf  Budget  und  Leistung  aber  werden  sie  von 
vielen  Volksbibliotheken  erreicht  und  selbst  überholt. 

Die  Bibliothek  Nationale  und  das  Britische  Museum  stehen  in  Bezug 
auf  Bücherbesitz  mit  2 bez.  1,7  Millionen  Vol.  an  der  Spitze,  in  Bezug 
auf  die  Höhe  des  Budgets  werden  diese  Weltinstitute  von  den  Volks- 
bibliotheken von  Boston  und  Chicago  erreicht,  ln  Bezug  auf  Bächer- 
reiehtum  gehören  unsere  mächtigen  Bibliotheken  von  München  und  Berlin 
zu  den  ersten  Instituten,  während  sie  in  Bezug  auf  Budget  und  Be- 
nutzung gleichfalls  übertroffen  werden. 

Die  Volksbibliotheken  von  Boston,  Manchester,  Paris  erzielen  bereits 
je  1,6  Milionen  Benutzungen.  London  erreioht  nooh  höhere  Werte 
Chicago  und  mehrere  englische  Städte  erreichen  etwa  eine  Million  und 
mehrere  amerikanische  Städte  werden  sicher  in  den  nächsten  Jahren  in 
diese  hohe  Kategorie  aufrüoken. 

Grofse  wissenschaftliche  und  Volksbibliotheken 
1890—91. 
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Die  Volksbibliotheksbewegung,  welche  in  den  Jahren  1848 — 1849 
ziemlioh  gleichzeitig  in  Amerika  und  England  begann,  hatte  zunächst 
nur  einen  prinzipiellen  Erfolg: 

Nach  heftigem  Kampfe  gestattete  das  Parlament  den  Kommunen, 
Volksbibliotheken  zu  errichten  und  zu  diesem  Zwecke  eine  Steuer  von 
1 Penny  pro  £ zu  erheben.  In  den  amerikanischen  Staaten  wurde  eine 
Bibliotheksteuer  von  1 bez.  2 pro  Mille  deB  besteuerten  Besitzes  bewilligt 

Im  Jahre  18&2  wurden  die  Volksbibliotheken  von  Manchester  und 
Liverpool  eröffnet,  gleichzeitig  gründeten  Boston  und  andere  Städte  Neu- 
englands ihre  Volksbibliotheken.  In  den  siebziger  und  achtziger  Jahren 
wurde  die  Bewegung  allgemein  und  und  heute  giebt  es  nur  mehr  wenige 
Städte,  welche  in  dieser  Beziehung  den  Forderungen  der  Zeit  nicht  ge- 
recht geworden  wären. 

Paris  hat  seit  den  siebziger  Jahren  grofse  Erfolge  aufzuweisen , in 
London  ist  seit  dem  Jahre  1886  eine  so  intensive  Aktion  eingeleitet,  dafs 
die  Stadt  in  Bezug  auf  absolute  Leistung  heute  ersten  Ranges  ist  und 
such  relativ  bereits  eine  achtenswerte  Stellung  einnimmt. 
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Die  erste  Tabelle  zeigt,  wie  grofsartig  die  Leistungen  der  Volks- 
bibliotheken in  Grofsbritannien  sind.  Die  namhaften  englischen  und 
schottischen  Städte  mit  Aussohlufs  von  London  und  Glasgow  weisen  auf 
6 Millionen  Einwohner  10  Millionen  B u o h be  n u t Zungen 
auf.  Dazu  kommen  in  mancher  Stadt  1 Million  Journalbenutzungen, 
welche  in  dieser  Tabelle  nioht  berücksichtigt  wurden.  Manchester  notiert 
sogar  pro  Jahr  3 Millionen  Journalbenutzungen. 

Analoge  Verhältnisse  treffen  wir  in  den  amerikanischen  Städten. 
Südafrika,  Australien  und  Neuseeland  — kurz  alle  Gebiete  mit  vor- 
herrschend englischer  Kultur  leisten  Aohtenswertes. 

Im  Kapland  besafsen  im  Jahre  1890  bereits  70  Städte  und  Ort- 
sohaften  Volksbibliotheken  mit  0,32  Mill.  Vol.  und  0,28  Mill.  Benutzungen. 
Die  Auslagen  dieser  Büchereien  beliefen  sich  auf  13  000  £. 

Besonders  populär  und  reich  subventioniert  sind  die  Volksbibliothaken 
in  Australien.  Im  Jahre  1887  erstatteten  in  Viktoria  allein  314  Volks- 
und Korporationsbibliotheken  Beriohte.  Sie  verzeichneten  0,4  Mill.  Vol., 
3,7  Mill.  Benutzungen  und  ein  Budget  von  43  000  £. 


iVergleich  der  Leistungen. 

Es  ist  bedauerlich,  dafs  man  sich  in  der  Kegel  damit  begnügt,  die 
absoluten  Werte  zu  notieren,  während  man  zum  Vergleich  gewisse  Relativ- 
zahlen brauoht. 

Allerdings  wird  eingewendet,  dafs  die  Verhältnisse  und  Einrichtungen 
der  Bibliotheken  so  verschieden  seien,  dafs  es  nioht  wohl  angehe,  die- 
selben zu  vergleichen.  Dieser  Einwand  entfällt  jedooh,  wenn  man  ge- 
wisse Typen  unterscheidet.  Für  den  grofsen  Ueberblick  mag  es  ge- 
nügen, die  gelehrten  Büchereien  von  den  Volksbibliotheken  zu  trennen. 

Die  wichtigsten  Beziehungen,  welche  den  beeten  Aufsclilufs  über  die 
Leistungen  der  betreffenden  Bibliotheken  geben,  dürften  sich  aus  folgenden 
Fragen  ergeben: 

1)  Wie  oft  wird  ein  Vol.  im  Laufe  eines  Jahres  benützt. 

2)  Wie  viele  Benutzungen  entfallen  auf  einen  Einwohner  des  be- 
treffenden Gebietes. 

3)  Was  kostet  eine  Buchbenutzung. 

4)  Wie  stark  ist  das  Persoual  und  wie  viele  Nutzstunden  gewährt 
die  Bibliothek. 

Wenn  man  diese  Daten  zusammenstellt,  gewinnt  man  einen  wert- 
vollen Ueberblick,  welcher  jedooh  nioht  vollständig  ist,  da  die  Leistungen 
der  Leih-  und  Privatbibliotheken  unbekannt  sind.  Wo  die  Volksbiblio- 
theken seit  längerer  Zeit  wirken,  kann  man  allerdings  die  Leistungen 
der  Leihbibliotheken,  welche  auf  die  Dauer  mit  den  Volksbibliotheken 
nicht  konkurrieren  können , vernachlässigen  und  die  Privatbibliotheken 
besitzen  allerdings  ein  namhaftes  BUcherkapital,  ihre  Benutzung  fallt  aber 
als  geringfügig  kaum  ins  Gewicht.  Die  nicht  allgemein  zugänglichen 
Fach-  und  Sohulbibliotheken  endlioh  mufsten  wegen  Mangel  an  Daten 
aufser  acht  gelassen  werden. 

Ad  1)  Die  relative  Benutzung  beläuft  sich  in  den  gelehrten 
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Büchereien  auf  0,i — 0,8  (meist  0,3—0,*)  pro  Jahr.  Beispiele:  Universität 
Wien  0,8,  Britisches  Museum  0,7,  K.  Bibliothek  Berlin  0,ss,  Bibliothek 
Nationale  Paris  0,86,  Universität  Oxford  0,8 , Göttingen  0,i7,  Hofbibliothek 
München  0,15. 

In  den  Volksbibliotheken  ist  die  relative  Benutzung  durchschnittlich 
etwa  10-mal  so  grofs,  als  in  den  gelehrten  Büchereien.  Ein  Vol.  wird 
jährlich  3-  bis  7-mal,  ausnahmsweise  sogar  10-,  ja  16-mal  benutzt 

3)  Benutzung  pro  Familie.  Die  Bibliotheken  können  im  Ver- 
hältnisse zu  ihrem  Bücherbesitz  eine  grofse  Leistung  erzielen  und  genügen 
doch  nicht  dem  Bedürfnisse  der  Bevölkerung.  In  letzterer  Beziehung  ist 
es  mafsgebend,  das  Verhältnis  der  Einwohnerzahl  zur  Buchbenutzung  ins 
Auge  zu  fassen  und  zwar  empfiehlt  es  sioh,  die  Zahl  der  Buchbenutzungen 
pro  Familie  (ä  5 Fers.)  anzugeben. 

Aufserordentlioh  hohe  Benutzungsquoten  von  13 — 16  erreichen  Boston, 
Manchester,  Edinburgh,  Bristol  u.  a.,  6 — 10  Benutzungen  pro  Familie 
leisten  etwa  20  grofse  englische  und  amerikanische  Städte. 

Die  Erfahrungen  in  England  und  Amerika  deuten  darauf  hin,  dafs  mit 
10  bis  15  B uch be  nu tz u n g en  pro  Familie  und  pro  Jahr  das 
Lesebedürfnis  der  Bevölkerung  gedeckt  ist.  Es  tritt  eine 
Sättigung  ein  und  die  Relativzahl  steigt  nicht  höher,  wenn  auch  die  Biblio- 
thek ihren  Bücherbesitz  noch  so  sehr  vermehrt. 

Uebrigens  sind  selbst  in  England  die  meisten  Städte  mit  2 — 5 Be- 
nutzungen pro  Familie  noch  weit  von  der  Sättigung  entfernt.  So  niedrige 
Quoten  weisen  u.  a.  fast  alle  Orofsstädte  auf,  welche  zwar  die 
gröfsten  Bibliotheken  besitzen,  in  Bezug  auf  Buchbenutzung  aber  (im  Ver- 
hältnis zu  ihrer  Einwohnerzahl)  von  den  kleineren  Städten  weit  über- 
troffen werden. 

Das  Gesagte  gilt  für  die  öffentlichen,  jedermann  zugäng- 
lichen Bibliotheken.  Die  Schul-  und  Institutsbibliotheken,  Korporations- 
und Frivatbüchereien  sind  nioht  inbegriffen.  Die  Benutzungen  in  diesen 
Büchereien  steigern  die  Benutzungsziffer  pro  Einwohner  — wenn  auoh 
nicht  so  beträchtlich,  als  man  anzunehmen  geneigt  ist.  Die  Benutzung 
der  Frivatbüchereien  ist  irrelevant  und  die  Korporationsbiblio- 
theken sind  in  England  und  Amerika  z.  T.  wenigstens  dem  Verfall 
preisgegeben,  da  sie  wenig  bieten  und  kostspielig  sind.  Wo  sie  nicht 
duroh  Fonds,  sondeni  durch  Mitgliederbeiträge  erhalten  werden,  zeigt  sioh 
in  Amerika  die  Tendenz,  das  betreffende  Institut  der  Volksbibliothek  anzu- 
gliedern oder  zu  einer  selbständigen,  von  der  Stadt  subventionierten  freien 
Volksbücherei  umzugestalten. 

Nur  die  Staats-  und  Schulbibliotheken  werden  in  Zukunft  neben  den 
freien  kommunalen  Volksbibliotheken  eine  Rolle  spielen. 

Ich  habe  hervorgehoben,  dafs  die  jedermann  zugänglichen,  öffent- 
lichen Bibliotheken  in  den  Grofsstädten  zwar  absolut  hohe 
Benutzungsziffern  erzielen,  dafs  sie  aber  in  Bezug  auf  relative  Lei- 
stung hinter  vielen  kleineren  Städten  zurückgeblieben  sind.  Diese  über- 
raschende Thatsaohe  wird  duroh  die  folgenden  Daten  veranschaulicht: 
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X Millionen  B u c h b e n u t z u n g e n 


London.  Britische»  Museum  und  Volksbibliothek 

i,i+a,i  — 

Paris.  Bibi.  Hat.  f Municip.  u.  a.  Volksbibliotheken 

0,5  4-  1,5  + 0,5  •= 

Ne« -York.  Astor  Apprent.  P.  L.  Cooper 

0,1*  + 0,t  + 0,4  + 0,3  sss 
Berlin.  Kgl.  Bibliothek  + Volksbibliotheken 

0,2 8 + 0,34  — 

Wien.  Hofbibliothek  + Volksbibliotheken 

0,05  + 0,34  “= 

München.  Hofbibliothek  + Volksbibliotheken 

0,13  + 0,1»  ■= 


Summe  X Kill.  Ein«  1890/91. 


3,7  i 4,3 

>,5  ! 1,3 

1,0  [ 1,5 

0,  6 1,6 

0,3  1,36 

0,36  0,3* 


In  den  Grofsstädten  gilt  eine  Buchbenutzung  pro  Einwohner  als  ein 
sehr  günstiges  Ergebnis,  während  kleinere  Stäbte  2 und  selbst  3 Be- 
nutzungen pro  Einwohner  erzielen. 

Berlin  erreicht  nur  0,4  und  Wien  hat  sich  erst  vor  wenigen  Jahren 
über  0,2  erhoben  *). 

Da  die  Zahl  der  Benutzungen  in  den  Volksbibliotheken  viel  höher  ist, 
als  in  den  gelehrten  Büchereien,  kommt  eine  Benutzung  in  den  ersteren 
billiger  zu  stehen. 


3)  Kosten  einer  Benutzung*). 

In  den  Yolksbibliotheken  von  Berlin,  Paris,  Wien  kostet  eine  Be- 
nutzung durchschnittlich  etwa  10  Pf.  (6 — 12),  in  den  englischen  Volks- 
bibliotheken 20  Pf.  (10  — 30),  in  den  amerikanischen  Volksbibliotheken 
aber  30  bis  50  Pf.  (7 — 13  Cts.)  Die  höheren  Preise  in  England  und  Ame- 
rika sind  z.  T.  bedingt  durch  die  hohen  Löhne. 

Viele  unserer  gelehrten  Büchereien  weisen,  der  geringen  Benutzung 
entsprechend,  höhere  Nutzkosten  aus. 

Im  Brit.  Museum  kostet  eine  Benutzung  60  Pf.,  in  der  K.  Bibliothek 
Berlin  sowie  in  der  Bibliothek  Nationale  1,2 — 1,4  M.,  in  der  Hofbibliothek 
von  Wien  aber  kostete  eine  Benutzung  noch  vor  kurzem  3 M. 

4)  Instruktiv  ist  es,  die  Zahl  der  Bediensteten  zu  vergleichen 
mit  des  Gröfse  der  Bibliothek  d.  i.  mit  der  Zahl  der  Vol. 

In  guten  Volksbibliotheken  kommt  ein  Bediensteter  auf  einige 
1000  Vol.  in  wissenschaftlichen  Bibliotheken  ist  ein  Bediensteter  auf 
10  000  Vol.  reiohlich,  ein  Bediensteter  auf  20  000  Vol.  ist  hingegen  karg. 
Die  folgende  Tabelle  zeigt,  dafs  das  Brit.  Museum  und  die  Bibi.  Nationale 
weit  über  die  karge  Besetzung  hinaus  sind,  während  Göttingen  und 
München  mit  einem  Bediensteten  auf  etwa  30  000  Vol.  entschieden 
Hangei  leiden. 

1)  Die  Volksbibliotheken  von  Wien  leisten  mit  ihren  Hittein  des  höchste,  die 
Mittel  sind  aber  eben  unaureichend.  Die  Kommune  bewilligt  dem  Volkebildungsvereio 
nnr  1500  fl  Subvention  für  Volksbibliotheken,  für  Vortrige  und  Kurse.  Des  meiste  muf» 
durch  Sammlungen  aufgebracht  werden.  Vgl.  Dr.  E.  Leischinge  Jahresbericht  and 
Dr.  E.  v.  Fürth 's  Referat  über  die  Voikabibliotheken. 

2)  Das  in  Gebinden  und  Büchern  investierte  Kapital  wird  als  unverzinslich  ignoriert; 
die  laufenden  Auslagen  werden  auf  die  Zahl  der  Benutzungen  repartiert. 
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Bibliothek 

X 1000  Vol.  X Bedienstete 

Reichliches  Personal 

Karge  Besetzung 

Bibi.  Nat 

2000 

>55 

200 

IOO 

Brit.  Mus 

1700 

>45 

170 

«5 

K.  B.  München 

900 

*7 

90 

45 

K.  B.  Berlin 

800 

55 

80 

40 

Unir.  Göttingen 

440 

16 

44 

22 

5)  Wichtig  flir  den  Nutzeffekt  ist  auch  die  Zahl  der  Nutz- 
stunden (während  welcher  die  Bücherei  benutzt  werden  kann). 

Die  Zahl  der  Nutzstunden  hat  sich  in  ollen  Bibliotheken,  welche 
zeitgemäfs  reformiert  worden  sind,  bedeutend  gehoben.  Vor  der  Revo- 
lution hatte  die  Bibi.  Nationale  (Royale)  jährlich  nur  300 — 400  Nutz- 
stunden, zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts  800,  im  Jahre  1868  steigt  die 
Zahl  auf  1400  und  in  den  achtziger  Jahren  betrug  sie  2400;  das  Brit. 
Museum  hat  3300  Nutzstundeu  etc. 

Durch  Einschränkung  oder  Abschaffung  der  Ferien  und  Feiertage 
sind  die  Volksbibliotheken  von  England  und  Amerika  auf  3000 — 3600, 
ja  auf  4200  Nutzstunden  gekommen.  Dies  läfst  sich  nur  erreichen,  wenn 
man  das  Personal  bedeutend  vermehrt  und  alternierenden  Dienst  ein- 
richtet, was  natürlich  eine  namhafte  Erhöhung  des  Budgets  bedeutet. 
Die  hohen  Budgets  der  amerikanischen  Büchereien  werden  hierdurch  mit 
bedingt,  ihr  Nutzeffekt  ist  aber  auch  entsprechend  grofs. 


Während  wir  eine  ausgezeichnete  Schulstatistik  besitzen,  läfst  die 
Bibliotheksstatistik  viel  zu  wünschen  übrig.  Viele  bedeutende  Institute 
veröffentlichen  überhaupt  keinen  gedruckten  Bericht.  Dr.  Schwenke1« 
Adresfhuch  der  deutschen  Bibliotheken  wird  einem  dringenden  Bedürf- 
nisse abhelfcn  und  möglicherweise  den  Weg  zu  einer  offiziellen  Bibliotheks- 
statistik bahnen. 

In  den  Zählungen  vergangener  Jahre  wurde  vielfach  nur  die  Zahl 
der  Bibliotheken  und  der  Bände  notiert,  da  die  übrigen  Daten  von  vielen 
Bibliotheken  nicht  mitgeteilt  wurden ; manche  grofse  Bibliothek  hat  sogar 
durch  Decennieu  keine  Zählung  ihrer  Büoherschätze  vorgenommen. 

Den  erwähnten  Zählungen  gemäfs  besitzen  wir  in  Deutschland  aller- 
dings mehr  namhafte  Büchereien,  als  irgend  ein  anderer  Staat;  die  Be- 
nützung dieser  Bücherschätze  ist  aber  io  der  Mehrzahl  der  Fälle  so 
mangelhaft,  dafs  wir  in  letzterer  Beziehung  von  anderen  Staaten  über- 
troffen werden.  Wir  besitzen  viele  alte  Bibliotheken,  welche  mit  einem 
Budget  von  einigen  1000  Mk.  eben  zur  Not  ein  paar  Bedienstete  und 
die  Reparaturen  bezahlen  können , während  für  Anschaffungen  wenig 
übrig  bleibt;  dementsprechend  werden  diese  Bibliotheken,  welche  nur 
die  Werko  vergangener  Zeiten  bieten,  sehr  wenig  benützt. 

Diese  Verhältnisse  sind  vielfach  so  sehr  geheiligt  duroh  die  lleber- 
lieferung , dafs  das  Verlangen  nach  einer  Reform  nicht  rege  werden 
kann  ; manche  Bibliothekare  betrachtet  sogar  eine  starke  Benützung  der 
Bibliothek  geradezu  als  ein  Unglück,  weil  die  Bücher  hierdurch  abge- 
nützt werden. 

Dazu  kommt,  dafs  die  Volksbibliotheken  in  den  meisten  deutschen 
Städten  nur  langsam  und  untor  grofsen  Schwierigkeiten  sich  entfalten ; 
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die  tod  den  Kommunen  bewilligten  Mittel  lind  durchgehend«  karg  und 
die  Schenkungen  seitens  reicher  Wohltbäter  sind  kaum  nennenswert. 

Das  deutsche  Volk  lebt  noch  immer  in  dem  Wahne,  belesener  zu 
sein,  als  irgend  ein  anderes  Volk,  während  andere  Staaten  im  Laufe  der 
letzten  Decennien  mit  Aufwendung  grofsartiger  Mittel  uns  weit  überholt 
haben.  Nicht  wenige  englisohe  Städte  erzielen  in  den  allgemein  zu- 
gänglichen Bibliotheken  auf  je  100000  Einwohner  100  000,  ja  200000 
Buchbenutzungen,  während  Berlin  auf  1,6  Mill.  Einwohner  in  der  Kgl. 
und  in  den  Volksbibliotheken  nur  0,6  (0,28  -f-  0,3«)  Mill.  Buchbenutzungen 
erreicht. 

Die  Besprechung  dieser  Verhältnisse  bezweckt,  die  berufenen  Autori- 
täten zu  veranlassen,  eine  umfassende  Bibliotheksstatistik  zu 
erstreben,  welche  nicht  nur  die  Zahl  der  Vol.  und  den  Zuwachs,  sondern 
auch  die  Zahl  der  Benützungen  (in  loco  und  Entlehnungen),  die  Anzahl 
der  Bediensteten  und  die  Auslagen  verzeichnet.  Einzelne  Institute  er- 
statten an  die  zuständige  Behörde  allerdings  ausführliche  und  muster- 
gültige Berichte;  ein  Deberblick  über  sämtliche  Institute  kann  aber  der- 
zeit Dicht  gewonnen  werden.  Die  Ergebnisse  einer  vergleichenden 
Statistik  würde  die  Staaten  und  Städte  unzweifelhaft  veranlassen, 
manche  der  klargelegten  Mangel  zu  beheben. 

Natürlich  mufs  die  Statistik  einheitlich  Vorgehen;  es  dürfte  nioht 
jeder  Staat  sein  besonderes  Schema  haben,  da  duroh  abweichende  Frage- 
stellung Resultate  erzielt  werden,  welche  an  sioh  wichtig,  jedoch  unter- 
einander nicht  kommensurabel  sind. 

Man  braucht  nur  die  Zählung  der  Bände  1 ) in  verschiedenen  Bibliotheken 
ins  Auge  zu  fassen,  um  zu  sehen,  dafs  selbst  diese  anscheinend  einfachen 
Daten  für  eine  vergleichende  Statistik  nur  mit  grofser  Vorsioht  verwendet 
werden  dürfen. 

Das  Erfordernis  einer  einheitlichen  Statistik  führt  uns  einen  Schritt 
weiter:  Wollen  wir  unsere  deutsche  Bibliotheksstatistik  mit  den  Resul- 
taten anderer  Kulturstaaten  vergleichen,  so  müssen  wir  uns  vorerst  mit 
diesen  Staaten  einigen;  eine  vergleichende  internationale  Bibliotheks- 
statistik ist  anzustreben. 

In  den  Jahresberichten  der  englischen  und  amerikanischen  Bibliotheken 
sowie  in  zahlreichen  Artikeln  der  mafsgebenden  Bibliotheksjournale  wird 
betont,  dafs  ein  Vergleich  der  Bibliotheksausweise  oft  nioht  duroh- 
geführt  werden  kann,  weil  in  verschiedenen  Staaten  naoh  verschiedenen 
Gesichtspunkten  vorgegangen  wird.  Die  bestehende  Strömung  dentet 
darauf  hin,  dafs  Uber  kurz  oder  lang  einer  dieser  Staaten  eine  inter- 
nationale Einigung  Vorschlägen  wird. 

Deutschland  würde  sich  ein  wesentliches  Verdienst  erwerben,  wenn 
es  die  Initiative  ergriffe.  Eine  Einigung  der  Kusturstaaten  hätte  gerade 
auf  diesem  Gebiete  Aussicht  auf  durchschlagenden  Erfolg. 

1)  Bald  werden  nur  die  Vol.  (exkl.  Broschüren),  bald  alle  Einläufe  (inkl.  Broschüren) 
notiert.  Unter  Umstünden  ist  eine  Bibliothek  mit  100  000  Vol.  in  der  That  reicher,  als 
eine  andere  Bibliothek,  welche  300  000  Nummern  oder  Einläufe  xählt. 
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Uebersicht  Aber  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 
und  des  Auslandes1). 

7.  Finantweaen. 

P 1 e h n , C.  C. , Dos  Kreditwesen  der  Staaten  und  Städte  der  Nord- 
amerikanischen  Union  in  seiner  historischen  Entwickelung.  (Staatswissen- 
schaftliche Studien ; hgg.  von  L.  Elster.  IV.  Bd.  1.  Heft.)  Jena  (6. 
Fischer)  1891.  gr.  8.  93  SS. 

Die  vorliegende  Arbeit  stellt  sich  die  Aufgabe,  das  Kreditwesen  der 
einzelnen  Staaten  und  der  Gemeinden  der  Nordamerikanisohen  Union  von 
dem  Standpunkte  der  zur  Eindämmung  derselben  getroffenen  Verfassungs- 
bestimmungen  her  zu  untersnohen.  Zwecks  dessen  wird  der  jene  Be- 
stimmungen provozierende  Zustand,  das  Wesen  der  Bestimmungen  selbst 
und  deren  Erfolg  zu  schildern  versucht. 

Der,  weloher  eich  selbst  eingehender  mit  den  Finanzen  der  Verei- 
nigten Staaten  beschäftigt  hat  wird  gern  zugestehen,  dafs  dieser  Versuoh 
nach  seiner  äufserlich  historischen  Seite,  im  Grofsen  und  Ganzen,  gelungen 
ist,  während  dem  Fernerstehendeo  manches  lückenhaft  erscheinen  wird. 
Daran  trägt  der  Verfasser  keine  8chuld:  er  hat  sich  redliohe  Höhe  ge- 
geben, das  irgend  zugängliche  Material  zu  durchforschen.  Dieses  selbst 
aber  ist  lückenhaft  und  teilweise  unzuverlässig. 

Mit  welchem  Ernst  der  Verfasser  an  seine  Aufgabe  herangetreten 
ist,  beweist  zunächst  eine  seiner  Arbeit  vorangeschiekte,  dauernd  wertvolle 
und  dankenswerte  „Uebersicht  der  Quellen  und  Litteratur"  der  Nord- 
amerikanischen Finanzen,  die  in  ähnlicher  Vollständig-  und  Uebersiohtlich- 
keit  bisher  nirgends  Vorgelegen  hat.  An  der  Hand  dieses  Materials 
verfolgt  der  Verfasser  die  historische  Entwickelung  des  Kreditwesens  der 
Einzelstaaten  und  Gemeinden  von  der  Gründung  der  Kolonien  biB  zur 
Gegenwart.  — Auf  eine  Zeit  verhältnismäßiger  Kreditarmut  folgte  in 
der  Periode  von  1830 — 40  reichste  Ausnutzmöglichkeit,  die  wesentlich 
der  Ausbreitung  des  Verkehrsnetzes  dienstbar  sein  sollte.  Der  starken 
Uebertreibung  entsprach  schließlich  ein  gleich  starker  Rückschlag  und 
wurden  in  die  Verfassungen  selbst  Bestimmungen  aufgenommen, 
welche  den  Einzelstaaten  das  Schuldenmaohen  erschweren , ja  unmöglich 
machen  sollten.  Diese  hatten  don  gewünschten  Erfolg.  Die  Schulden 
der  Einzelstaaten  sind  seit  1852  allmählich  gegenüber  deren  Reichtum 
und  Steuerkraft  bedeutungslos  geworden.  Das  Bedürfnis  naoh  neuen  An- 
lagen war  aber  unterdessen  dasselbe  geblieben  und  wie  die  Staaten 
keine  Schulden  mehr  machen  konnten,  traten  die  Gemeinden  ein. 
Auch  dieee  gingen  vielfach  zu  weit  und  wurden  nun  ähnlioh,  wenn  auch 
nicht  so  streng,  gebunden  als  die  Staaten,  da  gerade  den  Gemeinden, 
deren  Steuerwesen  darum  auch  viel  entwickelter  ist,  die  Hauptsorge  für  das 

1)  Die  „Uebersicht“  dieses  Heftes  bringt  die  Fortsetsuug  der  „Uebersicht“  etc.  des 
6.  Heftes  (cf.  oben  S.  816). 
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Gemeinwohl  in  Nordamerika  zufiillt.  Da«  heutige  Bild  ist:  annähernde  Pro- 
hibition desSchuldenmachens  für  die  Staaten,  verfassungsmäßige  Restriktion 
und  Schuldeomaxima  für  die  Gemeinden.  In  dem  Umstande,  dafs  die  Ver- 
fassungen als  solche,  in  ihrer  starren  Gestalt,  an  Stelle  einer  admini- 
strativen Kontrolle,  an  deren  Erfolg  man  in  den  Vereinigten  Staaten  su 
verzweifeln  vorgiebt,  eindämmend  auf  dem  Gebiete  des  Kreditwesens  ein- 
wirken, liegt  der  Hauptuntersohied  desselben  den  europäischen  Kultur- 
staaten gegenüber,  deren  Einrichtungen  unser  Verfasser  in  gedrängtem 
Ueberblick  zur  Vergleichung  heranzieht. 

Bei  der  Beschränkung  der  Kreditnutzung  seitens  der  Staaten  und  Ge- 
meinden fiel  die  nur  durch  Inanspruchnahme  des  Kredits  mögliohe  Ausgestal- 
tung, damit  aber  auch  Ausnutzung  der  grossen  Unternehmungen,  vor 
Allem  des  Verkehrswesens,  in  den  Vereinigten  Staaten  den  privaten 
Unternehmungsformen,  den  Aktiengesellschaften  zu.  Hier  aber 
liegt  der  wirtschaftliche  und  soziale  Schwerpunkt  der  ganzen  Frage. 
Unser  Verfasser  scheint  mit  deren  thatsächlichen  Lösung  einverstanden 
zn  sein.  Gerade  aber  das  sich  also  entwickelt  habende  Privilegien-  und 
Monopolwesen  birgt  die  gröfste  Gefahr  für  Nordamerika.  — Möge  der 
Verfasser,  der  uns  durch  seine  Arbeit  gezeigt  hat,  dafs  er  unter  Leitung 
seines  vorzüglichen  Lehrers  G.  Cohn  fleifsig  arbeiten  kann , wenn  er  in 
seine  Heimat  zurückkehrt,  dieser  Frage  seine  Aufmerksamkeit  zuwenden. 
Er  wird  dann  erkennen,  dafs  die  Wirkung,  wenn  nicht  geradezu  der 
Zweck,  der  von  ihm  beleuchteteu  Verfassungsbestimmungen  nioht  allein 
die  war.  die  Finanzen  der  Staaten  und  Gemeinden  gesund  hinzustellen, 
als  auch  deren , in  vernünftigem  Mafse  gehalten , ungefährliche  Kredit^ 
entwickelung  zu  unterbinden,  um  so  die  Waffe  des  Kredits  „plus  terrible 
que  la  poudre  ä canon“,  ausschliefslich  in  die  Hand  Einzelner  und  deren 
Koterien  zu  legen. 

Berlin.  R.  v.  Kaufmann. 

11.  Staats-  and  Verwaltangsrecht. 

Tr  i e p s,  Das  deutsche  Reich  und  die  deutschen  Bundesstaaten  in  ihren 
rechtlichen  Beziehungen.  Berlin  1890.  VIII  u.  232  SS. 

Der  Verfasser  ist  seiner  S.  100  präcisierten  Aufgabe,  die  rechtliche 
Natur  des  Reichs,  insbesondere  in  Beinen  Beziehungen  zu  den  Einzel- 
s tauten,  zu  behandeln,  duroh  eine  theoretische  Grundlegung  näher  getreten, 
welche  „die  Staatenverbindung  im  allgemeinen“  hehandelt.  Als  Axiom 
gilt  auch  ihm  die  allgemein  recipierte  Lehre,  dafs  der  Staat  die  höchste 
Gewalt  anf  Erden  repräsentiere  und  daher  als  soloher  einerseits  niemandem 
gehorohe,  andererseits  omnipotent  sei,  sofern  er  nur  die  nach  einem  sub- 
jektiven Mafsstabe  festzulegende  Freiheit  des  Individuums  respektiere. 
Dafs  aber  der  Kirche,  wie  im  gewisseu  Sinne  auch  der  Kommune,  eine 
vom  Staate  unabhängige  Entstehung  und  Fortexistenz  zuzuschreiben  ist, 
hat  jüngst  Taine  mit  historisch-politischen  Gründen  in  seinem  Rdgime 
moderne  Bd.  I,  S.  167  überzeugend  belegt  und  dürfte  auch  in  der  Zu- 
kunft rein  theoretisch  entwickelt  werden  können.  Abgesehen  hiervon 
findet  der  Verfasser  seinen  Ausgangspunkt  nicht  etwa  in  dem  Begriff  der 
Souveränität,  den  er  vielmehr  in  keineswegs  überzeugender  Weise  als  viel- 
deutig und  unjuristisch  (S.  62)  beiseite  sohiebt , sondern  in  einer  dem 


Digitize 


Uebcr»ichc  Aber  die  neuesten  Publikationen  Deutscblaud»  und  des  Auslandes.  941 


privatreohlliohen  Eigentum  analogen  Staatsgewalt  (8.  45),  die  begrifflich 
die  Summe  aller  Hoheitsrechte  in  sich  schliefsen  soll.  Wie  das  Eigentum 
durch  dingliche  Keohte  belastet,  dennoch  unumschränkt  bleibt,  so  soll  auch 
der  Staatsgewalt  die  Fähigkeit  innewohnen , ohne  dafs  der  Charakter  des 
Staates  berührt  wird , einzelne  Hoheitsrechte  vou  sich  abzulösen,  bald  zu 
Gunsten  eines  Nachbarstaates  in  Form  einer  Staatsservitut,  bald  um  eine 
eigene  Staatenverbindung  zu  eohaffen.  Der  Akt  selbst  stellt  sich  als  Uebertra- 
gung  eines  dem  dinglichen  Rechte  analogen  absoluten  Hoheitsrechts  und  folge- 
richtig als  ein  dinglicher  Vertrag  dar,  der  der  privatreohtliehen  Auf- 
lassung gleicht.  Der  Verfasser  findet  — von  rein  obligatorischen  Ver- 
trägen abgesehen  — in  jeder  Staatenverbindung,  die  eiuen  dauernden 
Zweck  hat,  mag  man  sie  8taatenbund,  Bundesstaat,  Personalunion  be- 
nennen, das  Charakteristikum  der  dinglichen  Uebertragung  solcher  absoluten 
Hoheitsrechte  an  ein  neu  zu  bildendes  völkerrechtliches  Rechtssubjekt,  das 
über  den  Einzelstaaten  lagert,  wie  die  jura  in  re  alienu  Uber  dem  Eigen- 
tum. Er  folgert  daraus,  dafs  von  Ceber-  oder  Dnterordnnng  der  Einzel- 
staaten, bezw.  des  durch  die  Abgabe  der  Rechte  entstandenen  zusammen- 
gesetzten Staates,  keine  Rede  sein  könne.  Für  Staatenbund,  Bundesstaat 
und  Personalunion  wird  ein  begrifflicher  Unterschied  nicht  zugegeben ; es 
soll  vielmehr  neben  der  S:ärko  des  obligatorischen  Bandes  im  konkreten 
Falle  die  Quantität  der  von  den  Einzelstaaten  abgegebenen  Hoheitsrechte 
für  den  Namen  der  Staatenverbindung  entscheidend  sein.  Das  Deutsche 
Reich  wird  demnach  als  Bundesstaat  betraohtet,  der  aus  dinglichen  Ver- 
trägen entstanden  ist,  die  in  Erfüllung  obligatorischer  Verpflichtungen  ge- 
schlossen wurden,  so  dafs  seinen  Hoheitsreohten  nicht  eine  Stellung  über, 
sondern  nebon  denen  der  Einzelstaaten  anzuweisen  sein  wird. 

Es  ist  nun  dom  Verfasser  ohne  weiteres  zuzugeben,  dafs  rein  obli- 
gatorische Verbindlichkeiten  konstruktiv  zu  einer  Erklärung  einer  Real- 
union, wie  die  des  modernen  Oeatcrreioh- Ungarns,  oder  auch  eines  Staaten- 
bnndes,  wie  der  Rheinbund  oder  der  deutsche  Bund  gewesen  ist,  nicht 
zureichen , wie  z.  B.  im  letzteren  Falle  das  Dasein  bestimmter  Organe, 
des  Bundesfeldherrn,  der  Bundesfestungen,  der  Bundesarmee,  fernerhin  das 
Gesandtschaftsrecht  und  die  Unlösbarkeit  des  Bundes  das  Mafs  einer  obli- 
gatorischen Vereinigung  überschreiten  dürften. 

Es  mufs  jedoch  bezweifult  werden , ob  die  Theorie  der  Entstehung 
des  Reiches  durch  Uebertragung  dinglicher  Rechte  der  Kompetenz  desselben 
gegenüber  standhält  Denn  diese  begründet  nicht  nur  eine  qualitative 
Inferiorität  der  einzelslaattiohen  Gewalt , sondern  es  widerspricht  auoh, 
wenn,  wie  im  Jahre  1873,  die  Rechte  der  Einzelstaaten  vermindert  werden, 
der  Möglichkeit,  dafs  dies  auf  dem  Wege  eines  dinglichen  Vertrages  er- 
folge, die  Thatsache,  dafs  diese  Kompetenzerweiterung  auoh  gegen  den 
Widerspruch  eines  Einzelstaates,  also  ohne  die  Bildung  eines  Vertrags- 
willens, perfekt  werden  konnte.  Die  Erklärung,  welche  der  Verfasser 
S.  107  giebt,  um  den  schwächsten  Puukt  seiner  Theorie  zu  decken, 
ist  allzu  künstlich , um  zu  befriedigen.  Er  fafst  nämlich  die  spätere 
Kompetenzerweiterung  als  einen  die  erste  Abtretung  ergänzenden  Rechts- 
akt auf,  der  darauf  gegründet  sei,  dafs  in  dem  dinglichen  Urvertrage  die 
Ermächtigung  liege,  auf  einseitigen  Besehlufs  der  Gesamtheit  auoh  weitere 
Rechte  für  das  Reich  in  Auspruoh  zu  nehmen. 
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Lobend  ist  schliefe  lieh  hervorzuhebeo , dafs  der  Verfasser  es  unter- 
lassen hat,  aus  seiner  theoretisch  von  der  gemeinen  Meinung  des  öfteren 
abweichenden  Stellung  in  gesuchter  Weise  praktische  Konsequenzen  zu 
ziehen,  wie  dies  z.  B.  dem  neuerschienenen  Buche  Kloeppels  „Gesetz  und 
Obrigkeit“  Torzuwerfen  ist.  Alles  in  allem  handelt  es  sich  hier  um  eine 
interessante,  ein  wenig  schwerfällige  Darlegung  einer  wirklichen  Gedanken- 
arbeit, deren  Kenntnis  für  spätere  Versuche,  dem  Reiche  inmitten  der 
Kinzelstaaten  den  ihm  gebührenden  Platz  anzuweisen , nioht  zn  umgehen 
sein  wird. 

Breslau.  Dr.  Keil. 

12.  Statistik. 

Allgemeines. 

Kdsume  statistique  de  l’empire  du  Japon.  Anode  1892. 
Tokio.  160  SS. 

Der  vorliegende  statistische  Ueberblick  Japans  ist  bereits  der  sechste, 
der  in  japanischer  und  französischer  Sprache  erscheint.  Er  ist  ein  Aus- 
zug aus  dem  stat.  Jahrbuch,  welches  nur  mit  chinesischen  Zeichen  ge- 
schrieben ist.  In  XIX  Abteilungen  werden  nach  Art  des  Statistical  Ab- 
stract  tabellarische  Debersichten  über  die  Bevölkerungs-,  Produktions-,  Ver- 
kehraverhältuisse , wie  über  Sparkassen  (Japan  hat  seit  1875  bereits  die 
Postsparkasse  und  1889  bereits  gegen  800  000  Einleger),  öffentlichen  Unter- 
rioht,  Justiz-,  Heer-  und  Finanzwesen  gegeben.  Unter  „Hygiene  publi- 
que“ ist  die  Zahl  der  Aerzte,  Hebammen,  Hospitäler  und  Apotheken,  die 
Statistik  der  Todesursachen,  sowie  die  Zahl  der  geimpften  Personen  aufge- 
führt. Unter  „Police“  sind  die  Polizeibeamten  und  -Bureaus  rubriziert, 
aber  auch  die  Morde,  Selbstmorde  und  Brände. 

Die  in  dem  Werke  enthaltenen  Zahlen  bieten  ein  reiches  und  in- 
teressantes Material  zur  Vergleichung  mit  den  europäischen  Ländern,  wenn 
auch  die  japanischen  Erhebungen  nicht  alle  mit  ausreichender  Genauigkeit 
durchgefuhrt  sind. 

Das  Bestreben,  den  Inhalt  des  Buches  stetig  zu  verbessern,  ist  auch 
in  diesem  Hefte  erkennbar,  ln  einzelnen  Punkten  wäre  aber  eine  Aende- 
rung  resp.  Ergänzung  geboten. 

So  fordert  die  durchgehende  Teilung  des  Landes  in  6 grofse  Distrikte 
(Hokaido  oder  Jezo,  Nordjapan,  Mitteljapan,  Südjapan,  Shikoku  und  Kiu- 
Shiu)  die  Kritik  heraus,  da  sie  Zusammengehöriges  trennt  und  umgekehrt, 
und  so  die  wirklichen  Verhältnisse  vielfach  eher  verdunkelt  als  klarstellt. 
Wollte  man  dagegen  die  Einteilung  in  Provinzen  aus  dem  Jahrbache 
heräbernehmen,  bo  würde  wegen  deren  grofser  Zahl  (1890  : 85)  der  Um- 
fang des  Buches  bedeutend  anschwellen.  Diesem  Dilemma  könnte  man 
vielleicht  dadurch  entgehen,  dafs  man  im  allgemeinen  die  8echsteilung 
läfst,  aber  für  Verhältnisse,  wo  die  Kenntnis  der  lokalen  Unterschiede 
wichtig  ist,  die  Ken-Einteilung  einführt,  wie  dies  auf  8.  12  u.  13  bei  der 
Bevölkerungsdichtigkeitstabelle  auch  geschehen  ist.  Namentlich  wäre  dies 
zu  empfehlen  bei  der  Bevölkerungs-,  Produktions-,  Preis-,  Sparkassen-, 
Hygiene- , Brand-  etc.  Unterstützungsstatistik.  Bei  der  Bevölkerungs- 
statistik macht  sich  noch  immer  der  Mangel  einer  Berufsstatistik  fühlbar, 
welche,  abgesehen  von  einigen  mifslungeuen  Versuchen,  bisher  wegen  der 
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mit  der  Aufnahme  yerbundenen  Kosten  unterblieben  ist.  — ■ Die  Angabe 
über  die  Ausdehnung  der  Pacht  (Kapitel  III,  Tabelle  1)  stammt  aus  dem 
Jahre  1886  (39,84  °/0  des  Ackerbodens  verpachtet).  Seitdem  aber  haben 
sich  die  Verhältnisse  bedeutend  verschlimmert 

Ein  Blick  auf  die  Waldstatistik  zeigt  sofort  ihre  Unzulänglichkeit 
Die  Angaben  schwanken  von  Jahr  zu  Jahr,  weil  weder  die  Regierung 
□och  die  Gemeinden  Sicheres  Uber  die  Gröfsenverhältnisse  der  Wälder 
wissen.  Wirkliche  Vermessungen  existieren  bislang  nur  in  geringem  Um- 
fange. Die  Angaben  beruhen  vielfach  auf  reinen  Schätzungen.  Aufser- 
dem  kommen  fortwährend  Veräufserungen  von  Staatswald  vor.  Auoh  für 
die  Thee-  und  Seidenproduktion  stimmen  die  Zahlen  nicht,  sie  sind  viel 
zu  niedrig  angegeben. 

Beim  Handel  fehlt  die  Statistik  des  Binnenhandels  immer  noch,  beim 
auswärtigen  die  Angaben  der  Gewichtsmengen,  welche  für  gewisse  Zwecke 
wichtiger  als  die  Wertangaben  sind , namentlich  wenn  die  Produktion 
nach  dem  Gewichte  resp.  Rauminhalte  berechnet  ist.  — Im  IX.  Kapitel  ver- 
mifst  man  die  Statistik  der  Versicherungsgesellschaften,  sowie  die  Scheidung 
von  Stadt  und  Land  bei  den  Sparkassen,  welche  gerade  für  Japan  uner- 
läfslich  ist.  Diese  Ausstellungen  mögen  hier  genügen.  Sie  sollen  nicht 
dazu  dienen , den  Wert  des  sonBt  sehr  brauchbaren  Buches  zu  beein- 
trächtigen, sondern  ihn  durch  Hinweis  auf  notwendige  Verbesserungen  er- 
höhen zu  helfen. 

Dr.  Johannes  Weruicke, 

bisher  Lehrer  der  Staaiswissenschaften  an  der  Deutschen  Rechtsschule 
in  Tokyo. 

Beiträge  zur  landwirtschaftlichen  Statistik  von  Preafsen  für  das  Jahr  1891.  Teil  I. 
Bearbeitet  im  kgl.  preufs.  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Domänen  and  Forsten.  (A. 
a.  d.  T : Landwirtschaftliche  Jahrbücher.  XXI.  Band,  Ergänzungsband  I.)  Berlin,  Parey, 
1892.  gr.  8. 

Be  r i c h t de»  Centralvorstandes  über  die  Tbätigkeit  des  Gostav-Adolfvereins  im 
LX.  Vereinsjabre  1890/91  und  Bericht  über  das  gemeinsame  Liebeswerk  1892.  Leipzig, 
Selbstverlag  des  Vereins,  1892.  8.  97  SS.  einachl.  statistischer  Beilagen.  — Rschnungs- 
ablage  des  Centralvorstandea  dea  evangelischen  Vereins  der  Gustav-Adolfstlftung  auf  das 
Jahr  vom  6.  11.  1890  bia  6.11.  1891,  ebd.  1892.  folio.  72  SS. 

Jahrbuch,  klinisches.  Im  Aufträge  des  Ministers  der  geistlichen,  Unterrichts- und 
Medizinalangelegenheiten  unter  Mitwirkung  der  Vortragenden  Räte  (Prof.)  C.  Skrzeczka 
und  G.  Schönfeld  herausgegeben  von  (Prof.)  A.  Guttstadt.  Band  IV.  Berlin,  J.  Springer, 
1892.  gr.  8.  VUl — 544  SS.  mit  in  den  Text  gedrnckten  Abbildungen,  geb.  M.  16. — . 
(Aus  dem  Inhalte:  Statistik  der  stationären  Kliniken  und  Polikliniken  der  preufsischen 
Universitäten  für  das  Jahr  1890/91 : Verwaltungsnachrichten.  Morbiditätsstatistik.  Unter- 
richtsstatistik. SS.  246 — 494.) 

Jahrbuch,  statistisches,  für  das  Grofsherzogtnm  Baden.  Jahrgang  XXIII  (1892.) 
Karlsruhe,  Macklotsche  Druckerei,  1892.  gr.  Lex.-8.  XIV — 429  SS.  (Inhalt:  Gebiet. 
Bewohnung , Stand  und  Bewegung  der  Bevölkerung.  — Bodenbenützung.  Land-  und 
Forstwirtschaft.  — Gewerbe.  — Verkehr  und  Verkehrswege.  — Handel,  Kredit  und 
Versicherung , Preise  und  Löhne.  Das  soziale  Versicherungswesen.  — Gesundheitswesen 
und  Versorgung.  — Unterricht  und  Bildung,  Recbtspdege.  — Verwaltung  und  Polizei.  — 
Finanzen.  — Die  größeren  Gemeinden.  — Die  Pfründner-,  Kranken-,  Siechen-,  Waisen-, 
Rettung»*,  Armen-  und  sonstigen  Wohlthätigkeitsanstalten  nach  dem  Stande  von  1888.  — etc.) 

Jahresbericht,  medizinisch-statistischer,  über  die  Stadt  Stuttgart  vom  Jahre  189 1 . 
Jahrgang  XIX.  Herausgegeben  vom  Stuttgarter  ärztlichen  Verein.  Stuttgart , Metzler, 
1892.  8.  IV — 104  SS.  mit  1 Karte  und  15  statistischen  Tabellen.  M.  1. — . 

Mehlhausen,  Charit£statistlk  für  1.  April  1890/91.  Berlin  1892.  gr.  8.  123  SS, 
(Sonderabdruck  aus  Charit&mnalen,  Jahrg.  XVII.) 
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Mitteilungen  des  statistischen  Büreau*  des  hersoglichen  Staat »ministeriums  tu 
Gotha  über  Landes-  und  Volkskunde  der  Herzogtümer  Sachsen-Koburg  und  Gotha.  Jahr- 
gang 1892  Gotha,  Thicnemanu , 1892  folio.  86  SS.  (Inhalt:  Die  Bevölkerung  in 
den  Herzogtümern  8acbsen-Koburg  und  Gotha  in  den  Jahren  1816,  1834,  184S,  1852. 
1861,  1864,  1867,  1871,  1875,  1880,  1885  und  1890.  — Die  ortsanwesende  Bevölkerung 
in  Sachsen-Koburg  und  Gotha  bei  der  aui  1.  12.  1890  stattgefundenen  Volkszählung  nach 
den  Wobnuogsverhältuissen,  den  Haushaltungen,  dem  Religionsbekenntnis,  Geschlecht, 
Alter  und  Familienstand  etc.  — Zusammenstellung  der  in  den  13  Jahren  1879  bis  mit 
1891  ermittelten  Anbauflächen  und  Ernteerträge  in  Sachsen  Koburg  und  Gotha.  — ) 

Mitteilungen,  statistische,  aus  den  deutschen  evangelischen  Landeskirchen  vom 
Jahre  1890  (enthaltend  Tabelle  I,  kirchliche  Einrichtungen  uud  Tabelle  II,  Aeufserungen 
des  kirchlichen  Lebens).  Stuttgart,  GrÜoinger,  1892.  8 38  SS.  (Zusammengestellt 

von  der  statistischen  Kommission  der  deutschen  evangel.  Kirchenkonferenz  zu  Eisenach.) 

Ortsverzeichnis  von  den  Herzogtümern  Sachsen-Koburg  und  Gotha  auf  Grund 
der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1890.  Herausgegeben  vom  statistischen  Bureau  des 
liersog).  StaatsminUteriums  zu  Gotha.  Gotha,  E F.  Thienemann,  1892.  gr  8.  4t  88. 

v.  Wobeser,  O.  , Die  Cholera.  Statistische  Skizze  (ihres  Auftretens  in  Altona, 
1892).  Altona  1892.  4.  8 SS.  Nicht  im  Handel 

Frankreich. 

Statiatique  des  pöches  maritimes  et  de  l’ostrdicultare  pour  l’annde  1890.  Franc« 
et  Algärie.  Paris,  imprim.  nationale,  1892  8.  273  pag.  (Publication  du  MinUtire  de 

la  marine) 


Oesterreich-Ungarn. 

Bericht  der  k.  k.  Krankenaustalt  Rudolphstiftung  in  Wien  vom  Jahre  1891.  Im 
Aufträge  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  veröffentlicht.  Wien , Verlag  der  Anstalt, 
1892.  gr.  8.  VIII — 455  SS.  mit  5 graphischen  Tabellen.  (Der  allgemeine  statistische 
Teil  der  Krankenbewegung  umfafst  209  SS.) 

Jahrbuch,  statistisches,  des  k.  k.  Ackerbauministeriuros  für  1891.  Heft  1:  Pro- 
duktion aus  dem  Pflansenbau.  Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei,  1892.  8.  145 
SS-  mit  2 Tafeln.  Dasselbe.  Heft  2 : Der  Bergwerksbetrieb  Oesterreichs  im  Jahre  1891. 
Lieferung  1 : Die  Bergwerksproduktion,  ebd  1892  8.  154  SS. 

Oesterreichische  Statistik,  Band  XXX  Heft  1:  Ergebnisse  der  Civibrechts- 
pflege  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  im  Jahre  1888.  Be- 
arbeitet von  dem  Büreau  der  k.  k.  statistischen  Centralkommission  unter  Mitwirkung  des 
k.  k.  Justizministeriums.  Wien,  C.  Gerolds  Sohn,  1892.  Imp.-4.  XXXIV — 113  83. 

fl  2,50. 

Politiöko  i sudbeno  razdieljenje  Kraljevina  Hrvatske  i Slavonye  i repertorij 
inj  es  t ft  po  posljedcih  popisa  godine  1890,  izdala  Kr.  Hrv.-Slav.-Dalm.  zemaljska  vlada  a 
sastavio  Kr.  atatisttfki  ured  u ztgrebu.  Zagreb,  tipografski  zavod  ,,Knrodnih  Novinah“, 
1892.  gr.  4.  XXV — 192  pp  (Politische  nnd  Gerichtseinteilnng  der  Königreiche  Kro- 
atien and  Slavonien  nnd  Ortsrepertorium  nach  den  Ergebnissen  der  Zählung  vom  Jahre 
1890,  herausgegeben  von  der  kgl.  Krost.-Slav.-Dalm.  Landesregierung,  zusammengestellt 
vom  kgl.  statistischen  Büreau  in  Agram). 

Holland. 

Rietstap,  J.  B.,  Beknopt  aardrijkskundig  woordenboek  van  Nederland  and  zyne 
kolonien.  Groningen,  J.  B.  Wolters,  1892.  8.  fl-  2,90. 

Statistiek  van  het  Koninkrijk  der  Nederlanden.  Bescheiden  betreffende  de  geld- 
xniddelen.  XVII4*  stuk,  2<ie  gedeelte,  1891.  'sGravenhage,  M.  Nijhoff,  1892.  4 U— 375 
bis.  (Uitgegeven  door  het  Departement  van  finaoeien.  Inhoud:  Statistiske  tabellen  ran 
het  Patentrecht  over  hei  dienstjaar  1890 — 91.) 

Schweis. 

Jahrbuch,  statistisches,  der  Schweis.  Herausgegeben  vom  statistischen  Büreau 
des  eldg  Departements  des  Innern  — Jahrgang  II.  Bern  , Orell  Füfsli,  1892-  gr.  8 
XVI — 364  SS.  mit  Kartenskizze  (Einteilung  der  Sciiweizer&lpeu)  and  1 graphischen 
Aaswanderungskarte.  (Inhalt : Bodenfläche.  — Bevölkerung.  — Landwirtschaft ; Vieh- 
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stand,  Forstwirtschaft ; Fischzucht.  — Salinen.  — Industrie.  — Verkehr  und  Verkehrs- 
mittel. — Handel.  Versicherung.  Geld-  und  Kreditwesen.  Lebensmittelprehe.  — Ge- 
sundheitswesen. Gesundheitspoiiaei.  Unterstützung.  — Unfallstatistik.  — Unterricht,  Er- 
ziehung. — Finanzwesen.  — Gefängniswesen.  — Militärwesen.  — Politische  Statistik 
der  Schweiz.  — etc.) 

Mitteilungen  des  heroischen  statistischen  Büreaus.  Jahrgang  1892,  Lieferung 
1.  Bern,  Bachdruckerei  Michel  & Büchler.  1892.  gr.  8.  94  SS.  (Inhalt : Statistik  der 

öffentlichen  Krankenpflege  im  Kanton  Bern,  mit  Bezugnahme  auf  die  Krankenversicherung). 

Amerika  (Staat  Massachusetts). 

Annual  report,  XXIInd,  of  the  Bureau  of  statistics  o(  labor  (of  the  State  of  Mas- 
sachusetts), March  1892.  Boston,  Wright  & Potter  printing  C°,  1892.  8.  XXVIII — 

580  pp  . cloth.  (Contents  pp.  1 — 579  : A tenement  bouse  census  of  Boston,  section  I: 
Tenements,  rooms,  and  rents.) 

Annual  statistica,  the,  of  manufactures  (of  the  State  of  Massachusetts),  1891. 
Boston  y Wright  & Potter  printing  C°  , 1892.  gr.  in-8  XVI — 326  pp  , cloth.  (Publi- 

catiou  of  the  Bureau  of  statistics  of  labor,  Massachusetts.) 

Asien  (China). 

China.  Imperial  maritime  costoms,  I.  Statistical  series : N"  2.  Customs  gazette, 
N°  XC1I1/XCIV,  January  — June  1892.  Shanghai,  Kelly  & Walsh,  and  London,  King 
& Son,  1892.  4.  213  aud  221  pp.  k $ 1.—. 

China  Imperial  maritime  customs.  I.  Statistical  series:  No*  3 and  4.  Returns 
of  trade  and  trade  reporta  for  the  year  1891-  Part  II.  Reports  and  statistics  for  each 
port,  with  the  reporta  and  statistics  for  Corea  33rd  and  for  Corea  27th  issue.  Published 
by  order  of  the  Inspector  general  of  custoins.  Shanghai,  Kelly  &,  Walsh,  and  London, 
King  & Son,  1892.  4.  VI— 674  pp  $ 5 — 

Australien  (Neusüdwales). 

Results  of  a census  oi  the  colony  of  New  South  Wales,  taken  for  the  night  of 
5üi  April  1891.  Part  I:  Ages  of  the  penple.  Population  distributed  in  municipalities, 
counties,  and  electorai  districts.  Sydney,  Potter  printed,  1892.  4.  80  pp.  2/.6. 

13.  Verichiedenes. 

v.  B e 1 o w , H.  . Zur  Geschichte  des  Jahres  1806.  Glogaus  Belagerung  und  Ver- 
teidigung. Berlin,  K.  Siegismund,  1893.  8.  67  SS.  mit  2 Karten.  M.  1,80. 

Beta,  O. , Warum  liegen  wir  Deutsche  in  den  Ketten  der  Schuldknechtschaft? 
Nach  einem  Vortrage  über  Real-  und  Personalkredit  Berlin,  E Schneider,  1892.  16- 

48  SS.  M.  0,40.  (Herausgegeben  vom  deutsch -sozialen  antisemitischen  Verein  für  Berlin 
and  Umgegend.) 

v Bi  Ibas  soff,  B.  (Prof.),  Geschichte  Katharina  II.  Deutsch  von  P.  v.  R.  Des 
russischen  Originals  Hand  II,  1.  u.  2.  Abteilung.  Berlin,  S.  Cronbach,  1893.  gr.  8. 
VII — 615  u.  IV — 376  SS.  M.  18. — . (Inhalt:  Vom  Regierungsantritt  Katharinas  1762 
bis  1764.  — Forschungen,  Briefe  und  Dokumente.) 

Bleibtreu,  K.  , Friedrich  der  Grofse  und  die  Revolution.  Kritische  Historie. 
Leipzig,  W,  Friedrich,  1892.  8.  VIII — 167  SS.  M.  8. — . (A.  u.  d.  T. : Geschichte 
und  Geist  der  europäischen  Kriege  unter  Friedrich  dem  Grofsen  und  Napoleon  I.) 

Deutsche  Frauen  vor  dem  Parlament.  Der  Verein  „Frauenbildungsreform“  in 
Weimar  und  seine  Petitionen  au  den  Deutschen  Reichstag  und  an  die  Landtage  der 
deutschen  Einzelstaaten.  Aktenstücke  zur  neuesten  Geschichte  der  Frauenbewegung  in 
Deutschland , gesammelt  von  W.  Grimm.  Weimar,  Weimarer  Verlagsanstalt,  1892  IV 
— 162  SS.  M.  1,50.  (A.  o.  d.  T. : Bibliothek  der  Franenfrage,  hrsg.  von  Frau  J.  Kett- 
ler,  Heft  7 ) 

Evers,  Edwin,  Braudenburgisch-preufsische  Geschichte  bis  anf  die  neueste  Zeit. 
Berlin,  Winkelmann  & Söhne,  1892.  gr  8.  VIII — 624  SS.  mit  3 Karten,  die  Entwicke- 
lung des  preufsischen  Staates  darstellend , ferner  mit  in  den  Text  aufgenommenen  Bild- 
nissen und  den  Plänen  der  wichtigsten  Schlachtfelder.  M.  7. — . 

Fnlano,  T.  H. , Der  Sturz  des  Kaisertbrones  in  Brasilien  und  seine  Folgen  auf 

Dritte  Folge  Bd  IV  (L1X). 
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politischem  uud  kirchlichem  Gebiete.  Nach  eigenen  Erlebnissen  geschildert  Köln,  Ba- 
chem, 1892.  8.  IV— tOO  88.  mit  8 Porträts.  M.  8.—. 

Giggel,  G.  (Lehrer),  Die  deutschen  Volksschullehrerkonferenzen  des  Jahres  1891. 
XIII.  pädagogisches  Jahrbuch.  Dresden,  Bleyl  & Kaemmerer,  1892.  8.  VUI — 104  88.  M.  1,60. 

Klos,  H.,  Das  Militärschul  wesen  in  Hufsland.  Seine  Entwickelung  und  gegenwärtige 
Organisation.  8t  Petersburg,  H.  Schinitzdorff,  1892.  gr.  8 32  88.  M.  1,20. 

Kr  ata,  H.  (Gymnasialoberlehrer),  Die  Berechtigungen  der  höheren  Schulen  in 
Preufoen  sur  Vorbildung  für  weitere  Studien  und  die  öffentlichen  Dienstzweige.  Neuwied, 
Heuser,  189  2 8.  30  SS  M.  0,60. 

Mönchsfrage,  die,  im  Lichte  der  Geschichte,  einer  Bittschrift  und  einer  Denk- 
schrift. Halle  a/8.,  Strien,  1892  8.  34  SS.  M.  0,50  (A.  u.  d T.  : Mitteilungen 

über  die  konfessionellen  Verhältnisse  in  Württemberg.  Heft  XVII.) 

Mücke  (lic.  theol  ),  Kaiser  Wilhelm  II.  und  sein  Verhältnis  au  Staat  und  Kirche. 
Ein  ernster  Mahnruf  Berlin,  H Sleinita,  1892.  8.  112  SS.  M.  1,60. 

Kegel,  Frits  (Privatdoaent  der  Geographie,  Jena),  Thüringen.  Ein  geographisches 
Handbuch  Teil  I:  Das  Land  1.  Grenzen  2.  Boden gestaltung  uud  Gewässer  3.  Schich- 
tenaufbau und  Entstehungsgeschichte.  4.  Klima.  Jena,  G.  Fischer,  1892  gr.  8.  XVI 
— 400  SS.  mit  1 geologischen  Karte  , 8 gröfseren  geologischen  Profilen  und  40  Textab- 
bildungen. M.  8. — . 

Regelung,  die , der  Prostitutionsfrage  mit  besonderer  Berücksichtigung  zürche- 
rischer Verhältnisse  herausgegeben  vom  Aktionskomitee  des  kant.  zürcherischen  Mänoer- 
▼ereins  sur  Hebung  der  Sittlichkeit.  Entgegnung  auf  „die  Gefahren  der  Prostitution  und 
ihre  gesetzliche  Bekämpfung“.  Gutachten  des  zürcherischen  Sanitätsrates,  1891.  Zürich, 
Selbstverlag  des  Männervereins,  1892.  gr  8.  92  88.  M.  1. — . 

Rehbinder,  Nikol.  (Graf),  „Heiliges  Kufsland  erwache!“  Erinnerungsblätter  au 
dem  Leben  eines  russischen  Zollbeamten.  Leiptig,  M.  Spohr,  1892.  gr.  8 98  SS.  M.  1,60. 

Repertorium  der  technischen  Journal litteratur.  Im  Aufträge  des  kaiaerl.  Pa- 
tentamt» brag.  von  Rieth.  Jahrg.  1891.  Berlin,  C.  Heymann,  1892  Roy. -8.  XI — 475  SS. 

Kupp,  Julius,  Der  christliche  8taat.  Neu  aufgelegt  und  aus  seinen  binterlassenen 
Papieren  ergänzt.  Leipzig,  O.  Wigand,  1892.  8.  64  SS.  M.  1. — . 

Scbultze,  Fritz  (o.  Prof,  an  der  techn.  Hochschule,  Dresden),  Deutsche  Er- 
ziehung. Leipzig,  Ernst  Günther,  1892.  gr.  8.  IV — 882  SS.  M.  6. — . 

▼.  T et  tau  (Frb.),  Die  Kosakenheere.  Militärisch-statistische  Beschreibung.  Nach 
russischen  Quellen  bearbeitet  Berlin,  Liebeische  Buchhdl.,  1892  8.  VI— 284  SS.  mit 

einer  Stammtafel  der  Kosakenheere  und  eiuer  Skizze  der  Kosakenländer.  M.  6. — . 


Mirkovitch,  Th,  Etüde  sur  les  eaux  mindrales  en  Serbie.  Paris,  Steinbeil, 
1892.  8.  167  pag.  et  carte  en  cool. 

Waldteufel,  Ed.,  Memoire  poar  la  rötrocession  de  l’Alsace-Lorraine , ad  res -»e  4 
S.  M.  l'Empereur  et  roi  Guillaume  II  Paris,  Perrin  & Cb,  1892.  in-16.  fr.  8,50. 

A n n u a 1 report  of  the  Board  of  regents  of  the  Smitbsonian  Institution  ahowing  the 
operations,  expenditures.  and  condition  of  the  Institution  to  July,  1890.  Washington, 
Government  Prioting  Office,  1891.  gr.  8.  XL1 — 806  pp.  cloth. 

Campbell,  J.  P.  [Johns  Hopkins]  (Prof,  of  biology,  University  of  Georgia), 
Biological  teaching  in  the  Colleges  of  the  United  States.  Washington,  Government  Printing 
Office,  1891.  8.  183  pp  (Bureau  of  Kducation  circular  of  Information  N°  9,  1891.) 

Craighton,  C.,  History  of  epidemics  in  Britain  from  a.  D.  664  to  the  eztinction 
of  the  plague.  New  York,  Macmillan  & C°,  1892.  718  pp.,  cloth.  £ 4,50 

G o r d y , J.  P.  (Prof,  of  pedagogy  in  Ohio  University  at  Athens),  Rise  and  growth 
of  the  normal  school  in  the  United  States.  Washington,  Government  Prioting  Office, 
1891-  8.  146  pp.  (Bureau  of  Educatiou  circular  of  information,  N®  8,  1891.) 

Hugo  (Comtesse),  Comedy  and  comedians  in  politics.  London,  Ward  & Do wney, 
1892.  crown-8.  124  pp  2/6. 

Mc  Laughlin,  A.  C.  (Assistant  prof.  of  history  in  tbe  University  of  Michigan ),  History 
of  higher  education  in  Michigan  Washington,  Government  Printing  Office,  1892.  8.  180  pp. 
with  21  plates.  (Bureau  of  Education  circular  of  information,  N°  4,  1891,  also  „Con- 
tribution»  to  American  educ-ational  history“,  editcd  by  H.  B.  Adams,  N®  11  ) 

R a n d a 1 1 , C.  D.,  The  fourtb  international  prlson  congress.  Washington  , Govern- 
ment Printing  Office,  1891,  8.  264  pp.  with  15  plates.  (Bureau  of  Education  circular 

of  information  N°  2,  1891.) 


Digitized  by  Google 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 


947 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A.  Frankreich. 

Bulletin  de  statistique  et  de  lEgislation  comparEe.  XVl'^*  »imie  (1893).  Aoüt: 
A.  France,  colonies,  etc.:  La  Situation  financifere  des  dEpartemeuts  en  1890. — La  Situation 
financiEre  des  communes  en  1891,  France  et  AlgErie.  — Lcs  recettes  des  chemins  du 
f er,  l«r  septembre  1892  et  1891.  — La  caisse  nationale  des  retraites  pour  la  vieillesse. 

— Les  contribution»  directes  et  les  taxes  assimilEes,  Situation  au  1«  aoüt.  — Les  revenus 
de  l’Etat  (France  : 7 premiers  mois,  1892,  AlgErie,  6 premiers  mois).  — Le  commerce 
extErienr,  mois  de  juillet.  — Tonkin.  Le  commerce  extErieur  (1876  — 1891).  — B.  Pays 
ctrangers:  Angleterre  : Les  petits  dorn» ine*  agricoles  (small  holdings),  loi  du  27  juin 
1892.  — Belgique : Les  habitations  ouvriEre»,  loi  du  30  juillet  1892.  — Pays  Bas:  Les 
rEformes  fiscales  — Suisse : Le  monopole  de  l'alcool.  — Espagne : Les  nouveaux  impöt* 
lois  des  29  et  30  juin  1892.  — italie  : Le  monopole  du  sei.  — GrEce:  L’exposE  budge- 
taire  du  President  du  Conseil.  — Rus»ie:  Le  commerce  extErieur  en  1891.  — etc. 

Journal  de»  Economiste».  LI*  annee  (1892)  Septembre:  La  rEaction  protection- 
niste,  par  G.  de  Molinari.  — Le  bon  vieux  temps , pur  Courcelle-Seneuil.  — De  la 
sociEte  moderne  d'aprEs  la  derniEre  publicatiou  de  Courcelle-Seueuil,  par  E.  LamE-Fleury. 

— Mouvement  scientißque  et  industriel , par  Daniel  Bellet  — Revue  de  1’AcadEmie  des 
Sciences  morale*  et  politiquos  (du  15  juin  au  1«  aoüt  1892)  par  J.  Lefort.  — La  loi 
coopErative  et  participationniste,  par  E.  Brelay.  — Le  meeting  annuel  du  Cobdeo  Club 

— Le  congrEs  Economique  d'Anvers.  — La  doctrine  economique  de  l’Encyclique  sur  la 
condition  des  ouvriers,  par  E.  Martinean  — Lettre  d’ltalie.  — Les  sociEtEs  coopErative». 
par  V.  Pareto.  — Lettre  de  Suisse.  Les  syndicats  obligatoires,  par  L.  Wuarin.  — Le 
cours  d’economie  politique  de  la  Chambre  de  commerce  de  Bordeaux,  par  F.  Pas»y.  — 
Bulletin  : L’emigration  des  Frau<;ais  dans  nos  colonies  La  Situation  financiEre  des  com- 
mune* en  1891.  Le  congrEs  socialiste  de  Marseille  La  queation  de  l’argent  aux  Etats- 
Uni».  — SociEtE  d'cconomie  politique.  sEance  du  6 septembre  1892.  Discussion : N'y  aurait- 
il  pjL*  opportunhE  k rEduire  en  France  le  taux  de  1’intErEt  legal.  Compte  rendu  par  Cb. 
Lefort.  — Chronique  Economique.  — etc. 

Journal  de  la  Sociale  de  la  statistique  de  Paris.  XXXIIIW*0®  annee  (1892)  N°  9. 
sept«embre : La  population  fran^uise,  par  Levasseur.  — Les  irrigations.  Etüde  Economique 
et  statistique,  par  Fr.  Bernard.  — La  SociEtE  de  statistique  de  Pari»  au  CongrEs  inter- 
national d’Anvers  sur  la  lEgislation  douaniEre  et  la  rEglementation  du  travail,  par  E. 
Y vernes.  — La  rEpartition  de  la  propriEtE  fonciEre  en  Prusse  (nach  dem  Deutschen 
Reicbsanxeiger) 

Moniteur,  le,  des  assurances  Revue  mensuelle.  Tome  XXIV,  N°  289:  15  Oc- 
tobre  1892:  Assurances  contre  l'incendie.  Assurance  et  dynamite,  par  X.  — Assurances 
sur  la  vie.  Le  „Conservateur“,  par  H.  Scott.  — Les  a*»urances  maritime»  k Paris,  en 
1891,  par  P.  Sidrac.  — - etc. 

RE  forme  sociale,  la.  Bulletin  de  la  SocJElE  d'Economie  sociale  etc.  XPEms  annEe 
(1892),  16  aoüt  et  1«  septembre:  Le  socialisme  et  dEcalogue , disconrs  prononcE  par 

1’abbE  Garnier  (k  la  rEunion  aunuelle  de  la  SociEtE).  — L'institutimi  et  l’organisatiou 
des  Kentengüter  dans  le  royaume  de  Prusse , par  E.  Dubois.  — L'honnEte  hotnme  cam- 
pagnard  k la  tin  de  l'ancien  regime  en  rasse  normandie  , par  J.  Angot  des  Rotours.  — 

La  libertE  du  travail  et  les  syndicats  professionnels , k propos  d'un  arret  rEcent  de 

cassation,  par  Hubert- Vnlleroux.  — De  la  »olidaritE  dans  les  sociEtEs  de  crEdit,  rapport 
fait  k ia  rEunion  annuelle  par  (R.  P. ) Ludovic  de  Besse  — La  conciliation  industrielle 
et  le  röle  des  meneurs,  par  J.  Weiler.  — Les  aveugle*  dans  le  rEgime  du  travail,  par 

M.  de  la  Sixeranne.  — L’arbitrage  international , par  J.  Lacointa.  — Chronique  du 

mouvement  social,  par  A.  Fougerousse.  — Le  mouvement  social  k l'etranger , par  J. 
Caxajeux.  — etc. 

Revue  d’Economie  politique  6«  annee  Nc  9,  Septembre  1892:  Les  sociEtEs  eoope- 
ratives  en  Allemagne,  par  Hans  CrÜger. — Idee  de  l’Etat,  par  Barckhausen.  — L’histoire 
economique  et  sociale  de  l’Angletcrre,  d’aprEs  Thorold  Rogers,  par  Jos.  Oczapowski 
(suite).  — Chronique : La  reprEsentation  proportionnelle  et  Io  pnrti  ouvrier.  Kair  Hardie 
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Le*  enseignement*  d’A.  Carnegie  La  grfeve  de  Carmaux  et  la  reprdsentation  ouvriere 
Les  resultats  du  commerce  exlerieur  de  la  France,  par  Cli.  Gide  — etc. 

H.  England. 

Board  of  Trade  Journal,  the.  Vol.  XUI  (1892)  October : State  of  the  skilled 
labour  market.  — The  petroleum  industry  in  Hussia.  — State  Subvention*  to  German 
steamship  lines.  — Water  commnnication  between  Amsterdam  and  the  lihine. — SpaoUh 
textile  Industries.  — Development  of  British  trade  witb  Servia.  — Emigration  to  Brasil. 

— (Joffe«  cultivation  and  field»  for  British  enterprise  in  Guatemala.  — Trade  require- 
ment*  in  South  America.  — Textile  industries  of  India.  Trade  marks  law  of  the  South 
African  Kepublic.  — Customs  tariff  of  Greece.  — Proposed  commercial  convention  between 
France  and  Switxerland.  — Extracts  from  diplomatic  and  consular  reporta.  — General 
trade  notes  — Tariflf  changes  and  customs  regulations.  — Proceedings  of  Chambers  ot 
commerce.  — etc. 

Contemporary  Review,  the.  October  1892:  The  policy  of  the  Pope.  — The 
recent  „heat-wave",  by  (Sir)  R.  S.  Ball.  — Mc  Kinleyism  and  the  presidential  electioa. 
by  R.  Donald.  — Irish  literafure  : its  origin,  environment,  and  influeoce,  hy  G.  Sigerson 

— Lessons  of  American  history:  a reply,  by  (Prof.)  T.  Raleigb.  — The  coercion  of 
trade  unions,  by  Clementina  Black.  — Kquality,  by  D.  G.  Ritchie.  — The  rise  of  the 
coal  trade,  by  R.  L.  Galloway.  — The  English  character  of  Canadian  institutions,  by 
J.  G.  Bourinot.  — etc. 

Edinburgh  Review,  the.  N°  362,  publisbed  on  October  17,  1892:  Persia,  by 

G.  N.  Curaon.  — The  princes  of  the  House  of  Coudä.  — Mediterranean  politic*  — 
Memoirs  of  the  Verney  family.  — Population.  — The  Post  Office  savings  bank.  — The 
Scottish  Union.  — etc. 

Fortnightly  Review,  the.  October  1892:  Mr.  Huxley’s  controversies,  by  Fr. 
Harrison.  — Aerial  navigation.  by  Hiratn  8.  Maxim.  — The  Trade»  Union  Congress,  by 

H.  W.  Massingham.  — The  University  of  Ke*,  by  St.  Bonsai  (with  map).  — Ru*»is 
and  China,  by  R.  8.  Gundry.  — The  »ettlement  of  Wale»,  by  (Prol.)  W.  Boyd  Dawkitu. 

— The  harren  ground  of  Northern  Canada,  by  W.  Basil  Worafold.  — Silver  and  Iudian 
finance,  by  Sam.  Montagu.  — etc. 

Journal  of  the  Institute  of  Actuaries,  N°  CLXV1,  July  1892:  An  attempt  to 
measure  the  extra  risk  arising  from  a consumptive  family  history  when  the  life  proposed 
for  assurance  in  physically  sound  and  healthy,  by  H.  W.  Manly  (Actuary  of  the  „Mutual 
Life  Aasurance  Society").  — Remarks  on  consumption  in  relation  to  life  assurancc,  by 
T.  Glover  Lyon  (Assistant  physician  to  the  „Victoria  Park  Chest  Hospital")  — Abstract 
of  the  discu»sion  on  the  papers  of  Manly  and  Lyon.  — On  a *ystem  of  bonus  distri- 
bution  cousidered  in  relation  to  the  Office  premium»  and  mode»  of  valuatioo,  by  Howard 
J.  Rothery  (fellow  of  the  „Institute  of  Actuaries"),  with  abstract  of  tbe  discussion  on  the 
preceding.  — The  life  assurance  Companies  of  the  United  Kingdom  for  1891.  — etc. 

J o u mal  of  the  Royal  Statistical  Society,  Vol.  LV,  pari  3,  September  1892  : Report 
of  the  Council  to  the  68tb  annnal  general  meeting  of  the  Society  heid  on  the  28*h  Juue, 
1892  — State  experimenta  in  New  Zealand,  by  (Sir)  R Btout.  — The  address  of  tbe 
President  of  tbe  economic  Science  and  »tatistics  section  of  the  British  Association  bald 
at  Edinburgh,  1892,  by  (Sir)  Cb.  W.  Fremantle.  — An  inquiry  into  tbe  trust worthine*» 
of  the  old  bill»  of  mortality,  by  W.  Ogle.  — Homicide  in  the  United  States  in  1890.  — 
A cen.su»  of  inland  navigation  in  France.  — Female  labour  in  New  South  Wales.  — etc. 

New  Review,  tbe,  edited  by  A.  Grove,  N°  41,  publisbed  October  1892:  Are 
the  Irish  evicted  tenants  knaves  ? by  W,  O’Brieu.  — Was  it  right?  Was  it  wrong? 
by  Olive  Schreiner.  — London  improvement»,  by  Fr.  Harrison.  — Speecers  and  Speakers 
ot  to-day,  by  M.  P.  — Our  Sikh  auxiliarie»,  by  (colonel)  N.  G.  Lyttelton.  — Liberalem, 
new  style?  by  H.  W.  Ma»»im;ham.  — The  degeneration  of  human  teeth  : its  cause  and 
its  eure,  by  J.  L.  Williams.  — My  Paris  notebook,  by  A.  D.  Vandam.  — Labour  colonies 
abroad,  by  D.  M.  Stevenson.  — The  triumph  of  the  variety  entertainment , by  A.  B 
Walkley.  — etc. 

Nineteenth  Century,  tbe.  October  1892:  Readjustmeut  of  tbe  Union  : the  natio- 
nal ist  plan  , by  J.  E.  Redmond.  — A freuch  colony  , by  (the  countess)  of  Jersey.  — 
Where  did  Columhus  first  land  in  1492?  by  (8ir)  II.  A.  Blake.  — The  lessoDS  of  s 
decade,  by  T.  W Russell.  — Stories  of  old  Eton  days,  by  C.  Kegan  Paul  — Tbe  Trade* 
Union  Congre»s  and  rock»  shead , by  T.  R Threlfall.  — Cholera  and  our  protection 
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against  it,  by  E.  Hart  (Chairman  of  the  National  Health  Society).  — Housekeeping  schools, 
by  (Mrs.)  Priestley.  — etc. 

Quarterly  Review,  the.  N*  350,  published  on  October  19**»,  1892:  Sir  Walter 
Ralegh  — Ancient  Sicily.  — Equatorial  Andes  and  mountaineering.  — Homer  and 
receot  discoveries.  — Travelling  naturalists  in  the  new  world.  — Rapid  transit  in  Lon- 
don. — Russin,  India,  and  Afghanistan.  — The  new  govermnent.  — etc. 

Scottisb  Review,  the.  October  1892:  The  natural  basis  of  speech,  by  C.  R. 
Conder.  — The  anthropological  history  of  Europe,  by  J.  Beddoe.  — Kossuth  and  Klapka, 
by  Karl  Blind.  — How  the  Scottish  Union  bas  worked,  by  J Downie.  — etc. 

Transactions  of  the  Manchester  Statistical  Society,  Session  1891 — 92:  Wages 
and  honrs  of  working  in  the  coal  industry  in  France,  Germany , and  England  , by  (the 
President,  Prof.)  Munro.  — Bank  reserves,  the  central  stock  of  gold  , and  one-pound 
notes,  by  G.  H.  Pownall.  — The  Companies  Act,  1862,  and  subsequent  acts  and  sug- 
gested  amendments.  by  R.  M Pankhurst.  — The  financial  crises  of  1866  and  1890,  by 
J.  Sutclifle.  — 


C.  Oesterreich. 

Deutsche  Worte.  Monatshefte  herausgegeben  von  Engelbert  Pernerstorfer* 
Jahrgang  XII  (1892)  Oktoberheft:  Die  sittliche  Wiedergeburt  unseres  Landes  Vortrag 
von  Laurence  Grolund  (Washington).  — Fabrik  und  Hausarbeiterin.  Ein  ungehaltener 
Vortrag,  von  (D^-)  Sophie  Daszynska  (Warschau).  — Karl  Marx  widerlegt?  Eine  Be- 
sprechung (der  Schrift:  Sozialismus  und  kapitalistische  Gesellschaftsordnung.  Kritische 
Würdigung,  etc.  von  (Prof.)  J.  Wolf),  von  R.  Albing  (Wien).  — Zur  Verstaatlichung 
des  ärztlichen  Standes  , von  eiuem  Arzte.  — Nachbarschaftsverbände,  von  L.  Freyberger 
(London).  — Zur  Kant- Interpretation  (Referat  über  „Kuno  Fischer,  Kritik  der  Kantschen 
Philosophie“,  2.  Aufl  ),  von  F.  v.  Feldegg  (Wien)  — Ein  soziale»  Drama:  (G.  Haupt- 
mann.  De  Waber)  (den  Weberaufstand  vom  3.  6.  1844  behandelnd),  von  Marie  Herzfeld 
(Wien). 

Statistische  Monatsschrift.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  Statistischen  Ceutral- 
kommission.  Jahrgang  XVI11  (1892)  Mai-  und  Jnniheft  Dichtigkeit,  Zunahme,  natür- 
liche und  Waiiderbeweguug  der  Bevölkerung  Oesterreichs  in  der  Periode  1881 — 1890, 
von  H.  Rauchberg.  — Statistik  der  österreichi»cheu  YVussergenosseuschaften  nach  dem 
Stande  des  Jahres  1891,  von  F.  Schmid.  — Die  Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern  für 
die  autonome  Verwaltung  Oesterreichs  in  den  Jahren  1888—1890,  von  Friedenfels.  — 
Zur  Statistik  der  lokalen  Versicherung» vereine  gegen  Feuerschäden  in  Oesterreich  im 
Jahre  1890,  von  H.  Ehrenberger.  — Die  Feuer-  und  Hagelschäden  Oesterreichs  in  den 
Jahren  1885  bis  1889,  im  Vergleiche  mit  den  beiden  vorausgegangenen  Quinquennien, 
von  K.  Krafft.  — 

Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung.  Organ  der  Ge- 
sellschaft österreichischer  Volkswirte.  Herausgegeben  von  E v.  Böhm-Bawerk,  K.  Th. 
v.  Inama-Sternegg,  E.  v.  Plener.  Band  I,  Heft  3 (Wien  1892):  Die  Reform  der  direkten 
Personalsteuern  in  Oesterreich,  von  V.  Mataja.  — Die  Gesetzgebung  Uber  den  Giäubiger- 
konkurs  vom  Standpunkte  der  Volkswirtschaft,  von  H.  v.  Schulleru  — Verhandlungen 
der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte  v.  25.  April  und  2.  Mai  1892.  — Wiener 
Vereinsleben,  von  A.  Peez.  — Eine  alte  Wiener  Hausindustrie, Ävon  E.  Scbwiedland.  — etc. 

E.  Italien. 

Gioruale  degli  Economisti.  Rivista  mensile.  Ottobre  1892:  Monografie  di  alcuni 
operai  braccianti  nel  comune  di  Ravenna,  per  M.  Pasolini  — La  nazione  armata.  Stu- 
dio di  un  nuovo  ordinamento  dell'  esercito,  per  T Squilletta  (continuszione).  — Monti 
di  pietk  ed  opere  pie  (a  proposito  di  un  progetto  di  legge  sui  monte  di  pietk,  per  P. 
Sitta.  — Rivista  del  credito  popolare,  per  C.  G.  B.  — Cronaca,  per  U.  Mazzola  — 
Supplement? : Saggio  di  bibliografia  delle  opere  economiche  itaiiane  anteriori  al  1849 
sulla  teoria  della  beneficcnza.  — Correzioni  ed  agginnte  alla  bibliografia  mouetaria,  per 
L.  Cossa.  — etc. 

Rivista  della  beneficeuza  pubblica  (Direttore:  A.  G.  Scotti.  Anno  XX,  N9  8, 
81  Agosto  1892  : 11  socialismo  e la  proprietk  fondiaria  in  Serbia,  per  F.  Cucchi  Boasso. 
— Le  istitnzioni  di  beneficenza  pubblica  di  Novara.  — L’istituto  dei  ciechi  di  Milano.  — 
Circa  i fatti  principali  riguardauti  l’igiene  e la  sanitä  pubblica  nel  Regno  nei  meai  di 


Digitized  by  Google 


950 


l>ie  periodisch«  Freue  Deutschland» 


Febbraio,  Mar*.»,  Aprile  e Maggiol892.  — II  movimento  cooperativo  in  Jtalia  oel  1891. 

— Kiviste  delle  riviute:  1.  La  carith  in  Russia,  per  A.  Chevallier.  2.  II  dispeosario  di 
Lione  per  la  cura  dei  malati  a domicilio.  — Cronaca  della  beneficenza,  della  cuoperasione 
e di  fatti  eociali  interessant!  i lavoratori.  — etc. 

O.  Belgien  und  Holland. 

Revue  sociale  et  politique,  publice  par  la  Soci£t£  d'ltudes  sociales  et  politique» 
2Wmr  ann^e  (1892)  N°  6:  Le  mouvement  Iconomique  et  social  en  Italie  en  1891,  par 
F.  8.  Nitti.  — Les  syndicata  professionnels  pour  ouvriferes  en  Angleterre,  par  (Miss) 
Florence  Routledgc.  — etc. 

de  Economist,  opgericht  door  J.  L.  de  Bruyn  Kops.  XLL  jaargang  (1892) 
October:  Die  belgischen  Arbeiterverbünde,  von  Pli.  Falkenburg.  — Unser  Wasserrecht 
in  seiner  Anwendung  auf  die  Unterhaltung  der  Wasserleitungen  seitens  der  Gemeinden, 
von  W.  A.  Coolen.  — Besprechung  der  3 Aufl.  des  Cosoa'schen  Werkes:  „lntroduiion« 
allo  studio  dei!'  ecouomla  politica  , Mailand  1892",  von  H.  B Greven.  — Wirtschaft- 
liche Chronik.  — HaudeUchronik  — etc. 

H.  Schweiz. 

L’Union  postale  (Berne).  Vol.  XVII  (1892)  No*  8 — 10,  1er  aoüt  k iw  octobre: 
Francois  de  Taxis,  le  createur  de  la  poste  moderne,  et  son  neveu  Jean  Baptiste  de  Taxis, 
1491/1541.  — Extrait  du  rapport  de  gestion  du  Postmaster  General  de  l'ile  de  Ceylon 

— Resultats  de  Fexploitation  postale  dans  la  colonie  britannique  de  la  Guyane.  — Le 
Service  des  postes  du  royaume  de  Siam  peudant  l'exercice  1890/1891.  — 

K.  Amerika. 

Bulletin  of  the  American  Geographica!  Society  (publiahed  quarterly).  Vol.  XXIV. 
N°  2,  June  30,  1892  : The  Favüm.  With  brief  references  to  recent  discoveries  in  otber 
parts  of  Egypt,  by  L.  Dickerman  — Exploration»  in  tbe  Beni  province,  by  (Baroo)  H 
Arnous  de  Rivifere.  — An  expedition  to  the  Northern  Magnetic  Pole.  A discussion  before 
the  American  Geographical  Society,  May  2,  1892.  — Geographical  uotes,  by  G.  C.  Üarl- 
but.  — Washington  lctter.  — 


Die  periodische  Presse  Deutschlands. 

Annalen  filr  Gewerbe  and  Bauwesen.  Band  XXXI,  Heft  3 — 6,  1.  August— 
15.  September  1892:  Ueber  die  Herstellung  der  Lokomotivkeasel,  von  (KegBauMstr.)  L. 
Hellmann.  — Gesetzentwurf  betreffend  Bahnen  unterster  Ordnung  in  Preufsen.  — Ueber 
den  Wert  der  Belastungsproben  eiserner  Brücken  — Die  infolge  der  seitherigen  Wirk- 
samkeit der  Unfallversicherung  hervorgetreteneu  und  zwecks  Entlastung  der  Industrie  aU 
abänderungsbedürftig  erkannten  , maßgebenden  Grundsätze  derselben , vou  (KrGerK ) B 
Hilse.  — Kraftmaschinen  für  das  Kleingewerbe.  — Vom  Nachwuchs  der  maschiuentech- 
nischen  Oberbeamten  bei  den  Reichseisenbahnen.  — ,,Der  Verkehr  Londons  mit  beson- 
derer Berücksichtigung  der  Eisenbahnen,  von  G.  Kemmann,  Berlin  18924*.  Besprochen 
von  der  litterarischeu  Vertretung  des  Vereins  deutscher  Maschineningenieure.  — Wagen 
mit  grofsem  Ladegewicht.  — Der  Holzersatz  und  die  praktische  Bedeutung  der  Bolx- 
Surrogate,  von  Th  Koller  (München).  — Reisebericht  über  Besichtigung  englischer  Luxus- 
wagen sowie  sonstiger  Betriebsmittel  und  Einrichtungen , von  (GBauR.)  Bifte  (3  Fort- 
setzungen). — etc. 

Arbeiterfreund,  der  Zeitschrift  für  die  Arbeiterfrage.  Organ  «les  Central- 
vereins für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen.  Hrsg  von  (Proff  D«t.)  V'.  Böhmort  und 
R.  v.  Gneist.  Jahrg  XXX  (1892)  2.  Vierteljahrsheft:  Die  Konferenz  der  Berliner  Central- 
steile  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  am  25.  und  26.  April  , von  V.  Böhmen.  — 
Die  gesetzliche  Regelung  der  Berufsvereine,  von  F.  Schneider  (Reich*tagsroitglied)  — 
Ueber  den  Wert  der  ländlichen  Fortbildungsschulen.  — Materialien  für  praktische  Ver- 
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suche  zur  Lösung  der  Arbeiterfrage.  — Vierteljahrachronik  : Wirtschaftlich-soziale  Um- 
schau. Wirtschaftliches.  Soziales.  Arbeiterfrage,  etc.  — etc 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie.  Jahrgang  1892  Nr-  17  und  18:  Das  Post-  und 
Telegraphenwesen  in  den  Kolonien  Neusüdwalea,  Neuseeland  und  Queeusland.  — Die 
amerikanische  Expedition  nach  Nordasien  in  den  Jahren  1865  bis  1867  zur  Herstellung 
einer  telegraphischen  Ueberlandverbindung  zwischen  der  alten  und  neuen  Welt.  — Post- 
unterhandlangen zwischen  Kursachsen  und  dem  Hause  Thum  und  Taxis  Ausgangs  des 
17.  Jahrh.  — Mitteilungen  aus  der  Geschichte  des  kgl.  Oberbergamts  zu  Dortmund  und 
des  niederrbeinisch-westfüiiscben  Bergbaues.  — Die  Londoner  Untergrundbahn.  — etc. 

Christlich-soziale  Blatter.  Katholisch-soziales  Centralorgsn.  Jahrg.  XXV  (1892). 
Heft  18  und  19:  Zur  weiteren  Charakteristik  Kardinal  Mannings  (Fortsetzung  und  Schlafs). 

— Zur  Lage  in  Frankreich.  Nachschrift , behandelnd  katholisch-monarchistische  Strö- 
mungen gegen  den  republikanischen  Radikalismus.  — Aus  Belgien.  — Zur  amerikanischen 
Arbeiterbewegung.  — Weiteres  zur  konfessionellen  Statistik.  — Die  AuskuDftsbüreaux. 

— Die  sozialpolitische  Lage  in  Belgien  (Die  Wahlreform).  — Die  sozialdemokratische 
Agitation  auf  dem  Lande.  — Zur  Ausführung  des  Arbeiterschutzgesetzes  — Weiteres 
zur  Charakteristik  Ferdinand  Lassalles.  Sein  Ende  — 

Deutsche  Revue  über  das  gesamte  nationale  Leben  der  Gegenwart.  Herausge- 
gebeu  von  R.  Fleischer.  Jahrgang  1892.  November:  Aus  dem  Leben  König  Karls  von 
Rumänien  (X.  Artikel).  — Die  russisch-französische  Allianz  und  der  Dreibund  in  ge- 
schichtlicher Bedeutung  (II.  Artikel).  — Aus  Ed.  Laskers  Nachlais.  Sein  Briefwechsel 
in  den  Jahren  1870/71  (VIII.  Artikel).  — Die  polnische  Revolution  vom  Jahre  186S 
(II.  Artikel).  — Die  Teilung  Afrikas , von  V.  Lovett  Camerou.  — Sechzehn  Jahre  Inder 
Werkstatt  Leopold  von  Rankes  (XII.  Artikel).  — etc. 

Landwirtschaftliche  Jahrbücher.  Herausgegeben  von  (GORegR.)  H.  Thiel. 
Band  XXI  (1892)  Heft  8 bis  6 : Ueber  Wesen.  Aufgabe  und  Hilfsmittel  der  Agrikultur- 
chemie,  von  F.  W.  Dafert.  — Ueber  die  Schädlichkeit  von  Sodastaub  und  Ammoniakgas 
auf  die  Vegetation,  von  Römer,  Haselhoff  und  König.  — Chemische  Zusammensetzung 
der  Aepfel  und  Birnen  mit  besonderer  Berücksichtigung  ihrer  Verwendung  zur  Obstwein- 
bereitung, von  Kulisch.  — Getreidelagerangs  versuche  in  Gefrierräumen  , von  Grafsmann. 

— Die  Frage  der  Entleerung  absterbender  Organe,  insbesondere  der  Laubblätter,  von 
Wehmer  — Die  Wiesen  auf  den  Moordimmen  in  der  kgl.  Oberförsterei  Zehdenick, 
1L  Bericht,  das  Jahr  1891  betreffend,  von  L.  Wittmack.  — Agrarstatistische  Skizzen  aus 
England,  von  Rümker.  — Landwirtschaftskammern,  von  Stegemanu.  — Die  Zusammen- 
legung der  Grundstücke  der  Gemarkung  Etzbach , von  J.  Boedeker.  — Die  genetische 
Entwickelung  der  verschiedenen  Formen  unserer  Saatgerste,  von  Rimpau.  — Das  Kanal- 
inselvieh (Jersejs  und  Gueruseys  [Alderneys]  und  seine  Bedeutung  für  die  deutsche  Rind- 
viehzucht, von  H.  Hucho  (Privatdozent,  Leipzig).  — Ueber  die  Verdaulichkeit  des  Futter« 
(Heu , Hafer)  unter  verschiedenen  Umständen  und  bei  verschiedenen  Tieren , von  H. 
Weiske.  — 

Mitteilungen  von  Forschungsreisenden  und  Gelehrten  aus  den  deutschen  Schutz- 
gebieten. Herausgegeben  von  (Frh.)  v.  Danckelmann.  Band  V,  Heft  4 (Berlin  1892): 
Ans  dem  Schutzgebiete  Togo : Bericht  betreffend  religiöse  Anschauungen  und  Gebräuche 
der  deutschen  Ewe-Neger,  von  (Leutnant)  Herold.  Bericht  betreffend  Rechtsgewohn- 
heiten und  Palaver  der  deutschen  Ewe-Neger,  von  demselben.  — Ceretnonien  beim 
Schließen  von  Blutsfreundschaft  bei  den  Qraslandstämmen  im  Kamerunhinterland , von 
(Leutnant)  Hutter.  — Stuhlmanns  Rückreise  vom  Victoria- Ny  ans*  nach  Bagamoyo.  — 
Ugogo,  das  Land  und  seine  Bewohner,  von  (Leutnant)  Herrmann.  — Aus  dem  deutschen 
Nyasaland.  — etc 

Neue  Zeit.  die.  Jahrg.  X,  Rand  2 (1891/92)  Nr.  43-52:  Die  allgemeine  Volks- 
schule, von  Fritz  Kunert  — Bücher,  Bismarck  und  v.  Poschiuger,  von  Ferd.  Wolff.  — 
Die  Kontrolmarke  (Entgegnung  auf  die  Kritik  in  Nr-  38  der  ,, Neuen  Zeit“).  — Kulis 
ffir  Deutschostafrika.  — Das  Thonailber  (Aluminium).  — Aus  dem  grofsen  Schuldbuch 
(Auszug  aus  dem  Bericht  der  Brauerei-  und  Mälzereiberufsgenossenschaft  für  1891),  von 
G.  Koch.  — Auf  glühenden  Platten  (betrifft  den  III.  evangelisch-sozialen  Kongrefs).  — 
Shelley  und  der  Sozialismus,  von  Edw.  Aveling  und  Eleanor  Marx  Aveling . Teil  U 
(Vorgang  s.  in  Jahrg.  1888  der  N.  Z.  Nr-  540  ff  ).  — Die  soxiale  Doktrin  des  Anarchis- 
mus, von  Ed.  Bernstein,  Artikel  III:  Proudhon  und  der  Mutualismus.  — Die  Wahlen 
io  Großbritannien.  — De  Amicis  und  sein  Sozialismus , von  Adam  Maurizio.  — Die 
Kontrolmarke  als  Kampfmittel.  Eine  Entgegnung  an  Max  Pfund  von  Job.  Timm.  — 
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Das  Fourier'sche  Prinzip  der  Anziehung,  von  Ch.  Bonnier.  — Mecklenburg  und  seine 
Verfassung,  von  Max  ächippel.  — Nieuwenhuis  über  die  deutsche  Sozialdemokratie,  von 
Ed.  Bernsteiu.  — Voll  mar  und  der  Staatssoaialismus,  von  K.  Kautsky.  — Homestead 
und  Coeur  d'Aldne , von  F.  A.  Sorge.  — Die  Krankenversicherung  in  Oesterreich , von 
S.  Kaff.  — Die  soziale  Doktrin  des  Anarchismus,  IV.  Artikel:  Der  Anarchismus  Baku- 
nins  und  die  verschiedenen  anarchistisch-kommunistischen  Zwittergebilde,  von  Ed.  Bern- 
stein. — Die  Uebertüllung  der  höheren  Berufe.  — 

Preufsische  Jahrbücher,  hernusgegeben  von  Hans  Delbrück.  Band  LXX,  lieft  3 
und  4,  September  und  Oktober  1892:  König  Heinrich  IV.  von  England  im  Ordensland 
Preußen,  von  Hans  Prüfe.  — Ueber  den  Zusammenhang  von  Religion  und  Kunst  bei 
den  Griechen,  von  Ad.  Thimme.  — Johann  Eduard  Erdmann,  von  C.  RÖfsler.  — Landes- 
kirche, Volkskirche,  Freikirche,  von  \V.  Faber.  — Die  Zukunft  der  Höflichkeit,  von  K. 
Erdmann.  — Isokrates  als  Politiker,  von  Fr.  Koepp.  — Politische  Korrespondenz:  Die 
Krisis  des  deutschen  Weltausstellungsplans.  Die  Reform  des  preußischen  Wahlrecht». 
Die  Armeereform.  Die  Steuerreform,  von  Delbrück.  — etc. 

Verhandlungen,  Mitteilungen  und  Berichte  des  Centralverbandes  deutscher 
Industrieller.  Nr.  58.  Herausgegeben  vom  Geschäftsführer  H.  A.  Bueck,  August  1892 
Berlin  1892.  8.  107  SS  (Inhalt:  Bericht  über  die  Sitzung  des  Ausschusses  vom  11.  Juni 
1892.  Beschäftigung  von  jugendlichen  Arbeitern  in  Spiuuereien.  — Eine  Kritik  der 
Theorie  der  Gewerkvereioe.  Abhandlung  verlesen  vor  der  ökonomischen  Abteilung  der 
philosophischen  Gesellschaft  von  Glasgow,  von  T,  S.  Cree.  — ) 

Verwaltuugsarchiv.  Zeitschrift  für  Verwaltungsrecht  und  Verwaltungsgerichts- 
barkeit. Herausgegeben  von  M.  Schultzenstein  (OVerw.-GerR  ) und  A.  Keil  (HotkammerR.) 
Band  I,  Heft  1,  Oktober  1892  [Berlin]:  Die  preufsische  Gewerbesteuer  in  ihrer  geschicht- 
lichen Entwickelung  und  künftigen  Verfassung,  von  (GOKinzK.)  Fuisting.  — Das  Prinzip 
und  die  Gliederung  des  preußischen  Enteignungsverfahrens,  von  (RegR.)  Eger.  — Ueber 
öffentliche  und  Privatgewässer,  von  (RegR  ) Frank.  — Ueber  Kostentragung  und  Kosten- 
erstattung im  Verwaltuugsstreitverfahren  bei  einer  Streitgenossenschaft,  von  (OVerw.-GerR) 
Schultzenstein.  — Die  Jagd  im  Gutsbezirk.  von  (Amtsrichter)  Berger.  — etc. 

Vierteljahrschrift  für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte,  brsg 
von  Karl  Braun.  Jahrg.  XXIX  (1892)  Band  IV,  1.  Hälfte:  Die  schweizer  Eiseobabn- 
frage,  von  Rttnisperger  (Rechtsanwalt).  — Studienreisen  eines  jungen  Staatsmannes  in 
England  am  Schlüsse  des  vorigen  Jahrhunderts,  von  einem  Ostpreußen.  — Volkswirt- 
schaftliche Korrespondenz  aus  Wien,  von  E.  Blau.  — etc. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschalt,  herausgegeben  von  (Proff. 
Drr.)  F.  v Liszt,  K.  v.  Lilienthal , H.  Bennecke  , Band  XUi  (1893)  Heft  1 : Bestrafung 
des  Bettels  und  der  Landstreicherei  (Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  § 341, 
Ziff.  3 und  4 und  § 362,  von  E.  Sichert,  württemb  Strafanstaltsdirektor).  — Die  Ab- 
schaffung des  Strafmaßes,  von  Max  Steruau.  — etc. 
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VERLAG  von  R.  L.  PRAGER  in  BERLIN. 


LANDWIRTSCHAFTLICHE 

VERSICHERUNG 

IX  ORGANISCHER  VERBINDUNG 
MIT 

SPARANSTALTEN,  BODENCRED1T  UNI)  SCHULDEN- 

Ablösung. 


Vorschläge  zur  Besserung  der  Lage  des  Japanischen  Landmanne,  im  Auftrag 
des  Kais  Jap.  Ministeriums  des  Innern  abgefasst  von 

P.  MAYET. 

Im  Anhänge : Baueruvcrgantungen  und  Colonisation.  — Ablösung  von 
Pnchtrcnten.  — Die  Landesculturrcntenbunk.  — Die  Communalobligation.  — 
Die  Bodencrcditanstalt  und  ihre  Beihiilfe  zur  orgnnisirten  Colonisation  des 
Hokkaido.  — Dio  Ermässigung  der  Grundsteuer.  — Das  System  der  Missernten- 
Deckuugstbnds  in  Japan. 

gr.  8.  XIV,  449  Seiten  und  9 Blätter  Tabellen,  br,  Mark  12. 

Bei  Freunden  der  Landwirthschaft.  des  Dentachen  Bauernstandes, 
der  Deatachen  Kolonisation,  bei  Autoritäten  der  Finanzwissenschaft,  der 
Nationalökonomie  und  der  Statistik,  bei  der  Deutschen  ebenso  wie  der  Ost- 
asiatischen, Englischen  und  der  Japanischen  Presse  hat  dieses  in  meinem  Ver- 
lage erschienene  Werk  ganz  ungewöhnlichen  Beifall  gefunden. 

Umstehend  mögen  in  kurzem  Auszug  einige  Urtheile  der  Presse 
Platz  linden,  mit  Hervorhebung  einzelner  Stellen  derselben  durch  den  Druck. 


R.  L.  PRAGER 

Specialg'esclh.a.ft  f-L'ur  I^eclits-  vend.  Staats- 
-ezrissenscliaften  -and  Q-escliiclite. 
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WürttemberciBche  Landei*zeitnng.  16.  Apr.  1889.  S.  4. 

.Vor  uns  liegt  eines  der  interessantesten  Werke  der  nationalökonomisch- 

statistischen  Literatur,  das  wir  je  in  der  Hand  gehabt.“ „so  ist  sein 

Iuhalt  ein  derartiger,  dass  er  nns  uicht  nur  Auskunft,  und  /.war  genaue  nnd 
ziffernmässige  Auskunft  über  die  Situation  der  japanischen  Landwirtschaft  giebt, 
sondern  auch  eine  Reihe  von  Gesichtspunkten  aufstcllt,  welche  auch  für  unsere 
deutsche  Landwirthschaft  von  höchstem  Interesse  sind  Es  gilt  dies  namentlich 
von  der  Art  und  Weise  wie  der  Verfasser  ...  die  Frage  der  verschiedenen 
Arten  landwirthschaftlicher  Versichertuig  in  Verbindung  mit  dem  Bodencredit  und 
den  Sparanstalten  bringt,  und  wir  stehen  durchaus  nicht  an  zu  behaupten,  dass 
die  deutschen  Regierungen  sowohl  wie  die  deutschen  Landwlrthe  und  Versiche- 
rungs-Fachmänner aus  diesem  Buche  viel,  sehr  viel  lernen  können.“ 

Nene  I’renssisohe  (Kreuz.-) Zeitung.  Erste  Beilage  vom 
17.  März  1889.  Landwirtschaftliche  Literatur. 

„Ein  Werk  von  grosser  Bedeutung.  Es  ist  hochinteressant,  .....'  von 

besonderer  Bedeutung  ist  es  aber  deswegen,  weil  ein  gut  Theil  dessen,  was  in 
diesem  Buche  für  Japan  in  Vorschlag  gebracht  wird,  auch  für  Deutschland  Be- 
achtung verdient.  Es  muss  desshalb  allen  denen,  welchen  das  Wohl  unserer 
heimischen  Landwirthschaft  nnd  unseres  heimischen  Grundbesitzes,  namentlich 
des  kleineren,  am  Herzen  liegt,  zu  eingehendem  Studium  dringend  empfohlen 
werden  ....  Die  in  Vorschlag  gebrachten  Massnahmen  sind  kurz  folgende: 

1)  Versicherung  des  Landwirthes  gegen  Schaden  an  seiner  Ernte,  seinem 
Vieh,  seinen  Geräthen  und  Gebäuden  durch  Gründung  genossenschaftlicher  Ver- 
sicherungen. 

2)  Einrichtung  von  Sparkassen  und  Sparvereinen  itu  Anschluss  an  die  in 
....  bestehende  Postsparkasse,  und  in  Verbindung  hiermit 

8)  Begründung  von  Bodenkredit-Anstalten,  welche  verhüten  sollen,  dass 
der  Landwirt  dem  Wucherer  in  die  Hände  fällt. 

4)  Befreiung  des  bereits  dem  Wucherer  verfallenen  Bauern  durch  Um- 
wandlung seiner  Schulden  in  unkündbare,  amortisirbare  Pfandbriefschuldcu  und 
Errichtung  diesem  Zwecke  dienender  Auseinandersetzungsbehörden  Diese  Au- 
stalteu  sind  sämmtlich  au  die  bereits  bestehenden  kommunalen  Verbände  .... 
Gemeinde  . . . Kreis  . . . Provinz  . . . angeschlossen  gedacht. 

Die  Versicherung  des  Landwirthes  ist  als  eine  Kollectiv- Versicherung  gegen 
alle  sein  Eigenthum  treffenden  Schäden  in  Aussicht  genommen.  Die  Versiche- 
rung soll  sich  nicht  nur  auf  die  akut  anftretenden  Gefahren,  wie  Feuer,  Wasser» 
Knibeben,  Taifune  etc.  etc , sondern  soweit  die  Ernte  in  Betracht  kommt,  auch 
auf  die  in  Folge  chronisch  wirkender  Ersuchen  eintreteude  totale  Missernte  er- 
strecken   „Für  Deutschland  verdiente  besonders  Beachtung  die  Idee  der 

Kollektivversicherung  und  die  für  die  Schuldentlastung  gemachten  Vorschläge- 
Aber  auch  im  übrigen  wirtl  das  Buch  für  deutsche  Landwirthe  von  hohem 
Interesse  nnd  Nutzen  sein,  weil  es  wegen  seiner  knappen  und  dennoch  den  be- 
handelten Gegenstand  erschöpfenden  Darstelhtugswcise  ganz  besonders  geeignet 
ist,  über  das  Wesen  der  landwirtschaftlichen  Versicherung  überhaupt  zn  be- 
lehren. Möge  das  treffliche  Bncb  recht  viele  denkende  Leser  finden.“ 

„v.  K.“ 

!• 
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Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung.  Morgenausgabe  vom 
26.  März  1889. 

.Das  Buch  bietet  ein  weit  über  Japan  hinausgreifemles  Interesse,  und 
würden  sich  Mayets  Vorschläge  leicht  verallgemeinern  und  den  Verhältnissen 
anderer  Länder  aupassen  lassen.“ 

Leipziger  Zeitung.  Wissenschaftliche  Beilage  Xo.  30.  Vom  12. 
März  1889.  S.  120. 

„Dieses  Buch  darf  sich  mit  Recht  einen  langathmigen  Titel  gestatten, 
denn  in  ihm  ist  ein  ganzes  Programm  weltgreifender  national-ökonomischer  Neue- 
rungen für  eiD  ganzes  Volk  niedergelegt.  Völlige  Bewältigung  des  volkswirth- 
schaftlichen  Wissens,  wie  es  sich  bis  heute  bei  uns  entwickelt  hat,  musste  mit 
genauester  Keuntniss  japanischer  Verhältnisse  und  zugleich  mit  eigen-schöpferi- 
scher Befähigung  auf  diesem  Uebiete  verbunden  sein,  um  den  Verfasser  in  den 
Stand  zu  setzen,  dieses  Werk  der  japanischen  Regierung  vorzulegen,  ein  Docu- 
ment  fleissigen,  scharfen  deutschen  Geistes,  wie  wir  es  uns  im  fernen  Osten  als 
testlmonlum  ingenii  germanlcl  nicht  besser  wünschen  können.  Aber  sein  Werth 
für  jenes  fremde,  märchenhaft  schnell  sich  unsere  Cultur  erobernde  Volk 
ist  nicht  das  einzig  Massgebende  bei  Schätzung  dieses  Buches.  Auch  für  den 
praktischen  Volkswirthschaftler  der  Heimath  des  Verfassers  bietet  es  genug 
werthvoller  Anregung.  Denu  ....  in  diesem  für  Japan  geschriebenen  Werke 
werden  Vorschläge  zur  Hebung  des  Bauernstandes  gemacht,  welche  selbst  in  den 
Ländern  von  welchen  Neu-Japan  sonst  zu  lernen  pflegt,  noch  ganz  oder  theii- 
weise  unbekannt  sind.  Wenn  sich  nämlich  Mayct  mit  seinen  Vorschlägen  von 
Sparanstalten,  Bodencrcdit  und  Schnldenablüsung  auf  dem  Boden  von  Einrichtungen 
befindet,  welche  in  Deutschland  bereits  den  Beweis  ihrer  Nützlichkeit  und  Richtig- 
keit erbracht  haben  (t'ommunalsparkassen,  Dfandbriefanstalten  etc.),  so  stellt  sich 
seine  Idee  einer  landwirtschaftlichen  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  in  der 
Ausdehnung,  welche  er  für  dieselbe  verlangt  als  etwas  Neues  dar.  Diese  Zwangs- 
versicherung soll  sich  auf  sämmtliche  „acuten“  Schäden  beziehen,  welche  die 
Landwirtschaft  treffen  können;  nicht,  wie  bei  uns,  nur  auf  Hagelschaden,  son- 
dern auf  alle  die  Schäden  durcli  l eberschweinmungen,  Insecten,  Pflanzenkrank- 
heiten, Taifun,  vulkanische  Erscheinungen  u.  dergl  m.  Indem  er  dabei  das 
Wesen  der  Versicherung  für  Japanische  Leser  überzeugend  klar  legt,  entwickelt 
er  zugleich  sämmtliche  versicherungstechnische  Fragen,  soweit  sie  hei  seinem 
Plane  in  Betracht  kommen,  und  gelangt  so  zu  sehr  scharf  und  praktisch  ge- 
schiedenen Unterabtheilungen  der  landwirthschaftlichen  Versicherung,  in  denen 
er  zugleich  die  einzig  mögliche  Versichernngscontrole  gewinnt.  . . . Wie  gegen- 
über den  „acuten“  Schaden,  so  fördert  M.  auch  gegeu  die  Schädigungsfälle 
„chronischer  Art"  Hilfe  auf  dein  Versichernngswege,  also  eine  eigentliche  Miss- 

ernteu-Versicherung Dies  ist  hauptsächlich  der  Pnnkt,  an  welchem  das 

Mayet'sche  Werk  auch  für  actuelle  Fragen  unserer  Volkswirtschaft  von  hoch' 
stem  Interesse  ist.  Ebenso  die  weiter  folgenden  Untersuchungen  colonisatorischen 
Inhaltes  anlässlich  der  Ansiedelung  japanischer  Bauern  in  der  Inselprovinz 
Hokkaido.  — Es  ist  jedoch  unmöglich,  im  Rahmen  einer  kurzen  Besprechung  dem 
weitgreifenden  Inhalt  dieses  Werkes  gerecht  zu  werden.  Hingewiesen  sei  noch 
auf  den  besonders  interessanten  Abschnitt,  welcher  zu  mancherlei  Vergleichen 
anregt,  über  „die  Befreiung  des  Bauern  aus  den  Händen  des  Wucherers“  . . . 

„O.  J.  B— m.“ 
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Zeitnchritt  den  land  wirthHchnftllcben  Verein«  In 
Bayern,  redigirtvon  demGeneral-Secretär  Otto  May.  München  Slster  Jahrgg. 
Jannar  1891.  S.  68. 

, Allen  denen,  welche  sich  für  Einrichtungen  gemeinsamer  Wirtbschafts- 
verbähde  interessiren,  ist  dieses  Werk  angelegentlich  zu  empfehlen  ....  In 
Bayern  sehen  wir  gegen  Fetter-  und  Hagelschäden  eine  ausgezeichnete  staatliche 
Einrichtung  segensreich  wirken,  aus  dieser  hervor  mit  gleichem  Erfolg  müssen 
logischerWeise  weitere  Versicherungen  folgen;  wie  weitgehend  zur  Herstellung 
der  glücklichsten  Wirthschaftsverhältnisse  das  gemeinsame  Versicherungswesen 
führen  kann,  teigen  uns  diese  Vorschläge  Mayeta  * „A-O.“ 

Zeitschrift  für  Deutache  Volkawirthachaft.  Organ  für 
wirtbscbaftl.  Vereinigungen  jeder  Art,  Berufsgenossenschaften,  Handelskammern, 
Innungen  etc  Horsgg.  v.  Kegierungsrat  R.  Schück.  Berlin.  Puttkauimer  & 
MUhlbrecht.  XIII.  Jhrgg.  Heft  I.  S.  27—29. 

„Pas  ganze,  mit  vielem  Fleiss  gearbeitete  und  auch  mit  übersichtlicher 
Klarheit  geschriebene  Werk  zengt  von  tüchtiger  volkswirtschaftlicher  uud  poli- 
tischer Bildung  nicht  nnr  des  Verfassers  persönlich,  sondern  auch  der  oberen 
Regierungsbehörden  seines  Landes“  .... 

Zeltnchrift  für  die  genanntste  Mtnatawlanennchaft. 

Hersgg.  v.  d Profi'.  Pr.  Fricker,  Schäffle  uud  von  Schönberg.  Tübingen  löster 
Jhrgg.  S.  Hft.  1890.  S.  588. 

. . . „Ganz  besonders  interessant  ist  dasjenige,  was  Mayet  über  die  Japan 
eigenthümliche  Einrichtung,  den  sog.  Missemten-Deckungsfond,  und  dercu  bis- 
herige Ergebnisse  sagt  (S.  287—419).“  .... 

„Th.  Prhr.  von  der  Goltz.“ 

Wentpreunninclie  LandwlrthnchaftllcheNitthellungen. 

Organ  des  Central-Vcreins  Westpreussischer  Laudwirthe.  Hersgg.  v.  Oeconomie- 
ratb  Pr  Oemler,  Generalsecretär.  Pauzig.  Beilage  v.  28  Febr.  1889. 

. . . „Zn  dem  seit  dem  15.  Juni  1880  bestehenden  Versicherungsfonds 
gegen  Missernten  leistet  der  Staat  einen  erheblichen  Beitrag  und  bringen  die 
Grundbesitzer  der  einzelnen  Provinzen  mindestens  diejenige  Summe,  welche  der 
Staat  ihnen  zuschiesst,  unter  sich  nach  der  Grundsteuer  auf.  ....  Ob  und  wie 
weit  eich  diese,  hier  in  allen  ihren  Details  eingehend  geschilderte  Versicherung 
auch  auf  Deutschland  ausdehnen  Messe  und  dann  geeignet  schiene,  die  Nothstände 
unserer  Landwirtschaft  wirksam  bekämpfen  ru  helfen,  ist  wohl  der  gründlichsten 
Untersuchungen  werth*  .... 

Kasins'  Kundschan.  Blätter  für  Versicheruugswissenschaft,  Ver- 
sicherungsrecht uud  bemerkenswerte  Vorgänge  im  Versicherungswesen.  Hersgg. 
v.  Prof.  Pr.  H.  Oesterley.  Leipzig  1889.  11.  Heft.  S.  349—355. 

. . . „Nicht  minder  bemerkenswert h ist  die  organisatorische  Befähigung 
und  Betätigung  des  Verfassers,  der  als  Europäer  sich  binnen  wenigen  Jahren 
zu  einem  angesehenen  Berater  der  Regierung  des  ostasiatischen  Inselreiches 
emporgerungen  hat  und  in  dieser  Stellung  eine  Fülle  schöpferischer  wirtschaft- 
licher Gedanken  entwickelt,  für  welche  allerdings  in  den  noch  unfertigen  Zu- 
ständen des  Landes  ein  ganz  besonders  empfänglicher  Nährboden  bereitet  ist  . . . 
Manche  Grundzüge  seiner  Vorschläge  sind  in  der  That  von  westlichen  Vorbildern 
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entlehnt.  Aber  er  entfaltet  seine  gesetzgeberischen  Gedanken  nicht  schablonen- 
haft, sondern  in  verständiger  Anpassung  an  gegebene  Verhältnisse  . . . Jeden- 
falls sind  die  Mayet’schen  Vorschläge  eines  Versuches  werth.  uud  wenn  sie  gut 
nnsschlageu,  so  wird  in  Ostasien  eine  Knltnrentwicklung  davon  sich  ableiten, 
welche,  wenn  der  Verfasser  nicht  zu  weit  ausschaut,  was  wir  mit  Rücksicht  auf 
den  auch  bei  uns  im  alten  Europa  noch  nicht  abgeluofenen  wirtschaftlichen 
Gähruugszustand  dahingestellt  lassen  wollen,  wohl  gar  neue  fruchtbare  Keime 
an  den  ursprünglichen  Mutterboden  zurückgeben  konnte*  .... 

. . . „Wie  ist  diesen  Missständen,  welche  unter  sich  verkettet  erscheinen, 
abzohelfen”  Herr  Mayet  antwortet:  „nur  durch  Versicherung  und  Sparsamkeit*; 
er  bleibt  aber  nicht  bei  einer  theoretischen  Empfehlung  dieser  Heilmittel  stehen, 
sondern  entwickelt  in  regelmässiger  Stufenfolge  ein  praktisches  System  land- 
wirtschaftlicher Versicherung  im  weitesten  Sinne,  verbunden  mit  eiuer  Reihe 
verwandter  Woblfahrtseinrichtungen.“  ....  In  engem,  so  zu  sagen  organischem 
Verband  mit  der  lamiwirthschaftlicben  Versicherung  will  Herr  Mayet  ferner  ein 
System  von  Einrichtungen  geschallen  seheu,  welche  dazu  dienen  sollen:  erstlieh 
den  Sparsinn  zu  fördern,  zweitens  der  bestehenden  Verschuldung  ab2uhelfen, 
drittens  der  Übermässigen  Zentralisation  des  Geldes  in  den  politischen  und  Handels- 
Hauptstädten  vorznbeugen,  endlich  viertens  die  Entstehung  eines  ländlichen 
Proletariats  zu  verhindern.  Es  würde  an  dieser  Stelle  zu  weit  fuhren,  dem 
Verfasser  iu  die  Einzelheiten  der  geplanten  Organisationen  zu  folgen;  wir  be- 
gnügen ans  mit  einer  Aul'zählttng  der  einzelnen  Glieder  und  ihres  Zweckes.  Es 
sind  in  Aussicht  genommen  und  theoretisch  zureichend  begründet;  erstlich  „Post- 
Gemeindesparkassen“  und  „bäuerliche  Sparvereine“;  zweitens  Ablösung  der  bäuer- 
lichen Hypothekenschulden  mit  Hilfe  von  besonderen  Vermittelungs-Behörden  und 
provinziellen  Pfaudleih-Anstaltcn  (Bodenkreditkassen);  drittens  Errichtung  einer 
Landeskultur- Rentenbank ; viertens  Besiedelung  noch  unangebauter  Theile  des 
Reiches  durch  die  in  ihrer  bisherigen  Heimath  wirtschaftlich  unhaltbar  ge- 
wordenen bäuerlichen  Elemente. 

Es  ist  eine  weitaussehende  Wirtschaftspolitik,  welche  Mayet  ins  Auge 
gefasst  hat;  ob  sic  in  der  kurzen  Zeit  vou  etwa  neuu  Jahren,  wie  er  schätzt, 
stufenweise  durchführbar  sein,  ob  sie  nicht  in  der  Ausführung  noch  ungeahnten 
Hindernissen  begegnen  wird,  steht  dahin,  aber  schon  ihr  Entwurf  ist  immerhin 
ein  Verdienst  des  Erhebers  um  die  Zukunft  des  Reiches,  dem  er  seine  Dienste 
gewidmet  hat.  denn  die  Keimkraft  guter  Ideen  überdauert  gleich  derjenigen  des 
ägyptischen  Weizens  oft  lange  Verschüttungsperioden  und  gelangt  früher  oder 
später,  in  der  einen  oder  der  andern  Form  doch  zur  fruchtbaren  Enfaltung*  . . . 

Iler  Veraicherniigafreiind  and  Allgemeine  Wiener 
Post.  Volksthiimliche  Zeitschrift  für  Assecuranzwesen  und  Volkswirtschaft. 
7.  März  1889. 

. . . „ein  Werk,  das  wir  all  denjenigen  zum  eingehendsten  Stadium  em- 
pfehlen möchten,  welche  sich  Uber  die  Nothlage  der  Landwirtschaft  nnd  ihre 
Ursachen,  sowie  Uber  die  Mittel  zu  ihrer  Bekämpfung  zu  informieren  wünschen, 
und  der  Umstand,  dass  das  vorliegende  Werk  seiner  Katar  nach  sich  vor  Allem 
mit  den  Verhältnissen  der  Japanischen  Landwirthschaft  befasst,  macht  dasselbe 
noch  um  so  lehrreicher,  da  hierdurch  der  europäische  Beurtheiler  nicht  nur  einen 
tiefen  Einblick  iu  die  Sittenznstände  und  öffentlichen  Einrichtungen  Japans  er- 
hält, sondern  sich  auch  darüber  belehrt  findet,  dass  ein  grosser  Theil  der  Ur- 
sachen, durch  welche  der  Notstand  der  europäischen  und  ganz  insbesondere  der 
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österreichischen  und  deutschen  liindwirthschaft liehen  Kreise  hervorgerufen  wird, 
auch  dort,  in  der  fernen  Monarchie  des  Ostens  sich  in  analoger  Weise  geltend 
machen,  und  dass  so  manche  Massnahme,  welche  dort  zur  Bekämpfung  des 
Uebels  ergriffen  worden,  sich  wohl  auoh  hier  als  nachahmenswert  empfehlen 
würde,  wie  z.  1!.  die  in  Japan  bestehende  Einrichtung  der  sogenannten  „Miss- 
ernte-Deckungsfonds“. 

Wiener  Lnndwirtlmchaftliche  Zeitschrift.  Red  H.  H. 

Hitschmann.  40.  Jahrgang.  No.  47.  S.  380. 

.Das  ursprünglich  auf  Befehl  des  japanischen  Verkebrsministcrinms  ge- 
druckte Werk,  das  sich  durch  Sachkenntnis  und  Präcision  gleich  sehr  aus- 
zeichnet, ist  nicht  nur  eine  wichtige  Quelle  fiir  das  Studium  der  agrarischen 
nud  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  des  interessanten  asiatischen  Inselreiches, 
sondern  es  bietet  auch  durch  die  Behandlung  der  Frage  der  laudw.  Versicherung 
ein  Uber  Japan  weit  hinausgehendes  Interesse.*  „lg  * 

Blätter  für  literarische  l'nterhaltang.  Staatswirthschaft.- 
liche  Literatur.  1889.  S 407  & 408. 

„Elend  ist  die  Lage  des  Ländlichen  Proletariers  Ostasiens  schon 

lauge,  aber  neu  ist  auch  dort,  die  „Sociale  Frage“,  der  zum  Bewusstsein  kommende 
fiegensatz  zwischen  Reich  und  Arm  zwischen  formeller  Bcchtsvermehrung  und 
materieller  Elendsvergrösserupg“.  . . . „W’ie  ist  hier  Wandel  zu  schaffen?  Mayet 
antwortet  uns  durch  Einführung  einer  wohlgeordneten  landwirtbschaftlichcn 
Versicherung,  durch  die  Errichtung  von  Sparanstalten  und  die  Gewährung  billigen 
langfristigen  Bodeneredits.  Und  in  der  That  scheinen  mit  diesen  Vorschlägen 

zwei  Hauptpunkte  des  Japanischen  Bauernelends  getroffen  zu  werden 

Thatsäehlich  brennend  ist  jedoch  eine  andere  Frage  . . Es  ist  die  Frage  der 
Misserntendeckung,  die  ihre  Lüsuug'  in  der  Xeuerrichtung  und  Ausgestaltung 
eines  Misscrnteu-Deckungsfouds  gefunden  hat  Ein  grosser  Theil  des  Japanischen 
(wie  Chinesischen)  Landvolks  steht  nämlich  auf  so  niedriger  Vermögensstufe, 
dass  jede  Störung  seines  Betriebs  durch  Unfälle  etweleber  Art  ihn  schlechthin 
an  den  Rand  des  Verderbens  bringt.  Um  einen  solchcu  periodischen  Ruin  weiter 
Volksschichten  zu  verhindern,  haben  die  Ostasiatischen  Staaten  schon  seit  lunge 
eine  durchaus  socihlistisch  geordnete  staatliche  Zwangsversicherung  in  Auwendung 
gebracht“.  ....  „Mayets  Verdienst  ist  cs,  den  Grundgedanken  einer  solchen 
landwirtschaftlichen  comraunistischen  Zwaugsversicheruug,  den  er  vorfand,  zu 
einem  wohlgeordneten  System  auszuurbeiten,  das  uuf  seine  Anregung  hin,  seit 
dem  Jahr  1881  iu  Wirksamkeit  ist  und  bereits,  worüber  er  uns  gleichfalls  be- 
richtet, die  wohlthätigsten  Folgen  zu  Tage  gefördert  hat.  Interessant  ist  dieser 
Theil  des  Buches  einmal  darum,  weil  er  die  meisten  F.inblicke  in  die  Eigenart 
der  Japanischen  Agrarverhältnisse  gestattet,  sodann  aber  auch,  weil  der  iu  ihm 
erörterte  Gegenstand  auch  für  unsere  Europäische  Landwirthschaft  nicht  ohne 
practisches  Interesse  ist“. 

Finanz- Archiv.  Zeitschrift  für  das  gesammte  Finanzwesen.  Hrsgg. 
v.  Hrn.  Hofrat  u.  Prof.  Dr.  Georg  Schanz.  Stuttgart.  Cotta.  1889.  1.  Bd.  S.  459—  464. 

Der  Herausgeber  schreibt  in  der  mit  G.  Schz.  gezeichneten  Besprechung: 
„Es  ist  eine  bekannte  Erscheinung,  dass  Volkswirthe  aus  der  intensiveren  Be- 
kanntschaft mit  den  Einrichtungen  anderer  Länder  hiinäg  Anregung  zu  neuen 
Ideen  gewonnen  haben.  Der  Reiz  des  Fremden,  der  Vergleich  mit  den  einhei- 
mischen Zuständen  wirkt  befruchtend,  manche  Beziehungen,  manche  neue  orga- 


8 


VERLAG  von  R.  L.  PRAGER  in  BERLIN 


nisatorische  Faden  werden  da  gefunden  und  weiter  gesponnen,  die  in  der  Um- 
gebung der  Heimat  nicht  in  Erscheinung  getreten  wären.  Auch  Mayet  gehört 
zu  den  Gelehrten,  die  in  fremdartiger  Umgebung  arbeiten.  In  der  Vorrede  gibt 
er  un 8 ein  Bild  seiner  verschiedenen  Studien,  wie  sie  ans  seiner  amtlichen  Stellung 
im  Finanzministerium  und  später  im  Ministerium  des  Innern  und  der  dadurch 
notwendigen  Beschäftigung  mit  japanischen  Verhältnissen  und  Gesetzesreformen 
bervorwuchsen.  Einige  sind  auch  in  Deutschland  bekannt  geworden,  so  die 
Kollektivversicherung  der  Gebäude  in  Japan  und  die  hübsche  Arbeit  über  die 
japanische  Staatsschuld. 

Auch  das  vorliegende  Werk  berührt  sich  sehr  mit  finanziellen  Problemen 
und  wir  wollen  diese  entsprechend  dem  t'harnkter  dieser  Zeitschrift  zum  Aus- 
gangspunkt nehmen  und  im  Anschluss  daran  auf  den  weiteren  Inhalt  verweisen 
Wir  fassen  deshalb  zunächst  einen  Abschnitt  des  Werks  ins  Auge,  der  als  An- 
hang beigegeben  ist.  Er  führt  den  Titel:  „Die  Krmässigung  der  Grundsteuer“. 

Die  Betrachtung  der  Grundsteuerstunduug  in  Misserntejahren  und  der 
nachträglichen  ratenweisen  Zabluug  derselben  schliesst  Prof.  Schanz  mit  den 
Worten:  „Auf  Vorschlag  Mayets  entstand  so  der  Misserntedeckungsfonds  (1880). 
Mayet  hatte  hierzu  den  Bemissionsfonds  benutzt,  wie  ihn  das  französische  Grund- 
steuergesetz von  1780  und  1798  kennt  und  der  lauge  Zeit  in  der  Geufer  Gesetz- 
gebung und  heute  noch  in  Westfalen  uud  dem  Bheinlamle  festgehalten  wird, 
indem  2 Prozent  Zuschlag  denselben  speisen.  Der  japanische  Finanzminister 
stellte  für  das  Fiskaljahr  1879  80  3 Prozent  der  ‘Grundsteuer  = 1,200,000  Yen 
zur  Vertilgung  des  Fonds,  der  Zuschlag  zur  Grundsteuer  beträgt  ebensoviel. 
Mau  musste  so  grosse  Summen  vorschen,  weil  in  Japan  erheblichere  Naturereig- 
nisse, wie  Fluten,  Dürren,  Taiphune,  Erdbeben,  auf  die  Ernten  einwirken. 

Dieser  Misserntedeckungsfonds  — er  winde  richtiger  landwirthscbaftliehe 
Xotstamlskasse  heissen  — ist  aber  nun  keineswegs  bloss  der  Grundsteuer  wegen 
da,  sondern  hat  einen  viel  breiteren  Buhmen  Es  werden  denjenigen  Bedürftigen, 
die  durch  eine  äusserst  grosse  Missernte  oder  durch  unverschuldete  l’nglttcks- 
fällc,  wie  Brand,  Viehseuchen,  Epidemien,  Erdbeben,  Bergsturz,  in  Xoth  geraten 
sind,  Mittel  zur  Beschaffung  von  Speise,  Hütten,  landwirtschaftlichen  Geräten 
und  Saatgetreido  verabreicht.  Denjenigen,  welche  sich  wegen  erwähnter  l'n- 
glttcksfälle  nicht  selbst  ernähren  können,  sind  Gelder  für  Speise  zu  verabreichen 
und  zwar  höchstens  für  dreissig  Tage.  Für  jede  Haushaltung  betragen  die 
Gelder  zum  Hüttenban  höchstens  10  Yen  (früher  5),  die  Gelder  zu  landwirt- 
schaftlichen Geräten  und  Saatgetreide  höchstens  20  Yen  (früher  10).  Unter- 
stützungen und  Darlehen  zur  Zahlung  der  Grundsteuer  sind  nur  an  diejenigen 
zu  geben,  welche,  ohne  dass  sie  Haus  und  Grund  verkauften,  ihre  Grundsteuer 
wegen  der  erwähnten  Unglücksfälle  nicht  würden  entrichten  können  Die  Orga- 
nisation ist  in  der  Hauptsache  eine  provinzielle.  Von  seinem  Beiscbuss  — und 
mindestens  ebensoviel  muss  in  der  Provinz  aufgebracht  werden  — verteilt  er 
900,000  Y’en  auf  die  Provinzen  im  Verhältuiss  der  Höhe  ihrer  Grundsteuereut- 
richtung,  300,000  Yen  (Hessen  dagegen  in  den  Ccntraldeckungsfonds.  Wenn  die 
Unterstützungen  an  die  Bedürftigen  und  die  Unterstützungen  und  Darlehen  zur 
Grundsteuerzahlung  zwei  Drittel  des  Provinzialdecknngsfonds  übersteigen,  so  ist 
dieser  Umstand  von  dem  betreffenden  Stadt-  oder  Proviuzpräfekten  anzumelden 
und  hat  der  Zuschuss  aus  dem  Centraldeckungsfonds  zu  erfolgen. 

Mayet  gibt  einen  ebenso  ausführlichen  als  interessanten  Bericht  über  die 
Wirksamkeit  des  Misserntedcckuugsfonds  vom  1.  Januar  1881  bis  31.  März  1880. 
In  den  5*/«  Jahren  wurden  an  circa  */a  Million  Familien  und  3,8  Millionen  Einzel- 
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pcrsoneu  8,288,000  Yen  oder,  wenn  man  die  Grnndsteuerdarlehen  nicht  mit  eiu- 
rechnet,  etwas  über  2'fo  Mill.  Yen  verausgabt.  81  Prozent  beanspruchte  Uebor- 
schwemmung.  27  Prozent  Brand,  25  Prozent  Sturm,  15  Prozent  Dürre,  sonstige 
Ursachen  wie  Schnee,  Erdbeben,  Bergsturz  etc.  1 Prozent.  In  den  ersten  2 '/» 
Jahren  verursachte  Brand  den  grössten  Notstand,  im  vierten  die  Dürre,  im 
fünften  der  Sturm,  im  sechsten  die  Ueberschwemmnng.  Von  den  zerstörten 
Oebiiuden  fielen  nur  28,97  Prozent  durch  Feuer,  dagegen  70,03  Prozent  durch 
andere  Elemente.  Mayet  liebt  mit  Itecht  hervor,  wie  wenig  eine  blosse  Feuer- 
versicherung iu  Japan  genügen  würde.  Der  Unterstützungsbetmg  zum  Zweck 
des  Hüttenbaus  war  33,2  Prozent  der  Gesummtsumme,  behufs  Erleichterung  der 
Zahlung  der  Grundsteuer  80,4  Prozent;  man  siebt,  wie  die  hohe  Grundsteuer 
nnd  die  l'nrersicherharkeit  des  Gebiludebesitzes  die  vorherrschenden  Nutstands- 
ursachen sind.  Von  dem  Gesamtaufwand  behufs  Erleichterung  der  Grundsteuer- 
Zahlung  (1  Mill.  Yen)  gcwiilirlen  die  Provinzinlfouds  nur  ca  ’/t  dieser  Summe 
A fonds  perdu,  fast  */» , nämlich  777,000  Yen  mit  Verpflichtung  der  Rück- 
zahlung. Zu  Sämereien  wurden  208,000  Yen  oder  6,4  Prozent,  zu  Ackerbau- 
geräten 383,000  Yen  oder  11,6  Prozent  und  zu  Speisung  603,000  Yen  oder  18,4 
Prozent  der  Gesumlunterstiltzuugssumme  verwandt.  Die  Einnahme  der  l’roriu- 
zialfonds  betrug  1 1,387,000  Yen,  so  dass  ihnen  nach  Abzug  der  Unterstützungen- 
noch  ein  Vermögen  von  über  8'/>  Mill.  Yen  verblieb. 

Mayet  vergleicht  diese  japanische  Regelung  des  landwirtschaftlichen 
Notstandsweseus  mit  der  anderer  Staaten  nnd  kommt  hierbei  zum  Schluss,  dass 
die  japanische  Einrichtung  auch  von  den  europäischen  Staaten  uachgeahmt  zu 
werden  verdient.  Die  Spezialgesetze  — er  erwähnt  namentlich  die  neueren 
preussischen*  Notstandsgesetze  — , die  nuftaucheu,  so  oft  eine  grosse  Ueber- 
schwemmung  oder  Misswachs  gleich  eine  ganze  Provinz  afficieren,  erscheine  ihm 
als  eine  bedenkliche  karitative  Ungerechtigkeit.  Denn  was  unterscheidet  die 
durch  Rheinwasser  verursachten  Ueberschwemmungsschäden  von  denen  anderer 
zahlreicher,  nur  kleinerer  Flüsse?  Es  ist  nur  die  grössere  Zahl  der  Beschädigten, 
welche  das  Herz  des  Gesetzgebers  erbarmt,  während  nach  den  Worten  des 
preussischen  Landwirtschaftsministeriums  selber  an  fast  allen  Flusaläufen  Preus- 
sens  dem  landwirtschaftlichen  Betriebe  alljährliche  enorme  Verluste  erwachsen. 
Warum  sollen  die  Rheinnotleidendeu  vom  Staat  unterstützt  werden  und  die  von 
kleineren  Flüssen  Notleidenden  nicht?  Die  einen  sind  so  gut  Staatsbürger  wie 
die  andern.  Die  Notstandskasse  würde  aber  auch  als  ständige  Staatseinrichtung 
einen  jetzt  nicht  regelmässigen,  aber  immer  von  Zeit  zu  Zeit  den  grossen  AU- 
gemeinuotständen  gegenüber  wiederkehrenden  Finanzbedarf,  der  bisher  meist 
durch  Anleihen  gedeckt  wird,  zu  einem  regelmässigen,  durch  Steuern  gedeckten 
machen.  Die  Speisung  dieser  europäischen  Notstandskassen  hätte  in  etwas  anderer 
Weise  wie  in  Japan  zu  geschehen.  War  es  hier  natürlich,  ans  der  zn  hoben 
Grundsteuer  einen  Teil  auszuscheiden,  so  sind  nach  Mayet  die  landwirtschaft- 
lichen Schutzzölle  ein  Mittel,  die  Notstandskassen  zu  dotieren.  Solche  direkte 
Zuleitung  eines  Teiles  dieser  so  erhaltenen  Mittel  zur  Unterstützung  des  Bauern- 
standes und  des  Klciugrundbesitzes  in  seinem  Kampfe  um  die  Existenz  würde 
sich  auch  noch  daraus  rechtfertigen,  dass  Schutzzölle  zwar  den  Grossgrnnd- 
besitzern,  wenig  aber  den  Bauern  und  am  wenigsten  den  Kleinbauern,  welche 
nur  unbedeutend  Uebcrschnss  für  den  Markt  erzeugen,  zu  gute  kommen.  Den 
landwirtschaftlichen  Notstandskassen  würde  sich  noch  eine  umfangreiche  land- 
wirtschaftliche Versicherung  als  Ergänzung  anzuscbliessen  haben.  Die  land- 
wirtschaftlichen Notstandskassen  kommen  nur  den  auf  Grund  unverschuldeter 
elementarer  Unglücksfälle  schon  am  Rande  des  wirtschaftlichen  Ruins  Stehenden 
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zu  gute.  Er  bedarf  des  landwirtschaftlichen  Versicherungswesens,  um  das  Heran- 
gedrängtwerden an  den  Rand  des  Abgrunds  zu  verhüten,  solcher  Veranstaltungen, 
welche  unverschuldeten  Schaden  im  Verhältnis  zum  Schaden  wenigstens  teilweis 
ersetzen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Wohlhabenheit  des  Landwirts.  Gerade  auf 
diesem  Gebiet  entwickelt  der  Verfasser  nun  abermals  ganz  neue  Ideen,  deren 
Verwirklichung  wohl  die  Zukunft  bringen  wird.  Er  zeigt  das  Ungenügende  der 
heutigen  landwirtschaftlichen  Versicherung.  In  Deutschland  stehen  allerdings 
32  Milliarden  landwirtschaft  lichen  Eigenthums  unter  dem  Schutze  der  Versicherung, 
davon  30  Milliarden  unter  der  landwirtschaftlichen  Feuerversicherung:  allein 
mehr  als  93  Prozent  der  Viehverluste  sind  nicht  versichert,  ebenso  ist  bei  der 
Hagelversicherung  nur  ein  kleiner  Betrag  der  Frnte  thatsächlich  versichert. 
Aber  die  Versicherung  ist  auch  mangelhaft  angesichts  des  dem  versicherten 
Besitze  gewiihrbaren  Schutzes.  Es  gibt  eine  Masse  Schäden,  die  zur  Zeit  gar 
nicht  versicherbar  sind  Von  den  54,907  Gemeinden  und  Gutsbezirkeu  in  Prensscn 
worden  in  den  Jahren  1878—80  durchschnittlich  beschädigt  durch  Kälte  und 
Frost  14,12  Prozent,  durch  Dürre  2,35  Prozent,  durch  Regen  und  Nässe  9,56 
Prozent,  durch  Ueberschwemmung  2,29  Prozent,  durch  Pftanzenkrank  beiten  und 
schädliche  Pflanzen  2,16  Prozent,  durch  schädliche  Thiere  6,86  Prozent,  andere 
Schäden  0,01  Prozent,  in  Summa  also  37,35  Prozent  aller  Gemeinden.  Die  durch 
Hagel  beschädigten  Gemeinden  betragen  3,5  Prozent,  hier  ist  aber  Versicherung 
möglich.  Der  Verfasser  fragt  nicht  mit  Unrecht:  Gibt  es  volkswirtschaftlich 
oder  versicherungstechnisch  wohl  einen  Unterschied  zwischen  einer  verhagelten 
oder  erfrorenen  Roggenernte?  Gibt  es  einen  zwischen  einer  verhagelten  Ge- 
treideernte und  einer  von  Schädlingen  kahl  gefressenen  Wieset  Warum  sollte 
gegen  solche  ganz  unverschuldete,  leicht  erkennbare  Unglücksfiille  der  Grund- 
satz der  Verteilung  des  den  Einzelnen  erdrückenden  Schadens  auf  viele  Schultern 
nicht  ebenso  Platz  greifen  können,  wie  bei  der  Verhagelung? 

Die  europäischen  Volkswirtschaften  scheinen  Mayet  auf  dem  Gebiete  der 
Ernteversicherung  unlogisch  und  unsystematisch  organisiert  zu  sein.  Der  Ver- 
fasser plädiert  für  eine  allgemeine  Ernteversicherung,  er  zeigt,  wie  die  sebaden- 
bringenden  Ursachen  mit  den  Jahren  wechseln.  1878  litt  z.  B die  Hauptzahl 
der  geschädigten  Gemeinden  in  Preusseu  von  thierischen  Schädlingen  (3805),  1879 
die  meisten  von  Regen  und  Nässe  (6178),  1880  von  Kälte  und  Frost  (17,894). 
1881  die  meisten  von  Dürre  (5628);  es  ist  jedes  Jahr  irgend  ein  Schaden  da, 
bald  mehr  diese,  bald  mehr  jene  Gegend  treffend,  es  ist  auch  die  Mischung 
günstiger  und  ungünstiger  Fälle  gegeben,  wie  der  Vergleich  der  Zahl  der  ge- 
schädigten Gemeinden  mit  der  Zahl  der  Gemeinden  überhaupt  (54,907)  zeigt. 

Der  Gedanke  der  Kollektivversicherung  ist  in  der  That  beachtenswerth: 
manche  Dinge,  die  bisher  versicherungstechnisch  gar  nicht  zu  lösen  waren, 
werden  durch  ihre  Zusammenfassung  mit  anderen  Schäden  der  Versicherung 
nabe  gerückt.  Die  Schwierigkeit  selbst  der  Hagelversicherung  infolge  der  sehr 
ungleichen  Verteilung  des  Hagels  werden  geringer,  wenn  die  Hagelgefahr  mit 
anderen  Gefahren  kombiniert  wird.  Hat  Süddentschland  z.  B.  hauptsächlich 
unterm  Hagel  zu  leiden,  so  ist  N'orddcutsrhland  hauptsächlich  von  Ueberschwem- 
mungen  heimgesucht.  Der  Verfasser  begnügt  sich  nicht  bloss  mit  der  Andeutung 
der  Idee,  sondern  er  prüft  und  untersucht  sie  auch  im  einzelnen.  Er  unter- 
scheidet Gebäudeversicherung  (nicht  Feuerversicherung,  sondern  auch  Versicke- 
rung gegen  Sturm  u.  dgl ),  Viehversicherung,  Ernteversicherung.  Letztere  zer- 
fällt wieder  in  zwei  Arten,  in  solche  gegen  akute  Gefahren  (Insekteuschaden, 
Erdbebun,  Bergstürze,  Lawinen,  Wolkenbrüche,  Hagel,  Meeresfluten,  Ueber- 
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schweramungen,  Fröste)  uuil  in  solche  gegen  chronische  Gefahren  (sog.  schlechte 
Jahre,  grosse  allgemeine  Missernte  infolge  dauernder  Kälte,  zu  langer  Bewöl- 
kung, unregelmässiger  Jahreszeiten,  Nässe,  andauernder  Dürre).  Die  technische 
Durchführung  der  ersteren  Art  ist  möglich,  sie  ist  eine  Erweiterung  der  bereits 
bestehenden  Hagelversicherung.  Die  zweite  ist  schwierig,  weil  der  Schaden  das 
ganze  oder  grosse  Theile  des  Landes  umfasst.  Der  Verfasser  unterscheidet  hierbei 
3 Grade,  eineu  niederen  Grad,  bei  dem  der  Landwirth  den  Schaden  allein  trägt, 
einen  mittleren  und  höchsten,  wo  ausserdem  Erlass  der  Grundsteuer  eintritt. 
Beim  höchsten  würde  ein  Teil  des  Verlustes  zu  Lasten  des  Landwirtes,  ein 
Teil  würde  durch  Erlass  der  Grundsteuer  gedeckt,  der  Best  durch  gegenseitige 
Versicherung.  „In  Europäischen  Ländern  müsste  auch  zu  Missernteversicherungen 
in  engerem  Sinne  ein  bestimmter  verbältnissmäs.siger  Teil  der  landwirtschaft- 
lichen Einfuhrzölle  Jahr  aus  Jahr  ein  als  stäudige  Dotation  (Hessen  und  die 
Grösse  dieser  Einnahmequelle  wäre  genügend,  um  bei  jahrelangen  Aufsummen 
der  Beträge  und  ihre  Zinsen  unter  Hinzuschlagen  der  Versicherungsprämien 
der  Landwirthe  den  grossen  Ersatzforderungen  in  Misswachsjahrem  zu  begegnen.“ 
Die  Versicherung  gegen  die  chronischen  Schäden  ist  wohl  eine  zu  kühne  Idee, 
die  in  ihrer  praktischen  Ausgestaltung  auch  zu  viele  Schwierigkeiten  darbietet. 

Wir  müssen  abbrechcn,  obwohl  das  Werk  noch  vieles  enthält,  was  iu 
Deutschland  bcachleuswertli  ist. 

Unsere  Zeit.  Deutsche  Revue  der  Gegenwart  1889.  8.  54J  — 546. 

Artikel:  „Die  facultative  Naturalgrundsteuer  in  Finland  und  iapan“,  von 
Heinrich  Adler,  Landwirth  in  Brisen. 

. . . „May et  stellt  in  seinem  oben  erwähnten  Werke  Anträge,  welche 
uns  überaus  bemerkenswert!)  wegen  ihrer  Nützlichkeit  und  Neuheit  erscheinen“. 
........  2,  die  Einrichtung  von  „Reisabouueinents“.  Die  letztere  Idee  ist 

so  originell  und  ihre  Einführung  ist  nicht  etwa  bloss  au  den  Reis  gebunden, 
vielmehr  auch  bei  den  andern  Getreidearten  möglich,  dass  wir  hierauf  näher 
eingehen  müssen“ 

. . „Durch  Einführung  der  Reisabonnements  würde  sich,  wie  wir  gern 
zugeben,  die  japanische  Regierung  die  Verwcrthung  des  Naturalsteuercinganges 
zum  vieljährigen  Durchschnittspreise  sichern „eben  so  wie  der  ja- 

panische Consument  durch  Eingehen  auf  ein  Reisabonncment  sich  sein  Haupt- 
uahrungsmittel  zu  andauernd  gleichem  Preise  sichern  könnte“. 

Zeitschrift  «len  Königlich  Prenssischen  Statisitiachen 
ßnrenna.  1889.  Heft  I.  S.  79. 

Der  Herausgeber  Herr  Geheime  ( Iberregierungsrath  E.  Blenck,  Director 
des  K.  Preuss.  Statistischen  Bureaus,  schreibt  in  der  mit  seinem  Namen  ge- 
zeichneten Besprechung: 

„Der  seit  einer  Reihe  von  Jahren  im  japanischen  Staatsdienste  stehende, 
uns  bereits  durch  eine  Anzahl  bedeutungsvoller,  in  verschiedene  Sprachen  über- 
setzter Arbeiten  Uber  die  inneren  Verhältnisse  jenes  östlichen  Inselreiches,  ins- 
besondere Uber  Bevölkerungsstatistik,  Versichernugs-,  Staats-,  Finanz-  und  Spar- 
kassenwesen bekannt  gewordene  ....  Verfasser  hat  es,  den  auch  in  Japan 
immer  lauter  und  dringender  werdenden  Klagen  der  Landwirthschaft  gegenüber, 
nach  eingehenden,  schon  vor  länger  als  einem  Jahrzehnte  begonnenen  Unter- 
suchungen und  Vorarbeiten  unternommen,  in  der  vorliegenden  Schrift  Material 
zur  Beantwortung  der  Frage  zu  liefern,  wie  die  angedeutetc  Lage  des  japanischen 
Landmannes  in  wirksamster  Weise  gebessert  werden  könne.“  ....  „Durch  die 
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landwirtschaftliche  Versicherung  will  er  allen  schadenbringenden  Naturereignissen 
entgegentreten,  den  erntetragenden  Hoden  nebst  seinen  Früchten  sowohl  gegen 
die  akute  Gesammtgefahr  decken,  wie  auch  — mit  Staatsbeihülfe  — gegen 
chronische  Gefahren  schützen.  Er  lehrt  dabei  in  ersterer  Beziehung  durch  das 
Beispiel  Japans  und  Deutschlands,  dass  die  akuten  unglücklichen  Naturereignisse 
an  der  üblen  Lage  der  Landwirthe.  Insbesondere  an  der  Abbröckelung  des 
Bauernstandes,  einen  auch  bei  uns  oft  unterschätzten  Antheil  haben,  während 
anderseits  die  moderne  Verkehrscutwickelung  es  zur  Folge  gehabt  habe,  dass 
die  Preise  der  landwirthschaftlichen  Erzeugnisse,  selbst  nach  dem  Eintritte  von 
Missernten,  verhältuissmässig  niedrig  erhalten  blieben  und  es  dem  Laudmanne 
unmöglich  machten,  sich  in  solchen  Zeiten  an  höheren  Preisen  zu  erholen. 

In  Begründung  seiner  Vorschläge  zeigt  sich  der  Verfasser  nicht  nur  als 
ein  vielbelesener,  sondern  insbesondere  als  ein  mit  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wickeluugsgeschichto  seines  alten  uud  neuen  Vaterlandes  wohlvcrtranter  und 
praktischen  Zielen  entgegenstrebender  Forscher  und  Volkswirt. 

Die  landwirthschaftliche  Notlage  Japans  lässt  ihn  auch  auf  die  innere 
Kolonisation  desselben  sowie  auf  diejenige  des  Hokkaido  (Yezo’s)  kommen.  Sein 
für  letztere  vorgeschlageues  System  der  Geldbeschaffung  durch  Zusammenwirken 
einer  Kolonisationsrentenbank  einerseits  und  solidarisch  haftender  Gruppen  von 
in  gleicher  Weise  verbundenen  Einzelkolonisten  anderseits  verdient  weiteste 
Beachtung.  Seinen  Untersuchungen  steht  in  56  dem  Texte  eingereihten  und  19 
demselben  folgenden  Tabellen  ein  reiches  ßelngsmatcrial  zur  Seite.“ 

„Indem  wir  im  Uebrigen  unsere  Leser  auf  das  interessante  Werk  selbst 
verweisen  müssen,  können  wir  dasselbe  nur  allen  Denen  angelegentlichst  em- 
pfehlen, welchen  die  Gesundung  und  die  Beseitigung  der  Nothlage  der  Landwirt- 
schaft, die  ja  auch  bei  uns  an  einem  Wendepunkte  steht,  ain  Herzen  liegt.“ 

Dentachc  Koloulalateitung.  Organ  der  Deutscheu  Kolonialge- 
sellschaft. Red.:  Gustav  Meinecke.  6.  Juli  1889.  S.  219. 

„Der  Abschnitt  von  S.  215—243  beschäftigt  sich  mit  der  organisirten 
t'olonisation  des  Hokkaido,  der  wegen  ihrer  Unwirthlichkeit,  besomrers  wegen 
ihres  rauhen  Klitna’s  gefürchteten  nördlichsten  Insel  Japans.  Der  Verfasser 
versucht  für  diesen  Zweck  die  Bodeucreditanstalt,  im  Schulze-Delitzsch’schcn  Sinne, 
nutzbar  zu  machen,  und  man  muss  sagen,  dass  seine  Vorschläge  alle  Beachtung 
verdienen  und  auch  für  die  Organisation  der  Deutschen  Auswanderung  nicht 
ohne  Bedeutung  sind.“ 

l>er  Ostasiatische  Lloyd.  Organ  für  die  Deutschen  Interessen 
im  fernen  Osten.  Shanghai,  4.  Januar  1889.  S.  381—384. 

....  „Die  grossartige  Entwickelung  Japans  ist  im  Grossen  und  Ganzen, 
wie  wir  schon  zu  sagen  Gelegenheit  hatten,  auch  in  weiteren  Kreisen  bekannt, 
seltener  aber  ist  es,  dass  wir  die  Fernerstehenden,  einen  Einblick  in  den  rast- 
losen, unermüdlichen  Ausbau  des  Japanischen  Staatswesens  erhalten,  an  welchem 
— wir  constatiren  dies  mit  hoher  Befriedigung  — erste  Deutsche  Gelehrte  und 
Fachleute  in  hervorragendstem  Maasse  mitwirken“  .... 

„Herr  P.  Mayct  ....  gilt  für  einen  der  besten  und  vor  allen  Dingen 
der  practischsten  Kenner  Japanischer  Volkswirtschaft.  Er  ist  vielleicht  der 
fruchtbarste  Schriftsteller  auf  diesem  Gebiete  und  Japans  Land-  und  Volkswirt- 
schaft verdankt  diesem  Deutschen  Gelehrten  viel  ....  Denn  das  Verdienst  ge- 
bührt in  erster  Reihe  Demjenigen,  der  in  unermüdlicher  Arbeit  die  ersten  Steine 
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znm  neuen  Ban  zusammenfügte,  zur  unumgänglich  nothwendigen  Grundlage  für 
die  weitere  Kntwicklnug  eines  Landes  auf  einem  oder  mehreren  Gebieten,  und 
dieser  ersteren  Einer  ist  Herr  P.  Mayet. 

Sein  Werk  „Laudwirthschnftlicbe  Versickerung“  etc.  spricht  für  sich  selbst. 
Es  ist  für  jene  Kreise  Japans,  der  Behörden,  wie  der  landwirtschaftlichen  Selbst- 
interessenten, geschrieben,  welche  ans  den  vom  Herrn  Verfasser  aufgestellten 
und  den  besonderen  Verhältnissen  des  Landes  bis  in  die  Einzelheiten  angepassten 
Maximen  gesunder  Volkswirtschaft  sicherlich  Vorteil  zn  ziehen  wissen  werden“  . . 

....  „Vorwort  wie  Einleitung  machen  das  Exposd  des  ganzen  Werkes 
aus.  Der  Herr  Verfasser  bezieht  sich  ausdrücklich  auf  eine  ganze  Anzahl  seiner 
mittelbar  oder  unmittelbar,  mit  dem  Gegenstand  im  Zusammenhang  stehenden, 
fertiggcstellten  Vorarbeiten,  welche  eine  1 1jährige  ununterbrochene  Beschäftigung 
mit  diesem  Gegenstand  bezeichnen.  Es  würde  uns  hier  zu  weit  führen  auf  die 
vom  Herrn  Verfasser  mit  emsigster  Mühe  zusammengetragenen  Quellen  ein- 
zugehen, erstaunlich  bleibt  es  nur,  wie  trotz  alledem,  trotz  angezogener  zahl- 
reicher früherer  Arbeiten  (nicht  nur  Vorstudien!)  desselben  Verfassers,  dies  Werk 
eine  unübertreffliche  Klarheit  der  Darstellung  zeigt.  Dies  gerade  ist  es,  welches 
uns  dazu  berechtigt,  das  Werk  als  zu  einer  unmittelbaren  praktischen  Verwerthung 
reif  zu  bezeichnen,  trotz  der  auf  der  ersten  Seite  des  Vorworts  ausgesprochenen, 
viel  zn  bescheidenen  Ansicht  des  Herrn  Verfassers,  dass  seine  Arbeit  nur  als 
eine  vorliinlige  Sondirnng  des  Gebietes  anfgefasst  sein  wolle.  Der  hier  an  der 
wiedergegebenen  Stelle  sich  anschliessende  Satz,  dass  zur  Vervollständigung  des 
Werkes  es  noch  einer  grösseren  Reihe  von  Spezialarbeitcu  bedürfe,  ist  ja  wohl 
selbstverständlich;  ihru  eminent  practische  Bedeutung  behält  diese  Arbeit  des 
Herrn  P.  Mayet  durum  aber  dennoch“  .... 

The  Japan  Daily  Hall.  Yokohama,  May  23.  1890. 

....  „Dr.  Mayct's  System  as  it.  Stands  is,  »ve  should  say,  too  elaborate 
to  be  carried  out  in  a country  unaccustomed  to  anv  kind  of  insurance.  But 
tkat  bis  pruposals  are  founded  on  true  principles  there  can  be  uo  questiou. 
Modificatioil  and  simplification  will  no  doubt  l>e  applied  to  thern.  Hy  far  the 
most  valunble  parts  of  Dr.  Mnyet’s  work,  iu  our  opinion,  are  the  statistics  and 
the  euuuciation  of  the  general  principles  to  bc  observed  in  agricultural  insurance. 
Dr.  Mayet  has  studied  in  a most  thorougli  manner  the  causes  of  the  great  agri- 
cultural distress  from  which  tliis  country  has  repeatedly  suffered.  Whether  bis 
remedy  mav  not  prove  too  difficult  of  application,  at  auy  rate  for  mauy  years 
to  come,  is  something  on  w hich  we  bave  our  donbts.  We  wish  the  work  every 
success.” 

The  Japan  Gazette.  Yokohama,  Decctnbcr  18.,  1888. 

„ . . . . Mr.  Mayet  skows  a talcnt  for  Organisation  and  a readiuess  of 
resonrccs  in  ünancial  questions  which  call  for  our  unqualihed  admiration  and  at 
the  saute  time  lurnish  the  reason  why  he  was  intrnsted  with  a work  of  such 
importance 

....  „At  the  first  glance  a scheme  of  this  kind  would  appear  to  be 
diflicult  of  realization,  principally  from  the  avarice  of  usurious  creditors,  but 
the  author  has  foreseen  and  provided  for  these  diflicultics  in  section  72  dealiug 
with  the  details  of  „The  amortization  of  agricultural  mortgage  debts.“  Savings 
and  Real  Estate  Credit  Banks  are  proposed  to  bc  established  to  advancc  mouey 
on  mortgages  up  to  half  of  the  asscssed  land  tax  value,  and  in  all  cases  iu 
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which  tbc  amount  of  the  inortgage  is  within  t bis  lirait,  tbe  bank  ooabl  iv  ithout 
any  difficulty  take  tbe  place  of  the  former  creditor  and  its  bonds  would  be 
negotiable  in  the  money  market  tbe  same  as  any  otbcr  bonds,  and  the  origiual 
creditor  could  eitber  take  bis  money  or  the  interest  bearing  bond.  The  finan- 
cial ability  of  the  author  has  also  devised  a safe  way  for  taklng  up  the  excess 
of  mortgages  over  half  of  the  tax  value  by  means  of  seoond  and  third  claes 
bonds.  As  entering  intu  the  details  of  the  plan  could  only  be  of  interest  to 
fiuanciers,  we  shall  limit  ourselves  to  saving  that  the  few  obstacles  that  migbt 
bc  enconntered  in  the  beginning  wonld  soon  be  overcome  and  give  place  to  un- 
qnalilied  and  permanent  benefits  to  the  agricultural  classcs.  The  conversiun  of 
the  pensions  of  the  shitoku  into  pension  bonds,  which  was  very  similar  to  what 
is  proposed,  has  been  so  successfully  carried  out  by  the  governmeut  that  the 
success  of  Mr.  Mayet's  plans  can  hardly  be  questioned.  and  in  view  of  their 
milch  wider  ränge  and  more  pressing  impnrtance,  preparations  for  their  exe- 
cution  canuot  be  made  too  soon.  Every  day  of  delay  means  a day  of  sorrow 
and  sufferlng  to  millions  of  hard  working  lapanese  “ . . . 

„N’ext  the  insurance  of  the  various  kinds  of  farming  property  such  as 
honses,  cattle,  harvest,  iraplements,  etc.,  are  taken  linder  consideration  and  trea- 
ted  with  the  same  convincing  clearness  and  simplioity  that  form  a distinguis- 
hing  feature  of  the  «hole  ivork.  In  fact  one  cannot  help  becoming  thorougbly 
interested  in  all  these  plans  which  join  one  another  in  such  logical  se- 
quence  that  one  seems  to  be  the  necessary  result  of  the  other,  and  an  indis- 
pensable part  of  the  whole.“  . . . 

. . . „Quesnay  said:  „A  poor  farmer,  a poor  countrv;  a poor  conntry,  a 

poor  king.“  Mr.  Mayet  adnpting  thi»  to  Japan  says:  A poor  tariner,  a poor 
countrv;  a poor  country.  a weak  conntry!  Why,  of  course,  sny  the  wiseacres, 
everybody  knows  that.  We  would  remind  tbem  of  the  story  of  the  egg  of  Co- 
lumbus.  If  the  hundreds  and  thousands  of  colnmns  that  have  been  wasted  npon 
questions  connected  with  treaty  revision— the  tariff  qnestiun  cxcepted— had  tuken 
those  few  words,  or  words  similar  in  import,  for  a heading,  and  discussed  them 
with  a view  to  uiake  them  no  longer  applicable  to  Japan,  the  questions  uow 
bronght  to  the  snrface  by  a forcign  friend  of  Japan  in  the  work  linder  cousidc- 
ration,  wonld  be  mnch  nearer  to  their  solutiun  than  they  are  at  preseut.  It  is 
high  time  that  the  pres3  of  Japan,  instcad  of  bloning  gaudy  political  bnbblcs. 
took  up  practical  aims  of  this  kind,  not  only  bere  and  there  in  isolated  instances, 
from  shear  weariness,  or  in  search  of  a hartnless  topic,  but  thoroughlv  imbned 
with  their  importance  and  clearly  understanding  their  bearing  upon  all  questions 
at  issue,  whether  internal  or  international.“  . . . 

. . . „The  colonisation  of  tbc  Hokkaido  in  Connection  with  the  Land  Credit 
Bank  (Boden  Credit  Anstalt)  proposed  by  Mr.  Mayet,  and  according  to  his  Sy- 
stem, is  represeuted  in  an  entirely  new  light,  and  if  time  permits  we  shall 
treat  of  this  in  the  futnre.“  .... 

...  „ln  taking  regretful  leave  of  a work  that  we  have  perused  with 
glowing  interest  we  express  the  hope  that  it  inay  appear  in  an  English  and 
especially  in  a Japanese  translatiou,  and  that  either  the  whole  or  judicially 
selected  and  distributed  portions  of  it  rany  be  made  accessible  to  the  largest 
possible  circle  of  readers  and  thns  bear  guod  and  wholesome  fruit." 
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NOGIO-HOKEN-RON 


(Land wirtschaftliche  Versicherung) 


von 

P.  MAYET. 

Tokyo,  615  Seiten.  Preis  1 Yeu  40  Sen  oder  Mark  4.20. 


llayet'i  „Landwirthachattliche  Veraichernng“  wurde 

dum  Japanischen  Publikum  erst  im  Februar  1S90  bekannt.  Sie  erschien  (bei 
Yustinsta,  Tokyo),  übersetzt  von  den  Herren  N.  Hanabusa,  T.  Salto  und  J.  Wa- 
tanabe.  nach  Contrule  der  Uebersetzung  durch  Herrn  Y.  Matsuura  und  Ver- 
besserung des  Chinesischen  Stiles  durch  Herrn  K.  Shlobara.  Der  Minister-Präsi- 
dent und  Staatsminister  des  Innern  öraf  A.  Yamagata  leitete  das  Werk  mit 
eiuem  autographischen  Motto,  die  Herren  Vicomte  Y.  Shlnagawa,  ehern.  Vice- 
tninister  des  Landwirtschaftlichen  Ministeriums,  W.  Geh.  Hofrath  und  Vicomte 
Y.  Nomura,  ehern.  Viceminister  des  Verkehrswesens,  Geh.  Staatsrath,  dasselbe 
mit  Vorreden  ein. 

Aus  den  Besprechungen  Seitens  der  Japanischen  Presse  mögen 
einige  kurze  Auszüge  hier  Platz  linden. 

Jijf-Shimpo.  („The  Times.“  Tokyo.)  18.  Apr.  1890. 

....  „Der  Verfasser  ist  zwar  Ausländer;  was  er  aber  sagt  ist  in  den 
Japanischen  Verhältnissen  begründet“  .... 

Koclii-Nilppo.  (Kochi-Tageblatt.  Provinz  Kochi.)  No. 2321.  10.  Apr.1890. 

....  „Man  darf  das  Werk  nicht  mit  gewöhnlichen  Büchern  glcichstellen. 
Die  verschiedenen  Pläne  werden  wir  von  der  Regierung  in  späterer  Zeit  in  der 
landwirtschaftlichen  Politik  ausgeführt  sehen  “ 

Oa-Nichi  \irlil  Mliimbun.  (Tageblatt  für  die  Landschaften  Mutsu 
und  Dewa.  Sendai,  Prov.  Miyagii  No.  3832.  9.  Apr.  1890. 

„Die  Pläne  sind  nach  wissenschaftlicher  Untersuchung  auf  Grund  der 
wirklichen  Tbatsnchen  nnfgebnut.“ 

Iloknrikn-Nliiinhnn.  (Zeitung  für  die  Landschaften  in  Uokuriku. 
Kanazawa,  Prov.  Ishikawa  ) Drei  Artikel:  4.  5.  und  6.  Juni  1890 

....  „Wir  wollen  in  allen  Details  unsere  lieistimmung  geben  und  hoffen 
auf  die  Ausführung.“ 

JliyanakiNhiinp».  (Zeitung  für  die  Prov.  Miyasaki.)  5.  Apr.  1890. 

„Wir  glauben,  dass  bis  jetzt  kein  die  Landwirtschaft  behandelndes  Buch 
iu  Japan  erschienen  ist,  welches  dieses  Werk  übertrifft.* 

Baknn-Nliiiuban  (Prov.  Yamaguehi)  28.  Apr.  1890. 

..Das  Werk  bezweckt  die  Abstellung  der  gegenwärtigen  Notlage  des 
Bauern  durch  die  Versicherung.  Sie  ist  durchweg  ausführbar.  . . . Ein  Werk, 
wie  das  vorliegende  können  wir  das  practisch  wichtigste  unter  den  wichtigen 
nennen.“ 

Koknniin  no  Tom«.  (Der Volksfreund.  Tokyo.)  No.  79.  13.  Apr.  1890. 

. . . „Er  ist  sehr  gelehrt  und  sehr  Heissig.  Wenn  man  seine  Schriften 
aufeiuanderlegt,  so  kommt  der  Stoss  seiner  Körpergrösse  gleich.  Die  Landwirt- 
schaftliche Versicherung  ist  auch  eine  von  diesen  Arbeiten.  ...  In  seinen  so 
vollständigen  Plänen  linden  wir  nichts  was  Widerspruch  veranlasst.“ 
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OMaka-Shoklo  Shimpo.  (Osaka  IlandelsVilatt)  No.  983.  9.  Apr. 

1890. 

„Wir  bewundern  seine  Kenntnisse  . . . Wir  glauben,  dass  dieses  Huch 
werlli  ist,  auch  von  den  fernen  überseeischen  Nationalükonomen  stndirt  zu  werden.' 

Meiji  no  Yoron  (Die  öffentliche  Meinung  der  Periode  Meijl  Tokyo). 
No.  37.  1890.  8.  47  und  48. 

„Wir  schämen  uns,  dass  solche  Uathscbläge  uicbt  aus  dem  Munde  eines 
Einheimischen,  sondern  aus  der  Feder  eines  Fremden  kommen.  Wir  finden 
zwar  in  den  vorgenannten  Plänen  einige  nicht  direct  zutreffende,  aber  ein 
Fremder  kaun  nach  einem  Studium  der  Japanischen  Verhältnisse  sulche  durch- 
schlagende Hilfsmittel  nur  ersinnen,  wenn  er  durch  innere  Theilnahuic  dazu 
getrieben  wird.“  . . . 

Kt-i/.ni  ovoti  Toket.  „Econumies  and  Statistics“.  (Tokyo) 
No.  17.  15.  Mai  1890. 

„In  einzelnen  Punkten  liegen  wir  Zweifel  für  die  praktische  Ausführung, 
im  Grossen  und  Ganzen  wollen  wir  unsere  Zustimmung  aussprechen.“ 

Nippon-Jim.  (Der  Japaner  Tokyo)  Vier  Artikel:  3.  und  18.  Mai  und 
3.  und  18.  Juni  1890. 

„Alle  darin  gegebenen  Begründungen  sind  so  genau  und  zutreffend,  das« 
sich  die  oberflächlichen  Schwätzer  fast  todt  schämen  müssten  . . . .“ 

. . . „Insbesondere  hoffen  wir  auf  die  Ausführung  der  laudwirthschaftlidKn 
Versicherung,  weil  der  landwirthschaftliche  Betrieb  den  Bauern  nur  geringer 
( iew  itin  bringt  und  sie  sich  nach  Schadenfällen  sonst  nur  schwer  erboleu  können 

. . . Seine  Ausichten  über  das  Sparkassenwrsen  passen  unseres  Erachte® 
gerade  fur  nnaerc  gegenwärtigen  Verhältnisse.“  . . . 

. . . „Wollte  inan  auch  den  Plan  nicht  in  seiner  ganzen  Grossartigk.ii 
annehmen  und  führte  nur  einzeiuc  der  Vorschläge  aus,  so  würde  doch  das  Er- 
gebnis* von  keinem  geringen  Einfluss  auf  unsere  bäuerlichen  Zustände  sein  . 

„Wir  sagten  oben,  wir  seien  besorgt,  ob  die  Ausführung  des  ganzen  Plu" 
nicht  zu  schwierig  sei.  Mit  dieser  Frage  wollen  wir  aber  den  Wertli  des  Bo«- 
nicht  herabsetzen  sondern  erhöhen.  Ist  eine  Lehre  der  Bibel  zu  schwer  zn  erfüll  ', 
so  soll  man  suchen  sie  zu  erfüllen.  Ist  eine  Lehre  des  ('oufucius  za  schwer  zt 
halten,  desto  wichtiger  ist  die  Bemühung  sie  zu  halten.  Wenn  man  anniont 
dass  der  ganze  Plan  des  Herrn  Mayet  jetzt  schwierig  anszuführen  sei,  so  soll 
man  weiter  und  weiter  in  dem  Buche  studiren  und  sieh  die  Suche  noch  ein- 
mal überlegen“.  . . 

Hakodate-KhimlHin.  (llak. dato).  Zwei  Artikel.  30.  März  um!  1 

Apr.  1890. 

. . . Das  Japanische  Reich  gleicht  einem  Schiffe,  welches  in  Gefahr  in 
unterzngehen:  der  Grund  und  Boden,  namentlich  das  Ackerland  ist  überlast«. 

und  die  Bewohner  theilen  das  Schicksal  des  Bodens Der  Verfasser  hat 

ein  Rettungsboot  für  die  Landleute  gezimmert ; das  ist  seine  Landwirtschaft- 
liche Versicherung  .... 

Der  Mayctschc  Plan  den  Landleuten  Hülfe  za  scharfen,  besteht  nicht  nor 
in  Ermiissigung  der  Grundsteuer,  sondern  vor  Allem  in  Hebung  des  Bauern- 
standes durch  Erhöhung  seiner  Wohlfahrt.  Für  das  Schiff,  das  zu  scheitern 
droht,  ist  Ermässiguug  der  Steuer  Beseitigung  nur  eines  kleinen  Theiles  seiner 
zu  schwere«  Last.  Nach  Mayet’s  Plan  wird  den  Bauern  nicht  nur  ein  Theil 
ihrer  Last  ubgenommen,  sondern  sie  zugleich  gestutzt  uud  gehoben.  Wir  können 
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seinen  Plan  eine  vollständige  Beseitigung  der  Nothlage  nennen.  Cr  bezweckt 
durch  die  lamlwirthseliaftliche  Versicherung  deu  Schaden  zu  ersetzen,  durch  Boden- 
Kreditanstalten  die  Bauern  aus  den  Händen  der  Wucherer  zu  befreien  und  durch 
Sparanstaltcn  ihren  Sparsinn  zu  erhöhen.  Die  Erraässigung  der  Grundsteuer  soll 
die  Grundrente  auf  gleiche  Höhe  mit  dem  Gewinn  anderer  Unternehniungsf  jrmeu 
bringen  und  die  Mittel  zur  Gruudsteuerermässigung  will  er  durch  Erhöhung  der 
Verbrauchssteuern  und  der  Einkommensteuer  aufgebracht  sehen.  . . . 

....  Wenu  dieser  Plan  planmässig  ausgefuhrt  wird,  so  können  wir  den- 
selben als  ein  grosses  Rettungsboot  für  die  Japanischen  Landleute  betrachten. 
Wir  wollen  für  seineu  Plan  beide  Hände  aufheben  um  unsere  Zustimmung  kund 
zu  geben.“ 

Inaka  Shimbnn.  (Läudlichc  Zeitung.  Provinz  Oita)  Nr.  814., 
30.  April  18110. 

„Das  Werk  kann  man  als  Compass  uud  Kleinod  für  die  Landwirthe  un- 
sehen  ....  Jede  Abtheilnng  desselben  überrascht  uns  durch  die  Genauigkeit 
der  Beweisführung  und  die  systematische  Gründlichkeit“  .... 

Aliita-Xiehi  Niehl  Sliimban.  (Akita  Tageblatt,  Prov.  Akitai 
Nr.  2209.  6.  Apr.  1890. 

„Wir  sehen,  dass  seine  Untersuchung  genau  und  zutreifend,  seine  Beweis- 
führung eingehend,  seine  Pläne  vorzüglich  mul  gerade  den  Verhältnissen  des 
Japanischen  Bauernstandes  angepasst  sind“  .... 

„Die  Macht  der  Gewohnheit  hat  so  grossen  Einfluss,  dass  selbst  die  besten 
Pläne  keinen  tbntsächlichen  Nutzen  bringen  (sc.  bei  voller  Freiwilligkeit).  Wir 
hülfen  desshalb,  dass  die  Ttegierung  unter  Berücksichtigung  der  Landesverhält- 
nisse  seine  Pläne  ausftthrt  und  die  vorauszusehenden  guten  Erfolge  ans  der  Ar- 
beit Mayet’s  erzielt  .' . . . 

. . . Sein  „Grundsteuer-Deckungsfond“  ist  von  der  Regierung  angenommen 
uud  unter  dem  Namen  Misserntc-Deckuugsfouds  eingeführt  wordeu,  was  beweist, 
dass  seine  Pläne  nicht  blos  am  Schreibtisch  (Asukuye)  ausgeheckte  sind.  . . . 

. . . Wir  haben  bis  jetzt  viele  verschiedene  politische,  eigennützige  und 

gemeinschädlichc  parteiische  Meinungen  gehört Beim  Durchleseu  des 

Buches  haben  wir  gesehen,  dass  seine  Liebe  für  deu  Japanischen  Staut  die  der 
Einheimischen  übertrifft.  Die  Bücher  haben  nur  Werth,  wenn  sie  für  das  Volk 
Nützen  bieten  und  nicht  bloss  um  der  höhern  Theorie  willen  geschrieben  sind. 
Wir  glauben,  dass,  selbst  als  der  chinesische  Kaiser  Shikoo  der  Dynastie  Shiu 
alle  Bücher  der  Welt  ins  Feuer  werfen  Hess,  das  Buch  der  „Landwirthschaft- 
liehen  Versicherung“  doch  von  diesem  unglücklichen  Schicksal  ausgenommen 
worden  wäre“  .... 

Shiniotake  Nhimbun.  (Zeitnug  f.  d.  Landschaft  Shimotske,  Prov. 
Tochigil.  Nr.  1242.  24.  April  1890. 

„Bis  jetzt  haben  wir  kein  Buch,  welches  in  seinem  Werth  für  die  Besserung 
der  Lage  der  Bauern  sich  mit  dem  vorliegenden  vergleichen  Hesse  . . . Gegen- 
wärtig werden  so  viele  Bücher  geschrieben  und  übersetzt,  dass  selbst  der  Ochse 
vom  Fragen  müde  wird  und  das  Haus  sich  füllt;  diesem  aber  kann  man  das 
Beiwort  „nützlich“  geben.  . . . 

....  Wie  kann  man  der  Noth  abhelfen  V Ueber  diesen  Punkt  hat  bisher 

Niemand  so  eingehend  seine  Meinung  ausgesprochen,  wie  der  Verfasser 

Wir  werden  früh  oder  spät  diu  Verwirklichung  der  Sache  versucht  sehen.“ 
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(jHo-Shio-Sbimpo  (Die  .Morgenglocke.  Prov.  Sbizuska).  Nr.  686  15. 


„Bücher,  welche  auf  die  Erhaltung  des  Staates  und  das  Volksleben  sich  be- 
ziehen, darf  inan,  wenn  sie  auch  ein  Fremder  geschrieben  hat,  nicht  leicht  für 
werthvoll  erachten,  geschweige  denn,  dass  man  ihre  Rathschläge  ansznführen 
versucht.  Mayet’s  „ Landwirtschaftliche  Versicherung“  ist  aber  unter  Beob- 
achtung der  wissenschaftlichen  Principien  auf  Grund  von  Erfahrung,  statistischer 
Anschauung  und  guter  Materialien  geschrieben.  Sie  füllt  weder  ins  Gewöhnliche 
uoch  ist  sie  in  Seltsamkeiten  geratben,  der  Verfasser  hat  vielmehr  die  gegen- 
wärtigen Nothstiinde  scharf  beobachtet,  ihre  Gründe  untersucht  und  darnach 
einen  Plan  für  unsere  landwirtschaftliche  Politik  aufgestellt. “ .... 

. . . „Wir  betrachten  die  landwirtschaftliche  Politik  als  unvollständig, 
wenn  gegen  die  aufgezühlten  Dnglttcksfiille  keine  Schutzmittel  eingerichtet 
werden.  Jenes  Misserntendeckungswesen  hat  zwar  zum  Zweck  solches  Unglück 
auszugleichen,  doch  werden  nur  diejenigen  durch  dasselbe  gerettet,  welche  als 
die  Aermsten  die  unterste  Schicht  der  Bevölkerung  bilden.  ...  Die  Be- 
mittelten und  Ehrsamen  wünschen,  wenn  auch  von  Unglück  betroffen  und  in 
Noth  geraten,  nicht  aus  dem  Missernten-Deckuugsfond  unterstützt  zu  werden. 

. . . Hier  sieht  man  die  Notwendigkeit  der  landwirtschaftlichen  Versicherung 
. . . Japan  hat  die  Landwirthscbaft  als  Grundlage  seines  Staatswesens  zn  be- 
trachten. Bei  uns  sind  die  die  Landwirtschaft  schädigenden  Ursachen  vielzahl- 
reicher  als  in  Europa  und  der  Schutz  der  Landwirthscbaft  ist  verhältnissmässig 
wichtiger  als  in  den  Europäischen  Industriestaaten.  Wir  sind  unter  dein  Zwang 
einen  passenden  Schutzplan  zu  fassen  . . . Der  wirtschaftliche  Notstand  ist 
aufs  Höchste  gestiegen.  . . Als  bestes  Mittel  gegen  die  wirtbschaftlichc  Krisis 
betrachten  wir,  dass  man  den  Bauern  eine  gesicherte  Stelluug  gibt  und  das  ist 
durch  den  Mayet'scheu  Plan  zu  erreichen.  Wir  hoffen,  dass  sobald  als  möglich 
zu  der  wirklichen  Ausführung  geschritten  werde.“ 

Nogio-Zawhi.  (Landwirtschaftliche  Zeitschrift.  Tokyo.)  Vier  Artikel, 
vom  15.  Apr.  bis  15.  Mai  1890,  No  870—378. 

. . . „Der  Nothstand  der  Bauern  hat  schon  den  höchsten  Grad  erreicht.*. . 

. . . „Wenn  man  nun  weiss,  dass  die  Unterhaltung  des  Staates  und  der 
grösste  Theil  der  Staatseinnahme  von  dem  Schweiss  der  Bauern  herrührt,  mib- 
rnan  denselben  wenigstens  die  Höflichkeit  erweisen  und  die  Wege  der  Hülfe  für 
die  jetzt  in  so  grosser  Noth  Befindlichen  studiren  Die  sich  gegenwärtig  mit 
politischen  Fragen  beschäftigen  sind  vom  politischen  Fieber  befallen  und  haben 
der  Aufgabe  einen  grossen  Plan  hinsichtlich  dieser  für  den  Staat  so  wichtigen 
Sache  zn  entwerfen,  keine  Aufmerksamkeit  geschenkt,  was  wir  so  anschen,  dass 
sie  den  wahren  Pflichten  gegen  das  Volk  nicht  nachkommen.  Sie  haben  ihre 
Gedanken  nur  auf  werthlose  Gegenstände  gerichtet  und  es  einem  Ausländer  über- 
lassen ein  Rettungsmittel  für  den  grössten  Theil  unserer  Steuerpflichtigen  und 
der  ganzen  Bevölkerung  zn  finden.  Darf  mau  meinen,  dass  diese  Leute  die 
Wichtigkeit  und  Tiefe  der  Sache  verstehen?  Wir  müssen  uns  vor  der  Welt 
schämen  . . . ." 

„.  . . . Bei  dem  Studium  landen  wir,  so  oft  wir  auch  Buch  wiederholent- 
lich  lasen  und  je  genauer  wir  es  lesen,  dass  die  Vollständigkeit  und  Folge- 
richtigkeit desselben  so  gross  ist,  dass  wir  mit  keinem  Wort  Widerspruch  zn 
erheben  haben.  . . .“ 
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Hochi  Shimbun.  (Die  Nachrichten,  Tokyo)  No.  5489.  9.  Febr.  1891. 

. . . „Er  wandte  seine  Kraft  der  Entwicklung  der  Beicbthümer  des  Bodens 
zu,  zur  Beförderung  des  Wohlstandes  und  der  Zufriedenheit  der  Landwirthe. 
Er  hat  das  Buch  geschrieben,  weil  es  ihn  erbarmte,  dass  die  Japanischen  Bauern 
nach  nnd  nach  Terarmen,  indem  sie  oft  durch  Naturereignisse  geschädigt  werden. 
Ueberall  hat  dieses  Werk  in  Europa  und  Amerika,  wohin  immer  es  gesendet 
ward,  Beifall  und  Verwunderung  erregt:  Verwunderung,  weil  die  Organisation 
der  Japanischen  Wirthschaft  grosse  Abweichungen  von  der  Europäischen  und 
Amerikanischen  anfweist  (insbesondere  die  Japanische  Grnndstener  eine  so  harte 
ist,  dass  man  bis  jetzt  noch  nirgends  eine  mit  ihr  vergleichbare  finden  konnte); 
Beifall,  weil  der  Verfasser  in  praktischer  Anwendung  seiner  wissenschaftlichen 
Kenntnisse  Rettungsmittel  gefunden  und  damit  auch  der  Nationalökonomie  eine 
neue  Theorie  gegeben  hat 

„Wir  glauben,  dass  dieses  Werk  denjenigen,  die  über  die  Zukunft  des 
Reiches  Nachdenken  und  sich  um  Fort-  nnd  Rückschritte  der  Landwirthe  sorgen, 
angelegentlich  zn  empfehlen  ist;  denn  Mayet  hat  einerseits  die  gegenwärtige 
Lage  der  Japanischen  Landwirthe  so  beschrieben,  als  ob  man  dieselbe  au  Ort 
und  Stelle  mit  eigenen  Augen  sieht  und  andererseits  in  neuen  wichtigen  Rich- 
tungen den  Rettungsweg  gezeigt Qrossartige  Pläne  und  Durchführung 

derselben  an  trefflichen  Beispielen  bis  ins  Kleinste  Detail  bei  klarem  verständigen 
Ermessen  der  Schwierigkeiten  der  praktischen  Ausführung,  — solch  ein  Werk 
findet  man  nicht  leicht  anderswo.  Dass  wir  es  dem  Publikum  empfehlen,  hat 
seinen  guten  Grund“. 
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Denn  es  fehlt  noch  viel,  dass  dos  Menschengeschlecht  cur  höchsten  Voll- 
endung aufgewachsen  sein  sollte. 

Leopold  von  Ranke. 

Sämmtliche  Werke,  Bd.  XXIV,  Seite  2BS. 

Ueber  die  Verwandtschaft  und  den  Unterschied  der  Historie  und  Politik 

Bei  der  Politik,  wio  bei  aller  Thatigkeit  kommt  es  doch 
immer  darauf  an,  die  wahren  Interessen  des  Unterthanen  ins  Auge  zu 
fassen,  sie  mit  Sorgfalt  und  gesundem  Sinne  zu  verwalten. 

Das  Gewohnte  mag  auf  die  gewohnte  Weise  gethan  werden. 
Um  das  Xeue  zu  Stunde  zu  bringen,  wird  man  vou  dem  Hcrrknunnliclien  ru 
abstrahiren  nnd  gauz  allein  die  Förderung  der  Dinge,  die  innere  Xoth- 
weudigkeit  der  Aufgabe  ins  Auge  zu  fassen  haben.  Unmittelbarergeben  sieh 
dann  dem  wohlgeordneten,  lebendig  denkenden  Geiste  seine  eigenen  Gesichts- 
punkte, die  ihm  kein  Kathgeber  mittheilen,  dio  ihm  keine  anderwärts  ge- 
fundene Form  entbehrlich  machen  konnte:  — hat  ersieh  erst  mit  dem  Innern, 
dein  Wesen  der  Sache  befreundet,  so  entspringen  ihm  die  Formen  mit  Xoth- 
wendigkeit  nud  ganz  vou  selbst. 

Leopold  von  Ranke. 

Sämmtliche  Werke,  Bd.  XL11,  Seite  'M7. 

Zur  Vctietianischen  Geschichte. 

Um  mit  einer  selbstverständlichen  Bemerkung  zn  beginnen: 

. . . . Neben  die  eigentlich  arkerbauliche  Thätigkeit  des  Landinanns,  durch 
welche  er  dem  Boden  die  Früchte  abringt,  tritt  als  meistbestimmend  fnr  söine 
wirtschaftliche  Lage  die  Art  auf,  wie  er  sein  Geldwesen  einrichtet. 

Die  Einrichtung  seines  Geldwesens  hängt  aber  nur  zn  einem  Theilc  von 
ihm  selber  nb,  zum  grösseren  Theilc  von  den  öffentlichen  oder  privaten  Ein- 
richtungen, welche  er  vorfiudet.  Ich  will  hier  nur  fttuf  neunen:  Sich  gegen 
Einkommens-  oder  Kapitalverluste  durch  Versicherung  schützen  (1)  kann  er  nur. 
wo  und  insoweit  sich  ihm  Versicherungsgclegenheit  bietet.  — Zinstragendes 
Keservekapitnl  sicher  nnd  bequem  bereit  liabeu,  welches  ihm  gestattet  zu  des 
ihm  günstigsten  Zeitpunkten  seine  Erzeugnisse  zu  Verkäufern  und  unter  Je» 
günstigsten  Bedingungen  seine  Anschaffungen  zu  bewerkstelligen  |2),  kaue  a 
nur  da,  wo  ihm  Sparkassen,  Depositenbanken  oder  die  Einrichtungen  für  den 
Verkehr  in  Werthpapieren  (z.  B.  die  postale  Besorgung  des  An-  uml  Verkaufes 
der  Werthpapiere)  dieses  erleichtern.  — Kostspieligere  Erweiterungen  und  Ver- 
besserungen seines  Betriebes,  Erhöhnng  seiues  Betrieb-kapitales  kann  er  nur 
dann  mit  Sicherheit  vornehmen  (3),  wenn  sich  ihm  ein  den  Bedürfnissen  der 
Laudwirthschaft  angemessener  Kredit  mit  Ratcntilgung,  Unkundbarkeit  und 
billiger  Verzinsung  bietet.  — Die  öffentlichen  Abgaben,  welche  ihm  einen  Theil 
seines  Geldeinkommens  allfordern,  werden  ihm  in  der  liege!  nur  dann  neben 
Rechtssicherheit  und  Erfüllung  seiner  religiösen  und  Bildungs-Bedürfnisse  in 
reichlichem  Ausmaasse  die  ihm  so  wichtigen  Transporterleichterungen  (Wege, 
Brücken,  Kanäle,  Flussregulirungen,  Secnndftrbahnen,  etc.  etc.)  zu  schaffen  ver- 
mögen (4),  wenn  das  öffentliche  Einkommen  strenge  nur  zu  laufenden  Aus- 
gaben der  Sellistverwaltnngskörper  verwendet  wird,  zur  Herstellung  fester  anch 
der  fernen  Zukunft  dienender  Verkehrsanlageu  aber,  insoweit  sie  vou  den 
Selbstverwaltungskörpern  herznstellcn  sind,  von  diesen  Anleihen  gemacht  werden, 
deren  Verzinsung  und  Tilgung  dann  unter  ihre  regelmässigen  laufenden  Aus- 
gaben gehört.  — Indem  die  Gestaltung  der  Preise  sowohl  der  Erzeugnisse,  als 
auch  der  Kupitalleihe  von  der  Regulirung  des  Geldumlaufes  zn  einem  grossen 
'Hielte  mitabkängt,  wird  die  Regulirung  des  Geldumlaufes  ein  Interesse  der 
Laudwirthschaft  (5).  — — So  hängt  das  Geldwesen  des  einzelnen  Landwirthes, 
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für  ihn  als  Einzelnen  unabänderlich,  von  der  Einrichtung  des  Geldwesens  seines 
Landes  ab. 

Das  Geldwesen  aller  Länder  der  Erde,  ohne  Ausnahme,  Ist  jetzt  einseitig 
zum  Vortheil  der  Industrie  und  des  Handels  geordnet:  dem  Industriellen  und 
dem  Kaufmann  erleichtern  Depositenbanken,  Industrie-  und  Handelsbanken, 
Lombardbaukeu,  Escomptebauken,  Lagerhäuser  mit  Warrants,  Gewerbebanken, 
städtische  Sparkassen,  Credit-  und  Vorschussvereine  etc.  etc.  mit  ihren  mannig- 
fachen Geld-  und  Kredit-Verkehrscinrichtungeu  die  schnelle  Wiederflüssigmachung, 
sowie  die  Erhöhung  seines  Betriebskapitales,  erleichtern  ihm  Ausdehnung  und 
Verbesserung  seines  Betriebes.  Dem  Industriellen  und  dem  Kaufmann  in  erster 
Linie  kommen  die  Verkehrseinrichtungen  — Börse,  Telegraph,  Eisenbahn,  Dampf- 
schifffahrt — zu  Gute,  denn  Industrie  und  Handel  sind  freier  sich  die  Stätte 
ihres  Betriebes  an  den  Verkehrsplätzen  selber  zu  wählen,  als  der  Landwirth, 
deu  die  Lage  seines  Landgutes  in  der  Kegel  von  jener  Verkehrsbenutzung  mehr 
entfernt.  Dem  Industriellen  und  dem  Kaufmann  bietet  sich  Versicherungsge- 
legenheit in  ausgiebigem  Hausse  für  ihre  Waaren  und  Schiffe  gegen  die  ihnen 
drohenden  Gefahren  der  llnwetterschädigung  auf  Binnen-  und  Seetransport. 

Die  Landwirtschaft  ist  in  allen  Ländern  der  Erde  ohne  Ausnahme  gegen- 
über Industrie  und  Handel  in  der  Ordnung  des  Geldwesens  benachteiligt.  Das 
ist  kein  Vorwurf;  denn  es  ist  der  natürliche  Gang  der  Wirtschaftsgeschichte, 
dass  sich  die  Verkehrseinrichtungen  zuerst  an  den  Verkehrsmittelpunkten,  den 
Städten  entwickeln.  Aber  es  ist  eine  Mahnung,  dass  Staat  und  Gesellschaft, 
öffentliche  und  Privatbestrehungen  das  Ihrige  dazu  beitragen  mögen  die  zurück- 
gebliebene Entwicklung  der  dem  Landwirte  dienenden  Geldverkehrseinrichtungen 
zu  beschleunigen. 

Nicht  das  ganze  Gebiet  der  Landwirthschaft  fördersamen  Gcldverkehrs- 
einrichtuugen  beabsichtigte  ich  in  der  vorliegenden  Untersuchung  zu  behandeln. 
Unberücksichtigt  liess  ich  z.  B.  die  Organisation  des  landwirthschaftliccn  Be- 
triebskredites — also  den  .Credit  agricole“  in  Französischem  Sinne  im  Gegen- 
satz zu  .Credit'  foncier“,  unberücksichtigt  also  in  Deutschland  die  Raiff- 
eisenschen  Darlehenskassen  und  anderes  derartiges,  — unberücksichtigt  auch  die 
Organisation  des  Zahlungswesens,  — also  u.  A.  Postanweisungen  Postnachnahme-, 
Postpacket-,  Postversicherungs-Verkehr,  postalen  An-  und  Verkauf  von  Werth- 
papieren. — Nur  eine  Gruppe  von  der  Landwirthschaft  fördersamen  Geldver- 
kehrseinrichtungen. welche  mit  einander  ein  geschlossenes  System  bilden  könnten, 
und  meines  Erachtens  bilden  sollten,  habe  ich  der  Betrachtung  unterzogen,  weil 
sie  von  ganz  principalem  Interesse  für  das  gleichmässige  Gedeihen  der  Lnnd- 
wirthe  sind:  die  Einrichtungen  der  landwirtschaftlichen  Versicherung,  des  bäuer- 
lichen Sparens  und  des  agrarischen  Hypothekarkredites. 

Hierbei  zeigte  nun  die  Untersuchung,  dass  alle  drei  mit  Vortheil  weit 
Uber  das  bisher  übliche  Uaass  organisatorisch  ausgedehnt  werden  könnten.  Den 
Waaren  des  Kaufmanns  auf  dem  Meere  wird  Schutz  gegen  Unwetterschäden  ge- 
währt, den  Früchten  des  Landmanns  auf  dem  Felde  bleibt  derselbe,  — von  der 
ganz  unzureichenden  Hagelversicherung  abgesehen,  — versagt,  versagt  bei  Sturm 
und  Wolkenbruch,  Frost  und  Ueberschwemmung,  Insektenfrass  und  Pflanzen- 
krankheiten! Der  Städter  und  der  Bewohner  grösserer  Orte  hat  die  Sparkasse 
vor  der  Thür;  der  Landmann  hat  sie  stundenweit,  meilenweit  aufzusuchen;  es 
gilt  auch  ihm  sie  in  jedem  Dorfe  zugänglich  zu  machen.  In  allen  civilisirten 
Ländern  giebt  es  ein  Hypothekenrecht,  aber  in  allen  ist  auch  durch  die  that- 
sächlich  vorhandenen  Bankeiurichtungen  der  Stadtbesitz  vor  dem  Landbesitz  und 
innerhalb  des  Landbesitzes  der  Grossgrundbesitz  vor  dem  bäuerlichen  Kleinbesitz 
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bei  der  Benutzung  des  Hypothekarkredites  bevorzugt.  Ueberall  wird  das  Geld 
den  Verkehrsmittel  punkten  sowohl  durch  die  dort  vollkommeneren  Geldverkehrs- 
einrichtungen  als  auch  durch  den  Umstand,  dass  sie  die  Vergnügung*-  und 
Luxusplätze  der  Umwohner  des  Landes,  deren  Lieferanten  und  deren  Waarenauf- 
känfer  sind,  in  grosserem  Masse  z.n-  als  abgeführt  Vermehrt  wird  dieser  Uebel- 
stand  noch  dadurch,  dass  gerade  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  in  Folge  der 
modernen  Frachtverkehrsentwicklung  eine  Verschiebung  zuungunsten  derLaud- 
wirthschnft  stattgefunden  hat:  Früher  wenn  die  Landwirthe  schlechte  Ernten 
hatten,  konnten  sie  sich  an  theneren  Preisen  erholen,  gegenwärtig  sind  die 
Transportmittel  und  der  Getreidehandel  überall  so  ausgebildct,  dass  die  Städte 
der  Landwirthschaft  nie  theuere  Preise  zu  bewilligen  brauchen,  sie  kaufen  den 
Lehensbedarf  nuu  stets  billig  ein;  in  güten  Jahren  bei  der  Landwirthschaft  des 
eigenen  Landes,  in  schlechten  bei  der  eines  fremden  Landes  I>ie  natürliche 
Folge  in  allen  Ländern  ist  Anfblünun  der  Städte,  Zurückbleiben  der  Landwirth- 
schaft. Es  gilt  Einrichtungen  zu  IretTeu,  welche  den  befruchtenden  Kapital- 
strom zurück,  der  Landwirthschaft  zulciteu  und  diu  Schwankungen  in  ihrem 
jährlichen  Geldeinkommen  vermindern 

Nicht  nm  eine  Schädigung  der  Städte,  sondern  nm  eine  ebenmässige  För- 
derung der  Landwirthschaft  hnudelt  cs  sich.  Und  von  dem  erhöhten  Gedeihen 
der  Landwirthe  dürfen  die  Städte  selbst  wieder  Erhöhung  ihres  eigenen  Wohl- 
standes erwarten,  ist  doch  das  umliegende  Land  der  sicherste  Käufer  der  von 
den  Städten  angeboteuen  Handelswaaren.  Je  kaufkräftiger  der  Käufer,  desto 
mehr  kauft  er,  desto  besser  zahlt  er,  desto  schneller  nnd  sicherer  zahlt  er 
Erhöhung  des  Gedeihens  der  Landwirthschaft  heisst  daher  unbestritten  Erhöhung 
des  Gedeihens  des  Volksganzen  Ein  grosser  Theil  der  Handels-  und  Industrie- 
krisen nimmt  seinen  Ursprung  in  der  wechselnden  Kaufkraft  der  Landwirthe,  — 
derer  des  eigenen  Landes  oder  noch  derer  der  Länder,  nach  welcher  die  Haupt- 
ansfuhr  der  Imlustricarlikel  gerichtet  ist. 

Das  allgemeine  Problem  der  rationellen  Organisation  jeder  Volkswirtschaft 
hinsichtlich  der  den  Laudwirthen  gewidmeten  Einrichtungen  der  Versicherung 
der  Kapitalausammlung  und  des  Hypothekenkreclitcs  war  es,  welches  sich  mir 
aus  der  mir  für  Japan  insbesondere  gestellten  Aufgabe  erhob. 

Es  ist  wahr,  ich  habe  nur  Japan  ausführlich  dafür  behandelt,  hin  von 
seinen  bestimmten  Bedürfnissen,  Verhältnissen  und  Bedingungen  ausgegangen. 
Jch  war  mir  aber  bewusst,  dass  sich  mir  in  dem  Japanischen  Problem,  in  der 
Aufgabe  Vorschläge  znr  Besserung  der  Lage  des  Japanischen  Landmannes  zu 
machen,  ein  Beispiel  eines  allgemeinen  Problems  hot.  Sollte  cs  mir  min  gelungen 
sein,  das  für  Japan  Vorgescblagene  nicht  nnr  ans  dessen  Sonderverhältnissen, 
sondern  allgcmeiuguitig  zu  begründen,  so  müsste  das  Buch  ein  über  Japan 
hinausgehendes  Interesse,  einen  auf  anderen  Ländern  übergreifenden  Nutzen, 
eine  allgemeinere  Wichtigkeit  für  die  Vertreter  der  Interessen  der  Landwirth- 
schaft besitzen. 

Das  Buch  hat  nunmehr  ein  Englisches  Gewand  anget.han  nm  in  einer 
grösseren  Zahl  von  Ländern  den  Staatsmännern  und  den  Volksvertretern,  den 
Fiuanzmännern  und  den  NntioualUkniunncu,  stillschweigend,  ohne  Nennung  des 
Namens  ihres  Landes  nnd  doch  eindringlich  die  Frage  vorzulegen,  ob  hei  ihnen 
in  Versicherung,  Sparwesen  und  Hypothekarkredit  alles  das  zur  Förderung  der 
Landwirthschaft  gethau  ist,  was  zu  ihrer  Förderung  getlian  sein  könnte. 

Der  Verfasser  hofft  durch  die  vorliegende  Schrift  zu  solcher  Untersuchung 
und  Erörterung  anzuregen. 
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Die  Collectiv-Yersichernna  der  Gebäude  in  Japan 

VoU 

P.  MAYET 

z.  7..  Ratgeber  im  „Okurasbo“  (Kaiserl.  Japanisches  Finanzministerium). 

Separatabdruck  aus  den  „Mitteilungen  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Natnr- 
nnd  Völkerkunde  Ostasiens“.  16.  Heft. 

Ilerlin,  E.  L.  Prager.  — Gr.  4°.  1878.  12  Seiten,  br.  M 1,50. 

DASSELBE,  in  Englischer  Uebersetzung.  gr.s»  ists.  33  pp.  br.  is.  cd. 
DASSELBE,  in  Japanischer  Uebersetzung  8".  1878.  47  Seiten,  m 1,50. 

" L'Eclio  da  Japon.  Journal  politique,  cominercial  ct  litteraire. 
Neuvicme  An  nee.  No.  2509.  Yokohama,  14.  Mai  1878. 

„Nous  commen<;ons  aujourd'hui  la  pnblication  d’nn  trarail  fort  iutöressaut, 
dft  a Mr.  P.  Mayct,  sur  un  projet  d'Assurance  mntuelle  generale  au  Japon  contre 
les  ineendies,  trembleiueuts  de  terre,  inondations  ct  autres  th-aux  qni  rendent 
ici  la  propriötö  si  incertainc  et  d’nne  valeur  si  alöatoire.  II  y a bl  une  idee 
excellente,  dont  l’application  bien  que  difficile  n’est  evidemment  pas  irrenlisable, 
et  il  serait  grandement  ä desirer  qu’elle  put  faire  son  cbemin  parmi.la  popula- 
tion  indigene,  ce  qui  nons  parait  d’äntant  moins  malaise  que  le  systime  d’asso- 
ciation,  de  Cooperation  et  par  const'qucnt  de  mutualitü  entre  tont-ü-fait  daus 
les  principes  des  Japonais  en  mutiere  d’operations  liuanciercs,  industrielles  011 
commerciales  qnelconqucs“. 

Augsbnrger  „Allgemeine  Zeitung.“  Zwei  Artikel:  „Die  Asse- 

curanz  in  Japan“,  24.  n.  25.  Dec.  1879. 

„Die  Broschüre  enthält  nichts  weniger  als  den  Vorschlag  zur  Errichtung 
einer  staatlichen  Zwangsversichernngsanstalt,  um  sämmtlichc  im  japanischen 
lteiche  vorhaudenen  Gebäude  gegen  Elemeutarschäden  aller  Art  — speciell  ge- 
gen Zerstörung  durch  Brand,  Erdbeben,  Stürme,  Ceberschwemmungen  und  Krieg 
— zu  versichern.  Da  der  Vorschlag  von  so  kompetenter  Seite  ausgebt,  seine 
Durchführbarkeit  und  Nützlichkeit  überdiess  durch  ein  zum  Theil  überraschend 
reiches  statistischer  Material  ausreichend  begründet  wird,  so  ist  wohl  kaum  daran 
zu  zweifeln  dass  die  japanische  Regierung  bei  ihrem  Bestreben  sich  alle  Vortheile 
europäischer  Cnltur  möglichst  rasch  anzneignen,  den  Vorschlag  znr  Ausführung 
bringen  wird,  der  somit  als  Ausgangspunkt  für  die  Geschichte  der  Assekuranz  in 
jenem  fernen  Inselreich  zu  betrachten  sein  wird.  In  so  fern  gebührt  demselben 
unzweifelhaft  auch  bei  uns  eine  besondere  Beachtung,  zumal  die  statistischen 
Ermittelungen,  auf  welche  er  sich  gründet,  von  gauz  allgemeinem  Interesse  siud.  . . 

Dr.  Kühne“ 

Deutsche  Versicherung*- Presse.  Wirtschaftliche  Blätter 
zur  Förderuug  der  Assekuranz  Hrsg,  von  Oscar  Lemcke.  Berlin.  VIII.  Jhgg. 
SS.  129  u.  130.  Artikel:  „Japan  und  die  Assekuranz“. 

„Wir  haben  etwas  mehr  Raum,  als  eine  oberflächliche  Notizuahme  von 
der  beachtenswerten  literarischen  Erscheinung  erfordern  würde,  für  unsere  aus- 
führlichere Besprechuug  beansprucht,  da  sie  in  der  That  das  Interesse  des  Deut- 
schen Assureurs  aufs  Lebhafteste  anregt“. 
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DIE  JAPANISCHE  STAATSSCHULD. 

Zwei  Vorträge, 

gehalten  am  26.  Sept.  und  12.  Oct.  1878 

vor  der 

„Deutschen  Gesellschaft  für  Natur-  und  Völkerkunde  Ostasiens“ 

von 

P.  MAYET, 

7.  Z.  Okurasho  Komon  (Rathgeber  des  Kaiserlich  Japanischen  Finanz-Ministeriums). 
Separatabdruck  aus  deu  „Mitteilungen“  dieser  Gesellschaft.  — 1 7le»  Heft, 
lierlio.  K.  L.  l’rager.  — Gr.  4°.  1879.  43  Seiten,  br.  M 3. 

THE  SAME,  translated  and  published  at  the  „Japan  Mail'1 
Office,  Yokohama,  1879.  Gr.  4'*.  20  pp  br.  3 s. 

DASSELBE,  in  Japanischer  Uebersetzung  herausgegeben  von 
dem  Kaiserlich  Japanischen  Finanzministerium.  Tokyo  1880. 

8“.  187  Seiten,  br.  113. 


L'Krho  dn  Japon.  Edition  de  la  Malle.  Yokahama,  1 3 Juin  1870. 

.Le  dix-huitifcme  cahior  de  la  Deutsche  Gesellschaft  für  Xatur- 
nnd  Völkerkunde  Ostasiens  qui  vient  de  paraitre  contieut  deux  articles 
qui  meritent  une  attention  tonte  speciale.  Le  premier  est  unc  longue  6tude 
sur  la  dette  du  Japon  et  sur  les  linances  du  pays  en  general,  pur  Mr.  Mayet. 
(’e  travail,  tres  compliquc,  en  cc  sens  qu’il  ötablit  au  moyen  d'un  grand  nombre 
de  calcttls.  theories  et  raisonnements  l'etat  passü,  actnel  et  futur  de  la  dette 
du  Japon,  teud.  a demontrer  que  cette  dette  u’cst  pas  trop  lourde,  pour  les  res- 
sources  du  pays  et  que  par  nn  Systeme  financier,  ingenieusement  invente,  eile 
ponrrait  et  re  facilement  amortie  en  pen  de  temps  “ 

The  Japan  Herald.  Mail  Summary.  Yokohama,  28th  June  1879. 

„His  lecture  is  a valuahle  contribution  to  our  stock  of  iuformation  alwnt 
the  linances  of  the  Japanese  Empire.  The  figures  arc  liandled  with  the  saine 
nntiring  patience  and  thorough-goiug  minuteness,  of  which  the  author  had  al- 
rcady  given  proof  in  his  plan  for  a „Collective  Insurance  of  Buildings  in  Japan.“ 

Jahrbücher  für  Nationalökonomie  nnd  Statistik. 

Hrsgg.  v.  Prof.  Dr.  J.  Conrad.  Jena,  achtzehnter  Jabrg , 5.  Heft.  1880.  S.  418. 

„Der  Verfasser,  — ein  nach  Japan  berufener  deutscher  Gelehrter,  — gibt 
in  diesen  beiden  kleinen  Arbeiten  einen  interessanten  Einblick  in  verschiedene 
volkswirtschaftliche  Verhältnisse  des  der  modernen  Cultur  sich  immer  mehr 
erschliessenden  grossen  ostasiatischen  Reiches. 

In  den  die  Staatsschuld  behandelnden  Vorträgen  werden  die  ftir  die  Be- 
urteilung der  Staatsschuld  wichtigen  Fragen  erörtert.  Die  Resultate  dieser 
Erörterung  geben  uns  ein  erfreuliches  Bild  von  der  Finanzlage  des  Japanischen 
Reiches.  So  schuldet  Japan  nur  den  dreissigsten  Theil  seiner  Schuld  dem  Aus- 
lande . . Der  überwiegend  grösste  Theil  der  Schuld  ist  entstanden  durch  die 
grossen,  inneren  Reformen,  die  das  Japanische  Staatswesen  in  der  jüngsten  Zeit 
erfahren  hat,  so  durch  die  Ablösung  der  Dotationen  oder  Familienpensionen  der 
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Kriegerkaste  und  iles  hohen  Adels,  dnrch  die  Kosten  der  kriegerischen  Unter- 
nehmungen, die  durch  die  Aufstände  des  Adels,  gegen  die  neue  Ordnung  der 
Dinge  veranlasst  wurden.  Einen  schlagenden  Beweis  von  der  trefflichen  Finanz- 
verwaltung Japans  gibt  der  Umstand,  dass  höchst  bedeutende  Summen,  die  für 
den  Ansban  des  Reformwerkes  nothwendig  waren  — u.  a.  fttr  die  Schaffung 
einer  Landarmee  und  einer  Flotte,  die  Einrichtung  von  Posten  und  Telegraphen, 
die  Reform  der  Civilverwaltung,  die  EinfUbrnng  eines  nach  europäischem  Muster 
gebildeten  Schulwesens  — durch  die  laufenden  Einnahmen,  ohne  jede  Vermehrung 
der  Staatsschuld  gedeckt  worden  sind.  Bei  Erörterung  der  Frage  der  Schulden- 
tilgung weist  Mayet  nach,  dass  die  gesummte  Staatsschuld  bis  Mitte  September 
1905,  also  in  2ib,  Jahren  vollständig  getilgt  sein  wird  und  zwar  ohne  Steuer- 
erhöhnng,  ohne  Aufwendung  des  Reservefondskapitals  und  ohne  Beschränkung 
der  bisherigen  Mittel  für  ausserordentliche  Ausgaben.“  „N.“ 


Von  Prof.  Dr.  P.  Mayet  erschienen  in  Japanischer  Sprache  und  sind  durch  mich 

zu  beziehen. 

NIHON  KAINAN  KIUJO  HO.  (Oie  Rettung  der  Schiff- 
brüchigen an  den  Küsten  Japans).  l'ebers.  von  D Aoyama,  T Salto 

und  J.  Watanabe,  mit  Vorreden  der  Herren  Vicomte  B.  Enomotto.  Viceadmiral, 
Vicomte  J.  Nomura,  K.  Jap.  Gesandten  zu  Paris  und  Marquis  N.  Nabeshlma 
155  Seiten,  2 Tabellen  und  1 Wrack-Karte  für  die  Schiffbruche  von  10  Jahren. 
Tokyo,  Mai  1891.  — Preis:  1 Mark 

SAJGAJ  KJUSEJ  RON.  (Oie  wirtschaftliche  Bekämpfung 

des  Unglücks).  Geschrieben  nach  dem  grossen  die  beiden  Japanischen  Pro- 
vinzen Aichi  und  Gifu  verwüstenden  Erdbeben  des  28.  Oct.  1891. 

l'ebersetzt  von  D.  Aoyama 

82  Seiten.  — Tokyo,  December  1891.  — Preis:  60  Pfg. 

KIOIKUKA  HIKE.  EKITEIKYOKU  GAKKO  CHOKIN  HO. 

(Die  Post-Schul-Sparkasse).  Urbersetzt  von  N.  Omura.  In  der  Serie 
der  .Pädagogischen  Handbücher“  herausgegeben  von  Dai  Nippon  Kyoikn  Kwai 
(„Pädagogische  Gesellschaft  Japans“.) 

Tokyo,  1886.  Gr.  8°.  800  Seiten.  Geb  8 Mark. 

Die  „Japan  Daily  Mall“  (Yokohama)  schloss  ihren  Leitartikel  vom 
21.  Juli  1886  über  „School  Savings  Banks“  mit  folgenden  Worten: 

„Such  is  the  System  in  outline:  an  incomparably  easier  and  less  laborious 
System  than  that  pursued  in  any  European  conntry.  Mr.  Mayet’s  book  con- 
tains  every  detail  reguired  for  putting  the  scheme  into  Operation,  with  'rules  and 
directions  for  every  possible  contingency.  We  believe  that,  if  Japon  adopts  tbis 
plan,  she  will  stand  at  the  head  of  all  cuuntries  in  the  matter  of  School  Savings 
Banks,  and  will  very  probably  have  the  pleasure  of  secing  her  methods  imitated 
in  the  West.“ 
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Japanische  Bevölkerungsstatistik 

Historisch,  mit  Hinblick  auf  China,  und  kritisch  betrachtet 

von 

P.  MAYET. 

Vortrag  gehalten  am  20.vDecember  1882 

vor  iler 

„Deutschen  Gesellschaft  für  Natur-  und  Völkerkunde  Ostasiens.'' 

Scparatabdrunk  aus  dem  :t (><>•"  lieft  der  _ M i t t.hf i t im^cu “ dieser  Gesellschaft 
Gr.  4°.  1888.  20  Seiteu  br.  M 1,50. 


Zeitschrift  den  Königlich  Prcnasisrhen  StntUtinrlien 
Bnreana.  1889.  Heft  I.  SS  75  und  76 

„ . . . Professor  Mayet  bat  sieb  durch  die  Veröffentlichung  seines  mit 
grossem  Fleisse  aus  vielen,  wenig  bekannten  und  schwer  zugänglichen  Quellen 
zusammengestelltoit  Vortrages  ein  Verdienst  um  uusere  Kenutniss  der  bevWke- 
rniigsstutistischen  Verhältnisse  der  beiden  grossen  Stauten  Ostasicus  erworben. 
Seine  Angaben  weicheu  in  einigen  Punkten  von  denen  ab,  welche  Maurice  Block 
im  Trnilc  de  stntistigue  (auch  in  der  deutschen  Ueliersetzung  durch  von  Scheel) 
Uber  die  ältesten  Zählungen  in  China,  sowie  Wells  Williams  in  The  middle 
Kingdom  uud  Freiherr  von  Richthafen  in  einem  Aufsätze  über  die  Bcvülkenmgs- 
zahl  Chinas  in  den  Verhandlungen  der  Gesellschaft  für  Erdkuude  zu  Berlin, 
Baud  II  Nr.  I,  mitgetheilt  haben,  erscheinen  jedoch  kritisch  begründet.  Von 
besonderem  Interesse  dürfte  die  vom  Verfasser  auf  S.  259  bis  260  gegebene 
F.rklürung  für  die  auffallend  niedrige  Geburtsziffer  der  japanischen  Bevölkerung 
sein,  welche  nach  dieser  Richtung  sogar  hinter  dem  französischen  Volke  zuriift- 
steüt.“  „A.  Frhr.  v.  Fircks.“ 

Leipziger  Zeitong.  Wissenschaftliche  Beilage.  25  Apr  1889. 

„In  die  zwanzig  Folioseiten  dieser  Broschüre  ist  ein  bedeutendes  historisch- 
kritisches  Material  zur  Bevölkerungsstatistik  Japans  zusammengedrängt,  welches 
Respect  vor  der  volkswirtschaftlichen  Kenntniss  des  Verfassers  von  japanischen 
Verhältnissen  abnölhigt.  Dennoch  ist  damit  der  Werth  des  Heftes  nicht  er- 
schöpft. Auch  der  Historiker,  specicll  der  Historiker  Ostasiens  kann  ans  ihm 
mancherlei  lernen,  und  der  Nationalökonom,  seihst  wenn  ihn  das  fcrnliegende 
luseireich  des  Mikado  nicht  besonders  interessirt,  wird  ans  dieseu  kritisch  fest- 
gesetzten statistischen  Thatsachen  vergleichend  manchen  Nutzen  ziehen  können. 
Und  auch  allgemein  Interessirendes  findet  sich  genug  . . . Von  hohem  Interesse 
sind  die  eingehenden  Erörterungen  historischer  und  kritischer  Art  Uber  Alles, 
was  mit  der  Bevülkerungsfrage  Japans  znsaminenhängt.  Darunter  befinden  sich, 
vorzüglich  in  dem  Abschnitte  über  die  verhältnissmässig  geringe  Zunahme  der 
japanischen  Bevölkerung,  welche  der  Verfasser  hauptsächlich  mit  der  3—  Cjähri- 
gen  Lactationsperiode  der  japanischen  Mütter  erklärt,  Bemerkungen,  welche  an- 
gesichts der  bei  nns  steigend  aktuell  werdenden  Uebervölkerungsfrage  nicht 
allein  von  Interesse,  sondern  auch  von  hohem  Werthe  sind.“ 

.0.  J.  Bierbnnm.“ 
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Die  Japanische 

Geld-  und  Effecten-Börse. 

Von 

P.  MAYET. 

Sonderabdrnck  aus  dem  dein  XLI  Heft  der  „Mittheilungen  der  Deutschen 
Gesellschaft  für  Natur-  und  Völkerkunde  Ostasiens“, 
gr.  4°.  -1889.  9 Seiten.  M 1. 

The  Japan  l>aily  Hall.  (Yokohama).  Two  articles:  March  22 
and  April  24,  1889. 

„In  a paper  read  liefere  the  German  Asiatic  Society,  Herr  Mayet  gives 
ns  a very  iuteresting  account  of  the  Constitution  and  working  of  these  institutions. 
If  Euglish  folks  may  venture  to  criticize  German  literary  style  we  should  say 
that  it  is  always  a pleasure  to  read  Herr  Mayet.  His  style  is  clear  and  inci- 
sive,  and  one  is  seldoin  at  a loss  of  his  meauing.  As  to  the  cnnteuts  of  Herr 
Mayets  paper,  the  best  plan  will  be  to  give  a suminary  of  its  contents  and 
allow  our  readers  to  form  their  of  owu  opinion.“ 

„ . . . . It  is  shown  iu  the  essay  that  Japanese  finauciers  hare  an  oppor- 
tunity  of  grafting  upou  their  Exchanges  a valuable  improvoment  not  compatible 
with  the  Organization  of  similar  institutions  in  Europe  and  America.  Kmploying 
the  Japanese  System,  it  would  be  easy  to  add  greatly  to  the  completeness  and 
value  of  tbe  intelligence  appearing  daily  in  the  commercial  press  by  giving  the 
quantities  of  stock  exchanged  as  well  as  the  rates.  Statistical  knowledge  as  to 
sncb  quantities  is  already  available  by  the  Japanese  System,  and  reqnires  only 
to  be  published,  where  as  uo  such  knowledge  is  procurable  in  Occidental  Systems. 
This  thoroughly  useful  and  practical  Suggestion  of  Herr  Mayet  deserves  atten- 
tion. It  is  possible  that  this  essay,  owing  to  its  brevity  and  unprulentions 
character,  inay  not  attract  the  notice  it  deserves.  Any  improvcinent  in  the 
Intelligence  Department  of  the  mercantile  world,  that  is  to  say,  any  improve- 
ment  in  our  knowledge  of  the  real  circnmstances  of  tbe  markets,  would  be  a 
boon  not  only  to  the  speculator  but  also  to  the  public  at  large.“ 

Btational-Zeltang.  (Berlin).  Erstes  Beiblatt.  9.  Juli  1892. 

„Iu  diesem  Augenblick,  da  die  „Börsenfrage“  im  Vordergruude  steht  und 
von  der  „Börsenenquetekommission“  behandelt  wird,  ist  jeder  Beitrag  willkommen, 
der  die  Bedeutung  der  Börse  darstellt  und  ihre  Nothwendigkeit  mit  der  Aus- 
breitung in  entferntere  Theile  der  Welt  beweist.  Das  vorerwähnte  Schriftchen 
ist  in  dieser  Beziehung  interessant,  aber  es  erweckt  auch  insofern  grosses  In- 
teresse, als  es  ein  Stück  Erwerbsleben  einer  Nation  vorfuhrt,  die  im  kulturellen 
Aufschwung  begriffen  ist.“ 
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ADAM  SMITH. 

Untersuchung  über  d.  Wesen  u.  die  Ursachen  d.  Volkswohlstandes. 

Deutsch  von  F.  8TOEPEL. 

4 H<le.  8.  1878.  1283  Seiten.  Iir.  M.  7.  Gebunden  in  2 eleg.  Halbfrauzbände  II.  9 


E.  PESHINE  SMITH 

HanOoch  der  politischen  0 e k o n o ui i e. 

Nach  dem  amerikanischen  Original  von  F.  STOEPEL. 

8.  1878.  XVI,  398  Seiten,  br.  M.  5;  geb.  in  eleg.  Hfzbd.  M.  6. 


H.  C.  CAREY. 

Die  Einheit  des  Gesetzes. 

nachgewiesen  in  den  Bez.  der  Natur-,  Social-,  Geistes-  und  Moral-Wiss 

Nach  dem  amerik  Original  von  F.  STOEPEL. 

8.  1878.  XX,  435  Seiten,  br.  II.  5;  geh.  in  eleg.  Hfzbd.  M.  6. 


T.  II.  Maltiius. 

Versuch  über  das  Bevüernn&s-Gesetz. 

Nach  der  7.  Ausgabe  des  englischen  Originals  übersetzt  von  F.  STOEPEL. 
8.  1879.  XVI,  8ßß  Seiten,  br.  M.  10;  geb.  in  eleg.  Hfzbd  M.  11,25. 


gntimdtclunfl  ber  Äefefce 

Des  m f n f dj  I i dj  c it  D c r h f Ij  r s 

imb  ber  bovnuö  fliejicnbeii  Regeln  für  ntcii|d)lid)fö  £aubdn 

oon 

i)mnann  t^rinririj  (8o(Tfn. 

9teu«  ?lu<tyobf.  8.  1889.  VIII,  278  ©fiten.  ^Jreiö  IN.  5. 

JOHN  LAW  und  sein  System. 

Ein  beitrag  zur  Finanz-  und  Münzgeschichte 
von 

S.  ALEXI. 

8.  1885.  VII,  67  SS.  m.  2 Tfln.  Abb.  u.  3 Tabb  br.  M.  5. 

Leopold  von  Ranke 

Lichtstrahlen  aas  seinen  Werten 

Gesammelt  und  mit  eiuem  Lebensabriss 
herausgegeben  von  Arthur  Winekler. 

XXXII,  176  SS.  kl.  8.  1885.  eleg.  br.  M.  3;  geb.  M.  4 

Dreissig  Expi.  auf  Büttenpapier,  auf  der  Presse  numerirt  und  in  Pergaraent- 
umschlag  A M.  10. 
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Wirtschaftliche  Weltlage 

Börse  und  Geldmarkt. 

Von 

Julius  Basch, 

Redakteur  der  Kationalzeitung. 

Kl.  8.  1892.  67  Seiten.  Eleg.  broscbirt.  Preis  M.  1. — . 


Materialien 

zu  einer  Geschichte  der 

Östexreiclxisclxen.  Staatssclx-u.ld.en. 

vor  dem  18.  Jahrbnndert. 

Von 

Otto  Thorsch,  Dr.  phil. 
gr.  8.  1891.  IV,  117  Seiten.  Preis  M.  3.—. 


DIE  DEUTSCHE  HANSA  IN  RUSSLAND 

von  ARTHUR  WTNCKLER. 

Herausgegehen  mit  Unterstützung  des  Vereins  für  Hansische  Geschichte. 
8.  1886.  VI,  153  Seiten.  Eleg.  br.  Preis  M.  4. 


Die 

VOLKSWIRTSCHAFTSLEHRE 

des 

CORPUS  JURIS  CIVILIS 

Von 

Paul  Oertmann,  Dr.  iur.  et  phil. 

8.  1891.  VI,  154  Seilen.  Eleg.  br.  Preiä  11.4, — . 


Das 

Japanische  Geldwesen, 

Geschichtlich  und  kritisch  dargestellt 

von 

J.  T.  Kussaka. 

8.  1890.  VII,  100  Seiten.  Eleg.  br.  Preis  M.  2,80. 


Diodato  Lloy, 

Professor  der  Xational-Oekonomie  an  der  Universität  zu  Neapel. 


Die  Philosophie  des  Rechts.  j=- 

Nach  der  2.  And.  des  Orig,  mit  Genehmigung  des  Verfassers  übersetzt  von 
Dr.  II.  di  Martino. 

gr.  8.  VIII,  522  Seiten.  1885.  br.  II.  10,  eleg.  Halbfranzband  M.  12. 
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Oeuvre*  de  Cabet. 

Colonie  Icarlenne  aux  Efats-Unls.  Sa  Constitution,  aea  loia,  aa  altuatian  materielle 

et  morale  aprOs  lc  lr  semestrc  de  1855.  8.  1856.  240  pages  prix  M 1,50. 

Le  democrate  devenu  communiate  malgre  lui.  16  1847.  31  pages.  prix  M I. 

La  Femme,  son  malheuraux  aort  dana  la  aoolete  actuella,  aon  bonheur  dans  la 

commiuiautc.  16.  1848.  31  puges.  prix  51  1. 

L'ouvrier,  aea  miseres  actuellea.  leur  cauae  et  leur  remede.  16.  1848.  48 
puges.  prix  M 1. 


michel  Chevalier. 

Des  interets  materiels  en  France.  558  pages  avec  une  carte.  8.  1843.  prix  H 1. 
La  liberte  aux  Etata-Uala.  56  puges.  8.  1849.  prix  M 0,60. 

J.  I.e  Rousseau. 

De  l’organi8ation  de  la  democratie.  XII,  480  puges.  gr.  8 prix  M 3. 

P.  Lcroox. 

Le  carroase  de  M.  Aguado.  Fragment.  141  pages.  8.  1848.  prix  51  1. 

D'une  religion  nationale  ou  du  culte.  XVIII,  144  pages.  8.  1846.  prix  51  1,50. 

Hably. 

Theories  sociales  et  politiques  avec  une  introduction  par  P.  Rochery.  XXXVI. 
248  pages  8.  1849.  prix  M 1,80. 

Organisation 

Communale  et  centrale  de  la  rapublique.  Gouvernement  direcL  IV,  421  puges. 
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